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Dritter Band, 


Bon der 70. Situng am 18. März 1901 bis zur 96. Sisung (Vertagung) am 15. Mai 1901. 
Bon Seite 1953 bis 2756. 
(Beridtigungen Seite VIII.) 


Hierzu: 
Vorlänfiges Gejammtregifter. 


(Das Gefammtregiiter ericheint nach Schluß der Seſſion am Ende des Tehten Bandes; das Verzeihnif der Mitglieder bes 
Bundesratbs und des Neichstags befindet ſich — ala Nr. 1 der Anlagen — am Anfang des erſten Anlagebandes.) 


*) Die Vorlagen ber verbünteten Menierungen, die Kommiſſionsberichte ıc. find in den Anlagebänten der Stenograpbifchen Rerichte 
abgebrudt, welde im Verlage von Julius Sittenfeld in Berlin W. 66, Mauerftrahe Pr. 44, erfcheinen. Das Poft-Abonement auf 
diefe Anlagen tft befonders zu beftellen. 











Berlin, 1901. 


Drud und Verlag ber Norbbeutihen Buchdruderei und Verlags-Anftalt. 
Berlin SW., Wilhelmitraße Nr. 32. 


Inhallsverzeichniß. 


Siebzigfte Sitzung 
am Montag den 18. März 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen . - . . 1953, 

Erjte Berathung der Rechnung ber Raiie der Ober⸗Rech⸗ 
nungskammer für das Etatsjahr — (Nr. 159 
ber Anlagen) » 

Seite Berathung bes Entwurfs. eines. Geſehes "ber 
treffend die Ausübung ber freimilligen Gerichts: 
barkeit und die Leiftung von Rechtshilfe im Heere 
(Nr. 89, 191 der Anlagen). - 

& 1, Erweiterung der Zuftändigfeit im n Felde 

88 2, 3, 4 (ohne Debatte) . . 

5 5, Befapung eines in Dienft geitellten 
Schiffs der Kaiſerlichen naeh - Häfen 
ber Schuggebiete . — 

88 6, 7, 8 (ohne Debatte). . 

Zweite Berathung des Entwurfs eines Unfalfürforge: 
gejeßes für Beamte und für Perfonen des Soldaten: 
ftandes (Nr. 176 der Anlagen). . . . 

Wird von der Tagesordnung abgefegt — 

MWahlprüfung auf Grund eines Berichts der Wahl: 
prüfungsfommilfton — v. Gersdorff, 3. ge 
Wahlkreis (Nr. 182 der Anlagen) . 

Berathung von Berichten ber Petitionsfommiffion: 

a) Zweiter Bericht, betreffend die Negelung bes 
— mit Konſerven (Nr. 143 ber An- 
agen) . Be ler Deren asp he Fin 

b) Dritter Bericht, betreffend andermweite Feſt⸗ 
fegung eines Ruhegehalts ꝛc. (Nr. 144 ber 
Anlagen) » 2 2 2 2 0 00 

c) Vierter Bericht, betreffend ben Erlaß eines 
Sefeges zur Sicherung ber Bauforberungen 
(Nr. 145 ber Anlagen) . 

d) Fünfter Bericht, betreffend "die Ausführung 
von Privataufträgen durch die Militär— 
Beichlagichmiebe (Nr. 146 der Anlagen). . 

e) Mündlicher Bericht, betreffend Einftellung "des 
Vertriebs von Anfichtspojtlarten ꝛe. in bem 
Marfenverkaufsftande des Poftamts I in 
Kaſſel (Nr. 162 der Anlagen) . r 

Wird von der Tagesordnung abgefegt 

f) Sedjiter Bericht, betreffend Gewährung von 

Inoalibenunterftügung an einen ehemaligen 

Trainfoldaten (Nr. 163 ber Anlagen) . . 

Siebenter Bericht, betreffend bie Abänderung 
verschiedener Beitimmungen der Gewerbe: 
ordnung über das Detailreifen (Nr. 164 der 

Anlagen) . . 

h) Yhter Bericht wegen "Einführung des Gym: 
nafialreifezeugnifies als Worbedingung bes 
rege Studiums (Mr. 165 ber Ans 
agen) . 

i) Mündlicher Bericht, betreffenb Aufhebung” ber 
Verordnung über den Betrieb von Bädereien 
und Abänderung der Gewerbeorbnung (Bwangs- 
innungen) — (Nr. 177 ber Anlagen) . . 

k) Neunter Bericht, betreffend Abänderung bes 
Geſetzes über ben Verkehr mit Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und RER 
ftänden (Nr. 178 der Anlagen) . . . 


8) 


1957 


1958 


1965 


1966 


I) Zehnter Bericht, betreffend Einführung ber 
Strafe der förperlihen Züchtigung (Nr. 179 
ber Anlagen) . - 

m) Elfter Bericht, betreffenb Anftelung eines 
Baufchreibers als Sarnifonbaufchreiber (Nr. 180 
ber Anlagen) . - 

| Feftfiellung ber Tagesorbnung für die nächfte Sipung: 





Einundfiebzigite Sitzung 
am Dienstag ben 19. März 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen . . 2. 1981, 

Dritte Berathung des Entwurfs eines Sefepes, betreffend 
bie Feltitellung des Reichshaushalts-Etats für das 
Redynungsjahr 1901, — in Verbindung mit der 
dritten Berathung der Entwürfe 

a) eines Gefepes, betreffend die Feſtſtellung des 
Haushalts-Etats für die Schußgebiete — das 
Rechnungsjahr 1901, 

b) eines Geſetzes wegen Verwendung überſchũſſiger 
Reichseinnahmen aus dem Rechnungsjahr 1901 
zur Schuldentilgung 

(Nr. 52, 53, 54, 198 ber —— 
Generaldiskuſſion . A 
Neichstag - 

Reichskanzler und Reichslanglei 
Auswärtiges Amt: 
Staatsjefretär, bezw. auswärtige — 
im allgemeinen 
Errichtung von Hanbelstammern im Aus: 
land — Reſolution Münch-Ferber: 
Kolonialverwaltung — Hausiflaverei . 
Haushalts:Etat für die Schußgebiete . 
Neichsamt des Innern . . R 
NRefolution Schmidt (Elberfeld), Dr. 
Müller (Sagan), betreffend den Verkauf 
von Steinfohlen, — und Koals 
im Einzelverfeht . . 
Staatsfelretär, — Tuderbrief, Scheiter: 
haufenbrief x. . . 
Die Diskuflion wird abgebrochen 
und vertagt. - 
| Feitftellung der Tagesordnung für die nãchſie Sihung 








Zweiundſiebzigſte Sitzung 
am Mittwoch den 20. März 1901. 


Sefchäftliche Mittheilungen . 

Fortjegung ber dritten Berathung des Entwurfs eines 
Sefepes, betreffend die Feititellung bes Reichs— 
haushalts:Etats für das Nechnungsjahr 1901, 

in Berbindbung mit der 
britten Beralhung des Entwurfs eines Geſetzes 
wegen Verwendung überſchüſſiger Neichseinnahmen 
aus dem Nechnungsjahre 1901 zur Schulbentilgung 

(Nr. 52, 54, 198, Zu 198 der Anlagen): 
Neichsamt des Innern (Fortſetzung und 
Schluß): 

Staatsfefretär (Fortjegung und Schluß 
ber Diskuffion? — internationale 





Selte 


1967 


1979 
1979 


2012 


2013 


Reichotag. — SInhaltsverzeichniß. 


Getreibeftatiftif, Pariſer Weltaus⸗ 
ftellung, —“ — 
brief &.. . - 
Statiftifches Amt . 
Befundheitsamt 
Reichs: Verfiherungsamt . 
Verwaltung bes Reichöheeres . 
Preußen, Kriegsminifter — Heeres: 
verwaltung im allgemeinen . 
Militärkapellmeifter 
Remonten . 
Technische Inſtitute der Artillerie s 
Erjap: u. Verftärtungsbauten x. in Ulm: 
Verwaltung der Kaiferlihen Marine 


Feſtſtellung ber Tagesorbnung für die nächſie Sigung: 


Dreiundfiebzigfte Sitzung 
am Donnerstag den 21. März 1901. 


Schreiben bes Stellvertreters bes Reichskanzlers, bes 
treffend Mittheilung eines Berichts ber Wahl: 





Bierundfiebzigfte Sitzung 
am Dienstag ben 16. April 1901. 
2 Geſchäftliche Mittheilungen . . — u. 
Erſte Berathung des Entwurfs "eines Geſehes, 
treffend die Verſorgung der Kriegsinvaliden he 


a ber Kriegshinterbliebenen (Nr. 211 ber Anlagen): 
Teltftellung der Tagesorbnung für die nächſte Sigung: 

2042 Fünfundflebzigfte Sitzung 

2053 am Mittwoch), den 17. April 1901. 


2055 | Gelhäftliche Meittheilungen . . 
9059 | Schreiben des Stellvertreters bes Neichstanglers, be: 
2060 treffenb eine Perfonalveränberung im Bunbesrath: 


2064 | Schreiben bes. Reichslanzlers — Weberfendung von 


Nachträgen zur Spitematiihen Zufammenftellung 
ber Zolltarife bes In: und Auslands . . 
Zmeite Berathung des Entwurfs eines Geſehes, betr. 
das Urheberrecht an Werfen ber Literatur und 
der Tonfunft (Nr. 97, 214 der | 
$ 1, Schuß ber Urheber er 


prüfungsfommiffion an bie BP preußifche 
Negierung . : 

Gefcäftliche Mitteilung en — 

Fortſetzung und Schluß ber britten. Berathung "des 
Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Feititellung 
des Reichshaushalts-Etats für das Rechnungs: 
jahr 1901, 

in Verbindung mit ber 
dritten Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes 
wegen Verwendung überjchüffiger Neichseinnahmen 


2065 
2065 


2 bis 10 (ohne Debatte) . . ’ 
11, 27, Befugnifie bes Ürhebers — 
Urheberrecht an Bühnenwerken und Werken 
ber Tonkunſt — öffentliche — 


8 12, 13 (ohne Debatte) 
Die weitere Berathung wird vertagt . .» . 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte Sipung: 


Sechsundſiebzigſte Sitzung 
am Donnerstag, den 18. April 1901. 


aus dem Rechnungsjahre 1901 zur Schulden: 


(Nr. 52, 54, 198, Zu 198 ber TURN: 
Reichs: Fuftizvermaltung . . 
Neihsihagamt . . 
Uebermweifungen an bie Bunbesfianten 
Neichs:Eifenbahnamt . . . 
Reichsſchuld. 
Rechnungshof 
—— Penſionsfonds 
Reichs⸗Invalidenfonds 
Reichs⸗Poſt⸗ und Telegrapfenvermaltung 
Neichsbruderei . i A 
Verwaltung ber Eifenbahnen: 
Verwaltung im — 
Kohlenbedarf . » f 
Fölle und Verbrauchsfteuern. 
Reichsitempelabgaben . . . 
Zur Verminderung der Relchsſchulb 
Ausgaben aus a ber — na) 
Dftafien . ; 
Bankweſen . . 
Belonderer Beitrag von Elfaf;- Lothringen x. 
Aus ber Veräußerung von ehemaligen 
Feltungsgrunditüden . . » 2.» » 
Ueberfchüffe aus früheren Jahren . . 
Zum Ausgleich für die nicht allen Bundes: 
ftanten gemeinfamen Einnahmen 
Matrikularbeiträge. - - . 
Außerordentliche Dedungemittel 
Etatsgefeh . - i 
81 (ohne Debatte) er 
82, Flüffigmahung von Mitteln im 
Menge bes Arebitt. -. .» - 
3 bis 7 (ohne Debatte). . - 
Gela ammtabjtimmung über bas Stats: 
feß mit dem Etat . - 


Seftftellung WR Sucher deu für bie nächfte Sigung: 


Geſchãftliche Mittheilungen . . - . . 2178, 
Erfte Beratung der allgemeinen Rechnung über ben 
Neichshaushalt für das Etatsjahr 1897/98 


2066 (Nr. 185 der Anlagen) . . 
2081 | Exrfte Berathung ber endgiltigen Üeberficht der Einnahmen 
2082 und Musgaben bes oſtafrilaniſchen Schuggebiets für 
2082 das Nechnungsjahr 1898 (Nr. 229 der Anlagen): 
2087 | Verathung des Berichts der Reichs-Schuldenkommiſſion 
2087 vom 13. März 1901 (Nr. 231 der Anlagen) . 
2087 Wird der Rechnungskommiſſion überwieſen: 
2087 | Dritte Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes, be— 
2187 treffend bie Ausübung ber freiwilligen Gerichts— 
2096 barkeit und bie Zeiltung von Nechtshilfe im 
Heere (Nr. 89, 191 der Anlagen). . . 
2096 | Fortfegung ber zweiten Berathung bes Entwurfs eines Ge 
2098 fepes, betr. bas Urheberrecht an Werfen ber Literatur 
2100 und der Tonkunft (Nr. 97, 214 der Anlagen): 
2105 514 ausſchließliche Befugniſſe des — 
2105 $ 15 (ohne Debatte). . . . 
$ 16, Abdrud amtlicher Schriften . 
9105 N J (ohne Debatte). .. 
2105 & 18, Abbrud von Beitungsartifeln x. 
2108 & 18, Abdruck in Sammlungen x. 
$ 20, Wiedergabe von Dichtungen zc. in Ber: 
2108 bindung mit neuen Werfen der Tonfunft: 
2108 21 (ohne Debatte). . 
22, Vervielfältigung burch Mebertragung 
2108 auf Inſtrumente zur mechaniſchen Wieber- 
210 gabe von Muſikſtücken 


8 
2108 | Feltftellung der Tagesordnung für bie nächfte Sitzung 


— Siebenundſiebzigſte Sitnng 


am Freitag, den 19. April 1901. 

2108 | Gefchäftliche Deittheilungen . 
2117 | Fortfegung ber zweiten Berathung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend das Urheberreht an 
2117 Merken ber Literatur und der — (Nr. 97, 
2117 214 ber Anlagen) . . —— 


u* 


239601 


I 


Selts 


2139 


2120 
2139 


2141 
2141 


2141 


2142 
2144 
2142 


2156 
2171 
2171 
2171 


2209 


2174 


2174 


2174 
2174 


2174 


2174 
2174 
2178 
2178 
2179 
2179 
2187 


2195 
2196 


2196 
2209 


2211 


2211 


IV 





Reichstag. — Jnhallsverzeichniß. 





$ 23 (obne Debatte). . - 

24, Aenderungen in wiebergugebenben 

Merken . . 

88 25, 26, 28 bis 32 (ohne Debatte) . x 

8 33, Schußtzfriſt für öffentliche Aufführung 
von Bühnenmerlen und Tonwerlen . . 

8S 34 bis 38 (ohne Debatte) . 

S 39, Strafbeilimmung . 

5 39a — Anträge auf Befeitigung "bes 
fliegenden Gerichtsftandes für die Preffe: 

88 40 bis 54 (ohne Debatte) . . 

855, Schutz ber auslänbifchen Urheber: 

88 56 bis 59 (ohne Debatte). . 

S 60, 61, Stubbefiimmungen bezüglich 
der Scäupfrift . Far ne 

88 62, 63 (ohne Debatte) . Br I 


LI 


HE Uebergangsbeftimmung A F 
65 (ohne Debattee. 
Petitionen . 

Refolutionen, Gefchäftsorbnungsbebatte 


Vertagung . . 
Feftitellung der Tagesorbnung für die nächfte Sigung: 
Berufung von Abtheilungen zu Wahlprüfungen 


Adhtundfiebzigfte Sitzung 
am Eonnabend, den 20. April 1901. 


Sefchäftliche Mittheilun — 
Fortſezung und Schlu —— Berathun 
Entwurfs eines Hand treffend bas Ur * 
recht an Werken ber Literatur und ber Tons 
kunſt (Mr. 97, 214 ber Anlagen) — vun 
[utionen . . 
Abänderung ber Berner Uebereinfunft. -- 
Schup gegen Uebertragung auf Inftrus 
mente zur mechanifchen Wiedergabe von 
Muſilſtücken . » 
Abgabe für bie Neubernusgabe beym. Auf- 
führung gemeinfreier Were . . 
Neubearbeitung bes Gefepes über ben Schup 
bes Urheberrechts an Werfen ber bilben- 
ben Künfte, ber Whotographien gegen 
unbefugte Nachbildung, ſowie bes Urheber: 
rechts an Muftern und Mobellen . . . 
Befeitigung bes —— Gerichtsſtandes 
für bie Preſſe . 
Zweite Berathung des Entwurfs "eines Gefepes über 
das Verlagsrecht (Nr. 97, 215 ber Anlagen) . 
88 1 bis 15 (ohme Debatte) 
816, Werke in Abtheilungen ober Lieferungen: 
SS 17 bis 24 (ohne De Debatte) . .. R 
$ 25, Sreieremplare — Pflichteremplare 
26, 27 (ohne Debatte) . 
N 28, Webertragbarfeit ber Reihte is Wer 
legs . . 
SS 29 bis 37 (ohne Debatte) . n 
38, Verfahren im alle ber Ronkurseröff: 
nung über das Vermögen bes Verlegers: 
8 39 bis 45 (ohne Debatte) . 
S 46, Beiträge zu Sammelmerten ohne 
Namensnennung - A —F 
SS 47 bis 51 (ohne Debatte) . r 
8 514, Beſchränkung des Verlagsrechts an 
einem Bühnenwerk — Ausſchluß ber 
Befugniß zur öffentlichen — 
$ 52 (ohne Debatte) : 
Refolutionen 
Petitionen . 
Seitftellung ber Tagesordnung für bie nãchſie Sibung: 


J 


UN? 


Seite 
2212 


2212 
2216 


2216 
2228 
2228 


2228 
2237 
2237 
2238 


2238 
2233 
2238 
2239 
2239 
2239 
2239 
2240 
2240 


2242 


2271 








NReunundfichzigfte Sitzung 
am Montag, ben 22. April 1901. 


Gefchäftliche Mittheilungen . . 

Mittheilung, betreffend Ueberfenbung von Fünf: und 
Zweimarkdenkmünzen feitens bes age an 
an bie Reichstagstaile . Zr 

Erfte und zweite Berathung bes Zufagvertrages zu 
dem Auslieferungsvertrage zwiſchen dem Reich 
und Belgien vom 24. Dezember 1874 (Nr. 252 
ber Anlagen) F 

Erfte Berathung des Entwurfs eines Sübfioigfepes 
(Nr. 235 der Anlagen) . . 

Feltftellung der Tagesorbnung für bie nächfie Sikung: 


Achtzigſte Sipung 
am Dienstag, ben 23. April 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen . . . i 

Erfte Berathung des Entwurfs eines Sefepes, "bes 
treffend bie Nbänderung des Brannimeiniteuer- 
geieges vom 24. Juni 1887 bezw. 16. Juni 1895 
(Nr. 247 der Anlagen) . . 

Beielung ber Tagesorbnung für bie nächfte Sikung: 

Berufung der Abtheilungen zur Wahl einer Kommiffion: 


Einundachtzigſte Sitzung 
am Mittwoch, den 24. April 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen . j 

Dritte Berathung bes Zufagvertrages Au dem Aus: 
fieferungsvertrage zwiſchen dem Neid; und Belgien 
vom 24. Dezember 1874 (Nr. 252 ber Anlagen) 

Erfte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, be— 
treffend bie Uebernahme einer Garantie bes Neichs 
in Bezug auf eine Eifenbahn von Dar-es:Salam 
nad) Mrogoro (Nr. 230 der Anlagen) . - 

Beftftellung der Tagesordnung für die nächite Sigung: 


Zweiundachtzigſte Sitzung 
am Donnerstag, den 25. April 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen. .. 
Zweite Berathung des Entwurfs eines Selepes über 
die privaten a are (Nr. 5, 
442 der Anlagen) . - 
$1, Begriffsbeftimmung ber Verficherungs- 
unternehbmungen: 
88 2 bis 6 (ohne Debatte) . . 
87, —— der —— ‚sum oe 
fchäftsbetriebe . 
8 8 (ohne Debatte) . . 
8 9, allgemeine Verficherungsbedingungen 

10 (ohne Debatte) . . 

; 11, Geichäftsplan ber Lebensverficherungs: 
5 12 Die 20 Im — frage der Zillmerei . 
12 bis 20 (ohne Debatte) . . . 

21, Bemelfung der Mitglieberbeiträge 
und ber Zeiftungen ber — 
vereine auf Gegenfeitigfeit . . 

88 22 bis 28 (ohne Debatte). . 

8 29, Vorftand, Aufſichtsrath ꝛc. der Ber: 

fiherungsvereine auf Gegenſeitigkeit 

S 30 bis 52 (ohne Debatte) . . 

$ 53, Beitimmungen für Fleinere Vereine . 

y 54 bis 56 (ohne Debatte) . 

5 


——— AIPLTR 


57, Prämienrefervefonds . 
58 (ohne Debatte). - » 


2299 


2299 
2329 
2329 


2331 


2331 


2331 
2358 


2359 


2360 


2362 


2362 
2368 
2368 
2369 


2369 
2378 


3 


2378 
2378 


23718 
2379 
2379 
2380 
2380 
2380 


_ Reichstag. — Inhaltsverzeichniß. 





& 59, Unlegung der ben — 
bildenden Beſitände . - 
88 60 bis 71 (ohne Debatte) . 
& 72, Verficherungsbeirath . 
SS 73 bis 80 (ohne Debatte) . Far 
881, Koſten des Fuffchtsamts * Privat 
verfiherung 2c. ur 
Namensaufruf . . 
Nichtbeichlußfähigkeit bes Reichstags F 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte Sitzung: 


Dreiundachtzigſte Sitzung 
am Montag den 29. April 1901. 
Geſchäftliche Mittheilungen . A 

Ein Echreiben der 1. Straflammer des” Landgerichts 
zu Meſeritz, betreffend Genehmigung des Reichs— 
tags zur Vorladung bes Nbgeorbneten v. Gers— 
borff als Zeuge mirb der Geſchäftsordnungs— 

kommiſſion zur Berichterflattung übermwiefen 
Fortſetzung der zweiten Berathung bes Entwurfs 
eines Geſetzes über bie privaten Verficherungs- 
unternehmungen (Nr. 5, 244 ber Anlagen) . » 
Die Abftimmung über S 81 wird ausgejegt: 

85 82 bis 107 (ohne Debatte). . . 
$ 108, Strafbarkeit ber Betreibung bes 


Verfiherungsgeihäfts ohne die vorge 
fchriebene Erlaubniß . . —— 
$ 81, — Abſtimmung .. — 
109 bis 114 (ohne Debatte) . . . . 
115, Verfiherungsunternehmun en über 


das Gebiet eines Bundesſtaats 
Ernennung 


inaus — 
eines — 
für jeden Bundesftaat . . R 
Ss 116 bis 118 (ohne Debatte) . . . 
$ 119, öffentliche Verfiherungsanftalten auf 
Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften . 
120, Monopole im Verſicherungsweſen 
121, landesgeſetzliche Vorſchriften 
Abgaben für den Betrieb von Ver— 
ſicherungsunternehmungen — Präventiv⸗ 
fontrole . . 
ag „Distuften wirb 
agt Er ee 
Seftftellung der —— für "bie nächte Sigung: 


AUFSR 


abgebrochen und 


Bierundahtzigfte Sibung 
am Dienstag den 30. April 1901. 


Geſchäftliche Mitteilungen . j 
Fortiegung und Schluß ber jmweiten Beratung des 
Entwurfs eines Geſetzes über bie privaten 
Verficherungsunternehmungen (Nr. 5, 244 ber 
Anlagen). . 
$ 121, (andesrechtliche Vorſchriflen - Rrö- 
ventivfontrofe — Abgaben für ben Bes 
trieb' von Verficherungsunternehmungen 
(Fortfegung und Schluß ber Diskuffion): 
$ 121a (Antrag Richter), Stempelfteuer — 
Doppelbeiteuerung der Policen . s 
SS 122 bis 124 (ohne Debatte) . 
& 125, Zeitpunkt des —— 
Refolutionen . 
Petitionen 
Dritte Berathung des Entwurfs eines Sefepes, "bes 
treffenb u Urheberrecht an Werfen der Literatur 
und der Tonkunft (Nr. 97, 214, 259 der Anlagen) : 
Generalbisfuffion (verbunden mit — 
über das Verlagsredt) . . 


2388 


2388 


2388 
2388 
2388 


2389 
2397 
2397 


2397 
2410 


2410 
2414 


2418 


2422 
2422 


2423 


2423 


2424 


2428 
2428 
2428 
2429 
2432 


2432 
2432 


8 1 bis 10 (ohne Debatte) . R 

8 11, 27, Befugniſſe des Urhebers — 
Urheberrecht an Bühnenwerken und Werfen 

ber Tonfunft — öffentliche Aufführungen: 

Die weitere Berathung wirb vertagt . r 
Feitftellung ber Tagesordnung für die nächſte Sitzung: 


Fünfundadhtzigfte Sigung 
am Mittwod den 1. Mai. 

Der Präfident wird ermächtigt, Seiner Kaiferlichen 
und Königlihen Hoheit bem Kronprinzgen zum 
Geburtstage bie —— des —— 
darzubringen. . Pe 

Geſchäftliche Miheilungen. 

Fortſetzung der dritten Berathung des Entwurfs 
eines Geſehes, betreffend das Urheberrecht an 
Merken ber Literatur und ber — RR 97, 
214, 259 ber Anlagen) . . . 

88 12 bis 18 (ohne Debatte) . 

8 19, Nbbrud in Sammlungen x... 
20 bis 26, 28 bis 32 (ohne Debatte) 
33 ff. werden von der Tagesordnung 
abgejeßt. . 

Dritte Berathung des Entwurfs eines Sefehes über 
bas Werlagsreht (Nr. 97, 215 der Anlagen) . 

Abſtimmung über Nefolutionen zum —— 
Etat (Nr. 198 ber Anlagen) . 

Petitionen zum Neichshaushalts-Etat Nr. 213 "ber 
Anlagen). . 

Abjtimmung über Petitionen zum Neichshaushalts: Stat: 

Zweite Berathung bes Entwurfs eines Unfallfürforge- 
gejeges für Beamte und für Perfonen des 
Soldatenftandes (Nr. 176 der Anlagen) . 

Art. 1 8 1, Betrag ber Unfallrente . 

SS 2, 2a (ohne Debatte) . . 

$ 3, Berechnung nad dem jährlichen Dienf 
einlommen . . 

SS 3a, 4, 5 (ohne Debatte) — 

N 6, Friſt für die Anmelbung bes Unfalls: 

N 7, Fürlorge für Wittwen und Waiſen ac. 

— Merfahren . er er 

8 bis 12 (ohne Debatte) ee 

Art. 1 (Einleitung), Art. 2 (besgl.) .. 

Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte Sigung: 


Sechsundachtzigſte Sitzung 
am Donnerstag den 2. Mai 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen . . 

Dritte Berathung des Entwurfs eines Sejeges über 
die privaten Verfi — — — * 5, 
244, 290 ber Anlagen) . 

Petitionen . . 

Fortfeßung ber dritten verathung bes "Entwurfs 
eines Geſehes, betreffend. das Urheberrecht an 
Merken der Literatur und der mu (Ne. 97, 
214, 259 der Anlagen) . . 

— Abftimmung über einen Antrag 


8 33, WENN für öffentliche Aufführung von 
Bühnenwerfen und Werken der Tonkunft: 
Namentlihe Abjtimmung . » - » 

8 34 bis 38 (ohne Debatie)... 

S 39, Strafbeitimmung . . 

8 39a — Anträge auf Befeitigung "des 
fliegenden Gerichtsitandes für Die Preile: 

SS 40 bis 60, 62 bis 65 — en 

Retitionen 

Gefammtabftimmung . 


Fetftellung der Tagesordnung für 8 nãchſie ER 
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2458 
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2466 


2467 
2467 
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2468 
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2484 
2484 


2485 
2486 
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2489 


2489 
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2.440 
2490 


2490 
2506 
2507 
2507 


2508 
2513 
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VI Reichstag. — Inhaltsvergeihniß. 


Seite Seite 
Siebenundadhtzigfte Sitzung e) — Bericht, Abänderung 
am m. ben 3. Mai 1901. Q Anla 





nlagen Era 
& 1, grunbfeg gende Beſtimmu er — 
SS 2 bis 8 (ohne Debatte). - . . . 

5 9, Nidtbenugung des Hioilverforgung 98: 





heins — Ynitellungsentihadigung 






Neunundachtzigſte Sitzung 
am Montag den 6. Mai 1901. 







4 bis 9 (ohne Debatte) . : J— 
ontrole . 0. 2569 
11 bis 22 (o ne Debatte A 2578 
Fe olutionen — werben von per? ageß: 























Rennzigite Situng 


am Dienstag den 7. Mai 1901. 
h m —— ur Reichsſchulden⸗ 





Mittheilung eingegangener “inter onen. — 
Feftftellung ber kei für bie nädjfte Eigung: 


Achtundachtz igſte Sitzuug 
S 


am Sonnabend ben 4, Mai 1901, 
—A—7 im — Be an 1 
ſchã Mittheilungen . 


Driite Verafhung des Cnlwürfs eines (efepes, Be: 


reffend der Kriegsinvaliden und i 


kriegshinterbliebenen (Fr. ‚, 246 b der 
Anlag ar Ei Bar ee 
Be fionen 


Dritte Berathung des Entwurfs eines Un Ai ürfen ! 






Einundneunzigfte Sitzung 
am Mittwoch den 8. Mai 1901. 





Reichstag. — Imbaltsverzeihniß. vo 






weite Berathung bes von den 9 } e— Gröber, 


. Spahn, x 0, jehnter und Genoſſen eins 
gebrachten Gefepentmurfs, beireffend Abänderung 
des Art. 32 d Neichöverfafjung (Nnmejenheits- 
gelber und Freie Eifenbaßnfahrt Fi e — age⸗ 
mitglieder) — [berichtigt], ber 
Anlagen) = 2 0. 0. A 
Namen! ice Wbf Tmmung . . 2642 


Sn r 
ſtſtellung ber Tagesorbnung für bie nädfie © T 0: 2644 g des Gewerb 
gerichts als Einig ingeamt a 2, 2 


Aweiundueunzigfte Sitzung 8 69, Veröffentlichung des Erg Öniffen 5 
am Donnerstag den 9. Mai 1901. Verhandlung . 2 2. 2606 
betreffend den Tob bes Abgeordneten XIX bis XXIIT (ohne Debatle) . — 20h 
Sa, 2 2 — XIV (879), Buftänbigfeit ber Innumgen 








ur Enticheibung von Streitigkeiten = 
XXlIla (Antra Teint born), — tonelle 


(Rr. 


Dreinndneunzigfte Sigung 
am freitag den 10. Mai 1901. 


Fünfundneunzigite Situng 
am Dontag ben 13. Mai 1991. 


vo Reichstag. — SInhaltsverzeichniß. 


Seite Seite 
Uebereintunft zum Schutze gewerblichen Petitionen, welche zur Erörterung im Plenum nicht 
Eigenthums nebit haette von —— als geeignet erachtet werden (Nr. 203 der 
Tage, Protofoll d. d. Madrid den 15. April 1891 Anlagen). » 2734 
über die Ausftattung des internationalen Büreaus Dritte Berathung ber Rechnung der gaſſe der Ober: 
des Verbandes für den Schuß des gewerblichen rechnungslammer für 1898 * 159, 338 der 
Eigenthums und Zuſahzalte d. d. Brüſſel ben Anlagen). .. 2734 
14. Dezember 1900, betreffend die Abänderu Dritte Berathung ber "allgemeinen "Rechnung über 
ber Uebereinfunft vom 20. März 1883 (Nr. den Reihshaushalt für das Etatsjahr ra 
der Anlagen . . 2705 (Nr. 13, 343 der Anlagen) . : 2734 

Dritte Berathung des Entwurfs. eines. Geſetes, ber Dritte Berathung der von mehreren Staaten zu 
treffend bie Feſtſtellung eines Nachtrags zum Paris am 20. März * geſchloſſenen Ueber⸗ 
Reichshaushalts-Etat für das Rechnungsſahr einkunft zum Schutze des gewerblichen Eigen: 
1901, nebſt Anlagen (Nr. 335 der Anlagen) . 2706 thums nebft Schluharotafalt vom demſelben ? 

Dritte Berathung bes Entwurfs eines Gefepes zur Ab: Protofol d. d. Madrid den 15. April 1891 
änderung des Geſetzes, betreffend das Flaggenrecht über die Austattung bes internationalen Büreaus 
der Hauffahrteiichiffe (Nr. 336 der Anlagen) . 2706 bes Verbandes für den Schuß des gewerblichen 

Zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, bes Eigenthums und Zuſatzakte d. d. Brüſſel den 
treffend die Abänderung des Branntweinſteuer⸗ 14. Dezember 1900, betreffend bie Abänderung 
geſetzes vom 24. Juni 1887 bezw. 16, — 1895 ber Uebereinfunft vom 20. März 1883 (Nr. 342 
(Nr. 247, 358 der Anlagen) . - 2706 der Anlagen) 2734 

Art. I Ziffer 1, Rontingentirung der neuen Dritte Berathung des Entwurfs eines Gefehe, bes 
Brennereien. . 2706 treffend die Hanbelsbeziehungen zum — 

Art. I, Ziffer 2, Brennfteuerfähe . 5 0 BO Neiche (Nr. 334 der Anlagen) . - 2735 

Art. I, weitere — ..227280Dritte Berathung ber Raiferligen Verordnung, "ber 

Petitionen —— ee MIR treffend die Erhebung eines Zols auf Blau: 

Dritte Berathung bel) und eines Zollzuſchlags auf Kaffee und 

a) des von ben Mbgeorbneten Albrecht und Kakao aus ber Republik ti (Nr. 260 ber 
Genoſſen eingebrachten Gefepentwurfs, bes Anlagen). - .2735 
treffend Abänderung bes Geſetzes über bie Dritte Berathung des Entwurfs eines Geſehes, ber 
——— vom 29. Juli 1800, treffend die Mbänderung bes Branntweinfteuer: 

b) des von dem Nbgeorbneten Trimborn eins geießes vom 24. Juni 1887 bezw. 16. Juni 1895 
gebrachten Gefekentwurfs, betreffend Ab: (Nr. 247, 366 ber Anlagen) . 2735 
„änderung bes Gefepes vom 29. Juli 1890 Gefchäftsorbnungsdebatte, betreffend "Unter: 
über die Gewerbegerichte ftügung eines ar * — 

(Nr. 74, 45, 362 der Anlagen).22729 Abjtimmun 29 ; — 2736 
Petitionen . 2731 Generaldis ffion 28 2741 

Feſtſtellung der Tagesorbnung für Die nächfte Sigung: 2731 Art. I Ziffer 1, Rontingentirung der neuen 

= — — ie Debatte). . . - — 

amentliche immung » . 2... 
een, Art. I Ziffer 2, Brennfteuerfäße - - - . 2746 
am Mittwod; den 15. Da i Namentlihe Abftimmung . 2754 

Geſchäftliche Mittheilungen . . 2733 Diefelbe ergiebt bie She ftußfübigei 

Bemerkungen zur Selhäfisorbnung, betreffend "bie des Reichstags. » . 2756 
Unterftügung eines Abänderungsantragg . . . 2733 | Vertagung bes Reichstags - - » = 2 2... 2756 


Berichtigungen. 


72. Sitzung. 


Seite 2059B, Zeile 4, find vor der Zahl „32* die Zahlen 
„30, sı“ rer a a 


85. Sitzung. 
Seite 2459 D, Zeile 6 von unten, iſt ur „oder* zu leien: „und*. 
Erite 24608, e 2 von unten, iſt ſtatt ‚können“ zu lejen: 





‚tan‘ 
74. Sitzung. ; u R 80. — F — 
ite 2508 B, Zeile 14 iſt hinter „Kürzungen“ einzufchalten: 
Pr te, Zeile 18 iſt ftatt „Wiehfchaugefeges* zu Tefen: |, per Ionligs Ye Se: 
S 
82. Sitzung. R. Sigung- 


Seite 592 B, Zeile 15 von unten, iſt nad dem Worte „flog* 
einzufchalten: „in den benachbarten Farbwerten von Höchit“. 


9. Sipung. 
.uc 2731A, Zeile 12 von unten iſt ſtatt „203° zu leſen: 


96. Sigung. 

Scite 2733 A Zeile 9 und Seite 2734A Zeile 21 iſt ftatt „203° 
zu leſen: „360%. 

In der Abitimmungslifte find «i Seite 2755C/D die Namen 
ber Abgeordneten v. Gzarlindft und Ublemann unter die Kranken, 
derjenige des Abgeorbneten Dr. ade —— unter die 
Entſchuldigten zu ——— J drei aber unter den ohne Ent · 
ſchuldigung Feblenden zu ſtreichen 





Scite 3361 A, ele 12 von unten, ift ftatt „Verficherungsunter. 
— J or = erun snebm ner* 
70, geile 7) , ift ftatt „Sefdäften* zu Iefen: „Wer: 
fißerungage/6h ften“. 
Seite ‚ Zeile 8 von unten, ift ftatt „etwa einen wiffen- 
Kgettiihen —— zu leſen: „einem wirtbidaftliden 
ereine” 
Bi Seite 2385 A, Zeile 13 von unten, iſt ſtatt „eine” zu leſen: 
er”. 


83. Sitzung. 


Seite M12D Zeile 14 iſt ftatt Well pi 8. 
yeitfehrift r leſen: — 8 era ———— En 








TO. Sißung 


am Montag den 18. März 1901. 


Eeite 
Entichuldigte Mitgliede. en 193 C 
———— bean in Kommilitonen 153 0, 1979 B 
mmeldung eines Kommiffars des Bundesratbs . . - » - 1053 © 
Grite Berathung ei u mung der Kalle der OberRechnungs— 
—— fer da Etattjahr 18989 (Mr. 159 ber * 
JJ—— 40 
Zweite Berathung des Entwurfs eines Bde es betreffend dic 
Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und bie Leiſtung 
von REEL | im Deere (Nr, 89, 191 In Anlagen). . 1953 D 
— der — keit im Felde: 
ckmidt (Wanzleben), 2 Werichterftatter 1954 A 
w fobne Debatte) - © 2 2 2 2.2. 1954 B, C 
5, Sk atzung eines in Dienst _geftellten Schiffs 
Kaiſerlichen Marine, — Hafen der Schutz⸗ 
Er 
re far — 1954 C 
88 6, 7, 8 (obme 1 TE 1951 D 
Zweite Beratung des Entwurts eines Unfallfürfor für 
Peamte und für Perfonen des Soldatenftan er r. 176 
der Anlagen) SE 1955 A 
— — — 1955 A 
Wird — za mich abgeicht . ...1955A 
Wahlprüfung auf Grund eines Berichts der Lablıer üfungs 
fommiffton — v. Gersdorff, 3. Poſener Wahlkreis (Pr. 182 


re ee re an rare Pam at ae 1955 A 
—— von Berichten der ——— 
5* treffend die Regelung des Handels 
it Konſerven (Nr. 143_der Anlagen) . . 1955 B 
b) Dritter Bericht, betreffend anderweite Feſtſetzurg 
eines Ruhegehalts ꝛc. (Nr. 144 ter Anlagen. 19550 
c) Vierter Bericht, betreffend ven Erlaß eines Gefetzes 
na 


rung ber — (Nr. 145 der 
—— 1956 A 
—83 — anna Ta Ta dar (are, ar a ie a 196 B 
tn are ante Au de 196 C 

ünfter Kr " Getreffend die Auefübrung ben 


Burg durch Aber Militär Beſchlagſchmiede 
146 der Anla l 
e) Mündlicher Bericht, N ehe Einſtellung tes 
Vertriebs von *nfichtspoftlurten x. in dem art rlen 
feftande des Poſtamts I im Kaſiel (Nr. 162 
ber Unlagen) - + >» +» 2 420-0000 3 
—— (sur Geſchaftsordnungh· - - - 1957 D 
Wird von der ae mung ahgeieht 
n Baker De Bericht, betreffend Gewährung ven In 
wateiftäpang an einen chemaligen Train: 
ten (Mr. 163 der Anlagen). -» © 2.2... ) 
£) ——— Bericht, —— die Abänderung ver: 
ſchiedener timmungen der Gewerbeordnung über 
2 Detailreiien (Mr. 164 der Anlanın) . . - 
h) en ing Dei Gomnafial. 
ee als rg ung des thierärstlichen 
ums (Mr. 165 der Anlagen) 
offmann (Ball), Verichterftatter . 
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atter . 1058 DB, 


= 
-5 
= 
— 
| 


u. 0 a a a2 a 02 0. «FE 


—— ur Sache bezw. perſönlich 1961 A, 1965 A 
vd. Kardo 1962 ; 


) * 


Pa BE ae BE BE — 


- 1165 B, 1966 C 


11. Selfion. 1900, 1901. 


Reichetag. 10. Segist.P. 


Reichstag. — 70. Sigung. Montag ‚bei 18. März 1901. 





cite 
Moltenbubt - » » > 220. 1965 1, 1966 B 
rc DR BEE EN 1966 B 
k) Neunter Bericht, betreffend Abänderung des Ge. 
ſetzes über den Verlehr mit Nahrun smtitehn, Ge⸗ 
mißmitteln * Schrauchägegenftänden (Nr. 178 
der Ant Tagen) — an a wer nn 1966 D 
1) Zehnter Bericht, betreffend Ginführung der Strafe 
der — Zůchtiaung (Me. 179 der 55* 1967 A 
Dr. Verl. » © 2 2 02 2 2 0 1967 A, II B 
Feat: =: 2 ann ia 107» 
Mernet : : : 2 2 rn nr. 1968 B 
rüber» » >: 2 1969 A, 1973 1 
1 GE ER 1969 D, 1977 B 
S m 19753 B 
J Er Nr a 1974D 
Dr. Müller Meiningen). 2 2 2 2 0. 175 C 
Dr. Noefide (Raiferslanter 2: 2.» 1976 B 
Pr en 1978 C 
Berichterftatter - > > > 2 20 1978D 
m) Gliter DR betreffend Anftellung eine Hau: 
fchreibers als Garniſonbauſchreiber (Nr. 180 ver 
ARIBGEN 5.05 a non share en ae 1979 A 
. 1979 B 


Feſtſtellung der —B——— für die nächſte Sitzung - 


Die Sitzung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einſicht offen. 

Entſchuldigt find bie ae des Reichstags 
Herren Büſing und Bed (Heidelberg) 

Die Mitglieder des Heichötags Breuer und Metterle 
aan auderweiter dringender Geſchäfte aus ber 
VI. refp. XI. Kommiſſion fheiden zu dürfen. — 
Bein Mangel eines Widerſpruchs veranlaffe ih Die 
5. Abtheilung, heute unmittelbar nad der Plenarſitzung 
die erforderlichen Grfagwahlen vorzunehmen. 

Als Kommiffar des Bundesraths find von dem 
Herrn Reichskanzler angemeldet: 

1. für * zweiten Gegenſtand der Tagesordnung 


fer 
göoniglich preußiſche Wirktiche Geheime 
Kriegsrath Herr Dr. Mielde 

2. fir ben britten hg Faro * Tagesordnung 

(Unfallfürforgegefeg) fern 
der Königlich Dreubifche Wirkliche Geheime 
Kriegärath Herr Hormuth; 

3. für den letzten Gegenftand der Tagesordnung 

(11. Betitionsberiht Nr. 180 ber Drudfachen): 
der Königlich preußiihe Geheime Oberbaurath 
und Abtheilungschef Herr Appelius. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Grfter 
Segenftand derielben tft die 

erſte Berathung der Rechnung der Kaſſe der 
Ober = a er für das Ktatsjahr 
1898/99, bezüglich —— Theils dieſer 
Rechnung, 2 — bie Hleidhöverwallung betrifft 
(Nr. 159 der Drudjahen). 

Die Beläge der Redinungen liegen zur Einficht der 
Mitglieder er dem Tiſch des Haufes aus. 

Ich eröffne die erfte Berathung. — Das Wort wird 
nicht verlangt; die erfte Berathung ift geſchloſſen. 

Ich darf, wenn niemand wiberfpricht, fonftatiren, daß 
der Reichstag die Rechnungen der Rechnungskommiſſion 
zur Berichterftattung überweiien will. — Das ift der Fall, 
da niemand mwiberfpridt. 

Wir kommen zum zweiten Punkt der Tagesordnung: 
zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Ausübung der freiwilligen Ge— 
rihtöbarfeit und die Leiſtung von Rechtshilfe 
im Heere (Nr. 89 der Druckſachen), auf Grund 
des Berichtö der X. Kommiſſion (Nr. 191 ber 
Druckſachen). 
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Berihterftatter ift der Herr Abgeordnete Schmidt 
(Wanzleben). { 

Ich eröffne die Diskuffion über $1. Das Wort hat 
der Herr Berichterftatter. 

Schmidt (MWanzleben), Abgeordneter, Berichteritatter: 
Meine Herren, der vorliegende Geſetzentwurf tft eine Folge 
der allgemeinen Regelung des Militärgerihtöverfahrens. 
Es walteten infolge einzelner Landesbeftimmungen ver: 
ſchiedene Berhältniffe ob, und es war nothwendig, eine 

leihmäßige Regelung für das ganze Reich zu verſuchen. 

Das vorliegende Geſetz hat zunächſt den Zweck, im Felde 
bezw. nad der Mobilmahung Grleihterungen für die 
Mifttärperfonen u gewähren. Zunähft war nad dem 
urfprünglichen Geiekentmurf nur die Ausdehnung der nad) 
dem Gelege über bie Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtöbarteit vom 17. März 1890 den Amtögerichten 
zuſtehenden Berrihtungen, auc übertragen auf die Kriegs— 
gerichtsräthe und Oberkriegsgerichtsräthe. Es ftellte ſich 
im Lauf der Berathungen die Nothwendigleit einer Ergänzung 
dahin heraus, dab nicht mur fir die Nechtögeichäfte im 
allgemeinen, fondern audy für die Beurkundung von That: 
ſachen ſowie zur Annahme von Berfiherungen an Eidesitatt 
im Erbrecht u. f. w. die Zuftändigfeit den Kriegsgerichts— 
räthen und Oberkriegsgerichtsräthen mitübertragen wird. 
Ungleihmäßigkeiten waren hauptfählic dadurch entjtanden, 
dab in einigen Staaten Beftimmungen für ben Mobil: 
madhungsfall in dieſer Richtung gegeben waren; und ba 
war eine Vereinfachung nölhig. 

Die reihögefeglihe Regelung hat hauptſächlich die 
Beurkundung der Rechtsgeſchäfte im allgemeinen fi zur 
Aufgabe geitellt, während die Beurkundung von That: 
ſachen der Sanbeögeiebgebung vorbehalten war. infolge 
deſſen find aud bie PBeftimmungen, die im $ 1 Nr. 1 
hauptfählih in Betracht fommen, dem Gefeg über bie 
Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1890 entnommen, während diejenigen unter 
Nr. 2, „für die Entgegennahme von Verfiherungen an 
Eides Statt fowie für die Aufnahme von Urkunden über 
Thatſachen, aud) foweit diefe nicht unter die Nr. 1 fallen“, 
eine Anlehnung gefunden haben an die Beſtimmungen bed 
preußifchen Gefeges dom 20. September 1899, wo bie 
Artifel 54 und 58 ähnliche Beſtimmungen enthalten, wie 
ber $ 3 des vorliegenden Gejegentwurfs. 

Hauptfählih hat fih nun durch die oftafiatiiche 
Grpebition die Nothwendigkeit herausgeſtellt, dieſe 
allgemeine Regelung jetzt herbeizuführen, da es vor— 
gekommen iſt, daß Militärperſonen thatfählih feinen 
allgemeinen Gerichtsſtand gehabt haben. Infolge deſſen iſt 
es der in $ 3 vorgeſehenen Kaiſerlichen Verordnung vor: 
behalten, einen im Inlande belegenen Ort als Garnifonort 
zu beftimmen mit den baraus ſich ergebenden rechtlichen 
Folgen. Für die Marine war ja bereit3 eine gleihmäßige 
Regelung vorhanden; aber durch die Entwidlung ber 
Berhältniffe in zivilrechtlicher Hinficht hatten fich ergänzende 
Beftimmungen als wünfchenswerth herausgeitellt, ſodaß 
diefe nleich mit hereingenommen find. 

Ich möchte mic im übrigen auf den Juhalt des 
ſchriftlichen Berichts beziehen und empfchle dem hohen 
Haufe namens der Kommiſſion den vorliegenden Geſetz— 
entwwurf zur Annahme in der aus der Zufanmmenftellung 
erfihtlihen Faſſung. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion über S 1 ift gefchloffen. Wir kommen zur 
Abftimmung. Wenn niemand wideripricht, werde id) an— 
nehmen, dab S 1 nad den Beſchlüſſen der Kommiſſion 
bom Haufe angenommten ift. — Da niemand widerſpricht, 
ist Dies der Fall. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 2, — ſchließe bie: 
felbe, da fih niemand zum Worte meldet, und werde 
aud Hier unter berfelben VBorausfegung annehmen, daß 


$ 2 vom Haufe nad) den Beichlüffen der Kommiffion an: (0) 


genommen if. — Dies ift der Fall. 

Id) eröffne die Diskuffion über $ 3 (neu). — Auch 
bier wird dad Wort nicht verlangt; die Diskuffion ift ge— 
ichlofien. Ich werde aud hier beim Mangel eines Wider— 
ſpruchs Eonftatiren, daß 83 nah ben Befchlüffen der 
Kommiffion angenommen it. — Das tft der Fall, da 
niemand widerfpridt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffton über S 4, — 
fchließe diefelbe und werde auch bier beim Mangel eines 
Widerſpruchs aunehmen, daß S 4 vom Haufe mad dei 
Beſchlüſſen der Kommiſſion angenommen ift. — Dies ift 
der Fall. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über 85 und er: 
theile das Wort dem Herrn Abgeordneten Kirſch. 

Kirih, Abgeorbueter: Meine Herren, Bedenken gegen 
$ 5 habe id) nicht; ich möchte nur hier eine Angelegenheit 
von etwas allgemeinerem Intereſſe zur Sprade bringen. 
Dadurd), daß das Deutihe Reich Schußgebiete erworben 
hat, ift der Sinn bezw. die Faſſung in den einzelnen Ge: 
jegen hinfictlic der Bedeutung, was ein deutſcher Hafen, 
was ein inländiicher, ein ausländifcher Hafen ift, was 
zum Neichägebiet, was zum Inlande, zum Auslande ge: 
hört, in den einzelnen Geſetzen verfdiedenartig geworden. 
Hier ift, wie Sie aus dem Kommiſſionsbericht erſehen, 
auf die Anfrage eines Mitgliedes, ob der Hafen in 
Kiautſchou zu den inländiihen gerechnet werden könne, 
geantwortet worden, er ſei im Sinne dieſes Geſetzes kein 
Inlandshafen. Bei der Berathung der Seemannsordnung 
hat dagegen kürzlich die Romaiiton in zweiter Leſung 
einen neuen $ 4a eingeführt, der heißt: 

Die Schubgebiete gelten im Sinne diefes Geſetzes 
al3 Inland. Deutſche Häfen im Stimme dieſes 
Geſetzes find nur bie Häfen des Reichsgebiets. 
Solange wir hierüber fein allgemeines Geſetz haben, 


wird nichts übrig bleiben, als die Frage in jedem Geſetz (D) 


befonders zu regeln, und badurd wird bei der Anwendung 
ber einzelnen Gelege eine gewilfe Unfiherheit entitehen. 
Andrerfeit gebe id) zu, daß es recht ſchwierig fein wird, 
jene Begriffe für alle Rechtsverhältniſſe einheitlich feſtzu— 
ftellen. Ich möchte aber doc den verbündeten Regierungen 
bie Trage näher legen, ob es fi nicht ermöglichen liche, 
auf irgend eine Weile hier eine gewiſſe Einheitlichkeit in 
der Geſetzesſprache herbeizuführen, wobei es unter Um— 
ftänden aud) erforderlid fein wird, auf cinzelne Bor: 
ſchriften der Reihöverfaffung zurüdzugeben. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion iſt geſchloſſen. $ 5 iſt nicht angefochten; 
wenn niemand widerfpricht, erkläre id) ihn nach den Vor— 
ichlägen der Kommiſſion al3 vom Haufe angenommen. — 
Da niemand widerſpricht, ift Dies der Fall. 

Nunmehr eröffne id die Diskuffion über S6, — 
ichließe fie, da fi niemand zum Wort meldet, und erkläre 
unter berjelben Vorausſetzung, daß der S 6 vom Haufe 
angenommen tft. 

Id eröffne die Diskuffion über S 7, — ſchließe fie, 
da fi niemand zum Wort meldet, und werde auch hier, 
wenn niemand widerfpridt, erflären, daß 8 7 nad den 
Vorſchlägen der Kommiſſion vom Haufe angenommen ift. 
— Dies ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über S 8, — 
ſchließe auch dieſe, da ih niemand zum Wort ınelbet, 
und werde auch bei 8 8, wenn niemand wiberfpricht, an— 
nehmen, dab derjelbe vom Haufe nad) den Beichlüffen 
der Hommiffion angenommen ift. — Dies ift der Fall, 
da niemand widerſpricht. 

Ich eröffne die Disfuffion über Ginleitung und 
Ueberſchrift, — ſchließe fie, da fih niemand zum MWort 
meldet, und erfläre auch Ginleitung und Ueberſchrift als 
vom Haufe angenommen, da niemand widerfpricht. 
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(A) Hiermit ift der zweite Gegenftand der Tagesordnung Vorſchriften, betreffend die Negelung des Handels (0) 

erledigt. Wir fommen zum dritten Gegenftand: mit Sonferben, dem Herrn Reichskanzler als 
zweite Berathung des Entwurfs eines Unfalls Material zu übermweifen. 
fürforgegefetes für Beamte umd für Perfonen | Wenn kein Widerfpruch erfolgt, werde ich annehmen, dab 
des Soldatenftandes (Nr. 176 der Drudiahen). | das Haus dem Vorſchlag feiner Kommiſſion beitritt. — 
— Anträge Nr. 204 und 205 der Drudjahen. | Dies ift der Fall, dba niemand widerſpricht. 

Indem ich die Diskuffion über $ 1 eröffne, ertheile Wir gehen über zu 
ih zur Gefhäftsordnuung das Wort dem Herm Ab— b) dritter Bericht, betreffend anderweile Feſtſetzung 


{B 


— 


geordneten Singer. 

Singer, Abgeordneter: Herr Präfident, ich möchte 
mir den Antrag geſtatten, dieſen Gegenſtand von der Tages— 
ordnung abzuſetzen, weil ich weiß, daß bei mehreren Parteien 
des Reichstags die Vorbereitungen für die Einzelberathung 
der Gelegeävorlage noch nicht abgeichlofien find, Es 
wird fi) daher empfehlen, mit der zweiten Berathung der 
Borlage lieber dod noch einige Zeit zu warten. Ich be— 
antrage daher Abſetzung des Gegenftandes von der heutigen 
Tagesordnung. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Singer beautragt, 
aus den von ihm angeführten Gründen ben dritten Gegen: 
ftand der Tagesordnung von ber heutigen Tagedorbnung 
abzufegen. — Ein Widerfprud hiergegen erhebt ſich nicht; 
ich erfläre daher als Beihluß des Haufes, dab Diefer 
Gegenftand von der Tagesordnung abgejegt ift; er wird 
in einer ſpäteren Sigung wieder auf die Tagesordnung 
geleßt werden. 

Wir fommen zum vierten Gegenftand ber Tages: 
ordnung: 

Bericht der Wahlprüfungskommiſſion, betreffend 
die Wahl des Abgeordneten v. Gersdorff im 
3. Wahlfreife des Regierungäbezirtö Bofen (Nr. 182 
der Drudjadhen). 

Der Antrag der Kommiſſion geht auf Beweiserhebungeır. 

Ic eröffne die Diskuffion über den Antrag ber 
Kommiſſion — und ſchließe diefelbe, da ſich niemand zum 
Worte meldet. Wir fommen zur Abftimmung. 

Die Kommiſſion Schlägt vor auf Nr.182 der Drudfadhen: 

Der —— wolle beſchließen: 

1. den Beſchluß über die Giltigkeit der Wahl des 
Reichſtagsabgeordneten vd. Gersdorff im 3. Wahl— 
freife des Regierungsbezirlks Poſen (Bomſt— 
Meſeritz) auszuſetzen; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die bei 
A 4, 6 und 7 für ungiltig erklärten Wahlzettel 
einzufordern und die bi A3, 5 und B4 be 
zeichneten Feſtſtellungen, fowie die zu den Protejt- 
gründen I und VI beichloflenen Erhebungen zu 
veranlaflen und bie Grgebniffe derfelben dem 
Reichstage mitzutheilen. 

Menn niemand wiberipridt, werde ich annehmen, daß der 
Reichstag dem Beſchluß feiner Kommiſſion beitritt. — Dies 
ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Mir fommen zum fünften Gegenftand der Tages: 


des Nuhegehalt3 2c. des Poſtſchaffners a. D. 
Hahn in Erfurt (Nr. 144 der Drudjaden). 

Berichterftatter ift in Vertretung der Herr Abgeordnete 
Kraemer. 

Die Kommiſſion beantragt Uebergang zur Tages— 
ordnung bezw. Ueberweiſung zur Berüdfihtigung. 

Ich evöffne die Diskuffion — und ſchließe dieſelbe, 
da fid) niemand zum Worte meldet. Wir kommen zur 
Abſtimmung. 

Die Petitionskommiſſion beantragt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. über die Petition II Nr. 197 des Poſtſchaff— 
ners a. D. Hahn in Erfurt, foweit bie Petition 
die Erhöhung des Nuhegehaltö zum Gegenftand 
hat, zur Tagesordnung — 

2. ſoweit fie die Gewährung einer laufenden Inter 
ftügung betrifft, biefelbe dem Herrn Reichskanzler 
aus Billigkeitögründen zur Berüdfihtigung zu 
überweifen mit der Maßgabe, daß dem Petenten, 
wenn auch nicht fortlaufend, doch erheblich höhere 
Unterftügung gewährt werde, als fie ihm bisher 
bon Seiten der Boftverwaltung zu Theil ge: 
worden ift. 

Wenn niemand widerjpricht, werde ich annehmen, dab bas 
Haus dem Beichluß feiner Petionstommiffton beitritt. — 
Dies iſt der Fall, da niemand widerfpridt. 

Wir gehen über zu 


c) vierter Bericht, betreffend den Erlaß eines Ge: (D) 


feßed zur Sicherung der Bauforderungen 
Nr. 145 der Drudjaden. 

Berichterftatter ift im Vertretung der Herr Abgeordnete 
Wallenborn. 

Der Antrag der Kommiſſion geht auf Ueberweiſung 
als Material. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Werner. 

Werner, Abgeordneter: Meine Herren, es würde mir 
lieber gewefen fein, wenn die Betition dem Herrn Reichs— 
fanzler nicht ald Material, fondern zur Berücſichti— 
gung feitend der Kommiffion überwiefen wäre. Wir 
baben bereit3 vor Jahren diefelbe Petition gehabt, und 
fie ift immer zur Grwägung dem Reichskanzler über: 
wiejen worden. Die Betition ift von weitgebender Be: 
deutung. Sachſen ift und bedeutend voran. Dort befteht 
eine Verfügung, nad der die Handwerker bei den Amts— 


ordnung: gerichten ihre Forderungen als Hilfähnpothefen eintragen 
Berichte der Kommilfion für die Petitionen | laſſen fünnen; es bezieht fi das allerdings nur auf die 
und zwar: Handwerker und nicht auf die Lieferanten und Arbeiter. 


a) zweiter Bericht, betreffend die Regelung des 
Handels mit SKonferven (Nr. 143 ber 
Drudjadhen). 

Berichteritatter ift in Vertretung ber Herr Abgeordnete 
Wintermeyer. 

Der Antrag der Kommiffion Tautet auf Ueberweiſung 
als Meatertal. 

Ich eröffne die Diskuffion — und fchließe dieſelbe, 
da fi niemand zum Worte meldet. Wir fommen zur 
Abftimmung. 

Die Petitionskommiſſion ſchlägt vor: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
die Petition II Nr. 22 des Deutſchen Gaſtwirths— 
Verbandes zu Berlin um Erlaß reichsgeſetzlicher 


Wenn etwas in diefer Beziehung erreicht werben joll, fo 
müffen auch die Lieferanten berückſichtigt werden, die bei 
ausfallenden Forderungen — und dad kommt ja jehr oft 
vor — ganz erheblich gefchädigt werben; auch müflen die 
Arbeiter wegen ihrer Forderungen neihügt werden. Es 
wäre zu wünſchen, daß bie leberweilung als Material zu 
ehe Berüdfihtigung feitend des Herrn Reichskanzlers 
ührte. 

Die Petition müßte dahin ergänzt werden, daß beim 
Bauhandwerk auch der Befählgungsnachweis ein— 
geführt werde. In früheren Petitionen war eine der— 
artige Forderung enthalten; in dieſem Jahre ſcheinen die 
Herren Abſtand davon genommen zu haben, eine ſolche 
Betition einzureichen. Ich will einen Antrag auf Berüd- 
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fihtigung bei der ſchlechten Bejegung des Haufes nicht 
ftelfen, boffe aber, daß der Herr Reichskanzler Die 
Pelition berüdfichtigen und uns bald eine dahingehende 
Geſetzesvorlage unterbreiten wird. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kirſch. 

Kirſch, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Bor: 
rebner hat ganz redit, daß die Frage fchr wichtig, und 
daß es eine Frage ift, die nicht nur den Reichstag, 
fondern auch die Einzellandtage, wenigſtens den Landtag 
des Königreichs Preußen früher eingehend beichäftigt hat. 
Um fo mehr wundere ih mid), daß ſeitens ber ver: 
bündeten Regierungen in der Konmiſſionsſitzung feine Gr: 
Härung darüber abgegeben mworben ift, wie weit man 
denm num mit den Vorarbeiten und mit ber Fertigſtellung 
eined Entwurfs jet. Die Petition wirb hier jebesmal ala 
Material überwiejen, und daraufhin geichteht wohl nicht 
viel feitend ber verbündeten Regierungen; es werben 
wohl nur Berichte und Statiftifen eingeforbert. 

Nun will ich zweierlei zugeben: erſtens ift die Frage 
recht Schwierig zu erledigen. Es wird zunächſt zu er 
wägen fein, ob fie landed: oder reichegeledlic zu orbnen 
fein wird, Dann will id darauf hinweifen, daß bor 
einigen Jahren die Frage wohl brennender war. Seit 
einiger Zeit liegt daS Baugewerbe etwas danieder; bie 
Luft zur Heritellung von Neubauten hat nachgelaflen, was 
ja auf verjchiedenen Gründen beruht. Es beruht zum 
Theil auf der Geldfnappheit, zum Theil auf der Ver: 
theuerung des Grund und Bodens, zum Theil in einigen 
Staaten auf der Aıt und Weife, wie die Baupolizei gehand: 
habt wird, fodaß den Bauunternehmern das Bauen von 
Mohnungen, namentlih von billigen Arbeiterwohnungen, 
völligverleidet wird. Die Baupolizeiordnungen inden einzelnen 
Landestheilen haben zum Theil recht furiofe Vorſchriften. 
Sie ſchreihen 3. B. in einzelnen größeren Städten vor, 
baß bei einer Breite der Straße von 20 bis 30 Metern 


(B) die Gebäude nicht mehr als zwei Stodwerfe enthalten 


iolfen. Früher beftand zum Theil die Beftimmung, daß 
die Gebäude feine größere Höhe haben dürfen, als die 
Breite der Straße beträgt. Das war recht vernünftig, 
indem der Luftraum, der zwifchen den Häufern zu be: 
laffen war, und die Höhe der Gebäude gleich bemeifen 
war. Auch andre Beitimmungen der Baupolizeiorbnungen 
find derartig, daß das Bauen fehr vertheuert wird, und 
io das Baugewerbe barnieder liegen muß. — Trotz alledem 
ift die Frage der Regelung ber Vorrechte der Bauhand- 
werfer und ber Baulieferanten cine ſolche, daß fie nicht 
mehr hinausgefhoben werben kann, und ich möchte vor 
allen Dingen bitten, daß die verbündeten Regierungen 
und Auskunft geben, wie denn jegt der Stand ber Ans 
gelegenheit bezüglich der Fertigſtellung eines Entwurfs ift. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoch. 

Hoch, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Bor: 
reduer hat fich darüber gewundert, daß jeitenö der tom: 
miffton eine Grllärung ber Regierung bezüglich dieſer 
Petition nicht eingeholt worden je. Die Petition: 
fommiffton hatte guten Grund, das Verfahren zu wählen, 
welches fie aewählt hat. Die Kommiſſion fagte ſich, daß, 
wenn ein Megierungdvertreter noch zugezogen werben 
jollte, die Sache vielleicht fo lange hinausgeichoben würde, 
daß fie gar nicht mehr in diefem Frühjahr zur Verhandlung 
im Plenum kommen könnte. Ginftimmig war aber die 
Kommiſſion der Anfiht, die Sadje jet fo dringend und 
fo wichtig, daß eine Beſprechuug dieſer Angelegenheit 
3 Plenum noch in dieſem Frühjahr unerläßlich er: 
deine. 

Man gab fi in ber Kommiſſion freilic) der Hoffnung 
hin, daß die Regierung, die ja eigentlicd ebenfalls eine 
Ahnung von der Wichtigkeit diefer Angelegenheit haben 
jollte, es der Mühe fir werth erachten würde, ſich ge: 
fülligft hier einzufinden und uns die nöthige Auskunft 





über das Nefultat ihrer fchon fo lange dauernden „Erz (C) 


wägungen“ zu geben. Ach verurtheile es im höchſten 
Grade, daß es die Regierung trogbem nicht fir nöthig 
befunden hat, Ned und Antwort in diefer Sache zu ftehen. 
Sch meine: die vielen Bauhandwerfer und Bauarbeiter, 
bie jedes Jahr um gewaltige Summen betrogen worden, 
haben ein Recht darauf, eine Erklärung zu erhalten, warn 
enblich die Neichöregierung mit ihren Vorarbeiten zu einem 
Entwurf, betreffend den Schutz der Bauhandwerker— 
forderungen, fertig fein wird. 

Zur Sadje jelbit habe ich mid; felbftveritändlich den 
Wünſchen, die wir heute gehört haben, durchaus anzu— 
ihließen, daß ein Durdhgreifender Entwurf dem Haufe 
ee bald vorgelegt werde. Ich möchte daran aber 
ausdrüdlic, den Wunſch knüpfen, daß aud) die Forderungen 
der Arbeiter berüdfidtigt werben, daß ben Bauarbeitern, 
deren fauer verdienter Lohn Jahr aus Jahr ein nur zu 
oft durch bie betrügerifhen Manipulationen der Banken 
und der Bauunternehmer verloren geht, in der Borlage 
der nöthige Schuß gewährt werde. Sie wiſſen ja, dab 
bei der früheren Vorlage der Regierung die Arbeiter ganz 
bei Seite gelaffen und nur bie jelbitftändigen Unternehmer 
geſchützt waren. 

Dagegen muß id mid; gegen die andere Forderung 
wenden, die durch den Herr Kollegen Werner erhoben 
wurde, nämlich gegen den Befähigungsnachweis, ba 
biefer nad meiner Erfahrung aud nicht dem mindeiten 
Schug gegen die hier in Frage kommenden betrügerifchen 
Manipulationen barftellt. 

Ich möchte daher mit der dringenden Forderung 
ichließen, daß recht bald ein Entwurf erfcheine, der aud) 
den Forderungen der Arbeiter gerecht wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Ballermann. 

Baflermann, Abgeordneter: Ich bin mit den Herren 


Vorrebnern der Anficht, daß Hier in der That eine (D) 


Materie vorliegt, die Dringend der gefeggeberifchen 
Regelung bedarf. Ich fann darauf hinweilen, daß in all 
ben zuridliegenden Jahren bier im Neichdtage von den 
verſchiedenſten Seiten ein Geſetz zur Sicherung der An— 
ſprüche der Bauhandwerfer und auch der Bauarbeiter ver: 
langt worben iſt. Ich babe ja jelbft einmal einen 
Suitiativantrag früher zur Sache geftellt. Es find dan 
auch geſetzgeberiſche Arbeiten in die Wege geleitet worden, 
insbeſondere erinnere ich daran, daß in dem preußifchen 
Juſtizminiſterium eine Neihe von Gejegentwürfen auf: 
geitellt worden ift, die bie Materie von den verichiedenen 
juriftiihen Geſichtspunkten aus zu regeln beftrebt waren, 
daß ſich daran im preußifchen Abgeordnetenhaus längere 
Grörterungen anſchloſſen, insbefondere ein Antrag meines 
Freundes Wallbredt, der die Löfung der frage nicht auf 
dent Gebiete der dinglihen Sicherung der Bauforderungen 
fuchte, ſondern auf baupolizeilihem Gebiete, Einführungen 
von Kautionen, Baufhöffenämtern u. ſ. w. Ich ftehe nun 
nah wie vor auf bem Standpunkte, einmal, daß es noth— 
wendig fein wird, die Materie zu regeln durch ein 
Reichsgeſetz und fie nicht der landesgeſetzlichen Regelung 
zu überlafleu, [hon aus dem einen Grunde allein, 
weil die Verhältniffe in den größeren Städten fo ziemlid) 
im ganzen Deutfchen Reiche gleich liegen und darum micht 
einzufehen ift, weshalb eine partifularrehtlicde Regelung 
der Sache hier angezeigt fein möchte. Ich bin aber aud) 
der Meinung, daß eine Löſung der Frage nur gefunden 
werben faun, wenn man über dad Gebiet der Baupolizei, 
ber Stautionöftellung u. |. w. hinaus die Sicherung auf 
dem Wege ſucht, daß ein dinglicher Rechtsanſpruch auf 
das Grundſtück nach dem geſchaffenen Mehrwerth eingeräumt 
wird den Bauhandwerker und auch dem Bauarbeiter, daß 
nur jo eine gemügende Löſung der Frage gefunden 
werden kann. 
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Der Herr Kollege Hirih hat num heute ausgeführt, 
wenn ich ihn recht verftanden habe, daß die Frage doch 
einigermaßen in den Hintergrund getreten ſei durch Die 
Abnahme der Bauthätigfeit. Meine Herren, id bin ba 
gegentheiliger Anfiht. In dem Augenblid, in dem in 
manchen Städten bie Dinge fo liegen, daß wir mit ber 
Möglichkeit eined Baukrachs redjnen müſſen, tritt Die 
Gefahr, daß Bauhandwerler und Bauarbeiter mit ihren 
Forderungen in Verluſt gerathen, daß die Grundſtücke 
unr binreihen, um bie boreingetvagenen Hypotheken zu 
decken, ganz erheblid in den Vordergrund, und das müßte 
nach meiner Auffaffung ein Moment fein, welches die 
verbündeten Regierungen veranlaffen müßte, thunlichſt 
rafch mit der Einbringung eines derartigen Geſetzentwurfs 
vorzugehen. 

Was nun den Stand ber Vorarbeiten anlangt, jo 
hat einer der Herren Vorredner ſich darüber beſchwert, daß 
die dverbündeten Negierungen darüber feine Hare Auskunft 
gegeben hätten. Das ift num nicht zutreffend. Ich habe 
bei der Berathung des Reichs-Juſtizamts die Frage an 
den Herrn Staatöjefretär gerichtet, wie weit die Vor— 
arbeiten gebiehen find, und es ilt damals hier im Plenum 
eine eingehende Mittheilung erfolgt. Der Herr Staats: 
fefretär hat darauf hHingewiefen, dab, nachdem jene 
preußiichen Gejegentwürfe der öffentlichen Kritik zugänglich 
gemacht worden find, dieſe Kritik in ber Literatur, in ber 
Preſſe, in den Imtereffenkreifen eine jehr lebhafte ge: 
worden ift, daß fid ein jehr nn Material an: 
gefammelt hat, dak man dann dieſes Material gefichtet 
bat, und nunmehr neuerdings —— in einer zu 
dieſem Zwecke zuſammen — Kommiſſion ſtattfinden. 
Es geht aus dieſen Mittheilungen des Herrn Staats: 
fetretärs hervor, daß die Materie auch im Schoße ber 
verbündeten Regierungen nicht ruht. Ach Sollte aber 
meinen, die Materie gehört zu denen, bei denen man 


(B) jchliehlich einmal zu einem Entfhluß kommen muß. Die 


geſetzgeberiſche Löfung ift ja zweifellos eine jehr ſchwierige, 
es werden fi dabei immer die Gegenſätze gegenüber: 
ftehen: die einen juchen bie Löſung der Frage auf bem 
Wege der Einräumung eines dinglichen Rechts auf den 
Mehrwerth der Liegenihaft für Bauhandwerker und Bau: 
arbeiter, und die anderen auf dem baupolizeilihen, dem 
gewerbepolizeilichen Wege. Da muß man jchließlich einmal 
zu einem Ende fommen und ſich entweder fir das eine 
oder das andere entjcheiben. Aehnli war es bei dem 
Geſetz über den umnlauteren Wettbewerb. Auch damals 
fonnten fid die Juriften fchr lange nicht einigen, bie 
Meimmmgen gingen auseinander, Die einen waren ber 
Anſicht, daß iiberhaupt die beftehenden Geſetze bei richtiger 
Auslegung Schon die nöthige Handhabe gäben, während 
andere, vor allem der Herr Stollege Roeren, eine ein— 
gehende geießliche Negelung durd einen befonderen Geſetz— 
eniwurf aefordert haben. Auch bier mußte man ſchließlich 
die juriftiichen Schwierigkeiten überwinden, und wenn das 
Geſetz auch fein vollfommenes geworden ift, wenn eine 
Neihe von Beſchwerden übrig geblieben find, fo hat es 
dod) im großen und ganzen ſegensreich gewirkt. 

Ich möchte aljo damit Ichließen, daß auch id) der 
Hoffnung Ausdrud gebe, dab die Vorarbeiten, die nun— 
mehr jeit einer Neihe von Jahren die verbündeten Re— 
gierungen und deren Sommiflarien und Kommiſſionen 
beihäftigen, demnächſt zum Abſchluß gelangen möchten, 
und daß wir demmächlt mit einem Gefegentwurf in dieſer 
Materie befaßt werben. 

(Bravo! bei den Natiomalliberaleı.) 

Bräfident: Das Wort wird midyt weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen.. Wir kommen zur Ab: 
ftimmung. 

Die Kommiſſion beantragt auf Nr. 145 der Drud: 
jadıen: 





Der Reichstag wolle beichlicken: 


C) 
die Betition IT Nr. 553 des Bundes —* 


Bodenreformer, betreffend den Geſetzentwurf zur 
Sicherung von Bauforderungen, dem Seren 
Reichskanzler als Material zu überweiſen. 
in Gegenantrag liegt nicht vor. Wenn niemand wider— 
ſpricht, werde ich annehmen, daß das Haus dem Be— 
ſchluſſe ſeiner Kommiſſion beitritt. — Dies iſt der Fall, 
da niemand widerſpricht. 

Wir kommen nunmehr zu 

d) fünfter Bericht, betreffend die Ausführung von 

Privataufträgen durd die Militär-Bejchlag- 
fhmiede (Nr. 146 der Drudjaden). 

Berichterftatter ift in Vertretung der Herr Abgeordnete 
Gachbel. i 

Der Antrag der Kommiſſion lautet auf Ueberweiſung 
zur Erwägung. 

Ich eröftue die Diskuſſion. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet. — Auch ſonſt wird dad Wort nicht verlangt; die 
Diskuſſion ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 

Die Kommiſſion beantragt auf Nr. 146 der Drud: 


fachen: 
Der Reichstag wolle beichliehen: 
bie Petition IL Nr. 172 der freien Bereinigung 
der Schmiebemeifter zu Darmſtadt, betreffend die 
Ausführung von Privatarbeiten durch die Militär: 
beihlagichmiede, dem Herrn Reichskanzler zur 
Erwägung zu überweiien. 
Wenn niemand widerfpridt, werde ich annehmen, daf das 
Haus dem Beſchluß feiner Pelitionskommiſſion beitritt. — 
Dies ift der Fall, da niemand widerspricht. 
Wir fommen nunmehr zu 
e) mündlicher Bericht, betreffend Einſtellung des 
Vertriebs von Anfihtspoftfarten 2. in dem 
Markenverfaufsftande des Poſtamts 1 in Caſſel 
(Nr. 162 der Drudjaden). 
Beridterftatter ift der Herr Abgeordnete Dr. Weißen: 


gen. 

Die Kommiffion beantragt Uebergang zur Tages- 
orduuug. 

Ehe ich die Diskuffion eröffne, ertheile ich zur 
Geihäftsordnung das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Rimpau. 

Rimpau, Abgeordneter: Ich möchte den Herrn Prä— 
ſidenten bitlen, die Petitlon wegen Abwejenheit des 
Herrn Referenten von der Tagesordnung abzuſetzen. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Rimpau beantragt, 
die Petition wegen Abweienheit des Herrn Neferenten 
von der Tagesordnung abzujegen. Wen niemand wider: 
ſpricht, ftelle ich dies als Beſchluß des Hanfes feit. — 
Die Betition ift abgefegt. 

Wir gehen über zum nächſten Gegenstand: 

f) ſechster Bericht, betreffend Gewährung von In— 
balidenuntertügung an einen chemaligen 
Zrainfoldaten (Nr. 163 der Drudjachen). 

In Nowejenheit des Herru Berichterftatters hat der Herr 
Abgeordnete Rimpau das Referat übernommen. 

Der Antrag der Kommiſſion geht auf Ueberweiſung 
zur Erwägung. 

Ich eröffne die Disluſſion. — Der Herr Bericht— 
erſtatter verzichtet. — Auch ſonſt meldet ſich niemand zum 
Wort; die Diskuſſion iſt geſchloſſen, und wir kommen zur 
Abſtimmung. 

Die Petitionslommiſſion beantragt auf Nr. 163 der 
Druckſachen: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petition II Nr. 316 des Joh. Wilh. Kaul 
in Niederhofen um Gewährung einer laufenden 
Unterftügung aus dem Neih3:Invalidenfonds dem 
Heren Reichskanzler zur Erwägung zu überweiſen. 
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(A) Wenn niemand widerfpridht, werde ih annehmen, daß 


das Haus dem Antrage feiner Betitionsfommiffion bei— 
tritt. — Dies ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Wir kommen zu: 

£) fiebenter Bericht, betreffend die Abänderung ber: 

ſchiedener Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
über da3 Detailreijen (Mr. 164 der Drud: 
fahen). 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Nimpan. 

Der Antrag der Kommiſſion geht auf Uebergang zur 
Tagesordnung. 

Ich eröffne die Diskuffion. — Das Wort wird nicht 
verlangt; ich Schließe die Diskuffion, und wir fommen zur 
Abſtimmung. 

Die Petitionskommiſſion beantragt auf Nr. 164 der 
Druckſachen: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
über die Petition II Nr. 360 des Zentralvereins 
für die Intereffen des Detailreifens, betreffend 
die Abänderung verſchiedener Beftimmungen der 
Neichs⸗Gewerbeordnung, zur Tagesordnung über: 
zugehen. 
Wenn niemand widerſpricht, werde id auch hier au: 
nehmen, dab das Haus dem Antrage feiner Petitiond: 
fommilfion beitritt. — Dies ift der Fall, da niemand 
wiberfpricht. 
ir fommen zu: 
h) achter Beriht wegen Ginführung bed Gy: 
naſial-Reifezeugniſſes ald Vorbedingung des 
thierärztliden Studiums (Nr. 165 der Drud: 


fachen). 
@ — iſt der Herr Abgeordnete Hoffmann 
all). 
Der Antrag der Kommiſſion lautet auf Ueberweiſung 
zur Beridfichtigung. 

Hierzu liegt ein Antrag vor des Herrn Abgeordneten 

Baffermann; derſelbe lautet: 
Der Reichstag wolle beichließen, 
hinter dem Sclußwort des Antragd der Kom— 
milfion anzufügen: 
und bamit auszufpreden, daß bie Oberrcal: 
fhulen mit 9 Slaffen den Gymnaſien und 
Nealgymmafien hierbei gleichzuftellen find. 
Diefer Antrag bedarf ber Ilnterftügung von 30 Mit: 
gliedern. Diejenigen Herren, welde den Antrag unter: 
ftügen wollen, bitte ich, fi von den Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. Der Antrag ſteht mit zur 
Disluſſion. 

In der eröffneten Diskuſſion hat das Wort der Herr 
Berichterſtatter. 

Hofmann (Hal), Abgeordneter, Berichterſtatter: 
Meine Herren, es handelt ſich in dieſer Petition um eine 
Abänderung der Bedingung der Zulaſſung zur natur— 
wifienihaftlihen Prüfung in der Thierheillunde. Die 
gegenwärtige Bedingung amınt vom 13, Juli 1889 und 
lautet folgendermaßen: 

Die wiſſenſchaftliche Vorbildung ift nachzuweiſen 
durch das Zeugniß der Reife für die Prima 
eines Gymnaſiums oder einer Realſchule 1. Ord— 
nung, bei welder daS Xatein obligatorijcher 
Unterrichtögegenftand iſt, oder einer burd bie 
zuftändige Zentralbehörde als gleichftehend an— 
erkannten höheren Lehranftalt. 
Die jest zur Berathung ftehende Petition ift im vorigen 
Jahre Ihon eingereiht gemweien, und es hat damals 
die PBetitionstommilfion einſtimmig beſchloſſen: 
die Petition II 15327 des beutichen Veterinär: 
raths zu Berlin wegen Ginführung des 
Gymmajial-Reifezeugnifjes aldBorbedingung 


des thierärztlihen Studiums dem Herrn Reichs— 
fanzler zur Berüdfihtigung zu überweifen. 
Im vorigen Jahre ift fomit nur dad Gymnaſium 
in Frage gelommen. Im Laufe des letzten Jahres hat 
fid) aber eine jehr bedeutende Strömung, die Schul: 
reform betreffend, entwidelt, hauptſächlich dahingehend, 
daß auch die Abiturienten von den Nealfchulen follen bie 
humane Medizin ftudiren dürfen, und wohl in Rückſicht auf 
dieſe ag air ift die in Ddiefem Jahre ermeut ein: 
gereichte Petition aud auf die Realgymnaſien ausgedehnt 
tworben, und die Petitionstommiffion hat dementfprechend 
aud in diefem Jahre beichloffen: 
die Petitionen II Nr. 478 und 1644 wegen Ein- 
führung bed Abiturienteneramend eines huma— 
niftifchen oder Neal-Gymmafiums ald Borbedingung 
für die Zulaffung zum Studium der Veterinär: 
Mebizin dem Herrn Neichölanzler zur Berüd- 
fihtigung zu überweifen. 

Meine Herren, der zu biefem Punkt der Tages: 
ordnung don dem Herrn Abgeordneten Baſſermann ein: 
gereihte Antrag will auch die Abiturienten einer Real— 
ſchule hiezu berechtigen. Ich erhebe hiegegen folgendes 
Bedenken. Thatfählih Liegt gegenwärtig bie Sadıe 
folgendermaßen. Wenn jest ein Abiturient don einer 
lateinlofen Realſchule fommt und ſich bei ben heute 
geltenden Beftimmungen zur Nufnahme meldet, fo kann er 
nit aufgenommen oder doch nicht zum Phyſikum, zur 
naturwiſſenſchaftlichen Prüfung zugelaffen werden. Sie 
würden alfo, meine Herren, durch die Annahme des Anz 
trags des Herrn Abgeordneten Baffermann erreichen, daß 
thbatjähli ein Rüdihritt gegenüber dem jetzigen Ber: 
hältniffe eintreten wiirde. Das liegt aber ficherlih nicht 
in der Abſicht der Vetenten; denn man geht body nicht 
bittweife an den Neihstag, um ſchließlich gar noch das 
Gegentheil von bem zu erreichen, wa8 man gewünſcht hat! 

Meine Herren, ich fenne bie der Sache gegenüber 
wohlwollende Stellung ded Herrn Abgeordneten Bafler- 
mann, auch die Bedeutung ber Anträge beöfelben; ich 
ſpreche jedoch den dringlichen Wunſch aus für den Fall, 
daß Sie geneigt wären, dem AZufagantrag Baſſermann 
zuzuftimmen, noch die weitere Klauſel anzuhängen, daß 
die betreffenden Abiturienten aus einer lateinlofen Real— 
fchule innerhalb eined Jahres noch die Kenntniß des 
Kateinifhen nachweiſen müßten, fo wie das heute in 
ai Medizin für Griediidh und Latein der 

all ift. 
Meine Herren, ih hörte, kurz bevor ih an biefe 
Stelle trat, von einem Abgeordneten ausfpredhen: wozu 
brauchen denn die Thierärzte das Latein? Meine Herren, 
biefe Frage fteht genau neben derjenigen: wozu brauchen 
denn die Human: Mediziner das Latein? Ich glaube, daß 
fein einziger Student, ausgenommen diejenigen, welche 
Sefchichte ftudiren wollen, mehr Latein braudt alö der 
Mediziner, gleihviel ob Tchierarzt oder Menfchenarzt. 
Gewiß kann man auch Thierarzt fein, Heiltunde treiben, 
und in einigen Fächern vielleiht mit großem Grfolg, 
ohne viel, vielleicht gar fein Lateiniſch zu können. 
Aber foldhe Leute werden immer Gefahr laufen, eine 
Menge von Fehlern zu machen, die eben nicht gemacht werden 
follen, fobalb fie fich über eine gewiſſe Grenze hinaus: 
wagen; und wenn noch vom jelben Herrn Abgeordneten 
darauf hingemwiefen wurde, daß die Heilkünftler doch ihre 
Nezepte Lateinisch fchreiben follen, jo ift das gewiß nur 
ein Ausfluß einer unwilligen Stimmung und trifft nicht 
die Hauptfadhen defien, um was es fih handelt. Aber 
auch hier im dieſer formalen Sache muß der Betreffende 
jo weit in die lateinifche Sprache eingeführt fein, daß er 
wenigftend nicht grobe Fehler macht; denn ein Rezept ift 
ein Dokument und ein jo wichtiges, daß es nicht mur bie 
lateinifchen Kenntniffe des Autors beweift, jondern von 
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(A) dem Genefung oder Tod des Patienten abhängig fein 


kann. Wenn noch gelagt wurde, es fei aber nicht 
nothwendig, dab man die Rezepte lateiniſch 
fchreibe, jo erwidere ih, daß man das Beftreben ehr 
bald wieder aufgegeben hat. Die chemiſchen Formeln, 
bie ald Erſatz dienen könnten, find oft fo groß und fo 
fomplizirt, daß maı fie faum verwenden kann, und dann 
haben die Mebifamente jo verfhiedene Namen, dab 
3. B. einzelne arzneiliche Pflanzenftoffe mit 30 und noch 
mehr verſchiedenen Namen in ben verihiedenen Gegenden 
Deutſchlands belegt find. Wie wollen Sie ba mit ber 
deutihen Spradje eine Gleihmäßigkeit erreihen? Ebenfo 
wenig, wie man bie lateinifchen Signaturen in der Anatomie, 
der pathologiichen Anatomie, der Botanik, der Zoologie 
entbehren fann, kann man das lateiniſch —— 
Rezept entbehren. — Das iſt aber alles nur nebenbei. Es 
ſind Dinge, die dem Hauptzweck gegenüber, der Ein— 
führung der Maturitas, einfach zur Seite zu legen 
ſind; ich wollte ſie nur nicht unerwähnt laſſen, weil ſie 
mir vorhin als einziges Argument gegen jede Förde— 
rung ber Tierheilkunde überhaupt zu Gehör gebracht 
worden find. 

Meine Herren, ic fomme nochmals auf den Antrag 
Baffermann, bem and) ich mid; freundlich gegenüber ftellen 
will, von dem ich aber doch wünſche, baß er bieje weitere 
Ausbildung bedarf, die ich nannte, daß, fofern die be- 
treffenden Abiturienten bon lateinlofen Schulen 
fommen, fie dann innerhalb eines Jahres den Nachweis 
führen müfjen, daß fie das Latein nachgeholt Haben müſſen, 
fo wie eö bei ben Mebizinern nicht nur für Latein, fon: 
dern au für Griechiſch der Fall ift. 

Ic mwiederhole, id) halte «3 für nicht unbedenklich, 
Thiermebizin ftubiren zu laffen, ohne daß bie Betreffenden 
Latein können. Man kann ja kaum ein medizinisches 
Buch richtig leſen, wenn man nicht wenigſtens bie 


(B) Haupftſachen der lateiniſchen Sprade beherricht, und daß 


die Gefhihte der Medizin, die ohne Kenntniß des 
Lateinifchen nicht erforiht werden kann, heute noch un— 
gehobene Perlen und Schäge birgt, das wird mir niemand 
beftreiten wollen. Ich glaube daher, daß ber Antrag 
der Kommiſſion zur Annahme gelangen follte. Falls 
Sie jedoch für den Antrag Baſſermann ſtimmen würden, 
möchte ich doch bitten — und vielleicht ift ber Herr An— 
tragfteller jelber dazu geneigt —, feinen Antrag dahin zu 
erweitern, daß das Latein, foweit es jet ſchon vor— 
geichrieben ift, jedenfalls für die Zukunft nicht ver: 
Ioren geht. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Bajlermann. 

Baflermann, Abgeorbneter: Meine Herren, was das 
Verlangen der Thierärzte angeht, eine beſſere Borbildung 
von Staatö wegen vorgefchrieben zu befommen, fo ift ja 
darüber in bdiefem Haufe wiederholt geſprochen worden. 
Es ift daranf Hingewiefen worden, daß aus den Streifen 
der Thierärzte und aus ihrer berufenen Vertretung, auch 
aus den Ihierärztlihen Hochſchulen ſeit Jahr und Tag 
da3 Verlangen geftelt wird, es möge dad Abiturienten: 
zeugniß für den thierärztlihen Beruf vorgefchrieben, ob— 
ligatoriſch gemacht werden. Die Thierarzneifunde hat in 
den legten 20 Jahren einen ganz anderen Charakter an— 

enommen, als fie früher hatte, und zwar gilt das fomohl 
ir das Gebiet der Chirurgie, wo ein ganz anderes Maß 
von Senntniffen verlangt wird, als aud für das Gebiet 
der inneren Krankheiten. Es find aber hinzugetreten eine 
Reihe neuer Aufgaben, die auf dem Gebiete der Veterinär: 
polizei, der Nahrungsmittelunterfuchung liegen, dann vor 
allen Dingen da3 ganze Studium der Balteriologic. Alle 
die Dinge find ja eingehend begründet in Eingaben, die 
den jämmtlichen Mitgliedern dieſes hohen Haufes zu: 
gegangen find. Mit Recht ift deshalb darauf hingewieſen 





worden, es möge der Unterſchied, der heute gemacht wird (C) 


zwifhen den Borbedingungen fir dad Studium der 
Medizin und bemjenigen für das Studium ber Thier: 
medizin, befeitigt werben. 

Der Haupteinwand hat immer darin beitanden, daß 
man gejagt hat: wenn die VBorbebingungen fir das thier: 
ärztlihe Examen erfchwert erden, dann wird fid) der 
Zugang zum Studium der Thiermedizin erheblih ver: 
mindern. Allein diefe Einwendungen find widerlegt durd) 
bie Erfahrung. Es ift namentlih darauf hinzuweiſen, 
dab, als man in Jahre 1885 die Primareife für das 
thierärztlihe Studium einführte, alfo erſchwerte Be— 
dingungen eingeführt hat, damals feine Verminderung des 
Zugangs von Studirenden der Thiermedizin ftattgefunden 
bat, im Gegentheil eine Vermehrung Man faun aud), 
wenn man ſich mit Thierärzten über dieſe ganze Frage 
der Vorbildung unterhält, immer wieder bon ihnen hören, 
daß gerade die Sleichftellung in dem Borbildungsmah 
mit ber Mebizin eine ganze Neihe von Elementen, bie 
heute das Studium der Thiermedizin als etwas Minder- 
werthiges eraditen, von dieſer Anficht befehren wird, und 
daß baburd der Zugang aus einer Neihe von Familien 
u dem Studium der Thiermebizin fih erheblich 
Neigern wird. 

Sodann ift hinzumweifen auf das Vorgehen anderer 
Staaten, auf Frankreich, auf die Schweiz, auf Belgien, 
auh auf Defterreih und Schweden, die mit einzelnen 
Abweichungen, aber im allgemeinen body prinzipiell das 
Maturitätderamen für dad Studium der Thiermedizin obliga= 
toriſch gemacht haben. Es iſt heute fchon ſtatiſtiſch nach— 
gewieſen, daß gerade unter den Militärroßärzten ſich ein 
ſehr erheblicher Prozentſatz von ſolchen Leuten befindet, 
die im Intereſſe ihrer beſſeren Vorbildung das Abiturienten— 
examen gemacht haben. 

Was nun meinem Antrag anlangt, ſo ſoll derſelbe 


einen Ausgleich einer meiner Anſicht nad) ungerechtfertiglen (D) 


Unterfheidung der Betitionstommiffion herbeiführen. Meine 
Herren, ich fann dabei anknüpfen an die neuerlihen Gr: 
örterungen über bie Schulreform im allgemeinen. Es ift 
dabei natürlich nicht meine Abſicht, hier eine Diskuſſion 
über die Schulreform hervorzurufen. Es ift Ihnen allen 
befannt, daß durch Königliche Initiative in Preußen die 
ganze Frage der Schulreform wieder in Fluß gebradt iſt, 
und daß nunmehr Beitrebungen fi vollziehen, die dahin 
gehen, die drei Klaſſen von höheren Bildungsanftalten, 
joweit es angängig tft, gleidhzuftellen, nämlih das huma— 
niftiihe Gymmafium, das Realgymnaſium und bie Ober: 
realſchule. Ich verweife Sie, meine Herren, auf bie 
eingehende Debatten, die über biefe Fragen im preußi— 
ſchen Abgeordnetenhauſe in den leiten Wochen ſtattge— 
funden haben. Aus den Reihen ber verichiedenen Par: 
teien heraus hat man ſich diefen Neformbeftrebungen 
ſympathiſch gegemübergeftellt, aud) aus den Neihen ber 
fonfervativen Fraktion; ich verweife in biefer Beziehung 
auf die eingehenden Ausführungen, die der Herr Kollege 
Kropatſcheck gemacht hat. Es war namentlich der Ge— 
fihtöpunft, daß eine derartige Gleichftellung nur aus: 
fallen könne zum Nuben des humaniitiihen Gymnaſinms, 
und daß daher auch die Elemente, die mit Recht einen 
großen Werth darauf legen, dab das humaniſtiſche 
Gymnaſium uns erhalten bleibt, und zwar in feiner 
reinen Form, fid) derartigen Reformbeftrebungen freundlich 
gegenüberftellen müffen. Man hat darauf hingewieſen, 
dab, wenn bie Beredhtigungsfrage, die Frage des Zugangs 
zu den Hochſchulen in ber —— gelöſt ſei, daß auch 
die Mediziner und die Juriſten, wie heute ſchon bie Anz 
aehörigen der philofophiichen Fakultät über das Neal: 
ghmnaſium und die Oberrealichule zum Studium gelangen 
lönnen, damit der Erfolg erreicht werde, daß eine Neihe 
von Knaben, die heute das Gymnaſium unnöthig bes 


(A) fchweren, namentlich 


1960 


Reichstag. — 70. Sitzung. Montag den 18. März 1901. 








weil fie für dad Studium bed 
Griechiſchen micht die nöthige Begabung mitbringen, aber 
trotzdem, weil fie ih die Wahl des Berufs vorbehalten 
wollen, Jahre hindurch fih mit dem Erlernen ber 
griechiſchen Sprade zu befaffen gezwungen find, die fie 
in ihren fpäteren Leben wicht brauchen, fich fern halten 
werden vom Gymnaſium. 

Das find die Gründe oder wenigſtens einzelne der: 
felben, aus denen heraus man fid der ganzen Reform 
freundlich gegenübergeftellt hat. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Kollege Hoffmann 
in feinem Neferat, auf meinen Antrag eingehend, bie 
Frage des Ergänzungsexamens bereits geftreift. Gr hat 
gejagt: wie kann man fiir das Studium der Thiermebizin 
die neunklaffigen Oberrealichulen zulaſſen wollen, in ber 
fein Latein gelehrt wird, während doch für das Studium 
der Thiermedizin die Vorbildung der lateiniſchen Sprache 
eine Nothwendigkeit iſt! Das ift eine Frage genereller 
Natur, die aud wiederum eingehend gerade tn den legten 
Wochen bon den Schulmännern und den Reuten bes 
öffentlichen Lebens behandelt worden iſt. Man hat mit 
Recht gefagt, die Borbedingung für das Examen in der 
Jurisprudenz und in dee Medizin werben ja feftgeftellt 
durch die Prüfungsordnung, man mag alfo freigeben, 
welche höhere Schule der betreffende Kandidat wählen will 
für feine Borbildung; wie er dann zu dem möthigen 
Maß don Senntniffen gelangt, weldes die Prüfungs: 
orduung erfordert, das iſt jeine Sade, und bazu 
it fein Grgänzungseramen in der lateinischen Sprade 
nothwendig, ſondern er kann ſich dieſe ergänzenden Kennt⸗ 
niſſe verſchaffen auf dem Wege, den er fir richtig erachtet, 
und es muß genügen, wenn in dem Fachexamen die ent— 
Ipredyenden Stenntniffe von dem Kandidaten nachgewiesen 
werden. Diefe Geſichtspunkte treffen felbftverftändlich auch 
zu auf das Studium der Thiermedizin, und nad ber 


(B) Richlung find demnach die Ausführungen, die der Herr 


Kollege Hoffmann heute gemacht hat, nicht zutreffend. 
IH will natürlich feine Differenzirung der Stubirenden 
ber Thiermedizin, fondern mein Antrag geht von der 
Vorausfegung aus, daß die ganze Frage der Borbildung 
für das Hochſchulſtudium in der Weile gelöft wird, wie 
nunmehr die cinleitenden Schritte gemacht find, d. h. daß 
in der That eine Gleichftellung diefer drei Klaſſen von 
höheren Bildungsanftalten in der Berechtigungsfrage er— 
folgt. Id habe audı die feſte Meberzeugung, dab ber 
MWiderftand der Zünftler in der Medizin und im ber 
Surtsprudenz überwunden werden wird. Wenn wir darauf 
warten wollen mit der Reform, bis die Aerzte und die 
Herren Juriſten ſich mit der Gleichftellung diefer drei 
Arten einverftanden erklären, dann wird das nod in 
Jahrzehnten nichts werden, fondern dieſer alte Zopf, 
dieſes MWeiterfchleppen von Geſetz und Recht und Weiter: 
vererben kann nur befeitigt werden, indem man über den 
Widerſtand der beireffenden Kreiſe hinweg auf dem Ber: 
waltungs= und Geſetzgebungswege die Reform erzwingt. 
Der Antrag, den id) heute geftellt habe, ift meiner Anficht 
nad; nur eine Konſequenz des Standpunft3 der Betitions- 
kommiſſion. Es befteht fein Grund, wenn wir die Bor- 
bildung des Studiums der Thiermedizin hier regeln 
wollen, daß wir eine Differenzirung bier eintreten laflen 
zwiſchen Humaniftiichem Gymnaſium und Realgymnaſium 
einerſeits und der Vtklaſſigen Oberrealſchule andererſeits. 
Ich glaube, daß der Antrag ſich hierdurch begründet und 
empfehle Ahnen dringend deſſen Annahme. 
(Yebbafter Beifall.) 

Präſident: Der Autrag des Herrn Abgeordneten 
Baſſermann Liegt Ihnen nunmehr gedruckt vor anf Nr. 207 
der Druckſachen. 

Das Mort hat der Here Abgeordnete Rettich. 

Rettich, Abgeordneter: Meine Herren, auch ich kann 


mich mit volfer Entjchiedenheit für die Annahme des An- (C) 


traged der Petitionskommiſſion ausſprechen, welder die 
Betition dem Herrn Reichskanzler zur Berüdiichtigumg 
überweifen will. Die Materie, die uns bier beichäftigt, 
ift nicht neu. Im Jahre 1894 z. B. bei der Berathung 
der Novelle zum Viehſeuchengeſetz, lagen die gleichen 
Betitionen vor. Ich hatte damals die Ehre, den Bericht 
über die Novelle und die dazır eingereichten Petitionen zu 
erftatten, und habe mid damals ſchon mit voller Be: 
ftimmtheit für dieſe Betitionen ausgeiproden, und wenn 
ih mid redt erinnere, fo wurde mein Antrag, Die 
Petition dem Herrn Reichskanzler zur Berückſichtigung zu 
überweifen, damald im Plenum mit großer Majorität an— 
genommen. Die Bewegung in ben thierärztlihen reifen 
{ft feit der Zeit nicht zum Stillitande gefommen. Ich 
hebe namentlich hervor, dab im Königreich Sachſen ſtets 


in reger Weiſe dieſe Frage behandelt und erörtert 
worden it. ; j 
Meine Herren, es ſprechen aud eine Neihe von 


Gründen dafür, eine beifere Vorbildung dem Stande ber 
Thierärzte vorzufcreiben. Unſere ausgedehnte kom— 
plizirte Seuchengefeßgebung und das neue Fleiſchſchau— 
geſetz legt in die Hande der Thierärzte eine Reihe von 
Entiheidungen, die von der allergrößten Wichtigkeit find 
gerade für die Landwirthſchaft. 
(Sehr richtig!) 

Der Stand der Thierärzte erfordert daher ein hohes 
Bertrauen feitens des betheiligten Bublifums, und daher 
ift die Hebung des Standesgefühls und der ganzen 
Stellung derfelben erforderlih. Schon von diefem fpeziellen 
laudwirthichaftlihen Standpunkte aus muß ich mid ent: 
ichteden für bie Berüdfihtigung der Wünſche der Thier: 
ärzte ausfprechen. 

Meine Herren, die wiſſenſchaftlichen Anforderungen, 
die an bie Thierärzte heute geftellt werden, fiud, wie mein 


Herr Vorrebner ſchon angedeutet hat, von Tag zu Tag (D) 


gefteigert. Es ift hingewieſen worben auf die Bafteriologie, 
es ift weiter zu erwähnen die Impffrage, die Serum: 
behandlung u. ſ. w. Alles dieſes weilt darauf hin, daß 
den Stubireuden der Beterinärfunde eine beffere Bor: 
bildung gegeben werben muß, und daß die Wünfche, die 
ans den betheiligten Kreiſen hervorgehen, ihre volle Be: 
rechtigung haben. . i 

Meine Herren, was den Antrag des Herrn Kollegen 
Bafjermann betrifft, fo kann ich mich nad) ben Erörte— 
rungen, die wir eben aus feinem Munde gehört haben, 
für die Annahme deöfelben erflären, und namentlid) von 
dem Gefichtspunfte aus, daß, wenn den Abiturienten der 
Oberrealihule die Befugniß zum Studium der Mebizin 
gegeben werben fol, dann natürlich auch den Stubirenden 
der Veterinärkunde dasſelbe gewährt werden muß. Bon 
dieſem Gefihtöpunfte aus bitte ih Sie ebenfalld3 um An— 
nahme des Antrages Baſſermann. 

(Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbitete 

Eickh 


hoff. 
Eichhoff, Abgeordneter: Meine Herren, id) freue mid, 
dab von fonfervativer Seite jett eine andere Meinung 
über dieſe Angelegenheit geäußert worben ift alö früher. 
Es iſt in der That unabweisbar, dab and, die Veterinär: 
ftudenten eine grünblichere wiſſenſchaftliche Worbildung 
erhalten als bisher, ihon aus dem vom den Herren 
Kollegen Baſſermann und Rettich angeführten Grunde, 
weil es unbedingt nöthig iſt, daß die Veterinärftudenten 
mit Rückſicht auf gewiffe Thiertrantheiten und Thierſeuchen 
batteriologiihe Studien machen. Das hohe Haus tft im 
übrigen über dieſe Petition einig, und ich kann mid des— 
halb auf diefe Bemerkung befehräufen. ; 

Ich habe mid audy nur zum Worte gemeldet, um 
Ahnen auch meinerjeits den Antrag des Herm Kollegen 
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(4) Baffermann zur Annahme zu empfehlen. Es wäre in ber | wenn diefe Vorbedingung geitellt wird, dann würde künftig (C) 


(B) dad thierärztlihe Studium zu machen. 


That eine Inkonſequenz fondergleihen, wenn mir biejen 
Zufatantrag des Herm Stollegen Baffermann nicht an— 
nähmen. Nicht nur im preußiichen —— 
ſondern auch im Reichstage iſt über die Gleichwerthig— 
keit und die Gleichberechtigung der verſchiedenen 
höheren Lehranſtalten ſchon des häufigeren debaättirt 
worden. Gerade hier iſt auch von konſervativer Seite zu 
meiner Freude ber Standpunft getheilt worben, ben be: 
fanntlih Seine Majeftät der Katjer ſchon feit Längerer 
Zeit zu dem feinigen gemadt hat. Ich würde aber fagen: 
cs ift eine Anomalie, wenn nun für die Veterinärftubenten 
nur das Gymnaſial- oder Realgymnaſialzeugniß vor: 
gefchrieben würde, während bie Oberrealſchulen aus: 
geichloffen fein ſollen. Der Herr Kollege Baflermann hat 
mit Nedt betont, dab diejenigen lateiniihen Bor: 
fenntniffe, welde heute noch von biefem Studium un: 
trennbar find, felbftverftändlih von dem betreffenden 
Kandidaten nachgewieſen werden müflen. Diefe Kenntniſſe 
feftzuftellen ift aber lediglich Sade der Craminatoren 
der thierärztlihen Hodidulen. Was für die Human— 
Mediziner in Zukunft gelten fol, muß in dieſem Falle 
auch für die Veterinär-Mediziner gelten. 

Ih kann Ihnen alfo den Antrag des Herrn Kollegen 
Baflermann mit der Petition im ganzen und aufs 
dringendfte zur Annahme empfehlen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Ledebour. 

Ledebour, Abgeordneter: Meine Herren, vorausgeſetzt, 
daß das Haus die Petition annehmen ſollte in der Form, 
wie ſie der Herr Abgeordnete Hoffmann befürwortet hat, 
daß das Haus alſo Berückſichtigung empfiehlt, würde ich 
meinerſeits auch für den Antrag Baſſermann ſtimmen. 
Dieſer Antrag ergiebt ſich naturgemäß als Ergänzung 
des Vorſchlags, das Abiturium zur Vorbedingung für 
Ih wuͤrde alfo 
in erfter Reihe für ben —* Baſſermann ſtimmen, aber 
nicht für die Berückſichtigung der Petition, überhaupt das 
Abiturium zur Vorbedingung für das 
Studium zu machen. 

Es iſt hauptſächlich dafür angeführt worden, daß bie 
beſſere wiſſenſchaftliche Ausbildung der Thierärzte ein 
derartiges Vorſtudium erfordert, wie es der volle Kurſus 
der Gymnafien und Realgymnaſien liefert. In der Peti— 
tion ſelber wird aber dieſer Einwand hinfällig gemacht 
durch das Zugeſtändniß: 

Es ſei ganz richtig, daß die Thierheilkunde ſeit— 
her ihre beſten und zahlreichiten Kapazitäten in 
wiſſenſchaftlicher Beziehung aus Nichtabiturienten 
bezogen habe 
(hört! hört!), 
und daß fi der thierärztlihe Stand im all 
gemeinen fteigender Adtung und Anerkennung 
erfreut. 
Henn alfo jegt ſchon die beten wiſſeuſchaftlichen Kapazi— 
täten ber Thierarzneifunde aus Nichtabiturienten hervor: 
gingen — und ich flechte ein: es wird auch zugegeben, 
daß fich viele, die das Abiturium gemadt haben, ſchon 
jegt dem Stubium der Thierarzneifunde zumenden —, 
dann liegt doch gar fein Grund vor, an dem beftehenden 
Zuftand eine Aenderung vorzunehmen. 
(Sehr richtig!) 

65 hat aber eine berartige Aenberung eine be- 
beutende Gefahr. Es wird ausdrüdiih erflärt: es Toll 
dieſes Vorſtudium auf ben Gymnaſien und Real— 
gymnafien die jungen Tierärzte künftig in die gleiche 
Lage bringen wie diejenigen jungen Männer, die Mebizin 
ftubiren. Sie follen alfo diefelbe Vorbildung haben, und 
es würde weſentlich fein Unterſchied zwiſchen dieſen fein. 
Wenn das der Fall iſt, was zweifellos eintreten würde, 
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thierärztliche 


eine gewiſſe Kategorie von jungen Leuten, die fich gegen- 
wärtig der Veterinärarzneifunde zuwenden, ausgeſchloſſen 
werben bon dem thierärztlichen Studium genau jo wie 
von dem Studium der Mebizin, nämlich Diejenigen, bie 
minder bemittelt find, und deshalb nicht eine jo lange 
Zeit, wie die Vorbildung auf dem Gymnafium es er: 
fordert, von ihren Eltern erhalten werben können. Es 
handelt fih dba um einen Unterſchied in ber Vorbildung 
von mindeftend zwei Jahren, der dba gefordert wird. 
63 würde alfo, wenn ber Antrag der Petenten Berüd: 
fihtigung finden follte, künftig der junge Dann zwei Jahre 
länger von den Eltern unterhalten werden müſſen, ehe 
er die thierärztlihe Hochſchule befuhen kann. 

Nun haben fich bisher zu einem großen Theil, in 
früheren Fahren noch viel mehr, die Thierärzte refrutirt 
aus ber bäuerlichen Bevölkerung. Gerade dieſe bäuerliche 
Bevölkerung würde dann biel weniger in ber Lage fein 
ald gegenwärtig, ihre Söhne auf die thierärziliche Schule 
au ſchicken. Und das ift aud) ein Nachtheil, der zweifellos 
Berückſichtigung verdient. 63 würde aber dann Folgendes 
eintreten. Wenn mejentlih die Ausbildungskoſten bie 
nämliden wären für ben Thierarzt wie für den Menſchen— 
arzt, fo würden bie jungen Leute die Neigung haben, ſich 
dem humanärztlihen Studium in erfter Linie zuzuwenden, 
da bie Frage der often für fie nicht mehr 2 in 
Betracht kommt, und nur die Minderbegabten, die par 
nicht weiter kommen können oder glauben, daß fie nicht 
weiter fommen fönnen, werben dann gewiffermaßen aus: 
geichieden werben und fi vorzugsweiſe dem thierärztlichen 
Studium zuwenden. Während aljo gegenwärtig bie 
Minderbemittelten fi zum Theil dem thierärztlichen 
Studium zuwenden, bie felbftverftändlid ebenfo begabt 
fein tönnen wie die PBefferbemittelten, werben fünftig, 
da dieſer Gefichtöpunft nicht mehr in Betradt kommt, 


unter den Befjerbemittelten gerade die Minderbegabten (D) 


ſich dem thierärztlihen Studium zuwenden, weil es ganz 
zweifellos ift, daß im allgemeinen in der Stellung eines 
Thierarztes ſich gefelfhaftlih und aud, was das Ein- 
fommen betrifft, geringere Erfolge erzielen laffen als in 
ber mebizinifchen Bra 8, 

Das find alfo Gefihtöpunfte, die und dazu veran— 
laſſen müßten, von einer derartigen Forderung, dab das 
Abiturium zur Vorbebingung des thterärztlichen Studiums 
gemacht wird, abzufehen. rn fann mir, wie gefagt, gar 
feinen irgendwie beträdhtlihen Vortheil gegenüber dem 
—— Zuſtande verſprechen, da — ich wiederhole 

ad — bie Thierärzte in der Petition ſelbſt zugeben, daß 

einerjeitö jest ſchon das thierärztlihe Studium das 
Möglichite Leiftet, was geleiftet werden kann, und anderer: 
feitö, da fie angeben, daß die Thierheiltunde feither ihre 
beften und zahlreihiten Sapazitäten in wiflenfchaftlicher 
Beziehung aus Nichtabiturienten bezogen hatte. Wenn 
bad ber Fall ift, ift damit der ganzen Petition der Grund 
und Boden entzogen. Es Liegt darin ber Beweis, daß 
die A Borbildung nicht hinderlich ift 
für die wiffenihaftlihe Ausbildung. 

Ih kann deöwegen in biefer Petition nur wieder 
einen Ausfluß jener 5 vielfad fi unangenehm bemerf: 
bar machenben Beftrebungen ſehen, auf künſtliche Weife 
eine höhere und vornehmere gefellihaftlide 
Stellung zu erzielen, wie fih dad aud aus anderen 
Freien in der Forderung auf Einführung neuer Titel er- 
giebt. Da haben wir erlebt, daß ein Dr. ing. geihaffen ift, 
eine ebenſo ſprach- wie finnmwibrige und überflüffige 
Bezeichnung. Neuerdings kommen auch die Schullehrer, 
bie Mitglieder der höheren Schullarriere, und erheben ben 
Anſpruch, Schulaffelforen oder Schulreferendare 
genannt zu werben. Vielleicht werden wir in ganz furzer 
Zeit auch dazu noch fommen. Dann werden die Herren 
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(A) das hohe Ziel erreicht haben, daß man jchliehlic feinen 


Unterfhied mehr machen fann am Stammtiich zwiſchen 
den Affefforen der Jurisprudenz und ber Philologie. 
Sonſt bleibt ja alles beim Alten, wenn auch eim uns 
beredtigter * nach Titeln wieder eine neue 
Berückſichtigung findet. Im weſentlichen kommt die Petition 
meiner Ueberzeugung nach auf etwas Aehnliches hinaus, 
Ein Bebürfniß im Intereſſe der thierärztlihen Prari3 und 
des Studiums beiteht nit. Deshalb werde id, wenn 
ih auch im erfter Neihe für den Antrag Ballermann 
ftimmen werde, weil er immerhin eine Verbeflerung enthält, 
fchließlih) doch gegen den Antrag der Kommiſſion, dieſe 
Petitton zu berüdfichtigen, ftimmen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. KHarborff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ich muß anerkennen, daß 
bie Gründe, welche mein Herr VBorrebner, ber Abgeordnete 
Lebebour, geltend gemacht hat gegenüber dem Antrag ber 
Kommilfion, wohl einige Berüdfihtigung verdienen. Ich 
nehme aber aud an, daß bie verbündeten Regierungen 
ihnen dieſe Berüdfihtigung werben zu Teil werden lafien, 
benn es End weſentlich diefelben Gründe, bie die Herren 
Bertreter ber verbündeten Regierungen, namentlid) ber 
Herr Kriegsminiſter, in der Budgetkommiſſion vorgebracht 
haben, als es fid) um die Militarroßärzte handelte. Im 
Sanzen aber glaube ih doc, daß, wenn der weitaus 

rößte Theil der Thierärzte, wad mir erwiefen zu fein 
heint, jegt auf dem Standpunft fteht, es wäre nützlich 
fir den Beruf eines Thierarztes, bad Abiturienteneramen 
aufweifen zu können, man dann füglih ſich dem nicht 
entgegenftellen kann. 

(Sehr wahr! rechts.) 

Ich weiß übrigens nicht, wie der Herr Abgeordnete 
Eickhoff dazu kommt, ben Konfervativen borzumwerfen, fie 


(B) Hätten früher auf einem anderen Standpunkt geftandben. 


Gerade von diefer Seite aus — wenigſtens bon meiner 
Partei, daß weiß ich beftimmt — ift ftetö betont worben, 
daß wir bafür eintreten wollten, daß für die Thierärzte 
das Abiturium erforberlich jet gerade wegen der erhöhten 
Bedentung, weldhe bie Thätigfeit des Thierarztes heute bei 
den vielfach auftretenden Biehleuchen gewonnen hat. Sch bitte 
alio, nachweiſen zu wollen, wo bie fonfervativen Parteien 
hier auf einen anderen Standpunkt ſich geftellt hätten. 
Ich kann mid nicht erinnern, daß dies jemals ber Fall 
gewejen. 

Ich werbe heute für den Antrag Baffermann ftimmen, 
da er den Kommiffionsantrag einigermaßen abmindert 
und fomtt einen Theil der Bedenken fortnimmt, die von 
dem Herrn Abgeordneten Ledebour —— find, dem⸗ 
nächſt auch für den Antrag der Kommiſſion. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Paaſche. 

Dr. Paaſche, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff begann ſeine Rede damit, daß die Gegen— 
ing die ber Herr Abgeordnete Ledebour vorgebradt, 
hn einigermaßen überzeugt hätten 


(Zuruf rechts) 

oder doch beachtenswerth feien. Mich haben biefe Aus: 
führungen in feiner Weife überzeugt. Die Thatſache, daß 
einzelne tüchtige Männer gute Thierärzte geworben find, 
ohne die größere allgemeine Vorbildung durchgemacht zu 
haben, beweift noch gar nichts. Wir fehen heute überall, 
dab eine gründliche Vorbildung gefordert wird, wo 
etwas Tüchtiges nicht bloß von einzelnen, fondern bon 
der großen Maſſe der Berufögenofien geleiftet werben foll. 

Es find nun die Aufgaben eines Thierarztes fort: 
dauernd im Wachſen begriffen, und das ift auch in ber 
Kommiffton ſeitens ber Fraktionsgenoſſen des Herr 
Ledebour hervorgehoben worden, daß die Thierarznei: 
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kunde 
der mediziniſchen Wiſſenſchaft Hand in Hand 
gehen muß. Denken Sie beiſpielsweiſe an die Be— 
kämpfung der gefährlichen Tuberkuloſe, bei der die thier— 
ärztliche Forſchung mindeſtens eben fo wichtige Aufgaben 
hat wie die mediziniſche Wiſſenſchaft. Da iſt es um fo 
mehr erforderlich, daß die Thierärzte, denen man fo hohe 
und wachſende Aufgaben zuweiſt, eine möglichſt gründliche 
Vorbildung genießen und mit ber gleichen VBorbildung wie 
die Medizin Stubirenden an ihre jchweren Bilichten 
herantreten. Ich möchte dringend bitten, die Petition an: 
zunehmen; id; braude dem, was mein freund Baffer: 
mann gelagt Hat in Bezug auf bie Gleichftellung ber 
Oberrealihulen, wohl faum etwas hinzuzufügen. Wir 
halten das für den erften Schritt auf diefem Wege 
und wollen felbitverftändlich nicht, daß daraus, daß wir 
gerabe bei ben Veterinärärzten zuerft diefe Sadje regeln, 
ebeutet werden follte, als ob dieſe eine Stufe niedriger 
Mänben ald die anderen; im Gegentheil, dies fanı nur 
der erfte Schritt fein, um dieſe Neform allgemein 
durchzuführen. 
(Brabo!) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Eickhoff. 

Eichhoff, Abgeordneter: Herr v. Kardorff befindet ſich 
im Irrthum; er hat eben den Verhandlungen ber Budget: 
fommiffion im dieſem Winter nicht mehr dauernd bei- 
ewohnt. Als jüngft die Frage der Gehaltsaufbefferung 
ir bie Militärroßärzte in der Budgetkommiſſion auf 
der Tagesordnung ftand, wurde auch dieſe Frage ber 
Borbildung wiederum geltreife und bon fonferbativer Seite 
eine ganz andere Anficht geäußert, als diejenige ift, bie 
ber Herr Kollege Rettich foeben zu meiner Freude geäußert 
hat. Das wollte ich Herrn v. Kardorff nur furz erwidern. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Bericdterftatter. 

Hoffmann (Hall), Abgeorbneter, Berichteritatter: 
Meine Herren, es ift ja von allen Seiten des Haufes die 
Petition beifällig aufgenommen worden, und fie wird ja 
auch den Zufat, den der Herr Abgeordnete Baffermann 
eftellt Hat, wohl erhalten. Ich wende mich auch bes 
Meiteren nicht mehr dagegen, namentlich aus dem Grunde, 
weil foeben der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche noch be— 
fonder8 hervorgehoben hat, daß durch Annahme derſelben 
nicht hier etwa ein Exempel ftatuirt werben fol, daß man 
die Thierheiltunde niedriger bewerthe als die humane 
Medizin. Vielleicht läßt fi in inniger Verbindung diefer 
Sade mit der Schulreform auch der Charakter der latein- 
ofen Realſchulen, die ja einfeitig für die techniſchen 
Hochſchulen zugeichnitten find, etwas ändern. 

Ich muß mid aber mit einigen Worten gegen ben 
Herrn Abgeordneten Lebebour wenden. Diefer Herr will 
feine Abneigung gegen bie geplante Verbeflerung, gegen 
den Fortichritt dadurch begründen, daß er fagt, es fei in 
ber Betitton felbft angegeben, daß jest fchon eine Reihe 
von Kapazitäten, die in der Thierheiltunde obenan ftehen, 
aus den Nichtabiturienten hervorgegangen feien. Ja, 
meine Herren, wo follen denn feither die Abiturienten 
in ber Thierheiltunde hergekommen fein? Gewiß, bie 
re Kapazitäten, welche die Thierheilkunde 
rüber hatte, waren weitaus in der Mehrzahl keine 
Abiturienten. Wer ſtudirte denn Thiermedizin? Doch meift 
nur Leute, die eben ſobiel Vorbildung befaßen, wie vor: 
geichrieben war, und die paar Leute, die früher in bie 
Thierheiltunde hereingingen, die maturitas gehabt haben, 
find aus ganz befonderen Gründen bereingegangen. Sie 
find oft durch Verhältniffe dazu gekommen, daß fie felbft 
nit mußten wie; und wenn fie bann thatfächlich über 
die mittelmäßige Leiftung heraufkamen, fo verſchwindet 


und die thierärztlihe Prarid immer mehr mit (CO) 


(D) 
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(Hoffmann (Hall).) 


(A) doch die Zahl derjenigen, welche die maturitas hatten, 


gegenüber derjenigen der Anderen. Nun ift aber bamit 
gar nicht gefagt, daß die Thierheiltunde heute nod) ganz 
anders baftehen würde, wenn fie von jeher nur Leute mit 
Maiuritas, furzweg geſagt „beſſeres Material* als 
jeitbem gehabt hätte. Das ıft auch thatjächlich jo in ber 
Petition ausgejproden, und wenn der Herr Abgeordnete 
ebebour den Abſchnitt vollitändig gelejen hätte, beffen 
Anfang er hier vorgetragen hat, jo würde er zu anderen 
Schlüſſen gelommen fein, und er würde nicht diefen Sat 
ald Beweis und ald Angelpunkt feiner Argumentation 
gegen die Petition vorgeführt haben; denn der Schlußſatz 
des don dem Herrn Abgeordneten Ledebour angeführten 
Abſchnitts, deſſen Anfang er zu verleien für gut fand, 
lautet thatſächlich wörtlid) in ununterbrodener Reihenfolge: 
Damit fei aber nicht gefagt, daß cd um bie 
Thierheiltunde an fih und um ihre Leiſtungs— 
fähigfeit nicht viel beffer ftehen könnte, wenn bie 
Maturitas ſchon längft eingeführt wäre. 
Ih glaube, dab, wenn man zitirt, man vollftändig 
zitiren follte. ; : 

Mas danı die übrigen Einwürfe, die der Herr 
Abgeordnete Ledebour vorgebradjt hat, betrifft, jo will 
ich dieſelben der Reihe nach furz beantworten: zunächſt 
denjenigen, er wollte da3 Studium der Thierheilfunde nicht 
erſchweren gegenüber den jegigen Berhältniffen, damit ſich 
die Söhne von Baueröleuten, die Nachkommen der bäuer: 
lichen Bevölterung der Thierheilftunde widmen könnten, weil 
diefe ja hiefür am beften vorgebildet feien und auch anı 
geeigneiften feien fir den Umgang mit der bäuerlidyen 
Bevoͤllerung. Hier muß ih dem Herm Abgeordneten 
mittheilen, daß er in biejem Berufe und darüber, wie bie 
Berhältniffe heute ſchon liegen, gar nicht unterrichtet iſt. 
Die heutigen Thierärzte_ ftammen mur zum geringften 
Theil aus bäuerliden Familien. Die Thierärzte, bie 


(3) Heute draußen find in der Prarid, und die Studenten 


an den Hodichulen, ftammen zum größten Theil aus 
Familien von mittleren und fleinen Beamten, es find 
Söhne von Thierärzten, von Lehrern, Geiftlihen und 
Juriften. Das ift die große Mehrzahl; Thierärzte, die 
von bäuerlihen Eltern abftanımen, bilden, jo wie id) 
unterrichtet wurde, noch nicht einmal den viertel Theil 
von der Gefammtzahl. Grit in den legten Tagen find 
Nachrichten hierüber in einer thiermedizinifchen Zeitung 
aus Hannover gelommen. Der Herr Redakteur bortjelbft 
hat nämlich den Betitionsbericht zu leſen bekommen, in 
weldem aud die beiden Herren Abgeordneten Ledebour 
und Scrempf ihre Einwürfe gemacht haben, in der Kom— 
miffion ja in ganz ähnlicher Wetje, wie es ber Herr 
Abgeordnete Ledebour jebt hier gethan hat. 
In dieſer Deutichen Medizinischen Wochenſchrift Nr. 11, 
pag. 113, heißt es in dem erften Abſchnitte, links oben: 
Die beiden Abgeorbneten aber irren, wenn fie 
glauben, die Thierärzte vefrutirten ſich wirklich 
aus bäuerlichen Streifen; bie Mehrzahl der Thier- 
ärzte ftammt aus mittleren Bürgerkreiſen und von 
Beamten, die bäuerlichen Kreiſe liefern nur ein 
beſchränktes Kontingent. 
Es würde aljo durch eine Steigerung der Anforderungen 
für das Studium der Thierheiltunde gerade für bie: 
jenige Stlaffe, für welche der Herr Abgeordnete Ledebour 
glaubte ſprechen zu müſſen, Leine beſondere Erſchwerniß 
eintreten, und die Gewährung ſeiner Forderung würde für 
die Bauernſöhne feine Erleichterung geben, weil that: 
ſächlich diefe jetzt ſchon fi lieber andere Berufe fuchen, 
wenn fie einmal ftudiren wollen. P 
Auch kann ih durchaus nicht zugeben, dab Söhne 
von Bauern, von Landwirthen fi zu Thierärzten beſſer 
eignen follten als ber Sohn irgend eines Vaters mit 
anderem Berufe. Wenn ein junger Mann in bie Thier: 


heilfunde hineinkommt fo fteht Einer genau jo da wie der (C) 


Andere. Mitbringen muß er außer ben nothwendigen 
Schulvorkenntniffen eine große Liebe und Neigung zu ber 
Sadie und zu den Thieren felbit. Den Umgang mit 
ben Thieren lernt er mit dem Beginn der kliniſchen 
Semefter, bei Luft und Liebe zur Sache, bei Körper: 
gewanbtheit und einer gewiſſen Körperkraft fehr Leicht. 
Sp gut wie jemand, der zum Militär kommt, noch mit 
20 Jahren das Reiten und Fahren und die Verpflegung 
eines Pferdes oder Fuhrwerts in allen Theilen ebenio 
lernen fann wie Einer, der vielleicht ſchon mit ſechs 
Jahren auf dem Pferde geſeſſen bat, dann aber in andere 
Berhältuiffe gelangte, jo geht es auch hier, ſodaß that: 
fählid) weder das Stubium der Thierheilftunde, noch der 
Umgang mit Thieren, nod; die Ausübung der Thier: 
heilfunde davon abhängt, wad der Bater des Sohnes 
eweſen ift, jondern er felbit ift es, der bier einzutreten 
dat und nicht fein Vater oder deffen Beruf. Bejondere 
Prädispofitionen, etwa nad) Darwinihen Lehren, wird 
auc der Herr Abgeordnete Ledebour nicht zur Geltung 
bringen wollen. 

Nun Hat ferner der Herr Abgeordnete Ledebour 
namentlich auf die Koſten hingewiejen, die durch eine 
erweiterte Vorbildung entftehen follen, namentlich, daß 
diefelben für dad Studium der Thierheiltunde zu hoch 
feien, und daß die thierärztlichen Leiftungen viel zu theuer 
bezahlt werden müßten. In dem Bericht der Kommiſſton, 
ber bier vorliegt, den der Herr Abgeorbnete Lebebour 
ebenfalld erhalten hat, und den er hätte Iefen können, ift 
des langen und des breiten ausgeführt, daß troß aller 
Steigerung, welche die Thierheiltunde in wifjfenfchaftlicher 
Beziehung in Bezug auf die Verlängerung des Studiums, 
in Bezug auf die erhöhten Anſprüche des Studiums thats 
fählih erfahren hat, die Thierärzte heutigen Tages in 
Preußen noch thatjählich nad) der Medizinaltare, die aus 


dem Anfang des 19. Jahrhunderts ſtammt, Tiquibiren. (D) 


Wir haben ja für die geprüften Thierärzte eine Medizinal: 
tare, und dann forgen die hohen Herren in den Minifterien 
ganz präzis dafür, daß die Thierärzte für ihre amtlichen 
Leitungen fo minimal wie möglich entichädigt werben. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Die Koſten der Ausbildung! rufen fie mir zu. Ja, 
Stubiren foftet Geld, dad weiß man ſchon lange, deshalb 
fan doch nicht ein Zweig der Wiſſenſchaft ſaftlos bleiben! 
Das find Auslagen, die den Leuten, die hier in Frage fommen 
fünnen, im großen Ganzen gar nicht weh thun. Gewiß find 
die Stoften der Ausbildung bei einem durch ein Jahr ber: 
längerten Aufenthalt auf dent Gymnaſium 2c. größer als 
zur Zeit. Das genirt im großen ganzen die Leute, die 
Thierarzt werden wollen, nicht. Die Hauptkoften folgen 
erft nad) auf ber Lalanle: aber aud da kann derjenige 
Student, der fleißig ift, feine Stollegien beſucht und 
arbeitet, mit verhältnismäßig geringen Mitteln austommen; 
er fol aud von rechtöwegen von feinen Stubien fo in 
Anfprud genommen fein, daß er es weiter nicht übel 
nimmt, wenn es aud) etwas knapp hergeht; er kann ganz 
wohl aud mit wenig durchkommen. Und zudem giebt es 
für fleißige Leute Stipendien, Unterſtützungen, fo daß dieſe 
Koftenfrage nicht das Schwergewicht bilden kann. Die großen, 
oft unerſchwinglichen Koften, die dad Studiren manches 
Söhnchens veranlaßt, maden nicht, wie der Herr Ab: 
eordnete Ledebour meint, diefe eritrebten Berbefferungen, 
ondern die werden verurſacht burd das, was bie Herren 
Stubenten „draußen“ treiben, wenn fiedie Kollegien ſchwänzen, 
wenn fie den „Bierftaat* fultiviren 2c. 2c.; — das vertheuert 
die Sache. Gerade das aber, was der Stubent fozufagen 
„im Nebenamt“ ausführen fan, die Pflege der Geielligfeit 
auf ftubentifche Art, das thun umd treiben diejenigen, bie 
nur bergefommen find und nur Stubenten werben wollen, 
die ohne irgend welche Luft und Liebe zum Stubium 
270° 
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(Hoffmann [Hall).) 


(A) tamen, als Hauptſache. Gewiß, die Verlodungen fpielen 


eine große Rolle. — Ich gehe nicht weiter darauf ein. 
Das Habe ich alles dem Herrn Abgeordneten Lede— 
bour broben in der Kommiſſion ſchon ganz eindringlid) 
gejagt; er hat aber leider nicht darauf gehört und 
wird vielleicht jet um fo beffer darauf hören, wenn ich es 
bier wieberhole und die Herren nachher durch ihr Votum 
ihm einen weiteren Beweis von feinem Unrecht geben. 
Grabe daburd, dab man zum Stubium ber Thierheiltunde 
Leute befommt, welde die Maturitad nicht erreichen 
können, vielleiht deshalb nicht erreihen fönnen, weil 
fie geiftig mangelhaft veranlagt find, oder weil fie körperlich 
nicht räftig genug find, oder weil fie einen moraliichen 
Defekt haben, durd den fie hinaus mußten, ſodaß fie 
eben die Maturitad nicht erreichen konnten — dadurch 
it es fo bdringlid geworden, hier Abhilfe eintreten zu 
laſſen. Solde jungen Leute, deren Eltern ſehr oft in 
guten Berhältniffen find, wollen nun eben Studenten 
fein, und ſolche Slemente drängen fi in großer Zahl in 
das Studium der Thierheilfunde ein. Nım haben wir ja 
im ganzen Neiche thierärztlide Hochſchulen, und wir 
haben die fümmtlihen Studentenverbindungsver— 
hältniffe wie auf ber Univerſttätz es geht äußerlich) 
vollftändig fo zu im ftubentifchen Verkehr wie auf der 
Hochſchule. Aber in diefe VBerhältniffe fommen die Leute 
im allgemeinen viel zu jung, und Leute, die ohne Luft 
zur Thierheilfunde, ohne Ernft zur Sache biefes Studium 
aufnehmen, werben leicht verdorben, und fie werben oft 
noh das Unglüd für bie Anderen, weil fie dieſelben 
verführen. Daß heute bie thierärztlihen Hochſchulen ben 
Lagerplatz, die Aushilfe bilden müflen für alle diejenigen 
Reute, die auf dem Gymnaſium 2c. nicht weiter fommen, 
das ift grabe ber große Fehler, und aus biefem Grunde 
haben wir leider au in den Prüfungen auf den „Durd) 
ſchnitt der Kenntniſſe“ eine zu niedere Stala anzufegen. 


(B) Man hat bier, wie überall, auf die Mittelmäßigkeit 


Rüſicht zu nehmen, und weil To viele ungeeignete 
Elemente da find, deshalb muß auch die Fahausbildung 
nothleiden und zurüdbleiben. Wenn man nur Studenten 
haben würde mit Maturitas, denen jedes andere Studium 
offen wäre, wie das jest glüdlicherweife von allen Seiten 
des Haufes, mit Ausnahme des jozialiftiihen Ab— 
geordneten Zebebour, als nothwendig anerkannt ift und 
beantragt werden wird, dann könnte man bie Ansprüche 
bei den Fahprüfungen ganz bedeutend heraufheben, dann 
würde man als Eraminator dem Kandidaten gegenüber 
nicht mehr daſtehen wie jegt und fi fagen müffen: „wenn 
id) nur wüßte, was id ihn zu fragen hätte, damit er 
eine Antwort giebt”. 
(Heiterkeit) 


Nun kommt aber noh dazu, daß gerade folde Leute, 
welche vielfach vorher ſchon mangelhaft veranlagt waren 
in der Ausbildung, und die dad Eramen num troß aller 
Beihilfe feitend der Lehrer nicht erreichen können, dann 
unendlich lange auf der Hodichule fien bleiben. Wir 
haben Leute, die beinahe 40 Jahre alt werben, und bie 
fi) immer einmal um dad Gramen bemühen, aber «8 
ſchließlich doch nicht erreihen. Was meinen Sie, daß 
ſolche alten und oft ſehr „vermoosten“ Elemente für einen 
Einfluß üben auf die ganz jungen Leuten, die ſchon mit 
16, 17 Jahren mit allen akademiſchen Freiheiten foldhen 
„Veteranen“ in bie Hände fallen? Sie find einfad) noch 
nit „Manns“ genug, noch „nicht reif” genug für ein 
ſolches Studium und jolde Berhältnifje. 

Alfo aud) diefer Einwurf, den der Herr Abgeorbnete 
Lebebour ſchon in der Hommiffion erhoben hat, den id) 
ihm ba oben fchon widerlegt, und dem er jetzt wieder er: 
hoben hat, ift durchaus ungerechtfertigt. — Dann hat 
der Herr Abgeordnete Ledebour des weiteren noch bon 


einem Ausflug jenes in bürgerliden Kreiſen in 
i 


Deutihland fih unangenehm bemerkbar maden: (C) 


ben Streben nad einer fünftliden Standes— 
erhebung gefproden, der hier befonders in der Titel: 
ſucht Ausdrud finde, und er hat in der Kommiſſion 
befonders angeführt den Doktortitel, den man jet aud) 
am Polytechnikum erwerben kann, und ferner, daß 
auch die Schulmänner einen „Aſſeſſor“ haben wollten. 
Diefer Vergleich ift aber total falfh! Das habe ich dem 
Herrn Lebebour ebenfalls ſchon oben ganz gründlid) 
gelagt, mußte ed aber troßdem hier wiederholen. Der 
„Doktor“, und zwar ein „Dr. med. vet.“, iſt ſchon feit 
mehr ald AO Hahren zu haben am der Univerſität 
Gießen, und zwar deshalb dort, weil Heffen damals ſchon 
vollfommenere Beſtimmungen für Veterinärweſen Hatte 
wie heute das Neich, und weil feine „beterinärmediziniiche 
Fakultät“ vereinigt ift mit der human⸗-mediziniſchen Fa— 
fultät. Alſo durh den „Doktor“ wird hier gar nichts 
Neues eingeführt! Dann aber will ih anführen, daß für 
einen Mediziner, wenn er das Beftreben hat, Doktor zu 
werden, thatfählic die Dinge dody ganz anders liegen 
als für einen Polytechniker oder fonft irgend jemand. Es 
fiten ja auch auf ber Seite, wo der Herr Abgeordnete 
Ledebour Plat genommen hat, Doftoren genug. Warum 
führen denn feine raktiondfollegen den Doktor? Für 
den Mediziner ift aber im allgemeinen der Doktortitel 
dasfelbe, was man jonft unter „approbirter Arzt“ verfteht; 
denn die Leute fagen fi, wenn ber betreffende Arzt 
feinen Doktortitel haben würde, er fei ja „gar fein 
richtiger Doktor“, und nicht nur der Unterſchied, ben das 
Publitum macht, ift ausſchlaggebend, jondern im Ausland 
ift das Recht, den „Doktor“ zu führen, vielfach mit der 
Approbation verbunden. Aus Ddiefen Gründen tft dieſer 
Titel für den praktifhen Arzt und Thierarzt faft eine 
Nothwendigfeit geworben; er ift für ihm nicht bloß, wie 
für die anderen Leute, die mach dieſer afabemifchen 


Würde ftreben — ich will einmal jagen eine „Biebel- (D) 


verzierung“. 

Noch etwas anderes will ich nicht unerwähnt laſſen. 
Dieſe Menge von Doktorarbeiten, die gemacht werden, 
um dieſen Titel zu erlangen, ſind gar nicht ſo be— 
deutungslos für die Medizin und die Wiſſenſchaft über— 
haupt geweſen, und ich bedaure ſelbſt ſehr lebhaft, daß 
wir dieſe Arbeiten bisher in der Thierheilkunde nur noch 
in ganz geringem Maße gehabt haben; ich hoffe aber, daß 
dies in Zukunft anderd und beffer werden wird. Eine 
Menge von Fragen, die durch fie ihre Bearbeitung finden, 
die nebendem beweifen, daß der Mann gelernt hat, wiflen- 
fchaftlih zu arbeiten, können fir den ortfchritt der 
Wiſſenſchaft Hochbedeutend werben. Ich verfage mir, die 
Zurüdweifung bier zur Kenntniß zu bringen, welche dieſe 
herbe Beichuldigung des Abgeordneten Qedebour außerhalb 
des Haufes in thierärztliden reifen erfahren hat, ver: 
weife aber auf die oben genannte Zeitung. 

Damit, meine Herren, glaube ich die Einwürfe des 
Herrn Abgeordneten Ledebour infofern widerlegt zu haben, 
daß id; die Mitgliever des hohen Haufes band weitere 
Grörterungen nicht ferner in Anſpruch zu nehmen brauche. 
Es find ja auch erfreulicherweife von fonft allen Seiten 
des Hauſes fo viel ſchöne Worte über die Leiftungen ber 
Thierärzte und für die Wichtigkeit diefer Wiffenfhaft im 
Staatöleben gefprocdhen worden, daß ich daran nicht zweifle, 
dab die Petition angenommen wird, und ich ſpreche 
deshalb auc nicht mehr gegen den Zufatantrag Baſſer— 
manı. ch freue mich aber herzlidd darüber, daß ich 
wohl fonftatiren darf, daß durch Ihre Unterftigung, durch 
Ihre Hundgebungen der heutige Tag für die Veterinär 
„mediziner* ganz Deutſchlands zu einem Ehrentag ge: 
worden ift, deſſen Bedeutung die Bundesregierungen 
in richtiger Weife würdigen werden. 

(Beifall links.) 
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Heute fteht der Beihluß der Hommifiton zur (C) 


(A) Bräfident: Zu einer perfönlihen Bemerkung in Bezug 


auf das Schlußwort de3 Herrn PBerichteritatter$ hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Ledebour. 

Ledebour, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Hoff: 
mann bat mir vorgeworfen, ich hätte unvolllommen zitirt, 
weil ih nur den Sat vorgelefen hätte aus der Petition, 
in weldem das Zugeſtändniß gemacht wird, daß die 
Thierarzneitunde ſeither ihre beften und zahlreichſten 
Stapazitäten in mwiffenichaftliher Beziehung aus Nicht 
abiturienten bezogen habe, und daß ſich die Thierarznei— 
funde fteigender Anerkennung erfreue. 

Dad war eine Konftatirung von Thatjahen in 
der Petition. Was dann fommt, und was der Herr Ab— 
geordnete Hoffmann noch gelefen hat, das ift ein 
Argument, eine Schlußfolgerung, eine Behauptung, 
die die Petenten aufitellen. Indem ih mich auf die 
Thatjahe berief, war ich gar nicht verpflichtet, mir die 
Argumente der Herren zu eigen zu machen. Ich habe 
meine eigenen Argumente daraud gezogen. Ich habe 
alſo durdaus nicht unvollkommen zitirt, fondern voll- 
fommen das zitirt, was zu zitiren nöthig war, nämlich 
ein Zugeftändniß bon Thatjadhen. 

Bräfident: Wir fommen zur Abftimmung. 

Ih werde zumädft abftimmen laſſen über das 
Amendement des Herrn Abgeordneten Baflermann auf 
Nr. 207 der Drudfadien, und zwar fonbitionell für den 
Fall der Annahme des Antrags der Betitiondtommiffion; 
dann werde id; abftimmen laffen über dem Antrag der 
Petitionskommiſſion, wie er ſich nad der vorhergehenden 
Abſtimmung geftaltet haben wird. — Hiermit ift das Haus 
einveritanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde für den Fall 
ber Annahme bed Antrags der Petitionskommiſſion auf 
Nr. 165 der Druckſachen demfelben nad) dem Antrag 
Baffermann auf Nr. 207 der Drudjahen die Worte hin: 


(B) zufügen wollen: 


und damit auszusprechen, daß die Oberrealichulen 
mit 9 Klaſſen den Gymnaſien und Realgymnaſien 
hierbei gleichzuftellen find, 

fi von ihren Plägen zu erheben. 


(Beidhieht.) 
Das ift die Mehrheit; das Amendement Ballermann ift 
angenommen. 

Vielleicht darf ich nunmehr ohne befonbere Abſtimmung 
annehmen, daß dad Haus dem Antrage feiner Petitions— 
fommiffion auf Nr. 165 der Drudjadhen mit dem An— 
trage Baflermann beitritt. — Da niemand widerſpricht, 
ift Died der Fall. 

Mir gehen über zu 

i) mündlicher Bericht, betreffend Aufhebung ber Ver- 
orbuung über ben Betrieb von Bädereien und 
Konditoreien und Abänderung der Gewerbe: 
ordnung (Zwangdinnungen) (Nr. 177 der 
Drudjaden) 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Schrempf. 

Der Antrag der Kommiffion Tautet auf Ueberweiſung 


als Material. 
Ich eröffne die Diskuffion. Das Wort hat der Herr 
Berichterftatter: Meine 


Berichterftatter. 
Schrempf, Abgeordneter, 
Herren, bie vorliegende Petition des Verbandes ſächſiſcher 
Bäderinnungen „Saronia* bezieht fih auf die Auf— 
hbebung der Bädereiverordnung, die aud hier im 
hohen Haufe ihon wieberholt zur Sprade gekommen iſt. 
Schon im Jahre 1898 hat eine ähnliche Petition 
ihre Erledigung bahin — daß ſie dem Herrn 
Reichskanzler als „Material zur Abänderung der Geſetz— 
gebung“ überwiefen wurde. — Die vorliegende Petition 
it im Jahee 1900 nicht mehr zur Erörterung gelommen 
wegen Beendigung ber Tagung. 


Beratung, die Betition wiederum als Material den 
Herrn Reichskanzler zu übergeben. 

Zur.Begründung erlaube ich mir kurz Folgendes vor- 
zuführen: 

Der Verband ſächſiſcher Bäckerinnungen weiſt in 
der vorliegenden Eingabe darauf bin, daß die Bäckerei— 
berordnnung für das Bädergewerbe nadtheilig jet, 
infofern mamentlih die Einführung eines Maximal— 
arbeitstage3 cine ſchwere Schädigung ihres Gewerbes 
bedeute, das gute Einvernehmen zwiſchen Meiftern und 
Gehilfen ftöre und zu Denunziationen Anlaß gebe. 

Mit Rückſicht darauf, daß der Herr Staatsſekretär 
des Innern am 14. Januar dieles Jahres die Er: 
flärung abgegeben hat, die verbündeten Negierungen 
ftimden in Interhandlungen darüber, ob bie Wäderei: 
verordnung abzuändern oder abzufhaffen fei, und mit 
weiterer Nüdfiht darauf, daß der von der Betitions- 
fonmiffion zugezogene Herr Regierungstommiljar 
Geheimrath Koh — am 6. März d. J. in der Sitzung 
ber Petitionskommiſſion — eine gleihlautende Er— 
klärung abgab, beichloß die Kommiffion, das Ergebniß 
biefer gegenwärtig ſchwebenden Verhandlungen abzuwarten 
und in die materielle Berathung über die borliegende 
Petition nicht einzutreten. 

Dementfprehend lautet der Antrag der Kommiffion: 

Der Reihötag wolle beſchließen: 
die Petition II Nr. 10 des Verbandes jädhliicher 
Bäderinnungen „Saronia”“ zu Dresden um Auf: 
hebung der Verordnung, betreffend den Betrich 
von Bädereien und Konditoreien, und Abänderung 
der Gewerbeordnung (Bwangdinnungen) dem 
Herrn Reichskanzler al3 Material zu überweijen. 

Ich bitte das hohe Haus, dieſem Beſchluß beizutreten. 

Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete 
Moltenbuhr. 

Moltenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, id) möchte 
demgegenüber beantragen, über die Petition zur Tages— 
ordnung überzugehen. Es ift eine alte befannte Er— 
fheinung, daß die Herren Bädermeifter mit dem Marintal- 
arbeitätag nicht einderftanden find, daß fie ſchö im voraus 
die wildeiten Behanptungen aufgeftellt haben, indem fie 
prophezeiten, es werde durch diefen Marinalarbeitstag 
das Gewerbe geſchädigt, das gute Eindernehmen zwiſchen 
Meifter und Geſellen geftört werden, und wie dergleichen 
Dinge mehr lauten. Auch jegt wird das wieder be— 
hauptet, nur daß die Gründe andere geworden find, als 
früher vorgebradit wurden. Früher glaubte man, es fei 
die Hefe und der Badofen daran ſchuld, daß ber 
Marimalarbeitstag nicht durchgeführt werden fönne; jpäter 
führte man andere Dinge an. Wenn der Neichötag be- 
ichließt, diefe Petition der Negieruug ald Material zu 
überweifen, fo ift das, wenn auch nicht eine vollftändige 
Billigung der Petition, aber doc bis zu einem gewilfen 
Grade eine Anerkennung, und das ift um fo bedentlicher, 
wenn der Schub da verſagt wird, wo in erfter Linie 
jugendliche Arbeiter in Frage kommen. Nach der Berufs— 
zählung vom 15. Juni 1895 waren im Deutſchen Reiche in 
Bäckereien 114 922 Geſellen und Lehrlinge beichäftigt. Won 
diejen waren nicht weniger ald 67 830 Perſonen im Alter von 
unter 20 Jahren. Inter 18 Jahren waren allein 49 859, 
alfo mehr ald 43 Prozent. Es find Dies jugendliche 
Berjonen, für die von allen Seiten die Nüslichfeit eines 
Schutzes anerkannt wird. Sobald aber der Marimal- 
arbeitätag in Wegfall gebracht wird, kommt die große 
Zahl der Lehrlinge, und zwar darunter 1680 im Älter 
von unter 14 Jahren und 19365 im Alter von 14 bis 
16 Jahren, aljo diejenigen jungen Perſonen, welde 
fonft in ber Gewerbeordnung in jedem anderen Gewerbe 
geihiügt werden, umb fir bie die Nadhtarbeit unterfagt ift; 
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(A) für dieſe wiirde durch Aufhebung der Marimalarbeitäzeit 


nicht allein die Nachtarbeit, fondern fogar die unbeſchränkte 
Nachtarbeit geftattet, ſodaß alſo Lehrlinge, 14jährige 
Stinder, bei der Nadtarbeit zu einer regelmäßigen 
18ftündigen Arbeitsihiht angehalten werden können. 
Dieſe Fälle gehörten font nicht zu den Seltenheiten; fie 
find feinerzeit bei der Ermittlung durch die Kommiſſion 
für Arbeiterftatiftit feftgeitellt. Sobald aber dieſe jugend: 
lihen Leute der Ausbentungswuth der Meifter preis: 
gegeben werben, jo ift eine ſchwere Schädigung der Ge: 
jundheit zahlreiher Menſchen daburd herbeigeführt. 

Nun Liegt es aber gegenwärtig gar nicht mal mehr 
im Intereffe des Bädergewerbes, wie e3 früher im Intereſſe 
ber Bädermeifter gelegen hat, die Gefundheit der Lehr: 
linge zu ruiniren. Wenn nad dem alten Recht ein junger 
Mann zum Krüppel geworden war, mußte er jehen, wie 
er weiter durchkam, und zahlreiche Leute, die körperlich 
ruinirt worden find, haben verjucht, ſich in irgend einem 
anderen Gewerbe ein Interfommen zu fuchen. Seitdem 
wir aber den 8 618 des bürgerlichen Geſetzbuchs haben, 
wird es fich fehr fragen, ob nicht in den Fällen, wo bie 
Bäckermeiſter die Lehrlinge zu fo langer Arbeitszeit an— 
halten, daß dadurd die Gefundheit ber jungen Leute 
ruiniert wird, die Bäckermeiſter aus 5 618 des burgerlichen 
Geſetzbuchs im Verbindung mit den 85 842 bis 846 zum 
Schadenerſatz verurtheilt werden. Was wird nun der 
Meifter haben, der fich vielleicht durch bie achtzehnſtündige 
Arbeitszeit des Lehrlingd in den Bejig von einigen hundert 
Mark gefegt hat, die er jonft mehr für Arbeitslohn aus: 
gegeben hätte, wenn er bafür einige Taufend Mark und 
mehr als Entihädigung zahlen muß? Ich habe die Leber: 
zeugung, daß ein großer Theil der Bädermeifter, welche 
fortwährend um Aufhebung der Verordnung des Bundes: 
rath3 vom 4. März 1896 petitionigt, gar feine Kenntniß 
davon hat, dab fie zum Schadenerſatz verurtheilt werben 


(B) können, wenn fie durch übermäßig lange Arbeitszeit bie 


Gefundheit der Lehrlinge ruiniren; dieſe Verurtheilung 
fann aber jest auf Grund des bürgerliden Geſetzbuchs 
eintreten, und —— ich im Intereſſe der Bäckermeiſter 
daher, über dieſe Petition zur Tagesordnung überzugehen. 

Pizepräfident Dr. v. Frege-Welpien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Franken. 

Franken, Abgeordnieter: Meine Herren, id) habe feine 
Beranlaffung, auf die fozialpolitiihe Auseinanderfegung 
des Herr Abgeordneten Molkenbuhr einzugehen. Ich 
halte die Bädereiverordnung einfah für reformfähig. 
Sehen Sie fih nur den $ 1 an! Da heikt es: 

Der Fußboden der Arbeitsräume darf nicht tiefer 
als '/, Meter umter der Erde liegen. 
(Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 
— Das ift der neue Entwurf! — 
(Zuruf.) 

Meine Herren, die Bäder haben jet Handwerker: 
fammern. Made man nicht alle8 vom grünen Tiſch, 
ſondern höre man die jegt aud) über die Verbefferung des 
Gefeges! Man trinkt 2 bis 3 Meter unter dem Niveau 
des Fußbodens und fhläft und wohnt bort. Sicherlich 
giebt es Uebelſtände, die in ber Bäderverordnung ver: 
beffert werden müflen. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— Ich weiß, was Sie fagen wollen! — Aber ich be— 
antrage die Verweiſung der Petition ald Material, damit 
es ben Handwerlskammern zufanımen mit dem übrigen 
Material und dem Entwurf zur Prüfung vorgelegt werden 
fan. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Welgien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Moltenbuhr. 

Moltenbuhr, Abgeordneter: Man kann ſchon jetzt 
fehen: es find jetzt primitive Beitimmungen zum Schuß 
der Arbeiter vorgeſchlagen, und nun wird gleid aus den— 





jelben Streifen, die gegen den Marimalarbeitstag agitiren, (C) 


gegen dieſe Beftimmungen, die noch gar nicht einmal in 
Kraft getreten find, deren authentiſchen Wortlaut nod 
fein Menſch kennt, die Agitation betrieben. Es ift alio 
jo, wie mir feinerzeit bei den Erhebungen ein Meifter 
fagte: wir wollen die Polizei — oder, wie er richtiger 
meinte, den Gewerbeinfpeftor — nicht in der Baditube 
haben. Das ift der eigentlihe Grundgedanke, weshalb 
man jo gegen den Marimalarbeitstag agitirte, uud deshalb 
wenden Sie ſich aud gegen die jest in Ausficht geitellten 
Beitimmungen. Denn felbit wenn bie alten Beſtimmungen 
aufgehoben, und neue auf Grund des $ 120 der Gewerbe: 
ordnung erlaffen werden, würden Sie doch den Gewerbe: 
injpeftor nad) wie vor in die Badjtube befommen, und 
davor haben die Bädermeifter fo heilloſe Angſt und 
fträuben ſich jo gewaltig dagegen. Deshalb wird auch 
jet ein noch ungeborenes Kind ald Böſewicht verfolgt 
und verurtheilt. 
(Schr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Die Distuffion 
ift geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftaiter. 

Schrempf, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herien, in Sinne der Kommiſſion — welde materiell auf 
die vorliegende Petition gar nicht weiter eingegaugen iſt, 
weil Verhandlungen unter den verbündeten Regierungen 
ſchweben — habe id mid als Berichterſtatter enthalten, 
ee die Verhältniffe im Bädereigewerbe überhaupt einzu: 
gehen. 

Ich habe nur noch anzufügen, daß feitend der Betenten 
noch ein zweiter Wunſch vorgetragen worden ift, daß 
nämlih die Innungsbeſchlüſſe es ermöglichen ſollten, 
gleihe Preiſe feitzufegen. Auch diefen Wunſch und 
und feine Begründung hat die Kommiſſion der Negierung 
ledigli als Material überwiefen, weil wir die Anficht 


hatten, es laſſe fi im gegebenen Augenblid — angefihts (D) 


ber Erklärung des Staatsſekretärs v. Poſad owsky vom 
14. Januar dieſes Jahres — in der Bädereifrage über: 
haupt fo lange nicht weiter fpreden, als die Erhebungen 
der verbünbeten Regierungen nicht zu praktiichen Anträgen 
geführt haben. 

Ich bin deshalb der Anſicht, meine Herren, daß das 
hohe Haus aud in Beziehung auf den zweiten Wunſch 
der Betition dem Antrage der Kommiſſion beitreten follte, 
und bitte Sie, in dieſem Sinne zu beſchließen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltien Der Herr Ab- 
georbnete Molfenbuhr hat Uebergang zur Tagesordnung 
beantragt. Diejer Antrag bedarf der Unterfiügung von 
30 Mitgliedern. 

Id bitte Diejenigen Herren, welche diejen Antrag 
unterftügen wollen, fi von ihren Pläben zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht nicht aus. 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche gemäß dem 
Beſchluß der Petitionskommiſſion die vorliegende Petition 
dem Herrn Reichskanzler ald Material überweifen 
wollen, fi von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; ich konſtatire das. 

Wir kommen zum nächſten Gegenftand: 

k) neunter Beridt, beireffend Abänderung des 
Geſetzes über den Verlehr mit Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchsſsgegenſtänden 
(Nr. 178 der Drudiadhen). 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Rimpau. — 

Derjelbe verzichtet. 

Wenn keine beſondere Abftimmung verlangt wird — 
dies ift nicht der Fall —, nehme ih an, daß das Haus 
gemäß dem Antrage feiner Petitionskommiffion beſchließt: 

die Petition Journal IT Nr. 19 des Zentral⸗ 
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(A) verbandes beuticher Kaufleute und Gewerbe: | würde man fie nicht fürbern, fondern zurüdhalten. Des: (2) 


(B) 


treibender bezüglich de Punktes 1 dem Herrn 
Reichskanzler „ald Material“ zu überweifen, 
bezüglih aller übrigen Punkte über diefelbe zur 
Tagesordnung überzugehen. 
Dies ift der Beſchluß des —8 ich konſtatire es. 
(Präfident Graf v. Balleſtrem übernimmt den Vorſitz.) 
Präfident: Wir fommen num zu 
i) zehnter Bericht, betreffend Einführung der Strafe 
ber körperlichen Züchtigung (Nr. 179 der 
Drudfaden). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Ktrebs. 
Die Kommiſſion beantragt Webergang zur Tages: 


halb Halte ih es für jehr zwedmäßtg, heute auf eine 
längere Grörterung zu verzichten. ch werde mich zwar 
bem Beſchluſſe de3 Haufe auf Uebergang zur Tages— 
ordnung widerfegen, ftelle aber feinen Antrag aus ben 
eben entwidelten Griinden. Wir werden ja binnen kurzem 
wieder Gelegenheit haben, und über dieſe Materie ein: 
gehend zu unterhalten — ich verſpreche Ihnen das hier: 
mit feierlihft und ausdrücklichſt —, vielleiht ſchon bei 
der nächſten Berathung des Etats des Reichs-Juſtizamts. 
Denn wenn wir die Herren vom Reichs-Juſtizamte in ber 
Vetitiondtommiffion nicht zwingen können, einmal 
Stellung zu nehmen, fo müſſen wir etwas ſchärfer umd 


ordnung. deutliher hier im Plenum werden. 
Ich eröffne die Diskuſſion. Der Herr Berichterftatter (Laden lint3.) 
verzichtet. Wir werben alfo vielleiht, wenn dad Gehalt des Herrn 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Dertel. 
(Aha! links. Heiterkeit.) 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, ich verftehe 
Ihre freundliche Begrüßung. Sie würden es aber nicht 
verstehen, wenn ich heute zu diefem Gegenftandb der Tages: 
ordnung jchwiege. 

(Dh! lints. Sehr richtig! rechts.) 

Ich gedente nun nicht im mindeften eine [ange und erregte 
Erörterung hervorzurufen; id) habe mich nur zum Mort 
gemeldet, um mein Ichhaftes Bebauern darüber zu be: 
gründen, daß die Kommiſſion im biefem Jahre auch zu 
feinem anderen Be: und Entſchluſſe gefommmnen ift al3 im 
vergangenen; mein allerlebhafteftes Bedauern aber darüber, 
daß das Reichs-Juſtizamt, das ja aud durch Abweſenheit 
glänzt, bis jest noch feine Gelegenheit gefunden hat, ſich 
mit Diefem überaus wichtigen und die Vollsſeele in ihrer 
Tiefe beihäftigenden 

(ehr richtig! rechts) 
Gegenftande zu befaffen. 

Meine — im vorigen Jahre hatten die Petitionen, 
bie dem hohen Haufe in dieſer Frage zugingen, einige 
Hunderte von Unterſchriften; die Petitionen, die und heute 
beichäftigen, haben annähernd zwanzigtaufend Unterſchriften 

(hört! hört! rechts), 
und es würben noch viel mehr Petitionen mit viel mehr 
Unterfchriften eingegangen fein, wenn nicht die Mittheilung 
über ben Beichlun der Kommiſſion diejenigen, welche ſchon 
entihloffen waren, Beitrittöpetitionen an den Reichstag 
zu fenben, davon abgehalten hätte. 

Ich möchte heute, wie ich wieberhole, feine grund: 
ſätzliche Grörterung herbeiführen, einmal in Nüdficht auf 
die wunderſame Bejegung und dann auf bie zwingende 
Gefchäftslage des Haufed. Ich Habe aber noch zwei 
andere Beweggründe, die mich veranlaffen, heute von dem 
Verſuch abzufchen, eine andere Stimmung in diefem Haufe, 
als fie vergangenes Jahr herrſchte, herbeizuführen. 

Einmal können ja die Herren, die zum guten Theile im 
Innerſten ihrer Seele mir ein wenig beiſtimmen, heute 
mit dem beſten Willen gar nicht anders beſchließen als 
vor etwa drei Vierteljahren; das leidet die liebe Kon— 
ſequenz nicht; und deshalb, weil ich ſehe, daß meine 
Verſuche, eine andere Stimmung herbeizuführen, nach 
—* ea Sache ausfiht3los fein müßte, verzichte ich 

arauf. 

Es waltet aber noch ein anderer Grund ob. Ich 
weiß, daß innerhalb der nationalliberalen Partei und 
aud innerhalb des Zentrums einige Herren im Begriffe 
find, ſich in biefer Frage eine andere Anſchauung zu bes 
Ihaffen, und fid innerlich darauf vorbereiten. 

(Hört! hört! und Heiterkeit.) 
Meine Herren, biefe zarte Entwidlung darf man nicht 


ftören. 
(Heiterfeit.) 
Wenn man jegt mit rauher Hand eingreifen wollte, 


Staatöfefretärd zur Berathung fteht, ihm einigermaßen 
nahelegen, daß das deutſche Volk von ihm nadgerade 
eine Stellungnahme in diefer Frage verlangt. 
(Oh! oh! links — fehr richtig! rechts.) 

Sollte das aber nicht der Fall fein, jo können Sie über: 
zeugt fein, daß im Laufe des nächſten Jahres wiederum 
der Reichstag und feine Betitionstommiffion mit ähnlichen 
Betitionen überſchwemmt werden wird, — Betitionen, Die 
dann nicht nur nach Taufenden, fondern nah Zchntanfens 
ben zählen werden. Denn, meine Herren, das willen Sie 
ebenfo gut wie ich, daß die Frage der Wiedereinführung 
ber körperlichen Züchtigung für Rohheitsverbrechen außer: 
ordentlich volfsthünlidh iſt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich kenne die Petitionen, ich femme die Unterfchriften zum 
Theil, ih kann Ahnen erzählen, daß unter den Unter— 
zeichnern nicht nur Beamte, nicht nur Handwerlömeifter, 
nicht nur Gutöbefiger, fondern auch Lehrer, Arbeiter, kurz, 
Angehörige aller Stände und aller Berufsgruppen find 

(hört! hört! rechts), 
und ich weiß, daß die Heberzeugung von der Nothwendig— 
keit der Wicdereinführung der Strafe bei Rohheitsberbrechen 
immer mehr Plag greift. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Hat mir doch der „Vorwärts“ erſt vor kurzer Zeit eine 
erfreuliche Unterftügung geliefert, indem er bei irgend einer 
Schandthat in einer Zuſatzbemerkung Hinzugefügt, bier 
wäre wohl ungebrannte Aiche die einzig richtige und aus: 
reihende Sühne Ja, fogar — dad wird ben Herrn 
Kollegen Schrader interefficen — dad „Berliner Tage: 
blatt*, deffen Bildung und Humanität über jeden Zweifel 


erhaben ift 
(Heiterkeit), 
bat vor kurzem die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der 
Prügelftrafe ziemlich unbedingt anerkannt. Deine Herren, 
wenn das fchon am bürren Holze geſchieht, fo wirb es am 
grünen mod) viel durchgreifender geihehen. Ich bin. über: 
zeugt und bin deffen ficher, daß, wenn Sie fi vielleicht 
aud) beim nächſten Mal noch nicht durdigemaufert und 
durcchgerungen haben zu einer anderen Anſchauung, doch 
in einigen Jahren der Reichstag nicht mehr über dieſe 
Betitionen zur Tagesordnung übergehen, fondern fie den 
verbündeten NReglerungen zur Berüdfichtigung überweifen 
wird; und dann wird ber Reichstag einmal etwas thun, 
was er verhältnißmäßig felten zu thun pflegt, nämlich er 
wird die Zuftimmung der weiten und beften Kreiſe des 
Volkes erlangen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Baffermanın. 

Ballermann, Abgeordneter: Meine Herren, der von 
bem Herrn VBorrebner zulegt ausgeſprochenen Hoffnung, daß 
ber Reichſtag zu einer anderen Beurtheilung der Frage 
fommen werde, kann ih für meine Perſon in feiner 


(D) 
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(A) Weife mich anfchließen. Ich hoffe im Gegentheil, daß | die nicht auf jolhen Wegen wandeln. Wir haben in ber (C) 


bie große Mehrheit des Neichdtags nad) wie vor an dem 
Standpunkt feithalten wird, daß die Prügelitrafe zu ver— 
werfen iſt, umb infolge deflen über Petitionen, die die 
Miedereinführung der ‘Brügelitrafe fordern, zur Tages— 
orbnung übergegangen werben müſſe. 

(Sehr ridtig! link.) 

Der Herr Kollege Dertel hat von dem vielen Inter: 
ſchriften gefproden, die diefe Petitionen gefunden haben. 
Ich bin überzeugt, daß, wenn man fi die Mühe geben 
wollte, gegen die Wiedereinführung der PBrügelitrafe Inter: 
ichriften zu ſammeln, die Zahl in die Hunderttaufende, ja 
Millionen gehen würde. 

(Sehr Ren links. Widerſpruch rechts.) 
Meine Herren, es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen der 
Entrüftung des Spießbürgers am Biertiſch über eine 
einzelne That, Die vielleiht als cine beſonders abjcheuliche 
darakterifirtt werden muß, und dem Entihluß, in Er: 
wägung ber beitehenden Verhältniſſe ein derartiges längſt 
veraltetes Strafmittel wieder einzuführen. 
(Sehr richtig!) 

Nun, meine Herren, bin id) veranlaßt, das Wort zu 
ergreifen durch eine Bemerkung des Herrn Kollegen Dr. 
Dertel, daß im Zentrum und in der nationalliberalen 
Partei fid ein gewiſſer Wandel ber Anſchauungen in 
biefer Frage vollziehe. Ich kann dem gegenüber feſt— 
fiellen, der Meukerung des Herm Stollegen Dr. Dertel 
entgegentretend, Daß wir fowohl, als ber legte Bericht 
der Petitionskommiſſion vorlag, ald am heutigen Tage 
Fraktionsſitzung, aud in Rückſicht auf die anderen Fragen, 
die auf der Tagesordnung stehen, abgehalten und uns 
einmüthig für den Antrag der Betitionstommifftion erklärt 
haben, ohne daß irgendwie abweichende Meinungen laut 
geworden find. Wenn mun Herr Dr. Dertel davon ge: 
ſprochen hat, im Herzen dächte man anders, man fähe 


(B) ſich mit Rückſicht auf die Deffentlichkeit und die frühere 


Abſtimmung veranlaßt, an dem früheren Standpunkt feſt— 
zubalten, jo kann ich ihm fagen, was meine perjönliche 
Anfiht und die Anficht meiner politischen Freunde an: 
langt, daß wir die Briigelftrafe mit für das roheſte Straf: 
mittel halten, was es geben fann, und daß es im höchſten 
Grade bedauerlic; wäre, wenn jemals eine Regierung oder 
die Majorität des Reichstags ſich für dieſes Strafmittel 
enticheiden würde. Ich bin der Anficht, daß ber letzte 
Neft von Menſchenwürde und fittlihem Gefühl, der aud 
im Roheſten noch vorhanden ift, vollftändig vernichtet 
wird durch dieſes brutale Strafmittel, das in früheren 
Jahrhunderten, wo der allgemeine Bildungsftand dem— 
entſprechend war, gerechtfertigt gewejen fein mag, das 
heute aber als volltommen überlebt bezeichnet werden muB. 
(Schr ridtig!) 

Ich kann nur meiner Freude und Genugthuung Ausbrud 
geben, daß die Petitionskommiſſion in dieſer Frage den 
llebergang zur Tagesordnung beidloffen hat, und daß 
das Reichs-Juſtizamt fi) dahin erflärt hat, daß in gar 
feiner Meife, weder beim Herrn NReichskanzler, noch bei 
irgend einer Bundesregierung ind Auge gefaßt ift, eine 
Ergänzung unſeres Strafenſyſtems in dem Sinne ans 
zuſtreben, wie ſie von Herrn Dr. Oertel befürwortet iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Werner. 

Werner, Abgeordneter: Meine Herren, id) begreife 
recht wohl, dab wir, im Heitalter der Humanität lebend, 
eine gewiſſe Abjchen haben, die Prügelftrafe einzuführen. 
Ic gebe auch zu, daß der Herr Kollege Baffermann voll 
fommen recht hat, dab die Züchtigung das rohfte Mittel 
jei, was man amvenden fünne. Dan darf auf der andern 
Seite nicht außer Acht laffen, dab fie nur angewendet 
werben joll gegen joldhe Leute, die fih durd ihre Hand— 
lungen außerhalb der menſchlichen Geſellſchaft ftellen und 
infolge defien anders behandelt werden müſſen als Beute, 


legten Zeit von einer Menge Vorkommniſſen gehört und 
haben wwiederholentlih in den Zeitungen aller Parteien 
geleſen — wenn ich nicht irre, hat es aud) in der Frank: 
furter Zeitung geitanden —, daß für gewiffe Berbredher 
die Prügelftrafe eingeführt werden müſſe. 

Ich habe bei früheren Gelegenheiten mid für den 
Antrag Dertel ausgeiproden, habe aber gefagt, daß etwas 
bedenklich dabei jei, und das fei die Ausführung der zuer: 
faunten Prügelitrafe. Wer foll fie ausführen? Wäre eine 
Maſchine erfunden, mit ber fie applizirt werben könnte, 
dann möchte es geben; aber wenn die Prügelftrafe durch 
die Hand eines Menſchen ausgeführt werben fol, jo muß 
das zur Berrohung des Betreffenden führen — und das 
ift das Bedenkliche bei der Sadıe. 


(Zuruf.) 
— Der Herr Kollege Singer ruft mir zu: ausſchreiben! 
Das wollen wir gar nit. Aber wir haben gefehen, daß, 
wenn die Stelle eined Scharfrihterd ausgeſchrieben wird 
— doch aud) feine beſonders beneibenätwertbe tellung! —, 
fi) eine Anzahl Leute findet, die für Geld ſich diefem 
Gefchäfte gern widmet. 

Sch babe ſchon das vorige Mal betont, ich könnte 
nicht unbedingt für bie Prügelitrafe eintreten, eben megen 
der Ausführung derielben. Wir haben aber in Iegter 
Zeit eine Menge Sadjen erlebt, die wirflih doch zum 
Nachdenken veranlaffen müſſen, ob nicht eine Wer: 
Ihärfung im Strafvollzuge herbeigeführt werden 
fann. Ich will nicht, dab man gerade auf der Prügel- 
ftrafe beftehen foll; aber vielleicht erfinnt man andere 
Mittel, die nicht jo barbariſch eriheinen, um den Leuten 
dod beizubringen, daß das Zuchthaus fein angenehmer 
Aufenthaltsort ift. 

(Sehr richtig!) 


In der That ift der Aufenthalt heute im Zuchthaus für 
gewifle Subjekte ein ganz angenehmer. 
einmal ein aus einer Sorreftionsanftalt Entlaffener 
gejagt Hat, wenn er wieder feitgenonmen werde, würde 
er lieber den Gendarmen oder Boliziften tödten oder ihm 
einen Stein an ben Kopf werfen, um nicht wieder in 
eine Korreftionsanftalt zu kommen, fondern ind Zucht: 
—— dort ſei es ſchöner und angenehmer als in ber 
orreftionsanftalt. 


(Zuruf.) 
— a, vor der Storreltionsanftalt haben die Leute fehr 
große Angſt. Und nun meine ich wirklich, daß, wie wir 
3. B. bei Sternberg gejehen haben, für diefen eine Dofis 
Prügel nicht unangebradht wäre. 

(Sehr richtig!) 

Vielleicht würden dann Sternberg und andere, die es 
ebenjo machen, auf andere Gebanfen fommen. 

Ich will mid alfo nicht unbedingt für Prügelitrafe 
ausfprechen, auch nicht in der Form, wie Herr Dr. Dertel 
es gethan hat; aber es läßt fih dod nicht in Abrede 
ftellen, daß wir mit der vielgepriefenen Humanität nicht 
auskommen können. 

(Sehr richtig!) 


Die humanen Beltimmungen find vet jhön; aber wenn 
man fie anwendet gegenüber Leuten, die ſich bei ihren 
Handlungen außerhalb des Nahmens der menfchlichen 
Geſellſchaft ftellen, die auf den Standpuntt des Viches 
herabgefunten find — wird man mit aller Humanität 
nichts erreichen Fünnen. 


(Buruf.) 
— Ich habe auch nicht gefagt, daß die Leute durch 
Prügel beffer werben.: Aber ich meine, daß die Prügel 
wenigſtens abſchreckend auf andere wirken würden; in— 
fofern würde ber Prügelſtrafe dod eine gewiſſe erziehliche 
Wirkung beizumelfen fein. Daß fhlehte Subjekte, wie 
ber Herr Kollege Ballermann fagt, durch Prügelitrafe 


Ich weiß, daß (D) 





Reichstag. — 70. Sitzung. Montag den 18. März 1901. 


1969 





(A) nicht beffer werben, mag fein; aber, wenn andere wien, 


daß bei gewiflen Verbrechen die Prügelftrafe angewendet 
wird, dann werben biefe ſich etwas mehr in Acht nehmen; 
denn Prügel follen immerhin recht weh thun. Denken 
Sie einmal an den bayerifchen Mörder Kneißl, zu deſſen 
Finfangung man ein ganzes Aufgebot von ze und 
Gendarmerie aufbieten mußte, der, weiß Gott, wie viele 
Schandihaten begangen hat! Glauben Sie benn, baß 
FKneißl als Gentleman behandelt werden fol? Gewiß, 
wir leben im Zeitalter ber Humanität, dad jei angegeben; 
aber wir müflen auch verlangen, daß bie Zeute, die unter 
uns leben, fi fo benehmen, daß fie berartig harte und, 
wie der Herr Kollege Baffermann meinte, rohe Strafen 
nicht verdienen. Die Verrohung nimmt von Tag zu Tag 


leider zu. 
(Sehr richtig!) 
Ih meine, wir follten Gejege ſchaffen, die einen 
fhärferen Strafvollzug verlangen; bann können 
wir auch ohne Prügelftrafe auskommen. 
(Sehr gut!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Gröber. 

Gröber, Abgeorbneter: Meine Herren, irgend welche 
nenen Gründe fir bie Prügelitrafe find weder von dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Dertel nod vom Herrn Kollegen 
Werner — wenn fi biefer auch nur in verbrämter Weiſe 
darüber ausgeſprochen hat — vorgetragen worden. Es liegt 
alfo für die Gegner der Prügelftrafe, glaube ich, fein 
Anlaß vor, weiter in die Frage einzutreten. 

(Sehr richtig! links.) 

Nur dürfen wir allerdingd nidyt den Anschein aufkommen 
laffen, als ob es denen, die fid) gegen die Prügelftrafe 
ertlären, nicht recht ernft wäre, al3 ob fie in ihres 
Herzens Schrein etwas anderes dächten, als fie aus: 
iprehen. Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Dertel gemeint 
bat, in ber mationalliberalen Fraftion und aud im 


(B) Zentrum wären einige Herren, bie fih allmählich zu einer 


anderen Anfiht entwideln werden, und er wolle in biefe 
arte Entwidlung doch nicht mit rauher Hand eingreifen, 
5 mag ihn dieſe Hoffnungsfreudigkeit veranlafien, viels 
leicht uns in Grörterung biefer Frage einige Jahre Ruhe: 
paufe zu gönnen; ob fich aber feine Hoffnung bewähren 
wird, mag die Zulunft enticheiden; ich glaube, da wird 
er fih im Zentrum gründlich täufchen. 

Es handelt ſich bei der Strafe nicht darum, ob man 
für rohe Webelthaten ein mögnlichft rohes Strafmittel an— 
wenden kann; wäre biefer Gefichtöpunft maßgebend, fo 
müßte man unter Umftänden noch ganz andere Straf: 
mittel ausfindig machen als bie Prügelftrafe 

(ſehr richtig); 
man würde zu qualifizirten Prügelitrafen und au anderen 
Verſchärfungen der Strafmittel kommen. Man könnte 
dabei auf die Erfahrungen von China und Japan zurüd: 
greifen oder auf die Erfindungen früherer Jahrhunderte 
in Deutihland, um brauchbares Material zur frage ber 
Berihärfung der Prügelftrafe beizubringen. 

Man muß ferner unterfcheiden, ob in beredhtigtem 
Unmuth über ein ſchweres Verbrechen, dad aus roher 
Gejinnung hervorgegangen ift, ein Mann draußen im 
Volke jagt oder in einer Zeitung zum Ausdrud bringt, 
es würden ein paar Hiebe, Stoditreihe und dergleichen 
gut thun, oder ob man ſich vor bie Frage geitellt fieht: 
fol in unferem Strafredit ein ſolches Strafmittel wieder 
eingeführt werden, dad man im Laufe der Entwidinng 
unferes Rechts keineswegs einer bloßen Mode zu Liebe, 
fondern in der Weberzeugung, daß es ein nidht gut ans 
wendbares Strafmittel jet, Pi abgeſchafft hat? 

Was Wahred in der ganzen Eingabe und in beren 
Begründung ftedt, ift die fehlerhafte Vollftredung unferer 
Freiheitöftrafen. Wenn Herr Kollege Dertel fi be: 
mühben würbe, nad ber Richtung etwas zur BVerbefferung 
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vorzufchlagen und einen Beſchluß bed hohen Haufes her: (C) 


beizuführen, wirb er und ftet3 bereit finden, bier Ber: 
beflerungen mitzuerftreben. Daß der Freiheitsſtrafvollzug 
unendlich viel Mängel hat, daß bie Unterſchiede zwiſchen 
Zudthaus und Gefängniß allmählich flüſſig geworden find 
und faum mehr in der Praris —— werden können, 
daß viel zu wenig Unterſcheidung beim Vollzug der Frei— 
heitsſtrafen in Bezug auf die Wirkung für den einzelnen 
Strafgefangenen gemacht wird, daß dieſelbe Strafe den 
einen Strafgefangenen moraliſch vernichtet, den andern 
gar nicht berührt, — diefe Dinge find dem Fachmann und 
über den Fachmann hinaus jedem, ber ſich mit der Materie 
etwas befaßt hat, wohlbekannt. Diefe Mängel unferes 
heutigen Strafvollzugd werben aber durchaus nicht etwa 
dann befeitigt werden, wenn man zu ben beitehenden 
Mängeln biefer Strafmittel noch ein rohes Strafmittel 
durd Einführung der Prügelftrafe hinzufügen würde. Ein 
roßer Theil der Mängel in unferem heutigen Strafvollzug 
* ſich zurück auf die Verwechslung des Strafzwecks mit 
dem Beſſerungszweck. Auf die Beſſerung derjenigen einzu: 
wirken, die fih Rohheitöverbreden zu Schulden kommen 
laffen, ift bie Aufgabe ganz andrer Mittel als der Straf: 
mittel. Befferung durd Strafe bei erwachſenen Menfchen 
zu erreichen, ift ein Punkt, den man zwar nicht aus ber 
Acht laffen, aber auch nicht als maßgebend anfehen darf; 
denn fonft bürfte man die nicht beftrafen, die fich nicht 
mehr beflern laffen, und deren giebt e3 leider eine große 
Zahl, — ſolche unverbefferlihe Verbrecher hätten fonft 
bad Privileg der Straflofigteit. Der Begriff der Strafe 
fegt bie Zufügung eines Uebels voraus ohne Rüdjiht 
darauf, ob im cinzelnen Falle der Beftrafte gebeffert 
werben fann oder nit. Man könnte ja auch fonft nicht 
die Todeöftrafe und ebenjo wenig lebenslängliche Freiheits— 
ftrafen androhen und vollziehen. 

Das find lauter Punkte, die ih nur kurz berühren 


will, die aber zeigen, daß bie zur Debatte ftehende Frage (D) 


nicht fo einfach Liegt, ald es den Anſchein haben könnte, 
wenn man eine Petition mit fo und jo viel Unterſchriften 
befommt, bie fordert, daß man gegen bie zunehmenden 
Nohheitöperbreher rohe Strafmittel aus alter Zeit einführen 
folle. Ich glaube, das hohe Haus wird ganz gut thun, 
dem at der Kommiffion beizutreten und nicht in eine 
weitere Debatte in diefer Frage einzutreten, bie, wenn fie 
überhaupt Zwed haben follte, ganz anders vorbereitet fein 
müßte, als mit einer ſolchen Betition, bie und etwas 
Neues nicht zu bieten vermag. Wenn alfo der Herr 
Kollege Dr. Dertel beim Etat des Staatöfefretärd des 
Reichs⸗Juſtizamts einmal die ganze Frage des Strafiyftems 
und bed Strafvollzugs debattiren will, dann find wir 
bereit, in biefe Erörterung einzutreten; auf diefe Betition aber 
näher einzugehen, haben wir feinen Anlab. Ich bin über: 
zeugt, daß jämmtliche meiner Freunde und aud die Mit: 
glieder der ganzen Linken für den Antrag ber Kommiffion 
gegen Wiebereinführung der Prügelftrafe ſtimmen werben. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Bebel. 

Bebel, Abgeorbneter: Ich möchte zunächſt konftatiren, 
dab, wie ich von einem Mitglied der Petitionstommiſſion 
gehört habe, der vorliegende Antrag einftimmig angenommen 


worben ift 

(Hört! hört!), 
alfo auch von den Mitgliedern der Rechten 

(duruf rechts), 
und zwar aus Gründen, die dahin gingen, daß fie es 
augenblidlich nicht für opportum hielten, diefem Antrag ber 
Mehrheit ber Kommiffion entgegenzutreten. Ich bin ber 
Meinung, daß unfere Staatdmänner, die in erfter Linie 
bie Strafrehtöpflege handhaben, nicht im Rufe stehen, 
davor zurüdzufchenen, mit Gejegentwürfen an den Reichs— 
tag zu fommen, wenn fie eine Abänderung der Straf: 
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(A) rechtöpflege für nöthig halten. 


(B) 


19700707 
(Bebel.) u 


Ich erinnere baran, daß 
im Laufe des letzten Jahrzehnts dahingehend zweimal 
jehr wichtige Vorlagen und gemadt worben find, einmal 
bie berüchtigt gewordene Umfturzporlage und dann bie 
Zucthausvorlage. Damit ift doch hinlänglich bewiefen 
(Zuruf links) 
— allerdings tft auch bie lex Heinze dazu zu rechnen —, 
daß die Herren bon der Regierung allezeit bereit find, 
mit entiprehenben Gefegentwürfen an und heranzutreten, 
fobald fie ein Bebürfniß bazu anerkennen. Es liegt aber 
die Thatſache vor, daß gerade die Regierungdvertreter in 
der Kommiffion fih gegen die Wiedereinführung ber 
Prügelftrafe als Zuchtmittel erflärt haben, und jedenfalls 
aus ehr ausgiebigen Gründen. Es handelt fid) nicht 
darum, ein neues Strafmittel einzuführen, über welches 
bisher feine Erfahrungen vorliegen, fondern ein Straf: 
mittel wiedereinzuführen, welches man bereits vor ges 
raumer Zeit ald ein barbarifhes und bie Zwecke, bie 
es erfüllen fol, nicht erfüllendes aufgegeben hat unter 
Zuftimmung der großen Mehrheit der Parlamente 
und aller @ebilbeten. Heute liegen bie Dinge fo, 
dab felbft die Beamten, die mit der Ausführung bes 
Strafvollzugd betraut find, bie Gefängnißbeamten, von der 
Miedereinführung ber Prügelftrafe nichts wiſſen wollen. 
Ach weiſe nur auf ben Beſchluß hin, den vor einigen 
Sahren der Internationale Kongreß der Sriminaliften in 
Stodholm faßte, der Tautete: 
Körperlihe Strafen erniebrigen und bemoralifiren 
bie Gefangenen und noch mehr die Beamten, 
welche fie anwenden. 
Es ift and eine feine pſychologiſche Schilderung, bie 
Doftojewsty in einem feiner Nomane giebt über bie 
er der Prügelftrafe auf ben, ber fie auszuüben hat; 
er jagt: 
Ich weiß nicht, wie es jest ift, aber in ber nahen 
Vergangenheit gab es Gentlemen, denen bie 
Möglichkeit, ihr Opfer zu prügeln, etwas bereitete, 
was an bie Marquis de Sabe und Broupillier 


erinnert. 
(Hört! hört! links.) 
— Ich brauche nicht auseinanberzufegen, um welche Berfön: 
lichkeiten es ſich handelt, die hier angezogen find, unb 
welche Gefühle bei biefen erwedt wurden. — 
Ih glaube, in dieſem Empfinden liegt etwas, 
wovon bei biefen Gentlemen das Herz zufammen: 
zudt, angenehm und fchmerzhaft zugleich. Es 
giebt Leute, wie Tiger, die gierig find, Blut zu 
leden. Wer einmal biefe Gewalt verjucht hat, 
biefe uneingeſchränkte Herrfhaft über den Körper, 
das Blut und ben Geift eines ihm felbft ähnlichen 
Menſchen, feines ebenfalld nad) bem Geſetz Chriſti 
geihaffenen Bruders; wer einmal die Macht und 
bie völlige Mönlichkeit, ein anderes Weſen, das 
ebenfalld das Antlig Gottes trägt, aufs höchfte 
zu erniebrigen verfucht hat, ber tft nicht mehr 
Herr feiner Empfindungen. 
Sie fehen, meine Herren, gerade vom dKriftlihen Stand: 
punft aus verurtheilt biefer ruſſiſche Schriftfteller die 
Vrügelftrafe auf das nachdrücklichſte. Es ift auch ein 
Zeichen der Zeit, daß gerade in dem Lande, in dem bisher 
die Prügelftrafe am meiften geübt wurde und als ein 
Hauptzuchtmittel gegolten hat und noch bis zu einem ges 
wiffen Grade gilt, in Rußland, gegenwärtig die allgemeinfte 
Dppofition gegen bie Prügelftrafe befteht. Im den Streifen 
ber ruffifchen Imtelligenz ift man einmüthig für deren Be- 
feitigung. Auch bat fogar die Staatögewalt ſich bereits 
genöthigt gefehen, biefer Stimmung Rechnung zu tragen 
und nad verfchiebenen Nichtungen bie Prügelftrafe ab» 
zufchaffen. Nun fagen Sie: die Rohheitöverbrechen nehmen 
zu. Unſere Statiftit beweift leider, daß dad wahr ift: 
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aber wenn ſolche Erſcheinungen in bie Deffentlichteit (0) 


treten, dann hat man nach den Gründen zu fragen, woher dieſe 
Erfheinungen fommen. Man muß alsdann die Urfachen, 
aus denen biefe Erſcheinungen refultiven, befeitigen 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten); 

aber man darf die Opfer nicht mit brutalen Zwangs— 
mitteln behandeln und fie in ihrer Menſchenwürde 
degradiren, wodurd man das Gegentheil von dem er: 
reiht, wad man erreichen will. Gewiß, meine Herren, 
die Rohheitöverbrehen nehmen zu; fehen wir und aber 
unfer foziales Leben an, die Lebenshaltung, die Millionen 
Familien im Volke zu führen haben, indem vom frühen 
Morgen bis zum fpäten Abend nicht nur der Mann, 
fondern auch die Frau aus dem Haufe ift, um in bie 
Fabrik, in die Werkftätten, zur Landarbeit zu gehen, 
indem fie ihre ganze Arbeitäfraft einfegen muß, um ben 
Lohn ded Mannes etwas zu erhöhen und damit bie 
Lebenshaltung etwas zu verbeffern. Daß damit eine Ver 
nachläſſigung bes Erziehungswefens eintritt, Liegt auf ber 
Hand. Bier greifen Sie ein, forgen Sie dafür, daß bie 
Lebendhaltung ber Arbeiter fo geftellt wird, daß die Frau 
nicht mehr in bie Fabrik, in die Werkftätte, zur Land» 
arbeit zu gehen hat, forgen Ste dafür, daß fie ſich ber 
Erziehung ihrer Kinder widmen Tann! Heben Sie 
aud die wirthichaftliche Lage in der Richtung, daß die 
traurigen Wohnungszuftände, die in befonderd hohem 
Grade zur Demoralifirung weiter Bevölkerungsſchichten 
beitragen, befeitigt werben! Das gilt nicht bloß von den 
Städten, das gilt aud vom Lande, wo, wie umfere 
jozialifirenden Paftoren gezeigt haben, fir große Theile 
der Landbevölferung  biefelben traurigen Wohnungs: 
verhältniffe exiftiren wie für die Stadtbevölferung. Nach 
biefen und nad verſchiedenen anderen Richtungen bin, 
haben Sie mit ihrer Reformarbeit einzufegen, haben Sie 
dafür zu forgen, daß bie Lebenshaltung der großen Mafle 


der Bevölferung eine höhere wird; dann werben eine (D) 


Menge von Erjcheinungen, die Sie heute beklagen, ver— 
Ihwinden. Sorgen Sie ferner dafür, daß die Volks— 
bildung gehoben wirb, deren größte Gegner gerade Sie 


ba brüben find! 
(Sehr richtig! Links.) 
Sie find es, die am heftigten gegen die höhere Volks: 
bildung ſich erklären, die noch vielfach der Meinung find, 
daß der dümmſte Arbeiter der beite ift. 
(Unruhe rechts. Sehr ridtig! links.) 
Was ift denn noch vor wenigen Tagen im Februar auf 
bem Kongreß der Steuer: und Wirthichaftsreformer be— 
ſchloſſen worben? Hier hat man fid) einmiüthig dafür aus- 
eſprochen, daß bie Kinder noch mehr als biäher zu den 
andwirthſchaftlichen Arbeiten herangezogen werben jollten, 
man müfe dahin ftreben, daß bie Halbtagsſchule all- 
gemein eingeführt werde. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das bedeutet eine Herabfegung der Bildung der Maſſen 
bed Volles. Das find die Beftrebungen, denen Ste brüben 
Rechnung tragen. Und weiter: vor Kurzem war im 
meiningenfhen Landtag eine Debatte über die Getreide: 
zölle. Von einer Seite wurde die Anficht vertreten, daß 
mit ber Einführung der Getreidezölle und der damit noth— 
wendigen Erhöhung ber Preiſe für Brot und die Lebens: 
haltung überhaupt cine Vermehrung der Verbrechen ein= 
treten werde. Statiftifh fann ja nachgewieſen werbei, 
daß mit dem Getreidepreife, feinem Steigen und Fallen 
die Zus und Abnahme der Verbrehen Hand in Hand 
geht. Was hat darauf einer Ihrer Parteigenoſſen geant— 
wortet? Wenn ſich infolge der Erhöhung der Brotpreife 
bie Diebftähle mehrten, müßte bie Prügelftrafe ein— 
geführt werben. 
e (Hört! hört! Tinte.) 
Eine ſchöne Anfhauung, die der Abgeordnete Frank im 
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(A) meiningjchen Landtag zum beften gab. Aud; nad anderer | Zühtigung für Rohheitsverbrechen unbebingt noth- co) 


(B) Voltöbildung beſchaffen iſt. 


Richtung ſteht cd mit unferem Schulwefen traurig. Ich 
babe vor einigen Wochen gelefen, daß in Berlin in einer 
Schule und zwar in ber eriten Vorſchulklaſſe eines 
Gymnaſiums die ſechs- und fiebenjährigen Jungen zum 
18. Januar ein Gedicht auswendig gelernt hatten, in dem 
folgende Berje vorkommen: 

Denn ich, bin ich auch jung und Klein, 

Hab id) doch den Staifer lieb, 

Und wenn ich erft Solbat werd jein, 

Dann üb ih Schuß und Hieb; 

Und wer dem Kaiſer etwas thut, 

Den ſpieß id einfad) todt. 

Bis dahin nimm ihn, Gott, in Hut, 

Dann hat es feine Roth! 
Meine Herren, was ift denn das für ein Schulweien, 
dad den Heinen, fedhs- bis fiebenjährigen Schülern ſolch 
Gedichte zuführt? Sie, meine Herren, mögen das patriotifd) 
nennen; id bon meinem Stanbpunfte aus betrachte dad 
als eine Nohheit, die in den Gymnafien gelehrt wird 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
die in keiner Anftalt zur Hebung der Volksbildung gelehrt 
werben bürfte! 

Wie fieht ed überhaupt in unferem Schulwefen aus? 
Trotz all dem Bielen, was Sie glauben für die Schule 
gethan zu haben, Lehrermangel an allen Eden und eine 
lleberfüllung der Schulen, dab bie Lehrer mit Aufbietung 
der äußerjten Kraft nit im Stande find, dad Minimum 
von Bildung den Kindern beizubringen. Ich dente, bie 
zahlreichen Briefe, die wir im dem legten Monaten aus 
China zu leſen befommen haben mit ihrer wunderbaren 
Orthographie 

(oho! rechts — ſehr richtig! links) 
— ja wohl, mit ihrer wunderbaren Orthographie! —, 
haben auch deutlich gezeigt, wie traurig es mit unferer 
Und die Thaten, bie in 
Ghina vielfach geihehen find, beweijen ebenfalls, dab noch 
ein gut Stüd Rohheit in weiten Voltöklaffen infolge des 
Mangeld an Bildung vorhanden ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Wenn einmal die Prügelftrafe eingeführt werben foll, dann 
möchte id fie vor allen Dingen für diejenigen eingeführt 
fehen, die in erjter Linie für ſolche Rohheiten verant- 
wortlid find! 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

BVräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeorbnete Gröber hat gemeint, ih hatte feine nenen 
Grunde für die Prügelftrafe angeführt. Das war aud) 
nicht meine Abfiht. Ich habe von vornherein erflärt, 
daß ich materiell auf die Erörterung der Frage nicht eins 
gehen würde, jondern nur mein Bedauern darüber fund» 
geben, daß nach Lage der Sadje eine andere Entſchließung 
heute nicht herbeigeführt werden Tönnte. Ob die Som: 
mijfion den Beſchluß einftimmig gefaßt bat, weiß ich 
nicht; ich bezweifle e8 nad) den Worten bes Herrn Abges 
ordneten Bebel nicht. Wenn meine Parteigenoffen in ber 
Kommiffionsfigung anwefend waren und mit für „Weber: 
gang zur Tagesordnung“ geftimmt haben, jo haben fie 
das lediglich formell gethan. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie haben aus benfelben Gründen, mie ich bier, 
darauf verzichtet, eine andere Beichlußfaffung herbeizu- 
führen, weil der Verſuch, fie herbeizuführen, ausſichtslos 


gewejen wäre. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Aber ih kann wohl fagen, dab fait meine ſämmtlichen 
Barteigenoffen — ih glaube alle — mit mir einer 
Meinung find, daß die Wiedereinführung ber körperlichen 


wendig iſt 
(hört! Hört! bet den Sozialdemokraten) 
und mit der Zeit auch kommen wird. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat fi auf bie Ver: 
treter der verbündeten Regierungen berufen. Ich gehöre 
nun zu denen, bie nicht ohme weitere bas, was bie 
Negierungävertreter meinen, für grundlos und fir uns 
bereditigt halten; aber fo regierungdfromm und regierungs⸗ 
treu wie ber Herr Abgeorbnetete Bebel, daß ich mid, in 
allen Fällen und aud in dieſem auf bie Meinung ber 
Herren Regierungävertreter ftügen und berufen möchte, bin 
ih denn doch nicht. 

(Sehr gut! rechts.) 
Vertreter der verbündeten Regierungen haben zwar immer 
Vernunft, wie wir neulih von authentifher Seite haben 
feftftellen hören. 
(Heiterfeit.) 


Aber bad Maß ber Vernunft kann aud wechſeln, kann 
aud zunehmen, und deshalb verzweifle ich mod nicht; ich 
glaube, aud die Herren Regierungdvertreter werden anderer 
einung werden 

(fehr richtig! rechts), 
und dann hoffe ih, daß der Herr Abgeordnete Bebel 
ſich aud auf die veränderte Meinung der Regierungs: 
bertreter berufen wird. 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich Habe dad lehte Mal, ald wir die Sache vertraten, 
auch im Zwiegefpräh mit Herrn Bebel ihm zugegeben, 
daß gewiß viele Theoretiter des Strafvollzugd Gegner 
der Prügelitrafe find; er wird aber jo freundlich jein, 
mir — zugeſtehen zu müſſen, daß auch Theoretiker 
des Strafvollzugs Anhänger der Prügelſtrafe ſind. Die 
Meinungen find getheilt. Ich. habe ihm damals eine 
ganze 
zeugend fein müßten; aber id) möchte heute darauf ver: 
zichten, die Dinge, die wir damals ausgiebig erörtert haben, 
zu wieberholen. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat ſich heute auf Dofto- 
jewöfy berufen; ih habe mid damals auf Tolftoi berufen, 
ber die Prügeljtrafe als eine Humane Strafe bezeichnet. 

(Heiterkeit lint3.) 
Es ftehen alfo auch hier wieder Autoritäten gegen Autori— 
täten. Der Herr Abgeordnete Bebel hat dann gemeint, 
daß die Rohheitöverbrechen zum wefentlihiten Theil aus 
der Welt geihafft werben könnten, wenn die Noth aus 
ber Welt befeitigt würde. Das gebe ich ihm nur bis zu 
einem gemwiflen Grabe zu. Ich habe in den legten Jahren 
eine ganze Reihe von Verbrechen notirt, bei denen ich die 
Prügelftrafe für nothwendig und nüglich hielt. Da waren 
eine ganze Menge Verbrechen darunter von Leuten, bie 
mit der Noth ded Lebens abjolut nichts zu thun haben; 
im Gegentheil, dad Motiv diefer Rohheitöverbrehen war 
nit die Noth, fondern ber lleberfluß und der lebermuth, 
ber aus bem Ueberfluß hervorgeht. 
(Sehr wahr! fehr richtig!) 

Für dieſe Leute wäre die Prügelftrafe bei Rohheits— 
verbrechen nod) in verjtärkterem Maße angebracht, als für 
diejenigen, die zu Rohheit vielleicht durch die Noth des 
Lebens getrieben wurben. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat und auf der 
Rechten befchuldigt, wir feien Gegner der Volks— 
bildung. Er irrt fih da vollfommen. 

(Heiterkeit links.) 
— a, meine Herren, Ihre Ausrufe des Erftaunens bes 
weifen abjolut nichts, jo laut fie auch fein mögen. Ach 
berufe mid wieder auf eine Autorität, die Sie gelten 
laffen werben. Grillparzer jagt einmal: Berftandes: 
bildung ohne Herzensbildung erzeugt raffinirte Böſe— 
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eihe von Ausſprüchen vorgeführt, die doch über: (D) 


(A) widhte. 
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(Dr. Dertel.) 
Wir mollen nicht bloß Berftanbesbildung, 
fondern wir wollen auch Herzensbildung und Willens: 


bildung 
(Heiterkeit links), 
weil diefe den ganzen Menfhen viel mehr fürbern ala 
BVerftandesbilbung. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn der Abgeordnete Bebel und zum Vorwurf ges 
macht hat, daß irgendwo, ich glaube in der Berfammlung 
der Steuer: und Wirthſchaftsreformer, für bie Halbtags: 
ſchule eingetreten worben ift, jo bim ich offen genug, dab 
id) barin gar nichts jo Beſonderes jehen kann. 

(Hört! hört! Iints.) 
— Hören Sie dod einmal; ber Herr Abgeorbniete Bebel 
wird, gerade wie ih, bis zu feinem 14. Jahre in einer 
Halbtagsſchule vorgebildet worden fein, und wir find beide 
doch noch leidlich gebildete Menſchen geworben. 

(Heiterfeit.) 

Ih glaube, man fann in einem halben Tage, wenn die 
Sade richtig eingerichtet wird, verhältnißmäßig ebenfo viel 
lernen, wie an einem ganzen Tage. 

(Sehr richtig! redht3.) 
An vielen unſerer Gymmafien giebt es ja jet nur 
Halbtagäunterriht. Der Halbtagsunterriht als folder 
fann alſo dod nit fo etwas ganz Wirkungsloſes und 
Unangemeflened fein. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat dann einen Ausſpruch 
des meiningijchen Abgeordneten Franke angeführt. Ich 
made biefen Ausfpruh durchaus nicht zu dem meinigen, 
fondern erkläre, ich glaube, aud im Namen aller meiner 
Barteigenofjen, daß mir für Eigenthumsverbrechen bie 
Prügelitrafe durchaus nicht einführen wollen 

(ehr richtig! rechts), 
ſondern lediglich für Verbrechen, die einen beſonders hohen 


(B) Grab thieriſcher Verrohu 


Ri zeigen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn der Herr Abgeorbnete Franke im meiningiichen 
Landtage das jo ausgeſprochen hat, fo glaube id, bis 
zum Beweiſe des Gegentheild, dab er etwas Anderes 
gemeint hat, ald Sie auf der Linken aus feinen Worten 
ſchließen. 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat dann ein Gedicht 
aus einer Berliner Volksſchule angeführt 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten), 
— gut, aus einem Berliner Gymnafium, das ich nicht 
für geſchmackvoll Halte. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ih würde ein ſolches Gedicht weder jelbft dichten 
— 
ich würde mir wenigſtens Mühe geben, es beſſer zu 
machen; ich hätte es auch niemals früher als Lehrer meine 
Kinder lernen laſſen. Das Gedicht iſt nicht geſchmackvoll, 
aber etwas ſo Schlimmes iſt es doch nicht. Es iſt im 
findlichen Geiſte gehalten, und, meine Herren, derlei kind⸗ 
lihe Gedichte befinden fih im „Vorwärts“, für ältere 
Alteröftufen beftimmt, viel öfter. 
(Sehr gut! rechts.) 
63 würde mir ein Leichtes fein, Pendant in Menge her: 
beizuziehen, wenn mir bie Gelegenheit und die Zeit zur 
Verfügung geftanden hätte. 
Der Herr Abgeordnete Baffermann, zu dem ich mid) 
nur in wenigen Worten wende, meinte, daß die große 
Zahl ber Unterſchriften unferer Petition — ich darf wohl 
jagen: Ann — nichts beweiſe; es würde fehr leicht 
eweſen fein, Petitionen gegen die Einführung der Prügel- 
afe mit noch viel mehr lnterfchriften dem Haufe zu 
unterbreiten. a, verehrter Herr Stollege Balfermann, es 
fommt auf ben — an. Es wäre doch ſehr intereſſant 
zu ſehen, ob es möglich ſei, das Volk ebenſo gegen bie 





Wiedereinführung ber Prügelftrafe zu begeiftern, wie für (C) 


die Wiedereinführung. Vielleicht haben Ste die Güte, 
biefen Berjuch einmal zu erwägen. Es würde ja für bie 
Gegner der Prü effirate außerordentlich bemeijend fein, 
wenn bie Unterſchriftenzahl ihrer — im nächſten 
Jahre die Zahl ber Unterſchriften unferer Betition wejent: 
lid) überfteigen würde. Machen wir aljo einmal ben 
Berfuh! Ich möchte vorläufig bezweifeln, daß die Zahl 
ber Unterſchriften fo groß fein würde, wiirde aber geru 
befennen, mid) getäufcht zu haben, wenn es gelingen jollte, 
eine große Zahl von Unterfchriften herbeizuführen. 

Der Herr Abgeordnete Baflermann hat dann etwas 
von oben herab über die Meinung des Spießbürgerd ge: 
proden, der allerdings für die Prügelftrafe vielleicht 
wärme, deſſen Anfiht aber für und nicht maßgebend 
jein könne, Meine Herren, der Spießbürger ift ja eine 
nicht immer ſympathiſche Erfheinung, immerhin werben 
wir feine Anihauungen bier im Neihstage mit auf uns 
wirken laffen müflen. Ich möchte ben Herrn Abgeordneten 
Baffermann aber darauf aufmerffam maden, daß zu den 
Unterzeichnern der Petition nicht nur Spießbürger im 
engeren und eigentlihen Sinne gehören, fondern, wie id 
wiederhole, Angehörige aller Berufsftände und ſolche 
Männer, die über ben Verdacht des Spiekbürgerthums 
gewaltig erhaben find. 

Der Herr Abgeordnete Baflermann hat dann aus— 
drücklich hervorgehoben, daß fid in feiner Partei die An— 
ſchauungen bisher nod) nicht geändert hätten, daß bie 
Herren vielmehr einmüthig fich gegen die Wiedereinführung 
erflärt und für dem Uebergang zur Tagesordnung geftimmt 
hätten. Das gebe ih zu, das ift jedenfall richtig; aber 
fchon bei der legten Berathung diefer Petition hatte einer 
der Herren feiner Partei die Güte, mit mir zu ſtimmen, 
und ich habe gehört, daß ein anderer Herr feiner Partei 
fih für die Petition recht Iebhaft intereffirt hat. Ich habe 


aber nicht behauptet, daß jegt jchon bie Stimmung anders (D) 


geworben fei; ih Habe mur der Hoffnung Ausdrud ge: 
geben, daß ſich ein gewifler Stimmungsumſchlag allmählich 
borbereite, und ich habe ausdrücklich geſagt, dab id es 
nicht für klug bielte, in dieſe zarte Entwidlung ein: 
zugreifen. Ich möchte alfo aud) hier bitten: warten wir 
ab, ob nicht diefer Stimmungswechfel fih mehr und mehr 
vollzieht. j 

Aud vom Zentrum hoffe ich das, trog des Herrn 
Abgeordneten Gröber; denn der Herr Abgeordnete Gröber 
wird fid) daran erinnern, daß, al3 dieſe Petition das 
Ichte Mal die Betitionstommiffion beichäftigte, feine 
fämmtliden Fraftionsgenoffen in der Kommiſſton mit 
uns für die Heberweifung als Material ftimmten. Wenn 
dad damals 966 ſo iſt es doch nicht außerhalb des 
—— der Möglichkeit, daß es künftig auch geſchehen 
werde. 

Ich möchte dann den Herrn Abgeordneten Baſſer— 
mann in einem beruhigen. Wenn ich geſagt habe, die 
Herren dächten im Innerſten vielleicht etwas anders, als 
ſie jetzt ſtimmen, ſo ſollte darin nicht irgend welcher 
Vorwurf liegen. Es iſt doch eine Möglichkeit, daß man 
inmitten einer Entwicklung ſeiner Auffaſſung iſt, die noch 
nicht ſoweit zum Durchbruch gekommen iſt, daß ſie ſich in 
Abſtimmungen und Entichließungen kundgiebt, wohl aber 
fo weit, daß fie eine erneute, auf ein anderes Ergebniß 
hinauslaufende Prüfung des Gegenftandes ermöglicht. 
Nur das wollte ih fagen; im feiner Weife wollte ich 
anbeuten, daß die Herren etwa anders ftimmen würden, 
alö es ihre Ueberzeugung fei. 

Der Herr Abgeordnete Baflermann hat dann — und 
damit ging er auf dad Materielle über — gemeint, dab 
gegen die Prügelitrafe befonders anzuführen fei die That: 
fache, daß fie den letzten Funken des fittliden Gefühls 
in dem ber Strafe linterzogenen erftiden müffe. Meine 
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(A) Herren, bei den Rohheitsverbrechern, bie wir der Prügel⸗ 


(B) 


trafe unterziehen wollen, ift in der Regel von einem nod 
glimmenden Funten des fittlihen Gefühls nicht die Nebe. 
(Sehr richtig! redt3.) 
Wenigitend ift er nur mit Schwierigkeit zu entdecken, und 
bier berufe ich mich zu meiner Freude auf den Herrn 
Abgeordneten Gröber. Er hat ausgeführt, die Beſſerung 
des Verbrechers ſei nicht der alleinige und erite ber 
Strafe; die Beflerung mühten wir anderen Kreiſen über: 
laffen. Die Strafe hat den Zwed, bie Rechtsordnung zu 
fiern und —— Wir werden aber niemals 
durch unſern jetzigen Strafvollzug, nicht durch Gefängniß 
und auch nicht durch Zuchthaus, genügend abſchreckend 
wirken; das lehrt jeder Tag. Wie oft iſt das Hauptmotiv 
des Verbrechers, daß er das Bedürfniß empfindet, wieder 
auf Staatskoſten verpflegt zu werden. Wenn der Zweck 
der Strafe eingeſtandenermaßen iſt, die Rechtsordnung 
durch Abſchreckung zu ſichern, jo müſſen wir eben andere 
Strafmittel finden, und wir können vorläufig keine anderen 
abſchreckenden Strafmittel finden als die körperliche Züch— 
tigung. Ich will mich nicht in weiteres einlaſſen, ſondern 
will nur noch dem Herrn Abgeordneten Gröber ausdrüd: 
lid; verſprechen, daß ich gern bereit bin, bei einer Neform 
de3 Strafvollzugeö mitzuarbeiten. Wir werden dann aber 
ſehr bald alle zu der Einjidht fommen, daß, wenn wir 
nicht Scharfe Abihredungsmittel wählen, diefe Reform nicht 
das Ziel erreihen wird, was fie erreiden fol, unb id 
tenne — id wieberhole e8 — fein anderes genügend ab» 
ſchreckendes Mittel als die Erregung körperlichen Schmerzes. 
Wie vor einem Jahre, fo berufe id mich heute wieder 
auf dad Wort eine Mannes, ber durdaus nicht konfer: 
vativ ober reaftionär war, der gejagt hat: „Hebertriebene 
Humanität, die angewendet wirb gegen bie Ber: 
breder, ift bie fhärffte Graufamfeit gegen die 


Gutgeſinnten“. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schrempf. 

Schrempf, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Bebel hat barauf Bezug genommen, der 
Beichluß der Petitionskonmiſſion fei ein „einftimmiger*. 
Als Mitglied der Betitionsfommiffion, und fpeziel als 
fonjervatived Mitglied biefer Kommiſſion, möchte ich dem: 

egenüber darauf hinweilen, daß ber Herr Abgeordnete 
cobstötter in der Hommiffion unferen abweichenden 
Standpunkt ausbrüdlicd gewahrt hat! An die Petitiond- 
fommifjion treten das Jahr hindurd eine ganze Menge 
prinzipiell wichtiger fragen heran, ohne daß es möglich 
wäre, fie in der Betitionsfommiffion auch zur Entſcheidung 
zu bringen. Wenn aljo aus umjerer Zurüdhaltung ges 
folgert werben wollte, wir fonjervativen Kommiffionsmit- 
glieder jeien bezüglich der vorliegenden Frage in einen 
Gegenjag zu unſeren Partei- und Gefinnungsgenoffen 
gerathen, jo wäre dieſe Anfiht durchaus unridtig. Ich 
berufe mid in biefer Hinfiht auf ben Herrn Bericht: 
erftatter der Kommiffton und auf die Mitglieder der ſozial— 
demokratiſchen Partei, die in der betreffenden Kommiſſions⸗ 
figung anweſend waren. 

Meine Herren, daß der Herr Abgeorbnete Bebel bei 
diefer Gelegenheit — wo e3 fi darum handelte, ob für 
barbariſche, viehifhe Rohheitsverbrechen ſchließlich als 
änßerſtes Mittel die Prügelſtrafe Anwendung finden 
ſoll — mit dem Hinweis auf ein unpaſſendes Gedichtchen 
einer Gymnaſialvorſchule geantwortet hat, nimmt mid) 
aufrihtig Wunder. ch freue mich aber infofern darüber, 
als ich daraus die Hoffnung ſchöpfen darf, daß der Herr 
Abgeordnete Bebel gelegentlih auch die Liederbüder 
und Kalender ber ſozialdemokratiſchen Partei in 
Bezug auf ihren „Blutdurft* einer gleich ſcharfen Durchſicht 
unterzieht und biefelben einmal gründlid fäubert. Dann 


erit hat er den Beruf und das Recht, die Vorſchulen (c) 


der Gymnaſien zu tabeln. Der Herr Abgeorbnete Bebel 
war berjenige, welcher feiner Zeit gefagt hat: „Wir wollen 
bie Träger der Bajonette auf unjere Seite bringen!“ Ich 
glaube, dab er dabei nicht gedacht hat, mit dieſen Ba— 
jonetten die Leute zu kitzeln, damit fie viel lachen müflen; 
fondern er hat dabei an ganz andere Dinge gedacht. 
Wenn gerade von Seiten der äußerten Linken immer 
wieder die „Humanität* in ben höchſten Tönen gelobt 
und gepriefen wird, jo müffen wir jagen: Sie mit ihrer 
bewußten Predigt des Klaſſenhaſſes find bie aller: 
ſchlechteſten Vorkaͤmpfer der wahren Humanität. 
(Bravo! rechts.) 

Es wurbe von den Herren auf der Linken weiter darauf 
———— bie beſſere Bildung werde und dahin 
ringen, daß feine Brutalitätäverbreden mehr vorfämen. 
Das ift durchaus falſch. Wenn man heute die brutaliten 
Verbrecher einer Prüfung unterziehen wollte, würde fich 
herauöftellen, daß fie häufig viel beffer leſen und fchreiben 
fünnen als Taufende von braven Bürgern, die in ber 
Melt ihr ehrlihes Durchkommen ſuchen und feine Ber: 
bredher find, geichweige denn Brutalitätöverbreder. Es 
ift ein ganz oberflählidher Standpunkt, zu behaupten, 
dak man beifpieläöweife mit der Durdführung der Ganz- 
tags⸗ ftatt der Halbtagsichule in entscheidender Weife auf 
das fittlihe Bewußtjein des Volkes einwirken könne. 
Die Sittlichfeit ift viel weniger abhängig von der Bildung 
bes Kopfes ald von ber Bildung des Herzens, und 
dab in Bezug auf Herzend: und Gemüthsbildung noch 
viel geichehen muß, iſt gar feine Frage. 

eine Herren, bak ber „wechfelfeitige Unterricht“ 
mandmal fehr zwedmäßig fei, dad haben uns die Ge- 
noflen Schoenlanf und Katzenſtein zu beweiſen ber: 
ſucht. Es fommt alſo gerade auf Ihrer Seite (zu dem 
Sozialdemokraten) vor, daß man fid) über den Rahmen 


ber Grenzen hinausbewegt, wo feine Prügel angeboten (m) 


und ausgetheilt werben. 

Alſo bitte, meine Herren auf der Linfen, fegen Sie 
ſich nicht fo gar auf das hohe Roß! 

Wenn wir auf der rechten Seite bei äußerften Bru— 
talitätöverbredhen, 3. B. Luftmord, Schändung von Kindern 
u. ſ. w., bei folden viehiſchen Werbreden, vor denen 
jedem anftändigen Menihen die Haut jchaudert, — wenn 
wir jagen: gegen Menihen, die fo ſehr ihre Menſchen— 
natur vergeſſen haben, wollen wir mit fchärferen Strafen 
vorgehen, danı dürfen Sie das nidt vom hohen Roffe 
ber Humanität herab verurtheilen wollen. Sie können 
fagen: wir haben über Beftrafung eine andere Anihauung; 
aber Sie bürfen nicht jagen, wie es Herr Bebel am 
Schluß amdeutete, daß wir auf der Nechten Diejenigen 
wären, die jelber in ſolche Gefühlsrohheit verfallen feien, 
dab man gegen fie die Prügelftrafe anwenden jollte. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

Ah mußte diefe Worte ausſprechen als Proteſt 
gegen die Art und Weiſe, wie derartige Dinge von der 
äußerften Linken behandelt werben. 

(Lebhafte Bravo rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeorbneter: Meine Herren, unſer vers 
ehrter Kollege Herr Dr. Oertel hat und audeinandergefegt, 
daß diejenigen Berfonen, welche er und feine freunde mit 
ber Prügelitrafe bedenten wollen, fo beſchaffen feien, daß 
bei ihnen nicht ein Funke don Ghrgefühl, das nod 
Schaden leiden fünnte, vorhanden fei: ich will ihm zu— 

eben, daß ſolche befonberen Fülle, wie er fie im Auge 
Dat und fi) ausdenft, vorkommen können. Aber das ilt 
der große Irrthum in feiner Begründung, daß er fich die 
Möglichkeit denkt, ſolche Fälle genau und fiher zu um: 
ſchreiben. Das ift nicht möglich, und die Auslegung des 
Begriffes Rohheitsdelikt“ würde und in der Praxis 
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tA) fofort weiter und weiter führen und würde und nament- 


ih in politiih und ſozial aufgeregten Zeiten, auch 
in Lonfeffionelen Streitigleiten uud kirchenpolitiſchen 


Kämpfen 
(Sehr richtig! in ber Mitte) 
— und folde Zeiten haben wir in den fiebziger Jahren 
gehabt — nothwendig dahin bringen, daß die augenblid- 
li berrichende Strömung die mit allen Mitteln befämpfte 
Minderheit auch unter ein ſolches Strafmittel zu beugen 
verfuchen würde. 
(Sehr richtig! in der Mitte und links. Wider: 
ſpruch rechts.) 
— Meine Herren, Sie weifen das weit von fi, und ich bin 
ja überzeugt, daß Sie das heute ehrlih und aufrichtig 
meinen; denfen Sie aber an die fiebziger Jahre, was 
man damals im Kulturkampf alles als höchſt ftaats- 
gefährlich, als höchſt ftrafbar, ald gemein und nieder: 
trächtig angelehen hat — 
(ſehr richtig! in der Mitte), 
und wenn man damals bie Prügelitrafe ‚gehabt hätte, fo 
hätte man, das bin ich feit überzeugt, Herr v. Kardorff, 
eine ganze große Zahl von Prügelitrafen verhängt. 
(Xebhafter Widerfprud) und Lachen redhts.) 
Gewiß hätte man z.B. eine ganze Anzahl von Bismard- 
beleidigungen damal3 mit Prügelftrafen zu fühnen ver: 
u 


ht. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Widerſpruch rechts.) 
Und wenn man heute die Prügelftrafe einführt, fo wird 
fie auch ganz verſchieden angewendet werden im Oſten 
und im Welten. 

(Sehr ur in der Mitte.) 
Ich bin überzeugt, daß bei der Bekämpfung der national: 
polnischen Bewegung die Erzedenten der polnischen Nation 
weit mehr mit diefem Strafmittel bedacht werben würden, 
ald die Erzedenten ber germaniſchen Nation. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Widerſpruch rechts.) 

— Laſſen Sie ed gut fein, meine Herren! So viel weiß 
id aud) von der Strafrchtäpraris, wie da die Leidenſchaft 
unwillkürlich — denn Richter und Strafvollzieher find 
auch Menfhen wie andere —, wenn fie einmal zu der 
herrſchenden in der öffentlihen Meinung geworben ift, 
auch bei dem Straferfenntniß und bei dem Strafvollzug 
ſich geltend macht. 

GSehr richtig! rechts.) 
Die mit einem ſolchen Amt beauftragten Menſchen nehmen 
auch an den Fehlern ber anderen theil. 

Dann hat aber der Herr Kollege Dr. Dertel eine 
Hauptvorahsjegung feiner Beftrebungen nod gar nicht er 
irgendeiner Wendung zu begründen verfucht. hat 


nämlid) nicht darzulegen verfucht, weder in vorigen 
noh in dieſem Jahre: warum follen nur bie 
Nohheitädelifte mit belegt 


der at ll: 
werden? warum nit aud raffinirte Bosheits— 
delifte? Sind die legteren nicht unter Umftänden gerade 
fo ſchlimm, ja noch jchlimmer ald eine Nohheit? Meine 
Herren, ſobald Sie fih dieſen Gegenfag klar machen, 
jehen Sie, wie weit man fommt, wenn ein ſo ſcharfes 
Strafmittel eingeführt wird, wie bie $tonfequenz unters 
bittlich weiter führt; denn man wird fich, ſobald man ein 
ſolches Strafmittel in dem Geſetze befigt, jagen: weshalb 
follen nur bie Rohhelten mit folden Strafen bedadıt 
werden? Und wenn ich auch zugebe, daß Nohheiten in 
allen Bildungs: und Gefellihaftsitänden vorlommen — 
das zeigt die Erfahrung —, fo ift doch nicht zu beitreiten, 
daß MNohheiten am meiften in ben weniger * 
Streifen vorkommen. Der gebildete Mann iſt 3. B 
Stande, feinen Gegner mit einer boshaften Berböhnung 
bis aufs Blut zu geißeln; ber Ungebildete, der das nicht 
fo verfteht, macht gegen feinen verhaßten Gegner von 


feiner rohen Naturfraft Gebraud und ſucht ſich damit zu 





helfen; vielleicht fommt er bamit nicht einmal fo meit, (0) 


verlegt nicht jo ſchwer und tief, wie der Andere mit feiner 
raffinirten Bosheit. Nun foll der, welder den Gefränften 
weniger verlegt hat, für feine Berfehlung mit der Prügel: 
ftrafe, ber Andere dagegen nicht mit PBrügelitrafe bedacht 
werben können. Wo bliebe ba die Gerechtigkeit? 

Meine Herren, ſeien Sie überzeugt, daß bie, wie id) 
zugebe, ziemlich verbreitete Meinung, mit der Prügelftrafe 
könnte den Rohheitsdelikten wirkſam entgegengetreten 
werden, im großen und ganzen ein Irrthum iſt; die 
Gründe ber Verrohung liegen tiefer, als daß fie durch 
ein ſolches Repreffionsmittel befeitigt werben könnten. — 
Wenn Sie übrigens behaupten, unfere Strafmittel feien 
nicht abfchredend, alſo müſſe man die Prügelftrafe ein- 
führen, fo fage ih Ihnen umgekehrt: zuerft muß man 
bie vorhandenen Strafmittel richtig geftalten 

(ehr richtig!), 
und erft, wenn dies nicht möglıd oder nicht wirkſam ift, 
man au bie Wiedereinführung ber alten Strafmittel 
enfen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Dertel hat ſich für feine 
Anfiht Heute wieder wie im vorigen Jahre auf den 
Rufen Eolftoi berufen. Ih Habe im vorigen Jahre 
auf biefe Berufung nicht anderes bemerken können — 
mir war die Stelle nicht befannt, auf die er fih damals 
berufen bat —, ald daß, wenn Tolſtoi dieſe Auficht 
wirklich vertreten follte, died nur eine von den paradoren 
Anfihten fein könute, die der berühmte Mann häufig ver— 
tritt. Mir ift aber nad der Verhandlung von einem 
ruſſiſchen Profeſſor gefchrieben worden, es wäre ein 
Irrthum, wenn ich annähme, daß Tolſtoi die Prügelſtrafe 
vertrete 

(hört! hört); 
Eolitoi habe die Frage nur im einem feiner Romane oder 
Erzählungen behandelt und dabei Diefe Anfiht darin 
einer Perſon in den Mund gelegt, 


vertreten. 

(Hört! hört!) 
Ich halte mich für verpflichtet, der wiederholten Berufung 
auf Zolitoi gegenüber diefe Mittheilung dem hohen Haufe 
auch nod zu maden. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Dertel hat dann damit 
gelhloften, daß er gemeint hat, die Herzensbildung müſſe 

as Meifte bei der Sade hun. Ich muß ihm darin zu— 
ftimmen; nur glaube ih, bie Herzendbildung wird burd 
die Prügelftrafe nicht befördert. 

(Sehr richtig! Heiterkeit links.) 
Herzensbildung mit Prügelftrafe ſcheint mir eine merk: 
würdige Koalition zu fein 

(fehr richtig! Heiterkeit), 
und ih möchte dem hohen Haufe empfehlen, von ber Ge- 
nehmigung diefer Koalition abzuichen. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Präfident:e Dad Wort bat der Herr Abgeorbnete 
dv. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeorbneter: Meine — ich habe 
meinen Standpunkt ſchon im vorigen Jahre — und das 
wird auch ber meiner politifhen Freunde im ganzen 
fein — dahin audgefproden, daß ich bie Behandlung 
biefer Frage überhaupt für eine recht unfruchtbare Halte, 
weil id auf dem Standpunkt eines Mannes ftehe, ben 
ih ſchon damals als ſolchen bezeichnet habe, der gewiß 
nicht jentimental war; das war unſer früherer verewigter 
Stollege Herr v. Treitſchte. Herr v. Treitſchke ſpricht ſich 
dahin aus, man möge es im manchen Streifen bedauern, 
daß bie Prügelftrafe abgeſchafft wäre, er glaube aber nicht, 
daß es möglid) fein witrde, fie jet in Deutichland wieder 
einzuführen. Auf dem Standpunkt ftehe ih auch und 
ichließe mich dem Herm Abgeordneten Gröber infofern 
an, daß id fage, ehe man dazu übergehen könnte und 


ohne fie felbft zu (D) 
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(A) follte, die Prügelftrafe wieder einzuführen, müßten mir 


ben Berfud machen, ob unfer jekiger Strafvollzug nicht 
anderweitige Verfhärfungen zuläßt. Das ift, glaube ich, 
ber richtige Standpunft. Aber der Herr Abgeordnete 
Gröber hat, wenn ich mich des Ausdrucks bedienen darf, 
doc einigermaßen über die Stränge geichlagen, wenn er 
behauptet hat, wenn die Brügelitrafe während des Kulturs 
fampf3 nod) zu Recht beitanden hätte, wäre fie auch an= 
gemwenbet worden. 
(Lebhafte Zurufe in der Mitte.) 
— Ad nein! Der Hulturlampf war fehr ſchlimm, aber 
doch nicht fo ſchlimm, dab man daran gedacht hätte. 
(Sehr richtig! rechtd. Heiterkeit.) 

Ich babe mic hauptfählich zum Wort gemeldet, um 
gegenüber dem Herrn Abgeordneten Bebel ein Wort zu 
jagen. Herr Bebel thut fo, als ob die fonfervative 
Partei daran ſchuld wäre, dab jetzt eine gewiſſe Noth in 
der Boltöfchule 3. B. in Preußen befteht in Bezug auf 
ben Lehrermangel. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemofraten.) 
Nun hat aber gerade die fonfervative Partei — und 
dabei berufe ich mich auf die Akten des preußifchen Land» 
tags — jeberzeit alles gethan, um bie Berhältniffe der 
Lehrer aufzubeffern, und ich habe Ihnen neulich die vielen 
Millionen genannt, welde der ſtultus-Etat jegt für bie 
Volksſchule mehr aufweift gegen früher, immer unter Zu: 
ftiimmung ber f£onferbativen Partei, und, wenn ich mid) 
defien rühmen darf, unter fpezieler Befürwortung und 
Beranlaffung meiner, ber freifonferpativen Partei, und 
ih bin auch heute der Meinung, daß, um unjere Jugend 
aus ben Banden ber fozialdemofratiihen Führer zu bes 
freien, nichts wichtiger ift als eine gute und ausgiebige 
Bolksſchule; denn nur dadurch können bie großen Mengen 
flug genug werben, um einzufehen, daß fie jetzt von biefen 
Führern am Narrenjeil herumgeführt werben, indem fie 
B) fih auf einen ern bertröften laffen 
(Laden bei den Sozialbemofraten), 
der doch niemals verwirklicht werben kann. 
(Sehr ridtig! rechts.) 

Alfo, meine Herren, id bin ein fehr energifcher Ver: 
fechter einer fo quten und gründlichen Volksſchulbildung, 
als fie nur irgendwie geliefert werben kann. Schon aus 
biefem Grunde, im übrigen aber aud aus bem Grunde, 
den ih vorhin ſchon anführte, bin ich bezüglih ber 
Wiedereinführung der Prügelftrafe nicht fo jehr intereffirt, 
weil eö für mid, wie gelagt, ein ziemlich unfruchtbares 
Thema if. Aber daran möchte ich doch erinnern, daß 
wir in hodhzivilifirten Ländern bie Wiedereinführung ber 
Prügelftrafe wieder erlebt haben. Ich erinnere baran, 
dab, al3 in London das Garoitiren eine Art Modeſache 
wurde, die Prügelftrafe nur gegen dad Garottiren ein: 
geführt wurde; ich erinnere baran, daß, als thätliche Infulte 
egen bie veremwigte Königin von England häufiger vor: 
amen, die Prügelftrafe dafür in England wieder ein: 

eführt wurde. England, werben Sie doch zugeben, 
ft ein hodhzivilijirte8 Land, und wenn ich nidt irre — 
ich weiß es nicht beftimmt —, beiteht in einigen Kantonen 
ber Schweiz, wenn nit in allen — und das iſt doch 
aud ein —— Land — auch eine Art Prügelſtrafe. 
Aber ich bleibe, wie geſagt, ſtehen bei der Meinung, die 
ich auch heute noch mit Treitſchke vertrete; nachdem die 
Prügelſtrafe jetzt abgeſchafft iſt, thun wir nicht gut, daran 
zu denlken, fie wieder einzuführen, ſondern ſollten uns 
zunähft darauf befchränfen, zu verſuchen, ob wir nicht 
mit einer Verſchärfung bes Strafpollzug3 erreichen, was 
andere mit der Wiedereinführung der Prügelftrafe er: 


reichen wollen. 
(Brabo! rechts.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Müller (Meiningen). 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, (C) 


ich habe nicht gedacht, dab ich zu diefer Sache auch noch 
ſprechen muß; aber nachdem die Debatte ſich fo eingehängt 
bat und Vertreter faſt fämmtliher Parteien Erklärungen 
abgegeben haben, möchte id aud namens meiner Bartei- 
genoffen unfere Anfhauung dahin ausdrüden, daß wir 
vollftändig auf dem Standpuntt des Beſchluſſes ber 
Betitiondtommiffion ftehen, auf dem Standbpuft, dem id) 
bereitö eingehend hier im vorigen Jahre erörtert habe. 
Es wundert mic ja, daß Herr Kollega Dertel nit aud) 
unferer Bartei zarte NRüdfiht gönnen will, damit wir, wie 
bie Herren aus ber Mitte und der nationalliberalen Partei, 
und vielleicht aud noch zu feiner Anfhauung ummaufern 
fönnten. Ich glaube aber, wir werben dieſen Vorwurf 
unter feinen Umſtänden zu erleiden haben, und um recht 
fräftig gegen die Auffafiung des Herrn Dr. Dertel zu 
proteftiren, habe ich mid noch zum Worte gemeldet. 

Meine Herren, ich habe bereitd im vorigen Jahre er: 
ihöpfend dargethan, ſowohl vom friminalpolitiihen, als 
bom pſychologiſchen und vom politiihen Standpunkt, daß 
die Prügelftrafe Tediglich verrohend wirkt, verrohend auf 
denjenigen, ber fie giebt, verrohend auf denjenigen, ber 
fie empfängt, und verrohendb auf denjenigen, der ben Boll: 
zug derfelben mit anficht. Das find Erfahrungen, bie wir 
nicht nur in früheren Jahrzehnten bet uns, fondern aud) 
in fämmtliden fremden Ländern gemacht haben, bie bie 
re wieder eingeführt oder nod nicht abgeichafft 

atten. 

Wie weit die Anfhauungen der Herren felbit aus: 
einandergehen, fieht man an einem Betfpiel recht deutlich. 
Herr Kollega Dertel jagte vorhin, er wolle wegen Sad 
und Eigenthumsdelikte die Prügelftrafe nicht angewandt 
haben. Die Betenten felbft aber wollen auch auf Eigen- 
thumödelifte die Prügelftrafe angewandt willen. Die 
Herren, die bier für die Prügelftrafe eintreten, find nicht 


einmal annähernd unter fi einig, aud nicht mit den- (D) 


jenigen einig, welde bie Petition eingereicht haben. Es 
wäre weiter nothwendig, daß und Herr ſtollega Dr. Dertel 
erihöpfend fagte, für welde Delikte er die Prügelftrafe 
eingeführt haben wolle. Was ift Nohheit im Sinne des 
Herrn Dr. Dertel? Iſt aud das Duell Rohheit? Die 
Herren aus ber Mitte werben entfchieben bafür eintreten, 
daß auch das Duell ald Rohheit betrahtet wird, und wenn 
Sie es dahin bringen, daß bie Prügelftrafe eingeführt 
wird, würde auch auf dad Duell die Prügelftrafe ange: 
wendet werde müflen; dagegen würden Sie aber unter 
allen Umſtänden fein. 
(Sehr richtig!) 

Nun denken Sie, daß in den Petitionen, die voriges 
Jahr dem hohen Haufe zur Einführung ber PBrügelftrafe 
eingereicht wurben, unter anderem auch ala ein Paragraph, 
bei dem die Prügelfirafe angewendet werbe, der 5 360 
Nr. 11, der fonenannte grobe Unfugsparagraph, genannt 
worden iſt. Wird es vielleiht Herr Kollega Dr. Dertel 
— id habe ihm das bereitö das vorige Jahr gefagt — 
als Nedaktenr einer agrariihen Zeitung riöfiren, daß er 
audi noch zur Prügelftvafe verurtheilt wird? Es kann 
ſehr leicht kommen, dab eine Zeit einmal fommt, in der 
die agrariihe Richtung bed Herm Dr. Dertel abjolut 
unmodern und oben unſympathiſch ift; dann wird man 
vielleicht auch gegen die Herren, wie gegen bie Herren 
von der antifemitiichen Partei, fehr ſcharf vorgehen. Und 
dann, Herr Kollega Werner, riäfiren aud Sie, der Sie 
immer eine zweifelhafte Haltung in dieſer Frage ein— 
genommen haben, au nod Prügel. Alfo fangen Sie 
diefe Gefchichte niht an. Herr Stollega Gröber hat ganz 
recht: die Konfequenzen, namentlih die Stonfequenzen in 
politifcher —— ſind nicht abzuſehen, wenn man ſo 
mit dem Feuer ſpielt. 

(Sehr ridhtigN) 


1976 


Reichstag. — 70. Sigung. Montag den 18. März 1901. 








Dann hat Herr v. Kardorff wieder auf England 
Bezug genommen. Ich Habe bereit3 im vorigen Jahr 
dargelegt, daß es nicht richtig ift, wenn behauptet wird 
daß ’in England jegt noch die Prügelftrafe befteht. Das 
Garottiren wurde einige Zeit lang in Gngland mit 
Prügeln beftaft, als in London die Räubereien auf ber 
Straße fehr zugenommen hatten. Die Strafe gerieth aber 
fofort wieder in dessuetudinem, als diefe Verbrechen 
twieder verihiwanden. Es ift aud nicht richtig, daß in 
der Schweiz Prügelitrafe oder eine ähnlihe Einrichtung 
beiteht. Meine Herren, id glaube, daß dem hohen Haufe 
auch 10000 Unterjchriften, auch wenn fie Herr Dr. Dertel 
vielleicht veranlaßt — denn er hat fih ja gewiflermaßen als 
den Bater diefer Petitionen erklärt, indem er von „unſeren“ 
Petitionen fprah —, oder vielleicht aud 30000 ober 
40 000 Unterſchriften nicht imponiren werden, wenn bieje 
Petitionen etwas Thörichtes und Unwürdiges verlangen, 
etwas, was der modernen Zeit unter feinen Umſtänden 
entipriht. Es hat ja niemand auf dieſer Seite geleugnet, 
daß aud ein Liberaler einmal dazn fommen Tann, daß 
er, wenn er cin rechtes Bubenſtück fieht, einmal im Affekt 
zu dem Ausdrucke fommt: „bem gehörten Prügel!* Aber 
damit die Ginführung der Prügelftrafe ald eine Ein- 
richtung in unfer Strafgefeßbud verlangen zu wollen, das 
wird ein Liberaler nimmermehr thun. Ih kann dem 
Herrn Kollegen Gröber volltommen recht geben, wenn er 
fagte, nur pofitive friminalpolitiihe Vorſchläge könnten 
bezüglich der Interbrüfdung der Verrohung der Jugend 
helfen. Helfen Sie und dod zur Ginführung ber be: 
dingten Berurtheilung, helfen Ste und zum endlichen 
Erlaß eines Reichsſtrafvollzuggeſezes u. ſ. w. Das find 
bofttive Mittel, die viel mehr helfen als die Einführung 
der Prügelitrafe. Wir find der Meinung, daß Nohheit 
nicht durch Rohheit befeitigt werden fanı. Wir find ein: 
fir allemal gegen eine Einrichtung, die, wenn fie auch 


(B) nicht mittelalterlich ift — ich will da nicht wieder ber 


hiſtoriſchen Kritik des Kollegen Gröber verfallen —, bie 
aber ganz unzweifelhaft mittelalterlichen moderigen Geift 
athmet. Deshalb ftehen wir auch heute auf dem Stand: 
bunft ber Petitionskommiſſion, über die Petition zur 
Tagesordnung überzugehen. 

(Beifall.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Roefide (Kaiſerslautern). 

Dr, Roefide (Kaiſerslautern), Abgeordneter: Meine 
Herren, ich gehöre nicht zu denjenigen, die die Petition 
für die Prügelftrafe unterfchrieben haben, und ich meine, 
bat man ſehr verfchiebener Anficht hierin fein kann, der, 
dab bie Einführung der Prügelftrafe zwecmäßig wäre, 
und ber des Gegentheild. Aber ich muß doch fagen, man 
foll doch auch in ben Gründen für die eine und die 
andere Anſicht vorfichtig fein; man fol die Gründe logiſch 
aufbauen und nur logifhe Gründe zulaffen. Es ift eine 
intereffante Thatfache, daß die meiiten Herren, welche von 
der linfen Seite genen bie Vrügelſtrafe geiprochen haben, 
als einen der wichtigften Gründe den vorgebraht haben, 
daß, wer für bie Prügelſtrafe von der rechten Seite des 
Haufes eintrete, fich hüten folle; es könne ihm paſſiren, 
dab aud er fie einmal zu fühlen befomme. Wenn jemand 
mit folhen Gründen fommt, dann läßt das tief bliden. 
Ih muß fagen: man fucht doch niemand hinterm Buſch, 
hinter dem man nicht ſelbſt geſeſſen hat. 

‚IH möchte nur gegenüber dem Herrn Abgeordneten 
Sröber hervorheben, daß er den Scharfjinn im umferer 
Nechtiprehung und Geſetzgebung doch unterſchätzt. Es 
will doch etwas viel heißen, wenn er ſagt: wir ſind nicht 
in der Lage, die Grenzen für den Begriff der Rohheits— 
verbrechen abzuſtecken, und wenn er als Beweis gar an— 
führt, daß eventuell auch in der Polenfrage Prügelſtrafe 
eintreten könnte al3 Maßnahme gegen die antideutſchen 


Beftrebungen, und daß fie auch bei fonfeffionellen Streitig- 
feiten zur Anwendung fommen könnte. Wäre das richtig, 
fo fönnte man ja aud gar feine Merkmale im Strafredt 
treffen für die Verbredien, auf welde Zuchthaus gefegt 
it. Wenn wir nit Mare und beftimmte Grenzen für 
bie Begriffe der Strafthaten ziehen fünnen, dann fünnen 
wir überhaupt feine Strafunterfheidung maden, dann 
würde für alle Strafthaten nur eine Strafe möglich fein, 
aus Beforgniß, dab eben die zu ziehenden Grenzen nicht 
zu finden feien. Strafthaten, wie fie von Mefjerhelden 
ausgeführt werden in ber rohelten und abichredendften 
Form, Kinderihändungen u. dergl. find dod nicht in 
einem Athem zu nennen mit eventuellen Vergehen gegen 
fonfeifionelle Gefege oder mit Vergehen, wie fie in anti: 
deutihen Beitrebungen vorfonmen. Wenn man all das 
in einem Athem nennt, jo erinnert dad an dad Sprid: 
wort, daß vom Erhabenen zum Läcerliden nur ein 
Schritt ift. 

Man mag aber über PBrügelftrafe denken, wie man 
will, die Thatfahe wollen fih die Herren doc vor Augen 
halten: wir führen hier breite theoretifhe Grörterungen 
mit mehr oder weniger tiefen Gründen; gehen Sie aber 
hinaus, namentlich in die Kreiſe des Volkes, die noch ein 
fittlihes Bewußſein haben gegenüber den unglaublichen 
Nohheiten, die heute fo vielfach vorkommen, da werben 
biefe theoretiihen Darlegungen einfah über den Haufen 
neworfen, da werden Sie von den beften Streifen des 
Volkes die Forderung hören: wir wollen für folde 
Verbrechen ſchärfere Strafen haben als bisher. 

(Lebhafte Zwiſchenrufe links. Sehr richtig! rechts.) 
Menn man fih nicht Strafen denken fann, welde 
energiicher wirken als bie heutigen, fo liegt die Folgerung 
ungeheuer nahe, daß man zur Prügelitrafe greift. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun fagte und der Herr Abgeordnete Bebel von ber 
Schule ald von etwas ſehr Schlimmem, uns ſchwer Gra— 
virendem, daß man die Halbtansichule für bie Kinder auf 
dem Lande wünſche. Das hängt zufammen mit bem, 
wa3 der Herr Abgeordnete Gröber Herrn Dr. Dertel 
gegenüber herborhob, dieſer wolle burd bie Prügelftrafe 
die Herzenäbildung entwideln. Ich glaube, Herr Gröber 
hat es ſelbſt nicht ernft gemeint, daß Herr Dr. Dertel 
das gejagt habe. Die Veranlaffung dafür, daß Herr 
Dr. Oertel auf die Frage ber Herzensbildung einging, 
war bie, daß der Herr Abgeordnete Bebel fagte, durch die 
Halbtagsſchule werde die geiftige Ausbildung der Kinder 
unterbrüdt. Dem gegenüber wies Herr Dr. Dertel darauf 
hin, daß ebenfo wichtig die Herzensbildung fei, und meinte, 
dab durch die Ganztagsſchule die Herzensbildung nicht 
gefördert werben könne. In der That kann doc nicht 
das Siten ber Kinder in ber Schule dem ganzen Tag 
über allein Gelehrſamkeit und Bildung bringen; dieſe 
Schulftubengelehrfamkeit nügt dem deutſchen Wolfe nichts. 
Neben der geiftigen Ausbildung ift nöthig eine körperliche, 
die nur im Freien gegeben werben fann. 

(Zebhafte —— links. Sehr gut! rechts.) 
Sie werden alle es ebenſo empfunden haben wie wir: wer in 
einer Stadt großgeworden iſt und das Unglück gehabt 
hat, an vielen Tagen Vormittags und Nachmittags 
in der Schule zu figen, der hat es als Wohlthat 
empfunden, wenn an einem Tage mal nur Halbtagsichule 
war. Und heute, wo das Prinzip bes Halbtagdunter- 
richts mehr durchgeführt ift, empfinden es nit nur bie 
Kinder, ſondern aud die Eltern als MWohlthat, daß ihre 
Kinder auch die frifche Luft einzuathmen und aus dem 
Wuſt der Schule fortzulommen Gelegenheit haben. Aber 
daraus herzuleiten, daß der, welder die Einfchränfung 
ber Schulzeit für ‘richtig hält, die Aufklärung, Die Er: 
ziehung, die Bildung der Kinder unterbrüden wolle, 
das iſt eine Schlußfolgerung, die ih bei einem fo 
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(A) logiſch angelegten Herm, mie Herr Bebel e3 ift, | dem Felde arbeiten, matürlih nur bie Kinder der (CO) 


nit verſtehe. Ih glaube, dab er in biefem 
Moment feine Stenntniß in ber Logik verloren hatte. 
Alfo gerabe der rechten Seite des Hauſes dieſes vorzu— 
werfen, ift, meine id, aus biefem Grunde eine berfehrte 
Sache. Denn gerade wir haben mit einem großen Theil 
bes Haufes, foweit er mit der Vereinigung ſympathiſirt, 
ber auch id; angehöre, dem Bunde ber Landwirthe, bes 
wieſen, daß wir bie ee. wollen. 
(Große Heiterkeit links.) 
— Gie laden! Laden ift einfach, und Ste wiffen, wer 
von allen Menſchen am meiften lacht — davon will ich aber 
nicht ſprechen. Aber das will ic fagen: wir hätten unfere 
Erfolge nie erzielt, die erft neulih in der Stuttgarter 
Sammer fo trefflih zum Ausdrude gefommen find 
(ehr richtig! rechts — Zurufe links), 
wenn wir nicht eins als Grundſatz gehabt hätten: 
das iſt die Aufklärung. 
Geiterkeit links.) 
Aufflärend wollen wir wirken; wir wollen aufgeklärte 
Bauern haben, gebildete Bauern, gebildete Arbeiter. 
(Sehr richtig! rechts. — Zurufe links.) 
Die willen, wad Sie wollen; die verftehen, den Ber: 
hetzungen, den verfehrten Anfhauungen, die ihnen entgegen: 
gebradt werben, aus eigener Senntniß, aus eigenem 
Haren Berftändniß entgegenzutreten. 
(Bravo! rechts.) 
Da3 find ganz jchiefe Folgerungen, die Herr Bebel ge: 
zogen hat. Nein, wir wollen einen guten Körper, ein 
gutes und gejundes Herz, d. h. gute Herzenöbildung und 
die nöthigen Kenntniſſe, die dazu gehören, un namentlid) 
auch Ihre verkehrten Darlegungen mit Erfolg widerlegen 
zu können. 

(Xebhaftes Bravo rechts. Wiberfpruc Links.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, nad) ben ein- 
leitenden Worten der Debatte durh den Herrn Mb- 
georbneten Dertel fonnte man vermuihen, bie vorliegende 
Sache würde friedlich erledigt werben. Statt beffen find 
wir in eine Erregung gerathen, die nicht zu verftehen ift, 
da doch von vornherein feititeht, daß ber Antrag ber 
Betitionstommiffton angenommen wirb. 

Der lebte Herr Redner fagte, bie Bauernbünbler 
forgen für Aufklärung, fie wollen aufgeflärte Bauern, 
aufgeflärte Arbeiter. Meine Herren, id gebe zu, daß 
Sie dafür forgen, den Bauern über feine Interefjen, wie 
Sie diefelben veritehen, aufzuklären, und daß Sie baburd) 
viele derjelben für Ihre Beftrebungen gewinnen. J 
made Ihnen daraus feinen Vorwurf; denn fchließli 
muß der Bauer, an den Sie ſich wenden, am beiten 
wiflen, was ihm noth thut, und was er zu erftreben hat. 
Haben Sie den Bauern durd ihre Beltrebungen über: 
zeugt, jo haben Sie ihn; gelingt died den Muderen, fo 
haben dieſe ihn. Gegenwärtig ift nicht zu beftreiten, daß 
Sie bei den Bauern mit Ihrer Agitation große Erfolge 
erzielt haben. Ob dieſe Agitation aufflärend war, ift eine 


andere Frage. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Auf das entfchiebenfte muß ich aber beftreiten, daß der 
Bauernbund mit der Aufllärung der ländlichen Arbeiter 
fi beſchäftigt. Wenn der Bund der Landwirthe im diefer 
Richtung eine Thätigfeit entfaltet, ift es nicht die, auf: 
zuflären, fonbern zu verbummen. 
(Sehr richtig! links. Zurufe reits.) 

Denn, meine Herren, Sie find ed, die dad Maß ber 
Vollsſchulbildung auf dem Lande auf dad Mindeitmaß 
berabgedrüdt wiffen wollen. Ihre Halbtagsſchule befteht 
darin, daß Sie wünſchen, daß die Kinder vom Früh— 
jahr bis Herbft von morgens 6 bis 8 Uhr in bie 
Schule gehen und die anderen 12 Stunden auf 
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Arbeiter. Und was Sie für die Arbeiter felbft erftreben, 
bad ift Beichränfung ber Greigügigteit, friminelle Bes 
ftrafung des Kontrakibruchs, Verbot der Koalitionsfreiheit, 
Verbot der Vereins- und Berfammlungsfreiheit, bie volle 
geiftige und politifche Unmünbigfeit 
(oh! rechts; ſehr richtig! links), 
bie Sie auch bis heute bei Ihren Arbeitern aufrecht 
erhalten haben. Deshalb bekämpfen Sie aud die Auf: 
Härungsarbeit der Sozialdemokratie mit allen Mitteln. 
Wenn Sie der Aufklärer der ländlichen Arbeiter fein 
follten, fo hieße ba3, den Bod zum Gärtner madıen. 
(Heiterkeit. Ohl rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Oertel hat auf meine 
Ausführungen entgegnet, er gebe zu, daß bie Roth zum 
Theil die Rohheitöverbrecdhen erzeuge, aber das treffe 
ebenfo jehr vom lieberfluß zu. Darin hat er meine Aus— 
führungen in dankenswerther Weiſe ergänzt. Deöwegen 
gehen aber auch unfere, der Sozialdemokratie, Beftrebungen 
dahin, fowohl die Noth wie ben leberfluß aus ber Welt 
zu Schaffen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Oh! rechts.) 
Wenn der Herr Abgeordnete hierüber unfere Anſchauungen 
theilte, gehörte er eigentlih zu und. Sch glaube aber, 
er hütet fi, gegen den Meberfluß zu fämpfen; er ift im 
Gegentheil auf das äußerſte bemüht, den Ueberfluß bei 
gewiflen Leuten nod größer zu maden, als er jchon ift. 

Die Herren meinen weiter, mit ber Berftanbesbildung 
allein ſei es nicht gethan, aud) die Gemüthsbildung fei 
nothiwendig.e Ih weiß nicht, was fie unter Gemüths— 
bildung verftehen. Eins fteht feit: nicht wir, fondern Sie 
haben bisher die gefammte Volksbildung in Händen 
gehabt, und wenn das Reſultat ein jo trauriges ift, wie 
die Thatſachen beweifen, dann find Sie daran fchuld. 

(Schr richtig! links. Wibderfprud reits.) 


Gewiß, meine Herren, wir haben feinen Einfluß auf die (D) 


Schulen, feinen auf die Staatögewalt. 
(Zuruf redts.) 

Sie thun fogar alles möglidye, um uns von ben gejeb- 
gebenden Sörperfhaften fernzuhalten, und bedauern es 
aufrichtig, daß Sie es nicht verhindern können, daß wir 
in diefem Haufe find. 

(Sehr richtig! ge 
Käme ed auf Sie an, dann müßten wir braußen bleiben. 

Die Herren Dr. Dertel und Schrempf haben erklärt, fie 
wollten bie PVrügelftrafe mur eingeführt fehen für bie 
eigentlihen Rohheitsverbrechen, für ſolche Fälle, wo 
vichifhe Rohheit zu Tage trete. Inter den Rohheits- 
verbredhen führte Herr Schrempf den Luftmord an. Liegt 
diefer vor, dann ift aber die Todeöftrafe die Folge, und 
wenn Sie neben diefer denkbar ſchwerſten Strafe, die das 
Geſetz ausfprehen kann, noch die Prügelftrafe einführen 
wollen, fo ift das in meinen Augen ein befondered Map 
von Rohheit bes Geſetzgebers. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Herr Schrempf wies weiter hin auf die Schändung 
von Kindern, gewiß eins der fcheußlichften Verbrechen, 
das man ſich benfen kann; aber auch hier ermöglicht das 
Geſetz ſehr ftrenge Strafen. Leider liegt die Thatſache 
vor — ih babe das bereit bei den Beraihungen über 
die lex Heinze hervorgehoben —, daß gerade bei biefen 
Verbreden der gemeinften Art unfere Gerichte in zahl: 
reihen Fällen außerordentlich milde urtheilen. 

(Sehr ridtig!) 

Sorgen Sie alfo dafür, daß nad dieſer Richtung 
Wandel geihaffen wird! Aber es ift nicht nothwendig, 
noch beiondere Strafarten einzuführen. Der Herr Ab— 
eordnete Werner, wenn ich nicht irre, war es, ber bad 
Zuchthaus als eine Inftitution baritellte, die ihre großen 
Annehmlichkeiten für Die Gefangenen habe. Ich weiß 
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(A) nicht, ob er überhaupt ſchon Gelegenheit gehabt hat, in 


Gefängniffen längere Zeit zuzubringen. 
(Heiterfeit.) 
Wenn ihm dieſes Glück wiederfahren ift, und er feine be- 
fonderen Vergünftigungen babei genoflen hat, bürfte er 
doch Beranlaffung zu einer anderen Meinung haben. Auf 
unferer Seite figen in diefer Beziehung fehr erfahrene Beute 
(Heiterkeit; ſehr richtig!), 

die aber beftreiten werden, daß irgend ein Bedürfniß nad 
Verſchärfung der Strafarten vorhanden fei. Im Gegen: 
theil! Auch die Thatfache, dab eine fehsjährige Zucht— 
hausftrafe durdfchnittlih den Tod der Gefangenen 
herbeiführt, beweilt Ihnen hinlänglich, daß das Zuchthaus 
fein Eldorado ift, wie es nah den Ausführungen von 
jener Seite manchmal jcheinen fünnie. Halten Sie dod 
teft, daß vor allen Dingen die Belöftigung, die der 
Zuchthausgefangene bekommt, fo aufd genaueite bemeifen 
ift, daß fie mr ausreicht, um ihn am Leben zu erhalten, 
und in feinem Falle ausreicht, feinen Lebensfaden zu 
verlängern. Der Herr Abgeordnete Schrempf meinte, wir 
Sozialdemokraten predigten Klaſſenhaß, und da kämen 
wir und fpielten und ald Vertreter der Humanität auf. 
Wir prebigen nicht Klaſſenhaß, fondern wir zeigen den 
Arbeitern die Klaſſengegenſätze in der Geſellſchaft. Wenn 
infolge dieſer Aufdeckung der beftehenden Uebelſtände und 
Ingeredtigfeiten in ber Gefellfhaft der Arbeiter zum 
Klaſſenhaß getrieben wird, dann find nicht wir daran 
ſchuld, fondern diejenigen, die dieſe Ungerechtigkeiten auf: 


recht erhalten 

(fehr richtig! Links), 
diefen Klaſſengegenſatz als gerechtfertigt vertheidigen und 
dadurch den Klaſſenhaß hervorrufen. llebrigend jollten 
Sie auf jener Seite, die Sie bie Agitation für ben Bund 
der Landwirthe betreiben und für die Erhöhung ber Ge— 
treide- und Lebendmittelzölle arbeiten, nicht über die Er— 


(B) regung von Klaſſenhaß fprechen; denn wenn bon einer 


Seite Klaſſenhaß genährt und hervorgerufen wird, fo ge⸗ 
ſchieht es durch Sie und Ihre Agitation. 
(Sehr richtig! links.) 

In diefer Beziehung find Sie viel Schlimmer als bie 
Sozialdemokratie. Ihre Agitation geht darauf hinaus, 
den Stlaffengegenfag zu ſchärfen, unfere, denfelben zu 
milbern 

(oh! rechts; ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
und die Klaſſengegenſätze fchließlich aufzuheben. Das ift 
das Ziel, wa3 die Sozialdemokratie verfolgt. 

Der Abgeordnete Schrempf meinte weiter, ich hätte 
einmal geäußert, es fei unfere Aufgabe, die Bajonette in 
bie Gewalt zu befommen; das hätte ich doch nicht aus: 
gefprochen, um die Gegner mit den Bajonetten zu figeln, 
damit jie lachten. Das war allerdings nicht mein Plan, 
als ich dieſen Sat ausfprad. Wir wollen die Bajonette 
in die Hand bekommen, damit Sie diefelben nit gegen 
uns anwenden können. 

(Sehr richtig! Links.) 

Ich komme nun auf Herrn dv. Kardorff. Gr hat die 
fonfervative Partei gegen den Vorwurf in Schuß zu 
nehmen geſucht, daß fe die Vollsſchule vernadjläflige; er 
erklärte, die fonfervative Bartei im preußiihen Landtag 
habe jeder Negierungsvorlage zugeitimmt, die darauf ab» 
zielte, die Lage ber Lehrer und dad Schulweſen zu ver- 
beffern. Gewiß, meine Herren, fonfervativer als bie 
preußifche Regierung können Sie nicht gut fein; aber daß 
trogdem große und fchwere Uebelſtände fpeziell im preußi— 
ſchen Vollsſchulweſen vorhanden find, weiß jeder, der ſich 
darum bekümmert. Es herrichen nod) heute die ſchlimmſten 
Zuftände in den meilten Provinzen und fpeziell in den 
Domänen, wo Sie regieren, wie in feinen anderen Lande 
Deutſchlands, vielleicht mit Ausnahme von Mecklenburg. 

(Schr richtig! links.) 





Herr v. Kardorff meinte, Sie wollten gerade, daß auf: (C) 


geflärte Arbeiter vorhanden wären, bamit bie ſozialdemo— 
fratifhen Redner fie nicht an ber Nafe herumführten. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Wie ift e8 deun aber gelommen, Herr db. Kardorff, daß 
bi3 heute alle Ihre aufflärende Thätigkeit nicht genützt 
bat. Sie haben ja die Vollsſchule in der Gewalt, Sie 
mit den Herren von ber Regierung. Was haben Sie bis 
jegt erreicht? Daß die Sozialdemokratie von Jahr zu Jahr 
ftärfer wurde und Sie Gewaltmittel anwenden müflen, 
damit wir nicht auf dem Lande agitiren, Ihre dummen 
Arbeiter nicht aufklären können. 
(Zuruf redhts.) 
Davor fürdten Sie fid. 
(Heiterkeit rechts; fehr richtig! Links.) 
Es it ein Wort bed Fürſten Biömard, der einitmals 
äußerte: es find die intelligenten Arbeiter, die der Sozial⸗ 
bemofratie angehören 
(fehr wahr! links), 
denn es gehört fchon ein höheres Maß von Antelligenz 
dazu, um bie idealen Ziele der Sozialdemokratie verftehen 
und begreifen zu können. Dieſe Aufklärungsarbeit fort 
und fort ind Werk zu fegen, ift unfere Lebensaufgabe, 
und wer und baran hindert, find gerade Sie, nicht weil 
Sie die Volksauftlärung wollen, fondern weil Ihnen bie 
Volksverdummung erwünſcht ift. 
(Sehr gut! Heiterkeit links.) 

Präfident: Die letzte Bemerkung war wohl nicht 

ganz ber Ordnung des Hauſes entjprechend 

(Heiterkeit), 
—* man Kollegen vorwirft, daß fie die Volksverdummung 
wollen. 

Das Mort hat der Herr Abgeordnete Bindewalb. 

Bindewald, Abgeordneter: Ich will das Haus nicht 
lange aufhalten; ich will nur erklären, dab ich ein Gegner 
ber Prügelſtrafe bin. 
dieſem Punkte geiproden, haben mir amı beiten die Auf: 
führungen des Herrn Abgeordneten Gröber gefallen. Ich 
theile ganz und gar dieſen Standpunft. ch bin der 
Meinung, daß der Brügelitrafe in feinem Falle ein großer 
erzieherifcher Werth beizumeflen ift. Ich bin vielmehr der 
Anfiht, daß die Prügelitrafe bie ohne eine Mißhandlung 
des betreffenden Menfchen, an dem fie vollzogen wird, 
gehandhabt werden kann. Mikhandlungen aber verrohen 
bekauntlich, während ein erzieheriiher Faktor ganz ent- 
ſchieden in angeftrengter Arbeit zu finden iſt. Deshalb 
geht meine Auficht dahin, daß man bie Verbrecher vielmehr 
dadurch erziehen müßte, daß man fie zwingt, fchwere 
Arbeiten zu verrichten. 

Das iſt der Standpunkt, den ich eimnehme, unb 
darum bim ich gegen die Prügelftrafe; id) weiß, daß auch 
n großer Theil meiner Barteigenoffen genau fo denkt 
wie ich. 

Bräfident: Die Diskuffion ift geichloffen. 

Der Herr Berichterftatter verzichtet. 


(Zuruf.) 
— Gr hat bad Wort. 

Krebs, Abgeorbneter, Beridhterftatter: Meine Herren, 
ih würde jehr gern verzichten; ich braude auch nur fehr 
furze Zeit, um als Berihterftatter aus ben Verhandlungen 
ber Kommiſſion die Frage des Herr Abgeordneten 
Schrempf zu beantworten und zu fagen, daß die Auf: 
faffung über die Abftimmung im der Kommiſſion, bie ber 
Herr — Schrempf hier gegeben hat, die rich— 
tige iſt 

Andererſeits muß ich auch ſagen, daß die Stelle des 
—— Berichts wörtlich lautet: 

Es nahm die Kommiſſion auf Vorſchlag des 
Neferenten mit Rückſicht auf dieſe vorigjährigen 
Verhandlungen des Plenums einftinmig Davon 


Bon den Nebnern, die heute zu (D) 
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Abftand, über die jetzt vorliegenden Petitionen 
prinzipiell zu verhandeln, und beſchloß gleichzeitig 
au3 demfelben Grunde, ben Uebergang zur Tages: 
ordnung zu empfehlen. 
Es wurde in der Betitionstommiffion praftifcher verfahren 
als heute hier im Plenunt. 
(Sehr richtig!) 
Es wurde nicht prinzipiell verhandelt; wir vereinigten und 
mit Rüdfiht auf die dvorjährigen Beichlüffe zu dem An- 
trage, ben Sie auf Seite 3 finden, über die gefammten 
Petitionen jr Tagedorduung überzugehen. Ich bitte Sie, 
fo zur beichließen. 

Präfident:e Wir lommen zur Abſtimmung. 

Die Betitiondfommiffion ſchlägt auf Nr. 179 der Drud: 
ſachen vor: 

Der Reichstag wolle beichliehen: 
über die Petitionen II Nr. 162, 163, 164, 324, 
361, 387, 388, 401 bis 407, 419, 428, 429, 444, 
469, 500, 501, 537, 1227, 1228, 1229 bis 1612, 
betreffend die Einführung der Strafe der körper: 
lihen Jüchtigung, zur Tagedordnung überzugehen. 
Ich bitte diejenigen Herren, welde fo beichließen wollen, 
ſich von ihren Pläßen zu erheben. 
(Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Antrag der Kommiſſion ift an— 
genommen. 
Wir kommen nunmehr zu 
m) elfter Bericht, betreffend bie Anftellung des Bau— 
ſchreibers Hugo Berneder zu Charlottenburg als 
Garnifonbaufdhreiber (Nr. 180 der Drud: 
ſachen). 

Der Antrag lautet auf Ueberweiſung zur Berück— 
ſichtigung. 

Sn der eröffneten Diskuſſion verzichtet der Herr 
Berichterftatter. — Auch fonft meldet ig niemand zum 
Wort; die Diskuſſion ift geſchloſſen. Ich werde, wenn 
niemand mwiberfpricht, annehmen, daß das Haus bem An: 
trage feiner Petitionskommiſſion auf Nr. 180 der Drud: 


ſachen: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
bie Petition Journ. II Nr. 313 des Bau— 
fchreiberd Hugo Berneder in Charlottenburg um 
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Anftelung ald Garnifonbaufhreiber dem Herrn (B) 


Reichskanzler zur Berüdfichti ung zu überweifen. 
beitritt. — Da niemand widerſpricht, tft dies ber Beſchluß 
des Haufes. 

ift unfere Tagesordnung erledigt. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Situng zu 
halten morgen, Dienstag den 19, März, Mittags 1 lihr, 
und ald Tagesordnung: 

dritte Berathung bed Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feſtſtellung des Neihshaushalts- 
Etats für dad Rechnungsjahr 1901 nebft An: 
lagen (Nr. 52 der Drudjaden), 
auf Grund der Zuſammenſtellung der in zweiter 
Berathung gefaßten Beihlüffe (Nr. 198 ber 
Drudjahen) — Anträge Nr. 199 bis 202 —, mit 
dem mündlichen Beriht der Kommiſſion für 
den Neihshaushalt3:Etat iiber die Nefolution 
Münch-Ferber (Nr. 206 der Drudiachen), 
in Verbindung mit der dritten Berathung 

a) des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Feſt— 
ftellung des Haushalts-Etats für die Schuggebiete 
auf dad Rechnungsjahr 1901 (Nr. 53 der Drud: 
ſachen), 

auf Grund der Zuſammenſtellung der in zweiter 
Berathung gefaßten Beſchlüſſe (Nr. 198 der 
Druckſachen), 

b) des Entwurfs eines Geſetzes wegen Verwendung 
überſchüſſiger Reihseinnahmen aus dem Rechnungs: 
jahr 1901 zur Schuldentilgung (Nr. 54 ber 
Druckſachen) 

auf Grund der in zweiter Berathung un— 
verändert angenommenen Vorlage. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung ſteht feit. 

Die Mitglieder des Reichſstags Haake, Graßmann 
und Sachſe winfhen aus der XIII. reſp. VI. Kommiſſion 
ſcheiden zu dürfen. — Beim Mangel eines Widerſpruchs 
veranlaſſe ich die 4. Abtheilung, heute unmittelbar nad) 
ber Sitzung die erforberlihen Erjagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sikung 4 Uhr 46 Minuten.) 
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Die Sigung wird um 1 Uhr 22 Minuten durch den 
Bräfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Bräfident: Die Sitzung iſt eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einficht 
auf dem Büreau offen. 

An Stelle der aus der VI. refp. XII. Sommiffion 
geſchiedenen Herren Abgeordneten Graßmann, Breuer, 
Wetterle, Haale und Sadıfe find durch die vollzogenen 
Erfaßwahlen gewählt worden die Herren Abgeordneten: 

Deyfen, Schmidt (Frankfurt), Pingen in bie 
VI. Kommiſſion; 

Dellor, Witt (Marienwerber) und Wurm in bie 
XI. Kommiffion. 

Als Kommiſſar des Bundesrath3 tft von bem 
Herrn Reichskanzler für die dritte Berathung beim Reichs— 
amt des Innern ferner angemeldet worden: 

ber Herr Präfident des Reichsbankdirektoriums, 
MWirklihe Geheime Nath Dr. Koch. 
Wir treten in die Tagesordnung ein. Gegenftand 
berjelben ift die 
dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feſtſtellung des Reihshaushalts« 
Etats für das Rehnungsjahe 1901, nebft An- 
lagen (Nr. 52 ber Drudiahen), auf Grund ber 
Zufammenftellung der in zweiter Berathung ge: 
faßten Beihlüffe in Nr. 198 der Drudiahen, — 
Anträge Nr. 199 bi3 202 und 208, — 
mit dem mündlichen Bericht der Kommiſſion 
für den Neihöhaushalt3:Etat über bie Re— 
folution Münch-Ferber (Nr. 206 der Drud: 
fahen), 
in Verbindung mit der dritten Berathung: 
a) des Entwurf eined Geſetzes, betreffend bie 
freftftellung des Haushalts » Etatd für Die 
Schubtgebiete auf dad Rechnungsjahr 1901 
(Nr. 53 der Drudjahen), auf Grund der Zu: 
fammenftellung ber in zweiter Berathung ge: 
faßten Beichlüffe in Nr. 198 der Druckſachen, 
b) des Gntwurfd eines Geſetzes wegen Bere 
wendung überſchüſſiger Reihseinnahmen aus 
dem Rechnungsjahr 1901 zur Schuldentilgung 
(Nr. 54 der Drudiahen), auf Grund der in 
zweiter Berathung unverändert angenoimmenen 
Vorlage. 

Ich eröffne die Generalbiskuffioen. Dad Wort hat 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schele-Wunstorf. 

Freiherr v. Scele-Bunstorf, Nbgeorbneter: Meine 
Herren, meine Rebe bei diefer Selegenheit vor zwei Jahren 
über unfere militärifhen Einrichtungen hat zu meinem 
Bedauern bei höheren Offizieren Mißfallen erregt. Ich 
fann nicht umhin, zu bemerfen, daß mid das nicht ab» 
halten kann, auf ähnlide Sachen zurüdzulommen, indem 
ih mir des Gefühl! der Verantwortung bewußt bin, 
das ih Sowohl als Bertreter meines Wahlkreiſes als 
gegenüber dem ganzen deutſchen Wolf, wie aber aud 
gegenüber den verbündeten Regierungen und meiner Berfon 
jelbft habe. Ach glaube, die Nichtigkeit dieſes Gefühls 
wird fomwohl bei meinen Herren Stollegen als bei beit 
Offizieren Verftändniß finden. Bon der Richtigkeit meiner 
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(A) zeugt und fürdte, dab die Fortſetzun 
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(Rreiberr v. Schele ⸗ Wunstorf.) 
bes Ausrüſtungs⸗ 
wetiſtreites, namentlich auf dem Gebiet ber ziffern: 
mäßigen Meberlegenheit, biejelbe fein wird, bevor 
nicht, trotz aller anderen Berjude, das Recht als 
die höchſte Nihtfhnur anerkannt wird. Davon 
find wir nad) meiner Anſicht augenblidlid; leider weit 
entfernt, weil von dem höchſten Beamten bed Reiches 
die Politik des fraffeften Egoismus als diejenige, die zum 
Helle Deuiſchlands gereicht, bezeichnet worden ift. Meine 
Herren, eine ſolche Politik ift meiner Ueberzeugung nad 
furzfichtig, weil fie menſchlich ift, und fie hat alle Reiche 
nad fürzerer ober längerer Zeit ins Verderben gebradt. 
Zeit zur Umkehr ift immer, und fo hoffe id, daß fie 
auch bei uns zu rechter Zeit fommen wird; ſonſt wird 
allerdings dadurch die Herausforderung bes Gottes: 
aeriht3 heraufbefhworen. 

Meine Herren, auf meine yeah bor zwei 
Jahren will id; nicht weiter eingehen; ich habe heute viel: 
mehr nur einige befondere Dinge zu erledigen, deshalb 
habe ih ums Wort gebeten. Ich will aud nicht auf alle 
Ginzelheiten eingehen, die id vor zwei Jahren erwähnt 
habe, als ich die Mobilifirungsangelegenheiten bei uns 
beſprach. Ih will nur erwähnen, dab die hohen 
Worte der Anerkennung, bie ber Striegöverwaltung zu 
Theil geworden find wegen ber Mobilifirung des hing: 
erpebitionsforps, meiner Meberzeugung nach unangebradt 
waren; ich habe eine viel zu hohe Meinung von ber 
Tüchtigleit der Striegäverwaltung des Deutſchen Reichs, 
al3 daß es berartige Worte der Anerkennung bebürfte 
bei der Mobilifirung eines Korps von etwa 20000 Mann, 
was noch dazu aus Freiwilligen befteht. Ih will auch 
geftehen, daß es mid; befonders freut, daß die Kriegs— 
verwaltung unermüdlich thätig ift auf dem Gebiet der 
Technik und des Waffenweſens, um die neueften Errungen: 
ſchaften der Armee nutzbar zu maden, und ebenfo auf 


{B) dem Gebiete ber Uniformänderung. 


Ich möchte aber gerade, was das Letztere 
betrifft, und namentlich auch was die Beſtrebungen 
ziffernmäßiger Ueberlegung betrifft, bemerken, 
daß es da noch wichtigere Dinge giebt, — und 
dazu gehört unſtreitig die Frage der Reorganiſation 
des Unteroffizierskorps. Ih babe ſchon vor zwei 
Jahren gejagt, daß e8 nur Anerkennung verdient, daß all 
dag, was jeßt geleiftet wird, mit dem jegigen Unteroffizier: 
korps geleiftet wird; aber Schäden find nicht zu verfennen, 
und deshalb ift e3 dringend nothwendig und nothivendiger 
als das Beftreben, mit dem bisherigen Syſtem fortzufahren, 
auf biefen wichtigen inneren Zwang der Militärverwaltung 

rößeres Gewicht zu legen. Es ift fürzlih von einem 
höheren GceneralitabSoffizier hier in der militärifchen Ge: 
jellichaft ein Vortrag I worben, der auf die Ber: 
mehrung der Kavallerie hinweiſt. Das paßt ja genau in 
das Spitem hinein, indem die verbündeten Regierungen eben 
das Nichtige zu treffen glauben; aber wie gejagt, unabweis- 
barer find die Verbeflerungen in den inneren Angelegen: 
heiten des Heered, und da ift e3 chen die Reorganifation 
des Iinteroffizierforps, die meines Erachtens dringend 
nothwendig iſt. Dasfelbe ift innerlich und äußerlich zu 
heben, und beſſere Ausfiht in der Militärlaufbahn dem 
linteroffizierforps zu eröffnen. Es gehört dazu vor: 
fichtigere Auswahl bed Erſatzes, Gehaltöverbefferungen, 
bejlere Anftellungen im Staatödienft nad) 12jähriger oder 
längerer Dienitzeit. Meiner Anfiht nah muß unbedingt 
ein Zwiſchenglied eingefhoben werden zwiſchen das Unter— 
—— und das Offizierkorps — ein wirkliches 
Subalternoffizierforps; denn die Bezeichnung „Subaltern: 
offiziere* für bie Leumants und Oberleutnants ift durch— 
aus falih. In allen anderen Zweigen des Staats: und 
Reichsdienſtes wird mit dem Wort „Subaltern“ eine 
Stategorie bezeichnet, die nur bis zu einen gewiſſen Grade 


fteigen kann. 
leutnants“ zu Schaffen. Diefe Reorganifation des Inter: 
offizierforpd, auf die ich hier nicht weiter eingehen will, 
würde natürlich auch auf das Offizierskorps zurückwirken. 
Nächſt der Tüchtigkeit des Offizierforps ift diejenige des 
Unteroffizierforp8 das Nothwendigfte und Erſtrebens— 
werthefte. 

Bezüglich de3 Offizierforps möchte ih darauf Hin: 
weifen: wenn ein derartiges Mittelglied eingefchoben würde, 
fo wäre es nicht nöthig, fo viele Stellen für Leutnants 
zu ſchaffen, wie das jett der Fall ift, die das Apancement 
ganz erheblich beeinträchtigen, und die es nothmwendig 
nahen, im Kreiſe zu greifen, die meine Erachtens bem 
DOffizieröftand beffer fern blieben. 

Ebenfo würde fi eine Reorganifation des Einjährig: 
Treiwilligeninftituts anfchließen und dies eine Verminde— 
rung der Reſerveoffiziere zur Folge haben, um bieje nicht 
auf Pläge zu ftellen, zu denen ihnen die Vorbildung fehlt, 
=> für die fie deshalb die Verantwortung nicht tragen 
Önnen. 

Ich habe diefe Gedanken bereit vor zehn Jahren in 
einer kleinen Schrift dargelegt, welde gerade in biefem 
Punkte noch vollftändig meiner heutigen Anficht entfpricht, 
und ich werde fie gern zur Verfügung der berufenen Stellen 
bringen. 

Ich habe aber noch einige andere Dinge, bie hiermit 
nichts zu thun haben, zu erledigen, und das find in erfter 
Linie die Verhältniffe der Unteroffizieräwitwentkaife 
der vormals Königlid hannöverſchen Armee. Diele 
Witwenkaſſe befindet fih augenblidiih in einem fchr 
traurigen Zuftande, obgleich die moraliſche und materielle 
Verpflichtung diefer linteroffizierswittwentaffe in dem Stande 
zu erhalten, der nothwendig ift, vom preußiichen Staate an— 
erkannt und durch Stabinet3ordres vom 13. Auguft 1869, 
21. April 1870 und 31. Juli 1572 ausbrüdlih über: 
nommen worben tft. 
Unteroffizieröwitwenfaffe ift dadurch entftanden, daß jährlic) 
eine Summe von 3900 Thalern, alſo 11 700 Mark, die 
ber Kaffe aus dem hannöverſchen Hospitallegat und 
Stiftungsfonds zuftanden, feit ber Annerion Hannovers ihr 
entzogen worden ift, fie alfo nicht mehr auf diefen Zuſchuß 
rechnen kann, und infolge defjen ift ein Verhältniß ent: 
ftanden, das zu den allerfchlimmften Folgen führen kann. 

Ich will hierauf nicht weiter eingehen und hoffe, 
Seine Erzellenz der Herr General dv. Viebahn wird bie 
Güte haben, mid in der Sache zu empfangen. Ich werde 
ihm dann ausführlichen Vortrag darüber halten, und ich 
bin überzeugt, daß ber Bunbesftaat Preußen in dieſer 
Hinfiht einen Nachtragskredit fordern wird von 600 000 
Mark, der nothwendig ift, um die Kaffe auf den erforder: 
lien Stand zu bringen. Ich bin aud überzeugt, daß 
von Seiten des Reichstags diefe Forderung in einem 
Nachtrags-Etat einstimmig bewilligt werden wird. Es ift 
deshalb mothwendin, von einem „Nachtrags-Etat“ zu 
ſprechen, weil die Sadje Eile hat. Ich halte es für eine 
hervorragende Ehrenpflicht des preußiihen Staats, diefer 
Verpflichtung, die er jelbit anerfannt hat, nachzulonmen, 
und auf praftiichen Gebiete, ift es auch eine Ehrung der 
althannoverfchen Armee. Don Ehrungen berjelben haben 
wir in der legten Zeit viel gehört, und es ift in ben 
legten Jahren wiederholt Königlich preußiihen Truppen 
theifen, welche hannoverſchen Erjat haben, bie Pflege von 
Traditionen verliehen worben, die der Königlich Hannover: 
{hen Armee angehörten. Wir freuen uns darüber, 
wenn biefe Traditionen in Truppentheilen, bie aus 
hannoverfhen Erſatz beitehen, in der preußiichen Armee 
gepflegt werben, und unfere Landsleute, die im preußiſchen 
Heere dienen müffen, von ben Nuhmesthaten ihrer Wäter 
und Ahnen hören. Es ift aber zu verwunbern, daß auf 
ber einen Seite das Zuckerbrot der Tradition geboten 


Es würde fih alſo empfehlen, „lnter: (C) 


Der Niedergang diefer hannöverichen (D) 
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A) wird, auf ber anderen Seite im gefelligen Verkehr manchmal 


(B 
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Maknahınen getroffen werben, bie fleinlih find und ben 
Humor wie die Kritik nicht bloß von unferer Seite heraus» 
fordern. Das ift fowohl bezüglid des Offiziersverkehrs 
wie des Mannſchaftsverkehrs der Fall. Ich will nur 
zwei Beijpiele folgen laſſen. So hatte vor einigen Jahren 
ein Sriegerverein einer Keinen Stadt die Cinquartierung 
zu einem Sebanfeit eingeladen. Die Einladung war vom 
Truppenkommandeur angenommen, aber der Landrath 
des Kreiſes theilte dem Truppenlommandenr mit, der 
Kriegerverein beitände zur Hälfte aus MWelfen; infolge 
beilen wurde die Annahme zurüdgenommen und das Feſt 
nicht gefeiert. 

Aus dem Gebiete des Dffizieröverfchrö will ih nur 
auf eines hinweiſen, woraus hervorgeht, daß nicht einzelne 
Truppenkommandeure daran Schuld find, ſondern daß es 
höher hinauf geht. Ein Nittergutäbefiger des Fürſten— 
tbunıs Limeburg hatte eine Beichwerde bis an das General- 
Kommando eingereicht, und fonderbar find die ſchwankenden 
Entſcheidungen diefer Behörde geweſen, die ſchließlich zur 
Folge gehabt haben, daß der Rittergutsbeſitzer, der bis 
dahin ſeine einquartierten Offiziere mit beſonderer Liebens— 
würdigkeit bewirthete, in die Lage gekommen iſt, ſie nicht 
mehr in ſeine Familie aufzunehmen. 

Meine Herren, die Grundſätze, die in ber Welfenpartei, 
wie fie gewöhnlich genannt wird, herrſchen, find derart, 
daß fie auch jedem Difizieröforpd zur Ehre gereichen 
fönnen. Es kann aljo diefer Grund nicht maßgebend ge— 
weſen fein, fondern e3 giebt nur eine einzige Erklärung: 
den Gegenfag, der darin beitcht, daß einerſeits in Preußen 
und anderen Bundesftaaten die wahre Treue und cchte 
Baterlandöliche gepflegt und gehegt werben, andererfeits 
aber diefe Cigenfchaften in den annektirten Ländern, ins— 
beiondere in Hannover, unterdrüdt oder verboten werden. 
Meine Herren, mit der Tradition iſt es fo eine eigene 
Sadıe. Die Traditionen der alten Königlichen hannover: 
ihen Armee find meines Erachtens unzertrennlih vom 
bannöverichen —— ebenſo wie ich mir nicht denken 
kann, daß die Traditionen derKöniglich preußiſchen Armee zur 
Zeit des fiebenjährigen oder der Freiheitskriege oder der 
letzten Kriege des vorigen Jahrhunderts von dem preußiſchen 
Königshauſe getrennt werden können. Es giebt auch in 
diefer Hinfiht außer vom Redtöftandpunfte nur eine 
Löfung: das tft diejenige, daß Hannover die ihm ge» 
bührende Stellung im deutſchen Reihe gleid 
den übrigen Hönigreihen wiedererhält, die ihm 
bon Rechlswegen gebührt, zum Heile Deutſch— 
lands und Preußens felbit. 

Präfident; Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift gefchlofien. 

Meine Herren, ehe wir in die Spezialbisfuifion ein: 
treten, darf id mir einige Bemerkungen hinſichtlich des 
Modus der Verhandlungen in dritter Berathung erlauben. 
Ih werde in biejer Besichun diejelbe Art und Meile 
befolgen, wie fie jeit einer Neihe von Jahren beobachtet 
worden ift, d. h. ih werde auf Grund der Zuſammen— 
ftelung der Beichlüfje zweiter Verathung auf Nr. 198 der 
Druckſachen die einzelnen Kapitel und Titel aufrufen und, 
wenn das Wort nicht verlangt wird, Anträge nicht geftellt 
find, aud eine befondere Abſtimmung nicht verlangt wird, 
feititellen, daß die aufgerufenen Kapitel und Titel die 
Annahme des Reichstags nad) den Beſchlüſſen zweiter 
Lefung gefunden haben. — Ich fonitatire, daß das Haus 
biermit einverstanden ift. — Ich will nur noch bemerken, 
daß bier, wie in der zweiten Lefung, die Genehmigung der 
aufgerufenen Kapitel und Titel des Etats auf die zuge— 
—— Bemerkungen innerhalb des Dispoſitivs im Etat ſich 
ezieht, und dab die aufgerufenen Stapitel und Titel des 
Haupt-Militär-Etat3 (Preußen) in Anlage V zugleich die 
betreffenden Kapitel und Titel des jähfiihen und württem— 


bergiſchen Etats mit enthalten, ſodaß ich die einzelnen (0) 


Kapitel und Titel der Gtatö des Neichäheeres nur einmal 
aufrufen werde. — Auch hiermit ift der Reichstag ein- 
verftanden; ich fonftatire das. 

Es find nod einige Anträge zu unterftügen. 

Der Antrag Beh (Coburg) auf Nr. 201 der Drud: 
ſachen enthält nur 23 Unterichriften, während 30 nöthig 
find. Ich ftelle die Unterſtützungsfrage. Ich bitte dies 
jenigen Herren, welde den Antrag Bed (Coburg) unter: 
ftügen wollen, fid) von ihren Plägen zu erheben. 

(Geichieht.) 
Die Unterftügung gemügt. 

Zweitens bedarf auch ber heute vor der Situng ein: 
gegangene Antrag des Herrn Abgeordneten v. Tiedemann 
zum Reichsamt des Innern auf Nr. 208 der Druckſachen 
noch der Unterftügung. Ich ftelle die Unterftügungsfrage 
und bitte diejenigen, welde ben Antrag v. Tiedemann 
unterftügen wollen, ſich zu — 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Wir treten nunmehr in die Spezialberathung ein. 

Ich rufe auf: Meihstag (Anlage I), fortdauernbe 
a Te Kap. 2 Fit. 1 bis 13. — Bewilligt. 

Sinnahme, Kap. 6 Tit. 1. — Bewilligt. 

Wir gehen über zu Reichskanzler und Reichskanzlei 
(Anlage 1), fortbauernde Ausgaben, Stap. 3. 

ch eröffne bie Diskuffion über Tit. 1. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, an 
ben Reichskanzler, welder zuolcih preußifcher Minifter: 
präfident ift, möchte ich bei diefem Titel mir die Frage 
geitatten, ob er Kenntniß davon hat, daß die Berliner 
politifche Polizei, die ja, wie wir aus den Erklärungen 
deö Herrin Gemralmajors v. Gäde im Tauſch-Prozeß ge: 
hört haben, in ihrer Abtheilung für Spionage aud) zu: 


gleich aus ben allgemeinen Reichsmitteln fubventionirt (D) 


wird, durch ihre bezahlten Agenten auch uns, die fozial- 
demofratifhe Fraktion, beipigeln läßt, beziehentlich Ber: 
fuche dazu unternommen hat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 

Und fall der Herr Reichskanzler, wie ich zu feiner Ehre 
von vornherein annehme, von foldhen Vraltiken der 
Berliner Polizei feine Kenntniß Hat, möchte ich mir weiter 
bie Frage geitatten, ob er wenigftens die Erklärung ab: 
geben will, daß er joldye Praftifen der einzelnen Beamten 
der Berliner politifhen Polizet für die Zukunft vers 
hindern wird. 

Ich will hier die ganze frage der politiſchen Polizei 
nicht aufrollen. Es mag aud in diefem Haufe Berjonen 
oder vielleicht jogar Parteien geben, die ber Ueberzeugung 
find, daß bie Berliner politiihe Polizei nothwendig, biel« 
leicht fogar erjprießlih if. Ich perfünlibd made fein 
Hecht daraus, daß idy dieſe ganze Inftitution für durch 
und durch unmoraliih halte, daß ich der Heberzeugung 
bin, fie beruhe ihrer ganzen Natur nad auf Lug, Trug 
und Schwindel, und fie führe mit Naturnothwendigfeit zur 
politifchen und perfünlicen Korruption. Das Wort, das 
feinerzeit der Sriminaltommiffar v. Taufch, der Vorſteher 
der Preßabtheilung der politiihen Polizei, in feinem Prozeh- 
duell mit dem Amtsporgänger des jegigen Herrn Reichs— 
fanzlerd — in feiner Stellung ald Staatsjelretär des Aus— 
wärtigen Amts — äußerte: „Die unſauberſten Agenten 
find zugleich die beiten“, gewinnt in der Praris nur 
allzu oft die Bedeutung, daß aud) für die Beamten der polis 
tiſchen Bolizei die unfauberften Praktiken als die beiten 
gelten. Man braucht ja nur — um die früheren Fälle aus der 
Zeit des Sozialiftengejeges, die Ihring-Mahlow, Naporra 
u. ſ. w. nicht zu erwähnen — an die im Prozeß Sternberg 
in letzter Zeit befannt gewordenen Thatſachen zu erinnern: 
an den von bem eriten Staatsanwalt als „Phönir aus 
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(#ifcher [Berlin].) 

elobten Mufterbeanen Stierftäbter, an ben 
jetzigen Zudthäusler Thiel und am ben vielleicht mur 
burh Selbitmord dem Zuchthaus entronnenen Polizei— 
bireftor v. Meerfcheidt:Hülleffem. 

Aber felbit zugeftanden, daß die politiiche Polizei 
als Inſtitut nothwendig ift, wird man doch die Gin- 
fhränfung gelten laſſen müffen, daß fie ſich darauf be— 
ichränten muß, die ihr zugehenden, die ihr angebotenen 
Nachrichten entgegenzunehmen und zu verwerthen; aber es 
wird immer als eine unfaubere und mit der Ehre eines 
anftändigen Menfhen unvereinbare Handlung gelten 
müffen, wenn Beamte der Berliner politiihen Polizei ſich 
im Gewande der Berfuher an ehrlihe Menfchen heran: 
fchleichen, um fie zu Berrätherdieniten zu verleiten, bie in 
ber gelammten gefitteten Welt als unanſtändig gelten. 
Diefe Auffaffung ſcheint aber im der Berliner politiichen 
ag heutzutage noch nicht Geltung zu haben, wie das ber 

all beweift, den ich zur Kenntniß des Herrn Reichs— 
kanzlers bringen will und der mich zu meiner heutigen 
Anfrage veranlaßt hat. Ich habe die Thatſache von dem 
Mann jelbft, dem biefe nichtswürdige Handlung bon einem 
Beamten der Berliner politiihen Polizei zugemuthet 
wurde. Es war der Hriminalwahtmeifter Diener, 
feit langer Zeit in der politifhen Abtheilung ber Ber: 
liner Polizei thätig, der ſich vor einiger Zeit an einen 
meiner Barteigenoffen herangemadyt hat, und ihm unter 
Veriprehung guter Bezahlung zum Judas an feinen 
Freunden und PBarteigenoffen zu werben fuchte, und der 
ihn dann in eine Wirthſchaft in der Genthinerftraße mit 
feinem Borgefesten, dem Rriminalkommiſſar v. Arnim, 
zufammenbradte, um gleihfam feinen Lodungen, Auf: 
trägen und Verſprechungen den offiziellen Charakter auf: 
brüden zu laffen. Ach will die gewöhnlichen Kniffe, bie 
Spekulationen aufdieShwäde, Dummheit und Schlechtigkeit, 
die nun einmal mit dieſem ſchändlichen Handwert ftändig zu— 


(B) fammenhängen, hier nicht einzeln aufführen. Für mich kommt 


hier einzig und allein die Thatfache in Betracht, daß diefem 
unferen Barteigenofien verfprohen wurde, aus ben 
Mitteln der Bolizei ein paar tauſend Mark zur 
Verfügung geftellt zu erhalten, um eine Kneipe ein: 
zuridhten, damit er fo Gelegenheit und Zeit und finanzielle 
Unabhängigkeit erlange und im der Lage jei, unferer 
Parteibewegung fid mehr zu widmen und unter Um— 
ftänden auch eine Reichſstagskandidatur zu erhalten, 
um dann im Falle der Wahl die Beichlüffe, Hand— 
lungen und Berathungen au3 unferen Fraktions— 
ee ber politifhen Polizei in Berlin mit» 
autheilen 
(hört! Hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Diele Thatſache fteht feſt, und der Herr Neichälanzler 
braudt bloß in feiner Eigenſchaſt als preußiſcher 
Minifterpräfident hier die Erklärung abzugeben, dab die 
beiden Beamten, die er hier mit Namen genannt hat, vor 
Gericht nicht in der Lage find, ſich Hinter ihr Amts— 
geheimniß zu verfteden, jo wird vielleicht fchr bald Ge— 
legenheit gegeben, vor Gericht die Nichtigkeit meiner Be: 
hauptungen feftzuftellen. 

Ich habe vorhin ſchon ausgeführt, daß im Prozeß 
Tauſch durch den Generalmajor vd. Gaede, der früher dem 
Bundesrath ald Kommiſſar beigeordert war, Lonftatirt 
worden ift, daß zum Zwech ber militärifchen und ausländifchen 
Spionage ber Berliner politifchen Polizei aus dem allge 
meinen Fonds des Reichs Mittel zur Verfügung geftellt 
werden, Daß nun dieſe politiiche und Spionagepolizei 
aus ein» und benfelben Perſonen ſich zufanmenfegt, und 
daß die zweifeitige Thätigfeit ſich nicht trennen läßt, ſodaß 
aljo, wenn die Reichsbehörden die einen benußen, fie noth— 
wendig aud ein Stiid moraliidher Verantwortung für bie 
andere Thätigkeit übernehmen müſſe — für dieſe That: 
ſache habe ich erſt in dem leiten Tagen einen neuen 


Beweis erhalten. 
Spionagedienft beihäftigte Kriminalfhugmann Leuthold 
im Auftrage besfelben Kriminalwachtmeiſters 
Diener und desſelben Kriminalkommiſſars dv. Arnim, 
ganz wie im vorhergehenden Fall einen ehrlichen Genoffen 
zum Spigel zu werben gefucht — nur mit der Abweichung, 
daß es fih hier um einen in Nothlage befindlichen 
Arbeiter handelte, der fieben Kinder zu ernähren hatte 
und zur Zeit arbeitslos war, und von dem bie betreffenden 
Polizeibeamten deshalb wohl annahmen, die Nothlage 
werde ihn zwingen, ihrem nidhtswürbigen Angebote Folge 
zu leiften. Es liegt mir zum Beweis ein Brief diefes 
Schutzmanns Leuthold vor, wonad) noch am 8. Januar d. I. 
der Kriminalkommiſſar dv. Arnim in einer Wirthſchaft in 
der Thurmftraße mit dem betreffenden Arbeiter perfönlich 
verhandelt hat. 

Diefer im Spionagebienft befhäftigte und als folder 
aus Neihdmittelm mithonorirte Zeuthold hat nun — 
und deöhalb bringe ih dies zur Spradhe — bem zur 
Spitelei aufgeforberten Genofien gegenüber — nad deſſen 
Darlegung — wiederholt das Geſpräch auf Kaiſer Wil: 
beim II. gelenkt und zwar in einer Weife, daß ber Bes 
treffende nad) feiner Auffaffung zu einer höhniſchen und 
deipektirlihen Bemerkung oder Antwort provozirt werben 


follte 
(hört! hört! links), 

um ihn dann vielleicht unter der Drohung der Majeftätd: 
beleidigungsdenunziation für feine ſchoflen Zwede geneigt 
zu machen. Gr fuchte fih ald Landsmann in die Familie 
einzuführen, brachte bei dieſer Gelegenheit den Kindern 
Bonbons und frug fie, ob fie auch fchon dem Kaiſer ges 
fehen hätten. Als die Hinder das bejahten, ba ſprach er 
von der Schnurrbartfason — „Es ift erreicht”, da war es 
die Seite und der Ton, ber die Mufif machte! Gin ander 
Mal, ald er mit dem Betreffenden an einem Haufe vorüber- 


ging, wo die drei Haiferbüften aufgeftellt waren, meinte (D) 


er: „Ja, Kaiſer Friedrih II. das fei ein Volksfreund 

gewefen, beinahe cin halber Sozialdemofrat, aber ber 

jegige Kaiſer wäre das gerade Gegentheil davon und —“ 
(hört! hört! Links.) 

Darauf hat er natürlich die Antwort erwartet, die ber 

Andere fo Hug war nidyt zu geben. 

Ich will mich aller weiteren Bemerkungen und aller 
Schlußfolgerungen enthalten, wiewohl die Verſuchung 
nahe läge, eine Parallele zu ziehen zwifchen diefer ſchuftigen 
Handlungdweile einiger Beamten und ber ſittlichen Ent⸗ 
rüftung, mit der beilpieldweife im Sternberg-Prozeß der 
Staatsanwalt, der Oberftaatsanwalt und der Gerichts— 
präfident das Treiben der Sternbergichen Agenten ber: 
urtheilt haben. Da wurde von der höchſten Gerichtsſtelle 
aus — id) will nicht etwa fagen, ohne Grund — dieſes 
Treiben gebrandmarkt; aber man darf dod demgegenüber 
bemerten, daß Sternberg bis zulegt feine Unſchuld gegen- 
über einzelnen Antlagepunften betonte, und daß er, wenn 
er auch von dem Recht des Angeflagten, zu leugnen, 
Gebrauch machte, dod immer im Stande der Nothwehr 
fi) befunden hat. Im den beiden Fällen aber, die ich 
bier zur Sprade gebracht, handelte es fih darım, daß 
die Polizeibeamten bemüht waren, einen ehrlichen Menſchen 
zum Gauner zu maden, oder daß fie vielleicht glaubten, 
mittel ſolcher Praktilen eine Beförderung in ihrer 
Stellung zu erzielen, oder mindeftend glaubten, e3 fei ein 
bequemes Mittel — ähnlich wie der Kommiffar Thiel im 
Sternberg:Prozeß — recht hohe Gratififationen zu verdienen. 

Aber abgeichen von allem, glaube ich ein Recht zu 
haben, von der Neidjäregierung eine Antwort darüber zu 
verlangen, ob fie mit einer ſolchen Thätigkett der 
politischen Polizei einverftanden ift, und ob vielleiht ſo— 
gar die Mittel, die bier verlangt und vom Reichstag der 


Reichsregierung zur Verfügung geftellt werden, die Mittel 


Da hat ber feiner Erklärung nad im (C) 
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(A) für geheime Fonds, dazu verwendet werben, baß einzelne Zu Tit. 1 des Kap. 4 gehört der mündliche Bericht (0) 


gewiffenloje Beamte fogar unfere Beihlüffe und Hand— 
lungen als Mitglieder der Volksvertretung überwachen 
und beipigeln laffen, daß wir alfo Gefahr laufen, auf die 
Denunziation eines anonymen Lumpazi hin in den Polizei: 
liften au figuriren. 

Ich hoffe, dab der Herr Reichskanzler eine be— 
friedigende Antwort ertheilen wird; denn id glaube, es 
fommt bier nicht nur unfer Intereſſe als fozial: 
bemofratiihe Fraktion in Frage, fondern die Würde und 
das Anſehen — ich will nicht jagen der politifchen Polizei, 
die nichts mehr zu verlieren hat —, fondern die Würde 
und das Anfehen des ganzen Reichstags. 

(Bravo! bei den Sozialdemotraten.) 
Präfident: Der Herr Reichskanzler hat dad Wort. 
Graf v. Bülow, Neichöfanzler: Auf die Anfrage des 

Herrn Abgeordneten Fiſcher erwidere ih, daß mir bon 
den Vorgängen, bie er zur Sprade gebracht hat, micht 
das Allermindeite befannt ift; ſchon deshalb bin ich nicht 
in ber Lage, auf dieſe Materie hier mäher einzugehen. 
Ich möchte doch aber auch gleichzeitig darauf hinweifen, daß 
es ſich hier um eine rein preußifche Angelegenheit handelt. 
Wenn dieſe Angelegenheit im preußiichen Landtag zur 
Sprade gebradjt werben follte, fo wird der Herr Miniſter 
de3 Innern gewiß nicht verfehlen, die nöthigen Auf: 
Härungen zu geben. 
(Lebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Ich kann dem Herrn 
Reichskanzler bedingungslos zugeben, daß, wenn es ſich 
bloß um eine Angelegenheit der preußiſchen Polizei handelte, 
feine Auffaffung, daß dieſe Sade vor den preußiſchen 
Landtag gehöre, vollftändig zutreffen würde. Hier handelt 
es ſich aber nidyt bloß um eine Angelegenheit der Berliner 


(B) politiihen Polizei, die als folhe vom preußifchen Land» 


tag reflortirt, fondern um eine Altion der Berliner 
politiihen Polizei in Bezug auf eine Fraktion dieſes Haufes 
(ſehr richtig! bei den Sozialdemofraten), 
und darüber habe ich jede Antwort in der Erklärung des 
errn Reichskanzlers vermißt, aud die Antwort, ob er 
ein ſolches Verfahren billigt oder mißbilligt, und ob er 
bereit ift, in feiner Eigenihaft als preußifcher Minifter: 
ale ſolche Beipigelungen von Vertretern dieſes Hauſes 
fünftighin unmöglich zu machen. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt — — 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fiſcher (Berlin). 
Fifher (Berlin), Abgeordneter: Wenn der Herr 
Reichskanzler ſogar die Erklärung, die wir doch in unferer 
Eigenihaft ald Mitglieder dieſes Haufes von der Reichs— 
regierung verlangen zu dürfen glauben, nicht abgiebt, 
dann fann daraus meiner Auffaffung nad feine andere 
Schlußfolgerung gezogen werden, al3 daß man annehmen 
muß, daß ebenſo wie in dem Falle der 12000 Mark 
gegenüber bem Grafen Poſadowskh 
(ad! in der Mitte und rechts) 
ber Reichslanzler nit in ber Lage ift, die Zufiherung 
zu geben, die wir verlangen können. 
(Bebhafte Unruhe in der Mitte und rechts. Bravo! 
bei den Sozialdemokraten.) 

Bräfident: Die Diskuffion ift geichloffen. Tit. 1 ift 
nicht angefochten; er iſt vom Haufe bewilligt. 

Ih rufe auf Tit. 2 bis 9. — Auch diefe find vom 
Hauſe bewilligt. 

Wir gehen über zu den einmaligen Ausgaben, 
ordentlicher Etat, Stap. 1a Tit. 1. — Bewilligt. 

Ginnahme, Kap. 6a Tit. 1. — Bewilligt. 

Wir gehen über zum Auswärtigen Amt (Anlage II), 
fortdauernde Ausgaben, Kap. 4. 


der Kommiffion für den Reichshaushalts-Etat über die 
berfelben zur Vorberathung überwiefene Nefolution 
Nr. 175 der Drudiahen, die unter dem Namen des Ab— 
geordneten Münch-Ferber bekannt if. Ich werde dieſe 
Refolutton dann beſonders zur Diskuffion ftellen, nach— 
dem Zit. 1 des Kap. 4 erledigt if. — Hiermit ift das 
Haus einverftanden. 

Ich eröffne baher bie Diskuffion über den Tit. 1 des 
ftap. 4& Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fürft 
dv. Bismarck. 

Fürft v. Bismard, Abgeorbneter: Meine Herren, ich 
habe biöher in ben Diskuffionen über die chineſiſchen Anz 
nelegenheiten geſchwiegen, weil erftend Die traurige 
Situation in China feinen Anlaß gab zu Aeußerungen 
der Befriedigung (abgefehen von ber Befriedigung, bie 
wir alle empfinden über bie brillant ausgeführte fchnelle 
Mobilmahung und Verſchiffung der Truppen, welche troß 
des welfiihen Herrn Abgeordneten allgemeine Anerkennun 
verdient), und zweiten® habe ich geichwiegen, weil i 
feine Kritik ausüben mochte an den verfchiedenen Phafen 
einer nicht abgeihloffenen Sachlage, in welcher wir 
militäriſch engagirt find. 

Wenn ich mich heute zum Worte gemeldet habe, fo 
bin ic) dazu veranlaßt worden durch eine etwas pointirte 
Nedewendung bed Herrn Reichskanzlers am Scluffe 
feiner zweiten Freitagsrede. Der Herr Reichskanzler 
ſprach da von einer Lebensfrage, bie bie oftafiatiihen 
Sntereffen für Deutſchland bedeuteten. Diefes ſcheint mir 
doc ein etwas weitgehender Ausdrud. Cine Lebenäfrage 
für das Deutfche Reich ift eine folche, für bie es feine 
geſammten Machtmittel und feine Eriftenz einzufegen hat, 
für die e8 fämpfen muß auf Zeben und Tod. Es giebt 
folhe Lebensfragen in Europa und aud innerhalb 
Deutſchlands. Ih glaube aber nicht, daß fie gegenwärtig 
in Oftafien vorliegen. Die Erpaditung von Kiautſchou 
vor einigen Jahren kann eine Lebensfrage nicht ge: 
ihaffen haben; denn felbit wenn fie unterblieben wäre, fo 
würde die Machtſtellung Deutſchlands in der Welt dadurch 
wohl nicht gelitten haben. 

(Sehr ridtig!) 

Meine Herren, dad Wort von der Lebendfrage hat 
mid) deshalb zur Wortmeldbung veranlaßt, weil es geeignet 
fein könnte, den ruhigen Bürger zu erichreden. Gerade 
mit Rückſicht auf die Reben, die wir am Freitag bon ber 
linfen Seite ded Haufe hörten, habe ich es für meine 
Pfliht und für angezeigt gehalten, dieſe Aeußerung des 
Herrn Reichskanzlers, wie ich vorausſetze mit feinem Eins 
verftändniß, auf ihren ridtigen Werth zurüdzuführen. 

Ein Pla an der Sonne ift gewiß begehrenäwerth; 
es giebt aber Gegenden und kann aud Temperaturen 
geben, wo ed Sonnenbrandbes zu viel wird, und man 
dankbar ift, wenn man feinen Jutereſſen im Schatten 
nachgehen kann. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die deutihen Intereffen find in China nur wirthidaft: 
liche, fie find recht erheblidye, obgleich fie auf ber Lifte 
unfered ausländiſchen Handel3 lange nit an erfter Stelle 


fteben. 
(Sehr richtig! links.) 

Mit Befriedigung bat das Haus es begrüßt, daß 
der Herr Reichskanzler neulich betont hat, wir verfolgten 
in China ausſchließlich wirthſchaftliche Intereſſen. Ich 
nehme aud an, daß die Meine Einſchränkung, die er mit 
den Worten: „wefentlih und ganz überwiegend“ babei 
machte, nur eine rhetoriihe Ormamentif fein fol und bie 
Feftftellung der ausſchließlich wirtbihaftlihen und nicht 
politifchen Intereſſen in feiner Weife berührt hat. 

Sonft, meine Herten, habe ich wenig zu fagen. Die 
Herren Abgeordneten, die am Freitag fprachen, haben mit 


—— 
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(Fürft v. Bismard.) 


(A) Recht hervorgehoben, daß wir hier im Haufe als patriotiſch 


gefinnte Vollövertreter nicht im ber Lage find, über bie 
verichiedenen Wendungen ber auswärtigen Politik viel 
mitzufprechen, daß wir nugbringende Kritik nidt aus— 
zuüben vermögen — id meine eine folde Kritik, Die nicht 
bloß angreift und herunterreißt, jondern auf Grund ver: 
meintlihen beſſeren Berftändniffed guten Rath geben 
fönnte. Ich glaube, daß unfere Regierung feinen guten 
Rath wünfcht, und wenn wir auch glauben follten, guten 
Rath ertheilen zu können, jo wird fie wohl lieber auf die 
Anhörung desjelben verzichten. Uns fehlt eben, wie einer 
von den Kollegen am Freitag hervorhob, die erforderliche 
Unterlage, d. b. die Aftenfenntniß, und diefe Altenlenntniß 
fehlt ja leider auch noch häufig den Hiftoriographen. Mit: 
unter werben erjt nad) 50, 60 und längeren Jahren bie 
Fehler ar, die in einer Situation begangen find, in der 
die Mitlebenden fie gar nicht bemerkt haben. 

Alfo, meine Herren, wir müffen uns da beicheiden 
und den lieben Gott bitten, daß er und Glück giebt aud) 
in ber Leitung der auswärtigen Bolitik. 

Mit großer Genugthuung haben wir alle diejenigen 
Neußerungen gehört, an die wir und lediglich zu halten 
haben; ich meine die Erklärung bon hoher amtlicher Stelle, 
daß unfere Beziehungen zu ſämmtlichen auswärtigen 
Mächten gute und freundliche find. Meine Herren, id) 
habe das volle Vertrauen zu der Erfahrung und ben 
großen Fähigkeiten des Herrn Reichskanzlers, dab es ihm 
gelingen wird, dieſe Beziehungen nicht nur zu erhalten, 
ſondern auch dauernd auszubauen und zu befcitigen, ſodaß 
wir auch fernerhin nit nur in feinen Reden, ſondern 
auch in dem fünftigen Thronreden den immer beifällig 
begrüßten Paſſus hören werden, daß unfere Beziehungen 
zu fämmtlihen auswärtigen Mächten gute und vor— 
treffliche find. Möge der Herr Reichöfanzler das immer 
fagen können; ich bin überzeugt, daß die beiten Wünſche 


(B) eines jeden Heren Kollegen ihn bei feinen Bemühungen 


begleiten werden. 

Wenn wir hiervon gern Aft genommen haben, fo 
war bie Befriedigung vielleicht noch eine größere über die 
Spezialäußerung in Bezug auf die Mandichurei, von der 
der Herr Neichsfanzler mit Nahdrud fagte, er wüßte 
nichts, was ihm gleichgiltiger wäre als diefe Mandichurei. 
Einige Zeitungen haben verſucht, die Sahe fo darzu— 
ftellen, als ob der Herr Reihäfanzler durd feine hübjche 
Nebewenbung in fraudem ereditorum jene mit Beifall bes 
grüßte Feſtſtellung hätte abſchwächen wollen. Ich meine, 
mit Unrecht. Ich halte mich in dieſem Falle nicht jo fehr 
an die Worte, obgleih alle Worte des Herin Reichs— 
fanzlerd in feiner amtlichen Stellung die ſchwerwiegendſte 
Bedeutung haben. Aber noch mehr werth als ein Rebe: 
paſſus ift das gefchriebene Wort, und der Zirkularerlaß, 
ben der Herr Reichskanzler und zu verlefen die Güte 
hatte, der alio vermuthlich den auswärtigen Regierungen 
mitgetheilt ift, iſt vollftändig forreft und im Ueberein— 
ftimmung mit dem, was ber Herr Reichskanzler über den 
Mangel des Intereſſes an der Mandichurei ſagte. Nach 
dieſem Grlaß, deſſen Berlefung die Herren mit angehört 
haben, ift der dyinefiihen Negierung lediglich geantwortet 
worden, fie jollte jih an die tonferenz der Mächte wenden. 
Das ift durchaus einwandfrei verfahren. Scripta manent, 
und wie dad Reichsrecht Landredt bricht wen 
id) den Bergleih brauden darf —, jo muß aud ber 
mündlichen —* das ſchriftlich fixirte Wort vorgehen. 
Solange dad europätiche Konzert zuſammenhält — aller: 
dings paßt diefe Bezeichnung nicht mehr genau auf Oſt— 
afien, da ja Japan und Amerifa mitwirten —, folange 
die deutſche Negierung den forreften Standpunkt einnimmt, 
daß fie alle Beſchwerden, die von China an und fommen 
und mit der die Ghineien Zwiſt und Zwietracht fäen 
wollen, an das Stonzert der Mächte verweilt, fo giebt es 


fein Wetter, gegen das unfer Schirm nicht dicht wäre, fo (C) 


fönnen wir ganz ruhig die Entwidlung der Dinge ab» 
warten und etwaige initiative Stellungnahmen denjenigen 
Mächten in Ghina überlajfen, die doch tiefer intereflirt 
find als mir. 

Meine Herren, mit großer Zuftimmung ift ferner bie 
gute Ausfiht auf MWiedererwerbung unjeres Geldes be— 
grüßt worden, die ber Herr Reichskanzler, ich hoffe, in 
nit zu optimiftifher Weile freundlichft eröffnete. Die 
furzen Worte des Herrn Abgeordneten Richter „wir wollen 
unfer Geld wieder haben“ waren wirflid) le eri du coeur; es 
war damit die Stimmung des ganzen Reichstags aus: 
geiprodyen. Ob und das in vollem Maße gelingen wird, 
fteht dahin — ſeien wir nit gar zu optimiftifch, ſondern 
bereiten wir und darauf vor, da der Herr Reichskanzler 
das Beifpiel von der Konkursmaſſe angejogen hat, Daß 
wir fhließlih aud auf 66°, Prozent akforbiren, wein 
wir die fiher wiederbefonmen können. 

(Zuftimmung.) 

Der Herr Reichskanzler hat uns gefagt, außer den See- 
zöllen wiirde feine reichlich fließende Quelle für dieſe 
Wiedererlangung zu eröffnen fein. Damit hat der Herr 

ewiß vollfommen recht. Ich will mir in meiner Pribat— 
ellung gar nicht anmaßen, meine Meinung der jeinigen 
gleichzuftellen; aber nad) dem, was id) von erfahrenen 
Diplomaten bis jeht gehört Habe, würde Die einzige 
Möglichkeit zur Wiedererlangung des Geldes in einer 
ftärferen Heranziehung der Seezölle, etwa in der Ber: 
doppelung gefunden werben können. Nun weiß ich nicht 
— ich kann das nicht überfehen —, ob die Verdoppelung 
ausreihen würde, um bie ſämmtlichen Forderungen ber 
7 oder 8 Mächte hereinzubringen. Der Herr Reichs— 
fanzler hat und erflärt, e3 würde ein befonderer Modus 
beobadjtet werden, jede Macht wirde eine Pauſchalſumme 
anmelden, deren Miecdererjtattung fie erwarte. Ich habe 
einige Beſorgniß, dab dabei von den Mächten ver- 
fahren werden wird, wie bon interefirten Inſpektoren 
bei der Ausrehnung von Neinertragstantiemen, wo 
jede £leine Neparatur und jedes Pfund Weterfilie mit- 
angerechnet wird; machen wir uns alfo darauf gefaßt, 
daß wir vielleicht nicht alles wiedererhalten. Immerhin 
werben wir dankbar fein, wenn bie Summe möglichſt nahe 
an die Nuslagen heranfommen follte. Die Aufnahme 
einer Anleihe haben ſämmtliche Mächte, wie der Herr 
Reichskanzler fagte, —— ich denke, mit vollem 
Recht; denn eine ſolche Anleihe würde nur einen Sinn 
haben, wenn fie von den europäiſchen Mächten garantirt 
würde. Dazu würde aber wieder Vorbedingung fein Die 
Einführung einer europäifhen Kontrole in China, wie in 
Egypten. Dieſe will aber weder der Herr Reichskanzler, 
nod wollen fie die anderen Mächte; fie ift in einem Lande 
wie China wohl nicht durchzuführen. Um das auszu— 
ſprechen, dazu braucht man nit Sachkenner zu fein; dazu 
genügt ſchon der durchſchnittliche Unterthauenverſtand. 
Wir dürfen aber auch die Seezölle nicht zu hoch ſchrauben, 
damit es uns nicht geht wie in der Fabel von der Henne 
mit den goldenen Eiern. Hoffen wir, daß die Herren da 
das Richlige finden. 

Unter den Sadverftändigen, die der Herr Reichs— 
fanzler zu Rathe gezogen bat, iſt von ihm au erfter 
Stelle der frühere Gefandte vd. Brandt genaunt worden. 
Diefer Herr ift mir perfönlid auch bekannt; er galt 
immer unter allen Diplomaten, nicht nur unter Dem 
Deutichen, als der beite Stenner Chinas, und es thut mir 
perſönlich und fachlich leid, daß es nicht gelungen ift, 
dieſen vortreffliben Grperten von China feinerzeit auf 
feinem Poſten zu erhalten, wo er vermuthlich trefflice 
Dienste hätte leiften fünnen. Ich nehme an, daß der 
Herr Neichöfanzler die Kritilen des Herru dv. Brandt in 
der Londoner „Finanzchronil“ im Sommer und Herbft 


(D) 


(A) gelefen hat. 
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Diefe waren nicht ohne Schärfe umb 
billigten nicht alles, was feitend der Mächte, ſpeziell auch 
von unferer Polttif in China geichehen it. Am jo ans 
erfennenöwerther ift es von dem Herrn Reichskanzler, daß 
er Herrn v. Brandt zu Mathe gezogen hat. Es geitattet 
dies wohl den Rüdihluß, dat der Herr Reichskanzler die 
Kritiken des Herrn v. Brandt nicht ganz unberedhtigt fand. 

Im übrigen will ich, wie ich ſchon anfangs ſagte, 
feine Kritik üben, mich derſelben aus patriotifden Nitd: 
fihten vielmehr enthalten und mit dem allgemein ges 
theilten Wunſch ſchließen, daß wir recht bald mit Ehren 
aus China herauskommen fünnen, und daß wir, wie ber 
Herr Reichskanzler neulich fagte, Petſchili womöglich nies 
mals wiederſehen. 

(Lebhaftes Bravo rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Neichäfanzler. 

Graf v. Bülow, Reichslanzler: Ich danke dem Herrn 
Vorredner für die wohlwollende Art und Weife, in welcher 
er meine Thätigkeit im allgemeinen — 

(Laden links) 

— gewiß, meine Herren, ber Herr Vorredner hat in fehr 
wohlwollender Weile meine Thätigfelt im allgemeinen, 
fowie fpeziell meine nicht ganz leichte Stellung in ber 
Chinafrage beurtheilt, und dafür ſpreche ich ihm meinen 
Dank aus. Ich glaube aber do, daß ber Herr Bor: 
redner mich meulih in einem Punkte nicht ganz richtig 
veritanden hat, wenn er einen gewiſſen Wiberfpruch ge— 
finden hat zwiſchen meinem bier verlefenen Zirfular- 
telegramm, — dem Telegramm, welches ich an 
unfere wichtigeren Miſſionen gerichtet habe, und ber 
Wendung, bie id gebraudite, daß China jein Staats: 
vermögen nicht erheblih vermindern möge in fraudem 
ereditorum, fowie einer analogen Antwort, welde der 
Herr Staatöjefretär de3 Auswärtigen Amts anf eine An: 
frage dem dinefiihen Gejandten —— hat. Ich habe, 


(B) glaube ich, nicht dem mindeſten Zweifel darüber gelaflen, 


daß in der Mandſchurei feine politiichen beutfchen Intereſſen 
eriftiren, daß ferner das Yangtſe-Abkommen ſich in feinem 
feiner drei einzigen Artifel auf die Mandſchurei bezieht. 

(Hört! Hört!) 
Aber ich babe —— geſagt, wir müßten natürlich 
wünſchen, daß China jeine Fähigkeit, die berechtigten 
Entihädigungäforderungen der Mächte zu erfüllen, nicht 
zu fehr verringert. Da ber Herr Vorrebner diejed Thema 
angeichhnitten hat, To freue ich mich, übrigens mittheilen 
zu fönnen, daß ich vor zwei Stunden cin Telegramm 
unſeres Botſchafters in St. Petersburg erhalten habe, 
nad) weldem der ruſſiſche Herr Minifter des Aeußeren 
dem Grafen Alvendleben gegenüber feine Genugthuung 
mit meinen neulihen Ausführungen über China aus: 
geſprochen hat. 

(Sehr gut!) 


Nun hat‘ der Herr Abgeordnete Fürſt Bismarck ſich 
weiter bezogen auf den Herrn Abgeordneten Richter. Da 
nehme id gar feinen Anftand, zu jagen, daß auch ich 
das vom dem Herrn Abgeordneten Richter neulih auf: 
geftellte Programm: redde legiones nostras und bringe 
und aud) unfere Millionen wieder! — ein ganz vortreffliches 
Programm finde. 

(Sehr gut! und Heiterfeit.) 

Es freut mid übrigens, daß ſich bei diefer Belegen: 
heit der Herr Abgeordnete Fürft Bismard mit dem Herrn 
Abgeordneten Nichter begegnet hat; es freut mid) das 
doppelt, nachdem der Abgeordnete Richter fih ſchon neulich 
auf den verewigten großen Fürſten Bismard bezogen hat. 
Das beweift, daß fchließlih der Berg und Muhamed fich 
doch noch irgendwo einmal begegnen. 

(Große Heiterkeit.) 

Nun hat ber Herr Abgeorbnete Fürft Bismard weiter 

gemeint, ih hätte durch meine Wendung, daß für und 


in Oftafien Lebendfragen auf dem Spiel ftünben, ben 
ruhigen Staatsbürger erfhredt. Das würde mir aufrichtig 
feid thun, wenn das wirflid ber Fall wäre. Das kann 
id aber vorläufig wirklich nicht glauben; von einem ſolchen 
Screden habe ih nit das Allermindefte bemerkt. ch habe 
aud neulich, jcheint mir, ſowohl in meinen einzelnen Wen 
dungen wie im ganzen Tenor meiner Neden ed nicht im Zweifel 
gelaffen, daß ich Dftafien nicht als Angelpunft und Dreh: 
puntt unferer Politik betrachte. Allerdingd habe ich aber 
darauf hingewielen, daß wir in Oftafien große und wichtige 
Handelsintereffen haben. Unſer Handel nach Oſtaſien 
repräfentirt ungefähr 80 Millionen Mark, ich glaube fogar, 
daß dieſe Summe eher noch zu niedrig gegriffen ift, weil 
Manches nicht darin eingerechnet if, was über Belgien, 
Holland, England geht. Dann haben wir in Shantung, 
wenn ich nicht irre, hundert Millionen Mark inveftirt. 
Das ift doch ſchließlich auch fein Pappenftiel. 
(Schr richtig! Heiterkeit.) 

Wir haben ein eminentes ntereffe, daß der chineſiſche 
Handel nicht die Beute ciner einzelnen Macht oder mehrerer 
Mächte ohne uns werde, ſondern daß wir auch Einfluß 
auf diejen dinefiihen Handel behalten. Das ift fogar 
von einer Seite anerfannt worden, bon einem Schrift: 
fteler — ich erinnere mich deshalb daran, weil bet ber 
Debatte über die erfte Chinavorlage ber Herr Abgeordnete 
Baflermann den Ausſpruch zitirte —, alfo ein der äußerften 
Linken angehörender Schriftfteller, Herr Bernitein, hat 
zugegeben, daß Deutichland ein großes Intereſſe daran 
hätte, daß der chinefiihe Handel ihm nicht aus ben 
Händen gleite. 

Alſo, meine Herren, id darf mit ber Bemerfung 
fchließen, daß wir — ba3 hat ber Herr Abgeordnete 
Fürſt Bismard mit vollem Recht hervorgehoben — den 
Schwerpunkt unferer Bolitit nad wie vor in Europa 
ei und biefen Schwerpunkt nit verrüden laſſen 
werben. 
Rechte in DOftafien, die ſehr wichtige Intereffen und fehr 
legitime Rechte find, ſchützen. Und wir werden aud) 
unfere Ehre ſchützen, die dadurch angegriffen worden ift, 
daß unfer Gejandter in China in völferredhtäwidrigiter 
Weiſe maflakrirt worden ift, und biefe Ehre des deutſchen 
Volkes betrachte ich allerdings ald eine Lebensfrage. 

(Xebhafter Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr, Pachnicke. 

Dr. Pachnicke, Abgeordneter: „Die Regierung bedarf 
bed guten Nathes nicht“, jo ſagt der Herr Abgeordnete 
Fürſt Bismard und hält fi gleichwohl für berufen, der- 
jelben Negierung allerlei Rathſchläge zu ertheilen, 3. 2. 
darüber, wie viel und wie wenig Sonne nöthig, was 
wirthihaftlih und was politifch, was wefentlih und was 
unweſentlich tft. 

„Sonne und Schatten" — das iſt ein Spiel mit 
Bildern, defien Bedeutung und Zweck nicht recht erfichtlich 
erſcheint. Namentlich iſt ed mir nicht ganz ſelbſtverſtänd— 
lich, daß es „Wohlwollen“ geweien fein foll, was dem 
Herm Abgeordneten die Rede eingab. Hier handelt es 
ſich doch einfach darum: die Straferpebition nad China 
mußte unternommen und ift, einmal unternommen, aud) 
in Ehren durchzuführen. 

Ebenſo ſelbſtberſtändlich ift es, daß alle Betheiligten 
bemüht bleiben müſſen, ein Ende ſo bald wie möglich 
herbeizuführen. Dabei iſt es unthunlich, eine ſcharfe 
Grenze zu ziehen zwiſchen dem, was man wirthſchaftliche 
und politische Antereffen zu nennen beliebt. Hier greift 
bielmehr eins ins andre, genau jo wie bei den Handel3- 
berträgen. Auch die Definition des Wortes „weſentlich“ 
wird uns nicht befondbers zu befümmern brauden. 

In einem Punkte fiimme ich allerdingd mit bem 
Fürſten Bismarck vollkommen überein: Indem er fagte, 


— 
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Mir werden aber auch unfere Intereffen und (D) 
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(Dr. Pachnicke.) 


(A) daß die Serzölle in China nicht zu Hoch und nicht zu 


ntebrig bemeffen werben follen, hat er eine jener ewigen 
Mahırbeiten ausgefprochen, denen wir alle zuftimmen. 
„zu“ iſt nämlich immer falih. Ich unterfchreibe feruer 
ben Paſſus feiner Nede, welche fih auf den früheren 
Gefandten Herrn v. Brandt bezog, und möchte auch 
wünſchen, daß der Herr Reichskanzler nicht nur deſſen 
Stritifen in der engliihen „Finanzchronik“, fondern auch 
die Aufſätze deſſelben Herrn v. Brandt gelefen hat oder 
noch lieft, die in der „Nation“ geltanden und ſich mit ber 
Politik der Hanbelöverträge befaßt haben. 
Indeſſen, meine Herren, bad war es nicht, weshalb 
id mih zum Morte gemeldet hatte. Es betrifft eine 
andere Angelegenheit. Wenn ich die Sadıe, bie ich hier 
furz berühren möchte, nicht bereit® in ber zweiten Lefung 
zur Sprache bradite, jo lag das daran, daß es unzweck⸗ 
mäßig erfhien, jene Debatte, welche einen anderen Gang 
genommen hatte, durch Hineintragung eines fremden Mo: 
ment3 zu fompliziren. Ich geftatte mir deshalb jetzt, die 
Angelegenheit zu erwähnen. Es handelt ſich um bie Ber: 
öffentlihung der Konventionen und Deklarationen ber 
aager Konferenz. Herr Graf v. Bülow, damals nod 
Staatöfefretär des Auswärtigen Amts, hatte und im 
März dv. J. die Veröffentlihung veriproden, „nachdem, 
wie er fi ausbrüdte, die Natififation ftattgefunden haben 
wird.” Nun hatten die Mächte für den Rechtsalt ber 
Natifitation eine Friſt biß zum 31. Dezember. Seitdem 
find beinahe drei Monate verfloffen, und authentifches 
Material ift und nod immer nicht vorgelegt worden. 
Wir bleiben angewiefen auf die Privatarbeiten einzelner 
Gelehrter und können uns deshalb ein volftändiges Bild 
über dad Ergebniß ber Verhandlungen nicht end Die 
Regierung foll an ber Arbeit fein; es heißt, es werde ge 
fammelt und überfeßt. Aber befondere Eile fcheint fie 
nicht zu haben. Uns dagegen find bie Berichte wichtig, 


(B) und ich möchte dem Intereffe, das wir am ihnen nehmen, 


hierdurch befonberen Ausdruck geben. 

Den Namen einer Abrüftungsfonferenz hat ja bie 
Haager Zuſammenkunft fehr bald verloren. Ihre Haupt: 
arbeit war nicht dem Frieden, fondern dem Kriege ge- 
widmet, und bem Drama folgte auch ſehr bald das 
Satyripiel des Burenfrieged. Der ruffiihe Vorſchlag, 
wenigftend binnen 5 Jahren die Effektivſtärke der Truppen 
nicht zu erhöhen, fand nirgends Anklang. Die dafür 
niedergeſetzte Kommiſſion erklärte, daß fie vor einer Frage 
ftehe, die fie nicht Löfen fünne. Nur um die Negative zu 
verichleiern, hat nachher die Konferenz refoloirt, daß die 
Beſchränkung der Militärlaften, die gegenwärtig die Welt 
bedrüden, im hohen Maße wünfhenswerth ſei. Das tft 
am Ende auch begreiflih, denn die Geftalt der Landkarte, 
wie fie heute ift, befriedigt nicht jedermannz man bleibt 
bemüht, Veränderungen vorzunehmen entweder durch Kriege, 
die man ſelbſt führt, ober während der Kriege, die von 
Anderen geführt werben. Thatfählid wird die geſchicht— 
lihe Entwidlung nicht beftimmt durch edle Aufwallungen 
oder hodhherzige Manifefte, fondern durch reale Intereſſen, 
die, wenn fie aufeinander ftoßen, Reibungen erzeugen, 
unter Umftänden aud Feuer entzünden. 

(Sehr richtig! links.) 
Sp aufrihtig die Diplomaten alfo aud den Hochſinn bes 
Zaren anerkannten — Diplomaten find immer auf: 


richtig — 

(Heiterfeit), 
fo bleibt es doch dabei: man preift den Frieden und rüftet 
zum Kriege. 

Nicht erreiht und darum anderen Konferenzen vor: 
behalten wird zumädft die Umarbeitung der Genfer 
Konvention, deren Revifionsbedürftigkeit in ben ſämmt— 
lihen neueren Kriegen anerkannt worden iſt. Ich möchte 
hoffen, daß die Schweiz, als deren Ehrenreht man bie 


Berufung einer Spezialtonferenz anerkannt bat, damit 
möglichſt bald vorgeht. Unerledigt blieb ferner das aller: 
dings ſchwierige Problem, die Nehte und Pflichten der 
Neutralen genauer zu begrenzen; ebenfo die Unverletzlichkeit 
des Privateigenthums zur See und die Beſchießung offener 
Plätze von der Seefeite aus. 

Indeß einzelne Nefultate hat die Konferenz doch 
gezeitigt, und hier wollen wir barüber unterrichtet werden, 
wer die Signatarmädte find, bie biefelben für fi —— 
laſſen. So wurde hinſichtlich der Schlichtung inter: 
nationaler Streitigfeiten von neuem der Satz eingeſchärft, 
dak man zunächſt die guten Dienfte anrufen follte, ehe ein 
Krieg zum Ausbruch kommt, —— en tant que les 
eirconstances le permettront. Ein Schiedsgerichtshof, bie 
cour permanente ober d’arbitrage, wurbe niedergefegt, und 
deutſcherſeits iſt die Schiedsrichterliſte bereit3 präjentirt. 
Wer hat diefed Abkommen —— Wir haben darüber 
Zeitungsmeldungen, aber amtliche Nachrichten fehlen noch. 
Ferner iſt eine Deklaration über den Gebranch von Er— 
plofivgefhoffen zu Stande gekommen, bie verbietet, ſolche 
Beichofle, die im menschlichen Körper zerfpringen oder 
mit betäubenden oder ftinfenden Gafen angefüllt find, zu 
verwenden, ober Geſchoſſe aus ber Höhe von Ballons 
berabaufchleudern. Weiterhin fam die Kodifikation des 
Landkriegsrechts, insbefondere auf der Grundlage der 
Brüffeler Beihlüffe von 1874, zu Stande, die fi mit den 
Verhältniffen der Striegägefangenen, Spione, Parlamen- 
täre und bergleihen befaßt. In diefer Feodififation findet 
fi übrigens, wie ich nebenher bemerfen will, der Satz: 

Ausdrüdlih verboten ift eine Erflärung, daß 

fein Pardon gegeben wirb. 

(Hört! hört! lints.) 
Auch mit Nüdficht hierauf erfcheint e8 und erwünfdt, zu 
erfahren, wer biefe Deklaration unterzeichnet und damit 
verſprochen hat, fie auch zu refpeftiren. Viertens gelang 
es, die Genfer Konvention auf den Seefrieg auszubehnen. 

Was insbeſondere dad Seekriegsrecht betrifft, To fam 
die amerifanifhe Union leider erft im fpäteren Stadium 
der Konferenz mit dem Antrag, daß Privateigenthum zur 
See von der Wegnahme durch Kriegsflotten der Streit: 
fräfte frei fein fol. Dagegen verlangte England grunds 
fäglid die Ausfhließung aller Seefriegäfragen bon ber 
Konferenz; Frankreich widerftrebte, hierin von Rußland 
unterftüßt, ebenfall3 der Berathung. Daß fih aud 
Deutichland der amerifaniichen Anregung gegenüber 
weniger geneigt verhielt, it zu bedauern. Die Frage 
fteht num einmal auf dem Wunfchzettel der Bölfer und 
wird davon nicht verfhwinden. Es handelt fih darum, 
eine Humanifirung auch bed Seefriegd und die Durch— 
fegung des Gedantend herbeizuführen, daß nicht bie 
Einzelnen, fondern die Staaten mit einander Krieg führen. 
Schon der Norddeutfhe Reichſtag von 1868 hat eine ent— 
fprehende Regelung — und ſeitdem kehrte die 
Forderung hier mehrmals wieder. Wenn wir davon ab» 
fehen, ausdrüdlich eine Nejolution zu beantragen, fo 
wollen wir doch menigitend bie Gelegenheit benußen, 
daran zu erinnern, daß es hier eine Aufgabe giebt, um 
deren Löſung man bemüht bleiben fol. 

Gerade, weil die Haager Sonferenz fo mande 
Hoffnungen zerftört hat, tft das poſitive Ergebniß von 
amtlicher Seite um fo mehr in den Vordergrund zu rücden 
und der Deffentlichkeit baldigft zugänglih zu machen. 
Was umerreicht geblieben ift, braucht noch nicht als un— 
erreihbar zu gelten; Utopien wird man abweilen, aber 
praftifhe Ziele mit um fo größerem Eifer verfolgen 
müflen. Wir brauden eine ftarfe Wehr zu Waſſer 
und zu Lande und wollen Shwärmern zu Liebe 
uns nit ſchwächen; aber daß bie Kriege feltener 
und minder graufam werben, das ift möglich und 
darum nöthig. In der hieranf gerichteten Entwidlung 
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(4) bed Völkerrechts follte bie deutſche Diplomatie nicht bie 


hemmende, fonbern bie treibende Kraft bilden. 
(Bravo linfs.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Staatöfefretär des Auswärtigen Amts 
Dr. Freiherr v. Richthofen. 

Dr. Freiherr v. Richthofen, Staatöjelrelär des Aus: 
wärtigen Amts, Bevollmächtigter zum Bundesrath: Die 
Terte der Stonventionen und Deklarationen der Haager 
Stonferenz liegen zur Publikation im Reichsgeſetzblatt 
bereit. Nach feſtſtehenden Grundſätzen erfolgt die Publi— 
fation internationaler Verträge indeß bei und immer erſt, 
wenn ſich deren Geltungsbereich voll überfehen läßt. Dies 
it — worauf ja aud der Herr Vorrebner ſchon etwas 
bingetwiefen hat — im vorliegenden Falle nod nicht 
möglich, und es fehlt noch die ſchließliche amtliche Er— 
Härung der niederländifhen Regierung darüber, melde 
Mächte die Natififationsurfunden zu den einzelnen Kon— 
ventionen und Deflarationen niedergelegt haben. Wir 
hoffen, die Mittheilung nod im Laufe der gegenwärtigen 
Seifion zu erhalten. Sollte das nicht der Fall fein, fo 
werden wir bie Terte der Konventionen und Deklarationen 
dem Reichötag befonders mittheilen. Die Protokolle liegen 
im Buchhandel bereitö gebrudt vor. 

MWenn der Herr Vorredner bemerkt hat, daß wir hin— 
fihtlih de3 Schutzes privaten Eigentums auf der See 
während der Haager Stonferenz eine unfreundliche Haltung 
eingenommen hätten, fo ftimmt das mit den Thatſachen 
nidt überein; wir haben nur die volle Ausfichtälofigkeit 
derartiger Beitrebungen auf der Konferenz gefehen und 
find in Folge deſſen in Verhandlungen darüber nicht ein- 
getreten. Im übrigen hat ber Herr Reichslkanzler noch 
al3 Staatsſekretär des Auswärtigen vor ungefähr Jahres— 
frift Hier erklärt, dab, wenn derartige Anregungen fommen 
würden, dad Deutfche Reich mit feiner Unterſtützung nicht 


(B) fehlen würde. 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, der 
Abgeordnete Fürft Bismard hat — um auf beffen Worte 
nod) einmal zurüdzutommen — fid, wie ſchon der Herr 
Kollege Pachnicke erwähnte, dahin erklärt, daß unſere 
Reichöregierung, jpeziell ber Herr Reichskanzler, einen 
guten Rath eigentlih nicht nöthig habe, und daß es 
eigentlih auch recht überflüffig ſei, folchen zu ertheilen, 
da der Rath am Ende nur die Beadhtung finden würde, 
welhe die Wünfhe und Anfhauungen eines „Privat: 
mannes* im allgemeinen finden. Cr hat aber felbft bei 
Beginn feines Vortrags verſchiedene Bemerkungen gemad)t, 
welhe doch dahin abzielten, dem Herrn Reichskanzler 
einige fleine gute Lehren zu geben, indem er namentlich 
bervorhebt, daß einzelne Aeußerungen desſelben unrichtig 
verftanben werden fönnten oder veritanden worben feien, 
und Daß er fih deshalb — ich weiß nicht, ob er fich bes 
rufen fühlte, aber jebenfall3 hat er es gethan — berufen 
erihien, ſolche Aeußerungen, fpeziell eine Neußerung, auf 
ihren wirklichen Werth zurüdzuführen. Damit iſt doch 
auch, glaube ich, jo ein kleiner guter Rath ertheilt worden. 
Ich will mid nun nicht etwa dahin äußern, daß id) in 
ſolcher Richtung einen guten Rath eriheile und dem Herrn 
Reichskanzler oder dem Herrn Vertreter des Auswärtigen 
Amts etwa fage, wie er fi in biefem oder jenem Falle 
zu verhalten habe. Aber ich halte es doch in der That 
für fehr wefentlih, daß bei ſolchen Gelegenheiten, wie fic 
und heute geboten find, Zuftände und Thatfahen ins 
Licht gerüdt werben, welde eine Beachtung feitend des 
Auswärtigen Amts, wie id glaube, finden follten. 

Es ift vor furzer Zeit ſchon ein Vorfall im Deutſchen 
Reichstag zur Spradye gebradt worden, welcher fid auf 
das Verhalten des Generalfonfuld in Mosfau einem 

Reichstag. 10, Legiel.-P. II. Seffion. 1900/1M1. 


deutſchen Hanblungshaufe gegenüber bezog. Nun, meine (C) 


erren, es wurde darauf bingewiefen, daß bei anderen 
Konſulaten eine andere Behandlungäweife itattfindet, nicht 
eine ſolche, gewiffermaßen abſchreckende, wie fie bort ftatt- 
gefunden hat, und ich fann erwähnen, daß fpeziell nad) 
den mir vorliegenden Berichten und privaten Mittheilungen 
jeitend des Generaltonfulat3 in Alerandria eine entgegen- 
fommende Prarid ausgeübt wird. Dagegen fteht auch der 
Tall des Generalkonſuls in Moskau nicht vereinzelt ba; 
denn e3 ift mir durch fchriftliche Mittheilungen und durch 
Uebermittelung eined Schreibens des Generaltonfuls in 
London felbft bekannt gegeben worden, dab man bort 
Wünſche von deutihen Handlungshäufern nit jo berüd- 
fihtigt, wie es meined Erachtens feitens eines deutſchen 
Konſulats der Fall fein follte. Das betreffende ——— 
haus hatte ſich an das Generalkonſulat in London ge— 
wendet und um Aufgabe einiger Adreſſen gebeten zwecks 
Anknüpfung von Verbindungen zur Ausfuhr eines deutſchen 
landwirthſchaftlichen Erzeugniſſes, das unter der Ueberpro— 
buftion dermalen zu leiden hatte, alſo nicht um den Import 
nad) Deutichland herein zu begünftigen. Der Fall ift alfo 
gar nicht einmal fo gelagert, wie ber in Moskau, wo man 
aus angeblichen nationalen ntereffen die Auskunft nicht 
fo ertheilte, wie e3 gewünfcht wurde. Umgekehrt, wo ge: 
wiffermaßen ein nationale Intereffe in Frage ftand, 
wo e3 fih um eine Ausfuhr von deutſchen landwirth— 
ſchaftlichen Erzeugniffen handelte, hat das Generaltonfulat 
mit einen Briefe geantwortet, den ich mit Erlaubniß bes 
hohen Präfidiumd mir zu verlefen geftatte. Es wird 
ergebenft geantwortet feitend bed Herrn Generaltonfuls: 
daß ich bei dem re be3 biefigen Geſchäfts 
und der großen Zahl der mir zugehenden ähn: 
lihen Anträge in ber Regel nicht in ber Lage 
bin, beutichen Firmen Abnehmer ober Bezugd: 
quellen in England direkt nachzuweiſen. Ich muß 
e3 Ahnen vielmehr wie anderen derartigen Ans 
tragftellern überlaflen, fi die gewünschte Auskunft 
anf bem gewöhnlichen faufmännifhen Wege oder 
bon einer geeigneten Ausfunftei zu verſchaffen, 
wobei ich bemerkte, daß 3. B. bie befannte Aus— 
funftei von W. Schimmelpfeng in Berlin, auch 
in London unter ber Firma „Schimmelpfeng- 
Institute, 137 Cheap-side E. C.* eine Filiale 
unterhält, die fih namentlich auch für deutſche 
Firmen mit Austunftertheilung befaßt und auf 
Wunſch aud geeignete Vertreter in Gngland 
nachweiſt. 
Ja, das hat die betreffende Firma auch gewußt, daß eine 
ſolche Auskunftei da iſt; aber ſie hat doch gedacht, daß 
der Herr Generalkonſul auch Liſten von Handlungs: 
häufern haben werde, aus benen ſich ergiebt, welde 
Firmen Anſpruch darauf haben, folide zu fein, joda ein 
beuticher Kaufmann fich mit ſolchen einlaffen kann. 
(Sehr gut! links.) 
Wir wiſſen ja, daß es Geihäfte giebt, die In Deutichland 
Beftellungen machen, bie Waaren dann verfchleubern und 
die deutſchen Saufleute jo um Gut und Geld bringen. 
Da halte ih es doch für eine Aufgabe ber deutſchen 
Konfulate, Berzeichniffe aufzuftelen, au8 denen entnommen 
werben fann, wohin bie beutichen Staufleute ſich zu 
wenden haben, wenn fie ein foldhes, für unfer Vaterland 
nüßliched Unternehmen ins Auge fallen. Ich habe des— 
halb, nicht um dem Auswärtigen Amt einen Vorwurf 
daraus zu machen, fondern um zur Kenntniß zu bringen, 
daß folhe Vorkommniſſe öfter fpielen, dies vorgetragen, 
auch nicht um einen guten Nath zu ertheilen, aber ich 
glaube etwas damit gethan zu haben, wad dem Auss 
wärtigen Amt von Nußen fein kann, und im nationalen 
Intereſſe gehandelt zu haben. 
(Bravo! links.) 
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Bräfident: Das Wort hat ber Herr Benollmächtigte 
zum Bundesrath, Direktor im Auswärtigen Amt, Wirkliche 
Geheime Legationsrath Dr. v. Koerner. 

Dr. v. Koerner, Wirfliher Geheimer Legationsrath, 
Direktor im Auswärtigen Amte, ftellvertretender Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrath: Meine Herren, im allgemeinen 
haben gewiß bie Konſulate bie Verpflichtung, Abſatz— 
möglichfeiten ben inlänbifhen Produzenten nachzuweiſen; 
wo es ſich aber, wie anſcheinend hier in dem vorliegenden 
alle, der dem Auswärtigen Amte felbit nicht bekannt ift, 
darum handelt, fpezielle Auskunft darüber zu geben, ob 
einzelne Abfatgelegenheiten mit Vertrauen bemugt werden 
fönnen, ob es fih um folibe Firmen handelt, fo ift doch 
die Verantwortung der Konfulate eine fehr große 

(fehr richtig! rechts); 
fie können die Auskünfte immer nur dann ertheilen, wenn 
fie thatfählih die möthigen Unterlagen, die möthige 
Kenniniß der betreffenden Firmen befigen. Daß das an 
einem Plate wie London ganz außerordentlich ſchwer ift 
bei der großen Maffe der Firmen und bei dem fehr großen 
Wechſel, den großen Fluftuationen der Hleineren Firmen 
dort, das liegt auf ber Hand. Im allgemeinen werben 
bei den SKonfularbehörben allerdings Berzeichniffe über 
Firmen geführt, und die Stonfulate werben, mie id 
fhon erwähnt habe, wenn fie irgend im ber Lage find, 
die geeigneten Firmen bezeichnen. Aber wo fie es nicht 
mit gutem Gewiflen thun fönnen, ba bleibt ihnen nichts 
anderes übrig. als bie Frageſteller an Ausfunfteien oder 
andere geeignete Firmen zu verweiſen. 

Präfident: Das Wort Hat der Herr Abgeorbnete 
Fürft v. Bismard. 

Fürst v. Bismard, Abgeordneter: Meine Herren, id) 
habe nur zwei Kleine Richtigftellungen vorzunehmen gegen: 
über ben gern a cr des Herrn Reichskanzlers. Er 
hat mich in einer meiner Aeußerungen mißverſtanden. Ich 


(B) habe den Herrn gerade in Schutz genommen gegen bie 


Auslegungen Dritter in Bezug auf die angeblide Ab— 
ſchwächung feiner Aeußerung betreffs ber Mandſchurei 
durch die Wendung von ber fraus creditorum. Wahr: 
iheinlid hat der Herr Reichskanzler bei den widtigeren 
Dingen, die er zu lefen hatte, meine Worte nicht hören 
fünnen. Mber ih war etwas erftaunt, wie ber Herr 
Reichskanzler fi gegen mid wandte, nachdem id mir 
bewußt war, ihm beigefprungen u fein und ihn gelobt zu 
haben für das ſchön redigirte und forrefte Zirkular. Der 
Herr Reichskanzler wird nunmehr gewiß zugeben, daß er 
mich mißiverftanden bat, und daß ich feine Berichtigung, 
fondern feine Zuftimmung zu meiner Unterftügung feines 
Standpunktes verbient habe, den ich, wie ich wiederholt 
erkläre, fir richtig halte. 

Aweitend Liegt eine fleine Verſchiebung vor am 
Schluffe der Rede des Herrn Reichskanzlers in Bezug 
auf die Lebensfrage, alfo des Worts, weldes mid, 
wie ich vorhin fagte, heute Hier zum Reden veranlaßte. 
Der Herr Reichskanzler hat heute feftgeitellt, daß es für 
und Lebendfrage wäre, für die Ermordung unferes Ge- 
fandten eine ausreichende Sühne mit allen Mitteln zu 
verlangen. Meine Herren, da3 ift niemald und von feiner 
Seite beftritten worden; ich habe es im Gegentheil für fo 
felbftverftändlih gehalten, daß ich in meinen Ausführungen 
biefen Punkt gar nicht weiter berührt habe. Das alte 
Dichterwort „Nichtswürdig ift die Nation, die nicht ihr 
Alles fegt an ihre Ehre* ift und allen aus dem Herzen 
geiproden. Alſo, in dieſem Punkte wird feiner ber Ab- 
geordneten des Neichstags fih von dem Herrn Reichs— 
fanzler aus der Schanze ſchlagen laſſen. Wir theilen 
durchaus die Auffaffung, daß, jobalb die nationale Ehre 
engagirt ift, alle8 daran gefegt werden muß bis zum 
legten Strohhalm. Aber der Herr Reichskanzler bat hier- 
bon nicht gefprochen am Schluß der zweiten Freitagsrede, 


auf welchen ich erwibert habe. 
zitiren darf, wörtlich gefagt: 
Daß wir durd die Entwidlung unjerer Berhält: 
niffe große überfeeifche Antereflen auch in Oſtafien 
erworben haben, und daß es für und eine 
Lebenäfrage ift, diefe Intereffen zu fördern und 
zu entwideln, das ift eine hiſtoriſch gewordene 
Thatſache. 
Meine Herren, da iſt doch gerade in der Verbindung mit 
Lebensfrage“ mit feinem Wort von ber Frevelthat ber 
Ermordung die Rede, fondern es ift von ber (nt: 
widelung und Förderung ber Intereſſen bie Rebe, bie 
biftorifch gewordene Thalſachen find. Wielleiht fol das 
auf Kiautſchou gehen. Ich halte Kiautſchou nicht für eine 
Lebensfrage; viele ftellen fid) überhaupt etwas ſleptiſch zu 
diefer Niederlaffung. Ih will mic aber heute, wie ge 
fagt, jeder Kritik enthalten und bloß erneut hervorheben, 
dab ich den Herrn Neichdfanzler auch in biefem zweiten 
Punkt habe unterftügen wollen. Nachdem ih am Freitag 
gehört hatte, daß auf der Linken behauptet wurde, durch 
den neneften Bang unferer Chinapolitif ehren fich viele 
deutihen Bürger von der Weltpolitif ab, wollte ich gerade 
verhindern, daß für dieſen vermeintlihen Zuſtand 
weitered Futter aus der Rebe des Herrn Reichskanzlers 
entnommen wurde, und wollte dem Herrn Reichskanzler 
die Gelegenheit geben, biefe Meußerung, fo wie fie neulich) 
gefallen war, einzufhränten. Wenn er fie heute dahin 
einfchräntte, daß es für jede Nation eine Lebensfrage ift, 
mit allen Mitteln für den Schuk ihrer Geſandtſchaften 
einzutreten, fo bin ih damit vollfommen einveritanden. 
Präfident: Das Wort hat der Herr Reichskanzler. 
Graf v. Bülow, Reichskanzler: Ich nehme gerne 
davon Alt, daß ich den Herrn Vorrebner in zwei Punkten 
mißverftanben habe, und es bleibt mir nur übrig, dem 
Herrn Fürften Bismarck zu danken für die wohlwollende 


und erfolgreihe Weile, im welcher er mir bei meiner (D) 


hinefifchen Menfur fekunbirte. 
(Heiterfeit.) 

Präfident:e Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Haufmann (Böblingen). 

Haußmann (Böblingen), Abgeordneter: Meine Herren, 
ber Reichstag ift im Begriff, in der Spezialdiäfuffion die 
chineſiſche Pofition zu verabſchieden. Er läßt mit einer 
gewilfen Refignation die Millionen-Hefatomben über fich 
ergehen. Sooft wir den Herrn Reichskanzler zur China- 
politit das Wort ergreifen hörten, hat uns eine folche 
Ghinarede im Durchſchnitt hundert Millionen gefoftet 

(Heiterkeit), 
und wir haben nächſtens das Recht, zu verfidern, daß 
und unfer Neichöfanzler immer theurer wird. 

Wie ber Herr Neichäfanzler zu der Annahme fam, 
bie Oppofition wünſche von ihm, daß er Märchen erzähle, 
ift mir unerfindlihd. Nach meiner Meinung bleibt noch 
eine Reihe erniter Fragen, die nicht ins Märchenreich ge= 
hören, unbeantwortet, 3. B.: ft von ben Truppen, welche 
unter MWalderfeed Oberbefehl ftehen, geplündert worden, 
von welden? Auch von Deutihen? Und was war bie 
Sühne? Iſt es wahr, daß auch Frauen gefangen ge= 
nommen wurden? Wurde Pardon gegeben oder wurde 
feiner gegeben? Wenn ja, was ift mit den Gefangenen 
neihehen? In welchem Poſten fteden bie often für den 
Unterhalt der Gefangenen? Wil in ben Friedensſtipu— 
lationen ausbedungen werben, daß die Miffionäre aud in 
Zukunft befugt fein jollen, Prozeſſe fir die Chinefen zu 
führen, welche ihren Glauben zu Prozekzweden gewechſelt 
haben? Ich meine jene Aktionen, bie zu fo tiefer Ver— 
bitterung geführt haben. 

Aber es find nicht allein ernfte Fragen, - ſondern auch 
ernfte Sorgen und Betradhtungen, weldhe fi vor uns 
aufthürmen. Die heutige Situation läßt erfennen, daß 


Er hat bort, wenn ich es (C) 


Neihdtag. — 71. Sikung. 
(Haufmann [Böblingen].) 


(A) die Straferpebition, die an und für fi) geboten war, von 


(B) 


Anfang an in einem Eleineren Rahmen hätte gehalten 
werden können, zumal da fih Japan erboten, den Gen: 
darmen zu machen, und auch in der Lage war, ein ſolches 
Mandat erfolgreich durchzuführen, aud wenn wir davon 
abjehen. Aber, meine Herren, fo ift ja jegt, wovon vorhin 
aud der Herr Fürſt Bismarck ausgegangen ift, die 
Strafe vollzogen. Belingd Mauern find durchſchoſſen, 
fo und jo viele Dörfer und Wohnftätten find eingeäſchert, 
das vergoffene europäiſche Blut it in Strömen aſiatiſchen 
Blutes geräht. Die Delinquenten find funjtgereht und in 
den verichiedeniten Formen abgethan. Nun ift es doch 
wahrliy eine Nebenjade, ob ein paar Mandarinentöpfe 
oder ein paar Mandarinenfnöpfe, wie der Herr Reichs— 
fanzler neulich geiftreich bemerkt hat, mehr oder weniger 
abgejchnitten werden. Deshalb iſt ed auch fein Wunder, 
daß wir die Stimmen hören, welchen vorhin auch der 
Fürſt Bismard Ausdrud gegeben hat. In der ganzen 
Bevölkerung, nicht bloß auf der Linken, fondern bis weit 
hinein ins agrariſche Lager ergeht der Nuf: heraus aus 
China! Und wenn ed nur ein Faſchingsſcherz eines 
nationalliberalen Blattes in Münden geweſen ift, bie 
Belinger Depeiche zu bringen: „das Hornberger Schießen 
dauert fort“, fo iſt es in bitterem Ernft gefchrieben, wenn 
die fonjervative „Schlefiihe Zeitung“, und zwar unter 
dem Gindrud der jüngften Nede des Grafen Bülow, fagt: 
Mir find mit unferer Chinapolitik in ein Yäder- 
wert gerathen, bei dem eö ohne Quetſchung nicht 
mehr abgeht. Jede neue Drehung der Mafchine 
madt uns ſchmerzlich Klar, daß wir beſſer gethan 
hätten, die Finger davon zu laffen; jede neue 
Wendung der Weltpolitif beweiſt, wie recht die⸗ 
jenigen hatten, welche von Anbeginn vor dem 
oſtaſiatiſchen Abenteuer warnten und fortwährend 
zur Beſonnenheit mahnten, als auch bei der Er— 
nennung des deutſchen Oberjttommanbirenden ber 
Jubel aus amtlichen Streifen befohlen wurde. 
Angeſichts dieſer Stimmung in der Bevölkerung läßt 
ſich der Herr Reichskanzler herbei, in feiner jüngſten Rede 
derjelben rednerijch Nedinung zu tragen. Mit bemertend- 
werther rhetoriiher Geſchicklichkteit ſucht er die Angriffe 
der Zweifler dadurd zu parieren, daß er ſich jeinerjeits 
auf den Standpuntt ftellte: wir wollen ja heraus, ſo— 
bald wir können, aus China. Auf diefen Ton ftimmt 
er feine Rede. Und der Ton macht die Mufit. „Wenn 
mans fo hört, mags leidlich jcheinen.“ Allein wir täufchen 
uns nicht darüber, und dieſe Rede ift ein typiſches Bei— 
ipiel dafür, dab zwiſchen den Reden des Herrn Reichs: 
fanzlers und den Aktionen der deutſchen Reichspolitik in 
China ein jeltfamer Zwiejpalt beiteht. Programm: wir 
wollen heraus, fobald wir fönnen; bitte, bewilligt uns 
das nöthige Sleingeld, daß wir drin bleiben können, 
folange wir wollen! 
(Sehr richtig! links.) 
Man fühlt dur, daß es den Herren im Wirklichkeit nur 
darauf anfommt, dab der Reichstag das Geld bewilligt. 
Innerlich denkt die Reichsregierung und der Herr Reichs— 
fanzler: wenn wir mur erft zu Haufe find, dann wird fich 


alles finden. 
(DHeiterfeit.) 


Man kann fi) allerdings auf den Standpuntt ftellen, 
dab man jagt: ich will einmal bewilligen, nachdem ber 
Herr Reihötanzler in Ausficht geftellt hat, dab wir jo bald 
wie möglich wieder herausfommen; wenn das Geld nicht 
aufgebraudt wird, dann bleibt es ja im Staatsſchatz. 
Aber dazu, meine Herren, gehört ein großes, ein volles 
Bertrauen, dab man an leitender Stelle erftens ein 
Berftändniß befigt für die pefuniäre Situation in 
Deutihland und zweitens die Grfenntniß für bie 
BZufunftgefahren in China. 


Dienstag den 19. März 1901. 





Ueber die Situation in Deutichland nur wenige 
Worte! Diefer chineſiſche Handel foftet nunmehr bereits 
drittHalb hundert Millionen Marl, — „die nicht gerechnet, 
bie der Strom verſchlang“, als infolge des Kriegsgeſchreies 
die Panik entitand, die alle Werthe zum Stürzen bradte. 
Wie gut und werthvoll wäre es aber für das beutiche 
Nationalvermögen, menu ihm auch nur die Beträge, die 
durch die fteigenden Zinslaften entitehen, erhalten blieben. 
Milhelm der Weife — und um fein Mißverltändniß auf: 
fommen zu laflen, bemerfe ih, daß Wilhelm der Weife 
ein heifiicher Fürft geweſen ift 

(Heiterkeit linls) 

— hat das umnveraltete Wort gejproden: man möge 
forgen, daß Bürgern und Bauern nicht zu viel Laiten 
und dem Staatöfhag nicht zu viel Schulden aufgebürdet 
werden. Und, meine Herren, wir alle in den deutjchen 
Landen und in den deutichen Landtagen wiffen, wie viel 
berechtigte Anliegen zurüdgeltellt werben müſſen, wie 
einem dad Herz blutet, daß man die Wünſche für die 
Niederbebieniteten, für die Schullaften, für die Straßen: 
baulaften, für die Sanatorien, die Spitäler, die Kranken— 
häuſer nicht gehörig befriedigen kann. Ueberall reiht es 
nicht; überall bi. geftrihen werben, und jeber Tag, 
ben wir länger in China bleiben, koſtet mehr als 
350 000 Mart. 

Der Herr Reichskanzler jagt und freilid, wir bleiben 
ja nur fo lange drinnen, als erforderlih ift, um bie 
Striegätoften zu erlangen. Damit ift die Pofition auf 
dem —— Stadium angelangt wie im einem 
Prozeß, wenn nicht mehr um die Hauptfadhe geftritten 
wird, fondern bloß noch um die Prozeßkoſten. Da 
lehrt und die Erfahrung, daß in diefem Fall jelbit gegen- 
über zahlungsfähigen Schuldnern meiftend mehr ver- 
prozefjirt als eritritten wird, als bie bisherigen Koſten 
waren. Nun hat uns aber der Herr Reichskanzler felbit 
das Beifpiel an die Hand gegeben, daß der Schuldner, 
um den es fi in China handelt, die Zahlungen ein= 

eitellt bat. Der Herr Reichskanzler hat witzig ge— 
Droden, bat China verhindert werden müfle, alö ver- 
chuldeter Schuldner mit Rußland wegen der Mandſchurei 
zu paltiren in fraudem creditorum, aljo zum Nadtheil 
der Gläubiger. Nun, meine Herren, wenn es ein 
zahlungsunfähiger Schuldner ift, um wie viel weniger 
fünnen wir dann den Prozeß mit Erfolg fortiegen, und 
breifad, wenn nit einmal Einigkeit im Gläubiger: 
ausfhuß befteht, wie wir es Tag für Tag drüben in 
Aſien one müffen. 

Zudem fteigern fih, wenn heute China unfähig iſt, 
die Koſten zu zahlen, die Gefammtfoften, welche den ver— 
bündeten Mächten entitehen, und welche fie erfegt verlangen, 
mit jedem Tag um zirka eine Million Franken. 
Ja, meine Herren, wenn China im April ſchwer thut, Die 
Kontribution aufzubringen, im Juni wird es mod) viel 
jchwerer dazu kommen. Hüte man fih, Ghina pefuniär 
in ben Nuin zu treiben; aber hüte man ſich auch — und 
damit komme ih zu einem weiteren Puntt —, die 
Ghineien in die Verzweiflung zu treiben. Man 
hat bei der Bejegung von Kaution, von Port Arthur 
und Waihaiwai bie urosberstiiien der Boltsitinmung 
unterfhägt; man hat leichthin geiprodhen von dem Play 
an der Sonne, und man hat dad Gewölt nicht geiehen, 
dad Io zufammengezogen hat infolge jener Aktionen. 
Wir ftchen im Beach daß man fi neuen Täufchungen 
bingiebt; man will bleiben, bis alles in China in 
Sicherheit ift. Wir leſen täglich von neuen Streifen, 
bon neuen Gnthauptungen. Wir müflen den Gindrud 
gewinnen, daß man meint, man fönne ein Bolt von 
dreihundert Millionen Köpfen mit fremder Militärpolizei 
dauernd niederhalten. Man unterihägt, daß der Haß, 
ben der Schreden erzeugt, ſich ſtets verallgemeinern wird, 
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(A) und wenn er heute noch nicht alle Kreiſe des chineſiſchen 


(B) 


Volks ergriffen hat, jo müffen wir fürchten, daß er num 
noch tiefer um fich greift und ſich einfrißt. Was wirb 
der heranwachſenden Generation im Innern von China 
erzählt werden, der Wahrheit entſprechend und übertrieben, 
über die Plünderungen, über die Einäfcherungen, über die 
Schändung der Gräber, über die Entweihung der Tempel, 
die vorgelommen find! Glauben wir body nicht, daß das 
ohne Wirkung bleibt, und ziehen wir doch den Schluß 
daraus, daß, je früher wir die Offupation beendigen, um 
fo eher eine folde Berallgemeinerung des Fanatismus 
in der Zukunft vermieden wird. Die Verbreitung weiterer 
Schreden wird aud der Verbreitung des Ghriftenthums 
und des Handel3 wahrlid; nicht dienen. Wenn der Herr Graf 
v. Bülow davon ausgeht, daß e3 ja in feinem Sinne 
gelegen fei, ſolche Eindrüde zu vermeiden, fo müffen wir 
darauf hinweiſen, daß bie Aktion felbft die Wirkung in 
fi birgt. Seit Jahr und Tag fteht die hinefiihe Politik 
unter dem Zeihen der Malerei bes Profeſſors 
Knadfus an bie Völker Europad und unter dem 
Zeihen ber „gebanzerten Fauſt“. Meine Herren, 
wenn id das alled und noch einige andere Reden betrachte, 
fo vermag ih es meinem Vertrauen nit zu berargen, 
daß es — abhanden gefommen ift. Ich wäre bereit, 
diejenigen Beträge zu bewilligen, die erforderlih find für 
den Rüdtrandport, und diejenigen, die in biefem Frühjahr 
aufzumwenden; aber id vermag nicht ——— der 
Poſition, welche auf das ganze Jahr hinaus die Koſten 
bewilligt. Denn, meine Herren, die Hoffnung, daß der 
Kredit, wenn man ihn verwilligt, nicht verbraucht werden 
würde, habe ich nicht; was —— wird, wird auch 
verbraucht werden! Die Größe der Ausgaben, die jetzt 
noch entſtehen, ſteht in gar feinem Verhältniß, ja ſogar in 
einem ungeheuren Mißverhältniß zu den Erfolgen, die 
man ſich noch Veen fann. 
(Sehr richtig! links.) 
Dazu fomnıt, daß leider im Deutſchen Reiche die mili— 
täriihen Belleitäten [9 ftet3 ftärfer erwiefen haben als 
die bürgerliden Wünſche. 
(Beifall links.) 

Bizepräfibent Dr. v. Frege Welsien: Vas Wort hat 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schele-Wunstorf. 

Freiherr v. Schele-WBunstorf, Abgeordneter: Meine 
Herren, ih habe nur eine kurze Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Fürften v. Bismard richtigzuſtellen. Derjelbe 
hat ſich veranlaßt gefehen, die Mobilmahung des dinefis 
ſchen Grpebitionsforps zu loben, und zwar hat er hinzu⸗ 
gefügt: trotz meiner abfälligen Bemerkung. Ich konftatire, 
daß ich feine abfällige Bemerkung gemacht habe, ſondern 
ih habe gejagt, ich fei ber Anficht, daß die Kriegsber— 
waltung wegen ihrer anerfannten Tüchtigkeit über dieſes 
und jede andere Lob bei dieſer Gelegenheit erhaben 
wäre Es ift alfo gerade dad Gegentheil von dem, was 
der Herr Abgeordnete Fürft v. Bismarck mir unter: 
geihoben hat. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Die Diskuffion 
über Tit. 1 ift geſchloſſen. Ich erkläre den Titel für 
genehmigt. 

Wir gehen über zur Refolution auf Nr. 206 der 
Drudjaden. 

Id) eröffne die Diskuffion und ertheile das Wort 
bem Herrn Berichterftatter. 

Mündsferber, Abgeordneter, Berichterftaiter: Meine 
Herren, in der Plenarfigung bom 5. — —— das 
hohe Haus, die Reſolution des Abgeordneten Münch-Ferber, 
betreffend Errichtung von deutſchen Handelskammern im 
Auslande, der Budgetkommiſſion zu überweiſen. Dieſelbe 
trat am 16. März in die Berathung der Reſolution ein. 
Es wurde gelegentlich der Beſprechung darauf hingewieſen, 
daß die Errichtung folder Handelskammern nothwenbig 
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ſei, um die wirthichaftlichen Verhältniſſe fremder Länder 
zu ftubiren, um fie mehr im Dienfte unferer Induſtrie und 
unfered Handeld zu verwerthen, um fie auch eingehend 
und beffer zur Kenntniß unferer Regierung zu bringen; 
Konfuln genügten diefen Anforderungen nicht, fie wären 
mit anderen, namentlich juriftifchen Dingen, zu ſehr be— 
fhäftigt und belaftet, außerdem hätten fie nicht 
die nöthige fahmännifhe Borbildung, ferner träte 
bei den Stonfulaten ein zu häufiger Berfonenmwechfel ein. 
Die Handeldattachees wären außerdem auch fein ausreichen: 
der Erſatz, während bie Handelskammern eine gewifle 
Stabilität der Information verbürgen und burd die 
größere Zahl ihrer Mitglieder einen weiten Kreis fach— 
männifher Erfahrung umſchließen und repräfentiren. Faft 
fämmtliche Hulturftaaten Europas hätten derartige Handeld- 
fanımern im Auslande, welde ihren Regierungen fowie 
den Gemwerbetreibenden fehr von Nuten find. Es wurde 
ferner geltend gemadt, daß die Ausgaben fir unfer 
Konfulatöwefen immer mehr anwadhien und heute ſchon 
an bie 4 Millionen betragen, während doch unfere Konfuln 
ihren Zwed betreffend Handel und Induſtrie überhaupt 
nicht erfüllt hätten. Regierungsſeitig wurden bagegen 
die Konſuln und bie Hanbeldattadhees gegen dieſe Ein: 
würfe in Schu genommen. Es wurde darauf bins 
gewiefen, daß andere Negierungen iheilweife unangenehme 
Frittionen zwifhen den Handeldfammern und ben 
Konfulaten erlebt hätten. Es wurde ferner betont, daß 
unfere deutſchen Konſuln den Bebürfniffen genügten, und 
daß die Handelsattachees ebenfalls eine erſprießliche Thätig- 
feit erwarten lichen. Don einem Bebürfniß mad ber 
Errihtung folder Kammern fei die Regierung jegt nicht 
überzeugt. 

Bon anderer Seite dagegen ftand man ber Sadıe 
ſympathiſch gegenüber. Doc wurde betont, es folle die 
Smitiative zur Gründung folder Einrichtungen unſeren 
Kaufleuten im Auslande allein überlaffen bleiben. 
folle — dad war ein anderer Vorſchlag — das Konſulats— 
wejen beffer ausbauen. 

Die Majorität der Kommiffion trat der Rejolution 
Münch-Ferber bei und einigte ſich auf den Ihnen unter 
Nr. 206 vorliegenden Antrag. Ich Habe namens der 


N 


Man (D) 


Kommiffion das hohe Haus zu erfuchen, diefen Antrag 


anzunehmen, fowie die Petitionen durch diefen Beichluß 
für erledigt zu erklären. 

Vizepräfident Dr. v, Frege-Welgien: Das Wort hat 
ber Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsjefretär 
bes Auswärtigen Amts, Dr. Freiherr v. Nichthofen. 

Dr. Freiherr v. Rihthofen, Staatsfefretär des Aus— 
wärtigen Amts, VBevolmäctigter zum Bundesrath: Ich 
fann nur anerfennen, daß der Herr Berichterſtatter ber 
Budgetfommiffion fi der Aufgabe, den Bericht über bie 
Sigung der Kommiffion zu erftatten, vollitändig forreft 
unterzogen hat, obgleih für ihn die Gefahr vorlag, daß 
er als Antragfteller diejenigen Seiten der Frage, welde 
zu Gunften des Antrags ſprechen, etwas ſchärfer ents 
widelte al3 —— welche dagegen ſprechen. 

Ich möchte meinerfeit nur bemerken, daß ſowohl im 
Plenum wie auch ſehr eingehend in der Budgetkommiſſion 
von Seiten der Regierung der Stanbpuntt feſtgehalten 
worden tft, daß fie von der Grridtung folder Hanbels- 
kammern im Auslande fi irgend einen Nußen zu ber: 
fprechen nicht vermag, und dab bie Regierung ihrerfeit3 
daher auch nicht in der Lage ift, bie Erfüllung der Reſo— 
Iution ihrerjeit3 in Ausfiht zu ftellen. Ach kann Sie 
nur bitten, der Refolution fo, wie fie hier gefaßt ift, und 
fo, wie fie in der Budgetkommiſſion auch nur mit fehr 
geringer Stimmenmehrheit angenommen ift, Ihre Zus 
ſtimmung zu verjagen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welkien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnöheim. 





(4) Freiherr Heyl zu Herrnsheim, Abgeordneter: Meine 

Herren, ih möchte Sie bitten, der Nefplution Ahre Zu: 
ftimmung nicht zu verfagen. Die Thätigkeit der Handels: 
fammern im Auslande hat fid) ald außerordentlich günftig 
für die betreffenden Länder erwielen. Ic kann hier fon: 
ftatiren, daß bei Informationen, welche ich bei mir be— 
fannten Häuſern in Amerifa eingezogen habe, gerade in 
Freiſen amerikaniſch-deutſcher auffente der lebhafte 
Wunſch zum Ausdrud gebraht wurde, daß fpeziell in 
Amerifa mit der Errichtung von folden Handeldfammern 
porgegangen werben mödte Die Konſuln find mit 
Arbeiten rein mechaniſcher und gefchäftlicher Natur über: 
bürdet, beſonders in Amerifa durch Erbſchafts- und 
tramilienangelegenheiten aller Art, jo daß fie fich nicht 
den geihäftlihen Entwicklungen und Konjunkturen bes 
Landes widmen können. Außerdem ift bad auch nicht 
Sache des Konfuld. Wer die faufmännishe Entwidlung 
eined Landes richtig beobadten will, muß felbft im 
Geihäftsleben ftehen. Wenn Sie 3. B. deutihe Kauf: 
leute, die in Amerika anfälfig find, über unfere handels— 
politifchen Beziehungen zu Amerifa urtheilen hören, fo 
werden Sie finden, daß diefe dad Vorgehen ber deutſchen 
Regierung feit 1892 nicht verftehen können. Hätten wir 
in Amerifa eine oder mehrere Handelöfammern, fo würden 
die frühzeitig darauf hingemwiefen haben, daß bas be- 
beftehende handelspolitiſche Verhältniß zwiſchen Deutſch— 
land und Amerika längſt hinfällig erſcheinen muß, und 
daß, wenn man den richtigen Weg hätte gehen wollen, 
man die Verlegung des Meiſtbegünſtigungsvertrages ſeitens 
Amerifad benutzen mußte, um den autonomen Tarif 
gegenüber Amerika in Wirkfamfeit treten zu laffen. Anftatt 
deffien hat man den Reziprozitätävertrag afzeptirt mit mur 
3 Monaten Dauer, in weldhem bie ganze öfterreichifche 
Meihtbegünftigung an Amerifa iberwiefen ift gegen Zu— 

geränbnifle, die fid) nur auf eine ganz geringe Zahl von 
(B) Artifeln beziehen. Die amerifanifche Induftrie ift in dieſem 
Augenblid damit befchäftigt, die deutſche nicht nur in Deutſch— 
fand, fondern auch in ben europälihen Abſatzgebieten 
böllig niederzurennen. Wir wiſſen außerdem, dak das 
Weizengebiet in Amerifa bei den rüdgängigen Fracht— 
ansgaben und den verbilligten Produftiondkoften ſich noch 
um dad Doppelte vermehren kann. Ya, bis 1904 iſt Die 
Zeit jehr lang, bis wir die Möglichkeit gewinnen, aus 
diefen mißlichen Berhältniffen herauszutreten. 

Es wäre deshalb fehr erwünſcht, wenn wir durch 
Handelskammern in Amerika diejenige Anregung gewinnen 
würden, welche die dort anfälfigen deutſchen Kaufleute 
uns bieten können. Aber aud in anderen Staaten liegen 
ähnliche Werhältniffe vor. Ich glaube deshalb, daß es 
fih wohl empfehlen würde, wenn bie von der Budget: 
tommiffion angenommene Refolution auch die Zuftimmung 
des Plenums fände. 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Blell. 

Blell, Abgeordneter: Meine Herren, in der Sigung 
vom 5. März, in welcher über biefe Refolution verhandelt 
worben ift, war ich nicht anweſend. Gegen biefe Reſo— 
lution ſprach der Herr Abgeordnete Freie. Ich kann mid 
nur in den großen Zügen auf deffen Stanbpunft ftellen; 
auch ich Halte e3 nicht für wünſchenswerth, daß folde 
Beftrebungen im Auslande ſeitens der deutſchen Kaufleute 
durch die deutſche Neichäregierung jubventionirt werben. 

Ich habe wiederholt, weil auch ich der Anfiht war, 
dab eine deutihe Handelskammer im Auslande in Ber: 
bindung mit dem Stonfulat ſegensreich wirken könne, mit 
meinen Freunden, Deutihen im Auslande, über die Anz 
gelegenheit — Ich bin bei ernſten Kaufleuten 
ſſeis auf Widerſpruch oder wenigſtens auf eine große 
Stepfis geftohen. Sie jagen, daß fie ſich ber bamit ver: 
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bundenen Arbeit wohl unterziehen würben, daß fie aber (0) 


perfönlid häufig in äußerſt fchmwierige Lagen gerathen 
würden, weil fie ald Mitglieder der Handelskammer Aus— 
funft ertheilen müßten über die gefhäftlihen Angelegen— 
heiten ber Plätze, an denen fie fid) burch 20: oder 25jäh- 
rige Thätigkeit unter großem eigenem Riſiko und manderlei 
Opfern die Kenntniffe erworben hatten, die fie num ohne 
weiteres Leuten mittheilen follten, die vielleicht ihnen dann 
Konkurrenz maden würden. Das ift ja dod wohl nicht 
zu berlangen. Ih war früher ein großer Freund ber 
faufmänniihen MWahltonfuln. Durch eigene Grfahrung 
aber bin ich aud) da zu der Anficht gekommen, daß Berufs: 
fonfuln beffer find. 
(Hört! hört!) 


Ih habe bei den Wahlkonſuln häufig ein viel größeres 
Berftändniß für wirthſchaftliche Angelegenheiten gefunden 
als bei den Berufskonſuln. Aber auc der Wahlkonful 
ift in berfelben üblen Lage, in ber ſich eine ſolche Handels» 
kammer befinden würde. 
(Sehr richtig! links!) 
Auch von ihm wird verlangt, dab er einem deutſchen 
Landdmann, dem e3 einfällt, den Platz zu befuchen, über 
bie Verhältniffe desfelben genaue Auskunft ertheilen fol, 
die er dann anwendet, um ihm im eigenen Geſchäfte 
Konkurrenz zu mahen. Das tft ſchwer von ihm zu ber: 
langen; er kommt da in einen Sonflift zwilchen feinen 
perfönlichen Intereſſen und feinen übernonmenen Pflichten. 
Meine Herren, es fommt dann nod hinzu, daß bie 
Drganifatton diefer Handeldfammern im Auslande doch 
eine recht Schwierige fein wird. Es ift noch vollftändig 
unklar, in welcher Weiſe die Handelskammern organifirt 
werben follen. Will man die Mitglieder und den Vor— 
ftand feitend des Konſulats ernennen laffen, fo würden 
dagegen natürlich die beutichen Kaufleute proteftiren; will 
man fie aus ben Wahltonfuln hervorgehen laſſen, dann 
fönnten, wen fich die ernfteren reife der deutihen Kauf— 
mannſchaft an der Organifation nicht betheiligen, doch ſehr 
ungünfttge Nefultate herauskommen. Ich bin der Anficht, 
bad ed richtiger ift, Mittel, welche das Deutiche Reid) 
audgiebt, auf bie Verbeſſerung unferes Konſulatsweſens 
zu verwenden. Es läßt fi da noch mandes befiern. 
Es wird darüber geflagt — und mit Neht —, daß 
fehr häufige Verfegungen ftattfinden. Es ift ja nicht zu 
verlangen, daß ein Konſul lange Zeit in einem Kleinen, 
vielleicht ungeſunden Hafen bleibt, daß er da 10 Jahre 
feines Lebens zubringt ohne irgend welde geiftige An- 
regung. Es müffen öfter VBerfegungen ftattfinden; aber ber 
Gedanke ift jedenfalld ein richtiger, dieſe Verſetzungen 
innerhalb gewiſſer Spradigebiete ftattfinden zu Laflen, 
3 B. dem Sprachgebiet der Levante, des griechiſch— 
arabiihen, des fpanifch-amerifanifhen von Südamerika 
und den angrenzenden Ländern und dem englifhen Sprad)- 
gebiet, Kanada und den Vereinigten Staaten und dem 
oftafiatiihen. Dann können die Herren die ſprachlichen 
und bie wirthichaftlihen Erfahrungen, die fie in cinem 
fleinen Hafen, um bon der Levante zu fprechen, 3. B. in 
Jaffa gemacht haben, in Smyrna und Konftantinopel ver- 


mwerthen 
(Sehr richtig! Tints), 

während es falſch ift, wenn fie plöglid von Smyrna nad) 
Buenos Aires verfegt werben, wo fie andere Spraden, 
andere wirthſchaftliche Berhältniffe vorfinden, und wo 
wieder andere deutihe Häufer verkehren als foldhe, deren 
Bekanntſchaft fie ſchon in ihrer früheren Thätigkeit kennen 
gelernt haben. 

Meine Herren, es ift ja wiederholt darauf auf: 
merkſam gemacht worden — und mit vollem Recht —, 
daß auch die volfswirthichaftliche und ſprachliche Aus— 
bildung unferer Konſuln manderlei zu wünfchen übrig läßt. 

(Sehr richtig! links.) 
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(A) Am beiten würde es fein, wenn man eine befondere 


Konſulatsſchule einrichten könnte. Dem fteht aber, wie 
die Herren don der Regierung äußern, die Thatſache 
gegenüber, daß es zu wenig derartige Konſulalsaſpiranten 
niebt, um ihretwegen eine befondere Schule einzurichten. 
Jedenfalls möchte id die Herren von der Regierung 
bitten, dieſe Sache nit aus dem Auge zu laffen und 
ſich ernftli zu bemühen, unferen Konſuln eine befiere 
volfswirthihaftlihe und ſprachliche Ausbildung zu ge 
währen. Ich bin, wie gejagt, der Anficht, daß es richtiger 
ift, wenn die Neichägelder dafür verwendet werden, als 
für Subventionirung bon beutihen Handelöfammern im 
Auslande, die man der Initiative der dort wohnenden 
Deutſchen überlaffen muß. 
(Sehr richtig!) 

Wenn fih in den betreffenden Auslandsplätzen nicht ges 
eignete Perſönlichkeiten finden, die bereit find, die Arbeit 
zu übernehmen, dann fann man aud feine Handels— 
fammern gründen, ob nun die Negierung fie fubventionirt 


oder nicht. 
(Sehr richtig! Bravo! links.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Freie. 

Freſe, Abgeordneter: Meine Herren, wie Ihnen 
ſchon mein verehrter Kollege, Herr Blell, geſagt hat, habe 
id bei der zweiten Berathung Gelegenheit gehabt, mid) 
gegen die Nefolution Münch-Ferber auszufprehen. Sch 
würde heute haben auf das Wort verzichten lönuen, 
wenn nicht dieſe Nefolution jest in veränderter Geitalt 
por uns läge, die, während fie in der erften Faſſung nur 
eine Anregung fein follte fir die Regierung, jetzt mit einer 
beftimmten Forderung von 20000 Markt Hilfe auftritt. 
Ich habe ſchon bei der zweiten Berathung gegen eine der- 
artige Geldhergabe nid ganz beionderd gewandt und 
möchte biefe meine Stellungnahme auch heute nod mit 


(B) ein paar Worten präzifiren. 


Zunähft muß ich jagen, daß der Herr Abgeordnete 
Freiherr Heyl zu een für bie Befirwortung ber 
Nefolution meiner Anficht nad) fonderlich erhebliche Gründe 
nicht beigebragt hat. Wenn ich ihn recht verftanden 
habe, jo Hat er nur davon geiproden, daß er aus 
Amerifa von verſchiedenen Seiten Zuftimmung erhalten 
hätte. Ich muß nun jagen, daß, ſoweit mir bekannt, aus 
der größten Stadt New York und der immerhin großen 
Stadt Baltimore mir folde Wünfhe nit befannt ge— 
worden find. Es wäre aber doch nothwendig, bier 
einigermaßen feftzuftellen, ob foldhe Wünſche herborge: 
treten find aus der Mehrheit der dort anfälfigen kauf: 
männischen Firmen, und ob diefe Leute, die ſolche Wünſche 
äußern, zugleich bie erften Firmen dort darftellen. 

(Sehr richtig! linke.) 
Ih muß fagen, id) vermiffe durchaus alle näheren An- 
gaben ſeitens der Begründer dieſer Nejolution in Bezug 
auf eine ganze Neihe außerordentlich wichtiger Fragen. 
Wie fol mun die Einrichtung der Handelöfammern ge: 
troffen werden? Soll e8 der Regierung überlafjen fein, 
bie Kaufleute an einem Plage, wo eine Handelskammer 
etwa errichtet werben könnte, amtlich zu berufen? Soll 
bei diejer Berufung enticheidend fein, ob die Anficht für 
Errichtung einer Handelskammer einftimmig gefaßt wird, 
oder joll ein Majoritätsbeihluß hinreihend fein, oder ſoll 
etwa auch eine Minorität eine Handelöfammer errichten 
und Gelder vom Reiche erhalten fünnen gegenüber einer 
ablehnenden Majorität? Und wer foll den Präfidenten 
wählen? Darüber ift aud) nichts gefagt. Beſtimmt die Re: 
ierung ben Präfidenten? Hat die Regierung ein Wort mitzus 
preden überbie AnftellungdesSynbifus, für den wahrichein- 
lid) doch Gelder angefordert werden? Giebt die Regierung die 
Geihäftsorbnung, oder geben fid) die Mitglieder einer 
ſolchen einzuridtenden Handelskammer die Geichäftsord- 
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mung jelbft? Und was dann für mich außerordentlich ſchwer (C) 


wiegt, ift Folgendes: Es wird 3. 3. eine Handeldfammer 
errichtet im Gegenſatz zu der Stellungnahme einer Reihe 
bedeutender Firmen an jenem Plage, jest trifft Die 
Handelöfammer Einridtungen und kommt zu Meußerungen, 
die nicht im Einklang fichen mit dem deutſchen Kaufleuten, 
bie abjeitö ftehen; was wird die Folge fein? Es wird 
ein heller Streit unter den deutichen Staufleuten ausbrechen. 
Glauben Sie, daß das nun bejonders förderlich fein wird 
für das Anſehen der deutſchen Kaufleute im Auslander 
Nadı meiner Anfiht kann das dad gerade Gegentheil be- 
wirten und muß das gerade Gegentheil bewirten. Wo 
fol nun eine derartige Stlage ausgetragen werden? Sollen 
da nun wieder unfere Konſuln beide Parteien anhören 
müſſen, oder follen fid) nun die opponirenden deutſchen 
Kaufleute in Auslande an dad Auswärtige Amt wenden, 
oder jollen die Leute der Handelöfammer die anderen 
Kaufleute verklagen? Welche Folgen können daraus 
entjtehen? Ich bitte Sie, diefe jchwerwiegende Frage 
mit zu berüdfichtigen bei Ihrer Entſcheidung. Nun 
frage id aud, wie viel wollten Sie denn mit ben 
hier angeforderten 20000 Mark erreichen? Nun kommt 
doch die Prioritätsfrage: wer ſoll denn nun bejonders 
begnadet werden mit dieſen 20 000 Marf? Soll die etwa 
jest im Ausland eriltirende Handelsfamner in Brüffel 
es jein, bon der erzählt worden ift — id kann ed nicht 
behaupten, aber es ift mir jo erzählt worden —, daß fie 
ſich jest dahin geäußert hätte, wenn ihr fein Reichszuſchuß 
würde, dann würde fie ihre Thätigfeit einitellen, oder fol 
nun etwa in London — id) habe übrigens von London 
feinerlei Wunjc äußern hören — oder in New Mork oder 
Buenod-Mired eine Handelöfammer eingerichtet werden, 
und welde von ihnen foll num die Anwartichaft auf die 
20 000 Mark haben? ch glaube, die Sache iſt aud nad) 
biefer Richtung hin durchaus nicht fpruchreif, und ich bitte 
Sie in Anbetracht defjen, daß dort, wo beutiche Kauf: 
leute mit großem Anfehen an auswärtigen Blägen wohnen 
und bie Nothwendigkeit einer Haudelskammer erkennen, 
bieje fehr wohl in der Lage find, Summen von 20 0U0 
Mart und mehr an einem Plage aufzubringen, daß es 
alſo angeſichts diefer Erwartung, die man ausiprehen 
fan, durchaus nicht nöthig ift, vom Reich Mittel zu vers 
langen. Ich fürdte auh nod Eins: es wird, wenn 
einmal ſolche Mittel ausgeworfen find, wenn alfo, ſozu— 
fagen, ein Sahmentopf aufgeftellt ift, mancher, der jonft 
nit daran gedacht hätte, das Bedürfniß haben, naſch— 
hafterweije auch einmal feine Finger in dieſen Sahnen— 
topf hineinzuthun 
(fehr gut! links — Heiterkeit), j 
und dann wird ganz künſtlich eine Anftitution gejchaffen, 
ohne daB irgend weiche Ausfichten find, daß eine ſolche 
Inftitution günftig und glüdlih für das Anſehen des 
Deutſchen Reiches wirken fünnte. Und noch Eins, was 
ih zum Schluß betonen möchte. Hier liegt noch eine 
große Gefahr vor, und das iſt die Gefahr, dab wir im 
Ausland das Streberthum fördern werden 
(ehr richtig! Linfs), 
indem Leute, die vielleicht gar nicht die bedeutenden unter 
ben faufmännifhen Firmen an dieſem Plage find, ſich 
einfinden, die fi, wie man wohl im Leben jagt, wichtig 
machen möchten, die nad Orden und Auszeichnungen 
fchielen möchten 
(ehr wahr)), 
die vielleiht den Konſul verdrängen und ſelbſt Konſul 
werben möchten. MU dieſes zufammengefaßt, bitte id Sie, 
au erwägen, ob e3 nicht richtig fein wird, dieſer Nejolution 
nicht zuzuftimmen. Darum möchte id Sie bitten. 
(Bravo! Links.) 

DVizepräfident Dr. v. FregesWelsien: Das Wort hat 

ber Herr Abgeordnete Förſter (Sadien). 


(4) 


(B 


— 
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Börfter (Sachen), Abgeorbneter: Meine Herren, den 
Bebenten, die der geehrte Herr Vorrebner vorgebracht hat, 
möchte ich mich nicht anſchließen. Ich will nicht auf die 
Detaild eingehen, die ber Herr Vorredner zur Sprade 
nebradht hat, jondern id mödte Sie nur bitten, für dieſe 
Reiolution zu flimmen. Ich und ein jehr großer Theil 
meiner politifchen Freunde find doch der Anficht, daß die 
Handelskammern weſentlich fegendreicher wirken könnten 
für unfere Erportinbuftrie, als die Konſuln gethan haben; 
ih möchte Sie deshalb namens meiner politifchen Freunde 
bitten, die Refolution doch anzunehmen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Als Abge— 
orbnieter hat der Herr Mbgeorbnete Münch-Ferber das 
Wort vor Schluß der Distuffion. 

Münch⸗Ferber, Abgeordneter: Meine Herren, id 
möchte mir in erfter Linie erlauben, auf ein Mihver: 
ftändnig aufmerffam zu machen, welches in der Sigun 
paſſirt ift, in der dieſe Nefolution berathen wurde. 5 
habe jeinerzeit gelagt, daB England über 100 Kammern 
im Ausland bat, worauf ber Her Staatöfekretär 
Erzellenz v. Richthofen ausführt, England habe nur 
7 Auslandöfammern. Es ift natürlich der Unterfchied 
zwifhen 7 und 100 ein biöcden erfchredend. Aber 
es Stellt fih fo heraus: England Hat 106 Handels: 
fammern im Mutterlande, 104 Hanbelöfammern in den 
Kolonien und 7 Handelskammern im übrigen Auslande, 
und ich habe im Gegenfat zu ben Handelskammern im 
Mutterlande die NKolonialhandeldfammern und die im 
Ausland zufammengenommen. Daher ergiebt ſich ber 
große Unterfchied zwifchen 7 und 100. 

Andererjeit3 ift ausgeführt worden, unfere Hanpt- 
fonfurrenten hätten die wenigften Auslandskammern ein: 
gerichtet. Ich muß diefe Ausführung ald nicht richtig 
bezeihnen; denm wie ich foeben fagte, hat England im 
ganzen 111 Kammern im Ausland, und England ift 
fiherlid einer unferer Hauptlonkurrenten. Ferner, meine 
Herren, hat das Königreich Italien zirfa 30 Hanbelö- 
lammern im Auslande, darunter enie Fammer ın Buenos 
Aires und eine in Montepideo, und ich kann hier konſta— 
tiren, daß feit der Errichtung dieſer Handelöfammern die 
Informationen für die italienifhen Induftriellen fo aus: 
gezeichnete waren, daß unsere beutfche Induſtrie in vielen 
Artikeln vollftändig hinausgedrängt worden ift. 

(Hört! hört! links.) 
Das ift der Nuten der Handeldfammern, der bier immer 
beitritten wird. 

Frankreich hat 30 Handelsfammern im Auslande, 
und Frankreich ift ganz gewiß ein fehr ernft zu nehmender 
Genner von und, ber gegenwärtig gerade wieder im Be: 
ariffe ift, mehr umd mehr Fuß zu faffen. Stalien und 
Ftankreich fubventioniren ihre Handelälammern aus: 
gezeichnet; im franzöfifhen Budget find dafür ungefähr 
8 bis 100000 Franks ausgeworfen und in Stalien 
ebenfoviel Lire. Italien zahlt für feine Handeldtammer 
in Paris 16000, für die in London 14000 Franks. 
Slauben Sie, daß das fleine Stalien fo viel Geld aus: 
geben würbe, wenn e3 nicht auf der anderen Seite einen 
großen Nugen von diefen Handeldfammern ſähe? 

Amerifa ift auch ein jcharfer Konkurrent von ung, 
aber es braucht feine Handelskammern in Ländern, wo fein 
Heer von Konſuln fo auögezeichnete Induftrietundfchaftungen 
ausübt; und mo Amerika diefe Konſuln nicht hat, da gründet 
es eben auch Handelskammern. Ich möchte mir noch 
erlauben, mit zwei Worten auf dem koloſſalen Unterſchied 
binzumeifen, der zwiſchen einem beutfhen Konſul und 
einem amerifanifhen Konſul befteht. Meine Herren, die 
ameritaniihen Konſuln find kaufmänniſch und induftriell 
gebildete Leute geworben, und zwar dadurch, weil fie jede 
Faltura Iegalifiren müffen, weil fie dadurch die Waaren 
zum Bergleih in ihre Hände bekommen und die Sache 











verftehen müſſen. 
Induſtrie und unterftügen fie in einer Weile, wie wir es 
ja zu unferem Nadıtheil an umferem Leibe durch bie 
immermebhr fi) ausbreitende amerifanifhe Produktion er: 


fahren müflen 
(jehr richtig!) 
und durch die Konkurrenz, die fie und mad. 

Meine Herren, es liegen fo viele Briefe vor, und es 
ift Schon ſoviel im * Hauſe, ſelbſt von Gegnern der 
Handelskammern, — ich erinnere nur an die heutigen 
Ausführungen des Herrn Kollegen Beckh — ausgeführt 
worden, daß unſere Konſuln auf bie Anfragen, welche 
die Kaufmannfchaft oder der Induſtriellenſtand an fie 
richtet, feine ausgiebige und feine befriedigende Antwort 
geben. Bei dem Aufwande für unfere Konſuln von 
4 Millionen, der ſich beitändig fteigert, habe ich dod die 
Anfiht, daß ſolche Handeldfammern, die dem Deutjchen 
Reich beinahe nichts koſten — eine Subvention von 
4000 bis 5000 Mark per Handeldfammer tft vollitändig 
genügend —, bod ein weſentlich billigerer und uber: 
läffigerer Informationsapparat find als unſere Konſulate, 
die einem fait ununterbrodenen Wedel unterworfen find. 

Es wurbe num vom Herrn Kollegen Frefe davon ge— 
ſprochen, daß es ſehr fraglih wäre, ob eine ſolche 
Handelölammer im Auslande überhaupt gegründet werben 
fönnte, unb wenn fie gegründet werde, daß dann Eifer: 
füchteleten, Streberthum u. f. w. vorfommen. Ja, meine 
Herren, mit dem Streberthum ift ed eine ganz eigene 
Sache! Ah habe einmal gejagt, dab unfer deuticher 
Konful im Auslande ſehr leiht fih dazu neigt, den 
deutihen Kaufmann ald einen Bürger Be Klaſſe zu 
betrachten. Auf diefe Aeußerung hin habe ich einen Brief 
aus Antwerpen befommen, in dem es heißt: „Sie haben 
ganz recht mit den Ausführungen, bie fie im Reichstage 
gemacht haben*. Aber in vielen Fällen ift ber beutiche 
Kaufmann jelbft daran fhuld; denn er umfchmeichelt den 
Konful von allen Seiten und fieht in ihm das geöffnete 
Thor in die Ordendfammern. Da tft wieder der Ktonful 
derjenige, ber zum Streben anreizt, und nicht die Handels: 
fammern; ed ift ja gehupft wie geiprungen. Es kann 
bei den Hanbelötammern wie beim Konfulat nah Orden 
geftrebt werden; e3 wird bei und allerwärtö nad Orden 
geitrebt. 

Dann, meine Herren, ragen, die von unſeren 
Konſuln nicht beantwortet worden find, fondern wo auf 
die Auskunfteien verwiefen worden ift, ſind ſammt und 
fonderd von der Defterreihiich-Ungarishen Handeldfammer 
in London flipp und Mar beantwortet worden, jo daß 
man abfolut feine Sorge haben follte, daß das unfere 
Handeldfammern nicht auch thun werben. 

Es wurde dann auf die Möglichkeit hingewieſen, 
daß andere Staaten im Deutihen Reihe aud Handels: 
fammern gründen würden. Sa, meine Serren, Davor 
fürdten wir und nicht; wir fürdten ung nicht vor fran= 
zöſiſchen oder anderen Hanbelöfammern, bor Freiheit und 
Sleichheit auf diefem Gebiete, aber was wir fürdten, ift 
die Ungleichheit. Unfer Handel und Induſtrie fieht mit 
Screden, dab die anderen Staaten immer mehr Handels: 
fammern gründen, während wir die Hände müßig in ben 
Schooß legen, und bei und auf biefem Gebiete noch gar 
nicht3 geichieht. Die lagen, die der Herr Kollege Bedh 
vorgebradjt hat, und bie von anderer Seite über unfere 
Konfuln laut werden, werben fofort verftummen, fobald 
wir Handelskammern im Auslande haben, und id) bitte 
Sie noch einmal, der Refolution der Budgetfommilfion 
beiftimmen zu wollen. 

(Bravo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Bevollmäctigte zum Bundesrath, Staatsiekretär 
des Auswärtigen Amts Dr. Freiherr v. Richthofen. 


— 


Diefe Fonfuln nüten ber amerifanifchen (C) 


D) 
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(A) Dr, Freiherr v. Richthofen. Staatöfekretär des Aus: 


wärtigen Amts, Bevollmächtigter zum Bundesrath: 
Meine Herren, id möchte bier feine längeren Auseinander— 
fegungen über diefe Frage mehr maden, nachdem fie be- 
reitö fo eingehend von allen Eeiten, namentlih in ber 
Budgetkommiſſion, berathen worben if. Sch möchte nur 
bemerken, dab, wenn ber Herr Abgeordnete Münch-Ferber 
alles Heil in den Handelskammern im Auslande ficht, 
dod) dem ſchon die Thatfadhe widerfpriht, daß dasjenige 
Land, das gar feine Handelskammeru im Auslande hat, 
Deutichland das ift, deffen Handel mit am meiften in 
ber legten Zeit fi entwidelt hat. 

Ich möchte außerdem noch zwei Aeußerungen des 
Herrn Freiherrn v. Heyl beleudten. An der eriten er: 
hoffte der Herr Abgeorbnete von den Hanbeldfammern in 
Amerila und im Auslande überhaupt eine Einwirkung 
ouf die Zolle und Handeläpolitit daheim. Dad ift eine 
ftarfe Ueberſchätzung ber Wirkiamfeit der Handeldtammern 
im Auslande. Es giebt biäher feine einzige Handels: 
fammer im Ausland, welche aud nur den geringften Ein- 
* auf die Handelspolitik des Heimathlandes ausgeübt 

ätte. 

Zweitend hat ber Freiherr d. Heyl beſonders großen 
Segen erwartet von der Gründung von Handeldfammern 
in den Pereinigten Staaten von Amerika. Sa, meine 
Herren, wenn dad wirklich der Fall wäre, dann 
wäre gewiß England diejenige Nation, die am jchnellften 
mit der Bildung von Handeldfammern dort vorgegangen 
wäre. Es giebt aber feine einzige englifhe Handeläfammer 
in den Vereinigten Staaten. 

Vizepräfident Dr. v, Frege» Weltien: Die Diskuffion 


iſt geſchloſſen. Wünſcht der Herr Berichterftatter das 
Wort? — Derfelbe verzichtet. Wir kommen zur Ab: 
ftimmung. 


Id) bitte diejenigen, welche dem Antrag der Kom— 


(B) miſſion: 


den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, im nächiten 
Etat für das Auswärtige Amt zur Vorbereitung 
ber Errihtung von Handelöfammern im Ausland 
20 000 Mark einzuſetzen, 
beitreten wollen, ji von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 

Ich rufe auf Tit.2 bis 11. — Wortmeldungen liegen 
nicht dor; ich erfläre die Titel für genehmigt. 

Wir gehen über zu ap. 5, Geiandtihaften und 
Konſulate, Tit. 1 bis 141. — Ich erfläre diefelben für 
genehmigt. 

Mir gehen über zu Kap. 6, allgemeine Fonds. Ich 
rufe auf Tit. 1 bi8 8 — und erkläre diejelben für ge- 
nehmigt. 

Wir gehen über zu Kap. 6a, Ktolonialverwaltung, 
mit den Nefolutionen der Herren Abgeorbneten Bebel 
und Genofien, Nr. 199 der Drudjadhen, und Gröber und 
Benofien, Nr. 209 der Drudjachen. 

Ich eröffne die Disfufion über Tit 1 und ertheile 
da3 Wort dem Herrn Abgeordneten Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, unfer Antrag 
auf Druckſache 199 verdanft feinen I ben Ber: 
handlungen, die wir bier im Haufe am 11. März dieſes 
Jahres hatten. Ach hatte bei diefer Gelegenheit bei dem 
Herrn SKolonialdireftor angefragt, ob die Angaben, welche 
die „Oſtafrikaniſche Zeitung“ über einen Jumbentag in 
Dar-ed:Salaanı gemadjt hatte, und worin nad Angabe 
der Zeitung über die dort beitehende Stlaverei verhandelt 
worden fein follte, der Wahrheit entiprähen. Der Herr 
Kolonialdireftor hat darauf ausgeführt, aucd er jei irre 
gemacht worden durch jenen Artikel. Er beftätigte, daß 
die Verhandlungen ſich nicht darum gedreht hätten, um 


irgendwelhe Maßnahmen zu Gunften der Sklaverei zur 


Durdführung zu bringen, fondern vielmehr, um die noch (O) 


beftehende Hausftlaverei zu mildern und in beftinmte 
Grenzen einzuengen. Auf meine Frage, wie benn bie 
Haudjklaverei ſich ergänze, antwortete der Herr Stolonial« 
direftor, das geichehe durch die Geburt. Nun find wir 
ber Meinung, wenn die Haupfquelle für bie Erhaltung 
der Hausſklaverei die Geburt der Kinder ift, die die Haus— 
ftlaven ind Leben fegen, dann haben wir die bringenbe 
Verpflichtung, alled aufzubieten, um wenigftens allmählich 
ber Hausfklaverei ein Ende zu machen durch Annahme 
unfered Antrags. In der befannten Generalafte der 
Brüffeler Antifflavereifonferenz vom 2. Juli 1890 haben 
bie dort vertretenen Regierungen befchloffen, einmüthig, von 
dem felten Willen befeelt, ben verbrederiihen Ber: 
mwüftungen, welde der afritaniihe Sflavenhandel 
hervorruft, ein Biel zu ſetzen, bie eingeborenen 
Völkerihaften Afrilas wirffam zu fügen und dieſem 
ausgedehnten Kontinent die MWohlthaten des Friedens 
und der Ziviliſation zu fihern. Daß dieſes Ber: 
fpredien, dad vor 11 Jahren gegeben wurde, biö heute 
noch nicht erfüllt ift, mamentlih auch micht in unferen 
Kolonien, ift leider eine traurige Thatſache. Ih bin 
allerdings des Glaubens, daß aud) heute noch ber Sklaven: 
handel in unferen Stolonien feineöwegs befeitigt iſt. Ih 
erinnere mich Sehr heftiger Antlagen, die vor einigen 
Jahren der Afrikareifende Krauſe gegen unfere Kolonial— 
verwaltung veröffentlicht hat, und obgleich dieſe Veröffent— 
lihungen ſchwer beleidigender Natur gegen unſere Stolontals 
berwaltung waren, hatte biefelbe feine Beranlaffung 
genommen, gegen den Herrn vorzugehen. Erſt auf eine 
un von meiner Seite vor länger ald einem 
Sabre ſah fih der damalige Herr Kolonialdirektor 
v. Buchka veranlaßt, zu erklären, daß er nunmehr, nad) 
dem die Sade durch mid im Haufe zur Sprade ge: 
bracht ſei, fi veranlaßt jehe, gegen Sraufe Klage wegen 
Beleidigung zu erheben. 
Krauſe war unter anderem die Behauptung enthalten, 
dab nah wie vor, weniftend in Weſtafrika, fpeziell in 
Togo, ber Stlavenhandel in jehr umfänglihen Maße 
vorhanden fei, und daß umter ben Mugen der deutſchen 
Behörden eine Begünftigung dieſes Sklavenhandels ftatt- 
finde. Obgleich nun jeit jener Erklärung ded Herrn 
dv. Buchka ein volles Jahr verfloffen ift, habe ich, fo auf- 
merkſam ich die Prefle verfolge, nichts davon gelefen, 
dab ein hieſiges Gericht benn bier hätte bie 
Sache zum Austrag nebradt werben müſſen — darüber 
verhandelt hätte. Mir hat das zurüdhaltende Be— 
nehmen bed Herrn dv. Buchka damals ſchon Be— 
benfen eingeflößt, und ich fomme munmehr, nad: 
dem ber Herr v. Buchka aus feinem Boften gejchieben 
ift, ohne daß er jene Klage anhängig gemacht hat, zur 
Ueberzeugung, Herr v. Budjfa hat es für flüger gehalten, 
die Klage nicht anhängig zu machen, meil er ber lieber: 
zeugung war, daß ein guter Theil der Behauptungen, die 
ber Afrikareiſende Araufe in Bezug auf die Eriftenz des 
Sklavenhandels in Deutſch-Weſtafrika angeführt hat, wohl 
auf Wahrheit beruhen möchte. Nun fol ja der Sflaven- 
handel in DOftafrifa umterbrüdt worden fein, die Haus: 
fflaverei befteht aber nad) wie vor. Welcher Art dieſes 
Verhältniß des Hausſtlaven zu feinem Herrn ift, ift uns 
fehr wenig belannt. Auf jeden Fall find Sie aber kraft 
des Programms, daß Sie feiner Zeit bei der Gewinnung 
biefer Kolonien aufftellten, verpflichtet, alles aufzubieten, 
um der Sklaverei ein Ende zu machen, und dazu erfcheint 
mir ein geeigneter Weg, daß Sie die von uns geitellte 
Refolution annehmen, welche verlangt, daß ber Herr 
Reichskanzler baldigft einen Gefegentwurf vorlege, durch 
weldyen die im deutfchen Stolonialgebiete von Hausſtlaven 
geborenen Kinder ald Freie anerfannt werden. Als wir 
am 11. März diefe Dinge zur Sprade brachten, hatte das 


In Diefen Anlagen ded Herrn (D) 
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(a) Haus fih eine ziemlihe Zurüdhaltung auferlegt. Grit 
heute jehen wir aus dem Antrag, der aus der Mitte des 
Zentrums während der Sitzung vertheilt worben ift, daß 
au das Zentrum die Abfiht Hat, zu dieſer Frage 
Stellung zu nehmen. Nun muß ich allerdings befennen, 
ſoweit ih den Anhalt der betreffenden Anträge durchflogen 
babe, daß ich benfelben big zu einem gewiflen Grade ab— 
Ichnend gegemüberftehe. Mir machen die —— 
die das Zentrum ſeinem Antrag einverleibt hat, den Ein— 
drucd, als handle es ſich um eine Art Konſervirung 
und Reglementirung der Hausſtlaverei. Damit können 
wir und unter keinen Umſtänden einverſtanden erklären. 
Wenn unter 1 geſagt wird, 

1) daß der Herr verpflichtet ift, den Hausſtlaven 

im Alter und bei Krankheit zu unterhalten, 

fo it das eine Forderung, die ſich vom jelbft verfieht; 
denn was macht heute der Herr von Sklaven in Afrika, 
wenn dieſelben Eranf oder alt werden? Jagt er fie des— 
bald vom Haufe weg, oder was thut er? Darüber find 
wir im Unklaren. Ich eradte es für ſelbſtverſtändlich, 
dab, ſoweit feine Kräfte reihen — die werben allerdings 
in den meijten Fällen gering fein — er verpflichtet ift, 
für den Hausſtlaven im Krankheits- und Alteröfällen ein- 
zutreten. Berwunderlich ift es mir, unter derfelben Ziffer 1 
zu lefen, daß verboten werben fol, daß bie Familien— 
mitglieder des Hausfllaven von demfelben nicht getrennt 
werden dürfen. Danad) müßte man annehmen, als hätte 
bisher noch eine Art Handel beitanden, ald hätte der 
Herr das Recht, wenn es ihm fonft behagt, feinen 
Stlaven von feinen Familienangehörigen zu trennen und 
anderweit abzugeben, beziehungöweife zu verfaufen. Das 
würde aber bireft widerſprechen der Angabe, daß ber 
Stlavenhandel befeitigt fei. Andererjeit3 kann ich dem 
Inhalt der Ziffer 2 feine befondere Bedeutung beilegen; 
benn wenn es ba heißt: 

(B) daß bem Hausſklaven geftattet werden muß, an 
beftimmten Tagen für fich felbit zu arbeiten und 
ben Ertrag dieſer Arbeit für fi zu behalten und 

5 zu berienben, 
jo muß ich mir die Trage ftellen: wie joll dieſes Ber: 
langen verwirklicht werden? Denn der Stlave hat feinen 
Grund und Boden und kein Arbeitömittel; wie fol er für 
feine Arbeitöfraft, die er im eigenen Intereſſe verwendet, 
vergütet werben? Ich gebe zu, daß in der Nähe von 
Stationen, fpeziell an der Küſte, das möglich fein wird; 
aber im weitaus größten Theil ber oftafrifaniichen 
Kolonien wird das nicht möglid fein. Es würde alfo 
u folden Beltimmung abfolut nichts erreicht 
iverben. 
Daß das Herrſchaftsverhältniß verwirkt wird, 
wenn der Herr ſeine Pflicht gegen den Haus— 
ſtlaven ſchwer verletzt, insbeſondere wenn er den 
Hausſklaven mißhandelt, 
lann nur eine Bedeutung haben, wenn Gerichte vor: 
handen find, bei denen ber Sklave ſich zu beſchweren in 
der Lage ift, deren Entſcheidung er anrufen fann, die aljo 
ein Urtheil fällen, um ihm in ſolchem Falle die Freiheit 
zu gewähren. 
N meiiten Werth lege ich noch der Beftimmung 
ei: 


daß dem Hausfklaven erleichtert wird, durch 
Arbeit binnen beftimmter Zeit oder durch Zahlung 
einer gewiffen Geldſumme bie freiheit zu er: 
werben. 

Eine beftimmte Geldfumme zu erwerben, um feine 
Feiheit zu erfaufen, wird in außerorbentlic feltenen 
Fällen möglid fein; aber die Beftimmung zu treffen, daß 
nah Ablauf einer beftimmten Zeit, währenb ber Haus: 
Made im Dienfte eines Herrn geftanden hat, er freis 
gelaffen werden muß, das ift möglich, und wenn diefe 
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Beftimmung Geſetzeskraft erlangt, kann fie neben ber (0) 


anderen Beftimmung, die wir Ihnen vorfchlagen, allmählich 
bie Hausſklaverei befeitigen. 

Meine Herren, ih möchte auch noch einen anderen 
Punkt hervorheben, der meines Erachtens ebenfalls in 
einer ſolchen Geſetzgebung Berüdfihtigung finden müßte, 
nämlich, daß, wenn bei einem Herrn ein Hausſklave ftirbt, 
jener dad Recht erwirbt, an Stelle des geftorbenen einen 
anderen Sklaven anzunehnen. 

Es ift alfo nothwendig, durch die Kombinirung einer 
Reihe von Beftimmungen und Vorfchriften es zu ermög: 
lien, der Hausftlaverei fo raih wie möglih ein Ende 
zu machen. Ind, meine Herren, da ich unferen Antrag 
unter ben uns hier befhäftigenden als ben weiteitgehenben 
und den die Dinge am meiften an der Wurzel faſſenden 
anfehe, fo bitte ih Sie, insbeſondere unferem Antrage 
Ihre Zuftimmung geben zu wollen. 

(Bravo! lints.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das MWort hat 
ber Herr Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, die Bekämpfung 
ber Sklaverei bat das hohe Haus wiederholt fchon bes 
ihäftigt. Wir find in Deutichland von der leberzeugung 
ausgegangen, daß es bor alleın noth thue, den Sklaven: 
raub und den Sktlavenhandel zu bekämpfen. Das it 
zunächſt eritrebt worden durch einen Gefetentiwurf bom 
2. Juli 1891, der ſich auf die Beftrafung des Sklaven: 
handels bezogen hat. Jene Vorlage ift in eine Kommiſſion 
verwiejen worden; bie Kommiffion de3 hohen Haufes hat 
mit einer einzigen Abänderung dem Entwurf zugeſtimmt 
und hat damals noch die Refolution beichloffen: 

Den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, innerhalb 

der im 8 6 jenes Entwurfes beftimmten Frift 
— dad heißt bis zum 1. Oftober 1895 — 

Vorſorge zu treffen, daß in den deutſchen 


Schuggebieten bie gefammte, die Sklaverei (D) 


Materie gejeglih geregelt 


werde. 

Diefe Beihlüffe der Kommiſſion famen aber nicht 
mehr ind Plenum, und darauf hat die Sadıe einige 
Fahre gerubt, bis der Reihstag im Fahre 1894 die Ein- 
bringung eines Gefepentwurfd zur Beltrafung des 
Stlavenraub3 und des Sflavenhandel3 verlangte. Diejem 
Verlangen ift dann im folgenden Jahre entiprochen, und 
auf Grund der Berathung über ben von den Regierungen 
vorgelegten Gefetentwurf ift das Reichsgeſetz vom 28. Inni 
1895, betreffend Die Beitrafung des Sflavenraubs und 
Stavenhandeld, erlaffen worden. Zugleich iſt am 
20. Mai 1898 folgende Refolution vom Reichstag be- 
ſchloſſen worben: 

Die verbimdeten Regierungen um Ginbringung 
eines Gefegentwurfd zu erſuchen, welcher die in 
den deutſchen Schußgebieten bei den Eingeborenen 
beftehende Hausſtlaverei und Schuldfnedt: 
Ihaft einer ihre Bejeitigung vorbereiten: 
ben Regelung unterwirft. 

In der nächſten Seffion ift in der Zuſammenſtellung 
ber Entſchließungen des Bundesraths auf die Beichläffe 
des Reichstags uns mitgetheilt worden: 

Der Bundesrath hat die Nejolution dem Reichs— 
fanzler überwiefen. Auf Antrag des Stolonial- 
raths, der um ein Gutachten erſucht worden 
war, wird zunächſt eingehendes Material befchafft 
und dem Stolonialvathe vorgelegt werden. Bon 
beffen Berathung wird das weitere Vorgehen be: 
bingt fein. 

Meine Herren, das ift meines Wiſſens das Letzte, 
was und an Entihließungen des Bundesrath3 über Diele 
Frage mitgetheilt worden ift, und es würde allerdings 
num an ber Zeit fein, die Frage zu ftellen: was ift aus 
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(Gröber.) 


(A) jenem Beichluß geworden? ift dad Material allmählig 


zufammengeftellt nnd verarbeitet worden? haben wir etwa 
von feiten des Bunbesrathd eine Vorlage nad) ber 
Richtung zu erwarten? 

Daß in der Zwiſchenzeit unfere deutſchen Behörben 

in den Schußgebieten keineswegs die Frage haben Liegen 
laſſen, das kann leicht nachgewieſen werben, unb es t 
für mid; von befonderem Intereſſe gewejen, aus den Mit: 
theilungen im „Deutſchen Solonialblatt* zuerfehen, daß von 
Jahr zu Jahr die Zahl der für Sklaven in Deutſch-Oſt— 
afrifa auögeftellten Freibriefe erheblih zugenommen 
hat. Es find im Jahre 1894 1121 Freibriefe ausgeſtellt 
worben, in den Jahren 1895/96 2766 Freibriefe, im 
Jahre 1897 2192, im Jahre 1898 — das ift die letzte 
Nachricht, die ich gefunden habe — 2034, ſodaß von 1894 
bi3 1898 zufammen über 8000 Freilaffungäbriefe aus: 
eftellt wurden. Es it immerhin von großem Werth, zu 
ehen, wie darauf gebrungen wird, bie Zahl der Sklaven 
thunlichft zu verringern; ein Theil der Freigelaſſenen ift 
in Folge amtlicher FFreierflärung frei geworben. 

Anbdererfeit3 finden wir im Stolontalblatt ebenfo eine 
gewiffe Statiftif über die Beftrafungen von Berfonen 
wegen Sflavenraubs, bezw. wegen Berichiffung von 
Sklaven über See. Nah der Richtung find folgende 
ftatiftifche Mittheilungen intereffant. In Deutfh:Oftafrifa 
find im Jahre 1894 55 Perfonen wegen biefer Verbrechen 
beftraft worben, 1895 und 1896 zuſammen 158, dm 
Jahre 1897 12, im Jahre 1898 wieder 12, zufammen 
237 Verfonen, — aud ein Beweis, daß bie Behörden 
fi) bemühen, die Verhältniffe zu beffern, dem Sklaven: 
raub und dem Sklavenhandel energifh entgegen zu 
treten. 

Die Publikationen im Kolonialblatt beweifen ferner, 
daß in den Schußgebieten eine Reihe von amtlihen Ber: 
ordnungen und Grlaffen über biefe Frage ergangen find. 
Ih kann mittheilen, daß bald nad Erlaß des Reichs— 

efees über bie Belämpfung des Sflavenraubs und des 
flavenhanbels ein Runderlaß des Kaiſerlichen Gouverneurs 
bon Deutih:Oftafrita an die Stationen und Bezirksämter 
vom 17, — 1895 ergangen iſt. Derſelbe lautet: 
on beachtenswerther Seite find bei dem 
Auswärtigen Amt Vorftelungen gemacht worden, 
daß noch viele Sklaven mit Karawanen zur Hüfte 
fommen, indem fie häufig für Träger oder als 
Frauen unb Kinder von Trägern ausgegeben 
und auf den den Starawanenführern ausgeitellten 
Erlaubnißſcheinen der Stationsvorfteher im Innern 

als ſolche bezeichnet wurden. 

Ich weiß, dab die Herren Stationövorfteher 
der Auöftellung von Erlaubnißicheinen, welche fie 
mit ihrem Namen unterzeichnen, ftet3 eine ge: 
wiffenhafte Prüfung voraufgehen laſſen. Einer 
Weiſung des Herrn Reichskanzlers folgend, 
erfuhe ih Sie aber erneut, mit aller 
Strenge barauf zu adten, daß nidt als 
Träger oder unter "fonftigen Vorwänden 
Stlaven unter dad Berfonal ber Sara: 
wanen eingefhoben und heimlich zur Hüfte 
geichhleppt werden. 

Sodann, meine Herren, ift im folgenden Jahre am 
19. Auguft 1896 ein Runderlaß des Saiferlihen Gou— 
berneurd bon Deutſch-Oſtafrila an ſämmtliche Bezirks— 
ämter, Bezirfönebenämter und Stationen bezüglid der 
Rechtſprechung in Skflavenfahen ergangen, und es find 
hier die Grundfäge auseinandergefegt, nah welchen von 
diefen Behörden vorzugehen fe. Es würde aber das 
hohe Haus zu lange aufhalten, wenn ich biejen fehr aus— 
führlihen Erlaß Ihnen vorlefen wollte. Ich nehme nur 
Bezug darauf, daß derjelbe im „Deutichen Kolonialblatt”, 
ebenfall3 im Jahrgang 1895, Seite 6U5 ff., zu finden tft. 


Nun hat der Herr Kollege Bebel den Antrag geftellt, (C) 


eine weitere —28* ber Sklaverei in unſeren Schuß 
gebieten dadurch herbeizuführen, daß beftimmt werben fol, 
es feien bie Kinder der fogenannten Hausſktlaven 
fofort als frei zu behandeln. Meine Herren, wenn 
ih dieſen Vorſchlag für praktiſch hielte, würde ich gar 
fein Bedenken hegen, ihm ohne weiteres zuzuſtimmen. 
Aber mir fcheint, daß mit dem Antrag Bebel für die 
gegenwärtigen Verhältniffe zu viel verlangt wird. Nicht 
als ob der Antrag ige Sn verfehlt wäre, aber bie 
VBerhältniffe in unſeren Schußgebieten find nad meiner 
Ueberzeugung noch nicht fo entwidelt, daß man eine 
ſolche Beftimmung heute fhon durdführen könnte. Ich 
entnehme das aus Mitteilungen auch von anderen 
Staaten und Wölfen, die die gleihe Frage 
zu behandeln haben. Sp ift im Stolonialblatt 
über die Wirkung des aud in diefem hohen Haufe ſchon 
früher beiprochenen Verbots der Sklaverei in Zanzibar 
mitgetheilt worden, daß man mit jenem Merbot dort 
keineswegs die Erfolge erzielt habe, die man feiner Zeit 
bei der Befanntwerbung dieſes allgemeinen Verbots fi 
veriprodhen habe, dab man dort vielmehr gegen die 
Stlaverei nur fehr langfam und allmählich vor— 
geben fönne. Auch von franzöfiiher Seite ift eine 
huliche Mittheilung über die Zuftände in den franzöſiſchen 
Kolonien erfolgt; au hier wird dad Schwergewicht bar: 
auf gelegt, allmähli und langſam vorzugehen, um nicht 
Rückſchlägen ausgeſetzt zu fein, und nur das zu beftimmen, 
was man von ben Gingeborenen felbit auch als durch— 
führbar verlangen könne. Denn bei allen den Beftimmungen 
— dad möchte id ausdrüdlih hervorheben — handelt es 
fih nit um ein Vorgehen gegen Europäer oder andere 
Nichteingeborene, fondern nur um ein Vorgehen gegen 
Eingeborene. Für die Nichteingeborenen haben wir be— 
reits vollkommen genügende Beitimmungen; ba bedarf es 
weiterer Vorſchriften gegen bie Sklaverei nicht. 

Worin liegt hauptſächlich die Schwierigkeit, in dieſer 
Frage rafcher vorwärts zu fommen? Sie liegt vor allem 
in zwei Wurzeln der Sklaverei, welche in jenen Gegenden 
die Sklaverei nur fehr langſam ausrotten laflen; die 
eine Wurzel ift die Polygamie, und die zweite iſt 
die nad) ber dortigen Kulturentwidlung noch beftehenbe 
Möglichkeit einer Schuldfnehtichaft, die Möglichkeit, 
ſich felbft zu veräußern, fich felbft zu verpfänden, die 
Möglichkeit, mit feiner perfönlichen Freiheit für die Er: 
füllung einer Verbindlichkeit zu haften. Wenn wir durch 
biefe alten Gewohnheiten der Eingeborenen hindurch einen 
Strich machen wollten, fo könnte man das gewiß auf dem 
Papier unferes Reichsgeſetzblatts fehr einfah thun; damit 
mwürbe aber praftiich nicht fehr viel erreicht fein. Es 
würde ein ſolches Geſetz vielleiht nur dahin führen, daß 
die bortige Bevölkerung zum Aufruhr gebrängt würde, 
denn fie würde fih im ihren Anfhanungen fo verlegt 
fühlen, fie würde fi eine ſolche fofortige Immälzung fo 
tief einfhneidender Art nicht gefallen laffen. Haben wir 
doch auch die Erfahrung machen müflen, daß beim Kampfe 
gegen Buſchiri die Sklaven ſich feineswegd auf Seiten 
ber Befreier geitellt haben. 

Meine Herren, man muß fi ferner far fein, daß 
dad, was an Nedhten ber Sklaverei in unferen Schuß: 
ebieten noch vorhanden ift, die fogenannte Haus— 
laverei niht eine eigentlide Sklaverei im 
Sinne des alten Rechts, daß fie nad ber Theorie 
inöbefondere be3 alten römiſchen Rechts eine formelle 
Sklaverei eigentlich nicht iſtz denn eine wirkliche Sklaverei 
fegt voraus, daß die Perfönlichkeit vollftändig verneint 
und ber Sklave als reine Waare und Sade behandelt 
wird, und fo weit find bie Verhältniſſe in Deutſch-— 
oftafrifa allerdings ſchon vorgeichritten, daß von dem Be: 
ftehen einer folden vollen Sklaverei dort nicht mehr 
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(A) geiprochen werden kann. Es ift umd unter anderm in ber 
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Kommijfion ein ganz intereffanter charakteriftiicher Vor: 
gang mitgetheilt worden, ber fi in Famerun abgeipielt 
hat, daß nämlih ein alter Häuptling Green Yoh in 
Hilory auf Freilaffung feines Sklaven bei der Behörde 
eflagt habe, während der Sklave ſich diefer Klage wiber: 
* und erklärt habe, er wolle bei ſeinem Herrn bleiben. 
Die Hlage gegen den Sklaven war erhoben, weil ber 
Herr fagte, er habe unter ber Bosheit dieſes Sklaven fo 
viel zu leiden, daß er ihn loöwerden wolle. Ferner ift 
mir ein Fall befannt geworben, daß ein Stlave, ber auf 
einer Expedition, auf einer Durdiquerung bon Afrika, 
feine Hand durch Amputation verlor, dazu mit einer ge= 
willen Heiterkeit bemerkte, jetzt könne man ihn nicht mehr 
zur Arbeit anhalten, und der Herr müffe nach wie vor 
für ihn forgen. Sie fehen alio, bie Verhältniſſe find doch 
andere ald bie Sklaverei des Alterthums, die gar feine 
Perſönlichkeit mehr amerfannte und in dem Sklaven 
wirklich nur eine Sache erblidte, welcher — welcher 
ee gegen den Gigenthümer nicht zuſtehen 
onnte. 

Meine Herren, wenn man nun in dieſen Verhältniſſen 
beſſern will, ſo muß man nach Anſicht meiner Freunde 
möglichſt vorſichtig vorgehen, und es hat uns gu unferem 
Antrag die Mittheilung im Stolonialblatt beftimmt, daß 
dort die Grundſätze, deren gefegliche Feſtſtellung wir hier 
vorihlagen, bereits im Welentlichen in der Prarid geübt 
werdet. Mir wollen mit unferem Antrag ber Haus: 
ſtlaverei feineöwegd irgendwie bad MWort reden, wir 
wollen fie noch viel weniger fonferviren. Wenn das in 
der Formulirung des Antrages noch nicht gemügend zum 
Ausdrud gebradt fein jollte, jo will ich das ausdrücklich 
außiprehen: bie ganze Wefolution ift nur im Sinne der 
früheren Beſchlüſſe des Reichſstags eingebradht zu dem 
Zwed, um bald zur lleberwindung dieſer Zwiſchenſtufe 
und zur vollen Freiheit zu gelangen. 

Nun hat der Herr Stollege Bebel gegen einzelne 
Teile unfered Antrages feine Bebenfen bereitö im voraus 
eäußert. Er hat gemeint, eö ſei bei Ziffer 1 unferes 

ntraged3 wicht recht verftändlid, was mit dem Verbot 
gemeint jei, daß die wWamilienglieder des Hausſtlaven 
nit von ihm getrennt werben bürfen, ba ja der eigentliche 
Stlavenhandel nicht mehr gebulbet werde. Cine ſolche 
Trennung der Familienglieder ift doch möglid, aud) wenn 
der Stlavenhandel ſelbſt nicht mehr geduldet wird. Es ift 
einmal möglich, daß der Herr ein ſolches Familienmitglied 
feines Hausſtlaven dem Sohn oder irgend einem britten 
zur Verwendung bei ber Arbeit übergiebt; e3 ift möglich, 
dab der Herr des Hausſtlaven mehrere Befigungen in 
großen Entfernungen von einander hat, und daß er bad 
eine Familienmitglied des Hausiflaven Hier, die andern 
dort arbeiten läßt, und ferner ift es möglich, daß, wenn 
ein Erbgang eintritt, auch eine Vertheilung der Familien: 
mitglieder des Hausſtlaven unter die Erben jtattfinden 
fönnte, wenn man nicht den im unferem Antrag aufge 
fellten Grundfag feithalten will. Daß aber die Familie 
des Hausſtlaven einen Anſpruch darauf hat, zufammen 
zu bleiben, bedarf feiner weiteren Erörterung. 

Die Ziffer 2 hat beim Herrn Abgeordneten Bebel 
dad Bedenlen erregt, wie benn ein Hausſtlave in ber 
Lage jei, etwas verbienen zu fünnen. Ja, gewiß, durch 
unjeren Vorſchlag wird ihm keine Arbeitögelegenheit ver: 
Ihafft; aber wo er eine ſolche —— hat, kann er 
fie nach unſerem Vorſchlag und der jetzt ſchon beſtehenden 
Praxis benutzen, und je mehr ſich die Stationen aus— 
breiten, je mehr —— ſtultur vordringt, deſto 
—* wird er Gelegenheit erhalten, für ſich auch von 
einer Arbeitskraft Nutzen zu ziehen. 

Wenn in Ziffer 3 vorgefhlagen ift, es folle bei 
ſchweren Berlegungen der Pflicht gegen den Hausfflaven 





eine Verwirkung des Herrihaftsverhältniffes ausgeſprochen (C) 


werben, fo ift das natürlich unr jo gemeint: es ſoll das 
geideben, wenn es tm Intereſſe des Hausſtlaven felbft 
tegt. Findet biefer fein Intereffe darin, bei dem Herrn 
zu bleiben, fo wird er midt verlangen, von ihm fort: 
ufommen, und dann wird auch die Behörde feinen Anlaß 
En einzufchreiten. . 

Im übrigen tft, glaube id), ber Schwerpunkt unferer 
Vorſchläge in der Ziffer 4 zu fuchen, in der Forderung 
einer möglichſten Grleihterung der formellen Freilaffung, 
indem eine gewifle Arbeitäzeit oder die Leiftung einer ge— 
wiflen Geldſumme als ausreichend erachtet werben foll, 
um die Freilaſſung verlangen zu können. Wenn auf 
dieſe Vorſchläge Hin die Neichöregierung fich entichlöffe, 
eine Negelung diejer Punkte zu treffen, fo wäre einmal 
erreicht, daß das, was bis jegt nur in ber Praris that- 
ſächlich anerfannt wurde, geſetzlich gemährleiftet wäre, 
und eö wäre damit fihergeftellt, daß nad) feiner Richtung 
in feinem Scußgebiet irgend ein Zweifel über die Be- 
handlung dieſer Ginzelfragen beftehen könnte. Ich 
glaube, das wäre ein Fortſchritt ee dem —7— 
Zuſtande, und andererſeits würde in beſtehende Verhältniffe 
der Eingeborenen in unſeren Schutzgebieten nicht in der 
Weiſe eingegriffen werden, wie der Antrag Bebel es 
wünſcht. 

Freilich wäre mit Erlaſſung des beantragten Geſetzes 
durchaus nicht alles geſchehen; das wiſſen wir gerade ſo 
gut wie der Herr Kollege Bebel. Was auf dieſem 
Gebiete geſchehen kann, iſt ſchließlich am allerwenigſten 
dad, was durch Anordnungen im „Reichs-Geſetzblatt“ ge— 
ſchehen kann. Viel mehr muß geſchehen, einmal im Wege 
ber Verwaltung durch perſönliche Einwirkung auf bie 
GEingeborenen, vielleiht aud dadurd, daß man mehr 
aufwendet, Freiftätten für Sklaven ſchafft, wie das theil- 
weife in franzöfiihen Schuggebieten ſchon geſchehen tft, 


daß man vielleiht Prämten gewährt und daß man vor (D) 


allem die kulturelle Entwidlung möglichft zu heben ſucht. 
Je mehr die Kultur vordringt, je mehr namentlid die 
Gifenbahnverbindungen aud dort ein leichtered Vorbringen 
ber Sultur ermöglichen, deſto eher fünnen wir barauf 
rechnen, daß aud) bie legten Reſte der Hausfflaverei ver- 
ſchwinden werben. Vor allem ift es felbftverftändblich: je 
mehr bie hriftlihe Gefinnung bort verbreitet wird, defto 
bälder dürfen wir darauf redinen, daß das Inftitut ber 
Hausfflaverei ſchließlich nur noch eine geihichtlihe Be— 
deutung haben wird. Was wir hier aljo vorfchlagen, ift 
nur eind ber vielen Mittel zur allmählichen Bejeitigung 
der Sklaverei, nicht einmal das wichtigſte Mittel, ein 
Mittel aber allerdings, das und nad) unferer Ueberzeugung 
wieber einen erheblihen Schritt vorwärts bringen würbe. 
Und in biefem Sinne — nit zur Anerkennung und 
Stonjervirung eine von und grundfäglich vermworfenen 
Inſtituts, fondern zur möglichſt raſchen Befeitigung ber 
Hausſtlaberei — machen wir unjeren Vorſchlag und 
empfehlen wir ihn dem hohen Haufe zur Annahme. 
(Brabo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Graf dv. Oriola. 

Graf v. Driola, Nbgeordneter: Meine Herren, ge: 
ftatten Sie auch mir einige Worte zu diefer Frage! Mit 
den beiden Herren Vorrebnern find aud meine politifchen 
Freunde dahin einverftanden, daß jeitens der Kolonial— 
verwaltung alles zu geichehen hat, um ben Sklavenhandel 
und ben Sflavenraub zu verhindern; mit den Herren 
Bebel und Gröber meinen wir, daß wir alles thun folfen 
zur allmählihen Befeitigung der Hausſtlaverei. Aber ich 
gar nit Herrn Abgeordneten Gröber, daß ber Antrag 

ebel zur Zeit nicht durchführbar ift, und daß, wenn 
man ihn in den Stolonien ſofort wirklich durchführen 
wollte, dort Aufftände entitehen könnten, Zuftände, bie 
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A) noch viel fchlimmer wären als die Berhältnifje, die heute 


dort vorhanden find. 

Ich habe aber noch einen befonderen Grund, mid) 
gegen den Antrag der Herren Bebel und Genoffen aus⸗ 
zuſprechen. Wenn in dieſem Antrage ſteht, „durch welchen 
die in den deutſchen Kolonialgebieten von Hausſtlaven 
geborenen Kinder als freie anerkannt werden“, fo, meine 
ich, liegt darin gewifiermaßen andererſeits eine Anerkennung 
der Hausſtlaverei. 

(Widerfpruch bei den Sozialdemokraten.) 

Meder meine politifhen Feunde noch ich haben überhaupt 
die Abſicht, die Hausjflaverei als eine rechtlih don und 
anerfaunte Inſtitution binzuftellen. Wenn in bem Ans 
trage geſagt wird, die von Hausfflaven geborenen Kinder 
follen als freie anerfannt werden, dann heißt das gewiſſer— 
maßen: die Hausfflaveneltern felber bleiben Hausſtlaven 
auch nad) dem Geſetze. 

Ich bin aber auch * en, daß wir Geſetze machen, 
die wir nicht in der That w velich durchführen können. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Menn wir hier ein Gefeg machen, wie Herr Bebel es 
will, dann werben wir entweber das Gejeh nur durch— 
führen fönnen in denjenigen Theilen, wo unfere Gonverneure 
schon jeßt die Macht haben, es durchzuführen, und in den 
anderen großen Theilen unferer Kolonien werben bie 
Dinge troß des Antrags Bebel, refpektive de auf Grund 
des Antrags geſchaffenen Gefehes, fo meiter gehen mie 
biäher, oder die Herren Bebel und Genoffen müßten uns 
bedeutende Geldmittel bewilligen, um zur Durdführung 
dieſes Geſetzes in ben gefammten Kolonien eine außer: 
ordentlich große Anzahl von Schutztruppen zu ſchaffen. 
Dann wird Herr Bebel in die Lage kommen, weil er A 
gefagt hat, nun auch B jagen zu müffen, und biefes B 
wird in der Aufwendung von vielen Milltonen beftehen. 
Die Folge feines Gefeges wird nad) meiner Anfidht aber 
dab an Stelle einer ruhig fortichreitenden 
fultuvellen Entwidlung wir noch viel ſchlimmere Aufftände 
in den Kolonien befommen werben, als er fie felbft als 
die Folge der Häufer- und Name: angeführt hat. 
Ih kann mich aljo nicht für den Antrag Bebel erklären, 
fo ſehr ich am und für ſich mit ber Tendenz, die Haus— 
jHaverei jo bald und jo gut wie möglich zu befeitigen, 
einverftanden bin. 

Mad nun den Antrag des Herrn Kollegen Gröber 
betrifft, fo halte ich die Angriffe des Herrn Bebel gegen 
benfelben fir unbegründet. Es ift durchaus nicht ein 
bejonderes neues Vorgehen, was ſeitens des Herrn 
Kollegen Gröber hier gewünſcht wird, ſondern es iſt ein 
Vorgehen, wie es in andern Ländern ſchon vorhanden 
gewefen ift — ich erinnere 3. ®. an Kuba —, ein Vor: 
gehen, das nach meiner Anficht zu praftiichen Reſultaten 
wohl führen kann. Bei Punkt 1 hat Herr Abgeordneter 
Bebel bei feinen Ausführungen wohl an den Roman 

„Onkel Toms Hütte” gedacht; aber Herr Kollege Gröber 

hat ihm ſchon auseinandergeiegt, and melden Gründen 
er bie Beſtimmung, daß bie Familienglieder der Haus— 
ſtlaven von denſelben nicht getrennt werben follen, ein: 
gefügt hat. Ich finde gerade diefe Stelle feines Antrages 
durchaus richtig und anerfennenätwerth. 

Die Nummern 2 bis 4 halte ich für einen Weg, 
auf dem, ohne übermäßig die Bevölkerung zu beumnruhigen, 
wir praftiih einen guten Theil der Hausfflaverei all: 
mählich befeitigen fünnen. Ich kann mich aljo im allge: 
meinen mit den Nummern 1 bi3 4 des Antrages Gröber 
durchaus einveritanden erklären. Ich glaube übrigens, 
daß die Grundſätze, die bier aufgeführt find, auch heute 
* von der Kolonialverwaltung im allgemeinen befolgt 
werben. 

Nun kommt ein Bedenken, was ih doch auch dem 
Herrn Abgeordneten Gröber gegenüber geltend machen 


möchte; er bat ſelbſt gefagt, 
Neglementirung ber Hausklaverei läge nicht in feiner 
Abfiht. Nah den Anſchauungen ded Herrn Stollegen 
Gröber, wie ich fie kenne, beburfte es für mich Diefer 
Berfiherung nicht. Aber wirb er mir als Yurift nicht 
zugeben, daß bis zu einem gewiffen Grade in dem Er— 
inffen eines Geſetzes, welches den von ihm geftellten In— 

Halt hätte, doch auch wieder eine gewiſſe rechtliche An: 
erfennung der Hausſklaverei enthalten wäre? Ich meine, 
das richlige wäre, ber —— würde den Herrn Reichs⸗ 
kanzler auffordern, eine allgemeine Verordnung zu erlaſſen, 
durch welde bie Gouverneure angewieſen werben, ent: 
fpredyend ben hier vom Abgeorbnieten Gröber aufgeftellten 
Grundfägen zu verfahren. Dann ftellen wir uns nicht 
auf den Boden, daß mir gefeglih gewiſſermaßen die 
Hausfflaverei anerkennen; dann machen wir aud fein 
Geſetz, das wir doch nicht fofort in allen Gebieten burd- 
führen könnten; dann jtellen wir und auf dem Boden, auf 
dem meine politifchen Freunde und ich ftehen. Wir find 
bereit, mit aller Entſchiedenheit zur Befeitigung ber 
Stlaverei, joweit irgend thunlid, vorzugehen. Wir 
wünſchen in unferen Kolonien die Beieitigung aller der: 
artigen Dinge, die unferer hriftlihen Ueberzeugung wider: 
iprehen, wie Polygamie, Hauöfflaverei u. ſ. w., und 
wollen mit der Negierung hierin vorangehen. Wir 
wünſchen aber das ii in ruhiger und fahgemäßer 
Weife und wünſchen gu vermeiden, daß etwa durch bor- 
eiliges Geſetzemachen in unferen Kolonien eine Aufregung 
hervorgerufen wird, die nachher allerdings Blutftröme 
herbeiführen könnte, von denen mit fo einbringlichen 
Morten vor einiger Zeit bier gerade von Seiten ber —— 
demokratiſchen Partei geſprochen worden iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann 
mich um ſo kürzer aften, 
Ausführungen des Herrm Worrebnerd zuftimmen kann. 
Im Prinzip wird man — in biefer Beziehung bürfte all 
feitige Hebereinftimmung im Reichstag beftehen — beiben 
Nejolutionen nur zuftimmen können. Es jcheint mir doch 
aber außerordentlih fraglid, ob, wenn im Sinne ber 
einen oder anderen Refolution thatfählih fofort vor— 
gegangen würde, wir nicht vor der Alternative ſtänden, 
daß fie draußen in den entlegenen Theilen der Kolonien 
lediglich auf dem Papier vorhanden wären oder, wenn 
man den Berfuh madhen wollte, fie durchzuführen, 
Ströme Blutes erforderlih wären. Ich glaube, daß in 
ſolchen Fragen, wo e3 fih um Jahrhunderte alte wirth- 
ichaftlihe Cinrichtungen handelt, mit außerorbentlicher 
Vorfiht vorgegangen werden muß, und ich möchte nad) 
biefer Richtung nody hervorheben, daß die Erklärungen, 
welhe wir in der Budgetlommilfion von Seiten des 
Herrn Kolonialdirektors erhalten haben, mir wenigſtens 
eine volle Gewähr dafür gegeben haben, Daß 
die Stolonialverwaltung mit allen ihr zu Gebote 
ftehenden Mitteln im Sinne ber Bekämpfung der 
Sklaverei und der allmählichen, vollftändigen Be— 
jeitigung ber Sklaverei zu wirken gewillt ift. Unter ſolchen 
Umftänden würde ich auch gerne bereit fein, eine Auf: 
forderung in dem Sinne an die verbündeten Regierungen 
i richten, wie der Herr Graf v. Driola dies foeben zum 

usdrud gebradht hat; allein ich habe die Befürdtung, 

daß Refolutionen wie Die dargelegte, fo gut gemeint fie in 
ihren Sielen fein mögen, und fo fehr ich Dielen Bielen 
felbft zuftimme, doch vielleicht entweder wirkungslos 
bleiben oder eine Wirkung nad einer ſchädlichen Richtung 
hin haben fönnten. 

Aus diefem Grunde möchte ich bei aller Sympathie 
mit den Endzielen der Refolutionen doch um die Ablehnung 
derſelben bitten. 


eine . Konferbirung, eine (O) 


ald ich im mefentlichen den (D) 


(A) 


(B) 
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Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Direktor im Auswärtigen Amt, Wirkliche 
Geheime Legationsrath Dr. Stuebel. j 

Dr. Stuebel, Kaiferlicer Wirklicher Geheimer Le— 
aationsrath, Direktor im Auswärtigen Amt, ftellvertretender 
Bevollmächtigter zum Bundesrath: Ich kann den Herren 
Abgeordneten Gröber, Graf v. Driola und Tr. Arendt 
mır außerorbentlih dankbar fein für die Ausführungen, 
bie fie im diefem Haufe gemacht haben. Sie überheben 
mich zum großen Theil der Aufgabe, dasfelbe bier dent 
Herrn Abgeordneten Bebel auf feine Rebe zu ermwibern. 

(Zuruf links.) 
Ih möchte hier bloß noch zu der Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Gröber, was aus dem Material geworben 
fei, welches infolge der Reſolution des hohen Haufes im 
Jahre 1895 jeitens der Kolonialabtheilung geſammelt ift, 
geworden wäre, bemerken, daß in den legten Jahren 
allerdings ein fehr bedeutendes Material über diefe Frage 
in der Kolonialabtbeilung gefammelt worden ift. Dieſes 
Material ift jet gefichtet worden und wirb dem Kolonial— 
rath in feiner nächſten Sikungdperiobe zugehen und ihm 
zur Beihlußfaffung vorgelegt werden. Bon ber Stellung: 
nahme, welche der Kolonialrath in der Stellung einnehnten 
wird, werben die Maßnahmen abhängen, welche Die Regierung 
in der Sache ergreifen wird. In der Sache felbft möchte 
ich bier noch einmal hervorheben, daß die Verhältnifie 
der Staverei in dem verſchiedenen Schußgebieten außer: 
ordentlich verfchieden liegen. Während in Sübweftafrifa 
bon Sklaverei überhaupt feine Rede ift, find die Wer: 
bältniffe, wie fie in Kamerun vorliegen, doch ſchon ges 
wiffermaßen in dem Wege, auf dem die Befeitigung ber 
Sklaverei in balbiger * erwartet werden kann. In 
Kamerun iſt ſchon nach eingeborenem Gewohnheitsrecht der 
Sohn einer Sklavin ein halbfreier Mann 
(hört! hört! links) 
und der Sohn eines halbfreien Mannes ein freier Dann. 
In Kamerun hat auch fhon der Sklave das Recht, 
feinen Herrn bor ben eingeborenen Gerichten in Eigen: 
thumsſachen zu belangen. Es eriftiren zwar in Kamerun 
noh fogenannte Sflavendbörfer; aber dieſe find von 
Menihen bewohnt, die fih im weſentlichen nicht von 
freien Leuten unterſcheiden. Es handelt fich hier einfach 
um lnterfchlede in der Naffe, in der Herkunft, in ber Ab- 
ſtammung. Diefe Leute find früher Sklaven gemeien, 
find es aber heute nicht mehr. Noch befier tft das Ber: 
hältniß in Togo. In Togo wird bad Goudernement des 
Verhältniffed der Sklaverei nicht mehr gewahr; es ift 
überhaupt unmöglih, wie man mir berfihert, in Togo 
noch Sklaven zu jehen 
(Burufe.) 

Bräfident:e Die Herren bitten Sie, geradeaus zu 
ſprechen. 

Dr. Stuebel, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Legationsrath, Direktor im Auswärtigen Ant, ftellver- 
tretender Bebollmädhtigter zum Bundesrath: Es handelt 
fih bier um Werhältniffe, die mehr ein häusliches Ver— 
hältniß genannt werden können. Es ift mir insbeſondere 
von Togo auch ein Fall mitgetheilt worden, wonad ein 
Sklave befreit wird und vom Bezirksamt veranlaßt wird, 
mmmehr gegen den landesüblichen Lohn zu arbeiten; 
biejed Anerbieten wird von ihm einfach zurückgewieſen 
mit dem Bemerken: dann ginge er lieber zu feinem Herrn 
zurüd, dort hätte er es beifer gehabt, dort hätte er nicht 
zu arbeiten gebraucht. Am fchwierigften natürlih und 
tomplizirteften liegen bie Berhältnifie im Oftafrita und 
dad war auch der Grund, warum bie Sammlung bes 
Materials, welches die Verhältniffe der Hausfklaverei in 
Dftafrita betrifft, am meiften Zeit in Anfprucd genommen 
dat. Insbeſondere liegen aus Oſtafrika verſchiedene 
Aeußerungen der Gouverneure vor, welde dahin gehen, 


daß es zu großen politifchen und wirthichaftlihen Schwierig: (C) 


feiten, d.i. zu Aufftänden führen müßte, wenn man heute 
gefeßgeberiih gegen die Hausfklaverei vorgehen mollte. 
Und das ift der Grund, weswegen die Kolonialverwaltung, 
jelbft wenn fie die beite Abficht hätte, in dieſer Richtung 
Mahnahınen in Vorfchlag zu bringen, doch died nicht zu 
thun im Stande wäre. Es ift doch unmöglich, über den 
Kopf des Gouperneurd don DOftafrifa hinweg, gegenüber 
den Urtheilen der-Bouverneure, wonach aus ſolchen Maß: 
nahmen Unheil, Aufruhr, Aufftand hervorgehen könnte, ge: 
feßgeberifch vorzugehen. 

Ich möchte nun nod dem Herrn Abgeordneten Bebel 
bemerken, daß gegen den Herrn Krauſe allerdings Klage 
erhoben worden, daß aud ein Haftbefehl gegen ihn er- 
laffen worden tft, daß er aber durd feine Abreife aus 
Deutichland ſich der weiteren Verfolgung entzogen hat. 

Wie die Dinge liegen, meine Herren, möchte ich aus: 
ipredhen, daß ih mit dem Vorſchlage ded Herrn Ab— 
geordneten Gröber im großen und ganzen mid; durchaus 
einderitanden erflären kann, daß ich insbeſondere wieder: 
holen möchte, was ber Herr Abgeorbnete Gröber felbft 
bereit3 bemerkt hat, daß die Grundſätze, die in biejen 
drei Nummern feiner Refolution ausgeſprochen find, in 
ber Praxis ſchon in der Hauptſache geübt werben. Nur 
möchte ich den Vorzug dem Vorſchlag geben, den Graf 
Driola gemacht hat, daß nämlich diefe Grundfäge nicht 
durch ein Geſetz, fondern durch eine Verordnung, bie 
von der Kolonialverwaltung aus an bie fünmtlichen 
Gouberneure ergeht, nicht ſowohl meu eingeführt, als daß 
vielmehr ihre Ausführung den Gouderneuren neu eilt: 
geſchärft werde. 

Präfident: Zu dem Antrag ded Herrn Abgeordneten 
Gröber auf Nr. 209 der Drudjahen, ift mir ein Unter: 
amendement des Herrn Abgeorbneten Grafen v. DOriola 
a Se zugegangen, welder beantragt: 


n dem Antrag Gröber und Genoffen an Stelle (D) 


der Worte „dem Reichstag einen Geſetzentwurf 
vorzulegen, welcher” zu fegen: 
eine allgemeine Verordnung zu erlaffen, welche”. 
Graf dv. Oriola. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, ih bin im 
höchſten Grabe überrafcht, von den verſchiedenſten Seiten 
im Haufe, mit Ausnahme des Herren Abgeordneten 
Arendt, einen ſolchen Widerftand gegen unferen Antrag zu 
finden. Ich habe geglaubt, dak etwas Gelbitverftänd: 
licheres als unſer Antrag gar nicht gedacht werden könne, 
wenn man ehrlid) die allmähliche Abſchaffung der Haus: 
ſtlaverei wünſcht. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Denn darin fommen wir Ihnen entgegen, daß wir aner: 
fernen, daß angeſichts der eigenthümlich gearteten Ber: 
hältniffe, der fozialen und wirtbichaftlichen, kurz ber 
Stulturverhältniffe, wie fie in Afrika beftehen, für bie ein- 
geborene Bevölkerung die Sklaverei nicht mit einem Feder— 
zug befeitigt werben fann, fondern daß dies das Wert 
einer allmählihen Entwidlung auf Grund verichiedener 
Maknahmen, die zu diefem Ziele führen, fein follte. 

Nun haben die Herren, die gegen unferen Antrag 
polemifirten, in eriter Linie erklärt, der Antrag fei un— 
durhführbar; aber die Beweiſe, weshalb diejer Antrag 
undurchführbar fei, habe ih von feiner Seite gehört, 
weder von Seiten des Herrn Abgeordneten Gröber noch 
von Seiten des Herrn Grafen Oriola nod von Seiten 
des Herrn Kolonialdireftord, der ſich überhaupt nur mit 
bem einverftanden erflärt hat, was die genannten beiden 
Herren gegen umferen Antrag gelagt haben. Meine Herren, 
der Antrag muß, wenn Sie ihn beſchließen, und ein Dies: 
bezügliches Gefeg angenommen wird, genau fo durchführ— 
bar Fein, wie er im demjenigen Staaten durchführbar ift, 


(B) aber foweit die Möglichkeit gegeben iſt. 
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(Bebel.) 


(A) die bereit3 ſeit Jahrzehnten ſolche Geſetze durchgeführt 


haben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih erinnere Sie daran und dad hat der Herr Ab— 
geordnete Gröber mir micht widerlegen können, dab in den 
engliihen Kolonien eine Beftimmung, wie wir fie be: 
antragen, bereits feit langem beiteht. 
(Hört! hört! links.) 
Es ift auch auf der Inſel Guba bereit3 von den Spaniern 
eine Berordnung erlafien worden, wonad behufs Ab— 
ihaffung der Sklaverei die Kinder der Sklaven ald Frei— 
geborene angejehen wurben. Ach habe ferner hier ein 
Aftenftüd, das eine Zufammenftellung der verfchiebenen 
Beftimmungen enthält, die über bie Sklaverei beitehen, 
welche unfere XV. Kommilfion im Jahre 1845, als 
fie über einen ähnlichen Antrag berieth, hat zufammen: 
ftellen laſſen. Ich babe nicht die Zeit gehabt, dad Ganze 
durchzuleſen; aber die erfte Bejtimmung, die mir auf: 
neftoßen ift bei der Durdficht, bezieht fih auf Nord- 
Borneo, alfo ein Land, in dem mindeſtens ebenfo 
unkulturelle Zuftände beftehen wie in Afrika, und da heißt 
e3 im Nbfchnitt 10: 
Die nad dem 1. November 1883 von Sklaven 
geborenen Kinder, welde nad) dem alten Rechte 
als Sklaven angejehen werden bürfen, werben 
hiermit für frei erflärt. 
(Hört! hört! links.) 
Wer fie ald Sklaven behandelt oder zu bes 
handeln verfucht, macht fih eine Vergehens 
fhuldig und empfängt die Strafe, die dafür an— 
gebrobt worden. 
Meine Herren, wie wollen Sie angeſichts dieſer That: 
fahen Ihre Behauptung aufrecht erhalten? Die Sadıe 
fann durchgeführt werben, natürlich, joweit e3 in Ihrem 
Machtbereich liegt. Weiter zu gehen verlangen wir nicht, 
Was fol denn 
der Durchführung diefes Vorſchlages überhaupt im Wege 
ftehen? Ich Tage, ift der Wille vorhanden, die Sklaverei 
abzufhaffen, dann ift das bie einzig wirffame und durch— 
greifende Maßregel, die, ohne dab man mit einem Feder— 
zuge die Sklaverei abſchafft, fie fiher allmählich bejeitigt. 
Sie ſprechen von Undurchführkeit unferes —— 
und vergeſſen, daß Ihre Kommiſſion 1891 viel weiter 
gegangen und einen Geſetzentwurf dem Hauſe unter— 
breitete, wonach innerhalb fünf Jahren in den deutſchen 
stolonten die Sklaverei abzuſchaffen ſei 
(hört! hört! links), 
und im Jahre 1895 hat, wie mir bon meinem Freunde 
Stadthagen mitgetheilt wird, der Herr Abgeorbnete Gröber 
eine NRefolution beantragt, die ebenfall$ darauf hinaus 
ging, innerhalb einer gewiflen Zeit — id) glaube, 5 Jahre 
— die Sklaverei zu befeitigen. Meine Herren, das find 
weit radifalere Anträge, ald wir einen ſolchen geftellt 
haben. Ih habe ſchon bei früheren Gelegenheiten im 
Unterfhied zu anderen Nebnern im Haufe erklärt, daß 
der foziale, der wirthſchaftliche, ber kulturelle Zuftand in 
diefen Kolonien, mag man fonft über die Sklaverei benfen, 
wie man wolle, verlangt, allmählig vorzugehen, und biefen 
Weg ihlagen wir ihnen vor. Der Herr Abgeorbnete 
Graf DOriola glaubte, dab in der Annahme unferes An— 
trage3 eine Art Anerkennung der Hausfflaverei läge. Aber 
fie eriftirt; das hat jelbit eine fo autoritative Berfönficteit 
wie der Herr Kolonialdireftor uns bereit? am 11. März 
zugeftanden, wenn Sie ed nicht jchon früher gewußt haben 
jollten. Die Hausfflaverei ift eine joziale Inſtitution im 
Afrika, die bis heute nicht befeitigt wurbe; das weiß jeber, 
ber fi einigermaßen um bie Zuftände in den Kolonien 
efümmert Bat. Alfo dieſe befteht, und indem wir Ge: 
etze machen, die darauf abzielen, allmählig die Haus: 
jflaverei abzuſchaffen, erkennen wir nicht Die & auöfticberei 





an, bie thatfählicdh vorhanden ift, fonbern wir thun einfach, (C) 


was vernünftige Leute thun müffen, einen Zuftand, ber 
nach feiner inneren Natur nicht mit einem Dial zu befeitigen 
tft, allmählig zu beſeitigen, und zwar, wie id nochmals 
bervorhebe, durch wirkſame Mittel. Unſer Antrag ift viel 
weiter gehend und wirkſamer als alleö, was Herr Gröber 
und feine Freunde in ihrer Refolution verlangen. 

Der Abgeordnete Gröber hat unferen Antrag auch 
damit zu befämpfen verfucht, daß er auf die Polygamie 
und die Schuldfnehtihaft in Afrika hinwies, die ein 
beionderes Hinberniß für bie Durdführung des Antrages 
bildeten. Meine Herren, Polygamie und Schuldknecht— 
{haft oder ähnlihe foziale Zuftönde haben Sie in allen 
Ländern und bei allen Völkern auf ähnlicher Kulturſtufe 
wie jener in Oſtafrika. Ob Sie nad dem oftindifchen 
Archipel ober fonftwo hingehen, bleibt ſich gleich; in dieſer 
Beziehung find die fozialen Einrichtungen und Sitten dieſer 
Völker überall diefelben. Die Nationen, wie die Engländer, 
die Holländer u. ſ. w., bie für ihre Kolonien ein Geſetz, 
wie wir es jeßt für bie deutſchen Kolonien verlangen, 
ihon längſt erlaffen haben, hatten mit ähnlichen jozialen 
und fittlihen Einrichtungen zu rechnen, wie wir in den 
deutichen Kolonien. 

Der Abgeordnete. Gröber hat weiter gegen unferen 
Antrag geltend gemacht, fo fchlimm, wie man fid 
gemeiniglich die Sklaverei in jenen Ländern vorftelle, ſei fie 
doc nicht, das fei ein ganz anderes Verhältniß. Ja, meine 
Herren, wäre das eine Art patriarchaliſchen, gemüthlichen 
Berhältniffes, wie Sie dad behaupten von ben Zuftänden, 
wie wir fie in Deutſchland vor zirfa 100 Jahren gehabt 
haben, warum haben Sie denn überhaupt Ihre Kolonial— 
politif damit begründet, daß man moderne Kultur und 
Zivilifation im jene Länder bringen müfle, um fie auf 
eine höhere Stufe zu heben und die dort herrſchende 
Unkultur zu befeitigen? Das ilt doch ein ſeltſamer Wider: 


iprud. Wenn aber der Kollege Gröber die Anhänglichkeit (D) 


der Sklaven an die Sklaverei gewiffermaßen zu beweijen 
verſuchte, indem er ausführte, daß feinerzeit beim Auf: 
ftand des Buſchiri die Sklaven desſelben ſich für ihn und 
gegen bie deutſchen Zivilifatoren erhoben hätten, wenn er 
einen zweiten Fall anführte, wonah in Kamerun ein 
Stlavenbefiger eine Klage hat erheben müffen, um einen 
Sklaven frei zu machen — es fommt hierbei auf die 
näheren Umftände an, unter welden das verlangt worden 
tft —, dann antworte ich Ihnen: wenn Sie einzelne ſolche 
Fälle maßgebend jein laflen wollen, dann giebt es feine 
Periode in der Geſchichte, wo es fich um die Befeitigung 
veralteter Knechtsſchaftsverhältniſſe handelt, aus der fid) 
nicht ähnliche Beijpiele anführen ließen. Als im Jahre 
1811 die Bauernbefreiung in Preußen durch den Minifter 
vd. Stein eingeführt wurbe, haben viele der in der Hörig- 
feit und Leibeigenfhaft ftehenden preußiihen Bauern in 
Berlin petitionirt, man möge fie in ihren alten Ber- 
hältniffen belaffen, weil ihnen daS angenehmer fei. Menſchen, 
bie den Drud in ihrer Stellung nicht empfinden, finden 
wir überall, finden wir fogar heute in Deutidhland, wo 
e3 leider noch Millionen Arbeiter giebt, die ihre Aus: 
beuter unterftügen und nähren. Ganz ähnliche Verhält- 
niffe find feinerzeit in Amerifa vorgefommen; aud da 
ab es einen Theil der Sklaven, ber fich gegen bie Auf: 
a der Sklaverei wehrte. So werben Sie überall 
finden, daß e3 bet jedem Geſetz, das nad allgemeiner 
Anfiht einen Fortichritt bedeutet, immer Leute giebt, 
die dagegen find, weil fie fih in dem alten Schlendrian, 
in den alten Auftänden wohl und behaglid befunden 
haben. Es giebt feinen Grund, der ernfthaft in Betracht 
gezogen werben fünnte, um gegen unſern Antrag zu fein. 

Nun bat der Herr Kolonialdireftor einige Aus: 
führungen gemadt. 

(Slode des Präfidenten.) 
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Präfident: Meine Herren, ich bitte doch, etwas 
ruhiger zu fein; ich kann den Herrn Redner nicht ver: 


ftehen. 
(Sehr gut! links. 

Bebel, Abgeorbneter: Gr äußerte, er werde das 
Material dem Kolonialrath vorlegen, und je nachdem ber 
Kolonialrath fich enticheide, würde die Reglerung handeln. 
Da möchte ih doch einmal bitten, Aufklärung zu geben 
über dad Berhältniß, in dem ber Kolonialrath zum Deutfchen 


Reichstage fteht. 

(Sehr richtig! Links.) 
Meine Herren, dab ein Material, dad ber Reichstag 
beihafft, dem Kolonialrath unterbreitet wird zur Begut: 
achtung, und die Entſcheidung des Kolonialrath3 für bie 
verbündeten Regierungen pe Bei fein fol, daß ber 
Kolonialrath alfo in SKolontaldingen quasi bie höchſte 
Inftanz fein fol, das ift doch ein Zultand, gegen ben 
wir mit aller Entſchiedenheit proteftiren müffen; denn das 
bedentet die Degradirung des Reichstags! 

(Sehr gut! links.) 
Ih weiß mit, welche Bollmadten der Stolonialrath 
ſeitens ber Regierung eingeräumt belommen bat; aber ber 
Kolonialrath hat meines Wiſſens feine geſetzliche Grund- 
lage, er ift micht geichaffen worden auf Grund eines 
Geſetzes, das ber Deutihe Reichstag beihloffen hat, und 
auf keinen Fall ift der Stolonialrath die vornehmfte 
Inftanz, die zu entfcheiden hat, was in den Solonien 


geſchehen fol. 
(Sehr richtig! links.) 

Ih babe fhon wiederholt Gelegenheit gehabt, auf das 
eigenthümliche Verhältniß aufmerffam zu machen, in dem 
der Reihötag zum Kolonialrath fteht, insbeſondere darauf, 
daß e3 der Kolonialrath ift, der die eigentliche Direktion 
in ben Stolonialfragen hat, daß man verlangt, daß ber 
Reichſstag fih ihm fügt, und auch die Regierung dieſes 


(8) thut, wie wir heute aus dem Munde des Herrn Kolonial— 


bireftorö gehört haben. Im Kolonialrath figen aber die 
Intereffenten ber Kolonialpolitif, und dab man ben 
Bock zum Gärtner fegt und offiziell eine ſolche Inftitution 
einführt, Dagegen müflen wir Verwahrung einlegen. 

Nun Hat der Herr Kolonialbireltor zuletzt nod ein 
paar Bemerkungen gemacht, weöhalb der Afrikareifende 
Straufe nicht habe belangt werben können, es fei ein Haft: 
befehl gegen ihn erlaflen worden, ber nicht habe ausge: 
führt werden können, weil Herr Krauſe abgereift fei. Die 
Anklagen des Afrikareifenden Kraufe waren aber zu jener 
Zeit, als der Kolonialdireftor v. Buchka endlich fich her: 
beiließ, den Strafantrag zu ftellen, nicht erft feit Monaten, 
jondern bereit3 feit Jahr und Tag befannt und im ber 
Preſſe erörtert worden; hätte man ernfthaft vorgehen 
wollen, fo hätte man Herrn Sraufe befommen fönnen. 
Es ift auch harakteriftiich, daß, ald Herr Krauſe jenfeits 
der deutſchen Grenze war und von feiner Berfolgung 
Kenntniß erhielt, erflärte: ihr habt Zeit gemug gehabt, 
um mid anzuflagen, auf euch zu warten, habe ich feine 
Veranlaſſung. Es ift das jedenfalls ein Vorkommniß, 
das zu denfen giebt und, wie ich nochmals behaupte, in 
hohem Maße ben Anfchein erwedt, als fei an ben Ans: 
Hagen des Herrn Krauſe doch etwas Wahres geweſen. 

Aber um noch einmal auf die Sade, die uns hier 
beſchäftigt, zurückzukommen, bitte ich Sie dringend, unferem 
Antrage Ihre Zuftimmung zu geben, vorausgefeht, daß es 
Ihnen ehrlich und ernfthaft um bie Befeitigung der Haus: 
ſllaverei thun iſt. 

(Zebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Zur Geihäftsorbnung hat dad Wort der 
Gert Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeorbneter: Meine Herren, zur Geichäfts- 
ordnung habe ich zu bemerken, daß ich mit dem Vorſchlage 
des Herrn Abgeordneten Grafen dv. Oriola mid, durchaus 





einderftanden erkläre, alfo bie Worte, die er borichlägt, 
in meinen Antrag aufnehme, 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Gröber hat feinem 
Antrage die von dem Herrn Grafen v. Oriola beantragte 
— einverleibt. Hiergegen erhebt ſich kein Wider— 
pruch. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stoecker. 

Stoecker, Abgeordneter: Meine Herren, ich finde keine 
Schwierigkeit, beiden Reſolutionen in ihrem urſprünglichen 
Wortlaut —— Die Reſolution Gröber bedeutet 
ohne Zweifel mehr als die Reſolution Bebel, weil ſie die 
vorhandenen Zuſtände beſſert und zwar nach den ver— 
ſchiedenſten Richtungen. Bei dem Antrage Bebel muß man 
noch lange warten, ehe ſich in den Verhaͤltniſſen der Haus: 
flaverei überhaupt eine Menderung zeigt. Aber ich halte 
auch diefen Antrag für. wertvoll, und zwar beöhalb, 
weil er dad Prinzip ausſpricht, dak in den deutſchen 
Kolonien die Sklaverei definitiv abgeſchafft werben foll. 
Auch in dem Antrag Gröber ift die Möglichkeit ber Be— 
freiung vorgefchen. Ih glaube fogar, dab bie 
Schwierigkeit, die dadurch entiteht, daß werthvolle und 
arbeitötüchtige ältere Sklaven die Freiheit erhalten, größer 
fein wird, ald wenn bie Kinder frei gegeben werben; 
beshalb kann ich aud) die Dunkeln Bilder, die hier aus: 
gemalt wurben, daß bei der Freigabe der Kinder Blut: 
vergießen und Aufftände entitehen würden, nicht für richtig 
halten. Eher wäre bei der Maßregel, dab man erwachjene 
Zeute frei giebt, Widerftand zu befürdten. Dagegen ift 
die Kinderbefreiung doc eigentlich ein fehr allmähliges 
und ruhiges Mittel. 

Ih kann mir nun wohl vorftellen, daß der Weg 
ber Verordnung für die Regierung bequemer ift al$ der 
Weg des Geſetzes. Ich weiß aber nicht, wie Nr. 3 und 
4 des Gröberfchen Vorfchlages auf dem Wege der bloßen 
Verordnung durchgeführt werben follen. Da handelt es 
ſich doch um beftehende Nechtöverhältniffe, die abzufchaffen 
find. Wie dazu im Ginzelfalle das bloße Vorgehen von 
Verwaltungsbeamten genügen foll, ift mir nicht ver- 
—— Es müßte darüber erſt Klarheit geſchaffen 
werben. 

Herr Graf Driola hat gefagt: wenn wir ein Geſetz 
machen, fo janktioniren wir gleichfam die Hausfklaverei 
als ſolche. Aber das kann mich nicht überzeugen, das ift 
bei einer Verordnung ganz dasſelbe. Die Hausfflaverei 
ift nun einmal ba, fie | bon und ald ein thatfächlicher 
gr anerkannt werben, auch als ein rechtöbeftändiger. 

ne bloße nn Br auf dem Gebiete des prak— 
tifchen Lebens weni ertb. Die Hauptfadhe ift und 
bleibt für uns, fü Bu Zuftände zu beffern. Ich 
alaube aber, wir bürfen Hinter ber allgemeinen Kultur 
in unferen Kolonien nicht zurücdbleiben und müffen einen 
Weg finden, bei dem die Sklaverei überhaupt grundſätzlich 
aufhört. Und da weiß id) bei allem Nachdenken feinen 
befieren als ben, ber in ber Refolution Bebel vor: 
handen ift. 

Als in Amerifa die Sklaverei abgeihafft wurde, 
find diefelben Fragen zur Sprache gefommen. Und bie: 
jenigen haben Recht behalten, bie fic Dagegen ausſprachen, 
daß man mit einem Mal der ganzen Sklaverei ein Ende 
made. Ich erinnere daran, wie der große Volksbefreier 
Garliöle angegriffen wurbe, weil er ſich der abfoluten 
und plögliden Befreiung aller erwachſenen Sklaven 
widerfegte. Er hatte recht. Aber den Weg, daß bie 
eingeborenen Kinder frei werben, kann man doch nur gut— 
heißen; ich halte das für den richtigen, gangbaren Weg 
und würde deshalb für beide NRefolutionen ſtimmen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Graf dv. Oriola. 

Graf v. Driola, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeordnete Bebel hat die Verhältniffe in Oftafrifa 
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(A) mit denen in Kuba verglihen. Das halte ich für une v. Bollmar, Abgeorbneter: Meine Herren, ich habe (C) 


richtig. In Kuba waren die Stlavenhalter Weiße. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Die weißen Farmer hielten dort die ſchwarzen Sklaven, 
und bier dreht es fih um etwas ganz anderes; hier 
handelt es fih um Hausſklaven, die bei Leuten gleicher 
Naffe untergebracht find. Die Verhältuiffe find alſo ganz 
verſchieden. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
Ueber Borneo bin ih nicht genug orientirt, un über bie 
dortigen Berhältuifie ein Urtheil abgeben zu können; Herr 
Abgeordneter Bebel kennt die dortigen Verhältniffe viel: 
leicht beijer. Aber, ſoviel ich weiß, find aud in Borneo 
hauptfählih Weiße die Eigenthümer der Stlaven. 
(Widerfprud nnd Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
Ich könnte mich, wie gelagt, hier irren; die Verhältniſſe 
Borneos fenne ich nicht näher. 

Herr Abgeordneter Bebel hat dann gelagt, wir feien 
gegen das Radikale in feinem Antrag. Meine Herren, 
wir find nicht gegen ben Grundgedanken des Antrags 
Bebel an und für fi; wir find nur Dagegen, daß man 
jegt ein Mittel ergreift, welches eventuell zu Unruhen 
und zu ben größten Schwierigkeiten in der Stolonial- 
entwidlung führen kann. 

(Zurufe und Unruhe bei den Sozialdemofraten.) 

— Jawohl, meine Herren! — Und dann ftehen wir auf 
dem Standpunkt, dab wir fein Gefeg machen wollen, 
weldes für weite Gebiete nur auf dem Papier ftände. 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat jelbit gejagt, nur 
foweit unſere Macht reicht, könne das Gefeg zur Wirkung 


fonmen. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— Herr Abgeorbneter Bebel, ih bin der Meinung, daß, 
wenn der Deutfche Reichſstag cin Geleß in Ihrem Sinne 
beſchlöſſe, dann aud für Die verbündeten Regierungen 


(B) reſpellibe unfere Stolontalverwaltung die Verpflichtung bes 


ftände, alles zu thun, damit dieſes Gefeh auch wirklich 
in den Kolonien zur Durdführung gelangt. Wir machen 
bier feine Geſetze, die nur dafür beftimmt find, daß 
unfere Gouverneure fie nur fo weit durdführen, wie fie 
zur Zeit fhon die Macht haben, fondern wir legen 
unferer Stolonialverwaltung mit einem ſolchen Geſetze auch 
die Verpflichtung auf, dasjelbe im den zum Deutfchen 
Reich gehörigen Gebieten überhaupt zur Durchführung zu 
bringen. Hiergegen tragen wir aber bezüglich Ihres Ge: 
feßes zur Zeit Bedenken. 

Meine Herren, wir wollen aber auch nicht — und 
das ift der zweite Grund, der uns gegen den Antrag 
Bebel zu ftimmen veranlaßt — die Hausiflaverei als 
eine rechtliche Inftitution anerkennen. Durd den An— 
trag des Abgeordneten Bebel aber wird, wie ich fchon 
ausgeführt babe, gewilfermaßen die Hausfflaverei ber 
jetigen Hausſtlaven rechtlich anerkannt. Menn heute ein 
Hausſklave entläuft, jo wird nie und nimmer bie deutfche 
Regierung fid) für verpflichtet erachten, den Hausſklaven 
bem &igenthümer zurüdzubringen. Dazu ift die Regierung 
nicht verpflichtet, dieſe Verpflichtung erkennt fie nicht an. 
Machen wir aber ein Gefeg, wie es der Herr Abgeordiete 
Bebel haben will, und erklären, die Kinder, welde von 
Hausjflaven geboren werben, follen frei fein, damı jagen 
wir gleichzeitig, die Hausſtlaven felbft find nicht frei, 
und dann hätte womöglid unfere Verwaltung bie Ber: 
pflichtung, die nöthigen Sonfequenzen daraus zu ziehen. 

Meine Herren, aus allen biefen Gründen werben 
wir gegen den Antrag Bebel ftimmen, wenn wir auch 
mit der Intention, die Hausiklaverei jo weit und fo bald 
als irgend möglich zu bejeitigen, vollfommen einver— 
ftanden find. 

Präfident; Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
vd. Vollmer. 


mir dad Wort nur erbeten, um eine Bemerkung gegen- 
über dem Grafen Oriola zu machen. Es erſcheint mir 
ganz unverftändlich, wie Herr Graf Oriola die Ablehnung 
unſeres Antrages dadurch begründen will, weil durch den— 
felben die Hausfklaverei gewiffermaßen anerfannt und 
erſt geſetzlich fixirt werde. Hat ſich doch Herr Graf Driola 
ſoeben mit dem Antrag Gröber einverſtanden erklärt, ber 
ausdrüdlih von der „unter den Gingeborenen beftehenben 
re fpriht und für fie Bedingungen vor: 
reibt. 


(Zurufe.) — 
Das iſt denn doch — ich weiß nicht glei, wie id es 
parlamentariih nennen fol — ein um die Sache Herum— 
reden, das feinerlei praftiihen Werth hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Denn wenn man die Sadhe „Hausjklaverei” nicht öffent: 
lih nennen will, um fie nicht anzufennen, bann darf man 
den Antrag Gröber doch erft recht nicht annehmen. Bill 
man benjelben aber annehmen und läßt fi mithin durch 
das offene Bekenntniß, daß in deutſchen Kolonien die 
Hausjflaverei befteht, nicht ftören, dann kann Sie dod) 
die Nennung der Hausiklaverei in unferem Antrag, der 
dieſe wenigitens für die Neugeborenen von Rechts wegen ab: 
ſchaffen will, erft recht nicht ftören. Darüber follte doch 
fein weitered Wort zu verlieren fein. Ich meine des— 
wegen, baß biejenigen, benen es bei Annahme des Antrags 
Gröber wirflih Ernſt ift mit Einfhränfung der Sklaverei, 
nothwendig auch unferen Antrag annehmen müffen, ber 
wenigftens bie fortgefegte Erneuerung des Stlapenbeitandes 
hindert und zugleich die Richtung anzeigt, nad) welder 
gegangen werben fol, nämlich nad der baldmöglichen 
Herbeiführung ber bollftändigen Freiheit. In diefer Be— 
ziehung fünnen wir — vielleicht zum eriten Mal — mit 
dem Je Abgeordneten Stoeder einverftanden fein. 

as aber die Unruhen betrifft, Die angeblich zu be 
fürdten fein follen, jo wären dieſelben doch offenbar weit 
eher bei Durchführung des Antrags Gröber waährſcheinlich, 
wo e3 fih um ein ſofortiges Gingreifen in Bezug auf 
ihon Lebende handelt, als bei ber —— der 
Neugeborenen, wo deren Rechtsfolgen viel ſpäter in die 
Erſcheinung trete, und wegen deren die gedrohten Unruhen 
deshalb in keiner Weiſe zu befürchten ſind. 

Ich meine deshalb, daß die vorgebrachten Gründe 
wahrlid; niemand abhalten könnten, unjerem Antrage zus 
zuftimmen. Jedenfalls muß ich für meine Berfon jagen, 
dab mir der Antrag Gröber werth: und bebeutungslos 
wird, wenn nicht Durch gleichzeitige Annahme unjeres 
Antrag gezeigt wird, daß wir nad der Richtung ber 
Befreiung fteuern wollen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Direktor im Auswärtigen Amt, Wirkliche 
Geheime Legationsrath Dr. Stuebel. 

Dr. Stuebel, Wirkliher Geheimer Legationsrath, 
Direktor im Auswärtigen Amte, ftellvertretender Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrath: Ih möchte mir nur nod 
die eine Bemerkung geitatten, daß, wenn bie Frei— 
erklärung der Kinder eines Sklaven auch noch nicht bie 
Aufhebung der Sklaverei bedeutet, fie doch jedenfalls von 
ben Eigenthiimern von Sklaven als folde empfunden 


werben würde 
(Zurufe lint3); 

und gerade dieſes Empfinden auf Seiten der Eigenthümer 
der Sklaven bringt die Gefahr mit fi, daß die Auf: 
ftände und die Schwierigkeiten für dad Gouvernement 
fih daran fnüpfen, auf die die Gouverneure in ihren Bes 
richten hinweifen. 

Dem Herrn Abgeordneten Stoeder mödte ih er— 
wibern, daß die Eigenthümer ber Sklaven nicht unter dem 
deutſchen Gefeg ftehen. Deutſche und Europäer find nicht 


(D) 
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(4) Eigenthümer von Sklaven; e3 handelt fi Hier bloß um 


Eingeborene, und die ftehen unter dem Verordnungsrecht 
des Goupernements. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, es iſt doch 
wichtig zu fonftatiren, daß der Herr Stolontaldirektor, alio 
der maßgebende Beamte des Deutichen Reichs für unfere 
Ktolonialpolitif, erflärte, gegen meinen Antrag fei einzu— 
wenden, dab er die Abihaffung den Sklaverei den 
Sflavenhaltern empfindlich made. 

(Sehr richtig! links.) 
Das bedeutet doch, daß der Antrag Gröber in einer 
MWeife durchgeführt werben fol, die den Sklavenhaltern 
nidt empfindlich wirb. 

(Sehr richtig! links.) 
Das bier andzufprehen, Halte ich für nöthig, und id) 
meine, ber Herr Solonialdireftor hat gerade durch feine 
Worte bie befte Empfehlung für unferen Antrag gegeben. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Bräfident; Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Gröber. 
Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Bebel hat fih in eine Erregung hineingeredet, die 
mir nicht recht verſtändlich iſt. Wir wollen auf allen 
Seiten des Haufes in der Bejeitigung ber Hausſklaverei 
einen Schritt vorwärts fommen; aber fogar der Herr Ab: 
geordnete Bebel hat fih in feiner vorlegten Aeußerung 
dahin ausgeſprochen, daß man bie Hausſklaverei nicht auf 
einmal allgemein I fünne. Es ift nicht werthlos, 
das ausdrücklich feitzuitellen. Alſo, meine Herren, wir 
find nur in Differenz darüber: wa3 kann praftifcherweife 
jest fofort geichehen, und was joll ber weiteren Ent: 
widlung vorbehalten bleiben? Nun meinte der Herr Ab: 
geordnete Bebel, dad, was die lnterzeichner unſeres Au— 
trages vorihlagen, habe —F keinen oder nur geringen 
(B) Be feine Refolution habe aber einen ganz bedeutenden 

Werth. Ja, meine Herren, welde Folgen hat fie denn 
borausfichtliih? Das Kind wird für frei erklärt, ber 
Bater bleibt Sklave! Was wirb mit bem Finde ans 
gefangen, wer ift für feine Unterhaltung verantwortlich ? 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— Bitte, meine Herren, dad ift eine ganz praftifche 
Frage: Sie tremmen dad Kind vom Bater; nad) unferer 
Refolution bleibt die Familie beifammen, bis fie bie 
Freiheit erlangt, und nad) unferer Ueberzeugung wird fie 
dadurch früher zur Freiheit fommen, als bei Ihrem Bor: 
ſchlage, ber einzelne Mitglieder herausreißt und fie fchuß- 
los ſich felbit überläßt, da fie nad) Ihrer Refolution fi 
ſelbſt zu ernähren und burdhzubringen haben. 

Wenn ber Herr Kolonialdireftor jagt, man müßte bei 
Behandlung dieſer Frage Nüdficht nehmen auf bie 
beionderen Berhältniffe im Schußgebiet, auf die Empfin- 
dungen ber Gingeborenen, wie fie im Bericht ber 
Gouderneure geihildert werden, jo weiß ich nicht, wer 
dem im Granit wiberfprehen wil. Was wollen wir 
erreihen? Wollen wir etwas erreihen bei Nidt- 
eingeborenen, bei den Weißen? Da hätten wir ja die Gewalt. 
Nein, was wir erreihen wollen, beichränft fih ausſchließ— 
ih auf die Eingeborenen, und denen etwas zuzummthen, 
was gegen ihr Aupfinden ift, ift nicht durchführbar, weil 
ohne freiwillige Mitwirfung der Eingeborenen uns Die 
Madıt fehlt, die Freiheit der Hausfklavenkinder durchzu— 
jegen. Cine ſolche Beftimmung, wie fie Herr Bebel uns 
borfhlägt, bliebe alſo auf dem Papier des Deutſchen 
Reichsgeſetzblattes und würde nie durchgeführt werben 
fönnen. Da ift mir doch eine Beitimmung lieber, die 
nach den Ausführungen des Herrn Kolonialdireftors und, 
wie wir aus früheren Darlegungen des Stolonialblattes 
wiffen, denjenigen Anſchauungen im wejentlichen entfpricht, 
wie fie fih in den Schußgebieten ſelbſt im Laufe der letzten 

Reichötag. 10. Legisl.-P. II. Seffion. 1900/1901. 


Jahre unter bem Einfluß der Kulturentwidlung heraus: (C) 


gebildet haben. 

Was mir mit unferem Vorſchlage erreichen, iſt 
— darüber fann fein Zweifel jein —, daß im Falle der 
Annahme diefes Antrags alle deutſchen Kolonialbehörden 
angewiefen werden, in biefer Beziehung zu wirken, ſodaß 
durch dieſen Antrag ein neuer Impuls gegeben wird, auf 
dem beichrittenen Wege gegen die Sklaverei noch raſcher 
und energiſcher — als es bisher ge— 
ſchehen iſt. Wer darüber in ſolche Erregung gerathen 
mag wie der Herr Kollege Bebel, faßt unſere Anſicht 
falſch auf. Wir ſind in der Abſicht vollſtändig mit 
Herrn Bebel einig, die Hausſklaverei fo bald als möglich 
und zwar möglichft vollftändig zu befeitigen; aber wir 
fünnen uns feiner Anficht nicht anfchließen, dab das auf 
dem von ihm vorgeichlagenen Wege jo unmittelbar zu er 
reihen wäre. Im Gegentheil, wir müflen fürchten, daß 
auf dem von Herrn Bebel vorgeichlagenen Wege eine Ber: 
ichlimmerung der heutigen Zuſtände verurfaht würde. 
Alfo Herr Bebel möge niht mit dem Vorwurf fommen, 
als ob es uns nicht ernft wäre, wirkliche Fortichritte in 
ber Bekämpfung der Sklaverei zu maden. 

Es ift auch ein Irrthum, wenn Herr Bebel behauptet, 
daß ber Reichstag früher entgegengefegte Beichlüffe gefaßt 
hätte; Herr Bebel ift vielleicht wicht in der Lage gewefen, 
die Reichſstagsakten hierüber noch einmal rafch nachzuſehen. 
Im Jahre 1891 und 1892 hat der Reichstag keineswegs 
beichloffen, dab die Sklaverei in 4 oder 5 Jahren ab: 
geſchafft werden folle; fo thöriht war damals fein Menſch 
im Reichsſtag, daß er geglaubt hätte, man könne in 
5 Sahren oder vielleiht auch in 5 Bierminuten die 
Sklaverei vollftändig abſchaffen. Nein, meine Herren, 
wa3 man befcloffen bat, das war, daß in ben nächſten 
Sahren „die Materie der Sklaverei” ihre geſetzliche 
Regelung finden folle, damit jeder wiflen könne, woran er 


it, und aud in fpäteren Beichlüffen hat der Reichstag (D) 


feineswegd die fofortige radifale Aufhebung ber Haus: 
ftlaverei beichloffen, fondern, was fpäter im Jahre 1895 
beichloffen worden ift, allerdings auf einen Antrag von 
mir, war die Aufforderung an die Regierung, einen Gejeh- 
entwurf vorzulegen, welcher bie in den deutſchen Schuß: 
gebieten unter den Gingeborenen beitehende Hausſtlaverei 
und Schuldknechtſchaft einer ihre Beleitigung dor: 
bereitenden Regelung unterwirft. Das ift etwas ganz 
anderes, ald was Herr Bebel daraus gemadt hat. Die 
Abſicht des Reichsſstagsbeſchluſſes vom Jahre 1895 war, 
barauf hinzuarbeiten, daß vorbereitende Schritte 
geihehen sollen, um die Hausfkflaverei ab: 
zuſchaffen, und dasjelbe geſchieht jett burd) den Antrag, 
der bier von uns geſtellt ift, und deſſen Zweck auch durch 
die Faſſung, wie fie Herr Graf Driola vorgeichlagen hat, 
im wejentlihen erreicht werden wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Gröber 
polemifirt gegen mich in einer Meife, ald wenn wir 
unferen Antrag ald das einzige Mittel zur allmählichen 
Befeitigung der Sklaverei anfehen. Das ift gar nicht der 
Fall; denn ic habe ausdrüdlid erklärt, daß ber Bor: 
ichlag, den er unter Nr. 4 feiner Nefolution macht, aud) 
mir ſympathiſch Sei, und daß dies mit einer der Wege 
fei, die zur allmählihen Beleitigung der Hausiklaverei 
fühıten. Die Erregung, die in den legten Ausführungen 
des Herrn Stollegen Gröber lag, ift aljo nicht gerecht: 
fertigt. Es handelt fih darım, daß mad unferer Leber: 
zeugung unfer Antrag am wirkfamften die Hausiflaveret 
befeitigt, und die Worte des Herrn Stolonialdireftors 
haben uns im dieſer Auffaffung beſtärkt. Er fieht in 
unferem Antrage, daß die neugeborenen Kinder Der 
Stlaven als freigeboren anzufehen fein, die Gefahr, daß 
Aufftände entitehen könnten. Das möchte ih einmal 
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(4) fehen, wie aus dem Umſtande, daß den Einen in diefem, 


den Andern in jenem Moment die Beftimmung trifft, daß 
das Kind feines Sklaven frei ift, ein Aufftand entitehen 
fann. Nein, meine Herren, Ihre Anordnungen bezüglich der 
Hüttenftener haben viel mehr Aufftände erzeugt und 
werben nod viel mehr Aufftände erzeugen, als burd ein 
Gefeß, wie dad von uns verlangte, erzeugt werben 
fönnten. Auch Herr Kollege Gröber hat unfreiwillig 
unferem Antrage die größere Bedeutung beigelegt, als er 
fagte, die Verwirklichung unferes Antrages verlege gewiſſe 
Empfindungen. Empfinden ſoll es ber Stlavenbefiger, 
daß das Vorrecht, welches er bisher befeflen hat, auf die 
Dauer nicht mehr beftehen fann. Ich weiß aud gar nicht, 
wenn man ernftlih der Hausſklaverei zu Leibe gehen will, 
wie das geſchehen fol, ohne daß es der Sklavenbefiter 
empfindet. Das iſt fo, als wenn unfere Unternehmer es 
nicht empfinden follten, wenn einmal durch gefeglice An— 
orbnung die Lohnfflaverei aufgehoben wird. Wir laſſen 
und durch Grwägungen auf die Empfindungen ber 
Stlavenbefiger nicht zurüdichreden, zu thun, was noth— 
wendig if. Hält man eine Maßnahme für nüglic, gut 
und geredht, dann hat man fie auch durchzuführen. Und 
unfer Antrag ift durdführbar, das ift bewiefen durch die 
Geſetzgebung und das Beifpiel anderer Staaten; an dieſer 
Thatſache allein fcheitert aller Widerfpruch gegen ihn. 
(Beifall links.) 

Präfident: Die Diskuffion ift geichlofien, da ſich 
niemand mehr zum Worte gemeldet hat. 

Wir kommen zur Abftimmung. Ich werde zunächſt 
abſtimmen laſſen über den Tit. 1 des Kap. 6a, dann 
über die Nefolution Bebel auf Nr. 199 der Drudiaden, 
dann, falls dieſe abgelehnt wird, über die fombinirte 
Reſolution Gröber-Graf Oriola. — Hiermit ift das Haus 
einverftanden. 

Fit. 1 ‚ir nicht angefochten, ich erfläre ihn vom Haufe 


(B) für bewilligt. 


Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welche bie 
Nefolution Bebel auf Nr. 199 der Druckſachen, welde 


lautet: 
Der Reichstag wolle beichließen: 

ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichs: 
tag er einen Gefeßentwurf vorzulegen, durch 
welchen die in den deutſchen Kolonialgebieten von 
Haudfflaven geborenen Kinder als Freie an: 
erfannt werben, 

annehmen wollen, fi von ihren Plägen zu erheben. 


(Seichteht.) 
Das ift die Minderheit, die Nefolution Bebel ift ab- 
gelehnt. 

Wir fommen nunmehr zu dem Antrage Gröber:Graf 
Orivola auf Nr. 209 der Drudfadhen. erſelbe würde 
nad der neuen Redaktion lauten: 

Der Reichstag wolle beichließen, 
den Herın Reichskanzler zu erfuchen, eine all: 
gemeine Verordnung zu erlaſſen, welche bezüglich 
ber in ben deutihen Schußgebieten unter den Ein: 
geborenen beftehenden Hausſtlaverei vorſchreibt: 
— es folgen die 4 Punkte, deren Verlefung mir wohl 
erlaffen wird. — Dies ift der Fall. 

Ih bitte alſo diejenigen, welche dieſe Refolution an: 

nehmen wollen, ſich zu erheben. 
(Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Nefolution ift angenommen. 

Id rufe nunmehr auf Kap. 6a Tit. 2 bis 22, — 
Angenommen. Ginmalige Ausgaben, Kap. 2, Tit. 1 
bis 9. — Angenommen. Stolonial-Berwaltung, Kap. 2a, 
aH.,—., —3;, —4 —b — Eh Il. — ie 
genommen. 

Wir kommen zum tat für das oftafrifanifche 
Schutzgebiet. 





Hier rufe ih auf: Einnahme, Tit. 1 bis 4, — 5. — (C) 


Angenommen. Ausgabe: I. fortdauernde Ausgaben, Tit. 1 
bis 19, — U. einmalige Ausgaben, Tit. 1, — 2, — 3 
und 4, — 6 — und 7.— Angenommen. II. Refervefonds. — 
a 

Mir gehen über zum Gtat für dad Schutzgebiet von 
Kamerun. Ach rufe auf: Ginnahme, Tit. 1 bis 3, — 4. 
— Angenommen. Ausgabe, I. fortdauernde Ausgaben, 
Tit. 1 bi8 13, — IL einmalige Ausgaben, Tit. 1 bi 
4, — 5, — 6, — II. Reſervefonds. — Angenommen. 

Wir gehen über zum Gtat für dad Schutzgebiet 
bon Togo. 

Einnahme, Tit. 1 bi8 4, — Ausgabe, I. fort: 
dauernde Ausgaben, Tit. 1 bis 12, — II. einmalige 
Ausgaben, Tit. 1 umd 2, — III. Reſervefonds. — Ange: 
nommen. 

Mir gehen über zum Etat für das ſüdweſtafrikaniſche 
Schutzgebiet. 

Einnahme, Tit. 1 bis 4, — 5, — Ausgabe, I. fort: 
dauernde Ausgaben, Tit. 1 bis 11, — 12, — 13, — 
II. einmalige Ausgaben, Tit. 1 biö 11, — 12, — 13, — 
III. Reſervefonds. — Angenommen. 

Wir kommen zum Etat für dad Schußgebiet von 
Neu-Buinen, 

Einnahme, Ti. 1 bis 4 — ge I. fort: 
dauernde Ausgaben, Tit. 1 bis 9, — UI. einmalige Aus: 
gaben, — II. Reſervefonds. — Angenommen. 

Mir fommen zum tat für die Verwaltung der 
Karolinen, Palauinfeln und Marianen. 

Einnahme, Tit. 1 ımd 2, — Nuögabe, I. fort: 
dauernde Ausgaben, Tit. 1 bis 8, — 1. einmalige Aus: 
gaben, — III. Reſervefonds. — Angenommen. 

Mir gehen über zum Etat für dad Schubgebiet von 
Samoa. 

Einnahme, Zit. 1 und 2, — Ausgabe. — Ai: 
genommen. 

Mir fommen zum Gtat fir das Schußgebiet von 
ſtiautſchou. 

Einnahme, Tit. 1 bis 4. — Angenommen. Aus— 
gabe, fortdauernde Ausgaben, Tit. 1 bis 43. — An— 
genommen. Einmalige Ausgaben, Tit. 1 bi 6, — Tit. 7. — 
Angenommen. Reſervefonds. — Angenommen. 

Mir gelangen nunmehr zum Geſetzentwurf auf Seite 2. 
Ich eröffne die Diskuffton über den Tenor des Geſetzes, — 
ichließe Diefelbe, da fi niemand zum Wort meldet, und 
werde, wenn niemand widerfpricht, annehmen, daß ber 
Tenor des Geſetzes angenommen if. — Da niemand 
wideripricht, ift dies ber Fall. 

Ich eröffne die Diskuffton iiber Einleitung und Leber: 
ſchrift, — Schließe Diefelbe, da fich niemand zum Wort 
meldet, und nehme auch hier an, dab Einleitung und 
lleberihrift vom Haufe angenommen find. 

Wir kommen zur Gefammtabftimmung über ben 
Geſetzentwurf, betreffend die Feſtſtellung des Haushalts: 
Etats für die Schußgebiete auf das Rechnungsjahr 1901. 
Diejenigen Herren, welde biejed Gefet in der Geſammt— 
abftimmung annehmen wollen, bitte ih, fi von ihren 
Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; das Geſetz iſt in der Geſammt— 
abſtimmung angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum Reichsamt des Innern 
auf Seite 6, Anlage IV, Kap. 7 der fortdauernden 
Ausgaben. 

Ih eröffne die Disfuffion über Tit. 1 mit dem 
Antrage der Herren Abgeordneten Schmidt (Eiberfeld), 
Dr. Miller (Sagan) auf Nr. 200 der Drudjahen. Das 
Mort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (Eiberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeordneter: Meine Herren, 
ih habe mir erlaubt, mit meinen Freunden auf Nr. 200 
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(A) ber Druckſachen einen Antrag zu stellen, mit dem ich | insbefonbere bei ben Steinfohlenbrifetts, die in fehr ver: (0) 


(B) nah Gewidt. 


wegen jeiner Dringlichkeit glaubte die dritte Leſung be- 
ihweren zu müſſen. Es iſt in dieſem Haufe und noch 
mehr im preußiihen Abgeordnetenhaufe und fonft in der 
Deffentlichkeit Vieles über die Kohlennoth, über die über: 
mäßigen Preiſe, welche für Sohlen 2c. bezahlt werben, 
geredet worden. Der vorliegende Antrag foll einen 
lebelftande beheben, welcher verfhärfend auf dieſe 
Zuftände wirft. 

Der Verkauf von Kohlen und Koks geichieht im 
kleinen Verkehr nah einem Raummaß, dem Sceffel, 
defien Größe nicht feititeht, und bei dem Abmefjen 
fommen dann jehr verſchiedene Mengen in die Erſcheinung 
berart, daß namentlich die Eleinen Käufer nicht willen, 
wie viel fie eigentlih für ihr Geld befommen. Früher 
wurbe bei ben Zehen in Weftfalen nach verichiedenem 
Maße verkauft, nach geftrichenem oder auch nad) ge: 
häuftem Scheffel, bei dem gehäuften Scheffel nahm man 
an, daß ber Scheffel einen Zentner, 10U Pfund, wiegen 
folle. Heutzutage weiß der fleine Käufer, der auf ben 
Händler angewieſen ift, nicht, was er befommt, eö wechjelt 
zwiſchen 75 oder 85 Pfund für den Sceffel; vielleicht 
auch noch mehr. Der Antrag auf Nr. 200 bezicht ſich 
nun grade auf ben feinen Verkehr, den Einzelverkehr, er 
bezieht fih nit auf den Großhandel — 

(Zuruf rechts: Lauter!) 

— Dann müffen die Herren ſchon die Güte haben, etwas 
ruhiger zu fein; ich ſpreche ſehr laut. 

(Ernenter Zuruf.) 
— Ja, auch die Herren vom Bundesrath! Ich nehme an, 
dab Sie darauf hindeuten. — Alſo diefer Antrag bezieht 
fih nicht etwa auf den Großhandel, er bezieht ſich nicht 
auf den Handel zwiichen dem Grjeuger, dem Groß- und 
dem Stleinhändler. Diefe pflegen fich felbit zu helfen und 
fie verfaufen die fraglichen Heizftoffe auch jetzt ſchon meiftens 
Aber beim Stleinhandel, beim Berfauf an 
den Konfumenten herrſchen große Mißftände, wie ich zu 
Anfang bereit3 andentete. Namentlich bei den allerkleinften 
Verkäufen, wenn es fih um einzelne ganze oder halbe 
Sceffel handelt, kommen die größten Unregelmäßig— 
feiten vor. 

Dieſe Uebelſtände find vielfach beiproden, und es tft 
auch jchon angeregt worden, hier nad) dem Geſetz über 
den umlauteren Bettbeiverb einzugreifen und eine Ber: 
ordnung des Bundesrath3 zu veranlaflen, welche das 
Hohlmaß und bie er beim Verkauf von Sohlen und 
io weiter befeitigt und dem Berfauf dieſes Brennmateriald 
auf das Gewicht beſchränkt. Am 14. Januar dieſes Jahres 
hat bereit3 der Herr Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) 
diefe Forderung bier ausbrüdlich geftellt. Ich habe aber 
geglaubt, es fei beffer, wenn das hohe Haus im ganzen 
uber dieſe Angelegenheit beſchlleßen möchte. Es iſt auch 
eine Aufforderung nad) dieſer Richtung ſchon im Jahre 1895 
von den Melteften der Kaufmannſchaft zu Berlin geftellt 
worben, alſo bevor das Geje über den unlauteren 
Wettbewerb vorhanden war. Dann ift im Jahre 1899 
von dem Berbande der Berliner Stohlengroßhändler 
eine Betition an und ergangen, man möge in biejer 
Nihtung bei dem Bundesrath vorftellig werden. Es ift 
femer am 18. Januar 1899 ein Rundſchreiben des 
preußiichen Handelsminiſters in biefer Angelegenheit an 
die Handeldfammern ergangen, und, wie man mir fagt, 
haben die Handelskammern fid) zuftimmend im Sinne 
meines Antrags ausgeſprochen. 

Es ift aud die Trage aufgeworfen worben, ob eine 
ſolche Verordnung ſich mur es, Förberlohle und Kols 
beziehen ſolle, oder ob ſie auch ausgedehnt werden könnte 
auf die Briketts, und da iſt mir von Sachkennern geſagt 
worden, daß gerade dieſe Ausdehnung ſehr nothwendig ſei 

(jehr rihtig!), 


ſchiedner Größe hergeitellt werden, aber auch bei ben 
Braunfohlenbrifetts, weil mande Händler darauf drängten, 
fleinered Format zu befommen. Es ift aber nicht nur bie 
verfchiedene Größe, fondern auch die verfchtedene Dichtig- 
feit, aljo der Grad der Preſſung, von Wichtigkeit in Bezug 
auf bie Heizkraft. 

Meine Herren, die Sache ift, wie gefagt, eine dring— 
lie bei den hohen Stohlenpreifen, ſonſt würde ich fie nicht 
bei ber britten Lefung des Etats vorgebradht haben. Ich 
bitte das hohe Haus, diefen Antrag annehmen zu wollen. 

(Brave! links.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Beth (Coburg). 


Beckh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, id) 
fomme heute zum fo und fovielften Male, um Ahnen 
nur mit wenig Worten die Refolution nochmald zu 
empfehlen, welde id mit Mitgliedern aus allen Parteien 
bes Hauſes eingebradt habe, den Vogelſchutz betreffend. 

(Oh! reits. Unruhe.) 

Ich weiſe dabet darauf hin, daß ſeitens eines hoch— 
verehrten Mitgliedes dieſes Hauſes, welches leider vor 
wenigen Wochen mit dem Tod abgegangen ift, des Herrn 
Grafen v. Bismard:Bohlen, wenige Wochen vor feinem 
Tode ich einen Brief erhalten habe, in weldem er feine 
höchſte Sympathie für diefen Antrag ausſpricht und be: 
dauert, daß er wegen feiner Stranfheit diefen Antrag 
nicht perſönlich unterftüsen könne, daß er aber überzeugt 
fei, dab eine große Anzahl feiner Fraktionsgenoffen voll- 
ftändig damit einverftanden fei 

(ehr richtig! rechts), 
und daß er alſo ſehr gern „ſeine allerdings recht geringe 
Beredſamkeit“, ſagte er in ſeiner Beſcheidenheit, in den 
Dienſt dieſes Antrags und der ſehr wichtigen Frage — 
hätte. Wie geſagt, ich bedaure ſehr, daß dieſer edle Mann 


nicht am heutigen Tage ſtatt meiner dieſe Reſolution noch (D) 


einmal mit kurzen Worten begründen kann. Ich will nur 
noch darauf hinweiſen, daß in dieſem Jahre in Paris ein 
Kongreß, zuſammengeſetzt aus einer größeren Anzahl von 
Vereinen und zwar aus deren Mitgliedern in verichiebenen 
Ländern fir Ornitologie, Landwirihſchaft und Thierſchutz, 
ujfammengetreten ift und bort ein internationales Vogel: 
—“ in einen Entwurf gebracht und der Reichs— 
regierung, ſoviel ich weiß, mitgetheilt hat. Es iſt alſo 
auch in dieſen Kreiſen auf das lebhaftefte empfunden 
worben, baß in der That eine Regelung der auswärtigen 
Beziehungen und eine Regelung im Wege des Geſetzes 
für das Inland unbedingt nothwendig je. Nun hat der 
Herr Staatöfekretär des Innern bei der legten Beſprechung 
der Sache ſich dahin ausgeiproden, daß Oeſterreich ſich 
nun bereit erklärt habe, die Slonvention in der von Frank: 
reich und der Schweiz gewünſchten Faſſung abzuſchließen. 
(Slode des Bräfidenten.) 

Bräfident: Ich muß den Herrn Redner unterbrechen. 
Seine Refolution wegen Bogelihuges ift im zweiter 
Berathung durdhberathen worden, die Diskuffion darüber 
ift gefchloffen worden, und nur die Abftimmung ift vor: 
behalten worben für die dritte Berathung. Sie wird 
nad Schluß der Berathung des Etats zur Abftimmung 
fommen. Eine Berathung darüber ift ausgeſchloſſen; 
überNejolutionen findet nur eine einmalige Berathung ftatt. 

Bedh (Coburg), Abgeorbneter: Ich glaube, fie genug 
empfohlen zu haben. 

(Große Heiterleit.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gamp. 

Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
Ihnen die Annahme der Refolution Schmidt (Elberfeld) 
dringend empfehlen. Sie bedt fi wörtlid mit einem 
Antrag, den ich vor etwa acht Tagen in der Kommiſſion 
bes Abgeorbnetenhaufes „zur Berathung der Mißftände 
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{A) im Kohlenhandel“ geftellt habe. 
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In diefer Kommiſſion 
wurde uns nicht bloß mitgetheilt, was der Herr Ab— 
geordnete Schmidt (Elberfeld) uns bereits geſagt hat, 
daß nämlich der Herr Handelsminiſter die Handels— 
fammern um eine gutachtliche Aeußerung erſucht hat, und 
die Mehrzahl der Handelöfammern fi zuftimmend zu 
diefem Antrag geäußert haben, fondern aud daß ber 
Herr Haubelöminifter und die preußifche — bereits 
einen Antrag beim Bundesrath auf Erlaß einer ſolchen Be— 
ſtimmung geſtellt hätten; die preußiſche Regierung iſt alſo 
vollſtändig mit uns einverſtanden, daß dieſe Mißſtände 
auf dem von dem Herrn Abgeordneten Schmidt (Elber— 
feld) bezeichneten Wege befeitigt werden müffen. Ic freue 
mid), daß der Herr Abgeordnete Schmidt die Brifett3 be- 
ſonders erwähnt bat; ich fürchtete Schon, er hätte fie in 
feinem Antrag verfehentlih herausgelaffen. Ich bin der 
Anfiht, daß gerade in Bezug auf die Braunfohlenbrifetts 
ein dringended Bedürfniß vorliegt — dringender noch al3 
in Bezug auf andere Heizmaterialien —, den Verlauf nad) 
Gewicht einzuführen. Die ſtlage der Konſumenten ift eine 
allgemeine, dab dad Maß dieſer Brifett3 von Jahr zu 
Jahr zurüdgegangen ift, und zwar vorzugsweiſe auf 
Drängen der Sleinhändler, die von den Fabriken ein 
immer Heimeres und kleineres Maß verlangen, und zwar 
vorzugsweiſe, um die betheiligten Käufer übervortheilen 
zu fönnen. Dem muß entfdhieden entgegengetreten werben, 
und id möchte deshalb die Refolution mit der Ausdehnung 
auf Briketts zur Annahme empfehlen. 

Bei diefer Gelegenheit möchte ih den Bundesrath 
bitten, von der ihm im S5 des Geſetzes zur Bekämpfung 
de3 unlanteren Wettbewerb! vom 27. Mai 1896 ein: 
geräumten Befugniß einen größeren Gebrauch zu machen 


als bisher. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Mir haben zu unferem Bedauern wahrnehmen müflen, daß 


(B) der Bundesrath von diefer Befugniß bisher nur einen 


minimalen Gebraudh gemadt hat. Bei der Berathung 
diefed Geſetzes wurde auf eine Reihe von Mibftänden 
hingewiejen, gegen welche wir ein Eingreifen des Bundes— 
raths für berechtigt und mothwendig erachteten. Wir haben 
bisher dieſes Eingreifen vermißt und hoffen, daß dieſe 
Berathung dem Bundesrath Gelegenheit geben wird, 
Mißſtände auch auf anderen Gebieten zu befeitigei. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident:e Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 

Dr, Hahır. 


Dr. Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
mid namentlich den legten Ausführungen ded Herrn Ab— 
geordneten Gamp anschließen. Soviel ich mid) erinnere, 
hat fich der Bundesrath bis jept nur mit den Garnen 
beichäftigt als einziger Bethätigung feinerfeit3 in Betreff 
der Ausführung des 8 5 des Gefeßed über den um: 
lauteren Wettbewerb. Ich gratulire dem Herm Ab— 
geordneten Schmidt zu feinen dankenswerthen Antrag. 
Ich möchte aber wünfchen, daß er fein Intereſſe nicht mur 
dem Stohlenhandel zumwende, ſondern aud einer Fülle 
von Uebelſtänden in anderen Zweigen des Handels, fo 
z. B. der Verſchleierung des Gewichts und Mahes, ber 
Berfchlechterung der Qualität u. ſ. w., die auch in anderen 
Zweigen des Handeld genau fo vorkommen wie tm 
Kohlenhandel. Wenn der Bundesrath von der Befugniß 
des 55 des Geſetzes über den umlauteren Mettbewerb 
ausgiebigen Gebrauch machen wollte, jo wiirde er damit 
die Möglichkeit befommen, dem Unweſen der Waarenhäufer 
wirkfjam entgegenzutreten. Gerade die Waarenhäufer find 
kaufmänniſche Unternehmungen, die lediglich durch allerlei 
Verfchleierungen, durch Berkürzungen an Gewicht und 
Map, durch Verſchlechterungen der Qualität u. ſ. w., in 
der Konkurrenz mit reellen Gejchäften vielfach fiegreich find. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Wir können kein Geſetz machen, das in allen Einzelheiten (C) 


die Geihäftsgebahrung der Waarenhäufer treffen könnte. 
Wir können gar nicht überfehen, wie die faufmännifche 
Entwidlung und die Gepflogenheiten ſich geftalten werben. 
Wohl aber kann dies der Bundesrath, und wenn Miß— 
ftände ihm bon den Betheiligten mitgetheilt werben, ift 
er in der Lage, von Fall zu Fall Verordnungen dagegen 
zu erlaffen. 

Ich möchte meine Wünſche dahin ausfprehen, daß 
ber Bundesrath dieſe ihm gebotene Gelegenheit benugen 
möge, um den reellen und foliden Gefchäften in der 
Konkurrenz mit den unreellen Gefchäften, beſonders ben 
Waarenhäufern, erfolgreich beizuftehen. 

(Bravo! recht.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 

Dr, v. Levetzow. 


Dr. v. Levetzow, Abgeordneter: Meine Herren, mit 
drei Worten will ich nur bemerken, daß meine politiſchen 
Freunde gern fir die dankenswerthe Reſolution Schmidt 
(Elberfeld) ſtimmen werden, aus den Gründen, die von 
dem Herrn Antragfteller und von anderen Seiten bier 
bereitö entwidelt worben find, und bie ich nicht wieder: 
hole. Diefe Gründe treffen ganz befonderd auf Brifetts 
zu. Dabei will ich noch hinzufügen, daß meiner Meinung 
nad der Bundesrath das, was heute aus dem Haufe 
angeregt werden foll, aud ſchon ohne uns hätte thun 


können 
(ſehr richtig! rechts), 
nicht nur auf dieſem Gebiete, ſondern auch auf manchem 
anderen, und wenn unſer heutiger Beſchluß die Folge 
hätte, daß der Bundesrath von ſeinen Befugniſſen aus— 
giebigeren Gebrauch machte, fo würde das ſehr nützlich 
und dankenswerth fein. 
(Bravo! rechts.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 


zum Bundesrath, Staatsſekretär des Innern, Staatd- (D) 


minifter Dr. Graf v. Poſadowsty-Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadowslg- Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſekretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, wir haben allerdings von dem 8 5 
des Geſetzes, betreffend die Belämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs, erit Gebrauch gemadt in Bezug auf Garne. 
Gine Verordnung, betreffend den Verkauf von Sterzen, ift 
in Vorbereitung. Wir haben auch eingehende Erhebungen 
angeftellt über den Stohlenverfauf nah Gewicht und 
namentlih über den Verfauf von Briketts. Die Sadıe 
liegt jeßt der Normalaihungstommiffion zur Begutachtung 
vor. Ich halte mich aber Mir verpflichtet, darauf hinzu— 
weijen, daß namentlich bei der Einholung der Gutachten 
in den Handelöfammern bie Anfichten darüber fehr getheilt 
find. Der Großhandel, bemerkte ich übrigens, wünſcht 
eine ſolche Verordnung, der Kleinhandel ift dagegen. 

(Sehr richtig!) 

Es wurde darauf hingewielen, daß es fehr ſchwer 
fein würde, in den Mohnungen der Stunden dad Gewicht 
feftzuftellen, dort die Manipulation des Wiegens vorzu— 
nehmen. Es wurde auch darauf Hingewiejen, daß Die 
Brifettö bugroffopiich find, daß fie ihr Gewicht fehr ver: 
ändern, daß aud) die Möglichkeit vorliegt, dur Zuführung 
von Feuchtigkeit umd anderen Stoffen das Gewicht be: 
trügerifcherweife zu vergrößern. 

(Sehr wahr!) 

Meine Herren, bei jeder ſolchen Frage gehen felbit- 
verftändlic die Intereſſen auseinander; Sie fünnen ſich 
aber darauf verlafien; die Frage gerade ber Briketts wird 
weiter geprüft und ohne Nüdfiht auf einen engherzigen 
Intereſſenſtandpunkt erledigt werben. 

(Bravo!) 

Bräfident: Zu ber Nefolution Schmidt (Eiberfeld) 

begehrt niemand mehr dad Mort? — Ich ſchließe die 
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(A) Diskuſſion über die Reſolution Schmidt (Elberfeld), und 


wir fahren fort in der Diskuffion über Fit. 1 des Kap. 7. 
Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Stocder. 
Stoeder, Abgeordneter: Meine Herren, bei ber zweiten 

Lejung bin ich zu biefem Titel von den Herren Bebel 

und Singer in fo unerhörter Weile angegriffen, daß id) 

das hohe Haus trog ber dritten Leiung um Nachſicht 

bitte, wenn ich Einiges darauf erwibere. Ich wollte es 
gleih damals thun, aber ed war unmöglid. 

Die Angriffe find baburd hervorgerufen, daß id 
Herrn Bebel vorwarf, er hätte den Tucker-Brief erfunden, 
und daß ich mehrere Artikel des „Vorwärts“ zum 
18. Januar d. J. jehr fcharf verurtheilte. Nachdem ich 
geleien habe, was Herr Bebel damals gejagt, will id) 
gern zugeftehen, daß ih mid damals falſch ausgebrüdt 
babe. Ich nehme den Vorwurf, dab Herr Bebel den 
Zuder:Brief nden habe, zurüd. Aber ich follte meinen, 
Herr Bebel hätte viel mehr Grund, den Zeuten, bie ihn 
jeit Jahren mit biefem Brief irregeführt und beſchwindelt 
haben, feine Beleidigungen zuzufügen ald mir. Gr hat 
num bei dieſer Gelegenheit wieder ganz unglaubliche 
Romane erzählt, er habe ben Bilhof ZTuder angehen 
wollen. Nicht er jelbit, ſondern andere fonfervative Männer 
in England hätlen den Schritt gethan. Leider ſei ber 
Biſchof Tuder ſchon tobt geweſen. Die Teftamentövoll: 
fireder hätten erflärt, fie dürften aus ben Akten nichts 
herausgeben. Meine Herren, das alled ift ber reine 
Schwindel, allerdingd niht vom Abgeorbneten Bebel, 
fondern bon feinen Gcwährämännern erfunden. Schon 
im November 1896 hat Bifhof Tuder ganz lebendig einen 
Brief des Inhalts geichrieben, daß er von cinem Briefe 
des Herrn Peters an ihn nichts wüßte. 

(Hört! hört!) 

Ih babe hier einen anderen, einen wirklichen Tuder:Brief 

vom April vorigen Jahres, ben ih auf den Tiſch des 


(B) Haufes legen fann, damit das hohe Haus endlich einmal 


einen chten Tuder:Brief zu fehen befommt 

(Heiterfeit) 
und nicht immer die Phantaftereien, die Herr Bebel und 
vorführt. Wie die Teftamentsvollftveder befragt find, 
weiß ich nicht. Wahrfcheinlih, wenn man ihnen nad 
ginge, würden fie nun tobt fein, fodaß man wieder nicht 


erführe. 

(Heiterfeit.) 
Herr Bebel hat gegen mid ftarfe Ausdrücke gebraudt; 
dafür ift er zur Ordnung gerufen. Ich ſage deshalb da— 
rüber nicht3 weiter. 

Doch muß id noch einige Aeußerungen durchgehen, 
die im Zufanımenhang damit Herr Singer gethan hat. 
Er bat im Namen feines Freundes Bebel das Wort er: 
griffen. Ich kann dagegen nichts jagen; Kameradſchaft 
muß man immer ehreı. 

(Heiterfeit.) 
Gr hat aber gegen meine Ausführungen, daß Religion 
nie Privatſache jein könne, hervorgehoben, bei ihnen ſei 
Religion ausſchließlich Privatſache. 
Nicht wie es bei unſeren Gegnern und namentlich 
auch bei denjenigen, welche Herrn Stoecker nahe: 
ſtehen, oft der Fall iſt, daß Religion Geſchäfis— 
ſache iſt. 
Ich möchte Herrn Singer fragen, wie er zu ſolchen Be— 
hauptungen kommt. Das ſcheinen mir in der That orien— 
taliiche Auffaffungen zu fein 
(Heiterfeit), 
wie fie deutſchen Ghriften gegenüber unerlaubt find. 
Sa.) 
Hat Herr Singer dafiir einen Beweis, daß den mir nahe 
ftehenden Freunden die Religion Geihäftsfadhe ift? Iſt 
das nicht unerhört? 
(Beifall.) 





Die Juden bellagen ſich manchmal über die antifemitiiche (C) 


Bewegung. Wenn folhe Dinge fogar im Reichstag vor: 

fommen, können fie ſich doch nicht wundern, daß man 

dergleihen mit Empörung und Entrüftung zurückweiſt. 
(Sehr wahr! fehr richtig!) 

Herr Singer hat an derielben Stelle gejagt, id) 
predigte den Standpuntt des Friedend auf Erden und 
der Belohnung im Himmel, Aber meine ganze Thätigfeit 
fpriht dafür, daß ich die Arbeiter nicht bloß auf die 
Ewigkeit vertröfte, fondern daß ich thue, was ich fanıı 
und was zur Zeit möglich ift, um ihmen zu ihrem Rechte 


zu verhelfen 
(Sehr ridtig!) 
Wenn er dann hinzufügt: 
in dieſer eg halte er es mit Goethe, der 
im eriten Theil feines Fauſt fagt: Fluch jei der 
Hoffnung, Fluh dem Glauben, Fluch fei vor 
allem der Gebuld! — 
fo hat Herr Singer wahriheinlih nicht daran gedacht, 
dab Fauſt das jagt, ald er vom Teufel in Beſitz ger 


nommen wird. 
(Große Heiterkeit.) 

König Friebrih Wilhelm IV. hatte mehr Geiftesgegenwart 
in folhen Dingen. Gagern fagte ihm bekanntlich diejelben 
Worte, als er ihm bie Kaiferkrone anbot. Darauf er: 
widerte der König: „Gagern, vergeffen Sie denn, daß 
das gejagt ift, als Fauft fih dem Teufel verfchreibt?” 
Nun kaun ich dagegen nichts einmwenden, wenn ſich Herr 
Singer dem Teufel verfchreiben will wie Fauft. Ich 
glaube, dab dann bei ihm zutrifft, was berfelbe 
Goethe fagt: 

Den Teufel fpürt dies Völfchen nie, 

Und wenn er fie beim Kragen hätte. 

(Heiterfeit.) 

Dann hat Herr Singer in Bezug auf Herrn Saunders 
meine Wahrhaftigteit bezweifelt. 
Mann gefagt, dab er ber — Sozialdemokratie, 
wenn ich einmal dieſes Wort brauchen ſoll, den Rücken 
gelehrt habe, weil der brutale Egoismus dieſer Richtung 
ihn zurückſtoße. Herr Singer behauptete dabei, ich jet 
wenig im Stande, die Wahrheit zu fageın. 

Meine Herren, ih habe hier die „Soziale Praxis“ 
(25. Oktober 1900), in welder über eine linterredung des 
Herrn Dr. Foerfter mit Saunders berichtet wird. Da heißt 
3, Saunders habe feine Stellung als Arbeiterführer auf: 
gegeben und jei im bie ethiiche Bewegung übergetreten, 
um ihr feine ganze Zeit und Kraft zu widmen. Er hat 
dem Dr. Foerſter Folgendes gejagt: 

Id kam im Ihre Bewegung, weil ed mir von 
Tag zu Tag Harer wurde, daß die Arbeiterichait 
mit ihrer fteigenden Macht fo ſchweren fittlichen 
Verſuchungen ausgefegt ift und jo gewaltigen 
politifhen Aufgaben gegenübertritt, daß ſich der 
bloße Appell an das Klaſſenbewußtſein oder an 
ben materiellen Nuten als abfolut unzureichende 
Bafid einer wirklich führenden Agitation erweift. 
Er jagte weiter: 
Zu unferem Schreden haben wir jebod in letter 
Zeit jehen müfjen, wie im der fi entwideluden 
Regierungdgewalt der Maflen die erften Anfänge 
der demokratiſchen Korruption fihtbar werben. 
Das find Sätze aus der Unterredung. Saunders hat aber 
aud einen Aufjag in der „Ethical World* gefchrieben, 
worin er jagt: ü 
Die Predigt de3 Klaſſenkampfes mag ein aus: 
gezeichnete Mittel fein, um hungernde Maiien 
in ſchlechten Gefhäftszeiten zufammenzuballeı, 
aber diefe Art Propaganda ift nicht fähig, uns 
den bingebungsvollen und charafterfeiten Arbeiter 
im Dienfte des Gemeinwefens zu ſichern u. ſ. w. 


d hatte von dieſem (D) 


2010 











(Stoeder.) 


(A) Ganz ähnlich fprady er fih in einer Verſammlung bier in 


Berlin aus; das habe ich dann aus den Zeitungen ent— 
nommen. Herr Singer fagte nun, Saunders habe ihm 
mitgetheilt, er wolle in England eine Organifation ſchaffen 
nad) Art der beutihen Sozialdemokratie, bon deren 
Altruismus er fehr erbaut fe. Ja, meine Herren, ich 
fann nur annehmen, entweber, daß Herr Saunber3 bie 
deutihe Sozialdemokratie nicht kennt, oder daß Herr 
Singer ihn nicht verftanden dat. Denn in ber Inter: 
rebung mit Foerſter und im feiner Arbeit jagt erklar umd 
beutlih, der Appell an das SHaffenbewußtjein genüge 
nicht zu einer Arbeiterbewegung. Da3 werben aber Die 
Sozialdemofraten gewiß nicht zugeitehen; denn was fie 
Jahr aus Jahr ein thun, ift nichts anderes als ber 
Appell an das Slaflenbewußtfein und ben 


Egoismus. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Außerdem hat Herr Singer noch etwas anderes Un— 
begreiflihes gethan. Er hat den befannten Brief, den ich 
feinerzeit ſchrieb, nicht bloS erwähnt, fondern mit einem 

ewiflen Nachdruck vorgelefen. Ih muß Tagen, daß id 
ehr erftaunt war, ald ih das in den ftenographifchen 
Berichten fand. Luther fagte einmal: ein Briefdieb und 
ein Gelddieb ift ganz dasſelbe. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Der „Borwärts* ift ja nun eine Art Hehleretanftalt für 
foldje Briefe, die entwendet oder entfrembdet ober unter: 
Ichlagen find, jedenfalls für Briefe, die ein anftändiger 
Mentch nicht öffentlich braucht 

(fehr richtig! rechts), 
weil fie chen privat oder vertraulich find. 
(Große Unruhe links. Ruf: Frechheit! — Glode des 

Präfidenten.) 

Bräfident: Wenn ich wüßte, wer den Zuruf gemacht 

hat, jo würde ich ihn zur Ordnung rufen. 
(Abgeordneter Kunert meldet fid.) 
Ich rufe den Herrn Abgeordneten Kunert zur 


Ordnung! 
(Bravo! rechts.) 

Stoeder, Abgeordneter: Ich bemerkte dabei noch, dak 
ih zu meinen Meußerungen gegenüber dem Tuder:Brief des 
Herru Bebel nur gelommen bin, weil man mir meinen 
Brief entgegenhielt. Nun verla® Herr Singer diejen 
Brief des Vertrauens, den fein auftändiger Menſch ver: 


öffentlicht. 
(Zuruf lint3.) 
Ih weiß ja, dab man fchon dahin gelommen tft, aus 
foldyen Veröffentlihungen eine Art Verdienft zu machen. 
Aber wohin gerathen wir damit, daß man vertrauliche 
Briefe nicht bloß benußt, fondern damit fogar im Reichs: 
tag einen parlamentariichen Erfolg erzielt?! 
(Sehr gut! rechts.) 

Nebrigend hat Herr Singer den Brief nicht einmal voll- 
ftändig verlefen, was zu feinem Grfolge einigermaßen 
beitrug. Der Brief jchließt nämlih: „Im Moment ift 
Schweigen, d. h. nur im diefem Punkte, Gold und Reden 
ift nicht einmal Silber“. Daraus geht flar hervor, daß id) 
in dem Briefe nur Gedanken äußern, aber gar nicht in 
die Deffentlichkeit hinaustreten wollte. Der Brief ift feit 
Jahren in der unerhörteften Weife benugt worden, aber 
mit Unrecht. Laſſen Sie mid) Ihnen nur ein paar Zeilen 
vorlejen, in denen die zweite Inſtanz eined Gerihtähofes 
ihn beurtheilt. Das Schöffengeriht hatte allerdings an— 
genommen, ich hätte mit dem Briefe Zwietracht füen 
wollen. Die höhere Inſtanz Iehnte das ab. Ein folder 
Gerichtshof hat doc aber fiher mehr Erfenntniß und 
ai Gerechtigkeit ald Herr Singer. In dem Erkenntniß 
heißt es: 

Es läßt —* der Brief der Auffaſſung Raum, 

der Briefſchreiber wollte bewirken, daß in den 


brutalen 





vier —— von denen er annahm, der 
Kaiſer ſtehe darin inſtinktiv auf Seiten des 
Privatklägers, der Kaiſer durch ſtärkeres Urgiren 
in ſeiner Anſicht ſtändig befeſtigt werden, aber 
ſeine Stellung zum Fürſten Bismarck ihm ſelber 
überlaffen werben ſollte. 

Das Geriht hat alſo am dem Brief feinen Anftoß ge— 

nommen. 

Ein geiftreiher Mann, in deffen Schrift „Volks— 
wirtbihaft oder Weltwirthſchaft“ mehr Erkenntniß ber 
Lage ift ald in der ganzen Sozialdemokratie zufammen, 
ein Herr dv. Thielmann bat 

(Zuruf rechts), 

gewiß, es ift ber Bruder des Herrn Staatö- 
fefretärd — hat über den Brief Folgendes geſchrieben, das 
ich den Herren drüben beſonders vorhalten möchte. Ans 
fnüpfend an dad Wort des Saiferd, dab feine Thür 
jedem Unterthan offen ftehe, fährt er fort: die Thür, nicht 
die Hintertreppe. 

Und num zitirt er aud meinem Briefe den Sak: 
Merkt der Kaiſer, dab man zwifchen ihn und 
feinem Stanzler Zwietracht füen will, fo ftößt 
man ihn zurüd. So ſchrieb Stoeder vor fieben 
Jahren. 

In einer —— darunter heißt es: 
Die Parteileidenſchaft faßte dieſe Warnung vor 
Intrigue allerdings als eine Aufforderung zu 
derſelben auf. 
Damit liefere ich den Beweis, dab ein Gerichtshof an 
dem Briefe nichts Verwerfliches findet, und ein hervor: 
ragender Mann benfelben togar als eine patriotifche 
Neußerung anerkennt. Ih will ja das lirtheil darüber 
jedem überlaffen. Nur meine id, wenn man einen ber- 
traulichen Brief, der fo beurtheilt ift, dazu bemügt, um 
im Reichstage Standalizenen hervorzurufen, daß das nicht 
der Sache entipridt. 

Ih muß noch auf ein anderes fommen. Herr Neiß- 
haus, der vorher bei diefer Gelegenheit dad Wort nahm, 
that fo, ald hätte ich damals bei meiner Erklärung vor 
Gericht, ich fennte Herrn Ewald nicht, einen falſchen Eid 
gefhworen. Ich würde von biefen Dingen nicht reden, 
wenn nicht in einer gewiſſen Preſſe die Sache wieder ab: 
fihhtlich gemißbraudt wäre. Gewiß, ich habe damals be- 
zeugt, id hätte Ewald nicht gefehen. Dabei war ich mit 
ihm in mehreren Verfammlungen geweien, wo Tauſende 
bon Menſchen waren. Nun a ih Herrn Reißhaus: 
hält er es für möglich, daß ich mit einem Eide wiſſent— 
lid etwas ableugne, was taufend oder zweitauſend 
Menſchen geſehen haben? Iſt irgend ein Menſch auf 
Erden fo unvernünftig, daß er das annehmen fann? Ich 
habe damals mein Zeugniß nad) beftem Willen abgegeben. 
63 war für Herrn Ewald in dieſem Falle günftig, aber 
es hatte überhaupt wenig zu bedeuten. Können Sie nun 
annehmen, daß ih, um einem Sozialdemokraten eine 
günftige Stellung vor Gericht zu verihaffen, einen Mein: 
eib ſchwören werber — Mit foldem Unſinn aber werben 
Geſchäfte gemadt, hier im Reichsſtag andeutungsweiſe, 
draußen in der Preſſe offener. Da werde ih dann 
Meineidpfaffe“ und ähnlich genannt. Das find doch un: 
erhörte Dinge, die fih nun fogar auf die Tribiine des 
Reichstags berirren. 

(Sehr wahr! rechts.) 

Das Letzte aber, das id) zu beiprecdhen habe, ift das 
Wichtigſte; es gehört ganz zu dem Gegenftand, ber uns 
vorliegt. Ich Habe damals die Artikel vom 18. Januar, 
die im „Vorwärts“ ftanden, hundsgemein genannt und 
wohl gewußt, was ich damit fagte. Die Herren auf ber 
anderen Seite haben nun, um jene Artikel abzuſchwächen, 
Unrichtiges gefagt. Herr Neibhaus: der „Vorwärts“ 
hätte nichts weiter gebradt als hiſtoriſch feftftehende 
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(Ztoeder.) 


(a) Thatfadhen. — Herr Singer: „Es ift bereits ausgeführt, 


daß der „Vorwärts“ mur die hiftoriihe Wahrheit ge— 
ſprochen hat“. — Herr Bebel: „Was hat bie fozial- 
demokratiſche Prefle am 18. März veröffentlicht? Sie 
bat die Urtheile der eigenen Mitglieder des Hohenzollern: 
hauſes abgedrudt, nichts weiter”. 
Meine Herren, bas ift eine grobe Ilnwahrbeit. 
(Unruhe bei den — — 
Denn der ſchlimmſte dieſer Artikel im „Vorwärts“ iſt der 
erſte, der nicht Thalſachen enthält, ſondern Urtheile, Urtheile 
von einer jo empörenden Art, daß das Urtheil, welches 
ih darüber abgab, gewi nicht zu fcharf war. Der 
„Borwärts* jagt hier in einem Artikel unter der Ueber— 
ihrift „Das foztale Königthum“, die herrfchenden und die 
arbeitenden Klaſſen hätten keine Gedenktage mit einander 
— Das wird mum fo giftig zugeſpitzt, daß es 
eißt: 
Wir feiern nur die Erinnerungstage großer 
Kulturfortſchritte, deren auch nicht einer nur von 
fern mit einem Erinnerungstage des preußiſchen 
Königthums zuſammenhängt. 
(Hört! hört! rechts.) 
Etwas Empörenderes ift niemals ausgeſprochen. Alfo 
fo fern ſtehen die Herren auf der anderen Seite den vater: 
länbifchen —— daß ihnen z. B. die Gründung 
ber Berliner Afademie unter dem oben König fein Tag 
der Kultur if. Wagen die Herren vor dem Deutſchen 
Reichstag zu fagen, der 19. November 1881, der Tag ber 
Kaiſerlichen Botihaft, oder der 4. Februar 1890, ber 
Tag ber beiden Kaiſerlichen Erlaffe, das feien feine Tage 
des Kulturfortſchrittes? 
(Lebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten. 
Glode des Präfibenten.) 
Präfident: Meine Herren, ich bitte um Ruhe! 
Stoeder, Abgeordueter: Wagen die Herren zu be— 


(B) haupten, diefe Tage felen wohl Tage bed Königthums, 


aber feine Tage der Kultur und gingen bie Arbeiter 
nicht3 an? 
(Zuftimmung bei ben Sozialdemokraten. 
Große Unruhe redhts.) 
Da3 wagen Sie?! Nun, darüber wollen wir und denn 
noch weiter auseinanberjegen! 
(Wieberholte lebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten. 
Glocke des Präfidenten.) 
Präfident: Meine Herren, ih bitte nohmals um 
Ruhe und bitte, feine Unterbrechungen zu machen! 
Stoeder, Abgeordneter: Jeder ehrliche Menſch wird 
fagen müffen, daß das empörende Lügen find, erdadt, 
um das Volk zu —* und um ihm den Patriotismus 
aus dem Herzen zu reißen. 
(Stürmifher Beifall rechts. Große Unruhe und Zurufe 
bei den Sozialbemofraten.) 
— Das Geſchrei kenne id ja! Hören Sie jeßt zu, nachher 
verantworten Sie fi! 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, in dem Artikel heißt es weiter: 
Dagegen liegt es in unferer Bflicht, und weil es 
unfere Pflicht ift, auch in unferem Willen, die 
Arbeiter darüber aufzuflären, dab fie dem 
preußifchen Königthum nicht den geringften Danf 
ſchulden. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Alfo für die großen Geſetze der Krankenverſicherung, 
a REDNER ber Invalidenverſicherung fein 
anf! 
(Zurufe bei den Sozialdemotraten.) 
— Sie haben die Geſetze niht gemadt, die Negierung 
und bie anderen Parteien haben fie gemadt! 
(MWiederholte lebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten. 
Glocke des Präfidenten.) 








Präſident: Meine Herren, ih muß durchaus ver- 


langen, daß Ruhe herrſcht! — 
(Abgeordneter Stoeder ſpricht weiter. Heiterkeit links. 
Glocke des Bräfidenten.) 

Herr Abgeordneter Stoecker, ich bitte, wenn ich ſpreche, 
nicht dazwiſchen zu ſprechen. — Es ſtehen vier Herren 
von der äußerſten Linken auf der Rednerliſte, die hinter— 
einander ſprechen, reſpektive dem Herrn Abgeordneten 
Stoecker antworten wollen. Alſo nun bitte ich, nicht zu 
unterbrechen, folange ber Herr Abgeordnete Stoecker ſpricht. 
— Abgeordneter: Und nun kommt das In— 
amſte: 

Die Hohenzollern waren Dynaſten wie andere 
auch, den biftorifchen Bedingungen ihres fürft- 
lien Handwerks unterworfen; und eben diefen 
Bedingungen, nicht aber den perſönlichen Fehlern 
ber Hohenzollern, ift es zuzuſchreiben, daß Die 
Geſchichte dieſes Dynaſtengeſchlechts reiher an 
Schattenfeiten fein mag als die Geſchichte dieſes 
oder jenes anderen Dynaſtengeſchlechts. 
(Sehr richtig! Tin.) 
Nun wiffen wir ja: über jedem Dynaftengefhledht Liegen 
Schatten. Aber fein Hiftorifer wirb jagen, baß es ein 
Monarchengeſchlecht giebt, dad 500 Jahre auf dem Thron 
ift und mehr ausgezeichnete Berjönlichkeiten hervor— 


gebracht hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und babei wollen Sie dem deutichen Volle und dem 
preußifhen Volke weismachen, Died Geſchlecht fei reicher 
an Schatten ald andere? Das ift eine nichtönugige Art, 
den Bolkögeift zu vergiften 

(ſehr richtig! rechts), 
zu verderben 

(brabo!) 
und mit Ummwahrheiten zu betrügen. 
(Bravo! rechts.) 

Auch in dem, was Sie Thatjahen der Geſchichte 
nennen, find Dinge, die fih ſchwer mit dem Anftand ver: 
einigen laſſen. Da iſt ein Artikel, gleichfalls in der 
Nummer vom 18. Januar, mit dem Titel: „Wie bie 
Krone erworben wurde“. Gin Abſchnitt darin hat die 
fettgebrudte Ueberſchrift: „Die Maitreffe als Schmud 
der Krone“. Wer die Gefhicdhte fennt, weiß, daß ber 
Schwätzer Pöllnitz dieſe Sache aufgebradt hat. Nicolai 
hat fie nachher bearbeitet, und auch ernſte Geſchichts— 
forſcher wie Stenzel haben fie nachher angeführt. In 
demfelben Aufſatz fteht: 

Obgleih der König nad) der glaubwürbigen 

Verfiherung ber preußifchen Hiftorifer mit der 

Gräfin Wartenberg nur platoniſche Beziehungen ge: 

habt hat, beherrichte fie ihn doch vollftändig. 
Was fol dann die Ueberſchrift: „Die Maitrefie als 
Schmuck der Krone”? Ohne Zweifel den Leuten einen 
Elel vor der Krone beibringen, wenn eine Maitreffe als 
Schmud der Krone hingeftellt wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 
— So iſt diejed ganze Machwerk. 
(Sehr wahr! rechts. Laden links.) 
Wenn id davon gefagt habe „hundsgemein“, fo ift das 
wahrlich nicht zu ſtark geweien. Ich möchte fogar ſagen, 
daß id Hunde dafür um Entichuldigung bitten muß; fie 
ihnüffeln wohl mandjmal an dem Dred herum, der auf 
der Straße liegt, aber dab fie dem ganzen Dred ber 
Straße auf einen Fleck zufammenfegen, das thun nicht 
einmal Hunde. 
(Sehr wahr! rechts. Heiterkeit.) 

Meine Herren, ich bin mit meinen Ausführungen zu 
Ende. Ih Habe es für meine Pflicht gehalten, dieſe 
Dinge, die in meiner Abweienheit zur Sprache gefommen 
waren, zurecht zu jtellen. 


(A) 


2012 








Nur noch eine Frage, und zwar eine fehr ernfte: 


woher kommt e8, baß, während in allen anderen Ländern 


die foziale Bewegung aus den Windeln, den Kinderſchuhen, 
ben Bhantaftereien und Sllufionen, aus der wüſten Re: | 


volutionsſchwatzerei heraus kommt, fie bei und in Deutich- 
land nicht gefunden will? Daß die Sozialdentofratie bei 
und viel zu lange auf dem ummügen und berwerflichen 
Standpunkt der beftändigen Aufhegung ftehen bleibt? 
Das kommt von der Stellung, wie fie in dieſen Artikeln 
vertreten ift. Jeder wahre Patriot und anftändige Menſch 
fann das nur in tieffter Seele bedauern. 

(Lebhaftes Bravo rechts.) 

Präfident: Mir liegt ein Antrag auf Vertagung 
vor bon Seiten der Herrn Abgeordneten Dr. d. Levetzow, 
vb. Kardorff, Graf v. Hompeih und Dr. Pachnicke. Ich 
ichließe mich dieſem Antrage an und, wenn niemand wider: 
jpricht, werde ih annehmen, daß die Bertagung der Be— 
ſchluß des Haufes ift. — Das ift der Fall. 

Ich ſchlage Ihnen vor, meine Herren, bie nächſte 
Sitzung zu halten, morgen, Mittwod ben 20. März, Vor- 
mittags 11 Uhr, und als Tagesordnung: 

Fortſetzung der dritten Berathung des Entwurfs 
eines Gelches, betreffend bie Feſtſtellung bes 
Reichshaushalts· Etats fürdad Rechnungsjahr 1901 
nebſt Anlagen (Nr. 52 der Druckſachen), auf Grund 
der Zufammenftelung der in zweiter Berathung 
gefahten Beichlüffe in Nr. 198 und zu Nr. 198 
ber Drudiahen, — Anträge Nr. 200 bis 202, 
208, 209, 212, 217 — 

mit dem mündlichen Bericht der Kommiſſion 

für den Reichshaushalts-Etat über Petitionen 

(Nr. 213 der Druckſachen), 

in Verbindung mit 

ber dritten Berathung des Entwurfs eines Ge: 
jeßes wegen Berwendung überfhüffiger Reichs— 
einnahmen aus dem Nedinungsjahr 1901 zur 
Schuldentilgung — Nr. 54 der Druckſachen —, 
auf Grund der in zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Borlage. — Antrag Nr. 216. 

Zur Geihäftsordbuung hat dad Wort der Herr Ab- 
geordnete Dr. Arendt. 

Dr, Arendt, Abgeorbneter: Herr Bräfident, nad) dem 
Verlauf der heutigen Sigung müflen wir leider befürchten, 


Reichsſstag. — TI. Sigung. Dienstag ben 19. März 1901. 








dab wir aud in ber morgigen Sitzung den Etat nicht (B) 


werden zu Ende bringen können. Unter foldhen Umſtänden 
möchte ich doch bitten, von dem üblihen Beginn um 
1 Uhr micht abfehen zu wollen, da wir morgen im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe bei Beginn der Sigung 
zwei namentlihe Abftimmungen zu erwarten haben. 
(Sehr richtig! redht3.) 
Ich möchte alfo den Herrn PBräfidenten bitten, morgen 
auch um 1 Uhr die Situng beginnen zu laffen. 
Bräfident: Meine Herren, ic) habe nie geglaubt, daß 


' bie Derathung morgen zu Ende gehen wird; aber id) habe 


gehofft, daß fie an einem der fpäteren Tage zu Ende 
gehen wird. 
(Heiterfeit. 


) 
Wenn aber die Beratung eine folde Ausdehnung ans 
nimmt wie heute, und wie fie anzunehmen aud) für die 
Zukunft Scheint, jo muß ich durchaus Ihnen Borfchläge 
machen, daß die Sigungen cher beginnen. 

Was die mamentlihen Abſtimmungen im Abges 
ordnetenhaufe betrifft, jo glaube ih, dak Abftimmungen, 
bie zweifelhaft find, bier nicht vorfommen werben. 

(Zurufe rechts.) 
Die Herren, die im Abgeordnetenhauſe abzuftimmen haben 
und dort mitabftimmen wollen, können alfo deshalb ruhig 
Pe gehen und abftimmen, denn Hier werden feine 
zweifelhaften Abftimmungen vorfommen. Ich muß bei 
meinem Vorſchlage ſtehen bleiben. 

Hält der Herr Abgeorbniete Dr. Arendt feinen Wider: 
ſpruch aufredt? 

(Abgeordneter Dr. Arendt: Nein, ich ziehe ihn pci.) 

Gegen meinen Borfchlag erhebt ſich weiter fein Wider: 
ſpruch; die Tagesordnung fteht feit. 

Die Mitglieder des Neihötagd, Herren Dr. Dertel 
(Sadfen), Morig, Schmidt (Frankfurt) wünfhen wegen 
anderweitiger dringender Geſchäfte ans der II. reip. VI. 
und XI. Kommiffion fheiden zu bürfen. — Ein 
Widerſpruch hiergegen erhebt fi nicht; ich veranlaffe 
deshalb die 6., 1. und 7. Wbtheilung heute unmittelbar 
* der Sitzung die erforderlichen Erſatzwahlen vorzu— 
nehmen. 

IH ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 6 Uhr 2 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norbdeutichen Buchdruderei und Verlagsanitalt. 
Berlin SW., Wilbelmitraße 32. 


Reichstag. — 72. Sitzung. Mittwoch den 20. März 1901. 
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72. Sigung 


am Mittwoch den 20. März 1901. 
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Keftitellung der Tagesordnung für die nächſte Sitzung 


Die Sigung wird um 11 Uhr 22 Minuten durch den 
Bräfidenten Grafen v. Balleitrem eröffnet. 

Bräfident: Die Sigung iſt eröffnet. 

Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Als Vorlagen find eingegangen: 

1. die ftatiftiihen Erhebungen über die überjeeiiche 

Auswanderung im Jahre 1900; 

2. der Entwurf eines Geſetzes, betreffend Berforgung 
der Kriegsinvaliden und der Kriegshinterbliebenen, 
nebft Begründung. 

Die Drudlegung der Vorlagen habe id) verfügt. 

An Stelle der aus der IL. refp. VI. und XIIL om: 
miffion gefchiedenen Herren Abgeordneten Dr. Dertel, 
Morig und Schmidt (Frankfurt) find durch die vollzogenen 
Erfagwahlen gewählt worden die Herren Abgeordneten: 

Graf d. Kanig in die Budgetkommiſſion; 
Schmid (Immenftadt) in die VI Kommiffion; 
Ehrhart in die XII. Kommiſſion. 
Id) habe Urlaub ertheilt dem Herren Abgeorbneten: 
Liebermann dv. Sonnenberg, Gräfe fir 3 Tage, 
Haufmann (Böblingen) und Haußmann (Balingen) 


für 4 Tage. 

Entſchuldigt if das Mitglied des Reichsſtags Herr 
Hoffmeifter. 

Das Mitglied des Reichstags Herr v. Tiedemanı 
wünſcht wegen andermweitiger dringender Geſchäfte aus ber 
Budgetkommiſſion fcheiden zu Dürfen. Beim 
Mangel eines Widerſpruchs veranlafle ich die 7. Ab: 
theilung, heute unmittelbar nad der Plenarfigung die 
erforderliche Erfagwahl vorzunehmen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand derfelben ift die 

Fortjebung der dritten Berathung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend die Feititellung des 
Reichshaushalts » Etats für das Rtechnungs— 
jahr 1901, nebſt Anlagen (Nr. 52 ber Drudjaden), 
auf Grund der Zufammenftelung der in zweiter 
Berathung gefaßten, Beichlüffe in Nr. 198 und Zu 
Nr. 198 der Drud — — Anträge Nr. 200 
bis 202, 208, 209, 212, 
mit dem mündlichen Bei ı der Kommiſſion 
für den Neihshaushalts-&tat über Petitionen 
(Nr. 213 der Drudjahen) — 
Verichterftatter über Petitionen find Die 
vn Abgeordneten Dr. — v. Hert⸗ 
g. Dr. Paaſche, Dr. üller (Sagan), 
Eh) v. Arenberg, Dr. Udo Su! zu 
Stolberg: Wernigerode, Graf v. Driola, 
Müller (Fulda) — 
in Verbindung mit der 
dritten Berathung des Gutwurfs eines Geſetzes 
277 


(D) 











wegen Verwendung überfhüffiger Reichsein- 
nahmen aus dem Rechnungsjahr 1901 zur 
Schuldentilgung (Nr. 54 ber Drudjahen), auf 
Grund ber in zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Vorlage. — Antrag Nr. 216. 
Infolge kalkulatorifcher Revifion der Zahlen find bei 
ber Finanzirung des Eiats einige Veränderungen ein— 
getreten, die als Druckſſache „Zu 198* vorliegen. 
In der wiedereräffneten Diskuffton über Reichsamt 
des Innern, fortdauernde Ausgaben, Kap. 7 Tit. 1 
hat dad Wort der Herr Abgeordnete Herold. 
Serold, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte hier 
auf einen Gegenttanb fur; hinweifen, der mir bedeutung 
voll genug erfheint, um ihm auch noch bei der dritten 
Lefung des Etats zur Sprade zu bringen; ich meine 
nänlid eine internationale Statiftit und regelmäßige Bes 
richterftattung über die Lage des Getreidemarkts in ben 
verfchiedenen Ländern. Die Getreidepreife find befanntlid) 
erheblihen Schwankungen unterworfen, Schwankungen, 
welche durchaus nicht immer in dem natürlichen Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage ihre Begründung finden. Die 
Spekulation bemädtigt fih in weitem Umfange eines Ein- 
fluffes auf die Getreidepreife; mit großen Stapitalien 
werden künſtliche Verſchiebungen herbeigeführt. Die Groß- 
händler find in der Lage, mit Aufwendung von bedeuten: 
den Mitteln ſich die Berichte, welche nothwendig find für 
eine Unterlage zur Beurtheilung ber gefanmten Verhält— 
niffe des Getreidemarktö, jelbft zu beihaffen, und diefe ihre 
Kenntniß nutzen fie dann einfeitig in ihrem Intereſſe aus. 
Die große Menge der Bevölkerung kann aber dieſe Be- 
richte ſich nicht verſchaffen; fie tft weniger orientirt und 
gegenüber den Großhändlern dadurd erheblich im Rück— 
ftande. Es ift baher ganz gewiß eine dankenswerthe 
Aufgabe feitend der Reichsregierung, wenn biefelbe bie 
Berichte über die Zuftände in ben verſchiedenen Ländern 


(3) fammelt und regelmäßig zur Veröffentlihung bringt. 


(Sehr wahr!) 

Dadurch wird bie Kenntniß über die Berhältniffe im Ge- 
treidegeihäft ein Gemeingut, und kann daher aud) ber 
Produzent und leinere Händler auf die Regulirung der 
(Setreidepreife maßgebend einwirken. Es würde dabei in 
Betracht kommen znnächſt eine umfaffende Statiftif über 
alle getreideproduzirenden Länder bezüglich des Ausfalls 
der Ernte felbft, dann über bie zu erwartende Ernte, 
ferner auch über die Vorräthe aus den früheren Jahren, 
weiterhin über die fihtbaren Beftände an Getreide, über 
die ſchwimmenden Worräthe u. ſ. w. Alle dieſe Gegen: 
ftände beeinfluffen ja bie Getreibepreife in erheblichem 
Maße. Das Neid) tft in der Lage, durch feine Beamten, 
durch die landwirthſchaftlichen Sachverſtändigen, durch die 
Konfuln in den verfchtedenen Staaten Dicke Berichte in 
fürzefter Zeit auf zuverläſſige Weife iu beihaffen, und es 
wäre ſehr erwünfcht, wenn im Neichdamt des Innern 
diefe Berichte zufanmengeftellt würden. Ich möchte den 
dringenden Wunſch ausſprechen, daß nach ber bezeichneten 
Richtung dad Reichsamt des Innern möglichſt bald vor: 
ginge. Wenn dann biefe Arbeiten in die Hand genommen 
werden, wird ſich auch bald zeigen, ob bie zur Zeit vor: 
handenen Beamten für eine berartige Berichterftattung aus» 
reihend find, oder ob noch befondere Kräfte eingeftellt werben 
werben müffen. Sollte bad Letztere der Fall fein, fo können 
die erforderlihen Geldbeträge in den nächſtjährigen Etat 
aufgenommen werden, und e3 kann feinem Zweifel unter: 
liegen, daß dieſe Ausgabe feitend des Reichstags gern 
bewilligt würbe. 

Sch möchte alfo den Herrn Staatäfefretär bitten, in 
ber angezeigten Weiſe eg ich bin überzeugt, er 
wird damit nicht nur der Landwirthſchaft, fondern auch 
ben Stonfumenten, der gefammten Bevölkerung einen 
großen Dienft erwelfen, weil es unzweifelhaft dazu bei- 


tragen wird, daß die Getreidepreißbildung eine gefundere (C) 


und fonftantere werden wird. 
(Bravo!) 

BPräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfefretär ded mern, Staats: 
minifter Dr. Graf vd. Bofadowsty: Wehner. 

Dr. Graf v. Pofadowalye Wehner, Staatsminiſter, 
Staatsſelretär des Innern, Bevolmächtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, ih bin allerdingd der Anficht, daß 
e3 fir uns ebenjo wichtig wäre zu willen, welche fidhtbare 
Vorräthe von Getreide im der Welt beftehen, wie groß 
die Berihiffungen find, wie fi die Preife auf den Haupt: 
handelsplägen ber Welt ftellen, — id) fage, ebenfo wichtig, 
wie die Erlenntniß der Bewegung auf dem Ktohlenmarft. 
Wie Sie willen, habe ich ja, entiprehenb meiner Zufage, 
bier in diefem hohen Haufe verfucht, ein möglichſt voll: 
ftändiged Bild der Bewegung auf unferem Kohlenmarkt zu 
geben. Ich hoffe aber diefe Nachrichten noch wefentlich 
verbeflern und ergänzen zu können. 

Nun beftehen ja über die Getreidepreife, über die 
Verihiffung, über die Vorräthe ſchon eine Anzahl 
Nachrichten in verichledenen Blättern, und ber „Reichs: 
Anzeiger“ bringt iiber die Getreidepreife ebenfalls periodifche 
Nachrichten; aber allerdingd mögen Diefelben, um fi ein 
fiheres Urtheil zu bilden über die Preisbildung auf dem 
internationalen Markte, nicht ausreichend fein, und ich 
will jedenfalls die ſchätzenswerthe Anregung des Herrn 
Abgeordneten Herold eingehend prüfen und jehen, ob es 
möglich ift, vielleicht allınonatli eine ähnliche umfaffende 
Neberfiht über den Getreibemarft zu geben, wie wir fie 
jest ſchon über den Stohlenmarft den „Nachrichten für 
Handel und Induſtrie“ beilegen. Ich möchte nicht glauben, 
daß dadurd; eine Vermehrung des Beamtenperjonald in 
meinem Ant noihwendig wird. Außerdem verwahre id) 
mich, fo fehr ich kann, gegen eine Vermehrung des mir 


nachgeordneten Berfonals; denn fchließlich, je größer das (D) 


Perſonal wird, deſto ſchwerer ift es, ſich eine Leberficht 
über die Thätigleit desſelben zu erhalten. — Ich glaube, 
diefe vorläufige Auskunft wird den Herrn Abgeorbneten 
befriedigen. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich auf eine andere 
Trage zurüdtommen, bie bei ber zweiten Leſung meines 
Gtat3 geftreift wurde. Der Herr Abgeordnete Bebel hat 
dem Brofeffor Hoffader, der dem Reichskommiſſar in Paris 
beigegeben war als künſtleriſcher Beirath, auf Grund 
einer veröffentlichten Broſchüre baraud einen Vorwurf 
gemadht, daß er gleichzeitig Privatarbeiten für Ausfteller 
auf der Barifer MWeltansftellung geleiftet hat. Ich bin 
pflichtgemäß diefer Behauptung nachgegangen. Die That: 
ſache ift richtig. Aber, meine Herren, zur Aufklärung des 
Sachverhalts und zur PBertheidigung des Herrn Pro: 
feſſors Hoffader halte ih mid doch für verpflichtet, 
Folgendes mitzutheilen. 

Herr grofeifor Hoffader, der ein Privatarditekt ift, 
war daburh, daß er dem Reichskommiſſar beigegeben 
wurde, gezwungen, vier Jahre lang feine Privatthättgkeit 
io gut wie aufzugeben. Den Bermögensverluft und, id) 
möchte aud) jagen, den Berluft an Kundſchaft, den ba: 
durch Herr Hoffader gehabt hat, konnten wir ihm felbft: 
verftändlicd aus Reichsfonds nicht voll erfegen. Er konnte 
deshalb nicht feine ganze private Thätigkeit aufgeben, 
wenn er nicht jede Beziehung mit feinem Publikum ber: 
lieren wollte. Außerdem, meine Herren, war es ganz 
außerordentlich wichtig, daß unfere Ausftellung nad der 
fünftlerifichen Seite ein möglichft einheitliches Sid zeige, 
ımd es lag durhaus im Intereffe der würdigen Dar: 
ftellung unſerer Ausſtellungsobjekte, daß namentlich dic 
Zeichnungen für das äußere Arrangement und die Aus: 
ftellungspitrinen von FZunftverftändiger Seite nad einem 
möglichft einheitlichen Plane angefertigt würden. Inſofern 
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(a) war bie private Thätigfeit des Profeffor Hoffader von 








Bebel, Abgeordneter: Der Herr Staatöfefretär ift (O) 


außerordentlichem Nugen, und ich glaube, das allgemeine 
Urtheil ift darüber einig, daß unfere Ausſtellung in Paris 
niht nur mad dem inneren Werth der ausgeftellten 
Gegenſtände, fondern auch nad ihrer äußeren Erjcheinung 
eine Höchft würdige und gelungene, dem deutſchen Gewerbe: 
fleiß zur Ehre gereihende war. 

(Sehr wahr! rechts.) 

Meine verehrten Herren, es ift aud behauptet worden, 
diejenigen Ausfteller, die Herrn Profeſſor Hoffader mit 
Aufträgen betraut hätten, hätten beflere Plätze befommen 
als ſolche Ausſteller, die ihm foldhen Auftrag nicht er— 
theilten. Wenn das richtig wäre, jo wäre das allerdings 
der denkbar ſchwerſte Vorwurf, den man gegen Her 
Profeſſor Hoffader richten fünnte. Die Thatſache iſt aber 
unrichtig, denn Herr Profeifor Hoffader hat die Aufträge 
von ben Auöftellern entgegengenommen, längft nachdem 
über die Bertheilung ber Pläße verfügt war, und bie 
Bertheilung der Plätze ift nit von Herrn Hoffader aus- 
gegangen, ſondern perfönlihft von dem Reichslommiſſar. 

Shliektich geltatte ih mir noch zu bemerken, Daß 
dieſes Berhältniß, wie es zwiſchen dem künſtleriſchen Bei- 
rath und dem deutihen Ausftellungsfommiffar beitanden 
bat, auch bei den Vertretungen aller anderen Nationen 
in Paris beftanden hat, dab auch bei den amberen 
Nationen die Sahperftändigen und die Stünftler, die den 
Koımmiffaren beigegeben waren, gleichzeitig private Auf: 
träge entgegengenommen und die Privatausfteller mit 
ihrem Rath und ihren Projekten unterftügt haben. Alſo, 
was Herr Profeffor Hoffader gethan hat, war feine Aus— 
nahme. Es war nothwendig, ihm diefe Grlaubniß zu 
geben, wenn wir ihn überhaupt gewinnen wollten, und 
feine Privatthätigkeit hat unſere Ausftellung nicht ge- 
ihädigt, fondern nad meiner perjönlichen Stenntniß der 
Dinge, die id) in Paris bei eingehenden Studien ber 


(B) Ausftellung als Refforichef gewonnen habe, in hohem Grade 


enüßt. 
’ IH kann alfo dieſe Beihwerden, die ſich im jener 
befannten Broſchüre befinden, als berechtigt nicht an— 
erfennen. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gamp. 

Gamp, Abgeorbneter: Ich möchte die Anregungen des 
Herrn Kollegen Herold warm unterftügen und danke dem 
Herrn Staatöfefretär für feine wohlwollende Erklärung. 
Ich möchte aber den Herm Staatfelvetär bitten, auf bie 
Berichte der internationalen Telegraphenbüreaus feinen 
ausfchlaggebenden Werth zu legen, ba biefe befanntlich 
vielfah unter dem Einfluß von großen Finanzhäufern 
ftehen, unb man nicht weiß, ob die Nadrichten, die fie 
bringen, zuverläſſig find. nn ns 

Außerdem möchte ich bitten, aud denjenigen bie ine 
ländifche Getreibeprobuftion betreffenden Thatſachen, welche 
für Die Preidentwidlung von Einfluß find, Aufmerk— 
jamfeit zu ſchenken und auch bieje jo weit als möglich 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. Ich meine da— 
mit namentlid bie Feſtſtellung der im Inlande befinde: 
lichen Borräthe, die Schägung über den Saatenftand und 
die vorausſichtliche Ernte. Es befteht heute z. B. in 
weiten landwirthſchaftlichen Kreiſen übereinſtimmend die 
Anſicht, daß im letzten Winter die Saaten ſehr erheblich 
durch Froſtſchaden gelitten hatten, und daß, wenn dieſe 
Thaiſache in weiten Streifen befannt würde, wir erheblich 
höhere Getreidepreife hätten. Ich will nicht jagen, daß 
die Aufklärung über ſolche Thatſachen abſichtlich dom ber 
Preſſe unterbrüdt wird; aber ich möchte doch wünſchen, 
daß das Neihdamt des Innern audy auf diefe Momente 
feine Aufmerkſamkeit richten und auch dieſe Thatjachen, 
ſoweit ed möglich ift, zur allgemeinen Kenntniß zu bringen 
ſich bemühen jollte. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 


auf die iger Unis erg, bie ich bei ber zweiten 
Leſung über dad Arrangement auf der Parifer Weltaus— 
ftellung gemacht habe. Ich habe damals ausdrücklich 
hervorgehoben, daß ich ſelbſt nicht in Paris geweſen ſei, 
aus eigner Anſchauung alſo nicht urtheilen könnte, daß 
ich mich aber auf die Fachblätter bezog, und zwar, wie 
id) angegeben habe, auf eine Anzahl dieſer Blätter, welche 
mit dem bon mir erwähnten Urtheil übereinfttimmten. Nun 
hat der Herr Staatöfelretär zugegeben, daß ber Architelt 
Hoffader eine Reihe von Privataufträgen übernommen 
habe. Gr entſchuldigt es damit, daß der Herr durch die 
jahrelange Thätigteit im Dienfte der Weltausftellung hätte 
befürchten müſſen, bei feiner Privatkundſchaft Einbuße zu 
erleiden, und daß man ihm daher die Möglichkeit, Privat: 
aufträge auszuführen, nicht habe nehmen wollen. Ich bin 
der Meinung, wenn das Reich bei einer Weltausftellung 
Herren engagirt, um die Angelegenheit zu leiten, bie 
Honorirung derfelben eine jo auskömmliche fein muß, 
daß fie feine Veranlaſſung haben, Privatarbeiten gleich— 
zeitig mit den Staatsarbeiten auszuführen. Geichieht 
das aber, dann begreifen Sie wohl alle, daß es nahe 
liegt, daß die Herren, die ebenfalld dort vertreten find, 
leicht glauben, daß, weil die Plätze, die fie bekommen 
haben, nicht in der günftigen Weife liegen wie die anderen, 
für die die Arbeiten des betreffenden Herrn —— 
wurden, zu Klagen Veranlaſſung zu haben nnd dieſe 
Klagen auch laut werden laſſen. Ich will zugeben, daß 
Architekt Hoffacker ſich bemühte, der Ausſtellung ein mög— 
lichſt ſchönes und großartiges Gepräge zu geben; aber das 
entſchuldigt nicht, daß man den Herrn auch nebenbei zu 
Privatarbeiten zuließ. 

Wenn nun im weiteren ausgeführt worden iſt, daß 
die — ſich über das Arrangement beſchwerten, ſo iſt 
das a wg 2 Ich kann nur nad) dem urtheilen, 
was mir im ber betreffenden Fachpreſſe vorgelegen hat. 
Id hielt mich für verpflichtet, daS hier zur Sprade zu 
bringen, da id dazu von betheiligter Seite veranlaht 
worden bin. Ich war überrafcht, dab der Herr Staats: 
jefretär nicht gleich Antwort gab. Ich begreife aber, dab 
er erft Informationen einziehen mußte, und er hat heute 
auch Antwort gegeben, die weniger an mich gerichtet ift 
als an diejenigen, bie jene Anflagen erhoben haben. 

Meine Herren, ich habe nicht geglaubt, daß ich Ver— 
anlaffung haben wiirde, nod in der dritten Lefung bes 
Etats ausführlicher das Wort zu nehmen. Aber nachdem 
geitern der Herr Abgeordnete Stoeder in fo vehementer 
Meile fih veranlaßt ſah, gegen mich und eine Anzahl 
meiner Barteifreunde fich in Angriffen zu ergehen, ift es 
jelbftveritändlich, daß ich darauf nunmehr das Wort zur 
Abwehr ergreife. 

Der Herr Abgeordnete Stoeder hat e3 geftern wieder 
einmal jo gemadt, wie wir öfter Gelegenheit haben es 
zu beobadten. Er erfheint nah wochenlanger Abweſen— 
heit wie eine Art Meteor im Reichstag, er hat in der 
Zwiſchenzeit die Reichstagöberichte durchgelefen, fein An: 
Hagematerial gelammelt und giebt es hier zum beften, 
worauf er wieder verihwindet. Auch in biefem Mugen: 
blid, wo er body darauf gefaßt fein mußte, daß ihm auf 
feine Angriffe eine Antwort zu Theil werben würbe, tft er 
nicht im Haufe vorhanden. Das tft natürlich für mich 
fein Grund, aud mur ein Wort von dem zurüdzubalten, 
was id dem Herrn Abgeordneten Stoeder ala Abwehr 
zu jagen habe. 

Zunächſt iſt der Herr Abgeordnete Stoeder auf den 
Zuderbrief zu reden gekommen und bat erklärt, daß der 
Tuderbrief Schwindel Mi, d.h. Schwindel nicht von meiner 
Seite, fondern von jener Seite, die mir über biefen 
Tuckerbrief berichtete. Nun, meine Herren, ift es richtig, 
auch ih habe die lleberzeugung, daß der Tuderbrief nicht 
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so 
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(Bebel.) 


(A) eriftirt, daß ih, wie man zu fagen pflegt, mit dem 


(B) 


Tuderbriefe hereingefallen bin. 
(Lebhaftes Hört! hört! und Zurufe rechts.) 
Das gebe ih zu! — Als der Herr Abgeordnete Arendt 
vor einigen Woden im Haufe die Erklärung abgab, 
Zuder febte, die Nachricht, er fei geftorben, wie ich an— 
gegeben, ſei unrichtig, und e3 ſei ein Brief Tuderd nad) 
jener Berhandlung aus bem Jahre 1896 in den Aften 
ded Auswärtigen Amts, habe ich ſofort VBeranlaffung 
genommen, an dad Auswärtige Amt zu fchreiben und cs 
zu bitten, mir Auskunft zu geben, ob die Angabe des 
Herrn Dr. Arendt richtig ſei. Darauf habe ih vom Aut» 
wärtigen Amt in liebendwürdiger Form die Antwort erhalten: 
die Angabe de3 Dr. Arendt ſei richtig, und ed wurde mir 
fpäter durch einen der Herren Geheimräthe des Aus- 
wärtigen Amts bie Bun gemacht, Falls id Brief 
und Aften einfehen wollte, ftänden fie mir zur Verfügung. 
Id habe darauf verzichtet, weil mit der Angabe, ein 
Brief Tuderd fei vorhanden, die Sache für mich erledigt 
war. Aber daß ih — im Gegenfaß zu Herrn Stoeder, wie 
id noch nachweiſen werde — nicht leichtfertig verfahren 
bin, dafür glaube ih ein Mitglied diefed Haufe, und 
zwar ben Herrn Abgeordneten Schmidt (Elberfeld), als 
Zeugen anrufen zu können. Mir jelbit mar es aus dem 
Gedähtuiß gekommen, dab damals, als die Peterd-Affäre 
von mir bier im Haufe zur Sprache gebracht wurde, 
mein Gewährämann mir feine Mittheilungen machte in 
Gegenwart de3 Herrn Abgeorbneten Schmidt (Elberfeld). 
————— Schmidt (Elberfeld) wird begeugen, daß 
der Mann, der mir dieſe Mittheilung machte, ein höchſt an⸗ 
gejchener Mann ift, dem ich in vollem Maße Vertrauen 
zu Schenken alle Urſache hatte, und daß, wenn die An— 
gaben, die er machte, ſich nachher als unrichtig heraus: 
ftellten, aud er feinerfeit8 von denjenigen, die ihm 
die Mitteilung madten, nicht a berichtet worben 
ift. ebenfalls babe ih mur auf Mittheilungen eines 
Mannes hin gehandelt, von dem ich behaupte, daß jeber 
Andere in biefem Haufe, wenn ihm von gleicher Stelle 
diefe Angaben gemacht worden wären, an ihrer Richtigkeit 
nicht gezweifelt hätte. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun bin ich aber, meine Herren, der Meinung, dab 
es im ganzen Reichstag feinen Menſchen giebt, dem fo oft 
Unrichtigfeiten nachgewieſen find, wie gerade dem Herrn 
Abgeordneten Stoeder 

(oh! rechts), 
ohne daß er fi auf Gewährdmänner berufen konnte, und 
daß da, wo er fih auf Gewährsmänner berufen hat, er 
aud noch hineingefallen ift. Ich will hier auf ver: 
ichiedene Vorgänge zu ſprechen kommen, die das aus— 
fömmlich beweiſen. 

Es Handelt fih zunächſt um eine Verhandlung im 
Jahre 1881 hier im Reichstag über Wahlbeeinfluffungen, 
die angeblich jeitens ber Berliner Kommunalbehörben vor: 
genommen worden jein follten. In der Berhandlung 
nahm der damald noch lebende Abgeordnete Ludwig 
Loewe das Wort und führte im Laufe der Verhandlungen 
‚Folgendes aus: 

Der Herr Abgeordnete Stoeder hat mit feiner 
befannten Wahrbeitöliebe (große Unruhe rechts) 
— mit feiner befannten Wahrheitöliebe behauptet, 
daß id ober bie biefige Kommunalverwaltung 
eine ungehörige Wahlbeeinfluffung ausgeübt habe 
gelegentlich meiner Wahl. Es befindet fich feit 
geftern ein amtliches Schriftftüd, der Bericht der 
Wahlprüfungstommilfion, in den Händen jämmt: 
licher Abgeorbneten, auch des Abgeordneten 
Stocker, in dem dieſe Behauptung für eine In: 
wahrheit erffärt wird. 

Der Herr Abgeordnete Stoeder hat ferner 
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behauptet, daß ich in einer hiefigen Wähler: 
verfammlung erklärt habe, diejenigen Handwerks— 
meifter, welche fir obligatoriſche Innungen ſeien, 
feien feiges Volt, und es fet feine Ehre, dieſe 
Handwerker zu vertreten. Diefelbe Behauptung 
hat der Herr Abgeordnete Stoeder aud außer: 
halb des Hauſes geäußert. Auch diefe in feiner 
befaunten ——— von Herrn Stoecker 
ausgeſprochene Behauptung iſt unwahr. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Nun iſt im weiteren Berlanf der Verhandlung feftgeitellt 
worden, daß der Abgeordiiete Stoeder anfangs 9— das 
entſchiedenſte beſtritten hat, daß er ſolche Behauptungen 
gemacht habe, hintennach aber genöthigt wurde, felbft zu⸗ 
zugeben, daß er wenigftens einmal eine foldye Behauptung 
ausgeſprochen habe. 
(Hört! hört! links.) 

ch komme dann auf eine Neihe von Vorgängen, die 
jedenfall8 ausreichend die MWahrheitäliebe des Herrn Hof— 
predigers außer Dienften charakterifiren. 

(Slode des Präfidenten.) 
Bräfident: Ich bitte, die Abgeordneten nicht mit 
denjenigen Titel und Amte zu bezeichnen, in welchem fie 
außerhalb des Hauſes ftehen. 
Bebel, Abgeordneter: Ich Habe bier die Verhand— 
lungen des Prozefled Stoeder contra Bäder aus dem 
Jahre 1885. Meine Herren, das war ein Beleibigungs- 
prozeß. Bei diefer Gelegenheit wurde von dem Bellagten 
Bäder aud der Superintendent Braaſch ald Zeuge gegen 
Stoeder geladen, und nun hat, meine Herren, ber Super: 
intendent Braaſch unter Eid Folgendes ausgeſagt: 
Ich bin in Eiſenach ſelbſt geweſen und habe mit 
meinen Obren felbft gehört, daß Hofprediger 
Stoeder eingegriffen hat in die Debatte über bie 
Frage der Berufung eines orthodoren Profeſſors 
nah Jena, und zwar eingegriffen in einem 
fritifhen Moment, — 

was Herr Stoeder anf das entſchiedenſte beftritten hatte. 

(Hört! hört! links.) 
Als Hofprediger Stoeder fpäter dieſes Eingreifen 
ableugnete, hat mid) das jo empört, daß ic) 
in meiner Broihüre darauf zurüdfam. Hätte 
Herr Hofprediger Stoeder fpäter einfah erklärt, 
daß er fi getäuscht hatte, indem er behauptete: 
„Ich habe mich mit feinem Wort betheiligt*, fo 
wiirde ich darauf nicht weiter zurückgekommen 
fein. Da Herr Stoeder ftatt deſſen fi darauf 
befchräntte, num die Bedeutung feiner Worte 
nad feinem Geihmad zu modeln und die— 
felben al3 ganz irrelevant hinzuftellen, fo 
habe ih mich veranlaßt geſehen, dieſes 
Verhalten meinerjeit3 zu Eritifiren. 
(Hört! Hört! links.) 

Meine Herren, To beurtheilt ein Amtsbruder des Ab: 

geordneten Stoeder — denn das war damald der Super: 

intendent Braaſch, weil Herr Stoeder noch Hofprebiger 

war — die MWahrheitsliebe des Abgeordneten Stoeder. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich komme jegt zu Seite 17 diefer Brofhüre. Da 
handelt es fih um die Zugabe, daß er eine beftimmte 
antifemitifche Petition unterzeichnet habe. Der Rechts— 
anwalt Sachs beantragte, aus der WVernehmung der 
Zeugen, den Reichstagsreden und -berichten ꝛc. feft: 
zuftellen, daß Hofprediger Stoeder in vielen Fällen die 
Unmwahrheit gejagt habe. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Der Bertheidiger beantragt unter anderem die Verlefung 
einzelner Stellen aus dem Bud des Paſtors Todt, 
weldes Hofprediger Stoeder feinerzeit dem Grüneberg 
als erfted Buch zum Stubinm in die Hand gegeben habe. 





(C) 


(D) 


(B) auf 





(Bebel.) 


(4) Ferner wird die Berlefung der amtlichen ftenographiichen 


Berichte der Sigung des Abgeorbnetenhanfes vom 22. No— 
vember 1880 verlangt. In dieſer Sigung foll Stoeder 
auf die am ihn gerichtete Frage, ob cr die Antifemiten: 
petition unterſchrieben, mit einem klaren und beutlichen 
„Nein“ geantwortet haben, während er jpäter über: 
ur wurde, dieſe Unterſchrift dod gegeben zu 
aben. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemofraten.) 
Meine Herren, diefer Beweis ift geliefert worben. Der 
Herr Abgeorbnete Stoeder hatte diejenigen Exemplare der 
Petition, die an bie proteftantifhen Pfarrer und Super: 
intenbenten geihidt wurden, unterfchrieben, nur nicht die 
übrigen Gremplare, die an andere Kreiſe gingen. 

(Zuruf rechts.) 
Das ift ihm vor Gericht nachgewieſen worden, und er 
bat e3 zugeben müſſen; er ift aljo auch in diefem Punkte 
auf einer groben Unwahrheit ertappt worden. 
Der Herr Abgeordnete Pariſius bemerkte am 10. De: 
zember gegen Herrn Stoeder: 
Ich behaupte, daß für mißtrauifche und ungläubige 
Gemüther im Lande Herr Stoeder nicht als ein 
wahrheitöliebender Mann aus dieſer Diskuffion 
hervorgehen wird. 
(Zurufe rechts. Sehr richtig linls.) 
— 63 fommt nod allerlei, wa3 Ahnen unangenehm 
fein wirb. 
(MWiederholte Zurufe rechts. Glode des Präfidenten.) 

Bräfident: Meine Herren, ich bitte, fich der Zwifchen- 
rufe zu enthalten. Ich habe geitern an dieſe Seite (nad 
lint3) die Mahnung gerichtet; fie richtet fich jept au die 
andere Seite. Das hält nur umfere Verhandlungen auf, 
Denen es noth thut, daß fie beichleunigt werden. 

Bebel, Abgeordneter: Und nun, meine Herren, was 
führt Herr Mundel im Laufe feines Plaidoyers in Bezug 
die wiberfprehenden Angaben des Abgeordneten 
Stoeder aus: 

Wenn wir einen Beweis Haben wollten, kurz— 
gefaßt, das Kompendium, gewilfermaßen 
zum Gebraud für Schulen, darüber, was Herru 
Stoeder an falihen Thatſachen in feinen Angaben 
nachgewieſen ift, dann empfehle jedem zum Nach— 
lefen das Plaidoyer des Staatsanwalts. 

(Hört! hört! links.) 
einer anderen Stelle jagt er: 
Der Herr Staatsanwalt fonnte den Herrn Hof: 
prediger Stoeder nicht beſſer charakterifiren. Das 
ift der Mann mit der Doppelzunge, der 
ja und nein für beides und eine Recht— 
fertigung ftetö auf Zager hat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Auch das, meine Herren, ift, deule ich, offiziell vor Gericht 
ausgeiprodhen, eine Verurtheilung, wie fie ſchwerer umd 
ihärfer nicht gedacht werben kann. 

Ih komme nun zu der Affäre Ewald. Der Bor: 
gang liegt jo weit zurüd, daß, wenn ich geitern Abend 
noch zum Worte fanı, id) faum in der Xage gewejen wäre, 
etwas ſachliches zu erwidern. Es war mothwendig, das 
Material, welches über diefen Fall vorliegt, des näheren 
einzufehen. 

Nun, meine Herren, muß ich zunächſt hervorheben, 
daß die ganzen Ausführungen, die geftern der Herr Ab: 
geordnete Stoeder in Bezug auf deu Fall Ewald machte, 
unridhtig find, dak der Fall keineswegs in fo harmloſer 
Weiſe ich abgejpielt hat, wie e3 dem Herrn Abgeorbneten 
Stoeder beliebte darzuftellen, Tondern daß der Fall vor 
Gericht einen Verlauf nahm, der für den Abgeordneten 
Stoeder und feine MWahrheitöliebe im höchſten Maße 
fompromittirend ift. Aın 24. Januar 1884 hat der Ab: 
geordnete Stoeder ald Zeuge in einer Brivatflagejadıe 


Und an 
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ber Herren Ewald, Tutzauer und Görki gegen den Redakteur 
Berndt eidlich auögefagt: ich fehe Herrn Ewald heute zum 
erften Mal. Diele eidlihe Behauptung des Zeugen 
Stoeder, die durch Protokoll feitgeitelit ift, war aber, wie 
der Rechtsanwalt Sachs feititellte, unwahr. 
(Hört! hört! links.) 

Denn wie bat ſich der Vorfall zugetragen? Es war 
für Berlin eine öffentlihe VBerfammlung einberufen worden 
von einem WBarteigenoffen, zu welcher Herr Eugen Richter 
und der Abgeordnete Stoeder zu ericheinen eingeladen 
wareıt. Der Abgeordnete Stoeder hatte dieſer Einladung 
Folge geleiftet. Der Herr „Hofprediger* Stoeder erſchien, 
und als er auf das Podium trat, ift er jofort auf Herru 
Ewald zugetreten und hat ihn laut und deutlid auf Ehre 
und Gewiflen gefragt, ob jener Vorwurf gerechtfertigt oder 
ungerechtfertigt fei. Es hat dann ferner im Oftober 1841 
in der Tonhalle eine Berfammlung der riftlich-fozialen 
Partei ftattgefunden, in weldher Ewald unter Nennung 
feines Namens dad Wort ergriff. Gr wurde damals als 
Judenknecht begrüßt und beläftig. Gr hat ſich dann 
perfönlih mit der Bitte un Schuß an den Abgeordneten 
Stoeder gewandt, derjelbe wurde ihm aud) zugejagt; als 
er fi aber offen als Sozialdemofrat voritellte, wurde 
Ewald polizeilidy filtırt. Sie müffen feithalten: bad war 
im Jahre 1881, in ber ſchwerſten Zeit des Sozialıften- 
geſetzes. 

Aus dieſer gerichtlichen Vernehmung geht hervor, daß 
Herr Stoecker nicht einmal, ſondern zweimal mit Ewald 
zuſammengekommen war, und zwar unter Umſtänden, daß 
jedermann annehmen muß, der Vorgang iſt ihm in ſeinem 
Gedächtniß haften geblieben. Es wurden bie Herren 
Tußaner und Görfi ald Zeugen geladen, die ben Bor: 
gang, wie geſchildert, beftätigten. Es wurde alsdam 
beantragt, daß auch Ewald, der damals ausgewieſen 
war, in Perſon vor Gericht zitirt werden ſolle als Zeuge. 
Darauf hat dad Gericht folgenden Beſchluß gefaßt: 

In Erwägung, daß ſchon durch das eidliche 
Zeugniß der Herren Tutzauer und Görfi that— 
ſächlich erbracht ift, dak der Zeuge Stocder ſchon 
vor Mblegung des entgegengelegten eiblichen 
Zeugniffes mehrmals mit dem Ewald in per: 
jönlihe Berührung getreten ift, und durch die 
verfönliche VBernehmung des Zeugen Ewald an 
diefer Thatſache nichts geändert werden kann, 
wird das Zeugniß des Ewald abgelehnt. 
(Hört! hört! bei den Sozialbenofraten.) 
Alſo der Gerichtshof hat durch das Zeugniß der Herreu 
Zugauer und Görki für feſtgeſtellt erachtet, dab der 
Abgeordnete Stoeder mit dem von ihm verleugneten 
Gwald in der angegebenen Weife zweimal zuſammen— 
getroffen war. Daher erklärte aud der Bertheidiger, 
dab nah feiner Meinung der Zeuge 
Stoeder des öffentliden Meineides 
dringend verbädtig ilt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Was jagt nun, meine Herren, der Staatdanwalt zu 

diefen Vorgängen in feinem Blaidoyer: 
Die Ausfage des Zeugen Stoeder: „Ic ſehe den 
Ewald heute zum erſten Mal“, während ihm 
nachgewieſen war, daß er ihn mindeſtens zwei: 
mal gejehen bat, iſt zweifellos falid. Es 
giebt aber Falſcheide, welde nicht ftrafbar 
find, und dazu gehört dieser. 
(Höıt! hört! Links.) 
Nun, meine Herren, ein merkwürdige Plaiboyer von 
einem Staatsanwalt, der zugiebt, daß ber Zeuge zwar 
faliche Angaben gemadt und beihworen hat, in der Aus: 
jage auch einen faljchen Eid fieht, welcher aber nicht jtrafbar 
ift. Es jagt 8 163 des Strafgeſeßbuchs: 
Mer fahrläſſig falſches Zeugniß mit einem Eid 
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(Bebet.) 

beträftigt, wirb bis zu einem Jahre Gefängniß 
beftraft. 

Alfo es giebt feine Möglichkeit, auf Grund des 8 163 zu 

zu fagen, dab ein Falſcheid nicht ftrafbar jei. 

Meine Herren, entſcheidend aber ift, wie ſchließlich 
der Gerichtshof über den Vorgang urtheilte. Bei ber 
TIEREN ng äußerte der Vorfigende Folgendes: 

Auf der anderen Seite aber ift der Gerichtöhof 
nit in ber Lage, dem Angeklagten Bäder es 
zu berargen, wenn er an ber Hand biejfer 
Behauptungen und Widerfprüde, dieſes 
Erklärens und Zurückziehens, dieſes 
ganzen Hin und Wider ſeinerſeits zu der 
Auffaſſung und Annahme gelangte, daß 
der Zeuge bewußt ſich mit der Wahrheit 
in Konflikt ſetzte. 
(Hört! hört! links.) 
Der Gerichtshof erfennt alfo an, daß ber Angeklagte 
Bäder auf Grund dieſes unficheren, zweideutigen Be: 
nehmens des Abgeordneten Stocder die Auffaffung haben 
mußte, der Kläger habe wider beſſeres Willen gehandelt. 
Der Borfitende fährt weiter fort: 
daß er das ganze Auftreten des Zeugen Stoeder in 
Bezug auf jeine Erflärungen, was er jagt und ver- 
neint, al3 ein unborfichtiges anfche, und der Ge- 
richtshof habe ihn ausdrücklich beauftragt, ihm 
zu fagen, es ſei ein mindeſtens leichtfertiges 
Verhalten. 
(Hört! hört! Links.) 

Id) glaube, eine ſchärfere Berurtheilung, wie fie hier von 
dem Gerichtähof gegen Herrn Stoeder ausgeſprochen worben 
it, iſt nicht möglich. Ich habe die feite Heberzeugung: 
wenn einem Sozialdemokraten nachgewieſen worden wäre, 
was damald vor Gericht dem Abgeordneten Stoeder nad): 
gemwiefen worben ift, er wäre unrettbar auf Meineid 


(B) angellagt worben und wäre ins Zuchthaus gewanbdert. 


(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Den Herrn Abgeordneten Stoeder hat damals vor Ber: 
urtheilung zu Zuchthaus nur bewahrt, daß er Hof: 
prebiger war. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wäre er das nicht gewelen, das Verhalten der Staat3- 
anwaltſchaft gegen ihn wäre ein ganz anderes geweſen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Stoeder behauptete mir gegen: 
über, ich erzählte Romane infolge leichtfertigen Vertrauens 
auf meine Gewährdmänner. Das wäre aber bei weiten 
nicht jo ſchlimm, al3 wenn id) bewußt die Unwährheit fagte 
— wie ich glaube, dad Herrn Stöder nachgewieſen zu haben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wie e3 aber mit den Bertranenslenten bed Herrn Ab— 
georbnieten Stoeder fteht, geht ebenfalls aus der bereits 
von mir erwähnten Brofchüre hervor, wonadh u. a. in 
jenem Prozeß feitgeftellt wurde, daß der Schneider Grüne: 
berg, ber fi feines beſonderen Vertrauens erfreute, wegen 
Unterfhlagung und wiſſentlich falſcher Anfhuldigung be— 


ſtraft worden war 

(hört! hört! links), 
und daß der Redalteur Löſchmann vom „Chriſtlich-ſozialen 
Wochenblatt“ wegen Unterihlagung von ac geh 
beftraft wurde, was ber Herr Abgeordnete Stoeder ge: 


wußt bat. 
(Hört! hört! links.) 
Gr hat fie aber trogbem in feinen Dienft genommen, weil 
er glaubte, sie feien brauchbare Leute, die man nicht ab- 
weijen dürfe, obgleich er kurz vorher in einer Volks— 
verjammlung erflärt hatte, an ber Preſſe dürften nur 
durhaus moraliſch intalte Menſchen angeitellt werben. 
(Hört! hört! links.) 
Dies Verfahren des Herrn Abgeordneten Stoeder beweift 


—— 





hinlänglich, daß, wenn einer ſich hüten ſollte, mit Steinen (0) 


nach dem Glashauſe zu werfen, er es iſt. 

Er iſt ferner geſtern * den ‚Vorwärts“ zu ſprechen 
gelommen — er hat überhaupt in ſein Thema alles 
Mögliche hineinzubringen verſucht, obgleich das mit dem 
Gegenſtande, den wir berathen, nichts zu thun Er 
fagte, der Vorwärts“ ſei eine wahre Hehlereianſtalt. Nein, 
meine Herren, ber ‚Vorwärts“ hehlert nicht, aber er 
tagt öffentli an; er bemüht fi nicht darum, Privat: 
briefe irgend welcher Art zu befommmen, aber wenn fie 
ihm zugebradt werden und fie von Öffentlidem und 
politiihem Interefie find, dann hater die Pflicht, 
ſolche Briefe zu veröffentlihen 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
genau fo, wie Sie das thun würden, wenn Ste ähnliche 
Briefe von uns in Ihre Hände befümen. Dann würden Sie 
fiher nicht bie geringfte Rüdjiht auf und nehmen, fondern 
fi freuen, die Sozialdemokratie in einer für fie recht un: 
angenehmen Weije in der Deffentlichkeit annageln zu können. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ach denke, Briefe, wie 3. B. der Scheiterhaufenbrief des 
Abgeordneten Stoeder, die Briefe in ber Bucd-Affäre u. |. w., 
find Briefe von hohem politiſchen Intereſſe, welche dazu 
dienen, die Situation, in der wir uns befinden, gewiſſer⸗ 
maßen eleltriſch zu beleuchten. Es find Briefe, an been 
jelbit die Gegnerſchaft Intereife hat, infofern als fie auf: 
geflärt wird über bie Beitrebungen, die in den maß— 
gebenden reifen vorhanden find. 

Nun * geſtern wieder der Herr Abgeordnete Stoeder 
feinen Scheiterhaufenbrief als möglichſt harmlos hinzuftellen 
verſucht und hat fih auf dad Zeugniß des Bruders bes 
Staatsſekretärs v. Thielmann berufen, ber erklärt habe, 
daß durch das Schreiben biefes Briefes er eine patriotifche 
That begangen habe. Damal3 war aber in den Streifen 
der fonjervativen Partei ein ganz anderes Urtheil über 
ben Brief vorhanden. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Daß jener Brief veröffentlicht wurde, durch welden man 
die wirklichen Beftrebungen des Herrn Abgeorbneten 
Stoeder fennen lernte, hat wefentlic dazu beigetragen, 
daß er furze Zeit darauf in ber fonfervativen Partei 
überhaupt unmöglich wurde. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Deun was war ber Zwed dieſes Briefes? Der Brief 

war an feinen damaligen Freund Herrn v. Hanmerftein 

erichtet: es handelte fih um bie Cinfädelung einer 
Intrigue gegen den Fürften Biämard, um biefen beim 
Kaiſer in Mißkredit zu bringen und zu ftürzen. Das war 
— mit einem Soap gefagt, — der Zwed feines Briefes. 
Zum Beweife, daß das der Zwed war, erlaube ich mir, 
wenige Zeilen aus dem Briefe vorzulefen. 

Nachdem Herr Stoeder auscinandergefegt, wie man 
den Kaiſer gegen Bismarck einnehmen fönne, fährt er fort: 

Prinzipiell wichtige ragen, wie Jubenfrage, 
Mutineum, Harnad, Reichsſtagswahl im 6. Ber: 
liner Wabhltreife, die gewiß mit einem Fiasko 
der antijozialdemofratifhen Elemente ſchließt, 
muß man, ohne Biömard zu mennen, in ber 
allerihärfften Weife benugen, un dem Staifer den 
Eindrud zu machen, daß er in diefer Angelegenheit 
nicht qut berathen ift, und ihm den Schluß 
auf Bismard überlafien. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, fann e3 einen nieberträdhtigeren, perfideren 
Rath geben als diefen? — — 
(Slode des PBräfidenten.) 

Bräfident: Herr Abgeordneter Bebel, die legten Aus— 
brüde gegenüber einem anderen Abgeordneten entſprechen 
nicht der Ordnung des Haufed. Ich rufe Sie deshalb 
zur Ordnung! 
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Bebel, Abgeordneter: 
Man muß alfo 
— beißt e3 in dem Brief weiter — 
rings um das politifche Zentrum refpeltive das 
Kartell Sceiterhaufen anzünden und fie hell anf: 
lodern Laffen, den herrihenden Opportunismus 
in die Flammen werfen und baburd die Lage 
beleuchten. — Merkt der Staifer, dab man zwiſchen 
ihm und B. Zwietracht fäen will, fo ftößt man 
ihn zurüd. Nährt man in Dingen, wo er in: 
ftinftiv auf unferer Seite fteht, feine Unzufrieden⸗ 
heit, fo ftärft man ihn prinzipiell, ohne perſönlich 
zu reizen. Gr hat kürzlich gefagt: ſechs Monate 
will ich den Alten — B. — berfchnaufen laffen, 
dann regiere ich ſelbſt. 8. ſelbſt hat gemeint, 
daß er den Kaiſer nicht im der Hand behält. 
Wir müffen alfo, ohne und etwas zu ver— 
geben, doch behutſam fein. 
(Hört! hört! Links.) 
Meine Herren, der Abgeorbniete Stoeder hat dieſem Privat: 
briefe gegenüber noch die Stirn, zu behaupten, daß der: 
felbe eine patriotifhe That bedeute; ich überlaffe Ahnen 
das lirtheil barüber. 

Ich begreife, daß der Mbgeorbnete Stoeder auf 
den „Vorwärts“ ſchlecht zu ſprechen ift; denn ber „Bor: 
wärts“ war ed, ber biejen Brief juerft veröffentlichte, 
der in hohem Grabe dazu beitrug, die politiſche Stellung 
des Herrn Stoeder in der konſervativen * zu er: 
ihüttern. Er ift das folgende Jahr, im Februar 1896, 
aus dem Elferausſchuß der konſerbativen Partei ausge: 
ſchieden, und zwar unter Umftänden, die nicht befonders 
für den Abgeordneten Stoeder fpreden. 

Der Abgeordnete Stoeder hat dann am geftrigen 
Tage anf unfere Stellung zu dem Kaiſerlichen Erlaſſen 
vom 4. Februar 1890 Bezug genommen und hat fie als 


(B) eine im höchſten Grade umpatriotifche bezeichnet, als ein 


Inglüd, als arbeiterſchädlich. Wir haben an ben Februar: 
erlaflen des Jahres 1890 audzufegen, daß fie bis heute 
ein Stüd Papier geblieben find 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
daß all die ſchönen Verfprehungen, bie in jenem Erlaß 
enthalten waren, nicht verwirklicht worden find, daß ind» 
befondere die Ausführung in den Grlaffen, daß es fid 


darum handle, die Staatöbetriebe zu Muſter— 
anftalten zu maden, nichts weniger als erfüllt 
worden ift. 


(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Denn wir haben auf biefer Seite erft wieder im Laufe 
diefer Seffion bie bitterften Beſchwerden über bie Zuftände 
in Staatöbetrieben zu erheben gehabt. Ich erinnere 
ferner daran, daß im Laufe ber Jahre feit 1890 die be— 
rüchtigte Umſturzvorlage und die Zuchthausvorlage uns 
vorgelegt worden, von denen fein Menſch behaupten wird, 
daß dieſe mit ben Verfprehungen vom 4. Februar 1890 
im &inflang zu bringen find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

In befonderem Maße hat der Abgeordnete Stocder 
die Schale feined Zornes ausgegoffen gegen ben „Bor: 
wärts“ wegen feiner Artikel am 18. Januar. Was hat 
denn der „Borwärt3* mit jenen Artikeln bezwedt? Einmal, 
um den byzantiniihen Dithbyramben, die damals in ber 
bürgerlichen Preſſe bereit3 viele Tage vor jener Feier 
über den erften preußischen König veröffentlicht wurden, 
entgegenzutreten, und bann gegenüber dieſem Bnzantinis: 
mus die Thatfahen borzuführen, wie fie bon ber Se: 
ſchichte bargeftellt werden. Der Abgeordnete Stocder hat 
beftritten, daß inäbefondere der erite Artikel, der in „Vor: 
wärts“ enthalten war, Thatfadhen enthalten habe. Ich 
fann ihm vderrathen: der Mann, der jenen Artifel ge— 
ichrieben, befigt eine intimere und genauere Kenntniß ber 





preußifchen Geſchichte, als die gefammten Herren brüben (0) 


auf der rechten Seite zufammen haben. 
(Heiterfeit un 

Es if cin Mann, der tiefe Studien gemacht, ber die 
Thatfahen aus den beften Quellen geſchöpft hat. Dieſer 
war fiher im ber Lage, die Zultände in ihrem wahren 
Lichte barzuftellen. Wenn auf Grund biefer hiftoriichen 
Thatſachen das Licht, das auf dem erften preußiichen 
König fällt, fo ungünftig war, dab es das patriotiſche 
Gefühl des Herrn Stoeder aufs höchſte verlegte, dann 
mag da3 von feinem monardiich-patriotiihen Standpunkt 
aus begreiffich fein, aber vom Standpunft der hiſtoriſchen 
Wahrheit fidher nicht; und darum allein handelte es ſich. 

Insbeſondere hatte er fih darüber entrüftet, dab cin 
Abſchnitt überfchrieben ift: „Die Maitreffe als Schmud 
der Krone“. Was fagt denn ber Schreiber in dem 
Artitel? Er führt an — wenn das für König Friedrich I. 
ſprechen foll, gut! —, daß damals am franzöfiihen Hofe 
das Maitrefienwefen geherrſcht habe, und die Maitreffen 
das Staatöleben beherrſcht hätten; ein ähnliher Zuftand 
fei unter Friedrih I. in Preußen vorhanden gewefen. 
Alerdings intimen Umgang hätte der König mit jener 
Maitrefle nicht ehabt; aber nicht beftritten könne werben, 
daß dieſe Dame eine entſcheidende Rolle in allen Staatd: 
angelegenheiten hatte. (&3 heißt dann im jemem Artikel 


weiter: 
Obgleich der König nach der glaubwürdigen Ver: 
fiherung ber preußiichen Hiftorifer mit der Gräfin 
Wartenberg nur platonifhe Beziehungen gehabt 
hat, fo beherrfchte fie ihn dennoch vollſtändig. 
Sie hatte bei Hofe den Rang vor allen unver— 
heirateten oder nicht au regierende Fürſten ver: 
heirateten Brinzeffinnen. o ihr der Vortritt 
beftritten wurde, erzwang fie ihn ſich durch Fauft: 
fümpfe, wie fie deren einen mit der Frau des 
holländiihen Gefandten ausfocht. 
(Heiterkeit lint3.) 
Die Königin Sophie Charlotte bändigte bie 
rabiate Perſon in ihrer heiterphilofophiichen 
Weife, indem fie nur franzöſiſch mit ihr ſprach, 
was die Gräfin Wartenberg nicht verftand. 
(Heiterteit [int3.) 
Wenn alfo auf der einen Seite cin fhwarzer Schatten 
auf den erſten preußifhen König fällt, fo Fällt ein helles 
Licht auf feine legitime Gemahlin, die an Geift und Ver: 
ftand ihm weit überlegen war, worüber alle einig find, 
die die Geſchichte jener Zeit kennen. 

Der Abgeorbiiete Stoeder hat ſich weiter darüber 
entrüftet, daß im einem andern Abſchnitt des Artikels die 
Berliner Akademie das „läherlihe Zerrbild* der Pariſer 
genannt wird, umd er hat dieſes Urtheil fogar auf die 
Segenwart bezogen. Das ift auch wieder eine der Be: 
hauptungen de3 Herrn Stocder, wo er aus dem Borber- 
fat Folgerungen zieht, Die der betreffende Verfaſſer gar 
nicht beabfichtigt hat. Diefer redet gar nicht von der 
Gegenwart, auch nicht von den jeßigen Zuſtänden der 
Akademie, er beipriht nur die Gründe, die dem erften 
König von Preußen bewegten, diefe Afademie ind Leben 
zu rufen, und was er hierüber fagt, ift unzweifelhaft 
richtig. Er führt als fchlanenden Beweis fir feine Anficht 
an, daß der ganze Stiftungsfonds fir die Akademie fich 
auf die Lächerlihe Stleinigkeit von 7000 Thalern belief. 
Das heißt alfo, man rief zum Schein ein Inſtitut ins 
Leben, das ein wirkliches Leben nicht haben konnte. 

Der Abgeordnete Stoeder hat dann in feinen Aus— 
führungen beitritten, daß der „Vorwärts“ in feinen 
Artikeln fi auf die Zeugniffe der Hiftortfer bezogen habe. 
Meine Herren, in jener Nummer bed „Vorwärts“ vom 
18. Januar dieſes Jahres find auf der zweiten und britten 
Seite lange Auszüge aus Schloſſers Weltgefhichte ent: 
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(A) halten, aljo von einem Manu, der zwar ein Demokrat 
gewelen ift, aber in feiner bürgerliden Stellung ein ehr 
loyaler und glaubwürdiger Manı war. Diele Zengnifle 
aus Scloffer, die ſich beziehen auf Friedrich III. den 
ipäteren Friedrich L, und bie fpäteren Könige bis zu 
Friedrich Wilhelm IIT., find allerdings für die betreffenden 
Berlönlichkeiten nicht "gerade ſchmeichelhaft, aber ‚fie ent: 
ſprechen der hiſtoriſchen Wahrheit. Wenn von einem fo 
gewiffenhaften Gefhichtsichreiber, wie es Scloffer uns 
zweifelhaft iſt, diefe Schilderungen über die preußiſchen 
Könige in feine Weltgeihichte aufgenommen wurben, fo 
fonnte fie der „Vorwärts“ bei dieſer Gelegenheit mit Fug 
und Recht auch vor die breite Deffentlichleit bringen. 
Das mag dem Abgeordneten Stoeder äußerft unangenehm 
fein; aber da wir und für verpflichtet halten, überall, wo 
die geſchichtlichen Thatſachen verdunkelt werben, der Wahrheit 
zum Recht zu verhelfen, jo veritand es ſich von felbft, daß 
der „Vorwärts“ das Wort nahm und Aufflärung gab. 
Man muß fi nur vergegenmwärtigen, wie es heute mit 
unferen ſervilen Schriftftellern und Hiſtorikern beftellt 
ift. Ueberall find fie bemüht, jeden Fürſten als Ueber— 
menschen Hinzuftellen, ihn als Ausbund von Tugend 
und Weisheit und von Liebe zum Wolke erfüllt zu 
Ihildern, wenn dieſes auch mit den thatjählihen Vor— 
gängen in grellitem Wiberfpruh ſteht. Wenn man ein 
ſolches Treiben Tag für Tag zu beobadıten hat, fo ift es 
Pflicht der fozialdemokratiihen Preſſe, mit ber Fackel der 
Wahrheit in dieſes Getriebe zu leuchten und unbekümmert 
um das Gefchrei der Gegner die Dinge bei dem rechten 
Namen zu nennen. Ich bin nur erftaunt, daß ber Ab— 
georduete Stoeder fih nicht aud) dagegen ausgeſprochen 
hat, daß in bderfelben Nummer ber „Borwärt3* eine 
Reihe von Aenßerungen des „Alten Fritz“, 3.9. über bie 
Religion, die Geiſtlichkeit, das Monardenthum, die 
Majeftätöbeleidigungen und insbeſondere über die (he 
veröffentlichte, Aeußerungen, bie, wie ich zugeben muß, das 
Stärffte find, was in Verurtheilung diefer Inftitutionen 
gefagt werben fann, Neuberungen fo ſcharf, daß, wenn fie 
ein Schriftfteller unferer Zeit in einem deutſchen Blatt 
als feine eigene Meinung veröffentlichen wollte, fie ihn 
unvettbar mit der Staatdanwaltfhaft in nächte Berührung 
brädten und zur Berurtheilung feiner Berfon führten. Für 
uns war e3 intereflant, einen Mann, der auf einem ag ren 
geſeſſen, zu hören, der in Bezug auf die eben genannten ftaat- 
lichen und gefelichaftlichen Inftitutionen im wejentlichen mit 
der Sozialdemokratie übereinftimmt. Und an wen waren 
jene —— richtet? An General v. Grumbkow, den 
bevollmädtigten Miniſter Earl Mariſhal in Paris und 
in der Hauptfahe an Poltaire, der, wie Ste wiſſen, 
‚Friedrichs des Großen intimer freund war. Wir haben, 
indem wir biefe VBorgäuge und lirtheile veröffentlichten, 
gethan, was unfere Schuldigfeit war. Wenn das Leute 
wie den Abgeorbnieten Stoeder und bie Herren bon ber 
Rechten ärgert und inbignirt, fo erregt das nur unfere 
Freude und unfere Genugthuung; denn es zeigt uns, daß 
wir damit auf dem rechten Wege waren. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Elberfeld). 

Schmidt (Elberfeld) Abgeordneter: Meine Herren, 
der Herr Abgeordnete Bebel hat ſich auf mich berufen 
und behauptet, die von ihm in biefem Haufe vorgetragenen 
Miütheilungen über ben fogenannten Tuderbrief jeien 
ihm feinerzeit in meiner Gegenwart von einem durch— 
aus glaubwürdigen und fonft gut umterrichteten Herrn 
gemacht worden. Ich muß bie Nichtigkeit diefer Aeußerung 
des Herrn Abgeordneten Bebel beftätigen und kann nur 
hinzufügen, daß jener Herr auch mir als durchaus zuver— 
läffig und fonft ſehr vorfichtig bekannt war. 

(Hört! hört! Bravo! Links.) 


— 


Präfident:e Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeorbneter: Meine Herren, ich freue 
mich, daß ber Herr Abgeordnete Bebel endlich anerkannt 
hat, daß der Zuderbrief nit eriftirte; ich glaube, daß es 
in feinem Intereſſe gelegen hätte, wenn er biefe An: 
erfennung früher ausgeiproden hätte 

(fehr richtig! recht) 
namentlid, da er bei feinen legten Ausführungen in ber 
zweiten Leſung doch wieder verfuchte, den ein zu er: 
weden, als ob der Tuderbrief wirklich eriftirte, und zu 
biefem Behufe felbft von der Korreſpondenz mit bemt 
EZeftamentsvollftreder des Herrn Zuder berichtete, ber, 
wie wir nun willen, heute noch lebt. Meine Herren, id) 
finde es aud) begreiflid, daß der Herr Abgeordnete 
Bebel fi dagegen wehrt, daß er dieſe Dinge leichtfertig 
bier vorgebracht hat. Aber trog des Zeugniſſes, das ihm 
der Herr Abgeordnete Schmidt (Elberfeld) eben ausgeftellt 
bat, kann ich dody nicht umbin, dem Herrn Abgeordneten 
Bebel auch weiter der Leichtfertigleit in diefer Frage zu 
zeihen. Daß der Herr Abgeordnete Bebel die Dinge nicht 
erfunden hat, das ftand von voruherein feit; was aber ihm 
ald Vorwurf in der Angelegenheit bleibt, das ift, daß er 
in der Reihdtagdfigung vom 23. März 1896 dem Reichs— 
tag nicht mitgetheilt hat, daß er dieſe Dinge von einem 
Gewährdmann hatte, fondern daß er fie einfach ald That- 
fachen wiedergegeben hat, als ob dieſe Thatjahen von 
ihm feftgeftellt wären. 
(Schr richtig! rechts.) 

Er hat nicht gefagt: „wie ich glaubwürdig gehört habe“, 
fondern er hat gejagt: „kurze Zeit darauf wollte Dr. 
Peters dad und bad thnun; darauf Tchreibt ihm der 
Biſchof Tuder” u. ſ. w. und er hat gelagt: 

Meine Herren, weiter: der Bilhof Tuder hat 

bald darauf dem Brief des Dr. Peters u. ſ. w. 

in ber Church Missionary Society in London 

veröffentlicht. 

Ja, meine Herren, wenn der Herr Abgeorbnete Bebel 
meint, jeder Andere im Haufe hätte auch nicht gezweifelt, 
dann muß ic das doch für mich und, id glaube, aud 
für diefe Seite des Haufes auf das eutſchiedenſte zurück- 
weijen. Menn ſolche Dinge aud von dem vertrauend- 
würdigften Mann an Einen berantreten, jo muß man an 
ihn doch bei jo außerorbentlihen Vorkommniſſen erft bie 
Forderung ftellen, dab er das Blatt, in dem die Sadıe 
veröffentlicht ift, zur Stelle bringt, und darf erft dann 
eine ſolche Anjhuldigung hier ausſprechen. Und lediglich 
auf Grund dieſer Anfhuldigung ift die Disziplinarunter- 
ſuchung gegen Ir. Peters damals eröffnet worden. Auch 
das fteht nad dem ftenographiihen Bericht feit; und ba 
muß ich denn Doc bedauern, daß nad) er biefer 
Disziplinarunterfuhung, bie, wie der Herr Regierungs— 
fommiffar Dr. Stayfer damals ausdrüdlid bier aus: 
geiprochen hat, nur auf Grund biefes a —— Briefes 
eröffnet worden iſt, der Abgeordnete Bebel nun nicht 
ſeinen Gewährsmann auf das Kolonialamt geſchickt und 
ihn veranlaßt hat, das von ihm Vorgebrachte zu beweiſen. 

Meine Herren, ich muß zur Klarheit, und weil ich 
hoffe, daß dieſe Angelegenheit doch nun eudgiltig damit 
verabſchiedet wird, auch noch eins hervorheben. Ich hätte 
in dieſer ganzen Sache in einer viel breiteren Weiſe die 
Dinge klargeſtellt, 
Dr. Kayſer nicht verſtorben wäre. Aber erſt in der aller— 
legten Zeit iſt mir eine Thatſache zur Kenntniß gekommen, 
die ich dod für wichtig halte, fie zur geſchichtlichen Klar: 
ftellung hier noch mitzutheilen. Es ift der Biſchof Tuder 
im Jahre 1895 in Berlin geweien, und er ift damals als 
Gaft eines hiefigen Geiftlihen mit dem Herrn Solonial- 
Direktor Kayſer zufammen geweſen. Die beiden Herren 
haben bei dieſer Gelegenheit die afritanifhen Dinge be— 


wenn ber damalige Stolonialbirektor 


(C) 


— 


D) 
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(A) fprocdhen, und es ift über Dr. Peters damals nichts 


(®) 


erörtert worden. Wenn mun jenes Ereigniß am Kilima— 
nbicharo i. I. 1891 ftattgefunden hat, und zwei linter 
fuhungen 1895 ſchon vor ſich gegangen waren, und wenn 
nun der damalige Kolonialbireftor den Biſchof Tuder hier 
geiprochen hatte nicht ganz ein Jahr vor jener Verhandlung 
bier im Reichötage, fo, meine ich, hatte er doch vielleicht 
die Verpflichtung, bei jenen Verhandlungen im Neihötage 
barauf hinzuweiſen, daß er den Biſchof Inder fenne, und 
daß dieſer ihm von den Dingen nichts mitgetheilt habe. 
Ich glaube, daS würde bei der damaligen Lage der Dinge 
einen außerordentlihen Gindrud hier gemadıt haben. Ich 
bedaure, dab das umnterblieben if. Ih muß aber bem 
Herrn Abgeordneten Bebel gegenüber fagen, daß ber 
Grund, weöwegen man auf diefe Dinge immer zurüd: 
fommt, darin liegt, weil es ſich bei ihm nicht um eine 
einzelne Anſchuldigung Handelt, die er einmal aus: 
geiprodhen hat, fonbern weil bei ihm und bei feiner 
Partei Syftem in derartigen Anſchuldigungen liegt 
(jehr richtig! recht), 
und weil c3 deshalb wichtig ift, feftäuftellen, wie ſolche 
Anſchuldigungen zu Stande fommen: daß e3 genügt, daß 
ein Mann, er mag bertrauendwürdig fein ober nicht, hier 
Vormittags in den Reichſtag fommt und eine folde Er: 
zählung giebt, und daß dann ohne jede weitere Nach— 
forijhung die Dinge bier im Reichstag ald Thatjachen 
angeführt werben. Das, Herr Bebel, können Sie von 
fih nicht abjchütteln. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Ledebour. 

Ledebour, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus— 
führungen des Herrn Vorredners zeigen nur, daß er heute 
noch verſucht, die Verfechtung des Herrn Peters nachträg— 
lich zu rechtfertigen. 

(Widerſpruch rechts.) 
— Ja, was haben denn die ganzen Ausführungen und 
Anzapfungen für einen Zmed? 

(Sehr qut! bei den Sozialdemokraten). 
Nahdem mein Freund Bebel ausdrücklich erklärt, daß er 
mit bem Bericht in der Angelegenheit des Tuderbriefes 
irregeführt worden fei, da haben die abermaligen An— 
zapfungen weiter feinen Zwed und können feinen anderen 
Zwed haben, als da3 Vorgehen Bebel3 in der Angelegen: 
heit Peters zu biäfrebitiren; und darauf deuteten ja auch 
bie legten Ausführungen des Heren Abgeordneten Dr. Arendt 
bin, der jeinen Vorwurf verallgemeinerte und fagte, er 
wolle zeigen, wie überhaupt unfere Bartei in ſolchen Sachen 
vorgehe. Unſere Partei geht allerdings mit der Auf: 
dedung aller Schäden vor. Und da kann es jeden Ab— 
geordneten, nicht nur dem Abgeordneten Bebel, paſſiren, 
dab bei den vielen Thatfahen, die ihm zur Kenutniß 
famen, und die im allgemeinen fehr forgfältig geprüft 
werben, hin unb wieder ein Irrthum unterläuft. Diefe 
Irrthümer muß man mit in den Kauf nehmen 

(Widerſpruch rechts) — 
anders lafſſen ſich öffentliche Mißſtände gar nicht beſeitigen; 
und wenn, nachdem nachgewieſen iſt, daß in einem Falle 
ein Irrthum ftattgefunden hat, dieſer Irrthum offen ein— 
geſtanden wird, — das hat mein Freund Bebel in der 
loyalſten Weiſe gethan, wie das jeder ſagen muß, — ſo 
iſt die Sache erledigt. Aber daß im übrigen Bebels 
Vorgehen gegen Peters gerechtfertigt war, das geht aus 
den gerichtlichen Verhandlungen hervor, die gegen Peters 
geführt worden ſind, und die nicht eingeleitet worden 
wären, wenn Bebel die Sache nicht im Reichstage zur 
Sprache gebracht haben würde. Damit hat er ſich ein 
Berdienft um unfer Bolt, unfer Vaterland erworben; es 
war das, fage ich, eine große patriotiihe That. 
(Heiterkeit rechts.) 
Reichstag. 10. Legisl.«P. IL. Seffion. 1900/1901. 


Meine Herren, ich hatte mich aber geftern zum Wort (C) 


gemeldet hauptfählih, um einer abermaligen Anzapfung 
des Herrn Abgeordneten Stoeder entgegenzutreten. Es 
ift ja bedauernöwertb, daß wir genöthigt find, in diefem 
Stadium der Verhandlungen barauf einzugehen; aber,- 
nadhdem es Herrn Stoeder einmal beliebt hat, plötz— 
lid aus dem Hinterhalt mit einer derartigen Fülle von 
Anschuldigungen hervorzubredhen, find wir gun ezwungen. 
Ih will zu einer Sache fprehen, über die ich zufällig 
gründlih unterrichtet bin, grümblicher ald irgend einer 
meiner Barteigenofien, in ber Angelegenheit des engliſchen 
Sozialiften Sanders. 

Herr Stoeder hat, wie Sie fi erinnern werben, in 
ber zweiten Leſung und diefen Sanders ald „ein großes 
Vorbild“ anempfohlen, weil er fih dom Soztalismnd 
zur Ethik gewandt hätte. Ich traf zufällig denfelben 
Abend, als Herr Stoeder dieſe Behauptung aufftellte, 
Herrn Sander, den ich früher gar nicht gefannt hatte, in 
einer Privatgefelihaft und beglüdwünfchte ihn dazu, daß 
er plöglih zum Vorbild der beutihen Sozialdemofratie 
aeworden fei nad der Behauptung bed Herrn Stoeder. 
Nahdem ich ihm die Sache erzählt, ſchlug er die Hände 
über den Kopf zufammen und fagte, wie kann man mur 
einen foldhen Unfinn fagen. Ich bat ihn: kommen Sie 
Montag in den Reichdtan, da hat mein Freund Singer 
fih zum Wort gemeldet, und theilen Sie ihm, was Sie 
mir erzählt haben, perfönlidh mit. Das hat er gethan in 
ber Gegenwart noch verſchiedener anderer unferer Freunde, 
und ich kann beftätigen, daß die Worte, die darauf mein 
Freund Singer bier in Bezug auf Sanderd geiprochen 
hat, vollftändig den Mittheilungen entipredhen, die Sanders 
Singer wie mir und anderen Barteigenoffen gemacht hat. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
est fommt Herr Stoeder abermald mit feinen Geſchichten 
und fucht nun Singer Ausführungen zu entkräften, in- 


dem er einige Säbe aus einem Artikel des Herrn Profeſſor (D) 


Foerfter in der „Sozialen Praxis“ verlas, in dem auch Zitate 
aus Worten ded Herrn Sanderd angeführt worden find. 

Nun, meine Herren, felbft wenn der Herr Abgeordnete 
Stoeder recht hätte mit feiner Auffaffung von ben An— 
fihten des Herrn Sanders, — was wäre benn bamit 
gefagt? Würde ihn das rechtfertigen, und Herrn Sanders 
ald Vorbild hinzuftellen? Denken Sie fih einmal ben 
Tall, e8 würbe einer von und auftreten und jagen, da fei 
ein junger Engländer feit einem Fahre in Deutichland 
anweſend, um deutſch zu lernen, der habe uns erklärt, 
er wäre früher fonfervativ geweſen, fei aber zu ber lleber- 
zeugung gelommen, daß die fonfervativen Beltrebungen, 
insbefondere das Eintreten fir Kornzölle und für bie 
Prügelitrafe, fi abſolut nicht mit der Ethik vertragen, 
deshalb hätte er fih von den Stonfervativen abgewanbdt, 
und wir hätten dann hinzugefügt: laflen Ste fich dieſen 
edlen Züngling ald Vorbild dienen! Dann würden Sie 
und doch verdientermaßen auslahen. Das erfahren 
des Herrn Abgeordneten Stoeder war aber ganz dasſelbe; 
nur kommt die für Heron Stoeder unangenehme Thatſache 
hinzu, daß er Herrn Sanders durchaus mißver— 
ftanden hat, daß er alfo aus feinem Auftreten und 
feinen Worten gerade das Gegentheil von dem heraus: 
gelefen hat, was Herr Sanderd bezwedte. Daraus will 
id; Herrn Stoeder feinen Vorwurf machen, weil es bei 
ihm ein tonftitutionelles Leiden ift, dak er Thatjachen 
niemal3 oder höchſt felten in richtiger Weife wiederzugeben 
verfteht. Dafür hat Ahnen ja mein Freund Bebel einige 
intereffante Beifpiele angeführt. 

Ich will Ihnen nun aber in kurzen Worten ben Nach— 
weis führen, was Herr Sanders für eine Anſicht in Wirt: 
lichteit gehabt und ausgefproden hat. Meine Herren, 
Herr Sanders ift ein junger Mann, der in ziemlich früher 
Jugend mit fozialiftiihen Führern in England in Berüh— 
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Reichstag. — 72. Sigung. Mittwoch ben 20. März 1901. 











(Zedebour.) 
(A) rung fam, und der dann Wahlagent für den AN 

Arbeitervertreter John Burns in dem Wahlfreiie Batter- 
fea wurde. Der Wahlagent entipricht ungefähr der Stellung 
der Vertrauensmänner in unferen Wahlfreifen. Er war 
der Freund und Schüler von John Burns und hat zus 
fammen mit ihm beffen politifche Entwidlung durchgemacht. 
John Burns war anfangs auch, will ich einmal jagen, 
„tevolutionärer Sozialdemokrat“ und glaubte dann, daß 
er durch fogenannte praftifche Politik die Intereſſen der 
Arbeiter am wirkfamften verfehten könnte. Sanders ftellt 
dies felber fo bar in dem Artikel, aus dem Herr Stoeder 
andere Stellen verlefen hat: 

Mir nahmen und vor, die neue Geſellſchaft durch 
Sozialifirung der Stabtverwaltung borbereitend 
einzuleiten. 
Nun werben Sie and biefen Worten jchon fehen, daß ber 
Mann, ber jolde Anfihten hat, fein Sozialdemokrat ift 
in unferem Sinne; er ift ein fozialer Reformer. Alſo, 
Dohn Burns und fein Schüler Sanders fucdhten in dem 
Londoner Stabttheile Batterfen, der als felbitftändige Ge- 
meinde an Größe unferer Stadt Charlottenburg entſpricht, 
durch foziale Neformen ben Arbeitern zu helfen, und ba 
famen fie durch die praftiiche Erfahrung zu der Erfenntniß, 
daß dieſe praftiihe Thätigfeit in der Stadt: 
berorbnetenverfammlung nic genüge. Herr Sanders 
fagte darüber nad bem fraglichen Artikel: 
Mas unſere Arbeiterbewegung heute vor allem 
braudt, das find micht neue Programme oder 
fogenannte praftiihe Maßnahmen. Wir 
Engländer haben genug Aryl gehabt; 
was wir nun brauchen, das ift eine meue geiftige 
Macht, welche die Maffen in ber Tiefe erregt 
und Bebürfniffe im ihnen wedt, die mit ber 
—— des Hungers nicht befriedigt find. 
Herr Sanders, der damals die deutſche Sozialdemokratie 
nicht kannte, glaubte, durch Eintreten in die ethiſche Be— 
wegung, die in England exiſtirt — in England wird ſie 
hauptſächlich von einem gewiſſen Herrn Stanton Coit ges 
leitet, hier bei uns von Profeſſor Foerſter und anderen 
Herren —, günſtig auf die Arbeitermaſſen einwirken zu 
fönnen. Dann fam er nad Deutichlaud, um Deutſch zu 
lernen, vor 1'/, Jahren. Er beſchäftigte fih mit den 
deutihen Verhältniſſen und mit der deutichen Partei: 
bewegung ber Sozialdemokratie, und da kam er ſchließlich 
zu ber lleberzeugung, daß das Biel, welches er vorüber: 
gehend geglaubt hat vermittelft einer rein ethiichen Be— 
wegung der Arbeiterbewegung in England einimpfen zu 
fünnen, verwirklicht ift durch die Sozialdemokratie in 
Deutſchland, die gleichzeitig hohe ethifche und ideale Ziele 
nit praftiicher Bethätigung vereinigt. Auf diefem Stand» 
punft der Entwidlung ift er jegt angelommen, und in dieſem 
Sinne bat er damald meinen Freund Singer informirt, 
und derjelbe hat das ganz forreft wiedergegeben. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Stoeder im Zufammens 
bang mit biefen Ausführungen geglaubt uns eine allge: 
meine moraliihe Vorlefung halten zu können, daß wir 
durch umfere revolutionäre Gefinnung und durch unfere 
ganze agitatorifhe Thätigkeit Immoralität befundeten. 
Da jehen Sie doch einmal unfer praftifches Verhalten 
im öffentlihen Leben an! Ich will mit Herrn Stoeder 
jelbftverftändlih nicht rechten über feine Privatmoral — 
die fommt bier nit in Betracht —, jondern über die 
Grundſätze der dffentlihen Moral. Wer bethätigt 
mehr eine fonfequente Hffentlihe Moral ald wir? Aus 
Gründen der öffentlihen Moral treten wir ein nicht mur 
für Sozialbemofraten, fondern aud für Leute anderer 
Parteien, wo wir glauben, daß ihnen im öffentlichen 
Leben ein moralifches Unrecht gefchieht. Deshalb treten 
wir ein für bie Polen und Dänen, wenn fie unter— 
drüdt werden; deshalb treten wir. ein gegen die Aus— 








nabmegejebe in Elſaß-Lothringen. Meine Herren von (O) 


der echten, ſelbſt dann, wenn Sie von der Regierung 
— es ilt das ja ur felten geſchehen, aber vorübergehend 
doch — zu Unredht behandelt worden find, wie zu jener 
Zeit, ald die fogenannien Kanalrebellen gemaßregelt 
wurden, find wir im unferer Preſſe aufgetreten gegen dieſe 
Maßregeln aus Gründen der öffentlichen Moral, trogdem 
wir ganz genau wiffen, daß ber Herr Abgeordnete Stoeder 
und feine Freunde niemal® aus Gründen der öffentlichen 
Moral gegen die Negierung auftreten werden, wenn fie 
unfere Freunde maßregeln. Durch unfer ganzes Ber: 
halten liefern wir jo den Beweis, daß grabe wir bie 
auögeiprochenen Vertreter ber Moral im öffentlichen Leben 
Deutichlands find. Wir treten auch aus Gründen ber 
öffentlihen Moral gegen die imperialiftifhe Politik 
auf, die von der Regierung und ber Mehrheit der Barteien 
befürwortet wird, genau fo wie unfere englifchen Freunde, 
befonders die im Wahlfreife Batterfea, aus Gründen ber 
öffentlichen Moral Front gemacht haben genen bie imperia- 
liſtiſche engliſche Politif in Südafrika. Es zeigt ſich eben 
überall, dab die Nrbeitervertreter der verichiebenen 
Richtungen es find, bie mehr als die bürgerlihen Barteien 
die öffentlihe Moral refpektiren und zu verwirklichen 
fuhen. Und da kommt man nod und wirft uns vor, 
daß wir bie öffentlihe Moral ruiniren! Und mer vor 
Allen thut das? Der Herr Abgeordnete Stoeder, der nad) 
meiner lleberzeugung am allerwenigften dazu berufen ift, 
anderen Leuten Borlefungen über öffentlihe Moral zu 
halten. Der Herr Abgeordnete Stoeder liefert jet wieder 
durch feine Abwefenheit ein Haffifches Beifpiel dafür, wie 
mangelhaft feine öffentlihe Moral ilt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Sie werden fid erinnern, daß er uns geltern in ber aller- 
ihärfiten Weife provozirt hat, daß er uns zurief: Ver— 
antworten Sie fi u.f.w. Wir haben uns dann zum 


Wort gemeldet; aber es wurde und an dem Abend durch (D) 


Bertagung das Wort abgejchnitten. Ich tröftete mid) 
damit, daß wir ja am folgenden Tag mit F Stoecker 
abrechnen könnten. Da ſagte mir ein erfahrener Mann: 
verlaſſen Sie ſich nicht auf Stoecker, der wird es machen 
wie immer, er wird zu Hauſe bleiben. 
Geiterkeit.) 

Ich wußte das nicht; es zeigt ſich aber, daß mein 
Freund beſſer über den Charakter des Herrn Abgeordneten 
Stoecker unterrichtet war als ich. Der Herr Abgeordnete 
Stoecker zieht es vor, nachdem er geſtern bie unerhörteſten 
Angriffe gemacht hat, heute zu verduften. Er macht es 
jo wie der befanute Bombardierfäfer, der, um fid 
vor feinen Feinden zu ſchützen, eine Molke übelriechenden 
Dunftes hinter fid) verbreitet und dann auf allen feinen 
ſechs Beinen davon Läuft, um fid) der Berfolgung feiner 
Gegner zu entziehen. Meine Herren, das werden Sie 
doch nicht als eine feine, anftändige, ritterlihe Kampfes: 
weile anfehen. Sie haben gr großartigen Beifall 
dem Herrn Stoeder gezollt. Ich hoffe von Ihrer Ritter: 
lichkeit, die ich Ihnen zutraue, daß Sie hier auf das 
ſchmerzlichſte berührt werden davon, daß der Mann, dem 
Sie geitern Beifall gezollt haben, heute wie cin Bombar- 
bierfäfer davongelaufen ilt. 

Herr Stoeder hat aber nod andere Beiipiele für 
den unglaublichen Ziefftand feiner üffentlihen Moral 
gegeben. Ih will auf alle Einzelheiten felbitverftändlic) 
nicht eingehen — — — 

(Slode des Präfidenten. 

Präfident: Herr Abgeordneter Ledebour, Sie dürfen 
einem anderen Abgeordneten nit einen „unglaublichen 
Tiefſtand feiner Moral“ vorwerfen. Das veritößt gegen 
bie Orbnung des Haufes. 

Ledebour, Abgeordneter: Meine Herren, id will alfo 
über die öffentlihe Moral des Herm Stoeder noch einige 


(4) furze 


(8) fie 
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Worte jagen, ohne mich im eine allgemeine 
Gharafteriftit derjelben, diefer Moral, einzulafien. Herr 
Stoeder hat unter anderem in feinen biftoriichen Aus: 
führungen, in die er ſich vertieft, qefagt, als er auf das 
Verhäliniß der Gräfin Wartenberg zu Friedrid I. 
zu ſprechen fam: ja, der Schwäter Pöllnitz hat die Sache 
ausgeplaudert, Das it eim fehr intereflantes Beifpiel für 
die Auffafjung des Herrn Stoeder in Bezug auf bie 
biftorifche Moral. Er wirft aljo dem „Schwäger“ Böllnig 
vor, baß er die Wahrheit „ausgeplaudert“ hat; für bie 
Ihandbaren Vorgänge am preußifchen Hofe felbit dagegen 
hat er fein Wort der Berurtheilung gefunden. Da mödte 
ih doch daran erinnern, daß in Deutichland gerade ein 
folder „Schwätzer“, der alles „ausplauderte*, namlich der 
Gejchichtöfhreiber Tacitus, in unferem Schulweſen, 
wenigftens in der jogenannten guten alten Zeit, als ber 
großartigfte Hiftorifer gepriefen wurde, weil er die Schand— 
thaten der römischen Kaifer und des römiſchen Hofes mit 
beißenden Worten brandmarfte. Ich nehme allerdings an, 
daß das neuerdings im unſerem Schulwejen anders gez 
worden ift oder werden wird, ſeitdem uns die römische 
Saiferzeit ald Mufter angepriefen worden if. Nunmehr 
wird vielleiht dafür geloret werden, daß derartige 
„Schwätzer“ in unferen Schulen nicht mehr fo geprieien 
werben. Sie werben aber von uns nicht erwarten, daß 
wir aufhören, derartige Männer, die rüdfichtslos bie 
hiſtoriſche Wahrheit jagen, eben als die bedeutenbdften 
Geſchichtsforſcher, als die werthvollſten Geſchichtskenner 
und Geſchichtsdarſteller anzuerkennen. 

Meine Herren, bei dieſer Gelegenheit hat ſich Herr 
Stoecker ſogar dazu verſtiegen, das Verhältniß der 
Gräfin Wartenberg zu Friedrich I. zu vertheidigen. 
Id hatte bisher geglaubt, daß der ſchwerſte Vorwurf, der 
gegen proteftantiiche Theologen erhoben werden könnte, 
und zwar mit Recht gemacht werden könnte, der fei, daß 
die Bigamie des Landgrafen Philipp von 
Heſſen feinerzeit vertheidigten. Da kannte man aller: 
dings noch nit den zweiten Zuther, Herrn Stoeder, 
der es fogar fertig bringt, dad „platoniſche Verhältniß“ 
Friedrichs J. zur Gräfin Wartenberg zu vertheidigen. 
Meine Herren, wenn man das Verhältniß Philipps von 
Heflen und Friedrichs von Preußen miteinander vergleicht, 
fo muß ih fagen, daß Philipp von Heffen thurmhod) 
a über Friedrich I. von Preußen, der in fraßenhafter 

ahahmung der Maitreffenwirthichaft des franzöfiichen 
Hofes, weil er auch gern König fpielen wollte, es für 
nothwendig hielt, fih cine offizielle Maitreffe zuzulegen, 
obwohl er nicht in der Lage war, feinem Vorbilde aud) 
in der Prarid nachzuleben. Ich meine, das ift etwas, 
was zu den Satyripielen der Geſchichte gehört; das 
fteht noch tief unter dem Sonnenkönig Ludwig XIV. und 
feinen Berhältniffen und noch tief unter dem Philipp von 
Heflen, der immerhin einem ehrlichen fleiſchlichen Bedürf— 
niß nachging 





(Heiterkeit links), 
al3 er fi ber Bigamie hingab. 

Ic meine, daß Herr Stoeder, er, ein Theologe — 
Hofprediger außer Dienft darf ih ja nicht fagen — es 
fertig gebradjt hat, dieſes Verhältniß des grenzenlos 
unfauberen und rohen Weibes zu einem preußifchen Könige 
zu vertheidigen — ob er es platoniſch nennt oder nicht, 
das iſt gleichgiltig —, bad ift auch ein Beweis für die 
Moral des Herren Stoeder. 

(Schr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine —— ich muß geſtehen, geſtern haben ſich viele 
meiner Freunde über Herrn Stoecker entrüſtet 
(Widerſpruch bei den Sozialdemokraten) 
— ich glaubte wenigſtens das ſo auffaſſen zu müſſen. 
Ich habe den Vorgang nur von der Bunpriftifhen Seite 
anfgefaßt. Wenn Herr Stoeder fid in derartigen Buß: 


prebigten ergeht, und felbft wenn Andere, bie geftern ihm (C) 
Beifall gezollt haben, feine Waffe, bie er bier hat liegen 
laffen, und die ihm im Davonlaufen entfallen war, aufheben 
follten, um und ihre eigene Moral zu predbigen, aud 
Männer, die man für würdiger halten kann, als Moral- 
prediger aufzutreten, — bie Berfiherung kann ih ihm 
eben: dad wird Ihnen gar nichts nützen. Wir hier im 
Haufe und unfere PBarteigenoffen im Lande werben an 
unferem revolutionären Idealismus fefthalten, weil gerabe 
diefer revolutionäre Idealismus und davor bewahrt, dab 
wir gleich anderen Parteien in eine derartige Intereſſen— 
wirthihaft hinabfinfen, wie fie jet im einer geradezu 
haarfträubenden Weife in ben Kornzoll-, in ben Brot: 
mwucherbeftrebungen zu Tage tritt. 
(Bravo! bei den u ger 

Vizcpräfident Büfing: a8 Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, Sie werben 
es gegenüber ben Anwürfen, die der Abgeordnete Stoeder 
geftern gegen mid gemacht hat, begreiflid finden, wenn 
ic einige Ausführungen made. Ich kann mich meinen 
Freunden im der Werurtheilung des Verfahrens des 
Herrn Stoeder, ber hierher kommt, fein Gift aus: 
fprigt, dann weggeht und fih dem Gegner nicht ftellt, 
nur anfchließen. 

(Schr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Auch ih bin der Meinung, daß, wert Herr Stoeder 
Anfprud) darauf machen wollte, als ein anftändbiger 
Politifer angefehen zu werden, er ſich heute bier hätte 
einfinden mifen, um bie Antwort zu hören, bie er 


verdient hat. 
(Slode bed Präſidenten.) 
Vizepräfident Büfing: Herr Abgeordneter Singer, Sie 
bürfen auch in diefer bedingten Meile dem Herrn Ab- 
geordneten Stocder einen Anftand nicht abipreden. Das 


verftößt wider die Ordnung des Haufes, und ich rufe Sie (D) 


deshalb zur Ordnung. 

Einger, Abgeordneter: Alfo, meine Herren, ih bin 
der Meinung, daß, wenn Herr Stoeder Werth darauf 
legen würde, in den Augen anderer Politifer als ein 
Mann angelehen zu werden, ber im Stande und gewillt 
ift, das was er fagt, zu dvertheidigen, dann hätte er heute 
bier erſcheinen müffen, um für feine geftrigen Behauptungen 
die verdiente Antwort zu erhalten. 

(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, ich bedaure, daß ich meine Ausführungen 
nur an der Hand eines kurzen Zeitungsberichts machen 
fann; ich nehme aber den Bericht derjenigen Zeitung, die 
Herrn Stoeder am nächſten ſteht, den Bericht der Kreuz— 
zeitung“. Nach diefem Bericht hat Herr Stoeder gegen 
mid; jeine Entrüftimg darüber geäußert, daß ich in einer 
meiner nenlichen Neben ihm, der gegen meine Partei ben 
Borwurf erhoben hatte, daß unfer Barteigrundfag „Religion 
ift Privatfahe* Humbug fei, erwibert hatte, daß bei uns 
Religion wirklich Privatiahe fei und nicht jo, wie in 
manden Streifen, denen Herr Stoeder nahe fteht, als 
Geſchäftsſache betrahitet wird. Darüber hat fi Herr 
Stoeder geftern außerordentlich entrüftet und hat gemeint, 
meine Aeußerung zeuge von einer orientaliihen Auf: 
faffung. Nein, meine Herren, das ift gar nicht der Fall. 
Die Beweiſe für die Richtigkeit meiner Auffafjung nehme 
ih aus fehr hriftlihen, aus fehr frommen Kreiſen, aus 
Kreifen, die zweifello8 Herrn Stoeder nahe ftehen, aus 
Streifen, die man unter dem politifchen Namen „konſervativ“ 
bezeichnet. Ich brauche ja in biefer Beziehung, meine 
Herren, nur an den Bufenfreund des Herrn Stoeder, den 
Herrn v. Hammerftein zu erinnern. 

(Sehr gut! Tinte.) 
Ih glaube faum, daß jemand eine andere Auffaflung 
haben wird, als daß die von Herrn v. Hammerftein ftets 
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(Singer.) 
präftirte Frömmigkeit in der That auf Geſchäfts- und 
Geldintereffen zurüdzuführen ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Aber, meine Herren, man braudt gar nicht fo lange 
zurüdzugreifen; id werde Ihnen aus der allerjüngften Zeit 
einen jchlagenden Beweis dafür liefern, daß in gewiſſen 
Streifen, die politifh zu den Stonfervativen zu rechnen 
find, die Religion als Geſchäftsſache angefehen wird. Ich 
nenne Ihnen den Namen Sanden. Ich führe Ihnen den 
frommen Mann in Potödam an, der feine verbrecheriſch- 
geſchäftliche Thätigfeit darauf geftügt hat, daß er ſich als 
eine Leuchte der Kirche und von Frömmigkeit ftrogend 
gezeigt hat. 

(Sehr rihtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Soll id Sie auch noch an den fehr —— Hofbanlier der 
Kaiſerin erinnern, an den Generalkonſul Schmidt, in 
Firma Anhalt & Wagner, der in dem Spielhageniden 
Bantentrady eine führende Rolle gefpielt hat, und der ſich 
nicht genug thun konnte vor Frömmigkeit und chriſtlichem 
Schein? Meine Herren, es iſt ein Schreiben veröffentlicht 
worden bon ber Frau bed Heren Sanden. Wenn es 
etwas giebt, was widerlid it, nämlich das Bejtreben, 
mit fogenannter Frömmigkeit Niedertradt, Betrug und 
Gemeinheit zu verdeden, dann ift es diefer Brief. Ih 
will auf dieſe Vorgänge im Augenblid nicht weiter ein- 
gehen; aber darüber ift doch fein Zweifel, dab Sanden 
und feine Komplizen in der nichtswürdigſten Weiſe 
Leute, in beren Vertrauen fie ſich bineingefchwindelt, 
um Geld und Gut gebradt haben. Und, meine Herren, 
alö eine dieſer Geprellten fi an die fromme Gemahlin 
des Herrn Sanden wandte, um deren Hilfe in Anſpruch 
zu nehmen, ba ſchrieb diefe Dame einen Brief, in dem 
jie die von ihren Dann Gejhädigten auf Gott verwies, 
der ihnen wohl helfen würde. Es heißt in dieſem Brief 
unter anderem: 

Daher, mein liebes Fräulein, treffen mich Ihre 
ſchweren Anfduldigungen nicht, denn ih habe 
ein ruhiges Gewilfen, und ebenſo erträgt aud) 
mein Dann diefe jhwere Prüfung mit Ergebung 
und im feiten Vertrauen auf unferes Herrn und 
Gottes Hilfe. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Wir find nicht nur in ebenjo trauriger Lage wie 
Sie, mein liebes Fräulein, jondern wir müſſen 
nod Schmähungen und Beihimpfungen über uns 
ergehen lafjen, die wir, Gott weiß e3, nidt ver- 
dient haben. 

Mein liebes Fräulein, verlieren aud) Sie nicht 
dad Gotivertrauen! Wenn wir alle Gott den 
Herrn bitten, daß er der gerechten Sache den 
Sieg verleihe, jo wird er uns nicht verlafien, 
fondern und gegen unfere Feinde beſchützen, die 
und zu verderben tradıten. 

(Heiterkeit bei den Sozialbemofraten.) 

Daß Gott der Herr ung alle, die wir auf Ihn 
hoffen, in Seinen gnädigen Schu nehmen und 
uns helfen möge, erfleht täglid in heißen Ge— 


beten 
Frau M. Sanden, 
geb. Felzer. 

Wollen Sie beftreiten, meine Herren, daß Sanden 
und die Briefjchreiberin £onjervativen Streifen angehören? 
(Burufe redts.) 

— Sa, meine Herren, wenn Sie das beitreiten, dann ift 

ed doc ganz merkwürdig, daß die fonjervative Partei in 

Potsdam mir Sanden jahrelang paradirt hat 
(Wideriprud und Zurufe redts), 

und daß bei feinem Lonjevativen, kirchlichen und 

patriotiſchen Zwed, bei dem pribatim und öffentlich zu 

Beiträgen aufgefordert wurde, verabjäumt worden ift, an 
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Herrn Sanden mit dem Stlingelbeutel heranzutreten. Ad, (C) 


meine Herren, das iſt ja ſehr billig, ſolche Leute jegt von 
ben Rodihößen zu fchütteln. Aber das gelingt nicht. 
Hammerftein-Sanden waren fehr fromme, jehr chriſtlich 
gefinnte Konfervative. — Im übrigen bemerfe ih, meine 
Herren, dab ih zu dieſen Ausführungen provozirt bin 
durch das geltrige Vorgehen bes Herrn Stoeder und 
durd das Verhalten der fonjervativen Partei, die Herrn 
Stocder bei feinen Ausführungen von der „orientalifchen 
Auffaffung*, wie die Kreuzzeitung“ meldet, lebhaften 
Beifall gejpendet hat. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, ich bleibe nad) wie vor dabei: in unferer 
Partei ift programmmäßig Religion Privatfahe; wir 
verlangen feinen religiöfen Befähigungsnachweis und 
benugen Religion nit zu politifhen oder PBarteizweden. 
Meine Herren, Sie follen und doch einmal Leute aus 
unferer Partei nennen, die unter dem Dedmantel der 
Frömmigkeit, unter dem Dedmantel religiöfer Heuchelei 
verſucht haben, irgend welden geſchäſtlichen Gelbintereflen 
zu fröhnen. Aus der fonfeıvativen Partei? ad, meine 
Herren, wer fennt nicht die frommen Hoflieferanten, wer 
fennt nicht bie frommen Streber, die alle Sonntag mit 
dem Gejangbudy unter dem Arm in die Kirche gehen, damit 
fie dort von ihren Vorgeſetzten gefehen werben! 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
Alfo, meine Herren, über diefes Thema ſprechen Sie lieber 
nicht, wenigſtens nicht im Tone der Antlage gegen andere 
Parteien! 

Weiter, meine Herren, hat der Herr Abgeorbnete 
Stoeder geitern nad) dem Beridht der Kreuz-Zeitung“ 
geiagt, er hätte nichts dagegen, wenn ich mid) dem Teufel 
verjchreiben wolle. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Nun, meine Herren, id glaube weder an Engel, noch 
glaube ih an Teufel; 
gnügungsfüchtig, in den Himmel gelangen zu wollen; aber 
wenn es denn einmal jein muß, dann zehnmal lieber beim 
Teufel als bei Stocder! 
(Unruhe in der Mitte.) 
Ih Habe die Empfindung, daß, wenn man fi mit 
Leuten A la Stocder Tag für Tag herumſchlagen muß, 
Einen wirflid ein Gefühl ankommen kann, wie ed Goethe 
feinen Fauft zum Ausdrud bringen läßt, als dieſer ſich 
nit Mephifto herumichlägt, — mit Mephifto, der ja aud) 
ein Bater der Lüge geweſen ift. 
(Sehr gut! links.) 

Meine Herren, ich fomme nun zu einigen Bemerkungen 
in Bezug auf den Scheiterhaufenbrief.. Ich habe bie 
Pflicht, die Ausführungen meines Freundes Bebel noch 
in etwas zu ergänzen. 

Der Herr Abgeordnete Stoeder hat mir babei 
ben Vorwurf gemacht, daß ich den Sceiterhaufenbrief 
uiht vollitändig zitirt babe und hat, wie mir mits 
getheilt worden ih, einige angeblid don mir fortges 
lafiene Sätze verlefen. Zunächſt will id daran erinnern, 
daß ih, als ih den Sceiterhaufenbrief vorlag, aus: 
drücklich fonftatirt habe, dab ih aus dem Schulteſchen 
Geſchichtskalender, 11. Jahrgang 1845, zitire, und was 
von dem Sceiterhaufenbrief in diefem Kalender fteht, 
habe ich wortgetreu ohne jede Auslaffung vorgetragen. 
Herr Stoeder fann aljo bei dieſer unanfehtbaren That- 
ſache nicht den Vorwurf erheben, daß id ungenau zitirt 
habe; denn ich habe die Quelle, aus der ich zitirt habe, 
angegeben, und ein Vergleich diefer Quelle mit meinem 
Stenogramm wird ergeben, daß ih Wort für Wort ver: 
fejen habe. Wenn aljo in dem Brief, den ich verleien 
habe, einige Stellen fehlen, fo iſt das zunächſt nicht meine 
Schuld, fondern es ift — wenn überhaupt eine Schuld 
vorliegt — die Schuld bed Verfafferd des Kalenders. 


ih bin auch gar nicht jo ver- (D) 
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(&inger.) 


(4) Aber biejer Einwand tft auch eines derjenigen Mittel, bie 


Herr Stoeder mit Vorliebe anwendet, um Mittheilungen, 
die an fi unanfechtbar find, dur fünftliche, nur an ber 
Oberfläche haftende, ganz bedeutungsloje Einwendungen 
zu biöfrebitiren. 
(Sehr ridhtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, die Süße, die in dem Brief — neben den 
bon mir vorgelefenen — ftchen, der Anfang und ber 
Schlußſatz, ändern an dem GCharalter des Briefes gar 
nicht3 ; fie verftärfen höchſtens den Charakter dieſes Briefes. 
Benn aber Herr Stoeder geitern gemeint hat, es fei ver— 
werflich, derartige Briefe zu bemußen, weil es fih um 
vertrauliche Briefe handelt, von denen ein anſtändiger 
Menſch feinen Gebraud) macht, fo ſage ich umgelehrt: es 
find dies Briefe, die ein anftändiger Menjc nicht jchreibt. 
(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, dab in dem Sceiterhaufenbrief eine 
Parteipolitif gefordert wird, eine Parteipolitif, die gerade 
pom Standpuntt der Sonfervativen und des Herrn 
Stocker aus ald eine Politit des Verraths an dem 
König bezeichnet werden muß, das ift doch ganz Har. 
(Slode des Präfidenten.) 

Bizepräfident Büfing: Herr Abgeordneter Singer, 
Sie können don einem Briefe eines Abgeordneten nicht 
jagen, was Sie eben gejagt haben. Ich bitte Sie, nicht 
weiter von ber Ordnung abzuweichen. 

Einger, Abgeordneter: Herr Präſident, das Urtheil 
über dieſen Brief und deſſen Verfaſſer hat die Geſchichte 
zu fällen. Der Brief ift ja ein Hiftorifches, eine Gruppe 
der Sonfervativen kennzeichnendes Parteiaktenſtück ge: 
worden, und id) kann mic aljo im Augenblid weiterer 
Ausführungen hierüber enthalten. Die Nolle, die Herr 
Stoeder im weiteren Berlauf, und gegenüber der Vers 
öffentlichung des Briefes, geipielt Hat, ift doch aber fo 
eigenthümlicdh, daß fie, da der Gegenftand nun einmal 


(B) vor dem Reichstage verhandelt wird, nod) einen Augen— 


blid beiprodyen werden muß. 

Meine Herren, der „Vorwärts* hatte den Sceiter- 
haufenbrief zuerft im Auszuge veröffentlicht, und zwar, 
wie ih — nachdem ich mid) überzeugt habe — mit: 
theile, mit Hinweglaffung des Anfanges des Briefes. 
Aber warum? Weil, wenn der Anfang des Briefes zuerft 
mit veröffentlicht worden wäre, man jogleih den Namen 
des Empfängerd gewußt hätte, und auch die Mitarbeit 
des Herrn Kropatſcheck erfahren hätte, den damals zu 
nennen feine Veranlaffung vorlag. Und ber Schlußſatz, 
den der Herr Stoeder in meinem Zitat vermißt, den er 
ja, wie id höre, geftern verlefen hat, deffen Verlefung ich 
mir alio erjparen kann, — dieſer Schlußſatz ändert, wie 
gejagt, an dem Inhalt des Briefes gar nichts, fondern 
verftärtt nur dasjenige, was id) aus Schultes Staleuder 


jitirt habe. 
(Sehr wahr! links.) 

Aber, meine Herren, wie hat ſich nun Herr Sıoeder 
in dem Stabium der Veröffentlihung des Briefes gezeigt? 
Zunächſt hat er die Griftenz des Briefes bejtritten. 
Ratürlih! Er behauptete, er erinnere ſich nicht, einen 
ſolchen Brief geichrieben zu haben. Und fein Freund 
v. Hammerftein, der damals auf der Flucht vor dem 
Zudthaufe war, beftätigte in einem Schreiben, er erinnere 
fih aud nicht, daß Stoeder ihm je joldyen Brief ge: 
ſchrieben habe. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Darauf wurde ber Sceiterhaufenbrief, der zuerft im 
„Borwärt3* bruchſtückweiſe veröffentliht war, feinem 
vollen Umfang nad abgedrudt. Herr Stoeder meinte 
dann: leider 4 es mir auch heute nicht möglich, beſtimmt 
zu erklären, daß der Brief echt und vollſtändig ver— 
offentlicht iſt. 
(Hört! hört! und Lachen links.) 





Nah diefer Erklärung des Herrn Stoeder wurde der (C) 


Brief im „Vorwärts“ falfimilirt, womit allerdings jedem 
weiteren Ableugnen des Herrn Stoeder Thür und Thor 
völlig veridloffen war. Das iſt doc eine mehr als 
eigentbümliche Haltung, Wenn der Herr Abgeordnete 
Stoeder von der Harmlofigfeit feines Briefes — von 
der er jegt ſpricht — fo überzeugt geweien wäre, fo 
hätte er dod nicht nöthig gehabt, erft den Brief ab» 
ar und dann zu jagen, dab er fid) des Inhalts 
bes Briefe nicht erinnere. Grit nachdem man ihm das 
Faklſimile feiner eigenen Schrift unter die Nafe hielt, hat 
er den Brief zugegeben. Und geftern fagt Herr Stoeder: 
aber der Brief war dod) ganz harınlod; die Politif, die 
id bamit trieb, war fo gut, daß fie fogar der Bruder 
des Herren Staatöjefretärd v. Thielmann gebilligt hat! 
(Laden links.) 

Nun, der Fall Ewald, über den ſchon mein Freund 
Bebel geiproden hat. Es eriftirt ein befanntes Wort — 
id; glaube, der Herr Stollege Bröber ift der Vater diejes 
MWorted —: die Sozialdemokratie hat ein Schweineglüd. 
Dies Schweineglüd verläßt und Herrn Stoeder gegen: 
über auc nicht. Während ich geftern Abend verhindert 
war, die Rede des Herrn Stoeder zu hören, und mir ein 
Kollege jpäter davon Mittheilung machte, wollte e3 ber 
Zufall, daß dies zu einer Zeit geichah, ald mein Partei: 
genoffe Ewald, der jet Mitglied der Stadiverordneten: 
eg ift, zugegen war. Gwald hat mir nun noch 
einige fo intereffante Mittheilungen über dieſe Ans 
elegenheit gemacht, daß ich mid verpflichtet glaube, 
Ihnen biefelben nicht vorzuenthalten. Ewald hat geftern 
vor einer größeren Anzahl von Zeugen und mit der 
vollen Sicherheit eines guten Gedädtniffes mir mitgeteilt, 
daß er gegenüber der Behauptung des Herrn Stocder, 
aus jenem Prozeß, er fenne Ewald nicht, er ſehe Ewald 
bor Gericht zum eviten Male, mit abfoluter —— 
dabei bleibe, daß Stoecker eine unwahre, eine fal 
eidliche Ausſage gemacht habe. Denn, jo theilte Ewald 
geftern mit, in jener Zeit ſei Stoeder in Volks— 
berfammlungen wiederholt auf Ewald unter Nennung 
feined Namens zugetreten 

—— Rufe Links: hört! hört!), 
habe ihm die Hand gereicht, ſich nach feinem Befinden 
erkundigt und dadurch zweifellos dofumentirt, daß er 
Ewald perſönlich gefannt hat. 
(Lebhafte Rufe links! hört! hört!) 
Zu einer Ausfage hierüber — und das ift auch be— 
zeihuend —, welde Gwald im Baecker-Stoecker-Prozeß 
vor Gericht eidlich zu erhärten ſich bereit erklärt hatte, 
iſt es nicht gelommen. Mein Freund Bebel theilte vor: 
hin mit, dad Gericht habe die Ladung Ewalds abgelehnt, 
weil es aus den Verhandlungen bereitö die Ueberzeugung 
gewonnen habe, dab die Bezeugung Ewalds, Stoeder 
babe einen Falſcheid geleiftet, nicht mehr nöthig fei. Aber 
gegenüber dem Zeugen Ewald fand ein kleines Vorſpiel 
ftatt, welches für die damalige Situation fehr bezeichnend 
ift. Als unfer jegiger Kollege Mundel, der in feinem 
Prozeß mit feinem juriftifhen Kollegen Sachs Bertheis 
diger war, fi) der Ausfage des Zeugen Ewald ver: 
gewiffern wollte, famen diefe beiden Herren beim Polizei— 
präfidium ein, dem Ewald, der damald auf Grund des 
Sozialiftengefeßed aus Berlin ausgewieſen war, für 
diefen Prozeß freies Geleit zu geben. Diejer Antrag 
der Rechtsanwälte wurde vom Polizeipräfidium abgelehnt. 
(Hört! hort! bei den Sozialdemofraten.) 

Man wollte aljo nidt, daß Ewald dem Abgeordneten 
Stoeder gegemüberirete und unter feinem Eide nachweiſe, 
daß Stocder ihn gelannt haben muß. Als nun die Ber: 
theidiger bei Gericht den Antrag ftellten, dem Zeugen 
Ewald freie Geleit nah Berlin zu geben, Ichnte das 
Gericht diefen Antrag ab, weil es — da bie Behauptung, 


die (D) 


(B) in der Weife behandelt. 
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(A) Stoeder habe Ewald doch gekannt, bereit3 anderweit er— 


wiejen fei — des Zeugen Ewald nit mehr bebürfe. 
(Hört! hört! links.) 

Aber, meine Herren, es ift nidt ber Fall Ewald 
allein, der auf die ei area des Abgeordneten 
Stoeder ein bezeichnendes Liht wirft. Da wir nun 
einmal dabei find 

(Heiterfeit), 


fönnen wir auch einen andern Fall verhandeln. Es find 
eine Reihe von Jahren her, da beichäftigte dieſer Fall 
die Deffentlichkeit jchr lebhaft: der Fall Witte-Stoeder. 
Es handelte ſich damald um einen Amtsbruder des Herrn 
Stoeder, den Prediger Witte, von dem Herr Stoeder 
behauptet hatte, er hätte den Wunsch eines jüdifchen Mit: 
bürgerd auf Berleihung des Geheimen-$tommerzienrath: 
Titels ſehr lebhaft unterftügt und dafür irgend welde 
BVortheile eingeheimft. Meine Herren, Mander von Ihnen 
wird die Einzelheiten dieſes Falles nod im Gedächtniß 
haben; fie intereffiren nicht, id will alfo darauf nicht 
eingehen. Ich will nur jagen, daß es aus Anlaß dieſes 
Streited zu einer Verhandlung vor dem Ober:Stirdenrath 
fam, der beiden Herren, Witte und Stoeder, einen Verweis 
ertheilte. Cine Stelle bed Erkenntniſſes des Ober— 
Kirchenraths iſt doch zu intereffant, als dab id fie 
Ahnen unterſchlagen dürfte. Der Gerichtshof nahm 
als erwiefen an, dab das Gefühl der Rachſucht, der 
Nevande und verlegter Ehrgeiz in Herrn Stoeder, bie 
Abſicht erwedt habe, den Amtsbruder in einer Öffentlichen 
Verſammlung anzugreifen. 

(Hört! en bei den Sozialdemokraten.) 
Ih weiß num nicht, ob ed zu den Attributen einer bes 
ſonders ann ron GEhriftlichkeit gehört, einen Amts⸗ 
bruder in öffentlichen Verfammlungen angreifen zu laſſen. 
ebenfalls ift man im gewöhnlichen Leben der Meinung, 
daß es grade nicht befonders hübſch ift, werın man Stollegen 
Aber, wenn Herr Stoeder ſich 
mit befonderer Emphaſe dagegen verwahrt, daß bei 
manden fonferbativ-chriftlichen Leuten Religion Geſchäfts— 
ſache ift, dann follte er dod aus feiner eigenen Ber: 
gangenheit einen Vorgang nicht vergeffen, nämlich folgen: 
den Umftand. Ih habe es noch im Gedächtniß — und 
ih müßte mid fehr irren, wenn nidjt damals von einer 
fehr hohen Stelle aus die Entlaffung des Hofpredigerd 
Stoeder verlangt worden war; ih glaube ferner, mid) 
nicht zu irren, wenn biefe Frage in einer Situng des 
preußiichen Minifteriums oder gar in einer Kronraths— 
figung bventilirt worden if. Das Reſultat der Verhand- 
lung war folgende3 — id) zitire hier aus dem politiichen 
Handbud, weldes unfer Kollege Richter verfaßt hat, 
wie folgt: 

Infolge deffen 
— nämlid infolge des Berweifes — 

wurde Stoeder vor die Wahl geftellt, entweder 

auf die fette Pfründe als Hofprediger zu ver: 

zichten oder auf feine agitatoriihe Thätigkeit in 

politifhen Vereinen und Berfanmlungen. 

(Hört! hört! links.) 

Nach kurzer Bedenkzeit zog Stoeder das Letztere 

vor, und dieſer Ausgang des neuen Luther 

machte die Traveſtie vollſtändig. 

(Hört! hört! links.) 

Meine Herren, wenn Herr Stoeder ein fo eifriger An- 
hänger des Grundfaßes ift, dab man feiner Einnahmen 
wegen, die Bethätigung feiner Anfichten nicht unterlaffen 
darf, warum hat er denn damals nicht vorgezogen, lieber 
aus dem Ant zu fcheiden, als feine chriſtlich-ſoziale 
Agitation aufzugeben? Warum hat er fi) entichloffen, 
ch zu duden, in feinem Amte zu bleiben und lieber von 
einer idealen riftlich-fozialen Reform Abftand zu nehmen, 
ald bie Stellung aufzugeben? — Daß Herr Stocder 


übrigens fpäter trogbem von dieſem Schidjal ereilt wurde, (C) 


das war nicht feiner öffentlichen Thätigfeit geſchuldet. Man 
weiß recht gut recht gut, warum Herr Stoeder nit mehr 
im Dom predigt. Die Entlaffung erfolgte nicht wegen 
der riftlichefozialen Agitation, nicht wegen des Beſtrebens 
den Armen, den Arbeitern beizuftehen. Nein, meine 
Herren, man erzählt fi ganz andere Urſachen als Grund 
ber Entlaffung des Herrn Stoecker; man ſpricht davon, 
daß die auf die Spige getriebenen intimen Anreden an 
eine fehr hohe Dame, jehr mißliebig vermerkt worden 
find und dazu die Beranlaffung geweien find, dem Herrn 
Stoeder den Laufpaß zu geben. 

Meine Herren, wenn ih nun auf die Schlußworte, 
die Herr Stoeder und gegenüber geſtern für gut befunden 
hat anzumenden, eingebe, fo möchte ich bemerken, daß 
auch der Ton, den Herr Stoeder hier angefhlagen hat, in 
hohem Grade degoutirt. Es ſcheint als ob es in feinen 
Streifen befonders geihmadvoll gefunden wird, politifche 
Barteien und Organe mit Eigenihaften zu belegen, wie 
fie Hunden 47 find. Die Vornehmheit des Tones, mit 
der der Herr Abgeordnete Stoeder feine geftrige Rede ge— 
ſchloſſen hat, und der Beifall, den feine Lonfervativen 
Freunde ihm dabei zollen, ift jo bezeichnend fir den 
Tiefftand jener Herren in Bezug auf dad, was fie 
parlamentarifh für angemeffen und richtig erachten, daß 
id mid) jedes Urtheild darüber enthalten fanı. 

(Sehr richtig!) 
Aber ald ih den Sat heute früh las, erinnerte ich mid) 
eines Wortes des alten Homer, welches, wie ich glaube, 
auf niemand beifer paßt ald auf den NAbgeorbneten 
Stoeder; es lautet: 
Nichts hünderiſches giebt es auf ber Erde ala 
einen Menihen zu jehen, deſſen Zunge zwie— 


fpaltig redet. 
(Große Heiterkeit und Unruhe. Glode des Bräfidenten.) 


Vizepräfident Büfing: Die legte Bemerkung verftieß (D) 


wider die Ordnung des Hauſes, Herr Abgeordnete Singer; 
id rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. vd. Levetzow. 

Dr. v, Levekow, Abgeordneter: Meine Herren, id) 
babe feine Veranlaffung, mich mit dem perſönlichen Streit 
zu befchäftigen, den der Herr Abgeordnete Stoeder mit 
den Herren Mdgeordneten Bebel und Singer geführt 
hat, und will mır zwei darauf bezügliche Bemerkungen 
machen. 

Der Herr Abgeordnete Singer hat den Herrn Sanden 
in Potsdam als unſeren politiichen Freund bezeichnet. 
Id) kann verfichern, daß ich den Namen Sanden zum eriten 
Mal gehört habe, als der befannte Zufammenbrud in 
Potsdam erfolgte. Ganz ebenjo ftehen meine bier an: 
wejenden Freunde, die id) danach gefragt habe. 

(Schr richtig! rechts.) 
Uns ift Herr Sauden ein ganz unbefannter Mann ge: 
wejen und feine Frau Gemahlin erft recht. 
(geiterfeit.) 

Zweitend mödte id das Eine jagen: die Brand» 
marfung des Artikels im „Vorwärts“, die Herr Stoeder 
borgenommen, hat ung allen jehr gefallen 

(Bravo! rechts), 
und nicht bloß und, jondern der großen Mehrzahl dieſes 
Haufed. Das wollte id) fonftatiren. 
(Bravo! rechts. Zurufe linls.) 

Vizepräſident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab— 
geordnete Stoecker. 

Stoecker, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe zu 
meinem Bedauern nur wenig gehört; leider konnte id) 
nicht früher hier fein. Aber das, was id; gehört habe, 
hat auf mich nicht den geringiten Eindruck gemadt. 

(Schr gut! rechts; Heiterkeit und Zurufe links.) 

Herr Singer hat die MWitte-Angelegenheit hier vor— 
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—— die nun ſchon ſeit 6 bis 8 und noch mehr 
ahren läuft. Nur hat er den Schluß der ganzen Sache 
nicht vorgebradht, nämlich daß ih, um die Sache klarzu— 
ftelen, in meiner Slirdenzeitung offen erklärte, Herr Witte 
babe den Brief, auf dem feine ganze Anklage ruhte, ge: 
fälicht, um die öffentliche Meinung irre zu führen. Herr 
Witte hat mid) dann verklagt; ich habe gegen ihn völlig 
recht behalien; er dagegen ift abgewiejen und hat alle 
Gerichtöfoften bezahlen müſſen. Daraus erfehen bie 
Herren ganz Mar, daß im Jahre 1885 ein großer Irrthum 
des Gerichts vorlag, den ich durch die Ginfädelung dieſes 
Prozeſſes feſtſtellen wollte. Das iſt mir allerdings erſt 
ſehr ſpät gelungen. Aber ich bin aus dieſem Prozeß mit 
Pfarrer Witte ohne jede Faſer von Schuld hervor— 
gegangen. Herr Singer ſcheint das nicht zu wiſſen. Aber 
ein Mann, der in dieſer Weiſe unwiſſend iſt, hat doch 
fein Recht, zu urtheilen. 

Ich erkenne aus dem, was ich gehört habe, daß Herr 
Singer wahrſcheinlich meine ganze Lebensgeſchichte hier 
bervorgeholt hat. Ich weiß nicht, warum das geichehen 
if. Ich hatte meine Anklage auf ganz beftimmte Punkte 
gerichtet und glaube, es wäre fir die Herren viel vor: 
theilhafter, wenn fie ihre Bertheidigung auf dieſe Punkte 
gerichtet hätten. 

(Sehr richtig! rechts. Zuruf links. — Glode des Bräfidenten.) 

Bizepräfident Büſing: Meine Herren, ich bitte, den 
Herrn Redner nicht zu unterbrechen. 

Stoeder, Abgeordneter: Nah dem, was ich felbit 
gehört habe, ſcheint mir, als habe man eine General: 
debatte über meine Perſon gemadt. 

(Zuruf links. — Glode des Präfidenten.) 

_ Bizepräfident Büfing: Herr Abgeordneter Singer, ich 
muß Sie wiederholt erſuchen, den Herrn Redner nicht zu 
unterbrechen. 

Stoeder, Abgeordneter: Das müſſen die Herren doch 


(8) wiffen, daß ich jeit zwanzig Jahren an ſolche General: 


bebatten gewohnt bin und mir nichts daraus made. 
(Zuruf links. — Glocke des Präfidenten.) 

Bizepräfident Büfing: Herr Abgeordneter Stoeder, 
Sie haben felbft gelagt, Sie wären während des größten 
Theil$ der Rebe des Herru Abgeordneten Singer nicht 
anweſend gemweien; Sie haben auch nicht behauptet, daß 
Ihnen der Inhalt des nicht gehörten Theiles der Rede 
mitgeiheilt je. Sie können daher auf diefen Theil der 
Rede, welchen Ste nicht kennen, heute nicht antworten. Sie 
bürfen fi nicht in Vermuthungen darüber ergehen, was 
vielleicht gejagt worden ſei, während Sie nicht anweſend 
waren. Ich bitte Sie, fid in Ihrer Entgegnung auf das 
zu befchränten, was Sie gehört haben. 

(Schr gut! links.) 

Stoeder, Abgeordneter: Ich bitte um Entihuldigung; 
aber der Abgeordnete Singer fagte in meiner Gegenwart, 
er habe eine Gereraldebatte über mich geführt. 

PVizepräfident Büfing: Sie kennen den Inhalt bes 
größten Theiled der Nede des Herrn Abgeordneten Singer 
nit. Ich bitte Sie daher wiederholt, fih auf das zu 
befchränfen und nur darauf zu erwidern, was Sie, ala 
Sie im Saale anwefend waren, von ber Nebe bed Herrn 
Abgeordneten Singer gehört haben. 

Stoeder, Abgeordneter: Auf Einiges kann ich ja doch 
eingehen. Herr Singer fagte, daß id auf meine fette 
Pfründe nicht Verzicht geleiftet, fondern meine Grundfäße 
verleugnet hätte. Nun fann ich verfihern, eine fette 
Pfründe ift die Domftelle überhaupt nicht gewefen. Auch 
da ift ber Herr Abgeordnete Singer wieder volllommen 
in Unwiſſenheit. Ueberdies habe ich allein dad Nedht, mir 
die Stunde auszuſuchen, wann id) aus meinem Amte 
fcheiden will. Ic Habe jehr bald darnad) aus Gründen, 
die meine amtlihe Ehre angingen, meinen Abſchied ein— 
gereiht. Das fcheint der Herr Abgeordnete Singer wieder 
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nicht zu wiffen, fonft fönnte er mir unmöglid) einen foldhen (C) 


Vorwurf machen. Das muß er mir überlaffen, ob id 
eine Sache für wichtig genug halte, mein Amt aufzugeben; 
das liegt volltommen in meinem Gewilfen. Sein Vor: 
wurf trifft mich wieber nicht; denn ich habe gerade um 
meiner Grundjäge willen mein Amt aufgegeben. Alſo 
gerade das, was ber Herr Abgeordnete Singer vermißt, 
habe id) geihan. 

Wenn ih nun dieſe beiden Dinge, bie ih ge 
hört habe, fo Leicht widerlegen kann, fo glaube id, 
dab es mir ebenfo leicht fein würde, alles, was font 
gejagt ift, fpielend zu widerlegen. 

(Heiterkeit links. Schr gut! rechts.) 
Die beiden angeführten Dinge find mir gegemüber voll: 
fommen thöridt. 
(Slode des Präfidenten.) 

Vizepräfident Büfing: Der Ausdrud „thöricht“ ift 
parlamentariih nicht zuläffig gegenüber einem Kollegen. 

Stoeder, Abgeordneter: Wenn es aber hier darauf 
antäme, Prinzipien und Grundiäge zu vertreten, fo möchte 
ih Herrn Singer, der einen Brief aud dem Jahre 1888 
hier vorgelefen hat, daran erinnern, daß ich ihm, was 
feine Prinzipien und Grundbfäge viel mehr betrifft, ein 
Erfenntniß aus dem Jahre 1838 vorlejen könnte. Darin 
wird fein Sozius Herr Nofenthal beſchuldigt, die größte 
foziale Sünde begangen zu haben, die man nur begehen 
fann, nämlich einem Zwiſchenmeiſter gejagt zu haben: 
„Laffen Sie die Mädel auf den Strid gehen; ſchaffen 
Sie mir billige Mäntel!” Das ift damald bewielen; der 
Richter hat ed in einem Erfenntniß dem Herrn Singer 
auf fein Konto geichrieben, und Herr Singer habe das 
Geſchäft nicht verlaffen, obwohl er dies gewußt habe. 

(Hört! hört! rechts. — Widerſpruch bei den 
Sozialdemokraten.) 
— Der Gerihtöhof hat das bezeugt; id kann das vor— 


lefen, wenn es bezweifelt werben jollte! — Nun frage (D) 


ich, ob ein Mann vom diefer Art recht hat, irgend einem 
anderen Menſchen Sewilfenlofigkeit vorzumwerfen. Meine 
Herren, e3 ift mein Gefühl der ganzen ſozialdemokratiſchen 
Partei gegenüber — und damit will ich Schließen —, daß, 
wenn man einen Arbeitgeber von folder Vergangenheit 
um Präfidenten macht, man dad Recht verwirft hat, von 
— —— vVeform, Arbeiterſympathie, Rechtſchaffenheit und 
Gewiſſenhaftigkeit zu reden. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab: 
georbniete Wurm. 

Wurm, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, die 
Angelegenheit ift doch nun zur Genüge erledigt 

(Widerfprucd bei den Sozialdemokraten) 
— ich meine: für den Werth, die Bedeutung der Stoeder: 
Ihen Auslaſſung ift fennzeihnend, daß bon bemen, bie 
ihm im Haufe naheftehen, fein einziger e8 für nothwendig 
hielt, irgend ein Wort der Bertheibigung für Herrn 
Stoeder zu fagen. 

Geitatten Sie, daß ih zu dem eigentlihen Punkt 
ber Tagesordnung übergehe, zu Kap. 7 Zit. 1, Gehalt 
des Staatöfefretärd, und daß ich mich mit fozialpolitifchen 
Fragen befaffe, die Hier hingehören. 

Der Herr Staatöjelretär pe bei der zweiten Leſung, 
als id) auf die Berufögefahren ber Steinarbeiter 
hinwies, eine Erklärung abgegeben, die mit den Thatſachen 
nicht im Uebereinſtimmung fteht. Der Herr Staatsfefretär 
Graf v. Poſadowsky hat am 15. Januar gejagt, daß er 
unter dem 29. Mai 1900 eine Enquete über die Berufs— 
franfheiten der Steinarbeiter veranlaßt habe. Es wird 
nun Ihnen, meine Herren, ſoweit Sie fi) für Sozialpolitit 
intereffiren, aber fiher aud dem Herrn Staatsſekretär 
intereflant fein, was das fir eine Enquete geworden ift, 
die er veranlaßt haben will. 
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Wurm.) 

Zunächſt ift feftgeftellt, daf dem organifirten Stein: 
arbeitern nicht ein Mort, nicht eine Thatfache davon be- 
fannt wurde, daß eine Umfrage über die Gefundheitd- 
gefahren der Steinarbeiter ftattfand. Die Zentralleitung 
ber Drganifation der Steinarbeiter hat darauf au das 
Berliner Polizeipräſidium gefchrieben, und dieſes hat er: 
Härt, daß ihm nichts davon befannt ift. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Ferner wurden fämmtliche 175 Zahlitellen der Stein- 
arbeiter vom ber hieſigen Zentralleitung angefragt, ob 
ihnen von der Engquete etwas bekannt fei, die der Herr 
Graf Poſadowsky veranftaltete. Ach habe hier die Ant: 
worten, welde von dieſen Zahlitellen, die über ganz 
Deutichland ſich eritreden, gefommen find, und von diefen 
Briefen wird in 20 nur mitgetheilt, daß überhaupt einmal 
ein Gewerbeinfpeftor gelegentlich die Arbeitgeber gefragt 
habe, ob denn biefer Beruf die und die Schädigungen 
hätte, und daß nur in zwei Orten überhaupt, in Lübed 
und in Stuttgart, die Arbeiter erfahren haben, daß es fid) 
um eine Enquete handelte, aber niht vom Herrn Ge: 
werbeinfpeftor — ber hält es nicht für nothwendig, mit 
ihnen zu ſprechen —, fonbern in Lübeck erfuhren fie eö durch 
einen Arbeitgeber und in Stuttgart durch einen Poliziſten, 
ber eine Enquete veranftalten follte, ſich feinen Rath wußte 
und in feiner Verlegenheit einen Arbeiter fragte: fagen Sie 
einmal, was foll ich denn da antworten? Daraufhin veran: 
laßte der Arbeiter, daß er mitder Bolizeiverwaltung, nicht mit 
der Gewerbeauffiht — das ift dabei nicht beabfichtigt 
gewefen — in Berbindung treten fonnte. Nun frage id) 
ben Herrn Staatsfetretär: wer hat diefe Art Enquete 
beranlaßt? Warım find nicht die berufsmäßigen Organe, 
die Gemwerbeauffichtöbeamten veranlaßt worben, die Enquete 
zu mahen? Die Gewerbeinfpektion III Berlin hat aller: 
dings von diefer Enquete gewußt, aber jich an den Ober: 
meifter der Steinmeginnung Berlin gewandt, und dieſer 


(B) hat die Fragen an die einzelnen Steinmegmeifter der 


Innung in Berlin gefchidt, aber auch gleich die Ant: 
wort mit geſchrieben, die fie geben follen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Sp mahen Sie, Herr Staatöfetretär, Enqueten, oder fo 
werden Sie „gemadht* mit Ihren Engqueten; denn ich 
kann mir nicht denfen, daß der Herr Staatöjetretär bei 
einer fo objeltiven Sache auch noch einen politiichen 
Standpunkt wahrnehmen follte, dab er ſich aus politiichen 
Gründen nicht mit den Arbeitern in Verbindung fegen 
folte. — Sa, Herr Staatöfetretär, warum geſchieht 
e3 denn nit, daß man fih an bie berufenen Ver— 
treter der Arbeiter wendet, an bie Arbeiter: 
organifation, die doch am erjten in der Lage tft, 
genaue Audfunft zu geben?! 

Ich will nun, da mir die Abfchrift diefer Umfrage 
ber Steinmeginnung in die Hände gerathen ift, einmal 
zeigen, wie man bei der Berliner Steinmeginnung En— 
aueten macht. Alſo der Obermeilter der Steinmeginnung 
hat an die Mitglieder dieſer Innung einen Fragebogen 
verjandt zugleich mit der Antwort, indem er nämlich in 
bem Schreiben fagt: „Die Antwort wäre wohl, wie 
nachftehend, zufanımenzufaffen* Was hat nun 
diefer Herr den anderen imputirt? Er hat zunächſt auf 
bie Frage, wie alt die Steinarbeiter feien, erflärt, 
fie follen antworten: das Durchſchnittsalter der Stein: 
metzen wurde zwar früher mit 33 Jahren angegeben; 
ba3 habe fih aber in den legten Jahren geändert, das 
Alter fei höher geworden, einzelne feien fogar 
60 Jahre alt. Herr Staatöfetretär, dem gegenüber er: 
ſuche ich Sie, wenn Sie diefe unwahren vorgefchriebenen 
Berichte befommten, die Enquete einzufehen, die die Stein- 
arbeiter unter großer Mühe mit Hinzuzichung eines 
biefigen Arztes Dr. Sommerfeldt veranitalteten. Die 
Nefultate derjelben find in einer Brofchüre: „Die Berufs- 


gefahren ber Steinarbeiter* zufammengeftellt, und biefe tft (©) 


ben Mitgliedern des Bundesraths und Reichstags zuge— 
gangen. Der Herr Staatöfefretär erklärte bei der zweiten 
Leſung, er habe fie nicht befommen; er wirb fie mohl 
inzwiichen erhalten haben. Nach biefer Broſchüre hat 
Herr Dr. Sommerfeldt, Berlin, allein über 2000 Stein» 
arbeiter ärztlich unterfucht, ferner ift die Gewerbeftatiftif 
und bie der Gewerkihaft genau geprüft und nad allem 
feftgeftellt worden, daß der Durchſchnitt des Lebens: 
alterö der Steinarbeiter infolge der Gefahren ihres 
Berufs 29 Jahre 2 Monate beträgt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Im Alter von 18 bis 35 Jahren find 79 Prozent, über 
35 Jahre nur 21 Prozent, d. h. die Steinarbeiter werden 
durch die furdtbaren Gefahren ihres Berufs fo frühzeitig 
bahin gerafft. 

Meiter wirb in ben Fragebogen gefagt, ob denn eine 
untere Alterögrenze von 18 Jahren für Lehrlinge feftzus 
fegen fei, und ald Antwort den Steinmegmeiftern in den 
Mund gelegt, daß bad zwar vom fanitären Standpunkt 
ganz gut fei, aber es ſei nicht durchführbar, da bie Eltern 
der Lehrlinge durchweg arme Leute find, die ihre Söhne 
nicht bis zum 18. Lebensjahre ernähren fünnen. Alſo 
aus Liebe zu den armen Eltern, aus fozialer Fürſorge 
für die Lehrlinge wünfcht der Obermeifter, daß die Lehr: 
linge noch vor dem 18. Jahre in dieſen Beruf fommen, 
wo fie noch widerſtandsunfähiger gegen die furdtbaren 
Kerantheitägefahren find als im fpäteren Alter. Nein, 
meine Herren, fo liegt es nicht; die Steinarbeiter haben 
ein Sutereffe daran, daß nur vom 18. Jahre ab Ber: 
fonen zugelaffen werben, und daß fie auch dann erit 
zugelaſſen werden, wenn fie ärztlich unterfucht und taugs 
lid befunden find. Ferner hätten die Herren Steinmeß— 
innungömeilter gerade hier in Berlin allen Anlaß gehabt, 
darauf hinzumeilen, daß ein großer Theil des Elendes 


daburd hervorgerufen wird, daß eine übergroße Xehr- (D) 


lingshaltung ftattfindet. Auch werben die Lehrlinge zu 
Afkordarbeiten benugt, alfo ganz intenfio augeftrengt, er: 
halten babei aber une zwei Drittel bes ortsüblichen 
Tarifd und Leiftung bezahlt! 

Ferner fragt die Regierung, ob eine jährliche ärzt— 
liche Unterfuhung der Arbeiter am Plage fei. Darauf 
meint der Oberinnungsmeifter, die Innung folle antworten, 
fie würde wohl wenig am Plage fein, da dem Ge 
jundheitözuftand der Lehrlinge von Lehrern und Eltern 
Ihon die größte Aufmerkſamkeit gewidmet werde, anderer: 
feit3 aber die Steinmeßen von dem liebgewordenen Hand: 
wert und Beruf felten abließen. Auch das ift unwahr; 
denn es iſt feltgeftellt durch die Unterſuchungen von 
Dr. Sonmerfeldt, daß ein großer Theil der Lehrlinge 
ihon mit Schwindſucht erblich belaftet in den Be: 
ruf eintritt. Aber den Innungsmeiſtern liegt daran, 
möglichſt viel Lehrlinge zu befommen, fie möglichit ſchlecht 
zu bezahlen und möglichit viel aus ihnen herauszupreffen. 
Eine ärztlihe Unterfuhung, fagen die Stein: 
arbeiter, ift dringend nothwendig, und fie verlangen 
fogar, daß alle zwei Jahre regelmäßig jeder Stein: 
arbeiter, Lehrling und Erwadiener, unterfucht wird, 
ob er in dem Beruf bleiben kann; denn der Beruf ift fo 
gelundheitögefährlih, dab nur ausgewählte Andividuen 
von bejonderer Kräftigkeit dort längere Jahre arbeiten 
fünnen. 

Ferner fragt die Regierung, ob eine Unterbredung 
der Steinarbeit bei folden Perfonen, bei denen Ans 
zeichen beginnender Geſundheitsſchädigung ſich zeigen, 
empfehlenäwerth ſei. Da meint ber — 
das wäre gewiß ganz ſchön, aber die Leute ſeien in den 
meiſten Fällen nicht vorſorglich genug, um fi durch 
rechtzeitige Gelderfparniife in den Stand zu ſetzen, 
für eine Unterbredhung der Arbeit zu forgen. Er vergißt 
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(Wurm.) 
(A) nur zu fagen, wie die Steinarbeiter bei den Löhnen, die | nachweisbar. Das find alfo indgefammt 32 Brozent, bie (C) 


an der fpeziellen Berufsfranfheit leiden und ihr voraus: 


fie befommen, ſolche Eriparniffe machen follen, zumal bie 
Arbeitölofigfeit unter den Steinmeten ja zum Theil jedes 
Jahr mehrere Monate beirägt. Am 15. Januar biefes 
Jahres find von der Organifation an 145 Orten 8000 
Steinarbeiter gezählt worden, davon fanden 4626 in 
Arbeit und 3402 waren arbeitölos, davon 2228 Ber: 
heiratete mit 5062 Kindern. Diefe Arbeitslofigkeit dauert 
Monate lang an. Wie follen da die Arbeiter Eriparniffe 
machen können, um auf ihre Koften die Arbeit zu unter: 
brechen? Ich will kurz die Löhne anführen. Die Durch— 
ihnittslöhne betrugen im legten Jahre für Stein— 
metzen 1034 Mark, von 600 bis 1588 Mark; ber den 
Steinbrehern ftiegen fie von 850 auf 1153 Marf, alfo 
im Durdichnitt 956 Mark; bei den Steinfdleifern 
ftiegen fie von 560 auf 1258 Marf, durchſchnittlich 
945 Mark, voransgefegt, daß der Lohn das ganze Jahr 
bezahlt wird, was aber bei ben allermeiften, man kann 
wohl fagen, fait hei allen nicht der Fall ift. Um bie 
Steinarbeiter gegen Schädigungen zu fhügen, dazu tft die 
Invalidenverfiherung da; dieſe hat hier rechtzeitig ein- 
zufchreiten, damit die Steinarbeiter nicht inpalibe werben, 
und dafür zu forgen, daß dieſe, ſobald die erften An— 
zeihen der Lungenfhwindiudht bei ihnen ſich geltend 
machen, in cin ſolches Geneſungsheim fommen. Da 
fünnen fie fich erholen und dann ihrem Beruf wieder 
nachgeben. 

Es ift dann weiter bon der Negierung angefragt 
worden, ob aud) für geeignete geräumige und zwec— 
entiprehende Arbeitsbuden gejorgt ſei. Darauf ant- 
wortet der Oberinnungsmeifter, daß die Innungsmeiſter 
antworten folten, es fei in den Geihäften nad Mög: 
lichfeit dafür geforgt. Die hiefigen Steinarbeiter — denn 
diefe Enquete bezieht fi ja nur auf Berlin — erflären 
durch ihre Drganifation, daß dies nicht wahr ijt; „nad 


(B) Möglichleit* ift allerdings ein riefig dehnbarer Begriff. 


Was einem Meifter unmöglich dünkt, dünkt einem ver— 
nünftigen Sozialpolitifer, einem gewiffenhaften Gewerbe- 
auffihtsbeamten und dem Arbeiter ald möglich. Leider 
geht aber aus der Gnquete, die die Organifation der 
Steinarbeiter veranftaltet hat und aus den Bıiefen, die 
fie nach allen Orten Deutſchlands geſchickt hat, hervor, 
daß fich die Gewerbeauffichtöbeamten viel zu wenig gerade 
um biejen gefährlichen Beruf kümmern, und daß biejelben 
ed meiſtens nicht der Mühe für werth hielten, mit ben 
Arbeitern in Verbindung zu treten — ich ſage nicht 
einmal, mit den Arbeiter-Organifationen. Die Ar: 
beiter jagen: wir erfahren erft nachher gelegentlih durch 
die Aeußerung eines Unternehmers oder eines Werfmeifters, 
daß ein Gewerbeauffihtsbeamter ba war; aber von einer 
Henderung der ſchlechten Zuftände merken wir nichts. 
Gegenüber biefer vom ber Berliner Steinmeginnung 
zurehtgemadten Antwort, die die Innung in Berlin 
der Gewerbeinipeftion und damit der Negierung über: 
mittelte, möchte ih Sie ganz kurz nod auf die thatſäch— 
lihen Verhältniſſe hinweiſen, wie fie im Steinarbeiter- 
gewerbe liegen, und zwar auf Grund der Berichte ſeitens ber 
Arbeiterorganifation, der Krankenlaſſen und der ärztlichen 
Unterfuhungen. Wie erwähnt, hat Herr Dr. Sommerfeld, 
Berlin, mit Unterftügung ber Geihäftsleitung der Stein: 
arbeiter in Deutſchland im Jahre 1899 2015 Steinarbeiter 
ärztlich unterſucht und feftgeftellt, daß etwa bei 13 Prozent 
der Steinhauer entweber Bater, Mutter, Geſchwiſter oder 
andere Tramilienmitglieder an der Lungenſchwindſucht 
geftorben find; 8,4 Prozent der unterfuchten Fälle zeigen 
bereit3 entwidelte Lungentuberkulofe, 10,8 Prozent 
waren höchſt wahrjcheinlich tuberfulös; das heißt aljo, daß 
19,2 Brozent der Iinterfuchten tuberfulös ober 
der Tüberkuloſe verdädtig waren. Sonitige Krank— 
heiten der tieferen Luftwege waren bei 18 Prozent 
Reichstag. 10. Legisl-P. II. Seſſion. 1900/11, 


fihtlih aud zum Opfer fallen müffen. 

Ich made die Regierung ferner darauf aufmerkfam, 
daß in den Berdffentlihungen der fähfifhen Invaliden— 
verfiderung mitgetheilt ift, daß in Sadfen auf je 
100 invalide Steinbreder 37 und auf je 100 
Steinmegen 66 Schwindfühtige fommen 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
während bei ben Webern bie Zahl nur 13, bei den Holz— 
arbeitern 31 und bei den Maſchinenarbeitern 37 beträgt. 
Dr. Sommerfeld und andere Nerzte ftellen feft, dak nad 
einer durchſchnittlichen Arbeitszeit von 14 bis 15 
Jahren ein Drittel aller Steinarbeiter ein Opfer 
der Schwindbfudht geworben find! Bon den unter: 
ſuchten 2015 Perſonen waren 94 Lehrlinge. Bon biefen 
waren 18 biö 19 Prozent erblid mit Schwindſucht 
belaftet. Bon je 100 Steinarbeitern waren mehr 
als 65 nicht gefund! Mie arg bad Erkrankungs— 
verhältniß unter den Steinarbeitern ift, an liefert 
den beiten Beweis, daß eine freie Hilfäkaffe, 
nämlich die freie Zentralkrankenkaſſe der Maurer, Gipfer, 
MWeißbinder und Studateure Deutihlands, genannt 
„Srundftein zur Ginigfeit“, bie ihren Sig in Ham— 
burg hat, beinahe banferott geworben wäre, weil fie die 
Steinarbeiter umter ihren Mitgliedern hatte, und fi mur 
dadurd) rettete, daß fie dieſe ausſchloß! Im den Fahren 
1891—1897 waren durchſchnittlich nur 6 Prozent der 
Mitglieder Steinarbeiter, Trogdem haben dieſe 6 Prozent 
wegen ihrer Erkrankung folde Summen empfangen 
mirffen, baß die Krankenkaſſe in Gefahr fanı, nicht weiter 
beftehen zu Fönnen. In den Jahren 1891—1897 befamen 
dieſe Steinarbeiter Kranfenunterftügung bon biefer Kaffe 
im Ganzen 381 606 Mark, während fie nur 234 440 Mart 
Beiträge geleitet hatten, d. h. es mußten ihnen 


147166 Mark mehr bezahlt werben, als fte ein (D) 


gezahlt hatten! Das tft eben ein Beweis, wie an- 
greifend der Beruf ber Steluarbeiter ift, und wie noth- 
wendig es ift, daß feitend der Regierung etwas geſchieht. 

Ih erlaube mir noch darauf hinzuweiſen, daß 
Dr. Sommerfeld feitgeftellt hat: von 100 ver— 
ftorbenen Steinarbeitern erlagen nicht weniger als 
86 Brozent einer Erfranfung der Athmungs— 
organe, davon nicht weniger ald 55 ———— der 
Schwindſucht! Jeder zweite Steinarbeiter, ber 
ftirbt — und Steinarbeiter fterben minbeftens 
biermal eher als andere Menſchen —, erliegt 
der Schwindſucht! Aus einer Tabelle, die Dr. Sommer: 
feld zujammengeftellt hat, geht hervor, daß 84 Prozent 
aller Todesrälle durch Lungenfhwindfudht be- 
dingt find, jodaß bei den Steinhauern eine andere 
Todedurfadhe als diefe Geißel kaum in Betradt 
kommt! Der Herr Staatsfefretär, der ben Tuberfulofe- 
kongreß von 1899 eröffnete, müßte doch allen Eifer an- 
wenden, daß man dafür forgt, die Steinarbeiter von dieſer 
Geißel zu befreien, und es liegt in ber Möglichkeit, = 
vorzugehen durch hygieniſche Fürforge, durch fozialpolitiiche 
Fürſorge, die ſich allerdings nicht nad) dem guten oder 
böfen Willen der Herren Innungsmeiſter, überhaupt der 
Unternehmer richten darf, fondern die von dem Gefichtöpunft 
ausgehen muß, dab der Staat bie Verpflichtung hat, 
das Leben und die Gefundheit der Arbeiter zu ſchützen 
gegenüber der heutigen Wirthichaftsordnung, wo ber 
Einzelne mitunter auch wider feinen Willen ——— 
iſt, rückſichtslos vorzugehen, um ſich zu erhalten. So, 
wie es hente ſteht, herrſchen grauenvolle Zuſtände 
bei den Steinarbeitern! Eine Beſeitigung iſt möglich, 
wenn dafür geſorgt wird, daß Schutt und Staub in 
ben Werkſtätten jo raſch wie möglich beſeitigt werben, 
theils durch Entfernung — heute bleibt mitunter ber 
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(A) Schutt wochenlang liegen, wirb zertreten und wirbelt 


immer wieder herum —, theilö dadurch, daß er feucht 
gehalten wird; bie Arbeitsräume find regelmäßig ge- 
nügend zu befprengen. Ferner müffen die Steinarbeiter 
— deren Beruf ſehr anftrengend ift —, bie dabei in Schweiß 
gerathen, gegen Unbilden ber Witterung geihügt 
werben. Ein Theil diefer Arbeiter muß die Arbeit im 
Freien verrichten, ohme jeden Schuß; es ift alſo dafür zu 
forgen, daß wetterſichere Arbeitshütten geichaflen 
werden, Näume, in denen bie Leute fich während ber 
Frühſtücks- und anderen Paufen erholen können, während 
fie heute vielfah einen Stein als Stopftiffen haben und 
den Himmel über fih ald Dede. Es ift aud zu ber: 
langen, daß bie Lehrlinge nicht unter 18 Jahren 
und nur nah ärztliher Unterfuhung angeftellt 
werden. Die Atfordarbeit muß verboten werben; 
denn gerade die Afforbarbeit veranlaßt die Steinarbeiter 
zur Ueberanſtrengung 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
und treibt fie frühzeitig dem Grabe entgegen. Gerade in 
der Altordarbeit fehen die Steinarbeiter mit vollem Recht 
gerade in diefem Beruf eine der ſchlimmſten Geißeln, mit 
der fie dem Ruin entgegengepeitiht werden. Demm, 
meine Herren, das willen Sie doch: je fleißiger ber 
Altordarbeiter ift, um jo mehr läuft er Gefahr, daß ihm 
ber Lohn gekürzt wird, inden der Mfkordlohn herab: 
geſetzt wird 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

und er immer bon neuem gezwungen wird, fi nod mehr 
anzuftrengen, um bei ben niedrigeren Aftorbfägen wieder 
auf ein Quantum bon Ginnahmen zu fommen, das er 
zur nothwendigſten Eriftenz braucht. Ferner iſt es noth— 
wendig, daß die Arbeitszeit auf höchſtens, nicht bloß 
auf durchſchnittlich 8 Stunden feſtgeſetzt wird. Denn, 
wie ſchon geſagt, es iſt nothwendig, daß eine regelmäßige 


(B) ärztliche Unterſuchung der Steinarbeiter eintritt, damit 


diejenigen Perſonen, welde krank find, welche anfangen 
zu erfranfen, rvedtzeitig dem Genefungsheim zugeführt 
werben, weil nur dadurch es möglich ift, fie zu retten. 
Mir haben ja die erfreulihen Nefultate, Die gerade das 
Heilftättenwejen gezeitigt hat, alle mit großer Freude be: 
grüßt; wir haben neue Mittel bewilligt, damit auch das 
Neid) in der Lage ift, Heilftätten zu ſchaffen, zu unters 
ftügen, und wir find alle der Meinung, daß durch recht: 
zeitiged Eingreifen, durch rechtzeitiged Entfernen bon der 
Arbeit, durch ſolche Genefungsheime ein großer Theil 
unferer Arbeiter gegen die Folgen der heute herrichenden 
Ausbeutung geihüst werden kann: vor Invalidität, vor 
vorzeitigem Tode. 

Wenn aber der Herr Staatöfelretär — und ich hoffe, 
daß ihn das zur Warnung gereicdhen wird — fieht, wie 
er bei biefer Steinarbeiter-Engquete hineingelegt worden 
iſt oder werben follte, wird er hoffentlich, fobald er 
wiederum Engqueten veranlaßt, endlich dafür forgen, daß 
diefe abergläubiide Scheu vor den Arbeiterorganis- 
fationen ſeitens der Regierung bejeitigt wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Har Staatöfefretär, Sie haben neulich erflärt, als ich bet 
der zweiten Leſung darauf hinmwies, dab leider noch immer 
der Erlaß des Freiherrn v. Berlepſch beftcht, der ben 
preußifchen Gewerbeaufiihtsbeamten verbietet, mit den 
Arbeitern direkt durch ihre Organifationen in Verbindung 
zu treten, daß dieſer Erlaß eigentlic nicht mehr vorhanden 
jei; eine bindende Erklärung hat der Herr Staatöjefretär 
noch nicht abgegeben. Ich frage ihn hiermit, ob es den 
preußiichen Auffihtsbeamten endlich geftattet ift, mit deu 
Arbeiterorganifationen in Verbindung zu treten, in ben 
Arbeiterorganijationen Vorträge zu halten, an den Dis: 
fulfionen über die beruflichen Fragen theilzunchmen und 
fid) mit den Gewerkſchaftskarkellen und Beſchwerdekom— 
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miſſionen in Verbindung zu fegen. Denn wenn das nicht 
geſchieht, bleibt die preußiiche Gewerbeaufficht, die preußifche 
Sozialreform auf dem Papier ftehen. In Baden, Bayern, 
Heflen, Württemberg — überall fchen wir, daß bie Ge— 
werbeauffihtöbeanten in den intimften Verlehr mit ben 
Arbeiterorganijationen treten, und daß alle Beamten es 
find, welche lobend hervorheben, welche Vortheile fie davon 
haben. Bon dem rüditändigen Sadıfen ſpreche ich nicht; 
Sachſen muß es erit von Preußen vorgemadjt befommen. 
Vorläufig beruft es fih darauf, daß Preußen auch nicht 
mitmadt, und nad Süddeutſchland ift ja, wie es jcheint, 
ber Faden in manden Beziehungen volftändig zerriffen. 

Ich hoffe, der Herr Staatöjekretär wird endlid bie 
GErflärung abgeben, daß die preußiihen Gewerbeauffidts: 
beamten in der Lage find, mit ben Arbeiterorganifationen 
in Verbindung zu treten, und ich hoffe, er wird bafür 
forgen, daß nicht der böſe Geiſt der Sozialreform, der 
Dr. dv. Woedtke, maßgebend bleibt. Dr. Woedtke fist ja 
immer noch in feinem Amt, amtirt noch immer an dem— 
felben Tifh wie früher; er hat nicht, wie e in der Preſſe 
mitgetheilt ift, gehen müffen; nein, der 12000: Marf: 
Woedike hat noch immer feinen Ginfluß, und aud dieſe 
fonderbare Enqueteveranftaltung ficht Herru dv. Woedtke 
recht ähnlich. Ich hoffe aber, daß diejer böfe Geift der 
Spzialreform, als welden die Arbeiter Herrn v. Woedtke 
zu betrachten alle Urſache haben, feinen Einfluß endlich 
verliert, und die Negierung zu bem vernünftigen Grund» 
fat übergeht, daß fie nur mit Hilfe der Arbeiter und nicht 
gegen bie Arbeiter brauchbare Unterſuchungen über die 
Lage ber Arbeiter machen fanıt. 

(Lebhaftes Bravo bei den Sozialdemofraten.) 

Nizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Be: 
bollmächtigte zum Bundesrath, Staatsfekretär des Innern, 
Staatöminifter Dr. Graf v. Bojadowsfy-Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadowsfye Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſekretär de3 Innern, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Der Herr Abgeordnete Wurm hat geſagt, ich hätte 
etwas erklärt, was mit den Thatſachen nicht überein— 
ſtimme. Ich weiß nicht, ob ich mich damals des Aus— 
drucks „Enquete“ bedient habe. 

(Zuruf links.) 
— Es mag fein, id) habe bis jetzt das Stenogramm uoch 
nicht vorgelegt belommen. Die Thatſache iſt bie, daß, 
als der Herr Abgeordnete Wurm in der zweiten Leſung 
auf die Lage der Steinarbeiter zu ſprechen Fam, bereits 
von mir längſt vorher die Negierungen gefragt waren, 
was in der Sade gegenüber den unzweifelhaft vor: 
handenen lebelitänden zu thun fei. Meine Herren, daß 
mir und den Megierungen ſehr oft im eigenmügigen 
Intereſſe von beiden Seiten unrichtige Angaben gemacht 
oder vorhandene Thatſachen verfchleiert werden, das ilt 
fehr natürlid, und man iſt Sehr häufig in der Lage zu 
fragen wie Pilatus- wo ift Wahrheit? Alſo wenn in 
der That von irgend einer Seite bei diefen Erhebungen, 
die von der preußiſchen Regierung angeftellt find, nad 
den Ausführungen des Herm Abgeordneten Wurm, wenn 
id recht verftanden habe, verjucht worden ift, der Regie: 
rung gegenüber die Thatſachen zu verichleiern oder anders 
darzuftellen, als fie find, fo bedaure ich das; aber, meine 
Herren, das kommt im Kampf der Antereffen alle Tage 
vor. Die Frage iſt mur die, ob die Regierungen ſich 
durch ſolche Auskünfte beitimmen laſſen oder nicht, 
und ih kann dem Herrn Abgeordneten ber: 
fichern, daß bereit$ auf Grund der Antworten der 
Regierungen eine entjprechende Verordnung des Bundes— 
raths vorbereitet ift, und daß über dieje Verordnung 
jowohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer im Neidheamt des 
Innern gehört werden werden. Meine Herren, dal wir 
nicht prinzipiell im Reichsamt des Innern dagegen find, aud) 
Vertreter von Organijationen zu hören, geht ſchon daraus 


— 


D) 


Reichstag. — 72. Sigung. Mittwoch den 20, März 1901. 


Ei 








hervor, dab wir in der That Bertreter von folchen 
Organifationen gehört haben. 

Wenn übrigend der Herr Abgeordnete Wurm bier 
erflärt hat, daß ein Beamter des Reichſsamts des Innern 
der antifozialreformatorifche Geift ift, jo ift er in der 
That im Irrthum. Ich kann dem Herrn Abgeordneten 
Wurm verfihern, daß ich felbit der Chef meines 
Amtes bin und das thue, was ich fiir richtig halte. 
Ih muß aber beftreiten, daß der Beamte, der heute 
wieder in die Debatte gezogen it, meines Grachtens mit 
Unrecht, antifoziale Anihauungen bat. Gr hat große 
Berdienfte auf dem fozialpolitiichen Gebiete fi erworben; 
das ift dem ganzen Haufe befannt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Vizepräſident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab— 
geordnete Singer. 
Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ih muß noch 
einige Augenblide auf die Ausführungen des Herrn Ab- 
geordneten Stoeder zurüdfommen. Der Herr Abgeordnete 
etoeder hat feine Ausführungen gefhloffen mit dem Hin- 
weile auf einen Vorfall, den er mir perfönlich zur Laſt 
gelegt hat. Meine Herren, der linterfchied zwiichen Herrn 
Stoeder und mir beiteht darin, daß ich Herrn Stocder 
verantwortlich made für das, was er thut, während Herr 
Stoeder mid verantwortlich macht für das, was ein 
Anderer thut. 
i (Schr gut! bei den Sozialdemofraten.) 
Dies ift zunächſt der Unterfchied. 
Was aber die Sache jelbit anlangt, jo freut e8 mic, 
obgleich es nicht das erſte Mal ift, hier wieder Belegen: 
beit zu haben, um das zu wiederholen, wa3 ich bereits 
gelagt Habe. Es giebt niemand, der die angezogene 
Redensart de3 Herrn Roſenthal jchärfer verurtheilt hat 
als ih, und e3 giebt niemand, der fo durchdrungen war 
davon wie ich, dab, wenn die Firma, ber ich angehört 
8) habe, entfprechend dieſer Nebensart nehandelt hätte, der 
ſchlinmſte Vorwurf gegen fie berechtigt wäre, den man 
überhaupt machen fanı. Aber, meine Herren, es iſt in 
dem Prozeß, um ben es fich handelt, durch alle Zeugen 
feftgeftellt, daß dieſe verwerfliche Redensart zwar gebraucht 
it, daß aber die Firma in feiner Weiſe entiprechend 
diefer Redensart gehandelt hat. Es ift in dem Prozeß 
feitgeftellt worden, daß die Löhne, die don der Firma ge: 
ihlt wurden, nicht nur gleich hoch wie bie Löhne anderer 
Firmen waren, fondern vielfach noch darüber hinaus: 
gingen, und die Zeugen, die das ausgeſagt haben, waren 
nicht etwa Leute, die der fozialbemokratiihen Partei an: 
gehört Haben, fondern fie gehörten zum Theil dem 
— Arbeiterinnenverein an, der damals be— 
and. 
Weiter, meine Herren, daß die Daritellung des Herrn 
Etoeder, foweit ic) perfönlich in Frage komme, nicht zu: 
treffend fein kann, ergiebt fi daraus, daß ſchließlich in 
dem Prozeß, den ich angeitrengt hatte wegen verleumderi— 
ſcher Beleidigungen eines hiefigen Blattes, der betreffende 
Redakteur in allen drei Inſtanzen zu 600 Mark Geld— 
ftrafe verurtheilt worden ift. Würde Herr Stoeder Net 
haben, wiirde man aus dem PBrozeh die Möglichkeit ge— 
wonnen haben, mir perlönlich irgend einen Vorwurf zu 
machen oder der Firma, der ich angehört habe, einen ent: 
fprehenden Nachweis zu liefern, dann würde ein ſolches 
Urtheil nicht gefällt worden fein. 
(Sehr richtig! links.) 

Ein anderes Blatt — es war ein pfälzifches Zentrumsblatt, 
welches fih von der antifemitifhen Preſſe hatte hinein: 
legen laffen und einen ähnlichen Artitel brachte — hat 
ih, als ih klägeriſch vorging, durch Zutücknahme der 
Behauptungen und durd eine Abbitte vor einer gericht: 
lien BVerurtheilung geſchützt. 

Meine Herren, die Behauptung bed Herren Abgeord- 





neten Stoeder, dab durch dad, was Herr Nofenthal, der (C) 


damalige Affocie der Firma, gejagt hat, ich das Necht verwirkt 
hätte, in der fozialdemokratifhen Partei thätig zu fein, 
das iſt eine Behauptung, die nur aus dem maßloſen Haß 
und der Wuth des Herrn Stoeder gegen die Sozial— 
demofratie im allgemeinen und gegen mich periönlich er: 
Märlih ift. Im übrigen, meine ich, braucht ſich doch 
Herr Stoeder den Kopf meiner Partei nicht zu zer 
breden. Meine Partei it doch felbft am beften in der 
Lage, zu beurtheilen, wie fie ſich mir gegenüber zu ver— 
halten bat. Mber, meine Herren, — und das möchte id 
Herrn Stoeder fagen; ich bebaure eigentlih, daß ich 
dazu gezwungen bin, weil mir nicht3 peinlicher und un: 
angenehmer ilt, ald etwas zu fagen, was wie eine Art 
Selbitlob ausſieht — aber id) darf es bei diefer Belegen: 
heit ausſprechen: mein ganzes Leben, meine ganze Thätig- 
feit, mein private3 und öffentliches Verhalten birgt dafür, 
daß id) mich einer fo gemeinen Handlungsweife, wie fie 
es fein würde, wenn ich mir jene Redensart zur Nicht: 
ſchnur meiner kaufmänniſchen Thätigfeit genommen hätte, 
nicht ſchuldig machen faun, und weil meine Barteigenoffen 
das wiſſen, deshalb glauben fie mir mehr als foldyen 
Behauptungen bed Herrn Stoeder. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, wie frei ich mich in dieſer Beziehung über: 
haupt fühle, das geht daraus hervor, daß id) e3 nicht 
unterlaffen habe und unterlaffe, Herrn Stoeder anzugreifen. 
Denn daß Herr Stoeder mit dieſen ollen Kamellen wieder: 
kommen würde, da3 habe id) vorausgefehen. Dazu ferne 
ih Herrn Stoeder zu gut. Ich wußte, daß er c3 fi 
nicht nehmen laflen werde, eine längft widerlegte und, 
foweit meine Perfon in Frage kommt, ald gemeine Lüge 
und Verleumdung zurüdgewiejene Behauptung unter dem 
Dedmantel der Objektivität hier immer wieder zu wieder: 


holen. 
(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten. Glode  (D) 
des Bräfidenten.) 

BVizepräfident Büfing: Wegen des letzten Ausdrucks 
rufe ich den Herrn Abgeordneten Singer zur Ordnung! 

(Beifall rechts.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeorbneter: Meine Herren, id möchte mit 
einigen Worten noch einmal auf die Angelegenheit des 
Herrn Abgeordneten Stoeder zurückkommen, um die Haltung 
deöfelben gebührend zu darafterifiren. 

Als geftern Abend die Situng geihloffen wurde, 
wußte Herr Stoeder, daß unmittelbar nad) ihm Heute eine 
Anzahl meiner Parteigenoffen zum Wort fonımen würbe, 
um ihn zu widerlegen. Der Herr Präſident hat geftern 
Abend ausdrüdlid darauf hingewieſen, daß vier meiner 
Barteigenoffen gemeldet jeien, alfo die Gelegenheit nehmen 
würden, Herrn Stoeder zu antworten. Nach diefem Bor: 
gange hätte man als felbitverftändlich erwarten müſſen, 
daß es Herr Stoeder für feine Pflicht hielte, beit Beginn 
der heutigen Sigung zugegen zu fein, um zu hören, was 
ihm bier geantwortet wiirde. Herr Stoeder hat es aber 
für gut befunden, erft ungefähr zwei Stunden nad) Be— 
ginn der Sigung im Haufe zu erideinen. Kaum ift er 
aber in das Haus eingetreten, jo ift das erfte Wort, das 
er fpricht, er hätte erwarten müffen, daß wir auf ganz 
bejtimmte Punkte feiner Anklagen in unferen Entgegnungen 
uns befchräntten. Das jagt der Mann, der bis auf die 
legten Worte meines Barteigenoffen Singer überhaupt 
nicht gehört hat, was während zwei Stunden lang hier 
verhandelt worben ift. 

— richtig! links.) 

Ich meine, diefe eine Thatſache charakteriſitt den Herrn 
Stoecker mehr, als ganze Bände über ihn es thun könnten. 
(Sehr richtig! links.) 

Was wird nun die Wirkung dieſes feines Handelns fein? 
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(A) Heute kann Herr Stoeder, ohne Gefahr, fortgefegt richtig: 


geftellt zu werden im feinen Ausführungen, auf das, was 
wir gegen ihn gefagt haben, nicht antworten. Gr ift alfo 
gezwungen, zu fchweigen, rejpektive fih auf das zu bes 
ziehen, was er angehört hat. Er wird deshalb in ben 
nächſten Tagen die Beridite leſen und kommt dann nad) 
ein paar Wochen bei irgendeiner Gelegenheit, wo fein 
Menſch im Haufe mehr an die heutigen Vorgänge denkt, 
und macht ed genau jo wie geitern und wie neulidh: er 
fällt in das Haus, bringt Themata zur Sprade, die mit 
ber Tagesordnung nicht im geringften zufanmenhängen 
und reißt dad Haus in cine Debatte hinein über 
Dinge, die es längft abgethan glaubte. Das ift 
geradezu ein anarchiſtiſches Verfahren, weldes der Herr 
Abgeordnete — 
(Glocke des Präfidenten.) 

Vizepräſident Büſing: Herr Abgeordneter Bebel, Sie 
dürfen einem Abgeordneten nicht „anarchiſtiſches Verfahren“ 
vorwerfen. Das verſtößt gegen die Ordnung des Hauſes. 

Bebel, Abgeordneter: Obgleich bereits mein Freund 
Singer auf die Angriffe, welche der Herr Abgeordnete 
Stoecker gegen ihn wegen des Verhaltens feines früheren 
Aſſociés madte, geantwortet hat, ſehe ich mich doc) ver— 
anlaßt, noch mit einigen Worten darauf zurüdzufommen. 
Ich meine, niemand weniger als der Herr Abgeorbnete 
Stoeder follte einem Manne Vorwürfe machen wegen einer 
Handlung, die ein Anderer begangen hat. Denn, Herr 
Abgeordneter Stoeder, was würden Sie Jagen, wenn wir 
Sie für die Scyuftereien und Verbrechen Ihres Freundes 
Hammerftein verantwortlich machten ? 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. — Zuruf.) 
— Dad trifft genau fo zu wie Ihr Vorwurf gegen Singer! 
Was kann mein Freund Singer dafür, daß fein früherer 
Aſſocié ſich dazu herbeigelaffen hat, cine zweifellos ge: 
meine, niederträchtige Bemerkung auf die Forderung höherer 
Id habe gerade 
zu jener Zeit Gelegenheit gehabt, mit meinem Freunde 
Singer viel zu verkehren, weil er aus Berlin auögewiejen war 
und in Plauen bei Dresden bei mir wohnte, der id) eben: 
falls auögewiefen war, und ich weiß, wie jene Aeußerung 
feines früheren Affocies ihm tief gefhmerzt hat. Gerade 
dieſe Me war e3, die ihn hauptſächlich dazu ver— 
anlaßte, aus dem ihm lichgeworbenen Gejchäfte auszu— 


treten. 

(Zurufe. — Glode des Präfidenten.) 
Vizepräfident Büfing: Meine Herren, ich bitte um 
e! 


(Erneuter Zuruf.) 
— Herr Abgeordneter Stoeder, id) bitte wiederholt, den 
Nebner nicht zu unterbreben. Sie haben ſich nadıher 
zum Wort gemeldet und können dam ausführen, was 
Sie zu fagen haben. Aber die Unterbrechungen bitte ich 
en tſchieden zu unterlaffen. 

Bebel, Abgeordneter: Der Herr Abgeorducte Stoeder 
appellirt an uns und fagt: was foll man von ciner Partei 
halten, die cinen Manu wie Singer zu ihrem Präſidenten 
macht? Nu, wir wiflen, was wir an Singer haben. 

(Sehr qut! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir mwiffen, daß wir an Singer einen Mann haben, 
ber unermüdlich für die Partei arbeitet; wir wilfen, baß 
wir an ihm einen Mann haben, der nicht nur feine ganze 
geiftige und phyfiihe Kraft, ſondern auch feine materiellen 
Kräfte in den Dienft der Partei geftellt und fiir feine 
Bartei geopfert hat in einem Maaße, wie Sie, Herr Ab: 
georbneter Stoeder, niemal in Ihrem Leben für Ihre 
Sache opferten. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Singer it ein Ghrenmann, der jeder Partei Ehre 
machte. Wenn wir an Singer einen Mann hätten, Der 
biefelben Gharaktereigenfchaften befähe wie Sie, Herr 


Ruh 


Stoeder, dann hätten wir ihn allerdings ſchon längft aus (C) 


unferer Partei Hinausgeworfen. 
(Lebhaftes Bravo bei den Sozialdemokraten. — Glocke 
des Präfidenten.) . 

Bizepräfident Büfing: Wegen der legten Aeußerung 
rufe ich den Herrn Abgeordneten Bebel zur Ordnung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sachſe. 

Sadjje, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe nur 
einige Bemerkungen gegen Herrn Gamp zu maden. Diefer 
hat in der Sigung vom 25. Januar es für nölhig be— 
funden, mic zu widerlegen bezüglich meiner Ausführung 
über die ſächſiſchen Konſumbereine. Bekanntlich hatte 
Herr Dr. Dertel in feiner „Deutſchen Tageszeitung“ ſo— 
wie hier im hohen Haufe die ſächſiſchen Konſunwereine 
angeklagt, fie ftänden unter fozialdemofratiidher Leitung 
und bezahlten ihr Perſonal fehr ſchlecht. Ih habe da— 
mals richtiggeftellt, daß die ſächſiſchen Konſunwereine 
das männliche — — das kam hauptſächlich in 
Frage — wenigſtens beſſer bezahlen, als dieſe in allen 
modernen Geſchäften bezahlt werden. Trotz alledem legt 
mir Herr Gamp die Morte in den Mund, ich hätte ge— 
fagt, die männlihen Arbeiter befämen durchſchnittlich 
24 Mark die Woche, das mären alfo 4 Mark pro Tag, 
und bad wäre genügend. Ah muß gegen eine ber: 
artige Unterſtellung proteftiven. Ich habe die letzte Be— 
merkung, dab das genügend fei, nicht gemadt. Ich 
arbeite mit allen Kräften darauf bin, weil ich zufälliger: 
weife in einer folhen Verwaltung bin, daß die Leute 
ftetö beſſer geftellt werben. 

Ferner meinte Herr Gamp, id hätte damals aus— 
geführt, daß wir für die Arbeiter nicht mehr thun können, 
weil wir die Stonkurrenz zu befürchten hätten; aud) davon 
ift fein Wort wahr. Ich babe in Bezug auf den Laden— 
ſchluß, auf die lange Arbeitszeit Folgendes ausgeführt: 

Wenn die Arbeitözeit in den Stonfumvereinen 


auch noch eine jehr lange ift, jo liegt es leider (D) 


nicht in der Gewalt der Verwaltung, fofort den 
achtſtündigen Normalarbeitstag re Pi denn 
auch die Konſumvereine haben hier mit der Kon— 
furrenz zu rechnen. 
Das ift doc ſehr zutreffend; weil überall die lange 
Arbeitäzeit noch vorhanden ift, und der Arbeiter erit ſpät 
das Geld nad Haufe bringt, fönnen doch die Konſum— 
bereine, wenn andere Läden bis 10 Uhr Abeubs offen 
haben, nicht ſchon um 4 Uhr Nachmittags fchließen. Die 
Mitglieder haben in der Generalverfammlung die Ein: 
führung eines früheren Zadenfchluffes, alfo die Verkürzung 
der Arbeitözeit im allgemeinen in Ausſicht geftellt, wenn 
die Arbeitözeit überall gekürzt, und ihnen der Lohn überall 
zeitiger am Tage ausgehändigt wird, und in Stonlurrenz- 
geſchäften der Ladenſchluß auch früher erfolge. Ich habe 
damals auf diefe Angriffe des Herren Abgeordneten Gamp 
nicht Sofort geantwortet, weil ſie mir nit hoch genug 
ftanden. Aber es hat gerade eine Zeitung, bie ber 
fonfervativen Partei nahe fteht, der „Feierabend“ in 
Waldenburg, der den reichötreuen Bergarbeitern in bie 
Hände gegeben wird, diefe Ausführungen des Herrn Gamp 
aufgegriffen, um gegen mid im unerhörter MWeife her: 
äuzichen. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Dr. Dertel in einer 
jpäteren Sigung, am 26. März, behauptet, er habe keine 
Beranlaffung, auf meine Ausführungen einzugehen oder in 
ber „Deutihen Tageszeitung“ die Sadje richtigzuftellen, 
daß die Konſumvbereine, die er angegriffen habe, beffere 
Löhne zahlten, als er behauptet habe. Ich möchte aber 
nun Herru Dertel auf Eins aufmerfiant machen, nämlich, 
daß er in der „Deutichen Tageszeitung“ aud; bekannt 
machen möge, wie die Sonfumdereine, an deren Spitze 
Patrioten ftehen, ihre Leute bezahlen, und fpeziell bitte 
id Herrn Dr. Dertel, der heute leider im Haufe nicht an— 
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weſend ift, aud) darauf hinzuweiſen, daß der Konſumverein 
in ſeinem Wahlfreije, in Erbesdorf und Umgegend, two 
Staatöbeamte, aljo echte Patrioten, feine Mähler, an ber 
Spige der Verwaltung fteben, feine Lagerhalter mit der 
Hälfte des Gehalts abfpeilt, wie fie die Konſumvereine, 
die von Sozialdemokraten verwaltet werden, und bie er 
angriff, bezahlen. In unferen Verein befommen die 
Zagerhalter rımd 2000 Mark und in dem von den Freunden 
des Herru Dertel verwalteten nur 1000 Mark. Ebenſo 
bekommen bie VBerfäuferinnen in diefem Verein 50 Prozent 
weniger wie bei und. Das bitte ih Herrn Dertel, in 
feiner „Deutihen Tageszeitung“ auch anzuführen. 

Nun ift Herr Dertel in einer früheren Sitzung mir 
entgegengetreten in Bezug auf feine Wähler, feine Berg: 
arbeiter. Ih muß ihn bier darauf aufmerffam machen, 
daß er fih hier nit bloß um die SKoniumdereine in 
feinem Wahlfreife beffer fümmere, fondern aud um feine 
Wähler, namentlid die Bergarbeiter; denn ich habe einen 
Brief bier, worin mitgetheilt wird, dab in den Freiberger 
Bergwerken Monatslöhne von 50 Mark gezahlt werden — 
50 Mark für einen männlichen Arbeiter! —, und das ift ein 
Mufterbetrieb, das find die ftaatlich ſächſiſchen Erzberg— 
werfäbetriebe in Freiberg. Man hat ficher damals den 
Wählern des Herren Dertel weißgemadt, dab fie einen 
großen Schaden haben würden, wenn fie jozialbemofratiid) 
mählten. Sie haben fonfervativ gewählt, und heute jehen 
wir, die Thatjachen beftätigen es, daß fie erft recht einen 
großen Mißgriff gethan Haben. Der betreffende Berg: 
arbeiter theilt mit, dab er umter ſolchen Umſtänden halb 
verhungern miüfle. Trotzdem treten die Herren Dertel und 
Gamp für die höheren Lebensmittelzölle ein, wodurd auch 
diefe Arbeiter ganz gewaltig geichädigt werden. Das 
werben fid ihre Wähler hinter die Ohren fchreiben. Die 
Erhöhung der Lebensmittelpreife gegenüber derartigen 
ſchlecht bezahlten Arbeitern nenne ich einen indirekten 


(B) Mord. 


(Große Unruhe. Schr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Pröfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Freiherr v. Schele-Wunstorf. 

Freiherr v. Schele-Wunstorf, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich habe im Jutereſſe der Steinarbeiter im 
vorigen Jahre geſprochen auf Grund ſtaliſtiſcher Unter— 
lagen aus meinem 7., dem 9. hannoverſchen und dem 
Schaumburg-Lippeſchen Wahlkreiſe. Ich habe perſönlich 
im Reichsamt dem Herrn Geheimrath dv. MWoedife Vortrag 
darüber gehalten, der mir zuſagte, daß möglichſt bald 
Abhilfe getroffen werden folle. Ich weiß aud, daß Er- 
bebungen ftattgefunden haben; der Herr Neidid-Staatd- 
jefretär Graf v. Poſadowski hat es heute beftätigt. Aber 
ih möchte doch dringend bitten, daß dieſe Erhebungen 
endlich zum Abſchluß gelangen oder, wenn dies nicht 
möglich ift, daß vorher durch Bundesrathsbeichluß die: 
jenigen Beitimmungen, die ich voriges Mal wage ir 
babe, die auch Herr Abgeordneter Wurm heute erwähnt 
hat, zur Ausführung fommen, damit dem Elend der Stein: 
arbeiter gründlich entgegengewirtt werde. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfefretär des mern, Staats: 
minifter Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner. — 

Dr. Graf v. Pojadomsfy- Wehner, Staatdminifter, 
Staatöfetretär des Innern, Bevollmäcdhtigter zum Bundes» 
rath: Meine Herren, ih habe inzwiſchen meine Aften 
eingefehen. Die Regierungen find erfuht worden, Er: 
hebungen anzuftellen unter Bezugnahme auf ganz be— 
ftimmte Mifftände im Steinarbeitergewerbe, die zu meiner 
Kenntniß gelommen waren. Die Antworten ber Ne: 
gierungen find bereit3 eingegangen. Es ift der Entwurf 
einer Bundedrathöperordnung vorbereitet, und über biefen 
werben im Neihsamt des Juneru nunmehr Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gehört werben. 


Ih erfenne bie lebelftände volftändig an, deren (C) 


Feſtſtellung, wie ich in meinen Stenogramm damals erklärt 
habe, zunächſt nur auf die Sauditeinarbeiter fich bezogen 
hat. Ich hoffe, daß in möglichft kurzer Zeit den vor: 
handenen Uebelſtänden durch eine Bundesrathsverordnung 
einigermaßen abgeholfen werden wird. 

(Brabo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Stoeder. 

Stoeder, Abgeorbnneter: Ich muß dem Herrn Ab- 
geordneten Bebel darin vollkommen Recht geben, dab es 
meine Pflicht war, um 11 Uhr hier zu erſcheinen. Wenn 
id) es vermocht hätte, wäre id) auch gefommen, fchon in 
meinem eigenen Intereſſe. Wenn er aber fagt, ich hätte 
mic ohne Grund über den Gang ber Debatte beſchwert, 
weil fie nicht auf beftimmte Punkte gerichtet wäre, fo hat 
er darin völlig Unrecht. Ich Babe felbit Mar gehört, daß 
Herr Singer zwei Punkte, den Verzicht auf die fette 
Pfründe und die Sache Witte, vorgebradht hat, Angelegen: 
heiten, bie mit meinen, geftrigen Angriffen gar nicht3 zu thun 
haben. Wenn ih mid darüber beflagte, daß man bei 
ben betreffenden Punkten nicht geblieben wäre, fo ift das 
durchaus mein Nedt. 

Uebrigend böre ih von meinen Freunden, daß ſo— 
wohl Herr Bebel wie Herr Singer dad Erfenntniß vom 
Jahre 1885 zitirt haben, um mich zu beleidigen. Diefes 
Erfenntniß ift meiner vorgefegten Behörde natürlich vor— 
gelegt; fie hat es fehr —— unterſucht, aber keinen 
Grund gefunden, gegen mich vorzugehen. Und dasſelbe 
Gericht, das ich geſtern erwähnte, hat in Bezug auf dieſes 
Erkenntniß ausgeſprochen: das Urtheil im Prozeß Becker 
ſei aus dem Grunde ohne Belang, weil ich nad ein— 
gehender Prüfung der Sache durd die oberfte Kirchen: 
behörde noch Kin? Jahre lang in meinem Hofpredigeramt 
verblieben fe. Wenn die Herren die öffentlihen Dinge 


genau verfolgten, jo würden fie willen, daß der Ober: (D) 


tribunaldrath Baer feiner Zeit infolge meines Prozeſſes 
Auffäge in juriftiihe Zeitichriften gefchrieben hat, um 
fowohl den Prozeßgang wie das Crfenniniß als eine 
Abnormität zu bezeichnen. Die Herren wiffen eben nicht 
Beileid; fie lefen nur, was ihnen paßt, aber nicht ben 
ganzen Berlauf; darin liegt die Schuld. 

Nun finde ih ed ganz umerhört, wenn ber Ab— 
geordnete Bebel meine Verbindung mit Herrn d. Hammer: 
ftein und die Verbindung des Herrn Abgeordneten Singer 
mit feinem Sozius Roſenthal in eine Linie ſtellt. Das 
iſt doch ein Mangel an Logik, den ich dem Abgeordneten 
Bebel nicht zugetraut hätte Ich habe mit Herrn 
v. Hammerftein in gar feiner geſchäftlichen Beziehung 
geitanden. Herr dv. Hammerftein hat Freunde gehabt, die 
ihm näher ftanden, viel öfter mit ihm zuſammenkamen 
als ich, fowohl in feinem Haufe wie in feinem Büreaı. 
Das ift ja die offenbare Verfidie, daß man nur mid) mit 
Herrn v. Hammerjtein zufammenbaud, als hätte ich allein 
mit ihm zu thun gehabt. Das tft ja die grenzenloje 
Gemeinheit unfered dffentlihen Lebens, daß man ber: 
gleihen mir gegenüber immer thut. 

(Zuruf Tinte.) 
— Jawohl! das ift jo. Ich kenne das feit 20 Jahren wie 
fein Anderer. Wie fam man dazu, mid allein in jener 
Zeit beftändig mit Herrn v. Hammerftein zufammen zu 
nennen? Dazu liegt nicht der geringfte Grund vor. 
Wenn ich Ihnen fage, daß ich vielleiht alle Jahre vier: 
mal in feinem Haufe geweſen bin, jo werben Sie mir 
zugeltehen, daß Andere öfter bei ihm waren. 

(Zuruf links.) 
— Man jchreibt politifche Briefe, wenn man politiſch mit 
einander verkehrt; das ift aber eine andere Sadıe. 

Nun der Fall Singer und Rofenthal. 

(Guruf links.) 


(A) 


(8) Das fteht ba. 
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— Wenn die Herren ſelber Erkenntniſſe gegen mich zitiren, 
müſſen fie doch auch Erkenntniſſe, die gegen fie gelten, 
anerfennen. Das ift wieder ein Mangel an Logif, der 
nur aus Leidenschaft zu erklären ift. — In diefem Erkennt: 
niß gegen die „Staatsbürgerzeitung“, die allerdingd ver: 
urtheilt wurde — das thut aber gar nichts zur Sadıe —, 
hat das Gericht ausdrücklich erflärt: 

Der Austritt des Heren Singer ift nad bes 

Klägers eigener Angabe aus anderen rein äußer: 

lihen Gründen erfolgt. 
Alſo nicht wegen ber Geichäftsprinzipien! Daraus geht 
hervor, daß Herr Singer fih durch die Erfahrungen mit 
Herrn Rofenthal gar nicht hat ftören laſſen, noch weiter 
in der Firma zu bleiben. Und das hat das Gericht 
allerdings als elwas hingeftellt, was fih mit einem 
Sozialreformer durchaus nicht verträgt. Ich muB dem 
Gericht durchaus beiftimmen; ed hat mit Recht die 
Neuerung de3 Herrn Nofenthal ald eine allen Grund: 
fägen von Arbeiterfreundlichkeit 

(ſehr richtig! links) 

und Menſchenwürde ins Geſicht ſchlagende 


Aeußerung erklärt. 
(Sehr richtig! linls.) 
Sie fagen: „Schr richtig!“ Nun kommt etwas, da ſagen 
Ste auch „ſehr richtig"! —: 
Sozius dieſes Mannes iſt Privailläger Tange 
Jahre geweſen und hat auch fein Verhältniß zu 
demjelben dann nicht gelöft, als er, weil die be- 
zeichneten Aeußerungen öffentlich beſprochen 
wurden, über ben Charakter desſelben nicht mehr 
im Zweifel fein fonnte; weder bie Firma Singer 
noch der Kläger für feine Perſon haben Veran: 
laffung genommen, gegen dieſe Grundſätze ihres 
Sozius zu proteftiren. 
(Hört! hört! rechts.) 
Und Sie werden mir zugeben, etwas 
Schwereres läßt fih gegen einen Führer ber Sozial: 
demofratie garnicht anführen ald dies. Herr Bebel 
macht Herrn Singer eine Ehrenerflärnng, indem er. jagt, 
daß biefer fogar feine materiellen Mittel der Patei zu 
Gebot ftellt. Dad glaube ih; ich glaube fogar, daß er 
deöwegen zum Präfidenten gewählt ift. 
(Zebhafte Interbredungen Linke.) 
— Warum fol ih das nicht glauben? 
(Zurufe Iints. Glode des Präfibenten.) 


ſchamloſe 


Präſident: Meine Herren, ich bitte, feine Zwie— 
gefprähe zu führen. 
Stoeder, Abgeordneter: ebenfalls aus foztalen 


Gründen können Ste dod einen folhen Mann nit zu 
Shrem Bräfidenten wählen; das iſt ganz unmöglich. 
Bedenken Ste nur, daß Sie beftändig die Arbeitgeber ald 
eine verwerflihe Mafje hinftellen, dab Ihr ganzer Streit 
beftändig gegen die ausbeuterifhen Arbeitgeber geht. 
Dabei haben Sie an Ihrer Spige einen Mann, der, wie 
da3 Gericht erkannte, in der jchamlofeften und verwerf— 
lichften Weife Grundſätze aufgeltellt hat, — — 
(Stode des Präfidenten.) 

Präfident: Herr Abgeordneter Stoeder, Sie dürfen 
einem Neichdtagdabgeorbneten nicht vorwerfen, daß er 
„ſchamloſe und verwerfliche Grundfüge aufgeftellt hat“; 
ich rufe Sie deshalb zur Ordnung. 

Stoeder, Abgeordneter: Herr Präſident, id) babe 
nur geſagt, daß das Geriht das erflärt hat. 

(Glocke des Präfidenten.) 

Präfident: Sie haben fih das angeeignet, ed bürfe 
nicht ein Mann zum Vorſitzenden gewählt werben, ber 
das gethan hat. Ich bleibe bei meinem Ordnungsruf. 

(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 

Stoeder, Abgeordneter: Jetzt hat Herr Singer den 

Muth, zu jagen, die Sache wäre längit ald Lüge und 


Verleumdung harakterifirt. Das kann man ja immer (C) 


wiederholen; aber gerade, wenn die Herren Sozial: 
bemofraten mit ſolchem Pathos fit) als Sittenrichter, 
ja als Weltenrichter aufitellen, alles, was auf anderer 
Seite geichieht, vor ihr Urtheil ziehen, dann hat man 
dod dad Recht, an folche harakteriitiihe Vorlommniſſe 
au erinnern! 

Wenn Herr Singer mir Haß und Wut zuſchreibt, fo 
liegt mir beides vollkommen fern. Auf feiner Seite finde 
ich das viel mehr. Wenn er fagt, feine Partei fei am 
beiten in der Lage, zu wiſſen, wen fie wählt, jo gebe id) 
das zu. Aber ih nehme nun Herrn Ginger und bie 
Partei zufammen und fage: einer ift des anderen werth! 
(Heiterkeit. — Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Das ift meine Meinung. Darım ift e8 mir auch ganz 
unmöglich, um biefer Thatſache willen, im Ihnen cine 
fozialreformatorifhe Nidytung don reinen Vrinzipien zu 
fehen. — Damit will ich fchließen, damit die Sadje ſich 
nicht noch weiter ausdehnt. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Stoeder 
hat ſich darauf berufen, daß die höchfte Kirchenbehörde in 
dem Urtheil gegen ihn nichts gefunden hat. Das ift 
Geſchmackſache. Die höchſte Kirchenbehörde — ih weiß 
nicht, welde Gründe fie gehabt hat, — hat damals den 
Abgeordneten Stoeder gejhont. Ich glaube aber, daß 
jeder in dieſem Haufe, der heute die Sätze gehört hat, 
die ih ald das Urtheil des Gerichtöpräfidenten über 
Herrn Stocder vorgetragen habe, der Anficht fein muß, 
dab man Schlimmer über einen Mann nicht urtheilen kann, 
als iiber ihn geurtheilt worden tft 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und zwar auf Grund der Zeugenverhöre in jenem 
Brosche. 
Der Herr Abgeorbnete Stoeder hat weiter beftritten, 


dat das Gleihnik, das ich gezogen habe, daß, wenn er (D) 


meinen Freund Singer für die Aeußerungen feines ehe: 
maligen Aſſociés verantwortlih made, man ihn, den Ab— 
geordneten Stoeder, aud für die Thaten feines Freundes 
v. Hammerftein verantwortlih maden könnte, nicht zus 
treffend je; denn das Verhältniß des Abgeordneten 
Singer zu feinem ehemaligen Affoci& fei ein weit in- 
timered gewefen alö das Feinige zu dem Abgeordneten 
Hammerfteit. Das ift umichtig und unwahr, Herr 
Stoeder! Mein Freund Singer hat in dem Herrn 
Nofenthal nichts weiter al3 einen Affocis gehabt; in 
freundſchaftlichen und gefellfhaftlihen Beziehungen hat 
er zu diefem Herrn — das weiß id genau — nie 


geftanden. 
(Hört! hört!) 
Sie aber haben in intimen gefellfhaftliden und 
freundfchaftlidhen Beziehungen zu Herm von Hammer: 
ftein geſtanden 
(hört! hört! jehr richtig! bei den Sozialdemokraten); 
denn der berüdhtigte „Scheiterhaufenbrief*, den Sie ge— 
fchrieben haben, beginnt mit den Morten: „Lieber 
Hammerftein!" Es wird nicht einmal das Wort „Herr“ 
gebraudt. Sie ftanden alſo fehr intim mit ihn, und ber 
Brief ſchließt: „Herzliche Grüße an Ste und Ihre Frau 
Gemahlin — Ihr Stoeder“ 
(Zuruf bei den Sozialdemofraten) 
— „hr getreuer Stoeder*. 
(Große Heiterkeit links.) 

Sie haben alfo nad) diefen Brief in fo intimen Be— 
ziehungen zu dem Abgeordneten v. Hammerftein geftanden, 
wie nur irgend ein Menſch zu einen andern ald Freund 
ftehen lann! 

Nun iſt es mir aber nicht eingefallen, Sie für feine 
Verbrechen verantwortlid) zu machen, jondern ich habe nur 
die Konſequenz Ihres Verhaltens gezogen: wenn Sie deu 
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V Abgeordneten Singer für den Nofenthal verantwortlich 
machen, dann kann man Sie weit mehr für ben Hammer— 
fein verantwortlid machen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Weiter, meine Herren, ift ed das Ilnerhörteite, was 
geiagt werden kann, daß der Abgeordnete Stoeder aus 
der Thatſache, daß Roſenthal die bekannte gemeine 
Aeußerung gemadht hat, meinen Freund Ginger verant: 
wortlich macht und erflärt: und einen Menſchen, der jolche 
Grundjäße anerkennt, mahen Sie zu Ihrem Bräfidenten! 

(Widerſpruch rechts. Sehr richtig! Linke.) 
— Das haben Sie gejagt; ich fange allmählid) an, zu bes 
greifen, daß der Abgeordnete Stoeder in der nächſten 
Minute nicht mehr weiß, was er vorher gejagt hat — 
und das wäre allerdings eine Entihuldigung für ihn. 
(Sehr gut! links.) 

Iſt es nicht auch eine bodenlofe Gemeinheit, wenn er 
uns imputirt, wir hätten Singer zu unferem Präfidenten 
gewählt, weil er feine Mittel der Partei zur Berfügung 
tell? Kann man eine Partei fchwerer beſchuldigen, als 
er e3 gethan hat? Wir haben Singer zum Borfigenden 
gewählt, weil er ein Ehrenmann it, ald den wir ihn 


fennen. 
(Slode des Präſidenten.) 

Bräfident: Sie haben ſoeben, was mir erſt zweifel— 
haft war, aber aus dem Nachſatz mir nicht zweifelhaft 
geblieben ift, den Abgeordneten Storder der „bodenlojen 
Gemeinheit“ gezichen. Das ift nicht zuläffig und der 
Ordnung des Hauſes widerſprechend; ich rufe Sie deshalb 
zur Ordnung. 

(Bravo!) 

Bebel, Abgeordneter: Der Abgeordnete Stocder hat 
dann weiter erflärt, er könne uns nicht als eine ſozial— 
reformatoriſche Partei anfchen. Als was er uns anjicht, 
it und vollftändig gleichgiltig 

(ſehr richtig! fehr gut! bei den Sozialdemokraten), 
namentlih nad den heutigen Verhandlungen. Wenn 
überhaupt der Abgeordnete Stoeder in unjerer Achtung 
noch tiefer ſinken konnte, fo ift das heute geſchehen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten. Glode des 
Präſidenten.) 

Präſident: Das iſt wieder eine Aeußerung, die der 
Ordnung des Hauſes durchaus widerſpricht. Ich rufe 
Sie zum zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie 
auf die Folgen der Geſchäftsordnung aufmerkiant. 

Bebel, Abgeordneter: Aber es gab eine Zeit, wo ſich 
der Herr Abgeordnete Stoeder bemüht hat, an hoher 
Stelle den Anſchein zu erweden, als fei die Sozial: 
demofratie eine fozialreformatorishe Partei. In dem 
vorhin bereits zitirten Prozeß Bäder fragte der Rechts— 
anwalt Sachs den Schneider Grüneberg: 

Sie haben weiter gejagt, der Herr Hofprediger 
babe Sie aufgeforbert, dad erite Hoch auf ben 
Kaiſer auszubringen, damit er dem Sailer 
melden fönne, ein Sozialdemofrat habe 
das erite Hoch ausgebradt. 
Darauf erflärte der Schneider Grüneberg: 
Das ilt ſchon richtig. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift aud wieder ein Manöver, wie es eben nur Herr 
Stoeder fertig bringt. 
(Sehr gut! links.) 
Und in einer Note in dem Prozeßbericht wird bemerft, 
daß Herr Stoeder dieſe Ausfage des Schneiders Grünes 
berg nicht beitritten hat. 
(Hört! hört! Links.) 

Nach diefen Ausführungen im Prozeß Bäder und 
sad dem, was wir heute gehört haben, bin ich zu der 
—— gekommen, daß wir es iu Herrn Stocder 
mit einem Manne zu thun haben, der nicht mehr für das 


verantwortlich gemacht werben faun, was er fagt, weil (CO) 


er au unheilbarer moral insanity leidet. 

(Sehr gut! Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfivent: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stoeder. 

Stoeder, Abgeordneter: Ich vermuthe, daß der Herr 
Präfident die legten Worte von Herrn Bebel überhört 
hat. Er gebraudte ein engliihes Wort. 

(Glocke des Präfidenten.) 

Präſident: Das habe ich nicht gehört. 

Stoeder, Abgeordneter: Er erklärte, daß ic) an moral 
insanity litte, d. h. au moraliihen Wahnfinn. 

(Blode des Präfidenten.) 

Bräfident: Ich habe es nicht veritanden — ich ver: 
ftche auch Sie nit, Herr Abgeordneter Stoeder. 

Stoeder, Abgeordneter: Herr Bebel hat feine Nebe 
geichlofien, indem er jagte, er glaube, daß id) au moral 
insanity, an moraliſchem Wahnſinn litte. 

(Slode des Präſidenten.) 

Präſident: Das iſt allerdings auch ein Wort, was 
gegen die Ordnung des Reichstags verſtößt. Id habe 
es nicht gehört; aber wenn es gebraucht worden tft 

(Zuftimmung), 
— und es wird dagegen Proteſt nicht erhoben —, fo 
rufe ic dem Herrn Abgeordneten Bebel zum dritten 
Mal zur Ordnung. 
(Brabo!) 

Da er aber bereitö aufgehört hat zu reden, jo kann ihm 
das Wort nicht mehr entzogen werden. 

(Große Heiterkeit). 

Stoeder, Abgeordneter: Ich will bie Gebuld des 
hohen Hauſes nicht erfhöpfen, ich will darum ganz kurz 
antworten. Herr Bebel hat jelber die materielle Frei— 
gebigkeit des Herrn Singer als fein großes Verdienſt 
zitirt. Dann kann es doch unmöglich etwas Unerhörtes 


fein, wenn ich glaube, daß Sie wegen dieſes Berdienftes (D) 


ober vielleiht wegen dieſer Berdienfte ihn auf feinen 
Platz befördert haben. Es ift wiederum diefer Mangel 
an Logik, der durd den Haß erzeugt wird. 

(Anruhe.) 

Herr Bebel hat mit der Geſchichte von dem Kaiſer— 
hoch eine ganz beſondere That auszuüben geglaubt. Er 
meint, ich hätte dadurch die Sozialdemokratie als eine 
jozialreformerifche Partei anerkannt. Aber es handelt 
ſich doch darum, nit daß ein Sozialdemokrat das Staifer: 
hoch ausbrachte, fondern ein befehrter Sozialdemokrat 

(Laden bei den Sozialdemokraten), 
einer, der ihr den Nüden gekehrt hat. Selbitverftändlid) 
würde ich mich ungemein freuen, wenn die Herren auf 
jener Seite ftatt ihrer Aıtikel zum 18. Januar ein Kaiſer— 
hoch auöbrädten. Dann würden wir und mit eimem 
Male viel näher kommen. 
(Zadjen bei den Sozialdemofraten.) 
Präfident; Das Mort hat der Herr Abgeordnete 


Stadthagen. 
(Große Unruhe. Glode des Präfidenten.) 

Meine Herren, ich bitte um Ruhe. ES ift ſonſt fehr 
ſchwer für mich, alles zu hören, was id hören muB. 

(Heiterfeit.) 

Stadthagen, Abgeordneter: Deine Herren, ich würde 
nicht das Wort genommen haben, wenn ber Herr Ab» 
geordnete Stoeder nicht eine Wendung gebraudt hätte, 
die geradezu mic prodozirte, mid zum Worte zu melden, 
um ihn in einem Punkte richtiqzuftellen. Gr behauptete, 
diejenigen, weldye über die Falſchheit feines Eides Be: 
hauptungen aufitellten, fenuten ihn doch gar nicht aus 
eigener Anſchaunng. Mein Freund Tutzauer und ich, wir 
waren aber Zeugen dieſes Eides, mein Freund Tugauer 
aud) jener Verhandlung, in der dem Herrn Abgeordneten 
Stoeder nachgewieſen wurde, daß das, was er unter Eid 
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(A) gefagt hatte, unrichtig iſt. Der Abgeordnete Stöder wird 


es mir nicht verübeln, daß ich eine fehr gute Grinnerung 
daran habe, um jo mehr, als ich ihn ja wiederholt eidlich 
habe vernehmen hören. Es war am 24. Januar 1885. 
Damald hatte der Zeuge Stöder nicht, wie er geftern 
fagte, gejagt, er habe den Herrn Ewald nicht geliehen — 
vielleicht nicht erkannt, fo fonnte man es geitern ber: 
ſtehen —, fondern er hat ausbrüdlich gejagt: ich ſehe 
diefen Herrn zum erften Mal und habe nie ver: 
ſucht, mit ihm zu verhandeln. Herr Stoeder behauptete 
ja geftern, er wiirde doch feinen wiſſentlichen Meineid zu 
Gunften eines Sozialdemofraten ausiprehen. Darüber, 
ob ein miffentliher Meineid vorlag oder nicht, enthalte 
ih mich vorab des lirtheils. Ich habe Parteifreunden 
gegenüber wiederholt auf dem Standpunkte neftanden, daß 
es ſehr bedauerlich ſei, daß dem Zeugen Stoeder gegen: 
über nicht von dem 856 der Strafprozeßordnung Gebraud) 
gemacht wurde, worin ſteht, daß diejenigen Zeugen 
uneidlich vernommen werben ſollen, welche von ber Be— 
deutung des Eides das nöthige Verſtändniß nicht haben. 
(Heiterkeit links. Unruhe rechts.) 

Meine Herren, in einem ſpäteren Prozeß am 13. Juni 
1885 hatte der Abgeordnete Stoecker Gelegenheit, ſich über 
die Unrichtigkeit ſeiner damaligen Ausſage zu äußern. 
Da handelte es ſich un den Prozeß gegen Herrn Redalteur 
Bäder, der durch einige Zeitungsartikel die Ehre des 
Herrn Stoeder beleidigt haben follte. Es ift dies ja aus: 
führlih dargelegt von meinem Freund DBebel. Es ift 
dann in dem Urtheil — und diefe einzige Stelle möchte 
id dem Herrn Abgeordneten Stoeder doch noch ins Ge— 
dächtniß rufen — nicht nur von dem Vorſitzenden, dem 
damals der Vorwurf gemacht war, zu Gunſten des Herrn 
Stoecker einzutreten, ſondern in dem Urtheil — feſt— 
eſtellt — es wurde der Bäder verurtheilt wegen formaler 

eleidigung zu drei Wochen Gefängniß, und es wurde num 


(B) als mildernder Umſtand angeführt —: 


e3 fei dem Angeklagten nicht zu verargen, wenn 

er an ber Hand ber Behaupiungen und Wider: 

fprüche, des Erklärens und Zurückgehens, des 

ganzen Hin und Wieder 
— nicht von der heutigen Verhandlung, ſondern von der 
damaligen iſt die Rede — 

zu der Auffaſſung und Annahme gelangte, daß 

der Zeuge Stoeder fih bewußt mit der Wahr: 

heit in Konflikt feste. 

(Hört! Hört! links.) 

Meine Herren, alfo, daß e3 einem Angeflagten nicht zu 
verübeln ift, anzunehmen, — wenn er annehmen follte, 
der Zeuge fünne die Tragweite feiner Handlung voll be: 
urtheilen — der Zeuge Stocker habe fich bewußt mit ber 
Mahrheit in Widerfpruch geſetzt, das hat das Gericht aus— 
geſprochen in dem Paſſus des Urtheild, von dem ich eben 
ſprach. Im jener Verhandlung wurde aud dem Herrn 
Abgeordneten Stoeder — ich wurde daran erinnert durch 
feine geftrige Ausbrudsweife, die er gebrauchte, — ber 
ftenographiihe Bericht über eine feiner Neben vorgelegt, 
die er auch inhaltlidy zugab, in der er von der Unzucht 
der Sprache ber Gegner und bon ber umgekehrten Kang— 
lifation, mit ber deren Neben durchdrungen feien, ge— 
iproden habe. Ich bin geftern und auch heute bei ber 
Rede ded Herrn Abgeordneten Stoeder daran erinnert 
worden, was eine umgefehrte Hanalifation in dieſem Sinne 


fein möchte. 
(Heiterfeit links.) 

Ih will zum Schluß bemerken, dab der Grite 
Staatdanwalt auf eine Denunziation, gegen ben Herrn 
Abgeorbneten Stoeder wegen Meineids vorzugehen, er: 
flärte: bei einem Zeugen in der Stellung de3 Herrit Ab: 
geordneten könne von einem bewußten Meineid nicht bie 
Rede fein, es fünne aber aud) feine Fahrläſſigleit vor: 


liegen, man fönne doch nicht annehmen, baß ber Zeuge (C) 


auch nur fahrläfiig gehandelt habe; es gebe eben falſche 
Eide, die nicht ftrafbar feien, und dazu gehöre, wie bad 
ja auch im Plaidoyer gejagt war, derjenige bed Herrn 
Zeugen, ber damals bereit3 geleitet war. Das wurde 
von der Staatsanwaltihaft und von der Oberftaats- 
anwaltihaft ausgejproden und die Anklageerhebung ab— 
gelehnt. Und doch, meine Herren, hatte der Zeuge 
Stoeder Herrn Ewald, entgegen feinem Zengniß, in zwei 
Berfammlungen — über deren erheblihen Charakter man 
ſich gar nicht täufdhen konnte, Die Jemand in der Negel 
auch nicht vergeſſen kann; fie fanden im Jahre 1883 
und 1881, bie eine im „Neuen Gefellihaftshaus" und 
die andere in der „Zonhalle* ftatt — an hervorragender 
Stelle mit Herm Ewald geiprodhen und, von Herrn 
Ewald gefragt auf Ehre und Gewiſſen, ob die Infinuation, 
bie damals ausgeſprochen war, richtig oder unrichtig war, 
hatte der Zeuge Stoeder geantwortet — Thatfachen, bie 
doch einem gewöhnlihen Menfhen nicht aus dem Ge— 
dächtniß kommen können. Im jener Verhandlung Bäder 
war ein Zeuge, der zu Gunften des Herrn Abgeordneten 
Stoeder, weil er nicht annehmen konnte, daß diefer fo 
etwas vergeſſen fonnte, auftrat; es war ein gewilfer Herr 
Schöne — im gewöhnlichen Leben ift erKriminalkommiſſar —, 
ber erflärte, da müſſe wohl eine Verwechſelung vorliegen, 
denn es gäbe fiher zwei Ewalds, ben einen, den Herr 
Stoeder nicht kenne, und ben anderen, dem er eben ver: 
geflen habe, zu kennen; der eine wäre ausgewieſen, der 
fei feiner Erinnerung nad) nicht Vergolder, und der andere 
treibe ein anderes Handwerk. Es wurde darauf fofort 
feftgeftellt, daß dieſe Erinnerung des anderen Zeugen, 
alfo des Herrn Schöne, eine unrichtige war. Es hat nur 
einen Ewald gegeben, der war Vergolder, und diefer Ber: 
golder Ewald wurde ausgewieſen, er hatte mit Herrn 
Stoeder in der geſchilderten feierlichen Weiſe geiproden. 
Demgegenüber erflärte aber der Zeuge Stoeder am 
24. Janıtar 1895: diefen Herrn fehe id) zum erften Mal —, 
ohne daß er probozirt war, in diefem Sinne, in diefer 
fategorifhen Weile zu ſprechen; es — ſich nur 
darum, die angebliche Abmachung zwiſchen Konſervativen 
und Sozialdemokratie als unrichtig nachzuweiſen. Nach 
der Richtung hat der Zeuge Stoecker auch ſeinen Eid 
abgelegt. 

Ich kann als meine perſönliche Anſicht ſagen: ich 
habe all dem gegenüber, was wir hier hörten, nicht das 
Gefühl der Entrüſtung, wie es vorhin hieß. Dazu ge— 
hört ein gewiſſes warmes Empfinden für den anderen. 
Mich beſeelt aber ſo ein Gefühl, das nur aus der größten 
Kälte hervorgehen kann, wenn ich den Herrn Abgeordneten 
Stoeder und das Hin und Wider feiner Rede höre. 
Aber zu feiner Entſchuldigung habe idy allerdings immer 
angenommen: ber Abgeordnete Stoeder ift, wie dad aus 
der ganzen Art und Weiſe hervorgeht, auch des Schul— 
meiftertons, den er vielleicht glaubt anwenden zu können, 
wenn er unrichtige Sadıen anführt, — aus alledem folgt 
ganz unzweifelhaft — wenigftens für mich, id) habe das 
auch immer in Parteifreifen ausgefproden —, daß man 
dem Abgeordneten Stoeder fehr weh thut, wenn 
man von ihm annimmt, er fei im Stande, die 
Bedeutung des Eides oder der Wahrheit zu 
erfaſſen. 

(Bravo! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Die letzte Nedensart war eine folche, wie 
heute ſchon viele gefallen find, bie der Ordnung des 
Haufe wiberipriht. Ach rufe den Herrn Abgeordneten 
Stadthagen deshalb zur Ordnung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stoeder. 

Stoeder, Abgeordneter: Meine Herren, ih follte 
meinen, der Herr Abgeordnete Stadthagen thäte beffer, 
anftatt ſich im ſolche pſychologiſchen Studien zu vertiefen, 


m) 


(A) 
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barüber nachzudenken, warum er nit mehr Nedts- 
anmwalt it. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sozialreformerifh ift der Grund davon nicht. 

Was nun biefen Eid betrifft, fo vergeflen bie Herren, 
daß ich in manden Zeiten des Jahres am Abend zivei, 
brei, vier Berfammlungen gehabt habe, daß von mir gewiß 
mehr als taujend Verfammlungen abgehalten find. Selbft 
wenn e3 wahr wäre, was vorher gejagt fein fol, daß ich 
bei einer ſolchen flüchtigen Berührung Herm Ewald ange: 
ſprochen und ihm die Hand gereicht habe 

(Zuruf bei den Sozialdemofraten), 
— gewiß, es mag fein; ih weiß es nicht, ich gebe es 
ohne weiteres zu — fo bleibt doch der Irrthum ein Irr— 
thum. Ich veritehe Sie gar nit! Entweder man begeht 
bei dem gerichtlichen Zeugniß einen — man weiß 
es nicht anders und iſt nicht bloß berechtigt, ſondern ver— 
pflichtet, das zu ſagen — und für einen Irrthum kann 
niemand — oder aber, wenn ſich gar kein erdenklicher 
Grund finden läßt, die Unwäahrheit zu ſagen, fo iſt es doch 
auch unmöglid, auch nur den allergeriuaben Argwohn und 
den Berdadht eines falſchen Eides zu hegen. 
(Sehr ridtig! rechts.) 
Mir ift es völlig unbegreiflic, daß bie Herren damit Ge: 
ihäfte madhen wollen. Ich kann nur daraus ableiten, 
daß fie in ihren Berlegenheiten 
(Zachen bei den Sozialbemofraten), 
meinem geredhten Standpunft gegenüber nicht wiffen, was 
fie jagen wollen, und ſich deshalb auf ſolche unbegründeten 
Saden verfteifen. Cine andere Erklärung babe ich nicht. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Präfident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Dr. Oertel. 

Dr. Oertel, Abgeordneter: Während ich mich kurze 


(8) Zeit außerhalb dieſes Saales aufhalten mußte, 
(G 


Zuruf bei den Sozialdemofraten) 

bat, wie mir meine Freunde mittheilten, der Herr Abge- 
ordnete Sachſe ſich mit den Sonjumvereinen, mit den 
Arbeiterverhältniffen meined Wahlfreife und mit meiner 
Wahl beihäftigt. Da ich diefe Meußerungen nicht jelbft 
gehört habe, und da ich die heutigen Verhandlungen nicht 
unnügerweife verlängern mödte, fo behalte ich mir vor, 
bei gegebener erjter Gelegenheit auf die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Sachſe jurüd ulommen. 

Bräfident: Zu einer perjönlichen Bemerkung hat bas 
MWort der Herr Abgeordnete Dr. Arendt. 

Dr, Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Ledebour hat von mir behauptet, daß ich nur 
beöhalb bie Angelegenheit des Tuderbriefed hier wieder: 
holt zur Sprache gebradht hätte, weil e8 mir darauf an— 
füme, meinen Freund Peterd nadhträglid Wieder reinzu— 
waſchen. 

Ich muß das um ſo ſchärfer zurückweiſen, als ich 
wiederholt hier das ——— ausgeſprochen habe und 
es ben parlamentariſchen Sitten widerſpricht, einem Ab- 
geordneten andere Motive als die, die er ſelbſt angiebt, 
zu unterfhieben. Ich habe in der Sigung vom 28. Januar 
1901 gegen denfelben Vorwurf ausgeführt: 

Meine — mir kommt es hier auf die Per: 
fönlichkeit des Herrn Dr. Peter abjolut nicht 
an, ih habe mit Herrn Dr. Peters gar feine 
Beziehungen mehr. Herr Dr. Peters ift, was ich 
- auf dad lebhaftefte bedaure, durch dieſe Ver— 
— wenn ich ſo ſagen darf, in das engliſche 

ager getrieben worden. (Hört! hört! bei den 
Sozialdemokraten.) Er nimmt heute einen Stand: 
punkt ein, 3. B. in ber Burenfrage, der bem 
meinigen abfolut biametral entgegengeiegt iſt. 
Alfo mit ber Perſönlichkeit des Dr. Beer hat 
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biefe Sache gar nichts zu thun; es Handelt fich (CO) 


bloß darum, feftzuftellen, wie von jener Seite 
bier Dinge in die Debatte hineingeworfen werben, 
ohne dab fie nur irgend einen Anhalt dafür 
haben, melde Mittel gebraudt werben, um 
politiſch mißliebige Werfönlichkeiten zu dis— 
freditiren (jehr richtig! recht3); denn durch diefen 
Brief allein ift die Disziplinarunterfuchung gegen 
Dr. Beterö herbeigeführt worden — das fteht 
altenmäßig feft. 
Danach überlaffe ih e8 dem Herrn Lebebour, ald „Ber: 
bienft“ und „patriotifche That” Hinzuftellen, was von mir 
eine Bezeichnung finden würde, die ich mit Nüdficht auf 
die Ordnung des Haufes nicht ausſprechen mwerbe. 

Bräfident: Zu einer perjönlichen Bemerkung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Ledebour. 

Ledebour, Abgeorbneter: Daß der Herr Abgeordnete 
Arendt bei einer früheren Gelegenheit erklärt hat, daß er 
in feiner Weile Herrn Peters rechtfertigen wolle, das war 
mir unbekannt. Hätte ih das gewußt — Sie werben 
verzeihen, dab ih es nicht gewußt habe, da ich ja erft 
feit einiger Zeit Mitglied dieſes Hauſes bin — fo würde 
ich jelbitveritändlih einen Vorwurf, den er ausdrüdlic 
beftritten hat, nicht gegen ihn erhoben haben. Ich konnte 
mir fein Auftreten nicht anders erklären; ich habe dieſen 
einen Grund barin zu finden geglaubt. 

(Glode des Präjidenten.) 

Präfident: Das ift feine perfönliche Bemerkung, Herr 
Abgeordneter Ledebour; der erite Theil war perfünlid. 

Ledebour, Abgeordneter: Schön! 

(Große Heiterkeit.) 

Herr Arendt hat aber weiter gefagt, baß ich es als eine 
große patriotifhe That Hinitellte, diefen Borwurf gegen 
ihn erhoben zu haben. Das habe ich gar nicht gethan. 
Ih Habe ed als eine patriotifche That hingeftellt, daß 


mein freund Bebel überhaupt die Verfehlungen des Peters (D) 


bier im Haufe zur Sprade gebradt und bamit erreicht 
hat, daß eben gegen ihn eingefchritten und daß er bejeitigt 
wurde, — und biefe Behauptung halte ih auch vollinhalt- 
li aufredt. Ich glaube nicht, daß Herrn Abgeordneten 
ren je gelingen wird, dieſe meine Auffaffung zu wider: 
egen. 

Präfident: Das Leite war wieder feine perfönliche 


Bemerkung 
(Heiterkeit), 
zu ber id; nicht „ſchön“ jagen kann. 
(Große Heiterkeit.) 

Wir kommen zur Abftimmung, meine Herren. 

Ich werde abitimmen laffen zunächſt über Tit. 1 des 
Kap. 7 und dann über die Rejolution Schmidt (Elberfeld) 
auf Nr. 200 der Druckſachen, betreffend die Kohlenfrage. — 
Hiermit ift dad Haus einderftanden. 

Fit. 1 ift nicht angefochten; wenn niemand mwiber: 
fpricht, nehme ih an, daß er vom Haufe bewilligt ift. — 
Dies ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Wir kommen munmehr zur Abſtimmung über bie 
Refolution Schmidt (Elberfeld) auf Nr. 200 der Drud: 
fadhen, deren Berlefung mir wohl erlaffen wird. — Dies 
ift der Fall. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche die Reſolution 
Schmidt (Elberfeld), Ar. 200 der Druckſachen, annehmen 
wollen, fih von ihren Pläßen zu erheben. 


eihieht.) 

Das ift die Mehrheit; die Nefolution ift angenommen. 

Ih rufe nunmehr auf bie Titel 2 bis 12. — 
Bewilligt. 

Kap. Ta Tit. 1 bis 19. — Bewilligt. 

Kap. Tb Tit. 1 bis 9. — Bewilligt. 

Kap. Te Tit. 1 und 2. — Bewilligt. 

Kap. 7d Tit. 1 bis 5. — Bewilligt. 
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Kap. 8. — Benilligt. 

Kap. 9 Zit. 1 bis 3. — Bewilligt. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuſſion über Kap. 10 Tit. 1, 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, ich bitte 
um Entſchuldigung, wenn 3 mit kurzen Worten hier in 
der dritten Leſung auf eine Diskuſſton der zweiten Leſung 
zurückkomme, weil ich einen Irrthum zu berichtigen habe, 
der mir in der zweiten Leſung bei dieſer Diskuſſion wider: 
fahren ift. Der Herr Abgeorbnete Thiele hatte damals 
die Erdfentungen in Eisleben mit in den Kreis feiner 
Angriffe gegen die Mansfelder Gewerkihaft gezogen, und 
er hatte dabei unterlaffen, mit zu erwähnen die Erklärung 
der Mandfelder Gewertihaft, daß fie zum Ankauf ber 
Grunditüde und außerdem bereit wäre, ſich einem Schieb3: 
gericht zu unterwerfen. Das hat er ganz umerwähnt 
gelaffen. Ich habe nun in meiner Antwort geglaubt, aus: 
ſprechen zu können, daß durch diefe Erklärung ber Mans: 
felder Gewerkſchaft die lagen hierüber ihr Ende gefunden 
hätten. Ich war zu diefem Irrthum veranlaßt worden 
einmal durd) die großen Summen, welche nad) dem Jahres: 
bericht der Gewerfihaft für den Ankauf der Häufer bereits 
verwendet worden find. Es find bis jekt 227 Grund— 
ftüde angelauft, es find einer großen Anzahl von Eigen: 
thümern Entfhädigungen gezahlt worben, es find Nepara= 
turen gemacht worden, im ganzen hat bie Gewerkſchaft 
5 800 000 Mark bereit hierfür verwendet, wohl eine fo 
große Summe, daß fie andere, minder leiftungsfähige 
Unternehmungen längft vor den Bankerott geftellt hätten. 
Id; habe aber außerdem darauf gerechnet, daß, wenn 
man dem Gejhädigten nit nur die Möglichkeit giebt, 
fein Eigenthbum zu verkaufen oder Entihädigung zu be: 
fommen, fondern außerdem noch fi einem Schiedsgericht 
unterwirft, dann jeder unflug handeln würde, einen Prozeß 
anzuftvengen, und ich glaubte daher, Prozeſſe eriftirten 
nicht mehr. Ich ftelle aljo feit, dab ich mid) nad) dieſer 
Richtung in einem Irrthum befunden habe, daß nod) eine 
große Anzahl von Prozeſſen gegenwärtig beitehen, und 
daß die Angelegenheit deshalb zu Grörterungen in ber 
Preſſe, zu Erklärungen herüber und hinüber geführt hat, 
Erklärungen, die ich bier zur Hand habe und ben Stollegen, 
die fi dafür intereffiren, gern zur Verfügung ftelle. Ich 
felbft möchte das Haus in ber vorgerüdten Stunde mit 
der Angelegenheit nicht weiter befaffen; ed fam mir nur 
darauf an, den Irrthum, der um fo erflärlicer ift, als 
ich darauf nicht vorbereitet war, daß gerade dieſe An— 
Begenbeit zur Sprade fommen würde, hiermit richtigzu— 
tellen. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Thiele. 

Thiele, Abgeordneter: Wenn ber Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt jest feine Erklärung abgegeben hat in ber 
Befürchtung, ih würde darauf ausführlich eingehen, fo 
war das überflüffig. Ich kann dem Herrn Abgeorbneten 
Dr. Arendt die Berfiherung geben, daß ih nur mit 
ebenfo vielen Worten auf die Sache eingegangen wäre, 
wenn er feine Erklärung nicht abgegeben hätte. That: 
ſächlich fteht alfo feit, Daß, als ich in der zweiten Lefung 
darauf hinwies, mit welcher FFilzigleit die Mansfelder 
Gewerkſchaft bei Entihädigung der Hausbeſitzer vor— 
gegangen fei, Herr Arendt mid ins Unrecht zu fegen 
fuchte durch die Behauptung, alle diefe Schäden feien 
vollftändig regulirt. Darauf find — was der Herr Ab— 
geordnete Dr. Arendt allerdings nicht gefagt hat — aus 
bürgerlihen Streifen feines Wahltreifes im dortigen 
Blättern ſcharfe Protefte publizirt worden; und es be— 
reitet mir ein gewiffes Vergnügen, Gert Dr, Arendt, 
nachdem Sie mir „Unmwahrheit“ vorgeworfen Haben in 
Bezug auf meine Darftellung der bortigen Berhältniffe, 
daß Ihnen von Ihren eigenen Wählern gefagt werden 
mußte, es feien grobe Unwahrheiten, die Sie hier im 





Reichstag vorgebracht Haben. Der Vorwurf, Herr Arendt (0) 


habe hier im Neichdtage Unwährheiten vorgebracht, wird 
in den Protefterflärungen mehrfach wiederholt. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Alfo thatfählich ift e8 Herr Dr. Arendt geweien, der ſich 
im Irrthum befand, als er mid ins Unrecht zu ſetzen 
u 


te. 

Ich habe mic aber zum Worte gemeldet, um eine 
Frage an ben Herm Staatdfefretär zu richten, die id) 
ihon in ber zweiten Leſung an ihn zu richten mir erlaubt 
habe. Ich machte darauf aufmerffam, daß unfere land— 
wirthichaftliche Produfttionsftatiftit eine äußerſt mangel- 
bafte jei. Nachdem jetzt das erfte Vierteljahräheft ber 
Statiftif des Deutſchen Neiches erfchienen ift, in welchem 
bie Ernteftatiftit für 1900 enthalten ift, bin ich im ber 
Meinung beftärkt worden, daß unfere Ernteftatiftil eines 
gründlichen Ausbaues bedarf. Wir willen nicht einmal 
enau, wie viel Grnteertrag wir im Deutſchen Reich 
aben. Denn alles, was uns an Ziffern mitgetheilt ift 
über den Gefammtertrag und an Durchſchnittsertrag pro 
Hektar, it nur ſchätzungsweiſe berechnet. Nun giebt 
ed ja feine Metbobe, dur die abfolut genau bie 
GErntemenge aufgefunden werden kann. Aber ich meine, 
wenn man bie prozentualen Verhältnifſe durchſieht auf 
Seite 78 und folgende, da fommt man doch zu ber 
pas er ae daß bei der jegigen Schätungsmethode, 
auch bei der neuen, bie feit 2 Jahren plasgegriffen hat, 
noch viel zu bedeutende Fehler obwalten müſſen — fonft 
wären derfchledene Widerſprüche nicht zu erklären, bie bei 
genauer Durchſicht der Zifferreihen fich ergeben. Es ift nad) 
den Negierungsbezirten der Durdichnittsertrag pro Hektar 
angegeben. Daß die Negierungäbezirfe verichiedene 
Bonität in den Aedern haben, und daß in bem einzelnen 
Bezirken die Witterungseinflüffe verfchieden und für bie 
Erntemengen maßgebend geweſen find, tft zwar von 


vornherein in Betracht zu ziehen und exflärt bis zu (D) 


einem gewiffen Maße die Widerſprüche, aber fo groß 
fönnen die Differenzen in Wirklichkeit nicht fein, wie fie 
in den Zifferreihen zum Ausdruck gelangen. Ich könnte 
eine ganze Reihe einzelner Fälle anführen, wo dieſe 
Differenzen nur erflärt werben fünnen durch ganz ver— 
fhiedene —— — und das berechtigt zu 
dem Schluß, daß die ganze Schätzungsmethode Ar 
Tehlerquellen zuläßt. Ebenſo ift es gänzlich unzulänglich, 
daß die Schlußzufammenftellung auf Seite 88 und nur 
fagt, wie viel nad Abzug des Saatguts und der Aus— 
fuhr ſowie nad) der Hinzuziehung der Einfuhr übrig ift 
„für die menſchliche und thierifhe Ernährung und für 
gewerblihe Zwecke“. 

Wenn man fi nun überlegt, daß ſchon bie Ernte: 
menge auf eine fehlerhafte Weile zufammengerechnet ift, 
und daß dann auch noch bei der Zufammenftellung die 
verſchiedenen Hauptzwecke nicht auseinander gehalten 
werden, da muß man denn bod fagen: eine derartige 
Statiftit iſt vollkommen ungenügend und entipridht 
nicht dem Stande der Statiftit auf anderen Gebieten. 
Es wäre aljo redht wünſchenswerth, daß die Ernteftatiftif, 
und nicht bloß fie, fondern die gefammte landwirthichaft: 
liche Produktionsſtatiſtik weſentlich ausgebaut würde, und 
daß ihr ſeitens des Reichsamts des Innern eine wefent: 
lich größere Aufmerkſamkeit zugewendet wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Thiele meinte, ich hätte in der Befürchtung, 
daß er dieſe Dinge hier zur Sprache brächte, meinen 
Irrthum richtiggeſtellt. Das muß ich zurückweiſen. Ich 
habe ſogleich, nachdem ich den richtigen Stand der Dinge 
erfahren habe, in meiner Erklärung, die ich damals ver— 
öffentlichte, in der „Eislebener Zeitung“ ausgeſprochen, 
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4) baß ich die erfte fih mir bietende Gelegenheit benutzen Herr Dr. Arendt hat auch dad Verlangen wiederholt, (C) 


l 


E 


— 


würde, um ben Irrthum, der mir widerfahren fei, richtig— 
zuftelen. Ich halte das aud für das allein richtige 
Verfahren und nicht die Art, wie der Herr Abgeordnete 
Thiele ed gethan Hat in dem Fall Nothe, daß er die 
Irrthümer, die ihm nachgewieſen find, aufrecht erhält. 

Nun, meine Herren, ich befand mic in diefer fpeziellen 
Angelegenheit übrigens in einem viel geringeren Irrthum 
als Herr Thiele jelbft, der in feiner Rede gar nichts von 
den Entihädigungen der Mansfelder Gewerlihaft an 
die Hausbeſitzer erwähnt hat, während biefe doch bereits 
5 800 000 Mark bezahlt hat, was ich nicht al3 eine „große 
Filzigkeit“ anjehen kann. Daß in folhen Fällen Einzelne 
immer mehr erhalten wollen, das verfteht ſich ganz von 
ſelbſt. Ich muß aber auch dagegen Widerſpruch erheben, 
dab der Abgeordnete Thiele hier anführte, daß der Irr— 
thum, der mir widerfahren, von den Betheiligten al 
Unwahrheit ja vollkommen falſch bezeichnet worden tit; 
denn das fann niemals eine Unmwahrheit fein, was man 
mit beſtem Wiffen zum Ausdrud bringt, das ift ein Ser: 
thum. Aber das fteht in gar feinem Verhältniß zu dent, 
wie der Herr Abgeordnete Thiele hier einen Außen 
ftehenben ſchwer verbädtigt hat und, nachdem die An: 
gelegenheit flargeftellt war, ſich barauf beſchränkt hat, 
zu erklären, gerichtlich fünne er die Sache nicht vertreten, 
er müſſe alſo davon abfehen, fie außerhalb des Reichs— 
tags zu wiederholen, aber zurüdnehmen wolle er fie aud 
niht. Ich habe eben bie Auffaſſung: man darf bier über- 
haupt nichts vorbringen, wad man nicht aud außerhalb 
des Hauſes vertreten und beweiſen kann, und, wenn man 
etwas irrthümlich vorgebracht hat, fo hat man die Pflicht, 
wie id) das bezüglich der Eiölebener Grundbefiger gethan 
habe, bei der eriten ſich bietenden Gelegenheit das zurüd- 
zunehmen. Der Unterſchied zwiſchen dem Herrn Ab— 
geordneten Thiele und mir iſt in dieſer wie in jeder Be— 
ziehung natürlich ein unüberbrückbarer. 

Vräſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Thiele. 

Thiele, Abgeordneter: Meine Herren, zunächſt muß 
ih fonftatiren, daß ich mid geftern als erften Redner 
zu Kap. 10 habe einzeichnen laffen; ich habe aud heute 
bei Beginn der Sigung gefehen, daß mein Name zuerft 
daftand. Wenn trogden Herr Dr. Arendt zuerft das 
Wort erhalten hat, fo kann das nur geichehen fein nad 
einer Rüdiprahe — anders kann ih ed mir nicht denken. 
Alſo das, was er geſagt hat, entipricht wiederum nicht 
vollftändig den Thaflagen. 

MWeiter fam Herr Dr, Arendt wieder auf den Fall 
Rothe. Ih glaube ja ganz gern, daß er dad mit Vor: 
liebe thut, da ich ihm in diefem Falle zur Zeit noch nicht 
direft nachweiſen fan, dab meine Behauptungen richtig 
md feine falſch geweien find. Bielleiht gelingt das 
noch. Schon heute fage id Herrn Arendt, er möge nach— 
fehen laſſen im Archiv von Eisleben, ob nicht ber 
damalige, feitbem verftorbene Bergrath — id; meine, es 
it Humperdingk gewejen, Tann mid aber aud im Namen 


id ſolle dod außerhalb des Reichstags die Rothe— 
Affäre zur Sprade bringen. Ich habe nun Herrn 
Dr. Arendt vorhin während ber Stoeder-Debatte mit dem 
Herrn Stoeder ſehr intim verfehren fehen. Nun wohl, 
Herr Dr. Arendt, geben Sie doch zuerit Ihrem Freunde 
Stoeder den Rath, er foll feine Behauptungen gegen 
meinen Freund Singer draußen wiederholen! 
(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Herr een: dad gehört nicht zu 
biefem Kapitel! Jene Debatte ift befeitigt; auf die wollen 
wir jegt nicht mehr zurüdfommen ! 

Thiele, Abgeordneter: Mein Irrthum in Bezug auf 
biefen Steiger Rothe ift, wenn ein Irrthum vorliegt, 
nidt jo groß wie der Irrthum des Herrn Dr. Arendt 
betreff3 der Entihädigungspfliht ber Mansfelder Ge: 
werfihaft. Herr Dr. Arendt ift jehr eng liirt mit der— 
jelben; er mußte über die Berhältniffe ſehr genaue 
Kenntniß haben. Wenn er das hier trogbem falſch dar: 
geftellt hat, jo ift das zwar durch die Beridytigung klar— 
geitellt worben, aber die Thatfache fteht feit: er hat ſich 
von feinen eigenen Wählern öffentlid „arobe Unwahrheit“ 
vorwerfen lafjen müffen. 

(Glocke des Präfidenten.) 

Präfident: Das Wort „grobe Unwährheit“ in Bezug 
auf eine Thatſache, welche der betreffende Nebner eben 
richtiggeftellt hat, ift durchaus unzuläffig! 

Thiele, Abgeordneter: Die Worte „grobe Unwahr: 
heit“ haben mit Bezug auf die Auslaflungen des Herrn 
Arendt in den Eiölebener Blättern geftanden; fie jtammen 
nicht zuerft von mir. 

Präfident: Auch die Wiederholung, die mehrfache 
Wiederholung ift nit den Gepflogenheiten — möchte id) 
fagen — des Reichstags entiprechend. 

Das Wort hat der Herr Bevollmäditigte zum Bundes- 
rath, Staat3jefretär ded Reichsamts des 
minifter Dr. Graf dv. Bojabowsty-Wehner. 

Dr. Graf v. Poſadowsty⸗Wehner, Staatömintiter, 
Staatsſekretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes: 
rath: Die Mangelhaftigkeit der landwirthicaftlichen 
Statiftif ift mir am beiten befannt, und um, foweit es 
möglich ift, diefem Mangel abzuhelfen, ift im Sabre 
1899 durd eine Bundesrathöverordnumg eine Verbefferung 
bes Schätzungsverfahrens verſucht worden; aber ich geitehe 
zu, dab troßdem gewiß in dieſer Statiftif noch große 
Fehler vorhanden find. 

Das liegt aber meines Gradtend weniger in den 
formellen Borjchriften als in den Organen, bie Diele 
Statiftit aufzunehmen haben. Es find bad zum Theil 
die unterften Gemeindeorgane, die bisweilen vielleicht 
wenig geeiguet erfcheinen, Derartige ftatiftifhe umfang— 
reihe Schreibarbeiten überhaupt auszuführen. Das halte 
id aber für ganz unmöglid — man mag bie Statiftif 
formell geftalten, wie man will —, feitzuftellen, wie viel 
Brodgetreide von Menſchen verbraucht und wie viel ver: 


irren — nidt gegen den Steiger Nothe ein were füttert it. Wir wiflen genau, wie viel Brodgetreide ver: 
eingeleitet a Dies ift mir von einer Seite mitgetheilt | brannt wird, wie viel Gerite in Brauereien berwandt 
worden, bie gut unterrichtet fein kann. Zweitens ift | wird; aber eine Statiftit aufzujtellen, wie viel von dem 


Thatſache, dak damals in einem Gislebener Lokalblatt auf 
der fogenannten Eſelswieſe im nferatentheile ganz an— 
züglihe Bemerkungen gegen den Steiger Rothe geftanden 
haben, welche aud heute noch allgemein geglaubt werben. 

err Dr. Arendt ſcheint auch ſchwer zugänglich zu 
fein gi gewifle Belehrungen, wenn es ihm nit paßt; 
fonft würde er nicht immer wieder die Sache jo bar: 
ftellen, alö ob das lrtheil über Rothes Handlungsweije 
von mir ausgehe. Ich habe wiederholt ſchon erklärt, 
daß es fih nit um mein Urtheil handelt, fondern um 
dad, was Sahverftändige erflärt haben, und damit ift für 
mid die Angelegenheit erledigt. 


Reft des Getreides in die menichlihe Nahrung über: 
gegangen ift und wie viel verfüttert wird, halte ih für 
volltommen unausführbar. Der Deutfche Landwirthichafis- 
rath hat den Verſuch gemadt, dieſe Meugen zu jcheiden 
und damit eine wejentlihe Frage zu enticheiden, wie viel 
an Brodgetreibe rag menſchlichen Gebrauch in Deutfchland 
genau übrig bleibt; aber dieſer Verſuch ftelt doch mur 
eine ungefähre Feitftellung dar und kann auf eine abjolute 
Richtigkeit feinen Anſpruch erheben. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Dr. Arendt. 
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Dr. Arendt, Abgeordneter: Ih will zunächſt feſt— 
ftellen, daß ich zu Beginn ber gehzigen Sigung auf ber 
Nebnertribüne war, um mich bei dieſem Punkte zum 
Worte zu melden, was feit längerer Zeit meine Abſicht 
gewefen ift, und daß ich micht erft durch Herrn Thiele 
dazu geführt wurde. 

Daß in den Akten ber Mansfelder Gewerkſchaft eine 
Unterfuhung gegen Heren Rothe geweſen ift, werbe ich 
ja fejtitellen; ich glaube aber, mern das ber Fall wäre, 
hätte id) das 34 erfahren. 

Wenn in einer Zeitung Intereſſenten mir den Bor: 
wurf der Unmwahrbeit gemadt haben, in einer Sache, die 
fo Klar liegt wie bier, fo wird biefer Irrthum doch nicht 
den Zwed haben können, „falſche Voritellungen“ bier zu 
erweden. enn ich die richtigen Daten angegeben hätte, 
jo würden fie im Neichötage benfelben Eindrud gemacht 
aben. Melden Zweck foll id alfo damit — haben? 

as iſt doch in der Sade vollitändig gleichgilt - Aber 
wie meine Wähler darüber denken, darüber könnte ich 
Herrn Thiele eine Ndreffe vorlegen, die ungefähr von 
10000 meiner Wähler mir wegen biefer Angelegenheit 


augegangen ift 
(hört! hört! rechts), 
worin fie „mit —— die Beleidigung zurückweiſen, 
welche der ſozialdemokratiſche Abgeordnete in der Sitzung 
vom 31. Januar gegen mich erhoben hat“, und worin fie 
dieſe Angriffe und das ganze Verhalten des Herrn Thiele 
fo qualifiziren, daß ich es hier nicht wiedergeben kann. 
Aber wenn der Herr Abgeordnete Thiele ſagt, daß er die 
Dinge gegen Herrn re in den alten Jahrgängen einer 
Zeitung auf der Eſelswieſe gefunden hat, jo bebaure ich, 
daß er fie in den Reichsſtag gebradt und nicht auf ber 
Eſelswieſe gelaffen hat. 
(Bravo! rechts.) 

BPräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Thiele. 

Thiele, Abgeordneter: Da Herr Dr. Arendt bier im 
Haufe davon Gebrauch macht, daß für ihn Vertrauens: 
bogen in den Schädten zur IUnterzeihnung in lmlauf 
gelegt worden find, fo muß doch auch ich mitteilen, daß 
mir viele Briefe von Bergleuten zugegangen find — einen 
berielben habe ich hier — in denen ſich bie Bergleute 
bitter über dieſe — beſchweren. Auf einzelnen 
Schächten iſt den Bergleuten geſagt worden: „ihr müßt 
unterſchreiben, ſonſt werdet ihr abgelegt“. Daß Herr 
Dr. Arendt es fertig bringt, ſich auf ſolche „Vertrauens: 
abreffen“ zu berufen, hätte ich jelbft ihm nicht zugetraut. 
Es ift fein Ruhm, ſich auf ſolche Art ein Vertrauens: 
votum auöftellen zu laffen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Die Diskuffion tft geſchloſſen. Tit. 1 des 
Kap. 10 iſt micht angefochten; ich erfläre ed vom Haufe 
für bewilligt. 

Ich rufe auf Tit. 2 bis 7. — Bewilligt. 

Ih rufe auf Kap. 11, Tit. 1 bis 7. — Bewilligt. 

Nunmehr eröffne ich bie Disfuffion über Kap. 12, 
Gefundheitsamt, Tit. 1. Das Wort hat ber Herr Ab— 
georbniete Gamp. 

Bamp, Abgeordneter: Bereitö vor längerer Zeit hat 
der befannte Gynäfolog Profeffor Dührfien die Aufmerk— 
jamfeit weiterer reife auf die erichredenden Verheerungen 
gelenkt, welche die Sreböfrankheiten in immer größerer 
Ausdehnung im Volke anrichten, und Hat in biefer Be- 
ziehung gewiffe Vorſchläge gemadt. Er weift darauf hin, 
daß dieje Krankheit für die bavon Betroffenen nicht biefe 
ichlimmen Wirkungen haben würde, wenn fie früher erfannt 
wäre. Gr madt Vorſchläge zu dem Zweck, in ben Streifen 
der Bevölkerung das richtige Erkennen diefer Krankheit 
mehr zu befördern. Ich glaube, infolge diefer Anregung 
ift ein Komitee zufammengetreten, beftehend aus ben ber: 
vorragenditen Männern der Wiſſenſchaft, welches auf dieſem 





Gebiete weiter zu arbeiten fi zur Aufgabe geftellt hat, (0) 


und es ift auch meines Wiſſens bereit3 auf Anregung ber 
preußtichen Regierung eine Statiftif vom Reichs-Geſundheits⸗ 
amt entweber in Ausfiht genommen oder ſchon in die Wege 
geleitet, um weitere Mittheilungen über Bedeutung und Ber: 
breitung ſowie Vererbung dieſer ſchlimmen Krankheit 
feſtzuſtellen. Jedenfalls iſt dieſes Vorgehen in hohem 
Grade anzuerkennen und wird unzweifelhaft nicht bloß 
für die Wiffenfhaft, fondern auch für die Bevölkerung 
jelbft erheblihen Nuten im Gefolge haben. 

Id möchte aber doch glauben, daß man unabhängig 
von biefem Vorgehen der betreffenden Reſſorts der An: 
regung des Herrn Profeſſors Dührſſen folgen und ſich 
bemühen follte, über die Symptome diejer Krankheiten bie 
Bevölkerung aufzullären. Seine Vorſchläge find meines 
Erachtens nicht überall praftiih. Ich gebe deshalb auf 
fie nicht näher ein, möchte aber glauben, daß durch zwei 
Mittel eine große Verbreitung erzielt werben könnte — 
einerfeitö dur die Aufnahme einer Belehrung in das 
befannte Reichs-Geſundheitsbuch — fo heißt es ja wohl —, 
das, ſoviel id weiß, in Hunberttaufenden von Eremplaren 
verbreitet ift und vielleiht noch mehr verbreitet wäre, 
wenn, was ich ſehr wünſche, die Zeitungen ab und zu 
auf die große Wichtigkeit diefes Büchelchens aufmerkſam 
machen möchten. 

Zweitens — id, daß durch Mittheilung einer 
fleinen Beichreibung an bie Bolköfalender in weiteren 
Streifen die Ertenntniß biefer Krankheiten gefördert werben 
würde. Ih glaube, daß fehr gern alle Parteien ihre 
Voltöfalender zur Aufnahme einer derartigen Belehrung 
zur Verfügung ftellen würden, ſowohl die Sozialdemo- 
fraten wie aud bie Herauögeber ber fatholiihen und 
evangeliichen Vereinskalender. Dieje Kalender dringen ja 
in die großen Maflen des Volkes, und für biefe wünſche 
id vorzugsweife die Belehrung, um damit zur Heilung 
der Stranfheiten beizutragen. 
Frage vielleicht dem Reichs-Geſundheitsrath, der jest ins 
Leben gerufen worden ift, und zu beffen Aufgaben au 
diefe Frage in hervorragender Weife gehört, da es fi 
bier um Verhütung von Srankheiten handelt, zur Be- 
gutachtung vorzulegen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr, Endemann. 

Dr. Endemann, Abgeordneter: Das Berbienft bes 
Herrn Gamp, auf diefe Sache die Aufmerkjamkeit bes 
hohen Hauſes gerichtet zu haben, tft ſehr beachtenswerth. 
Ob aber auf dem Wege, den er vorgeſchlagen hat, daß 
Richtige erreicht werden wird, das wage ich doch zu be 


zweifeln. 
(Sehr richtig!) 

Ih habe nicht die Abficht, darauf mäher einzugehen, 
möchte aber nur das jagen: das Reihs-Gefundbeitsamt 
hat die Enquete über die Erforfhung bes Krebſes, welche 
Krankheit wirklich ald die Geißel der Menſchheit bezeichnet 
werden fann, kräftig unterftügt. Diefe Enquete ift von 
einigen Gelehrten unternommen worden. Aber es könnte 
nicht ausgeſchloſſen fein, daß fich jeßt der neue Reichs— 
Gejunbheitsrath, welder, foviel ih vernommen habe, 
in nädjiter Zeit zufammentreten wird, aud einmal mit 
ber Frage fih weiter beihäftigt. Cine Enquete über 
dieſe Krankheit ift abfolut nothwendig, und ich erinnere 
nur daran, daß die Enquete, die in Preußen über bie 
hg Stranfheiten gemacht worden tft, * gute 

eſultate geliefert hat; aber mit einer einjährigen Engqnete 
iſt natürlid bei einer derartigen Sache nicht geholfen, 
es muß mehrere Jahre die Enquete biefer Krankheit 
fortgejegt werben. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmädhtigte 

zum Bundesrath, Staatsſekretär des Innern, Staats: 
minifter Dr. Graf von Poſadowsky⸗Wehner. 


Ich möchte bitten, dieſe (D) 
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4) Dr. Graf v. Pofadomwsln » Wehner, Staatöminifter, | in ihren Anfangsftadien nad verſchiedenen Richtungen ein (C) 


B)der Krebskrankheit. 


Staatöfekretär des Innern, Bevollmäctigter zum Bundes: 
rath: Dem ne Abgeordneten Gamp ift ja befannt, daß 
ſich ein wiſſenſchaftlicher Verein gebildet hat zur Er- 
forfhung der Urſachen des Krebſes. Vom Reichsamt 
des Innern iſt dieſe wiſſenſchaftliche Vereinigung finanziell 
unterſtützt worden, wir haben Sie aber auch dadurch unter: 
fügt, daß ih dem Reichs-Geſundheitsamt geftattet habe, 
die Fragebogen, welde die näheren phyſiologiſchen Um— 
fände ber einzelnen Fälle feitftellen follen, ſeinerſeits zu 
verfenden. Ic glaube die Frage, was in der Sache zu 
thun ift, wird man doc) fo lange zurüdftellen müffen, bis 
man auf Grund dieſes umfangreihen Materiald einiger: 
maßen nähere Aufklärung darüber befommen hat, welches 
wohl die Urfahen des Krebſes in ben einzelnen Fällen 
fein können. Die Gelehrten find fih befanntlid darüber 
noch völlig uneinig. Ic hoffe aber, daß wir durch die ums 
fafiende Enquete der Wahrheit etwas mäher kommen 
werden. Dann halte ich allerdings den Zeitpunkt für ges 
fommen, daß fic der Reichs-Geſundheitsrath mit der Frage 
beihäftigt, wie man dieſes befonders in den wohlhabenden 
Kreifen der Gejellihaft in erheblihem Maße zunehmende 
Uebel wirkſam befämpfen fann. 

—— Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
auch ich bin der Meinung, daß es Pflicht der Reichs— 
verwaltung iſt, das ihrige zu thun, um ber Verbreitung 
der Srebötrantheit möglihit wirkſam — — 
Obwohl ich aber in dieſer Beziehung mit dem Herrn 
Kollegen Gamp einverſtanden bin, komme ich doch zu 
einem ganz entgegengeſetzten Ergebniß, wie er, hinſichtlich 
der Wege, die einzuſchlagen find. Ich halte es für 
ſehr verfehrt, an die breitere Deffentlihfeit Mit- 
theilungen gelangen zu laffen über die Symptome 
Denn nicht nur das Krebsleiden 
jelbft ift eine Krankheit geblieben, fondern aud die 
Krebsfurcht iſt nachgerade fhon in weiten 
Shihten der Bevölkerung zu einer Krankheit 
geworden. Wer Gelegenheit gehabt hat, die Schreden 
der Krebsfurcht, der —— kennen zu lernen, 
unter der ganze Familien aufs ſchwerſte leiden, nicht nur 

müthlich, ſondern aud gefundheitlih und wirthſchaftlich, 
5 zwar, daß fie völlig niedergebeugt und niedergebrüdt 
werden, ber fann nicht wünſchen, daß das Laienpublifum 
in noch weiterem Umfange, alö eö leider ſchon durch fo: 
genannte Volksgeſundheiisbücher geſchehen ift, veranlaßt, 
ja herausgefordert werde, am eigenen Korpus auf Gar: 
tinom zu biagnoftiziren und fi ohne Noth den jchred: 
lihften Befürdtungen hinzugeben; um fo weniger, da bie 
Symptome ber Krebskrankheit nicht derartige find, daß ein 
ungejchultes Auge in der Lage wäre, fie ohne weiteres zu 
erfennen. Ich glaube, ber Herr Kollege Gamp hat mit 
feiner Anregung etwas zu weit hinaus gegriffen. Wir 
fönnen vor der Hand nicht mehr wünfdhen und nicht mehr 
fordern, als daß das Reichsamt des Innern die ftatiitiichen, 
ätiologiihen, pathologifhen, vielleiht auch therapeutijchen 
Erhebungen und Unterfuchungen unterftüge, welche für bie 
Löfung der Streböfrage etwa Erfolg verheißen, und daß 
es zunächſt das feinige thut, um ein möglichft reichhaltiges 
md verläßliches hatihif es Material betreffs Verbreitung 
und Gntftehung ber ſtrebskrankheit zufammenzubringen. 
Erſt ſolche Erhebungen und Unterfuchungen, bie auf Grund 
der zunächſt mur ftatiftifhen Enqueten angefiellt werden, 
fönnen die moderne Medizin in den Stand jegen, den 
urfählihen Zufammenhang der verſchiedenen Eriheinungen 
aufzuftellen, die unter dem Gefammtnamen der Kreböfrant: 
heiten zufammengefaßt werben. 

(Sehr richtig! links.) 
Bisher ift nit nur das Krankheitsbild der Carcinome 


fehr unſicheres und unklares, fondern es fehlt auch noch 
an jeder endgiltigen Beweisführung dafür, ob und wie 
mifrobe Sranfheitöträger für die Garcinome in Frage 
fommen. Inter foldhen Umftänden fi fchon mit populären 
Diagnoſtilen an das breitere Publikum wenden, hieße 
meiner Meinung nad nur der Kurpfuſcherei neuen Vorſchub 
lciften, nur in zahlreiche unglüdliche Familien hinein frijche 
Keime von Befürdtungen tragen, die jeder thatfählichen 
Unterlage entbehren. 
(Schr wahr! links.) 

Wenn man von Obrigfeitö wegen einer oft jo harmlos 
beginnenden und jo tüdifch jchleichenden und deshalb an- 
fängli ſo jchwer zu erfennenden Krankheit gegenüber, 
wie die Krebskrankheit eine ift, publiziftiihe Maknahmen 
ergreifen will, die wirflid etwas helfen, jo muß man, jo 
kann man den Leuten, bie fih mit Spuren ber ſtrebs— 
krankheit zu tragen glauben, nur den einen Nath geben 
für den Augenblid: jr einen tüchtigen Arzt! 

(Sehr richtig! Linfs.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gamp. 

Gamp, Abgeorbneter: Meine Herren, ich erfenne ja 
bie Autorität des Herrn Abgeordneten Müller (Sagan) in 
vielen anderen Sadjen gern an; aber er wirb es mir 
zugeben, daß, wenn ih nicht meine Autorität, fondern 
die des Profeffors Dührfien gegen die jeinige geltend 
made, ich eine gewiffe Berechtigung habe, mid) auf diefe 
Autorität zu berufen, und daß bie Vorſchläge dieſer 
hervorragenden Antorität alle Beachtung verdienen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Müller (Sagan) fagt, 
die Kranken jollten fi am einen tüchtigen Arzt wenden, 
fo hat er anfcheinend nod) nicht begriffen, worauf eö mir 
ankommt. Es kommt gerade darauf an, die Kranken 
mit den Symptomen biefer Krankheit befannt zu machen, 
weil fie die Symptome nicht kennen, und weil fie erit 
zum Arzt gehen, wenn e3 zu fpat ſſt. 
eigene Anſicht nicht geäußert; ich verſtehe nichts davon. 
Ich habe aber, da eine Anregung in dieſer wichtigen 
Frage von autoritativer Seite gegeben iſt, mich für ver— 
pflichtet gehalten, die Aufmerkfamfeit der Negierung auf 
biefe Angelegenheit zu lenken. Ich babe auch mur ges 
wünſcht, daß der Reichs-Geſundheitsrath fich mit dieſer 
trage beſchäftigen möge; derſelbe ift ja gerabe hierzu 
eingefeßt. Infolge deffen habe ich, ohne weiter auf bie 
Sache einzugehen, weil mir, wie gefagt, die techniſchen 
Stenutniffe Dazu fehlen, ebenfo wie wahrſcheinlich auch dem 
Herrn Abgeordneten Müller (Sagan), diefe Anregung 


gegeben. 
Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 


Präfident: 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Nüller (Sagan), Abgeordneter: Meine sah 
ih babe noch niemals beanfprudt, in ärztlidhen Fragen 
als Autorität zu geiten, und thue das aud) in dieſem 
alle nicht. Weil ich mich aber mit biefer frage näher 
beihäftigt habe, deshalb erkenne ich die Grenzen meines 
Wiffens und halte ängftlih davon fern, Yıtprüche zu 
erheben, die ich nicht rechtfertigen kann. Nein, meine 
Herren, es handelt fih für mich nicht darum, meine 
Autorität gegen die des Profeffors Dührfien oder irgend einer 
anderen ärztlihen Kapazität zweiter oder dritter Klaſſe 
in bie Wagiäale zu werfen; dad kann für mich gar nicht 
in Frage kommen. Hätte fih der Herr Kollege Gamp 
darauf beſchränkt, dem Herrn Grafen v. Poſadowsky zu 
empfehlen, daß er den Reichs-Geſundheitsrath mit der 
Frage der Krebskrankheit beichäftige, jo würde ich feinen 
Anlaß gehabt haben, mich überhaupt zu diefer Sade zu 
äußern. Er ift aber weiter gegangen, er hat beftimmte 
praftiihe oder vielmehr unpraktiſche Vorſchläge gemacht, 
öffentlich den Wunſch ausgeſprochen, daß in die Kalender 
bie Beſchreibung der Symptome der Streböfrankheit auf: 


Ich habe meine (D) 


(A) genommen werde. 
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Meine Herren, dieſen Borfchlag halte 
ich für verfehlt, und weil ich fürdte, daß einer Anregung, 
wenn fie aus einem fo beredten Munde wie demjenigen 
des Herrn Abgeorbneten Gamp fommt 
(Heiterkeit), 
vielleicht die Salendermader Folge geben fünnten, des— 
halb habe ich mich für verpflichtet gehalten, der öffentlich 
gegebenen Anregung öffentlich —— Das war 
der Zweck meiner —* Wenn übrigens das Reichsamt 
des Innern der Erforſchung der Krebskrankheit in noch 
weit wirkſamerer Weiſe entgegenkommen wollte, viel— 
leicht mit ähnlichen Mitteln, wie es ſie z. B. ſeit Jahren 
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenſeuche zur Ver— 
fügung ſtellt, ſo würde ich dafür ſehr dankbar ſein. 
(Bravo! links.) 

Präſideut: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Tit. 1 des 
Kap. 12 iſt nicht beſtritten; er iſt angenommen. 

Ih rufe auf Tit. 2 bis 7 desſelben Kapitels. — 
Auch diefe find angenommen. 

Hierauf rufe ih auf Kap. 13 Tit. 1 bis 8. — Ans 
genommen. 

Wir gehen über zum Kap. 13a Tit. 1 bis 11. — 
Hier muß ih zu Tit. 1 zunächſt dem paufe mittheilen, 
daß in der Zuſammenſtellung der Beichlüffe, und zwar in 
der Kolonne „Beihlüffe des Reichſtags in der zweiten 
Berathung*, fi ein Drudfehler befindet. Hier muß das 
Dispofitiv heißen: 

Titel 1. Ein Präſident u. f. w. neununbzwanzig 

ftändige Mitglieder mit 4500 Mark u. ſ. w. 
Alſo ftatt: „dreißig“ muß die Zahl: „neunundzwanzig“ 
ftehen, und die Worte „davon neunundzwanzig“ müſſen 
geitrichen werben. 

In der eröffneten Disfuffion über diefes Kapitel hat 
dad Wort der Herr Abgeordnete Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, ich habe 


(3) im Anſchluß an ein Vorlommniß zweiter Leſung nur eine 


furze Mittheilung zu maden. Ju der zweiten Leſung 
hatte ih mir geftattet, im Anſchluß an das, was ber 
Herr Abgeordnete NRoefide (Deſſau) aus dem Kreiſe 
Zauch-Belzig berichtete, mitzuteilen, daß aud mir eine 
Stadt in Heflen-Naffau, Quedborn, als ſolche mitgetheilt 
worden war, in ber die Gemeinbeftenern bazır verwendet 
werben, bie landwirthſchaftlichen lnfallprämien zu bes 
ftreiten. Inzwiſchen habe ih aud aus anderen Orten 
Nachricht befommen, befonderd aus Wahn bei Köln, wo— 
nad) auch dort die Prämien zur landwirthſchaftlichen 
Unfallverfiherung durch Zuſchlag zur direkten Staatö- 
fteuer aufgebracht werben, Sn wie in den Nadıbar: 
gemeinden. Meine Herren, dad wäre, wenn es wahr 
wäre, ein zweifellos ungejegliher Zuftand. Es würde 
meines Erachtens das Neichd-Verfiherungsamt nicht nur 
den Genoſſenſchaften gegenüber einzufchreiten und biefe 
Art Aufbringung der Prämien zu unterfagen haben. Bor 
allen Dingen würde die Ungeſetzlichkeit auf Seiten folder 
Gemeinden liegen, und da wäre das Neich3-Verfiherungs: 
amt verpflichtet, die Anklagebehörde zu erſuchen, gegen 
derartige Gemeindevoritände, wenn fie wirklich ſolche Be— 
ſchlüſſe gefaßt haben, wegen ftrafbarer Untreue vorzugehen. 
Ich möchte bitten, daß auch diefe Sache in möglichfter 
Bälde unterfuht und Flargeitellt werde. Denn ed wäre 
in der That eine Ungeheuerlichkeit, wenn es wahr wäre, 
daß es Gemeinden giebt, die bei einer landwirthſchaft— 
lihen Mehrheit die Laſten, die fie zu tragen haben, von fid) 
auf die Allgemeinheit abwälzen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diökuffion iſt geichloffen.. Wenn niemand wider: 
fpricht, werde id annehmen, dab Stap. 13a Tit. 1 in 
der von mir vorhin verlefenen beridhtigten Form und 
ar & — 11 vom Hauſe angenommen ſind. — Dies iſt 
er Fall. 











Ich rufe auf Kap. 13b Tit. 1 bis 9. — Bewilligt. (C) 


Kap. 13e Tit. 1 bis 19. — Bewilligt. 

Wir gehen über zu den einmaligen Ausgaben. Hier 
rufe ih auf Kap. 3 Tit. 168 7 — und Tit. 9 bis 
23. — Benilligt. 

Mir gehen über zu Hab. 8, Einnahme. 
ih auf Tit. 1 bis 13. — Bewilligt. 

Mir fommen nunmehr zu dem Antrag v. Tiedemann 
auf Nr. 208 der Druckſachen, 

Kap. 3 Zit. 14 in folgender Faffung zu be— 
willigen: 
Unterftügung an die Deutiche Gefellichaft für 
Erziehungs: und Schulgeihichte: 30 000 Mark. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete dv. Tiedemann. — Derielbe ſcheint nicht an: 
weſend zu fein. Auch fonft verlangt niemand das Wort; 
bie Diskuffion ift geſchloſſen. Wir kommen zur Ab- 
ftimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche ben Antrag 
b. Tiebemanmı annehmen wollen, fih von ihren Pläßen 


zu erheben. 
(Beichieht.) 
Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. 
(Zuruf links.) 
— (63 wird mir gejagt, daß bie legte Abſtimmung nicht 
verftanden worden fei. Ja, meine Herren, das ift nicht 
meine Schuld; ich habe laut und deutlich geſprochen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

63 thut mir leid, das tft der Beſchluß des Reichstags; 
das ift nicht mehr zu ändern. 

Wir fommen nunmehr zur Verwaltung des Reiches 
heeres (Anlage V), fortdbauernde Ausgaben, Kap. 14. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 1. Dad Wort 
hat der Herr Abgeordnete Kunert. 

Kunert, Abgeordneter: Meine Herren, erlauben Sie 
mir, daß id an das preußiiche Kriegsminiſterium und 


Hier rufe 


feine Vertreter eine kurze Anfrage richte. Ich geitatte (D) 


mir zum befferen Verſtändniß meiner Frage den Hinweis 
darauf, daß in Erwiderung auf meine Rede über einige 
Kategorien von Soldatenmißhandlungen in der 57. Sikung 
am 27. Februar der General dv. Viebahn verfprad, es 
werde alles gefchehen, um Klarheit zu jchaffen und bie 
zur Sprache gebrachten Fälle von Mißhandlungen nad) 
Recht und Geje zu unterfuchen; wenn Berfehlungen bon 
Militärbehörden vorgelommen fein follten, und derartige 
Falle zur Kenntniß des Kriegsminiſteriums kämen, ſo 
folle unter allen Umſtänden Remedur eintreten. 

In Zufammenhang damit richte ih die Frage an 
ben Herrn General: in wie weit ift dieſes fein Ver: 
fprehen erfüllt worden? 

(Hört! hört! Links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr —— 
zum Bundesrath, Departementsdirektor im Königlich 
preußiſchen Kriegsminiſterium, Generalleutnant v. Biebahı. 

v. Viebahn, Generalleutnant, Departementsdirektor 
im Kriegsminiſterium, ſtellvertretender Bevollmächtigter 
er Bundesrath für das Königreich Preußen: ie 

nfrage deö Herrn Abgeordneten Kunert im Anſchluß an 
meine Weußerungen bei der zweiten Lejung bes Etats 
glaube ih dahin auffafjen zu follen, daß er fragt, wie 
weit die Zufage erfüllt worden fei, dak, wenn Fälle von 
Mißhandlungen zur Kenntniß des Kriegsminiſteriums 
kämen, in welchen die Mißhandlung als Dienſtbeſchädigung 
nicht anerkannt worden ſei, unbedingt Remedur eintreten 
werde. ch glaube ben Herrn Abgeordneten Kunert jo 
zu veritehen, daß er num von mir hier eine Beftätigung 
biefer meiner neulihen Erklärung verlangt und ſich dabei 
auf einige ber Spezialfälle bezieht, welche er in ber 
damaligen Sigung angeführt hat. Wenn das zutrifft, fo 
bin ich in der Lage, Auskunft zu geben. 

Der Herr Abgeordnete hat hauptſächlich zwei Fälle 


(B) Iintergebenen zugefügt hatte. 
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ı) angeführt. Der eine Fall war ber des Grenadiers Witte 


vom Leibgrenabierregiment. Diefer Fall lag folgender: 
maßen. Der Grenadier Witte war feitens feines Korporal— 
ſchaftsunteroffiziers gemißhandelt worden. Längere Zeit 
nad; der Mißhandlung — id) kann meine Notizen dar: 
über augenblidlid nit finden, fann es aber aus dem 
Gedächtniß ungefähr referiren — war er frant geworben, 
bon der Krankheit war er wiederhergeftellt. Zwiſchen der 
Mißhandlung und der Erkrankung verging eine Zeit von 
mehreren Monaten, während welder er als Burfche zu 
einem} Offizier kommandirt war. Er war in biefem 
Dienftverhältniß längere Zeit thätig, und dann, eine ge: 
raume Zeit nah dem Borgang der Mikhandlung, melde 
als Dienftbefhädigung vollftändig anerfannt wurde, ver: 
langt er Imvalidenanfprüde. Diefe Invalidenanſprüche 
wurden ſeitens des Zruppenarztes infofern als nicht 
motivirt anerkannt, als das Leiden, an welchem ber 
Grenadier Witte zu leiden vorgab, nicht ald im Zus 
ſammenhang ftehend mit der Dienftbefhädigung anerkannt 
werben konnte. Die Sadhe war aber damit noch nicht zu 
Ende. Der Grenabier Witte ift nad Berlin gebracht 
worben, er ift im Garnifonlazareth beobachtet, bort noch— 
mal3 nnterfuht worden und zwar mit Nöntgenftrablen; 
es ift daraufhin das fundirte ärztliche Urtheil abgegeben 
worden, daß cin a ber Gefundheitäfhädigung, 
welcher auf der Dienftbefhädigung berubte, bei dem Witte 
nicht fonftatirt werden fonnte. Unter diefen Umſtänden 
ift es natürlich ſeitens der Militärverwaltung nicht 
möglich, eine —5* zu gewähren; denn die erſte 
Vorbedingung dafür, daß die Geſundheitsſchädigung mit 
der erlittenen Dienſtbeſchädigung zuſammenhängt, war 
nicht erfüllt. 

Ein anderer Fall, welchen der Herr Abgeordnete an— 
gegeben hat, betraf die Mißhandlung, welche ein Unter— 
offizier Breits vom Gardeküraffierregiment einem feiner 
Ich bitte um die Erlaubniß, 
das vorleſen zu dürfen, was der Herr Abgeordnete damals 
hier geſagt hat: 

Es wurde feſtgeſtellt unter dem 11. Dezember 
1900, daß er einen Untergebenen auf das ſchwerſte 
mißhandelt hätte, ſodaß dieſer in Wahnſinn und 
Tobſucht verfiel. Die ſachlichen Gutachten der 
Aerzte gingen nun übereinſtimmend dahin, daß 
die Krankheit des mißhandelten Heine ſich als 
ein Grihöpfungszuftand des Gehirns heraus: 
eitellt babe, der durch eine Mißhandlung nicht 
ervorgerufen jei. Wenn der Mann alſo um 
eine Penſion hätte bitten können, wäre fie ihm 
nad ber Leiftung folder Sachverſtändigen rund 
abgeihlagen worden. Nun, ſage ih, läge es 
doch eigentlich in der Billigleit — ich will gar 
nicht von Recht und Gerechtigkeit ſprechen —, ja 
es wäre ein Gebot der Hlugheit, wenn man 
militärbehördlicherſeits ſolchen fleinen Wünſchen 
nachgäbe. Man brauchte dann im Reichstag 
darüber nicht zu diskutiren. 

Demgegenüber habe ich zu erklären, daß allerdings 
angenommen worden ift, daß bie Geſundheitsbeſchädigung 
bes betreffenden Küraffierd Heine in erfter Linie beruht 
habe auf einer Diöpofition, die er von Haufe aus mit: 
gebradit Hat, dab man fid aber keineswegs daran 
geflammert hat, jondern daß ber Küraſſier Heine laut 
Verfügung des Königlihen Generallommandos des Garde: 
forp3 vom 23. Januar 1901 als dauernd Ganzinvalide, 
arg gänzlih erwerbäunfähig, zeitlich fremder Pflege 
und Wartung bedürftig, zeitlich untauglid für die Ver: 
wendung im Zivildienft, zur Invalidenpenfion erfter Klaſſe 
von 30 Mark und zur Auloge für den Zivilverſorgungs⸗ 
ihein von 12 Mark monatlih anerfannt worben ift. 

Die Verdächtigung, die der Herr Abgeordnete Kunert 





ausgeſprochen hat, daß ſeitens der Militärverwaltung in (C) 


diefem Falle nicht nad; Gerechtigkeit und Billigfeit ge: 
handelt worben jei, ift hierdurch, glaube ich, zweifellos 
widerlegt worden. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Bräfident:e Ih muß den Herrn Generalleutnant 
darauf aufmerffam machen, daß das Wort „‚Verdächtigung“ 
einem Reichtstagsabgeordneten gegenüber im Reichstag 
feitend eined Mitgliedes des Bundesraths nicht üblich ift. 

(Heiterfeit.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Eidhoff. 

Eickhoff, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte mit 
ein paar Worten auf eine Angelegenheit zurüdtommen, bie 
ich bier bei ber zweiten Leſung bes Etat3 zur Sprade 
gebracht habe. Wie Sie fi erinnern werden, handelte 
es fih um eine Duellangelegenheit, die in einer 
größeren rheintihen Provinzialftadt ji zugetragen und 
bort in weiten Streifen das größte Auffehen erregt hatte. 
Ich Habe feinerzeit dem Herrn Seriegäminifter dad er: 
forderlihe Material zur Verfügung geftellt und ihn gebeten, 
die Angelegenheit zu unterfuhen und dem hohen Haufe 
von dem Ergebniß biefer Unterfuhung Mittheilung zu 
machen. Ich weiß nicht, ob ber Herr Hriegäminifter heute 
ihon dazu in der Lage ift. Inzwiſchen babe ich aber 
jelber noch genauere Information im Diefer Angelegenheit 
erhalten und möchte auf Grund berfelben einige wenige 
Bemerkungen machen. 

Wie die Herren fich erinnern werben, endete bie 
Duellaffäre fo, daß gegen den Kaufmann, weil er das 
Duell, zu dem ihn ber Rejerveoffizier herausgefordert 
hatte, ablehnte, ſeitens des Bezirlsſkommandos ein Ver— 
rufsbefehl erging; ſo bezeichnete ich nämlich in der 
zweiten Leſung den Befehl, der an die Reſerveoffiziere 
des betreffenden Ortes erging und dahin lautete, daß der 
gengene Verkehr mit dem Kaufmann zu vermeiden 


ei. Daß dieſer Befehl lediglich mit der Verweigerung (D) 


des Duells begründet worden iſt, dafür bin ich nunmehr 
in der Lage, dem Herrn Kriegsminiſter, wenn er es für 
erforderlich halten ſollte, einen Gewährsmann zu 
nennen, der ſelber dem Offizierlorps angehört. Andere 
Gründe ſind jedenfalls dieſem Herrn bei der Verkündigung 
jenes Befehls nicht mitgetheilt worden, und es ſcheint 
faſt, als ob eine allgemeine Inſtruktion beſtände, wonach 
bei Ablehnung eines Duells ein derartiger Befehl 
ſeitens des Bezirkskommandos zu ertheilen iſt. Vielleicht 
hat der Herr Kriegsminiſter die Güte, ſich auch darüber 
zu äußern, ob dem wirklich ſo iſt, oder ob es ſich in 
dieſem Falle nur um einen willkürlichen oder, ich will 
lieber jagen, perſönlichen Akt des dortigen Bezirkskomman— 
deurs handelt. Id kann von meinem Standpunkte aus 
beided nur auf das lebhaftefte bedauern. Denn melde 
gerabezu ungeheuerlihen Folgen ein folder Befehl für 
das ganze bürgerliche Leben nad ſich ziehen würde und 
in dem vorliegenden Falle thatiählih nad ſich gezogen 
hat, das will id) in diefem Stadium nicht weiter ſchildern. 
Ih warte zunächſt ab, ob der Herr Kriegsminiſter heute 
ihon in der age iſt, und bon dem Ergebniß feiner Inter: 
fuhung Mittheilung zu maden. ft dies nicht der Fall, 
fo werde ich mich vorläufig beicheiden. Wenn ber Herr 
Striegdminifter aber zu einem fpäteren Zeitpunfte uns 
feine Mittheilungen machen wird, dann bitte ich ihn, dem 
hohen Haufe zugleih aud davon Kenntniß geben zu 
wollen, wie der Befehl des Bezirfsfommandeurd 
an feine Offiziere gelautet hat. 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußifhe Staats und Ktriegs— 
minifter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, General der Infanterie, Staats: und 
Kriegsminiſter, Bevoflmädhtigter zum Bundesrath für das 
Königreich Preußen: Der Herr Abgeordnete Eidhoff hat 
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(A) die Güte gehabt, mir dasjenige Material zur Verfügung Sobald die Angelegenheit ihre endgiltige Er: (C) 


zu Stellen, auf Grund beffen er am 27, Februar dieſes 
Jahres feine Ausführungen dor diefem hohen Haufe ge 
macht hat. Ich habe mich für verpflichtet gehalten, dieſes 
Material durch die zuftändige Stelle prüfen zu laſſen. 
Hierbei hat fid) Herausgeftellt, daß dasſelbe nicht aus: 
reihend if. Es ift von einfeitigem Standpunkt ge: 
ſchrieben, keinesfalls unparteiiih, und das Verſchulden 
des Herrn, ber von dem Abgeorbneten in Schuß ge: 
nommen worden ift, ift doch weientlich größer, als nad 
feinen Ausführungen angenommen werben mußte Ich 
möchte gern Interna — es hat fih um einen thätlichen 
Konflikt gehandelt — vor diefem hohen Haufe nicht zur 
Sprache bringen und bitte, hiervon Abftand nehmen zu 
bürfen. Das möchte ich aber bemerken, daß die Schwere 
bes Konfliktes nicht von dem Nittmeifter der Landwehr, 
fondern von der andern Partei ausging, und daß, wenn 
in dem erwähnten Schriftftüd gefagt wird, der Nittmeifter 
wäre in gebührender, allerdings ſcharfer Weile zur Ruhe 
verwieſen mworben, dieſer Ausdrud in feiner Weiſe —— 
Dieſe ſogenannte Zurückweiſung kennzeichnet ſich vielmehr 
als eine ſehr ſchwere Provokation, die leider zu einer 
gegenfeitigen Beihimpfung und einem daran anfchließen- 
den thätlichen Konflitt geführt hat. 

Was die Maßnahmen anbelangt, die in Barmen aus 
dieſem Anlaß getroffen worben find, jo kann id nur dem 
Bedauern Ausdrud geben, daß ein derartiger Konflikt im 
Anſchluß an ein derartiges Feſt ftattfinden fonnte. Der 
betreffende Rittmeiſter der Landwehr ift Fabrikant und 
nach den kriegsgerichtlichen Akten eine höchſt geachtete 
Verfönlichkeit.. Er ftudirte zu SHeibelberg, Bonn und 
Berlin, ift Doctor juris, hat ein Jahr lang als 
Referendar beim Amtsgericht Barmen gearbeitet und ift 
aud mac feiner militärifhen Begutachtung ein est 
ragend tüchtiger Mann. Das Führungsatteſt ſchließt 


Deberzeit bereit, zur Förderung militärifcher 
Anterefien höchſten Einfaß zu leilten, erfreut er 
fih infolge feines unermüdlichen Anſporns zur 
Belebung umd Hebung ber Stameradichaft wie 
durd fein biöheriges ſehr taftuolle8 Auftreten 
der höchſten Verehrung und bed unbebingteften 
Bertrauens feiner Standesgenoffen. 

Daß man einen folden Mann nicht ohne weiteres 
fallen laflen will, ift mir erflärlih. Eine definitive Ans 
ordnung feitend des Bezirlskommandeurs ift nicht erfolgt, 
und zwar aus dem Grunde nicht, weil das ehrengericht: 
lihe Verfahren noch nicht ftattgefunden hat. Der Be: 
treffende ift wegen Seraudforderung zum Zweikampf 
friegägerihtlih mit einer FFreiheitsftrafe belegt worden. 
Das chrengerichtlihe Verfahren kann erft eingeleitet 
werben, wenn bie kriegsgerichtlichen Akten beim Bezirks: 
fommando eingetroffen find; das war zur Zeit noch nicht 
der Fall. 

Welhe Schwierigkeiten im übrigen vorliegen, das 
betont der Bezirlskommandeur in feinem Bericht felbft, 
in welchem e3 mit Weglaflung der Namen, wie folgt, heißt: 

Bei der geihäftlihen und gejellichaftlichen 
Stellung, welde der Bankdireftor 
— das ift ber Gegner des Nittmeiiters - 
bier einnimmt, läßt fi) aber eine Vermeidung 
desjelben ſeitens des hiefigen Offizieröforps nicht 
praftifch durchführen. Gr ift afjoziirt mit einem 
anderen Herrn, ber gleichzeitig Nittmeifter ber 
Landwehr ift, ift Vorſtand eines Bankhaufes, bei 
weldem viele Offiziere deö Beurlaubtenſtandes 
geihäftlih zu thun haben und zum Theil von 
j bemfelben in finanzieller Beziehung abhängen. 
Die hierauf ergangene Entiheidung ber höheren Inftanzen 
lautet folgendermaßen: 


(B) folgendermaßen: 


ledigung, gerichtliche und —— ge⸗ 
funden hat und nad allen Richtungen aufgeklärt 
ift, hat der Bezirföfommandbeur über bie An— 
gelegenheit von neuem zu berichten eventuell 
neue Vorſchläge zu machen. 

Danach ift die Sahe noch nicht erledigt, und ich bitte 

mir zu geftatten, darauf zurüdzufommen, wenn bas 

Ehrengericht erkannt hat. 

Bräfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Wiener, 

Dr. ®iemer, Abgeorbneter: Meine Herren, ein paar 
furze Worte in einer anderen Angelegenheit. In ber 
Situng vom legten Montag hat dad Haus eine Petition 
aud Darmftadbt dem Bundesrath zur Erwägung über: 
wiefen, in welder die Shmiebemeifter von Darmftabt 
Beſchwerde darüber führen, daß ſeitens der Militärſchmiede 
ihnen in unzuläffiger Weile durch Beichlagen von Privat: 
pferdben Konkurrenz gemacht würde. Das Haus hat damit 
die in ber Petition vertretene Auffaffung als berechtigt 
anerfannt, daß die Thätigkeit der Militärichmiebe derart, 
wie es in Darmftabt der Fall geweien ift, nicht aus 
dem vorgefhriebenen Rahmen heraustreten und 
den SHandiwerferftand im der angegebenen Weiſe nicht 
ſchädigen bürfe. 

Aehnlich liegen die VBerhältniffe aber aud) auf anderen 
Gebieten. Eind davon möchte ich hier kurz berühren. 
Es handelt fih um bie gg die den Malern 
dadurch gemadht wird, daß Die alerarbeiten in 
Stafernements von aktiven Soldaten ausgeführt werden. 
Hier in Berlin werden bei fieben Garberegimentern 
die Malerarbeiten ber gangen Kaſernements in biefer 
MWeife ausgeführt, namentlih die Streidharbeiten in 
den Mannfchaftsftuben, Gängen und Korridoren bon 
ben Mannjhaften ſelbſt beforgt. Vielfach tritt das 


Regiment bei der Vergebung der Arbeiten ſelbſt ald Sub- (D) 


mittent auf und erhält von der Garnifonbauverwaltung 
die Arbeit zu dem feſtgeſetzten Preis. Da nun an bie 
Mannſchaften nur ein Arbeitslohn von 30 Pfennig pro 
Tag gezahlt wird, während fonft 4,50 Mark von ben 
Malermeiftern gezahlt werden müßten, ift ed den Regi- 
mentern möglich, erhebliche Erfparnijie, man fagt mir 
von 60 bis 70 Prozent, zu machen. Die Erſparniſſe 
werden verwendet zu Fonds für Anihaffungen für bie 
Kajerne, fir Unteroffizieröfafinos n. f. w., zu an ſich ja 
ganz müglihen Zweden; nur ift es fraglid, ob folde 
Erſparniſſe erzielt werden follen auf Koften bes ſelbſt— 
ftändigen Handwertd. Wie mir mitgetheilt worden 
ift, find allein bei einem einzigen Regiment in Berlin für 
zirta 27000 Mart Malerarbeiten den Handwerfömeiftern 
entzogen worden. Ya, bei Anftalten, wo fih Soldaten 
ber betreffenden Handwerksfächer nicht finden, find Soldaten 
von anderen Truppentheilen ablommandirt worben, 
wie bei der Hauptfabettenanftalt zu Groß-Lichterfelbe. 
Die Beihwerden der Malerinnungen haben bisher feinen 
Erfolg gehabt. 

3 wird gewiß niemand der Meinung fein, daß 
kleinere Arbeiten nicht in der angegebenen Weife von ben 
Soldaten, die dazu ablommandirt werben, ausgeführt 
werben können. ber etwas anderes ift es doch, ob in 
einem folden großen Maßftabe militärifcherfeitö den 
felbftftändigen Handwerkern Konkurrenz gemadt werben 
fol. Ganz abgefehen davon, daß die Soldaten längere 
Zeit dem Dienst entzogen werden — machmal follen diefe 
Arbeiten mehrere Wochen erfordern —, bin ich doch ber 
Meinung, daß bier der Fall genau fo liegt wie bei der 
Betition in Darmftadt, daß nämlid Arbeiten in einem 
ſolchen Umfange aus dem vorgefchriebenen Rahmen heraus: 
treten und ben Handwerkerſtand jchädigen. Ich bin ber 
Meinung, dab ben Handwerkern, bie doch ohnehin ſchwer 


(A 
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um ihre Griftenz zu ringen haben und das Ihre zu den 
Laſten des Staat3 erheblidy beitragen müflen, nidt von 
Staatöwegen eine folde Konkurrenz gemadt 
werben Sollte. 

Es liegt ja die Sache ähnlih bei den Militär: 
mufifern. Wir werden auf bieje Frage bei anderer 
Gelegenheit zurüdfommen können, da eine Petition das 
Haus beidäftigt. Ih bin der Meinung, daß die kurze 
Erklärung, die der Herr Vertreter der Militärperwaltung 
neulich den Herrn — age Dertel gegenüber ab» 
gegeben hat, nicht ausreichend erfcheint, um Mandel nad 
der Richtung zu Schaffen. Indeſſen will ich auf bie Frage 
ber Stonkurrenz ber Militärfapellen gegenüber ben Zivil: 
mufifern bei dieſer Gelegenheit nicht naher eingehen. Ich 
möchte aber bitten, daß in der Frage der Malerarbeiten 
in den Stafernen nah Möglichkeit Beſſerung geichaffen 
werben möge. 

Präfident:; Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementödireftor im Königlich 
preußiichen Kriegsminiſterium, Generalmajor v. Heeringen. 

v. Heeringen, Generalmajor, Departementsdirektor 
im Striegäminilterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für das Stönigreich Preußen: Meine 
Herren, meiner Anfiht nad liegen die Verhältniffe be: 
treff3 ber von dem Herrn Abgeordneten erwähnten Maler 
doch etwas anders als bei den Schmieden und Muſikern. 
Im vorliegenden Falle arbeiten die Leute ja nicht, um 
einen perſönlichen Vorteil zu erzielen, wie es bei ben 
Schmieden und Mufiffapellen der Fall ift, ſondern fie 
arbeiten eigentlich nur im Imtereffe ihres Truppentheils, 
damit dieſer in ber Lage ift, fein Stafernement etwas 
fünftlerifher auszuſchmücken, ald es bei den Mitteln, die 
ihm von der Verwaltung zur Verfügung, geftellt werben, 
möglid ift. Bon Seiten der Verwaltung liegt gar fein 
finanzielles Intereffe vor, die Arbeit der Truppe zu über: 


{B) tragen; denn wir übergeben ber Truppe nur die Mittel, 


welche uns für die Inftanbhaltung der Kaferne zur Ver: 
fügung stehen. Daß dieſe aber nicht ausreihen, um 
ihöne Bilder an den Stafernenwänden zu erzielen, it 
Har. Und darum thut die Truppe es gern, wenn fie 
derartige Ausweißarbeiten felbft vornehmen kann. Daß 
derartige Arbeiten einen nit allzu großen Umfang ans 
uehmen, bafür bürgt ſchon das eigenfte Intereffe ber 
Truppe. Es ift im feiner Weife zuläffig, zu Gunften 
derartiger finanzieller lnternehmungen die Ausbildung 
der Mannihaften zu ſchädigen; nad dieſer Richtung 
wird ſcharfe Kontrole geübt. Sie können verfihert fein, 
daß Fein Regimentskommandeur feine Mannihaften in 
größerem Umfang bazu hergiebt, als das Intereſſe des 
Dienstes es unbedingt zuläßt. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte bei 
diefer Gelegenheit der britten Lefung des Militäretats 
einige Beichwerden, die mir aus Sclefien befannt ges 
worden find, vortragen und zur Senntniß der Militär: 
verwaltung bringen. Die Beihwerben richten ſich dagegen, 
dab in einer Neihe von Gemeinden auf den 25. März d. J., 
einen katholiſchen Feſttag, Märiä Verfimbigung, das 
Erſatzgeſchäft anberaumt worden iſt, und zwar in der 
Weiſe, daß das Muſterungsgeſchäft gerade in die Zeit des 
Hauptgottesdienſtes fällt. Es iſt mir aus Striegau eine 
Belanntmahung des bortigen Streisblattes mitgetheilt 
worden; danach find die Mannichaften aus einer Reihe 
von tatholifchen Ortſchaften, nämlich aus Bedern, Berthols- 
dorf, Bodau, Ebersdorf, Neuhof, Gudelhaufen, Pitichen, 
Safterhaufen, Offig u. a., zur Mufterung auf den 25. März 
im Gafthofe zum Feldſchlößchen einberufen. Die Mann: 
ihaften haben fich morgens 8"', Uhr zu ftellen; fie können 
alio, da fie den Bormittag durch dieſe Geftellung in 
Anfpruh genommen find, ihrer kirchlichen Pflicht nicht 
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nachkommen. 
aus dem Schweidnitzer Bezirk übergeben worden; 
darnach ſoll das Erſatzgeſchäft für die Militärpflichtigen 
aus Zobten, Groß-Mohnau, Qualfau, Groß: und Klein— 
Silfterwig, Stephanshain, Wernersdorf, welche Gemeinden 
theis ganz, theil3 überwiegend katholiſch find, das Erſatz— 
geihäft am Montag, den 25. März, Morgens 7'/, Uhr 
im Gafthof zum Hirſch in Zobten beginnen. In einer 
Reihe von Ortſchaften, aus denen die Mannfcaften 
hierher befohlen find, wird am biefem Tage bie erite 
Kommunion der Kinder gefeiert, alſo ein lirchliches Feſt, 
das für die EFatholiihe Bevölkerung von größter Be: 
deutung ift, ein Familienfeſt, an dem die Leute alle bei: 
einander fein wollen, und da muß es eigenthümlicdh wirken, 
wenn bie jungen Männer ſich zur Mufterung ftellen müffen 
und den ganzen Vormittag nicht zu diefer Feier geben 
fünnen. Auch nod aus anderen Ortichaften, 3. B. aus 
Nauenburg am Queis wird berichtet, daß die Geftellung 
zur Nefrutenaushebung für Nauenburg und umliegende 
Ortſchaften, nämlich Üllersdorf, Paris, Herzogswaldau, 
Giüntheröborf u. f. w., auf den 25. März anberaumt fei. 
Das find nun lauter Ortichaften des Landwehrbezirts 
Görlig, die entweber ganz oder zum größten Theil 
fatholifch find. Auch aus einem Theil des Landkreiſes 
Breslau kommt gleihe Nachricht, aus ben katholiſchen 
Pfarrdörfern Wangern, Klein-Tinz, Täſchgüttel. 

Aus dieſen Eonfelfionellen Berhältniffen ber Be: 
völferung in den angeführten Bezirken und Gemeinden 
wird meines Graditens mit Recht der Anſpruch her: 
geleitet, daß die Militärverwaltung bei —— des 
Erſatzgeſchäfts doch auf die religiöſen Verhältniſſe dieſer 
Ortſchaften mehr Rückſicht nehmen ſollte. Ich weiß wohl, 
daß es ſich bei dem Feſt Mariä Verkündigung nicht um 
einen allgemeinen bürgerlichen Feiertag, ſondern um einen 
kirchlichen Feiertag handelt. Es iſt aber bisher gute 
Sitte bei der Militärverwaltung geweſen, 
gleichwohl auf ſolche Verhältniſſe Rüdficht ge und 
berartige Geſchäfte nicht auf einen firdlichen ‘Feiertag 
anberaumt hat. Ich nehme auch gern an, daß e3 in den 
ur Beſchwerde gebraten Fällen nur infolge eined Ver: 
ehens geichehen ift, daß nicht abfichtlic) die Anberaumung 
in der Weiſe erfolgt ift, daß die Leute von ber Erfüllung 
ihrer kirchlichen Pflichten abgehalten werden. Ich möchte 
deshalb die Bitte an den Herrn ap richten, 
dab, wenn es noch möglich tft, er den anberaumten Termin 
verlegen, und wenn das in dieſem Jahre nicht mehr 
möglich fein follte, jedenfall für eine entfprechende Ber 
rüdfidtigung der konfeffionellen Gefühle der Bevölkerung 
forgen mödte. Ich ſehe die Erklärung einer folchen be: 
dauerlihen Anordnung darin, daß bie betreffende Militär: 
behörde einen Stalender befigen wird, in welchen wahr: 
fcheinlih dieſe katholiſchen Feiertage nicht befonders 
hervorgehoben fein werden; es wird ba eben auch nad 
Schema F darauf losverfügt, ohme lange zu unterfuchen, 
ob in die Zeit des Erfaggeihäfts ein kirchlicher Feiertag 
fällt. Das Militär hat aber allen Anlaß, die religiöfen 
Gefühle der Bevölkerung zu ſchonen, und hat das aud 
bisher gethan. Ich hoffe, daß diefe gute Gewohnheit der 
Militärverwaltung aud in Zufunft bleibe, und richte des— 
halb die Bitte an den Herrn Kriegsminiſter, er möge 
Sorge tragen, daß dieſe gute Sitte aud) in den ſchlefiſchen 
Bezirken beobachtet werden möge. 

(Beifall in der Mitte.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußiſche Staats- und Kriegs— 
minifter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, Staats- und Kriegsminiſter, General der 
Infanterie, Bevollmäctigter zum Bundesrath für das 
Königreich Preußen: Ueber das rg wird 
feitend des Kriegsminiſteriums natürlich nicht verfügt. 
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(A) 68 handelt fih Hier Iebiglih um eine Vereinbarung 


zwiſchen Landrath und Bezirkskommando, und wenn im 
diefer Hinſicht diejenigen Uebelſtände hervorgetreten find, 
die der Herr Abgeordnete Gröber foeben erwähnt hat, fo 
bin ich gern bereit, zur Abhilfe derſelben mitzuwirken. 
(Beifall in der Mitte.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kunert. 

Kunert, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr Ber: 
ireter des — hat ſich darauf beſchränkt, 
zwei Fälle hervorzuheben aus der großen Menge des 
Anklagematerials, welches id in der 57. Sitzung dem 
hohen Haufe vorlegte. Nach der negativen Seite darf 
th durchaus zufrieden fein mit dem Grgebniß; bemm ber 
Herr General hat durch jein Schweigen, das Gold für 
mich ift, beftätigt, daß alle die Anflagen, bie ich hier er: 
hoben habe, unmiderleglich find. Nach ber anderen Seite 
aber, nad) der Seite feines pofitiven Vorgehend im In— 
tereffe geihädigter Soldaten, kann ich mid) nicht zufrieden: 
geftellt erflären. Wenn er im Bezug auf den einen ber 
Soldaten, der um Benfion eingelommen ift, jagt, daß deut 
Betreffenden eine Benfion nicht zugebilligt werden könne, 
fo ift daS mehr als bebauerlih. Geht doch aus dem 
Paſſe Wittes, ſowie aus dem Briefe des kommandirenden 
Generald3 v. Liegnig und aus dem kriegsgerichtlichen 
Urtheil felöft hervor, dak Witte ſchwer mißhandelt worden 
if. Das Ntteft eines berühmten Spezialiiten, des 
Dr, Miünter in Berlin, bemweilt, daß Helmut Witte in 
feiner Arbeit3- und Erwerbsfähigfeit für lange Zeit um 
mindeſtens "/, geſchädigt worden it. Gr müßte alio 
nad Ihren eigenen Grundfägen Penfion zu beanſpruchen 
haben. Beiläufig wurde duch den General v. Viebahn 
aud erwähnt, dak Witte mit Höntgenftrahlen durdjleuchtet 
fei. Das wird aber für die Militärärzte Fein Maßſtab 
dafür fein fönnen, ob der Mann mervenleibend iſt oder 
nicht. Ich beziehe mich zur Karſtellung nochmals auf 


(B) das Atteft, welches ich in der 57. Sigung zitirte. Wenn 


es fefter Grundfag bei Ihnen ift, daß alle Geſundheits— 
Ihädigungen, die auf Militärmißhandlungen beruhen, eo 
ipso als Dienftbefjhädigungen anzufchen find, dann ent: 
ſchädigen Sie hier durch Zuerfennung der PBenfion für 
Witte. Alfo bitte, Handeln Sie gefäligft nad) dieſem 
Ihren „feſten“ Grundfah. 

(Schr richtig! links.) 

Der von dem General angezogene Fall Breits:Heine 
ift von mir gar nit als Hauptfall behandelt worden, 
fondern nur im Zufammenhange mit dem Fall Witte und 
zu feiner Illuſtration. Ich folgerte nur ganz logiſch: 
wenn ber mißhandelte Soldat — id; glaube, Heine heißt 
er — eine Benfion hätte beantragen können, wäre fie ihm 
nad dem Gutadıten der ärztlihen Sadverftändigen abge: 
ihlagen worden. Ich bin damit im Recht, weil die 
Stabsärzte erklärt haben, dab der Wahnfinn und bie 
Zobfiht de3 Heine, die thatfählih durch viehifche Miß— 
handlungen hervorgerufen waren, außer Zuſammenhang 
ftänden mit den vorhergegangenen Mißhandlungen. — Das 
aber nur beiläufig. 

In dem fehr ſchwerwiegenden Falle Neiste handelt 
es fih um Tödtung eines Mannes aus der Danziger 
Gegend. Auf diefen Fall ift der Vertreter des Kriegs— 
minifteriums mit feiner Silbe eingegangen; ih nehme 
an, daß alle meine Angaben bi3 auf das Letzte zutreffend 
find. Mir find eine Neihe Briefe von Bekannten und 
Freunden Reiske's zugegangen, darunter auch ein jehr 
inſtruktives Schreiben vom Vater, der alles das vollauf 
beftätigt, was id im ber 57. Sitzung vorgetragen habe. 

Ebenfo ernft ift der Fall Babing. Auch bier haudelt 
es fih um die Tödtung eined Mannes durch Mißhand- 
lungen beim Militär. Auch darüber bat ſich der General 
ausgeichwiegen. Ich gehe darım auf diefen Fall zunächſt 
nicht weiter ein. 


Der General ſagte kürzlich einfeitend ! 
i 


zum Fall Bading: er Habe die Chargirten in Schuß zu (C) 


nehmen gegen meine Neußerungen, ich hätte im großen 
Ganzen die Richtſchnur beachtet, als wenn ein großer Theil 
der Vorgefegten das Beftreben hätte, Verbunfelungen des 
Thatbeftandes, Unwahrheit u. |. w. in Mißhandlungsfällen 
zu verurſachen; gegen dieſe Beihuldigung müſſe er Gin: 
ſpruch erheben, da3 feien allgemeine Anfchuldigungen, bie 
fi) durch nichts rechtfertigen lafjfen. Nun bitte ih Sie, 
in der 57. Sigung das unkorrigirte Stenogramm auf 
Seite 1551 C, B und A nachzuſehen; da werden Sie 
genau bad Gegentheil von bem finden, was der Herr 
General verftanden bat. Ih habe mid auf Einzelfälle 
bezogen und dieje unter Beweis gebradt. Der geehrte 
Herr hat alio zu feinem Einſpruch gar feine Urſache; feine 
Annahmen find total falic. 

Der General v. Biebahn hat ferner in jener Sitzung 
auf zwei Fälle hingewicjen, um zu zeigen, daß in allen 
Fällen von Mißhandlung mit der ganzen Strenge des 
Geſetzes vorgegangen werde. Ich konnte damals, Herr 
General, Ahnen ſofort nachweiſen, daß Sie in dem einen 
Falle vollitändig irrten. Bitte, vergleihen Sie das 
Stenogramm der 57. Situng auf Seite 1579. Es waren 
von cinem Unteroffizier Mißhandlungen gemeiniter Art 
begangen worben; und obwohl es fih um Verbrechen 
bejonder3 jchwerer Natur handelte, und zwar um eine 
ganze Menge von reglement3: und gejegeswidrigen 
Handlungen, war der mighandelnde Chargirte mit einer 
verhältnigmäßig Eleinen Strafe davongekommen. 

Der zweite Fall des Herrn v. Viebahn ift der Fall 
Krauſe. Sein Beiniger wurde, weil er einen Untergebenen 
durch Mibhandlungen zum Wahnfinm getrieben, zu einem 
Jahre Gefängniß verurtheilt. Der Kriegsherr legte, 
weil die Strafe zu gering fei, Berufung ein, konnte aber 
feinen Willen auf Erhöhung der Strafe nicht durchſetzen; 
denn der Angeklagte legte auch Berufung ein, und Die 
Strafe wurbe, da er obfiegte, auf acht Monate herab: 
gedrüdt. Schließlih wurden nod drei Monate angerechnet 
auf Interfuhungsbaft, fodaß nur fünf Monate zur eigent: 
lihen Verbüßung übrig blieben. Da kann man doc nicht 
davon fpredhen, mein Herr General, daß mit der vollen 
Strenge des Gefeged vorgegangen werde! Bei der: 
artig ſchweren Fällen ift das Kriegsgericht ja in der Lage, 
bis zu fünf Jahren Zuchthaus zu erfennen; das wäre 
die volle Strenge des Geſetzes! 

Eine Aeußerung des Generald war aud) jo auf: 
fallend, daß man fie nicht unwiderſprochen ins Neid) 
ee laffen darf. Er hat nämlich vom verftorbenen 
Rittmeister v. Kroſigk geäußert, daß diefer Offizier ein auf 
alle Fälle pflidtgetrener Offizier geweien fei, ben 
er vor Beleidigungen u. ſ. w. jhügen müſſe. Wenn ber: 
artige Meuferungen von biefer Stelle aus fallen, dann ift 
das ſehr bedentlih. Gegenüber einem Offizier, ber 
ältere, ausgediente Soldaten jo mißhandelt hat, daß fie 
bewußtlo3 zufammenbraden und ind Garniiondlazareth 
geichafft werben mußten, der dur unfinnige Appelle die 
Mannichaften quälte, der den Sabbath geſchändet hat 
und deshalb von der Bevölkerung angezeigt worden ift, 
dem wegen Mikhandlung von Mannichaften dad Straf: 
bucd von feinen Vorgejegten entzogen werben mußte, ber 
ſchließlich auch wegen feiner dienftlichen Uebergriffe und 
Verfehlungen Feftungshaft erlitten hat — kurz, gegen: 
über einen Kroſigk ift die Bezeihnung „ein auf alle Fälle 
pflichttreuer Offizier“ mehr al$ gewagt. Ja, man fan 
lagen, daß Kroſigk fi der einfachſten Pflichten als 
Offizier nicht bewußt gewefen iſt. Und darüber, Her 
General, hilft feine GSentimentalität hinweg. 
Gin ſolches Zeugniß für Kroſigk, wie das von dem 
General v. Viebahı, muß ja unter Umftänden wirken wie 
eine Prämie auf weitere Mißhandlungen. 

(Schr richtig! fehr wahr! links.) 
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D) 
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1) Meine Ausführungen bezüglih der bisher bekannt 
gegebenen Proben der Militärgerichtsftatiftit halte ich in 
allen Bunkten aufreht. Der Herr General d. Viebahn 
it zu dem Grgebniß gekommen, daß die Soldaten: 
mißhandlungen um die Hälfte zurüdgegangen jeien. Mein 
politifcher Freund Bebel hat feiner Heberzeugung gemäß 
bierzu hinzugefügt: 

Ih bin aud, im Gegenfab zu meinem Partei— 
genoffen Kunert, der Auffaffung, daß im ber 
That die Militärmighandlungen im Laufe der 
Zeit abgenommen haben, wenigitens, ſoweit 
ih das durch die Statiftit der Gerichts— 
verhbandlungen nachweiſen läßt. 

Nun, wenn zwei dasfelbe jagen, fo ift es nicht immer 
dadielbe. Der Herr General kennt feine Statiftil, — 
was aber Bebel anlangt, jo hat cr gewiß bona fide ge— 
handelt. Ich gebe zu, daß fih über diefe Sache nur 
jehr ſchwer ſprechen läßt. Die Statiftit ſoll doch erft 
nod in unfere Hände gelangen und zwar im Jahre 1902. 
Bir haben darüber — fie umfaßt die Zeit von 1890 bis 
1900 — ein abfolutes Urtheil nicht; wir fönnen erft 
dann über cine Statiſtik und ihren Werth, ihre Zus 
verläffigkeit urtheilen, wenn mir prüfen fönnen, nad) 
welden Grundſätzen fie aufgeftellt ift, ob fie rein wiffen- 
Ihaftlihen Grundjägen folgt, oder ob fie ad hoc zu— 
jammengeftoppelt ift. 

Ih Habe damals fofort dem Herrn General ent: 
gegengehalten, daß bie verheimlihten Militärmißhand- 
Iungen für feine Statifiif nit in Frage kommen; das 
ft die Mehrzahl, das tft bie flaffende Lücke, über bie 
nichte hinweghilft. Dazu kommt der andere Umſtand, 
daß, wie ich früher ſchon ausgeführt habe, bei der jetzt 
beliebten Anſpannung und der affenartigen Plötzlichkeit 
der IJnanfpruchnahme aller Heereskräfte unter den wandel— 
baren Launen des neuen und neueften militärifchen Kurſes 

D) größere Anforderungen geftellt werden als in früherer 
Set So entiteht mit mathematischer Nothwenbdigfeit ein 
anheimlich wirtender Hochdruck von der Spige der Militär: 
bierarhie nach den unteren Regionen, und mit derfelben 
anerbittlihen Nothwendigkeit muß die Ziffer der Miß— 
banblungen wachſen. Der „gemeine* Soldat erklärt ſich 
den unausweichlichen Drud dur den Sat: Einer ift des 


Anden Teufel. 
(Sehr gut! links.) 

‚ Meine Herren, wie erflärt es fih deun da, daß 
kitend bes Sriegäminifteriums die Kriegsgerichte 
aufgefordert find, über die fogenannten ſchweren Fälle 
ju berichten an bad Sriegäminifterium? Soll man 
daraus einen Rüdihluß ziehen auf die Statiftit der Miß— 
handlungen? Dann würde man zu einem merkwürdigen 
Ergebniß gelangen. Was ift eine ſchwere Mihhandlung? 
Bo fängt fie an? Bei der Erftehung des Burfhen? Was 
it eine minderfchwere, was eine leichte Mißhandlung? 
Bitte, die Definitionen! 

Ich habe Kenntniß von krliegsgerichtlichen Urtheilen 
darüher, daß Mannſchaften derartig mißhandelt, jo verlegt 
worden ſind, daß ſie den Verluſt von Zähnen zu be— 
Hagen Hatten. CS iſt kriegsgerichtlich feſigeſtellt, daß 
Nannſchaften gewiffermaßen nah einem planvollen 
Arrangement haben Spießruthen laufen müſſen. Andere 
Soldaten wurden mit Fauſtſchlägen und Stodhieben 
trattirt. Durch eine friegögerichtlihe Verhandlung wurde 
ſogar feſtgeſtellt, daß ein einzelner Vorgeſetzter, ein 
Sergeant, etwa acht Soldaten in folder Weile mißhandelt 
bat, daß einzelne davon unter qualvollen Schmerzen in 

Lazareth gehen mußten — einer unter ihnen für 

Tage — imd biefer mußte ſchließlich als dienſt— 

— von Militär weit vor der Zeit entlaſſen 
n. 


(Hört! hört! links.) 


Nun jtcht demgegenüber feit, daß die Gerichte alle 
dieſe Fälle ald Fälle minderfhwerer Art oder als 
ftrafmildernde Fälle aufgefaßt haben. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Es iſt für die Verbrehen des zulegt erwähnten Ser: 
geanten nur auf fünf Tage Gefängniß erkannt worden, 
und doch waren acht Perſonen körperlich ſchwer im vielen 
Fällen verlegt worden. In den übrigen „minder ſchweren“ 
und „Itrafmildernden* Fällen wurden eine Woche, be- 
ziehungsweife einige Wochen fanfter Mittelarreft im 
Höchſtfalle verhängt. Alſo alle diefe nichtäwiürbigen 
Verbreden wurden als Mißhandlungen Leichter Natur 
angefehen. 

Wenn das Kriegsminiſterium nur bon ben ſchweren 
Fällen für die Statiftit Notiz nehmen wollte und dahin 
gehende Ordre an die Kriegsgerichte ergehen Läßt, welden 
Zweck hat dann eine folde Statiftit? 

Wenn ich fage, dab bie große Mehrzahl der Miß— 
handlungen nicht zur Öffentlihen Kenntniß fommt, fo 
babe id damit vollkommen redt. Denn Die meiften 
Mißhandlungen fpielen fih ab zwiſchen Gefreiten, Unter— 
offizieren und Sergeanten auf ber einen unb ben Mann 
ihaften auf der anderen Seite. Wenn eine Mißhandlung 
auf dem ge zur Senntniß des Feldwebels 
fommt, jo ift dad eine Ausnahme, und eine viel größere, 
wenn es gelingt, fie wirklich einmal vor dad Ktriegsgericht 
zu bringen. 

(Sehr ridtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Solange ich hierzu nicht fonfrete Fälle anführe, 
ſchweben meine Angaben in ber Luft. Ich will daher 
doch einige Beifpiele hier nachholen. 1895 ift der Gefreite 
Börner don der 6. Batterie des FFeldartillerie-Regiments 
Nr. 2 zu Stettin von dem Bizewadtmeifter mit bem 
Sübel mißhandelt worden. Das ift zur Kenntniß des 
Hauptmannd und der Stabsärzte gelangt. ine Ber: 
handlung hierüber hat trogdem nicht ftattgefunden. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Für Berlin will ih nod auf zwei Fälle hinweilen, 
die Mißhandlungen ſchwerer Art darftellen, und zwar bet 
der 1. Kompagnie des Garbepionierregimentd. Sowohl 
beim (Srerzieren wie bei den Schwimmübungen wurden 
grobe Mithandlungen verübt. Die Betheiligten find ber 
Leutnant Geidler, der Rekrut Hauger und der Sergeant 
Koal; andererfeit3 der Unteroffizier Buchterlirchen und der 
Pionier Dreyer. Diefe Vißhandlungen find aud niemals 
zur Anzeige gelangt, wie Legionen anderer Mißhandlungen. 
Das alles läßt daher einen Rückſchluß auf die Güte Ihrer 
fommenden Statiftif zu. 

Nun noch etwas Analoged. E8 find in den letzten 
Tagen einige kriegsgerichtliche Erkenntniſſe geradezu er: 
fhredender Art im die Zeitungen gefommen. Ich ziehe 
den Schluß aus dem einen Urtheil: wenn ein Unteroffizier, 
der jeit dem Jahre 1892 in feiner Charge fi befindet, 
wegen der legten Unthaten, die er verübt hat, vor das 
Kriegsgericht gaeitellt wird, und dieſes jagt: die Miß— 


bandlungen, die dieſem Manne nachgewieſen jind, 
find nur eine Blüthenleſe deſſen, was er in den legten 
Monaten verbrohen hat, — mie groß müßte banı bie 


Ylüthenlefe fein, die man vornehmen fönnte vom Jahr 
1892 bis jebt! 
(Hört! hört! Sehr wahr! Links.) 
Das find alio alles Dinge, die nie zur friegsminifteriellen 
Kenutniß gelangt find, die nie auf die Statiftif Einfluß 
geübt haben; und gerade das zeigt, wie unzulänglic, wie 
unvollitändig Ihre Statiftif fein muß. Aehnliches gilt von 
dem Falle, wo das Kriegsgericht jelbit davon ſprach: „EI 
liegt hier eine Soldatenmighandlung geradezu beftialiiher 
Art vor“. Da find zwei Jahre Gefängniß verhängt 
worden. Aber da3 waren nur Mißhandlungsverbrechen, 
die der Mann begangen hatte im der legten Zeit feines 
251* 
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(A) Amtirend; was borausgegangen, davon weiß niemand 


etwas, und es ift doch ber Rückſchluß nicht zu umgeben, 
daß, wenn bad Kriegsgericht ihn jet ald eine Beftie be: 
zeichnet hat, er nicht in den vorhergehenden Jahren ein 
Lamm gemweien fein wird. 

(Sehr wahr! Links.) 

Ich frage weiter: wie werben denn bie Fälle in ber 
Statiftif gerehnet? Werben die zwölf bis zwanzig Miß- 
hanblungen, die einem Mann nachgewiejen find, als ein 
Ganzes gerechnet, als eine einzige fortlaufende Handlung, 
oder wird das Sündenkonto eines ſolchen Unmenſchen 
anders berechnet, und wie? Ich habe in den Verhand— 
[ungen der 57. Sigung fieben Fälle nachgewieſen, die nicht 
zur Kenntniß des Kriegsminiſteriums, und auch gar nicht 
an bie Deffentlichkeit gelangt find. Ich Tage nodjmals: 
eine derartige Statiftif muß alle erreichbaren, alle nad): 
weisbaren Fälle in ihr Bereich ziehen; fie darf ſich nicht 
bloß auf die „ſchweren“ Mißhandlungen bezichen. 

(Sehr gut! linke.) 

Was hätte 3.9. die Unfallitatiftit zu befagen, wenn man 
dabei bloß die ſchweren Unfälle in Betradht zöge? Dann 
fielen 85 oder 90 Prozent ganz und gar weg. ch komme 
alfo zu dem Schluß, daß, wenn die Dinge f liegen, und 
anders können fie nicht liegen, eine fo lüdenhafte Statiftit 
überhaupt gar feine allgemeine Bedeutung beanfprucden 
fan; denn eine folde Statiftif eriftirt ad hoe, tft irre: 
führend und eben darum feinen Schuß Pulver werth. 

Meine Herren, geftatten Sie mir fchließlih noch eine 
Trage des Herrn Generald v. Viebahn zu beantworten. 
Er ſprach feine Verwunderung darüber aus, daß wir 
Sozialdemokraten mit der Militärftrafgerihtsordnung nicht 
einverftanden feien und verfchiedene Angriffe dagegen 
unternommen hätten. Gr hat das dreimal nachdrücklich 
betont, es muß ihm alſo diejes mißrathene Kind fehr 
am Herzen liegen, Er ſprach von den „Stlagen bes Vor: 
Ich Habe nicht geklagt, Herr General, id habe 
nur —— Wir ſind aber auch ungemein berechtigt 
zu dieſen Anklagen im kleinen ſowohl wie im allgemeinen 
und großen. Ich darf mir vielleicht die Frage geftatten: 
wie fommt es, daß mande Prozeife nit von der Stelle 
rüden? Da ift 3. B. der Prozeh gegen ben Hauptmann 
Beſſer. Die linterfuhung nimmt fein Ende, man erfährt 
nichts. Andererjeits ift die Thatſache feftzuftellen, daß 
die Soldaten bei der Garde bei ganz Fleinen Vergehen 
fofort in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes verſetzt 
werben, während das bei ber Linie nicht der Fall ilt. 
Hier wird alio auch mit zweierlet Maß gemeflen. Hat 
man vielleicht aud über zweierlei Ehre fir Garde und 
Linie zu verfügen? 

Herr General, went wir es mit ber Militär: 
gerichtsbarkeit zu thum haben, denken wir nicht bloß 
an ben Prozeß, jondern auch gleichzeitig an das Straf: 
geſetz ſowie aud an den Vollzug der Strafe. Solange 
da3 Strafgeſetzbuch die 88 122 und 123 zu Gunften der 
Leutefhinder hat, jo lange werben wir biejed materielle 
Geſetz als ein gutes nicht anerfennen können; wir werden 
bagegen vorgehen unermüdlich und mit wachlender Wucht. 
Wir werden dabei nad) und nad aud in diefem Haufe 
Unterftügung und Berftändniß finden. Forderte man 
doch zuletzt [don — immerhin ein feiner Fortichritt — 
bie Ginrihtung und Veröffentlichung einer Statiftif der 
militärifhen Begnadigungen. Wir Sozialdemokraten gehen 
allerdingd wefentlih weiter; wir wünſchen, dab das 
ganze materielle Militärftrafreht geändert wird. 
Solange Sie die ZTortur, bie Barbarei des ftrengen 
Arreſts im Vollzug haben — um nur einen der uner— 
träglihen Punkte anzuführen —, fo lange können wir 
felbftverftändlih nicht mit ſolchem Strafpollguge einders 
ftanden fein. 

Mir find uns vollftändig Mar darüber, dak man 








feitend des Kriegsminiſteriums uns nicht 
kommen wird, nicht um einen Schritt, und zwar auf 
keinem dieſer Gebiete. Allein es kann uns das nicht ab— 
halten, das zu fordern, was wir im Intereſſe der Menſch— 
lichkeit zu fordern haben. Als der Herr Kollege Gröber 
feine Forderung einer Militärftatiftit der Begnadigungen 
ftellte, auf die ich vorher bereit hinzuweiſen mir erlaubte, 
zeigte der preußiſche Kriegsminiſter eine ganz über: 
triebene Empfindlichkeit und höchſt ungnädige Stimmung; 
er verwies darauf, daß der preußiiche König das Recht 
der Begnadigung hat; er erblickt in der Gröberſchen Statiftif 
fhon einen Eingriff in das Begnadigungsrecht der Krone. 
Warum fo viel Senfibilität, Herr Minifter? Die Frage be— 
antwortet fich leicht. Der preußiiche Herr Kriegsminiſter 
erblidt vifionär zwifchen den Zeilen des Zentrumsantrags 
oder ähnlicher Anträge, wie ſie vielleicht von unſerer Seite 
kommen könnten oder fommen werden, das gefürchtete 
Antlig eines gewiflen Herrn Lucanus. 
(Große Heiterkeit links.) 
Das ift ja erflärlih, wenn es nicht vielleicht fogar be- 
rechtigt if. Es ift vollftändig erflärlid, bei der 
Zickzackmanie des Deutichen Kaiſers; ich ſpreche das 
ganz offen und unumwunden aus, nicht in verſchleierter 
Form, wie derartige Andeutungen gewöhnlich hier gemacht 
zu werben pflegen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn wir die Soldatenmißhandlungen aus: 
gerottet haben werden mit Stumpf und Stiel, 
dann werben die darauf gerichteten redneriſchen 
Anflagen im Neihdtage ausbleiben; denn mit 
dem vernichteten Verbrechen verftummt die An: 
flage. 

(Sehr wahr! links. Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 


zum Bunbesrath, Departementsdireftor im Königlich 


preußiichen Kriegsminiſterium, Generallentnant v. VBiebahn. (D) 


v. Biebahn, Generalleutnant, Departement3birektor 
im Sriegdminifterium,  ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath fir das Königreich Preußen: Meine 
Herren, ih habe mir erlaubt, die Anfragen des Herru 
Adgeordueten Kunert ee jo zu beantworten, wie ich 
fie verftehen mußte; ich habe fie nämlich auf diejenigen 
Fälle bezogen, wo wegen verweigerter Invalidenwohlthaten 
feitend de3 Kriegsminiſteriums Nemebur eintreten follte. 
Außerdem hatte ich geglaubt, der Geſchäftslage des hohen 
Hauſes zu entſprechen, wenn ich auf die anderen Fälle 
nicht mäher einging, um meine Ausführungen möglichit 
furz zu geitalten. Wenn der Herr Abgeordnete Kunert 
es wünſcht, fo kann ich ja nod mit möglichiter Stürze auf 
die anderen Fälle eingehen. 

Mas zunächſt den Fall Witte anbetrifit, jo muß ich 
nach dem vorliegenden amtlichen Material, in welches fein 
Zweifel zu fegen ift, noch einmal fonftatiren, daß der Mann 
aufs allerforgfältigfte von den verſchiedenen ärztlichen 
Inftanzen unterfucht worden ift, dab ein Schaden infolge 
der Mißhandlungen bei ihm nicht gefunden worden iſt, 
dab er für gefund und feldbienitfähig befunden worden 
it und eine Imvalidenwohlthat infolgedeffen aus: 
geihloffen war. — Leber den Fall Bading, welchen der 
Herr Abgeordnete Kunert in ber vorigen Sitzung 
borgebradht hat, könnte id) dem Haufe eine längere Aus: 
einanderfegung borlefen, aus ber fi ergiebt, daß der 
Tod des betreffenden Gemißhandelten nicht eine Folge 
der Mikhandlung geweſen ift. Ich werde von der Ber: 
lefung Abftand nehmen, um nicht jo viel Zeit in Anſpruch 
zu nehmen, und will mer dazu bemerfen, daß das Material, 
was vorliegt, vollftändig ausreichen würde, um bie Ein: 
ftellung bed Verfahrens gegen den Beſchuldigten Haas ein: 
treten zu lafjen. Das ih aber nicht der Fall, ſondern 
von zuftändiger Stelle ift befohlen worden, daß die An: 


entgegen: (C) 


(A) 
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gelegenheit durch gerichtliches Urtheil ihre Erlediguug 
finde. — Was den Fall Dombrowski und einige andere 
Interoffiziere betrifft, die der Herr Abgeordnete Kunert 
in der vorigen Sigung erwähnt hat, jo Hat fich dabei 
heransgeitellt, daß thatſächlich Die drei Unteroffiziere ber: 
ſucht haben, einen Intergebenen dazu anzuftiften, anders 
auszujagen, als der Borfall ſich thatfählih zugetragen 
bat. Uebrigens Liegt der Vorfall ſehr viele Jahre zus 
rüd; dieſe linteroffiziere find beftraft worden, der eine 
mit Gefängniß von 1 Jahr 2 Monaten und Degradation, 
der andere mit Gefängniß von 1 Jahr 2 Monaten und 
Degradation und ber dritte mit Gefängniß von 8 Monaten. 
Ih darf wohl äußern, daß dieſe Beitrafungen immerhin 
an Strenge doch ziemlich weit gehen. Da wir nichts zu 
verheimlichen haben, ftehe ich nicht an, zu erflären, daß 
fh herauögeftellt hat, dab ber betreffende Vorgeſetzte, 
welcher den Thatbericht eingereiht hat, darin eine An: 
gabe unterlafien hat über das vorhandene Eingeftändnik 
über die begangene Strafhandlung. Diefer Umſtand iſt 
während ber Unlerſuchung fofort aufgegriffen und feitens 
bed zuftändigen Befehlshabers durh ein Ginfchreiten 
gegen den Betreffenden ſofort erledigt worden. 

Was ben Fall Strohwiſch anbetrifft, den der Abge: 
ordnete Kunert erwähnte, fo haben die Akten bie Be- 
ihwerben bes Herrn Abgeordneten nicht beftätigt; ich habe 
die After perjönlich durchgegangen. 

Den Fall des Gefreiten Krauſe habe ich bereitö in 
ber legten Sigung ſelbſt erwähnt. Der Mann iſt mit 
einer bebentenden Freiheitsſtrafe bedacht worden. 

Der Abgeordnete Stunert eremplifizirte noch auf ben 
Fall Reiske. Da ftellt fih die Sache dod erheblich 
anders, als der Abgeordnete angegeben hat. Ich muß in 
biefer Beziehung um die Grlaubniß bitten, vorlefen zu 
dürfen, wie die Thatſache ſich darftellt: 

Der Grenabier Reiske fam am 25. Juni 1899 
in angetrunfenem Zuftande in die Barade auf dem 
Zruppenübungsplag Gruppe; da er am folgenden 
Tage nod nicht nüchtern war, wurbe er auf Be: 
fehl des Hauptmannd vom Vormittagsdienſt 
zurüdgelaffen und bafir am Nachmittag mit nod) 
einem anderen Manne zum Exerzieren heran: 
gezogen zwiſchen 4 und 5 Uhr. 

Reiske hat nicht darüber verlauten laſſen, 
daß er fid) unmwohl fühle Grit gegen zehn Uhr 
Abends klagte er über heftige Kopfichmerzen. 
Der Bataillondarzt ordnete die Ueberführung in 
das Lazareth an. Diefelbe erfolgte am 27. Juli 
wegen „akuter Gehirnhautentzündung*. 

ei dem Nacererzieren am 26. Yuni hat 
keinerlei Anftrengung der Leute ftattgefunden. 

— Es war nämlich noch ein Anderer dabei. — 

Der die Auffiht führende Vizefeldwebel der 
Reſerve Kellner, der zur Zeit als Neferveoffizier 
beim Regiment zu einer Nebun eingezogen iſt, 
belundet in Uebereinſtimmung mit dem Exerzier— 
unteroffizier — Sergeant Lender —, daß beim 
Nacererzieren keinerlei Anftrengung der Leute 
ftatigefunden bat; es find nur Ginzelmaric, 
Griffe und Anſchlag liegend geübt. — Uebungen 
wie „Lauffchritt*, Zer en“, „Nieder“ find 
nicht vorgenommen. Der Bizefeldwebel Kellner 
ließ etwa alle 5 Minuten eine Baufe von gleicher 
Dauer eintreten, ſodaß die Leute eigentlich kaum 
eine halbe Stunde ererziert haben — von einer 
ka fann nicht die Rede ſein. 

Die Tornifterbefhwerung kann nur eine ganz 
geringe — feineöfalld mehr als Litewka ober 

DDrillichjacke geweſen fein. 

Das iſt der verantwortliche Bericht des zur Zeit zur 
Nebumg eingezogenen Offiziers des Benrlaubtenftandes. 


Reichstag. — 72. Sigung. Mittwoch den 20. März 1901. 
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Der Grenadier Reiske ift am Dienstag ben (C) 


28. Juni verftorben; am Mittwoch erfranften 
zwei weitere Leute derſelben —— es 
wurde die gleiche Krankheit feſtgeſtelt. Die 
Kompagnie wurde daher auf ärztliche Anordnung 
aus den Baraden ausgquartiert und in Zelten 
ifolirt, da eine anftedende Krankheit vorlag. 
en hört! rechts.) 

Ih glaube, durch dieſe Darlegung dargethan zu haben, 

daß nicht davon die Nebe fein fann, daß eine Verſon 

bes betreffenden Truppentheild ein befonderes Verſchulden 


trifft. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Danı ift der Herr Abgeordnete Kunert noch auf den 
NRittmeifter v. Kroſigk zurüdgelommen. Ich darf nur an: 
führen: der Sinn meiner Erklärung in der lebten 
Sigung war ber: laßt die Todten ruhen! 

Was die Angabe des Herrn Abgeorbneten Kunert 
anbetrifft, da im allgemeinen die Beftrafungen wegen 
Mißhandlungen jehr geringe ausfielen, fo glaube ich das 
in einer kurzen Darlegung ganz erheblich anders bar: 
ftellen zu können. Ich habe mir aus einen Armeeforps 
bie Zahlen über die Beltrafungen von Mikhandlungen 
zufammenftellen laffen, und zwar aus einem Armeekorps, 
wo fie zahlreicher find als ſonſt im Durdichnitt. Natür: 
lich theilen fie fih — mie alle Vergehen und Ber: 
breden — in ſchwere und leichte Fälle. Bei ben 
ichweren Fällen find im Durchſchnitt die Beftrafungen 
erfolgt mit 8%, Monat Gefängniß, die Hälfte davon mit 
Degradation. Hierbei darf ih darauf aufmerkſam 
maden, daß die Degradation für dem Ilnteroffizier 
gradezu gleichbedeutend iſt mit Eriftenzverluft. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die mittleren und leichten Fälle find berart beftraft 
worden, daß im Durdichnitt aller Fälle auf jeden 


einzelnen Fall eine Freiheitsſtrafe von 36 Tagen für ein (m) 


Vergehen fiel, das nah dem Gejeg mit der niedrigften 
Strafe von 8 Tagen gelindem Arreit beftraft werben kann. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Werner. 

Werner, Abgeordneter: Meine Herren, wir haben 
heute wohl alle den Wunſch, möglichft bald in die Ferien 
zu gehen. Deshalb möchte ich mic kurz faflen und glaube, 
das hohe Haus wird mir dafür dankbar fein. 

Bei der zweiten Leſung bed Etats habe ich bereits 
hervorgehoben, daß ich es bedauern müffe, daß die Liefe- 
rungen für die Stantinen an größere Unternehmer ver: 

eben würden. Ih babe damals die Firma 

iedemann und Stompagnie in Berlin genannt. Ach 
war vor einigen Tagen in Magdeburg und habe erfahren, 
daß außer dieſer großen Firma noch weitere beftehen, 
3. 2. eine Firma unter dem etwas hochtrabenden Namen 
„DOffiziersvereinigung für KHantinenverwaltung, 
— IEeILLL GR beren Domizil Berlin iſt. 
Wenn ich bei meinen Ausführungen die Namen der 
betreffenden Dffiziere, die in Betracht kommen, nicht 
nenne, jo geſchieht das lediglich im Rückſicht auf deren 
Familie; id) bin aber gerne bereit, wenn der Herr Kriegs— 
minifter es wünſcht, jofort die Namen ihm zur Verfügung 
zu ftellen. 

Diefer Geſellſchaft iſt es auch gelungen, die Lieferungen 
für die Stantine der neu erbauten Bionierlaferne in 
Magdeburg zu erhalten. Die Gefellihaft fol 8 Kantinen 
mit Lieferungen veriehen. Es kam ein Hauptmann 3.D. 
dahin, um die Abichlüffe mit den Lieferanten zu machen. 
Am 1. Oktober ſchloß er mit einem Bädermeifter einen 
Vertrag ab, auf den ich noch näher eingehen werde, und am 
13. Oftober borgte er bereit dem Manne 2000 Mart 
ab mit dem Morgeben, daß er augenblidlih in Gelb: 
verlegenheit fei. Weber den Betrag ftellte er einen Wechiel 
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(A) aus. NIS das Kind in den Brummen gefallen war, d.h. 


(B 


— 


der Büdermeifter die 2000 Mark gegeben hatte, dachte er, 
es ſei doch gut, ſich über die Verhältniffe des Haupt: 
mannd 3. D. näher zu erkundigen. Er ihat es bei einem 
Freunde und befam eine Auskunft, die die denkbar ſchlechteſte 
war. 63 hieß in derſelben, der Haupımann biete für 
einen Kredit von 2000 Mark durchaus feine Sicherheit, 
aber wenn die Frau bie Bürgſchaft übernehme, könne man 
ihm einen mäßigen Kredit einräumen. Der Wedel war 
füllig am 15. Januar d. J. und wurbe auf den 1. Februar 
verlängert, aber nicht eingelöft, fo daß er proteftirt werden 
mußte. Es wurde nun die Wechſelklage eingereicht; dieſe 
aber konnte dem Herrn Hauptmann bis zum 19. d. M. nicht 
zugeſtellt werden, weil man ihn nirgends finden konnte. Das 
iſt jedenfalls nicht nett von dem Herrn Hauptmann 3. D. 
und eines preußiichen Offizier unwürdig. 

Sch komme nun auf die Lieferungen. Der Bäder: 
meilter, der natürlih aud die Lieferungen befommen 
hatte, erhielt Preife, die andere Abnehmer auc zahlen 
müſſen, aber er mußte dafür bei der Abrechnung 15 Prozent 
in baar zurüdvergüten. Er befam außerdem die Zahlungen 
nicht in baar, ſondern in Wechſeln auf Banken gezogen, 
und dafür mußte er auch noch 2*/, Prozent Skonto, alio 
in Summa 17'/, Prozent vergüten. 

Daß der Herr Hauptmann ſehr findig ift in dieſer 
Beziehung, wird niemand in Abrede ftellen; denn er hat 
alle Lieferanten angepumpt. Derartige Geſchäfte bürften 
der foliden Baſis entbehren. 

Mit dem Sclädhtermeifter ſchloß er einen Vertrag 
ab, nad) welchen Blut: und Leberwurft zum Preife von 
60 Pfennig pro Pfund zu liefern if. Der Zentner 
Schladtgewidt von Schweinen foitete in diefer Zeit etwa 
57 bis 58 Marl. Man wird begreifen können, daß ber 
Schlädtermeifter unmdglih für 60 Pfennig eine gute 
Wurſt liefern konnte, jondern allerlei Beftandtheile ver: 
arbeitete, die fonft ein anftändiger Magen nicht vertragen 
fan. Hat cr wirklich gute Waare geliefert, fo bat er 
eine Menge Geld verloren. Ih meine, daß nicht mur 
im Intereſſe der Lieferanten und der fleinen Handwerker, 
fondern auch in dem ber Soldaten für gute oft geforgt 


werben follte. 
(Sehr richtig!) 

Das ift ja auch der Grundiag der Militärverwaltung, das 
weiß ich jehr wohl; fie will, Daß den Soldaten für verhältniß- 
mäßig billiges Geld eine gute Waare verabfolgt wird. Wenn 
aber derartige Herren bie Lieferungen befommen, dann 
werben die Soldaten jedenfalls zu Magen haben. Das tft 
auch der Fall in Magdeburg geweſen. Das Kommando 
des Pionterbataillond hat das auch eingefehen, und es 
hat der Gefellfchaft für Kantinenverwaltung ben Ber: 
trag gekündigt. Dafür fann man dankbar fein; aber id 
glaube doc andererjeitd, daß diefe Anregung das Kriegs— 
minifterium veranlaffen dürfte, fi etwas näher mit dieſer 
Offizier&vereinigung für Stantinenverwaltung zu beichäftigen. 
Diefer Kantinenverwaltung gehören drei ng Difiziere 
an; der Hauptbetheiligte ift aber ein Herr — Manafle in 
Berlin, der als ftiler Theilhaber fungirt. 

PBräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußiihe Staats: und Kriegs⸗ 
ninifter, General der Infanterie dv. Goßler. 
v.r. Goßler, General der Infanterie, Staats: und 
Kriegsminiſter für das Sönigreih Preußen, Bevoll: 
mäcdhtigter zum Bundesrath: Ic bedaure, daß der Herr 
Abgeordnete nicht die Güte gehabt hat, mir den Gegen: 
itand feiner heutigen Ausführungen vorher zur Kenntniß 
zu bringen. Ich bin daher auch nicht im Stande, hierauf 
zu erwidern, und muß — er hat immer von einem Haupt⸗ 
mann geſprochen — aud bezweifeln, daß ein aktiver 
Offizier in Frage kommen kann. 

(Zuruf links.) 


— Wenn e3 ein inaktiver Offizier ift und er dieſer Ber: (C) 


einigung angehört, dann würde ich dankbar fein, das 
Matertal zu befommen. Ehe ih jedoch die Wahrheit 
diefer Anklage nicht ermittelt habe, ericheint mir Die 
Sade ziemlih unglaubwürdig. Es handelt fih im 
übrigen um die Verwaltung einer Kantine — nicht um 
die Soft der Soldaten —, das tft Sache des Truppen: 
theild. Sind die Angaben richtig, dann jcheint Betrug 
vorzuliegen, und der Truppentheil würbe verpflichtet fein, 
gegen den Betreffenden auf der Stelle einzufchreiten. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Thiele. 

Thiele, Abgeordneter: Ih möchte an den Herrn 
Kriegäminifter die Frage richten, ob eine allgemeine Ver: 
fügung dahin befteht, daß die zu ihrem Truppentheil ein: 
gezogenen Wefruten, melde feiner Zeit nicht getauft 
worden find, weil fie Kiuder von Diffidenten waren, 
ſeitens ihrer militäriihen Vorgeſetzten aufgefordert werben 
follen, ſich nachträglich beim Militär taufen zu laffen. 
Mir ift ein derartiger Fall befannt. Ich bin bereit, dem 
Herrn Kriegäminifter dad Material zu übergeben. Ich 
will aber erjt feine Antwort abwarten, che ich auf bie 
Sadıe weiter eingebe. 

Zum zweiten möchte ih den Herrn Ktriegsminiſter 
darauf aufmerkſam machen, daß von verſchiedenen 
Truppentheilen fortgefegt Klagen darüber laut werben, 
daß Seitens der Iinteroffiziere und Obergefreiten bie 
Bürften und andere Geräthichaften an die Nekruten zu 
einem unerhört theuren Preiſe verkauft werben, viel 
thenrer, als diefe Gegenftände im freien Handel zu faufen 
find, und daß die Nefruten dank der militärifchen Ab» 
hängigfeit gezwungen find, dieſe Geräthichaften nicht billig 
zu faufen im freien Sandel, fondern fie den Unter— 
offizieren abzunehmen. Was mit dem lleberihuß wird, 
weiß id) nicht; aber ich halte es für durchaus ungehörig, 
daß den Nefruten, die zum großen Theil recht arm find, 
ein Pfennig mehr abgenommen wird, ald nothwendig ift. 

Zum dritten möchte ih den Herrn Kriegsminiſter 
fragen, ob denn die Militärverwaltung nicht fo reich ift, 
daß fie die Boykottliſten, welche für die einzelnen Städte 
eingerichtet find, den auf Urlaub gehenden Mannfchaften 
umfonft liefern fann. Bei uns in Halle ift es fo, daß 
jeder Urlauber, fobald er fih auf bem Bezirkskommando 
anmeldet, einen Pfennig für diefe Kleine Boylottliſte be- 
zahlen muß. In dem einen Falle ift es fogar fo geweſen, 
dab ein Nefrut auf der Lifte das Lofal feines eigenen 
Vaters gefunden hat, und dafür hat er einen Reichs— 
pfennig bezahlen müffen. 

(Heiterfeit.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Bes 
bollmädtigte zum Bundesrath, Königlich preußiſche 
Staatd: und Siriegdminifter, General ber Infanterie 
v. Goßler. 

v. Goßler, General der Infanterie, Staats- und 
Striegäminifter, Vchollmädtigter zum Bundesrath für das 
Königreih Preußen: Der Herr Abgeordnete hat drei 
Fragen an mid) geftellt. Die erfte Frage betraf die nicht 
getauften Soldaten. Es ift Vorſchrift, dab über bie 
Religion der Nekruten bei ihrer Einftellung Verzeichniſſe 
angefertigt und diefe ben betreffenden Feldpröbſten, alfo 
ber beiden Sonfeifionen, ausgehändigt werben. Ergiebt 
fih daraus, daß einzelne Leute nicht getauft find, fo 
bleibt es den Militärgeiftlichen überlaffen, ihre Ein— 
wirfung auf die Betreffenden dahin geltend zu machen, ob 
fie geneigt find, ſich noch nachträglich taufen zu Laffen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das entipriht durdaus dem Charakter der deutſchen 


Armee 
(ſehr richtig! rechts) 
und wird meinerſeits vollſtändig gebilligt. 
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Die zweite Frage beſchäftigt ſich mit der Beſchaffung 
von theurem Putzgeräth für die Rekruten durch bie 
Unteroffiziere. Daß dieſes überhaupt vorkommen könnte, 
beſtreite ich. Der Unteroffizier hat unter keinen Um— 
ſtänden das Recht, an ſeine Rekruten Putzmaterial irgend 
welcher Art zu verkaufen. Das Putzzeug wird vielmehr 
vom Truppentheil fir bie Rekruten als Maſſenarlikel zu 
billigen Preiſen beſchafft und, wo dieſes nicht koſtenfrei 
geſchieht, der Betrag von ben einzelnen Mannſchaften 
ratenweife eingezogen. 

Was ſchließlich die Verhältnifie in Halle anbelangt, 
fo ift barüber ja ſchon öfter geiproden worden. Soweit 
mir biefelben befannt find, kann ich die ergangenen Ber- 
fügungen bes Garnifonfommandos nur als durchaus be- 
rehtigt anerkennen. Hat ein Sohn das Lokal feines 
Baterd unter den verbotenen Lokalen vorgefunden, fo 
wäre cd nur fehr erfreulich, wenn die Einſtellung des 
Sohnes auf den Bater die Wirkung hätte, dab das Lokal 
wieder freigegeben werben könnte. 

(Heiterfeit.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab 
georbnete Eidhoff. 

Eickhoff, Abgeorbneter: Nachdem der Herr Kriegs— 
minifter vorhin die Erklärung abgegeben hat, da bie 
bon ihm eingeleitete Unterfuhung noch wicht beendigt ſei 
und überdies gegen ben iittmeitker ein ehrengeridhtliches 
Verfahren ſchwebe, verzichte ich heute darauf, Diejenigen 
prinzipiellen Ausführungen zu machen, die fih Einem bei 
biefem Falle unwillkürlich aufbrängen, und beſchränke mic 
auf einige kurze Bemerkungen. 

Der Herr Kriegsminiſter bat das ihm von mir zur 
Verfügung geftellte Material eine einfeitige Darftellung 

emannt. ben, weil biefe Darftelung von ber einen 
etheiligten Seite mir zugegangen tft, A id) den Sad): 
berhalt Hier im Plenum nicht in extenso geſchildert, dem 
8) Grundfaß folgend: audiatur et altera pars —, nm jo 
aud dem Offizier Gelegenheit zu geben, ſich ſeinerſeits 
zu rechtfertigen. Nun bat der Herr Hriegäminiiter auf 
Grund ber ihm gegebenen Darftellung vorhin behauptet, 
bie Schwere des Konflilts ſei hervorgerufen nicht durch 
den Rittmeifter, fondern durch den Bankdireltor. Dem 
muß ich auf das lebhafteite widerſprechen; denn die erſte 
thätliche Beleidigung bei diefem Nenkontre it von dem 
Nittmeifter ausgegangen. Wäre dieſe thätliche Beleidigung 
nicht erfolgt, jo hätte meine Erachtens der Fall gütlich 
beigelegt werden können, und zwar in einer Weiſe, daß 
dabei auch die Offizierächre vollitändig gewahrt worden 
wäre. 

Der Herr Ktriegsminiſter hat dann aus einem Schreiben 
de3 Herrn Bezirkskommandeurs von Barmen den Sat ver: 
Icfen: eine Vermeidung des gefellihaftlihen Ber: 
tehrs läßt ih nicht Durhführen Ich fchliehe dar: 
aus, daß der Verrufsbefehl, von dem ich ipradı, 
thatiählih ergangen ift; und dieſe Schlußfolgerung bes 
rechtigt mih um jo mehr zu der wiederholten Bitte an 
den Herrn Kriegsminiſter, uns bei der nächſten Belegen: 
heit den Wortlaut dieſes Befehls nicht vorzuenthalten; 
benn dieſer Befehl bildet für mid den fpringenden 
Bunft in ber ganzen Angelegenheit. 

(Bravo! links.) 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr 
Vevollmächtigte zum Bundesrath, Königlich preußiſche 
Staats- und Kriegsminiſter, General der Infanterie 
vb. Goßler. 

v. Goßler, General der Infanterie, Staats: und 
Kriegsminiſter, Bevollmächtigter zum Bundesrath für das 
Königreich Preußen: Ich habe dem Herrn Abgeordneten 
allerdings geantwortet, dab der Grund bes Konflikts 
nicht von einem Offizier des Beurlaubtenftandes, ſondern 
bon feinem Gegner veranlaßt worden wäre. 
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bat fih, wenn ih nun einmal auf ben Fall näher ein- 
gehen muß, fo abgefpielt, daß nad einem patriotiſchen 
tefteffen die beiden Herren wegen Benutzung des Tele: 
phons, alfo wegen einer ganz minderwerihigen Urſache, 
in einen Wortwechſel geriethen, der damit endete, daß ber 
Bankdirektor fih mit der brüsfen Aeußerung an ben 
Nittmeifter wendete: halten Sie den Rand! Das iſt der 
Urfprung des Konflikts, der dann zu wörtlichen und 
ſchließlich Leider zu thätlichen Beleidigungen führte. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab— 
geordnete Kunert. 

Kunert, Abgeorbnieter: Meine Herren, id) greife auf 
die vorhergehende Aeußerung des Herrn preußiichen Kriegs: 
minifters, die fi) gegen den Abgeordneten Thiele richtete, 
zurüd. Ich bezeihne das Zugeſtändniß, das er gemacht 
bat, alö ein recht werthvolles. Gr hat zugeftanden, daß 
eö eine der neueften Aufgaben der Armee tft, Profelyten: 
macherei zu betreiben. Das ift aber nad meiner unmaß: 
geblihen Anſicht durchaus nicht die Mufgabe des Hecres. 
Wollen Ste fid) ſchließlich mit der Bekehrung der er 
tauften Chriften begnügen oder wird der Kriegsminiſter 
fih auch den Iſraeliten zuwenden, die dem Glauben ihrer 
Väter ebenfalld untren wurden? 

(Heiterkeit links.) 
Und was wollen Sie mit denjenigen machen, die als 
hartnädige und unbußfertige Sünder für Ihre Heilslehren 
unbefehrbar bleiben? Ach meine, e3 handelt ſich bierbet 
um eine Angelegenheit, die weder den preußifhen 
Mriegäminiker, noch die militäriihen Behörden, 
nod die Armee das Allergeringfte angeht. 
(Sehr richtig! Links.) 

Bei der Heinen Boykottdebatte find wir wieber dahin 
gelangt, zu erkennen, daß der Militärboyfott in der That 
einen ganz erheblichen, aber unberedhtigten Eingriff nicht 
nur in das bürgerliche, fondern aud in das Familien: 
leben darftellt, wie dad aus den von meinem Stollegen 
Thiele vorgebrachten Thatſachen hervorgeht. Der jegige 
Halleſche Borgang hat feinen Vorläufer in der Familie und 
Wirthſchaft des Herrn Abgeordneten Stolle gehabt. 

(Hört! hört! Links.) 

Ich verlaffe diefen Begenftand des letzten Theiles 
der Debatte und will nur noch mit einigen ganz fnappen 
Bemerkungen — in Anbetracht der Geſchäftslage des 
Haufes in der 3. Lefung, ſowie dem ausdrüdlichen Wunſche 
des Herrn Bräfidenten folgend — auf die Ausführungen 
des Herrn General v. Viebahn zurückkommen. Was den 
Fall Bading anlangt, jo hat der Herr General v. Viebahn 
behauptet, daß der betreffende Mann — Wilhelm Bading, 
wenn ich nicht irre — an den Folgen einer Mißhandlung 
nicht zu Grunde gegangen ift. Wie will man das beweijen? 
Aus dem ärztlihen Atteft! Da ift e8 doch in der That 
werthvoll, dieſes militärifhe Atteſt kennen zu lernen. 
Daffelbe lautet nad) der amtlihen Mittheilung des Gerichts 
ber 1. Gardeinfanterie-Divifion wie folgt: 

Nad dem Gutadhten des Stabsarztes Dr. Wagner 
fönnen derartige Entzündungen auf verſchiedenen 
Urſachen beruhen, inöbefondere können fie durch 
das Schießen hervorgerufen fein. Es ſpricht 
eine foldje Wahriheinlihfeit dafür, daß auf 
legtere Art die Krankheit des B. ent 
ftanden ift, da er am 28. 29. und 31. De- 
zember geſchoſſen hat. Aeußere Anzeichen eines 
gewaltfamen Stoßes mit dem Gewehrkolben 
haben ſich nicht feftitellen Laffen. 
Alfo, meine Herren, das Zeugniß it in dem erften 
Theil außerordentlich vorfidtig und durchaus berechtigt. 
63 jagt: derartige Entzündungen find auf verſchiedene 
Urfachen zurückzuführen. Ganz recht! Weiter kaun man 
eigentlih wiſſenſchaftlich nicht gehen. Aber die Militär: 
ärzte befowmen es doc fertig: insbejondere fann Die 
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tödtlihe Verlegung durch den Rückſchlag des Gewehres 
beim- Schießen geſchehen ſein. Meine Herren, Babing hat 
dreimal geihoflen mit vielleiht je 5 Patronen, das 
find in Summa 15 Patronen in drei Tagen, und dadurch 
foll eine Zertrümmerung und WVerciterung in der rechten 
Brufthälfte hervorgerufen fein, daß er davon mit rapider 
Schnelligkeit am 10. Juni zu Grunde gegangen ilt. Das 
ärztliche Zeugniß behauptet lächerlich unwiffenfchaftlich, 
daß fogar eine gewiſſe Wahricheinlichkeit dafiir vorhanden 
fei, daß einige mäßige Schiekübungen die Urſache des 
jähen Endes geweſen jeien. Meine Herren, da hört eben 
bod alles auf! Ich frage en ai der Herren Kollegen, 
die Aerzte und jeden Unparteiiſchen, der jih in die Sadıe 
hineindenfen kann, ob es aud nur entfernt möglich iſt, 
dat ein mwilfenfhaftlich gebildeter Mann auf derartige 
Sprünge verfallen kann: 

Anzeihen eines gewaltiamen Stoßes mit dem 

Gewehrfolben haben ſich nicht feftftellen laſſen. 
Natürlich) nicht. Aber das ift auch nicht die Aufgabe des 
Arztes. Er kann nur den Gingriff, beziehungsweife 
ben Einbruch in den Organismus durch eine fremde 
Gewalt konſtatiren. Diefer Ginbruh aber erfolgte 
en durch bie Kolbenſtöße des mißhandelnden Bor: 
gelegten. 

Meine Herren, ih verlaffe den Gegenftand, der in 
der 57. Sitzung ganz ausführlich behandelt ift. Ich halte 
alles, was id) in Bezug darauf gelagt habe, aufredt. Der 
Militarismus ift zum Mörder an dem Wilhelm 
Bading geworden. 

(Laden und Unruhe rechts.) 
Ta, meine Herren, zum Mörder; die Eltern des Todten 
denken mit mir basfelbe Und darum ift von dem 
Worte nichts abzuhandeln! 
(Sehr wahr! Links.) 
Was den Fall Reiske anbetrifft, ſo will ich ihn 


(B) ebenfalld nur nochmals ftreifen. Ich beziehe mich auf 


das, was ich früher darüber gejagt habe; und wenn irgend 
einem Menfchen vielleiht noch das Wort zur Sache ges 
bührt, jo dem Vater des Hingemorbeten. Ich habe bier 
von ihm ein Dankſchreiben vom 9. März 1901 aus 
Belplin bei Danzig. Es ift ein langer Brief, den ich 
ber Zeiterfparniß wegen nicht zur Vorlefung bringe, den 
id aber dem Haufe zur Verfügung ftelle, wie auch alles 
andere Material, das ich für meine Musführungen benugt 
habe. Alles das ftcht dem Haufe zur Verfügung, zur 
Abſchrift oder einfahen Kenntnißnahme. 

Aus dem borerwähnten Brief geht hervor, daß der 
Bater alled dad, was ich in ber 57. Sigung mit Bezug 
auf feinen Sohn gefagt habe, in allen einzelnen und 
weſentlichen Punkten beftätigt. Die namenlofe Erbitterung, 
bie ben alten Handwerker und Stleinbauern erfaßt hat 
aus Anlaß des —— Verbrechens, das den Tod 
ſeines Sohnes herbeigeführt hat, ſchafft ſich an einer 
Stelle einen bildlich draſtiſchen Ausdruck, die id mir ge— 
** will mit Erlaubniß des Herrn Präſidenten vor: 
zuleſen: 

Aber daß er nicht angeſehen war bei dem 
Unteroffizier, Feldwebel und Hauptmann, 
dafür fonnte er nicht. Und jo iſt es ge: 
fommen, wie e3 auf einem Hofe zugeht: 
wenn man ein Stüd Vieh nidht leiden 
kann, dann fhlahtet man es ab. Das: 
felbe ift mit meinem lieben Sohn bei dem 


Militär paffirt. 
Friedrich Meiste. 
(Laden rechts.) 
— a, meine Herren, wer barüber laden kann, deſſen 
Geifteöverfaffung kann ich nur bedauern! Das ift der 
lange zurüdgehaltene, dann alles durchbrechende Schmerz 
deö Vaters um den geliebten Toten, der nagende Schmerz, 
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ber fi im ungefügen Worten äußert. Und gefittete 
Menſchen pflegen folhen Schmerz zu adten. 
(Sehr gut! links.) 

Meine Herren, auch im Fall Reisle halte ich trotz 
ber entgegenitehenden, aber unhaltbaren Mittheilungen 
bes Generald dv. Viebahn alled das aufrecht, was id in ber 
vorigen und heutigen Situng gefagt habe. Dasjelbe 
gilt für mih von der Geſammtheit aller von mir zur 
Sprade gebradten Fan er 

Ich reſümire mich dahin, baß ich bei meinem Augriff dem 
Striegäminifterium eine fehr breite {front bot. Das $riegs: 
minijterium hat 3 bis 4 Wochen Zeit gehabt zum Re: 
herdiren. Bolt und Telegraph stehen ihm iu un: 
beſchränkter Verfügung. Allein e3 ift dem Kriegsminiſterium 
nicht im irgend einem Nebenpunkte, gefchweige in einer 
weientlichen Darlegung, gelungen, mid trotz wiederholter 
eifriger Verſuche beweisfräftig zu widerlegen. Möchte 
meine wahrheitögemäße Darftellung, eines ber giftigiten 
Uebel, denen nüglicd fein — auf die eine oder die andere 
Art — die nicht umhin können, die Laft des Militarismus 
auf fi zu nehmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Pizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Thiele. 

Thiele, Abgeordneter: Der Herr Kriegsminiſter hat 
vorhin auch wieder den Boyfott ala etwas Selbftverftänd: 
liches bingeftellt. Nun wir find am Militarismus ſchon 
fo viel Sinn: und Naturwibdrigkeiten gewohnt, daß wir 
und barüber nicht mehr aufregen. Aber das kann ih 
dem Herrn Kriegsminiſter mittheilen: als vor einem Jahre 
biefelbe Sache hier zur Sprade fanı, glaubte er, durch 
ben Boykott unferer Partei ſchweren Schaden zufügen zu 
fönnen. Was die Stadt Halle anbelangt, jo it bie 
Arbeiterfchaft längft über den Militärboykott zur Tages: 
ordnung übergegangen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Arbeiterſchaft ift mächtiger als der Militarismus; fie 
bat die Wirthe gezwungen, ihre Säle und wieder zur 
Verfügung zu ftellen, und die ganze große Aktion ift ein 
Schlag ind Waller gewefen. 

Im übrigen möchte ih dem Herrn Kriegsminiſter 
entpfehlen, die Rede feines Kollegen in Defterreih, des 
Kriegsminiſters dv. Welſersheimb, nachzuleſen, die diefer vor 
Tagen gehalten hat über dad Berhältnig ber 
Sozialdemofraten zum Heere. Es würde nichts fchaben, 
wenn auch in Deutihland ſolche Ueberzeugungen Plat 


griffen. 
(Sehr gut! bei deu Sozialdemokraten.) 

Weiter, meine Herren! Der Herr Striegäminifter hat 
beftritten, daß der zu theure Verkauf von Geräthichaften 
an die Soldaten erfolge. Meine Herren, das ift nur ein 
Beweis, dab die Militärbehörde über gewilfe Myſterien, 
bie in den Kaſernen ſich abipielen, überhaupt nicht unters 
richtet if. Das ift auch fehr erflärlih; dem das ganze 
militariftifihe Syftem zwingt den Soldaten den wider: 
natürlichen Gehorſam jo fchr auf, daß die Leute ſich 
lieber das bitterfte Unrecht gefallen laffen, als ſich der 
Gefahr der Mißhandlung auszujegen, die fie zu befürchten 
haben, wenn fie die Sache zur Sprache bringen. 

Was das Dritte anbetrifft, die an diſſidentiſchen 
Nekruten angeftellten Taufverſuche, — num Herr Kriegs— 
neinifter, ich gratulive Ihnen zu dieſem Konkubinat 
zwiihen Flinte und Bibel. Sie werden aber trogdem 
damit den Untergang des Militarismus und der Kirche 
nicht aufhalten. 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

Vizepräfident Büſing: Dad Wort bat der Herr 
Abgeordnete Eidhoff. 

Eickhoff, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe 
ben Herru Striegäminifter vielleicht mißverftanden. Ich 


C) 
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(a) habe meinerfeitö verftanben, er habe gefagt, bie Schwere 
bes Konflikts — fo glaube ich deutlich gehört zu haben — 
fei durch den Bankdireltor und nicht durch den Referbe: 
offizier hervorgerufen worben, und beöhalb habe ich her: 
vorgehoben, daß die erfte thätlidhe Beleidigung von 
dem Nittmeifter ausgegangen if. Nun hat der Herr 
Kriegäminifter zwar nicht die ganze Szene, — den 
Anfang derſelben geſchildert, und zwar in der Dar— 
ſtellung, wie ſie ihm zugegangen iſt. Meine Herren, 
Sie werben geſtatten, daß ich Ihnen nun auch meiner: 
feit3 den Anfang der Szene — weiter will ich heute 
nicht gehen — ſchildere, wie fie mir bargeftellt worben ift. 

Die Herren haben bei Gelegenheit des Beſuchs 
Seiner Majeftät bes Kaiſers im Wupperthal zufammen 
binirt in einer ber erften Gefeljchaften des betreffenden 
Orts. Da geht der Bankdireltor an dad Telephon, um 
mit feiner Frau Gemahlin zu fprehen. Während er mit 
biefer in freundlichem, vielleicht zärtlihem Tone telephonifch 
ſpricht, treten einige Herren, darunter auch der Nitt- 
meifter, an das Telephon heran und ftören ihn in brüsfer 
Weife. Darauf hat er fid) zunächſt umgewendet und ge 
beten, ihn nicht zu ftören; ald er dann das Gefprad 
beendet hatte, hat er ſich aufs neue an dem Rittmeijter 
gewandt und ihn, allerdingd wohl nit in ſehr parlamen- 
tarifcher Weiſe, wegen biefes brüsten Benehmens zur 
Rebe geftell. Dann hat cin Wort dad andere gegeben, 
und ſchließlich ift der Nittmeifter zu Thätlichkeiten über: 
gegangen. 

Ich möchte ben Herrn Ariegäminifter bitten, ſich auch 
darüber nochmal3 genau zu informiren, ob es fo war, 
wie ih es jetzt dargeftellt habe, ob thatfählih der Ritt 
meifter zuerft — das ift ſehr wichtig — ben Bankbireftor 
in brüsfer Weife in einem Geipräi e geitört hat, das 
— durch das Telephon mit feiner Frau Gemahlin 


igepräftdent Büfing: Die Diskuffion ift geiälofien, 
da fi niemand weiter zum Wort gemeldet hat. Tit. 
it nicht beanftandbet worden; wenn niemand — 
fonftatire ich die Annahme desſelben. 

Ich rufe auf Kap. 14 Fit. 2 bis 13. — Kap. 15 
zit. 1 bis 5. — Kap. 16 Tit. 16189. — Rap. 17 
Tit. 1 bis 6. — Kap. 18 Tit. 1 bis 5. — ap. 19. — 
ſtap. 20 Tit. 1 bis 3. — Kap. 21 Fit. 1 bis 3. 
Kap. 22 Tit. 1 bis 25. — Kap. 23 Tit. 1 bis 4. 
Ih erkläre alle biefe Kapitel und Titel für a Feng 

Ich eröffne die Diskuffion über Kap. it. 
und ertheile dad Wort dem Herrn Abgeorbneten Horn 
Goslar). 

Horn (Goslar), Abgeordneter: Meine Herren, ſchon 
oft hat ſich das mr Haus mit den Wünfhen ber 
Militärfapellmeifter beihäftigt; fie find im biefem Jahre 
auch wieder bei ber Etatöberathung in der Kommiffion 
bervorgetreten. Die Budgetkommiſſion ſchlägt Ihnen vor, 

den Herrn Neichöfanzler wiederholt zu erfuchen, 

darauf hinzumirken, daß die Stab&hoboiften im 

die Serviöflaffe der Feldwebel verjegt werben. 
Gine Reihe weiterer Wünſche liegen vor, deren Erfüllung 
ih der Militärverwaltung unterbreiten möchte; biefelben 
find bier im hoben Haufe ſchon wiederholt vom Herrn 
Abgeordneten Gröber und dem Herrn Abgeordneten 
Ballermann zur Sprade gebradt. Da find zunädjft bie 
en gg Die Stabdhoboiften erftreben eine 
ähnliche Stellung, wie die Zahlmeifter und Militär: 
beamten haben. Sie wollen aus dem lnteroffizierftande 
heraus und ftreben eine Nangftellung an, wie jolde in 
anderen Armeen eriftirt. Weshalb weilt man gerabe bei 
der Armee, die die befte Militärmufit der Welt hat, dem 
Dirigenten die Stellung zwiſchen Offizier und Unteroffizier 
an, während fie in anderen Armeen der deutſchen Staaten 
Offizierörang haben? Die militärifche Disziplin würde 
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feinen Schaden leiben, bie untergebenen Mufiter wiürben (0) 


um fo mehr dem Kapellmeifter zu Gehorfam gezwungen fein, 
je beffer die Stellung beöfelben if. Nach oben würde 
auch an Subordinationsverhältniffen nichts geändert werben, 
benn ber Sapellmeifter würde ftet3 unter dem Leutnant 
ftehen und über den Feldwebel rangiren. 

Meine Herren, bie Militärmufit bildet zwiſchen Armee 
und Bolt ein ſoziales Bindemittel, ift im höchſten 
Grade ein Hulturmittel fiir unfer deutſches Volt, insbe: 
fondere in den Orten, wo fie hauptfächlich allein die Muſik— 
pflege fördert. Die mwieberholt erwünfchte Rangerhöhung 
würde bie Bedeutung der Militärmuſik nur günftig beein: 
fluffen. Die Militärfapellmeifter haben jetzt zwar den Rang 
der Feldwebel, aber nicht den Wohnungsgeldzuſchuß 
befommen. Daß dabei noch ein großer Theil des 
Nebenverbienftes drauf geht, Itegt auf der Hand. Der 
1598 eingeführte Löhnungszuſchuß beginnt erft mit dem 
15. Dienſtjahr. Dazu fommt dann noch ein bon 
dem Dffizterforp® | des betreffenden Truppenkörpers 
und von beren freier Entſchließung abhängiger Zuſchuß 
aus der Mufikfaffe, der aber in neuerer Zeit infolge des 
Löhnungszuſchuſſes jehr gekürzt fein fol. 

Meine Herren, es NN daher wohl nicht unbejcheiden, 
wenn id) die Reichsregierung bitte, mit Nüdfidht auf die 
Serpisperhältniffe bie don mir hier vorgetragenen Wünfche 
ber Militärfapellmeifter, die ja mit Leichtigkeit erfüllt 
werben fünnen, in wohlwollende Berüdjihtigung nehmen 
zu wollen. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort wird wicht weiter 
gewünscht; die Diskuſſion tft geſchloſſen. Wenn niemand 
widerfpricht, Tonftatire ich die Annahme des Tit. 1. — 
Das iſt der Fall. 

Ich u auf Tit. 2, — Fit. 3, — Tit. 4 bis 6, 

u. 7 ‚— Tü.8, — Tit.9, — Tit. 10 bis 13, — 
zit. 14, — Tit. 15, — Tit. 16, — Lit. 17, — Tit. 18, 
— Fit. 19, — Fit. 20 bid 28. — Sadjen: Tit. 1 bis 6, 
— Tit. 7, — Fit. 8 bis 13, — Fit. 14, — Fit. 15 
bis 28. — Württemberg: Tit. 1 bis 6, — Tit. 7, — 
Fit. 8 bis 13, — Fit. 14, — Tit. 15 bis 28. — I 
fonftatiere die Annahme diefer ſämmtlichen von mir auf: 
gerufenen Titel nad den Beſchlüſſen des Reichstags in 
ber zweiten Lejung. 

Wir fommen zu Kap. 25, Raturalverpflegung. Ich 
rufe uf Ge. ld ,— 3, —4— 5, 

7;— Sachſen und Württemberg: Titel 1 bis * _ 3 
fonftatire die Annahme dieſer Titel. 

$tap. 26, Bekleidung und Ausrüftung ber Truppen, 
Preußen: Zit. 1683, — 4, — 5, 
9, — 10; — Sachſen und Württemberg: Tit. 1 bis 10. — 
Ich fonftatire bie Annahme auch diefer Titel. 

Kap. 27, Garnifonverwaltungd: und Servisweſen, 
Preußen: Tit. 1 618 10, — 11, — 12 bis 17, — 18; — 

achſen und Württemberg. — Id fonftatire die An: 
nahme dieſer Titel. 


— 


er 28, Garnifonbaumelen, Tit. 1 bis 6. — Ge: . 


nehmigt. 
Kap. 29, Militärmebizinalweien, Preußen: Tit. 1 bis 
11, — 123, — 13, — 14, 15, — 16 biö 18. — Sachſen 
und Württemberg. — Auch biefe Titel erkläre ih für 
geneßmig t. 

Kap. 30 Tit. 1 bis 6. — Kap. 31 Tit. 1 und 2, 
— Kap. 32, Pferdebeihaffung, Preußen: Tit. 1 bis 3, — 
4. — 36 fonftatire bie Annahme diefer Kapitel und Titel. 

Fit. 5 und 6. 

Ich eröffne bie Diskuffion und ertheile das Wort 
bem Herm Abgeorbneten vd. Treuenfels. 

v. Treuenfeld, Abgeorbnieter: Meine ich 
werde mit Nüdfiht auf die Geſchäftslage aufes 
mid, furz faſſen. Ich bin leider gezwungen, in = ritten 
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iv. Treuenfeld.) 


(A) Lefung das Wort zu ergreifen, weil ich im ber zweiten 


nicht hier fein Tonnte. 

Ich möchte zunächſt meiner Anerkennung und Bes 
friedigung Ausdrud geben, daß die Preife für Mes 
monten mit einer Erhöhung in den Etat eingejeht find, 
und daß Hoffentlich dieſer Heinen Grhöhung größere 
folgen werden, entjprehend den immer höheren Ans 
forderungen, die an dad Material geftellt werben, Wenn 
dann fpäter noch durch einen angemefjenen Einfuhr: 
zoll die einheimifchen nicht angefauften Nemonten vor 
der ruindjen ausländifhen Konkurrenz; geſchützt find, wird 
die Remontezucht vielleicht — — rentabel werden 
können, was im Intereſſe unſerer Armee dringend nöthig iſt. 

Ich möchte ferner dem Herrn Kriegsminiſter auch 
meinen Dank ausſprechen für die Einrichtung zahlreicher 
Privatmärlte. Ich weiß, daß dieſe Einrichtung von 
Manchen angefochten wird; ich möchte aber bemerken, daß 
diefelben im Intereſſe der Sade eine ſehr nützliche ift, 
weil dadurd die Remonteankaufskommiſſionen in dauernde 
Berührung fommen mit den Züchtern, auf diefelben be= 
Ichrend einwirken können und die jüngeren Jahrgänge 
der vorzuftellenden Nemonten fehen und beurtheilen fönnen. 
Außerdem find diejenigen Züchter, welche eine größere 
Zahl von Remonten ftellen, auch nicht in der Lage, über 
io viel Perfonal zu verfügen, um die Pferbe in die Stadt 
liefern zu fönnen. Außerdem fcheuen auch Viele das Urtheil 
bed Publikums, welches müßig dabei ftcht und bie zurüd- 
neftellten Pferde abfällig kritifirt. Wenn nun gegen die 
Privatmärfte gefagt wird, es ſei eine einjeitige Bevor: 
zugung der großen Züchter, jo möchte id) dem entgegen: 
halten, daß biefe Privatmärkte ja nicht bloß benjenigen 
offen find, auf deren Höfen biefelben abgehalten werben, 
fondern daß außerdem ſtets viele Nachbarn, aud Kleinere 
Züdter daran theilnehmen. 

Ferner möchte ich auf die Ausführungen des Herrn 


(B) Stollegen Dr. Hahn zurüdftommen, welde derjelbe in der 


zweiten Leſung gemadt hat. Herr Dr. Hahn hat den 
Wunſch geäußert, es möge mehr direkt vom Züchter ge— 
fauft werben unter Ausſchließung der Händler. Ich bin 
im allgemeinen volftändig mit diefen Ausführungen ein: 
verftanden, möchte aber dod) zu bedenfen geben, daß es 
fhwerlid im Intereffe der Sadıe liegen wird, die Hänbler 
gänzlich auszufcheiden; denn oftmals haben die fleineren 
Züchter ihre befleren Fohlen bereit3 als Abſatzfohlen 
verfauft, und es ift mur der minderwerthige Reit vor— 
handen. Es wird vielfah der einzelnen Remonte— 
fommilfion aufgegeben, eine gewilfe Anzahl Pferde ciner 
befonderen Klaſſe zu liefern, meinetwegen Artillerieftangen: 
pferde oder Hüralfierpferde. Kann der betreffende Nemonte: 
präfes diefe Lieferung nicht erfüllen, dann läuft er Gefahr, 
daß ihm diefe Lieferung abgenommen und einer anderen 
Kommiffion zugewiefen wird. Das ift matürlich ein 
Schaden für den betreffenden Landestbeil, da dieſem bie 
Lieferung jener Anzahl Pferde dauernd verloren geht. 
Ich möchte alfo glauben, daß, wo feine Bevorzugung der 
Händler vorliegt, wo diefelben mur im Nothfall zugezogen 
werben, es fein jo ſchlimmer Fehler ift, wenn Hin und 
wieder einige Pferde von ihnen gefauft werben, weil die 
Truppen biefelben brauchen. Es ift nit immer möglid, 
grade dieſe Zahl Pferde direft vom Züchter zu kaufen, 
und die Hauptjahe ift, daß die Remontelommiffionen 
ſolche Pferde liefern, wie fie die Truppe haben muß, und 
die beiten Pferde find für unfere Truppen gerade gut genug. 

Sch möchte nur nod mit wenigen Worten auf die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Hoffmann (Hall) kommen. 
Er hat der Kaltblutzucht eifrig das Wort geredet; biefelbe 
werde micht genügend berüdlichtigt, die Militärbehörden, 
refp. die Regierungen wirkten ihr fogar ftellenmweife ent: 
gegen. Das ift nicht zutreffend. Ich habe hier cine Zu: 
fammenftellung gemacht, wonach der preußifche Staat in 
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der Züchter hält, Bayern 54 — über Württemberg fehlen 
nähere Angaben, Baden fubventionirt Die Kaltblutzucht im 
uns Helfen hat unter 58 Beſchälern 22 falt- 
ütige. 

Nun fagte ber Herr Abgeorbnete Hoffmann (Hall), 
von gewiffer Stelle würden bie Züchter, welche nicht aus: 
ſchließlich das Militärpferd züchten, gleichſam ald Ber: 
räther an ber guten Sache betradjtet. Num, vom den eben 
angeführten Regierungen fann man doc nicht fagen, daß 
fie die Züchter, die ein ſchweres Aderpferd haben wollen, 
gewifiermaßen ald Landesverräther behandeln. Ferner jagte 
er, das faltblütige reip. faltblütig gefreuzte Pferd habe ſich im 
Dienfte der Armee — id} glaube, in Württemberg und Frank— 
reich — bewährt. Ich kann ben Herrn Abgeordneten Hoff: 
mann(Hall), den ich zumeinem Bedauern heute nicht anweſend 
ſehe, nur einladen, fid in Dänemark bie mit faltblütigen 
Pferden befpannten Batterien anzufehen; es ift geradezu 
jammervoll, wenn man biejelben in jchneller 
Gangart ſieht. Ih möchte wünſchen, daß unfere 
Artillerie niemal3 eine ähnlide Beipannung 
habe. Ih Habe es ſtets auf Ausſtellungen vermißt, 
daß rn gear bon warmıblütigen und faltblütigen 
Pferden gezeigt wurden, bie irgendwie ben Anforderungen 
der Armee entiprehen. Ich glaube daher, ber Herr 
Kollege Hoffınann (Hal) hat die Sade zu fehr dom 
theoretiihen Stanbpuntte behandelt. Was Diele Kreuzungen 
für die Landespferdezucht und damit für die Armee be— 
deuten, ſieht man am beſten an meinem engeren Heimat— 
lande Mecklenburg, welches früher eine blühende Pferde— 
zucht hatte, aber jetzt durch dieſe heterogenen Kreuzungen 
völlig zurückgekommen iſt und aus Hannover importirt, 
während es früher dorthin exportirte. Ferner ſtellen die 
faltblütigen, reſpektive die kaltblütig gekreuzten Pferde 
viel größere Anſprüche an den Futterbeutel als die warm— 
blütigen. Der Herr ag Are Hoffmann (Hall) fagte, 
ein ſchweres Pferd fei in feinen Augen ſchöner als ein 
edles. Das tft Geſchmackſache; der Eine liebt das orbinäre, 
weht ber Andere das edle, feurige; darüber läßt ſich 
treiten. 

Sodann ſprach er von hohen Lattengerüften. Richtig 
it ja: die Artilleriepferde machen oft den Cindrud bon 
hohen Lattengerüften. Wovon fommt das aber? Ich 
möchte mid da fpeziell an den Herrn Kriegsminiſter 
wenden. Wenn Sie die Pferde wirklich dreijährig noch 
jo gut amfaufen, fo können bdiefelben bei den Nationen 
fih unmöglich gut entwideln. Es find ziemlid große, 
ſchwere Pferde. Ich habe noch in dieſem Jahre im 
Manöver Gelegenheit gehabt, Artillerie zu ſehen: bie 
Thiere machten feinen ſehr ſchönen Eindrud, wie fie bie 
Köpfe hängen ließen während ber Kritikpauſe und ſchlapp 
und ermübet daftanden. Diefe großen Zugpferde erhalten 
nur 11 Pfund Hafer, die Neitpferde nur 9, Bund 
Hafer bei 5 Pfund Heu umd 7 Pfund Stroh. Kleine 
Batterien auf miebrigem Gtat müſſen nod 
4 5 Hrümper mit dburdfüttern Es tft nidt 
möglid, daß eiu Pferd ſich entwideln fanı bei 
fo kleinen Futterrationen. Nun bedenken Sie, daß 
Kaltblüter noch viel größere Anforderungen an Futter 
—— Dieſe würden ſehr bald gänzlich dienſtunbrauchbar 
werden. 

Ferner hat der Herr Kollege Hoffmann (Hall) geſagt, 
er möchte die Remonteoffiziere ſehen, die ohne weiteres 
einen Kaltblüter von einem Warmblüter unterſcheiden 
können. Ich ſage, einen Remonteoffizier, der das nicht 
kann, müßte der Herr Kriegsminiſter bald von ſeinem 
Poſten entfernen; denn er wäre als Remonteoffizier abſolut 
nicht zu brauchen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ferner hat der Herr Abgeordnete Hoffmann gejagt, 
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(A) bie ganze Zuchtrichtung laufe darauf hinaus, nur Militär 


(B) 


und theilte andere Zahlen mit. 


pferde, leichte Remonten zu ziehen u. ſ. w., und dabei 
wibderfpriht er noch der Brandmarfung der Amerikaner, 
bie id gerne gefennzeichnet haben möchte, wie Herr 
Dr. Hahn e3 beaniprucht hat, und er behauptet weiter, 
wern benjelben ein Eingangszoll auferlegt würde, würde 
die Landwirthihaft geihädigt. Ia, meine Herren, auf 
der einen Seite will Herr Hoffmann die Kaltblutzucht 
fördern, und auf ber anderen Seite die amerifanifche 
Konkurrenz und nidt vom Halje jchaffen! Ich glaube 
nicht, daß das im Intereſſe der Kaltblutzucht Liegt. 

Im übrigen hat er no gefagt — und dad muß 
mid beſonders von ihm wundern, da er Veterinär 
ift — daß es feine ſcharfe Grenze zwiſchen ben 
kalt- und warmblütigen Pferdeſchlägen gäbe Es 
iſt eine allgemein befannte Thatſache, daß die und bie 
ler zum SKaltblut, die und die Naffen zur Edelzucht 
gehören. 

Ih möchte mit dem Wunſche fchlieken, daß bie Aus— 
führungen des Herrn Kollegen Hoffmann (Hall) nicht allzu: 
viel Widerhall im Lande finden, daß das ſtriegsminiſterium 
auf dem biöher befchrittenen Wege fortfahre, wodurch die 
Nemontezuct leidlich rentabel gemadht und bamit eine 
aefiherte Pferdeaufzucht für unfere Armee erhalten wird. 
Wo das fchwere Aderpferd Bedürfniß ift in ben für 
rien beftimmten und geeigneten Gegenden, mögen 
es ſich bie Leute privatim züchten; die Regierung jedoch hat 
die Verpflihtung, darüber zu wachen, daß die fonftante 
warmblütige Zucht in dieſen Landestheilen gewahrt wird. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Dad Wort mwirb nicht weiter verlangt; 
die Diökuffion ift geſchloſſen. — Kap. 32 Tit. 5 bis 6 
genehmigt. — Deögleihen Kap. 32 Tit. 1 bis 6 für 
Sachſen und Württemberg. 

Wir gehen über zu Kap. 33, Tit. 1 bis 3. — Ge- 
nıehmigt. 

Kap. 34 Tit. 1 und 2. — —— 

Kap. 35 Tit. 1 bis 61. — Genehmigt. 

Kap. 36 Tit. 1 bis T. — Genehmigt. 

Kap. 37 Tit. 1 bis 12. — Genehmigt. 
— Genehmigt. Tit. 14 bis 25. — Genehmigt. 
bis 25 in Sachſen, Württemberg genehmigt. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über Kap. 38, 
Fit. 1 bis 6, techniſche Inftitute der Artillerie. Das Wort 
bat ber Herr Abgeordnete Zubeil. 

Zubeil, Abgeorbneter: Meine Herren, ih bin ge: 
zwungen, nochmals auf die Ausführungen in ber Sigung 
vom 3. März zurüdzufommen. Der Herr Generalmajor 
v. Einem hat meine Zahlenangaben in Bezug auf die Lohn: 
verhältniffe der Militärwerfftätten in Spandau bemängelt 
Ih führte damals in der 
Erwiderung jhon aus, daß biefe Kohntabelle unter feinen 
Umftänden mit der jegigen Lohnjkala übereinftimmen fan, 
daß diefe Tabelle älteren Datums fein muß. Es mwurbe 
ausgeführt, dab 87 Prozent der Arbeiterihaft in Spandau 
über 4 Mark verbienen laut ftenographiichen Bericht. 
MWie liegen nun aber augenblidlih die Verhältniffe in 
Spandau? Im rtilleriedepot find augenblidiih 120 
Mann befhäftigt, von denen faft feiner über 3 Mark für 
ben Tag verdient. 

In den Buldermagazinen find 687 Arbeiter augen: 
blicklich befchäftigt, nah meinen letzten Erfundigungen. 
Davon fommen 600 nad) 10 Jahren höchſtens auf den 
Sak von 4 Marl. Bei der Munition find ungefähr 
3600 Arbeiter beihhäftigt, darunter 2800 frauen unb 
Mädchen. Der Anfangslohn beträgt 1,80, der Höchſt— 
betrag 2 Mark. Bei den Mafchinenarbeitern finden wir 
einen Berdienft von 3,50 bis 4,00 Marl. In ber Gewehr: 
fabrif war e3 den Arbeitern vor Einführung ber neuen 
Stala möglid, im Attordb bis zu 5, 5,10, 5,20 Mark zu 


Tit. 13, 
zit. 1 


fommen, da ein 2Oprozentiger Lohnaufichlag eingeführt ( 


war für befonders fleihige Leiſtungen. Nah der neuen 
Efala ift das nicht mehr möglich, und gerade der Herr 
Inſpeltor Kloſe führt mit der äußerften Strenge die Sadıe 
duch, ſodaß, wenn diefe Lohnfkala erreicht ift, fie auch 
im Aklord nicht überichritten werden darf, ſondern daß 
fofort Lohnkürzungen ftattfinden. Das ift einer der In— 
jpektoren, wie ber Herr Striegäminifter und ber Herr 
Generalmajor v. Einem auch befundet haben, die in den 
Spandauer Militärwerkftätten eine faft ausſchlaggebende 
Stellung einnehmen. Die meiften Klagen ber dortigen 
Arbeiter werden in erfter Linie gegen dieſen Inſpektor 
Stlofe geführte. Im ber Gewehrfabrit kann heute 
ſelbſt der geſchickteſte Arbeiter unmöglich über 4,50 
verdienen. In ber Bulverfabrif, wo meittend nur gelernte 
Arbeiter beichäftigt werden und zwar Sattler, Tiſchler, 
Stellmader, Böttcher, Klempner, erhalten dieſe Arbeiter, 
die alfo großeniheil3 ſchon feit Jahren in ihrem Beruf 
thätig waren, anfangs 3,80 Mark, im Höchſtverdienſt 
4,30 Marl. Die Schloffer, die auch — Arbeiter 
find, fangen nicht mit 3,80 ſondern mit 3,50 Mark an 
und können im äußerften Falle höchſtens auf 4,50 Mark 
fommen. Das ift einer der Betriebe, die fhon unter der 
alten Lohnſkala feit zirka 10 Jahren um etwa 25 Prozent 
bis 33'/, Prozent ſchlechter geitellt waren als alle anderen 
Betriebe in den Milttärwerfftätten Spandaus. 

Was die alten vereidigten Pulverarbeiter anbelangt, 
von denen ein Theil ſchon zirfa 25 bis 37 Jahre be- 
ichäftigt find, fo ift mir ein Irrthum untergelaufen. Sie 
find feit dem 1. Januar diefed Jahres um 25 Mark in 
ihrem Gehalt aufgebeffert worden und erreidhen heute 
einen täglihen Lohn von 4 Mark. Sie haben außerdem 
nod einige Bezüge, Miethsentſchädigung und eine Kleine 
Feuerungsentihädigung, aber die andern Bezüge, bie fie 
ag fraft ihres Kontrakts erhalten hatten, find im Laufe 


er „Jahre ihnen ja volltommen genommen worden. Auch CD) 


die Mieth3entihädigungen in Höhe von 12 Mark fann 
der Ausfall nicht deden gegenüber dem, was früher die 
Pulverarbeiter durch die Dienftwohnung hatten. Aber iſt 
denn das nun ein WVerdienit: pro Tag 4 Mark nad) einer 
25:, 26: und 3Tjährigen Thätigfeit? Dieſe Arbeiter, die 
eine fo lange Dienstzeit hinter ſich haben, gewiffenhafte Arbeiter 
find und fein müffen, ftehen heute noch hinter zehnjährigen 
Arbeitern anderer Betriebe ber Stöniglihen Werkſtätten 
zurüd, und das empfinden diefe Arbeiter bitter, daß fie 
nicht über 4 Mark hinaus verdienen können. Der Herr 
Kriegsminifter wird, trotzdem er ja die Leute etwas auf: 
ebeifert hat feit dem 1. Januar db. J. das nicht be: 
treiten fönnen. Sie lagen ferner ja auch darüber — ob 
mit Recht oder Unrecht, will ich nicht unterfuchen —, bak 
ihnen bei ihrem feſten Gehalt, den fie beziehen und auch, 
ba fie penfionsberedhtigt find, in beftimmten Fällen, nadı 
einer zwanzigiährigen Thätigkeit, — wenn fie dann das 
Augenlicht verlieren oder es jo weit herabgegangen ift, daß 
fie ihren Dienſt nicht mehr machen können, fie dann fraft 
des Beamtengeſetzes von 1879 penfionirt werben, ihnen 
bei ihrem an und für ſich ſchon fchlechteren Verdienſt bie 
Invaliditätögelber, pro Monat 60 bezw. 75 Pfennige von 
ihrem Gehalt noch abgezogen werben. Sie glauben, daß 
ihnen da ein Umrecht, da fie Beamtenqualität befigen, zu: 
gefügt wird. Inwieweit die Königliche Behörde da in 
ihrem Recht ift, will ich nicht weiter unterfuchen, es wird 
ja ein leichtes fein, von dem Generalmajor v. Einem eine 
Antwort zu erhalten. 

Was bie Betriebsfchreiber anbelangt, jo Hat Herr 
Generalmajor v. Einem jhon in der vorigen Sigung zu: 
gegeben, daß biefe Leute ziemlich überbürbet feien mit 

rbeit; denn bieje Leute müffen nad meiner genaueſten 

nohmaligen Information heute alle die Arbeiten mit 

machen, die feinerzeit die Meiftergehilfen verrichten mußten, 
252° 
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(A) und zwar das Ausfchreiben der Arbeitäbücher, dad Auf: 


ftelen der Lohnliften, die Materialabichlüffe, was alles 
den Meiltergehilfen genommen ift, aber ihre Entlöhnung 
ift nicht geitiegen. Diefe Arbeiter erhalten bei bedeutend 
größerer Arbeitöleiftung den hödften Sat von 4,30 
pro Tag nad einer Dienftzeit von 10 Jahren, fo 
in den Gefchüßgießereien, im Feuerwerlslaboratorium, 
in ber Gewehr: und Pulverfabrit. Mber wie fteht es 
nun mit denjenigen Wrbeitern, von denen ber Herr 
Generalmajor vd. Einem nad dem ftenographifchen 
Bericht jagte, daß 12 Prozent der Arbeiter in Spandau 
über 6 Mark verdienen. Meine genauen Erkundigungen 
haben folgendes ergeben: es verdienen in Spandau nod) 
nicht 5 Prozent der geſammten Arbeiterfchaft die höchſte 
Bezugsitala von 6,50 Mark, und welche Arbeiter find das 
nun? Es find die beften Werkzeugmacher und die Fein— 
mechanitenarbeiter erfter Slaffe, alfo eine Stategorie von 
Arbeitern, die im jedem Privatbetrieb am allerbeiten 
geftellt find von ſämmtlichen übrigen Arbeitern; da fie 
aud) die feinfte und befte Arbeit im Betrieb zu verrichten 
haben. Ueber den Bezug von 6,50 Mark können fie nur 
in Ausnahmefällen tommen, und zwar unr mit Ge: 
nehmigung; wenn fie ausnahmsweiſe einen Antrag ftellen 
an bie Feldzeugmeiſterei und diefe ihre Genehmigung 
giebt, darf der Verdienft die Höhe von 6,50 Mark über: 
ſchreiten. Es wurde aud von Generalmajor dv. Einem 
geſagt, als ich einige polizeilihe Führungdattefte eines Schub: 
machers und Schneiderd anführte, ja, foldhe Leute werden in 
unſeren Betrieben gar nicht beichäftigt. Der Herr General: 
major v. Einem möge einmal in deu Betrieben Nachfrage 
halten, wie viele Hunderte Schuhmacher, Schneider, Bäder, 
Konditoren, Goldihmiede und wie die Berufe alle heißen, 
dort in biefen Werkftätten, wenn es der Betrieb geftattet, 
alljährlich eingeftellt werden, und zwar nit als Schuh: 
macher, nicht als Schneider, auch nicht als Bädergefellen 


(B) und auch nicht als Goldfchmiede, fondern fie werden als 


Mafchinenarbeiter angelernt, genau fo, wie wir es heute 
in den modernen Betrieben bei Ludwig Loewe und in 
anderen haben, wo bie maſchinelle Ginrichtung fo weit 
vorgeſchritten, daß heute die Arbeit zu einem Theil von 
Perſonen verrichtet werben können, welche nicht gelernte 
Arbeiter find. 

Als ih dann auf die Führungsattefte zu ſprechen 
fan, wurde von Herrn Generalmajor v. Einem ebenfalld 
beftritten, daß fie mit der Polizei etwas zu thun haben. 
(3 wird bem Herm Generalmajor v. Einem etwas leichtes 
fein, folgenden Fall feftzuftellen, ber fich erft vor kurzer 
Zeit ereignet hat und der beweift, welchen Einfluß Die 
Polizei in Spandau auf die Königlichen Werkftätten hat — 
und nicht nur das eine, fondern aud), wie bie Vorgeſetzten 
der Königlichen Werkftätten fih direft an bie Polizet 
wenden, und zwar nicht nur bei Einftellungen, jonbern 
auch, wenn Arbeiter den Antrag ftellen, eine Unterſtützung 
zu erhalten. Da ift jekt vor furzem ber fall vor— 
gekommen, daß fi der Vorgeſetzte eines Betriebes an bie 
Polizei gewandt hat, um recherchiren zu laffen, ob eine 
Bebürftigkeit des in einer Königlichen Fabrik beſchäftigten 
Arbeiterd vorliegt. 

(Hört! hört! bei den en) 
Der betreffende Arbeiter hat, al3 die Polizei in jein Haus 
fam und Recherchen in biefer Beziehung anftellte, einfach 
auf die Unterftügung verzichtet, weil er fi tief beleibigt 
und gefränft fühlte, daß eine derartige Unterftügung erit 
durch) bie Hand der Bolizeibehörde von Spandau gehen mußte 

(hört! hört! bei dem ——— 
frotzdem bie Arbeiterausſchüſſe exiſtiren, die leicht in ber 
Lage wären, bedeutend leichter als die Polizeibehörde, 
die Bedürftigkeit feſtzuſtellen! Es iſt jo weit gekommen, 
daß ſich die a De in Spandau nicht als Organ 
der dortigen ftäbtifhen Behörden fühlt, von der biefelbe 
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unterhalten wird, fondern als Organ der bortigen Stönig- (C) 


lien Militärwerkftätten, die nicht einen Heller zu ben 
Koften beitragen. Sie tft voll und ganz, möchte man 
jagen, in ben Dienft berfelben eingetreten. 

Wie wenig Rüdfiht in einzelnen Betrieben bon ben 
Vorgeiegten genommen wirb auf bad Gefühl und zum 
Theil auf ben Gelbbeutel und Magen der dortigen Ar- 
beiter, hat fi auch erft vor ang furzer Zeit einmal 

ezeigt und wird na leicht feffte en lafien. Wie es 
Nein, wird bie Arbeit in Spandau etwas fnapp; benn 
es find jetzt vor kurzem 250 Arbeiter gekündigt worben, 
und unter dieſen Gekündigten war aud ein Theil — mir 
mwurbe angegeben 8 bis 10 — Arbeiter, welche ſchon feit 
vielen Jahren dort befhäftigt waren. Diefelben wurden 
vorftellig, fie nah fo langjähriger Thätigkeit in dieſer 
ſchlechten Zeit nit auf den Straßendamm F werfen. 
Der Betrieböleiter hatte auch ein menfhlih Rühren und 
hatte diefe 8 bis 10 Arbeiter behalten; aber anftatt fie 
nun in bemfelben Betriebe weiter zu bejhäftigen, degra- 
dirte er diefelben und bradte fie zu dem Hofarbeitern. 
Es tft erflärlich, daß, da nun mit einem einzigen Schlag 
ber Lohn diefer Arbeiter, die vorher vier Mark verdienten, 
danı nur noch drei Mark betrug, dies natürlich ein großer 
Ausfall Für ſolche Iangjährigen Arbeiter if. Als ein 
Arbeiter ſich mın an bie Direktion wandte, erflärte ber 
Herr Direltor rund weg: bei bem, was einmal beftinmt 
ift, bleibt e8; wenn ihr in Noth gerathet, dann kommt 
um Interftügung ein; dann wollen wir unterfucdhen, ob 
ihr einer Unterftügung bedürftig feit. Alſo auch infofern, 
bin id der Meinung, wird es dod wohl an der Zeit fein, 
hier etwas beffer einzugreifen, als es bisher geſchehen ilt. 

Aber eines fcheint mir doch anzubeuten, daß meine 
Ausführungen vom 1. März auf etwas fruchtbaren Boden 
gefallen find. Es ift mir mitgetheilt worden, baß ein 
ſchon feit langem gehegter Wunſch der dortigen Arbeiter 
enblid in Erfüllung gehen foll, daß die wöchentliche Lohn: 
zahlung zur Durhfihnn fommen wird. Ferner ift, wic 
id in der Preſſe gelefen —3 eine Wohnungsenquete von 
dem Herrn Kriegsminiſter angeorbnet worden; es wurde 
feſtgeſtellt, wer ſeine Wohnung wechſelt und was er für 
Miethe zahlt. Nur ſchade, daß der Herr Kriegsminiſter 
nicht einen Schritt weiter gegan en tft und bie Enquete 
darauf ausgebehnt hat, wie die Wohnungen beichaffen und 
aus welchen Räumen biefelben beftehen. Da würde fich 
herausgeftellt haben, in welch elenden Wohnungen heute 
die Arbeiter ber Königlichen MWerkftätten in Spandau 
wohnen müffen. Wie es heißt, fol aud eine Deputation 
von Arbeitern beim Sriegäminifter geweſen fein. Derjelbe 
foll fie auch liebenswürdig empfangen und ihnen ver— 
Iproden haben, daß womöglich in allernächſter Zeit mit 
dem Bau von — — auf dem dortigen 
Terrain vorgegangen werben ſoll. Hoffentlich bleibt es 
nit nur ein frommer Wunſch, fondern verwirklicht ſich 
aud in naher Zukunft. 

Ih bin alſo nit im der Lage, mit Ausnahme einer 
einzigen Heinen Unrichtigkeit bezüglich der Pulverarbeiter, 
irgend etwas von meinen damaligen Ausführungen — 
nehmen zu können. Ich will nur hoffen, daß die An— 
rigen bie ich damals machte, mit dazu beitragen, daß 
die militärifchen MWerfftätten in Spandau und in Deutich- 
land überhaupt eudlich einmal das werden, was fie fein 
follten und längft fein müßten: Mufteranftalten für unfere 


Privatbetriebe. 

Ih will aud zum Schluß nod einmal die Bitte 
an ben Herren Sriegäminifter richten, und, wenn es 
irgend möglich ift, im nächften Jahre eine Statiftif über 
bie Lohnverhältniffe der Königlichen Fabriken vorzulegen, 
woraus fid ergeben wird, ob die Angaben, die gemacht 
find, auf Wahrheit beruhen oder nicht. 


(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 


(D) 
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Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußifhe Staats- und Kriegs⸗ 
miniſter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, General der Infanterie, Staats- und 
Kriegäminifter, Bevollmächtigter zum Bundesrath für das 
Königreih Preußen: Ich habe zu dem, was der Herr Bor: 
rebner gejagt hat, in gewiffer Hinfidht prinzipielle Stellung 
zu nehmen. Ich muß beftreiten, daß er ber richtige Anz 
walt der Arbeiter von Spandau ift. 

(Sehr richtig! rechts. Widerfprud bei den Sozial: 

bemofraten.) 

Ih kann nur erneut bemerken, baß ein großer Theil feiner 
Angaben auf Klatſch beruht. Ich Habe mid mit den 
Arbeitern, die ih empfangen habe, fehr eingehend über 
diefe Berhältniffe unterhalten. In ben Leuten habe ich 
durchaus intelligente und tüchtige Vertreter ihres Standes 
fennen gelernt und kann ic) jagen, daß deren Anfhauungen 
allerding3 unenblid weit von benen des Herrn Vorredners 


abweichen. 

(Hört! hört! rechts.) 
Die von dem Herrn Abgeordneten erwähnten Einrichtungen 
babe ich nicht getroffen infolge feiner neulichen Rede, 
fondern lediglich aus Anlaß der mit der Deputation ber 
Arbeiter gehabten eingehenden Beſprechung. 

(Sehr gut! rechts.) 
Auf diefem Wege fomme ich weſentlich weiter, ald wenn 
der Herr Abgeordnete hier unfontrolirbare Angaben 
macht, die fi meines Erachtens im der Regel auch nicht 
beftätigen. Ich fenne die Quellen nit, aus denen er 
hierbei ſchöpft; aber dieſe Quellen find nad) meiner Er: 
fahrung die fchlechteften, die er benugen kann. 

(Bravo! rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementödireftor im Königlich 
preußifchen Sriegdminifterium, Generalmajor v. Einem. 

v. Einem, genannt v. Rothmaler, Generalmajor, 
Departementödireftor, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für dad Königreich Preußen: Meine 
Herren, alö der Herr Abgeorbnete feinen Vortrag begam, 
wurde ich lebhaft an die Szene in Wallenſteins Tod 
erinnert, wo es heißt: j 

Wir fanden feines Ueberfalls gemwärtig 

Bei Neuftabt leicht verfhanzt in unferm Lager. 

(Heiterfeit.) 

Ih hatte allerdings angenommen, ber Herr Abgeordnete 
würde nicht mehr auf. biefe Stlagen, bie er vorgebradt 
bat, noch einmal zurückkommen nad dem, was ich ihm 
darauf erwidert hatte. Nun, meine Herren, wenn ber 
Kriegsminiſter nicht bereits pelag! hätte, würde ich aud 
mit einem Gefühl jchmerzliher Befriedigung ihm gejagt 
haben, daß auf feine Neden das nicht zurüdzuführen ift, 
was bis dahin geſchehen ift, fondern es war längſt in 
Erwägung gezogen, unb er fann verfichert fein, ich hätte 
auf die Punkte, auf bie er eingegangen war, damals ſchon 
geantwortet, wenn eben nicht bereit3 der Empfang ber 
Deputation in Ausfiht ftand, umb ich darum nicht vor- 
greifen wollte. 

Meine Herren, id würde überhaupt nit antworten, 
wenn nicht die Gefahr beftände, dab mein Schweigen 
falfch gedeutet werben könnte, als ob id) gegenüber den 
Klagen de3 Herr Vorredners nichts zu erwidern müßte. 
Ich bin mir allerdingd aud ganz Mar darüber, daß es 
mir auch Heute nicht gelingen wird, ben Herrn Abgeorb- 
neten zu überzeugen, daß feine Angaben unrichtig und 
meine richtig find. Denn ih muß unbebingt daran feſt⸗ 
halten, daß das, was id gefagt habe am 1. März, ab: 
jolut zutreffend ift. Ich könnte nochmals, wenn io das 
hohe Sans nicht fo lange aufhalten wollte — aber id 
will zumädft darauf verzichten — beweifen, daß bie An: 
gaben über den Verdienſt der Arbeiter abiolut zutreffend 
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find, wenigſtens nad) ben Nachrichten, welche uns von der (0) 


Treldzeugmeifterei und den Behörden vorgelegt werben. 
Ih kann nicht daran zweifeln, daß diefe Angaben durch— 
aus richtig find. Ich wüßte auch nicht, was es heißen 
follte, dag man uns falihe Angaben machte. Mohin 
würde dad führen, wenn das heraus füme? Da follte 
der Betreffende fich doch befinnen, uns derartige Angaben 
zu machen. 

Ich muß aud abjolut beftreiten, daß durch die neue 
Lohnordnung irgend ein Arbeiter ſchlechter geftellt ift. 
Ed etwas eingetreten tft, ift fofort bie Lohnerhöhung 
erfolgt. 

Ueber den Infpektor Slofe find der Hcereöverwaltung 
irgend welde Stlagen nicht zugegangen. Ich möchte 
meinen, wenn thatfählid die Verhältniffe jo wären, daß 
biefer Inspektor entgegen den Vorschriften, welche von der 
borgefegten Behörde gegeben find, Herabfegungen am Lohn 
eintreten ließe, daß daun aus den Arbeiterkreifen Klagen 
an und gelangt wären. Da dies nicht der Fall ift, fo 
glaube ich e3 nicht. 

Der Herr Borrebner hat dann wieder über bie 
Pulverarbeiter gefproden. Ih möchte anführen, daß 
von ben Wulverarbeitern eine Danfadreffe an ben 
Herrn Kriegsminiſter eingegangen ift, in der ausgeführt 
wird, und zwar mit der linterfchrift der Pulverarbeiter, 
fie banften bem Herrn Kriegsminiſter für die Lohn: 
erhöhungen und könnten nun ımbejorgt in die Zufunft 
fehen. Wenn die Leute nicht zufrieden wären, fo wüßte 
id nicht, warum fie diefe Dankabreffe eingereiht haben. 
Der Herr Abgeordnete hat gefagt, die PWulverarbeiter 
fönnten überhaupt nur 4 Mark verbienen. Das ift nicht 
zutreffend. Wenn fie ſich in einer Lohnklaſſe befinden, 
die mehr verdient als 4 Mark, jo werben fie natürlich 
daran partizipiren. 

Was e3 heißen ſoll mit dem Abzug der Invaliden— 
gelber, verftehe ih niht. Es können nur Abzüge fein, 
die ftaatliherfeit3 durch gejegliche Beftimmungen vor— 

—* ſind, und die a fi jeder Arbeiter gefallen 
aflen. 

Ich habe den Herrn Abgeordneten jo verftanden, als 
ob ih im meiner Antwort vom 1. März gefagt haben 
follte, die Betriebsſchreiber wären nicht überlaftet. Ich 
fönnte mich auch verhört haben. Ich habe gerade das 
Gegentheil gejagt; ich habe gejagt, fie wären überlaftet, 
und es wäre bereit3 in Erwägungen eingetreten, um eine 
Entlaftung eintreten zu lafien. Ich babe ferner dem 
Herrn Abgeordneten Pauli ger erklärt, daß auch 
— erwogen wurde, ben Lohn der Betriebsſchreiber zu 
erhöhen. 

Nun Hat der 2 Abgeorbnete mich darauf auf: 
merkſam gemacht, dat in ben Fabriken nicht nur Metall- 
arbeiter wären, fondern aud) eine Anzahl Schneider und 
3** Ich habe immer gehört, daß es an 
Schneidern im Lande mangelt. Nun möchte ich beinahe 
glauben, wenn die Schneider ſogar in unfere Fahriken 
geben, müſſen fie darin mehr verdienen ald wo anders. 

a3 wäre vielleicht der Grund, weöhalb fie dahin gehen. 

Was nun bie —— betrifft, ſo muß ich 
erflären, daß es mir bis jetzt unbekannt geweſen iſt, daß 
von irgend einem Arbeiter ein Führungsatteſt über ſeine 
fozialpolitifihe Gefinnung und jeinen ſozialpolitiſchen 
Seelenzuftand verlangt wird. Die Arbeitöordnung liegt 
für jeden vollftändig offen, ber Herr Abgeorbnete wird 
fih davon überzeugen fönnen, daß von Beibringung 
politifcher Führungdattefte nichts darin fteht, und andere 
Papiere als vorgeichrieben find, werben nicht verlangt. 

Nun ift wieder auf die Polizei zurückgegriffen worden. 
Der gert Abgeorbnete hat gejagt, daß fogar bei der 
Polizei Erhebungen — werden über die Bedürftig— 
keit eines Mannes. abei komme ich nun auf eine 


(D) 
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(A) Sache zurüd, die ber Herr Abgeordnete am 1. März | Erhebungen, betreffend die Wohnungsfrage mit der Lohn: (C) 


(B) deutihe Sprade 


vorgebradt hat, wo er uns erzählte, daß ein unglück— 
liher Mann, der in Noth und Elend gerathen, aus ber 
Kantinenkaſſe fein Geld hätte befommen können, weil an 
einen Vorgeſetzten fälſchlich 20 Mark und an einen anderen 
30 Mark gezahlt worden ſeien. Nun, meine Herren, id) 
bin ja überzeugt, dieſe Klagen des Herrn Abgeordneten 
entipringen wirklich einem guten Herzen und finden auch 
überall Widerhall in guten Herzen, auch in meinem. Aber 
wa3 mir fehlt, ift die Glaubenskraft des Herrn Ab— 


georbneten 
(Heiterkeit), 

der Glaube an die Möglichkeit derartiger Zuftände. Ad 
wende mid an jeden, der große Betriebe fennt. Da 
fpielen wirtlih 20, 30 Mark in einer Kantine, wo Hundert 
und aber Hundert verkehren, gar feine Rolle. 

(Sehr richtig! rechts.) 
63 könnte der Fall eintreten, daß thätſächlich fein Gelb 
mehr in der Stantine it. Das wäre möglich, wenn fie 
zu Weihnachten ausgeichüttet ift, wo jeder fein Weihnachts- 
geihent befommen hat. Aber dann fteht Hinter ber 
Santinenkaffe die Darlehnskaſſe, und Hinter dieſer wieder 
Kap. 43 Tit. 7 die Summen, die Sie uns bier bewilligen, 
- denen aud) einmalige Zumwenbungen gemadht werben 
Önnen. 

Nun hat der Herr Abgeordnete gejagt, aus voller 
Willtür wäre dem Arbeiter nicht3 gegeben. Die Sadıe 
hat einen Hafen; denn aus bem Arbeiterausihuß werden 
drei Vertrauendmänner gewählt, und biefe Vertrauens: 
männer prüfen jebed Send auf die Nothwenbigfeit und 
Bedürftigkeit des rg Hin Arbeiter Hin. Auf deren 
Vorſchlag wird dann feitend der Direktion entichieben. 
Das nennt ber Herr Abgeordnete Willfür. Ich bin damit 
einverftanden. Da muß man aber bem beutfhen Wort 
einen anderen Begriff geben als denjenigen, wie ihn bie 

Fonit fennt. Ich würde jagen, das tft 
ein pflihtmäßiges und gerechtes Abmefjen der Berhältniffe 
der Bittjteller, dad zum Zweck Hat, jebem geredjt zu 
werden. Wenn nun bei der Polizei thatſächlich Er: 
fundigungen eingezogen find nad ber Bebürftigfeit des 
Arbeiterd, fo ift das nur geſchehen, um obigen Zweden 
zu bienen. 

Dann ſoll 250 Mann gekündigt worden fein. Mir 
iſt nur befannt, daß die Feldzeugmeiſterei 250 Arbeitern 
gefagt hat: unter Umftänden müßt ihr ausfcheiden, und 
das hat fie gethan, weil die dritte Lefung noch nicht ge: 
weien war, und ber hohe Reichstag noch nicht die ge= 
forderte Summe des Etat3 bewilligt hatte. Wenn Sie 
und die Summe bewilligen, fo braudt fein Mann aus: 
zuſcheiden. 

Das iſt, was ich auf die Angaben des Herrn Ab— 
geordneten zu erwidern habe. Ich muß aber geſtehen, 
daß ich die —— habe, durch meine Darlegungen, 
bie in allen Richtungen ber Wahrheit entſprechen, und bie 
id vollkommen freimüthig abgegeben habe, ihm nicht über: 
zengt zu haben. 

Meine Herren, ba3 kann ich nicht ändern! 

(Bravo! rechts.) 
BPräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Zubeil. 
ubeil, Abgeordneter: Nur eine kurze Bemerkung. 
= in ja aud bei meiner criten Rede jehr kurz ge— 
weſen. 

Dem Herrn Kriegsminiſter will ich nur antworten, 
er iſt der Anwalt der Krone, und wir glauben der 
Anwalt der Arbeiterſchaft des Volkes zu fein. 

(Widerfprud; rechts.) 

Genau dasſelbe Neht muß er und zuerfennen, was er 
für fih Tag für Tag in Anfprud nimmt. 

enn bann ferner gejagt wurde, daß biefe meine 
Heußerung vom 1. März nicht dazu geführt habe, bie 


zahlung und anderen Verbefferungen, zu veranlaffen, fo 
it es dod cin merfwürdiger Zufall, daß in fo kurzer 
Zeit bei einflußreihen Stellen in Spandau fih ein folder 
Perſonenwechſel vollzogen hat, nicht nur an einer, fondern 
an veridiedenen Stellen. Ich fage, es muß das ein 
merfwürdiger Zufall fein, wenn das mit meinen Aus- 
führungen vom 1. März nichts zu thun Hat. Aber 
gleichgiltig, ob er damit zu *hun hat oder micht, ich will 
es fir mid gar nit in Anfprud nehmen. Wenn der 
Herr Kriegsminiſter aus feinem guten Herzen heraus es 
gethan hat, jo müſſen die Verhältniffe eben fo geweſen 
fein, daß eingegriffen werben mußte. Ih bin auch ber 
Ueberzeugung, daß ber Herr Sriegäminifter im Laufe 
dieſes Jahres noch PVeranlaffung nehmen wird, bis zur 
Vorlegung des nächſten Etats noch weitere durchgreifende 
Verbefierungen im Betriebe der militäriihen Werkftätten 
Spandau vornehmen zu laffen; dann werden wir 
ſehen, ob es allein aus dem guten Herzen des Kriegs— 
minifter8 oder unter dem Drud und dem Zwang ber 
Deffentlichkeit hat geichehen müſſen. 

Nun wird die Angabe der Quelle verlangt, aus ber 
id ſchöpfe. Die Fälle, die ich anführte, habe ich fo genau 
prägzifirt, daß es den Herren eine Leichtigkeit ift, fie nach— 
zuprüfen. Namen zu nennen, babe id gar feine Ber: 
pflihtung und werde meinen Gewährsmann aud nicht 
nennen. Hätte ich jo hinterm Berge geiprodhen, daß man 
nichts erkennen kann, jo wären bie Worte, bie ber Herr 
Kriegäminifter und aud ber Herr General an mich ge— 
richtet haben, vielleicht berechtigt. 

Weiter ift gejagt worden, daß es ben Pulverarbeitern 
ja freiftehe, in anderen Betrieben zu arbeiten; das hat 
Herr v. Einem ja ſchon voriges Mal gejagt. Entweder 
hat er mid nicht verftanden ober hat es verwechſelt. 
Von dem Augenblid an, wo die alten vereidigten Pulver: 


arbeiter ihren Betrieb wechſeln und in einem anderen (D) 


Betriebe befhäftigt würden, würden fie ihre Rechts— 
anſprüche verlieren; fie könnten jeden Augenblid gekündigt 
und an bie frifche Luft geſetzt werben, wie e3 oft in Be- 
trieben geichieht, um die alten Arbeiter loszuwerden. 
Dagegen ſträuben fi natürlich die alten verheirateten 
Pulverarbeiter: fie wollen in ihren Betrieben bleiben und 
bort fo geftelt werben, daß fie unter den heutigen Ver: 
hältniffen al3 Menſchen Ieben fünnen. Wenn die ver— 
einigten Pulverarbeiter eine Daukadreſſe an dem Herrn 
Kriegsminiſter haben abfaflen laſſen oder abgefaßt haben, 
fo wiſſen wir ja, wie leicht derartige Danfabreffen zu 
Stande fommen. Auch das bemweift nidt, daß meine 
Ausführungen irgendwie unrichtig find. 

Auch meinen heutigen Ausführungen gegenüber wird 
ed ein leichtes fein, feftzuftellen, daß nad Einführung 
der neuen Lohnſtala die Verhältniffe jchlehter geworben 
find. Warum hat ber Mrbeiterausfhuß im Herbſt 
vorigen Jahres und noch kurz vor Weihnachten fort: 
während darauf gebrungen, daß neue Unterhandlungen 
ftattfinden ſollen? Weil biefe u. eine er: 
ſchlechterung für ben größten Theil der militärijchen 
MWerkitättenarbeiter in Spandau mit fi gebradt hatte. 
Der Wunſch des Arbeiterausſchuſſes ift nicht erfüllt 
worden. Das geht klar hervor daraus, daß dem Arbeiter: 
ausfhuß vom Direktorium gejagt wurde: bie Lohn: 
ordnung ift jegt eingeführt, ſoll aber vorläufig proviſoriſch 
beftehen. Wir wollen abwarten, wie lange das Provi— 
forium dauern wird; bie Erbitterung wird jo wachſen, 
ion fie gezwungen werben, eine Aenderung eintreten zu 
laſſen. 

Wenn dann weiter von dem Herrn Generalmajor 
p. Einem gefagt wurde, ih hätte einen Fall angeführt, 
daß ein Arbeiter aus der Unterſtützungskaſſe nichts er: 
hielt, weil ein Meiftergehilfe fein 2öjähriged Jubiläum 
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(A) feterte und bie fehlende Summe aus biefer Kaſſe erhielt, 


und ein anberer höherer Beamter ebenfall3 mit Unter: 
ſtützung aus dieſer Kaffe feinen Urlaub antreten fonnte 
und daraus folgerte, daß ſolche Zuftände unmöglich ſeien, 
in biefen Staffen Geld genug vorhanden, und wenn es in 
der einen fehlt, noch andere Kaſſen vorhanden jeien, fo 
wird auch das mit Leichtigkeit fetzuftellen fein, wenn nur 
der gute Wille vorhanden if. Auch hier fteht Aus— 
führung gegen Ausführung... Ich nehme für mich eben: 
falld in Anſpruch, daß ih in dieſem hohen Haufe bie 
volle Wahrheit gejagt habe, und ic beanſpruche für 
meine Ausführungen die volle Glaubwürdigkeit. Wir 
werden und ja im nächſten Jahr um biefelbe Zeit wieder 
fpreden und dann jehen, wer Recht und wer Unrecht ge 
habt hat. Was die Polzeibehörde anbelangt, habe ich 
nur zu erklären, daß Militär und Polizei jo eng au: 
ſammenverwachſen find, daß beide ohne einander nicht 
leben können. 
(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 

Bräfident: Die Diökuffion ift geichloflen, ba niemand 
mehr zum Wort gemeldet if. Kap. 38 Tit. 1 bi 6 
find nicht angefochten; ich erkläre fie für vom Haufe an— 
genommen. | 

Ih rufe auf Kap. 39 Tit. 1 bis 12. — Ange 
nommen. 

ap. 40. — Angenommen. 

Ich rufe auf Kap.41 Tit. 1 und 2 — angenommen; 
Tit.3 — angenommen; Tit.4 — angenommen; Tit.5 — 
angenommen; Tit. 6 — angenommen; Zit. 1 bi 6 für 
Sachſen und Württemberg — angenommen. 

Ih rufe auf Kap. 42 — angenommen; Kap. 43 
Ti. 1 bis 8, Anmerkung zu Kap. 14 bis 43 — 
angenommen; ap. 44 — angenommen. Ginmalige 
Ausgaben, a Drdentliher Etat, Preußen u. f. w. 
Kap. 5 Tit. 1 und 2 — angenommen; Tit. 3 — ange: 


(B) nommen; Tit. 4 — angenommen; Tit. 5 bi8 8 — ans 


genommen; Tit. 9 — angenommen; Tit. 10 bis 21 — 
angenommen; Tit. 23 bis 27 — angenommen; Tit. 28 
— angenommen; Tit. 32 — angenommen; Tit. 33 — 
angenommen; Tit. 34 bi3 36 — angenommen; Tit. 38 
— angenommen; Tit. 39 bi8 66 — angenommen; Tit. 
68 und 69 — angenommen; Tit. 70 — angenommen; 
Tit. 71 bid 77 — angenommen; Tit. 78 — angenommen; 
Tit. 79 bis 81 — angenommen; Til. 82 — ange: 
nommen; Tit. 82a und 83 — angenommen; Tit. 84 — 
angenommen; Tit. 85 bis 90 — angenommen; Tit. 92 
bis 98 — angenommen; Tit. 99 — angenommen; Tit. 
100 — angenommen; Tit. 101 bi 112 — angenommen; 
Tit. 113 — angenommen; Tit. 114 bis 117 — ange: 
nommen; Tit. 119 bis 127 — angenommen; Tit. 129 
bi8 140 — angenommen; Tit. 142 bi8 144 — ange: 
nommen; Tit. 145 — angenommen; Tit. 146 — ange: 
nommen; Tit. 147 — angenommen; Tit. 148 — ange: 
nommen; Tit. 149 — angenommen; Tit. 150 bis 176 
— angenommen; Tit. 178 bi8 192 — angenommen; 
zit. 193 — angenommen; Tit. 194 bis 195 — ange 
nommen; Tit. 196 — angenommen; Tit. 197 — ange: 
nommen; Tit. 198 bis 214 — angenommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über Tit. 215. 
Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Hachnle. 

Haehnle, Abgeordneter: Meine Herren, bei der 
Bofition für die Ulmer Feſtungswerke haben in zweiter 
Lefung zwei Mitglieder der Budgetkommiſſion, die Herren 
Abgeordneten Gröber und Dr. Paaſche, in danfenswerther 
Weife die grundfäglihe Frage erörtert, ob es richtig ift, 
bei Niederlegung der Ummwallung einer Feſtung der be— 
treffenden Stadt ald Preis für das abautretende Gelände 
den Betrag der Koften für bie neuen Feſtungswerke an- 
zufegen. Beide Herren find zu dem übereinftinnmenden 
Refultat gelangt, daß nur der Einfhägungswerth des zu 


Eigenthum abgetretenen Geländes angefegt werben follte. 
Id halte das für ganz richtig und habe mid) überzeugt, 
daß auf ber Linken diefe Auffaffung getheilt wird. 

Der Stabt Ulm wurbe als Preis für die erfehnte 
Erweiterung des Feltungsgürtel$ von vornherein gemau 
ber Betrag zu zahlen zugemutbet, welcher für den Bau 
ber neuen 5 ag ehe erforderlich it, nämlich 
4500 000 Marf. Schon daraus läßt fid entnehmen, 
daß nicht der Ginihätungswerth maßgebend war. 

Nur weil die Stabt Um in den Glauben verfegt 
war und nad) Lage der Verhandlungen feiner anderen 
Auffahung Raum geben konnte, daß nur um diefen Preis 
der enge Feſtungsgürtel falle, afzeptirte fie, der Noth ge— 
horchend, diefen hohen Preis. 

Als Schätungswerth ded zu übergebenden Geländes 
wurde der Stadtverwaltung Ulm nie ein anderer Werth 
ald 2 641 000 Marf berechnet. 

Meine Herren, eben wegen bieje3 ſchreienden Miß- 
verhältnifles zwifchen dem Werth des übergebenen Terraind 
und dem Kaufpreis wurde ja aud bie Stabt auf den 
ungewöhnlichen Weg verwiefen, daß durch ein Spezial- 
gejeg den Gigenthümern der Grundftüde, welche biäher 
nicht überbaut werden durften, eine Rayonbefreiungs: 
abgabe auferlegt werden will. 

Wenn der Herr Regierungövertreter und ber Herr 
Abgeordnete Dr. Paaſche darauf hingewieſen haben, daß 
der Stadt Ulm fonzedirt worden fei, die 4'/, Millionen 
Mart in 20 zinsfreien Jahredraten zu zahlen, fo 
repräfentirt das allerdings eine Entihädigung. Aber das 
reiht lange nicht bin, um die Zuvielforderung von vielen 
Hunderttaufenden Mark zu fompenfiren. Selbft wenn bie 
von dem Herrn Abgeordneten Dr. Paaſche aus biefen 
20 Jahresraten berechnete Zinsfumme von 1 290 000 Mark 
an dem Kaufpreis in Abzug gebracht wird, verbleibt eine 
ganz beträdtlihe Zupielforderung. 

Man iſt fi in Ulm einig, daß cine folde vorhanden 
ift, und ift dafür dankbar, was ich alö Vertreter von Ulm 
ausſprechen barf, daß ber preußifche Herr Kriegsminiſter 
fhon in der Budgetlommiffion eine meue ——— zu⸗ 
geſagt hat, um jene Anltegen nachzuprüfen und ihnen 
gerecht zu werben. Es wäre das fiher für beide Theile 
viel erwiünfchter, ald wenn der Reichstag veranlaßt 
werben würde, por Genehmigung ber erften Rate ber 
Einnahme im Etat erft enticheiden zu müſſen, ob. er einen 
Vertrag genehmigen will, bei welchem der oftroyirte Preis 
und der thatfählihe Grundftüdswerth in einem fo großen 
Mißverhältniß ftehen. 

Meine Herren, ich möchte bei der vorgerüdten Zeit 
mid auf dieſe wenigen Bemerkungen beidränfen und 
glaube, daß bei gutem Willen eine beibe Theile be— 
friedigende Autgleihung leicht gefunden werden fann. 

Präfident: Das Mort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geſchloſſen. Tit. 215 ift nicht ange: 
fochten; er ift vom Haufe bewilligt. 

Ah rufe auf Tit. 216 bis 218. — Dam rufe ich 
auf Sadien Tit. 219 bis 232, — 234 bi3 238, — 
239, — 241, — 242 bis 246, — 248 bis 278. — Die 
ſämmtlichen aufgermfenen Titel find bewilligt. 

Ih rufe auf Württemberg Tit. 279 bis 283, — 
Fit. 285 bid 239, — Fit. 290, — Tit. 291 bis 294, — 
Tit. 295, — Tit. 296 — und erkläre dieſe aufgerufenen 
Titel für Württemberg vom Haufe für genchmigt. 

Mir gehen über zum ap. 12, Nußerordentlicher Etat. 
Ih rufe auf Fit. 1, — Fit. 2, — Fit. 3, — Tit. 4, 
— Fit. 5 — umd erkläre dieſe ſämmtlichen Titel für 
genehmigt. 

Wir gehen über zu Kap. 9, Einnahme, Tit. 1 bis 5 
— a are — Kap. 9a Tit. 1 bis 5 — angenommen. 
Hiermit ift dev Gtat für die Verwaltung des Reichs— 


heeres beendet, und wir gehen über zum Gtat für dad 


(c) 


(D) 
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Fortdauernde Ausgaben, 
Kap. 44a Titel 1 bis 12, — Tit. 13, — angenommen, 
— ftap. 5a Einmalige Andgaben, — angenommen. 

Wir fommen zum Etat der Verwaltung der Kaifers 
lihen Marine. Fortdauernde Ausgaben, ap. 45. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 1. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete dv. Karborff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, ich bitte 
aus dem Umſtande, daß ich hier von der Tribüne aus 
ſpreche, nicht etwa fchließen zu wollen, daß ich eine ſehr 
lange Rebe zu halten beabfihtige. Ih hebe mur 
bor, einige Bemerkungen zu machen zu denjenigen Be- 
ſchwerden reipeftive Angriffen, die in der Budgetfommiffion 
und auch bier im Plenum gemacht find bezüglich ber 
angeblidy zu hohen Bezüge, welche die Banzerplattenwerte 
Krupp und Dillingen gemacht hätten. Es find ja Vor: 
würfe, die ſich einerſeits richten vielleicht an den Herrn 
Staatöjetretär ber Marine, der zu hohe Preife bewilligt 
hätte. Andererfeit3 find im Beriht — id) glaube, auch 
in den Verhandlungen im Plenum — biefe Werke wieder: 
holt einer umerhörten Preistreiberei beihuldigt. In ber 
Preſſe ift dies ſehr aufgebaufcht worden. Die betreffenden 
Werke haben mich gebeten, einige Sachen richtigzuftellen, 
bie ihrer Meinung nad) falich wiedergegeben find. 

Nicht hier im Plenum, aber tm der Prefle, wurde 
wieberholt behauptet — wahrfceinlid aus mißverftänd- 
Iiher Wiedergabe der biefigen Verhandlungen —, bie 
Werke hätten zu fehr niedrigem Preiſe, nämlih zu 
1930 Mark pro Tonne, Beftellungen und Lieferungen nad) 
Amerifa gehabt, während fie für die im Inland ver: 
bleibenden PBanzerplatten von der Marineverwaltung ben 
enormen Preis von 2300 Mark befümen. Die Werke 
haben mir die Verfiherung abgegeben, daß niemals eine 
Banzerplatte aus biefen Merken von hier nad Amerika 
gegangen, niemal3 eine Offerte bezüglich Banzerplatten 
an die amerikanische Regierung oder Marineverwaltung 
gemacht ift, überhaupt in Panzerplatten gar keine Geſchäfts— 
verbindung zwiichen diefen Werfen unb den Vereinigten 
— beziehungsweiſe der dortigen Marineverwaltung 
eſteht. 

Sodann iſt behauptet worden, es ſtänden jetzt 
durch das Flottengeſetz 160 000 Tonnen Panzerplatten in 
Ausſicht an Lieferungen fir die Werke. Die Werke ſelbſt 
rechnen fih eine ganz erheblihe Differenz des Betrages 
heraus und jagen: nad) dem Flottengeſetz find es nur 
80 000 Tonnen. Id nehme an, daß die Auslandsſchiffe, 
die nicht im ee bewilligt find, von Herm Müller 
(Fulda) bei feiner Berechnung mit zugezogen find — und 
das ift für mid eine ganz angenehme Ausficht auf die 
künftige Bewilligung biefer Schiffe. 

(Heiterfeit.) 

Dann find vielleiht die 150000 Tonnen richtig. Aber 
im übrigen verfihern mich die Werfe, daß nah den Ans 
forderungen des gegenwärtig beftehenden Flottengeſetzes 
influfive der Erſatzſchiffe die PBanzerplattenlieferungen ſich 
nicht höher belaufen würden ald auf 80000 Tons, 
alfo ungefähr die Hälfte deflen, was ben Berechnungen 
bes Herrn Abgeordneten Müller (Fulda) zu Grunde gelegt 
war. Aber, wie gefagt, die Differenz kann ja darauf 
beruhen, daß er ſchon diejenigen Schiffe mit in Rechnung 
gezogen bat, die wir erft jpäter bewilligen follen: bie 
Kreuzer, die Nuslandöflotte. 

Die Herren haben mid ferner gebeten, barauf auf: 
merffam zu machen, baß ber Preis, ben Amerika jekt 
zahlt, und ber ja erheblih niedriger iſt — nämlich 
1920 Mart — als der biöher bei und bezahlte, fehr 
neuen Datums fei, nämlid erit feit November vorigen 
Jahres, und vereinbart jei mit den Werten bei der Ber: 
gebung eines ſehr erheblichen Betrages von 36 000 Tons, 
innerhalb 5 Jahren zu liefern — madt alſo 7500 auf 
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das Jahr. 
die bis 1900 unfere Werke bezogen haben, jo find bie ja 
erheblich Höher; aber wie find bie Beftellungen in den 
Jahren 1890 bis 1900 geweien? Da find dur ſchnittlich 
auf die beiden Werke zufammen pro Jahr 2700 Tons 
gelommen. In Amerika 7500 — ein fehr erheblicher 
Unterſchled! Dabei find biefe Beitellungen bei und außer: 
ordentlich unregelmäßige geweien, ſodaß das Krupp'ſche 
Werk in einem Jahr nur 34 Tond bekommen hat, in 
einem anderen 214. Sie werben anerkennen, daß Werte, 
die auf eine große Produktion eingerichtet find und fein 
müſſen, fehr erheblich billiger liefern können, fowie ihnen 
eine größere Lieferung beftimmt im Ausſicht fteht. 

Nun kommen jegt mehrere Dinge zufammen, bie für 
eine Berwilligung der Forderung ber Werfe ſich werben 
einfegen laſſen feitend der Neich3-Marineverwaltung. Die 
Materialien find vielleicht billiger geworden burd ben 
Rüdgang der Eiſenkonjunktur; vielleicht gehen auch die 
Arbeitslöhne zurüd, obwohl das bei den Arbeitern, bie hier 
in Betracht fommen, kaum der Fall fein wird. Ich möchte 
aber darauf aufmerkſam mahen, daß nad genauen Er— 
fundigungen, die eingezogen find, in England und Fran: 
reich höhere Preife von der Marineverwaltung für Panzer: 
platten gezahlt find al3 bet und. Es fommt bod 
wirklich auch nicht darauf an, möglihft billige Panzer: 
platten, fondern die beften zu befommen. Nun marſchirt 
Deutihland au der Spitze ber Panzerplattenfabrifation, 
weil Deutſchland es fertig gebradht hat, die größte Wibder- 
ftandsfähigfeit der Panzerplatien mit dem Mindeitgewicht 
derfelben zu vereinigen, mit einer Reduktion des Gewichts, 
bie man früher mit für möglich gehalten, und die erit 
durch funftoolle Metallmifhungen erzielt worden ift. Sie 
wiffen jelbft, welde Anzahl von Chemifern erften Ranges 
in den großen Kruppſchen Betrieben figen, daß alfo, wenn 
in Ausfiht genommen fein follte, PBanzerplatten vom 
Auslande zu 
Ausland im Stande wäre, Panzerplatten von berielben 
Qualität wie Deutſchland zu produziren. Es wäre ja 
wüũnſchenswerth, wenn ſich vielleicht in Deutfchland noch 
andere Werke ber Banzerplattenfabritation annähmen; 
aber ich habe bezüglih dieſer Sache einige Erfahrungen 
hinter mir. 

Vor einer ganzen Neihe von Jahren, wo id als 
Borfigender des Aufſichtsraths eines der Haupteiſenwerke 
von Schlefien viel mit ber Eifenfabrifation zu thun hatte, 
trat eine Reihe bon dortigen großen Eiſenwerlen zu: 
fammen, um fi zu überlegen, ob fie, wie Krupp, eine 
Panzerplattenfabrifation einrichten follten. Das Gelb 
war in dem Augenblide jehr flüffig, es waren fehr potente 
Herren, die bie Sache betrieben, und bie Sade wurbe 
nah allen Rihtungen hin erwogen; und ſchließlich fagten 
fi) die Herren doch: es ift eine zu riäfante Sache, wer 
weiß, ob wir jo viel Beitellungen erhalten, als wir be: 
bürfen; wenn wir bie großen Summen auf bie Ber: 
vollkommnung unferer bisherigen Gifenprobuftion auf: 
wenden wollen, jo find fie ſicherer und rentabler angelegt. 
Sinfolge deſſen unterblieb die Sache. So ganz leicht tft die 
Sade aljo nit. Sie benfen fi, man brauche bazu ein 
ſtruppſches Patent zu kaufen; es handelt ſich aber nicht um 
ein Patent, fondern um eine ganze Menge und um eine 
Induſtrie, die täglih in neuen Erfindungen fortichreitet. 
Sie müffen fi denken, daß bie Chemiker und Techniker 
unaudgejegt an der Vervollkommnung der Fabrikation 
arbeiten, und daß faum ein Jahr vergeht, wo nicht eine 
erhebliche Vervollfommmung erzielt wird, bie immer fofort 
eingerichtet werben fol. Und wenn gar die Rebe davon 
ift, ein ſolches Staatöwerf zu errichten, ja, meine Herren, 
wie wollen Sie diefe Techniker ftellen, wenn Sie gute 
Techniker haben wollen? Ste müflen fie ebenfo bezahlen 
wie jene Werke, und das würde ſich in unfere Beamten: 


Wenn man nun bamit bie Preife vergleicht, (C) 


eziehen, es fehr fraglich ift, ob irgend ein (D) 


(4) Hierarchie abfolut nicht einrangiren laſſen. 
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Das find 
Geſichtspunkte, die bei Beurtheilung der Frage zu be- 
rüdfihtigen find. 

Nun mache ich aber darauf aufmerffam — bie 
Direktion der beiden Werke hat mid) ausdrüdlid; autorifirt, 
das zu fagen, —: fie find bereit zu einer weiteren Preis— 
rebuftion unter der Vorausſetzung eines größeren Ab» 
fchluffes und der Garantie eines größeren Quantums. 

(Heiterfeit.) 

Das ift fehr natürlih, meine Herren; diefe Sicherung 
muß da fein. Inter ben Umſtänden haben auch bie 
ameritanifhen Werke nur ben niedrigen Preis ftellen 
tönnen. Die Werke werden vorausſichtlich alfo bei näheren 
Berhandlungen zu weiteren Preisermäßigungen ſich ver: 
ftehen, wenn fie vielleiht — ich will einmal jagen — 
6000 Tons jährlid zu bearbeiten haben. Sie können 
nicht verlangen, daß die Werke erhebliche weitere Kon: 
zeſſionen maden, wenn ihnen nicht auf eine Neihe von 
Jahren eine derartige größere Lieferung zugefichert wird. 
Wenn aus dem Flottengeſetz hervorgeht, daß fo und fo 
viel in Ausſicht fteht, fo ift damit nichts geiagt; bie 
MWerfe müffen die Lieferung pofitiv in Händen haben. 

Ih will nod Eine erwähnen. Damals, als be— 
rathen wurde, daß eventuell ſchleſiſche Werke errichtet 
werben follten, ftieß man fi auch daran, daß die dortigen 
Werkbeſitzer fagten: ja, alles Andere können wir von 
vornherein und beihaffen, aber nicht die gefchulte Arbeiter: 
ihaft, darin ift und Krupp 20 Jahre voraus. Gerade, 
meine Herren, bei ben Panzerplatten ift diefe geſchulte 
und bisziplinirte Arbeiterſchaft durchaus nothwendig, 
mehr alö bei einem anderen Zweige der Eifenfabrifation. 
Da hat mir mein verewigler Freund Stumm oft gefagt: 
ein einziged Verſehen, welches ein Wrbeiter in der 
nah Hunderten zäblenden Nrbeiterfolonne macht beim 
Ausguß des glühenden Stahles, kann leicht zur Folge 


(B) haben, daß ſich Blaſen bilden, und dann ift die ganze 


PBanzerplatte im Werthe von vielleiht 100000 Mart 
fortgeworfen. Cine ſolche Arbeiterfhaft heranzuzichen, 
dazu gehört eine lange Neihe von Jahren. Die 
ſchleſiſchen Werte fagten alfo, lange Jahre würden 
vergehen, che fie mit den Kruppſchen Banzerplatten 
fonfurriren fönnten. 

Sch habe mich für verpflichtet gehalten, diefe Dinge 
vorzubringen, weil ich wirklich glaube, daß das lirtheil, 
welches der Reichſtag über die beiden großen Werte, das 
in Dillingen und das Kruppſche, herbeigeführt hat, ein 
nicht ganz richtiges iſt. Es Hat namentlich zu abſurden 
Berunglimpfungen jener Werke in der Preffe Veranlaſſung 
gegeben. Ich denke, wir follten ftolz fein, ſolche Werke 
zu befiten, die in dieſer Fabrikation an der Spige ber 
Welt marſchiren, und nicht die Herren beneiden, wenn fie 
hin und wieber große Gewinne machen. 

Für das große Riſiko, welches hier in Betracht 
fommt, möchte ich bier noch ein Beifpiel anführen. Bor 
Sahren hatte das Dillingenſche Werk einen großen Dampf: 
Pen angeihafft, hauptjählich für die Panzerplatten- 
abrifation. Er foftete 1'/, Millionen Mark. Unmittelbar 
nachher wurde er außer Kurs gelegt, weil bie hydrauliſche 
Brefie auffam, die eine viel wirffamere Arbeit leifte. Da 
find alſo 1'/, Millionen, die hier umſonſt ausgegeben find. 
In ſolchen Ziffern bewegen fi oft die Berlufte und Be— 
trieböfoften bei derartigen Betrichen. 

Wenn man da3 alles in Betracht zicht, wird zu— 
gegeben werden müffen, daß das, was ind Publikum 
herübergebrungen ift, und das, was aud) hier im Plenum 
des Neihötags darüber geredet worden ift, fein ganz 
richtiges Bild von der Sache zu geben geeignet war. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 

Miller (Fulda). 
Reichstag. 10. Legisl.-P. 


11. Seifion. 1900/1901. 


Müller (Fulda), Abgeordneter: 
den Behauptungen, die feiner Zeit in der Kommiſſion 
aufgeltellt, und von den Erklärungen, die hier im Plenum 
abgegeben worben find, ift, glaube ich, durch die Mit: 
theilungen des Herrn v. Karborff auch nicht ein Wort 


widerlegt worben. 
(Sehr richtig‘) 


Die damaligen Bemerkungen ftügen fi auf eine Mit: 
theilung, die dem „Gnom“, einer fahmännifhen Zeit: 
fhrift, entnommen war. In ber Kommiſſion felbft hat 
aber der Herr Staatöfefretär duch den Herrn Kapitän 
Kapelle ein Aktenſtück verlefen laffen, welches, in englifcher 
Sprade verfaßt, genau das beftätigte, was im „Gnom“ 


enthalten war. 
(Sehr richtig!) 

Es wurde dort auseinandergeſetzt, daß bie Panzerplatten 
mit 1919 Mark nicht im November, fondern ſchon tm 
Auguft dv. J. verkauft worben find an dad Marine: 
bepartement ber Mereinigten Staaten; cebenfo wurbe 
auseinandergefegt, daß die deutihe Marine 2320 Mart 
bezahlt — das macht eine Differenz von rund 400 Marf 
pro Tonne. Es ıft ferner gemeldet worden, daß biefe 
Lieferung ungefähr 36 000 Tond umfaßte; dann ift weiter 
erwähnt worden, baß es theils ftärfere, theils ſchwächere 
Platten waren, und daß dieſe Preidermäßigung bon 
400 Mark erft nad) —— Verhandlungen zwiſchen den 
beiden betheiligten amerikaniſchen Werfen — von deutſchen 
Werken war ja gar keine Rede — und der amerikaniſchen 
Regierung zu Stande kam. Es wurde ber Schluß daraus 
gezogen, daß die Amerifaner von ihren Werfen um 
400 Dark billiger kaufen, al3 bie beutiche Regierung von den 
beutfchen Werfen. Es ift aber niemals behauptet worden, 
daß die deutſchen Werke an bie amerifaniihe Marine 
billiger verkauft hätten. Es ift letzteres vielleicht in der 
Preſſe nur al3 eine mißverftändliche Auffaffung wieder: 


geneben worden, aber es ift nit daran zu rüttelm, (1 


daß alles Hier im 
zutreffend war. 

Ich komme num zu den übrigen Zahlen des beutjchen 
Verbrauchs. Hier hat Herr dv. Kardorff geiagt: es 
handelt ſich nicht um 150000 Ton, fondern die Werte 
rechneten nur 80000 Tons heraus. Es kommt hier 
darauf an, wie viel Jahre man in Betracht zieht. Wir 
haben in der Kommiſſion 20 Jahre in Betracht gezogen 
und ben Bedarf fir 20 Jahre mit jährlih ungefähr 
7500 Tons veranfhlagt, und zwar deshalb, weil wir 
eineötheil die neuen Schiffe in Betracht zogen, anderentheils 
die Erſatzſchiffe und dann auch folde Schiffe, die in 
Verluft gerathen können, und jonftige Schiffe, die ja nicht 
alle in dem Flottengefeg enthalten find. Es werben 
3. B. nad) dem diesjährigen Etat ungefähr 7200 Tons — 
es können auch nur 6900 Tons fein —, alfo rund 7000 Ton 
zu vergeben fein. Es kommen, joweit ich mich erinnere, 
in biefem Jahr zwei neue Lintenfchiffe, ein großer ge— 
panzerter Kreuzer, drei fleine Sreuzer in Bau, außerdem 
Sanonenboote, Zorpeboboote u. f. w. Nun hat Herr 
dv. Kardorff gemeint, vieleicht hätten wir bie noch nicht 
bewilligten Auslandöfchiffe mit in Betradht gezogen. Ya, 
Auslandsihiffe Haben wir im dem jebigen Flottengeſet 
aud Schon; es fragt fi nur, ob fie mit ber Zeit noch 
vermehrt werden. &3 ift eben noch lange nicht aller Tage 
Abend; wahrfceinlid werben noch mehr Auslandsſchiffe 
gebaut werden, wenn fie auch nicht im Flottengeſetz ent— 
halten find. Sie werben fommen; wenn fie nicht iu 
20 Jahren kommen, kommen fie ganz gewiß in 


50 Jahren. 

(Heiterfeit.) 
Mit weniger werden wir faum rechnen können; der Bedarf 
für 20 Jahre ift mit 150000 Tons ganz gewiß nicht 
überfhägt worden, und ich möchte Hier mal eine Gr: 
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tA) Härung des Herrn Staatöfetretärd zu ertrahiren fuchen, ob 


er die Berpflictung eingehen will, nit mehr al3 30 000 
Tons in den nächſten 20 Jahren überhaupt anzufordern. 
(Heiterfeit.) 

Ich glaube, er wird fih wohl hüten, zu jagen: wir 
werben in ben nächſten 20 Jahren auf feinen Fall mehr 
al3 80000 Tons brauden — wie Herr dv. Kardorff 

angegeben hat. 

Die Hauptfahe für uns if, daß wir für bad 
Deutihe Reich die gleichen WVortheile erreichen, wie fie 
das Ausland von feinen Fabriken erreicht hat; und wenn 
wir das erreichen, find wir vollftändig zufrieden. Dann 
gönnen wir den Herren Yabrifanten gern einen ange- 
meffenen Nuten und wir frenen ung, wenn wir 400 Marf 
pro Tonne billiger faufen können; um fo eher werben 
wir in ber Lage fein, unfere Striegäflotte zu verftärken. 
Daran benft wohl niemand, das Geld auf die hohe Kante 
zu legen, fondern es wird vorausfitlid in der Marine 
verbaut werben, und um fo rajcher wird vielleiht dann 
auch die Frage ber Auslandsſchiffe ihre Erledigung finden 
fönnen, wenn e3 gelingt, 60 Millionen auf dieje Weife 
zu fparen — nad der Angabe bes Herrn v. Kardorff wären 
es allerdings nur 32 Millionen. Mit 60 Millionen fann 
man ſchon eine ganz ſchöne Anzahl Auslandsſchiffe bauen, 
nämlid 11 fleine Kreuzer. Die Heinen Kreuzer find 'auch 
Thon ganz nette Schiffe 

(Heiterkeit), 
von denen jedes 5'/, Millionen Mark foftet! Meine Herren, 
wenn wir die auf folde Weife erfparten 11 Kleinen Kreuzer 
auf dem Waſſer ſchwimmen hätten und jagen könnten: 
wir haben fie allein aus der Differenz der Banzerplatten: 
preife gebaut —, fo würden wir uns freuen, daß und Die 
11 neuen Kreuzer nichts gefoftet hätten. 

Ich glaube, die Herren Lieferanten werben fehr zu: 
frieben fein können, wenn fie mit der Marineverwaltung 


(2) ih) dahin veritändigen, daß ihnen vielleicht eine Beſchäf— 


tigung auf längere Zeit zugeſagt wird, felbitverftändlich 
immer vorbehaltlid der alljährlidien Genehmigung des 
Reichstags, und daß fie dafür entſprechend niedrigere Preife 
anfegen. Sie fönnen das um fo mehr thun, alö in den ameri— 
kaniſchen Breifen noch eine Abfindung in Höhe von 100 Mark 
pro Tonne für die deutſche Patentinhaberfirma enthalten 
ift, und dieſe Patentinhaberfirma ift doc gleichzeitig der 
Lieferant für dad Deutſche Neich. Von der Lieferung, die 
Amerika ausgeichrieben hat, und bie zu einem um 400 Mark 
billigeren Breife vergeben worden ift, befommt die deutiche 
Patentinhaberfirma gleihwohl noch 3 600 000 Mark Patent: 
prämie, und obſchon dieſe Bateniprämie an die deutichen 
Werke nod bezahlt wird, fann Amerika feinen Bedarf um 
400 Mark pro Tonne billiger kaufen. 
(Hört! hört!) 
Es ift ein einziger Auftrag, der fiir Amerifa die Summe 
von 12 Millionen Mark Erſparniß ausgemacht hat! Und 
id) glaube, wenn man ſich dieſe Zahl nod) einmal ver: 
gegenwärtigt, dann wird die Nefolution der Budgetkom— 
miſſion um fo berechtigter erſcheinen. 
(Lebhafte3 Bravo in der Mitte. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ich wollte nur den Herrn 
Abgeordneten Müller (Fulda) darauf aufmerkſam machen, 
daß er uns feine Garantie dafür geben kann, daß bie 
amerifaniichen Banzerplatten ebenfo gut fabrizirt werben 


wie die deutichen. 
(Zurufe links.) 


Denn von der Verwendung bes Kruppſchen Patents allein 
hängt das nicht ab. 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbniete Singer. 
Einger, Abgeordneler: Meine Herren, ich hätte nicht 
dad Wort genommen, wenn der Herr Kollege Müller 


(Fulda) nicht einen recht wichtigen Theil der erften Rede (C) 


bes Herrn d. Kardorff gänzlich überfchen hätte zu 
beantworten. &3 war der Theil der Rebe, in der ſich der 
Herr Abgeordnete v. Kardorff als eine Art Gemeralagent 
der Dillinger Werke zu der Mittheilung verftieg, daß er 
beauftragt fei, namens biefer Werke hier zu erklären 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
daß fie bereit feien, Wanzerplatten billiger zu liefern, 
wenn das Deutſche Reich ihnen einen größeren Auftrag 
ertheile. Meine Herren, es ift, glaube id, das erfte Mal, 
baß im Deutihen Neihstag ein Mitglied des Haufes fid 
derartig als Vertreter eined inbuftriellen Werkes aufipielt, 
daß er eine geihäftliche Offerte im Reichätage befürwortet, 
in der das Neid aufgefordert wird, einer beftimmten 
induftriellen Geſellſchaft Millionenaufträge zu ertheilen. 
Ich halte es für wichtig, dieſe Thatſache feftzuftellen, und 
knüpfe daran den Wunſch, daß dieſer Vorgang keine Nach— 
folger finden möge. Mir find zwar gewohnt, daß, wenn 
es fih um wirthſchaftliche Intereffen handelt, namentlich, 
wenn ed fih um Zollgefege handelt, die mad) den ver— 
ſchiedenſten Nichtungen hin die Intereffen der Induftriellen 
berühren, die Vorhalle des Reichſtags von ntereffenten 
wimmelt, welde die einzelnen Abgeorbneten ftellen, um 
Verfuche zu machen, die Abgeordneten für ihre Intereffen 
zu gewinnen. Aber bad, meine Herren, find wir noch 
nicht gewohnt, daß diefer Saal dazu bemugt wird, um in 
einer Anfprade an die Geſammtheit der Abgeorbneten 
Propaganda zu machen für die Intereffen einer Induftries 
gejellfhaft und Aufträge für diefelben zu verlangen. 
en richtig! beit den Sozialdemokraten.) 

Und daß ein NAbgeorbrieter das thut, das jcheint mir 
nothwendig feftzuftellen, um durch diefe Annagelung, bie, 
wie ich hoffe, fich ber Zuftimmung des ganzen Hauſes 
erfreut, zu verhindern, daß derartige Gepflogenheiten 
Gebraud werden, und daß induftrielle Werte ſich ber 


Vermittelung von Abgeordneten bedienen, um ihre Er: (D) 


zeugniffe an das Neich zu verkaufen. 
(Schr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ich muß mir ſeitens des 
Herrn Abgeordneten Singer durchaus verbitten, daß er 
mich hier als einen Agenten derartiger Werke hinſtellt. 
Ich habe mit den Werfen nichts zu thun, ſondern ich 
babe dasjenige, was id) zu jagen hatte, mich zu jagen 
* verpflichtet gehalten, weil das Andenlen meines ver— 
torbenen Freundes Stumm hier in einer unerhörten Weiſe 
angegriffen war; darum habe ich mid) für verpflichtet ge 
fühlt, diejenigen Geſichtspunkte hervorzuheben, weldje id) 
Ihnen erft hervorgehoben habe. 

Im übrigen glaube ih bamit dem Intereffen des 
Landes feinen ſchlechten Dienft geleiftet zu haben, daß 
ih darauf hingewiefen habe, welch hohen Rang biefe 
Werke in ber ganzen Welt einnehmen. Das find Werte, 
auf die Deutihland ftolz fein fol. Ich glaube nicht, 
daß ich mir von dem Herrn Abgeorbneten Singer bier 
irgend welde Vorfhriften darüber zu machen laſſen Habe, 
was id) hier im Neihdtag vorzubringen habe oder nicht. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Singer. 

Einger, Abgeordneter: Id möchte nur bemerken, 
dab id dem Herrn Abgeordneten von Kardorff feine 
Vorhaltungen darüber gemacht habe, daß er im Andenken 
an feinen verewigten Freund Angriffe auf Herrn von 
Stumm zurüdgewiefen hat. Ich habe ihm auch darüber 
feine Borhaltungen gemacht, daß er die deutſchen Panzer: 
platten gelobt habe. Was ich gethan habe, beitand darin, 
dab ih es für fehr auffallend gehalten -habe, daß ein 
Mitglied des Haufe fid dazu hergiebt, im NAuftrage 
einer induftriellen Gefellichaft dem Reich eine Geſchäfts— 
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(A) offerte dahingehend zu machen, daß bei Eriheilung eines 


(B 


De 


größeren Auftrages billiger al3 bisher geliefert werben 
fol. Der Herr Abgeordnete dv. Kardorff hat aus— 
drücklich erklärt, er fei von den Dillinger Werken autorifirt, 
dem Reichstag diefe Offerte vorzutragen. Meine Herren, 
gewöhnlich bezeichnet man jemanden, der fo auftritt wie 
Herr v. Harborff, ald Agenten des betreffenden Geſchäfts— 
banfes. Wenn Her dv. Sarborff auf Grund ber 
Autorifation, die er von den Werfen erhalten hat, joldhe 
Vorſchläge macht, fo verfeßt er fih im bie Rolle eines 
Geſchäftsagenten. Ich glaube alio, dab die Erwiderung, 
bie Herr v. Kardorff mir gegenüber gemadt hat, burd)= 
aus nicht den Eindrud zu verwiſchen im Stande ift, den 
ber Theil feiner erften Rede, gegen den ich mich gewendet 
babe, hervorgebracht hat. Es hat nur noch gefehlt, daß 
Herr dv. KHardorff dabei gefagt hätte: meine Herren, be: 
fielen Sie! id befomme 4 Prozent Proviſion. 
(Bewegung. Lebhafte Zurufe. Glode des Präfidenten.) 
Präſident: Herr Abgeorbneter Singer, die legte Be— 
merfung war jehr ungehörig und gegen bie Ordnung 
des Hauſes verſtoßend. Ih rufe Sie beöhalb zur 


Ordnung. 
(Zebhafter Beifall.) 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Schwark 
(Lübed). 

Schwartz (Lübeck), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
möchte nody mit wenigen Worten auf den Unglücksfall 
des Schulſchiffs „Gneiſenau“ zurüdfommen. Wenn auch in 
der Preſſe längſt nicht mehr von dieſem Unfall die Rebe 
ift, fo wird doch in feemännifchen Kreifen noch ſehr viel 
davon geiproden, und zwar beöhalb, weil in der Dar: 
ftellung des ‚Reichs-Anzeigers“, die 6 Tage nad) dem 
Unfall heraustam, noch nicht alles aufgeflärt ift, was 
unter allen Umſtänden hätte aufgeklärt werden müſſen. 

Zunähft hat es in den Privatdepeſchen geheißen, 
ba die „Bneifenau” fein Feuer unter den Keſſeln gehabt 
hätte. Im „Reich3:Anzeiger* ift ſpäterhin dargeſtellt 
worden, daß ſich der eine Keſſel unter Dampf befunden, 
und daß ber Kommandant den Befehl gegeben habe, ihn 
anzufenern. Ih möchte num an den Herm Staatsſekretär 
die Froge richten, ob nicht in der deutfchen Marine ebenfo 
wie in der englifhen und amerifanifchen der Befehl er- 
gangen ift, dar bie Schiffe, wenn fie in einem nicht ge— 
ſchüßten, d. h. offenen Hafen oder auf der Rhede liegen, 
unter allen Umftänden vollen Dampf haben müffen. In 
der engliihen jowie ber amerikaniſchen Marine haben bie 
Schiffe ftetd vollen Dampf auf, und wir haben aud in 
der letten Zeit noch gehört, daß 3. B. der „Norbbeutiche 
Lloyd“ nad dem Unglück in Hoboten aud) Befehl gegeben 
hat, daß feine Schiffe in den Häfen und auf ben Rheden 
unter Dampf liegen müffen. Wenn dad Schiff in den 
einen Keſſel, von dem es heißt, daß er erit nachgefeuert 
werden mußte, genügenden Dampf aufgehabt, d. h. unter 
vollem Dampf gelegen hätte, dann wäre es doch immer- 
hin möglich geweien, daß das Schiff die hohe See hätte 
gewinnen fünnen. 

Aber es entfteht nun noch die weitere Frage, ob es 
denn nit möglich geweſen wäre, mit Hilfe der Segel 
das Ediff aus feiner ſchlimmen Lage herauszubringen. 
Die Segelichiffe find doc nur auf ihre Segel angewiefen, 
und fie müflen vermittelft derfelben verfuden, ſich aus 
den ſchlimmſten Lagen herauszubringen. Es ift ja nun 
möglich, daß, wie zu wenig Dampf auf ben Keſſeln, aud) 
die Segel entweder gar nicht unter den Ragen oder mit 
Belleidungen verjehen geweſen find, ſodaß fie nicht 
gebraudt werden konnten, Die Eeeleute fünnen es nicht 
verftehen, daß in der amtlichen Darftellung des „Reichs: 
Anzeigers“ über die etwaige Benugung von Segeln nichts 
gefagt worden ift. Es ift erklärlich, daß ſich bie ſee— 
männijhen reife dafür intereffiren. Zum Theil find fie 


gehalten, felbft auf der Marine zu dienen, zum Theil (CO) 


haben fie Angehörige, die auf der Marine dienen, und 
deshalb ift e8 ganz erflärlich, dab die Leute hier aus dem 
Munde bes Herrn Staatdfefretärd gerne hören möchten, ob 
feine Vorſchriften beitehen, bie bie Kommandanten anweifen, 
in offenen Häfen und auf ber Rhede ftet3 unter vollem 
Dampf zu liegen, und ob es weiter nicht möglich geweſen 
ift, das Schiff mit Segelkraft aus feiner ſchlechten Lage 
zu befreien. 

Diele Fragen find wohl beredhtigt; denn wenn ich 
mic; recht erinnere, hatte fhon am frühen Vormittag das 
Barometer jehr niedrig geitanden. Zwar heißt e3 im 
„Reichs-Anzeiger“, daß bis um 10 Uhr gutes Metter 
gewefen ift, daß dann eine leichte Brife aus Südweſt 
oder Süboft aufgefommen ift, die im Nu zu einem Sturm 
angewachſen fei. Das ift eben im biefen Gegenden fehr 
oft der Fall. Aber wenn Shon Morgens das Barometer 
fehr tief fteht, dann, meine ich, hat der Kapitän auch ſchon 
Vorforge zu treffen, daß, wenn vielleicht Schlechtes Weiter 
kömmt, auch alles klappt. Das ift nun auf der „Gneiſenau“ 
nicht der Fall geweſen. Es find nicht nur die ſeemänniſchen 
Kreiſe, mit demen ich verfehre, bie fidh über das Fehlen 
beö Dampfes u. |. w. ausgelaſſen haben, fondern aud in 
Streifen ber Sciffäfapitäne ſowie ber Marineoffiziere ift 
dieſes ber Fall. Ich möchte nur darauf verweilen, was 
ein Marinearzt darüber in der „Voſſiſchen Zeitung“, 
glaube ich, gefchrieben, und mie fih der Bizeadmiral 
von Livonius über biefen Fall ausgelaſſen hat. 

Weiter möchte ih noch Eins bier anregen. Ich 
meine, daß bei einem foldhen Unglüdsfall die amtlichen 
Nachrichten etwas fchneller fommen und Beruhigung ver: 
ihaffen fünnten. Der „Neih3:Anzeiger“ hat erft 6 Tage 
nad dem Unglücksfall das Wort genommen. Wer fich 
alle Telegramme in das Gedächtniß zurüdrufen kann, der 
muß doch Sagen, daß mandes in die Melt hinaus- 


geichleubert wurbe, worüber man ben Kopf fdhüttelm CD) 


mußte. So 3.8. dad Telegramm, welches davon ſprach, 
daß ein fpanifher Matrofe dad Schiff erreicht und dem 
Kapitän ein Tau zugeworfen hätte; der Kapitän hätte 
ihm aber feinen Degen entgegen geworfen. Cine foldhe 
läppifhe Depeiche hätte nicht ohne amtlihes Dementi 
paffiren dürfen. Man weiß nun wohl, wa mit 
biefer Art Depeichen bezwedt werben fol. Das iit 
ja biefelbe Gejchichte wie damald mit dem Flaggen: 
lied. Die Seeleute jagen, wenn fie ſolches leſen: 
dann hat ber Alte ben Kopf verloren, wenn er fo etwas 
madt. Sie wiffen aber auch ganz genau, daß fo etwas 
gar nicht der Fall geweſen fein könne. Aber ich meine, 
daß es doch aud den amtlichen Kreiſen möglich jein 
müffe, bei folhen Unfällen, wo der PBrivattelegraph uns 
ftündlih mit Alarmdepeſchen überſchütten kann, ebenfo 
ichnell ſolche zu verbreiten, da dody die amtliden Tele- 
gramme viel mehr Sicherheit und Beruhigung hervorrufen 
fönnen als Privatdepeicen. 

Das find die Fragen, die ih bier an den Herru 
Staatsfefretär zu richten habe. Weber den Unglücksfall an 
und für fich will ich mich nicht weiter auslaffen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmäctigte 
zum Bundesrath, Staatöiefretär ded Neid: Marineamts, 
Staatöminifter, Vizeadmiral dv. Tirpitz. 

v. Tirpig, Vizeadmiral, Staatöminifter, Staatsſekretär 
des Neid: Marineamts, Bevollmäcdtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, ih babe mir erlaubt, die Bor: 
ichriften, die in der Marine über dad Dampfanfhalten 
der Schiffe beftehen, in ber Kommiſſion ausführlid vor: 
zulefen. Das Reſümee bderfelben geht dahin, dab Bor- 
ſchriften für beſtimmte Fälle nicht gegeben werben 
fünnen. Die Herren werden ohne weiteres Meibft ermeffen, 
dab es etwas anderes ift, wenn man im Stieler Hafen vor 
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(A) Anker liegt oder auf einer gefährlichen Nhebe, und daß | über den Vorfall hatten, habe ih veranlaßt, daß ber (C) 


— 


man daher den Kommandanten feine bindenden Bor: 
ſchriften maden Tann. Die Kommandanten haben nad) | 
den Vorfchriften vielmehr unter eigener Verantwortung zu 
handeln. Hier lag ber Fall fo, daß entgegen der Anſicht 
des Herrn Vorredners das Barometer nicht niedrig, ſondern 
hod) ftand, daß der Wind ablandig, und feine Urſache war, 
anzunehmen, daß er mit einem Dale umſpringen würde. 
Thatfählih ift nun der Wind plößlih umgefprungen 
und auflandig geworben und zwar mit einer Stärfe, bie 
in einer Viertelſtunde bis auf Sturmesftärfe in die Höhe 
ging. Dadurch ift im wejentlihen das Unglück entitanden. 
Der Anker ift durch das Umſpringen des Windes und 
ſchuelle Herumſchwoyen des Schiffes unflar gekommen, | 
das Schiff fing infolge deſſen an zu treiben. Dampf 
iſt in einem Keſſel aufgeweſen; auch in einem zweiten 
Keſſel iſt ſchon Dampf geweſen, allerdings nur mit einer 
Spannung von einer Atmoſphäre. Die Meldung war | 
dem Kapitän gemacht worden, daß dad Schiff mit Fleiner 
Fahrt voraus gehen könnte. Es handelte fi nur darum, 
ei hundert Meter weiter jeitweit3 zu kommen, um 
bon der Mole frei zu fein. Unter dieſen Umſtänden Hat 
ber Kommandant geglaubt, daß e3 die beite Chance war, 
das Treiben des Schiffes nicht fortzufegen, fondern unter 
Dampf zu gehen. Hierbei hat die Maſchine verfagt und 
nit die Kraft entwidelt, die erwartet werben fonnte. 
Die näheren Detail3 würde nur der Mafchineningenieur 
geben können, ber ertrunfen ift. 

Daß ſich Seeleute ernſtlich damit beihhäftigt haben, 
daß in einer Entfernung von 3 bis 400 Meter von ber 
Mole bei der Windftärfe 10 noch Segel gelegt werden 
fönnten, ift mir neu. Der Kommandant ift jedenfalls 
nicht der Anfiht geweſen, 


Rettung des Schiffes dadurd) gegeben wäre. 


Thatbeitand im „Reichs-Anzeiger“ der Deffentlichkeit zu— 
gänglid gemacht wurde. 

Daß die Marineverwaltung eine „Läppiiche Pre 
— tie ber Herr Vorredner fi ausbrüdte — über das 
Verhalten des Kommandanten gegenüber einem jpanifchen 


Kreiſen wohl als richtig angejehen werden. 


daß eine Möglichkeit der | 


Die amtlihen Nachrichten find der Preffe fo fchnell | 


übermittelt worden, als es nur irgend möglid) war. Aber 


ih bitte Sie, zu bebenten, daß ber Kommanboapparat | 
des Schiffes erheblich geftört war, daß der Kommandant | 
und aud der erite Offizier tobt waren, und baß ber | 


nächftältefte Offizier bis zum Abeud durch die Rettung 
der Schiffbrühigen derart in Anfprud genommen war, 
daß er am Abend nur noch furze Depeſchen hat aufgeben 
fönnen. Auch der nächte Tag war vor allem der Mög: 
lichkeit der Rettung der „Bneifenau” gewidmet, fowie der 
Aufgabe, die über die ganze Stadt zerftreuten Leute zu 
fammeln, um überhaupt eine Berluftlifte aufftellen zu 
fünnen. Ich glaube aud, daß es für den Offizier vor 
allem das Wichtigſte war, feine in großer Zahl ver- 
wundeten Mannjchaften unterzubringen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Depefcen, 


E die wir befommen haben, find alsbald | 
beröffentli worden, und fobald wir ein klares Urtheil 


Matroſen nicht ansdrüdlich dementirt hat, wird in weiten 

Präfident: Die Diskujfion iſt geihloffen. Tit. 1 
ift nicht angefodten; er iſt vom Haufe bewilligt. 

Ich rufe “a bom Kap. 45 Tit. 2 bi8 10, — vom 
Stap. 46 Fit. 1 bis 4, — vom Kap. 4M Tit. 1 bis 5 — 
bom Kap. 48 Tit. 1 bis 5, — vom Kap. 49 Tit. 1 
bis 3, — vom ap. 50 Tit. 1 bis 3, — vom Kap. 51 
Tit. 1 bis 33, — vom Stap. 52 Tit.1 bis 4, — vom 
Kap. 53 Tit. 1 big 5, — vom Kap. 54 Tit. 1 bis 4, — 
vom Kap. 55 Tit. 1 bis 7, — das Stap. 56, — bom 
| Kap. 57 Tit. 1 bis 8, — Kap. 58 Tit. 1 bis 3, 
bom Stap. 59 Tit. 1 bis 7, — vom Kap. 60 Tit. 1 
bi3 10, — vom Kap. 61 Fit. 1 bis 23, — vom ftap. 62 
Tit. 1 bis 5, — vom Kap. 63 Tit. 1 bis 7, — Dom 
Kap. 64 Tit. 1 bis 10, — vom Kap. 64a Fit. 1 und 2 
— und erfläre biefe jämmtlihen von mir aufgerufenen 
Kapitel und Titel der fortvauernden Ausgaben vom Haufe 
für bewilligt. 

Wir gehen über zu ben einmaligen Audgaben, 
orbentliher Gtat. ig rufe ih auf Kap. 6 Tit. 1 bis 
3, — Tit. 4, — Tit. 5 bis 23, — Tit. 24 bis 38, — 
Tit. 39 bis 49, — zit. 50 bis 73b, — Tit. 74 bis 
8Ta, — Tit.88 bis 107 — und erfläre bieje ſämmtlichen 
von mir aufgerufenen Titel des Kap. 6 für vom Haufe 
bewilligt. 

Ich rufe auf Rap. 6a. — Auch Diet iſt — 

Ich rufe nunmehr auf Kap. 13 Tit. 
— und erkläre dieſelben für bewilligt. 

Ih rufe auf Kap. 13 Tit. 4 bis 7, — Tit. 8 und 9. 
— Auch dieſe ſind bewilligt. 

Ih rufe auf Tit. 10. — Bewilligt. 

Ih rufe jegt auf: Einnahmen, Kap. 10 Tit. 1 
bis 11. — Auch dieſe find bewilligt, und damit der Etat 


der Verwaltung der Kaiſerlichen Marine erledigt. 





t 


IH ſchlage dem Haufe nunmehr vor, fi zu ver— 
tagen. Wenn niemand widerſpricht, ift dies ber Beſchluß 
des Haufes. — Dies ift der Fall. 

Ich ſchlage Ihnen vor, meine Herren, die nächſte 
Sitzung zu halten morgen, Donnerötag den 21. März, 
Vormittag! 11 Uhr, und als Tagesordnung: 

den Reit der heutigen Tagesordnung. 
Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerfprud; die 
Tagesordnung ſteht feit. 

Ich ſchließe die Sigung. 

(Schluß ber Sigung 6 Uhr 45 Minuten.) 





Drud und Verlag der Nordbeutid 


Bucbruderei und Verlagsanftalt. 
Berlin SW, 


ilbeimftraße 32, 
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3. Wahlkreis des Regierungsbezirks Stettin 
— Nr. 154 ber Sruclachen des Reichstags 
1900/1901 — ber Königlich preußiſchen Regierung 
mitgetheilt. 

Graf v. Poſadowsky. 


An 
den Herrn Präſidenten des Reichstags. 

Präfident: An Stelle des aus ber Budget— 
fommiffion geichiedenen Herrn Abgeordneten v. Tiebe- 
mann ift dur die vollzogene Erſatzwahl gewählt worben 
ber Herr Abgeorbnete Bauermeilter. 

Entſchuldigt find dieMitgliederdes Reichſstags Herren 
Bed (Heidelberg), Dr. guide und Dr. v. Frege⸗Weltzien. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Gegenitand 
berjelben ift bie 

Fortfebung der dritten Berathung des zn 
eines Gejehes, betreffend die Feſtſtellung des 
Reichshaushalts⸗Etats für das Rechnungsjahr 
1901, nebft Anlagen (Nr. 52 der Druckſachen), auf 
Grund der Zufammenftellung der in zweiter Be- 
rathung gefaßten Beichlüffe in Nr. 198 und Zu 198 
ber Drudiaden, * Nr. 201, 202, 212, — 
mit dem mündlichen Bericht der Komnuiffion 
für den Reichshaushalts-Etat über Petitionen 
(Nr. 213 der Druckſachen) — 
Berichterftatter über Petitionen find Die 
Herren Nbgeorbneten Dr. Freiherr 
v. Hertling, Dr. Paaſche, Dr. Müller 
(Sagan), Prinz vd. Arenberg, Dr. Udo 
Graf zu Stolberg » Wernigerode, Graf 
dv. Oriola, Müller (Fulda) — 
iu Berbindung mit ber 
dritten Berathung des Entwurfd eines Geſetzes 
wegen Berwendung —— AND 


(B) in das Ausführum 
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nahmen aus dem Rechnungsjahre 1901 zur 
Schuldentilgung (Nr. 54 der Drudiahen), auf 
Grund ber in zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Vorlage. — Antrag Nr. 216. 

Die Etatöberathung wird fortgefegt mit dem Gtat 
der Reihö-Juftizverwaltung, Anlage VII (Zuſammen— 
ftellung Seite 33). 

Ich eröffne die Diskuffion über die fortdauernden 
Ausgaben, Kap. 65 Tit. 1, mit den NRefolutionen ber 
Herren Abgeordneten Bedh (Coburg) auf Nr. 201 der 
Drudiahen und Gröber auf Nr. 202 der Drudjaden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, es berührt 
etwas eigenthümlih, wenn man bei der Wiederfehr des 
30. Jahrestages der erften Sitzung des Deutſchen Reichs— 
tags genöthigt iſt, Verhältniſſe zu beſprechen, die ſich 
während dieſer Zeit ungünſtiger geftaltet haben. Zu 
diefen Verhältniffen gehört auf dem Gebiete ber Yuftiz 
die Kaiferlihe Verordnung von 1879, welde die Reviſi— 
bilität einzelnen Nehtöbeamten verleiht, die fie an fich 
nicht haben. Bekanntlich ift nicht revifibel das Recht, 
welches nur in cinem Oberlandesgerichtäbezirt zur Ans 
wendung kommen fann. Nun hat eine Kaiſerliche Ver: 
ordnung eine Reihe von Landesgefegen, die nur in einem 
Oberlandesgerichtöbezirt Geltung haben, dennoch revifibel 
erflärt, und dieſe Verordnung iſt durch die Ausführung: 
gejeße zum bürgerlichen Geſeßbuch in einer Weiſe berührt 
worden, daß ich glaube, die Aufimerkfamfeit des Herrn 
Staatöfetretärd auf eine Neuprüfung biefer Verordnung 
hinlenfen zu follen. 

Dad Bud) von Becher, weldes cine Zuſammen— 
ftellung der Ausführungägefege der Ginzelftaaten zum 
bürgerlihen Geſetzbuch bringt, zeigt — ih will nur 
ein Beifpiel nennen —, daß die eljaß - lothringifchen 
Gefege, melde dad Mafferredht betreffen, nunmchr 
geſetz eingearbeitet worben find 
und infolge deflen die Repifibilität verloren haben, die 
ihnen durch die Verordnung ertheilt war. Nun find 
gerade die Tragen des MWaflerreht3 von großer Be— 
deutung, und es tft zu bebauern, wenn bie dritte Inſtanz 
bei wichtigen Objekten der Partei entzogen wird. Ob 
diefe Folge beabfihtigt war, weiß ih nicht; mir fcheint 
das faft auf einem Werfehen zu beruhen: man hat das 
franzöſiſche Recht befeitigen wollen und die Sache elegant 
machen wollen und bat damit erreicht, dak das Waſſer— 
recht der Revifibilität entzogen wird. 

Die Verordnung tft auch in ſich nicht bedenfenfrei. 
Sie verleiht 3. B. dem Berggefeg für Braunfchweig die 
Revifibilität. Das VBerggefeg für Braunihweig ftimmt 
inhaltlich überein mit dem Berggeieh für Preußen. Wenn 
num eine Gewerkſchaft, die in Braunſchweig ihren Sit 
hat, eine Grube in Braunfhweig und eine Grube in 
Preußen hat, und fie wird wegen ber Grube, bie in 
—— gelegen iſt, verklagt, ſo hat ſie die Reviſion; 
wenn ſie aber in Braunſchweig wegen der Grube verklagt 
wird, die in Preußen gelegen ift, fo hat fie feine Nevifion, 
weil das preußiiche Bergredht, wenn es in Braunschweig 
zur Anwendung kommt, irrevifibel ift, während es, wenn 
e3 in Preußen zur Anwendung kommt, reviſibel ift. 

Ih glaube, diefe beiden Fälle genügen, um zu 
zeigen, daß die befiernde Hand an die Verordnung gelegt 
werben muß. Ich könnte noch andere Beifpiele anführen, 
will aber damit das hohe Haus nicht aufhalten. 

Wir haben bei der Berathung der Zivilprozehnovelle 
eine Nefolution gefaßt, die dahin ging: 

Der Reichstag wolle beichliehen 
— er hat jo beſchloſſen —: 
ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichs— 
tag eine Zufammenftellung derjenigen bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten über die Materien des bürger: 


lihen Geſetzbuchs vorzulegen, für melde das 
Bedürfniß zur Beibehaltung der Zuſtändigkeit 
bon Perwaltungäbehörden oder Verwaltungs: 
gerichten befteht. 
Damald war in der Kommilfion die Frage angeregt 
worden, ob nicht im Gerichtöverfaffungsgeleg oder in der 
Zivilprozeßordnung ausgeſprochen werben folle, dab für 
alle Fragen de3 bürgerliden Rechts die ordentlichen 
Gerichte zuftäudig fein müßten. Es wurben uns vom 
Herrn Staatöfekretär Schwierigkeiten in Betreff der ein: 
zelnen Staaten vorgeführt, und wir waren weich genug, 
nachzugeben. Die praftiichen Erfahrungen, die ih in: 
zwiſchen in Sadjfen gemadt habe, haben mic bereuen 
laffen, daß ich nicht mit größerer Energie für den Antrag 
eingetreten bin. Nun haben wir auf die Refolution unter 
den Druckſachen des Januars 1901 die Mittheilung erhalten, 
daß Ddiefelbe dem Herrn Reichskanzler überwieſen worben 
jet. Seitens deö Bundesraths ift der Ueberweiſungsbeſchluß. 
wie id annehme, bereits im Jahre 1898 gefaht worden, 
Ih meine, e3 wäre Zeit genug verfloffen, um und ins 
zwifchen eine derartige BZufammenftelung vorzulegen, 
damit wir einen Ueberblick befämen, wie die Verhältniffe 
nad) diefer Nichtung Liegen, und welde Stellung wir zu 
diefer Frage nehmen follen. Der Fall, der mid be- 
ſonders berührt hat, war im Sächſiſchen, in dem die Be- 
nußgung einer Kirche in Frage kam, die auf Privat: 
eigenthum fteht, und in bem bie Gerichte fih für 
unzuftändig erflärt haben, über die implieite vorliegende 
Frage zu enticheiden, wer Eigenthümer der Kirche jei. 
Das ift ja zweifellos, dab die Frage der gotteöbienft- 
lien Benugung in gewilfen Umfange, foweit nämlich 
der Öffentliche Gottesdienit in Frage fommt, von ber 
Kultusbehörde zu entſcheiden ift. In die Verwaltung: 
frage würde fi auch nad) preußiſchem Recht dad Reichs— 
gericht nicht hineinmiſchen können; aber wir können doch 
nad) preußiichen Recht darüber enticheiden laſſen, wer ber 
Eigenthümer der Kirde if. In Säachſen ift das unmög— 
lich; infolge deſſen enticheidet die kirchliche Verwaltungs: 
behörde und eventuell die ausſchließlich evangeliſchen Mit: 
glieder de3 Minifteriums felbft über den Inhalt bes 
Eigenthums, und zwar in einer Zufanmenfegung, bon 
ber man nicht fagen kann, daß eine Garantie für bie 
Unparteilichfeit der Entiheidung gegeben ift. Nun meine 
id, es laſſe fi eine ſolche Zufammenftellung mit ben 
Kräften, die im den einzelnen Staaten den Minifterien 
zur Verfügung ftchen, in verhältnißmäßig furzer Friſt 
fertigen, und id) möchte den Herrn Staatsfekretär bitten, 
dab er ber Ausführung dieſer Nefolution feine Aufınerf: 
Tamfeit ſchenke. Der Herr Kollege Gröber hat in diefem 
Jahre in fehr kurzer Friſt cine Zufammenftellung ber 
verſchiedenſten ftaatäfirhenrechtlihen Beftimmungen in 
den einzelnen Staaten gemacht. Wenn bad einem 
einzelnen Mann in Monatsfrift möglich geweſen ift, fo 
müßte es aud) dem deutſchen Negierungen innerhalb ber 
Zeit mehrerer Jahren möglich gewefen fein, unferer 
Refolution zu genügen. 

Bei der Gelegenheit möchte ih auch den Herrn 
Staatsſekretär bitten, zu erwägen, ob es ſich nicht für 
ihn ermöglichen laffe, an den Berathungen der Toleranz: 
fommiffion theilzunehmen. Die Verhandlungen der Kom— 
miffton, foweit die Generalberathung bis jegt abgeichloffen 
it, haben ergeben, daß dort eine ganze Anzahl feiner 
juriftifcher Fragen zur Grledigung Tonnen wird. Nun 
it der Herr Staatöfefretär nicht als Vertreter des Bundes» 
rath3 genannt gewefen; aber ich glaube, die Fragen be— 
rühren jo ſehr das Volksleben, gleichgiltig, anf welchem 
Boden man dabei ftehen mag, daß es falſch wäre, wenn 
man fi auf Seiten des Bundesraths auf den Stand» 
punkt ftellen wollte, man wolle einmal die Kommiſſion in 
juriftiicher Bezichung die Sache ausarbeiten laſſen, um 
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i im Bundesrath fie mit formaliftifch- 
juriftiihen Bedenken zu Fall bringen zu können. Das 
würde ſachlich nicht richtig und des Neichätagd und des 
Volkes nicht würdig fein, und deshalb würde der Bundes— 
rath ſich ſelbſt und den Ginzelftaaten einen Dienft 
erweilen, wenn er an diefen Berathungen durch bie 
reffortirenden Staatsſekretäre perfünlih oder wenigftens 
durch ihre Kommiſſarien fich betheiligen wollte. Wir haben 
bei den bisherigen Berathungen der Kommiſſion die auf: 
fallende Erfahrung gemacht, daß bis jetzt bon ben er: 
nannten Stommifjarien feiner und felbft berjenige Herr 
Staatöfefretär, der für die Kommiffion ernannt ift, nicht 
erichienen ift. Wenn die Herren dieſe Abſenz weiter fo 
fortfegen wollen, jo dürfen fie überzeugt fein, der Neichs- 
tag wird feine Ehre zu wahren und die Konſequenz aus 
dieſem Verhalten zu ziehen wiffen. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Bevollmädhtigte 
zum Bundesrath, Staatöjelretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staats: 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, die Verordnung von 1879, 
welche die Grenze zieht zwiichen benjenigen in Deutiche 
land geltenden Beitimmungen, bie vor dem Reichsgerichte 
rebifibel find, und denjenigen, die es nicht find, hat — 
das gebe ih dem Herrn Morrebner zu manche 
Schwächen; ſie iſt eben nichts anderes als ein Moment 
in der ganzen neueren Entwicklung unſeres Rechts. Ich 
will ihm auch zugeben, daß der Zeitpunktt kommen wird, 
wo wir und die Frage vorlegen müſſen, ob dieſe Ver: 
ordnung einer Abänderung, einer Korrektur nad) Maßgabe 
ber jeßigen Nechtszuftände bedarf. Ob aber ber Zeit: 
punft dafür jest ſchon gefommen ift, ob gerade die gegen: 
wärtige Zeit die geeignete ift, die Frage in Angriff zu 
rıehmen, das muß ich in dieſem Augenblid dahingeftellt 
fein Iaffen. Im Brinzip, glaube ich, beitehen zwiſchen 
bemjenigen, was ber Herr Vorrebner bier vertreten hat, 
und dem Standpunkt, den das Reichs-Juſtizamt einnimmt, 
feine Verſchiedenheiten. 

Dann ift der Herr Vorredner auf den Beſchluß des 
Reichstags gekommten, der bei Gelegenheit der Berathung 
be3 bürgerlichen Geſetzbuchs gefaßt wurde dahin, daß dem 
Neichdtage eine Vorlage gemacht werden möge, welche 
eine Ueberſicht dariiber giebt, inwieweit in den einzelnen 
Staaten nicht der ordentliche Rechtsweg gegeben, fondern 
Berwaltungsgerihtöbehörden über Fragen des bürgerlichen 
Rechts zuftändig find. Meine Herren, der Beſchluß, dab 
diefe Zuſammenſtellung dem Reichstage vorgelegt werde, 
ift gefaßt worden auf bie bereitwillige Zuſicherung, Die 
von und in der Kommiſſion damals gegeben wurde, und 
Sie können fon daraus, glaube ich, eninchmen, daß wir 
nicht willens find, und dieſer Verpflichtung zu entziehen. 
Wir haben auch aldbald, nachdem das bürgerliche Belek: 
buch zu Stande gefommen war, die Hand an diefe Sache 

elegt. Aber jo leicht, wie ber verehrte Herr 
Be ſich die Sade denkt, ift fie in der That 
nicht. Sie müſſen dabei bedenken, daß es die Auf: 
gabe ift, die Geſetzgebung jedes einzelnen Bundesſtaates 
bis in ihre Anfänge, foweit die Geſetze noch gelten, bis 
in das borlegte Jahrhundert hinein nod zu verfolgen, 
und daß bielfad dad Recht, das in den einzelnen Staaten 
in diefer Beziehung befteht, nicht auf pofitiven gefeglichen 
Beitimmungen beruht, fondern auf Gewohnheitsrecht, 
deffen Feftitellung befondere Schwierigkeiten bietet. Ich 
mache denjenigen Herrn, ben der Herr Abgeordnete vor— 
hin bier erwähnt hat, ein Kompliment, wenn er in ber 
Lage geweſen ift, innerhalb eines Monats eine Zufammen: 
ftellung der in Deutihland geltenden kirchenpolitiſchen 
Beftimmungen anzufertigen. Ich glaube aud, daß bie 


Regterung nit fo ſchnell mit biefer Aufgabe fertig ge- (C) 


worden wäre, jchon deshalb, meine Herren, nicht, weil 
fie in ganz anderer Weife diefem hohen Haufe gegemüber 
die Verantwortlichkeit für das zu iragen hat, was fie 
borlegt. Aber, meine Herren, id) bitte Sie, überzeugt zu 
fein, dab mir mit ernftem (ifer an der weiteren 
Bearbeitung thätig find. Ich bemerfe, daß die Zuſammen— 
ftelung für Preußen im großen und ganzen fertig ift, 
daß diefe Arbeit auch für Bayern der Fertigſtellung ent: 
gegengebt, und daß damit das Gros der ganzen Arbeit 
demnächſt feine Erledigung finden wird. Sobald die Zu: 
fammenftellung ganz vollendet fein wird, wird fie fidher: 
li dem Neichätage auch vorgelegt werden. 

Mas dann, meine Herren, die Betheiligung des 
Reichs-Juſtizamts am den Berathungen der Kommiſſion 
über den Toleranzantrag betrifft, fo kann ih nur er: 
Mären, daß das Reichs-Juſtizamt an dieſen Berathungen 
feinen Antheil genommen bat, weil ihm nad biefer 
Richtung hin ein Auftrag bon dem Herrn Reichskanzler 
nicht zu Theil geworden war. Die Frage, wie und dürch 
wen der Herr Reichskanzler ſich bei diefen Berathungen 
betheiligen will, fällt ganz feiner Entfhließung anheint. 
Ich glaube, das Wichtige wäre, wenn bie Herren fid an 
den Herru Reichskanzler mit ihren Wünſchen menden 
wollten. Ich werde aber aud) meinerfeit3 nicht zögern, 
auf das, was hier befproden worden ift, bie Aufmerkſam— 
feit des Herrn Reichskanzlers zu lenken. 

Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, unter den 
Geſetzgebungswerken, die das hohe Haus in den eriten 
30 Yahren feines Beftandes erledigt hat, fteht an ber 
Spige das bürgerlihe Gefegbuch, mit welchem der Name 
bes Staatöjetretärd des Reichs-Juſtizamts für immer ver— 
bunden fein wird, Ein annähernd fo wichtiges Wert fteht 
und aber nod bevor, nämlich bie Reform bes Strafrecht, 


dad man feiner Zeit in einer gewilfen politiihen Noth- (D) 


lage im wefentliden von Preußen übernommen hat. Id) 
bin weit entfernt, das damalige Vorgehen irgendwie 
tadeln zu wollen; es blieb damals, wenn man rafch zu 
einem einheitlichen Strafrecht gelangen wollte, nicht3 anderes 
übrig, ald das im großen und ganzen immerbin brauch— 
bare preußiihe Strafreht zu übernehmen. Es beiteht 
aber in den mweiteften Fachkreiſen die Ueberzeugung, daß, 
nachdem das bürgerliche Recht nun unter Dad) und Fad) 
gebracht worden ift, es an ber Zeit wäre, aud) bie längit 
eriehnte durchgreifende Reform des Strafrechts vorzu— 
nehmen; und ich möchte meinerſeits die Hoffnung aus— 
ſprechen, daß es dem Herrn Staatsſekretär des Reichs— 
Juſtizamts vergönnt ſein möge, auch mit dieſer Reform 
ſeinen Namen für immer zu verbinden. 

Zur Vorbereitung dieſer Reform ſind ja zweifellos 
mancherlei ſchwierige Arbeiten zu erledigen, und wenn in 
der heutigen Berathung von meinen Freunden und mir 
ein Antrag geſtellt iſt, der Antrag auf Nr. 202 der Druck— 
fahen, fo will diefer Antrag einen Beitrag zur Bor: 
bereitung biefer Strafreform dadurch erreichen, daß eine 
allgemeine Statiftit der Begnadigungen neben der Hriminal» 
ſtatiſtik gewünſcht wird. 

Meine Herren, die Wirkſamkeit eines Strafgeſetzes 
kann man nicht bloß aus dem Umſtande erſehen, daß es 
zur Verurtheilung von verſchiedenen Perſonen und zum 
Strafvollzug kommt, ſondern nicht minder dann, wenn 
eine völlige oder theilweiſe Begnadigung in einzelnen 
Fällen eintritt; denn in allen diefen legteren Fällen wird 
bie Frage aufgetworfen werden müflen: find dieſe Be: 
gnadigungen, namentlich, wenn fie in zahlreichen Fällen 
erfolgen, nicht Folgen eines unrichtig wirkenden Straf 
geſetzes? Wie wir, meine Herren, jeit dem Jahre 1895 
eine dankenswerthe Zufammenftellung der bedingten Be: 
gnabigungen bon dem Staatsjelretär des Reichs-Juſtiz⸗ 
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(A) amis erhalten, welde gewiß zu manden Betradhtungen 


und Nadprüfungen dieſer ſchwierigen Materie Anlaß 
iebt, fo dürfte eine Mittheilung über die unbedingten 
egnabigungen von größtem Intereſſe für die Betrachtung 
ber Wirkungen unferer Strafgefeße fein. 

Man kann gegen einen ſolchen Antrag, nachdem das 
hohe Haus einen ähnlihen Antrag bei den Militärſtraf— 
jadhen bereit3 angenommen hat, wohl nicht einmwenben, 
daß derjelbe in die Hoheitsrechte der einzelnen Bundes: 
fürften eingreife. Denn bei dem Verlangen einer Be: 
gredigungs hai handelt es fih ja garnidt um cine 

ritik einzelner Fälle, ſondern um re ng don 
denen ich vorausfege, daß fie eigentlich jeder Landes: 
AYuftizminifter fowiefo ſchon für ſich machen muß, wenn er 
feine Aufgabe richtig und tief auffaßt; denn er wird doch 
boffentlih wicht die einzelnen Fälle iolirt für fich be: 
handeln, fondern wird fi aud ein Bild darüber machen, 
welde Zahl von Begnadigungsfälten im Laufe des Jahres 
vorfommt, und wie die einzelnen Strafbeitimmmungen in 
ber Begnadigungdinitanz behandelt werden. 

30 glaube, mid auf diefe wenigen Bemerkungen be: 
fchränfen und das hohe Haus bitten zu dürfen, unferem 
Antrage ebenfo zuzuſtimmen, wie das Hohe Haus den 
ähnlihen Antrag fir die Militärftraffahen bereit3 an— 
genommen hat. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staats— 
ſekretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ich habe bereits bei früheren 
Gelegenheiten bier im Reichstag meine Anſicht dahin aus: 
gelprodhen, daß eine Nevifion des Strafgefegbudhs ges 
oten ift, und daß zu ben eriten und wichtigen Mufgaben 
nad) Erledigung der Reform unfere3 bürgerlichen Rechts aud) 


(B) die Revifion des Strafgejegbuchs gehören muß. Cinleitende 


Schritte nad) diefer Richtung find auch bereit geſchehen; aber, 
meine Herren, bevor der Reichötag in die Lage kommen 
wird, ſich mit einer Nevifionsvorlage diefer Art zu be= 
faflen, wird noch eine lange Zeit vergehen. Denn es ift 
eine der ſchwierigſten Aufgaben, die der Gefeßgebung des 
Reichs geftellt werden können, unfer geltendes Strafrecht 
den Anihauungen und Anforderungen unferer Zeit ent: 
fpredend zu reformiren. Wenn das Strafgefegbud im 
Jahre 1870 fo fchnell zu Stande gekommen ift, fo lag 
das daran, daß ein gemeinfames Strafredt eine politische 
Nothivendigfeit war. Inter der Würdigung diefer That- 
fadje, unter dem Drud der damaligen politiichen rg 
ift es gelungen, das Strafgeſetzbuch in fürzefter Friſt zu 
verabfhieden. Darüber aber maden wir uns feine Illu— 
fionen, meine Herren, daß die Aufgabe das nächſte Mal 
in fo furzer Zeit nicht erledigt werden kann, und daß es 
dazu jehr rg Vorbereitungen bedarf. 

Nun iſt der Herr Vorredner im Zuſammenhang mit 
der Reviflon des Strafgefegbuhs auf die Nejolution ges 
fommen, die dem hohen Haufe unter Nr. 202 vorliegt, 
dahin gehend, daß, ebenſo wie der Neichötag beichlofien 
bat, eine Statiftit der Begnadigungsfälle im Bereiche der 
Militärjuftiz zu erhalten, ihm cine ſolche Statiftif auch 
borgelegt werden möge für den Bereich der Ziviljuftiz. 
Ich bin don ber Motivirung, bon der der Abgeordiete 
zur Begründung feines Wunſches ausgegangen ift, einiger: 
maßen überraſcht geweſen. Er betradjtet dieje Statiftif 
gewiffermaßen als einen Theil der Motive für cine Vor— 
lage, welche die Nevifion des Strafgejegbuds in Ausſicht 
nimmt. Nun, meine Herren, in den nächſten Jahren 
wird eine ſolche Vorlage noch nicht erfolgen, und unter 
biefen Umſtänden wiirde, glaube ih, der Herr Vorredner 
von feinem Motive aus ſich darauf beſchränken können, 
den Wunſch auszufprechen, daß feiner Zeit bei der Bor: 
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lage des Entwurfs eines neuen Strafgefegbud auch (C) 


nach diefer Richtung Hin begründended Material bei— 
gebradjt werden möge. Zur Zeit kann ich aber einen 
Zufammenhang zwiſchen dem Gegenftand dieſer Refolution 
und einer Vorlage, von der es fraglid) ift, wann und in 
welcher Geftalt fie einft dem Haufe zugehen wird, nicht 
erkennen. Wenn alſo der Herr Vorredner nur bon dieſem 
Motive ausgeht, wie ich nad feinen Ausführungen aus 
nehmen muß, dann, glaube ich, ift das Bedürfniß ber 
Rejolution gegenwärtig hinfällig. 

Aber, meine Herren, id muß noch aus anderen, 
ſachlichen Gründen gegen die Annahme dieſer Refolution 
warnen, und ich kann die Erwartung nicht erfüllen, bie 
der Herr Vorrebner vorhin ausgeſprochen hat, indem er 
annahm, daß die Negierung feine Bedenken aus ber 
Stompetenz des Reichs und aus ber eigenthümlichen Natur 
des hier in Betracht kommenden Kronrechts herleiten 
würde. Meine Herren, id) weiß micht ficher, wie bie 
einzelnen Bundesregierungen darüber denken werben. Aber 
ich nehme an, daß fie dieſelbe Stellung zu dieſer Re— 
jolution wählen werben, die der Herr Kriegsminiſter in 
Ausſicht ſtellte in Bezug auf die Statiſtik über die Bes 
gnadigungen im Bereiche der Militärjuftiz. Meine Herren, 
da3 Begnadigungsrecht im ben einzelnen Bundesjtaaten 
beruht lediglih auf landesrchtlihen Beitimmungen und 
hat mit dem Reichsrecht nichts zu thun; es fällt aus dem 
Rahmen der AZuftändigfeit de Reichs heraus. Nun 
glaube ich ſchon nicht, daß in irgend einem Bunbesftaate 
man geneigt fein wird, dem bortigen Landtage eine Bor: 
lage der hier gewünfchten Art zu machen, eine Vorlage, 
welche nur dahin führen könnte, eine Kritik und Stontrole 
darüber zu ermöglichen, wie bie Krone bon ihrem Bes 
gnadigungsrecht Gebrauch gemacht hat. So wenig aber 
die Negierungen ber einzelnen Bundeöftaaten, nad) meiner 
perfönliden Anſchauung, geneigt fein werden, eine ſolche 


Borlage an ihre Landtage zu machen, ebenjo wenig umb (D) 


vielleicht noch weniger werden fie ſich bereit finden Laffen, 
dem Bunbesrath und dem Neihätag nach biefer Richtung 
ftatiftiiche Mittheilungen zugehen zu laffen. Id kann 
daher nur bitten: lehnen Sie die Nefolution ab! Ich glaube 
nicht, daß fie irgendwelche Ausſicht auf Erfüllung hat. 

Der Herr Vorredner möge mir geftatten, e3 zu fagen: 
in meinen Augen ift es fein glüdliher Gedanke geweſen, 
die Vorlage über die bedingten Vegnabigungen, die wir 
Ihnen jedes Jahr hier bringen, in Verbindung zu ſetzen 
mit einer Statiftit der Begnadigungen im eigentlichen 
Sinne. Meine Herren, bei den bedingten Begnadigungen 
handelt es fih um ganz etwas anderes. Bei unferer 
Borlage über die bedingten Begnabigungen handelt es fi 
darum, Harzuftellen, wie gewiffe Organijationen, die 
im Rahmen der Yuftizverwaltung getroffen find, wirken, 
welche Ergebnifie fie haben, ob fie fi) bewähren. Darüber 
Auskunft zu geben, auch dem Neichätage Auskunft zu 
geben, haben die einzelnen Regierungen ein Bedenken nicht 
getragen, und tie bisher werben Ihnen hoffentlich auch 
in Zukunft entfprehende Mittheilungen zugehen. Bel ber 
Statiftit der eigentlichen Begnadigungen würde es ſich 
aber handeln um eine fortlaufende Sontrole über bie 
Ausübung eines höchſt perſönlichen Kronrechts, für deſſen 
Ausübung in jedem einzelnen Falle eigenartige und nicht 
vergleichbare Motive vorliegen können. Darüber Auskunft 
zu geben, ift eine ganz andere Sache; und nad) biejer 
Richtung hin eine Zufammenftellung zu erhalten, haben 
Sie, wie ich glaube, feine Ausſicht. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ih möchte 
Sie doch bitten, der Nefolution des Herrn Abgeordneten 
Gröber zuzuſtimmen troß der Ausführungen des Herrn 
Staatsſekretärs gegen diejelbe, von denen ih nicht glaube, 


(4) daß fie durchſchlagend find. 


(B 


— 
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Der Herr Staatsſekretär 
würde Recht haben, wenn die Reſolution dahin ginge, 
daß uns die einzelnen Fälle der Begnadigungen ala 
einzelne mitgetheilt werben jollten, damit wir an ben 
einzelnen Fällen Kritik üben könnten. Das ift aber gar 
nicht die Tendenz. Wir wollen eine Zujammenftellung in 
ihrer Gejammtheit. Das unterliegt doch gar feinem 
Zweifel, dab die Art, wie das Begnadigungsrecht auf den 
Vorſchlag der Minifter in dem gefammiten Deutihen Neid 
ausgeübt wird, mitbeitimmend fein muß für Die Bes 
urtheilung, wie das Strafrecht und das Strafverfahren in 
Deutfchland wirkt. Wir erlaffen dodh die Reichsgeſetze 
und haben einen Aniprud darauf, jede möglihe Austunft 
über die Wirkungen der Geſetze zu befommen. Zu diejen 
Auskünften gehört auch die Meittheilung, die nur rein 
ſtatiſtiſcher Natur ift. Ich gebe zu, dab das Landesrecht 
für die Art maßgebend ift, wie die Begnadigung aus— 
geübt wird. Darein wollen wir uns aber auch micht 
mischen. Was wir wollen, ift einfach Auskunft darüber, 
wie die Straffälle liegen, bei denen die Begnabigung ein: 
tritt, und zwar unter Berüdfichtigung der Bergehensart 
und des Strafmaßes, damit wir beurtheilen können, wie 
die Handhabung unferes Strafrechts und unferer Straf: 
prozeßordnung wirkt. Dies ift ein durchaus begründetes 
und gercdhtfertigted Verlangen des Reichstags. 
(Sehr richtig!) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Baflermanıt. 


Bafjermann, Abgeordneter: Meine Herren, ich ſpreche 
mic für die Reſolution des Herrn Kollegen Gröber be— 
züglich der Stattftit über die Fälle der bedingten Be: 
guadigung aus. ch erachte die prinzipiellen Einwendungen 
nicht für begründet. Der Herr Staatöjefretär hat aus: 

eführt, dab wenig Ausſicht vorhanden ift, daß die Bundes— 
taaten auf den Gedanken, der in ber Rejolution Ausdruck 
gefunden bat, eingehen werden. Nun, das werden wir 
abwarten fönnen. 

Ih bin mit dem Heren Stollegen Dr. Spahn darin 
einverftanden, daß in einer folden Statiftif eine Kontrole 
de3 Begnadigungsrehts der einzelnen Landesherren nicht 
zu finden ift. Gin Eingriff in die Hoheitörechte läge nur 
dann vor, wenn aus der Statiftif felbft der einzelne Fall 
unferer Beurtheilung unterftellt werden würde, wenn wir 
erfahren würben, welcher Thatbeftand vorgelegen hat, wie 
das Urtheil des Gericht in feinen Gründen auögefallen 
ift, und wenn wir daraus die Schlüffe ziehen könnten, 
ob nad unferer Meinung die Begnadigung zu Recht erfolgt 
ift oder nicht. Nur in diefem Falle fönnten wir ein Urtheil 
fällen für den einzelnen Fall, und nur dann wäre eine Kon— 
trole des Begnadigungsrechts der Landesherren gegeben. 
Darum handelt es ſich aber bei der geforberten Statiftif nicht. 

Dagegen ift diejelbe aus verſchiedenen Geſichtspunkten 
für uns dringend wünſchenswerth, namentlich auch in der 
vom Herrn Kollegen Gröber heute hervorgehobenen Richtung, 
um beurtheilen zu fünnen, bei weldyen einzelnen Materien 
eine Reform unſeres Strafgelegbuhs nothwendig tft, 
3. B. gerade beim Strafma. Wir wiffen: bei einer 
Reihe don Berfehlungen find beifpieläweife milbernde 
Umftände ausgeſchloſſen. &3 iſt äußert wichtig, zu wiffen, 
ob derartige Strafbeftimmungen richtig find, ob nicht da— 
durch eine große Härte im Urtheil eintritt, die ihrerfeits 
wieder auf dem Wege der Begnadigung befeitigt werden muß. 

Alſo, ih kann nicht finden, dab in einer ges 
forderten allgemeinen Statiftil, wobei uns nur mitgetheilt 
wird, wie bei ben einzelnen Kategorien von Strafthaten 
dad Begnadigungsrecht gehandhabt wird, eine Stontrole 
der Begnadigungen und des Begnabigungsrchtö Der 
Landesherren liegt. Ich möchte mid deshalb für den 
Antrag des Herrn Kollegen Gröber ausſprechen. 

(Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. (C) 


Heine, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe in 
einer Bemerkung nah Schluß der zweiten Leſung des 
Juſtiz-Etats verſprochen, auf die Angriffe zurückzukommen, 
bie der Herr Auftizminifter Schönftebt im preußischen 
Landtage auf mic, gerichtet hat. Ich hatte natürlich er- 
wartet, daß er hier jein würde; aber, ſoviel ich ſehe, ift 
er nicht da — id) fenne ihn nämlich nicht. 

(Heiterfeit.) 
Es ift num natirlih eine recht eigene Sache; ich hätt's 
ihm ja lieber ind Geſicht gejagt; aber was foll man 
machen, wenn er nicht kommt? 
(Große Heiterkeit.) 
Peinlich ift ja die Sache viel weniger für mid als für 
den Herrn Staatäfetretär Dr. Nieberding. Diefer hat 
mir neulich, al3 ich in zweiter Leſung ſprach, mit großer 
Emphale und mit dem wahren Gefühl einer gewiſſen 
fittlihen Mißbilligung geſagt, es wäre bod ein Unrecht, 
daß id bier gegen die preußiiche Juſtiz loslegte; ich 
follte dodh, wenn ich das wollte, auf ein Kampfesfeld 
gehen, wo ih Mann gegen Mann ſtünde. Der Herr 
Staatöjefretär meinte damit das Ktampfesfeld draußen, 
und dies Manngegenmannftehen follte-bedeuten, daß mir 
einem Manne der Staatdanwalt und die Polizei in ben 
Arm fallen könnten. Ich habe ihm ja meine Meinung 
über biefen freundlichen Rath neulich ichon gejagt. Aber 
wie peinlich, meine ich, muß nun die Sade für Herrit 
Dr. Nieberding fein feinem Herrn Kollegen Schünftebt 
gegenüber! Der hat ja bier ein ganz gleiches, gutes 
Stampfesfeld, wo er mit mir die Waffen kreuzen fönnte, 
Mann gegen Mann. Aber er verſchmähl's, er fommt nicht. 
(Zurufe. Glode des PBräfidenten.) 

Präfident: Meine Herren, ich bitte, feine Zwiſchen— 
rufe zu machen! 

Heine, Abgeordneter: Es ift ja natürlich recht bequem 


und ungleich bequemer, als bierher zu fommen, wenn (D) 


Herr Dr. Schönjtedt im preußiſchen Landtage ſpricht, wo 
ihm niemand erwidern fanı, wenn er etwas Irriges vor— 
bringt, wo er außerdem einen Chor bon ſtets bereiten 
Bravorufern um fi hat, und wo er enblic gegen Gegner 
des herrihenden Regiments fich einer Ausdruckſsweiſe be— 
dienen fann, die hier im Reichstage befanntlich nicht zu— 
gelaffen wird. 

Das ift aber wohl nicht das einzige Motiv, weshalb 
Herr Dr. Scönftebt mir im Landtage und nicht hier 
erwibert; er hat aud) prinzipielle Gründe geltend gemadıt, 
und das ift ed, was mir vor allen Dingen Beranlaffung 
giebt, darauf zurüdzufommen. Er hat gelagt, „er halte 
es nicht für feine Pflicht, allen Neichetagsfigungen beizu— 
wohnen und fi als Kugelfang Hinzuftellen für etwaige 
Angriffe gegen bie preußifche Juftizperwaltung“. Dann 
hat er unter dem lebhaften Bravo des ſchon vom mir be- 
zeichneten Chors, den er bort hat 

(Heiterkeit), 
hinzugefügt, im preußiichen Abgeordnetenhauſe jei ber 
PBlab, wo man foldhe Dinge erörtern könne. 
(Sehr richtig! rechts.) 

— Sie fagen: fehr rihtig! Sie werden es ſchon noch 
hören. — Endlich hat er noch von oben herab gefagt, 
man müfle dem Neichötage zeigen, daß er nicht de omnibus 
rebus et de quibusdam aliis reden dürfte. 

Meine Herren, ich meine, daß der Fall reht ernfthaft 
it. Ich halte es für nothwendig zur Aufrechterhaltung 
der verfafiungsmäßigen Stellung dieſes Haufes, ganz 
energiich gegen diefe Ausführungen des Herrn Dr. Schönftebt 
zu proteftiren. Wir müffen uns einen folden hautainen 
Ton, wie ihn einige der preußifchen Minifter dort drüben 
feit einigen Wochen angeichlagen haben, ganz deutlich und 
energiſch verbitten. 

(Schr richtig! links. Lachen rechts.) 


(A 


— 


u 
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(SHeine.) 
Hier der Neihdtag iſt der cine Faktor der Reichs— 
geſetzgebung, auf dem die Verfaffung des Reiches beruht; 
der andere find bie verbiindeten Negierungen. Aber bie 
Mintfter eined Bundesftaats find fein Faktor der Geſetz— 
gebung, die find kein Theil der Reichsverfaſſung, fondern 
die find beiten Falld brauchbare und dankenswerthe Hilfs: 
fräfte, und als ſolche Hilfsträfte haben die Herren 
bier zu erfcheinen, wenn der Reichs-Juſtiz-Etat zur Be: 
rathung ſteht. 
(Sehr richtig! links. Widerſpruch reits.) 

Der Herr preußifche Yuftigminifter weiß ja, daß ber: 
faſſungsmäßig das Neid die Auffiht über die Aus— 
führung der Reichögefege hat, und dba die Juſtiz im 
wefentlihen mit der Ausführung von Reichsgeſetzen be— 
fchäftigt ift, weiß er, daß unfere Stompetenz dahin geht, 
dieſe bier zu bejpreden. Er weiß aud, daß e3 alte 
Sitte bed Haufes ift, bei der Erörterung des Reichs— 
Juſtiz-Etats Mißbräuche aus der Juftizverwaltung der 
GEinzelftaaten zu erörtern. 

(Sehr richtig! links.) 
Gr hat fpeziell am 7. Februar gewußt, daß eine derartige 
Debatte im Reichstage bereit3 im Gange war; alſo er 
hatte feine Entſchuldigung, nit zu fommen, und nod) 
weniger ein Recht dazu. 
(Sehr richtig! links. Widerſpruch rechts.) 
Ich will mich nicht auf den Standpuntt des parlamen— 
tariſchen Protzen ſtellen 
(Lachen rechts) 

und behaupten, daß Miniſter eine untergeordnete Stellung 
einnehmen; aber ich frage etwas anderes: wie kann ein 
gedeihliches Zuſammenwirlen des Reichſtags und der 
verbündeten Regierungen gedacht werden, wenn einige 
der Miniſter des größten Bundesſtaats ſich von hier 
drücken, ſich in den Schmollwinkel ſetzen, nicht mehr mit— 
ſpielen wollen, und aus geſicherter Stellung von der 


(B) Prinz⸗Albrecht⸗ Straße uns Kraftworte herüberſchleudern, 


um keinen anderen Ausdruck zu gebrauchen. 
(Zmwijchenrufe rechts.) 

Präſident: Meine Herren, ich bitte, alle Zwiſchenrufe 
zu unterlaffen! Das hält nur unfere Berathung auf, und 
die wollen wir doch zu Ende bringen. 

(Sehr ridtig!) 

Heine, Abgeordneter: Ueber unfer Recht und unfere 
Pflicht, Vortheile und Mißbräuche der Verwaltung bier 
zu erörtern, will ich weiter nichts jagen. Herr Dr. Epahn 
hat neulich Schon einige Grundfäge hierüber aufgeftellt. 
Speziell die Fälle, die ich hier vorgebracht habe, konnte 
ber Neihätag auch beuriheilen; denn es handelte fi 
lediglih um einen unziweifelhaften Wortlaut von ges 
drudten Süßen und um bad, was ein Gericht darüber 
ſagt. Da war fein fomplizirter Thatbeitand, den man 
dem Reichstage nicht gut hätte vortragen können. 

Jedenfalls ift diefe Tribüne der Ort, wo öffentlich 
Uebelſtände zu erörtern find, und die Aufmerkſamkeit auf 
diefe gerichtet werben muß, damit das öffentliche Gewiſſen 
wachgerufen werbe. ch denke 3. B. daran, daß gerade 
die preußifihe Zentrumspartei dieſes Recht oft ausgiebig 
und, wie zugebe, ſehr wirkſam angewendet hat, und 
ich denke, wir werden uns dieſes Recht auch nicht nehmen 
laſſen. Namentlich bin ich auch der Meinung, daß dieſes 
Recht zur Beiprehung der Uebelſtände fich nicht bloß be— 
ſchränkt auf allgemeine Grundſätze und llebelftände in 
ber Verwaltungsprarid, fondern daß es auch die Einzel— 
fälle umfaßt. Aus Ginzelfälen fest fi) eben die Ver- 
waltungspraxis zufammen. 

(Schr richtig!) 
Mie ich beiläufig aud mit Beziehung auf das, was Herr 
Staatöfekretär Nieberding vorhin anfcheinend gemeint 
hat, jagen möchte, gilt da3 nicht nur für die eigentlichen 
gerichtlichen Urtheile und uftizverwaltungshandlungen, 


fondern auch für alle anderen Afte ber Juſtizhoheit, (0) 


mögen fie don wem immer ausgeübt werben. 
Auch das Begnadigungsrecht ber Krone ift doch nicht ein 
Net zu perfönlichen Launen, fondern es tft ein Necht, 
dad aus der Stellung des Königs fließt, aus feinen 
Pflichten dem Volke und dem Lande gegemüber. 

(Sehr gut!) 
Es iſt ein Ausflug der Yultizhohelt, man mag fagen, 
der höchſte Ausfluß der Juftizhoheit, aber jedenfalls ein Amt, 
das nur gelibt werden darf im Einklang mit allen Grund» 
ſätzen der Nechte und Pflichten im Sinne der Gerechtigkeit 
und ber Billigkeit 

(ehr gutt); 


und wenn jeder andere Menſch ein moralifchpolitifches 
Urtheil über feine Handlungen fih gefallen laffen muß, 
ebenfo jede Behörde, dann gilt das aud von biejen 
Akten der Juſtizhoheit. Darum komme man uns den 
Begnabigungen gegenüber nicht damit, zu jagen: das find 
Kronrechte. Ein Kronrecht ift Schließlich aucd das, Geſetze 
zu beftätigen, und doc hat Jeder das Recht, bie Frage 
zu erörtern, ob es wohlgethan ift oder nidht, wenn die 
Krone jo oder fo handelt. 
(Sehr richtig!) 

Sp viel über die Hompetenzfrage. 

Ich möchte nun, bevor ich auf Einzelheiten eingebe, 
noch einen Bunkt vorwegnehmen. Das ift die Behandlung 
der jüdifhen Juriſten im preußifhen Staatödtenft. Der 
preußifche Juftizminifter Dr. Schönſtedt hatte, was ich 
ihm damals etwas unterftrihen habe, gejagt, fein anderes 
Neffort in Preußen nähme Juden auf, und er hat fi noch 
befien bejonders gerühmt, daß fein Meffort dad am 
wenigften ungeſetzlich verfahrende ſei. Nım, er hat in— 
zwijchen eingefchen, daß es nicht mwohlgethan war, fo 
aus der Schule zu plaudern. Mutter Boruffia ift wüthend 
gewefen, daß ihr Kind fo offenberaig war 

(Heiterfeit), 
und, wie befannt, hat man Herm Dr. Schönftedt genöthigt, 
u widerrufen. Er bat jagen müflen, er müfle zugeben, 
Fein Ausdrud fei nicht ganz zutreffend geweſen. Num, 
wahr war es jebenfalld, was er gejagt hat; er hat eben 
dieſe Wahrheit widerrufen müffen. 

(Heiterfeit.) 
Man fagt übrigens, die Geſchichte wäre noch nicht zu 
Ende, der Lukanus ginge um. Ich glaube das nicht; ich 
fenne die Gefihtöpunfte, unter denen man in Preußen 
die Vorzüglichkeit eines Beamten beurtheilt, nachgerade 
genug; id weiß, daß allein die Thatſache, daß der 
Herr bon mir, einem Soztaldemofraten, vielleiht etwas 
feft angefaßt worden tft und heute 34 angefaßt wird, 
vollſtändig genügt, um ihn in den Ruf eines ganz be— 
ſonders hervorragenden und wichtigen Staatsbeamten zu 
bringen und ihm ſeine miniſterielle Lebensdauer noch 
recht lange zu erhalten. 

(Heiterkeit links. Unruhe rechts.) 

Wie da3 aber auch fein mag, und wie die Sache aus— 
gehen mag, ſpaßhaft wäre es ja, wenn biefed Luftfpiel 
damit endete und zur Tragilomödie würde, daß ber, ber 
die Wahrheit gelagt hat und nod dazu eine Wahrheit, 
die jeder Menſch in Breußen kennt, darüber zur Sataftrophe 
und zum Purzeln füme. 

(Deiterfeit.) 
Es giebt ja ein Luftfpiel, das heißt: „Wehe dem, ber 
lügt“! Diefes preußifche Luftipiel müßte heißen: „Wehe 
dem, der die Wahrheit fagt!* 

(Sehr gut! und Heiterkeit Links.) 

Nun, ih habe das bloß erwähnt, um auf das 
Folgende zu kommen. Es ift nämlich recht fchabe, daß 
die Aeußerungen, die Herr Dr. Schönftebt über mich 
perfönlih im preußifhen Abgeorbnetenhaufe gemacht hat, 
nicht eben fo offen umd nicht eben fo wahr und ſachlich 


(A) zutreffend gewelen find mie das, 
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(Seine.) 
was er über bie 
preußiiche Berwaltungspraris gegen Juden gejagt hatte. 
Wenn er gegen mich ebenjo offenherzig verfahren wäre 
und jo wahrheitägemäß, dann brauchte ich nicht mehr viel 
dazu zu jagen; fo aber muß ih ſchon Ihre Zeit nod) 
einen Augenblick auch über biefe perſönliche Seite ber 
Sade in Aniprud nehmen. Herr Dr. Schönftedt hat im 
Landtag durdigängig wieder die Praxis verfolgt, von der 
ich neulich ſchon dem Herm Staatsfefretär Dr. Nieberding 
fagen mußte, daß fie bei zünftigen Advolaten heute nicht 
mehr als angemefjen gilt; nämlid mit großem Aplomb 
auf Angriffe zu antworten, die fein Menſch erhoben hat, 
bad zu widerlegen und bementiren, was nicht gejagt 
worden war. Sie jehen das an Folgendem. Ich hatte 
beiläufig auf die übertriebene und unrichtige Anwendung 
ber juriftifhen Konſtruktion des dolus eventualis bei 
Majeftätöbeleidigungäprozeffen hingewielen, bie übrigens 
auch von dem früheren Reichsgerichtsrath Stenglein jehr 
gemißbilligt worden if. Da erflärte Herr Dr. Schönitedt, 
deſſen Name nicht einmal genannt worden war, und an 
ben ich nicht entfernt gedacht hatte, er ſei nicht der Er: 
finder des dolus eventualis. Das ift num eine fehr ums: 
glückliche Vertheibigung; wir find doch ſehr häufig in ber 
Lage, jagen wir, dem Kriegsminiſter Vorhaltungen zu 
machen über irgend einen Tall des Mißbrauchs des 
Schießgewehrs oder dergleichen. Iſt es da nun je einem 
Kriegsminifter eingefallen, fi damit zu verteidigen, daß 
er fagte: ih habe dad Schießpulver nicht erfunden? 
(Heiterfeit.) 
So aber madht e3 Herr Dr. Schönftedt. Er kann aber 
nun ganz ruhig fein: mweber ich noch, glaube ich, ſonſt 
irgend jemand, der über den dolus eventunlis ſich auf: 
gehalten hat, hat ihm je zugetraut, daß er bieles 
juriftiihe Sciebpulver des dolus eventualis erfunden hätte. 
Es handelt fi auch gar nicht um den Erfinder, 


(8) fondern um bie mißbräuchlihe Anwendung diefed an ſich 


ehrlichen und nothwendigen juriftiihen Begriffs. Heute 
werden Leute verurtheilt, unter Zugrundelegung eines 
Sinne ihrer Neuerungen, den fie, wie feftgeftellt wird, 
nicht gewollt haben, von dem aber dann feitgeftellt und 
ihnen untergelegt wird, fie wären wenigſtens eventuell 
damit einverftanden geweſen, das irgend ein anderer ihn 
herausleſen könnte. Cine ſolche Unterſtellung, eine ſolche 
fünftliche, juriſtiſche Konſtruktion wird von dem ſchlichten 
Rechtsbewußtſein des Volks als eine Unehrlichkeit 
empfunden, und gegen dieſe Anwendung des dolus eventualis 
hatte ich mich beiläufig ausgeſprochen. 

Herr Juſtizminiſter Dr. Schönſtedt iſt nun keineswegs 
fo ohne Einfluß auf dieſe Vorkommniſſe, die ſich leider 
bon Jahr zu Jahr immer mehr häufen. Er darf natürlich 
nicht den Richtern ind Wort fallen und ben Gerichten 
nicht vorfchreiben, wie fie urtheilen follen; aber es kann 
feine Anklage erhoben werden, ohne daß ein Staatd« 
anwalt erft die Kugel ins Rollen bringt. Die Staats: 
anwälte find es, bie derartige juriftifhe Konftruftionen 
ausheden und dann mit Eifer vertreten, und den Eifer 
diefer Herren fann der Juftizminifter zügeln, kann er zurück— 
halten. Darum iſt er allerdings in gewilfen Maße mit dafür 
verantwortlich, wenn dieſe unehrliche Konftruktion des dolus 
eventualis im Gegenjag zur fahgemäßen und richtigen Anz 
wendung des Begriff3 immer mehr um jich greift. 

Ich fomme daun auf den Fall des Landgerichts— 
direktors Schmidt, der da beeinflußt worden war, von 
feiner Stelle zu gehen, weil er in einem politifchen 
Prozeß gegen Harden auf Freifprehung erkanute. Dar: 
über hat Herr Dr. Schönſtedt nad dem ftenographiichen 
Bericht mir gegenüber Folgendes geſagt, das ich wohl 
verleien darf. Ich muß die Herren, um die Haudlungs— 
weile des Herrn Dr. Schönftedt zu beurtheilen, bitten, 
recht genau auf den Wortlaut zu achten. Er jagt: 3% 


Ah will dem Abgeordneten die Antwort dahin (C) 


geben, daß, wenn er die Behauptung aufftellt, 
daß von mir jemals der Verſuch gemacht worden 
fei, irgend einen Richter in Preußen zu beein: 
fluffen, direlt oder indirekt, underblümt oder ber: 
blümt, durch Gunſt oder Mißgunſt, dad eine 
grobe Unwahrheit ift 
— ber Bericht verzeichnet „lebhafte Bravo” —, 
und daß id) den, ber, nachdem ich dieſe Erklärung 
abgegeben habe, eine ſolche Behauptung wieder: 
holen follte, einen frehen Lügner nennen müßte. 
Der Bericht verzeihnet „Lebhaftes Bravo* und „Sehr 
gut!“. Einſpruch von berufener Seite gegen dieſe Art 
der — — Form iſt im Landtag nicht erhoben 
worden. 

Nun denke ich mir, wenn ich etwa hier ſagen wollte: 
wenn der Herr Juſtizminiſter Schönſtedt mir etwas in 
die Schuhe ſchieben ſollte, das ich nie geſagt hatte, und 
wovon anzunehmen, daß ich es geſagt hätte, er nicht den 
geringſten Grund hat, ſo müßte ich das eine grobe Un— 
wahrheit und ihn einen frechen Lügner nennen, — wenn 
id mich fo ausdrüdte, dann würden Sie wahrſcheinlich 
fagen, daß das eine fehr kräftige Form und bie, wenn 
auch nur hypothetiſche, aber doch jebenfall$ erkennbare 
Sufinuatton der groben Unwahrheit und der Züge wäre. 
Nun, ich habe fein Bedürfniß nad) einen foldhen Tone; 
ich habe diefen Sak nur gebildet, um Ihnen zu zeigen, 
wie ſchön fih das macht bei Herrn Schönftebt, und um 
einmal deifen Konfteuftion umzudrehen. 

Dabei würde die Sache bei mir nod) anders liegen; 
denn ich habe Veranlaffung, mid über Herrn Schönfteh! 
zu beflagen. Herr Schönſtedt hatte aber mir gegenüber 
gar feine Veranlaffung. Als er Ddiefe — *— In⸗ 
ſulten gegen mich anbrachte, da hatte er nicht ben ge— 
ringften Grund zu der Annahme, daß ich gegen ihm die 


Beſchuldigung ausgefprochen hätte, auf den Landgerichts: (D) 


direftor Schmidt einen Drud ausgeübt zu Haben. Id 
hatte feinen Namen nicht einmal genannt; ih hatte nur 
einen konkreten, ganz genau feitftehenden befannten Fall 
erwähnt, wo auf einen Richter eine Preifion ausgeübt 
worden ift, und bon biefem Fall wußte Dr. Schönftebt, 
wie aus dem ftenographifchen Bericht vier oder fünf Zeilen 
ſpäter hervorgeht, daß er vor feiner Zeit gelegen hatte und 
ihn nicht betraf. Zudem hatte ih auch noch hier im 
Reichſstag ausdrücklich hervorgehoben, daß es ſich Fiir mich 
handelte um die Nachwirkung diefes — wie id) noch be— 
fonder3 gefagt habe — vor vielen Jahren vorgefommenen 
Vorkommniſſes. Herr Dr. Schönftebt hatte alfo einen 
ſachlichen Grund, mich in dieſer Meife anzufallen, ab— 
ſolut nicht; ich hatte nichts gegen ihn gejagt, und dieſe 
bupotbetifche Form: „wenn Herr Heine mir das nachſagen 
jollte* war ganz unmöthig; denn er wußte, daß ich es 
nicht gethan hatte. 

Was bezwedte nun Herr Schönftedt damit? Meine 
Herren, ih kann mich ja in die Seele eines folden 
Mannes hineindenken, der jeden Augenblid in der Lage 
ift, einen unerwünſchten Beſuch erwarten zu müſſen 

(Heiterkeit), 
ſo etwa, wie der Vezier die ſeidne Schuur. So eine 
Stellung und fo eine Lage macht einen Menſchen nervös, 
und nun muß er vor allen Dingen fuchen, feinen &ifer 
zu beweilen; er muß fuchen, ſolche recht zweifelhafte 
Lorbeeren, wie es ein Berliner Blatt genannt hat, zu 
pflüden. In folder fatalen Lage fonftruirt man bann 
ben Fall, dab der Gegner etwas gefagt hätte, was er 
abjolut nicht geſagt hat 
ſehr richtig! Links), 

um dann wenigſtens huypotbetiiche Straftwörter wie „grobe 
Unwahrheit” und „irecher Lügner” in die Welt ſchleudern 
zu können. Die Zuhörer, wenn fie nicht ganz genau auf 


2072 
(Seine) 





(A) paffen, oder namentlich wenn man fo wohlgeneigte Zu: 


(B 


De 


hörer hat, wie Herr Dr. Schönftedt im preußifchen Ab— 

georbnietenhaus fie befitt, denken dann, der Gegner hätte 

das hupothetifch Unterſtellte wirklich gejagt, und freuen 

fih, daß ber Gegner al3 Lügner gebrandmarft worden 

jet, und „daß es ihm fo fchön gegeben worden fei*. 
(Sehr richtig! Links.) 

Nun, meine Herren, ich unterlaffe es, biefe Sorte 
von Polemik zu charakteriſiren, weil ich ben Wunſch habe, 
mid in parlamentarifhen Grenzen zu halten; id; möchte 
nur mit einem Zitat antworten: „das war fein Helden: 


ftüd, Octavio!* 
(Sehr gut! links.) 

In der Sache nun hat der Juftizminifter, was dieſen 
Fall des Landgerichtädirettor3 Schmidt betrifft, ja aud) 
nicht das Geringite von dem, was id; gejagt hatte, zu 
beftreiten aud nur verſucht. Der Fall ſteht feit: man 
hat auf den alten Schmidt einen ſolchen Drud ausgeübt, 
und das hat den bekannten Ausgang gehabt; aber ber 
Herr Minifter hat gemeint, er nähme der Sache die Bes 
deutung, wenn er fagt: ja, bad war vor meiner Zeit. Ya, 
meine Herren, da3 find wir ja gewöhnt, wenn eine Köchin 
ben Staffee in einer angeichlagenen Hanne auf den Tiſch 
bringt, dann jagt fie auch: das war ſchon lange, das war 
ſchon vor meiner Zeit. 

(Heiterkeit) 
Ih frage aber, wird dadurd die Kanne wieder ganz? 
Gott bewahre! Wir wünſchen aber nicht, daß dad Symbol 
unferer Nechtöpflege ein zerfchlagener und zeritoßener 


Topf ſei. 
(Sehr gut! links.) 

Viel bedenklicher aber noch als dieſe Vertheidigung 
be3 Herrn Dr. Schönftebt ift die andere, und die hat mich 
geradezu erbittert. Er fagt von dem verftorbenen Land— 
nerichtödireftor Schmidt — und damit meinte er bie 
Schuld von der Juſtiz abzumälzen „er ift ein 
Schwächling geweien, bei mir hätte der Mann fein Glück 
gehabt, weil er ſich hat beeinfluffen laſſen“. Hören Sie, 
da3 finde ich wirklich ein ſtarkes Stüd 

(fehr wahr! Lints); 
wenn ſich die preußifche Yuftizverwaltung — id} jage bie 
Verwaltung, der Herr Dr. Schönftebt in ja in der That 
mit Schmidt nicht befaßt geweſen — dieſem Falle gegen: 
über auf diefen Standpunkt ftellt, dann kommt mir Dies 
gerade fo bor, wie wenn einer einem Mädel die Ehre 
nimmt und hinterher mit Fingern auf fie zeigt und fagt: 
pfui! die fchlechte Dirne! 
(Sehr gut! ins.) 
Grit hat man einen alten unglüdlihen Mann, der einmal 
ſchwach gewejen tft, zu dem gebracht, was gefchehen ift, 
und dann fol die Schande ihn ireffen und nicht ben 
Mann oder die Inftitution, die dies verübt haben? Das 
ift eine merkwürdige Moralanfhauung; aber ich kenne 
diefe Weiſe: das ift fo die richtige Juriftenauffaffung. 
(Scallende Heiterkeit.) 
Und dabei verfehlt auch dieſe Vertheidigung grade das, 
worauf es ankommt. Der todte Alerander Schmidt tft 
ja doch nicht die Hauptſache — folange er gelebt hat, ift 
er mein Freund nie geweſen —, bie Hauptfadhe ift die IInab- 
hängigfeit ber Yuftiz, berentwegen ich die Sache zur 
Sprache gebradjt habe. Und was bies betrifft, muß id) 
bier nochmals wiederholen: ein folder Fall, und möge 
er fi vor Jahren ereignet haben, wirft nad und ift im 
Stande, dad Gefühl der Inabhängigfeit der erfennenden 
Richter auf Tange Zeit zu erſchüttern und zu gefährden. 
(Sehr richtig! links.) 

Diefe Art, wie Herr Dr. Schönftedt meine Angriffe über 
ben Fall Schmidt zu pariren verſucht hat, foll nun wahr: 
ſcheinlich „Ichneidig“ fein. Wir kennen ja dieſe Schneidig- 
feit. Aber ich will dem Herrn jagen, wie er wirklich „ſchneidig“ 








hätte antworten können: wenn Herr Dr. Schönftebt ſich (O) 


offen bingeftelt und gejagt hätte, „ich mißbillige, was 
man dem Schmidt gethan, ich werde dafür forgen, daß 
nie wieder ein Nichter eines politiichen Prozeſſes wegen 
von jeiner Stelle weggeihafft werben joll*; wenn er 
geſagt hätte, „ich erkenne es ſogar als ein Zeichen großer 
Gewiffenhaftigteit und großen Ehrgefühls an, wenn ein 
Nichter einen wegen Mlajeftätöbeleibigung angeflagten 
Schriftfteller freifpricht, obgleih er weiß, daß Seine 
Majeität die Verurtheilung wünſcht, — — 
(Slode des Präſidenten.) 

Präfident: Herr Nbgeorbnieter Heine, Sie bürfen 
nicht behaupten, daß Seine Majeftät der Kaiſer auf bie 
Richter einen Einfluß ausübt dadurch, daß er ihnen mit- 
theilen läßt, daß er eine Verurtheilung wünſcht. Ich rufe 
Sie deshalb zur Ordnung! 

Heine, Abgeorbneter: Jh muß mid damit begnügen, 
aber ich glaube, daß der Herr Präfibent mich vollitändig 
falich verftanden hat. Ich habe das nicht gefagt, und 
ber ftenographiiche Beriht wird den Herrn Bräfidenten 
davon überzeugen, daß ich es nicht gejagt habe 

(fehr richtig! Links); 
ich werde abwarten, wa3 der Herr Präſident dann fagt. 

Menn nun der Herr Minifter dergleichen gefagt hätte, 
fo hätte er zwar vielleicht bei ber Rechten des preußifchen 
Abgeorbnietenhaufes nicht fo viel Bravo zu hören be: 
fommen; aber da3 wäre wahrhaft fchneidig gewelen, und 
er hätte damit die Angriffe entwaffnet, die ich gegen ihn 
gerichtet habe. Ich hätte fogar bem Herrn Yuftizminiiter 
Schönſtedt nicht einmal fagen können, daß ich ihm nicht 
glaubte, denn erſtens wäre das unparlamentariich geweſen, 
und zweitens muß man einem Gegner, ber fich zurüdzieht, 
goldene Brüden bauen. Aber fo fchneibig ilt y- 
Dr. Scönftedt nicht geweien, und er bat nach meiner 
Meinung fih und der Juſtiz feinen guten Dienft geleiftet 
durch die Art, wie er den Fall Schmidt behandelt hat. 

Dagegen bat Herr Dr. Schönftedt über feine Prin— 
zipien Majeftätsbeleidigungsprogeffen gegenüber im preußis 
ſchen Abgeordnetenhauſe etwas gejagt, dad ein gewiſſes 
Intereffe erregen faun. Herr Dr. Schönſtedt hat nad 
einer Verwahrung, daß er nicht daran ſchuld fei, daß ber 
Majeftätsbeleidigungsprozeffe zu viel würden, es würden 
fogar weniger, was aud) wieder niemand beftritten hatte, 
nad) dem ftenographifchen Bericht gelagt: 

Ich Liebe nicht dieſe Heinen Majeltätsbeleidigungs: 
Hagen gegen ungebildete Perfonen, die einmal 
ein unbebachtes Wort hingeworfen haben, deſſen 
Tragweite fie nicht gekannt haben, und, foweit 
es in meinen Kräften geftanden hat, habe ich 
dahin gewirkt, daß ſolche Anklagen nicht erhoben 
werden. 
Das hat er als feinen Verwaltungsgrundſatz aufgeſtellt. 
Nun muß man ſich zunächſt wundern, wie es überhaupt 
je möglich geweſen fein foll, daß bei richtiger Anwendung 
der Geſetze Leute wegen Majeitätöbeleidigung angeflagt 
und verurtheilt worden wären wegen Worte, deren Trag- 
weite fie nicht fannten. Diefe Leute hätten in der That 
nie angeflagt und verurtbeilt werden bürfen, und es hätte 
ber Liebe oder der Nichtliebe des Herrn Dr. Schönſtedt 
fir derartige Prozeffe gar nicht bedürfen follen. 
(Sehr richtig! links.) 
Aber der Herr Juſtizminiſter Dr. Schönſtedt hat recht 
gehabt. Maſſenhaft ſind derartige Prozeſſe und Ver— 
urtheilungen vorgekommen, und es iſt immerhin ein Ver— 
dienſt, wenn er ſich bemüht, ſolche Anklagen zu verhindern. 
Ich glaube ja auch gern, daß er foldie Anklagen nicht 
liebt; denn erftens biäfreditiren fie die Juſtiz und machen 
fie läcderlih und zweiten® machen fie die Dynaſtie un— 
populär. 
Der Herr Juftizminifter hätte fih aber noch ein weit 
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(s) größeres Berbienft erwerben können, wenn er aud) an: 
eorbnet hätte, daß Anklagen unterbleiben follen gegen 
Beute, die in befter Ueberzeugung und weil fie geglaubt 
haben, ihre ftaatöbürgerliche Pflicht zu thun, eine politiſche 
Kritik an Handlungen des Kaiſers geübt ung Aber 
es fheint, daß er diefe „großen“ Anklagen im Gegenjat 
zu den „Keinen“ Anklagen fehr liebt, denn bie find gerade 
in ber legten Zeit immer häufiger geworben. 

Man hat in den legten Jahren fogar begonnen, eine 
Sritif der Negierungspolitit als Majeftätöbeleidigung 
zu verfolgen, aud dann, wenn jede Anfpielung auf die 
Berfon des Kaiſers fehlte. Das hat man fo begründet, 
dab die Politik der Negierung die Bolitit des Kaiſers 
fel, und eine Kritik der Politik des Kaiſers fich gegen feine 
Verfon richte. So ift im Jahre 1899 der Nebalteur 
Quark in Franffurt verurtheilt worden wegen einer Kritik 
ber Thronrede. Sogar bie Kritik dieſes ftaatspolitifchen 
Altes jollte eine Majeftätöbeleidigung enthalten, obgleich 
jede Anfpielung auf die Perſon des Kaiſers gefehlt hat. 
In dem Urtheil wird dies damit begründet, daß bie Throns 
rede zugleich die perfünlihen Anfihten des Kaiſers ent: 
halten könne. Alſo alles das, was irgendwie mit ben 
perſönlichen Anſichten des Kaiſers übereinftimmen fönnte, 
darf man nicht in ſcharfer Form kritiſiren, weil ſich da— 
durch der Kaiſer in ſeiner Perſon beleidigt fühlen könnte. 

Noch weiter geht ein Urtheil, das am 18. März in 
Altona gefällt worden iſt. Dort find die Herausgeber 
eines Flugblattes zu 6 und 3 Monaten Gefängniß ver— 
urtheilt worden, obgleich dad Blatt zwar eine ſcharfe 
Kritit der Negierungspolitif, aber auch nicht ein Wort 
vom Kaiſer enthalten hat, und obgleich es beffen Namen 
und Stellung nicht einmal erwähnt. In biefem Urtheil 
it befonderd eine Stelle markant. Es hieß in dem 
Flugblatt: 

Darin liegt aber der Schwerpunft ber ganzen 
Welt: und Wafferpolitif, wie fie von unferen 
Hurrahpatrioten befürwortet wird. Groß: 
fpurige Reden, Säbelgeraſſel, Soldaten, Uni: 
formen und Fylottenfpielereien! Deutſchland 
in der Rolle des prahleriihen Rieſen Goliath: 

Er fomme her, der Zumpenhund, 

Ich werf' ihn nieder auf den Grund — 
Deutihland in der Rolle des Pauken: und 
rg im Sonzert der verbünbeten 


ächte. 
Darin hat das Landgericht Altona eine Majeftäts- 
beleibigung entdedt; denn es hat gefagt: mit ben groß— 
Ipurigen Neben und dem prahleriihen Rieſen Goliath 
faun offenbar nur ber Kaiſer gemeint fein. 
(Heiterfeit.) 
Ob das gerade ſehr taftvoll Arge ift und fehr von 
Reipekt für die Perjon des Kaiſers zeugt, das überlafle 
ih den Herren dba brüben zu beurtheilen. Glauben Sie 
— daß eine ſolche Judikatur auf dem richtigen 
ege iſt? 

Für mic handelt es ſich dabei nicht um einzelne ver: 
fehrte Urtheile. Ih habe auch neulid den Hardenſchen 
Fall herangezogen, woraus hervorgeht, daß es ſich mir 
aud nicht um die Intereſſen meiner Partei handelt, denn 
der ift unfer Gegner. Für mid ift maßgebend, daß eine 
ſolche Unterbindung ber öffentlichen politiſchen Kritik, 
ſobald fich irgend eine Beziehung zum Kaiſer herauslefen 
läßt, eines ernften, muthigen und freien Volles un- 


würdig. ift. 
(Sehr richtig! Link.) 
Eine ſolche Maulkorbjuftiz ift zu allen Zeiten ein ſicheres 
Zeichen des politiihen Verfalles geweſen. In der That 
ind? wir glücklich angelommen bei ben Majeftätd- 
beleidigungöbegriffen ber Zeiten ber Kalſer Tiberius und 
Caligula. Das mag nun ja nad dem Gefhmad von 
Reichötag. 10. Legisl· P. II. Sefflon. 1900/1901, 


(B) 


Leuten fein, bie an dem Lieblingsſpruch Galigulas: „oderint (0) 


dum metuant“, — mögen fie mid) auch haffen, wenn fie 
nur bor mir zittern — Gefchmad finden und ihn zu ihrer 
Devife machen. Aber das deutſche Wolf bedankt fi dafür, 
zu einer ſtummen, zitternden Stlavengefellihaft gemacht zu 
werben. Diejenigen von Ihnen, die das Gymnafium be: 
ſucht Haben, die alſo nad der Meinung bed Berliner 
Landgerichts, die ich neulich zitirt habe, „bie wahren 
Lehren der Geſchichte fennen müffen*, werben ja willen, 
wohin eine ſolche Galigula-Bolitit geführt hat. Ich follte 
nur meinen, obwohl id dafür fein Sachverſtändiger bin, 
daß gerade Leute, die eim ehrliche Gefühl für bie 
Monardie haben, einen folden Mißbrauch von Majeftäts- 
beleidung3prozefien zur Unterbindung jeber offenen, wahren 
und freien Kritk am allererften verdammen müßten. Das 
Anfehen der Monarchie kann dadurch wahrhaftig nicht 
neftärkt werden, dagegen wird bie Ehre und bie fittliche 
Straft der Nation rettunglos zerftört. 

Wir Deutihe pflegen als junge Leute zu fingen: 

Wer die Wahrheit fennet und faget fie nicht, 

Der ift fürwahr ein erbärmlicher Wicht. 
Da3 gilt nicht nur don dem Ginzelnen, das gilt auch von 
ganzen Völkern, und ein Volk, das fi die Möglichkeit 
nimmt ober nehmen läßt, die Wahrheit zu fagen, bas 
wird aud zum erbärmlichen Wicht. Wenn ih das Wort 
zu biefer Sadıe rn habe, fo habe ich das gethan, 
weil mir daran lag, das beutfche Volk vor folder Schande 
zu bewahren. 

(Rebhaftes Bravo bei ben Sozialdemokraten.) 

Präfident: Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Heine 
hat in Bezug auf dem Ordnungsruf, den ich ihm ertheilt 
habe, von dem ſchlecht hörenden Präfidenten an den befjer 
durd den ftenographifchen Bericht informirten Präſidenten 
appellirt. Ic habe mir bie ftenographiihe Aufzeihnung 
der Worte, die mir zu der Rüge Beranlaffung gegeben 
haben, fommen lafjen. Diefelben lauten: 


enn er 
— das iſt der Herr Juftizminifter Schönftebt —, 

wenn er gejagt hätte, ich erkenne es fogar als 
ein Zeichen großer Gewiſſenhaftigkeit und großen 
Ehrgefühls an, wenn ein Richter einen wegen 
Majeftät3beleidigung angeklagten Schriftfteller frei- 
fpriht, obgleich er weiß, daß Seine Majeftät bie 
Verurteilung wünſcht — 

Das waren die Worte. Ich ſtelle es jedem anheim, zu 
beurtheilen, ob mein Ordnungsruf berechtigt war oder nicht. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 

Ich halte ihn aufrecht. 
(Sehr richtigh 
(Abgeordneter Heine: Darf ih jeßzt ums Wort bitten?) 
— Zum Ordnungsruf giebt es dad Wort nidt. 
(Abgeordneter Heine: Zur Sade!) 
— Das kann ich jetzt nicht ertheilen. 

Das Wort hat der Herr Bebvollmächtigte zum Bundes» 
rath, Staatöfekretär des Reichs-Juſtizamts, Wirkliche 
Geheime Rath Dr. Nieberbing. 

Dr. Nieberding, Wirfliher Geheimer Rath, Staats» 
fefretär bed Neich3 » Juftizamts, Bevollmächtigter zum 
Bunbesrath: Meine Herren, der Herr Abgeordnete Heine 
hat beim Gingang feiner längeren Ausführungen Ber: 
anlaffung genommen, fi über ben Ton zu beichweren, 
der bon einigen preußifchen Miniftern angeſchlagen werbe 
in ber politiſchen Diskuffion. Ih Habe an dieſe feine 
Beihwerde mehrfadh denken müflen im Werlauf feiner 
Rede und mir innerlich unmilltürlic die Frage vorgelegt, 
ob nad dem, was er hier dem Haufe — hat, 
ihm die Legitimation beiwohnt, über den angeblich hau- 
tainen Ton anderer Leute fi zu befchweren. 

(Sehr ritig! rechts. Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete hat fih ſodann insbeſondere 
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(Dr. NRieberbing.) 
gegen den preußifchen Herrn Yuftizminifter gewendet. Gr 
hat gegen ihn Ausführungen gemadt, die reich gefpidt 
waren mit perfönliden Bemerkungen, die nicht nad 
meinem Gefhmade find, und die ich nicht weiter erwähne. 
Ich kann feine Rede nur, foweit fie fih gegen den Herrn 
Juftizminifter wendete, al3 ein Mufterftüd bezeichnen, wie 
man einen Abweſenden mit anzüglichen Bemerkungen ver: 
legen kann, ohne der Sache zu nügen. 
(Lebhafte Zurufe links. Sehr richtig! rechts. Glode 

des Präfidenten.) 
— I komme auf bie Frage noch, meine Herren, be— 
ruhigen Ste ih! — 

(Zuruf Tint3.) 


Ih habe nur zwei fachliche Ausführungen richtig zu 
ftellen, die der Herr Abgeordnete hier vorgetragen hat, 
um gegen den Herrn Minifter feine Vorwürfe zu bes 

ründen. Er hat zunächſt die Bemerkung, bie ber Herr 
Suftizminifter über ben Landgerichtäbireftor Schmidt ge— 
macht —* hier ſo dargeſtellt, als wenn ſie beſonders 
ehrenrührig für den Landgerichtsdirektor Schmidt geweſen 
wäre. Meine Herren, ich will Ihnen vorleſen, was der 
Herr Juſtizminiſter geſagt hat, und bitte Sie, dann 
Ihr Urtheil zu legen an die Kritik, die der Herr Ab— 
geordnete Heine hier beliebt hat, dem hohen Haufe vor— 
zutragen bezüglich der Tendenz dieſer Bemerkung. Nach 
dem ſtenographiſchen Bericht fagte der preußiſche Herr 
Juſtizminiſter: 
Wenn die Darſtellung dieſes Falles, wie ſie von 
dem Herrn Abgeordneten Heine im Reichstag ge— 
geben ift, richtig ift, dann, meine Herren, muß 
ih befennen, daß dieſer Direftor Schmidt, der 
ein fehr ehrenwerther Mann gemwefen fein foll, 
— ber Herr Minifter hat ihn ja nicht gelannt — 
zugleich ein fehr ſchwacher Mann geweſen ift. 

Meine Herren, wenn ber Herr Yuftizminifter über 
einen Beamten, über ben ber Herr Abgeordnete Heine in 
der früheren Grörterung dieſes Falles hier Dinge erzählt 
hat, die recht weit gehen, das nicht einmal jagen darf, 
dann möchte ich den Herrn Abgeordneten fragen, wie er 
dazu fid) berechtigt hält, alles das hier vorzutragen an 
Spigen und perſönlichen PVerlegungen, was wir vorher 
von ihm gehört haben! 

Der Herr Abgeordnete hat dann dem Herrn Juſtiz— 
minifter ben Borwurf gemacht, daß er nicht die Inabhängig- 
feit der preußifchen Jufttz gegenüber Einflüffen von anderen 
Stellen genügend vertreten habe. Auch das, meine Herren, 
ift eine unrichtige Darftellung. Auch in biefer Beziehung 
giebt der ftenographifche Bericht aus dem preußiichen Land: 
bollgiltig Zeugniß. Der Herr Juftizminifter hat 


ta 

si: 
Ih will dem Herrn Abgeordneten die Aufflärung 
dahin gehen, daß, wenn er die Behauptung auf: 
ftellt, daß don mir jemals der Verſuch gemacht 
worben fei, irgend einen Richter in Preußen zu 
beeinfluffen, direft oder indirekt, underblümt ober 
verblümt, durch Gunft oder durch Mißgunſt, — 
daß da3 eine Unwahrheit ift. 

. (Hört! hört! rechts.) 

3 möchte den Herrn Abgeorbneten fragen, ob, 
wenn bie Unabhängigkeit eines Chefs und feiner Verwaltung 
angefochten ift, diefer Chef mehr zur Rechtfertigung fagen 
fann als ber Herr Juftizminifter hiernach gejagt hat, 

(ehr richtig! rechts), 
— mie ber Herr Borrebner gegenüber diefer thatſäch— 
lihen Lage dennoch dazu kommt, heute den Vorwurf 
zu erheben, daß der NYuftizminifter nicht das Nöthige 
gethan Habe, um die Unabhängigkeit der Rechtspflege feit- 
zuftellen ? 

Dann, meine Herren, komme ich auf einen anderen 
Punkt, der mid) perfönlich betrifft. Der Herr Abgeordnete 


hat zurüdgegriffen auf die Ausführungen bei der zweiten (C) 


Berathung des Juſtiz-Etats, im der er mir den Vorwurf 
—— hatte, dab ich fein zünftiger Advokat ſei, was 
ch gern ger und bazu die Bemerkung fügte, nur 
deshalb jet ich dazu gelommen, ihm linterftellungen zu 
machen und fo von falſcher Annahme aus ihn anzugreifen. 
Meine Herren, ic habe auf diefe Behauptung, die gegen 
mid gerichtet war, damals dem Herrn Abgeordneten nicht 
eantwortet. Ich betrachtete diefe Wendung, die nad 
Ken Meinung vielleicht ber Art eines zünftigen 
Advokaten entfpricht, als eine goldene Brüde, die er fi 
bauen wollte, um bie Ehre preußifcher Richterfollegien, 
die er vorher angefochten hatte, was ich damals feft: 
geftellt hatte und was ih auch heute aufrecht erhalte, 
wieder einigermaßen herzuitellen durch feine nachfolgenden 
ſehr abgeſchwächten Erklärungen. Mir war damit Genüge 
geihehen, daß er inſoweit wenigftens den guten Willen 
zeigte, die Ehre der preußifchen Richter wieder rein zu 
waſchen. Wenn er aber behauptet, daß ich ihm damals 
Unteritellungen gemacht und von dieſen Unterftellungen 
aus ihn angegriffen babe, fo will ich wieder an der Hand 
de3 fteno rapdifchen Beriht3 don damald das hohe Haus 
zum IIrtheil darüber auffordern, inwieweit der Herr 
Vorredner recht Hatte. 

Meine Herren, in der erſten Rede, die der Herr 
Abgeordnete Heine damals hielt, in der er ſchwere Be— 
ſchuldigungen gegen die preußiſche Rechtspflege erhoben 
hat, und auf die ich ihm dann antwortete, daß man ſolche 
Beſchuldigungen gegen einzelne beſtimmte Perſönlichkeiten 
nicht von dieſer Stelle aus und nicht in einer Weiſe, die 
mit den Aufgaben des Abgeordneten nichts zu thun hat, 
ſondern einfach ehrverletzend für den einzelnen Richter iſt, 
erhebe, daß man vielmehr an anderer Stelle, wo man 
mit dem Angegriffenen und Beleidigten auf gleichem Boden 
ſteht, damit hervortrete, — in dieſer erſten Rede hat der 


Herr Abgeordnete damals mehrere Fälle vorgetragen, in (D) 


denen nad feiner Meinung die Richter nicht zutreffend 
geurtheilt hätten. Dieſen Vorwurf zu erheben, ift er be: 
rechtigt, denn Nichter irren aud. Aber, meine Herren, 
er hat, nachdem er die einzelnen Fälle vorgetragen und 
bei dieſen Fällen — ein Gericht ganz deutlich 
bezeichnet hatte, laut Seite 1196 des ſtenogräphiſchen Be: 
richts Folgendes erflärt: Der Herr Abgeordnete fagte, 
wenn es fid) dabei nur um politische Leidenſchaften handle, 
fo wäre es nicht jo fchlimm, 
aber ſchlimmer ift die allgemeine Willensſchwäche, 
durch bie derartige Urteile, wie ich fie vorhin 
erwähnt Habe, zu erklären find. Den Richtern 
wird dad fürchterlich unangenehm nnd peinlich 
gewejen fein, 
— ſo zu urtheilen, wie fie e3 gethan haben. — 
In ſolchem Falle werden Richter fi hin und 
her winden; fie werden fagen: es ift fehr 
unangenehm, und ſchließlich werden fie doc thun, 
was die Anklage verlangt. 
Er hat ferner gejagt: 
Die Richter fühlen fi unter dem Drud; fie 
wiffen ſich in ber fatalen Situation, daß, wenn 
fie reht von freiem Herzen eine Anklage wegen 
Majeftätsbeleidigung zurüdweifen, fie von oben 
unangenehm angejehen werden. Darum geben 
fie nad). 

Das, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete hier 
erflärt gegenüber beftimmten Richterfollegien und ihren 
Sprüden. Darauf habe ih ihm Vorhaltungen gemacht, 
und darauf behauptete er, es lägen linterftellungen von 
meiner Seite vor. Ich rufe das hohe Haus zum Richter 
darüber an, ob ein Mitglied des Haufes wagen darf, an 
biefer Stelle ſolche Vorwürfe gegen einzelne Richter: 
follegien zu erheben, und wenn das der Fall iſt, ob id) 


2075 





Reichstag. — 73. Sitzung. Donnerstag ben 21. März 1901. 


(Dr. Nieberding.) 


(A) dann nicht vollen Anlaß habe, in ber Weife, wie es ge: 


fchehen ift, die Nichter in Schuß zu nehmen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete — wofür ich ihm 
dankbar bin — nachher Gelegenheit genommen, das zu 
forrigiren, indem er feine Kritik verallgemeinerte. Gr 
führte aus, es handle ſich nur um cine allgemeine Schwäche 
der preußifchen Richter, die nicht im Stande feien, einem 
auf fie geübten Drud zu wiberfichen; dem einzelnen 
Richter könne man deöhalb feinen Vorwurf machen, er 
fönne eben nicht widerftehen. Ich wundere mic über 
das geringe Maß von Anforderungen, welches der Herr 
Abgeordnete danach an die moraliihe Haft und bie 
Einfiht eines Richters ftellt. Wenn das wahr wäre, 
wad ber Herr Mbgeorbniete behauptet Hat, würde 
ic dieſe Nichter entweder als Schwadlöpfe oder als 
charakterloſe Menſchen bezeichnen, und fie wären für mid) 
nicht werth, daß fie eine Nichterftellung einnehmen. Es 
ift aber nit wahr, und der Herr Abgeordnete hat feine 
Thatjahen vorgebradt, durch welche er dieſen ben 
Charakter und die Ginfiht der Richter herabſetzenden 
Vorwurf hätte rechtfertigen fönnen, Wenn er heute wieder 
behauptet hat, daß ich in einer MWeife eine Stellung ver: 
theibigt habe, die ein zünftiger Advokat nicht wähle, muß 
ic Sagen: ich weiß nicht, was für einen zünftigen Advo— 
faten nad) des Herrn Redners Anfidt paßt; id habe 
nicht3 behauptet, was den Thatfahen nicht entipräde; 
gegen thatſächlich geichehene Angriffe habe id) die Nichter 
vertreten, wie id) verpflichtet war e3 zu thun. 

Nun, meine Herren, nachdem ich dieſe perſönliche 
Seite der Sache erledigt habe, fomme ich zu den Aus: 
führungen de3 Herrn Abgeordneten, fomweit fie fi be- 
ogen auf die Vertretung der Landesregierungen bier im 

aufe. Der Herr Abgeordnete rn nad dieſer Nichtung 
hin Ausführungen gemacht, die ich nicht unwiderſprochen 


(B) laſſen darf, wenn id nicht der Stellung der Bunbes- 


regierungen dem Neichdtag gegenüber etwas vergeben 
will. Der Herr Abgeordnete hat behauptet, daß bie 
einzelftaatlihen Minifter verpflichtet feien, wenn bier 
Behauptungen aufgeftelt würden, bie Anklagen gegen 
ihre Verwaltung enthielten, bier zu erſcheinen und 
dem Haufe Rechenſchaft über die Anklagen zu geben. 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete befindet ſich 
dabei in einem verfaffungsrchtlihen Itrihum. Cine 
ſolche Verpflichtung der Minifter in den Einzelſtaaten be— 
fteht in feiner Weife; im Gegentheil, foweit die Mintfter 
der Einzelftaaten nicht Mitglieder des Bundesraths find, 
find fie nicht nur nicht verpflichtet, Tondern nicht einmal 
berechtigt, hier zu erſcheinen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Und wenn es dem Herrn Abgeordneten gefallen wollte, 
gegen die Verwaltung eines Minifters eines Bundesftaats, 
der zufällig nicht Mitglied de3 Bundesraths ift, hier Be: 
jhuldigungen vorzutragen, fo würde der Minifter gar 
nicht in der Lage fein, eine Nechtfertigung bier zu unter: 
nehmen, weil er nicht beredtigt if, im Haufe zu er: 
feinen. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten. Glode des Präfidenten.) 

Präfident: Meine Herren, ich bitte, feine Unter— 
bredungen! 

Dr. Rieberding, Wirklicher Geheimer Nath, Staats: 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: — Ich komme auf den Fall noch; beruhigen 
Sie ih! — Ich meine nur, aus der Thatſache, daß die 
Minifter nicht alle berechtigt find, hier zu erſcheinen, folgt 
ohne weiteres, daß niemand ermächtigt ift, die Minifter 
zum Erſcheinen im Reichstag aufzuforbern, und das hat 
der Abgeordnete he gethan. 

un find ja die Minifter zum Theil — und durch 
Zuruf bin ih eben darauf aufmerkſam gemadt worden 


— Mitglieder des Bundesraths. 
fagt ausdrüdliih: die Mitglieder des Bundesraths fin 

beredtigt, im Reihätage zu erſcheinen, doch nicht ver: 
pflichtet, zu erſcheinen, und wenn fie hier erfcheinen, find 
fie zwar berechtigt, jederzeit dad Wort zu nehmen, aber 
nicht verpflichtet dazu. Ich fonftatire das gegenüber dem 
Anfprud, den der Herr Abgeordnete Heine erhebt, 
daß die Mitglieder des Bundesraths, ſoweit fie bier an: 
gegriffen find, hier zu erfcheinen haben. Das würde ja 
zu thatſächlich unmöglichen Berhältniffen führen. Da 
würde für die fämmtlichen einzelftaatlihen Miniſter nichts 
anderes übrig bleiben, als fid) jeder Zeit bereit zu halten, 
auf die mehr oder minder beredhtigten Vorwürfe, die Hier 
im Haufe von einem Mitgliede erhoben werben, nad) 
Berlin zu kommen und bier Rede zu ftehen. Damit 
würde dösordre in die heimiſche Verwalinng hineingetragen 
werden bis zum Ilnerträglihen, und eine Zentralifirung 
der Verwaltung fich ergeben, die durchaus dem Geifte 
unferer Berfaffung widerſpricht. 

(Sehr richtig!) 

Aber, meine Herren, foweit die einzelſtaatlichen Minifter 
berechtigt find, hier zu ericheinen, darf ich fagen — und Sie, 
wenn Sie in die Vergangenheit zurüdbliden, werden mir 
darin recht geben — daß die Minifter von dieſem Necht in 
einer Weiſe Gebrauch gemacht haben, dab dad hohe Haus 
im allgemeinen wohl zufrieden fein fann. Auch in vielen 
Fällen, in denen bie einzelftaatlihen Minifter nicht ver: 
pflidtet waren, zu antworten, haben fie ſich gerne bereit 
erflärt, hier eine Antwort zu ertheilen. Das Fehl freilich 
zweierlei voraus, einmal, daß die Minifter rechtzeitig in 
die Lage gefegt werden, zu erfahren, dab man gegen 
fie Vorwürfe erheben will, und zweitend, ba man 
Thatfahen vorbringt, über die fie fih äußern 
fönnen, und nicht allgemeine Anſchuldigungen, mit 
denen nichts anzufangen if. Wenn das Han bei 
ber Bertretung bon 
einzelftaatlichen Verwaltungen berühren, in biefer Weiſe 
den Miniftern ein Entgegenfommen bereitet, fo werben, 
daran zweifle ich nicht, die Vertreter der Ginzelftaaten, 
obwohl fie nicht verpflichtet find, hier zu erfcheinen, doch 
das Entgegenkommen erwidern. Auf das Vorgehen, wie 
e3 der Herr Abgeordnete Heine bier beobadtet hat einem 
einzelftaatlihen Minifter gegenüber, werden bie an 
gegriffenen Minifter von ihrem Rechte Gebrauch machen, 
nicht zu erjcheinen. 

- (Sehr gut! rechts.) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Heine glaubt, daß 
die Minifter ber einzelnen Bundesftaaten nicht nur hier 
zu erſcheinen hätten, fonbern aud für ihre Verwaltung, 
foweit fie ſich auf die Reichsgeſetzgebung gründet, ver- 
pflichtet feien, dem Haufe Rechenſchaft zu geben. Auch 
das ift ein verſaſſungsrechtlicher Irrthum. Berpflichtet 
dem Reichstag, Nede zu ftehen über Beſchwerden und Be- 
fhuldigungen, bie hier erhoben werden, ift nad) der Ber: 
faffung nur der Herr Reichskanzler mitfammt feinem 
Vertreter. Mir werben immer bereit fein, Ihnen Rechen— 
ichaft abzulegen, fobald wir in die Lage gebracht find, 
uns über die Dinge, die und hier vorgeworfen werben, 
rechtzeitig zit vorientiren. Dazu, meine Herren, gehört 
aber aud) zweierlei, einmal, daß man und zuvor davon 
benachrichtigt, ſodaß wir uns über bie Thatſachen 
informiren können, und zweitens, dab es fih um That: 
fahen handelt, aber nicht um vage Beichulbigungen, wie 
fie die Nede des Herrn Abgeordneten Heine in der zweiten 
Leſung enthielt. Es tft ja für ein Mitglied Diefes Haufes, 
wie neulich für den Herrn Abgeordneten Heine fehr Leicht, 
hier Dinge vorzubringen, über die naturgemäß ber ver: 
antwortliche Vertreter der —— nicht unterrichtet ſein 
kann, um damit einen ſachlichen Widerſpruch ſtumm zu 
machen, weil ber Vertreter der Regierung Unrichtigkeiten 
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Aber die Verfaſſung (0) 


zünſchen oder Intereſſen, die bie (D) 


(B) ſachen vorgebradt. 
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(A) hier nicht ſagen darf und ben wahren Sachverhalt mit— 


utheilen nicht in der Lage ift. Der Nebner kann auf 
olche Weife einen billigen rhetoriſchen Triumph erreichen, 
der Sache aber dient er nicht — und darauf fommt es dem 
Haufe dod an. Ich habe aud) das vorige Mal auf die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten * geſchwiegen; 
denn ich glaube, ich bin berechtigt, zu ſchweigen, ſolange 
feine faßbaren Thatſachen vorgebracht werden. Es mag 
ja nach Anſicht des Herrn Abgeordneten Heine in der 
Weiſe eines zünftigen Advokaten liegen, den Gegner mit 
unbelannten Dingen zu überrumpeln und mit unfaßbaren 
Allgemeinheiten anzugreifen, aber der Geredtigfeit und 
dem Intereſſe der Sache wird damit nicht gedient, und 
folange fo verfahren wird, werbe ich auf bad, was man 
hier vorbringt, auch ferner nicht antworten. 
(Zebhafter Beifall.) 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Haafe (Königsberg). 

Haaſe, Abgeorbneter: Meine Herren, auch nad) ben 
te es Herrn Staatsſekretärs kann ih im 
Uebereinftimmnng mit meinem Freunde Heine nur ber 
Verwunderung Ausdrud geben, daß der preußifche Herr 
Yuftizminifter hier im Haufe Heute nicht erfchienen ift. 
Der Herr Juſtizminiſter hatte, wie ber Herr Staat» 
fefretär ſoeben flargelegt Dal, das Net, zu ericheinen, 
und * deſſen die Sr icht, * zu ſein, nachdem er 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ein Mitglied dieſes 
Hauſes, meinen Parteifreund Heine, angegriffen hatte und 
nachdem er davon in Kenntniß geſetzt war, daß derſelbe 
heute hier mit ihm, dem Herrn Juſtizminiſter, abrechnen 


werde. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr AYuftizminiiter konnte fih aud dieſer Ver— 

pflichtung nicht dadurch entziehen, daß er meinte, e3 feten 

nur allgemeine Vorwürfe gegen ihn erhoben, feine u 
Gr konnte nicht wiffen, ob ſolche That: 

ſachen nicht heute vorgebradyt werden würben. Ich kann 

mir das Verhalten des Inſtizminiſters nur dadurch er: 

flären, daß er im Gefühl feiner Unfähigkeit, auf bie er— 

warteten Vorwürfe zu antworten und fie zu entkräften, 

heute ausgeblieben ift. 

(Lebhafte Zuftimmung bei den Soztaldemofraten.) 

Der Herr Juftizminifter hat im preußifchen Ab— 
georbnietenhaufe mit großer Entrüftung es als eine grobe 
Unwahrheit hingeftellt, daß er jemals direlt ober indirekt 
die Richter beeinflußt habe. Mein Freund Heine hat 
einen ſolchen Borwmf gegen ihn gar nicht erhoben, wie 
er heute noch einmal feitgeftellt hat. Der Fall, den er 
hier im Reichsſstag erörterte, fpielte vor ber Amtözeit bes 
gegenwärtigen Minifters. Ich felbft bin aber in der Lage, 
dem preußiſchen Minifter einen Gen von Beeinfluffung 
vor Augen zu führen, ber unter feiner Amtsführung ſich 
abgejpielt hat. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich werde abwarten, ob er ben haben wird, auch 
hier zu erflären, daß bie eine Unwahrheit oder gar eine 
„grobe Unwahrheit“ jet. 

Im Herbit 1899 wurde in Oftpreußen eine Druck— 
ſchrift verbreitet, durch welche bie Großgrundbefiger Dit: 
preußens ſich beleidigt fühlten. Es ftellten die Vorftands:- 
mitglieder der oſtpreußiſchen Landwirthichaftsfammer, bie 
—— v. Klinckowſtroem, Reich-Meylen und v. Karnein— 

algies einen Strafantrag wegen Beleidigung der ſämmt— 
lihen Großgrundbefiger und, falls dieſer Strafantrag 
nicht ausreichen follte, wegen Beleidigung ihrer eigenen 
Perfon, Diefer Strafantrag wurbe geftellt am 9. Januar 1899. 
Der Erfte Staatsanwalt in Königsberg legte in juriftifch flarer 
und überzeugender Ausführung bar, dab der Strafantrag 
> ausreiche, um gegen ben Verleger der Drudichrift wegen 
Beleidigung ber geſammten Großgrundbeſitzer einzufchreiten, 


Reichſstag. — 73. Sitzung. Donnerstag den 21. März 1901. 


und daß aud bie Herren Antragfteller ſelbſt ſich nicht (O) 


beleidigt fühlen könnten, weil fie im feiner Weiſe er: 
fennbar bezeichnet ſelen. Die Antragiteller wandten ſich 
darauf bejchwerbeführend an ben Oberſtaatsanwalt in 
Königsberg; diefer wies bie Beſchwerde zurüd, indem er 
den Ausführungen des Staatsanwalts beitrat. Nun 
thaten die Antragiteller nit das, was gewöhnliche 
Sterblihe in folden Fällen zu thun pflegen, nämlid): 
auf ihr eigenes Rififo und auf ihre Koſten das Ober: 
landeögeriht anzurufen, fondern fie machten einen ganz 
anderen Borftoß. 

Am 23. März 1899 meldete ſich einer der Antrag: 
fteller, der auch Mitglied des Herrenhaufes ift, der Herr 
Graf v. Hlindomwftroem, dort zum Wort, beichwerte ſich 
in Seftigfter Weiſe darüber, daß Polizei, Staatdanwalt, 
* n Königsberg ſchliefen, und führte dann wört— 
lich aus: 

Die Staatsanwälte denken, wenn fie einen Ans 
trag ftellen, dem naher von dem Gericht nicht 
olge gegeben wird, dab das für fie eine 
lamage iſt. Diefe Anficht ift total falſch. Der 
Staatdanwalt muß unter allen Umſtänden, wenn 
ihm folde Saden zur Kenntniß kommen, bie 
Klage einleiten, 
(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten) 
gan gleihgiltig, was daraus wird, ob fie bie 
nihauumg haben, daß die Gerichte cbenfo 
urteilen werben oder nicht. Thum dieſe es 
nit, dann mag ſich der Staatsanwalt dabei be- 
ruhigen, daß er feine Pflicht gethan hat. IH 
gess, daß in dieſer Beziehung eine generelle 
nweifung an bie Staatdanwälte noth- 
wendig tft. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Aber, meine Herren, ber Herr Graf Alindowftroem be: 


ſchränkt ſich nicht auf die Forderung, dab ber Minifter (D) 


die Anklagebehörde vor den Wagen der Agrarier ſpanne, 

fondern er wünſcht, daß bireft die Richter beeinflußt 

werden follen. Denn er fährt fort: 
Was nun die Gerichte anlangt, fo erleben wir 
es leider in fehr vielen sFällen, wem bie 
Staatsanwälte Anträge auf Beſchlagnahme von 
Schriften ftellen oder wegen Beleidigung Klage 
erheben, daß die Gerichte die Sozialdemokraten 
freifprechen. 

Herr Graf Klinckowſtroem erwartet alfo, daß bie Richter 

auf erhobene Anklage auch dann verurtheilen, wenn bie 

—— nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht ge— 

boten iſt. führt weiter aus: 
Sie (die Richter) handeln dabei jedenfalls im 
beſten Glauben; aber ich bin allerdings überzeugt, 
daß ſie es thun, weil ſie die ganze Schwere 
dieſer Sache noch nicht genügend würdigen. Sie 
behandeln dieſe Sachen als Preßvergehen. Das 
find fie aber nicht allein. Hier liegt etwas 
andered zu Tage: ed Handelt fich hier um eine 
nihtöwürbige Aufreizung und Beunrubigung der 
Bevölferung und um Grregung von Klaſſenhaß, 
um ein höchſt gefährliches Beginnen der Sozlal- 
bemofratie. 

Und er ſcheut fich nicht, zu verlangen, was man für un 

möglich halten follte, er jagt nämlid;: 
Auch hier wäre eine generelle Anweifung an 
die Gerichte nothwendig 

(lebhafte Rufe bei den Sozialdemokraten: hört! hört!), 
um ihnen klarzumachen, daß dieſe Saden 
Fe als einfache Preßvergehen zu behandeln 


nd. 
Meine Herren, der gegenwärtige preußiiche Juſtiz— 
mintfter ergriff das Wort zur Erwiderung und führte 


(B) alſo damit von den R 


Reichstag. — 73. Sitzung. Donnerstag den 21. März 1901. 


(Daafe.) 


(4) zunähft aus, daß es unzweckmäßig fei, den Staatö- 


anmälten vorzufchreiben, Anklage auh dann zu erheben, 
wenn fie überzeugt feien, daß bie Gerichte freiſprechen, 
weil darunter das Anfehen der Juſtiz leiden müffe. Er 
wendet ſich dann dagegen, daß man ihm fogar anfinne, 
die Gerichte zu beeinfluffen, und zwar in ganz ſchönen 
Worten; er fagt nämlid: 
Damit muthet Herr Graf v. Hlindowftroem dem 
Juftizminifter etwas zu, wozu er abfolut nicht 
befugt if. Es mwürbe ba3 ein Eingriff fein in 
bie verfafjungdmäßige Unabhängigkeit der 
(ehr —* links) 
rechtſprechenden Thätigfeit ber Gerichte, der, 
glaube ich, auch in diefem Haufe von feiner Seite 
gewünſcht wird. 
Alfo der preußifche Yuftizminifter weiß ſehr wohl, daß es 
verfafjungswidrig ift, die Gerichte irgendwie im ber 
Richtung zu beeinfluffen, wie es Herr Graf Hlindowftroem 
von ihm wünſchte. Aber, meine Herren, am Schluß feiner 
Nede fagt er bereits: 
Wenn in der That Vertreter der ftaatlihen Be: 
börden nicht überall in vollem Umfange ihre 
Schuldigkeit getan haben möchten, fo mögen bie 
heute gegebenen Anregungen 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) 
die Wirkung haben, daß aud fie eine Selbit- 
prüfung vornehmen und fid bie Frage vorlegen, 
inwieweit eine Beranlaffung für fie gegeben fei, 
in Zufunft anders vorzugehen als bisher. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Da der Herr Juftigminifter allgemein von ben Vertretern 
der ſtaatlichen Behörden ſpricht und Graf Hlindowftroem 
ihn ausbrüdlih auf bie Richter hingewieſen hatte, bie 
ihre Schulbigkeit nicht in vollem Umfange thäten, fo ums 
faflen diefe en auch bie Richter. Er verlangt 

tern, daß fie fi bie frage vor: 

legen follen, ob fie in Zukunft nicht anders vorzugehen 

haben, d. h. im Sinne des Herrn Grafen Stlindowftroem, 

ob fie nicht eine Verurtheilung eintreten laffen müßten, 

wo fie bisher freigefproden haben. Ich glaube, das ift 

ein deutlicher Wint mit dem Zaunpfahl, durch welden 

den Richtern von der höchſten Vewaltungsftelle aus zu 

verftehen gegeben wurde, wa3 man wünſche. Doc; Herr Graf 

v. Klinckowſtroem begnügte ſich mit diefer Antwort nod) 
nicht, fondern er erwiberte bem Herrn Juſtizminiſter: 

Aber die Gefege find doch unter anderen Voraus: 

fegungen und zu anderen Zeiten gegeben, fie 

laffen dod einen gewiffen Spielraum; und 

wenn man nun fieht, daß beinahe allgemein 

unter den Gerichten bie Anſicht verbreitet ift, 

daß derartige Sachen rein unter bem Preßgeſetz 

und nicht anders zu beurtheilen find, fo kann id) 

nicht einfehen, weshalb denn von der oberiten 

Behörde nicht Inftrultionen — oder wie man es 

nennen will —, an die Gerichte abgegeben werben 

en: fie mödten dod einmal prüfen, ob in 

tiefer Beziehung nicht noch ftärfer vorgegangen 

werben kann, und ob die Sachen nicht anders zu 

behandeln find als einfache Beleidigungen bon 

vatperfonen, weil fie geradezu ſtaatsgefährlich 

db. Darin gebe id dem * Aufttzminifter 

vollftändig Recht: durch dieſe ewigen Frei: 

fpreungen wird ber ganze Staat aufs 

äußerfte gefährdet. 

Darin lag num eine ganz klare Aufforberung, mit 
ben vielen Freilprehungen aufzuhören und Berurtheilungen 
auszufprechen in ben Fällen, die der Herr Graf anführte. 
Der Zuftizminifter Ming Wer vollftändig. Inzwiſchen 
—— auch die direkte Beeinfluſſung ber Richter vor: 
bereitet. 


Es hatten die Herren Autvagfteller eine weitere 
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Beſchwerde bei dem Juſtizminiſter eingereicht mit dem (C) 


Antrag, er ſolle den Erſten Staatsanwalt in Königsberg 
anweiſen, die Anklage zu erheben; und nachdem Monate 
verfloſſen waren, beinahe die Verjährungsfriſt abgelaufen 
war, da traf dem auch cine von dem Juſtizminiſter 
Schönftebt felbft unterfchriebene Verfügung ein, in der 
dem Staatdanwalt aufgegeben wurde, die Anklage zu 
erheben. 
(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Dad war nun formell fein gutes Recht. Was geihah 
aber dann? Nachdem die Anklage auf Anweifung bed 
Juſtizminiſters fertiggeftellt war, wurde fie nicht nur der 
Straffammer zugefandtt mit dem geſetzmäßig vor: 
eichriebenen Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahreng, 
—— der Erſte Staatsanwalt in Königsberg hat, wie 
mir aus zuverläſſiger Quelle bekannt geworden iſt, unter 
der Aufſchrift „Streng vertraulich“ der Anklageſchrift die 
beglaubigte Abſchrift der Verfügung des Juſtizminiſters, 
bie den Namen Schönſtedt trug, beigefügt, damit bie 
Herren Richter wühten, wie der Herr Yuftizminifter über 
ben Fall benfe. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Der Erfte Staatdanmwalt, der fih durch juriftiichen Scharf: 
finn auszeichnet, hat wohl die Grfenntniß gehabt, daß 
feine Anklage für fi allein, d. h. das geſetzlich vor— 
gefhriebene Verfahren, nicht zugfräftig genug fei, um die 
Nichter dazu zu beftimmen, das Hauptverfahren zu ers 
öffnen; da war ein Drud nothwendig, und der Drud 
erfolgte in der von mir angegebenen Art und Weile. Der 
Erfte Staatdanwalt muß gewußt Haben, daß fein Ver: 
halten ungeſetzlich ſei und das Licht der Ocffentlichkeit zu 
ſcheuen habe. Denn font brauchte er es nicht unter das 
Siegel ftrenger Vertraulichkeit zu legen. Die ftreng ver: 
traulihe Verfügung, der zurüdweilende Beſcheid des 
Staatdanwalts und der Beicheid des Oberitaat3anwalts 
wurden nachher aud nicht den Aften einverleibt 
(hört! hört!), 
ſodaß Angeflagter und Bertheidiger annehmen konnten, 
bon vorneherein fei der Erite Staatsanwalt der Anficht 
gewefen, daß gegen den Angeklagten einzuichreiten ſei. 
Nun paffirte, was man nadı Kenntniß diefer Dinge er: 
warten kann: der Staatsanwalt hielt eine Brandrede 
egen den Angeklagten und beantragte 3 Monate Ge: 
ängniß wegen Beleidigung fänmtliher Großgrundbefiger. 
Die Nihter kamen ebenfalld zu dem Schluß, daß eine 
Beleidigung vorliege, ftellten aber zunächſt das Verfahren 
aus formellen Gründen ein, das Reichsgericht hob das 
Urtheil auf, und nun wurde, wie es der Yuftizminifter 
an die Hand gegeben, der Angeklagte am 6. Februar 1900 
zu 6 Wochen Gefängniß verurtheilt. 
(Hört! hört!) 
Angeſichts dieſer Thatſachen kann man darüber gar nicht 
im Zweifel fein, daß ber Erſte Staatsanwalt — ob 
unter ausdrücklicher Zuftimmung des preußtichen Juſtiz— 
miniiters, muß dahin geftellt bleiben — jedenfall3 der 
Juſtiz gefliffentlich Die Binde von dem Mugen gezogen hat, 
damit die Richter, weldje über den Antrag auf Eröffnung 
der Hauptverhandlung zu beſchließen hatten, ganz genau 
fehen follten, wie oben über den Fall gedacht wurde. 
(Sehr ridtig!). 
Es hat dieſes Verhalten dahin geführt, dab bie Nichter 
zu A a ber Agrarier im Dienfte gegen eine 
mißliebige politiihe Partei, nämlich gegen die Sozial: 
bemofratie, erniebrigt werden follten 
(ſehr richtig! Links); 
und wenn bie Richter, wie ich annehme, ſich durch bie 
miniftertelle Verfügung nicht haben beitimmen laffen, fo 
bleibt e3 doch ſchon ein Verbrechen, daß man auch nur 
ben Verſuch gemacht hat, die Richter zu beeinfluffen. 
(Hört! hört! links.) 


Allerdings muß ich fagen, daß ich, nachdem ich dieſen 
Fall in allen Einzelheiten fennen gelernt habe, mid 
nicht mehr gewundert habe; ift er doch unter der Ber: 
waltung desjenigen Juftizminifters paffirt, der zu Beginn 
feiner Amtöperiode bereit3? den Grundfag vertreten hat: 
ei duo faciunt idem, non est idem. Es ſcheint der Juftiz: 
minifter oder wenigftens ber Erfte Staatsanwalt, der jein 
Werkzeug in diefer Sadje war, der Meinung en zu 
fein, daß es den Sozialdemolraten gegenüber nicht darauf 
anfomme, den Maßſtab anzulegen, ben dad Geſetz für 
alle Parteien vorjhreibt. Wäre der Herr Juſtizminiſter 
Me fo würde ich ihn fragen, und nicht ganz ohne that: 
ächlihen Anhalt — nur weil mir die genauen Thatjachen 
fehlen, ftelle id; feine Behauptungen auf, — fo würde id) 
ihn fragen, ob nicht auch im übrigen „ſtreng vertrauliche“ 
Verfügungen an die Staatsanwälte erlaffen werden 

(bört! hört! Links), 
bie ſich beziehen auf dad Cinfchreiten gegen die Sozial: 


bemofratie. 

(hört! hört! links.) 
Streng vertraulihe Alten eriftiren, wenigftens in Be— 
ziehung auf die Sozialdemofratie, bei einzelnen ſtaals— 
anwaltlichen Behörden. 

(Hört! hört! links.) 
Man kann vom Dornbufch nicht Feigen ſammeln, und id) er- 
warte gewiß nidjt, daß in einem Klaffenftaat die Yuftiz feine 
Klaſſenjuſtiz ſei; aber dad erwarte id) allerdings, daß 
nicht in dieſer direkten Weiſe die Auftiz proftituirt werde 

(ſehr gut! links), 
wie es in dieſem Falle geidhehen ift, den ich foeben an- 
eführt habe. Uns, den Sozialdemokraten, wird ein ſolches 
— 9 gewiß nicht ſchaden; Schaden erleiden kaun nur 
die Juſtiz. Nicht nur Sozialdemokraten, ſondern Leute, 
die fernab von der Sozialdemokratie ftehen, fernab vom 
politifhen Kampfgetümmel leben, haben wiederholt in der 


(B) legten Zeit ſich darüber beſchwert, daß die Juftiz — wie fie 


ſich ausdrüden — beſtechlich geworben fei, nicht beftechlich im 
dem Sinne, ald ob bie Richter gegen Geld oder cine 
fonftige Bezahlung ſich beftimmen ließen, beitimmte Ur— 
theile zu fällen oder nicht zu fällen, aber in dem Sinne, 
daß fie im ihren gefammten Anſchauungen fi) derart be— 
einfluffen ließen, daß fie nicht mehr den geraden Weg der 
Rechtſprechung gingen. Die Juftizbehörden follten alles 
vermeiden, was dahin führt, daß das Vertrauen in bie 
Nechtöpflege noch mehr erfhüttert wird; thun fie das nicht, 
fo wird der Erfolg nur ber fein, daß unfer Weizen nod) 
wehr blüht, als es bisher geichehen ift. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Be: 
vollmädhtigte zum Bundbesrath, Staatsfefretär des Reichs— 
Juſtizamts, Wirkfliche Geheime Nath Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirfliher Geheimer Nath, Staats— 
jefretärdes Reichs: Juftizamts, Bevollmädtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, id möchte nur zwei furze Sons 
ftatirungen vornehmen. Gritend, daß in dem Vortrag des 
Herrn Vorredners nichts enthalten war, was auf eine 
Verlegung des Reichsrechts fließen ließe, was aljo eine 
Berantwortlichleit des Reichskanzlers begründen könnte, 
was demgemäß hier im Hauſe mit Recht gegenüber der 
Reichsverwaltung zur Sprache gebracht werden könnte. 
Zweitens, daß die Thatſachen, die ber Herr Redner 
bier angeführt hat, und nicht befannt find, daß mir 
deshalb vollftändig außer Stande uns befinden, darüber 
uns zu äußern; daß alſo die Art und Meije, wie der 
Herr Vorredner hier feine Beſchwerden vorbringt, durdaus 
darnach angethan ift, und etwaigen Angriffen gegenüber 
wehrlos zu maden. Ob das für eine fahgemäße De: 
handlung der Dinge ber —— Weg iſt, ſtelle ich 
dem Urtheil des Hauſes anheim. 

Vizepräſident Büfing: Das Wort hat ber Herr Ab— 
georbniete Bechh (Coburg). 


Beh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, von (O 


den Meuberungen des Herrn Staatöfefretärd der Juſtiz 
hat mic die zuerft abgegebene angenchm berührt, dab 
eine Nevifion unſeres Strafredt3 im Werke fei, und daß 
wir, wenn wir auch noch geraume Zeit auf die Vorlage 
zu warten hätten, doch jedenfall überzeugt fein dürfen, 
daß die Arbeit nicht bloß in Angriff genommen, ſondern 
auch möglichit beichleunigt werde. Daß hiermit einer 
Notwendigkeit Raum gegeben wird, darüber brauche id) 
mid) nicht weiter zu verbreiten. 

Was dagegen die Neuerungen des Herrn Staats: 
jefreiärd gegenüber dem Antrag der Herren Abgeorbneten 
Gröber und Genoſſen anlangt, jo war id) von biefen weniger 
erfreut und ich ſchließe mich hierbei den Erflärungen an, 
welche bereitö auch im hoben Haufe diefen Neußerungen gegen 
über gefallen find. Ich bin auch — und ich fpreche hier 
die Anfhauungen meiner Barteiangehörigen aus — ber 
Heberzeugung, daß daburd, dab wir eine Statiftil der 
Begnadigungen, nicht bloß der bedingten, ſondern aud) der 
unbedingten Beguadigungen, wünſchen, den Kronrechten ber 
einzelnen Landesherren in feiner Weife zu nahe getreten wird. 
Etwas allerdings wird bei Diefer Gelegenheit an deu Tag 
treten — und das ift vielleicht in einzelnen unferer Bundes— 
ftaaten für dieſe nicht befonders angenehm —, nämlich wie 
in dem einzelnen Bundesftaat hie und bort das Be— 
guadigungsrcht ausgeübt wird, für welche Fälle es aus: 
geübt wird, und wo ed nothiwendig erfcheint. Nun, meine 
Herren, da kann ih denn fpeziell darauf hinweijen, dab 
in meinem SHeimatöftaate Bayern bei Gelegenheit bes 
80, Geburtötagsfeftes Seiner Königlichen Hoheit des 
Prinzregenten an den Tag getreten it, daß bei uns in 
Bayern überhaupt feine politifhen Verbreden und Ber: 
gehen zur Zeit abzubüßen find, und daß deshalb das 

egnabigungsredht in dieſer Hinfiht nicht ausgeübt zu 
werden brauchte. 
(Hört! hört! links.) 
Das wird wahriheinlih nicht in allen Staaten der Fall 
fein, und es mag daher vielleicht unangenehm fein, wenn 
die Statiſtik ausweiſt, dab in anderen Staaten es fid) 
anders verhält. Aber um fo mehr ift es meines Erachtens 
angethan, daß eine ſolche Statiftif und vorgelegt wird. 
(Sehr richtig! links.) 

Nah diefen paar Bemerkungen zu den boraus- 
gegangenen Grörterungen will ich nur mit wenigen Worten 
aud noch auf das Thema fommen, das mid fpeziell 
dazu veranlaßte, die Rednertribüne zu betreten: das ift 
nämli der Antrag an den hohen Reichstag, der Reſolu— 
tion zuzuſtimmen, welde id) eingebradht habe in Gemein: 
fchaft mit einer größeren Anzahl von Mitgliedern des 
Hauſes aus den verfchiedeniten Parteien, nämlid daß 
num troß der ablehnenden Haltung, weldye bisher die ver: 
bimbeten Negierungen eingenommen haben, endlich doch 
einmal dazu gejchritten werde, einen Gefegentwurf eins 
zubringen, betreffend die Entihädigung von folden 
Perjonen, die mit Unrecht Unterfuhungsbaft zu erleiden 


hatten. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, nur ganz kurz will id) darauf hin— 
weifen, daß bereit im Jahre 1898 die damals beftehende 
Kommiffion, welde ſich mit dem Gefeß über die Ent: 
Ihädigung unſchuldig Verurtheilter zu beſchäftigen hatte, 
in einer NRefolution, die fie dem Gejegentwurfe beigefügt 
hatte, fih einftimmig dahin ausgefprodyen hatte, daß 
eine ſolche Gefegesvorlage fommen möge, dab das hohe 
Haus ebenfalls einſtimmig diefem Beſchluß der Kommiſſion 
zugeſtimmt hatte, und daß, als im Jahre 1899 von mir 
dieſe Angelegenheit wiederholt angeregt wurde, ebenfalls, 
foweit id; mid; erinnere, einftimmig oder. wenigftens mit 
ungebeurer Mehrheit, das Haus der wicberholten Re— 
jolution zugeftimmt und bie verbündeten Regierungen 


u 
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(A) erfucht hat, mit einem ſolchen Gejegentwurfe an uns 
heranzutreten. 

Nun hat der Herr Staatäfekretär der Juſtiz, ala ich 
heuer bei der zweiten Berathung bed Etats dieſe Frage 
wiederholt in Anregung brachte und davon ſprach, daß id) 
eine Reſolution in Diefem Sinne wieder einbringen werde, 
geäußert, „daß die verbündeten Regierungen oder der 
Bundesrat — mie fi) der Herr Staatsſekretär wörtlich 
äußerte — der Refolution rebus sie stantibus pro tempore 
feine Folge gegeben haben, weil die gegenwärtigen Vor— 
arbeiten nicht genügen, um zu einer gejeglichen Regelung 
zu gelangen; ob das in Zukunft möglich ſei, ſei eine 
offene Frage”. Nun, meine Herren, ich habe damals 
ihon darauf hingewieſen, daß ſolche ungeheuren Vorarbeiten 
und folche praftiihen Unmöglichkeiten, wie fie der Herr 
Staatsſekretär halb und halb hinftellte, doch meines Er— 
achtens nicht gegeben find. 

(Sehr richtig! links.) 
Wie in dem Geſetz über die Entihäbigung unfhuldig 
Berurtheilter dem Gericht es überlaffen ift, die betreffende 
Entſchädigung feftzuftellen, fo wird es doch auch mit der 
Entihädigung der unſchuldig Berhafteten geſchehen fünnen. 
(Sehr wahr! links.) 
63 find daher doch wohl nur einige wenige Paragraphen 
nothiwendig. Die Hauptiade ift, daß man dad Prinzip 
im Geſetz feftlegt und ausſpricht, daß den Gerichten ber 
Spruch darüber zu überlaffen fei, ob eine Entihädigung 
und wie hod) fie gegeben werben fol. Wenn das in ber 
Meife gericht, wie ih mir die Sache denke, brauchen ja 
dod nicht gewiffermaßen Schablonen für den einen oder 
anderen Fall in den Geſetzentwurf hineinzufommen. Cine 
Spezialifirung der Vorausſetzungen einer Gntihädigung 
ift nicht nöthig, wenn nur mit dürren Worten gejagt wird: 
in Fällen, wo fid) die Verhaftung als ein Unrecht heraus: 
geftellt hat, haben die Gerichte bei der Entlaffung aus 
der Unterfuhungshaft und auf Antrag des Betreffenden 
zu beftimmen, in welcher Höhe eine Entfhäbigung zuzu— 


billigen jei. 

(Sehr richtig! Link.) 
Das ift fein Herkuleswerk, und ich glaube, daß bie ver: 
bündeten Regierungen, nachdem bie Sache jo lange an- 
geregt ift, fih dod etwas mehr damit hätten befchaäftigen 
fönnen, als bies bisher der Fall war. 

IH will nur mit zwei Worten nochmal den Fall 
anführen: wenn plößlid jemand unvermuthet aus ber 
Mitte jeiner Familie in die Haft abgeführt wird, muß 
er möglicherweiſe — ich vermweife hier auf mehrfache 
Fälle in den legten Jahren, 3.8. Konitz — Jahr und Tag 
figen, und ftellt fi dann heraus, daß er vollitändig un— 
ihuldig in Haft genommen worden ift, dann ift es doch 
die höchfte Pflicht de3 Staates, eine Entihädigung ein- 


treten zu laffen. 

(Sehr richtig! linls.) 
Im Falle einer Prozeſſirung ift die Möglichkeit vor: 
handen, daß für die Familie geforgt wird, dab Ver: 
anftaltungen getroffen werden, um vorher für ben Unter— 
halt der Yamilie zu forgen, weil man weiß, bie 
Berurtheilung fteht bevor; aber, wenn die Verhaftung 
plötzlich kommt, in melden AZuftand wird dann bie 
Familie verjegt? Im ſolchen Fällen ift es unbedingt 
nöthig, daß eine Entihädigung gewährt wird; und aus 
allen Parteien des Haufes ift das in einer Weife an— 
erfannt worden, daß ich mich nur immer wieder wundern 
muß, wie bie verbündeten Regierungen einem foldyen 
Berlangen ſolchen Widerftand ne enſetzen können. 

(Sehr richtig! Linke.) 
Herr v. Buchka hat feinerzeit gejagt, daß e3 viel noth: 
wenbiger ſei, daß eine Gnt(häbigung für unſchuldig Ver: 
baftete ftatıfinde als cine Entihädigung der unfchulbi 
Berurtheilten. Bon feiner Seite ift dagegen Widerfprud) 
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erhoben worden, weder von Seiten des hohen Haufes, (C) 


noch jeitend ber Regierungdvertreter. Darum find mir 
doch verpflichtet, dem Bundesrath abermals ernitlid ans 
Herz zu legen, endlich der jeitherigen Behandlung un: 
ſchuldig Verhafteter cin Ende zu machen. 

Ich bitte Sie, unferer Refolution einstimmig zuzuftimmen. 

(Bravo!) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Be: 
bollmäcdhtigte zum Bundesrath, Staatöfelretär des Reichs: 
Juſtizamts, Wirfliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Nath, Staats— 
fefretär im Reih3-Juftizamt, Benollmädhtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, ih möchte doch die verbünbeten 
Regierungen gegenüber den Ausführungen des Herrn Vor: 
rednerd dor dem Vorwurfe ſchützen, als ob fie in ber 
vorliegenden Frage eine Verzögerung eintreten ließen, Die 
durch die Verhältniffe nicht gerechtfertigt wird. Die bor- 
liegende Refolution ftellte ein Problem zur Löfung, das — 
ich möchte jagen — feit anderthalb Jahrhunderten die wiffen- 
ihaftlihen und praftiihen Kreiſe in allen Kulturſtaaten 
Europas beihäftigt hat, das bis jegt aber noch in feinem 
größeren Staate feine Erledigung gefunden hat troß ber 
Sympathie, die ihm überall entgegengebradt wird. Wenn 
unter folhen Umftänden die verbimbdeten Regierungen bis 
jetzt auch noch nichts fertig gebracht haben, fo wird ſich 
der Herr Vorredner darüber nicht wundern fönnen, und 
ein Borwurf läßt fi) daraus gegen die verbündeten Re— 
gierungen nicht herleiten. Wenn nun aber die Refolution 
fogar verlangt, daß wir bis zur nächſten Seffion einen 
entiprechenden Gefegentwurf aufftellen follen, fo, glaube 
id, würde id) meine Pflicht gegenüber dem hoben Haufe 
vernadläffigen, wenn ich nicht von vornherein erklärte, daß 
eine berartige Aufgabe für uns unlösbar ift. 

Vizepräafident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab 
geordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Die Ausführungen des Herm (D) 


Saatöfetretärd Dr. Nicberding veranlaffen mich zu ein paar 
furzen Entgegnungen. Auch mir ift es nicht unbefannt 
geweien, wie weit die ſtaatsrechtlichen Verpflichtungen ber 
Mitglieder bes Bundesraths, bier zu erſcheinen, gehen. 
Es handelt fi aber bei dem Verhältniß zwiſchen einem 
Parlament und einem Bundesrath, die gemeinfam zum 
Wohle des Neiches arbeiten wollen, nicht darum, daß 
jeder wie Shylock auf feinem Schein befteht und fagt: 
bier iſt der Schein, ich bim micht verpflichtet, und wozu 
ich nicht verpflichtet bin, das thue ich nicht, — ſondern es 
ift nothwendig, um ein gedeihliches Zufammenwirken zu 
ermöglichen, daß man aus gutem Willen etwas thut und 
dieien guten Willen zur gemeinfamen Arbeit zeigt, auch 
wo man nicht verpflichtet ift. 
(Schr gut! links.) ARE 
Ah Habe ausdrüdlich hervorgehoben, dab für mid das 
Entjheidende bei meiner heftigen Attade gegen Herrn 
Dr. Scönftedt das ift, daß ein Zufammenarbeiten des 
Haufes mit den Regierungen überhaupt unmöglich wird 
durch ein folches Verfahren, wie e3 die preußiichen Herren 
Minifter einſchlagen. 
(Sehr richtig! links.) 

Wir jehen ja heute das Lebendige Beiipiel dafür. 
Der Herr Abgeordnete Haafe erzählte einen Fall, ber 
direft den Herrn Minister Schönftedt perſönlich betrifft, 
Heußerungen des Herrn Minifters, die im ftenographiichen 
Bericht des Abgeordnnetenhaufes ftehen; er ſpricht von Ber- 
fügungen, bie feine Unterfchrift haben, — und der Herr 
Staatsfefretär Dr. Nieberbing ift natürlich nicht in ber 
Lage, eine Erklärung abzugeben, weil Herr Schönftebt 
nit da ift und ihm feine Information ertheilen kann. 
Herr Dr. Nieberding aber dreht nun den Spieß um und 
jagt: „warum greift ihr den Mann am, wenn er nicht ba 
it?" Ich fage: nein, warum ift der Mann nicht ba, 


(BD) Dinge zu informiren. 
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A) wenn er erwarten fonnte, daß wir etwas gegen ihn bors 


bringen? 

(Sehr richtig! links.) 
Ich weiß nicht, wie weit Herr Schönftebt wußte, daß 
der Herr Kollege Haafe ihn heute angreifen wollte; aber 
von mir wußte er es doch. Wir fünnen und nicht da— 
durch mundtot machen laſſen, daß die Herren, über bie 
wir etwas zu fagen haben, einfad) wegbleiben. Das wäre 
ja ein vorzüglihes Mittel, die Oppofitionsparteien lahm 
zu legen. Der Vorwurf trifft alfo nicht uns, ſondern den 
preußiſchen Juſtizminiſter. 

(Sehr richtig! liuks.) 

Der Herr Staatsfefretär hat wiederholt in feiner 
Nede über mid) den Ausdrud gebraucht, ich hätte „vage 
Beſchuldigungen“ aufgeſtellt. Ich Lonftatire hier noch 
einmal, daß er von dem thatſächlichen Fall des Land— 
gerichtädireftor Alexander Schmidt, den ich erwähnt hatte, 
nicht unternommen hat, aud nur ein i-Titelchen abzu— 
ftreiten. Auch der Juſtizminiſter Schönftedt hat davon 
nicht3 bejtritten. Am 7. Februar habe ich hier die Sadıe 
borgetragen. Damals war das ein Fall, der ſchon volle 
fieben Jahre alt war, der in der Preſſe wiederholt ers 
örtert worden iſt; in der „Voſſiſchen Zeitung*, in ber 
„Zukunft“, in anderen Blättern haben lange Artifel 
darüber geftanden. Wir können doch nicht glauben, 
daß ein preußifher Juftizminifter mit Sceuflappen 
durch die Welt geht und von derartigen wichtigen und 
markanten Dingen feine Ahnung bat, die jeder Menſch 
in Berlin und namentlih jeder Politiker weiß. Gr 
war am 7. Februar genau jo gut informirt wie id. 
Am 8. Februar hat er freilid im Abgeorbneten- 
haufe gelagt, er wife nicht? davon, das läge vor feiner 
Zeit. Das maht mir aber aud wieder fein Menſch 
weiß, daß ein Minifter nicht die Mittel hätte, zwifchen 
dem 7. Februar und dem 8. Februar fih über ſolche 
Gr hat Mittel genug dazu. Gr 
hat es alfo auch damals gewußt. et find wieder 
ſechs Wochen ind Land gegangen. Wenn id) ummwahre 
Beihuldigungen aufgeftellt habe, warum jagt man nicht, 
was daran unwahr ift? Das fällt den Herren aber nicht 
ein, weil fie es nicht können; es ift unmöglich, mehr zu 
geben, als man hat. 

Ich habe mid) darüber aufgehalten, daß der preußiiche 
Yuftizminifter den Schmidtſchen Fall damit hat abthun 
wollen, daß er gejagt hat, Schmidt wäre ein ſchwacher 
Mann. Herr Staatöfefretär Dr. Nieberding meinte, das 
wäre doch nicht jo gröblich, ich wäre ja doch viel gröber 
geworden. Das mag ja fein; aber das verfehrt wieder 
die ganze Sache. Nicht, daß der Herr Juftizminifter 
Dr. Schönſtedt den Schmidt einen ſchwachen Dann 
genannt bat, verüble ich ihm, denn ich felber habe in 
meiner Rede vom 7. Februar dasfelbe gejagt, nämlich, er 
wäre nicht mehr der Stärkite gewefen; aber ich wende 
nid dagegen, dab der Herr Minifter Schönftebt hier über 
ben Fall weiter nichts gefagt hat, als daß Schmidt 
ein ſchwacher Mann gewelen ei, daß Herr Dr. Schönftebt 
Worte der Entrüftung, fogar Straftworte, gegen mid 
gebraucht hat, ber den Fall vorgebradt hat, Worte ber 
Mißbilligung gegen Schmidt, der ein Schwädling war, 
aber nicht ein Wort, auch nicht das leiſeſte, des Tadels 
ober der Mihbilligung gegen die Leute, bie biefe Preffion 
gegen Schmidt veranlaßt, und die, die fie ausgeführt haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn der Herr Staatöfefretär Dr. Nieberding meinte, 
Dr. Schönſtedts allgemeine und nod) dazu in gröblichen 
Angriffen gegen mid) gefleidete Erflärung, er würde nie 
jo etwas thun, wäre eine genügende Aufklärung dieſes 
alten, faltiſchen alles, fo bin ich mit diefer Aufklärung 
nicht zufrieden. Und warum, fo frage ich nun, thut der 
Herr Minifter Schönftedt das nicht, was doch eigentlich 


Staatsſekretärs gegenüber. 
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nicht nur loyal, fondern auch, was furdtbar billig wäre: (C) 


warum fagt er nicht dad, was ich ihm vorhin nahegelegt 
habe? warum erflären bie Herren nicht ihre ad 
gegen den damaligen Vorgang beutlih und offen? J 
fann mir nur das eine denken: daß fie bie Mißbilligung 
gegen ben auf Schmidt feinerzeit ausgeübten Drud des— 
halb nicht ausſprechen, weil — ja, weil dabei Leute be: 
a gegen die man fi nicht mißbilligend 
ausſpricht. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Weiter habe ih dem Herrn Dr. erg nichts 
zu erwibern; ich möchte nichts wiederholen und bie Zeit 
des hohen Hauſes nicht länger aufhalten. 

Nur auf Eines geftatten Sie mir noch zurückzu— 
fommen. Die Worte, die ih vorhin gejagt hatte, will 
ich natürlich nicht abſtreiten. Ih Habe fie auch fagen 
wollen und habe mid ja mit dem von dem Herrn 
Präfidenten ertheilten Orbnungsruf begnügt. lm aber 
der Ordnung des hohen Haufed zu genügen und nicht in 
den Verdacht zu fommen, dab ih bier hätte jagen 
wollen, was ungehörig wäre, will id erflären, dab es 
nicht meine Abſicht gewejen ift, mit biefen Worten zu 
fagen, der Kaiſer habe durch bie Juftiz einen Drud 
auf die Beamten audgeübt. Wenn id) mich fo ausge— 
dritt habe, daß id von dem Herrn Präfidenten jo ber: 
ftanden bin, fo ift es vielleicht meine Schuld, aber jeden— 
falls nit der Sinn geweſen, ben ih _hineinlegen wollte, 
und daher erflärt ſich aud die Lebhaftigkeit, mit der id 
gegen die Bemerkung des Herrn Präfidenten proteftirt 
und das Stenogramm angerufen habe. 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
georbniete Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, bei ber 
zweiten Gtat3lefung hatte ich hervorgehoben, dab ich in 
der britten Leſung den Fall Koſchemann, ber meines 


Erachtens tief traurig liegt, zur Sprade bringen würbe. (D) 


Am 10. April 1897 ift der Mechaniker Koſchemann zu 
10 Jahren 1 Monat Zuchthaus verdammt worden, 
während die allgemeine lleberzeugung, und meines Er— 
ahtens mit vollem Recht, dahin geht, daß dieſem 
Koſchemann ein Verbrechen vorgeworfen wird, das ent: 
weder überhaupt nicht, fiher aber nicht von ihm begangen 
worben ift. Ich wollte ben * anführen, um zu zeigen, 
wie ſchwer ein Wiederaufnahmeverfahren iſt — es ſind 
mehrere Verſuche gemacht worden, bie aber bis jetzt 
fruchtlos geweſen ſind —, und um zu ſuchen, hier einem 
unſchuldig Verurtheilten zu ſeinem Recht zu verhelfen. 
Ich kann mein Verſprechen heute leider nicht erfüllen. 
Zwar habe ich das Material hier; aber ich glaube, daß 
eine ſolche wichtige Sache nicht zu einer Zeit vorgebracht 
werben fann, wo die meilten Herren Kollegen gewiſſer— 
maßen mit dem Koffer in der Hand ſchon baftchen. Mir 
liegt daran, daß der Sache auch von anderen Seiten beö 
Haufes Aufmerkfamkeit geſchenkt wird. Ih verzichte 
daher lediglich mit Rüdfiht auf die Geihäftslage bes 
Haufes daranf, heute die Sache vorzutragen, nehme aber 
an, daß wir reichlich Gelegenheit haben werden, nicht 
nur dieſen Fall, fondern nod viele andere Fülle zu be— 
fpredhen, wo Berurtheilungen Unſchuldiger ei he 
haben, und wo burd die Struktur unferer Strafprozeß- 
ordnung es unmöglih ift, dem Rechte Geltung zu ber: 
ihaffen. Ich hoffe, die demnächftige Berathung der lex 
Rintelen, bie und hoffentlich einige Monate befhäftigen wird 
(Heiterfeit), 

wird mir dazu Gelegenheit geben. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 


georbnete Beckh Say): 
bgeorbnieter: Meine Herren, nur 


Bedh (Goburg), 
noch ein paar Worte den Ausführungen des Herrn 
Es ift ja richtig, und hat 
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(A) das ber Herr Staatöfefretär bei jeber Gelegenheit vor- 


Pen, daß der Gegenftand der Entſchädigung der un: 
chuldig Berhafteten die juriftiihe Welt fchon über das 
vorige Jahrhundert hinaus beſchäftigt. Aber um fo mehr 
wäre Beranlaffung gegeben, daß man endlich einmal der 
Sade praltiſch näher tritt, und ich hoffe, daß, wenn das 
hohe Haus, wie ih annehme, dem Antrage Gröber zu: 
ftimmen wird, es mit ber Nefolution auch dem Antrage 
zuftimmen wird, baß bereitö in ber nächſten Seffion und 
ein folcher Gefegentwurf vorgelegt werben möge. 

Meine Herren, wir wiffen ja, daß, wenn nicht ftarf 
gedrängt wird, wir wieder Jahre hinaus zu warten 
haben, bi etwas zu uns fommt; und wenn der Herr 
Staatöfefretär gemeint hat, daß nirgends in anderen 
Staaten ein folder Gefegentwurf eingebracht fet, fo möchte 
ih darauf verweijen, daß meined Erinnern bermalen im 
englifchen Parlament ein folder Gefeßentwurf vorliegt. 
63 wäre aber meines Erachtens eine Pflicht und zugleich 
eine Auszeihnung für unfere deutichen Regierungen, 
wenn fie hierbei allen anderen Staaten vorangehen und 
damit endlid einmal cinem erlangen nachkommen 
würden, bad, wie ich dargelegt habe, und wie ber 
Herr Staatsſekretär felbft nicht in Abrede ftellen konnte, 
eine innere Berechtigung hat, wie faum ein anderes 
Berlangen. 

Ich bitte Sie alfo, unferer Nefolution zuzuftimmen. 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab» 
geordnete Dr. Spahı. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, die Bes 
deutung der Frage wird von und gewiß nicht berfannt, 
wir erfennen aud gerne an, daß es fi um eine dringende 
Angelegenheit handelt. Desungeachtet möchte ich den 
Herrn Bräfidenten bitten, bei der Abftimmung über biefe 
Refolution getrennt abitimmen zu laflen, und zwar über 
die Worte, ob der Geſetzentwurf dem Neichdtage „ſofort 


(B) hei Beginn der nächſten Seffion* vorgelegt werden foll, 


damit die Mitglieder, die diefen Drud nicht ausüben 
wollen, Gelegenheit haben, in ihrer Stellung zur Reſo— 
Iution Died zum Ausdrud zu bringen. 

Bizepräfident Büfing: Die Diskuffton ift geſchloſſen, 


da fi niemand weiter zum Wort gemeldet hat. Wir 
fommen zur Abftinmung. 
Der Zitel felbft ift nicht beanftanbet worben. Ich 


werde, wenn niemand widerfpriht, — annehmen, daß der 
Tit. 1 in dritter Zefung genehmigt ift. 

Mir kommen zur Abitimmung über bie Refolutionen, 
zunächſt über bie Nefolution des Herrn Abgeordneten 
Beh (Goburg) auf Nr. 201 der Drudjahen. Der Herr 
Abgeordnete beantragt: 

Der Reichstag wolle beichlichen: 

an bie verbündelen Negterungen wiederholt das 
dringende Erſuchen zu ftellen, in Gemäßheit ber 
Reichstagsbeſchlüſſe vom 21. März 1898 und 
23. Februar 1899 dem Neichdtage fofort bet 
Beginn der nächſten Seflion einen Gefegentwurf, 
betreffend die Entihädigung von ſolchen Perſonen, 
welche mit Unrecht Umerſuchungshaft zu erleiden 
hatten, vorzulegen. 

Ach bitte diejenigen Herren, welche bie chen verlefene 
Nefolution annehinen wollen, — — — 

Zur Frageltellung hat dad Wort der Herr Ab— 
geordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präfident! Ach 
habe gebeten, getrennt abftimmen zu laffen über bie in 
der Refolution befindlichen Worte: „ſofort bei Beginn ber 
nächſten Seifion*. j 

Vizepräfident Büfing: Herr Abgeordneter Dr. Spahn, 
es war mir unmöglich, dieſen Antrag zu verftehen, und 
ich hätte gebeten, da wir in ber dritten Leſung find, das 
ſchriftlich zu beantragen. Es genügt aber jegt, da ich eö 
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num verftanden habe. — Selbſtverſtändlich werde ich 
biefem Erſuchen nahfommen. 

ftimmen aljo zunächſt darüber ab, ob für den 
Tall der Annahme der Ytefolution des Herrn Abgeordneten 
Bedh (Coburg) bie Worte „ſofort bei Beginn der nächſten 
Seſſion“ aufrecht erhalten werden ſollen. Ich bitte 
diejenigen Herren, die ſo beſchließen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; die Worte ſind geſtrichen. 

Ih bitte nun diejenigen Herren, welche die Reſolution 
mit Streihung der eben genannten Worte annehmen 
wollen, fih von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geidhieht.) 
Das iſt die große Mehrheit, vielleicht Einftimmigteit. 

Wir fommen nunmehr zur Neiolution des Herrn 
Abgeordneten Gröber auf Nr. 202 der Drudjaden: 

Der Reichstag wolle befchließen: 
den Herrn Neichäfanzler zu erfuchen, zu ber: 
anlaffen, daß bie veröffentlichten Mittheilungen 
über die Fälle der bedingten Begnabigung durch 
Verdffentlihung einer Statiftif über die Fälle der 
unbedingten Begnadigung ergänzt werden. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſe Nefolution an: 
nehmen wollen, ſich von ihren Plägen zu erheben. 


(Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit; auch dieſe Refolution ift an- 
genommen. 

Ich rufe auf Tit. 2 bis 12, — Hay. 66 Tit. 1 
bis 15, — Einnahme Kap. 11 Tit. 168 3 — und 
erkläre diefe Titel für bewilligt. 

Mir lommen zum Reihsihakamt. 
Ausgaben, Kap. 67 Tit. 1 bis 13. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 1 und ertheile 
dad Wort dem Herrn Abgeordneten v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Zu meinem Bedauern 
ift der Herr Staatöfetretär für dad Neihsihagamt noch 
niht anmwefend. — Der Herr Staatöfelretär tritt eben 
ein; dann wollte ih mir erlauben, eine Anfrage an den— 
felben zu ridten. Won dem Herrn Reichskanzler ift nnd 
in ziemlich pofitiver Form mitgetheilt worden, daß der 
neue Zolltarif und womöglich noch im biefer Tagung bes 
Reichstags vorgelegt werden fol. Inzwiſchen he fid) das 
Gerücht verbreitet, daß es nicht mehr möglich fein würde, 
in diefer Tagung noch den Zolltarif vorzulegen, weil bie 
Verhandlungen darüber doch nicht fo fchnell vorwärts 
gingen, bie Regierungen noch gefragt werden müßten u. f. w. 
Nun iſt es aber für alle Mitglieder des Reichſtags un— 
zweifelhaft von hohem Intereſſe, zu wiſſen, woran wir 
eigentlih find; denn wir mollen doch auch unjere Dis— 
pofitionen nachher für den Sommer treffen. Es wäre 
alfo fehr wünſchenswerth, wenn der Herr Staatsſekretär 
für das Neihsihagamt und darüber irgend eine Gewiß— 
heit geben könnte. 

Nizepräfident Büfing: Das Mort hat der Herr Be: 
volmächtigte zum Bundesrath, Staatsſekretär des Reichs— 
ſchatzamts, Wirklihe Geheime Nath Freiherr v. Thiel- 
mann. 

Freiherr v. Thielmann, Wirkliher Geheimer Rath, 
Staatöfefretär des Neihsihakamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, der Zolltarif ift im Reichs— 
ſchatzamt, wie dem hohen Haufe befannt ift, foweit die 
Zollabtheilung des Neihsihagamt3 daran betheiligt ift, 
bereit abgeſchloſſen. Er unterliegt gegenwärtig einer 
gemeinfamen Berathung mit denjenigen anderen Neflorts 
des Reichs, welche wichtige Intereffen, welche burd deu 
Zolltarif berührt werben, zu vertreten haben. Dieje Be: 
rathungen dauern bereits einige Wochen, und ich habe 
begründete Hoffnung, daß fie im Lauf dieſes Monats noch 
werden abgeidhloffen werden fünnen. Ob mit dem Ab— 
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(a) Schluß dieſer Berathungen bie letzten zweifelhaften Punkte 


erledigt fein werben, fann ich Heute noch micht —* 
Es iſt möglich; aber auch das Gegentheil iſt möglich. 
Hieran wird ſich aber eine Arbeit anſchließen, die jeden— 
falls einige Wochen in Anſpruch nehmen muß, nämlich 
der Neudruck des ganzen umfangreichen Werkes, an 
welchem bei dieſen Berathungen verſchiedene, theils 
kleinere, theils wichtigere Aenderungen vorgenommen 
worden ſind. Das Werk iſt mit ſeiner Begründung und 
den ſtatiſtiſchen Beigaben außerordentlich umfangreich, und 
dieſer Neudruck wird deshalb einige Wochen in Anſpruch 
nehmen, ſodaß ich nicht vorausſehen kann, daß früher 
als im Laufe des April der Zolltarif ſo weit vorbereitet 
ſein wird, um den verbündeten Regierungen im Bundes— 
rath borgelegt werben zu können. Wie lange bie Be— 
rathungen bed Bundesraths über den Zolltarif in 
Anſpruch nehmen werben, bin ich gegenwärtig nicht in ber 
Lage, Ihnen zu fagen. 


(Heiterfeit.) 

Vizepräfident Büſing: Die Diskuffion ift geichlofien, 
da niemand weiter das Wort verlangt. Ich konſtatire 
bei Mangel eines Widerſpruchs Die Annahme des Tit. 1 
und aud ber Fit. 2 bis 13. 

Ich rufe auf Kap. 68 Fit. 1 bis 9; — Webers 
weilungen an die Bundesftaaten, fortbauernde Ausgaben, 
Kap. 68a Tit. 1 bis 3, — Kap. 69 Tit. 1 bi 11, — 
Kap. 8, einmalige Ausgaben, ordentliher Etat, Tit. 1 und 
2, — Einnahme, Kap. 12, Tit. 1 bis 3 — und erkläre 
diefe fämmtlihen Titel vom Haufe für genehmigt. 

Mir gehen über zum ReihssEifenbahnamt. 

Ih eröffne die Diskuffion über Kap. 70, Tit. 1, 
fortdauernde Ausgaben, und ertheile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Stolle. 

Stolle, Abgeordneter: Meine Herren, durch Annahme 
eined Schlußantraged in der 66. Sigung vom 12, März 


(B) ift es mir unmöglich gemacht worden, dem fächfifchen 


BDevollmädtigten zum Bundedrath Grafen vd. Hohenthal 
und dem Bunbesrathdfommiffar Oberbaurath vd. Mifani 
zu antworten, und bin ich deshalb gnenöthigt, heute auf 
die Ausführungen diefer Herren noch ein wenig einzugehen. 
Der Herr Benollmädtigte zum Bundesratb Graf 
v. Hohenthal und Bergen erklärte im Namen der ſächſi— 
ſchen a 
Ich bin in der Lage, Ihnen mitzutheilen, dab 
id) von meiner Regierung ausdrüdlic ermächtigt 
worden bin, zu beftätigen, daß von einem Eiſen— 
bahnkrieg zwiſchen Preußen und Sadjen, wie 
dieſes auch der Herr Minifter v. Thielen bereits 
au verihiebenen Malen erklärt bat, feine Nebe 
ft. Gegenüber den guten Beziehungen, bie feit 
einer längeren Reihe von Jahren auch in Eifen: 
bahnſachen zwiſchen ben beiderfeitigen Regierungen 
beftehen, ift es micht leicht verftändlich, wie die 
Ueberzeugung von dem Borhandeniein eines 
ſolchen Krieges in weiten, auch fonft ruhig denken— 
den Streifen hat Wurzel faflen fünnen, zumal bie 
Behauptungen, bie in der Preſſe zum Belege für 
das feindliche Verhalten Preußens gegen Sachſen 
aufgeftellt worden find, vielfah auf ben erften 
Blid als unrichtig oder übertrieben hätten erfannt 
werden müffen. 
Nun, meine Herren, nachdem die Erklärungen des Herrn 
Bevollmächtigten in die Deffentlichleit gegangen find, find 
aus verichiedenen Streifen der Gewerbtreibenden, aus ver: 
ſchiedenen Kreiſen des Gewerbeitandes und deö Bürger: 
ftandes, ſowie aus ben betheiligten Arbeiterkreifen Er— 
flärungen gelonmen, die dem fchnuritrad3 widerſprechen. 
Ich will nur anführen, daß vor einigen Tagen ein Blatt, 
und zwar ein bürgerlides Blatt, ein Blatt alldeutjcher 
Richtung, eine Erklärung gebracht hat auf die Nebe bes 
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Minifterd v. Thielen und des Bundesrathsbevollmächtigten 

Grafen Hohenthal. Es heißt darin: 
„Es iſt alles aus ber Luft gegriffen,“ erklärte 
befanntlid; der preußiſche Eifenbahnunfallminifter, 
„was über ein angebliche Zerwürfniß zwiichen 
der preußiihen und ſächſiſchen Staatsbahn 
gelagt wird.“ Diele Erklärung wurde mit dem 
bei preußifhen Miniftern bejonderd gewohnten 
Pathos gegeben. Geglaubt hat die minifterielle 
Erklärung fein Menſch; denn der Thatjahen find 
dod zu viele und zu kraſſe, ald daß fie fo mir 
nichts dir nichts dom Miniftertifch aus als leeres 
Gerede bezeichnet werben könnten. 

Und nun wird weiter gefagt: 
Wir find gewöhnt, im Breußenthum das Soldatiſch— 
Stramme in feiner höchſten Vollendung, mit allen 
feinen Licht: und Schattenfeiten zu erbliden. Zu 
den wenig anmutbenden Gigenihaften eines 
foldatifch-ftrammen Regiments gehören ein ge— 
wiffer Grad von Rüdfihtslofigkeit und eine —— 
lich ſtarke Doſis ſchablonenhaft-büreaukratiſchen, 
ſelbſtherrlichen und eigenmächtigen Gebahrens, das 
nur allzu leicht in eine gefährliche Selbſtüber— 
ſchätzung ſeines eigenen Werthes verfällt. 

In dieſem Blatt wird weiter ausgeführt und geſtützt auf 
Zahlen dargethan, wie thatjählih ein Gifenbahnfrieg 
zwifchen der preußiichen Gifenbahnverwaltung und ber 
fähftichen Verwaltung befteht. Es wird aus Eifenbahn- 
freifen mitgetheilt: 

Der Herr Minifter hat hier don dem Gewohn— 
heitörehte der Diplomaten, durch glatte, ges 
wundene oder auch ſchneidige, auf jeden Fall 
aber leere Redensarlen die wahre Sadjlage zu 
verbergen, ben weitgehenditen Gebraud gemacht. 
Sehen wir und den „preußiſch-ſächſiſchen Eiſen— 
bahnftreit* einmal in gebrängter ſtürze näher an. 
Es werden folgende Vorwürfe gegen die preußifche 
Eifenbahnverwaltung erhoben: Durdy die Ent: 
ziehung bed Durchgangsverkehrs preußiicherfeits 
bat die einft jo gute Rentabilität des ſächſiſchen 
Eiſenbahnweſens fhwer gelitten und leidet nod) 
fortgefegt. So ift 3. B. der Ertrag ber Linie 
Dresden: Bodenbad von 10,897 vom Hundert im 
Jahre 1889 auf 5,233 vom Hundert im Jahre 
1899 herabgegangen. 

Weiter wird dargelegt, und zwar aus Eifenbahner: 
freifen, daß durch die preußifche Staatöbahnverwaltung 
das ſächſiſche Gebiet mit allen Frachtgütern, die aus 
Schleſien fommen, um Sachſen herum gefahren wird und 
dann als Uebergangsſtation Corbetha in Thüringen 
abreffirt wird. Die Frachten werben erft nach Halle, dann 
nah Thüringen gefahren und dann in Gorbetha ber 
ſächſiſchen Bahn übergeben. 

MWeiter ift num feitgeftellt worden, daß eine große 
Zahl durdhgehender Wagen aus Preußen, die nad Defter: 
reich fahren, dort al3 reparaturbebürftig zurückgewieſen 
werben, und biefe Wagen werben ebenfalld in biefem 
ſchlechten Zuftande wieder bon der preußiihen Verwaltung 
nad; Sachſen zurüdgebradt. Aber etwas ganz befonders 
Auffälliges ift Folgendes. Gin alter, deutiher Satz fagt: 
wer gut ſchmiert, der fährt gut. Diefer alte deutſche 
Sat ſcheint aber beim preußiſchen Herrn Eifenbahnminifter 
nit vorhanden zu fein, benn nad der mir borliegenden 
Statiftik find feit dem Jahre 1897 bis 1900 4013867 fremde 
Wagen auf ſächſiſches Gebiet übergegangen, hiervon find 
ungefähr 1 Million preußifce Wagen. Diefe 1 Million 
find nicht geſchmiert worben, fie werben bloß geölt bis an 
bie Grenze, und dann haben die Wagen fich heißgelaufen, 
und dann haben die Sadjien die Arbeit, die Wagen zu 
ſchmieren, und der jähfiihe Steuerzahler wird mit Hundert: 
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(Stolfe.) 
taufenden von Mark belaftet, damit Herr von Thielen im 
preußiihen Etat die großen Ueberſchüſſe aufmarfchiren 
loffen kann. Das ift doch wahrhaftig kein bundesfreund: 
lihe3 Berhalten. 
Meiter war es mir fehr intereflant, daß in derjelben 
Sitzung der Herr Geheime Baurath v. Mifani erklärte: 
Die Dienftdauer der Eifenbahnbeamten, auf bie 
verschiedene der Herren Vorrebner zu ſprechen ges 
fommen find, regelt fi in neuerer Zeit nach ben 
im Jahre 1898 von den Bunbesregierungen unter 
der Leitung des Reichs-Eiſenbahnamts verein: 
barten Beftimmungen über bie planmäßige Dienft: 
und Ruhezeit der Gifenbahnbeamten. Es trägt 
daher nicht allein der preußifhe Herr Minifter 
der öffentlihen Arbeiten die Berantwortung, 
fondern ed nimmt aud das Reichs-Eiſenbahnamt 
vollen Antheil an der Verantwortung fir diefe 
Beftimmungen. 
Ih bin fehr erfreut darüber, dab das Neihd-Eifenbahn: 
amt die Verantwortung übernimmt für die Dienftdauer 
der Gifenbahnbeamten. Nun kommen aber aus deu 
Kreifen diefer Beamten fehr viele lagen. Wenn nun ber 
Herr Vorſitzende des Reichs -» Eifenbahnamt3 dur die 
Erflärungen feines Kommiſſars die Verantwortung über: 
nimmt, fo rihte ih an ihn die Frage: iſt ihm micht 
befannt, daß dieje Dienitzeit in verichiedenen Eiſenbahn— 
bireftionen überfhritten wird? So wird aus dem Eiſen— 
bahnbezirt Poſen lebhafte Klage geführt über die Ueber— 
anftrengung des Perſonals. Es wird weiter hinzugefügt: 
Bei der jetzt üblichen Berechnung der täglichen 
Dienftdauer werden die Aufenthaltszeiten auf den 
Endftationen nicht angerechnet, ſodaß ftatt der 
vorgeichriebenen 11 Stunden durdfchnittlich der 
tägliche Dienft des Fahrperfonald im Monats- 
durchſchnitt 14 Stunden beträgt, denn der Fahr: 
beamte ift während der Zeit vom Antritt bis zur 
Nüdtehr nad der Heimatftation immer im 
Dienft, fo Haben wenigftens die Gerichte ſchon 
wiederholt entichieden. Um möglihit Nacht: 
gelder zu erfparen, werben aud) Dienfttouren bis 
zu 15 Stunden Dauer ohne Unterbrehungspaufe 
angeſetzt durch ſofortiges Umkehren auf der End» 
ftation mit wendendem Zuge. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofrateır.) 
Mo bleibt da den Leuten nod Zeit für ihre Familie, 
noch Ruhe oder Erholung? Hier muß —— das 
Reichs-Eiſenbahnamt — es iſt ja nach der eigenen Er— 
tlärung bed Kommiſſars zuſtändig — eingreifen. 
weiterer Nothſchrei fommt aus Frankfurt a. M. 
Dort wird angegeben: 
Nach einem früher herausgegebenen Erlafle des 
Eifenbahnminifterd v. Thielen war der Dienft 
der Weichenfteller auf größeren Bahnhöfen, weil 


er eine tete Aufmerkſamkeit erfordert, auf 
8 Stunden feitgefegt worden. Vom 1. April 
1899 bat man aber die Wrbeitäzeit auf 


10 Stunden verlängert, angeblid) wieder auf 
Grund eined Minifterialerlafled. Der Weichen: 
jteller, welcher in Dienft gebt, bat ſich zuerft 
mit Gleisarbeiten während 2 Stunden zu bes 
ichäftigen, ebenfall® der Arbeiter nad Beendi— 
gung des Dienftes als MWeichenfteller. Alle 
Gefuche um Abhilfe zur Wiederherftellung ber 
Arbeitzeit von 8 Stunden find unberüdjichtigt 
eblieben, obgleich der Verkehr von Tag zu Tag 
tärfer wird und immer größere Aufmerkjamfeit 
und Geifteögegenwart erheildht. 

Wie kann angefihts derartiger Thatfahen der Kommiſſar 

Mifani erflären, daß die burchichnittliche tägliche Dienft- 

zeit des Zugbegleitungsperfonald, aljo der Schaffner, 


Bremfer u. ſ. w., einfchließlic ber Pauſen bis zur Dauer (C) 


bon 6 Stunden und einfhließlih der Dienſtbereitſchaft 
durchſchnittlich 11 Stunben, und bie des Lokomotivperſonals 
10 Stunden nicht überfhreite? Wenn ein folder Erlaß 
in einzelnen Direktionen befteht, und wenn einzelne 
Neviervorfteher die geſetzlich feftftehende Dienftzeit auf 
biefe Weife durchbrechen können, dann frage id: mo ift 
die Antorität des Neidhd:Eifenbahnamt3? Iſt ed nur 
begutachtende Behörde, oder fann fie auch wirkſam ein- 
greifen zum Schub der Angeftellten, des reifenben 
Publikums und des Verkehrs? 

Meiter wirb geklagt über bie Aufenthaltsräume. Ich 
ge bereit3 früher angeführt, daß vielfah die Minifter 
n Preußen, Sachſen und aud) hier im Reichstag fagten: 
die Dienftzeit ift zwar Ing; aber es find fo und fo viel 
Pauſen, wo die Leute fih In den Aufenthaltsräumen aus: 
ruhen können. Wie fteht es aber mit diefen Aufenthalts: 
und Dienfträumen? Gine Klage aus Hamburg betrifft 
ben Berliner Bahnhof dort; es heißt da: 

Neinlichkeit ift eine Hier, 
Dod weiter fommt man ohne ihr. 
Ein bürgerlices Blatt, der „Hamburger Generalanzeiger“, 
bat über die Zuftände in ben Büreauräumen des Berliner 
Bahnhofs in Hamburg gefchrieben. Darauf antwortete 
bie Direltion, dab die Klagen unbegründet feien, denn 
bort, wo eine Ueberſchreitung ber Dienftzeit fi) einmal 
nöthig mache, trete am anderen Tage eine Verminderung 
berfelben ein; die Neinlichkeit ſei ebenfalls nicht mangel- 
haft. Ein Ginfender ging aber der Sache auf den Grund 
und fchrieb, daß die Räume, jogar bie Erpebitionsräume 
fih in ſchauderöſem Zuftande befinden; Profeflor Koch 
habe bei der Cholera die Zuftände in den Höfen ber 
Steinftraße als afiatifche bezeichnet; damit Habe er aber 
wohl nicht das Innere, fondern vielleicht nur das Aeußere 
ber Wohnungen gemeint; bie Hamburger Arbeiterfrauen 
feien wentgftend 
ſcheuern, die Eifenbahndirektion ſcheint das nur alle vier 
Wochen zu mahen. Da follen fi alfo die Unterbeamten, 
bie Er itionsbeamten aufhalten, wo folde Unſauberkeit 
herrſcht! 

Was man von Hamburg erzählt, fann man aud bon 
anderen Bahnhöfen erzählen. an muß fi ba wirklid 
fragen: wie ift es möglid, daß in Deutſchland ſolche 
Zuſtände eriftiren? Ausländer die auf dieſe Bahnhöfe 
fommen, werden ein ſchönes Bilb von der beutichen 
Sauberkeit erhalten. Hier könnte man eg ea 
reifen, wenn man nicht fortwährend das große Spar» 
yſtem vorſchützte. 

Wie ſteht es aber andererſeits mit ben Aufenthalts— 
räumen, wo das Fahrperſonal ſich aufhalten mußP Hier 
möchte ih beinahe jagen: die Schule des preußifchen 
Berkehrminifters findet Nahahmung im Königreich Sachſen, 
Bayern u. f. w., alle wollen fparen. Mir wird aus 
Eifenbahntreifen über die Aufenthaltsräume des Fahr: 
perſonals auf dem Bahnhöfen in Dresden und Zwidan 
mitgetheilt, daß das Perfonal, um zu biefen zu gelangen, 
fait 30 —— darunter die Betriebsgleiſe, über— 
ſchreiten muß, was doch bei dem lebhaſten Verkehr auf 
dieſen Bahnhöfen mit großer Lebensgefahr verbunden iſt. 
Es heißt weiter betreffs des Zwidauer —— 

Im Erdgeſchoß dieſes „muſtergiltigen“ Auf— 
enthaltslokales iſt eine Maſchinenwertſtatt! Die 
Haſt der Schläge und andere lärmende Arbeiten 
verkünden ſchon dem Unbekannten von Weiten, 
daß hier der Würgengel „Aftorbarbeit” fein Weſen 
treibt. Auf einer im tiefe Dunkelheit gehüllten 
hölzernen Wendeltreppe mit abgenugten Stufen 
gelangen wir in den erften Stod. Beim Ein: 
treffen merkt Jeder, dab hier von Ruhe ober 
Erholung feine Rede fein kann. Wir betreten 
286* 
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einen länglichen Raum, welcher bon zwei Tafeln, 
vier Bänfen, einem Wafchtifh und zwei Stleider- 
rehen vollftändig ausgefüllt it. Hier entwidelt 
fih Sofort ein MWettlampf um dad Waffer und 
den Pla am Ofen. Das Waſſer muß in einem 
Blechkruge vom Hofe geholt werden. Der Dfen 
ift mit einigen Töpfen voll; die Abgedrängten 
müffen, wenn fie nicht warten wollen, mit ihrem 
mitgebradten Spiritus kochen. Die DOfenthür 
muß immer offen bleiben, fonft würbe das Eſſen 
im Nauche verderben. Nun kommt aber bald 
nod eine andere Sektion Perfonal; fie kann nur 
mit knapper Noth Platz finden; fpäter fommt 
wieder eine, — jebt ift aber der Bienenftod 
fertig. Die Hälfte kann nur figen, andere eflen 
im Stehen. Die Wafhanlage ift mangelhaft und 
verfhmußt/ Durch das viele Feuer im Ofen und 
die Teuer der Schmiede im Parterre wird in 
biefem „Aufenthaltsraume* fowie im angrenzenden 
Schlafraume eine fo große Hige erzeugt, daß das 
Verbleiben dort jegt im Juli unmöglich ift. Der 
Schlafraum ift mit elf Bettftellen vollftändig aus: 
gefüllt. Die Betten find die fchlechteften, welche 
wir jemals gejehen haben — und das will für das 
Dreödener Berfonal, das die Riefaer und Boden: 
bacher Lokale fennt, viel jagen. Zum Theil find 
fie unbraudbar, weil die Bodenbreiter fehlen. 
Das ganze Gebäude ift ſchwach und unbidt. 
Bon den Steinkohlenfeuern in der Werfitatt dringt 
ein umerträgliher Geſtank in ben Schlafraum; 
bie Fenſter können nicht geöffnet werden, weil bie 
Betten unmittelbar daran ftehen. Das Lärmen 
und Stlopfen im Parterre läßt niemanden zur 
Nuhe kommen. Mehrfad mußte das Fahrperſonal 
auf bie Betten verzidhten, weil fie von anderen 
belegt waren. Häufig ift bei einzelnen Leuten 
Unmwohljein eingetreten, fie mußten aber, obwohl 
fie der Nuhe erft recht beburften, bis zur Abfahrt 
im Freien bleiben. In demfelben Gebäude wohnt 
ein Schloffer mit Familie; die Kinder find die 
ganze Zeit auf dem hölzernen Vorfaal und der 
Treppe, ba fie nicht auf die Gleiſe Dürfen, was 
auch noch befonderd ſtört und den Schlaf ver: 
treibt. Unbegreiflih ift, wie mitten auf dem 
Bahnhofe ing ben Gleifen eine Familie 
wohnen darf, wo jeder Zugang mit mehrmaligem 
lleberfhreiten der Gleife verbunden tft. 

Wenn derartige Zuftände auf einem fo großen Bahn- 
hofe herridhen, wie mag ed dann erjt auf ben Fleinen 
Stationen audfchen? Dieſe Zuftände find fo kraß, daß 
Abhilfe hier unbedingt gefhaften werden muß. Ich gebe 
nicht zu weit, wenn id dad Reichs-Eiſenbahnamt aufs 
fordere, daß im Intereſſe der Sicherheit diefen Beamten 
— Diele Leute, die einen fo gefahrvollen Dienft erfüllen 
müffen — aud) Ruhe zu geftatten ift, daß diefen Beamten 
aud Näume angewiefen werben, wo fie ungeltört ihre 
fuappe Ruhezeit, die oft nur 20, 30 Minuten beträgt, zus 
bringen fünnen. 

Wenn der Herr Geheimrath Mifani erklärt, es fei 
nicht wahr, daß durch leberlaftung der Beamten die 
Zahl der Eifenbahnunglüdsfälle vermehrt würde, und er 
dur eine zu Ddiefen Zwed aufgemachte Statiftit nach— 
weiſen wollte, daß die große Zahl der Eiſenbahnunglücks— 
fälle nicht in den legten Dienftitunden ſich ereignet habe, 
fondern in den eriten Dienftftunden, fo ift das fein 
Wunder, daß die Leute, ohne genügend ausgeruht zu 
haben, den neuen Dienft antreten müſſen und fo die 
Unglüdsfälle in frühen Stunden entftehen. 

Nun komme ih auf die Betriebsfiherheit zu ſprechen. 
Ueber dieje hat das Reichs-Eiſenbahnamt zu wachen. Wie 
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fteht es nun bamit? Es ift bier zwar ſeitens des 
Präfidenten des Neihs-Eifenbahnamts über die Verhand— 
lungen berichtet, die im der betreffenden Sommilfton zur 
Sicherung des Eifenbahnverfehrd gepflogen worden find; 
aber darüber habe ich nichts erfahren, ob die Herren ſich 
auch damit befchäftigt haben, zu unterfuchen, ob ber 
Unter: und Oberbau die nöthige Sicherheit giebt. Es 
handelt fi nicht allein darum, ob die Eifenbahnmwagen in 
den D-Zügen mit Gas beleuchtet werben, ob biefe Züge 
rößere Wandelgänge befommen und größere Fenſter; es 
handelt fi aud darum: wie ift überhaupt der Bau der 
Eiſenbahnen beihaffen? Eine große Anzahl Unglüdsfälle 
ift darauf zurüdzuführen, daß der eine Zug dem anderen 
in die Flanke fährt. Hierüber habe ich gleichfalls viel 
mit Gifenbahntechnitern geiproden, und dieſe haben mir 
erflärt, dab auf fehr vielen Bahnhöfen viel zu wenig 
Ausziehgeleife vorhanden find. Bei ftarfem Durdgangs» 
und Ueberleitungsverlehr müflen die Wagen vorwärts und 
rüdwärts geihoben werden; und wenn die Sade ſchnell 
gehen muß, dann find die Lolomotivführer oder bie 
Rangirer nicht im der Lage, die Wagen fchnell aus— 
einanberreißen zu können, und fo fommt e3 nur zu leicht 
vor, daß der eine Zug auf den anderen auffährt. Das 
liegt an dem Sparjyitem. Die Bahnhöfe find viel A 
eng, aud die Weberführungen find vielfach mangelhaft 
Ich wünſchte, daß einer der Herren fi einmal bemühen 
möchte, die Stationen auf den beiden Linien Dresden — 
Berlin zu unterfuhen. Gleich bei der erften preußiſchen 
Station auf der einen Linie, in Nöderau, muß man 
mehrere Geleife paffiren, fodaß es der größten Aufmerk— 
famfeit der überaus tüchtigen Beamten bei der Poſt und 
Gifenbahn bedarf, zu verhindern, daß nicht mehr Unglücks— 
fälle vortommen. Mit wenig taufend Mark könnte bier 
eine Unterführung ftattfinden. Auch in Falkenberg laufen 
vier Linien ein. Ich habe oft gen, dab Poſtbeamte 


mit Gepäd über die Linten wegtahren müflen, wo ſchon (D) 


der Zug herangebrauft ift. Und da ift auch nicht einmal 
ein bededter Berron zu fehen. Die Poſtſendungen werben 
verregnet und verjchneit, ſodaß es faum möglich ift, fie 
in einem annehmbaren Zuftand zu erhalten. Warum bat 
man da nicht eine Heberführung gemacht? Gehen wir auf 
die Zoffener Linie. Da finden wir ſchon bei Gliterwerba 
feine Ueberführung, feine Unterführung, alle8 geht über 
die Geleife hinweg. Sobald man auf bas Gebiet ber 
preußifchen Eifenbahnverwaltung kommt, ift das Sparfuftem 
da; es wird geipart und überall geipart, um andererjeitö 
mit vielen Millionen Ueberſchuß paradiven zu fünnen. 

Auf der Strede nad) Bremen und Hannover finden 
Ste benfelben Zuftand. Auf einer der größten Stationen 
dort, in Uelzen, haben Sie feine Unterführungen, obwohl 
etwa 20 Geleiſe paffirt werden müſſen; überall fommen 
Züge an, und von einer befonderen Sicherheit kann hier 
wahrlih nicht geiprodhen werden. Auf vielen Stationen 
ber Streden Leipzig — Corbetha— Frankfurt beiteht derſelbe 
Uebelftand. Kann bier nicht Abhilfe geihaffen werden? 
Müffen immer weitere Millionen geipart werben auf 
Soften der Gefundheit und Sicherheit des reifenden 
Publitums und der Angeltellten? Hier muß Abhilfe ge 
ſchaffen werben. 

Wenn fih nun aber die Gifenbahnbeamten und 
Gifenbahnarbeiter ihr gutes Recht wahren wollen, dann 
antwortet ihnen die Betriebsdirektion mit der Entziehung 
ihrer bürgerlihen Rechte. Das hat ſich gezeigt in dem 
Tall in Magdeburg, wo 30 Mann auf das Strafen: 
vflafter geworfen wurden. Nett verbietet die Eiſenbahn— 
direftion fogar ben Beamten, fi an ben Konſum— 
vereinen zu betheiligen. Das ift mir aus mehreren 
ſächſiſchen Stationen befannt geworden. - So hat in 
Elſterberg ein Bahnmeilter die Stredenarbeiter ver: 
anlaft, aus dem Sonjumverein auözutreten. Auf 
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einer anderen Gtation ift es der Schirrmeiſter 
geweſen, ber dasſelbe gethan hat. In Herlasgrün ift 
ebenfalld den Unterbeamten verboten worden, fih an 
Konfumvereinen zu betheiligen. Auf einer ganzen Anzahl 
bon Stationen im Altenburgifhen iſt das Gleiche ge— 
ihehen, daß die Geſchirr- und Bahnmeifter fi herbei: 
gelaflen haben, den Bahnarbeitern und Interbeamten das 
gute Recht zu nehmen, ihre traurige Zage mit den paar Marl, 
die fie durch den billigen Ginfauf von Lebensmitteln er: 
reichen, zu verbeffern. Wo bleibt da das Koalitionsrecht, 
wo bleibt da dad Recht, fih als freier Staatöbürger 
fühlen zu fönnen wie jeder Andere! Soll das ben 
Eifenbahnbetrieb eiwa ſicher ftellen, wenn man den Bahn- 
arbeitern und Bahnbeamten jede nur erbentlihe Er: 
leihterung zu erfchweren fuht? Ih bin neugierig, wie 
fi} die fonfervative Partei zu dieſem Berlangen jtellen 
wird. Die fonfervative Partei hat ed als das gute Nedht 
für fih in Anfprud genommen, daß die Landwirthe 
überall ihre Lebensmittel durch Genoffenichaften einkaufen 
fönnen. In ihrem Drgan, dem „Genoflenichaftäblatt 
für die Landwirthſchaft“, it Folgendes ausgeführt worden: 
Was nun die gefammten Ein: und Verkäufe der 
Genoſſenſchaften anlangt, jo werben die Genoſſen— 
ſchaften nicht ein Gegen fondern geradezu ein Ber: 
berben für die Lanbleute fein, wenn fie etwa nur 
dad Srebitbebürfniß ihrer Mitglieder befriedigen 
wollten. Nur muß den Mitgliedern das Recht 
zugeſprochen werden, daß fie überall billig ein- 
faufen fünnen. 
Es mirb weiter —— und von Seiten der 
fonjervativen Partei, von Seiten der Herren Landwirthe, 
verlangt und gejagt: 
Selbft wenn gerade in bem Kleinhandel mit ver: 
ſchiedenen Artifeln vorgekommene Unreellitäten 
nicht zu verzeichnen waͤren, ſelbſt wenn den 
Landwirthen und dem deutſchen Volk nicht jährlich 
tauſende von Zentnern von Fleiſch und Brot 
durch Lieferung minderwerthiger Waare entzogen 
werden, beſtände ſeitens der Genoſſenſchaften, die 
zur Wirthſchaftlichleit erziehen wollen, die Ver— 
pflichtung, Waarenvermittler zu fein. 
Es wirb weiter ausgeführt, die Thätigkeit der Beamten 
für die Genofjenihaften hielten fie für ihr Amt nicht für 
einen Schaden, fondern für einen Nuten. Wenn bie 
Herren von ber rechten Seite für fih das Recht in An— 
jpruch nehmen, daß die Landwirthe für ſich billige Waare 
durch die Genoffenfhaften einkaufen jollen, daß fie da ver— 
mittelnd einzutreten haben, und daß biefer Zuftand den 
Genoſſenſchaften nit zum Schaden gereiche, ſondern 
von Nuten jei, wie werben die Herren ſich ftellen, wenn 
fie jegt hören, daß von Seiten ber ſächſiſchen Eifenbahn: 
verwaltung den Bahnbeamten verboten wird, ihre Lage 
zu verbeffern und Mitglied eines Stonfumbereins zu 
werben. 

Ein weiterer Nothſchrei fommt aus dem Direktion: 
bezirk Breslau. Heute iſt ein offener Brief an die Mit: 
glieder des preußiihen Landtags in ber ‚Volkswacht“ 
enthalten. Es wird darauf hingewiejen, wie ſchwer bie 
Beamten dort zu leiden haben unter dem Drud der 
Meberbürbung im Dienft, und e3 wird weiter barauf hin— 
gewiejen, wie gering die Befoldung ift. Wenn die Herren 
des Reichs-Eiſenbahnamts und die Herren ber Eiſenbahn— 
verwaltungen bon Preußen und Sachſen immer ſich Darauf 
bezogen haben: die Löhne find in die Höhe gegangen, jo 
widerfpricht dem der gegenwärtige Bericht geradezu ſchnur— 
firadd. Es wird ausgeführt, daß die Weichenwärter und 
Hilfsarbeiter einen täglichen Lohn von 1,70 bis 1,90 Marf 
beziehen und unter Anrechnung der Stilometergelder, 
die vielleiht monatlid 20 Mark ausmachen, einen 
wöchentlichen Verdienſt von höchſtens 15 bis 18 Mark 


—— 


Ich bin neugierig, inwiefern bie Herren <C) 
von der Eifenbahnverwaltung mit dieſen Thatfachen 
fih abzufinden fuhen Iſt dad ein Lohn, mit 
dem ein Familienvater feine Familie erhalten fan? 
ift das ein Lohn für 15- bis 16ftündige Arbeit? Ich dente, 
es iſt höchſte Zeit, daß bier Wandel geihaffen wird. 
Auf nod einen anderen Gegenftand muß ich auch zu 
fpreden kommen. Wir find nah Geſetz verpflichtet, für 
die Unterhaltung der Eifenbahnen, der Staatöbetriebe, 
für den ganzen Aufwand, den das Neih made in feiner 
Gelammtheit und in den einzelnen Ländern, mit unferen 
Steuern mit einzuftchen. Stein einziger Sozialdemofrat 
wird geihont; wir haben nad) unieren Verhältniffen das 
Meifte zu bezahlen. Wir figen nicht in den Einſchätzungs— 
fommiffionen, man ſchätzt uns ein, weil die Gegner nad) 
ben beitehenben Gefegen die Mehrheit bilden; aber unfere 
Zeitungen, die foztaldemofratiihen —— welche 
ebenfalls gewerbliche Unternehmungen find, werden aus— 
geſchloſſen von allen Bahnhöfen. it welchem Recht hat 
hier die Eiſenbahnverwaltung gegen unſere Partei mit 
einem Boykott vorzugehen? Wir haben das gleiche Recht, 
zu verlangen, baß unfere ſozialdemokratiſchen Anfichten 
gehört werden. A dem fest man bie Krone auf bei uns 
in Sachſen. Kaum daß ich vorige Woche hier geſprochen 
hatte, wird mir von ber Station Glaudau, meiner 
näditen Station, mitgetheilt, daß ein Anſchlag im 
Erpeditionägebäube aushängt, wo es heißt: „Eiſenbahn— 
beamte und Arbeiter dürfen nicht bei Sozialdemokraten 
verfehren!” a, meine Herren, mit weldem Rechte 
bürfen denn die Eifenbahnbehörden boyflottiren? Würde 
ed von umferer Seite geliehen, wäre der Staatsanwalt 
fogleih da, und es würde uns der Prozeß gemadıt. Aber 
hier mißt man mit zweierlei Maß, und id muß wünfchen, 
daß endlih einmal Licht und Schatten gleihmäßig ver: 
theilt wird. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Bizepräfident Büſing: Das Wort hat der Herr Ber 
bollmädjtigte zum Bundesrath, Präfident des Reiche: 
Eiſenbahnamts, Wirkliche Geheime Rath Dr. Schulz. 

Dr. Schulz, Wirlliher Geheimer Rath, Präfident des 
Reihs-Eifenbahnamts, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath: Meine Herren, ich verfprede Ahnen, 
mid in meiner Erwiderung auf die längeren Ausführungen 
bes Herren Vorredners möglichſt kurz zu faflen. 

Der Herr Vorrebner hat fich zunächſt wieder mit dem 
angeblichen preußiſch-ſächſiſchen Eiſenbahnkriege beichäftigt. 
Ich kann mid in dieſer Hinficht lediglih auf das be— 
ziehen, was der Königlich jähfiihe Herr Bevollmächtigte 
zum Bundeörathe bei der zweiten Berathung des Gtats 
für dad Reichs-Eiſenbahnamt ausgeführt hat; feine Dar: 
ftellung ift auch nad meiner Kenntniß der Verhältniſſe 
durhaus richtig geweien. Wenn ber Herr Vorredner 
inöbefonbere behauptet, die preußifhe Staatseifenbahn: 
verwaltung jchmiere ihre Güterwagen nicht gut genug, jo 
hat ſchon der preußiſche Herr Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejen Vorwurf im preußiſchen Abgeorbnietenhaufe 
in das Neid der Fabel verweilen, und ic kann mic dem 
nur anſchließen. Es ift dem Reichs-Eiſenbahnamt dar: 
über nie etwas befannt geworben, der fächſiſchen Eijen- 
bahnverwaltung iſt ebenfalld davon nichts bekannt, und 
in der That klingt die Sache aud an fid außerorbentlic) 
unwahrſcheinlich. 

Der Herr Vorredner macht ferner das Reichs-Eiſen— 
bahnamt verantwortlich für alles, was auf den deutſchen 
Eiſenbahnen möglicherweiſe vorkommen könnte in Bezug 
auf eine übermäßig lange Dienſtzeit der Eiſenbahn— 
beamten. Meine Herren, das Reichs-Eiſenbahnamt ver: 
waltet die Gifenbahnen nicht. Es mag ja immerhin mög: 
li jein, daß hier und da einmal gegen die erlaffenen 
Vorſchriften verftohen wird: ih kann aber dem Herrn 
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(A) Vorredner verfihern, dab das Reichd-Eifenbahnamt jeben 


einzelnen Fall, der in dieſer Richtung etwa zu feiner 

Kenntniß gelangt, auf das forgfältigfte unterfucht, und ich 

babe biöher auch ftetö gefunden, daß die oberen Behörden, 

wenn etwa eine untere Behörde die Vorſchriften nicht 

— eingehalten haben ſollte, ſtets bereit geweſen ſind, 
emedur eintreten zu laſſen. 

Dann ſollen die Eiſenbahnverwaltungen angeblich 
dem Zuſtande der Aufenthaltsräume und ber Ueber— 
nachtungsräume für das Perſonal nicht die gemügende 
Sorgfalt zuwenden. Der Herr Vorredner hat in diefer 
Hinfiht verſchiedene Fälle angeführt; aber e3 ift im der 
That wohl nicht zu verlangen, daß ich über jedem einzelnen 
berartigen Fall unterrichtet fein fol. Ih kaun mur 
fagen: foviel mir befannt, ift namentlich in den legten 
Sahren außerordentlid viel für bie Verbeſſerung biefer 
Räumlichkeiten gefchehen. 

Wenn der Herr Borrebner ferner meint, für bie 
bauliche Unterhaltung und Berbefferung der Eifenbahnen 
geſchehe nicht genug, jo möchte ich ihm eine einzige, aber 
reht große Zahl entgegenhalten. Ich habe hier eine 
Nahmweifung über die Mittel, die bei den deutſchen 
Staat3eifenbahnverwaltungen, abgejehen von Bayern, in 
ben legten vier Jahren verausgabt worben find für bie 
Erweiterung und ben Umbau von Bahnhöfen. Meine 
Herren, das find nicht weniger ald 285 Millionen 


Marf! 
Et hört! rechts.) 
Ich —— dieſe Zahl ſpricht für ſich ſelber. 
udlich habe ich dem Herrn Vorredner noch zu er: 

widern, was ich ſchon wiederholt erklärt habe, daß 
nämlich das Reichs-Eiſenbahnamt ſich mit den Befoldungs: 
und ben Disziplinarverhältniffen bei den Eijenbahnen 
durchaus nicht befaßt und auch nicht befaflen fann. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 


Dr. Müller (Sagan), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ih will nicht auf die Ginzelfragen eingehen, die der 
Herr Kollege Stolle hier berührt hat. Ich meine, bei 
der britten Lefung des Etats wird faum eine Erledi— 
ung der von ihm beregten Beſchwerden fi ermöglichen 
affen, wenigftens nicht in ber Weife, wie wir es in 
Anbetracht ihrer Wichtigkeit wünſchen müflen. Ich bin 
im übrigen mit dem Herm Stollegen Stolle darin einer 
Meinung, dab die Häufigkeit von nicht nur bebauerlidhen, 
fondern geradezu bedenklichen Ueberſchreitungen der zu— 
läffigen Arbeitözeit von Beamten und Arbeitern im Ge: 
biete der einzelitaatlihen Gijenbahnverwaltungen ſehr 
wohl dazu angethan wäre, zum Gegenitande der linter: 
fuhung und leberwadung einer höheren Inftanz, des 
Reichs⸗Eiſenbahnamus gemacht zu werden. 

(Sehr wahr! links.) 

Meine Herren, ich habe mid zum Worte gemeldet 
in Saden ber Urlaubsreiſen von SHeereöpflichtigen 
während ihrer aktiven Dienftzeit. Ginerjeit3 fühle ich 
mid verpflichtet, dem Herrn Chef des Reids-Eifenbahn- 
amts meinen Dank dafiir auszuſprechen, daß er bie von 
mir gegebene Anregung bezüglih einer Ermäßigung 
der Fahrpreisſätze Für Urlauber im Militärtarif fo 
raſch zur Verwirklichung geführt hat. Diefes hohe Haus 
hat ja erft am 12, Februar d. J. eine Reſolution an: 
genommen, die dahin gi : 

ben Herrn eiBtanzler zu erſuchen, berfelbe 
wolle Grmittelungen darüber anftellen, wie hoch 
die Ausfälle für die deutihen Reichs- und 
Staatöbahnen ſich belaufen würden, wenn ber 
Tariffag für die beurlaubten Militärperfonen, 
Mannſchaften und linteroffiziere auf den Sag 
von 0,01 Mark für das Stilometer ermäßigt 
würde, und dem Reichstage nod im Laufe der 


(B) geordnete Dr. Müller (Sagan). 
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Etatöverhandlungen 
hebungen mitzutheilen. 
Meine Herren, kaum einen Monat fpäter ift bereit im 
Reichsgeſetzblatt Nr. 8 cine Bekanntmachung, betreffend 
Henderung des Militärtarif3 für Eifenbahnen, unter dem 
16. März 1901 erſchienen, durch welche in vollem Umfange 
bad ausgeführt wird, was in dieſer Hinfiht von 
meiner Seite angeregt worden war. Es lautet biefe 
„Bekanntmachung, betreffend Aenderung des Militärtarifs 
für Eifenbahnen* wörtlid: 
Auf Grund des .” (2. Abſatz) des Geſetzes 
über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 
(Reichs-Geſetzbl. S. 129) fowie bed 8 15 des 
Geſetzes über die Naturalleiftungen für die be- 
waffnete Macht im ‘Frieden vom 13, Februar 
1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 52) hat der Bundes— 
rath beichloffen: In ber Zarifnummer 3 bes 
Militärtarifs für Eifenbahnen vom 18. Januar 
1899 (Reidh3-Gefegbl. S. 109) ift mit Wirkung 
vom 1. April 1901 ber Sa von 1,5 Pfennig 
in 1 Pfennig abzuänbern. 
Berlin, den 16. März 1901. 
Der Reichskanzler: 
Graf v. Bülow. 
Durd) Erlaß diefer rechtäfräftigen Verordnung fommen wir 
in die fonberbare Lage, daß ein Wunſch, der nur von 
einer, der nur bon meiner Seite hier geltend gemacht, 
aber im vorigen Jahre noch nicht einmal von der Mehr: 
heit dieſes hohen Hauſes umterftügt worden ift, ſchon 
feitens ber Reichsverwaltung in Thaten umgejeßt wird, 
ohne daß eben diefelbe Neihäverwaltung bisher ſich be: 
müßigt gefunden hätte, in gleiher Sade einem durch 
feierlihen und einftimmigen Beſchluß diejes hohen Hauſes 
befiegelten Verlangen nadzufommen, der ‘Forderung 
nämlid, baß jedem Heerespflichtigen mindeſtens 
einmal während Ableiftung feiner aktiven Dienft: 
zeit Heimat3urlaub mit umentgeltlider Eiſen— 
bahnbeförberung gewährt werde. Ich weiß fehr 
wohl, daß id) biefe Bitte, diefem Legteren zu entiprechen, 
bier niht an die Adreſſe des Herrn Präfidenten des 
Reichs-Eiſenbahnamts richten darf, dab ih die alte 
Forderung erft aufs neue geltend machen kann, wenn mir 
wieder einmal mit ber Heeresverwaltung zu thun 
haben; aber ih meine doc, hier darauf hinweiſen zu 
müffen, in weldem eigenartigen Lichte die „verbündeten 
Regierungen“ ber Vollövertretung erſcheinen müffen, wenn 
fie nicht auf die Mehrheitsbeſchlüſſe diefes hohen Haufes 
Nüdfiht nehmen. Wie befriedigt ich auch fein könnte 
über den Erfolg meiner eigenen Anregung, fo möchte ich 
deshalb doch dringend bitten, daß ber Herr Reichskanzler 
nunmehr aud) rer den vorigjährigen Beſchluß 
be3 ganzen Reichsſtags in die Hand nehme, um die ber: 
bündeten Regierungen dahin zu bringen, daß ben Heeres— 
pflihtigen während ihrer aktiven Dienftzeit wengſtens 
einmal Gelegenheit zu einer unentgeltlihen Heimätreiſe 


geboten wird. j 
—J (Bravo! linls.) 

Vizepräſident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Stolle. 

Stolle, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Präfident des Reichs-Eiſenbahnamts hat fih auf bie 
Aeußerung des Herrn Minifter im preußifchen Landtage 
bezogen, wo er fagte, ein Eifenbahntrieg zwiichen Preußen und 
Sachſen befteht nicht. Damit ift der Beweis nicht erbracht, 
fondern im Gegentheil, wenn er nicht beitände, wie 
tönnten dann bürgerliche Blätter mit Ziffern und Zahlen 
nahweifen, dab die Sachen doch anders liegen. Die 
Herren find ja anderſeits jo empfinblid; warum ift denn 
gegen derartige bürgerliche Blätter nicht mit Strafanträgen 
borgegangen wegen Berbreitung unwahrer Thatſachen? 


— 


das Grgebniß der Er— (0) 


D) 
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(4) Die Blätter find nicht einmal zu einem Widerruf ge: 


nötbigt worden. Mithin muß doch etwas Wahres 
daran fein. 

Nun Hat der Herr Präfident des Reichs-Eiſenbahn— 
amts gelagt, daß er gern erbötig wäre, überall, wo es 
in feiner Macht ficht, Nemedur eintreten zu laflen, und 
id habe perfönlih den Eindrud, daß der Herr Präſident 
gern bermittelnd und heifend eingreifen möchte. Wenn er 
das will, jo empfehle ich ihm recht dringend, auf ben 
„Wedruf* der Gijenbahner zu abonniren. Das tft das 
Blatt der Fachleute, daraus können Sie fih über fehr 
viele Sachen informiren. Das Blatt wird aud dem 
Herrn Präfidenten zugänglich fein. 

Dann führte der Herr Präfident des Reichd-Eifen- 
bahnamt3 gegenüber meinen Stlagen über den Zuftand der 
Gifenbahnen Ziffern an, wie viel in den Ichten Jahren 
zu Bauzweden verwendet worden fei. Die Summe ift 
aber gar nicht fo groß, wenn man die Tauſende von 
Kilometer Eifenbahnen, die dad Deutiche Neich befist, 
und die vielen Tauſende von Bahnhöfen in Betradht zieht. 
In den größeren Städten, der Hauptitabt und ben 
Provinzialhauptftäbten, wird für die Bahnhöfe ungeheuer 
viel geleiftet, aber draußen auf dem platten Lande beftehen 
lebhafte Klagen, und wirb namentlih durd die preußiiche 
Eifenbahnverwaltung ſehr ſtark gefündigt. In den 
Städten ftedt man Hunderttaufende und Millionen in bie 
Bahnhöfe hinein, und auf dem Lande find die Bahnhöfe 
mandmal in einem YZuftande, daß fie mehr einer Hütte 
gleihen. Wenn einmal feftgelegt würde, wie viel für bie 
Stationen auf dem Lande ausgegeben wird, und wie viele 
Millionen in den großen Städten, dann würde das Bild 
ein anderes Gefiht befommen. Alfo auch nad diefer 
Richtung hin muß Remedur eintreten. 

Im übrigen kann ich mid, recht befriedigt erflären 
über die Ausführungen des Herrn Präfidenten des Reichs— 


(B) Eifenbahnamt3. Er hat die von mir angeführten That: 


fahen in feiner Geſammtheit nicht entkräften fünnen und 
bat wenigſtens verfproden, Abhilfe zu erftreben, wo ſich 
Mängel zeigen, und ich will glauben und hoffen, daß im 
Intereffe des Verkehrs und im Intereffe der Eiſenbahn— 
beamten überall helfend eingegriffen wird. 

Bizepräfident Büfing: Die Diskuffion ift gefchloffen, 
da fih niemand weiter zum Worte gemeldet hat. — Ich 
erfläre Tit. 1 für genehmigt; deögleichen Tit. 2 his 13, — 

Ih rufe auf Einnahme Kap. 13 Tit. 1 und 2, — 
Ih erfläre auch biefe für genehmigt. 

Reihsihuld (Anlage X). Fortdauernde Ausgaben. 
Kap. 71 Tit. 1, — 2, — 3. — ap. 72 Fit. 1 bis 3, — 
4, — 5. — Einmalige Ausgaben. Kap. 8a, — Eins 
nahme Kap. 14. — 

Rechnungshof (Anlage XI). Fortdauernde Aus: 

erg Kap. 73 Tit. 1 bis 11. — Einnahme Kap. 15 

Allgemeiner Benfionsfonds (Anlage XI. Fort: 
dauernde Ausgaben. Kap. 74 Tit. 1 bis 10. Preußen, 
Sadjien, Württemberg und Bayern. — Kap. 75 Tit. 1 
bi 8. — Kap. 76 Tit. 1 bis 5. — Einnahme Kap. 16. — 

Reichs Invalidenfonds (Anlage XII). Fortdauernde 
Ausgaben. Kap. 77 Tit. 1 bis 9. — Kap. 78 Tit. 1, 
— 2, — 3, — 4. — Kap. 79 it. 1 bis 4, — 5 biß 
8. — Kap. 80 Tit. 1 bis 4 — 6b bis 7, — 8, — 9. — 
Kap. 81. a) Preußen, b) Sachſen, ce) Württemberg, 
d) Bayern. — Kap. 82 Tit. 1 und 2, — Say. 83 Tit. 1 
bis 3,-— 4 — 5. — Kap. 84 Tit. 1-11. — Eine 
nahme. Kap. 18 Tit. 1 und 2, — 

Ih erkläre alle diefe aufgerufenen Kapitel und Titel 
vom Reichstage in dritter Leſung für gemehmigt. 

Wir fommen zur Reichs⸗Poſt-⸗ und Telegraphen- 
verwaltung (Anlage XIV). Einnahme. ap. 3. 
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Ich eröffne die Diskuffion über den Tit. 1 und (O) 


ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten dv. Blebocki. 

v. Glebocti, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus— 
führungen, die ich bei dieſem Etat zu machen habe, bie 
aber ehr kurz fein werben, beziehen ſich auf bie neue 
Einrichtung der Meberfegungäftellen in Pofen und Broms 
berg. Wir hätten fehr gern die Beiprehung dieſer An— 
gelegenheit bis auf eine fpätere Zeit hinausgeihoben, 
müffen aber mit der Thatſache rechnen, daß wir jet bei 
der dritten Etatsleſung die einzige Möglichkeit haben, bie 
Sache zu erörtern, und, wenn wir biefe Gelegenheit un: 
benußt vorübergehen laſſen, wir ein ganzes Jahr hindurch 
dazu nit kommen. Ich erinnere baran, daß bie Ent: 
wg der Weberfegungsftellen darauf zurüdzuführen ift, 
daß diejenigen polniſchen Adreffen, die nicht genug ber- 
ftändlih find, um am ihmen ganz beftimmt ben Be: 
ftimmungsort und ben Abreffaten zu erfehen, amtlich in 
Pofen oder Bromberg überfegt werben follen. Ich räume 
von vornherein ein, daß bie Zeit, die feit Errichtung der 
Ueberfegungöftellen vergangen ift, doch noch etwas zu 
furz ift, um die Möglichkeit zu neben, ein Hared und um 
foflendes Urtheil von ihrer Thätigkeit oder Inanſpruch— 
nahme zu geftatten; beöwegen wollen wir von einer ein— 
gehenden Beipredjung diefer Angelegenheit heute abfehen. 
Aber, wie geſagt, wir können uns nicht verfagen, ſchon 
heute wenigitend dasjenige anzuführen, was ſich aus ber 
Thätigfeit diefer Büreaus während der paar Wochen ihres 
Beftehend bereit? als etwas bezeichnen läßt, was wir 
nicht billigen können. 

Es find nämlih eine Menge Fälle vorgefommen, 
bie ald Anzeichen dafür gelten können, daß die Ueber— 
ſetzungsſtellen nicht ihrem Zwecke entipreden, gi age 8: 
weife in einer Weile gehandhabt werden, bie weber 
dem Bebürfniß noch den Intentionen des Neichd-Poft: 
amts, von benen ih bis jest nicht zweifle, daß fie 
redlih und aufrihtig find, Rechnung trägt. 
nämlich vielfach herausgeftellt, daß viele Poftiendungen 
mit polnifchen Adreſſen, die von den Poftbeamten als 
unverſtändlich bezeichnet werden, einfach durch biefelben 
von der Annahme oder Beförderung zurüdgewiejen werben, 
anftatt daß fie zur Neberfegung verwielen werden. — Id 
will Sie mit den vielen Belegen bafür heute nicht be- 
läftigen. Ich habe aber deren fehr viele vor mir liegen 
und werbe mir erlauben, fie auf ben Tiſch bes Haufe zu 
legen, damit bie Herren bie Nichtigkeit der von mir ge— 
machten Angaben prüfen können. 

Meine Herren, es ſcheint aber aud, ala ob bie 
Ueberfegungsftellen gar nicht in ber Lage wären, bie 
polnischen Adreſſen überfegen zu können, umb als ob bie 
betreffenden Beamten der polnifhen Sprade gar nicht 
mädtig wären. Dann wäre aber dod bie ganze Ein: 
rihtung ohme Unterlage und ohne Zwed. Es ift vor— 
gefommen, daß man Briefe, bie von den Poftbeamten an 
die Heberfegungäftellen gefhidt worden waren, bon ben 
legteren zurüdgewielen worden find als unüberfegbar; 
unüberfegbar find für die Herren lleberfeger meiſtens die 
polnischen Ortöbenennungen. Ich habe hier vor mir eine 
Adreſſe, auf der als Beitimmungsort „Gniezno*, alſo bie 
polniihe Benennung für die Stadt Gnefen fteht. 
„Gniezno* ift durchſtrichen und barauf geichrieben: uns 
befannt. Der Brief ift deswegen als unbeitellbar, weil 
unüberfegbar von ber eigene lade zurückgewieſen 
worden, die doch die Pflicht * und dazu da iſt, polniſche 
Ortsnamen zu überſetzen. Anftatt deſſen ſtellt fie ſich 
bin, als ob fie nicht wüßte, daß „Gniezno“ auf deutſch 
Gneſen heißt. 

(Zebhafte Zurufe rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ich erinnere daran — und das wird 
ber Herr Staatsſekretär nicht in Abrede ftellen können —, 
daß jeit Jangem in allen Poftämtern der Provinzen Pofen 


Es hat ſich (D) 
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(v. Glebocti.) 
und Weſtpreußen die Beamten ein vollſtändiges Verzeichniß 
aller Ortsnamen in polniſcher und deutſcher Benennung 
zur Verfügung haben. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Mit Hilfe dieſes Ortöverzeihniffes iſt es alſo aud 
ohne die Leberfegungsftellen möglich gewefen, beutiche 
DOrtöbenennungen zu fennen, ſchon nad ber biäherigen 
Prarid. Jetzt kommt fo ein Brief an die Ueberſetzungs— 
ftelle, die die Fähigkeit haben fol, unverftändliche Be: 
zeihnungen überfegen zu können; bie fagt aber: biefer 
Ort ift mir unbefannt; — berfelbe Ort, der bis heute 
nad dem Ortöverzeichniß jebem Poftbeamten befannt war. 
Hier liegt doch offenbar eine Schikane vor. 

Ich ftelle noch eine zweite Adreſſe zur Verfügung, 
auf der die Stabt Koronowo als Beltimmungsort ans 
gegeben ift. — Auch dieſe Benennung ift von der Ueber— 
ſetzungsſtelle als unbekannt reſpektive unüberfegbar durch— 
ſtrichen. Ich erfahre eben aus der Zeitung, daß eine 
Dame einen Brief nach Grodzisk geſchickt hat; der iſt 
auch an die Ueberſetzungsſtelle — der Ort iſt von 
derſelben ebenfalls als unbekannt bezeichnet worden, 
obwohl jedermann, auch jeder Poſtbeamte weiß, daß 
Grodzisk zu deutſch Graetz heißt. 

(Widerſpruch und Lachen rechts und bei den 

Nationalliberalen.) 

Ja, meine Herren, ſollen wir die Sache ernſt nehmen, 
dann weiß ich nicht, wozu bie leberſetzungsſtelle eigentlich 
da ift, wenn fie nicht im Stande tft, bie feit Jahrhunderten 
beftehenden und von ber polniſchen Bevölkerung gebrauchten 
DOrtöbenennungen nöthigenfalld3 ins Deutfhe zu überfegen? 
Wenn wir verlangen, dab fie es thut, fo verlangen wir 
weiter nichts, ald daß fie einfach ihre Pflicht thue. 

Nun aber möchte ich Ste noch darauf aufmerffam 
machen, daß bie lleberfegungäftelle ihre Thätigkeit in einer 
Meife ausdehnt und verfchleppt, Daß daraus ben be- 


(B) treffenden ntereffenten oder Brieffendern manchmal ein 


großer Schade entitcht. Wenn ein Brief nach der Ueber— 
fegungäftelle geſchick wird, jo dauert es mindeſtens 24 
Stunden, ehe er wieder zurückgeſchickt wird. 
(Zuruf bei den Narionalliberalen.) 

Aber es kommen fehr viele Fälle vor, wo dieſe Briefe 
zwei Tage und fogar brei Tage auf der Ueberſetzungs— 
ftelle liegen bleiben, ohne an den Adreſſaten auögeliefert 
zu werben. Meine Herren, bad find doch Dinge, bie der 
polnischen Bevölkerung den Gedanken nahe legen müflen, 
daß die Heberfegungäfiellen bie Pflicht, zu deren Erfüllung 
fie berufen find, nicht in der MWeife ausführen, wie fie es 
jollen; denn es wird doch fein Menſch glauben, daß 
eine lleberfegungäftelle, bloß um ben Ortönamen zu über: 
jegen, dazu drei Tage Zeit braudt. 

Hier habe ich eine Karte vor mir, die auch auf der 
Ueberſetzungsſtelle lag. Die Adreſſe den Namen einer 
volnifhen Firma in Poſen mit dem Beltimmungsort 
Poznat, polniſche Benennung für die Stadt Polen. — 
Die Adreſſe ift ſonſt als verftändlicd angejehen worden 
außer dem einzigen Wort Poznah; das ift von der lleber— 
ſetzungsſtelle richtig im „Polen“ umgewandelt worden, 
aber um dieſes eine Wort Poznan in „Poſen“ zu über: 
fegen, brauchte die Heberfegungsftelle drei Tage Zeit! 

(Hört! hört! bei den Polen.) 

Meine Herren, das find doh Dinge — — — Na, 
ber Herr Staatsjelretär ſcheint zu lächeln. Ich will 
zu feinen Gunften annehmen, das died Lächeln nicht eiwa 
bebeutet, daß meine vorhin ausdedrüdte Vorausſetzung 
eines guten Willen! bei ihm eine irrige ift. — 

Meine Herren, num möchte ic nod darauf hinweilen 
— und dad ift die Hanptſache —, daß man viele Adreſſen 
an die Ueberſetzungsſtelle ſchickt, aus denen abfolut nicht 
zu erfehen ift, was darin überjeßt werben fol. ch habe 
eine ganze Reihe vom Belegen dafür zur Verfügung. Ich 
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fie auf ben Tifh bed Haufes und bilte Die Herren, (0) 


lege 

Pr überzeugen zu wollen, ob dieſe Adreffen an Beſtimmt⸗ 
heit etwas fehlen laffen, um eventuell in dad Deutjche 
überfeßt werben zu müflen. 

Wir müffen doch von ber Anficht ausgehen — und 
ic) glaube, der Herr Staatöfefretär wirb dem nicht wider: 
fprehen können —, daß, wenn die Ueberſetzungsſtellen 
dazu da find, um Unverſtändliches zu überfegen, ihre 
Thätigfeit nur inſoweit nothwendig und beredtigt ift, 
als aus ben polnischen Adreſſen etwa Adreſſat und Be: 
ftimmungsdort nicht ganz beftimmt zu erfehen find, fo: 
weit alfo die Adreflen ben bezüglihen Beftimmungen ber 
Poſtordnung irgendwie nit genügen jollten. — Ich 
meine, daß ein Boftbeamter erft dann, wenn ihm 
eine polnifhe Adreſſe jo weit unverftändlich tft, daß er 
daraus den Adreflaten und den Beſtimmungsort nicht be— 
ftimmt erfennen zu fönnen glaubt, in die Lage komme, bie 
Adreſſe überjegen zu laſſen. Nun habe ich hier eine ganze 
Menge von Aufichriften, bei denen augenſcheinlich auch nicht 
ber leifefte Zweifel über die Beſtimmtheit des Adreflaten 
und des Beftimmungsortd auflommen faun, bie aber troß- 
dem als überfegungsbebürftig an bie Ueberſetzungsſtelle 
gegangen find. 

Dabei fommen Huriofitäten vor, die an Lächerlichkeit 
nichts zu wünfchen übrig laflen. — So heißt es auf einer 
Poſtkarte: 

PBraeia Kujawsey, Srem (Schrimm). 

Die Firma „Bracia Kujawscy“ iſt in das Firmenregiſter 
eingetragen, ſeit Jahren der Poſt als folde befannt und 
befigt, wenn ich nicht irre, eigenes Fach auf der Pot. 
Der Ort ift aud auf deutih „Schrimm“ bezeichnet. Obwohl 
alſo ſowohl Adreffat wie Beftimmungsort ganz beftimmt 
angegeben find, ift diefe Adreffe an die Ueberſetzungsſtelle 
gegangen. Was biefe überſetzen follte, ift mir unerfindlic. 

eine Herren, ich will Sie mit allen dieſen inter: 


reffanten Attenftüden nicht behelligen; ich) möchte aber (D) 


noch eins anführen. Eine Poftlarte hat folgende Aufichrift: 
Wielmo&ny Pan 
K. Gasiorowski, Ksiegarnia, 
Schrimm, am Markt (Buchhandlung). 
Auch diefe Adreſſe, die an Beſtimmtheit niht3 zu wünſchen 
übrig läßt und jebem Deutſchen verftändlih ift, wurde 
an die lleberjegungäftelle verwiefen. 

Meine Herren, das find doch Fälle, bie zeigen, daß 
die Sachen nit in Ordnung find. Sobald nur ein 
einziged Wort auf ber Abdreffe polniſch geichrieben ift, 
werden bie Sachen gleich als unverftändlih an bie Ueber— 
fegungsftelle geichidt. Wenn es ſich dagegen um Briefe 
mit ganz deutihen Adreffen handelt, jo werben fie bon 
der Bolt auch dann beftellt, wenn fogar der Name des 
Ndreffanten falſch angegeben ift. In Schrimm wohnt 
der Rechtsanwalt Morkowski; fait alle polniſchen Sen: 
dungen an ihm werben an die lleberfegungäftelle geſchickt, 
trogdem er in Schrimm feit Jahren ald Rechts— 
anmwalt bekannt ift. Nun befommt er unter anderem 
zwei Briefe mit deutſchen Auffchriften, die aber 
feinen Namen falih angeben. So heißt es in ber 
einen Aufihrift Murkowsktiz die andere nennt ihn jogar 
Markowskiz troßdem find beide Adreſſen für richtig 
befunden und als foldie von der Poſt befördert worden. 
Das find alled Dinge, die berebter ſprechen, als meine 
Worte e3 könnten. 

Dabei ift es höchſt auffallend, daß — wenigſtens tft 
mir ein derartiger Fall bis jet nicht befannt —, daß alle 
Sendungen, die aud dem Auslande, fpeziell aus Ruſſiſch— 
Polen und aus GBaltzien, nad) Poſen mit vollftändig 
polniihen Adreſſen kommen, nicht überfegungsbebürftig, 
alſo ohne weiteres veritändlich find und als ſolche anſtands— 
los befördert werben. Die Poſtbeamten erftreden alfo ihre 
Unwifjenheit bei polnischen Adreſſen bloß aufdiehiefigen polni- 
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(A) Shen Sendungen; fobald eine polnische Adreſſe aus Rußland 


oder Galizien kommt, wird fie mit einem beiwunderungs- 
würdigen Berftändniß behandelt, — mobei die lieber: 
fegungäftellen verihmäht werden. Das kurioſeſte an ben 
Dingen ift dad Lebtere noch lange nicht. ch weile dar: 
auf bin, daß beutiche Firmen in Polen bei Sendungen 
an ihre dortigen polnischen Autereffenten und Hunden ſich 
polnifher Adreffen bedienen — das ift ja ganz in 
Ordnung —, daß aber die polnifhen Adreſſen, die bie 
deutfhen Firmen gebrauchen, fait nie an die lleber- 
ſetzungsſtelle fommen, ſondern al3 verftändlich immer richtig 
befördert werben. Ih habe bafür allerdings feine Be— 
läge bei mir, berufe mich aber auf meinen Fraktions— 
aenoffen, Herin Dr. dv. Dziembowski-Pomian, der eine 
Quantität davon zur Verfügung ftellen kann und bie 
— für die Richtigkeit meiner Behauptung über— 
nimmt. 

Es ſcheint aber in der That eine wahre Wuth gegen 
alles, was auf den Couverts polniſch klingt, bei den Poſt— 
beamten zu herrſchen, — und zu welchen Erzeffen und 
Pächerlichkeiten das führt, möchte ich hier kurz beleuchten. 

63 fonımt eine Adreffe, der Beamte weiß nicht, was 
er durchftreichen ſoll, da die Adreffe deutſch geichrieben 
it; da findet er dem polnischen Namen des Adreflaten, 
und ber wird al3 unzuläffig durchgeftrichen! 

(Heiterkeit. Hört! hört!) 
Die Adreſſe lautet: 

Seiner Hochwürden 
dem Pfarrer Gieslinsfi, 
Lubosz, 
Prov. Poſen. 

Das find doch geradezu haarſträubende Dinge, die ba 
vorkommen. 

Dann babe ich hier ein Gouvert mit der Aufichrift: 

Wielmoiny Pan Brejski, 
Toruhn (Thorn). 
Die polnifhe Ortsbenennung ift durchſtrichen, aber aud 
der Name de3 Adreſſaten als umftatthaft und unver— 
ſtändlich! 

Auch amtlich eingetragene Firmen, ſobald ſie polniſch 
klingen, werben auf Adreſſen vielfach durchſtrichen; dies 
zeigt die folgendermaßen lautende Aufſchrift: 

W. Brodnicki, Dom Rölniezy, 

Poznah (Poſen), 
wobei bie firma „Dom Rölniezy* durchſtrichen iſt. Da 
erlaubt fi doch die Bolt etwas, was ftrafbar ilt: denn 
es fteht ihr das Recht nicht zu, richtige Namen der Firmen 
ober des Adreſſaten auf der Abreife zu durchſtreichen als 
etwa3 nicht Eriftirended. Aber dazu muß ja führen bie 
neuerliche Animofität gegen alles Bolnifche, die ſich auf 
höheren Befehl der Beamten bemädtigt hat, daß man 
Dinge vornimmt, die nit nur lächerlich, fondern auch 
ftrafbar find. 

Nun, meine Herren, in engem Zufammenhang mit 
der ganzen frage der polnifhen Adreflen fteht die Frage 
der polnishen Boftbeamten in den polniihen Landes— 
theilen. Diefen engen Zufammenhang hat der Herr 
Staatöfetretär ſelber neulich anerkannt, als er jagte: ja, 
wir verfügen nicht über eine genügende Anzahl von 
volnifh fpredhenden Beamten, als daß alle polnischen 
Adreffen an dem Poſtſchalter veritanden werben können. 
Ih Habe ſchon damals den Herrn Staatsfelretär darauf 
aufmerffam gemadt, daß angeſichts dieſes angeblichen 
Mangeld es für mich unverſtändlich ift, daß der Herr 
Staatäjetretär ſchon im vorigen Jahre eine Anzahl 
polnisch fpredyender Beamter aus der Provinz Poſen in 
andere —— hat verſetzen können. Nun werden 
die Klagen über den Mangel an polniſch ſprechenden 
Beamten ſeitens ber Poſtverwaltung immer größer und 
häufiger; das hindert biefelbe aber nicht, weitere Ber: 
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fegungen vorzunehmen. 
Iprehende Beamten in den legten Wochen von der Brovinz 
Poſen nad anderen Provinzen Hingeichidt worden, — 
die Zahl kann ich nicht genau nennen, e8 mögen 6 bis 
8 gewelen fein. Ich will ja von vornherein zugeben, daß 
die Boftverwaltung wohl mandmal aucd im dienftlichen 
Intereſſe eine Verſetzung vornehmen kann und borzu: 
nehmen berechtigt ift. Aber es bleibt dod) immerhin 


auffallend, daß angeſichts ded behaupteten großen 
Mangels an polniſch fprehenden Beamten in den 
yolnifchen LYandestheilen die Verſetzungen meiſtens 


polnische Beamten treffen, und daß gerade bei diefen 
ih das gewilfe bienftliche Intereſſe herausſtellt. Man 
weiß alſo dabei nicht, woran man weniger glauben foll, 
an das Vorhandenfein des dienftlihen Intereſſes oder 
an ben Mangel von polniſch ſprechenden Beamten; denn 
dad Cine fließt das Andere aus. 

Mie gejagt, meine Herren, ih mollte die An— 
gelegenheit der Ueberſetzungsſtelle heute nur ftreifen mit 
den wenigen Worten, die ich angeführt habe, einmal 
weil wir und bei der britten Leſung befinden, wo 
eine grimdlihe Museinanderfegung in der Sache aus: 
geihloffen oder wenigſtens nicht angebradht fein bürfte, 
und eier auc deswegen, weil fih bis heute ein 
abſchließendes und emdgiltige3 Urtheil über die neue 
Einrichtung nicht gewinnen läßt. Ich kann es aber nicht 
verbehlen, dab zahlreihe Fälle von der Art der von 
mir heute angeführten geeignet find, bei ums wie bei ber 
polniſchen Bevölkerung die Beforgniß zu erweden, daß 
die lleberfegungäftellen vielfach ſchon jest das zu werben 
ſich anfchiden, was von vielen Seiten gewünfdht worden 
ift und gewünfcht wird, nämlich eine Zegalifirung der 
VBofthifanen, eine Behinderungd: und Straf: 
anftalt für polnifche Adreſſen. Diefes dunkle Gefühl 
hat in der Bevölkerung bereits einen ziemlich hohen Grab 
von Unruhe und Erbitterung berborgerufen. 
aber abwarten, welches die weitere Entwidlung der Dinge 
jein wird, und wir behalten uns felbitverftändlic vor, 
wenn wir durch eine Entwidlung, bie wir nicht wünfchen, 
dazu gezwungen werden follten, dann fpäter noch einmal 
auf dieſe Angelegenheit zurüdtommen, in einer Form, die 
der Bebentung und Tragweite der Sade Rechnung 


tragen wird. 
(Beifall bei ben Polen.) 

BPräfident: Das Mort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsſektetär des Reichs-Poſtamts, 
Wirkliche Geheime Rath v. Podbielski. 

v. Podbielsfi, Wirklicher Geheimer Rath, Staats- 
ſekretär des Reichs-Poſtamts, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Auf alle Einzelheiten jetzt bei der britten Berathung 
des Etat einzugehen, verfage ich mir; wohl aber bin id) 
verpflichtet, einige a des Herrn Vorredners 
richtigzuſtellen, damit nicht in ber Bevölkerung eine 
falihe Auffaffung über die Aufgabe, der lleberſetzungs— 
ftellen Platz greift. 

Meine Herren, wir haben zu ſcheiden zwiichen den: 
jenigen Sendungen, die an ben Poſtſchaltern aufgeliefert 
werden und den durch die Brieffaften aufgegebenen. Bei 
den erfteren fan nun und nimmermehr bie Ueberſetzungs— 
ftelle in Frage fommen; an den Boftichaltern weilen wir 
aleih die Sahen zurüd, deren Auffchriften eine fichere 
Beitellung ausfhließen. Die Ueberſetzungsſtellen follen 
nur dazu dienen, diejenigen Adreſſen klar⸗ und richtigzu— 
ftellen, die nicht an den Scaltern, fondern durch Die 
Brieffaften uns zur Beförderung übergeben werden. Das 
iſt ein ſehr weientliher Unterſchied. Ferner jind die 
lleberfegungsftellen Iediglih ein Verſuch. Sollten bie 
leberjegungsftellen nit dem entipreden, was die Ver: 
waltung davon erwartet, fo werden ſich bie Herren damit 


abfinden müſſen, daß wir die Sendungen, deren Aufſchrift 
287 


So find wieder etliche polnisch (0) 


Mir wollen (D) 
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(A) den Empfänger und den Beitimmungsort nicht deutlich 


und jo beftimmt bezeichnet, daß jeder Ungewißheit vor: 
gebeugt wird, al3 unbeftellbar behandeln. 

(Lebhafte Zmwifchenrufe von den Polen. — Sehr gut!) 
a fommen Sie auf den Buntt — vielleiht wollen 
Sie ihn — 


(Zurufe) 
— gut, Sie werben die Antwort von meiner Seite 
wahrlid nicht zu vermifien haben. 

(Rebhaftes Bravo rechts und linls. Unruhe bei 

ben Polen.) 

Was weiter die Frage anlangt, ob eine Adreffe den 
Beſtimmungen ber Boltordmung entſprechend deutlich und 
beftimmt ift, fo unterliegt dad und muß bas unterliegen 
der Entſcheidung des einzelnen Beamten, der mit den 
Sendungen Befaffung hat. 

(Sehr richtig!) 
Ich kann unmöglich bis ins Detail einen Beamten in: 
firuiren, was er zurüdmweifen fol, was nicht. Das 
unterliegt der individuellen Auffaffung des damit be: 
ihäftigten Beamten. 
(Zurufe.) 


— Gewiß, der Beamte hat fi, wenn er Berjehen begeht, 
zu verantworten; aber er trägt aud) die Verantwortung 
dafür, daß die Sendungen wirklich ordnungsmäßig bes 


ihaffen find. 
(Sehr richtig!) 

Der Schwerpunkt — und ben wollen Sie nicht ver- 
rüden, meine Herren — liegt darin: Sie haben, ftatt bie 
Poſtbeförderung zu erleichtern, duch Ihr Vorgehen ben 
Boftdienft geradezu erſchwert und zweifellos damit weite 
Kreiſe Deutihlands geihädigt. 

(Sehr richtig!) 
Dagegen Front zu machen, habe ih die Pflicht, und da— 
gegen werde id auch Front machen. Die gelammte 


(13) Bevölkerung legt Werth darauf, daß die Briefe fchnell 


und richtig befördert werben; wenn Die Herren Darauf 
feinen Werth legen, fo maden wir Ihnen gegenüber und, 
um weitere Kreiſe nicht zu Shädigen, zur Zeit einen Verſuch 
mit den leberjegungäftellen. Uebrigens, etatsrechtlich 
habe ich nicht etwa befondere Beamte für diefen Dienft; 
er wird nur neben dem laufenden Dienft veriehen. Des: 
halb müffen die im Ueberſetzungsbüreau befchäftigten We: 
amten wechſeln. Daraus ergiebt ſich naturgemäß, daß 
eben nicht fo fchnell, wie Sie wünſchen, fie fih mit der 
Löſung diefer Näthiel befaffen. 
(Sehr gut! und Heiterkeit.) 

Weiter, meine Herren: Solche Angaben, wir be: 
vorzugten bie von beutfchen Firmen aufgegebenen Briefe, 
wenn fie polnische Adreſſen tragen, gegen die von polnischen 
Firmen aufgegebenen, find wirklich Ammenmärchen — 
anders fan ich es nicht bezeichnen. Wie follen wir denn 
an dem Brief erkennen, daß er von einem Deutihen auf: 
gegeben ift? 

(Lebhafte Zuſtimmung umd Heiterkeit. Zurufe.) 

— Ja, das iſt doch unmöglich. 

(Zurufe.) 

— Gut, der Herr Vorredner ruft mir zu, der Name des 
Abſenders Stände drauf. Sie haben wirflih eine Anz 
ſchauung von dem Poſtdienſt, die mit der Wirklichkeit 
nicht übereinftimmt. Dan hat früher geglaubt, ein Poſt— 
beamter hätte Zeit, ſämmtliche Poſtkarten zu lejen. 
Ueber die Anſchauung ift man längit hinweg gelommen; 
in den feltenften Fällen wird der Poſtbeamte im Drange 
jeiner Dienftgefchäfte die Zeit finden, jih um etwas anderes 
al3 die Auffchrift der Sendungen zıt befiimmern. Glauben 
die Herren wirklich, daß ich eine ſolche Inſtruktion — 
nad dem Abfender der Boftfendungen zu forichen und dem: 
nad zu expedieren — herausgeben fünnte? Wie follte 
diefe nur geheimgehalten werden können bei unſeren 


Tauſenden von Beamten?! Jh kann verſichern 
meiner ganzen Perſon trete ich dafür ein —, daß weder 
je eine ſolche Inſtrultion herausgegangen iſt noch je her— 
* wird. Ich halte das für eine abſolute Unmög— 
lichkeit. 

Was die Verfegung polniſcher Beamten betrifft, ſo 
habe ich ſchon im vorigen Jahre einem der Herren ganz 
beftimmt erklärt: ih babe mur bie Pflicht, wirklich gute 
deutiche Reichspoſtbeamte zu erziehen, und dazu ift es 
nothiwendig, daß die Herren, bie im poſenſchen Lande ge— 
boren find, aud mal andere Luft um die Nafe und einen 
Begriff von anderen Berfehröverhältniffen bekommen, da— 
mit fie an jeder Stelle und nicht bloß einfeitig in ben 
dortigen VBerhältniffen zu verwenden find. 

Meinen Wunſch habe ich ſchon gelegentlich der Inter: 
pellation ausgeſprochen — er befindet fich in_lleberein- 
ftimmung mit den Belauntmahungen der Ober:Bolt: 
direftionen in Poſen und Bromberg —: ſchreiben Sie 
beutiche Adreſſen! Das ift nad) meiner Anficht das Erfte; 
denn durch in erhöhten Make eingelieferte Briefe mit 
polnifhen Adreſſen erfhweren Sie zweifellos unfern 
ganzen PVoftdienft, und darum müffen Sie diefem Wunfche 
auch entgegenfommen. Ich möchte hierbei nod) eins her: 
vorheben — es mag in der Cigenthümlichkeit der Er: 
ziehung und ber Sprade liegen —: fo viel ſchwierige 
Adreflen, wie wir fie ſeitens der polnifhen Bevölkerung 
befommen, erhalten wir im geſammten Deutihland nicht. 
Wenn ausgeführt if, es wären aud) Briefe, wo ber be- 
treffende nicht unbekannte Ortöname bloß zu überſetzen 
geweſen wäre, von ber Ueberſetzungsſtelle ald unbekannt 
zurüdgelangt, jo fann id darauf nur erwibern, meine 
Herren, auch deutfche Aufichriften find zumeilen nicht leicht 
zu entziffern. Aus diefem hohen Haufe find mir ſchon 
Briefe zugegangen, wo wir im Zweifel waren, ob es ein 
t oder B war, wen die Budjitaben in lateiniſcher 
Schrift gefchrieben waren. 
vor; Die werden jegt natürlich zufanmengetragen. 

Ich meine, die gefammte Bevölkerung unferes Vater: 
landes hat ein vitales Intereffe daran, daß der Poſtdienſt 
auf das eraftefte ausgeführt werde. Dazu ift es nöthig, 
daß jeder Einzelne ſein kleines Scherflein beitrage und 
nicht unnütze Erſchwerungen hervorrufe. 

Cebhaftes Bravo.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
in dritter Lefung will ich nicht auf die Frage ber pol: 
nischen Adreſſen eingehen; die Stellung, die id) dazu ein— 
nehme, habe ich bei anderer Gelegenheit zur Bund: ge: 
fennzeihnet. Ich will mid darauf befhränfen, in dritter 
Leſung noch einige Sragen an den Herrn Staatsſekretär 
zu richten, die in zweiter noch nicht fpruchreif waren. 
Bor allen Dingen frage id: welde Stellung nimmt ber 
Bımdesrath zu der am 19. Februar cr. beihloffenen Re: 
jolution des Reichstags ein, noch in dieſem Fahr durd) 
einen Nachtragsetat für 1901 die Gehaltsitufen für bie 
Yureauaffiitenten und Kanzliſten der Neichspoft: und 
Telegraphenverwaltung, fowie für die Ober-Boft: und 
Der = Telegraphenafliitenten, Bolt: und Telegraphen: 
affiltenten und Boitverwalter, anftatt auf 1500, 1700 Mark, 
auf 1500, 1800 Mark feitzufegen? 

Die Mitglieder diefes hohen Haufes werben fid er: 
inner, wie ich meine warnende Stimme erhob, als in 
ber zweiten Leſung bon Seiten ber Budgetlommilfton hier 
dieſe Rejolution beantragt wurde, anftatt daß jo, wie id) 
es in der Budgetkommiſſion gewünscht hatte, Schon in dem 
(Stat jelbit die entiprehenden Aenderungen durchgedrüdt 
wären. Auf dem Mege des „Erfuchens um einen Nad): 
tragsetat* die allerfeit3 als nöthig und dringlich an— 
erkannte Regulirung der abnormalen Stala für die Poſt— 


— mit (0) 


Solde Fälle kommen überall (D) 
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(Dr. Müller [Sagan].) 


(A) affiftenten durchzuführen, war nicht nad; meinem Geſchmack, 


(B 


— 


weil ich Zweifel hegte, ob einem ſolchen „Erſuchen“ bes 
Neihstagd in dieſem Jahre willigeres Gehör geſchenkt 
werben würde als im vorigen Nahre, wo eine gleiche 
Nefolution befanntlih ganz wirkungslos geblieben 
war. Inzwiſchen haben mir, wenn auch nicht 
einen Nachtragdetat, jo doch einen Ergänzungsetat 
befommen, Hofe wie ade! wir haben 
aber vergeblid darin nad einer Pofition fir Veränderung 
der Gehaltöftufen bei ber Affiftentenklaffe geſucht, wo wir 
fie gewünfcht haben, d. h. mit Verſchiebung der Drei- 
hundertmarfjpannung von dem Gipfel auf die Baſis der 
Stufenfolge. Wenn mir die wieder einmal in ihren 
ir betrogenen Aififtenten nicht zu leid thäten, 
fönnte ih es ja mit einer gewiffen Genugthuung bes 
grüßen, daß meine Prophezeiung betreffö des Ausbleibens 
eines unferen Wünſchen entfprehenden Nachtrags-Etats 
fi erfüllt hat. Aber das Prophezeien fällt ja in folchen 
Fällen überhaupt nicht ſchwer. Wenn die Neihsihat- 
verwaltung Mittel herausrüden ſoll für eine Befoldungs: 
verbefierung mittlerer ober nieberer Beamter, bann kann 
man neun gegen eins wetten, daß fie ſich ablehnend ver: 
halten wird, jolange e3 irgend angeht. Ich richte an 
den Herrn Stantstetretär die Trage, wie denn gegen: 
wärtig die Sache der Aſſiſtenten fteht, für bie er jelbft 
ſich doch auch ftarf gemacht hat. 
(Heiterfeit.) 
Ih kann nur mein Bedauern barüber ausfprehen, dab 
troß der wiederholten Entſchließungen dieſes hohen Haufes, 
das ſich leider aufd neue darauf beihränft hat, einen 
Nachtrags-Etat nachzuſuchen, anftatt den vorliegenden 
Etat felbit umzugeftalten, mehr als 20000 Beamte der 
Affiitentenklaffe, die durch die vorangegangenen Der: 
handlungen in bie Hoffnung gewiegt waren, ihre bes 
rechtigten Forderungen wirben endlich Erfüllung finden, 
aufs bitterfte enttäufcht worden find. 
(Sehr gut! Links.) 

Id möhte dann nod mit ein paar Worten zurüd: 
fonımen auf die Frage des Beamtenüberfluffed. Der 
Herr Staatöfefretär hat am 19. Februar wieberholt er: 
flärt, er habe zu viel Beamte. Diefe ui ai ne er 
mir auch ſchon früher entgegengehalten in ber Budget— 
fonmiffion, als ich glaubte, die Schwierigkeiten, die fich 
bei ber Durchführung der Boftreformen ergeben haben, 
zum guten Theile auf das Gegentheil davon, auf Be— 
amtenmangel, zurüdführen zu können. Immer wieber 
hat Herr v. Podbielski die Frage aufgeworfen: was 
ſoll ih mit dem Ueberſchuß machen? Demgegenüber 
geftatte ih mir darauf hinzumweiien, daß nadı Mit: 
theilungen, die ich für zuverläffig halten muß, unter dem 
23. Februar d. J. von der Poftverwaltung in Franf: 
furt a. M. eine Bezirföverfügung erlaflen worden fein 
fol, die alfo lautet: 

Der Beamtenbebarf im hiefigen Bezirk wird 
durch die bisher angenommenen Bewerber für die 
mittlere Laufbahn bei weitem nicht gededt, 
und es fteht im Sommer empfindlicher Be— 
amtenmangel zu erwarten, wenn die Be: 
werbungen nicht erheblich zunehmen. 

Die Herren Vorfteher werben deshalb an 
ewiefen, mit ben Schulvorftänden, deren An— 
talten zum Gintritt als Poſt- oder Telegraphen- 
gehilfe befähigen, in Verbindung zu treten umd 
auch ſonſt alle Schritte zu thun, um eine 
Vermehrung ber Meldungen zum Cintritt 
al gl —— Telegraphengehilfe herbeizuführen. 


Im übrigen 
— dieſer Schluß iſt ſehr bezeichnend — 
iſt eingehend und ſorgfältig zu prüfen, ob es 
nicht thunlich iſt, an Stelle der Poſtgehilfen 


weibliche Perſonen zu beſchäftigen, und (C) 


ſind entſprechende Vorſchläge zu machen. 

gez. Maier. 
Meine Herren, der Schluß ſpricht doch dafür, daß that- 
fählih an ſolche Stellen, welde für männliches Perfonal 
vorgelehen waren, verſucht werben fol wenigitend 
gewinnt es nah dem Wortlaut der Berfügung ben 
Anschein —, weibliches Perfonal zu fegen. Da wir uns 
bei dritter Leſung befinden, will ich auch diefe Frage nur 
flüchtig ftreifen 


(Zuruf), 
— wirklich nur flüchtig antaften, nicht fo bis auf den Grund 
erichöpfen, wie das der geehrte Herr Kollege aus den 
Reihen der polnischen Mitglieder dieſes hohen Haufes 
doch gethan Hat, ald er Bi Frage nur „flüchtig zu 
ftreifen® fi bemüht hat. 

(Heiterfeit.) 

Sodann möchte ich drittens noch die Aufmerkſamkeit 
bes Herrn Staatöfefretärd richten auf die Verwaltung ber 
amtlihen Poſt-Spar- und »Vorſchußvereine, melde 
von den Oberpoftfaffen beforgt wird, und an ihn die Frage 
richten, wie er fich denn ftellt zu den großen Vermögens— 
verluften, welche dieſe unter behörbliher — Bevormundung 
will ich nicht jagen, aber dod unter behörblider Be— 
einfluffung, Kontrole und Patronage ftehenden, von höheren 
Voftbeamten geleiteten, den mittleren und den Poftunter: 
beamten durch „ſanftes Drücken“ von oben aufgezwängten 
Vereinigungen jüngft erlitten haben. Wenn ich recht 
unterrichtet bin, fo Hat der Verein in Minden i. W. im 
legten Jahr allein 57 000 Mark durch den Kursrückgang 
von Wapteren verloren. Mir liegt hier eine Lifte vor 
fämmtliher Papiere, bie fih in der Vermögens— 
verwaltung dieſes Bereind befunden haben. Da find 
bei einzelnen Anlagewerthen Berlufte von rund 10000 
Mark zu verzeichnen. 


ört! hört!) 

Don dem Gelammtverluft von 57 000 Mark follen aber 
nur 17000 Mark durch Refervefonds gebedt fein, jebap 
auf je 2000 Mark Einlage den Mitgliedern in einem 
Sahre 120 Mark verloren geben. Werner wird mir 
berichtet, daß der Verein in Hamburg im Borjahre 
einen Berluft von 30000, ber Boft-Spar- und Vorſchuß— 
verein in Hannover einen Berluft von 50000 Mark er- 
litten habe. Wenn fo etwas Beamtenvereinen paſſirte, 
die — ih möchte fagen — auf freier Selbftverwaltun 
beruhen, dann hätten fi die einzelnen Beamten es ſelbſt 
zuzufchreiben, wenn fie nicht vorſichtig genug geweſen 
wären bei den Wahlen des Wereinöborflandeß, ber über 
die Anlegung und Umlegung des Bereindvermögens und 
der Vereinsbeiträge etwa zu befinden hätte; jeder einzelne 
Beamte wäre und bliebe fich jener eigenen vollen Verant: 
wortlichfeit auch im Fall von Vereindverluften bewußt. 
Menn aber in einem Beamtenverein eine behördliche 
Adminiftration vorhanden ift, wenn an ber Spike eines 
Beamtenvereind nur höhere Vorgeſetzte ftehen, die bem 
Gros der Vereinsmitglieder nicht als gleichberechtigt, 
ſondern al3 bevorrechtigt erfcheinen und ſchon vermöge 
ihrer höheren Amtäftellung eine gewifle „moraltiche 
Superiorität* prätendiren auch bei der Leitung der Vereins: 
eihäfte, dann, meine ich, giebt das infofern ſchweren 
Gedenten Nahrung, als thatlächlich im ben Mugen ber 
untergeordneten Beamten auch im Vereinsleben die be= 
BERNIE an Stelle der perfönlihen Verantwortung 
tritt. 


(Sehr gut! links.) 

Nun vergleihen Sie aber einmal die Verluſte bei 
den amtlihen Polt-Spar: und Vorſchußvereinen, welche 
die betheiligten Beamten bisher erzielt haben mit dem 
„Waarenhaus für Boftaififtenten“, jener Privat: 
unternehmung, welder die poftaliichen Behörden vielfach) 
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(A) die ungehörigften und unerträglichften Hinderniffe in ben 


Weg gelegt haben. Soviel mir bekannt ift, hat bisher 
dieſes MWaarenhaus für Boftaffiftenten feinen Mitgliedern 
noch Leinen Pfennig Verluft in Rechnung zu —— 
habt, ſicher aber nicht den tauſendſten Theil der Ausfälle, 
wie ſie hier für die amtlich geſchützten Polt-Spar- und 
Vorſchußbereine in Frage kommen, Da drängt fid denn 
doc wohl die Frage auf, ob es denn wohl gethan ift, 
daß über das dringendite Bedürfniß hinaus die Ber: 
waltung eingreift in die erhältniffe der Beamten: 
vereinigungen, auch felbft unter der Vorausſetzung, daß 
das Ziel ſolchen Vorgehens ein burdaus anerkennens— 
werthed wäre? In dem Augenblid, wo ein folder amt: 
liher Eingriff eintritt, ſchwindet felbftverftändlih das 
Verantwortungsgefühl der Einzelnen, die an einem folden 
Poſt⸗Spar⸗ und Vorſchußverein betheiligt find. Sie ver- 
lafjen fi darauf, daß die Behörde nun auch dad Ganze 
überwade. Die Kontrole, weldhe die Vereinsmitglieder 
ausüben, bleibt dann nicht derartig, wie fie jein würde, 
wenn fie fi jeden Augenblid bewußt wären, dab fie 
jelbit es find, die ihre Haut zu Markte tragen, baß fie 
e3 find, welche für jeden einzelnen Fehler des Vereins: 
vorftandes ſchließlich zu Schaden fommen fönnen. 
(Sehr ridtig! links.) 

Ich will nicht beftreiten, daß bei Begründung der Poſt— 
Spar: und Worihußvereine etwas Gutes bezwedt worden 
fein mag; ich bedaure nur, daß hier in bielem Fall, wie 
in fo vielen anderen Fällen, nicht der eigenen Initiative, 
nicht der freien Selbithilfe der Beamten, ber Staats: 
bürger iiberhaupt, ein breiterer Spielraum gelaflen wird. 
Ich halte jede behördliche Maknahme für verkehrt, bie 
unter amtlichem Drange, wenn nicht gar unter amtlihem 
Zwange, das zuſammenſchließt, was fid aud aus eigenem 
Antriebe auf freier Grundlage viel fefter und 
befler zufammenfhließen Lönnte und würde. Ich habe 


(B) dabei auch nod einen andern Geſichtspunkt im Auge, 


nämlich den, daß in allen freien Bereinigungen aud) 
wirthſchaftliche Art naturgemäß ein erziehliches 
Moment zur Geltung fommt, das bort wegfällt, wo eine 
behördliche Bevormundung an Stelle felbftitändiger Ber: 
waltung tritt. 

(Schr wahr! links.) 

Ich will heute auch diefe Frage nicht vertiefen, 
jondern mich darauf befchränfen, den Herrn Staatöfelretär 
au bitten, uns Auskunft zu geben, wie es gegenwärtig mit 
den Poſt-Spar- und Vorſchußvereinen fteht, ob für fie 
noch größere Verlufte zu gewärtigen, noch größere Nach— 
theile für die betheiligten Beamten zu befürdten find. 

Zum Schluffe noch eine Heine Frage, die eigentlich 
ſchon erledigt fein ſollte dur eine Erklärung, welche ber 
Herr Stantöfekretär bei der zweiten Leſung hier abgegeben 
bat. Der Herr Staatöfelretär hat auf mein Erſuchen, 
dahin zu wirken, daß den Ilnterbeamten im dicnitlichen 
Verlehr, gleih allen anderen gefitteten Menjchen, der 
Titel „Here* nicht vorenthalten werde, mir eine Antwort 
eriheilt, die nich im großen und ganzen befriedigen konnte. 
Nun hätte man dod meinen jollen, wenn von einer jo 
hoben Stelle, wenn von dem Ghef der ganzen Ber: 
waltung öffentlich erflärt wird, er könne es nicht billigen, 
dab jüngere Beamte älteren Unterbeamten die Anrede 
verfagen, die ſonſt allgemein in bürgerlichen Verhältniffen 
üblich ift — ich meine, wenn feitens des Herm Staat 
fefretärd eine folde Erklärung abgegeben worden war, 
dann hätte man erwarten jollen, daß nun die ihm nach— 
geordneten Beamten, auch die jüngeren Beamten, ſich 
befleihigen wirben, den Anſchauungen des Herrn Staats: 
jefretärd, des höchſten Chefs der Verwaltung, Rechnung 
zu tragen. Mir ift aber von den verſchiedenen Seiten, 
und zwar großentheil3 von jolden Unterbeamten, die im 
übrigen das Gntgegentommen bes Her Staatsſelretärs 








anerkannt haben, in 
worben, daß ihre Lage nad der entgegenfommenden, 
wenn aud eigentlich ſelbſtherſtändlichen Erklärung bes 
Herrn Staatötefretärd nit befler, fondern ſchlimmer 
gemacht worden fei, dab jüngere Diätare und Eleven 
neuerlich geradezu fich einen Spott daraus machten, bie 
älteren Unterbeamten damit zu hänfeln, daß fie ihnen 
den Titel „Herr“ abwechſelnd —— und verſagen. 
Es mag vielen von Ihnen als eine untergeordnete Frage 
erſcheinen; wenn Sie aber leſen, wie ältere tüchtige, auch 
von ihren Vorgeſetzten als tüchtig anerkannte Unterbeamte 
ſich darüber beſchweren, daß ihnen noch immer das be— 
ſcheidenſte „Herrenrecht“ verſagt wird, das ſie auf Grund 
ihrer Menfchenwiürde beanſpruchen können, jo müſſen Sie 
anerkennen, dab hier dod wohl ein Anlaß vorliegt für 
den Herrn Staatöfetretär, eine ftritte Weifung zu erlaffen, 
die fchlehthin den Poſtbeamten verbietet, die Unter— 
beamten en canaille zu behandeln durh Weglaſſung des 
Titeld „Herr“, und gıundfäglid anordnet, daß den Inter: 
beamten das zugeftanden wird, was fie beanfpruchen können 
und beanfpruchen müffen als gleichgeordnete Menſchen, als 
gleidhgeorbnete Bürger im Staat. 
(Bravo! lints.) 

Bräfident; Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsfelretär ded Neid: Poftamts, 
Wirkliche Geheime Rath v. Podbielsti. 

v. Podbielsfi, MWirklicher Geheimer Rath, Staat: 
fefretär des Neich3: Poftamts, Bepollmächtigter zum Bundes: 
rath: Ich möchte auf die einzelnen Anfragen der Reihen: 
folge nad eingehen. 

Zunächſt hat die Nefolution, die feitend der Budget: 
fommiffion vorgelegt war und vom hohen Haufe bereits 
bei der zweiten Leſung, glaube ih, angenommen worden 
ift, dem Herrn Neihölanzler die Veranlaffung gegeben, 
zu erflären — und zwar im Hinblid auf die Wirkungen, 
die die Nefolution auch auf die ſämmtlichen Reichs-Etats 
ausübt, denn auch in anderen Reichs-Etats finden ſich 
Beamtenklaſſen, die in gleicher Weile in ihren Gehalts: 
abftufungen bedadt find wie bie Aififtenten der Reichs— 
Boftverwaltung —, dab in dem nädftjährigen Etat dieſe 
Aufbefferung der Gehälter der Affiftentenklaffen eingeftellt 
werden fol. Damit, meine Herren, ift, glaube ich, dieſe 
für alle Theile nicht grade jehr —— Erörterung 
aus der Welt geſchafft. 

Was weiter die Frage des Ueberſchuſſes der Beamten 
anbelangt, ſo, glaube ich, vergißt der Herr Vorredner, 
daß es ſich da um Beamte handelt, die wir — wie ich des 
öfteren Gelegenheit gehabt habe, in der Budgetkommiſſion 
auszuführen im Anfang ber neunziger Jahre in 
leberfiuß angenommen haben, bie uns Vebt auch die 
Schwierigkeit bereiten, daß das Diätariat länger dauert, 
als ich es für wünſchenswerth und richtig halte. Das ift 
der Ueberſchuß, mit dem ich noch, wie ber Herr Vorredner 
mir wohl zugeben wird, auf Jahre hinaus zu rechnen 
babe, und zwar nicht allein in ber mittleren, fondern im 
beionderen aud in der höheren Laufbahn. Meiner Anſicht 
nad find die Anftellungsverhältnifie der Herren in der 
höheren Laufbahn noch weſentlich ſchlechter als diejenigen 
in der Aſſiſtentenlaufbahn. Wenn jetzt wieder Gehilfen 
angenommen werden, ſo geſchieht das für die mittlere 
Laufbahn, und ic habe den Wunſch, daß bie Gehilfen 
ben Bezirken der einzelnen Oberpoftdireftionen felbft ent: 
nommen werden. Wenn die jungen Beamten in dem eriten 
Jahren nod im Zujammenhang mit ihren Familien, mit 
ihren örtlichen Berhältniffen bleiben, fo halte ich das für 
ihre, wenn ic) jo fagen ſoll, ordnungsmäßige Entwidlun 
für befjer, als wenn fie aus dem Oſten als junger Menich 
von 17, 18 Jahren beiſpielsweiſe nad) dem Rhein gehen 
müßten. Daher aud der Wunjd ber Oberpoftdireftionen, 
daß die betreffenden Memter ih Mühe geben follen, aus 


bitterfter Weiſe darüber gellagt (M) 
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A) dem Bezirk felbft junge Männer zu ermitteln, die bereit 


find, als Gehilfen einzutreten. 

Was die Verwendung weiblichen Perſonals anbelangt, 
jo handelt es fi, abgejehen von den Fernſprechämtern, 
lediglih um die Schreibhilfen bei den Memtern III. Klaſſe. 
Darüber hinaus find feine Verfügungen ergangen. Die 
Berlufte bei den Boftiparvereinen betreffend, gebe ich dem 
Herrn Borrebner zu: ber frafiefte Fall ift der in Minden, 
der mir auch Beranlaffung gegeben hat, einzufchreiten. 
Die Sparvereine werden bezirtäweife verwaltet, und bier 
im Reichs-Poſtamt findet nur alljährlih eine Kontrole 
darüber ftatt, in welcher Weiſe die Gelder angelegt find. 
Nicht nur beim Poftiparverein in Minden hat fid) übrigens 
ein Berluft heraudgeftellt, fondern wohl aud in weiteren 
Streifen bei anderen Sparvereinen 2c., die in Staats- und 
anderen Fonds ihre Gelder angelegt haben, find durch 
die Kursrückgänge, die, wie ich glaube, wir alle zu be: 
Hagen gehabt haben 

(Heiterkeit), 


Berlufte eingetreten. Auf der anderen Seite kann ich ben 
Herrn Borredner mur darauf hinweifen, dab ſchon jekt 
durch das Anziehen der Kurſe ein ganz wefentlicher Theil 
diefer Verlufte wieder eingebradht worben tft. ch habe 
in der Budgellommiffion es auch ſchon ausgeführt: es 
handelt ſich meiner Anficht nach bei der großen Summe 
bon Berluften im gefammten Reich bei ber Poſtver— 
waltung nur um einen verhältnigmäßig Heinen Bruch— 
theil. Die Poftiparvereine hatten in Dielen fogenanmnten 
Spielhagen: Bapieren, deren Rüdgang hauptſächlich in Frage 
fommt, nur eine Kleinigkeit von zirfa 250 000 Mark an— 
gelegt; fie find alſo noch glimpflicd weggefommen. In 
einzelnen Bezirken ift dies Unglück geſchehen; es wird 
dafür gejorgt werben, daß der Schaden nicht erheblicher, 
vielmehr nad) Sträften wieder eingebracht wird. Sie willen 
ja, wenn Derartiged ſich ereignet, fordern die ängftlihen 


(B) Gemüther ihre Stapitalien zurüd; diefen müffen ihr Gelder 


voll ausgezahlt werben, und die übrigen bleiben in der 
ſchwierigen Lage. Ih hoffe, daß diefe Berlufte in wenigen 
Jahren überwunden fein werden. Aehnliches ift aud in 
früheren Jahren einmal vorgefommen; die Boftiparvereine 
befinden fi eben in der Lage der übrigen Sparvereine, 
und haben naturgemäß mehr oder minder unter den Kurs: 
rüdgängen zu leiden. 

Mas nun die Ausführung anlangt, daß meine hier 
gegebene Grilärung über die Behandlung ber Unter— 
beamten nicht überall fogleich befolgt worden ift, fo halte 
ih e3 ja für möglid, daß irgend ein kindiſcher junger 
Herr fo etwas thut. Der Herr Borredner hat von jungen 
Eleven fpeziell geiprodhen. Wir haben nur noch Eleden 
bon über 4 Dienftjahren; feit 98 find feine mehr ange: 
nommen worden. Sp ganz jung find diefe Herren alſo 
nit mehr. Ich kann aber weiter dem Herrn Abgeord— 
neten bie Berfiherung geben, daß ih mich im gleichen 
Sinn in einer Verfügung an ſämmtliche Oberpoftdireftionen 
ausgeiproden habe, und ic) erwarte, daß das, was id) 
darin eröffnet habe, beſtimmt und voll zur Durdführung 
fonımt. Eollte fi) in der eriten Zeit einmal eine lin: 
ebenheit zeigen — fie verfchwindet; denn es ift mein Wille, 
daß jeder Beamte jo, wie es ihm zukommt, von feinen 
Borgefegten und Mitarbeitern behandelt werde. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Werner. 

Berner, Abgeordneter: Meine Herren, bie Antwort, 
die der Herr Staatsfekretär auf die Ausführungen bes 
Herrn Abgeordneten. Dr. Miller (Sagan) bezüglid ber 
Boftaffiitenten gegeben hat, befriedigt mich; fie enthebt 
mich ber Nothwendigfeit, auf verſchiedene Punkte ein— 
zugehen, bie ich ſonſt wohl hätte berühren müſſen. 

Das Haupttelegraphenamt in Berlin hat eine neue 
Verfügung erlaffen, die merkwürdig ericheint. Nicht aus 
Beamtenfreifen, fondern aus Kreiſen der Kaufleute wird 


mir mitgetheilt, dab Gngland im 
Deutſchland gegenüber ungebührlich bevorzugt werde. Ich 
geftatte mir, mit Genehmigung des Herrn Präfidenten 
aus einem Briefe Folgendes zu verlefen: 
In den Stunden von 12 bis 3 Nachmittags find 
auf Wunſch von England (London) ftatt in 
Reihen von 10 um 10 Telegramme, fortan bon 
London abwechſelnd 10 Telegramme zu nehmen, 
von bier nad London aber nur 5 Telegramme 
zu geben. Während aljo in allen größeren 
Zeitungen mit 10 um 10 alternirend gearbeitet wird, 
fol bei bezw. mit London zum Nachtheil des 
deutſchen Telegrammverkehrs eine Bevorzugung 
* von London kommenden Telegramme ein— 
eten. 
Es handelt ſich, wie ausdrücklich geſagt wird, nur um 
Telegramme, welche von England beziehnngsweiſe Deutſch— 
land kommen. Das iſt eine direkte Benachtheiligung des 
deutſchen Telegraphenverkehrs England zu Liebe. Es 
bleiben oft Depeſchen, die ſehr wichtig ſind, infolge dieſer 
Verfügung längere Zeit liegen. 

Eine andere Klage, die mir zugegangen tft, iſt die, 
dab die Wolffihen Telegramme cine ungerechtfertigte 
Bevorzugung haben, zum Schaden anderer oft jehr wid: 
tiger PBrivatdepefchen. 

Die Benorzugung der Wolffihen Telegramme ift 
mir nicht recht verſtändlich. 

Aus Poſtkreiſen iſt nun an mic der Wunſch ergangen, 
bier einmal anzırregen, daß die jogenannte — — 


die auf den Telegraphenämtern beſteht, doch eingeſchränkt 


oder beſeitigt werden möge. Meines Wiſſens beſtehen 
ſolche Nauchverbote auch im Nachtdienſte bei feiner anderen 
Verwaltung mehr. Ich meine, daß man den Beamten 
recht wohl geitatten fönnte, während der Ausübung des 
Nachtdienſtes eine Zigarre zu rauchen. 

Sodann habe ich die Affiftentenfrage kurz anzufchneiden. 
Ih will nicht auf das eingehen, was ber Herr Ab: 
geordnete Dr, Müller (Sagan) gejagt hat, weil das be: 
friedigend von dem Herrn Staatäfetretär beantwortet 
worden if. Was id) anzuregen habe, ift eine Negelung 
des Erholungsurlaubs. Es joll nicht verfannt werden, 
und ich will ausbrüdlich hervorheben, daß feit 4 Jahren 
alle in der Poftverwaltung, auch die nicht angeftellten 
Boftaffiltenten einen Irlaub von 6 bis 10 Tagen im Jahre 
erhalten. Das ift gegen früher ein bedeutender Fort: 
fchritt und wird von diefen Leuten auch anerkannt. Nun 
wird aber die Urlaubsertheilung in den einzelnen Direktions: 
bezirten verſchieden gehandhabt, weil ed eben an einer 
einheitlihen Beftimmung fehlt. So wird in dem meiften 
Direftionsbezirfen der Urlaub allen Affiitenten ohne Aus: 
nahme bewilligt, in wenigen aber nur dann, wenn feine 
Koften für die Poftverwaltung entftehen. Im Potsdamer 
Bezirk haben etwas über die Hälfte der nid)tangeftellten 
Aififtenten Urlaub erhalten. inter denen, die feinen 
Urlaub erhielten, befinden fi ſehr viele, die bereits 
5 Jahre und länger auf Anftellung warten. Es ift auch 
hervorgehoben, daß bie eingeltellten jungen Damen, ob» 
gleich jie im Potsdamer Bezirke erft wenige Jahre dem 
Staate dienen, alle den Urlaub ohne Ausnahme be- 
fommen haben. Der Wunſch, den die Herren an mid 
richten, geht dahin, den Herrn Staatsſekretär zu bitten, 
darüber eine Verfügung zu erlaffen, daß der Erholungs: 
urlaub nad) beftimmien Grundſätzen zu gewähren fei. 

Im übrigen muß id) jagen, daß ähnliche Beſchwerden, 
wie jie ber Herr Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) am 
Schluſſe feiner Ausführungen bezüglidh der Bezeihnung 
„Herr“ vorgetragen hat, auch mir zugegangen find. Aber 
id) bin der Meinung, daß der Herr Staatöielretär in 
diefer Beziehung ſchon bei der zweiten Leſung eine 
durdaus befriedigende Grtlärung abgegeben hat. Ich 
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finde es recht wohl begreiflih, daß es, um mid der 
Worte des Herrn Staatöfefretärd zu bedienen, einmal 
findifhe Beamte geben kann, bie vielleicht dieſen Wunſch 
de3 Herrn Staatsſekretärs nicht reſpektiren. Ich hoffe, 
dab gemwifie Beamte dad „Kindiſche“ ablegen und ben 
Wunſch 1 in höchſten Chefs erfüllen. Der Unterbeamte 
fann beanjpruchen mit „Here“ angerebet zu werden. 
(Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmädhtigte 
zum Bunbesrath, Staatsfelretär des Neichs - Voftamts, 
Wirklihe Geheime Rath v. Podbielski. 

v. Podbielsti, rfliher Geheimer Rath, Staats- 
fefretär des Reichs-Poſtamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ich halte mich für verpflichtet, 
hier dem hohen Hauſe Kenntniß zu geben von den Ver— 
hältniſſen unſeres Depeſchenverkehrs mit England, weil 
ſonſt vielleicht irrige Auffaſſungen Platz greifen könnten. 
Zunächſt handelt es ſich nicht um die Telegraphen-Linien, 
auf denen ber ſogenannte Gegenſprechbetrieb mit Hughes— 
apparaten ftattfindet; ba wirb naturgemäß bad Depeichen- 
material auf beiden Seiten, wie es kommt, verarbeitet 
und erleidet feine Verzögerung. Anders liegt es bei ben: 
jenigen Leitungen, bie nur einfeitig benutzt werden, 
wo man nur bon ber einen Stelle nad ber anderen 
bin telegraphiren fann; nur um biefe handelt es fid. 
Es hatte fid) nun herausgeftellt, dab aud England mehr 
Depefhen nad Deutſchland gingen als umgelehrt. Die 
erfteren kamen daher mit großer Verzögerung bier an. 
Infolge deffen habe ich den Vertretern des Handelöftandes 
in der legten Stonferenz im Reichs-Poſtamt im vergangenen 
Monat die Frage vorgelegt: was follen wir thun, um 
einigermaßen gleiche Betrieböverhältnifle zu ſchaffen? Die 
Vertreter waren der Anſicht, man follte den Verſuch 
machen — alfo um eine dauernde Ginführung handelt 
ed ſich vorläufig nit —, ungleiche Serien einzuführen, 
(B) alfo den —— verſuchsweiſe einen größeren Zeit: 

raum zur Beförderung feiner Korrefpondenz zu gewähren 
ald den Deutihen. Es Handelt fi alfo nit um eine 
Benadhtheiligung bed Verkehrs von Deutihland nad) 
England, Sondern es lag gerade im Imtereffe weiterer 
deuticher Streife — und dafür fprechen auch die von uns 
angeftellten Beobachtungen — daß diefelben bie engliſchen 
Depejchen fchneller als bisher erhielten, weil fie ihrer 
beburften. Wenn der Herr Vorredner mid nächftes Jahr 
fragen wird, wie die Verſuche ausgefallen find, fo werde 
ich ihm gern darüber Auskunft geben. Es kann ja fein, daß 
ein Einzelner fommt, dem die jegige, verſuchsweiſe eingeführte 
Regelung nicht paßt; aber ich glaube, e3 entipricht diefes 
Borgehen dem allgemeinen Bedürfniſſe des deutichen Handels. 

Was weiter die Frage des Urlaubs anlangt, fo kann 
ich dem Herrn verfihern, daß aud) unfer Streben dahin geht, 
den Urlaub zu erweitern, weil wir die gute Erfahrung 
gemadt haben, dab bie Beamten, die eined Urlaubs theil- 
haftig geworden find, wieder frifcher an die Arbeit gehen, 
als wenn fie dad ganze Jahr angefpannt im Dienft find. 

In ber —— des Rauchverbots endlich wird 
mir der Herr Abgeordnete wohl zugeben, daß, wenn er 
mich zu Haufe aufſucht — id bin zwar ein leidenihaft: 
licher Raucher —, er dod von mir erwartet, daß ich ihm 
nicht mit der Zigarre entgegentrete. 

(Sehr gut!) 
Das ift auch etwas, was für Beamte nothwenbig ift. 
Zudem giebt es ja aud Nichtraucher 

(ehr gut!), 
denen es unangenehm ift, wenn man ihnen den Rauch 
ins Geficht bläft. Ich glaube daher, diefem feinem Wunſche 
fann ich nicht nachgeben. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sieg. 

Sieg, Abgeordneter: Ih bedbaure außerordentlich, 
daß der Herr Abgeordnete Glebocki heute an diefer Stelle 





wieder bie lage über bie Beförderung der Briefe mit (0) 


polnischen Adreſſen vorgebracht hat. Ich kann nur jagen, 
daß die damalige Erklärung de3 Herrn Staatöfelretärs 
in allen deutichen reifen Pofend und MWeftpreußend ben 
alferübelften Eindrud gemadt hat, und daß ich nicht bon 
Einzelnen, ſondern von Hunderten darauf aufmerffam 
gemadt worden bin, warum id) ober ein anderer aus 
dem Often nicht energifch gegen ein foldhes Entgegen: 
fommen, wie man e3 bei und betrachtet 

(Zuruf bei den Polen), 
— ja, gewiß, ein Gntgegenfommen ift es geweſen —, 
Einſpruch erhoben hat. Kun ift e8 doch unzweifelhaft 
wahr, daß alle Berfonen, die dieſe polnifhen Adreffen 
jchreiben, namentlid, wenn bie Briefe in Preußen felbft 
eichrieben find, die deutſchen Namen ber deutichen Städte 
ennen; denn biefelben Leute, bie fid) bier das Vergnügen 
maden, polniſche Bezeihnungen von deutſchen Städte: 
namen auf die Briefe pn ſchreiben, müſſen, wenn fie zur 
a gehen und fih ein Billet nad) Poſen oder Schrimm 
faufen, unzweifelhaft das deutſche Wort dafür gebrauchen, 
und es fieht feiner von und ein, warum nicht gerade im 
Antereffe der Erleichterung des Poſtdienſtes die deutſchen 
Bezeihnungen bauernd gefordert werben. 


Zuruf.) 

Ich begreife auch die Herren Polen nicht, daß ſie ſich 
gerade dieſes Feld ausgeſucht haben, polniſch ſchreiben zu 
können. Es hindert ſie ja kein Menſch, in den Briefen 
polniſch zu ſchreiben, foviel fie wollen; aber auf bie 
Adreffe gehört das Polnifhe nicht hin. Wenn Thorn, 
Bromberg, Marienwerber, Poſen, Schrimm u. ſ. w. mit 
polnifhen Namen bezeichnet werden, jo fann ich Ihnen 
die Berfiherung geben, daß, trogbem id in Weftpreußen 
geboren bin und alles genau fenne, nicht weiß, mie bie 
Orte auf polnisch heißen, — unb ich verftehe felbit fonft 
ganz gut polniſch. ES fällt auch feinem Menſchen mehr 
bei und ein, einen anderen Namen zu gebrauden. Da, 
wenn die Leute ſich miteinander unterhalten und es nicht 
anderö verftehen, vielleicht Leute, Die nicht leſen und 
fchreiben können, mag es allenfalld hingehen, polnische 
Namensbezeichnungen zu gebrauden; aber auf Briefen 
darf man bie polnifhen Namen nit anwenden, und 
ich kann nur dem Herrn Staatöfelretär des Reichs-Poſtamts 
danken, daß er fidh heute im Diefer energifhen Weiſe 
ausgeſprochen hat, und ich hoffe, daß er dahin fommen 
wird, den Verſuch, den er gemacht hat, dahin abzuänbern, 
daß die Stellen in furzer Zeit aufgehoben werben. Das 
würbe wahrfceinlih die Deutfchen in den DOftprovinzen 
außerordentlich befriedigen. 

Dann hat der Herr Vorredner über die Verſetzung der 
fogenannten polnifhen Beamten geſprochen. Ich kann dem 
Herrn Staatöfefretär nur danken, daß er die Beamten 
verſetzt hat; denn es ift durchaus nöthig, daß wir erft: 
tlaſſiges Material von Beamten gerade in ben Oft: 
provinzen haben. Da3 verlangen wir dauernd bei jeber 


Gelegenheit 
(ſehr richtig! rechts), 

und das können wir erreichen, wenn in dieſer Form vor— 
gegangen wird. Ich kann die polniſchen Herren Vertreter 
nur bitten, nicht auf re Felde den Krieg weiter zu 
führen. Wir wollen Frieden mit Ihnen auf der ganzen 
Linie, Aber dies ift mit der Weg, auf dem Sie ben 
Frieden mit uns finden fünnen. 

(Bebhafter Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
v. Glebock. 

v. Glebocki, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Sieg hat es bedauern zu müſſen geglaubt, 
daß ich heute zur Sprache gebradht habe die Angelegen- 
heit ber Nichtbeförberung von Sendungen mit polnischen 
Adreflen. Die legtere Behauptung beweift mir, daß er 
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(v. Glebocfi.) 


(4) meine Ausführungen überhaupt nicht verftanden hat; denn 


ih babe nicht die Frage der Beförderung oder Nicht: 
beförderung polnifher Sendungen behandelt, ſondern 
lediglih da3 Funktioniren der meuen Ueberſetzungsſtelle 
einer Kritit unterzogen. Alſo infofern war feine Apo— 
ftrophe vollfommen deplacirt. 

Im übrigen überlaffe ih Herrn Sieg meinem Freunde 
v. Gzarlindfi, der nad mir fpreden wird, und wenbe 
mid F den Ausführungen des Herrn Staatsjefretärs. 

eine Herren, ich lehne e8 ab, den leidenſchaft— 
lihen Ton, der bie Antwort des Herrn Staatsſekretärs 
ihmücdt, meinerfeit3 mir anzueignen, um fo weniger, als 
ih mir bewußt bin, daß meine objektiven und fachlichen 
Ausführungen niemandem hier eine Beranlaffung haben 
geben können zu einer leidenfhaftlihen und erregten 
Entgegnung. Ich habe bie Abficht gehabt — und bin 
darüber ni —— angen —, das bisherige Wirken ber 
neueingerichteten Ue erlebungöftellen einer objektiven Kritil 
zu unterwerfen, und zwar auf Grund von authentiichen 
Dokumenten, die ih zu Ihrer Verfügung geſtellt habe. 
Das war mein gutes Recht und meine Pflicht, an deren 
Erfüllung mid der Zorn des Herrn Staatöfelretärd nie: 
mal3 zu hindern im Stande ift. 

Meine Herren, ber Herr Staatöfekretär hat in feiner 
Antwort unter anderem angeführt, daß wir einen falſchen 
Begriff von den Pflichten ber Meberfegungsftelle hätten, 
dad bie Ueberſetzungsſtelle nicht verpflichtet wäre, alle 
polnifhen Adreſſen zu behandeln; er hat gemeint, daß 
dies bloß bei denjenigen Sendungen zutrifft, die in den 
Brieflaften geworfen werden, aber daß am Poſtſchalter 
felbft polnische Adreifen einfach zurückgewieſen werben 
fönnen, ohne an die Ueberſetzungsſtelle zu gelangen. 
Wenn der Herr Staatäfekretär dies behauptet, fo befindet 
er fih in vollem Widerſpruch ſowohl mit dem Wort: 
laut wie mit dem Sinne feines Erlaffes vom 1. Februar d. J. 


(B) Jch erinnere daran, daß der Herr Staatöfetretär in dem 


genannten Erlaß an die Ober: Boftdirektion von Poſen die 
ausdrüdlihe Weifung gegeben hat, daß die Anwendung 
der polniihen Sprade auf der Adreſſe durchaus feinen 
Grund für die Zurüdweilung abgeben fünne. Eine 
logiihe Stonfequenz dieſer Auffaffung war die Eins 
richtung ber lieberfegungöftellen, als Mittel zur Befeitigung 
etwaiger Unverſtändlichkeit polniiher Adrefien. Somit 
meine id, daß bie polniihe Bevöllerung das Recht hat, 
die Pflichten der Ueberſetzungsſtellen fo zu veritchen, wie 
fie fih aus dem Grlaß des Reichs-Poſtamts und ber 
homogenen Berfügung der Ober-Boftdireltion zu Poſen von 
jelbft ergeben. 

Meine Herren, ich hätte fehr gern vermieden, weiter 
auf die Sache hier einzugehen; ich hätte mich mit dem be— 
gnügt, was id vorhin gelagt habe. Aber die ganz 
unmotivirte Antwort des Herrn Staatsſekretärs zwingt 
mich, weitere Ausführungen zu machen, und zwar folde, 
die nicht in engem Zufammenhang ftehen mit der Frage 
der Ueberſetzungsſtellen. Gr bat nämlid die Sadıe auf 
da3 allgemeine Gebiet ber Frage der polniſchen Adreſſen 
binübergefpielt, vermuthlib in dem Bewußtjein der 
Unmöglichkeit, meine fonfreten Borwürfe zu widerlegen. 

Der Herr Staatöfelretär hat heute wiederum das 
alte befannte Lied von ben großen Erſchwerungen, bie 
der Voſt durd die Maffe von polniihen Adreſſen be: 
reitet werben, angeftimmt. Diefe Erihwerungen follen 
natürlich daher fommen, daß die polnischen Adreſſen ſich 
in letzter Zeit jo bedeutend vermehrt haben follen; denn 
daß polnische Adreſſen feit hundert Jahren beftanden haben, 
wird felbit der Herr Staatsfekretär nicht in Zweifel 
ziehen, und was früher feine Erſchwerung war, kann es 
aud) jegt nicht fein. Aber jene angeblihe große Wer: 
mebhrung der polnischen Adrefien foll die Lage geändert 
haben und ift das befannte Schladjtroß, auf dem uner— 


müdlich —— wird. Dabei hat der Herr Staats: 
fefretär feine Behauptung über die große Vermehrung der 
polnischen Adreffen durch eine einzige von ihm angeführte 
Thalſache bekräftigen können, nämlih durch jene Statiftik, 
bie da angiebt, daß im legten Jahre bie polnilchen 
Adreſſen um 36 Prozent zugenommen haben. Ich habe 
fhon bei der legten Poſtbebatte meine Zweifel darüber 
ausgedrüdt, ob dieſe Statiſtik richtig, iſt, auch barüber, 
ob überhaupt eine ſolche Statiftif möglih iſt. Gegen: 
über diefen meinen Zweifeln hat fih der Herr Staat» 
fefretär damals ausgeihwiegen; er hat die Sache auf: 
fallenderweife gar nicht berührt. Nun babe id bie 
Sache inzwiſchen weiter verfolgt, habe durch perſönliche 
Ermittlungen und auf Grund authentiſcher Nachrichten 
die Grundlage meiner Zweifel weſentlich verſtärkt, ſodaß 
ich heute als wahriheinlih annehmen darf, daß dieſe 
ganze Statiftit nit richtig ift, auß dem einfachen Grunde, 
weil fie überhaupt nicht ftattgefunden hat. Solange ba= 
ber der Herr Staatöfelretär die Nichtigkeit feiner Anz 
aben nicht beweift, fo lange haben wir das Recht, an ber 
ichtigkeit der angeblichen Statiftit zu zweifeln; mit ihrer 
Nichtigkeit Fällt Die ganze Grundlage, auf der ber Herr 
Staatsſekretär bisher operirt hat, nämlich die angeb- 
lihen Erſchwerungen, die durch die ftarfe Vermehrung 
der polnischen Adreſſen herbeigeführt find. 

Meine Herren, nun hat fi der Herr Staatöfekretär 
von feiner Aufregung hinreißen laffen, polniihe Adreſſen 
„Räthſel“ nennen. Gegen dieſe Bezeichnung muß ich 
ganz entſchieden Einſpruch erheben. Es kann etwas nicht 
als „Räthſel“ bezeichnet werden, was hundert Jahre lang es 
nicht gewefen ift, und ich verftehe nicht, wie Sachen, bie 
durch hundert Jahre veritanden wurden, feit einigen Monaten 
„Räthſel“ geworden fein können. Polnische Adrefien find 
fir die Beamten feine „Räthſel“ gewejen und find es auch 
nicht! — 

Sodann hat der Herr Staatöfefretär meine Behaup— 
tung, daß es deutſche Firmen giebt, die ſich polniſcher 
Adreſſen bedienen, und beren polniſche Adreffen die Ueber— 
fegungöftellen nicht zu palfiren brauden, ald „Ammen— 
märcen“ bezeichnet. Gr hat gelagt, man fünne doch nicht 
wiffen, daß der betreffende Brief gerade von einer deutſchen 
Firma herrührt. — Er ſcheint dabei für völlig aus: 
geichloffen zu halten, daß die Firmen oben auf dem Um— 
ſchlag gebrudt ftehen, daß man alſo dazu, um bie Firma 
zu ertennen, feine Nafe, fondern offene Augen zu haben 
braucht. Wenn aber dem Herrn Staatöfekrelär gerade biejer 
Punkt unbehaglic ift, daß er c3 geradezu für unmöglich 
hält, fo werde ih daraus PVeranlaffung nehmen, ihm 
authentiihe Beweiſe dafür zur Verfügung zu ftellen, aus 
denen hoffentlich Mar werden wird, daß nidt bad, was 
ich behauptete, fondern daß, was er gejagt hat, „Ammen— 
märdhen“ find. 

Der Herr Staatöfefretär hat dann den guten Rath 
ertheilt, es möchten fich doc) diejenigen, die deutich können, 
deutfcher Adrefien bedienen. Das kann zwar ein gut: 
gemeinter Rath fein; aber diefen Math braudt die polniſche 
Bevölkerung nicht, weil fie weiß, daß fie ein mindeſtens 
ebenſo gutes Recht hat, ſich der polniſchen Sprade bei 
Adreſſen bedienen. 

Schließlich hat der Herr Staatsſekretär durchblicken 
laſſen, daß, wenn und die Thätigkeit der Ueberſetzungsſtelle 
nicht befriedigen follte, er etwas anderes veranlaffen werde, 
was und nod weniger gefallen dürfte. Das ift aljo eine 
dunkle Drohung; ich kann ihm aber verfihern, daß feine 
Drohungen, mögen fie auch weniger dunfel fein, auf uns 
feinen Eindruck machen, noch weniger uns abhalten werben, 
hier unfere Pflicht zu th. Dafür, was der Herr Staats— 
ſekretär thun oder unterlaffen wird, wird er bie Verant- 
wortung übernehmen müſſen, und wir unfererfeits werden 
ihm gewiß die gebührende Antwort nicht ſchuldig bleiben. 
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(A) Ich wünſche aber und eriheile meinerfeit3 den guten Nath, 


daß fi der Herr Staatöfekretär in der Sache, um bie es 
ſich handelt, nicht von dem Nechtöftandpunkte entfernen 
möge, auf welchen er fi grundſätzlich und glüdlicherweife 
bis jegt geftellt hat; was er darüber hinaus unter Ber: 
legung dieſes Standpunkts zu thun beabfidhtigt, wenn er 
überhaupt dann in der Lage jein wird, bafür wirb er 
allein die Verantwortung zu tragen haben, über deren 
Tragweite er fich vielleicht täufcht. 

Meine Herren, ich refiimire mid; dahin: ber Zweck 
meiner erſten Rede war, zu zeigen, daß große Mängel 
und vielfache Uebelſtände bei den gt a gen ich 
ſchon jegt berausgeftellt haben, und daß dieſen Uebel— 
ſtänden vorgebeugt werben ſolle und müſſe; die polniſche 
Bevölferung wird wohl das Recht in Anſpruch nehmen 
dürfen, zu verlangen, daß bie für nöthig befundenen neuen 
Einrichtungen im Bereih der Poftverwaltung in ben pol- 
nifhen Lanbeötheilen auch loyal, pflihtgemäß und ihrer 
Beſtimmung entſprechend gu werben. 

(Bravo! bei den Polen.) 

Präfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeordnete 
v. Czarlinski. 

v. Gzarlinsfi, Abgeordneter: Ih glaube ben 
allgemeinen Wünfchen zu entfpredhen, wenn ich mich recht 
kurz faffe. Aber ich möchte doch den Herrn Abgeordneten 
Sieg, ber fi und immer fo friebliebend gegemüberftellt, 
biefe Gefinnung aber durch fein Auftreten durhaus nicht 
beweift — mir wäre es lieber, wenn er ftet3 nur fo auf: 
treten würde, wie er und gegenüber fühlt — id} möchte 
den Herrn Abgeordneten Sieg fragen: warum „erfordert 
es“, dab der Name beutfch gefchrieben werden fol? Gr 
muß nicht aufgepaßt haben, was mein Kollege v. Glebocki 
ausgeführt Hat. Ih könnte auch Adreffen mitbringen, 
3.2. eine frangöfifhe: „Mademoisele — — 4 Posen, 
St. Martin (und Nummer)“, bie dennoch von der Beförderung 
ausgeihloffen wurden. Hieraus erfieht man eben, daß 
gewiffermaßen ein Zwang ausgeübt werben fol, durchaus 
nur deutſch zu fchreiben, und ba meine ich, wenn wir ben 
Namen und die DOrtöbezeihnung jo ſchreiben, daß fie 
feinem Zweifel unterliegen, daß wir dann vollftändig in 
unferem Rechte find, das übrige polniſch zu ſchreiben. 
Was kann es die Deutichen angehen und kränten, wenn 
man jagt: „Wielmosny Pan“; fobald der Name deutlich 
geichrieben ift und die Ortöbezeichnung ebenfalls, fo hat 
ber Boftbeamte nichts weiter zu verlangen, und in biefer 
Beziehung möchte ich dem Herrn Staatsfetretär rathen, 
die wohllöblihe Nafe nit überall hineinzufteden, 
ſondern ſtets nad) ben gefeßlihen Beftimmungen zu handeln, 
die maßgebend fein jollen. 

Der Herr Abgeordnete Sieg jagt, zu feinem größten 
Bedauern hätte Herr dv. Glebocki Klagen hier vorgebradtt. 
Das waren aber weniger lagen ald berechtigte Be: 
ihwerden. Wir find doc nicht dazu da, bloß mit dem 
Kopfe zu niden und immer Ja zu fagen, fondern wir 
haben die Verpflichtung, wenn unſere Bevölkerung 
Schaden leidet, das hier vorzutragen, ob es dem Herrn 
Sieg gefällt oder nicht. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Nun muß ich mich noch zu dem Herrn Staatsſekretär 
wenden, der gleih im Anfang feiner Rede ſagte, auf 
Ginzelheiten würde er nicht eingehen. Das hat mid 
eigenthümlich berührt; denn gerade dieſe Einzelheiten 
follten darthun, dak die Einrichtung, die er geſchaffen 
hat, ihren Zwed nicht erfüllt. 

Ich muß hier noch hervorheben, daß die Poſt des 
Publikums wegen da ift, und nicht umgekehrt, wie aus 
den Ausführungen des Herrn Staatöjefretärd hervor: 
zugehen ſcheint. Gr jagt, da, wenn die leberjegungd- 
ftelle den Zweden nicht entſprechen würde, die Poſt andere 
Mafregeln treffen und ganz einfach die polnifchen Briefe 


vernichten würde. Da eriholl von ben Nationalliberalen 
ein lautes Bravo. Daß ift auch recht bezeichnend für 
bie liberalen Gefinnungen der Herren. 

Ah frage: was kann ed Ahnen fchaben, wenn mir 
einen Titel polnisch Hinzufügen? Denn ich jchreibe doch 
nicht nur meinetwegen, fondern auch deſſentwegen, an ben 
ber Brief adreffirt ift, und da muß ih dod, wenn id 
als Pole an einen Polen fchreibe, eine polnifhe Adreffe 
brauffegen, und das habe ich ftet3 gethan und werde es 
- in Zukunft thun. Qui jure suo utitur, neminem 
aedit. 

Auf diefe Furzen Bemerkungen will id mid) befchränfen. 
Ich glaube, Herr Sieg wird fir die Zukunft dod etwas 
vorfichtiger fein mit der Anbietung ded Friedens. Dem 
das wäre ein Friede, der erit dann entftchen wiirde, 
wenn auf polnischer Seite alles in einem Kirchhof ver- 
wandelt wäre. Wenn der Herr Abgeordnete bem Herrn 
Staatöfelretär für fein emergifhes und nad meiner 
Meinung nicht zutreffendes Auftreten feinen Dank aus- 
fpriht und ihn noch zu einem weiteren energifchen 
Einihreiten auffordert, dann kann ich nicht fagen, 
baß er einen geordneten Frieden gewünscht hat. 

(Beifall bei den Polen.) 

Präfident: Die Diskuffion ift geichloffen. Tit. 1 ift 
nicht angefochten. — Ich rufe auf Tit. 2 bis 9. — An: 
genommen. 

Wir gehen über zu Kap. 85, fortdauernde Aus— 
gaben, A, Zentralverwaltung, Tit. 1 bis 16a. — An: 
genommen. 

Wir gehen über zu B, Betrieböverwaltung, Tit. 16 
bis 55, — Tit. 56, — Tit. 57 bis 66. — Sämmtliche 
Titel find bewilligt. 

Wir fommen zum Kap. 4, einmalige Ausgaben, 
Tit. 1 bi8 51. — Berilligt. 

Ih rufe auf Kap. 3a, Neihsdruderei, Einnahme 
zit. 1 bi8 3. — Bewilligt. — Kap. 86, Tit. 1 bis 14, 
fortdauernde Ausgaben. — Bewilligt. — Kap. 4a, ein: 
malige Ausgaben, Tit. 1 und 2. — Benilligt. 

Wir gehen über zur Verwaltung der Eifenbahnen, 
Kap. 4, Einnahme, Tit.1 bis 6. — 63 hat ſich niemand 
zum Wort gemeldet. Die Titel find bewilligt. 

Wir gehen über zu Kap. 87, fortdauernde Ausgaben, 
Zit. 1 bis 12, Sentralderwaltung. 

In der eröffneten Diskuffton hat das Wort der Herr 
Adgeorbnete Schlumberger. 

Schlumberger, Abgeorbneter: Meine Herren, da eilt: 
mal der Reichsſtag den Antrag über Stleinbahnen ange: 
nommen bat, fo hoffe ich, daß regierungsfeitig dieſe Zufage 
nicht bloß eine platonifche bleiben wird, daß beſonders 
die Erleichterungen, welche der Reich3eifenbahn: Verwaltung 
zur Pflicht gemacht werben follen bezüglih Anſchlüſſe, 
bezüglich Ueber: und Unterführungen, thatfählid berück— 
fihtigt werden. Ich ſpreche deswegen den bringenben 
Wunſch aus, daß mit den zwei Sleinbahnen im der Um— 
gegend von Mülhauſen der Anfang gemacht werde. Das 
in Ausficht geftellte Kleinbahngeſetz wird noch fehr Lange 
auf fi warten laffen; und dazu iſt es nüßlich, praftifche 
Erfahrungen zu fammeln, wozu ber Bau dieſer beiden 
Kleinbahnen Anlaß geben wird. Alle Borbereitungen 
find dazu getroffen, und nichts fteht mehr deren Aus— 
führung im Mege. 

Ich gehe jegt auf einen anderen Punkt über. Bei 
ber zweiten Leſung des Etats der Neichseifenbahn:Ber: 
waltung hat ein Kollege die Güte gehabt, mid; freiwilligen 
Negierungsfommiffar zu nennen und verſchiedene Be— 
merkungen daran zu knüpfen. Ich bin aufgefordert worden, 
auf diefe Ansfagen zu antworten. Ich thue es ſehr gen, 
und zwar, wie folgt. Die Kollegen, welche derjelben 
Nichtung angehören wie mein Titelgeber, und welche den 
langen Berathungen bes Etats der Reichseiſenbahnen in 
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(a) der Kommiſſion beigewohnt haben, ſollen jagen, ob ein 


(B 


— 


Mitglied dieſer Kommiſſion ſchärfer und öfter als der 
gemeinte freiwillige Regierungskommiſſar im Laufe ber 
Debatten ſich gegen die Negierung ausgeſprochen hat und 
den berufenen Regierungdfommiffaren unangenehmer — 
ich bitte um Verzeihung — 
(Heiterkeit) 

ewejen iſt als der unbefugte freiwillige Kommiſſar, der 
Bier — meinem Erachten nur von ſeinem guten Recht 
Gebrauch gemacht hat. 

Ich ſoll ferner die Löhne der Eiſenbahnarbeiter und 
Angeſtellten zu hoch gefunden haben und die lange tägliche 
Beſchäftigung einiger unter ee gutgeheißen haben. Man 
leſe doch ben ftenographifchen Beriht! Was ich gejagt 
babe, ift — und ich halte meine Erklärung völlig 
recht —, daß das Gehalt höher tft bei den Reichs-Eiſen— 
bahnen als im übrigen Staats: und Landesbienft und 
viel höher, als es in gleichartigen PBrivatindbuftrien möglich 
fei. Dabei habe ich — bitte, meine Herren! — meinen 
Bedauern Ausdrud gegeben, dab ſolche hohen Löhne 
anderdwo unglüdlicherweife nicht angängig feien. Nichts 
anderes habe ich gelagt. Es giebt Arbeiterfreunde, welche 
den Sozialdemokraten nicht angehören. Erfreulich ift es, 
bab auf dieſem Gebiete Monopolbeftrebungen niemals 
gelingen werben. Inter ben Leuten, welche die Chre 
haben, Arbeitgeber zu fein, denken mande — nein, fie 
denfen nicht mur, jondern fie bethätigen ihre Denkungs- 
art, indem fie darnach handeln — erftens — hören Sie 
mich an, bitte, meine Herren! — erftens, überall möglichſt 
hohe Löhne zu zahlen, zweitens, niemals an einem be 
willigten Lohne zu rütteln, drittens, daß die Löhne die 
Arbeiter nicht zu verlangen haben, fondern ihnen im 
Voraus unverlangt zu gewähren find. Das behaupte ich, 
und aus voller Ueberzeugung erkläre ich hier offen, daß 
ich dieſe Grundfäge allein für die richtigen halte, weil fie 
auf dem Prinzip der wahren Solidarität zwifchen Arbeit» 
jeber und Arbeitnehmer beruhen, und weil deren Durch— 
übhrung dazu hilft, ein bischen mehr Glück und ein 
bischen mehr Wohlwollen unter den Menfchenkindern zu 
ſchaffen. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 
Nun noch einige Beifpiele, wie meine Ausführungen 


bon ben Herren Kollegen aufgefaßt find. Ich habe ge: 
fagt, 29 Millionen verdienen 23 000 Angehörige der Reichs: 
eifenbahnen. Da hat mein Widerfpreder herausgerechnet, 


bat die Löhne 900 Mark per Jahr ausmachen, und da— 
von hat er 450 abgezogen. Etwas hat er vergeſſen, daß 
2 Millionen und fo und fo viel Mark Zulage find; diefe 
2 Millionen zu 27 Millionen zugerehnet ergeben 29 
Millionen, und diefe 29 Millionen durd; 23 000 Empfänger 
vertheilt ergeben nicht 900, ſondern 1256 Mark, welche, 
nad Abzug von 450 Mark und durd) 365 bivibirt, nicht 
ben elenden Lohn von 1,23 Mark pro Tag ergeben, 
fondern von 2,28 Mark. Das macht doc einen Unterſchied. 

Weiter hat mir mein Mideriprecher vorgeworfen, daß 
eine Analogie zwiſchen den 44 Prozent Arbeitslöhnen, 
welche auf dem Betriebe ber Etfenbahn laften, und ben 
66 Prozent, weldye auf dem Betriebe der Poſt Taften, be: 
ftehe. Gr hat hier außer Act gelaffen, dab Eifenbahn 
und Poſt verfchiebenartige Betriebe find und ich Die 
Gleichartigkeit der Betriebe betont habe. Die Eiſenbahnen 
befördern Perſonen; diefe wollen billig gefahren werden, 
vor allen Dingen die Arbeiter, und wenn auf dem Betriche 
66 Prozent der Arbeitölöhne laften, fo bleibt fein Maß, 
feine Spanne mehr zwiſchen Lohnausgaben und Geſammt— 
betrieböfoften, dieje Verfonentarife herunterzufegen. Man 
muß die Arbeiter lichen als Menihen nad der rechten 
Art. Wenn died auf der einen Seite übertrieben wird — 
ic bitte wegen des Wortes „übertrieben um Entichuldis 
gung —, übertrieben find niemals die Löhne unter ber 
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Voransfegung, daß fie angewendet werden, wie fie e3 (C) 


follen, aber übertrieben find fie, wenn fie zu anderen 
Zweden dienen, als bie Arbeiter zu erziehen und ihnen 
er und Stlaffenbewußtjein im hebenden Sinne 
zu geben. 

(Schr gut! bei den Nationalliberalen. Heiterkeit.) 

— Ya, laden Sie nur. — Daß von ben 23000 Anz: 
gehörigen der Reichseiſenbahn einige mit ihrem Gehalt 
nicht zufrieden find, ift natürlih und wird niemals zu 
vermeiden fein. Diefe Angeftellten nicht allein, ſondern 
biejenigen der — Welt, ſie mögen noch ſo hoch be— 
ahlt werden, ſind Menſchen und nicht nur Arbeiter, ſie 
A vor allen Dingen Menjchen. 
(Sehr N 

Ind das vergeſſen Sie immer, e Unzufriedenheit liegt 
im Grunde der menfhlihen Natur und wird nicht aus 
ber Welt zu fchaffen fein. Es giebt noch verſchiedene 
andere Urfachen al3 die zu niedrig gegriffenen Löhne für 
dieſe Unzufriedenheit. Aber ſoll a einiger Wenigen, 
das Dafein der weitaus größten Mehrzahl durch um: 
ausführbare Vorfpiegelungen verborben werden? Das ift, 
wogegen ich proteftire; weil ein paar Hundert Menſchen 
unter 23000 ungufrieden find, wollen Sie den 22 000 
übrigen das Leben verfauern? Das tft nicht redit. 

Bezüglich der täglihen Arbeitsdauer möchte ich noch 
davor warnen, daß die allgemeine Arbeitöfreiheit der er— 
wachlenen, der gefunden, der männlichen Arbeiter geſetzlich 
eingefchränft werde. Selbitredend ſchließe ich auch bei 
ben erwachlenen Arbeitern die beliebige Verlängerung ber 
Arbeit aus, wo die Gefundheit in Frage kommt, 3. B. 
in ben PhoSphorfabrifen und wo Gift verarbeitet wird. 
Da bin ih durchaus mit Ihnen einverftanden, aber fonft 
nicht. Sie wollen bie gefegliche Arbeitseinfhränfung ein: 
führen, meine Herren; das ift der größte Fehler, den Sie 
der Freiheit und ber Entwicklung ber wirthſchaftlichen 
Thätigfeit gegenüber begehen fönnen. 
mic jetzt direlt an die Herren Sozialdemokraten und frage 
Ste: wad würden Sie, bie arbeitäfreudigen Kollegen, 
. 3. v. Bollmar, Bebel, Singer und noch viele andere 
—— wenn man geſetzlich es wagen wollte, Ihnen vor— 
zuſchreiben, Sie dürfen nur acht Stunden pro Tag arbeiten? 
Bedenken Sie dad. Mit Recht würden Sie fid) empören 
und fi dem widerfegen. Ic kann mid auf biefe Worte 
beſchränken. 

(Bravo! rechts und bei ben Nationalliberalen.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Segitz. 

Segitz, Abgeordneter: Meine Herren, ih war ed, 
ber den Herrn Kollegen Sclumberger in ber Sigung 
vom 11. Februar als freiwilligen Regierungskommiſſar 
bezeichnet hat. Ich bin zu dieſer —— veranlaßt 
worden durch das auffällig intime Verhältniß, in dem 
ſich der Herr Abgeordnete bei der Berathung des Reichs— 
eiſenhahn⸗Etats, im Gegenſatz zu ſeinen übrigen elſaß— 
lothringiſchen Kollegen, zur Regierung geſtellt hat. Wenn 
der Herr Kollege ſich dadurch verlegt fühlt, bin ich gern 
bereit, derartige Bemerkungen in Zulunft zu unterlaffen, 
vorausgefegt, dab fih Herr Schlumberger beffert. 

(Heiterkeit.) 

Was den fahlihen Inhalt feiner heutigen Aus: 
führungen betrifft, fo muß ich jagen, daß ich fein Wort 
von dem zurüdnehmen kann, was id in ber 
Sigung am 11. Februar ausgeführt habe. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Herr Stollege Schlumberger hat laut ftenographiichen 
Berichts in jener Sigung gejagt, daß die Gehälter und 
Löhne der 23000 Angeftellten der Gifenbahn eine Höhe 
erreicht hätten, welche in erfreulihder Weife allen 
vernünftigen Anfprüden entjpredend wäre. 
Wenn wir dem offiziellen Nachweis der Lohnverhältnifie 
der im Neicheifenbahndienft beichäftigten Arbeiter und 
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(A) Bebienfteten, der auch den Abgeordneten Schlumberger 


(B 


De 


zur Verfügung fteht, nachſehen, finden wir, daß beftimmten 
Arbeiterfategorien Durchſchnittslöhne von 900 Mark be: 
zahlt werden. Wenn der Herr Abgeordnete Schlumberger 
dieſes Ergebniß als ein erfreuliches, allen vernünftigen 
Anfprüchen entiprechendes Verhältniß anfieht, dann bin 
ih allerdings der Meinung, daß wir alle Veranlaſſung 
haben, einer derartigen Anſchauung entgegenzutreten. 

Nun vermiffe ich aber im ftenographiidhen Bericht 
auffallenderweife eine Redewendung, bie ber Herr Ab» 
geordnete Schlumberger in ber Situng vom 11. Februar 
gebraucht hat, gegen die ein Theil meiner Ausführungen 
ſich insbefondere gerichtet Hat. Ih muß das deshalb 
hervorheben, weil fonft meine Entgeguungen gegenüber 
dem Herrn Abgeordneten Schlumberger zum Theil deplacirt 
erfheinen. Der Herr Abgeorbnete Schlumberger hat bei 
der zweiten Berathung diefer Etatöpofition unter anderem 
geſagt, dab mit 900 Mark eine Arbeiterfamilie im Elſaß 
recht gut leben könne. Auffallenderweife fehlt dieſe 
marfante Stelle feiner Rede im ftenographiidhen 
Bericht. Gerade darauf aber hat fi meine Berechnung 
bezogen, daß von den 900 Mark Einnahme eined Arbeiters 
450 Markt für Wohnung, Heizung, Kleidung u. ſ. w. 
verwendet werden müflen, jodaß nur mod; 450 Mark für 
den eigentlichen Lebensunterhalt einer Familie verbleiben. 
Daß davon die Familie nicht leben kann, wird, glaube 
ih, auch Herr Schlumberger zugeben. 

Nun hat Herr Schlumberger gefagt, von den 23000 
Arbeitern feien es eigentlih nur ein paar hundert, die 
unzufrieden feien, und deren Unzufriedenheit wollten wir 
= das geſammte Perlonal übertragen 

(Zuruf links), 
— ihm das Leben verfanern. — Das iſt durchaus unrichtig. 
Ih perſönlich z. B. bin insbefondere zu meinen Aus: 
führungen angeregt worben durch eine ganze Anzahl von 
Aufchriften, die theil$ meiner Fraktion, teils mir per: 
fönlic, gerade aus den Streifen des Eifenbahnperjonals 
in Elſaß-Lothringen zugegangen find. Ich will von den 
vielen Zuſchriften nur eine und von dieſer nur den Schluß— 
jag mit Genehmigung des Herrn Präfidenten verlefen. 
Es ift ein Wechfelwärter, einer ber beſſer bezahlten Be— 
dieniteten, der im Auftrag feiner Stollegen aus Dieden- 
bofen und Umgebung einen langen Screibebrief an 
Kon — hat, der mit folgenden bezeichnenden Worten 
ließt: 
Ih bin Vater von 4 Kindern und beziehe ein 
Gehalt von 114 Mark 52 Pfennig; vom 1. Fe: 
bruar ab nur nod) 103 Mark, weil die Theurungs- 
zulage nicht mehr gewährt wird 
(hört! hört! links), 
ih bezahle monatlih 35 Markt 50 Pfennig 
Miethe; feit drei Jahren ift feine billigere 
Wohnung mehr zu haben. Mit diefer Einnahme 
fanıı man nicht leben; ich muß außer bem Dienft 
zum Spaten greifen, obwohl Nebenbefhäftigung 
verboten ift. 
(Hört! hört! Links.) 
Sehen Sie, meine Herren, jo liegen bie Dinge in Wirk: 
lichkeit. Das tft ein Weichenfteller, wie biefelben Be: 
bienfteten im Eljaß wohl genannt werben, ber von bem 
eigenen Dinfteinfonmen nicht eriftiren kann, ber eine 
Nebenbeihäftigung treiben muß, nahdem er 12 Stunden 
täglid im Dienft geweſen ift und 5 Hilometer von feiner 
Dienftftele zur Wohnung Morgend und Abends zurüd: 
gelegt hat. 
(Hört! hört! links.) 
Muß der Mann noch irre a treiben, dann 
hat er wahrjheinlicd 16 bis 18 Stunden gearbeitet. Und 
das ift einer derjenigen Bedienſteten, die eine fo außer: 
ordentliche Verantwortung für die Sicherheit im Eiſen— 


bahndienft zu tragen haben. 
Kollege Schlumberger den Muth, zu jagen, in Elſaß— 
Lothringen fei beim Eifenbahnperfonal alles in befter 
—— Der Herr Kollege Schlumberger hat dann 
eine Reihe allgemeiner Ausführungen gemacht, 3. 3. bie, 
es müſſe eine wahre Solidarität —— Unternehmern 
und Arbeitern herrſchen, mit Liebe müſſe man den 
Arbeitern entgegenkommen. Ich vermuthe, er hat dabei 
auf die Wohlthätigkeit3einrihtungen der elfaß = loth- 
ringiſchen Tertilinduftrie, von denen er mir perſönlich 
ihon jo viel ſchönes erzählt hat, Bezug genommen. 
Ueber die Wohlthätigkeitseinrichtungen der elſaß- loth— 
ringiſchen Zertilinduftrie habe fhon vor ziemlich 
fanger Zeit eine Abhandlung des Herrn Profeſſor Herfner 


gelejen 
(Heiterkeit lint3), 
dad Bud: „Die oberelfälfiihe Baummolleninduftrie*. 
Ich Schließe aus der lebhaften Redewendung ded Herrn 
Kollegen Schlumberger, daß er dieſe Schrift kennt, und 
er wird wohl auch das Urtheil kennen, das Herkner über 
die „Wohlthätigfeitseinrichtungen“ der oberelſäſſiſchen 
Tertilinduftrie gefällt hat. Ohne mir das Urtheil 
Herfnerd anzueignen, möchte ih doch jagen: im großen 
und ganzen dienen alle diefe Wohlthätigkeit3einvichtungen 
in der Hauptfahe nur den Intereſſen der Herren 
Fabrifanten, haben nur ben Zwed, den Unternehmern ein 
williges, beſtändiges Arbeiterperfonal zu fichern 
(fehr richtig! Links), 

mit dem fie ihren Betrieb in ungeftörter MWeife aufrecht 
erhalten können. Nicht aus Liebe zu den Arbeitern 
werben dieſe Einrichtungen getroffen, wie es der Herr 
Kollege Schlumberger barzuftellen fucht, fondern in wohl: 
veritanbenem eigenen Intereſſe der Unternehmer, weil 
diefe Wohlthätigkeitseinrichtungen es den Unternehmern 
am leichteften ermöglichen, die Löhne auf ein beſtimmtes 


Niveau herabzubrüden, die perſönliche Freiheit ber Arbeiter (D) 


foviel als möglich einzufchränten; alles Vortheile, bie den 
Unternehmern zu gute fommen und feineöwegs ben Ar— 
beitern. Wir Sozialdemokraten find der Meinung, daß 
der Arbeiter fo bezahlt werden muß, daß er ohne der: 
artige „Wohlthaten“ leben kann, und wenn der Herr 
Kollege Schlumberger mir da zuftimmt, fo hätte er gar 
feine Beranlaflung gehabt, gegen die Rede, bie ich in ber 
Situng vom 11. Februar gehalten habe, heute zu polemi- 
firen. Wie gefagt, ich bin nicht in der Lage, von dem, 
was ih am 11. Februar gefagt habe, auch nur ein Wort 
zurüdzunehmen, und Herr Schlumberger wird ſich ſchon 
mit den Thatfahen abfinden müſſen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

BPräfident: Die Diskuſſion ift geichloffen. Zit. 1 
a; find nicht angefochten; fie find vom Haufe be= 
willigt. 

Ih rufe auf Tit. 13 bis 17. — Diefelben find 
ebenfallö bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 18, für Unterhaltung und 
Ergänzung der Auöftattungsgegenftänbe, fowie für Be: 
ſchaffung der Betriebdmaterialien. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Augft. 

Augſt, Abgeordneter: Wenn ich zu dem Antrage ber 
Bubgetfommiffion, 500000 Markt an der geforderten 
Summe für den Stohlenbedarf der reihsländiihen Eiſen— 
bahnen zu ftreihen, einige Worte mir erlaube, fo geichicht 
das nicht in der Abſicht, dem löblichen Sparfinn des hohen 
Haufes a a mohl aber habe ich Grund, ver: 
ſchiedenen irrthümlihen Musführungen bei der zweiten 
Leſung jowohl hier im Plenum als in der Kommiffion 
ihon wegen ihrer verwirrenden Wirkungen nad außen 
entgegengutreten. 

Insbeſondere bat man die bon dem Herrn Abge— 


Trogdem hat der Herr (O) 
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ordneten Schlumberger angeführten Refultate von Heiz— 
proben des Mühlhaufer Seffelrevifionsvereing mit Unrecht 
für autoritativ und maßgebend gehalten. Man hat ferner 
dem Umſtande, daß die für die Bahnen nothwendigen 
Saarfohlen 150 Mark, die Ruhrlohlen aber nur 111 Mark 
foften, ebenfalld eine Bedeutung beigemeflen, die biefelbe 
entfernt nicht hat, ja man ift nahe babei gewefen, auf 
Koſten der fisfaliihen Saargruben dem Ruhrkohlenſyndikat 
gar noch einen Heinen Heiligenfchein auf das goldglängende 
Haupt zu ſetzen. 

Wir in Süddeutſchland, meine Herren, haben ge: 
nügendere Erfahrungen gemacht, ald wie fie in den Be— 
hauptungen in der zweiten Lefung hier von Seiten ber 
Herren aus dem Ruhrgebiet und vorgetragen wurben. Ich 
gebe Ihnen auch zu bedenken, daß die Saarkohle auch eine 
nationale Kohle tft wie die Ruhrkohle, die unfere nationalen 

erzen — mit gütiger Genehmigung meines Stollegen 
rempf rechne ich das meinige aud) dazu — doch 
wenigitens im Verhältniß ihrer Heizkraft erwärmen follte. 
(Heiterfeit.) 
Es ift nicht angezeigt gewefen, dak man eine ganze Um— 
wälzung in den Stohlenbezugsverhältniffen der Reichs— 
eifenbahnen angefirebt hat. Die Heizverſuche, die ber 
Herr Abgeordnete Echlumberger angeführt bat, mit 
ftehenden Steffen haben allerdings ein für die Huhrkohle 
Sehr günftiged Ergebniß erzielt. Aber, meine Herren, das 
ift noch lange nicht maßgebend dafür, daß diefe Kohlen, 
bie hier im Vortheil find bei ftehenden Keſſeln, auch für 
Lokomotibkeſſel ebenfo gut geeignet find. Es it für Fach: 
männer eine befaunte Thatſache, daß man bei den ein— 
zelnen Keſſelſyſtemen mit verſchiedenen Kohlen ganz ver: 
ſchiedene Heizrefultate erzielen fann, und daß man bie 
Nefultate des Milhaufer Keſſelrebiſionsbereins mit einer 
ſchlechten Ruhrkohle und einer guten Saarkohle aud) in 
umgelehrter Weile heransbringen fann, wie dieſer mit 
einer guten Ruhrkohle und einer geringen Saarlohle. 
Man hat auch der Verwaltung der reihsländiihen Eiſen— 
bahnen den mütterlihen Rath gegeben, fie jolle aud) ihrer: 
feitö ſolche Verſuche anftellen; fie werde dann zu dem ge= 
wünſchten Grfparniffen kommen. Meine Herren, Diele 
Bahnverwaltung müßte mir fehr leid thun, wenn fie erſt 
auf ſolche Anregungen Hin Heizverſuche anftellen wollte! 
Das thun nicht allein die Bahnverwaltungen längit, das 
macht jeder gie: Kohlentonfument von ſelbſt. Auch in 
dem von mir geleiteten Kohleneinkaufsverein werden bei 
jeder neuen Seffelanlage bie eingehenditen Heizverſuche 
gemadt. Es ift für uns Süddeutſche gar feine Frage, 
daß bie Saarlohle weit vortheilhafter verwendet werden 
kann als die Ruhrkohle, ganz abgefchen von dem reife 
und den günftigeren Frachten. 

Es iſt ja eine Binfenwahrheit, daß die Ruhrfohle 
eine größere Heizkraft hat als die Saarkohle. Diejes 
günftigere Nefultat wird aber bei Ruhrkohlen nur dann 
erzielt, wenn bie Heizflähe nicht zu ſehr beanfprucht 
wird. Verlangt man aber cine höhere Leiftung, jo ver: 
ringert fi dieſes zufehends zu Gunſten der Saartohle. 
Dies ift befonders bei Lokomotiven der Fall, bei welden 
mitunter das Feuer ziemlich forcirt werden muß; ſodann 
hat die Saartohle den Vortheil, daß fie nur aus Stüden 
befteht, wodurch der fo nmöthige Ing fehr erleichtert 
wird, während die Ruhrkohle kleiner ift und Durch den 
Waſſertransport und mehrmaliges Umladen noch fleiner 
wird, als fie ohmebied von ber Zeche kommt. Sie muß 
deshalb im Feuer weit mehr bearbeitet werben, bamit 
ber richtige Zug bergeftellt wird. Dadurch fällt aud) ein 
ganz erheblicher Prozentfag unverbrannt durch den Roſt. 
Auch die Roſſelkohle, die der Herr Minifter Thielen lobend 
angeführt hat, hat die gleide ſchlimme Eigenſchaft, weil 
fie eine Förderkohle tft, die ebenfalls vielfach Heines Zeug 
enthält, das auch durch den Roft fällt. 





Über, meine Herren, ed kommt bod wicht darauf an, (C) 


was eine Kohle ab Zeche koftet, jondern wie hoch fie ſich 
am Orte des Verbrauchs ftellt. Da ift ed auch fir ung 
Süddeutſche gar feine Frage, daß die Saarkohle troß des 
höheren Preiſes ih am Orte des Verbrauchs billiger 
ftellt. Auch in Elſaß-Lothringen ift dies der Fall. 
Nehmen wir 3. B. den Mittelpunft der elfaßslothringiichen 
Gifenbahnen: Saarburg, fo finden wir, daß bort influfive 
Frachten die von ber Gifenbahnverwaltung gebrauchte 
Saarfohle 176 bis 177 Marf koftet, während die Ruhr: 
fohle ſammt Waſſer- und Bahntransportkoften ſich auf 
202 Mark ſtellt. Die Saarförderkohle ſelbſt kommt noch 
40 Mark billiger, alſo auch nicht höher als die Ruhr— 
förderkohle ab Zeche. Man kann ja einwenden, daß 
Saarburg eben ein Ort iſt, ber gerade für Ruhrkohle 
fehr ungünstig ift; aber nichtödeftoweniger bleibt Saarburg 
etwa der geographiiche Mittelpunkt der elſaß-lothringiſchen 
Eiſenbahnen und die Thatfahe beftehen, daß dort fehr 
viele Sohlen angeliefert werden müffen. Aber aud) 
in Mülhauſen ift das Verhältniß ganz glei; und wenn 
man bort SHeizproben mit den Sohlen der elfaß- 
lothringifhen Gifenbahnverwaltung mit Lokomotivkeſſeln 
maden würde, würde man zu dem Nefultat kommen, 
daß auch in Mülhauſen die Saarkohle 15 Prozent billiger 
iſt ald die Ruhrkohle. Auf Grund der Heizverfuche, die 
wir gemacht haben, kommt auf Mülhaufen ausgerechnet 
bie Tonne Dampf bei Saarkohle mit einer Verdampfung 
von 7 Hilo auf 2'/, Mark, die Ruhrkohle mit einer 
höheren Berdampfung bon 8 Hilo aber auf 3 Mark: 
das find genau 15 Prozent, die die Saarkohle in Mül— 
haufen billiger iſt ald die Nuhrlohle.. Wenn man aber 
diefe Verſuche mit einer der Ruhrkohle gleihwerthigen 
Saarfohle machen würde, fo wiirde fid das Nefultat zu 
Gunften der Saarkohle noch mehr verändern, indem eine 
ber Ruhrkohle gleihwerthige Saarkohle franfo Schiff 


Mülhaufen auf 196 Mark fommt, die Ruhrkohle aber auf (D) 


240 Mart. 

So würden aljo die Erſparniſſe ausjehen, die man 
machen würde, wenn man bie Rathichläge befolgen wiirde, 
die in der Kommiffion und aud im Plenum gegeben 
worden find. Ich glaube, daß die halbe Million dann 
nicht einmal reihen würde, fonbern daß man nod mehr 
nöthig hätte, wenn man ausſchließlich Nuhrfohle für die 
eljaß-lothringifhen Bahnen verwenden würde. 

Meine Herren, ich bin genöthigt, nod) einige Worte 
mit Rückſicht auf die Wirkung, die ar einfeitige Empfehlung 
der Ruhrkohle nach außen hin auf bie Stonfumenten ge: 
macht hat, zu verlieren. Es ift unr wenigen Sterbliden 
dergönnt, mit dem Ruhrkohlenſyndikat direkt in Verbindung 
u treten, wie die Reichseiſenbahn-Verwaltung. Das 

uhrfohlenfondilat lehnt es entſchieden ab, mit neuen 
Abnehmern in Verbindung au treten, wohl im Intereſſe 
des Kohlengroßhandels. Die potenteften Abnehmer, die 
große Bezüge dom Ruhrkohlenſyndikat verlangt haben, find 
einfah abgewiejen worden, und wir Süddeutſchen find 
de3halb im großen und ganzen auf bie Mannheimer Groß: 
handelöpreife angewiefen, bie allerdings aud) vom Synbdifat 
vorgefchrieben oder genehmigt find. Im Wergleih mit 
diefen PBreifen findet man, daß auch bier die Saarkohle 
überall im Vortheil iſt. Zum Beifpiel: franko irgend einer 
mwürttembergifhen Station koſtet Saarflammnußkohle 
230 Mart; auf der gleihen Station foftet die Nuhr: 
flammnußtohle gleiher Größe und Güte aber 255 Mart. 
Mu man dieje Kohlen wegen Scifffahrtöitörungen oder 
ber befferen Qualität wegen bireft ab Ruhrzeche beziehen, 
jo vergrößert fih die Differenz zu Gunften der Saarfohle 
auf 30 his 40 Mark. 

Ich muß zum Schluß auch noch der Auffaffung ent» 
gegentreten, ald ob die Saargruben ed geweſen wären, 
die mit den Preiserhöhungen am weiteften gegangen find. 
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ſich dieſen (C) 
Ich will 


(A) Als langjähriger Kenner der Kohlenverhältniſſe kann ich mit wenigen Ausnahmen die Preſſe 


jagen, daß allerdings die Saargruben der Preisbewegung 
langfam gefolgt find, daß fie aber darin Maß gehalten 
haben. Sonft wäre wohl bie Preistreiberei nod viel 
größer geworben. Aber deöhalb richte ich auch bie Bitte 
an bie preußifche Regierung, fie möge jegt vorangeben 
mit Herabjegungen der Kohlenpreife. Angeſichts 
des Rückgangs der Inbuftrie, angefihtö ber Lage ber 
Landwirthſchaft, die immer mehr Kohlen verbraudt, weil 
fie immer mehr zum Straftbetrieb übergehen muß, ift es 
durdaus nothwendig und angezeigt, daß bie preußiiche 
Negierung, reipektive der Herr Handeldmintfter, ſchon im 
nächſten Semefter mit einer bedeutenden Nebuftion bes 
Preijes den Anfang macht. Ich bin überzeugt, daß dann 
die anderen Kohlenproduzenten auch nachfolgen werben. 
Allerdings gebe ich zu, daß durch das Ruhrkohlenſyndikat 
im vorigen Jahre verhindert worden ift, dab auf dem 
Kohlenmarkt eine Anarchie eingetreten if. Durch die 
größere Meberficht, die das Synbitat über die Verbrauchs— 
und über die Probuftionsverhältniffe hatte, wurbe einiger: 
maßen die Ordnung aufrecht gehalten. 

Was num bie geftrichenen 500 000 Mark anbelangt, 
die meines Erachtens deshalb nothwendig find, weil die 
Abſchlüſſe Fhon zum größten Theil gemadt find, und weil 
die Gifenbahn fahren muß, auch wenn bie bemilligten 
Kohlen rar find, fo will ich doc) feinen Antrag auf Wieder: 
einfegung berfelben ftellen, weil ich es für unerheblich 
halte, ob man diefe halbe Million jegt bewilligt ober im 
nächſten Jahre eine Etatsüberſchreitung nachträglich ge: 
nehmigt. Es würde mid; aber freuen, wenn bie Reiche: 
eifenbabnen mit ben reduzirten Betrage ausfommen würden, 
nicht nur im Intereſſe der Eiſenbahnen jelbit, fondern 
hauptfählih im Intereffe der Kohlenverbraucer, bie es 
mit Freuden begrüßen würben, wenn recht bald eine Preis: 
reduftion eintreten wiirde. 

Präfident: Die Diskuſſion ift geichloffen. Tit. 18 ift 
nicht angefochten; er ift deshalb vom Haufe bewilligt. 

Ich rufe auf Fit. 19 bis 23. — Bewilligt. 

Mir gehen über a Kap. 8b, einmalige Ausgaben, 
ordentliher Etat. Fit. 1 bis 13. — Genehmigt. 

Wir gehen über zu Kap. 14, außerorbentliher Etat. 
Hier rufe ih aus Tit. 1, — Til. 3 bis 6, — Tit. 7, 
— 8, — 9, — 10 bi8 12, — 13 — und 14 — und 
erkläre bie fämmtlichen von mir aufgerufenen Titel vom 
Haufe für bewilligt. 

Wir fommen nunmehr zu den Zöllen und Verbrauchs⸗ 
jteuern, Einnahme 


Kap. 1 Zit. 1, Zölle. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Horn (Goslar). 

Horn (Goslar), Abgeordneter: Der Herr Abgeord- 
nete Wichter hat bei der zweiten Leſung dieſes Etattitels 
die Aufmerffamfeit des hohen Hauſes auf den Papier: 
marft gerichtet. Meine Herren, ic bitte zu entſchuldigen, 
wenn ich bei der dritten Lefung des Etats noch einmal 
auf die Frage zurückkomme, um den von dem Herm Ab— 
georbneten Hichter vertretenen Standpunkt nicht unwider⸗ 
ſprochen zu laflen, damit nicht einjeitige Urtheile über bie 
Bapierinduftrie von hier, der Tribüne des Reichstags, in 
die Welt hinausgehen, die nicht für die gefammte deutſche 
Papierinduſtrie zutreffen. Meine Herren, Sie werben faſt 
in der gefammten Breffe ſeit Jahresfrift von den un: 
erhörten Preiſen des Drudpapierö gelefen haben, welches 
nicht, wie Herr Abgeordneter Richter ausführte, um zirka 
50, jondern um 35 Prozent im Preiſe geitiegen ift. Bei 
den ganzen einfeitigen Intereſſenſtandpunkt ber Preſſe ift 


man nie im eine gründliche Grörterung der Frage 
eingetreten, ob die Preiserhöhung berechtigt ift oder 
wicht, und trotz vielfaher Verſuche der Bapier: 


fabrifanten, die Erhöhung der Preiſe für Drudpapier 
in ruhiger, fachlicher Weile zu begründen, bat 


Beftrebungen gegenüber ablehnend verhalten. 
vorausſchicken, daß ich perſönlich bei der Sache nicht 
intereffirt bin; ich fabrizire braunen Holzftofi, der nicht 
zur Drudpapierfabritation gebrauht wird. Durch meine 
vielfahen Beziehungen zur Bapierinduftrie bin ic 
aber über die Lage berjelben orientirt, und freue ic 
mid, Gelegenheit zu haben, über die Lage derjelben 
einiges bier mittheilen zu können. Herr Abgeordneter 
Richter behauptete, das Syndikat für Drudpapier habe 
die enorme Preisfteigerung herbeigeführt. Meine Herren, 
die Syndifate und Startelle find, wie es ſeitens eines 
namhaften Volkswirths ansgedrüdt wurde, „Stinder der 
Noth* und zwar der Noth, welche durch die gewerbliche 
Thätigfeit heraufbefhworen wird. In der heutigen Form 
aber, als Maflenericheinungen, find fie eine Folge der 
modernen Geſtaltung der Produktions: und Abfagver: 
hältniffe und der hierdurch hervorgerufenen Verſchärfung 
ber Konkurrenz. 

Wenn ein Syndikat ein Kind der Noth geweſen, fo 
ift es da3 Synbifat der Drudpapierinbuftrie. Die koloffale 
Preisfteigerung, von welder der Herr Abgeorbnete Richter 
hinſichtlich des Drudpapierd geſprochen hat, befteht über: 
haupt nicht im dieſem Umfange. Der Tiefitand der Preife 
war je nad Qualität, Menge und Frachtunkoſten franto 
Druckerei 20 bis 23 Marf, in einzelnen Fällen eine Kleinig— 
feit billiger oder theurer. Mor Zufammenfchluß bes 
Syndilat3 im Sommer de3 vorigen Jahres, alſo durch 
ben freien Verkehr herausgearbeitet, war Drudpapier nicht 
unter 27 bis 30 Mark zur haben. Dieje Steigerung kam 
plöglih und war veranlaft durch das Zufammentreffen 
zweier außergewöhnlicher Greignifie. Ginmal eine lange 
regenlofe Zeit ſowohl in Nordamerifa wie in Norwegen, 
infolge deifen bie zumeist mit Waſſerkraft arbeitenden 
Holzichletfereien und Drudpapterfabrifen in Deutſchland, 
Skandinavien, England, den Bereinigten Staaten und 
Stanada außergewöhnlihe Produktionsausfälle hatten; 
andererieitd wurde durch den Ausbruch des Krieges in 
Südafrika gleichzeitig ein foloffaler Mehrbedarf an Drud: 
papier in England, feinen Kolonien und in den Vereinigten 
Staaten hervorgerufen. Die Engländer kamen des Papieres 
twegen 1899/1900 nad) Deutſchland und kauften auf, was zu 
faufen war, zu jedem Breife. Hieraus erklärt fich auch die von 
dem Herrn Abgeordneten Richter angegebene ftarfe Steigerung 
des Exports von Drudpapier im Jahre 1900 gegen bie 
Vorjahre. Ziffermäßig wird dieſes belegt durch bie 
NAusfuhrftattitit für das Jahr 1900, nad) weldjer von den 
ausgeführten 300 000 Doppelzentnern auf England und 
jeine Kolonien direft 140 000 Doppelzentner entfielen, eine 
Ziffer, die feit langen Fahren nicht erreicht war. Für 
da3 laufende Jahr hat der Export fait ganz aufgehört, 
weil Norbamerifa und Sfandinavien wieder in voller 
Produktion ftehen und das ganze Abjaggebiet an fidh ge: 
riffen haben. Das Pavpierſyndikat hat nichts weiter 
gethan, als die auf dem Markte vorgefundenen Preiſe 
feftzubalten, und zwar zumächft für das laufende Jahr 1901, 
wo feite Abſchlüſſe für Nohmaterialien, Holzitoff, Zelluloſe, 
Stohle, zum Theil zu hohen Preiſen, feſt beitehen. In 
der Hauptſache hat das Syndilat ſich es zur Aufgabe ge- 
macht, Mißbräuche, die fih im Handel unter den un: 
günftigen Berhältniffen herausgebildet haben, zu befeitigen. 
Dad Syndikat fol die Hiterin der Gemeinfhaft der 
Intereffen fein, während die Verleger nur die Schatten: 
feiten einer folden Bereinigung herausſuchen und be- 
tämpfen, was dem Publikum gegemüber um fo wirfjamer 
ift, da den Verlegern die ganze Preſſe in der Hand liegt, 
und ſachliche Erwiderungen ſeitens der angegriffenen 
Bapierfabrifanten mit geringen anerkennenswerihen Aus: 
nahmen von ihr nicht veröffentlicht werden. So Tann 
das Nohpapierinndifat wie die geſammte Bapterinbuftrie, 
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Dorn [&osfar].} 


(A) die mit unter biefen Angriffen leidet, hiergegen nichts 


thun; denn der Weg zur Deffentlichkeit ift ihnen faft ab: 
geichnitten. 

Das Papierſyndikat braucht einen feindlichen Angriff 
nicht zu ſcheuen; denn es will weiter nichts als feine 
Mitglieder vor großen Webertreibungen einerjeit3 und vor 
plögliden Zufammenbrüden, wie fie ſchon oft eingetreten 
find, andererſeits ſchützen, eine Thatſache, welche aud für 
die Arbeiter von nicht zu unterſchätzender Bedeutung ift. 
Bon ben in ber Drudpapierinduftrie und ben verwandten 
Bewerben indgefammt beihhäftigten über 70000 Arbeitern 
find IZehntel febhafte ländliche Arbeiter, d. h. Arbeiter, 
die in Heinen Orten im Gebirge oder kleineren Städten 
zumeift Gigenthümer Heinen Grunbbefiges find. 

Neben dem Schu biefer Arbeiter haben bie Vertreter 
der Bapierinduftrie das Kapital zu hüten, welches in ihren 
Fabriken inveftirt ift, und dies beläuft fid) nach zuver— 
läffiger Rechnung für die Papierfabriten jelbft auf 
250 Millionen Markt, für die SHolzichleifereien auf 
90 Millionen Mark und die Zellftofffabrifen auf 50 Mil: 
lionen Mark, alfo rund auf 390 Millionen Dart. 

Wenn ſchließlich in Betracht gezogen wird, dab bie 
Bapierinduftrie in ihrem Holzbedarf von Jahr zu Fahr 
fteigend und ohne zu ſchwanken bleibt, wogegen alle 
anderen holzverarbeitenden Induftrien, alſo die Bergwerke, 
die Sägemühlen u. f. w., wie es angeblid ja der Fall 
ift, durch die Geldkriſis in ihrem Holzbedarf ungeheuer 
fih einſchränken mußten, fo erhellt daraus, daß die Wald— 
befiger und in erfter Linie der Fiskus das größte Inter— 
efle daran hat, daß die Papierinduftrie in ihrem Beftehen 
geihügt wird. 

Ich bin mit dem Abgeordneten Graf Stanig gegen 
alle Syndikate und Ningbildungen, welche den ‘Brei 
eined Produft3 ungebührlid erhöhen, bin auch mit dieſem 
Herrn fowie mit dem Herrn Abgeordneten v. Kardorff 


(2) der Anſicht, dab die Zeit nicht fern Liegt, wo eine gewiſſe 


ftaatlihe Auffiht über Syndifate und Startelle geile: 
geberifch feitgelegt wird. Herr Abgeordneter Richter hat 
ausgeführt, daß bie iger ir in feiner Weiſe durch 
höhere Produktionskoſten gerechtfertigt fei und zum Be: 
weife auf die Dividenden von vier PBapierfabrifen im 
legten Sabre hingewieſen; diefe Fabriken fertigen mit 
einer einzigen Ausnahme, und zwar derjenigen, welche die 
niebrigfte Dividende aufweift, 8 Prozent, fein Zeitungs: 
drudpapier. Das Jahr 1900 ift das verluftreichite für 
die Bapierfabriten geweſen. Notoriih find zwei Papier: 
fabrifen, die hauptjahlih Drudpapier — in Kon⸗ 
kurs gerathen, und eine größere, lediglich Drudpapier 
erzeugende Fabrik hat zum erjten Male mit einer großen 
Unterbilanz gearbeitet. Mir ift privatim aud befannt, 
daß eine große Drudpapierfabrit im vergangenen Jahre 
mit einer wefentlichen Unterbilanz gearbeitet hat. 

Die in den legten 25 Jahren ftet3 heruntergegangenen 
Bapierpreife haben den älteren Zeitungsunternehmern 
zweifellos große Gewinne gebradt. Als Beiſpiel führe 
ih dad „Berliner Tageblatt“ au. Dasfelbe hat mit der 
„Morgenpoft* bei einem Papierfonfum von zirka drei 
Millionen Kilo im Jahre vor 20 Jahren zirka 1'/, Mil: 
lionen Mark, im Jahre 1899 für dasſelbe Quantum nur 
600 000 Mark für Papier aufgewendet; die Abonnements: 
und Inſertionsgelder find ziemlich in derſelben Höhe wie 
vor 20 Jahren geblieben, wohingegen die Stoften ber 
Redaktion u. ſ. w. erheblich geitiegen fein werben. 

err Abgeorbneter Richter hat den Vorſchlag gemacht, 
den Zoll von 6 Mark aufzuheben, und gleichzeitig darauf 
hingewieſen, daß amerikanische Agenten kürzlich hier geweſen 
find, um bei den hohen Papierpreifen hier den Export von 
amerifantfhem Drudpapier in bie Wege zu leiten. Die 
Amerikaner haben natürlich ein großes Jutereſſe daran, 
den Zoll zu befeitigen, und es ift jedenfalls jehr be: 
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achtenswerth, daß die Amerifaner eine fo feine Nafe (O) 


haben, fih glei an den Herrn Abgeordneten Richter 


zu wenden. 
(Heiterkeit.) 
Die Ameritaner haben fih nicht geirrt; wir fehen, wie 
ber Herr Abgeordnete Richter hier wieder für die Inter: 
eſſen des Nuslandes eintritt. 
(Zaden lints.) 

Es ift ja Sehr intereffant, fi zu bergegenwärtigen, 
was bei Aufhebung des Zolls von 6 Mark für Drud: 
papier entftehen wide. Die beutiche Bapierinduftrie und 
mit ihr die Zellulofe- und Holzftoffinduftrie würbe zweifel- 
103 dem Untergange geweiht fein. 

(Laden links.) 
— Meine Herren, ich wiederhole: die deutſche Papier— 
induftrie, trogbem biefelbe in maſchineller und techniſcher Ein— 
richtung jest mit an der Spike dieſer Induſtrie in ber Welt 
marſchirt, würde zweifellos dem Untergange geweiht fein, und 
mit ihr würden bie Einnahmen aus unferer Forftwirthichaft 
einen unglaublichen Rüdgang erfahren. Drudpapier wird 
hergeftellt zu vier Fünftel aus Holzftoff, zu einem Fünftel 
aus Zellulofe, und die Drudpapierinduftrie ift abhängig 
von Waſſerkräften und Holzreihthum. Große andauernde 
Waſſerkräfte und Holzreichthum find die Grundbebingungen 
ihrer Griftenz; dieſe beiden Faktoren find in Amerika, in 
Skandinavien und in Kanada in einer Fülle vorhanden, 
bon der wir und kaum einen Begriff machen können. 
Wenn erft einmal den Amerikanern der deutſche Markt 
offen fteht, dam werden diefelben ſich auch das Vertrauen 
ber Papierkonſumenten zu erwerben wiſſen und mit rück— 
ſichtsloſer Energie den deutihen Marft an ſich reißen und 
mit Grfolg behaupten. In allen überſeeiſchen Ländern, 
nad) denen Deutichland früher Drudpapier erportirte, hat 
ber beutihe Papiermacher Schritt für Schritt den Ameri— 
fanern und Norweger weichen müflen; weite Abſatzgebiete 


find ihm verloren gegangen, und in ben jekt noch vor⸗ (D) 


handenen Abfaggebieten führt er einen Verzweiflungstampf, 
über deifen Ausgang fein Einſichtiger im Zweifel fein 
fann. Es iſt bekannt, daß namentlich in Amerika und 
Sanada große Papier-, Zellulofe- und Holzitofffabrifen 
im Bau begriffen jind und ferner geplant werden. In 
Amerika hat ſich ein Ring der Drudpapierfabrilanten ge: 
bildet, der im eigenen Lande auf hohe Preife hält, aber 
nad dem Auslande zu ruindien Preiſen liefert. 

Meine Herren, um Ihnen ein Bild zu geben, um 
wie viel günstiger das Ausland in Holz: und Heritellungs: 
foften bei ber Fabrikation von Holzitoff geitellt ift, er: 
laube id) mir, Ihnen Folgendes vergleichsweiſe an- 
zuführen. In Deutſchland iſt der Preis des Schleifholzes 
Iofo Scleiferei per Feſtmeter im Mittel 18 bis 20 Matt, 
in Finland und Standinavien 8 Mark per TFeftmeter, 
und in Sanada und Amerika find ungefähr biefelben 
Berhältniffe. In Deutichland betragen demnach die Koften 
für 100 Kilogramm Holzſtoff bei einer Waſſerkraft von 
200 Pferdeſtärlen 10,18 Markt; im Auslande, alfo in 
Amerifa und Standinavien, wo die Fabriken mit Waffer: 
täten von 2- bis 3000 Perdeftärfen arbeiten, betragen 
die Koſten nur 5,19 Mart, jodaß das Ausland hinfichtlic) 
der Herftellungsfoften von Holzitoff allein um zirka 
4,99 Mark für 100 Kilogramm günftiger gejtellt ift als 
Deutichland. 

Bei der Zellulofeinduftrie liegen die Verhältuiffe hin— 
fichtlih des Holzes für Deutihland gleich ungünitig. 
Daraus ift zu erfehen, daß das Ausland Drudpapier weit 
billiger herſtellen kann al3 wir in Deutfhland, und daß 
ohne Schußzoll die Drudpapierinduftrie, wenn nicht dem 
Untergang, fo dod zweifellos dem NRüdgang entgegen: 


eilen wird, 
Jahre Deutihland zirka 


Im 1899 waren in 
510 Bapierfabriten im Betriebe. Dieſelben erzeugten 





(A) 700 Millionen Kilogramm Bapier zu einem Berfaufs: 


werth don 192 Millionen Mark; davon entfielen auf 
Drudpapter 150 Millionen Kilogramm. Sie erfehen daraus, 
daß die Drudpapierfabrifation ungefähr den fünften Theil 
unferer deutfhen Bapierfabrifation ausmacht. Wenn diefer 
fünfte Theil feinen Nugen abwirft, jo wird berfelbe zur 
Fabrikation anderer Sorten Papier übergehen und dadurch 
den übrigen Bapierfabrifen durd neue Konkurrenz die 
Sriftenz erfchweren und eben dieſen Fabriken auf Lange 
Zeit die Bebensfähigkeit unterbinden. Von unferer Papier: 
induftrie hängt die Zellulofe- und Holzitoffinduftrie ab, 
von denen das Wohl und Wehe von 71000 Arbeitern 
abhängig ift, die in dieſen Induſtrien beſchäftigt find. 

Ich habe im Anfang mieiner Nede ausgeführt, daß 
die Forſtwirthſchaft auf engfte mit der Papierinduftrie 
verfnüpft ift, und deren fteinende Einnahmen haupt: 
fächlid) diefer und der Bappeninduftrie zu verdanken find. 
In der Zellulofe-, Holzitoff: und Pappeninduftrie werben 
jährlich zirta zwei Millionen Feitmeter Hola verarbeitet; 
wenn ich ben Import von zirta 350000 Feſtmeter Holz 
aus dem Nudlande abredine, jo liefern die beutichen 
Forften zirka 1650000 Feſtmeter für dieſe Induſtrien. 
Nehme ich den mittleren Preis von 12 bis 13 Mark 
pro Feftmeter an, fo ergiebt fi ein jährlicher Verbrauch 
von zirfa 22 Millionen Mark. Nach dem Forſtetat für 
Preußen betrugen die gefammten Einnahnen aus Holz: 
verfäufen im Jahre 1900 79 Millionen Mark. 

Soweit ih mich entiinne, werden im Königreich 
Sachſen jährlih 300 000 Feſtmeter geichlagen; das Fünf: 
fache dieſes Quantums wird in Deutichland in der Papier— 
induftrie verarbeitet. Die Forftwirthichaft hat von der Zellu: 
[ofe: und Schleifholzinduftrie 3weifellos bisher einen großen 
Nußen gehabt, und die Forſtwirthſchaft hat allen Grund, 
ihre Verbindung mit biefer Induſtrie aufredhtzuerhalten. 
Ich erinnere nur daran, daß burd bie Papierholz: 


(B) induftrie, wie ich fie kurz nennen will, in vielen Gebieten, 


namentlich in Süddeutſchland, die Nentabilität der Forft- 
wirthichaft erft gefhaffen worden ift. Ich theile bie An— 
fiht des Herrn dv. Kardorff, daß die Sadıe hier nicht er: 
ihöpfend behandelt werben fann; ich bin aber überzeugt, 
daß unter der Devife: „Schuß der heimischen Produktion“ 
bie a Holzftoff: und Fellulofeinduftrie beruhigt in 
die Zukunft fehen kann. öge es ihr gelingen, aud) 
ferner den deutſchen Wald zu hohen Erträgen, zum Segen 
unseres Vaterlandes zu führen. 
(Bravo! bei den Rattionalliberalen.) 

Bizepräfident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab— 
georbnete Richter. 

ſtichter, Abgeorbneter: Es fehlt nur noch, daß das 
Lied angeftimmt wird: „Wer hat did, du ſchöner Wald“. 

(Große Heiterkeit.) 

Nein, mit folhen allgemeinen Redewendungen befafle ic) 
mich nicht, fondern mit ber thatjählihen Widerlegun 
Ihrer falfchen Behauptungen. Es ift mir fehr lieb, da 
ein Herr, der mit feinen Intereſſen der Fabrikation fo 
nahe fteht, die Frage jeht wieder zur Sprade bringt; 
denn es giebt mir daS Gelegenheit, meine Ausführungen 
noch mehr zu vertiefen und zu erhärten, als es bei der 
zweiten Berathung der Fall war. 

Zunächſt muß id mid aber gegen die Aeußerung 
wenden, bie der Herr Vorredner fi erlaubt hat zu 
machen, ich hätte wieder einmal die Intereffen des Aus» 
landes wahrgenommen. Cr hat died gethan mit Rüdficht 
auf eine Neußerung von mir, in der ich ausführte, daß, 
da der Ring der Papierfabrifanten die Preife jo weit in 
die Höhe treibe, e8 angezeigt wäre, demgegenüber bie 
ausländische Konkurrenz derAmerifaner nicht een 
Im Intereſſe aller an der Papierkonſumtion betheiligten 
Deutſchen, im Intereſſe des deutichen Verbrauchs von 
Papier, im Antereffe der geiftigen Nahrung, bie durch das 
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Papier vermittelt wird, ſei eine Ermäßigung ber 
jehr erwünſcht durch Aufhebung des Zolls und 
eine Ermöglihung der amerifanifchen Konkurrenz. 
(Sehr richtig! Links.) 
Ih weile ein für allemal ſolche Verbähtigungen zurüd, 
als ob jemand, wenn er deutſche Intereffen vertritt, Die 
zugleih mit den Intereſſen des ausländifhen Exports 
er fid) irgendwie den ausländiihen Inter— 
effen bienftbar mad. 
(Zebhafter Beifall links.) 

Herr Abgeordneter Horm, Sie fpredhen von meinen 
Aeußerungen allein. Ich habe mic, in meinem Urtheil über 
bie PVreistreibereien der 31 Fabriken Ben in Ueber⸗ 
einftimmung befunden mit allen Rednern aus dem Haufe. 

(Sehr ridtig!) 
Warum wenden Sie ſich denn mit Ihren Ausführungen 
bloß gegen mih? Wollen Sie die Herren, die die Schub- 
zollpolitit font hier vertheidigen, auch etwa damit ber: 
dächtigen, daß fie die Politik des Auslandes vertreten? 
(Sehr gut! links.) 
Man mag für eine Schubßzollpolitit fein; es giebt aber 
dod eine Grenze für jeden Schußzoll, auf vom Stand: 
punkte des Schußzolles felbit. Er ift nit mehr ange: 
bracht, wo der Schußzoll prohibitiv wirft in feiner Höhe, 
und wo andererfeitö der Erport beweift, daß bie geſchützte 
Induftrie in allen Welttheilen fonfurrenzfähig ift. 
(Sehr richtig! links.) 

Sie beflagen ſich darüber, Ihnen ftänden die Organe 
ber Preffe nicht zur Verfügung. Nun, ich habe hier bas 
Mocenblatt der Bapierfabrifanten, bad mich in derfelben 
Weiſe herunterfegt, indem ed von mir und von meinen 
Freunden als einer Schußtruppe des Auslandes ſpricht 
gegenüber den Papierfabrikanten, indem es ſich erbreiftet 

(Zuruf bei den Nationalliberalen) 
— jawohl, das iſt das Wochenblatt der Herren! —, mir 


reiſe 
amit 


‚Verrath an der nationalen Induftrie* vorzuwerfen, weil (D 


ih dieſe ungeheure Preiätreiberei der Papierfabrifen ge: 
bührend gekennzeichnet habe. 

(Hört! hört! links.) 
Id) habe mid; gewundert, daß die deutfche Preſſe bisher 
ſich noch nicht mehr ihre Intereffen gewahrt hat. 

(Sehr richtig links.) 
Die Papierfabriten haben ja aud in Annoncen in den 
Blättern in jeder Beziehung ihre Intereflen wahrgenommen. 

Meine Herren, zunächſt hat der Herr Vorrebner be: 
hauptet, die Erhöhung der Papierpreife feit dem vorigen 
Jahre ſei nicht fo groß, wie ich fie angegeben habe. Site 
ift genau fo groß, wie id) fie angegeben habe. 

(Hört! hört! Links.) 
Der Bapicrpreis für gewöhnliches Drudpapier hat ſich 
erhöht von 20 auf 27 Marf. 

(Hört! hört! links.) 
27 Mark ift der Syndikatspreis, und ich habe weiter 
aefagt: mir wirb berichtet, daß jet nicht unter 30 bis 
32 Pfennig Papier zu haben ift, und habe dann gefagt: 
35 bis 50 Prozent beträgt die Erhöhung. Ic babe nun 
zur Erläuterung beffen von ber Papiereinfaufsftelle des 
Bereind deutſcher Zeitungsverleger die Mittheilung er: 
halten: da3 Papier tft nicht von 20 auf 27 Pfennig ge: 
ftiegen, fonbern auf 30 bis 32 und noch mehr; nur große 
Zeitungen haben geringen Nabatt; fir 27 ift überhaupt 
fein Drudpapier zu bekommen. 

Was dann die Rentabilität betrifft, fo behaupten Sie, 
e3 ſei für Papierfabrifen noch nie ein fo ungünftiges Jahr 
gewelen, und ich hätte hier Fabriken angeführt, die fein 
Drudpapier verarbeiteten. Jh habe angeführt 3 Fabrifen 
von ben wenigen, die durch Altiengefellichaften betrieben 
werden, deren Kurs im „Reichdanzeiger“ vermerkt ift. 
Da ift die Fabrik in Alfeld-Gronau. 

(Iwiſchenruf.) 


— 


c) 


(4) 


B) Haſſeroder Fabril. 
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(Richter.) 
— 63 ift mir heute verfihert worben von der Papier: 
einfauföftelle des Vereins deuticher Zeitungsverleger — und 
dad muß ich doch fir richtig halten —, daß biefe Fabrik 
auch Drudpapier erzeugt. Sie hat außerdem eine Holz: 
ftoffichleiferei. Diefelbe hängt doch mit der Verarbeitun 
zu Drudpapier zufammen. Diefe Fabrik hat 189 
3 Brozent gegeben, jeßt bei ihren Abſchluß 11 Prozent. 
Die Fabrit Simonius hat im Jahre 1899 12 Prozent 
gegeben, jetzt tft bie Dividende nod) nicht feitgeftellt. Die 
Arnsborfer Fahrik Hat ihre Dividende bon 6 Prozent in 
dem legten Jahr auf 8 Prozent fir 1900 erhöht. Die 
Alfelder Fabrik fagt in ihrem Geſchäftsbericht, ein fo 
günftiged Ergebniß wie im Vorjahre hätte fie lange nicht 
zu verzeichnen gehabt. Ueberhaupt in allen Abſchlüſſen 
bon Papierfabriken, die mir bis jetzt zu Geſicht ge— 
fommen find, wird bie Rentabilität gerade des Vorjahres 
gerühmt. Dabei war dies noch ein Jahr, in dem bie 
—— Preiſe erſt gegen den Schluß zur Anwendung 
amen. 

Diefed Wochenblatt, welches gegen mich die In— 
veftiven veröffentlicht, greift audh in dem Sinne bes 

errn Vorredners meine Meußerungen über bie Renta— 
bilität der Fabriken an. Nun wird zufällig auch gerabe 
in biefem Wochenblatt in dem Inferatentheil über 
3 Fabrifen berichtet; e8 werben beren günftige Ergebniſſe 
fir 1900 hervorgehoben und noch günftigere verſprochen 
für 1901. Darumter find bie Bereinigten Bautzener 
Bapierfabriten beſonders hervorgehoben. Es wird auch 
ar nicht beſtritten in dem Artikel, das die Dividenden 
och ſind, es wird nur geſagt: das Aktienkapital iſt ver— 
hältnißmäßig gering zur ganzen Kapitalanlage. Die 
Rentabilität beurtheilt man aber doch nad demjenigen 
Kapital, welches das Nifito trägt; das anderd angelegte 
Kapital hat von vorneherein feinen feiten Zinsfuß. Ic 
kann auch noch anführen au dem Mochenblatt bie 
Bringen Sie dod nun heute einmal 
Abſchlüſſe der Fabriken für Drudpapier bei, die fo un: 
günftie find, wie angegeben wird? Nirgendwo ift mir 
iäher ein derartiger Abftoß zu Gefiht gefommen. 

Sie fagen nun, zum Schuß ber Arbeiter fei die 
Preiserhöhung erfolgt. Das möchte ich einmal feitgeftellt 
wiffen, ob bie Arbeiter auch nur einen Pfeunig bekommen 
haben bafür, daß man bie Preife um 35 bis 50 Prozent 


erhöht Hat. 
(Sehr richtig! links.) 

Dann wurden angeführt die vorher gefticgenen Kohlen— 
preife und bie Arbeitölöhne. Die Kohlen und die Arbeits— 
löhne kommen and in Betraht bei allen Papierfabrifen, 
auch bei denen, die nicht Drudpapier verarbeiten. Sobald 
ih aber auf jolde Fabriken zurüdgreife, dann heißt es: 
die verarbeiten fein Drudpapter. Meine Herren, die 
Ktohlenpreife und bie Arbeitslöhne greifen doch auch bei 
anderen Fabriken Plab. Nun fommt noch der Holzitoff 
in Betradt. Da wird behauptet, daß der Holzitoff im 
Preife geftiegen fei von 9 auf 15, 16, fogar bis auf 
18,50 Marl. Demgegenüber verfihert mir die Papier: 
einfauföftelle de3 „Vereins der Zeitungöverleger“, es fei 
eine Reihe von Jahren her, daß Holzftoff nur 9 Mark 
foftete, ſchon feit längerer Zeit koſte er durchſchnittlich 
minbeftens 11 Marl. Das ftimmt damit iiberein, daß in 
den amtlichen Einfuhrliften für 1899 der Werth des ein— 
geführten Holzitoff3 auf 9,50 Mark tarifirt ift, wozu noch 
1 Mark Zoll kommt. Alfo durchweg war der Preis des 
Holzftoffs bisher 11 Mark, und nad zuverläffigen Mit: 
theilungen ift er gegenwärtig 13 bis 13%, Mark. Nur 
unter ganz befonberen vorübergehenden Ausnahmeverhält- 
niffen haben einzelne Fabrifanten bis zu 17, 18 Mark 
bezahlen müſſen, aber andere Papierfabrifen hatten noch 
das Recht, aus früheren Papierabſchlüſſen Holzftoff zu 
billigerem reife zu beziehen. Alfo der Preis des Holz- 
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ftoff3 hat fich nur um einen jo geringen Prozentfag er» (C) 


böht — man kann fagen: bon 11 auf 13 —, ber in 
feinem Verhältniß fteht zur Erhöhung des Preifes für 
Drudpapier um 35 bis 50 Prozent. 

Jetzt appellirt man an bie 31 und Forſtintereſſenten. 
Ja, es kommt doch nicht bloß in Betracht, was an Holz 
im Inlande produzirt wird, ſondern auch, was an Holz— 
ſtoff aus dem Auslande eingeführt wird. Das iſt doch 
ſehr erheblich. Die Holzpreiſe find doch gegenwärtig 
durchaus nicht niedrig. Sie thun überhaupt ſo, als wenn 
num die deutſchen ;Fabriten — ad, bitte, etwas leiſer 
möchten die Herren am WBunbesrathötifhe fih unter: 
halten! — zu Grunde gehen müßten, wenn der Zoll nicht 
beftände oder gar nicht erhöht wird. Sie werfen den 
Zeitungsverlegern vor, fie hätten fo großen Nugen gehabt 
und mären ber Verbilligung bes Papiers nicht gefolgt. 
Allerdings ift dad Papier in den 20, 30 Jahren billiger 
geworden; aber es ift nicht mehr dasfelbe Papier wie früher 

(fehr richtig! Links); 

es ift nicht aus Lumpen bergeftellt, fondern aus Holzitoff, 
und daher die Verbilligung; es wird in ganz anderen 
Quantitäten hergeftellt, mit anderen Maſchinen. Das hat 
die Verwohlfeilerung bed Papiers — Dieſe 
iſt aber zu gute gekommen weſentlich dem Zeitungs: 
publifum, nicht den Zeitungsverlegern. Die Zeitungen 
find ganz außerordentlid billiger geworben in den 20, 
30 Jahren gegen früher. Wo gab es ben früher eine 
Zeitung, welche zwei Drudbogen täglih für 1 Mark dad 
Vierteljahr lieferte? Das find diejenigen Zeitungen, bie 
den meiften PBapiertonfum haben und hier am Bärteften 
getroffen werden. Ind abgejehen vom Abonnementöpreis, 
it die Verwohlfeilerung berborgetreten durd bie Ber: 
mehrung der Facbeilagen und durch die Vermehrung ber 
Ausgaben. 

Was nun die Zollfrage anlangt, fo bat es der Herr 
Vorredner fo dargeftellt, ald ob 
mich gewenbet hätten behuf3 Aufhebung des Zolld. Ich 
habe mit feinem geiproden, mit feinem über Zoll auch 
forreipondirt, fondern nur mitgetheilt, daß, angelodt durch 
die hohen Preife, ameritanifche Agenten in Berlin find, 
um fich zu erkundigen, ob bei dieſen hohen Preifen troß 
Zoll nicht zu fonkurriren wäre mit ben deutſchen Fabriken. 
Ich weiß ja wohl, daß die Preistreiberei nicht möglich 
gewefen wäre, wenn nicht im Auslande eine Nachfrage 
vorübergehender Art durch die Sriegsereigniffe entitanden 
wäre; aber es ift völlig falfch, was der Herr Vorrebner 
behauptet hat, daß hierburd der Export fo außerorbent: 
li in die Höhe getrieben jei gegen die Vorjahre. Ich 
habe hier die genauen Ziffern des Exports. 1900 hat 
die Ausfuhr von Drudpapier 299 310 Doppelzentner be: 
tragen, 1899 247 875 und 1898 295 353, 

(Hört! hört! links.) 
Alfo, 4000 Doppelzentner Drudpapier mehr! Daraus 
wird gefolgert, daß man die watürlihen Konſequenzen 
der Konjunktur hätte ziehen müſſen, um die Bapierpreife 
bi3 zu 50 Prozent in die Höhe zu treiben. Der Herr 
Vorredner hat ja ein Schauergemälde aufgerollt, was 
werben würde, wenn der Zoll zur Aufhebung käme, und 
die Amerifaner dann bie deutfche Induſtrie ruinirten. Das 
find durchaus Phantafien. Das Papier fommt nicht ums 
fonft her, fonderu muß Fracht bezahlen. Und ber Holz: 
reichthum der Amerikaner ift aud nicht derartig beichaffen, 
fie müffen ihr Holz vielfad aus Kanada beziehen. Wir 
haben auch vor den Amerikanern günftige Verhältnifle in 
Bezug auf die Fabrikation. Wenn es mit der deutſchen 
PBapierinduftrie derart beftellt wäre, daß die Aufhebung 
des Zolles fie ruimiren müßte, wie fonnte fie dahin fommen, 
300 000 Doppelzentner in die ganze Welt zu verkaufen, 
bortbin zu verfaufen, wohin die Fracht fo erheblich hoch 
ift! Meine Herren, im Jahre 1899 find bon den 300 000 


fih die Amerifaner an (2) 
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Doppelzentnen nad) Großbritannien 121576, nad 
Argentinien 32000, nah Ghile 8812, nah Uruguay 
5073, nad den Vereinigten Staaten jelbft 6928, nad 
Britifch-Auftralien 7016 Doppelzentner ausgeführt. 
lleberall kann deutſches Drudpapier konkurriren, und bier 
will man und vormaden, daß ohne Zoll die amerikaniſche 
Stonfurrenz die deutſche Papterinduftrie ruinirt! 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Meine Herren, id habe gar nicht gewußt, als id 
die Frage aus eigenem Antriebe hier zur Sprache brachte, 
daß kurz vorher der Verein deuticher Zeitungsverleger 
einstimmig befchloffen hat, eine Betition hierher zu richten, 
ben Zoll aufzuheben. Ach babe jegt erſt erfahren, daß 
eine „Bereinigung für die Zollfragen des Papierfachs“ 
beiteht, durch welche die Zollfrage Ihon vielfach, erörtert 
worden it. Es find nicht bloß die Zeitungsverleger in 
Trage, fondern es ift überhaupt die ganze Induftrie, 
die Bapier verarbeitet. Diele m. bat in 
einer Broſchüre ihres Geſchäftsführers Hager dargelegt, 
dab man nothwendig dazu kommen müßte, auf — 
den Zoll von 6 auf 3 Mark herabzuſetzen; das Intereſſe 
der Papierverarbeitungsinduftrie erheiſche es, denn dieſe 
iſt mit 40 Prozent ihrer Produktion auf den Export an— 
gewieſen. Es gäbe nichts Verkehrteres, als wenn wir, 
wie die Papierfabrikanten beantragen, den Zoll von 
6 auf 10 Mark erhöhten. Dad Ausland würde durch 
feine Nepreflalien die deutſche Erportinduftrie in dieſem 
Falle auf das ſchlimmſte treffen. 

(Sehr richtig! links.) 
Je mehr man im Inlande ber Papierverarbeitungsinduftrie 
diefe Stoffe vertheuert, um fo weniger kann fie im Aus: 
lande fonfurriven. Das Urtheil dieſer Bereinigung, die 
ich jegt erit kennen gelernt babe, lautet in Bezug auf den 
Papierzoll: 
Die erhöhten Papierzölle find eine Ausgeburt 
faufmänntfcher und handelspolitifher Kurzſichtig—⸗ 
feit, fie find ein Mittel der wirthichaftlichen Ver: 
gewaltigung, fie bedeuten die Verlümmerung der 
Bapierverarbeitungdinduftiie und fie find ein 
Henmmiß der allgemeinen Kultur. 
(Sehr richtig! links.) 

Nun haben die Herren von ber Rechten in der neulichen 
Debatte gemeint, es könne nichts nügen, wenn man ben 
Zoll aufbebe; denn die deulſche Induftrie hat unter allen 
Umftänden — im Gegenfag zu dem Herrn Vorredner — 
billigere Preife als Die ausländiiche; dieſe würde doch 
nicht hierher kommen. Nein, wenn man das Ventil öffnet, 
fo fegt man bier nur einer fünftlichen Preisfteigerung ein 
Ziel. Wie liegt die Sache jegt? Im Inlande nimmt 
ber Papierkonſum ab infolge der hohen Preiſe, weil bie 
Zeitungen nad) Möglichkeit Papier eriparen. 

Es fommt nod eins Hinzu. Diejenigen Zeitungen, 
welche anı meiften getroffen werben, find dieſelben, welche der 
neue Poftzeitungätarif erheblich höher belaftet, weil diefe 
Tarife nad) Maßgabe bed Papiergewichts zu einem großen 
Theil normirt werben. Nun verkaufen bie Bapterfabrifen 
nad) auswärts und haben dort Damit angefangen, das deutfche 
Papier billiger im Auslande als im Aulande zu verkaufen. 

(Hört! hö:t!) 
Die deutfchen Zeitungen wünſchen jest, wegen des Poſt— 
tarifs dünneres Papier zu haben; das wird ihnen ab» 
geihlagen oder nur unter befonderer Preiserhöhung 
zugeftanden. Ins Ausland aber verkauft man das dünnere 
Bapier zu erheblidy niedrigerem Preiſe, als es im Anland 
verfauft wird. Es geht ſchließlich jo weit, daß, wie id) 
erfahren habe, deutſche Fabriken, die das Papier weiter 
verarbeiten, jhon mit dem Gedanken umgehen, fid) ins 
Ausland zu verlegen, weil fie dort das deutiche Papier: 
produkt billiger faufen formen als im Inlande. 

(Schr richtig!) 





Die Sade wird ja fhließlich die Korrektur in fi (C) 


finden wie jede künſtliche Preismacherei, und wie ein 
Syndikat der Bappfabrifen ſchon früher einmal bieje Er: 
fahrung gemadht. Man wird die Anlagen erweitern, an— 
gelodt durch die höhere Rentabilität, und ich habe dieſer 
Tage gelejen, daß der größte Bapierfonfument Berlins in 
Sebnig im Auſchluß an eine vorhandene Fabrik — Sie 
beftätigen das — eine große Anlage macht, um fich eigenes 
Papier zu beichaffen, weil die Herren Fabritanten ihm zu 
theuer geworden find. 

Mir werden auf der einen Seite eine Vermehrung 
des Angebot3 haben, auf der anderen eine Verminderung 
ber Nachfrage, und jo wird fchließlih das Syndikat ge: 
fprengt werden. Aber bis es dazu fommt, wird mander 
Induftriezweig in der Papierverarbeitung und 
manches VBerlagsgeihäft ruinirt fein! Um das zu 
verhindern und um es zu ermöglichen, dab gegenüber 
ſolchen Syndikaten eine auslänbifhe Konkurrenz Platz 
greift, welche dasſelbe in angemeſſene Grenzen zwingt, 
bin ich der Meinung, daß man nicht raſch genug dieſen 
beſtehenden Zoll auf Drudpapier von 6 Marf, der aus 
einer ganz anderen Zeit ber Bapierproduftion berrührt, 
aufheben jollte. 


Bräfideut: 


(Bravo! links.) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dasbach. 


Dasbach, Abgeordneter: Das Thema iſt durch den 
Herrn Abgeordneten Richter ziemlich erſchöpft worden; ich 
will aber doch nicht umterlaffen, dem nod einige Worte 
beizufügen. Ich muß einen Proteft erheben gegen die 
Anklage de3 Herrn Abgeordneten Horn (Goslar), daß ber: 
jenige, der für die Abſchaffung ober er. end Herab- 
fegung dieſes Zolles eintritt, damit das Intereſſe des 
Auslandes fördert. Wo ſoll es hinfommen, wenn bei 
ſolchen Debatten derartige Vorwürfe erhoben werben? 

(Sehr richtig!) 

Ich meine, der Herr Abgeordnete Horn muß willen, daß 
alle deutihen Zeitungsleler eine Jutereffe daran haben, 
daß ber Zoll herabgefegt wird. Die Bapierfabrifanten 
find wirklich in rückſichtsloſer Weife vorgegangen; fie haben 
im vorigen Jahr ein Synbifat geſchloſſen, die Preife um 
50 Prozent in bie Höhe getrieben und haben alle Papier: 
fabrifen, bie fih dem Syndikat nicht fügen wollten, durch 
tabelnswerthe Mittel, durch Chikanen gezwungen oder fie 
zu zwingen geſucht, dem Syndikat ſich zu unterwerfen. 
Sie haben dadurch manden Beitungsverleger in bie 
größte Werlegenheit gejegt und fie gezwungen, zu 
ganz enormen, unerſchwinglichen Preifen das Papier 
zu faufen. Einer Geſellſchaft gegenüber, bie zu ſolchen 
Mitteln greift, follen wir noch irgend eine Nüd: 
jicht üben und ben Papierpreis noch fünftlich erhöhen? 
Ich meine, alle Parteien find daran intereffirt, daß ber 
Preis herabgeht; alle haben ein Intereſſe daran. Es tft 
fiher, daß, wenn das Papier wieder billiger wird, bie 
Zeitungen gezwungen werden, ihrerjeitö den Preis wieder 
herunterzufeßen, ſodaß die Zeitungsleſer ſchließlich den 
Vortheil haben werben. Sie wiſſen ja alle, daß infolge 
des hohen Boftzeitungstarif ſehr viele Zeitungen nament: 
lid} mittleren und Eleineren Umfangs gezwungen gemwefen 
find, um nur am Leben bleiben zu fünnen, den Breis zu 
erhöhen. Wer trägt den Nachtheil? Die vielen, vielen 
Zeitungsleſer im Lande, und den Vortheil hat bie Geſell— 
ſchaft, — in jo rückſichtsloſer Weiſe ein Syndikat be: 
gründet hat 

Vräfident: Die Diskuffion ift geihloflen; der Titel 
ift nicht angefochten, ich erfläre ihn für bewilligt. 

Ich rufe auf Fit. 2, Tabalsſteuer, — Tit. 3, Zuder: 
ftener, — Tit. 4, Salziteuer, — Tit.5, Branntweinftener — 
und erkläre die ſämmtlichen aufgerufenen Titel für bewilligt. 

Wir kommen zu b, Ginnahmen, an weldien Bayern, 


(D) 


Reichstag. — 73. Sigung. Donnerstag ben 21. März 1901. 
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(a) Württemberg, Baden und Eljaß-Lothringen feinen Theil 
haben: Tit. 6, Braufteuer und lebergangsabgabe bon 
Bier. — Averfa für Zölle und Verbrauchsſteuern, an welchen 
fämmtliche Bundeöftaaten theilnehmen, Tit. T. — Ich er: 
flöre dieje beiden Titel ald vom Haufe angenommen. 

Ih rufe auf Tit. 8. Das find Averſa, an welden 
Bayern, Württemberg, Baden und Eljaß-Lothringen Leinen 
Theil haben: Brauftener. — Bewilligt. 

Wir un über zu ap. 2, Reichsſtempelabgaben. 
Hier rufe ih auf Fit. 1, — 2, — 3, — 4. — Diefelben 
find vom Haufe in dritter Leſung angenommen. 

Wir gehen über zu Kap. 9a der einmaligen Ausgaben 
be3 orbentlihen Etats: Zur Verminderung der Rteichs⸗ 
ihuld. — Das Stapitel ift vom Haufe bemilligt. 

Wir fommen nunmehr zu Kap. 15, einmalige Aus: 
gaben des außerorbentlihen Etats: aus Anlaß ber 
Grpedition nah DOftafien. Hier rufe ich auf-die Tit. 1 
bis 7 — und erfläre biefelben ald vom Haufe bewilligt. 

Wir fommen nunmehr zu ap. 5 der Einnahmen: 
Bankweſen. Tit. 1 und 2. 

Ich eröffne die Diskuffion. Dad Wort hat ber 
Herr Abgeordnete Dr. Arendt. 

(Unruhe.) 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, nad) ben 
längeren Ausführungen über die Papierfrage, die viel- 
leicht in ber dritten Leſung doch hätten vermieden werden 
fünnen, werbe ich der Geſchäftslage des Haufes und dem 
alljeitigen Wunſche, mit der heutigen Sikung den Etat 
abzuschließen, Rechnung tragen und mid auf das äußerfte 
in meinen Ausführungen bejchränfen. Insbeſondere 
werbe id) verſuchen, alled Polemiſche gu vermeiden, um 
dadurd nicht Zündſtoff zu einer weiteren Debatte zu geben. 
Ih würde unter ben gegenwärtigen Ilmftänden auf das 
Wort haben verzichten fünnen, wenn nicht bei der zweiten 
Berathung des Etat der Herr Abgeordnete Miller (Fulda) 


(8) als Beridhterftatter auf die Ausführungen, die ich hier 


damals über die Ergebniffe der Reichsbank gemacht hatte, 
nah dem Schluß der Debatte —— hätte, und mir 
doch daran liegt, dem gegenüber meinen Standpunkt zu 
wahren. 

Der Herr Abgeordnete Müller (Fulda) meinte, 
daß, wenn vorausſichtlich in den nächlten Jahren das 
Neih in feinen Etat etwas weniger Mittel von ber 
Reichsbank einzuftellen habe, das Iediglid an ber Neu— 
bildung des Banfrefervefonds liege, dab auf feinen Fall 
das Reich eine Einbuße erleiden, Sondern einen vermehrten 
Gewinn haben würde. Ih finde es fehr begreiflich, 
daß der Herr Mbgeorbnete Müller (Fulda) Werth 
darauf legt, durch den neuen Banfvertrag dad Reid 
nicht ſchlechter geitellt zu finden als beim alten Vertrag; 
benn wir alle wiflen, daß er es in eriter Linie gewejen 
it, dem bie Reichsbank dad AZuftandelommen bed Bant: 
geledeß in ber gegenwärtigen Form zu verdanfen hat, und 
ch bin auch perjünlid vollkommen überzeugt, daß ber 
Herr Abgeordnete Müller (Fulda) fih in dem guten 
Glauben befindet, daß bei diefem Vertrag die Intereſſen 
des Reichs hinreichend wahrgenommen find. Um jo mehr 
liegt mir daran, ihm nachzuweiſen, daß das nicht ber 
Fall ift, daß wir burd den neuen Vertrag jogar ſchlechter 
geftellt find als durd; den alten Vertrag, und ich werde 
das mit ber beitimmten Abfiht in jedem Jahre wieder: 
holen, daß, wenn es und vergönnt fein wird, wiederum 
an bie Verlängerung des Bankvertragd heranzutreten, und 
wenn wir dann vielleicht wieder mit unferem prinzipiellen 
Standpunkt der volllommenen Berftaatlihung der Reich: 
bank nicht Durddringen, daß wir dann wenigftens mit 
dem Herm Abgeordneten Müller (Fulda) beifere Be— 
dingungen für das Reich erzielen, als es im gegen: 
wärtigen Bankvertrag ber Fall if. E3 ift vom Herrn 
Abgeorbneten Müller (Fulda) überfehen worden, daß 

Reichttag. 10, Legisl⸗P. IL. Seſſton. 1900/1901. 


nicht nur die Bildung des Reſervefonds einen Unterſchied (C) 


macht, fondern daß gegenüber dem Vortheil, der für 
bad Reid darin Tiegt, daß fünftig von 3'/, Pro: 
zent bis 6 Prozent Dividende die Antheileigner nicht, 
wie biöher, "/,, fondern nur !/,, und das Neid nicht, 
wie biäher, "/,, fondern ?/, erhält, der Umſtand fteht, daß 
bie Vorzugsverzinfung von Bi , bis 6 Prozent nicht 
mehr das alte Kapital von 120, jondern das erhöhte 
Kapital von 150 Millionen trifft; und nad dem Ban: 
gejeg wird dieſes Kapital binnen weniger Jahre auf 
180 Millionen erhöht werden. Da ergiebt fi nun 
folgende Berehnung. Ueber 6 Prozent Dividende find 
die Dinge fünftig gleich denen, wie fie früher waren. 
Um 6 Prozent Dividende zu erzielen, find, wenn ich bon 
bem Mefervefonds ganz abjehe und rund rechne, 10'/, 
Millionen erforderlid. Davon haben bisher die An— 
theildeigner 7'/, Millionen und das Neih 3 Millionen 
erhalten. Bei Künftig 150 Millionen Kapital würden 
51,, Millionen für die Berzinfung zu 3'/, Prozent er: 
forderlih fein. Mithin würden die Antheildeigner 
6'/, Millionen und dad Reid 3, Millionen befommen. 
Das Neih würde alfo hiernach °/, Millionen mehr be: 
fommen. Wenn wir auf 180 Millionen gelangt find, fo er: 
giebt fich, da für die 3t/, Prozent Berzinfung 6'/, Millionen 
erforderlich find, daß bie Antheildeigner wiederum 7'/, 
Millionen und das Reich 3 Millionen befommt, aljo 
genau fo viel wie bei dem alten Vertrag. Dabei aber 
ift noch ein Unterſchied zu machen. Wir haben bie Noten: 
referve außerordentlich erhöht, und infolge deifen wird bie 
Einnahme des Reichs aus der Noteniteuer ganz erheblich 
vermindert werben oder fo qut wie ganz verſchwinden. Wir 
wollen im wirtbfchaftlichen Intereffe fogar hoffen, daß fie 
anz verihmwindet! Die Notenfteuer hat aber im vorigen 
ahre 21/, Millionen ausgemadt. Wenn ih richtig ge: 
rechnet habe, würde fie nad dem neuen Gejeke !/, Million 
ausgemacht haben. 
jetzt Ihon bei 150 Millionen Mark das Reich ihatfählich 
einen Minderertrag bon etwa 1!/, Millionen Mark hätte, 
und bei einer Erhöhung auf 180 Millionen würde fid) 
biefer Minderertrag um fo mehr fteigern, je weniger die 
Notenftener einbringt. 

b aber nun das vermehrte Kapital zu bermehrten 
Ginnahmen führen wird, das ift und ja von ber Leitung 
ber Reichsbank feinerzeit beftritten worden. Wir müffen 
es abwarten. Jedenfalls würde bad nur in Betracht 
fommen für die Beträge über 6 Prozent, da wir ja wohl 
annehmen können, daß bie Dividende von 6 Prozent 
immer erzielt wird, ſodaß ber Status bderfelbe bleibt 
tie borher. 

Was den Refervefonds betrifft, jo hat es mich ges 
freut, daß ber Herr Abgeordnete Müller (Fulda) aus— 
drüdlich hervorgehoben hat, daß bei der Liquidation des— 
felben die Hälfte dem Reich gehört, daß der Reſervefonds 
ferner erheblich größer wird und bei ber künftigen Er: 
neuerung mit in Betracht gezogen wird. 

Ih möchte aber darauf hinweiſen, daß wir fünftig 
auf ſolche Ginnahmen bei der Reichsbank, wie wir fie in 
biefem Jahre gehabt haben, wohl faum je wieder zu 
rechnen haben werben. Gine Dividende von 11 Prozent 
ift ja bisher von ber Reichsbank noch nicht erzielt worden, 
und nad dem neuen Bertrag wird folde auch kaum 
wieder erzielt werben können, ba zunächſt der Reſerve— 
fonds neu zu bilben ift. 

Was diefen betrifft, jo möchte ih auch nad ber 
Rihtung Hin den Wunſch haben, daß bie weitere Er— 
höhung des Kapitald der Reichsbank recht bald vorges 
nommen werbe, da wir fonft in bie fonberbare Lage 
fonmen, baß wir über ben vom Gejet feftgeftellten Betrag 
hinaus den Nefervefonds noch erhöhen müffen; denn vor: 
ausfihtlih dürfte in fünf Jahren ber Reſervefonds 
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(A) 30 Millionen erreicht haben, die zum Zuwachs beftimmt 


find, da bereits mehr als 10 Millionen dich das Agio 
der neu ausgegebenen Antheile vorhanden find, und es würbe 
dann das —* der weiter auszugebenden 30 Millionen 
dieſe Summe überſteigen. Ich glaube aber, meine Herren, 
daß die Erleichterung, welche wir mit Freuden gegen— 
wärtig bei der Reichsbank wahrnehmen, vielleicht doch 
auch in etwas auf die Erhöhung der Mittel der Reichs— 
bank zurückzuführen tft, und darüber, glaube ich, beſteht 
ja eine alljeitige Uebereinſtimmung ber Meinungen, daß 
eine weiter gehende Erleichterung bei der Neihsbanf zu 
wünschen ift. 

Nun, meine Herren, ich will auf alle Einzelheiten in 
diefer vorgerüdten Stunde mir verfagen einzugehen; aber 
bad Eine muß ich doch hervorheben, daß dem glänzenden 
Bilde, weldes die Reichsbank nach der Richtung bietet, 
daß fie die höchfte Dividende und den höchſten Beitrag zu 
den Staatömitteln in dieſem Jahre geleiftet hat, doch auch 
wieder auf ber anderen Seite daS Bedenken gegenüberfteht, 
daß die Dedung der Beftände der Reichsbank noch in 
feinem Jahre eine fo niedrige gewelen ift wie in dieſem 
Jahre, und daß der Durchſchnittsdiskont noch in feinem 
Jahre feit Beſtehen ber Reichsbank ein jo hoher geweien 
ift wie im Jahre 1900. Ich will auch nicht unterlaffen 
herborzubeben, daß in feinem anderen Lande Europas, 
außer in Rußland, im er Jahre ein höherer Durch— 
ſchnittsdiskont beftand als bei uns, 

Meine Herren, ed war meine Abficht, Heute ausführ: 
lich auf die frage der Zinsfußbewegung einzugehen; ich 
unterlaffe dad mit Nüdficht auf unfere Geſchäftslage. Ich 
will nur das Eine ———— — ich hoffe, daß wir auf 
dieſe Frage nach Oſtern zurückkommen können, wenn wir 
mit dem Antrag der Zinsgarantie für die oſtafrikaniſche 
Bahn uns zu bejhäftigen haben, weil die Zinsfrage dann 
von felbit mit zur Erörterung gebradyt werden kann —: 


(B) ich bin überzeugt, meine Herren, daß wir jebt einer 


Veriode fintenden Zinsfußes entgegengehen, ebenfo, wie 
id) vor einigen Jahren vorausjagte, Er wir eine Periode 
fteigenden Zinsfußes vor und haben. Um feinen Zünd— 
ftoff für weitere Verhandlungen zu geben, will ich die 
Begründung meiner Anficht heute nicht ausipredhen. Ich 
beichränfe mich darauf, zu wieberholen, daß ich überzeugt 
bin, daß wir jest einer Periode finfenden Zinsfußes ent: 
gegengehen, daß wir eine erhebliche Verbilligung bes 
Bankdisfonts zu erwarten Haben. 

Daran möchte ich eine praftiihe Nutzanwendung 
ſchließen, die mid weſentlich mit beitimmt hat, heute noch— 
mals das Wort in biefer Angelegenheit zu nehmen. Wir 
wiffen alle, daß eine Reichsanleihe fehr nahe bevorfteht. 
Id glaube, dab, während bei ber letzten Reichsanleihe 
bie Zeichner ſchlechte Gefchäfte machten, weil wir einer 
Steigerimg des Zinsfußes und damit dem Sinfen ber 
Staatöpapiere entgegengingen, diesmal das Umgekehrte 
ber Fall fein wird, und deswegen möchte ich an die ver- 
bündeten Negierungen, in&befondere an den Herrn Reichs— 
ſchatzſekretär, die Bitte richten, daß er diesmal bie Anleihe 
jo Hein als irgend möglich machen möge, baß er foviel 
als irgend möglih von bem Kreditbedürfniß bes Reichs 
auf eine fpätere Zeit verfchteben möge, weil ich die volle 
lleberzeugung habe, daß er nad; Ablauf einiger Zeit er- 
heblich günftigere Bedingungen auf dem Gelbmarkte finden 
wird, als das — noch ber Full iſt. 


Ich will mich heute auf dieſe Bemerkungen be— 
ſchränken. Ich habe abſichtlich alles vermieden, was auf 


das Gebiet der Währungsfrage abführen könnte, und was 
Anlaß geben könnte, bob bie Herren, welche einen anderen 
Standpunkt vertreten, mir zu antworten genöthigt wären. 
Ich glaube, daß auch feitens der verbündeten Regierungen 
und ihrer Vertreter eine Antwort auf meine Ausführungen 
nicht erforberlih ift, und ich glaube aljo, daß ich die 


Herren dur meine heutigen Ausführungen doch wenigftens (C) 


nicht allzu lange in Anfpruc genommen habe. 
(Bravo! rechts.) . 

Präfident: Das Wort hat der Herr Hommiffar bes 
Bundesraths, Präfident des Meichäbankdirektoriumsg, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. tod. 

Dr. Rod), Wirkliher Geheimer Nath, Präfident des 
Neihsbankdireftoriums, Kommiſſar des Bundesraths: 
Meine Herren, ich bedaure, daß ich den Verhandlungen 
über die Reichsbank am 16. dieſes Monats nicht habe 
beiwohnen fünnen. Natürlich tft die Reihsbankverwaltung 
jeder Zeit bereit, Rede zu ftehen; aber ich nehme mit 
dem Herrn Borredner an, daß das hohe Haus heute in 
diefer vorgerüdten Stunde und bei der Geſchäftslage 
nicht geneigt ift, in eine umfänglide Diskuffion über bie 
Reichsbank einzutreten, und ich werde mic deshalb ebenjo 
furz faffen, wie es der Herr Vorredner gethan hat. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Arendt hat ſich heute im 
wejentlihen auf Ausführungen befhränft, die ein wirklich 
naheliegendes praftiihes Ziel nicht verfolgen. Er ſuchte 
nachzuweiſen, daß durd das neue Bankgeſetz das Neid 
ſchlechter geftelft ſei als die Reichsbankantheilseigner. Das 
iſt in gewiſſem Grade der Fall. Die Rechnung, die er 
neulich aufgeſtellt hat, iſt hinfichtlih der Zahlen im großen 
und ganzen zutreffend. Aber der Hauptgrund Tiegt 
einmal im der vorübergehenden Wiedereröffnung bes 
Nefervefond8 und zweiten in der Grhöhung bes 
Banktapitald von 120 Millionen auf 150 Millionen Darf. 
Natürlich fällt infolge deffen der Antheil des Reichs am 
Ertrage fleiner aus, weil zunächſt 3'/, Prozent von 
150 Millionen an die Bankantheilseigner entrichtet werden 
müffen. Der Herr Abgeorbnete Dr. Arendt hat ſich ja 
felbit bei der Reichsbankdebatte für eine Erhöhung bes 
Stammkapitals erklärt. Er verlangt fogar heute, daß 
die weitere Erhöhung des Stammlapitald, die im Geſetz 
in Ausfiht genommen if, noch fchneller vor fih gebe. 
Ich muß darin aljo einen gewiſſen Widerſpruch erkennen. 
Dann hat er zweitens bei der Nente der Reichsbank— 
antheile bemerkt, daß man biefe Nente nicht bloß vom 
Nominalfapital berechnen darf, fondern daß man aud) 
das erhebliche Agio in Betracht ziehen muß. Die neuen 
Zeichner haben zirla 38 Prozent Agio zahlen müſſen, 
nämlih 35 Prozent als eigentlihen Subjtriptionspreis, 
und außerdem den Stempel. Wenn man dad berüd: 
fihtigt, dann kommt nur eine Mentabilität von 5 bis 
6 Prozent heraus, 

Ich werde mir nur noch erlauben, auf einen anderen 
Punkt einzugehen, der neulich den Mittelpunkt der Dis: 
fuffion gebildet hat. Es wurde nämlid von dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Arendt und auch von den Herren Ber: 
tretern anderer Parteien die Forderung erhoben, unfer, in 
diefem Jahre am 13. März veröffentlichte Verwaltungs: 
bericht ſolle künftig ſchneller erfcheinen, und zwar folle er 
ihon vor der Generalverfammlung bekannt gegeben 
werden. Ich glaube, daß die Herren, die das verlangen, 
die geſetzlichen und thatſächlichen Schwierigteiten unter: 
ſchätzen. Uebrigens ift dieſe Forderung früher niemals 
aufgeitellt worden, zum erften Mal von Herrn Dr. Arendt 
im vergangenen Jahre. Das Bankgeſetz jagt ganz aus: 
drüdlih in $ 32a: 

Der Zentralausfhuß iſt gutachtlich zu hören 
über die Bilanz und die Gewinnberedhnung, 
welhe nad) Ablauf des Geihäftsjahres vom 
Neihöbankdirektorium aufgeftellt, mit deffen Gut: 
achten dem Reichskanzler zur definitiven Feſt— 
jegung überreiht und demnächſt den Antheils- 
eignern in deren orbentliher Seneralverfammlung 
mitgetheilt wird. 

Alfo, meine Herren, in ber Generalverfammlung, nicht 
vor der Generalverfjammlung, jollen bie weientliden Be— 


— 


D) 





(D r. Koch.) 


a) ſtandtheile des Jahresberichts mitgetheilt werben. Nachher 


(B 


— 


beißt es in $ 21 des Statuts: 
Die Generalverfammlung empfängt jährlih den 
Verwaltungsbericht nmebit der Bilanz und Ge- 
winnberedinung ($ 32a des Bantgejeged). 
Alfo, wiederum erſt die Generalverfammlung, nicht 
ihon jedermann oder irgend jemand bor ber General: 
verfammlung. Die Reichsbank hat deshalb ſich niemals 
für ermädjtigt gehalten, ſchon vor der Generalverfammlung 
etwas ge ee Sie würde ſonſt befürdten 
müffen, die beicheidenen Rechte der Banfantheilseigner zu 
ihmälern, und wenn einer der Herren Abgeordneten fagte, 
es müſſe ben Aktionären jchon vorher Gelegenheit zur 
Kritik des Berichtes gegeben werben, fo trifft das nicht 
zu, weil den Banlantheildeignern eine ſolche Kritik geſetz— 
fih gar nicht zufommt. Ic würde als Vorfigender ber 
Generalverfanmmlung jede Kritik ohne weiteres abjchneiben. 
Uebrigens ift die Ausarbeitung des Verwaltungs: 
beriht3 mit feiner umfaflenden Statiftit ſtets fo ſchnell 
al3 möglich erfolgt. Sie müffen bedenken, daß die Reichs— 
banf jegt 330 Zweiganftalten zählt. Die Abichlußarbeiten 
müffen zunädhft an den Nebenftellen angefertigt werden; 
fie werben bann an die vorgejegten 76 jelbftändigen 
Anftalten weiter gegeben, welche fie mit den eigenen 
Zahlen verarbeiten. Die ganze Arbeit gelangt enblid an 
die Hauptbant; dort werden fie zuſammengeſtellt. Das 
ift eine umfängliche Arbeit, die durchaus nicht zu unter: 
ichäten ift. Ich glaube nicht, daß wir darin anderen Banfen 
irgendwie nachſtehen. Die Generalverfammlung, welche 
nach $ 18 des Statut3 alljährlih im März ftattfindet, hat 
in früheren Jahren viel fpäter ftattgefunden, in der erften 
Zeit 3. B. am 23., 24., 25., 26. März. Später, in ben 
neunziger Fahren, habe id) verfucht, den Termin etwas 
früher anzuberaumen. Das ift auf die Dauer aber nicht 
ganz gelungen, und wir haben in den legten Jahren 
infolge ber Bermehrung der Banfanftalten und des 
überhaupt zunehmenden Umfangs den Termin wieder 
binausfchieben müſſen. Wenn der Jahresbericht aber aud) 
ſchon fertiggeftellt if, muß er doch nachher nad) dem 
Geſetz noch eine Neihe bon Stadien durdlaufen. Ich 
möchte Ihnen zeigen, wie die Sache im Jahre 1901 ftatts 
gefunden hat. Zunächſt muß eine Prüfung der Jahres: 
bilanz auf Grund ber Bücher durch die Deputatton des 
Zentralausfhuffes ftattfinden, nah $ 14 Abſatz 1 bes 
Statut?. Das ift am 15, Februar geihehen. Danı wird 
der Zentralausihuß nad derfelben Vorſchrift Abjak 2 
darüber gutachtlic gehört. Dies geſchah am 19. Februar, 
an demſelben Tage ging der Bericht an den Herrn Reichs— 
fanzler zur Genehmigung. Noch ehe er zurückkam, was 
am 1. März geihab, wurde der Neihöbruderei Auftrag 
gegeben, den Jahresbericht mit den Tabellen zu bruden, 
und ſchon am 22. Februar ift die Bekanntmachung erlaffen, 
wonad) die Generalverfammlung anberaumt wurde, was 
nad) $ 18 de3 Statut 14 Tage vor der Verſammlung 
geichehen muß. Schneller kann man wirklich, glaube id), 
nicht arbeiten; das werben die Herren anerkennen müſſen. 
Ich gebe indeffen gerne das Berfpreden, auf dad Be: 
—— der Beſchleunigung ſtets möglichſt Rückſicht zu 
nehmen. 
Ferner iſt, ich glaube, von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Hahn, eine ausführliche Darſtellung der geſammten 
wirthſchaftlichen Lage in dem Bericht vermißt worben. 
Darauf ift fhon von dem Herrn Abgeordneten Bifing nit 
Recht erwibert worden, daß eine ſolche Darftellung von 
fo autoritativer Stelle doch außerordentlich bedenklich er: 
ſcheint. Die Jahreöberichte begannen allerdings nach der 
Umwandlung der Preußiihen Bank in die Reichsbank mit 
einer furzen Einleitung. Aber ſchon tm Jahre darauf 
verließen wir dieſe Gewohnheit; man beichräntte ſich fortan 
anf Statiftif. Erſt vom Jahre 1896 ab habe ich e8 für 


— —eichstag. — 73.,Sigung. Donnerdtag ben 21. März 1901. 
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angemeflen gehalten, immer eine kurze Einleitung iiber (C) 


den Hauptcharakter der Bewegungen bei der Reichsbank 
voranzuſchicken, welde ftet3 auch ein gewifles Spiegelbild 
der wirtbichaftlichen Verhältniſſe bildet. Etwas weiteres 
fann man nicht verlangen. Eine ausführliche Darftellung 
ber wirthichaftlihen Lage müßte doch mehr oder weniger 
einfeitig ausfallen, und ich glaube nicht, daß der Herr 
Abgeorduete, der das angeregt hat, damit zufrieden fein 
würde, wenn wir uns in ähnlicher Weile wie die Deutſche 
Bank ausgeſprochen hätten. 

Dann wurde bemängelt, daß wir nicht die beiden 
Halbjahre gefondert hätten. Meine Herren, wir find 
gar nicht bereditigt, eine Semeftralbilang zu liefern, wir 
find nur berechtigt und verpflichtet, nad) S 8 des Bank— 
gefege3 und anderen Beftimmungen binnen brei Monaten 
eine Jahresbilauz zu veröffentlichen. Jedermaun kann 
fi) aud) aus unjeren einleitenden Bemerkungen und aus 
der Tabelle ber ſämmlichen Wochenüberſichten der Reich: 
bant — Anlage DO des Berichts — fofort ein Bild 
machen über den Stand in ben verjchiedenen Monaten 
und in ben beiden Semeftern. Das gefchieht auch ftetö 
bon manchen Handeldorganen und dffentlihen Blättern; 
ih habe im mehreren Zeitungen, 3. B. der biefigen 
„Nationalzeitung“, ſchon Anfang Januar eine ausführliche 
Beurtheilung der Haltung und Lage der Reichsbank 
während des Jahres 1900 gelejen. 

Endlich glaube ih, das Intereſſe an der fchnellen 
Veröffentlihung des Jahresberichts ift fein fo ſehr großes, 
wie das neulich jhon von dem Herrn Interftaatsjefretär 
des Reichsſchatzamts und von dem Herrn Berichteritatter 
ber Budgetfommiflion, dem — Abgeordneten Müller 
(Fulda), ausgeführt worden it. Für den Etatsanſatz 
faın man fih mit dem Durchſchnitt der Erträge ber 
bergangenen Jahre begnügen, und es nicht nothwendig, 
daß man fon früher ganz genau bie Nefultate des 
legten Jahres fennt. Aus der — iſt niemals (D) 
gegen uns der Vorwurf erhoben, dak wir den Jahres— 
bericht nicht früh genug veröffentlihen. Zum Schluß 
möchte ich noch hervorheben, daß auch dieſer Jahres: 
bericht wiederum Zeugniß davon giebt, inwiefern bie 
Neihäbant dem Wirthſchaftsleben Deutichlands gute 
Dienfte geleiftet hat. Im Einklang mit dem gewaltigen 
Anwachſen deutſcher Arbeit auf den Gebieten bon In— 
buftrie und Handel find unfere Umſätze von Jahr zu Jahr 
fortgeichritten. 

Im Jahre 1900 Haben fie 189 Milliarden erreicht, 
bie Summe ber ber Reichsbank zugefloffenen Wechſel 
etwa 10 Milliarden, das ift eine halbe Milliarde mehr 
als im Vorjahre. Alle Ziffern geben den Beweis, daß 
wir redlid bemüht geweien find, der deutſchen Wirthichaft 
Dienfte zu leiften, zu welden die Reichsbank berufen ift. 
Insbeſondere haben wir auch im legten Jahre uns mit 
Grfolg bemüht, den Golbvorrath ber Reichsbank zu 
fteigern. Die Wechfelturfe waren zu Anfang des Jahres 
fchledhte, haben fi aber nachher gebeffert. Im ganzen 
haben wir tm Jahre 1900 fir 1241/, Millionen Mark 
Gold gekauft in Barren und fremden Münzen unb 
außerdem über 88 Millionen Mark in deutſchen Gold: 
münzen vom Auslande bezogen. Dieſe Goldbezüge von 
zufammen faft 210 Millionen haben es uns ermöglicht, 
troß ungünftiger auswärtiger Verhältniffe im zweiten 
Halbjahre nicht mit dem Diskont in die Höhe zu gehen, 
wie das in den legten fünf Jahren ftet3 geſchehen mußte. 
Dieömal hat der allmählihe Nüdgang der Induſtrie in 
Verbindung mit den Goldbezügen und in den Stand ge- 
fest, den Zinsfuß von 5 Prozent — daß das an fi 
ein niedriger fei, will id) ja nicht behaupten — bi zum 
Jahresſchluß zu behalten. Unſer Goldvorrath, der im ganzen 
Laufe des legten Halbjahres größer war, ald in der 
letzten Hälfte des Vorjahres, ift jegt ſchon wieber erheblich 

289 * 


2108 


Reichstag. — 73. Sikung. Donnerstag den 21. März 1901. 








(A) geftiegen, um etwa 160 Milltonen Mark feit Ende 1900, 


und die Dedung ift infolge deſſen durchaus nicht ums 
befriedigend. Die Dedung der Noten durch Metall be: 
trägt augenblidlid 87,6 Prozent, und wenn man bie 
fonitigen täglih fälligen Verbindlichkeiten hinzurechnet, 
fo ergiebt fih immer noch eine metalliihe Dedung von 
55,7 Prozent, während dad Geſetz befanntlih für bie 
Noten mr ein „Drittel® Dedung durch den Baarvorrath 
vorſchreibt. Ich glaube, das ift ein durchaus erträg- 
licher Zuftand; wir brauchen ums nicht zu ängftigen 
gegenüber der Erwägung, daß wir mit Hilfe höheren 
Disfontd aud über Ichwierigere Zeiten hinweggefommen 
und allmählid wieder zu einer leidlich befriedigenden 
Lage, in ein beffered Fahrwafler hinüber gelangt find. 
Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 


Dr. Arendt. 
(Unruhe und Zurufe.) 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, fo ver 
Iodend es für mich wäre, dem Herrn Reihsbankpräfibenten 
au antworten, fo behalte ich mir doch das Wort für eine 
fpätere Gelegenheit vor und verzichte darauf jegt mit 
Nüdfiht auf die Geſchäftslage des Haufes. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Bräfident: Die Diskuffton ift geichlofien. Die Titel 
1 yet 2 des Kap. 5 find nicht angefochten; fie find be— 
willigt. 

Ich rufe nunmehr auf Kap. 17: Beſonderer Beitrag 
von Elſaß⸗Lothringen. — Bewilligt. 

Say. 19: Aus der Veräußerung don ehemaligen 
Feltungsgrundftüden. — Bewilligt. 

— 20: Ueberſchüſſe aus früheren Jahren. — Be— 
willigt. 

Kap. 21: Zum Ausgleiche für die nicht allen Bundes⸗ 
ſtaaten gemeinſamen Einnahmen. Hier rufe ich auf Tit. 1, 

— 2, — 3 mit den berichtigten im Druck vorliegenden 
(BP) Zahlen — und erkläre biefelben für bewilligt. 
Ih rufe auf ap. 22: Matritularbeiträge. Die: 
felben betragen 570933 000 Mark nad Makgabe ber 
Untervertheilung, weldye die Herren aus der Anlage XIX, 
Seite 5, finden, deren Verleſung mir wohl erlaffen wird 
— dies ift der Fall; ich Zonftatire das. — 

Wir kommen zu den außerordentlihen Dedungs- 
mitteln. Hier rufe ih auf Kap. 23: Aus der Anleihe. 
Tit. 1, die Zahl beträgt kalkulatoriſch richtig 203 303 541 
Mart, — Tit. 2 — und 3. — Ich konftatire die Annahme 
feitend bes Haufes. 

Wir fommen nunmehr zu Kap. 24: Sonftige außer- 
ordentliche Deckungsmittel. Hier rufe ih auf Tit. 1, — 
2, — 3, mit ber beridhtigten Ziffer; — konftatire auch 
bier die Annahme feitend des Haufes. 

Endlich rufe ich auf Kap. 25 Tit. 1, — und 2, — 
kann aucd bier dasſelbe fonftatiren, daß fie vom Haufe 
angenommen find. 

Wir fommen nunmehr zum Etatögefek, Seite 41 der 
a 

Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Müller (Fulda). 

Müller (Fulda), Abgeordneter: Ach möchte ben 
Borichlag machen, dab wir bie Berathung des Etats— 
geſetzes mit der Berathung des Geſetzes über die Ber: 
wendung ber Ueberſchüſſe der Reichseinnahmen verbinden. 
Es liegen Anträge vor, die zu beiden Geſetzen geftellt 
find, und id) glaube, die Diskuffion wird fid) weſentlich 
vereinfadhen, wenn wir beide Gejege zufammen berathen. 

‚ Beäfident: Der Herr Abgeordnete Müller (Fulda) 
ihlägt vor, die Diskuffion über das Etatsgeſetz zu ver 
binden mit der Berathung über den Entwurf eines Geſetzes 
wegen Verwendung überichüffiger Neichseinnahmen aus 
dem eg er 1901 zur Schuldentilgung. Bon 
meiner Seite ift Dagegen fein Einfpruch zu erheben; wenn 


auch feiner aus dem Haufe erfolgt, — fo nehme id an, 
daß dies der Beihluß des Haufes ift. 

Die Diskuffion ift alfo eröffnet über dieſe beiden 
Geſetze, und zwar zunächft über den $ 1 bes —6 
— Es meldet ſich niemand zum Wort; die Diskufſſion iſt 
geſchloſſen, und ich darf, wenn kein Widerſpruch erfolgt, 
annehmen, daß ber $ 1 vom Hauſe angenommen tft. — 
Dies ift der Fall, da niemand widerfpridt. 

Mir fommen nunmehr zu $ 2. Zu bemfelben liegt 
vor dad Amendemeit der Herren Abgeordneten v. Staudy 
und Müller (Fulda) auf Nr. 212 der Drudiahen. Das: 
felbe geht dahin: 

im 82 des Gtatögefeßes bie Worte „ſoweit 
diefer Betrag nicht aus Ueberſchüſſen bes 
Rechnungsjahres 1901 im eigenen Haushalt des 
Reiches beitritten werben kann“ zu ftreichen. 

Außerdem muß ih darauf aufmerfiam machen, daß 
fih in $ 2 in einer Zahl ein Drudfehler befindet. Die 
Zahl muß nicht heißen 203 903 541, fondern 203 303 541. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Müller (Fulda). 

Müller (Fulda), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
babe hier auf Nr. 212 den Antrag geftellt, diejenige 
Henderung, welche der $ 2 in ber zweiten Zefung bes 
Etatsgeſeßes erfahren hat, nämlich die Zufagworte: 

foweit biefer Betrag nit aus Ueberſchüſſen 

des Nehnungsjahres 1901 im eigenen Haushalt 

bes Reichs beftritten werden kann, 
bier im $ 2 de3 Etatsgeſetzes wieder zu ftreihen und ihn 
ftatt deſſen als zweiten Abjat in den $ 1 des Schulden: 
tilgungögefeßes einzufegen. Die Gründe, welche mid zu 
diefem Antrage beftimmt haben, find folgende. Es ift ſeitens 
der Neih3:Schuldenverwaltung auf eine Anfrage, bie 
feitend des Herrn Staatsſekretärs des Reichsſchatzamts 
bei der Reichs-Schuldenverwaltung ergangen iſt, das 


(C) 


Bedenken erhoben worden, daß dur diefen Zuſatz bie (D) 


Ermächtigung zur Anleihe von 203 Millionen nur eine 
bedingte fein würde, daß alfo diefe Anleihe gewiſſer— 
maßen nur als ein Propiforium gedacht wäre, daß fie 
erft definitiv werden würde, fobald das Rechnungsjahr 
1901 abgeſchloſſen wäre, und fofern und foweit alddann 
fi) feine Ueberſchüſſe aus den Einnahmen im eigenen 
Haushalt des Reichs ergeben haben würden. Dadurd) 
wäre aber die ganze Anleihe von 203 Millionen 
Mark rehtmäßig im Frage geftellt, und bie Staats: 
ſchuldenverwaliung könnte überhaupt dem Meichd- 
ſchatzamt die Ausgabe von Anleihetiteln verweigern 
aus dem Grunde, weil die Zuſtimmung des Reichstags 
und Bundesraths zu der Anleihe nur eine bedingte mit 
aufſchiebender Kraft ſei. Dieſes formelle Bedenken wollen 
wir nun dadurch aus dem Wege räumen, daß wir den 
Zuſatz nicht in dieſem Etats- und Anleihegeſetz, ſondern 
in dem Geſetz wegen Verwendung überſchüſſiger Reichs— 
einnahmen aus dem Necdhnungsjahr 1901 zur Schulden: 
tilgung madhen. Es würde materiell dadurch nichts ges 
ändert; es bleibt der Zufa zum $ 2, wie er durch den 
Antrag Richter in zweiter Leſung geitellt wurde, materiell, 
feinem Sinn und Wirkung nad, aufrecht erhalten; er 
wird aber infofern an den richtigen Pla gebradt, als 
er nicht etwa die Aufnahme einer Anleihe von vornherein 
ftört, fondern erft dann zur Wirkung kommt, wenn ſich 
wirklich Ueberſchüſſe ergeben haben. 

Meine Herren, ich glaube, vorläufig genügt dieſe 
furze Begründung. Ich werde mich weiter zu der Frage 
äußern, ob und inwieweit durch diefen Antrag etwa bie 
Nechte der Bundesftaaten berührt werben könnten, nachdem 
ich allenfallfige Bedenken von deren Seite gehört habe. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatdjekretär des Reichsſchatzamts, 
Wirkliche Geheime Nath Freiherr dv. Thielmann. 


(B) trage audzufertigen, 
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Freiherr v. Ihielmann, Wirklicher Geheimer Nath, 
Staatöfefrelär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, was der Herr Abgeordnete 
Müller (Fulda) eben zu feinem Antrag auf Nr. 212 der 
Druckſachen, wonach der in zweiter Leſung beichlofiene 
Zufag zum 8 2 wieder fortfallen fol, gefagt hat, Tann 
ih, foweit es bad Verhältniß der Neihs- Finanzverwaltung 
zur Reichs-Schuldenverwaltung betrifft, nur betätigen. 
Die Neih3:Schuldenverwaltung ift eine in vielen Be: 
siehungen vollftändig jelbftftändige Behörbe, gewiffermaßen 
ein Obertribunal, deſſen Entiheidungen nicht angefochten 
werben können. Das preußtiche Geſetz von 1850, auf 
welches bie trage bom 19. März 1900 
Bezug nimmt, giebt der preußiſchen Staatsſchulden— 
verwaltung, welde für das Reich als Reichs-Schulden— 
—— fungirt, eine ſelbſtſtändige Stellung, welche der 
oberen Leitung des Finanzminiſters nur infofern unters 
liegt, als dies mit der ihr nad) $ 6 bed Geſetzes bon 
1850 beigelegten Unabhängigkeit vereinbar tft. 

Im Reihe liegt die Sache ebenſo. Die Reichs— 
Finanzverwaltung kann der Reidh3 » Schuldenverwaltung 
nicht vorfchreiben, wie fie einen Geſetzesparagraphen aus— 
legen fol. Wenn die Reihs-Schuldenverwaltung ben 
Zuſatz, ben das hohe Haus in zweiter Leſung bes 
ſchloſſen hat, und welder lautet: Der Herr Reichskanzler 
wird ermächtigt, einen gewiffen Betrag von Anleihen 
aufzunehmen, 

foweit biefer Betrag nicht aus Ueberſchüſſen des 

Rechnungsjahres 1901 im eigenen Haushalt des 

Reichs beftritten werben kann, 
— wenn aljo die Neih3-Schuldenverwaltung, wie geſchehen, 
biefen Zuſatz fo auslegt, dab fie nicht im Stande fein 
würde, auf Grund einer im obiger Weiſe befchränften 
Kerebitbewilligung vor dem Rechnungsabſchluß für 1901 
Sculdverihreibungen des Reichs im irgend melden Bes 
fo muß fih die Reichs-Finanz— 
verwaltung dabei bejcheiden und kann feinen Widerſpruch 
erheben. Aus biefem Grunde, meine Herren, bitte ich 
Sie, dem Antrag der Herren dv. Staudy und Müller 
(Fulda) auf Nr. 212 der Drudiadhen Ihre Zuftimmung 
zu geben und dadurch die Reichs-Finanzverwaltung bon 
der, ich möchte fagen, unmöglichen Aufgabe zu befreien, 
15 Monate zu wirthichaften, ohne die in . Etats⸗ 
he, ihr zur Verfügung geftellten Kredite benußen zu 
fönnen. 

Wenn dagegen bie Beftimmung, welche aus S2 aus- 
fheiden würde, in das Schulbentilgungsgefeß wieder auf- 
genommen wird, fo habe ich noch auf einige andere ver: 
faffungsrechtliche Bedenken aufmerkſam zu machen. Art. TO 
der Reichöverfaffung, deſſen Wortlaut allen anmwefenden 
Herren belannt ift, handelt von dem Ueberſchüſſen der 
Borjahre. Eine dreißigjährige Praxis hat diefem Artikel 
den Sinn untergelegt, der feitden in allen Etats Play 
und Stelle gefunden hat, daß bie Ueberſchüſſe eines Etats— 
arg in dem nächſten Etat nach ihrer Feititelung, das 
heißt alio dem Etat des zweitfolgenden Jahres borweg 
ald Einnahme vorgetragen werden. Sie entlaften dadurch 
indireft die Bımbeöftaaten infofern, ald der Bebarf an 
neuen Einnahmen ein geringerer wird, wodurch aud bie 
Ziffer der Matrikularbeiträge fid) verringert. 

Meine Herren, es wird heute in der Diskuſſion an 
diefer Auslegung des Art. TO, wie id vermute, manches 
beftritten werben. Ach möchte Ihnen fagen, daß im 
Intereſſe der Bunbesftaaten, alſo aud im Intereſſe bes 
Deutſchen Reichs, an diefer durch dreißig Jahre bewährten 
Auslegung feftzuhalten if. Die Bundesftaaten haben fid) 
bereit durd dad Schuldentilgungsgeſetz, die lex Lieber, 
jeit einer Neihe von Jahren folder Mehrerträge aus 
den Weberweifungöftenern entäußert zum beiten einer 
fräftigeren Schuldentilgung. Aber es würde den Haus— 


halt der einzelnen Bundesſtaaten erheblih zu ſchädigen (C) 


geeignet fein, wenn fie den indireften Vortheil, welden 
die Heberichüffe im eigenen Reichshaushalt fir das über: 
nächte Jahr bieten, entbehren follen, und ich bitte Sie 
deshalb, während Sie den Antrag der Herren Abgeordneten 
dv. Staudy umd Miller (Fulda) zu $ 2 des Etatsgeſetzes 
annehmen, doc nicht den Anhalt des Zuſatzes, der hier 
geltrichen werden joll, in dad Schuldentilgungsgeſetz auf: 
zunehmen und fomit dem Antrag auf Nr. 216 der Drud: 
ſachen Ihre Zuftimmung nicht zugeben. 

Präfident: Das Mort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Königlich bayeriihe Staatsrath Frei— 
herr v. Stengel. 

Freiherr v. Stengel, Staatörath, Ttellvertretender Be: 
bollmädjtigter für das Königreich Bayern: Meine Herren, 
ich habe mir das Wort erbeten, weil ich ald Vertreter der 
bayeriſchen Regierung noch ein weiteres Bedenken geltend 
zu machen habe, das ich ſowohl gegen den Zufag zu 52 
des Etatsgeſetzes als auch gegen ben und jebt vor— 
liegenden Antrag Müller (Fulda) erhebe. Ich bemerfe 
dabei im voraus, daß Bayern hinfichtlid dieſer Bedenken 
nicht allein fteht, fondern daß dieſe Bedenken auch von 
anderen Regierungen getheilt werben. Der Sit der Be: 
benfen liegt fir meine Regierung außer ben von bein 
Herrn Staatöfekretär des Reichsſchatzamts bereit3 geltend 
gemachten Gründen, nicht im eriten Sage des Artifel3 TO 
der Neichöverfaffung allein, fondern namentlih aud im 
weiten Sage diejed Artifeld. Ich muß mir geftatten, 
diefen Artifel 7O wegen feiner großen Wichtigkeit, ins— 
befondere auch in Anfehung des Satzes 2, hier durd Ver: 
lefen zur Kenntniß zu bringen. 

Der Artifel TO Tautet in feinem erſten Satze: 

Sur aller gemeinfhaftlihen Ausgaben 
dienen zunächſt die etwaigen Ueberſchüſſe ber 
Borjahre, fowie die aus den Zöllen, den gemein: 


ſchaftlichen Verbrauchsſteuern und aus dem Poſt- (D) 


und Telegraphenweſen fließenden gemeinſchaftlichen 
Einnahmen. 

— Das find alfo die fogenannten reich3eigenen Gin: 

nahmen. — Und der zweite Sat fährt dann fort: 
Inſoweit diefelben 

— die gemeinſchaftlichen Ausgaben nämlihd — 
durd; diefe Einnahmen nicht gededt werben, 
find fie, folange Reichsſteuern nicht eingeführt 
find, durd Beiträge der einzelnen Bundesitaaten 
nah Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, 
welhe bis zur Höhe des budbgetmäßigen 
Betrages durch den Reichskanzler ausgefchrieben 
werben. 

Aus diefem zweiten Sate des Art. 70 der Neichd- 
verfaffung folgert fih mm zweierlei. Es folgert fid 
daraus eritlich einmal der ja längſt ſchon zur An— 
erfennung gelangte Sat, daß das Reich fein Defizit 
haben kann, dab jedes etwaige Defizit, das fih im 
Reichshaushalts-Etat ergeben könnte, feine Dedung zu 
finden hat durd; Matrikularbeiträge. Nah der anderen 
Seite folgert ſich aber auch aus dieſem zweiten Satze 
des Art. 70 der Neichöverfaffung, daß die einzelnen 
Bundesitaaten ihrerſeits auch nicht verbunden find, 
Matrifularbeiträge zu entrichten über den orbent- 
lihen Dedungdbedarf des Reichs hinaus. Es 
ergiebt fi daraus alfo, dab, wenn fie eine Mehrleiftung 
entrichtet haben, in dieſer Mehrleiftung ein indebitum 
liegt, auf deſſen Nüderftattung fie cin in ber Berfaffung 
begriimbetes Recht haben. Der Nechtögelehrte, der etwa 
aus Nrt. TO Sag 2 Ihnen da3 Gegentheil beweifen 
wollte, der müßte erft geboren werden; mir ift ein folder 
nicht befannt. Die biöherige Anwendung des Art. TO 


hat fi, mie Ihnen vorhin ja bereit? der Herr 
Staatsfefretär des Neichsſchaßzamts gefagt hat, 


(A) num 


(B) Mittel. 
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2110 us, 
(Freiberr ©. Stengel) 

allerdingd fo geftaltet, daß regelmäßig nicht 
vah dem jeweiligen orbentlihen Dedungsbebarfe, 
fondern vielmehr im budgetmäßigen Höchſtbetrage 


die Matritularbeiträge erhoben worden find. Zu biefer 
Art der Behandlung haben inbeifen Lediglich praftiiche 
Erwägungen geführt und nicht etwa eine Zwangs— 
beftimmung der Neihöverfaflung. Vom Standpunkt der 
Einzelitaaten erſchien aud eine ſolche durch praftiiche Rück— 
fihten veranlaßte Regelung um jo unbedenklicher, als fie 
ja deflen fiher waren, daß dad, was fie in dem einen 
Jahre an das Reich zu viel zu entrichten Hatten, ihnen in 
beim übernädhften Jahre durch Minderung ihres Aufwandes 
an Matrifularbeiträgen wiederum zu gute kommen würbe. 
(Sehr richtig!) 
In diefer Form ift in dem praftiihen Wollzuge dem 
Grundgedanken der Reichsverfaſſung auch Hier Rechnung 
getragen worden. Im übrigen würde ber Herr Neidjs- 
fanzler durch Wortlaut oder Sinn der Verfaflung niemals 
gehindert fein, im Ginvernehmen mit ben verbünbeten 
Regierungen den praktiihen Vollzug aud anders zu 
regeln, ihn mehr dem Wortlaut der Reichsverfaſſung an— 
zupafien. 

Nach dem in zweiter Berathung beichloffenen Zufate 
zu $ 2 des Etatsgeſetzes Sowohl als aud nad dem An— 
trage Müller (Fulda) fol nun aber die Sade im Wege 
des Geſetzes weſentlich anderd geordnet werden: danad) 
follen dieſe zu viel bezahlten Matrifularbeiträge, bie für 
das Reich vorerſt nur ald empfangene Vorſchüſſe, gewifler- 
maßen als „fremde Gelder“ ericheinen, den Ginzelftaaten 
einfach weggenommen werden und ihre Verwendung finden 
zur Tilgung der Reichsſchulden. 

Num bin ich ja gewiß weit entfernt, etwa nicht an— 
erfenuen zu wollen, daß die Tilgung der Schulden des 
Reiches ein ungemein erftrebenswerther Zweck ift. Aber 
der Zwed, den wir ba verfolgen, heilige nicht jedes 
Meine Regierung fteht auf dem Standpuntte, 
daß, wenn das Neich fich entichließt, fei es nun von Fall 
zu Fall oder planmäßig, feine Schulden zu tilgen oder 
zu vernindern, das Reid in feinem eigenen Haus— 
halt und eventuell in feiner eigenen Steuerfraft 
die Mittel finden müffe, um diefe Schuldentilgung 
herbeizuführen. 

(Sehr richtig!) 
Was die Cinzelftaaten anlangt, jo haben dieſe ihre eigene 
Sorge. Die Einzelftaaten haben mit der Tilgung und 
Verminderung ihrer Landesſchulden gerade genug zu thun. 
(Sehr richtig!) 
Unter allen Umständen aber müflen nad) meinem Dafür: 
halten die Beftrebungen, die Reichsſchuld zu vermindern, 
Halt machen vor den Grenzen, Die die Reichsverfaſſung 
in ihren grumbdlegenden Beltimmungen gezogen bat. 

Num ift ja, als am vorigen Sonnabend diejer Gegen: 
ftand bei der zweiten Ftat3berathung erörtert wurde, und 
der damalige Antrag Richter zur Annahme gelangte, 
unter anderem auch hingewiefen worden auf bereits vor: 
liegende Präzedenzfälle; es iſt behauptet worden, daß 
das gar nicht neu fei, was hier beichloffen werden jolle, 
nein, daß das ſchon fo und jo oft vorgefommen ſei. Ich 
geitehe den Herren offen, daß mid im eriten Augenblick 
diefer Einwand auch überrafht hat. Namentlich, weil ich 
meiner Sache doch nicht fofort ganz fiher war, und weil 
bei der Kürze der Zeit ed nicht mehr möglich ſchien, ſich 
über die Grumdhaltigkeit des Einwandes zu orientiren, 
hielt ich es für bedenklich, mid damals perjönlicd im bie 
Debatte einzumiſchen. Inzwiſchen habe id) aber die Zeit 
benugt, dieſen Präzedenzfällen nachzugehen; und da hat 
fi) nun folgendes gezeigt. 

Die Präzedenzfälle find alle einander gleich, es Liegt 
einer genau wie ber andere; c3 find das die Paragraphen, 
die wir in verſchiedene Nachtragsetatsgeſetze ein: 


geichaltet Haben. 
leich find, benuße ich nur das eine Beifpiel — führe ic) 
Ihnen an den $ 2 des Geſetzes vom 22 Mai 1894, den 
Nachtrag zum tat fir 1804/95 betreffend. Diefer 
Paragraph lautet: 
Die Mittel zur Beftreitung des in $ 1 bezifferten 
Mehrbetrages von fo und jo viel taufend Mark 
— auf die Zahl kommt es ja nidt an — 
find, foweit dieſelben niht durch Mehr: 
erträge bei den außer den Matrifular: 
beiträgen zur Reichskaſſe fließenden regel: 
mäßigen Einnahmen ihre Dedung finden, 
durdy Beiträge der einzelnen Bundesftaaten 
nad Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzu— 


bringen. 
Zu meiner Ueberraſchung — id) hatte mich deſſen ſelbſt 
nicht mehr fo genau erinnert — ergab fid aljo, daß 


genau das, was id Ihnen vorhin aus Artitel TO Sat 2 
der Neichäverfaffung vorgetragen habe, ſich bier wieder: 
holt, und es könnte nur die Frage aufgetvorfen werben, 
ob es nicht ein Superfluum war, dieſe Beitimmung in 
das betreffende Nachtragsetatsgeſetz überhaupt noch auf: 
zunehmen, ob ſich das nicht nach Artikel 70 der Reichs— 
verfaffung von jelbft verftanden hätte. So alio verhält 
es fid) mit dem Präzedenzfällen, auf die man ſich berufen 
zu lönnen glaubte, um die Ginfhaltung des damals be- 
antragten Zufates in den $ 2 des Gtatögejeßes zu be— 
gründen. 

Als zutreffender könnte vielleicht der Einwand erachtet 
werden, der aus dem Umſtand ſich herleiten ließe, daß das Reich 
ſelbſt den Einzelſtaaten nach der Franckenſteinſchen Klauſel 
die Mittel liefert, die ſie gebrauchen, um die Matrikular— 
beiträge an das Reich abzuführen. Aber gerade für das 
Rechnungsjahr 1901 erſcheint es als höchſt zweifelhaft, 
ob dieſe Deckungsmittel nicht verſagen, und ob die Ueber— 


weiſungsſteuern in der veranſchlagten Höhe auch wirklich (D) 


eingehen werden. Und da berufe ich mich auf die 
Autorität des Herrn Antragftellerd Müller (Fulda) ſelbſt, 
der erſt vor wenigen Tagen gegemüber einem anderen 
Antrage des Herrn Abgeordneten Richter uns hier aus: 
einandergefeßt bat, daß bie wirklichen Einnahmen an 
lleberwetjungöftenern wahrfceinlid um zehn bis zwölf 
Millionen Markt Hinter dem Voranſchlage zurüdbleiben 
werden. Ich ſchätze dieſen Fehlbetrag, foweit fih Die 
Dinge augenblidlih überfchen laſſen, noch beträchtlich 
höher. Mag dem aber fein, wie ihm wolle, jedenfalls 
ftehen wir gegenwärtig vor der Wahrſcheinlichkeit, daß 
die Einzelitaaten gerade fir das Jahr 1901, für das 
Sie Diet Beſtimmung treffen wollen, in Anfehung der 
lleberweifungäfteuern, bie ihnen eine Dedung bieten jollen, 
eine herbe Täuſchung erfahren werben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, es ift, ich weiß nicht, von welcher 
Seite, im den legten Tagen in diefem hohen Haufe die 
Mär verbreitet worden, ald wenn dieſe ganze Angelegenheit 
Bayern nichts angehe, als fünnten die Bayern ruhig zus 
ftimmen, Bayern bleibe dabei ganz außer Betradt. Man 
hat, wie id; vermuthe, au die MAusgleihungäbeträge ge: 
dadıt, die jedoch hier nicht in Frage kommen. Ich möchte 
an die Herren aus Bayern die Bitte richten, fih burd) 
dieſe haltlofe Erzählung, wie ich fie nicht anders nennen 
fan, nicht irreführen zu laffen. Inter einer Meberlaftung 
mit ungededten Matrifularbeiträgen würde aber nidt 
bloß Bayern, fondern es würden alle Bundesftaaten ohne 
Ausnahme darunter leiden müſſen, und aller Vorausſicht 
nad die wichtigften Kulturaufgaben dadurd zu Schaden 
kommen. 

Im übrigen, muß ich ſagen, verſtehe ich eigentlich in 
dieſer —— den Herrn Abgeordneten Müller 
(Fulda) nicht. Vor wenigen Tagen noch hatte er ge 


Als Belfpiel — weil bie Fälle alle (CO) 
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(A) meinfam mit mir ben Antrag des Herrn Abgeordneten 


Richter befämpft, der dahin ging, die Einzelftaaten mit 
etwa 3 oder 3'/, Millionen Mark Dratritularbeiträgen 
gegenüber den Weberweifungen höher zu belaften. Heute 
baben mir einen Antrag desſelben Herrn Abgeordneten 
Müller (Fulda) vor uns, der, wenn er angenommen 
werben follte, die Ginzelftaaten Schädigungen in Anjehung 
der Datrifularbeiträge ausſetzen würde, bie wir heute nod) 
in feiner Weiſe ermeifen fönnen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
63 ift ja vielleiht auch möglich — die Sache läßt fid 
ja jegt noch in feiner Weile überjehen —, daß, was 
ſpeziell den Antrag Müller (Fulda) anlangt, er unter 
Imftänden fir das Jahr 1901 auch völlig gegenitand3los 
werben fann; es ift eben zu berüdfichtigen, daß uns im 
Augenblid für eine verläffige Prognoſe der Entwidlung 
der Einnahmen und Ausgaben des kommenden Jahres 
noch jeder feſte Anhaltspunft fehlt. Wenn jenes aber 
wirklich der Fall fein follte, was ift dann ber Erfolg ber 
Annahme diejed Antrags? Daß Sie zu den vielen Kom— 
plifationen, die wir auf dem Gebiete der finanziellen Bes 
siehungen zwijchen Reich und Ginzelftaaten haben, nur 
nod eine neue Hinzufiigen! 
(Sehr richtig!) 
Sie jehen alſo, meine Herren, wie es bei der Komplizirt— 
heit der Materie mindeftend ſehr gefährlich ift, ſich auf 
Anträge einzulaffen, bie in der legten Stunde mit größter 
Haft, während die Koffer zur Abreife ſchon gepadt find 
(Heiterkeit), 
bier eingebradjt werben. 

Ich weiß nicht, wie troß alledem die Mehrheit dieſes 
hohen Haufes ſich in dieſer Frage entſcheiden wird; aber 
ih babe es wmeinerfeit3 doch für meine Pflicht als Ber: 
treter der bayeriſchen Regierung eradtet, Sie noch recht: 
zeitig auf die fowohl gegen ben Zujag zu $2 des Etats— 


(B) gejegentwurf3 als aud gegen den Antrag Müller (Fulda) 


in Mitte liegenden ernten Bedenken aufmerkfam zu machen. 
Damit fanın ich fließen. 
(Bravo!) 
Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Sattler. 


Dr. Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, fo jehr 
in legter Stunde ſcheint mir der Antrag doch nicht ge- 


fommen zu fein 
(fehr richtig!) ; 


haben wir ihn doch feit vorigem Sonnabend vor uns und 
auch aus ber —— Rede des Herrn Vorredners, 
des Vertreters des Bundesraths, erlannt, daß ihm die 
Möglichkeit geweſen iſt, die geſammte Literatur und alle 
Präzedenzfälle in dieſer Frage vorher zu ſtudiren. Ich 
laube alſo, der Borwurf der Webereilung und Leber: 
ürzung wird in feinem Falle berechtigt fein, wenn wir 
dem Antrag zuftimmen. 

Der Herr Vorrebner hat ſodann Bezug genommen 
auf die Ausführungen vom vorigen Sonnabend, worin 
man auf Bräzedenzfälle verwieien habe. Dabei hat er, 
wenn fih das auf die Ausführungen beziehen follte, die 
ih mir zu machen erlaubte, mich vollftändig mißverſtanden. 
Ih habe hingewieſen auf die Präzedenzfälle in Betreff bes 
Berfahrens der Reihsichuldenverwaltung bei der Heraus— 
Er von Obligationen auf Grund der nicht vollftändig in 
hrem Umfang feftitehenden Anleihekredite, aber nicht auf 

räzebenzfälle bei dem Geſetz über Sculdentilgung. 
3h bin allerdingd am vorigen Sonnabend nicht ber 
Meinung gewefen, dab fih die Reichsſchuldenberwaltung 
auf einen derartig formaliftifchen Standpunft ftellen würde, 
wie fie das nad der uns gegebenen Erklärung zu thun 
beabjichtigt. Ich gebe dem Herrn Reichsſchatzſekretär zu, 
wir haben feine Mittel, die Neihsichuldenverwaltung von 
diefem formaliftiichen Standpunkte abzubringen; denn fie 


ift fouverain in ihren Entſcheidungen. Wir können fie nicht (C) 


— and) der Herr Reihöihagfefretär und der Herr Reich: 
fanzler nicht — von einer ſolchen Entiheidung abbringen; 
aber ich bin ſehr enttäufcht durch dieſe Entſcheidung, weil 
fie auf einem formaliftiihen Standpunft fteht und fih im 
Widerſpruch jegt mit dem Verfahren, welches die preu— 
ßiſche Staatsſchuldenverwaltung cingeidjlagen hat, ob: 
wohl doch dieſe auf denfelben Grundlagen beruht, ihre 
Borichriften einfad) auf das Reich übertragen find. 

Wir haben den Fall gehabt, dak im Jahre 1867 in 
Preußen ein Geſetz bewilligt war bis zur Höhe von 
24 Millionen Thaler, jedoh mit der Beſchränkung, daß 
es nur allmahli nad Maßgabe des für die einzelnen 
Baujahre erforderlichen Bedarfs, und foweit nicht andere 
Staatsfonds zu dieſem Zwecke flüſſig gemacht werden 
follten, vealifivt werde. Trotzdem wandte fih ber 
preußlihe Finanzminifter an die Staatsihuldenver- 
waltung und ließ fih bon ihr Obligationen aus: 
händigen in ber vollen Höhe bis zu 24 Millionen Thaler, 
trotz dieſer Beſchränkung, von ber man von vornherein 
borausfehen fonnte, dab fie die volle Snanfpruchnahme 
des Kredits Hindern müßte, namentlih in jenen Zeit— 
punkt, dem eriten Jahre. Trogbem lieferte die Staats» 
ſchuldenverwaltung die Obligationen in vollem Umfange 
aus. Man erfannte bei ber Berathung im Jahre 
1870 im preußifchen Landtag, daß der Finanzminiſter 
mit dieſem Anſinnen bie ihm geſetzlich eingeräumten 
Befugniffe überfchritten Hatte, und infolge deſſen be= 
auftragte die Budgetkommiſſion des Abgeordnelten— 
hauſes die Staatsſchuldenkommiſſion, dieſe Ange— 
legenheit zu unterſuchen, und das Abgeordnetenhaus 
ſchloß ſich dieſem Antrag an. Die Staatsſchulden— 
kommiſſion kam dann zu der Ueberzeugung, daß das 
Abgeordnetenhaus nicht das Recht habe, ihr einen der— 
artigen Auftrag zu ertheilen, daß fie aber kraft ihres 


Amtes, welches fie zur Sontrole der Staatsihulden- (D) 


verwaltung erhalten habe, berechtigt und verpflichtet jet, 
zu unterfuden, ob die Staatöihuldentommiffton bei der 
Herausgebung ber Obligationen ihre geſetzlich feſt— 
efegten Befugniffe überfchritten habe oder nit. Sie 
nt bie getan und in bem Bericht niedergelegt; 
fie it zu dem Nefultat gekommen, daß die Staats: 
ihuldenverwaltung mit biefer Auslieferung der vollen 
Summe ihre Befugniffe nicht überjchritten habe, 
weil im Geſetz nicht ausgeſprochen fei, wie viel von 
diefer Summe in jedem einzelnen Jahre ausgehändigt 
werben ſollte. Die Staatsſchuldenkommiſſion ih zu der 
Meberzeugung gelommen, daß in dieſem Fall die Ver: 
antwortlichkeit der Finanzminiſter habe, daß aber bie 
Staatöfhuldenverwaltung berechtigt geweſen jei, ben 
vollen Betrag der im Gejeg genannten Summe dem 
Finanzminifterium herauszugeben. Das Abgeordneten: 
haus ift überhaupt nicht weiter auf dieſen Fall ein: 
gegangen, e3 hat alio die Schlußfolgerung der Staats- 
ſchuldenkommiſſion als vollftändig ridtig anerkannt. 
Darnach konnte man micht erwarten, daß heute die 
Reihd:-Schuldenverwaltung fi auf den Standpunkt 
ftellt, wenn in einem Anleihefrebitgefeg von 202 Millionen 
die Einschränkung hinzugefügt werde, daß etwaige Ueber— 
fhüffe von 1901, die doch ſicher feine 202 Millionen er: 
reihen werden, vielleiht iiberhaupt nicht eintreten, daß fie 
deshalb nicht berechtigt ſei, irgend ein Stüd für dieſe 
Anleihen auf Grund dieſes Geſetzes ber Reichsſchatz— 
verwaltung herauszugeben. Das it ein formaliftiicher 
Standpunkt, dem man fid) allerdings unterwerfen muß, 
und infofern ziehe ich mit ben Herren Abgeordneten. Staudy 
und Müller (Fulda) die Konſequenz, daß man in der That 
dieſen Zuſatz in dem Anleihegejeg nicht ftehen laffen Tann. 
Aber um fo mehr würde ich es bedauern, wenn man 
nicht die Veranlaffung nähme, den richtigen Gedanten, 
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(Dr. Sattler.) 


(A) der in dieſem Antrag des Herrn Abgeordneten Richter 


nad meiner Anficht enthalten war, zur That werben zu 
laffen und in anderer Weife durchzuführen, wo die Reichs— 
Schuldenverwaltung mit ihrem Formalismus die Durch— 
fegung dieſes Schritte nicht hindern faın. Man hätte ja 
num daran denken Zönnen, den Anleihefredit wieder zu 
theilen in die zwei Theile, deren einer ja erforderlich ift 
für die Beftreitung der Ghinaerpedition im Jahre 1901, 
und deren zweiter zur Ausgleihung des Etats verwendet 
werden fol. Man hätte alfo die Anleihe wieder in ihre beiden 
Theile auflöfen können, hätte den Ghinabetrag unabhängig 
bon ben Ueberſchüſſen geftalten fönnen und die Ab— 
ſchreibung der Ueberſchüſſe bloß auf den zweiten Theil vor— 
nehmen fönnen. Das würde aber in der dritten Lefung 
und im gegenwärtigen Stadium der Verhandlungen 
fchwierig gewejen fein, und ich freue mid daher, daß ber 
Herr Mbgeorbnete Müller (Fulda) auf den Gedanken 
gekommen tft, die richtige Beitimmung des Antrags 
Richter in das Schuldentilgungsgeſetz einzutragen, und id) 
meinerfeitö fan die Annahme desielben nur empfehlen. 

Ich bin aber genöthigt, auf die Ausführungen 
der Herren Bertreter des Bundesraths, namentlich 
des bayerifchen Herrn Vertreters des Bundesraths 
meinerſeits doch auch etwas eingehender zu ant— 
worten. Der bayeriſche Herr Vertreter des Bundes— 
raths erklärt, daß er ſchwere Bedenken gegen eine 
ſolche Maßnahme hat, ob ſie nicht der Verfaſſung wider— 
ſpreche. Ich freue mich, daß die Reichsverwaltung nicht 
zu dieſem Reſultat gekommen iſt, denn ich glaube, ſie hat 
Recht; ich ſchließe das aus der Thatſache, daß der Herr 
Reichs⸗Schatzſekretär ſeinerſeits dieſe Bedenken nicht hervor: 
gehoben hat, fondern es dem bayerifhen Herrn Vertreter 
im Bundesrath überlaffen hat, für die Verfaſſungswidrig— 
feit einer ſolchen Annahme zu plaidiren. Ich habe aller: 
dings ſchon am Sonnabend meinerjeitö betont, daß man 


(B) auf Grumd des Artikels TO keineswegs beftreiten fünne, 


daß die lleberihüffe in dieſer Weife zur Verringerung der 
Anleihen verwandt werden können. Das iſt abfolut unhaltbar. 
Ich brauche den Artitel TO Ahnen nicht wieder vorzulefen, 
denn der Herr Vorrebner hat es gethan; aber der Inhalt 
desfelben heißt doch luce clarius nur: Matrifularbeiträge 
follen nicht erhoben werden, foweit Ueberſchüſſe vor— 
handen find und gemeinfhaftlihe Ginnahmen aus ben bem 
Neich zuftehenden Verwaltungen; fo lange ſollen Matri- 
fularbeiträge nicht erhoben werben, fondern nur, ſoweit 
bie Ausgaben bed Reichs dadurch nicht gededt werben, und 
fie Dürfen dann nur bis zu dem bubgetmäßigen Betrage durch 
den Reichskanzler auögeichrieben werben. Meiter ſteht in 
dem Art. TO ber Verfaffung nichts. Aber wenn man ihn 
preffen will, fo folgt aus dem Art. 7O der Berfaffung, 
daß überhaupt alle Ausgaben durch Matrikularbeiträge 
bejtritten werben müſſen, und nichts durch Anleihe gededt 


werden darf. 
(Sehr richtig! links.) 

Das hat eben der Herr Vorredner überfehen. Es 
ift überhaupt bei Erlaß der deutfhen Berfaflung gar 
nicht daran gebadıt worden, von vornherein in Derartigem 
Umfange eine Schuldenverwaltung im Deuiſchen Reiche 
eintreten zu laſſen; jondern die Begründer der Berfaflun 
waren ber weg daß bie Ausgaben des Reiches dur 
Matrifularbeiträge der Einzelftaaten gededt werben follten, 
und es iſt lediglich eine Rüdfihtnahme auf die finanzielle 
Lage der Ginzelftaaten gewejen, wenn man nad) unb nad) 
dazu übergegangen ift, einen großen Theil ber noth— 
wendigen Ausgaben durch Anleihen zu deden. 

Ich weiß wohl — damit ber Herr Vorredner mir 
nicht Diefen Vorwurf machen kann —, daß in dem Art. 73 
aud die Aufnahme von Anleihen feitend des Reichs vor— 
geiehen ift; aber es ift dort expreß gejagt: 

In Fällen eine außerordentlihen Bebürfniffes 


fann im Wege der Reichsgeſetzgebung die Auf: (C) 


nahme einer Anleihe fowte die Uebernahme einer 

Garantie zu Laſten des Reichs erfolgen. 
Es ift aber ganz gewiß mit voller Abficht diefer Art. 73 
über die Aufnahme von Anleihen nicht in Verbindung 
gebracht mit dem Art. 70, welder bie —— der ge⸗ 
wöhnlichen Ausgaben des Reichs in Betracht zieht, weil 
man überhaupt nicht auf den Gedanken gekommen war, daß 
man von Jahr zu Jahr mehr dazu übergehen würde, einen 
großen Theil ber rege Gelbmittel, welche zur 
Herftellung der Balance im Reichshaushalt nöthig find, 
auf Anleihe zu nehmen. Die Unleihen, die wir 
aufnehmen, find alſo gewiffermaßen nur ein Bene, weldes 
wir den Einzelftaaten zu gute fommen laffen; und wenn 
wir jet zu der Annahme fommen, daß wir bie lleber: 
ſchüſſe zur Verringerung dieſer Anfeihe benußen wollen, 
fo heißt das nichts weiter, als daß wir das Bene, das 
wir mit ber Bewilligung der Anleihe den Einzelitaaten 
zu gute kommen laflen, jetzt wieder etwas verringern, 
weil bie eigenen Einnahmen des Reiches und dazu in 
Stand fegen. — Das ift nad meiner Anſicht die richtige 
Auslegung des Art. TO der Verfaſſung und der Folgen, 
bie fih daraus erſchließen. 

Ich muß dod auch ben Herrn Vertreter des Bundes— 
raths daran erinnern, dab niemand den Reichstag hindern 
faın — natürlih vorbehaltlih der Zuftimmung des 
Bundesraths —, fo und fo viel Millionen und fogar viel 
mehr Millionen, als vielleiht aus dem Ueberſchuß heraus: 
fommen, aus ben durch Anleihe zu bdedenben — 
herauszunehmen und in diejenigen Poſten einzu tellen, 
weldie aus Matrikularbeiträgen gededt werden müflen. — 
Alſo die Einwendungen von Seiten der Verfaſſung halte 
id für durchaus unberedtigt. 

Nun gebe ich zu, daß ber Umſtand, daß das Neich 
und bie Einzelftaaten in ihren Finanzen jo abhängig von 


einander find, durch Ueberweiſungen und Matrifular: (D) 


beiträge immer in einander greifen, jehr unbequem ift für 
bie Ginzelftaaten, und ich meinerfeit$ babe immer auf 
bem Standpunkt geftanden, daß e3 wünſchenswerth wäre, 
diefen Zuftand — beſeitigen und ein- für allemal zu be— 
ſtimmen, daß die Matrikularbeiträge und Ueberweiſungen 
gleich ſein müßten, damit die Einzelſtaaten nicht mehr zu 
den Beiträgen des Reiches in höherem Umfang heran— 
gezogen werden müßten, als durch die Ueberweiſungen 
ihnen zufließt. 

Dieſer Standpunkt kommt aber nicht in Betracht. 
Ich gebe zu, daß die Einzelſtaaten nach mancher Hinſicht 
von dem Reiche in der =. etwas hart behandelt werden, 
aber Bayern am allerwenigiten. Gine nicht ganz richtige 
Heranziehung ber Einzelftaaten zu den Neichölaften liegt 
barin, daß die Reichs-Poſtverwaltung fih auf Koſten der 
Eifenbahnverwaltungen ihre Güter transportiren läßt und 
nicht einmal bie Selbftkoften für die Eifenbahnverwaltungen 
bedt. Preußen berechnet ſich daraus einen Nachtheil von 
23 Millionen; für Bayern fommt dies aber nit in Bes 
tracht; denn die bayeriſche Volt ift bekanntlich eine Staats— 
er Poſt- und Staatseinnahmen fließen in denfelben 
Säckel. 

Ebenſo findet ſtatt eine ungerechte Heranziehung der 
Einzelſtaaten ſeitens des Reichs durch den Modus der 
Zahlung der Matrikularbeiträge. Dieſe werben wenigſtens 
von Preußen und den norddeutſchen Staaten vorſchuß— 
weije erhoben, und dadurch hat das Reich zum Theil feine 
Betriebömittel. Bei Bayern ift das nit ber Fall, 
fondern bier werden die Matrikularbeiträge nachträglich 
erhoben und, foviel ich weiß, mit den Ueberweiſungen ver: 
rechnet. Diejes Verfahren ift burhaus forreft und beruht 
auf Art. 70; aber ich führe das an, um zu zeigen, daß 
bon allen Einzelitaaten Bayern am wenigften Grund bat 
über eine Benachtheiligung Heiten des Reichs zu Hagen. 
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Nun Handelt es fi alfo in biefem Falle darum, 
follen wir aus Rüdfiht auf die Einzelftaaten davon Ab: 
ftand nehmen, einen Schritt zu thun, der für bie 
Solidität unferer Finanzen von großer Bedeutung ift. 
Das werden Sie mir doch alle zugeben: wirthichaftlich 
richtig tft ed, wenn man das finanzielle Nefultat eines 
Jahres, welches dahin führt, daß man Ueberſchüſſe hat, 
während man auf der anderen Seite Anleihen auf: 
genommen bat, jo verwendet, dab man bie Anleihen burd) 
die Ueberſchüſſe verringert. Daß da3 ein wirthſchaftlich 
richtiged Berfahren iſt, ergiebt fih auch aus den Be- 
ftimmungen, die wir in Preußen und vermuthlich auch in 
ben fo außerordentlih vorfihtig geleiteten Finanz— 
verwaltungen Bayern® und Sachſens haben. In 
Preußen haben wir die Beltimmung, daß bie Ueberſchüſſe 
eined Jahres und außerdem noch ?/, Prozent der Staats— 
ſchuld ftet3 zur Schuldentilgung verwendet werden müflen. 
Nun wollen wir auch im Weich zu dem Schritte über: 
gehen, bie Ueberſchüſſe zur Verringerung der Anleihen zu 
benugen. Ich halte das für eime richtige, im — 
der finanziellen Solidität durchaus zu empfehlende Maß— 
nahme, und ich beſtreite auch, daß die Einzelſtaaten im 
gegenwärtigen Augenblicke in eine ſchwierige Lage kämen. 

Wie liegt die Sade? Das muß ich doch den Aus: 
führungen des Herm Vorredners gegenüber beſonders 
hervorheben. Für 1901 find überhaupt die Matrifular: 
beiträge in einer Höhe eingefegt, daß fie von ben Ueber— 
weilungen gededt werden. Alſo eigentlid) werben 1901 
überhaupt feine Matrifularbeiträge von den Einzelftaaten 
in Anſpruch genommen. Es würde alfo ein einfaches 
Plus für die Einzelftaaten fein, welches fie befämen, wenn 
man ihnen die Ueberſchüſſe daraus zu Theil werden laſſen 
wollte. Dafür ſehe ich feinen Grund ein. Wenn man 
ihnen zu Hilfe fommen will, mn man das in anderer 
Weile thun. 

Man muß ferner bedenken, daß bie Reichsfinanz— 
verwaltung durch eine ſolche Maßnahme in der That 
unangenehm beeinflußt werden fann, wenn fie gerade 
auf große Ueberſchüſſe gerechnet haben, um bie Balance 
im Staatshaushalts:Etat herbeizuführen. Wir haben 3.8. 
im Gtat von 1901 Ueberſchüſſe von 32 Millionen. Würden 
wir dem Herrn Reichsſchatzſekretär jetzt dieſe Ueberſchüſſe 
fortnehmen, fo würde es ihm im dieſem Jahre ſehr ſchwer 
werden, ein Balanciren des Etats herbeizuführen. Im 
laufenden Jahre aber werden wir vorausſichtlich nach den 
Ausführungen des Herrn Schatzſekretärs feine Ueberſchüſſe 
bekommen, wir werden alſo im den Etat für 1902 feine 
Ueberſchüſſe einftellen; und wenn wir die Maßnahme er: 
greifen, welche der Antrag Müller (Fulda) vorichlägt, To 
find wir einfah in ber Lage, dab wir dann auch im 
Jahre 1903 feine Ueberſchüſſe in den Reihshaushalts- 
Etat einftellen. 

Nach meiner Meberzeugung ift aljo gegen den Antrag 
bom Standpunft der Verfajlung, der Zwedmäßigfeit, der 
Solidität der Finanzen und der richtigen Rüdjichtnahme 
auf die Finanzen der Einzelftaaten nichts einzuwenden, 
fondern er ift von allen Gefihtöpunften aus nad) meiner 
Ueberzeugung zu empfehlen, und ich bitte Sie, für ben 


Antrag zu ftinmen. 
(Bravo! links.) 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 

um Bundesrath, Staatdjefretär des Reihsihagamts, 
irkliche Geheime Nath Freiherr v. Thielmann. 

Freiherr v. Thielmann, Wirkliher Geheimer Rath, 
Staatsjetretär des Neihsihagamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dr. 
Sattler hat einen Widerſpruch gefunden zwiſchen bem, 
was id Der babe, und dem, was der Königlich 





bayerifhe Herr Bevollmächtigte gelagt hat, infofern als 
er meinte, ich hätte nur die rein prattiſche Seite, nämlich 
Reichstag. 10, Legiol.P. LI, Seffion. 1900/1901. 








bad Benehmen mit ber Reih8-Schuldenverwaltung hervor: (C) 


gelehrt, nicht aber vom verfaſſungsrechtlichen Bedenken ges 
ſprochen, während ber bayerifche Herr Vertreter gerabe bie 
verfaffungsrechtlichen Bedenken hervorgefehrt hätte. Wenn 
der Herr Dr. Sattler fi) dad Stenogramm meiner Rebe 
anfieht, fo wirb er finden, daß ih ausdrücklich gebeten 
habe, bei derjenigen Auslegung des Artitel 70 zu bleiben, 
welche fid in einer Praxis vom mehr als einem viertel 
Jahrhundert herausgebildet hat, und wonach Ueberſchüſſe 
auf dad übernädfte Jahr als Ginnahme wieder vorge: 
fragen werben. 

Es befteht nicht der geringite Zwieſpalt zwiſchen 
meiner Ausführung und der Ausführung des Herrn 
Freiherrn v. Stengel, mit ber rein zufälligen Ausnahme, 
dab Herr d. Stengel unfere gemeinfame Anſchauung 
näher ausgeführt und durch ein Reihe von Beifpielen er— 
läutert hat. 

Ferner möchte ich einen Irrthum berichtigen, der dem 
Herrn Vorredner untergelanfen tft. Das bayeriihe Poſt— 
reſervatrecht ift fein Mefervatreht, welches das Reid) 


ſchädigt 
(Zuruf bei den Nationalliberalen), 
oder welches die übrigen Bundesſtaaten ſchädigt. Wenn 
bie Reichspoſt ihre Poſtwagen auf den Eifenbahnen im 
Neichäpoftgebiet verkehren Täßt, ohne etwas dafür zu 
joblen, jo iſt für bie bayeriſche Volt das gleiche in 
ayern auf deffen Staatöbahnen der Fall. Die Neichd- 
poftwagen verfehren gratis auf den Gifenbahnen der 
deutſchen Bundesftaaten in Norddeutichland, Baden und 
ben Reichsland, die bayeriſchen Poſtwagen verkehren auf 
den Linien der bayerifhen Staatöbahnen. Alfo fein Theil 
wird geſchädigt. 
ta3 aber die bayeriihen Matritularbeiträge anbe: 
trifft, fo wird durch die verfchtedene Art ber Verrehnung 
dieſer Matrifularbeiträge das Reich ebenfowenig geſchädigt. 


Es iſt richtig, daß die übrigen Bundesſtaaten die Matris (D) 


fularbeiträge zum Theil pränumerando zahlen; mit 
Bayern wird vierteljährlih abgerechnet. Aber anderer: 
feit3 trägt aud) Bayern innerhalb des PViertelfahrs feine 
Militärkoften, jo daß thatſächlich das Verhältniß Bayerns, 
was die Zahlung und Verrechnung ber NE 
anbetrifft, dem Reiche gegenüber ungefähr basjelbe ift wie 
bad der übrigen Bundesitaaten. 

Schließlich möchte ih nod ein kurzes Wort einlegen 
für Die Reih3-Schuldenverwaltung. Falls in den Worten 
des Herr Dr. Sattler über das ftreng formaliftifche Ver: 
fahren der Reihs-Schuldenverwaltung ein Vorwurf liegen 
follte, jo möchte ich die Reichs-Schuldenverwaltung in Schuß 
nehmen. Cine Behörde, welcher fo wichtige Fragen an— 
vertraut find, wie die Fragen des Reichs-Schuldenweſens 
mit feinen bald 3 Milliarden, muß ſich fo ftreng wie 
möglih an die Gefege und an bie gewiflenhafte Auslegung 
ber Geſetze halten. 

(Sehr richtig! recht.) 

Ih glaube deshalb nicht, daß Herr Dr. Sattler mit 
dem Worte „formaliſtiſch“ Diefer Verwaltung einen Vor— 
wurf hat maden wollen. Wie vermwidelt diefe Materien 
find, erfehen Sie gerade aus dem von Herrn Dr. Sattler 
angeführten Beifptel der Jahre 1869 und 1870, wo ber 
preußiihe Finanzminifter, die preußiihe Staatöfhulden- 
verwaltung, die Staatöfhuldenfommiifion und das Ab— 
———— in einer und derſelben Sache zum Theil 
ehr verſchiedener Meinung geweſen find. Alſo, einfach 
find die Sachen nidt, und die Reih3-Schuldenverwaltung 
hat nichts als ihre Pfliht gethan, wenn fie den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Richter, wie er in der zweiten 
Lefung bier angenommen ift, von ihrem Standpunkte aus 
auf das ſchärfſte überlegte, durchdachte und beleuchtete. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Karborff. 
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(A) 


(B) 








——— u — — — 
m ——— J * — 


2114 


Reichſstag. — 73. Sitzung. 


v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, ih ſtimme 
mit dem Herrn Abgeordneten Sattler und jeinen An— 
ihauungen über die künftige zwedmäßige Regelung des 
Finanzweſens zwiſchen dem Reihe und den Einzelftaaten 
jehr überein. Aber id muß geitehen, dab mid dod) die 
Bedenten, die von dem Herrn Bevollmächtigten für Bayern 
borgebradht wurden, einigermaßen bedenklich gemacht haben, 
ob wir gut thun, jegt im diefer fpäten Stunde noch diejen 
Schritt zu thun, den und der Antrag Muller (Fulda) vor: 
ihlägt. Sowie es fih um Berfaffungsfragen handelt, 
jollten wir wirklich fehr vorfichtig fein. Ich veriprede 
den Herren meine volle Unterftügung — id) glaube, id) 
kann fie auch namens meiner politifchen Freunde ver— 
fpechen —, wenn die Herren eine Finanzreform in dem 
Sinne in Angriff nehmen wollen, wie fie ber Antrag 
Muller (Fulda) hier inauguriren will, und wie Herr 
Dr. Satıler fie im Auge hat. Aber in diefem Augenblid 
über die Verfaſſungsbedenken, die mir doch jehr wichtig 
erjheinen, hinmwegzugehen, ſcheint mir in der That jehr 
bedenllih. Ich glaube do, wir thun gut, uns auf den 
Antrag Müller (Fulda) jegt nicht einzulaffen, nachdem 
dieje gewichtigen Bedenfen einmal erhoben find. 
— Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

ichter. 

Richter, Abgeordneter: Der baheriſche Herr Kom: 
miſſar hat die Bemerkung vorausgeſchickt, wie bedenklich 
es ſei, in der legten Stunde, in größter Haft, während 
die Koffer zur Abreife gepadt find, eine jo wichtige und 
fhwierige Frage zu erörtern. Auch Herr dv. Kardorff hat 
eine ähnliche Bemerkung gemadt. Ih kann dem in 
formaler Beziehung recht geben. Ich bedaure lebhaft, 
daß gerade finanzrechtliche Etatsfragen jowohl in ber 
Budgetkommiffion wie im Plenum jedesmal erit gewiſſer— 
maßen bei dem parlamentariichen Stehraus zur er: 
handlung gefommen find. 

(Sehr richtig! reits.) 

Aber id möchte daraus die Konſequenz ziehen, daß wir 
zwar den Stat abſchließen einſchließlich des Etatsgeſetzes, 
aber bie Verhandlungen über den Gejegentwurf, betreffend 
die überfhüjjigen Einnahmen, heute vertagen. Dieſer 
Gefegentwurf Iteht in gar feiner nothwendigen Verbindung 
mit dem Grat; der Etat kann ohne dieſen Gejegentwurf 
marfhiren. Ih höre, daß außerdem beantragt werben 
fol, die Refolutionen und Petitionen zum tat heute 
nod nicht zu verhandeln, was id aucd richtig finde. 
Nach Ditern werden wir dann Zeit haben, diefe ſchwierige 
Frage gründlidher zu erörtern, als es jegt in fiebenter Stunde 
einer ermüdenden Sigung möglich ift. 

Meine Herren, id muß aber doch auf bad, was er- 
wähnt worden tft, nod etwas bemerken. Es wäre ja 
ein Leichtes, gegenüber den Bedenken der Hauptverwaltung 
der Staatsjhulden, mag man I nun formaliftifch nennen 
oder nicht, eine Redaktion zu finden, die diefe ausräumt; 
aber das iſt jegt nicht möglid. Der Grundgedanfe meines 
Antrags ift der, dag man nit in einem Jahre, wo man 
große Anleihen bis 200 Millionen aufnimmt, eine mög: 
liherweije verfügbare Summe nit verwendet zur Ber: 
minderung dieſes Anleihebedarfs, jondern ald angeblichen 
Ueberſchuß in das zweitfolgende Jahr überträgt. Cine 
ſolche Praris ift wicht jolide, nicht wirthſchaftlich und fteht 
mit der Finanzpraris aller Länder und fpeziell Preußens 
in Ddireftem Widerſpruch. Der Antrag Müller (Fulda) 
giebt den Grundgedanken wieder, wenn auch in Ber: 
bindung mit Dem Geſetz über die überflüfigen Einnahmen. 
Ich hätte gewünſcht, der Antrag wäre zum Gtatageieg 
geitellt; aber, um nicht die Sache verwidelter zu maden 
und an die Form zu fnüpfen, bin ich damit einverftanden, 
daß aus dem Gratgejeg der von mir früher beantragte 
Zuſatz wieder — wird, und die Frage mit dem 
Antrag Müller (Fulda) zur Entſcheidung fommt in Ber: 


Donnerdtag den 21. März 1901. 








bindung mit dem Gefeßentwurf über bie überſchüſſigen (0) 


Einnahmen. 

Meine Herren, wenn man die tragische Vertheidigung 
hört, mit der ber bayerifche Herr Kommiſſar die Sache 
behandelte, jo follte man meinen, daß es fid um eine 
politiiche Komplikation von einer unüberfchbaren Trag— 
weite handelt, während es doch eine einfach in der Natur 
der Dinge liegende Finanzmaßnahme iſt, bei der aud 
die politiihen Barteigegenjfäge in feiner Weile eine Role 
fpielen. Meine Herren, id muß mich nur verwahren da— 
gegen, ald ob dieſer Autrag im Widerſpruch mit ber 
Berfaffung ftände. Die Berfaffung jagt: etwaige Ueber: 
jhüffe werden unter die Einnahmen gerechnet. 

Ih behaupte — nein, ein Ueberſchuß ift gar nicht 
vorhanden in einem Jahr, wo man zur Bilanzirung fo 
große Summen aufnehmen muß. Der Begriff des Ueber— 
ſchuſſes entiteht erft mit dem Abihluß des Jahres. Der 
Herr Abgeordnete Dr. Sattler hat mit vollem Recht hervor— 
gehoben, daß gerade das Steifen auf den Wortlaut des 
Art. 70 Bayern und die Einzelftaaten in die größte Bes 
drängniß führen könnte. Denn aus dem Wortlaut folgt, 
bat das, was nicht aus eigener Einnahme des Reich 
und durch Meberihüfle gededt wird, aus den Matrifular: 
beiträgen gebedt werben fol. Nad dem Wortlaut biejes 
Artifel3 iſt das ein Verbot von Anleihen, ift das ein 
Gebot, das Defizit lediglich durch Matrifularbeiträge zu 


deden. 
(Sehr richtig! Links.) 

Was würden Sie denn nun fagen, wenn wir bie 
Matrikularbeiträge, wozu wir formell dad Recht hätten, 
um 200 Millionen Mark erhöhten? Der Art. 70 ift 
überhaupt nur zu veritehen im Rahmen der Gefammt: 
verfalfung. Der Artikel, welcher dad Neid ermächtigt, 
Anleihen aufzunehnten, ift erit im fonftituirenden Reichsſtag 
hinzugelommen, während ber Art. TO im Berfaflungs: 
entwurf vorhanden war. 
eine ganz andere Bedeutung. Nun follte man nad) ber 
Darlegung ded Herrn bayeriihen Kommiſſars meinen, 
daß ſolche Ueberſchüſſe, wenn fie nicht zur Verminderung 
bes Anleihebedarfö verwendet würden, den Ginzelitaaten 
entfremdet würden; er ſprach gewiſſermaßen von fremden 
Finanzen des Reichs im Gegenfag zu den Einzelſtaaten. 
Man follte nun meinen, daß der lleberihuß, wenn er 
entiteht, jorgfältig in den Julius-Thurm gepadt wird, und 
dab dann nah zwei Jahren die Einzelſtaaten wieder 
Matrikularbeiträge in diejem Betrage berausbefommen. 
Meine Herren, ift das richtig? Wenn wir wollen, fo 
fönnen wir entiprehend dem lleberihuß über zwei Jahre 
eine höhere Summe zur Verminderung des Anleihebedarfs 
oder zur Tilgung der Anleihen in den Gtat einftellen. 
Dagegen kann man nicht das Geringite einwenden. 

Und danı überhaupt die ganze Anfhanung bon 
Entfremdung von Geldern gegenüber den Ginzelftaaten! 
Meine Herren, wenn das Geld verwandt wird zur Tilgung 
oder Verminderung von Anleihen, fo eripart man dadurch 
Anleihen, und dieſe Zinserſparniß kommt wieber den 
Einzelitaaten indirekt zu gute. 

(Sehr richtig! links.) 

Und dann der Kernpunkt, meine Herren! Wenn ich 
ben lleberfhuß jet zur Verminderung des Anleihebedarf3 
verwende, jo werden weniger Schulden aufgenommen; 
wenn aber der Ueberſchuß in das zweite Jahr übertragen 
wird, fo liegt in dem Borhandenfein des lleber: 
ihuffes ein Anreiz, die Ausgaben in dem Etat bes 
zweitfolgenden Jahres zu fteigern. 

(Sehr richtig! Links.) 
Die Ueberſchußwirthſchaft iſt das Allerverberblidfte für 
eine jparjame Wirthſchaft, und gerade das iſt ber tiefere 
Grund, warum ich diejen Antrag zu biefem Paragraphen 
überhaupt geftellt habe. 


Dadurch befommt der Art. 70 (D) 


(A) 


Reihätag. — 73. Sigung. Donnerdtag 











Meine Herren, zur Erflärung, dab bon verfügbaren 
Reihsüberfhüffen überhaupt nicht die Rede tft, müffen 
Sie ſich jene Zeit in Preußen vergegenwärtigen. Während 
der Stonflittögeit wurden die Meberfhüffe der Finanzver— 
waltung in den Staatöfhiag gelegt. Dem wiberfprad 
der Landtag, ber da fagte: der Meberihuß gehört uns, 
achört in den Etat. Die Regierung aber — das 
Recht, alle Ueberſchüſſe einſeitig durch Hinterlegung in 
einen Staatsſchatz zu verwenden. Das wurde 1866 in 
Preußen Ey Sr durch ein Geſetz, welches bie Leber: 
ſchüſſe des Staatsſchatzes in ben Etat einzuftellen an— 
orbniete. Daran fnüpfte nun die Redaktion der Reichs— 
verfaffung an, fonft würde man dieſen felbftverftändlichen 
Sat gar nicht hineingebradt haben. Er bezwedte, die 
Ueberſchüſſe der Verfügung bes Reichstags zu unterftellen, 
während heute heranägedreht wird unter Verlennung 
ber übrigen Artifel der Berfafjung, daß der Reichstag 
beſchränkt fein joll im ber Verwendung der Ueberſchüſſe. 
Meine Herren, man kann gegen bie Zweckmäßigkeit der 
Mapregel überhaupt nichts einwenden; denn wenn man 
fagt, daß nach zwei Jahren, wenn ber Ueberſchuß fehlt, 
wieder mehr Anleihen aufgenommen werben müſſen —, 
fo erwidere ih darauf: die Furt, nad zwei Jahren 
Anleihen aufzunehmen, darf uns doch nicht dahin treiben, 
ſchon jegt mehr Anleihen aufzunehmen 

(ſehr gut! Links), 
bie wir möglicherweife nach zwei Jahren erfparen. Für 
die Beihaffung von Betriebsfonds für das zweite Jahr 
dient die Klauſel, welche dazu ermächtigt, unter Umſtänden 
bis 175 Millionen Mark Schakanweifungen aufzunehmen. 

Meine Herren, es ift eine eigenthümliche Erfcheinung, 
die mir ſchon wiederholt, namentlich auch in Diefem Jahre, 
in ber Bubdgetlommiffion und aud im Plenum begegnet 
ift: wenn man eine einfache Reform will, eine einfade 
Aenderung formeller, etatömäßiger Beziehungen beantragt 


(B) und alaubt, daß die Neichdregierung, dad Reichsſchatzamt 


vollftändig damit einverftanden jeien, dann erhebt fih ein 
mittelftaatliher Finanzkommiſſar, um die gewidtigften 
Bedenken entgegenzuftellen, als ob ganz Süddeutſchland 
in Gefahr fei, die Einzelftaaten, ihre Sulturaufgaben ges 
ſchädigt feien; er appelliert an bie Landsleute, ihn zu 
unterftügen. Ich bin aber weit entfernt, bier von einem 
bayerifhen Partilularismus zu Sprechen. Mit Net hat 
der bayerifhe Herr Kommiſſar geſagt, e3 find noch andere 
Staaten derfelben Anfiht. Meine Herren, dahinter 
ftedt der preußiſche Partikularismus, und das ift 
ber größte und allerſchlimmſte. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Dahinter ftedt Herr v. Miguel! 
(Sehr richtig! links und Heiterfeit.) 
Der zieht hinter den Couliſſen an den Drähten, die hier 
vor und zur Griheinung kommen. 
(Heiterfeit.) 
Was hat ed denn für einen Zwed, und zu treiben in bie 
Richtung, die Herr v. Starborff — hat, zur ſo— 
genannten Finanzreform? Was iſt bie Finanzreform? 
Der gerühmte Automat von 1893! Es wird und hier 
jede Aenderung, jede Reform in der Reichs-Finanz— 
verwaltung behindert, um uns durch Einſchränkung der 
Bewegungsfreiheit gewiffermaßen in dieſe Formel hinein- 
zuzwingen, und biefe Formel würde meines Erachtens 
gleichbedeutend jein mit ber Aufhebung des Einnahme: 
bewilligungdrehtd und mit bem Zutreiben auf neue ins 
direfte Steuern, um überhaupt unter Befeitigung der 
Matritularbeiträge die Ginzelftaaten vom Neid unab— 
hängig zu maden. 
(Bravo! links.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfekretär ded Innern, Staats: 
minifter Dr. Graf v. Poſadowsty-Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatdmintfter, 
Staatöfetretär des Innern, Bevollmäctigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, ich bedaure, daß id Sie in biefer 
fpäten Stunde noch aufhalten muß. Die vorliegende 
Frage ift und aber vom ftaatsredhtlihen Standpunft von 
folder Wichtigkeit, daß ich mich für verpflichtet halte, 
noch einige andere Gefihtäpunfte zur Sache geltend zu 
machen. Wenn fi die Herren gutiaft der Berhältniffe 
de3 Jahres 1896 erinnern, wo ich die Ehre hatte Die 
die Neihöfchagverwaltung zu führen, fo hatten fi in 
den früheren Jahren bie Einzelftaaten im Befiß reicher 
Ueberfhüffe befunden, und man mar in biefem hohen 
Haufe der Anficht und auch ſchließlich inmitten ber 
berbünbeten Negierungen, daß es eine bedenkliche 
Finanzgebarung ſei, fortgefegt neue Schulden einzugehen 
und gleichzeitig fo große Ueberſchüſſe den Einzelftaaten zu 
überweifen. Man ertannte an, baß es ein falfches Syſtem 
der SFinanzverwaltung fei, aus Schulden Heberihüfie 
zu bezahlen; denn thatfählih war die Ylmanzlage eine 
derartige, daß, wenn man fortgefegt neue Schulden fon: 
trahirte und Ueberſchüſſe zahlte, man aus feinen Schulden 
die Ueberſchüſſe bezahlte. Diele Erwägungen führten 
inmitten des hohen Hauſes zu einem Antrag, ber meines 
Erinnerns damal3 von dem Herrn Abgeorbneten Dr. Lieber 
unterftügt worden ift, bahingehend, den Theil der Ueber— 
weilungen, der über bie Matrifularbeiträge hinaus den 
verbündeten Regierungen zufloß, zur Abſchreibung bon 
den Schulden zu verwenden. Nach recht Iebhaften Aus— 
einanderfegungen — auch unter ben verbünbeten Re— 
gierungen — erffärten fich die leßteren ſchließlich dazu 
bereit, auf ihre biöherigen Ueberſchüſſe zu verzichten, unter 
der Vorausſetzung aber, daß die ihnen aufzulegenden 
Matrikularbeiträge nicht höher fein follten als bie ihnen 
zufließenden Weberweifungen. Und fie begründeten biefen 
Anſpruch mit der meined Erachtens durchaus beredhtigten 
Forderung, daß, wenn fie auf ihre biöherigen Ueberſchüſſe 
verzichten, fie auch bis zu einem gewiflen Grade gegen 
das Nifito gefichert fein müßten, höhere Matrifularbeitäge 
in Zukunft zu zahlen, für bie fie nicht Dedung vom 
Neihe empfingen; umd ferner damit, daß eine georbnete 
Finanzgebarung in den Ginzelftaaten nicht möglich wäre, 
wenn die Ginzelftaaten niemals vorausfehen fönnten, welche 
_— ihnen dur ben Reichs-Etat in Zukunft auferlegt 
wirben. 

Entſprechend dieſer Auffaffung der verbündeten 
Regterungen ift damals unter Ihrer Zuftimmung der & 2 
jenes Schemas, was feit dem Jahre 1896 für die Ab- 
ſchreibung der Schulden verwendet ift, dahin gefaßt: 

lleberfteigen im Nedhnungsjahre 1903 
— id will hier das legte Schema vorlefen — 
die Matrifularbeiträge des Etatsſoll der lieber: 
weifungen für bie gleiche Periode um mehr ala 
den Betrag ber für dad Rechnungsjahr 1901 über 
die Matrikularbeiträge hinaus erfolgenden Weber: 
weifungen, jo bleibt der Mehrbetrag infomweit 
unerhoben, als auf Grund des & 1 Mittel zur 
Schuldentilgung verfügbar geworben find. 
Aus biefer Faflung, meine Herren, ergiebt fih doch ganz 
Har, dab bie Schuldentilgung nicht eintreten follte, 
infomweit bie Matrikularbeiträge höher find als 
ber Betrag der lleberweifungen. 

Was mil jetzt der Antrag Müller (Fulda)? Nach— 
bem bie verbündeten Regierungen ihrerfeit3 und zwar 
freiwillig — fie hätten ja bem Gefe die Zuſtimung nicht 
zu ertheilen brauchen — auf die großen Ueberſchüſſe, bie 
fie früher zu ihren Landeszweden verwenden fonnten, ver: 
zichtet haben zum Beſten ber Verminderung ber Reichs— 
ſchuld, geht jest ber Antrag Miller (Fulda) von ber 
Anfiht aus: diefe Schuldenabſchreibung genügt wicht, man 
muß auch nod die bisherigen rehnungsmäßigen Weber: 
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A) ſchüſſe aus ber eigenen Wirthſchaft des Reichs zu einer 


verftärkten Schulbentilgung verwenden. 

Man hat, meine Herren, ein derartige Beftreben 
damals innerhalb der verbündeten Regierungen ſchon 
voraudgefehen, und ich habe deshalb in der Sigung vom 
23. März 1896 und nad vorheriger Berathung im 
Schoß ber verbündeten Regierungen folgende Erflarung 


abgegeben: 
Diefe Zuftimmung ift aber nur ertheilt unter der 
auödrüdliden Vorausſetzung, daß mit 


diefem Gefegentwurf der erfte Schritt gethan wird 
in der organifchen Regelung des Finanzverhält- 
niffes zwiſchen Reich und Einzelftaaten, zu einer 
Regelung, weldje zwar Ueberſchüſſe zur Schulden: 
tilgung verwendet, aber gleidzeitig bie 
Einzelregierungen in bie Lage verſetzt, 
Hare und ſichere Vorſchläge zu maden, 
welde der Steuerfraft bed Landes ent— 
fpreden, mit auberen Worten: bie verbünbeten 
Regierungen Haben ſich in ihrer Mehrheit zu 
diefem Gefegentwinf nur unter ber Voraus— 
feßung angeſchloſſen, daß ber Hauptgebanfe der 
biäherigen Reichsfinanzreform, abgefehen von 
Einzelheiten, zum NAusdrud Tommt, daß, ſo— 
weit Heberfhüffe dem Neih aus dem bis: 


herigen Ueberweiſungsſtaate aufließen, 
die Ginzelftaaten auch bie Sicherheit 
haben gegen wechſelnde und wadiende 


nod größere Zubußen an bad Reid“. 
Meine Herren, wenn Sie den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Müller (Fulda) annehmen, ift die Voraus: 
fegung, unter der die Regierung feinerzeit dem Schulden: 
tilgungögefeg ihre Zuftimmung ertheilte, hinfällig geworben 
und nicht mehr zutreffend. 
Nehme ih an, Sie bewilligen den Antrag, und bie 


(B) verbündeten Regierungen können ſich nicht entichließen, dem 


Sculdentilgungögefeg mit diefem Zuſatz zuzuftimmen, 
was wird die Folge fein? Wir würden zunädft gar 
feine Schuldentilgung mehr haben. Wir würden nicht 
nur nicht die verftärfte Schulbentilgung haben, bie ber 
Antrag Müller (Fulda) wünſcht, fondern auch nicht bie 
Sculdentilgung, die auf Grund bed bisherigen 
Sculdentilgungägefeges ftattgefunden hat. 

Ih kann Ahnen verfihern: wenn wir heute vor 
einer organifhen Negelung der FFinanzverhältniffe 
zwiſchen dem Reich und den Ginzelftaaten ftänden, würde 
id den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dr. Sattler 
und ebenfo den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Nichter beitreten können. Wir ftehen aber vor einer 
ſolchen organiſchen Regelung nicht und, bis wir fie haben, 
fann ih nur rathen, den beftehenden Zuſtand aufrecht 
zu erhalten, der fid nad meiner eigenen Erfahrung als 
Schatzſekretär unter dem Namen der lex Lieber im 
Intereſſe der Reichsfinanzen ganz außerordentlich bewährt 
hat; denn es iſt dadurch eine Grenze gegeben, daß die 
Matrikalarbeiträge nicht höher bemeſſen werden dürfen 
als die Ueberweiſungen, und das, kann ich den Herren ver— 
ſichern, iſt eine ſehr werthvolle Demarkationslinie gegenüber 
den wachſenden Forderungen der Reſſorts. Wenn Sie den 
Antrag Müller (Fulda) annehmen, iſt die Konſequenz 
unzweifelhaft die, daß die Vorausfegungen, unter beiten 
bie verbündeten Regierungen im Jahre 1896 jenem Ge: 
jegentwurf ihre Zuftimmung ertheilt haben, nicht mehr 
erfüllt werden. Denn wenn Sie den leberihuß des 
Jahres 1903 — id fehe von den thatiädhlihen Ber: 
hältniffen ab, aber wenn bie Berhältniffe fo blieben, wie 
in ben früheren Jahren, es ift ein Bräzedenzfall, 
um ben es fi handelt —, wenn Sie alfo diefen lieber: 
ſchuß noch neben den Beſtimmungen des Schulden— 
tilgungsgeſetzes zu verftärkten Abſchreibungen der An— 





leihen verwenden wollten, 
eigenen Einuahmen des Reichs im Jahre 1903, 
und damit ſteigt die Gefahr für die verbündeten 
Negierungen, daß fie verpflichtet find, Matrikularbeiträge 
über die Ueberweiſungsſteuern hinaus zu zahlen. Ich 
weiß nicht, ob wir vichleiht durd bie Noth der Ver: 
hältniffe von felbft dazu kommen werben, id) würde es 
aber auf3 aufridhtigite bedauern; denn das fann ich Ihnen 
verfihern, daß die Berhältniffe, namentlich In den kleineren 
Staatsweien, die nicht in der Lage find, neue Ausgaben 
in der Weife zu vertragen und zu begleichen, wie ein 
größeres Staatöwefen, dadurd auf das allerverhängniß- 
volfte berührt würden. 

Im Imtereffe der Sache und im Intereſſe deö Zu: 
ftandetommend dieſes Schuldentilgungögeieges unter Auf: 
rechterhaltung der biöherigen Prarid kann id) Sie daher 
nur bitten, den Antrag Müller (Fulda) nicht anzunehmen. 

(Bravo! recht.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Levbetzow. 

Dr. v. Levetzow. Abgeordneter: Ueber den Antrag 
Staudy-Müller (Fulda) auf Nr. 212 der Druchkſachen 
brauche ich faum etwas zu fagen, nachdem ber Herr 
Abgeordnete Richter, auf deffen Antrag die Worte, welche 
der Antrag Müller (Fulda) ftreihen will, in $ 2 des 
Geſetzes fommen follten, fi mit der Streihung einver: 
ftanden erklärt hat. Nur das Eine erlaube ih mir zu 
bemerken, dak meiner Meinung die Reichs-Schuldenber— 
waltung auf einem formaliftifhen Standpimft ftehen muß 
und hoffentlich immer barauf ftehen wird. 

Was nun den Antrag Müller (Fulda) auf Nr. 216 
der Drudiahen anlangt, fo ift er mir inſofern ſehr 
ſympathiſch, als ich ein entichiebener Freund einer kräftigen 
Sculdentilgung bin und ein Freund davon, baß lieber: 
ſchüſſe nicht zu leichtſinnigen Ausgaben verwendet werben. 


Wenn wir für das Reich eine recht folide Finanzwirtbichaft (D) 


winfchen, fo muß id) mir dabei doch ſagen, daß wir dann die 
Einzelftaaten in einer foliden Finanzwirthſchaft auch nicht 
ftören bürfen; wenn wir die Sorge wegen Grhöhung 
der Matritularbeiträge in ben einzelnen Staaten immer 
vermehren, fo ftören wir damit — das kann niemand 
leugnen — ihre Finanzverhältniffe, und das, glaube ich, 
ift auch ein Grund, der den Herren Vertretern der Einzel— 
ftaaten dieſen Antrag wenig annehmbar macht. Meine 
politifchen Freunde und ich würden heute nicht im Stande 
fein, für dieſen Antrag zu flimmen, und zwar erftens, 
weil die viel beiprocdhenen verfaſſungsrechtlichen Bedenken 
vorliegen, über die wir in der kurzen Zeit und noch nicht 
haben zur vollftändigen Klarheit burdarbeiten können. 
Mir haben den Antrasz feit 3 Tagen, und im einem 
ſolchen Falle ift doch die Zeit von 3 Tagen eine jehr 
furze. Wir wünſchen auch nicht, die verbündeten Regie— 
rungen badurh zu überrafhen, daß wir in bie 
Finanzbeziehung zwiichen diefen und dem Reiche mit 
einer gewiffen Plöglichleit eingreifen. Wenn das ge 
ichehen fol, jo muß es fehr wohl überlegt geichehen, und 
es müßte meines Gradtens erſt geichehen nad Bor: 
berathung der Angelegenheit in der Budgetkommiſſion. 
Das ift jegt nicht mehr möglich, umd deswegen können 
wir heute für den Antrag Müller (Fulda) nicht ftimmen, 
um fo weniger, als ich nah dem, was wir eben gehört 
haben, anerfennen muß, daß die Annahme dieſes Antrags 
dad Zuſtandekommen des Schuldentilgungsgeleges ge— 
fährden würde. Dies wird damit belaftet, und ob es jo 
vom Bundesrath angenommen würde, ift zweifelhaft. 
Würde es nicht angenommen, jo würden wahricheinlich wir 
das ſehr beklagen. 

Wenn nun vorhin angeregt worden iſt, es möchte 
dad Schuldentilgungsgefeg und dieſer Antrag von ber 
heutigen Tagesordnung abgefegt werden, fo würden meine 


vermindern Sie damit bie (O) 


(4) freunde und ich über ihre Gedanken für den Augenblid 


(B) 


Reichstag. — 73. Sitzung. Donnerstag den 21. März 1901. 


2117 











binweg fommen und deshalb einem ſolchen Antrage ſich 
nicht widerfegen. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Sattler. 

Dr. Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, id fann 
mich bem Antrage, die Verabſchiedung des Schuldentilgungs- 
geſetzes heute nicht mehr vorzunehmen, meinerfeit3 auch 
nicht wiberfeßen, wenn die Herren wünſchen, ſich noch 
näher über bie Sache zu berathen. 

Aber Sie müffen mir nod ein paar Worte geftatten, 
namentlih den Ausführungen des Herru Schatfefretärd 
v. Thielmann gegenüber. Es ift ja merfwürbig, wie mit 
einemmale, al3 diefer Antrag aufgetaucht ift, von allen 
Seiten Bedenken herborgetreten find, bie alle von dem 
einen Geſichtspunlte ausgehen: quieta non movere! Wir 
find gewohnt, die Weberihüffe einmal fo zu verwenden, 
und das wollen wir und nicht nehmen laffen. Gerabezu 
icherzhaft tft jenes Bedenken, welches die „Poſt“, ein fanal- 
feindliches Blatt, genen diefen Antrag vorbringt. In 
einem längeren Artikel führt fie aus: 

Im entgegengefegten Falle 
— im Falle der Annahme dieſes Antrages — 
würben die finanziellen Bedenken genen bie 
waflerwirtbichaftlihe Vorlage wieder mit voller 
Kraft hervortreten. 
Für alle diefe Bedenken ift der wahre Grund, man will 
von der ſüßen Gewohnheit, die Ueberſchüſſe nad zwei 
Jahren verzehren zu können, nicht ablaffen. 

Ach möchte aber nod dem Herrn Staatöjelretär 
mwenigitens auf feine Frage antworten, welches die Kon— 
fequenz der Ablehnung des Schuldentilgungsgeleges fein 
würde. Die Konſequenz würde die fein, daß ber Neichs- 
tag fortwährend in fteigendbem Make Millionen um Millionen 
aus der Anleihe heransnimmt und in ben ordentlichen 
Etat einichreibt, welche aus laufenden Ausgaben beftritten 
werben follen, um dadurch die Ginzelftaaten heran— 
zuziehen. Das würde bie Konſequenz fein, und ob das 
grade für die Cinzelftaaten angenehmer wäre, als wenn 


wir bier einen Schritt thun, von dem man fich felbit jagt, | 


daß er im Antereffe einer foliden, vernünftigen Finanzlage 
liegt, ift doch fehr fraglich. z 
Noch eins gegenüber dem Herrn Reichsſchaktzſekretär. 
Gr hat mich mißberftanden in Betreff der Poſt. 
habe ausgeführt, die Ginzelftaaten mit Eiſenbahn— 
verwaltungen werben dadurch für das Neich ungerecht: 
fertigterweife herangezogen, daß die Reichs-Poſtperwaltung 
ihnen die Koſten nicht erfegt, welche alle Eiſenbahn— 
verwaltungen aufwenden müffen zum Transport derielben. 
Das macht für Preußen 23 Milltonen nad) der Berehmung 
der Gifenbahnverwaltung pro Jahr aus. Dieſes Ber: 
hältniß kommt für Bayern nicht in Frage, denn bei 
Bayern werden die Eifenbahnen in Anspruch genommen 
von ber bayeriichen Bolt; alfo die Ausgaben, die die 
bayeriihe Poſt erfpart, fließen in benfelben Sädel, der 
die Erträgnifie der Eifenbahnverwaltung zu befommen hat. 
Das war meine Auffaffung, und darin wird mir der 
Herr Schatzſekretär feinerfeitS Recht geben müflen. 
Präfident: Die Diskuffion über $ 2 ift geichlofien. 
Mir fommen zur Abftimmung. j 
Die Herren Abgeorbneten v. Staudy und Müller 
(Fulda) beantragen, den zweiten Sat des $2 zu flreichen. 
Ich werde, wie immer, abitimmen laffen über die Aufrecht: 
erhaltung in pofitiver Weile. Ih bemerfe noch einmal, 
daß bie Ziffer heißen muß 203 303 541. 
Ich bitte alfo diejenigen, welche entgegen dem Antrag 





Ich 


ben zweiten Sat des 8 2, lautend: 
foweit biefer Betrag nicht aus Ueberſchüſſen des 
Rechnungsjahres 1901 im eigenen Haushalt bes 
Reiches beitritten werden kann — 
aufrecht erhalten wollen, ſich zu erheben. 
. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. 

Ih darf wohl annehmen, daß der erſte Satz mit 
der vorhin bon mir verlefenen Ziffer vom Haufe an: 
genommen ift. — Da niemand widerſpricht, ift dies 
der Fall. 

Ich rufe auf 83. — Es meldet fi niemand 
zum Wort. Eine befondere Abftimmung wird nicht verlangt; 
id erkläre ben $ 3 für angenommen. 

5 4 mit dem Befoldungsetat für dad Reichsbank— 
direftorium. — Auch hier wird das Wort nicht verlangt; 
wir fommen zur Abſtimmung. 

Ich rufe auf die Titel 1, — 2, — 3 — und 4 des 
Beſoldungsetats — und Fonftatire die Annahme dieſer 
Titel. — Dasfelbe konftatire id vom 8 4, da niemand 
widerſpricht. 

Desgleichen 8 5, — 6 — und 7, — Einleitung und 
Ueberſchrift. — Da fein Widerſpruch erfolgt, fo find 
biefe ſämmtlichen Paragraphen nebft Einleitung und 
Ueberſchrift in britter Leſung angenommen. 

Mir fönnen nunmehr zur Gefammtabftimmung 
über das Etatsgeſetz fchreiten, aber nur, wenn niemand 
widerſpricht. — Es wideripriht niemand; wir fönnen 
daher zur Geſammtabſtimmung ſchreiten. 

Ich bitte diejenigen, welche das Etatsgeſetz in der 
Geſammtabſtimmung nad den Beſchlüfſen dritter Leſung 
annehmen wollen, ſich zu erheben. 

(Beichieht.) 
Das ift die große Mehrheit; das Etatsgeſetz tft im dritter 
Leſung angenommen. (D) 

Ih möchte nunmehr dem Haufe vorfhlagen, fich zu 

bertagen. 








(Zuftimmung.) 

Da niemand wiberfpricht, nehme ih an, daß dies ber 
Beſchluß des Haufes ift, und daß ber Neft unferer Tages» 
‚ ordnung einer ſpäteren Sigung vorbehalten wird. 

| Ach habe Ahnen num meine Borichläge zu machen 
über Tag und Tagesordnung der nächſten Sigung. 
Ich ſchlage vor, die nächte Situng zu halten Dienstag 
den 16. April 1901, Nachmittags 2 Uhr, und alö Tages: 
ordnung: 

1. erfte Berathung des Entwurfs eined Geſetzes, 
t betreffend Verſorgung der Sriendinvaliden und 
| der Sriegähinterbliebenen (Nr. 211 der Drud: 
| ſachen), 
| 2. zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 

betreffend das Urheberrecht an Merken ber 

Literatur und der Tonkunſt (Nr. 97 der Drud: 

fachen), auf Grund des Berichts der XL Kom— 

miſſion (Nr. 214 der Drudiahen). — Bericht: 

erftatter ift der Herr Abgeordnete Dr. Eiche. 
Gegen biefen Rorichlag erhebt fich fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung ftebt feft. 

Nun bleibt mir mur noch übrig, dem verehrten Herren 
Kollegen eine aute Erholung und ein frohes und geſegnetes 
Oſterfeſt zu winfchen und zugleich die Erwartung aus: 
zuſprechen, daß fie fich recht zahlreich am Dienstag ben 
16. April bier wieder einfinden. Gute Feiertage! 

(Lebhaftes Bravo.) 

Ih ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sigung 7 Uhr.) 











Drud und Berlag der Norddeutſchen Buchdruckerei und Berlagsanftaft Perlin SW., Wilbelmitrafe 32. 


vd. Staudy: Müller (Fulda) auf Nr. 212 der Drudfachen (0) 


a) 


(B) 


— — 


Pie 
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Berichtigungen. 
Zum ftenograpbifchen Bericht der 67. Sigung. 
— 1842 0 Tepte Zeile, iſt ſtatt. Brauereiberufsgenoſſenſchaft 
yı Iefen: „Ziegeleiberufägenoflenfchaft*. 


B. Zum ſtenographiſchen Bericht der 72. Sitzung. 


Seite 2059B, Zeile 4, find vor der Zahl „32" die Zahlen 
„30, 31” hinzuzufügen. 


74. Sißung 


am Dienstag den 16. April 1901. 


Seite 

Neu eingegangene Vorlagen . . 2119 B,C 

Beurlaubungen; entichuldigtes Mitglied . 2119C,D 

Anmeldung von Kommiſſaren des Bundesraths . . 2119 D 
Erjte Berathung bes Entivurfs eines Gejehes, be: 
treffend bie Verforgung ber Kriegsinvaliben und 


der Kriegshinterbliebenen (Nr. 211 ber — 2120 A 


Dr. Badıem . . 2128 B 
Beh (Coburg) . . . 2138 D 
Prinz zu Schönaid): “Gurt. . 2134 A 
Dr. Hoeffel x . 2132 B 
Dr. Jäger . 2135 A 
Liebermann v. — . 2137 C 
Graf v. Driola . . 2120 A 
Dr. Pachnicke . 2133 A 
Graf v. Noon . 2125 C 
Singer . . 2130 C 
v. Tiebemann . . . 2137 A 
Feftftellung der Tagesordnung für bie nächte Sigung: 2139 D 
. 2139 D 


Berjonalveränderungen in —— 


Die Sitzung wird um 2 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Bräfident: Die Sigung ift eröffnet. 

Bei der Wiederaufnahme unferer Arbeiten erlaube id) 
mir, bie verehrten Herren Kollegen herzlichſt zu begrüßen. 
(Bravo!) 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 

Büreau zur Einfiht offen. 
An Borlagen find eingegangen: 

1. ber Geſchäftsbericht des Reichs-Verſicherungsamts 
für das Jahr 1900; 

2. die endgiltige leberficht der Ginnahmen und Aus— 
gaben des oftafritaniihen Schußgebiets für das 
Rechnungsjahr 1898; 

3. der Entwinf eines Geſetzes, betreffend die Ueber— 
nahme einer Garantie des Reichs in Bezug 
auf eine Eiſenbahn von Dar-es-Salaäm nad) 
Mrogorp; 

4. ein vollftändiges Verzeihniß des als Eigenthun 
bed Reichs fefigeftellten ——— gemäß dem 
Beſitzſtande am 1. April 1 

5. ber Bericht der Reichs-Schuldenkommiſſion, und 


zwar: 

I, über die Verwaltung des Schuldenweſens 
des Norbdeutichen Bundes und des Deutfchen 
Reichs, 

10. Legisl.⸗P. IL. Seſſion. 


Reichẽ tag. 1900 1801. 





"I. über ihre Thätigkeit in Anſehung ber ihr (C) 


übertragenen Auffiht über bie Verwaltung 

a) des Reichs-Invalidenfonds und 

b) des Fonds zur Errichtung des Reichstags⸗ 

gebäudes, 

über den NReichskriegsſchatz und 

über die An- und Ausfertigung, Einziehung 

und Vernihtung der von ber Reichsbank 

—— en Banfnoten; 

6. die vom Bundesrath beichloffenen Beitimmungen 
über die Vorausfegungen und Bedingungen der 
Zulaffung von Ausnahmen bei der Sonntagsruhe 
im Gewerbebetriebe. 

Die Drudlegung der Vorlagen habe ih verfügt. Die 

legte Vorlage wird den Herren nod heute zugehen; bie 

übrigen Vorlagen find bereits in Ihren Händen. 

Ferner ift vor der Sigung eingegangen: 

der Entwurf eined Viehſchaugeſetzes. 

Die Drudlegung habe ich verfügt. 

Bon dem Herrn Neichäfanzler, Auswärtiges Anıt, 
ift eine Nahmweilung der Einnahmen und Ausgaben der 
Wahlloniulate des Reichs für das Jahr 1899 nebft den 
Belägen eingegangen. Das Schreiben des Herrn Reichs— 
fanzler8 nebſt der Nachweiſung und einem Heft Beläge 
liegt zur Einfiht der Mitglieder im Zimmer des Herrn 
Direllord aus. 

Ich habe Urlaub eriheilt den Herren Abgeordneten: 

Dasbach, Maufer für 3 Tage, 

Gegielöti, Hofmann (Ellwangen), Dr. Endemann 
für 5 Tage, 

Münch-⸗Ferber für 6 Tage, 

Gäbel, Dr. Stodmann für 8 Tage. 

63 fuhen für längere Zeit Urlaub nad) die Herren 
Abgeordneten: 

Dr. v. Levekow für die Zeit bis zum 28. d. M., 
Graf v. Hlindomftroem, Vogel, 
14 Tage, Leinenweber für die Zeit bis zum 
10, Mat wegen Stranfheit, 

Tönnies für die Zeit bis zum 7. Mat wegen 
Krankheit, fowie zur Beendigung einer Babelur; 

Stoeder für die Zeit bis zum 10. Mai wegen 
Krankheit in der Familie; 

v. Waldow und Neigenftein für die Zeit bis zum 
20. Mai wegen einer militärifchen Dienftleiftung; 

Payer für die Zeit bis Ende Juni wegen Er: 
füllung feiner Pflichten als Bräfident ber 
württembergifhen Kammer der Abgeordneten; 

Haußmann (Balingen) für 14 Tage wegen Theil: 
nahme an den Verhandlungen de3 württem— 
bergiichen Landtages. 

Den Urlaubögefuhen wird nicht widerfproden; biefelben 

find bewilligt 

Fwigt ift das Mitglied des Reichstags Herr 


III. 
IV. 


Als Kommiſſare bed Bundesraths find von dem 
Herrn Reichskanzler für den erften Gegenſtand ber Tages: 
ordnung angemeldet worden: 

ber Staiferliche Wirkliche Geheime Ober:Regierungs: 
rath Herr Plath, 

der Kaiſerliche Geheime Ober : Regierungsrath 
Herr v. Sybow, 

ber Kaiſerliche Wirkliche 
Herr Hormuth, 

der Kaiſerliche Wirkliche Admiralitätsrath Herr 
Dr. Feliſch, 

berftönigliche Oberſt und AbtheilungschefHerrſtrebs, 

der Königliche Oberſtleutnant und Abtheilungschef 
Herr Wachs, 

der Königliche Major Herr Block, 

der Kaiſerliche Regierungsrath Herr Jahn. 
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Geheime Kriegsrath 
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Wir treten in die Tagesordnung ein. Griter 

Gegenstand derfelben ift bie 
erite Berathnng des Entwurfs eines Geſehes, 
betreffend Berforgung der Sriegsinvaliden uud 
der Kriegähinterbliebenen (Nr. 211 der Drud- 
fadhen). 

Ich eröffne bie erfte Berathung. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Graf v. Oriola. 

Graf v. Oriola, Nbgeordneter: Meine Herren, im 
Namen meiner politiihen Freunde habe ih zunächſt ben 
Antrag zu ftellen, dieſen Gefetentwurf der Budgetkom— 
miffion zur Berathung au überweifen. Wir find ber 
Anfiht, dab eine Kommiffionsberathuug nothwendig it, 
weil es fih um eine außerorbentlih tomplizirte Materie 
handelt, und weil wir in der Kommilfion näder zu prüfen 
haben werben, ob bie im Geſetzentwurf vorgejehenen Sätze 
die richtigen find, und welches bie etwaige Einwirkung 
dieſes Geſetzes auf die von und erwartete allgemeine 
Nevifion der Militärpenfionsgefege fein bürfte. 

Meine Herren, ald wir den Gefeßentwurf wegen ber 
Beriorgung der Theilnehmer an ber oftaftatifhen Expedi— 
tion und ihrer Hinterbliebenen entiprehend dem Antrage 
der Budgetlommiffion bier ablehnten, fo geihah dies 
wegen zweier Hauptgründe, die die Budgetkommiſſion für 
die Ablehnung geltend — hatte. Die Budget: 
fommiffion beantragte die Ablehnung erften mit Rückſicht 
auf die von dem Herrn Reichskanzler in der Sitzung vom 
24. Jannar 1901 abgegebenen Erklärungen, zweitens in 
Erwägung, daß ber Weg einer allgemeinen einheitlichen 
Neuregelung des Militärverforgungswejend offen bleiben 
muß. Man hielt e8 damals nicht für geeignet, zunächſt 
nur für bie GChinafämpfer eine gefegliche Negelung zu 
treffen, und wollte die Vorlage abwarten, die der Herr 
Reichskanzler in Ausficht geftellt Hatte, nad) welcher bie 
Invaliden und Hinterbliebenen früherer Feldzüge gleich 


(B) behandelt werden follten mit den Chinafämpfern. 


Dieje Vorlage ift num der jetzt erfchienene Geſetz— 
entwurf, und ih glaube, wir müſſen unfererfeit3 ber 
in. Dant dafür zollen, daß fie die Zuſage 
bes Herrn Reichskanzlers in jo furzer Zeit eingelöft hat. 
Wir find in ber Lage, diefe Geſetzesvorlage unfererjeits 
mit Freuden zu begrüßen, infofern dieſelbe Abhilfe Schafft 
egenüber vorhandenen Unbilligkeiten und Härten bei ber 
Banane der Kriegsinvaliden. Erfreulich ift es, meine 
Herren, daß die Meichöregierung endlih nad) langem 
Drängen des Reichstags einen Weg betreten hat, ben fie 
meiner Anficht nad ſchon längft hätte gehen jollen. Man 
hat es im Volke nicht verftanden, daß ed die Reichs— 
regierung nicht felber war, die auerft auf die Abhilfe der 
beitehenden Unbilligfeiten und Härten drang, bie nad 
allgemeiner Anfhauung bezüglich der Verſorgung unferer 
in den Feldzügen mwohlverdienten Offiziere und Soldaten 
beftehen. Jedenfalls aber muß, meine Herren, — und 
das hebe id hervor, — die allgemeine einheitliche 
Nevifion voll und ganz durchgeführt werben; denn 
dieſes Geſetz ift nur ein FFlidwert oder — um einen 
anderen Ausdruck zu gebrauchen, der in den Motiven ge- 
wählt it — ein Ginzelgefeg. Wir werden uns in ber 
Kommilfion vergemwiflern müflen, daß — was ber Herr 
Kriegsminiſter felbft als nothwendig in ber Budgetfommiffion 
hervorgehoben hat — der Weg einer allgemeinen einheitlichen 
Regelung offen bleibt. Dieſes hat auch die Budget: 
fommiffton für nothwendig anerkannt, und dieſer Umftand 
war ed, wie id ſchon vorhin fagte, der eine weitere Ver: 
anlaffung fir die damalige Ablehnung der Vorlage für 
die Chinalämpfer und ihre Hinterbliebenen bot. 

Eine allgemeine einheitliche Reviſion der Militär: 
benfionsgefege fordern wir; wir fordern fie feit vielen 
Jahren. Meine Herren, id) brauche e3 heute nicht aus— 
führlih wieder darzulegen, wie fomplizirt diefe Geſetz— 








gebung nachgerade geworben ift. Ich glaube, es iſt nicht 
zu viel gefagt, wenn ich behaupte: in der heutigen Militär: 
penfionsgefeßgebung findet ſich faſt niemand mehr zuredt. 
Wir hoffen, meine Herren, dab die Reichsregierung nun— 
mehr entichloflen ift, nicht auf halbem Wege ftehen zu 
bleiben, jondern daß fie und die allgemeinen Reviſions— 
efeße im Herbfte vorlegen wird, und wir hoffen, von ber 
Freichöregierung in der Kommiſſion aud überzeugt zu 
werben, daß durd diefe Vorlage eine wejentlihe Er— 
fhwerung des großen Reviſionswerkes nicht eintritt. 

Meine Herren, ich fante: der vorliegende Geſetzentwurf 
ift ein Flickwerk. Er ift es in zwei Beziehungen: er 
umfaßt einerfeit3 nur einen Theil der bei ber 
NRevifion in Betradt fommenden Berfonen, und 
andererfeit3 bleiben auch für diejenigen, bie er 
berüdfichtigt, weientlihe Fragen unerledigt. Der 
81 des Geſetzes erklärt, daß durch das Geſetz berückſichtigt 
werden ſollen die Kriegsinvaliden und Kriegshinterbliebenen 
aus den von den deutſchen Staaten vor 1871 geführten 
und ben vom Deutſchen Reiche geführten refp. zu führenden 
Feldzügen, denen die Theilnehmer an der Chingexpedition 
refp. ihre Hinterbliebenen gemäß 821 gnleichgeftellt werden; 
ferner berüdfihtigt $ 1 auch noch die Angehörigen der 
Kaiſerlichen Schußtruppe und ihre Hinterbliebenen. Die 
Beſtimmung darüber, welche militärifhen Unternehmungen 
als Feldzug im Sinne des Geſetzes anzufchen find, über: 
läßt das Geſetz dem Sailer. Aber bier ſchon, meine 
Herren, tauchen gewiffe Zweifel auf, die in der Kommiſſion 
zu befeitigen find. Es bleibt mir 3. B. fraglid, ob bie 
Mitglieder der Wißmann-Schutztruppe gleich zu behandeln 
find mit den Mitgliedern der Staiferlihen Schugtruppe. 
Fraglich bleibt, inwiefern das Geſetz Bezug hat auf die— 
jenigen Offiziere, die zwar den Feldzug nicht mitgemacht 
haben, zu Haufe in Deutfchland geblieben find, aber 
durd die Anftrengungen ihres Dienfted während bes 
Feldzuges derartigen Schaden gelitten haben, 
fie penfionirt werben mußten und penfionirt wurden mit 
Kriegszulage. Fraglich bleibt, inwieweit das Geſetz Platz 
greift für diejenigen Invaliden, die infolge der Strapazen 
auf Kriegsſchiffen im Ausland, ſpeziell in den Tropen, 
die Geſundheit verloren haben. Für die durch den Schiff— 
bruch invalide gewordenen, reſpektive der Hinterbliebenen 
der beim Schiffbruch Umgekommenen trifft ber $ 22 bes 
Geſetzentwurfs die nöthige Fürſorge, und das mit vollem 
Recht. Ih bin der Meinung, daß die Männer ber 
„Sneifenau* und des fo ruhmvoll untergegangenen „Iltis“ 
refpektive ihre Hinterbliebenen die gleihe Fürſorge er: 
warten fönnen wie die im Felde Verwundeten refpeftive 
ihre Hinterbliebenen. Wie fteht e3 aber, fo frage id), 
mit denjenigen Schiffsmannſchaften, die nicht bei einem 
Schiffbruch, fondern bei einem anderen großen Schiffs— 
unglüd, einem Brand des Schiffes, einer Exploſion ver: 
unglüdt find? wie fteht eö mit den Hinterbliebenen ber 
bei ſolchem ſchrecklichen Unglück Umgekommenen? Daß 
man in $ 22 sub 3 aud die Angehörigen der früheren 
ichleswig-holfteinshen Armee bedacht hat, dak man Für: 
forge trifft für die freiwilligen Sranfenpfleger und bie 
anderen in $ 22 sub 3 erwähnten Berfonen, wirb gewiß 
unfere Zuftimmung finden; aber gedenkt dieſes Geſetz auch 
jener Zazarethgehilfen, die im Jahre 1870/71 infolge ber 
Pflege von PBerwundeten in der Heimat die ſchwerſte 
Schädigung ihrer Gefundheit erfahren haben? — Sie fehen, 
meine Herren, ſchon bei $ 1 fommten eine ganze Anzahl 
Fragen, deren Erledigung nöthig ift, und die eine Ber: 
weilung biefer Vorlage an die Kommiſſion felbitverftänd: 
lich erſcheinen laſſen. 

Aber, meine Herren, der Begriff „Kriegsinvalide“ iſt 
überhaupt ein fehr beichräntter. Als Friebensinva- 
liden werden Biele behandelt, die eigentlih aud 
infolge des Krieges invalide find, und darunter 
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(A) find viele ganz befonders tühtige Männer. 
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(Graf v. Oriola.) 

Sie wollten 
die Leiden, die fie ſich im Feldzuge zugezogen hatten, 
nicht hervorheben, jie wollten durchaus weiter dienen; fie 
find daun als Friedensinvaliden penfionirt worden, Mit 
Rückſicht auf das fpätere Fortkommen im Zivildienſt hat 
auch mancher altgediente linteroffizier fich Lieber auf Grund 
feiner langen Dienftzeit penfioniren laſſen als auf Grund 
einer inneren Dienftbefhädigung. Bei manchen dieſer 
Leute ift erft nad vielen Jahren die Krankheit, das 
Leiden zum vollen Ausbruch gefommen; da aber vers 
binderte die Präflufivfiift die Geltendmachnug der An— 
fprüche als Kriegsinvalide. Diefe Frage der Präkluſib— 
frift, die ich ſchon früher wiederholt hervorgehoben habe, 
wird bei der Berathung dieſes Geſetzes oder jedenfalls 
bei Berathung der allgemeinen Mititärpenfionsgejege eins 
gehend zu erörtern fein. Sollte man nicht dahin fommen, 
wenigitend dann, wenn auch jegt noch mit voller Bes 
ftimmtheit der Nachweis zu führen ift, daß das Leiden 
durch den Feldzug verurfacht ift, von der Geltendmahung 
ber Präkluſivfriſt abzuſehen? Denen, die mit höchfter Wahr: 
fcheinlichkeit den Zufammenhang ihres Leidens mit den 
Feldzügen haben nachweifen können, ift eine Laufende Unter: 
ftitgung gewährt worden auf®rund des Allerhöchſten Guaden- 
erlaſſes von 1884; follte dieje Unterftügung nicht wenig— 
ftend entſprechend erhöht werden? Die älteren penfionirten 
Dffiziere bejonders der Unterdargen, die feine Kriegs— 
zulage erhalten, die aber die Feldzüge mitgemacht haben 
und num infolge derfelben Leiden müſſen, befinden fich 
großentheil3 in einer ganz fünmerlichen Lage. Sie haben 
eringere Benfionen als die Offiziere, welde nad dem 
Feldzug eingetreten find und nach der Penfionirung die 
Bortheile der 1897er Gehaltserhöhungen genießen, dieſer 
Gehalt3: und Penfionserhöhungen, welche feinerzeit ges 
geben wurden, weil man eben die bisherigen Gehalte 
und Penſionen als nicht mehr ausreihend erachtete. Aus 


(B) den Streifen dieſer Offiziere fommen beredte Stlagen; 


ipeziell für diefe Subalternoffiziere Fürforge zu treffen, 
halte ich für dringend erforderlid. Männer, die fi her: 
vorragend in den Feldzügen ausgezeichnet haben, fünnen 
nicht verftchen, daß fie fo fehr Hinter dem jüngeren 
Männern zurüditehen jollen, welche feinen Feldzug mit: 


gemadt haben. 
(Sehr richtig!) 


Ich will hier noch hinweiſen auf einen Fall, den ich erit 
vor einigen Wochen hier vorführte: es ift der der Be: 
zirföfommandenre und Bezirtöoffiziere, welche die Feld— 
züge mitgemadt haben, vor 1897 penfioniert wurden und 
nun nur jene geringen Benfionsbezüge haben. 

Menn ic jo manchmal mit Mitgliedern dieſes hoben 
Haufe über den Begriff „Friedensinvalide“ geiproden 
habe, wurde mir zuweilen gefagt: ad), die Friedens— 
invaliden find ja nur die, welde 12 Jahre im Frieden 
gedient haben und dann nad) 12 Jahren eine Zivil- 
anftellung haben wollen. Ich meine, daß auch für dieſe 
Leute entfprechend zu ſorgen ift. Aber die Anficht jener 
verehrten Mitglieder dieſes Hohen Haufes ift Doch ganz 
unrichtig. Denn vergeffen wir auch mit, daß unter 
diefen Friedensinvaliden eine ganze Anzahl jehr armer 
Krüppel fih befindet! Bedenken Sie all die Männer, 
welde bei Manövern, auf Scießplägen, beim Turnen 
berunglüdt find! Meinen Sie nun, daß ein Mann, ber 
3- B. bei einer Schießübung beide Augen verloren hat 
— ein folder hat fih an mich gewendet —, ober ein 
anderer, dem bie Beine amputirt werden mußten, nicht 
ebenfo der genügenden Fürforge des Reiches bedarf, wie 
ein Kriegsinvalide? 

Aber aud für die als Kriegsinvaliden Anz 
erfannten wird in diefem Gefet eine Anzahl ganz 
befonder3 wichtiger Fragen nicht erledigt. Man 
hat nicht nur davon abgejehen, im allgemeinen bie Pen- 
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fionen ber früher penfionirten Offiziere, welche den Feld— 
zug mitgemacht haben, aufzubeifern; aud für die kriegs— 
invaliden Dffiziere erflärt der $ 2, daß die biöherigen 
ungenügenden Benfionen nad den bisherigen Beftimmungen 
bis zu anderweitiger geieglicher Regelung gewährt werden. 
Die Motive fagen hierzu: 
In dem vorliegenden Ginzelgefeß erſchien eine 
Aufbefferung der Benftonen der friegsinvaliden 
Dffiziere wegen der damit verbundenen grundfäß- 
lihen Fragen nicht angängig. 
Nun, wenigitens ftellt der Gefegentwurf eine anderweitige 
gefeglihe Regelung in Ausfiht. Daß dieſe baldigit 
eintritt, halte ih allerdings für dringend geboten. Es 
wird aber meines Erachtens in der Kommiffion wenigftens 
zu prüfen fein, ob es nicht angängig ift, bis zur Er— 
reihung eines gewiflen Minimalfages für bie inpaliden 
Offiziere eine Penfionserhöhung eintreten zu Jaffen und 
damit auch die Ungleichheit der Benfionirung von Offizieren 
der unterften Chargen in den vericiebenen Theilen des 
Neiched zu befeitigen. Bei den Mitgliedern der Unter: 
klaſſen, den Unteroffizieren und Gemeinen, iſt man anders 
borgegangen als bei den Dffizieren: dort hat man 
Benfionserhöhung eintreten laſſen. Warum nicht bei den 
Offizieren? Ich habe hier ſchon wiederholt hervorgehoben, 
daß gerade die Subalternoffiziere, die im Feldzuge ver: 
wundet wurden, bie ihren Beruf aufgeben mußten, ſich 
großentheils in einer äußerft traurigen Lage befinden; fie 
werden aud in Zufunft nad dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ſchlechter ftchen als bie Offiziere der China— 
erpedition. In dieſer Beziehung ift die Verfiherung des 
Herrn Reichskanzlers, dab bie Sriegsinvaliben aus den 
Teldzügen mit den Striegsinvaliden aus der China— 
expedition gleichgeftellt werden follen, in dieſem Geſetz— 
entwurf noch nicht zur Durchführung gelangt. 

Eine dreifache Beflerung bringt dieſes Geſetz den 
Offizieren: die Erhöhung ber Striegszulage, die 
Erhöhung der Verſtümmelungs- und bie ſo— 
genannte Alterszulage. In der Kommiſſion wird die 
Höhe der Säge für bie Kriegs- und Verftümmelungs- 
zulage zu prüfen und fpeziell zu unterfuchen fein, ob bie 
vorgeichene Berftümmelungszulage genügt, wenn wegen 
der Berftimmelung der Betreffende beionderer Wartung 
und Pflege bedarf. Bor allen Dingen aber werben wir 
zuzufehen haben, wie e3 richtig iſt, die Stala der zu ge: 
währenden Kriegszulage aufzubauen. Nach der jegigen 
Stala erhalten die höchſten Offiziere eine Aufbeiferung 
ihrer Sriegszulage um etwa 140 Prozent, die Leuinants 
eine Aufbefferung ihrer Kriegszulage um etwa 40 Prozent. 
Aber id) meine, daß gerade, wenn man jeßt ſich micht 
dazu entichließen follte, für die Offiziere die Penſionen 
jelbft zu erhöhen, man dann wenigitens für die Sub- 
alternoffiziere eine noch weitergehende Erhöhung der 
Kriegszulage vornehmen ſollte. Ich will feine Stala hier 
be3 näheren ausführen; aber daß man den Leutnant 
eine Kriegszulage von 125 Marf im Monat giebt, das 
halte ich für einen ganz gangbaren Weg. 

Sehr erfreulich iſt es, daß bei dem Offizieren eine 
Unbilligkeit fortfallen foll, nämlich die, daß, in Abweichung 
bon der Behandlung der Mannſchaften, an fie Kriegs: 
zulagen nur zur Auszahlung gelangen konnten, wenn 
innerhalb 6 Jahren nad Triedensihluß ein Anſpruch 
darauf geltend gemacht worden war. Hier liegt eine 
weſentliche Verbeſſerung gegenüber dem heutigen Zuftande 
vor. Ich bin auch der Meinung, daß wir das Prinzip 
der Alterszulage mit Genugthuung begrüßen follen, 
bin aber ber Anfiht, dab wir in der Kommilfion zu 
prüfen haben, ob die für die Gewährung der Alter: 
zulagen vorgefehenen Bedingungen richtig geftellt find. 
Vor allem aber, meine Herren, bin ich der Meinung, dab, 
falls für einen Offizier die VBorausfegungen der Älters— 
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(Straf v. Criofa.) 


(A) zulage vorhanden find, fie ihm dann nicht follte gewährt 


werben können, fondern ihm zu gewähren tft; der Offis 
zier Soll dann nicht in Bezug auf die Alteräzulage von 
der Gnade abhängen, fondern ein Recht auf diefe Ylterd- 
zulage haben. 

Mas ich in diefer Beziehung gefagt habe in Bezug 
auf bie Alterözulagen der Offiziere, bezieht fih aud auf 
8 10, die Alterszulagen der Gemeinen und Unter— 
offiziere. Auch hier meine id, daß an Stelle des 
Wortes „kann“ das Wort „iſt“ zu ſetzen wäre Die 
Forderung aber, daß ein 55 Jahre alter kriegsinvalider 
Offizier, um burd die Alterszulage bis zu einem 
Gefammteinfommen von 3000 Mark zu gelangen, nun 
auch noch feine völlige Erwerbsunfähigkeit ſoll nachweiſen 
müſſen, erachte ich denn doch für gar zu fiskaliſch. 

(Sehr richtig! recht3.) 

Wir haben Hier im Reichstag mit ber Feſtſtellung ber 
Bedingungen der völligen Erwerböunfähigkeit bei der Bei: 
hilfe für Kriegstheilnehmer Schon eigene Erfahrungen ge: 
macht, die den Antrag Nißler zeitigten. Ich halte es 
auch bedenklich, diefe Bedingung im & 10 fiir Unteroffiziere 
und Gemeine beftehen zu laffen. Aber wie man bei den 
Dffizieren den Nachweis der völligen Erwerbsunfähigfeit 
erbracht haben will, das verftche ich nicht; denn Diele 
Offiziere find feinerzeit verabſchiedet worben einfach, weil 
fie dem Militärdienit nicht mehr genügen fonnten. Es 
ift bei ihrer Verabſchiedung gar nicht feitgeltellt worden, 
welden Grad der Erwerböfähigfeit fie noch hatten, wie 
5 doch bei den Mitgliedern der Unterklaſſen des Soldaten 
ftandes geihehen ift. Ya, was follen diefe Offiziere nach— 
weifen? Soll es 3. B. als eine nicht völlige Erwerbs— 
unfähigkeit angefehen werben, wenn etwa fold ein Offizier 
noch Körbe fliden fönnter Soll etwa dann bie Alters— 
aulage nicht in Wirkung treten können, wenn ein folder 
Offizier bei irgend einem feinen Verein noch ald Rechner 
Alle diefe Einnahmen 
werden ja bei der Alterözulage mit beredinet! Es dreht 
fi) bei der Alteräzulage un das Gefammteinfommen des 
Offiziers, alfo aud) aus Privatvermögen u. ſ. w. Meine 
Herren, id bin der Meinung, daß wir diefe Bedingung 
der völligen Erwerböunfäbigfeit für die Erlangung der 
Alterszulage nicht ftehen laſſen follten. 

Was aber ganz befonders fehlt in dieſem Gefege und 
zwar fowohl bezüglid der friegäinvaliden Offiziere, als 
aud in Bezug auf die kriegdinvaliden Unteroffiziere und 
Genteinen, das iſt die Entſcheidung der Frage ber 
Belaffung der Militärpenfion neben dem Zivil: 
dienfteinftommen refpektive ber Ziptlpenfion. 
Daß die bisherige Kürzung ber Militärpenfion auf bie 
Dauer nicht haltbar ift, das erkennt indirekt dieſer Gefeß- 
entwurf in feinem H 20 jelbft an. Dort heißt es: 

Bei Anftellung und Beihäftigung im Zivildienſt 

find dieſe Zuſchüſſe 
gemeint ſind die durch das Geſetz gewährten Mehr— 
eträge — 

jedoch nicht der Kürzung unterworfen und beim 

Ausſcheiden aus dem Zivildienſt mit einer Zivil— 

penſion auf dieſe nicht in Anrechnung zu bringen. 
Ja, hätte man dieſe Beſtimmung nicht in den Geſetz— 
entwurf aufgenommen, bann würden für bie meiften im 
Staatd: und Neichädienft angeftellten Invaliden bie 
Befferungen dieſes Geſetzes wenigftens zum großen Theil 
nicht eintreten; das Meifte von dem, was wir ben be— 
treffenden Invaliden durch dieſes Gefeh geben würden, 
würde der Fiskus gleih wieder in den eigenen Sad 
fteden. Wenn fo der Gejegentwurf die u ep in 
der Behandlung der Kommunalbeamten und Reichs- und 
Staatöbeamten aud nicht vergrößert, bie biöherigen 
Ungleichheiten läßt er beftehen, und wir müffen mit 
aller Entjhiedenheit darauf dringen, daß in 
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Bezug auf die Frage der Belaffung der Militär: (C) 


penfion neben dem Zivildienfteinfommen und der 
Zivilpenſion endblih gleiches Recht geſchaffen 
werde; ſoweit die Sache nicht ſchon bei dieſem Geſetz 
durchführbar iſt, müſſen wir verlangen, daß bei einer 
möglichit baldigen allgemeinen NRevifion die in Bezug auf 
bie Frage der Belafjung der Militärpenfionen immer 
wiederkehrende Forderung endlich befriedigt werde. Ich 
will nicht wieder eingehen auf all die einzelnen Fälle: ich 
will nicht wieder den Portier des Reichſstags dem Portier 
im Nothen Haufe gegenüberftellen; ich will nicht wieder 
des näheren eingehen auf ben unglüdlihen Beamten, 
der wegen der Beſtimmung der Sürzung der Penſion 
niht nur bon der Grhöhung der Servisklaſſe feines 
Wohnortes feinen Vortheil hatte, fondern, weil feine Dienſt— 
wohnung plöglich einen höheren Miethwerth befam, num 
noch weiter fein Einkommen gekürzt erhielt. Nur einen 
fleinen Fall will ich heute bier anführen, der mir vor 
einiger Zeit neu zur Kenntniß gekommen tft. 

Ein junger Mann verlor 1870,71 einen Fuß, derſelbe 
wurde ihm amputirt; er wurde penfionirt, befam die Kriegs: 
und Verſtümmelungszulage und den Zivilverforgungäfchein. 
Er madıte fi daran und fing bon neuem au zu nis; 
er machte feine Staatsexamina und kam dann in eine 
Staatöftellung, nicht aber etiwva auf Grund der Verwendung 
feines Zivilverſorgungsſcheines, fondern auf Grund feiner 
Studien, feiner Kenntniffe und feiner beftandenen Gramina. 
Aber der liche Fiskus war aud in diefem Augenblid 
helle, er hielt feit an dem Buchſtaben des Gefeges und 
nahm dem Manne, ber fo und fo viel Fahre dem Water: 
lande geopfert hatte, dem fo und fo viel Jahre verloren 
gegangen waren durch feine Kriegäverwundung, die Penſion 
einfach weg und ftedte fie in die Taſche. — Das find 
doch Unbilligkeiten, das find doch Ungerechtigkeiten, bie 
auf die Dauer nicht beftehen bleiben können. 


Aber diefe ungleihe Behandlung der Kommunal- (D) 


beamten und Staatöbeamten ift nicht nur hervorzuheben 
bei den Kriegsinvaliden, fondern auch bei den Friedens— 
invaliden. Wie können wir, meine Herren, von dem 
Beamten, der ba ficht, daß er abfolut durch trene Pflicht: 
erfüllung ein höheres Gehalt nicht erreichen kann, eben wegen 
des Syitems der Penfionskürzung, befonderen Eifer ver: 
langen? Das Kriegsminiſterium hat — id) rufe Ihnen das 
ins Gedächtniß zuriid — vor zwei Jahren und eine Denk— 
ſchrift vorgelegt, die der verehrte Herr Kollege Müller 
(Fulda) veranlaßt hatte, in welcher die Vergrößerung ber 
Venfionslaften begründet war. Dort hat das Kriegs— 
minifterium feinerfeitö felbft anerfannt, daß der Zudrang 
der Invaliden, die Befiger von Zivilverſorgungsſcheinen 
find, zu Hommumalitellen immer ftärfer werde, eben mit 
Nüdjicht darauf, dab bie Kommumnalbeamten dur die Be- 
laffung der Militärpenfion beifer geftellt find als bie 
Staats: und Reichsbeamten. Die jchlechteften werden es 
unter den Zivilverforgungsberedhtigten nicht fein, die ſich 
gerade die Kommunen ausfuchen können! 

Ein wirklicher Betitionsfturm, meine Herren, hat fi 
erhoben. Ich bin ja gewohnt, jeden Morgen mit einer 
ziemlihen Anzahl von Briefen von Invaliden bier über: 
rafht zu werden. Aber wenn es endlich doch aufhören 
könnte, daß diefe Herren mir die Nothiwendigfeit der Be— 
laffung der Militärpenfion immer wieder darlegten, fo 
wäre ich fehr zufrieden, und ich glaube, der einzige Weg, 
wie das zu ermöglichen wäre, — und bie ie 
möge mir doch den Heinen Gefallen thun, — ift ber, dab 
fie die Militärpenfionen den Leuten beläßt: dann werben 
wir aud) vor dem großen Anfturm folder berechtigten 
Petitionen Ruhe haben. Und, meine Herren, Diele 
Forderung, die hier aufgeftellt wird, bezicht ſich ſowohl 
auf bie Unteroffiziere und Gemeinen wie auf die Offiziere, 
die im Staatd- und Reichsdienſt angeftellt find. 


(A) 


(B) 
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(Graf v. Oriofa.) 

Wie bei den Offizieren, fo ift auch bei den linter: 
offizieren und Gemeinen, abgeiehen von der ſchon er: 
örterten Alterözulage, eine erfreulihe Erhöhung der 
Kriegszulagen und a A vor: 
geſehen. And hier wird die Frage der Höhe der Süße 
in der Kommiffion zu prüfen fein, jpeziell auch die Frage 
der Erhöhung der Verltümmelungszulagen. Fir bie 
friegäinvaliden rail und Gemeinen ift zum Theil 
aber auch eine recht erhebliche Erhöhung ber Benfionen 
eingetreten. Daß in erfter Linie hier die gänzlih Er— 
werbäunfähigen eine Aufbeflerung erhalten haben, kann 
ich meinerfeit3 nur billigen. Freilich werben die höchſten 
Süße verhältnigmäßig felten zur Anwendung kommen. 
Dagegen ift es doch auffallend, daß keinerlei Erhöhung 
der Benfionen der fünften Klaſſe eingetreten if. In 
die fünfte Klaſſe gehören nicht nur, wie man aus ber 
leberfiht auf Seite 12 der Vorlage entnehmen könnte, 
Halbinvalide, fondern auch viele Banzinvalide. Die Halb- 
inbaliden find in einer Beziehung aufgebeffert: ihnen iſt 
eine Meine Kriegszulage von 6 Mark zu Theil geworben. 
Für viele Ganzinvaliden dieſer Klaſſe aber ift gar nichts 
geichehen; denn fie haben gehabt 6 Mark Benfion, 9 Mark 
Kriegszulage, 6 Mark Anitellungsentihädigung, — fie er: 
halten in Zukunft: 6 Mark Benfion, 15 Mark Kriegs— 
zulage, die Anftellungsentihädigung wird ihnen ge— 
nommen. Sie hatten früher 21 Mark und werben in 
Zukunft aud) 21 Mark erhalten. Meine Herren, ob für 
Diele fünfte Klaſſe es nicht eigentlich geboten wäre, bie 
Venfionsfäge, die früher die vierte Klaſſe hatte, einzus 
führen, dad wird einer eingehenden Erörterung in ber 
Kommiffion bedürfen. Ich will hier nur hervorheben, 
daß doch auch wohl für diefe Invaliden eine Vertheurung 
der ganzen Lebenshaltung eingetreten ift, welche im 
allgemeinen eine Beſſerung der Penſionsſätze veran— 
laßt hat. 

Don großer Bebeutung tft dann der 59. Nah 
dieſem follen für die riegsinvaliden die Entſchädi— 
gungen für Nihtbenugung des Zivilverſorgungs— 
ſcheins und die AnftellungSentfhäbigungen fort 
fallen, außer, wenn es fih um 12 Jahre gebient habende 
Unteroffiziere handelt. Diefe bisher gewährten Ent: 
Schädigungen follen gewiffermaßen mit enthalten fein in 
den eingetretenen Erhöhungen der Penſionen und Striegs- 
zulagen. Hätte die Negierungdvorlage die Entihädigung 
für Nichtbenugung des Zwilverſorgungsſcheins und Die 
Anftelungsentihädigung weiter gelten laſſen, dann würde 
die NReichäregierung wohl fo hohe Penfionsfäge, wie fie 
vorgeſchlagen, nicht bier in Anſatz gebradht haben. In 
diefer Neuregelung liegt in gewiſſer Beziehung die Berück— 
fihtigung einer Forderung, die wir hier aufgeftellt haben. 
Wir Haben es namentlich für unbillig erklärt, daß der 
Berftümmelte neben feiner Werftümmelungdzulage eine 
geringere Entihädigung für die Nichtbenugung des Zivil: 
verforgungsfcheind in Höhe von 9 Mark erhielt, als ber 
Nichtverſtümmelte, der 12 Mark erhielt. Dadurch, daß 
man die Penfionen und Kriegszulagen erhöht, gleichzeitig 
aber bieje zwei verſchiedenen Entſchädigungen für Nicht: 
benugung des Zivilverſorgungsſcheins wegfallen Läßt, 
findet allerdings ein gewiſſer Ausgleich im biefer Be: 
ziehung ftatt. Wie aber fteht es num mit denen, die den 
Zivilverſorgungsſchein feinerzeit erhalten haben, ihn aber 
nicht haben verwenden fönnen, bie auch die Anftellungs- 
entihädigungen nicht nahmen, weil fie auf den Zivil: 
verſorgungsſchein ihre ganze Hoffnung fehten? Sie 
werden im allgemeinen fiir den Zivilverforgungsicein bei 
der Erhöhung der Verforgung mit einem Sat berüdjichtigt, 
ber einer Anftellungsentihädigung von 6 Marf entſpricht. 
Ob diefer Sat von 6 Mark wirklich genügt für Leute, 
die ohne ihr Verfchulden, infolge vielleicht langer Rekon— 
valeszenz, ihren Berforgungsfchein erft zur Geltung bringen 


fonnten, al3 fie fchon zu alt waren, um einen Zivilbienft (0) 


zu erhalten, darüber follten wir uns auch in der Kom— 
miffion be3 weiteren audeimanderfegen. Mag aud) das 
Vorgehen der Regierung praftiihen Sinn haben, und 
mögen die Vortheile desſelben im gewiſſer Beziehung an: 
zuerfennen fein, dad Cine wird man nicht befeitigen können, 
daß mander Invalide einen bitteren Beigefhmad em: 
pfindet, wenn er auf ber einen Seite eine Erhöhung feiner 
Penſion befommt, und auf ber anderen Seite feine ihm 
feit vielen Jahren gewährte Entihädigung für Nicht: 
benugung bed Zwilverſorgungsſcheins ihm fortgenommen 
wird. Zu einer völligen Grlebigung wird aber biefe 
ganze Frage — darum gehe ich jetzt nicht näher darauf 
ein — erft fommen können bei der allgemeinen Reviſion 
der Militärpenfiondgefege; denn nicht zum wenigften find 
ed ja auch gerade die Friedensinvaliden, bei denen die 
Frage des Zivilverſorgungsſcheins und feiner Ausnutzung 
don größter Bedeutung iſt. 
ch wende mid nun enblih noch zu der Verfor- 
gung ber Sriegöhinterbliebenen. Der Gefegentwurf 
efeitigt amerfannte Härten; andere bleiben aber be- 
ftehen. Es tft zu billigen, daß nach $ 14 für die Wittwen 
der an äußeren Sriegsdienftbefhäbigungen veritorbenen 
Invaliden die gleichen Grundſätze maßgebend fein follen 
wie fir die Wittwen der ihren Wunden Grlegenen. Es 
ift al3 erfreulich zu begrüßen, daß bezüglich der Wittwen: 
beihilfen dieſes Geſetz feine Unterſchiede macht mischen 
ber Fürforge für eine MWittwe, wenn der Invalide ſich 
vor der Invalidiſirung oder nad) derfelben verheiratet 
hatte. Aber bei der allgemeinen Revifion der Militärs 
penſionsgeſetze wird Doc, denke ich, erneut die Frage zu 
prüfen fein, ob es gerechtfertigt ift, bei dem Relikten— 
eſetz dieſe Unterſcheidun —28 zu laſſen und gemäß 
15 des Geſetzes vom Jahre 1887 diejenigen Wittwen, 
die erſt nach der Penſionirung ihres Mannes denſelben 


geheiratet haben, ohne jedes Wittwengeld aus dieſem (D) 


Geſetze zu belaſſen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

In einem gewiffen Sinne will ja ber $ 17 des zur Be- 
rathung ftehenden Geſetzes, auf den ich gleih noch zu 
fprechen fomnte, bier helfen. Ich meine aber dennoch, 
daß der im $ 17 gewählte Ausdruck „ausnahmsweije* 
nicht der geeignete ift, und daß wir diefen Ausdruck doch 
wohl auch abzuändern haben. Man darf nicht annehmen, 
meine Herren, daß die Heiraten mit ſchon penfionirten 
Offizieren, Interoffizteren und Gemeinen gewiffermaßen 
nur gefchloffen werden in der Ausſicht auf die „glänzende“ 
MWittwenpenfion. Bei vielen penfionirten Offizieren und 
Unteroffizieren war vielmehr der Grund ber Heirat Die 
vor der Inpaltbifirung geichloffene Verlobung. Bei vielen 
Invaliden ift und war die Wiederverheiratung begründet 
durch das Vorhandensein Eleiner Kinder, denen der Wittwer 
eine Mutter geben wollte, — doch ein beſſerer Weg, ald wenn 
ber Betreffende dur Wirthſchafterinnenwirthſchaft ſchreitet. 
Bei vielen Offizieren, bei vielen Unteroffizieren und Feld: 
webeln iſt der Grund der MWiederverheiratung die eigene 
DPlegebedürftigkeit gewelen. Aber nun etwa in den meilten 
Fällen annehmen zu wollen, daß die Wittwen bie alten 
Soldaten —— nur auf Abbruch heiraten, halte 
ih denn doch auch wieder für fehr merkwürdig und 
fislaliſch. 

Ebenſo dürfte aber erneut zu prüfen ſein, ob es 
nicht gerechtfertigt wäre, dem Art. 4 des Geſetzes vom 
17. Mai 1897, wodurd die harte Beftimmung bes 8 13 
des Gefeßed vom 17. Juni 1887, des Nelittengefeges, 
abgeſchwächt wird, eine rückwirkende Kraft zu geben. 
3a habe bei mir den Brief einer alten Offtzieröwittwe; 
fie heiratete 19 Jahre alt einen Hauptmann don 
44 Jahren, fie ift 39 Jahre mit ihm verheiratet gewefen, 
befigt einen Sohn, der heute auch Offizier ift. Der Mann 
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(A) wurbe gelähmt, die Frau hatte nicht genügend Einkommen, 


um einen Diener zu halten, fie ſchob ihren Ehemann in 
dem Wägelchen jelbit durch die Straßen; fie Hat ihm 
39 Jahre als treue Lebensgefährtin gedient, bis er mit 
833 Jahren geitorben if. Da fommt der borforgliche 
Fiskus und jagt: du haft wahriheinlich auf Abbruch ge 
heiratet, dir wird die Hälfte der nad) dem Reliktengeſetz 
dir eigentlich zufommenden Wittwenpenfion abgezogen; 
warum warft bu fo jung, ald du den 44 jährigen Haupt- 
mann genommen haft! 

Hier ift Abhilfe dringend erforderlih, und es ilt 
nicht verftändlih, dab man feinerzeit dem Art. 4 des 
Geſetzes von 1897 keine rückwirkende Kraft gegeben hat. 
Der $ 15 des Gefegentwurfs enthält ja fehr er: 
freulihde Berbelferungen, deren einzelne Sätze ja 
aud) in der Kommiſſion zu prüfen fein werden. E3 wird 
aud die Frage der Dauer der Waifenfürjorge zu erörtern 
fein. Bezüglih ber Waifen dürfte aud) die Frage auf: 
zumerfen fein, wie mit denfelben zu verfahren ift, wenn 
biejelben dauernd erwerböunfähig find. 

Die Beftimmungen des 5 16 fliehen fi in der 
Tendenz berjenigen der Z 5 und 10 an; aber aud) hier 
müßten meine Gradtens ftatt der Möglichkeit der Er- 
höhung der Wittwenbeihilfen die Nothwendigkeit ber: 
jelben fejtgefegt werden. Auch hier find meines Erachtens 
die Borausfeßungen, unter denen die Erhöhungen zu ges 
währen find, in der Kommiſſion näher zu prüfen. 

Der $ 17 endlid) will in fehr beicheidenem Maße 
aud für die Wittweu derjenigen Kriegsinvaliden 
forgen, deren Tod nidht eine Folge der Kriegs— 
beihäbdigung iſt. Hier fol aber nur ausnahmsweiſe 
eine Beihilfe bis zu einem gewiffen Gefammteinftommen 
gegeben werben. Hierdurch will man einer Anzahl jehr 
fraffer Fälle im Nothfall abzuhelfen die Möglichkeit 
haben. Man will helfen können den Wittwen derjenigen 


(B) Striegäinvaliden, die an innerer Kriegsdienſtbeſchädigung 


fpäter ald cin Yahr nad dem Friedensſchluß geftorben 
find, und ben Wittwen derjenigen, die allerdings friegs- 
indalide waren, die aber an einer anderen Krankheit ver- 
ftorben find al3 an derjenigen, die ihre Kriegsinvalidität 
veranlaßte. Für fie beftcht keinerlei Verforgung aus 
Reihsmitteln nah den SS 15 und 16 dieſes Geſetzes 
reip. dem Geſetze von 1871, und iſt die Che 
erſt nah der Juvpvalidiſirung eingegangen, dann 
haben fie, wie ih vorhin herborhob, aud feinen 
Anſpruch auf Wittwengelder nah dem Relilten— 
geſetz. Iſt der Tod des Mannes vor dem 1. April 1882 
eingetreten, danı greift das Geſetz von 1887 überhaupt 
nit Platz. Lebterer Fall, in weldem der Wittwe aljo 
weder eine Wittwenbeibilfe aus diefen Geſetz oder aus 
dem Geſetz von 1871 gegeben wird, noch eine Nelikten: 
verforgung nad) dem Gejeg von 1887 eintritt, iſt nicht 
in deu Motiven weiter erwähnt, — und doch habe id) gerade 
für dieſen Fall feiner Zeit Beiſpiele angeführt, die be— 
fonderd traurige find. Ich erinnere wiederholt an den 
Tall der mwürttembergiihen Offizieröwittwe. Der Mann 
war ein anerkannter Kriegsinvalide: er hatte im Feld— 
zuge zwei Finger verloren, er war wiederholt in der 
Schlacht mit dem Pferde geftürzt und mußte penfionirt 
werden. Im Jahre 1878 fam er in die Srrenanftalt 
und ftarb dort im Jahre 1881. Die Irrenärzte konnten 
leider nicht Direkt jagen, daß der Tod refpeltive Die 
Geiftestrankheit einzig und allein durd den Verluft der 
Finger und durd die Stürze auf den Kopf veranlaßt 
jeien; aber fie erklärten, daß dieſe Kriegsverletzungen 
maßgebende Momente für den Tod reipektive für Die 
Geiftestranfheit gewelen feien. Für die Frau gab es 
feine Hilfe: fie erhielt weder Wittwenbeihilfen aus dem 
Gefeg von 1871 noch Neliktengelder. Sie wandte fid 
an die Allerhöchſte Gnade; da wurde ihr durch das 


mwürttembergiiche Kriegsminiſterium erwidert: du haft noch (C) 


ein Heines Vermögen; Solange du das haft, kannſt du 
aus dem Dispofitionsfondg nichts erwarten. Diefe Wittwe 
war übrigend noch nicht fo ſchlimm daran wie eine andere 
Wittwe in ähnlicher Lage; Die eritere hatte wenigftens 
feine Kinder, während Der anderen, die das Haus poll 
fleiner Finder hatte, neben einem fleinen Privateigenthum 
al3 einzige Verjorgung nur 365 Mark aus der württenm- 
bergiſchen Penſionslaſſe und 200 Mark aus dem Dig: 
pojttionsfonds zu Theil wurden. 

Daß für diefe Fälle durd den $ 17 Hilfe geſchafft 
werben fol, iſt anerkennenswerth und erfrenlih. Wir 
werben aber den 53 17 dahin prüfen müſſen, ob er in 
feinen einzelnen Beſtimmungen aud) den Nothverhältniifen 
egenüber überall genügt, um die es ſich hier handelt. 
3a bin im übrigen der Meinung, daß man bei den all 
gemeinen Nevifionsgefegen zu prüfen haben wird, ob in 
Bezug auf die PVerforgung der Wittwen derjenigen, die 
vor dem Jahre 1882 geftorben find, derjenigen, auf bie 
die Gejege don 1895 und 1597 feine Anwendung finden, 
nicht ausgleichendbe und gerechte Maßregeln verlangt werben 
fünnen. 

Ih muß noch bezüglih der Trage der Wittwen— 
verjorgung auf einen WBaragraphen hinweiſen rejp. auf 
einen Abjag desjelben, der mir von großer Bedeutung zu 
IE ſcheint, und das ift der legte Abſatz des 814. Dort 
beißt es: 

Die zur Erreichung ber Verforgung zu gewähren- 
den Zuſchüſſe ($ 19 legter Sat) find infoweit nicht 
zuftändig, al$ die Geſammtbezüge der Hinter: 
bliebenen eines penſionirten Dffiziers, Beauten 
oder Soldaten vom Feldwebel abwärts at 
Wittwen- und Waifengeld, Beihilfen und Zus 
ſchüſſen die dem Verftorbenen nad) diefen Geſetze 
zuſtändigen Gebührniffe überfteigen würden. 

Diefem Abſatz, meine Herren, könnte man eventuell zu— 
ftimmen, wenn es fi nur um ben $ 15 handelte; denn 
"die dort beitimmten MWittwenbeihilfen werden gegeben auch 
dann, wenn die Wittwen und Waifen durd) perfünliches 
Vermögen in guter Lage find. Der Abjag des $ 14, den 
id) foeben verlefen habe, bezicht fih aber auch auf die 
SS 16 und 17; dort aber will man den Wittwen nur ein 
Befcjeibenes Geſammteinkommen fihern können. Bleibt 
ber legte Abſatz des 514 beitehen, dann wird diefe Mög: 
lichkeit ganz erheblich eingeſchränkt werden, und ich glaube, 
dab wir gerade dieſe Frage in der Kommiſſion eingehend 
zu erörtern alle Beranlaflung haben, weil font mit den 
S 16 und 17 aud) das nicht erreicht wird, was die ver: 
—— Regierungen mit dieſen Paragraphen erreichen 
wollen. 

Meine Herren, id fehe davon ab, bei diefem Geſetze 
zu befpredhen die ganze Frage der Anrehnung der 
Militärdienftzeit bei dem Zipilgehalt uud bei der 
Zipilpenfion; ich jehe heute davon ab, die Frage der 
Beiteuerung der Invalidenpenſion eingehender zu bes 
ſprechen. Ich denfe, daß dieje wichtigen Fragen zu erledigen 
jein werben bei dem allgemeinen Bevifionsgejeg. Nur 
eins möchte ich in Bezug auf die Beitenerung u ie 
die Verſtümmelungszulage des Gefeges von 1871 ift ſchon 
jegt im ganzen Neichögebiet bei der Beltenerung außer 
Unfag zu laffen gemäß Art. 18 des Geſetzes von 1893, — 
follte e3 nicht aud geboten fein, für das gunze Reichs— 
gebiet die gleihe Steuerfreiheit bezüglich der Kriegs: 
zulagen zu beitimmen? Ich Habe fo jelten Gelegenheit, 
das preußifche Finanzıminiiterium zu loben; aber hier 
möchte id) dod den deutſchen Staaten das preußiiche 
Finanzminiſterium reſp. die preußiichen gejeggebenden 
Störpericdhaften, die in dem Einkommenſteuergeſetz beftimmt 
haben, daß die Kriegszulagen von der Steuer befreit fein 
jollen, als Muſter hinitellen. Warum fol man in den 


(D) 
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(A) Einzelftaaten beftenern, was wir hier im Reich zur Linderung 


wirklicher Noth aufbringen? 

Ich möchte dann noch betonen, daß ed nad; meiner 
Anfiht nöthig ift, in der Kommilfion die Beftimmungen 
über die Pfändung der Kriegszulagen, der Zuſchüſſe, 
die das Geſetz hier gewährt, eingehend zu erörtern und 
fo klar zu ftellen, daß es für die Zukunft ausgeſchloſſen 
ift, daß durch ein richterliched Erkenntniß die betreffenden 
Bezüge eines Invaliden gepfändet werden können, und 
daß wir mandem armen Mann bier Zuſchüſſe gewähren, 
nicht für ihn felber, fondern für alte Gläubiger, die nur 
barauf warten, daß der arme Invalide vom Neid nod) 
etwas erhält. 

Meine Herren, dab für die Neihäfinangen — und 
ich möchte zum Schluß auch noch kurz die Finanzfrage 
berühren — e8 jegt nicht leicht ift, die nöthigen großen 
Eummen aufzubringen, das ift ja anzuerkennen. Aber 
che wir unfere alten Invaliden, che wir die Wittwen und 
Mailen hungern und darben laflen, dba, meine ich, follte 
der Deutfche Reichötag, follten die verbündeten Negierungen 
doch lieber an manden anderen Stellen zu fparen fuchen. 
Der jegige Vorſchlag, die nad) dem Geſetz erforderlichen, 
nad; meiner Anfiht zur Befeitigung der Unbilligkeiten 
immer nod) nicht hinveihenden Summen aus den Sapital: 
beitand des Reichs-Invalidenfonds zu nehmen, kann nur 
für kurze Zeit angängig fein, wie die Motive zur Bor: 
lage ja jelbit hervorheben; fonft geht ja der Invaliden— 
fonds in wenig Jahren zu Ende. Wir werden den 
Invalidenfonds entlaften muffen, wie das feinerzeit ſchon 
bon dem Herrn Grafen v. Noon aud hervorgehoben 
worben it, von allen denjenigen Beträgen, die nichts mit 
den eigentlihen Juvaliden zu thun haben; wir werben die 
Veteranenfürforge aus den allgemeinen Reichsmitteln be: 
ftreiten müffen. Urfprünglihd war der Snvalidenfonds 
nur für die Kämpfer von 1870,71 beftimmt; die Zwecke 


(B) des Invalidenfonds haben ſich erweitert, darım muß bier 


aus allgemeinen Reihsmitteln zu Hilfe gelommen werden. 
Aber, meine Herren, biefe finanzielle Zage fann ung, wies 
geſagt, nicht abhalten, falld es fih um Noth und Elend 
handelt, wie es fich herausgeftellt hat, Hilfe zu bringen; 
und wenn es nothwendig fein follte, neue Einnahme: 
quellen zu erſchließen, jo würde id es jedenfalls für bie 
nöthige Fürforge für unfere alten Waterlandövertheidiger 
lieber thun als für mande anderen Zwede. 

Meine Herren, das Geſetz, das id) hier beſprochen 
habe und das heute hier berathen wird, iſt, wie ich dar: 
gelegt zu haben glaube, ein Geſetz, welches wir freudig 
begrüßen fönnen bewegen, weil es allerdingd mande 
Noth lindert und Unbilligkeiten abhilft; es ift aber ein 
Geſetz, dem der Charakter einer organischen Regelung 
unferes Militärpenfionswejens nicht inne wohnt. Große, 
beredhtigte Forderungen bleiben unberüdfidtigt, 
und wir erwarten mit aller Beftimmtheit bie 
Einbringung der allgemeinen Reviſionsgeſetze 
für den Herbft. Möge fi die Reichsregierung bewußt 
fein, daß erſt mit der Einbringung dieſer allgemeinen 
Nevifionägefege fie die Aufgabe gelöft haben wird, bie 
allerdings eine äußerit fchwierige ift, deren Löſung aber 
der Reichstag von der Neichäregierung ſchon lange erhofft 
hat! Möge der Reichstag nicht wieder in bie Lage 
fonmen, feinerjeitd die Reichsregierung drängen zu müffen, 
helfend einzutreten für die alten Offiziere, die alten 
Soldaten und deren Wittwen, da, wie ich ſchon zu Anfang 
meiner Rede gejagt habe, e3 eigentlich Sache der Reichs— 
regterung war, in allererfter Linie hier voran zu ftreben! 
Ich glaube der ficheren Erwartung Ausdrud geben zu 
können, daß der Reichstag, der ſich in diefer ‘Frage der 
Verforgung unferer Invaliden, der Wittwen und Maifen 
ftet3 jo einig gezeigt hat, aud nun, wo es gilt, am Die 
Stelle langer Vorverhandlungen entſchiedene Leiftungen 


treten zu laſſen, ſich einig und feſt zeigen wird. Ich 
plaube, die Reichsregierung wird ſich überzeugen, daß, 
wenn fie für bie alten Vertheidiger unfered Vaterlandes, 
wenn fie für die Männer, die im Heereödienfte ihre Pflicht 
eihan haben, wenn fie für bie Wittwen und Waifen der 
ir dad Baterland Geftorbenen entichieden vorangeht, 
fie dann den gefammten Deutfchen Reihätag und das 
deutiche Bolt hinter fih haben wird. 
(Bravo!) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Graf v. Roon. 

Graf v. Roon, NAbgeorbneter: Meine Herren, der 
ger Vorrebner hat von dem, was ich bei der eriten 

efung des Geſetzes zu jagen habe, mir fehr vieles vor⸗ 
weg genommen, und Sie dürfen ihm dafür dankbar fein; 
denn Sie werden badurd meine Ausführungen erheblich 
verfürzt finden. Meine Herren, es kann nad) ber Stim- 
mung des Haufes, nad den Acußerungen, die ber Herr 
Borrebner gethan hat, und nachdem id) weiß, daß aud) 
andere Barteien der Anficht find, daß eine Kommtiffiond- 
berathung nicht zu vermelden iſt, micht meine Aufgabe 
fein, auf die Einzelheiten einzugehen, die der Herr Bor: 
redner berührt hat. Denn ich meine, daß dies ja bei der 
Kommiffionsberathung, wenn fie befchloffen wird, jehr aus: 
führlih und eingehend geſchehen kann. Ich möchte im 
Namen meiner politiihen Freunde gleihfall3 die Kom— 
miffionsberathung beantragen, und id ſchlage dazu bie 
Budgettommiffton vor, welche ſich mit diefer Materie ſchon 
wiederholt ausführlid beichäftigt hat. _ 

Ich möchte hier gleich einer Befürchtung entgegen: 
treten, die ſich draußen im Lande vielleicht Geltung machen 
könnte, die Kommiffionsberathung würde die Verabſchiedung 
dieſer fo dringend —— Vorlage verzögern. Dieſe 
Anſicht iſt eime irrige; ich glaube gerade, daß bie 
Kommiffionsberathung in dieſem Falle außerordentlich) 
förbernd für die ſchnelle Verabſchiedung des Geſetzes fein 
wird, weil eine ganze Menge Detailfragen, die im Plenum 
viel ſchwieriger zu erledigen wären, babei zur Sprache 
fommen müflen, und die dann erledigt find, wenn bie 
Sache wieder an das Plenum kommt, weldes fi dann 
gewiß kurz entſcheiden wird. 

Nun, meine Herren, wie ber Herr Vorrebner bier 
ausgeführt hat: es werden vorläufig Härten und Ungleich— 
mäßigfeiten beitchen bleiben bei der Verforgung ſowohl 
unferer penfionirten Offiziere wie ber übrigen Perſonen 
des Soldatenftandes vom Feldwebel abwärts und in Be: 
zug auf die Verforgung der Hinterbliebenen, das ift ja 
richtig; aber wir dürfen doch auch nicht vergeflen: erſtens, 
daß wir und vorläufig nur mit einem Geſetz über bie 
Kriegsinvaliden zu beichäftigen haben, und daß wir 
zweitens bie Vorwürfe über verbleibende lngleichheiten 
in diefer Hinfiht wohl ſchwerlich an die verbündeten 
Regierungen richten dürfen, fondern wir müffen und jagen, 
daß bie fonfufe Lage der Gefeggebung in biefer Hinſicht 
durch die verjcpiedenartigen Novellen unter Mitwirkung 
des Neihätags centitanden if. Das Kriegsminiſterium 
hat es für nöthig gehalten, ein Bud von über 200 Oftav- 
jeiten herauszugeben, weldes weiter nichts enthält als 
eine Zufanımenftellung der Milttärpenfionsgefege mit den 
allernöthigften kriegsminiſteriellen Zufagbeftimmungen. 
Daraus können Sie fhon erfehen, in welches Durdein: 
ander diefe Geſetze gerathen find, durch die nad und nach 
ericheinenden Novellen und dadurch, dab man fi bei 
Emanirung der Novellen jedesmal geſcheut hat, denfelben 
rüdwirfende Kraft zu geben, theild, weil man bie finan= 
zielle Tragweite nicht recht überfehen fonnte, und weil 
man auch andererfeit3 zurüdicheute vor den großen Koſten, 
die bei weniger günftiger allgemeiner Finanzlage des 
Reichs doch vielleiht die Mittel zu überfteigen jchienen. 


Jedenfalls find die verbimbeten Regierungen nicht bie 


(C) 


(D) 


(B) befferung der Kompetenzen um 36 bis 40 
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(A) Alleinſchuldigen, und die Vorhaltungen, die ihnen gemacht 


werben, müſſen wir aud denen machen, die bamald dem 
Neichdtag angehörten, als die Gefete verabfchiebet wurden. 
Wir dürfen nicht vergeflen, bak wenn vom fisfalifchen 
Standpunkt die Rede ift, der Fiskus doch nicht anders 
fann alö die beitehenden Gefege ausführen, auch gegen 
penftonirte Offiziere umd gegen Wittwen und Waiſen. 
Menn wir dad leugnen, fo begehen wir wieber Un— 
billigfeiten und Härten, und das wollen wir doc nicht. 

Ich Habe ferner auszuſprechen, daß ich mit dem 
Herrn Vorrebner ganz einer Meinung bin, daß dieſe 
Vorlage, wie fie und heute hier vorliegt, nur als ein 
ng Br angefchen werben fanı. Aus der Begründung 
der Vorlage durch bie verbündeten Negierungen gebt ja 
auch hervor, daß fie es aud jo anfehen. Ein Noth: 
eich ft c8 weniger in Bezug auf bie Abfindung der 
Soldaten vom Feldwebel abwärts als in Bezug auf bie 
Offiziere. Mit den künftigen Bezügen der Soldaten vom 
Feldwebel abwärts ift mehr ganze Arbeit gemadjt alö 
beim anderen Gefeg; das hob aud) ſchon der Herr Vor: 
rebner hervor. Aus der Tabelle auf Seite 12 und 13 
iſt ohne weiteres erſichtlich, daß eine jchr wefentliche Auf: 
beflerung der gefammten Benfionsbezüge der Mannschaften 
vom Feldivebel abwärts! in Ausfiht genommen ift. Bei 
biefem Theil der Kriegsinvaliden wird erſtens bie eigent— 
lihe Benfion, und zwar für alle Benfiondklaffen, die ſich 
wie im alten Geſetze abjtufen nad) dem Grade ber Gr- 
werböfähigkeit, um mehr ald ein Drittel erhöht, zweitens 
die Kriegszulage, welche nad) dem Geſetze von 1871 nur 
6 Mark monallich, alſo 72 Mark jährlich betrug, fortan 
auf 180 Mark, alſo auf mehr als das Doppelte feſl— 
gelegt — 1893 war fie allerdings ſchon einmal auf 
108 Mark jährlich erhöht, aber gegen 1871 ift das mehr 
als eine Verdoppelung. Im ganzen erfolgt für die ver: 
ſchiedenen Chargen und für alle ra * Ver⸗ 

rozent. 

ch will nur einige Beiſpiele anführen. Ein Ser— 
geant zweiter Penſionsklaſſe bisher 576, fünftig E00 Mark; 
der Gemeine der erſten Penſionsklaſſe biäher 612, künftig 
900 Marl. Wenn nun ber Gemeine ber eriten Penſions— 
Hafle no die Verftümmelungszulage jetzt von 324 Mark 
befommt, fo hat er eine Gefammtinvalidenpenfion bon 
1224 Marl. Gin glei ſchwer verwundeter Feldwebel 
oder Unteroffizier hat noch erheblid mehr. 1224 Mark 
ift ein Satz, ber in der That aud unter den heutigen 
Verhältniffen als austömmlid bezeichnet werden kann; er 
nähert fi in erfreulichfter Weife dem Arbeitsverdienft 
eines ganz gefunden Mannes. 

Auch bei den übrigen Benfionsflaffen betragen die 
Erhöhungen durchweg etwa 30 bis 40 Prozent. Alſo 
mil dieſem Theil der Vorlage kann man einver— 
ftanben fein. 

Nur die Halbinvaliden, alfo bie nur leicht Ber: 
wundeten und noch erwerböfähig Gebliebenen follen nad) 
8 6 eine Benfionderhöhung nicht erhalten. Der Herr 
Vorrebner hat das gewiffermaßen angefochten; ich fann 
mich ihm aber dba nicht anfchließen. Ic meine, daß bie 
Halbinvaliden, weil fie völlig erwerbsfähig find, auf eine 
Penfionserhöhung nicht recht Anſpruch haben. 


uruf. 
— Sie ſchlugen vor, ihnen die vierte Klaſſe zu geben. 
Ih glaube, wir mwürben da zu weit gehen. Aber aud) 
für fie ift eine Beflerung ihrer Geſammtkompetenzen vor: 
gefehen; denn fie follen 6 Mark monatlid, alfo 72 Mark 
jährlich, Kriegszulage erhalten, die ihmen vorher nicht 
zuftand. Das ift aud für fie eine Aufbefferung von 
40 Prozent der Gefammtbezüge. 
Ih will zwar nicht weiter auf Einzelheiten ein 
gehen. Nur ein kurzes Wort über S$ 10. Diefer müßte 
wohl anders gefaßt werden. Er fcheint einen Widerſprüch 
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egen bie in ben 86 und 8 fon ga (0) 
enfionsfäge zu enthalten. Er ftelt nämlich in Ausſicht: 
e3 jollen die Leute, welche völlig erwerbäunfähig find, 
vom 55. Lebensjahre an 600 Mark ald Minimum be- 
fommen, alfo eine Alterözulage befommten, wenn fie biefe 
Venfion nad den zuftändigen Bezügen nicht voll erhalten. 
Nun find aber die völlig erwerböunfähigen Invaliden 
nad) dem meuen Geſetz ſchon mit 720 bezw. 900 Marf 
bevaht. Auf die kann es ſich nicht beziehen; es 
kann nur gemeint fein, daß die nvaliden, welche 
in früherer Zeit, ald fie anerfanıt wurden, nod 
theilweife ermwerböunfähig waren und daher in die 
dritte oder vierte Klaſſe kamen, fpäter, wenn fie 
im Laufe ber Zeit völlig erwerbäunfähig geworden 
find, auch fo viel beffer geftellt werben, daß fie 600 Marf 
befommen. Das wird wohl gemeint fein. Ich würde 
ja fonft nichts dagegen haben, wenn die Mittel es irgend- 
wie geitatten, dab auch die theilweiſe erwerb3unfähigen 
Invaliden, bie in der dritten und vierten Klaſſe befindlichen 
Mannfhaiten vom Feldwebel abwärts, diefe 600 Mart 
vom 60, Jahre zukünftig auch bekommen, auch wenn fie 
heute noch nicht gänzlich erwerbsunfähig find. Sollte aber 
das geichehen, dann müßten die Worte „im Falle völliger 
Erwerb3unfähigfeit“ im Text des 8 10 geftrihen werden. 
Es wird das in der Kommiſſion des mäheren erörtert 
werben können. Ich ſchließe mich in der Beziehung dem 
Herrn Vorredner aud infofern vollftändig an: wird es 
für wünfchenswerth und richtig gehalten, diefen Invaliden 
eine Alterözulage zu geben, dann foll man ed nicht von 
der Gnade in dem einen oder anderen Falle abhängt 
maden, fonbern es in bad Geſetz fchreiben, ſei es, ba 
man bom bollendetem 55. oder 60. Jahre ab obligatoriich 

diefe Alterszulage einführt. 
Su Bezug auf die Penftonirung der Offiziere babe 
ih Aehnliches auszufeßen wie der Herr Vorreduer. Es 


wird in dieſer Beziehung eingeftandenermaßen buch den (D) 


Gefeßentwurf nur halbe Arbeit gemacht; bie Penſions⸗ 

t vorbehalten, und e3 
werben nur die Kriegszulagen erhöht. Ah möchte mur 
zur Jluftration des heutigen Zuftandes in dieſer Be: 
ziehung ganz kurz einige Beispiele anführen. Es erhalten, 
— von den Kriegs⸗ und — — — 
erſtens bie von 1870 bis 1873 penſionirten Offiziere die 
niedrigften Säge, ein Qeutnant z. B. nur 429 Mark jährlid), 
penfionirt laut Gejeg von 1871 nad 20 Achtzigſtel bis 
60 Achtzigſtel; ferner nach demfelben Geſetz die von 1873 
bis 1. April 1886 verabichiedeten Offiziere (ebenfalls 20 
Achtzigftel bis 60 Achtzigftel), nur erhalten die etwas mehr, 
weil damald der MWohnungsgeldzufhuß eingeführt und 
penfionsfähig gemacht worden war. Die dritte Kategorie, 
die vom 1. April 1886 bis 31. März 1897 ausgeſchiedenen 
inbaliden Offiziere, die nad dem Geſetz vom 1. April 1886 
behandelt find, erhalten 15 Sechzigitel bis 45 Schzigitel. 
Die Leutnant3 empfangen danadı 487 Mark. Die vierte 
Slaffe, die nah dem 1. April 1897 ausgeſchiedenen 
Offiziere, haben in den unterſten Chargen wieder etwas 
höhere Penſionen, weil durch das Geſetz von 1897 die 
Gehaltsſätze erhöht worden find; die betreffenden Penſions— 
füge find aber wicht mit rüdwirkender Kraft eingeführt 
worden. So befommt ein Hauptmann zweiter Klaſſe 
nad 12jähriger Dienftzeit, wenn er vor dem 1. April 
1886 verabſchiedet worden tft, 987 Marl, wenn er vor 
dem 1. April 1897 verabichiedet ift, 1018 Mark, und 
wenn er heute verabichiebet wird, 1171 Mark; alio 
befommt der Hauptmann zweiter Klaſſe 200 Markt heute 
mehr Benfion, ald er bei gleicher Dienitzeit befommen 
haben würde, wenn er den Krieg mitgemacht und dann 
audgeichieden wäre. Das heißt doc nad meiner Meinun 
die Sache vollkommen auf den Kopf ftellen. Das mu 
und die Weberzeugung beibringen — ich könnte Ihnen 
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noch viele Ähnliche Beifpiele anführen —, daß biefe 
Reform des allgemeinen Militärpenfionsgefeges allerdings 
eine dringende Forderung ber az und Gerechtigkeit 
ift. Diefe Mahnung müflen wir aber nicht bloß an bie 
Reichsregierung richten, jondern an uns alle, die wir 
bafür forgen mögen, daß biefe Neuregelung fo bald als 
möglich erfolge. 
ch komme dann zu bem anderen fehr wichtigen Deſi— 

derium, was aud ih für nöthig halte. Das ift, daß 
eine Gleihmäßigfeit hergeftellt werde in nein auf bie 
Anrehnung der Militärpenfionen bei der Zinilanftellung. 
Seit dem Jahre 1893 ift hier die Verwirrung und Un: 
—— nur noch größer geworben. Seit dieſem 

ahre erhalten diejenigen verforgungäberedhtigten Militär: 
perjonen, welde im Kommunaldienſt angeftellt werben, 
und zwar nad dem 1. April 1893, ihre vollen Kompetenzen; 
biefenigen, bie vor dem 1. April 1893 angeftellt waren, 
befommen fie wieder nit. Das wäre danı hier wieder 
bie zweite Sategorie. Die britte find die Staats- und 
Reichsbeamten, denen allgemein die militärifhen Kom: 
petenzen ganz auf bie Penftion angerechnet werden. Sa, 
dab das böſes Blut giebt und allerhand Unzufriedenheit 
und Schmerzen veranlaßt, ift ganz natürlich. Da fchreibt 
mir 3. B. ein Beamter — um nur das eine Beifpiel 
hierfür anzuführen —: 

Ein Kanzlift im Kommunalbienft in Hannover 

befommt 3000 bis 3800 Marf Gehalt, ein Ge: 

richtskanzliſt in derfelben Stabt 2200 Mark. 
Alfo das ift ohnehin fhon ein Unterſchied von 1600 Marf. 
Nun erhält der im Kommunalbienft angeftellte Beamte 
außerdem feine ganzen Miltärpenfionlompetenzen und der 
im Staatöbienft befindliche Gerichtskanzliſt gar feine 
Militärfompetenzen. Da bedarf es wirklich feiner weiteren 
uftration, um zu fagen, baß das ungeredt ift. 
Eine andere Frage iſt es — und bad wird im ber 
(B) Kommiſſion ausführlich erläutert werden und berathen 
werden müſſen —: fol es mun fo gemacht werben, daß 
aud alle Reichs- und Staatdbeamten ganz ohne jede 
Begrenzung ihre volle Benfion erhalten neben ben Reichs— 
und Staatöfompetenzen, weil bie im Kommunaldienſt be: 
findlihen fie befommen? Das würde ja für den Gelb: 
beutel der Betreffenben ganz außerordentlich angenehm 
fein. Aber ob es auch für ben Neichsfädel erihwingbar 
wäre, ba ift mir doch zweifelhaft; denn das würde nicht 
nur 13 Millionen mehr ausmachen, als unfer jetziges 
Geſetz, fondern gewiß 130 Millionen bi 200 Millionen 
er erfordern. Eine Gleihmäßigfeit in der Be- 
ziehung herbeizuführen, dafür bin id) eg: fehr. Das 
ginge aber aud fo zu maden, daß man jagte, ber Be- 
breifenbe hat gleihmäßig frei beitimmte Prozentfäge feiner 
Militärpenfiondbezüge, und bas übrige wird angerechnet 
ſowohl bei ben im Kommunaldienſt, wie bei den im Staats: 
und Reichsdienſt Angeftellten, damit hier Gleihmäßigkeit 
eintritt. Natürlih wird es von dem MWohlwollen der 
geſetzgeberiſchen Falloren und der Lage der Reichskaſſe 
abhängig fein, wie hoch man in dieſen Prozentſatz greift. 
Auch darüber find in ber Kommiffion Grörterungen er: 
forberlih, wen aud von einem abfchließenden Votum in 
biefer Beziehung matürlih vorläufig noch nicht bie Rede 
fein kann, ehe wir überhaupt das neue allgemeine Penfton?- 
gejet haben. Aber wir werben mohl berechtigt fein — 
weil der heute vorliegende Geſetzentwurf Bezug nimmt 
auh auf das allgemeine Penfionsgeſetz —, unſere 
Wünſche mit allem Nahbrud ſchon in der Kommiffion 
zur Geltung zu bringen. 

Weitere Schmerzen habe ih nun ferner, und re 
weiß ih, daß fie auch von allen meinen politiichen 
—— ſehr getheilt werden, in Bezug auf die Ab— 

ndung der Hinterbliebenen, der Wittwen und Waiſen. 
Ich will mich aber, wie-gefagt, auf bie Einzelheiten auch 
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* nicht einlaſſen. Ich kann allgemein ſagen, es ift in (C 
öchſtem Maße dankbar anzuerkennen, daß auch in dieſer 
Beziehung das Geſetz ſchon ſehr viele Verbeſſerungen und 
Gutes bringt. Ich habe im einzelnen alles forgfältig aus— 
gerechnet: e3 beträgt die Steigerung ber Bezüge für die 
Dffizieröwittwen durchweg 33 bi 25 Prozent, und 
für bie Wittwe bed Feldwebels und lnteroffiziers 
beträgt fie ſogar 50 bis Prozent, und 
ebenfalld 25 Prozent beträgt fie für alle Waiſen 
beider Sategorien, ſowohl für baterlofe als elternlofe 
Waiſen. Das ift gewiß ein fehr angenehmer und erheb: 
licher Fortſchritt. Es muß dabei aber doch hervorgehoben 
werben, daß große Ungleichheiten auch auf diefem Gebiete 
noch 5 bleiben; und dies deswegen, weil 1886 das 
Relilkteugeſetz eingeführt worden iſt, welches nur bis 1882 
rückwirlende Kraft hat. Alſo: eine Wittwe, welche Wittwe 
geworden iſt von einem Offizier, will ich einmal ſagen, 
oder einem Feldwebel, der den Krieg mitgemacht hat und 
1880 geftorben ift, befommt weiter nichts als die Wittwen— 
beihilfe, fie wird fünftig befommen die jegt gefteigerte 
Wittwenbeihilfe. Dagegen aber bie Wittwe eines Äffi— 
ziers oder Feldwebels bderfelben Charge, die im Jahre 
1883 oder 84 Wittwe geworben ift, wird jet befommen 
ihr Neliktengeld und außerbem jetzt die gefteigerte 
ittwenbeihilfe. Nun wird man vielleicht einwenden: 
ja, aber bid 1882 hatten wenigftens bie Offiziere in die 
Wittwenfaffe gezahlt und daraus befommen fie doch aud) 
alle Geld. Darauf erwidere ich hg Ser Erſtens waren 
bie Grenzen damals beftimmt, nur für 100 Thaler mußte 
fih jede Wittwe einkaufen. Und höher als zu 200 Thaler 
haben fih im Durchſchnitt die Offiziere damals nicht ein- 
gefauft; das find aljo 600 Mark für das Jahr. Das wird 
ja allerdings eine Wittwe, die vor 1882 Wittwe geworben 
it, im Durchſchnitt neben der Wittwenbeihilfe des Staates 
befommen; aber immerhin fteht fie Dann noch fehr erheblich 
ſchlechter als eine Wittwe, die das Neliktengeld bekommt. [D) 
Das ift ja nun jehr genau zu erfahren aus Tabelle 14; 
daraus jehen Sie bei allen Ghargen einen ganz außer: 
ordentlich hohen Unterſchied. Das ift unbillig, und des— 
halb bedarf auch das Reliktengeſetz einer vollitändigen 
Neubearbeitung, damit die Sache gleihmäßig wird. 

Zu $ 16 des Geſetzes, betreffend Die NMelikten- 
bezüge, mödjte ich ebenfalls wünſchen, dab ein Minimal: 
einfommen von 2000 Mark gewährt werden muß, daß 
es nicht heißen jollte „kann“. Das bat ber Herr Bor: 
redner auch ſchon gejagt. Diefe Beitimmung bedarf aud) 
nad meiner Meinung ber Remedur; denn eine Wittwe, 
bie eben ihr Liebſtes dahingegeben hat — ich benfe an 
neue Kriege oder an etwaige Verlufte, bie noch in China 
fommen fönnen —, foll fih nicht aufs Bitten legen 
müſſen, fondern muß wiffen: das und dad befomme ich 
ganz beitimmt, und das iſt das Minimum, was mir 
zufteht. Ich bin aud der Meinung, daß man bie Worte 
Geſammteinkommen“ ändern jollte in „gefammtes Benfions- 
einkommen“; aber barüber wird in der Kommiſſion noch 
weiter zu reben fein. Ich finde, das ift wenig angenehm 
für eine rau, wenn fie, während fie die Männer anderer 
Frauen glüdlih, ruhmftrahlend, heil zurüdtommen fieht, 
fi nicht bloß auf das Bitten legen muß, ſondern mit 
dem Steuerfiskus noch alle möglihen angenehmen und 
unangenehmen Unterhaltungen haben und ihr kleines 
Privateinfommen noch auf Heller und Pfennig angeben 
fol. Das bürfte man einer foldhen Frau nicht zumuthen, 
und beöhalb bin ich dafür, daß man dieſe Sache, fei es, 
baß man viel ober wenig gewährt, jedenfall geſetzlich 
regeln muß und nicht — laſſen darf. 

Ein ganz beſonderer Dorn im Auge iſt mir im 
Refittengeleh bon 1887 immer ber $ 13 geweſen. Der 
Herr Vorredner hat ja auch ſchon ein Beifpiel gegen ihn 
angeführt. Diefer Paragraph beftimumt, dab, wenn bie 
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(A) Wittwe um 15 ober mehr Jahre jünger iſt als ber Mann, 


ihr dann wieder Abzüge von ber Penſion gemacht werben, 
Alfo wenn ein B6jähriger Mann ein 18jähriges Mädchen 
heiratet — was ja doch jehr häufig vorfommt —, dann 
werben ber jungen frau, wenn fie Wittwe geworben ift, 
Abzüge gemacht. Das ift meiner Meinung — eine 
ganz große Härte. Ich kann nicht begreifen — id) bin 
ja nic babei gewefen, aber vielleicht weiß es einer ber 
anderen Herren im Reichſtag —, wie man zu biefer Be: 
ftimmung gefommen ift. Im Jahre 1897 if biefe Härte 
etwas gemildert und im Gejeg gefagt worden, wenn bie 
—* länger als 5 jahre gedauert habe, folle der Penfion 
wieber ein Zwanzigftel zugerechnet werben. Sturz, Tom: 
plizirt ift bie Sache aud) heute noch im höchſten Grabe. 
or möchte, daß der $ 13 jebenfalld bei der künftigen 
Gelesgebung anz und gar verſchwinden möge. Das 
halte ich nur für recht und angemefjen; denn eine junge 
Wittwe mit ihren Heinen Kindern ift ebenfo hilfsbedürftig, 
und mandmal fogar noch mehr, wie eine ältere. 

Ih bin allerdings auch in ben Fehler verfallen, 
wenn es eim Fehler ift, daß ih mich auf Erörterum 
eines Tünftigen Gefegentwurf3 eingelaffen habe, ber no 
ar nicht vorliegt. Wie ih dazu kam, führte id vor— 
Rehenb aus. Was aber bad vorliegende Geſetz anbetrifft, 
fo kann ih nur wieberholen, daß im großen und ganzen 
beffen Abfichten durch den Entwurf erreicht find, und daß 
wir mit biefem Notbgefeh, dad es immerhin unter ben 
jesigen Umftänden noch bleibt, und im ganzen wohl 
werben einberftanden erflären fönnen, vorbehaltlich der— 
—* Abänderungen, die in der Kommiſſion gemacht 
werben, und bie herbeizuführen ich mir meinerſeits auch 
noch vorbehalten muß. 

Ih ſchließe mit der Beftätigung deſſen, was aud) 
mein Herr Vorredner ſchon gejagt bat: ber Reichstag 
wird fi freuen, daß bie Sintöhung des Verſprechens, 


(B) welches ber Herr Reichskanzler am 24. Januar db. J. 


gegeben hatte, fo bald erfolgt ift. Der Herr Reichskanzler 
wird ſich überzeugt haben, daß, als er damals bie Yu- 
fage mächte, noch feine Erflärung, fo intereffante Mit: 
theilungen er und aud mandmal gemadt hat, bon fo 
allgemeinem Beifall auf allen Seiten des Haufes 
begrüßt worden ift wie gerabe biefe Zufage. Und das 
liegt daran, weil in ber That dieſe Sade, an der nun 
fhon Jahrzehnte Lang herumgeboftert worden ift und ge- 
hofft und gewünſcht und gebeten worden ift, eine 
Gewiſſensfrage geworben ift, nicht bloß für ben 
Reichsſstag, fondern für das ganze deutſche Bolt, welches 
biefen Inbaliden die Größe und die Eriftenz des Bater: 
lande3 zum großen Theil mit verbanft! 
(Bravo! rechts.) 

Bizepräfibent Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Dr. Baden. 

Dr. Bachem, Abgeorbneter: Meine Herren, id kann 
mid zunächſt namens meiner politiihen Freunde ben 
beiden Herren Vorrednern anfchließen, infofern fie ihrer 
Freude Ausdrud gegeben haben, daß biefer Gefegentwurf 
nun enblid an und gelangt it. Spät fommt er, dod er 
fommt! Und in ber That, wenn man bie parlamentarifche 
Borgefhichte dieſes Entwurf überfieht, fo muß man 
fagen, es war ein fehr weiter Weg, bis wir zu dieſem 
Entwurf gelangten, und nur diefer weite Weg kann das 
Säumen bi3 heute entichuldigen. 

63 tft, meine Herren, eine Ironie des Scidjals, 
daß die chineſiſche Berwidelung hat fommen müflen, bis 
wir bie Handbhabe gefunden haben, um in ber Budget— 
kommiſſion und hier im Haufe den Hebel fo fräftig an— 
zufegen, baß wir zu einem Erfolg gefommen find. Man 
wird fagen können: das hat mit feinem Wüthen ber 
Borerfrieg gethan! 

(Sehr gut!) 





— — 


Reichſstag. — 74. Sitzung. Dienstag ben 16, April 1901. 


Und jo wirb e3 fommen, daß bie beutfchen Kriegsinvaliden (C) 


dauernd ben Borern ein banfbare8 Andenken wibmen 


iverden. 
(Heiterfeit.) 

Nun, meine Herren, dem Entwurf, fo wie er heute 
vor und liegt, fann id; namens meiner politifchen Freunde 
durchweg A wenigſtens in Bezug auf bad, was 
er thatfahlid enthält. Er ift einer der wenigen Geſetz— 
entwürfe, von denen man fagen fann, fie bringen nur 
Verbefferungen. Ich glaube nicht — wenigitens ift mir 
bisher nad) dieſer Richtung hin nichts aufgefallen —, daß 
er in irgend einem Bunkte eine Verſchlechterung bringt. 
Allerbingd bleiben Wünſche der mannigfaltigften Art auf 
dem Gebiete des Militärinvaliden-Penſionsweſens 
übrig. Die beiben Herren Borredner haben fie ja im 
einzelnen vorgetragen. Ih will fie micht wiederholen, 
und ih will aud ähnliche Wünſche, die ich habe, nicht 
weiter audführen. Es wird genügen, was hierin bereits 
neichehen ift, und das weitere wird man ben folgenden 
Stabien der Erledigung dieſes Gejegentwurfes überlaffen 
können. Auch außer ben Wünſchen, bie bie Herren Bor: 
redner vorgetragen haben, find mir eine Reihe Wünſche 
privatim zugegangen: fie bewegen ſich meift nad ber 
Richtung hin, daß fie die Berbefferungen, welche dieſes 
Gele bringt, noch weiter vermehrt wiſſen wollen; fie 
wollen zum Beifpiel, daß bie Kriegszulagen, welche jegt 
erhöht werben follen, noch weiter erhöht werben follen. 
Ih denke, meine Herren, es wird tig fein, gegenüber 
ſolchen Wünſchen im Muge zu behalten, daß die Geſammt⸗ 
—** der Kriegsinvaliden durch dieſes Geſetz doch in 
ehr erheblichem Maße verbeſſert wird, und daß es klug 
iſt, wenn wir und bier an dad Wort halten: das Beſſere 
ift der Feind bed Guten! Wir werben zufehen müflen, 
dab wir zunächſt dasjenige in den Hafen bringen, was 
und nunmehr von den verbündeten Regierungen vor— 
gelegt worden ift. 
Vertheilung der MWohlthaten des Entwurfs zuftimmen 
fnnen. Es iſt das Syſtem bed Geſetzes, dab bie 
unterſten Chargen, die Gemeinen und die Feldwebel, in 
weit höherem Maße bedacht werden, was bie Berbefle- 
rungen angeht, als bie oberen Chargen, bie Offiziere bis 
zu ben hödften hinauf. Vom fozialen Geſichtspunkte 
fann man das nur billigen. Es ift eine ber beften 
Seiten des Gefeges, daß man bort bie freigebiofte Hand 
gehabt Hat, wo die Noth am größten if. Das ift um jo 
mehr anzuerlennen, als ja gerabe die Verforgung ber 
unteren Chargen weitaus das größte Anforderni ar 
unfere Finanzen ftelt. Died Geſetz betrifft, was bie 
Kriege von 1864, 1866 und 1870/71 anlangt, nit 
weniger aldö 40823 Gemeine, dagegen ſchon mur 
5521 linteroffiziere und 1193 Feldwebel, und dann mur 
noch 2808 Offiziere und höhere Milttärbeamte. Alſo 
von den insgefammt 50543 Bebadhten find mur 
2808 Dffiziere. Wenn Ste nun annehmen, daß gerabe 
die Gemeinen und lnteroffiziere fo viel reicher bedacht 
werden in dieſem Geſetz als die Offiziere und höheren 
Militärbeamten, fo wird man zugeben müflen, daß dies 
Erforderniß an die Staatöfaffe in erfter Linie von ben 
Gemeinen und Interoffizieren hervorgebradht wird, nicht 
von den Offizieren. Es ift gut, das bier öffentlich zu 
fonftatiren, damit auch nad dieſer Richtung Hin eine 
richtige Beurtheilung des Geſetzes Platz greifen wird. 

Nun find weitere Wünfche geltend gemacht worden 
aud in Bezug auf bie Friedensinvaliden. Es ift richtig, 
daß die Friedensinvaliden von dem Inhalt diejes Ge— 
fees nicht umfaßt werben. Aber ich meine, wir follen 
unfer Augenmerk in biefem Augenblid nicht fo jehr darauf 
richten, aud) die Friedensinvaliden hineinzuziehen, als 
darauf, zunächſt einmal das zu fihern, was wir fofort 
haben können. Ich fürchte, wenn wir jet bie Friedens⸗ 


Im allgemeinen wirb man aud der (D) 


(A) invaliben mit in die Verbeſſerun 


Reichstag. — 74. Sitzung. Dienstag den 16. April 1901. 


(Dr. Badhem,) 

i einbegreifen wollten, 
fo würden ſich ſolche Schwierigkelten ergeben, daß mir 
nicht ſicher ſind, dieſes Geſetz rechtzeitig verabſchieden 
zu können. 

Ganz etwas Aehnliches iſt auch zu ſagen, wenn zum 
Beiſpiel die Militärpenſionen nicht ausgezahlt werden, 
ſobald die Militärverſorgungsberechtigten eine Staatsſtellun 
bekleiden. Es iſt ein alter Wunſch der Invaliden, da 
ebenjo wie im Kommunaldienſt, auch im Staatsdienſt 
ihre Penfionen zu dem Gehalt ausbezahlt und nicht ein— 
behalten werden, ſobald der Invalide im dem Amte, das er 
befommen bat, einen höheren Gehalt verdient ala feine 
Penſion beträgt. Es ift jedod darauf hinzuweiſen, dab 
wenigiten im 5 20 des Geſetzes Alinea 2 diejenigen 
Mehrgebührniffe, die wir hier bewilligen, ſchon unter dieſe 
Wohlthat fallen. Alinea 2 des $ 20 jagt: 

Bei Anftelung und Beihäftigung im Zivildienſt 
find dieſe Zufhüfle jedoh nicht der Kürzung 
unterworfen und beim Ausſcheiden aus dem Zivil: 
bienft mit einer Zivilpenfion auf dieſe nit in 
Anrehnung zu bringen. 
Hier ift alfo das Prinzip für die Mehrgebührniffe, bie 
wir beimilligen wollen und follen, durchgeſetzt. Ich meine, 
man fol fid damit zunächſt begnügen und jegt nicht Die 
Benfionen, ſoweit fie bisher einbehalten werden, hinein— 
ziehen. Denn auch da würden ſich fiher wieder fo 
—— anhäufen, daß nichts zu Stande 
ommt. 

Ganz dasſelbe ift zu ſagen von zahlreichen anderen 
Verbeſſerungen, welche bie geehrten Herren Vorredner an—⸗ 
geregt haben. Hier wird der Meiſter ſich in einer ge— 
wiſſen Beſchränkung zeigen müſſen. Ich möchte damit 
aber ſelbſtredend diejenigen Verbeſſerungen, welche im 
Rahmen dieſes Geſetzes ſich noch erreichen laſſen, nicht 
abſchneiden. 

Dann kann ich aber nicht umhin, auch eine Seite 
der Sache bier zu berühren, welche bie beiden geehrten 

erren Borredner gar nicht berührt haben: das ift die 
Frage der Dedung, die Frage ber Beidhaffung der 
nanziellen Mittel zur Dedung der Ausgaben, welche von 
und gefordert werden. Das Geſetz erfordert eine Mehr: 
ausgabe von rund 13 Millionen Marl. Der Invaliden: 
fonds leiftet bisher rund 28 Millionen Marf, bad Be- 
dürfniß wird in Zukunft 41 Millionen Mark erreichen. 
Das kann der Invalidenfonds nicht mehr leiften. Wie 
uns die Motive ausgeführt haben, und wie jeder Kenner 
ber Berhältniffe feit langem weiß, fann der Invalidens 
fonds, wenn er feiner Beltimmung bis zum Ende gerecht 
werden Soll, nicht mehr leiſten, als er ogeleiftet 
det Die verbindeten Regierungen ſchlagen und vor, 
ür Diefe eine Mal, für biefes laufende Jahr bie 
13 Millionen aus dem Invalidenfonds herauszunehmen; 
damit kann man einveritanden fein. Wenn mir 
da3 aber aud in ben fünftigen Jahren thun würden, 
fo faun fein Zweifel fein, ber Invalidenfonds würde 
fehr viel früher erihöpft fein, als bie Invaliden abge: 
ftorben find. Auf dieſe Weife könnte alfo unter feinen 
Umftänden dauernd weiter gewirthfchaftet werben. Es 
mag für diefes eine Jahr hingehen, und ed wird nicht 
anderd gehen, ald dab wir fonzebiren, daß für bas 
laufende Fahr die 13 Millionen Mehrerforderniffe aus 
dem Invalidenfonds genommen werben. Für bie künftigen 
Jahre kann ed nicht geſchehen. Denn wenn wir bem In— 
validenfondbs dauernd mit biefen Ausgaben belaften wollen, 
und wenn dann ein vorzeitiges Erſchöpfen des Invaliden- 
fonb3 ber Erfolg fein würde, jo würde in dem Augen- 
blid, wo der Invalidenfonds erſchöpft ift, an und hier 
mit einer gewiflen Plöglichleit eine hohe Anforderung 
berantreten, von ber wir nicht wiffen, ob fie und bann 
nicht fehr viel unbequemer ift, ald wenn wir jet recht: 
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zeitig ſchon für regelmäßige Dedung Iorgen. Alfo dom (0) 
Standpunkt einer gefunden finanziellen Gebahrung wird 
man jagen müſſen, es muß für bie Dedung in ben 
a Jahren aus dauernden Ginnahmen geforgt 
werben. 
Nun jagen die verbünbeten Negierungen in ben 
us indem fie diefe Dinge auch ausführen, auf 
eite 7: 
Aufgabe einer vorfichtigen Finanzpolitit wirb es 
fein, einer ſolch bedenklichen Störung im Reichs⸗ 
haushalte, und zwar foweit erforderlih durch 
Erſchließung weiterer Ginnahmequellen des Reichs, 
borzubeugen. Die nähere Erwägung der im biefer 
Richtung eventuell n ergreifenden Maßnahmen 
wird vorbehalten bleiben formen. 
Auch ih muß mich leider zu der Anficht bekennen, daß es 
ohne Eridließung weiterer Einnahmequellen nicht gehen 
wird, wenigſtens nicht für diefe 13 Millionen. Das tft 
eine bittere Wahrheit; aber wir dürfen nicht an ihr vorbei- 
gehen, wenn wir nicht in eine falſche Bahn umnferer 
Finanzpolitik hineingeleitet werben follen. Es wäre num 
doch intereffant, zu hören, welche weiteren Einnahmequellen 
die verbündeten Regierungen ins Auge gefaßt haben. Es 
fheint nad dem, was ich die Ehre hatte dem hohen 
Haufe vorzulefen, als ob die Regierung ſchon beftimmte 
Pläne hätte, und da wäre es body erwünſcht, zu hören, 
welde das find. Man wird in aller Loyalität über biefe 
Pläne verhandeln müffen. Es iſt vielleicht richtig, ſchon 
in diefem Augenblid darauf hinzumeifen, daß, wenn das 
deutſche Volk und wir, als feine Vertretung, mit ihm in 
fo nahdrüdlicher Weile auf die Befferftellung der Skriegs: 
invaliden gedrängt haben, wir auf der anberen Seite bie 
Verpflichtung nicht ablehnen können, auch für bie finanzielle 
Dedung der Mehrerforderniß unfererfeitS mit zu forgen. 
Das wird nöthig fein, damit aud) im deutſchen Volt das 


Bewußtſein fi kläre, ed geht midht, wenn man eine (D) 


moralifhe Verpflichtung zu Ausgaben anerfannt und dann 
fo eifrig dieſe Ausgabe verlangt, bann nur die eine Seite 
zu betonen und bie andere Seite, bie Dedung ber Aus- 
gaben, ausſchließlich der Regierung zu überlaffen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Man kann ja num am verichiebene Dedungämittel 
benfen. will diejenigen Dedungsmittel, die augen: 
blidlih in Fluß find, wie bie Schaummeinftener und bie 
Süßftoffiteuer, nicht heranziehen. Sie find ja ſchon 
abjorbirt durd; die Mehraudgaben der Flottenvorläge, 
und bie Flottenvorlage hat in unfere Finanzen ja ein 
Loch geriffen, dad wohl nicht einmal ganz durch dieſe 
Steuern gebedt wird. Man wird aljo an andere Quellen 
benfen müflen. ‚Ein Gedanke, ber fich vielleicht wieder 
borwagen wird, ift die Wehrfteuer. Ich weiß fehr wohl, 
daß meine politiihen Freunde biefer Steuer in früheren 
Stadien fehr unfympathifh gegemübergeftanden haben, 
und auch heute kann ich nur jagen, daß meine politifchen 
Freunde biäher fehr wenig von ihrer Antipathie gegen die 
MWehrfteuer verloren haben. Wenn ich aber zu biefer 
Frage einmal nur für meine Perſon ſprechen fol, fo 
fann ich nicht anders, als jagen, man fönnte eine gewiffe 
moraliihe Gerechtigkeit darin finden, wenn biejenigen, 
welche infolge ihrer Befreiung vom Wehrbienft haben zu 
Haufe bleiben können, wenigftend zu einem Theil 
derjenigen Stoften herangezogen würben, welche nothwendig 
find, um Diejenigen, welde fi ihre Knochen haben 
entzwei jchießen laffen zur Ehre und zum Wohle bes 
Baterlandes, ein ſorgenloſes Dafein zu ſchaffen. Der 
moraliihe Kauſalnexus wäre wohl nicht ganz abzulegnen. 
Id will den Gedanken aber jetzt nicht vertiefen, da ich 
nicht verfenne, daß er auch jehr viele Schattenfeiten hat, 
daß ed indbefondere fehr bitter wäre — und das ift 
früher aus ben Streifen meiner politifchen Freunde jcharf 
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(A) hervorgehoben worden —, wenn man Leute, bie wegen 


politiſcher Gebrechen 
(große Heiterkeit) 

— wegen körperlicher Gebrechen nicht in der Lage ſind, 
die Flinte zu tragen, hernach auch noch gewiſſermaßen für 
ihre Gebrechen geſtraft werden ſollen, daß man ihnen 
eine beſondere Steuer auferlegt. Ich habe überhaupt 
dieſe Frage nur angeregt, um dadurch aus dem Kreiſe 
des hohen Bundesraths etwas Weiteres zu hören, wie 
ber hohe Bundesrath über die Sache denkt. Ich meine, 
ed würde möglich fein, in biefem Stadium ſchon, wenn 
die Erwägungen des Bundesraths jo weit gediehen find, 
und bariber klaren Wein einzufhenten, wie ber Bunbes- 
rath fih die weitere finanzielle Entwidlung denkt, wie 
er fi; denkt, daß dieſe 13 Millionen jährlih, die jett 
fir einmal aus dem Invalidenfonds gededt werben follen, 
fünftig aus dauernd flüſſig zu machenden Einnahmen 
gebedt werben follen. Diefe Klarheit wäre um fo 
wichtiger, meine Herren, ald ja auch, wie bie geehrien 
Herren Vorredner bereit? mehrfach betont haben, dieſes 
Geſetz, das wir heute berathen, nur ein Theilwerk ift, und 
als das Geſammtwerk der Reviſion der Militärpenfiond- 
gefete noch ausſteht. Wenn biefe Gefammtrevifion 
fommt, meine Herren, fo unterliegt es feinem Zweifel, 
daß bie Ausgaben durch fie nidht vermindert, ſondern 
wiederum vermehrt werden. Auch für dieſe Ausgaben 
wird dann die Dedung gefunden werben müſſen. 

Meine Herren, id brauche mid ja gegen ben Bor: 
wurf nicht zu verwahren, daß ich durch biefe Betonung 
ber finanziellen Seite einen Mißton in bie Verhandlung 
bringen will; nein, ich darf darauf hinweifen, dab aud) 
ich feit Iangen Jahren die moralifche Pflicht des deutlichen 
Volkes betont habe, für bie genügende Sicherftellung ber 
Invaliden einzutreten. Aber, meine Herren, wenn das 
die moralifche Pflicht des deutſchen Volkes ift, fo ift es 


(B) auch jeine Pflicht, die finanziellen Ginnahmen zu bes 


willigen; daran kommt man body nicht vorbei. 

Meine Herren, aud ih kann mich dem Antrage an: 
fließen, das Geſetz an bie Bubgettommiffion zu über— 
weifen. Die Budgetlommiffion, die ja von jeher bie 
Invalidenpenſionsgeſetze behandelt hat, wird ber richtige 
Ort fein, um zu prüfen und zu fichten, welche Ber: 
befferungen bei dieſem Gejeg angebracht werben können, 
und welche nothgebrungen zurüdgeftellt werben müſſen. 

Das Gefeg an fih aber bedeutet einen fo ſchönen 
Grfolg des Reichstages, ein fo ſchönes Ergebniß einer 
langjährigen Aktion des — * daß ich für meinen 
Theil den dringenden Wunſch habe, daß auf alle Fälle 
etwas Gedeihliches und Gutes in der Kommiſfion zu Stande 
fommt, und ba kann ich mur der Kommiſſion ben Wunſch 
nit auf den Weg geben, dieſes Geſetz micht zu fehr zu 
bepaden mit Materien, bie nicht abfolut in Verbindung 
mit ihm gebradt werben müffen, ſondern fi zu be- 
ſchränken auf basjenige Gebiet, das durch biefe Vorlage 
umfchränkt ift. Und dann bin ich nicht im Zweifel, daß 
noch rechtzeitig — dba ja vorausfihtlih der Reichstag 
nit allzu lange nad; Pfingften ſitzen wird ober vielleicht 
ihon vor Piinofien wird vertagt werben können —, daß 
bis dahin in ber furzen Spanne Zeit — 

(Zuruf rechts) 

— ja, ben Wunſch, noch den Tarif zu befommen, habe 
ih aud; aber wiflen Sie denn, ob er nod fommt? — 
id) fage, dab in der furzen Spanne Zeit, die wir noch 
haben, dieſes Gejeg verabichiebet werben kann. Wenn 
die Kommiffion fih die richtige Beſchränkung auferlegt, 
fann in der kurzen Spanne Zeit, die höchſt wahricheinlich 
diefer Sejfion noch befchieden ift, noch etwas Gutes 
zu Stande gebracht werben. Das ift alfo meine Bitte an 
die Bubgetlommiffton, und da bin ich fidher, dab bann 
der Reichſstag nun wenigſtens für einen Theil des Militär: 
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invalibenwefens eine Abhilfe ſchafft, die zahlreiche Schäden (O) 


auöbeffern wird, die feit langen, langen Jahrzehnten hart 
an der Lebensfreude vieler tüchtiger, braver Soldaten 
gezehrt haben. 

(Bravo!) 


Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde bem 
Herrn Vorrebuer bei feiner Suche nad neuen Steuern 
feine Gefolgfchaft leiften, um fo weniger, al3 wir nad) ber 
Borlage ber verbünbeten Regierungen die Ueberzeugung 
haben bürfen, daß fürs erfte bie Roften, welche biefe Bor: 
lage madıt, gebedt find. 

Wenn übrigens ber Herr Kollege Bachem fo außer: 
orbentlihe Sorgen hat, wie die Koſten dieſes und eines 
fpäteren, verbefferten Invalidenpenſionsgeſetzes gededt 
werben follen, dann empfehle ich ihm, feine —— 
feit auf eine Reichseinkommenſteuer und auf eine Reichs— 
vermögenäftener zu Ienten. Da wird er reichlich Dedung 
für diefe Ausgaben finden 

(ſehr richtig! Links), . 
und biefe Steuern werben zur Dedung ber often für 
Invalidenpenfionen um fo richtiger fein, als es doch die 
wohlhabenden Klaſſen find, welche in erfter Linie durch 
bie fiegreihen Kriege in ihrem Befig und Eigenthum ge 
fügt worden find und daher auch den Kriegsinvaliden 
zu Opfern verpflichtet find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Alfo, meine Herren, auf welde Weiſe für ein Geſetz, 
weldes in vernünftiger Weife für bie —— 
und deren Hinterbliebenen ſorgt, Deckung zu ſchaffen iſt, 
darüber, glaube ih, braucht man ſich feine ernſthafte 
Sorgen zu maden. 

Meine Herren, bei der Einmüthigkeit, mit ber alle 
— des Reichstags ſeit Jahren eine beſſere Ver— 
0 


rgung ber Militärinvaliden verlangen, brauche ich nicht (D) 


noch einmal beſonders erft zu betonen, daß wir auf 
biefem Gebiet mit ben übrigen Parteien og Sg 
in Hand gehen. Meine Herren, man kann über $riege, 
über den Militartdmus im —— und über die 
Urſachen, aus denen ſtriegsinvalſdenpenſionen nothwendig 
werben, ſehr verſchiedener Meinung ſein — und es giebt 
feinen prinzipielleren Gegner des bei und herrſchenden 
Militarismus ald die Sozialdemokratie —; aber dafür zu 
—* en, daß die Opfer kriegeriſcher Unternehmungen, daß 
tejenigen, bie ihr Leben und ihre Geſundheit aufs Spiel 
gelegt haben, wenn fie infolge biefer Kriege erwerbs⸗ 
unfähig werben, —— verſorgt werden, darüber 
herrſcht volle Einigkeit in allen politiſchen Parteien, und 
es würde nach meiner Meinung höch —— ſein, 
wenn ih für meine Partei dieſe Nothwendigkeit noch 
beſonders ſcharf betonen würde. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, das Gefeh, welches und jegt vorliegt, 
ift ein Ergebniß der wieberholten Beſchlüſſe bes Reichs— 
tags. Aber ih kann die Bemerkung nit unterbrüden, 
daß bie Vorlage, mit der man im großen und ganzen 
ihrer Tendenz nad) einverftanden fein kann, doch noch ſehr 
erhebliche Mängel hat. Meine Herren, auch meine Freunde 
find der Meinung, daß bie Einzelheiten diefer Vorlage 
beffer in der Budgetfommiffion zu berathen fein werben, 
und ich will beöwegen nicht dem Beilpiel der Herren 
Nebner folgen und mid nicht in die Einzelheiten bes 
Geſetzentwurfs vertiefen. Aber, meine Herren, gerabe im 
Gegenfat zu ben beiden eriten Herren Rednern ift es 
nothiwendig, barauf aufmerffam zu maden, baß bie 
Sriegözulagen und bie ring m gen, ſoweit 
—— und Untergrade in Betracht kommen, in einem 
ſchreienden Mißverhältniß ſtehen. 

(Sehr wahr! links.) 
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(&inger.) 

Meine Herren, ber erfte und auch ber zweite Herr 
Redner haben mit befonberer Liebe und Wärme bie 
Intereffen ber invaliden Offiziere vertreten. Meine 
Herren, wir gönnen den ———— die infolge ihrer Theil⸗ 
nahme an ſtriegen das Unglück gehabt haben, verſtümmelt, 
invalide und erwerbsunfählg zu werden, durchaus bie 
Bezüge, bie ihnen in dieſer Novelle zugedacht find. Aber 
wir müflen auf ber anderen Seite verlangen, daß bie 
Untergrabe in höherem Maße bedacht werben, als es in 
der Borlage geichehen ift, und zwar um fo mehr, ald man, 
vielleicht von einzelnen Ausnahmen abgefehen, im großen 
und ganzen mit Recht behaupten kann, daß die joziale 
Lage ber Untergrade eine weit fchlechtere ift, als bie der 
Offiziere, und daß infolge deſſen die Verſtümmlungs- und 
ſtriegszulage en für bie unteren Grade recht 
auskommlich fein muß. 

(Sehr wahr Iintat) 

Wenn wir fehen, daß die Verſtümmelungszulage für den 
Offizier 1080 Markt beträgt, während die lnteroffiziere 
und die Soldaten nur 324 Mark befommen follen, fo ift 
bad ein Mißverhältniß, welches, wie ich glaube, zu 
Gunften ber Uintergrabe ausgeglichen werben muß. Ebenſo 
ſteht es mit der Kriegszulage. Der Offizier be- 
tommt 1200 Mark nad diefer Vorlage, ber Solbat 
180 Marl. Die Borausfegung bei beiben Sategorien 
für biefe Vorlage ift dieſelbe, nämlid bie Erwerbs— 
unfähigkelt. Es muß die Kommiffion daher ihr Augen: 
merk darauf richten, daß dieſes fchreiende Mißverhältniß 
befeitigt wird. 

Was die fogenannten Alterdzulagen anlangt, jo fann 
ich mi. den Herren Borrednern anfchließen, indem aud) 
wir wünſchen, daß fowohl in 8 5 wie in $ 10 bie fo- 
genannte Alterdzulage nicht in das Belieben ber Ver— 
waltung geftellt, fondern obligatoriſch gemadt wird. 
Meine Herren, wenn man annimmt, daß biefe Alters— 
gulane nur bei einem Ganzinvaliden eintritt — foweit 

ie Mannſchaften in Betracht fommen —, befjen jährliches 
Gefammteinfommen 600 Mark nicht erreicht, dann, meine 
ich, braucht man in der That diefe Bewiligung nicht ab- 
hängig zu machen von einer befonderen Beririwortun 
ober vom Wohlwollen der Verwaltung, fondern a 
durh das Geſetz beftimmen, daß in folden Fällen 
bie ae | verpflichtet iſt, dieſe Zulage zu 
machen. Ganz basfelbe Verfahren muß bei den Offizieren 
2. ee bei benen eine — er bon 

art feftgeiegt if. Mir ift übrigens nicht er: 
findlih, weswegen man in foldhen Fällen überhaupt 
eine Alterögrenze feftgefedt bat und den Bezug Diefer 
Alterözulage an das 55. Lebensjahr gefnüpft hat. Das 
ift do eine ganz willkürliche Beſtimmung. Die That- 
fache, daß jemand 55 Jahre alt wird, erjegt doch nicht 
feine Erwerb3unfähigteit, wenn biefelbe fhon vorher vor- 
handen war. Dieje Borausfegung wirb aber doch in ben 
meiiten Fällen zutreffen, wo Penfion, Kriegs- und Ber: 
ftümmelungdzulagen erforderlih find. Ich meine alio, 
man follte ganz im allgemeinen, ohne fi an das 
Bebendalter zu binden, eine Beſtimmung treffen, 
wonach denjenigen, bie aus ihren Gejammtbezügen 
und =einftommen bie feitgefegte Minimalgrenge nicht er- 
reihen, ohne weiteres eine Zulage bis zu biefer Höhe 


gewährt mirb. 
(Sehr richtig! Links.) 

Dann würbe meiner Meinung nad erft durch das Geſetz 
erfüllt werden, was anſcheinend beabfidtigt ift. Aber 
die Lente bis zu dem 55, Jahre darben und nothleiben 
zu laſſen und ihnen, erft wenn fie das 55. Jahr erreicht 
haben, die Bezüge entfprehend aufzuhöhen, darin kann 
ich feine ausreichende Fürſorge erfennen. Will man — 
und das billige id — ein Minimaleintommen für bie 
Kriegöinvaliden feftfegen, dann muß man dieſes Minimal⸗ 
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einfommen feitfegen unabhängig von bem Alter, das bie 
Betreffenden haben. 
(Sehr richtig! linke.) 

Das iſt aljo aud eine Frage, die in der Kommiſſion 

bed näheren zu —— ſein wird. 

Meine —— bie Frage des Zivilverſorgungsſcheins 
iſt von den Herren Vorrednern mehrfach betont worden. 
Ich bin der Meinung — und die Begründung der Vorlage 
beſtätigt es —, daß rein militäriſche Gründe dafür maßgebend 
geweſen find, daß die Vergütung für Zivilverſorgungs⸗ 
fcheine nur für biejenigen Unteroffiziere refervirt werden 
IN welde 12 Jahre aktiv gedient haben. Meine Herren, 
ch will einmal im Nugenblid die Rechtsfrage bei Seite 
laſſen. Es ift mir gar nicht fiher, ob man den Leuten, 
bie ein gejeßliches Neht auf Vergütung für den Zivil: 
verſorgungsſchein haben, dieſes Recht ohne weiteres ents 
ziehen kann. Aber wenn die Herren Vorredner der Mei— 
nung Ausdruck gegeben haben, gerade die unteren Klaſſen 
—— eine gewiſſe Bevorzugung erfahren, indem die 

ehrbezüge, die ſie bekommen, eine höhere Quote ausmachen 
als bei den Offizieren, dann wollen Sie doch bedenken, 
daß durch dieſe Beſtimmung ein gut Theil der durch die 

Vorlage in Ausſicht geſtellten Erhöhungen illuſoriſch gemacht 

wird, indem ben Leuten etwas genommen wird, worauf die— 

felben gefeglihen Anfprucd haben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich glaube alfo nicht, daß man biefem Paragraphen wird 
uftimmen können. Meine Herren, diejenigen, welche biefe 
ergimfttgung bereit3 befißen, wird man mindeftens im 

Genuß berjelben belaffen müffen und man follte fich jehr 

überlegen, ob man bie VBortheile, die dieſes Geſetz bringen 

fol, dadurch ſchmälert, daß man gleichzeitig den Penfionären 
eine ihmen gejeglich gefiherte Zuwendung fortnimmt. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, wenn auch nicht ganz ebenfo, jo doch 
fehr ähnlich fteht eö mit ben Halbinvaliden. Ich würde 
meinen, daß man bie Trennung zwiſchen Ganz» und 
Halbinvaliden jegt aufheben könnte. Die Halbinvaliden, 
um bie e3 fi) handelt, haben bereit$ 30 Jahre jeit dem 
legten Kriege hinter ſich, werben alfo nachgerade — 
ganzinvalide geworben fein, und weshalb man noch dieſe 
Trennung beibehalten will, dafür giebt es im Geſetz 
wenigftens feine Begründung. Mir ſcheint daher, daß 
auch diefe Frage in der Kommiſſion geprüft werben muß. 

Was die Kürzung dberInpalidenpenfion bei dem Eintritt 
in den Zwildienſt betrifft, fo jcheint mir, da der Auswe 
ben bie Regierung in ihrer Vorlage in dieſer Frage wählt, ein 
außerorbentlid unglüdlicher ift. Die ——— empfindet 
augenſcheinlich — denn ſonſt könnte ſie dieſe Beſtimmung 
nicht im die Vorlage gebracht haben — bie Ungerechtig— 
feit, die darin befteht, dak man ben Männern, die im 
Zivildienſt Anftellung gefunden haben, ihre Militärpenfion 
fürzt, und fie giebt diefer Anfiht auch dadurch Aus- 
drud, daß die Borlage beftimmt, bei ben bisherigen 
Bezügen ben alten Zuftand aufreht zu erhalten, 
aber an den Bezügen, bie auf Grund ber Novelle 
neu gewährt werben jollen, feine —— vorzu⸗ 
nehmen. Aber, meine Herren, etwas — ſcheres kann 
man ſich doch gar nicht denken. Entweder tft es unrecht, 
Penſions bezüge zu berfürzen, bann ift es ebenio unrecht, 
wenn bie biöherigen Bezüge beim Eintritt in einen Zivils 
bienft gefürzt werben, als es unrecht ift, Die neu zu ges 
währenden Bezüge zu jchmälern; oder aber man fteht 
auf dem Standpunkt, die Verkürzung fei in Ordnung, 
dann liegt wieder nicht der geringite Grund vor, einen 
Theil der Militärbezüge von ber gg auszunchmen. 
Das tft eine Halbheit, über melde die Regierung nicht 
hinausgelommen ift, und ich hoffe, daß die Kommiſſion 
und ber Reichslag ber Regierung dazu verhelfen werden, 
dieſen logiſchen Fehler der Vorlage zu befeitigen. 


(0) 
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Meine Herren, ih beihränfe mich auf diefe wenigen | Lothringer, die beutih geworben, annektirt worben find, (C) 


Bemerkungen, um fo mehr, als ein Theil der nad) meiner 
Anfiht nothiwendigen Ausführungen bereit von den Vor: 
rebnern gemacht worden ift. Mit den Vorrednern muß 
ich auch anerlennen und betonen, daß die jegige Vorlage nur 
als ein Nothgejeh angefehen werden kann. Mit den Bor: 
rebnern find auch meine Freunde und ich der Meinung, 
daß es burdaus nothwendig ift, die Venfionsfäge und 
Beitimmungen für die Militärinvaliden — Kriegs- und 
Friedensinvaliden — einer gründlichen Reform zu unter: 
ziehen und die Höhe der Penfionen in Ginllang zu 
bringen mit ben wirthidhaftlihen Veränderungen, weldje 
fih im Laufe der Jahre ergeben haben, und ih kann 
an dad, was ih anfangs meiner Ausführungen fagte, 
anfnüpfen: die Dedung für bie hierdurch nothwendig 
werdenden Ausgaben muß und barf nur von den Leitungs 
fähigen geforbert und beichafft werben. 
Meine Herren, fo wie der Reichstag ſich einmüthig 
— — hat in dem Verlangen und in der 
nerfennung ber Nothwendigleit einer ſolchen Reform, 
fo, meine ich, ſollte er ſich auch einmüthig zuſammen— 
finden in der Erledigung ber Deckungsfrage. Der Reichs— 
tag follte einmüthig votiren, daß die Koften für bie 
Benfionen ber Kriegs: und Friedensinvaliden — 
auferlegt werden, deren Beſitz und Einkommen ſie befähigt 
dieſe Laſten zu übernehmen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich — daß in dieſer Beziehung vollſtändige Ein— 
müthigkeit aller Parteien im Reichsſtag vorhanden fein 
fönnte. Die fozialdemofratiihe Partei wird bei folder 
Einmüthigleit gewiß nicht fehlen. Wir wollen jehen, ob 
bie Parteien des Haufes, die jonft überfließen von Aus— 
drüden des MWohlwollend für bie Kriegsinvaliden, ben- 
felben löblihen Eifer zeigen werben bei der Bewilligung 
der Koften und bereit jein werben, die Laſten der Invaliden— 


(B) penfionen denjenigen Bevölkerungsſchichten aufzuerlegen, 


die ich eben genannt habe. Dabei könnten die Reichen 
und Mohlhabenden beweilen, daß es ihnen ermft ift mit 
dem Militarigmud, von dem fie immer fpreden. Deine 
Herren, wir werben in ber Kommilfion, an die aud ich 
diefe Borlage zu verweifen bitte, bemüht fein, Die von 
mir und ben Vorrednern angebeuteten Mängel nad) Mög- 
lichkeit zu befeitigen, und ih hoffe mit ben übrigen 
Rednern, daß durch diefed Gele ein Anfang gemadıt 
wird, die Uebelſtände in unferer Militärpenfionsgeieggebung 
aus der Welt zu ſchaffen. 
(Beifall links.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Hoeffel. 

Dr. Soeffel, Abgeordneter: Meine Herren, ber all: 
gemeinen Genugthuung über das Zuftandefommen des 
Entwurfs, die von der rechten bis ei linfen Seite heute 
ſich kundgegeben hat, kann id mich voll und ganz an- 
ichließen. Der Neihötag hat ja mieberholt die Noth- 
wendigfeit und Dringlichkeit einer Aufbeflerung der Bezüge 
der Kriegsinvaliden und ihrer Hinterbliebenen anerfannt, 
und es wirb wohl nur eine Meinung im hohen Haufe 
darüber jein, dab eine Verſchiebung ber Angelegenheit 
trog des dadurch nothiwendigen Mehraufwandbs nicht mehr 
ftatthaft ift. 

Wie ſehr ih aber auch meinerfeit3 den Entwurf 
freudig begrüße, muß id doc dem Bedauern Ausbrud 
geben, daß man es verfäumt bat, auch die deutich ge- 
wordenen ehemaligen franzöfifhen Soldaten aus Elſaß— 
Kothringen, welde in dem Kriege 1870/71 invalide ge- 
worden find, fowie ihre Hinterbliebenen mit in ben 
Entwurf einzubeziehen. Die kriegsinvaliden Offiziere, 
Beamten und Mannjhaften der früheren ſchleswig— 
holfteinihen Armee und Marine, fowie beren Hinter: 
bliebenen find in dieſem Geſetz eingefchloffen, die Elſaß— 


aber nicht, und ich denke, daß ber Hinweis barauf ge 
nügen wird, um dies vielleiht nachträglich im Geſetz 
nachzuholen. 

Geſtatten Sie mir, meine Herren, daß ich Ihnen 
ganz kurz die Lage dieſer Leute darlege. Es iſt ja be— 
kannt, daß in dem Frankfurter Friedensbvertrage das 
Deutihe Reich die Fortzahlung aller derjenigen Pen— 
fionen, die vor dem 19. Juli 1870 am ehemalige franzö— 
ſiſche Soldaten und deren Hinterbliebene gegeben wurden, 
übernommen bat. Als danı nah 1870 in Frankreich 
die Militärpenfionen mit rüdwirfender Kraft erhöht wur: 
ben, war die Regierung von Eljaß-Lothringen in Weber: 


reger mit den verbünbeten Regierungen ber Anficht, 
daß es billig ſei, aud die vom Deutichen Neid über: 
nommenen früheren franzöfiihen Militärpenfionäre aus 


Reichsfonds entſprechend zu erhöhen. Zu biefem Behuf 
wurde in den Reihshaushalts-Etat von 1883 don ben 
verbündeten Negierungen ein entiprechender Kredit in Höhe 
bon 149000 Mark eingefegt; leider wurbe aber beflen 
Bewilligung vom Neihätag in feiner Sigung vom 9. Fe— 
bruar 1883 abgelehnt. Die eljaßelothringiihe Regierung 
hat ſich daraufhin entichlofjen, den ehemaligen franzöfiichen 
Milttärpenfionären, welde ihre Penfion vom Reid) weiter 
bezahlt erhielten, ſofern dieſe Penfionen jie vor Noth nicht 
zu ſchützen vermochten, fofern fie alfo unterftügungs- 
bebürftig waren, die Penftonen in Form der Unterftügung 
aus Landesfonds zu erhöhen, in derjenigen - Höhe, in 
welcher die PBenfionen ihrer ehemaligen Kameraden in 
Frankreich erhöht waren. Auf diefe Weile ift für bie 
beutfch gewordenen alten Soldaten der franzöfiihen Armee 
aus Elſaß-Lothringen, foweit ihnen bereit$ vor bem 
19. Juli 1870 Alfers- oder Anvaliditätöpenfionen zus 
erfannt waren, geforgt worden. Diefelben haben aljo 
einen Rechtsanſpruch auf den Fortbezug der Penfionen, 
welde ihnen von der franzöfiichen 
waren, aber feinen Rechtsanſpruch auf die Erhöhung, 
bie ihnen in Form ber Unterftügung ſeitens der elſaß— 
lotbringifchen Regierung gewährt wird; dieſe Penſions— 
erhböhung wird —— nur als Unterſtützung und nur 
dann, wenn ſie unterſtützungsbedürftig ſind, zugebilligt. 
Es nehmen an dieſer Erhöhung theil 490 Perſonen. 
Weit ſchlimmer iſt aber die Lage derjenigen, welche 
nach dem 19. Juli 1870 in die Lage kamen, invalide zu 
werden, d. h. derjenigen deutſchgewordenen ehemaligen 
franzöſiſchen Soldaten, welche im Kriege 1870/71 In— 
valide geworben find. Dieſe haben, auch wenn ſie nach— 
weisbar in direkter Folge des Krieges, durch dort erhaltene 
Verwundungen oder Krankheiten in ihrer Erwerbsfähigkeit 
beſchränkt oder gänzlich zurüdgelommen find und zweifels— 
ohne, wenn fie franzöfiich geblieben wären, ihre Penſion 
erhalten hätten, feinerlei Anfpruch auf eine Penfion. Das 
Neich hat ſich verpflichtet für Diejenigen, welde vor dem 
19, Juli 1870 Benfionen belamen, nicht aber für bie, 
welche nachher invalide wurden, und ebenfo ift Elſaß— 
Kothringen zur Gewährung einer Penſion nicht verpflichtet. 
Das die Eljaß-Lothringer, welche 1870 invalide ge: 
worben find, bezüglich ihrer Anſprüche auf Verſorgung 
gegenüber denjenigen Elſaß-Lothringern, welde vor bem 
19. Juli 1870 invalide waren, und ſelbſt gegenüber ben- 
jenigen, welde vor dem 19. Juli 1870 nur durch ihre 
Dienftzeit Penſionsanſpruch Hatten, alſo nicht einmal ins 
valide waren, fo viel ſchlechter geftellt find, ift meines 
Erachtens doch durchaus ungerechtfertigt und bedarf um fo 
mehr der Abhilfe, als den übrigen beutichen Kriegs— 
invaliden von 1870 und vor 1870 fowie beren Hinter: 
bliebenen nad der zur Berathung ftehenden Borlage in 
Zukunft Berforgungen zugewenbet werben, welche als 
Unterftügungen, die ihrer Natur nad) immer Hilfs: 
bebürftigfeit vorausſetzen, nicht gewährt werben fönnen. 


egierung zuerfannt (D) 





(A) Der zur Berathung heute ftehende Entwurf würde Ge: 


(B 
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legenheit bieten, den durch Vereinigung mit Elſaß— 
Lothringen deutſch gewordenen Striegdinvaliden der franz: 
aöfifhen Armee dadurch zu Hilfe zu kommen, daß bie 
Beltimmungen des Geſetzentwurfs ebenfo, wie fie auf bie 
früheren Kriegsinvaliden der ſchleswig-holſteinſchen Armee 
ausgedehnt wurden, auch auf die durch Vereinigung 
Elſaß⸗Lothringens mit dem Deutſchen Reich deutſch ge— 
wordenen kriegsinvaliden Mannſchaften der franzöſiſchen 
Armee ſowie ihre Hinterbliebenen für anwendbar erklärt 
würden. 

Ich glaube, Ihnen hierdurch dargelegt zu haben, 
daß thatſächlich hier eine Verſäumniß ſtattigefunden hat. 
Es wäre daher ein Werk ber Billigfeit, wenn man bie 
Schuld, die bis heute nicht eingelöft ift, bei dieſer Ge— 
legenbeit tilgen fünnte. Groß ilt ja bie Zahl derjenigen 
nicht mehr, die den Vortheil genießen würden; es find 
deren noch etwa 150 Gemeine und einige wenige lnter: 
offiziere. Wir könnten biefen Leuten noch manches Leid 
verfüßen, noch manches Leid mildern. Ich glaube, der 
Reichsſstag wird ſich dem nicht verichließen, daß bier eine 
ee moralijhe Pflicht befteht, die wir auch biefen 

euten gegenüber zu erfüllen haben. 
(Bravo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Paächnicke. 

Dr. Bachnide, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
glaube nicht, dab das Haus das Bebürfnik hat, mod 
weitere ausführlihe Darlegungen entgegenzunehmen, um 
fo weniger, als bie Ueberweiſung an bie Kommiſſion ja 
ganz zweifellos ift; ich werbe mich deshalb jo kurz wie 
möglich faffen. 

Der Reichstag wollte nicht nur die Invaliden ber 
Kaiſerlichen Schugtruppen und ber Ghinaerpebition, ſondern 
bie Striegdinvaliden überhaupt befler ftellen, und zwar 
entſprechend ihrem früheren Dienfteinfommen und Dienft- 
grad, linteroffiziere und Gemeine ebenſo wie Offiziere. 
Das ift durch den Entwurf gefchehen, und darum fann 
er einer generellen Anfehtung kaum unterliegen. 

In einzelnen find aber verſchiedene Wünſche auch 
an und berangetreten mit größerem oder geringerem 
Scheine von Berehtigung. In der Preſſe haben fi bie 
Betheiligten lebhaft gerührt, und von einer Seite ift 
fogar ber nicht gerade gewöhnlihe Weg der anonymen 
Eingabe gewählt worden. Wir werben alle Anregungen 
in der Kommiſſion zu prüfen haben, und id) möchte jett 
auf Einzelheiten nur, foweit es durchaus nöthig erſcheint, 
eingehen, und zwar namentlich auf ſolche, die, ſoweit 
ic) hören fonnie, bisher nicht berührt worden find. 

Da ift zunächſt der 8 9, welcher die Zulage für die 
Nichtbenutzung des Zivilverſorgungsſcheins betrifft. Der 
Entwurf will die Zulage nur ſolchen Unterofftzieren ge— 
währen, bie eine zwölfjährige aktive Dienſtzeit Binter ſich 
haben. Wie aber — und darauf wird in verſchiedenen 
Zuſchriften an uns hingewieſen —, wenn ber Betreffende 
durd eine Verwundung verhindert worden ift, feine zwölf 
Jahre voll abzudienen? Soll er die Entihädigung, bie 
er biöher in Höhe von 6 bis 9 Mark bezog, vollitändig 
verlieren? Das wird des mäheren zu prüfen fein, und 
man follte verfuchen, eine Formulirung zu finden, bie be: 
.. Wünſche erfüllt. 

benfo möchte ih mich in lebereinftimmung mit fait 
allen Rebnern des Hauſes dahin ausfpreden, daß auch 
fonft eine Entihäbigung, bie biöher bereit3 bezogen ift, 
dur dieſes Geſetz nicht in Wegfall kommen, und bie 
Genugthuung, die der Entwurf hervorruft, dadurch nicht 
beeinträchtigt werden möge. 

Nah 5 6, der bie Penfionen nad dem Grabe ber 
Erwerbsfähigkeit abftuft und fie gegen früher nicht um: 
wejentlih erhöht, follen die Beträge der PBenfionen für 
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die fünfte Klaſſe jo bleiben, wie fie find. Die Motive 
fagen: „eine Aufbeſſerung wird nicht für dringlich er- 
*8* Darauf beſchränken ſie ſich. Es iſt aber auch 
ſchon von anderer Seite darauf hingewieſen, daß man 
hier etwas weiter gehen müſſe. Auch dieſen Leuten a 
die Strapazen nidt an den Kleidern hängen geblieben, 
fondern haben Gefundheitäftörungen hervorgerufen, und 
wenn bie Leute auch bis jest nicht Schon ganz inbalibe 
—— ſind, wie vorhin behauptet wurde, ſo ſind ſie 
och nicht mehr jo erwerbsfähig, wie wenn fie nicht ben 
Knacks“ bekommen hätten. 

Was ferner die Wittwen der Kriegsinvaliden betrifft, 
fo meine ih aud, daß man bier nicht nur ausnahms— 
weife Beihilfen gewähren Toll, fondern, wenn die Be: 
dingungen erfüllt find, fie regelmäßig zu gewähren hat. 
Ebenſo wird bei den Alterszulagen der falultative in 
den obligatoriihen Charakter umzuwandeln, dad „ann“ 
durd ein „iſt“ zu erfeßen fein. In der That ericheint 
der Nachweis der völligen Erwerbsunfähigkeit in ben 
Fällen, um die es ſich handelt, äußerft ſchwierig. 

Allerdingg — und damit fomme id auf die Frage 
ber Dedung, die befonder8 der Herr Abgeordnete 
Dr. Bahem berührt hat — die Beträge, die es uns 
foften wird, find nicht gering, und ſchon dieſer Umſtand 
wird und von ber Erfüllung zu weitgehender Anfprüde 
zurüdhalten müſſen. Die 13 Millionen, bie als erforder: 
lid) erachtet werden, will man nur für diefes Jahr, und 
zwar mit der Ausfiht darauf, daß da3 eine vorüber: 
gehende Maßregel ift, dem Neichsinvalidenfonds entnehmen, 
um ihn nicht vorzeitig zu erſchöpfen. Was biejen Fonds 
betrifft, jo möchten wir ihm nicht gerade für banferott er- 
Mären. Wir müffen aber mit der Thatſache rechnen, daß, 
wie der Bericht der Reichsſchuldenkommiſſion angiebt, der 
Aftivbeftandb bereit? um den Betrag von 17'/, Millionen 
hinter den Verbindlichkeiten, die auf ihm laften, zurüd- 
bleibt. Wir werben deshalb allerdings im weiteren Ver— 
lauf vor die Frage geftellt werden, wie wir Die finanziellen 
Konfequenzen ziehen wollen. Daß wir fie ziehen müflen, 
eradhte ich mit Herrn Dr. Bachem für jelbitverftändlic. 

Was indeffen die MWehriteuer anlangt, bie er 
wenigftend für feine Perſon, nit für feine Fraktion, 
empfehlen zu follen glaubte, fo möchte id) weder mid) 
noch meine Freunde darauf feftlegen; ich glaube, baß, 
wenn ed ernit wird, und andere Ginmahmequellen näher 
liegen werben, fo inäbefondere die Reichſseinkommen- und 
:Vermögenfteuer, auf bie bereit? der Herr Abgeordnete 
Singer hingewieſen hat, eine Steuer, die fih jchon darum 
eber alö eine andere empfiehlt, weil fie eritend ben 
Gefihtöpuntt: „Schuß des Beſitzes“ berüdjihtigt, und 
zweitens in der Frage der Reichsfinanzreform, bie dem— 
nächſt, fei es noch im Diefer oder in der kommenden 
Seffion, praltiſch werden dürfte, cine wichtige Rolle zu 
fpielen berufen ift. Sie wäre die Steuer, die uns einen 
Ausgleich böte für die Preisgebung oder Bindung der 
Matrikularbeiträge, wenn es einmal bazu kommen follte 

(jehr rihtig!); 

denn fie würde ben beweglichen Faitor daritellen, alfo ben 
Erſatz für eine Minderung des Budgetrechts bieten, und 
mit ihr wären wir bann in der That einen Schritt 
vorwärts —— Sollten aber der Reichseinkommen— 
fteuer unüberwindliche partifulariftiiche Bedenken entgegen: 
ftehen, dann würde ich einer MWehrfteuer nod immer bie 
Reichderbichaftftener vorziehen, von ber man in ber 
Deffentlichfeit annimmt, daß felbft der Bundesrath ihr 
nicht ganz fo viel Bedenken entgegenftellt, wie vielleicht der 
Neichdeinfommenftener. Das Nothwendige, wie immer 
man diefe Dinge regeln mag, muß jedenfalls geſchehen; 
io viel Geld, um Leute, die ihre Geſundheit für das 
Vaterland hinopferten, anständig zu verjorgen, hat das 
Reich noch immer. 


( 


(BD) 
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(A) Im übrigen erbliden aud wir in dieſem Gefeg nur | defien Realifirung im Augenblick man nicht mit Beftimmt: (C) 


einen Theil von dem Ganzen und finden bie Ergänzung 
in ber allgemeinen Revifion der Militärpenftonsgejege — 
eine Reviſion im Sinne ber Ueberſichtlichkeit und der 
Vereinfahung und nad Maßgabe ber veränderten Lebens— 


verhältniffe. 
(Bravo! links.) 

BVizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeorbniete Prinz zu Schönaid-Garolath. 

Prinz zu Schönaih-Garolath, Abgeorbneter: Meine 
Herren, id) werde mid nad) den Ausführungen ber Herren 
Vorredner auf wenige Sätze befchränfen können. Zunächſt 
möchte id meinen, wir follen das Gefeg nicht mit Dingen 
bepaden, die nicht unbedingt hineingehören und nicht une 
bedingt nothwendig find. In biefem Punkt ftimme ich 
dem Herrn Stollegen Dr. Bachem vollftändig bei; ich fage 
bie3 in Bezug auf mehrere angeregte Fragen, auf bie 
ich hier nit mäher eingehen möchte, infonderheit aber 
auch in Bezug auf die Ausführungen des Herrn Dr. Öoeffel. 
Diefelben find ja von Intereſſe, und der Gegenftand, den 
der Herr Stollege vertritt, darf fi) gewiß allgemeiner 
Spmpathien nicht nur in den Neihälanden, fondern auch 
bier im hohen Neichätag erfreuen. Aber dieſe frage ge: 
hört wirklich nicht hierher. Ich möchte Herrn Dr. Hoeffel 
und denjenigen, die fi) für dieſe Frage beſonders intereffiren, 
anheimgeben, dur einen befonderen Gefegentiwurf hier 
an dad Haus heranzutreten, um dieſem Uebelſtande, ben 
er gerügt und beflagt hat, Abhilfe zu verfchaffen. Aber 
bier, wo wir num endlich einen Gefeßentwurf haben, 
weldher den deutfhen Invaliden zu gute kommen, 
und welcher den bereditigten Klagen and ihren Kreiſen 
Abhilfe ſchaffen fol, dieſe Materie — gg wie 
Herr Dr. Höffel vorgeſchlagen hat, kann ih fir feinen 
glüdlihen Gedanken halten. Da mir indeß im Intereſſe 
der inneren Angliederung ber Reichslande an das Neid 


(B) diefer Gedanke ſympathiſch ift, fo, meine ich, ift derſelbe 


weiter zu verfolgen und kann bei einer anderen Gelegen— 
heit zum Ausbrud fommen, aber nicht jett. In dem 
gegenwärtigen Stadium ber Berathung, in dem wir uns 
befinden, darf auch unferer Anerkennung Ausdrud gegeben 
werben, daß wir überhaupt biefe Vorlage erhalten haben. 
Es ift damit endlich den fo oft geäußerten Wünſchen bes 
Reichstags, die aud ich durch eine lange Reihe von Jahren 
hier von dieſer Stelle aus für meine Perſon und für meine 
politiichen Freunde zu vertreten bie Ehre gehabt habe, endlich 
Folge gegeben worden. Wir haben doch aud) etwas mit biefer 
Vorlage erreicht, wir dürfen doch nicht verfennen, daß wir 
nun, nahdem wir einmal für die Veteranen 1200000 Marf 
jährlich mehr eingeftellt haben, nun auch hier 13 Millionen 
für die Imvaliden befommen, und daß biefe manche 
Thränen trodnen und mande Noth lindern werben. Wir 
bürfen ben betheiligten Inſtanzen unferen Danf aus: 
fpredjen dafür, daß dieſe Sache biefen Fortgang genonmen 
hat, und daß wir diefe Vorlage erhalten haben; infonber- 
heit möchte ich meinen Dank an die Adrefle des Herrn 
Reichslanzlers richten, daß es ihm gelungen ift, feine 
Zufagen vom 24. Januar d. 3. zur Wahrheit und zur 
That werden laffen und alle Schwierigkeiten, die biefer 
Vorlage entgegengeftanden haben mögen, zu überwinden. 
Ich weiß vollfonmen, daß biefer Gefekentwurf, den wir 
vor uns haben, nur ein Nothbehelf ift, trogbem aber bin 
ih dafür dankbar, daß dieſer Geſetzentwurf an dieſes 
hohe Haus nunmehr gelangt if. Es wird fich jeben- 
falls ein großer Theil der bisher umerfüllten und uner: 
ledigten MWünfche durch diefen Geſetzentwurf begleichen 
laffen. Wenn wir bebenten, daß doch mit einer geimiffen 
Schnelligkeit diefe Vorlage fertiggeftellt worden ift, und 
bat mir hier die Grfüllung vieler Wünfhe finden, fo, 
meine ic, ift es doch augezeigt, alles dasjenige zurüd: 
zuftellen, was nicht unbebingt nothwendig ift, und auf 


heit rechnen barf. 

Meine Herren, wenn ih nun mit einigen Worten 
mich zu den Einzelheiten der Vorlage wenden barf, fo 
möchte ich zunächſt jagen, daß ich die Aufbefferung, wie 
fie im $ 3 für die Subalternoffiziere vorgeſehen ift, doch 
für zu gering halte. Wenn ich mid) nicht irre, find gerabe 
unfere Subalternoffiziere die einzige eharge, welche feit 
bem Feldzuge von 1870/71 keine Aufbeflerung erfahren 
hat. Diefe inpaliden Subalternoffiziere erhalten im 
ganzen 1629 Mark, nämlich 429 Mark Benfton und 
1200 Mark Kriegszulage. Diefe 1629 Mart find aller- 
dings nicht viel; ich meine fogar, es ift etwas wenig, 
und ich möchte anheimftellen, ob es fih nicht wirb er: 
reichen laſſen, für die Subalternoffiziere einen ad 
Sat, nämlid 125 Mark ftatt, wie bier vorgefehen ift, 
100 Mark monatlid, auszuwerfen. glaube, daß ba= 
mit den Verhältnifjen und Bebürfniffen der Subaltern: 
use in wünſchenswerther, aber auch erforberlider 
Weiſe Rechnung getragen werden kann. 

Sehr fumpathifh, meine Herren, find mir bie 8 5 
und 10 bed Gefeges, diejenigen Paragraphen, welche bie 
Alteröjulage betreffen und es ermöglichen, dab einmal 
ben friegöinvaliden Offizieren, wenn ihr age Ge: 
fammteintommen 3000 Mark nicht erreicht, von dem 
erften des Monat3 ab, in welchem fie dad 55. Lebens⸗ 
jahr vollenden, eine Zulage bis zur Grreihung ber 
3000 Mark gegeben werben kann, und daß nad ber Be- 
ftimmung bed $ 10 den ganzinvaliben Gemeinen, welche 
ein Jahresgefammteintommen von 600 Mark nicht er: 
reichen, im Falle völliger Erwerböunfähigfeit eine Alters» 
zulage ebenfalld von Vollendung bed 55. Lebensjahres ab 
bi3 zu 600 Marf gegeben werben kann. 

Ich muß bekennen, daß mir biefe Aiterözulage in 
beiden Fällen fehr ſympathiſch ift, und daß biefe Allers— 


zulage meines Erachtens dazu angethan ift, große Härten (D) 


— Ich möchte nur in dem 55 wie im 810 
das Wort „kann“ erſetzt ſehen durch die Beſtimmung: 
„iſt zu gewähren“, damit dieſes „kann“ nicht abhängig 
gemacht wird von einer jedesmaligen Entſcheidung, 
sg ben Betreffenden bie Gemwißheit gegeben wird, 
aß fie auf diefe Summe zu rechnen haben, welde, wie 
ja die Vorlage ausdrücklich anerkennt, dad Nothwenbigfte 
ift, um ihren Lebensunterhalt zu friften, bei ben Offi- 
teren mit 3000 Mark, bei den Gemeinen mit 600 Mark. 
% meine alſo, es foll ihnen eim gefegliches Anrecht 
darauf gegeben, und es fol nicht in das Belieben einer 
Entiheibung geftellt werben. Doch das ift eine Einzel: 
heit, bie in der Kommiſſion zu befriedigendem Abfchluß 
gebradt werben muß. 

Ich habe mich gefreut, daß gerade Diejenigen Klaſſen 
eine Aufbefferung erfahren, bie und * ganz beſonders 
Sorge bereitet haben dadurch, daß diejenigen, bie zu dieſen 
Klaſſen gehörten, über Benachtheiligung klagten und in 
Anbetracht ihrer ſchlechten Verhältniffe eine Aufbefferung 
dringend wünfchten. Das find die dritte und bie vierte 
Klaſſe; e3 wird wohl den militärtfchen Behörden ebenfo 
gehen wie und: die meiften Klagen, bie an uns heran 
treten, ftammen aus ber britten und vierten Klaſſe. Es 
it mir deshalb außerordentlich erwünſcht, daß gerabe 
biefe Klaſſen eine Aufbeflerung erfahren. 

Bei dieſer Gelegenheit beflage ich es allerdings, daß 
bie fünfte Klaſſe von einer Aufbefferung ausgeichloffen 
ift, und ih möchte den Herrn Abgeordneten Grafen 
vd. Roon auf einen Heinen Irrthum ſeinerſeits auf: 
merffam machen; denn auch bie fünfte Klaſſe unterfcheidet 
jene Ganzinvaliden und Halbinvaliden. Während 
n ber fünften Klaſſe bie Halbinvaliden bisher 6 Mark 
erhielten, erhalten fie jegt 12 Mark, nämlich 6 Mark 
Benfion und 6 Mark Ktrriegszulage. Die Ganzinvaliben, 


(B) gekürzt wird um die Höhe ihrer Benfion. 





(4) die ebenfalld zu der fünften Klaſſe gehören, erhielten 


bisher 21 Markt, nämlid 6 Mark Benfion, 9 Mark 
Kriegszulage und 6 Mark Anftellungsentihädigung, und 
fie würden jest 6 Mark Penſion und 15 Mark Kriegs— 
zulage erhalten, und die Anftellungsentfhädigung fallt 
fort. So würde fid) alfo bei der fünften Klafle ergeben, 
daß die Halbinvaliden aufgebeffert werden von 6 auf 
12 Marf, und die Ganzinvaliden nicht aufgebeffert werben. 
Ich glaube, dad hat der F Abgeordnete vorhin bei 
ſeinen Ausführungen überſehen. Ich meine, daß dem 
doch auch hier Rechnung getragen werden müßte, weil die 
Klaſſe V nad dieſen beiden Richtungen Hin unterſcheidet. 

Meine Herren, ich komme nun zu 814. Dieſer ver— 
ſcheucht auch viele Beſorgniſſe, die in den Kreiſen unſerer 

Invaliden beſtanden, welche glaubten, daß ihren eventuellen 
Wittwen, wenn fie nad) dem Feldzuge 1870/71 bezw. 
nah dem Jahre 1874 geheiratet hätten, nicht mehr bie 
Wohlthaten dieſes Geſetzes zu Theil werden würden. 
Diefe Beſorgniß erweift fih al3 hinfällig, indem aud) bie 
Wittwen derer, welche fpäter geheiratet haben, ja fogar, 
wie ed hier ausdrücklich in dem zweiten Alinea heißt „welche 
ihre Ehe vor dem Fahre 1901 abgeſchloſſen haben“, der 
Wohlthaten dieſes Geſetzes theilhaftig werben. 

Ich muß nun auch mit einigen Worten bei den all— 
emeinen Beſtimmungen verweilen. Bei $ 19 und 320 
aben wir die Beſtimmung, daß dieſe Zuſchüſſe, welche 
gewährt werden ſollen, nicht der Kürzung unterworfen 
ſind. Mit anderen Worten, es bleiben der Kürzung 
unterworfen die bisherigen Bezüge. Meine Herren, es iſt 
ſeit einer langen Reihe von Fahren von allen Seiten von 
der Tribüne dieſes Haufes herab immer wieder auf bie 
Ungleichheit Dee mworben, dat den im Kommunal: 
bienft befindlihen Beamten ihre Milttärpenfion nidht an: 
gerechnet wird, während den im Staatsdienft befindlichen 
Beamten ihre Militärpenfion angerechnet, und ihr Gehalt 

Aber aud) 
diefer Gefegentwurf läßt feine Nemedur eintreten und 
bringt nicht die Verbefferung, die wir feit vielen, vielen 
Jahren hier im Reichstag gefordert haben. ch meine, 
bier ift in der That die VBeranlaflung, die beffernde Hand 
an ben Entwurf anzulegen und im dieſem Entwurf nicht 
nur die Zuſchüſſe“, die der betreffende Invalide nun: 
mehr befommt freizulaffen von der Anrechnung, fondern 
die ganze militäriihe Penſion, die fie beziehen. Wie id) 
nod dor wenigen Monaten die Ehre gehabt habe bon 
diefer Stelle auszuführen, iſt es doch BR ein 
Unding, daß bie Kommunen dabei, wenn ich mich des 
Ausdrudes bedienen darf, wohl anftändiger verfahren als 
ber Staat, indem fie ſolche Bezüge nicht kürzen, während 
ber Staat von . feinen Sebi tern bie militärischen 
Penſionen in Abzug bring. Es paßt fi meines Er— 
achtens auch nit für den Staat, und es muß enblich 
einmal bier die beffernde Hand angelegt werben, damit 
dieſe Ungleichheit zwifchen den Staats- und Fommunal— 
beamten endlich aus der Melt geihafft werde. 

(Sehr richtig! links.) 

Ich bin der Anficht, wir dürfen diefe Gelegenheit nicht 
borübergehen lafjen — gerade nad) diejer Richtung werden 
unausgeſetzt die Iebhafteften Klagen laut —, wir dürfen 
das Geſetz mit verabſchieden, ehe nicht diefer Forderung 
Rechnung getragen ift, und ehe nicht die Frage jo gelölt 
if, wie es von dem Reichstag ftet3 verlangt nnd von ben 
Intereſſenten erbeten worben ift. 

Wenn ih mir erlaubt habe, meine Herren, eingangs 
meiner Ausführungen diefen Geſetzentwurf als einen Noth— 
behelf zu bezeichnen, fo verbinde ich damit die lebhafte 
Hoffnung, daß das Penſionsgeſetz, weldes und ja au: 
gefagt worden ift, und nad welchem alle Jahre hier im 
Neihätag gerufen wird, bald zur That werben möge 
und nicht etwa im Hinblid auf dem heutigen Entwurf auf 
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bie lange Bank geſchoben werde. 
politiſchen Freunde und ich hoffen, daß wir dieſes 
Penſionsgeſetz recht bald erhalten, und zwar ſo, daß es 
auch den Wünſchen Rechnung trägt, die in dieſem Geſetz 
keine Erfüllung gefunden haben. 

Meine Herren, was nun die finanzielle Seite der 
Sade anbetrifft, jo möchte ich mich nicht in —* 
verlieren. Ich glaube nicht, daß der Gedanke einer 
Neichseintommenftener bei den verbündeten Regierungen 
Ausfiht auf Verwirklichung hat. Ich glaube, es treten 
biefem Gedanken jo große Bedenken entgegen, dab wir 
nicht hoffen und erwarten bürfen, eine Reichseinkommen— 
fteuer eintreten zu fehen, um diejenigen Beträge, die noth— 
wendig werben, nämlich die 13 Millionen, die in den 
fünftigen Jahren nothwendig werben und bie nur in 
biefem Jahre aus dem Reichs-Inbalidenfonds gebedt 
werben, flüffig zu machen. 

Was die Wehrſteuer anlangt, auf die ber Herr 
Kollege Bachem hingewielen Hat, ja, meine Herren, eine 
Wehrſteuer wäre ja an und für fi ganz ſchön, aber 
unter denjenigen, bie die MWehrfteuer zu tragen haben 
würden, find doch eine Menge armer Teufel, die gar 
nicht3 befigen. Woher follen denn die Leute das Geld 
nehmen, um ihre Wehrfteuer zu bezahlen? Wir würden 
eine große Kategorie von armen Leuten damit fchädigen, 
wenn wir von ihnen dieſe Wehrfteuer verlangen würden. 
Und, meine Herren, eine Mehrfteuer ift aud eine eigene 
Sade. Es würde allzu leicht den Anfchein haben, 
als follten die Leute dafür geftraft werben, baß 
fie wehrlos find, daß fie die „Wehr“ nicht tragen. Sie 
können doch nichts für ihre gefundheitlihen Mängel und 
Fehler. Was diefe Wehriteuer anlangt, jo möchte id Sie 
daran erinnern, daß im Jahre 1813, als das Landwehr: 
freuz geftiftet wurde, die Frage auftauchte, welche Infchrift 
man dem Landwehrkreuz geben folle, und dba wurde 
damals von gewifler Seite Die 
„wehrlos, ehrlos“. Dagegen erhoben fih mit Recht ges 
wichtige Bedenken patriotiiher Männer, und König Friedrid) 
Milhelm III. trat dieſen Bedenken bei, weil im dem 
„wehrlos, ehrlos* ein Vorwurf liegt, der ganz ungerecht: 
fertigt it. Die vaterlandötreueften Männer fünnen wehr: 
[03 fein, weil fie nicht im Stande find und gefundheitlich 
nicht befähigt find, die Waffe zu tragen und die Wehr zu 
führen. Ich meine alfo, daß mit einer folder Wehrftener 
immer ein gewilfer Vorwurf verbunden fein würde, ber 
diejenigen treffen könnte, bie bie up nicht tragen. Im 
übrigen ftelle ich im erfter Linie einer MWehriteuer das 
Bedenken gegenüber, daß fie in ber That eine ganze 
Menge Unbemittelter treffen würde, die gar nicht das Gelb 
haben, die Wehrftener zu entrichten. 

„. Meine Herren, id; fomme zum Schluß meiner Aus: 
führungen. Wir werden und ja über dieſen Gegenftanb 
noch zu unterhalten haben. Es follen vorläufig bie 
13 Millionen aus dem Reichs-Invalidenfonds genommen 
werben, und über bie Aufbringung ber in ben folgenden 
Jahren nothiwendigen Summe werden wir und fpäter zu 
unterhalten haben. Das deutſche Neid, meine ich, ift 
reih genug und muß reich genug fein, um unferen In— 
baliden diejenige Penſion zu geben, auf bie fie berechtigten 
Anſpruch haben. Die Mittel und Wege werden fid finden, 
wenn nur ber gute Wille da ift, und an dem guten 
Willen, jo hoffe ich zuverfihtlih, wird es hier im 
beutfchen Reichstage niemals fehlen. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Jäger. 

Dr. Jäger, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem 
ber ganze Gegenftand fo reichlich behandelt worden ift, 
möchte id) nur einige Nachträge noch beifügen. Es ift in 
den legten Wochen beſonders lebhaft betont worden, man 
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(A) jolle allen Beteranen des Jahres 1870/71 eine Art 


Chrenfold geben. Ih muß mid zu meinem großen 
Debauern gegen dieſen Plan ausſprechen, weil der Dienft 
für das Vaterland doch aud eine Ehrenpflicht ift, die 
nicht ertra belohnt werden foll und darf, und weil, wenn 
wir den Veteranen, aud den nichtbebürftigen, ben Ver— 
mögenben, fowie jenen, die in guten Stellungen und nicht 
Snvalide find, einen Ehrenjold geben, wir ihn geben auf 
Koſten der bebürftigen Halb» und Ganzinvaliden, an denen 
wir das einfparen müßten, was wir durch ben Chrenfold 
De anderen, wenn auch verdienten Männern zulegen 
müßten. 

Eine Frage Icheint mir bei dem ganzen Gefegentwurf 
nicht — zu ſein: das ſind die ſogenannten 
Dispofitionsinvaliden. Es find meiſtens arme Leute. 
Man kann fie Halb- und Viertelinbvaliden nennen, die 
aber als Invaliden nicht anerfannt find, weil fie nicht 
verftimmelt oder verwundet wurben, bei denen aber nad): 
träglid in Zufammenhang mit den Strapazen des Krieges 
eine Schädigung der Geſundheit eingetreten ift, die fie 
erwerböbeihränftt macht. Beſonders find jene dabei, 
welche den Präfflufivtermin des Geſetzes verfäumt haben 
und nun auf Die Kaiſerliche Gnade und auf den Dis- 
pofitionsfonds angewielen find, den ber Reichstag 
bewilligt. Diefe Leute empfinden es ala ſchweres Unrecht, 
daß man ihrer nicht gedacht hat, nachdem doch in $ 22 
dieſes Geſetzentwurfs aud die Mitglieder der freiwilligen 
Stranfenpflege, wenn fie im Kriegsdienſt befhädigt werben, 
inbalidenbercedtigt find. Ich halte e3 für dringend noth- 
wendig, dab man auch biefe Frage bei diefer Gelegenheit 
wenigftens einigermaßen regelt. Man frägt, wie fönne jemand, 
der vor 30 Jahren im —— ſtand, jetzt } BD. die Tuberkulofe 
befommen? Es handelt fi ja meift um Lungen: und 
Herzkrankheiten oder um Rheumatismus mehr oder weniger 
ihwerer Art, die als Erwerbsbeſchränkungen erft in 
Wenn Sie aber an bie 
Strapazen denken, die unfere Leute in den Winterfämpfen 
an der Loire und an der Lifere oder in Nordfranfreich 
bei Amiens durchgemacht haben oder bei der Belagerung 
von Paris, da war ber gejunde Mann, der es auöhielt, 
froß! Viele konnten ihren Beruf dann weiter führen; in 
fpäteren Jahren aber, in ber Berufsbethätigung im 
Aderbau, im Handel und Induſtrie, kamen doch die 
Schädigungen zum Vorſchein, zu denen damals der Keim 
gelegt worden ift. Der Körper ift nach jenen Strapazen 
nit mehr jo widerſtandsfähig; er it für Infektionen 
und andere Schädigungen leichter zugänglid, die ein 
ganz gefunder ann leicht überwinden würde. 
Daber bringen bie Merzte vielfah in ihren Zeug— 
niffen Erkrankung und beſchränkte eig in 
urfählihen Zufammenhang mit den Strapazen des Feld— 
zuged. Diefe Leute möchten nun mit den anerkannten 
Invaliden —— werben. Das hat nun wohl feine 
Schwierigkeiten, weil die Fälle oft eigenthümlich gelagert 
find, und der urfählihe Zufammenhang manchmal ſchwer 
nachzumeifen ift; aber ich glaube, man kann hier aud) 
einen — Mittelweg finden. Man kann ſagen: 
wer mit Jahren erwerbsunfähig wird, oder weſſen 
Erwerbsfähigkeit auf 50 Prozent beſchränkt iſt, fir den 
foll man forgen. 

Mein Herr Vorrebner Dr. Hoeffel hat es beſonders 
beflagt, dat die Invaliden aus den Reihslanden nicht 
in den Gefekentwurf eingefchloffen feien. Es ift das 
Iediglih ein Verſehen geweſen, wie mir dünkt; denn 
dieſe Elfaß-Lothringer find in bem Geſetz vom 22. Mai 
1895, das den Dispoſitionsfonds Seiner Majeſtät 
des Kaiſers beirifit, bereits inbegriffen worden. Es 
heißt dort, daß dieſe Leute bei der Bemeſſung bes 
Bedarfs in Betracht gezogen werden Dürfen. Ich darf 
daraus ſchließen, daß auch den anderen elſaß-lothringiſchen 
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Invaliden, natinlih bloß ſoweit fie Deutfche geworben 
find, die Mohlihaten dieſes Geſetzes zu theil werben 
follen. Sie dürfen jedenfalls nicht als Deutfche zweiter 
Hlaffe behandelt werben. Ic glaube, daß der Neichötag 
darin vollftändig einig ift. Ob man in dem jetzigen Geſetz— 
entwurf noch dieſe Frage regeln kann, ift mir zweifelhaft. 
ebenfalls wird man bei ber in Ausſicht ftehenden 
enerellen Regelung der Invalidengeſetze auch diefe Frage 
———— müſſen. 

Es iſt auch von der Koſtenfrage geſprochen worden. 
Meine Herren, die Dispoſitionsinvaliden — ich gebrauche 
dieſen kurzen Ausdruck — die nicht anerkannt find, bes 
laufen ſich, wie mir mitgetheilt wurde, auf ungefähr 
12 000 Perſonen. Wenn man dieſe alle bedenken würde, 
würde das alſo bei einer mäßigen Zulage 1 bi3 2 Millionen 
mehr ausmachen. Ich glaube, wenn wir die Frage jebt 
löſen, jo wird es darauf nicht anfommen, ftatt der 13 
bis 14 Millionen in das künftige Geſetz 1 oder 2 Millionen 
mehr einzufügen, da wir auch biefen Leuten gegenüber, 
auch wenn fie nicht verwundet worben find, eine Ehren: 
pflicht zu erfüllen haben, Es kommt aud in Betracht, 
meine Herren, daß diefe Ausgaben nicht eine dauernde 
Belaftung des Reichs find. Die Leute, welde hier be- 
rüdfichtigt werben follen, ftehen jet mindeftend Anfang 
der fünfziger Jahre. Gerade die Dispofitionsinvaliden 
tragen eine geſchwächte Gefundheit herum; fie werben ben 
Strapazen des fpäteren Mannes: und bed Greifenalters 
nicht jo widerftehen, wie die ganz gefunden, nicht einmal 
wie die Invaliden, die nur theilweife, wenn aud nicht 
ſchwer verſtümmelt find. MWahrfcheinlich werden die Leiden, 
bie da auftreten, die Laſten fehr bald vermindern, ſodaß 
fie in längftens zwei — faum noch fühlbar find. 

Die Frage, die id) anregte, ob die Dispoſitions— 
invaliden aud) in das Geſetz einbezogen werben jollen, 
müßte bei dem $ 1 des Gejeßentwurfd ausgetragen 
werben. 
Klammer vorkommt, müßte fo befinirt werden, wie id es 
angeregt habe, um auch den nicht anerkannten Invaliden 
gleihmäßig gerecht zu werben. 

Meine Herren, die Dedungsfrage ift heute aud) 
fhon berührt worden. Zur Zeit befiimmert fie und ja 
nicht. Der Reichs-Inbalidenfonds wird eben Haare laffen 
müffen, und wir werden zunächſt aus ihm für biejes 
Geſetz bie Abhilfe ſchaffen können. Allein fir fpäter 
muß dod eine eigene Neichseinnahme geſchafft werden, 
aus welcher diefe Mittel dauernd bewilligt werden können. 
Ih muß jagen, daß mir die Wehriteuer gar nicht 
unfpmpathijch wäre, und namentlih in Süddeutſchland 
würde fie, glaube ich, in weiten Streifen des Volkes ganz 
populär fein. In Bayern hatten wir fie ſchon bon 
1867 bis 1870, wenn ich mich recht erinnere, und id 
wüßte nicht, Daß damals bejondere Beſchwerniſſe und 
eine gewiffe Verachtung der Wehrftenerpflichtigen zu Tage 
getreten wären. Der Herr Vorredner hat gemeint, es 
müßten dann aud die „armen Teufel“ bezahlen, bie 
nicht zum Dienft mit der Waffe eingezogen würden. 
Der Anſicht bin ih nit. Ich ftelle mir die Wehrfteuer 
vor auf jene Leute gelegt, die nicht, wie man jagt, 
Krüppel find, fondern die wegen geringer Schäben, 
wegen höherer —————— wegen einer leichten 
Schwerhörigkeit, eines gewiſſen Hinfens oder eines Fuß— 
leidend nicht zur Wafe herangezogen werden können. 
Diefe Leute find dadurch vielfach bevorzugt. Ein Kauf: 
mann, ber fonft gute Kenntniſſe hat und leiftungsfähig 
ift, wird einem Manne vorgezogen, der alle Jahre wieder 
zu Uebungen einberufen wird. Ein folder verliert dadurch 
leicht die Stellung in feinem Erwerbe, und bas ift eine 
fehr unangenehme Scattenfeite des fonft fo ehrenvollen 
Dienstes mit der Waffe. Jene Dienftuntauglihen alfo, die 
wirthichaftlich leiſtungsfähig find, fie mögen nun ein mitt 


= 


C) 


Der Begriff der Hriegöinvaliden, der hier in (D) 





(A) leres oder höhered Einkommen haben, können, glaube ich, 


die Wehrſteuer aufbringen. Jene Leute mit ganz geringen 
Einkünften möchte ich davon befreit wiflen. Die Steuer 
fönnte progreffiv abgeftuft werden, ſodaß die often der 
Serie theilweife auf die nihtwehr: 
pflihtigen, leiſtungsfähigen Perfonen abgewälzt 
werben könnten. Es wäre das auch eine Art Ehren: 
ausgleih zwifchen bem Dienft mit der Waffe und ber 
phnfiihen Unmöglichkeit, diefen Dienft zu leiſten. 

Meine Herren, auch ic fchließe mit dem Wunſch des 
erften Herrn Redners Grafen dv. Oriola, es möge diefem 
Gefeg eine allgemeine Revifion der Invalidenpenſions— 
verhältniffe folgen. Die Sache fcheint mir fehr vertwidelt 
zu fein; e3 läuft viel Ungleichheit und Ungerechtigkeit des 
Geſetzgebers unbewußt Bier unter, ſodaß wir, wenn 
möglih, auch Hier eine allgemeine Abgleichung treffen 
follten. Die Kommiffion wird ja diesmal mit den ber: 
bündeten Regierungen gemeinfam das vorliegende Geſetz 
erledigen; ich hoffe aber, daß auch die ganze große Frage 
in fehr naher Zeit befriedigend gelöft wird und damit von 
der Bildfläche unferer Betitionen verihwinden wird. 

Bravo!) 

Brafident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Tiedbemann. 

v. Tiedemann, Abgeordieter: Meine Herren, bei der 
vorgerüdten Stunde, und nachdem von allen Seiten des 
Haufed die Zuſtimmung zu diefem Gefebentwurf aus: 
geſprochen worden ift, glaube ich mic, auf einige wenige 
Bemerkungen bejchränfen zu können Ich habe zunächſt 
im Namen meiner politiihen Freunde auch unferer Ber 
friebigung darüber Ausdrud zu geben, daß dieſer Geſetz— 
entwurf verhältnißmäßig rafd nad) dem, was voran- 
gegangen, hier im Reichſtag eingebradht worden ift. Wir 
find der Meinung, daß er, abgeſehen vielleicht von einigen 
wenigen Einzelheiten, den Wünfchen entfpricht, die hier im 


(B) Reihötage zum Ausdrud gebracht worden find. Ich will 


eö vermeiden, heute auf Detail$ einzugehen; nur einen 
Punkt möchte ich berühren und ber Bubgetlommiffion, 
welche nachher zur Berathung zufammentreten muß, zur 
geneigten Erwägung anheimftellen. 

n & 14 tft bie Zuftändigfeit der Bewilligung der Inter: 
ftügung für Hinterbliebene von zwei Kategorien von Kriegs: 
invaliden abhängig gemacht. Erſtens erhalten die Hinter: 
bliebenen derjenigen, welche an einer erlittenen VBerwundung 
oder an einer äußeren Kriegsdienſtbeſchädigung geftorben 
find, die Unterftügung, einerlei wann der Tod eingetreten 
ift; zweitens erhalten die Hinterbliebenen derjenigen 
Offiziere und Soldaten, die im Felde erkrankt find oder 
eine innere Dienftbefhädigung erlitten haben, die Unter: 
ftüßung dann, wenn der Tod vor Ablauf eines Jahres 
nad) dem Friedensſchluß erfolgt if. Ich glaube, man 
müßte noch eine dritte Stategorie in diefen Entwurf ein: 
ftellen. Der Fall kommt fehr leicht vor, dak ein Kriegs— 
theilnehmer verwundet wird oder in Folge von Kriegs— 
ftrapazen ſchwer erfranft, aber nicht unmittelbar am der 
Berwundung oder an biefen Kriegsſtrapazen ftirbt, fonbern 
an einer anderen Krankheit, die er fi nad) Beendigung 
des Selbzuges augezogen De Seht werben bie Hinter: 
bliebenen eines folden Offizier oder Soldaten nicht be: 
rüdfihtigt. Der Gedanke, der dem ganzen Gefegentwurf 
zu Grunde liegt, findet aber nicht in vollem Umfange 
Berücdfihtigung, wenn man nicht aud diejenigen Fälle 
beranzieht, die ich eben ind Auge faßte. Darauf fommt 
es a an, daß der Kriegstheilnehmer invalide geworden 
ift, daß er die Erwerbäfähigfeit entweder ganz oder zum 
Theil verloren hat. Iſt dies der Fall, ift er wirklich in— 
valide geworben, jo, ſcheint mir, müßten aud in dem 
Falle, wo eine Krankheit, die nicht in unmittelbarem Zu— 
fammenhang mit dem Feldzuge fteht, innerhalb einer ge: 
wiflen Zeit den Tod herbeigeführt hat, die Hinterbliebenen 
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berüdfihtigt werden. Wie gejagt, ich ftelle dieſen Fall 
ber Budgetfommilfion zur Erwägung. 3 

Was die Dedungsfrage beirifft, fo, glaube ich, wird 
es jeine Bebenfen haben, heute ſchon darüber zu diskutiren 
und die Dedungsfrage organiih mit dieſem Gefegentwurf 
zu verbinden. Ich wenigftend würde es fehr lebhaft be: 
dauern, wenn durch einen Zank über die Frage der Reichs— 
einfommenftener oder der Wehritener oder die Bewilligung 
irgend einer anderen Art von Steuer die Verabſchiedung 
dieſes Geſetzentwurfs verzögert und hinausgeſchoben würde. 
Id) glaube, es iſt eine cura posterior, wie wir bie Dedung 
vornehmen. Der ganze Reichstag ift einig darüber, daß 
diefes Geſetz vorgelegt werden mußte; er wird alfo auch 
Wege Ichaffen müflen, um die nöthigen Mittel zu bekommen. 
Aber, wie gejagt, ich möchte davor warnen, mit biefem 
Gefegentwurf ſchon dieſe Frage zu verquiden. Denn, 
meine Herren, die Hauptſache ift, daß dieſer Entwurf 
nicht durch irgend welche neuen Fragen, die nicht in um: 
mittelbarftem Zuſammenhang damit ftehen, beſchwert werde, 
und daß fo raſch ald möglich im Laufe der nächſten 
Moden oder Monate das Geſetz zur Verabſchiedung 
fommt. Das entfpriht der Stimmung im Lande; das 
entfpricht aud) der Stimmung im Reichstage, wie fie bei 
der gegenwärtigen Verhandlung zu Tage getreten ift. 

(Brabo! rechts.) 

Präfident:e Das Mort bat der Herr Abgeordnete 
Liebermann v. Sonnenberg. 

Liebermann dv. Sonnenberg, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich kann mich ganz kurz faffen, nachdem eine lange 
Reihe von Nednern den Gedanken Ausdrud gegeben hat, 
Be Unterfhied der Partei den ganzen Reichstag 
erfüllen. 

Der Herr Abgeordnete Bachem hat mit Necht hervor: 
gehoben: der Reichsſtag könne fich ganz befonders dazu 
Glück wünſchen, daß es feiner Beharrlichkeit endlich gelungen 
fei, eine ſolche Vorlage bei der Regierung durchzudrücken; 
ich meine aber auch, der Herr Reichskanzler hat Anfprud) 
darauf, beglückwünſcht zu werden, daß es ihm gelungen 
ift, in fo kürzer Zeit den heftigen Widerſtand zu bejeitigen, 
der noch * Wochen vorher hier vom Regierungstiſche 
aus gegen Aufbeſſerung der Kriegsinvaliden erhoben wurde. 
Man kann ihm nur von Herzen wünſchen, es möge ihm 
auch überall ſonſt gelingen, alle Schwierigkeiten, die ſich 
ihm entgegenſtellen, ſo raſch zu überwinden, damit er die 
Verpflichtungen einlöſen kann, die er übernommen hat 
3. 2. in Bezug auf den Zolltarif. 

(Heiterkeit. Bravo!) 
Aber das nur nebenbei. 

Aus Anlaß dieſes Geſetzes iſt eine Sturmflut von 
Eingaben über alle Abgeorbnete hereingebroden, die in 
irgend einer Meife biöher mit dem Wohl und Wehe ber 
Invaliden ſich beihäftigt haben, Die allermeilten biefer 
Gingaben verfennen, daß man bei dem uns heute vor: 
liegenden Nothgefege nicht in der Lage ift, alle Wünfche 
ber Kriegs- und Friedensinvaliden zur Sprade zu 
bringen, mögen fie aud) noch fo berechtigter Art fein. In 
vielen von diefen Eingaben fommt das leiber nicht ganz 
unberechtigte Mißtrauen zum Ausbrud, daß die in 81 in 
Ausſicht geftellte anderweitige Regelung der Militär: 
penfionen ſehr lange auf ſich warten laffen werde. „Sa, 
wer wirb das nod erleben!" — fragt man. 

Nun, der Reichstag wird ganz gewiß das Seinige 
dazu thun, um die Wartezeit möglichft abzufürzen und 
dafür zu Sorgen, daß wenigftens ein Theil der Kriegs: 
inbaliden von ben Segnungen einer foldhen ander: 
weitigen gefeglihen Regelung des Penſionsgeſetzes einen 
Nuten hat. 

In den meiften Cingaben wird immer wieder auf 
den Hauptbeſchwerdepunkt hingemwiefen, der von jeher bie 
größte Erregung im Lande verurfacht hat, nämlid auf 

293* 


— 


— 


C) 


D) 


21383 


Neichstag. — 74. Sitzung. Dienstag den 16. April 1901. 








(A) den Wiberfinn, der darin liegt, daß man die erdiente 


Militärpenfion den Angeftcliten im Kommunal: umd 

ftändifchen Dienſt beläßt, während man fie ben im 

Staat: und Reichsdienſt Angeftellten verkürzt. Aber aud) 

—— dieſer Frage gehört nicht in das vorliegende 
eſe 


Indeſſen enthält auch der Wortlaut des vorliegenden 
Geſetzes Unklarheiten und hat cine Reihe von Mißver— 
ſtändniſſen erzeugt. Einzelne davon ſind bereits an— 
gedeutet oder ausführlicher beſprochen worden, und ich 
will darauf nicht zurückkommen. 

Mir iſt aus einer Reihe von Briefen beſonders ein 
Mißverſtändniß entgegengetreten, nämlich in Bezug darauf, 
welchen Perſonen des Offizierſtandes eigentlich die neue 
—— zuſteht. In dieſen Briefen und vielfach auch 
in größeren Zeitungen ift die Anſicht aufgetaucht, die neue 
Kriegszulage würden nur die Offiziere beziehen, die bis 
zum Jahre 1876 ald friegdinvalide anerfannt worden 
find, und die alfo ſchon bis heute eine, wenn auch wefentlich 
niedrigere, Kriegszulage Ep haben. Aus der Be— 
gründung des Geſetzentwurfs geht aber deutlich hervor, 
daß eine ſolche Auffaffung nicht zutreffend if. Es wird 
bort ausdrücklich gejagt: 

Die Kriegszulage ſoll allen den Offizieren ges 
währt werden, die als Friegsinvalide anerkannt 
worden find — ohne Rüdjiht auf den Zeitpunkt 
der Anerkennung als Friegsinvalide. Der Wegfall 
der bisher beftchenden Friſt ift um fo mehr pe: 
boten, al3 für die Berfonen der Unterklaſſen eine 
ſolche Friſt ſchon bisher nicht beitanden hat. 

Darnach, glaube ich, iſt es ganz Mar, daß auch alle die 
Offiziere, die nach 1876 penfionirt find, und die zwar 
biöher feine Striegdzulage, wohl aber ihre Penfion aus 
dem Striegäinvalidenfonds bezogen haben, als Kriegs— 
inpaliden anzufehen find; denn fie find penfionirt auf 


(B) Grund einer Dienftbefhädigung oder Verwundung im 


Kriege. Sie alle haben Anſpruch auf die MWohlthaten 
dieſes Geſetzes. Wenn das al3 ridtig angenommen 
werben muß, fo, meine ich, hätte man in der Heberficht, 
bie ſich auf Seite 11 der Borlage befindet, doch noch einen 
Punkt Neun zu den adıt aufgeführten hinzufügen follen. 
Thatſächlich giebt e8 eine ganze Anzahl von Offizieren, 
denen bisher gar feine Kriegszulage zuftändig war, bie 
aber trotzdem als Kriegsinvaliden anerkannt find; fie find 
zwar auf Grund einer Kriegsbeſchädigung, aber erit fpäter 
al3 1876 penfionirt worden. Daher beziehen fie auch 
ihre Penſion ohne Kriegszulage logiſcherweiſe aus dem 
Kriegöinvalidenfonds. Auf Seite 11 des Geſetz— 
entwurf3 findet ſich alfo eine Weberfiht der Kriegs- und 
Berftümmlun Spulogen, welche den vorhandenen kriegs— 
inpaliden Offizieren jegt zuftchen, gegenüber denen, zu 
welchen fie nad) dem neuen Geſetzentwurf gelangen werben. 
Da find neun Dienftgrade vom Divifionsfommandeur bis 
zum Leutnant aufgeführt, die bisher Kriegszulagen von 
300 bis 750 Mark bezogen haben, die nun Zulagen er: 
halten follen von 720 bis 1200 Mark, ſodaß cin Mehr: 
bezug von 420 bis 632 Mark fi daraus ergiebt. Hier 
fehlen die vorher erwähnten Offiziere, die biöher feine 
Kriegszulage bezogen, fie aber fortan aud) erhalten werben. 
Durch diefe Fertaſuns find Mißverſtändniſſe entſtanden 
und zahlreiche beſorgte Anfragen ſeitens der in Frage 
fommenden Offiziere hervorgerufen worden. 

Bon fozialdemokratiicher Seite ift, wie ich glaube, 
ganz richtig darauf Hingewiefen worben, daß bie Unter— 
ſcheidung zwiſchen Ganzinvaliden und Halbinvaliden aus 
den Kriegen der früheren Zeit jegt wohl fortfallen Eönnte; 
denn wer damals Halbinvalide war infolge von Striegöbe: 
fhädigung oder —— ift heute gewiß Ganzinvalide 
geworden. Darum meine id) aud, man follte für alte 
Soldaten, die nachweisbare Beſchädigungen im Kriege 


erlitten haben, die aber bisher eine Anerfennung als (CO) 


Kriegsinvaliden nicht erreihen fonnten, eine etwas mildere 
Prari bei Prüfung ihrer Anträge eintreten laffen. Man 
follte deren Geſuche berüdjichtigen, auch wenn fie nur mit 
einiger Wahrſcheinlichkeit nachweiſen können, daß ihr 
gegenwärtiges Leiden im Zufammenhange fteht mit ben 
von ihnen feinerzeit erlittenen Striegsbefhädigungen 2c. 

Allen Mitgliedern des Reichstags ift wohl ebenjo 
wie mir ein Schriftftüd zugegangen, welches einige Ver: 
befjerungen zu dem Geſetz vorſchlägt, die von einer Reihe 
von Zeitungen als durchaus beachtenswerth bezeichnet 
worben find. Ich will jelbftverftändlih jetzt nicht auf 
biefe Vorſchläge ausführlid; eingehen, ſondern nur be: 
merken, daß die bort befürwortete Erhöhung ber Kriegs— 
zulage für Subalternoffiziere durchaus gerechtfertigt er: 
ſcheint. Sie ift richtig damit motivirt worden, dab für 
alle Chargen in dem Entwurf bie Kriegszulage mindeftens 
verdoppelt fei, nur nicht für die Subalternoffiziere. 
Gerade für biefe aber tft eine ſolche Erhöhung am noth— 
wendigften. Es würde daher aud wünſchenswerth fein, 
einen weiteren Vorſchlag des erwähnten Schriftitüdes 
zu berüdfihtigen. Der Zeitpunkt einer gefeglichen 
Neuregelung des gefammten Milttärpenfionsweiens 
dürfte trog aller Bemühungen des Reichsſstags wahr: 
fcheinlih nod in weiter ‚Ferne liegen. Es find bazu ja 
auch außerordentlih große Vorarbeiten nöthig. Man 
fünnte alfo vielleiht den Vorſchlag in der Kommilfion 
einbringen, daß bis auf weiteres die Subalternoffiziere 
eine Zulage erhalten, bie ihre Penſion auf einen Minimal: 
betrag bon 900 Mark bringt. Sobald die angekündigte 
anderweite gefegliche Regelung erfolgt ift, fällt dieſe Zu: 
lage natürlid) fort. 

Der Reichstag hat durch Nedner aus allen Parteien 
heute und zu alen Zeiten fid) bereit erflärt, für bie 
Dedung folder —— einzutreten; es würde daher 
völlig unverſtändlich 
nicht allen Wünſchen des Reichstags auf Beſſerſtellung ber 
Militärinvaliden freundliches Entgegenkommen zu Theil 
werden ließe. 

Zum Schluſſe noch eins. Ich bedaure, daß dieſer 
Entwurf nicht einige Wochen früher das Tageslicht erblickt 
hat; meine® Gradtend hätte er herauskommen follen 
während der Jubelfeier des 200jährigen Beſtehens bes 
Königreichs Preußen: dann wiirde er eine jehr wünſchens— 
werthe uud angenehme Ergänzung zu den Meußerungen 
bes MWohlwollens für die Armee aus Allerhöchſtem Munde 
gebildet haben. Die alten und die jungen Soldaten 
wirben dadurch daran erinnert worden fein, daß Die 
Könige in Preußen unzertrennlih mit dem Heere 
zufammengehören und für das Wohl des Heeres jeder: 
zeit forgen. 

(Bravo!) 

Präfideut: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeorbneter: Meine Herren, von 
allen Parteien des Haufes iſt diefe Vorlage freudig 
begrüßt worden; ich fchließe mich namens meiner Partei— 
angehörigen dieſer ſympathiſchen Kundgebung durdaus an. 

(Bravo!) 

Ich muß aber zugleich bemerken, daß ich die Ausführungen 
des Herrn Kollega Grafen Oriola durchaus entiprechend 
finde, wonach dieſer Entwurf gewiffermaßen nur ein 
Bruchſtück deffen ift, wad wir wünſchten. Es ift gewiß 
rigtig, wenn wir die Vorlegung eines allgemeinen 
Militärvenfionsgefeges erftreben, welches alle Verhältniffe 
berüdfichtigt, die heute noch als berüdfichtigenswerth her: 
vorgehoben find. Nur ein paar Beifpiele laffen Sie 
mich bei ber vorgerüdten Zeit noch vorführen. 

Wenn ein Offizier oder Unteroffizier oder Gemeiner 
nicht ummittelbar nad) dem Kriege invalide geworben 


m Lande fein, wenn die Regierung (D) 











(A) ift, fondern od) fortgedient hat und fpäter penfionirt 


ift, nicht als eigentliher Kriegsinvalide, fondern teil 
fih Folgen von Strankheiten, die fih aus ber Zeit 
des Krieges herichreiben, erſt fpäter zeigten — 3. B. 
wenn er während de3 Krieges ſchon infolge der 
Bivoual3 u. ſ. w. rheumatiſche oder Gichtleiden be— 
fonmen, aber, weil er fortbienen wollte und fortgedient 
hat, indem er ſich über diefe Leiden hinwegſetzte aus Luft 
und Liebe zu feinem Dienft, jpäter zeigt fi) aber Gelent: | 
rheumatismus, er wird abfolut dienftunfähig, muß 
ſich penfioniven laſſen —, wenn ber danı penfionirt wird, | 
und, wie es jeßt vielfach vorgekommen ift, mit der alten 
Benfion nad) dem früheren Gejek, und wenn ein anderer | 
Offizier, der alles das nicht durchgemacht hat, fondern 
nur den Safernendbienft im Frieden, penfionirt wird auf 
Grund von Krankheitserſcheinuugen und die erhöhte 
Penſion befommt, dann ift das dody in der That cine 
Ungerechtigkeit. Das muß jedenfalls geändert werbeı. 
Mir liegt ein Fall vor, wo ein Offizier, der den Feldzug | 
mitgemadt und fi befonders ausgezeichnet hat — er 
bekam das Eiſerne Kreuz —, als Oberſtleutnant penfionirt 
wurde nah ben alten Penſionsnormen, dagegen cin 
anderer, erft nad dem Feldzug eingetretener, als Major 
venfionirt wurbe umd nun eine höhere Penſion erhielt, als 
jener verdiente Offizier, der eigentlich friegsinvalide ift. 
Su folden Falle iſt doch eine Verbefferung der Geſetz— 
.. angezeigt. | 
eiter it zu bemerken, daß Sriegsinvaliden aud 


(B) eine erhöhte Zulage befommen, wenn fie nur, wie 3. 8. | 


1866 in Bayern, einige Monate im Dienft geftanden find, | 
daß bagegen aber ergraute Penfionäre, welde aber nicht | 
in ber * geweſen ſind, daß ſie als Kriegsinvaliden 
unter das Geſetz ſubſumirt werden konnten, ſpäter ſchlechter 
wegkommen als ſolche Leute, die nur kurze Zeit in dem 
Heere gedient haben, infolge der Geſetzgebung aber beſſer 
bedacht worben find. 

Ferner möchte ih noch ftreifen, ob es ſich gelegent | 
lid) der Berathung dieſes Entwurfs nicht empfehlen 
möchte, auch Wittwen von Dffizieren, welde erſt im 
Penſionsſtande geheiratet haben, weil die Kautions— 
verhältniffe eine Heirat während der altiven Dienftzeit 
nicht erlaubten, zu berüdfidtigen; beunm dieſe Männer 
haben ebenfo gut ſich ihr Verdienſt geſchaffen als die: 
jenigen, die im Dienft geblieben find, und darum dürfte | 
es wohl am Blaße fein, aud) diejen Wittiven, bie oft im | 
traurigen Berhältniffen leben, zu helfen. 

Was die — Beſtimmungen des Geſetzentwurfs 
anlangt, fo iſt bei 86 nicht recht verſtändlich, warum bie 
Penſionäre der fünften Klaſſe feine Aufbeſſerung erfahren | 
follen. In den Motiven ift nur gefagt worden, es fei 
eine ſolche Aufbefferung nicht als dringlih erſchienen. 
Das kann zuweilen fein; aber ebenfo gut fünnen Fälle | 
vorhanden fein, in welchen derartige Aufbefferungen vet 
wohl als bringlidy ericheinen Können. | 

Was die &$ 19 und 20 angeht, fo ift mit biefen den | 
Nefolutionen des Neihstags nicht Genüge geſchehen. Vor 





| 
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allen Dingen dürfen wir bier feinen Unterſchied zwifchen (0) 


FKriegs- und FFriedensinvaliden machen. Es ift aud in 
unferer Gefeggebung ein ſolcher Unterſchied ſonſt micht 
gemacht, und es wird fich daher empfehlen, Beſtimmungen 
au a welche einen ſolchen Unterſchied nicht fühlbar 
machen. 

Dann iſt in 8 20 davon die Rede, daß Zuſchüſſe 
nicht abge gen werben follen. Das follte ſich aber über: 
haupt auf die Penfionirung erftreden. Es ift ſchon in 
einzelnen Sparten eingeführt, daß bei Bedienfteten eine 
derartige Verkürzung, ein derartiger Abzug der Benfton 
nicht Stattfindet, und ich meine, das follte allfeitig bei 
derartigen Anftelungen geſchehen. 

Wenn alle dieſe Fragen in der Kommiſſion mad 
Recht und Billigkeit erörtert werben, wird biefelbe zu 
einem Mefultat gelangen, welches den Wünſchen des 
Neihstags noch mehr entſpricht, als der Geſetzentwurf 
an fih ſchon entſprochen hat. Ich möchte bitten, dem 
Beichluffe zuzuftimmen, daß die Budgetfommiffion mit der 
Behandlung der Sade betraut wird, und den Wunfch 
hinzufügen, dab die Budgetlommiffion recht nobel in der 
Sache verfahre. 

(Bravo!) 

Präfident: Die erite Berathung ift geichloffen. 

Bon den verfchiedenften Seiten ift beantragt worben, 
die Borlage au die Budgetlommilfton zur weiteren Be: 
rathung zu überweilen. Ein Widerfpruh Hiergegen iſt 
nicht erhoben worden. Wenn auch jest niemand wider: 
fpricht, werde ih annehmen, das dies der Beſchluß 
de3 Haufes ift. — Dies iſt der Fall, da niemand 
widerſpricht. 

Ih ſchlage nunmehr dem Haufe vor, ſich zu ver— 
tagen. Wenn niemand widerſpricht, werde ih auch hier 
annehmen, daß dies der Beſchluß des Haufes ift. — Dies 
iſt der Fall. 

Id ſchlage vor, die nächſte Sigung zu halten 
morgen, Mittwoh den 17. April Nahmittags 1 Uhr, 
und als green 

1. Neft der heutigen Tagesordnung; 

2. zweite Berathung des Cutwurfs eines Geſetzes 
über das Berlagsreht (Nr. 97 der Drudjachen), 
auf Grund des Beriht3 der XI. Kommiſſion 
(Nr. 215 der Drudjahen). Berichterftatter ift 
der Herr Abgeordnete Wellſtein. 

Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; bie 


- Tagesordnung fteht feit. 


Die Mitglieder des Neihstags Graf v. Klinckow— 
firoem, Graf dv. Kanitz, Prinz dv. Arenberg, v. Kardorff, 
Richter, Blell, Dr. Stodmann wünfhen aus der Budget- 
fommiifion refp. VI. Kommiſſion [heiden zu Dürfen. — 
Ein Widerfprud hiergegen erhebt ſich nicht; id) beran— 
laffe deshalb die 1., 3. 5., 6. und 7. Abtheilung, heute 
unmittelbar nah) der Sigung die erforderlichen Erſatz— 
wahlen vorzunehmen. 

Ich Schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sigung 5 Uhr 50 Minuten.) 





Deu und Verlag der Norbbeutfchen Buchtruderei und Verlagsanftalt- 
Berlin SW., Wilhelmftraße 32. 
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(A) Die Sitzung wird um 1 Uhr 20 Minuten durd den (C) 


75. Sigung 


am Mittwoch den 17. April 1901. 


Neu eingegangene Vorlage .. — . 2141 ı C 

Schreiben des Stellvertreters bes Reichstanzlers, be: 
treffend eine Rerfonalveränderung im Bunbesrath: 2141 C 

Schreiben des Reichskanzlſers — Ueberfendbung von 


Nachtrãgen zur Syftematifhen Zufammenftellung 


Präſidenten Grafen dv. Balleftrem eröffnet. 
Bräfident: Die Sigung ift eröffnet. 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf bem 
Büreau zur Einfidht offen. 
ALS Borlage ift eingegangen: 
der Entwurf eines Gejeßes, betreffend die Ab: 
änderung des Branntweinfteuergefeged vom 
24. Juni 1887 refp. 16. Juni 1895. 
Die Drudlegung habe id verfügt. 
Ein Schreiben des Herrn Stellvertreterd des 
Reichskanzlers bitte ich zu verlefen. 
Schriftführer Abgeordneter v, Normann: 
Der Stellvertreter des Reichslanzlers. 
Berlin, den 16. April 1901. 
Bon Seiner Majeität dem Kaiſer, Könige von 
Preußen, it der Präſident des Reichsmilitär— 
gerichts, Generalleutnant Freiherr v. Gemmingen 
zum Bevollmächtigten zum Bundesrath ernannt 
worden. 
Gurer GErzellenz beehre ih mich anheimzu— 


ber Zolltarife des In» und Auslandes . . 214 C Wir dein Reichstage hiervon Mittheilung zu 
PVerfonalveränderungen in Kommiffionen . 2141D, 2172 B machen. 
Beurlaubungen; entſchuldigtes Mitglied . 2141 D Graf dv. Poſadowskhy. 
Anmeldung eines Kommiſſars des Bundesraths . . 2141 D | pen Präſidenten des Reichstags. 


Zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, betr. 
das Urheberrecht an Merken ber Literatur und 


Präfident: Gin Schreiben des Herrn Reichs— 
kanzlers, deſſen Anlagen im Reichsſtagsbüreau ausliegen 
bitte ich zu verleſen. 


2 
der er — . E m a Schriftführer Abgeordneter dv, Normann: 
5 1, Schuß ber Urheber: Der Reichsſskanzler. (Reichsamt ded Innern.) 
Dr. Eſche, Berichterftatter . . 2142 A Berlin, den 28. März 1901. 
SS 2 bis 10 (ohne Debatte) . . 2142 D Eurer Erzellenz beehre ich mid unter Bezug: 


88 11, 27, Befugniffe bes Urhebers — 


Müller, Königlih preußifcher We— 
heimer Ober⸗Regierungsrath und 
vortragender Rath im Miniſterium 
ber geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 2155 B 

Dr. Müller (Meiningen) . . „2147 A 

Dr. Nieberding, Wirflicher Geheimer 
Rath, Staatsſekretär bes Reichs: 
Yuftizamts . 2149 B, 


2159D, 
2161 C, 2165 A, 


2167 B 
Dr. Derlel . . » . 2153 A 
Richter (zur Sache bezw. wr Geichäfts: 

orbnung) . . 2144 C, 2162 C, 
Dr. Rintelen * Sache bezw. zur 


2166 B 


nahme auf mein Schreiben vom 18. Februar d. J. 
IV, 1263 — angefchloffen zwei foeben ers 


den Herrn Präfidenten des Reichstags. 

Bräfident: An Stelle der aus der II. reip. VI. ons 
miffion geichiedenen Herren Abgeordneten Prinz v. Aren— 
berg, Nichter, Blell, Graf v. Kanitz, Graf dv. Klinckow— 
firoem, v. Karborff und Dr. Stodmann find durch bie 
vollzogenen Griagwahlen gewählt worden bie Herren 
Abgeordneten: 

Horn Meiße), Dr. Müller (Sagan), Bräfide, 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Graf v. Roon, 
Dr, Arendt in die Budgetkommiſſion; 
Pauli (Oberbarnin) in die VI. Kommiffion. 
Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Dr. Marcour für 5 Tage, 
Broemel für 6 Tage. 

Es juht für längere Zeit um Urlaub nad ber 

Herr Abgeordnete Kloſe, für 14 Tage wegen Krankheit. 


Srageftellung) . 2143 A, 2160 B, 2170 D | — Den Urlaubögefud wird nicht wideriprochen; dasſelbe 
Dr.Spahn (deögl.): 2146 A, 2167 C, 2170 D | ift bewilligt. 
v. Strombed . \ ß .2148 D | _ Entihuldigt ift das Mitglied des Reichstags Herr 
Tragger . - ‚2151 A | Somula. : ' 
F m Als Kommilfar des Bundesraths ift von dem 
S 12, 13 (ohne Debatte) ‚2171 C | Seren Neichötanzler für den zweiten Gegenftand der 
Die weitere Berathung wird vertagt . 2171 D | Zagesordnung angemeldet: 


Feftftellung der Tagesordnung für bie nächſte Sipung: 2171 D 


10. Legisl.»-P. I. Seffion. 1900/1901. 


Reistag. 


der Staiferlihe Geheime Ober = Negierungsrath 
Herr Werner. 
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Urheberreit an Bühnenmerfen unb i ” j H 
(B) ⸗ * ſchienene Nachträge zu der „Syſtematiſchen Zu: (D) 
Werten ber Tonkunft — öffentliche fanmenftellung der Zolltarife des In- und Aus: 
Aufführungen: landes*, welche fit auf Band D, „Holz: und 
Beh (Coburg) . . 2156 D verwandte Induſtrien, Papier-, Leder: und 
Di . . 2... A61C eg ſowie aa gie „Shemifche 
Induſtrie“, beziehen, in je 2 remplaren zur 
> Vericterflatter . 2143 A, — gefäligen Verfiigung zu ftelen. 
— er In Vertretung: 
Dr. Safe. . . . 2169 C Graf dv. Bofadowsty. 
Haußmann (Böblingen) . . 2165 C An 


Zune men er u . — = 
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{A) Werfen vorgenommen werben fünnen, ohne daß erft die (0) 


Wir treten in die Tagedordnung ein. Erſter 
Gegenftand derſelben ift die 
zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Werfen der 
Literatur und der Tonkunft (Nr. 97 ber Drud- 
fahen), auf Grund des Berichts der XI. Kom: 
miſſion (Nr. 214 der Drudjadhen). 
Berichterftatter ift ber Herr Abgeordnete 
Dr. Gide. 
Anträge Nr. 232, 233, 236 bis 242, 245. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 1. 

Das Mort hat der Herr Bericterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine 
Herren, ich möchte Sie zunächſt bitten, die Sympathie, 
die Sie bei ber geftrigen Beratbung den Männern zu: 
gewandt haben, bie für des Reiches Wohl und Ehre 
draußen gefämpft haben, aud den Männern zu Theil 
werden zu laffen, die zwar nicht mit der Flinte und dem 
Schwerte, wohl aber mit den Waffen des Geiftes, wie 
man fagt, ald „Helden ber Feder“, aud für bed Bater- 
landes Ruhm und Ehre gefämpft haben und hierbei, wie 
die Erfahrung lehrt, auch jehr häufig zu Invaliden ge- 
worden find. } 

(Sehr richtig!) 
Die Erfahrung lehrt und die Kommiſſion hat fi immer 
mehr davon überzeugt, daß diefen Männern und aud 
ihren Hinterbliebenen jedenfalls das nicht zu Theil ge: 
worden tft, was ihnen hätte zu Theil werben follen: der 
angemeflene Ertrag ihrer Arbeit. 

Der Entwurf hat ja in dankenswerther Weife fchon 
verfucht, hier Abhilfe zu Schaffen, und in diefem Beitreben 
des Entwurfs ift die Kommilfion dem Entwurf im allge: 
meinen vollitändig beigetreten. So vor allem in bem 
Vorſchlage des Entwurfs, die Schußfrift gegen die un: 
befugte öffentliche Aufführung von Werten der Tonlunſt 
(B) und von Bühnenwerfen auf 50 Jahre nad) dem Tode der 
Urheber auszudehnen. | 

In einigen Punkten aber ift die Kommiſſion nod 
weiter gegangen ald ber Entwurf. Ich nenne hier vor 
allem die Beihlüffe zu 822 und zu 8 24. 

$ 22 handelt von ber lebertragung von Werfen 
der Tonkunſt auf mechaniſche Muſikwerke. Bei aller 
Sympathie, welde die Mitglieder der Kommiſſion be: 
feelte, für unfere Induſtrie, aucd für die Induſtrie, die 
bier in Frage fommt, die Induſtrie der mechanischen 
Mufitwerke, Bat fi) die Kommiſſion doc überzeugt, daß 
der Paragrapd — — 

(Zwilhenrufe links.) 

— Ich mollte hier bloß ganz allgemein bie Geſichts— 
punkte, die zu wejentlihen Menderungen geführt haben, 
mittbeilen. Ich glaube, das ift mir wenigftend nad) dem 
bisherigen Gebraud; geftattet. Wenn der Herr Präfident 
Bedenken trägt, daß ich fortfahre — — 

(Slode des Präfidenten.) 
äub Präfident: Wenn ich Bedenken trage, werbe ich fie 
äußern. 


(Heiterfeit.) 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Um fo 
freudiger fahre ich fort und erwähne, daß fo, wie $ 22 
bon dem Entwurf gebracht wird, er nad) der Meinung der 
Kommiffion die berechtigten Intereſſen der Urheber, der 
Ktomboniften, der Verleger und ausübenden Mufiker allzu 
fehr fchädigen würde. Die Kommiſſion mußte fid) aud) 
fagen, daß bei einem Geſetz, dad den Schuß ber Urheber, 
der Komponiſten u. f. w. zum Gegenftande hat, zumädhft 
deren ntereflen zu berüdfihtigen find. 

Eine weitere wejentliche Aenderung enthalt 8 24 im 
idealen Intereſſe der Schriftiteller. Die Vorlage hatte 
vorgeichlagen, daß von Heraudgebern von Sammlungen 
für Sculzwede Menderungen an den aufgenommenen 


Urheber gehört zu merden brauchen. Nah der Meinung 
der Kommiſſton beeinträchtigt dies allzu ſehr die ideellen 
Anſprüche der Urheber. Es follen nur ſolche Nenderungen 
vorgenommen werden, folange der Urheber lebt, mit denen 
er einverſtanden ift. 

Bei allen dieſen Beltrebungen, die Nechte der Urheber 
zu fchügen, bat aber die Kommiſſion die Anſprüche der 
Allgemeinheit in keiner Weiſe außer Acht gelaflen. Wenn 
man die Rechte der Urheber wirklih richtig handhabt, 
dann deden fih nad) der Meinung der Hommilfion die 
Intereſſen der Allgemeinheit mit den Nechten der Urheber. 

Daß die Kommiſſion nicht zu weit gegangen ift, 
nicht zu einfeitig vorgegangen ift, bemweift aud ber 
Umftand, daß fie in einigen Bunkten hinter den Vorſchlägen 
des Entwurfs zurüdgeblieben if. So foll nad den Ber 
ihlüffen der Kommiffion geftattet fein der Abdrud von 
Vorträgen und Neben, die Gegenftand einer öffentlichen 
Verfammlung gebildet haben, in Zeitungen und Zeit: 
ſchriften auch dann, wenn nicht der übrige Theil der Ber: 
handlungen, wie dies der Entwurf wollte, mit abgedrudt 
wird, und ferner hat die Kommiſſion davon abgefehen, 
den Abdruck von vermiſchten Nachrichten thatfächlichen 
Inhalts und von Tagesneuigkeiten mit der Verpflichtung 
zu belaften, die Quelle anzugeben, beides auch im 
Intereſſe der Mllgemeinheit, beide8 aus praftilchen 
Gründen. Was den letteren Punkt anlangt, fo ift die 
Kommiffion aud dabei der Meinung geweſen, wie das 
ihon bei der Berathung des Geſetzes von 1870 zum 
Ausdrud gekommen ift, daß hierbei die Erfüllung ber 
Verpflichtung mehr dem öffentlihen Anftande zu iiber: 
laffen ift, und daß nicht eine Strafvorichrift dahintergeſetzt 
werben joll. 

Die übrigen Aenderungen, bie die Kommiffion vor: 
genommen hat am Entwurf, find untergeorbneter Natur, 
find eigentlih mehr rebaftioneller Art. 
deshalb bitten, weil die Kommilfion in der That verjucht 
hat, nad allen Seiten das Er zu finden im allge: 
meinen, wenn nicht eine befondere Nothwendigkeit zu einer 
Abänderung ſich ergiebt, die Beihlüffe der Kommiſſion 
anzunehmen. 

Eines freilih hat die Kommiſſion nicht erreichen 
fönnen, und das kann auch der befte Gefegentwurf nicht 
erreichen: daß nämlich die guten Urheber, die guten Schrift: 
fteller und Stomponiften ernfter und heiterer Natur reichen 
Lohn für ihre Arbeit erhalten. Dafür kann allein das 
deutſche Volk felbit forgen. Hoffen wir, daß es biefer 
Ehrenpfliht immer gemügt. 

(Beifall.) 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. & 1 ift nicht angefochten; 
wenn niemand widerjpricdht, werde id annehmen, daß er 
vom Haufe bewilligt ift. — Dies ift der Fall. 

Ich erbitte mir die Genehmigung, bei jolden Para— 
graphen des vorliegenden Geſetzentwurfs, wo weder Ab: 
Anderungsanträge noch MWortmeldungen vorliegen, aud) 
der Herr Berichterftatter dad Wort nicht verlangt, und 
feine befonderen Abftimmungen verlangt werben, bie 
Paragraphen durd Aufruf für bewilligt zu erklären. — 
eh — widerſpricht, iſt mir dieſe Ermächtigung 
ertheilt. 

Ich rufe auf Ss, — 3, — 4 — 5, — 6, — 7, — 
8, — 9, — und 10. — Ich erkläre dieſe ſämmtlichen 
Paragraphen in zweiter Leſung nach ben Beſchlüſſen der 
Kommiſſion für vom Haufe bewilligt. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über ben 8 11, 
u welhem vorliegt das Amendenent Dr. Nintelen auf 
tr. 242 der Drudiachen, weldes dem zweiten Abſatz eine 
andere Faſſung geben will. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Ich mödte Sie (D) 


(A) 


(B) 
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Dr. Eiche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Rintelen 
will das Redtsinftitut des Vorbehalts für die Merfe der 
Zonfunft — wenigftens fo icheint e8 — im allgemeinen 
wieder einführen. Ich bitte Sie dringend, diefen Antrag 
abzulehnen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Nintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeordneter: Meine Herren, bei $ 11 
ift Die Negierungsvorlage unverändert geblieben. Der 
Kommiſſionsbericht enthält auch nichts davon, daß hierüber 
weitere Grörterungen ftattgefunden haben, er bezieht ſich 
nur auf einen in Bildung begriffenen Verein der Tonkünſtler. 
Ich bin mit der Tendenz des Abjates 2 dieſes Paragraphen 
in einer Beziehung nicht einverftanden. Es heißt ba: 

Das Urheberreht an einem Bühnenwerk oder an 
einem Werfe der Tonfunjt enthält auch die aus: 
ſchließliche Befugniß, das Merk öffentlih auf: 
zuführen. 

Nun giebt ed Werke der Tonkunſt, die ebenfalls 
Bühnenmwerfe find. Es ift an ſich nicht klar, ob die 
Dpern mit zu den Bühnenwerken gerechnet find oder nid. 
Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, glaube ich, gehören 
die Opern ebenfo zu den Bühnenwerken wie eine Tragödie 
oder irgend ein anderes aufzuführendes Stüd. ieje 
Unflarheit läßt fi aud nad) dem Kommiſſionsbericht nicht 
flaritellen. Es heißt nämlid: au einem Bühnenwerk oder 
an einem Werke der Tonkunft. Soll jedes Werf der 
Zonfunft der öffentlichen Aufführung entzogen werben, 
fofern der lirheber nicht zuftimmt? Warum hat man 
denn bei den literariihen Merken, Gedichten u. f. w. 
nit auch den Vorbehalt der Zuftimmung des Verfaſſers 
gemadt? Warum Soll gerade jedes Kleine Lied, das 
gelegentlih fomponirt und veröffentlicht wird, ber 
Genehmigung des Komponiſten bedürfen, wenn es öffentlich 

ejungen werben fol? Das iſt mir nicht verftändlid. 
Ich meine, eine große, jogar die größte Anzahl der Heinen 
in öffentlihen Konzerten gejungenen Lieder fteht auf 
feinem anderen Stanbpuntt, ald Gedichte, bie in öffent: 
liden Berfammlungen beklamirt werden. Die Gedichte 
können deflamirt, die Werke der Tonkunſt nicht aufgeführt 
werben. Warum ein befonderer Schuß für die Komponiften 
gewährt werden foll gegenüber den Dichtern, ift mir 
nicht klar. 

Dann aber ein andrer Grund. Jedes kleinſte Werk 
der Tonkunſt, jedes fleine Lied, deffen Vortrag nur 5 
oder 10 Minuten dauert, jegt zur Aufführung die Zur 
ftimmung de3 Autors voraus, und wenn dieſe Yu: 
ftimmung nicht ertheilt wird, wird der Vortragende nad 
einem jpäteren Paragraphen in Strafe genommen; er it 
auch Schadenerjagpflichtig, — wiewohl der Schadenerſatz fich 
fhwerlid begründen läßt, — aber er ift jedenfalls ftraffällig. 

Nun iſt von dem Herrn Berichterftatter und durch 
den ganzen Kommiſſionsbericht hier darauf bingewiefen, 
dab die Schöpfer von Toufunftwerfen auch in ihren 
pefuniären Erträgen geihügt werden follen. Ich gebe 
zu, dab das im großen und ganzen richtig ift; aber bei 
der größten Anzahl der fleinen Lieder denft der Kom— 
ponift nie daran, daß er bon dem Singen folder Lieber 
irgend welden Vortheil hat; dem Komponiften fommt es 
darauf an, dab dieje Lieder verbreitet werden, und fein 
Name dadurch bekannt wird; er denft ja gar nicht daran, 
einige Markt Profit davon zu haben, wenn fo ein Kleines 
Lied einmal gefungen wird. 

Nun denken Sie ſich, wie es mit einer derartigen 
Aufführung beihaffen iſt. Ich will nod darauf hin— 
weilen, dab im & 27 unter Nr. 2 die Mohlthätigkeits- 
fonzerte unter gewiflen Umſtänden derartige Lieder ohne 
Genehmigung des Komponiſten aufführen können — aber 
nur unter gewiffen Umftänden. Ich will mid jegt hier: 


über des näheren nicht weiter äußern. Denken Sie ſich 
alio, bei einem Konzert fol für jedes einzelne Lich die 
Zuftimmung des Autors verlangt werben, in einem Kon— 
zert, wo beiſpielsweiſe 12 Lieder von verfdiedenen Home 
poniften gefungen werden. Es muß alio, wenn ein ſolches 
Konzert veranftaltet werden fol, von jedem einzelnen 
Komponiften die Erlaubniß eingeholt werden. Wie iſt es 
aber, wenn der Komponiſt verftorben ift, und die Schub: 
frift noch beiteht? Dann muß bie Zuftimmung der ſämmt— 
lien Erben eingeholt werden. Mer die Erben find, 
fann man nit von vornherein fagen, es müſſen öfter erft 
lange Nachforſchungen angeftellt werden, und dieſe können 
fo lange dauern, daß ein beftimmter Tag für die Aus» 
führung des Programms gar nicht feftgefegt werben kann. 

Alfo, meine Herren, ich meine, in das praftiiche Leben 
bineingegeifien, ift dieſe Beitimmung, foweit es fih um 
fleine Lieber handelt, ganz abfolut unannehmbar, fie ift 
eine Schädigung unferes mufifaliihen Lebens bei öffent: 
lihen Aufführungen; nad) meiner Anfiht ift das ein 
Rüdichritt und fein Fortſchritt. 

Wie gejagt, in ben meiften Fallen legen die Kompo— 
niften gar feinen Werth darauf, daß fie Honorar be- 
fommen, wenn ein berartiged Lieb in einem Konzert 
aufgeführt wird. Ic kann das don verichiedenen Kompo— 
niften, mit denen ich geiprodyen habe, beftätigen; fie 
wünfchen mur, daß ihre Lieder gedrudt werden, und auf 
diefe Weiſe ihr Name in die Deffentlichteit gelangt. 


(Buruf.) 
— Das iſt fein idealer Standpuntt. Der größte Theil 
gerade ber berühmteften Stomponiften denkt gar nicht daran, 
für den Bortrag ihrer Lieder Honorar zu beziehen; fie 
haben nie daran gedadjt und werden auch in Zukunft nie 
daran denken. Wenn Sie den finanziellen Standpunkt 
für den Komponiſten als Hauptftandpunft Hinftellen, — 
ja, wenn das ein Standpunft ift, dann dient es nicht zur 


Hebung der Kunſt, jondern nur dazu, die Kunſt felbit (D) 


herabzuſetzen, wenn fir den Komponiften, fir ben Schöpfer, 

ber finanzielle Standpunkt an die Spite geftellt wird. 
(Zuruf linfs ) 

— Ih bitte den Herrn Kollegen, feine Entgegnungen in 

einer befonderen Rede zu halten; ich werde wenigitens 

jegt nidht weiter darauf antworten. 

Nun, meine Herren, ber frühere gejeglihe Stand- 
punkt war der, daß der Komponiſt, wenn er dad Recht 
der Aufführung für ſich geltend machen wollte, das auf 
das Drud: oder Muſikwerk fegen konnte auf dem Titelblatt 
oder an der Spike des MWerfed. ES haben id) einige 
Stimmen dagegen erhoben; namentlich feitens einiger 
Komponiften ift geltend gemacht worden, daß Werke der 
Tonkunſt weniger verbreitet werden fünnten auf buch— 
händlerifhem Wege, wenn dieſer Vermerk darauffäne, 
und deshalb jolle er wegfallen. Nun ja, nad dem Mor: 
ſchlage der verbündeten Regierungen und dem Kommiſſions— 
beichluffe fällt diefer Vermerk weg, — diefes Hinderniß für 
den Buchhändler, die Sadjen weiter zu verbreiten, fol 
nun ja befeitigt werden; aber es ilt aud gejagt worden, 
die Komponiſten finden fehr häufig Wideritand beim 
Verleger, diefer weigere fih, das Merk in Verlag zu 
nehmen, wenn der Vermerk darauf ftände. Daß derartige 
Bermerfe auf Dratorien u. ſ. mw. gelegt werben, 
hat noch niemand beanitandet; das richtet ſich 
weſentlich auf die Keinen Lieder, die in das Wolf 
bineindringen, um das Vollksleben zu verſchönern. 
Menn alio die Verleger den Vermerk nit aufdruden 
wollen, und der Autor legt feinerfeits darauf Werth, dann 
fann er entweder zu einem anderen Verleger gehen, oder, 
wenn er feinen anderen findet, dann mag er Doc auf ben 
Profit, den er möglicherweiſe haben könnte, verzichten. 
Der Homponift, der einen Namen hat und etwas Großes 
geihaffen hat, jest es doch beim Verleger durch, wenn 
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(A) er ben Vermerk haben will, und, wie gefagt, bei größeren 


Kompofitionen findet fih ja bdiefer Vermerk faft immer. 
Hier handelt es fih ja aber um bie fleineren Lieder, 
damit dem Bolfe die muſikaliſche Kunſt erhalten werde. 
Ich meine deshalb, daß es ganz gut bei dem biöherigen 
Beltimmungen fein Bewenden haben fann. Meines Er- 
achtens follte Tebiglich die Beftimmung des Gefehed vom 
Jahre 1870 wiederholt werden. Im ihm ift auch das, 
was bei der Faſſung der Kommiffionsbeichlüffe beanftandet 
habe, befeitigt. Es heißt ba: 

Das lirheberreht an einem Bühnenwerk enthält 

aud die ausſchließliche Befugniß, das Werk 

öffentlih aufzuführen. 
Da find die Opern natürlich mit einbegriffen. Daneben 
fönnten möglicherweife Oratorien genannt werben. Da 
aber in der Mufif der Uebergang von einer Form in bie 
andere oft fehr verſchwindend ift, habe ich davon Abftand 
enommen, bier eine Aenderung gegen das beftehende 

efeg herbeizuführen. 

Dann heikt es weiter: 

Mufitalifhe Werke, welche durd) ben Drud ver: 

öffentlicht worden find... . 
Die Opern find dadurch getroffen. Bei den übrigen fann 
der Autor, wenn e8 erheblihere Saden find, Oratorien 
u. f. w. den Vermerk aufdruden laffen und wird es thun: 
„Aufführungsreht vorbehalten“. Dann ift fein Schaden 
geihehen, weder dem Komponiſten noch irgend einem 
anderen, auch dem Verleger nicht. Größere Saden gehen 
nicht in zahlreiche Hände; fie fommen meiftend nur in 
die Mufilvereine und zu ben größeren Stapellen. Alſo 
meine id, dab man es in der That bei bem biöherigen 
Geſetz, das meiner Anfiht nach entſchieden beffer ift, bes 
wenden lafien joll. 

Nun tft gefagt worben, es ſei ein Verein in Bildung 
begriffen, welcher dazu berufen ift, die öffentliche —* 
an 
zu nehmen; daß zu dieſem Verein von Muſikvereinen, 
Kapellen u. ſ. w. ein jährlicher Beitrag gezahlt wird, wofür 
ihnen dann das Recht zugebilligt wird, alle Sachen be— 
liebig aufzuführen. Ja, meine Herren, der Verein beſteht 
noch nicht; es iſt zwar geſagt worden, er iſt ſicher in 
Bildung begriffen; ja, ehe der Verein einmal ins Leben 
tritt, wird noch manche Zeit vergehen; ich glaube vor— 
läufig noch nicht daran, daß eine Einigkeit A no ſämmt⸗ 
lichen Muſiker zu Wege gebracht wird, einen derartigen 
Verein zu Schaffen. Und was iſt dann damit gewonnen, 
wenn ber Berein fi bildet? Danı hat der Verein e3 in 
ber Hand, dem ausübenden Künſtler doc immer vor: 
zufchreiben, welde Abgabe er zahlen fol, wenn irgend 
eined der geihütten Werke vorgeführt wird, indem er den 
Beitrag der Kapelle, des Mufitvereind entipredend hoch 
jegt. Es ift meiner Anſicht nach diefe Ausſicht auf den 
Verein für mid wenigftens jest noch reine Zukunftsmuſik, 
und auf eine folhe Zukunftsmufit hin Geſetze zu machen, 
die im unſer Volksleben eingreifen, und zwar ſo ſcharf, 
wie dieſer Paragraph, ſcheint mir doch nicht am Platze 
zu ſein. Wenn der Verein erſt einmal da iſt, und es 
ſtellt ſich heraus, daß ein geſetzlicher Schutz gegeben 
werden muß, ſo kann der in einem ſpäteren Geſetze 
gegeben werden. Zur Zeit iſt der Verein noch nicht da; 
deshalb, meine ich, läßt man es am beſten beim beſtehenden 
Geſetz bewenden. Ich bitte Sie, meinen Antrag anzunehmen. 

Die Annahme meines Antrags würde noch ben 
großen Bortheil haben, daß der S 27 ganz wegfallen 
fönnte; denn er foll eine Einfhräntung des im S 11 ent 
haltenen Prinzips darftellen. Der $ 27 hat aber, wie 
Sie aus dem KHommilfionsbericht erfehen, zu dem er: 
beblichften Debatten geführt, zu einer Reihe von Anträgen, 
die theil$ angenommen, theils verworfen find. Schließlich 
hat man ſich geeinigt auf eine Faffung, wie fie im 


KRommifftondbericht enthalten if, — und hernach erfahre (C) 


ich, daß diefelben Kommiſſionsmitglieder beſchlofſen haben, 
ihren Kommiſſtonsbeſchluß aus ber zweiten Qefung wieder 
umzumerfen und Nr. 3 zu ftreichen. Wenn wir ben 8 27 
ganz entbehren können, fo ift es meiner Anſicht nad) das 
Allervortheilbaftefte. 

Zu 8 27 werde ih alfo, wie gejagt, meinen Antrag, 
wenn mein Antrag bier abgelehnt werben follte, nod 
näher begrünbeı. 

Bräfident: Che id) dad Wort weiter ertheile, habe 
id) dem Haufe die Mittheilung zu machen, daß mir foeben 
ein handichriftlicher Antrag des Herrn Abgeordneten Well: 
ftein zugegangen ift. Dertelbe lautet: 

Der Reihötag wolle beichliehen: 
im $ 19 zwifchen der Nr. 2 und der Nr. 3 nad: 

ftehende neue Nr. 2a hinzuzufügen: 
2a. wenn einzelne Gedichte nad dem Ericheinen 
in eine —— aufgenommen werden, 
bie Werke einer größeren Zahl von Schrift— 
ftellern vereinigt und ihrer Beichaffenheit 
nad zur Benutung bei Gejangdvorträgen 

beitimmit ift. 

Das Wort zu 8 11 hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, ift ftehe voll- 
ftändig auf dem Standpunkt des Herm Vorredners; ich 
kann jedes Wort, was er gefproden bat, unterfchreiben. 
Gegenüber der allgemeinen Bemerfung des Herrn 
Neferenten bin aud ich der Anficht, daß jeder Schrift: 
fteller und jeder Komponiſt feines Lohnes werth iſt; ich 
habe aber aud die ntereffen ber Allgemeinheit wahr: 
zunehmen und bin der Anficht, daß die Kommiſſion und 
ber Geſetzentwurf allzu fehr nur die Interefien der Kom— 
poniften ind Auge gefaßt hat und zu wenig das allgemeine 
Intereſſe des mufifliebenden Publikums. 

(Sehr richtig! Tinte.) 

Id bin deshalb der Anſicht, daß der Gejegentwurf, wenn 
er fo zu Stande käme, dann keine Berbejjerung, ſondern 
eine Verſchlechterung des gegenwärtigen Zuſtandes herbei- 
führen würde. Der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Rintelen faht jogleih die Hauptſache des ganzen Geſetz— 
entwurf3 ind Auge: das ift die Beltimmung, wonad 
fünftig öffentliche Aufführungen zu gewerbliden Zwecken 
en die Genehmigung des Komponiften geknüpft fein 
ollen. 

Meine Herren, das jebige Necht beiteht darin, daß 
feine Genehmigung erforderlich ift, wenn nicht ausdrücklich 
auf den Noten ein Vorbehalt dieferhalb gemacht iſt. Nun 
vermiffe ich im Entwurf und vermiffe im Kommiffionds 
bericht den Nachweis, dab das beftehende Recht irgendwie 
zum Schaden der Mufitpflege in Deutichland gereichte. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
Solange man mir da3 aber nicht nachweiſt, bleibt es 
für mich bei dem beftehenden Recht, um jo mehr, als 
in der Dentichrift der Komponiſten ausgeführt wird, da 
gerade in Deutſchland fih das Mufikleben viel reicher und 
bielfeitiger geftaltet hat ald in denjenigen Ländern, nad 
deren Mufter man jetzt Einfhränfungen einführen will. 

Meine Herren, es fol jede Aufführung, die zu irgend 
einen gewerblihen Zweck plaßgreift, an die Genehmigung 
des KHomponiften geknüpft fein, alfo auch der Vortrag 
jede3 Liedes, der einfachlte Mufilvortrag. Da behaupte 
ich mit dem Vorredner, daß ein großer Theil der Kom— 
poniften gar kein Intereſſe daran Hat, die Verbreitung 
ihrer Tonwerke in diefer Weile zu erſchweren. 

(Sehr wahr! links.) 
Der reis, der Anterefie daran hat, find gewiffe Mufiter, 
bie ihon einen Huf befigen, und die ohnedies ſicher find, 
daß, wenn fie den Vorbehalt auf die Noten fegen, fie 
baraus eine Einnahme ziehen; aber diejenigen, die erſt 
befannt werben müffen, bie erſt von dem Augenblid an, 
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(Richter. 


(A) wo fie einen Auf befommen, einen Verleger erhalten, 


(B 


— 


der ihnen einen erheblichen Gewinn zuſichert, haben zu— 
nächſt das Intereſſe, ihre erſten Tonwerke ſo bekannt 
wie möglich zu machen, und ſelbſt wenn fie für dem 
Drud der Noten noch etwas zuſchießen müffen. 

(Sehr richtig! links.) 
So ift die Sadlage! 

Nun frage ich Sie aber: wenn eine ſolche Beftimmung 
generell getroffen wird, daß man im jedem kleinſten Ort, 
in jeder Gaftwirthichaft, in jedem Verein, wo man irgend 
ein Gintrittögeld oder dergl. erhebt, für die Aufführung 
von dem Stomponiften, deſſen Werk auf dem zen 
fteht, fpeziell eine Genehmigung einholen muß, wie ift das 
überhaupt ausführbar? Erſt muß man doch wiſſen: wo 
wohnt der Komponiſt? ift der Komponiſt berechtigt, ober 
ift fein Verleger berechtigt? Erſt muß man willen: ift 
das Tonwerk noch geihütt, oder ift ed gemeinfrei?r Es 
ift eine gewiffe Zeit nad) dem Tode des Komponiften 
gemeinfrei. Da muß man doch wieder wiffen: wann ift 
er geftorben? ift die Zeit abgelaufen, während deren nad) 
feinem Tode nod) eine Schußfrift plaßgreift? Wenn man 
num wirklich weiß, an wen man fich zu menden hat, 
dann entiteht bie Frage: erhebt der Mann eine Gebühr? 
Sodann entiteht die Frage: einigt man fid) über einen 
Betrag für die Erlangung der Genehmigung? Solche 
Umftänbe ftehen nicht im Verhältniß zu dem Werth der 
Sache. Es wird dies zur Folge haben, daß man in viel 
größerem Maße als bisher ſich der Aufführung gemein: 
freier Stüde zumendet und namentlid) die jüngeren Kom— 
poniften ganz außer Betracht läßt. 

Nun wird und — das hat auch der Herr Vorredner 
betont — gelagt: es wird ein großer Verein der Mufifer 
und Komponiften gebildet; diefer nimmt bie ganze Sadıe 
in die Hand. Alſo ungefähr nah dem Mufter bes 
Kohlenringes und Spiritusringes würden wir hier 
einen großen „Mufit-Ring“ befihert befommen, der 
womöglich über alle Kompofitionen und deren Ber: 
werthung verfügt, und mit dem man fih ins Gin: 
vernehmen zu ſetzen hat! Mean beruft ſich auf das fran— 
zöſiſche Mufter, auf eine ſolche Anftalt in Frankreich. 
Aber Selbft die Denkſchrift der Komponiſten zerftört jeden 
Werth biefer Berufung, indem fie fagt, daß in Frank— 
reih bie muſikaliſchen Veranftaltungen im großen und 
ganzen auf wenige Orte im Lande befchränftt find, 
während in Deutihland eben das Muſikleben vielfeitiger 
und viel reiher ſei. Bei der Zentralifation aud) des 
Mufiflebend in Frankreich kann ein folder Muſikring eher 
dazu fommen, praftiich durchgeführt zu werden, alö in 
Deutihland, wenn er überhaupt durhführbar ift. 

Nun geben die Herren in der Dentichrift felbft zu, 
daß der Nugen für die Homponiften in Frankreich fehr 
zweifelhaft ift, weil, wie es in der Natur der Sadıe liegt, 
ganz außerordentlih hohe Verwaltungstoften entftehen für 
die Agenten, die man überall haben muß, um die Auf: 
führungen zu überwachen, die Entſchädigungen einzufaffiren, 
um alle die Schreibereien zu vermitteln, die Derartiges 
eben mit fi bringt. Prozeſſe können dabei natürlich 
auch nicht ausbleiben. Es wird außerdem angeführt — 
und das finde ih auch ganz natürlih —, daß in Frankreich 
dieſes große Zentralinftitut unter der Herrſchaft bon 
Geſchäftsleuten jteht oder von folden, die weſentlich An— 
hänger der leichteren Unterhaltungsmuſik find. Das ift 
aud natürlich, weil bei der leichteren, unterhaltenderen 
Muſik noch eher Geld einkommt als bei der erniten Muſik. 
Die Herren Komponiften, die das empfohlen haben, find 
Bertreter wefentlih der erniten Mufif, bedeutende Kom— 
poniften; aber fie umterfchägen eben aus dem Grunde die 
eigentlich vorzugsweiſe populäre Mufit, die leichtere Mufit, 
an ber dad Volk, wenn es aud bei den Künftlern anders 
ift, ein viel größeres, allgemeinered Intereſſe hat. 
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Nun fagen die Herren in der Denkſchrift: wir wollen (C) 


nicht das franzöſiſche Mufter nahahmen, fondern ein bes 
ſonderes beutfches Suftitut fchaffen mit Nüdfiht auf die 
beutfchen Gigenthümlichfetten, und bas fol darin beftehen, 
baß wir nicht, wie in Frankreich, die Aufführungdgebühr 
abhängig machen von den einzelnen Programmmunmern 
ber Aufführung, von den aufgeführten Komponiſten, ben 
Tonwerken, fonbern dab wir mit jeden Verein, mit 
jedem Beranftalter von Mufit und über ein Jahres» 
paufhquantum ind Einvernehmen fegen; wir wollen alfo 
die Gebühren paufhaliter im voraus regeln. a, meine 
Herren, das Paufhquantum kann doch aud nur immer 
wieder berechnet werben auf Grund der Mufitprogramme, 
und wie will man das im voraus auf ein ganzes Jahr 
feftiegen? Die Herren beruhigen uns: wenn fie den Ring 
— hätten, würden ſie es bei den meiſten Vereinen 
ehr billig machen, 3 bis 5 Mark, dagegen könnte jeder 
Verein alles aufführen von den Mitgliedern, die dem Ring 
angehören. 

Meine Herren, haben die Herren denn ein praktiſches 
Verſtändniß dafür, was es in Deutſchland heißen will, 
im ganzen Deutſchen Reich Beiträge von 3 oder 5 Mark 
einzufafficen? Das erheiiht Mühe, Umſtände, Stoften, 
worüber, glaube ich, jeder Zentralverein in Deutſchland 
feine befonderen Erfahrungen zu machen Gelegenheit hatte. 

(Sehr richtig! links.) 

Und wenn das fih wirkli nur auf 3 oder 5 Mark be- 
läuft, fo ift e8 wahrlih der ganzen Sade nicht werth: 
dann würden die 10000 Gefangvereine, die in Deutſch— 
land beftehen, wenn fie ſelbſt 5 Mark bezahlen jollen, 
nur 50 000 Mark einbringen. Dann würbe ich doch lieber 
50 000 Mark aus der Reichskaſſe nehmen, um jich biefe 
ganze Geſchichte zu eriparen 

(ſehr gut! links), 
als herumzugehen bei ben 10000 Gefangvereinen, um 
3 bis 5 Mark jährlih einzufaffiren. 

Es muß alfo einen anderen finanziellen Hintergrund 
haben; man wird weit höhere Beiträge von den größeren 
Aufführungen erheben, — und da entiteht genau bie 
Schwierigkeit, wie in Frankreich. Wie foll das beredhnet 
werden? wie fol es den einzelnen Programmmumımern der 
Aufführung angefehen werben, ob die Komponiſten noch 
leben, ob fie geichüßt, ob fie gemeinfrei find? und wie viel 
trägt die Aufführung zu dem Ertrag der ganzen Auf: 
führung bei? 

Nun kommt die andere Frage: wenn nun wirklich 
eine Einnahme erzielt ift, — wie vertheilt man fie 
auf die einzelnen Komponiften? In biefer Be- 
ztehung Toll kein Pauſchalſyſtem herrihen, fondern man 
jagt: dad Zentralbürean wird die einzelnen Konzertpro— 
gramme durdhmuftern und bie einzelnen Autoren mit 
ihren Stüden ftatiftifch zufammenftellen, fie abihägen und 
danach ihnen den Antheil an dem Gejammtertrag geben. 
Denken Sie die Fülle von Streitigkeiten, die nun entfteht 
wilhen dem Zentralbüreau und den Komponiften dar— 
über, was jeder werth ift, und wie viel ein jeber am 
Gefammtertrag Anſpruch hat. Nein, meine Herren, das 
find feine praftifchen Männer, die diefe Vorſchläge machen. 

(Sehr richtig! links.) 
Man jagt wohl fonft, e3 find gute Menfchen, aber 
ſchlechte Mufitanten. 
(Heiterfeit.) 


In diefem Falle fagen wir: es find gute Mufitanten, 
aber unprattifhe Männer. 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Das ift der ganze Hintergrund dieſer Gefeßgebung; denn 
wenn man die Herren fragt, wie alles das ausgeführt 
werden foll, dann fommen fie, wie ber Herr Vorredner 
richtig bemerkte, mit der Zukunftsmuſik dieſer großen 
Anftalt. Wenn diefe große Anftalt nicht begründet wird, 


(D) 
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(A) fo wird meines Erachtens gar nichts zu Stande fommen, 


dann fällt das ganze Gele zufammen. Wie kann man 
in dieſer Weiſe ein neues Gefeh aufbauen auf einer 
folhen Zukunftshoffnung? IH halte deshalb den ganzen 
Weg für durdaus ungaugbar. 

Uebrigend, meine Herren, bin id der Meinung, daß 
bie ganze Frage bei dieſem Paragraphen gar nicht ent: 
fchieden werben kann, ſondern daß fie zufammenhängt mit 
8 27. In $ 27 find die Ausnahmen ftatuirt, die zus 
gelaffen werden follen, diejenigen Fälle, bei denen es 
nicht auf eine Genehmigung des Komponiften ankommt. 
Wenn man fih dann die Ausnahmen einzeln anfieht, To 
wird man erft recht finden, daß die Sadıe in diefer Weife 
unbaltbar if. Man kann aber doc) nicht die Ausnahmen 
bon dem Prinzip nachher beſonders biäfutiren und bier 
zuerft dad Prinzip ftatuiren. Ih meine deshalb, es 
wäre zwedmäßig, diefen Abſatz 2, auf den ſich der Antrag 
Nintelen bezieht, mit dem Keira Nintelen bier zurüds 
zuftellen und nachher mit der Erörterung bes 8 27 zu 
verbinden. 

(Zuruf aus der Mitte.) 
— Ja, Sie fünnen jest auch zugleidy den 827 vornehmen, 
ic weiß aber nicht, ob die Herren, da geftern erit ber 
Neihätag zufammengetreten if, — id habe perſönlich 
nihtö dagegen, — ſo weit vorbereitet find in Amen: 
dements u. f. w., um ben $27 bier ſogleich zur Diskuffion 


zu ftellen. 
(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, id) möchte 
Sie bitten, bei dem Kommiſſionsbeſchluß ftehen zu bleiben. 
Ich halte namentlich) die legten Ausführungen des Herrn 
Vorredners, daß das Geſetz in diefer Beftimmung auf der 
Zutunftshoffnung des Zuftanbefommens einer Tantieme— 


(B) geiellihaft berube, für unrichtig; ich bin mit ihm zweifel- 


haft, ob diefe Gejellihaft zu Stande fommt. Aber auch 
wenn bad nicht geichieht, kann doch diefe Beitimmung 
ganz gut beftehen und durd) Kontrolmaßregeln ausgeführt 
werden. Bergegenwärtigen wir uns noch einmal die Be— 
merkungen, die in der Begründung des Entwurfs ſelbſt 
gemacht worden find! Dort ift ausgeführt, dab das feit- 
herige Verhältniß, wonad der Vorbehalt der Aufführung 
bei dem einzelnen Mufitftüde erforderli war, um dem 
Komponiften die Pezüge für feine geiltige Thätigkeit zu 
fihern, zu Mißhelligkeiten geführt habe, daß ferner eine 
Kontrole ber erg dieſes Verbots nicht durch— 
führbar geweſen ſei, daß infolge deſſen auch bie mit dem 
Vorbehalte verſehenen Muſikſtücke aufgeführt worden find, 
ohne daß eine Vergütung dem Komponiſten gezahlt wurde, 
und daß dieſe Mißhelligkeiten bei Komponiſten und Ver— 
legern dazu geführt haben, den Wunſch entſtehen zu laſſen, 
daß eine Menderung der Geſetzgebung nad dieſer Richtung 
herbeigeführt werde, und zwar dahin, daß man das Auf: 
führungsreht mufitaliiher Stüde den fonftigen lirheber: 
rehtöbeftimmungen gleichitelle. 

Die Ausführungen, die nun gegen die Faffung der 
Vorlage gemacht worden find, treffen meines Erachtens 
nicht den Kernpunkt der Frage, fondern Nebenfragen. Die 
Ausführungen ftügen fi darauf, daß nunmehr das Singen 
eines Liede3 in einem Konzert verhindert werde. Der 
Schwerpunkt liegt aber doch nidt in bem Singen eine 
einzelnen Liedes, fondern in der Aufführung der größeren 
Mufititüde, der Chor: und anderen mehrftimmigen Werke, 
der Ordjeiterftüde; und wenn man eine Ausnahme bon 
dem gejeglichen Vorbehalte maden und ein gewillfürtes 
Vorbehaltöreht in Betreff einzelner Mufitftüde einführen 
wollte, dann müßte man ihn auf Lieder beihränfen und 
unter den Muſikſtücken unterſcheiden; denn jebenfalld haben 
die Komponiſten von Ordefteritüden, von größeren Chor: 








ftüden Anſpruch darauf, ebenfo behandelt zu werben, wie 
bie fonftigen Urheber, man fönnte nur für den Lieder: 
fomponiften den gewillfürten Worbehalt einführen. Ob 
da3 aber praftifh und durchführbar wäre, ift mir ſehr 
zweifelhaft, und deshalb fage ich für meine Perion: id) 
uehme die Menderung de3 jeitherigen Zuftande3 an und 
nehme die Unbequemlichkeit, die darin liegt, daß id) ein 
Lied nur mit Zuftimmung feines Komponiſten in öffent: 
licher Aufführung fingen darf, mit in Kauf. Unſere Kom— 
poniften fingen nicht mehr mit dem Goetheichen Wort: 
Das Lied, das aus der Kehle dringt, 
Iſt Lohn, der reichlich) Lohnet, 
— die Zeiten find vorüber; fie fomponiren zu dem Zwecke 
des Lohned. Dem Wechſel der Anfhauung wird dadurd, 
daß der Vorbehalt nicht mehr erfordert, ſondern borges 
fchrieben ift, Rechnung getragen. Wir müſſen ihm ent: 
fpredhend jagen: wer zu einer öffentlichen Aufführung zum 
Zwede eines Erwerbes ein Lied verwenden will, hat fid) 
die Einwilligung des stomponiften zu verſchafſen, beziehungs- 
weije die verlangte Gebühr zu bezahlen. 
(Sehr richtig! links.) 

Es iſt ja nun möglich, daß junge Komponiſten da— 
durch einen Verluſt erleiden, weil ſie weniger bekannt 
find; doch dürfen wir dieſe Gefahr auch nicht überſchätzen; 
denn auch die jungen Komponiſten werden, wenn fie des 
Sanges würdige Melodien bringen, mit ihren Leitungen 
durchdringen. Wie Liegt denn die Sache jetzt Ihon? Es 
giebt bereits Mufikalienverlagshandlungen in Deutihland, 
die auf allen ihren Berlagsiahen den Vorbehalt auf: 
druden. Berlin 3. ®. hat einen Mufilalienverlag, ber 
auf alle feine Saden den Borbehalt der Genchmigun 
für den Fall der Aufführung aufdruden fol. Wenn fi 
im gefhäftlichen Leben cine Sitte herausbildet, fo ift das 
auch eim FFingerzeig für den Weg, ben die Gejeggebung 
einschlagen foll. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Nichter gelagt, es 
laſſe fih das Prinzip nicht ohne Berüdiihtigung der 
diesbezüglichen Ausnahmen ausſprechen. Die verbündeten 
Negierungen haben in der Begründung ſelbſt geſagt, es 
lafie ſich da3 Prinzip nur durchführen, wenn Niüdjicht 
auf die in Deutichland beftehenden Gewohnheiten ges 
nommen twerde, und e3 find ſolche Bewohnheiten, welche 
die Geltattung der Aufführung ohne Genehmigung nothe 
wendig madten, in $ 27 aufgeführt. Da gebe ich dem 
Herrn Abgeordneten Richter recht, daß e3 richtig ſei, mit 
dem & 11 zugleih den $ 27 zu berathen, und ich möchte 
ben Herrn Präfidenten bitten, daß er die Genehmigung 
dazu ertheile. 

Die Sorge, daß das Haus nicht für den $ 27 vor: 
bereitet fei, theile ich nicht; denn die Anträge für den 
$ 27 liegen bereit3 vor, und jeber von uns mußte, ba 
diefer Gegenſtand bereits auf der geftrigen Tagesordnung 
ftand, fid) gegenwärtig fein, daß der 5 27 heute ver: 
handelt wird. Ach möchte den Munich ausfpreden, daß 
auch nach der Debatte über den $ 27, wenn fie jegt er: 
folgen follte, das hohe Haus den 8 11, wie er von ber 
Kommiſſion in Webereinftimmung mit der Vorlage ber 
verbündeten Regierungen vorgejchlagen ift, unter Ablehnung 
der geltellten Mbänderungsanträge annehmen mödte. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Spahn hat 
ben Antrag geitelit, die Berathung des 8 27 mit der Be- 
rathung bed S 11, bei weldyem wir und gegemwärtig bes 
finden, zu verbinden. Erhebt ſich biergegen ein Wider: 
jpruch feitens des Hauſes? — Dies tft nicht der Fall. 

Ih eröffne alio zugleich die Diskuſſion über 8 27 
mit den dazu gehörigen Anträgen Dr. Nintelen auf 
Nr. 242 der Drudiahen und Dr. Dertel auf Nr. 236 ber 
Drudiaden. i 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen). 


(D) 


(A) 
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Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Ich bin ges 
nöthigt, meinem fehr verehrten Herrn Kollegen Richter in 
diefer Frage entgegentreten zu müflen. Ich ftehe voll: 
ftändig auf dem Standpunkt des Herrn Stollegen 
Dr. Spahn. Meiner Anſchauug nach ift die Beitimmung 
des Vorbehalt3 in diefem Geſetz eine Norm, die das ganze 
Prinzip des vorliegenden Geſetzes vollftändig von Grund 
an durchbricht. Die Erfahrungen, die wir mit dem Bor: 
behalt gemacht haben in Dezennien, find doch fo fchlechte, 
daß mit vollen Recht die Reichöregierung nad) jahrelangem 
Studium dazu gekommen ift, auf Grund eined mit großem 
Fleiß gefammelten Sadyveritändigenmateriald mit diefem 
Vorbehalt ein fir alle Male bei mufifalifchen Kompofi- 
tionen zu breden. Ich glaube, es kann bei demjenigen, 
ber aud) in das praftiiche Leben bezüglich des mufifalifchen 
Verlagsrechtes hineingeihaut bat, fein Zweifel barüber 
beftehen, daß den großen Bortheil des Vorbehalts lediglich 
der Berleger, den Nachtheil faft nur der Urheber hat, und 
wenn Sie die Preßartifel, die in den legten Wochen er: 
fchienen find? — ich verweile 3. B. auf diejenigen der 
„Kölniſchen Volkszeitung“ und der „Germania“ —, ders 
folgt baben, fo müffen Sie zugeben, daß auch in der 
deutihen Preſſe ziemliche Uebere nftimmung bezüglid) der 
Bejeitigung des ſog. Aufführungsoorbehalts befteht. Die 
„Kölniihe Volkszeitung“ fagt 3. B. mit vollem Recht: 

Die Entwidelung unjerer Verlagäverhältniffe hat 
es mit fich gebracht, dak die Komponiften bon 
biefem Vorbehaltsrechte faft feinen, bie Mer: 
feger faft allein den Vortheil haben. 
Und dasfelbe muß implieite auch die „Bermania* im dem 
Artikel zugeben, der fonft im weientlihen mit den Aus— 
führungen übereinftimmt, die heute Herr Stollega Rintelen 
gemadt hat. 

Nun fagt der Herr Kollega Nintelen — und das ift 

meiner Anfhauung nah die Hauptfahe —: durd Ber: 


(B) trag fann hier Abhilfe gefchafft werden, vor allem bei 


einem jungen Autor. Ja, in der Prarid macht ſich bie 
Sache aber ganz anders; in den meiften Fällen gebt der 
Verleger auf eine vertragsmäßige Anbringung des Vorbe— 
halte nicht ein. Warum maden wir denn diefes Gefeh? 
Weil es fi in der Praxis herausgeftellt hat, daß der 
Verleger ber wirthihaftlih Stärkere ift, und ber Kom— 
ponift, vor allem ber junge Komponiſt der wirthſchaftlich 
Schwächere ift, und ferner, daß er im geichäftlicher Be: 
ziehung lange nicht jo verfirt ift wie ber Verleger, der 
ihm in jeder Beziehung im Regelfalle überlegen ift. Meine 
Herren, ih habe bereit3 bei der eriten Leſung auf die 
typiſchen Verträge zwiſchen muſikaliſchen Verlegern und 
$tomponiften hingewiefen. Ich babe auch bier einen ber: 
artigen typiſchen Vertrag vor mir. Daraus geht hervor, 
dab vor allem der junge, noch nicht befannte Autor 
in einer folhen Zwangslage —— dem mäch— 
tigen muſikaliſchen Verleger ſteht, daß es an der 
Zeit iſt, daß hier die efeßgebung zu Gunften bes 
mufitalifhen Autors eintritt; deshalb ift in dem 
S 11 die vollitändige Befeitigung des Borbehaltes 
normirt worben. Meine Herren, wir fommen vielleicht bei 
der Debatte über den $ 27 darauf zurüd; es wird ſich 
fpäter vielleicht verlohnen, darauf einzugehen, in welder 
üblen Lage dem Verleger gegenüber der Autor, vor allem 
ber junge mufifalifche Autor im Regelfall if. Wenn der 
Komponift nun aber mit dem Werleger wirklich über bie 
Anbringung des Vorbehalt3 einig wird, fo ift er ge 
wöhnlid den: Verleger ebenſo rüdfihtslos überliefert. 
Was fol er denn in praxi thun? Klagen auf Anbringung 
bes Vorbehalts! Das ift für ihn das Allerlegte! Sie 
müffen denn doch im Gejege ausdrücklich irgend eine 
pofitive Beitimmung treffen, wonach der Autor den Ber: 
leger zwingen kann, daß er auch ben Vorbehalt wirklid) 
anbringt. Dad wäre meiner Anfhanung nad nur eine 


gerechte Folge ded Antrags bed Herren Kollegen Rintelen. (0) 


Sonſt ift nicht die geringfte Verbeflerung, fondern, wie 
ich noch zeigen werde, eine Verſchlechterung des bisherigen 
Rechtsſtandpunktes getroffen, obwohl das Gefeb zu dem 
audgeiprochenen Zwede eingebradt ift, die Lage ber 
Komponiften, die anerfanntermaßen in der Mehrzahl ber 
Fälle eine ziemlich traurige und ſchlechte ift, zu verbeffern. 

Nun, meine Herren, wird immer mit dem jungen 
Autor, der froh ift, wenn er überhaupt aufgeführt wird, 
gerechnet. Ya, wenn Sie nur einen derartigen „ibealen 
Autor* vorführen wollten! Nein, die Komponiſten fagen 
anderd: fie wollen auch etwas für ihre Arbeit haben. 
Auf den rein idealen Standpunkt kann fi heute ein 
Komponift in der Negel nicht ftellen. Ein Komponift 
muß heutzutage auch gewiſſe ri ja fogar jehr 
große Vorftudien gemaht haben. Die großen Genies 
eined Mozart, Beethoven find * dünn gefät. 


(uruf.) 
— Auch dieſe haben Vorſtudien gemacht, ſehr richtig! 
Aber die Komponiſten müſſen heute noch mehr Vorſtudien 
machen als im vorigen Jahrhundert, fie müſſen das Kon— 
ferbatorium befuchen, fie brauden gründliche Vorſtudien 
bezüglich des Generalbafles u. f. w. Ihnen fliegt das 
Geld wahrhaftig nicht in den Schoß, ihr Stubium ift fo 
theuer und mühſam wie das eined anderen gelehrten 
Manned. Menn bie Herren nun für ihr Arbeitäprobuft 
einen entiprehenden Lohn verlangen, jo fanı man ihnen 
das nicht übelnehmen und es auch denen nicht übelnehmen, 
bie eine volle Gerechtigkeit darin finden, daß dieſen miß— 
lihen Berhältniffen endlich einmal abgeholfen wird. 
(Sehr richtig! links.) 

Der Antrag des Herrn Kollegen Rintelen ift aber 
auch von einem anderen Standpunkt aus juriftifch nicht 
haltbar. Der Herr Kollege Rintelen hat ja ſchon etwas 
aufgeklärt und betont, daß auch die Oper nad) feiner 
Anſchauung unter bie Bühnenmwerfe gehörte. 
aber nicht in feinem Antrag! Der Herr Kollega Rintelen 
hat lediglich S 50 Abfag 2 Sag 2 — id möchte beinahe 
fagen, kritillss — aus dem Gefeb vom Jahre 1870 her: 
übergenommen; er hat dabei aber nicht berüdfidhtigt, daß 
dad Geſetz von 1870 fireng geſchieden hat zwiſchen 
muſikaliſch-dramatiſchen Werfen und mufifaliihen Werken. 
Diele Aufftellung bat das —— Geſetz aufgegeben; 
infolge deſſen mußte mit aller Beſtimmtheit zum Aus— 
druck gebracht werben, daß bie dramatiſch-muſikaliſchen 
Werke unter die Bühnenwerke gehören. Das ſteht aber 
wie geſagt nicht in dem Antrage Rintelen, und es fann 
uns auch nichts nützen, daß Herr Kollega Rintelen für 
ſeine Perſon allein ſeinen Antrag in dieſer Weiſe auslegt. 
Es müßte deshalb unter allen Umſtänden ausdrücklich 
zum Ausdruck gebracht werben, daß die muſikaliſch— 
bramatifhen Werke, vor allen die Opern unter feinen 
Umftänden unter feinen Antrag fallen jollen und nicht mit 
bem Vorbehalt zu verſehen wären. 

Weberhaupt hat es mir den Eindrud gemadt — und 
da3 lag aud dem Germaniaartifel zum Grunde —, daß 
bie Herren glauben, daß bie Opern überhaupt eines Vor— 
behalt3 bedürfen nad) dem beftehenden Recht. Das ift 
aber nicht der Fall; deöwegen waren die Ausführungen, 
bie Herr —— Rintelen in juriſtiſcher Beziehung gemacht 
hat, zum —— unrichtig. 

Nun komme ich noch zu einem anderen Geſichtspunkt, 
der meines Wiſſens noch nicht erwähnt worden iſt: das 
iſt die Frage der ausländiſchen Geſetzgebung. Meine 
Herren, es läßt ſich nicht leugnen, daß das Urheberrecht, 
vor allem das literariſche und muſikaliſche Urheberrecht 
das internationalſte aller Rechtsgebilde iſt; wir müſſen 
dem Auslande mit unſerer Rechtsentwicklung unter allen 
Umſtänden auf Schritt und Tritt folgen. Nun hat im 
Jahre 1896 bei dem letzten Pariſer Kongreß die Berner 
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(A) Union bereitö den Wunſch geäußert, daß ber Vorbehalt 


in allen Berbandöländern fallen folle. Es ift nur eine 
Frage ber Zeit, und höchſt wahricheinfich wird bereitö ber 
nächſte Kongreß der Berner Union in Berlin zu bem 
Refultat führen, daß ber Vorbehalt in allen Verbands: 
ändern yon Es ift von der geſammten wiſſenſchaftlichen 
Welt auf dem Gebiete des Urheberrechts mit Freuden be— 
grüßt worben, daß die beutfche Reichsregierung zufammen 
mit einer Neihe anderer Aulturftaaten, die in ben letzten 
Dahren mit dem Vorbehalt gebrochen haben, vorgeht, weil 
man darin ein Zeichen erblidt, daß eö bei der nädhiten 
Stonferenz ber Berner Union gelingen werde, international 
mit dem Vorbehalt, mit dem man überall die gleiden 
ſchlechten Erfahrungen zu Ungunften des Autord gemacht 
hat, zu breden. Wenn wir bier aber den Vorbehalt 
wieder aufnehmen, fo hinfen wir wieder der internationalen 
Geſetzgebung wie in vielen anderen Punkten bezüglich des 
Geſetzes von 1870 einfah nad. Den Schaden bavon hat 
der deutſche Autor. Alſo, meine Herren, auch vom Stand: 
punkt der internationalen Gefegnebung ift es vollitändig 
an der Zeit, dab wir mit dem Vorbehalt bei muſikaliſchen 
Aufführungswerfen breden. 

Nun ift die weitere Einrede gemacht worben, mit 
dem Kauf des Notenmateriald müßte doch das Auf: 
führungsreht von ſelbſt verbunden fein, und wie Herr 
Kollega Richter von einem Somponiftenring ähnlich dem 
„Koblenring* geiproden hat, fo wurde auch das geiltige 
Probuft eines KHomponiften mit einer Quantität Kohlen 
oder Obſt verglihen. Ia, wenn man fi auf dieſen 
Standpuntt ftellt, muß man mit Naturnothwendigleit zu 
ganz falſchen Schlüffen fommen. Die Kommiifion war 
mit vollem Recht, vor allen bei Verhandlung des Verlags: 
rechts, auf dem Standpunft geitanden, daß die geiftige 
Produktion in fehr vielen Beziehungen mit ber fürper: 
lihen Produltion nicht zu vergleichen fei, und dab aud) 


(B) das Produft der geiftigen Arbeit nicht mit dem Produkt 


einer gewöhnlichen körperlichen Arbeit zu vergleichen fei. 
Ich erinnere nur an die Ausführungen, die von Seiten 
ber Negierungstommiffarien, als wir weiter als bie 
Negierungsvorlage gehen wollten bezüglich der Nechte ber 
Autoren im Verlagsrechte, gemacht wurden; man ſprach 
mit Recht bon einem Reſiduum, das immer bei dem 
Urheberrecht zurüdbleibt. Das vergeffen bie Herren, die 
einen entgegengejegten Stanbpuntt haben, daß der Urheber, 
auch wenn er fein Recht an den Verleger, gleichviel ob 
mit oder ohne Vorbehalt, giebt, immer Urheber bleibt 
und peroifie eigenthündihe Rechte, die einfah dem 
literariihen Urheberrecht entipringen, für alle Zeiten 
behält. Deswegen find alle Bergleihe mit gewöhnlichen 
förperlihen Produftiondartifeln, mit Sohlen u. ſ. w., 
natürlih in feiner Weile ihlüffig; fie paſſen einfach au 
das vorliegende Rechtsgebiet nicht, und man kommt zu 
ganz falihen Schlüffen, wenn man ihnen folgt, wie das 
leider aud Herr Kollege Richter gethan hat. 

Nun iſt die Frage der fogenannten „Tantièeme— 
geſellſchaft“ angeichnitten worden. Es ift klar, die Frage, 
die hier vor allem auftritt, ift die: wie joll die Kontrole 
möglich fein? Die Kontrole kann nur möglich fein, wenn 
wir eine berartige Tantiemegejellihaft gründen helfen. 
Aber, meine Herren, die Herren zerbreden fich jeßt bie 
Köpfe der Herren Komponiften. Herr Kollega Rintelen 
hat gemeint, dieſe Tantiemegefelfchaft würde höchſt wahr: 
iheinlih nicht zu Stande kommen. Ich kann Herrn 
Kollega Nintelen verfihern, wenn er und die Hand reicht, 
wenn er und etwas umterftügt, bie 8$ 27 und 33 im 
Sinne der Komponiſten burdzubringen, dann ift jene 
Tantiemegefellihaft unter allen Umftänden gerettet. Die 
Komponiſten, bie ſchon jehr viel vorgearbeitet haben, werben 
im Intereſſe der geſammten beutihen Mufikpflege biefe 
Tantiemegefelihaft in dieſem Falle mwirfli zu gründen 
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im Stande jein. Meine Herren, ih will auf bie 
Tantiemegefellihaft in diefem Zufammenhange nicht weiter 
eingehen. Ih glaube ja, daß bie weitere Debatte, 
nahbem der $ 27 mitverbunden iſt, mod reichlich 
Gelegenheit geben wird, auf die Tantieèmegeſellſchaft 
einzugehen. Aber das eine ich möchte denn doch fagen: 
ber Herr Kollega Richter ift von dem Gefihtspunfte 
ausgegangen, daß es unüberbrüdbare Schwierigkeiten mit 
dieſer Tantièemegeſellſchaft geben werde. a, meine 
Herren, wir haben dieſe Verhältniffe bereits in Belgien, 
wir haben fie in Defterreid, und wir haben fie bereits in 
Frankreich. Und die Sade macht fih dort fehr gut. 
Wie wird ber Nechtözuftand aber werben, wenn Die 
beutfhe Tantiemegejellihaft nicht zu Stande fonımt? Die 
franzöfiihe ZTantiemegejellihaft macht jetzt bereits Ge— 
ihäfte in Elſaß-Lothringen, und jie verfährt dort jo 
— daß thatſächlich das deutſche Muſikleben darunter 
leidet. Iſt es nicht geradezu ein Skandal, wenn man ans 
nehmen muß, daß die franzöfiihe Tantiemegefellichaft jegt 
ſchließlich noch nach Berlin, d. h. iiberhaupt in das geſammte 
Deutfhe Reich hereinfommt und die gelammte deutſche 
muſikaliſche Produktion unter ſich bekommt! Diefe Gefahr 
befteht, wenn die deutihe Tantiemegefelihaft nicht zu 
Stande kommt; man kann mit apodiltiiher Sicherheit 
vorausfagen, daß die deutſchen Komponiſten ſich ber 
franzöfifhen Tantiemegefelihaft anſchliehen müſſen, 
wenn die Gründung der beutjhen Geſellſchaft 
infolge dieſes Geſetzes ſcheitert. Da muß ich 
doch jagen, daß das vom nationalen Standpunkt 
geradezu eine Schande für das Deutſche Reich wäre, 
wenn die geſammte ſtolze deutſche muſikaliſche Produktion 
unter bie Fuchtel der franzöſiſchen Sociéteè gerathen 
würde. Es iſt ja richtig, die Sade wird fehr viel koſten 
und große Schwierigleiten machen; darüber find die Herren 
fih ja alle einig. Aber, meine Herren, um Ihnen die 
großen Koſten zu vericaffen, muß der 527 vor allem jo 
geftaltet werben, wie wir eö verlangen, d. h. unter Weg— 
fall der Ziffer 3; dann werben die Komponiſten die Mittel 
auch befommen, vor allem burd die Beſteuerung ber 
arößeren Bereine, um ber franzöfiihen Societ& die Spitze 
bieten zu können. 

Nah allen diefen Ausführungen möchte ih Sie 
dringend bitten, Sie mödten e3 bei dem Kommiffiond- 
beſchluß und der Negierungsporlage belaffen und ben 
Antrag des Herrn Abgeordneten NRintelen unter allen 
Umftänden ablehnen, weil der Rechtszuſtand der Kom— 
poniften, der verbeflert werden fol, dadurch in erheblicher 
Weiſe verſchlechtert würde. 

(Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Strombeck. 

v. Strombeck, Abgeordneter: Meine Herren, ich ſtehe 
auf dem Boden des Antrags des Herrn Abgeordneten 
Dr. Nintelen. Nachdem bereits eine Reihe von Rednern 
geſprochen haben und manches, was ich zu ſagen be— 
abſichtigte, erwähnt haben, kann ich mich ſehr kurz faſſen. 
Ich theile nicht die Anſicht, die der Herr Abgeordnete 
Dr. Müller eben verfochten hat, daß der Antrag Rintelen 
eine Schädigung der Komponiſten nach ſich ziehe. Auch 
ich wünſche, ah die Komponiften finanziellen Erfolg von 
ihren Arbeiten haben. Aber ih muß wiederholen, was 
einer ber Herren Vorredner fagte: es wird wenig be— 
fannten, jungen Komponiſten * ſchwer werden, ſich 
überhaupt in weiteren Kreiſen bekannt zu machen. Die 
Komponiſten werden in nicht ſeltenen Fällen erhebliche 
finanzielle Opfer bringen müſſen, um durch einigermaßen 
hervorragende Künſtler oder Orchefterfräfte ihre Kom— 
bofitionen dem Bublifum bekannt zu geben. Alfo, das 
iſt ein Schwerer Nachtheil für die Komponiften, daß ihnen 
durch den ſommiſſionsvorſchlag erfchwert ift, ein Renommee 
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Meine Herren, wenn, wie das der $ 11 in 
der Kowmmiſſionsfaſſung vorichlägt, gar fein Vorbehalt 
nöthig ift zu dem Aufführungsrecht, fo entfteht bie weitere 
Folge, dab gerade wegen der Abhängigkeit der jüngeren 
Komponiften von dem Verlegern ihre Lage ſich infofern 
verſchlechtert, als mun, wenn der Berleger fih das 
Arheberrecht“ übertragen läßt, er in allen Fällen ftill- 
ihmweigend aud das Aufführungsredyt gewinnt. Gr hat 
nad den SKommiffionsanträgen nicht nöthig, das Auf: 
führungsrecht ſich noch beſonders abtreten zu laffen. Doch 
ih will darauf nicht weiter eingehen. Dagegen möchte 
id hervorheben, daß die von der Kommiſſion gemäß ber 
Regierungdvorlage vorgejhhlagene Neuerung — alio der 
Wegfall des Vorbehalts — Hr bie zahlreihen Berufs: 
mufifer, namentlih für die ärmeren berfelben, bon fehr 
bedeutendem Nadtheil it. E3 kommt in Betradht, daß 
biefe ärmeren Berufsmufiler — wir haben doch, da wir 
heutzutage Sozialpolitik treiben, auch 3.8. die vielen Taufende 
von herumziehenden Muſilern zu ſchützen — es fommt 
alfo in Betracht, daß fie bei ihren färglihen Einnahmen 
gar nicht im der Lage fein werben, da nod an die Kom— 
poniften oder die Verleger, wenn letzteren das Aufführungs- 
reht abgetreten ift, einen Tribut zu zahlen. Dann tft 
ferner zu beadten, was der Herr Abgeordnete Richter 
fagte: es wird ganz beſonders biefen ärmeren Berufs— 
mufifern ſchwer werden, in Erfahrung zu bringen, an wen 
fie fi wenden müſſen, um die Erlaubniß zur öffentlichen 
Aufführung der Mufikftüde zu befommen. Es wird aud 
häufig infolge von Nechtäunfenntniß von dieſen ärmeren 
Berufömufitern in gutem Glauben eine Mufittompofition 
vorgetragen werden, zu der fie erit die Genehmigung bes 
Autors nöthig gehabt hätten. Die Folgen werden dann zahl: 
reiche Prozefje fein, ſowohl Strafprozeffe als Zibilprozeſſe. 

Dieine Herren, ber Herr Kollege Dr. Spahn hat 
hervorgehoben, der Schwerpuntt hinfichtlih des Auffüh- 
Sa, dann bin 
ih der Meinung, daß man die Sache etwas anders hätte 
faffen müſſen. Man hätte vielleicht fagen können: bei 
allen Kompofitionen, zu deren Bortrag nad ben Noten 
des Komponiften fünf Mitgliever oder mehr nöthig find, 
fol fein Vorbehalt nöthig fein, die follen aud ohne den 
Vorbehalt geihügt fein gegen öffentliche Aufführungen. 
Meine Herren, ich rege bied an, ba gerabe bie Haus: 
muſik, die nicht zum öffentlichen Vortrag beftimmit ift, doch 
in der Regel nur bon einer bis vier Perfonen geübt wird. 

Auf 8 27 will ich nicht eingehen, da die Herren, 
welde Anträge zu demfelben geftellt haben, nod nicht 
mit ihrer Begründung gehört worden find. 

Ich theile, das will id zum Schluß erwähnen, bie 
Anfiht mehrerer Herren, namentlih des Abgeordneten 
Richter, daß der beabfihtigte große Verein ſchwere Bes 
benten gegen fid hat. Wenn ich Komponiſt wäre, ich 
wiirde jo leicht dieſem Verein nicht beitreten, da nad) 
erfolgtem Beitritt es dem beigetretenen Komponiſten fehr 
ihwer fein wird, unter Umftänden einen angemeflenen 
Antheil an ben Summen, die ber Verein zu bertheilen 
bat, zu erhalten. 

räfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Stuntsfelretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staatö- 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ich möchte mir zunächſt ein 
Wort geftatten zu der Kritil, welche der Herr Abgeordnete 
Dr. Rintelen an der Faſſung unferes Entwurfs geübt hat, 
ber er in feinem Antrage eine beflere Faſſung entgegen: 
gefett zu haben glaubt. Er monirt, daß wir im Entwurf 
aeiprohen haben von Bühnenwerfen und daneben von 
Werken ber Tonkunft, indem er bemerkt, daß die Opern 
ſowohl unter die Bühnenwerke als auch unter die Werke 
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der Tonkunſt fielen, daß infolge deſſen eine Unklarheit 
entitehe, die befeitigt werden müfle. Cine Unflarheit ent: 
fteht im Entwurf injofern nicht, al3 die Bühnenmwerfe und 
bie Werke der Tonkunft unter biefelben Grundbfäge geftellt 
werden. Ob Sie nun die Opern als Bühnenwerfe anſehen 
wollen oder als Werke der Tonkunft oder als beides, ift 
gleichgiltig; die Grundfäge, welche für fie zur Anwendung 
fommen, jind nad der Faſſung des Entwurf3 ganz zweifel- 
108, und ein Irrthum kann da nicht entitehen. Ich glaube, 
der Herr Abgeorbnnete Dr. Rintelen hat den Entwurf nad 
diefer Richtung doch nicht durchdacht. 

Ih muß ihm aber metnerfeitd den Vorwurf, ben er 
gegen unfere Faſſung erhebt, bezüglich feiner Faſſung 
zurüdgeben. Er unterfcheibet in feinem Vorſchlag zwiichen 
Bühnenwerfen und mufifaliihen Werfen und meint nun, 
ben Opern ihre richtige Stelle bei den Bühnenwerlen an: 
gewiefen zu haben. Ya, das ift eine petitio prineipi. Die 
Dpern gehören auch zu den mufifalifhen Werfen im Sinne 
unferes Entwurfs. Es wird alſo aud hier ein Unter— 
ſchied gemadt, der für bie Opern feine flare Stellung 
ergiebt; man fann fie unter die Bühnenmwerfe bringen, 
aber aud unter die muſikaliſchen Werke; und da der 
Antrag Nintelen für dieſe beiden Kategorien verſchiedene 
Grundſätze aufftellen will, fo trägt er eine Unklarheit in 
ben Entwurf hinein, bie nicht flatthaft ift. 

Nun zur Sache felbit. Ich erinnere an dad, was 
bad Gefeß von 1870 gewollt Hat, was nad) meiner 
Meinung dasfelbe ift wie dad, was unfer Entwurf er: 
zielen will. Das Geſetz von 1870 ftand geradefo wie 
unfer Entwurf auf dem Standpunkt, daß jeder Komponift 
nn kann Honorar für feine Kompoſition, fobald fie 
öffentlih aufgeführt wird, und daß ſich fein Komponiſt 
zufrieden zu geben brauche damit, daß ſchon die Noten 
bezahlt werden, daß in ber Bezahlung der Noten an 
und für fih noch nicht dad Honorar liege für Die 


treffen habe, daß der Komponiſt aud) 
öffentliche Aufführung feine Vergütung erhalte, 
fallö er bieje verlangt. Nun geht das Geſetz von 1870 
von der Vermuthung aus: ber Negel nad) wird ber 
Kompontft, namentlich der junge Komponift auf Honorar 
feinen Anſpruch erheben; deshalb darf man ohne weiteres, 
wenn feine ausdrückliche Willenserllärung nad dieſer 
Nichtung vorliegt, * er giebt ſein Werk der 
——— preis; deshalb ſollen diejenigen Komponiſten, 
die ihr Werk der Oeffentlichkeit nicht preisgeben wollen, 
einen entiprehenden Morbehalt ausdrücklich bei ber 
Publikation bed Wertes vermerken laſſen. Diefe Beftim- 
mung wurde damals getroffen Ilediglih in der Voraus— 
fegung, daß die Welt der Komponiften mit einer ſolchen 
Regelung einberftanden ſei; Lediglich im Intereſſe ber 
Komponiften ift damals, und nicht, wie ich dem Herrn 
Abgeordneten Richter gegenüber hervorheben möchte, mit 
Nüdfiht auf dad allgemeine Wohl und das Publikum, 
der geſetzliche Schuß in dem Vorbehalt gefunden. 

Nun, meine Herren, laffe ih bahingeftellt, inwieweit 
die Vorausfekung, von ber das Gele von 1870 ausgeht, 
damals thatjächlich begründet war. Das fteht aber feit, 
daß fie zur Zeit nicht mehr begründet ift; zur Zeit ift bie 
Bermuthung, dab die Komponiften, wenn fie ein Wert 
veröffentlichten, der Negel nach auf ein befonderes Honorar 
für die Aufführung verzichten wollten, nicht mehr be— 
rechtigt. Und wenn ber Herr Abgeordnete Rintelen zur 
Begründung feines Antragd bier gelagt hat, die Som: 
poniften dächten nicht daran, wenn fie Kompoſitionen ber: 
öffentlichten, auf ein Honorar für die Aufführung Anſpruch 
zu erheben, fo, glaube ich, fteht daS mit der Wirklichkeit 
nicht im Einflang. Auch wir haben und darüber unters 
richtet, und ih glaube, wir find berechtigt, zu jagen, daß 
nad den Informationen, die wir im Laufe der Jahre 
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(Dr. Nieberbing. ) 


(A) aus weiten Streifen der mufifalifhen Welt gefammelt 


haben, der Negel nah der Komponiſt, auch der junge 
Komponift und auch für kleinere Kompofitionen Anſpruch 
auf ein Honorar erhebt, wenn er ein Werk herausgiebt 
und für dieſes Merk die öffentlihe Aufführung in 
Nusfiht nimmt. Wir würden deshalb, wenn wir 
auf dem Standpunfte des Geſetzes von 1870 bleiben 
und dem Somponiften nur in dem alle eined aus— 
drücklichen Vorbehalt ein Honorar zubilligen wollten, 
den thatfählihen Werhältnifien nicht Rechnung 
tragen, fondern im Gegentheil und mit ben thatjächlichen 
Zuftänden in Widerſpruch ſetzen und das Geſetz auf einem 
runde aufbauen, der ber Mirklichkeit nicht entipridt. 
(Einfach diefe Veränderung in den Verhältniſſen feit 1870 
ift e8, die und davon auszugehen zwingt, daß jede Kom— 
pofition, wenn fie veröffentlicht ift, den Autor zu einem 
Honorar beredtigt, auch wenn er einen Vorbehalt nicht 
gemacht hat. Ich glaube, es fann gar fein Zweifel dar: 
über beftehen, daß bie übergroße Mehrheit der Werleger 
und Komponiften in diefem Punkte einverftanden ift troß 
ber ———— Intereſſen, die ſie zuweilen ver— 
treten, und daß, indem wir den Satz des Entwurfs auf— 
ftellen, wir fomwohl den Wünſchen der KHomponiften als 
auch denjenigen der Verleger entgegentommen. 

Die Stellung unferer Künſtlerwelt auf mufifaliichem 
Gebiete hat ſich in dem legten drei Dezennien ganz außer: 
ordentlich entwidelt; die Künſtler find an Selbtbemußtfein 
gewachſen, was ihnen früher zum Theil ganz fehlte, und 
diefes Selbftbewußtiein ift geſtärkt an dem Betipiel, das 
ihnen die Autoren anderer Nationen gegeben haben. Sie 
haben geſehen, daß in andern Nationen die Geſetzgebung 
den Stünftlern ohne weiteres, wenn ſie ihre MWerfe ver: 
öffentliht Haben, auch Anfpruh auf Honorar zubilligt; 
fie haben fi) die Frage vorgelegt: weshalb follen wir 
in Deutfchland fchlechter ftehen, ald unſere Kameraden 
Sie haben fih auch gefragt: weshalb 
follen wir in Deutichland als Komponiſten Schlechter ftehen 
als die Nutoren literarifcher, zur öffentlichen Aufführung 
beftimmter Werke? Aud ein Dramatifer befommt fein 
Merk bezahlt vom Verleger; deſſen ungeadtet wird 
niemand die Prätention aufitellen wollen, daß die Geſetz— 
gebung zu dem Stanbpunfte zurüctehren ſollte, wonach 
alle Aufführungen dramatiiher Werke num frei fein ſollen. 
Mit Recht wirft der Komponiſt die Frage auf: weshalb 
follen wir bezüglich unferer Kompofitionen fchlechter ftehen 
als der Autor, der eine, wenn auch nur Heine, dramatische 
Nrbeit veröffentliht und ohne weiteres Schuß genießt, 
Anſpruch auf Honorar hat, fobald eine öffentliche Aufführung 
ſtattfindet. 

Dies iſt der Standpunkt, auf dem die Geſetzgebung 
in Frankreich, Italien und Belgien ſteht, und dies iſt der 
Standpunkt — was ſchon der Herr Abgeordnete Müller 
herborgehoben hat —, auf den die internationale Ent— 
wicklung mehr und mehr hindrängt, wie ſie auf dem 
Pariſer Kongreß 1896 hervorgetreten iſt, als damals in 
ben Verhandlungen der lebhafte Wuuſch ausgeſprochen 
wurde, die Geſetzgebung der einzelnen Staaten möge nun 
ben Weg beichreiten, den die Geſetzgebung Frankreichs, 
Italiens und Belgiens beichritten hatte, und das Honorar 
der Stompontiten gegemüber den öffentlichen Aufführungen 
unabhäugig machen von dem Vorbehalt. Solchen An— 
regungen in ben internationalen Beziehungen haben wir 
eine gewiſſe Pflicht Nechmung zu tragen, wenn wir, worauf 
wir doch einen großen Werth legen müſſen, an der 
Führung in biefen internationalen Berhandlungen bes 
theiligt bleiben wollen! 

(Sehr richtig!) 
Auf welhen Standpunkt fommen wir, wenn wir an ber: 
artigen internationalen Grörterungen ſympathiſch theils 
nehmen und dann zu Haufe Geſetze machen, bie mit ben 


Anfhauungen, welche auf ſolchen internationalen Tagen 
vertreten wurden, in geradem Widerſpruche ftehen! 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich glaube deshalb, man darf fagen — und darin hat 
der Herr Abgeordnete Müller nad) meiner Meinung das 
richtige Wort ausgeſprochen —, nidt nur in denjenigen 
Staaten, die jegt die Führung auf dieſem Bebiete haben, 
befteht ein Recht, wie wir es bei uns einführen wollen, 
fondern in naher Zukunft wird dieſes Recht auch in ben 
übrigen Kulturſtaaten Europas feine Stelle einnehmen. 

Nun ift der Herr Abgeordnete Richter auf die Frage 
gekommen, weſſen Intereſſe durd eine Beftimmung, wie 
wir fie hier vorfchlagen, hauptjählid; gedient werde, und 
er hat fie zu meiner leberrafhung dahin beantwortet, dem 
Intereffe der großen Autoren, der angejehenen Stomponiften 
werde dadurch entſprochen. Nein, das ift nicht richtig. 
Ich begreife nicht, wie der Herr Redner zu dieſer Kur. 
faffung gelangt. Die großen Autoren, die am und fir 
fih Anſehen in der muſikaliſchen Welt geniehen, brauchen 
ein Geſetz nah Art unferes Entwurfes gar nicht; die 
fommen mit ihrem Vorbehalt aus und können alle ihre 
Werke unterbringen, auch wenn der Borbehalt daranf fteht. 
Aber die feinen, bie jungen Somponilten, die heran: 
wachſenden Talente find nicht in der Lage, gegenüber der 
Oeffentlichkeit, dem * erſtande, dem Stande der 
Konzertunternehmer mit ihren Werken ih La et 
wenn baranf der Vorbehalt gefegt werben foll; bie find 
genöthigt, ihre Werke preiszugeben, und würden fonft, 
worauf doc jeder Künſtler allerdings vor allem Werth legt, 
zur Deffentlichfeit nicht gelangen können. Diefe werben 
geihügt, wenn, wie im Entwurf allgemein ftatwirt wird, 
jeder Künſtler einen Anſpruch darauf hat, daß ihm ein 
Honorar gezahlt wird, fobald fein Werk öffentlich auf: 
geführt wird, aud wenn fein dahin gehender Vorbehalt 
auf dem Werke gemadjt wird. 

Sodann muß ich meiter fragen: weſſen Intereſſe 
wird denn bei dem geltenden Geſetz gedient? fir wen 
wirft das Recht, wie es jetzt beiteht? —— und dagegen: zu 
weflen Gunsten wird das Recht wirken, wie es unjer 
Entwurf hergeitellt zu jehen wünſcht? Gegenwärtig fommt 
der Mangel des Borbehalt3 an Werken junger Stomponiften, 
die nicht in der Lage find, gegenüber ihren Herausgebern 
den Morbehalt zu erzwingen, wejentlih den Unter— 
nehmern bon Konzerten zu statten. Für das Publikum 
iſt e3 gleihailtig, das zahlt fein größeres Eintrittsgeld 
bei Werken, die geſchützt, als bei Werken, die frei find. 
Aber für den gewerblichen Unternehmer von Konzerten 
ift es feineswegs einerlei: er muß dem Komponiften im 
dem einen ‚Falle ein Honorar gewähren, in dem auderen 
braudt er es nicht. Unter dem jebigen Necht fteht die 
große Mafle der Komponiſten den Konzertunternehmern 
gegenüber mwehrlos da. Wir wollen ihnen eine Waffe in 
die Hand geben, daß fie den ihnen gebührenden Antheil 
an den Aufführungen erhalten können. Diefer Unlerſchied 
in der Geleggebung hat auch feine jozialpolttifche We: 
deutung. 

Dann ift die Ausführbarfeit unferes Vorſchlages be: 
zweifelt worden, und es find eine Menge Fragen geitellt, 
die in dev Theorie fehr gefährlich lauten: man müſſe fich 
immer erfundigen, wo der Mutor wohne, wo ſich der Ver- 
feger befinde, ob der Mutor noch am Leben, fein Werk 
noch geſchützt ſei u. ſ. w. Das find alles Fragen, um 
Sie ſcheu zu machen gegenüber den Beſtimmungen des 
Entwurfs; in der Praxis werden ſich die Dinge ſehr einfach 
geſtalten, in der Praxis wird das Bedürfniß von ſelbſt 
zu den hier aushelfenden Organiſationen führen, gerade 
wie das in anderen Ländern geſchehen iſt, ohne daß be— 
ſondere Beläſtigungen für die Komponiſten und für die 
Unternehmer dabei entſtanden wären. Ich gehe dabei auf 
die Frage der deutſchen Anſtalt für die Komponiſten nicht 
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(A) ein; ber Herr Abgeorbnete Nintelen bat diefe Sadıe mit 


Recht einitweilen noh als Zukunftsmuſil bezeichnet. 
Nud ohne diefe Anitalt wird das Gefeß leben und 
wirfen fönnen ohne erheblihe Schwierigkeiten; dem 
ſehr bald werden zu ben Mgenturen, bie wir 
jest ſchon auf dieſem Gebiete Haben, Konzert— 
agenturen und ähnliche, die ald Vermittler fich anbieten, 
neue Stellen hinzulommen, die über alle Fragen 
leicht erreihbare Auskunft geben, bei denen aud) etwaige 
Abgaben für die Aufführungen entrichtet werden können, 
bie nad dem Geſetz dem Komponiften gebühren. Nach 
biefer Nichtung, glaube ich, brauden wir uns feinen Be: 
forgnifjen hinzugeben; e3 liegen nirgendiwo in der Melt 
Erfahrungen vor, welche ſolche Beſorgniſſe begründen 
fönnen. Meine Herren, wir haben an dem Geſetzentwurf 
brei Jahre gearbeitet, wir haben Sadveritändige aus 
allen Streifen gehört, wir haben einen eriten Entwurf 
und einen zweiten Entwurf der Deffentlichkeit zur Kritik 
übergeben: nad diejer Richtung hin find uns niemals 
ernſte Bedenken entgegengetreten; im Gegentheil, die Bes 
————— die wir vorgeſchlagen haben, haben, glaube 

„in ber öffentlichen Meinung einen freundlichen 
Wiederhall gefunden, und ich glaube, Sie handeln nicht 
egen das Intereſſe der Allgemeinheit, wohl aber fir das 
Intereſſe der KHomponiften, wenn Sie die angefochtene 
Beitimmung annehmen. Tragen Sie fein Bedenken, dies 


zu thun. 
(Bravo! rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Her Abgeordnete 
Traeger. 

Traeger, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde mich 
dem verbündeten 8 27 zuwenden, ba ich meine, daß die 
übrige Materie hinreichend erſchöpft if. Ich kann nur 
jagen, daß id) all dem, was gegen den Antrag Rintelen 
ausgeführt ift, vollfommen zuitimme und namentlich 


(B) darauf aufmerkſam mache, was der Herr Staatsſekretär 


ſchon gethan hat, daß er einen Bruch mit dem Brinzip 
des vorliegenden Gejeged bedeuten würde. Der Antra 

Rintelen ift nichts weiter, als eine Neprobuftion bes $5 

des Gefeßes vom 11. Juni 1870 und paßt bier nicht 
hinein, weil das Prinzip ein verfchtedenes ift. Dagegen 
gehören allerdingd die beiden Paragraphen, die wir jetzt 
behandeln, zuſammen, weil fie auf einem Prinzip beruhen, 
und weil fie eine von den Stellen find, auf denen ſich die 
beiden Anfhauungen, welche über das geiltige Eigenthum 
landläufig find, begegnen. Giebt cd doch auch noch heute 
feine einheitlihe Anjhauung, feinen einheitlihen Begriff 
für das geiftige Gigenthum, jondern, wie id ſchon jagte, 
nad) zwei Richtungen hin gehen die Meinungen aus: 
einander, bon denen ich die eine beiläufig nicht 
etwa als als engberzig, ſondern mit dem ſchönen 
Epitheton „ideal“ bezeichnen will, während die andere 
von den Vertretern der anderen Richtung ER mit Unrecht 
als die juriftifche bezeichnet wird. Es find feine juriftifchen 
Begriffe, die hier entwidelt werben follen, jondern es ift 
dad Bemühen, den idealen Standpunft mit dem realen 
zu verſöhnen. Es ift vielleiht ein Kompliment für bie 
beutihe Nation und ihren Idealismus, daß bei uns fehr 
fpät die Idee des geiftigen Eigenthums zum Durchbruch 
gelommen ift, und weil der Begriff eben ein verhältniß— 
mäßig noch neuer ift, fo find auch — ımd das läßt fid 
leicht begreifen und entſchuldigen — Biele der Meinung, 
man könne nur mit äußerfter Zaghaftigkeit in diefer Be— 
ziehung vorgehen. Diefe Anihauung, welde id; befämpfen 
möchte, gebt davon aus, daß das geiftige Eigenthum 
eigentlih gar fein wirklicher eriftenter Begriff, ſondern 
mehr ein Wohlwollen gegen diejenigen ift, die im Befite 
bed geiftigen Eigenthums fid befinden. Es giebt Leute, 
die meinen, daß eigentlich die geiftig Schaffenden, Dichter, 
Mufiler, die Sache gar nicht für fih behalten und ver 





werthen bürften, fondern daß die Nation, das Volt, ge— 
rechten Anſpruch auf die Früchte ihrer Thätigkeit hätte, 
und wiederum Andere meinen: was will denn fo ein 
Mann, der kann ja froh fein, wenn überhaupt um 
Gotteswillen er aufgeführt, gelungen und deflamirt wird; 
er hat feinen höheren Ehrgeiz, er will bekannt werden, 
und wir verhelfen ihm dazu. Nun meint der Herr Kollege 
Rintelen, daß am mwenigften ber geiftig Schaffende — er 
fpezialifirte e& auf die Komponiften, man kann es auf 
alle ausdehnen — an ein Honorar dächte. Ya, ich glaube 
ſehr gern, daß der Dichter, Komponift im Naufche ber 
Begeifterung, in der ZN bes Schaffens, an nichts 
weiter denkt ald an dad Werk, welches er herborbringen 
will. Wenn aber dad Wert fertig vorliegt, dann hat er 
das und zwar fehr gerechtfertigte Beſtreben, dad Merk 
auch an den Mann zu bringen; denn davon lebt er ja 
größtentheild, es ift ja fein Beruf, und die Erträgnifie 
des Berufs müſſen ihm eben die Ausübung diefes Berufs 
ermöglichen. Jeder andere Arbeiter, Schöpfer, von dem 
wird ganz felbitverftändlich angenommen: der Mann thut 
ed nit umſonſt. Warum foll der Dichter, der Komponift 
das umſonſt thun? Mllerdingd tragen wir aud) ber 
idealen Richtung infofern Rechnung, al3 wir meinen, daß 
es Verhältniſſe giebt, unter denen der geiftig Schaffende 
feine Schöpfung der Allgemeinheit koſtenfrei zur Ber: 
fügung ftellen fol. Aber man darf darin dody nicht etiwa 
zu weit gehen! 

Nun, meine Herren, der S27 enthält Fälle in denen 
es dem Urheber auferlegt wird, fein Urheberrecht nicht 
geltend zu machen. Dieſes Urheberrecht, welches, wie ber 
Herr Staatdjekretär und alle Andern, die vorhin geredet 
haben, im Ginverftändnig mit ihm gefagt haben, durch 
diefe Vorlage geſchützt werben foll, hat gewiffermaßen 
auch Ghrenverpflictungen gegenüber der Allgemeinheit, 
und derartige Verpflichtungen find im $ 27 der Vorlage 
enthalten. 

Nun haben wir und erlaubt, die wir den Antrag 
auf Nr. 236 der Drudjahen geitellt haben, unfere 
Meinung zu präzifiren gegenüber den Kommiſſions— 
beſchlüſſen. Wir find damit einveritanden, daß öffentliche 
Aufführungen eines erſchienenen Werkes der ZTonkunft 
ohne jede Honorirung des Urhebers zuläffig find bei Ber: 
anftaltungen im Bereiche der Militär- und Marines, der 
Kirchen, Schul: und Gemeindeverwaltung, wenn Die 
Hörer ohme Entgelt zugelaflen werben, und die Veran: 
ftaltungen feinem gewerblichen Zwede dienen. Der 
Grund ergiebt fi von ſelbſt. Ebenſo bei Volks— 
feften. Hier geichieht dad im Intereſſe ber All: 
gemeinheit, im Sntereffe der Mufitpflege im Volke. 
Menn die Mufitfefte ausgenommen jind, J verſteht ſich 
das wiederum von ſelbſt; denn die Muſikfeſte ſind Ver— 
anſtaltungen, die den Zweck haben, hauptſächlich auch 
dem Erwerbe zu dienen. Und endlich auch bei Veran— 
ſtaltungen, deren Ertrag ausſchließlich für wohlthätige 
Zwecke beſtimmt iſt, und bei denen die Mitwirkenden 
feine Vergütung für ihre Thätigfeit erhalten. Auch das 
ift felbftverftändlid, und ic) dar wohl, ohne Widerſpruch 
zu erfahren, behaupten, dab die Kunſt und die Künſtler 
überall mit dem größten Vergnügen und der größten Be: 
reitwilligfeit in den Dienit der Wohlthätigkeit ſich geftellt 


haben. 
(Sehr richtig!) 

Zu diefer Nummer hat der Herr Kollege Nintelen ein 
Amendement eingebracht, wonach, wenn einer von denen, die 
ihre Mitwirkung zugefagt haben, plöglich frank wird, uud 
ein anderer als Erſatz geftellt werden muß, der das nicht 
umfonft thun will, diefe Beftimmung hier trogdem platz— 

reifen joll. Nun, meine ich, ift benn das dod) etwas zu 

afuiftiih. Das iſt ein fingulärer Fall, der vielleicht nicht 

jehr häufig vorfommt, der aber, wenn er geſetzlich normirt 
295* 
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(Traeger) 


(A) würbe, doc eine Handhabe geben könnte, das Geſetz und 


feine Wohlthaten zu umgehen. 
(Sehr wahr! links.) 

Alſo gegen diefed Amendement würbe ich mid) ausſprechen. 

Nun aber fteht Hier im $27 unter 3 der Kommiſſions— 
beichlüffe: es follen berartige öffentliche Aufführungen 
ebührenfrei, d. 5. ohne Abgabe an den Urheber, ftatt- 
Be fönnen, wenn fie von Vereinen veranitaltet werben, 
und nur die Mitglieder fowie die zu ihrem Hausftand 
gehörigen Perfonen als Hörer zugelaffen werden. Nun, 
dab dagegen die Komponilten und zwar mit großem Eifer 
fi) wehren, das kann ihnen fein Menſch verbenfen, und 
diejenigen, welche fir dieſe Beftimmung eintreten, haben 
hauptiächlich zwei Dinge vor Augen. Ginmal wird immer 
von den Heinen Gefangvereinen geſprochen, berem fehr 
erfprießliche Thätigkeit man dadurch nicht hemmen bürfte, 
und auf der anderen Geite glaubt man, daß mit 
biefen Aufführungen eine gewiſſe Unentgeltlichkeit vers 
bunden ſei. Dem ift aber nicht jo. Im Gegentheil, 
wenn Sie e8 bei dem Geſetz belaffen wollen, fo würden 
Sie eine Menge SKompofitionen vollitändig ertrags: 
unfähig maden. Es tft eine befannte Thatſache, daß in 
Deutichland das Vereinsweſen und namentlih das Mufit: 
vereindwefen in äußerfter Blüthe fteht, und daß fat jede 
Stabt über einen ober zwei derartige Vereine verfügt, 
die nicht bloß etwa fleine Männergefangvereine, fondern 
wirkliche Mufitvereine find, die alljährlich mehrere gem 
ihren Mitgliedern präfentiren, in denen mit großem often: 
aufwande fie die beiten Vokaliſten und Inftrumentaliften 
zu bören befommen. Wenn alio biefe Vereine Geld 
haben, um bie Künftler zu bezahlen, warum follen fie 
dann die Abgabe an den Autor nicht auch noch bezahlen 
fönnen? Und umentgeltlih ift es durchaus nicht, Die 
Leute bezahlen nur nicht das Entgeld an die Stafle, 
ſondern fie geben ihren Jahresbeitrag, der bie Konzerte 


(8) in Summa bezahlt, wofür fie den Anfprud auf eine be= 


ftimmte Anzahl von Konzerten im Fahre haben. 

Das war auch die Auffaflung der Regierungen, —* 
das frühere Geſetz von 1870 vorlegten. Da iſt ja auch in 
$ 50, den Herr Ytintelen in dieſes Gefeg einführen will, 
von einem Recht, dramatiihsmufitaliihe Aufführungen 
öffentlich zu veranftalten, die Nede, und die Motive dieſes 
Geſetzes beichäftigen fi damit, den Begriff der Deffent- 
lichkeit, der ja unter Umftänden fehr zweifelhaft fein kann, 
zu prägzifiren, und ba heißt es dann: 

Ebenſo werden Aufführungen vor den zuhörenden 
Mitgliedern eines mufifalifchen Vereins (in denen 
nicht? als Abonnenten auf eine gewiffe Art und 
Anzahl von öffentlihen Vorftellungen zu erbliden 
find) meiften® den öffentlichen Aufführungen 
gleichitehen. 
Dagegen läßt fid) gar nichts erinnern. Das Entree ift 
eben pränumerando im Abonnement zufammen bezahlt. 
Warum foll der Autor alſo vollftändig rechts- und ſchutz— 
108 fein? 

Nun muß man annehmen bei der groben a. 
diefer Vereine, daß die Aufführungen im dieſen Vereinen 
jede andere Aufführung, wenn nicht unmöglich machen, fo 
doch die Zahl derfelben außerorbentlih herabmindern 
müſſen, und namentlid giebt es gewifle Arten von Mufit, 
die hauptfächlich in biefen Vereinen gepflegt werden: das 
it die ernfte Muſik. Größere Tonwerke, Kammermufit, 
Dratorien u. ſ. w. werben meiſt bon ihnen ausgeführt. 
Die leichte Mufik, die Tingel-Tangelmufit hat davon nichts 
zu fürdten, deren Autoren werben nad) wie vor bezahlt; 
denn es giebt wenige Vereine oder gar feine, die derartige 
Mufit aufführen. Alſo würde es, nad) meiner Meinung, 
eine außerordentliche Ungerechtigkeit gegen die Autoren fein. 

Nun kommen die feinen Gefangvereine. Warum 
follten denn die eine Ausnahme mahen? Jedenfalls 





werben fie doch nur nad) ihren Mitteln und nach ihren (©) 


Verhältniffen zur Zahlung verpflichtet fein. Man jagt 
immer, im Intereſſe der Mufifpflege felen derlei Be- 
ftimmungen zu treffen. a, meine Herren, Mufikpflege ift 
etwas ſehr Schönes, und die wichtigſten Träger ber 
Mufitpflege find eben die Komponiſten, bie den Geſangs— 
und Hörluftigen das Material liefern. Aber wer fagt 
denn, daß fie im Intereſſe der Mufitpflege das umſonſt 
thun müfen? Wenn ein folder Verein fi 3.8. Inſtru⸗ 
mente ausborgt, jo wird es feinem Menſchen einfallen 
und am wenigiten dem Werein felber, daß er von dem 
Inftrumentenverleiher die Sachen umfonft befommit; aber 
dad Merk des Autors will er umſonſt haben. 

Nun iſt vorhin ſchon, und man kann das aud) 
diefen Punkte nicht umgehen, von der Vereinigung der 
Somponiften die Rede geweien, melde fi auf Grund 
biefed —— bildet. Nun, meine Herren, ich würde 
es mit großer Genugthuung und mit großer Freude be— 
grüßen, wenn ein derartiger Verein zu Stande käme, der 
durchaus nicht etwa von vornherein von oben herunter 
geringſchätzig behandelt zu werden verdient, ſondern der 
wirklich einem allgemeinen Bedürfniß des Publifums und 
ber Betheiligten dient. Die bekannte Pariſer Société des 
Auteurs hat ſich in einer langjährigen Wirkſamkeit ein 
derartiges Anfehen und eine derartige Bebeutung erworben, 
daß — id Habe hier das Mitgliederverzeihnig — faft 
alle unfere namhaften deutichen Komponiften und bie 
nambafteiten unferer Mufifverleger diefem Bereine bei: 
getreten find. Diefer Verein hat gerade die Aufgabe und 
die Möglichkeit, diejenigen Intereffen, welde hier gewahrt 
werben jollen, auszugleichen. Ein derartiger Verein würbe 
in ber Lage fein, jedenfall den fjogenannten kleinen 
Mufitvereinen billige Preiſe zu gewähren. 

Dann nod eins, meine Herren, wa3 auch außers 
orbentlih wichtig iſtt Wenn Sie die Ziffer 3 ftehen 


laffen, dann bat der Autor mamentli eines größeren (D) 


und ernfteren Werd auf die Aufführung feines Werks 
gar feinen Cinfluß mehr. Glauben Sie mir — Sie 
wiffen dad alle felbit auch —, daß außerordentlich viel 
ankommt auf das erfte Auftreten nicht bloß eines Menſchen, 
fondern auch eines Werks. Sehr viele Werke find daran 
zu Grunde gegangen oder erft fpäter unter günftigeren 
Verhältniffen zur Geltung gefommen, weil ihre erfte Bor: 
und Aufführung eine außerorbentlih mangelhafte war. 
Deshalb haben gerade die Bühnenfchriftfteller, haben bie 
Dperntomponiften ein außerordentli großes Intereſſe 
daran, fih den Ort ber eriten Aufführung felbft aus— 
aufuchen. Aus dieſem Grunde wird ja aud Berlin 
außerorbentlidy bevorzugt, weil Berlin nun einmal an der 
Spige ber ntelligenz und des Geſchmacks zu marſchiren 
allgemein tm Verdacht fteht. 
(Heiterfeit.) 

Iſt das aber nicht, fo kann jeder beliebige Verein eine, 
wenn auch mangelhafte, erfte Aufführung eines Werkes 
zu Mege bringen, und dann ift das Scidfal des Wertes 
meiſtentheils beftegelt. 

Ich meine, das find alles Gründe, deren Billigfeit 
von ſelbſt in die Mugen ſpringt. Wir wollen ja aud) 
die Muſik pflegen, wir wollen auch die allgemeine Bildung 
fördern; aber wie fommen denn gerabe die Leute, die am 
meiften, am angeftrengteiten, am erfolgreidhften dafür 
arbeiten, dazu, ihre Arbeiten nicht bezahlt zu bekommen? 
Das fogenannte geiftige Eigenthum bringt ſchon ein Opfer, 
das nicht hoch genug — werden kann in ſeiner 
zeitlichen Begrenzung. enn heute ein Vater durch Mühe 
und Arbeit ſich ein Rittergut erworben hat und es ſeinen 
Nachkommen hinterläßt, ſo würde man jeden auslachen, 
ber jagen wollte: nad 30 Jahren fällt aber das Rittergut 
ber Allgemeinheit anheim. Meine Herren, die Allgemeinheit 
ftände fi wahrſcheinlich noch beffer, wenn ihr die Ritter: 


(B) während die Mittelöperfonen 
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A) güter zufielen anftatt diefer geiftigen Werke. Nun hat ber 


ann, der auf dieſem Gebiete gearbeitet hat, fein 
Rittergut erworben, er hat aber Werke Hinterlaffen, deren 
Grtrag jehr wohl dem eines Nitterguts gleichſteht. Nach 
30 Jahren — bie Borlage will es ja verbeffern und 
jagt: nad 50 Jahren — kommt die Allgemeinheit und 
jagt: mun, her damit! Meine Herren, man darf nicht zu 
weit gehen im Schutze des getftigen Eigenthums, man 
darf aber auch nicht zu weit zurüdbleiben hinter beit be- 
rechtigten Forderungen, die das geiftige Eigenthum mit 
fih bringt, und es Handelt ſich bier um eine derartige 
Forderung. ch bitte Sie daher, gegen ben Antrag 
Rintelen und für unfere ee zu 8 27 zu ftimmen. 

(Bravo! links.) 

PVizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, ift ftimme 
meinem Herrn Vorredner im allgemeinen zu, wenn id) mir 
auch nicht alle feine Argumente zu eigen machen möchte. 
Auh ih möchte Sie bitten, den Antrag Rintelen auf 
Nr. 242 abzulehnen und den Antrag, der meinen Namen 
trägt, zu $ 27 anzunehmen. 

Was die Ablehnung des Antrags Rintelen anlangt, 
fo ift fie von den Herren Abgeordneten Dr. Spahn, 
Dr. Müller en) und —— ausgiebig begründet 
worden, und ich habe nur wenig hinzuzufügen. Nach dem 
biöherigen Rechtszuſtande und nah der Annahme des 
Antragd Dr. Nintelen wäre es möglid, daß bei einer 
mufitalifhen Aufführung der Sonzertunternehmer Zehn: 
taufenbe, bie Diva ober ber erite Tenor Taufende ver— 
dient, während ber eigentlihe Schöpfer dieſes Genuſſes 
volftändig leer ausginge. Daß das ein Mikverhältniß 
ift, wird auch ber zugeben, der auf dem Boden des 
Antrags Rintelen fteht. Derjenige, der das Kunſtwerk 
eigentlih ind Leben gerufen hat, fol Teer ausgehen, 

überreih entlohnt werden! 

63 kommt ferner hinzu, daß die ganze Komponiſtenwelt 
auf bem Boden bed gu fteht und in dem biöherigen 
Zuftand oder in ber Annahme bed Antrags Rintelen eine 
fchwere Schädigung erblidt. Ich pam, es wird wenige 
Komponiften geben — id) habe feinen gehört —, die ſich 
anders ausgeſprochen haben. Nun find wir Reichstags— 
abgeorbnete ja im allgemeinen die Mügften Leute, die ſo— 
gar beffer wiflen, wo die anbern der Schuh drüdt, als 

iefe jelbft; aber in etwas müflen wir doch auch bie 
Meinung diefer auf und wirken laffen. Und wenn bie 
Komponiften fid) durch diefen & 11 nicht geihädigt, ſondern 
eförbdert fühlen, und zwar in ihrer überwiegenden Mehr: 
eit, ja faft in . Geſammtheit, fo muß das auch auf 
die Hügften Neihstagsabgeorbneten wenigſtens einigen 
Eindrud machen. enn geſagt wird, die jungen 
Komponiften könnten dadurch geihädigt werden, daß fie 
überhaupt nit mehr zur Ausführung gelangten, wenn 
das Aufführungsreht grundfäglich vorbehalten bleibe, jo 
ift dagegen anzuführen, daß es feinem Komponiſten be: 
nommen ift, auf feine Kompofitionen vordruden zu Iaflen: 
„Aufführung geftattet“ ober „Aufführung erwünſcht“. 
Dad wäre and; nichts Neues. Finden wir doch ſchon 
vor Artikeln, deren Nachdruck fonft verboten zu fein pflegt, 
„NRahdrud erlaubt”, „Nahbrud erwünſcht“ oder „ges 
ftattet“. Meine Herren, der $ 11 ift für mich einer der 
widtigften Paragraphen des ganzen Geſetzes 
(Heiterkeit), 

er enthält nämlich den wefentlichiten Fortſchritt gegenüber 
der jegigen Nechtölage. E3 wird in diefem Paragraphen 
das Yufführum Sreht als integrirenber Beftandtheil des 
Urheberrechts feſtgelegt. Dielen wejentlihen Fortſchritt 
aben nicht allein ſämmtliche Komponiſten und auch die 
erleger mit wenigen Ausnahmen, ſondern auch die Ver— 
treter der Wiſſenſchaft, ſoweit ſie ſich dazu geäußert haben, 


mit großer Freude begrüßt. 
Künſtlerwelt würden es gar nicht verſtehen, wenn wir hier 
im Plenum gegenüber dem faſt einſtimmig angenommenen 
Beihhluffe der Kommilfion, gegenüber der Regierungs— 
vorlage, diefen Fortſchritt wieder befeitigen wollten; das 
ganze Urheberreht würde an Wirkung und Bedeutung 
durd) Annahme de3 Antrages Nintelen verlieren. So, 
wie er ift, fann er überhaupt nicht angenommen werben; 
das hat ber Herr Staatöfefretär zur Evidenz bewiefen. 
Es ift fchlechterdingd unmöglich, dab wir die Operetten 
ihügen wollen ohne Vorbehalt, während wir die nicht 
bühnentechniſch zurecht geftußten größeren Muſikſtücke nur 
mit Vorbehalt jhüten wollen. Das ift eine Intongruen 
bie befeitigt werden muß, ſelbſt wenn man ernftlich die 
Annahme des Antrags in Erwägung ziehen wollte. 

Der Herr Abgeordnete Richter hat mit großer Leb— 
—5 die Unbequemlichfeit geſchildert, die der Auf: 
ührende haben würde, wenn ber ; 11 zur Annahme 
elangte. Ja, dieſe Unbequemlichkeit hat er in bemfelben 

aße, wenn ber Vorbehalt auf dem Mufitftüd bemerkt 
ift, danıı muß er fi aud) erft erfundigen, ob ber Autor 
noch lebt, wo er wohnt u. f. w., kurz, er hat diefelben 
Unbequemlichfeiten wie bisher, nur daß bie Zahl ber 
Fälle, in denen die Unbequemlichkeiten vorfommen, wie 
ich zugebe, etwas eingeihränft ift. 

Was nu den Wunſch des Herrn Abgeorbneten 
v. Strombed anlangt, daß wir aus fozialen Rüdfihten 
bie armen Mufiter, beſonders die umberzichenden, bie 
nicht in der Lage feien, ein Entgelt für die Benugung 
ber Kompofition zu zahlen, berüdfichtigen möchten, fo 
entipricht diefer Wunſch gewiß einem guten Herzen, unb 
bie Intereflen der umberzichenden Mufifer find aud von 
einem gewilfen Werthe. Wenn c8 fid aber um eine Ab— 
wägung der Intereſſen der erniten Komponiſten, der 
beutfhen Komponiften im allgemeinen handelt und der 
Intereffen der umherziehenden Muiifer, 
wohl feine Frage fein, daß bei einem Intereſſengegenſatze 
fih die Wagichale zu Gunften der Komponiſten erheblich 
jenfen würde. GSelbft wenn die umberziehenden Muſiker 
durd die Annahme des 8 11 etwas geſchädigt würden, 
fann biefe Schädigung nit im Betracht fommen gegen: 
über ben berechtigten $Forderungen der ernften, der ganzen 
Komponiftenmwelt Deutſchlands. 

Mit diefen wenigen Bemerkungen möchte ich ben 
Antrag des Herrn Kollegen Rintelen verlaffen und Sie 
nohmals bitten, ihn abzulehnen. 

Der Antrag, den ih und mehrere Andere zu $ 27 
geftellt haben, ilt in einem feiner Theile von dem Herrn 
Abgeordneten Traeger genügend begründet worden. Der 
Antrag will die Vorlage in zwei Punkten ändern. Gr 
ftimmt überein mit der Negierungdvorlage und dem 
Kommiſſionsbeſchluſſe in der Forderung, dab die Auf— 
führungen bei Volksfeſten, ausgenommen Mufikfeite, frei— 
bleiben follen, daß bei ihnen feine Bewilligung nachgeſucht 
au werben braudt. Er ftimmt ferner darin überein, daß 
bet Beranftaltungen, deren Ertrag ausſchließlich für wohl: 
thätige Zwede beftimmt ift, und bei denen die Mitwirken: 
den feine VBergünftigung für ihre Thätigfeit erhalten, auch 
die Genehmigung des Urhebers vorher nicht nachgeſucht 
zu werden braucht. Der Unterſchied zwiſchen der Vorlage 
und meinem Antrage beiteht aber eritens darin, daß ber 
Entwurf und die Beſchlüſſe der Kommiſſion noch eine 
Ausnahme ganz im allgemeinen ftatuiren wollten für 
Beranftaltungen, die feinem gewerblichen Zweck dienen, 
und zu denen die Hörer ohue Entgelt zugelaflen werden. 
Daß diefe Beitimmung zu weit geht, wurde in der Kom— 
miffion vielfach anerkannt; es wurde aud der Behauptung, 
daß fie zu weit gehe, von den Vertretern ber verbinbeten 
Regierungen nichts Wefentlihes entgegengeftellt. Deshalb 
haben wir eine andere Faſſung gewählt, zu der uns bie 


Die Wiflenfhaft und bie <C) 


banı kann es (D) 


(A) Begründung ber Vorlage mit veranlaßte. 


(B) geld. 
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In dieſer Be- 
gründung wurden beifpieldweife genannt die üblichen Ver— 
anſtaltungen im Bereiche der Kirche, der Schule, des 
Heeres und ber Flotte, bei denen eine vorherige Ein— 
holung der Genehmigung des lirheberd nicht erforderlich 
jein follte. Diefen Satz, der eine Erflärung des Wortlautd 
des 827 enthalten follte, haben wir in etwas erweiterter 
Form in unfern Antrag aufgenommen, Wir haben gefagt, 
daß Die vorherige Ginholung der Genehmigung nicht 
nöthig fein folle bei Veranftaltungen im Bereiche ber 
Militärs und Marines, der Kirchen-, Schul- und Ge— 
meindeverwaltung. Wir haben fogar die Gemeinde: 
verwaltung noch über die Begründung hinaus hinzugefügt. 
Selbfiveritändlich fol die Verpflichtung zur Genehmigungs— 
einholung nur wegfallen, wenn die Hörer ohne Entgelt 
augelafien werden, und bie Veranftaltungen feinem gewerb— 
lichen Zwecke dienen. 

Meine Herren, ich — hervorheben zu ſollen, daß 
in dem Kommiſſionsberichte ausdrücklich erwähnt worden 
iſt, daß gegen dieſe en die verbündeten Regierungen 
durch ihre Herren Vertreter feine weiteren Bedenken ge: 
äußert haben. Sie haben fid) dahin audg eiprodhen, daß 
dadurch allerdings die Grenze dieſer Beranftaltungen 
etwas enger gezogen werde, daß aber dem wejentliden 
Bebürfniffe, das dieſer Paragraph befriedigen wolle, 
damit genügt werde, und dab anzunehmen fei, bie ver: 
bündeten Negierungen wirben ihre Zuſtimmung dieſem 
Theile des Antrags nicht verfagen. 

Ich glaube, noch eind Hinzufügen zu müffen, viel 
leicht in Ergänzung der Ausführungen des Herrn Abge— 
ordnieten Traeger. Ich weiß, daß im einer ganzen Reihe 
von Fällen mufitaliihe Aufführungen ohne Entgelt ver: 
anftaltet werden, obgleich fir fie thatſächlich ein fehr 
ſtarkes Entgelt gezahlt wird, ſei es in Form eines 
Brogrammbetrages oder einer Entrichtung von Garderobe: 
Alle derartigen Dinge würden möglich fein, wenn 
wir die Faſſung der Negierungsvorlage beibehielten, 
während bei unſerer Faſſung, die die Beranftaltungen 
beihränft auf folde des Heeres, der Marine u. j. w., 
eine derartige — des Geſetzes ſchwerer möglich, 
wenn nicht ganz unmöglich 

Der zweite Punkt, * — unſer Antrag von der 
Regierungsvorlage und den Kommiſſionsbeſchlüſſen ab— 
weicht, iſt der von dem Herrn Abgeordneten Traeger 
meines Erachtens zur Genüge erläuterte, der der Zulaffung 
von Gefangvereinsaufführungen. Das iſt ja ber be 
ftrittenfte und auch der wictigfte Punkt. Man kann 
fagen, daß unfere Beichlüffe die Mufitpflege zu beichränten 
geeignet feien. Man wird dagegen anführen nnd hat da— 
gegen angeführt, daß es kleinlich erfcheine, die im Deutichert 
Reiche fo ——— Vorliebe für Muſik durch Er— 
ihwerung der Aufführung zurückzuhalten. Aber, meine 
Herren, alle diefe Vorwürfe ſchießen weit über das Ziel 
hinaus. Auch die Vorlage will den Gefangvereinen nur 
die Möglichkeit der Aufführungen ohne vorherige Ge— 
uchmigung laffen, wenn dieſe Aufführungen ſich beichränfen 
auf die Bereinämitglieder und ihre Hausitands- 
angehörigen. Wie können Ste aber bei einer derartigen 
Aufführung den Begriff der Hausftandsangehörigen feſt— 
jtellen wollen! Es muß jeder feinen Tauf: und Geburts: 
ſchein, ja gewiffernaßen feinen Stammbaum mitbringen 
oder nachweiſen, daß er im irgend einer Beziehung zu 
dem Familienhaupte fteht. Kurz dieſer Nachweis ift jo 
ungeheuer ſchwer au führen, daß bier eine Quelle der 
Umgehung, eine Quelle der Gefegeöverlegungen fließen 
würde, die wir, wenn möglid, veritopfen müfen. Wir 
haben und deswegen entfchloffen, die Ziffer 3 des Negie- 
rungsentwurfs und ber tommiſſionsbeſchlüſſe zur Streichung 
zu empfehlen. Es würde dann der Zuftand eintreten, 
daß die Gefangvereine, wenn fie nicht Mebungsabende, 
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fondern öffentliche Aufführungen veranftalten, 
zwungen fein würden wie alle anderen Unternehmer, die 
vorherige Genehmigung bed Urhebers einzuholen. Die 
Rechtslage wiirde für fie nicht weſentlich verichlechtert 
werden; nur dann würden fie aud nad) der Regierung: 
vorlage von der Einholungspflicht entbunden fein, wenn 
fie Aufführungen veranftalten, zu denen nur fie und ihre 
Hausftandsangehörigen zugelafjen werden. Das werben 
verhältnißmäßig wenige Fälle fein. Zumeiſt werden ent- 
weder Uebungsabende jtattfinden oder größere Auf: 
führungen, wo alle zugelaffen werden, jet es mit oder 
ohne Entgelt. Bei dieſen legteren Aufführungen würden 
fie auch die Genehmigung einholen müſſen, wenn bie 
Negierungsvorlage Geſetz wiirde. Ich meine wirklid, die 
Ben übertreiben die Gefahr, die fie von biefer 
Weglaſſung befürdten. 

Dazu fommt aber nod) ein anderes. Meine Herren, 
in Mittelbeutihland — das weiß ich beitimmt, id 
glaube aber auch anderwärts — giebt es eine ganze Menge 
Gejangvereine, die jogenannte aktive und paflive Mit: 
glieder haben. Die paffiven Mitglieder fingen nicht mit, 
fondern die trinken nur mit und hören nur mit. 

(Heiterfeit.) 

Diefe paffiven Mitglieder find in der Regel viel zahlreicher 
als die aktiven; ich fenne Dörfer, wo faft jeder einiger: 
maßen anftändige Menſch palfives Mitglied des Geſang— 
vereins ift. Wenn der Gejangverein alfo für fein Dorf 
eine Aufführung veranftaltet, zu der nur Mitglieder zu: 
gelaffen werben, nun, jo wird fait das ganze Dorf zu: 
gelaffen. Alſo das iſt eine öffentlihe Aufführung im 
allereigeniten Sinne ded3 Wortes. Dem mu aber doch 
vorgebeugt werben. 

Nun tft die ganze dee, der ganze Plan der Gründung 
einer deutijhen Zantiemeanftalt, einer Anftalt für muſi— 
kaliſches Aufführungsrecht vom Herrn Abgeordneten Rintelen 
mit Recht ald Zukunftsmuſik bezeichnet worden. Ich bin 
aber der lleberzeugung, daß dieſe Zukunftsmuſik jehr bald 
Gegenwartämufif werben wird, wenn wir nämlich durch 
diefed Geſetz die Vorbedingungen dazu ſchaffen. Dieſe 
Borbedingungen werben aber nur geſchaffen, wenn wir 
hier die Aufführungen von Gefangbereinen von der Ge- 
nehmigung abhängig maden; fonft kann die Anftalt nicht 
egründet werben, jonft bleibt es bei dem bisherigen Zu: 
Be ſonſt werben die Komponiſten, foweit fie es können 
und wollen, fid) der franzöſiſchen Société des auteurs ati: 
fchließen, oder es wird der einzelne Gefangverein mit dem 
einzelnen Stomponiften verhandeln müfen, was immer 
ſchwieriger, immer unangenehmer ift, alö wenn eine Zentrale 
ftelle befteht. Ich bin überzeugt, Die Herren werden, fo» 
weit fie können, alle Straft daran ſetzen, die Hentralftelle 
zu gründen; wir müſſen ihnen nur, wie ich ſchon ſagte, 
die Möglichkeit dazu gewähren, und das thun wir nur, 
wenn wir und auf ben Boden unfered Antrages ftellen. 
Dann werben bie Gefangvereine weit beſſer geitellt werden, 
als fie bisher geitellt waren. Bisher fonnten ſie auch 
biejenigen Muſikſtücke nicht aufführen, die den Vorbehalt 
trugen; nachher werden ſie nicht mehr mit einzelnen Kom— 
poniften zu verhandeln haben, fondern fie werden mit der 
Zentralitelle zu verhandeln haben, und die will nicht bie 
Einzelaufführung belaften, fondern will nur eine Heine 
Pauſchalſumme pro Jahr erheben, eine Pauſchalſumme, 
bie für Heine Vereine auf 1 bis 20 Marl, nicht darüber, 
feſtgeſetzt werben foll. 

Die Herren find noch weiter gegangen; fie haben in 
einer Zufchrift, wie mir befannt geworden ift, erklärt, daß 
fie geſonnen jeien, am diefem Plan feitzuhalten, daß fie 
nicht daran bächten, die Gebühr für die Kleinen Vereine 
über den Sat von 1 bis 20 Mark zu erhöhen. Wenn 
das für uns aud) nicht vollfommen maßgebend und Des 
ftimmend fein kann, weil es Zukunftsmuſik ift, To find 


ebenfo ge: (0) 


(D) 
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(A) doch derartige Mittheilungen immer geeignet, die Sache 


in einem anderen Lichte erfcheinen zu laflen, und, meine 
Herren, das ift ja wohl aud erfolgt, nicht nur in der 
Kommiſſion ſelbſt, ſondern auch bei manchen Vertretern 
der verbündeten Regierungen. Die verbündeten Regierungen, 
die gegen die Streihung der Ziffer 3 innerhalb der Kom: 
miffton lebhafte Bedenken äußerten, ſcheinen dieſe Bebenfen 
zurüdgeftellt zu haben, ſeitdem eine Konferenz ftattgefunden 
hat von Vertretern von Gefangvereinen und Vertretern der 
Kommponiften, in der man itbereingefommen ift, daß, wenn 
die deutihe Gefellfhaft für das Nufführungsrecht zu 
Stande käme, und wenn fie nad den befannt gemachten 
Grundfägen verwaltet wiürbe, dann feine tiefgreifenden 
Bedenken mehr auch ſeitens ber Gefangvereine obmwalten 
fönnten. Ich glaube, da3 erwähnen zu müffen, weil da- 
durch gewiß einige Bedenken aud) in dieſem hohen Haufe 
befeitigt werben. Für mich ift aber ausfchlaggebend mie 
bei 8 11, fo aud) bei 8 27 die Rüdfiht auf den prints 
viellen Grund diefer ganzen Gefeggebung: wir wollen das 
Recht deslirhebers in zweckmäßiger und den Zeitverhältniffen 
entiprehender Weiſe flären und erweitern. Es ift un: 
möglid, dieſe Erweiterung durchzuführen — für Die 
Komponiften amedmäbtg und HAN durchzuführen, 
wenn wir bad Prinzip in dieſer Weiſe durchbrechen. Es 
muß ferner-den Komponiſten felbft baran Iiegen, daß bie 
Gelangvereine möglihft unbehelligt in den Aufführungen 
ber Kompofitionen ber lebenden Muſiker oder geichüigten 
Mufiter find. Sie werben alfo im eigenen Intereſſe feine 
Schwierigkeiten machen. Wir müffen aber geſetzlich das— 
jenige feltlegen, was wir grundfäglid als richtig erkannt 
haben; und ber Grundſatz, den das neue Urhebergeſetz 
eingeführt hat, ift der, daß das Aufführumgsredt ein 
integrirender Beftandbtheil bes Urheberrechts ift. 
Diefen Grundiag können wir mur durchbrechen in ganz 
beftimmten Ausnahmefällen, und zu biefen Ausnahme: 


(B) fällen gehören meiner Anficht nad) die Aufführungen der 


Gefangpvereine nit. Dedwegen möchte ih Sie nochmals 
dringend bitten, fowohl den Antrag Nintelen zu dem 
8 11 abzulehnen als auch ſich auf den Boden des von 
mir geftellten Antrages zu ftellen. 

(Beifall.) 

Vizepräfident Dr. v. FregesWelsien: Das Wort hat 
ber Herr Kommiſſar des Bundesraths, Königlich preußiiche 
Geheime Dber-Regierungdrath und vortragende Nath im 
Minifterium der geiftlihen 2c. Angelegenheiten Miller. 

Müller, Königlich preußifcher Geheimer Ober: 
Negierungdrath und bortragender Rath im Minifterium 
der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten, Kommiſſar des Bundes» 
rath3: Meine Herren, im Anfchluß an die Rede des Herrn 
Abgeordneten Dr. Dertel möchte id mir erlauben, einige 
Auskunft zu geben über eine Konferenz, Die im preußiichen 
Kultusminifterium mit Vertretern der praftiihen Mufik: 
pflege abgehalten worden ift, und ferner ihnen mittheilen, 
daß das preußiiche Kultusminifterium, bevor es zu dem$ 11 
der Borlage feine Zuftimmung erflärt hat, fi ſchon da— 
mals verfchiebentlih mit den praftiihen Mufilern in 
Verbindung gefebt hatte. Insbeſondere ift die Akademie 
ber Künſte in Berlin in ihrer Senatsſeltion für Mufit 
mit ihrem Gutachten gehört worden, in welcher Behörde 
neben Komponiſten aud eine größere Anzahl praktiſch 
ausübender Mufifer fiten. Sie find befonders gefragt 
worden, ob nicht, wenn $ 11, der Wegfall des Vorbehalts 
der öffentlichen Aufführungen, Geſetz würde, zu befürchten 
jei, daß die praktiſche Mufitpflege Schaden erleiden könnte. 
Der Senat der Afabemie der Künſte hat ſich einftimmig 
dahin ausgeſprochen aus denjelben Gründen, die hier vom 
Herrn Staatöfetretär des Reichs-Juſtizamts einerfeits, 
andererſeits aber auch von verfchiedenen Herren Abgeordneten 
bereitö dargelegt find, daß es im Gegentheil im Intereſſe 
ber öffentlihen Mufikpflege liege, wenn es den Komponiſten 


ermöglicht werde, einen angemeffenen Nuten aus ihren (C) 


Kompofitionen zu ziehen, dadurch, daß fie auch bei öffent: 
lihen Mufführungen eine gewiffe Gebühr erheben können. 
Es ift von Anfang an bejonders darauf aufmerkſam ge: 
macht mworben, fpeziell von allen Herren, bie in der erniten 
Mufitpflege thätig find, dab die Komponiſten, welche fich 
ernfter Kompoſition widmen, im allgemeinen einen recht 
ihiweren Standpunkt haben, fogar häufig mit Sorgen 
fünıpfen müſſen. Much die beften Komponiſten bringen es 
faum fertig, wie jetzt unfere rechtlihe und thatfächliche 
Lage iſt, aus ihren Stompofitionen fo viel Ertrag zu ziehen, 
daß fie davon einigermaßen auskömmlich leben können. 
Sie find gendthigt, nebenher ausiibende Muſiker zu fein, 
als Kapellmeiſter thätig zu fein, oder etwa Privatunterricht 
zu geben in einer Weife, bie vielfach ihre geiltigen Kräfte 
fo jehr in Anspruch nimmt, dab es ihmen nicht möglich 
ift, ſich auf die Kompofition fo, wie fie möchten, zu fonzen: 
triren. 

(3 wurde deshalb als wünſchenswerth angefehen, 
die Komponiften in ihren Einnahmen beſſer zu ftellen. 
63 haben aber jhon damals verfchiedene Worfigende von 
Vereinen und Gejellfhaften Bedenken erhoben, und zwar 
berjelben Art, wie die des Herrn Abgeordneten Richter, 
daß ed doch kaum möglich fein werde, wenn plötzlich eine 
Aenderung im Programm eintreten müffe, fofort die Zu: 
ftimmung des Autors des neuen Stüdes beizubringen, 
dab es vielfach auch ſchwer feftzuftellen ſei, welche Kom: 
pofitionen noch urheberpflichtig find, wo Die Urheber oder ihre 
Erben wohnen. Darauf erklärte die Genoflenfhaft deuticher 
Komponiften, daß fie ernftlic) bemüht fei, eine Tantieme— 
anftalt zu gründen, eine Anftalt zur Wahrnehmung bes 
öffentlichen Aufführungsredht3 von Komponiften, und daß 
fie beabfichtige, ihr Finanzſyſtem auf eine Baufhalabgabe 
au gründen, fobak jeder Verein und alle ausübenden 
Mufiter durch eine Jahresabgabe das Recht beliebiger 


Aufführung aller Kompofitionen von Autoren, die ſich der (D) 


Anſtalt angeichloffen haben, erwerben fünnen. Nachdem 
dies nad) Publikation des Entwurfs befannt geworben, 
trat eine wefentlihe Umftimmung bei ben Vereinen ein 
zu Gunften des $11 bed Entwurfs. Ja, noch mehr: bie 
Genoſſenſchaft deuticher Komponiften erklärte in einer Ein: 
gabe an die Regierung, ed würde ihr unmöglich fein, die 
Anftalt zur Wahrnehmung des öffentlichen Aufführungs- 
rechts zu begründen, wenn 8 27 des Entwurf in feiner 
bisherigen Faflung angenommen würde. Sie wies darauf 
bin, dab daun ein großer Theil der Einnahmen, welche 
nad) ihrem Plan von den Kompoſitionen bezogen werben 
follen, ausfallen würde, daß fie namentlich darauf at: 
gewiejen fei, von den vielen Vereinen eine, wert auch 
befcheibene Gebühr von 1 bis 20, im Durchſchnitt etwa 
5 Mark zu erheben. Ste bemerkte, dab ihr bis jegt 
hauptſächlich die Urheber von Kompoſitionen erniterer 
Richtung beigetreten feien, daß es Diefen aber, wenn zu 
viele Ausnahmen im Gefege geftattet würden, unmöglich 
werde, die Anftalt zu begründen, da die Nusgaben 
für den Betrieb der Anftalt nicht durch Einnahmen 
genügend gededt werben würden. Bei der Tanzınufif, 
der Mufif leichterer Lieder und Gefänge feien im Entwurf 
gar feine Ausnahmen gemadt. Darin ſieht die Genoſſen— 
ihaft eine VBegünftigung der Komponiſten leichterer Mufit 
auf Koſten der Komponiſten ernfterer Muſikſtücke, namentlich 
der Ghorwerfe und Gefänge, überhaupt aller Werte, 
2 befonder3 in den PWereinen aufgeführt zu werben 
prlegen. 

Nach diefer Mittheilung der Genoſſenſchaft beuticher 
Ktomponiften nahm der Herr Kultuöminifter Anlaß, eine 
Konferenz zu berufen von Männern, die in der praftijchen 
Mufitpflege ftchen. Es wurden zu der Konferenz ein— 
geladen einige Stomponiften — cin Mufikverleger, 
namentlih aber Dirigenten von Männergefangvereinen, 
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(A) von gemifchten Chören und aud von Orcheſterbereinen, 


insbeſondere Dirigenten folder Vereine, welche ſich früher 
überhaupt gegen die erweiterten Rechte der Komponiſten 
erflärt hatten. Diefen Sonzertleitern war inzwifchen bon 
der Genoffenihaft der Komponiſten bie Erklärung zu— 
gegangen, welde den Herren Mitgliedern des Reichstags 
ja aud) befannt fein dürfte, nämlich die Grundbeſtimmungen 
über die Anftalt fir mufifaliiches Aufführungsreht, aus 
denen erſichtlich iſt, daß eine mäßige Beſteuerung nad 
einem beftimmten Pauſchalſyſtem von der Genoſſenſchaft 
beabfichtigt wird. Zur leberrafhung der Regierung haben 
fämmtliche in der Stonferenz anweſenden, in der praftifchen 
Mufitpflege ftehenden Männer, namentlich die Dirigenten 
don Männergefangvereinen, erklärt, dab fie allerdings 
andere Erwartungen gehabt haben in Bezug auf die Be- 
ftenerung ihrer Aufführungen; wenn einigermaßen biefer 
Voranſchlag eingehalten werben würde, wie cr bier 
bon den Komponiſten gemacht fei, wäre bad eine 
fo geringe Abgabe, daß vermuthlid jeder — 
verein gern dieſe Abgabe tragen würde. S 

haben darauf hingewieſen, daß ihre beſonderen Bedenken 
darin beſtanden hätten, daß es in ber Praxis bisweilen außer: 
orbentlih ſchwierig fei, die Komponiſten ausfindig zu 
machen und ihre Einwilligung zu erlangen, daß dieſe Be- 
benten aber volllommen wegfallen würden, wenn es ges 
lingen follte, auf diefem Gebiete das Pauſchalſyſtem fo 
einzuführen, wie ed die Genoſſenſchaft beutiher Home 
poniſten beabfihtigt hat. Namentlich wurbe von biejen 
Herren hervorgehoben unter bejonderer Betonung ber: 
jenigen Grfahrungen, welde die Vereine in Elſaß— 
Lothringen gemacht hätten, wohin die franzöfiihe Geſell— 
ſchaft ihre Thätigkeit erftredt habe, daß dieſe Thätigfeit 
auf dem Grundfage der Ginzelbejtenerung jeder Auf: 
führung bafirt fei, und daß gegen dieſe Einzelbeftenerung 
die erheblichften Bebenten zu erheben feien. Man war in 


(B) der Konferenz darüber einig, dab es wünſchenswerih 


fei, eritend dad Pauſchalſyſtem ber Gebührenerhebung zu 
mäßigen Sägen einzuführen, zweitens eine gewiſſe Sicher: 
heit, wenigftens beſtimmte Erklärungen ber Genoffenihaft, 
darüber zu erlangen, daß die bisher beabfichtigten niedrigen 
Sätze nicht weſentlich überfchritten werden würden. In— 
folge deſſen hat fih die Regierung mit dem geichäfts- 
führenden Ausſchuſſe der Genoffenihaft deutiher Kompo— 
niften in Beziehung geſetzt. Derjelbe hat am 14. Aprild. J. 
feine gu näßer dargelegt, indem er fid) auf bie 
gebrudten Beltimmmumgen bezicht und dabei hervorhebt, 
dab es zwar ſchwer fei, jegt ſchon zu überfehen, wie bie 
finanzielle Lage ber Anftalt fich geftalten werde; es hänge 
weientlih davon ab, wie viel Vereine der Anftalt bei— 
treten würden. Der Ausihuß glaubte aber folgende be 
ftimmte Erflärung abgeben zu können: 
Die Genoffenihaft deutiher Komponiſten wird 
unter allen Umftänden — ſowohl im Intereſſe der 
Gebührenpflichtigen wie der Bezugsberechtigten, 
für welche die Verwaltung der Anftalt thunlichft 
ſparſam fein muß — bemüht jein, die Jahres: 
paufhverträge ganz allgemein durchzuführen — 
Er führt dann weiter aus, wenn es nicht gelingen 
follte, in allen Punkten den Voranſchlag einzuhalten, fo 
würde die Genofjenihaft doch bemüht fein, einen etwaigen 
Ausfall in erfter Linie dadurch zu deden, daß fie die 
leiſtungsfähigſten Unternehmer entiprechend mehr heranzieht. 
Die Eingabe fährt wörtlid fort: 
Mas inäbefondere die Einſchätzung der fleinen 
Vereine anlangt, fo können wir für abjehbare 
Zeit beftimmt verjpreden, daß wir den auf: 
geftellten Gebührenjat von 1 bis 20 Mark felbft 
dann niht überichreiten werben, wenn wir 
etwa bei anderen Pofitionen zu einer Aenderung 
gezwungen fein follten. 








Es ift das eine Zufiherung, bie den Wünſchen ber (C) 


Stonferenztheilnehmer vollfonımen entiproden hat. Mau 
kann wohl jagen, daß im Augenblid von biefer Genoſſen— 
haft weitergehende Zufiherungen nicht ertheilt werben 
könnten. Im allgemeinen muß man ja jagen, ber Natur 
der Sade nad) haben die Komponiſten ſelbſt das aller: 
größte Antereffe daran, daß ihre Werte möglidit zahl: 
reih und oft aufgeführt werden, und fie werben ſich 
daher im eigenen Jutereſſe davor hüten, zu fcharfe Be: 
dingungen an bie öffentliche Aufführung ihrer Werte zu 
fnüpfen. Infolge diefer Anfichten, welche allmählich ſich 
erft bei denjenigen Männern, die in ber praftiihen Mufit- 
pflege Stehen, gellärt haben, und da biefe Männer jelbft 
den Wunfh geäußert haben, bei der Geſetzgebung, bie 
jegt vorgenommen wird, fo viel al3 möglich barauf hinzu— 
wirken, daß der Genoflenfhaft der Stomponiften Die 
Gründung einer derartigen Anftalt durd die Beftimmungen 
des Geſetzes erleichtert werben möge, glaube ich, mic) zu 
der Annahme berechtigt zu halten, daß, wenn das hohe 
Haus dem Antrag de3 Herrn Abgeordneten Dr. Dertel 
in Bezug auf die Aenberung des 5 27 beiftimmen follte, 
bie verbündeten Regierungen gegen diefen Beichluß feinen 
MWideriprucd erheben werden. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Don bem Herrn 
Abgeordneten Richter ift ein Antrag eingegangen, welchen 
id) den Herrn Schriftführer zu verlefen bitte. 

Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): 

Der Reichstag wolle beichlichen: 
ben 8 11 Abſatz 2 in folgender Faſſung an— 
zunehmen: 

Werke der Tontunft, welche duch den Drud 
veröffentlicht find, können ohne Genehmigung 
des Berechtigten öffentlih aufgeführt werben, 
falls nicht der Berechtigte auf dem Titelblatt 
oder an der Spike des Werkes fid das Recht 


ber öffentlihen Aufführung vorbehalten hat. (D) 


Auf die bühnenmäßige Aufführung einer 
Oper oder eines fonftigen Werkes der Ton— 
funft, zu welchem ein Text gehört, finden diefe 
Vorſchriften keine Anwendung. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, id) 
glaube, einigermaßen berechtigt zu fein, zu dem borliegen« 
den Gefetentwurf, insbefondere zu den betreffenden 
Paragraphen, die heute im Frage ftehen, das Wort zu 
— vermöge meiner Stellung in der deutſchen Sänger: 
welt. Dieje Stellung wird mich zwar nicht in meinen 
Anschauungen als Reichsſstagsabgeordneter befonders beein— 
fluffen, aber ich habe daraus doch jo viel Erfahrungen 
geihöpft, dab ich jagen kann, id) weiß, wie ungefähr bie 
Praxis auf Grund der betreffenden Beitimmungen ſich ge: 
ftalten wird und geftalten kann. 

Zunächſt möchte ich bemerken, dab ich bezüglich bes 
$ 11 nicht weiter im bie Diskuſſion eingreifen will; ber 
$ 11 hat ja, worüber id) mid) nicht wundere, die befondere 
Billigung des Herrn Stollegen Dertel gefunden, und er hat 
ja aud) gelagt, daß die ganze Komponiftenwelt auf den 
Standpunft des 811 fteht; ob das immer ein ganz feiter 
Standpunkt ift, will ich dabingeftellt fein laſſen. Uebrigens 
hat jowohl einer der Herren Vorredner als der Herr Staats: 
jefretär fid) dahin ausgeſprochen, daß, was die Frage des 
Borbehalts, welde der Herr Stollege Nintelen in feinem 
Antrag in den Vordergrund geftellt hat und ein Rebner 
nad ihm ebenfo, anlangt, diefe Frage fi wohl im Sinne 
des gegenwärtigen Geſetzentwurfs entiheiden Laffen müfle, 
weil indbefondere, worauf er hingewiefen hat, bie inter: 
nationale Entwidelung ber betreffenden .gefeglihen Be: 
ftimmungen bahin weile. Ich laſſe alfo, wie gejagt, dieſe 
Frage übrigens bahingeftellt und wende mich nur zum 


(B) tragen fönnen. 
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(Beckh [Eoburg).) 
(4) 5 27, beffen Diskuffion mit dem &% verbunden ift. Nun, 

meine Herren, biejer Paragraph hat ja in ber That fon 
eine Geſchichte, eine Vorgeſchichte, bevor er in den Reichs— 
tag fam und in ber Kommiſſion burdhberathen wurde. 
In dem eriten Entwurf, welher von ben verbündeten 
Regierungen in die Deffentlihfeit gebradt wurbe, war 
diefer Paragraph als 826 eingeführt, und berfelbe hatte 
nicht nur bie Beftimmungen enthalten, bie in bem befinitiv 
vor a Geſetzentwurf ſich finden, fondern er hat auch 
en eine weitere Beltimmung erhalten in der Nr. 4, 
nämlich, daB die Aufführungen ohne Einwilligung ber 
Komponiften auch zuläffig fein follen, wenn fie in Vor: 
trägen umberziehender Sänger oder Mufiter beftehen, 
bei denen ein höheres Intereſſe der Kunſt nicht ob- 
waltet. Warum dieſer Sat weggelaffen worden ift, 
weiß ich nicht, ich glaube nicht, daß die Autoren ein be— 
ſonderes Intereſſe daran haben, gerade aus biefen Vor— 
trägen von Gefängen und ähnlihen Aufführungen ein 
Entgelt, eine Tantieme oder wie man das überhaupt 
nennen will, eine Zahlungsverpflichtung herzuleiten. Allein 
es ift biefe betreffende Beſtimmung, wie ih ſchon fagte, 
in ben definitiven Gefegentwurf nicht aufgenommen worden, 
und ich für mein Theil habe feine Veranlaſſung gefunden, 
biefelbe wieder hereinbringen zu wollen. Dagegen habe 
ih zum 8 27 in der Kommiſſion zwei Anträge einge: 
bradt, welche allerdings feine Gnade bei der Kommiſſion 
gefunden haben, welde aber außerhalb der Neihen der 
Kommilfionsmitgliever und des Meihätagd im der That 
viele Unterſtützung hatten und mir ald empfehlenswerth 
bezeichnet worden find. Erſtens hatte ich in den Nr. 1 
beantragt: 

hinter dem Worte ‚Volksfeſten“ noch einzufeßen 
„injonderheit bei Sängerfeften*. 
Es wurde mir damals entgegnet, daß die Sängerfefte ja 
Boltöfefte fein, dab fie aber auch einen höheren Charakter 
Man müfe es aber dem Richter über: 
lafien, ob in einen foldhen Falle das Sängerfeft unter 
ben Begriff „Boltöfeft* fubfumirt werben fünne. Meine 
Herren, wir beutfhen Sänger, deren Anfhauungen ich 
in Diejen Falle vertrete 
(hört, hört!) 

— beren Anfhauungen ih „in dieſem Falle“ vertrete, 
habe ih gejagt —, können es allerdings dahin geitellt 
fein laſſen, wie entſchieden wird; denn ich bin überzeugt: 
wie ſich bie deutſchen Sängerfefte geftaltet haben, werden 
fie immer als Voltöfefte angejehen werden müſſen. 

Der zweite Bunt, bezüglich deffen ich einen Antrag 
zu ftellen hatte, läuft auf den Antrag des Herrn Kollegen 
Dr. Nintelen hinaus, nämlid, daß ich bei ber Nr. 2, 
welche dahin lautet, daß bie Einwilligung nicht noth— 
wendig ſei, wenn die Aufführungen mwohlthätigen Zweden 
dienen, und bie Mitwirkenden feine Vergütung für ihre 
Thätigfeit verlangen, beantragte, hineinzufegen: „bon be= 
fonderen Fällen —— Der Herr Kollega Rintelen 
hat nur einen ganz beſonderen Fall ins Auge gefaßt; das, 
glaube id, wird ſich wohl nicht in-einer folden Weiſe 
inbivibualifiren laffen. Aber immerhin ift der Gedanke 
doch wohl ein richtiger, daß, wenn bei Wohlthätigleits- 
feften alles für bie betreffende muſikaliſche Produktion 
vorbereitet ift, und im legten Mugenblid, am Abend 
vorher, die Nachricht an das Komitee kommt, daß ber 
Sänger, welcher auftreten fol, ober die Sängerin un— 
päßlich ift und nicht fingen kann, daß ein Todesfall ein: 
getreten ift, infolge deſſen einer ober mehrere der Mit: 
wirfenden verhindert find, daß ein Orcheftermitglied, welches 
befonder8 hervorragende Leiftungen als Dilettant bar: 
bietet, an ber Mitwirkung verhindert ift durch irgend eine 
Familienangelegenheit — kurzum, eine Menge Falle laffen 
ja fonftruiren, in denen unter Umftänden bie Aufführung 

abon abhängt, daß ein Erfah beſchafft wird —, Im einem 
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ſolchen Falle alfo meines Erachtens in der That davon (C) 


abgejchen werben fünnte, dab das Konzert entiweber gar 
nicht ftattfinbet, oder daß die Nummern, um die es ſich 
handelt, abgefegt werben, wenn alfo, wie gefagt, lediglich 
in diefem Ausnahmefalle eine Subftitution ftattfindet. 
Allein ich habe in der zweiten Lefung der Kommilfion 
meinen Antrag nicht wieder eingebradht und ich Habe auch 
heute darauf verzichtet, im biefer Beziehung eiwas anzu— 
regen. Ich bin aber der Anfiht — und biefe will id) 
heute doch ausſprechen —, daß ich glaube, daß in einem 
ſolchen Falle aud) die Gerichte davon abſehen werden, 
eine Verurtheilung eintreten zu laſſen, weil es in der 
That ein Nothfall iſt, im dem ſich die betreffende Gejell: 
ſchaft, daS betreffende Komitee, befindet. 

Etwas anderd liegt nun die frage bezüglich der 
Nummer 3 deö $ 27 in ber Faflung, wie fie aus den 
Beihlüffen der Kommiſſion hervorgegangen ift. Meine 
Herren, diefe Nummer 3 war bereit3 in ber erften Leſung 
durd eine Heine Majorität in der Kommiſſion geftrichen 
worden. Ich habe zur zweiten Zefung den Antrag geftellt, 
dieſe Poſition wieder einzuftellen, und es ift dann auch 
in der Kommiſſion mit allen gegen zwei Stimmen auge: 
nonmen worden, dab bie betreffende Beitimmung aufrecht 
erhalten bleibt. Ueber bie Motive für die Aufrecht- 
erhaltung dieſes Paragraphen ift allerdings im Berichte 
fehr kurz verhandelt. In dem Berichte find mehr bie 
Gründe angegeben, welche gegen die Nummer 3 fprechen, 
als die Gründe, welde für Nummer 3 fpredien, während 
doc eine große Anzahl folder Gründe vorgebracht worden 
find, und ſolche auch noch vorgebraht werden follen. 
Meine Herren, ſchon ber erfte Sag in $ 27 trägt einen 
Charakter, welder nicht zuläßt, daß bie Nr. 3 in dem 
Sinne geftrichen wirb, wie es der Herr Kollega Dertel und 
Genofien haben wollen. Der erfte Sat des $ 27 lautet: 

Für öffentliche Aufführungen eines erſchlenenen 


Wertes der Tonkunft bedarf es der Einwilligung (D) 


des Berechtigten nicht, wenn fie feinem gewerb— 

lihen Zwede dienen, und die Hörer ohne Entgelt 

zugelaffen werden. 
Es ift aljo gejagt „Öffentlihe Aufführungen“, und unter 
„Öffentlihen Aufführungen” kann ich nur verftehen, wenn 
jedermann zugelaffen ift, und dann fommt nad) den be- 
treffenden Beſtimmungen nocd das „Entaelt* hinzu. Das 
ift nun aber, meine Herren, bei einem Vereine dod nicht 
ber Fall. 

Der Herr Kollega Dertel hat in etwas dieſe Ein— 
wendung dadurch zu befeitigen gefucht, daß er fagte: bei 
ſolchen Aufführungen von Vereinen kommt es häufig vor, 
daß ein erhöhtes Garderobengeld verlangt, daß eine be- 
fondere Abgabe für dad Programm u. f. w. erhoben, und 
dadurch doch eine ntgeltlichkeit herbeigeführt wirb. 
Meine Herren, das mag ja einmal vorkommen, obgleich 
der Betrag wohl nur vielleicht für den Aufwand ber 
Miethe des Lokals annähernd hinreihen wird. Aber im 
allgemeinen muß man doch fagen, daß Aufführungen in 
Vereinen niht dffentlide Aufführungen find. Es 
wäre mir eriwünfcht, wenn darüber eine Erklärung abge: 
geben würde, wie eigentlid die Negierung die Stellung 
ber Vereine auffaht. Ich bin der Anficht, bak Auf: 
führungen in Vereinen vor den Mitgliedern und ihren 
Angehörigen feine öffentlihen find. Diefe Vereine find 
entweder juriftiiche Perſonen oder wenigſtens ihnen ähnlich 
geitellt; fie haben ihr Lokal entweder im eigenen Haufe 
oder in gemietheten Räumen, ftehen aljo nad) unferer 
Geſetzgebung genau jo wie Private. Was in dieſen ge: 
mtetheten ober eigenihümlihen Näumen geichieht, ift 
etiwad, was in einem Privathaufe geſchieht. Darum 

laube ic, daß dieſe Vereine auch bezüglich der muſi— 
alifhen Aufführungen die Rechte von Privaten haben. 
Dann brauden wir freilich die Nummer 3 nid. 
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Ich weile darauf hin, daß das nicht bloß für Geſang— 
bereine gilt, fondern auch B. für den Flottenvircin, 
wenn er fir feine Angehörigen cine Unterhaltung mit 
muſikaliſchen Vorträgen veranftaltet. Wird in einem 
foldhen Falle das als eine öffentliche Aufführung angejehen 
werben? Ich glaube, daß das nicht gefchieht, aber bie 
Gefangvereine, die Taufende, auf die heute hier und in 
den Eingaben hingewiefen worden iſt, werben möglicher: 
weife herangezogen. Das entipriht dod meines Er— 
achtens unferem Rechte nicht, fondern ift ein Einbruch in 
das befiehende Redt. 

Der Herr Stollega Dr. Dertel hat darauf hingewiefen, 
e3 gebe bei und fo viel fleine Gefangvereine draußen 
auf bem Lande. Meine Herren, darüber müſſen wir ung 
freuen. Diefe Meinen Gefangvereine find ein Kind des 
Aufammenlebend, ein Kind idealerer Anſchauungen als 
das Wirthichaftsfneipen. Sie haben aud) einen nationalen 


Gharafter, und darum darf man ihnen das Leben crft 


recht nicht erichweren. Herr Kollega Dertel jagt nun, die 
Aufführungen in ſolchen Kleinen Orten feien erſt recht 
öffentlihe Aufführungen; denn da kommt „das ganze 
Dorf* hin als aktive und paffive Mitglieder. Deine 
Herren, das mag unter Umftänden ber Fall fein, daß ba 
alle Zutritt haben, weil fie Mitglieder des Vereins find. 
Bom Rechtsſtandpunkt ift es immerhin ein anderer Fall, 
und im Sntereffe der Vereine liegt es aud, daß fie nicht 
im Sinne bes Stollegen Dertel behandelt werben. 

Nun haben wir bie große Agitation der Genoflen- 
ſchaft der deutichen Komponiften insbeſondere mit Nüdjicht 
auf bie von ihr beabfihtigte bezw. ſchon ins Leben ge— 
rufene Anftalt für muftfaliiches Aufführungsredt. Meine 
Herren, ih wünſche diefem Unternehmen alles Gute. Ich 
bin überhaupt jehr geneigt und habe das immer bewiefen, 
den Autoren, Literarifchen wie mufitaliihen, in jeder Be: 
ziehung entgegenzulommen. Die deutihen Sänger haben 
das auch bei jeder — gethan. Ich verweiſe nur 
auf die lediglich aus Nickeln ber deutſchen Geſangvereine 
aufgebrachte —————— welche bereits den 
Betrag don 200 Mark erreicht hat. Man kann alſo 
gewiß nicht jagen, daß die deutihen Sänger fi) nicht fo 
verhalten, wie die Autoren wünſchen. Aber es muß 
alled auch Maß und Ziel haben, und ich glaube, daß in 
diefem Falle die Genoffenfhaft über dad Maß und Ziel 
hinausgeht, wenn fie dad erlangen jtellt, daß bie 
Produktionen fänmtliher Geſangvereine als öffentliche 
Aufführungen angefehen werden ſollen. Der biöherige 
Rechtszuſtand ift ein anderer gewefen, und wenn jebt 
etwas verändert werden foll, fo ift das ein Einbrud in 
das bisherige Recht, weldyes dieſe Vereine gehabt haben. 
Es iſt ja Schon gegenüber ben Gelangvereinen ein be= 
deutender Fortichritt zu Gunften der Autoren und Verleger 
eingetreten dadurch, daß nad) ber Geſetzgebung des Jahres 
1870 das Abfchreiben von Noten, welches bis dahin überall 
florirt hat, aufgehoben ift, ſodaß die Noten für die 
Aufführungen vom Buchhändler bezogen werben müffen, 
und aud jest haben wir ja im 8 15 des vorliegenden 
Gefeged nur vorbehalten eine Vervielfältigung von ſolchen 
Noten zum perjönlihen Gebraud, wenn alfo 3. ©. 
jemand, ber in einem Konzert auftreten und hierbei zwei 
Notenblätter haben will, das eine Blatt für den Klavier— 
fpieler und da3 andere für fich felbit ald Sänger, für 
feinen perfönlihen Gebraud, ſodaß er aljo dann biefe 
Geſangnoten abfchreiben Laffen kann, um fie in dem Konzert 
in doppelter Beziehung benügen zu können. Das iſt fonad) 
auch jest geftattet, aber im übrigen ift die Vervielfältigung 
durch Abjchreiben bereit3 aufgehoben, und das war und 
ift doch auch ſchon ein ſehr bebeutender Fortichritt zu 
Gunften ber Autoren und ber Verleger. 

Daß aber die Autoren felbft fi bisher beftrebt 
haben, den Gefangvereinen emtgegenzufommen, und daß 
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ihnen beſonders daran 
Gefangvereine zur Aufführung bringen zu laſſen, ohne ein 
bejonderes Entgelt für die Aufführung, dafür könnte id) 
Ihnen Hunderte von Beilpielen anführen. Wie viele 
Male bin ih von muſikaliſchen Autoren angegangen 
worden, ihre Werke bei ber und jener Gelegenheit zur 
Aufführung bringen zu laffen, wobei biefelben erklärten, 
daß fie es fih zur Ehre ſchätzen würden, in den be= 
treffenden Aufführungen auch ihre Werke aufgeführt zu 
fehen. Daher kommen ja aud) bie vielen Widmungen 
von Seiten der Autoren am Gejangvereine und Binde, 
herborgehend aus dem Wunſche, daß ihr Werk dann zur 
Aufführung gebradt werben * Jetzt wird geſagt, 
das ganze Geſetz hat keinen Werth, wenn nicht die 
Nr. 3 in dem & 27 geftrichen wird! Das find bodenloſe 
Hebertreibungen. Das Gefeg iſt jonft abfolut nicht werthlos. 
Der Herr Hollega Spahn hat heute ſchon erklärt, daß 
bad Geſetz überhaupt den Autoren große Bortheile bringt, 
daß auc abgejehen von den Beftimmungen im 8 11 im 
ber That den Autoren durch das Geſetz weit über- 
wiegende Vortheile gegenüber ber bisherigen Geſetzgebung 
gewährt werden. Ach glaube aud, daß die Drohungen, 
welche gegenüber der Gejangswelt gebraucht worden find, 
dab man ben Notenbezug an die Vereine unterbinden 
werde, wenn man fidh nicht den Anſprüchen der Genoſſen— 
haft fügen wolle, feinen Werth haben. Meine Herren, 
wir werden den Autoren entgegenfommen fo viel als 
möglid, aber wir wollen uns nicht vom ihnen Geſetze 
biktiren laſſen. Das ift meine Anfhauung. 

Nun fol die ſchon erwähnte Anftalt ins Leben ge: 
rufen werden. Ob dieſelbe lebensfähig ift, daß willen 
wir nicht. Ich wünſche, daß fie lebensfähig it. Aber 
auf ein ſolches Unternehmen ein ganzes Geſetz zu 
bauen und dieſes Inſtitut zur Grundlage be3: 
Geſetzes zu machen, das ift denn body meines Er— 
achtens nicht zuläffig, das geht zu weit. 
Art und Weiſe der Einftenerung, wie fie dabei von ber 
Genofienihait beabfihtigt wird, fcheint mir nit am 
Plate zu fein. In unferem Gefege joll nad) bem Wunſche 
der Herren, wenn die Nr. 3 des 8 27 fällt, einfad 
die Gebührenpflict uneingeſchränkt feftgeftellt werben. 
Die Gebührenpflidhtigen find einzelne Berfonen, find aber 
aud) inöbefondere Vereine, große und Heine Gefangvereine in 
eriter Linie. Diefe follen nun förmlich unter Kontrole geftellt 
werden. In dem Entwurf des Statut$ oder der „Grund— 
beftimmungen“, wie e3 heißt, ift nun unter anderem gefagt, 
daß die „Bebührenpflihtigen ber Anftalt vertragsmäßig 
verpflichtet” werden, erſtens bie Merfe angemeilen auf: 
zuführen und gegebenen Falles für bie erfte Aufführung 
eines Werkes den borgeichriebenen Antweifungen ber 
Komponiften nachzukommen. Alſo jeber einzelne Verein 
fol in einem foldhen Falle erit einmal anfragen, unter 
welden Bedingungen er überhaupt die Sache aufführen 
barf, und das auch, wenn er bezahlt hat, ſonach nur fo, 
wie e3 dem betreffenden Komponiſten angemeffen erfcheint. 
a, meine Herren, da ift auch noch der finanzielle Hinter- 
grund zu beachten. Dann wird, wenn ber Verein ſich 
nicht fügt, fein Vertrag mit ihm ‚gefotoften, dann ift 
aud) von feiner Pauſchalgebühr die Rede, dann wird ber 
betreffende Berein in eine Grtragruppe oder Sparte 
gelegt und muß befonderd blechen, nicht in Paufcale, 


jondern für jedes einzelne Wert, dad er aufs 
zuführen gebentt. 65 wird ja freilich dieſes 
Geriht einigermaßen fchmadhaft zu machen ver: 
ſucht durch die Paufdhalgebühren. Danad Sollen 


größere Bereine 20 bi3 40 Mark jährlih und mittlere 
und feine 1 bi8 20 Mark zu zahlen haben. Dadurch 
wird alſo die Sache anfcheinendb gemildert; aber erſtlich 
einmal ift es keineswegs unterfchrieben, daß diefer Vor— 
anſchlag auch wirklich die Biligung ber betreffenden Ge— 


elegen ift, ihre Werke durch bie (CO) 


Aud die (DP 


noſſenſchaft unbebingt finden wird. 


(B) hat. 
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Wir haben heute 
berfchiedene Ausführungen barüber gehört. Der Herr 
Kollega Dr. Dertel hat gefagt, ihm gegenüber ſei gelagt 
worben, man werde „borläufig an diefem Voranſchlag feit- 
halten“. Der Herr Bertreter des preußiſchen Stultuge 
minifteriums hat gefagt, es ſei die Aeußerung bei ihm 
gefallen, „wenn es auch nicht gelingen follte, den Bor: 
anſchlag beizubehalten“, man fi) doc jedenfalls entgegen: 
fommenb verhalten werde. Lauter „Wenn“ und „Aber“ 
liegen in dieſen Meußerungen, meine Herren! Und wenn 
nun die Herren bei ihrer Beurtheilung der Sachlage finden, 
daß es ihren Zweden nicht entipridht, foldhe geringe Pauſchal⸗ 
anfäte aufredit zu erhalten, dann werden gewiß bie 
Pauſchalſätze erhöht werben. Irgend ein Mittel dagegen 
bat man nicht, wenn im Gelege einmal ausgeſprochen tft, 
dat die Sänger gebührenpflichtig find. Es kommt in dem 
betreffenden Glaborat, nämlih den Grundbeſtimmungen 
für dieſe Anftalt der Genoflenichaft deutfcher Somponitten 
weiter vor: es follen verſchiedene Gruppen aufgeftellt 
werben und daraufhin gewiffe Durhichnittsfäge innerhalb 
diefer verfchiedenen Gruppen. Innerhalb diefer Gruppen 
follen dann bie Gebühren für den einzelnen Unterricht 
nah Prüfung aller in Betraht kommenden Werhältniffe, 
nad Zahl der Mitglieder, Höhe der Mitgliederbeiträge, 
Zahl und Umfang der jährlichen Beranftaltungen, Ein: 
nahmen aus benfelben, Aufwendungen für biefelben u. ſ. w. 
angejegt werben. Da kann es num fommen, baß, wenn 
ein fleißiger Gejangverein oftmals zufammentommt und 
viele Produktionen hält, viel höher angelegt wird als 
einer, der ſich auf einige Produktionen im Jahre beichräntt. 
Soll das nun zur Pflege des Gefanges und der Belang: 
vereine beitragen, Die wir doch aud im Muge haben 
müffen? Ganz gewiß nit! And allen folden Be: 
ftimmungen müffen wir uns unterwerfen, wenn man ges 
ſetzlich die Verpflichtung der Gebührenzahlung feftgelegt 
Ih fürdte, daß, wenn einmal ber Löwe Blut 
gerochen hat, er noch weiter feine Tatzen auäftreden wird. 
Dann kann, wie e3 aus biefen „Grundbeſtimmungen“ 
insbeſondere hervorgeht, nicht bloß im allgemeinen eine 
Kategorie anderd behandelt werden, jondern jede einzelne 
von ihnen ift preisgegeben. 

Nun wird weiter gelagt, wir müſſen doch den 
nationalen Standpunft feithalten, wir müffen fir uns 
ebenfo eine Genoffenfhaft und deren Anftalt beginftigen, 
wie die Franzoſen es bezüglich der Sociöté des Auteurs 
thun; das ift auc heute vom einem der Herren Nebner 
hervorgehoben worden. Dagegen betrachte ih es mehr 
al3 nationale Ehrenpflicht, wenn unfere Herren Kompo— 
niften ſich nicht de3 Geldgewinns halber nach dem Aus: 
lande wenden, fonbern lieber ihrem deutichen Volke etwas 
zuwenden. Dad halte idy für mehr national gedadyt als 
die Behauptung, man folle diefelben nicht zwingen, ſich 
nah Paris zu wenden. Ein folder Zwang ift nicht ges 
geben. Meine Herren, die großen Komponijten, bie bes 
dentenden Autoren haben es ohnedies in der Hand, wenn 
fie mit dem Verleger einen Vertrag abichließen, ſowohl 
bezüglih ber Vertreibung als bezüglich der Aufführung 
fid) Bie nöthigen Vortheile zu fichern. 

(Sehr ridtig!) 

Schlecht fommen die dabet gewiß nicht weg. In Oeſterreich 
hat man übrigens bereit3 eine befondere Anftalt. Dort 
bat man doch auch gewußt und weiß e3, daß man damit 
vorwärts kommen fann troß der Socists in Paris, denn 
fonft würde es nicht geſchehen fein. Ich hoffe, daß aus 
ber von der Genofjenfhaft und mitgetheilten Lifte von 
Autoren, die fi in Paris engagirt haben, bald fchr viel 
verſchwinden werden, namentlich auch Defterreicher. 

Dann kommt noch etwas in Betracht, meine Herren. 
Es ift ſchon von dem Ring gefprochen worden, der offen: 
bar. durch dieſe —— — gebildet werden will, den 


2150 


Paufhalring gewiffermaßen, wie er fi da ausbildet. 
Nun, meine Herren, ich bin ber Meberzeugung, daß es 
eine ganze Anzahl von Komponiften giebt, melde ber Ge- 
noffenfhaft doch nicht beitreten wollen, welche mit ihr 
nicht abredinen und fi fortwährend von ihr abhängig 
machen wollen, wie hoch fie geihäßt werben, wie viel 
ihnen don ber Genoſſenſchaft gegeben werben will. Denen 
gegenüber find dann die betreffenden Vereine ohne jedes 
Recht und ohne jebe bertragsmäßige Beltimmung. Da 
fann verlangt werden, was man mag; bas, was jekt 
gelagt wird von dem Pauſchale, von den geringen Ver: 
binblichkeiten, trifft bloß auf bie Genoſſenſchaft zu. 

Ich babe jeinerzeit ſchon im Ausfhuß gejagt und 
wieberhole es jett, daß man nad) meinem Wiſſen in ben 
Streifen der deutſchen Sängerwelt ehr es bereit ift, 
aud Autoren gegenüber nobel zu fein und mit ihnen zu 
vereinbaren, wenn fie ein Honorar wünſchen. Wie id) 
unfere deutſchen Sänger fenne, wird niemand dagegen 
Widerftand Teiften, ebenfo wie jeder mit Freuden dazu 
beiträgt, für die Wittwen und Waiſen ber Autoren eine 
Unterjtügung, für dieſe ſelbſt einen Ehrenfold zu geben. 
Aber die Vereine unter den Zwang eined Geſetzes zu 
ftellen, meine Herren, ift etwas anderes, und da3 wollen 
bie Vereine eben nicht. Die Vereine würden ja überdies 
— da fomme id) nochmals auf das zurüd, was id) vor— 
her bezüglich der rechtlichen Stellung derſelben fagte — 
ſonach ſchlechter geftellt als Private, namentlih in den 
höheren Streifen ber Geſellſchaft. Wer kann einen Privaten 
hindern, in feinem Haufe oder in cinem Gafthof ober 
Konzertlofal eine Sotree zu geben für eingeladene Gäſte 
und dabei die ſchönſten mufifalifhen Produktionen ftatt: 
finden zu laſſen, ohne daß derſelbe verpflichtet ift, weil es 
feine öffentliche Aufführung ift, irgend etwas zu bezahlen? 
Und, meine Herren, die Hoffonzerte! — Muß etwa ba 
etwas bezahlt werden? Das find alfo Fälle, die man 
doch aud) ins Auge faffen muß. Die Vereine jollen allein 
zahlen! Das ift doch cine Klaſſengeſetzgebung — und 
nichts weiter. 

Meine Herren, ih fomme zum Schluffe und bemerfe: 
wenn feitens des Herrn Staatöfelretärd gejagt worden ift, 
dab das Selbftbewußtiein der beutfchen Muſiker bedeutend 
gehoben worden ift und fünftig noch mehr durch diefe 
Geſetzgebung ———— werden wird, ſo muß ich doch 
auch ſagen: die deutſche Muſik iſt überhaupt groß 
und mächtig geworden — das iſt anerkannt in allen 
Ländern der ganzen Welt — auch ohne ſolche Be— 
flimmungen, und ein foldes SKtomponiftenelend, wie es 
früher ftattgefunden hat — id verweile auf ben oft 
wiederholten Fall von Lorking und Lorgings Familie —, 
haben wir niht mehr. Dafür hat die biäherige Geſetz— 
gebung fchon geforgt, dafür wird das jetige Geſetz auch 
wieder forgen. Aber, meine Herren, id glaube, es iſt 
nicht recht, wenn wir unfer Geſetz fo faflen, dab dadurch 
dem deutjchen Volk und ben deutſchen Sängern die Freude 
an der deutfhen Muſik vergällt wird, und aus Diefem 
Grunde glaube ich, Ihnen empfehlen zu dürfen, dab Sie 
für den S 27 in der Faſſung ftimmen, wie er aus der 
Kommiffion hervorgegangen iſt, und die Anträge Dr. Dertel 
und Genoflen nicht annehmen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort 
bat der Herr Benollmäctigte zum Bundesrath, Staats: 
fetretär des Reichs-Juſtizamts, Wirklihe Geheime Rath 
Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirfliher Geheimer Rath, Staats: 
efretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, zwei kurze Erklärungen 
egenüber dem Herrn Vortedner. Der Herr Vorredner 
* eine Aeußerung vom Regierungstiſch darüber ge— 
wünſcht, ob denn auch bei kleinen Vereinen öffentliche 
Aufführungen denkbar fein würden, die unter den z 27 
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(A) des Entwurfs fielen. Ich bebaure, auf diefe Frage eine | welcher in Betracht Fonmen kann. Es ift nämlich der (C) 


Antwort, die alle Fälle beden würde, nicht geben zu 
fünnen. Es hängt die von den Merhältniffen ber 
einzelnen Fälle ab; es hängt da3 namentlich davon ab, 
wie die Mitgliedfhaft in den Vereinen fid) bildet, wie 
groß die Zahl der Mitglieder ift, in weldhem limfange 
die Angehörigen und weiteren Verwandten ber Mitglieder 
zugelafien werben. Zweifellos giebt es eine große Anz 
zahl fleiner Vereine, bei benen bie Aufführungen als 
öffentliche im Sinne des Entwurf nicht darakterifirt 
werben fünnen. Auf der anderen Seite kann man aber 
aud nicht beftreiten, daß mande Vereine ihre Auf: 
führungen in einer Weife infzeniren, daß es unrichtig 
wäre, fie als öffentliche nicht zu bezeichnen. Wie gefagt, 
das muß der Beurteilung der einzelnen Fälle vor: 
behalten bleiben. 

Dann hat der Herr Vorredner nochmald Bezug 
genommen auf bie Erklärungen, die hier vom Regierungs— 
tifch abgegeben wurden bezitglic ber Verpflichtungen, die 
von Seiten der Genoffenfhaft der beutfchen Komponiſten 
in Anfehung der Einfhägung der Heinen Vereine über- 
nommen find. Der Herr Vorredner meinte, dieſe Gr: 
Härungen jeien jo vage, daß ihnen irgend eine ent— 
ſcheidende Bedeutung nicht beigemeffen werben könnte. 
Meine Herren, die GErflärung, bie Ihnen vorher mit: 
etheilt wurde, ift enthalten in einem formellen Schrift 
fküd, da3 an meine MWenigfeit gerichtet ift, und ift mir 
jugegangen unter dem 14. d. Mts. Sie ift unterzeichnet 
von bem gefhäftsführenden Ausihuß ber Genoffenihaft 
ber deutichen Stomponiften und vollzogen von dem Stapell- 
meifter an der hiefigen Königlihen Oper Ridard Strauß, 
bon dem Mitgliede des Senats der hiefigen Afabemie 
der Künſte Brofeffor Rüfer und endlich von dem geſchäfts— 
führenden Mitgliede Kapellmeiſter Röſch. In dieſer 
ſchriftlichen Aeußerung, meine Herren, bindet ſich die 


(B) Genoſſenſchaft der deutſchen Komponiſten dahin, daß auch 


für den Fall, daß die Verhältniſſe wider ihr Erwarten 
eine Erhöhung ihrer Einnahmen nothwendig machen 
ſollten, ſie zur Erhöhung ihrer Einnahmen nicht zurück— 
greifen würde auf die Einnahmen von den kleinen Ver— 
einen, ſondern daß ſie ſich unter allen Umſtänden für ab— 
ſehbare geit gebunden halten würde an die für biefe 
Vereine in dem befannten gedrudten Promemoria ent: 
haltenen Sate. Beftimmtere Erklärungen als folde 
fönnen unter den obmwaltenden Verhältniſſen nicht er: 
wartet werben, und bie Kritik, bie der Herr Vorrebner 
an dieſe Meußerung und an bie Abfichten ber deutſchen 
Komponiften fnüpfte, ift, glaube ich, nad) Lage der Sadıe 
nicht geeaferig. 

izepräfibent Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Rintelen. 

Dr. Rinteleu, Abgeordneter: Meine Herren, id) habe 
bei meinem erjten VBortrage mir vorbehalten, meinen An— 
—* zu 27 noch zu begründen, und da 327 mit zur 
Debatte fteht, muß ich das jetzt nachholen. 

Der $ 27 Abi. 1 Nr. 2 betrifft die Konzerte zu 
wohlthätigen Zweden. Es ift auf meinen Antrag ſchön 
bon den Herren Kollegen Dr. Dertel und Bedh ein: 
gegangen worben, bevor id) ch begründet habe. In der 
Kommiffion ift die Frage, die durch meinen Antrag er: 
fedigt werben fol, aud bereits befproden worden, und 
ed war der Antrag geftellt worben, einen Zufaß zu machen, 
dak „befondere Fälle“ ausgenommen werben follten. Da: 
gegen wurde geltend gemadt, daß das ein viel zu all: 
gemeiner Ausdruck fei, unter den alles mögliche, möglicher: 
weife auch gar nichts gebradt werden könnte. Diefe 
Ginwendung gegen den Vorſchlag finde ich vollftändig 
zutreffend. Ich habe mir den Fall, den die Herren da— 
mals in der Kommiſſion im Auge Hatten, in conereto 
fonftruirt. Es iſt dieſes überhaupt der einzige Fall, 


Fall, daß einer der Mitwirkenden plötzlich erfrantt, daß 
3. B. ein Sänger plöglid heifer wird; die Krankheit tritt 
ein bei ober furz vor ber Generalprobe, der Sänger kann 
nicht fingen, feine Mitwirkung it alfo ausgeſchloſſen; in 
manchen Fällen Lönnen es gerade fehr wichtige Bartien 
fein, die unter feinen Umſtänden im Intereſſe des 
Zuſtandelommens des Konzerts ausfallen bürfen, 
und für die ein Erſatz ſich nicht finden läßt. 
Ich ſpreche theilweiſe aus einer ſpeziellen Kenntniß der 
Verhältniſſe; Näheres brauche ich wohl nicht zu ſagen. 
Es kann alſo ein Fall eintreten, daß ein Sänger krank 
wird; es wird ein Erſatzmann für ihn geſucht; ber Erſatz— 
mann iſt aber einer von den Sängern, die den Geſang 
um Lebensunterhalt benutzen, alſo z. B. ein Opern— 
—— Der Opernſänger iſt auch bereit, einzutreten und 
die Partie zu übernehmen; er wird engagirt, fagt aber: 
id verlange das und bad Honorar. Das ift ein Fall, 
der, wie id aus Erfahrung weiß, häufig vorfommt. Nun, 
meine Herren, in demjelben Moment, wo ber Betreffende 
ein Honorar befommt, ift ein Verſtoß gegen das Geſetz 
gegeben; denn die ganze Aufführung ift baburd, daß einer 
der Mitwirkenden Honorar befonmt, eine folche, welde 
eine Rechtswidrigkeit involvirt, wenn aud die ſämmt— 
lihen übrigen Mitwirkenden fein Honorar gefordert haben 
und auch feins bekommen. 

Meine Herren, ich glaube, für derartige Fälle muß 
Vorforge getroffen werden; ich meine, daß da, wo es ſich 
um reine Wohlthätigkeitszwecke handelt, die Möglich: 
feit gegeben werben muß, das Konzert zu Stande kommen 
zu laffen, ohne daß das geſetzliche Verbot eintritt. Be: 
denfen Ste nur, meine Herren, wie viele Auslagen bei 
ſolchen Wohlthätigkeitäfonzerten fir Saalmiethe, Be: 
leuchtung u. ſ. w. eintreten! Mir haben in Berlin ja 
jet fait jede Woche eine ganze Reihe von Wohlthätigfeitd- 
fonzerten, die aber jehr ſchwere Ausgaben für Saalmiethe, 
Bedienung und ge | zu zahlen haben. Es bleiben 
meift nur einige hundert Mark, im günftigften alle etwa 
taufend Mark übrig. Mag nun der leberihuß auch gering 
fein, dad muß dod immerhin noch mitgenommen werben, 
und man kann wegen ber plößlihen Verhinderung eines 
Mitwirkenden das Konzert nicht ausfallen laffen. Die 
Billets find ausgegeben, die Brogramme find gebrudt, 
die Koſten find entſtanden; nun erkrankt der Sänger, und 
bad Sonzert müßte aufgehoben oder verlegt werben, wenn 
ber Kommiſſionsbeſchluß Gefek wird. Zur Einholung der 
Genehmigung des Komponiſten ift feine Zeit mehr. Für 
folden Fall muß alfo Abhilfe geſchaffen werben. Ich 
meine, es ift eim ganz billiges Verlangen, daß, wenn bie 
Mitwirkenden feine Vergütung befommen und der von mir 
prägzifirte Fall eintritt, dak dann bad Verbot nicht An— 
wendung findet, und die Strafe bes $ 39 nicht eintreten 
fol. Denfen Sie einmal den Fall: man hat ih nun 
eine Opernfängerin engagirt, fie übernimmt die Partie 
gegen Honorar, und dadurch fällt das Konzert unter bie 
Strafbeſtimmung des $ 39, und bie Opernlängerin muß 
außerdem nod bis 3000 Markt Strafe bezahlen dafür, 
daß fie den Vortrag hält. Nußerbem wirb aber 6* 
andere Mitwirkende auch noch unter Strafe geſtellt. 
Solchen Verhältniſſen muß vorgebeugt werden. Es iſt 
ja nur ein Ausnahmefall, den ich im Auge habe, und 
biefen ſollten Sie etwas milder beurtheilen. Sie jagen: 
es ift ein Bruch mit dem Prinzip; ich fage: es ift bie 
Nothwendigkeit des Lebens in der Stunft, die es gebietet, 
daß wir biefen Fall ausnehmen. 

Nun fomme id zu ein paar Bemerkungen, die gegen 
meinen erſten Vortrag geltend gemadht worden find. 
Meine Frage, aus weldem Grunde Lieder anderö be» 
handelt werden jollen als Gedichte, warum folche Lieber 


ohne Genehmigung des Stomponiften nit gefungen 


(D) 
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(A) werben bürften, während Gebichte ohne Genehmigung bes 


Dichters deflamirt werben bürfen, ift mir bon feinem 
ber Herren Redner beantwortet worben! 

Der Herr Staatöfekretär Nieberding finbet in meinem 
Antrag eine gewiſſe Unflarheit; ich fann das nicht finden; 
aber wenn das ber Fall wäre, fo würde bis zur britten 
— eine andere Faſſung gefunden werben können. 

enn der Herr —— dann ſagt, ich hätte 
davon geſprochen, daß die Komponiſten überhaupt nicht 
an Honorarforderungen dächten, fo iſt das wohl ein Miß— 
verſtändniß. Ich habe geſprochen von den Komponiſten, 
welche kleine Lieder ſchaffen; die denken in ſeltenen Fällen 
an Honorar für das Singen der Lieder. 

Dann möchte ich mich noch mit einigen Worten gegen 
den Herrn Abgeordneten Müller wenden, welcher ſagte, 
die Komponiſten hätten lein Mittel, den Verleger zu 
äwingen, ben Sperrvermerf auf bie Hompofition fegen zu 
laffen. Das ift ein Irrthum. Menn der Sperrvermerf 
im Berlagävertrage vorgejehen ift, dann kann doch der 
Berleger im Prozeßwege dazu gezwungen werben. 

ann hat ber Herr Abgeordnete Müller gefagt, ich 
hätte ohne Kritil die Beftimmungen aus bem Gejet von 1870 
abgeihrieben; in dem Gefeg von 1870 würden Mufif: 
werte, Dpern und fonftige Bühnenwerfe unterfchieben. 
Er würde ja recht haben, wenn wir micht ein ganz neues 
Geſetz ſchaffen, zu beffen Erläuterung nicht auf das Geſetz 
von 1870, welches eben befeitigt werden fol, zurüd: 
gegriffen merben fann. Wenn man bas nicht thut, ift 
feine Unklarheit vorhanden. 
Mun hat mich am meiften intereffirt, was ber Herr 
Kollege Spahn einwandte Er jagt: bie Beitimmung 
bes $ 11 ift weniger gegen kleine Liederkompoſi— 
tionen gerichtet, als vielmehr gegen die größeren Werke, 
Orcefterwerfe, Oratorien, Opern. Iſt das der Fall, fo 
follte man bem auch Ausdrud geben, und zwar da— 


(B) durch, daß man biefe Lieber ohne Orchefterbegleitung aus— 


brüdlih ausnimmt. Ih habe einen dahin gehenden 
Antrag formulirt — ic) werde ihn dem Herrn Präfidenten 
übergeben —, ber für ben Fall der Ablchnung meines 
eriten Antrag und des Antrags Richter in Abſatz 2 
hinter „Tonkunſt“ einfchalten will: „mit Ausnahme der 
Lieder ohne Se rg Was ih in meiner 
erften Rede ausführte, betraf gerade dieſe fleinen Lieder, 
welche in Konzerten dutzendweiſe gefungen werben. Bei 
ben größeren Werfen ber Tonkunſt, bei Orcheſterwerlen, 
Dpern, Oratorien, hat ja der Autor e3 in der Hand, zu 
verlangen, daß der Sperrvermerf aufgedrudt wird. Bei 
ben feinen Liedern geichieht es nicht; wenn ber eine oder 
andere ed thut — wie Brahms dies gethan haben joll —, 
dann wirb es nicht weiter verfolgt. Im großen Ganzen 
bezieht fih dad, was id gejagt, überhaupt nur auf bie 
fleineren Lieber, melde ber Komponiſt in einem Augen 
blick der Begeifterung, wie Herr Stollege Traeger jagt, 
aufs Papier wirft und dem Verleger zum Drud und zur 
Verbreitung übergiebt; da hat ber Autor durchaus nicht 
die Abficht gehabt, fih dad Singen des Liedes irgendwie 
bonoriren zu laffen. 

Auf den Antrag Richter möchte ich jest nicht ein: 
gehen. Es fcheint mir vorläufig, ald ob er den Abjat 2 
nicht vollig erſchöpft. Abſatz 2 fpriht vom Urheberrecht 
an Bühnenwerten und Werfen der Tonkunft; der Antrag 
betrifft nur bie Werfe der Tonkunft, bei denen der Sperr- 
vermerf zuläffig fein fol, und dann fommt bie bühnen— 
mäßige Aufführung der Oper. Da ift das lirheberredht 
an anderen bühnenmäßigen —— im Antrag 
Richter völlig unberückſichtigt geblieben. Das iſt mir 
beim erſten Durchleſen — ich habe den Antrag eben erſt 
bekommen — aufgefallen. 

Ich bitte Sie, gr ei eine ‚beiden Eventual— 
anträge, den zu $ 27 Abſatz 2 und auch ben fleinen 


Zufag, der bie Lieder ohne Orchefterbegleitung vom $ 11 (0) 


ausnehmen will, anzunehmen. 

Bräafident: Das Wort bat der Herr Bevollmädjtigte 
um Bundesrath, Staatsjekretär des Reichs-Juſtizamts, 

irflihe Geheime Rath Dr. Nieberbing. 

Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Nath, Staats: 
ſekretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmädhtigter zum Bundes: 
rath: Der Herr Vorrebner meinte foeben, ich hätte un— 
recht mit meiner Behauptung, daß aud die Komponiften 
fleinerer Lieder Anfprud auf Honorar erheben. Gr fam 
darauf zurüd, baß die Komponiſten fleinerer Lieder ſolche 
Anfprühe nie geltend machten. Ich will da nur einen 
Borgang aus neuelter Zeit anführen, ber Ihnen allen 
wohl noch in der Grinnernng fein wird, das Schidfal 
de3 berühmten und unglüdlichen Liederfomponiften Nobert 
Franz. Diefer hat dem beutfchen Volke Lieder gefchentt, 
welche noch Heute alle Kreiſe entzüden. Während feine 
Lieber aber gefungen wurden, fämpfte er unter Erblindung 
mit der Noth. Das Volk hörte feine Lieder weiter; er 
befam aber bon den Aufführungen, welde diefen Liedern 
ihre Zugkraft verdanften, nichts, und es mußten fid Frei— 
willige zufammenfinden, um den armen Künſtler zu unters 
ftügen. Iſt das der ideale Zuftand, den Herr Dr. Nintelen 
im Auge hat? und darf ich dem gegenüber nicht behaupten, 
daß Komponiften Feiner Lieder nit nur Anfprud haben, 
fondern ihn auch erheben, auf einen Antheil an dem Ges 
winn, ben die von ihnen gedichteten nnd öffentlich vor— 
getragenen Lieder bringen? 

räfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Diek. 

Diet, Abgeordneter: Meine Herren, das Intereffantefte, 
was id von dem verſchiedenen Herren Nebnern gehört 
habe, waren die Ausführungen des Herrn —— 
Traeger. Er hat wiederholt in ziemlich düſteren Farben 
von Ausbeuten und Ausgebeuteten gefproden; von ber 
befannten „Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit” war 
in feinen Ausführungen wirklich nichts zu fpüren. 
glaubten immer, dab da, wo die Herren Traeger und 
Genoſſen figen, dad „Jenſeits von Gut und Boͤſe“ fei; 
aber e3 ſcheint ander zu fein, und beöhalb werden wir 
wohl recht haben in ber Auffaffung unferer Geſellſchafts— 
zuſtände und nicht jene Herren. 

. Wir hätten dicſe Debatte fiherlih nicht gehabt, 
wären nicht einige Mitglieder der Kommiſſton wiederum 
von der Schugwuth befallen worden, wie ich mir geftattet 
habe dieſen Zuftand in der Kommiſſion zu bezeichnen. 
Nun, ein Keil treibt den anderen. Nachdem man ben 
Antrag eingebradht hat, der unter dem Namen Dr. Dertel 
und Genoflen und zugegangen ift, hat man auf der anderen 
Seite ein Gegengewicht einzufügen verfucht, um ben 
urfprünglichen Auftand, wie er jeit 1870 beitanben hat, 
aufredt zu erhalten. Ich muß nun fagen — und darin 
ftimme ih mit weinen PBarteigenoffen überein —: bie 
Regierungsvorlage ift in diefem Falle das Pete. 

(Hört! hört!) 
(3 wäre eine Thorbeit, wenn man die Vorlage in ber 
Nihtung der Anträge der Herren Dr. Dertel und Ge— 
nofjen amenbiren wollte. 
(Zurufe.) 

Auch wir find ganz damit einderitanden, daß ſich eine 
Drganifation der Komponiften und Autoren bilden fann. 
Da3 wollen wir auch gern fördern, und unfere Kom— 
miffionsthätigteit ift auch barauf gerichtet geweſen; nur 
fönnen wir nicht jo weit gehen, dab wir eimem Verein, 
ber heute noch gar nicht eriftirt, widjtige Nechte in bie 
Hände geben. Wir wiffen nicht, wie er dieſe Rechte 
unter Umftänden anwenden wird. Da muß eine Sicher: 
heit geihaffen werben, daß die Organifation über das 
erlaubte Maß nicht hinausgehen kann. 

errt Dr, Rintelen hat vorhin gefragt, wie es in 
dem Falle gehalten werben fol, wenn ein Verleger ben 
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(A) Vorbehalt des Aufführumgsrehts, ben ber Komponiſt 


verlangt, nicht auf das Notenblatt aufbruden will, er 
vermiffe barüber eine Antwort; er meinte ferner, das 
Geriht könnte ihm vielleiht dazu zwingen. Herr 
Dr. Nintelen vergibt, daß ber Verleger das Net hat, 
ben unter ſolchen Bedingungen offerirten Verlagsantrag 
abzumweifen. Mir ift eine Verlagsanftalt befannt, die ein 
großes, ehr billiges Liederbuch herausgegeben hat. Sie 
zahlt an den Kommponiften für die Kompoſitionen ein ans 
ftändige3 Honorar; aber es fällt ihr nicht ein, aud nur 
ein Lied aufzunehmen, wo das Mufführungsreht vor: 
behalten wird. Der betreffende Komponiſt, der mit 
foldhem Antrag käme, würde einfach abgewieſen werben. 
Das ift ein außerordentlih großer Vorzug; deun die 
Lieder follen dem Publikum leicht zugänglid gemadt 
werben. Die Vertragsfreiheit entſcheidet. 

Man könnte unter IImftänden darauf eingehen, was 
Herr Dr. Rintelen unter Nr. 242 Ziffer 3 verlangt, 
daß eine plöglih zum Erſatz herangezogen Berfönlichkeit, 
die entihädigt werden muß, nicht bie ganze Aufführung 
al3 unzuläffig Hinftellt. Aber praftiih wird das nicht 
werben. In dieſem Falle würde fiherlid bon feiner 
Seite eine lage erhoben werben. 

Nun mit einigen Worten auf bie und vorliegenden 
Anträge. Der Antrag Dr. Dertel und Genofjen verlangt, daß 
die öffentlihen Aufführungen eines erichienenen Werkes 
der Tonkunſt unentgeltlich zuläffig fein jollen: 

1. bei Seronkaltunern im Bereiche der Militär: 
und Marines, der Kirchen-, Schul: und Gemeinde: 
verwaltung, wenn bie Hörer ohne Entgelt zuge: 
lafjen werden, und bie Beranftaltungen feinem 
gewerblichen Zwed bienen. 

Ich glaube, daß man die Beranftaltungen, die bier auf: 

eführt werben, in feiner Weiſe mit denjenigen vergleichen 
ann, bie feitend ber Kleinen Gefangvereine aufgeführt 
Das ift ein fo großer Unterſchied, dab es ganz 
unbegreiflich erfcheint, daß heute jelbft Regierungävertreter 
eingetreten find für den Abänderungsautrag entgegen ber 
Saffung, bie wir in zweiter Leſung der Kommiſſion bes 
ichloffen haben; die Regierung hat fid) durch einzelne 
ihrer Mitglieder gewiffermaßen felbft bementirt. 

Wir können hier ganz furz die Erflärung abgeben, 
daß wir dem $ 27, mie er feitens der Kommiſſion dem 
hohen Haufe unterbreitet worden ift, zuftimmen werben, 
feineöwegd aber dem Antrag, der von dem Herrn Ab: 
geordneten Dr. Ortel und Genoffen eingebradt worden 
iſt. Würde biefer angenommen werben, dann würden 
wir und veranlaßt fehen, nunmehr bie Faſſung des An— 
tragd des Herrn Abgeordneten Richter zu $ 11 etwas 
genauer anzufehen. 

Es handelt ſich im mwejentlihen um Gejangvereine. 
Wir haben in Deutichland ſolcher fleinen Gefangvereine 
mindeftens 20000. In Württemberg, Baden, ben Rhein: 
landen, Thüringen, Sachſen u. f. w. findet man in jedem 
rößeren Dorf einen Gejangverein. Und biefe alle follen 
—* nun unter die Kontrole einer Geſellſchaft ſtellen, die 
ſich noch gar wicht gebildet hat! Haben wir nicht bie Er— 
fahrung in Frankreich gemacht, daß dort bie Societe 
in der That ganz drüdende Bedingungen ben kleinen 
Gefangvereinen auferlegt hat? Etwas Aehnliches würde 
wahricheinlih bei und paſſiren. Dagegen ſchützt nichts. 
Wenn heute gejagt wird, ja, die fogenannte Tantieme— 

eſellſchaft, ſoweit fie projektirt ift, hat verſprochen, 
elbft wenn fie mehr Mittel gebraucht, die kleineren 
Vereine nicht damit zu belaften, fo iſt ſolch ein Ber: 
fprehen ſehr leicht gegeben, aber ſpäter ſchwer ge: 
halten; denn die Leitung der Geſellſchaft wird wechſeln, 
und wenn eine nette Leitung kommt, dann kann fehr 
leicht aud eine andere Anſchauung auffommen. Man 
wird dann unter Imftänden ben Vereinen eine viel größere 
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Abgabe auferlegen, als es urfprünglid) der Fall geweien (C) 


if. Deswegen, glaube id), ift e3 richtig, daß wir an bem 
alten guten Gebraud), wie er in Dentichland bisher beftand, 
feithalten, daß die Vereine, wie fie in der Vorlage be— 
zeichnet find, auch fernerhin gefhügt bleiben, wenn fie 
Aufführungen veranftalten, die nur für ihre Mitglieder 
und ſolche Berfonen, die zu deren Haudftande gehören, 
beitimmt find. Das Volk würde es nicht begreifen, wenn 
man mit einem vieljährigen Gebrauch plöglich brechen 
würbe. Das Geſetz würde baburd) fo unpopulär, daß bie 
Herren aller Parteien fih in Acht nehmen follten, ben 
Boden zu betreten, wie er Ihnen feitend Dr. Dertel und 
Genoffen vorgeidlagen wird. Wenn man bie Wahl hat, 
zwifchen einem ſolchen neuen Zuftand und ben biäherigen, 
dann nehmen wir lieber den Antrag Richter an. 

Ih möchte bei diefer Gelegenheit den Antrag ftellen, 
dab bei ber Abitimmung über bie SS 11 und 27 über 
ben $ 27 zuerit abgeftimmt wird; je nad dem Ausgang 
diefer Abjtimmung wiürben wir dann unfere Stellung zu 
bem $ 11 nehmen. 

Präfident: Meine Herren, der Herr Abgeorbnete 
Nichter hat feinen Antrag auf Nr. 251 der Drudjadhen 
dahin abgeändert, baß er an Stelle des Abſatz 2 folgenden 
Abſatz 2 aufgenommen haben will: 

Für die Aufführung eines Bühnenwerkes ober 
eines Werles der Tonkunft, zu welchem ein Tert 
gehört, ift auch ohne foldhen Vorbehalt die Ge— 
nehmigung de3 Berechtigten erforderlich. 

Richter. 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, mein Antrag 
bezwedt auch in diefer Faffung nur die Wiedergabe des 
beftehenben Geſetzes. Ih wurde darauf aufmerkjam ge— 
macht, daß meine erfte Faſſung in dieſer Beziehung unklar 
fei, und habe fie demgemäß verbeffert. In Bezug auf die 
aeihäftliche Behandlung, glaube ich, hat der Herr 
ganz recht, daß der $ 27 zuerit feitgeftellt werbe müſſe 
im einzelnen, ehe man zu dem Abjag 2 des 511 fommen 
fan; denm es ift doch Regel bei der Abitimmung, zuerit 
die Modalitäten feitzuftellen, ehe man über das Brinzip 
abftimmt mit den Modalitäten, unter denen es zur Eins 
führung fommt. Was die Sadıe ſelbſt anbetrifft, jo meine 
ich, die Berufung auf bie internationale Gefeßgebung paßt 
hier fehr wenig; wir haben gar feine Urſache, unfer Muſik— 
leben in Deutſchland irgendwie gering zu ſchätzen gegen- 
über dem Ausland. 

(Sehr richtig! links.) 

Ich bleibe ber Meinung, daß e3 viel reicher und lebendiger 
ift als in anderen Ländern. Sehen Sie fid die Statihit 
der Gejangvereine namentlih an, der franzöfifchen zu den 
deutſchen, J finden Sie, daß die Zahl bei uns das Sechs— 
fache beträgt von dem, was in Frankreich vorhanden ift. 
Ih weiß aud gar nicht, wie weit abweichende Be— 
ftimmungen in anderen Staaten hier und —— ſollten; 
denn nach dem geltenden Recht iſt doch auch in Deutſch— 
land die Aufführung eines franzöſiſchen Muſikſtückes nicht 
von der Genehmigung des frauzöſiſchen Autors abhängig. 
Umgekehrt, wenn das hier Geſetz würde, würde man vor 
ber Aufführung des franzöfiihen Tonwerls die Ge: 
nehmigung des franzöfiihen Autord einfordern müflen. 
Dann würde gerabe bad eintreten, was mein Herr 
Kollege Müller I daß wir umter bie Fuchtel des Aus: 
lands kämen. Alſo irgend ein Schaben entiteht gar nicht 
durch die bifferentielle Gejeggebung; im übrigen find bie: 
jenigen, die fi auf die internationale Geſetzgebung be: 
rufen, bei ber Trage ber lebertragung auf mechaniſche 
Mufitwerfe durdaus nicht fo international, fondern in 
Widerſpruch mit der Berner Konvention ‘wollen fie bier 
in rn einführen, die in anderen Ländern nicht 
eitehen. 
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(Ridhter.) 

3 habe ben Herrn Staatsſekretär fo verftanden, die 
Richtung der Geſetzgebung habe fid) verändert unter dem 
Eindrud, früher ſei die Forderung eines Honorars fiir 
ein Tonwerk eine Ausnahme gewejen, jetzt ſei fie die 
Regel. Wenn ic das richtig aufgefaßt habe, jo würde 
das gerade beftätigen, daß man fich unter dem ‚geltenden 
Autorreht gar nicht ſchlecht geſtanden Hat in biefen 
Sreifen. Dem —— Abgeordneten Dr. Spahn, der aller: 
—— für dieſe Beſchränkung des Aufführungsrechts ein⸗ 

tritt, iſt doch nicht ſehr wohl dabei; denn er räumt ſelbſt 
ein, 6 wäre eine eigenartige Sadıe, daß bei dem Vortrag 
eines einfachen Liedes man die Genehmigung des Kom— 
poniften einholen follte. Aber wad wolle man made, 
Unterfheibungen könnte man dod nicht machen in Bezug 
auf die Tonwerke, und fo müffe man auch für die öffent: 
liche Aufführung eines Liedes ober Tanzes, der aud in 
Frage fonımen könnte, die Genehmigung des Komponiften 
einholen. Ich meine, diefe Schlußfolgerung ift doch ganz 
verfehrt, ſchon weil die Aufführung diefer Teichten Mufik, 
ber umterhaltenben Mufif, eine vielfad größere ift — das 
weift und ja gerade die Statiftit in der Denkfchrift der 
Zontünftler nad) — als bie Aufführung der ernſten Mufit. 

Dann wird gefagt: warum foll das, was man für Die 
Dramen für richtig hält, fir die —— nicht auch für alle 
Tonwerke richtig ſein? Ich greife gar nicht an bie 
Beftimmungen über Dramen und ähnlihe Tonwerfe; bie 
will id auch don vorgängiger Genehmigung abhängig 
maden, wie es im beftehenden Recht der Fall ift. Aber 
bier liegt doc die Sade ganz anders: e ift doch eine 
ganz andere große geiftige Arbeit, die erforderlich ift, um 
ein Drama, um eine Oper oder um ein Tonwerk mit 
Text, wie ein Oratorium, zu fchaffen, als ein 8, eirten 
Tanz oder ein Teichtes Mufikftüd. 

(Zuruf.) 

— Eine Symphonie? Wenn Sie glauben, daß gewiſſe 


(B) größere Tonwerke beſonders gefhügt werben müſſen, fo 


Tann es doch gar nicht Schwer fallen, diefe Klaſſifikation 
in dad Geſetz hineinzufchreiben, ohne dazu überzugehen, 
Millionen von Mufikftüden von der Genehmigung bes 
Autord abhängig zu machen! 

Meine Herren, mid hat gerade bie Denkſchrift der 
Komponiften, die und überzeugen will, vom Gegentheil 
überzeugt. Diele Denkſchrift hat eine ſehr beachtens— 
werthe Statiftit. Nach diefer Statiftit kommen an ge— 
werbliden Aufführungen in Deutſchland jährlih 277 100 
Borftellungen im Frage, bei denen nah der Schätzung 
der Romponiften 2701900 Brogrammmummern aus: 
geführt werben. Nun denken Sie fih, was bazu gehört, 
wenn die geihüsten Werfe darunter — und das ift mehr 

ald die Hälfte — in der Ausführung von ber Ge: 
nehmi —— der —— abhängig ſind. 
immer — das iſt der eigentliche Hinter: 
rund — eis Grund für die ganze Abänderung ber Ge— 
etzgebung ber Nothitand der Komponiſten bezeichnet. 
Meine Herren, ich beitreite das durchaus nicht; aber bie: 
jenigen, die fi frant fühlen, find nicht immer die beften 
Herzte in der eigenen Behandlung, und e3 kann vor: 
fommen, daß fie Vorſchläge machen, die das Gegentheil 
von dem herbeiführen, was fie ſelbſt damit beabfichtigen, 
und das trifft hier eben zu! 
(Sehr richtig! links.) 
Ich bin der Meinung, eine Ariftofratie von Komponiſten 
beherrfcht hier bie Vorſchläge und zieht falſche Folgerungen 
aus ihrem eigenen Kreiſe auf die mufifalifchen Kreiſe im 
allgemeinen und die dabei vorkommenden Geſchäfts— 
verhältniſſe. Man hat hier mit Recht ausgeführt, welche 
Borlenntniffe, welche Vorbildung der Beruf eines Ktompo- 
niften erfordert. Vollftändig richtig! Aber, meine Herrei, 
es kann doch ein junger Mann nicht jagen: ich will 
Komponift werben! Das ift ebenfo wenig richtig, wie 
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wenn einer fagt: 
Nomanfchriftfteller werben! Er ergreift zunächſt einen 
anderen Beruf, er findet als Mufifer feine Einnahmen, 
vielleicht al3 Mufikvirigent, als Lehrer, fängt nun an zu 
komponiren, und erſt wenn er bamit Aufmerkſamleit erregt 
bat, befanni geworben ift, ift e3 ihm möglich, feinen 
Beruf ganz als Komponiſt zu finden. 

Meine Herren, woher fommt es denn, daß das 
Honorar fir die Komponiften jo verhältnigmäßig gering ift? 
In der Schwierigkeit, andere von der Vortrefflichkeit des 
Tonwerkes zu überzeugen. Dieſe Schwierigfeit ift viel 
arößer als bei dem Schriftwerk gegenüber dem Berleger. 
Es fommt noch dazır, dab der Geſchmack de3 Publikums 
— und erſt wenn dieſer Geihmad getroffen wind, wird 
einen Verleger die Sade rentabel — im voraus fo 
überaus ſchwer zu ihäßen tft, und daß biefer muſilaliſche 
Geſchmack, wenn man ſich fo ausdrüden darf, im Laufe 
ber Zeit fih ändert. Die Verleger haben cinen Haupt- 
vortheil. Aber glauben Sie dody nicht, daß die eigent- 
lichen Verleger diejenigen find, die dem Vortheil allein 
haben. Es wäre zu umterfuchen, woher es fommt, daß 
ber Zwiſchenhandel bei den Mufifalien einen fo roßen 
Gewinn zieht, einen viel größeren al3 im Buchhandel. 
Der Zwiſchenhändler befommt bei den Muftkalien 50 Brozent, 
66%, Prozent des Ladenpreiſes ab. Hierhin fällt alfo 
die Haupteinnahme, und darin liegt es zum großen 
Theil aud, daß jo wenig für ben Komponiſten jelbft 
übrig bleibt. 

Der Herr Staatöfetretär meinte, ich hätte gefagt, bie 
älteren, erfahrenen, berühmten Komponiſten hätten nicht 
die Einnahmen und madten daraus ihre Schluß: 
folgerungen. Er fagte, dieſe feien ganz gut geitellt. a, 
das habe ich auch jelbft behauptet; ich habe nur gejagt: 
aus ihren Verhältniffen machen fie falſche Schlußfolgerungen 
auf die anderen. 

0, meine Herren, was ändern Sie nun? 
gelagt, der junge Komponiit ift dem MWerleger ald ber 
wirt ſchafllich chwache in die Hand gegeben. Ja, 
ändern Sie denn daran etwas durch dieſe Beſtimmung? 
Der Verleger will feinen Berdienft dadurch erreichen, daß 
er Noten verkauft. Wenn Sie nun eine Beltimmung 
machen, jede Aufführung ift abhängig von der Genehmigung 
bes Komponiften, jo erſchweren Sie den Bezug von Noten 
für die Aufführung gefhüster Werke unzweifelhaft. Sie 
ſchädigen alſo den Komponiſten, ſchädigen die Verbreitung 
des Tonwerles, und infolge deſſen wird der Verleger ein 
ganz natürliches Antereffe daran haben, fid) gegenüber dem 
Autor aus dem Ertrag der Aufführungen, den Ste bier 
fiherftellen wollen, feinen ſehr großen, wenn nicht den 
vollſtändigen Antheil zu fichern 

(fehr richtig! links) 
zu feiner Entfhädigung aus ber Verminderung des Noten: 
verfaufs, und weil fi die Einnahmen aus den Mufit 
ftüden überhaupt gar nicht in der Praxis derart fcheiden 
laffen. Darum werben die Stontralte, über die Sie 
Hagen, zu Ungunſten der Komponiſten nicht aufhören, 
fondern fie werden mur cine etwas beränderte Form 
befommen. Sn der Sade felbit werden fie dieſelben 
bleiben; im Gegentheil, wer nicht fon ein großer 
befannter Komponift ift, wird weniger verdienen, weil 
es ſchwerer ift, einen Auf zu befommen, und meil bie 
Verbreitung des Tonſtückes durch dieſe Beftimmung er— 
ſchwert werden wird. 

(Sehr richtig! links.) 

Nun ſoll die Kampfgenoſſenſchaft helfen — das iſt 
nämlich der eigentliche Gedanke dieſer Zentralgenoſſen— 
fhaft: eine große Kampfgenoſſenſchaft der Komponiſten 
egen die Verleger nad) der Analogie von Kampfgenoſſen— 
" aften ber A —— g — den Kaufleuten oder den 
Bäckern und Müllern. Dieſelben Gedanken ſind es, wenn 


ih will Dichter werben, ih Mill (0) 


(3 wirb (D) 


(B) Selbft die 


** 
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Michter.) 


(4) auch in etwas anderer Form hier auf die Muſik über: 


tragen. 
(Heiterfeit.) . 

Ich glaube, daß dieſe Kampfgenoffenihaft der Komponiſten 
den Kürzeren ziehen wird. Die Herren ſind einmal in 
ihrem Intereſſen fo verſchiedenartig, daß fie ſchwer zuſammen⸗ 
halten. Man wird ſich darüber gar nicht täuſchen, wenn 
es auch hier gewiſſe Zirlel in Berlin giebt, die in dieſer 
Frage zuſammengehen. Und dann find fie geſchäftsunkundig 
gegenüber ben Verlegern, daß fie ſchon aus dem Grunde 
gegenüber ſolchen gewandten vorgebildeten Geſchäftsleuten, 
die nichts anderes treiben, die frei find von folden Idealen 
und Phantafien, die die Komponiften erfüllen, in Nach— 
theil find. 

Meine Herren, das fünnen Sie doch nicht leugnen, 
die ganze neue Beſtimmung fußt auf dem Gedanfen ber 
großen Genoſſenſchaft der Komponiſten, die eine einheitliche 
Beitenerung wollen. Der Gedante kommt immer wieder, 
und das wird eigentlich zugegeben: ohne die Genoſſenſchaft 
it die Sache unausführbar, fällt alles zufammen. 

Mie künſtlich Die ng Sade iſt, das zeigt aber 
8 27 in feinen Ginzelheiten nod ganz befonders durch 
feine Ausnahmebeftimmungen. Der Herr Stollege Rintelen 
bat ausgeführt, wie ſchwer bie Unterſcheidung in der 
Proris it zwiichen den MWohlthätigkeitöporftellungen und 
den auderen. Da heißt es aud, Vollsfeſte und Muſik— 
fefte jollen nicht unter die Beſtimmung fallen. Mas ift 
denn cin Molköfeft? Sagen Sie mir einmal, was in 
Berlin ein Volksfeſt ift. Hier find in Berlin alle Tage 
Volksfeſte in den allerverfchiedenften Formen. 

(Zuruf. Heiterkeit.) 
— Auf die Maifeier kann ich gleich aud) mod) fommen. Bor 
allen Dingen warne id Sie vor den Anträgen Traeger 


und Dertel. 

(Große Heiterfeit.) 
Deredfamteit meines Freunded Müller 
(Meiningen) darf Sie hier nicht vom Gegentheil über- 


zeugen. 
(Große Heiterfeit.) 
Es find zwei große Unterſchiede gegenüber den Kommiſſions— 
vorſchlägen. Nach dem Kommiſſionsvorſchlage find alle 
Öffentlihen Aufführungen, die nicht gewerblicher Natur 
find, von der Genehmigung befreit, durchaus aber nicht 
nad) dem Antrage Traeger:Dertel. 
(Sehr richtig! Links.) 
Nach diefem Antrage find auch diejenigen öffentlihen Auf: 
führungen nicht befreit, die unentgeltlich ejüeben, mit 
ganz beitimmten Ausnahmen, wenn nämlich eine Militär: 
mufit jpielt oder Marinemufit, und Gemeinbeveran- 
ftaltungen. In diefem Falle ift man unabhängig von 
ber Genehmigung des Autors. Wenn aber — und ba 
fomme id auf die Maifeier — öffentlich unentgeltlich bei 
der Maifeier Mufit gemaht wird ohne gewerblichen 
Zweck, jo bedarf eö dazu der Genehmigung. Dann noch 
mehr, meine Herren! Wenn ein Leihenbegängniß 
ftattfindet, das nicht kirchlicher Natur ift, und eine Mufit- 
fapelle geht voran, fo bedarf fie zur Ausführung ge: 
ſchützter Werke im einzelnen der Genehmigung der Autoren 
nach dem Antrage Traeger:Dertel. 
(Heiterfeit.) 
Bei allen patriotiichen Feten ift es ebenfo, wenn fie 
nicht gerade von der Gemeinde veranftaltet werden, daß 
jede Mufifaufführung in Bezug auf alle Tonwerfe der 
Genehmigung des Komponiften bedarf. 

Was num fpeziell Die Vereine anbetrifft, jo muß ich 
anerfennen, daß bier ſelbſt das preußiihe Kultus: 
minifterium, wie aus ber Darlegung des Herrn Regierung: 
vertreterö vorher klar wurde, große Bedenken gehabt hat. 
Man hat aljo die Leiter von Gefangvereinen fontultirt, wie 
ſie ſich das dächten. Meine Herren, was für große Kreiſe 


bier in Betracht kommen, dad geht aus ber Statiftit (C) 


in der Dentjchrift ber Tonkünftler hervor. Diele 
Herren berechnen nämlich — und fie fönnen es 
doh am beiten milfen —, daß in Deutidland 


6500 Gelangvereine vorhanden find, 2700 gefellige 
Vereine mit Diufitabtheilungen, 750 Mufitvereine und 
90 Drcheftervereine. Diefe würden alfo, auch wenn fie 
nur öffentlihe Aufführungen für ihre Mitglieder und ihre 
Vergnügungen veranitalten, nah dem Antrage Traeger: 
Dertel unter bie Genehmigung der Autoren in Bezug auf 
die Muſikſtücke fallen. 

Nun Haben die Herren im Kultusminifterium, wie 
und vorhin berichtet wurde, bie Leiter folder Gefang- 
bereine um ihre Gutachten gebeten; bie Herren find 
im Minifterium erfchienen — 0b es aud auswärtige 
waren, weiß ih nicht, aber mwahrfheinlih zunächſt 
Berliner —, und fie haben gefagt: wir haben und die Ge: 
nehmigung zu den Aufführungen fehr theuer gedadt. 
Darauf ift vom Borftande der Komponiften erwibert 
worden: theuer wird Ihnen das nidht zu ftehen fommen, 
benn ber Bertreter des ſtultusminiſteriums fagte: wir 
werben in dem großen Ring — ober bie Herren nennen 
es Zentrale, alfo ebenfo wie man aud bon einer 
„Spirituszentrale* ſpricht 

(Heiterkeit) — 
einen jährlichen Beitrag erheben von 1 bi 20 Marf, im 
Durchſchnitt 5 Marl. Ad, haben die Herren gefagt, wenn 
bad nur 5 Mark koſtet, dann haben wir gegen die Sadıe 
nicht3 einzuwenden. Sind das naive Leute! 
(Heiterfeit.) 

Sa, meine Herren, wenn bier in das Geſetz binein- 
aeichrieben würde, diefe Vereine bezahlen an die Autoren 
5 Mark oder meinetwegen auch bis zu 20 Markt, jo wäre 
bad noch eher eine Sade. Aber was ein Vorftand in 
dem Dunkel des Konferenzzimmers des Kultusminiſteriums 


verabredet mit ein paar Leitern von Geſangvereinen, das (D) 


fol verbindlih fein für die Ausführung bed Geſetzes? 
Und dod hängt an dieſer Sache bie ganze Ausführun 

des Geſetzes. In dem Augenblidt — da3 fagen nämli 

diefe Herren Verireter der Komponiften —, wo wir bie 
Beltenerung diefer Vereine aufgeben, und wären es aud) 
nur 5 Marf, fünnen wir die Zentrale nicht mehr durch— 
führen und legen auf die ganze Gefegesänderung keinerlei 
Werth mehr. 

Man Hat fi berufen auf bie öffentliche Meinung. 
Id) behaupte, die öffentlihe Meinung iſt über dieſe Sache 
noch gar nicht aufgeflärt. Das ift ja dad Nachtheilige 
einer Kommiffionsverhandlung, daß darüber in weitere 
Streife gar nichts Zuverläffiges dringt. Die Materie ift 
an fih ſchwierig, felbit wir fünnen uns bier faum zu: 
recht finden in den verſchiedenen Gefegesbeitimmungen. 
Draußen hat man nod gar nicht erfaßt, wie die Sache 
eigentlid; zufammenhängt. Ich muß auch nod erwähnen, 
daß in den legten Tagen eine gebrudte Petition an und 
gefommen ift, Nothſchrei und Bitte der beutfchen Berufs: 
mufifer, unterzeichnet: der Mufifdireftorenverband. Sie 
bezieht fich gerade auf diefe Beſtimmung. Es heißt am 
Schluſſe: 

Wir ſind der feſten Ueberzeugung, daß die über— 

wiegende Mehrzahl aller dieſer muſilaliſchen 

Vereine von der Schwere und Wichtigkeit dieſer 

Geſetzesvorlage überhaupt noch keine Idee haben. 
ka man, melden Chikanen und peinlichem 
Ueberwachungsſyſtem die mufitaliihen Vereine in 
der Schweiz, Eljak-Lothringen, Belgien u. ſ. w. 
infolge dieſes Aufführungdrehts ausgeſetzt find, 
wie biele unheilvollen Prozeffe deshalb entftanden 
find — ein Schrei ber Entrüftung würde burd) 
das ganze Deutiche Reich gehen. 


Ic bin allerdings der Meinung, daß die Herren, 
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(A) bie dieſer Karbinalbeftimmung der neuen Vorlage, dieſer 


Einſchränkung des Aufführungsrechteö beiftimmen, eine 
ſchwere Berantwortung vor weiten Streifen des deutſchen 
Volkes tragen. 

(Bravo! linte.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Benollmädhtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr, Nieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staats— 
ſelretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, Sie erlauben mir vielleicht 
einige Worte zu dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Richter zu ſagen in der Faſſung, wie er jetzt vorliegt. 
Ich habe den Antrag vorhin nicht vollſtändig ver: 
ftanden, und fein Inhalt wird mir jet erft auß der neuen 
Faſſung, die id von dem Herrn Präfidenten gehört habe, 
völlig Har. 

Der Antrag Richter will den Abſatz 2 des 8 11 ber 
feitigen und fol au die Stelle dieſes Abfages treten. 
Der Nbjat 2 der Vorlage, wie die Kommiſſion fie ange: 
nommen hat, beftimmt aber über den Schuß aller Bühnen— 
werfe und aller Tonwerke, einerlei, ob fie öffentlich 
erfchtenen find oder nicht. Wenn der Antrag Richter ange: 
nommen wird, fo fallen die nicht erfchtenenen Werke ohne 
weitered aus dem Rahmen des Geſetzes heraus. Ich 
will dem Herm Abgeordneten aus biefem Defekt feinen 
Vorwurf machen, diefe Materie ift Schwierig: aber er hat 
doch überfehen, daß in diefer Vorfchrift auch die nicht er: 
fchienenen Werke ihre Berüdfihtigung finden müſſen. 

(Zuruf lint3.) 
— Bitte, ih bin noch nicht fertig! 
(Heiterfeit.) 

te ber Herr Abgeordnete hat zwar gefagt, daß 

gewifle Werke, wenn ein Vorbehalt nicht für fie befteht, 


aufgeführt werben dürfen. Er hat aber nicht gefagt, daß 


(B) für Werfe, die einen Vorbehalt tragen, die Aufführung 


verboten ift. Diefe Berbotäbeftimmung fehlt vollitändig 
in dem Vorſchlag des Herrn Abgeordneten. 

Drittens, der Herr Abgeordniete hat nach der neuen 
Faſſung vorgefchlagen, zu jagen, daß Bühnenwerke und 
andere Tonwerte, mit denen ein Tert verbunden ift, über: 
haupt — aud; wenn der Vorbehalt fehlt — nicht auf: 
geführt werben bürfen. Damit trifft er grade die 
Lieder; benn das find ja Tonmwerke, zu denen ein Text 


gehört. 

(Sehr richtig!) 
Er erreicht alfo zum Theil gerade dad Gegentheil de3- 
jenigen, wa3 er erreichen will. 

Nun möchte id; aber auch noch zu den Nusführungen 
be3 Herrn Abgeordneten Richter eine thatfähliche Be: 
merfung mir erlauben. Der Herr Abgeordnete hat gefagt, 
es würde allgemein zugegeben, daß ein Geſetz nad Art 
be3 Entwurfs ohne eine Nuftalt, wie fie bier bezeichnet 
worden ift, nicht ausführbar fein würde. Ich habe 
vorher ganz ausdrüdlich betont, daß nad) Auffaffung der 
Regierung das Gefeg ausführbar tft mit und ohne Anftalt, 
daß fih unter allen Umſtänden, wenn diefe Auftalt nicht 
zu Stande kommt, Agenturen finden, wie fie hie und ba 
jest ſchon beitehen, die dasſelbe oder doc Aehnliches 


herbeiführen werben wie die in Ausfiht genommene 
Anftalt. 
Der Herr Abgeordnete hat dann hervorgehoben, 


daß es fih bier um eine Kampfgeſellſchaft handelt zum 
Kampf der Kompontften gegen Die Verleger. Demgegen: 
über muß ich doch fagen, daß der Herr Abgeordnete von 
der fraglihen Anftalt eine ganz unrichtige Vorftellung 
hat. Es handelt fih um eine Geſellſchaft, die in Ueber— 
einitimmung ber Stomponiften mit dem weitaus größten 
Theil der deutſchen Verleger errichtet werben fol, bei ber 
alſo den Homponiften aud die Erfahrungen der Verleger 
Reichstag. 10. ZegisL-P, IL Sejfion. 1900/1901. 


zu ftatten fommen werben. 
ber Berleger, die aus beftimmten Gründen fi bei Seite 
halten. Aber davon zu reden, daß hier eine Kampf— 
geſellſchaft in Ausſicht ſtehe zwiſchen dem einen umb 
—— Theil, wird den thatſächlichen Verhältniſſen nicht 
gerecht. 

Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Rintelen hat 
nunmehr feinen angekündigten Eventualantrag ſchriftlich 
eingereicht. Derſelbe lautet: 

Für den Fall der Ablehnung des Antrages auf 
Nr. 241 in Abſatz 2 des 8 11 Hinter dem Worte 
„Tonkunſt“ einzufchalten: 
mit Ausnahme der Lieder ohne SOrchefter: 
beglettung. 

Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Haußmann 
(Böblingen). 

Haußmann (Böblingen), Abgeorbneter: Der Herr 
Abgeordnete Dr, Dertel hat angedeutet, daß hinſichtlich 
ber Freigabe der Produktionen von Bereinen ſich eine 
Henderung in der Auffaflung der Regierung vielleicht 
vollzogen habe im Sinne einer Hinneigung zu feinem 
Antrag; und wenn wir ben Ausführungen der Herren von 
Regierungstiſch gefolgt find, insbejondere des Herrn Ber- 
treterd de3 Kultusminiſteriums, fo haben wir allerdings 
eine gewiſſe Beftätigung dieſer feiner Auffaffung in ber 
Art, wie ſich Hinfichtlid diefer Frage die Neglerung aus: 
ſprach, finden können. 

Ich würde es nun fehr bebauern, wenn der Antrag 
Dertel in feiner negativen Pofition, der Streihung der 
Ziffer 3 — etwas anderes ift Die pofitive Ziffer 1, bie 
eingefchaltet ift, worauf ich nachher fomme — angenommen 
würde. Es ift, glaube ih, zu gering geſchätzt, was der 
Herr Kollege Richter vorhin aus der Denlſchrift der 
Komponiſten ſtatiſtiſch mittheilte, daß etwa 7000 Bereine 
im Reihe ſeien. Ich glaube, daß mit 10000 und mit 


20 000 die Zahl der Vereine noch nicht geſchätzt ift, welche (D) 


gelegentlich Gejangproduftionen geben. 
(Sehr richtig!) 
Namentlich bei und in Süddeutſchland — aber e8 wird 
im Norden nichts anders fein — bilden fih in Kleinen 
Orten Vereine von vielleiht nur 10 bis 20 Mitgliedern, 
die ber Lehrer oder irgend eim anderer gelangäfteudiger 
Mann oft mit Mühe und Noth zufammenbringt. Wenn 
Sie den Leuten, die ihre Zeit opfern für bie Pflege des 
Geſangs, auch noch zummthen, eine Mbgabe an bie 
Tantiemegefellichaft zu bezahlen, ſelbſt wenn fie fo gering 
wäre, wie es jetzt in dem unverbindlichen Voranſchlag in 
Ausficht geftellt wird, fo möchte in vielen Fällen an der 
Aufbringung auch dieſer Fleinen Beträge die ganze 
Vereinsbildung oder die Weiterführung des 
Vereins fheitern. Ich ftehe auf dem Standpunkt — 
und es wird zahlreichen Mitgliedern des Hauſes ebenfo 
gehen — daß ich es für fehr beflagenswerth hielte, wenn 
durch die Eingriffe der Geſetzgebung eine derartige, kulturell 
fiherlih erwünfchte Bildung von Vereinen zur Pflege des 
Geſangs unterbunden würde. 
(Sehr richtig!) 

Sch made Sie, um mich möglichft kurz zu fallen 
und die Gefichtöpunfte, welche andere Rebner ſchon zum 
Ausdruck gebracht haben, nicht zu wiederholen, nod auf 
ein andered Moment aufmerffam. Nehmen Ste an, ein 
folder Verein nun fingt ein verbotenes Lieb, verboten im 
Sinne dieſes Gefeges, zu welchem er die Einwilligung 
nicht eingeholt hat. Wenn dann die Staatsanwaltſchaft 
Strafantrag gegen die 25 BVereindmitglieder ftellt wegen 
llebertretung des Paragraphen fo und fo viel biejes Ge: 
jeßed, und wir haben dann Geridtsverhandlungen vor 
dem Schöffengeridht, wo —* plädirt wird, daß die 
Leute zur Strafe zu ziehen ſind, ſo gehört das in das 
Gebiet jener ärgerlichen Steigerung der Prozeſſe, welche 
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(A) häufig genug beflagt wird. Das ift ein weiterer Grund, 


der uns abhalten muß, auf diefen Boden zu treten. Ich 
meinerfeitö ftelle mich deöwegen auf den Standpunft, den 
wir in der Kommijfion eingenommen haben nad) bem 
— 

Ich habe einige Bedenken gegen die Anträge der 
Herren Rintelen und Richter, obwohl ich eine Reihe der 
Ausführungen derjelben vollftändig theile. Aber wenn 
wir dieſe Anträge annehmen ohne —— dann beſchränken 
wir gerade dieſe Vereine unter Umſtänden noch mehr 

(ehr richtigh, 
als ſie durch den Kommiſſionsantrag beſchränkt werden. 
Denn, meine Herren, dieſe Anträge ſehen beide vor, daß 
der Autor durch einen Vorbehalt auf ſeine Noten die 
Produktion ausſchließen kann, während $ 27 des Geſetzes 
hier gerade für dieſe Vereine wenigſtens in dem engen 
Rahmen ſeiner Geltung, d. h. nur mit Hausangehörigen 
der Sänger, eine Freiheit ſchafft, welche mir erwünſcht iſt. 
Ich werde deswegen meinerjeit3 in eriter Linie für ben 
Antrag der Kommiſſion ftimmen, in zweiter Linie für ben 
Antrag des Herrn Kollegen Richter. 

Und nun nur noch ein Wort über den Antrag Oertel 
und Genoſſen Hinfihtlih Ziffer 1. Der will bie Ber: 
anjtaltungen der Militär- und Marines, der Kirchen-, 
Schul: und Gemeindeverwaltung unter gewiffen Vorauss 
jegungen auch frei geben. Ich kann mich, wenn biefer 
Antrag als eine Ziffer 4 des 8 27 auftreten würbe, mit 
diejem Antrag einverftanden erklären, obwohl ich anheim— 
gebe, ob nicht im juriftifcher Beziehung die Faflung „im 
Bereiche” der Militärverwaltung u. ſ. w. zu Schwierig: 
feiten Beranlaffung geben kann. Es wird dann * 
beſſer zu ſagen ſein, daß Produktionen, welche „von 
Militär: ꝛc. Verwaltungen veranftaltet ſind“, ebenfalls 
diefe Freiheit genießen follen. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Richter hat feinen 


(B) Antrag auf Nr. 251 der Drudjahen abermald abgeändert 


(Heiterkeit) 
und will dem zweiten Mbjag nunmehr folgende Faſſung 


geben: 

Für die Aufführung eines Bühnenmwerf3 oder 
die bühnenmäßige Aufführung eines Werkes ber 
Tonkunſt, zu weldem ein Tert gehört, ift auch 
ohne ſolchen Vorbehalt die Genehmigung des Be: 
rechtigten erforderlich. 

Zur Geſchäftsordnung hat dad Wort ber Herr Ab- 
geordnete Richter: " 

Richter, Abgeorbneter: Zur Geſchäftsordnung darf 
ih wohl bemerken, daß biefer und alle früheren Anträge 
nur das geltende Necht wiedergeben follen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gamp. 

Gamp, Abgeordneter: Ich wäre dem Herrn Staats: 
fefretär des Reichs-Juſtizamts fehr dankbar gewefen, wenn 
er die Güte gehabt hätte, ſich zunächſt über den Antrag 
Nichter, wie er jeßt vorliegt, zu äußern und und mitzus 
theilen, ob Bebenfen in formeller Beziehung gegen dieſen 
Antrag auch noch zu erheben wären. Wenn das nicht 
der Fall ift, würde id den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Richter wenigftend in feinem Grundgedanken empfehlen. 

Meine Herren, ich glaube wirtlid, daß die Mutoren 
feine Beranlaffung haben, mit dem Schuß, den ihn die 
Geſetzgebung zu theil werben läßt, unzufrieden zu fein. 
Wenn ich bedenke, wie fehr viel geringer der Schuß bes 
geiftigen Eigentums derjenigen tft, welche gewerbliche 
Erfindungen gemacht haben, fo, muß ich fagen, kommen 
dod) die Autoren auf literariſchem und muſikaliſchem Gebtet 
ungleich befjer weg. Ich braude bloß daran zu erinnern, 
dat der Patentihut nur 15 Jahre dauert, dab alfo der: 
jenige, ber vielleiht mit Aufwand einer großen geiftigen 
Arbeit und großer finanzieller Mittel eine überaus wichtige 
Gıfindung gemacht hat, nach 15 Jahren gendthigt tft, Diele 





Erfindung der Allgemeinheit ohme weitere Entſchädigung (C) 


preiözugeben, während auf literariihem und muſikaliſchem 
Gebiet der Schub häufig 60 und mehr Jahre und, wie 
bie Vorlage uns jetzt vorliegt, fogar vielleiht bis zu 
100 Jahren dauern kann. Ich Halte e3 prinzipiell nicht 
für richtig, daß man das Zufalldmoment des Todes eines 
Autors bei diefer Frage berüdjichtigt und davon die Dauer 
des Rechts abhängig gemadit hat. Meined Erachtens ift 
das ein prinzipiell unrichtiger Standpunkt. Man fann 
wohl jagen: ich will das getitige Eigenthum 20, 30, 40, 
50 Jahre fügen; aber zu jagen: ic ſchütze das geiftige 
Eigentum, jolauge der Betreffende lebt, und 
außerdem auch noch 20, 30 ober, wie es nad) ber Vor: 
lage in einzelnen Fällen fein fol, 50 Jahre, — das 
fcheint mir an ſich prinzipiell unrichtig zu fein. Nehmen 
wir an: zwei Autoren, die gemeinfam ein Literariiches 
oder muſikaliſches Wert geihaffen haben, ſind zufammen 
bei einem Unfalle, vielleiht einem Eifenbahnunfalle be= 
theiligt, der eine ftirbt infolge des Unfalls, das Leben 
des anderen wird durch arztliche Kunſt vielleicht noch 
30 Jahre erhalten; dann geniehen die Erben bes einen 
überhaupt nur 30 Jahre die VBortheile an diefem Werk, 
während der andere und feine Erben es 60 Jahre ges 
nießen. Ich meine alfo, daß die Autoren feinen Anlaß 
haben, fih über Schuß, der ihnen au theil geworden ift 
und durch dieſes Geſetz in noch erhöhten Make zu 1heil 
werben foll, zu beſchweren; und wenn viele von den 
Autoren fih im einer ungünftigen Lage befinden, wie id) 
es durchaus anerfenne, jo liegt dad chen an anderen 
Urſachen, auf die ich bier nicht weiter eingehen will. 

Ich freue mid, daß der Herr Abgeordnete Richter 
fih bier einmal auf den fonjervativen Standpunkt 


geftellt hat 
(Heiterkeit) 


und den beftehenden Rechtszuſtand vertheidigt. Ich bin 


deshalb in der erfreulihen Lage, im wefentlichen feinen (D) 


Ausführungen zuftimmen zu fönnen, und bebaure nur, 
daß das nicht öfter der Fall iſt. Beſonders ſympathiſch 
berührte mid) auch die Ausführung des Herrn Abgeordneten 
Richter, daß fih auf muſikaliſchem Gebiet ein Jeidiger 
Zwiſchenhandel breit mache, der die Autoren in außer: 
orbentliher Weife ausbeute und ſchädige. Ich glaube, 
baß ein folder von dem Herrn Abgeordneten Richter hier 
mit Recht bemängelter Zwiſchenhandel fh auch auf 
anderen Gebieten ebenfo nachtheilig geltend gemacht hat, 
und ich hoffe, daß der Herr Abgeordnete Richter auch das 
noch jpäter einfehen und im diefer Beziehung mit uns 
aufammengehen wird. 
(Helterfeit.) 


Nun hat der Herr Abgeordnete Richter den Antrag 
Nr. 236 immer „Antrag Traeger= Dr. Dertel* ge: 
nannt. Das habe ich eigentlich nicht recht verftanden; 
denn bie Antragiteller find thatſächlich „Dr. Dertel: 
rigen (Need) - Rimpau*, und erft ganz zulegt kommt 
Herr Traeger. Ich weiß nicht, ob Herr Richter mit ber 
Boranftellung des Herrn Traeger hat andeuten wollen, 
daß bie geiftige Urheberfchaft nicht auf Herrn Dr. Dertel 
zurüdzuführen, fondern daß Herr Traeger der eigentliche 
Träger des Gedankens gewejen jei. 

(Große Heiterfeit.) 

Aber, meine Herren, für mich wird dieſer Antrag auch 
dadurd nicht ſympathiſcher, daß Herr Dr. Dertel, mit 
dem ich meiſt zufanmengehe, feinen Namen darunter— 
gelegt hat, und ich bedaure ehr, im wefentlihen aus 
benfelben Gründen, die angeführt find, und bie ich nicht 
weiter wiederholen will, die Ablehnung des Antrages 
dringend empfehlen zu follen. 

Ich bin auch der Anficht, meine Herren, daß nament- 
lich die Nüdfiht auf die Heinen Geſangvereine und die 
Rüdfiht auf die Entwidlung unſeres Mufiflebens ums 
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(4) abhalten jollte, eine fo rigorofe Beltimmung zır treffen, 


wie fie hier vorgeihlagen ift, und die weit über bie 
Kommiſſionsbeſchlüſſe hinausgeht. 

Ich möchte aljo bitten, meine Herren, ben Antrag 
des Herrn Stollegen Dr. Dertel abzulehnen und es in 
Bezug auf den $ 27 bei dem Beichlüffen der Kommiſſion 
zu belaflen. 

Dabei möchte ich noch eine Feſtſtellung machen, bie, 
glaube ich, einem Widerſpruche nicht begegnen wird, und 
ih darf wohl annehmen, dab, wenn von feiner Seite 
ein Mideriprud dagegen erhoben wird, dieſe Feſtſtellung 
al3 allfeitig gebilligt angeichen wird. Es heißt unter 
Nr. 3, daß aud „zum Hausitande* gehörige Perſonen 
an den don den Vereinen veranitalteten Aufführungen 
iheilnehmen dürfen. Ich ſetze voraus, daß unter dem zum 
Hausſtande gehörigen Perſonen auch die bei den Mit: 
gliedern der Vereine ſich auf Beſuch befindlichen Perfonen 
zu rechnen find. 

(Zuruf Links.) 

Für mid) unterliegt es auch feinen Zweifel, daß ein folder 
Beſuch zum eigentlichen Hausſtande gehört; da aber doch 
ein Anderer vielleicht anderer Anficht fein könnte, fo möchte 
ih dieſe Feſtſtellung doch machen. Sollte derfelben wider 
Erwarten widerfprochen werden, jo würde ich mir vor— 
behalten, bis zur dritten Leſung noch einen Abänderung 
antrag zu ftellen. 

Was nun den $ 11 anlangt, fo glaube id, daß 
Bedenken gegen den Antrag Richter nit erhoben werden 
können, wenigftend gegen den Grundgedanken nicht, der 
dahin geht, es in diejer Beziehung bei dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtande zu laſſen. Ich bin der Anficht, dab da— 
burd; die Intereffen der Autoren voll und ganz gewahrt 
werben, weil jeder Autor es in der Hand hat, jedem die 
Aufführung feiner Werte dauernd zu unterfagen, und id) 
ſehe wirklich nicht ein, weshalb man einem Autor, ber 


(B) ein ſolches Verbot nit ausipreden will, dieſes nun 


durch die Geſetzgebung aufoftroyiren will. Namentlicd) 
verftehe ih nicht den Herrn Kollegen NRintelen und alle 
diejenigen, die biefen Paragraphen etwa in ber Form 
des Antrags Richter annehmen, dafür aber 5 27 ftreichen 
wollen. Da muß ich body wirklich jagen: vor die Frage 
eftellt, ob ih $ 11 und den & 27 in ber Faffung ber 
Rommifion annehmen fol ober den Antrag Richter bezw. 
Rintelen mit Streihung des $ 27, würde ich nicht im 
mindeften zweifelhaft fein, mich für die Kommilfionsbeichlüffe 
zu erklären, weil dieſe mir eine größere Garantie geben, 
daß die Heinen Gefangvereine und ſonſtige Veranftaltungen 
nicht beläftigt werben. 

Meine Herren, ich hoffe, daß der geplante Zuſammen— 
ſchluß der Komponiften gelingen wird, und ich erblide 
barin einen wirffameren Schug ihrer Intereſſen als in einer 
derartigen Beftimmung, wie fie $ 11 enthalt. Ich hoffe, 
daß gerade durch dieſen Zufammenjchluß der Nadıtheil 
bejeitigt wird, der ſich aus der geringen Geſchäftsgewandt— 
heit der Autoren ergiebt. Denn es liegt auf der Hand, 
daß ein folder Verein fi einen tüchtigen Geihäftsführer 
engagieren wirde, der ſehr wirkjam ihre Intereſſen zu 
vertreten vermag. 

Ih möchte aljo vorbehaltlich etwaiger redaktioneller 
Aenberungen, die fid) aus einer Beanitandung des Herrn 
Staatsſekretärs gegen den Antrag Richter ergeben würden, 
die Annahme des Antrags Richter und die Aufrechterhaltung 
bes $ 27 empfehlen. 

Beifall.) 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Stantöfekretär des Reichs-Juſtizamts, 
Mirklihe Geheime Nath Dr. Nieberbing. 

Dr, Rieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staats: 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmädtigter zum 
Bundesrath: Ih möchte, um Mißverftändniffe zu ber 


meiden, auf die Ießten Ausführungen des Herm Bor: (C) 
redners nur Folgendes konſtatiren. Auch nad der 
Aenderung, die der Herr Abgeordnete Richter in jeinem 
Antrage vorgenommen hat, beftchen noch zwei Einwendungen 
gegen denfelben, die, nlaube id, nicht unberüdjichtigt 
feiben können. Zunächſt umfaßt die Vorlage, wie id) 
ihon vorhin mir erlaubte hervorzuheben, aud ben 
Schuß ber nicht veröffentlichten Werke. Der Antrag des 
Herrn Abgeordneten Richter beichäftigt fi aber nur mit 
dem Schuße der veröffentlihten Werke. Nun hat der 
Herr Abgeordnete zwar vorhin gerufen, das wäre fehr 
leicht zu ändern, aber jo leicht ift das doch nicht, und ich 
glaube, er hat recht gethan, das in diefem Augenblid nicht 
zu bewerkftelligen. Sch glaube, der Antrag muß eine voll: 
ftändig andere Nebaftion erfahren, wenn der Schug der 
nit veröffentlichten Werke mithineingezogen werden fol. 

Zweitens fehlt dann in dem Abſatz 1 noch immer, 
was id) aud) vorhin hervorhob, das Verbot der Aufführung 
folder Werke, die mit einem Vorbehalte verfehen find. 
Diefed Merbot läßt fih zwar e contrario aus dem 
Su bes Baragraphen entnehmen; aber ein Strafgeſetz 
wird nit jo gemadit, daß man e3 mur e contrario 
aus dem übrigen Geſetzesinhalt interpretiven muß; Straf: 
beftimmungen müffen ausdrücklich feitgelegt werben. 

Nach diefen beiden Nichtungen, glaube ich, wird der 
Antrag Richter allerdings noch eine Verbefferung zu er: 
fahren haben. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, was ben 
Antrag Richter in formeller Beziehung betrifft, ich meine 
die Fragen, die nad ber Grllärung des Herrn Antrags 
ſtellers mehr al3 redaktionelle anzuiehen find, die aber 
der Herr Staatöfekretär hervorgehoben hat, jo, glaube id), 
wird der Herr Abgeordnete Richter mit und eindverftanden 


fein, daß, wenn der Reichstag auf ben Boden feines (D) 


Antrags tritt, damit nur gejagt ift, der Antrag folle die 
richtige Formulirung bis zur dritten Leſung finden, und 
durch diefe follten die hervorgehobenen Falle mitgebedt 


erben. 

(Sehr richtig!) 

Darüber brauhen wir uns jegt noch nicht allaufehr die 
Köpfe zu zerbreden. 

Herr Abgeordneter Richter meinte, ich fühlte mid) 
nad meinen Ausführungen zu ; 11 in Betreff des Ins 
haltö des 8 11 nicht jo recht behaglid). 

(Heiterfeit.) 
Das ift unrihtig. Meine Bemerkung, daß eine Ab« 
änderung des $ 11 erfolgen folle, habe ich nicht jo gemacht, 
al3 ob id) mit Bezug auf die Lieder eine ſolche wünſchte. 
Ich habe nur gejagt, die Ausführungen meines Freundes 
Dr. Rintelen bezögen fih mur auf die Aufführung von 
Liedern in Vereinen; wenn man feinem Gedantengange 
folge, fo wiirde das dahin führen, daß man die Lieder 
von dem gefeglihen Vorbehalte ausnehme, während der 
Schwerpunkt der Frage in den großen Werfen ruhe, den 
DOrcelterwerten, womit ich bervorhob, daß gerade bei 
ihnen eine Parallele mit den Werfen der Urheber vorliege. 
Ich bin perfönlih der Anficht, daß ich mich bei $ 11 
ganz wohl fühle; ic) habe den Wunfch, daß wir bei S 11 


bleiben. 
(Große Heiterkeit.) 

Was num die Frage der 88 11 und 27 jelbjt betrifft, 
fo möchte ih Sie bitten: prüfen wir doch einmal die 
Trage zunädit ganz losgelöſt von der Tantiemeanftalt! 
Ich glaube, das Hineinziehen der Tantiemeanftalt in die 
Erörterung dieſer Frage verwirrt den Geſichtspunkt. Id) 
werde nachher noch Gelegenheit finden, die Tantieme— 
anftalt zu berühren; aber zunächſt prüfen wir einmal die 
Frage ohne ihre Hereinziehung. Der $ 11 erweitert ben 
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(A) lirheberfhuß für den Komponiften. Nun ift mir entgegen: 


gehalten worden, e3 fei feine Antwort auf die Frage ge: 
geben worden, weshalb die Behandlung des Liedes eine 
andere fein ſolle als die des Gedichts. Ja, ich meine: 
der Grund zur unterfchiedlihen Behandlung liegt in der 
Natur der Dinge. Das Gedicht ift dazu da, gelefen zu 
werden — bon mir gelejen zu werben; ich kann es völlig 
enießen, wenn ich es jelbft leſe, ich bedarf nicht des 
Borlefen durch einen anderen. Es kann borkommten, 
daß ein Vorleſer öffentlich auftritt; aber das iſt nur ein 
ee der fo wenig erheblid ift, daß er feine 
Berüdiihtigung im Gejeg erfordert! Das Lieb kann id 
nur genießen, wenn es gelungen wird; dazu bedarf es 
einer Kehle, die nicht jeder hat 
(Heiterfeit), 

in dem Sime, daß er fingen kann, während jeber eine 
Kehle in dem Sinne hat, daß er cin Gebicht leſen kann. 
Auch in dem Sinne des $ 11, wie ihn das Haus ſcherz— 


weiſe auffaßt 
(Heiterkeit), 
hat meine Annahme kein Bedenken. 

Wenn nun ein Menfh die Gabe Hat, zu fingen, und 
wenn bon ihm biefe Gabe benutzt wirb zu peluniären Gin: 
nahmen, dann ftehen wir vor der Frage: ſoll der Kom: 
vonift, der dem Sänger erit die Möglichkeit ded Ber: 
dienſtes giebt, leer ausgehen? Ich meine, diefe Frage 
ftellen, heiße, fie verneinen, und wir müßten uns auf dem 
Boden des & 11 dahin veritändigen, daß beide Theile an 
dem Ertrage jollten theilnehmen können. 

Nun ift zuzugeben, daß der $ 27 vom dieſem then: 
retifhen Gefichtöpunfte aus eine Durchbrechung des 
Prinzips enthält. Es ift richtig: die Konſequenz würde 
dahin führen, daß alle Vereine, welche Lieder auch nur 
für fi und ihr Haudperfonal fingen, bafür eine Abgabe 

ahlen müßten. Aber ihr gegenüber ift zu fagen: wir 
(B) Beben einer fo weit verbreiteten Gewohnheit in Deutſch— 
land bei den zahlreichen deutichen Gejangvereinen gegen: 
über, wir greifen in einen Zuftand, der fich feit Jahr: 
hunderten, vielleicht ſeit einem Jahrtauſend entwickelt hat, 
ein, dab wir ſchwere Bedenken tragen und uns fragen 
müffen: find Gründe bon ziwingender Natur vorhanden, 
daß diefer Zuftand geändert werden darf? Man darf uns 
nicht mitdem Ausland fommen, vor allemnidyt mit Frankreich. 
In den Materialien, die und noch im der legten Stunde 
von Herren zugegangen find, bie fi für bie Gründung 
der Anftalt für mufifaliihes Aufführungsrecht intereifiren, 
ift und eine Statiftit der Sociéêté des Auteurs in Paris 
gegeben worden, nad der das Aufführungsredht bei 9500 
Sefangvereinen von ihr beauffictigt wird. Es ift aber 
befannt, daß fih in Frankreich das Mufikleben, foweit es 
fi in den Gefangvereinen abwidelt, in den Städten ab» 
fpielt, und dab es ſich mejentlih um große Vereine 
handelt. Dadurch ift eine wirkſame Kontrole viel leichter 
zu handhaben. Deshalb dürfen wir nicht glauben, es 
liegen fi die Ginrihtungen, die fih in Fränkreich be— 
währt haben, unmittelbar auf Deutichland, auf deutſche 
Verhältniffe übertragen. Diefer thatfählihe Zuftand — 
es ift fein Recht — wie er ſich bei uns entwidelt hat, 
führt naturgemäß zu einer Durhbrehung des Prinzips 
im Umfange ber Nr. 3 des $ 27; diefe Durhbrehung 
müſſen wir toleriren. Das Prinzip ift auch noch durch— 
broden in Nr. 2 bei ben MWophlthätigkeitsanftalten. 
Da will mein Freund Hear Dr Nintelen eine 
weitere Ausnahme einfügen. 

Ilm eins vorweg zu nehmen. Wenn ich Herrn Kollegen 
Beckh richtig verftanden habe, fo nimmt er an, daß eine 
folde Ausnahme, wie fie Herr Dr. Nintelen vorficht, eine 
Sängerin, die erſatzweiſe zugezogen ift, erhält Honorar, 
nachdem infolge Erkrankung eine andere Sängerin ausgefallen 
ift, die fein Honorar befommen follte, von den Richtern 








freifprechend beurtheilt werben würde, weil hier ein Noth- (C) 


ftand vorgelegen hat. Nach der Richtung möchte ih mich 
nicht allzu großen Illuſionen bingeben. Wenn bie Frage 
nicht tm Geſetz entfchieden ift, möchte ich fie nicht der 
richterlichen m überlaffen. Ich meine aber, die 
Frage fet nicht jo erheblich, dab es nothwendig ſei, bier 
gefeßgeberiih einzugreifen. Wenn da3 Unglück einen 
Verein trifft, der eine Wohlthätigfeitövorftellung geben 
will, daß er die Sängerin nicht befommen fann, bie ums 
entgeltlich gelungen haben würde, fo ift er der Leidtragende 
und er ift der Nächſte beim Schaden; deshalb fann er 
diefes Unglück nicht auf den Komponiften abwälzen, wenn 
diefer das Unglück nicht tragen will. Ich glaube, es Liegt 
ein prinzipieller Grund zu einer Ausnahmebehandlung 
dieſes Falles nicht vor, und deswegen meine id), wir 
follten es auch in diefer Bezichung bei dem Entwurf bes 
laffen. Mer Wohlthätigkeit übt, laßt überdies eine joldhe 
Störung den Verein nicht büßen. 

Nun die Tantiemeanktalt! Ic glaube, wir bürften 
es alle begrüßen, wenn eine derartige Anftalt zu Stande 
käme. Es ift zu Gunften diefer Anftalt befonders geltend 
gemacht worden, nicht nur der Nuten, den fie den einzelnen 
Komponiſten gewähren kann, fondern aud), dak man durd) 
fie allein die franzöſiſche Sociéöté des Auteurs fernhalten 
könne. Nun ift mir zweifelhaft, ob die Gefahr des Ein: 
dringens der Soeiété des Auteurs eine fo drohende iſt, daß 
wir darauf Rückſicht zu nehmen hätten; fie beiteht nunmehr 
feit länger als 30 Jahren. Bis jegt ift ihr Eindringen 
nur bemerklich geweien in dem Gebieten, in denen fie 
wegen ihres Zufammenhanges mit Frankreich vor 1870 
leichter eine gewiſſe Bedeutung erlangen fomıte, in Elſaß— 
Lothringen; ferner aud in Staaten wie der Schweiz und 
Belgien, ſoweit das franzöfiihe Sprach- und Raſſen— 
element zur Geltung fommt. 

Wichtiger ift die andere Seite der Trage. Die 
Herren, bie eine ſolche Anftalt planen — von einem 
Vorſtande kann noch feine Rede sein, fo weit iſt bie 
Sache noch nicht — fagen, wir bedürfen als einer feiten 
peluniären Grundlage der Einnahmen aus den Vereinen; 
durch dieſe Vereine wird eine Einnahme gefichert, Die jo 
erheblid) ift, dak wir damit die Unkoſten der Verwaltung 
unter allen Imftänden deden; außerbem wird durch deren 
Unterwerfung unter die Anftalt dafür geforgt, daß bie 
Autoren ernſter Mufit aud cin Aequivalent für ihre 
Mühen befommen umd nicht bloß die für leichte Muſik. 
Die Ginnahme- und NAusgabeaufftellung, die und ge 
macht it, ift auf Grund von Schäßungen erfolgt. Es 
liegt keine Statiftif vor. Es wird und gefagt, wir haben 
bon 200 großen Vereinen etwa 6000 Mark zu erwarten, 
und dieſe 200 großen Vereine pflegen nur ernfte Muſik. 
Die mittleren Heinen Vereine, etwa 14000 an ber Zahl, 
bringen 70000 Marf, davon 54000 Mark für ernite 
Mufit, und bei Berücdjichtigung der in ihnen aufgeführten 
leichten Mufit noch 16 000 Mark, ſodaß auf die Vereine 
76 000 Darf Einnahmen kommen. Nun berechnen ſie fich 
die Verwaltungskoſten auf 70000 Mark; fie würden aljo 
mit der Heranzichung der Vereine die feite Sicherung ihrer 
Griftenz haben. Der Schwerpunft der Frage, weshalb fie 
glauben, die Vereine mit hereinzichen zu müſſen, liegt in 
diefer Deckung der VBerwaltungsfoften durch deren Beiträge. 

Nun gebe ich zu, dab, wenn wir die Vereine nicht 
ermächtigen, geichügte Muſikſtücke frei aufzuführen, indem 
wir den Vorbehalt der Zuftimmung des Homponiften für 
die Aufführungen zu einem allgemeinen machen, wir fie alle 
zwingen, ber Anſtalt beizutreten, ohne daß wir den 
Beitritt im Geſetze vorichreiben. Dabei möchte ich gegen 
den Vorſchlag des gemillfürten Vorbehalt? zu Gunften 
ber Annahme des 811 nochmals erwähnen, daß ich gerade 
barin einen Vorzug gegenüber dem gegenwärtigen Zuftande 
finde, daß die chikanöſe Behandlung des einzelnen Vereins 
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A) durch den Homponiften, ber felbit gar nicht die Vereine 


(B 


De 


fontroliren fann, wegfält; es kann keinen Unterſchied mehr 
geben zwiſchen einem vorbehaltenden Komponiſten, für den 
jein Berleger nur die Kontrole ausüben fann, und einem 
anderen Komponiſten, der den Vorbehalt nicht macht, bezw. 
der ihn macht, aber feine Kontrole haben will. Dadurch 
daß dieſe verſchiedenartige Behandlung ausfcheidet, wird eine 
Gleihmäßigfeit für alle Kompositionen eingeführt, die alle 
gleich behandelt werden. Das halte ich für einen Vorzug. 
Wenn aber diele Beitimmung Geſetz wird, dann ift ed 
auch von Vortheil, wenn eine foldhe Anftalt eriftirt. Das 
erleichtert den einzelnen Vereinen außerorbentlih ihre 
eigene Eriftenz und ihre Bethätigung. Der Beitritt ge: 
ihieht dann freiwillig. Die Vereine werden naturgemäß 
möglichft zahlreich beitreten, um allen Scifanen zu ent: 
schen; fie zahlen den Beitrag, um nicht weiter fontrolirt 
zu jein, und fie wiffen, daß fie dann auch alle Saden 
aufführen können, gleihgiltig, welde Aufführungen fie im 
Laufe des Jahres maden wollen. 

Diefe weitere Entwidlung fünnen wir ruhig der Zeit 
überlaflen, wenn wir den S2T annehmen, wie er iſt; denn alle 
Bereine fomımen in die Lage, daß fie einmal Aufführungen 
macen, bei denen e3 zweifelhaft wird, ob fie nicht umter 
den Begriff der öffentlichen fallen, und dieſe mögliche 
Gefahr zwingt fie, ihren Beitritt in Erwägung zu ziehen. 

(Schr richtig!) 

Es Liegt in ihrem eigenen Antereffe, der Gefahr dadurch 
vorzubeugen, dab fie ein geringes Acquivalent zahlen, das 
auf ihrem freien Entichluffe beruht. Andererjeits muß 
danı aber auch die Anftalt bei niedrigen Sätzen bleiben. 
Ich gebe zu, daß der Erfolg in einem Jahre ſich noch 
nicht zeigen, wird und daß er nicht fo raſch eintreten 
wird, als wenn wir die Nr. 3 ſtrichen. Aber fommen 
wird er. 

Das find die Geſichtspunkte, au3 denen heraus id) 
wünfchen möchte, e3 würde alles abgelehnt, was hier 
borgeihlagen iſt, bei allen guten Wünſchen für den Anz 
trag Dr. Dertel, und e3 würde bei ber Regierungsvorlage 
verbleiben. 

Ich möchte dann aber noch auf etwas anderes auf- 
merffam machen, was ſich bei der heutigen Behandlun 
gezeigt hat. Wird $ 27 geftrichen, fo iſt es zweifellos, dab 
auch $ 11 im feiner Faſſung fällt. Dann wirb $ 11 nur 
in ber Form bed echtes des gemillfürten Vorbehalts 
Fern erhalten werden, des Rechts, welches den Einzelnen 
geftattet, davon Gebraucd zu maden oder nicht. So jehr 
ih nun auch einen beijeren Erfolg der Tantieneanftalt 
wünſchen würde, fo möchte id dod) nicht, daß durch bie 
Menderung des $27 der S11 zu Fall käme und dadurch 
das Prinzip des mufifaliichen Urheberrechts, auf dem das 
Geſetz beruht. 

Auch in Betreff des Antrags Dr. Dertel bin id nicht 
bebenfenfrei, und wenn ich ihm auch feine Schwierigkeiten 
machen will, jo möchte id) dody ein Bedenken nicht unter: 
drüden. Er nimmt in feiner Ar. 1 eine ganze Anzahl 
mufitalifcher Aufführungen aus, foldhe aus dem Bereich) 
der Militär und Dlarineverwaltung, obgleih es ſich da 
nit darum handelt, daß dieje nur innerhalb des Heeres 
und der Marine vorfommen, Sondern auh um Auf: 
führungen, die außerhalb ber militärifchen Elemente ftatt 
finden. Ich will darauf niht viel Gewidt legen, 
aber ich möchte hier doch betonen, dab mufifalische 
Kirchentompofitionen benutzt werden nicht nur beim Gottes— 
bienft, fondern auch außerhalb der gottesdienftlichen 
Zwede. Es liegt dann aber fein Anlaß vor, einen Kirchen: 
fomponiften fchlechter in feinen Ginnahmen zu ftellen ala 
den, der weltliche Mufit fomponirt. 

Alles in allenı genommen, bejonders auch in Berüd: 
fihtigung der Stimmung und Haltung des Reichstags 
von der rechten und linken Seite, theile ih die An— 


ihauung, der der Herr Abgeordnete 
gegeben hat, daß es das Belte geweſen wäre, e3 wären 
feine Anträge geftellt worden, und e3 bliebe bei ber 
Faſſung der Regierungsvorlage. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haſſe. 

Dr. Hafle, Abgeordneter: Meine Herren, wenn ic) 
die Stimmung des Hauſes richtig beurtheile, jo wird der 
Antrag Rintelen und der Abänderungsantrag Richter ab» 
gelehnt und der Antrag, der neben den Herren Dertel 
und Traeger auch die Interfchrift meines Freundes Rimpau 
trägt, angenommen. 

(Widerſpruch. Heiterkeit.) 
— Bitte, Tafjen Sie mid ausſprechen! — Ich will deshalb 
offene Thüren nicht einrennen und möchte nicht alle die— 
jenigen Argumente wiederholen, die gegen den Antrag 
Nintelen und für den Antrag Dertel ausgeführt worden 
find. Ich für meine Berfon muß befennen, daß id es 
gar nicht tragifc) empfinden würde, wer der Antrag ab» 
gelehnt und die Negierungdvorlage angenommen würde, 
Aber ih könnte doch vielleicht für den Antrag Dertel- 
Traeger:Rimpan anführen, daß es eine ganze Reihe 
Komponiſten giebt, die faft ausjhließlid für Vereine und 
insbejondere für fleine Vereine fomponiren; die wiürben 
bei der Ablehnung des Antrags Dertel und bei der Ans 
nahme der Kommiljionsvorlage doch weſentlich nachtheiliger 
behandelt werben als alle anderen Komponiſten, und mir 
ſcheint hierfür ein Grund nicht borzuliegen. 

Wenn, wie ih glaube, die Mehrheit meiner Freunde 
und ich für den Antrag Oertel-Rimpau ftimmen werben, 
fo kann ich mich wenigitend nicht denjenigen Argumenten 
anjichließen, die aus der Stampfgenoffenfhaft — wie der Herr 
Kollege Richter fie nannte — oder Auftührungsgenofjens 
ſchaft abgeleitet worden find. Ich bin mit dem Herrn 
Vorredner Dr. Spahn der Meinung, daß dieſes ganze 


Argument der Aufführungsgenoffenihaft eine viel zu große (D) 


Nolle in unferen Erwägungen gejpielt hat. Ich bin mit 
dem Herrn Staatöfekretär der Meinung, daß das 
Geſetz auch ausgeführt werben kann, wenn ber An 
trag Dertel angenommen wird, und ich bin allerdings 
andererfeit3 der Meinung, daB bie Aufführungs- 
genoflenfchaft fteht und fällt mit der Annahme diefed 
Antrags. 
as diefe Aufführungsgenoffenfhaft anbelangt, 
fo bin ich im der Lage, mid) ir die meilten Bedenken 
auszufpredhen, die der Herr Mbgeordnete Richter in 
feiner erften heutigen Rede ausgefproden hat. Ich 
fürdte in der That, dab dieſe Aufführungsgenoffen: 
ihaft eine monopoliftiihe Genoſſenſchaft wird, bie 
terroriftiih nad beiden Seiten hin wirken wird. Ich 
fürdte insbeſondere, daß "diejenigen, die doc in dieſem 
Geſetz ganz beſonders begünitigt werden follen, nämlich 
die Komponiſten, den allergeringften Bortheil davon 
haben werden; wir haben ja ſchon Zahlen gehört, die 
befürchten laſſen, daß der größte Theil der Ginnahmen 
in den Berwaltungdausgaben aufgezehrt wird, und id 
glaube, daß die Schäßungen, die hier vorliegen, noch viel 
zu niedrig gegriffen find. Die Sache mag ausgehen, wie 
fie will, — id) meine, man jollte bei der Stellungnahme zu 
den verſchiedenen Anträgen und zu dem Kommiſſions— 
antrag ſich nicht beftimmen laffen durd den Hinblid auf 
dieje Aufführungsgenoffenihaft, die ih — ih mill nicht 
jagen, für gefährlihd — aber doch mindeftens für bedenk— 
lid) halte. 
Präfident: Die Diskuffion ift geichlofjen über S 11 
und & 27, 
Das Schlußwort hat der Herr Berichteritatter. 
Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, auch nah ber Begründung der Anträge der 
Herren Abgeordneten Dr. Rintelen und Richter muß ich bei 


Dieg Ausdruck .C) 


(B) nicht die 


2170 


Neihdtag. — 75. Sitzung. Mittwoch den 17. April 1901. 








(A) meinem jchon früher geäußerten Antrag und meiner Bitte 


ftehen bleiben, diefe Anträge abzulehnen und den 
$ 11 in der Faſſung des Kommiſſionsbeſchluſſes ans 
zunehmen. Es berührt ja zunächſt ſympathiſch, daß 
die Heinen Lieder ohne weiteres gefungen werben 
fünnen. Aber eine gewiffe Ungerechtigkeit liegt doch 
darin, daß bie Heinen Lieber, bie oft don großem Kunſt— 
werth find, allgemein nicht geſchützt fein oder doch nicht 
den gleihen Schutz genießen follen wie die größeren 
Lieder, die größeren Stompofitionen überhaupt. Es ilt 
auch jehr ſchwer feftzuftellen, was ein Heineres oder ein 
rößeres Lied ift. Diefe Bedenken hat der Herr Antrag: 
teller Rintelen auch volltommen gefühlt, und er hat 
deshalb feinen Antrag auch allgemein gehalten. Aber 
auch infoweit enthält der Antrag doch eine Ungerechtigkeit, 
infofern den Stomponiften nicht der Schuß zu Theil werden 
fol, der nah dem Antrag Rintelen und Richter den 
Bühnenwerten gewährt werden fol. Denn dieſe dürfen 
ohne Genehmigung des Urhebers nicht aufgeführt werben, 
auch wenn fie mit dem Vorbehalt nicht verfehen find. 
Die Unzuträglichleiten, zu denen der bisherige Zuftand 
geführt hat, find bereit3 von dem Herrn Staatsjefretär 
und dem Herrn Mbgeorbneten Dr. Müller (Meiningen) 
eingehend dargelegt worden. Ich brauche deshalb nicht 
darauf einzugehen. ebenfalls ift der Ausweg, ben Herr 
Dr. Rintelen empfiehlt, in den Vertrag, den ber Komponift 
mit dem Verleger fchließt, eine Vereinbarung darüber aufs 
zunehmen, durhaus fein gangbarer Weg. 

Herr Richter hat in dem Kommiſſionsbericht eine 
Grörterung darüber vermißt, warum jegt plöglid) von dem 
Borbehalt abgefehen werben fol. Nun, die Kommifjionds 
mitglieder haben eben feine Beranlaffung gehabt, darüber 
zu reden, weil fie fid ohne weiteres durd die Aus— 
einanderfegung auf Seite 22 der Vorlage überzeugt 
haben, und der Berichterjtatter hatte deshalb aud gar 

— über dieſe Frage zu berichten. Ich 
hoffe, daß, wenn Herr Abgeordneter Richter nochmals 
Seite 22 der Vorlage genau durchlieſt, er dann zu dem— 
—— Ergebniß fommen wird wie bie Kommiſſionsmit— 
glieber. 

ALS zum erften Mal in der Deffentlichkeit zur Sprache 
fam, daß eine Imarbeitung des Urheberrechtsgeſehzes ge: 
plant fei, und davon die Rede war, daß das Anititut des 
Vorbehalts fallen follte, ſchloſſen ſich die Komponiſten zur 
Genoſſenſchaft Deutſcher Komponiſten, die in ber That 
bereitö befteht, zufanımen. Das beweilt meine Erachtens 
zweierlei: einmal, daß nur dann eine derartige Genofjen: 
ſchaft entftchen kann und weiter beftehen kann, wenn der 
Vorbehalt fällt; und es beweift weiter, welden Werth 
überhaupt die Komponiſten auf das Fallen des Bor: 
behalts legen. Ich will von den hervorragenden Kompo— 
niften, die im Reichs-Juſtizamt darüber gehört worden 
find, und die fih einftimmig gegen den bisherigen Vor— 
behalt und für die Regierungsborlage erklärt haben, nur 
nennen die Herren Joachim, Radecke, Mar Brud), 
Richard Strauß, Profeffor Löſchhorn u. ſ. w, Männer, 
die doch meined Gradtend wahrhaftig das befte Urtheil 
darüber haben, ob der Vorbehalt den Komponiſten dienlich 
ift oder nidt. 

Ich bitte Sie alſo nochmals, den $ 11 in der Faſſung 
ber Kommiffion anzunehmen. 

Was nun den $ 27 anbelangt, ſo iſt bereit von 
den Herrn Staatöfelretär darauf hingewielen worden, daß 
es bei Einführung des Rechtsgebildes des Vorbehalts 
allerdings die Meinung des Geſetzgebers im Jahre 1870 
war, dadurch den Komponiſten die Möglichkeit zu geben, 
unbefugte öffentliche Aufführungen auszuſchließen. Grund: 
fäglih hatten fie auch die Möglichkeit, alle öffentlichen 
Aufführungen auszufhließen, wenn der Vorbehalt auf den 
Noten vermerkt war. Infofern enthält allerdings, grund» 


ſätzlich betrachtet, die Negierungsvorlage in S 27 eine 
Verihledhterung der Lage der Komponiften. Es wurde 
deshalb auch in der Kommiſſion bon verjdiedenen Seiten 
in der Hauptſache mit denjelben Gründen, die heute Herr 
Abgeordneter Traeger geltend gemadt hat, der Verſuch 
gemacht, diefe Durchbrechung des Prinzips wenigftens in 
etwas abzuſchwächen und nicht eine jo weitgehende Frei— 
gabe der Werke der Tonkunft, wie der Entwurf es wollte, 
zu geftatten. Bei der erften Leſung wurde aud in ber That 
Ablag 3 geftrichen und den Vereinen die Bergünitigung ent: 
zogen. Schließlich kehrte die Kommiffion aber doch wieder 
zur Negierungsvorlage zurüd, da die Mehrheit, und thats 
ſächlich mit gewiſſem Necht, der Annahme war, daß durd) 
dieſe Streihung allzu ſehr in die bisherigen Gewohnheiten 
eingegriffen wiirde. 

Ich bin deshalb, wiewohl ich nicht weiß, wie bie 
Mehrzahl der Kommiſſionsmitglieder nad) den neueren 
Thatſachen und Unterlagen, die heute mitgetheilt wurden, 
darüber denkt, nicht in der Lage, ben Antrag Dr, Dertel 
zur Annahme zu empfehlen. Vielmehr empfehle ich als 
Berichteritatter, den $ 27 in der Faſſung der Kommiſſions— 
beihlüffe anzunchmen. Sch bitte aber, aud den Ans 
trag Dr. Nintelen abzulehnen. E3 iſt überhaupt ſchon 
ein großes Entgegenlommen, das den Somponiften zus 
gemuthet wird, für Wohlthätigfeitöveranftaltungen die 
Aufführung ihrer Kompofitionen freizugeben, für Wohl- 
thätigfeitöveranftaltungen, die fehr Häufig, wie allgemein 
befannt ift, nicht aus gemeinnügigem Sinne, fondern aus 
verwerflicen Streberthun veranftaltet werden. Es würbe 
beöhalb jedenfalls nicht gerechtfertigt fein, für diefe Wohl: 
thätigfeitövorftellungen den Komponiſten noch weiteres 
Entgegenkommen zuzumuthen. Herr Dr. Rintelen hat als 
Beijpiel von derartigen plöglichen VBerhinderungen die Er: 
franfung des Sängers oder der Sängerin angeführt; es 
fünnen aber aud; andere Fälle eintreten, bei denen es ſich 
nicht um ſolche gerechtfertigte Verhinderung handelt, 3. 8. 
eine Vergnügungsreife. Wer fol feititellen, ob die Ber: 
binderung gerechtfertigt iſt oder nicht! Auch die andere 
Thatjahe, die er angeführt hat, giebt durchaus nur eine 
ſchwankende Grundlage ab. 

Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Dr. Rintelen zu 
; 27 abzulehnen und 8 27 in der Faſſung der Kommiſſions— 
eihlüffe anzunehmen. 

Präfident:e Wir kommen zur Abſtimmung. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dieg hat den 
Antrag geftellt, über den S 27 zuerft abzuſtimmen; ber 
Herr Abgeordnete Richter hat ſich diefem Antrag ans 
geihloffen. Ein Widerfprud dagegen ift aus dem Haufe 
nicht erhoben worden. Ich möchte nur darauf aufinertfam 
machen, daß, wenn wir zunädft über $ 27 abitimmen, 
dann der Antrag Dr, Nintelen auf Nr. 242 der Druck— 
ſachen ad 2 präjubizirt wird, welcher beantragt, den $ 27 
zu ftreichen, falls fein Antrag auf Nr. 242 der Drudjachen 
angenommen würde. 

Zur Frageitelung bat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Dr. Rintelen. 

Dr, Rintelen, Abgeordneter: Ich wollte dasſelbe 
bemerken, was der Herr Präſident eben bemerkt hat. 

Präfident:e Zur Frageſtelluug hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Wräfident, wir 
fünnen, um jedem Bedenken geredt zu werben, unfere 
Abſtimmung über S 27 zumädft nur alö eventuell vor— 
nehmen und dann auf den Antrag Nintelen zurüd: 
fommen, wenn etwa der Antrag Nintelen zu $ 11 ange: 
nommen wird, während, wenn er abgelehnt wird, er 
dann feine Grledigung in Bezug auf S 27 gefunden hat. 

Bräfident: Dann würde ich dem Haufe vorſchlagen, 
folgendermaßen abzujtimmen: zunächſt über den 8 27 
eventuell, für den Fall der Ablehnung des Amendements 
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(A) Dr, Nintelen, und zwar folgendermaßen: zunächſt über Mir kommen nunmehr zu dem Antrag Richter auf (0) 


den Antrag Nintelen auf Nr. 242 der Drudiahen ad 3, 
wobei ih vorausſetze, daß der Herr Abgeordnete 
Dr. Rintelen den Antrag fowohl zu Nr. 2 der Home 
miffionsvorlage ald zu Wr. 3 des Antragd Dr. Dertel 
und Genoſſen geftellt hat, welche ibentifch find. — Hier: 
mit ift der Herr Abgeorbniete Dr, Nintelen einverftanden. 
— Nachdem diefe Eventualabltimmung erledigt ift, würde 
ih abitimmen laſſen über den Antrag Dr. Dertel und 
Genoflen auf Nr. 236 der Drudiadhen, wie er ſich nadı 
der vorhergehenden Abjtimmung geitaltet hat. Wird ber 
Antrag abgelehnt, jo würde ih dann abftimmen laſſen 
über den $ 27, wie ihn die Kommiffion vorichlägt, und 
eventuell, wie er fid) nad) der Abftimmung über den An— 
trag Dr. Rintelen geftaltet haben wird. 

Dann würde ich übergehen zum 8 11 und hier zu— 
nächſt abſtimmen laffen über ben Antrag Dr. Nintelen 
auf Nr. 242 der Prudiahen und, wenn biefer abgelehnt 
wird, über den handſchriftlich verbefferten Antrag Richter 
auf Nr. 251 der Drudiahen. Werben beide Anträge ab» 
gelehnt, fo würde ih dann abftimmen laflen über den 
bandichriftlihen Antrag Dr. Rintelen, welder eine Gin: 
fchiebung madjen will, die ich dann fpäter noch verlefen 
werde. — Das Haus ift mit diefer Art der Abftimmung 
einverftanden. Wir ftimmen fo ab. 

Ic bitte alfo Diejenigen Herren, welche für ben Fall 
der Annahme des $ 27 nad) der Vorlage der Kommilfion 
hinter der Nr. 2 und fir dem Fall der Annahme des 
Antrags Dr. Dertel und Genoffen auf Nr. 236 der Druck⸗ 
fahen hinter Nr. 3 nad) dem Antrage Dr. Nintelen 
auf Nr. 242 der Drudfahen ad 3 die Worte zufegen wollen: 

fofern biefelben nicht zum Erſatz plößlicher Ver: 
hinderung eines Mitwirkenden zugezogen werben 
mußten und nicht ohne Vergütung zu gewinnen 


waren, 
(B) fi) von ihren Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 

Mir kommen nunmehr zu dem Antrag Dr. Oertel 
und Genoffen auf Nr. 236 der Drudjahen, und ich bitte 
diejenigen Herren, welde die Faſſung der Kommiffion in 
Abſatz 1 durch die Faſſung der Herren Abgeordneten Dr. 
Dertel und Genoffen auf Nr. 236 der Druckſachen erſetzen 
wollen, fih von ihren Plägen zu erheben. 


(Geichleht.) 
Das ift die Minderheit; der Antrag Dr. Dertel und Ge: 
noffen ift abgelehnt. 
Mir fommen nunmehr zur Abftimmung über ben 
27, und zwar über die Abfäge 1 und 2 zufammen nad 
er Faflung der Kommilfionsvorlage, und ich bitte dies 
jenigen Herren, welche biefen Baragraphen nad) der Faſſung 
der Stommiffiondvorlage unter Vorbehalt des Antrags 
Dr. Rintelen zu $ 11 annehmen wollen, fid) von ihren 
Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der $ 27 ift nach dem Beſchluß der 
Kommiffion angenommen vorbehaltlih des Antrags Dr. 
Rintelen zu $ 11, 

Wir kommen nunmehr zur Abftimmung über den $ 11, 
und zwar zunädft über ben Antrag Dr. Rintelen auf 
Nr. 242 der Drudiahen ad 1, welder dem Abſatz 2 eine 
andere Faſſung — will, deren Vorleſung mir wohl er— 
laſſen wird — dies iſt der Fall. Ich bitte alſo diejenigen 
Herren, welche das Amendement Dr. Rintelen auf Nr. 242 
der Druckſachen annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 


zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 
ierdurch iſt der $ 27 definitiv angenommen in zweiter 
efung, was ich hiermit fonftatire. 


Nr. 251 der Drudiahen. Den Abſatz 1 des Antrag 
Richter brauche ich wohl nicht zu verlefen, ba er gebrudt 
vorliegt; ich werde aber den Abſatz 2 verlefen, der nur 
handidriftlic; vorliegt. Er lautet: 
Für die Aufführung eined Bühnenwerkes oder 
die bühnenmäßige Aufführung eines Werkes der 
Tonfunft, zu welchem ein Tert gehört, ift auch 
ohne ſolchen Vorbehalt die Genehmigung des 
Berechtigten erforderlich. 
Ich bitte Diejenigen Herren, welche ben Abfag 2 des S 11 
durch die focben von mir verlefene Faffung Richter auf 
Nr. 251 der Drudiahen erfegen wollen, fi) von ihren 
Plägen zu erheben. 
(Gefchieht.) 


—2* iſt die Minderheit; der Antrag Richter iſt auch ab- 
gelehnt. 

Wir fommen nunmehr zu dem Eventualantrage bed 
Herrn Abgeordneten "Dr. NRintelen, welcher für den Fall 
der Ablehnung des Antrags Nr. 242 der Druchſachen 
ad 1 im Abfaß 2 des 8 11 hinter dem Worte „Tontunft“ 
einschalten will: „mit Ausnahme ber Lieder ohne Ordefter: 
begleitung“. Ich bitte diejenigen Herren, welde dieſe 
Einhaltung madhen wollen, ſich von ihren Plägen zu 


erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 

Wir haben nunmehr abzuſtimmen über ben 8 11 
nad den Beſchlüſſen der Kommiffion. 

Ich bitte diejenigen Herren, melde den 8 11 nad 
den Beſchlüſſen der Kommiſſion annehmen wollen, fid) 
von ben Plägen zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit;‘der $ 11 iſt angenommen. 

Ich rufe auf den $ 12 — und erfläre ihn für an- 
genommen. 

.. 35 rufe auf ben $ 13 — und erfläre auch dieſen 
für angenommen. 

Nunmehr fchlage ih dem Haufe vor, ſich zu ver— 
tagen, und werde, wenn niemand widerfpricht, annehmen, 
daß dies ber Beſchluß des Haufes if. — Das iſt ber 
Fall, da niemand wibderfpricht. 

Meine Herren, ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte 
Situng zu halten morgen, Donnerstag, den 18. April, 
Mittags 1 Uhr, und ald Tagesordnung: 

1. erfte Berathung der allgemeinen Rechnung über 
den NReihshaushalt für das Ctatsjahr 1897/98 
nebft den dazu gehörigen Spezialrehnungen, 
einem Porberiht und den Bemerfungen bes 
Nechnungshofs (Nr. 229 der Drudjahen); 

2. eıfte Berathung der endgiltigen Ueberſicht ber 
Einnahmen und Ausgaben des oftafrifanifdhen 
Schutzgebiets für dad Rechnungsjahr 1898 
(Nr. 229 der Druckſachen); 

3. erfte Berathung bed Berichts der Reichs-Schulden⸗ 
fommilfion: 

I. über die Verwaltung des Schuldenwefens 
bes Norbbeutichen Bundes und des Deut: 
ihen Reichs; 

II. über ihre Thätigfeit in Anfehung der ihr 
übertragenen Auffiht über die Verwaltung: 
a) des Reichs-Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Errichtung des Reichsſstags⸗ 

gebäude; 
über den Reichskriegsſchatz und 
über die An- und Auöfertigung, Einziehung 
und Bernichtung der von der Reichsbant 
auszugebenden Banknoten 
(Nr. 231 der Drudjaden); 


III. 
IV. 


(D) 
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(A) 4, dritte Berathung des Entwurfd eined Geſetzes, Die he des Neihätagd Dr. Freiherr v. Hert: (B) 
betreffend die Ausübung der freiwilligen Gerichts- ling, Dr. Pichler, Szmula, Herold, Broemel, God, 
barfeit und der Zeiftung bon — im Bauermeiſter, Krebs, Baſſermann, Münch-Ferber und 
Heere (Nr. 89 der Druckſachen), auf Grund Hilbck wünſchen aus der II. reſpektive VI. und IX. Kom: 
der in zweiter Berathung unverändert angenoms | miſſion fcheiden zu dürfen. — Gin MWiderfprud hier: 
menen Beichlüffe der X. Kommiſſion (Nr. 191 gegen erhebt fi nicht; ich veranlaffe daher die 1., 2, 
der Drudiaden); '3., 4, 5. und 7. Abtheilung, heute unmittelbar nad) der 

5. den Weit der heutigen Tagesordnung. Sigung die erforderlihen Erjagwahlen vorzunehmen. 
Gegen dieſe Tagesorbnung erhebt fid) fein Widerſpruch; Ic Ichließe die Situng. 
diejelbe fteht feft. (Schluß der Sigung 6 Uhr 6 Minuten.) 


Drud und Verlag der Nordbeutfi he Buchd rugerei und Verla anftalt. 
= Rerlin SW., Bilbelmftrafe 32. * 
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Neu eingegangene Borlage eu. „ 2173D 
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Schutzgebiets für das Rechnungsjahr 1898 Bed (Coburg) 2195 B 
(Nr. 229 der Anlagen) . . - . 2174 A Dr. Eid. v- Er 
Berathung bes Berichts ber Reichs: — Dr. Dumas Raiferli der R — z 
vom 13. März 1901 (Nr. 231 der Anlagen) . 2174 B ————— —— 
Wird der Rechnungskommiſſion überwieſen: 2174 B tragender Ratt) imei a Sufiyamı 2196 A 
Dritte Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes, be Kirfkh . . 2196 A 
treffend die Ausübung der freiwilligen Gerichts: 21 (ohne D Sebatt u 9196 C (m) 
barkeit und bie Leift Nechtshitfe i — KO Rn) 
* 89, 101 ber Mal — 2174 B & 22, Vervielfältigung durd) Uebertragung 
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Fortſetzung der zweiten Berathung des Entwurfs eines gabe von Mufifftüden: 
Geſetzes, betreffend das Urheberrecht an Werken Dr. Eiche, Beriäterfaer . 2196 C, 2208 B 
ber Literatur und der Tonkunſt (Nr. 97, 214 Troeger . . 2197 A 
der Anlagen) -. - - .. . 2174C Nichter . 2198 D 
$ 14, ausfchließliche Befugniffe bes Urhebers Dr. Arendt . . . 2200 D 
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Dr. Dungs, Kaiferlicher Geheimer Juſti amts 2202 A 
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Dr. Rinteln. . . ° ‘ 2177 C Rath im Reicdhsamt des Innern . 2203 C 
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Schrader . . 2178 B, 2179 A es : 2209 A 
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D Bericht atter . . 2179 B ürean zur Einſicht offen. 
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An Stelle der aus der II. refp. VI. und IX, Kom— 
miffion geſchiedenen Herren Abgeordneten Dr. Freiherr 
v. Hertling, Dr. Pichler, Szmula, Herold, Broenel, Hoch, 
Munch-Ferber, Bauermeifter, Krebs, Hilbck und Baſſer— 
mann find durch die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt 
worden die Herren Abgeorbneten: 

Broekmann, Freiherr v. Thünefeld, Mayer (Lands: 
hut), Werthmann, Riff, Bebel, Börner, Haafe 
in bie Bubgetlommiffion ; 

Holzapfel und v. Kaufmann (Helmstedt) in bie 
VI Kommiſſion; 

Dr. Haffe in die IX. Kommiſſion. 

Ih habe Urlaub ertheilt dem Herrn Abgeordneten 
Freiherrn Heyl zu Herrnsheim für 5 Tage. 

Es fucht für längere Zeit Urlaub nah der Herr 
Abgeordnete v. d. Gröben-Arenftein, für 14 Tage wegen 
Strankheit. — Dem Urlaubsgeſuch wird nicht wideriproden; 
dasſelbe ift bewilligt. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand berjelben ift bie 

erfte Berathung der allgemeinen Rechnung über 

den Reichöhanshalt für das Etatsjahr 1897/98 

nebft ben dazu gehörigen Spezialrechnungen, einem 

Vorberichte und den Bemerkungen des Rechnungs— 

hofes (Nr. 185 der Drudjadhen). 

Ich eröffne die erfte Berathung, — ſchließe fie, da 
das Wort nicht verlangt wird. Wenn niemand wider: 
fpricht, werde ich annehmen, daß die Vorlage der Rechnungs: 
fommiffion zur Vorberathung überwiefen ift. — Dies ift 
der Fall. 

Wir kommen zum zweiten Gegenftand der Tages: 
ordnung; 

erſte Berathung der endgiltigen Ueberſicht der 

Einnahmen und Ausgaben des oſtafrikaniſchen 

Schutzgebiets für das Rechnungsjahr 1898 

(Nr. 229 der Druckſachen). 

Ich eröffne die erfte —— — Das Wort wird 
nicht verlangt; ich ſchließe dieſelbe und darf, wenn niemand 
widerſpricht, annehmen, daß die Vorlage der Rechnungs— 
fommiffion zur Vorberathung überwiefen ift. — Dies ift 
ber Fall. 

Wir kommen zum dritten Gegenftand ber Tagesordnung: 
Berathung des Berichts der Reichsſchulden— 
fommilfion: 

I. über die Berwaltung des Schuldenweſens 
des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Neid, 
über ihre Thätigfeit in Anfehung ber ihr 
— er Auffiht über die Verwaltung 
a) des Reichs⸗Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Errichtung des Reichslags⸗ 

gebäudes, 
über den Reichskriegsſchatz und 
über die An- und Ausfertigung, Einziehung 
und Vernichtung der von der Reichsbank 
auszugebenden Banknoten 

(Nr. 231 der Drudjaden). 

Die in Frage kommenden Spezialrehnungen liegen 
nebft einem Berzeichniß berfelben zur Einficht der Herren 
Mitglieder auf dem Tifh des Hauſes aus. 

Die Berathung der Vorlage ift eine einmalige. 

Ich eröffne die Berathung, — ſchließe diefelbe, da 
fi) niemand zum Wort meldet, und darf, wenn niemand 
widerfpriht, annehmen, daß auch diefe Vorlage der 
Rechnungskommiſſion zur Berichterftattung überwieſen ift. 
— Dies ift der Fall. 

Mir fommen zum vierten Gegenftand der Tages: 
ordnung: 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 

betreffend die Ausübung der freiwilligen Ges 


II. 


III. 
IV. 


richtsbarkeit und die Leiſtung von Rechtshilfe 
im Heere (Nr. 89 der Druckſachen), auf Grund 
der in zweiter Berathbung unverändert auge: 
nommenen Beichlüffe der X. Kommiſſion (Nr. 191 
der Druckſachen). 

Ich eröffne die Generaldistuffion — und ſchließe 
diejelbe, da fi niemand zum Worte melbet. 

Wir treten in bie ne ein. 

Ih erbitte mir die Ermächtigung, bie einzelnen 
Paragraphen, wenn Wortmeldungen und Anträge nicht 
vorliegen, auch befondere Abftimmungen nicht verlangt 
werden, aufzurufen und, wenn fein Widerſpruch erfolgt, 
fie als angenommen zu erklären. — Hiermit ift das Haus 
einverftanden; die Ermächtigung tft mir ertheilt. 

Ich rufe auf $ 1, $®—_ 83 54 u) 
$ 6, 87, —$8 — und erfläre dieſe ſämmtlichen 
von mir aufgerufenen Paragraphen in dritter Leſung für 
angenommen. 

Deögleihen rufe ih auf Einleitung und Ueberſchrift 
und erfläre auch diefe vom Haufe fir angenommen, ba 
niemand widerſpricht. 

Wir kämen nunmehr zur Geſammtabſtimmung. Ich 
bitte diejenigen Herren, welche den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
die Leiſtung von Rechtshilfe im Heere, nad den Beichlüffen 
dritter Berathung auch in der Gefammtabitimmung an— 
nehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt auch in 
der Gefammtabitimmung angenonmen. 

MWir kommen munmehr zum fünften Gegenftand ber 
Tagesorbnung, der 
. Fortjekung der zweiten Berathung des Entwurfs 

eines Gejehes, betreffend das Urheberrecht an 
Werfen der Literatur und der Tonfunft (Nr. 97 
der Drudjahen), auf Grund des Berihtö der 
XI. Kommiſſion (Nr. 214 der Druckſachen). 


Berichterftatier ift der Herr Abgeordnete 
Dr. Eiche. 

Anträge Nr. 232, 233, 237 bis 241, 245, 
248, 249, 


Die Berathung beginnt mit $ 14. 

In der eröffneten Diskuffion über S 14 mit dem 
Antrag dv. Strombed auf Nr. 245 der Drudfaden ad 1 
und 2 hat das Wort der Herr Abgeordnete v. Strombed. 

v. Strombed, Abgeordneter: Meine Herren, nad) dem 
und vorliegenden Gelebentwurf über das Berlagärcdt 
gcht auf den Verleger dadurch, daß er das Berlagäredht 
erwirbt, nicht ohne weiteres kraft Geſetzes auch das Recht 
zur öffentlichen Aufführung von Werfen der Tonfunft 
über. Will er diefes Aufführungsreht erwerben, fo muß 
er darüber ein beſonderes llebereinfommen auf irgend 
welche Weife mit dem Komponiſten ireffen. Nun be— 
ftimmt der $ 11 des vorliegenden Gejegentwurfs über 
das lirheberredht in dem zweiten Abfage: „das Urheber— 
recht an einem Werke der Tonkunft enthält aud die aus: 
ſchließliche Befugniß, das Werk öffentlih aufzuführen“. 
Wenn alfo ein Verleger fih „das Urheberrecht“ übertragen 
läßt, So hat er damit aud ohne weiteres das Recht zur 
öffentlichen Aufführung des betreffenden Tonwerkes er: 
tworben. 

Nun ift Schon in der Kommiſſion, wie der Bericht 
ausweilt, von einzelnen Herren das Bedenken ausge: 
fprodyen worden, daß dadurd die Homponiften benad): 
theiligt werden können; fie übertragen infolge ihrer 
mangelhaften Rechtskenntniß das Aufführungsredt, ohne 
es zu willen. Die Verleger find geihäftstundige Leute, 
bie Homponiften zumeift nicht; fie haben — id) finde 
das einigermaßen naturgemäß — bei ihren idealen Be— 
firebungen wenig Intereſſe, fih mit allerhand Rechts— 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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(», Stromberf.) 

fragen zu beihäftigen. Es ift im der Kommiffion von 
Seiten der verbündeten Negierungen gegen obiges Be: 
benfen eingewenbet worden, es beitehe die Beforguik 
folcher WNebervortheilungen nicht. Ich wiederhole: dieſe 
llebervortheilung fünnte darin beftchen, daß ein geichäfts- 
unkundiger Komponiſt fein „Urheberrecht“ dem Verleger 
iiberträgt, ohne zu wiflen, was er damit eigentlich thut. 
Ich hoffe ja auch, daß die Verleger fih die Rechts— 
unfenntniß von Stomponiften nicht zu Nutze machen 
werden; aber wir müffen doch mit der Möglichkeit rechnen, 
daß es Verleger giebt, die jo verfahren; und dagegen 
möchte ich gern durch die Anträge, die ih auf Nr. 245 
der Drudfahen mir zu ftellen erlaubt habe, die Kompo— 
niften jchügen. Meine Anträge find alfo ausschließlich 
in Intereſſe der Komponiſten geftellt worden. 

Der 8 14 unferes Geſetzentwurfs, auf welden id 
nunmehr eingehen muß, behält fir den Fall, dak der 
Urheber, ſei es eines Scriftwerfes, ſei es eines Werles 
der Tonkunſt, feine Rechte auf einen Anderen überträgt, 
dem Urheber gewiffe für ihn wichtige Befugniffe vor, ſo— 
weit nicht ein Anderes vereinbart iſt. Ich habe das mit 
Freude begrüßt; aber es behält $ 14 im Fall der leber— 
tragung de3 llrheberrecht3 dem Komponiſten nicht vor das 
ausſchließliche Recht zur öffentlihen Aufführung 
feines Wertes. Ich bitte Sie, daß Ste diefes fiir den 
Komponiſten gerade fo überaus wichtige Recht ihm eben: 
falls vorbehalten, und ich bitte Sie daher, meinen Antrag 
zu Nr. 1 anzunehmen. Geſchieht das, dann wird dadurch 
für viele Fälle der praftiiche Erfolg erreicht, daß bie 
Verleger wegen des Aufführungsrecht3 mit dem Kompo— 
niften Nüdiprache nehmen müflen, ſodaß in diefen Fällen 
der Komponiſt eine gewiffe Nechtsbelchrung dahin erhält, 
daß er über das Aufführungsredt noch zu disponiren hat. 

Indeſſen muß ich anerkennen, daß mein Antrag unter 
Ziffer 1 auf Nr. 245 der Drudjaden den Komponiſten 
nicht in allen Fällen in der von mir gewünſchten Meile 
und in dem nöthigen Umfange ſchützt. Es könnten bie 
Berleger — ihre Zahl wird ja nur gering ſein —, die 
die Rechtsunkenntniß eines Komponiſten ausnutzen wollen, 
in dem Verlagsvertrag z. B. die Klauſel wählen: „Ich, der 
Komponiſt, übertrage alle meine geſetzlichen Rechte 
dem Verleger ſo und ſo.“ Auch dagegen möchte ich den 
Komponiſten, wenn es möglich iſt, geſetzlichen Schutz ge— 
währen; ich habe deshalb in meinen Antrag zu 2: 

Die lebertragung des Urheberrechts muß hin— 

fihtlid obiger Befugnifle befonders und jchrift: 

lich erfolgen, — 
das Wort „beſonders“ eingeichaltet, wodurd ich verhüten 
wollte, daß durd generelle Klauſeln, wie die eben von 
mir erwähnte, der Verleger fih das Aufführungsrecht 
jihern kann, ohne daß der Komponiſt es weiß. In der 
Kommiffion war ftatt des Wortes „bejonders” vorge: 
ichlagen in einem früheren Paragraphen — id) lann das 
Nähere aber übergehen — es jollte das Aufführungsrecht nur 
„ausdrücklich“ ibertragen werden können. Ich ſtelle anheim, 
ob dad Wort „ausdrücklich“ dem Worte „beſonders“ vor- 
zuziehen ift;z ich meine, es ift das vom mir jebt vorge— 
geihlagene Wort „beſonders“ vorzuziehen. Es find 
damals Ginwendungen gegen das Wort „ausdrücklich“ 
gemacht worden, namentlih bon Seiten der verbündeten 
Regierungen, und ic bin aud) nur aus dieſem Grunde auf 
das Wort „ausdrücklich“ nicht wieder zurüdgefommten; id) 
muß aber anerkennen, daß aud) die vom mir vorgeichlagene 
Faffung, alfo das Wort „befonders*, gewifle Bedenken 
gegen fih hat. Es ift mir nicht gelungen, jegt für bie 
zweite Leſung eine Wortfaffung zu finden, mit der ich 
den von mir erwähnten Zweck des Schubes der Kom— 
poniften beſſer erreihen fan. Sollte der Neidystag 
meinen Antrag mit den Worten „beſonders und“ ans 
nehmen, jo bitte id), daß das mur in der Weiſe gejchieht, 








daß, wenn irgend möglich, in der dritten Leſung eine (C) 


befiere Faflung gefunden wird. Ich möchte aber, damit 
nicht etwa mein ganzer Antrag an diefen von mir jelbft 
anerkannten Bedenken fcheitert, mir erlauben, an ben 
Herrn PBräfidenten die Bitte zu richten, daß er die Güte 
haben wolle, bei der Abſtimmung hinfichtlich des Antrags 
unter 2 auf Drudjadhe Nr. 245 eventuell zunächſt durch 
die Frageſtellung zu ermitteln, ob bie Worte „befonders 
und“ für den Fall der Annahme meines Antrages ftehen 
bleiben oder geſtrichen werden follen. 

, (Zuruf.) 
— Ich bitte um Entſchuldigung, wenn ich mich eben dem 
Herrn Bräfidenten zugemwendet habe; ed mußte mir aber 
daran liegen, daß der Herr Prälident das, was id) 
wünſchte, genau verftchen kann. — Wenn alfo die Worte 
„beionders und“ durch die eventuelle Nbftimmung, die ich 
eben erbeten habe, geftrichen werben follten, jo wiirde 
mein Antrag zu 2 lauten: 

Die Uebertragung des Urheberrechts muß hin: 

fihtlich obiger Befugniffe 
— nämlich der Befugniffe zu 1 Dis 4 im $ 14 — 

ſchriftlich erfolgen. 

Damit fomme ich zur Motivirung, weshalb ich für 
diefe vier Punkte, die der $ 14 enthält, eine ſchriftliche 
Abfaffung verlange. Ich bin im allgemeinen ein ent 
ſchiedener Gegner davon, daß die Abſchließung von Ver: 
trägen durch allerhand Formen erſchwert werde; das 
paßt in unfere modernen Verhältniſſe nicht hinein. Die 
Bedürfniſſe des praftiihen Lebens erheifchen meiner Auf: 
faflung nad), daß unmöthige Formalitäten beim Abſchluß 
bon Verträgen vermieden werden. Aber bier glaube ich, 
daß gerade dad praftiiche Bedürfniß dafür fpricht, den 
Verlagävertrag, wenigitens foweit er die Punkte 1 bis 4 
des 8 14 betrifft, ſchriftlich abzuſchließen. Es kommt 
nämlich in Betracht, daß die Schutzrechte, welche unſer 


Entwurf dem Urheber don Schrift- oder Tonwerken ge: (D) 


währt, nicht bloß während der Lebenszeit des Urhebers 
dauern, fondern daß auch noch 50 Fahre nach deſſen 
Tode der Schuß gewährt werden fol. Da werben mn, 
wenn fein fchriftlicher Vertrag vorliegt, nad dem Ablauf 
von Jahrzehnten ſehr Leicht in zahlreichen Fällen Uns: 
gewißheiten, Unklarheiten über das vor Jahrzehnten Ver: 
einbarte entftchen, Die dann zu unangenehmen, recht 
ſchwierigen PBrozeffen führen. Dem möchte ich vorbeugen, 
und deswegen bitte ih Sie, meine Herren, dab Sie 
meinem Antrage aud in der Beziehung zuftimmen, daß 
hinfichtlih der in $ 14 enthaltenen Punkte der Verlags: 
vertrag ſchriftlich abgefaßt werden muß. 

Meine Herren, id) erlaube mir nun noch in rebafttoneller 
Beziehung in Bezug auf meine Anträge Einiges zu fagen. 
Hinfihtlih der Wortfaffung meines Antrags zu 1, der 
alſo verlangt, daß im Falle der Uebertragung des Urheber: 
reht3 beim Stomponiften dennoch die ausſchließliche Be: 
fugniß der öÖffentlihen Aufführung feined Werkes ber 
Zukunft verbleiben fol, brauche ich nichts zu fagen. 
Dagegen geftatte ich mir im Bezug auf Nr. 2 zu be 
merfen: ich habe mid) hinſichtlich der Wortfaflung ange 
ihloffen an die Wortfaffung im $ 33 des bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Ich Habe über die Folgen, welche eintreten, 
wenn der Berlagävertrag nicht ſchriftlich abgeſchloſſen 
wird, nichts gefagt, mit Nüdfiht auf S 125 des bürger— 
lihen Geſetzbuchs. Diefer 8 125 ſchreibt nämlid vor, 
daß, wenn eine geſetzlich erforderliche Form nicht beachtet 
ift, der Vertrag nichtig fein fol. Es wäre aljo über: 
flüffig gewefen, in meinem Antrag über die Rechtsfolgen 
ber Unterlaſſung Ichriftlicher Abfaffung noch etwas Re jagen. 

Nun darf ich vielleicht noch auf ein Eeines Bedenken 
eingeben, welches mir bereit3 geftern von einem Herrn 
Kollegen geäußert wurde, Der betreffende Herr ſtellte 
die Anficht auf, mein Antrag zu 2 wegen der jchriftlichen 
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(B) Vebertragung des Urheberrechts 
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(A) Abfaſſung gehöre nicht in dieſes Geſetz hinein, ſondern in 


das Geſetz über das Verlagsrecht. Ich räume ein, dab 
die von mir vorgeſchlagene Beſtimmung auch dort ihren 
Pag hätte finden fünnen. Aber eine unbedingte Noth— 
wendigfeit, erft in dem Geſetze über den Berlag meinen 
Vorſchlag aufzunehmen, ſehe ich nicht ein; deun aud der 
von ben verbuͤndeten Regierungen vorgeichlagene, bon der 
Kommilfton angenommene $14 greift in das Verlagsrecht 
ein, nicht formell, aber materiell. Iſt es zuläſſig, 
materielle Beftimmungen über das Verlagsrecht in unferen 
Geſetzentwurf über das Urheberrecht aufzunehmen, dann 
fehe ich nicht ein, weshalb es unzuläffig fein follte, auch 
formelle VBorfchriften im Zufammenhange mit dem ma— 
teriellen Inhalt in unferen Geſetzentwurf aufzunchmen. 
Ich bitte alfo um Annahme meiner Anträge, 
Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Negierungsrath 
und bortragende Rath im Reichs-Juſtizamt Dr. Dungs. 
Dr. Dungs, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungs: 
rath und vortragender Nath im Reichs-Juſtizauit, Kom— 
miffar des Bundesraths: Meine Herren, ed ift anzu: 
erfennen, daß die Anträge des Heren Abgeordneten 
v. Strombed die gleiche wohlwollende Abſicht verfolgen, 
wie der $ 14 in der bon der Kommiſſion beſchloſſenen 
Faffung. Es foll dadurch den Autoren, insbejondere den 
nicht mit Rechtskenntniß und Geihäftserfahrung aus: 
gerüfteten Autoren, für den Fall der Lebertragung des 
Urheberret3 zu Hilfe gekommen werden. Es foll einer 
zu weitgehenden Auslegung des Vertrages vorgebeugt 
werden. Ich glaube indeß nicht, daß die wohlwollende 
Abſicht des Herrn Antragftellerd durd die Zufäße, deren 
Aufnahme er winfcht, erreiht wird. Ih glaube auch 
nicht, daß immerlich fich diefe Zuſätze rechtfertigen laſſen. 
Was zunächſt den Untrag betrifft, dem 5 14 
eine befondere Nummer 4 hinzuzufügen, wonad in ber 
im Zweifel nicht Die 
lebertragung des Aufführungsrechts zu finden it, jo 
berührt er fih mit dem Gebanfen, der dem 8 14 ber 
jegigen Faflung zu Grunde Liegt, nur äußerlid. 5 14 
fieht gewiffe Falle vor, in denen von dem lirheberrecht 
ein nidt ganz gewöhnlicher Gebraud gemacht wird; er 
fegt voraus, #; zunädit mit dem Werke, um deſſen 
Verwerthung es fi handelt, eine Bearbeitung vor: 
genommen wird: eine Meberfegung, eine Dramatifirung, 
eine mufifaliihe Bearbeitung. Es foll der Auslegung 
vorgebeugt werden, daß in der llebertragung des lirheber: 
rechts ohne weiteres zu finden fei das Recht, auch der: 
artige Bearbeitungen vorzunehmen und zu verwerthen. Da 
dem Erwerber des Urheberrechts ein ſolches Recht nicht 
ohne weiteres zugeftanden werden faun, und andererjeits es 
dod) vermieden werben muß, daß das Rechl der Bearbeitung 
überhaupt nicht ausgeübt werden könnte, beftimmt $ 14, 
daß dieſe Rechte dem Urheber vorbehalten bleiben follen. 
Dei dem Rechte der öffentlichen Aufführung eines Wertes 
handelt es fih um eine ganz andere Frage. Bei Werken 
der Tonkunſt ift die öffentliche Aufführung eine ganz ge: 
meingebräuchliche Art der Verwerthung des Urheberrechts. 
Darauf ift dad Werk von vornherein berechnet. Es be 
darf aud nicht irgend einer Bearbeitung behufs der öffent: 
lichen Aufführung. Es weiß alfo ber Komponiſt ſehr 
wohl, daß, wenn er das lirheberredht überträgt, damit 
jelbftverftändlich aud das Aufführungsrecht mit übertragen 
ift, und es hiche, dem Willen der Parteien geradezu Ge— 
walt anthun, wenn man jagen wollte, im Zweifel jei das 
Aufführungsrecht nicht übertragen, das müffe immer mod) 
beſonders jtipulirt werden. Ein praftifher Erfolg würde 
damit auch nicht erreicht fein; denn es iſt ja felbitver- 
ftänblich, daß der Verleger, der ſich das Urheberrecht über- 
tragen läßt, immer noch befonders ftipuliren wirde, daß 
auch das Aufführungsredht ihm mit übertragen fein foll. 





Die Frage, ob das Aufführungsreht in Zukunft, wie es (CO) 
bis jet allerdings vielfach der Fall war, bei Werfen der 
Tonkunft dem Autor verbleibt oder auf den Verleger über: 
geht, hängt nicht von den gefeglihen Beſtimmungen, 
jondern von der Geftaltung der thatfählihen Verhältniſſe 
ab, insbeſondere davon, ob die Komponiſten mehr, ald es 
bisher der Fall geweſen iſt, zufammenhalten werben. 

Mas fodanı den Antrag des Herrn en 
v. Strombed betrifft, Man Bi baß die Uebertragung 
des Urheberrechts in den Fällen des 8 14 ſtets beſonders 
und fchriftlich erfolgen müffe, fo würde damit wiederum 
meiner Anfiht nach den Autoren nicht geholfen fein; denn 
ſchon jegt werben die Verträge thatfählich in der großen 
Mehrzahl der Fälle Ichriftlih abgeſchloſſen. Die Folge 
würde aljo nur bie fein, daß dieſe Abreden in Zukunft 
ftetö Ächriftlich geichloflen würden, und es würden damit 
die Komponiſten nicht günftiger geftellt fein als biöher. 
Nım hat der Herr Antragfteller allerdings angeführt, es 
ſei die ſchriftliche Abfaſſung nothwendig auch mit Rück— 
ſicht auf die lange Zeitdauer, auf die hin ein ſolcher 
Vertrag zu wirken beſtimmt ſei. Dieſes Argument führt 
viel weiter; es würde dahin führen, daß man auch für 
den Verlagsvertrag ſchriftliche Abfaſſung fordert. In der 
That wäre ja nicht abzuſehen, weshalb denn für die 
rear Pie des Aufführungsrechts ſchriftliche Form 
erforderlich ſein ſollte, nicht aber für die Uebertragung 
des Verlagsrechts, die vielleicht ganz unbeſchränkt, 
auf die ganze Dauer des Urheberrechts, erfolgt. Ich 
möchte hier nicht auf die Gründe eingehen, die davon 
abgehalten haben, für den Verlagsvertrag die ſchriftliche 
Form vorzuſehen. Ich möchte nur darauf hinweiſen, daß 
unfer ganzes Zivilrecht beherrſcht wird durch ben Grundſatz 
der Formlofigkeit der Verträge, und dab nur aus drin— 
genden Anläflen in beftinnmten Fällen Ausnahmen vor: 
geſehen find. Daß hier derartige Gründe vorliegen, wird 
fi) wohl nicht vertreten laffen, und id) glaube aud nicht, 
dab es den Wünſchen der Komponiften und Autoren ent- 
ſprechen würde, wenn man in diefer Hinfiht in bevor- 
mundender Weiſe die Schriftform zu ihren Gunſten vor: 
ichreiben wollte. Ich möchte darnach anheim geben, dei 
Antrag des Herrn Abgeordneten Strombed abzulehnen. 

wräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahır. 

Dr. Epahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
bitten, es aud in dieſer Frage bei dem Kommiſſions— 
beihluß zu belaflen. Au fi möchte ja vielleicht bie 
Stelle für beide Anträge, jowohl für den, der dad Aus: 
führungsrecht als nicht mit übertragen anfehen will, 
went das Urheberrecht übertragen ift, als für bei, der das 
Erforderniß der Schriftlichkeit vorjchreiben will, im Ber: 
lagsrecht fein, das beftimmt, welde Befuguiffe auf ben 
Verleger übergehen, wenn er einen Vertrag mit dem Ur— 
heber fchließt. Der Herr Antragiteller wird wohl damit 
einverftanden fein, dab Wir Diete redaktionelle Frage bei 
der dritten Berathung erledigen können. 

Sachlich ſchlagen die Ausführungen des Herrn Re— 
gierungsfommiffars durd, daß es Sadıe der Vertrags: 
ſchließenden ift, Vorſorge zu treffen, daß ihr Vertrag fo 
ausgelegt wird, wie fie ihn gewollt Haben, und ſich vor 
dem Bertragichluffe ar zu werden, was fie wollen. 
Wenn nun der Komponift fein Aufführungsredt mit 
übertragen will, wenn er fein Urheberrecht überträgt, To 
geht es mit diefem auf den Verleger über; will er cs 
zurüdbehalten, fo ift dad Sadje der Vereinbarung. Es 
läßt ſich den Parteien nicht vorfchreiben, daß die Zurück— 
behaltung die Megel und die Mebertragung die Ausnahme 
fein foll. Und was die Schriftform betrifft, fo möchte id) 
zu den Gründen, bie angeführt find, noch den beitragen, 
daß der Verleger Kaufmann, der Verlagävertrag Handels: 
geſchäft ift, und dab das Handelsgeſetzbuch auf dem 


— 
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1A) Staubpunfte Reit, daß die Schriftform für die Gefchäfte 

de3 Handelsverkehrs nicht erforderlich ift. Beim bürger: 
lichen Geſetzbuch ift die Regel, daß in den Fällen, in 
denen bie Verträge gegenjeitige Rechte und Pflichten 
begründen, die Schriftform nicht verlangt wird, fie wird 
arumdfägli nur erfordert, wenn einjeitige Leiftungen 
begründet werden. Wir durchbrechen ein Prinzip aus 
einem Grunde, ber nicht dringend ift, und aus dieſen 
Geſichtspunlten möchte ih Sie bitten, den Antrag 
abzulehnen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Nintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeordneter: Ich ftimme dem Herrn 
Vorredner bei, daß biefe Materie nicht bei diefer Belegen: 
heit, fonbern bei dem Verlagsrecht geregelt werben muß. 
Ich werde daher gegen denſelben ftimmen. Ich habe 
einen Antrag, welcher diefelbe Tendenz verfolgt, vorbereitet, 
den id demnächſt abgeben werde, und der bei den Ber: 
handlungen über das Verlagsrecht zur Verhandlung kommt. 

Ih möchte num in einem Punlte — und aus diefem 
Grunde habe ich hauptfählic dad Wort ergriffen — dem 
Herrn Kommiffar der verbündeten Regierungen wider: 
ſprechen. Der Herr Kommiſſar der verbündeten Negierungen 
hat gelagt, es gehöre das Aufführungsrecht bei den Werten 
der Zonfunft mit zu dem Verlagsrecht. Es iſt ganz richtig, 
daß bei einer Anzahl von Verträgen mit mufitalifchen 
Berlegern ſich die Unſitte eingefchlihen bat — möchte ich 
beinahe jagen —, fih das ausfhlichlihe Aufführungs— 
recht vorzubehalten. Aber ebenfo wenig, wie bei bem 
Berlagsrecht betrefid eines dramatifhen Werkes, eines 
Trauerfpiel3 u. f. w. zum Verlagsrechte das Recht der 
ausfhließlihen Aufführung gehört, ebenfo wenig bei 
Werfen der Tonkunft, bei Oratorien u. f. w. Alſo diefer 
Anfiht des Herrn Kommiſſars der verbündeten Negie: 
rungen möchte ich bier prinzipiell widerſprechen. Es iſt 


(B) ganz richtig, daß durch den Vertrag, der demnächſt ge: 


ihloffen wird, über dad Aufführungsrecht befonders ver: 
handelt werden fann, und da tft der Vertrag entſcheidend; 
aber wenn die Verleger jagen, dad ausſchließliche Auf: 
führung3reht von Werken der Tonkunft gehört mit zu 
den Berlagörechten, fo habe id) dem ſchon in erfter Be: 
ralhung widerfproden und gefagt, dad nur ein Beweis 
der Begehrlichkeit der — ſei. 

Was den Antrag ſelbſt betrifft, ſo werde ich, wie 
geſagt, hier bei dieſem Geſetz gegen den Antrag des 
Herrn Kollegen v. Strombeck ſtimmen; aber bei Gelegen— 
heit der Berathung des Verlagsrechts werde id) die Sadıe 
weiter erörtern, 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Strombed. 

v. Etrombed, Abgeordneter: Ich möchte doc ein 
paar Worte noch entgegnen. Bon dem Herru Kommiſſar 
der verbündeten Negierungen ift gegen meinen Antrag 
auch eingewenbet worden, es finde eine Bevormundung 
jtatt, wenn bie Stontrahenten — Komponiſt und Verleger — 
gezwungen würden, ſchriftlich abzufchließen. Sa, meine 
Herren, dba muß man den nämlichen Vorwurf aud dem 
bürgerlichen —— machen. Dann bevormundet das 
bürgerliche Geſetzbuch z. B. bei der Bürgſchaft, wo ſchrift— 
liche Form vorgeſchrieben iſt, ebenfalls nicht mur den 
Kontrahenten, ſondern, ich glaube auch jagen zu können, 
die Kontrahenten; denn häufig wird nicht einfeitig eine 
Bürgſchaft geleiftet, fondern es werben auch fir bie 
lebernahme der Bürgfchaft dem Bürgen irgendwelche 
—— verſprochen. Um nicht weitläufig zu werden, 
will ich auf andere Fälle im bürgerlichen Geſetzbuch nicht 
eingehen. Ich muß aber auf das beftimmteite behaupten: 
mit dem Schlagwort „Bevormundung“ kann man meines 
Erachtens gegen meine Anträge nicht ankämpfen. 

Nun muß ih zu meinem Bebauern mit cinigen 


Worten mid) auch gegen den Herrn Kollegen Dr. Spahn (0) 


wenden. Gr hat gejagt, ber Berlagävertrag möchte doch 
fo ausgelegt werden, wie die Kontrahenten, der Komponiſt 
und Berleger es beicloffen hätten. Da hat Her 
Dr. Spahn gerade den Schwerpunkt meiner Anträge voll: 
ftändig überjehen. Wenn der Stomponift wirklich weiß: 
du überträgft, wenn du das lirheberredt überträgft, 
— das Aufführungsrecht, — ſo iſt es ja gut. Meine 

nträge forgen aber gerabe für den in der Praxis ſpäter 
wahriheinlih nicht jelten vorkommenden Fall, daß der 
Stomponift die Tragweite feines Vertrages gar nicht kennt; 
er überträgt das Urheberrecht, ahnt aber nicht, dab cr 
damit auch da3 Aufführungsredht übertragen hat. Ich 
glaube aljo, daß die Ausführungen bes Herrn Dr. Spahn 
nicht geeignet find, meine Anträge als überflüffig er: 
icheinen zu laffen. 

Was nun die Frage, die Herr Dr. Rintelen angeregt 
bat, betrifft: gehören die von mir vorgeichlagenen Be: 
ſtimmungen in den Gefegentwurf über dad Verlagsrecht 
ober im diefen? — fo ftelle id) das anheim. Ach ſtimme 
Herrn Dr. Spahn infofern zu: follten meine Anträge au: 
genommen werben, fo würde ich durdaus nichts dagegen 
haben, daß fie bei ber dritten Lefung wieder aus dem 
Gefege entfernt werden; ich habe dann die Hoffnung, daß 
fie in dem Geſetze, betreffend das Verlagärcht, Aufnahme 
finden werben. 

Bräfident: Die Diskuffion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterſtatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, der vorliegende Antrag hat der Kommiſſion nicht 
zur Berathung vorgelegen. Ich glaube aber, mit Rückſicht 
auf bie anderen Grwägungen und Berhandlungen der 
Kommiffton mich dahin ausſprechen zu dürfen, daß die 
Kommilfion den Antrag aus den Gründen, die foeben 
von Herrn Geheimrath Dr. Dungs, und dem Borfitenden 


der Kommiſſion Herrn Dr. Spahn geltend gemacht worden (D) 


find, abgelehnt haben würde. Ich erlaube mir mur, kurz 
auf zwei Punkte hinzumeifen. 

Mit dem Verlagsrecht wird ja nicht ohne weiteres 
da3 Urheberrecht übertragen. Es beftcht aljo eigentlich 
feine Gefahr, daß mit dem Verlagsrecht aud das Auf: 
führungsredt übertragen wird; nur mit dem Urheberrecht 
als ſolchem würde in ber That das Aufführungsredht 
übertragen werben. Aber das muß ja eben im Verlags: 
vertrag ausdrüdlicd; vereinbart werden, und durch dieſe 
befondere Vereinbarung wird dann der Urheber darauf 
aufmerkfam gemacht, daß die Rechte des Verleger weiter 
gehen follen, al3 fie an und für fih nah dem Bertrag 
auf Mebertragung des Verlagäreht3 gehen würden. Ich 
glaube, Herr Dr. Rintelen hat in diefer Beziehung Herrn 
Geheimrath Dr. Dungs faljch verſtanden. Herr Geheim: 
rath Dungs bat nicht gemeint, daß mit dem Verlags— 
recht auch das Aufführungsrecht gegeben werde, fondern 
nur gejagt, dab mit der ——— des Urheberrechts 
auch das Recht zur öffentlichen Aufführung übertragen 
werde. 

Zweitens erlaube ich mir darauf aufmerkſam zu 
macen, daß diejer Antrag infoweit einfeitig ift, als er 
nur das Recht der öffentlihen Aufführung von Werfen 
ber Tonkunſt dem Urheber vorbehalten will. Folgerichtig 
müßte weitergegangen und gejagt werben, daß in dem 
bezeichneten Falle auch das Recht der Aufführung von 
Bühnenwerfen dem Urheber vorbehalten bleibt. 

Ich bitte aljo, die Anträge abzulehnen und die Be- 
ſchlüſſe der Kommiſſion anzunehmen. 

Präſident: Zu einer perſönlichen Bemerkung in Bezug 
auf das Schlußwort des Herrn Berichteritatters hat das 
Mort der Herr Abgeordnete v. Strombed. 

v. Strombed, Abgeordneter: Gh möchte nur fell: 
ftellen, daß ich felbit ausdrücklich im Eingang meiner 


aus, 
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(A) Nede anerkannt habe, daß der Abſchluß eines Verlags— 


vertrages nicht ohme weiteres den Erwerb des Auf— 
führungsrechtes nach ſich zieht. 

Präſident: Mir kommen zur Abſtimmung über ben 
8 1. 
Ich werde zunächſt abitimmen laffen über das 
Hmendement v. Strombef auf Nr. 245 der Druckſachen 
ad 1, welches dem 8 14 eine Nr. 4 anfügen will. Dann 
werde ich abftimmen lafjen über den Antrag v. Strombed 
auf Nr. 245 der Drudjadhen ad 2, welcher einen zweiten 
Abſatz dem 5 14 hinzufügen will, und zwar werde id) 
bier nad) dem Wunſche des Herrn Antragitellerd zunächſt 
darüber abftimmen laffen, ob die beiden orte „beionders 
und“ für den Fall der Annahme des Amendements auf: 
recht erhalten werden follen, und dann über das Amende— 
ment, wie es fid nad) der vorhergehenden Nbftimmung 
geftaltet hat; fchließlich über den 8 14, wie er ſich aus 
den vorhergehenden Abſtimmungen geitaltet haben wird. 
— Hiermit ift das Hans einverſtanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde nad) dem 
Antrag dv. Strombeck auf Nr. 245 der Drudjachen ad 1 
den 8 14 am Schluffe hinzufügen wollen: 

4, fir die öffentlihe Mufführung eines Werkes der 

Tontunft 
ſich von ihren Pläben zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement v. Strombed 
ad 1 iſt abgelehnt. 

Mir kommen nun zu dem Amendement ad 2; bier 
werde ich zuerft die Ebentualabſtimmung vornehmen. Ich 
bitte diejenigen Herren, weldhe für den Fall der Annahme 
des Amendements dv. Strombet ad 2 in demfelben die 
orte „beionders ımd* aufrecht erhalten wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 


(B) Das iſt die Minderheit; die Worte find geſtrichen. 


Wir kommen nunmehr zu dem Amendement felbit. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche das Amendement 
vb. Strombed ad 2, lautend: 

den $ 14 als Abſatz 2 zuzufügen: 
Die lebertragung des Irheberrehts muß 
hinfichtlich obiger Befugniſſe ſchriftlich erfolgen 
annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Auch das iſt die Minderheit. 

8 14 tft unverändert geblieben nad den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion. Wenn niemand wideripricht, werde ich 
annchmen, dab er im Diefer Faſſung vom Haufe an: 
genommen iſt. — Dies ift der Fall, da niemand wider: 
Ipricht. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über S 15, — 
ſchließe Diefelbe, da fid niemand zum Morte meldet, und 
erfläre beim Mangel eines Widerſpruchs den 8 15 für 
angenommen. 

Ach eröffne nunmehr die Diskuffion über S 16. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: Meine Herren, id habe mir 
das Wort nur erbeten, un eine Aufklärung über einen 
Ausdruck zu erbitten, der in $ 16 fi findet. Es heißt 
nämlich dort am Schluß: „Zuläffig ift der Abdrud..... 
von anderen amtlichen Schriften“. Ich Din darüber 
unklar, was unter „anderen amtlichen Schriften” zu ver 
ftehen it. Ach habe auch in den Verhandlungen der 
Kommiſſion feine Aufklärung darüber gefunden. „Amt— 
lihe Schriften“ kann fehr vielerlei bedeuten. Gchören 
3.8. dahin, um ganz beitinmte Fragen zu thun, bie Ver: 
öffentlichungen des Statiftifhen Amts? Die find heraus: 
gegeben amtlich von dem Statiftifchen Amte. Ebenſo die 
Beröffentlihungen des Reichs-Eiſenbahnamts, die Ber: 
öffentlihungen des Neich$ = Gefundheitsamts. Kurz, ges 


hören ſolche Werke, die herausgegeben find im Namen des (O) 


Reichs oder im Namen von Staatöbehörben, unter biefe 
Beitimmung? Sind died amtliche Schriften, deren Ber: 
vielfältigung ohne weiteres zuläffig ift? oder ift das nicht 
die Abfiht? Wenn es nicht die Abficht ift, dann ift nach 
meiner Meinung nothiwendig, eiwas andere Worte hier zu 
gebrauchen ald nur biefen allgemeinen Ausdrud; denn 
zweifellos jind die bezeichneten Schriften amtliche: fie find 
geichrieben im Amte, vom Amte und find herausgegeben 
durch das Amt. Alſo ift, bitte, zu überlegen, ob nicht in 
biefer Beziehung cine Menderung nothivendig ift, wenn 
eben nicht die Abficht ift, alles, was amtlich publizirt tft, 
nunmehr auch dev Vervielfältigung preiszugeben. 

Daran würde fid) die zweite Frage ſchließen, ob ſich 
dieje Beſtimmung auch bezieht auf die bereit veröffent— 
lichten Publikationen. Wäre das der Fall, fo wiirde 
möglicherweife dadurch in Nechte der Verleger eingegriffen 
werden. Alſo diefe Frage ſcheint mir der Klärung be— 
dürftig zu fein, und ich erwarte zunächſt Aufichluß von 
bem Herrn Vertreter der Kommiſſion, dem Herrn Referenten. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, c5 war 
jeitenö der verbiünbeten Negierungen beantragt, für bie 
amtlichen Schriften zuzulaffen, daß ein Nachdrucksverbot 
aufgefegt werden dürfe. Diefer Antrag wollte eine 
Nenerung gegenüber dem feitherigen Zuftand. Nun war 
die Kommiſſion der Anſicht, zwingende Gründe zu biefer 
Neuerung lägen nicht vor; fie lehnte deshalb diefen An— 
trag ab und Hat damit zum Ausdruck gebracht, daß es 
bei dem biöherigen Zuftand belaffen werden folle. Der 
bisherige Zuftand Hat nun zu den Zweifeln und Be- 
benfen, bie Herr Abgeordneter Schrader hervorhebt, Anlak 
nicht gegeben. Nun glaube id) auf Grund des bis- 
herigen Zuſtandes fagen zu können: foweit e3 fich um 
Schriften handelt, die hergeftellt werben von den Be— 
hörden zum amtlichen Gebraude, liegen amtliche 
Schriften im Sinne unferes Entwurfe vor, aber nicht 
weiter. Wem 3. B. das Statiftifche Amt in feiner Zeit: 
schrift fir Statiftik ftatiftifche Publikationen veröffentlicht, 
jo ift das eine Thätigkeit, die die einzelnen Beamten ent: 
wickeln. Es ift nicht eine Thätigkeit, die für das Amt 
als ſolches erfolgt, und deshalb fallen ſolche Publikationen 
ftatiftifcher Art, die das Statiftifche Amt veröffentlicht, 
nicht unter die amtlichen Schriften. Weber die Publikationen 
bes Neichs⸗Geſundheitsamts und des Reichs-Eiſenbahn— 
amt3 bin ich micht genügend informirt, um Tagen zu 
können, daß fie mit zum Zweck amtlichen Gebrauches 
erfolgen. Wenn das der Fall ilt, jo fallen fie unter die 
amtlihen Schriften; wenn nicht, find fie nicht frei. 

Und was die Frage betrifft, inwieweit durch dieſe 
Beftimmungen in beftehende Rechte der Berleger ein— 
gegriffen werde, jo glaube id), fie beantwortet ſich ver: 
neinend deshalb, weil der biäherige Nechtözuftand über: 
einftimmte mit dem, welcher dur bie vorgeichlagene 
Beftimmung für die Zukunft aufrecht erhalten wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 
und vortragende Rath im Reichs-Juſtizamt Dr. Dungs. 

Dr. Dungs, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungs— 
rath und vortragender Nath im Reichs-Juſtizamt, Som: 
miffar des Bundesraths: Ich kann nur beftätigen, daß 
die Au ffaffung, die foeben von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Epahn dargelegt worden ift, durchaus dem Stand: 
punkte entipricht, den die verbimbeten Regierungen bei 
Ginbringung des Entwurfs eingenommen haben. Es war 
keineswegs die Abſicht, Die — bezüglich 
amtlicher Schriften auszudehnen. Bisher iſt N 
ber Nadhdrud, wie es im Geſetze vom 11. Juni 1870 
heißt, öffentlicher Altenſtücke. Diefer Ausdrud iſt elwas 


(D) 


(A) 
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zu weit gehend, insbefondere nad) der Richtung, daß in dei 
öffentlihen Aktenftüden fih ja aud häufig Schriftwerke 
befinden, bie von Privatperfonen herrühren, und an denen 
das Urheberrecht gewahrt bleiben muß, 3. B. Gutachten, 
die von Privatperjonen eritattet worden find. Aus dieſem 
Grunde ift ber Ausdruck „amtlihe Schriften" gewählt 
worden. Es war aber keineswegs die Abficht, hiermit 
den Kreis ber treigegebenen chriften zu erweitern. 
Gemeint find aber nur die Schriften, Die Air ben amt: 
lichen Gebrauch beftimmt find, nicht etwa aud Schriften, 
die vom einer Behörde herausgegeben werben, bie aber, 
wie rein wiffenfchaftlihe Werke, fih von vornherein an 
das Publikum und nit an die Adreffe einer Behörde 
wenden. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: Ja, das was eben von 
dem Herrn Kommiſſar ausgeführt worden iſt, halte ich 
für ganz vernünftig. Es ſteht nur leider nicht in dem 
Sefege drin. Ich gehe zurüd auf die früheren geſetzlichen 
Beftinmungen. Darin fteht: es ift nicht Nachdruck, wenn 
nachgedruckt werben Geſetzbücher, Geſetze, amtlihe Erlaffe, 
öffentliche Aktenſtücke und Verhandlungen aller Art. Das 
war alfo ganz beftimmt bejchränft auf wirklich amtliche 
Papiere. Nun beantragt die Negierung in ihrem (nt: 
wurfe eine Aenderung, welde dahin geht: „Abbrud 
anderer amtliher Schriften”. Darunter können gewiß 
auch Dinge fallen, wie Publikationen des Statiftifchen 
Amts. Damit ſolche aber nicht dem Nachdrud unter: 
liegen follten, war ausdrüdlid in der Vorlage der ver: 
biindeten Regierungen ausgefproden, daß fie durch Bor: 
behalt gegen den Nachdruck geſchützt werben könnten. 
Diefe —— iſt von der Kommiſſion geſtrichen. 
Nun ſteht in dem Geſetze nichts als das Wort „amt— 
licher Schriften“, und wenn Sie Sprachkundige fragen, 


(B) fo werben dieſe Ihnen erklären, daß eine amtliche Schrift 


eine jede Schrift iſt, die von einem Amte ausgeht; daß 
aber eine amtliche Schrift nur eine ſolche ſein ſoll, die 
zum amtlichen Gebrauche beſtimmt iſt, das iſt in dem 
Ausdruck nicht enthalten. Wenn das ausgeſprochen 
werden ſoll, dann, meine ich, iſt es nothwendig, es aus— 
drücklich zu ſagen, alſo zu ſagen: „Schriften, die zum 
amtlichen Gebrauche beſtimmt ſind“, und ich behalte mir 
vor, einen ſolchen Antrag zur dritten Leſung zu ſtellen, 
um heute die Verhandlungen nicht hinauszuziehen. Aber 
was bis jetzt in dem Geſetz ſteht, iſt den größten Miß— 
deutungen ausgeſetzt, und würde, wenn es heute rück— 
wirkend angenommen wird, wahrſcheinlich — ich kenne 
die betreffende Verlagsgeſchichte nicht — eine 
zahl Verleger, die die Sachen bisher verlegt haben, 
ihädigen, zum Beifpiel denjenigen des amtlichen Neichs: 
fursbuchs, welches eine amtliche Publikation von großem 
Umfang ift. 

Präfident: 
v. Strombed. 

v. Strombed, Abgeordneter: Meine Herren, id) habe 
in der Zwifchenzeit den Antrag formulirt, und ich werde 
mir gleich erlauben, denfelben dem Herrn Bräfidenten zu 
überreichen. Der Antrag lautet: 

im $ 16 die Zeile 3 wie folgt zu faflen: 
bon anderen zum amtlihen Gebrauch be— 
ftimmten Schriften. 

Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift gefchlofien. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterſtatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine 
Herren, wenn ih mid auf den Standpunkt der tom: 
miffionsverhandlung ftelle, ſo muß ich bitten, den Antrag 
abzulehnen. Die Kommiffion war, wenn ich mich recht 
erinnere, der Meinung, dab aud folde Schriften, Die 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Anz | 


nicht ausfhließlih zum amtlichen Gebrauche beſtimmt 
find, freigegeben werden follen. 8 16 ber Bor: 
lage enthält unter Ziffer 2 die Beitimmung: Als Nach— 
drud ift nicht anzuſehen: der Abdrud anderer amtlicher 
Schriften. Es find darunter zu verftehen Diejenigen, 
welche in der Vorlage Seite 26, letzter Abſatz, bezeichnet 
find. Zur Begründung der weiteren Beftimmung, daß 
der Abdrud diefer anderen amtlichen Schriften jedoch un— 
zuläffig fei, wenn dieſe Schriften mit dem Verbot des 
Nahdruds verfehen ſeien, wird in der Vorlage geltend 
gemacht, es folle dadurch die Möglichkeit geſchaffen werben, 
die Perſonen, bie Verleger, die Ne amtlihen Schriften 
in Verlag genommen haben, wegen ber ihnen dadurch 
entstehenden Koſten vor Nachtheil zu bewahren. Die 
Kommifftion war aber der Meinung, daß, weil dieſe 
Schriften doch im Intereſſe der Allgemeinheit geſchrieben 
jeten, fie auch der Allgemeinheit frei zugänglid gemacht 
werben müßten, und daß ben Verlegern dadurd ein Er— 
fa ihrer Aufwendungen gewährt werden könne, daß 
ihnen eine Beihilfe gegeben werde. Mus dieſen (Er: 
wägungen bitte ih Sie, den Beihluß der Kommiſſion 
unberändert anzunehmen und ben Antrag des Herru 
Abgeordneten v. Strombeck abzulchnen. 

Bräfident:e Wir kommen zur Abſtimmung. 

Id werde zunächſt abftimmen laſſen in einer 
Eventualabfttmmung über den Handichriftlihen Antrag 
v. Strombed und dann über den & 16 nad den Be— 
ſchlüſſen der Kommiffion, wie er ih nad den vorher— 
gehenden Abſtimmungen geftaltet Haben wird. Sollte der 
$ 16 nadı den Bejchlüffen der Kommiſſion abgelehnt 
werben, dann würde ich abftimmen laffen iiber den 8 16 
der Vorlage der verbündeten Negierungen. — Hiermit ift 
das Haus einverftanden. 

Ich bitte alfo biejenigen Herren, welde für den Fall 
der Annahme des S 16 nad den Beichlüffen der Kom— 
miſſion die Zeile 3 nad) dem Antrage v. Strombed, wie 
folgt, faffen wollen: 

von anderen zum amtlichen Gebrauch beftimmten 
Schriften, 
fi von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag v. Strombeck iſt 
abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über den 

8 16 nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion. Ich bitte 
Diejenigen Herren, welde denselben annehmen wollen, fid) 
von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht. 
Das iſt die Mehrheit; der S 16 ift angenommen. 

Ehe ic) fortfahre im der Berathung, muß ich dem 
Haufe mittheilen, dab zum Beginn der Sigung mir eine 
Anzahl handichriftliher Anträge feitens des Herrn Ab- 
geordneten Richter überreiht worden find, deren Drud 
ſedoch noch gelungen ift, welche gegenwärtig auf Nr. 253 
der Drudfahen fih in den Händen der Herren befinden, 
deren alſo jett nicht nothwendig ift. 

Ich rufe auf 817 — und erkläre den $ 17 als vom 
Haufe angenommen. 

Ich eröffne die Diskufftion über $ 18. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Sattler. 

Dr. Sattler, Abgeordneter: Meine Herren, die Be: 
ſtimmung dieſes Paragraphen hat ein eigenthümliches 
Schickſal gehabt. Nad) der Negierungsvorlage follte nad) 
Abſatz 3 jeder, der eine VBeröffentlihung auf Grund der 
Abjäge 1 und 2 bewirkt, die Quelle deutlich angeben. In 
ben Grörterungen ber Preſſe trat nun fofort eine große 
Meinungsverfhiedenheit hervor, ob dieſe Beſtimmung 
richtig fei oder nicht. Gin Theil derielben erklärte fie für 
richtig, weil es den eihiihen Gefichtöpunften der Stttlid)- 
feit und Anftändigfeit entſpräche, daß jede Zeitung, welche 


(C) 


(D) 
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(A) einen Artikel oder eine Nahriht aus einer anderen 
Zeitung abdrudt, aud ihre Quelle angiebt. Gin anderer 
Theil der Breffe, und zwar aufdheinend der größere Theil, 
war aber damit nicht einverftanden, und zwar war biefer 
Zwieipalt durchaus nicht von Parteirückſichten eingegeben, 
fondern in bderfelben Partei traten dieſe en 
Ichiedenheiten hervor. So Hat 3. B. die „Kölnische 
Zeitung* fih von vornherein auf ben Stanbpunft ber 
Regierungövorlage geftellt, während die „Nationalzeitung“ 
diefen Standpunkt aufs fchärfite befämpfte, weil fie be: 
fürdjtete, wenn ein folder Abbrud unter Strafe geitellt 
würde, wiirde ſich daraus für bie Prefle eine außer: 
— Quelle von Chikanirereien ſeitens der Polizei 
ergeben. 

Nun iſt e8 aber — daß beide Richtungen 
in der Preſſe mit dem Reſultat des geſetzgeberiſchen Be: 
mühens der Kommiffion nicht einverftanden find. Wenn 
ich nun auch geſehen habe aus dem Schickſale, weldes 
bie Bemühungen meines ſehr verehrten Herrn Kollegen 
v. Strombed achabt haben, daß es ſchwer ift, au biefen 
Ktommiffionsbeihlüffen etwas zu ändern, weil nidt nur 
der beftellte Champion der Kommiſſionsbeſchlüſſe, der 
Referent, fondern auch der über den Waſſern ſchwebende 
PBräfident und fchließlih noch der eigentliche Water des 
Kommiffionsbefchluffes fih gegen den Angreifenden wendet, 
fo glaube ich doch, obwohl idy in diefer ungünftigen Lage 
mich befinde, hier hervorheben zu müffen, daß die beiden 
feindlichen Richtungen in der Preſſe diesmal zu bemfelben 
Nefultat fommen. Sie fagen nämlich beide: Die Beichlüffe 
der Kommiffton find fo unannehmbar, daß es dann viel 
beffer ift, gar feine Aenderung eintreten, fondern e3 beim 
beftehenden Zultande bewenden zu laflen. Und ba, meine 
ich, muß doc diefe Uebereinſtimmung der bisher in biefer 
Frage gefpaltenen feindlichen Brüder in der Preſſe und zu 
benfen geben. Ich meine, wenn eine folhe Vereinigung 
zweier feindlichen Nichtungen erfolgt auf einen derartigen 
Schluß, dann hat es doch viel für fi, daß man dieſem 
Schluſſe geredht wird. 

Nun weiß ih nicht — ich war ja nicht Mitglieb der 
Kommiffton —, wie man zu dem Ergebniß fommen kann, 
daß der biöherige Zuftand aufrecht erhalten wird. Ob 
vielleicht durd Streihung des ganzen 8 18? Ich weiß 
es nicht. Ich möchte mir darüber Auskunft erbitten von 
dem Herrn Kollegen Dr. Dertel, der ſchon fampfbereit 
auf jener Treppe fteht 

(Heiterkeit), 
oder bon den Vertretern der Regierung, ob man den Au— 
trag Stellen fol auf Ablehnung des ganzen & 18 oder 
wenigftens feines dritten Abfages. Das ift allerdings 
richtig: gegen diefe Beftimmung haben fich bie Iebhafteiten 
(Finwendungen erhoben. Wer vermag zu jagen, was aus 
ben Nachrichten der Zeitungen „vermifchte Nachrichten 
thatfählichen Inhalts und Tagesneuigkeiten“ find und 
was nicht? Ich glaube felbft, es wird ben Mitgliedern 
der Kommiffion ſchwer fein, eine Definition bavon zu 
geben. Der Abfat 3 wird eine Quelle unglaublicher 
Streitigkeiten werden, die nur bazı dienen können, die 
Thätigkeit der bisher noch nicht genügend beichäftigten 

Gerichte im Anfpruch zu nehmen. 
Ih möchte alfo zunächſt um Auskunft bitten: wie 


foll ich es machen 
(große Heiterkeit), 

e3 dahin zu bringen, daß der bisherige Zuftand aufrecht 
erhalten wird? Denn die beiden feindlichen Richtungen 
find mit dem bisherigen Zuftand mehr einverftanden als 
mit den Kommiſſionsbeſchlüſſen, und da fcheint es mir 
das Richtige zu fein, wir ſuchen ein Mittel umd einen 
Weg, um dies Ziel zu erreichen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordncte 
Dr. Dertel. 


=—_ 


Dr. Dertel, Abgeordneter: Ya, wenn mid) dev ber: (C) 


ehrte Herr Abgeordnete Dr. Sattler fragt, was ich ihm 
für einen Nath geben fol, fo ift mein Math fehr einfach: 
er möge fi auf den Boden der Kommiſſionsbeſchlüſſe 


ftellen 
(Heiterfeit) 
und weder die Befeitigung des ganzen 8 18 noch die des 
zweiten Abſatzes beantragen. 
Er hatte die Freundlichkeit — wenigſtens glaubte 
ih das aus feinen Morten entnehmen zu können —, 
mich als den Vater dieſes Kommiffionsbefchluffes zu be- 


zeichnen. 
(Zuruf.) 
Ach möchte ihm bitten, aud bier die Unterſuchung ber 
Vaterſchaft freundlichſt zu unterlaffen. 
Heiterkeit.) 

Ich nehme diefe Baterfchaft nur zum Theil auf mich, wenn 
man überhaupt davon reden kann, theilweile Vaterſchaft 
auf fih zu nehmen. 

(Große Heiterkeit.) 

Darin hat der Herr Abgeorbnete Dr. Sattler ganz 
entſchieden unrecht, wenn er jagt, anfheinend der größere 
Theil der Breffe fei mit den Kommiffionsbeihlüffen unzu— 
frieden und Habe gewünſcht, daß die Regierungsvorlage 
angenommen werde. Ich ftche inmitten ber Preſſe, ich 
habe die Preßſtimmen gefammelt, die überwiegende Mehr— 
heit biefer Preßſtimmen jpricht fich fir den Kommiffiond: 
befhluß aus, und nur wenige Preßftinmen haben ſich für 
Aufrechterhaltung des Zwanges der Quellenangabe, alfo 
für die Wiederherftellung der Negierungdvorlage, ausge: 
ſprochen. Ganz bejonders lebhaft hat ſich allerdings die 
„Kölnische Zeitung“ und die „Frankfurter Zeitung“ gegen 
den Kommiffionsbeihluß ausgefproden; aus welden 
Gründen, barauf mill ih nachher kurz zurückkommen. 
Mafgebende und bedeutende Plätter, deren redaktionelle 


Tüchtigkeit allgemein anerkannt ift, haben fih aber auf (D) 


ben Boden dieſer Beichlüffe geftellt. Ich will nur bie 
„Freiſinnige Zeitung“ erwähnen, die bei allen Differenzen 
zwiſchen uns doch für mic ein Gegenftand ber Bewunde: 


rung ift 
(Beiterfeit), 

was rebaktionelle Tüchtigkeit anlangt, und die „Kölnische 
Volkszeitung“, bei der aud das Urtheil allgemein ift, daß 
fie bezüglich der redaktionellen Tüchtigfeit mit an erfter 
Stelle fteht. Alfo derartige Prekftimmen fallen gegen: 
über der „Kölniſchen“ und „eprankfurter Zeitung” fir 
mich recht weſentlich, viel wefentliher ind Gewidt. Herr 
Dr. Sattler hat aber gewünſcht, mehr Auffhluß zu bes 
kommen über das, wäs die Kommiſſion gemeint habe, 
wie fie die Sache aufgefaßt habe, wie fie bie Wendungen, 
ee bem Paragraphen vorlommen, zu erflären ges 
enke. 

Meine Herren, die Kommiſſionsbeſchlüſſe unter— 
ſcheiden vier Arten von Zeitungsartikeln. Da ſind 
zunächſt die Ausarbeitungen wiſſenſchaftlichen, 
techniſchen und unterhaltenden Inhalts. Deren 
Nachdruck iſt unter allen Umſtänden unzuläſſig, auch dann 
verboten, wenn fie nicht das Nachdrucksverbot irgendwie 
an der Spige tragen. Die zweite Gruppe von Artikeln 
find die politiſchen Leitartitel, die Entrefilets, die Berichte 
über große Verhandlungen, furz alle größeren 
fonftigen Artikel. Die können nadgebrudt werden, 
went fie fein Nachdrucksverbot irgend welcher Art trage. 
Dieſes Nahdrudsperbot braucht nicht unmittelbar an ber 
Spige des Artifeld zu stehen, e3 kann in irgend eirer 
ſonſt bemerfbaren Weiſe angebraht werben. Jede 
Zeitung ift allgemein im der Lage, Diejenigen Artikel, 
deren Nachdrud fie nicht winfcht, mit dieſem Nachdrucks— 
verbot zu veriehen und dadurch ihr geiftiges Eigenthum, 
ihren Beſitz, für alle Fälle zu ſichern. Nun kommt eine 


(B) formular übertragen hat. 
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(Dr. Dertel.) 


(4) dritte Gruppe von Zeitungsbeftanbtheilen. Das find jene 


Tagesneuigkeiten, jene thatſächlichen Mittheilungen, 
jene XTelegramme u. ſ. w., bie au fih gar fein 
Urbeberredht bedingen, alſo beifpielaweife kurze Mit: 
theilungen über irgend ein Vorkommniß, über eine ge- 
ftürzte Milchfrau 

(Heiterkeit) 


ober über einen überfahrenen Eifenbahnwärter, oder auch 
lange Telegramme über eine chineſiſche Verhandlung oder 
über Noten der Geſandten, — alleö das find feine Aus: 
arbeitungen, bie ein Urheberrecht in fid) bedingen. Die 
fann das lirheberreht gar nicht ſchützen, deren Schuß 
liegt auf einem ganz anderen Gebiete, fie würden auch 
nicht geihügt fein durch die Quellenangabe; denn für 
biefe würbe auch bie Forderung ber —— nicht 
beſtehen, ſie beſteht bloß für ſolche vermiſchte Nachrichten 
thatfählien Inhalts und Tagesneuigkeiten, die durch 
su: — Faſſung das Urheberrecht in ſich be— 
gründen. 

Wenn alſo die „Kölniſche Zeitung“ jetzt gegen unſeren 
Beſchluß anführt, fie habe ein Telegramm aus Peking 
erhalten, da3 irgend eine Note oder irgend eine Ab— 
madung der Geſandten enthielt, dieſes Telegramm habe 
ihr 7000 Mark Koften gemadt, und es werde ohne 
Quellenangabe nadgebrudt, fo ift das gewiß höchſt be- 
dauerlich; e3 ift höchſt unanftändbig, derartige Dinge ohne 
Quellenangabe nahzudruden. Aber felbft wenn wir und 
auf ben Boden der — aa erg ftelen wollten, 
fönnten wir bie „Kölniihe Zeitung“ vor foldem Miß— 
braud nicht fchügen. Das Urheberrecht kann mur den 
Urheber —* Wenn die „Kölniſche Zeitung“ ſich aus 
Peking eine Abmachung der ——— telegraphiren läßt, 
ſo haben an ihr nur die Geſandten das Urheberrecht, 
nicht aber derjenige Berichterſtatter der „Kölniſchen 
Zeitung“, der dieſe rg | auf ein Telegramm: 

Die Beweisführung bed Köl— 
niſchen Weltblatte war alfo vollfommen beplacirt. Die 
Zageöneuigkeiten ohne befondere ftiliftiihe Durcharbeitung, 
biefe Nachrichten Kleiner Art, die im fich fein Urheberrecht 
bedingen, bleiben nad wie vor ungefhügt, wir mögen 
das lirheberredht geitalten, wie wir wollen. Der Schuß 
liegt auf einem anderen Gebiete, dem des unlauteren 
Wettbewerbd. Das geht uns hier nichts an. 

Nun kommt die vierte Gruppe. Das find die 
Tagednenigfeiten und die vermifhten Nachrichten 
ade: Art, die ald eigenthümliche literarifche 
Ausgeftaltungen allerdings ein Urheberrecht bedingen. 
Der Ausdrud tft von Herrn Dr. Sattler ald miß: 
verftändlich bezeichnet worden; er hat aber überfehen, daß 
der Ausdrud längſt gang und gäbe ift. Er ift eine 
Ueberfegung ber Beichlüffe der Berner Hebereintunft bezw. 
der Barifer Zufagalte, wo von „Nouvelles du jour“ 
und „Faits divers“ bie Rebe ift. Daß wir auf diefem 
Gebiete die deutſche Geſetzgebung den internationalen 
BVerhältniffen angleihen müſſen, verftcht ſich von ſelbſt; 
darüber ift fein Wort zu verlieren. Nun bin ich gern 
bereit, dieſen Begriff noch etwas näher auseinanderzus 
jegen. Unter Tagesneuigfeiten, bie das Urheberrecht be 
Dingen, verftehe ich beifpieläweife die Schilderungen, die 
wir im lofalen Theil von reihshauptftäbtifhen Blättern 
haben, wo aus einem mäßigen Unfall, 3. B. auf ber 
Straßenbahn, wie er leider täglih paifirt, 40 bis 50 
Zeilen zurechtgeftugt oder — verzeihen Sie ben harten 
Ausdrud — zurechtgeſchuſtert werden. Ich verftehe weiter 
darunter Mittheilungen aus der Provinz, wo ein ein: 
faches Bortommmiß durch ftiliftiihe Verbrämung und 
Ausmalung zu einem großen Greigniß gemacht wird. 
Die „vermiſchten Nachrichten thatfählihen Inhalts“ um— 
faffen nicht etwa alles das, was wir heute in ben 
Zeitungen unter „Vermiſchtem“ finden. Ausſcheiden follen 
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alle Anekdoten, Aphorismen, —— Plaudereien; (0) 
alle dieſe können geſchützt werden, ſobald fie das Nach— 
drucksverbot tragen, ſei es mittelbar oder unmittelbar. 
Es handelt ſich nur um ſolche vermiſchten Nachrichten, 
die thatſächlichen Inhalt haben, die alſo, ſei es ein wahres 
Vorkommniß oder, was häufiger der Fall iſt, ein erfundenes 
Ereigniß in breiterer Weiſe ſchildern. 

Für dieſe letztere Gruppe hatte ber Geſetzentwurf, wie 
er von der Regierung vorgelegt war, die Quellenangabe 
vorgeſehen. Es ſollte nicht etwa das Urheberrecht geſchützt 
ſein, ſondern die betreffende Zeitung ſollte nur gezwungen 
fein, die Quelle deutlich anzugeben, der fie dieſe vermiſchte 
Nachricht thatfählihen Inhalts oder die Tagesneuigkeit 
entnommen hatte. Nun giebt es in ber deutſchen Preffe, 
glaube ich, feinen einzigen ernft zu nehmenden Mann, der 
nicht bie Quellenangabe für eine Ehren- und Anſtands— 
pfliht erklärte. Selbft diejenigen, die die Erzwingung 
ber Quellenangabe als unthunlich bezeichnen, ftehen fanımt 
und fonders auf dem Standpunkt, die Quellenangabe fei 
eine Pflicht, der ſich feine anftändige Zeitung entziehen 
dürfe. Eine Zeitung verfällt alfo dem Stigma der Un— 
anftändigfeit, wenn fie die Quellenangabe unterläßt. Aber 
eine ſolche Anftandspfliht durch Strafe zu erzwingen, 
duch eine Strafe, die vielleiht den Schuldigen gar nicht 
trifft, das iſt durdaus unpraftifh und unzwedmäßig, 
auch deshalb, weil die rechte Duelle in der Negel nicht zu 
entdeden ift. Weil das aber gefeggeberiih unmöglich und 
praftiih unthunlich ift, deshalb Hat die Mehrheit der 
Kommiſſion — ic glaube, es war gegen zwei Stimmen — 
fid) dafür erklärt, daß die Pflicht zur Quellenangabe bei 
vermiſchten Nachrichten thatſächlichen Inhalts und Tages: 
neuigfeiten wegfalle. Ich habe bei der erften Leſung 
{don in längeren Ausführungen darauf hingewieſen, 
daß dieſe ganze Quellenangabe eigentlih eine Farce 
fein würde. Ueberlegen Sie fid, wie folde that: 


fählihen Mittheilungen, wie folde vermifchten Nach: (D) 


richten entjtehen. Die Zeitungsredaktion befommt fie 
zugefandt im Form einer Storrefpondenz, einer 
heftographirten oder fonft verbielfältigten Korreſpondenz, 
bie einer ganzen Anzahl von Zeitungen gleichzeitig zugeht. 
Menn alfo ber nahdrudende Zeitungsredakteur die Quelle 
angiebt, jo giebt er gar nicht die ur/prünglidhe Quelle an, 
bie Storrefpondenz, die er gar nicht kennt, fondern er giebt 
bloß das Medium an, die Zeitung, in der er gerade zu— 
fällig die Nachricht gefunden hat. Nun kann id mir 
gar nit die Sache anders denken, als daß jebe Zeitung, 
welche die betreffende Nachricht gebradjt hat, befugt ift, 
Klage anzuftrengen wegen unterlaffener Quellenangabe. 
Ein Beifpiel! Eine Korreſpondenz gelangt an ſämmtliche 
Berliner Blätter, irgend ein Provinzblatt brudt fie ohne 
Quellenangabe nad, ſämmtliche Berliner Blätter, die 
biefelbe gebradjt haben, haben ein Recht, lage zu erheben, 
bezüglich Klage zu veranlaffen wegen Interlaffung der 
Quellenangabe; denn fie alle find „Quellen“. Denken 
Sie doch gefälligft die Sache weiter dur! Sie kommen 
zu Unzutraͤglichleiten, die fidher viel fchwerer wiegen als 
die Unterlaſſung des Zwanges zur Quellenangabe. 

Noch Eines! Die Forderung ber Quellenangabe ift 
meines Erachtens aud) volllommen unwirkſam. Wenn ber 
betreffende Redakteur die Quelle nicht angeben will, jo bleibt 
es ihm unbenommen, die Nachricht etwas umzuändern, 
etwas zu frifiren, wie man zu jagen pflegt im Zeitungs: 
ftil, fodaß fie den Eindrud einer unmittelbaren, einer 
originalen Nachricht madt. ft die Nachricht nämlich 
thatfählichen Inhalts, fo kann doch fein Menſch ber 
haupten, daß nur er bie betreffende Thatſache erfahren 
und erkundet hat; eine wirkliche Thatſache kommt viels 
mehr ohne Zweifel jehr Vielen gleichzeitig zur Stenntniß, 
heet niemals eruirt werben kann, — vorausgeſetzt dab 

ie Stiliſirung umgeändert iſt —, ob bie betreffende 
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(A) Nachricht irgendwoher entnommen oder ſelbſtändig ver— 


breitet worden iſt. Alſo die Verpflichtung zur Quelſen— 
angabe iſt durchaus zweckwidrig, erreicht das nicht, was 
erreicht werden fol. Ja, ich behaupte auch, fie wider: 
fpriht geradezu dem Intereſſe derjenigen Korreſpondenz— 
fabrifanten, die ihre Korrefpondenzen an bie verſchiedenen 
Zeitungen fhiden. Wenn jest einer anftändigen Zeitung, 
was ja vorkommen kann, bad Malheur zuftößt, daß fie eine 
Nachricht übernimmt, die einer ſolchen Korreſpondenz ent— 
ſtammt, ohne daß fie Honorar dafür bezahlt hat; dann 
wird fie, wenn ihr das mitgetheilt wird, fofort ſich dazu 
verftehen, dad Honorar nachträglich zu zahlen. Das wird 
jede anftändige Zeitung thun. Nach der Negierungdvorlage 
hätte die Zeitung F Pflicht volllommen genügt, indem 
fie die Quelle angab; fie würde dem betreffenden Verfaſſer 
jagen: ja, was willft du denn? Ich bin verpflichtet, 
die Quelle anzugeben, ich habe die und die Zeitung an— 
gegeben, dich geht es eigentlich nichts an, du Haft eigent- 
li gar fein Lirheberreht mehr an ber ganzen Nachricht. 
63 würde aljo die Verpflihtung zur Quellenangabe aud) 
den ganzen * des Urheberrechts durchbrechen. 
Und nun noch Eines! Ich will den Herren, die ſolche 
Korreſpondenzen verfaſſen und vertreiben, durchaus nicht 
u nahe treten; fie ſind nothwendige Mitarbeiter im 
eitungöberufe, tüchtige Mitarbeiter, zum Theil durchaus 
ſchätzenswerthe Gehilfen. Aber fie haben doch eine be— 
denkliche Neigung, einfache Dinge außerorbentlih in bie 
Länge zu ziehen. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Meine Herren, das ift ja auch eine ſehr ſchöne geiftige 
Arbeit. Diefe geiitige Arbeit ſoll aud durch das Urheber— 
re t gei@üßt werben. Aber id) möchte fait behaupten, 
daß bie geiftige Arbeit, die diefe in die Länge gezogenen 
Dinge wieder auf ein verſtändiges Maß zurüdbringt und 
das Thatfähliche verſtändigerweiſe heraushebt, viel werth— 


(B) voller ift als die urfprüngliche geiftige Arbeit 


(Heiterkeit), 
mindeftend viel werthooller für den Zeitungdlefer, für 
denjenigen, der ſich orientiren will. 

Ih ftehe vollftändig auf dem Standpunkt, daß ber 
Urheberihug möglichft ausgebildet werbe; aber wir dürfen 
in feiner Ausbildung nicht die Intereffen der Geſammt— 
heit oder andere beredtigte Intereſſen verlegen. Gie, 
meine Herren, müſſen fi) auch auf den Standpunkt des 
fleinen Provinzredalteurs ftellen. Deflen Leer verlangen 
auch, bedient zu werben! Wenn wir den Provinzrebafteur 
dazu zwingen, bei allen feinen Meinen Tagesnenigkeiten 
und Vermifehten Nachrichten thatfählichen —— die 
Quelle anzugeben, dann wird ſeine ganze Zeitung nur 
aus Quellenangaben beſtehen. 

Geiterkeit.) 

Und wer wird ba beſonders zitirt werben? Jene Wichtig— 
thuer in ber Preſſe, deren ganze Bedeutung nicht in ihrer 
fonftigen Tüchtigkeit oder in ihrer hervorragenden politifchen 
Stellung bejteht, fondern nur in dem möglichiten Ans 
fammeln von allerhand Material, für deſſen Beſchaffung 
fie die Koften beftreiten fünnen, weil fie burd ben 
Sinferatentheil außerordentlich gut fituirt find. Die große 
politiihe Prefie hat mit wenigen Ausnahmen gar fein 
Intereſſe daran, daß bie Quellenangabe für dieſe Nach— 
richten gefordert wird. 

Wenn ic von meinem perfünliden Standpuntte aus 
ſprechen darf: ich habe nicht uur fein Intereffe daran, 
ben Nahdrud deſſen, was ich fchreibe, oder was in 
meinem Auftrage gefchrieben wird, zu verhindern; im 
Gegentheil, id) wünſche, daß es möglichft verbreitet wird; 
und wenn es ohne Quellenangabe verbreitet wird, ift es 
mir noch viel werthvoller, weil es mir nur werthvoll fein 
fann, daß Andre meine eigene Meinung für die ihrige 
ausgeben. 


Auch diefer Standpunkt, verehrte Herren, hat doch 
feine Berechtigung. Wir glaubten, den Intereſſen ber 
Zeitungen, inäbefondere ber Heinen Provinzzeitungen, 
wir glaubten, den Antereffen der Gefanmipeit, wir 
glaubten, auch den Intereſſen der Zeitungsautoren felbft 
am beiten zu dienen, wenn wir durch unfern Antrag, der 
zum Beichluffe der Kommiſſion geworden ift, von ber 
Berpflihtung zur Quellenangabe abſahen. Wenngleich 
Herr Dr. Sattler nicht zu denjenigen Herren gehört, die 
leicht überzeugt werben, gebe ich mich doch, für eine furze 
Spanne wohl nur, der Hoffnung hin, daß es mir diesmal 
gelungen fein möge, mindeſtens aber ber Hoffnung, daß 
der Reihätag in feiner Mehrheit ſich auf den vernünftigen 
Standpuntt feiner Kommiſſion ftellen werde. 

(Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatdfefretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Nath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staats: 
fetretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, es iſt nicht meine Aufgabe, 
mich mit dem Inhalte einzelner politiſcher Blätter, die 
bier von dem Herrn Abgeordneten Sattler in Bezug ge— 
nommen worben find und bie bier im Frage ſtehende 
Beftimmung fritifirt haben, zu befaffen. Dit bem Herrn 
Abgeordneten Sattler würde ih mid jehr gern aus— 
einanberjegen, wenn er mir biefe Aufgabe nicht etwas 
ihwer gemadt hätte. Ich bin nicht klar aus feinen 
Ausführungen geworden, auf welchem Standpunfte er 
perfönlid eigentlich fteht; er Hat ſich im mejentlichen 
darauf beſchränkt, Fragen an mic zu richten. Ich bin 
num aber doch jehr gern bereit, diefe Fragen zu beant- 
worten, und ich hoffe, dabei aud den fachlichen Inhalt 
be3 Paragraphen dem Herrn Vorredner und dem hohen 
Haufe Harlegen zu können. 

Meine Herren, der Paragraph, den wir biöfutiren, 
unterfcheidet, ih glaube, in nicht zu beanitandenber 
Deutlichkeit drei Theile in Zeitungen: das Feuilleton, die 
eigentlichen Artikel des Blattes und die kleineren Nach— 
richten. Was ımter das Erſte, was unter das Zweite, 
was unter dad Dritte fällt, kann, glaube id, in ber 
Theorie vielleicht angezweifelt werben, und ein ſcharf— 
finniger Kritiker fann uns da vielleicht unlösbare Fragen 
ftellen; in der Praxis wird es wohl fehr felten zweifel— 
haft fein. Dieſe Unterſcheidung ift die Grundlage, auf 
welcher die internationale Union ihre Beftimmungen auf: 
gebaut hat, und wenn wir nicht don dieſen Grundfägen 
abweichen wollen, nachdem wir fie einmal für ben inter 
nationalen Verkehr anerfannt haben, auch zu Gunften 
ausländifher Zeitungen, die bei und Verbreitung finden, 
dann müffen wir fie auch anerkennen für ben internen 
Verkehr. Alſo biefe Unterſcheidung der drei Theile ift 
nicht von und erfunden, fondern fie beruht auf den Be- 
ftimmungen de3 internationalen Rechts. Der Abfat 1 des 
Paragraphen behandelt die eigentlichen Artikel, Abfag 2 
da3 Feuilleton, um mich furz auszudrüden, und Abſatz 3 
die Heinen Nachrichten. 

Ich Habe, was ben Abſatz 3 betrifft, um mit biefem 
anzufangen, ben Herrn Abgeordneten Sattler nicht dahin 
veritanben, daß er bie Beftimmung befeitigen will. Er 
hat freilid die Trage aufgeworfen, ob man nicht ben 
ganzen Paragraphen bejeitigen ſollte. Das könnte man; 
man wiirde damit vielleicht den Enthuſiaſten für das 
geiftige Eigenthum einen großen Gefallen erweifen; denn 
dann würden bie Zeitungen nicht beſſer ftehen als alle 
anderen Drudichriften. Unſere Abficht, meine Herren, ift 
das wohl nit. Diefer oa will eine Ausnahme 
von den allgemeinen Nahbrudäbeftimmungen zu Gunften 
ber Preſſe jhaffen, und wenn Sie mit den verbündeten 
Regierungen wünſchen, dieſe Ausnahme zu Gunften ber 
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zu erhalten, dann müflen Sie aud 
den Paragraphen erhalten. Ih glaube, aud der Herr 
Abgeordnete Sattler hat den Abſatz 2 nicht ftreichen 


wollen; der Paragraph verlangt feine Quellen: 
angabe, jo wie die Kommiſſion ihn angenommen 
hat, fondern er ftelt einfah feſt, daß bie 


in Frage ——— Mittheilungen der Zeitung nachdrucks— 
fähig ſind, ohne jede Quellenangabe. Der Herr Redner hat 
aber an mich die Frage gerichtet, was unter den ver— 
miſchten Nachrichten u. ſ. w. verſtanden werden ſoll. Ja, 
meine Herren, ſeit 1886 iſt dieſer Begriff bei uns 
Rechtens, auch in allen denjenigen Staaten, die ber 
internationalen Union zum Schuge des literarifchen Eigen 
thums angehören, befteht er zu Recht. Hier zum erften 
Mal ſehe ich die kritiſche Sonde an dieſe Vorſchrift anlegen, 
während bi dahin meines Wiſſens niemals ein Zweifel 
aufgetaucht ift, was unter diefem Begriff verftanden werben 
fol. In der Brarid wird, glaube ich, auch kein Zweifel 
fich ergeben. Seit 1886 ftehen die ausläandifchen Zeitungen, 
die bei und verbreitet find, unter dem Schuße einer gleich— 
artigen Vorſchrift, unfere Zeitungen aber nicht, und ich 
glaube, es ift unfere Aufgabe, wenn wir unfer Recht 
rebibiren, hier eine ug herzuftellen zwiſchen 
dem Nedite der ausländifhen Blätter und dem Rechte für 
unfere inländiſchen Zeitungen. 

Alfo fahlih kann hiergegen fein Bedenlen erhoben 
werden. Wenn bie Herren eine beilere Faflung vor: 
fchlagen können, ohne fih in Konflikt zu ſetzen mit ben 
Beitimmungen des internationalen Rechts, — wir würden 
bereit fein, fie zu prüfen; aber ic) glaube, es würde Ihnen 
ſchwer fallen. 

Der Abfak 2, der das Feuilleton umfaßt, hält einen 
Grundſatz aufredt, den das internationale Recht anerfannt 


und aud) unfer Gefet von 1870 aufgenommen bat, dahin: . 


gehend, daß die Erzeugniffe, die im Feuilleton ftehen, 
wenn fie Erzählungen oder wiffenichaftlihe Artikel dar: 
ftellen, vom Nachdruck ausgenommen find und behandelt 
werben follen wie der Anhalt fonftiger Drudihriften. 
Mit Net, meine Herren, weil dieſe Artifel nicht dem 
Tagedbedarf allein dienen, fondern aud) dauernden Werth 
haben, und weil Häufig darin eine bebeutende geiftige 
Arbeit ggg ift, die durchaus verglichen werben 
tann mit der geiftigen Arbeit in amberen literariſchen 
Beröffentlihungen. Was haben wir nun in Weiter: 
bildung be3 Grundſatzes un. Wir haben, während das 
bisherige Recht den Grundſatz des Schutzes dieſer geiftigen 
—— auf novelliſtiſche und wiſſenſchaftliche Erzeugniſſe 
eſchränkt, dem Zuge der Zeit, der Entwicklung unſeres 
geiſtigen Lebens und dem Bedürfniß der Preſſe entſprechend 
dieſen Schutz ausgedehnt auf Artikel techniſchen Inhalts 
und unterhaltenden Inhalts überhaupt. Wenn ein Roman 
im illeton beſonders geſchützt werden ſoll gegen Nach— 
druck, weshalb ſoll dann eine werthvolle Reiſebeſchreibung, 
die mindeſtens dieſelbe Anziehung bietet, vielleicht aber 
einen bedeutenderen Inhalt darbietet, nicht denſelben 
Schutz genießen? Weshalb ſoll ein Artikel techniſchen 
Inhalts — die Technik ſpielt in unſerer Zeit eine ganz 
andere Rolle als vor 30 Jahren — nicht den gleichen 
Schuß genießen, weshalb ſoll er ſchlechter geſtellt werden 
als die dürftigſte novelliſtiſche Arbeit? Dieſe Frage haben 
wir uns nicht beantworten können, und um der inneren 
Natur der Sache gerecht werden, haben wir die Faſſun 

gewählt, die hier in Abſatz 2 ſteht. Ich glaube au 

nicht, daß der Herr Abgeordnete Dr. Sattler geneigt fein 
wirb, biefen Abſatz fallen zu laffen. Er würde entweder 
da3 ganze Feuilleton freigeben ober er würde im Anſchluß 
an das geltende Recht dahin kommen müffen, einen Unter: 
fchied zu machen im Feuilleton: ſoweit das Feuilleton 
Romane —— und wiſſenſchaftliche Artikel, iſt es ge— 
ſchützt, ſoweit es Reiſebeſchreibungen, Briefe über Kunſt 
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und bergl. oder werthvolle techniſche Mittheilungen enthält, (C) 
ift es nicht geihüßgt. Ich glaube, meine Herren, das wirb 
feinem gefallen, der hier auf die eigentlihe Natur ber 


Sadıe fieht. 

Nun komme ich zum erften Abſatz, er begreift der 
Schuß der eigentlihen Zeitungsartifel. Da ift angeführt, 
daß, wenn dieſe Artifel von anderen Blättern aufgenommen 
werden, was ja möglich ift, fobald fein Vorbehalt vor: 
gefehen ift, Die Quelle angegeben werben fol. Meine 
Herren, in biefem Falle haben wir aud nichts anderes 
peidan, al3 auf der Grundlage bed internationalen Rechts 

ie inländbifhe Preſſe mit der ausländiſchen gleichftellt. 
Das internationale Recht giebt der ausländiſchen Preſſe 
una gegenüber dad Recht, zu verlangen, daß die Quelle 
angegeben werde, wenn ihre Artikel abgebrudt werben. 
Die ausländifhe Preffe fteht dabei unter dem Schuß 
unfered Nachdrucksgeſetzes, und wenn bei uns Blätter aus 
ausländifhen Zeitungen abdruden, ohne die Quelle anzu— 
geben, fo können fie auf Grund unſeres Nachdrucksgeſeßes 
verfolgt werben. Unſere inländifche Breffe wäre (led 
—5 — wenn wir, nachdem das internationale Recht dieſe 

twicklung genommen hat, nicht darauf Bedacht nehmen, 
unſere inländiſchen Blätter gerade ſo zu ſtellen wie die 
re Ih glaube, wir können feinen anderen 
Meg geben, wenn wir nicht einen nicht zu verftehenden 
Widerſpruch zwifchen demjenigen Recht, was für das In— 
land gilt, und dem, was zu Gunſten bes Auslands gegen: 
über dem Inhalt gilt, Eonftruiren wollen. Das A ber 
Inhalt des Paragraphen. Ich glaube, er entipricht der 
Natur der Sade. Er hat das PVerbienft, dab er Inland 
und Ausland auf diefem Gebiete gleihitellt, daß er Red: 
nung trägt ber internationalen Entwidiung, die wir nicht 
zurüdbänmen können, und ic) glaube auch nicht, daß er un- 
verftändlih ift nach dem, was bis dahin auf bem Gebiete 
bes internationalen Rechts überall wohl verftanben wurbe. 


Präfident: Da3 Wort hat der Herr Abgeordnete (D) 


Haußmann (Böblingen). 

Haußmann (Böblingen), Abgeorbneter: Meine Herren, 
nachbem der Herr Abgeordnete Dr. Sattler die Auffaflung 
ausgeſprochen Hat, baß berjenige, ber ſich gegen feine 
Anregung wende, als der Vaterſchaft verdächtig ericheine, 
will aud ich zunächſt die exceptio plurium geltend ge: 


macht haben. 
(Heiterkeit. 


Die Frage, welde ihn hauptſächlich auf die Tribüne 
führte, war die Beanitandung des Abſatz 3, wonad wir 
im Gegenfag zu der Negierungsvorlage die Quellen: 
angabe nit vorgeihrieben haben für die vermifchten 
Nachrichten thatfählihen Inhalt und Tagesneuigfeiten. 
Es hat nun bereit3 Herr Dr. Dertel ausführlicd die Ge: 
banfengänge der Kommiſſion dargelegt. In ber That 
glaubten wir Rüdfiht nehmen zu müffen auf die Kleine 
Preſſe, die vielfach darauf angemwiefen ift, ſolche Nach— 
richten zu reprobuziren und ambererjeit3 auf die außer: 
ordentlich ſchwer zu ziehende Grenzlinie, welde im anderen 
Falle der Judikatur gezogen fein würde. Wir glaubten, 
berechtigt zu fein, einen Unterſchied zu machen zwifchen 
frimineller Berfehlung und «urandönertehlung, 
In allen ben Fällen, wo eine Ausplünderung ftattftnbet, 
hat ja derjenige, dem da3 paffirt, das wirkſame Mittel, 
durch Feſtſtelluug dieſes Diebſtahls den anderen zu brand» 
marfen. Nun aber in —— Falle und auch bei rein 
thatſächlichen Mittheilungen ein Gerichtsverfahren zu 
inſzeniren, ſchien uns zu weit gehen. Wenn heute 
eine Zeitung als erſte die Nachricht bringt, daß das Zelt 
Walderſees in Peking abgebrannt ſei, ſollte dann zur 
Pflicht gemacht ſein, daß alle diejenigen Zeitungen, bie 
dieſe Thatſache wiedergeben, die Zeitung nennen, welche 
zufälligerweife das erite Telegramm in diefem Tale er: 
halten hat? — Das tft doch zu weitgehend. Damit 
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(A) kann ich mad) dem, was aud vom Regierungstiſch aus: 
geſprochen ift, diefe Frage verlaflen. . 
Ic habe mich zum Worte gemeldet, um eine Frage 
der Auslegung des Abjak 1, die fi mir aufbrängt, 
egenüber dem Regierungstiih zum Ausdrud zu bringen. 
Sm Abſatz 1 ift einerſeits bie Quellenangabe vorgeſchrieben, 
andererſeits ift der Zufa hineingewoben, daß, wenn man 
eine Mitiheilung reprobuzirt, der Abdrud den Sinn nit 
entftellen dürfe. Es birgt diefer Zuſatz einen gewiſſen 
logiihen Widerſpruch; denn wenn ich etwas reproduzire 
und ben Sinn nicht fefthalte, jo ſcheint es fein Nahdrud 
mehr zu fein, fondern es ift ja dann ein wejentlid anderer 
Sinn gegeben. Allein, dad mag ja gehen. Wir müflen 
und nur für die zufinftige Auslegung der Gerichte die 
Trage vorlegen: foll derjenige, der die Quelle augiebt, 
aber ben Sinn entftellt, ſei es durch Verſehen oder mit 
Vorſatz oder zur Verſpottung, ftrafbar fein? Ich glaube, 
man wird dieſe Frage verneinen müffen. Man muß dazu 
nelangen, wenn man den $ 44 vergleicht, welder bie 
Strafbeitimmung für dieſen $ 17 enthält. $ 44 befagt 
— und in biefer Beziehung reprobuzirt der Stommiffiond- 
antrag den Entwurf —: 
Wer ben Vorſchriften des $ 181 zuwider unter: 
läßt, die benugten Quellen anzugeben, verfällt in 


Strafe. 

Alfo unter Strafe ift hier ausdrücklich geitellt nur die 
Unterlaffung ber Quellenangabe. Das andere 
Gebot ift nicht unter Strafe geftellt. Es ift alfo in biefer 
Beziehung eine lex imperfecta, die nicht zu einer Strafe 
führen kann. Es kann ſich höchſtens die Frage erheben, 
ob der Entwurf in 8 144 mit AMbfiht dieſe Faflung 
gewählt hat oder aus einem Verſehen. Ich meinerjeits 
bin geneigt, anzunehmen, daß bie gewählte Faſſung auf 
einer abfihtlihen Formulirung beruht, und es Tann meines 
Erachtens ein Zweifel darüber nicht fein, daß die Judilatur 
(B) eine Strafe nicht ausfprehen kann, wenn hinſichtlich der 
finngetreuen Wiedergabe ein Anſtand ſich erhebt. 

BPräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
in Bundesrath, Staatöfekretär ded Reichs-Juſtizamts, 

irflihe Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirklicher Geheimer Nath, Staats— 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, wenn eine Zeitung einem 
anderen Blatte einen Artikel entnimmt, diefen Artikel 
entftellt, aber die Quelle dabei angiebt, jo kann natürlich 
wegen Mangel3 ber Quellenangabe ein Strafantrag nit 
erfolgen. Wohl aber kann, wenn ein Dolus, wenn bie 
Abſicht widerrechtlicher Entlehnung vorliegt, wegen ftraf- 
baren Nachdrucks verfolgt werben. Das ſcheint mir aud 

anz in der Ordnung zu fein. Wenn einer Zeitung ges 

—* wird, einem anderen Blatte einen Artikel zu ent— 
nehmen, ohne ſich deshalb eines Nachdruds ſchuldig zu 
machen, ſo ſetzt das doch voraus, daß dieſe Entnahme, 
die ausnahmsweiſe erlaubt ſein ſoll, auch in loyaler Weiſe 
erfolgt. Wenn aber einem Blatte der Artikel entnommen 
wird und —— abſichtlich benutzt wird, um dem 
Leſer die Meinung beizubringen, daß in dem benutzten 
Blatte etwas ganz anderes enthalten ſei, als thatſächlich 
der Fall iſt, ſo iſt das ein ſo illoyaler und unter Um— 
ſtänden die Intereſſen des benutzten Blattes ſo verletzender 
Alt, daß es, glaube ich, durchaus berechtigt iſt, wenn 
eine Nachdrucksſtrafe eintritt. Das iſt der Sim des 
Paragraphen. Berubt biefe Entftellung dagegen nur auf 
Verſehen, auf Fahrläffigkeit, fo fan nad dem Entwurf 
eine Strafe überhaupt nicht eintreten; dann fällt über- 
haupt jebe Verfolgung weg. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, Die 
Gründe, welde für die Anregung des Herr Dr. Sattler 
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maßgebend find, find mir nicht befannt, weil ich bie 
Preßartikel nicht kenne, auf die er fi bezogen bat, und 
ich babe ihn fo verftanden, als feien die Gründe feiner 
Ausführung in biefen Artikeln der Preſſe enthalten. Es 
ift deshalb jchwer, auf Anfhauungen, die in der Preſſe 
vertreten find, einzugehen. Wenn ich ihn recht veritehe, 
fo handelt es fi bei ihm um zwei Fragen, einmal 
darum: fol in dem Abi. 1 das Nachdrucksverbot aufrecht 
erhalten werden? — und um die andere: fol ber Abi. 3 
mit feiner hen Tagesneuigkeiten und vermiſchte 
Nachrichten“ ſtehen bleiben? Die zweite Frage hat ihre 
Bebentung dann dadurch, daß, weil inbetreff der Tages- 
neuigfeiten ein Nahbrudsverbot nicht befteht, alſo aud) 
Strafbeitimmungen für den Nachdruchk berfelben dt 
beftehen, zweifelhaft werben fann, ob ihr Abdrud nicht 
als Abdrud eined Artifel3 im Sinne des Abſ. 1 anzu— 
fehen ift, und dann die Strafbeitimmung für den Nach— 
drud des einzelnen Artikel Anwendung auf bie Tages: 
neuigfeiten und die vermifchten Baden finden werbe. 
= 36 glaube, fo habe ich feine Debuftionen richtig auf: 
gefaßt. 

Wenn das der Fall ift, dann, meine ich, jollten bie 
Herren ruhig den Kommiſſionsbeſchlüſſen beitreten. Ich 
will die Ausführungen, die darüber gemadjt worben find 
— namentlih der Herr Staat3felretär hat das eingehend 
dargelegt — nicht wiederholen. Ich will nur nochmals 
hervorheben: die Frage der Tagesneuigfeiten und vers 
miſchten Nachrichten hat die Kommiſſion beihäftigt, und 
fie tft entgegen verſchiedenen Anregungen aud don außen 
für eine andere Faffung dazu gefommen, im Geſetz ben 
Ausdrud, der in der Berner Konvention gewählt tft, bei- 
zubehalten, bamit eine übereinftimmenbe ———— 
zu Stande kommt, die in einem großen Theile Europas 
gilt, und ich meine, wir follten gerade bei einer jo inter: 
nationalen Frage von der Faflung, bie dort gewählt ift 


— zumal da auch bie fonitigen Beftimmungen dieſes (D) 


Geſetzes den Zweck verfolgen, die internationalen Bes 
ftimmungen ber Berner Konvention ng Durdführung zu 
bringen — nicht abgehen. Was bie Frage betrifft, in 
ber fi der SKtommiffionsbefhluß von der Negierungsd- 
vorlage unterfcheidet, ob in dem Abjak 3 für Tages- 
neuigfeiten und vermiſchte Nachrichten die Zuläffigteit des 
Nahdrudverbot3 aufrecht erhalten werben joll, fo waren 
für die Hommiffionsmitglieder die Ausführungen in ben 
Zufendungen, die ſeitens des Ghefrebafteurs der „National: 
zeitung“ an bie Kommiſſionsmitglieder gerichtet waren, 
mitbeftimmend. Ich meine, aus der Partei diejer Zeitung 
folte deshalb fein Widerfprud gegen dieſe Faffung ers 
hoben werben. 

Bizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbniete Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
id) will nad) den ausführlichen Darlegungen ber Herren 
Vorrebner nicht näher auf den Abfag 1 und ben Abjah 3 
des —— Paragraphen 18 eingehen; denn obwohl 
ich auch die Beſtimmungen dieſer beiden Abſätze für ver— 
beſſerungsbedürftig erachte, verſpreche ich mir nichts von 
einem Abänderungsberſuche. Ih muß aber doch ben 
ſachlichen Bedenken Ausdrud geben, die ich gegen bie 
Vorſchrift des zweiten Abſatzes von & 18 hege. Ich bin 
der Meinung, daß der Schuß, welder im eriten Abſatz 
beö 8 18 jedem Zeitungsartifel ſchlechthin gewährt wird, 
foweit ber Nrtifel mit einem Morbehalte ber 
Rechte verfehen ift, auch thatſächlich ausreichen würde 
für Ausarbeitungen wiſſenſchaftlichen, techniſchen und 
unterhaltenden Inhalts. Meine Bedenken beruhen auf 
Erfahrungen, die ſich aus den bisherigen Rechtsberhält— 
niſſen ergeben haben. Bisher war ja ein ähnlicher Schutz 
ſchon vorhanden. Er erſtreckte ſich auf novelliftiihe Er— 
zeugniſſe und wiſſenſchaftliche Ausarbeitungen ganz allge— 
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(A) mein fowie auf Ionftige größere Mittheilungen unter be- 
ftimmten Borbehalt. Denn $ 7b des Urheberrechtsgeſetzes 
bom 11. Juni 1870 befagte: 

Als Nahdrud ift nicht anzufehen: ber Abdrud 
einzelner Artitel aus Zeitfchriften und anderen 
öffentlihen Blättern mit Ausnahme von 
novelliftifhen Erzeugniffen und wiſſen— 
ihaftliden Ausarbeitungen, jowie von 
fonftigen größeren Mittheilungen, fofern 
an der Spige der letzteren der Abdruck 
unterfagt ift. 

Nun Hat Ihon aus dieſer Gejegesbeftimmung in der 
Praxis fih vielfah ein Mißſtand daraus ergeben, daß 
namentlih ber Provinzpreſſe ** erpreſſeriſche 
Honoraranſprüche erhoben worden ſind wegen des Nach— 
drudes von kleineren Plaudereien über örtliche oder 
er Verhältniffe oder Gefhehnifle, die aus größeren 
n fleinere Blätter in dem guten Glauben übernommen 
waren, daß fie nicht novelliſtiſch, ſondern wegen ihres 
ausſchließlich fahlihen Wortgchalt3 gemeinfrei feien. 
Plötzlich biegt in folden Fällen, in denen weder Re: 
dafteur noch Verleger eine Ahnung davon haben, daß fie 
an fremden Geiftesgute Beute gemacht haben, irgend ein 
unbefannter Berfafler nah Jahr und Tag mit einer 
Honorarforderung berauszurüden, deren Höhe häufig in 
fchreiendem Mißverhältniß fteht zu dem MWerthe feiner 
etwaigen geiftigen Urheberſchaft. Der Redakteur erinnert 
ſich vielleiht mod, gar nicht aus dieſer, fondern aus 
anz anderer Quelle geihöpft zu haben, ohne noch einen 
Aeren Beweis führen zu können. Das Ende vom Liebe 
ift: der Verleger muß zahlen, weil er ji vor bem 
Odium fchent, wegen Nahdruds fi verfolgen und — ob 
er ben Prozeß gewinnt oder verliert — bie Ehre feiner 
Firma befleden zu laffen. Die Sache liegt doch fo, daß 
aud) bei Streihung des zweiten Abſatzes von $ 18 jedwedes 


(B) geiftige Eigenthum an Ausarbeitungen wiſſenſchaftlichen, 


tehniihen oder unterhaltenden Inhalts auf Wunſch 
des Autors ſich vollen Schutzes erfreut, da derjenige, 
der es geſchaffen hat, von dem Verleger, dem er es 
zum Abdrud überläßt, einen Vorbehalt erzwingen kann, 
durch den der Nachdruck feiner Ausarbeitung verboten 
wird. Ich meine, ein folder Ca muß bollauf ge= 
nügen, um die anftänbigen Scriftfteller vor irgend einer 
Schädigung ihrer berechtigten Imtereffen zu bewahren. 
Ich habe während meiner früheren langjährigen Geſchäfts- 
bethätigung als Zeitungäverleger niemals die Erfahrun 
gemadt, daß von wirklich ehrlichen Verfaffern nachträgli 
nfprüdhe geltend gemacht worden wären wegen vermiſchter 
fleinerer Plaubereien, bie in gutem Glauben von Zeitung 
zu Zeitung übernommen waren. Es liegt aber meines 
Gradtens die Gefahr nahe, daß ein pfeubosjonrnaliftiiches 
Naubritterweien von dieſer Fußangel bed Geſetzes — ber 
Beftimmung des Abſatz 2 von $ 18, daß der Abdrud von 
Ausarbeitungen, unterhaltenden, nit nur novel» 
liſtiſchen, aud) unzuläffig fei, wenn ein Vorbehalt ber 
Rechte fehle — Gebraud made, um die Verleger Eleinerer 
Blätter zu faffen. Der Herr Kollege Dr. Dertel betraditet 
die ganze Frage meiner Meinung nach viel zu ſehr vom 
Standpunkt bed Großjournaliften, des Großverlegerd aus, 
ber über einen Stab von geſchulten Mitarbeitern verfügt, 
die in der Lage find, jeben einzelnen Artifel genau auf 
Faffung und Inhalt zu prüfen. Ja, meine Herren, bei 
den Heineren PBrovinzpreflen ift häufig nur eim einziger 
Nebakteur, häufig nur ein Theil ber Arbeitskraft eines 


Redakteur 

(Heiterkeit) 
verfügbar für die eigentlihe Schriftleitung der Zeitung. 
Der verantwortlihe Redakteur, der oft fein routinirter 
Journalift ift, muß womöglid nod ein gut Theil feiner 
Zeit für anderweitige Bethätigung als Lolalreporter, als 


Theaterkritifer, vielleicht auch im Verlage oder in ber (C) 


Druderei des betreffenden Blattes einfegen. Bei ber 
Vielfeitigfeit und Miühfeligkeit der Anforderungen foldhen 
Dienfte8 kann es naturgemäß gar nicht auöbleiben, daß 
auf vielen Eleinen Redaktionen mit ber Scheere mehr ger 
arbeitet wird als mit der Feder. Die kleinen Blätter 
find aber doch nicht entbehrlich! Im Gegentheil! Alle 
Barteien bedürfen ihrer, die eine mehr, die andere minder; 
fie zu fchädigen, widerfpräde meiner Meinung nad dem 
Intereſſe der Gefammtheit unferes Geifteslebens. Die 
kleinen Blätter laufen aber fortlaufend Gefahr, auch wenn 
fie mit ber beiten Meinung herantreten an ſolche unters 
haltenden Ausarbeitungen, Plaudereien über örtliche Bes 
gebenheiten, über zeitlihe Vorkommniſſe u. dergl. in die 
Fußangeln von Grprefiern zu fallen, weil bie Grenze 
zwifhen Berihtendem und Unterhaltendem außerordentlich 
ſchwer zu finden ift. — Ich beantrage deshalb den zweiten 
Abſatz dieſes a ige zu ftreichen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Sattler. 

Dr. Sattler, Abgeordneter: Dffenbar hat die That: 
fade, daß ein Abgeordneter mit folder Beiceidenheit aufs 
tritt, wie id das gethan habe 

(Heiterkeit), 
indem ich erflärt habe, ich habe feinen Standpunkt bis: 
ber, ſondern id) bitte mir Belehrung aus von den ver 
Ihiedenen fachverftändigen Herren, hier Auffehen erregt, 
und id kann nit jagen, dab die Behandlung, die dieſem 
beicheidenen Züngling zutheil geworben iſt, gerade ihm 
ſehr viel Muth macht, in ähnlicher Weife wieder aufzus 


treten. 

(Heiterfeit.) 
Ich gebe ja zu, es fommt öfter vor, daß man in der 
Rage ift, zunächſt den einen Standpunkt einzunehmen und 
fodann einen anderen; und der Herr Staatsfetretär, ber 


mir gewiffermaßen den Vorwurf machte, ih habe gar (D) 


feinen Standpuntt, ift ja feinerfeitö in der Lage geweſen, 
dieſes 2008 ziehen zu müffen, zunächft einen Standpunkt 
zu bertreten und dann dem anderen, nämlich zunächſt den 
der Regierungsvorlage und heute den ber Ktommiffiond- 
borlage. Ih gebe ja zu, daß, wenn bie Belehrung 
in fo eingehender und liebenswürbiger Weile erfolgt, 
wie fie durch Herrn Sollegen Dertel bier im Haufe 
erfolgt ift, und mie fie wahrſcheinlich aud in ber 
Kommiffion auf den Herrn Staatöjekretär eingewirkt hat, 
man dann leichter geneigt fein kann, von dem zuerft ber: 
tretenen Standpunkt zurüdzulommen auf den Standpunkt, 
ben Herr Kollege Dertel in biefer Weife in dem Geiſt 
bineinzutrichtern beliebt. Aber ich meine, ein Vorwurf 
fann e3 doc; eigentlich nicht fein, wenn man bon vorn— 
herein hiſtoriſch objektiv fi die Sache anfieht und jagt: 
id will mir erft einen Stanbpuntt bilden. Und das muß 
ih num dem Herrn Stollegen Spahn fagen, bie Sadıe 
liegt doch jo: al3 bie Regierungsvorlage herauskam, war 
ein Theil ber Preffe, und — auch gerade der Preſſe, 
welche die Anſchauungen meiner Freunde vertritt, für die 
Borlage der Regierung, ein Theil nicht; dann aber, als 
bie Kommiſſion nun mit ihrem Glaborat fertig war, er: 
Härten fi bie beiden Richtungen gegen dieſe Vorſchläge 
der Kommiffion, und id glaube nicht ganz mit Unrecht; 
benn inderthat ber Begriff: „vermiſchte Nachrichten that: 
fählihen Inhalts“ ift ſchwer zu verftehen. Ich bin ja 
durch die Ausführungen des Herin Staatsjekretärd davon 
überzeugt, daß man bavon nicht wird abgehen können, 
weil ja die Genfer Konvention 
(Burufe) 

biefen Begriff aufgeftellt Hat. Andererſeits aber geht auch 
ber zweite Abſatz nach meiner Anſicht zu weit; denn 
dadurch ift jeder Nahdrud jedes Kleinen Feuilletonartiteld 
aud unter Angabe der Quelle verboten. Das ift aud) 
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(4) ein Borwurf, den man gegen ben Beihluß ber Kommiſſton 


mit Recht erhoben hat; denn es heißt in dem Beichluffe: 
„it unzuläffig*, alfo aud unter Angabe der Quelle. 
Nun will ich aber doc zugeben: bie Fragen, die ich geftellt 
habe, haben mir nicht die Klarheit geihaffen über ben 
Weg, ben ich gehen müßte, um mein Ziel zu erreichen. 
Denn wenn es mir unter allen Umftänden darauf ankäme, 
ben augenblidlihen Zuftand aufrecht zu erhalten, wie bie 
„Kölnifhe* und „National-Zeitung“ gemeinſam wünſchen, 
fo würde das allerdingd erreicht werben können durch ben 
Antrag, den Sat: „beim Nahdrud tft die Quelle deutlich 
anzugeben“, zu ftreihen. Das würde mir aber auch jehr 
bedentlich erſcheinen. Denn wenn ein folder Sat, 
nahdem er bageftanden hat, geftrihen wird, jo würde 
das zu unanftändigen Handlungen anloden, und aus 
biefem Grunde muß ich davon Abftand nehmen. Ich jehe 
alſo feinen Weg ein, das Ziel zu erreichen, was ich mir 
vorgeftedt hatte. Ich habe feinen Antrag geftellt und 


werde aud) feinen Antrag ftellen, kann aber trogbem nicht 
fagen, daß id; dad Glaborat, welches und im $ 18 vor: 


liegt, für fehr ſchön und fehr einwandäfret halte. Aber 
id muß zugeben: wenn nicht nur bie Verfaffer der ſchon 
äitirten Genfer Konvention — — 


(Zuruf.) 

— Berner Konvention! Nun, es fommt nicht darauf an, 
es ift ja immer ein Konglomerat von Menfchen, welche 
eine Konvention gefchloffen haben. Es haben alfo ſehr 
viele daran gearbeitet, und dazu find zahlreihe Mitglieder 
unferer Kommiffion Hinzugelommen, und jo haben viele 
Köche doch etwas ben Brei verborben, ber uns vor: 
geſetzt ift. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatäfefretär 
des Reichs-Juſtizamts, Wirklihe Geheime Nath 
Dr. Nieberbing. 

Dr. Nieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staats— 
ſekretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Ich habe nicht die Abſicht gehabt, dem 
Herrn Vorredner einen Vorwurf zu machen; ich habe nur 
meinen Bedaueru Ausdruck geben wollen, daß er es mir 
einigermaßen ſchwierig gemacht habe, auf feine Intentionen 
näher einzugehen. Einen weiteren Zwed hatte ich nicht 
im Nuge. Wenn er mir aber den Vorwurf machte, dab 
id) einen anderen Standpumft einmähme, ald vor ben 
Kommiſſionsbeſchlüſſen, fo kann id das nicht anerkennen. 
Ich habe keineswegs die Kommiſſionsbeſchlüſſe vertheidigt 
— das ift nicht meine Aufgabe —, ich habe fie tolerirt. Ich 
ftehe natürlid als Vertreter der Regierung nad) wie vor 
auf dem Standpunkt der Vorlage, halte es aber nicht 
für meine Aufgabe, angefihts der Geſchäftslage und ber 
Stimmung im hohen Haufe hier wieder auf Wünfche 
zurüdzufommen, für die fein Antrag eingebradt ift, und 
mit deren Diäkutirung ih nur unnützerweiſe das Haus 
in Anfprud nehmen würde. 

(Sehr richtig! reits.) 

Dann möchte in mid zn dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Müller (Sagan) wenden. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) hat ben Vorſchlag ge: 
macht, den Abſatz 2 dieſes Paragraphen ganz zu ftreidhen. 
Ich bitte Sie doch dringend, bei der großen Tragweite 
dieſes Vorſchlages dem Herrn Antragfteller nicht zu folgen, 
fondern es bei den Beichlüffen ber Kommiſſion, die in 
diefem Punkte mit der Regierungsvorlage übereinftimmen, 
zu belafjen. Meine Herren, der Vorſchlag des Herrn Ab: 
geordneten Dr. Müller (Sagan) würde einen Rückſchritt 
in dem Schuge unferer ja e gegenüber dem beftehenden 
Recht bilden. Denn während jet unfere Preſſe bezüglich 
bes Feuilleton einen ziemlich ausgiebigen Schuß genießt, 
würde in Zukunft diefer Schuß bejeitigt werden. Nun, 
meine Herren, bedenken Sie doch, daß in dieſem Punkt 


jegt ſchon unfere Literatur, foweit fie im der Preſſe zur ‘O) 


Erſcheinung kommt, erheblich ſchlechter fteht als die Preſſe 


des Nuslandes 

(ſehr richtig! Links), 
bie in diefem Punkte, ſoweit e3 fich nicht um internationale 
Beziehungen handelt, unter dem Schuge der allgemeinen 
Nahdrudsgefebgebung ſteht. Danach können alfo bie 
bon mir als Feuilleton bezeichneten Artikel gleih anderen 
Artikeln, die im Feuilleton Aufnahme finden, abgedrudt 
werden, ohne dab die benußte Zeitung das Recht hätte, 
bad entlehnende Blatt wegen Nachdruds zu verfolgen. 
Wenn alfo in diefem Punkte ſchon nad) dem jegigen Necht 
unfere Preſſe ſchlechter fteht ald die de Auslandes, wenn 
außerdem der Borihlag des Herrn Abgeordneten in bem 
Schutze unferer Preſſe noch zurüdgeht Hinter bad, was 
bei und gegenwärtig Nedtens ift, fo fann id Sie nur 
bitten: lehnen Sie dieſen Vorſchlag ab. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welgien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Ich möchte Sie aud 
bitten, den Kommiffionsanträgen Ihre Zuftimmung geben 
zu wollen. Ich möchte gegenüber dem Antrage, ben 
zweiten Krype zu ftreichen, dod ins Feld führen, daß 
wir damit erheblich hinter den beftehenden Gefeggebungen 
be3 Auslands, beifpieläweife der Schweiz, Frankreichs 
und —— zurückſtehen würden. Ich kann nicht zu— 

eben, daß ein Redakteur oder einer, der als Redakteur 

— nicht im Stande iſt, zu unterſcheiden, ob eine 
Ausarbeitung wiſſenſchaftlichen, techniſchen ober unter: 
haltenden Inhalt hat. Ueberdies fann ja derjenige, dem 
daran liegt, daß abgebrudt werde — und deren giebt es 
eine ganze Reihe — darauf fchreiben: „Abdrud geftattet“ 
oder „mit Quellenangabe geltattet”; das wirb durch ben 
zweiten Abſatz nicht verwehrt. Wenn der zweite Abſatz 
geitrihen wird, fo würde das einen großen Nadtheil 
gegenüber der auswärtigen Gefeßgebung bedeuten. 

Für ganz unrichtig halte ich die Angriffe, die bon 
Seiten des Herrn Abgeorbneten Dr. Sattler angebeutet 
find, welche in ber Preſſe geftanden haben. Ich meine 
bie Angriffe, die ſich im wefentlihen auf den legten Abſatz 
beziehen, daß vermiſchte Nachrichten thatfählichen Inhalts 
und Tageönenigkeiten aus Zeitungen und Zeitichriften ſtets 
abgedrudt werden dürfen. Ich glaube, der Herr Abgeorb- 
nete verwechſelt da die Preffe und bie Leute, die Nach— 
rihtendienft verrichten umd, weil Nachrichten von ihnen im 
bie Preſſe fommen, ſich als Vertreter der Preſſe geriren 
und wohl jene Artikel — was ihr gutes Recht iſt — 
hineinlancirt haben. Wir können und doch nur auf ben 
Standpunft ftellen, daß nur bie eigenthümliche geiftige 
Arbeit das Urheberrecht genieße; Tagesnenigkeiten, Mit: 
theilungen, daß irgendwo Drillinge geboren find, oder eine 
Droſchke jemanden überfahren hat, oder daß ein Kaiſerlich 
deutiher oder Königlich preußifcher Unterthan von 
befonderem Stande genieſt hat und dergleichen, find bod) 
feine geiltigen Schöpfungen, wenigſtens nicht, wenn bie 
Thatſachen faktifch fich ereignet haben. Wenn fie erfunden 
find, dann find fie allerdings in ihrer Art eine geiftige 
Schöpfung, die aber wohl feinen befonderen Schuß mo 
wendig hat. Ich möchte alfo bitten, ba wir doch mur bie 
geiftige Arbeit zu Ihügen haben, und da wir und mit ber 
internationalen Geſetzgebung in möglichfte8 Einverftändniß 
fegen müflen, den $ 18 fo anzunehmen, wie die Kommiſſion 
ihn vorgeichlagen hat. 

Vizepräfident Dr. v. FregesWelgien: Die Diskuffion 
iſt geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat ber Herr Berichterſtatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine 
Herren, ich möchte Sie bitten, den Antrag bed Herrn 
Abgeordneten Dr. Miller (Sagan) abzulehnen. Der Herr 
Siaatsjetretär hat bereit darauf hingewieſen, daß durch 
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(A) Annahme des Antrages die Rechtslage der Schriftfteller 


(B 


= 


verſchlechtert werden würde. Ich möchte aber noch be- 
ſonders auf einen Punkt hinweiſen. Es iſt eigentlich 
lein innerer Grund erſichtlich, warum die Novellen, die 
in Buchform erſcheinen, geſchützt werden ſollen, dagegen 
freigegeben werden ſollen für den Abdruck, wenn ſie in 
Zeitungen erſcheinen. Damit würde überdies erſchwert 
werben, daß auch durch die Zeitungen gute Literatur in 
das Volk dringt. Ich möchte daher bitten, den Antrag 
abzulehnen und 8 18 in ber Kommiffionsfaffung ans 
zunehmen. 

DVizepräfident Dr. v. FregesWelgien: Wir kommen 
zur Abitimmung. 

Ih ſchlage vor, durch getrennte Abſtimmung über 
die Abfäge 1 und 2 des 8 18 dem handichriftlichen An— 
trage des Herm Mbgeorbneten Dr. Müller (Sagan), 
welder auf Streihung des Abſatzes 2 der Kommiſſions— 
vorlage binzielt, gerecht zu werden. — Das Haus ift 
mit dieſem Abftimmungsmodus einverftanden; ich kon— 
itatire das. 

Ich bitte Diejenigen Herren, welche den Abſatz 1 des 
N 18, deſſen Berlefung nicht gewünſcht wird — id) fon: 
—* das — annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Abſatz 1 des 8 18 iſt an— 
genommen. 

Wir kommen nun zum Abſatz 2, und ich bitte die— 
jenigen Herren, welde den Abjat 2 entſprechend dem 
Vorſchlage der Kommiffion und entgegen dem Antrage 
Dr. Müller (Sagan) annehmen wollen, ſich zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit. 

Wird eine beſondere Abſtimmung über Abſatz 3 des 
$ 18 gewünfcht? — Das ift nicht der Fall. Ich nehme, 
wenn fein Widerſpruch erfolgt, an, daß $ 18 mit diefem 
dritten Abſatz vom Haufe angenommen iſt. — Id fon: 

atire das. 

Wir gehen über zu $ 19 mit bem Anträgen Well⸗ 
ftein auf Nr. 249 und Dr. Haffe auf Nr. 232 ber 
Druchſachen. 

In der eröffneten Diskuſſion hat das Wort der Herr 
Adgeorbnete Wellſtein. 

Wellſtein, Abgeordneter: Meine Herren, der 8 19 
enthält, wie aud die Begründung zu bemfelben ausführt, 
eine erheblihe Abweichung von dem geltenden Redte. 
Nad) $ 7 Litera a des Geſetzes von 1870 ift ald Nach— 
drud nicht anzufehen, wenn fleinere Theile von Schrift: 
werfen, einzelne Gedichte in Sammlungen aufgenommen 
werben, bie zu einem eigenthümlichen literariihen Zwecke 
veranftaltet werden. Diefen Paſſus hat ber jegige $ 19 
fallen laffen. Die Begründung jagt, daß bie Unbeſtimmt— 
heit des Zweckes die Entftehung von Sammlungen be— 
günftigt habe, die in rein äußerlicher Weife aus einer 
Reihe geſchützter Dichterwerke die beiten Stüde vereinigen 
und fo den Abſatz dieſer Werke zum Nachtheile der Ur— 

eber, ber Dichter umd ihrer Verleger, und zum Gewinne 
ür die Nachdruder beeinträchtigen. Ich will mit der 
Begründung nicht darüber rechten, ob der Ausdruck fo 
außerorbentlid unbeftimmt ift. Eine Reihe Reichsgerichts⸗ 
entſcheldungen hat dieſen Ausdrud fo eingehend erklärt, 
dab bie Befürdtung meines Gradtens nicht befteht, 
aus biefem Ausdruck dürfte noh weiter eine 
größere Redtöverwirrung entftehen. Allein, ich will das 
dabingeftellt fein laffen; ich will auch weiterhin noch aner- 
fennen, daß in rein äußerlicher Weiſe ſolche Anthologien, 
Gedichtſammlungen, Liederbücher u. ſ. w. entſtehen, die 
in der That nicht das Erzeugniß großer geiſtiger An— 
ſtrengung ſind. Aber das ne id) beftreiten, daß die 
Begründung infoweit recht hat, als ſei nun bie Ent: 
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ftehung diefer Anthologien, Liederbücher, Kommersbücher (C) 


1. |. w zum befonderen Nachtheile der Urheber, ber Dichter 
und ihrer Verleger, vor fi) gegangen. Man braucht ſich 
ja nur zu vergegenwärtigen, welchen Weg ein Dichterwerf 
geihäftlich zurüdlegt, um im Volke befannt zu werben. 
63 wird in den Buchhandlungen ausgelegt, an die Zeit: 
fhriften und Zeitungen verfendet zur Nezenfion; ift die 
Rezenfion günftig, fo dringt es in den nächſten Frei derer, 
bie fi mit der Literatur eingehend befchäftigen, den höheren 
Schichten der Geſellſchaft angehören und die Mittel für 
die Anſchaffung ohne Bedenken verausgaben. Ind Bolt 
bringen aber biefe Lieber, dieſe Gedichte, befonders lyriſcher 
Art, abfolut nicht. Die oberen Zehntaufend jchaffen ſich 
vielleicht folde Gedichtſammlungen an; aber das Volt geht 
leer aus, erfährt erit von hervorragenden Liedern und 
Gedichten lyriſchen Inhalt3 indbefondere durd die Antho— 
logien. Die Begründung hat wieder recht darin, baß der 
Weg ein umgekehrter ift, wie man ihn häufig dargeftellt 


nbet. 

Gededt durch $ 7 Litera a, hat ſich eine reichhaltige 
Anthologienliteratur, eine Anzahl Geſangbücher, Kommers: 
bücher u. ſ. w. gebildet; die weitere Bildung derſelben 
will diefe Beitimmung in $ 19 unterbinden. Ich glaube, 
das ift eine Entwidlung, die jehr von materiellem Geifte 
—— iſt und meinen Beifall im allgemeinen nicht 

udet. 

Ich will aber dem weitergehenden Antrage des 
Herrn Kollegen Dr. Haſſe, der dahin geht, die alte Be— 
ſtimmung wieder vollſtändig herzuſtellen, nicht vorgreifen. 
Herr Dr. Haſſe mag ſeinerſeits nachweiſen, daß die 
Wiederherſtellung der alten Beſtimmung durchaus wünſchens⸗ 
werth iſt. Ich ſelbſt will mich —— beſchränken, bar: 
auf hinzuweiſen, daß wenigſtens in einem beſchränkteren 
Umfange und zwar namentlich für unſer Vereinsleben es 
wiünfchenswerth erfcheint, die Beranftaltung von Samm— 


lungen von Liedern und Gebichten zu Gefangävorträgen (D) 


zu be änftipen und infoweit die Genchmigung ber Ur— 
heber überflüſſig zu erachten. 

Meine pe Sie haben er fi den Vereinen 
gegenüber ſehr günftig erwielen, indem Sie bei $ 27 zu- 
gelafien haben, dab Zonftüde durch dieſe Vereine unter 
gewiffen Beſchränlungen aufgeführt werben bürfen. Im 
ähnlichen Sinne möchte id) Sie bitten, auch für die Ver: 
anftaltung von Anthologien, insbefondere zu genannten 
Zweck zu unterftügen und meinen Antrag anzunehmen. 
Betrachten Sie nur, in welcher Weiſe unſere ſtudentiſchen 
Korporationen, Turnvereine, Kriegervereine, Sportvereine 
u. f. w. ihre Vereinsabende verbringen. Sie werben zus 
neben, daß es für diefe durchaus wünfchenswerth ift, ſich 
für ihre Gefangesvorträge derartige fleine Anthologien 
zu verihaffen. Sie würden derartige Zufammenftellungen, 
wenn nicht durchaus unmöglich machen, wenn Sie ben 


$ 19 in feiner jegigen Faſſung annehmen würden, ſo 
doch weſentlich erichweren. Es würde, ſoweit es 
nicht um gemeinfreie Werle ſich handelt, für dieſe 


ſtudentiſchen Korporationen, die Vereine u. ſ. w. ohne 
Genehmigung der Dichter unmöglich ſein, die neueren 
Gedichte in ihre Liederbücher aufzunehmen und daraus 
zum Vortrag zu bringen. Ich will nicht behaupten, daß 
es grade ein außerordentlicher Verluſt für die Nation 
wäre, wenn die „Lindenwirthin”, die „Rodenſteiner“, der 
„Zwerg Perkeo“ u. f. w. nicht vorgetragen würden, ober 
daß man gezwungen würde, die Erlaubniß ber betreffenden 
Dichter zur Aufnahme in die Liederfanımlungen vorher ein- 
zubolen; e3 wird aber aud feine ſchwere Schädigung ber 
Dichter und Verleger fein, wenn foldhe Lieder ohne Ge— 
nehmigung in der von mir gewünſchten Weiſe verviel— 
fältigt werden dürfen. Es wird zweifellos, ich will 

abe nicht jagen, zur Erbauung, aber zur Er— 
——— dieſer Vereine beitragen, für ſie vor— 





(A) theilhaft fein, 





wenn fie bie befferen Stüde ber 
modernen Literatur, ohne ſich erft um die Erlaubniß der 
geihüsten Dichter zu kümmern, in ihre Sammlungen 
aufnehmen können und damit nicht bloß auf ihr Ge: 
dächtniß, das vielleiht nicht über die erfte Strophe 
hinausgeht, angewiefen find. 

Wenn ein Gefangverein, ein Turnverein mit feinem 
fleinen Liederbuche auszieht, in das Scheffel’fche Lieder, 
wie 3. B. „Wohlauf, die Luft geht friih und rein“ oder 
andere gefchütte Lieder, wie „Der Mai ift gekommen“, 
ohne Genehmigung ihrer Dichter aufgenommen find, fo 
tft meines Erachtens nicht3 dagegen einzuwenden. Ich 
glaube, bie Dichter hätten auch nichts dagegen einzu: 
wenden. Ich meine daher, Sie würden gut thun, meinen 
Antrag anzunchmen; Sie würden ſich dadurch ein Wer: 
dienst befonders um die Fleinen Vereine erwerben. 

Was die formelle Behandlung meines Antrags an: 
geht, fo kann er als Gventualantrag zu dem Antrage 
Haſſe gelten. 39 möchte deswegen die Abftimmung in 
biefer Beziehung dem Herrn Präfidenten anheimgeben. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Hafle. 

Dr. Hafle, Abgeorbneter: Meine Herren, zu ben: 
jenigen Beröffentlihungen, die nach dem bisherigen Geſetze 
zuläffig waren, gehörten auch die fjogenannten Anthologien 
oder, wie das biöherige Geſetz jagt, Zuammenftellungen 
„zu einem eigenthümlihen literariihen Zwede*. 
Bon diefen behauptet die Begründung der Vorlage, daß 
fie fih micdht bewährt hätten, daß im Gegentheil auf 
diefem Gebiete Mißbräuche eingerifien feiern. Ich muß 
geftehen, der Beweis hierfür ift an feiner Stelle erbracht 
worden, weber in ber fchriftlihen Begründung noch aud 
in den KHommtffionäberathungen. Ich bin im Ge entheil 
für meine Perſon ber ge, daß hier Mibftände nicht 
vorliegen, daß wenigften® die brei Gruppen ber Be- 


(8) theiligten, die Autoren, die Verleger und das Publikum, 


entgegengefegter Meinung find. Es handelt ſich hierbei 
in der That durchaus nicht etwa um eine wirthichaftliche 
Frage, um das Intereſſe der Verleger diefer Anthologien 
an dem Fortbeftchen des Nechtözuftandes, fondern, wie mein 

err Vorrebner ſchon dargelegt hat, vielmehr um das 

tereffe ber Konfumenten. Ich meine, es handelt ſich hier 
gerabezu um ein Kulturbedürfniß, weldes vorliegt, das 
nur in ber biäherigen Weife zwedmäßig befriedigt werben 
konnte. Es wird behauptet, wenn in eine foldhe Anthologie 
das Geifteöproduft eines Verfaſſers übergeht — «8 
handelt ſich hier befonder8 um Gedichte —, fo wird ber 
Betreffende dadurch benadhtheiligt, indem das kaufende 
Publikum die dvollftändige Sammlung feiner Gedichte 
dann nicht kauft. Dem fteht bie Behauptung gegenüber, 
daß ber wirkſamſte Weg der Reflame für eine voll 
ftändige Sammlung von Gedihten der Uebergang eines 
Gedichtes oder irgend einer folden Probe in die Antho- 
logie if. Im der That pflichte ich auch hier dem Herrn 
Vorrebner bei, ber da meint, daß ein anderer Weg, um 
fein literariſches Bedürfniß zu befriedigen, für viele 
Schichten der Bevölkerung vollftändig ausgeſchloſſen ift. 
Es giebt große Theile unferes Volkes, welche literarische 
Kritilen überhaupt nicht Iefen, und denen man überhaupt 
nur auf dem Wege der Anthologien nahe fommt. Ich 
möchte deshalb nod einen Schritt weiter gehen als der 
Herr Vorredner und Sie bitten, nicht nur die Kommers— 
büher — darauf fommt dod der Antrag des Herrn 
Kollegen Wellftein hinaus — in Zufunft hier nicht mit 
Beihränfungen zu umgeben, fondern überhaupt Zufammen- 
ftellungen fiir befondere literariſche Zwecke. 

Die Frage, ob die erſte oder zweite Intereffenten: 
gruppe, von der ich vorhin ſprach, Bedenken habe, ift auf 
dem Wege ber Ilmfrage erledigt worden, indem eine 
Leipziger Firma, die hauptfählic ſolche Anthologien her: 
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audgiebt, bei den Verlegern ber Originalwerke und Dichtern (C) 


eine Umfrage veranftaltet hat. Da hat ſich herausgeftellt, 
dab die große Mehrheit der Verleger und die nod) größere 
Mehrheit der Autoren nicht das geringfte Bedenken hier: 
gegen haben. Ich könnte Ihnen, wenn ich nicht Bedenken 
trüge, überhaupt Namen zu nennen, die hervorragendften 
Lyriker unferer Zeit nennen, die ſich ausdrücklich dafür 
ausgeſprochen haben, daß es unbedenklich fei, foldhe Zus 
fammenftellungen vorzunehmen, ohne bie erften Autoren 
zu fragen. Das ift das Enticheidende. Sie glauben in 
feiner Weife geihäbigt zu werben, und ich meine, auch 
bier fol man Wohthaten nicht aufdrängen. Das Intereffe 
des Publikums wird jebenfalls verlegt, wenn bie Vorlage 
in ber Yallung der Kommiffion angenommen wird. Ich 
möchte Sie aljo bitten, über den Antrag des Herrn 
Kollegen Wellftein hinausgehend, es bei bem bisherigen 
Nehtözuftande beftehen zu laflen, deſſen Bedenklichkeit, 
wenn fie in der That vorhanden geweien wäre, hätte viel 
mehr in die Erſcheinung treten müffen, ald behauptet wirb. 
Indem id Sie erneut um —— meines Antrags 
bitte, ſo habe ich abſichtlich eine Reihe von Gründen nicht 
angeführt, die für meinen Antrag ſprechen würden, wenn 
nicht ein anderer Antrag zum 8 64 vorläge. Ich nehme 
an, daß ber Antrag h $ 64 angenommen wird. Es 
handelt fih um den Wunſch, dab auch in einer lieber: 
gangszeit von drei Monaten noch Bervielfältigungen vor: 
genommen werben fünnen auf Grund ber bisherigen 
geieglihen Vorlagen — dahin würden aud) die Anthologien 
gehören. Ic bedauere, offen geftanden, daß im Antrag 
u $ 64 nicht eine Kautele dafür gegeben ift, daß biefer 
ruck wirklich in der gewollten Zeit vorgenommen worden 
ift. Es wäre vielleicht zweckmäßig, zu verlautbaren, wie 
dies bei den meilten Drudwerfen verlautbart wirb, in 
welder Zeit ber Drud erfolgt ift. Es ift ja nur cine 
Minderheit von Weröffentlihungen, bei welder das Er: 
Iheinungsjahr weggelaflen wird. Aber i 
davon ab, einen Antrag zu ftellen, der vielleicht techniſche 
Schwierigkeiten herbeiführen fönnte, und ih muß ans 
nehmen, daß vielleiht auf anderem Wege, auf 
indireltem Wege, der Beweis erbradt wird, daß ber 
Drud wirflih in der zugelaffenen Zeit erfolgt ift. 
Würde nämlich der Antrag zu $ 64 nicht angenommen, 
fo würden noch befondere Schwierigkeiten aus dem lm: 
ftande entitchen, daß etwa durch Stempelung oder auf 
einem anderen Wege diejenigen Gremplare der Anthologien 
kenntlich gemacht würden, die vor Erlaß dieſes Geſetzes 
gedruckt würden. Das würde erſtens eine Menge oft ſehr 
vornehm ausgeſtatteter Bücher werthlos machen und 
würde auch noch zu anderen Weiterungen führen, die 
daraus ſich ergeben, daß die Bücher ja nicht bei dem 
Verleger, auch nicht bei dem Kommiſſionär bleiben, 
ſondern beim Sortimenter oft 10 bis 15 Jahre draußen 
bleiben, fodaß fpäter der Beweis nicht erbradt werben 
fanı, ob fie in der oder jener Weiſe erfchienen find. Alſo 
ich fee voraus, daß der Antrag zu 8 64 angenommen wird; 
aber das hält mid nod nicht ab, troßdem ben von mir 
geftellten Antrag einzubringen, und ich hoffe, daß, namentlich 
da auch der Herr Vorredner Kollege Wellitein fich fo ftellt, 
daß er meinen für den weitergehenden hält, biefer Antrag 
Annahme findet, und damit auch ber Gedanke und ber 
Wunſch ded Herrn Kollegen Wellftein verwirklicht wird. 
Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 

der Herr Abgeordnete Dr. Miller (Meiningen). 
Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
id möchte mich vor allem gegen ben Antrag des Herrn 
Kollegen Dr. Haffe auöfprehen. Die jetige Faſſung in 
dem Geſetz iſt 1870 infolge eined Antrags Dunder hinein: 
gekommen; es ift nicht unintereflant, wie damals der Abge— 
orbniete Dunder dieſen Antrag ya hat. Er hat in 
der Situng vom 10. Mai 1870 fi dahin ausgeiprochen: 


ſehe zunächſt (D) 


(A) 


(B) 
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daß er in dem einzelnen Falle die Enticheidung 
durch den Richter ober ———— anheim⸗ 
ſtellen wolle, ob nur eine mechaniſche Kompilation, 
nur eine wahrhafte Plünderung einzelner Schrift: 
fteller ftattgefunden habe oder nicht. 
(3 handelt fi aljo nad) der Anfhauung Dunders ledig— 
lich um einen legislatoriihen Verſuch, den man mit der 
GEinfegung dieſes vagen Begriffs in das Gefeg machen 
wollte. Wenn ih mun die Judikatur, vor allem bie 
Judilatur de3 Reichsgerichts unterfuche, fo komme ic) zu 
bem Refultat, daß der Verfuh, der 1870 mit der Ein— 
fegung dieſes Paſſus gemacht worden, vollftändig miß— 
—* iſt. Meine Herren, wenn Sie die einzelnen Ent— 
ſcheldungen, die das Reichsgericht erlaſſen hat — ich 
weiſe hier vor allem auf die Entſcheidungen in Band 1, 
3 und 16 in Straflahen hin —, wenn Sie diefe Ent: 
iheibungen ftubiren, werben Sie zu ber Ueberzeugung 
fommen, wie ſchwer auch diefed oberfte Gericht bed 
Deutſchen Reichs fi gethan hat, um aus dieſem vagen 
Begriff nur irgend etwas herauszubringen. Man ficht 
all diefen Entſcheidungen an, daß fih thatfächlich mit 
diefem Begriff nichts anfangen läßt; er ift vage und 
bleibt vage, und man kann auch in Zukunft mit bemfelben 
nichts anfangen. Man ift ja darüber vollkommen einig, daß 
im weſentlichen durch diefen Paſſus die Anthologien, 
die Chreftomathien, die Kommersbücher freigegeben werben 
follen. &3 ift nun meiner Anſchauung nad) doc zweifel: 
los, daß in vielen Fällen ein umerhörter Unfug mit dem 
Zufammenfchreiben bon zwei ober drei Büchern in ein 
einziged Bud; gemacht wird. Wie werben denn derartige 
Chreſtomathien und Anthologien in fehr vielen Fällen 
gemadt? Die allerbeiten Gebichte werben aus ber Samm: 
lung eined Dichters herausgenommen, fie werben zu— 
fammengefegt mit den Gedichten anderer Autoren, endlich 
Schreibt der fogenannte „Autor“ ftolz feinen Namen auf 
das Titelblatt, fo ift das nene Werk entitanden. Gr 
nimmt bie Rofinen aus dem Kuchen heraus. Das eigene 
Merk des in fehr vielen Fällen noch unbefannten Autors 
braudt natürlich fein Menſch mehr zu kaufen, wenn das Beſte 
herausgenommen if. Cine berartige gewerbömäßige 
Räuberei von literarifhen Erzeugniffen können wir doch 
unmöglih durch die Gefeggebung unterftügen, wie es 
vn " Faſſung des Gefehes bom Jahre 1870 ge: 
ehen ift. 

Es war mir fehr intereffant, daß ber Herr Kollege 
Haſſe von einer Enquete bei den Schriftftellern ſprach, 
die fi für Beibehaltung dieſes Paſſus im Geſetze aus: 
geiproden hätten. Es wäre mir aber nod viel inter: 
effanter geweſen, wenn ber Herr Stollege Hafle die Liebens- 
mwürbdigfeit gehabt hätte, dieſe Autoren zu nennen; denn, 
foviel ih weiß, haben fait alle die Schriftfteller: 
vereinigungen, die über die Sache gefragt worden find, 
fih — das wird mir, wie ich glaube, von Seiten ber 
Herren Negierungävertreter fofort beftätigt werben 
gegen die Einfegung biefes Pafſſus ausgeſprochen; fie wären 
ja auch reine Thoren, wenn fie dies nicht gethan hätten, 
denn fie leiden ja am allermeiften unter einer derartigen 
Näuberei. 

Nun geht eine weitere Einrede, mit der man die Be- 
ftimmung bertheidigt, dahin, daß man fagt: der Dichter 
fol zufrieden fein, wenn er auf diefe Art bekannt wird. 
Meine Herren, dad erinnert an dad, was mir geftern 
beim 8 11 auseinandergeſetzt haben: wollen Sie ben 
Dichtern gefälligft die Art und Weiſe ſelbſt überlaffen, 
wie fie befannt werben wollen! Sie banken zum aller: 
größten Theil für eine ſolche „Reklame“, um das Wort 
des Herrn Kollegen Hafle zu gebrauden; fie wollen 
in ihrer groben Majorität in folder Weife unter fremdem 
Namen nicht befannt gemacht werben. 

Meine Herren, ih möchte fagen, die Einrede, daß 
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ber Dichter dadurd bekannt wird, erinnert mid wirklich (C) 


au den Dieb, der, als er erwifcht wird, ſich damit ver: 
theidigt, daß er fagt: ſeid doch froh, ich habe ben —* 
ftand, dem ich geftohlen habe, ſeinem beſtimmungsmäßigen 
Gebrauche zugeführt! Ebenſo könnte in dem vorliegenden 
Falle der literariiche Dieb gegenüber dem Beftohlenen 
Schließlich aud jagen: fei doch froh, ich Habe dich ja durch 
ben Diebftahl bekannt gemadt! Ich glaube wohl fagen 
zu bürfen, dab gegen eine derartige Logik die Mehrheit 
aller Autoren fih wehren wird. 

Meine Herren, was fompilatorifche Werte anlangt, 
wie 3. B. Mphorismenfanmlungen, die unter gewiſſen 
originellen Geſichtspunkten in einem logiſchen Spllem — 
beiſpielsweiſe Aeußerungen von berühmten Autoren oder 
berühmter Männer überhaupt — bringen, etwa über Ge— 
fang, über Muſik, Theater u. ſ. w., bei welchen die ſyſte— 
matiſche Gliederung eine originale Geiftesarbeit enthält, 
To fallen diefe meiner Anfhauung nad, wenn fie einen 
literariichen Werth haben, unter den $ 19 Ziffer Lund 2, 
(3 ift ein Vorzug der Negterungsvorlage, baß fie, wo 
das ödffentlihe Intereſſe in Frage fommt, dad Prinzip, 
ba3 wir allgemein aufgeftellt haben, in richtiger Weiſe 
durchbricht. Das Prinzip ift vor allem durchbrochen im 
Interefie der öffentlichen Jugendberziehung in dem $ 19 
Ziffer 3 — damit bin og ih durchaus einderftanden. 
Aber weiter zu gehen im Intereſſe einzelner Literaten 
und folden gewerbsmäßigen Diebftahl faft fchranfenlos 
zu erlauben, bafür beitcht doch wahrhaftig nicht der ge— 
tingfte Grund. 

Meine Herren, ih glaube auch nicht, daß Herr 
Kollege Dr. Hafle recht it wenn er meinte, baß bie 
Deffentlichleit an der Aufrechterhaltung des befämpften 
Paſſus betheiligt wäre, daß es ein Kulturbedürfniß ſei, 
das Recht der Kompilation fo weit auszudehnen. Ich habe 
bereitö3 auseinandergeſetzt, daß bloß ein öffentliches Be— 


dürfniß im dieſer Richtung befteht, und das ift bereits (D) 


berüdfihtigt in $ 19 Ziffer 3, foweit die Jugenderziehung 
in Frage kommt. Aber im übrigen haben wir doch eine 
derartige Maffe gemeinfreier Werke, daß die Herren, bie 
berartige Ghreftomathien herausgeben wollen, wahrhaftig 
nod; mehr ald genug Material zur Bearbeitung haben. 
Meine Herren, wenn neue, d. 5. noch geſchützte Werke 
zu folhen Sammlungen benugt werden follen, fo ift e3 
meiner Anſicht nad nicht mehr als recht und billig, daß 
ber Autor oder fein Verleger auch gefragt werde, ob er 
die Benutzung feines Opus geftattet. 

Was nun den Antrag des Herrn Kollegen Wellftein 
insbeſondere anlangt, fo geht er ja lange nicht jo weit 
wie Herr Stollege Dr. Haſſe. Ih habe aud eine große 
Liebe für die ſchönen Lieber vom Zwerg Perkeo und vom 
Rodenfteiner und finge auch mit freubiger Begeifterung das 
ſchöne Lied: „Mohlauf, die Quft geht friſch und rein!“ 

(Heiterkeit); 

aber das fann mich doch unmöglich dazu bringen, daß ich 
eine berartige fafuiftifche Ausnahme von ber Regel ledig: 
lih zu Guniten der Kommersbücher und ihrer Verleger 
made. Denten Sie dod am die Logik, zu welder das 
führt. Sind die Noten bei dem Texte, dann tft das Werk 
ohne weiteres in jeinem ganzen Umfange geſchützt; fehlen 
die Noten, dann ift das Tertwerf ohne weiteres frei. 
Wo da bie gefehgeberiihe Logik liegen foll, das ift mir 
völlig umflar. 

Ich glaube alfo, daß aud in diefer Richtung ein 
öffentliches Intereſſe in keiner Weiſe befteht, und bitte Sie 
daher dringend, die beiden Anträge abzuweifen und bei 
der Regierungsvorlage zu bleiben. 

PVizepräftdent Dr. v. FregesWelsien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, id 
bin allerdings der Meinung, daß wir am beſten thäten, 
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(B) wurf nicht zu. 
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{A) wenn wir die Worte „Kirchen, Schul: oder“ in dem letzten 


Sat der Kommiſſionsfaſſung des 819 überhaupt frreichen 
würden; denn ich fehe gar nicht ein, was für einen Ans 
laß wir haben follten, die Verleger von fogenannten 
religiöfen Werten oder Schulbüchern beffer zu ftellen als 
alle anderen Verleger. Die für den Schulgebraud be: 
ftimmten Sammlungen find jchließlih in dem Ausdrud 
„für den Unterrichtsgebrauch“ bereits enthalten, 

Ih bin aber noch aus einem anderen Grunde für 
diefe Zufammenfaffung in den allgemeineren Ausdrud 
„Unterrichtögebraudy”, weil id glaube, dab die jetzige 
Faflung des Begriffes allen oppoftioneiien Parteien ber: 
derblich werden kann. Ich nehme den Fall an, die Sozial- 
bemofraten gäben eine Anthologie für ſozialdemokratiſche 
Unterrichtszwecke, für die heranwachlende ſozialdemokratiſche 
Jugend heraus. Die Erfahrungen, die ich mit ber 
deutihen Rechtſprechung gemaht habe, mit der Kunſt 
deutſcher Nichter, in der Anterpretation das zu leiten, 
was ben augenblidlichen Bedürfniſſen der berrichenden 
politiihen Strömung entfpridht, laſſen mic Deforgen, daß 
biefe fozialdemofratiihe Sammlung von dem Richter nicht 
unter den Begriff des Unterrihtägebraudies aufgenommen 
würde. Ach Mtehe aber davon ab, hier Anträge in biefer 
Nichtung zu ftellen, weil ich überzeugt bin, daß ich Die 
Mehrheit des Hauſes dafür nicht gewinnen könnte. 

Nun Hat der Herr Abgeordnete Dr. Müller bie 
Anthologien ald gleichbebeutend mit einem allgemeinen 
Raub behandelt. Er hat ihre Herausgeber ald Räuber 
bingeftellt und gemeint, folde Sammlungen ſeien nur 
gebankenlofe Zufammenftoppelungen der beften, vielleicht 
auch ber fchlechteften Gedichte der einzelnen Autoren, und 
das einzige Verdienſt beftehe darin, daß der Berfaffer 
feinen Namen vorjegt. Ich gebe zu, ſolche Anthologien 
giebt es vielleicht mehr, als jeder anftändige Menſch für 
angemeffen erachtet; aber allgemein trifft dieſer Bor: 
Wenn der alte Scherr erlebt hätte, daß 
man ihn als „Räuber“ und feinen „Bilberfaal der Welt: 
literatur” al3 „gebanfenlofe Zufammenftoppelung* hinftellt 

(Widerſpruch links), 
wenn bie Strobtmann, Jacubowski, der fogar eine Zehn: 
pfennig- Anthologie herausgegeben hat, dieſe Vorwürfe 


erlebt hätten 

(Zuruf links) 
ch gebe zu, daß Sie die nicht gemeint Haben mit 
dieſem Ausdruck, aber darum dürfen Sie in dieſer allge— 
meinen Weiſe von den Anthologien eben nicht ſprechen 
und ſie nicht als Grund dafür anführen, um ein Verbot 
der Anthologien in dieſes Geſetz hineinzubringen. 

Die Frage ber Anthologien iſt überhaupt ſtreitig, und 
die Behauptung der Negierumgsverireter wie aud ber 
Rommiffiondmescheit ift nicht am). Das fteht außer 
Zweifel, daß es weite reife im Wolfe giebt, die nicht in 
der Lage find, fi) die Werke der modernen Dichter an: 
aufchaffen. Es liegt aber auch im Intereſſe der Gefell: 
ſchaft felber, daß biefe reife theilnehmen an der modernen 
geiftigen Entwidelung. Auf der anderen Seite müffen 
wir in Betracht ziehen, daß es gerade dieſe nicht be— 
mittelten Volksſchichten find, die zu den Laſten ber 
Schulen, der lUmiverfitäten, zu ber Ausftattung bon 
talentirten jungen Leuten mit Stipendien beitragen 
miüffen. Da wäre es fein unbilliges Verlangen, wenn bie 
Geſellſchaft die Aufrechterhaltung des jegigen Zuftandes 
gleihlam als Nequivalent anſähe für diefe Leiftungen, 
welche fie aus den Mitteln der Allgemeinheit aufwendet 
für die Heranbildung der Autoren, und die diefe Autoren 
erit in die Lage ſetzen, felbftändige Schöpfungen produ— 
ziren zu können, — wobei aud) nicht überfehen werden darf, 
daß die Autoren dabei nur fih ftüßen auf die Werke 
ihrer Vorgänger. Ich kann ein ſolches Aequivalent nicht 
als unbillig erachten. Heute find bie Dinge fo, daß, 
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wenn die Nichtbemittelten Kenntniß nehmen wollen bon 
der modernen Literatur, fie das oft mur können aus ben 
ihnen ba und dort zu Geſicht fonımenden Abfällen ber 
Tagesprefie, aus einzelnen Zeitichriften, oder fie find auf 
ſolche Anthologien direft angemwiejen. 

Nun jagt man, durch ſolche Anthologien werden die 
Dichter geihädigt; Herr Stollege Haffe hat bereit3 vor: 
geführt, daß eine Leipziger Firma Umfragen bei hervor: 
ragenden Dichtern veranftaltet hat, und daß die Mehrzahl 
berfelben ſich für die Freigabe ihrer Werke zu ſolchem 
Zwede ausgeſprochen hätten. Ich habe geſtern Abend 
auch mit einem Autor gejproden, und der hat einfad) 
erklärt, er könne eigentlich nicht veritehen, wie Lyriker, 
wie junge Autoren ſich fiir die in $ 10 feftgelegte Ber: 
binderung von Anthologien ausfprechen konnten; dieſe 
mißverftänden vollftändig ihr Intereffe und handelten bloß 
im Intereffe der Verleger, bejonders jener, die Werke 
im Verlage haben, deren Autoren bereit3 geftorben find, 
und die in der Negel das ausſchließliche Verlagsrecht 
haben. Solde Verleger, wie 3. 8. die von Scheffel, 
Seibel u. ſ. w., haben vielleicht ein gewiſſes Intereſſe 
daran, daß fernerhin in Anthologien nicht mehr einzelne 
Gedichte von diefen Dichtern aufgenommen werden. Der 
Zuftand, der hier feftgelegt werben foll, würde auf dem 
Gebiete der Poeſie unter Umständen zu eben ſolchen 
Konfequenzen führen, wie wir fie auf dem Gebiete der 
Mufit erlebt haben in dem Streite der Verleger Breitfopf 
& Härtel mit den BolyphonsMufilwerfen in Leipzig, Die 
fiir die Wiedergabe des einzigen „Brautmarſches“ aus 
„Lohengrin“ das Vielfache deffen verlangten, was ber 
Verleger felbft an Richard Wagner für die ganze Partitur 
des „Lohengrin* und fir alle daraus folgenden Rechte 
gegeben hatte. Das Autereffe der Verleger kann aller: 
dings gegen den Antrag Haffe ins Feld geführt werben, 
niemald aber das ntereffe der Dichter. Wir brauchen 


(C) 


bloß zu fragen: wie fommen denn eigentlid die Werke (D) 


der jungen Autoren und jungen Lyriker zur Welt? In 
der Megel erhalten junge Lyriker nicht bloß fein 
Honorar, fondern fie werben in jehr vielen Fällen noch 
zur gänzliden oder theilweilen Tragung der Drudkoften 
herangezogen, müſſen aber auf der anderen Seite ihre 
Urheberrechte au den Verleger preisgeben. Da kommen 
wir alfo in einen Zuftand, daß unter Umſtänden der 
Dichter fehr wohl geneigt wäre, feine Zuſtimmung zur 
Aufnahme einzelne feiner Gedichte in cine ſolche Samm— 
lung zu geben, aber der Verleger fommt und fagt: 
Nein! Der Dichter jelber kann alſo in vielen Fällen nicht 
mehr über feine Merfe verfügen, ein Zuftand, den man 
ernfthaft doch nicht herbeiführen will. Daß die Dichter 
felber nicht der Meinung find, wie fie der Herr Kollege 
Müller hier audgefprodyen hat, dafiir liefern die Antho: 
logien, die von Dichtern herausgegeben worden find, den 
Beweis; man braucht bloß die Namen Johannes Scerr, 
Strodtmann, Ludwig Jacubowsti, Karl Hendell, Mari: 
milian Bern, Wilhelm Hertz anzuführen. Nun gebe ich 
zu, gewiß kann Mißbrauch damit getrieben werben, gewiß 
niebt es Verleger, die in ſchamloſer Weife plündern, ohne 
Rückſicht auf die Wünſche des Verfaſſers ſolche Antho- 
logien herausgeben. Aber es giebt überhaupt nichts auf 
der Welt, was nicht mißbraucht werden kaun, und einem 
anſtändigen Verleger wird es gar nicht einfallen, Antho— 
logien herauszugeben, ohne ſich der Zuſtimmung der 
Dichter zu vergewiſſern. So ganz nebenſächlich iſt denn 
doch die geiſtige Arbeit auch nicht, wie Herr Kollege 
Müller ſie dargeſtellt hat, wenn jemand zu einem be— 
ſtimmten poetiſchen oder zu einem pädagogiſchen Zweck 
oder ſogar zu einem politiſchen Zweck ſolche Sammlungen 
herausgiebt. 

Ich bin alſo dafür, daß wir uns in erſter Linie für 
ben Antrag Haſſe erklären, weil darin zugleich der Anz 


(A) trag Wellitein mit enthalten iſt. 


(B) Weile zu 
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Nenn aber der Aıtrag 
Haffe die Zuſtimmung des Haufes nicht findet, dann bin 
id) auch gegen den Antrag MWellftein, weil gar fein Grund 
vorhanden ift, den Studenten bier eine befondere Brat: 
wurſt zu ferbiren. 

Dizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsfefretär 
des Reichs-Juſtizamts, Wirkliche Geheime Nath 
Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirklicher Geheimer Nath, Staats— 
jefretär des Reichs-Juſtizants, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, bei der Vorberathung des 
Geſetzentwurfs haben wir auch über die jetzt diskutirte 
Frage Sachverſtändige gehört und bei dieſer Diskuſſion 
waren zugegen nicht nur Verleger, ſondern auch Autoren 
und beſonders auch Dichter. Da Hat ſich damı ergeben, 
daß wohl Verleger da waren, die für die Zulaffung ber 
Anthologien im bisherigen Umfang fi) ausjpraden, daß 
aber fein einziger Autor, fein Dichter geneigt war, in 
biejer Richtung eine Konzeſſion zu machen. 

(Hört! hört!) 

Diefe Thatſache könnte auch den Herrn Vorredner etwas 
bedenflidy machen, wenn er in feinen Ausführungen davon 
ausgegangen ift, daß es wohl im Intereſſe der Autoren, 
nicht aber im Intereſſe der Berleger liege, die Anthologien 
unbeſchränkt zuzulaflen. Die Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, ſprechen entichieden nicht für die Annahme des 
Herrn Vorredners. 

Nun, meine Herren, giebt es Anthologien, die nicht 
nr auf gefeßmäßigen Wege, fondern vielmehr auch — 
ih will über das formelle Net hinausgehen — auf 
durdaus loyale Weile zu Stande fommen, und, indem 
id) das fonftatire, gebe ich auch zu, daß die Anthologien 
den Bebürfniffen des Volkes in breiter Ausdehnung 
Rechnung tragen, — Dieje Anthologien, bie in loyaler 
Stande fommen und aud in BZufunft 
follen zu Stande fommen können, bie eine be: 
rechtigte Exiſtenz haben, ſollen durd den Bor: 
flag der Kommiſſion nicht angegriffen werden. Diele 
würden danad auch in Zukunft verfaßt und verbreitet 
werden können. Sie beitehen aus Bruchſtücken von 
Werken der bereit3 gemeinfreien Autoren — die fünnen 
ohne weiteres aufgenommen werden —, fie beftehen aber 
auch aus den Dichtungen moderner Verfafler, Die noch 
unter Schuß fid) befinden. Es kann, wie mir fheint, doch 
feine Schwierigkeiten maden, die Zuftimmung der be— 
treffenden Autoren und Verleger zu einer derartigen Ent: 
lehnung zu gewinnen. Geſchleht das, dann ift es möglich, 
unter loyaler Berückſichtigung der Iutereffen der Autoren, 
berartige Anthologien in Zukunft zu Stande zu bringen, 
und dad wird der Entwurf ermöglihen; aber es giebt, 
wie der Herr Vorredmer aud) anerkannt hat, eine große 
Anzahl von Büchern, die keineswegs auf diefer Grundlage 
entitehen, fjondern die ohne Nüdfiht auf die Autoren 
zufammengejchnitten werden, und deren Herausgeber und 
Verleger, wie id) glaube, viel weniger die Bebürfniffe des 
Bolfölebend, die Bedürfniffe der Belehrung und Unter— 
haltung im unferem Bolfe im Auge haben als das Be— 
dürfniß, mittelö derartig zufammengefchnittener Bücher ein 
gutes Geichäft zu machen. Diefen legteren, nad) meiner 
Meinung, von loyalen Standpunkte betrachtet, nicht be— 
rechtigten und für die geiftigen Bebürfniffe unſeres Volkes 
nicht nothwendigen Anthologien ſoll die Borlage entgegen: 
treten. 

Die Herausgabe von Zufammenftellungen fremder 
Autorihöpfungen zu einem eigenthümlichen literariſchen 
Zweck ift eine Erfindung ber Gejeßgebung von 1870, 
Die frühere preußiſche Geſetzgebung fannte biefe Lizenz 
nicht. Die Gefeßgebung des Auslandes fannte fie ebenfo 
wenig, bis auf einzelne Staaten, und and, diefe kennen 





fie nur in ſehr beſcheidenem, mit dem jegigen Zuftande (C) 


nicht zu vergleichendem eig cn Auch die gegenwärtige 
Geſetzgebung des Auslandes kennt mit einigen wenigen 
Ausnahmen dieſe Beſtimmung nicht. Aulturfianten, wie 
Fraukreich, Belgien, Italien, England haben fie nicht, und 
das Bolt kann dort feine geiftigen Bedürfniffe befriedigen, 
ohne dab in der Weiſe moderne Erzeugniſſe unferer 
Anthologien Fremder Autoren benugt werden, ohne willfürliche 
Entlehnungen aus Werfen ſelbſtſtändig ſchaffender Verfaſſer. 
Auch das jollte uns zu denken geben. Als im Jahre 
1870 dieſe Beſtimmung durchgegangen war, knüpfte ſich 
an die damit anerkannten eigenthümlichen Zwecke auch 
eine eigenthümliche Entwicklung an; denn nun ſproßten 
die „Dichterwälder“ und Aehnliches der Art, mit Schönen 
Namen ausgeltattet und auch zum Theil mit hübſchen 
Sluftrationen verfehen, zum Anreiz für dad Publikum, 
nur jo in die Höhe. Die Zahl diefer Anthologien wuchs, 
als ob jeit 1870 ein ganz neues Bedürfniß in unferm 
Volföleben Hervorgetreten wäre, und fo haben wir jetzt 
viele derartige Werke, bie fid) zum Theil nur durch eine 
ſchöne Ausftattung und feifelnde Zufammenftellung aus: 
zeichnen, alle aber fein anderes Verdienſt in ſich tragen, 
al dab fie eine oberflächliche Weberfiht über fremde 
geiltige Grzeugniffe gewähren. An biefen Ausgaben, 
meine Herren, hat das Volk fein Intereffe, das Volt 
fanı feine geiftigen Bebürfniffe auch ohne fie befriedigen. 
Auch wirkliche Autoren haben fein Intereſſe daran; denn 
vielfach werden derartige Werke nur fo gemacht, dab ein 
fompilatoriſch begabter Stopf von einem Verleger ange: 
nommen wird umd nun bie nöthige Auswahl aus dem 
vorliegenden Material bewerfitelligt. Intereſſe an diejen 
Dingen hat der Verleger, der ein neues Produkt auf den 
Markt bringt, mit einigen Novitäten gegenüber anderen 
gleihen Werfen ausftattet, und danı fein Geſchäft dabei 
madt. Ich möchte Sie fragen, ob das Bebürfniß unferes 
Voltslebens dahin geht und es der Würde unferer Geſetz— 
gebung entipricht, derartige Erzeugniffe unter den Schutz 
rechtlicher Beſtimmungen zu ftellen ? 

Meine Herren, es ift und gefagt worden, bieje 
Bücher machten Neklamen für die Autoren. Wie kommt 
es denn, daß die Autoren, bie body felbft ihre Intereſſen 
zu wahren wiflen, entſchieden gegen dieſe guten Dienfte 
proteftiren? Die Autoren glauben ſich jelbft mächtig 
genug, um für ſich mit ihren eigenen Werfen zu werben, 
fie wünſchen bieje Interftügung ber angeblih für fie 
intereffirten Buchhändler und Stompilatoren gar nicht. 

Ich glaube, meine Herren, lafien wir es bei dem 
gegenwärtigen YZuftande, dann wird, wenn ich fo jagen 
darf, die Gewilfenlofigfeit auf Ddiefem Gebiete der 
literarifhen Produktion ſich immer weiter entiwideln zum 
Nachtheil unſeres gefammten Literariichen Verkehrs. Wohl 
ift uns gejagt worden, das Reichsgericht habe hier be: 
ftimmte Grenzen gezogen. ber, meine Herren, das 
Neichägericht hat unter Anwendung ber Beitimmungen, 
wie fie das Gefek von 1870 enthält, und unter dem 
Streben, diejen Beſtimmungen eine innerlich gerechtfertigte 
Grenze zu ziehen, ſchwer gelitten, und man kann mich 
behaupten, dab die Nedtiprehung des Neichögerichts 
jest zu eimem befriedigenden Nefultate geführt hätte 

(jehr richtig!), 
das eine klare Begrenzung enthält. Much jegt noch, meine 
Herren, fommt es troß der Nedtiprehung leider zu 
häufig vor, daß neue KHompilationen ber Art entftchen, 
die nicht verdienen, auf dem Markte zu erfcheinen, weil 
fein Bedürfniß es vechtfertigt, weil fie der eigentlichen 
Tendenz der Gefeggebung von 1870 kaum entipreden. 
Derart, meine Herren, liegen die Dinge, dab, wenn ſolche 
Anthologien deutſcher Herkunft ins Ausland gehen, fie 
dort der Gefahr unterliegen, wegen Nachdrucks verfolgt 
zu werben, und daß, wenn beifpieläweile ein englifcher 
300* 
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(A) Richter etwa eine ſolche Anthologie vor feinem Richter— 


ſtuhl ae befommt, er den Verbreiter wegen 
Nahdruds beitrafen wird, mit einigen, wie es in Eng: 
land ja üblih ift, nicht gerabe fchmeichelhaften Be— 
merfungen über bie Zuftände, unter denen derartige Werke 
entftehen fönnen. 

Meine Herren, ich follte meinen, wir thun gut und 
verireten bie Würde der Gefebgebung unferer Nation, 
wenn wir bier beitimmte Grenzen gegenüber der Aus— 
beutung ziehen, und ich darf Ihnen deshalb nur empfehlen, 
es bei dem Borihlage Ihrer Kommifſion zu belaflen. 

Nun will id aber gern zugeben, daß e3 eine Anzahl 
von Büchern giebt, zu denen ich nicht bloß die Sommers: 
bücher rechne, zu denen man aud andere gejellige Lieder: 
hefte reinen kann, Büchelchen für bie Kinder, für die 
ejellige Unterhaltung der Jugend, die man wohl dulden 
ann, weil fie die Intereffen der darin benußgten Autoren 
wirflid nicht verlegen. Wenn Sie nad) diefer Richtung 
hin eine Stonzeffion an das täglihe Leben maden 
wollen, fo, glaube ich, würde gegen den Antrag bed 
Herrn Abgeordneten Wellftein nichts zu erinnern fein 
IH glaube, die verbündeten Negterungen würden ſich 
mit ihm wenn auch nicht befreunden, jo doch ihn nicht 
beanftanden. 

Ich empfehle Ihnen deshalb: lehnen Sie beide An— 
träge ab. Wollen Sie dad aber nicht, dann laffen Sie 
es wenigſtens bei dem Antrage Wellftein bewenden. 

Vizepräfident Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Haußmann (Böblingen). 

Haubmann (Böblingen), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich habe meinerſeils benfelben Antrag in der Kommiſſion 
geftellt, den heute der Herr Stollege Haffe geftellt hat, und 
id; werde für diefen Antrag ftimmen aus den Gründen, 
welde ber Herr Kollege Fiſcher in der Hauptſache bar: 
gelegt hat. Mir ſcheint es ein Moment der Vollsbildung 
(B) zu fein, und zwar für die unteren Stlaffen der Bevölkerung 

ebenfo mie für bie oberen. Wie foll die Bevölkerung 
Lyrik genießen können, wenn nicht in der Form derartiger 
Sammlungen und Anthologien! Wie fol auch der ge: 
bildete Mann fich in der Lyrik zurecht finden, wenn nicht 
dadurch, dak er ſolche Sammlungen Lieft! Ich meinerfeits 
werbe ſtets dankbar bleiben für die Scherrihe Zufammen:- 
ftellung „Bilderfaal der Weltliteratur”, und in ähnlicher 
Meife werden andere fi ihren lWeberblid über dieſe 
literariichen Produktionen verfhaffen fünnen. Wem will 
zugemuthet werden, bie ganze Summe ber Lyrif in extenso 
durd Anihaffung oder aud mur durch Entlchnung aus 
den Bibliotheken ſich zu verſchaffen! 

Demgegenüber machen die Anhänger des Kommiffions- 
antrages geltend, die Lyriker, die Dichter feien geſchädigt. 
Das vermag id nicht ir MWodurd find fie pe 
Ichädigt? a3 ift ihr Nuben, wenn die Anthologien 
nit mehr in bisheriger Weife herausgegeben werden 
fünnen? Sie meinen, fie würden dann mehr gelefen 
werden, wenn, wie heute der Ausdruck war, ihre „Roſinen“ 
nit in Anthologien aufgenommen wären. Da täufchen 
fi die Herren ganz gewaltig, wenn fie meinen, baß die— 
jenigen, bie ihre Produkte in den Sammlungen lejen, 
überhaupt ihre Gedichtbände befommen und leſen würden, 
wenn es micht auf biefem Wege wäre Alſo iſt von 
einem ibeellen nud nach meiner feften Ueberzeugung auch 
von einem materiellen Schaden für die Autoren nicht 
die Rebe, Wie viel find 3. B. Gedidhte von Geibel in 
Anthologien verbreitet worden! Es hat dem Ruhm dieſes 
Dichters feinen Eintrag gethan, fondern es hat ihn 
gerabegu popularifirt und war wieder günftig für ben 

bſatz feiner Werke felbft. Und fo, wie es in biefem 
Falle ift, ift eö für eine ganze Reihe herauffommender 
Talente nüglid, wen in großem und womdglid größten 
Umfange die Lyrif in Sammlungen verbreitet wird. 





Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat (©) 


ber Herr Abgeorbnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ih muß 
aud in dieſem Falle Sie bitten, bei dem Beſchluß der 
Kommiffion ftehen zu bleiben fowohl gegenüber dem An: 
trage des Herrn Dr. Haffe wie gem: bem Antrage 
des Herru Abgeordneten Wellte n. Wie liegt es 
eigentlich mit den Anthologien? Es ift ja zweifellos 
dadurch, daß im Jahre 1870 Anthologien und Kommers— 
bücher zugelaffen worden find, ſchweres Stapital auf die 
Herftellung folder Bücher verwendet worden, bie theil- 
weife mit guten Jlluftrationen verfehen und gut gebunden 
find, und es liegt, wenn wir unfere Gefeßgebung ändern, 
die Gefahr einer erheblihen Schädigung einzelner Ber: 
leger vor. Aber, meine Herren, id) glaube, das ſoll uns 
nicht abhalten, dad zu thun, was wir prinzipiell für 
richtig halten, und wenn wir prinzipiell und auf den 
Standpunkt ftellen, daß der Autor einen Schuß für fein 
geiftiged Produkt zu — hat, dann müſſen wir den 
Schut ihm auch im Bezug auf ſolche Sammlungen ge— 
währen, die feine Geiftesprobufte in Zufammenftellung 
mit ben Produkten anderer veröffentlihen. Wir ftehen 
auch hier wieder vor ber frage, ob der prinzipiellen Auf: 
faffung gegenüber wirklich Bebürfniffe des Vollslebens 
borliegen, die eine Ausnahme von dem Brinzip erheiſchen, 
und dieſe Frage muß id) berneinen. 

Es ift feitend des Herrn Dr. Haffe geltend gemacht 
worden, eine Umfrage bei Dichtern und Berlegern habe 
ergeben, daß fie nichts gegen die Beibehaltung ber bis: 
berigen Gefeßgebung hätten; aud der Herr Abgeordnete 
Fiſcher ſagte, Jüngere Schriftſteller hätten ertlärt, fie ſähen 
darin eine Schädigung, wenn die Verwerthung ihrer 
Gedichte in Anihologien beſchränkt werde. Gewiß liegt 
biefe Auffaffung bei jüngeren Schriftftelern nahe; aber 
ich bin überzeugt, wenn man dieſe Umfrage beichränft 


hätte auf unſere Kapazitäten auf literariihen Gebiet, jo (D) 


würde man eine andere Antivort erhalten haben. Der 
jüngere Scriftfteller, der einen Auf haben will, hat ein 
Intereſſe daran, daß er in ein Merk, in welchem unfere 
Stapazitäten vertreten find, aufgenommen und baburd) be: 
fannt gemadht wird. Es wird ſich fein Verleger finden, 
ber in ein ſolches Werk nur jüngere Dichter aufnimmt, 
die nicht bekannt find; denn dann hat er feinen Abſatz. 
Dagegen hat er auf einen Abfa zu hoffen, wenn ber 
Inhalt aus einer Miſchung von Stüden berühmter 
Autoren und von Autoren beiteht, die noch nicht be— 
fannt find. Die erfteren fjchleifen die Teßteren durch. 
Die Sade würde weniger Bedenken haben, und wir fünnten 
alles in die Entſcheidung ber einzelnen Autoren veritellen, 
wenn nicht gerade biefer Gegenjah u. bei ber Gr: 
theilung ihrer Zuftimmung geltend machte. Wenn der 
Verleger, der eine Anthologie herausgeben will, Umfrage 
bei Dichtern Hält, fo werben die jüngeren erklären, ſie 
feien mit der Aufnahme ihrer Sachen einverftanden, aber 
die älteren berühmteren Autoren werden feine Antwort 
geben, und damit fcheitert die Anthologie, weil ber Ber: 
leger aus den Dichtungen derjenigen, die ihre Zuftimmung 
erklärt haben, eine ſolche nicht zufammenftellen kann. Wenn 
aber die Sache jo liegt — und fie liegt fo —, dann 
würben wir, glaube ich, einen ſchweren Eingriff in bie 
Uirheberredhte begehen, wenn wir die Anthologien zu— 
ftimmungslos geltatten. Denn wir fegen gerade diejenigen 
in ihren Nechten herab, bie den höchſten Schuß von uns 
verdienen, und mir madhen uns einer Inkonſequenz 
Ihuldig, vor der ih den Reichstag bewahren möchte, in: 
dem wir bie höhere geiftige Kraft unterordnen unter die 
geringere. 

Nun die Frage ded Bebürfniffes. Ach vermmthe, c3 
wird ſich die Möglichkeit begründen laſſen, daß gerade 
die Herftellung von Anthologien die Wirkung bat, daß 
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(A) und bie Ausgaben von Dichtern in Bänden verihenert 


werben, weil die Berleger fi jagen: wir können nur auf 
einen ſchwachen Abfag rechnen, weil die Anthologien uns 
bie beten Sahen wegnehmen und dadburd die ganzen 
Ausgaben nit gehen. Schließen wir die Anthologien 
aus, fo werben wir mit der Möglichkeit zu rechnen haben, 
daß die Buchhändlerpreiſe etwas herabgelegt werben, um 
bie ganzen Werke verkäuflicher zu machen. 

Ich meine, wir follten den Ktommiſſionsvorſchlag 
annehmen. Ich made fein Hehl daraus, daß ich bei der 
eriten Berathung hier und aud in der Kommilfion einen 
anderen Standpunkt eingenommen babe. Aber ich kann 
mid ohne Preisgabe eines Prinzips in Diefer Frage 
unterordbnen. Nahdem nun die Entſcheidung ber 
Kommiſſion gegen meine Auffaffung gefallen ift, meine 
ich, es lägen feine befonderen Gründe vor, die uns ver: 
hindern könnten, ihr beizutreten. 

Dazu fommt nod, dab wir dadurch, daß wir ge— 
ftatten, daß zum Unterrichtögebraud beflimmte Samm— 
lungen erjcheinen bürfen, in weiten Umfange dem Be: 
dürfniſſe nad Hausbüchern entgegengefommen wird. 

Was nun die Anregung betrifft, die Worte „Kirche 
und Schule” vor den Worten zu ftreihen, „die zum Inter: 
richtsgebrauch beftimmt find“, theilweife in der Auffaffun 
daß dur den Ausdrud „Unterrichtsgebrauch“ gedeckt jei, 
wa3 zum Schulgebraud beftimmt fei, theilmweife um 
Sammlungen für kirchliche Zwecke auszufchließen, fo 
möchte ich bitten, es aud in biefer Beziehung bei ben 
Vorſchlägen der Kommiffion zu belaffen. Für firdliche 
und Schul: bezw. Unterrihtszwede macht ſich ein Volls— 
bebürfniß in weiterem Umfange geltend, als für 
Anthologien. Namentlid) dedt dad Wort „Unterrichts— 
gebrauch” das Bedürfniß des Schulgebrauhs nicht, weil 
die Frage, inwieweit Abänderungen zuläffig find, in 
Büchern, welche dem letzteren Zwede dienen, zuläffig find, 


(B) in weitherzigerem Sinne zu entſcheiden ift als bei ben 


Büchern für Unterrichtszwecke allgemein. 

Was nun bie Frage der Kommersbücher betrifft, fo 
fönnen die ſommersbücher, foweit fie bisher erſchienen 
find, ohne Zuftimmung der gefhütten Autoren weder neu 
aufgelegt noch vervollflänbigs werden, es fünnen nur bie 
—— Vorräthe ausverlauft werden. Aber bie 
Zuſtimmung der geſchützten Autoren zu erhalten, dürfte 
für ein anſtändiges Kommersbuch nicht allzu ſchwer 
werden; da liegt die Frage anders als bei den Antho— 
logien. Ein Dichter, deſſen Lied komponirt iſt, hat das 
natürliche Bedürfniß und den Wunſch, daß ſein Lied auch 
geſungen wird. Ihn —** deſſen Aufnahme nicht in 
Bezug auf * ſonſtigen Dichtungen. Er ſelbſt hat ja 
nicht jo viel Lieber gedichtet, die komponirt find, daß 
deren Ausgabe allein eine Sammlung ausfüllt, und infolge 
defien Hat er fein ſtarkes Intereffe daran, dab fein 
einzelnes Lied, weldes fomponirt ift, nit in das 
Kommerdbuh aufgenommen wird. Das Kommersbuch 
hindert ja nit den Abſatz feiner Gedichte, feine Zus 
ftimmung wird daher leichter und billiger zu erlangen 
fein als diejenige der Dichter zu ben ee und 
deshalb meine ih, wäre es nicht unbillig, daß der Heraus: 
geber von Stommersbüchern genöthigt werbe, ſich mit dem 
Dichter in Verbindung zu jegen und beffen Einwilligung 
zur Aufnahme in die Liederfammlung einzuholen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeorbneter: Meine Herren, id bin 
verwundert über den großen Eifer, mit weldhem die Dis- 
fuffion bezüglich der Anthologien von beiden Sciten 
führt wird. Ich muß fagen: ich verftche weder den Gifer 
der Freunde noch den Eifer der Gegner der Anthologien 
bei dieſem Hier in Betracht kommenden Baragraphen. 
Denn es Handelt fid hier gar nicht um die Frage, ob 


Anthologien erjcheinen follen oder nicht erfcheinen follen, (C) 


fondern es handelt fid dod nur um ben Punkt, ob zum 
Zwede don Gedichtſammlungen ohne Zuftimmung ober 
mit Zuftimmung der Autoren Beiträge gedrudt werben 
follen. Da bin ih nun allerdingd der Meinung, daß 
Anthologien ebenfo gut ind Wert gefegt werben können 
ohne den Antrag Hafle ald mit dem Antrag Haffe; denn 
es ilt ebenſo gut möglid, wenn jemand eine derartige 
Zufammtenftellung beabjichtigt, die Autoren zu befragen, 
ob fie die Erzeugniffe ihres Geiftes, über Die fie doc ein 
—— — Recht haben, hergeben wollen oder nicht. 
Ich meine, wir werden, wenn der Geſetzentwurf nach den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion, alſo ohne den Antrag Haſſe, 
Geſetz wird, Anthologien genau ſo haben wie bisher. 
Wir werden vielleicht den Zuſammenſtellern dieſer 
Anthologien eine kleine Arbeit mehr auflegen, und 
wir werden es den Verfaſſern ſelbſt überlaſſen Lönnen, 
u ermeſſen, ob ſie Vortheil oder Nachtheil davon 
haben fönnen, ob ihre Geiſtesprodulte in diefe Anthologien 
aufgenonmen werben oder nicht. Ich glaube aber, daß 
man do wohl etwas zu weit geht, wenn man mit dem 
Herrn Staatöfefretär jogar die „Würde der Nation“ in 
Betracht zieht oder wenn man mit dem Herrn Abgeorb- 
neten Haußmann bon einem „Moment ber Volksbildung“ 
im diefer Beziehung ſpricht. Es handelt ſich doch that: 
fählih nur darum, ob die Einwilligung eingeholt werben 
ſoll oder nicht, und wenn wir hier ein Gefeg zum Schuße 
des geiftigen Eigentums maden, jo Halte id es aller: 
dings für ganz angemeffen, daß wir den Autoren bie 
Selbftbeitimmung darüber laffen, ob fie ihre Erzeugniffe 
hergeben wollen oder nicht. 

Aber auf der anderen Seite muß ich doch fagen, daß Herr 
Kollege Miller Meiningen), wenn er von „Näubereien“ und 
„unerhörtem Unfug“ geſprochen Hat, audy wieber zu weit 
gegangen ift. Ich erkenne mit den verfchiedenen Herren das 
Berdienftliche vieler Anthologien durchaus an, und id) glaube, 
daß die moderne Literatur fehr furzfichtig handeln würde, 
wenn fie ihre Zuftimmung zu ber Herausgabe von Antho- 
logien verweigern würde. Denn wenn der Herr Abgeordnete 
Müller (Meiningen) meinte, es würden die Rofinen aus 
dem Suchen babei genommen, und ber Suchen würde 
dann nit mehr begehrenswerth fein, fo erſcheint 
e3 mir zweifelhaft, ob dieſer Inrifhe Kuchen aud) 
mit ben Roſinen fo begehrenswerth werben würde. Ich 
glaube, im allgemeinen ift das Kaufen Iyrifcher Gedichte 
doch eine recht vereinzelte Erfcheinung, und ich glaube, 
dab mander Dichter unbelannt ohne die Anthologien oder 
wenig bekannt bliebe. Wenn aber das Publikum mit den 
Rofinen in den Anthologien erft in Geſchmack gekommen 
ift, dann Tauft es ſich hinterher vielleicht den Kuchen, den 
es fich vielleicht fonft mie kaufen würde. Aber diefe ganze 
Trage hat für mich thatfächlich Feine weittragende prinzi— 
pielle Bedeutung, und id) glaube, daß wir der Kommiffion 
aud) nad) diefer Richtung hin folgen können. 

Nun aber muß ich jagen, daß die Auffaffung, als ob der 
Antrag Wellftein in dem Antrag Haffe inbegriffen ift, meiner 
Auffafjung nicht entſpricht. Ich glaube, dab der Antrag 
Wellftein auch noch dann am Blage ift, wenn hg ni 
angenommen werben follte, denn er ift nach meiner Anficht 
weitergehend in einer beftimmten Richtung als ber Antrag 
Hafje. Was der Antrag Wellftein enthält, das find Lieder: 
fammlungen, die durchaus nicht zu literariſchen Zwecken dienen. 
Andererſeits allerdings glaube ich auch nicht, daß es richtig 
iſt, wenn man meint, daß der Antrag Wellſtein lediglich 
für Kommersbücher für Studenten in Betradt kommt. 
Ich trete für biefen Antrag ein, weil ih in ihm eine viel 
weitergehende Bedeutung finde. Ih muß es ganz ent: 
ſchieden zurüdweifen, wenn der Herr Abgeordnete Fiſcher 
davon fprad), man wolle hier für „Studenten eine be: 
fondere Bratwurft ſerviren“. Nein, es iſt wicht nur eine 
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{B) den Antrag Haſſe 
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(A) ſtudentiſche Sitte, fondern eine in den weiteften Streifen ber 


Nation verbreitete Gewohnheit, daß bei frohen Anläſſen, 
patriotifhen und fonftigen Feſten Lieder gefungen werben, 
beren Tert den Berfammelten im Drud zugänglich gemacht 
wird. Und biefen weiten Fall trifft der Antrag Wellftein, 
er trifft namentlich aud die Beranftaltungen der Arbeiter. 
In meinem Wahlkreis ift eine jehr ausgebreitete reichs— 
treue Arbeiterorganifation, die in ihren zahlreichen Orts: 
gruppen namentlich aud Mufit und Gejang pflegt. Da 
habe id) Häufig die zu fingenden Lieder gedrudt vorgefunden, 
und gerade für dieſen Anlaß fcheint mir der Antrag 
Wellftein außerordentlih zwedmäßig, während man auf 
ber anderen Seite wohl nicht jagen kann, daß die Dichter 
oder Verleger oder die Literatur einen merklichen Schaden 
davon haben, wenn man foldhe Sammlungen, wie fie der 
Antrag Wellftein im Nuge hat, weiteren Streifen zugänglid) 
läßt, wenn man da jede Beſchwer abnimmt und die Ver: 
anftalter folder feinen Sammlungen nicht exit zwingt, 
ein Schönes Lied, das ihnen gerade gefallen hat, nicht 
—— weil ſie dazu vorher um Erlaubniß zu fragen 
älten. 

Ich bin deshalb ſehr erfreut, daß der Herr Staats— 
ſekretär erklärte, er habe gegen den Antrag Wellſtein 
grundfäglihe Bedenken nicht einzuwenden. Re glaube 
auch, daß der verehrte Vorjigende der Kommiſſion, Herr 
Dr. Spahn, der ja mit aller Entſchiedenheit den Antrag 
Haſſe befämpfte, doc zwischen den Zeilen feiner Worte 
durchbliden ließ, er habe gegen Aunahme des Antrages 
Wellitein wefentliche, Tchwerwiegende Bedenken nicht. — 
Ich entnehme aus feiner Miene, daß meine Auslegung 
nicht ganz irrig ilt. 

ch möchte mich alſo dahin zujammenfaffen: id) 
glaube, wir handeln im Geiſte des und vorliegenden Ges 
ſetzes und werben iwefentliche literariſche Schädigungen 
au für die Anthologien nicht herbeiführen, wenn wir 
ablehnen. Wir werden Dagegen 
praftifche und foziale Bortheile herbeiführen, wenn wir 
den Antrag Wellftein annehmen. Wenn man da bon 
mangelnder Logil und von Durchbrechung des Prinzips 
fpridt, — nun, es Handelt fih ja hier um den Para— 
graphen, ber die Ausnahmen enthält von der Regel; alfo, 
wenn mir da eine Ausnahme, bie wir für praktiſch halte, 
hinzufügen, jo ſcheint mir auch das ohne jede ernften Be— 
benfen. Ich habe alfo vom Standpunkte der Dichter fo 
wenig wie von bem ber Verleger wie von bem prinzipiellen 
Standpunkt aus irgend ein Bedenken gegen den Autrag 
Wellſtein, glaube aber, daß er durchaus praftiiche 
— — trifft und Vortheile bringt für weite Kreiſe der 

ation. 

Ich bitte Sie deshalb, unter Ablehnung des An— 
trages Haſſe den Antrag Wellſtein anzunehmen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Gegenüber dem An: 
trage Hafje ftehe ich auf dem Standpuntte der Fommiſſion. 
Was dazu vorzubringen war, haben die Herren Kollegen 
Dr. Müller und Dr. Spahn jo ausreihend vorgebradt, 
daß ich mich deren Ausführungen wur anſchließen kann. 

Anders verhält es fih mit meiner Anſchauung 
bezüglich de3 Antrags Wellftein. In dieſer Beziehung 
befinde ih mid, was ja felten vorkommt, im Ueberein— 
ftimmung mit Herrn Dr. Arendt. Ich bemerfe, daß ſolche 
Heine Zufammenitellungen von Liedern in der That fehr 
erwünſcht und geeignet find, gerade bei Feltlichleiten, mag 
es bei einen Kriegerverein, bei einem Gefangverein oder 
einem fonft geftalteten Wereine fein, die Verbreitung der 
literarifchen Produkte zu fördern und im allgemeinen zur 
Hebung ber Gefelligkeit beizutragen. Zunächſt möchte id) 
namentlich darauf hinweifen, daß der Antrag Wellftein, wie 
er von dem Herrn Kollegen Wellftein ſelbſt zuerſt inter: 
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pretirt worden ift, in der That nicht fo gemeint fetn darf, (©) 


daß er mit Stompofitionen in Berbindung gebracht wird. 
Die Kommersbücher können in dieſem Autrage nicht in: 
begriffen fein; das verfteht fih weine Gradtens von 
ſelbſt, und das hat Herr Kollega Dr. Spahn genau uud 
richtig hervorgehoben. Elwas anderes ift es aber, wenn 
Heine Sammlungen von Liedern für einen beſtimmten 
Zwed, für eine beftimmte Feier zuſammengeſtellt find, 
ober wenn diefelben zufanımengeftellt find, damit fie in 
einem Verein, in einer Studentengefellihaft, bei Anlaß 
von Freftlichkeiten überhaupt gelungen werden. Da wird 
einfach bei dem betreffenden Liede, dad abgebrudt iſt, 
darüber gefchrieben: zu fingen nad der Melodie jo und 
fo, 3.8. „Deutfchlaud, Deutfchland über alles“, oder wie 
fonft bekannte Melodien lauten. Das ift meines Er: 
achtens doch nicht ein Gingriff in Die Nechte der Autoren, 
wenn berartige Heine Zufammenftellungen bei ſolchen Ge— 
legenheiten gebraudyt werden. Aber wenn wir nicht eine 
Beſtimmung in Gemäßheit des Antrags Wellſtein in das 
Geſetz Hineinbringen, dann wird eben künftig eine ſolche 
Zufammenftelung, aud wenn fie nur für ein beftinmtes 
seit gemacht wird, verboten fein; fie wird ftraibar fein, 
wenn fie gemacht wird, und das kann in der That nicht 
im Sinne unferer Gefehgebung liegen. 

Ih kann auch meine Befriedigung darüber aus— 
ſprechen, daß der Herr Staatsſekretär des Reichs-Juſtiz— 
amts erklärt hat, daß die Regierung dem Antrage Well— 
ſtein zuſſimmen kann. Er wird wohl auch die Sache in 
dem Sinne aufgefaßt haben, daß es gewiſſermaßen ein 
unſchuldiges Vergnügen iſt, das die betreffenden Feſt— 
veranftalter ſich leiſten, wenn fie eine ſolche kleine Zuſammen— 
ſtellung luſtiger oder feierlicher Geſangsvorträge machen. 
Das Prinzip des Geſetzes wird in feiner Weile dadurch 
durchbrochen, dem Prinzip des S 19 inäbefondere wird 
dadurch nicht entgegengetreten. Es hätte die betreffende 


Beltimmung auch unter Nr. 3 in der Weiſe untergebradht (D) 


werben können, daß hinter dad Wort „Unterrichtsgebrauch“ 
hinzugefügt worden wäre „oder bei Benutzung bei 
Geſangsvorträgen.“ 

Alſo, meine Herren — ich ſpreche da nicht allein vom 
Standpunft der Vereine, ich ſpreche im Intereſſe des 
Geſanges bei Feftlihen Gelegenheiten überhaupt —, 
maden Sie, daß hierdurch die Möglichkeit geſchaffen 
werde, durch folche kleinen Bücher und beren Gebrauch 
die Freude zu erhöhen. Nehmen Sie deu Antrag Well 
ftein au; der Sache wird damit genützt, nicht geſchadet. 

Präfident: Die Diskuffion ift geſchloſſen. Der Herr 


Berichterftatter verzichtet auf das Schlußwort. Wir 
fommen zur Abftunmung. 
Es Liegen vor die Amendements Wellitein auf 


Nr. 249 der Drudjahen und Dr. Haffe auf Nr. 232 der 
Druckſachen. Ich ſchlage vor, tu der eben von mir ber: 
lefenen Reihenfolge über die Amendements abzuftinmen 
und dann über den & 19, wie er fih duch die vorher: 
gehende Abſtimmung geftaltet haben wird, — Das Haus 
ift damit einverftanden. 

Ich bitte alfo Diejenigen Herren, welche nadı dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten MWellftein auf Nr. 249 
ber Druckſachen im 5 19 zwiſchen der Nr. 2 und der 
Nr. 3 eine neue Nr. 2a — deren Berlefung mir erlaffen 
wird — Hinzufügen wollen, ſich von ihren Plätzen zu 


erhebeıt. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. 
Nunmehr bitte ich diejenigen Herren 
(Rufe: Zur Geſchäftsordnung! — Glocke des Präſidenten.) 
v. Kardorff, Abgeordneter: Die Frage, Herr Prä— 
ſident, iſt auf dieſer Seite nicht verſtanden worden. 
(Zurufe links: Hier auch nicht!) 
Präſident: Das thut mir ſehr leid. Ich habe laut 





(A) und deutlich geſprochen und darauf auch gefragt, ob das 


(B) 


— 


Haus einverſtanden iſt. Darauf hat ſich niemand ge— 
meldet. Mehr kann man nicht thun. Ich glaube, ich 
ſpreche ziemlich deutlich). 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche nach 
dem Amendement des Herrn Abgeordneten Dr. Haſſe auf 
Nr. 232 der Druckſachen im 8 19 Ziffer 3 hinter dem 
Worte „Unterrichtsgebrauch“ einfhalten wollen: „oder zu 
einen eigenthiimlichen literariſchen Zwede*, fih von ihren 
Plätzen zu erheben, 

(Gefchieht.) 


Auch das ift die Minderheit; das Amendement des Herrn 
Abgeordneten Dr. Haſſe ift abgelehnt, und 8 19 umber: 
ändert nad den Beihhlüffen ber Kommiſſion geblichen. 
Wenn niemand widerſpricht, werde ich aunehmen, daß er 
vom Haufe in diefer Faſſung angenonmmen worden ift. — 
Das ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort ber Herr Ab: 
geordnete Dr. Arendt. 

Dr, Arendt, Abgeorbnieter: Meine Herren, ich bin 
in der unangenehmen Lage, feitftellen zu müſſen, daß id) 
fir den Antrag Wellfiein gefprodhen und dagegen ge: 
ſtimmt habe. 

(Heiterfeit.) 
Das ift lediglich dadurch entjtanden, daß hier auf diefer 
Seite, wo id) fite, und wo wir alle fir den Antrag 
Wellſtein ſtimmen wollten, die Frage des Ham 
Präfidenten nicht nehört worden ift. Ich behalte mir 
deshalb vor, In dritter Leſung entfprehend zu ſtimmen. 

Bräfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeorbirete Beh (Coburg). 

Beh (Coburg), Abgeordneter: Ich fann die Worte 
be3 Herr Kollegen Dr. Arendt nur beftätigen. Ich habe 
die Frage auch nicht verftanden und bin infolge deſſen 
nicht aufgeftanden, und deshalb ift meine Abitimmung 
wahrhaftig nicht giltig. 

Präfident: Es kann mir leid thun, daß die Herren 
mic nicht veritanden haben; aber wenn vielleicht eine 
arößere Ruhe im Haufe herifchte, dann würden mic) bie 
Herren wohl verftehen. An Deutlichkeit meinerſeits hat 
es nicht gefehlt. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über den 8 20. 
Zu demfelben liegt vor das Amendement des Herrn Ab: 
geordneten Beh (Koburg) auf Nr. 248 der Druckſachen. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Bedh (Coburg). 

Beh (Koburg), Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Antrag, den ich zu dem & 20 geftellt habe, wiederholt 
eigentlih nur mit einer Eeinen Modifikation die Be: 
ftimmung, die feinerzeit in der erſten Vorlage des 
Geſetzes über das Urheberrecht in unfere Hände gelangt 
if. Dort hieß ed im 8 19: „MS Nadıdrud iſt es nicht 
anzufehen, wenn ein Schriftwert nad) feinem Ericheinen 
als Text zu einem neuen Werke der Tonfunit in Ver: 
bindung damit abgebrudt wird“. Nun Hat die neue 
Vorlage dies infofern abgeändert, als dort gejagt ift: 

kleinere Theile einer Dichtung oder Gedichte von 

geringerem Umfang. 
Das wirde doch ungeheure Schwierigteiten bei An— 
wendung des Gefebes geben für ben Ridjter, wenn er 
unterfheiden fol: was ift ein Gedicht von geringerem 
Umfang? Iſt das cin Gedicht von mur einer Seite oder 
ein ſolches, das zwei, brei, vier Seiten einnimmt? Das 
it doch unter Umſtänden auch ein Gedicht, was einen 
Bogen einnimmt! Es befteht alſo, wie gelagt, eine 
große Schwierigkeit, in bem betreffenden Falle zu 
unterfcheiben. uch bei fogenannten fleineren Theilen 
einer Dichtung ift unter diefen Umftänden ſchwer zu bes 
ftimmen, ob fie feiner oder größer find. Da fragt es 
fi nun doch: ift es denn eigentlid nothwendig, daß eine 
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folhe Unterſcheidung zwiſchen größeren und kleineren (C) 


Theilen, größeren und Eleineren Gedichten gemacht wird? 
Und das muß id) eben ganz entjchieden beftreiten. In 
diefer Beziehung hat der erite Entwurf ganz ridtig an— 
genommen: wenn ein Schriftiwerf al3 Tert zu einem Werk 
der Tonkunſt mit diefem in Verbindung gebracht werben 
ſoll, dann iſt es doc ganz gleichgitig, ob diefes Schrift: 
werf größer oder Heiner iſt; denn dabei kommt es nicht 
auf das Scriftwerk und den Tert des Schriftwer an, 
fondern auf bie Stompofition; das Schriftwerk iſt Neben: 
ſache bei dieſer betreffenden Stompofition. Wir haben aber 
auch, wie ich ja das aus dem Gefangsleben weiß, Kom— 
pofitionen, welche eben doch größere Gedichte zur Inter: 
lage für das betreffende Tonwerk haben: ich habe ſchon 
in der Kommiſſion darauf verwiefen, daß wir 3. B., wo— 
bei ich ſelbſt mitgefungen habe: „Schön Ellen“ von 
Brud, „Dad Thal de3 Espingo“ von Nheinberger, 
„Solumbus* von Zöllner und noch eine ganze 
Menge ähnliher SKtompofitionen, bei denen man 
nicht jagen kann, daß die Unterlage fir die Kompoſition 
ein tleineres Gedicht iſt; aber, wie gefagt, darauf kann 
es doc wirklich nidt ankommen bei der Verbindung mit 
der Kompoſition. Es iſt doch ganz ausgeichloffen, daß 
etwa ein Bühnenwerk als ſolches, daß cin Drama ganz 
durchkomponirt wird. Da wird ein neues Prodult 
geſchaffen, das Gedicht kommt dabei nicht in Betracht; 
auch wenn ein großes Epos in Betracht gezogen werden 
wollte, gilt dies; denn es wird doch ganz gewiß nicht 
dad ganze Epos für die Hompofition verwendet werben, 
vielmehr wird, wenn ein ſolches verwendet wird, doch 
ftets nur ein Theil eines ſolchen zur Kompoſition ges 
bradt. Und da glaube id), im Intereſſe der richtigen 
Konſtruktion unferes Geſetzes, und um den Nichter nicht 
in Verlegenheit zu bringen, ſowie nicht Auslegungen zur 
Geltung zu bringen, weldhe mit unferen Intentionen 
durchaus in Widerſpruch ftchen, ift es doch das Richtigſte, 
wenn wir überhaupt jagen: „ein Scriftwert*; dabei 
habe ich gegenüber dem früheren Entwurf noch hinzu— 
gejegt: „oder ein Theil desfelben mad feinem Er— 
heinen als Tert genommen wird“. Damit iſt ber 
Gedanke vollftändig audgebrüdt, und damit find bie 
Schwierigkeiten vermieden, welde bei der Interpretation 
von kleineren oder größeren Theilen von Gedichten an 
fich gegeben find. Ich bitte Sie alfo, nehmen Sie dieſen 
Antrag anz ich bin überzeugt, er enthält eine Verbeſſerung 
dieſes Geſetzes. 

Präſident: Das Wort als Abgeordneter hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Eiche. 

Dr. Eſche, Abgeordrreter: Meine Herren, ich möchte 
Sie bitten, den Antrag Bedh abzulehnen. Wie bereits 
ber Herr Abgeorbniete Bedh ausgeführt hat, hat er dieſen 
Antrag ſchon in der Kommiſſion geftellt 

(Zuruf lin) 

— nit ganz in derfelben Form, cr hat ihn in ber Kom— 
miffion etwas weitergehend geftellt; jest ift noch Die Be: 
ſtimmung aufgenommen, daß auch, wenn es fih um Theile 
ſolcher Schriftwerte handelt, die gewünfdte Befugniß zu— 
gelaffen werben fol. Es ift ja richtig, daß mit Nüdficht 
auf die eigenthümliche Mufikpflege in Deutihland ben 
Dichtern zugemuthet wird, ein Zugeftändniß den ſtom— 
poniften zu machen, infofern, als, ohne daß es ihrer be- 
fonderen Genehmigung bedarf, ihre Lieder abgedrudt werben 
dürfen als Tert zu einem neuen Werke der Tonkunſt in Ver— 
bindung mit diefem. Weiter zu gehen, liegt aber, wie in 
der Kommilfion von verſchiedenen Seiten ausgeführt 
wurde, fein Bedürfniß vor. Sind e3 wirklich tüchtige 
Komponiften, fo werden die Dichter aud größerer 
Dichtungen fein Bedenken tragen, ihre Dichtungen zum 
Abdrud mit beren Kompofitionen freizugeben. Much bie 
gefragten Komponiſten, die doch in diefer Frage das maß- 


— 


D) 


(B 





am: 
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(A) gebende lirtheil haben, die Antereffenten find, haben ſich 
damit einverftanden erklärt, daß dieſe Vergünftigung für 
fie nur auf Fleinere Dichtungen beihränft wird. Ich bitte 
Sie deshalb, in Be mit dem Kommiſſions⸗ 
beichluß den Antrag des Herrn Abgeordneten Beh aud) 
heute abzulehnen. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiffar bes 
Bundesraths, Staiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
und bortragenbe Per) im Reichs-Juſtizamt Dr. Dungs. 

Dr. Dungs, Statjerliher Geheimer Ober:Regierungs- 
rat) und vortragender Rath im Reichs-Juſtizamt, Kom— 
miffar des Bundesraths: Meine Herren, ” kann mic 
den zutreffenden Auslaflungen des Herrn — 
Dr. Eſche nur vollkommen anſchließen und bitte, den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Beckh abzulehnen. Ich 
wollte mir nur erlauben darauf hinzuweiſen: würde der 
Antrag angenommen, dann wäre es, was thatſächlich ge— 
ſchehen iſt — wie ich annehme, mit Genehmigung des 
Dichters —, zuläſſig, die „Verſunkene Glocke“ von 
Gerhard Hauptmann vollſtändig in Muſik zu ſetzen. Das 
geht weit über das Bedürfniß, das die Vorſchrift erfüllen 
ſoll, nämlich die Liederkompoſition zu fördern, hinaus. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Ktirſch, Abgeordneter: Meine Herren, wir kommen 
bier bei dem Urheberrechte zu verſchiedenen Begriffen, 
wenn wir ben 8 19 Ziffer 3 vergleichen mit der Be- 
fimmung in 8 20. In dem 819 Ziffer 3 ift cine 
Faflung enthalten, die darauf hinausläuft, dag Werte 
einer Sammlung, die ihrer Beihaffenheit nah für den 
Kirden:, Schul- oder Unterrichtsgebrauch beftimmt find, 
vervielfältigt werden dürfen. In dem $ 20 im Schluß: 
fat finden Sie eine Beftimmung, die meined Erachtens 
ähnlich hätte lauten müffen, in ber im Gegenfaß zu der 
Beihaffenheit der Sammlung auf die Gattung ber 
Dichtung hingewieſen if. Meines Gradtend wäre es 
richtiger geweſen, aud; in den z 20, letzter Abſatz, eine 
mit der Beitimmung im $ 19 übereinftimmenbe Bezeich- 
nung einzufegen. Es fommt doch auf die Beichaffenheit 
der Dichtung, auf den Juhalt der Dichtung wejentlih an, 
weniger auf die Gattung. Meines Gradtens Tann in 
unferer Zeit ein Inrifches Gedicht ebenfo gut in die Muſik 
übertragen werben wie etwa ein Epos oder ein Spott: 
gedicht, und wir haben Beilpiele von allen möglichen 
Stompofitionen derartiger Gedichte. Ich hätte es deshalb 
für richtiger gehalten, auch in dem & 20, letter Abfas, 
nicht die Gattung der Dichtung in die Erſcheinung treten 
zu laffen, fondern es aud hier auf die Beſchaffenheit, 
alio wefentlih auf den Inhalt des einzelnen Gebichts 
ankommen zu laffen. 

Präfident: Das Wort wird micht weiter verlangt; 
die Disfuffion ift geichloffen. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet auf das Schlußwort. Wir kommen zur Ab- 
ftimmung. 

Ich werde zunächſt abftimmen laffen über den An- 
trag des Herrn Abgeorbnieten Bechh (Coburg) auf Nr. 248 
der Drudjahen, welcher den erften Sat des $ 20 durch 
eine andere Faſſung erfegen will; dann über ben $ 20, 
wie er fid) nad) der vorhergehenden Abftimmung geftaltet 
haben wird. — Hiermit ift das Haus einverftanden; wir 
ftimmen fo ab. 

Ic) bitte alfo diejenigen Herren, welche im $ 20 den 
eriten Sat durch die Faſſung Bedh (Goburg) auf Nr. 248 
der Drudjahen erfegen wollen, fih von den Plätzen zu 


erheben. 
Geſchieht.) 
* u. bie Minderheit; dad Amenbement Beh ift ab- 
gelehnt. 
Ich werde ohne befondere Abftimmung annehmen, 
wenn niemand widerfpricht, daß der $ 20 nad) den Be: 


— 


ichlüffen der Kommiffion nunmehr angenommen ift, — Da (U) 


niemand wiberfpricht, ift dies ber Fall. 

Ih rufe auf ben $ 21. — Es meldet fi in ber 
eröffneten Diskuffion niemand zum Wort; ih ichließe 
dieſelbe und fonftatire, wenn niemand widerſpricht, Die 
Annahme des 5 21 nad) den Beichlüffen der Kommiffion. — 

Nunmehr eröffne ih die Diskuffion über den $ 22. 
Zu bemfelben liegen vor dad Amendement Traeger auf 
Nr. 237 der Drudjahen und der Antrag des Herrn Ab- 
geordneten Richter auf Nr. 253 der Drudjaden ad 1. 
Zurüdgezogen ift dad Amenbement Die und Genofien 
auf Nr. 233 ad 1 ber Drudjaden. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, ich will zunächſt ganz kurz über den Sachſtand 
berichten und erit dann, wenn bie vorliegenden Anträge 
begründet find, werde ih mir erlauben, auf diefe ein— 
zugeben. 

Der $ 22 hat in ber Hommilfion, wie ja auch der 
Bericht ausweiſt, zu den Iebhafteften Auseinanderfegungen 
Veranlaffung gegeben. Ich habe mir fchon geftattet, in 
meinen einleitenden Bemerkungen darauf hinzumeifen, daß 
bei aller Sympathie, bie in der Kommiſſion herrichte für 
bie Inbuftrie der mechaniſchen Mufitwerfe, ſich die Kom— 
miffton doch ſchließlich nach den eingehenditen Auseinander: 
fegungen überzeugt hat, daß der Paragraph, wie ihn bie 
Vorlage bradte, nicht beftehen bleiben kann, vor allem 
durch die Erwägung, daß Erfindungen wie das Pianola 
und andere fommen werden, Die unfere Komponiſten, die 
Mufifalienverleger und ausübenden Mufifer in ganz bes 
trächtlicher Weiſe fhädigen, wenn auch ihnen die Kom— 
pofition zur lWlebertragung freigegeben werde. Es ift 
nachgewieſen worden, daß diejenigen Kompoſitionen, bie 
auf die Malze kommen, nicht mehr gekauft, nicht mehr 
aufgeführt werben, und zwar dann um fo weniger, wenn 


bie Wiedergabe durch folde Inftrumente erfolgt, auf denen (D) 


benen fie mit künſtleriſcher Klangwirkung vorgetragen 
werden. Aber nicht nur diefe Erwägungen haben dazu 
geführt, ſondern es ift ben — — 
durch Augenſchein und, wenn ich ſo ſagen darf, auch 
durch Ohrenſchmaus dieſe Ueberzeugung beigebracht 
worden. Es iſt auch von anderer Seite darauf hin— 
gewieſen worden, daß die Durchbrechung des Prinzips, 
auf dem das Urheberrechtsgeſetz beruht, keine Noth— 
wendigkeit iſt, wenn man die wirthſchaftliche Lage ber 
betreffenden Induſtrie berückſichtigt, und zwar nach ihren 
eigenen Zeugniſſen, die mitgetheilt worden ſind auf Grund 
der Berichte der Handels- und Gewerbekammer zu Leipzig. 
In derſelben Weiſe ſpricht ſich neuerdings der in der 
„Leipziger Zeitung“ vom 15. März d. J. mitgetheilte 
Bericht über die Oftervormeffe aus. Ja, es wurde fogar 
darauf hingewiefen, baß, wenn man bie Tonwerke frei: 
giebt für dieſe mechanischen Muſikwerke in Nüdfiht auf 
bie neuen Erfindungen des Auslandes, unſere jetzt in 
Deutſchland beftehende Induſtrie nur geichäbigt werde. 
Da fie in der Technik noch nicht jo weit entwidelt, fort: 
geichritten fei, mwürben ihre Produkte verdrängt werben 
durdy die neuen Erfindungen. Umgekehrt würde, wenn 
die Induſtrie des Inlandes auch diefen Höhepunkt erreicht 
habe, es ſehr leicht fein, das Ausland zu ſchlagen. Denn 
jebenfall3 wirden ihr, wie zu erwarten ift, die deutſchen 
Komponiften viel lieber die nöthigen Zugeftändniffe für 
die Uebertragung der Tonwerke machen. 

Es ift nun, einmal mit Nüdfiht auf die Induſtrie, 
andererfeit3 mit Rückſicht auf die bargelegten Erwägungen, 
ein Kommiſſionsbeſchluß gefaßt worden, wie Sie ihn aus 
der Zufammenftellung der Beichlüffe eriehen. Sie erfehen 
daraus, daß die Kommiſſion fi bemüht: hat, nad allen 
Seiten hin abzuwägen und dem rechten Mittelweg zu be: 
ichreiten. Ich bitte deshalb, diefen Beſchluß anzunehmen. 


(4) 


(B) 


Reichstag. — 76. Siyung. Donnerstag ben 18. April 1901. 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Traeger. 

Traeger, Abgeordneter: Meine Herren, ich will Ihnen 
nicht verheblen, daß ich mit fehr bejchräntten Hoffnungen 
an bie Begründung meined Antrags gehe. Ich babe ihn 
nicht zurüdgezogen, einmal, weil man niemal3 den Muth 
und auch nicht die Hoffnung auf den Durchbruch befferer 
Erkenntniß aufgeben joll. 

(Heiterfeit.) 

Dann Hauptiählid, weil es fih Bier um einen außer: 
orbentlih wichtigen Punkt handelt. Der Herr Bericht: 
erftatter hat Ihnen ſchon mitgetheilt, und Sie können ſich 
aus dem gedrudten Bericht überzeugen, daß bie Debatte 
über dieſen Bunkt gerade einen außerordentlich breiten Raum 
eingenonımen bat, auch in dem Berichte. Nun legen die 
Betheiligten, d. h. die muſikaliſchen Urheber, auf feine 
Regelung und zwar in einen anderen Sinne, als es ber 
Kommiifion gelungen ift, einen enticheidenden Werth, und 
ih fan ihnen darin nur auftimmen Es iſt bei dieſen 
Berathungen ſehr angebradt, von Zeit zu Zeit darauf 
binzumweiien, daß wir und hier beicdhäftigen mit bem 
Urheberrecht und im der Abficht, diefes Urheberrecht fo viel 
ald möglich zu ihügen. Hier ift nun ein flagranter Ein: 
griff in das Urheberrecht. Es handelt ſich bier alſo um 
die mehaniihen mufifaliihen Inftrumente, und um das 
vorwegzunehmen, ift im Prinzip dte Kommiſſion der Anficht 
geweien, die fie aud im der Refolution unter 3 aus— 
gebrüdt hat, daß an und fiir fih der mufifalifche Urheber 
gegen berartige Vervielfältigungen zu fchüßen fei. Zus 
nädft liegt aber in Bezichung auf eine Kategorie ein 
umüberfteigliches Hinberniß in der Berner Konvention vor, 
an welche die vertragichließenden Staaten gebunden find. 
Nah 5 3 des Schlukprotofolld der Berner Konvention 
find namlich frei diejenigen mufifaliihen Inſtrumente, bei 
denen bie die Melodie erjeugenden Vorrichtungen einen 
feften Beſtandtheil des Inſtruments bilden. Das ift ver: 
trag&mäßig feitgelegt, darüber läßt ſich nicht Hinwegkommen, 
und fo gern wir vielleiht auch in der Mehrheit das be— 
feitigt hätten, ift e3 und doch aus biefem Grunde nicht 
möglid. Wir haben uns daher begnügt, in der Reſolution 
eine feine Zulunftsmufit zu veranftalten. Seitdem die 
Berner Konvention abgeichloffen wurde, hat fih nun die 
betreffende Induſtrie außerordentlich vervolllommnet. Man 
hat Mittel und Wege gefunden, durch Scheiben, Blatten, 
Bänder u. f. w., die man auswechleln kann, ein derartiges 
Inftrument in die Möglichkeit zu verjegen, alle nur denk— 
baren Melodien zu spielen. Es giebt Inſtrumente, bei 
denen etwa 10000 Melodien hervorgebracht werden können. 
Nun, meine Herren, werben Sie mir Nedt geben, daß 
das eine Art der Bervielfältigung ift, an welde man 
zur Seit des Abſchluſſes der Berner Konvention wicht 
dachte. Als dieje neue Erſcheinung eintrat, da iſt durch 
den Spruch unſeres höchſten Gerichts feſtgeſtellt worden, 
daß derartige Vorrichtungen nicht unter die Berner 
Konvention fallen, richtig nach meiner Anſicht ſchon aus 
dem ſehr richtigen Grundſatz, daß Privilegien — und es 
handelt ſich hier um ein Privilegium — nicht ausdehnend 
interpretirt werden dürfen. In Deutſchland iſt alſo nach 
dem Erkenntniß des Reichsgerichts, dem ſich die unteren 
Gerichte meiſt angeſchloſſen haben, der muſikaliſche Urheber 
gegen derartige Vorrichtungen geſchützt, und dieſen Schutz 
möchte ich ihm unter allen Umſtänden erhalten, aus dem 
einfachen Grunde, weil es eine große Unbilligkeit und 
eine große Beeinträchtigung ſeiner Vortheile wäre, wenn 
er beſeitigt werben jollte. 

Meine verehrten Herren, was haben denn biefe Vor: 
richtungen, alfo Scheiben, Platten, Bänder, für eine 
Natur? Sie haben die Natur der Notenblätter. Es ift 
anz biejelbe Sade. Wie Sie cin Notenblatt auf das 
avier legen und ber ober die davor Sitzenden dieſe 
Noten herunteripielen, fo legen Sie hier die betreffende 
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Platte auf dad Inftrument, und dieſes Inſtrument fpielt 
entweder mit manueller Nachhilfe oder IeinRipatle bie 
betreffende Melodie. Es wird mir alfo doch fein Menſch 
beftreiten fünnen, daß bier eine Analogie mit ben Noten: 
blättern gegeben iſt. Was fteht denn mun auf biefem 
Blatt, auf diefen Bändern und Scheiben? Da ſteht bie 
in Noten ausgedrüdte Melodie. Das ift die Notenfchrift 
biejer Inftrumente. Und nun heißt e8 doch in $ 15: 
eine Vervielfältigung ohne Einwilligung des Berechtigten 
ift unzuläffig, gleichviel durch welches Verfahren fie bes 
wirkt wird. Nun, meine Herren, das find Noten, aller 
dings nicht die gewöhnlichen Noten, fondern mit anderen 
Zeichen. Das Verhältniß ift ungefähr basfelbe, ald wenn 
Sie etwa deduziren wollten, wenn ein in deutſchen Lettern 
gebrudtes Buch vervielfältigt wirb in hebrätfchen Lettern, fo 
ift Das etwas ganz anderes, und dieſer Nachdruck iſt erlaubt. 
Nein, meine Herren, es ilt hier nur eine andere Art bes 
Notendrucks, eine Vervielfältigung der Noten, und dagegen 
follen dod die muſikaliſchen Urheber geihügt werben. 

Nun war man — und das hat der Herr Berichterftatter 
gemeint — der Anſicht, daß man eine zu ausgedehnte 
‚preiheit in diefer Beziehung nicht geben jolle. Der Kom— 
miffion wurde eins von dem neuen Inſtrumenten „Pianola“ 
vorgeführt, und man überzeugte fih, daß allerdings der 
Unterſchied zwifchen dem Vortrag dieſes Inſtruments und 
dem eines jpielenden Menſchen abfolut gering war. Ich 
fenne das geiftreihe Wort eines Künſtlers, ber fagte: 
die Pianola unterfcheide ſich vom Virtuoſen nur dadurch, 
daß fie niemals fehlgreift 

(Heiterkeit), 
während das bei einem Virtuoſen unter Umſtänden paffiren 
fann. Man fagte alio: fo weit wollen wir nicht gehen, 
wir wollen dieſer Art vervolltommneter Mechanismen nicht 
mehr Freiheit gewähren. 

Nun halte ich das für den allerunglüdlichiten Ausweg. 
Die Sache fteht jest fo: fagen wir, die minderwerthigen, 
mangelhaften Muſikinſtrumente find frei, während bie ver: 
vollkommneten befteuert werben, d. h. alfo auf deutſch: bie 
mangelhaften Reprobuftionen folen frei fein, aber gegen 
bie vortrefilihen fol ein Schuß beftehen, fo ift das 
diefelbe Sache, wie wenn eine Oper, wenn fie vor— 
trefflih aufgeführt wird, tantiemepflichtig if, während 
fhlehte Aufführungen an den Autor abfolut nicht zu 
zahlen haben. 

Der Grund, weshalb man fi auf dieſen geringen 
Schuß beichränfte, war nidt etwa ber, daß es ih 
um die Intereſſen der Allgemeinheit handelt, auch bie 
beliebte Mufitpflege, die durch mufifalifche Inſtrumente 
nur mangelhaft gehoben wird, jpielt hier feine Rolle, — 
nein, es Sollen bier die mufifalifchen lrheber der In— 
duftrie ein Opfer bringen. Nun iſt Died eigentlich 
auch eine komiſche Zummthung; ich bin überzeugt, daß 
jeder Einzelne an dem Aufblühen ber Induſtrie das 
größtmögliche Antereffe nimmt; aber wie ein verhältniß: 
mäßig Inbetheiligter einer beftimmten Induftrie in biefer 
Beziehung pflihtig gemacht werden foll auf feine Koften, 
das begreife ich nicht. Man könnte vielleicht eine Er- 
färung und Entſchuldigung darin finden, wenn bie be- 
treffende Induftrie eine nothleidende wäre, wenn man ihr 
aus ihren Nöthen mit Hilfe der Komponiſten aufzuhelfen 
lauben könnte. Das ift aber gar nicht der Fall. Diele 
Induſtrie befindet fi in einem blühenden Zuftande, wie 
er nur wenigen Induſtrien gegenwärtig beſchieden iſt. 
Wir leſen in dem Kommiſſionsbericht als in der Kom— 
miſſion geäußerte Meinung, der Zuſtand der Induſtrie 
werde, wenn dieſe Beſtimmung nicht erlaſſen würde, ver: 
ſchlechtert. Der Gegenbeweis ift ſehr leicht zu führen. Ich 
habe mir ſchon erlaubt, Sie darauf aufmerkſam zu machen, 
daß dieſe Induſtrie zur Zeit der Berner Konvention noch 
nicht vorhanden war, daß fie erſt nad) der Berner Kon— 
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(A) vention ind Leben trat, und daß fofort, ald fie bem 


Reichsgericht vorgeitellt wurde, das Reichsgericht Tagte: 
nein, hier greift die Berner Konvention nicht Plag, bier 
muß dem Autor der nothwendige Tribut entrichtet werben. 
Unter biefem Nechtözuftande hat ſich auch dieſe Induſtrie 
zu einer ungeheuren Blüte entwidelt, und nun wird 
gejagt: ja, im Auslande, in Frankreich, auch in anderen 
romaniichen Ländern eriftirt eine berartige Beſchränkung 
nicht, die find alfo in der Anfertigung berartiger Platten, 
Scheiben und Bänder weniger behindert als die deutſche 
Induſtrie, und wenn biefe zu Kaufe micht befteuerten 
(Sremplare bei und eingeführt werden, fo fönnen wir fie 
nachträglich beftenern, — während unfere Induſtrie, Die zum 
großen Theil auf den Erport angewiefen ift, zu Haufe 
diefe Abgabe zu tragen bat und baburdh weniger fon: 
furrenzfähig mit den abgabefreien Inſtrumenten anderer 
Nationen ift. 

Nun, meine Herren, ftellt man fi das immer fo 
por — oder menigftens, glaube ih, liegt das Mißver— 
ftändniß zu Grunde —, al& wenn es fid bier um Die 
Induſtrie dieſer Mufitinftrumente handelte. lm bie 
handelt es fih gar nicht, meine Herren, ſondern es 
handelt fih um dieſe Platten, Scheiben und Bänder, bie 
befonder3 fabrizirt werden. Nun foften dieſe Bänder und 
Platten etwa 20 Pfennig bis 1 Mark das Stüd. Nun 
nehmen Sie einmal an, dab ein Stüd vielleiht um 
20 Pfennig vertheuert würde. Würde das irgend jemand 
abhalten, fi ein derartiges Inſtrument anzufhaffen? 
Unſere mufitalifhen Juftrumente find berühmt geworben 
und haben im Wettbewerb mit anderen Nationen ben 
Sieg bavongetragen durd die Güte ihres Tons, durch 
die Solidität ihrer Ausführung, durch das gefhmadvolle 
Aeußere. Das alles ift von den Scheiben vollftändig 
unabhängig. 

Man hat natürlich auch die Arbeiter ind Gefecht ge- 
Nun können Sie auch jehen, meine Herren, wie 
blühend diefe Induftrie if. Im Jahre 1899 wurben noch 
ungefähr 4000 Arbeiter ald im dieſer Induftrie beichäftigt 
aufgeführt, und als die Vorlage fam, haben wir aus ben 
betreffenden Eingaben erfahren, daß 12000 Arbeiter in 
biefer Induſtrie beihäftigt würden. Nun fommt immer 
dad Schredgeipenft, daß dieſe Arbeiter vielleicht brotlos 
würden, wenn bie Fabrikanten folder Platten und 
Scheiben den Stomponiften eime fleine Abgabe zahlen 
müßten. Glauben Sie etwa, daß dieſe 12000 Arbeiter 
alle beichäftigt find mit der Herftellung auswechſelbarer 
Beitandtheile? Nur ein ganz geringer Bruchtheil wirb 
damit beihäftigt fein. Und ob umgekehrt diefe Scheiben 
eine fleine Abgabe zahlen oder nicht, — beöhalb wird der 
beutiche Erport und bie beutiche Fabrikation dieſer In— 
ftirumente nicht Teiden. 

Ih habe Ihnen vorhin ſchon geſagt — und Sie 
werben mir darin recht geben müſſen —, daß dieſe 
Scheiben eine große Aehnlichkeit mit Klaviernoten haben. 
Wenn num eines ſchönen Tages bie Klavierinduſtrie zurück— 
gehen jollte, und es wollte jemand jagen: wir müſſen ber 
$tlapierinduftrie wieder auf die Beine helfen, und daran 
ift ein Haupthinderniß, daß die Leute, die Klavier fpielen, 
geichügte Noten kaufen müflen; wir Fabrikanten verlangen 
im Intereffe unferer Yabrifation, daß die ſämmtlichen 
Komponiften uns für dad Klavier ihre Kompofitionen 
grati liefern: ja, meine Herren, was würde man da 
jagen? Und bier Liegt ber Fall nidt einmal fo, daß 
diefer Induftrie auf die Beine geholfen werben muß, 
fondern fie fteht auf jehr feiten und fidjeren Beinen. 

Nım ift aber der Kommiſſion, bezw. ihrer Mehrheit, 
das fleine Malheur paffirt, daß die Auskunft, die fie 
getroffen hat, eigentlich direft gegen die Induſtrie gerichtet 
ift. Meine Herren, es muß doch das Beſtreben jeder 
Induſtrie fein und war es biöher auch das ber 
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mufifaltfhen Inſtrumenteninduſtrie, dieſe 
immer mehr zu vervolllommnen. Wenn Sie num deduziren, 
daß die Abgabe an die Komponiſten eine große Bes 
läftigung und Gefährdung diefer Induſtrie ift, dann 
müffen Sie doch zugeben, daß Sie mit ber Beltenerung 
gerade der verbollfommmeten Inſtrumente die weitere 
Vervolllommnung der Induſtrie hindern. Das jcheint 
mir fo logiſch zu fein wie nur irgend etwas. 

Meine Herren, dieſer Vermittelungsvorſchlag, ber 
ihließlid) in der Kommiſſion — iſt, zeugt ja 
von dem ſehr löblichen Willen, es allen Theilen recht zu 
machen. Wer aber dieſes löbliche Beſtreben hat, der 
macht es gewöhnlich keinem Theile recht, und ich meine 
alſo, Sie werden zu wenig gethan haben nach Anſicht der 
Muſikinſtrumentenfabriken für fie, und Sie werden zu viel 
gegen fie gethan haben nad Anficht der Stomponiften. 

Ich meine aljo, man follte e3 bei dem bisherigen Necht3- 
zuftand, unter dem bie betreffende Induſtrie groß und 
blübend geworben it, dem Nedjtözuftand alſo, dak man 
bie feften Melodien, um mich fo auszubrüden, nicht rührt, 
dagegen die beweglichen Beſtandtheile für gebührenpflichtig 
erachtet, belafien. 

Nun, meine Herren, ſchlage ih Ihnen vor, ben 
zweiten Sag, melder beginnt mit: „Diefe Vorſchrift 
findet u. f. w.“ — ber erſte Sat bezieht ſich auf bie 
feften, nit auswechſelbaren Anftrumente — zu erfegen 
durd die Faſſung: 

Dieje Borichrift findet auf auswechſelbare Beitand- 
theile feine Anwendung, 
und mein hochverehrter Geguer Richter hat Ihnen den 
Antrag geitellt, Sie follen jagen: 
Diefe Vorſchrift findet auch auf auswechſelbare 
Beitandtheile Anwendung. 
(Heiterfeit.) 
Ih glaube, wir hätten, jeder von feinem Standpunkt und 
nad) feiner Abſicht, einfah beantragen können, 
zweiten Sag einfach zu ftreihen; aber — barin beruht 
unfere Gemeinjfamfeit — id glaube, unfere Anträge be- 
ruhen auf der und beiden gemeinfamen Aengftlichteit vor 
den Juriſten. 
(Heiterfeit.) 


Herr Richter fürchtet, daß, wenn er das nicht hinzufügt, 
bie Jurisprudenz die alte Scheidung vielleiht aufrecht 
erhalten könnte, und ich fürchte mich, daß, wenn mein 
Antrag, db. h. der Sat, daß biefe Vorſchrift feine An- 
wendung darauf findet, nicht angenommen wird, irgend 
eine andere Jurisprudenz ſchließlich einmal dieſen erften 
Sat auch auf diefe Beltandtheile ausdehnen könnte. Alſo 
in jedem Fall haben wir beide das gemeinfame Verdienft 
(große Heiterkeit), 

nad beiden Seiten Klarheit zu ſchaffen. 

Meine Herren, Sie werben ſich zu entjcheiden haben; 
ich meine aber, wenn Sie ed wohl meinen mit ben Kom— 
poniften, dann ftimmen Sie für meinen Antrag, und dann 
warne id; Sie vor dem Antrag Richter. 

(Große Heiterfeit.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, mein verehrter 
Freund hat Sie aufgefordert, den Muth zu haben, ſich 
ber befferen Erkenntniß in diefem Fall anzufhließen; ich 
bitte Sie umgefchrt, ſich diefer angeblidy befleren Erkennt: 
niß in dieſem ‘alle zu verihließen. Allerdings haben 
wir gemein eine Nengftlichkeit vor der Auslegung der 
Juriſten, und deshalb habe ih in meinem Antrage aus: 
drüdlich beftimmt, daß bie Befreiung von Genehmigung 
auch auf die auswechſelbaren Noten ſich bezieht. Ach 
habe mid dabei angeſchloſſen an die Faſſung der Re— 
gierung&vorlage. Mein Antrag ift auch bier nichts weiter 
als die Wiederheritellung der Regierungsvorlage. Auf 
ber äußerften Rechten des Autorenrechts fteht mein Freund 
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(Richter.) 


(A) Traeger, und in der Mitte fteht die Kommiſſion; fo ift 


die Stellung. 

Nun hat der Herr Kollege Traeger fi auf bie 
Berner Konvention berufen und gejagt, zu der Zeit feien 
dieſe auswechſelbaren Noten und Platten noch nicht er: 
funden. Ganz rihtig! Aber daß die Theilnehmer der 
Berner Konvention der Anſicht find, daß ihre Beftimmungen 
auch auf die auöwecjelbaren Noten Anwendung finden 
jollen, dad geht daraus hervor, daß auf einem meuen 
Kongreß derſelben Theilnehmer im Jahre 1896 ber 
Antrag, die auswecfelbaren Noten auszuſchließen, von 
ber Berner Stonvention ausdrüdlih abgelehnt wurde. 
Ale anderen Staaten find allerdings übereinftinmend 
ber Meinung, daß man keinen Unterjchied machen Eönne 
zwiihen den feiten und den auswecjelbaren Noten. 
Diefe Partei Traeger:Dertel-Müller (Meiningen) 

(Heiterfeit) 
bat ſich fortgeieht bei allen Berathungen auf das inter: 
nationale Recht bezogen. Hier ſchweigen Sie ganz ftill 
(ſehr richtig!) 
in diefem Fall; denn das internationale Recht ift überall 
ein Ihnen entgegenftehendes. In allen Ländern ift ohne 
weiteres die Uebertragung der Muſikſtücke ohne Genehmi— 
gung ſowohl auf fefte al3 auf auswechſelbare Noten ge: 
ftattet. Es wird uns ausdrüdlich mitgetheilt aus den bon 
Ihnen angezogenen Muſikländern Frankreich, Italien, 
Belgien, Oeſterreich-Ungarn, und außerdem wird uns mit« 
etheilt, daß in England, wo das Recht nod nicht bes 
tand, in einem Gejegentwurf ausdrücklich anertannt wurde 
dieſes Necht der Freiheit, ohne Genehmigung des Autors 
Stüde auf die auswechſelbaten Noten zu übertragen. Das 
Reichsgericht hat allerdings entichieben, da die Berner 
Konvention von 1886 mur auf feite, nicht auf auswedjel- 
bare Noten Bezug nehmen fol. Das iſt eine fonderbare 
Entſcheidung, die ja nicht vereinzelt fteht beim Reichs— 


(B) geriht und mit dem direkten Wortlaut der Konvention 


fi) in Widerfprud befindet. Es kommt indeffen ganz 
und gar nicht darauf an, wir haben es hier nicht mit der 
Rechtsauslegung zu thun, ſondern haben das Recht zu 
ihaffen, was wir für richtig finden, und auf die Aus— 
legung des Reichsgerichts fann man nur infofern Bezug 
nehmen, als man jehr vorfihtig in der Abfaſſung ſolcher 
Geſetze fein muß. 
(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Kollege Traeger hat es als fein Prinzip 
hingeftellt, wie er jagte, das Urheberrecht möglichſt zu 
ihüten, dad müſſe unjere Aufgabe ſein. Es ift garnicht 
unjere Aufgabe; ich jhüge das Eigenthumsrecht nur jo 
weit, als e3 mit den allgemeinen Intereifen im Einklang 
fteht, und weil ich der Meinung bin, dab das Privat: 
eigenthum damit im Einklang fteht, unterfcheide ich mich 
bon ben Herren auf der rechten Seite 

(Zurufe) 
— auf meiner redten Seite. 
(Heiterfeit.) 
Wir find aber dod im allgemeinen der Anſicht, daB auch 
das Privatredt an förperlihen Dingen nur jo weit gelten 
fol, als es nicht dem allgemeinen Intereſſe widerjpridt. 
Warum jollen wir uns alio hier darauf verfteifen, das 
Urheberrecht möglichſt zu ſchützen! 
Nun jagt der Herr Kollege Traeger, daß dieſe aus: 
wecdjelbaren Noten doc mit den auf Papier gedrudten 
ewöhnlihen Noten ganz identiih und damit analog 
And, und man müßte deshalb dasjelbe Recht darauf über: 
tragen. Warum denn bloß auf die auswechielbaren ? 
In der Unterfcheidung zwiſchen auswechſelbaren und feiten 
Noten ift gar fein Prinzip, das ift nur eine rein mecha— 
niſche Unterſcheidung, und mit Recht fagen die Fabrikanten 
Diejer Inſtrumente, daß diefe auswechſelbaren Noten ſich 
fid) wejentlih von den feſten dadurch unterfcheiden, daß 


fie billiger find und im Falle der Beihädigung wieber 
leichter hergeftellt werben können. 

Nun iſt das eigenthümlihe diefer Inſtrumente mit 
auswecjelbaren Noten das, daß fie eine deutſche Er— 
findung find; gerade die foll hier erfchtwert werden. Die 
andere Erfindung, bie ber feften Noten, iſt eine ſchweize— 
riihe Erfindung. Die deutſche Erfindung Hat einen 
großen Erfolg gehabt; darauf beruht die große Ausfuhr 
aus Dentichland nah Rußland und England, gerade auf 
ben Inſtrumenten mit auswecjelbaren Noten. Diele 
würde nun bier geihädigt werben. Bier handelt es 
fih wirflih um eine internationale Schädigung, wenn 
bad Recht des Heren Kollegen Traeger normirt wird. 
Denn bie ausländiihen Werfe kommen herein aus 
Ländern, wo feine Genchmigung des Autors erforderlich 
ift, und wenn ein ſolches Werk über die Grenze fonmıt, 
kann der Zollbeamte ihm nicht anfehen, ob da der Autor 
in Frankreich oder ſonſt wo die Genehmigung dazu ertheilt 
hat, und umgekehrt wird dur die Beltenerung und noch 
mehr durch die Formalitäten dabei den deutſchen Werfen 
mit den auöwechlelbaren Noten die Konkurrenz mit dem 
Auslande erfchwert. Denn es tft ja bier ſtatiſtiſch an— 
geführt, daß gerade ein großer Theil dieſer deutſchen 
Inſtrumente in das Ausland ausgeführt wird. 

Meine Herren, an fih it für mid die Frage, ob 
eine Induſtrie mothleidend ift, für die Normirung der 
Gefeßgebung durchaus nicht in erfter Reihe maßgebend. 
Es ift aber auch gar nicht richtig, was der Herr Stollege 
Traeger behauptet hat, daß Diele Induſtrie auf ſehr ges 
junden, ftarfen, wie er ſich ausbrüdte, Beinen ſtehe. Wir 
haben bier eine Eingabe, die Sie wahrjcheinlid gar nicht 
geleien haben, eine Eingabe des Vereins deutſcher Mufif- 
werffabrifanten, bie neueren Datums ift, die eine Statiftif 
giebt, und jagt: es iſt mur eine einzige Fabril in ber 
ganzen Branche, die hohe Dividenden giebt, — und darauf 
beruft man fih. Die Eingabe führt aber aud) noch eine 
andere Fabrik an, die feit Jahren nit ein einziges 
Prozent Dividende giebt; fie hat ihr Aktienkapital zu: 
janımengelegt, fie hat den Nefervefonds angegriffen. 
Bon zwei anderen gleihfald mit großem Aktienkapital 
arbeitenden Gejellihaften hat bie eine im Jahre 1897 
10 Prozent, im Jahre 1898 fogar 12 Prozent, 1899 
aber nur 4 Prozent bezahlt und wird diesmal wahr: 
ſcheinlich gar nichts geben; bie andere hat feit 1887 nicht 
nur feine Dividende zahlen können, ſondern thatſächlich 
ihren Reſervefonds im Anfpruch nehmen müffen und das 
weientlih wegen der großen Abgaben an die Verleger 
auf Grund der Entiheidungen des Reichsgerichts. Diele 
Eutſcheidungen haben diefe Induſtrie verfümmern gemacht. 
Die legterwähnte Fabrik hat 40000 Mark an die Ber: 
leger zahlen müſſen; 300000 Mark haben die Fabriken 
im ganzen abgeben müflen an die Verleger für die Er: 
laubniß ſolcher auswechſelbaren Bänder. Hier dagegen 
wird ed immer fo bdargeftellt, als ob es fih bloß um 
eine Nekognitionsgebühr handle, die gar nicht ins Gewicht 
fiele. Herr Kollege Traeger jagt: was macht ed, wenn 
dieje 15 Pfennige bezahlt werden für ein Stüd? Das 
kann aber ein erheblicher Prozentjag fein zu dem Preife, 
der jegt befteht. . 

Erwägen Sie noch eins: ed Handelt fich hier nicht 
bloß um die eigentlihen mechaniſchen Mufikinitrumente, 
aud) der Bhonograph, ber jett fo große Verbreitung 
findet, wird nad) meiner Meinung von allen dieſen Be: 
ftimmungen getroffen; denn es handelt ſich doch auch Hier 
um Vorträge von Inftrumental: und Volalmuſik, und es 
fommt bier auch die auswechſelbare Platte in Anwendung, 
nur daß die Mufit etwas rauh und ſchroff ift im Gegen: 
fag zu den Mufilinftrumenten. 

Dann jagt der Herr Stollege Traeger: das Veftreben 
muß fein, ein jedes Inſtrument zu vervollitändigen. Wie 
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(0) 


(D) 


(A) fommt man dazu, dab man bad Pianola allein diefer 


Beſchränkung unterwirft? Ich erfenne dad Prinzip ala 
rihtig an, kehre e3 aber fofort um gegen Sie! Die 
auswechſelbaren Noten find aud eine Vervolllommnung 
gegenüber den feften, und ba fage id: wenn Sie das 
Brivileg für die feiten Noten zulafien, wie kommen 
Sie dazu, biefen großen deutſchen Fortſchritt ber aus: 
wechfelbaren Noten einer ſolchen Beſchränkung zu unter 
werfen? 
Mas nun dad Pianola anbetrifft — ich habe es 
unten fpielen hören, als es ſich vor ber Kommiſſion 
produzirte —, jo war ich im Anfang der Meinung geweſen, 
daß man ſich darauf einigen könnte; aber ic) muß fagen: 
das ift ein Kompromiß, was alle Nachtheile eines Kom— 
promifled hat. Por allen Dingen wird diefe Beitimmung, 
daß das Pianola eine Ausnahme fein foll, außerordentlich) 
viel Streitigkeiten verurfachen, weil es die Frage auf: 
wirft, wie weit eine Gigenart in dem Tempo und in ber 
Dauer und Stärke des Tones herbortreten muß, um es 
bon anderen zu unterfcheiden. Was dad Tempo betrifft, 
fo ift das meines Wiſſens bei allen dieſen Inſtrumenten 
veränderlid. Das ift alfo überhaupt fein Unterſchied vom 
Pianola. In Bezug auf die Dauer und Stärke des Tones 
ift ed anders. Sch fürdte, dad Reichsgericht wird an ber 
Hand einer folchen Beftimmung ebenjo wie jegt alle aus: 
wechjelbaren Noten der Beihränfung wie biäher wieder 
unterwerfen. ebenfalls ift das eine Beltimmung, die in 
ber Prarid zu den allergrößten Verfhhiebenheiten Anlaß 
eben muß. Es handelt fih aud gar nidyt bloß um das 
ianola — id weiß nicht, ob das ein mufifalifch feſter 
Begriff it —, aber in dem Kommiſſionsbericht heißt es 
ausdrücklich, daß dasfelbe fih auf Ordeltrion, elektrifche 
Klaviere und Analiond bezieht, und da fage ih: Sie 
unterwerfen grabe die Inſtrumente, die einen Fortſchritt 
darftellen und wahrſcheinlich noch meitere Fortichritte 


(B) por allen anderen aufweifen werben, einer Beſchränkung, 


fegen aljo eine Prämie barauf, daß es bei ben bis: 
berigen Leiftungen be3 Mechanismus in biefer Be: 
ziehung bleibt. 

Nun kommt allerdings das Intereffe der Komponiſten 
dagegen in Frage. Ich bin der Ueberzeugung, dab das 
auch bier ganz außerordentlich übertrieben wird. Gerade 
folde Imftrumente wie dad Pianola find doch natur: 
gemäß bie theuerften Anftrumente, und, weil fie das find, 
werben fie verhältnißmäßig weniger vertreten fein als 
andere Inftrumente, und a fommt diefe Frage ſchon 
aus diefem Grunde nicht jo in Betradt. 

Und dann noch eind. Auf dieſe mechanischen 
Inftrumente wird viel weniger die ernſte Muſik über: 
tragen als die leichte, die Unterhaltungsmuſik. Bei ber 
a Muftt fommt e3 viel mehr auf das künſtleriſche 
Spiel an als bei einer gewöhnlichen Tanzmelodie oder 
bei populären Liedern, die durch mechaniſche Anftrumente 
vervielfältigt werden. Der große Juriſt in biefer Frage 


der Stomponiften — id meine nicht meinen Freund 
Traeger, Sondern ben ehemaligen Reichsgerichtsrath 
Stenglein 


(Heiterkeit) — 
geht ja in feinem Gutachten fogar jo weit, daß er von 
den mechaniſchen Inftrumenten fagt, fie verbreiteten mur 
bie Gaffenhauer in Kneipen, weshalb dieſe ganze Ein— 
richtung zu tabeln ſei. Das ift ganz en? Aber es 
ift richtig, daß fie weſentlich dazu dienen, leichte, volks— 
thümliche Muſik zu verbreiten; und bei diefer Muſik ver: 
dienen aud gegenwärtig die Komponiſten am meiiten. 
Die, die Magen, find die Komponiſten der ernften Mufit, 
und bie werben bon ben mechaniſchen Snftrumenten meines 
Erachtens am wmenigften betroffen. Es iſt doch aud 
nicht zu beftreiten, daß die mechaniſchen Inſtrumente das 
außerordentliche Verbienft haben, diefe Muſik aud in 


Sreife einzuführen, die font ihr fremd bleiben, und daß (O0) 


fie jo die Mufit populär maden. 
(Sehr richtig!) 

Sn dem bezüglichen öfterreihifchen Geſetz, das auch dieſe 
Inſtrumente von ber Genehmigung freiglebt, wird das 
ausdrücklich hervorgehoben; da heißt es, im Intereſſe der 
populären Muſikpflege und auch im Intereſſe ber mufi- 
falifchen Urheber, deren Erfindung dadurch weitefte Ver: 
breitung und raſcheſte Popularität erlange, müſſe man 
biefe Einrichtung begünftigen. 

Während nun einerfeit3 die Muſik dadurch in reife 
eingeführt wird, die ſonſt faum ein Verſtändniß, eine 
Ahnung davon haben, wird andererfeit3 meines Erachtens 
durch diefe mechaniſchen Inſtrumente einer gewiffen Mufit- 
pauferei, einer Klavierſtümperei eine Grenze gelegt; und 
das halte ih aud für ein Verdienft. 

(Sehr aut!) 

Wie leidet unfer Volk unter der fogenannten Klavier: 
feuche, namentlich in den großen Städten! 

(Heiterkeit und fehr richtig!) 
Mer jemald in einem Miethähaufe gewohnt hat, im beffen 
vier tagen hoch oben und tief unten und an ben Seiten 
ein Stlavier ftand, wo die Kinder — das gehört ja in 
vielen Familien zum guten Ton, aud wenn bas Kind 
feine Spur von Talent hat — dazu verurtheilt werben, 
jeden Tag eine Stunde zu üben, ber fann allein 
empfinden, wie ganze Käufer dadurch werthlos gemadt 


werben. 

(Große Heiterkeit und Zurufe.) 

— Nein, die Familien leiden noch viel mehr. Hören Sie 
es doch mal mit an, wie rechts und links und oben und 
unten jeden Tag immer diefelben Stüde gefpielt werben, 
und immer an berjelben Stelle derielbe Fehler gemacht 
wird, an ber beftimmten Stelle dad Stüd immer wieber 
ins Stoden geräth! 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Demgegenüber find die mechaniſchen Inſtrumente ein außer: 
ordentlicher Fortſchritt, was man auch fünftlerifh an ihnen 
ausjegen mag; fie fpielen nicht falfch, fpielen immer weiter, 
gerathen nicht immer an berfelben Stelle ins Stoden. 
Deshalb bin id weientlih ein Freund der mechanifchen 
Anftrumente geworben. 

Man hat, um dieſer Klavierſeuche entgegenzutreten, 
vielfach vorgejhlagen, eine befondere Klavierfteuer einzu— 
führen. Nun, wenn nicht Herr v. Miquel feinerzeit beim 
Kommunalabgabengeſetz fit) mit Hand und Fuß dagegen 
geſtemmt hätte, bin ich überzeugt, wäre auch eine große 
Steuer auf Klaviere, in den Großſtädten namentlih, durch 
Kommmmaldeihluß gelegt worden. Aber aud hier kann 
in Wirklichkeit einer Praris entgegengetreten werden, bie 
mehr dazu dient, überhaupt Muſik zu verefeln, als Mufit 
weiter zu treiben. Die Liebe zur fünftlerifhen Mufit 
wird, wenn die individuelle Muſikſtümperei mehr zurück— 
gedrängt wird durch ſolche Inſtrumente, viel mehr zur 
Anertennung kommen, als fonft der Fall ift. 

Deshalb bin ich ganz unumfchränkt in diefem er 
für Die Regierungsvorlage in ihrer urfprünglicden Geftalt 
und bitte Sie in diefem Sinne, meinen Antrag anzunehmen. 

(Bravo!) 

Präfident:e Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, es wird 
mir um fo leichter, unparteifch in den Heinen Bruderfrieg 
einzugreifen, den wir foeben im ber freifinnigen Partei 
gehört haben, als ich fowohl gegen den Antrag ZTraeger 
als gegen den Antrag Nichter Stellung nehme, und zwar 
im wejentlihen gegen den Antrag Richter aus ben 
Gründen des Abgeordneten Traeger und gegen den Antrag 
Traeger aus den Gründen des Abgeordneten Richter. 

(Heiterfeit.) 


(Dr. Arendt.) 

Ih möchte zunächſt auf die letzten Ausführungen bes 
Herrn Abgeordneten Nichter eingehen. Ach befinde mic 
aud da wieder mit ihm in einer erfreulichen Ueberein— 
a wenn er bie Slavierfeuhe uns bier in feiner 
humoriftiihen Art vorgeführt hat. Ich glaube, ein 
Widerſpruch wird fi dagegen nicht erheben 

(ſehr richtig! rechts); 

aber ich fürchte beinahe, daß wir bon der Schlla in bie 
— — fahren, wenn wir an Stelle der Klaviere die 
Pianolad oder fonitige Inftrumente erhalten, die nod 
erheblich leichter zu handhaben find. Das Klavierfpielen 
muß mwenigften® gelernt werben; das Lernen ift ja zus 
weilen darnach, aber fo ein Pianola kann jeder hand— 
haben, und es wird alfo noch viel öfter gehandhabt 
werden. infolge deffen wird die Störung ber Ruhe viel- 
leicht nod eine viel größere werben. 

Der Gedanke des Herrn Abgeordneten Richter auf 
eine Klavierſteuer ift auch mir außerordentlich ſympathiſch, 
nur würde ich dann gleich den Unterantrag ftellen, daß 
man dabei aud die medhanifchen Klaviere nicht auslaflen 
möge, daß man die Pianolas und dergleihen gebührend 
mit beranziche, und ich glaube, daß Herr Niditer dann 
dagegen nicht3 einzuwenden haben wird. 

Ih Habe urfprünglih den Anſchauungen des Herrn 
Kollegen Traeger ſehr ſympathiſch gegemübergeitanden. 
Bei mir ift aber die „beſſere Erkenntniß,“ die er hervor- 
zurufen wünfchte, gerade nad der entgegengejegten Rich: 
tung gelommen. Wie der Herr Berichterftatter hervor: 
gehoben hat, hat e3 kaum einen Punkt gegeben, der die 
Kommiffion jo lange und fo eingehend beidäftigt hat 
wie diefe Frage, und ih muß jagen, daß ich doch unter 
dem Eindruf der Kommilfiondverhandlungen mid mehr 
und mehr davon überzengt habe, daß wir der Regierung: 
borlage folgen müſſen. Ich kann nicht anerkennen, daß, weil 
e3 ſich hier um ein lirheberrecht handelt, wir nun dieſes Necht 


(B) grenzenlos zu geftalten haben. Im Wefen der Begründung 


eines Rechtes liegt e3 doch, da man die Grenze des Rechts 
auch feſtſetzt, und wenn allgemeine oder befondere Intereflen 
vorangehen, jo müflen eben folde Grenzen des Rechts 
gezogen werden, und jo muß aud hier dem lirheberrecht 
aus wichtigen wirtbichaftlihen Gründen eine Grenze ge 
fegt werben. Das Entſcheidende für mich iſt mit dem 
Herrn Abgeordneten Nichter die internationale Rückſicht 
der Berner Konvention, über welche auch die Ausführungen 
bed Herrn Abgeordneten Traeger nicht hinweghelfen 
fönnen. Wenn auf Grund der Nefolution, die die Kom— 
milfion vorgefchlagen hat, eine internationale Negelung 
gelungen ift, fo kann eine Aenderung nad) diefer Richtung 
auch bei und eintreten. Vorher würden wir aber ben 
Komponiften wenig nügen und ber Induſtrie erheblichen 
Schaden zufügen. Aus biefem Grunde kann ih mic) für 
den Antrag Traeger nicht enticheiden. 

Mas aber ben Antrag Richter betrifft, fo kann id 
ihm darin zuflimmen, daß fich hier bei dieſem Kompromiß, 
wie bei vielen Kompromiſſen, auch recht ſchwere Schatten 
feiten finden. Die Kommiffton iſt dieſes Kompromiß ja 
eingeganget unter dem Eindrud nicht des Augenſcheins, 
wie der Herr Berichterftatter fagte, fondern unter dem 
Eindrude der langwellen des Pianola. ES ift ja immer 
mißlich, wenn fo ein einzelner Fall in die Geſetzgebungs⸗ 
arbeit hineingebradht wird, und das Mißliche zeigt fich auch 
bier. Ich gebe ohne weiteres zu, daß bie geſetzgeberiſche 
re dieſes Paragraphen eine überaus unglückliche ift. 
Ich möchte den Wunſch ausfprechen, daß bis zur britten 
Lejung es gelingen möge, das, was der Geſetzgeber will, 
auch Kar zum Ausdruck zu bringen. Wielleiht über: 
nimmt unser verehrter Herr Kollege Kirſch die Mufgabe, 
ber ja fo oft durch feine ſprachlichen Verbeſſerungen unjerer 
Gefeggebung nadjgeholfen hat, und greift auch hier ein. 
Geſchieht das nicht, dann fürchte ich allerdings, daß bie 


Etag 


Rechtſprechung aus der unglücklichen Faſſung des Para- (C) 


graphen ſehr viele Schwierigkeiten haben wird und damit 
auch das praftiiche Leben. 

(Hört! hört!) 

Denn, meine Herren, es heißt am Schluß des Paragraphen, 
wie er jest vorliegt, allo: 

Diefe Vorſchrift findet aud auf auswechſelbare 

Beltandtheile Anwendung, fofern fie nicht für 

Inſtrumente verwendbar find, durch Die das 

Merk binfihtlihd der Stärke und Dauer des 

Toned und Hinfichtlih des Zeitmaßes nah Art 

eines perfönlidhen Vortrags wiedergegeben werden 


ann. 
Wo find bie juriftifchen Kriterien 

(ſehr ridhtig!), 
auf Grund deren ein Nichter feftitellen ſoll, ob das in 
den einzelnen Fällen zutrifft oder niht? Der Vorgang 
war in der Kommiffion der, daß man ſich zunächſt bar- 
über verftändigte: ja, e3 ift richtig, wir müflen bier diefer 
Vervollkommnung der Technik, wie fie und im Pianola 
vorgeführt if, Rechnung tragen, und es muß bems 
gemäß eine Ausnahme feftgeftellt werben; darum foll 
fi nun eine linterfommilfion Hinfegen und dafür 
eine glüdlihe Faſſung finden. Die erite Faſſung 
wich etwas ab; da hieß es „in einer bem perfönlichen 
Vortrag entfprehenden Weiſe“. Worauf es aber anfommt, 
ift, daß diejenige mechaniſche Wiedergabe der Mufit ab» 
geſchloſſen werben foll, welche gleichwerthig ift mit der 
von Menſchen felbft ausgeführten künſtleriſchen Mufit; 
denn man wird nie bon einer Kunſt ſprechen, wo bie 
Mufit auf einem mehaniihen Wege ausgeführt wird. 
Diefe unglüdliche Faſſung alſo gebe id preis, bin aber 
ber Meinung, daß die Intereſſen, die hier in Frage 
kommen, fo wichtige find, daß wir zunächſt für die Auf: 
rechterhaltung dieſer unglüdlichen Saflung einzutreten 
haben und nicht fo weit gehen fünnen wie ber 
geordnete Richter, weil wir fonft in der That wieder zu 
ernften Schädigungen ber Stomponiften fommen fönnen; 
denn es kann dann dahin kommen, daß die mechanifche 
Mufit ſchließlich die wirkliche verdrängt oder in großem 
Make einihräntt. 

Wohin aber die unglüdliche Faſſung dieſes Para: 
raphen führt, dafür möchte ih mir noch erlauben ein 
eifpiel anzuführen. Der Herr Abgeordnete Richter hat 

fhon hervorgehoben, daß durd den erften Theil des 
———— auch die Phonographen getroffen werden. 
Jetzt herrſcht in der Induſtrie der Phonographen eine 
erhebliche Erregung, indem ſie die Befürchtung ausſprechen, 
daß fie durch den zweiten Theil des 8 22 gleidhralis getroffen 
werden würden. Daran bat fein Menſch gebadıt, als 
biefer Paragraph aufgeitellt wurde; man hat lediglich die 
ber Kunſt gleihiwerthige mechaniſche Reiftung treffen wollen. 
Aber ih gebe zu, wenn man nur den Wortlaut des 
Paragraphen, wie er fich jegt geftaltet hat, ins Auge faßt 
und berüdjichtigt, lebiglih die Worte „hinſichtlich der 
Stärke ımd Dauer des Toned umd Hinfihtlih des Zeit: 
maßed nad) Art des perfönlihen Bortrages*, dann 
fann man das vielleicht Ichließlih auch auf den Phono: 
graphen anwenden. Ich theile dieſe Anfiht nicht; ich bin 
der Meinung, dab die Herren ber phonographiichen 
Induſtrie fih mit Unrecht beunruhigen. Da wir aber 
diefe Beunruhigung in der Inbuftrie haben, möchte ich 
mir erlauben, die Bitte au den Herrn Staatsſekretär 
auszufprehen, dab er durch eine Deflaration, bie er 
freundblihft darüber giebt, zu einer Beruhigung biefer 
nicht unwichtigen Induſtrie beitragen möge. 

Am übrigen glaube id, dab, To unfympathifch mir 
ber Wortlaut ift, ih doc die Herren bitten möchte, auf 
dem mittleren Wege der Kommiffionsvorfchläge zu bleiben, 
mit Rüdfiht auf die Berner Konvention und die dadurch 


Herr Ab: (D) 
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(4) geiaffene internationale Zage den Antrag Traeger abzu— 

ehnen und mit Nüdfiht darauf, daß in der That die 
Fortichritte der Technik jo weitgehende find, daß wir einen 
gewiffen Schus den Komponiſten nad) dieſer Richtung hin 
nicht verfagen fönnen, auch dem Antrag Richter Ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu verweigern. Dagegen möchte ich die Hoffnung 
ausſprechen, daß es bis zur dritten Leſung gelingen möge, 
für den Wortlaut des Paragraphen eine klarere und ben 

Age Verhälmiſſen beffer Rechnung tragende Faſſung 

zu finden 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfetretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staats— 
ſekretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, id beantworte die Anfrage, 
die der legte Herr Redner an mich gericdtet hat, in 
llebereinftimmung mit ihm dahin, daß die Phonographen, 
an die wir bei Abfaffung des Geſetzes wohl gedacht 
haben, unter den eriten Sat des $ 22 allerdings fallen, 
daß fie dagegen nicht fallen unter den Schlußtheil des 
zweiten Saßes dieſes Paragraphen. Sie gehören nad) 
unferer Auffafjung nicht zu denjenigen Inftrumenten, die 
nad Art eines perfönlihen Bortrags ihren muſikaliſch— 
mehanifhen Vortrag geltalten; fie bleiben alſo trog 
dieſes Zufages im Sinne der Vorlage und des Kom— 
milfionsbefchluffes, wie ich glaube hinzufügen zu dürfen, 
ben Anjprühen der Komponiften und ihrer Berleger 

efreit. 

Präſident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, id) möchte 
Sie bitten, aud in diefem Falle bei dem Kommiſſions— 
beichlufje ftehen zu bleiben. Herr Abgeordneter Traeger 
bat in der Frage der Kennzeihnung der Unterſchiede, die 


(B) ſich bei den verichiebenen mechaniſchen Inſtrumenten zeigen, 


Bedenken aufgeworfen, die an fi nicht berechtigt find. 
Nah der Berner Konvention, wie fie ihre Auslegung 
durch das Neichigericht gefunden hat, waren freigegeben 
nur die Drehorgeln. Wie die Beftimmung feinerzeit zu 
Stande gelommen ift, darüber eriftiren Gerüchte, aber feine 
beftimmte Hunde; man weiß mur, daß im legten Moment 
Er Begünftigung der Schweizer Induftrie in bie Berner 

Konvention bineingefommen iſt umd zwar infolge eines 
Entgegenfommend gegen die Schweizer Benollmächtigten 
zu den Verhandlungen, die den Wunſch ausſprachen, für 
ihre Induſtrie in Bezug auf dieſe Inſtrumente eine gewiſſe 
Ausnahmeſtellung zu erlangen. Nun hat ſich ergeben, daß 
die ſämmtlichen anderen Gerichte außerhalb Deutſchlands 
die Konvention nicht in dem engen Sinne ausgelegt 
air wie das Neichögericht, und dadurch iſt unſere 
Induſtrie in ihrer Thätigleit im Innern fowohl wie in 
Bezug auf den Export benachtheiligt. Für die Induſtrie 
mechaniſcher Muſikwerke fpielt nun der deutſche Abfagmarft 
feine bejondere Rolle mehr, infofern es ſich um den Abſatz 
bon Anftrumenten und nicht nur um den der beweglichen 
Beſtandtheile handelt; es kommt für Deutichland haupt: 
fählid nur noch der Abſatz von Scheiben und Platten in 
Betracht, die für bereitö gelieferte Inſtrumente nad): 
zuliefern find, damit diefe auf dem Standbpunft ber 
neueren Stompofitionen erhalten werden. Aber unſere 
Tabriften medhaniiher Muſikwerke liefern Inſtrumente 
noch im großer Zahl in das Ausland. Wenn nun 
von der guten Stellung dieſer Induſtrie geredet 
worden ift, jo befteht fie darin, daß feine Fabrik 
eine entiprehende Dividende vertheilt; die höchſte 
Dividende, die vertheilt worben ift, beträgt 8 Brozent, ift 
aber zur Hälfte aus dem Refervefonds genommen, jodaß 
fie auf 4 Prozent zurüdgeht, und der Gıfinder ber 
Scheiben und Platten, Lodmann, ift in dieſem Jahre 





nicht in der Lage, eine Dividende zu vertheilen. Won einer (C) 


Induſtrie, die des Schutzes nicht bedarf, 
fann alſo nicht die Rede ſein. Da nun bie Induſtrie 
der mechaniſchen Muſikwerke eine große Zahl von Per: 
fonen beſchäftigt, fo haben wir feinen Anlaß, dieſe In— 
duftrie durch das Ausland ruiniren zu laffen, ohne Daß 
wir daburd den Komponiſten etwas mügten! Denn wenn 
die Inftrumente in Deutihland nicht fabrizirt werben, 
werben jie im Ausland fabrizirt, und von dort bei uns 
eingeführt. Im Ausland bedarf der Fabrikant der Zur 
ftimmung ber Komponiſten wicht, auch nicht bezüglich der 
bei und geihügen Mlufitwerfe. Eine Stontrole ber 
Scheiben und Platten bei ihrer Einführung in Deutſch— 
land ift aber unmöglid). 

Meine Herren, num liegt auch, glaube ich, ein be— 
deutender Unterjchied zwiſchen dieſen mechanischen Mufit- 
inftrumenten und den Anftrumenten, für die die Kom— 
pofitionen gefchrieben werden. Man jchreibt Kompojitionen 
für Klavier, man ſchreibt folde für die Orgel, man hat 
auch Kompofitionen für Trommeln und Baufen: aber daß 
man für mehanishe Mujikinftrumente Kompofitionen ges 
ſchrieben habe, das habe id) noch nicht gehört. Es Liegt 
man der Unterſchied vor, daß wir es bei den mechaniſchen 
Muſikwerken mit Aufführungen zu thun haben, an die der 
Komponift bei feiner Kompofition gar nicht denfen wollte; 
beöhalb hat er aud fein Dejonderes Redt auf Schuß 
gegen dieje Aufführung feiner Kompoſition durch ſolche 
Werke, weil die Induftrie durd fie das nicht wiedergiebt, 
was der Stomponift fomponirt hat. Die Aufführung 
durch mechaniſche Muſikwerke iſt aud fein muſikaliſcher 


Genuß. 

(Widerſpruch.) 
Darin unterſcheide ich mich von dem Herrn Abgeordneten 
Richter, welcher dieſer Art Muſik ein Lob geſpendet hat. 
Meine Herren, wenn wir ftatt der Klaviermuſik ſolche 


„blühenden“ 


mechaniſchen Mufitinftrumente neben, über und unter uns (D) 


hören müßten 
(Heiterkeit), 

fo wäre und das nod viel unerträglicher al3 der Klavier— 
lärm. Ich babe ſolche Inſtrumente gehört. Das ſind 
allerdings Töne, die einer Melodie entſprechen; aber man 
wird nicht ſagen können, das ſeien mufitafifche Auf: 
führungen, die und die Kompoſitionen zum Berftändniffe 
brädten. Man kann fi aus ihnen fein Bild von den 
Feinheiten einer Kompoſition maden; die zarten Modula— 
tionen fallen vollftändig weg. Deshalb meine id, wir 
follten uns in diefer Frage für die Komponiſten nicht ums 
berechtigt ereifern, jondern die Induſtrie der mechaniſchen 
Mufitwerfe fi entwideln laſſen für die Kreiſe, welche 
die Kompoſitionen nicht durch Anftrumente aufgeführt 
hören können, für die fie fomponirt find. 

Nun beruht — das müffen wir fefihalten — unfere 
Induſtrie nad) ihrer Entwidlung in Deutichland weſent— 
lid) darauf, daß ein Metallkamm durch in die Scheiben 
eingeftanzte Erhöhungen oder duch Zähne bewegt wird. 
Dies ift nun eine ganz andere Mechanik als diejenige, 
welche bei dem Pianola zur Anwendung tommt-und durd) 
diefen Unterſchied wird der Kommilfionsbefhluß bezüglid) 
des Pianolas gerechtfertigt. Hier wird thatſächlich das 
Inſtrument, für das eine Kompoſition gemacht iſt, geſpielt, 
nur geſchieht es nicht durch die Hand des Spielers, 
ſondern vermittelſt eines von ihm bewegten mechaniſchen 
Juſtruments. Es kommt dadurch ein anderer Ton zu 
Stande als bei den mechaniſchen Mufifinftrumenten, denn 
jein Ton entipriht dem vom Komponiſten gewollten Ton. 
Nun brauchen wir ein bejonderes3 Intereſſe für das 
Bianola im Deutfchen Reichstag nicht zu bethätigen; denn 
es ift in Amerika patentirt. Mir iſt geſtern von einem 
Leipziger Fabrilanten ein Schreiben zugegangen. Der 
Mann bezeichnet fih als einen Heinen Yabrilanten von 


(A) Mufitinftrumenten. 


—Reichstag. — 76. Sigung. Donnerdtag ben 18. April 1901. 


2203 











Nah dem unausgeſprochenen Anhalt 
feines Briefes fcheinen wir für das VPianola im Reichs— 
tag Rellame gemadt zu haben; denn er theilt mir mit, 
ed würden bon Amerifa aus zahlreiche Pianolas nad) 
Europa gebradt. Wenn wir num das Pianola auch den 
mechanischen Mufitwerten gleich behandeln, fo wenden wir 
ben Amerikanern einen Verdienſt zu und ſchädigen unfere 
Induſtrie. 

Nun wird Herr Traeger und entgegnen, und es 
Scheint aud Herr Richter auf diefem Standpumkt zu ftehen, 
wir würden die Entwidlung unferer Induſtrie mehanifcher 
Muſikwerke hemmen. Das it nicht der Fall. Die In: 
duſtrie, fomweit fie auf dem Prinzip der mechaniſchen 
Inftrumente beruht, kann fid) bis zur höchſten Vollendung 
entwideln. Aber wenn ein Anftrument aufhört, ein 
mechauiſches Muſikwerk zu fein, wenn dazu übergegangen 
wird, die menschliche Thätigkeit zum Spiel heranzuzichen, 
ähnlich wie beim Klavierſpiel, gleichviel, ob dief® Thätigkeit 
fih auf die Hand oder auf Hand und Fuß und Kopf 
erftredt, fo ift das etwas anderes, weil cin fo gejpieltes 
Inftrument fid von einem mehanifhen Mufifwert unters 
icheidet, und deshalb muß bier eingejegt werben. 

Nun wird an der vorgeichlagenen Beitimmung in 
Bezug auf bie Striterien fritifitt. Ja, meine Herren, es 
gilt, Kriterien zu finden, die dieſes Inſtrument von den 
mechanifhen Mufifinftrumenten unterfcheiden, und nun ift 
das wefentlidhe Kriterium eben das, daß das Anftrument 
nad der Art des Vortrags des Künſtlers geipielt fein 
muß. Das ift in dem Kommiſſionsbeſchluß Mar aus: 
aefproden, und bazı find dann die anderen Kriterien bes 
Tones und des Zeitnahes hinzugefügt. Wenn die Frage 
geſetzlich geregelt ift, fo glaube ich nicht, dab fie bie 
Gerichte allzufehr befchäftigen wird. Die zugeiekten 
Kriterien find in der Nothwendigfeit der Charalterifirung 
ber menfhlihen Thätigkeit begründet. Denn auch bei 


(B) der Drehorgel liegt das Bedürfniß vor, dak jemand die 


Orgel dreht. Aber hier haben wir es mit einer Lediglich 
manuellen Thätigfeit zu thun, während wir es beim 
Pianola mit einer Thätigkeit zu thun haben, die Die 
Perſon ganz, einſchließlich des Kopfes, in Bewegung jet, 
ähnlich wie bei der Geige mit der Thätigkeit des Kopfes 
bie der Hände, wie bei dem Klavier die des Kopfes mit 
den Händen und mit dem Fuße; beim Pianola kommen 
wie bei diefen Inftrumenten als Merkmale der Thätig: 
feit bed Spielers da3 Zeitmaß, die Stärte und bie 
Dauer des Tones und die Art des perfünlihen Spielens 
nod in Betradt. 

Ich meine, unfere Haltung im Neichdtag wird korreft 
fein, wenn fie eimerfeit3 unferer Induſtrie Luft ſchaffe in 
dem Umfange, wie es durd die Berner Konvention vor— 
geſehen ift in allen Staaten, die diefer Konvention an— 
gehören, wenn wir alfo unſere Fabriken auf gleihen Fuß 
ftelen mit den Fabriken, die im Auslande thätig find, 
und wenn wir andererſeits unferer Induſtrie das nicht 
ohne Zuftimmung der Komponiſten geitatten, was nad) 
ber Berner Konvention nicht geftattet werben muß, dabei 
aber den Wunſch ausſprechen, e8 möchte die Berner fon: 
vention in Bezug auf die mechanischen Mufifwerfe ge: 
ändert werben, ſodaß die lebertragung auf derartige 
Mufikinftrumente als gefhüst angefehen wird. Ich muß 
geiteben, nah meiner perfönlichen Auffaffung über diefe 
Art Mufit lege ich auf eine Abänderung der Konvention 
nad diefer Richtung feinen befonderen Werth, Wenn 
aber bie Frage einheitlich durch ganz Furopa geregelt 
wird, fo liegt fein Bedenken gegen die Nefolution vor. 
Dei ber gegenwärtigen Rechtslage müffen wir dafür forgen, 
daß wir die deutſche Induſtrie nicht benadhtheiligen gegen 
die Induftrie des Auslandes; jetzt treten die Intereffen 
unferer Komponiſten zurück; wir jchaffen für unfere In— 
duftrie freie Bahn. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiffar des (C) 


Bundedraths, KHaiferlihe Geheime Ober-Regierungsdrath 
und bortragende Rath im Reichsamt des Innern Hauß. 
Hauß, Statferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
und vortragender Rath im Reichsamt des Innern, Kom— 
miffar des Bundesraths: Meine Herren, auf die Gefahr 
bin, Geſagtes zu wiederholen, und trotz ber jpäten Stunde 
muß ih doch von biefer Stelle aus nod einige Be: 
merfungen zu dem Antrage des Herrn Mbgeorbneten 
Traeger machen. Derfelbe geht, wie ſchon bemerkt worben 
ift, dahin, den gegenwärtigen Redjtözuftand, ber durch 
das befannte Reichsgerichtserkenntniß von 1888 geihaffen 
morden ift, zu berewigen. Es ſoll alio nad wie vor in 
der juriftiichen Behandlung der mehaniihen Mufitwerte 
unterihieden werben, ob die Blätter, Scheiben und fonftigen 
tonerzeugenben Körper auswechſelbar oder ob ſte feit find. 
Die feften Körper follen frei fein vom Urheberichug, bie 
Herftellung von auswechſelbaren Körpern ſoll an bie Ge— 
nehmigung ded Autors, des Verlegers gebunden ſein. 
Diefer Unerſchied zwifchen den feiten und auswechſelbaren 
Scheiben tft, wie die Praris zeigte, an ſich ſchon ein ſehr 
flüffiger. Häufig find die Fabrifanten vorher nicht in ber 
Lage, zu beurtheilen, ob die Gerichte fpäter, wenn es zum 
Prozeß fommt, eine Scheide, eine Walze als feft oder als 
auswechjelbar anfehen werden. Daraus rejultirt eine große 
Unfierheit. Im übrigen ift es auch ſchwer verſtändlich, 
wenigftens dem Nichtjuriften, weshalb nun in biefem 
Ktriterinum das Merkmal für bie Abgabepflicht beruhen 
joll. Dem gemeinen Manne wird es faum einleuchten, 
daß ein Inſtrument mit auswechſelbaren Scheiben nun 
ganz etwas anderes ift, daß deffen Herftellung, Verbreitung 
und Benugung an die Genehmigung eined Autors oder 
Berlegerd gebumben fein foll, die bei felten Scheiben nicht 
eingeholt zu werden braudt. — —— 
Aber, meine Herren, wie dem auch ſei, die Situation, 
wie fie jegt befteht, ift aus wirthſchaftlichen Gründen kaum 
haltbar. Mag aud die Freigabe der auswechſelbaren 
Scheiben einen gewiffen Durdbrud des Prinzips des 
Urheberrechts bedeuten, mag man auch mit dem Herrn 
Abgeordneten Traeger der Meinung fein, daß die Bänder 
und Scheiben, die herausgenommen werben fünnen, eine 
Art von Noten darftellen und vielleicht auch ohne Ders 
mittelung eines Inſtruments das Verftändniß eines Muſik⸗ 
ſtückes dem Gebildeten nahe bringen können, — ich ſage, 
wie das auch ſein möge, hier muß die Rückſicht auf die 
internationalen Verhättniffe entſcheiden. Es iſt bereits 
hervorgehoben, daß in allen ausländiſchen Staaten, 
namentlich in denjenigen, mit denen wir auf dem Gebiet 
diefer wichtigen Fabritation konfurriren — das iſt Eng: 
land, Frantreich, Belgien, Schweiz, Oeſterreich —, bie 
auswechſelbaren Scheiben genau wie bie feiten behanbelt, 
d.h. vom Urheberſchutz frei hergeftellt werden können. Diefe 
Behandlung ift entweder durch die Rechtſprechung feitgelegt 
im Wege einer Auslegung des Art. III im Schlußprotofoll 
der Berner Konvention, alfo unter Abweichung von der reichs⸗ 
gerichtlichen Auffaffung, oder aber es ift durch ausbrüdliche 
Gefegesbeftimmung in biefem Sinne Vorkehrung getroffen, 
wie das beifpieläweife in dem öſterreichiſchen Geſetz ber 
Fall ift, das vor einigen Jahren erlaflen ift, oder aber 
in neuen Gefegentwürfen iſt eine berartige Beſtimmung 
vorgeſehen. Letzteres trifft, wenn ich mich recht erinnere, 
auf England zu. Alſo überall an unſeren Grenzen, bei 
unſeren Nachbarn behandelt man dieſe Inſtrumente als 
urheberrechts frei. Was iſt die Folge? Das Ausland 
fabrizirt billiger und erſchwert uns die Konkurrenz zunächſt 
in fremden Ländern, nach denen unſer Export geht. 
Unfere Fabrikation an mechaniſchen Mufitwerten wird bon 
jahverftändiger Seite auf etwa 10 Millionen Mark 


eihätt 
£ (hört! hört! recht3), 
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(A) und von diefer Menge erben, ebenfalls nah face 


veritändiger Schätung, etwa brei Viertheile erbortirt. 
Wohin der Export geht, läßt ſich natürlich im einzelnen 
nicht nachweiſen, weil die ſtatiſtiſchen Anfchreibungen nad) 
diefer Richtung hin verfagen. Es ift nur die Bermuthung 
begründet, daß der Export nad) überjeeiichen Ländern 
geht, wo vielleicht die Anſprüche an mufitalifche Genüſſe 
noch nicht fo gefteigert find wie bet und. Auf dieſen 
Märkten, jagen wir einmal in Brafilien, fpielt der Preis 
eine erheblihe Rolle, und mag nun bie Abgabe, bie ber 
deutſche Fabrifant zahlen muß, hoch oder gering fein, fie 
beeinflußt felbftverftändlih den Preis nicht bloß bes 
Bandes und ber Scheibe, fondern ſchließlich des ganzen 
Yabrifat3 und wirkt nadıtheilig auf den Abjat ein. So 
liegen die Dinge in unferen Beziehungen zu den Ländern, 
wo wir mit Belgien, England, Frantreih u. f. w. im 
Konkurrenzlampf ftehen. 

Mie hebt es aber nun auf dem inlänbifhen Martte 
felbft? Hier würden Fabrikate, die im Auslande mit aus: 
wecjelbaren Scheiben frei hergeftellt find, natürlich nicht 
öffentlih verbreitet werben dürfen, fie würden mit Be— 
fhlag belegt werben und eine Schadenserfagpflicdht be- 
gründen. Alfo die öffentliche Verbreitung würde inhibirt 
werden; aber bie private Verbreitung fann man nicht 
inhibiren, insbefondere ift an ber Grenze eine Kontrole 
gar nicht möglid. Infolge davon follen — das läßt ſich 
natürlich auch nicht mathematiih beweiſen, wird aber 
bon glaubwürdiger Seite verſchiedentlich verſichert — 
zahlreiche im Auslande hergeſtellte Inſtrumente mit aus— 
wechſelbaren Scheiben hier in das Inland eingeführt und 
in privaten Kreiſen, vielleicht ſogar auch öffentlich benutzt 
werden, weil fie um einige Mark oder Pfennig billiger find. 

Nun, meine Herren, das Verdienſt an der Entwid: 
lung der ganzen Induſtrie hat ausſchließlich — wie ber 
Herr Abgeorbnete Richter vorhin zutreffend hervorgehoben 
hat — der deutſche Grfindungsgeift. Die Fabriken in 
Berlin, in Leipzig und in anderen großen Zentralen haben 
bie neuen Ginrihtungen, Symphoniond, Ariftons u. f. w. 
erdacht, —— durchkonſtruirt und im Publikum 
verbreitet, während das Ausland lange Zeit hindurch mit 
den einfacheren Inſtrumenten, mit den alten Spieldoſen 
und Leierkaſten, ſich begnügt hat. Und Deutſchland, von 
wo die neue Induſtrie ihren Ausgang genommen hat, 
wird jetzt geſchädigt dadurch, daß andere Länder inzwiſchen 
die beſſeren deutſchen Syſteme übernehmen und uns hierin 
auf dem in- und ausländiſchen Markte eine Konkurrenz 
machen, gegen bie wir wegen der Abgabenpflidt unſerer 
Induſtrie nicht reht auffommen fönnen. So liegt bie 
Situation, und ich glaube, meine Herren, bie Verhältniffe 
find jo zwingend, baß in der That eine Abhilfe geichaffen 
werben muß. 

Nun ift von dem Herrn Abgeorbneten Traeger auf 
bie vermeintlich glänzende Lage der deutfchen Induſtrie 
Bezug genommen worden. Dem gegenüber faun id nur 
Wort fir Wort unterfchreiben, wa3 der Herr Abgeorbnete 
Nichter vorbin ausgeführt hat. Der Gegenftand ift ja 
auch in der Kommiſſion eingehend erörtert worden. Gewiß, 
meine Herren, unfere beutihe Induſtrie hatte einen jehr 
erfreulichen Auffhwung infolge jener neuen Erfindungen 
genommen; dieſer Aufſchwung tft aber in den Iegten Jahren 
unter ber a, bes befannten reichsgerichtlichen 
Erfenntniffes allmählich ſehr zurüdgebämmt. Es find 
einzelne Fabriken, die hohe Dividenden gegeben haben; 
aber ſelbſt bei der beftjituirten Fabrik in Leipzig ift der 
Beiriebögewinn im Rückgang begriffen. Im übrigen ift 
es ridtig, wenn — worden ift, daß eine Anzahl 
anderer Fabriken mit großen Schwierigkeiten kämpfen. 
Diefe Schwierigkeiten find wohl darauf zurüdzuführen, 
dab jest von Seiten der Autoren und Verleger Anſprüche 
und zwar zum Theil übertriebene Anfprüche für die Ge— 


währung ber Grlaubniß zur Benugung von geſchützten (C) 


Mufitwerken erhoben werden. Die Lage ber Induſtrie tft 
durchaus nicht jo glänzend, wie bon einzelnen Stellen 
behauptet wird; und wenn der gegenwärtige Zuſtand be— 
Stehen bleibt, jo ift zu fürdten, daß die deutjche Inbuftrie 
ihren Borjprung dauernd einbüßt und zur Entlaffuug der 
in den Fabrifen und in der Hausinduftrie beichäftigten 
Arbeiter genöthigt wird. 

Daß die Autoren durch die Freigabe der auswechſel— 
baren Scheiben nicht geſchädigt werden, iſt von ver— 
ſchiedenen Seiten, namentlih von dem Herrn Dr. Spahn 
autreffend — worden. Die Kompoſitionen find bon 
Haufe aus micht für medaniihe Werke beftimmt, ihr 
Abſatz in denjenigen Streifen, welche für wirffihe Mufit 
Intereſſe haben, wird durch Lebertragung auf mechaniſche 
Werke kaum beeinträchtigt; und e3 wird baher allerdings 
nicht ohne Widerſpruch verfiert, daß die Komponiſten in 
ihrer Mehrheit gegen bie Freigabe der Mufitwerte nichts 
GErheblicdes einzuwenden haben. Wenn aber gleihmwohl 
entgegenftehende Intereſſen, ſei es bei den Stomponiften, 
fei es bei den Berlegern, vorhanden fein jollten, fo glaube 
ih, daß dieſe Intereſſen zurücktreten müffen gegenüber 
ben jchwerwiegenden wirthihaftlihen Geſichtspunkten, die 
dafür ſprechen, gleiche Konkurrenzbedingungen zwiſchen 
dem Inlande und Auslande auf einem Gebiet herzuſtellen, 
wo deutſcher Erfindungsgeiſt einen neuen Induſtriezweig 
geſchaffen und einer großen Anzahl von Arbeitern Be— 
ſchäftigung gegeben hat. Ich kann Sie alfo nur dringend 
bitten, dem Antrag Traeger ihre Zuftimmung zu berfagen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Miller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
ic) hätte mich nicht mehr zum Worte gemeldet, wenn ich 
nicht durch den verehrten Herrn Kollegen Abgeordneten 
Richter provozirt worden wäre. 

(Heiterfeit.) 
Nachdem er bad Trifolium Traeger, Dr. Dertel und Müller 
(Meiningen) genannt hat, bin ich aber verpflichtet, meinem 
lieben Freunde Traeger gegen meinen ebenfo verehrten 
Freund Nichter ——— 
(Heiterfeit.) 

Ich ftehe auf dem Standpunft des Herrn Kollegen Zraeger. 
Sein Standpunkt ift ein Vermittelungsftandpunft. Sein 
Antrag bezwedt die Aufrechterhaltung des Rechtszuſtandes, 
der bisher gegolten hat. Darin gebe ich dem Herrn 
Kollegen Richter vollkommen Recht; eigentlich beſteht ein 
prinzipieller Unterſchied zwiſchen auswechſelbaren und 
feſten Vorrichtungen nicht, und inſofern iſt auch eine kleine 
Inkonſequenz in dem Antrag Traeger gelegen. Dem habe 
ich auch abzuhelfen geſucht in der erſten Leſung der 
Kommiſſion, indem ich viel weiter ging und bie Üeber— 
tragung auf alle Vorrichtungen derartiger mechaniſcher 
Mufitwerle von der Genehmigung des Autors abhängig 
machen wollte. Aber, wenn man nicht viel erreichen ann, 
fo verfucht man wenigſtens etwas zu erzielen, und als Kom— 
promißftandpuntt habe id) den Standpunkt Traegers bereits 
bezeichnet. 

Das kann von dem Herrn —— Richter auch nicht 
beſtritten werden, daß der 8 22 in der Faſſung der 
Regierungsvorlage eine vollkommene Durchbrechung des 
ganzen Syſtems bedeutet. Das mußte ſogar von dem 
Herrn Vertreter des Reichsamts des Innern zugegeben 
werden, und das Reichsamt des Innern war ja be— 
kanntlich das treibende Moment im dieſer ganzen Frage, 
was mir Herr Geheimrath Hauß dur fein Zuniden 
freunblihft zugiebt. Die GEntwidlung ift auf diefem 
Gebiet ———— Ich habe hier vor mir die zweite 
Beilage zur „Leipziger Zeitung“ vom 15. März liegen, 
wo über bie Dftervormefle in Leipzig berichtet wird. 
Wenn man bier ſieht, welhe Wunder an mechaniſchen 
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(Dr. Müller [Deiningen].) 


(A) Mufifwerken gegenwärtig erfunden werden, die zum Theil 


Scheinbar in gemiffer Nichtung noch das Pianola über- 
treffen, jo muß ih fagen: wir ftehen hier vor einer 
unabjehbaren Entwidlung der Induſtrie der mechaniſchen 
Mufitinftrumente. Wir dürfen eine derartige Entwidlung 
ber Dinge nicht einfady ignoriren wie es diejenigen Herren 
thun, die auf dem Standpuntt der Regierungdporlage 
ftehen. Man lieft da von merkwürdigen Inftrumenten: 
bon „Pentaphon“, „Sirion = Inftrumenten“, „Pneuma— 
klavier“ u. j. w.; man muß jagen: wenn die Andeutungen, 
die hier gegeben find, wahr find, fo ftehen wir vor einer 
vollfommenen Ummwälzung in Bezug auf Ausbeutung 
mufifalifher SKompofitionen durch mehanifhe Muſik— 
inſtrumente. 

Meine Herren, darüber beſteht allgemeine Ueberein— 
ſtimmung, daß lediglich wirthſchaftliche Momente es 
find, die für den $ 22 ſprechen. Nun wurde und bereits 
in ber Kommiffion eingewendet — das war aud) heute 
wieder ber rothe Faden, der durch die ganze Verhandlung 

ing —, unfer Erport wird vollftändig degeneriren, wie 
ch der Herr Staatsſekretär einmal in der Kommiſſion 
ausdrüdte. Meine Herren, mit Nedit hat ber Herr 
Kollega Traeger bereitö darauf verwiejen, daß gerade feit 
ber GEntiheidung des Neihögerihtd vom Jahre 1888, 
auf welhe wir uns jelbft ftügen, und bie jegt Rechtens 
werden fol, die ungeheure Entwidlung der mechaniſchen 
Mufitwerkinduftrie vor ſich gegangen ift. Das ift doch der 
allerbeite Beweid dafür, daß ber biäherige Standpunft 
des Reichsgerichts wicht nachtheilig für die betreffende 
Induſtrie war, fonft hätte fie nicht zu dieſer Entwidlung 
fommen fünnen. Ich werde nod) zeigen, daß die Klagen, 
die von den Fabrifen und von dem Herrn Kollegen 
Richter vorgelragen worben find, ungerechtfertigt find. 

Um auf diefen Punkt gleich einzugehen, fo muß ich mich 
wundern, daß der Herr Kollega Nichter in vollem Gegen: 


(B) fag zu den Ausführungen, die er geftern gemacht bat, 


heute den Mufitwerffabritanten fo viel Vertrauen 
entgegenbringt, während er geftern das größte Mißtrauen 
gegenüber den Komponiften äußerte. Herr Kollega 
Richter, id) traue den Komponiſten zum wenigften fo viel 
zu wie den Mufifiwerkfabrifanten, die uns in einer Neihe 
ihrer Angaben im Stich gelaffen haben, 3. B. be- 
zuglid der Angabe der Anzahl der Arbeiter, die in ihren 
Merten befhäftigt werben follen. Ich habe aber hier 
vor mir die „Mufikinftrumentenzeitung”, gewiß ein Fach— 
blatt, das die einjchlägigen Berhältniffe am beiten zu 
überfehen vermag. Hier heißt es wörtlich unter dem 
19. Januar 1901 — das Blatt ift alfo auf der Höhe 
der Zeit —: 
Die Tabrifen mehaniiher Muſikwerke waren 
durchweg flott beihäftigt. Der Abſatz hat ſich 
fortdauernd gehoben, ſodaß es theilmeife nur 
durch Ueberſtünden möglich war, der Nachfrage 
zu genügen u. ſ. w. 
Im Folgenden wird dann auseinandergeſetzt, das durch 
Streifs die rege Beſchäftigung etwas behindert worden ſei. 
Meine Herren, wenn Sie das mit den Ausführungen 
vergleichen, die der Herr Sollega Nichter aus einer 
Petition machte, welche aus einer einjeitigen Intereffen- 
Haffe hervorgegangen ift, fo muß ich fagen, daß eine der- 
artige Stimme einer Fachzeitung mehr gilt, um fo mehr, 
als fie nicht, wie der Herr Kollega Nichter, einzelne Bei- 
ipiele aus der Induſtrie herausgreift, fondern einen allge: 
meinen Weberblid über die ganze Yage der mechaniſchen 
Mufitwerfinduftrie giebt. Ich möchte aljo Herrn Kollegen 
Richter bitten, etwas glimpfliher mit den Komponiſten, 
vor allem bezüglich ihrer Gutgläubigkeit, umzugehen, wenn 
er den Mufitwerffabrifanten gegenüber jo viel Gutgläubig- 
feit mitbringt. Ich werde mich vielleiht bei S 33 in 
diefer Beziehung, vor allem beziglih der Tantiemegejfell- 
Reichstag. 10. egist-P. U. Seſſion. 10) 1901. 


fhaft, mit Herrn Kollegen Richter nody etwas weiter (C) 


auseinanderſetzen müffen. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, bie andere Ginrebe ift die, dab durch 
den audländiihen Import unſere eigene Induſtrie ver: 
nichtet werde. Nun hat mid Herr Kollega Richter vor 
alleın dadurch zu einer Erwiberung gereizt, daß er fagte: 
jawohl, ihr fprecht immer vom Ausland, aber bezüglich 
dieſes Punktes ſchweigt ihr dapon! — O doch, wir fünnen 
auch hier vom Ausland ſprechen; denn die Sache ift zum 
Theil anders, ald Herr Richter fie dargethan hat. 

Was zunächſt die Schweiz anlangt, fo ift e3 richtig: 
für die Schweiz bat die Sadje bie größte Bedeutung. 
Aber nicht die großen Orcheſtrions, die großen Muſikwerke 
fommen bier in Betracht, fondern in erfter Linie bie Heinen 
Dofen, die Muſikinſtrumente mit feiten Beftanbtheilen, bie 
auch durch den Antrag ZTracger nicht getroffen werben 
follen. Infolge deffen fommt die Schweiz hier wenig in 
Betradit. 

Das zweite Land, das die Hauptbedeutung für den 
Import hat, ift Frankreich. Herr Kollega Richter hat 
davon gar nichts gelagt, welde Haltung Frankreich in 
den legten Jahren in diefer Frage eingenommen hat. Bei 
der legten Zufammtenkunft der Berner Union in Paris im 
Jahre 1596 war es Frankreich, das den Antrag ftellte, 
die Sache follte im Gegenfag zu Ziffer 3 des Schluß— 
prototoll3 der Berner Konvention geregelt werden; es 
follte alfo im wefentlihen auf den Standpunkt getreten 
werben, ben wir felbft jebt dur den Antrag Traeger er— 
reihen wollen. Meine Herren, wer war es denn, ber 
ben Antrag Frankreich damals zur Abweifung bradte? 
Die deutſche Reichsreglerung 

(hört! hoͤrt! Links), 
und zwar unter einer Begründung, die fehr merfwürbig 
ift. Die deutfhe Neichöregierung hat damals verwieſen 


auf die inländiſche Gefeßgebung; fie hat gefagt: wir (D) 


wollen die Sache erft in der einheimiſchen Geſeßgebung 
abmaden, dann fünnen wir fie in ber internationalen 
Gefeßgebung der Berner Konvention abmachen. 
(Hört! hört! links.) 

Nun find wir fo weit, und jet werben wir wieder durch 
eine Nefolution, auf die ich gar nichts gebe, auf bie 
internationale Geſetzgebung verwieſen. So verweilt ber 
einheimische Gefeugeber auf das Ausland und das Aus: 
land wieder auf das Inland; auf diefe Art kommen wir 
feinen Schritt weiter: es bleibt bei der Ausbeutung ber 
Fomponiften, die darin liegt, daß ihre Werfe ohne Ber: 
gütung auf die Walze kommen. 

Nun, meine Herren, ift es aber aud) ein Verfehen in 
juriftifcher Beziehung, die Beſtimmungen der Berner Kon— 
vention zu ignoriren. Sobald das Ausland mechanische 
Muſikinſtrumente in das Inland zur gewerbämäßigen 
Verbreitung einführt, fallen fie — dad wurde in ber 
Kommiffion feltgeitellt — unter das inländifhe Geſetz. 
Sobald bie betreffenden Scheiben, Platten, Bänder u. ſ. w. 
gewerbömäßig verbreitet werden, fallen fie unter das 
deutſche Geſetz. Dazu kommt aber noch, daß Art 12 
der Berner Konvention ausdrücklich beitimmt, daß jedes 
nahgedrudte oder nachgebildete Werk bei der Einfuhr in 
diejenigen Verbandsländer, in welden das Driginalwerk 
auf geſetzlichen Schuß Anſpruch hat, beſchlagnahmt werden 
fann. Die Sade iſt alio fo, daß, wenn vom Ausland 
bie und unbequeme Yabrifation ihre Produkte in das 
Inland abgiebt, bereit3 nad Art. 12 der Berner Kon: 
vention bon unferer Seite borgegangen werben kann. 
Nun bat man uns in der Kommiſſion entgegnet: ja, in 
ber Theorie iſt es ſehr ſchön, aber in der Praxis macht 
ſich das nicht; wie ſoll man derartige Artikel, die vom 
Auslande kommen, prüfen und kontroliren können? Meine 
Herren, ich muß ſagen, das heißt eigentlich an die außer— 
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(A) orbentlich hohe Intelligenz unferer Herren Zöllner koloſſal 


geringe Anforderungen ftellen. Die Herren Zollbeamten 
werden — und Bollfragen werden bier fortwährend 
hineingeworfen, obwohl fie in dieſes prinzipielle Gele 
gar nicht hineingehören — ſehr leicht eruiren, wie fie 
die Ermittlung bewirken. Wenn die Herren im Zweifel 
find über einen gangbaren Weg, fo, meine ih, kann ber 
fehr leicht bezeichnet werben. Stellen Sie einfach in 
Konſtanz oder Straßburg — es fommt ja, wie id) bereits 
betont habe, faft bloß die Einfuhr don der Schweiz und 
Frankreich in Betraht — ober fonftwo einen Beamten 
bin, der in die Verhältnifie eingeweiht ift und die ganze 
Sache fontroliven fann. Die Tantiemegejellihaft wird 
der Negierung ſehr gern das Material an die Hand geben; 
fo wird mit Leichtigkeit bie ganze Einfuhr vom Auslande 
fontrolirt werden fünnen, um fo leiter, als wir in ber 
Kommiffion feftgeftellt haben, daß die Quelle auf ber 
betreffenden Platte oder den Band angegeben werben 
muß. Meine Herren, ich glaube aljo, daß auch dieſe 
GEinwendung gegen den Antrag des Herru Stollegen Traeger 
abfolut nicht durchſchlagend it. 

Num aber, meine Herren, noch ein neues Moment, 
bad meiner Anſchauung nad) biöher gar nicht betont 
worden ilt. Sch glaube, daß bie Freigabe der mechani— 
ihen Mufikinftrumente in der Ausdehnung, wie fie bie 
Negierungsvorlage vorfieht, überhaupt zum Nachtheil der 
ganzen betreffenden Induftrie felbft ift. Nicht bloß der Um— 
ftand, daß eine ganz gewaltige Konkurrenzinduſtrie bei einer 
derartigen Freigabe auftreten wird, bie fünftlid heran 
gezüchtet wird, fondern, meine Herren, man hat bereits 
die Erfahrung gemacht — das fünnen die mechaniſchen 
Mufikinftrumentenmader ſelbſt nicht leugnen —, daß in 
ber legten Zeit fih ein ganz gewaltiger unlauterer Wett: 
bewerb geltend gemadjt hat. Man hat die Platten, bie 
Bänder u. f. w. einfah auf unlautere Weile verviel— 


(8) fältigt, und dieſer unlautere Mettbewerb wird, wenn 


der Antrag des Herrn Stollegen Richter angenommen 
wird, fih noch fleigern, und es werden gerade Die 
mechanischen Mufifwerkfabrifanten den allergrößten Schaden 
in der Folge davon haben. Infolge deſſen glaube id), 
dab es nicht mal im Intereſſe der Fabrikanten ſelbſt 
ift, wenn der Antrag des Herrn Kollegen Nichter ange: 
nommen wird. 

Mas nun ben Kommiffionsvorfhlag anlangt, fo ilt 
er doch etwas, und ich meinerfeits ftimme natürlidy für 
benfelben, wenn der Antrag des Herrn Stollegen Traeger 
abgelehnt wird. Aber — das fage ich mir auch — er hat die 
Nachtheile eines Kompromißvorſchlages und giebt gewille 
Latitüden in der Auslegung. Auf der anderen Seite 
fage ich mir jedoch auch, diefe Latitüde, die Bedrohung 
mit der Stlage hat ihre gute erziehertiche Seite; fie hatte 
bisher fhon ziemlid gute Erfolge. Ich glaube, es wird 
gerade durch eine derartige Ausdehnung und berartig 
weite Begriffe, wie fie die Hommiffionsfaffung enthält, 
der Zuftand herbeigeführt, der für die Komponiſten der 
erftrebenöwerthe tft. Jetzt bereits haben fi, wie ich ge— 
hört habe, einzelne Fabrifanten der medaniihen Muſik— 
werkinduftrie an die Stomponiften gewandt, um eine 
vertragsmäßige Einigung zu erreihen. Wenn beide 
Theile, wie zu hoffen it, einig werben, werden ſowohl 
bie Fabritanten beftehen können als aud) die Komponiſten; 
das ift meiner Anfhammg nad) der richtige Standpunft. 

Was die weiteren Ausführungen des Herru Abge— 
ordnneten Nichter anlangt, jo muß ich fagen: id) habe auch 
für die Mufitjtümperei, für die Slavierfeuche, gegen 
die er mit fo gutem Humor loögezogen ift, gar nichts 
übrig; ich ſage auch: die Klavierſeuche iſt fehr zu bes 
dauern, und eine Slavierfteuer wäre vielleicht unter Um— 
ftänden gar nicht ſchlecht. Aber glaubt der Herr Kollega 
Richter — das hat Herr Kollega Spahn ihm ganz richtig 
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entgegengeführt —, daß, wenn an Stelle 
ihuldigen Meinen Klaviers ein jo großer Marterfaiten 
fommt, mit Flöten, Blechinſtrumenten- und allen mög» 
lichen anderen Stimmen, und wenn ed dann in jedem 
Stodwerf mit diefer Mufit losgeht, er mehr Ruhe hätte? 
(Beiterfeit.) 

Ih glaube, daß die Nenten feiner Häufer, die er im 
Auge hat, noch vielmehr fallen würden. Mas wird den 
armen Komponiſten nicht alles zur Laft gelegt! Jetzt find 
fie bereitö fchuld daran, daß die Nenten der Hänfer im 
Sinten find; da3 geht doch zu weit! Geltern wurden die 
Komponiften als eine geradezu gefährliche Geſellſchaft, 
als eine Kampfgefellichaft bezeichnet. Die Herren find fo 
unſchuldig, fie wollen weiter nichts als ihr gutes Recht, 
und ich glaube, daß wir ihnen ihr Hecht geben können 
und müſſen. 

Ich bitte Sie alfo primär, meine Herren, den Antrag 
meined Freundes Traeger anzumehmen, für den Fall der 
Ablehnung werde ich für den Antrag der Kommifſion 
ſtimmen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, alle durch 
11 theilbaren Paragraphen haben bei dieſem Geſetzentwurf 
das eigenthümliche Schickſal, dab fie recht lange Debatten 
hervorrufen; geſtern $ 11, heute $ 22 und morgen kommt 
$ 33. Ich glaube aber in Ihrem und meinem Intereſſe 
zu handeln, wenn ich nah 6 Uhr nicht mehr ausgedehnt 
auf die Debatte eingebe, fondern kurz präzifire, welchen 
Standpunkt ich einzunchmen gedenke, ein Standpunkt, von 
dem ich hoffe, daß er aud der Standpunkt der Vechrheit 
fein wird. 

Einer ber Herren Vorredner hat die Nefolution, 
bie in ber Kommiffion über dieſe Materie einstimmig 
angenommen worden ift, geitreift. Sie acht dahin, daß 


international dahin gewirkt werbe, ben lirheberichug dahin (D) 


auszubehnen, daß die Webertragung von Muſikſtücken auf 
folhe Anftrumente, die zu deren mechanifhen Wiedergabe 
dienen, eine Erlaubniß des Urhebers zuläffig fei. Alſo 
genau der gegentheilige Standpunkt, der augenblidlidy inter 
national eingenommen wird. Schmierig ift die Beant— 
wortung der Frage: wie gelangt man am beiten zur Er— 
reihung dieſes Ziels? ift insbeſondere $ 22 der geeignete 
Meg hierzu oder wäre eine gegentheilige Faltung zur 
Erreichung dieſes Field geeigneter? Es ift in der Debatte 
mit Recht hervorgehoben worden, daß der deutfchen Mes 
gierung der Vorwurf nicht eripart werden fann, dab fie 
1896, als Frankreich cin darauf abzielenden, der Re— 
folution nahe fommenden Antrag ftellte, fih dagegen 
wehrte. Ich weiß nicht, ob, wenn die NRefolution an: 
genommen fein wird, man fo viel Vertrauen zur Negierung 
haben könnte, daß fie aud die Wege der Rejolution 
wandeln wird. Mein Mißtrauen nad der Nihtung iſt 
durch daS Verhalten der Negterung ein durchaus gerecht— 
fertigte und wird es auch wahricheinlich fir die Zukunft 
fein. Ih kann alfo nicht jagen, wie id) in der dritten 
Leſung werde ſtimmen können. Für jetzt will ich von 
dem Mißtrauen Abſtand nehmen. Es iſt nothwendig, 
eine Art Kompromiß zwiſchen verſchiedenen Intereſſen zu 
ſchließen: wir müſſen die internationale Geſetzgebung berück— 
ſichtigen und berückſichtigen die Intereſſen der Komponiſten, 
wie die Intereſſen der Verfertiger von Inſtrumenten, theil— 
weiſe auch bie der Verleger, und endlich die der Allgemein: 
heit. Man erficht ja ſchon daraus, daß aus einer 
Fraktion die verjchiedenartigten Anträge geftellt worden 
find, daß die Entiheidung bier nicht fo leicht iſt. Es 
erfcheint mir das Richtige — und dadurch würden wir 
aud) den Anregungen des Herrn Kollegen Traeger geredit 
werden —, endlih davon abzujehen, daß man glaubt, 
man nüge ftet3 dem Komponiften, wenn man ben Verleger 


eined un: (0) 


{A) jchüßt. 
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( Stadthagen. ) 
Es ift durdaus unrichtig, anzunehmen, daß 
allemal der Komponift geihüst ift, wenn ber Schuß in 
dem Sinne, den der Antrag haben will, durchgehen follte. 
Nein, meine Herren, ba iſt dann lediglich der Verleger 
aeihüßt,, geſchützt, weil ja in der Regel leider ber 
Komponiſt feine gefammten Rechte auf ihn übertragen 
hat. Meine Herren, die Thatfahen zeigen und, daß 
der Verleger dod in außerordentlich ftarfer Weife bislang 
theilweiſe — es find nicht alle Verleger — die Kompo— 
niften und die anderen Intereſſenten recht ſtark audge- 
beutet hat. Für eine berartige Ausbeutung bin ich nicht 
zu haben. Was müßt es, wenn wir fein zwingendes 
Recht ihaffen, dem Komponiſten Rechte einzuräumen, wenn 
dieſe thatfählih auf den Verleger übergeben? Ein Schuß 
ber berechtigten Intereſſen des Komponiften, ein Schup, 
ber anregeud auf das geiftige Schaffen wirken kann, und 
ber gleichzeitig das Intereffe der Allgemeinheit ſchützt und 
auf die AJutereffen der Induſtrie Rückſicht nimmıt, ift wohl 
nur auf dem Mege zu jhaffen, den wir in der Kommiſſion 
anregten, und ber im unferen für jegt zurüdgezogenen Ans 
trägen zu 8$ 22 und 26 liegt: Freiheit der Anfertigung 
und Vervielfältigung der Inftrumente, Freiheit aud der 
Öffentlichen Aufführung und des öffentlihen Wortrages, 
aber Aufführung und Vortrag von einer Genchmigung des 
Autors abhängig, einer Genehmigung, die unter gleichen 
Bedingungen Jedem zu ertheilen ift, und bie nicht auf 
Andere, auf Verleger oder fonft wen, übertragen werben 
darf. Schafft man nach dieſer Inübertragbarfeit hin 
zwingendes Recht, dann ift dieſe ganze Trage außerorbent: 
lich leicht zu löfen. Bei der jegigen Geſchäftslage wirb 
diefer Weg mit Ausfiht auf Erfolg in diefer Leſung kaum 
beichritien werden fünnen. Vielleicht einigen wir uns bis 
zur dritten Lejung über einen folden Weg, je nachdem 
die weiteren Paragraphen fich geitalten werden. 

Sch muß zugeben, daß der S 22 an Unklarheit das 


(B) Möglichfte Leiftet, was überhaupt geichaffen werden kann, 


nachdem einmal das Reichsgericht die Iintlarheit ins 
Rollen gebracht hat. Jenes Erfenntniß des Reichsgerichts 
vom Dezember 1898 ift ja, wenn man es noch fo wohl: 
wollend, noch jo objeltiv beurtheilt, eigentlich nur er 
klärlich aus der Luft, in der das Reichsgericht ſelbſt lebt. 
Ich glaube, daß außerhalb Leipzigs eine ähnliche Inter— 
pretation des internationalen Vertrages, daß mechaniſche 
Muſikinſtrumente nur ſolche ſeien, die im Jahre 1886 
allgemein bekannt geweſen ſind, nicht hätte in die Er— 
ſcheinung treten können. Ich weiß auch nicht, wie das 
Reichsgericht ſpäter urtheilen wird, und weil ich das nicht 
weiß, ift eigentlih der $ 22, fallen wir ihn wie wir 
wollen, ein Schlag ins Waſſer. Es kommt noch hinzu, 
daß über dem $ 22, wie er auch geftaltet fein mag, Die 
Berner Konvention ſteht. Wenn alfo das Reichsgericht 
in einem ſpäteren Urtheil glaubt, die jämmtlichen 
mechaniſchen Mufitinftrumente find durd) die Berner Kon— 
vention umfaßt, dann würde $ 22 in der Luft ſchweben, 
weil die Berner Konvention vorgehen müßte. Ich glaube, 
e3 wird dahin fommen, deswegen, weil ich hin und wieber 
für einige Momente dod) zu der Auffaffung gelange, daß 
aud) bei der Interpretation von Rechtsnormen das Richtige 
fid) Bahn bredyen wird, und weil es abjolut unmöglich 
ift, daß derjelbe Baragraph der Berner Konvention dauernd 
von allen Sulturftaaten, die derjelben beigetreten find, 
anderd ausgelegt wird al3 in Deutſchland. Den Ausländer 
im Inland beifer zu ftellen als den Inländer geht nicht 
an. Andererſeits befteht jett ja darüber Hebereinitimmung, 
daß in Zufunft auch der Ausländer, wenn er im Inlande 
peccirt, wenn er im Inlande biefe nah Anficht des Auslandes 
entgegen der Anficht des Reichsgerichts genehmigungslos er: 
laubten Platten zur Herftellung bringt, verkauft, verbreitet, 
bier auf Schabenerfag verflagt und ebenſo beitraft werben 
kann wie ein Inländer. Nun glaube id aber nicht, daß 


ein ausländifher Staat ſich das auf die Dauer gefallen (C) 


lafien wird. Denn er müßte es als einen Bruch ber 
Konvention eradhten. Wir gelangen bei biefer Sadlage 
alfo dahin, auf den $ 22 nicht allzu viel zu geben, 
fondern vielmehr darauf zu fehen, daß internationale 
flare Vereinbarungen in dem Sinne, wie fie die Refolution 
vorichlägt, Ichliehlih gegeben werben. Daher meine ich, 
es ift nit unfere Sache, und über die Faſſung des S 12 
gar zu viel aufzuregen. Ob dad eine oder andere Mufik- 
inftrument ſchön Eingt, daS gebe ich ohne weiteres zu, 
das iſt fein Grund für eine unterfchiedlihe Behandlung 
der Inftrumente. Gin begrifflider Unterſchied zwiſchen 
Pianola und anderen Mufilinftrumenten laßt ſich nicht 
fonftruiren. Die Kommiffion hat eine Konftruftion ver: 
fucht, indem fie bon ſolchen Inftrumenten fpricht, durch die 
dad Werk binfichtlih der Stärke und Dauer des Tones 
und hinfihtlid des Zeitmaßes nad Art eines perſönlichen 
Vortrag wiedergegeben werben kann. Diefe Wirkung 
fann dürch eine neue Erfindung felbft beim älteften Leier— 
faften hervorgerufen werden, und fchließlih wird die 
Frage, ob ein Anftrument diefe Vollendung habe, von 
Fall zu Fall und daher verfchiedenartig und wechſelnd in 
der Praris beantwortet werden. Gin begrifflicher Unter: 
ſchied ift das nicht. Aber andererjeitö gebe ich zu, daß, 
weil es eben ein begrifflicher Unterſchied nicht ift, das 
Neichögericht, wenn e3 an feiner Judikatur von 1898 
fefthält, auch die Leierfaften fchließlih darunter bringen 
fan, aljo im Sinne der von uns vorgeſchlagenen 
Nejolution entgegen der Berner Konvention mög— 
liherweife wird urtheilen fünnen. Juriſtiſche Sonder— 
barfeiten können aus 8 22 in ber mannigfaltigiten 
Blüte emporfprießen; daran find wir aber nicht ſchuld, 
wir find an internationale Vereinbarungen gebunden. 
Sollten wir und bis zur dritten Leſung viel: 
leiht über den Weg verftändigen, daß wir 


freigeben die Anfertigung und Vervielfältigung, (D) 


aber davon trennen das Aufführungredt, es 
dem Autor perfönlich geben unübertragbar, nidt 
auf den Berleger übertragbar, danı wäre eine 
flare, mit der internationalen Konvention über: 
einftimmende Nedhtlage geihaffen. Aber heute ift 
es Leider micht gut möglich, fich in diefer Art zu ver: 
ftändigen. 

Giner der Herren Vorrebner meinte, es fei eigen: 
thümlich, die vollendetiten Inſtrumente mit einer Steuer 
zu belegen und bie anderen freizulaffen. Bis zu einem 
gewiffen Punkt gebe ih das zu; aber ich falfe bas 
überhaupt nicht als eine Steuer auf, ſondern Faffe den 
ganzen $ 22 in Verbindung mit ben übrigen Be— 
ftimmungen des Entwurfs dahin auf, daß Wir im 
Rahmen der internationalen Geſetzgebung überhaupt eine 
Urt Phaje in der Entwidelung des Rechts ber geiftigen 
Arbeit ſchaffen. 

Wenn gefagt wurde, man könne fi vor den Stlavieren 
und anderen nftrumenten vor automatifhem Stlingklang 
gar nicht fügen — num, man braudt 3. B. nicht die 
Dinger anzuhören, nicht einen Groſchen in den Auto— 
maten bineinzumwerfen. Wenn ih recht unterrichtet 
bin, wird es den Herren künftig nod ſchlimmer gehen. 
63 dürfte allerneueftens darnad ein Inſtrument erfunden 
werben, welches fortwährend fpielt und nur erft aufhört, 
wenn man ein Zehnpfennigftüd hineinwirft. 

(Heiterfeit.) 
Alſo feten Ste nicht zu laut mit lagen über zu viel 
Muſik, fonft legt man in diefer Weife eine Steuer auf 
das Bedürfniß, Ruhe zu haben — und id) glaube, dieſe 
Steuer würde noch viel einträglicher fein. 

So, wie die Saden liegen, bitte ih Sie, für ben 
$ 22 in ber Hommilfionsfaffung ftimmen und bie ent— 
gegenftehenden Anträge ablehnen zu wollen. 

302* 


u EEEREET 2 — 





2208 











Reichslag. — 76. Sitzung. Donnerstag den 18. April 1901. 








Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haſſe. 

Dr. Haſſe, Abgeordneter: Meine Herren, fürchten Sie 
nicht, daß ich lange ſprechen werde; das iſt überhaupt 
nicht meine Gewohnheit. Aber wenn ich Ahnen verrathe, 
daß der Erfinder der mehanifchen auswechſelbaren Platten, 
Herr Ehrlid, ein Mitbürger bon mir ift, und daß gerade 
in meinem Wahlkreis die Intereſſen der Autoren, des 
Diufifverlagd und der Anduftrie ſich freuzen, fo werben 
Sie mir wenigftend zwei Worte geitatten. 

Die Fangatiker des Urheberrechts — ich will damit 
nicht Böſes andeuten — verfolgen doch gewiß bie 
Intereſſen der Komponiften; diefe werben aber in feinem 
Tall beffer geftellt, mag fo ober fo beſchloſſen werden. 
Ich kenne bis jegt noch feinen Komponiſten, der irgend: 
einen nennenswerthen Betrag erhalten bat von den 
Summen, die auf Grund der Judikatur des Reichs— 
gerichts bisher von der Induftrie an die Verleger abge: 


rührt find 

(hört! hört!; 
und id barf wohl prophezeien, dab fih das auch in 
Zukunft nicht ändern wird. Es handelt fid) aljo durchaus 
nicht um die Antereffen der Kompontiten. 

(Sehr richtig!) 
Denn wenn die Vervielfältigung der Melodien unferer 
Komponiften durd; Annahme des Antrags Traeger etwa 
ind Ausland verwiefen wird, fo werben bie aus: 
ländifhen Subduftriellen unjeren Komponiſten nod 
viel weniger zahlen, als es die inländifchen thun. 
63 handelt ſich hier in erſter Linie um eine 
Frage der Erportinduftrie, darum, ob unfere In— 
duftrie auf dem bisherigen Wege fortfahren kann, 
bie weſentlichſten Theile des überfeeifhen Auslandes mit 
der Mufit von ganz Europa zu verforgen. So liegt es. 
Id) erfenne ja au, daß es fid im $ 22 um einen Bruch 


(B) mit dem urfprünglichen Prinzip des Urheberrechts handelt, 


und daß aud der Schönheitöfehler vorliegt, daß wir 
in $ 22 eine Ausnahme und dann am Schluß des & 22 
wieder eine Ausnahme von der Ausnahme machen. 

Id pflidte auch allen den Ausftellungen bei, bie 
gegen den Wortlaut des Schlußſatzes des S 22 vor- 
gebracht find. Ja, dann muß ich bitten, daß beffere Bor: 
Ichläge gemacht werden; aber folange biefe nicht vor: 
liegen, ift, glaube id), daS gegebene Kompromiß zwiichen 
ben Intereſſen der Verleger und denen der deutſchen In— 
duftrie der Weg, der zur Annahme der Kommiffions: 
vorichläge führen muß. 

Sch bitte deshalb dringend um Ablehnung des Ans 
trag3 Traeger und um Annahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 

Präfident: Die Diskuſſion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, ich möchte Sie nur mit wenigen Worten bitten, 
die beiden Anträge abzulehnen. Was den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Richter anlangt, fo möchte ich, um 
der —8 die Ehre zu geben, darauf hinweiſen, daß 
es nicht richtig iſt, wenn er behauptet, auf dem Pianola 
und den ihm ähnlichen Inftrumenten würbe nur oder doch 
vorwiegend leichte Muſik geſpielt. Wenn er, wie er er: 
flärt hat, der Vorführung des Pianola beigewohnt hat, 
dann wird er — das hoffe ich von feinen mufitalifchen 
Stenntniffen — gehört haben, daß gerade damals 
Stüde von Beethoven, Liszt und Chopin, aljo erniten 
Ktomponiften, vorgefpielt wurden, und ich weiß, daß ber 
Statalog des Pianola eine große Reihe von Tonwerken 
unferer erften Meifter Beethoven, Mozart u. f. w. für 
zwei: und vierhändiges Spiel und auch mit Violinbe— 
gleitung enthält. Ic bitte Sie auch, fi) bei dem Antrag 
Richter nicht etwa damit zu beruhigen, daß die Herren 
Abgeordneten Dieg und Fiicher zum 8 26 einen Antrag 


geftellt haben, wonach bie öffentlihe Aufführung auf den (C) 


nichaniihen Mufitiwerken befteuert werden fol. Dann 
würden, nlanbe ih, Goethes Worte auf die mechaniſchen 
Muſikwerke anzumenben fein: 
Ahr führt ind Leben uns hinein, 
Ahr laßt den Armen Schuldig werben, 
Dann überlaßt ihr ihn der Bein. 
Da ift der Abgeordnete Traeger viel menſchenfreundlicher, 
wenn er die llebertragung der Kompofitionen auf bie 
Platten und dergleichen von vornherein verbieten will. 
Ih bitte Sie, aber aud dieſen Antrag abzulehnen, 
weil es richtig ift, bier eine Verföhnung zwiichen ben 
widerftreitenden Intereſſen herbeizuführen. 
Ich bitte Sie, die Hommiffionsbeihlüffe anzunehmen, 
wenigitend nicht weiter zu gehen im Intereſſe ber In⸗ 
duſtrie. Ich bitte, die Mahnung zu berückſichtigen, die der 
Berichterftatter von 1870, der hochverdiente Abgeordnete 
Dr. Wehrenpfennig, bei Berathung des Geſetzes ausge: 
ſprochen hat. Er fagte bamals: 
Laſſen Sie und dafür forgen, daß nidt 
jener Zug des AnduftrialiSmug und Ma: 
terialiämus, ber, ih muß es offen fagen, 
fih in diefer Frage gezeigt hat, eindringe 
in bie ftillen Hallen unserer deutſchen 
Kunſt und MWiffenfchaft, daß er die Billig: 
feit und geredte Gefeggebung uns nicht 
würde zu nidte maden! 

Ich bitte Sie, nad diefen Worten zu handeln und ben 

Kommiffionsbefhluß anzunehmen. 

Präfident: Wir fommen zur Abftimmung. 

Id ſchlage dem Haufe vor, zunächſt über das Amen: 
dement Traeger auf Nr. 337 der Drudiachen abzuftinmen; 
folte dies abgelehnt werben, über das Amendement 
Richter auf Nr. 253 der Drudjahen ad 1; dann ſchließlich 
über den & 22, mie er ſich nad dem vorhergehenden Ab- 


ftimmungen geftaltet hat. — Hiermit ift das Haus ein= (D) 


verftanden; wir ftimmen fo ab. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde nad dem 
Antrage Traeger auf Nr. 237 der Drudiaden den $ 22 
Sat 2 der Kommiſſionsbeſchlüſſe faſſen wollen: 

Diefe Borfchrift findet auf auswechſelbare Be: 

ftandtheile feine Anwendung, 
fih don ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; dad Amendement Traeger iſt 
abgelehnt. 

Mir kommen nunmehr zum Amendement Richter. 
Der Herr Abgeordnete Richter beantragt, auf Nr. 253 
der Drudjaden ad 1 im $22 den zweiten Sat entſprechend 
der Regierungsvorlage zu beichränfen auf die Worte: 

Diele Vorſchrift findet auch auf auswechſelbare 

Beftandtheile Anwendung. 

Diejenigen Herren, welche dieſem Amendement des Herrn 
Abgeordneten Richter zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Auch das iſt die Minderheit 

(Geiterkeit); 
er des Herrn Abgeordneten Richter ift ab» 
gelehnt. 

22 hat feine Veränderung in der Faſſung ber 
Kommiſſionsbeſchlüſſe erfahren. Wenn fih von feiner 
Seite ein Widerſpruch erhebt, werde ich annehmen, daß 
der 8 22 in der Faſſung der Kommiſſion angenommen 
ift. — Da fein Widerſprüch erfolgt, ift das der Fall. 

Nunmehr schlage ih dem Haufe vor, fih zu 
bertagen. 

(Zuftinnmung.) 
Wenn niemand wiberipriht, hat dad Haus die Ver: 
tagung beſchloſſen. 
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(A) Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung zu | Die Mitglieder des Neihdtags dv. Kaufmann (Helm: (B) 
halten morgen, Freitag, Mittags 1 Uhr, mit der Tages: | Reit), Dr. Hahn, Dr. Freiherr v. Hertling, de Mitt, 
ordnung: vd. Malgan Freiherr zu Wartenberg und Benzlin 

Reſt der heutigen Tagesordnung, wünfchen aus der VI. reip. IX. Kommiſſion ſcheiden 
unter Hinzufügung ber u bürfen. — Ein Widerfprudy biergegen erhebt fid nicht; 

weiten Beratung bed Entwurfs eines Unfall— fr veranlafie deshalb bie 4., 5., 2. und 6. Abtheilung, heute 

* egeſetzes für Beamte und für Perſonen unmittelbar nach der Sitzung die erforderlichen Erſatz— 

des Soldatenſtandes (Nr. 176 der Druckſachen). wahlen vorzunehmen. 

— a A De 204, Nr. 205 ned Nr. 219. Ich ſchließe die Sigung. 


Gegen diefen Vorſchlag erhebt fich fein Widerfpruch; bie 
Tagesordnung fteht tet. (Schluß der Sigung 6 Uhr 32 Minuten.) 





Drud und Verlag ber Norbveutichen Buchtruderei und Verlagsanftalt- 
Berlin SW., Wilbelmiteahe 32. 


elqatag. — 77. Sihung. Freitag ben 19. Aprit 1901. 


(A) 


77. Sißung 


am ‘Freitag den 19. April 1901. 


Seite 
Perfonalveränderungen in Kommilfionen . 2211 da 2240 B 
Enticuldigtes Mitglied s . 2211 D 
Anmeldung eines Kommiſſars bes Bundesratbe . . . 221LD 
Fortfegung ber zweiten Beratung bes Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend das Urheberrecht an 
Werfen der Yiteratur und der nr — 1, 
214 ber Anlagen) Er . 2211 D 
8 23 (ohne Debatte) . .» . . *. . 2212 A 
S$ 24, Menderungen in wicberzugebenben 
Merken: 
Wellen . . . . 2212 A 
Hauß, Kaiferlicher Geheimer. Ober: 
Regierungsrat) und vortragender 
Nath im — des Innern: 
Richter. 
v. Strombed . . 2213 B, 
Dr. Dungs, Kaiſerlicher Geheimer 
Ober » Negierungsratö und vor: 
I. 
Dr. Deriel 
Dr. Spahn . 
Dr. Eſche, Berichterftatter . . 215 C 
SS 25, 26, 28 bis 32 (ohne Debatte) . 2216 B 
$ 33, Schupfrift für öffentliche Aufführung 
von Bühnenmwerken und Tonwerten: 
Dr. Eiche, Berichterftatter: 2216 B, 2227 1) 
Richter. . . . 2216 D 
Dr. Nieberding, Mirklicher Gefeimer 
Rath, Staatsfelretär des Reichs— 
Yuftizamts . . 2218 A, 2222 C 
Die . . ’ . 2220 C 
Dr. Müller Reiingen A . 2222 D 
Dr. Spahn F . 2225 C 
Dr. Arendt . . 2226 A 
S 34 bis 38 (ohne Debatte) . 2228 A 
$ 39, Strafbeftimmung: 
Haußmann (Böblingen) . i . 2228 A 
8 39a — Nnträge auf Befeitigung "bes 
fliegenden Gerichtsſtandes für die Preſſe: 
Dr. Eſche, Beridterftatter . . . 2225 B 
Haufmann (Böblingen). . 2228 U, 2234 1) 
Dr. Nieberbing, Wirkliher Geheimer 
Rath, Staatsfelretär des — 
Juſtizamts . 2230 0 
Dr. Sübefum . 2231 D 
Dr. Spaln » » 2» 2.2.2.2..2232C 
10, Zegisl.-P. 11. Seſſion. 1900 1901. 


2212) 
. 2213 A 
2215 B 


(B) 

2214 A 
. 2214 B 
. 2215 A 


Reichstag. 


Bechh (Coburg) . 2233 A 

Werner ea ra ED 

Bin - -» : 220.0. 0.2235 D 

Stadthagen 2236 A 
8 40 bis 54 (ohne Debatte) . + 2237 D 
8 55, Schub der ausländiſchen Urheber: 

Dr. Müller (Meiningen) . 2237 D 


Dr. Nieberding, Wirklicher Gcheimer 
Nath, Staatsjelretär des Neichs: 
Juſtizamts —— 

8 56 bis 59 (ohne Debatte) 


&$ 60, 61, Schlußbeftimmungen bezüglich 
der Schutzfriſt: 
Dr. Spahn 2238 B 
SS 62, 63 (ohne Debatte) 2238 C 
8 64, Uebergangsbeitimmung: 
Dr. Spahn . A . 2238 U 
8 65 (ohne Debatte) . 2239 A 
Betitionen: 
Dr. Eiche, Berichterftatter . . 2239 A 
Nejolutionen, Gefchäftsordnungsdebatte : 
Nichter . } . 2239 A, B 
Dr. Spahn .2239C, D 
Dr. Arendt . . ..2288C 
Beh (Coburg) - . 2239 D 
Vertagung . -» . 2239 D 
Feitftellung der Tagesorbnung für die nächte S Sigung: 
Richter eo. +. 2240 A 
Berufung von Abtheilungen su Wahlprüfungen . . 2240 B 


Die Situng wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Grafen v. Balleftren eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einſicht offen. 

An Stelle der aus der VI. refp. IX. Kommiſſion 

eſchiedenen Herren Abgeordneten vd. Kaufmann (Helm: 
tebt), Dr. Hahn, Dr. Freiherr v. Hertling, de Witt (Stöln) 
und v. m. Freiherr zu Wartenberg und Penzlin find 
durch die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt worden die 
Herren Kr neten: 

om MWeigel dv. Mudersbad) in die VI. Kon: 

miffton ; 

Burn Bingen, v. Winterfeldt: Mentkin bie 

Kommilfion. 

Entſchuldigt ift das Mitglied des Reihstags Herr 
Dr. vd. Frege⸗-Weltzien. 

Als Kommiſſar des Bundesraths ift von dem 
Herrn Reichslanzler für den dritten Gegenftand ber Tages: 
ordnung nod angemeldet: 

der Kaiſerliche Wirkliche Geheime Admiralitäts— 
rath Herr Dr. Feliſch. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand derſelben tft bie 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Entwurfs 
eines ches, betreffend das Urheberrecht au 
Werfen der Literatur und der Tonfunft (Nr. 97 
der Drudjahen), auf Grund des Berichts der 
XI. Kommiffion (Nr. 214 der Drudjaden). 
Berichteritatter iſt der Herr Abgeordnete 
Dr. Eiche. 
Anträge Nr. 233, 238, 239, 240, 241, 253. 
Die Berathung beginnt mit $ 23. 
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(A) Ich eröffne die Diskuſſion über 823, — ſchließe fie, | in diefen mechaniſchen Inſtrumenten auch noch Vorrich- (C) 


da niemand fi zum Worte meldet, und erfläre, wenn 
niemand wiberfpricht, den $ 23 nad den Beichlüffen der 
Kommiffton für angenommen. — Da niemand wider: 
ſpricht, ift dies der Fall. . 
Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 24 mit 
den Anträgen auf Nr. 248 von den Herren Abgeorbneten 
Dr. Miller —— und Dr. Oertel, Nr. 239 von 
den Herren Abgeordneten Lurz und Dr. Südekum und 
Nr. 253 ad 2 von dem Herrn Abgeordneten Richter. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wellftein. 
Bellftein, Abgeordneter: Meine Herren, wir haben 
geitern den 5 22 in der Faflung der Kommiſſion ange: 
nommen, und ich glaube, daß und nunmehr die Konſequenz 
zwingt, den $ 24 nicht in der Faſſung, wie ihn bie 
Kommiffion vorgeihlagen Hat, fondern fo anzunehmen, 
ivie ber weg | Lurz, Dr. Südelum auf Nr. 239, be: 
ziehnngsweiſe der Antrag Nihter auf Nr. 253 unter 2 
borſchlägt. Der Unterfchted in der Auffaffung der Kom— 
miffton und biefer Anträge ift folgender: es wird in 5 22 
die Vervielfältigung eines Werkes der Tonkunſt zugelaſſen, 
wenn bie Uebertragung auf ſolche Scheiben, Platten, 
Walzen, Bänder und aͤhnliche Beftandtheile von Juſtru— 
menten erfolgt, weldhe zur mechaniſchen Wiedergabe von 
Mufitftüden dienen, ferner auf auswechſelbare Beitand: 
theile unter gewiffer Beichränfung; nad dem $ 24 in: 
defien tft dieſe volle Freiheit nicht übernommen worden, 
fondern es ilt darin die Beſchränkung beigefügt, daß nur 
dann dieſe Vervielfältigung eines fremden Wertes 
der Tonkunſt zuläffig fein fol, wenn au Den 
wiedergegebenen Theilen eine Menderung nicht vorgenommen 
worden ift, und daß es nur dann, wenn und foweit ber 
Zwed der Wiedergabe es erfordert, bei einem Werfe der 
Tonkunſt geftattet fein Soll, Aenderungen vorzunehmen, 
die nur Auszüge oder Lebertragungen in eine andere Ton: 


(B) art oder Stimmlage find. Es würde aljo eine andere 


Henderung bon Tonwerfen außer der Ilebertragung in 
eine andere Tonart oder Stimmlage, namentlich alfo eine 
lebertragung, welde der Eigenthümlichkeit der einzelnen 
Werke angepaßt ift, unzuläflig fein. Damit wird aber 
etwas gefordert, was meines Grachtens unausführbar tft 
für Snftrumente, die nur mechaniſche Tonſtücke wieder: 
geben. Es iſt geftern von dem Herrn —— Dr. Spahn 
ausgeführt worden, daß die Komponiſten nicht für mecha— 
niſche Werke und mechaniſche Inſtrumente komponiren, 
ſondern nur für Inſtrumente, welche von der Perſönlich— 
keit, der menſchlichen Kraft geſpielt werden und die Ton— 
werle individuell wiedergeben. Es liegt alſo meines 
Erachtens in einer Einrichtung einer Uebertragung auf 
auswechſelbare Scheiben und Platten u. ſ. w., welche ein— 
gefügt werden in dieſe mechaniſchen Inſtrumente, eine 
Verletzung des Urheberrechts an ſich nicht; alſo eine 
Inkonſequenz gegenüber dem geſchützten Urheberrecht würde 
damit nicht begangen werden, wenn wir bier auch 
die Einrichtung bon Tonſtücken anders als in Ueber— 
tragungen in eine andere Tonart oder Stimmlage zu— 
ließen. Ich meine aber auch, es iſt prakiſch unausführbar, 
daß man für —— Inſtrumente nur die Uebertragung 
zulaſſen ſoll, wenn fie in eine andere Tonart oder Stimm: 
lage ftattfinden ſoll. Dieſe Inſtrumente, welde auf 
mechaniſchem Wege die Tonftüde wiedergeben, find ja 
eigentlich ihrem Begriffe nach darauf eingerichtet, daß fie 
die Tonftüde nicht in der Art wiedergeben können und 
auch nicht wiedergeben follen, wie fie urjprünglich kom: 
ponirt find. Es ift zwar richtig, wie aud dad Gutachten, 
das in dem Bericht angeführt ift, hervorhebt, dab die 
Technik es ermöglicht, daß Tonſtücke, welche etwa für 
ein Klavier komponirt find, in einem derartigen mecha— 
niſchen Inſtrument auch in derfelben Art wiedergegeben 
werben können, wie das Klavier es thun würde; obgleich 


tungen enthalten ſind, die etwa eine Wiedergabe ermög— 
lichen nach der Art eines Orcheſters. Deswegen wäre 
es allerdings möglich, daß man vorſchreibt — und das 
würde ja die Konſequenz des Antrags des Herrn Kollegen 
Dr. Müller (Meiningen) fein —, es ſollte die Wiedergabe 
nur jo weit geftattet fein, als eine Abänderung in dem 
Enſemble der. Inftrumente nicht ftattfindet, für melde 
ursprünglich fomponirt worden tft, daß alfo etwa ein für 
Klavier, tote ich eben fagte, fomponirtes Stüd auch ledig— 
fih als Stlavierftüd wiedergegeben wird, ein Quartett al3 
Quartett, ein Orcefterwerf als Orcelterwerf. Aber, 
meine Herren, wad würde dann nun bie Folge fein, 
wenn Wir nur dieſe engere Begrenzung, dieſe engere 
Freiheit den mehaniihen Muſikwerken zugeltänden? Es 
wirde nichts anderes fein, ald daß die Technik dieſer 
Fabrikation ſich änderte, daß fie ſich ſchlüſſig werben 
müßte, die Einrichtung ihrer größeren Werke fo zu treffen, 
daß auch mur — Vorrichtungen in Wirkſamkeit 
treten, während andere ausgelaſſen würden. Weiterhin 
würde die Induſtrie für jede Kompoſitionsart beſondere 
Inſtrumente fabriziren. Auf dieſem Wege würden die 
Beſchränkungen, welche der Antrag des Herrn Dr. Müller 
(Meiningen) beabſichtigte, eingehalten werben können, und 
legterer dann auch nicht das erreichen, was er beabfichtigt. 
— Wie ih eben höre, ift der Antrag Müller zurüd: 


gesogen. Es erübrigt fih deshalb, daß ich nad) dieſer 
—— hin noch weiteres ausführe. Es bedarf dann, 
laube ich, einer eingehenden Begründung überhaupt nicht. 


Dann, glaube ich, kann ich mich bloß darauf berufen, daß 
die Konſequenz aus der Annahme des 8 22, ſo wie er 
geſtern geſtaltet worden iſt nach der Faſſung der Kom— 
miſſion, uns zwingt, den Antrag Lurz-Südekum be— 
ziehungsweiſe den Antrag Richter anzunehmen. Ich glaube, 
daß aus der Zurüdnahme des Antrags Müller (Meiningen) 


zu folgern iſt, daß er fi unferer Meinung anſchließt. (D) 


Damit kann ich natürlich meine Begründung \chließen. 

Bräfident: Meine Herren, che id) dad Wort weiter 
ertheile, habe ich dem Haufe mitzutheilen, daß ber Herr 
Abgeordnete Dr, Müller (Meiningen) jein Amendement 
auf Nr. 238 der Drudjahen zurudgezogen hat. Durd 
bie Zurüdziehung des Amendentents Dr. Miller Meiningen) 
wird das Eventualanıendement des Herrn Abgeordneten 
Nichter hinfällig, und es bleibt nur der Brinzipalantrag 
beitehen, welcher aber, joweit ih es überjehen kann, 
wörtlich übereinſtimmt mit dem Amendement Lurz und 
Dr. Südelum auf Ar. 239 der Druckſachen, ſodaß dies 
die einzig beantragte Abänderung zu dem $ 24 nunmehr 
nocd wäre. 

Das Wort hat der Herr Kommiſſar des Bundes: 
raths, Staiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath und vor: 
tragende Rath im Reihsanıt des Innern Hau. 

Hauß, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath 
und vortragender Rath im Reichsamt des Innern, Kom: 
miſſar des Bundesraths: Meine Herren, ich glaube aud, 
daß eine Ergänzung des $ 24 in dem von bem Herrn 
Vorreduer befiirworteten Sinne der Anträge, weldhe der 
Herr Abgeordnete Richter prinzipaliter und die Herren 
Lurz und Dr. Südekum geftellt haben, unabweisbar ift. 
Nachdem das hohe Haus durd feine geitrige Beſchluß— 
faffung die Fabrikation von mechaniſchen Mufitwerken mit 
feiten oder mit auswechſelbaren Scheiben, vorbehaltlid) 
des Pianolaſyſtems, freigegeben hat, Tiegt es in der 
Konfequenz, der Fabrikation aud) die Möglichkeit zu ge: 
währen, die Mufititüde der befonderen Konktruttion dieſer 
Werle anzupaſſen. 

Der Herr Vorredner hat bereits auf das im Berichte 
der Kommiſſion wiedergegebene Sachverſtändigengutachten 
Bezug genommen. Es iſt darin ausgeführt, daß nament— 
lich bei den einfachen Muſikwerken, die ja dem Komponiſten 
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A) und dem Verleger überhaupt nicht gefährlich werben 


fönnen, es nothwendig ift, gewiffe Einrichtungen und 
Aenderungen zu treffen, befonder8 Kürzungen vorzunehmen, 
weil fonft nad der Ausdehnung der Walzen und Bänder 
ein Muſikſtück iiberhaupt nicht auf der Walze reproduzirt 
werden fat. Wenn Sie diefe Möglichkeit dem Fabri— 
fanten nicht gewähren, fo würden Sie ihm im Wege des 
S 24 daS wieder entziehen, was das Hohe Haus durd) 
die Beichlußfaffung zu 8 22 dem Fabrifanten hat ein: 
räumen wollen. 

Ich kann alfo im Uebereinſtimmung mit dem Herrn 
Vorredner die Anmahme der Anträge ber Herren Ab— 
geordneten Nichter und Lurz-Dr. Südefum nur dringend 
befürworten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorduete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann auf 
das Wort in der Hauptſache verzichten, da eben der Herr 
Negierungsfommiffar genau das gejagt hat, was id) be— 
abfichtigte zu jagen, daß es nämlich eine unbedingt moth- 
wendige Konjequenz and dem geftrigen Beichluffe zu $ 22 
ift, zu $24 meinen Aırtrag anzunehmen bezw. den Antrag 
der Sozialdemokratie, die beide identifch find und inhalt: 
Lich fi) mit der Negierungsvorlage deden. Die Anträge 
wollen die Einrichtung bei der Uebertragung zulafien, die 
die Natur der Inſtrumente mit fi bringt. Würde man 
den Kommiffionsbefchluß annehmen, jo würde man bei 
gehrigen Beſchluß zu 8 22 mieder aufheben; es würde 
eine Inkongruenz des Geſetzes entftehen, die undenkbar ift. 
Meine Herren, man hat gejagt, daß gegen bie 
Kommiffion nicht anzufämpfen fei hier im Haufe. Das 
ift ja jum Theil fehr ſchwer; aber in diefen Falle ift bie 
Kommiſſion ſich felbit untreu geworden, ift entgleitt, hat 
widerſpruchsbolle Entſchlüſſe gefaßt, die das Plenum 
wieder aufheben muß. Der Herr Abgeordnete Spahn, 
der Vorfigende der Kommiſſion, der hier jo entichieden 


(B) und oft für die Kommiſſion eingetreten tft, hat felbft in 


einem Auffat in ber juriſtiſchen eitichrift, der mir hier 
vorliegt, erflärt, daß in S 24 die Beichlüffe der Kommiſſion 
nicht aufrecht zu erhalten find, weil fie im Widerſpruch 
mit der Natur der Sache ftehen. 

Der Antrag Miller (Meiningen) = Oertel ift vom 
Kollegen Müller (Meiningen) zuridgezogen. Ich höre 
eben, der Herr Stollege Dertel ift damit nicht einveritanden. 
Ich meine aber, ber —— iſt vollſtändig erledigt, ganz 
beſonders nad dem geſtrigen Beſchluß; denn nachdem 
geſtern der Antrag Traeger-Oertel abgelehnt worden iſt, zu 
unterſcheiden x Fo feften Walzen und auswechſelbaren, 
fann man doc nicht hier in 8 24 in Miderfpruch mit ber 
abgelehnten Unterſcheidung dieſe Unterſcheidung wieder 
einführen wollen. Jedermann muß ſich doch beugen den 
bereits gefaßten Beichlüffen in den Konſequenzen der fol: 
genden Paragraphen. Was würden Sie fagen, wenn id) 
hier die Differenz wegen der Pianola wieder aufheben 
wollte und verſuchen hinterrücks den Beſchluß wieder rück— 
gängig zu machen, der ſchon zu 8 12 gefaßt ift! 

Prafident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Strombed. 

v, Strombed, Abgeordneter: Ich muß mir erlauben, 
auf den $ 24 in einer anderen Beziehung einzugehen. 
Der erite Sat des $ 24 lautet: 

Auf Grund ber SS 19 bis 23 ift die Verviel— 
fältigung eine fremden Werkes nur zuläffig, 
wenn an den wiedergegebenen Theilen keine 
Aenderung vorgenommen wird. 
Das wird alſo zumächft nur verordnet für die Fälle der 
8 19 bis 23. Da im diefen Fällen feine „Aenderung“ 
zuläffig it, fo muß meined Gradtens angenommen 
werben, daß noch viel weniger „Menberungen“ vor: 
genommen werden bürfen an den Werken, bie außerhalb 
diefer Paragraphen Liegen; mit anderen Worten, id) vers 





ftehe das Geſetz fo: e3 darf an feinem der Werke, die (O) 


unter biefes Geſetz fallen, eine „Mendberung“ vor: 
genommen werben. Dafiir ſprechen aud andere Para: 
graphen, namentlid) die &S 12 und 14; ich will aber, um 
nicht weitläufig zu werden, einftweilen auf bie nähere 
Deduktion aus diefen SS 12 und 14 verzichten. 

Nun, meine Herren, muß ich für das, was id; fagen 
will, audı den 8 26 anführen. Sch werde nämlih nur 
auf Werke der Zonkunft kommen und eigentlich nur auf 
folde Werfe der Tonfunft, die durch Orcheſter aufgeführt 
werden. Der $ 26 lautet — da er fo frz ilt, darf id 
ih vielleicht verlefen —: 

Soweit ein Werk nad) den Z 16 bis 24 ohne 
Einwilligung des Berechtigten vervielfältigt 
werben darf, ift aud) die Verbreitung, bie öffent: 
liche Aufführung jowie der öffentliche Vortrag 
zuläſſig. 

Ich nehme alſo an, daß auch die öffentliche Auf— 
führung von Werken der Tonkunſt, an denen 
„Aenderungen“ vorgenommen ſind, ebenfalls unzu— 
läſſig iſt. 

Nun will ich zunächſt hervorheben, unſer Geſetz ver— 
ſchärft das bisher beſtehende Recht ganz erheblich. F 46 
des jetzt geltenden Geſetzes vom 11. Juni 1870 lautet — 
unter Hinweglaſſung einiger für meinen Zweck unerheb— 
licher Stellen — folgendermaßen: „Als Nachdruck ſind 
alle ohne Genehmigung des Urhebers einer muſikaliſchen 
Kompoſition herausgegebenen Bearbeitungen derſelben 
anzuſehen, welche nicht als eigenthümliche Kompoſitionen 
betrachtet werden können, insbeſondere Auszüge, Arrauge— 
ments für einzelne oder mehrere Inſtrumente oder 
Stimmen, ſowie Abdruck von einzelnen Motiven oder 
Melodien, welche nicht künſtleriſch bearbeitet find“. Eine 
Grleihterung gegenüber dem biöherigen Geſetzentwurf 
fönnte man nur darin finden, daß die „Motive” weg: 
gelafien find. Nach dem biöherigen Recht waren, wenn 
ich nicht irre, alſo „Aenderungen“ nicht ohne weitereß ver: 
boten, die Aenderungen durften nur nicht in eine eigent: 
lihe Bearbeitung ohne fkünftlerifchen Werth ausarten. 
Das wird nun durd dem neuen Entwurf geändert. 

Was find nun die Folgen, wenn meine Annahme 
richtig ift, daß jede „Menderung” von Werken ber Ton- 
kunst für Orcefter unzuläffig it? Ih will annehmen, 
ein Komponiſt hat ein Orchefterwerk verfaßt, in weldent 
and die Orgel eine Nolle ſpielt. Die fleineren und 
mittleren Brivatordefter, wie fie in großen Stäbten 
zahlreich find, aber aud in fleinen Städten vorkommen, 
befigen feine Orgel. Die Folge iſt, fie müflen bie 
Orgelſtimmen durch andere Anftrumente, durch Streich— 
inſtrumente u. ſ. w. nachahmen. Dieſe Aenderungen ſind 
nad $. 24 bes Entwurfs zuläſſig. Aehnlich liegt der 
Fall, wenn irgend eim Heine Ordelter, weil es feine 
neübten Flötiiten hat, die betreffende Stelle von einem 
Bioliniften vortragen läßt. Den fleinen Orceftern fehlen 
häufig gewiffe Initrumente, die Stimmen dieſer fehlenden 
Inſtrumente müſſen auf andere Inftrumente übertragen 
werden. Dad find nad meiner Auffaffung alles 
„Menderungen“, welche nad) SS 24 und 26 unzuläffig find. 

Ich will nur kurz erwähnen, dieſes Werbot jeder 
„Aenderung“ kann unter Umſtänden aud ein Hemmniß 
ſein für die Kunſt. Doch will ich darauf nicht näher 
eingehen. Dagegen muß ich hervorheben: ich bin der 
Meinung — ich halte mich nicht für unfehlbar, ich kann 
mid irren —, daß, felbit wenn ein Orcdefter bie 
(Srlaubniß des Autors zur öffentlichen Aufführung 
erhalten bat, dennoch „Aenderungen“, auch nicht jolche 
unerhebliche, wie ich fie eben beifpielähalber angeführt 
habe, unzuläffig find. Da kommen nun diefe Orcheſter 
in eine überaus jchwierige Lage. Am ſchlimmſten aber 
tommen weg die herumzichenden Mufifergruppen. Die 

303° 


— 


D) 


{A 


(B 


ae Neichstag. — 77. 











Zahl diefer Mufifer wird fid) in ganz Deutichland auf 
Hunderttaufende belaufen. ihrer iſt jetzt im Reichstage 
beinahe gar nicht gedacht, während der Fabrifanten ber 
nfirumente, die in $ 22 bezeichnet find, und ihrer 
Arbeiter in reichem, vielleicht überreichem Maße in diefen 
Tagen gedacht worden ift. Durd diefe Berihärfung 
der biäherigen Beftimmungen, durch das Berbot ſozu— 
fagen aller Aenderungen werden dieſe Kleinen Dr: 
heiter, namentlich die herumziehenden Gruppen, auf das 
ſchwerſte geihädigt. Ich hätte gewünſcht, daß das ver- 
mieden wäre. . 

Anträge werde id) jedoch nicht ftellen, das würde ich 
ald ganz ausſichtslos betrachten; aber ich habe mid) 
dod) für verpflichtet gehalten, obige Bedenken hier hervor: 
zuheben, und das um fo mehr, da man aud) den $ 39 
unfered Entwurfs in Betracht ziehen muß. 

Menn nämlid Tonwerke mit Menderungen unbefugter: 
weife aufgeführt werben, fo verfallen die Aufführenden 
nad 8 39 Abſatz 2 aud noch in eine Geldftrafe bis zu 
300 Mark und, wenn fie nicht zahlen, in eine Gefängniß— 
ftrafe. Ich fürchte, daß der vorliegende Gefegentwurf die 
Zahl der ftrafbaren Handlungen wejentlih vermehren 
wird, und das kaun id; von meinem Standpunft aus nur 
bedauern; id) hoffe, daß bis zur dritten Leſung nicht nur 
in diefer Beziehung, jondern daß namentlich auch in 
Bezug auf $ 11 eine veränderte Stimmung im Reichstag 
eintreten möge. Ich fann nicht verfennen, daß fonft von 
diefem Gefeg für manche Kreiſe ſchwere Nachtheile zu 
befürchten ſtehen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar bes 
Bundesraths, Staiferlihe Geheime Ober-Negierungsrath 
und vortragende Rath im Reichs-Juſtizamt Dr. Dungs. 

Dr. Dungs, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungs: 
rath und vortragenber Nath im Reichs-Juſtizamt, Kom— 
nıiffar des Bundesraths: Meine Herren, id) kann dem Herrn 
Vorredner in der Auslegung, die er dem $ 24, dem $ 26 
und, muß ich Hinzufügen, dem 89 bezüglich der Zuläjfig- 
feit dom Menderungen gegeben hat, nur beitreten, muß 
aber beftreiten, daß hierin eine Nenderung des beftehenden 
Nechtözuftandes liegt. Das beftehende Gefeg von 1870 
ipriht ſich über die Zuläffigfeit von Aenderungen aller: 
dings nicht aus, weder in dem Falle, wenn der Urheber 
die Einwilligung zur Aufführung — hat, noch für 
den Fall, daß eine öffentliche Aufführung ohne Ein— 
williguug des Urhebers ausnahmsweife zuläffig ift. Nad 
der richtigen und meines Wiſſens aud) herrihenden Aus: 
legung des beſtehenden Gefeßes find aber jest ſchon 
Henberungen ohne Einwilligung des Komponiſten nicht 
geftattet, und mit vollem Recht; denn es fann ja durch 
willtürlice Aenderungen, durch Weglaffung von Stimmen 
und dergleichen das Werk vollftändig entitellt, alio das 
perfönliche Intereſſe, das der Autor an feinem Werfe hat, 
auf das empfinblichite verlegt werben. Aenderungen, bie 
ſich aus der Natur der Sache von jelbit geben, ſich in 
verftändigen Grenzen balten, find ja in dem Gntwurf 
ausdrücklich für zuläffig erflärt; denn es heißt in S 9 
Abſatz 2: 

Zuläſſig find Nenderungen, für die der Berechtigte 
jeine Einwilligung nad) Treu und Glauben nicht 
verfagen faun. 
Ind ich möchte glauben, der Herr Vorredner könnte ſich 
mit dieſer Vorſchrift über fein Bedenken hinwegſetzen. Es 
ſteht zu hoffen, daß wie bisher die Frage der Aende— 
rungen nicht zu jtrafrechtlichen Verfolgungen Anlaß geben 
werde. 

Prüäfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, in Einem 
hat ber Herr Abgeordnete v. Strombed ganz entſchieden 
recht, dar mämlid die Fabrilanten von mecaniichen 


— 
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Mufitinftrumenten eine rieſige 
unfere Beihlüffe erhalten vor den anderen Leuten, bie 
inbireft von dem Urheberrecht getroffen werben. Diefe 
Thatſache ift nicht aus der Welt zu jchaffen, fie ift von 
dem rein logiihen Standpunft unverftändlih und kann 
nur don bem wirthſchaftlichen Standpunkte aus einiger: 
maßen veritändli gqemadjt werden. Der Herr Abge: 
ordnete Dr, Müller (Meiningen) hat den von ihm und 
mir geitellten Antrag zurügegogen. Ich will ihn nicht 
wieder aufnehmen und würde ihn, zwar mit fchwerem 
Herzen, aber fang: und klanglos haben verichwinden 
jehen Lönnen, wenn nicht der Herr Abgeordnete Richter 
mid) provozirt hätte, indem er die Kommiſſion einer 
(entgleifung Dbeichuldigte und uns gewiflermaßen ver: 
pflidtete, den Antrag zurüdzuziehen, weil die Zurüd: 
ziehung eine Konſequenz der geftrigen Beichlüffe fei. 
Darin irrt der Herr Abgeordnete Richter, daß durd den 
geftrigen Beſchluß bezüglih ber Auffaffung unfered Ans 
trage irgend etwas geändertfei. Die Kommiſſion hat, obwohl 
fie den $ 22 feinen geftrigen Antrage entſprechend geitaltet 
hatte, es trogdem fiir nöthig gehalten, die Bearbeitung von 
Kompofitionen in der Meife zu beichränfen, wie fie es 
vorgeichlagen Der Das war feine Entgleifung der Home 
million. Wir haben vollfommen bewußt gehandelt. 
Ueberlegen Sie, bitte, meine Herren, —— Dieſe 
Fabrilanten mechaniſcher Muſikinſtrumente haben das Recht, 
mit dem geiſtigen Eigenthum der Komponiſten zu ſchalten 
und zu walten, wie ſie wollen; fie brauchen nicht zu fragen, 
fie fönnen das Tonwerk auf ihre Platten ohne Entgelt über: 
tragen. Ja, jetzt follen fie auch noch das Recht erhalten, 
an dieſem geiſtigen Eigenthum beliebig Aenderungen vor— 
zunehmen, Kürzungen, Umwandlungen, wie fie nur durch 
den Zwed ihrer mechaniſchen Inftrumente bedingt find; 
fie brauchen nicht zu fragen, ob fie den Autor in feinen 
fünftlerifchen Interefien und Zielen fhädigen, ob fie durch 


ihre leberarbeitung etwas ganz anderes barftellen, ala (D) 


was er gewollt hat, Das wollen wir verhüten. Wenn 
wir die Möglichkeit der Bearbeitung bei anderen Weber: 
tragumgen einſchräuken wollten, fo wollten wir jie aud) 
bei den Ilebertragungen auf Bänder, Streifen u. ſ. w. in 
mehaniihen Mufihverken beihränfen. Da wurde uns 
entgegengehalten und auch heute wieder: „Sie können, 
wenn Sie ernit genommen werden wollen, nicht mit ber 
einen Hand nehmen, wad Sie mit der anderen 
geben“. Wir haben dagegen in der Kommiſſion aus: 
geführt: dad würde richtig fein, wenn es ſchlechthin 
unmöglich wäre Muſikſtücke auf Bänder, Streifen und 
Platten ohne Menderung zu übertragen. Das ift aber 
nicht ſchlechthin unmöglid. Es Können gewiſſe Mufit- 
ftüde ohne Aenderung übertragen werben. enn wir 
alio den Kommiſſionsbeſchluß durchgeführt Hätten, wen 
Sie unferem zurüdgezogenen Antrage zugeftimmt hätten, 
fo würden die mechauiſchen Mufikfabrifanten — um mid) 
jo auszudrüden — immer nod eine ganze Menge von 
Muſikſtücken übernehmen können. Freilich würden fie 
beihräntt fein im der Uebernahme, und das wollten 
wir. Wenn bie Herren fchon die große Freiheit haben, 
das geiftige Eigenthum der Komponiſten zu benußen, ohne 
ek ohne Entgelt, ohne Zuftimmung, jo follen fie 
wenigſtens die Hand von Aenderungen lalfen. Das war 
unjer Zwed; da3 war feine —— eiſung, wie ich dem 
Herrn Abgeordneten Richter noch einmal ſagen möchte. 
Es iſt uns aber entgegengehalten worden — und 
dieſen Argumenten konnten wir und nicht entziehen —, 
daß gerade die einfadhiten mehaniihen Mufitinftrumente, 
aljo der Leierfaften, den der Invalide etwa zu feinen 
Lebensunterhalte gebraucht 
(Zuruf) 
— nicht mehr jest, Gott fei Dank; vielleicht wicht 
mehr! —, dab die dann am empfindlichiten getroffen 


Vorzugsitellung durch (0) 
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(A) würben; denn je feiner, je jorgfamer ein ſolches Inſtrument 


gemacht fei, um fo leichter werde es fein, auf Aenderungen 
der Mufikitüde zu verzichten, während die Leierfaften und 
andere minder gute mechanische Muſikwerke darauf an— 
gewiefen jeien, Henderungen vorzunehmen. Diefem Stand: 
puntt haben wir in unjerm Antrage Rechnung getragen. 
Wir haben diejenigen mechanischen Muſikwerke ausnehmen 
wollen, bei denen die lebertragung nicht auf Bänder, 
Platten u. ſ. w, fondern auf feite Beitanbtheile erfolgt. 
Das war der Sinn unfered Antrags. Es folgt alſo aus 
dem geitrigen Beſchluſſe bezüglich des S 22 durchaus 
nicht, daß dieſer unfer Antrag gegenftandslos, unfinnig 
fei; es folgt durchaus fein Zwang für und, den Antrag 


zurückzuziehen. 

Weil ich aber die —— des Hauſes jetzt recht 
überſehe und glaube, daß die Wiederaufnahme des An— 
trags vollkommen erfolglos wäre, ſo verzichte ich, ihn 


aufzunehmen, weil ich nicht gern für den König von 


Preußen 

(Heiterkeit), 
das heißt pour le roi de Prusse, fir dem alten Fritzen, 
arbeite. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeorbneter: Meine Herren, id bin in 
diefem Fall in ber Lage, gewifiermaßen für die Kom— 
miffionsbeichlüffe einzutreten, wenn aud gegen ben Wort: 
laut, wie er hier vorliegt. Ach will zur Erklärung dieſer 
Bemerkung fonftatiren, daß die Abftimmung über biefen 
Kommiſſionsbeſchluß in der Kommiſſion auf der Grund— 
lage einer Mehrzahl handſchriftlich geitellter Anträge 
erfolgt ift, die den Mitgliedern nicht gedrudt vorgelegen 


haben 
ört! hört!); 


(hört! 5 
und ed tft mir damals nad) der Nbftimmung von ein: 


{B) zelnen Mitgliedern gejagt worden, fie wären bei berjelben 


des Glaubens geweſen, fie ftimmten für einen ber Re— 
gierungdvorlage angepaßten Antrag 

hört! hört!), 
ſodaß fie fich thatfächlich hinfichtlic der Formulirung in 
einem Irrthum befunden haben. ch glaube annehmen zu 
dürfen, wenn diefer Irrthum nicht unterlaufen wäre, fo 
wäre der Kommiffionsbefhluß in anderer Faſſung an das 
hohe Haus gekommen. 

(Hört! hört!) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Strombed. 

v. Strombed, Abgeorbneter: Ich bedaure, meine 
Herren, daß die Ausführungen des Herrn Vertreters der 
verbündeten Regierungen mich nicht beruhigt Haben in 
Bezug auf $ 9, welcher lautet: 

Zuläffig find Aenderungen, für die der Berechtigte 

jeine Einwilligung nad Treu und Glauben nicht 

verjagen fanıt. 
Sa, was in diefem Falle unter „Treu und Glauben“ zu 
verftehen ift, das ift fchr zweifelhaft. Die Aufführenden 
von Mufitftücen werden fich fehr vorſehen, fie werben 
immer bad Bedenken tragen müffen: bier liegt wicht eine 
Venderung vor, die nad Treu und Glauben zuläffig ift. 
Die Folge wird fein: um wicht nachher in Strafe zu ver: 
fallen, enthalten fie ji lieber überhaupt der Aufführung. 

Nun könnte ih mir die Erſchwerung, bie in ben 
8 11 und 24 liegt, eher ruhig gefallen laffen, wen tm 
der Praxis alle dieſe Erſchwerungen unferes Gejegentwurfs 
wirflih zu Gunften der Komponiften wären. Wir haben 
aber gehört, daß die Komponiſten, namentlich die nod) 
jüngeren ohne Renommé, thatfählic gezwungen find, ihr 
lirheberreht und damit das Ausführungsrecht fir ihre 
Werte den Verlegern abzutreten. Wir werben es alfo 
tbatfählih in der Regel mit deu Berlegern als 


den Aufführumgdberehhtigten zu thun Haben. 
id; danıı, wie ich glaube, mit Recht jagen: nicht zu 
Bunften der Komponiſten, nein zu Gunſten der 
Verleger jind diefe Menderungen gegenüber ber 
biöherigen Geſetzgebung, welde in den & 11 
und 24 unſeres Entwurfs liegen. Das Ziel der 
Verleger iſt möglichſte Ausnutzung des von ihnen er: 
worbenen lirheberrechts, die Erzielung möglichit großen 
Gewinns, und das wirb dahin führen, wenigftens fu 
vielen Füllen, daß fie fih mit rigorofer Strenge bie 
neuen Beltimmungen dieſes Geſetzes zu nutze machen. 
Ich bebanre, meine Herren, — das muß ich nochmals 
ausſprechen — daß trog aller Sozialpolitif der Hundert: 
taufende von armen Berufsmuſikern, die durch dieſen 
—— ſchwer betroffen werden, fo wenig gedacht 
wird. 

Bräfident: Die Diskuffion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, den Erflärungen des Herrn Dr. Spahn gegenüber 
muß ich mich natürlich auf den Beſchluß der Kommiſſion, 
fo wie er gedruckt vorliegt, jtellen. Ich kann aber wenigftens 
verfihern, baß Herr Dr. Dertel, Herr Dr. Müller (Meiningen) 
und aud) der Berichterftatter den Beſchluß fo gefaht und 
fo gewollt haben, wie er hier vorliegt. 

Dem Herrn Abgeorbneten Welltein gegenüber muß 
id, indem id) Sie bitte, dieſen Beſchluß fo, wie er vorliegt, 
anzunehmen, doch darauf hinweifen, daß auch mechantiche 
Muſikwerke, vor allem ſolche von größerer Vollkommenheit 
wie dad Pianola und die ihm ähnlichen, Die Tonwerfe 
jo wiedergeben follen und können, wie fie der Komponiſt 
geſetzt hat. 

Dem Heren Abgeordneten Richter gegenüber möchte 
ich bemerken, daß ber Vorwurf, es werde aud hin und 
wieber ein Unterſchied gemacht zwiſchen feften Beſtandtheilen 


und auswechſelbaren Platten, jedenfall den Kommiſſions⸗ (D) 


beichluß nicht trifft. Ich kann mich den Ausführungen 
des Heren Abgeordneten Dr. Dertel zur Begründung des 
Kommiſſionsbeſchluſſes vollftändig anfchließen, indem er 
darauf hinwies, daß durd die Zulaffung von Einrichtungen 
in der That allen Berunftaltungen der Tonwerfe Thür 
und Thor geöffnet wird. Mit der Zulaffung der Ein: 
richtungen würden wir aud in Widerſpruch treten mit deu 
Beihlüffen, die wir zu 8 13 gefaßt haben; denn die Ein- 
richtungen fünnen fo weit gehen, daß dem wieberzugebenden 
Zonftüd andere Melodien zu Grunde gelegt werben. Ich 
möchte aber vor allen Dingen auf eins hinweifen: Sie 
baden dadurd, daß Sie im übrigen feine Abänderungs: 
anträge zu dem 524 geftellt haben, fich mit dem übrigen 
Inhalt einverftanden erklärt. Wenn man nun berüdfichtigt, 
daß dieje Cinrichtungen weiter nichts find als Menderungen, 
fo darf id wohl darauf hinweifen, daß Sie mit der 
Zulaffung von Einrichtungen der Tonwerke eine Intonfequenz 
begehen würden. Sie wollen Menderungen an Schrift: 
werfen nicht zulaffen, wiewohl diefe Schriftwerfe auf: 
genommen find in Sammlungen zum Sculgebraud, 
wiewohl dieſe Menderumngen erfolgen würden zum Zwecke 
des Schulgebraudd und von Leuten, die doch immerhin 
ein fompetentes Urtheil haben über dieſe Zwecke, bei beiten 
e3 fi überdies um Intereſſen der Allgemeinheit handelt. 
Hier aber wollen Sie ohne weiteres Aenderungen zugeitchen, 
Aenderungen aus ganz egoiftiichen Motiven. Derjenige, 
der dad Tonwerk nur zu jeinem Privatvortheil ausnügen 
will zur Uebertragung auf feine mechanischen Muſilwerke, 
foll ganz nad) feinem Ermeſſen Aenderungen daran vor— 
nehmen können. Ich meine, auc aus diefem Grunde 
müſſen Sie dem Kommiſſionsbeſchluß zuftimmen. 

63 ift der Einwand gemacht worden, daß jonft 
lebertragungen überhaupt nicht ftattfinden können, wenn 
man nicht die Einrichtung zugeftehen will. Herr Dr. Dertel 


Da kann (CO) 
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(A) hat bereits darauf hingewiefen, daß aud ohne eine foldhe | finden, dann die geeigneten Dariteller und ausübenden (O) 


Einrichtung die llebertragung möglih ift, wenn es ſich 
um Heine Lieder handelt. Wenn es ſich aber um größere 
Tonſtücke handelt, jo vertraue ich der Intelligenz der fo 
hoc gerühmten Induſtrie der mechaniſchen Muſikwerle, 
daß fie auch ihre Werke fo weit bringen wird, wenn aud) 
jest vorläufig eine llebergangäzeit ftattfindet, und ohne 
ſolche Einrichtungen auskommt, ſodaß die ideellen Inter: 
effen der Komponiſten gewahrt bleiben. Aus allen diejen 
Gründen bitte ih Sie, den Kommiſſionsbeſchluß an— 
zunehmen. 

Präfident: Wir kommen zur Abitimmung. 

Nachdem das Amendement Dr. Miller (Meiningen) 
auf Nr. 230 der Drudiahen zurüdgezogen ift, Liegen nur 
noch die Amendement3 Lurz- Dr. Südekum auf Nr. 239 
der Drudjacden und Richter auf Nr. 253 der Druckſachen 
ad 2 vor. Diefe beiden Amendements ſtimmen beide 
überein; wir können fie daher in einer Abitimmung erledigen. 
Ich werde zuerft über diefe Faſſung abftimmen laſſen und 
dann über den $ 24, wie er fi nach der vorangehenden 
Abſtimmung geftaltet haben wird. — Hiermit ift das Haus 
einverftanden; wir Stimmen jo ab. 

Ach bitte alfo diejenigen Herren, welde den zweiten 
Satz des $ 24, durch bie as Lurz⸗ Dr. Südekum reip. 
Richter ad 2, deren Verleſung mir erlaffen wird, erſetzen 
wollen, ſich von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; das Amendement ift angenommen. 

Mir kommen nunmehr zur Abftimmung über den S 24 
mit der neuen Faſſung des zweiten Sabed. Die Verlefung 
der neuen Faffung wird mir erlaflen. — Dies tft der Fall. 
Ich bitte diejenigen Herren, weldie $ 24 in ber neuen 
Faflung mit dem revidirten zweiten Sat annehmen wollen, 
fi von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geichteht.) 


(Rn) Das ift die Mehrheit; 8 24 ift in dieſer Faſſung an- 


genommen. 

8 25, — 26. — Auch dieſe find angenommen. 

S 27 ift in einem früheren Stabium ſchon erledigt 
worden, beihäftigt uns alfo jegt nicht mehr. 

828, — 29, — 30, — 31, — 32. — Ich erkläre 
diefe von mir aufgerufenen Paragraphen für in zweiter 
Lefung genehmigt. 

8 33. Hierzu liegt vor der Antrag Richter auf 
Nr. 253 der Drudfahen ad 3, der den $ 33 ftreichen will. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeorbneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, auch die Berathung des S 33 hat in der Kom— 
million zu lebhaften Auseinanderiegungen geführt; bie 
Kommiſſion hat fchließlich, wenn ich nicht irre, einftimmig 
oder doch mit großer Mehrheit in der zweiten Leſung den 
8 33 angenommen. Im wefentlichen bewogen vier 
Gründe die Kommiſſion zur Annahme der Negierungs: 
vorlage. 

Zunächſt die Rückſicht auf die ausländiſche Geſetz— 
gebung. Man zog in Betracht, daß in Frankreich, Italien 
und Spanien eine viel längere Schußfrift ald 30 Jahre 
nad dem Tode des Urhebers gegen die öffentlihen Auf: 
führungen gilt. Man überzeugte fih, dab die Verfaſſer 
von Bühnenwerfen und Werken der Tonfunft, welche erit 
öffentlich aufgeführt werden müffen, um zur Geltung zu 
fommen, viel fpäter als die Verfafler anderer Werke zu 
einem Grtrage ihrer Arbeit gelangen. Aus naheliegenden 
Gründen. Ginmal, weil jolhe Werfe oft schwierige 
pſychologiſche Probleme enthalten, die erft fpäter ver: 
ftanden und gewürdigt werden. Ferner, weil fo viele 
Mittelglieder nöthig find, auf welde ber Urheber nur 
wenig Einfluß hat, um feinem Werke zur Anerkennung zu 
verhelfen — er muß erft den geeigneten Unternehmer 


Mufiter —, und weil es fchliehlich auch auf die Stim- 
mung des Tages ankommt, um einen guten Grfterfolg zu 
erzielen, der fir das Schickſal des Werkes auf weite 
Jahre beftimmend ift. 

Ein dritter Grund war die Nüdfichtnahme auf bie 
geplante Anftalt der Komponiften. Dieje ift nur möglid) 
zu gründen, wenn es ihr gelingt, von der Barifer 
Sozietät die Aufführungsrechte, welche von deutſchen 
Komponiften oder deutſchen Berlegern, foweit diefe bie 
Aufführungärehte haben, ihr übertragen find, zurück— 
zuerlangen. Hierauf wird nad authentiihen Mit: 
theilungen, nad Zengniffen der berufenen Vertreter der 
Sozietät dieſe erft eingehen, wenn in Deutſchland die 
Schutzfriſt die gleiche ift wie in Frankreich, auch mit Rück— 
fiht auf die Beftimmungen der Berner Konvention, nad) 
denen bie Werke in ben betreffenden Ländern mur 
fo lange Schuß genießen, wie die Schußfrift in dem 
Urfprungslande beträgt. 

Hier darf ich wohl zur Begründung des Kommiſſions— 
beſchluſſes anführen, daB diefe Anftalt durchaus feine 
Zulunftsmuſik ift, und daß eigentlih auch der Neichdtag 
moraliic verpflichtet ift, ihr zur Begründung zu verhelfen. 
Sie ift feine Zukunftsmuſik, weil ſchon der Grund dazu 
gelegt ift, infofern die „Benoffenihaft beuticher Kompo— 
niften“ ſich ſchon zufammengethan hat, die ja bie natür- 
lihen Glieder diefer Anftalt nachher find. Der Reichstag 
hat infofern eine moralifche Verpflichtung, diefer Anftalt 
zur Begründung zu verhelfen, al3 er die von der Reichs— 
regierung felbft ausgegangene Idee, eine ſolche Anftalt 
zu Ichaffen, mit ber dem Neihätage im Jahre 1896 vor: 
gelegten Deklaration — id habe fie hier vor mir — 

chilligt Hat. Nun, meine ih, müßten eigentlih alle 
Freunde des genoflenfhaftlihen Prinzips und der 
Selbithilfe auch dafiir fein, dab aud die beutfchen 
Komponiften dieſe Selbfthilfe ausüben können, 
daß der Geſetzgeber, ſoweit er kann, ihmen zu 
Hilfe kommt, nicht zuletzt auch aus vaterländifchen 
Intereſſen. Gerade diejenigen Männer, die dieſe Anftalt 
gründen wollen, gehören nicht zu denen, die ber Pariſer 
Soeists die Aufführungsrechte übertragen haben. Damals 
allerdings folgten auch jene nur dem Zwange der Noth. 
Enbli aber — und das macht doch wohl auc hier einen 
gewiffen Eindrud — find es die Antereffen der ai ar 
Wie ic ſchon erwähnte, wird in jedem zur Berner Heber 
einkunft gehörenden Lande das Wert nur fo lange geſchützt, 
wie es im Urſprungslande gefhübt wird. Es haben in- 
folgedeffen die Verleger von Werfen der Tonkunſt und 
von Bühnenwerken ein Icbhaftes Intereſſe, ihre Werke in 
dem Lande zu verlegen, wo eine längere Schutzfriſt gilt. 
In der That weiſen die Grfahrungen darauf hin, daß fid) 
die Verleger immer mehr in dieſe Länder zurüdziehen, 
die Defterreiher 3. B. nach Deutfchland, neuerdings 
aber auch deutiche Verleger ins Ausland, nad Belgien. 

Aus allen diefen Gründen bitte ich, den Kommiſſions— 
beihluß, der mit der Negierumgsvorlage übereinftimmt, 
anzunehmen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, die Kommiſſion 
ift in dieſer ‚Frage verfchiedener Anfiht geweien. Sie 
hat die Verlängerung der Schuefrift für Bühnen- und 
Tonwerke in der erften Leſung mit 10 gegen 8 Stimmen 
abgelehnt und ift erit in der zweiten Leſung zu einem anderen 
Mehrheitäbefhluffe gefommen. Auch in biefer Frage, wie 
tn fonftigen Fragen, kann ich mid auf das Urtheil des 
Herrn Stollegen Spahn berufen, des Worfigenden der 
Kommiſſion, der fi) gegen dieſe Verlängerung der Schuk- 
pfliht auf 50 Fahre in dem Aufſatz in der „Deutſchen 
Juriſtenzeitung“ ausgeſprochen hat. 

(Hört! hört! links.) 


und (D) 





Michter.) 

Dieſer Aufſatz enthält ein ſehr dankenswerthes 
Reſümé und auch eine Kritik der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
Es heißt ba: 

In wechſelnden Entjheidungen wurbe die Ber: 
längerung des Schutzes gegen öffentlihe Auf: 
führungen auf 50 Jahre beſchloſſen. Da ein 
zwingender Grund für dieſe neue Deutfchland 
eigenthümliche Behandlung der Aufführungswerte 
den jonftigen Geiſtesſchöpfungen gegenüber nicht 
erfindlich ift, jo ift mit dieſem Beſchluſſe ber 
Anfang gemacht, bie wg ganz allgemein 
auch für den Buchhandel, Buchverlag von 30 auf 
50 Jahre auszubehnen 
(hört! hört! Lints), 
bon Standpunkt der Volksbildung ein unleug— 
barer Rüdjchritt 
(fehr richtig! links), 
zu deſſen Rechtfertigung man fi) darauf berufen 
kann, dab eine ſtulturnation, wie die franzöftiche, 
die 5Ojährige Schugbauer erträgt 
(hört! hört! lints), 
obgleih auch bier der lirheberinduftrialismus 
recht üppig ins Kraut geichoffen ift. 
(Hört! hört! Links.) 
Dan könnte fih auf dieſen trefflihen Ausſpruch des 
Herrn Abgeordneten Spahn beihränten; benn er ift für 
den Kommiffionsbefchluß geradezu vernichtend, auch wenn 
die Beredſamkeit des Herrn Referenten noch fo jehr den 
Kommilftionsbefhluß zu vertheidigen ſich bemüht. 
(Heiterkeit) 
Ich muß Sagen, ich würde eher eine Verkürzung der 
Schusfrift ald eine Verlängerung verftchen. Weun man 
erwägt, wie fi die Verfehröverhältniffe geändert haben, 
wie viel mehr erleichtert ift, Erzeugniſſe des Geiftes in 
Deutihland gegen früher zu verbreiten, wie überhaupt 


(B) unfere Zeit rafchlebiger geworden ift, dann ift es mir 


underftändlid, wie man hier auf eine Verlängerung biejer 
Schußfrift kommen kann. 

Mit vollem Nedht hat ſchon der Herr Abgeordnete 
Gamp bei einer früheren Gelegenheit in dieſer Debatte 
darauf hingewielen, daß das Schugrecht des Patents des 
Erfinders in vielen Fällen eine größere Bedeutung hat 
nad Maßgabe der Erfindung als die Schaffung des 
Tonwerks unter IImftänden, daß es fich gleihwohl nur 
über 15 Jahre erftredt, und daß hier noch eine Ver: 
fürzung eintritt, weil auch mit jedem Jahre der Daucr 
fih befammtlih die Gebühren erhöhen, und infolge deifen 
die Inhaber des Patents veranlaßt werden, noch bor 
Ablauf der 15 Jahre auf das Patent zu verzichten. 
Hier aber haben wir ſchon eine Schugfrift für die ganze 
Lebensdauer des KHomponiften, die unter Umſtänden 
50 Jahre währt, und dann jedenfalls noch 30 Jahre nad 
dem Tode. Und das alles ſoll nod) nicht genügen, und 
die Schugfrift nah dem Tode ſoll nun auf 50 Fahre 
ausgedehnt werben! Meine Herren, wenn überhaupt an 
der Schußfrift einmal etwas geändert werben fol, dann 
würde der Gebanfe viel näher liegen, dad Datum ber 
Veröffentlichung eined Werkes zum Anfang der Frift zu 
machen, wie Herr Gamp neulid empfahl, —*— den Zufall 
der Lebensdauer in dieſer Frage nach dem jetzigen Recht 
eine Rolle ſpielen zu laſſen. 

(Sehr richtig!) 
Dann wirbe auch die Frage entftehen, ob nicht mach dem 
Mufter der Patentgeſetzgebung bei längerer Dauer der 
Schusfrift eine gewiffe Gebühr zu erheben tft, die veran— 
laffen würbe, daß die Gefchüßten, wenn thatfächlich kaum 
noch für fie das Schugreht einen entipredenden Werth 
hat, auf diefed nad) einer gewilfen Zeit verzichten. 

Nun wird in der Begrindung der Kommiſſion gejagt: 
Ihatfächlich wiirde die Verlängerung der Schußfrift nur für 
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fehr wenige Werke Bedeutung habeı. 
bie Verlängerung erft recht ungeredhtfertigt. 
(Sehr richtig!) 

Ich glaube auch, nicht fir mehr ald ein Prozent der 
Werke würde bas in Betracht fommen. St ed dann aber 
gerechtfertigt, wegen bed Vortheils für das eine Prozent 
99 Prozent umter die ganze Kontrole der Gejeggebung zu 
ftellen? Das ift um fo weniger erechtfertigt, nachdem das 
Haus angenommen hat die Einſchränkung des Aufführungs— 
rechts. Nun bleibt auch das Aufführungsreht einge: 
ſchränlt während der Lebensdauer und noch 50 Jahre 
hernach zu Gunften der Erben. Wie denfen Sie fih das 
überhaupt in ber Braris? Der Urheber ift todt, die Erben 
find zerſtreut. Wie follen dieſe num nach 50 Jahren zu: 
fanmengefunben werben, um * das Auf— 
führungsrecht zu geftatten? Und doch kann ohne Genehmigung 
der Berechtigten, der Erben, — dieſe können ſehr ver— 
ſchiedene ſein — eine ſolche Aufführung dann 50 Jahre 
lang nicht ftattfinben. 

Meine Herren, zu weifen Vortheil ift diefe Ber: 
längerung? Es ift ſchon fo oft darauf hingewiefen worden, 
daß iiberhaupt die Komponiſten gar feinen oder nur einen 
minimalen Bortheil haben werben, fondern die Verleger 
werden ihn haben. Die Berlagdfirma wird nod lange 
nad) dem Tode des Komponiſten einen Vortheil daraus 
ziehen, tern fie ihm aud) jeinerzeit nur einen geringen 
Entgelt gegeben, vielleicht nur ein Klavier gefchentt oder 
ihm die Schuld dafür erlafien hat gegen bie llebertragimg 
des Verlags- und Aufführungsrehts. Und ferner, je 
länger jemand todt ift, eine deſto gemtfchtere Geſellſchaft 
bon Erben entiteht. Es brauchen nicht einmal Deszen— 
denten oder Nözendenten zu fein, fondern Seitenverwandte 
ganz entfernten Grades, die viclleiht dem Komponiſten 
zu feinen Lebenszeiten fehr mißgünftig und feindjelig ſich 
gegenübergeftellt hatten, können nun diefe Rechte bekommen, 


Erben, die perſönliche Beziehungen zu dem Komponiſten (D) 


vielleicht gar nicht gehabt haben. 

Nun wird man auch bier wieber mit dem internatio: 
nalen Necht kommen, das man aber bei den mechanischen 
Mufitinftrumenten völlig außer Acht gelaffen hat. Was 
will das aber jagen, wenn man in Frankreich, wie Herr 
Dr. Spahn ſagte, eine 50 jährige Schusfrift erträgt, ob» 
aleich der Ilrheberinduitrialismus dort, wie ber Herr 
Kollege Dr. Spahn fo treffend fagt, jo üppig ins traut 
geichoflen ift! Müſſen wir denn nun alles, was in Frank— 
reich Nechtens ift, unfererfeit3 nahahmen? Ind wenn unn 
beutiche Werke ſchon 30 Jahre nach dem Tode in Frank— 
reich aufgeführt werben binfen, während wir bei franzöſi— 
ihen Komponiſten das erft 50 Jahre hernach thun bürfen, 
was ift denn das für ein Schaden für uns? Das er: 
leichtert höchſtens die Verbreitung und das Verſtändniß 
für deutſche Muſik und deutſche dramatifche Werte. 

Nun, meine Herren, wenn alle Gründe verſagen, dann 
wird zulegt bie große Kampfgenoſſenſchaft ins Feld geführt; 
das haben wir aud) jest wieder gehört: ohne einen ſolchen 
Paragraphen kann der geplante große Mufifring nicht ge: 
bildet werben im Berhältniß zu anderen Staaten. Nun 
haben ſchon ſolche, die nicht im übrigen materiell meiner 
Anſicht find, geäußert, auf den Muſikring, diefe geplante 
Senoflenichaft könne es gar nicht ankommen, wer weiß, 
ob und was baraus wird. Auf dieſe Zulunftsmufit hin 
fünnen wir feine Geſetze machen. Beides teifft auch hier 
u; id weiß aud) gar nicht, warum die Frage abhängig 
bein foll von der Geftaltung dieſer Genoffenfchaft. Der 
Herr Neferent hat dafür das Genoflenihaftäprinztp im 
allgemeinen angeführt. Ich bin einer ber erften Ber- 
theidiger und Freunde des Genoflenfhaftäprinzips geweſen 
zu einer Zeit, wo es nicht To allgemein anerfannt war 
wie heute, zufammen mit meinem Freunde Schulze: 
Delitzſch. Aber man fol das Prinzip nicht zitiven bort, 


Fa, dann wäre (C) 
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(A) wo es gar nicht hingehört; aus Rückſicht auf Genoſſen— 


fchaften Geſetzesbeſtimmungen madhen, die man fonft nicht 
haben will, daS wäre das allerverfehrteite, was überhaupt 
für die Genoffenihaften angeführt werben kann. Alſo in 
der Beziehung kann überhaupt feine Bezugnahme ftatt: 
finden, und ich bitte Sie daher, im Sinne des erften Bes 
Ichluffes der Kommiſſion die Verlängerung der Schugfrift 
auf 50 Jahre abzulehnen; denn ich befürchte allerdings 
and) noch, daß dann fpäter man auch noch verfuchen wird, 
bie Schußfrift für literarifche Werke auch auf 50 Jahre 
hinaus auszudehnen. Noch Eines! Züngſt erwiderte mir 
Einer, der fonft der Sache ganz fern ftand, als ich ihm 
die Abfiht und den Beihluß der Kommiſſion mittheilte: 
was, dann foll der Parſifal von Wagner auch noch fo 
und fo viel Dezennien nur in Bayreuth aufgeführt werden 
dürfen, denn die Erben geftatten nur die Aufführung in 
Bayreuth, fie geftatten fie nicht einmal in Münden? Und 
dieſes Recht, dad meines Erachtens in ſich midht be- 


gründet iſt 

(ſehr richtig! Links), 
fondern nur eine indbuftrielle Unterlage hat im Intereſſe 
von Bayreuth, will man auf diefe Weiſe künſtlich noch 
verlängern auch durd eine ſolche Beſtimmung. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rath, Staatd- 
ſelretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, Sie haben geſtern zu 8 22 
ber Vorlage den Beihluß gefaßt, entiprehend bem Re— 
gierungsvorichlag die Benutzung muſikaliſcher Kompoſitionen 
unbedingt bis auf das Pianola, das praktiſch nicht in 
Betracht kommt, den mechaniſchen Orgeln freizugeben. 
Sie haben damit einen empfindlichen Eingriff gethan in 
das beftehende Befigreht der mufilaliihen Autoren; Sie 


(B) haben es gethan mit Rückſicht auf die Intereffen der Allgemein- 


heit, und die Negierung hat darin auf Ihrer Seite geftanben. 
Dann haben Sie in ber borvorigen Sikung zu dem $ 27 
einen Beichluß gefaßt, in dem Sie auch die Negierungd: 
vorlage auf Ihrer Seite hatten. Sie haben beichloffen, 
die Bereinsaufführungen von der Verpflichtung einer Abs 
gabenzahlung gegenüber den Autoren freizulaflen; auch 
damit haben Ste einen tiefen Eingriff gethan in das be» 
ftehende Beſitzrecht der Autoren; denn zur Zeit können die 
Autoren fid) gegen derartige Aufführungen ſchützen, indem 
fie den Vorbehalt auf ihre Werke jegen. In Zukunft 
werben unter allen Umftänden, auch gegen den Willen ber 
Autoren, die Aufführungen der Vereine frei fein. Auch 
dieſen Einfchnitt in daS beftehende Recht der muſikaliſchen 
Autoren haben Sie, meine Herren, gethan, weil Sie der 
Anficht waren, bie Intereflen der Allgemeinheit bier fihern 
zu müſſen, und bie Antereflen der Allgemeinheit gehen 
vor. Immerhin aber ift durch dieſe beiden Aenderungen 
des beftehenden Rechts zu Ingunften ber mufifaliichen 
Autoren ein micht unbeträchtliches Verluſtkonto entftanden. 

Wenn Sie, meine Herren, mun heute, diesmal ent: 
gegen dem Vorſchlag der Regierung, die durch die Haltung 
in dem beiden anderen Fragen, wie ich glaube, gezeigt 
hat, daß fie Verſtändniß für die Bebürfniffe der All: 
gemeinheit hat, die Schußfrift von 50 auf 30 Jahre ver: 
ringern, fo werben Sie damit zwar nicht Die gegenwärtige, 
aber die zukünftige Stellung der mufifaltifhen Autoren 
und ihrer Verleger auf das empfindlichite treffen — 
nad; meiner Meinung, ohne daß das Intereſſe der All: 
gemeinheit Dies erheiſcht. Wenn die3 aber nicht der Fall 
ift, jo wird ſich die Welt der mufitalifchen Produktion 
vielleiht die Frage vorlegen, ob fie bei dem neuen 
Rechte Schließlich doch nicht noch ſchlechter fährt als bei 


dem alten 
(Ruf: ſehr richtig!), 


und ob es für fie nicht vorzuziehen wäre, das alte Gefeg (C) 


zu behalten und es nidht mit dem neuen einzutaufchen. 
Ich begreife gar nicht, daß es in dieſem hohen Hauſe Mit— 
glieder giebt, welche eine ſolche Stimmung in ber 
muflfaliihen Welt mit Freude begrüßen werben; id 
glaube aber nicht, daß die Mehrheit des Haufes, die be: 
reitwillig in dieſe Revifion eingetreten ift, einen ſolchen 
Standpunkt billigt, fondern daß fie lebhaft wünfchen wird, 
daß das neue Mecht in den Streifen der muſikaliſchen 
Produktion mit Vertrauen und Zuftimmung aufgenommen 
würde. Wollen Sie das, dann kann ic Sie nur bitten, 
nehmen Sie ben $ 33 in ber Faſſung der Regierungs: 
borlage an. 

Der Herr Abgeordnete Richter hat ſich allerdings ben 
mufitaliichen Antereffen gegemüber fehr ungnädig gezeigt, 
bis zu dem Maße, dab cr fogar dazu gefommen ift, feine 
Abneigung gegen neue Steuern zu überwinden und bie 
Einführung einer Abgabe für eine längere Dauer des 
Schutzrechts bier anzuregen. 

(Heiterfeit.) 
Ich glaube, diefer Vorſchlag zeigt Ihon, wie unzureichend 
die Gründe find, die gegen die Vorlage von ihm in das 
Feld geführt worden find. Den Geſichtspunkt, von bem 
aus der Vorſchlag der Regierung beurteilt werben muß, 
hat der Herr Abgeordnete Nichter geftern ganz richtig be: 
zeichnet, indem er fagte, wir wollen die Jutereffen ber 
Autoren, aud der mufifalifchen Autoren, die hier haupt: 
fählih in Betracht kommen, fo weit jchügen, als bie 
Antereffen der Allgemeinheit dies geftatten, aber nicht 
weiter. Und die Frage ift fomit bie enticheibende: ge— 
ftatten die Intereſſen der Allgemeinheit die Vermehrung 
des Schußes, wie fie die Negierungdvorlage voridlägt ? 

Nun könnte ich mich in diefer Beziehung fhon auf 
das Recht vieler anderer Kulturſtaaten berufen, nicht nur 
auf dad Recht des franzöftihen Landes, auf das der 


Herr Abgeorbnete Spahn in einem von dem Herrn Ab- (D) 


eorbneten Nichter berührten Auflage etwas zweifelnd 
Pingeiolefen hat, fondern auh auf dad Recht anderer 
Staaten, in denen eine ebenjo lange Schußfrift wie in 
Frankreich beitcht, wie in Belgien, in Ungarn, oder in 
denen eine noch längere befteht, wie im Spanlen und, 
war unter Modalitäten, aber doch mit demfelben Effekt, 
in Italien. Ich bin der Anficht: wenn in biefen Ländern 
die allgemeinen Intereffen, die an der Mufit betbeiligt 
find, eine derartige Erweiterung des Schutzrechts ge— 
ftatten, dann muß uns doch ſchon recht einleuchtend dar: 
gethan werben, daß das bei uns nicht zuläffig fei, und 
dad hat der Herr Abgeordnete Richter nad meiner 
Meinung nicht gethan. 

Aber, meine Herren, ih will ganz konkret auf unfere 
eigenen Verhältniffe eingehen; ich will die trage beant: 
worten — und erlaube mir dafür Ihre Aufinerkfamkeit zu 
erbitten —: welde Wirkung wird die Verlängerung des 
Schutzes bei und in Deutihland ausüben? Darnach 
werben wir ja beurtheilen können, ob in der That der 
Vorſchlag der Negierung, wie ihn die Kommiſſion afzeptirt 
hat, fo bedenflih ift, wie der Herr Abgeorduete Richter 
meint. Ich konſtatire zunächſt, daß der ganze Noten 
vertrieb, an der fi die Hausmufif fnüpft, überhaupt die 
private Benutzung don Noten von dem Vorſchlage nicht 
berührt wird. Das Verlagsrecht bleibt auf 30 Jahre 
beſchränkt; nad) 30 Jahren werden bie Noten freiz jeder 
Privatmann kann zu feinen Brivatbedarf die Noten unter 
freiem Wettbewerb kaufen, fiir den Bedarf des eigenen 
Haufes ober der Familie; das Privatpublikum wird gar 
nicht betroffen. Diefer Theil der Allgemeinintereflen des 
deutſchen Vollkes fcheidet alfo für die Frage aus, Es 
fcheidet ferner aus das Vereinsleben. Auch das Vereins: 
leben wird von dieſem Paragraphen nicht berührt; denn 
dad Vereinsleben fteht nah dem Beſchluſſe zu $ 27 


(A) überhaupt nicht unter der Verpflichtung, 
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(Dr. Nieberbing.) 
onorar zu zahlen. 
Für die mufifaliiche Vereinsthätigkeit ift alfo gleichgiltig, 
ob ein Schuß beiteht und wie lange, ob er 30 ober 
50 Jahre oder wie lange fonft nah dem Tode bes 
Autord er befteht. Privatleben und Vereinsleben fcheiben 
aus, find an biefer ganzen Frage nicht betheiligt. Be— 
... find die Theater und die Konzerte. Die Frage 
ift: liegen bier erheblihe Gingriffe vor durch die Ber: 
längerung der Schugfrift, daß man dieſe mit Rückſicht auf 
bad Theater: und Konzertweſen nicht geftatten kann* 
Nun, meine Herren, dad Publikum ift bei Theater und 
Konzerten nur imfofern betheiligt, ald es Eintrittsgeld 
zahlen muß, wenn es an den Gemüffen, die ihm bort 
geboten werben, Theil haben will. Gintrittögelder aber 
find unabhängig von den Honoraren, die den Autoren 
bezahlt werden. Niemald wird ein Theaterdirektor, 
niemal3 ein Songzertumternehmer dahin kommen können 
aus dem Grunde, weil zuweilen Stüde, bie unter ber Honorar⸗ 
pflicht ftehen, gegeben werden follen, feine Eintrittöpreife 
zu erhöhen. Dagegen fprechen praftifch die Erfahrungen und 
theoretifch die Wirkungen der Konkurrenz. Es folgt daraus, 
daß dem Publikum, welches Theater und Konzerte befucht, 
es vollftändig gleichgillig tft, wie lange bie Schußfrift dauert. 
Nur in einem Punkte könnte id mir einen, Einfluß denken, 
nämlid, daß die Theater und Stonzerte verfuchen würden, 
abgabepflihtige Stüde feltener zu geben, weil fie davon 
bejondere Unkoſten haben. Ich will zugeben, meine 
Herren, dab das bei Theatern möglich ift, weil bie 
Konkurrenz unter den Theatern gering ift, obwohl alle 
biejenigen Theater, die unter ftaatliher oder ſtädtiſcher 
Negie ftchen, und das find die wichtigiten, fih davon 
nit leiten laffen werben. Bei ben Stonzerten, meine 
Herren, fommt die Frage aber überhaupt nicht in Betracht. 
Da forgt die Konkurrenz angefihts der zahlreichen Inter: 
nehmer dafür, daß bort feine Preiserhöhung eintreten 


(B) tann. Daraus folgt, meine Herren — ich wiederhole dad —, 


dab für dad Publikum die Verlängerung der Schutzfriſt 
gleichgiltig ift, auch für dasjenige Publikum, das Theater 
und Stonzerte beſucht. Eine Rolle fpielt fie nur für 
Theater: und tonzertunternehmer, für das linternehmerthum. 
Die Unternehmer von Theateraufführungen, die Leiter 
von Konzerten werben allerdings gendthigt fein, den 
Autoren für ihre Werke aud über das breißigfte Jahr 
hinaus, wenn bie Vorlage angenommen wird, ein 
Honorar zu zahlen. Das find die einzigen Leidtragenden, 
meine Herren, und wenn Sie zu dieſem Schluffe kommen, 
bann frage ich Sie: welches Intereſſe ſteht Ihnen höher, 
das Intereſſe der Autoren und ihrer Angehörigen ober 
das Intereſſe der Unternehmer, die bon den Werfen ber 
Autoren ihre Einnahmen ziehen? Oder, um mid etwas 
milder audzubrüden, ift es wicht billig, daß auch noch 
30 Jahre feit dem Tode ber verhältnigmäßig reiche Gr- 
trag, der aus den Borftellungen den Theaterunternehmern 
und Sonzertgebern zufällt, zum Theil an die Autoren 
übergeht, auf deren geiftiger Arbeit der Erwerb biefer Unter: 
nehmer doch beruht? So müflen Sie die Frage formuliren, 
und banı fönnen Sie nad meiner Meinung nur zu dem 
Schluſſe fommen: es ift nicht nur unbedenklich, fondern es 
ift eine Pflicht des Anftandes und der Gerechtigkeit, den 
Autoren, folange es irgend angängig ift, einen Antheil 
aus dem Ertrage ihrer Werke, freilich auf Koften ber 
Unternehmer, aber nicht auf Koſten des Publikums zu 
gewähren. 

Nun, meine Herren, fommen auch mod andere Inter: 
effen für die Autoren in Betradt, Für einen Autor, ber 
ein Bud in die Welt wirft, ift es verhältnikmäßig leicht, 
befannt zu werben. Sein Werft fommt gleih auf den 
ganzen beutfchen Büchermarkt, jeder kann es leſen und 
genießen ohne weitere Vermittlung, die Rezenfionen find 
aller Welt zugänglich, in kurzer Zeit ift die Deffentlichkeit 
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über den Werth des Werkes fi klar. 
bad erite große Hinderniß für die Autoren von muſi— 
faliihen Kompofitionen. Wenn die ihre Merfe, bie 
auf den Vortrag durch Ordefter oder fünftlerifhen Geſang 
berechnet find, der Deffentlichkeit zugänglicd machen wollen, 
dann müffen fie das Medium der Theater und Konzerte 
in Anfpruch nehmen und bier erzwingen, daß die Auf: 
wendungen gemadt werben für die Aufführung eines 
neuen Stüdes, daß bie Sträfte gewonnen werben, Die 
unter Umſtänden unentbehrlih find. Das ift in der That 
nicht Leicht, und darunter leiden bie muſikaliſchen Autoren 
erheblid, vor allem aber leiden darunter die Autoren 
ernfter, gehaltvoller Werke. Die Autoren ber leichteren 
Mufit find an der Sade faum betheiligt. Die leichte 
Mufit, überhaupt die leichtere dramatifhe Produktion, 
hat eine kurze Lebensdauer, fie lebt nach der Mode, mit 
dem Geſchmack des Tages und verſchwindet regelmäßig 
lange vor den 30 Jahren, die das eg Sr Geſetz als 
Schutzfriſt giebt. Die ernſte Muſik aber * unter ganz 
anderen Lebensbedingungen, fie braucht Jahre, bevor fie 
im Lande befannt und verftanden wird, und erft, nachdem 
das geichehen, ergiebt fi bie Möglichkeit für ben Kom— 
poniften, von bem Ertrage feines Wertes etwas zu ziehen. 
Darin, daß auf biefe Weile in Wirklichfeit die Schutzfriſt 
für die Autoren der Bühnenwerfe ernfter Art fpäter 
beginnt als für alle anderen Autoren, barin liegt bie 
UIngerecjtigfeit de gegenwärtigen Zuftandes für die be— 
theiligten Autoren. Gerade dem wollen wir dadurch ent- 
egentreten, daß wir die Schußfrift verlängern. Das tft 
eine Ausnahme von den allgemeinen Regeln, bie eigen: 
thümlich erſcheinen könnte, fondern eine befondere Regelung, 
die in ben befonderen Verhältniffen des Lebens begründet 
ift, die nad) meiner Meinung durch eine gerechte Rückſicht 
auf die Autoren begründet wird. Die VBerhältniffe Liegen 
in biefer Beziehung jo Har zu Tage, daß ed ba gar 
feiner weiteren Nachweiſe bedarf. Aber ic möchte Sie (D) 
body daran erinnern, um zu zeigen, wie fpät verhältnißs 
mäßig verdiente Mutoren zu ihrer Anerkennung und fpäter 
natürlid) zu ihrem Lohne kommen, daß beifpieläweife die 
neunte Symphonie von Beethoven zur allgemeinen 
Geltung gelangte, baß die Balladendichtungen von Löwe 
erit nad) dem Tode des Dichterd zur größeren Verbreitung 
gelommen find, dab Stomponiften, bie jet zu den Lieb» 
lingen des deutſchen Publilums gehören, wie Nicolat, 
Lortzing, bingeftorben find, daß ihre familien haben fehen 
müffen, wie die Schußfrift verging, ” die Werke in ber 
Deffentlichfeit allgemeine Anerkennung fanden. Das beweiit 
doch flar, daß die geltende Frift für manche Verhältnifie 
zu gering fit. 

Nun hat ber Herr Abgeorbnete Richter, indem er be» 
tonte, daß nur eine berhältnikmäßig eine Zahl von 
Fomponiften daran betheiligt fei, gefragt, ob es benn 
lohne, für diefen fleinen Theil jo lange Schutfrift ein- 
zuführen. Ia, für die übrige Welt ſchadet es dod nichts! 
Die übrigen Autoren find von dem Markt verſchwunden, 
und das Publikum fragt nicht mehr danach, wird alfo 
auch nicht durd ihre Schupfriften a Sollte es 
unter dieſen Umftänden nicht recht und billig und un— 
bebenflih fein, daß die Angehörigen biefes Heinen Theile 
verbienter Meifter, meiftend derjenigen Meifter, bie bie 
ebelften Schöpfungen auf den Markt des beutichen Lebens 
gebracht haben, nod) einen längeren Schuß genießen? 

Meine Herren, ih muß num auch nod auf bie inter: 
nationalen Beziehungen fommen, obwohl der Herr Ab: 
geordnete Richter ja ſchon vorher gewiffermaßen mit dem 
Singer gebroht Hat, wenn man wieber barauf fommen 
follte. Er hat mir neulich vorgeworfen, daß ich in biefer 
Beziehung feinen gleihmäßigen Stanbpunft einnehme, 
dab id bei $22 das internationale Recht bei Seite gelaflen, 
mic; aber an anderer Stelle darauf berufen hätte. Das 
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(A) ift ein Irrthum. Ich habe bei S 22 auch mid auf das 


(B 


— 


internationale Recht geſtützt, aber nicht ſo, wie es das 
Reichsgericht bei und auslegt, ſondern wie es in ber 
übrigen Welt angewendet wird. Inſofern beforge ich für 
mid feine Inkonfequenz, wenn id) auf die internationalen 
Beziehungen zu fprehen fomme Was aber dieje Be— 
ziehungen betrifft, jo muß ich Sie bitten, Eines zu er: 
wägen. Die mufttaltiche Produktion fteht abweichend von 
der literarifchen Produktion unter ganz befonderen Ge— 
jegen im internationalen Verkehr; fie fprechen eine Melt: 
ſprache. Die in Deutſchland geichriebenen Noten gehen in 
alle Melt, werben überall verftanden und werden itberall 
genoffen. So kommt ed, daß wir hier ganz befonder3 mit 
einem internationalen Markt zu rechnen haben, der für das 
verſchledenartige Necht der einzelnen Staaten fehr empfind- 
lich iſt. Nun haben wir ja das Gebiet der internationalen 
Union; der größte Theil der europäiſchen Kulturwelt ge 
hört diefem an, auch Deutſchland. Diefes Gebiet bildet 
einen geicloffenen internationalen Markt für die muſi— 
falifchen Werke, auch für die Werke Deutſchlands; aber 
dieſes Gebiet fteht unter dem vertragsmäßigen Grundſatz, 
daß der Schuß ber einzelnen Werke zwar in allen Staaten 
ewährleiftet ift, daß aber in feinem Lande, wenn dass 
Felde auch längere Schußfrift befitt, der Schuß fremder 
Merfe eine längere Dauer haben kann als in dem Ur— 
fprungslande des Werkes. Wie geftalten ſich nun Die 
praftiihen Verhältniffe? Frankreich hat 50 Jahre Schuß, 
Belgien ebenfalld 50, Deutichland 30. Der bdeutfche 
Mufiker, der feine MWerfe in Deutichland verlegen Täßt, 
hat für feine Aufführung in Frankreich nur einen 
30jährigen Schuß, weil fein Werk in Deutſchland er- 
fchienen iſt. Was liegt da wohl für die mufifalifchen 
Produktionen näher, als fi die Frage vorzulegen: wes— 
halb find wir denn fo wenig betriebiam, unſere Werke in 
Deutihland verlegen zu laflen? Ob Mufikalien in Berlin 
oder Leipzig, in Paris oder Brüffel verlegt werben, ift 
für den Abjag vollftändig glei; aber der große Unter: 
ichieb ergtebt fi, dab, wenn der deutſche Komponift feine 
Kompofitionen in Brüffel oder Paris verlegt, er aud in 
biefen Ländern einen 5Ojährigen Schuß genieht, während, 
wenn er fie in feiner Heimat verlegt, er auch in ben 
Ausländern nur 30 Jahre Schuß zu erwarten hat. Wer 
fann es den Autoren verdenken, meine Herren, daß fie 
dann auf den Nehtsfhus in ihrem Heimatlande ver: 
zihten und fid) dem Auslande zuwenden, um ihre Werke 
bort verlegen zu laflen? So treiben Sie durd derartige 
differente Sätze in der Schußfriit die deutſchen Kompo— 
niften mit ihren Werfen aus dem Heimatlande heraus. 

Aber das nicht allein! Wenn die deutihen Kom: 
poniften mit ihren Werken nad Frankreich und Belgien 
gehen, fo ift es ein Gebot des mirthichaftlihen Be— 
dürfniſſes, daß die deutichen Werleger ihnen folgen. Der 
Herr Berichterftatter hat vorher fchon auf einen Vorgang 
in der Geſchichte der Muſil hingewieſen, der in Diefer 
Beziehung ein warnendes Beilpiel Liefert. Als zwiichen 
Oeſterreich und Deutſchland zu Ungunften Oeſterreichs ein 
weniger wirffames Schutzrecht beftand, trat das Ereigniß 
ein, daß ber öſterreichiſche Verlag, der früher der erſte in 
ber ganzen Melt war, dahinfhwand, daß große Verleger 
Wiens nad Deutichland überfiedelten und bier zur Blüthe 
des deutſchen mufifalifchen Verlages die Grundlage legen 
halfen. est, meine Herren, unter dem Ginfluß Der 
differenten Dauerſätze des Schutzes in FFranfreih und in 
Dentihland fchen wir ſchon die Anfänge einer weiter: 
gehenden Entwidlung, ähnlich der früheren Entwidlung 
zwiſchen Defterreih und Deutichland, ſich vollziehen 
zwiſchen Deutichland und dem meiteren Meften. An— 
geiehene Firmen find jetzt ſchon nad Brüffel hinüber: 
aegangen, weil fie dort einen günftigeren Boden für ihren 
Verlag finden, denn fie können dort den deutichen Kom— 
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poniften einen 5Ojährigen Schuß mit Sicherheit garantiren, 
während fie, wenn fie in Deutichland wären, nur einen 
30jährigen Schuß garantiren können. Es iſt nicht um— 
möglich, daß diefer Entwidlungsprozeß weiter führt, und 
das Ende wird fein, daß, wie in Wien ber große Verlag 
geſchwunden ift, er auch in Leipzig, in Berlin, in Stutt: 
gart weiter ſchwindet, und daß die großen Verleger auf 
muſikaliſchem Gebiet in Zukunft in Brüffel und Parts 
zu finden find. Meine Herren, feiner, der bie wirth— 
ihaftliche und nationale Bedeutung unferes muſikaliſchen 
Verlags kennt und würdigt, würde eine folde Entwidlung 
nicht beflagen. Aber wenn Sie den Vorfchlag der Re: 
gierung ablehnen und bei der bisherigen Schugfrift bleiben, 
dann werden Sie eine folde Entwidlung fördern. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn — damit 
will ih ſchließen — in einem Auflage eine Bemerkung 
gemacht, die hier von dem Herrn Abgeordneten Richter 
bereitwillig aufgegriffen und ald Waffe gegen unferen 
Vorſchlag verwendet worden ift. In dieſer Bemerkung 
foriht Herg Dr. Spahn fi dahin aus, daß, wenn Die 
Schußfrift für muſikaliſche Werte in Deutſchland auf 
50 Jahre verlängert werde, dies nur der Anfang fei fir 
weitere Schritte, die auch für die literarifhe Produktion 
einen 5Ojährigen Schuß bei und begründen. Meine 
Herren, nichts ift unrichtiger ald dad. Cine folde Ent: 
widelung iſt durchaus nicht in Ausfiht zu nehmen. 
Nemald haben die verbiindeten Regierungen bei ber Bor: 
bereitung diefer Vorlage daran gedacht. Was den beut- 
ihen Buchhandel betrifft, fo hat er ſich ausdrücklich eine 
Verlängerung der Frift für die literariihen Werke ver: 
beten, indem er jagte, die gegenwärtige Frift fei umter 
allen Umftänden, aud bei Verlängerung des mufifaliichen 
Schutzes, ausreihend, und für den literarifchen Markt 
bebürfe es einer Verlängerung nicht. Wenn alio jest 
bon dem Heren Abgeordneten Nichter darauf hingewieſen 
wird, daß dies ein erfter Schritt fei zu einer weiteren 
verhängnißvollen Entwidlung, fo mödte ih Ste warnen, 
meine Herren, das für baare Münze zu nehmen. Das ift 
einer der vielen Scredihüfle, die im Laufe diefer Ber: 
handlungen ſchon abgefeuert find, um denjenigen Herren, 
die die Verhältnifje nicht bis in ben Grund überjchen, 
einige Bangigfeit einzuflößen. Meine Herren, lafien Sie 
ſich dadurd nicht beftimmen, bleiben Sie bei der Borlage 
der Negierung! Sie handeln nah dem Wunſch und im 
Sintereffe der Fomponiften und ber Verleger, Sie hanbeln 
nicht gegen das Intereſſe der Allgemeinheit, und Gie 
ftügen den beutfchen Autor und ben beutichen erlag 
in feiner Heimat und fügen ihn dor der Aus— 
wanderung, ımd das tft auch eine Aufgabe, die uns bei 
biefer Geſetzgebung zufällt. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Diep. 

Dieb, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Staatöfefretär hat feine Ausführungen foeben mit einen 
Schredihuß geſchloſſen und uns vorgeführt, daß ber 
große, mächtige, mit vielen Stapitalien gefegnete deutfche 
Mufitalienverlag, wenn wir die fünfzigjährige Schußfrift 
für die Nufführung nit annehmen, in das Ausland 
wandern würde. Das ift die alte Geſchichte, die uns 
immer erzählt wird, wenn wir mit Steuerborichlägen 
u. f. w. fommen: „ja, wenn wir bie birefte Einkommen— 
ftener auf 5, 6 und mehr Prozent erhöhen würden“ — lo 
heißt es — „dann wandert der Kapitalift in das Aus: 
land!” Bislang ift, foweit mir befannt, fein Kapitaliſt 
in das Ausland gewandert; Deutichland hat ihm immer 
einen ſehr guten Boden für die Ausbeutung geboten, und 
wenn irgend ein Geſchäft in Deutichland prodperirt, daun 
it e8 der Muſikalienverlag. Walt alle bedeutenden 
Mufikalienverleger find wohlhabend geworden bei dem 
hentigen Zuftand ber Dinge. Das follte der Herr Staats: 
ſekretär doch in eriter Linie in Betracht ziehen. 
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(Diet.) 

Dann hat er eingangs feiner Rede uns zugeichoben, 
daß wir in das Geſeß E ngriffe, Einſchnitte zu Ungunften 
der Komponiſten gemacht hatten. Ich kann darauf nur 
erwidern, daß die SS 22 und 27 nicht von ums verfaßt worben 
find, fondern von der Regierung. Hat jemand Gin: 
Schnitte und Eingriffe in die Rechte der Komponiſten ge: 
macht, jo war c3 bie Regierung, wir nicht. Wir haben 
aber gerade dieje Beſtimmungen als recht vernünftig ans 
geiehen und find ihr hier gefolgt; nicht3 weiter. Dagegen 
fönnen wir ihr bei ihrem Vorſchlag, wie er in S 38 
enthalten ift, nicht folgen. 

Es iſt ganz richtig, daß in der Kommiſſion in der 
zweiten Leſung die Majorität dafür war, die Negierungs: 
vorlage, wie fie urfprünglid lautete, an das hohe Haus 
zu bringen. Ich habe in der erften Leſung bereit3 fcharfe 
Stellung gegen die Faſſung des $ 33 genommen, und in 
der Kommiſſion habe ich das Gleiche gethan. Wenn Sie 
gefälligft die Ausführung aud derjenigen fih anfehen 
wollen, bie dagegen geiproden Haben, jo bitte ih Sie, 
auf Seite 64 u. ff. de3 Kommiſſionsberichts das nachzulejen. 
Wir haben nun, als die Sache bei der zweiten Leſung 
in der Kommiſſton zur Entſcheidung ftand, und gefragt, 
ob es nicht beffer jet, die ganze Angelegenheit zu ver— 
tagen und fie in ber urfprünglihen Faffung an das 
hohe Haus zu bringen; man könne während der Zeit 
noch Interfuchungen anftellen, Nach» und Umfragen halten, 
um dann definitiv bei der zweiten Lefung Stellung dazu 
zu nehmen. Das ift geichehen. 

Wenn nun behauptet wird, daß die Komponiſten 
heute nicht bejonderd viel, mitunter auch garnichts für 
ihre Stompofitionen erhalten, fo mag das für junge Kom— 
poniften zutreffen. Soweit Komponiften in Betradt 
fommen, die wirklich etwas können, haben fie auch 
gute Ginnahmen; fie würden noch viel erheblichere Ein: 
nahmen haben, wenn fie nidjt oftmals jo thöricht wären, 
ihr Urheberrecht für alle Fälle an die Verleger zu ver: 
faufen. Ich erinnere nur an den Komponiſten Wagner, 
der in Deutſchland alle Bühnen und Konzerte beherricht. 
Erhalten die Angehörigen, die Nachkommen desfelben 
nicht einen hohen Ertrag aus der von ihm geleifteten 
Arbeit? Wird das jemand leugnen wollen? Nur von 
denjenigen Opern und größeren Sompofitionen, bei denen 
Wagner in der Jugend fahrläjfig genug war, das Auf: 
führungsrecht mitzuverfaufen, geht ber Familie der Gewinn 
verloren. In dem Beſitz des Aufführungsredhts liegt der 
fpringende Punkt für alle Komponiften, für berühmte und 
folche, die eö werben wollen. Auf dieſem Gebiete ift ihnen 
allein zn helfen. Die ebertragbarfeit des Urheberrechts ſollte 
gefeglich eingeſchränkt oder doc erfchhwert werden. Das 
gilt natürlich nur für größere Werte. 

Man wird auch nicht fagen können, daß Heute bie 
Bühnenfchriftiteller nichts verdienen. Es iſt kürzlich 
duch die Zeitungen belannt geworden, was die Dichter 
Hauptmann, Hartleben, Sudermann u. A. allein von 
einem einzigen Theater an Honorar befonmen haben. 
Das geht in die Hunderttaufende. Wo ift das früher der 
Fall geweien? Ein jüngerer Dichter der neuelten Zeit, 
der zwei Theaterftüde gefchrieben hat, foll in kurzer Zeit 
von biefen Stüden ein Honorar von zirfa 150 000 Dart 
erzielt haben. IH meine, das find jo auskömmliche 
Einnahmen, daß kein Menſch Urſache hat, ſich zu beklagen. 

Ih möchte noch darauf hinweiſen, was Herr 
Dr. Hafle gelten am Schluffe feiner Rede über bie 
Mufifinftrumente geiagt hat. Gr hat damit ins Schwarze 
getroffen. erflärt bezügli ber auswechlelbaren 
Scheiben, bie unter Honorar geitellt werden follen, daß 
ihm fein Komponift befannt fei, der für feine Kompo— 
fitionen, bie auf auswechfelbare Scheiben übertragen 
worben feien, jemals ein Honorar erhalten hätte, den 
Bortheil hätten allein die Verleger eingeheimſt. Ich 


glaube, dab wir alle Urſache Haben, den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hafle Glauben zu ſchenken; 
ihm find, wie er erflärte, die Leipziger Verhältnifie de: 
fannt. Genau jo würde es fein, wenn wir die Schub: 
frift von 30 auf 50 Jahre fegen; auch dann werden die 
Angehörigen der veritorbenen Komponiſten feine weſent— 
lichen Bortheile haben, es fei denn, daß einzelne Fuge 
Leute bei Lebzeiten ſich das Aufführungsrecht vorbehalten 
haben. Und darauf fommt e3 allein an. 

Es thut mir jehr leid, eine Angelegenheit * an⸗ 
führen zu müſſen, die etwas heifler Natur iſt. Sie 
gehört aber hierher. Vor nicht langer Zeit ift eine Schrift 
publizirt worden über das lirheberreht von Friedrich 
Streißler. In dieſem Büchlein, was auch wohl vielen 
Mitgliedern des Neihätags zugegangen ift, wird ein Ver: 
lagskontralt aufgeführt, den ein großer Leipziger Mufitalien: 
verleger mit feinen Autoren abzuſchließen gewohnt ift. 
Diefes Büchlein iſt heute nod im Handel zu haben, cs 
ift nicht unter Anklage geitellt worden, mir iſt dariiber 
wenigitend nichts befannt geworden. Es tft aljo anzu— 
nehmen, daß das Mitgetheilte auf Wahrheit beruft. Mit 
der Genehmigung beö Herrn Präfidenten möchte ich Ihnen 
den Wortlaut des Sontraftö vortragen: 

Herr Julius Heinrich Zimmermann, Leipzig 
— ſo heißt nämlich die Firma der Verlagsbuchhandlung — 
Ihließt mit dem Autor folgenden Vertrag ab: 

Hiermit beftätige ich, dab ich Ihnen für Sie 
jelbit und für Ihre Erben oder Rechtsnachfolger 
das ausjchließliche, alleinige rechtmäßige und ün— 
beichränfte Verlags-, Vertriebd: und Aufführungs: 
recht, mit einem Worte das gefammte Urheberrecht 
im weiteiten Sinne für alle Länder und Staaten 
ber Erde, für alle Auflegungen und BVeröffent- 
lihungen uud für immerwährende Zeiten au 
meinen nahbenannten Werfen 
folgt der Titel der Werte — 

im Original fowohl als auch für alle beliebigen 
Bearbeitungen überlafien habe. Ich beftätige 
ferner, dab ich alle Vortheile, welde etiva in 
Bezug auf das Nrheberrcht an nachſtehend ge: 
nannten Merken durch Beränderungen im 
beitehbenden Landesgeſetzgebungen und 
bereit3 abgeſchloſſenen internationalen 
Verträgen oder durch mit Ländern oder 
Staaten in Zukunft nod abzuſchließende 
internationale Verträgen noch erwadien 
bürften, ohne weiteres und ausdrüdlich auf Sie 
für Ah, Ihre Erben oder Rechtsnachfolger über: 
tragen habe, und daß ich in Bezug auf Honorar 
ein für ale Mal und vollitändig befriedigt 
worben bin. Auch erkläre ich mid) bereit, bie 
geichehene, die oben erwähnten Werke betreffende 
Urheberretsübertragung auf Anforderung jeder: 
zeit notariell Tegalificen zu laflen. 

Unterfchrift des Autors, 

Wenn foldie Verträge jeitend großer Firmen möglich 
find, jo dürfen wir bie Friſt der Ausbeutung bon 
30 Jahren auf 50 Jahre nad) dem Tode des lirhebers 
nicht verlängern, aud nicht mit Nüdfiht darauf, daß 
eventuell die Angehörigen einzelner Komponiften, die einen 
folden Vertrag nicht unterſchrieben haben, einen erhöhten 
Nugen daraus erzielen könnten. Und dann joll man bie 
ungehenere Spanne Zeit bedenfen! Wenn die Erben — 
und das find wohl meiltend die Verleger — 30 Jahre 
nad) dem Tode des Urhebers dad Nutznießungsrecht 
haben, fo mag bad genug fein. Für die Verlängerung 
auf 50 Jahre Liegt fein ftihhaltiger Grund vor. 

Sie müffen nun nicht glauben, daß der verlefene 
Bertrag — wer davon Senniniß nehmen möchte, ben 
will ih die Schrift germe zur Verfügung ftellen — ber 
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(A) einzige feiner Art ift; es wird in dem Büchlein aus: 


geführt, dab faft alle bedeutenden Firmen, die fich mit 
dem Kunſt- und Mufifaltenverlag befaflen, ähnliche Normen 
aufgeftellt haben und unerbittlih auf deren Geltend— 
madhung gegenüber den Autoren beharren. 

Einer der Gründe, weshalb wir bie Entſcheidung 
über bieje Droge ber zweiten Leſung vorbehalten wollten, 
war: wir glaubten, daß bie projektirte fogenannte Tantieme= 

efellichaft fich bilden werde. Was ich jetzt davon gehört 
Ar ermuthigt keineswegs zu diefer Hoffnung. Diele 
Geſellſchaft wird aud nicht zu Stande kommen, wenn 
die 5Ojährige Frift bewilligt wird; fie fann nur zu 
Stande kommen dburd die Energie der Kompo— 
niften. Warum haben fie jo lange gewartet, bis an bie 
Nepifion des Urheberrecht herangetreten worden ift? 
Warum haben fie ſich nicht früher — Zeit genug war 
doch vorhanden — organifirt? Jetzt erflären Die Herren 
mit einem Mal: die Tantiemegefellihaft kann nur be: 
Bar werden, wenn wir bad Beſteuerungsrecht auf die 
ereine und auf bie auswechſelbaren Scheiben ber 
mehanifhen Mufikinftrumente befommen fowie bie 
5ojährige Schupfrift! Eine merkwürdige Argumentation, 

Es ift richtig, daß manche Komponiften fehr wenig 
von ihrer Arbeit gehabt haben. So wurde vielfach Lorging 
angeführt, der frühzeitig arm verftarb und von feinen 
Werfen nur einen jehr geringen Ertrag hatte. Ja, das 
ift ſehr bedauerlih; aber dagegen gab es damals noch 
feine gejeglihen Vorkehrungen, und aud heute müſſen fie 
auf einem anberen Boden gejucdht werden ald auf dem 
der Schußfrift nad dem Tode des Autors. Die Erben 
eines langlebigen Autors find beſſer geftellt, als die eines 
furzlebigen, das ift Menichenloos; und infolge deffen ift 
es eigentlich falfch, vom Tode des Urhebers au zu rechnen, 
richtig wäre es, die Schußfrift vom eriten Erſcheinen des 
Wertes an zu bemeflen. 

Und mun fomme ih zu einem weiteren Grund 
meiner ablehnenden Stellung Wenn es auch ſeitens 
der Regierung nicht beftritten wurde, jo glaube ich doch, 
daß eine befannte Familie in Deutichland einen Einfluß 
dahingehend ausgeübt hat, daß ber 5 33 bem lirheberrecht 


eingefügt worben ift. 
gefũs (Hört! hört!) 


Wenn es auch beftritten wird — eine Wahricheinlichkeit 
dafür liegt meines Gradtend vor. Man kann e3 ber 
betreffenden ur ſchließlich gar nicht verdenken, wenn 
fie Vortheile für ſich Kal haben will. Es fteht jedem 
Staatöbürger frei, an bie Regierung zu petitioniren. Das 
machen ja die Herren bort (xechts) aud, fie verlangen 
EM @etreidezölle, fie wollen jet auch für Spiritus und 
uder weitere Bortheile —** Warum ſoll da nicht 
ſchließlich auch die angeführte Familie fagen: ja, meine 
verehrte Nation, der verftorbene Richard Wagner hat jo 
viel außerorbentlih Schönes und Gutes fomponirt, Ki io 
ut und fihere und, feiner Familie, den Ertrag aus jeinen 
Merten auf weitere 20 Jahre —? Wirb das Geſetz ange- 
nommen, dann bebeutet das nichts mehr und nichts weniger 
als eine Liebeögabe von vielleicht einer Million Mark an 
die Familie Wagner; und dazu, meine ich, kann der Reichs— 
tag nicht die Hand bielen. 

Id bitte Sie, meine Herren, den Antrag Richter auf 
Streihung diefed Paragraphen anzunehmen. Wir haben 
darüber feinen Faktionsbefhluß; in unferer Fraktion kann 
jeder ftimmen, wie er will, Aber ih muß fagen: man 
fann, wenn man fic) die Angelegenheit recht überlegt, zu 
feinem anderen NRefultate fommen, als baß ber $ 33 aus 
dem Geſetze eliminirt werden muß. 

Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräfident Büfing: Dad Wort hat der Herr Be: 
vollmäcdtigte zum Bundesrath, Stuatdfekretär des Reichs— 
Juſtizamts, Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberbing. 


Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staats: 
fefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, nur eine kurze Bemerkung! 
Der Herr Abgeordnete Dieg hat eine Anbeutung gemadıt, 


die auch bereitö in ber Kommiſſion Hervortrat und mir 


bort Veranlaffung gab, eine Verwahrung auszuſprechen, 
mit der ih glaubte, daß die Sache erledigt ſei. Nach— 
bem der Herr Abgeordnete Die aber hier im Plenum 
troß meiner in der Kommilfion abgegebenen und, wie ich 
glaube, unummundenen, einwandöfreien Erklärung auf 
den Fall zurüdgefommen ift, halte ich mid; für ver: 
pflichtet, auch hier eine Erflärung abzugeben. 
err Dieb hat die Meinung ausgeſprochen ober bie 
Möglichkeit angedeutet, ald ob die Familie Wagner mit 
ihren Intereſſen an dem 8 33 gi fet und beshalb 
Beranlaffung genommen babe, in den Streifen derjenigen, 
bie an der Vorbereitung dieſes Geſetzes betheiligt geweſen 
find, für die Wahrung ihrer Intereſſen durd eine Ber: 
längerung der Schupfrift zu wirkten. Dem gegenüber er: 
fläre id) ba3, was ich bereit bie Ehre hatte, in Ihrer 
Kommiſſion zu jagen: daß weder mit mir noch mit einem 
ber anderen Herren, bie mit mir zufammen an dem Ent: 
wurfe gearbeitet haben, irgend eine Kommunikation, direkt 
ober indirekt, perfönlicher oder fhriftlicher Art mit irgend 
einem Mitgliede oder Benollmädtigten der Familie 
Wagner ftattgefunden hat, daß ich überhaupt feinen Ans 
gehörigen biejer Familie kenne, da mir auch bon bor- 
ejehter Stelle, vom Herrn Reichskanzler, weder ein 
ort gejagt noch eine Andeutung gemacht ift, die auf 
diefen Gegenftand und auf bie ntereffen der Familie 
Wagner Bezug hätte. Ich glaube, unter ſolchen Um— 
ftänden beredtigt zu fein, diefe Andbeutung, die ba gemacht 
ift, ald wenn die Negierung bei ber Abraffung ihrer Ge⸗ 
fege fih von einfeitigen Intereffen mit beftimmen ließe, 
al3 eine grundlofe zu bezeichnen. 


‘© 


Bizepräfident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab: (D) 


georbnete Dr. Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine 
Herren, da ih in der Kommiſſion den Antrag geitellt 
habe, die Regierungsvorlage wieder herzuftellen, fo fühle 
ich eigentlich die verdammte Pflicht und Schuldigfeit, aud) 
den Antrag, dem ich in der Kommiſſion begründet habe, 
heute hier zu vertheidigen; ich würbe eö geradezu als eine 
Fahnenflucht erachten, wenn ich heute nicht auch wagen 
würde, für meinen Antrag bier im Plenum einzutreten, 

Meine Herren, es wurde bereitö betont, daß in ber 
erften Leſung in ber Stommiffion die Schutzfriſt von 
50 Jahren geftrichen, in der zweiten Lefung aber, wenn 
ih nicht irre, nad) meinen perjönlihen Notizen mit 
15 gegen 1 Stimme angenommen worben if. Herr 
Kollega Diet bemüht fich heute ganz vergebens, ſich um 
die Thatſache herumzudrücken — ih kann mich nicht 
anders ausbrüden —, daß er in der Hommiffion mit 
feinen andern Parteigenoffen, höchſtens mit Ausnahme 
eines — Herrn, ebenfalls fir die 50 Jahre ein— 


geireten i 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das möchte ih doch unter allen Umftänden gegenüber 
ben Ausführungen des Herrn Stollegen Diet feftlegen. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 

— Jawohl, aber verflaufulirt! — 

Meine Herren, der Haupteinwand, ber gegen bie 
50 Jahre erhoben worden ift und der in ber Hefe bor 
allen Dingen erhoben wurde, geht dahin, daß der Autor 
doch nicht aus fich ſelbſt ſchöpfe, ſondern aus der Kultur 
feined Volkes. Das ns auf literariichem Gebiete bis zu 
einem gewiffen Grabe richtig fein, allein auf dem mufitalifchen 
Gebiet ift es unter allen Umſtänden unrichtig. Wir müfjen 
daran feithalten, daß, während auf literariichem Gebiet es 
vor allem darauf anfommt, daß bem Gedanken, ber 


(B) ift, 





Reichstag. — 77. Siäung. Freitag deu 19. April 1901. 


2233 





(Dr. Müller [Meiningen)) 


{A) literarifhen Idee erit die Form gegeben wirb, e3 bei 


der Muſik ganz anders liegt. Hier ift nicht der Inhalt, 
fonbern vor allem die Form vollftändig von Anfang ge: 
gegeben; die Mufit ift ber bereit3 geformte Gedanke. 
Wegen diefer inneren Natur der mufifaliichen Produktion, 
bie in dem Melobienihuge des $ 13 ſcharf zum Aus- 
drude kommt, muß nad meiner Anfhauung ein großer 
Unterfhieb gemadt werben auf ber einen Seite zwiſchen 
der muftfaliihen und auf der anderen ber literariichen 
Produltion. 

Es wurde bereits hervorgehoben — und ich möchte 
darauf noch einmal ein beſonderes Gewicht legen, weil 
es eines der wichtigſten Momente bei der Frage ber 
Berlängerung der Schußfrift überhaupt ift —, daß ent: 
fcheibend für den Werth eines mufifalifchen Werkes in 
ben allermeiften Fällen bie erfte Aufführung iſt; und des— 
* paßt auch der ganze Bergleich, ben der Herr 
Kollega Richter 3. B. mit dem Patentgejeg bier gemacht 
bat, in gar feiner Weiſe. Es giebt eine große Reihe 
Haffifcher Beiſpiele in unſerer Mufifgefchichte, melde 
zeigen, wie richtig die Behauptung ift, daß es vor allem 
auf die erfte Aufführung anlommt, daß diefe über das 
Geihid eined Tonwerkes entſcheidet. Cine einzige 
Intrigue, eine einzige ſchlechte Aufführung, irgenb ein 
Zufall, der mit der Güte des Werfed gar nichts zu thun 
bat, kann ein Werk auf Jahrzehnte hinaus vollftändig 
todtmachen. Ah will Ihnen einige Elaffiiche Beifpiele 
hierfür geben, daß ber Tonkünftler im dieſer Beziehung 
zum Theil gar, feinen Einfluß auf die Bedeutung umd 
das Einfhlagen feines Werkes hat. Ich erinnere Sie 
daran, daß die neunte Symphonie Beethovens, der be- 
fanntlich im Jahre 1827 ftarb, erft zu ihrer Bedeutung 
fommen konnte im Jahre 1848/49 ya ber raſtloſen 
Bemühungen Nihard Wagnerd. IK will weiter darauf 
hinweiſen, daß 3. B. Beter Cornelius, der 1874 geftorben 
mit feinem reizendben Werte „Der Barbier von 
Bagdad” im Jahre 1858 burchgefallen ift infolge einer 
Klatichintrigue gegenüber Liszt; erfi in dem allerlegten 
Jahren hat bieje8 Tonwerk feine Anerkennung erlangt. 
Die Schutfrift läuft bereitö am 1. Januar 1905 ab, jo» 
baß bie Erben des Komponiften dieſes Werkes, das ſchon 
ziemlich alt ift, von ber 3Ojährigen Frift fait nichts mehr 
haben. Ein weiteres Beifpiel ift die Oper „Die Trojaner“ 
von Berlioz, der befanntlih im Jahre 1869 geftorben ift, 
dann die Oper „Der Wiberfjpänftigen Zähmung“ von Götz, 
der im Jahre 1874 geftorben ift. Sodann möchte ich 
vor allem fait auf die jämmtlihen Werke Haendels und 
Bachs verweiien, welche erft in fehr fpäter Zeit zur 
Geltung gekommen find. Ich wollte nur einzelne Haffiiche 
Betfpiele aus ber Geſchichte der Tonkunft aus einer fehr 
großen Anzahl ähnlicher Fälle vorführen, um Ihnen 
darzuthun, daß fehr oft die Schugfrift von 30 Jahren 
abſolut nicht genügt. 

Vom praftiihen Standpunkt aus befteht nad) meiner 
Anfhauung bie ig GEinrebe, bie man gegen bie 
* vorgenommene Verlängerung der Schutzfriſt über— 
aupt machen kann, darin, daß man ſagt, eine Ver— 
theuerung der theatraliſchen und muſikaliſchen Produktion 
trete ein. Aber auch dieſe Einrede kann bei näherer 
Prüfung unter feinen Umſtänden ſtandhalten. Es unter: 
liegt feinem Zweifel, daß der Eintritt I einer Oper 
Richard Wagner? auch nicht einen Pfennig theurer 
fommt für den Beſucher ald ber Eintritt in die Oper 
eined alten MHaffiihen Komponiften, wie zum Beiſpiel 
zu „Fidelio“ von Beethoven oder zur „Zauberflöte von 
Mozart; und ebenſo unterliegt es feinem Zweifel, daß, 
wenn in einem Konzert die Werfe eines noch geſchützten 
Komponiften z. B. von Brahms, Rihard Strauß, Eugen 
d’Albert u. ſ. w. aufgeführt werben, ber Gintrittäpreis 
um feinen Pfennig thenrer tft, ald wenn bei einem Kon— 





zert Werke nicht mehr geſchützter, bereits freier Komponiften (co) 


(Mozart n. f. w.) aufgeführt werden. Ebenfo liegt es 
auf dem Gebiet der theatralifhen Aufführungen. Zu 
einem Stüd von Subermann oder Gerhard Hauptmann 
ift der Eintritt feinen Pfennig theurer für das Publikum 
als der Zutritt zu einem Stüd von Goethe oder Schiller. 
Die praktiſchen Beifpiele zeigen, daß bie Gefahren, bie 
vor allem der Herr Kollege Richter für die Gefammtheit, 
das große Publikum uns vormalte, keineswegs der Wirk: 
lichkeit entfpringen. 

Die Hauptſache ift meiner Anfhauung nad, 
daß die Autoren eigt das allergrößte Intereſſe 
daran haben, daß ihre Werke möglichſt oft auf— 
geführt werben; das iſt das natürliche Regulativ in 
dem Sinn, daß, wenn bie ſogenannte Tantiemengeſellſchaft, 
auf die ih noch einmal mit einigen Worten kommen muß, 
thatſächlich zu Stande kommt, es nie gefchehen kann, daß 
die Autoren allzu hohe Gebühren verlangen. Die Kom— 
poniften fowohl, wie die Dramatifer find geradezu darauf 
angewielen, daß ihre Werte möglichit oft aufgeführt werden. 
Daß die Intereſſen der Gefammtheit in feiner Weife 
verlegt find, bat weder das Privatintereffe, noch bie 
Sntereffen der Gefang: und Mufilvereine irgend wie 
verlegt werben, hat meiner Anfhauung nad der Herr 
Staatöfetretär in in. gründbliher Weife auseinander: 
geſetzt, daß fie überhaupt nicht widerlegt werden kann. 

Nun geht eine weitere Ginrebe, die vor allem bie 
Herren von der äußerften Linfen machen, dahin, daß 
fie jagen: den Bortheil haben eigentlih von ber Ber: 
längerung nur die Verleger, nicht aber die Komponiſten; 
bie Herren auf ber äußerften Linken erklären ja immer, 
daß fie für die Komponiſten felbft eintreten mollen. 
Sa, meine Herren, ed war ein merfwürdiger Zufall, daß 
ber beinahe unfittliche, aber typiiche Verlagsvertrag, ben 
ber Herr Kollega Dieb bier vorgelefen hat, berjelbe 
Vertrag ift, den ich jelbit bei meinen 
Ausführungen im Auge Hatte Aber ih ſchließe 
etwas ganz anderes daraus als der Herr Sollega 
Dieg und feine Freunde. Herr Dieb fagt: die Verleger 
haben allen Vortheil aus ber Verlängerung, nicht die 
Autoren; ih fage: wir ald Gefeggeber müſſen einen 
Rechtszuſtand herftellen, damit nicht der Verleger ben 
ganzen Profit hat, fondern ber Autor. Unſere ganzen 

nträge find dahin gegangen, biefen AZuftand herbei: 
zuführen. Deswegen gebe id dem Herrn Kollegen Richter 
auch vollftändig recht, wenn er meint, daß von ganz 
ausſchlaggebender Wichtigkeit die Grridtung dieſer 
Tantiemengeſellſchaft iſt. Nun Hat Herr Kollega Dietz 
geſagt; die Tantiemengeſellſchaft wünſchen wir ja auch, 
aber fie lommt ja doch nicht zu Stande. Eine ganz merk— 
würdige Logik! Meiner Anfhauung nad hätte der Herr 
Kollege Diet jetzt als Geſetzgeber zunächſt Die Verpflichtung, 
alles zu ıhum, damit thatſächlich bie Tantiemengefellfgant 
zu Stande kommt, die er alö jegensreih erklärt, Er 
thut aber gerade das Gegentheil, er hat für deu 8 27 
Ziffer 3 im der Faſſung der Regierungsvorlage geftimmt 
und ftimmt jest jogar gegen die Regierungsvorlage in 
533. So bin id) wohl in der Lage, ihm direlt den Bor: 
wurf zu maden, daß er thatſächlich die Tantiemengejell: 
haft nicht zu Stande bringen will, dab er die Einigung 
ber Komponiſten auf der Grundlage der Selbfthilfe umd 
Selbiiverwaltung thatſächlich hintertreiben will, denn fonft 
müßte er ih ganz anders in dieſer frage felbit ftellen. 

Damit bin ih auf die vielgeläfterte Tantiemengefell: 
ſchaft felbft übergegangen. AU die Schwierigkeiten, die der 
FH Kollega Richter vor allem fand bezüglid der Auf: 

ndung ber Erben u. |. w., wollen die Komponiſten Löfen 
durch diefe Tantiemengeſellſchaft, Die, wie ich bereits betont 
habe, nicht etwa mit polizeilicher Er ihr Rechte verfolgt, 
nicht etwa „befteuern“ will, wie es Immer heißt, fondern die 


borgeftrigen (m) 
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(Dr. Müller [Dteiningen].) 
(A) auf ber ——— ber Selbitverwaltung und eg 

die Nechte der Komponiften geltend machen will. Nun 
tft der Herr Kollega Nichter in auffallender Weile gegen 
diefe Tantiemengefellihaft losgegangen, er. hat fie eine 
Kampfgenoſſenſchaft“ genannt; auf der anderen Seite 
hat aber der Herr Kollega Richter die Komponiſten zwar 
als „aute Muſikanten, aber doch als unpraktifche Leute“ 
bezeichnet. Ya, meine Herren, id glaube, wenn bie 
Komponiften — was aud meine Meinung iſt — biöher 
unpraktifche Leute waren, fo find fie wahrhaftig nicht jo 
gefährlih, wie fie ber Herr Kollega Richter —* be⸗ 
zeichnet hat. Wir wollen aber praktiſche Leute aus ihnen 
maden; wir wollen, daß fie fich felber helfen, und das 
kann eben nur durch diefe fogenannte Tanttemegefellichaft 
geicheben. 

Nun möchte ih aber auch wilfen: gegen wen joll 
denn der Komponiſt eigentlih kämpfen? Gegen bie 
Verleger könnte eine Kampfgenoſſenſchaft gerichtet fein. 
Aber die Verleger find ja ſelbſt für dieſe Tantieme— 
geſellſchaft eingetreten und wünſchen fie fogar; alfo gegen 
diefe kann fie nicht geben. Wer find denn dann bie 
Gegner der Herren Homponiften? Auch die Mufil- und 
Gelangvereine als Nepräfentanten der öffentlihen Muſik— 
pflege find es nicht; ich habe bereits in der Kommiſſion 
darauf verwielen, daß die beutiche Komponiftenwelt io 
eng mit den deutſchen Geſang- und Mufikleben zuſammen— 
hängt — ich habe das belegt mit einer Statiftif über die 
ig ber Angehörigen der Bühnengenoſſenſchaft 
deuticher Komponiſten an der Direktion folder Vereine —, 
daß ein Gegenfag zwiſchen den Mufif- und Gejang- 
bereinen und ben Komponiſten auch abjolut nicht konftruirt 
werden fanı. Ich glaube audh, daß ed dem Herrn 
Kollegen Richter nie gelingen dürfte, irgend eine Ent— 
rüftung im Lande gegen die Komponiften zu entfachen. 
Alle Vorftände von Vereinen, alle Mufidirigenten, mit 


(B) benen ich bezüglich dieſer Tantiemenzahlung in Ber: 


bindung babe treten können, fehen ein, daß bie Kom— 
poniften nichts als ihr Recht in dem vorliegenden Falle 
wollen; dieſelbe Erfahrung haben die Regierungen bei 
ihren Konferenzen gemacht, wie wir geftern gehört haben, 
Meine Herren, id) will aud) nicht auf den „Nothichrei” 
eingehen, den ber Herr Kollega Richter in der legten 
Sitzung bier probuzirt hat; ich müßte fonft vielleicht auf 
bad perfönliche Gebiet gegen den Gewährsmann des Herrn 
Nichter übergehen. Aber ich glaube, daß der Gewähr: 
manı bed Herrn Kollegen Richter, wie id) vor allem aus 
einer Zeitungsnotiz erſehe, wirklich nicht in der Lage iſt, 
die Vertretung der Mufifer gegen die Komponiſten in bie 
and zu nehmen. Sch will auf den Prozeß, den der 
ewährämann bed Herrn Richter hatte, hier nicht näher 
eingehen; aber die Behandlung, bie der Betreffende in der 
Preſſe des beutfchen Mufiterverbandes in legter Zeit erfuhr, 
ift eine derartige, daß ich glauben follte, daß er zu einer 
Vertretung der deutfchen Muſiker nicht legitimirt und ſehr 
wenig geeignet ift. 

, Meine Herren, es fann fein Zweifel darüber beftehen, 
daß bie Gründung diefer oft zitirten Tantiemegejellichaft 
vollftändig unmöglich gemacht wird, wenn bie 50 Jahre 
in dem $ 33 nicht bewilligt werden. Much id bin der 
leberzeugung, die bereit der Herr Staatsſekretär ausge: 
iproden hat, daß ber $ 33 überhaupt bloß don bem 
Standpunft des internationalen Rechts ver: 
ftanden werben kann. Much ich bin der Ueberzeugung, 
daß die Muſik eine Wellſprache ift, eine Sprade, die in 
ber ganzen Welt verftanden wird; und infolgedeffen find 
die Beziehungen der Komponiften und die Beziehungen 
ber ganzen mufltalifhen Welt überhaupt von Anfang an 
vollitändig internationale. Deöwegen fann bloß vom 
internationalen Standpunkt bie Trage bed S 33 gelöft 
werben; berjenige, der biefe internationalen Beziehungen 


nicht richtig ind Auge faßt, kann überhaupt die Tragweite (0) 


des 8 33 micht überfehen. 

Meine Herren, Herr Kollega Richter hat auch heute 
die Beftimmungen der Berner Konvention nicht im Auge 
gehabt. Er hat geftern und vorgejtern und vorgehalten, 
warum wir immer auf das ausländifche Recht refurrirten. 
Bezüglich des Grundes des Rekurſes bei der Muſik kann 
er wohl nicht im Zweifel ſein. Meine Herren, ich habe 
mir damals insbeſondere erlaubt, bezüglich des Vorbe— 
halts — es handelt ſich um ben 5 11 — zu entgegnen, 
daß die ganze internationale Bewegung auch innerhalb 
der Berner Union darauf hinausgehe, den Vorbehalt zu 
beſeitigen. Dieſe Ausführung, die ich damals machte, hat 
Herr Kollega Richter offenbar überhört. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß der deutſche Komponiſt und der 
deutſche Verleger im höchſten Grade geſchädigt werden, 
wenn der Vorbehalt im Auslande fällt und im Inlande 
eh Artikel 2 Abſatz 2 ber Berner Konvention lautet 
dabin, 

daß der Genuß ber Rechte von ber Erfüllung 
ber Bedingungen und Förmlichleiten abhängig tit, 
welde burd die Gefeggebung des Urſprungs— 
landes bes Werkes vorgeihrieben find. 
(#3 kommt alſo bezüglich des Vorbehalts auf die Geſetz— 
gebung deö Urfprungslandes an, das iſt aljo bei einem 
deutihen Komponiften, der fein Werk im Auslande auf: 
führen läßt, Deutſchland. Während alfo der ausländiſche 
Komponift in Zukunft meiftens feinen Vorbehalt anzu— 
bringen braucht, iſt der deutſche Komponiſt gezwungen, 
feinen Vorbehalt anzubringen, wenn er überhaupt im 
Auslande geihügt fein will. Daß da eine große 
Schädigung des deutſchen Komponiſtenſtandes —— 
kann meiner Anſchauung nach überhaupt vernünftigerweiſe 
nicht beſtritten werden. 
Gerade ſo ſteht es in Bezug auf die Länge der 


Schutzfriſt; Art. 2 Abſatz 2 jagt in feinem Schlußſatz (D) 


weiter: 

Der Schuß kann in dem übrigen Ländern die 

Dauer bed in dem Urſprungslande gewährten 

Schutzes nicht überfteigen. 
Es ift alfo auch bezüglich der Schußfrift dad Urſprungs— 
land maßgebend, nicht aber das Land, in dem das be- 
treffende Stüd aufgeführt wird. Der deutiche Komponiſt, 
der deutiche Verleger wird natürlich) geſchädigt, wenn er 
in Auslande, 3. B. in Frankreich, wo die 5Ojährige 
Schutfrift für franzdfifche und andere Werke beiteht, nur 
eine 30jährige hat. Es wäre ber Komponiſt und vor 
allem der Verleger im allerhöchſten Grade ſchon deshalb 
geihädigt, weil das Wert, das 50 Jahre Schutzfriſt hat, 
mehr werth ift im gefammten internationalen Verlags: 
vertehr als ein Werk, das dann überall bloß 30 Jahre 
Schuß genießt. 

Wenn Sie den $ 33 der Regierungsvorlage freien, 
wird bie Lage ber Komponiſten angefichts der Ausnahmen 
bes $S 27 eine fchlechtere als biöher; ftatt einer Der: 
beflerung im Sinne der internationalen Entwidlung des 
muſikaliſchen Urheberrechts wird eine Verſchlechterung ber 
Rechtsbeziehungen hergeftellt. 

Nun, meine Herren, verlohnt es ſich doch auch, zu 
jehen, wie es im Auslande, in den Staaten, mit denen 
wir dur bie Berner Konvention verbunden find, mit ber 
Schutzfriſt fteht. Nicht weniger ald 15 Länder haben bie 
Schusfrilt von 15 Jahren nad) dem Tode ber Autoren, 
darunter find die Staaten, die vom literariihen Stand: 
punkte aus am meilten fir und in Betraht kommen. 
Belgien, Frankreich, Norwegen, Bortugal, ja fogar Rußland, 
Spanien 80 Jahre, England 42 Jahre und Italien 
80 Jahre nah dem Erfcheinen des Werkes. Auch das 
Streben ber internationalen Gefeßgebung gebt dahin, die 
Friſt nicht zu verkürzen, fondern zu verlängern. ch 
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(A) verweife nur darauf, daß bie Association Internationale 


(B 


Ze 


bie im legten Sommer in Paris tagte, den Antrag ge: 
ftellt hat, die Frift von 50 Jahren auf 80 Jahre zu ber: 
längern. 
(Zurufe links.) 

— Ja, meine Herren, Sie fünnen aber doch ber inter: 
nationalen Bewegung feinen Stillftand gebieten. Ich 
habe eben entwidelt, daß der beutiche Verlagsbuchhandel 
bloß die Zeche von der ganzen Sache bezahlt, wenn wir 
gegenüber der internationalen Bewegung Halt machen. 
Sie können bad Ausland, mit dem wir nun einmal buch 
die Berner Konvention verbunden find, nicht hindern, daß 
es weiter geht und ber internationalen Bewegung feiner: 
feit3 Folge leiftet. Wenn Sie allein Rüdfchrittler fein 
wollen 

(große Heiterkeit), 
nämlich auf dieſem Gebiet 

(Heiterkeit) 

— und das find Sie unzweifelhaft — 

(Heiterkeit), 
dann werden Sie bald erkennen, daß thatſächlich bie 
beutihen Autoren und Berleger die Zee wegen Ihrer 
Haltung beftreiten werben, dann tritt die Folge ein, die 
thatſächlich in Defterreich bereits eingetreten ift, daß der 
Verlag ins Ausland geht, wo er al3 Urſprungsland den 
gleihen Schu mit den anderen Konventionsſtaaten ge: 
nießt. Die Trage ift daher nicht bloß von großer 
nationaler, fondern aud von wirthihäftlider Be— 
deutung. Meine Herren, Sie wollen uns, die wir bie 
Nechte der Urheber vor allem vertheidigen, gewiflermaßen 
al3 rüdftändige Urheberrechtsfanatiker bezeichnen. Meiner 
Anſchauung nah find aber, wie ich bereitö betonte, nicht 
wir bie Rüdjchrittler auf biefem Gebiet, fondern bie 
Herren, die ſich diejer von mir gefchilderten internationalen 
Bewegung entgegenftellen; ich will denn doch, um mid 
nit dem Vorwurf auszufegen, daß ich einfeitig nur den 
Autorengelüften nachgebe und mic hier zu ihrem Anwalt 
made, zum Schluffe eine fleine prinzipielle Auseinander: 
fegung mit den Herren Gegnern bier einftreuen. 

Ich Habe bereits bei ber erften Lefung den prin- 
ziptellen Standpunkt entwidelt. Alle die Herren, bie 
gegen die Hauptwünſche ber Autoren Front machen, ftehen 
auf dem Standpunft der alten Prämien: und Privilegien: 


theorie 
(Widerſpruch links), 

die bereits feit 80 Jahren in der ganzen Wiſſenſchaft 
verlaffen iſt. Sch habe bereitö bei der eriten Leſung 
unter Nennung bed Hauptvertreters biefer Theorie, des 
bekannten Rechtslehrers Gerber, darauf veriwiejen, daß er 
jelbft anerfannt hat, daß er noch ber einzige Vertreter 
diefer Theorie fei, und daß fein Standpunft ein veralteter 
und überwundener ſei. Dieſem veralteten Standpunfte, 
den Theorie und Praris feit dem Jahre 1813 aufgegebeu 
haben, wollen Sie hier jeßt zu einen ſehr großen Theile 
in dem neuen Geſetz wieder eine Zuflucht geben. Es 
ift ganz Mar, daß es unter biefen Umftänden beinahe 
beifer wäre, vor allem vom Standpunkt der muſikaliſchen 
Autoren aus, wenn die Regierung das Gefeg zurüdzöge, 
da es faum einen Fortichritt gegenüber dem jetzigen 
Rechte bedeutet. 

Meine Herren, ih möchte bloß nod dem einen Ge— 
danken Ansdrud geben, daß wir hier zunächſt fein Geſetz 
zur Hebung des mufilalifchen Lebens machen, fondern ein 
Geſetz zum berechtigten Schuß derjenigen, die ſich unfterb: 
liche Werbienfte erworben haben und nod heute eriwerben 
um unſer mufitalifhes und theatralifches Leben; damit 
förbern wir biejes zugleih im höchften Grade. 

ch bin nad alledem der leberzeuguug, daß bie 
Rechte der theatralifhen und muſikaliſchen Autoren ges 
ftärft werden müffen; beswegen bitte ih Sie, unter 





allen Umſtänden gegen den Antrag des Herrn Abge- (O) 


orbneten Richter die Regierungsporlage in & 33 aufrecht 
zu erhalten. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Nbgeordneter: Meine Herren, meine 
perfönlihe Stellung zu diefer Frage ift von mir bei der 
erften Leſung der Geſetzesvorlage zum Ausdruck gebradt 
worden, und ich bin leiber nicht in ber Lage, für ben 
Kommiſſionsbeſchluß einzutreten, weil meine Ueberzengung, 
der ich damals Ausdrud gegeben habe, durch die Ver: 
handlungen in der Kommiſſion feine andere geworben 
ift. Ich hatte die Abficht, zu diefer Frage zu Schweigen; 
aber der Herr Abgeordnete Richter ift nun jo graufam 
geweien, mich in die Debatte hineinzuziehen. Ich hätte 
auch darüber ſchweigend hinweggehen fönnen; aber ber 
Herr Staatöfefretär hat mir den Vorwurf gemacht, der 
Herr Abgeordnete Richter operire mittelft meiner Gründe 
mit Schredihüffen. Ich bin durch biefen Augeif bei 
Angriffen von beiden Seiten gegenüber genöthigt das 
Wort zu ergreifen. Meine Herren, für Dummheiten — 
der Herr Präfident wird ja den Ausbrud nicht rügen —, 
die man außerhalb des Hauſes macht, follte man eigent: 
lich im Haufe nicht verantwortlich gemacht werben. 

(Heiterfeit.) 
Sn vorliegenden Falle giebt ber verlefene Sag meiner 
Veberzeugung Ausdrud. Wenn wir dad Yufführungs: 
reht auf 50 Jahre verlängern, fo hat das die noth— 
wendige Folge, daß bei den Muſikalienverlegern bie 
Wiünfhe zum Durhbrud kommen, daß dasſelbe Recht, 
was ihnen für bie Aufführung gewährt ift — denn fie 
werben fih vor wie nad) das Aufführungsredt in ihren 
Verträgen zu fichern fuhen —, aud für den Mufifalien- 
verlag gewährt wird. Heute werben bie Herren ſich nod) 
zurüdhalten und fchweigen, weil fie denken: wenn zuerſt 


einmal das Häkchen eingefchlagen fei, damı werde bie (D) 


Kette fih aufrollen. 

Den Gedanken habe ich nicht angedeutet, dak man 
im Reichs-Juſtizamt oder im Bundesrath daran gedacht 
hätte, ſpäter die Friſt auch für den en au ber 
längern und für den Mufitalienverlag. Ich will bemerken, 
bei dem Aufſatz mußten, weil der Raum zu knapp wurde, 
an biefer wie an anderen Stellen eine Anzahl Zeilen ge: 
ftrichen werben; vielleicht wäre fonft die Faflung etwas 
tlarer geworden. Ich ſagte alfo nur, bie nothwendige 
Folge diefes Anfangs wird fein, daß allmählich der Drud 
der Nutereffenten ganz unwillkürlich uns dahin fchiebt, 
aus Gründen, die in der Natur der Sache Liegen, 
die Scuefrift fir den Mufifalienverlag auf 50 Jahre 
zu verlängern, und wenn der Mufifalienverlag die längere 
Friſt hat, dann frage ih: welcher Grund liegt vor, für 
den Buchverlag bei einer kürzeren Frift zu bleiben? Uns 
zwingt dann die Ktonfequenz zu einer ai re 
Darin liegt fein Vorwurf oder Mißtrauen gegen bie 
Herren, die ben Entwurf gemadt haben. ch jehe nur 
der Konfequenz der Thatfaden ins Geſicht; ich bin über 
20 Jahre Hier und mich bringt niemand von ber Anficht 
ab, daß, wenn wir 50 Jahre für dad Aufführungsredt 
gewähren, dann das weitere Ende folgen wird — ob ein 
paar Jahre früher oder fpäter, ift für die frage gleich: 
giltig. Ich muß aber jagen: man kann die 50 Jahre an— 
nehmen, man kann fte ablehnen, die Frage ift nicht von 
folder Wichtigkeit, daß fie eine fo eingehende Erörterung 
verdiente, wie fie im dieſem hohen Haufe gefunden hat. 

Wenn namentlic geltend gemacht wird, die Ablehnung 
des 8 33 hätte zur Folge, daß unſere Muſikalienverläge 
fich ind Ausland verzögen, fo iſt dad ein Schredichuß, 
den ich nicht verſtehe. Man hat geiagt, Defterreih, das 
damals eine 10 Jahre kürzere Schußfrift hatte, habe 
jeben müffen, daß fein Mufifalienverlag nah Deutſchland 
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(A) auswanderte. Was ift denn aus Wien zu ums aus: | kommen andere Berhältniffe vor. Gegen die Verlängerung C) 


“ 


gewandert? Ginige Firmen! Und dann ift aus Deutid- 
land nad Brüffel eine einzige Firma gezogen, von ber 
wir nicht einmal die Beweggründe fennen, bie fie bazu 
beftimmt haben. Nun gebe ich dem Herrn Staatäfefretär 
zu, wenn bad Ausland einen SOjährigen Schuß 
gewährt, jo bringt daS den Komponiften in bie 
Verfuhung, um fih die 50 Jahre zu fichern, feine 
Mufifalien im Ausland in Verlag zu geben. Sprechen 
aber die thatfählihen Grfahrungen, die wir 
während der abgelaufenen 30 Jahre gemacht haben, dafür, 
dab davon viel Gebrauch gemacht wird? ch glaube: 
nein! Wir find felbft nicht einmal in betreff der Firmen, 
bie der Societ& des Auteurs beigetreten find, genau unter: 
richtet. Was wir haben, find Behauptungen, die von ber 
Genoſſenſchaft, die fih für die Verwerthung der Auf: 
führung der Muſikwerke bilden will, aufgeltellt find. Mir 
ift von einer bedeutenden Verlagsfirma gelagt worden, 
bie —— in —— auf ihren Beitritt zur Socidts 
des Auteurs fei unrichtig, ihre Firma ſei nicht beigetreten; 
und wenn mir dad bon einer Firma geſagt wird, fo bin 
ich berechtigt, Zweifel zu erheben, ob bie fonftigen An- 
gaben nad) der Richtung Hin authentifh find. Wir haben 
authentifhe Informationen von dem Bundesrath nidt. 
Wir müffen und auf Tren und Glauben der Komponiften 
verlaffen, Die unrichtig unterrichtet fein können. Ich will 
nich nicht für oder ge en die Kommiſſionsbeſchlüſſe aus: 
ſprechen, mag ber Re tag entfcheiben; ich habe es nur 
für nöthig gehalten, nachdem id von zwei Seiten dazu 
veranlaßt worden bin, auszuſprechen, daß meine Leber: 
zengung in biefer Frage eine andere nicht geworben ift. 

Vizepräfibent Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Bisher haben wir ben 
Herr Abgeordneten Dr. Spahn mit dem Eifer, ber bei 


(B) Vorfigenden von Kommiffionen ja häufig herbortritt, bie 


Arbeit der Kommiffion nah allen Richtungen ie ber: 
treten ſehen, und er hat ja biöher ben unzweifelhaften 
Erfolg gehabt, daß dad Haus den Beihlüffen ber Kom— 
miſſion beigetreten ift. Im fo überrafhender war es 
mir, baß er jetzt felbft einem Kommiſſionsbeſchluß ent- 
gegengetreten ift, ber mit jo großer Majorität angenommen 
ift — ber Herr Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) 
meint, mit allen gegen 1 Stimme. Ich weiß nun nicht, 
ob biefe 1 Stimme die Stimme des Vorfigenden gewefen 
ift, und ob das Abftimmungsergebniß von dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Müller richtig aufgefaßt worden ift; 
aber da3 weiß id, daß ich in der eriten Leſung ber 
Kommiffton bereit3 für bie Frift von 50 Jahren ein: 
getreten war, baß bereit3 bamals eine ſehr große Minder- 
heit der Kommiffion auf dieſem Standpunkt ftand, und 
daß zu meiner großen {Freude dann bei der zweiten 
Lefung es zu einer ziemlich allgemeinen Lebereinftimmung 
fam, fodaß wir annahmen, daß dieſe Angelegenheit bier 
im Haufe faum nod zur Erörterung fommen würde. 
Nun muß ih doch fagen, dab es einen eigenthümlichen 
Eindruck machen würde, wenn bie Ktommiſſion erft ben 
entgegengelegten Beſchluß faßt, und wenn dann das Haus 
einen mit jo großer Maforität gefaßten Beſchluß wieber 
unftürzen würde Man müßte annehmen, baß dafür 
ganz neue Argumente ind Feld geführt würden. 
Nun muß ich aber fagen, unter all ben Gründen, 
welche ich bis jegt gegen bie 50 Jahre gehört habe, ift 
nicht ein einziger heute borgebradt, der nicht in der Kom— 
miffion auch ſchon zur Grörterung geftanden hätte und 
troßden den Beſchluß der Kommiſſion nicht verhindert hat. 
Namentlich kann mic dad Argument des Herrn Abgeord— 
neten Spahn nicht een, daß bie nothivendige Folge 
dieſes Beichluffes die Verlängerung des allgemeinen Ber: 
lagsrechts auf 50 Jahre fein würde; denn da liegen voll 


bed Verlagsrechts an Noten oder des literarifchen Verlags: 
rechts ſprechen Gründe bes wirthichaftlichen Lebens, Gründe 
bom Konfumentenftandpunft au3 gegenüber den geiftigen 
Grzeugniffen, die unzweifelhaft eine Berechtigung haben. 
Eine folde Berlängerung kann nicht vollzogen werben, 
ohne daß die verbündeten Regierungen und der Reichstag 
zuftimmen. Alfo, wenn bier von Schredihüffen geſprochen 
wird, fo muß ich fagen: daß man aud bon ber noth— 
wendigen Berlängerung des Verlagsrechts auf 50 Jahre 
fpricht, das ſcheint mir doch auch ein Schredichuß zu fein, — 
—— ich allerdings dem Herrn Abgeordneten Spahn 
darin zuftimme, daß die Auswanderung des Verlags ins 
Ausland wegen diefer Frage ein Schredihuß ift, der für 
mich feine reale Bedeutung hat. Da ſprechen gewidtigere 
Gründe mit, als daß aus diefem Grunde allein eine Aus: 
wanderung ind Wusland ftattfinden könnte. Damit ift 
r viel beiwiefen worden, und das Zuvielbeweiſen ift auch 
chädlich. 

Ich ſtimme auch darin mit dem Herrn Abgeordneten 
Spahn überein, daß dieſe Frage gar nicht von der 
Wichtigkeit iſt, die ihr namentlich von den Gegnern der 
Verlängerung beigelegt wird. Namentlich die Gründe, 
die der Herr Abgeordnete Richter und theilweiſe der Herr 
Abgeordnete Dietz geltend gemacht haben, ſcheinen mir die 
Angelegenheit ganz außerordentlich zu übertreiben. Man 
darf dod nie aus den Augen verlieren: es handelt fid) 
hier allein umi die Freigabe der Aufführung in Theatern 
oder Stonzerten. Diefe hat für das allgemeine Publikum 
nicht die geringfte Bedeutung. Das ift bon dem Herm 
Staatdfefretär und aud von dem Herrn Kollegen Müller 
(Meiningen) unzweifelhaft feftgeftellt worden. Dagegen 
ift nicht ber Verſuch eines Gegenbeweiſes bier in ber 
Debatte oder fonjt wo gemacht worben; es läßt ſich auch 
nicht in Zweifel ziehen, daß die Herabjekung der Schuß: 


frift von 50 auf 30 Jahre für das Publikum vollitändig (D) 


leichgiltig ift, daß es lebiglid ein kr ift für bie 
Zeiter und Unternehmer ber Konzerte und für bie Theater: 
direftoren. Und num frage ih Sie, meine Herren: liegt 
und benn wirflih das Intereffe der Theater: und Konzert: 
unternehmer näher als das ber Hinterbliebenen der 
ſchaffenden Künftler? Der Abgeordnete Richter hat bie 
Patente in Parallele geftelt mit ihrer viel fürzeren 
Ablaufsfrift. Ich beftreite die ganze Parallele. Die 
Patente find von vornherein 5* Zweck des Erwerbes, 
das Kunſtwerk aber nicht. ie Freigabe der Patente 
lommt der Allgemeinheit zu Gute, die vorher patentirte 
Erfindimg wird ber freien und u Benußung zus 
gänglid; dad Publikum hat einen VBortheil davon, dab nad) 
ber gehörig bemeffenen Ausnugung bie freie Bethärigung 
eintritt. Das ift bei ben Bühnenaufführungen ganz etwas an⸗ 
deres, wo, wie das wiederholt ausgeführt ift, das Publikum 
einen Vortheil überhaupt nicht hat. Und wenn nun der Herr 
Abgeordnete Richter fragt, zu weſſen Bortheil denn biefe 
Verlängerung ftattfindet, jo frage ih dagegen, zu weſſen 
Nachtheil fie eintritt. Doch Iediglih zum Nachtheil der 
Konzert: und Theaterunternehmer und zum Vortheil der 
Hinterbliebenen ber Dichter und Komponiften. Und bie 
Ausführungen, die ber Herr Abgeordnete Richter baran 
früpfte, daß das doch nur den Erben in einer ſehr jpäten 
Zeit zu gute käme, waren, glaube id), etwas bedenklich; 
denn Diele Ausführungen laſſen fi, wenn bie Herren von 
der Sozialdemokratie bad wollen, auch auf manches andere 
Erbe ausdehnen. Und wenn mir dad Eigenthumsrecht 
überhaupt wahren wollen, fo bürfen wir aud hier ben 
Schutz des Eigenthums nit außer Acht Laflen. 

Meine Herren, ich für meine Perſon bin der Meinung, 
daß ber Herr Staatsſekretär damit recht hat, daß es ſich 
empfiehlt, hier auf einer mittleren Linie vorzugehen. J 
habe gegen die Komponiſten, wenn ich ſo ſagen darf, 
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(A) geftimmt bei der Frage der Vereine, weil ic ein größeres | Zeit erhalten bliebe. Ich ſehe dieſe Sade nicht vom (C) 


Intereſſe darin fand, dab bie Vereine bon der Bes 
fteuerung durch die Komponiſten frei blieben; ich habe 
gegen die Intereſſen der Komponiften mid bei ben 
mechaniſchen Muſikwerken geftellt, weil id wichtige wirth— 
ichaftlihe Intereſſen hier in Betradt 309. lm fo mehr 
aber halte ich mich verpflichtet, hier num für die Intereſſen 
der Komponiſten einzutreten, mo auf der anderen Seite 
dod nur und allein die Intereſſen der Theaterdirektoren, 
ber Konzertunternehmer dagegen ftehen, und aud) die einen 
eigentlihen Schaden inſoweit nicht haben, als fie die ge: 


Standpunft der Dotation der Familie Wagner und über: 
haupt nicht von dem Standbpunft des materiellen 
Intereſſes an, ſondern id glaube, dak das Wagner: 
theater vom nationalen Standpunkt aus außerordentliche 
Bedeutung für Deutfhland gehabt hat, für die Stellung 
Deutichlands unter den Völkern, daß ed von einer ge: 
willen Bedeutung wäre, wenn man zu der Erhaltung 
biejed Theaters beitragen könnte. Aber ich glaube, daß 
der Staatöfelretär darin vollfommen recht hat, daß 
man biefen befonderen Fall nicht für die allgemeine 


Ihüsten Werfe ja nur dann aufführen werden, wenn das | Gefeßgebung ausſchlaggebend ericheinen laſſen barf; 
ihrem befonderen Vortheil entipriht. Ich muß aber fagen, | aber ebenjo wenig darf man doch nun gegen dieſe 
meine Herren, wenn man dad Zultandefommen der Schuß: | Beitimmung ind Gefeht führen, daß dieſe Be 


genoffenfhaft der Komponiſten auf dieſem Wege fördern 
fann, fo bin ich meinerſeits gern bereit, und auch ich 
fann die Logik des Herrn Abgeorbneten Diet nicht be— 
greifen, der jagt: allerdings, die Schutzgenoſſenſchaft 
wünſche ih; da die Genoffenihaft aber don drei Be- 
dingungen ihre Griftenz abhängig gemadjt hat, und zwei 
Davon nicht eingetreten find, jo will ich aud bie dritte 
nun meinerfeit3 zerftören. Ich ſtehe auf dem Standbpunft, 
daß die Herren ſich doch wahricheinlich überlegen werden, 
wenn fie wenigitens dieſe eine Griftenzbedingung be: 
fommen, dann ihr, wie ich anerfenne, niüßliches Inter: 
nehmen auszuführen. 

Meine Herren, ber Herr Abgeordnete Dieß hat uns 
hier einen geradezu fchauberhaften Werlagävertrag vor: 
geführt und hat daran anfnüpfend gemeint, es feien ja 
im wefentlihen bie Berleger, die ein Intereſſe an der 
Schußverlängerung haben. Ich möchte den Herrn Ab— 
geordneten Diet auffordern, nachzuweiſen, ob auf Grund 
dieſes Verlagsvertrags, den er uns bier zu unferem all: 
feitigen Entjegen vorgetragen hat, irgend ein Merk er: 
ichienen ift, welches unter den $ 33 fällt, ein Werk, das 


ſtimmung aud) der Familie Wagner und dem Wagner: 
theater zu gute käme. Ich meine, das ift weder 
ein ausfhlaggebender Grund dafür nod dagegen. Die 
allgemeinen Gründe liegen nad meiner Auffafjung darin, 
daß wir hier, ohne berechtigte Antereffen des weiteren 
Publitumd zu ftören, den Autoren eine Beflerung ihrer 
Stellung gewähren fünnen, und daß wir damit eine 
genügende Grundlage für die Ausbildung einer Mufik: 
genoſſenſchaft abzugeben in der Lage find, Ich möchte 
deshalb dringend bitten, dab dad Haus der großen 
Majorität feiner Kommiſſion folgt und daß bie reiflichen 
Erwägungen, die dort dahin geführt Haben, die Regierungs— 
vorlage anzunehmen, daß biete reiflihen Erwägungen 
fchließlih auch hier den Ausihlag geben mögen dafiir, 
daß wir die Schugverlängerung auf 50 Jahre für bie 
Aufführungen, aber nur für biefe Aufführungen aus— 
fprehen, und ih möchte Verwahrung dagegen einlegen, 
daß wir damit und irgendwie für die Zukunft bezüglich 
bes Verlagsrechts präjudiziren. Ich bitte Sie, die Ne- 
gierungövorlage anzunehmen. 

Vizepräfident Büfing: Die Diskuffion ift geſchloſſen, 


(B) alfo aufgeführt wird. da fid) niemand weiter zum Wort gemeldet hat. 
(Blode des Präfidenten.) Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 
Dizepräfident Büfing: Meine Herren, ich bitte um Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine 
etwas Ruhe! Herren, nur noch einige wenige Bemerkungen. Der Herr 


Dr. Arendt, Abgeordneter: Ich glaube das nicht, 
meine Herren. Ach glaube, daß dieſer Vertrag weſentlich 
für fleinere Muſikerſcheinungen in Betradht fommen kann, 
und ich glaube, daß gerade, wenn wir biefes wichtige 
Recht bier in $ 33 den Autoren geben, wir ihnen damit 
aud einen Schuß geben gegen derartige Ausbeutungs: 
verträge, daß wir fie gerade dadurch auch fopfichen 
machen müffen, ob fie derartige häßliche Verträge ein- 
gehen follen. 

Nun, meine Herren, tft bier von dem Abgeordneten 
Nichter und dem Abgeordneten Diet auch auf die Wagner: 
frage bingewiefen. Der Herr Abgeordnete Nichter hat 
dabei gejagt, es handle fih darum, daß der Parlifal 
nur zu Bayreuth aufgeführt werde, das habe doch nur 
inbuftrielle Unterlagen. 

(Slode des Präfidenten.) 

Pizepräfident Büfing: Meine Herren, ich bitte wieder: 
es um Ruhe; ich kann den Herrn Redner nicht ber: 
ehen. 

Dr. Urendt, Abgeordneter: Dagegen muß ich denn 
doc Widerfprucd erheben, meine Herren, daß es ſich bei 
den Wagnerichaufpielen lediglich um ein induſtrielles 
Unternehmen handelt. Ich glaube, daß diefe Meußerungen 
bei ben weiteften Streifen ber Nation nicht verftanden 
werden. Das MWagnerunternehmen in Bayreuth hat doch 
unzweifelhaft einen hoben ideellen Hintergrund, und von 
diefem Gefihtöpunfte aus würde ich es fogar begreifen 
fönnen, wenn man zur Erhaltung bed Wagnertheaters in 
Bayreuth felbit ein Spezialgefeg gemadt haben würde, 
um es zu ermöglichen, daß der Barfifal und damit die 
Griftenzfähigleit de3 Wagnertheaterd noch auf längere 
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Abgeordnete Richter jagt, in dem Bericht jet die Bemerkung 
enthalten, daß die Verlängerung der Schusfrift nur 
wenigen Stomponiften zu gute komme. Sch habe eine der— 
artige Bemerkung in dem Bericht nicht gefunden; im 
Gegentheil, e3 fteht auf Seite 65: 
Die Erfahrung lehre, daß nicht nur einige der 
hervorragendſten Meifter der Tonkunſt (Bad, 
Beethoven u. a.) erft nad Jahrzehnten die ver: 
diente Würdigung gefunden haben, ſondern daß 
auc eine ganze Neihe bedeutender, wenn auch 
nicht Maffiiher Komponiften erſt ſpät zur Aner— 
fennung gelangt ift, und daß deren Erben von 
einer Verlängerung der Schugfrift aud heute noch 
Nutzen haben würden. 
Und in ber That, die Statiftif zeigt, daß es 150 Kom— 
poniften giebt, deren Werle noch länger alö 30 Jahre 
nad ihrem Tode den vielaufgeführten feiten Beitand in 
unferen öffentlichen Konzerten bilden. Alſo gerade das 
Gegentheil ift der Fall. 

Die Behauptung des Herm Abgeorbneten Die hat 
bereit3 der Herr Kollege Dr. Müller (Meiningen) zurück— 
gewiefen, nämlich, daß wir nicht noch mehr dazu beitragen 
jollten, die Ktomponiften in die Hand der Verleger zu 
geben. Der jett beftehende Zuftand ift daran ſchuld, daß 
ſolche Berträge, wie der mitgetheilte, möglich find, näm— 
lid das Inſtitut des Vorbehalt und die Unmöglichkeit, 
die Aufführungen zu überwachen Allein es joll jebt 
beiler werben, und ich bitte Ste deöhalb, auch mit dazu 
beizutragen, daß durch Die Anitalt das Aufführungsrecht 
fir die Homponiften überwaht werden fann. Die Kom— 
poniften, die doch die berufenen Beurtheiler dafür find, 
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(A) was ihnen gut und nützlich iſt, haben fich, ſoweit ich 


unterrichtet bin, wenigitens in ihrer großen Mehrheit für 
; 33 der Regierungsvorlage erklärt. Ich bitte Sie des— 
alb, dem $ 33 zuguftimmen, um jo unbedenklicher, da die 
Mufitpflege, die aud den Befürwortern des 8 33 am 
Herzen gelegen ift, dadurch in feiner Weiſe Leibet. 

Vizepräfident Büfing: Wir fommen zur Abftimmung. 
Dem auf er | des 8 33 gerichteten Antrage Richter 
werde ich dadurch Rechnung tragen, daß ich pofitiv über 
$ 33 abftimmen lajfen werde. 

Ich bitte alfo diejenigen, welde den 8 33 in ber 
Faffung der Negierungsvorlage, wie ihn auch die Som: 
miſſion vorſchlägt, — —— ſich zu erheben. 


eſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe, daß ſich alſo diejenigen er— 
heben, welche den 8 33 ablehnen wollen. 


(Geſchieht.) 
Das Büreau iſt einſtimmig der Anſicht, daß jetzt die 
Mehrheit ſteht; alſo $ 33 tft geftrichen. 
Für dieſen Fall der Streihung des 3 33 hat ber 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn beantragt, zu ſtreichen den 
Abſatz 1 des $ 60 und den 8 61. 


(Zurufe.) 

— 9a, wenn die Herren folden Lärm maden — lauter 
fann ich nicht ſprechen; dann bitte ich das Haus, fid) 
etwas ruhiger zu verhalten. 

Ich rufe auf$ 34, — 35, — 36, — 37, — 38, — 
Ich konftatire die Annahme diefer fünf Paragraphen nad) 
den Beichlüffen der Kommiſſion. 

$ 39. Hierzu liegt vor der Antrag Haußmann 
(Böblingen) auf Nr. 241 der Drudiahen ad 1. 

In der eröffneten Distuffion hat dad Wort der Herr 
Abgeordnete Haußmann (Böblingen). 


Haußmann (Böblingen), Abgeordneter: Meinen 
— zu $ 39 ziehe ich zurüd. 
izepräfident Büſing: Der Antrag Haukmann 


(Böblingen) auf Nr. 241 sub 1 ift zurüdgezogen. 

Das Wort wird nicht weiter zu $ 39 gewünſcht; — 
er ift angenommen, wenn niemand widerjpricht. 

Nun beantragt der Herr Abgeordnete Haufmann 
(Böblingen) auf Nr. 241 sub 2, nad $ 39 einen $ 39a 
einzufchalten; ebenfo beantragt der Herr Abgeordnete 
Die auf Nr. 233 sub 3, einen neuen 8 39a einzufchalten. 

Ich eröffne die Diskuffion über dieſe Anträge und 
gebe das Wort dem Herrn Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, dieſe Anträge haben bereit3 der Kommijfion vor: 
gelegen und find von ihr zulegt mit überwiegenber 
Majorität abgelehnt worben. 

Die Hommiffion war allerdings, wie ich glaube, ein= 
ftimmig ber Anficht, daß der jetzige Zuſtand des „fliegenden 
Gerichtöftandes* als ein Mißſtand zu betrachten und nicht 
mehr aufrecht zu erhalten fei. Man meinte aber, dab das 
Urheberrechtögefeß nicht der richtige Ort für die Regelung 
diefer Sache jei, jondern 8 7 der Strafprozekordnung. 
63 ift ja auch nad den Erklärungen des Herrn Staats» 
ſekretärs die Hoffnung vorhanden, daß in der That eine 
folche befriedigende Regelung erfolgt. Der Herr Staats: 
fefretär erklärte, er babe fid bereit mit den Landes— 
regierungen in Berbindung geſetzt. Andererſeits mußte 
aber aud) die weitere Erllärung des Herrn Staatsſekretärs 
ind Gewicht fallen, mit der er abmahnte, jest darauf zu 
bringen, hier die Materie zu regeln, da ſonſt das Geſetz, 
wenn der Reichstag darauf beitände, eine Beitimmung, 
wie die don den Anträgen vorgeihlagene, in das Urheber- 
rechtgefeg aufzunehmen, von der Megierung nicht an— 
genommen werden würde. 

Zulegt war auch zu berüdfidhtigen die Bemerkun 
eines der Mitglieder der Kommiſſion, daß jedenfalls be 
einem Gefege, wo es fih darum handelt, gegen den Nach— 
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drud vorzugehen, nicht gleichzeitig für den Nachdrucker ein (C) 


priviligirter Gerichtsſtand geſchaffen werden fünne. 

Aus diefen praftiihen Gründen bitte ich Sie, bie 
Anträge abzulchnen und es bei der Faſſung der Kommiſſion 
zu belaffen. 

Vizeprälident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Haußmann (Böblingen). 

Haubmann (Böblingen), Abgeordneter: Meine Herren, 
8 39 des Entwurfs ftellt unter Strafe die Verbreitung 
von Drudjcriften. Wir find unter ſolchen Umſtänden 
genöthigt, uns darüber Rechenſchaft zu geben, wie ber 
Richter die Verbreitung interpretiren würde, wenn gefragt 
wird: wo wird das Delift begangen, wann wird das 
Delift vollendet, das der Berbreitende begeht? Wir haben 
auch hier wieder mit den Auslegungen der Auriften zu 
rehnen, von denen geftern die Rede war, daß unter 
Umftänden gejagt werden könnte: nicht bloß da, wo ein 
Nahdrud begangen wird, fondern aud da, wohin bie 
Exemplare verbreitet werben, kann nad den Grundfägen 
des Gerichtöftandes der begangenen That der Angeklagte 
verfolgt werden. Wir find deshalb nicht bloß verpflichtet, 
und Rechenſchaft zu geben darüber, welche Wirkung ein- 
treten würde, fondern aud) eine Norm darüber aufzuftellen, 
wo wir winfchen, daß der Delinquent aus 8 39 progeffirt 
würde. Das hat mic) zu dem Antrage, den id im ber 
Kommiffion geitellt habe, geführt, den fliegenden Gerichts— 
ftandb für die Delikte auszuschließen, welde auf Grund 
dieſes Geſetzes begangen werden. 

(Sehr richtig! links.) 

Nun ift aber die Frage fofort hervorgetreten, ob es 
nicht wiinfchenswerth wäre, anitatt hier bloß den Gerichts— 
ftand für dieſe Urheberdelitte zu normiren, auch dem 
andern Mißſtande Rechnung zu tragen, der in der ganzen 
Preſſe, der in der ganzen Bevölkerung ſchwer empfunden 
wird, d. h. dem fliegenden Gerichtäftand für die Prefbelitte 


im allgemeinen. 

(Sehr richtig! links.) 
Es iſt doc geradezu eine heillofe Nechtäunficherheit, 
wenn ein Nebakteur, der in München jchreibt, in Berlin 
vor Gericht gezogen werden fanıı, der in Frankfurt 
fchreibt, in Gießen oder in Königsberg prozeffirt werden 
famı. (68 verleßt das prinzipiell den Grundſatz, dab 
niemand dem ordentlichen Nichter entzogen werden ſoll in 
dem Sinne, wie es das gewöhnliche Rechtsbewußtſein 
auffaßt. Es ift aber auch in praftifcher Beziehung eine 
ganz wejentliche Erſchwerung, wenn ein Redakteur ftatt 
von einem Nichter feiner Heimat, wo er befannt ift, ab» 
geurtheilt zu werden, durch einen x-beliebigen Staatd- 
anwalt vor ein Gericht gezogen werden kann, wo dieſer 
annimmt, daß eine ſchneidige oder ichneidigere Gerichts— 
prari3 in Uebung it. Man braucht nicht viel Erfahrung 
im Rechtsleben zu haben, um zu wiffen, daß jowohl in 
der Behandlung des Beweiſes und der Schuldfrage als 
aud) in der Behandlung der Strafmakfrage 

(ehr richtig! Links) 
in verjchledenen deutfchen Baterländern und bei ver— 
fchiedenen Gerichten eine ganz weſentliche Verſchiedenheit 
der Auffaflung herrſcht. ! 

Es iſt außerdem eine Erſchwerung für den Be- 
flagten, welcher Reifefoften aufwenden muß, um an den 
fernen Ort, wo er prozeffirt werden till, zu reifen und 
einen Bertheidiger an dem Orte, wo er nicht befannt ift, zu 
gewinnen. Alles dies führte uns in der Kommiſſion dazır, 
den Antrag dahin zu ftellen, daß der fliegeude Gerichts: 
ftand befeitigt wird. 

Was find die Einwendungen, die dagegen geltend 
gemacht werden und heute geltend gemadıt worden find? 
63 gehöre nicht in dieſes Geſetz hinein, denn es fei eine 
prozeffuale Beitimmung. Das ift, wenn wir die Sade 
logifc betrachten, nicht richtig. Es wird und das flar, 


(D) 
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(Haufmann [Böblingen].) 


(A) wenn wir den Stern der Frage, um ben es fich bier 


handelt, betrachten, und ich babe aus dieſem Grunde 
meinen Prinzipalantrag geitellt, daß Klarheit eintrete, 
daß es eine materiellrechtliche Beſtimmung fei hinſichtlich 
der Trage: wo wird das Delikt begangen und wo 
perfizirt? Menn wir beftimmen, „eine durd die Ver: 
öffentlichung einer Drudihrift begangene ftrafbare Hand— 
lung des verantwortlichen Redakteurs oder Herausgebers 
gilt ald am Ort der Herausgabe begangen“, jo haben 
wir damit nicht eine prozeßrechtliche, sondern cine 
materiellrechtliche Beltinnmung. Ich gebe übrigens zu, 
daß es auf dasfelbe herauskommt, wer man bereit3 Die 
prozeſſuale Wirfung ins Auge faht und deshalb den Ge: 
richtsſtand regelt, wie die Stollegen Dieg und Genoſſen in 
ihrem Antrag thun, und ich in meinem Gventualantrag. 
Formel will ih mur das Eine bemerken. Wenn wir 
übrigens dieſes Geſetz betrachten, jo finden wir darin 
nicht bloß materiellrechtliche, ſondern auch prozeßrechtliche 
Beſtimmungen, jo im S 41 die Beſtimmung, wie man ſich 
verhalten muß, um eine Buße zu beantragen mit der 
Nothwendigkeit, als Nebenkläger aufzutreten. Ebenſo wird 
im $ 47 die Art und Weile der Verfolgung auf dem 
Wege der —— geregell. Alfo dieſes Geſetz ſelbſt 
enthält prozeſſuale Beitimmungen, und man fann deshalb 
nicht mit dem Einwand fommen, es dürfe feine prozeſſuale 
Beſtimmung aufgenommen werden. 

Wenn man fagt, es ſei ein Schönheitöfehler, dies 
bier zu regeln, fo könnte man die Materie freilich auch 
in einer Novelle zum Preßgeſetz regeln; dann hätten wir 
aber die doppelte Geltaltung, daß wir die Delikte, die 
egen das Lirheberredht begangen werden, um ben 
Riegenben Gerichtsſtand auszuſchließen, hier regeln müßten, 
die anderen dort. Es wäre doch einfacher, wir regelten 
fie gleich einheitlich an demfelben Plage. Wenn es ſich 
handelt um die Bejeitigung eines fo tief empfundenen 


(B) Mißſtandes, um eine Rechtsſchutzfrage, dann follte Die 


Betonung, dab es ein Schöuheitsfehler fei, weiß Gott 


zurüdtreten! 
(Sehr richtig!) 

Die Negierung macht geltend, die Frage jet nod 
nicht fpruchreif, denn fie haben Erhebungen veranlaßt. 
In unſerem Kommiffionsbericht ift aufgenommen, was 
die Negierung erflärt hat, und was vermuthlid heute 
wiederholt werden wird. Der Herr Staatsjekretär fagte: 

Gr habe bereits ſchon in Erwägung gezogen, 
wie die Unzuträglichkeiten, die der jogenannte 
fliegende Gerichtsftand im Gefolge Habe, durd) 
eine Nenderung des Geſetzes befeitigt werden 
fönnen. Infolgedeſſen jei er über dieſe Frage 
mit den Wimdesregierungen in Verhandlungen 
etreten und habe veraulaßt, Erhebungen bare 
über anzuftellen, in welchen Imfange von ber bes 
zeichneten Zuftändigfeit Gebrauch gemadjt worden fei. 
Diefe Erhebungen jeien nod) im Gange. Soviel 
aber ſtehe ſchon feit, daß Dies viel feltener der 
Fall gewejen jei, als man aunehme und behaupte. 
Ueberdicd ſei daran zu erinnern, daß in Frank— 
reich diefelbe Einrichtung beftehe. 

Das ift alfo in erfter Linie ein dilatorifcher Grund, „Er: 
hebungen* zu veranftalten. Ich made der Regierung 
einen Vorwurf daraus, daß fie hier bei einer Frage, 
die fhon fo lange die Gemüther beunruhigt, erſt jegt 
dazu überging, J—— herbeizuführen 
(ſehr richtig! links), 
und ich frage mid, nachdem dieſe Erklärung ſchon über 
Monatöfrift abgegeben tft, warum es nicht möglich ges 
wejen fein follte, die Erhebungen zum Abſchluß zu bringen. 
(Sehr richtig! links.) 
Es iſt doch eine verhältnißmäßig einfahe Sache, wenn 
an die Straffammern und Gtaatsanwaltidaften ges 


fchrieben wird und an die Amtögerichte, fie ſollen ben (©) 


Minifterien Bericht darüber erftatten, wie viel in den 
legten zwei oder drei Jahren der fliegende Gerichtsſtand 
zur Anwendung gefommen fei. Wenn es fih um Anliegen 
handelt, welde von oben herunter gewünſcht werden, ba 
pflegen Erhebungen fo einfader Art, wie diejenigen, um 
die e3 fi) Hier handelt, in viel kürzerer Friſt erledigt zu 


werben. 

(Sehr qut! links.) 
63 ift aber nad meiner Meinung auh gar nicht er— 
forderlih, um die frage zu beurtheilen, ein großes 
ſtatiſtiſches Material herbeizufchaffen; denn felbft wenn 
die Erhebungen der Regierung dazu führen würden, daß 
in den legten zwei Jahren nicht häufig davon Gebrauch 
gemacht worden ift, jo würde der Uebelſtand der Rechts: 
unficherheit doc beſtehen bleiben. 

(Sehr richtig! links.) 
Die Gefahr liegt ja darin, daß ein ſchneidiger Staats: 
anwalt in jedem Mugenblid wieder, wo es ihm beliebt, 
davon Gebrauch mahen kann. 

(Sehr wahr! links.) 
Und wenn bie Erhebungen zu dem Nefultat kommen 
würden, daß nicht viel davon Gebraud) gemacht würde, 
fo hätte die Negierung ja erit doppelten Grund, feine 
große Beanitandung dagegen zu erheben, daß die ganze 
Sache reinlich erledigt würde. 

(Sehr richtig! links.) 
Zudem Habe ih den Gindrud, daß die Erhebungen, 
weldye bier in Frage gezogen werben, etwas Achnlichkeit 
haben mit den Grhebungen, die der Herr Landtags: 
abgeordnete v. Zedlig in der Kanalvorlage immer wieder 


veranlaßt 

(jehr gut! Links), 
und don welden man jagt, daß fie den Zwed haben, 
eine Verzögerung über den Zeitpunkt herbeizuführen, um 
welchen es fich dort handelt. Hier, er id, werben (D) 
die Erhebungen aud) erit nad) ber dritten Lejung zum 
Abſchluß kommen. 

(Sehr gut! links.) 


65 wurde heute gefagt: man folle doch warten auf die 
Strafprozebordnung. Ja, da können wir lange warten; 
id) habe den Eindrud, daß diefe lex Nintelen noch lange 
nicht das Tageslicht erbliden wird, und e3 giebt eine 
aroße hg en von Kollegen in dieſem Haufe, welche der 
Meinung leben, daß fie nur als todtgeborenes Kind in die 
Erſcheinung treten werde. 
(Sehr richtig!) 

Alfo darauf können fidh diejenigen, welchen es am Herzen 
liegt, daß diefe Sache erledigt wird, nicht verlafjen. 

Am Schluß feiner Erklärung jagt der Herr Staat3- 
fetretär, es fei übrigens aud in Frankreich diejer fliegende 
Gerichtsſtand üblih. Ja, meine Herren, feit wann müffen 
wir e3 denn erleben, daß uns die Rechtszuſtände in 
Frankreich als Vorbild hingeftellt werden? 

(Sehr gut! links.) 
In anderen Fällen bezieht fih die Regierung auf alles, 
nur nicht auf die franzöfiihen Rechtszuſtände, und wenn 
wir uns vergegenwärtigen, in was man vor einigen Jahren 
beim Dreyfus-Handel hineingeblidt hat, dann muß man 
fagen, daß ums diefed Land in feiner Weife ald Mufter 
hingeftellt werben fan. Wenn in Frankreich ein procureur 
dazu übergeht, einen Angeklagten, der in Toulon gefündigt 
bat, in Lyon vor Gericht zu ziehen oder in Paris oder 
fonft an einem Ort, wo er eine Strafkammer bat, von der 
er glaubt, daß fie im Sinne der Staatsanwaltichaft urtheilen 
wird, jo iſt das doch eigentlid ein Grund mehr, zu er 
fennen, zu vermuthen, dab etwas faul iſt 

(Sehr richtig! Tinte), j 
und daß wir fuchen müſſen, einer ähnlichen Praris bei 
uns einen Niegel vorzuſchieben. 
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Eingangs geht bie Erklärung der Regierung babin, 
daß fie und Hoffnung machte — und fo hat fie aud auf 
den Herrn Berichterftatter nad feinen heutigen Morten 
gewirft —, daB fie die Sache von felbft in die Hand 


nehmen werbe. 
(Sehr richtig! Iinf3.) 

Am Schluß aber mit der Erklärung, ed fomme ja nicht 
oft vor, und mit der Erklärung, in Frankreich habe man 
es aud, Mingt dad ſchon mehr in dem Sinne, uns 
darauf vorzubereiten, daß die Regierung die Hoffnungen, 
bie hu im Vorderfag erweckt, nicht zur Erfüllung bringen 
werde. 

Der Hauptgrund aber ift auch heute, wie der Herr 
Berihterftatter geltend gemacht hat, die „Regierung er 
Häre, daß fie das Gefe daran ſcheitern laflen wuͤrde, 
wenn der Reihötag diefe Beſtimmung annehmen würde”, 
Meine Herren, ich frage zunächſt, ob es berechtigt ift, 
daß, wenn man felber fagt, die Erhebungen ſeien noch 
nicht abgeſchloſſen, und Unzuträglichkeiten müſſe man an: 
erkennen, dann zum vorhinein zu erklären, wenn es an- 
enommen würde, dann würde man fogar dieſes Geſetz 
eltern laffen. Weiterhin glaube ih, daß die verbün— 
beten Regierungen, wenn ein Reichstagsbeſchluß vorliegen 
würde, doch allen Grund hätten, ſich zu befinnen, ob fie 
verantworten könnten wegen einer Beitimmung, bie ber 
Reichstag für gerecht und fir dringlich Halten würde, 
das Gefeg zu verwerfen! So wenig Rückſicht auf das 
Botum der Volfövertretung zu nehmen, das ginge doch 
weiter nod), al3 man biöher gewohnt war anzunehmen. Es 
illuſtrirt ſchon die Möglichkeit einer ſolchen im vorhinein 
gegebenen Grllärung — bie Thatſache ift ſchmerzlich —, 
daß der Reichsſtag biöher nicht den Plat von Gleich— 
beredhtigung, den er im Leben des Reichs zu bean: 
fpruden hat, bisher nidt zu nehmen vermochte und 
bon dem anderen Faktor ber Gefehgebung die Beachtung 


(B) nicht zu erlangen vermochte, die ihm zukommt. 


(Sehr richtig!) 

Da leitartifelt man in der Preffe aller Parteien 
über den ſchwachen Bejuch bed Neihstags; da Magt man 
darüber, wie ſchwer es ſei, nocd Kandidaten für bie 
Neihstagswahlen aus dem bürgerlichen Leben zu be: 
fommen — wir haben es bei dem neulichen Diätenantrag 
ehört —, und vergißt, daß mit ein Hauptgrund dieſer 
rſcheinung ift, daß fo vielen guten Bürgern bie ftaatliche 
Mitarbeit entleidet wird, wenn fie erfennen, daß ſelbſt in 
der Durchſetzung beredtigter und von der Mehrheit der 
Volfsvertretung in allen Parteien als berechtigt an: 
erfannter Anliegen ber Bevölferung nichts zu erreichen 
ift, weil die Megierung wieder einmal den großen 
Papierkorb aufmadt, um einen folden Wunſch hinein: 


zumerfen. 
(Sehr richtig! links.) 

So entfteht zum Schluß die Frage: foll ber Reichs— 
tag unter folden Umftänden mit feinem Wunſche freie 
willig refigniren, een darauf, wie der Herr Bericht: 
eritatter hofft, dab er ein ander Mal an die Reihe 
fommen würde. Meine Herren, es ift das ja der Grund, 
weshalb die Stollegen in der Kommiſſion, die faft von 
allen Barteien materiell für die Befeitigung des fliegenden 
Gerichtsſtandes find, ſich glaubten beicheiden zu müffen. 
Aber ich glaube, es wäre die Beiheidenheit zu weit 
getrieben, und ih meine, daß in allen ‘Fraktionen 
and noch die Auffaffung lebendig ift, es ſei angemeffen, 
die Gelegenheit, die fih bietet, nicht entſchwinden zu 


laffen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Denn, meine Herren, hier können wirs hineinſchreiben, 
bier können wird zum Beichluß erheben. Wenn wirs 
hier nicht durchſetzen, da werben wir, ba werden bie 
Autoren, da werden die Redakteure lange warten müffen, 





bis der Wunſch, den fie feit Yahrzehnten im Herzen 
tragen, in Erfüllung geht! 
(Schr wahr! Tints.) 
63 wäre nad) meiner Meinung ſchwächlich, wenn 
der Reihötag, vor biele Srage geftellt, heute, da er 
die Möglichkeit hat, dad Gewicht feiner Beſchluß— 
faffungen in die enigale zu werfen, barauf ber: 
zichten würde. Es handelt ſich um eine ideelle Sache, um Die 
Nechtöficherheit der Prefie aller Parteien, um ben Schuß 
ber beutfchen Autoren. 
(Zebhafte3 Bravo links.) 

Dizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Bes 
bollmächtigte zum Bundesrath, Staatsfetretär des Reichs— 
Juſtizamts, Wirkliche Geheime Nath Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirtliher Geheimer Rath, Staats- 
ſekretär des a Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, die Erklärung, die ich die Ehre hatte 
in der Kommiſſion zu dieſer Frage abzugeben, war wirk— 
lich nicht ſo böſe gemeint, wie der Herr Abgeordnete, der 
foeben das Rednerpult verlaſſen hat, fie aufzufaſſen ſchien. 
Wenn ich mich damals berufen habe auf den Rechtszuſtand in 
Frankreich, fo habe ich damit den vielfach in der Deffents 
lihfeit vorgelommenen Uebertreibungen entgegentreten 
wollen, ald ob der Rechtszuſtand, ber jetzt bei uns gilt, 
ein jo ungeheuerliher jei. In Frankreich, meine Herren, 
beiteht das gleiche Recht nicht nur etwa heute, das befteht 
ſchon jeit einem Jahrhundert mit furzen Unterbredungen. 
Ich könnte aud andere Staaten anführen, im denen ber 
gleihe Rechtszuſtand beiteht. Ih will ihn bamit nicht 
rechtfertigen, fondern nur andeuten, daß es eine ftarfe 
lebertreibung if, wenn man von lingeheuerlichkeiten 
ſpricht, die fih in unferer Necdhtspflege fänden. Das war 
der Zweck meiner Ausführung. 

Dann, meine Herren, wenn id) von Erhebungen ges 
ſprochen habe, fo habe ich es im der Abficht geihan, bie 


Herren in der Kommiffion über unfere reellen Intentionen (D) 


aufzuklären, aber nicht, um einen Vorhang zu finden, 
hinter den ſich die Negierung auf längere Zeit zurüdziehen 
fönnte mit etwaigen weiteren Maßnahmen. Das Nefultat 
ber Erhebungen liegt vor. Sie find gar nicht von fo 
großem Umfange gewefen, wie Herr Abgeordneter Hauß— 
mann zu beforgen ſchien. Sie werden aud) nicht erft ans 
geftellt werben, wie der Herr Abgeordnete Haußmann 
fürchtete. 

Und wenn endlich der Herr Abgeordnete es monirte, 
daß ich geſagt hätte, die Regierungen würden dieſes Geſetz 
nicht annehmen, falls eine ſolche Beſtimmung über preß— 
rechtliche Verantwortlichkeit darin aufgenommen würde, ſo 
glaube ich allerdings damit den Standpunkt der verbündeten 
Regierungen, ſoweit er mir jetzt bekannt iſt, kundgegeben 


zu haben. 
(Hört! hört! links.) 

Ich glaube, das hohe Haus würde es ſich and nicht ge— 
fallen laffen, wenn in einen Gejegentwurf, der aus feiner 
Initiative hervorgegangen ift, und über den man im übrigen 
einverftanden ift, plöglich die Megierung eine Beftimmung 
hineinzwingen wollte, die dem Haufe nicht gefällt, um 
dadurd) das Haus zu nöthigen, fie anzınehmen. Darum 
fönnen Sie nicht verlangen, daß in dieſem Falle eine 
ſolche Preifion auf die Negierung ausgeübt werden darf, 
welche die Regierung ſich nicht gefallen laffen wird, wenn 
fie auch in ber Sadye vielleicht nicht jo weit von Ihrem 
Standpimfte entfernt ift, wie der Herr Vorredner das 
anzunehmen jchien. 

Was die Thätigfeit der Regierung in der Sache be: 
trifft, derer ih im ber Kommiſſion Erwähnung gethan 
habe, fo möchte ich Folgendes bemerken. Im Herbft v. 9. 
find die Bundesregierungen auf Veranlaſſung der Reichs— 
verwaltung über die frage in Verbindung getreten, wie 
am zwedmäßigiten den unleugbaren Mißſtänden abgeholfen 


a 


C) 
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(A) werben könnte, welche fih an den fogenannten fliegenden 


Gerichtsſtand hier und da fnüpfen. Die Regierungen und 
aud) die Neich3-Nuftizperwaltung erkennen zwar nicht an, 
baß bie llebertreibungen, die nadı diefer Richtung hin in 
ber Deffentlichkeit herporgetreten find, berechtigt find. Aber, 
meine Herren, auch Heine Mängel im der Geſetzgebung, 
das gebe id) zu, können, wenn ihre Heilung beharrlid) 
abgelehnt wird, eine politiich nicht angenehme Stimmung 
erzeugen, und es ift von ber Negierung immer flug ge 
handelt, wenn fie berartigen Schwierigkeiten Abhilfe zu 


ſchaffen ſucht. 

(Sehr richtig! links.) 
Das ift unfere Abſicht geweſen, als wir bie Initiative zu 
unferen Erwägungen ergriffen haben. 

Die Erwägungen find im wefentlihen auch beendigt, 
aber einen abjchließenden Standpunft haben bie ver— 
bündeten Regierungen noch nicht eingenommen. Wir 
haben erit vor furzem die Meußerungen fämmtliher Re— 
gierungen beifammen gehabt. Nach diefen Aeußerungen 
glaube ih annehmen zu dürfen, daß die Frage eine 
Löſung finden wird, mit ber vielleicht aud das Haus 
zufrieden fein könnte, wenn aud denjenigen Anſprüchen, 
bie in den bis jegt hier hervorgetretenen Anträgen gefenn: 
zeichnet find, nach meiner Meinung nit entiprochen 
werden wird und, wie ich glaube, aud nicht entiprocdhen 
werden kann. 

Mas die Erhebungen betrifft, fo haben wir fie nur 
angeftellt, um ein Bild zu befommen von dem Umfang, 
in welchem Mißſtände in den legten Jahren wirklich 
bervorgetreten find, und um danach die Beichwerben 
beurtheilen zu können, die in der Preife laut wurden. 
Da hat ſich nun Folgendes ergeben. In ben beiden 
legten Jahren find Anflagen auf Grund bes fliegenden 
Gerichtöftanded in Deutſchland insgefammt 26 erhoben 
worden. Bon biefen 26 Fällen fallen 5 Fälle auf 


(B) Vergehen landesredtliher Art, wie Zumwiderhandlungen 


gegen Vorſchriften über die Geheimmittel oder über die 
Lotterien u. ſ. w., bie nicht weiter intereffiren. Die anderen, 
bie auf die Reichsgeſetzgebung Bezug haben, belaufen ſich im 
ganzen auf 21, das heikt alfo in jedem Jahre noch nicht 
ganz auf 11. Das find die ungeheuren Mikitände, von 
denen biäher jo häufig die Rede geweſen ift. Ich glaube 
nicht, daß man, ohne fid einiger Webertreibung ſchuldig 
7 machen, fagen fann, dab es zu unerträglichen Zu— 
tänden führt, wenn in 11 Fällen in ganz Deutſchland 
jährlich auf Grund des fliegenden Gerichtsſtandes Anklage 
erhoben worben iſt. Wenn das in jo geringem Umfange 
geihehen ift, fo beruht das darauf, daß die Juſtizver— 
waltungen der einzelnen Staaten felbft bemüht find, jeder 
zu weit gehenden Anwendung des fliegenden Gerichts: 
ftande3 entgegenzutreten. So hat namentlich der preußifche 
Herr Juftizminifter die Anflagebehörden ausdrüdlid ans 
gewiejen, mur in Ausnahmefällen, deren Vorausfegungen 
er bezeichnet hat, zu dem fliegenden Gerichtöftand zu 
greifen, in den übrigen fällen aber ben regelmäßigen 
Weg zu befchreiten. 
(Hört! Hört! rechts.) 

Nach diefer Richtung hin werden Sie alfo zugeben müffen, 
daß eine Woreingenommenheit bei den berbündeten 
Regierungen nicht befteht, Sondern der Wuufch vorhanden 
ift, zu einem Cinverftändniß zu fommen. Sch kann aber 
nur bitten, einen Weg zu wählen, der nicht in dieſer 
fhroffen Weiſe gegen die verbündeten Megierungen fich 
richtet, und der nidyt erfennen läßt, daß Sie unter allen 
Umständen mittelft einer Preffion die Negierungen zu 
Ihrem Willen bringen wollen. Das werben fich bie ver- 
biindeten Regierungen nicht gefallen laſſen, ebenfo wenig, 
wie ſich das hohe Haus das gefallen laffen würde. 

Was nun die Anträge betrifft, die hier vorliegen, fo, 
muß id) jagen, bin ich über die Tragweite derjelben trog 





der Ausführungen des geehrten Herren Antragfteller8 nod) (0) 


immer nicht ganz flar geworden. Der erfte Antrag, ber 
von ihm geftellt worden ift, fagt, daß eine ftrafbare 
Handlung des verantwortlihen Redakteurs oder Heraus: 
geberd an dem Orte der Herausgabe der Drudidrift als 
vollzogen gelten fol. Ja, meine Herren, das wird doch 
beim Nahdrud in der Regel ber Fall fein. Bei Nach— 
drudövergehen kommt doc der fliegende Gerichtäftand 
überhaupt nicht Frage. Ich weiß deshalb nicht, weshalb 
ber Herr Antragfteller bezüglich de3 Nachdrucks hier noch 
etwas Beſonderes beftimmen will. Das ift aber vielleicht 
auch nicht der Fall, weil hier der verantwortliche Nebakteur 
oder Herausgeber genannt wurbe. Der verantwortliche 
Redakteur oder Herausgeber kann wegen Nachdrucks 
niemals angellagt werden; wenn er wegen Nachdrucks 
angetlagt wird, fo wird er angeflagt wie jeder andere Dann, 
der an einem Nachdruck betheiligt ift. Als verantwortlicher 
Nebaftenr kann feine Verfolgung nur in Frage kommen 
wegen ber im Preßgeſetz ... ftrafbaren Handlungen 
nicht aber wegen anderer ftrafbarer Handlungen, die auf 
Grund anderer Geſetze zur Verfolgung gelangen. Des- 
halb jcheint mir der erfte Say wirklich nicht recht für bie 
Geſetzgebung brauchbar zu fein. 

Was den zweiten Sat, den Eventualantrag betrifft, 
fo will der Herr Antragfteller hier eine ftrafprogeffuale 
Vorſchrift geben in Anlehnung an das Preßgeſetz. Da 
muß id) aber wieder fragen, weshalb er nur den Redakteur 
und Herausgeber erwähnt, nicht aber die übrigen in Be— 
tracht kommenden Perſonen. Alſo auch nah dieſer 
Richtung Hin iſt der Antrag nicht reif für die Geſetz— 
gebung. Ich möchte mir aber überhaupt erlauben, anzu— 
nehmen, daß ber Herr Antragfteller feinen Antrag nur 
geftellt hat, um jeine Stellung zu marfiren; denn, wenn 
er fid) die Ausſicht gemacht hätte, ihn angenommen zu 
jeben, fo würde er ihm ficherlih mehr durchgearbeitet 


haben, als ih dies zu meinem Bedauern biöher ars (D) 


erfennen Tann. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Südelum. 

Dr. Südefum, Abgeordneter: Meine Herren, dem 
Herrn Staatsfefretär fünnte man fagen: 

Du ſprichſt vergebens viel, um zu verſagen, 
Der Andre hört von Allem nur das Nein. 

Aber er hat die Frage doch jo behandelt, da man gegen 
die Art der Behandlung Proteft einlegen mus. Es ift 
abfolut feine Quantitätöfrage, um die es fich hier handelt; 
und wenn er meint, befonderen Eindrud im Haufe zu 
machen, indem er fagt: es find nur 21 Fälle politischer 
Verfolgungen auf Grund biefeö Uebelſtandes des fliegen: 
ben Gerichtsſtandes ausgeführt worden —, fo, meine ich, ift 
das außerordentlih viel. Es ift gerade jo, als wenn 
bie Direktion der Großen Berliner Straßenbahn fagte: 
wir fahren jeden Monat nur 3 Menichen tot, 
das iſt doch gar nicht viel! Für bie, bie 
davon betroffen werden, ift es aber höchſt gleichgiltig, ob 
hinter ihnen nod eine Million überfahren werden oder 
nit. Ein in der Praris der Journaliſtik ftehender Mann 
hat wirklich kaum das Bedürfniß, hier mit einer Kaſuiſtik 
einzutreten und bier vorzuführen, wie fraß bier zum Theil 
die Fälle find, die auf Grund dieſes ſchweren Uebelſtandes 
in ber Preffe fehr häufig erörtert worden find. Der Herr 
Staatöfefretär meinte, das ſeien Webertreibungen, mit 
benen bier operirt würde, Trotzdem ich meine, daß mein 
Stollege Haußmann bier ſehr maßvoll geiproden hat und 
faun in der richtigen Art dieſes Berfahren gekennzeichnet 
bat. Wlebertreibungen find das nicht, fondern es find 
für die Journaliften außerordentlih hinderlihe Einrich— 
tungen, Dinge, die einen verantwortlichen Redakteur 
zu einem ruhigen und fteten Schaffen kaum fommen laſſen, 
befonderd wenn er in der Oppofitionspreffe thätig ift. 
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(A) Denn darin, ftimme ich mit ganz mit dem Kollegen 


Haufmann überein, dab die Preſſe aller Parteien dabei 
ſehr nahe betheiligt fei. Im wejentlichen ift es doch nur 
die oppofitionelle Preſſe, die darunter zu leiden Hat; 
und wa man mit der oppofitionchen Preſſe in 
diefer Beziehung fertig bringt, das grenzt ja fait 
an das Unglaubliche. Wir haben im Deutichland 
zwei Staaten, die ein privilegirtes Verfahren bei Preß— 
vergehen haben, Bayern und Württemberg, in denen Preß— 
vergehen vor dem Schmwurgeriht abgeurtheilt werden; 
und gerabe hier macht es fid) bemerkbar, daß mehr als 
einmal ein Staatdanwalt in Sachſen oder Preußen bie 
berantwortlihen Redakteure ihrem ordentlihen Gerichts— 
ftande, dem Volfögericht, entzieht und fie vor die gelehrten 
Richter von anderen Staaten zieht. Der fliegende Gerichts— 
ftand follte uns jehr angenehm fein, wenn er uns er: 
möglichte, aus Sachſen heraus mit unferen Preßvergehen 
nad) Bayern hineinzufliegen, aber nicht im umgekehrten 
Verfahren, daß man bie Preßfünder aus Bayern nad) 
Sachſen vor das Gericht ftellt. Ich erinnere nur an ben 
bekannten Prozeß Scherin, wobei noch gejagt wurde, daß 
man eine Anklage in Nürnberg nicht erhoben habe, weil 
feine Ausfiht vorhanden geweſen wäre, ben berantiort: 
lihen Redakteur dort zur Beftrafung zu bringen. Diefer 
Zuſtand gefällt und ganz und gar nicht! Die Der: 
Ichiedenheit des Strafmaßes beruht, glaube ih, auf jehr 
viel Gründen. Das tft das Ziel, auf das die Staatd- 
anwälte Hinarbeiten, wenn fie ſolche Prozeſſe einleiten. 
Nun wird ja dieſe Frage ſchon feit langer Zeit bes 
handelt. Bor fünf Jahren mindeitens ift fie Schon im ber 
Juſtizkommiſſion verhandelt worden, und damals haben 
fogar Bertreter des preußiſchen Juſtizminiſteriums ſich 
die Mühe genommen, mit Mitgliedern jener Kommiſſion — 
privatim allerdings — ſolche Paragraphen zu redigiren, 
die den fliegenden Gerichtsſtand unmöglich machen ſollten. 


(B) Erhebungen anzuſtellen, war deshalb meiner Meinung 


nah kaum von fo bejonderer Wichtigkeit, obſchon fie an 
fi ganz gut fein mögen. Hier liegt eine Sache vor, 
über die volle Klarheit herrfcht; und ich meine, im Wolfe 
würde man es nicht veritehen, wenn wir nicht bie 
Gelegenheit wahrnehmen würden, mindeſtens den Verſuch 
zu maden, in diefem Geſetz den fliegenden Gerichtsſtand 
zu befeitigen. Man würde es nicht verftehen, daß man 
hier fortwährend von Autorenſchutz ſpricht, daß man hier 
fortwährend, wie geftern, den Schuß ber Redakteure in 
großen Neben feiert und dann das wichtigſte Recht der 
verantwortlichen Nebakteure, das Recht auf den ficheren 
Gerichtsſtand, unbeachtet läßt. 
(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Id bin der Meinung, dab wir auf die Aeußerungen 
des Herrn Staatöfekretärd, dab der Reichstag es id 
auch nicht gefallen laffen würde, wenn ihm Die Regierung 
in einen Gejegentwurf etwas neues hineinſchriebe und 
dergleichen, feinen Werth zu legen haben. Sp follten 
fi) diefe beiden gefeßgebenden Faktoren überhaupt nicht 
zu einander ftellen, daß fie ſich wie Hund und Stage 


gegenüberftehen. 
(Sehr richtig! links.) 
Uber es iſt ja einmal jo; vielleicht iſt es aud ganz 


ut fo. 
u (Heiterkeit. — Glode des Präfidenten.) 

Präfivent: Herr Abgeordneter, Sie dürfen nicht 
fagen, daß Bundesrath und Reichstag fih wie Hund und 
tage gegenüberftehen. Das ift unparlamentariſch. 

(Heiterfeit.) 

Dr. Südefum, Abgeordneter: Alſo ih will fort: 
fahren, daß es meiner Anſicht nah mit der richtige 
Standpunkt ift, daß man fagt, der Reichdtag würde ſich 
das in einem umgekehrten Falle auch nicht gefallen laſſen. 
Hier handelt es fid darum, einen ſchweren Schaden aus 


der Welt zu fchaffen. Die Gelegenheit dazu ift ja ſehr (O 


günstig, fie fommt jo nicht wieder. 

Nun meine ich allerdings, daß wir feine Veranlaſſung 
haben, uns vertröften zu laſſen. Es iſt in der Juſtiz— 
kommiſſion — id) glaube, im Anſchluß an die berühmte lex 
Rintelen — wohl auch etwas Aehnliches geplant. Aber ich 
weile darauf bin, daß da ſchon wieder Verſuche gemacht 
worden find, die Antragsdelifte überhaupt von einer 
ſolchen Vorſchrift auszunehmen; und das wäre nicht ges 
hauen und nicht geftohen. Es iſt jogar auffällig, daß 
der Herr Staatsſekretär fih vorher bei feiner Statiftif 
mir auf die Offizialflagen beſchräukt hat und die Antrags: 
flagen, welde ſehr wichtig find, volftändig mit Schweigen 
übergangen bat. 

Meine Herren, ih glaube, nadı dem, was Herr 
Kollege Haußmann juriftifch zu den Anträgen gejagt hat, 
faum noch etwas bemerken zu follen. Aber ich meine, es 
ift nicht qut, daß wir feinen Antrag annehmen, ſondern 
es iſt befler, daß wir unſeren Antrag annehmen, dem 
ja auch fein Gventualantrag fehr nahe kommt. In 
unjerem Antrag wird der Gerichtsſtand für jeden 
Menſchen gefihert, der eine ftrafbare Handlung durd die 
Herandgabe einer Drudichrift begehen fann — und darauf 
fommt es und an. Wenn der Neidystag die Situation 
richtig erfaßt, wird er der Negierung troß alles Sträubens 
fagen, daß fie erſt unſeren S 39a ſchlucken muß, bevor 
wir ihr ein ſolches Geſetz bewilligen. 

(Schr gut! und Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ob ber 
Antrag des Herin Abgeordneten Haußmann gut, der An— 
trag des Herrn Abgeordneten Südekum beffer ift, will ich 
dahingeitellt fein laſſen. Am beiten ift aber, wenn Sie 
beide Anträge ablehnen. 


Meine Herren, wir haben es hier mit einem Geſetz (D) 


zu thun, weldes das Verhältniß des Urhebers und das 
Urheberrecht als ſolches regelt, alfo mit einem Geſetz, das 
privatrechtlichen Inhalts ift, allerdings auch infoweit ftraf- 
rechtlichen Inhalts, als durch das Strafredt das Urheber— 
recht geihüßt wird, aber nicdjt weiter, Wir haben num in 
unjerer Geſetzgebung techniſch den Grundfag durchgeführt, 
daß wir Prozeßfragen in einem befonderen Geſetz, bie 
materiellen Fragen im einem anderen Gefeg regeln. In 
diefem Gefeg regeln wir mun die materiellen Fragen. 
Deshalb müſſen wir die Prozehfragen dahin überweilen, 
wohin fie gehören: in das Prozeßgeſetz. Nun meinen die 
Herren, daß es ſchwierig fei, im Prozeßgeieg ein Inter: 
fommen für die Beftimmung zu finden, weil eine Reviſion 
des Prozeßgeſetzes nicht in Ausſicht ſtehe. Wir haben 
und — das gebe ih zu — nicht nur im Jahre 1896, 
fondern nah meiner Erinnerung noch weiter im Anfang 
der neunziger Jahre bereits mit Abänderung diejer Bes 
ſtimmung der Strafprozeßordnung befaßt, eine Aenderung, 
welde im Einverſtändniß mit Vertretern verſchiedener 
Parteien und aud) der verbimdeten Hegierungen zuftande 
fam. Sie ift nicht Geſetz geworden, weil nachher die 
Geſetzesvorlage mit ihren fonftigen Juhalt nicht zuitande 
gekommen ift. Ich gebe zu, dab die Frage beſonders 
wichtig iltz; ich bin aud ein Gegner des fliegenden Ge— 
richtöftandes; aber ich ſage mir: hier iſt nicht der Ort, 
die Frage zu regeln, fondern fie muB ihre Negelung 
finden bei der Revifton der ftrafprogeffualen Beſtimmungen, 
im Zufanmmenbang mit diefen. Auf die Hompetenzverhält: 
niſſe zwiſchen Reichstag und Bundesrath lege id) in diejer 
Trage gar Leinen Wert. Wenn nicht die fachlichen 
Gründe dagegen ſprächen, fo würde ich fein Bedenken 
tragen, bie vorgeſchlagene Vorſchrift, Faſſung vorbehalten, 
in dieſes Geſetz hineinzuichreiben und damit dei fliegenden 
Gerichtsſtand zu bejeitigen; aber geſetzestechniſch, glaube 
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(A) ich, ift es falſch; und deshalb möchte ich bitten, die Anz | Tageslicht treten zu laſſen! Ja, heute geſchieht biefe (C) 


Das ift 


träge abaulehnen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Beckh (Cobura). 

Beh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, id 
fan mic heute nicht auf den Stanbpunft ftellen, den ber 
Herr Abgeordnete Spahn eben — hat, einfach 
die Anträge abzulehnen. Ich will nicht entſcheiden, ob 
der eine oder der andere der vorliegenden Anträge gerade 
beſſer gefaßt iſt oder werden kann; ich gebe auch zu, daß 
an ſich gerade der Antrag Haußmann nicht ſchön in dem 
Geſetze ausſehen wird. Äber es iſt doch ganz gewiß voll- 
fommen richtig, daß, wenn wir endlich einmal in ber 
Sadıe vorwärtd fommen wollen, wir ben Paragraphen 
betreffö des fliegenden Gerichtsſtandes da in bad 
Geſetz hineinſetzen müſſen, wo er möglicherweife unter: 
gebraht werden kann, um bemjelben Geltung zu ver: 


Ichaffen. 
(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, ih bin in der Sache perſönlich ſehr be- 
theiligt, weil ich feit Jahren mit Diefem Antrage wegen 
des fliegenden Gerichtsſtandes an den hohen Neichätag 
und an die KHommiffion gefommen bin und auch jet 
wieder ein Initiativantrag vorliegt, der aber leider nicht 
mehr zur Verhandlung fommt, in welchem ich mit meinen 
Fremden den Antrag auf Befeitigung des fliegenden 
Gerichtsſtandes gebraht habe. Auch in der Kommiffion 
für den Antrag Rintelen iſt ja bekanntlich die Sache be— 
handelt worden; aber man hat da, wie der Herr Kollege 
Südelum auch bemerkte, fchon wieder einen Prügel hinein: 
geworfen nadı Art der Behandlung ber Stanalvorlage, 
indem man bie Antragdreate wieder hineinbrachte 
(ſehr richtig!), 

gerade aus dem Grunde, aus welchem ich den fliegenden 
Gerichtsſtand herausgebracht haben möchte. Bei Privat: 


(B) Hagen laſſe ich es mir noch gefallen; da iſt es etwas 


auberes. 
(MWiderfpruch bei den Soztalbemofraten.) 

— Ich Sage mur: ich laſſe es mir allenfalls gefallen. Ich 
bin auch dagegen, ich will fie auch draußen haben und 
babe died beantragt. Aber wenn ſelbſt die Antragäreate, 
die vom Staatsanwalt bertreten werden, nicht bejeitigt 
werben follen bei der Trage des Hiegenden Gerichtöitandes, 
dann haben wir nicht jehr viel dabei profitirt. 

Meine Herren, die Neußerungen, die der Herr Staats: 
fetretär der Juſtiz heute gemacht hat, find für mich auch 
ſehr bebenflih; denn es tft keineswegs ein offenes Ent— 
gegenfommen gewejen, fondern man hat gefagt: bie 
Regierungen haben fih die Sache überlegt, fie werben 
zwar nicht gerade auf den Standpunkt gelangen, welder 
im Reichstag und in ber Kommiſſion vertreten worden 
ift, aber fie werben wohl eine Vorlage bringen, die dem 
einigermaßen entipricht. Meine Herren, was heißen der— 
artige Ausführungen? Die heißen jo viel als: unferen 
Anträgen wird eigentlich nicht entgegengefommen, fondern 
man wird etwas neues bringen, wm dieſe Anträge mög: 
lichſt zu verballhornifiren. Das ift ungefähr die Aus: 
legung, die ich ſolcher Erklärung gebe. Das hat mid 
alfo in gar feiner Weiſe befriedigen können. 

Nun Hat der Herr Staat3jefretär der Yuftiz dann 
aber weiter gefagt: es find ja fo wenig Fälle, die nicht 
von Bebentung find, deswegen ift die ganze Gefchichte 
eigentlich bebeutungslos. Der Herr Kollege Südekum 
hat bereitö darauf hingewieſen: wenn ed einen trifft, 
dann trifft es ihn gerade fo ſchwer, ob es ihn allein 
trifft oder andere aud. Und baum die weitere Darlegung 
des Herm Staatöfefretärd, daß die Staatsanwälte ans 

ewieſen find und die Suftizverwaltung in den legten 
Jahren bereit3 das Nöthige gethan hat, um die Frage 
des fliegenden Gerichtsſtandes möglichft felten an das 


Anordnung und morgen wieder eine anbere. 
feine Beruhigung dafür, baß ein ſolches Uebel aus der 
Melt —; wird. Ich erinnere mich ſehr gut, meine 
Herren, ſeinerzeit hat Fürſt Bismarck hier im Reichstag 
einmal den Ausſpruch gethan, daß die deutſchen Richter 
zu milde urtheilten. Was war die Folge davon? Ueber— 
all gingen die Nefkripte hinaus in dad Land: Die 
Richter urtheilen zu milde, das ift im Reichstag vom 
Reichskanzler gefagt worden, alſo ihr Herren, merft auf, 
rihtet euch nach den Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs 
und geht nicht fo gar milde vor! Die Folge davon hat 
fih auch gezeigt — ih weiß ed aus der Praris fehr 
genau —, daß man bon dba ab viel ftrengere Urtheile 
bon ben Gerichten erlebt hat. So ift es jegt wieder; 
jegt wird gefagt: „milde* — und in 1 oder 2 Jahren kann 
wieder eine andere Anfhauung Pla greifen, nicht bie 
milde, wie fie der Herr Staatöfefretär der Juſtiz bei 
verschiedenen Gelegenheiten in anerfennendwerther Weiſe 
vertreten hat, und dann fommen wieder firengere An: 
weifungen, und dann ftehen wir auf bem alten Stand: 
puntt. 

Id bin begierig, wie das neue Geſetz ausfällt, aber 
ic halte ſchon nicht fehr viel von dieſer Geſetzesvorlage. 
Ich will übrigend darauf hinweiſen, daß die Anklagen 
auf Grund des fliegenden Gerichtsſtandes durchaus nicht 
aufhören. Grit vor einigen Tagen ift vor einem bayeri- 
{hen Amtsgericht der Fall vorgelommen, daß wegen eines 
in der Stadt Würzburg erichienenen Artikels der be- 
treffende Angellagte fih vor einem Heinen Amtsgericht 
draußen, wo er wohnt, zu verantworten hatte, der Richter 
bort hat allerdings eine beffere Auffaffung von der Sade 
gehabt, er hat nicht erit angefragt, was für Anschauungen 
bei der hohen Neichöregierung zu finden find, fondern er 
hat erklärt: e3 ift nicht der Gerichtäftand bei mir, ſondern 
in Würzburg, wo der Artikel erichtenen ilt. 
aber gleich in der Preſſe gefagt: diefer Richter hat zwar 
fehr richtig geurtheilt, aber die Sache wird wahriheinlid 
in ben höheren Inſtanzen wieder ander3 beurtheilt werben — 
und dann werden wir denjelben Mebelftand nad wie vor 
haben. Alfo, wie gejagt, es ift eine Thatlache aus den 
legten Tagen; und darum bin ich dafiir, daß wir aud 
bei diefer Gelegenheit eine betreffende Beitimmung in das 
Geſetz hineinbringen, damit endlich einmal der Anfang 
gemad)t wird, das alte Uebel zu befeitigen. 

(Beifall.) 
Präfident: Das Wort hat der HerrAbgeorbniete Werner. 
Werner, Nbgeorbneter: Meine Herren, der Herr Ab— 
eorbnete Dr. Südekum hat gemeint, daß nur die oppo- 

Mtionele Preſſe von dem fliegenden Gerichtöftandb befonders 
ichwer betroffen werde. Dem muß ich widerfpredhen. Ich 
weiß nicht, ob er die antijemitifche Preffe auch zu ber 
oppofitionellen rechnet, muß aber bemerfen, daß ich wegen 
verichtedener Preßvergehen, die ich in Kaſſel verbroden, 
mid in Stettin und anderen Orten zu verantworten hatte. 
Id ſtimme dem zu, was der Herr Abgeordnete Dr. Südefum 
fagte, daß ein Redakteur durch ben fliegenden Gerichts: 
ftand oft wochenlang nicht zu einer geregelten Arbeit 
fommen kann. Der fliegende Gerichtsftand bereitet oft 
große Aufregungen, und es geht dadurch für den An— 
geflagten viel Zeit verloren, die entſchieden beffer aus: 
genugt werden könnte. Nehmen wir einmal eine Reiſe 
von Kaſſel nad Stettin an; mit dem VBerhandlungstage 
gehen drei Tage annähernd verloren. Und wenn man 
wirflih gewinnt, befommt man günftigftenfall® nur einen 
geringen Theil der reichlih verauslagten Reiſeloſten 
erjegt, weil gejagt wird: du brauchteſt nit nad Stettin 
zu reifen, du Lonnteft dir einen dortigen Rechtsanwalt 
nehmen. Es werben nur etwa die Stoften erjegt, bie 
ein Rechtsanwalt in Stettin fir die Mertretung be: 


Es wurbe (D) 
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(A) fommen würde; die aber lange nicht ausreichen, die | meinen Verurtheilungen — ih bin früher öfters mal (©) 


(B 


— 


Reifeloften zu deden, das iſt entichieden eime Un— 
geredhtigkeit und Härte. Es kann recht wohl Prekprozefle 
geben, bei denen der Angeklagte ein großed Intereſſe 
hat, die Sache felbft audzufehten. Es ift eine befannte 
Thatſache, mit der ih den Rechtsanwälten bier im Haufe 
nicht zu nahe treten will, daß bet Preivergehen, wenn 
jemand redegewandt ift, er häufig die Sache beſſer jelbft 
vertritt ald ein Rechtsanwalt, der erſt fehr eingehend 
inftruirt werben muß und oft die Sade, den fpringenden 
Punkt, um ben es fih Handelt, doch nicht richtig 


erfaßt hat. 
(Sehr wahr!) 
— Der Herr Abgeordnete Haukmann ftimmt mir zu, und 
er ift jedenfalls ein fompetenter Beurtheiler in folchen 
Angelegenheiten, da er ſelbſt Rechtsanwalt ift. 
(Heiterfeit.) 

Nun kann man vielleicht jagen, der Antrag Hauf: 
mann ſei nicht fonderlih geſchickt abgefaßt. Das mag 
zugegeben werden. Darauf fommt e8 aud nit an. Ah 
glaube, wir müffen dem Antrag Haußmann aus Prinzip 
zuftimmen; redaktionelle Menderungen können immer nod) 
eintreten. Debenfalld wird ber Antrag Haufmann dazu 
führen, daß ber Bundesrath fih mit diefem eingehend 
und ernftlich befhäftigt und endlich bie Zeit ber Er- 
wägungen für abgeichloffen erachtet. 

Nun Hat uns der Herr Staatöfefretär Erklärungen 

egeben, aus denen man fchließen fünnte, daß bald eine 
Henderung in Bezug auf den fliegenden Gerichtsſtand ein: 
tritt, daß man auch in den Streifen der verbündeten Ne: 
gierungen einfieht, daß e3 fo micht weiter gehen kann. 
Aber wir haben fchon oft berartige Erklärungen bom 
Bundesrathstiſch befommen; und che erfüllt, was uns in 
Ausſicht geftellt wurde, darüber find mandmal Jahre ins 
Land gegangen. Ich könnte an einige berartige Fälle 
erinnern; das ift aber wohl nicht nöthig, weil fie uns 
allen hinlänglich bekannt find. 
(Sehr richtig!) 

Ich meine alfo, dak man in biefer Beziehung den Ber: 
Iprehungen eines Bundesrathsbevollmächtigten nicht eine 
allzu große Bedeutung beimeflen darf. 

Wenn aud Herr Abgeordneter Dr. Spahn, eine 
Aırtorität auf dieſem Gebiet, recht haben mag, daß ſolche 
Aenderungen befler in ein Preßprozeßgeſetz gehören, 
fo ift doch feine Ausſicht vorhanden, ein ſolches bald zu 
befommen. ch meine, wir faflen die Gelegenheit beim 
Schopf — und biefer bietet fih nun bei bem & 39 des 
vorliegenden Geſetzes. 

(Sehr richtig!) 
Hier müſſen wir einfegen, dann fönnen wir etwas er- 
reihen. Bis wir ein berbeffertes Prozeßgeſetz bekommen, 
werden noch viele Redakteure unter dem fliegenden Gerichts: 
ftand zu leiden haben. 

(Zuftimmung.) 

Nun fagte der Herr Staatötehretär Nieberding, bie 
Preffe made fih im biefer Beziehung großer lieber: 
treibungen ſchuldig; im lebten Jahr feien uur 26 Ver: 
urtheilungen erfolgt, bei denen vom fliegenden Gerichts— 
ftande Gebrauch gemacht worben fei, das fet im Vergleich 


verurtheilt worden — aufrichtig bedauert, daß ich nicht 
in Bayern wohnte, um borten vom Schwurgeridt ab— 
neurtheilt zu werden; ich bin feit überzeugt, ich wäre 
öfter8 glimpflicher weggelommen, als dies bei den Berufs: 
richtern ber Fall war. 
(Zuruf.) 

— Das unterliegt feinem Zweifel! Die Urtheile, die ich 
aus Bayern gelefen habe, waren viel milder als die in 
Preußen geſprochenen. Ich will einen konkreten Tall 
herausgreifen, bei dem über 200 Klagen bei verſchiedenen 
Gerichten angeitrengt wurden. In Bayern wurden vier 
Nebakteure freigeiprohen, während ein vor mir ab- 
geurtheilter Redakteur in Potsdam, auf deſſen Namen ich 
mich augenblidlih nicht entfinnen kann, mit 2 Monaten 
Gefängniß wegfam und ich mit 200 Mark Gelditrafe. 
Die Geſchworenen in Banern ſchienen über den Fall eine 
ganz andere Anficht gehabt zu haben als die Herren 
Beruförichter in Preußen. Die unter Anklage geitellten 
Artikel der einzelnen Zeitungen hatten genau benfelben 
Wortlaut. 

Es fommt aber nod eine andere Frage, die heute 
noch nicht berührt ift, in Betracht. Wird jemand, der 
3. B. in Bayern wohnt, in Preußen oder Sachſen rechts— 
fräftig verurtheilt, fo ift er dem Begnadigungsrecht feines 
Landesherrn entzogen. Nur der Landesherr, in beflen 
Namen Neht geiproden wurde, kann begnabigen; alfo 
ein in Preußen verurtheilter bayriicher Unterthan würde 
nad der beftehenden Gefeggebung nur vom Könige von 
Preußen begnadigt werben fönnen, von dem Prinzregenten 
von Bayern in dieſem Falle nicht. Darin fcheint mir 
wiederum eine große Härte und Ungerechtigkeit zu liegen, 
bie nur durch Abſchaffung des fliegenden Gerichtsſtandes 
befeitigt werben fann. 

(Sehr wahr!) 


Ich kann mich ſonach mur für den Antrag Haußmann (D) 


erflären und für denfelben ftimmen. Es mag zugegeben 
werden, baf er eine etwas unglüdliche Faſſung hat; aber 
ih bin der Meinung, daß er das Gute will, und daß es 
enblih einmal Zeit ift, dem fliegenden Gerichtsſtande ber 
Preſſe ein Ende zu bereiten. Bietet fih, wie im vor: 
liegenden Falle, für die Vollsvertretung die Gelegenheit, 
Befferungen zu ſchaffen, fo fol fie die Zügel ſich nicht 
aus der Hand nehmen laflen. 
(Sehr richtig! Links.) 

63 ift und bie Gelegenheit geboten, im $ 39 die Aenderung 
einzuführen. Trotz aller Verfprehungen bed Herrn 
Staatsſekretärs ift mir im dieſem Falle ein Sperling in 
ber Hand lieber al3 zehn auf dem Dade. Stimmen wir 
heute nicht für den Antrag Haußmann, dann werben mir, 
fo mwohlthuend die Erflärung des Herrn Staatöfefretärd 
meine Ohren berührt hat, wohl auf lange Jahre feine 
Aenderungen des fliegenden Gerichtöftanded zu erwarten 


haben. 
(Sehr richtig! links.) 
BPräfident:e Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Haufmann (Böblingen). 
Haußmann (Böblingen), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Herr Staatöfetretär hat zunächſt einige formelle 


zu den abgeurtheilten Preßvergehen eine verhältnikmäßig | juriftifhe Beanitandungen gegen den Brinzipal: und 
feine Zahl. Zugegeben — immerhin ift die Zahl groß | Eventualantrag erhoben. IH will die Trage des 
genug für und, um kategoriſch eine Aenderung zu ber: | Prinzipalantrags, auf melde ich einige® dem Herrn 


langen. Gin Kollege — ich glaube, Herr Dr. Südekum 
— bemerfte, wie unangenehm es jemandem fein müſſe, 
der 3. B. in Minden wohne und fi dort einer Preß— 
beleidigung ſchuldig gemacht habe und im Königreich 
Sachſen oder Preußen angeflagt würde, wo bie Preß— 
vergehen vor bad Forum der Scöffengerichte bezw 
Strafkammern gehören, während fie in Bayern ben 
Schwurgerichten unterftehen. Ich babe mandmal bei 


Staatöfetretär zu erwidern hätte, dadurch elimintren, daß 
ich den Prinzipalantrag zurüdziehe und nur dem Eventual—⸗ 
antrag beitehen laffe, um auch für die Abſtimmung einfache 
und nicht fomplizirte Verhältniffe zu Ichaffen. 

Was die Beanftandung des Eventualantrags anlangt, 
fo bat ber Herr Staatöfelretär ausgeführt, man könnte 
dann auch nod) die übrigen Preßdelinquenten berüdfichtigen; 
das fei nicht gefchehen. Ja, das fünnen wir ihun. Der 


(A) 
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8 21 des Preßgeſetzes zieht den verantwortlichen Nebakteur, 
Verleger, Druder und eventuell den Verbreiter heran. Ich 
will alſo die Menderungen — id) werde fle dem Herru 
Bräfidenten übergeben — vornehmen, daß ich ſage: „wirb 
wegen einer mit Strafe bebrohten Handlung ber Redalteur, 
Berleger und Druder* — den ®erbreiter laffe ih bet 
Seite, um in dieſer Beziehung wicht juriſtiſche Kom— 
plifationen zu ſchaffen. Ich glaube, daß aud der Herr 
Kollege Südekum in ber Lage ift, auf diefe Modifikation 
rn — einzugehen. 

Wenn der Herr Staatsſekretär geſagt hat, das hätte 
ſich der Bundesrath nicht gefallen laſſen ſollen, daß der 
Reichstag eine Beſtimmung hineinſchreibt, die dem Bundes— 
rath nicht paßt, ſo glaube ich, daß dieſe Auffaſſung nicht 
als richtig anerkannt werden kann. Es handelt ſich hier 
nicht um ein Gefallenlaſſen, ſondern wir find geradezu 
verpflichtet, das, was wir als richtig erachten, im Wege 
von Amendements in ben Gejegentwurf bineinzubringen. 

(Sehr richtig! Linke.) 
Man kann barüber ftreiten, ob geſetzestechniſch eine Aende— 
rung in ben einen oder andern Entwurf hineinpaßt; aber 
wenn der eine Faktor der Meinung iſt, es paffe da hinein, 
jo hat auch der andere Faktor allen Grund, das im Ernſt zu 
überlegen, ob er bloß aus der Thaätſache, die in dieſem 
Falle zu einer Nechthaberei ausarten würde, daß ber 
andere jagt: id) möchte das auch noch verabfchiebet fehen, 
— einen casus belli 2. Ich kann nicht glauben, daß 
der Bundesrath auf dieſem Standpunkt fteht. Die preußiſche 
Staatöregierung wird ſich im preußiihen Abgeorbnetenhaufe 
in bie Stanalvorlage von ben Stonjervativen mandes hinein: 
ichreiben laffen müffen 

(fehr richtig! links), 
was fie nicht gern drin haben würde. Ach glaube nicht, 
daß fie fid) dort auf dieſen Standpunkt ftellen wird. 

Der Herr Staatöfefretär des Reichs-Juſtizamts hat 
eine Statijtif mitgetheilt. Er hat zunächſt, wie ihm be: 
reitö entgegengehalten worden ilt, das ganze Gebiet der 
Privatklagen außer Adıt gelaflen, auf welche ſich die Er: 
hebungen nicht erftredt haben. Es ift das eine unendlich 
wichtige Frage für die Redalteure. In allen unpolitiichen 
Fällen ift der Redakteur nicht ficher, daß er vor ein ganz 
anbered Forum gezogen wird. Dieſe Fälle zählen nicht 
nad Dußenden, jondern nad Hunderten. Die 21 Fülle 
find auch ſchon zu viel; aber der Herr Staatsjelretär ver— 
gibt, daß das Moment der Möglichkeit einer Anklage: 
ge ſchon die Rechtsunſicherheit in ſich birgt. Nehmen 
wir dod an, ein Redakteur in Süddeutſchland, in meinem 
engeren Baterlande, ſchreibt einen Artikel; er weiß, wie 
die Richter, auch die gelchrten Nichter, über foldhe Dinge 
benfen. Gr jchreibt anders, wenn er ficher ift, daß er 
von feinen Landsleuten abgeurtheilt wird. Wenn er aber 
riöfiren muß, dab ein ſächſiſcher oder preußiſcher Staats: 
anmwalt ihn vor ein dortiges Gericht zieht, dann ift bie 
Sadjlage eine ganz andere. 

Der Herr Vorrebner hat bie Frage der Majeitäts- 
beleidigung zur Sprade gebradt. In der That, das ift 
eine ſehr wichtige Frage. 3.8. bei ums ift bie Majeftäts- 
beleidigung, verübt durch die Preffe, von den Geſchworenen 
abzuurtheilen. Wir haben gear, daß es aud) im Nach— 
barlande der Fall if. Nun, welche Verſchlechterung 
der Poſition des Nechtözuftandes ſchaffen Sie, wenn Sie 
bier eim ſolches Herausgreifen zulaffen, das zugelafien 
bleibt, folange Sie das Geſetz nicht ändern und zwar 
rabifal ändern! Diefe Vorſchläge, die der Herr Staats— 
jefretär in Ausfiht genommen hat, bon denen ift auch er 
fi) ja heute bereitd bewußt, daß fie unfere Genehmigung 
nicht finden könnten. Was ift denn unfer Standpunkt? 
Einfach) die glatte einheitliche Beſeitigung der Beitimmung 
des fliegenden Gerichtsſtandes. Ich freue mic, daß auch 
von anderer ald der linken Seite aus eine jo leb— 
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hafte Unterſtütung dem Antrag geworden ift. Der 
Herr Stollege Spahn hat feinerjeits geſprochen, wie ein 
Neihsgeritsrath in einem ſolchen Falle zu sprechen 


pflegt — — . 
(Slode des Präfidentent.) 

Präfident: Ich bitte, nicht auf die Stellung eines 
Abgeordnieten außerhalb des Haufes zu eremplifiziren. 

(Heiterfeit.) 

Hanßmann (Böblingen), Abgeordneter: Ich habe die 
Aeußerung meinerfeit3 in berfelben Harmlofigkeit gethan, 
wie fie der Herr Vorrebner ſeinerſeits ebenfalls durch 
jeine Bewegung aufgefaßt zu haben jcheint. Der einzige 
Geſichtspunkt, der ihm leitet, iſt nicht der Gefichtäpunft, 
ben der Herr Staatöfefretär in erfter Linie geftellt hat, 
ſondern er hat uns gejagt, aus lediglich „geſetztechniſcher“ 
Rückſicht ſei er anderer Anfiht. Aber wenn fo tief ei: 
greifende Fragen auf dem Spiele ftehen, wie bier, tritt, 
glaube id, diefe Erwägung billigerweife zurüd. 

(Sehr ridtig!) 
Der Herr Vorrebner hat es bereits ausgeſprochen, und 
ich kann es nur wiederholen: wein wir jetzt nicht dieſe 
Gelegenheit erfafien und eine Abftimmung herbeiführen, 
dann können wir cebenfo lange vielleiht noch darauf 
warteı, wie wir bisher fchou gewartet haben. 

Ich habe zum Schluß nod eine Bemerkung zu 
madhen. Ich will heute davon Umgang nehmen, eine 
namentlihe Abſtimmung zu beantragen, will aber jchon 
jett den Herren Kollegen mittheilen, daß von Seiten ber 
Antragfteller beiderjeitö in Erwägung gezogen wird, fir 
die dritte Leſung eine namentlihe Abftimmung über dieſe 
Frage herbeizuführen. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Den Herm Abgeordneten Haußmanı 
würde id) bitten, mir den Abänderangsantrag, den er zu 
feinen Antrag ſtellen will, in einer geſchäftsordnungs— 
u“ Form einzureichen. 

ad Wort hat der Herr Abgeordnete Büfing. 

Büfing, Abgeordneter: Meine Herren, meine politi- 
ſchen freunde ftehen in Bezug auf den fliegenden Gerichtö- 
ftand der Preſſe auf dem gleihen Standpunkt, wie ihn 
die meiften Herren Vorredner hier flargelegt haben. Auch 
wir bedauern außerordentlih, daß die Gerichte den 
fliegenden Gerihtöftand in Anwendung gebradt haben 
und nod) bringen, mıb wir wünſchen dringend, daß Diefer 
Zuftand geändert wird. Trogdem find wir nicht in der 
Lage, für die von links geftellten Anträge ftimmen zu können 
aus zwingenden Gründen. Wir find dazu nicht in der 
Lage, weil, wie ſchon wiederholt hervorgehoben worden ift, 
diefe Anträge nicht in biefen Gefegentwurf hineinpaffen. 
Es iſt wiederholt der Verſuch bei anderen Gelegenheiten 
hier im Reichſstage gemacht worden, Dinge mit einander 
au verquiden, die nicht zufammengehören, um dadurch 
einen Drud auf die verbündeten Regierungen auszuüben, 
dem Reichstag feinen Willen zu thun, wo er gerade 
einmal das Heft in der Hand hat. Ich habe jedod) für 
meine Perſon diefen Meg nie gebilligt; ich halte es 
niht für richtig, wenn ein Faktor der Geſetzgebung 
in dieſer Weiſe den anberen Faktor der Geſetz— 
gebung dadurch zu zwingen verjucht, ihm feinen 
MWillen zu thun, daß er in eine Vorlage, über die ſonſt 
Einverſtäudniß vorhanden iſt, eine nicht mit derſelben in 
Zuſammenhang ſtehende Forderung hineinbringt, die die 
Regierung zur Zeit noch nicht erfüllen zu können erklärt. 
Ich — das geſetzgeberiſch für ganz außerordentlich be— 
denflich: e3 Zönnte auch, wie der Herr Staatsſekretär des 
Reichs-Juſtizamts vorhin erflärt hat, einmal von Seiten 
der Neichöregierung ebenfo gemacht werben mit Forde— 
rungen, die der Reichstag nicht erfüllen will. Wir find 
eigentlich alle darüber einig, daß die beantragten Zuſätze 
nicht himeingehören in dieſen Gejeßentwurf, und wir 
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daß, wenn wir biefelben Hineinzwingen, die 
nen dad Geſetz für nidt annehmbar erllären 
wird. 
(Zuruf links.) 
— Dad ift jo deutlich erflärt worben, daß wir es nicht 
mehr abzuwarten brauden, Herr Kollege Singer. — Bei 
biefer Sadjlage find meine politifhen Freunde entichloffen, 
gegen die vorliegenden Anträge zu ftimmen. Um aber 
gar feinen Zweifel darüber zu laffen, daß mir in ber 
Sache mit der Tendenz der Anträge vollftändig einver— 
ftanden find, beantragen wir am Schluß der Berathung 
eine Refolution folgenden Inhalts. 
(Heiterkeit links.) 
— Bitte, meine Herren! — 
Der Reichstag wolle beichließen: 

ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dem Neichö- 

tag balbmöglichit einen Gefegentwurf vorzulegen, 

ber den $ 7 der Strafprozehordnnung in der Weife 

abändert, daß zur Verfolgung der von einem 

Nedakteur oder Herausgeber einer Drudichrift 

durch deren Inhalt begangenen ftrafbaren Hand: 

lung ausſchließlich das Gericht als zuftändig er- 

flärt wird, in deſſen Bezirk die Drudichrift heraus: 

gegeben wird. 
Als Nefolution kann man die Erſuchen ſehr wohl dem 
Gejegentwurf anhängen; aber den inhalt desſelben als 
Paragraphen in dieſes Geſetz hineinzufchreiben, halten 
meine politifchen Freunde und ih fir unzuläſſig. Aus 
den angegebenen Gründen empfehle ih Ihnen die Ab» 
lehnung der geftellten Anträge und die Annahme dieſer 
Refolution. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 
Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Stadthagen. 


Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, ich ver: 


(B) ftehe den Herrn Vorredner ſowohl im feinem Antrag tie 


in feinen retrofpeftiven Betrachtungen nicht. Er fagte 
und, bie Materie, um die es fih bier handelt, gehöre 
nit in das Geſetz hinein, er wolle aber ” dieſer Materie 
eine NRefolution ftellen. Ya, wenn der fliegende Gerichts— 
ftand nicht in das Geſetz gehört, gehört auch die Refolution 
nicht hierher, entweder — oder. 

(Heiterfeit links.) 

Herr Abgeordneter, ich glaube, ferner das Necht zu 
haben, Ihr Gedähtniß auf einige beffere Thaten zurückzu— 
führen. Es ift vorher von dem Herrn Abgeordneten behauptet 
worben, geſetztechniſch ſei es vom Neichstag, insbefondere 
von ihm nimmer ſo gehandhabt worden, daß eine Sache, 
die nicht ganz ſtreng mit der Ueberſchrift zuſammenhängt 
u. ſ. mw. in ein Geſetz hineingearbeitet wird. Dem ilt 
aber nicht jo. Herr Büſing hat, glaube id), für das ſo— 
genannte re ereinsgefeg geftimmt, das im 
Wahlgeſetz ftedt. on den Regierungen wurde damals 
auch erflärt, dab das Wahlgefeg mit dem fogenannten 
mecdlenburgifhen Vereinsgeſetz, das eine Bereinöfreiheit 
in gewiffen Grabe in Medlendburg ſchafft und das auf 
Antrag der medienburgiihen Abgeordueten in das Wahl: 
geſetz hineingekommen 9 — daß das Wahlgeſetz mit dieſem 
heterogenen Gegenſtand, ſo erklärte dieſelbe Regierung 
damals noch feſter als heute, unannehmbar ſei, weil das 
Aufgepfropfte nicht mit dem Wahlgeſetz in Verbindung 
fteht. Ihre Geſinnungsgenoſſen haben trogben dafür ge: 


ftimmt 
(Heiterkeit links), 

die nationalliberale Partei ebenfalls, nicht minder hernach 
die Negierung. Achnlih Liegt es mit der Poſtgeſetz— 
novelle, deren $ 4 gegen bie Auslegung der Sonntagd- 
ruhe in Medlenburg ſchützen follte. Da wurbe die Sonn: 
tagsruhe mit dem Poſtgeſetz in Verbindung gebracht, das 
an fich gejfegestehniih gar nichts damit zu thun hat. 


Die Negierung, der ſtarke und feſte Vertreter des Bolt: (0) 


etat3 erklärte: unannehmbar! Der Herr Abgeordnete 
Büfing hat ſich gefreut, daß damals erklärt wurde: Die 
Negierung muß das annehmen, wir find im einer Noth— 
lage, wir müſſen biefe Vorichrift in dieſes Geſetz hinein- 


bringen. 
(Heiterkeit links.) 
Und er that ja dann aud mit. Ebenſo die Reichstags— 
mebrheit, nidyt minder fpäter bie Negierung. Damals 
haben Sie fo gehandelt, Herr Abgeordneter; verſuchen 
Sie doch, Ihre Partei und fih nun nicht auf einen 
ſchlechteren Weg zu führen, ald Sie früher gewandelt find 
(Heiterkeit links), 

fehren Sie doch zu ihrem alten Wege zurüd. Schen Sie, 
jo intonfequent würden Sie fonft jett handeln, wenn ber 
Gegenitand in der That jo mit dem Geſetze disharmonirt, wie 
Sie anzunehmen jcheinen. Ich kann Ihnen das aber ab— 
ſolut nicht zugeben. Der Gegenſtand, um den es ſich 
hier handelt, gehört recht eigentlich zum Urheberrecht. Wir 
können nichts dafür, daß die Sachen, die ſich auf die 
Preſſe beziehen, im Strafgefet in der Gewerbeordnung, 
in der ag ng im Urheberrecht, im Berlags: 
recht und noch in einer ganzen Neihe anderer Geſetze zer: 
ftrent find. An fi gehörte diefe ganze Materie gemein 
fam in ein Geſetz hinein. 

Mir find jetzt dabei, die Rechte des Urhebers zu 
ſchützen und feitzuftellen gegenüber feinem Verleger, gegen: 
über der Allgemeinheit und für die Allgemeinheit und 
nicht zum legten gegenüber dem Theil, der fid als 
Schüger der Allgemeinheit aufipielt; da ift Mutor und Die 
Geſammtheit ſchützen gegenüber den Tendenzen, die 
ſich weſentlich im der Konſtruktion des fliegenden Gerichts— 


ſtandes und in einer Reihe anderer Vexationen des 
geiſtigen Eigenthums zeigen. Deshalb gehört dies zum 
Urheberrecht. 


Es gehört dieſe Materie ferner zum Urheberrecht, 
weil die Ginheit des Rechts durch den fliegenden 
Gerichtöftand, der entihieden unferen fonftigen Gejegen 
entgegen ift, auf das höchſte gefährdet würde. Nicht mur 
meine ic, was Hier wiederholt mit Recht angeführt 
wurde, daß der Bayer nad Norbdeutichland, der Norb- 
deutiche nad; Bayern gezogen werben fönne; nein, meine 
Herren, dag geiftige Eigenthum jelbft wird außerordentlich 
bedroht. Nehmen Sie an, es kann eine Ankündigung, 
die eine Aufforderung zum Lotteriefpiel in ausländiichen 
Lotterien enthält, es kann diefe ja auch cin geiftiges 
Eigenthun fein. Das Spielen in ausländifchen Lotterien 
it in Preußen verboten. Jetzt erfcheint in Hamburg ein 
Blatt, das jolde Ankündigung, das die Aufforderung in 
Hamburg zu fpielen enthält; in Hamburg ift das nicht 
verboten. Wird dieſes Blatt in Berlin verbreitet, dann 
würbe der Berfafler, der Redakteur u. f. w. ftrafbar fein, 
wenn man der Theorie des = eng Gerichtsſtandes 
beitritt. Dieſe ſeine geiſtige Arbeit iſt in Hamburg 
durchaus nicht ſtrafbar; mit einem Male wird ſie in 
Berlin, wenn der fliegende Gerichtsſtand aufrecht erhalten 
wird, ftrafbar! Alfo, meine Herren, auch vom Standpunft 
der Einheitlichteit des Rechts ift eine Bejeitigung dieſes 
Zuftandes zu wünſchen. Zu welden Konfequenzen ges 
langt man denn font! 

Der Herr Staatöjefretär erzählte, daß nach einer 
Statiftif, die aufgenommen fei, nur einige zwanzig mit 
öffentlicher Klage verfolgte Delikte in einem Jahre von 
dem fliegenden Gerichtöftand heimgeſucht worden jeien. 
Es ift ſchon darüber geſprochen worden, daß es fo fehr 
viel auf die Zahl nicht ankommt. Aber wie e3 mit dieſer 
Statiftit ausfieht, will ih Ahnen an zwei Beifpielen 
zeigen. Geſtern theilte mir ein Kollege mit, dab er an 
zwei von feinem MWohnorte und dem Ericheinungsorte der 
Druckſchrift entfernten Orten angeflagt jei auf Grund des 
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(A) fliegenden Gerichtäftandes. Eben erbielt ich einen Brief | über. Damals haben Sie den fliegenden Gerichtöftand (C) 


eines Redakteurs des „Seemann* aus Hamburg, in dem 
der Betreffende ſchreibt, er ſei angeklagt in Kübel, in 
Bremen, und es drohe ihm jett der weitere Prozeß, der 
angefangen ift, in Flensburg. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Da haben Sie jofort Sozialdemokraten gegenüber in zwei 
Tagen fünf Fälle auf einmal! Ich bezweifle nicht, 
wenn ich dies mit Hundert multiplizire, daß id dann 
noch nicht die Neihe Fälle bekomme, die allein in cinem 
Monat gegen Sozialdemofraten anhängig gemacht werben, 
zugerechnet bie Privatllagen. Worin der fehler in ber 
angeführten Statiftif liegt, das weiß ich nicht; fehlerhaft 
it fie wohl aber. An ſich Liegt aber nicht viel daran, 
ob das 100 oder 20 oder auch nur ein einziger Fall tft, 
in dem bon ber Konſtruktion des fliegenden Gerichtöftandes 
Gebraud ober Mißbrauch gemacht wird. 

Die Materie des fliegenden Gerichtäftandes gehört 
eben hier in dies Gefeß hinein, weil, fo wie die Dinge 
liegen, unmitielbar damit das Eigenthum an ber geiftigen 
Arbeit der Schuß desſelben zumweilen zufanmenhängt. Wir 
haben Staatsanwälte, die das geiftige Eigenthum anderer an 
ihrem Orte nicht leiden können; fie wiffen aber, am Er: 
fheinungsort können fie die geiftigen Grzeugniffe nicht 
beihlaguahmen. Meinetivegen mag ein Staatsanwalt in 
Württemberg feine Anklage erheben, weil er weiß, fie 
würde body mit einer Freifprehung enden. Aber da findet 
ih ein Staatsanwalt etwa in Magdeburg, ber ein 
geiftiged Erzeugniß, das in Württemberg erjchtenen ift, 
aber auch in Magdeburg verbreitet wird, in biefer Stadt 
unter Anklage ftellt; er beihlagnahmt es, nimmt es weg, 
er raubt alfo bie körperliche Materie dieſes Eigenthums. 

Heiterkeit.) 
Meinen Sie, dad gehört nicht zu dieſem Gejeß? Sie 
wollen das rein geiftige Eigenthum ſchützen und zulaffen, 


(8) daß die rein körperliche Materie, ohne die es nicht in die 


Erſcheinung treten kann, weggenommen werden fanı. 
(Heiterfeit. 

Meine Herren, der innere Zufammenhang lg 
ben Urheberrecht und dem fliegenden Gerichtöftand ift in 
ber That ba, viel ftärker als in den beiden Fällen, in 
denen geſetzestechniſch verichiedenartiges in einem Geſetz 
ftand und wo der Herr Abgeordnete Büfing und feine 
Freunde ihre Zuſtimmung gegeben haben und wo auch die 
Negierung nachher ihre Zuftimmung gegeben hat: beim 
Wahl: und Boftgefek. 

Meine Herren, es hat ja früher der Reichstag, freilich 
zu einer Zeit, als die verfehrte Anſchauung des Reichs— 
gericht, daß es einen fliegenden Gerichtäftand der Prefle 
gebe, nod nicht beftand, ſich einhelltg dafiir erklärt, daß 
ein derartiger fliegender Gerichtsſtand durchaus ungeredt: 
fertigt fei und gejeglich dies ausdrüdlich feftgelegt, aus: 
brüdlid im Uebereinſtimmung mit der Negierung gegen 
die Anmwenbbarfeit der damals hier und da auftauchenden 
Prari des fliegenden Gerichtsſtandes fid; gewendet. Das 
geihah fir die Theile, die vom Sozialiftengefe betroffen 
waren. 8 12 desſelben ift on die Theorie des 


in der Meile, wie es im $ 12 geſchieht, ausgeichlofien. 
Damald3 haben auch Ihre nationalliberalen Freunde für 
da3 Sozialiſtengeſetz, das doch nicht über den Gerichtsſtand 
der Preſſe im allgemeinen ſich ausſpricht, hier dem fliegen- 
den Gerichtäftand ausgefchloffen und dem Geſetze zu— 
geftimmt. Meine Herren, jest wird alfo in biefem Punkt 
die Preſſe ſchlimmer geftellt als felbit unter ber ſozia— 
liſtengeſetzlichen Zeit, wo fie unter dem Ausnahme: 
geieg ftehen ſollte. Meinen Sie, dak ſich das vereinigen 
läßt in dem Augenblid, wo wir ein Urheberrecht jchaffen ? 
Ich möchte deshalb an die Herren von der national: 
liberalen Partei die ganz befonders dringende Bitte richten, 
doch mit der That zu zeigen, daß fie die Preſſe nicht 
vogelfrei machen wollen und hier, wo fie die Gelegenheit 
haben, endlich diefen befhämenden Zuftänden in der Ber: 
folgung ber Breffe ein Ende zu machen. 
(Brabo! links) 

Bräfident:e Der Herr Abgeordnete Haußmann (Böb— 
lingen) bat mir nunmehr feinen abgeänberten Antrag 
überreidht. Derfelbe lautet: 

Wird wegen einer mit Strafe bedrohten Hanb- 
lung der Redakteur, der Berleger oder ber 
Druder einer Drudichrift ald für deren Inhalt 
verantiwortlih verfolgt, jo find Hierfür aus: 
fchließlih die Gerichte zuftänbig, in deren Bezirk 
die Drudjchrift herausgegeben wird. 

Die Diskuffton ift geichloffen, da fi) niemand mehr 
zum Worte meldet. Der Herr Berichterftatter verzichtet. 
Wir kommen alfo zur Abftimmung über $ 39a. 

Ih ſetze voraus, daß die Nefolution erft am Ende 
ber zweiten Berathung des Geſetzes zur Berhandlung 
fommen fol. — Die Herren Antragiteller erflären fi 
damit einverſtanden. 

Als S 39a liegen zwei Anträge vor: ber Antrag 
ber Herren Abgeordneten Die und Genoffen auf Nr. 233 
ber Drudfahen ad 3 und der eben von mir verlefene 
Antrag des Herrn Abgeordneten Haußmann (Böblingen). 
30 werde fie in dieſer Reihenfolge zur Abftimmung 
ringen. 

Ih bitte Diejenigen Herren, welche nah dem An— 
trage der Herren Abgeordneten Dieg und Genoſſen auf 
Nr. 233 der Drudjahen ad 3 nad) 8 39 einen neuen 
$ 39a einfügen wollen, deſſen Verleſung mir erlaffen 
wird, — dies ift ber Fall, — ſich von den Plätzen zu 
erheben. 

Geſchieht 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 

Ic bitte nunmehr diejenigen Herren, welche den von 
mir vorhin verlefenen Antrag Haußmann (Böblingen) 
annehmen wollen, fi von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das Büreau iſt zweifelhaft; wir bitten um die Gegen— 


probe. 

(Dieſelbe erfolgt.) 
Das Büreau iſt einſtimmig der Anſicht, daß jetzt die 
Mehrheit ſteht; der Antrag Haußmann (Böblingen) iſt 


fliegenden Gerichtsſtandes geſchaffen. Dort heißt es | abgelehnt. 

nämlid: Ich rufe nunmehr auf $40, — 8 41, — 54a, — 
Zuftändig für das Verbot ift die age $ 42, — N 4, — $ 44, — 845, — 846, — 41, — 
behörde, bei periodiihen im Inlande erfcheinenden | 5 48, — 5 49, — 5 50, — 


Drudidriften die YZandespolizeibehörbe des 

Bezirks, in welhem die Drudidrift er- 

ſcheint. 
Aus denſelben Gründen, aus welchen wir verlangen, daß 
die Preſſe allgemein geſchützt werde vor dem fliegenden 
Gerichtsſtand, haben Sie ſelbſt und haben die Regierungen 
beim Sozialiſtengeſetz angenommen, daß ſolch ein Aus— 
nahmegeſetz gegen die Preſſe nicht in Erſcheinung treten 
darf, ſelbſt ſozialiſtiſchen verbotenen Druckſchriften gegen— 


851, — 858, — 858, — 
ben bis 
zu 8 54 vom Haufe in zweiter Leſung für angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über $ 55. 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter. Meine 
Herren, id) möchte uur eine kurze Bemerkung zu dem 
855 machen. Ich möchte zunächſt bedauern, dab es leider 
nicht möglich war, den Ausländern den gleihen Schub 
306 * 
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in $ 55 zu gewähren wie den Inländern. Ich ftehe 
aber praktiſch vollftändig auf dem Standpunkt der 
Regierungövorlage, da ih aud glaube, daß wir ein 
Zmwangdmittel gegenüber denjenigen ausländifhen Staaten, 
nie mit ihrem: Urheberrecht im Rückſtand find, haben 
müſſen. 

Ich möchte aber bei dieſer Gelegenheit doch den 
Wunſch an die Reichsregierung ſtellen, daß ſie mit den— 
jenigen Staaten, die bisher der Berner Konvention nicht 
beigetreten find, in möglichfter Kürze Literarverträge ab- 
ſchließt. Es kommen vor allem in Betracht: in erfter 
Linie Rumänien und die Niederlande und in 
zweiter Linie Rukland, Schweden und Dänentart. 
Nor allem aber möchte ich die Bitte au den Herrn Staats 
fefretär richten, endlich auch zu veriuchen, eine Literar: 
fonvention mit den Vereinigten Staaten von Norbamerita 
zu erreihen. Der Vertrag vom Jahre 1892, der nur ein 
reiner Reziprozitätövertrag it, nicht aber ein Literar: 
abfommmen, it für bie deutſche Literatur im allerhöchſten 
Grade ungünſtig. Ich will bloß an die Beitimmung er: 
innern, dab von den Büchern, PWhotographien und Litho— 
nraphien zwei innerhalb der Grenzen der Vereinigten 
Staaten hergeftellte Gremplare bei der Kongrekbibliothet 
in Wafhington zu hinterlegen find. Es war in der Preſſe 
zu lefen, daß in der Sigung vom 29. März im öſter— 
reihiihen Abgeordnetenhauſe der öſterreichiſche Juſtiz— 
miniſter erflärt hat, daß bie Vereinigten Staaten bereit 
feien, einen Literarvertrag mit Oeſterreich abzuſchließen. 
Ih möchte daher wohl glauben, daß aud bie Möglichkeit 
beftände für Deutfchland, in der nächſten Zeit mit den 
Vereinigten Staaten von Amerifa einen derartigen Literar: 
vertrag abzuschließen. Ich glaube, es wäre auch die Pflicht 
der Vereinigten Staaten, in dieſer frage endlich einen 
Standpunkt einzunehmen, ber einem Kulturftaate unferer 
Zeit entſpricht. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Staatöfefretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirklihe Geheime Rath Dr. Nieberbing. 

Dr, Nieberding, Wirklicher Geheinter Nath, Staats: 
jefretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Die Wünſche des Herrn Vorredners ſind 
auch unſere Wünſche. Ihre Verwirklichung hängt aber 
von ſo vielen wirthſchaftlichen Konſtellationen und politiſchen 
Erwägungen ab, daß ich eine bindende Zuſage in der von 
dem Herrn Vorredner bezeichneten Richtung zu meinem 
lebhaften Bedauern zur Zeit nicht abgeben kann. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion iſt geſchloſſen. Da der $ 55 nidt an- 
gefochten tft, fo werde ih, wenn niemand widerfpricht, ihn 
al3 vom Haufe angenommen erklären. — Da niemand 
widerspricht, ift dies der Fall. 

Ich rufe auf 556, — 857, — 558 — und $59 — 
und erkläre auch diefe Paragraphen vom Haufe in zweiter 
— für angenommen. 

ch eröffne nunmehr die Diskuſſion über $ 60. Zu 
bemfelben Hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn ben 
Antrag geftellt, den erften Abſätz zu ftreichen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

, Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präfident, der von 
mir geftellte Antrag hat nur eine rebaftionelle Bedeutung. 
Diefe von mir beantragte Aenderung des Geſetzes ilt 
dadurch nothwendig geworben, daß der & 33 geitrichen 
wurde. Es waren für ben Fall der Aufrechterhaltung bes 
S 33 Beftimmungen nöthig, welde die Verhältniſſe des 
Mufitalienverlages zum Aufführungsrechte regelten. Nach— 
dem nun biefer Paragraph gefallen ift, müſſen diefe Be: 
ftimmungen wieder bejeitigt werben. 

Ich bitte das hohe Haus, dem Antrag zuzuſtimmen 
und demgemäß in 8 60 den Abſatze 1 fowie den $ 61 ber 
Vorlage zu ftreichen. 
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Präfident: Der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Spahn geht dahin, den $ 60 Ablak 1 und ben S 61 
ganz zu ftreihen. Es ift dies eine Konſequenz zu dem 
Beihluß zu $ 33. 

Das Wort wird nicht weiter verlangt; die Diskuffion 
ift geſchloſſen. Ich darf vielleiht, da nur eine Konſe— 
quenz vorliegt, ohne befondere Abftimmung annehmen, 
daß das Haus den Anträgen Dr, Spahn zuftinmt? — 
Dies tft der Fall, da niemand wiberfpriht. Alfo ift der 
erite Abſatz von 8 60 geftrichen und das zweite Alinea 
angenommen; 861 ift vollitändig geftrichen. — Ein Wider: 
fpruch hiergegen erhebt fi nidt. 

Ich rufe nunmehr auf ben $ 62 — und ben & 63 
— und erfläre aud) diefe ald vom Haufe in zweiter Lefung 
angenommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über den & 64. 
Zu demfelben liegt vor bad Amendenent Diet, Lurz, 
Dr. Müller (Meiningen), Dr. Dertel, Rimpau auf Nr. 240 
der Drudjaden. 

Der Herr Berichterftatter verzichtet auf das Wort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Deine Herren, da fid) 
feiner der Herren Antragfteller zum Wort gemeldet hat, 
fo geftatte ich mir cin paar Worte zur Begründung bes 
Antrags zu jagen. Nach der Vorlage müflen die Antho: 
logien, die fermerhin micht geftattet find, auch foweit fie 
bereit3 gebrudt find und mad bem Inkrafttreten bes 
Gejeges verfauft werben follen, nah Ablauf von ſechs 
Monaten ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes mit einem 
Stempel verfehen werden, damit dadurch der Nadyweis 
erbracht wird, daß bie Eremplare bereit® vor Erlaß des 
Geſetzes gebrudt waren, daß alfo fein Nachdruck vorliegt. 
Nun hat diefe Stempelung bei gut ausgeftatteten Werfen 
das Bedenken, daß dadurch das Werk entwerthet werben 
fann. Mir ift von einem Verlagsbuchhändler geſagt 


worben, die Anzahl der vorhandenen Anthologien jet eine (D) 


fo große, daß, wenn die Abftempelung erfolge, eine Ent: 
werthung der geftempelten Bücher eintreten werde, bie 
gegen 1 Million betrage. Ich möchte bemerken, daß aud) 
die durch die Abftempelung gegebene Garantie gegen ben 
Nahdrud nur eine zweifelhafte ift, weil der Stempel nicht 
auf jeben Bogen, fondern nur auf den Einbanb oder bie 
erite oder bie legte Seite ded Buches gelegt werben kann, 
und dadurd nicht ausgeſchloſſen ift, daß nur Titelblätter 
um Mbftempeln vorgelegt und baun bie Bogen des 

erkes nachgedruckt werben, jo daß doch der Beweis in 
—— Weite geführt werden muß, daß eine Fälſchung 
vorliegt. 

Nun ift es nicht To fchwer, den Beweis ber 
Fälſchung auf andere Weife zu führen. Wenn ein dies— 
bezüglicher Verdacht auftaucht, dann ift nur nothwendig, 
daß bei gebundenen Werfen der Buchbinder, bei un: 
gebundenen der Buchdruder darüber vernommen wird, ob 
ein Einbinden oder ein Druden nicht mehr ftattgefunden 
hat, nachdem das Geſetz in Kraft getreten war. Durch 
diefe Beweiderhebung wird ausgeſchloſſen, daß ein Nach— 
druck vorkommt. 

Ich glaube deshalb, wir können ruhig dieſen Abſatz 
ftreihen und fo die Gefahr des Vermögensverluſtes be— 


feitigen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geſchloſſen. Wir kommen zur Mb: 
ſtimmung. 


Ich werde zunächſt abſtimmen laſſen über den Antrag 
Dietz und Genoffen auf Nr. 240 der Druckſachen; ſollte 
derſelbe abgelehnt werben, über ben 8 64 nach den Be— 
ihlüffen der Kommiffion. — Hiermit iſt dad Haus ein— 
beritanden. 

Id bitte alfo Diejenigen Herren, welche dem 5 64 
bie Faſſung des Antrags Diet und Genoflen anf Nr. 240 


19) 
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(A) der Drudjadhen geben wollen, ſich von ihren Plägen zu 


erheben. 

j (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der S 64 iſt im dieſer Faſſung 
angenommen, und bie Faſſung der Kommiſſion damit 
befeitigt. 

Ich rufe nunmehr auf den $65 — und erfläre auch 
dieſen als vom Haufe in zweiter Leſung nad) den Kom— 
niffionsbefhlüffen angenommen. 

Deögleihen rufe ich auf die Einleitung und Heberjchrift 
des Geſetzes — und erfläre auch dieſe für im zweiter 
Leſung angenommen. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über die zu dem 
Geſetzentwurf vorliegenden Petitionen, zu denen bie 
Kommiſſion vorfhlägt, fie durch die Beichlußfaffung über 
den Geſetzentwurf für erledigt zu erklären. 

Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Dr, ide, Augeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, alle Fragen, die in den Petitionen angeregt 
find, foweit fie an das hohe Haus gelangt waren, als 
die Kommiſſion noch tagte, find bei der Berathung in der 
Kommiſſion zur Sprade gebradjt worden. Ich bitte Sie 
deshalb, jest nicht wieder auf diefe Petitionen zurüdzu: 
kommen, fondern den Antrag der Kommiffion anzunehmen 
und die Petitionen für erledigt zu eradıten. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift gefchloffen. 

Die Abftimmung über die Petitionen wird in dritter 
Leſung ftattfinden. 

Mir kommen nunmehr zu den Refolutionen. 

Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Nichter. 

Richter, Abgeordneter: Ich möchte vorſchlagen, die 
Verhandlung über dieſe beiden Refolutionen mit ber 
dritten Lefung zu verbinden. Es find das nicht fleine 
ragen, fondern die große Frage der Ausdehnung der 
Berner Konvention und die Befteuerung der gemein: 
freien Werke. Wir find jegt ſchon in der fünften Stunde 
der Berathung, und ich glaube, es wirb wenig Neigung 
fein, jeet in diefe große Disluſſion einzutreten. Zudem 
hat eine Scheidung der Diskuffion von der nadherigen 
Abftimmung auch fein Mißliched. Deshalb, meine ich, 
ift e3 richtig, die ganze Diskuſſion über die Nefolutionen 
mit der dritten Sn zu verbinden. 


— 


— Guruf.) qꝑ 
— Die dritte Reſolution iſt die Büſingſche. 


(Zuruf. 

Bräfident: Nein, es find drei Nefolutionen von der 
Kommiffion beantragt. 

Meine Herren, was ber Herr Abgeordnete Richter 
fagte, hat ja eine gewiffe Berehtigung. Ich möchte nur 
darauf aufmerfiam machen, daß wir wahrſcheinlich aud 
bei der dritten Leſung in einer recht bedrängten Geſchäfts— 
lage fein werben; und ob dann gerade die Zeit und auch 
die Luft vorhanden fein wird, eine eingehende Diskuſſion 
über die wichtigen Fragen, die in ben Refolutionen be: 
handelt werben, vorzunehmen, das möchte id) dahingeftellt 
jein laſſen. 

Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Ab- 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Ich glaube nicht, daß bie 
dritte Leſung des Gefeßes fo viel Zeit in Anſpruch nehmen 
wirb wie die zweite. Es find vier Refolutionen. Zwei 
darunter find ja fehr einfach. Ueber die Büfingiche haben 
wir jest eigentlich verhandelt, und über die Photographie: 
refolution beſteht feine a — Aber 
die zwei anderen Hefolutionen, über die Ausdehnung ber 
Berner Konvention und über bie Beſteuerung ——— 
Werke, ſind doch keine einfachen Dinge; und jetzt um 
halb ſechs, bei der natürlich fo überaus ſchwachen Be: 


ſetzung iſt es doch mißlich, die Abftimmung über ſolche 
Prinzipienfragen von einer Zufallsmehrheit abhängig ſein 


zu laſſen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 


Bräfident: 
der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präfident! Es 
könnte vielleicht im Frage fommen, ob wir die Refolutionen 
nicht zufammen mit denen verhandeln follen, bie beim 
Verlagsrecht geftellt find, ſodaß erft nah Abſchluß der 
zweiten Leſung des Verlagsrechtsgeſetzes, falls diefe heute 
nicht ftattfindet, alle Refolutionen behandelt werben. 
Wenn fi) dies nicht ermöglichen läßt, würde ich mich 
bein Antrage des Herrn Abgeordneten Richter anſchließen, 
die Nejolutionen zufammen nad der, dritten Leſung zu 
behandeln. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
ber Herr Abgeordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeorbneter: Würde es ſich denn nicht 
wenigitend empfehlen, biejenigen Nefolutionen, von denen 
ber Herr Abgeordnete Richter jelbft gemeint hat, daß fie 
zu einer Grörterung kaum Anlaß geben werben, heute 
nod) zu erledigen? 

(Widerſpruch links.) 
Es ift das namentlich die Reſolution Büfing, bie ſchon 
hente debattirt ift, vielleicht aber bei künftiger Gelegenheit 
u weiteren Debatten Anlaß geben könnte, und dann bie 
Refolution unter e, die aud zu Debatten feinen Anlaß 
geben wird. 

Präfident: Meine Herren, ich werde vielleidht den 
Wünſchen Aller entgegentommen, wenn id) meine, dab wir 
und jegt vertagen können 

(ehr richtig!) 
und mit den Nefolutionen morgen anfangen. — Das 
ſcheint allgemeine Zuftimmung zu finden. 

Das Wort zur Gefhäftsorbuung hat der Herr Ab: 
georbniete Dr. Spahn. 

Dr, Spahn, Abgeordneter: Herr Präſident, ich will 
gewiß nichts gegen dieſen Vorſchlag bemerken; aber ic) 
bitte mir es wicht falich auszulegen, wenn ih dem hohen 
Haufe zu meiner perfünlihen Entihuldigung, damit es 
nicht jo ausſieht, als ob ich rückſichtslos gegen bie 
Kommilfionsmitglieder wäre, mir mitzutheilen geftatte, 
daß ich morgen nicht in der Lage bin, an den Verhand— 
lungen des Hauſes teilzunehmen. 

Präfident: Dad werden wir jehr lebhaft bedauern. 

(Große Heiterkeit.) 

Zur Geichäftsordnung hat dad Wort der Herr Ab: 
geordnete Bedh (Coburg). ar 

Beckh (Coburg), Abgeordneter: Ich bin in berfelben 
Lage wie der Herr Stollege Spahn. 

(Große Heiterkeit.) 

Ich möchte aber des weiteren bemerken, daß ich glaube, 
bei ber Wichtigkeit der Refolutionen ift es doch ange: 
meffen, zu warten, bis ein befhlußfähiges Haus da ift 

(Heiterkeit), . 
und das wird bei der dritten Lefung ber Fall fein, 
morgen Mittag ganz gewiß nicht. 

(Zurufe.) z 

Vräfident: Meine Herren, ich ftelle alfo zunächſt 
den Antrag, dab wir und jegt vertagen. 

(Zuftimmung.) 
Wenn niemand widerjpridt, nehme ih an, dab dies ber 
Beihluß des Haufes ift. — Dies ift der Fall, da nie: 
mand wiberfpridt. mn 

Nun werde ich Ihnen die Vorſchläge machen für die 
morgige ng 
(Heiterkeit); 
da fünnen die Herren ja wiberfprecdhen, die die Nefo- 
—— morgen nicht auf die Tagesordnung geſetzt haben 
wollen. 


(C) 


(D) 
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(A) Ich ſchlage Ahnen vor, die nächſte Sitzung zu &3 jollte mur ine Andentung fein, daß das der, nächte (13) 
halten morgen, Sonnabend den 20. April, Mittags 1 Ihr, Gegenftand ift, den ich dem Haufe vorichlagen würde zu 
und zwar als erften Punkt der Tagesordnung: ' verhandeln. 

Fortfegung_ des abgebrodenen Gegenftandes, (Heiterkeit.) 
das Heißt alfo, daß jeht die Nefolutionen dranfommen; . Heute, als ich mit den Vertrauensmännern der Fraktionen 
2. den zweiten Gegenftand der heutigen Tagesordnung  zufammen war, ift dad doch fo vereinbart worden, daß 
— Berlagdredt; \ nad) den beiden Literargeſetzen das Süßftoffgeieß kommen 
3. erſte Berathung des Entwurfs eines Süßftoff: —— Das war alſo die Andeutung für die Allgemeinheit, 


geſetzes (Nr. 235 der Druckſachen). aß es fommt. 
Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Herr Ab: Iſt ein Widerfprucd erhoben gegen die von mir vor: 
— Richter. geſchlagene Tagesordnung? — Das iſt nicht der Fall; 
Richter, — Meine Herren, ich meine, das die Tagesordnung ſteht feit. 
iſt doch nicht richti & daß man von heut auf morgen die Zu Wahlprüfungen find berufen morgen, cine 
erfte Berathung eines ſolchen Geſetzes, das wir geftern Biertelftunde vor dem Plenum, die 5. und 6. Abtheilung. 
erſt bekommen ; Pie anſetzt; es kann doch niemand er: Die Mitglieder des Reichstags Haake, dv. Weibel, 


warten, daß das morgen ſchon zur Verhandlung kommt.  Mhlemann wünſchen ans ber IL reip. VI. Som: 
Man muß fih doch Ihlülfig madhen, was und von wem miſſion [heiden zu bürfen. — Gin MWiderfpruch hier: 
darüber gelagt wird. Alſo ich meine, vor Montag könnte | gegen erhebt ſich nicht; ich veraulafle deshalb die 4. Ab— 


bad —— ugeſetz nicht zur Verhandlung kommen. theilung, heute unmittelbar nach der Sitzung die erforderlichen 
fident: a, ich glaube, es wird nicht zur Ber: | Erſatzwahlen vorzunehmen. 
BER fonmen. Ich Schließe die Sigung. 
(Große Heiterfeit.) | (Schluß der Sigung 5 Uhr 40 Minuten.) 


Drau und 2 Verlag de der e Norbdeutich en Buderuderei, und Verlagsanftalt. 
Berlin SW., Wilhelmſtraße 32. 
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78. Sigung 


am Sonnabend ben 20. April 1901. 


Selte 
BVerfonalveränderungen in Kommiffionen: 2242 A, A, 2271 B 


Beurlaubungen; entfhuldigtes Mitglieb . 2242 A 
Anmeldung von Kommiljaren des Bunbesraths . . 2242 A 
Fortfegung und Schluß der zweiten Berathung bes 
Entwurfs eines Gefepes, beireffend das Urheber: 
recht an Merken der Literatur und der Tons 
funft (Mr. 97, 214 der Anlagen) — Refos 
lutionen . . 2242 B 
Abänderung ber Berner Nebereintunft. — 
Schutz gegen Uebertragung auf Inftrus 
mente zur mechanifchen Wiedergabe von 
Mufifftüden: 
Dr. Eſche, Berichterftatter . . 2242 B 
Richter . . . 2242 D 
Abgabe für die Neuberausgabe dem. Auf 
führung gemeinfreier Werle: 
®) Dr. Eſche, — . 2243 C 
Melftein . F . 2243 D 
Dr. Oertel . . . 2244 D 
Dr. Müller Meiningen) . 2245 C 
Stadthagen . . 2246 B 
Dr. Hajle . . 2246 D 
Dr. Arendt . - .» 2247 B 
Neubearbeitung bes Gefepes über Sen Sup 
bes Urheberrechts an Werfen der bilden⸗ 
den Künfte, ber Photographien gegen 
unbefugte Nachbildung, fowie des Urheber: 
rechts an Muftern und Modellen: 
Dr. Eſche, Berichterftatter . . 2247 C 


Befeitigung des fliegenden Gerichtsftandes 


für die Preffe: 
Nichter . 2247 D, 2249 B 
Büfing . . 2248 A 
Stadthagen . 2248 B 
Dr. DOertel . 2249 A 


Zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes über 
das Verlagsrecht (Nr. 97, 215 der Anlagen) . 2249 C 
$S 1 bis 15 (ohme Debatte) . . 2249 D 
$ 16, Werke in Abtheilungen ober Liefe— 
rungen: 
Fiſcher (Berlin) . . 2249 D, 2251 C 
MWerner, Kaiſerlicher Geheimer Ober: 
Regierungsrat) im Reichsamt des 
Sunen .» . 2251 B, 2252 A 
Wellſtein, Berichterftatter . 
Reichstag. 10. Legisl-P. IL Seffion. 1900/1901. 





Belte 
88 17 bis 24 (ohme Debatte) . . 2252 B 
$ 25, Freieremplare — —— 
Dr. Arendt . . 2252 B 
88 26, 27 (ohne Debatte). Be . 2252 C 
$ 28, Uebertragbarleit ber Rechte bes Ver: 
legers: 
Wellſtein, Berichterftatter . 2252 D, 2261 B 
Dr. Ede...» . 2253 A 
Delbrüd, Kaiſerlicher Geeimer Regie: 
rungsrathb im Reichs » Juftizamt: 
2253 B, 2260 B 
Dr. Müller ————— . 22635 C 
Dr. Dertel . . 2254 B 
Schrader . 2255 C 
Zehnter . 2256 C 
Stadthagen . 2257 B 
Dr. Arendt . . 2259 A 
Werner . . 2260 C 
8S 29 bis 37 (ohne Debatte) . 2262 A 
$ 38, Verfahren im Falle ber Konkurseröffe 
nung über bas Vermögen bes —— 
Dr. Rintelen . R 2262 A 
Dr. Müller (Meiningen) . 2263 A 
Stadthagen R 2264 A 
Dr. Oertel 2264 D 
Dr. Arendt . . 2265 C 
Delbrüd, Raiferficher Geheimer Regie: 
rungsrath im Reichs-Juſtizamt: 2266 A 
SS 39 bis 45 (ohne Debatte) . 2266 D 
8 46, Beiträge zu Sammelmwerfen ohne 
Namensnennung: 
Dr. DOertel . . . 2266 D 
Delbrüd, Raiferlicher Geheimer Regie: 
rungsrath im Neichs » Juftizamt: 2267 A 
Mellftein, Berichterftatter . . 2267 B 
SS 47 bis 51 (ohne Debatte) « + 2267 B 
$ 5la, Beſchränkung des Verlagsrehts an 
einem Bühnenwert — Ausſchluß ber 
Befugniß zur öffentlihen Aufführung: 
Dr. Rintelen . . 2267 B, 22653 A 
Dr. Eide. . . . 2267 D 
Delbrüd, Raiferlicher Geheimer Regie: 
rungsrath im Reichs - —— 2268 B 
Stadthagen ü . 2268 B 
Wellſtein . . . 2268 C 
$ 52 (ohne Debatte) . 2268 D 
Nefolutionen: 
Dr. Arendt . 2268 D 
Dr. Spahn . . - . 2269 C 
Müller, Königlich preukifcher Se 
heimer Ober-Negierungsrati . . 2270 B 
Dr. Müller (Sagan) . 2270 B 
Betitionen: 
MWellitein, Berichterftatter . . 2271 A 


Feftftellung der Tagesordnung für die nächſte Sihung: 2271 B 


Die Situng wird um 1 Uhr 20 Mimuten durch ben 


. 2252 A | Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 
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Präfident: Die Sikung tft eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einſicht 
auf dem Biüreau offen. 

An Stelle der aus ber II. refp. VI. Kommiſſion 
geihtedenen Herren Abgeordneten Haafe, Uhlemann und 
dv. Weigel find durch die vollzogenen Erfagwahlen gewählt 
mworben bie Herren Abgeordneten: 

v. Tiedemann in die Budgetkommiſſion; 
Wil, Dr. Hahn in die VI. Kommiſſion. 
Id habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Ballermann für 2 Tage, 
Freiherr v. Thünefeld 8 Tage. 

Es ſucht für längere Zeit um iaub nach der 
Herr Abgeordnete Haußmann (Böblingen), für 10 Tage 
wegen Theilnahme an den Arbeiten des württembergiichen 
Landtags. — Dem Urlaubögefuc wird nicht widerfproden; 
dasjelbe ift bewilligt. 

Entihuldigt ift bad Mitglied des Reichsſtags Herr 
Dr. dv. Frege-Welhien. 

Das Mitglied des Reichſstags Herr Werner wünſcht 
wegen anderweitiger dringender Geichäfte aus der Budget: 
fommiffion (Beiden zu bürfen. — Beim Mangel 
eined Widerſpruchs veranlaffe ih die 7. Abtheilung, 
heute unmittelbar nach der Plenarfigung bie erforderliche 
Erſatzwahl vorzunehmen. 

Als Kommiſſare des Bundesrath3 find von dem 
Herrn Reichskanzler für ben britten Gegenſtand der Tages: 
ordnung angemeldet: 

der Kaiſerliche 
Herr Kühn, 

der Kaiferlich 
Herr Bumm, 

ber a preußiiche Geheime Regierungsrath 
Herr Dr. Kapp, 

ber Be — Geheime Finanzrath 
Herr Richter, 

der —5 — Regierungsrath Herr Oegg und 

der Kaiſerliche — Herr Profeſſor 
Dr. v. Buchla 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 

Gegenftand derſelben iſt die 
Fortſetzung der zweiten Berathung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend das lirheberreht an 
Werfen der Literatur und der Tonfunft (Nr. 97 
der Drudiahen), auf Grund des Berichts ber 
XI, Hommiffion (Nr. 214 der Drudfaden). 
Berichterftatier ift der Herr Nbgeordnete 
Dr. Eiche. 
Refolution Nr. 255. 

Die Berathung wird fortgefegt mit den von ber 
Kommiffion vorgefhlagenen Nefolutionen, Seite 88 des 
Berichts. 

Ah eröffue bie Diskuſſion über die Kommiſſions— 
refolution ad a, 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: m. 
Herren, nad) der Faffung, die das hohe Haus dem S 2 
gegeben hat, ift es zuläſſig, Werke der Tonkunft tue 
Genehmigung des Komponiften zu übertragen auf bie 
feften Beitandtheile mechaniiher Mufitwerfe und auf bie 
auswechſelbaren Platten, Scheiben und dergleichen folder 
mechanischer Muſikwerke, welde die Werle der Tone 
kunſt mit geringer Klangwirkung wiedergeben. Aber 
auch dies läßt fih nah den ftrengen Grund: 
fäben des Urheberrechts nicht als gerechtfertigt 
anſehen. Das iſt nicht nur meine Anſicht, ſondern 
das iſt die Anſicht der Kommiſſion, die ſie zum 
Ausdruck gebracht hat durch Annahme der Reſo— 
lution unter a und durch ben Antrag, dieſe Reſolution 
anzunehmen. 


Geheime Ober: Regierungsrath 
Geheime Ober: Regierungsrath) 


Im PVerfolg diefer Meinung wünſcht nun weiter bie (C) 


Kommiffion, daß der Urheberrechtſchutz in dieſer Beziehung 
weiter ausgedehnt wird. Das Verbot ber llebertragung 
von Werten der Tonkunſt auf bie feiten Beftanbtheile von 
mechaniſchen Mufitwerken ift aber nicht möglich durch bie 
heimifche Geſetzgebung zu erlangen, ſondern mit Rüdficht 
auf die Beitimmung unter III des Schlußprotofoll ber 
Berner Konbention ift ed nothwendig, mit den zur Berner 
lebereintunft gehörenden Ländern durch internationale 
Vereinbarung dies zu erreichen. Daher ber vorgeichlagene 
Meg. Es ift Hoffnung vorhanden, daß das erreicht wird, 
einmal mit Nüdjiht darauf, daß bereits das a = öfifche 
Geſetz von 1866 bamald nur gegen heftigen Wiber- 
ſpruch im franzöfiihen Senat angenommen worden 
tft, ferner mit Nüdjiht darauf, daß im Jahre 1896 
bei Gelegenheit ber Pariſer Stonferenz die franzöſiſche 
Regierung den Vorſchlag gemacht hat, ausdrüdlich zu be— 
ſtimmen, daß die Erlaubniß zur Wiedergabe von Werfen 
der Tonkunſt beichränft fei auf die mit den mechanifchen 
Muſikwerken feit verbundenen Beltandtheile, ſich nicht 
eritrede auf die auswechſelbaren Platten, Theile und 
dergleichen. Auch jest giebt es in Franfreih in der 
Wiſſenſchaft nod eine ftarfe Strömung gegen bad Ge— 
ſetz von 1866. Es ift deshalb in der That Ausficht 
vorhanden, da es in der Haubtiache auf die franzdfische 
Negierung anfommt, dab die Bemühungen der Reichs: 
regierung, die wir anregen wollen, von Erfolg gekrönt 
ſein werden. 

Aus diefen beiden Gründen, da e3 gerechtfertigt ift, 
in dieſer Beziehung den Urheberrechtsſchutz weiter auszu— 
dehnen, und da Ausfiht vorhanden ift, dab das erreicht 
wird, was angeftrebt werden foll, bitte ih Sie, dieſe 
Nefolution anzunehmen. 

Präſident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Richter. 


Richter, Abgeordneter: die geftern am Schluſſe der (D 


Situng ausgeſprochene Erwartung, daß am Anfang der 
heutigen Sitzung das Haus bei dieſer Berathung mehr 
beſetzt ſein würde, hat ſich zu meinem Bedauern nicht 
erfüllt. Ach nehme davon Alt, wenn man etwa künftig 
aus der Annahme dieſer Refolution große weittragende 
Schlüffe ziehen will auf die Anfichten, die hier im Reichstag 
in der Mehrheit zu Tage getreten find. Ich weiß nidht, 
ob die Nejolution angenommen wird; wenn fie aber an— 
ng wird, dann ift ed bei dieſer Beſetzung aud) 
noch fo. 
Meine Herren, die Refolution beabfichtigt, internationale 
Uebereinkommen herbeizuführen, welche die Uebertragung 
auf alle mehanifhen Inſtrumente von der Genehmigung 
der Autoren abhängig mahen. Das geht meined Erachtens 
im Grundjage hinaus über das, was die Mehrheit des 
Reichstags, jedenfalld die Mehrheit im Plenum will; 
denn bie — Mehrheit hat bekanntlich den Antrag des 
Abgeordneten Traeger zurückgewieſen, welcher auch mur 
die Uebertragung auf auswechſelbare Walzen der Ein— 
ſchränkung unterwerfen will, wollte alſo nicht einmal die 
Uebertragung auf feſte Walzen von der Genehmigung 
abhängig machen, obgleich dieſe Uebertragung von dem 
Reichsgericht als auch nach der Berner Konvention für 
zuläfſig erachtet iſt. Ich meine deshalb, das Plenum 
ſetzt ſich bei der Annahme dieſer weitgehenden Reſolution, 
welche die Uebertragung auf alle Inſtrumente abhängig 
machen will, mit den Beſchlüſſen zum Tert des Geſetzes 
in Widerſpruch. 

Dazu kommt noch die Entftehungsgeidichte dieſer 
Refolution. Wenn Sie den Kommiſſionsbericht leſen, fo 
finden Sie, daß die Refolution vorgeſchlagen, erörtert und 
angenommen wurde am Schluffe der eriten Lefung der 
Kommiffion. Bei der zweiten Leſung ift fie gar nicht dis— 
futirt worden; e8 heißt nur: es wurde der Nejolution nicht 


(A) wibderfprochen. 


(B) ſchwache iſt. 
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Nun war aber die Sadjlage für dieſe Re— 
folution bei der erften Lefung in der Kommiſſion eine 
ganz andere ald nach den Beichlüffen der zweiten Lefung; 
denn die Kommiffion hat bekanntlich in der eriten Leſung 
die Frage freigegeben für alle mechanischen Inftrumente, 
während fie nad) ber zweiten Lefung die Uebertragung 
nicht freigegeben Hat für folhe Anftrumente wie das 
Pianola und andere Inftrumente. 

Nun hat der Herr Regierungsvertreter in der Roms 
miffion ausgeführt, daß dann, wenn man alle Weber: 
fragungen freigiebt, viclleiht eine Ausficht wäre, ein 
internationale Uebereinkommen herbeizuführen; wenn 
man aber irgend eine Beſchränkung einführte, fo würde 
jede Neigung bei anderen Staaten, namentlich bei Frant: 
rei, fortfallen, weil dann ja Frankreich des Bortheils 
verluftig würde fir feine Induſtrie, für feine Fabrikation 
von mechaniſchen Inftrumenten, den ihm die freiheit von 
jeder Genehmigung ber Autoren verſchafft. Dieſe Länder 
würden ſich alio dann in eine unginftigere Lage be- 
geben. Der Fall tritt num ein. Man hat in der zweiten 
Lelung eine Beihränfung eingeführt in Bezug auf Pianolas 
und ähnliche beſonders kunſtvolle Anftrumente. Die 
anderen Staaten fabriziren dergleichen frei; ſie würden 
alſo jest, wenn fie eine Menderung der Berner Konvention 
begünftigen, den Intereſſen ihrer Induftrie Schaden, wie 
das der Herr Staatsfekretär fchr überzeugend bei der 
erſten Lefung entwidelt hat. Freilich, die Nichtung der 
Regierung iſt in diefer Frage etwas ſchwankend geworden. 
In der zweiten Leſung hat fie fi mehr noch zu Bunften 
der Autoren verichoben gegenüber der erften Leſung, fo- 
daß man nicht weiß, welche Stellung die Regierung über: 
haupt heute zu der Nefolution einnimmt Vielleicht hält 
fie dieſe Refolution für fehr harmlos und bedeutungslos. 
Das fanıı ich dod nicht fo ganz und gar zugeben, wenn 
audı die Beſetzung des Hauſes im Augenblid eine fehr 
Meine Herren, wann tritt ein folder 
Kongreß wieder zufammen? Gr tagte zuerft 1886 und 
dann 1896. Ich bin micht darüber unterrichtet, ob zehn: 
jährige Perioden hier maßgebend find. Im Jahre 1896 


hat man einen Antrag ausdrüdlih abgelehnt, der 
Beſchränkungen einführen wollte in Bezug auf bie 
Uebertragung auf mechaniſche Snftenmente, und 


e3 beißt aud, daß die franzöfifche Regierung die An— 
regungen der franzöfifchen Delegirten in Bezug auf die 
Abänderung nur fehr zweidentig, fehr leiſe unterjtügt Hätte. 
Nun, meine Herren, wenn 1596 gar feine Ausſicht war, 
wie kann man denn glauben, daß in der nächſten Zeit 
fih eine Ausfiht in der Nichtung bietet! Wenn nun 
aber nad einigen Jahren wirklich Gelegenheit gegeben 
wird, auf einem folchen Kongreß auf die Sache zuriid- 
zufommen, wollen wir dann heute ſchon eine Marfchroute 
anfertigen für die Regierung für einen Kongreß, der viel: 
leicht erit in 6 Jahren zufammentritt? Das halte id) doch 
für falſch felbft vom Standpunkte derjenigen aus, die auf 
dem gerade entgegengefegten Standpunkt in Bezug auf 
die Beſchränkungen der Mebertragung ftehen. Denn wer 
fan heute jagen, wie diefe Induftrie fi) nad 4, 5 oder 
6 Jahren weiter entwidelt hat, ob fie nicht alsdann fo 
funftvoll geworden ift, daß die Einfchränfung der Bianolas 
fi auf die meiften diefer Inſtrumente thatfählid ſchon 
ohnehin erſtreckt! Mer kann überhaupt heute wiffen, wie 
nad einigen Jahren bei einer Induftrie, die ſich derartig 
rapide fortentwidelt, und vervollkommnet, die Sadlage 
it! Deshalb halte ic) es für falich, eine ſolche Nefolution 


anzunehmen. 
(Bravo links.) 

Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Distuffton iſt geichloffen. Wir kommen zur Ab- 
ftimmung. 

Ih bitte diejenigen Herren, welde die Refolution a 


ber Kommiffion annehmen wollen, fich von ihren Plätzen co) 


zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 
(Zurufe und Heiterkeit.) 

— Die Mehrheit der Anmwefenden. 

Ich eröffne die Diskuſſion über die Nefulution b. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Dr. Eſche, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, die Nefolution b ift aus zwei Anträgen entftanden, 
die zunächſt in der Kommiſſion geftellt und die beftrebt 
waren, das, was jet in der Nefolution als Wunſch aus: 
gedrückt wird, als Beitimmung in das Geſetz aufzunchmen. 
Diefe Anträge wurden in der Kommiſſion lebhaft be: 
fämpft, und namentlich auch der Herr Staatsſekretär hat 
diefe Anträge mit Energie als unausführbar bezeichnet. 
Aber aud die Kommiffton überzeugte fih ſchließlich, daß 
diefe Frage noch nicht hinreichend geflärt fei, um als 
Beftimmung in das Urheberrehtgeie aufgenommen zu 
werben. Sie war aber der Meinung, es fei gut, wenn 
in ber Form einer Nefolution der barin ausgebrüdte 
Gedanke niedergelegt werde. Diefer Gebanfe ift ja nicht 
ganz neu. Auch der belgiihe Senat hat fih einmal mit 
der Frage ber Verſtaatlichung gemeinfreier Werke be— 
ichäftigt, und nad dem italienifhen Geſetz werden nad 
Ablauf der fünfzigjährigen Schugfrift die Werke frei, aber 
derjenige, der die gemeinfreien Werke verwerthen will, iſt 
dann verpflichtet, eine Abgabe, die fih mad der Höhe des 
Ladenpreifes bemißt, an die Erben ber Urheber zu ent: 
richten, und aud diejenigen, welche die Petition der fo: 
genannten Goethe-Stiftung an ben Reichstag gebradıt haben, 
— unter denen ſich, wie ich befonderd hervorheben will, 
einige hervorragende Verlagsbuchhändler, insbeſondere der 
Inhaber der Firma Philipp Reclam in Leipzig, befinden, — 
winfchen, daß die Werte, deren Schußfrift abgelaufen ift, 


nicht gemeinfrei werben, fondern in das Cigenthum biejer (D) 


Goethe-Stiftung übergehen. 

Es iſt, wie ih ſchon erwähnte, von verſchiedenen 
Seiten, auh von den Herren Antragitelern in der 
Kommiſſion anerfanıt worden, daß die Ausführung auf 
erheblihe Schwierigkeiten ftoßen werde. Trotzdem glaube 
ich, daß id) Die Helolution zur Annahme empfehlen kann. 
Ich glaube, Sie können die Refolution unbedenklich an: 
nehmen, da Sie fih ja nicht über deren Nusführbarfeit 
die Köpfe zerbrechen follen, fondern biefe angenchme 
Aufgabe dem Herrn Reichskanzler überlaffen bleiben joll. 

(Heiterfeit.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wellſtein. 

Wellſtein, Abgeordneter: Meine Herren, Sie haben 
aus dem Vortrag des Herrn Berichterſtatters gehört, daß 
die Reſolution zurückzuführen iſt auf Anträge in der 
Kommiſſion, die aber nicht angenommen, ſondern ſchließ— 
lich zu der vorgelegten Reſolution zuſammengeſchweißt 
worden ſind. Ich will mich hiermit als einer der Urheber 
dieſer Anträge bekennen, ſo ſchwer das vielleicht auch bei 
der etwas mißfälligen Aufnahme, die die Reſolution 
beziehungsweiſe die Anträge bei vielen Mitgliedern dieſes 
Hauſes gefunden Haben, ſcheinen mag. Aber, meine 
Herren, meine politifchen Freunde und ich waren uns 
mancher Bedenken, die gegen unfere Anträge ſprechen 
und uns entgegengehalten werben fonnten, bei ber Ein- 
bringung der Anträge vollftändig bewußt, und wir waren auf 
Widerſpruch gefaßt. Entſprechendes gilt ja für viele 
andere Anträge im Haufe aud. Wir gaben und aber 
doch der Hoffnung Hin, da in ben Verhandlungen ber 
Kommiſſion die Bedenken, die und entgegengehalten werben 
würden, fich vielleicht zerftreuen ließen, und daß wir doch 
Jen Ziele, dad wir anftrebten, entgegenführt würden. 
Die Hoffnung hat fich indeffen nicht erfüllt; wir haben 

3 -. 
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(A) auf die Anträge verzichtet, jedoch wenigſtens erreicht, daß 


die Mehrheit der Kommiſſion dem Reichstage diefe Ne: 
folution vorgelegt hat. 

Der fo geihaffenen Sachlage gegenüber brauche id) 
natürlich nicht mehr zurüdzugreifen auf alle diejenigen 
Argumente und Gründe, die wir glaubten vorbringen zu 
fönnen zu Gunften unferer Anträge. Es handelt fid ja 
lediglich, wie ſchon der Herr Berichterftatter erwähnt hat, 
darum, feftzuitellen, ob das Ziel, was wir eritreben, der 
Erwägung werth ift, und es dann dem Herru Reiche: 
fanzler zu überlaffen, fi den Stopf zu zerbredien, ob dad 
Ziel wirklich erreicht werden kann, ob die Vorſchläge aus: 
führbar find. 

Meine Herren, was das Erftere anlangt, jo weiſe ich 
darauf hin, daß in den zahlreichen Zufhriften, bie in den 
vergangenen Monaten, während welcher wir über dies 
Geſetz verhandelt haben, und zugegangen find, zahlreiche 
Hinweife anf die bebauerliche, bedrängte Lage fi finden, 
in ber ſich viele herborragende, um dad Geiftesleben unferer 
Nation hochverdiente Männer, Scriftiteller wie Kompo— 
niften, Zeit ihres Lebens befunden haben. Auch der Herr 
Berichteritatter hat bei Beginn diefer zweiten Leſung darauf 
hingewiefen, daß gar mander Mann, der den Kampf 
nit mit Flinte und Gewehr, jondern mit den Waffen 
des Geiftes um des Paterlandes Ehre und Ruhm führt, 
nicht der Erträge feiner Arbeiten und Mühen fi) erfreut, 
und er hat Sie in wohlthuender Begeifterung aufgefordert, 
durch Stärkung des Urheberrechts ſolchen Männern bie 
angemeifenen Grträge ihrer Arbeit zu fihern und ihre 
Hinterbliebenen und fie felbft vor Noth und Armuth zu 
ſchützen. Meine Herren, auch unfere Anträge follten nad) 
biefer Richtung hin helfend eingreifen, und jo glaubten 
ir, dab wir die AZuftimmung des Reichstags für die 
Anträge erzielen würden, und glauben wenigitens jebt 
nod, daß, nachdem auch der Herr Berichterftatter fih für 


(B) die Nefolution ausgeſprochen hat, das hohe Haus fid 


wenigſtens dieſer Nejolution anfchließen werde. Es find 
ja aud) gegen den Grundgedanfen irgendwelche Einwendun— 
gen nicht erhoben worden. 

Die Einwände richten fich Iebiglih gegen die Art 
und Weife, wie wir die Mittel aufbringen wollen, gegen 
die Art und Weile, wie wir diefe Mittel aufbringen und 
wie wir fie wieder ben Bebürftigen barbieten wollen, 
fowie gegen bie Ausführbarkeit unſerer Vorſchläge. In 
eriterer Beziehung hat man behauptet, ed bebeuteten Die 
Vorſchläge neben der allgemeinen Belteuerung, welcher 
die gewerbömäßige Aufführung und das Berlagsgeihäft 
ausgelegt wären, noch eine befondere Beſteuerung. 
Meine Herren, ed ift im dem Bericht ſchon darauf hin- 

ewwiefen, daß es fi hier nicht um eine befondere Be— 
se handelt; es handelt fid nur um eine bejondere 
Abgabe für einen beitimmten Perſonenkreis. Das entipricht 
nicht dem Charakter einer Steuer. Am beiten läßt ſich 
diefe Abgabe vergleichen mit Abgaben für Alters: und 
Invalidenverfiherungen. Meined Gradtend glaube id 
wohl, annehmen zu dürfen, daß niemand hier im Haufe 
eine derartige Abgabe ald eine umerfreulide Sozial: 
politifche That bezeichnen wird. Es ift dann auch noch 
” erwägen, daß die Abgaben — nad) unferem früheren 
ntrage wenigftens, wenn aud in dieſer Beziehung nähere 
Beltimmungen in der Refolution nicht enthalten find — 
bloß von dem erzielten Reingewinn abgegeben werden 
follen, fodaß alſo in biefer Richtung diejenigen, die wir 
befteuern wollen — wenn id biefen Ausdruck gebrauden 
fol — beſſer geftellt fein follen als diejenigen, welche zur 
Alterd: und Invalidenverfiherung ihre Abgaben entrichten. 

Es wird und weiter entgegengehalten, daß wir hier 
ben guten Gedanten, gemeinfreie Werfe dem Volke in guten 
billigen Ausgaben zuzuführen, beftenern wollten. ber, 
meine Herren, bad muß ſich ſchließlich jeder gefallen 
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laffen; jede Erfindung wird ſchließlich aud einmal in 
ihren Produkten, in ihren Ergebniffen befteuert, und fo, 
glaube ih, wirb es auch nad der Richtung Hin nicht 
gegen bie Billigfeit und das Recht verftoßen, wenn aud) 
denjenigen, weldhe aus dem Bertrieb gemeinfreier Werte 
einen Gewinn erzielen, eine derartige Belteuerung auf: 
erlegt werden fol. 

Mehr Eindrud als diefe hat auf mid die Einwendung 
gemacht, dab wir durch einen ftärferen Schuß des Urheber— 
rechts die don und vorgeichlagene Beitimmung überflüffig 
gemacht haben würden, daß und der Vorwurf nicht erfpart 
werben fünne, wir hätten dadurch, daß wir auf Die weiter: 
gehenden Anträge zu 8 33, zu 827 u. ſ. w. nidt ein: 
gegangen wären, und abgeneigt gezeigt, den lirhebern, 
Schriftitellern und Komponiſten ausreihende Erträgniſſe 
ihrer Arbeiten zu fihern, weldhe diejen daran fraft Rechts— 
anſpruchs zufämen, und wollten nun auf dem Umweg 
einer allgemeinen Beftenerung ihnen quasi ein Alınojen 
zuführen. Auf die Details, welde in den legten 4 Tagen 
bier vorgeführt worden find, kann ich jett nicht mäher 
eingehen; ich will nur im allgemeinen bemerken, daß wir 
uns der ftrengeren Durdführung des Prinzips des geiitigen 
Gigenthums, wie es gefordert worden ift, nicht anjchließen 
fonnten, daß wir nicht weiter gehen konnten, als wir es 
bei den Nbftimmungen der leiten Tage gethan haben. 
Wir halten die Durdführung des Prinzips deö geiftigen 
Eigenthums, wie fie verfucht worden ift, für zu weitgehend 
und glauben aud, daß in der materichen Ausbeutung 
des Urheberrechts viel zu viel erhofft worden ift, gegen: 
über demjenigen, was wirklich herauskommen dürfte, wenn 
die ftrengere Durchführung angenommen fein würbe, 

Mas endlid die Ausführbarfeit unferer Vorſchläge 
angeht, fo hat ſchon der Herr Berichterftatter, wie ich be: 
merkt habe, darauf hingewieien, daß wir uns nicht bie 
stöpfe darüber zerbrechen follen, ob und wie die Beiträge 


— 


0) 


einziehbar find, ob damit eine große Beläftigung u. f. w. (D) 


verbunden iſt oder nicht, ſondern daß das der Herr Reichs— 
fanzler beziehungsweife die Bundesregierungen thun follen. 
63 ift nun aus dem Bericht zu eriehen, daß der Herr 
Staatöfekretär des Reichs-Juſtizamts auf den Standbpunft 
geftanden hat, es handle ji hier um eine Beitenerung. 
Handelt es ſich wirflid um eine Steuer, dann wirb weder 
der Herr Staatsſekretär noch irgend jemand bier aus 
bein Haufe behaupten Können, daß die Maßregel unaus— 
führbar ſei. Weder dem Reich nod irgend einem Bundes» 
ftaat ift die Einziehung einer Steuer jemald mißlungen. 
(Sehr ridtig!) 

Bräfident: Das Wort hat der Here Abgeorbnete 
Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, bem Herrn 
Vorredner und den Bätern der Nejolution werden wir 
fammt und ſonders gern das Zeugniß ausftellen, daß fie 
aus einem jehr guten und warmen Herzen heraus ges 
handelt haben. &3 tft aber nirgends gerathen, den Ber: 
ftand mit dem guten Herzen durchgehen zu laffen, be— 
* nicht, wenn man ſich in der Lage des Geſetzgebers 

efindet. 

Die Reſolution, die uns hier vorgeſchlagen iſt, iſt 
meines Erachtens undurchführbar; ſie iſt meines Erachtens 
ſehr ſchwer ernſt zu nehmen. Die Stimmung im Hauſe 
erſcheint ſelbſt dem Herrn Vorredner heute ungunftig; auch 
die Stimmung in der Kommiſſion war nicht günſtig. Die 
Mehrheit, mit der der eingeſetzte Unterausſchuß die Reſo— 
lution beſchloſſen hat, war ſehr knapp; die Mehrheit, mit 
der die Kommiſſion ſich auf den Beſchluß ihres Unter— 
ausſchuſſes ſtellte, war auch recht knapp. Ich glaube, es 
wird im hohen Hauſe recht wenige geben, die das gute 
Herz ſo über den kühlen Verſtand ſiegen und triumphiren 
laſſen, wie ber hochgeehrte Herr Vorredner. Der Reichs: 
tag wird ſogar den erhebenden und beruhigenden Anblid 
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(A) haben, daß in diefer wichtigen Frage die Herren Richter 


(B) 


und Dr. Müller (Meiningen) ausnahmsweiſe eines Herzens 

find, — und das jollte doch bei der grundfäglichen Stellung: 

nahme beider Herren außerordentlih ftugig machen. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, wenn wir die Nejolution annehmen, 
jo fegen wir die ganze Nefolutionäthätigkeit des Reichs— 
tags meiner leberzeugung nach herab. Es wird ohnehin 
mit Nefolutionsihöpfungen eine Art grober Unfug ges 
trieben. Es geht faum ein Gejegentwurf ins Land, an 
dem nicht zwei, drei, vier Refolutionen angehängt werben, 
und in demjelben Athem beklagt fih der Reichstag, der dieſe 
Reſolutionen fabrizirt, daß die Geſetzgebungsmaſchine mit 
allzu ſtarkem Hochdruck arbeite. Dieſe beiden gleich un— 
leugbaren Thatlahen laſſen ſich logiſch nicht miteinander 
vereinigen. Wir würden die anderen Reſolutionen, die 
wir ernſt nehmen, und deren Beachtung wir wünſchen, 
herabſetzen, wenn wir dieſe Reſolution, von deren Un— 
durchführbarkeit wir im großen und ganzen überzeugt ſind, 
gleichzeitig mit den anderen empfehlen. Die verbündeten 
Regierungen würden dann ein gewiſſes Recht haben, das 
zu thun, deſſen man ſie heute ſchon beſchuldigt, nämlich 
über Reſolutionen des Reichſstags zwar nicht mit dem 
Gefühl abfoluter, aber doch mit dem Gefühle relativer 
Wurſchtigleit hinwegzugleiten. 

Nun ſagt der Herr Vorredner: ſehr richtig, die Re— 
ſolution iſt ſo unſchuldig, wie ein noch kaum geborenes 
Kind, ſie verlangt vom Reichskanzler weiter nichts als 
Erwägung. Aber er ſelbſt hat zugegeben, daß die Er— 
wägung derart iſt, daß er und die übrigen Väter der 
Reſolution ſich ihre reſpektiven Köpfe daran nicht zerbrechen 
wollen; dieſes Kopfzerbrechen wollen ſie dem Herrn Reichs— 
kanzler überlaſſen. Ja, meine Herren, gewiß hat der 
Neichskanzler und die verbündeten Regierungen die Pflicht, 
ſich mandmal den Kopf zu zerbrechen, den wir uns nicht 
zerbreden. Wenn wir aber von vornherein zugeftehen, 
wir können das nicht, was wir ihnen zumuthen, jo jegen 
wir auch unjere Thätigfeit herab, und ich bin der Letzte, 
der die Thätigfeit des Neihstagd gegenüber den ver: 
biindeten Negierungen irgendwie herabjegen möchte. Des: 
halb bitte ih Sie, diefe Refolution nicht anzunehmen; fie 
ift durchaus undurdführbar. Ich verfüge über ein ge 
wiffes Quantum von PBhantafie; ich kann mir aber nicht 
denfen, wie die ganze Ausführung, die Erhebungen, die 
Teltftellung des Ertrages, die Bertheilung der Inter: 
ſtützungen durchgeführt werden follen. Das ift für mid 
bollfommen unfaßbar, vollfommen dunkel, und auf den 
Boden will id), wie gefagt, nicht treten, dak ich mir das 
Armuthözeugniß ausftelle: „Was ich ald erwählter Ab: 
neorbneter de3 beutichen Volkes nicht kann, das muß der 
Herr Reichskanzler als Reichskanzler können.” Ach möchte 
wenigftend der unglüdjelige Geheimrath nicht fein, der 
mit der Ausarbeitung des betreffenden Geſetzes beauftragt 
würde. Schon mit Rüdfiht auf dieſes Unglückswurm 
mödte ih Sie bitten, dieſe Reſolution abzulehnen. 

(Heiterfeit.) 

Ich möchte aber auch nicht der AusführungSbehörde 
angehören, die mit der etwaigen Ausführung des Gejeges 
beauftragt würde. Die Männer wären beflagenöwerth 
im höchſten Grade. Deshalb habe ich in der Kommilffion 
fhon mid ausdrüdlic verwahrt, meinerjeit3 mitzuarbeiten 
an dieſem etwas mißrathenen Kinde der Geſetzgebung 
und eines guten Herzens, und ich bin überzeugt, ber 
Neihdtag wird nad feiner heutigen Stimmung meine 
Anficht —— wird aber allerdings nicht unterlaſſen, den 
Herren Vätern der Reſolution nochmals ausdrücklich zu 
bezeugen, daß ihr gutes dc auffeitig anerlannt wird. 

(Beifall.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Müller (Meiningen). 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
die Herren Väter des Gedankens haben ihr Kind über: 
haupt zum Theil ſchon ſchnöde im Stich gelaffen. 

(Heiterkeit) 

Wenn es gälte, bloß das gute Herz zu zeigen, fo wären 
wir aud alle dabei; aber der Gedante — und da ftehe 
ih völlig auf dem Standpunkte des Herrn Kollega Dertel 
— ift vollftändig unausführbar. Wenn es ſich bloß darum 
handelte, das allgemeine große, ſchöne, ideale Prinzip zur 
Durdführung zu bringen in Bezug auf die Nutoren, daß 
jeder Staatöbürger fein Huhn im Töpfchen hätte 


j (Heiterfeit), 
ja, dann wäre die Sadje ganz ſchön. Aber — vor allem 
wende ich mich bier an die Herren in der Mitte — bie 


Herren müßten und doch die Mittel und Wege an bie 
Hand geben und und zeigen, wie fie die Sache eigentlich 
machen wollen. Sie hätten ja ihr gutes Herz für die 
Autoren zeigen können, aber fie haben uns, bie wir bor 
allem für die Intereſſen der Autoren eingetreten find, 
wiederholt ſehr ſchnöde im Stich gelaffen; ich erinnere an 
die Abftimmmungen über 8 27 Abfab 3 und über $ 33. 
Und Sie können ihr gutes Herz für die Mutoren weiter 
zeigen, wenn Sie den Anträgen, die wir bei dem Verlags: 
reht zu ben 88 28 und 38 jtellen werben, freundlichſt 
ihre Unterſtützung angedeihen laffen. Die Autoren wollen 
Rechte, Feine Grabe. 

Wie undurdführbar der Gedanke tft, den Sie zuerit 
in Geftalt eines förmliden Antrags gebraht haben, hat 
fi) gezeigt, wie wir in der Kommiſſion und in der Sub: 
fommijfton den berühmten, aus der Büchſe geichoffenen 
8 64a behandelten, der ja aud in ſprachlicher Beziehun 
ein Unding war. Da mußten Sie ſelbſt zugeftchen, dab 
mit der ganzen Sadje überhaupt gar nichts anzufangen fei, 
am allerwenigiten im Rahmen des vorliegenden Geſetzes. 
Ich ftehe auch vollftändig auf dem Standpunkte des Herrn 
Stollega Dr. Dertel: wenn wir eine derartige Refolution 
annehmen, von der wir jelbft überzeugt find, daß fie voll: 
ſtändig unausführbar ift, fo bisfreditiren wir geradezu 
bie Stellung des Neihstags; dann muß es dahin kommen, 
daß man überhaupt bei der Neichöregierung feinen Schuß 
Pulver mehr auf unfere NRefolutionen giebt, wenn wir 
einfah in den Tag hinein Refolutionen ergehen laffen, 
bon benen wir felbft überzeugt find, daß ihnen nie eine 
Folge gegeben werden wird. Ich bin ja aud der An— 
ſchauung des Herrn Stollega Dr. Dertel, dab diefe Ne: 
folutionsfabrif des Reichstags bereits gemeingefährlich iſt; 
aber ich will bei dieſer Gelegenheit nicht unterſuchen, wer 
vor allem daran ſchuld iſt, daß derartig zahlreiche 
Reſolutionen, auf die ein Werth überhaupt gar nicht ge— 
legt wird, erlaſſen werden — vielleicht weiß das der 
Herr Kollega Dr. Oertel beſſer als id). 

(Heiterkeit.) 

Nah der Refolution ſollen alfo alle gemeinfreien 
Werke herangezogen werben. Die Herren im Zentrum 
wollen darnach auch neue Ausgaben von Cicero, Kenophon 
und Gäfar ebenfo mit einer neuen Steuer belegen wie 
z. B. alle Werte von Schiller, Goethe und unferen anderen 
Klaſſikern. Nun möchte ic einmal die Frage aufftellen: 
was wollen Sie denn mit den Ausländern thun? Sollen 
biefe auch unter dad Gejch fommen oder follen fie beifer 
behandelt werden? Sie felbft müffen doch einſehen, daß 
eine derartige Kontrole überhaupt theoretiih nicht durch— 
führbar ift! Und dann: unter welde Staatöfontrole 
wollen Sie den ganzen deutfhen Berlagshandel 
bringen? Die Berleger haben fih mit vollem Recht 
gegen ben bloßen Gedanken bereit aufgeregt: fie würden 
unter eine fo intenfive Kontrole kommen, dab es in 
Zukunft wirflid fein Vergnügen mehr wäre, Verleger zu 
fein; die Koften wären riefig, und die Erträgniſſe wären 
geradezu minimal. Ferner aber: nad) welden Geſichts— 


(D) 


(8) diefer Refolution ift nicht das Geringite anzufangen. 
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(A) punften wollen Sie überhaupt die Schäßung vornehmen? 


Sie hatten vorgefhlagen: nadı dem NReingewinn. Wollen 
Sie dabei den Schaden, den der Verleger mit anderen 
Merken hat, auch hineinrechnen? Alſo aud nad) dieſer 
Richtung hin können Sie einen greifbaren Gedanken über: 
haupt nicht bringen. Melde Unſumme von Streitig- 
feiten würde zwiſchen Verlegern und Wutoren und 
der betreffenden Bentralanftalt entftehen! Und nad 
welden Geſichtspunkten wollen Sie die Verwendung ber 
betreffenden Beträge überhaupt treffen? Welche MWillfür 
wiürbe hier eintreten! Je nad der politifchen, religiöfen 
und fonfeffionellen Stellung, je nad der äfthetiihen Au— 
ſchauung des betreffenden Autors würde die Beurtheilung 
des Merfes ftrittig werden. Dad um fo mehr, als eine 
große Literarkommiſſion enticheiben fol, beitehend aus 
Mitgliedern des Bundesraths, des Reichstags, Literaten, 
Künftlern u. f. w. Denten Sie fi, wie bei jeder prin- 
zipiellen Frage in Bezug auf das fünftlerifche und äfthe: 
tiiche Leben ein Streit entitehen würde zwiſchen dieſen 
einzelnen Faktoren in der Literarfommiffion! 

Meine Herren, ih muß alfo jagen: biefer riefige 
Apparat fol aufgeboten werden um nichts. Und bie 
Folge diefer Nefolution würde bie fein, mie ich bereits 
in der Kommiſſion auseinandergeieht habe, daß Sie ebenjo 
den Stünftlern, den Photographen, den Grfindern und 
ſchließlich auch den Vorzeihnern in einer Yabrif, d. h. ben 
GErfindern eines Gefhmadömufters u. |. w., ebenfalls die 
Wohlthaten des Gefeges zulommen laffen müßten. Es 
iſt rein theoretiich allerdings eine ganz gute foziale dee, 
die Sie haben, die aber ohne weitere bireft in den 
fozialiftiichen Zufunftöitaat führen müßte. Die Nefo: 
Iution ift ein vollftändig tobtgeborenes Kind. 
Sind Sie der Meberzeugung, daß eine Verſtärkung des 
Urheberrechts nothwendig ift, fo helfen Sie und bei den 
materiellen Beftimmungen des Urheberrechts; aber mit 


Ich 
bitte Sie daher, dieſelbe abzulehnen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stadthagen. 

Stadihagen, Abgeorbneter: Meine Herren, biejer 
Nefolution vermögen ich und meine freunde ebenfalld nicht 
zuzuftimmen. Mir werben gegen die Refolution ftimmen, 
müffen gegen biefelbe ftimmen, wie wohl wir nicht ver— 
fennen wollen, daß ein guter Gebante wohl urſprünglich 
in dieſer Reſolution gewelen fein mag. 

Herr Abgeordneter Dertel hob hervor, man fol nicht 
dem guten Herzen allein folgen, man joll das gute Herz 
nicht durchgehen laffen, jondern dem fühlen Werftande 
mehr Naum geben. Diefe Neußerung des Herrn Dr. Dertel 
hat mih um fo fehr gefreut, als ich hofie, er wird 
nächſtens and bet feiner Stellung bezüglich der Prügel- 
ftrafe das gute Herz ſchießen laffen und dem fühlen Ver— 
ftande Raum geben. Als ich aber von Herrn Dr. Dertel 
hervorheben hörte, dab es geradezu eine Quälerei für die 
ausführende Behörde bezüglih diefer Nefolution fei, da 
dachte ih an die Ausführungsbeamten bei der Prügel- 
ftrafe. Laffen Sie da auch einmal Ihr gutes Herz und 
Ihren fühlen Verftand walten und denfen Sie gelegentlich 
auch an die ausführende Behörde bei der Prügelitrafe, 
die doch ein ſchwereres Amt hat als die Ausführungsbehörbe 
bei diefer Refolution. 

Meine Herren, es iſt von Seiten des legten Herrn 
Nednerd geſagt worden, es liege ein Stüd fozialer 
Gedanke in dem Grundgedanken diefer Nefoluion. Wir 
haben in der Kommiſſion die Stellung eingenommen, bie 
wir bei allen Anregungen, die von anderer Seite fommen, 
einnehmen, daß wir Anträge, in denen ein gewilfer fozialer 
Gedanke, wenn aud in verihwommener Form, ftedt, 
unterftügen in der liebenswürdigſten Weiſe, wie dies auch 
mein Freund Dieg in der Kommiſſion that, dann bar: 





fegen: wir find bereit, 
Allerdingd müſſen wir dann darauf hinweiſen — und dieſe 
Greenntniß dringt ja in immer weitere Kreiſe —, daß bei 
dem unvollfommenen Zuftande der Jetztzeit, bei der Art 
der Ordnung der Gefellihaft auch auf diefem Gebiete es 
nicht gut möglich ift, einem vernünftigen, guten fozialen 
Gedanken Raum zu verihaffen. Meine Herren, wir 
müſſen daher bier darauf hinmweifen, daß es ganz uns 
möglich ift, dab man einen verftändigen Gedanken, ber 
der geiftigen Arbeit volle Achtung für das ſchaffen foll, 
was er ber Allgemeinheit geleiftet hat, — daß e3 unmöglich 
ift, einem verftändigen Gedanken Rechnung zu tragen 
innerhalb derjelben Geſellſchaſtsordnung, die die unbedingte 
Hebertragbarfeit de3 Autorrechts zuläßt, die den Verleger 
ihügt und glaubt, wenn fie ben Verleger ſchützt, ben 
Autor geſchützt zu haben, dem fie nicht einmal volle 
Freiheit für die Geftaltung feiner Arbeit und nicht einmal 
volle Organifationsfreiheit giebt. Sie kommen aus diejer 
Sadgafle aud auf dieſem Gebiete nicht auders heraus, 
ald daß Sie dem fozialen Gedanken näher treten, ob es 
nicht richtiger Sei, anftatt dieſe Zwilchenglieder ber 
Verlegerſchaft zwiichen der geiftigen Produktion und ber 
Allgemeinheit hineinzuſchieben und diefe zu ſchützen, ob es 
da nicht richtiger ift, eine geſellſchaftliche Gliederung, eine 
Bergejellihaftung auf dieſem Berlegergebiete vorzunehmen. 
Wäre bie vorhanden, Herr Kollege Dertel, dann ift es außer: 
ordentlich leicht, daS Gute, was in diefer Nefolution ftedt, 
zur Ausführung zu bringen. Mit anderen Worten: in dem 
Augenblid, wo Sie fid auf fozialdemofratiiches Gebiet 
begeben, ſehen Sie, wie fpielend diefe Schwierigkeiten be— 
feitigt werden, Schwierigkeiten, die innerhalb der Geſell— 
ſchaftsordnung, wie Sie fie haben, liegen und unmöglich 
bei der Konftruftion, die Sie dieſem Geſetze gegeben haben, 
zu befeitigen find. 

Ih ſtiume dem Herrn Abgeordneten Müller zu, 
der das ſchon angedeutet hat, daß mir befier thun 
würden — wir ftchen ja aber noch nicht in der britten 
Leſung —, den Autor als folden mehr zu ſchützen, 
als er jet durch das Geſetz geihüst it. Wir können 
ihn insbeſondere aber nur dadurch ſchützen, daß wir 
zwingendes Nedit geben. So oft wir aber verjucdhten, 
ſolches Hinzubringen, dann warb jedesmal die Kredit— 
würdigfeit des Verlegers, feine Bumpnothiwendigfeit u. ſ. w. 
dagegen leider mit Erfolg hervorgehoben, ferner der Ge— 
dante der juriſtiſchen Konſtruktion, die angeblih eine 
Unübertragbarteit des Rechts des Urheberö noch nicht ver: 
tragen könne, und Dergleihen. Dadurd iſt die Unmög— 
lichkeit gegeben, etwas in diefer Beziehung zu verbeffern. 
Hnausführbar ift der Gedanke zur Zeit; ausführbar 
würde er nur werben durch ein ſozial beſſer are 
Gemeinweien. Da died nicht der Fall iſt, meine ich, tft es 
in der That eine Quälerei für den Kopf des Herrn Reichs— 
fanzlerd, wenn wir ihn erſuchen, zu erwägen, ob er nidjt 
bad, was innerhalb Ihrer Geſellſchaftsordnung nicht zu 
erreichen ift, doch erreichen fanı. Da id für eine ſolche 
Quälerei nicht zu haben bin, bitte ich Sie dringend, dieje 
Nefolution abzulchnen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haſſe. 

Dr, Haſſe, Abgeorbneter: Meine Herren, ald id 
neulich jo unvorfihtig war, das Schidjal eines Antrags 
porauszufagen, ging ich von der irrthümlichen Vorauss 
fegung aus, daß die Fraktionen ihren Rednern mehr 
folgen würben, als es der Fall geweien iſt. Nun, wenn 
ich Vet prophezeie, daß die Reſolution fo abgelehnt werden 
wird, dann hoffe ich mehr Glück zu haben. 

Es ift von den verichiedeniten Seiten, namentlich in 
erihöpfender Weile von dem Herrn Kollegen Dertel, 
barauf hingewiefen worden, welchen Werth eine Nefolution 


hat, von der der Reihstag im voraus weiß, daß fie 


— 


bie volle Hand darzubieten. (C) 


D) 


(B 


— 

















(A) ee oder wenigftens überaus ſchwer ausführ- 
ar iſt. 

Ih will auf diefen Gegenftand nicht weiter eingehen, 
möchte aber den Beweis erbringen oder wenigftens einige 
Materialien bieten dafür, daß in der That dieſe Refolution 
nit ausführbar it. Ich will nicht erneut darauf hin- 
weifen, daß der Herr Reichskanzler ſich für diefen Zwed 
eine ganz bejondere Finanzabtheilung zulegen müßte, 
nit nur für die Ausführung dieſer Wünſche im Geſetz, 
fondern dann aud) für die verwaltende Thätigkeit. 

Ich möchte aber auch darauf hinweifen, daß man fi 
darüber gar nicht flar geworben ift, wonon eigentlich 
dieje Abgabe erhoben werben fol. Will man den Ge: 
werbebetrieb, ben Verlagsbuchhändler in feiner Geſammt— 
heit beiteuern? It es eine befondere Gewerbe: oder Ein- 
fommtenftener, die man einem Stande, Berufe, Betriebe 
auferlegt, von dem andere nicht getroffen werben? Das 
wäre eine Unbilligfeit, für die fein Grund vorliegt. Man 
ftellt fich vielleicht vor, dab es möglich ſei, einen Rein: 
ertrag gemeinfrei gewordener Bücher feitzuftellen und zu 
beitenern. Es iſt in der Kommiſſion fhon darauf hin: 
gewiefen worden, daß zu diefem Zwecke gewiffe Verlags— 
unternehmungen etwa 20 000 Konten anlegen müßten, um 
den Nachweis zu erbringen, ob ein beftimmtes, gemeinfrei 
gewordene Bud nah Abſchluß diefer Zeit eine Rente 
bringt ober nit. Dieje Konten müßten von dem Herrn 
Reichskanzler und feinen Organen geprüft werben u. ſ. w. 
u. ſ. w. Ich glaube aber, es gebt ber panze Gedante 
von einer irrigen Vorausfegung aus, nämlich davon, daß 
die Mehrzahl der Bücher überhaupt einen Neingewinn 
bringt. Man fchließt das aus der Beobadhtung, daß manche 
Bücher einen hervorragenden Ertrag bringen. Ja, das 
ganze Verlagsgeſchäft ift aber doch nur dadurch möglich, 
Daß die Zubuße, Die bei jehr vielen, außerordentlich 
vielen Büchern nothwendig tft, gededt wird durch den 
arößeren oder fleineren Ertrag anderer Unternehmungen. 
Hieraus ergiebt fi) wiederum, daß es eben ganz unmög— 
lid fein würde, auch den Reinertrag gemeinfrei ge: 
wordener Bücher zur Grundlage zu nehmen für die geplante 
Abgabe. Alſo bei allem guten Willen, der für die Antrag- 
fteller beſtimmend geweien tft, möchte ich Sie dringend 
bitten, nicht eine Refolution zu beichließen, die in der That 
unausführbar ift. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, ich will 
weder dem Herrn Abgeordneten Stadthagen auf das Gebiet 
ber jozialen Frage und der Prügelitrafe folgen, nod will 
id dem Herrn Vorredner über die Unausführbarfeit der 
Refolution in Bezug auf den Buchhandel antworten. Ich 
habe lediglid dad Wort genommen, un doch feftäuftellen, 
daß eine Nefolution, die in der Kommiſſion die Mehrheit 
für ih gewonnen hatte, doch nicht ganz und gar bed 
realen Hintergrundes und der Begründung entbehren kann, 
wie eö nad dem bisherigen Berlauf der Debatte den Ans 
fchein Hatte. Ic glaube, die Grundidee dieſer Nefolution 
ſtammt doch nicht bloß aus dem guten Herzen, fondern 
fie hat doch wohl aud, wie ih annehme, eine jadhliche 
Begründung in der dee, dab, wenn das geiftige Eigen— 
thum durch den Ablauf der Schutzfriſt der alljeitigen 
wirthſchaftlichen Ausbeutung überlaffen wird, es doc der 
Geſammtheit der künſtigen Generation der ſchaffenden 
Künſtler in irgend einer Weife dienftbar gemacht werben 
fol. Nun meine ich, wenn der Herr Abgeordnete Dr. Haſſe 
auch dargethan hat, dab bezüglich des Buchhandels hier 
große Schwierigkeiten entftehen, jo würden doch gar feine 
Schwierigkeiten entſtehen, wenn man diefe Einrichtung an— 
wendet zunächſt nur auf die öffentlihen Mufführungen der 
Theater: und Stonzertunternehmer. Hier, glaube id, kann 
von einer Undurchführbarkeit in feiner Weife geſprochen 


— 


werben, bie Theater» und ne zahlen auch (0) 
heute für nicht ſchutzloſe Darbietungen einen Prozentſatz, 
und wenn fie einen Heinen Antheil dieſes Prozentſatzes 
weiter zahlen, wenn die Schutzfriſt abgelaufen tft, fo 
würden dadurch doc fehr beträdhtlihe Summen heraus» 
fommen, um eine derartige nationale Berforgungsftiftung für 
unbemittelte Hünftler und deren Hinterbliebene zu ſchaffen. 
Alfo ich meine, fo ganz unausführbar ift der Vorſchlag 
body nicht, und wenn das ber Fall ift, fo glaube ich doch, 
daß eine Anregung in ber Form einer Relolution, welche 
ben Herrn Reichskanzler vielleicht dahin führt, das Praktiſche 
aus dem Vorſchlag herauszunehmen, fi empfehlen würde, 
und ich werde beshalb für diefe Nefolution ftimmen, fann 
diefe Erklärung aber nicht im Namen meiner politiichen 
freunde abgeben, im Gegentheil, ein Theil derfelben wird 
gegen bie Refolution ftimmen. 
(Heiterfeit.) 

Präfident: Die Diskuſſion ift gefchloffen. Wir kommen 
zur Abitimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nefolution nad) 
ben Beihlüffen der Kommiffion annehmen wollen, ſich von 
ihren Plägen zu erheben. 


en 
Das ift die Minderheit; die Nefolution ift abgelehnt. 
Id) eröffne die Diskuffion über die Nefolution e. 
Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 
Dr. Eſche, Abgeorbneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, die Erfüllung ber Bitte, die in ber dritten Re— 
folution ausgeſprochen ift, hatte ber Herr Staatö- 
fetretär die Güte, als eine felbitverftändliche Aufgabe 
ber Reichsregierung zu bezeihnen. In der That ift 
es nothwendig, dab dieſe Bitte erfüllt wird, um bie 
übrigen Urheberrechtsgeſetze, die in der dritten Nefolution 
näher bezeichnet find, in Einklang zu bringen mit bem 
jegt zur Berathung ftehenden Geſeße, vor allem auch des— 


halb, damit die Trümmer des Gefetzes don 1870, die im (D) 


8 65 des neuen Geſetzes noch fonferbirt werden, befeitigt 
werben können. Daß aber biefe Bitte baldmöglidit 
erfüllt wird, dafür ſpricht vielleiht audy der Wunſch, daß 
den Männern, die jetzt an biefem Gefet mitgearbeitet 
haben und die, wie ich Hoffe, von dem rechten Geilte zum 
Schutze des geiftigen Eigenthums erfüllt find, auch ber- 
adnnt if, au der Neubearbeitung der anderen Geſetze 
mitzuwirken. 

Ich bitte Sie, auch dieſe dritte Nefolution anzu— 
nehmen. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion iſt geſchloſſen, und wir kommen zur Ab— 
ſtimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nefolution c 
der Kommifjton annehmen wollen, fi von ihren Plägen 
zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Reſolution e iſt angenommen. 

Mir fommen nunmehr zu der Nefolution Büfing auf 
Nr. 255 der Drudiadhen. Diejelbe bedarf der Unter— 
ftügung bon 15 Mitgliedern. Ich bitte diejenigen, welche 
fie unterftügen wollen, fih von dem Plätzen zu erheben. 


(Gefchieht.) 

Die Unterſtützung get, 

Ich eröffne die Diskuffion über die Refolutton Büſing 
auf Nr. 255 der Drudiadyen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Jh bin nicht im Stande, für 
diefe Reſolution zu ftimmen. Meine Herren, ich meing, 
ſolche Refolutionen follte man nur annehmen, wenn es 
fih um eine neue Frage handelt, und der Reihstag nicht 
font ſchon in entichiedener Weife feine Anſicht zur Sache 
fundgegeben hat. Nun kann aber über die Anſicht der 
Mehrheit des Reichstags in dieſer Frage auch ohme ſolche 
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(A) Nefolution fein Zweifel beftehen, wenn man fich alle bie 


Verhandlungen vergegenwärtigt, die zu der Novelle über 
Pi Strafprozeßredt in den legten Jahren ftattgefunden 
aben. 

ch meine alfo, nad) diefer Richtung ift Die Refolution 
überflüffig. Sie könnte eher ald ein ſchwächlicher Rückzug 
gerade gegenüber dem Reichs-Juſtizamt angejehen werben; 
denn mir tft in der Reichsregierung fein Reffort befannt, 
das jo leicht das Wort „unannehmbar im Ganzen“ bei 
ber —— eines Geſetzes ausſpricht, wenn irgend 
ein Vorſchlag hervortritt, der nicht in der Richtung des 
Reichs⸗-Juſtizamts Liegt. 

Im gegebenen Falle möchten wir uns aber auch 
vorbehalten, bei der dritten Leſung nicht den geſtern ab— 
gelehnten Antrag wieder einzubringen ſondern einen 
Antrag, der das Prinzip wenigſtens für den Rahmen 
dieſes Geſetzes über das Urheberrecht zur Geltung bringt. 
Auch ſchon, um uns dieſe Freiheit vorzubehalten, iſt es, 
glaube ich, nicht richtig, für die Reſolution zu ſtimmen. 
Es iſt überhaupt eigenartig, wenn man über eine Reſolution 
in der zweiten Leſung — während über den damit 
zuſammenhängenden Text doch erſt in der dritten Leſung 
endgiltig abgeſtimmt wird. 

(Sehr richtig! links.) 

Präfident: Das Wort Hat ber Herr Mbgeorbnete 
Büfing. 

Büfing, Abgeorbneter: Gegenüber dem Herrn Ab— 
geordneten Richter will ih nur auf bie eine Thatſache 
binweifen, daß der Herr Abgeordnete Beth (Coburg) mit 
feinen politifhen Freunden einen Initlativantrag ein: 
gebradit hat, dahin gehend, daß die Abänderung ber 
Reichs-⸗Strafprozeßordnung in der hier zur Frage ſtehenden 
Richtung in die Wege geleitet werben fol. Da biejer 
Antrag aud) von den Freunden des Herrn Abgeordneten 
Richter mit unterftügt iſt, fo, glaube ich, ift es genau fo 


(B) berechtigt, wie für biefen Antrag zu ftimmen, auch bie 


von mir eingebradhte Refolution zur Annahme zu empfehlen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, id) vermag 
nicht für die Nefolution zu ftimmen, und zwar wejentlic 
aus denſelben Gründen, die vorher von Nebnern ber 
rechten und linken Seite gleihmäßig aufgeführt wurben. 
Wir follten feine Refolution ftellen, die an ſich ein eigen: 
thümliche3 Licht auf den Reichstag beöwegen wirft, weil 
wir es nicht in der Hand Haben, zu jagen, daß die Ne- 
folution Geſetz wird, das, was in der Refolution verlangt 
wird, ift das, was ber Neichdtag im allgemeinen Intereſſe 
zu verlangen bat, und zu deflen Erreichung er feine Macht 
dazu gebrauden follte. Die Regierungen haben im Laufe 
der Jahre ihre Anfhauungen durchaus gewechſelt und 
ftehen jett mit einem Mal auf einem Standpunkt, ber für 
die Beibehaltung des fliegenden Gerihtäftandes, ja für 
die Aeternifirung besfelben ift. Das wiffen wir aus der 
lex Nintelen, wo ja die Meternifirung de3 fliegenden Ge— 
richtsſtandes für alle Antragsvergehen und Verbrechen 
angeichlagen und auch von den anweſenden Vertretern der 
Negierung gutgeheißen wurde. 

Ich habe geftern bereit auf die frühere Stellung 
der Regierungen bingewiefen; von ihnen wurde als 
etwas Selbftveritändlicdes anerfannt, daß der fliegende 
Gerichtsſtand nicht zu Recht beitände. Die Motive zu 
$ 12 de3 Sozialiitengefees zeigen dies Har und bamit 
auch, wie vücichrittlich bier bei biefer Materie die Ne: 
gierungen geworden find, fo rüdichrittlih, daß ich feine 
Beranlaffung habe, auf diefem Gebiete eine Nefolution zu 
ftellen. Entweder wir bringen den Inhalt derfelben, wie 
wir es geftern vorſchlugen, in dad Geſetz hinein, wir ge 
brauchen alfo zu dieſem Zwed unfere Maht — das 








halte ich allein fir parlamentariih zwedmäßig —, oder (C) 


wir nehmen eventuell den Anitiativantrag an und brauchen 

feine Nefolution. Damals im Jahre 1878 hieß e3 im den 

Motiven der Regierungen zuS 12 des Sozialiftengefeßes: 
Zum Grlaffe des Verbotes einer im Inlande er: 
ſcheinenden periodiihen Drudichrift joll Die Landes— 
polizeibehörde des Bezirkes zuftändig fein, in 
welchem diefelbe erfcheint. Diefe Vorſchrift ſtimmt 
mit ben befannten Sägen über den Gerichtsſtand 
bei den durch die Preffe begangenen ftrafbaren 
Handlungen überein und verwirft für die An— 
wendung des Geſetzes bie in der Praxis vor: 
getretene Meinung, als ob bei periodiſchen Drud: 
ichriften die Behörde jedes Orts, mojelbit eine 
Nummer der Zeitichrift verbreitet worden, zus 
ftändig fei. 

Meine Herren, biefe ganz verftändige Anficht hat die 
Regierung, die damald das Sozialiftengefeg vorſchlug, 
dennoch zum Ausdruck gebradt. Heute hören wir aber 
feitend der Negierung die Anficht vertreten, der fliegende 
Gerihtäftand jei anerkannten Rechtes. Damals hat aud 
die Kommiffion des Reichſtags in ihrem Bericht dieſe 
Anficht gebilligt, daß die Befeitigung des irrig fonftruirten 
fliegenden Gerichtsſtandes fir Preßvergehen erforderlich 
jei. Das Plenum ift diefer Anſchauung beigetreten. Da: 
mals ift von allen Barteien als felbitverftändlich erachtet, 
baß der fliegende Gerichtsſtand der Preſſe einen nicht 
zu duldenden, ja, auch für den Rahmen bed Sozialiften- 
geſetzes nicht zu buldenden Ausnahmezuſtand ſchaffe. Das, 
was jhon im Jahre 1878 als geltendes Recht erachtet 
worden, deffen Wiederherftellung nothivendig wird, weil 
bie Praxis des Reichsgerichts ſich dagegen gewendet, 
dieſes Recht, ſoweit es in feiner Macht lag, beſeitigt hat, 
— das ſoll man jetzt nicht lediglich durch eine Reſolution 
verlangen, ſondern man ſoll die Macht des Parlaments 


gebrauchen, das um jo mehr, als der Herr Vertreter des (D) 


Reichs-Juſtizamts davon fprad, 
fih das nicht gefallen laſſen 
bat ſich gefallen zu laſſen, daß dasjenige, mas 
Ned iſt, auch Recht wird, und wir haben 
unfere Macht dazu zu gebrauchen, das zum Recht 
werben zu laffen. ch bezweifle gar nicht, fondern hoffe, 
baß wenigſtens in der dritten Leſung eine Mehrheit ſich 
finden wird, um dieſes brennende Unrecht des fliegenden 
Gerichtäftandes der Vreſſe herauszubringen. Ich trete 
darum nicht auf die Brüde, die vom Herrn Kollegen 
Büfing vorgeihlagen it, daß wir eine Refolution an den 
Herrn Reichskanzler richten, derjelbe ſolle erfucht werben, 
zu erwägen, ob nicht ein beftehendes Unrecht abzuſchaffen 
fei. Nein, wir können es abjchaffen, wir haben das Necht 
in der Hand, Wenn wir einen ober ben von Herrn 
Biifing vorgefchlagenen Mittelweg bejchreiten, fo thun wir 
nichts anderes, als dad Fortbeitehen des Unrechts zu bes 
günftigen. Ich bitte Sie dringend, gegen bie Nefolution 
ſtimmen zu wollen, auch weil eine Zuftimmung nad außen 
hin gar nicht anders aufgefaßt werden könnte als ein 
Verſuch, fih um die Befeitigung diefes brennenden Unrechts 
gewiffermaßen herumzudrüden — natürlid Habe ich diefe 
Anfiht gegenüber den anwefenden Kollegen nicht; nad) 
augen hin wird es aber fo erjcheinen, daß man die 
Macht zur Befeitigung in Händen hat, fie aber nicht ge: 
braucht, ſondern fih mit folder Nefolutton begiügt. 
Meint der Herr Reichskanzler, meinen die berbündeten 
Regierungen, dad, was jegt durch bie Praris in Geftalt 
de3 fliegenden Gerichtöftandes ber Preſſe konſtruirt worden 
ift, ift mehr werth als ein einheitliches Urheberrecht, ein 
einheitliches WVerlagsreht? Gut, dann ift es ihre Schuld, 
wenn das Geſetz fällt; aber die Brüde der Refolution 
fönnen wir nicht betreten. 
(Bravo bei den Sozialdemokraten.) 


dab eine Negierung 
wird. Die Regierung 


A) 


2249 





Reichstag. — 78. Sitzung. Sonnabend den 20. Aprif 1901. 








Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, wenn wir 
allein die Macht im den Händen hätten, dann würde ja 
die Sade etwas anders für und liegen. Die haben wir 
aber nur zur Hälfte. Bein Poftgefet, Herr Abgeordneter 
Stadthagen, lag die Sache anders. Auf das Yuftande- 
kommen bed Poſtgeſetzes legte die Regierung den größten 
Werth; deshalb ließ fie ſichs gefallen, dab eine Bes 
ftimmung aufgenommen wurde, die — das gebe ich ohne 
weiteres zu — mit bem Poſtgeſetz noch viel weniger zu 
thun hatte, al3 der fliegende Gerichtsſtand hier mit dem 
Urheberrecht. Aber die Regierung hat auch erklärt, daß 
fie auf das Urheberrecht nicht fo viel Gewicht lege, daß 
fie wegen bed Zuftaudefommens des Geſetzes ſich bie 
Hineinfügung dieſes Paragraphen gefallen laffen werde; 
und da müflen wir doch mit bem gegebenen Berhältniffen 
rechnen. Wenn wir einen derartigen Paragraphen ans 
genommen hätten oder ihm in der dritten Leſung ans 
nehmen würden, fo würden wir nad) Musfage des Herrn 
Staatöfefretärd weber ben fliegenden Gerichtäftand be: 
feitigen noch ein lirheberreht befommen. Wir würden 
alfo weder ben Sperling in der Hand nod die Taube 
anf dem Dache haben; nichts würde und übrig bleiben. 
Wer von ſolchen praftiihen Grwägungen ausgeht, 
der muß fit auf den Boden der Nefolution des Ab: 
geordneten Büfing ftellen, wie ich ed, und ich glaube, 
namens meiner ſämmtlichen Barteigenoffen, thue. 

Der Herr MAbgeorbnete Stadthagen hat durchblicken 
laffen, alö ob diefe Erklärung meimerfeit3 im Gegenfag ftche 
zu ber grunbfäglicen Stellungnahme zu den Refolutionen 
überhaupt, bie ich vorhin gekennzeichnet habe. Das ift 
ein Irrthum. Diefe Refolution ift allerdings eine Wieder— 
holung früher oft geäußerter Wünfche. Wenn der Reichs— 
tag Derartige ſchon geäußerte Wünfche wiederholt, fo 


(B) ſchädigt er fein Anfehen durchaus nicht, jondern bekundet 


nur, daß er, was er früher ſchon für nothwendig erflärt 
bat, auch heute noch und heute befonders dringend für 
nothwendig hält. 

Der Herr Abgeordnete Richter meinte, daß die große 
Mehrheit des Neichdtagd Gegnerin des fliegenden Gerichts: 
ſtands der Preffe ſei. Ich glaube ihm fagen zu können, 
daß vielleiht der ganze Reichstag, wenigftend die Mehr: 
heit meiner Partei fiher, den fliegenden Gerichtsſtand fir 
höchſt bedenklich, ja für innerlich ungerechtfertigt hält, und 
daß wir alles möglihe und alles thunliche mit thun 
werden, um ihm zu befeitigen. Der fliegende Gerichts— 
ftand läßt ſich nach feiner Richtung hin vertheidigen, weder 
juriſtiſch noch aus praftiihen Erwägungen heraus. Es 
ift and ein Irrthum, daß man anzunehmen fcheint, nur 
die oppofitionelle Preſſe werde von ihm getroffen. Es 
intereffirt vielleicht das hohe Haus, wenn ich ihm mittheile, 
daß ber verantwortliche Redakteur der „Deutihen Tages: 
zeitung“ wegen Beleidigung eines Margarinefabrifanten in 
Apenrade und wegen Beleidigung eines Königlichen Land: 
raths in Rendsburg in Schleswig-Holftein belangt worden 
ift, — im legten Falle freigefprocden worden ift. 

Aber nicht aus dieſen rein perfönlihen Gründen, 
fondern and allgemeinen Gründen, bie ſchon genügend 
dargelegt worden find und, denen etwas inzufügen ich 
feine Beranlaflung habe, möchte ih Sie auch namens 
meiner Barteifreunbe bitten, ſich auf den Moden der 
Nefolution des Herrn Abgeordneten Büfing zu ftellen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Nichter. 

Richter, Abgeordneter: Ich beichränfe mich auf die 
Bemerkung, dab der von dem Herrn Abgeorbneten Büfing 
mir entgegengehaltene Antrag feine Rejolution, ſondern 
ein Gefegentwurf ift. Daß die Einbringung eined Geſetz— 
entwurfs etwas anderes bebeutet als eine Refolution, 
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brauche ich nicht näher darzulegen, ganz abgejehen davon, (C) 


daß nachher ja auch die Anträge Rintelen Anträge in 
diefer Nichtung enthielten. 
it geſchloſſen. Wir 


PBräfident: Die Diskuſſion 
fommen zur Abitimmung. 

Ich bitte Diejenigen Herren, welche die Refolution 
Bifing auf Nr. 255 der Drudjahen amehmen wollen, 
fih von ihren Pläßen zu erheben. 

(Sejchieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Nefolution ift angenommen. 

Hiermit ift der erite Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt, und wir gelangen zum zweiten Gegenftand der 
Tagesordnung: 

zweite Berathung des Entwurfs eines Geſehes 
über das Verlagsrecht (Nr. 97 der Drud: 
fahen), auf Grund des Berihtö der XI. Kom— 
milfion (Nr. 215 der Druckſachen). 
Berichterftatter ift der Herr 
Mellftein. 
Anträge Nr. 234, 250, 254, 258. 

Die Refolution Dr. Arendt bedarf nod der Unter— 
ftüßung. Ich ftelle die Unterſtützungsfrage. Diejenigen 
Herren, welde die Wefolution Dr. Arendt unteritügen 
wollen, bitte ich, fih von ben Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Ich eröffne die Diskuſſion über $ 1. Das Wort 
bat der Herr Berichteritatter. — Derfelbe verzichtet. Auch 
fonft verlangt niemand das Wort; die Diskuffion ift ger 
ichloffen, und ich werde, wenn niemand wiederſpricht, an— 
nehmen, daß der $S1 vom Haufe nad) den Beſchlüſſen der 
Kommiffion in zweiter Lefung angenommen ift. — Dies 
ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Meine Herren, ich erbitte mir die Genehmigung, bie: 
jenigen Theile des Geſetzes, wo Anträge und Wort: 


Abgeordnete 


meldungen nicht vorliegen, auch Abitimmungen nicht ver- (D) 


langt werden, aufzurufen und durch den Aufruf mad ben 
Kommilfionsbeihlüffen für genehmigt zu erflären. — 
(53 widerſpricht niemand; id) werbe demnach verfahren. 

Ich rufe auf S 2, 83, sS4,—85 — und 
erkläre die von mir aufgerufenen Paragraphen für vom 
Haufe bewilligt. 

Den $ 6 hat die Kommiſſion beichloffen abzulehnen. 
Ah eröffne daher die Diskuffion über die Vorlage ber 
verbündeten Regierungen — und ſchließe diefelbe, da ſich 
niemand zum Wort meldet. Wir kommen zur Ab: 
ftimmung. Sch bitte diejenigen Herren, welche entgegen 
dem Beihluß der Kommiffion den 8 6 nad) der Vorlage 
der verbündeten Negierungen annehmen wollen, fid) von 
den Plätzen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der 86 iſt in dieſer Faſſung 
abgelehnt. 

Ih rufe nunmehr uf 7, — 5, — 89, — 
810, —81,—813, --$13, —8 14, — Sb — 
und erfläre die von mir anfgerufenen Paragraphen als 
vom Haufe in zweiter Leſung für bewilligt. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über $ 16. Zu 
bemfelben liegt vor das MAmendement der Herren Ab- 
eorbueten Fiiher und Genoffen auf Nr. 234 der Drud: 
achen ad 1. 

Der Herr Berichteritatter verzichtet. Das Wort Hat 
der Herr Abgeordnete Fiſcher (Berlin). 

Fischer (Berlin), Abgeordneter: Wir haben den Ihnen 
vorliegenden Antrag zu $ 16 auf Abänderung von 8 56 
der Gemwerbeorbnung, wonach auf Werke, bie in Liefe— 
rungen erſcheinen und im Solportageivege vertrieben 
werben, auf der eriten und allen folgenden Lieferungen 
ber Gefanmtpreis aufgeführt werden muß, bereits im ber 
Kommiffion geftelt. Er ift aber von der Majorität ab- 
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(B) den Umfang der Arbeit genau zu überbliden, 
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Fiſcher [Berlin].) 
(A) Kae worben und von der Negierung mit dem Hinmweife 

efämpft worden, daß er mit der vorliegenden Geſetzes— 
materie in feinem formellen Zufammenhang fteht. 

Id will auf die Frage, ob er nicht troßdem bem 
Geſetze einverleibt werben könne, heute nicht eingehen; fie 
ift ja bereit geftern eingehend behandelt worden. Wir 
haben da gehört, daß bei dem Reichstagswahlgeſetz ein Stüd 
Vereinsgeſetz für Medlenburg mitbeichloffen worden ſei. 
Man kann ferner darauf hinweilen, daß aud) in die Ge: 
werbeorbnung (im 343) eine Beitimmung hineingefommen 
ift, die eigentlih in das Wahlgeſetz gehört, und ebenfo 
erlebten wir bei dem Poſtgeſetz, daß da cine Beftimmung 
Aufnahme fand, die eigentlich in die Gewerbeordnung 
hineingehörte — wie das erft vor wenigen Minuten von 
Herrn Abgeorbneten Dr. Dertel nochmals näher präzifirt 
worben ift. Aber id; meine überhaupt, die Behauptung, 
dab unfer Antrag mit der vorliegenden Geſetzesmaterie 
nicht im logiſchen Zufammenhange ftehe, ift eine irrige. 
Der $ 16 des vorliegenden Geſetzes verlangt, daß der 
Verleger mit ber Vervielfältigung zu beginnen hat, jobald 
ihm das Werk vollftändig angegangen ift. Erſcheint das 
Wert in Abtheilungen, alfo in Lieferungen, fo hat er mit 
der Vervielfältigung zu beginnen, fobald der Berfafler 
eine Abtheilung, alfo eine Lieferung, geliefert hat. 

Welches find nun die Werke, abgejehen von ben 
Nomanen, die in Abtheilungen erſcheinen? Das find in 
erfter Linie zeitgefchichtliche Werke, naturwiffenichaftliche 
Merke, die auf den Fortichritt und die Entwicklung 
der verichtebenen naturwiffenfchaftlihen Zweige Bezug 
nehmen müffen. Das find auch die Reiſewerlke — 
man braucht nur auf Nanfen, Stanley u. f. w. zu ver— 
weifen, die ihre Arbeiten während der Neife gleihfam nur 
im rohen fertiggeftellt haben und nad der Rückkehr erft 
in der Lage find, mit Muße die Ergebnifle ihrer Forſchungen 
zufammenzuftellen. Da ilt weber der Verleger im ſtande, 
nod ber 
Verfafler, von vornherein zu beurtheilen, ob das Wert 
2, 3, 4 ober 5 Bogen mehr ergiebt, als es veranſchlagt 
ift, oder nicht. Iſt nun der Verleger aus Rüdfichtnahme 
auf den $56 der Gewerbeordnung gezwungen, von born: 
herein den Gefammtpreis auf die Lieferung aufzubruden, 
jo wird dann anbererfeit3 wieder der Berfafler durch den 
Verleger gezwungen, fi) an eine beitimmte Bogenzahl zu 
halten und das Werk ohne Rückſichtnahme auf feinen 
wiſſenſchaftlichen Werth abzufchließen, wenn er bei ber 
vereinbarten Bogenzahl angelangt iſt. Wir zwingen alfo 
den Perleger, feinen Vertrag nicht zu halten gegenüber 
bem Berfaffer, wenn dieſer gehalten it, ohne Rückſicht 
auf ſeine wiſſenſchaftlichen Forfhungen und deren Bearbeitung 
bei einem beftimmten Umfang einfach abzubreden, oder 
wir zwingen ihn, gegenüber dem Publikum den Vertrag 
nicht zu halten, weil er das Merk nicht in der wiſſenſchaft— 
lichen VBollftändigfeit zu liefern im ftande ift, wie es bad 
Publikum vom Verleger und vom Verfaffer erwartet, und wie 
es möglich wäre, wenn die betreffende Beftimmung in ber 
Gewerbeordnung nicht vorhanden wäre. Ich kann auch auf 
die Stonverfationslerifa verweilen, die heute vielfach in 
—— auf dem Kolportagewege vertrieben werden. 
—— iſt der 8 56 ber ra zweifellos 
abgeändert worden Hauptfählih in der Mbficht, die 
Stolportageromane, die Schundromane zu treffen und 
den Zuftand zu befeitigen, daß Abonnenten von Senfations- 
romanen dur Stolporteure zur Abnahme des ganzen 
Werkes verpflichtet wurden, ohne daß fie im der Lage 
waren, abzufhägen, ob fie 20, 50 oder 150 Lieferungen 
nehmen müſſen. Der Zuftand war gemeinfhädlich, er 
ſoll aber durch unfern Antrag nicht etiva wieder eingeführt 
werden, denn wir nehmen ausdrücklich dieſe Kolportage— 
romane in unſerem Antrage aus. Was man damals mit 
ben 8 56 der Gewerbeordnung erreichen wollte, hat man 


aber gar nicht erreicht und kaun e3 jetzt fo wenig wie (C) 


fünftig erreichen. Die Kolportagebuchhändler geben heute 
allerdings einen Gefammtpreis auf der erften Lieferung 
an. Bei einzelnen Werken geſchieht es auch nicht, und 
die werden troßbem verbreitet, aber bagenen ift nichts zu 
mahen. Was ein Gendarm nicht erwiicht, kann auch 
nicht zur Anzeige gebradjt werben. Aber wenn aud ber 
Geſammtpreis auf der erften Lieferung aufgedrudt ift, die 
Täufhung des Publitums ift dadurch nicht gehindert. 
Der Kolportagebuhhändler hat heute eine allgemeine Gr: 
fahrung hinter fih. Wenn ein Roman eiuſchlägt und im 
Publikum Beifall hat, jo hat man auf dem Erfahrungs: 
wege herausgefunden, wie viel Lieferungen das Publikum 
verträgt: nämlich; ungefähr 100. Daher bruden alle dieſe 
Stolportagebuchhandlungen auf die erfte Lieferung den 
Preis des kompletten Werkes: ungefähr 10 Mark. Damit 
ift aber die Garantie nicht gegeben, die der Geſetzgeber 
ichaffen wollte, daß die Abonnenten entiprechendb diefem fon- 
freten Breife bebient werden. Nein, umgekehrt! Sie brauchen 
fi aus irgend einer Kolportagebuchhandlung bloß ein paar 
ſolcher Lieferungsromane herausgreifen und Sie werden 
finden: entweder fehlt der Geſammtpreis überhaupt, oder 
diefer Vermerk, der nad) $ 56 der Gewerbeordnung an 
einer fihtbaren Stelle angebracht fein foll, iſt in fo Heinen 
Lettern und fo veritedt angebradt, daß man geradezu an— 
nehmen muß, es ſei auf eine Täuſchung des Publikums 
abgejehen. Dagegen ift die Gefeggebung machtlos. Der 
Beltimmung bes S 56 ift aud in den Heften, die id vor 
mir habe, nachgekommen. Hier fteht in großer fetter 
Schrift der Preis des Einzelheftes: „Preis 10 Pf. = Tftr. 
öftr. Währ. = 14 Heller” und darunter in ganz Kleiner 
Nonpareil-Schrift: „In der Schweiz 15 Gentimes, komplett 
9 M., in Amerifa 5 Cents“, ſodaß nur ein geübter 
Lejer darauf kommt, daß hier zwiihen anderen Be: 
merkungen der Komplettpreis angegeben ift. Alſo um bie 


Beltimmung dod erfüllen zu können, ohne jemald Gefahr (DI 


zu laufen, Schaden zu erleiden, haben ſich die Kolportage— 
buchhändler damit geholfen, daß fie von vornherein den 
höchſt mahricheinlihen Geſammtpreis aufbruden. Ich 
habe vor mir eine Anzahl folder Lieferungsromane. Da 
ift z. B. der Gefammtpreis bei drei Werfen auf 10 Marf, 
bei einem iſt er auf 9,60 Mark angegeben. Das Wert, 
das 9,60 Mark Eoften fol, das allo, wie id annehme, 
auf 100 Lieferungen berechnet war, wobei vier Lieferungen 
gratis wären, fchließt ab mit dem 50. Heft; das Werf, 
auf dem 10 Mark fteht, alſo auf 100 Hefte berechnet war, 
fchließt ebenfalls ab mit dem 50. Heft, eim weiteres ſchließt 
mit dem 51. Heft, und dasjenige, beifen Gefammtpreis 
auf 9 Mark feftgefegt ift, fchließt mit bem 60. Heft ab. 
Meine Herren, das heißt, in dem Augenblid, wo für den 
Ktolportageromanverleger bie Sache unrentabel wird, hat 
der Autor die Anweifung befommen, num bie verfchiebenen 
Helden fterben zu laffen oder fonftwie ben Noman feinem 
Ende entgegenzuführen. Alfo das, was man tm Geſetz 
verhindern wollte, eine Benachtheiligung des Publikums, 
wird auch nad der Beftimmung der Gewerbeordnung nicht 
getroffen. Der anftändige Buchhandel wird aber ernftlid) 
efährdet, weil der nicht ernfthafte Werke mittendrin ab- 
rehen kann. : 

Mein Kollege Diet hat bereit3 bei der erften Be- 
rathung des Gefegentwurfs und in der Kommiſſion ben 
Fall des Buchhändlers Geibel in Altenburg angeführt, 
der einen Kommentar zum Inpalidenverſicherungsgeſetz 
herausgab, mit den Autoren, Direktor Gerhard und Re: 
gierungsrath Düttmann, Rüdipradhe genommen hat, von 
denen er bie Grflärung erhielt, das Werft würde wahr: 
iheinlid 12 bis 14 Lieferungen umfaſſen. Da hat ber 
Verleger gefagt: gut, nehmen wir die Marimalfumme von 
14 Lieferungen, — geben wir alfo ben Gefammtpreis auf 
14 Mark an. Er hat dann — was bier nebenfählid 








(A) ift — eine Subfkription ausgeichrieben, und hat jich ver: 


pflichtet, dad gefammte Wert für 14 Mark zu liefern. 
Nun ftellte fich heraus, daß die Materie weit über ben 
uriprünglic beabfichtigten Nahmen der Sache hinaus: 
gewachſen ift, und daß die Autoren fagten: wir können 
die Saden nit im den engen Rahmen hineinpreifen, 
wir find es umferem wiflenschaftlihen Ruf fchuldig, den 
Umfang des Buches etwas auszudehnen. Die Folge war, 
daß er, weil eben in der Gewerbeordnung beftimmt iſt, 
daß alle in Lieferungen ericheinenden Werke von vorn— 
herein den Gefammtpreis tragen müflen, ben Abonnenten, 
ſoweit fie gutwillig nicht zahlen wollten, für das wenige 
Selb viel mehr Ware liefern mußte, ald er thatſächlich 
meinte liefern zu follen, — ein Mißftand, eine Schädigung 
de3 anftändigen Verlags, der, wie wir wohl alle an— 
nehmen, durch die jetzige Faſſung des 8 56 Abſatz 2 der 
Gewerbeordnung nicht beabſichtigt war. 

Nun haben uns die Herren Regierungsvertreter in 
der Kommiſſion geſagt, was dieſen ganz beſonders charak— 
teriſtiſchen Fall des Verlagsbuchhändlers Geibel in Alten— 
burg betrifft, jo ift da weniger $ 56 der Gewerbeordnung 
ſchuld als vielmehr der Umſtand, daß ber betreffende 
Herr einen Subfkriptionsbogen ausgegeben hat, aljo in 
ein privatrechtliched Werhältniß zu den Abonnenten 
getreten ift und infolge dieſes privatrechtlicen Ver: 
hältniffed gezwungen war, jeinerjeit3 den Schaden zu 
tragen. Das ift formal zweifellos richtig. Aber es wäre 
gar nicht zum Aufdrud des Geſammtpreiſes gekommen, 
alte nicht 856 der Gewerbeordnung ihn dazu gezwungen 

ätte. 

r A MWir jehen alio, meine Herren, die Werke, die ge: 
troffen werben follten und unter einer anderen Formu— 
lirung vielleicht noch getroffen werben können, Werke, bei 
denen das Publikum zweifellos geihädigt ift und benad): 
theiligt werden kann, — dieſe werben von dem $ 56 ber 


(B) Reichẽs-Gewerbeordnung gar nicht getroffen, wohl aber 


werthvolle Werke anftändiger Verleger. Diefe Schund— 
romane wollen aber auch wir gar nicht bon jener Bes 
ftimmung ausnehmen. Was wir bon der Gewerbe: 
orbnungsbeftimmung ausgenommen wilfen wollen, das 
find die ernſthaften, die wiſſenſchaftlichen Werke, jene 
Werke, bie ihrer ganzen Natur nah von vornherein nicht 
auf einen ganz beitimmten Umfang begrenzt werben 
fönnen. Denn wenn heut 3. B. ein Konverſatlonslexikon 
aufgelegt wird, fo it ber betreffende Verleger und die 
Autoren nicht in ber Lage, bis auf 5, 6, ja 10 Bogen 
bei einem fo umfangreichen Werke den Umfang feititellen 
zu fönnen. Nach $ 16 des Verlagsrechts iſt der Ber: 
leger aber gezwungen, ben Drud zu beginnen, jobald er 
dad Manuffript der erjten Lieferung von dem Berfafler 
erhält. Das ift nun doch ein Zuftand, der bei reiflicher 
und objeftiver lleberlegung von feiner Seite al3 aufrecht: 
erhaltbar anerkannt werden kann. Sch bitte Sie des— 
halb, unferem Antrage zuzuſtimmen, der bie Schäden be: 
feitigen will, die der anftändige Buchhandel erleidet, und 
die er nicht vermeiden kann, weil er auf der anderen 
Seite eine Benachtheiligung des Publikums nicht herbei: 
führen will. Diejenigen Berlagöwerfe aber, bei denen 
eine folde Benadtheiligung des Publikums ftattgefunden 
hat und fernerhin ftattfinden kann, find ja nad) wie vor 
von ben Bortheilen ausgenommen, welche unfer Antrag 
dem Buchhandel bietet. 
(Bravo! bei ben Soztaldemofraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Konmiffar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Negierungsrath 
Werner. 

Werner, Staiferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reichſsamt de3 Innern, Kommiffar des Bundesraths: 
Ih möchte an das hohe Haus die Bitte richten, Den chen 
beſprochenen Antrag abzulehnen und damit das gutzu— 
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heißen, was Ihre Kommiſſion, ſoviel mir erinnerlich, mit (C) 


allen gegen die Stimmen ber Herren Antragiteller be: 
ichloffen hat, und auch weiter dem zu folgen, was das 
hohe Haus geitern bereit3 bei einem anderen Anlaß ge: 
than hat, indem es nämlich anerkannte, daß Materien, 
die nicht mit dem Verlagsrecht in fahlihem Zufammen- 
a ftehen, nicht in dieſes Geſetz hineingearbeitet werben 
ollen. 

Ich gebe ohne weiteres den Herren Antragftellern zu, 
daß Fälle, wie der eben geichilderte mit dem Kommentar 
zum invalidenverfiherungsgejeß, gegenüber der ange: 
griffenen Beſtimmung der Gewerbeordnung gewiſſe Härten 
im Gefolge haben fünnen, und ed wird ſich darüber reden 
lajjen, wenn — was ja nicht ausbleiben wird — wieder ein: 
mal cine Gewerbeordnungsnovelle eingebradht werden muß, 
ob der S 56, Abjag 2, Ziffer 12 — wie ed wohl in dem 
Kommiffionsberidt und in dem vorliegenden Antrage 
beißen muß —, ob biefer Baragraph eine Einſchränkung 
etwa zu Gunſten erfter Auflagen wiſſenſchaftlicher Werte 
erhalten fönnte. Darüber wird fi, wie geſagt, in ſach— 
liche Erörterung treten laffen. Hier aber ift, wie ſchon 
in der Kommiſſion ausgeführt wurde, und wie aud) der 
Kommiſſionsbericht ausſpricht, nicht der Platz, an der Ge- 
werbeorbnung Aenderungen vorzunehmen, und ſchon aus 
diefem formalen Grunde wird das hohe Haus, wie ich 
zuverfichtlich vertraue, fi dafür entfcheiden, ben Antrag 


abzulehnen. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Präfident; 
Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Ich kann aus ben 
Grflärungen des Herrn Regierungsbertreters nur bas 
Eine ſchließen, daß auch die Negierung ben Zuftand, 
wie er jetzt thatſächlich beiteht, als unhaltbar anerfannt 
hat. Aber daraus müßte denn dod der Schluß gezogen 
werben, daß nicht bloß gelegentlich, wenn „wieder einmal“ 


die Gewerbeorbnung revidirt wird, diefer Zuftand befeitigt (D) 


wird, fondern daß die Negierung wenigftend in Ausſicht 
ftellen müßte, in nächſter Bälde diefen Zuftand zu bes 
feitigen, vielleicht in Geftalt eines Nothgeſetzes, wie fie 
das beim Vereinsgeſetz gethan hat. 

Dem aud) die Yufraffung, die ber Herr Negterungs- 
vertreter kundgethan Hat, ift trrig, baß diefe Materie, die 
wir hier in ünſerem Antrage formulirt haben, mit dem 
Artikel 16 des Verlagsrechts in feinem formalen Zus 
ſammenhange ftehe. Ich kann mir Leinen formaleren und 
engeren Zufammenhang denfen al3 den, der hier gegeben 
it. Das Perlagdredt zwingt im 8 16 ben Verleger, mit 
der Drudlegung jofort au beginnen, wenn bie erite Ab— 
theilung ihm abgeliefert ift, ohne daß er genau ben ganzen 
Umfang des Werkes Tennt; in der Gewerbeordnung haben 
wir aber den $ 56 Abjat 2 Ziffer 12, der denfelben 
Berleger zwingt, den Gefammtpreis ſchon auf der eriten 
Lieferung anzugeben, den er — wie geſagt — gar nicht 
angeben kann, weil er den Umfang des Werkes wicht 
fennt. Mir bringen alfo burd dieſe beiden einander 
wideriprechenden Gefeßesbeftimmungen ben Berleger in 
eine Zwangslage, entiweber von vornherein einen höheren 
Preis zu erheben, ald er nad) der Beſprechung mit dem 
Berfafler erheben follte, oder wir zwingen ihn, den Ver: 
faſſer zu veranlaffen, von allen wiſſenſchaftlichen Bedenken 
abzusehen und einfah bloß formal zum Schluffe zu 
fonmen. Das ift ein fo enger, fahliher Zufammenhang 
und ergiebt ſolch ungeheuerliche Stonjequenzen, daß id) 
nicht begreife, wiefo die Kommiſſion zu der Auffaffung 
fa, daß hier nit die Möglichkeit und Nothwendigkeit 
vorliege, dieſen Uebelſtand im Sinne unferes Antrages zu 
befeitigen. . 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiffar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 


MWerner. 
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Werner, Kaiferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reihsamt des Innern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Ich möchte kein Mißverſtändniß auffommen laſſen. Ich 
habe nicht anerkannt, daß der gegenwärtige Geſetzes— 
zuſtand unhaltbar wäre. Wenn dies die Anſicht der 
verbünbeten Regierungen wäre, jo würden fie zweifellos 
mit einen Gejegentwurf auf Mbänderung der in Nede 
ftehenden Gewerbeorbnungsbeftimmung an den Reichétag 
fhon herangetreten fein. Ich habe vielmehr nur erklärt, 
baß ber Fall, der von dem Herrn Abgeordneten vorgetragen 
wurde, allerdingd eine Härte erkennen läßt, und dab es 
infolge deſſen wohl angängigq fein möchte, bei paſſender Ge— 
legenheit über eine eiwaige Einſchränkung des Paragraphen 
ſich zu unterhalten. Weiteres aber habe id) nicht erflärt 
und aud nicht erflären können. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion iſt geichlofien. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Dellftein, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, ber Herr Vertreter de3 Antrages hat erklärt, in 
gewifler Weiſe borwurfsvoll gegen die Kommiffion, Die 
Kommiſſion babe in Verkennung bed inneren Zuſammen— 
hanges des Antrags mit dem 5 16 gehandelt und ben 
Antrag aus formellen Gründen abgelehnt, obgleih er in 
innerem Zufammenhang mit diejen Paragraphen ftände. 
Ich muß diefe Auffaffung für durchaus irrig erklären. 
$ 16, wie das ganze Geſetz, enthält lediglich Privatrecht: 
liche Beltimmungen über das Verhältniß zwiſchen Ber: 
leger und Berfafler, während 8 56 der Gewerbeorbnung 
öffentlihed Recht enthält, alſo in diefe Materie abfolut 
nicht hineingehört. Ich glaube alſe, daß bie Kommiſſion 
— ganz abgejehen von dem übrigen fahlihen Gründen — 
aus dem angeführten formellen Grunde richtig gehandelt 
hat, wenn fie den Antrag ablehnte. 

Ih bitte Sie deshalb, für den Kommiſſionsvor— 


(B) ſchlag einzutreten und den Antrag auf Nr. 234 ad 1 


abzulehnen. 

Präfident: Wir kommen zur Abftimmung. 

Ich werde zunächſt abftimmen laffen über den Autrag 
Dieg: Fiiher auf Nr. 234 ad 1, welder dem $ 16 einen 
Zuſatz machen will, dann über den $ 16, wie er fih nach 
der vorhergehenden Nbftimmung geitaltet hat. — Hiermit 
ift das Haus einverftanden; wir ftimmen fo ab. 

Ich bitte alio Diejenigen, welche nad dem Antrag 
Diek = Fiſcher auf Nr. 234 ad 1 dem $ 16 einen Zuſaß 
machen wollen, deffen Werlefung mir erlaflen wird — 
dies ift der Fall — fi zu erheben. 

(Geichieht.) 
Das ift die Minderheit; daS Amendement Die » Fiicher 
ift abgelehnt. 

Ich darf wohl nunmehr ohne befondere Abſtimmung 
annehmen, daß der $ 16 in der Faſſung der Kommiſſion 
angenommen iſt. — Da niemand wiberfpricht, iſt dies 
der Fall. 

Ih rufe auf 8 17, — 17a, — 18, — 19, — 20, 

3, 23, — 24. — Ih erkläre bie von mir 
aufgerufenen Paragraphen als vom Haufe in zweiter 
Lefung bewilligt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 25 und 
ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordnieter: Meine Herren, ih will 
bei diefem Paragraphen nur eine ganz furze Erklärung 
abgeben. Ich habe in der Kommiſſion, anfchliehend an 
diefen Paragraphen und am ben folgenden, verfucht, Anz 
träge in das Geſetz hineinzubringen, welde ſich auf Die 
Regelung der Frage der Pilichteremplare beziehen. Es 
jind mir dabei ähnlihe Einwendungen entgegengehalten 
worden, wie fie in formeller Hinfiht gegen den Antrag 
Dittz-Fiſcher zu $16 erhoben wurden, und die den Herren 
aus der eben ftattgehabten Debatte erinnerlic) fein werden. 


(3 wurde auch mir gegenüber bemerkt, namentlid von 
Vertretern der verbüiudeten Regierungen, daß es ſich beim 
vorliegenden Geſetz lediglich um die Regelung ber Be: 
aiehungen zwiichen Berleger und Autoren handle, und bie 
Trage der BPilichteremplare hier nicht hineingenommen 
werben fünne, daß die Hineinnahme derartiger Beftimmuns 
gen, wie ich fie in der Kommiſſion beantragte, das Geſetz 
vielleicht unannehmbar geftalten könnte. Ich wiirde mid) 
von ber legten Drohung nicht haben abjchreden Taffen 
und auch ber meine Erachtens nicht ganz zutreffenden 
PBeweisführung, daß dieſe Angelegenheit in ein Geſetz über 
das Verlagsrecht nicht hineingehöre, nicht gefolgt fein, 
wenn nicht die Anschauung, welche ich vertreten hatte, in 
ber Kommiſſion fehr wenig Anklang gefunden hätte. Inter 
ſolchen Umſtänden glaubte ich, daß die Wiedereinbringung 
der Anträge der Sache eher ſchaden als nützen könnte, 
und habe deshalb davon abgeſehen und ftatt deſſen eine 
Refolution dem Haufe unterbreitet, bei deren Begründung 
id) auf die Frage der Pilichteremplare des näheren ein- 
gehen werbe. 

Ich wollte hier nur in der Debatte den Grund feſt— 
ftellen, weöwegen id) von der Einbringung jedes Antrags 
nad) der Richtung abgeichen habe. 

Präfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion iſt geichloffen. 8 25 it nicht angefochten. 
Wenn niemand twiderfpricht, erkläre ih ihn vom Haufe 
in zweiter Lefung für angenommen. — Dies ift der Fall, 
da niemand widerfpridht. 

Dasſelbe erkläre ih von $ 26, — von $ 27. — 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 28. Zu 
bemfelben liegen vor dad Amendement Dietz-Fiſcher 
(Berlin) anf Nr. 234 ber Druckſachen ad 2 und das 
Amendement Dr. Müller (Meiningen)-Traeger auf Nr. 258 
ber Druckſachen ad 1. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Wellftein, Nbgeorbnieter, Berichterftatter: Meine 
Herren, id wollte mir nur eine ganz furze Bemerkung 
zu der Auslegung des 8 28 geftatten, die id) fiir wünſchens— 
werth erachte, um biefen Paragraphen gegen eine irrige 
Auslegung, auf die ich getroffen bin, zu fihern. Nach 
diefer Auslegung foll die lebertragung eines einzelnen 
Werkes durch befondere Bereinbarung ausgeſchloſſen 
werden können, aber dieſe Vereinbarung ſolle nur be— 
ſchräukt gelten; fie werde bei der Uebertragung des ganzen 
Berlagd wirfungslos und bindere nicht dem llebergang 
des Werkes mit dem Verlage auf den Erwerber. Die 
— —— dieſer Auslegung ergeben ſich dann auch 

ei 5 38. 

Ih halte num dieſe Auffaffung für irrig und glaube 
aud nicht, daß fie in dem Wortlaut des 8 28 ihre Be— 
gründung finden kann. Der & 28 fagt in feinem eriten 
Sage deutlich: „Die Rechte des Verlegers find übertrag- 
bar, ſoweit nicht die Hebertragung durch Vereinbarung 
zwifchen bem Berfaffer und dem Verleger ausgeſchloſſen 
iſt.“ Der zweite Theil des Satzes ift durch Einarbeitung 
des S 29 entitanden. Darnach kann aljo der Verleger 
feine Rechte in unbeſchränkter Weife übertragen, foweit 
nicht die lebertragung durch Vereinbarung zwiſchen ihm 
und dem Verleger auögeichloffen if. „Der Berleger kann 
jedoch“ — heißt es weiter — „burd einen Vertrag, der 
ur über einzelne Werte geichloffen wird, feine Rechte 
nicht ohne Zuſtimmung des Verfaſſers übertragen. Die 
Zuftimmung kann nur verweigert werben, wenn ein 
widjtiger Grund vorliegt.* Es ift aber nirgend die Rede 
davon, dab nun etwa eine derartige Vereinbarung wieder 
wirkungslos fein joll, wenn der ganze Verlag veräußert 
wird. Ich glaube daher, dab die oben bezeichnete Aus: 
legung, die Vereinbarung habe nur Wirkung für den Fall 
der Einzelübertragung, nicht die richtige iſt. 

Ich möchte den Wunſch ausiprechen, daß das hohe 
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{m} 


iA 


Reichstag. — 78. Sigung. Sonnabend den 20. April 1901. 


2253 














Haus jowohl wie auch die Vertreter der verbündeten 
Regierungen zuftimmmende —— abgäben, damit 
nicht etwa dieſe irrige Auffaſſung weiteren Raum gewinne. 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab— 
georbnete Dr. Eiche. 

Dr. Eſche, Abgeordneter: Meine Herren, es tft zwar 
mißlich, als Mitglied einer Kommiffion gegen eine Erklä— 
rung des Borfigenden dieſer Kommilfion Widerſpruch zu 
erheben, inöbejonbere, wenn e3 fid) dabei um die Erflärung 
einer Autorität wie die des Herrn Dr. Spahn handelt. 
Ih glaube aber im Interefje der Allgemeinheit zu handeln, 
indem ich verfuche, Irrthümern bei der fpäteren Auslegung 
des Geſetzes zu begegnen, wenn ich diefe Angelegenheit 
bier zur Sprache bringe. 

Ih ftimme dem Herrn Berichterftatter vollftändig 
bei, daß die Auslegung, die Herr Dr. Spahn in feinem 
Auffag in ber Nummer der „Deutihen Juriſten— 
Zeitung“ vom 15. April dieſes Jahres dem $ 28 ge: 
geben hat, nicht richtig ift, und daß fie au nicht 
die Auffafiung der Mehrheit der Kommiſſion 
trifft. Nah meiner Meinung find in $ 28 zwei Fälle 
zu unterſcheiden: entweder es ift vereinbart worden, daß 
da Verlagsrecht nicht übertragen werben foll auf einen 
Anderen, oder e3 ift eine Vereinbarung darüber überhaupt 
nicht erfolgt. Iſt eine Vereinbarung erfolgt dahin, daß 
das Verlagsrecht ſchlechthin nicht übertragen werben foll, 
dann muß die Bereinbarung auch dann gelten, wenn ber 
nanze Berlag, das ganze Geichäft übertragen worden ift. 
Yu in dieſem Falle ift Die Uebertragung des betreffen 
den Verlagsrechts, deifen Unübertragbarkeit ver: 
einbart worden war, ungiltig. Dieſe Beitimmung 
hat nit nur obligatoriiche, fjondern dingliche Wirkung. 

(Sehr richtig!) 
Der andere Fall ift ber, daß eine Vereinbarung nicht 
erfolgt ift. Dann liegt die Sache jo: wenn nur einzelne 


(3) Berlagdrehhte übertragen worben find ohne Genehmigung 


des Berfaflers, der Vertrag ohne Genehmigung des Ber: 
fafferd nur über einzelne Werke gejchloffen wird, dann 
fann er Widerfpruch dagegen einlegen; diefer Widerſpruch 
ift aber nur dann beadhtlih, wenn „ein wichtiger Grund 
vorliegt“. Hanbelt es ſich aber um die llebertragung des 
ganzen Verlagsgeſchäfts oder doch nicht „einzelner Werte*, 
jo ift diefe Uebertragung giltig, wenn eben nicht eine ent— 
gegenftehende Vereinbarung erfolgt ift. 

Ich würde mid) aber aud) weiter der Bitte des Herrn 
Berichterftatterd anjchließen, daß einer der Herren Ber: 
treter ber Negierung auch feinerfeits feine Meinung fund» 
giebt, wie diefe Frage von der Regierung aufgefakt wird, 
ob fie ber Auslegung ded Herrn Abgeorbnieten Dr. Spahn 
beipflichtet oder derjenigen, die ich mir jett erlaubt habe 
au geben. 

Vizepräfident Büfing: Dad Wort hat der Herr 
Kommiffar des Bunbesraths, SKatferlihe Geheime Ne: 
gierungdrath im Neid: Yuftizamt Delbrüd. 

Delbrüd, Staiferliher Geheimer Regierungsrath und 
vortragender Rath im Reichs-Juſtizamt, Kommiſſar des 
Bundesrath: Ich kann mich den Ausführungen der beiden 
Herren Vorredner nur anſchließen. Der Regierungs— 
entwurf beftimmt in $ 29, daß die llebertragbarfeit des 
Verlagrechts durch Vereinbarung ausgeſchloſſen werben 
tkanu. Dabei iſt bon ber Anſicht ausgegangen, daß, 
wenn eime berartige Vereinbarung geſchloſſen wird, dieſe 
binglide Wirfung bat, alio dann eine Uebertragung 
überhaupt nicht möglich ift, auch wenn das ganze Verlags: 
geſchäft übertragen wird. Wie ber Herr Referent bereits 
hervorgehoben hat, hat die Kommiſſion zwar den $ 29 
geftrihen, die materielle Beftimmung aber in den $ 28 
hineingearbeitet. Es famm aljo meined Erachtens fein 
Zweifel fein, daß bie Auslegung, bie in dem erwähnten 
Aufſatz der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ dem $ 28 ber 





Kommiffiondporlage gegeben ift, unridtig ift. Dieje un: (0) 


richtige Auslegung, glaube ich, ift aber nur dadurch ent— 
ftanden, daß ber Herr Berfafler dieſes Artifel3 überjehen 
hat, daß die geftrihene Beitimmung des $ 29 in den 
$ 28 der Hommiffionsfaflung hineingearbeitet worden it. 

Nizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
georbniete Dr. Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
id möchte einige Worte zur Begründung meines Antrags 
auf Ar. 258 der Druckſachen vorbringen. Der Kommiſſions— 
beridt geht mad) unſerer Ueberzeügung viel zu weit zu 
Gunften der Berleger und zu Ungunften ber Autoren. 
Er läßt die llebertragung in drei Fallen zu: einmal beim 
Uebergang des ganzen Verlagsgeſchäfts, dann beim Ueber— 
gang einer fachlichen Abtheilung und drittens auch bei 
einzelnen Werfen, wenn der Autor nicht irgend einen 
wichtigen Grund gegen bie Webertragung geltend machen 
fann. Der Autor hat in diefem Falle nod das Mißliche 
ber Beweislaft bei feinem Widerſpruch gegen die Ueber— 
tragung. Es kann feinem Zweifel unterliegen, vor allem 
bei der Zweifelhaftigkeit des Begriffs der Fachlichen Ab— 
theilung“, daß die —— des 828, wie ſie jetzt von 
der Kommiſſion normirt iſt, im ber Praxis auf die voll— 
ſtändige Uebertragbarkeit des Verlagsrechts enge 

Der Begriff der fachlichen Abtheifung wurbe in ber 
Kommilfion bet einem Verſuch, welchen —— Dr. Oertel 
gemacht hat, den Begriff der fachlichen Abtheilung wörtlich 
in das Geſetz hineinzubringen, dahin ausgelegt, daß auch 
ein einzelnes Werk als eine fachliche Abtheilung angejehen 
werben kann, wenn eben das betreffende Merk allein von 
ber fachlichen Abtheilung nod vorhanden ift. ine der: 
artige Auslegung, wie fie in der Kommiffion gegeben 
wurde und auch im Kommiſſionsbericht niedergelegt ift, 
geht unter allen Umſtänden jehr weit und berechtigt mich, 
zu behaupten, daß thatſächlich die jegige Beſtimmung im 


8 28 auf eine vollftändige llebertragbarfeit de3 ganzen (N) 


Verlagsrechts in der Praris hinausläuft. 

Den prinzipiellen Standpunft, ben wir bezüglich ber 
Hebertragung des Verlagsrechts eingenommen haben, habeich 
bereit3 in der eriten Lefung im llebereinftimmung mit faft 
fänmtlihen Rebnern, die damals Stellung genommen haben 
zu den beiden Vorlagen, eingehend entwidelt; wir haben uns 
auch in der erften und zweiten Zefung in ber Stommiffion fehr 
eingehend mit ber Frage beſchäftigt, und wenn bie Herren 
fid) die Mühe genommen haben, den Bericht durchzulefen, 
werben Sie finden, daß dort eingehend alle Gründe aus: 
einandergefest find, die wir in tagelangen Debatten be: 
züglid) der Uebertragung des Verlagsrechts und feiner 
prinzipiellen Bebeutung vorgebradht haben. Ich möchte 
daher nur nod) eine kurze Bemerkung über die prinzipielle 
Bedeutung der Uebertragung machen. Wir ftehen nadı 
wie vor auf dem Standpunkt, daß dad Berhältnik 
zwiichen Verleger und Autor ein vollftändig individuelles 
iſt. Es hieße felbft das Verlagsgeſchäft und den Stand 
des Berlegerd herabbrüden, wenn man fih nicht auf 
diefen Standpunkt ftellen wolle. Wenn ih z. B. an 
Breitfopf und Härtel oder Spemann oder Gotta, oder 
an eine andere berühmte Verlagshandlung ein Werk in 
Verlag gebe, fo will id bloß mit diefem erlag, mit der 
ganz individuellen Bedeutung der ganzen Zuverläffigkeit, 
dem bon mir anerkannten geihäftlihen buchhändleriichen 
Anſehen gerade dieſes Verlagdgeihäfts zu thun haben. 
Ich will aber unter feinen Umftänden zulaflen, dak das 
Verlagsrecht, das ich ber Firma Breitfopf und Härtel 
übertragen habe, vielleiht bei einem ganz objfuren Ver: 
leger draußen im Trebbin, in Trenenbriegen oder irgendivo 
in ber Provinz Brandenburg wieder zum Vorſchein fommt. 

(Heiterfeit.) 
Die Konſequenzen der nnbedingten Hebertragung für den 
Autor — dad ſteht unter allen Umftänden feit und 


(A) dad haben, ſoviel ich mid erinnere, 
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fait ſämmtliche 
Redner im der erften Leſung hervorgehoben — find für 
den Autor unter Imftänden unheilvolle. Denten Sie den 
Fall, der und auch in der Kommiſſion beichäftigt hat, 
daß einer ein politifches Werk jchreibt; der erite Verleger 
übergiebt ohne Zuſtimmung des Autors dieſes Werk 
einem anderen Verleger, der vielleicht der Todfeind oder 
der politifhe Gegner des Verfaflers ift, dann ifl natürlich 
der Verleger ohne weitered in ber Lage, dad Werk voll: 
ftändig zu unterbrüden. Es ift bereits in der erften 
Leſung von dem Herrn Stollegen Die Herr Stoeder im 
ein ſehr draftiiches Beiſpiel eingeführt worden. Es laſſen 
ſich überhaupt bezüglich der politifchen, tonfeffionellen und 
religiöfen Verhältniffe die allertollften Stonfequenzen leicht 
fonjtruiren. Ich alaube jedoch, auf die einzelnen Wer: 
hältniſſe, die Hier fonftruirt werden fünnen, bes breiteren 
nicht mehr eingehen zu müflen, da ſie ſchon des öfteren 
auch bier im Plenum behandelt worden find. 

Was nun den Antrag des Herrn Kollegen Dieg an: 
eht, fo geht er mir etwas zu weit. Ich geltehe ja 
— des Satzes 1 zu, daß mir perſönlich die Faſſung 
des Herrn Kollegen Dietz, wenn fie erreichbar wäre, auch 
noch ſympathiſcher wäre als die, die unſer Antrag enthält. 
Allein unfer Antrag ift eben ein Kompromißantrag. Wir 
wollen, daß im Falle des Uebergangs bes ganzen Ge: 
ſchäftes aud) der einzelne Autor nicht widerfprechen fan; 
wir gehen von dem Standpunkt aus — den, foviel ich weiß, 
die ganze Schriftitellerwelt einnahm —, dab, wenn 3. B. 
ein Werleger fein ganzes Geihäft deswegen überträgt, 
weil er es in eine Aktiengefellichaft oder fonft in eine 
Gefellichaft verwandeln will, oder weil er überhaupt aus 
perlönlihen Gründen das ganze Geichäft aufgeben will, 
der einzelne Autor nicht in ber Lage fein foll, dem 
Nebergange des ganzen Verlagsgeſchäfts dadurch zu 
wiberfprechen, daß er ber llebertragung ſeines Wertes 


(B) widerfpridt; wir glaubten um fo mehr auf diefen Stand: 


punft treten zu müffen, weil bei großen Verlagsgeichäften 
Tanfende von derartigen VBerlagsverträgen in Betracht 
fommen, und ber llebergang eined ganzen Geichäfts 
gerabezu zur Unmöglichkeit gemacht werben fünnte. Aber 
weiter, al3 e3 in diefem Kompromiß geihehen, das wir 
ichließen wollen, fünnen wir unter feinen Umſtänden 
gehen. Ich Habe vor allem daS Bedenken gegen ben 
Antrag ded Herrn Kollegen Dietz, dab der Sat 2 doch 
einen au für die Autoren fehr bedenklichen Eingriff in 
die Vertragdfreiheit der beiden Kontrahenten bildet; des— 
wegen möchte ich prime doch unter allen Imftänden bitten, 
Sie möchten für unferen Antrag ftimmen, ben wir zu 
$ 28 geftellt haben. Unſer Antrag bildet entidieden bie 
oldene Mittelftraße; er giebt auf der einen Seite dem 
utor, was des Autor ift, und ftellt auf der anderen 
Seite feine unbilligen Anforderungen au die DVerlegerwelt. 
Ih möchte nur zum Schluffe nod) einmal hervor: 
heben, daß der Antrag der Herren Kollegen Dieb und 
Genoſſen ſelbſt über die Wünſche der Schriftitellerwelt 
hinausfchießt, während wir unferen Antrag genau nad) ben 
übereinftinmenden Wünfchen beinahe der ganzen Schrift: 
jtellerwelt und vor allem des deutichen Schriftitellerverbanbes 
geftellt haben. Ich will aud endlich barauf verweifen, 
daß ber internationale Kongreß für literarifches und künſt— 
leriſches Eigenthum, der voriged Jahr in Paris getagt 
hat, fih vollftändig auf den Standpunkt unferes Antrags 
geftellt hat. 

Meine Herren, ih bitte Sie dringend, daß Sie zu | 
Gunsten der Autoren unſeren Antrag annehmen mögen. | 
(Bravo! links.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Oertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, was Zu: 
nächſt die Ausführungen darüber anlangt, wie unfer 





Beſchluß in der Kommiſſion aufzufaffen fei, fo ftimme ich (C) 


volllommen dem Herrn Geheimrath Delbrüd bei. Id 
glaube, es war in der Kommiſſion übereinftimmende 
Meinung, daß der Beſchluß fo aufzufaflen fei, wie er 
bier —— hat, daß alſo die Vereinbarung auch dann 
ihre Wirkung behält, wenn das geſammte Verlags— 
geihäft durch Kauf oder fonftwie in andere Hände über: 
geht. Ich möchte den Irrthum des Herrn Verfaſſers des 
Artikels in ber „Deutihen Juriſten-Zeitung“ aud darauf 
zurüdjühren, daß er vielleicht überfehen hat, daß wir ben 
Inhalt des 8 29 in den $ 28 hineingearbeitet haben. 
Wer den 8 28 ohne Boreingenommenheit Lieit, der kann 
zu feiner anderen Auffaflung fommen, als fie der Herr 
ge Delbrück jetzt dargelegt hat, und als fie in 
der Hommiffion meines Erachtens einftimmig herrſchend 
gemeien tft. 

Nun bin ich in ber feltfamen Lage, mic eigentlich 
grundjägli für die eingebrachten Anträge erwärmen zu 


fünnen 
(hört! hört! links), 
obgleich ich thatfählich gegen fie ftimmen werde. 
(Heiterkeit) 

Wenn ih mich auf den Boden der Scriftfteller ftelle, 
dann ift der Antrag, ber bon ben Herren Dieb, Fiſcher 
und Genofjen auf Pr. 234 Ziffer 2 eingebradt worden 
ift, derjenige, der den Vorzug verbient; er iſt durchaus 
tonfequent. Wenn wir das Verlagsrecht nicht übertragbar 
eftalten wollen, dann müſſen wir aud eine entgegen: 
tehende Vereinbarung ausfchließen; denn fonft kann ich 
mir nicht denken, daß irgend ein Verleger einen Verlags— 
vertrag abſchließen würde, in dem nicht die llebertragbar- 
feit ausdrücklich ftipulirt würde. Wenn wir alfo dem 
Scriftiteller die Unübertragbarkeit fihern wollen, dann 
müffen wir tonrienienterineile auf ben Boden des Antrags 


ber Herren Dieb, Fiiher und Genoffen treten. Dann aber 


ſchränken wir aud die Verlagäfreiheit durch ben zweiten (D) 


Sat ganz erheblid ein; dann fchaffen wir hier, wo es 
durdaus nicht nöthig, ja — iſt, wo es gegen 
die Intereſſen der Verleger ſicher un gegen die Inlker⸗ 
eſſen der Schriftſteller in vielen Fällen verſtößt, zwingendes 
Recht, obwohl wir nach der ganzen Art des Geſetzes nur 
dispoſitives Recht ſchaffen wollen. Aus dieſem Grunde 
könnte ih mid auch vom Standpumfte bes Schriftſtellers, 
der Logik, der Konſequenz aus nicht auf den Boden des 
Antrags ſtellen. 

Gegen den Antrag des Herrn Dr. Müller auf 
Nr. 258 der Drudfahen Ziffer 1 fpridt mun daß, 
was ic) jest Schon andeutete, nämlich der Imftand, daß, 
wenn er Geſetz werden würde, jeder Verleger fih die 
Uebertragbarkeit des Verlagsrechtes im Vertrage aus: 
bedingen würde, ohne ſie keinen Vertrag abſchließen würde. 
Wir würden das, was wir dem Schriftſteller zu gute 
fommen laſſen wollen, nicht erreichen, fondern den Verleger 
geradezu darauf hinweiſen: „Schließe du nur Verträge 
ab, die nit mit diefem Verlagsrecht übereinftimmen!“ 
Das ift eine mothiwendige Folge, deren Eintritt Herr 
Dr. Müller aud nicht abitreiten wird. 

Yun muß ih zugeben — und das ift fir mich 
außerordentlich bedeutfam —, daß die gefammte Schrift: 
ftellerwelt mit wenigen Ausnahmen ſich auf den grund: 
ſätzlichen Boden der Anträge geftellt hat, daß das aud) ge: 
ſchehen iſt von zwei Lehrförpern bedeutender Univerſitäten, 
daß das geichehen ift von einem großen Theil der Wiſſen— 
ihaft, wenn auch ein anderer Theil der Wiflenihaft 
anderer Meinung ift. Wir dürfen uns aber nicht im 
Neichstage bei der Gefeggebung auf den Boden einer 
Sintereffengruppe allein Stellen, wir dürfen auch die 
twiffenihaftlihen Autoritäten nicht allein auf uns wirken 
laſſen, ſondern wir müffen einen Ausgleich juchen zwiſchen 
ben berechtigten Intereſſen der Schriftiteller und der 


(A) 


{B) 





Verleger. Wenn wir die beredtigten Intereſſen biefer 
letzteren fhädigen, fo ſchädigen wir auf die Dauer auch 
die berechtigten Jutereffen der Schriftfieller mit, es ſei 
benn, daß mir die ganze Sache jo geltalten — und das 
it ganz unmöglich —, dak nad) und nad) die Schriftteller 
dazu übergehen, alles in Selbftverlag zu übernehmen und 
die Verlegerwelt auszuhalten. 

Nah langem Abgern habe ih mid mit meinen 
politifhen Freunden in ber Kommiſſion auf ben Boden 
eined Kompromiſſes geftellt, dad Ihnen hier als S 28 
vorliegt. Diejes Kompromiß hat alle Vorzüge, aber auch 
alle Scattenfeiten eines SKtompromiffes. Es ift nicht 
logiſch, aber zwedmäßig. Wir wollen geftatten, daS das 
Verlagsrecht ohne befondere Genehmigung des Autors 
übertragbar ift beim Webergang des geſammten Geſchäfts 
ober eines fachlich abgegrenzten Theiled; wir wollen aber 
die YZuftimmung des Verfaflerd für nothwendig erklären, 
wenn es fi nur um bie Uebertragung eines einzelnen 
Werkes handelt. Dagegen wird der Verlagsbuchhandel 
nichtS einwenden können. Wenn an den Verleger bie 
Trage herantritt, ob er ein einzelnes Wert in anderen 
Verlag übergehen laſſen folle, fo werden bejondere Ber: 
hältniffe obwalten, und dann kann er den Schriftiteller 
befragen; das madt feine befondere Schwierigkeit. Hier 
ift aljo der Schriftiteller gewiſſermaßen gefihert. Wenn 
wir num aber den Verleger hindern wollten, fein Geſchäft 
im ganzen ober theilweife zu verkaufen, wenn wir bie 
Möglichkeit des Verkaufes abhängig machen wollten von 
der einzuholenden Genehmigung des Verfafferd: dann ift 
das ganze Verlagsgeſchäft überhaupt nicht mehr ges 
ihäftlih zu handhaben, dann ift das Verfügungsrecht des 
Berlegerd vollfonımen beſchränkt, dann muß der Verlags: 
buchhandel in eine Unruhe und Unſicherheit hineinkommen, 
die ihn ſelbſt und indireft auch das geſammte Schriftiteller: 
thum jchädigen muß. 

Dan ſpricht mun immer davon, daß die Verlags: 
übertragung den Schriftfteller außerorbentlih ſchädigen 
könne, wenn ber Verleger ein anftändiger Mann gewejen 
fei und das Gefhäft in bie Hände eines unanftändigen 
Mannes ober eines politifchen Gegners oder eines Mannes 
übertrage, ber religiös oder font auf einem entgegen: 
gelegten Standpunkt ftehe. Da, meine Herren, die Mög- 
lichkeit befteht, fie befeitigen auch Ihre Anträge nicht; 
denn in den Erbgang wollen aud Sie nicht eingreifen. 
Mer bürgt mir denn, daß der Sohn eines Verlagsbuch— 
händlers gerade das Gegentheil des Vaters ift, daß der 
Sohn eined auögezeichneten zuverläffigen Maunes ein 
Lump ift, dab der Sohn eined Agrarierd cin Sozial: 
demofrat oder ein Herr von der freifinnigen Wer: 


einigung ift! 
(Heiterfeit.) 

(3 könnten auch Schriften cine Mannes nad der Art 
des verehrten Herrn Abgeordneten Stoeder durch Erbgang 
in bie Hände eined Verlegers übergehen, der etwa bem 
Herrn Sternberg ähnelt. Derartige Fälle find immer 
möglid, weil Sie den Erbgang nicht antaften. Wenn 
Sie aber den Erbgang nicht antaiten, fo ift doch eigentlich 
fein grundſätzlicher Unterſchied zwifchen dem Hebergange 
des gefammten —— durch Erbgang und durch 
Kauf. Wenn der Schriftſteller bei der Wahl ſeines Verlegers 
Vorſicht walten läßt, ſo wird er auch einen Mann wählen, 
der ſein Geſchäft nicht an einen Lumpen oder an irgend 
ein fragwürdiges Subjelt verkauft. Sie beengen durch 
Annahme der Anträge den Verlagsbuchhandel derart, daß 
er ſich — das ift meine Ueherzeugung und die Ueberzeugung 
des gefammten Verlagsbuchhandels — unter der Herrſchaft 
einer ſolchen Beltimmung nicht mehr gebeihlid entwickeln 
könnte. Diefe Erwägung muß für einen Mann, der die Sadıe 
unter praltiſchem Geſichtswinkel betrachtet, maßgebend fein. 
63 wäre ſchön, wenn wir den Schriftiteller die volle 
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Unübertragbarfeit fihern könnten. 
neh Lage unjered Geſchäftslebens ſchlechthin unmöglich, 
und da bietet unfer Kompromiß bei allen feinen Schatten: 
feiten doc einen gangbaren Mittelweg. Der Verlags: 
buchhandel wird nicht allzu ſehr eingeengt, bei Uebergang 
gang de3 gefammten Verlagsgeſchäfts oder eines fachlich 
ab —— Theils braucht die Zuſtimmung des Ver— 
faſſers nicht eingeholt zu werden, in allen anderen Fällen 
muß dieſe Zuſtimmung nach unſerem Beſchluß auch ein— 
geholt werden. Wenn wir den Antrag Dr. Müller 
(Meiningen) oder den Antrag Dietz-Fiſcher annehmen, fo 
erſchweren wir bie Lage bed Schriftiteller3 in manchen 
einzelnen Berhältniffen erheblih. Wer den Verlags: 
buchhandel fennt, weiß, daß ber Verlagsbuchhändler 
mandmal mit einem Fach amfängt, nachher ein 
anderes Fach wählt und das erfte Fach nad) und nad) 
auöfterben läßt. Wenn er num in dieſem erften Fach, 
dad er nicht weiter kultiviren will, die geiftige Arbeit eines 
Schriftitellerd hat, und er kann biefen Fächtheil feines 
Verlags nicht ohne Genehmi ung übertragen, dann wird 
er fih um das Verlagswerk nidt mehr fünmern, der 
Scriftiteller wird im Abſatz feines Werkes geſchädigt 
werden; er würde es beinlicd empfinden, wenn wir bei 
Antrag des Herrn Dr. Miller angenommen nud den Ber: 
lagsbuchhandel in diefer Weile eingefchränft hätten. 

Aus allen diefen Erwägungen muß id Sie, obwohl 
ich die grundſätzlichen und theoretiihen Vorzüge der An 
träge, bie geftellt worben find, willig und gern anerfenne, 
bitten, fi) auf den Boden unfered Vorſchlags zu ftellen, 
der, wie id wiederhole, einen gangbaren Mittelweg dar: 
ftellt, der die Intereffen der Schriftiteller, der Verleger 
und der Gefammtheit am beiten berüdiichtigt. 

VBizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordniete Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: In der erften Leſung ſchon, 
meine Herren, habe ih mid auf ben Standpunkt der 
Negierungsvorlage geitellt aus praftifhen Gründen, und 
der Herr Kollege Müller hat nicht ganz recht, wenn er 
meint, in der erften Leſung seien alle dafür eingetreten, 
daß die lebertragbarteit des Verlagsrechts nicht ftatt: 
finden folle. Ich habe in längerer Rede meine entgegen: 
geſetzte Anfiht ausgeführt. Eigenthümlich ift es nun, daß 
auf einmal ein fo gewaltiger Nothitand auftaucht, an dei 
vor Einbringung dieſes Gejeges faum ein Menid gedacht 
hat. Stlagen gegen die llebertragbarfeit des Verlags— 
vertrags haben vorher nicht eriftirt; fie find entftandben 
hauptjählid; während der Berathung dieſes Geſetzes und 
find mit fehr wenigen, wenn überhaupt mit irgend welchen 
praftifchen Beifpielen belegt worden. Es ift nun in bie 
Scriftiteler auf einmal die Angſt gerathen, daß ihnen 
allerlei Dinge zu Leide geichehen könnten, an die fie bisher 
nicht gedacht haben. 

Nun hat die Kommiſſion einen Beihluß zu Wege 
gebracht, der allerdings nad meiner Meinung nidt voll: 
ftändig dem entipridt, was fein follte. Aber es ilt 
immerhin ein Kompromiß, der braudbar il. Es wird 
duch den Beichluß der Kommiſſion die Uebertragbarkeit 
zugeftanden auch fir einzelne Werke, nur mit der Be: 
dingung, daß die Zuſtimmung des Autors eingeholt werben 
ar aber fo, daß der Autor feinerfeitö verpflichtet ift, 
wenn er nicht widtige Gründe dagegen anzuführen hat, 
die Webertragung zu genchmigen. uf dieſe Weiſe iſt 
etwas Brauchbares zu Stande gekommen, allerdings nichts 
ſtonſequentes. Konſequent iſt ja nur die Regierungs— 
vorlage auf der einen Seite, die die völlig freie Ueber— 
tragbarfeit zuläßt, und auf der andern Seite der Antrag 
Diet, der die llebertragbarfeit verbietet. Allerdings iſt 
das eine Seltſamkeit in einem Geſetz, das nicht Zwingendes, 
fondern Vertragsrecht feitfett. Aber ganz abgefehen davon, 

| der Herr Kollege Dertel hat ganz recht, wenn er jagt, 


— 


Das ift aber thatſächlich (CO) 


D) 
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(A) eine ſolche Beltimmung würde dem Autor nichts 
nügen, jondern würde ihm im Gegentheil fchaden, 


denn die Konſequenz würde nur fein, daß viele Ber: 
lagäverträge überhaupt nicht zu Stande kommen; 
Berleger und Autoren gehören zufammen, der eine kann 
ohne den andern nicht eriftiren, fie müſſen ſich in Frieden 
verftändigen. Wenn Erſchwerungen in dem Verlags— 
geihäft duch das Geſetz aufgeitellt werden, wenn das 
Geſetz die Nichtübertragbarkeit feitgefeht hat, dann wird 
das Verlagsgeſchäft in feinem Intereſſe nothiwendigerweife 
die Verträge anders zu geftalten fuchen, und bie große 
Mehrheit der Schriftiteller wird in ber Lage fein, ſolche 
Vertragsverträge ſchließen zu miüffen, welche die Verleger 
ihnen vorlegen. ch zweifle nicht daran, wenn das Geſetz 
fo werden follte, wie die Herren Kollegen Dr. Müller 
(Meiningen) und Diet es vorichlagen, daß dann bie 
größeren Verleger fid) verftändigen würden über beftimmte 
Vertragdformulare und barüber, daß fie nur unter deren 
Bedingungen Geſchäfte abichließen werben. Daneben 
würden wohl noch andere Verleger bleiben — das be— 
zweifle ih nicht —, fie würden aber ſchwerlich die 
wünjchenswerthen für die Autoren fein. 

Nun Hat in der That da3 Verlagsrecht nöthig, 
einzelne Werke ohne viele Umſtände übertragen zu können. 
In fehr vielen Fällen Iiegt das im Intereſſe der Autoren 
jelbft, zum Beifpiel in dem Falle, wenn ein Buchhändler 
fein Geſchäft in mehrere Disziplinen theilen will. Es 
fünnen aud befondere Gründe fein, aus dem er nicht 
mehr im Stande ift, gerade biefes Werk weiter zu führen, 
und Weitered mehr. Diefe Intereſſen werben die Ber: 
leger wahren müffen, und die Mutoren werden ſich darin 
zu finden haben. &3 find allerlei grausliche Beiſpiele 
vorgeführt, wie ſchlecht es dem Autor gehen könnte, wenn 
fein Verleger fein Werk in ganz feindliche Hände bringen 
würde. Der Verleger darf aber nicht ſolche Nebertragungen 


(B) vornehmen, die gegen Treu und Glauben gehen. Er ift 


nicht berechtigt, ein theologiiches Werk in die Hände eines 
Atheiften zu geben, ber aus dem Atheismus zugleih ein 


Gewerbe madt. 
(Zuruf reits.) 
Sonſt kann ein Atheift auch meiner Meinung nad bie 
frömmpften theologifhen Werte verlegen. 
Zuruf.) 

— Gin Arheift, der beſonders Atheismus betreibt und da: 
durd das theologiſche Werk verdächtig macht, nicht! — 
Solche Fälle können kommen, aber ich glaube, gegen die ift 
der Autor gefhügt; denn er fann verlangen, daß Solche 
Uebertragungen, welche fein Werk in feinem Abſatz 
Ihädigen können und bie gegen Treu und Glauben find, 
aufgehoben werden. Der Herr Stollege Dr. Dertel hat 
bereit8 angeführt, daß eine Neihe von Uebergängen 
möglich find, bie auch die Herren Antragfteller nicht ver: 
hindern wollen, und in denen all bie übeln Folgen ein: 
treten, welche befeitigt werden follen. Ich glaube, meine 
Herren, wir handeln im ntereffe der Autoren felbft, 
wenn wir nicht eine Stellung zwiſchen ihnen und den 
Verleger hervorrufen, bie nothwenbigerweife zu einem 
Gegenfag der Intereffen führen muß. Ich glaube, wir 
handeln da am beften, wenn wir, nachdem die Kommiffion 
ſich nicht hat entichließen können, einfad) den Standpunkt 
der Negierungsvorlage anzunehmen, nunmehr die Vorlage 
ber Kommiffon afzeptiren; fie ift gangbar, weil ein 
nicht au Schwerer Weg für die Erreichung der Zuftimmung 
gegeben ift. Aber ich zweifle nicht, daß in vielen Fällen 
auch die Verleger die freie Uebertragbarkeit ſich zu— 
geſtehen Laffen werden. Würde bie Regierungsporlage 
(Hefe werden, fo bezweifle ich wiederum nicht, dak auf 
der anderen Seite Autoren, die fehr großen Werth darauf 
legen, ihre Werke nur bei einem Verleger verlegt zu ſehen, 
die Uebertragbarkeit ausichließen. Das Wefen der hier 


in Frage ftchenden Beltimmung wie des ganzen Geſetzes (C) 
ift ein poſitives Recht, über das die beiden Theile ver- 
fügen können und nad) ihren Intereſſen verfügen werben. 
Jede von beiden Seiten wird ihre Intereſſen wahrzu- 
nehmen willen, ımb es wird bann etwas herausfommen, 
was fir manche Fälle wohl nicht beiden Theilen entipridht, 
aber im großen und ganzen angemeffen if. Darum 
möchte ih Sie bitten: belaffen Sie es wenigſtens bei ber 
Kommiſſionsvorlage! 

Vizepräſident Büſing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Zehnter. 

Zehnter, Abgeordneter: Meine Herren, es ift gewiß 
richtig, wenn man das Merk eined Autors, eines Roms 
poniften nicht lediglich als eine MWaare behandelt; denn 
ed ift ein Werk des Geiſtes, nicht bloß der Hand, der 
Maſchine. Auf der anderen Seite, meine Herren, hat der 
Autor und der Komponiſt doch auch ein Sntereffe daran, 
bak das Werk, das er geiftig geichaffen hat, —— 
werde, daß daraus ein Gewinn erwachſe. Das gleiche 
Jutereſſe hat der Verleger, deſſen Aufgabe es iſt, dieſes 
geiſtige Werk in die Oeffentlichkeit zu bringen, zu ver— 
breiten. Vergleicht man dieſe Intereſſen, bie ſich ſchein— 
bar gegenüberſtehen, ſo ſind ſie gar nicht ſo ſehr ver— 
ſchieden, wie wir es in den letzten Tagen und heute hier 
und in der Kommiſſion gehört haben. Ich glaube, daß 
man ſich vom Standpunkt der Autoren und der Kom— 
poniſten aus mehr theoretiſch in eine Poſition hinein— 
gearbeitet hat, die ſcheinbar den Intereſſen der Verleger 
gegenüberſteht, als daß ein wirklicher ernſter Gegenſatz 
vorhanden iſt in Bezug auf das Recht ber Uebertragung 
des Verlagsrechts. Die Beichlüffe der Kommifffon zu 
z 28 leiften alles, was ber Autor fordern kann, um fein 

ntereffe daran zu — daß ſein Werk nicht in Hände 
fommıt, in die er es nicht hätte gelangen laſſen, wenn er 
bei der —— des Verlagsrechts die Eigenſchaft 
dieſer Hände gekannt hätte. 
geben die Möglichkeit, daß der Autor zu der Uebertragung 
eines Werkes feine Zuftimmung verweigern fann, wenn 
er gewichtige Gründe dafiir hat, und das leiſtet alles, 
was man billigerweile vom Standpunkt einer vernünftigen 
Vereinigung der Antereffen des Autor und des Buch— 
handels fordern fanı. Deshalb möchte ich bitten, bie 
Kommtffionsbeihlüffe anzunehmen, 

Die weiteren Anträge, meine Herren, möchte ich bitteır, 
abzulehnen. Konſequent ift ja der Antrag ber Herren 
Dieg und Genoflen; das ift ſchon wiederholt ausgeſprochen 
worden. Aber nicht alles, was fonfequent ift, ift für das 
praftifihe Leben immer das Richtige. Diefer Antrag geht 
meines Gradtens weit über das Ziel hinaus, insbeſondere 
dadurch, daß er nicht einmal die Vertragsfreiheit in Ben 
auf das Recht der Uebertragung gelten laffen will. Melde 
ernfthaften Gründe vorliegen follen, jogar cine Ber: 
einbarung, durch die dem DBerleger im voraus das Recht 
der llebertragung eingeräumt wird, für unzulälfig zu er 
klären und eine Beſtimmung in das Gefeg aufzunehmen, 
daß eine im voraus gegebene Zuſtimmung zu ber leber: 
tragung hinterher nicht vefpektirt zu werben braudt, ift 
mir nicht recht begreiflich. 

Id möchte mid aber and gegen den Antrag der 
Herren Müller und Traeger ausiprechen, der zwar lange 
nicht fo weit geht wie der Antrag der Herren Diet und 
Genoflen, ber mir aber infofern doch auch noch zu weit 
greift, als er die Uebertragung einer einzelnen fachlichen 
Abtheilung gegen den Willen der Autoren ausfchliekt. 
(ine derartige Uebertragung kann doch auch im Intereſſe 
de3 Autors ſelbſt liegen. Nehmen wir am, ber Autrag 
Müller würde Gefeg. Welches Interefie kann ein Antor 
dann 3. B. daran haben, wenn der Verleger alle Werte 
einer beftimmten fachlichen Abtheilung mit Zuftimmung 
ber übrigen Mutoren überträgt, feinerjeit3 davon feparirt 


Die Kommiſſionsbeſchlüſſe (D) 
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(A) zu werden? Dann bleibt eben da3 einzelne Werk als 


Refiduum in bem Laden de3 Verlegerd zurück, diefer wird 
fih un das Werk nicht mehr kümmern, und nicht nur ber 
Berleger, jondern aud der Autor ift dann der Geſchädigte. 
Der Herr Stollege Müller hat geltend gemacht: aud) wenn 
man bie lebertragung einer fahlihen Abtheilung zulaffe, 
fo beftehe die Gefahr, daß dann diefe Abtheilung in Hände 
elange, die bem Autor nicht paſſen könnten. Meine 
Er id glaube, wenn ber Autor mit einem anftändigen 
Verleger feinen Berlagsvertrag gemadt hat — und bon 
diefem Standpunkte geht ja der Herr Kollege Müller aus —, 
danı muß mean auc annehmen, daß der Berleger eine 
er fachliche Abtheilung nicht in ſchmutzige Hände 
giebt; dann wird er felbft ein Intereſſe daran haben, nicht 
einen Nachfolger zu befommen, von bem man nicht mit 
Ruhm reben kann, er wird vielmehr ſelbſt ein Intereſſe 
daran haben, dab ein möglichit ebenbürtiger Nachfolger 
an feine Stelle tritt. 

Der Herr Sollege Müller hat aud davon geiproden, 
der Vertrag mit dem Verleger habe immer cinen ſehr 
individuellen und perfünlichen Charakter infofern, ald man 
gerade Dielen Verleger wolle. Es ift gewiß richtig, daß 
die Perſon des Verleger immer ganz wejentlich bei der 
Abſchließung des BVerlagövertraged in Betradht gezogen 
wird; aber jo weit, glaube ich, kann man doc nicht gehen 
— und das ift gewiß ber Praris nicht entiprehend — zu 
fagen, daß es für jedes Werk nur einen Verleger in 
ber Welt gebe. Es giebt doc) für jedes Fach eine größere 
Anzahl von einander ebenbürtigen, einander in geſchäft— 
liher Beziehung gleichftehenden Verlagsgeſchäften, und e3 
kann, glaube ich, dem Autor doc nicht abfolut darauf 
ankommen, dab das Werk nun gerade in diefem und nicht 
in einem ebenbürtigen anderen Berlag if. Wenn aljo 
eine einzelne Abtheilung an ein ſolches gleihartiges anderes 
Verlagsgeichäft übertragen wird, fo, glaube ich, hat der 


(B) Autor gar fein Recht, ſich in biefer Richtung in feinem 


Jutereſſe gefräntt zu fühlen. Auf der anderen Seite 
wird aber ber Nutor, wie ich fchon gefagt habe, unter 
Umftänden fchwer geſchädigt, wenn cine derartige Ueber— 
tragung nicht ftattfinden kann, und aud) der Verleger wiirde 
ſeinerſeits in der Wahrung feiner Intereffen und im der 
Geftaltung feiner geihäftlihen Verhältniffe nad Maßgabe 
feiner Intereffen jchwer gehemmt und geſchädigt. Des» 
halb glaube id), daß wir die Uebertragung der einzelnen 
fachlichen Abtheilung nicht ausſchließen dürfen, fondern daß 
wir und darauf beichränfen müflen, die Kommiſſions— 
beichlüffe anzunehmen, womit wir alles das mahren, 
was wirflih eine Wahrung verdient und ciner Wahrung 
. ift. 
izepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Stadthagen. 
Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
Sie bitten, dem Antrage Ihre Zuftimmung zu geben, den 
Sie auf Nr. 234 der Drudjaden unter dem Namen Diet 
und Genoffen vor fi ſehen. Ach Habe mich darüber 
nicht allzu fehr gefreut, daß eine Reihe der verichiedeniten 
Redner erklärten: diefer Antrag ift ja fonfequent, wir 
ftehen ihm fehr fumpathiich gegenüber, aber wir ſtimmen 
nicht für denfelben, und zwar hauptſächlich deshalb, weil 
er eime Beſtimmung enthält, die zwingendes Recht iſt. 
Darin, in dem zwingendem Recht, liegt aber eigentlich 
dad punctum saliens bei der ganzen Frage. Der Ber: 
leger ift in der Negel ber geihäftsgewandtere, in ſehr 
vielen Fällen auch der ökonomisch mächtigere, derjenige, der 
bereitö feine Organifationen ſich geichaffen hat, Organi- 
fationen, in denen dann ſolche Verlagsvertragsformulare 
bergeftellt werben, daß der einzelne Autor dem gegenüber 
madıtlos it. Wenn wir zulaflen würden, daß im vor— 
aus das Recht der llebertragung gegeben werbe, jo würde 
das nicht3 weiter heißen, als ben Schriftfteller auf dem 
Reichstag. 10. Lepisl.-P. IL. Selfton. 1900/1901. 


2257 





Papier Ihügen, in der That aber volllommen dem Ber: (O) 


leger überantworten; denn dann wiürbe in dieſe Ber: 
lagövertransformulare ja einfach hineingebracht werben, 
daß das Recht der lebertragung ein für allemal aud auf 
den Verleger übergeht. Einen derartigen Verlagävertra 
hat geftern mein Freund Diet Ihnen vorgeführt, und i 

babe gar feinen Zweifel, daß, nachdem dieſes Gefeg zu 
Stande gefommen fein wird, foweit nicht zwingende Be— 
ftimmungen in demfelben zum Schutze des Autor ent— 
halten find, ähnliche Berlagdvertragsformulare gegeben 
werben, in benen alle Vorſchriften des Gejeßed in ihr 
Gegentheil verwandelt werben. 

Alſo, meine Herren, bie Hauptfadhe liegt gerade in 
dieſem zwingenden Recht, in der Beltimmung, daß eine 
Vereinbarung, durch die dem Berleger im voraus das 
Recht der llebertragung eingeräumt wird, unzuläffig ift. 
Der Herr Abgeordnete Zehnter und die anderen Herren 
haben zunächſt hervorgehoben: ja, das ift richtig, daß bie 
geiftige Arbeit eine Waare fei, aber fie iſt dod nicht 
ganz eine Maare wie andere Waaren. Dennod aber 
behandeln Sie fie ja genau fo, ja, Sie mißhaubeln fie, 
Sie behandeln fie jchlehter ald andere Waaren. Die 
geiftige Arbeit ift eine Waare, ſie kann aber verlangen, 
daß ihre Eigennatur berüdfictigt wird. Sie haben beim 
Arbeitövertrage die perfönlihe Leitung auf beiben 
Seiten; wir halten es daher zur Zeit, wo wir den freien 
Arbeitsvertrag haben, für unzuläffig, daß ein fogenanntes 
Berborgen der Arbeitskraft ftattfindet und dergleichen, 
und ic lege ein beſonderes Gewicht darauf, hervor: 
zubeben, daß das Intereſſe der Allgemeinheit hier viel 
mehr noch für unfere Vorſchrift fpriht als das fpezielle 
Intereſſe einzelner Schriftiteller. Wir erleben es ja des 
öfteren, daß bei Gefegeutwürfen bei denjenigen Punkten 
eine befonderd große Debatte entbrennt, die insgemein 
gar nicht Dinge find, welche von fo außerordentlich 
praktiſcher Bedeutung find, die in jo Iehr vielen Fällen (D) 
vorfommen, Sondern es handelt fih falt immer um 
praftiih minder bedeutſame Punkte, bei denen es ſich 
darum dreht, ob man gejeßgeberiich niederfegen will das— 
jenige, was nad) der allgemeinen Anſchauung bereits 
Rechtens fein follte. Es handelt fih hier wieder einmal 
darum, gegenüber dem Geift der Juriftenzunft Stellung zu 
nehmen, die es ja häufig fo anfieht, ald ob das Leben 
eine Art Sektlonsobjekt iſt für juriſtiſche Konftruftionen, 
während doch thatjählid umgekehrt bie juriftifchen 
Ktonftruftionen dem Leben zu folgen haben. 

Wie liegt es bier? Hier handelt es fih um ben 
Kampf zwiſchen Befig und Arbeit. Die Entwidlung des 
Defiges gegenüber der Arbeit ift ja eine jahrtaufendlange, 
und die Verfehrdintereffen, die ökonomiſchen Intereſſen, 
die Intereſſen der Allgemeinheit zwingen dazu, daß bie 
Arbeit in ihrer vollen, tertheerzeugenden, ber All: 
gemeinheit dienlihen Natur anerfannt wird, wie Sie es 
von der bürgerlichen Seite auch behaupten, wenn Sie 
Gelege fchaffen, die gegen die Arbeit gerichtet find, daß 
die Arbeit geabelt wird. Früher galt der allgemeine 
Rechtsgrundſatz im großen ganzen: wer Beſttz hat, hat 
das Recht. Genau ebenfo wollen Sie in dem jegigen 
Zeitalter, wo wir von Sklavenarbeit und losgelöſt haben, 
wo wir die freie Arbeit zu achten angefangen haben — 
noch lange nicht jo geachtet, wie es die Verhältniſſe ver— 
langen —, dem Beſitz ben Vorzug vor der Arbeit geben? 
Es ift hier nöthig, in einem Geſetz, dad über die Rechte 
der geiftigen Arbeit haudelt, die Verfchiedenheit der 
geiftigen Arbeit, der Arbeit überhaupt gegenüber einer 
förperlich greifbaren Waare, der Beſitzwaare, bie Eigen: 
art diejer Waare „Arbeitskraft“ zu beachten: das heißt in 
Wahrheit die Arbeit adeln. Was thun Sie aber, wenn 
Sie dem Verleger dad Recht geben wollen, mit ber 
Arbeit, die ihm durch Vertrag übertragen ift, mit ber 
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Reichstag. — 73. Sitzung. Sonnabend ben 20. April 1901. 








(Stadthagen.) 


(A) Arbeit, an der ein Theil Arbeitöfraft lebt, weil das lIr: 


(B 


— 


heberreht ja dem Autor verbietet, feine im Schriftwerf 
ihon einmal entgeltlich verausgabte Arbeitöfraft aber: 
mals zu bermwerthen, zu machen, was er will, fie ohne 
Zuftimmung des geiftigen Autors diefer Arbeit Dritten zu 
verkaufen? Damit erkennen Sie wieder an, daß allein 
ber Beſitz recht hat, und daß bie Arbeit weniger oder 
nichts werth ift, untergeorbneter Natur it. Muh ih Sie 
denn daran erinnern, welde vielen Kämpfe darüber ftatt- 
gefunden haben? 68 ift ja fein Wunder, daß die Herren, 
die im römischen Recht, im Befigreht aufgewachſen find, 
fih jo ſchwer daran gewöhnen können, der Arbeit zu 
geben, was ihr Recht if. Die Ausführungen, die Herr 
Zehnter, Herr Dr. Dertel — gegen fein inneres Der) 
wie er fagte — machten, erinnerten mich lebhaft an bie 
Ausführungen ber alten römiſchen Juriſten, welche fid 
herumftritten bis weit hinaus über Labeos Zeiten darüber, 
ob jemand, der ein Stüd Leinewand befigt, jemand, 
der ein Stüd Pergament befist, und auf deſſen 
Befib eine werthvolle Arbeit von dritten gemacht 
ift, nicht auch diefe geiftige Arbeit ohne weiteres erwerbe. 
Da hieß 8 — und dad ift in einer auf Sflavenarbeit 
gegründeten Mirthichaftöperiobe oder doch nur im diefer 
und in ber ähnlichen feudalen Produftionsweife —: bie 
Arbeit könne feine Werthe jchaffen, fondern fie nur 
formen. Diefe Mißachtung der Arbeit im heidniſchen 
Rom in der Sflavenwirthihaft ift einer größeren Achtung 
allmählich gewichen. Und doch ift hier wieder ein Rück— 
fhlag: wo man entſcheidet zwiichen dem Merth des 
Befiged und dem der Arbeit, hat ſich die Kommiſſion 
leider zu Gunsten des Beſitzes ausgeſprochen. 

Herr Schrader fcheint diefe Dinge weniger bom 
Standpunkt des Schriftitellerd, der Allgemeinheit aus be- 
tradıtet zu haben ald von dem boreingenommenen Ge: 
danken der Harmonie der Intereſſen von Zweien, bie 
einen Vertrag geichloffen haben. Soldye Harmonie Liegt 
nicht vor und Tann nicht vorliegen zwiſchen Zweien, bie 
ein entgegengejebtes Intereſſe haben. Wie aber hier eine 
Werthung der Arbeit vorliegen ſoll, wenn Sie e3 ge 
ftatten wollen, daß ein einzelned Merk oder eine ganze 
Branche übergehen fol ohne die Genehmigung deflen, der 
doch das eigentlidde Eigenthum am der Arbeit hat, der fie 
neichaffen hat und der dem Verleger nur gewiffermaßen 
das Beſitz- und Verwaltungsrecht gegenüber der Allgemeine 
heit übertragen hat, hat übertragen müſſen, um feine 
Arbeit zu verwerthen, it mir unverſtändlich. Wenigftens 
ift mir underftändlich, wie man in einem Athem behaupten 
kann, man ſchätze und chre die geiftige Arbeit, und wie 
man gleichzeitig dieſem Paragraphen zuftimmen kann, ber, 
wenn aud nicht fo ftark wie die Negierungsvorlage, fo 
doch F Werth der geiſtigen Arbeit außerordentlich miß— 
handelt. 

Das Weſentlichſte iſt, hier zwingendes Recht zu 
ſchaffen. Geſchieht das nicht, bleibt die Uebertragbarkeit 
im voraus zuläffig, jo haben biefe ganzen Geſetzes— 
beftimmungen feinerlei Werth, weil ber Verleger ber 
geihäftsgewandtere, oft aud der ökonomiſch mächtigere 
Theil ift, der ſich die volle Vereinsfreiheit zu Nuke 
gemacht hat. Die Herren Dr. Dertel und Scraber 
fagten: Sie laffen ja die lebertragbarfeit zu, inſoweit 
Sie die Erblichkeit zulaffen. Aber im Verlagsrecht ift 
doch nicht da3 Erbredit zu behandeln! Ich würde ja — 
bei der Debatte über das Erbredt im bürgerlichen Geſetz— 
buch haben wir darüber feinen Zweifel gelafien — es 
fir einen außerordentlichen Vortheil anfehen, wenn das 
Erbrecht in der Form, wie es befteht, bejeitigt würde 
und überhaupt bejeitigt würde. Damit wiirde dieſe Frage, 
jomweit fie jih auf ein derartiges Recht bezieht, ohne 
weiteres beantwortet jein. Es ift auch nicht eine Kon— 
fequenz, zu fagen: weil ih ein Erbrecht habe, darf id) 


auch andere Webertragungen zulaflen. 
Geſetzbuch giebt es eine Neihe von Nechten, deren Ueber— 
tragung nicht zuläffig tft unter Lebenden — die Ueber— 
tragungen von Todes wegen können ausideiden. 

Es fommt gar nicht darauf an, wie bie juriftiiche 
Konftruftion iſt. Wir haben uns nicht um bie juriftifche 
Konjtruftion zu kümmern, fondern bie juriftifche Kaſte hat 
fi) endlich dazu zu bequemen, die thatſächlichen Verhält— 
niffe zu nehmen und darnach ihre juriftiichen Konſtruktionen 
zu repidiren. Thöricht iſt es, anzunehmen, daß diefe oder 
ähnliche Werhältniffe ftändig geweien find. Nur, wenn 
man annehmen wollte, daß fie ftandig geweſen feien, fich 
nie entwidelt hätten, läßt fih von einem berechtigten 
Einwand der juriftiihen Konſtruktion ſprechen. Die 
juriftifche Konſtruktion hat fih nad; den Thatſachen, Zielen, 
Entwidelungen und Bedürfniffen der Zeit zu richten. 

Ich befinde mich in der eigenthümlihhen Lage, daß 
ih hier den Reihötag beſonders bitten muß, doch mehr 
vom idealen Standpunkt die Sache anzufchen, von dem 
Standpunkt, daß die geistige Arbeit mehr geachtet werden 
fol, da der nadie, bloße, gemeine Beſitz nicht Werke 
Ihafft, fondern da die Arbeit fie macht. Bon diefem 
Standpimft aus müflen Sie fid) für das Prinzip erklären, 
das wir in unferm Antrag ausgefproden haben. Was 
nützt es, daß Herr Dr. Oertel und einige andere Herren 
erflärt haben, mit dem Prinzip ſeien fie einverftanden 
oder ftehen ihm ſympathiſch gegemüber, fie könnten es aber 
nicht in die praftiiche Wirklichkeit überfegen! Hier giebt 
es fein Kompromiß. Gin Kompromiß bei Dingen, wo es 
fih um ideale Wirkungen, um grundſätzliche Anfhauungen 
handelt, ift unzuläffig, weil e8 das Aufgeben des Prinzips 
bedingt. Diejenigen, die fin liebertragbarteit des Rechts 
ftimmen, verjegen ſich in diejenige Wirthſchaftsperiode 
zurüd, bie darauf beruht, daß das Recht des Beſitzes für 
* Peg dad Michtigfte, daß der Beſitzer der 

err Sei. 
Wir leben mitten in der Beriode, wo das Verkehrsrecht, 
in der das Arbeitsrecht angefangen hat, anerkannt zu 
werden, anerkannt werden mußte, weil die öfonomifchen 
Berhältniffe dahin drängten. Und wenn auch juriftifche 
Geſetzesparagraphen die thatiählihen Bedürfniffe des 
Verkehrölebens nicht zu modeln vermögen, jo dürfen fie 
umgefchrt ſich nicht einem vernünftigen, durch das praftifche 
Leben der Gemeinfchaft bethätigten Gedanken entgegen: 
ftellen. Heute ſteht es fo, dab es unter anftändigen 
Verlegern als unchrenbaft gilt, wenn eine Hebertragung 
einzelner Werke ohne Zuftimmung des betreffenden Autors 
ftattfindet, weil man annimmt, daß dies gegen Treu und 
Glauben verftoße und die MWaare geiſtiger Arbeit herab» 
jege, alſo aud) genen das Intereſſe des Waarenbefigerd 
laufe. Aber, Herr Abgeordneter Schraber, mit bem Richter, 
mit dem Kadi fann man mit diefem Verſtoß gegen Treu 
und Glauben nichts ausrichten; damit können Sie gegen 
das freie Vertragsrecht, wie es zur Zeit befteht, nicht 
anfämpfen. 

Meine Herren, wenn Sie zugeben müffen, dab es 
unzuläffig it, Die geiftige Arbeit jo tief zu ftellen, daß 
der Berfertiger der geiftigen Arbeit fi) gefallen laſſen 
muß, daß fein Produft übergeben wird aud an denjenigen, 
der, ftatt dieſe Arbeit zu verpielfältigen, fie hintanſtellt, 
dann, meine Herren, glaube ich, werden Sie unferem 
Antrage ihre Zuftimmung geben. Ih nehme um fo 
mehr Beranlaflung zu diefer Hoffnung, als ja der Reichs— 
tag bereit3 beim Urheberrecht im Gegenfag zur Regierung: 
vorlage ausdrüdlich aus theilweile ähnlichen Erwägungen 
heraus beichloffen hat, es ſoll ein Erbrecht des Fiskus 
nicht ftattfinden. Damald wurde bier in der eriten 
Lejung ausgeführt, wenn aud die. übrige llebertrag- 
barkeit fir zuläffig erachtet wiirde, daß doch, wenn der 
Fislus Erbe geworden ift, es beiſpielsweiſe möglich 


Im bürgerlichen (0) 


Diefe Wirthihaftöperiode ift längſt überholt. (D) 
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(A) nun eine beftimmte philofophiiche, eine beftimmte 

uriftiiche, politische, —— Richtung unterdrückt 
werden könnte. Wenn zum Beiſpiel das prächtige Werk 
von Marx durch Erbgang auf den Fiskus übergehen 
würde, würde ber Fiskus ſich doch angelegen fein Lafjen 
können, dieſes Wert nicht weiter zu verbreiten. Genau 
ebenjo fteht es bei der Uebertragung an jedweden ohne 
Zuftimmung des betreffenden Verfafferd. Es kann an 
einen politiichen oder fonftigen Gegner kommen, dem 
daran liegt, daS betreffende Werk nicht zu verpielfältigen. 
Geben Sie diefe Möglichkeit, jo ſchaffen Sie die Mög: 
lichkeit, daß das Kapital feine Uebermacht ausdrücklich 
auch gegenüber der geiftigen Arbeit haben ſoll, theoretiich 
und praktiih. Ich glaube, die Macht des Kapitals ift 
im wirklichen Verkehrsleben fo ftarf, daß wir nicht noth— 
wendig haben, dieſe Kapitalsmacht auf diefem Gebiete 
noch zu ſtärken. 

Ich bitte Sie dringend, unſerem Antrage zuſtimmen 
zu wollen. 

(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, ih muß 
bie Kommiſſion doc gegen bie Angriffe des Herrn Bor: 
rebnerd in Schug nehmen, obwohl ich felbit gegen den 
Antrag der Kommiſſion zu ſprechen beabfichtige.e Ich 
meine, jo weit kann man dody nicht gehen, zu fagen, 
daß die Kommiſſion ſich „zu Gunsten des Beſitzers“ aus— 

eiprodhen habe. Nein, ich begrüße es mit Freuden, daß 
— der erſten Leſung im der Frage der Uebertragbarkeit 
ſich ein weſentlicher Fortſchritt zu Gunſten der Nichtüber— 
tragbarfeit geltend gemadt hat. Wenn wir uns der 
eriten Leſung erinnern, fo werden wir unzweifelhaft an- 
erfennen müffen, daß heute der Stanbtpunft der Re- 
gierungsvorlage, das heißt der freien Uebertragbarkeit, 


(B) eigentlih kaum noc geltend gemacht ift, da jelbit der 


Herr Kollege Schrader fih, wenn er auch prinzipiell an 
diefem Stanbpunft feithält, praktiich doc auf den Boden 
des Kommiſſionsbeſchluſſes geftellt hat, weldher — das 
erkenne ih gern an — das weientlichite Bedenken auf 
diefem Gebiete bejeitigt hat, indem er den ſchwerſten 
Schädigungen der Autoren, die dadurch herbeigeführt 
werben fönnen, daß einzelne Werke ohne jede Zu— 
ftimmung des Autors übertragen werden fönnen, einen 
Riegel vorgeihoben hat. 

Nun kann ich mich, meine Herren, dem Antrag des 
Herren Kollegen Dieß nicht fo ſympathiſch gegenüberitellen 
wie die Herren Kollegen Dr. Miller (Meiningen) und 
Dr. Dertel. Die Koalition Miiller-Dertel ift bei dieſem 
Paragraphen allerdings in die Brüche gegangen; fie find 
naher zu entgegengejegten Auffaflungen gefommen. 
Aber dem Antrag Dieg ftehen fie doch beide ſympathiſch 
gegenüber. Für mich aber tft diefer Antrag unannehmbar 
aus praftiihen und prinzipiellen Gründen: prinzipiellen, 
weil er das freie Berlagsrecht ausichließt, weil er, ich 
mödte jagen, die Autoren als Unmündige betrachtet, bie 
gar nicht in der Lage find, ihre eigenen Intereſſen wahr: 
zunehmen, und praftiichen, weil ich allerdings anerfenne, 
daß eine Uebertragbarkeit des Verlags nothwendig den 
Berlegern konzedirt werden muß, nämlich die Uebertrag— 
barkeit bes ganzen Verlags. Ach ftehe auf dem Stand» 
punkt, daß id in dem geiftigen Eigenthum keineswegs 
eine Waare wie jede andere anerfenne, im Gegentheil dem 
Autor unter aller Umſtänden das Miteigenthumsrecht 
an feiner geiltigen Schöpfung aud mad der Verlags— 
übertragung zugeſtehe. Aber aus praltiichen Gründen 
müflen wir die volle Uebertragbarkeit eines ganzen Vers 
lages unzweifelhaft ald aud) im Intereſſe der Autoren felbit 
liegend anerkennen, und dagegen ift denn aud in ben 
Autorkreifen fein Bedenken erhoben worben. Die Ber: 


theidigung des Kommiſſionsbeſchluſſes durch den ver: (C) 


ehrten Kollegen Dr, Dertel machte auf mich den Eindrud, 
ald ob er eigentlih mehr angriff als vertheidigte. Ic) 
erkenne es vollfommen an, daß er, nachdem er ein Kom— 
promiß eingegangen ift, loyalerweife dieſes auch vertritt. 
Ih bin es nicht mit eingegangen, habe in der Kom: 
miſſion einen anderen Standpunft eingenommen und bin 
deshalb hier vollfommen frei. Da muß ich jagen, dak 
der Antrag Miller (Meiningen) nad) meiner Meinung 
den praltiſchen Intereſſen beſſer gereht wird als ber 
Kommiſſionsbeſchluß. Ih muß bemerken, daß ich feinen 
jehr großen Unterſchied zwiihen dem Antrag Miller 
(Meiningen) und dem Kommiſſtonsbeſchluß erfehe; jener 
läßt auch die Webertragbarkeit des ganzen Verlages zu, 
während ber Kommiſſionsbeſchluß nicht zuläßt die Webers 
tragung de3 einzelnen Werkes. Der Unterſchied zwiichen 
beiden fann im wejentlihen darauf zurüdgeführt werden, 
daß bei dem Antrag Müller (Meiningen) die fogenannten 
Fachabtheilungen nicht überiragen werden fünnen ohne 
Zuftimmung der Mutoren, während das vielleicht nad) beim 
Antrag der Kommiſſion möglid ift. 

Nun muß ich aber fagen, diefe Heberführung der ſchwer 
befinirbaren Fachabtheilung ſcheint mir denn doch praftifch 
nicht von jehr großer Tragweite zu fein. Herr Dr. Dertel 
führte al8 Beilpiel an, daß ein Verleger ein Fach aus— 
fterben laffen will, daß er fich nicht Ei um eig Fach 
kümmert, daß dann die Autoren ſelbſt Nachtheil hätten. 
Ja, verehrter Herr Kollege, wenn die Autoren Nachtheil 
haben, werden ſie wohl auch der Uebertragung zuſtimmen. 
Es liegt gar kein Bedenken vor, denn es geht das auch 
auf dem Wege des Antrags des Herrn Dr. Müller, und 
wenn ein Autor nicht zuſtimmt, dann wird deſſen Intereſſe 
eben vernadläffigt, er ſchädigt ſich dann ſelbſt am meiſten. 
Daß von der Uebertragung des Verlags unter Umſtänden 
ein Schriftfteller fhweren Schaden haben fann, dafür, 


meint der Herr Kollege Schrader, ſeien praftifche Beifpiele (D) 


niemal3 gebradt worden. Ich bin in der Lage, dem 
Herrn Kollegen Schrader ein ſolches praftifches Beifpiel 
hier vorzuführen. Ich habe hier einen Brief in Händen 
von einem namhaften Schriftiteller an eine große Verlags: 
firma in Stuttgart, den ich dem Herrn Kollegen zur Verfiigung 
ftelle, worin dem Scriftiteller geantwortet wird: ja, Ihre 
Schrift wäre und akzeptabel, aber es ift eine Schrift von 
Ihnen in einen Verlag übergegangen, welcher die Dedung 
für die großen Bazare bildet; daraus wird Ihnen ein 
ſehr erheblicher Nachtheil entitehen, denn ein anſtändiger 
Verleger flieht mit einem Autor feinen Verlagävertrag 
mehr ab, der für ſolche Verleger arbeitet. Ja, ber be— 
treffende Autor Hat erit durch dieſen Brief Kenntniß 
davon erhalten, er hat gar nichts davon gewußt, daß 
fein Werk in derartiger Meife übertragen worden ift. 
Da muß man fih doch fagen: ein folder Zuftand, wie 
er durch bie Negierungsvorlage aufredt erhalten iſt, ift 
nicht angängig. Nun wiirde ja biefem Uebel burd) bie 
Kommilfionsbeihlüffe auch abgeholfen werden; aber wie 
umständlich, wie Lomplizirt ift auch hier wieder bad 
Kompromik ausgefallen! Da foll nur bei einzelnen 
Werfen nicht ohne Zuftimmung des Autors übertragen 
werden fönnen; die Zuftimmung kann aber nur ver: 
weigert werben, wenn wictige Gründe vorliegen. Wird 
die Zuftimmung binnen zwei Monaten nicht verweigert, 
fo gilt fie alö erlaſſen. Ja, wie viele Keime von Bro: 
zeffen und Zwiftigleiten liegen darin, während auf ber 
anderen Seite der Antrag des Herrn Dr Müller 
(Meiningen) hier vollftändig are PVerhältniffe ſchafft, 
worauf ih dod immer großes Gewidht lege. — 
Da wird eben einfach die Hebertragung, wenn es ſich nicht 
um ben ganzen Verlag handelt, von ber Zuftimmung bes 
Autord abhängig gemacht, ſei es nun einer Fachabtheilung, 
jei es eines einzelnen Wertes. Ich glaube, daß mit dieſem 
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(4) Antrag ebenfo gut den Intereſſen ber Autoren wie ben 


Intereſſen der Verleger Rechmmg getragen tft; denn ich 
halte es doch für recht zweifelhaft, wenn man, wie ber 
Herr Kollege Schrader, im Intereſſe der Autoren einen 
Standpunkt vertritt, dem alle Autoren entgegenftehen. Ich 
laube, wir müffen den Autoren doch auch zuerkennen, 
aß fie ihre eigenen Intereſſen einigermaßen ig eh 
vermögen. Ich fürchte mich aud) nicht, daß bie Verleger 
fih nun über ein beſtimmtes Formular einigen; benn der 
Standpunkt, daß die Verleger die abiolut Stärkeren wirth- 
ſchaftlich ſind, den kann ich nicht theilen. Ich glaube viel: 
mehr, daß auch hier die Dinge individuell liegen, daß in 
dem einen Fall der Verleger, im anderen ber Schriftfteller 
ber ftärfere Theil ift, und daß wir c3 wie auch fonft im 
wirthichaftlichen Leben den Interefienten überlaffen können, 
fih ihre Stellung gegenjeitig feftzulegen. Aber id) 
laube in ber That, daß, wenn wir uns mit ber 
ommiffion auf den Stanbpuuft ftellen, wir bie freie 
Nebertragung nicht als angängig anerkennen, alſo von 
der Regierungsvorlage abgehen, dab wir andererſeits ben 
unbebingten Ausfhluß der llebertragung, wie ihn ber 
Antrag Diet formulirt, als zu weitgehend nicht afzeptiren 
fönnen, daß wir dann e3 vorziehen follen, den Weg, ben 
ber Herr Abgeordnete Dr. Müller — und der, 
wie er richtig bemerkte, auch ein Kompromiß iſt, gehen 
und in einfacher, klarer Weiſe ſagen: abgeſehen von der 
Uebertragung des ganzen Verlags, wo die Uebertragung 
aus wirthſchaftlichen Gründen, aus Exiſtenzgründen dem 
Verleger gewährt werden muß, wollen wir die Ueber— 
tragbarkleit abhängig machen von der Zuſtimmung des 
Autors. Wenn im einzelnen Falle dann ein Autor 
wirklich einmal gegen ſeine eigenen Intereſſen eine falſche 
Entſcheidung trifft, dann ſoll er zunächſt der am meiſten 
Geſchädigte ſein. Wir können es deshalb der Einſicht 
der Autoren vollſtändig überlaſſen, daß ſie hier das 


(B) Richtige treffen und nicht eigenfinnig Schädigungen herbei— 


führen. 

Ich möchte mid deshalb dahin reſümiren, daß wir 
ben Antrag Dieb ablehnen, aber den Antrag Müller 
(Meiningen) annehmen umd, wenn auch diefer abgelehnt 
werben jollte, dann der Kommiſſion zuftimmen. 

Dizepräfident Bäfing: Das Wort hat ber Herr 
Kommiffar des Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Re— 
gierungsrath im Reichs-Juſtizamt Delbrück. 

Delbrück, Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrath im 
Reichs⸗Juſtizamt, Kommiſſar des Bundesraths: Meine 
Herren, im Namen der verbündeten Regierungen habe ich 
Sie zu bitten, die beiden geſtellten Anträge, den Antrag 
Die und den Antrag Müller (Meiningen), abzulehnen. 
Einem Gedanken, den der Herr Abgeordnete Stadthagen 
vorhin ausſprach, kann ich mich anfchließen, obgleih ich 
auh ber angegriffenen Zunft der Juriſten angehöre. 
Das ift ein Satz, ber aus dem alten Rom ftammt: 
omne ius hominum causa constitutum. Auch die ver- 
bündeten Negierungen find der Anſicht, daß Geſetze nicht 
zu machen find vom einer juriftifhen Theorie aus, fonbern 
den thatlählihen Berhältniffen und Bebürfniffen bes 
Lebens Rechnung zu tragen haben. Bon diefem Grundſatz 
aus ift auch der Entwurf aufgeftellt. 

Bei der grogt, die hier zur Erörterung fteht, kann 
nicht einfeitig der Standpunkt der Autoren, fondern muß 
aud der Standpunft der Verleger berüdjichtigt werben. 
Meine Herren, ich bitte Sie zu berüdfichtigen und ſich zu 
dergegenwärtigen, was wir bem deutfchen Buchhandel ver- 
banfen. Ich bitte ferner, zu erwägen, daß bod bie 
Autoren ſelbſt das größte Intereffe daran haben, daß 
wir einen angefehenen Berlegerftand haben; denn wenn 
wir den nicht haben, dann find die Autoren auch nicht 
im Stande, bad Probuft ihrer Arbeit zu verwerthen. 
Die verbündeten Regierungen ftehen nun auf dem Stand- 


punkt, dab im Intereſſe der Verleger die freie Ueber- (O) 


tragbarfeit des Verlagsrechts unbedingt nothwendig tft. 

Auch von denjenigen, Die auf dem entgegengelegten 
Standpunft ftehen, wird anerkannt, daß in einer ganzen 
Neihe von Fällen die Mebertragbarfeit des Verlagsrechts 
unbedingt geboten iſt. Das erfennt aud) der Antrag bes 
Heren Abgeorbneten Müller (Meiningen), aber er geht 
nicht weit genug. Es giebt außer der llebertragung des 
ganzen Verlagsgeſchäfts auch nod Fälle, in denen bie 
freie Hebertragbarfeit unbedingt geboten ift. Ich erinnere 
dabei nur an den Fall einer Erbauseinanderſetzung. Das 
zur Erbſchaft gehörige Verlagsgeihäft umfaßt mehrere 
Sruppen, eine belletriftifiche, eine wiſſenſchaftliche und 
vielleicht aud eine geographiidhe Abtheilung. Die vor: 
handenen Erben, Söhne des Berlegers, find felbit Buch— 
händler; fie wollen das Geichäft des Vaterd übernehmen, 
e3 aber theilen. Hier ift doch unbedingt nothwendig, 
daß die einzelnen Gruppen frei übertragen werben können, 
und es fcheint mir nicht angängig, daß bie verſchiedenen 
betheiligten Verfaſſer bei diefer Theilung in irgend einer 
Weife mitzufprehen haben. Ih kann Ste deshalb 
namens der verbündeten Regierungen nur dringend bitten, 
auch den Antrag Müller (Meiningen) abzulehenen und 
ben Kommiſſionsvorſchlag anzımehnten, 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat ber Herr Ab» 
geordnete Werner. 

Werner, Abgeordneter: Meine Herren, ich erkläre 
entgegen den Ausführungen des Herm Negierungstom: 
miffard, daß wir zunächſt für den Antrag Dieg eintreten 
werben; follte derjelbe abgelehnt werben, bann für ben 
Antrag Müller (Meiningen). Der Herr Negierungsver: 
treter führte aus, Gefege würden nicht aus —53 
Theorien heraus geſchaffen, ſondern auf den praktiſchen 
idealen Verhältniſſen des Lebens aufgebaut. Wenn das 
zuträfe, dann könnten wir uns beglückwünſchen; aber ich 
beſtreite eutſchieden, daß die Geſetze, wie wir fie haben, 
immer den Auffaffungen bes praltiſchen Lebens entipreden. 
Menn man Die lirtheile, die bon Gerichten abgefaßt 
werben, burchlieft, fo wird man oft finden, daß fie für 
den Laienverftand unverſtändlich find. Auch in den Ge: 
jegen finden wir eine Anzahl Paragraphen, die vom 
Laien nicht ober nur ſchwer veritanden werben, weil fie 
eben vom grünen Tiih aus geihaffen werden und viel 
zu wenig bem praftiichen Leben Rechnung tragen. 

E (Sehr richtig!) 

Man muß doc erwägen, daß es fich haubelt um das 
Berbältnig des Verlegers zum Autor. Der Verleger 
ift in der Negel der Sapitalfräftige, ber Autor 
ber wirthſchaftlich Shwahe ihm gegemüber. 
Der Herr Kollege Dieg hat und geitern ein Beiſpiel gegeben 
und uns ben Vertrag des Verlagsbuchhändlers Zimmer: 
mann in Leipzig mit Autoren vorgelefen, wonach ber Autor, 
ber die geiltige Arbeit zu leiften hat, an Händen und 
Füßen gebunden wird, Man muß nicht nur bie körperliche 
Arbeit hoch ſchätzen uud ehren, jondern aud bie 
geiftige Arbeit. Darım follte man in dieſem Geſetze 
möglichſt darauf Bedaht nehmen, der geiftigen Arbeit 
den entfprehenden Schuß angedeihen zu laffen. 
Es find mir eine Anzahl anderer Verträge von Berlegern 
mit Autoren befannt, auf die ich nicht näher eingehen will, 
die jo ziemlich jenem Vertrage ähneln, den und ber Herr 
Abgeordnete Die geftern unterbreitet hat. 

Nun fagte der Herr Regierungdvertreter fehr richtig: 
wir müſſen einen augeſehenen Verlegerftand erhalten; aber 
daß es noch viele Verleger giebt, die geiftige Arbeit zwar 
anerkennen, aber fie für ihre Zwecke ausbeuten, wird aud) 
nicht beftritten werben können. Das kommt namentlich 
vor bei jungen Autoren, die zwar oft Hervorragendes 
leisten, aber vielleicht durch ihr Studium in Geldverlegen» 
heit gerathen find und infolge deffen froh fein müflen, da 


(D) 
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(A) fie noch nicht einen großen Namen haben, wenn fie ihre 


MWerfe & tout prix an einen Berleger bringen können. 
Gerade hierbei kommen bie größten Ausbentungen vor, 
die manchmal Erpreffungen gar nicht fo unähnlich jehen. 

Nun meinte der Herr Kollege Dr. Arendt: wenn man 
ben Antrag Dieg annähme, dann wiürbe man dem Autor 
das Redt, frei zu disponiren, einſchränken und ihn da— 
durch unmündig mahen. Das mag in gewiflen Fällen 
zutreffen; aber wenn fih jemand in einer Nothlage bes 
findet, fo wird er fehr leicht geneigt fein, um Geld zu 
erhalten, ein Recht zu übertragen, wa3 er fpäterhin ges 
than zu haben tief bebauert. Ich meine darum, daß 
gerade der zweite Abſatz in dem Antrage Diet zu $ 28, 
der da lautet: 

Eine Vereinbarung, durd die dem Verleger im 
voraus dad Recht der llebertragung eingeräumt 
wird, ift unzuläfftg, 
fehr aın Plage iſt. Dadurch nehmen wir bie Autoren In 
Schuß, und diefe verdienen in Schuß genommen zu werben. 
(Zuftimmung.) 

Nun Habe ich oft gefunden bei Verhandlungen, denen 
ic angewohnt habe, daß man zwar die fürperliche Arbeit 
anerfennt, aber häufig für die geiftige Arbeit nicht das 
nöthige Berftändniß beſitzt. Wir haben ja auch hier 
im Reihötage Kollegen, die Schriftiteller find; bie Herren 
werben zugeſtehen müflen, daß man eigentlich die geiftige 
Arbeit viel zu gering einihägt; man erkennt nicht genügend 
an, welder Werth in ihr rubt. Daher meine ih, daß 
gerade die geiftige Arbeit beffer geihügt werden müfle, 
al das in dem Paragraphen de3 Kommiſſionsbeſchluſſes 
gefchehen iſt. Es fommt mir darauf an, daß der Autor 
auch die Früchte feines Fleißes und feiner Arbeit ein: 
heimfe, und daß nicht der Verleger auf Koſten des Autors 
ein reiher Mann wird, ber ben Autor nad feinem Be— 
lieben auäbeuten kann. Gerade bei manchen Berlegern 
(B) fommen ir ar vor, wie man fie faum irgend 

wo anberd findet. enn man mit Necht dagegen ilt, 
daß bie körperliche Arbeitäfraft ungebührlic ausgebentet 
und audgenugt werbe, jo muß man auch dagegen fein, 
daß die geiltige Arbeitöfraft und Leiltung ausgeſchunden 
wird, wie es vielfach leider der Fall tft. Ich ſtelle mic 
auf den Stanbpunft, daß man den wirihſchaftlich 
Schwäderen dem wirtbihaftlih Stärkeren gegenüber in 
Schuß nehmen muß, und dad will ja der Antrag Diet 
und will auch fchließlic der Antrag Müller (Meiningen). 
Sollte der Antrag Diet abgelehnt werden, was id be- 
dauern müßte, jo würde ich dann jelbitveritändlid für 
den Antrag Müller ftimmen, der mir immer noch zweck— 
mäßiger ericheint ald die Faflung, die bie Kommiſſion 
für $ 28 gewählt hat. 

Vizepräfident Büfing: Die Diskuffion ift gefchloffen, 
ba ſich niemand weiter zum Worte gemeldet hat. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichteritatter. 

Bellftein, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, die Anträge, die von zwei Seiten aufgegangen 
find, enthalten nichts Neues; fie find bereits in der Kom— 
miffion geftellt worden, wie aus dem Bericht hervorgeht, 
und dort eingehend diskutirt. Ich könnte deshalb auf 
den Bericht verweilen und auf dasjenige, was dort ge- 
fagt if. Auch babe ich in der heutigen Diskuffion neue 
Geſichtspunkte nicht bemerkt, es jei denn ber eine, daß 
ber Herr Abgeordnete Stadthagen und eine rechtshiſtoriſche 
Ausführung über Befig und deſſen Berechtiguug geliefert 
hat; Daran brauche ich indeſſen nicht einzugehen. 

Er hat dann aber aud) der Kommiſſion den Vorwurf 
gemacht, dab fie zu wenig nach ivealen Gefihtöpuntten 
‚gearbeitet habe, und diefen Vorwurf, meine ich, follte ich 
zurüdweifen. Der Herr Vertreter der verbündbeten Regie 
rungen, Herr Geheime Nath Dr. Delbrüd hat ſchon darauf 
hingewieſen, daß Gelege nicht zu machen feien von einer 





juriftifchen Theorie aus. Ich age, fie find auch nicht zu 
machen nad ibealen Geſichtspunkten 
(Widerſpruch bei den Soztaldemofraten), 
fondern wir haben gerabe bie Aufgabe, praftiiche Geſichts— 
punfte hier zur Geltung zu bringen. 
(Zurufe bei den Sozialdemofrateıt.) 

— Nein, dad ift noch lange nicht der Fall; denn man 
behauptet gerade und mit Recht, daß bie Idealiſten Bie 
unpraftifchiten Menfchen in der Welt feien. Wir haben 
es hier nicht zu thun mit der Ausführung einfacher idealer 
Geſichtspunkte, jondern mit der Abwägung praktiicher Ge: 
fihtöpunfte gegen einander, und da muß ich fowohl die 
Vorlage wie auch die Kommiſſionsbeſchlüſſe in Schuß 
nehmen, daß ſie, durchaus von praftiihen Gefihtöpunften 
geleitet, die gegenfeitigen Intereſſen vollftändig richtig zur 
Abwägung gebradt haben. 

Der Herr Abgeordnete Schrader hat dann fehr richtig 
bemerkt, daß bis zur Einbringung und Verhandlung ber 
Vorlage irgend welche Schädigungen aus dem jeßigen 
Rechtszuſtand, wonah gemäß der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts die Uebertragbarkeit zuläffig ift, nicht bes 
merfbar geweſen feien. Nunmehr habe man, erjchredt 
über bie vermeintlich zu fürdtenden Schädigungen der 
Urheber und Komponiſten, fid) veranlaßt gefehen, Anträge 
zu ftellen. Ih bin aber der Meinung, daß durch Ein- 
bringung der Vorlage die betheiligten Kreiſe darauf hin— 
ewieien worden find, daß ihnen aus der Uebertragbarkeit 
Bier und da — das ift nicht zu leugnen — eine Schädi— 
gung entitchen könnte; aber dafür ift die Ausſprache ge: 
weien, und baß biefelbe gründlid, weitläufig und 
erſchöpfend ftattgefunden hat, erachte ich für einen außer: 
ordentlich großen Nuten. Es ift viel gefprocdhen worden 
von der viel fräftigeren Stellung des Verlegerö gegenüber 
dem Autor, insbeſonders dem jungen Autor; das hat auch) 
der legte Herr Vorredner wieber hervorgehoben. Auch 


da fann ih nur fagen, folde Schädigungen nad) biefer (D) 


Nihtung werden meiſtens nur dadurch entſtanden fein, 
baf der junge Autor von der Uebertragbarkeit nichts ge: 
wußt hat. Es darf alfo angenommen werden, daß bieje 
Ausfprade für die jungen Scriftfteller nugbar werben 
wird, nachdem fie darauf hingewiefen worben find. Für fie 
gilt gerade jo gut wie für jeden anderen Staatöbürger 
da3 Wort: ius vigilantibus scriptum est. 

Vizepräfident Büfing: Wir fommen zur Abſtimmung. 

Ich ſchlage Ihnen vor, die Abftimmung in ber 
Weiſe vorzunehmen, daß wir zuerft abftimmen über den 
Antrag Die und Genoffen auf Nr. 234 ad 2 der Drud: 
ſachen, weil biefer Antrag zweifellos am weiteften geht. 
Sollte derfelbe abgelehnt werben, fo würde ich abftimmen 
laffen über den Antrag Dr. Müller (Meiningen) und Se: 
noſſen auf Nr. 258 der Drudiahen. Sollte auch dieſer 
Antrag abgelehnt werden, fo werben wir über den Bes 
Ihluß der Kommiſſion abftimmen. — Das Haus ift mit 
dieſem Vorſchlag einveritanden. Wir ſtimmen fo ab. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag Diet 
und Genofjen auf Nr. 234 der Drudjahen unter Ziffer 2, 
beffen Berlefung mir erlaffen wird, annehmen wollen, fi) 
bon den Pläben zu erheben. 

(Geichieht.) 
Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, weldye den An— 
trag Dr. Müller (Meiningen) und Genoflen auf Nr. 258 
der Drudjahen, deifen Verlefung mir gleichfalls erlafien 
wird, annehmen wollen, fih von den Plägen zu erheben. 

(Geichieht.) 
Ich bitte um die Begenprobe. 
(Diefelbe erfolgt.) 
Das Büreau tft einig, daß jet die Mehrheit fteht; der 
Antrag Dr, Müller (Meiningen) ift alſo abgelehnt. 
Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, weldje den $ 28 
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(A) der Kommiffion annehmen wollen, fih von ben Plätzen 


zu erheben. 

(Gefcicht.) 
Das ift die Mehrheit; der $ 28 ift nach den Beichlüffen 
der Kommiſſion angenommen. j 

Wir gehen über zu 829. Die Kommiffion beantragt 
die Streihung biefes Paragraphen. Wenn dad Wort nicht 
gewünſcht und eine beiondere Abftimmung nicht verlangt 
wird, fo nehme ih an, daß nad dem Beſchluß der Kom— 
miffion biefer Paragraph fortfällt. — Dies tft der Fall. 

ch rufe auf $30, — 31, — 32, — 33, — 34, — 
85, — 836, — 837 — und erkläre dieje ſämmtlichen Bara- 
graphen, mit Ausnahme des $ 34, nad den Beichlüffen 
der Kommilfion für angenommen; der $ 34 fällt fort nad) 
den Beichlüffen der Kommiſſion. 

Wir gehen über zu 538. Zu demfelben ift noch ein 
handfchriftlicher Antrag eingegangen zu dem Antrag des 
Herrn Dr. Müller (Meiningen) auf Pr. 258 der Drud: 
fachen, vom Herrn Abgeordneten Dr. Rintelen. Der Antrag 
geht dahin: 

in ber letten Zeile bes Abſatzes 1 des Antrags 
Dr. Miller (Meiningen) vor dem Worte „ber: 
pflichtet“ die Worte einzufchalten: 
gegen lebertragung de3 auf Grund des Ber: 
lagsvertrages Hergeftellten. 
Außerdem liegt zu 8 38 vor der Antrag der Herren 
Abgeordneten Dieg und Genoflen auf Nr. 234 der Drud: 
ſachen ad 2. 

Ih eröffne die Diskuffion über $ 38 und bie dazu 
geftellten Anträge und ertheile dad Wort dem Herrn Be: 
richterſtatter. — Der Herr Berichterftatter verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Dr. Oertel. 

(Derfelbe verzichtet.) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Rintelen. 
Dr. Rintelen, Abgeordneter: Meine Herren, im $ 38, 


(B) wie er aus ber Kommiſſion hervorgegangen ift, veritehe 


id im Abſatz 2 die Worte: 
Befteht der Konkursverwalter auf der Erfüllung 
des Vertrages, fo tritt, wenn er die Rechte des 
BVerlegerd auf einen Anderen überträgt, dieſer an 
Stelle der Konkursmaſſe u. f. w. — 
bahin, daß fie die Beitimmung des S 28, wie er bom 
Haufe beihlofien ift, aufrecht erhalten, dab aljo die Ber 
äußerung unter benfelben Modalitäten erfolgen darf, wie 
fie der 528 beftimmt. Ich glaube, dieſe meine Auffaflung 
wird wohl von feiner Seite Widerfprud erfahren. 

Nun bin ich aber doch der Meinung, meine Herren, 
daß ber Antrag des Heren Abgeordneten Dr. Müller den 
Vorzug verdient. Die Kommiffionsverhandlungen find 
gerade bei diefem Punkte fehr eingehend geweſen; ber 
Standpunkt, welden die Vorlage eingenommen hat, ift mit 
grober Majorität desavouirt worden. Die Vorlage ging 

ahin, daß aud das Veräußerungsverbot, wenn es ver— 

einbart war, wegfallen follte, und die Motive der Bor: 
lage ergeben, daß eine derartige Vereinbarung im Konkurſe 
ihre Wirkung verlieren folle. In der Kommiſſion ift aud) 
bon einzelnen Mitgliedern biefer Standpunkt vertreten 
worben. 

Ih möchte dem gegenüber nur eins bemerken. Zur 
Konkursmaſſe gehört das Vermögen des Gemeinſchuldners, 
wie e3 ift; dad, was der Gemeinfhuldner nicht hat, ges 
hört nit zur Konkurdmaffe; hat er ein befchränttes oder 
bedingtes Eigenthumsrecht, jo fällt dies Eigenthumsrecht 
nur unter ber Bedingung, unter der es beiteht, unter Die 
Konkursmaſſe. Sit das Neht 3.8. bedingtes Cigenthum, 
fo wird es durch Konkurs nicht unbedingtes Eigenthum. 
Wenn das Recht, ein Verlagsrecht zu übertragen, durch 
die Zuſtimmung des Autors bedingt iſt, ſo geht es mit 
dieſer Beſchränkung in die Konkursmaſſe, nicht anders, 
herein; das Recht des Autors, der Veräußerung zu wider: 


fprechen, bleibt beftehen. 
Konkurs kann niemald dazu dienen, durch feine Eröffnung 
dad Vermögen des Gemeinſchuldners zu verbeflern und 
zu vermehren. Ich will mid darüber nicht weiter aus— 
laffen; der Standpunkt ift ja in der Kommiſſion mit 
großem Erfolge bekämpft worden. 

Wenn man die Berhältuiffe zwiichen Autor und Ber: 
leger genau ins Auge faßt, fo würde der Antrag ber 
Herren von der fozialdemofratiichen Partei — ich wieder: 
hole das von dem Herrn Vorredner Gefagte — in ber 
That der fonfequentere fein. Sobald der Gemeinſchuldner, 
der Verleger, in Konkurs verfällt, fann er überhaupt nicht 
mehr den Vertrag ſeinerſeits erfüllen. 

(Sehr richtig! links.) 

Das ift auögeichloffen; deshalb ift der Antrag infofern 
fonfequent. Indeſſen ich ftehe ja nicht auf dem rein 
theoretifchen, jondern auf dem praktiſchen Standpunft, wie 
fih die Sache am beiten geftaltet, und da muß id) fagen, 
daß der Vorſchlag de3 Herrn Kollegen Müller jedenfalls 
den Vorzug verdient vor derjenigen Faſſung, welche bie 
Kommiffion beichloffen hatte. Ich habe nur ein Bedenken 
dagegen: daß er nämlich in einer Beziehung nicht ganz 
vollftändig ift. Diefem Bedenken habe id zu begegnen 
geſucht. Es Heißt in Sat 2 des Abjages: 

Er ift jedoch der Konkursmaſſe zum Grfage der 

bon dem Verleger auf die Heritellung bes Werts 

gemachten Aufwendungen verpflichtet. 
Dan kann deduziren, daß er, wenn er ben Grfag für 
die Aufwendungen leiltet, das, was vom Werleger ge- 
ihaffen ift, ohne weiteres zu beanipruden hat. ine 
derartige Auffaffung ließe ſich ja rechtfertigen; fie ift aber 
nicht unzweifelhaft. ES fann gelagt werben: die Ber: 
hältniſſe zwiichen Autor und Verleger im Fall des Kon: 
furfes find durch $ 38 geordnet. Das heißt nur: er fann 
urüdtreten; er muß dann aber bie bereit$ gemachten 
ufwendungen erſetzen. 
befommen fol, iſt in dem Antrage nicht gefagt worden, 
und es fönnte gejagt werben, es veriteht fi) keineswegs 
von jelbit, dab er das, was bereits hergeltellt ift, er: 
werben joll. Es kann alfo 3. ®. fein, daß der Konklurs 
eröffnet wird, nachdem das Werk zu drei Vierteln fertig 
gebrudt ift. Da liegen die Drudbogen vor, und ber Vers 
faffer, der lirheber, muß die darauf verwendeten Stoften 
ohne Anfpruch auf die hergeftellten Drudbogen, erfegen, 
und bie Drudbogen könnten fpäter lediglich als Mafulatur 
verfauft werden. Das, glaube ich, entipricht nicht dem— 
jenigen, was hier der Herr Antragfteller hat jagen wollen. 
Id) möchte in diefer Hinfiht die Ergänzung hinzufügen, 
welche ich vorgeichlagen habe. Ich glaube aud), da ber 
Herr Antragfteller dem nicht widerſprechen wird. 

Es find Bedenken erhoben gegen den dritten Abſatz 
des Antrages Müller: 

Hat der Verleger das Nedt, eine neue Auflage 

zu veranftalten, jo erliſcht dieſes Recht mit der 

Konkurseröffnung. 
Wie ſoll denn überhaupt, wenn eine Auflage noch nicht 
hergeſtellt iſt, wenn nur das Recht, eine neue Auflage zu 
veranftalten, beſteht, dieſes Necht ausgeübt werden nad) 
Eröffnung des Konkurfes? Höchſtens würde, wenn ber 
Konkurs fpäter wieder aufgehoben wird, wenn ber Verleger 
das Buchhändlergefhäft wieder aufnimmt, dieſes Necht 
ausgeübt werden fönnen. Damit ift aber dem Autor 
nicht gedient, wenn ein Werleger, der in Konkurs ges 
rathen war, eine neue Auflage veranftalten will. Ich 
glaube nicht, daß die Fälle fehr häufig find, dak Einer 
ſämmtliche Auflagen ohne weiteres für alle Zukunft einem 
Verleger überträgt. Wo es aber geichehen ift, da wird 
der Autor jedenfalls fih jagen müſſen: wenn id das 
geahnt hätte, dak der Mann in Konkurs gerathen könnte, 
würde ich fie ihm nicht übertragen haben. Daß er aljo 


Wie gejagt, meine Herren, der (C) 


Daß er das dafiir Geidhaffene (D) 
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(A) für meitere Auflagen zurüdtreten kann, das ift eine Sadıe, 


die mir felbitverftändlich erfcheint. 

ch möchte Sie bitten, nicht den Beſchluß der Kom: 
miffion, aud nicht den Antrag der Herren Nbgeordneten 
Dies und Genoffen, fondern den Antrag Müller: Traeger 
auf Nr. 258 der Druckſachen anzunehmen. 

Präfident: Dad Wort bat der Herr Abgeordnete 
Dr. Miller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine 
Herren, mein Antrag, den ich mit dem Herrn Kollegen 
Traeger unter Nr. 258 Ziffer 2 geftellt habe, entipricht 
faft vollftändig einem mit einer ztemlihen Majorität in 
der eriten Leſung der Kommiſſion gefahten Beichluffe, der 
eigentlih ohne neue Gründe im der zweiten Lefung der 
Kommilfion wieder fallen gelaffen wurde. Ich habe mich 
daher für verpflichtet gehalten, dem Plenum die Ent: 
ſcheidung über dieſe wichtige Frage nod einmal zu 
übertragen. 

Meine Herren, die jetige Faſſung des Beſchluſſes der 
Kommilfion entſpricht fait durchweg der von beinahe allen 
Rednern in der erften Lefung befämpften Regierungs— 
vorlage. Es ift ein ganz geringer Unterfchieb in dem 
Abſatz 3. Maßgebend nad der Ptegierungdvorlage war 
da3 Moment ber Ablieferung des Werkes, während nad) 
ben Beichlüffen der Kommiſſion das Moment bed Bes 
ginnes ber Vervielfältigung maßgebend fein fol. Nach 
der Rommiffion ift ein Rücktrittsrecht im Falle des Kon— 
furfes nur bis zum Beginn der Vervielfältigung anzus 
nehmen. Das iſt cin vollftändig willfürliche® Moment. 
Denken Sie fih zum Betipiel, daß von einem Werke, 
dad 20 Drudbogen hat, ein Piertel gedruckt iſt, 
dann joll dieſe kleine Mufwendung, die der Verleger bi 
dahin auf die Vervielfältigung gemacht hat, maßgebend 
fein, um das NRechtöverhältniß zwiichen dem Autor und 
bem Berleger vollitändig in daS Gegentheil zu verdrehen, 


(B) Bezüglich der Möglichkeit der Mebertragung im Falle bes 


Konkurſes. Ich glaube, daß darin jede legislatorifche 
Logik fehlt. Meine Herren, wir wollen mit unferem An: 
trag ein Nüdtrittreht im Falle des Konfurjes ſchaffen, 
und zwar ohne Berüdiichtigung des Zeitpunktes, gleich: 
viel ob beim Ausbruche des Konlurſes die Vervielfältigung 
bereit3 begonnen hat oder nicht. Das entſpricht aud) 
vollfommen unserer Haltung, die wir bet dem $ 28 des 
Geſetzes eingenommen haben, und die ich vorhin bed 
näheren begründet habe. Wir find mit dem Herrn 
Kollegen Nintelen der Ueberzeugung, daß durd dad Mo: 
ment der Eröffnung des Konkurſes das individuelle Band, 
da3 zwifchen dem Autor und dem Berleger beitcht, voll» 
ftändig zerriffen ift, und daß infolge deflen dem Autor 
die Möglichkeit gegeben werden muß, von dem Ber: 
lage zurückzutreten, nmatürlih gegen Erſatz der Auf: 
wendungen, welche der Merleger bereits gemacht hat. 
Es kann ja darüber fein Zweifel fein, daß es ein großes 
Unrecht bedeutet, dab ein Verlagsrecht an einem lite: 
rartihen Werk tim Falle des Konkurſes an den Meift: 
bietenden einfach verflopft wird, daß es ſchließlich an 
einen Zuchthäusfer, an ben politifchen oder perfönlichen 
Feind des Autors, feinem Konkurrenten u. f. w. im Wege 
der Berfteigerung fällt. 

Meine Herren, ein Haupteinwandb, der im ber 
Kommiffion erhoben wurde, wie died auch der Vericht 
audweift, ift der, daß es nicht gerechtfertigt fei, dem 
Schriftfteller vor anderen Gläubigern eine beſondere 
Stellung einzuräumen. Ich folge hier den Ausführungen 
im Kommüſſionsberichte. Es ift da weiter ausgeführt 
worden, das gleiche Necht könnte von Künſtlern und von 
Berfäufern von Patenten auch beanfprudt werben. 

Was mun Die Testen beiden Einreden anbetrifft, jo 
muß id darauf bemerken, daß wir zunächſt hier fein 
Geſetz über den Kunſtverlag haben; ebenfo wenig paßt der 


Bergleih bezüglih der Patente. 
Patentes verzichtet von Anfang an auf eine weitere Be— 
nutzung des Prodults feiner Arbeit, während beim 
Urheberreht — das ift das Maßgebende — immer der 
Verfaffer Urheber mit gewiffen Rechten bleibt. Dielen 
wichtigen Grundfaß des Verlagsrechts haben wir in ber 
überwiegenden Majorität der Kommiffion immer wieder 
feftgeftellt. Der Verfaſſer bleibt unter allen Umftänden 
Urheber; auf Grund des Verlagsverhältniſſes bleiben ihm 
nod eine ganze Reihe von Rechten als Reſidua. Meine 
Herren, das Motto, umter dem wir in der Kommiſſion 
gearbeitet haben, war das befannte Wort, daß das geiftige 
Produft feine Heringöwaare ift; auf dieſen Standpunft 
müffen wir und auch bezüglid des 5 38 ftellen. Das 
Produkt der geiftigen Arbeit iſt feine gewöhnliche Kauf: 
waare; es ilt eine ganz eigenthümliche Schöpfung, bie 
nicht ohne weiteres analog den Produkten förperlicher 
Arbeit behandelt werden darf, wie wir dies auch im 
Rahmen des Urheberrechts wiederholt betont haben. Das 
Verlagsrecht tft weiter nichts als eine theilweiſe Leber: 
tragung des Nutzungsrechts an diefem geiftigen Produlte 
an cine andere Perſon, bie bagegen wieder andere Ber: 
pflitungen übernimmt. Ich berweile Sie darauf, daß 
diefer Grundgebanfe des Verlagsrechts in einer ganzen 
Neihe von Beſtimmungen unferer Beichlüffe felbit zum 
Ausdrud kommt. Ich verweiſe Sie insbefondere auf bie 
SS 17a, 27 und 28, aud) in der Faſſung der Kommilfionss 
beichlüffe. 

Nun iſt die Haupteinrede, die gegen unfere Kommiſſions— 
beichlüffe in erfter Lefung gemacht worben tft, die geweſen, 
daß der Kredit des DBerlegers darunter leide. Allein 
darüber kann niemand im Unklaren fein, daß der Kredit 
der Verlagsbuhbandlungen von ganz anderen Momenten 
abhängig iſt. Ich glaube, dab bei der Kreditirung fein 
Verlagsbuhhändler an Konkurs denkt; bie Fälle von 


Konkurs im Verlagsbuchhandel find glüdlicherweife fo (D) 


außerordentlih felten, daß an eine Gefährbung bes 
deutihen Buchhandel durch dieſe Norm unter feinen 
Umftänden gedacht werben kann. Andererſeits darf nicht 
vergeffen werben, daß den Schaden beim Konkurſe ebenfo 
wie der Gemeinjchuldner, der Verleger, fo auch der Autor 
hat; denn er muß erft fehen, daß er einen anderen Vers 
leger bekommt; er ift mit feinem Werk ebenfalld aufs 
Trockne duch den Konkurs gefebt. 
. Aus allen diefen Gründen möchte id Ste bitten, für 
unferen Antrag einzuitehen. 

ch möchte mich noch mit einigen Worten zum Ans 
trage Dieg wenden. 


(Zuruf.) 

— (Er ift nicht befier, Herr Kollege Stadthagen. — Er ftimmt 
in Abfag 1 und 2 jachlich mit unferem Antrage ziemlich 
überein, hat aber auch die willfürliche Scheidung bezüglich 
des Beginns der Vervielfältigung; wir haben bie beiben 
Abſätze, die Sie getrennt haben, in einen — dies ift aud) 
redaktionell beffer — zufammengezogen. Aber in der 
Hauptfahe muß ich zugeben, daß unfere beiden Anträge 
ziemlich übereinftimmen. Den Antrag Dieg in Ziffer 3 
Abſatz 3 halte ich für ſelbſtverſtändlich, daher überflüffig. 
Der Abjag 4 Ihres Antrages ftimmt inhaltlidy mit 
Abſatz 3 des umfrigen ziemlich überein. 

Ih möchte Sie alio bitten, lieber unſeren Antrag 
anzunehmen als den Antrag Diep. 

Den Ilnterantrag ded Herrn Kollegen Dr. Nintelen 
endlich halte ich ebenfalls für überflüffig, ba fi das, 
was dieſer Antrag will, eigentlid von ſelbſt verftcht nad 
den Beitimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs. Wenn 
das aber deutlicher gemacht werden foll durch Einſetzung 
be3 Amendements Nintelen, fo habe ich nichts dagegen 
einzumenben. 

Unfer Antrag bier bedeutet, wie unſer Antrag zu 


Der Berfäufer eines (O) 


(A) 


(B) 
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s 28, Iediglid, ein Kompromiß. Ich gebe gern zu, daß 
er rabifalere Antrag Die den Vorzug der Stonfequenz 
hat. Aber wir müſſen das Grreihbare anftreben. Wir 
wüffen dabei die Intereſſen beider Faktoren, einerfeits 
der Autoren, anbererjeitS der Verleger im Auge haben, 
was bei unjerem Antrage geihah. Ich möchte Sie daher 
bitten, unferen Antrag anzunehmen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, unfer 
Antrag fteht in Gegenjag zum Kommiſſionsvorſchlage, der 
zwingendes Necht dahin ſchaffen will, daß der Verfaffer 
es nicht verhindern fann, daß fein Werk im Konkurs: 
berwaltungswege verhöfert wird. Daß in gewiffen Sinne 
auch die Arbeitäkraft, nicht nur das Arbeitöproduft, durch 
eine folhe zwingende Beltimmung übertragen werben fol 
au offenbaren Ungunften des DBerfaffers, lediglich zu 
Gunften des fapitalfräftigen Verlegers, erklärt fih im 
weſentlichen nur aus einer ökonomiſchen Betrachtung, bie 
im Bericht zutreffend dahin wiedergegeben ift: 

Würde im Falle des SKonkurfes den Gläubigern 
des Berlegerd eine Berwerthung ber Verlags: 
rechte unmöglich gemacht, indem ihnen dieſe zu 
Gunften der Schriftfteller entzogen würden, fo 
fönne, fobald in der Praris die Vorfchriften erft 
befannt geworden wären, eine ungünftige Rück— 
wirkung auf ben Kredit ber Verleger nicht aus— 
bleiben. Jeder vorfichtige Geſchäflsmann werde 
mit den Vorſchriften rechnen müſſen und Be— 
denken tragen, einem Verleger, der nicht beſondere 
Sicherheiten bieten könnte, fortan noch Kredit zu 
gewähren. Eine Beeinträchtigung ſeines Kredits 
könne unſer Buchhandel aber, wenn er dem Aus— 
lande gegenüber fonfurrenzfähig bleiben ſolle, nicht 
vertragen. 

Meine Herren, bier ift alfo ausgeiproden, daß ein 
Mann deshalb nicht Kredit geben würde, weil der Ber: 
leger in Konkurs gehen und im Konkurs ihm das volle, 
unbedingte Verlagsrecht nicht mehr zuftehen würde. Ich 
habe angenommen, daß jemand, ber Kredit giebt, von vorn: 
herein mit der Wahriheinlichkeit rechnet, daß nicht ein 
Konkurs eintritt. Nun fol bier ganz offenbar ledig— 
lih zu Gunften des Kapitals derjenige, der Geld 
hergiebt, der für Verwerthung dieſer geiftigen Arbeit 
nichts weiter thut, als daß er fein ererbtes oder fonft 
überfommenes Kapital rolliren läßt, — zu deſſen Gunften 
foll eine zwingende Vorſchrift gefaßt werden, daß ber 
Berfaffer verhöfert werden fann im Konkursverfahren! 
Das heißt, wie der Vertreter der Negierung meint, und 
ber Herr Referent auch hervorgehoben hat, Idealen nicht 
Rechnung tragen, fondern Hipp und Far den bereditigten 
Intereffen der Allgemeinheit und auch des Schriftitellers 
geradezu ind Geſicht Schlagen. 

Ic bitte Sie daher dringend, den Kommiffionsantrag 
ablehnen zu wollen, und empfehle Ihnen, ftatt deſſen 
unjeren Antrag anzunehmen, ber, wie zugegeben werben 
wird, einmal konfequent ift und ferner der Billigfeit durch— 
aus Rechnung trägt. Das hat der Herr Kollege Müller 
bereits hervorgehoben, der freilih bdiefen Punkt für eine 
Art Fehler zu halten ſchien. Unſer Antrag empfiehlt ſich 
ferner durch die einfache Faſſung, die er hat. Ich darf 
mid zur Empfehlung unferes Antrags darauf beſchränken, 
benjelben vorzulefen. Ich glaube nicht, daß irgend eine 
Beitimmung darin enthalten ift, die unbillig erfcheinen 
fönnte, im Gegentheil. Der erfte Abſatz lautet: 

Wird über das Vermögen des Werlegerö ber 
Konkurs eröffnet, fo bat der Verfaſſer, jolange 
mit der Vervielfältigung des Werkes noch nicht 
begonnen worden ift, das Recht, von dem Vertrage 
zurückzutreten. 


— Stimmen Sie dem zu, fo ſchädigen Sie niemanden. — 
Dann heißt es weiter: 

Sit mit der Vervielfältigung bereit3 begonnen 

worden, fo ift der Verfaſſer beredhtigt, unter Er— 

ſatz der ftatigefundenen Aufwendungen, von bem 

Vertrage zurüdzutreten. 
— Man kann vom Standpunkte von Treu und Glauben 
einwenben, ob wir nicht zu weit gehen, baß wir Erfaß ber 
ftattgefundenen Aufwendungen verlangt haben. Aber «8 
mögen Billigkeitsrüdfichten dafür fpredhen, auf Grumd deren 
wir das gethan haben. Jedenfalls laſſen fih im Gegen- 
fag zur Kommiffionsfaffung, die dad Recht des Verfaſſers 
ganz und gar außer Adıt läßt, Gründe durchgreifender 
Art gegen diefen Borichlag nicht geltend machen. So weit 
in diefem Fall zu gehen, wo die Vervielfältigung bereits 
begonnen hat, daß der Schriftiteler ohne Erſatz der Aus: 
lagen, die auf die begommene, freilich vielleicht nügliche 
Vervielfältigung verwendet find, das freie Verfügungsrecht 
über fein Werk erhält, wäre zwar nicht unridtig; aber 
Billigkeitsrüdfichten ſprechen bier für die zu Gunften ber 
Konkursmaſſe getroffene Einfhränfung. — Dann heißt es 
im Antrag weiter: 

Macht der Be von feinem Rücktrittsrecht 

feinen Gebraud), jo barf die Konkursverwaltung 

die noch nicht abgefegte Auflage nur nad) Maß— 

gabe der SS 21 bis 30 verbreiten. 
— Herr Dr. Müller (Meiningen) meinte, dieſer Abſatz 
wäre überflüſſig. So ganz überflüffig iſt er nicht. Im 
den &S 21 bis 30 fteht nichts zwingendes, ſondern bis- 
pofitives Recht. Wenn alfo dieſer Abſatz hier nicht hinein 
fommen würde, fo würde bie bispofitive Verabredung 
zwijchen Verleger und dem Anderen gelten, und die Be— 
ftimmungen, die in den S 21 bis 30 theilmweile zum 
Schutze des Schriftftellerd enthalten find, auf dem Geſetzes⸗ 
papier bleiben. Demnach ift der dritte Abſatz doch nicht 
überflüffig, fondern nöthig, wenn dieſer Wall ein- 
treten ſollte. — Dann kommt der lette mit dem An— 
trage des Herrn Dr. Müller (Meiningen) fi deckende 
Baus: 

Für weitere Muflagen kann der Konkuröverwalter 

vom Berfaffer Erfüllung felbft dann nicht ver: 

langen, wenn fi der Verlagsvertrag auf fie 

miterftredt. 
Es fprechen Billigkeitögründe und Gerechtigkeitsgründe hier: 
für. Es fann nicht zweifelhaft fein, daß ein Verleger, ber 
in Konkurs gerathen ift, feine Pflicht nicht mehr erfüllen 
fann, fodaß nad) den gewöhnliden Regeln von Treu und 
Glauben dem PVerfaffer nachher das Recht zuftehen muß, 
nun über feine geiftige Arbeit verfügen zu fünnen. Wir 
haben fein Recht, doch eine zwingende Vorfchrift, wie fie 
8 38 der KHommiffionsvorlage vorfchreibt, ihm dieſes 
Recht zu nehmen. 

Ich bitte Sie dringend um Annahme unferes Antrags. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Oertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Im Gegenfag zu bem 
Herrn Vorredner bitte ih Sie dringend um Ablehnung 
ſeines Antrags und um Ablehnung des Antragd Dr. Müller 
(Meiningen), fo leid es mir thut. 

(Heiterfeit.) 
Die beiden Anträge find ganz gewiß berart, daß fie ben 
Wünſchen der Schriftjteller volllommen entgegenfommen; 
fonfequenter natürlich twieder der Antrag der Herren Dies 
und Genoſſen; nad Art eines Kompromiffeg ber des 
Herren Abgeordneten Dr. Müller. Sie haben aber beide 
den Fehler, befonderd der eritere, daß fie bie Verhältniffe 
des praftifchen Lebens, wie fie nun einmal liegen, nicht 
genügend berüdfichtigen. 

(Zuruf links.) 
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Die Beftimmungen des $ 38 find einerjeits fehr wichtig, 
weil fie zwingendes Nedt ſchaffen im Gegeniat zu 
den anderen Beftimmungen des Geſetzentwurfs, die mur 
ein Vertragsrecht, ein Dispofitivredht ſchaffen; aber aud 
minder wichtig, weil nad meinen Grfahrungen Kon— 
furje im Verlagsbuchhandel verhältnigmäßig felten find. 
Ich kann darüber feine Statiftit aufmaden. Es 
iebt, glaube ih, noch feine Statiftif darüber; id 
abe mich wenigſtens nicht näher unterrichten fönnen; 
foweit aber meine Grfahrungen reichen, find bie 
Stonturfe bei den Verlegern jelten. Das liegt in 
der Art des Geſchäfts. Man wird, wenn Zaählungs— 
ichwierigfeiten eintreten, entiweder vorher den Verlag ver: 
faufen oder auf einen Vergleih mit den Gläubigern ein- 
gehen, ſodaß die Beſtimmungen des $ 38 fehr jelten in 
Sebraud; kommen werden. Nun hat die Kommiſſion 
durch ihren Beſchluß die Regierungsvorlage zu Gunſten 
der Autoren weſentlich verbefiert. Der Scriftiteller, der 
Autor fol das Nüdtrittörecht haben, wenn mit ber Ber: 
vielfältigung feines Werkes noch nicht begommen ift. Das 
ift recht und billig. Iſt die Vervielfältigung noch nicht 
begonnen, ift aljo noch nichts gefchehen auf Grund des 
Verlagsrechts, dann ift der Ruͤcktritt in fih begründet. 
St aber die Vervielfältigung begonnen, iſt das Werk 
ſchon gebrudt, ein Theil der Muflage ſchon abgefekt, 
dann wollen wir auf Grund unſeres Intrages bie 
Konkursmaſſe eintreten laſſen gewiflermaßen in bie 
Rechte des Verlegers. Es kommen bier die Nedhte 
der übrigen Gläubiger mit in Beiradit; wir 
können dem Schriftfteler fein Vorzugsrecht derart 
einräumen, daß die ebenfo begründeten Nechte ber übrigen 
Gläubiger dadurch empfindlich gefhädigt werden. Das 
wäre ein Unrecht. Wenn wir dem Schriftiteller geftatten 
wollten, auch nad) dem Beginn der Vervielfältigung zurüd- 
zutreten, für fernere Auflagen ben Berlagävertrag feiner: 


(B) ſeits aufzuheben, dann würden wir enfiweber Die ganze 


Konkursmaſſe ziemlich werthlos machen — denn die Ber: 
faffer werthooller Schriften würden vom Nüdtrittsredht 
Gebrauch machen, die anderen fünnten es nad) Lage der 
Berhältniffe niht —, oder wir würden bie Abwidlung 
be3 Konkurſes ungemein verlängern und fchwierig machen. 
Nach beiden Richtungen würden wir der Gefanmtheit der 
Schriftfteller nicht dienen und die Intereſſen der anderen 
Gläubiger, die aud einen Auſpruch auf Berüdfihtigung 
haben, empfindlich verlegen. Es ift ein Gebot der Billig: 
feit, daß wir aud; hier wieder und auf einen Stand- 
punkt ftellen, der alle Intereſſen möglichſt gleichmäßig 
berüdfihtigt, und das geſchieht durch unferen Vorſchlag. 

Betrachten wir doch die Dinge, wie fie find, nicht theo— 
reif! Der Konkurs ift ein großes Unglüd; an dieſem 
Unglüd nimmt nicht mur der Konkurfifer theil, fondern 
alle, die ihm getraut haben, Lieferanten und Schriftiteller. 
Wie wird nun dieſes Unglüd am beften befeitigt? Selbit: 
verftändlih durch den Verkauf der Konlursmaſſe an einen 
leiftungsfähigen, anftändigen Berlagsbuchhändler. Diefer 
Verkauf wird erfchwert, ganz unmöglid gemacht durch die 
Annahme der Anträge der Herren — und Genoſſen 
und Dr. Müller (Meiningen), er wird erleichtert durch die 
Annahme des Kommiſſionsbeſchluſſes; denn nad dem 
Kommiffionsbefhluß fol nunmehr der Verwalter ber 
Konkursmaſſe ebenſo geftellt fein, wie ber Verleger im 
8 28. Menn er bad gefammte Verlagsgeſchäft an einen 
Verleger übertragen kann, fo fol er an die Zuftimmung 
der Berfaffer nicht gebunden fein; er foll aud) nicht daran 
gebunden fein, wenn er einen fachlich abgegrenzten Theil 
ber Konkursmaſſe an einen Verleger übertragen fann. 
Er * nur an die Zuſtimmung des Verfaſſers 


gebunden ſein, wenn er ein einzelnes Werk aus 
dem Verlag übertragen will. Die Konſtruktion iſt 
parallel ber des & 28; dieſer Parallelismus iſt 
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innerlich begründet, er iſt aber auch durchaus zweckmäßig. 
Ich gebe zu, daß dieſe ganze Konftruftion auch wieder 
nur den Werth, die Bedeutung und Wirkung eines Kom— 
promiſſes hat; aber das ganze Verlagsrecht, befonders in 
jeinem zwingenden Beftanbtheil, ztwingt uns, auf ben 
Boden eines folden Kompromifles zu treten. Wir dürfen 
nicht die Ungerechtigkeit begehen, daß wir die Scrift- 
fteller einfeitig begünftigen zu Ungunften ber anderen 
Gläubiger, deren Rechte gerade fo gut begründet find wie 
bie des Schriftitellers. Und wer die Sade richtig be: 
benft, inöbefondere die praftifhen Verhältniffe immer im 
Auge hat, wird zugeben müffen, daß unfere Regelung ber 
Materie auch den wirklichen greifbaren Intereſſen ber 
Schriftfteller viel beffer entſpricht als die Negelung durch 
bie Anträge der Herren Diek und Müller (Meiningen). 
Denn, wie ih ſchon auseinanderfegte, der Verkauf der 
Konkursmaſſe, der im Zweifel doch das Gerathenite, 
Einfachſte und Zwedmäßigfte ift, wird durch ben Kom— 
miſſionsbeſchluß gefördert und erleichtert, während er durch 
die Anträge erfchwert, ja ganz unmöglih gemadjt wiirde. 
Aus diefen Gründen der Zweckmäßigkeit, ber Praris bitte 
id) Sie, fih auf den Boden der Kommiſſionsbeſchlüſſe 


zu ftellen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Urendt, Abgeordneter: Meine Herren, ih will 
bier ganz kurz auf einen Umſtand aufmerffam machen, 
der durchaus neben den ſachlichen Gründen dahin führt, 
unter Ablehnung des Antragd Die wieder für den An: 
au Dr. Müller a zu Stimmen. Nach meiner 
Auffaffung ift ed doch Mufgabe ber Geſetzgebung, ihre 
Beſtimmungen fo zu faſſen, daß fie auch den Nichtjuriften 
verftändlih find. Ich behaupte nun, der 8 38, wie er 
von der Kommiſſion vorgeſchlagen ift, ift lediglich für ben 
Juriſten verftändlid, und das halte ich doch für ein (D) 
Argument, um für die durchaus Mare und beftimmte 
Faſſung de Antrags Dr, Müller (Meiningen) mich aus: 
zufpreden. Im erften Abfa des 5 38 nad) den Kommiſſions— 
vorſchlag heißt es: 

Wird über das Vermögen des Verlegers der 
Konkurs eröffnet, ſo finden die Vorſchriften des 
Ss 17 der Koönkursordnung auch dann An— 
wendung, wenn das Werk bereits vor der Er— 
öffnung des Verfahrens abgeliefert worden war. 
Ja, bier muß nun ber Schriftſteller, der ſich orientiren 
will in dem Verlagsgeſetz, was im Falle des Konkurſes 
feines Verlegers Rechtens ift, erft die Konkursordnung 
fih beihaffen und auffchlagen, und dann wird doch nicht 
—— werden können, daß jeder Schriftſteller der— 
artig bie Konlursordnung ſtudirt bat, daß er ben 17 
derſelben kennt. Ich glaube, ohne den Mitgliedern dieſes 
hohen Hauſes zu nahe treten zu wollen, es wird auch 
hier mancher fein, der den Inhalt des $ 17 der Konkurs: 
ordnung nicht kennt. 
Dann kommen wir zum zweiten Abſatz. 
Beſteht der Konkursverwalter auf der Erfüllung 
des Vertrags, fo tritt, wenn er die Rechte des 
Verlegers auf einen Anderen überträgt, biefer an 
Stelle der Konkursmaſſe in die fih aus dem 
BVertragsverhältniß —— Verpflichtungen ein. 
Das iſt halbwegs verſtändlich. Nun heißt es aber 


weiter: 
Die Konkursmaſſe haftet jedoh, wenn der Gr: 
werber bie Verpflichtungen nicht erfüllt, für dem 
bon bem Erwerber zu erjegenden Schaden, wie 
ein Bürge, der auf die Einrede ber Vorausklage 
verzichtet hat. i 

Ja, das iſt eine abjolnt juriftifche Konſtruktion, für deren 

Verſtändniß eine ganze Neihe von juriftifhen Begriffen 

310 
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(A) nothwendig ift, und bie ber Scriftfteller und Verleger, 
um bie es fi bier handelt, eigentlich gar nicht verftehen 
fünnen, wenn fie ſich nicht an einen Nedhtsanwalt wenden 
und von biefem die nöthigen Erklärungen dazu fid) geben 
laffen. Ich bin der Pleinung, daß wir ein klares, volks— 
thümliches Recht ſchaffen follen, und daß aud; aus biejen 
Gründen in dieſem Falle fih der Kompromißvorſchlag 
der Kommiſſion nicht empfiehlt, fondern daß wir ftatt 
deffen den im übrigen fachlich nicht fo weit abweidenden 
und auch auf einem SKompromiß beruhenden Antrag 
Müller Berg annehmen müßten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche 
Reichs⸗Juſtizamt Delbrüd. 

Delbrüd, Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrath im 
Reichs-Juſtizamt, Kommiſſar des Bundesraths: Meine 
Herren, ich bitte Sie, die beiden geſtellten Anträge ab— 
zulehnen. Ich wende mich zunächſt gegen die letzten Aus— 
führungen des Herrn Abgeordneten Arendt. Ich muß 
geſtehen, ſie ſind mir nicht ganz verſtändlich. Die Be— 
ſtimmungen, die er bekämpft, finden ſich nicht nur in der 
Vorlage, ſondern auch in dem Antrage Müller-Traeger 

(Zuruf rechts) 
— genau in denſelben Worten. Alſo, glaube ich, wenn 
der * fonfequent wäre, dann müßte er auch den Antrag 
ablehnen. 

Im übrigen kann ich mic ganz furz faflen, nachdem 
bon dem Herrn Abgeordneten Dertel in J überaus klarer 
und treffender Weiſe die Kommiſſionsvorſchläge vertheibigt 
und auseinandergeſetzt worden ſind. Ich möchte nur kurz 
eine Bemerkung dem Herrn Abgeordneten Rintelen gegen— 
über machen. Er bemerkte, daß der Kridar nicht in der 
Lage ſei, den Verlagsvertrag zu erfüllen. Das iſt un— 
richtig. Wird das Verlagsrecht der Maſſe nicht entzogen, 
fo fann auch der Konkursverwalter dad dem Kridar in 
Verlag gegebene Werk vervielfältigen und vertreiben. 
Ferner machte der Herr Abgeordnete im Laufe feines 
Vortragd eine andere Bemerkung dahin, es fei doch wohl 
jelbftverftändlich, daß zur Konkursmaſſe immer das ganze 
Vermögen des Kridars gehören müfle, und zwar in bem 
Umfange, der felber dem Kridar zugeftanden hat. Nun, 
meine Herren, nach dem Regierungsentwurf und nad dem 
Kommilfionsvorfchlag ſoll aud) daS Vermögen fo, wie es 
dem Kridar zugeftanden hat, zur Maffe gehören; es foll 
deshalb aud das Verlagsrecht, das zweifelsohne einen 
Vermögenswerth darftellt, in die Mafle fallen. Die ge- 
ftellten Anträge wollen aber gerade den Autoren bie 
Möglichkeit Schaffen, das Verlagsrecht der Mafle zu ent: 
ziehen. Wenn die geftellten Anträge angenommen würden, 
jo würden baher meines Gradtend die Gläubiger des 
Verleger und bamit biefer jelbft zum Vortheil deö Ber: 
fafferd aufs ftärfite geſchädigt. 

Wie liegt denn die Sahe? Ich ſetze den Fall, dab 
beim Ausbruch des Konkurfes die Vervielfältigung eines 
Werks, deffen Abfat einen erheblihen Gewinn verſpricht, 
bereitö erfolgt ift; es find taufend Eremplare hergeſtellt. 
Test foll nad dem Antrag des Herm Abgeordneten 
Nintelen dem Verfaſſer das Recht zuftehen, vom Vertrage 
zurüdzutreten, und es foll der Konkursberwalter verpflichtet 
fein, die hergeitellten Exemplare, aljo das Eigenthum des 
Kridars, bem Autor für den SHerftellungspreis zu über: 
laffen. Eine ftärfere Schädigung des Kridars kann ih 
mir nicht vorftellen. Der Werth, der in den hergeftellten 
Büchern ftedt, ift doch ein fehr viel höherer als die Koften, 
welche haben aufgewendet werben müffen, um bie Bücher 
herzuſtellen. 

Eine gleiche Schädigung der Gläubiger würde aber 
eintreten, wenn der Konkursverwalter nur berechtigt wäre, 
den noch vorhandenen Beſtand zu vertreiben, ihm aber, 
wenn der Kridar das Recht hatte, weitere Auflagen her: 


Geheime Negierungsrath im 


(B 


— 


zuſtellen, dieſes Necht genommen würde. 
ber Fall ift doch durchaus nicht felten, daß der Verleger 
auf die Herftellung des Werkes ſehr erhebliche Stoften 
verwendet hat, die durch den Abſatz der eriten Auflage 
allein nicht gededt werden fünnen. Der Verleger hat ſich 
auf das Geſchäft nur eingelaflen in der Erwartung, daß 
er aus den ihm geficherten weiteren Auflagen ben er— 
defften Gewinn machen werde. Es würde body mim une 
illig fein, wenn man hier zu Gunften der Verfaſſer dem 
Konkursverwalter da3 Recht auf die weiteren Auflagen 
nehmen wollte. 

Ich bitte Sie deshalb dringend, bie ſämmtlichen ge: 
ftellten Anträge abzulehnen. 

Bräfident: Die Diskuffion ift geichloffen. Der Herr 
Berichteritatter verzichtet auf dad Schlußwort. Wir kommen 
zur Abftimmung. 

Meine Herren, id ſchlage Ihnen vor, abzuftimmen 
zunächſt über dad Amenbement Dietz-Fiſcher (Berlin) auf 
Nr. 234 der Drudiahen ad 3; follte dieſes abgelehnt 
werben, über das Amendement Dr. Müller (Meiningen): 
Traeger auf Nr. 258 der Drudjahen mit dem Inter: 
amendement Dr. Nintelen, welches nur handſchriftlich vor: 
liegt; ſollte auch diefes abgelehnt werden, dann über ben 
8 38 ber Faffung der Kommiſſion. — Mit diefer Art 
der KIRUNRENE ilt das Haus einverftanden, wir ftimmen 


fo ab. 

Id bitte alſo diejenigen Herren, welche die Faſſung 
des 5 38 erfeßen wollen durch bie Faſſung der Herren 
Diet und Fiſcher (Berlin), fi) von ihren Plätzen zu er- 


heben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 
Nunmehr werde ih zunächſt abſtimmen laſſen über 
das Unteramendement Dr. Rintelen, welcher beantragt, 
hinter dem Worte „Aufwendungen“ in dem Autrage 


Dr. Miller (Meiningen) — Nr. 258 ad 2 der Drud- (D) 


ſachen — einzufchalten: 
gegen lebertragung des auf Grund des Berlags- 
vertrages Hergeftellten. 
Diejenigen Herren, welche dieſe Einfhaltung in dem 
Antrag Dr. Müller (Meiningen) machen wollen, bitte id), 
fi) zu erheben. 
Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 

Nunmehr werde ich abſtimmen laſſen über das 
Amendement Dr. Müller (Meiningen) auf Nr. 258 ber 
Druckſachen. Diejenigen Herren, welde den $ 38 in 
diefer Faſſung annehmen wollen, bitte ich, fi von ihren 
Bläben zu erheben. 


2 (Gejchieht.) 

Das ift wieder die Minderheit; auch diefes ift abgewieſen. 

IH darf wohl nunmehr ohne befondere Abftimmung 
annehmen, daß 838 nad den Beſchlüſſen der Kommiſſion 
angenommen ift. — Da niemand widerfpricht, ift dies 
ber Fall. 

Ich rufe auf $ 39, — 8 40, — S Al, — $ 42, — 
$43, — 544, — 845. — ch erkläre biefe ſämmtlichen 
von mir aufgerufenen Paragraphen vom Haufe in zweiter 
Zefung bewilligt. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über den $ 46. 
Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, id wollte 
nur zu $ 46 einer Befürdtung entgegentreten, bie neuer: 
dings in der Breffe wieder aufgetaucht iſt. Man fürchtet, 
daß ber 5 46 bie Arbeit ber Preſſe wejentlic beein: 
trädhtigen werde, weil er Aenderungen wicht zuläßt an 
Auffägen, die den Namen bed Berfaflerd tragen. Da 
aber fleine Aenberungen in der Tagesprefie nothwenbiger: 
weife aud dann vorzunehmen find, wenn ber Auffat den 
Namen des Verfaflers trägt, und da bie Einholung ber 


Meine Herren, (OD) 
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(A) Genehmigung bei der Schnellarbeit der Tagespreſſe ſchlecht⸗ 


(B) 


bin unmöglich ift, fo glaubten Viele, daß durd die An: 
nahme des 8 46 die Arbeit der Preſſe weientlih erſchwert, 
ja unmöglid gemacht werde. ch habe auch dieſen 
Glauben gehegt und dementiprehend einen Abänderungs: 
antrag in der Kommiffion geftellt. Meine Bedenken 
wurden aber bejeitigt, indem darauf hingewieſen wurde, 
daß in $ 14 Abſatz 2 wir ausbrüdlic alle Aenderungen 
als geftattet hingeftellt haben, zu denen der Verfaſſer feine 
Einwilligung nad) Treu und Glauben nicht verſagen 
fonnte. Da nun die Aenderungen der mit Namen be— 
zeichneten Artikel einer Zeitung, die vorgenommen werden 
müſſen, ohne daß der Verfaſſer erft gefragt werden kann, 
in der Negel zu denen gehören, die nad) Treu und 
Glauben nicht werben verfagt werben fünnen: jo glaube 
ich in Uebereinftimmung mit der Kommiſſion und mit den 
Vertretern der verbündeten Regierungen  feftitellen zu 
fünnen, daß foldhe Menderungen durch den $ 14 Abſatz 2 
gededt find, alſo auch nah Annahme des 5 46 zu— 
läffig find. 

Das möchte id) noch einmal, damit es in den Reichs— 
tagsbericht kommt und für bie Nechtiprehung nachher 

—— beftimmend iſt, ausdrücklich hervorgehoben 
aben. 

Präfideut: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesrathd, Kaiferlihe Geheime Regierungsrat) im 
Reichs⸗Juſtizamt Delbrüd. 

Delbrüd, Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrath und 
portragender Rath im Reichs-Juſtizamt, Kommiſſar des 
Bundesrathd: Ih kann den Ausführungen des Herrn 
Vorredners nur beitreten. Schon in ber Kommiſſion ift 
regierungsfeitig die Erklärung abgegeben*worden, daß ber 
8 46 fo zu beritehen ſei, wie er eben von dem Herrn 
Abgeordneten erläutert worden ift. $ 14 Abſatz 2 ber 
Vorlage beftimmt: 

Zuläffig find Aenderungen, für die der Verfaſſer 
feine Einwilligung nad) Treu und Glauben nicht 
verfagen kann. 
Diefe Beitimmung findet aud dann Anwendung, wenn 
für eine Zeitung ein Beitrag angenommen wird, ber 
unter dem Namen des Berfaflers ericheinen fol. Trifft 
die VBorausfegung des S 14 Abſatz 2 zu, fo darf daher 
die Aenderung in dem Beitrage bewirkt werden, ohne daß 
es nothwendig ift, den Berfaffer zuvor um feine Zus 
ftimmung zu befragen. 
räfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion tft geſchloſſen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Schlußwort. 

Wellftein, Abgeordneter, Berichterftatter: Nachdem 
der Herr Abgeordnete Dr. Dertel es fir wünfchenswerth 
erflärt bat, dab eine gemeinfame Ausſprache ftattfinde, 
möchte ich als Berichterftatter mein Einverftändniß er: 
flären mit der Auslegung, welde Herr Dr. Dertel dem 
8 46 foeben gegeben — dem ja auch der Herr Re— 
gierungskommiſſar zugeſtimmt hat. 

Präfident: Der 5 46 iſt nicht angefochten; ich erkläre 
ihn ald vom Haufe in zweiter Leſung für bewilligt. 

Ich rufe auf 847, — 848, — 849, — 8 50, 


$ 51. 
e 


— Ich erkläre dieſe aufgerufenen Paragraphen 
benfallö in zweiter Leſung bewilligt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Rintelen hat auf Nr. 254 
der Drudiahen einen neuen S 5la beantragt. Ich er: 
öffne die Diskuffion über benjelben. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Nintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeordneter: Nur wenige Worte, 
meine Herren! Es ift und geftern von dem Herrn Ab» 
geordneten Dieg ein Neverdentwurf vorgelefen worden, 
welden die Verleger ſich —— bei muſikaliſchen 
Werfen von den Urhebern ausſtellen laſſen. Da verkauft 
der Urheber, alſo der Komponiſt, ſich ſo zu ſagen mit Leib 


und Seele an den Verleger. Ich habe auch von anderer 
Seite, von Komponiſten ſelbſt erfahren, daß die Verleger, 


wenn fie ein Mufitwerk in Verlag nehmen, dem Urheber 


regelmäßig einen Revers vorlegen, worin er die ſämmt— 
lihen Urheberrechte auf ben Berleger überträgt. 
Nun, meine Herren, bie meiften jungen Komponiſten, 
bie nod feine üblen Erfahrungen gemacht haben, 
wiſſen ja gar nicht, was fie thun. Nach meiner Anficht 
muß Vorſorge getroffen werben, daß auch die, welche das 
Geſetz nicht kennen, und auf die der Sat: ius vigilanti- 
bus scriptum est, dod) aus Billigfeitsrüdfihten nicht an: 
wendbar ift, eine gewiffe Sicherheit haben, daß fie nicht 
etwas unterfchreiben, was fie nicht unterfchreiben würden, 
wenn ihnen die Sadje Mar wäre. 
Es iſt geftern der Antrag v. Strombed zum 
Urheberrecht neftelt worden. Dort paßt er aber nicht 
hinein; er paßt, wie aud der Herr Kollege Spahn ge= 
fagt hat, in das Verlagsrecht hinein. Ich habe ihn des: 
halb jo formulirt, wie er auf Nr. 254 der Druckſachen 
vorgelegt ift, nämlich: 
Das Verlagsrecht an einem Bühnenwerk ober 
an einem Merfe der Tonkunft enthält nicht bie 
ausſchließliche Befugniß, das Merk öffentlich auf: 
zuführen. 

— Es verfteht fich dies eigentlich ſchon von ſelbſt; indeß 

ih habe es mit hineingenommen, um jedem einzelnen 

Autor Har zu machen, wie fi die Sache verhält. —, 
Die Uebertragung diefer Befugnik kann nur aus: 
drücklich durch befonderen ſchriftlichen Vertrag 
erfolgen. Auf ſolchen Vertrag finden die Vor— 
ſchriften dieſes Geſetzes keine Anwendung. 

Ich bitte, dieſen Antrag im Intereſſe jüngerer und 
unerfahrener Komponiſten zu deren Schutz gegen etwaige 
überliftende Verleger anzunehmen. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Eiche. 

Dr. Eſche, Abgeordneter: Ich bitte, den Antrag 
Dr. Rintelen abzulehnen. Der Herr Abgeordnete Dr. 
Nintelen hat ja ſelbſt eigentlich Kritit an feinem Antrag 
geübt, indem er fagte, die Beſtimmungen, bie er in das 
Geſetz hinein haben wollte, verftehen fih von jelbit. 

(Zuruf aus der Mitte.) 
— Soviel id verftanden, hat der Herr Dr. Nintelen fid) 


fo audgedrüdt. 
(Wieberholter Zuruf.) 

— Nur ber erfte Satz verftehe fih von felbft? — Iſt 
das richtig, dann gehört eben biefer Sag nidt in das 
Verlagöreht hinein. In der That wirb das auch durd) 
das Geſetz felbit beftätigt. S 1 fagt: 

Durch den Verlagdvertrag über ein Werk ber 

Literatur oder der Tonkunſt wird der Werfaffer 

verpflichtet, dem Verleger dad Werk zur Ver: 

vielfältigung und Verbreitung für eigene Rechnung 

zu on 
Alſo um das Verlagsrecdht handelt es fidh, nit um das 
lirheberredht, in dem vielleicht dad Recht der öffentlichen 
Aufführung enthalten fein könnte. 

Es ergiebt fih dad aber aud) aus dem argumentum 
e contrario. Menn id + B. Bezug nehmen barf auf 
die Verlagsordnung für dei deutschen fifalienhanbel, 
jo haben e3 dort die Verleger ausdrücklich für nothwendig 
gehalten, die Befugniffe in den Berlagävertrag hineinzu— 
nehmen. Es ergiebt fid das ferner aus ber Petition, 
die die deutfchen Verlagshäudler an den Deutfchen Reichs— 
tag gebracht haben, in der fie ausdrücklich verlangen, daß 
eine derartige Beltimmung, wie fie der Here Abgeordnete 
Dr. Rintelen nicht haben will, in das Verlagsrecht hin: 
einfommt. Alſo, ich meine, e3 ift ganz klipp und klar, 
dab es ſich dom ſelbſt veriteht, daf die Verleger das Auf: 
führungsrecht nicht haben. 
310* 
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Aber auch der zweite Satz ſcheint mir bedenklich zu 
fein, weil, felbft wenn Sie dem erften zuftimmen wollen, 
wie Schon oft dargelegt worben ift, nad) den allgemeinen 
Grundfäßen de3 bürgerlichen Geſetzbuchs nur dann etwas 
ausgeſprochen werben fol, daß etwas fchriftlich vereinbart 
werben fol, wenn eine ganz befondere Nothwendigfeit 
dafür vorliegt. 

Aus diefen beiden Erwägungen bitte ih Sie, ben 
Antrag Nintelen abzulehnen. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr, Nintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeorbneter: Die erfte Ausführung 
des Herrn Kollegen Dr. Eiche gegen meinen erften Sa iſt 
ganz richtig. Ich habe aber dasſelbe felbft gefagt. Ebenfo 
ift es richtig, daß nad) dem Handelsrecht mündliche Ver: 
träge genügen. Wir haben uns indeffen nicht nad 
farren Prinzipien zu richten, fondern nad bem, was 
nüglih und zweckmäßig ift, und ich frage, ob es nidt 
zweckmäßig und nützlich ift, daß der Verfafler, der auf 
dad Net der Aufführung verzichtet, dad ausdrücklich 
ſchriftlich thut. Wenn wir die Komponiſten num auf ben 
Buchſtaben bed Geſetzes verweifen, dann gefchieht das, 
was bisher geſchehen iſt, daß die Verleger ſich alle 
Rechte des Urhebers übertragen laſſen, und ber Som: 
poniſt weiß nicht, was er thut. Er überträgt auch, ohne 
es zu ſcheuen, das ausſchließliche Recht der Aufführung. 
Dem ſoll aus praktiſchen Gründen entgegengetreten 
werben; bie theoretiſchen Bedenken, die aus dem bürger— 
lien Gefekbud hergeleitet find, kommen hier gar nicht 
in Betracht. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Negterungdrath im 
Reichs⸗Juſtizamt Delbrüd. 

Delbrück, Kaiſerlicher Geheimer Regierungsrath im 


(B) Neich3-Juftizamt, Kommiſſar des Bundesraths: Meine 


Herren, ich bitte Sie ebenfalld, den Antrag Rintelen ab: 
zulehnen. Das Verlagöreht ift im $ 9 des Entwurfs 
definirt als das ausfhliehlihe Recht der Vervielfältigung 
und Verbreitung. Es kann darnach feinem Zweifel 
unterliegen, dab das Aufführungsrecht zum Verlagsrecht 
nicht gehört. Durch die Annahme des erften Satzes 
. Antrags Nintelen würde nur eine Verbunfelung ein— 
eten. 

Im übrigen kann id mid nur den Ausführungen 
anſchließen, bie der Herr Abgeorbnete Dr. Eiche ge— 
macht hat. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Stadthagen. 

‚, Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, id) bebaure, 
mid) gegen ben Autrag ausfprechen zu müffen. Gr tritt 
ja auf benfelben Boden, den wir bereit3 beim lirheber- 
recht verfucht haben zu betreten, indem er von „aus: 
drücklichem“ befonderem fjchriftlihem Vertrage ſpricht. 
Damals haben Sie ſich dagegen erklärt, bei den Rechten, 
bie ebenfo wichtig find, nämlich bei ben Nechten ber 
lleberfegung, der Wiedergabe in anderen Munbarten, ber 
Umwandlung von Erzählungen in dramatiihe Form oder 
umgekehrt von Bühnenwerlen in Erzählungsform u. f. w. 
Damald wurde ber Ausdrud „ausdrücklich“, den wir 
einführen wollten, geftrihen. Wenn nun der Antrag 
Rintelen, ber im wejentlihen im Geſetz ſchon feine Gr: 
füllung gefunden hat, angenommen würde, ohne daß aud) 
in 8 14 des Urheberrechts und an anderen Stellen, wo 
wir es beantragt hatten, „ausdrücklich“ hinzugefügt würde, 
jo würde für diefe anderen Rechte e contrario geſchloſſen 
werben: bier ift feine ausdrüdliche Ichriftliche Vereinbarung 
nothwendig. Dem kann ich mich nicht anſchließen; des— 
halb, meine ich, kann man dieſe ausdrüdliche Ueber— 
tragungäbefugniß nur allgemein regeln, aber bier nicht 


zwei Punkte herausgreifen 
— behandeln, wie es nach dieſem Antrag geſchehen 
würde. 

Ich vermag mich deshalb nicht für den Antrag aus— 
zuſprechen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wellſtein. 

Wellſtein, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann mich 
über dieſen Antrag als Berichterſtatter nicht äußern, da 
er der Fommiſſion nicht vorgelegen hat. Aber das glaube 
ih doch als Berichterftatter map wie ald Mitglied der 
Kommiſſion, als Abgeorbneter, ausfprehen zu können, 
baß ber Antrag, wenn er bort vorgelegen hätte, eine 
ebenfo entſchiedene Gegnerfhaft gefunden hätte, wie er 
heute bei allen, die dabei zu Worte gekommen find, ge— 
funden hat. 

Was die Auslegung des Sabes 1 des Antrags an— 
geht, To kann ich mic nur den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Eſche anſchließen. 

Was im übrigen die Ausführungen des Herrn Ab: 

eorbneten Rintelen anlangt, daß bier die jungen Schrift: 
Heller vor Schädigungen bewahrt werben follen, die ihnen 
durch die Verleger drohen, fo ift diefer Punkt ausführlich 
bei $ 28 behandelt worden, und der Bericht zeigt, wie 
mweitläufig fi) die Verhandlungen darüber sen 
haben. Ich fehe nun gar nicht ein, weswegen gerade den 
jungen Scriftftellern wegen ihrer Jugend und Unerfahren— 
beit ein bejonderer Schuß zufommen fol. Schließlich 
fönnte man aud den jungen Zandwirthen, ben jungen 
Kaufleuten, Kurzum jeber anderen Klaſſe der Menfchheit, 
die viclleiht dem Herrn Kollegen Dr. Rintelen and Herz 
ewachſen ift, einen folchen See Schub zuſprechen. 
Im allgemeinen hat unſer Gejeg nur den Minderjährigen 
und Gebredhlihen einen befonberen Schuß zu ziel 
werben laffen, ben übrigen Menſchen nidt. Die haben 
fi ihrer Haut zu wehren. Ih fage 


wie vorher bei anderer Gelegenheit: ius vigilantibus 
scriptum est. 
Bräfident: Die Diskufftion ift geichloffen. Wir 


fommen zur Abftimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche nad) dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rintelen auf Nr. 254 der 
Drudjahen einen 8 5la, deſſen Vorlefung mir erlaflen 
wird — bies tft der Fall — annehmen wollen, fih von 
ihren Plätzen zu erheben. 


(Geſchieht.) 
—* iſt die Minderheit; der Antrag Rintelen iſt ab— 
gelehnt. 

Ih rufe auf $ 52 — und erkläre auch dieſen als 
vom Haufe in zweiter Leſung angenommen. 

Dasſelbe erfläre id von Einleitung und Ueberſchrift. 
— Auch diefe find vom Haufe angenommen. 

Nunmehr eröffne id die Diskuſſion über die Reſo— 
Iution ber Kommiffion, welde Sie Seite 72 finden. — 
63 meldet fi niemand zum Wort; bie Diskuſſion ift 
geihloffen, und wir fommen zur Abftimmung. 

Ich bitte u Herren, welde die Refolution 
nah ben Beichlüffen der Kommiſſion annehmen wollen, 
fi) von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Reſolution iſt angenommen. 

Nunmehr kommen wir zu der Reſolution Dr. Arendt 
auf Nr. 250 der Druckſachen. 

Ich eröffne die Diskuſſion. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, in dieſer 
vorgeritdten Stunde werbe ich mich befleißigen, möglichft 
furz die Gründe für die Nefolution zufammenzufaffen. 
Ich bin der Meinung, dab, wenn man das Ganze nicht 
erreichen fan, man fi wenigftens bemühen fol, einen 


und bie übrigen Punkte (C) 


noch einmal, (D) 


(A) Theil durchzuſetzen. 


Nachdem e3 nicht gelungen war, bie 
Befeitigung ber Pflihteremplare in das Geſetz zu bringen, 
hielt ich es wenigftens fir wünfchenswerth, die gröbften 
Schäden auf dieſem Gebiet aus der Welt zu fchaffen, 
und das würde gefchehen, wen mindeftens eine Ent: 
Khäbigung für werthvollere Bücher da, wo eine landes- 
geieglihe Verpflichtung zur Ablieferung bon Pflicht— 
eremplaren befteht, gewährt wird. 

Meine Herren, die geſetzlichen Verhältniffe auf dieſem 
Gebiet find in Deutfhland fo buntſcheckig wie möglich. 
Nah einer Zufammenftellung der „Kölntichen Volks— 
zeitung“ beftehen gegenwärtig Pflichteremplare in folgenden 
Bundesftaaten niht mehr: in Baden, Braunſchweig, 
Bremen, Bippe:-Detmold, Lippe: Schaumburg, Medienburg: 
Schwerin und »Strelig, Oldenburg, Neuß beider Linien, 
Königreich Sachſen, Sahjen:Altenburg, Sachſen-Coburg⸗ 
Gotha, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Weimar, Schwarz— 
burg⸗Rudolſtadt, Waldeck. Auch im preußiſchen Staat 
beſtehen nicht durchweg Pflichtexemplare; in Frankfurt a. M. 
und Lauenburg giebt es keine Pflichtexemplare. 

(Zuruf.) 
— Auf Naffaı werde idy noch kommen. 

An Pflichtexemplaren müſſen abgeliefert werben: in 
Anhalt 2, in Bayern 2, Elſaß-Lothringen 2, Hamburg 
1 Gremplar vom Bruder, Hannover 2, Helfen = Darm: 
ftabt 2, Heſſen-Kafſel 2, Lübeck 1 vom Druder, Breußen 2, 
Schleswig:Holftein 2 vom Druder, Schwarzburg-Sonders— 
haufen 1 vom Druder, Württemberg 1 von Druder uud 
in Naſſau — ein gebundenes Gremplar, Herr Kollege 
Gahendly! 

Alfo, meine Herren, man fann von vornherein nad) 
diefer Zulammenftelung jagen: um einen Zwed ber 
Literatur und der Wiſſenſchaft handelt es ſich bei Diefem 
Pflichteremplar nicht; ein folder wiirde nur vorliegen, 
wenn wir eine einheitliche deutſche Bücherei —— wenn 


(B) einheitlich die ganze deutſche Literatur die Pflichtexemplare 


abzuliefern hätle. Einen ſolchen Zweck würde ich aner— 
kennen; dafür würde ich gern meine Zuſtimmung geben. 
Wie die Dinge aber jetzt liegen, handelt es ſich nur um 
eine büreaufratifche, fiskaliſche Einrichtung, und ob eine 
ſolche berechtigt ift, das muß ich dahingeltellt fein Laffen. 
Meine Herren, nad) meiner Auffaffung handelt es ſich 
bei den Pflihteremplaren lediglich um ein Ueberbleibſel 
einer hinter und liegenden Zeit, ber Zeit der el und 
bes Privilegs, der Zeit namentlid, wo der Buchhandel 
ein fonzeffionirte Gewerbe war, und wo man bemtent- 
ſprechend gegenüber der Gewährung der Konzeifion auch 
eine Gegenforberung ftellen fonnte. Heute ift es eine 
Naturalabgabe und als ſolche eine wenig wünſchens— 
werthe Beſteuerungsform. Nah meiner Auffaflung ift 
durch die Gewerbeordnung von 1869 die rechtliche Grund: 
lage für biefe Beftenerung entzogen. Ih weiß, daß 
entgegenftehende Urtheile vorliegen, ich weiß aber auch, 
daß im Jahre 1876 die Wolizeibehörde in Berlin der 
Meinung war, daß die Pilichteremplare nit mehr zu 
Recht beftünden infolge der Gewerbeordnung, daß fie 
beöhalb die öffentliche Beitreibung verweigerte. Die 
Minifterialinftanz entidhied dann anderd. Sie fehen aber 
ek daß die Rechtsgrundlage eine mindeſtens zweifel: 
hafte iſt. 

Nun, meine Herren, handelt es fich hier nicht etwa 
darum, daß die Verleger zwei Eremplare von den vielen, 
die fie herftellen Laffen, abgeben, fondern darum, daß 
ihnen gerade bie beiden wichtigiten Stunden, auf die fie 
bei ſchweren wiflenfhaftlihen und Kunſtwerken in eriter 
Linie zu rechnen hätten, die Lanbesbibliothefen und Die 
Univerfitätsbibliotheten, entachen, und daß ihnen infolge 
beffen der Verkauf zweier Exemplare entzogen wird. In— 
folge deffen wirten dieſe Pflichteremplare, ich möchte jagen, 
umgefehrt progreifiv; für die leichte Literatur, fiir bie 
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Broſchüre und dergleihen fallen fie wenig in Betradt; 
für die ſchweren wiſſenſchaftlichen Werke, für die theuren 
Grideimmmgen des Bud und Kunſthandels dagegen find 
fie von großer Bedeutung. ‚ 

Meine Herren, die Berliner Korporation der Buch— 
händler hat eine Eingabe an den Reichstag gerichtet, aus 
der zu entnehmen iſt, daß der Ladenpreis bei einigen 
Berliner Berlegern von bem abgelieferten Pflichtexemplar 
im Sabre 1900 fih wie folgt ſtellt: Georg Reimer 
1650 Mark, Aulins Springer 1625 Mark, Auguft Hirſch— 
waldt 1623 Mark u. ſ. w., eine ganze Neihe anderer 
Verleger weifen ähnliche Beträge auf. Ein Kunſtverlag 
in Minden hat mir eine Zuſchrift geſchickt, wonach dieſe 
Firma in 10 Jahren Pflichteremplare im Betrage von 
etwa 25000 Mark abgeliefert hat. 

Meine Herren, da muß man fi denn doch fragen: 
ift es geredhifertigt, folde großen Beträge, bie vielleicht 
den Betrag der Gewerbe: und Einkommenſteuer ber be= 
treffenden Firma erheblich überfteigen, zu fordern lediglich 
aus birreaufratifch-fistaliichen Gründen ohne irgend welde 
wiffenihaftlihe ober literariihe Begrimdung? Meine 
Herren, daß das nicht zutreffend ift, hat man ſchon lange 
empfunden. Als das Reichspreßgeſetz im Reichstag be- 
rathen wurde, weldes die Beſtimmungen über bie Auf: 
rechterhaltung der Pflichteremplare brachte, da hat bie 
Kommiffion des Reichſstags mit Stimmengleichheit diefe 
Beſtimmung zunächſt abgelehnt; bier im Plenum fanden 
dann ausgiebige Verhandlungen darüber ftatt, und es 
traten da ſchon ähnliche Beftrebungen hervor, wie id) fie 
mit meiner Refolution beziwede, nämlich eine Entihädigung 
wenigitens für werthvollere Bücher herbeizuführen. Es 
war damal3 ein Antrag des Abgeordneten Wehrenpfennig, 
von 5 Mark Ladenpreis ab eine Entihäbigung zu zahlen, 
und ein Antrag des Abgeordneten Neichenfperger, von 
15 Mark ab cine Entſchädigung zu zahlen. Der leßtere 
ift nur durd eine Zufallsmajorität von 7 Stimmen bei (D) 
einer Auszählung gefallen. Wäre dad nicht der Fall 
gewefen, fo würde bereit jeit 30 Jahren in Deutid): 
ne eine Entihädigung für werthoollere Bücher gezahlt 
werben. 

Ich glaube nun, wenn wir jet das Verlagsgeſetz ver: 
abichieden, und es und nicht möglid war, in das Verlags: 
gefeg ſelbſt diefe Beitimmung himeinzubringen, daß wir 
dann wenigſtens für werthvollere Publikationen dem Ber: 
leger eine Gntihädigung bieten jollten. Nun, meine 
Herren, würde id) — und ich hatte in der Kommiſſion einen 
——— Antrag geſtellt — bevorzugen eine reichs— 
geet che Regelung. Es iſt mir aber von anderen Seiten 
er Wunſch entgegengebracht, daß in dieſer Frage, wo 
landesgeſetzliche Regelungen vorlägen, es nicht wünſchens— 
werth iſt, mit dem Reichsgeſetz in landesgeſetzliche Be— 
ſtimmungen einzugreifen, ſondern eine Form zu wählen, in 
der die Mehrheit des Reichstags ſich zuſammenfindet, und 
ſo habe ich dieſen Wünſchen Rechnung getragen und die 
vorliegende Form gewählt, die den Herrn Reichskanzler 
erſucht, mit den Landesregierungen ſich ins Einvernehmen 
zu fegen, um von biefen die Entſchädigung werthvollerer 
—— herbeizuführen. Ich habe dieſen Aus— 
druck „werthvollere Veröffentlichungen“ gewählt, um auch 
— die Grenze freizulaſſen, von wo ab Entſchädigung 
eintritt. 

Ic hoffe, daß im diefer Form die Nefolution bein 
Neihstag Zuftimmung findet, und daß die Reichsregierung 
dementiprehend vorgeht, um wenigſtens die ſchwerſten 
Schäden zu befeitigen. 

(Bravo!) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, in etwas 
veränberndem oder ergänzendbem Sinne dürfte bie Reſo— 
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(A) Intion unfere Zuftimmung finden können. Der Kommiſſion 


lag die Frage vor, ob cine reichdgefegliche Negelung ein: 
treten ſolle. Das hat die Kommiſſion verneint, micht 
allein im Rückſicht auf die Zweifel an der Zuſtändigkeit 
des Neiches — wir könnten und ja zuftändig machen —, 
fondern auch deshalb, weil uns die Angelegenheit nicht 
wichtig genug ſchien, deshalb die Neichögefeggebung im 
Bewegung zu fegen. Dagegen fcheint mir die Sahe nad) 
der Richtung wichtig, daß wir den Herrn Reichskauzler 
erfuchen, fi mit den Landesregierungen in Berbindung 
zu fegen, damit eine gleihmäßigere Regelung der Pflicht: 
eremplare in ben Ginzelftaaten herbeigeführt werde. Für 
den Buchhandel ift es unangenehm, daß in einem Einzel: 
ftaate 2 Pflichteremplare einzureihen find, im einem 
anberen 1, im dritten fein. Es müßte Gleihmäßigfeit 
herrſchen, fowohl im der Abgabeverpflihtung wie eventuell 
in der Gntihädigung. Die Frage, ob und welde 
Entihädigung gewährt werben fol, ob nur für 
werthvollere Berdffentlihungen oder allgemein, braudt 
und bier niht zu beſchäftigen. Der Buchhandel 
wird zwar belaftet, wenn er Exemplare an bie 
Bibliotheken abliefern muß, aber die Frage der Belaftung 
ift mir hier die untergeordnete. Wird die Verpflichtung 
aufgehoben, und wird in die Haushalte der Einzelftaaten 
ein entfprecdhender Fonds für den Ankauf der Bücher ein: 
geſetzt, jo wird das vorausfichtlid die Folge haben, wie 
3. B. in Sachſen, daß die Bibliothefen nicht mehr voll: 
ftändig find. Es mag zweifelhaft fein, ob das ein 
Schaden für die Literatur im ganzen ift; aber Thatſache 
wird werden, daß Lücken vorkommen, deren Ergänzung 
ſchwer und oft nur mit Hilfe anderer Bibliothefen ober 
Verlagsbuchhandlungen möglich fein wird. 

Ich will nicht weiter in Einzelheiten eintreten und 
nur der Hoffnung Ausdrud geben, daß, wenn eine Ein: 
wirkung auf die Negelung verfucht wird, barauf hin: 
(B) gewirkt werden möge, daß die Negelung für alle Einzel: 
— eine gleichmäßige werde. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesrathd, Königlih preußifhe Geheime Ober: 
Negierungsrathd Müller. 

Müller, Königlich preußifcher Geheimer Ober-Regie- 
rungsrath im Mintfterium der geiftlihen 2c. Angelegen— 
heiten, Kommiſſar de3 Bundesraths: Meine Herren, id) 
möchte jest ſachlich auf die Frage nicht weiter eingehen 
und nur bemerken, daß Sie dod im Beariff ftehen, ein 
Geſetz über Verlagsredht, alfo über eine rein privatrechliche 
Materie, zu verabſchieden, daß es fich bei diefer Reſolution 
aber um eine öffentliche Abgabe handelt, deren Erhebung 
oder Nichterhebung einerfeit3 Gegenitand der Gefeggebung 
der Ginzelftaaten ift, andererjeitS aber nothwendig auf 
die Staatshaushalte der Einzelftaaten Einfluß üben muß. 
Ich glaube, das hohe Haus hat feinen Anlaß, hierüber 
einen Beihluß zu fallen; es kann die Initiative den 
Negierungen oder den Volkövertretungen der Einzelftaaten 
itberlaflen. 

Ich bitte Sie daher, die Nefolution abzulehnen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Miller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
wenn ich meinen Namen unter diefen Antrag gefegt habe, 
fo ift es gefchehen, um ausdrücklich zu erkennen zu geben, 
daß id) der Tendenz des Vorgehens des Herrn Kollegen 
Dr. Arendt zuftimme. Ich bin allerdings der Meinung 
geweſen, daß es ſich empfehlen würde, die Verpflichtung, 
(Sremplare an die Lanbesbibliothef und an die Pro: 
vinzialbibliothefen unentgeltlih abzugeben, gänzlich auf: 
zubeben, und weil ich diefer Meinung war, fo wäre es 
mir lieber gewefen, es wäre nicht cine Nefolution bier 
vorgefhlagen worden, fondern man hätte eine entſprechende 
Aenderung im Geſetze jelber vorgenommen. 
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Nun a. ber Herr Vorredner foeben erflärt, dies fei 
nicht thunlich geweien, ba e8 ſich bier nur um privat: 
rechtlihe Beltimmungen handelt, eine ſolche Beſtimmung 
aber in das Recht der Ginzelftaaten eingreifen und ins 
fofern in diefes Gele nicht hineinpaffen würde. Ich bin 
allerding3 der entgegengefegten Meinung, daß, wenn man 
die Verlagsrechte regulirt, man aud gleichzeitig ſehr wohl 
die Verlagspflichten reguliren darf, und zu diefen Pflichten 
gehört zweifelloS diejenige, über die wir augenblidlicdh hier 
verhandeln: e3 Handelt ſich um eine Beltinnmung, die den 
Buchhandel betrifft, während fie in anderen Gewerben 
nicht beiteht. Wenn wir den Verlegern die Verpflichtung 
allgemein auferlegen, von ſämmtlichen Neuerſcheinungen 
und nicht nur von biefen, fondern aud bon den under: 
änderten Nenabbrüden derjenigen Werke, die bereit er: 
fchienen find, je ein Gremplar an die Landesbibliothek 
und die Provinzialbibliothefen, wie es in Preußen ber 
Fall ift, abauliefern, fo fehe ich nicht ein, warum man 
nicht jedem Gemwerbetreibenden bie Verpflichtung auferlegt, 
von jedem Mufter, Apparat u. ſ. w. ein Exemplar an das 
Gewerbemujeum abzugeben. 
(Zuruf.) 

— Gewiß von jedem neuen Modell einer Kanone, von 
jebem Modell eined neuen Gewehres, eines neuen Panzer: 
ſchiffes; ſie würden dort diefelbe Nolle fpielen, wie fie ein 
großer Theil der Bücher in den Provinzialbibliothefen fpielt, 
die dort eingereicht werden. Sch möchte nur um eine 
Statiftit bitten, wo bie verfchiedenen Gremplare bleiben, 
die von gleichlautenden Auflagen eingereicht werben. Ich 
bin überzeugt, daß ein großed Quantum davon auf den 
Böden reponirt, wenn nicht einfach mafulivt if. Wenn 
3. B. von einer Harte von Afrifa im Laufe eines Jahres 
10 bis 12 Auflagen ericheinen, die nicht geändert find, fo 
ift nicht anzunehmen, daß die Provinzlalbibliotheken dieſe 
—— unveränderten Abdrücke zur Verwendung 
bringen. 

Nun muß ih zu meiner Rechtfertigung ſagen, daß 
ih an dem Wortlaute des vorliegenden Antrags von 
vornherein Anftoß genommen und daraus Herrn Dr. Arendt 
gegenüber kein Hehl gemadt habe. Ic bin der Meinung, 
daß die Worte „angemeffen” und „werthvoll“ fo dehnbar 
find, daß unmöglich eine beftimmte Verpflichtung für die 
Bibliothefverwaltungen daraus gefolgert werden kann, 
eine Entihädigung zu zahlen, bie den Verlagsbuchhändler 
ihablos hält. Ich Halte aber dafür, daß wir zum 
mindeften bier zum Ausdruck bringen müſſen, daß 
wenigftend von Reichs wegen mit dem Zinfug gebrochen 
werden ſoll, der nur zu erklären iſt aus den Verhältniſſen 
einer früheren Zeit. Denn das iſt doch zweifellos, daß 
nad unſerer gegenwärtigen Auffaſſung für den Verlags— 
buchhändler unmöglich eine ausnahmsweife Verpflichtung 
fonftruirt werden fann, die nirgends, weder im Gewerbe: 
betrieb nod in der künſtleriſchen Produktion, ein Analogon 
findet. 

Ich will mich nicht weiter auf dieſe Frage einlaffeı, 
doch habe ich nur mit großem Mißvergnügen darauf ver: 
zichtet, einen Antrag hier einzubringen. Gine grundfägliche 
Negelung diefer Frage hätte meines Erachtens hier vor— 
genommen werben fünnen; mir ift aber von Mitgliedern 
der Kommiſſion gefagt worden, daß ein folcher Antrag 
gänzlich ausſichtslos ſei. Deswegen habe ich darauf ver: 
zichtet; ich bin aber der Meinung, daß die Entwidlung 
ber Berhältniffe von felbft dahin drängen wird, die Ver: 
pflichtung, ſolche Gremplare an die Bibliothelen abzugeben, 
zu befeitigen. Den Antrag Dr. Arendt betrachte id als 
einen Schritt in dieſer Nidhtung, und deswegen möchte ich 
Ihnen denfelben empfehlen. 

Präfident:e Die Diskuffion ift geſchloſſen. Mir 
fommen zur Abſtimmung über den Antrag bed Herrn 
Abgeordneten Dr. Arendt auf Nr. 250 der Drudfahen. 


a 


c) 


(D) 
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(A) Diejenigen Herren, welche diefe Nefolution annehmen Ic fchlage Ihnen vor, meine Herren, die nächſte (B) 


wollen, bitte ich, fid von Plägen zu erheben. 


(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Refolution ift angenommen. 
eröffne nunmehr bie Diskuffion 
Betitionen. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Wellftein, Abgeordneter, Berichterftatter: 
Herren, es find eine Neihe von Petitionen eingegangen, 
fie find aber, was im Bericht bereit bemerlt worden ift, 
alle bei dem einen oder anderen Paragraphen, wozu fie 
gehörten, vr Vortrag gebradyt worden. Sie find bort 
eingehend behandelt, und ich glaube Ahnen empfehlen zu | 
können, daß Sie fie durch die Beſchlußfaſſungen für er: 
ledigt erklären. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Disfuffion ift geichloffen. Die Abſtimmung über den 
Antrag der Kommiſſion in Bezug auf die Petitionen wird 
in dritter Leſung vorgenommen werben. 

Hiermit ift der zweite Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt. Ich ſchlage jegt dem Haufe vor, ſich zu ver: 
— en. Wenn niemand widerſpricht, werde ich annehmen, 
— en der Beichluß des Haufes ift. — Dies 
ift der 


über die | 


Meine 


Situng zu halten am Montag den 22. April, Mittags 
1 br, und als Tagesordnung: 
1. erfte und zweite Berathung des Zuſatzbertrages zu 
dem Wuslieferungsvertrage zwiſchen dem Neid 
und Belgien vom 24. Dezember 1874 (Nr. 252 
der Druckſachen); 
2. den Neft der heutigen Tagesordnung; 
. erfte Berathung de3 Entwurfs eined Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des Branntweinſteuer— 


24. Juni 1887 
geſetzes vom 16. Juni 1895 (Nr. 247 ber Drud: 


&s 





laden). 
| Gegen biejen Vorſchlag erhebt ſich fein Wideriprudy; die 
Tagesordnung fteht feit. 
Die Mitglieber des ef Wörle und Scerre 
wünſchen aus der II. refp. Ill. Kommiſſion ſcheiden 
r dürfen. — Ein Widerfprud; hiergegen erhebt ſich nicht; 
ch veranlafie deshalb die 2. und 7. Abtheilung, heute un: 
| mittelbar nad der Situng die erforderliden Erſatzwahlen 
| vorzunehmen. 
Ic ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Situng 5 Ihr 50 Minuten.) 


Buderaderi und Verlagsanftalt. 


Drud und Verlag der Norbbeutf 
ifbelmftraße 32. 


Berlin SW, 


(A) 


(B) 
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79. Sigung 


am ben 22. April 1901. 


Seite 
Neu eingegangene Vorlage . . 2273 B 
Mittheilung über geprüfte Wahlen . se «BB 
Perfonalveränderungen in Rommiflionen . 2273 B, 2298 D 
Beurlaubungen . . 2273 C 


Anmeldung von RommiffarenbesBunbesrathe: 2273 G, 2284 A 

Mittheilung, betreffend Ueberſendung von Fünf- und 
Zmweimarkdentmünzen feitens bes Neichsfanzlers 
an die Reichstagskaſſe . 

Erjte und zweite Berathung bes Qufavertrages zu 
dem Auslieferungsvertrage zwiſchen dem Reich 
und Belgien vom 24. — 1874 (Nr. 252 
ber Anlagen) . R 

Erjte Berathung bes Entwurfs eines Süßtofaefehes 


. 273 C 


. 2273 D 


(Nr. 235 ber Anlagen). . 2273 D 

Sped . . 2273 D, 2296 C 

Graf von Kanitz. . 2277 A 

Rum. . . . 2280 B, 2294 C 

Dr. Paaſche. . 2284 A, 2297 A 
Freiherr v. Thielmann, Wirklicher 
GSeheimer Rath, Staatsfefretär 

bes Neiheichagamts . . 2286 D 

Eidhof - - . 2287 C 

Dr. Roefide Beirat) 2289 1, 2297 D 

Schrader . 0. 0. 2292 D 

Dr, Dertel (perföntich) . : . 2298 C 

Feſtſtellung der Tagesorbnung für bie nächite Elsung: 2298 D 


Die Sigung wird um 1 Ihr 20 Minuten durch den 
Präfidenten Grafen dv. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Dad Vrotokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Als Vorlage ift eingegangen eine 

Katferlihe Verordnung vom 17. April 1901, be: 
treffend die Erhebung eines Zolls auf Bauholz 
und eines Zollzuſchlags auf Stafao aus der 
Republik Haiti. 
Die Drudlegung habe ich verfügt. 
ie Wahlen der Mitglieder des Reichstags Sittart 
(3. Aachen) und v. Chrzanowski (1. Poſen) find von ber 
5. refp. 6. Abtheilung geprüft und fiir giltig erklärt 
worden. 

An Stelle der aus ber II. reip. III. Kommiſſion 
neihiebenen Herren Abgeorbneten Freiherr v. Thünefeld, 
Werner und Stubbendorff find durch die vollgogenen 
Griagwahlen gewählt worben die Herren Abgeordneten: 

MWörle und Liebermann v. Sonnenberg in bie 
Budgetlommiffion; 
Scerre in bie Betitlonstommiff ion. 
Meichötag. 10. Legisl-P. IL Seffion. 1900/11. 


Ih babe Urlaub eriheilt dem Herrn Abgeorbneten (C) 


v. Spiegel für 7 Tage. 

Es ſucht für längere Zeit Urlaub nad ber Herr 

—— Dr. Stephan, für 4Wochen wegen dringender 
Geſchäfte. — Dem — — wird nicht widerſprochen; 
dasſelbe iſt bewill 

Das ——* der für heutige Gegenſtände der 
Tagesordnung ad 1 und 2 angemeldeten beſonderen 
Kommiffare bes Bundesraths wolle ber Herr Schrift: 
führer verlefen. 

Schriftführer Abgeorbneter Gegielsti: 

1. Für den erften Gegenftand ber Tagesorbnung 
(Zufagvertrag zu dem Außlieferungdvertrag mit 
Belgien): 

der Saiferliche Wirkliche Geheime Legationd- 
rath Herr v. Frautzius. 

2. Für ben dritten Gegenftand ber Tagesordnung 
(Branntweinftenernovelle): 

der Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungdrath 
Herr v. Koreuber, 

der Königliche preußiſche Geheime Finanzrath 
Herr Joeden, 

der Königliche preußiſche Geheime Regierungs— 
rath Herr Dr. Kapp, 

der Kaiſerliche Geheime Regierungsrath Herr 
Wolffram. 

Präſident: Von dem Herrn Reichskanzler ſind der 
Reichstagskaſſe weitere 4500 Mark in Fünfmarkftüden 
und 8500 Mark in Zweimarkftüden ber zur Erinnerung 
an das zweihundertjährige Beitehen des preußiichen 
Königthums bergeftellte Denkmünze für bie Mitglieder 
und Beamten des Reichstags zur Verfügung geftellt. Die 
Herren Stollegen können fie gegen Wertherſatz bei ber 
Neichstagsfafle in Empfang nehmen. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. Erſter 
Gegenſtand berfelben tft die 

erite und zweite Berathung des Zuſatzvertrages 
zu dem WAuslieferungsverirage zwiſchen dem 
Reiche und Belgien vom 24. Dezember 1874 
(Nr. 252 der Drudjaden). 

Ich eröffne die erite Berathung — und ſchließe fie, 
da ſich niemand zum Worte meldet. Cine Verweijung 
an eine Kommiſſion tft nicht beantragt; wir fünnen daher 
in die zweite Berathung fofort eintreten. 

Wir treten in dieſelbe ein. 

Ich eröffne die Diskuffton über Art. 1 des Zuſatz— 
vertrags — und fchließe diefelbe, da fih niemand zum 
Worte meldet. Ich werde, wenn fein Widerfprud erfolgt, 
annehmen, dab Art. 1 dom Haufe angenommen ift. — 
Dies ift der Fall. 

Ich eröffne die Diskuffion über Art. 2, — ſchließe 
diefelbe, da fi) niemand zum Worte meldet, und nehme 
unter berfelben Vorausſetzung auch hier an, daß berfelbe 
vom Haufe angenommen ift. — Dies ift ber Fall. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über Einleitung 
und Ueberſchrift, — ſchließe diefelbe, da ſich auch hier 
niemand zum Worte meldet, und erkläre diefelbe unter 
derielben Borausfegung für angenommen. 

Hiermit ift der erſte Gegenftand der Tagesordnung 


erledigt. 

Mir fommen zum zweiten Gegenſtand der Tages: 

ordnung: 
erfte Berathung des Entwurfs eines Sübftoff- 
geiebes (Nr. 235 der Druckſachen). 

Ich eröffne die erfte Berathung. 

Das Mort hat der Herr Abgeordnete Sped. 

Sped, Abgeordneter: Meine Herren, die zwei Steuer: 
geſetze, die auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung 
ftehen, haben bereits lange, ehe ihr Wortlaut im Bundes: 
rath feftgeftellt war, in der Deffentlichteit Anlaß zu weit— 
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(&ped.) 


(A) Jänfiger Diskuſſion gegeben, und aud; bier im hoben 


Haufe werden die Verhandlungen über diefe beiden Steuer: 
gefeße wohl ziemlich eingehende werden. Der Entwurf 
eines Süßftoffgefeges verdankt feine Entftehung einer Re: 
folution, die der Reichſstag im vergangenen Jahre bei 
Verabſchiedung des Flottengeſetzes gefaßt hat. Er trägt 
dieſer Refolution Nehnung, indem er einerfeitd eine 
JIulandſteuer und einen entiprehenben Eingangszoll auf 
alle Sühftoffe legt und andererſeits vorfieht, daß bie Er» 
laubniß zum Pertrieb von Süßftoffen im Inlande an 
beitimmte Kautelen gebunden wird. Als die Refolution 
im Borjahre in der Budgetlommiffion zur Verhandlung 
ftand, wurde fie hauptſächlich damit begründet, daß die 
Süßſtoffe fih im großen und ganzen als gefunbheitd: 
gefährlich darftellen, und daß es ——— ſei, die 
Konſumenten vor der Geſundheitsſchädlichkeit dieſer Stoffe 
zu ſchützen, und ich muß geſtehen, ich habe mich damals von 
dieſen Gründen beſtimmen laſſen und war geneigt, auf den 
Boden einer Verkehrsbeſchränkung bezüglich der Süßſtoffe 
zu treten. Nachdem ich mich aber in der Zwiſchenzeit mit 
der Materie eingehend beſchäftigt habe, bin ich doch zu 
der Anſicht gekommen, daß eine ſolche Geſundheitsſchädlich— 
teit bezüglich der Süßſtoffe nicht nachgewieſen iſt. Man 
hat darauf hingewieſen, daß faſt ſämmtliche europäiſchen 
Staaten aus der gleichen Erwägung gegenüber den Süß— 
ftoffen ſich geihüst haben, theils durch Verbot der Her: 
ftelung, theils durch Ginfuhrverbot, bezw. ſehr hohe 
Eingangszölle. Aber, meine Herren, unſere deutſchen 
Behörden find zu einem anderen Schluß gekommen; 
in3befondere das Reichs-Geſundheitsamt hat nad) eins 
gehender Erwägung fih auf den Standpunkt geftellt, daß 
die Gefundheitögefährlichkeit der Süßſtoffe nicht erwieſen 
fei. Damit befindet fid) das Reichs-Geſundheitsamt im 
Ginflang mit einer Bun Neihe von Sadyverftändigen- 
qutachten, die den Mitgliedern des Hauſes auch in ver: 


(B) ſchiedenen Brofhüren im Auszug oder in extenso befannt 


gegeben find. 

Es ift zun Beweis der Geſundheitsſchädlichkeit unter 
anderem gejagt worden: wenn Sühftoffe, inäbefonndere 
Sacharin, in größerer Menge genoſſen werden, wirken fie 
unbedingt nachtheilig auf die Gejundheit. Aber aus diefer, 
an fi) wohl richtigen Behauptung einen Schluß auf bie 
allgemeine Geſundheitsſchädlichkeit dieſer Stoffe zu 
ziehen, ift meiner Anfiht nad) vollftändig verfehlt. Ges 
ſundheitsſchädlich ſind überhaupt alle Nahrungsmittel, 
wenn Te in allzu großen Quantitäten genoffen werben. 
Fir den Begriff der „Geſundheitsſchädlichkeit“ iſt es 
meiner Auffaffung nad unbedingt erforderlih, daß ein 
Nahrungs: oder Genußmittel den menfchlichen Körper 
fdädigt, wenn e3 in den allgemein üblihen Quantitäten 
genommen wird. Die fämmtlichen vorliegenden Sach— 
berftändigengutachten fpreden fi aber dahin aus, daß 
bie Sühftoffe zwar feinen Nährwerth befigen, daß fie 
aber al3 „geſundheitsſchädlich“ bei Genuß von geringeren 
Dnantitäten nicht betrachtet werden fünnen. Der Genuß 
größerer Mengen ift aber bei der Beichaffenheit biefer 
Stoffe völlig ausgeſchloſſen. 

Zur Begründung der Einführung einer Sühftoff: 
ftener wird jetzt vor allem auch ins Feld geführt, daß die 
fünftlihen Süßftoffe dem Zuderfonfum eine unbered: 
tigte Konkurrenz bereitet. 

Et ift aber doch mindeftend zweifelhaft, ob eine 
folde Konkurrenz der Sühftoffe gegenüber dem AZuder 
thatjächlich gegeben ift. Ich bin der Meinung, daß eine 
ſolche Konkurrenz, foweit fie überhaupt befteht, jedenfall 
nur in befchränftem Maße nahgewiefen werden kann. Denn 
in erfter Linie hat der Konſum an Zuder im Deutfchen 
Neihe nicht nur abjolut, fondern auch relativ in den 
legten Jahren bedeutend zugenommen. Im Jahre 1897,98 
betrug der Konſum an Zucker auf den Kopf der Be— 








pölferung im Deutihen Reihe 12,32 —— im (C) 
Jahre 1900/01 jebod 15,05 Kilogramm. Man hat ge: 
faubt, darauf hinweifen zu ſollen, dab in amberen 
Ländern, inöbefondere in England, der Konſum an Zuder 
noch viel größer fei, und daraus den Schluß gezogen, 
wir müßten danach ftreben, die Quantitäten, die dort 
vertilgt werden, wenigſtens annähernd zu erreihen. Wenn 
man das will, meine Herren, müßte man aber bie ganze 
Lebendhaltung unfered Volkes ändern, und dazu werden 
wir wohl nicht im Stande fein; ed wird aber aud nicht 
Sade ber Steuergefeßgebung fein können, in dieſer 
legteren Richtung einen Einfluß auszuüben. Der große 
Zuderfonfum in anderen Ländern, insbefondere in Eng: 
land, ift darauf zurüdzuführen, daß bort in großen 
Mengen und zu allen ZTageszeiten Thee genoffen wird, 
und daß gerade zum Theegenuß Zuder in erhebliden 
Quantitäten nöthig ift. 

Alfo eine Einfhränfung des Zuderverbrauds infolge 
der Ginführung von Süßftoffen in den Konſum hat im 
Deutſchen Neid nicht ftattgefunden, obwohl fih die Süß— 
ftoffe in einzelnen Lanbftrichen einer großen Verbreitung 
erfreuen. Diefe Ausdehnung des Verbrauchs von Süß: 
ftoffen aber ift, wenigftens in den nreiften Gegenden, nicht 
auf Koften des Zuderkonfums erfolgt, fondern die Süß— 
ftofftonfumtion, in&bejondere der Verbraud von Saccharin, 
= fih meiſtens an Orten eingebürgert, wo früher mit 
Nüdfiht auf den hohen Preid des Zuckers überhaupt 
feine Süßigkeiten genoffen wurden, und infofern hat bie 
Sühltoffinduftrie das Verdienſt, den armen und ärmften 
Leuten den Konſum von Süßigkeiten zugeführt und 
möglih gemacht zu haben. Man hat weiter gefagt: 
wenn wir die Süßftoffinduftrie unterdrücken, fo wird der 
Zuderfonfum bedeutend in die Höhe gehen, und damit 
wird aud bie Inlanditener fir Zuder einen bedeutend 
höheren Ertrag abgeben. Aber nad) dem foeben Gefagten 


glaube ih, daß man damit einen Fehlſchluß macht. (D) 


Serade in den Gegenden, Die jet Sühftoff vorzugsweiſe 
fonfumiren, wird bei Interbrüdung der Süßftofffabrifatton 
und des Süßſtoffhandels nit Zuder an Stelle der Süß: 
ftoffe treten, fondern diefen Gegenden wird bamit einfach 
die Möglidjfeit wieder genommen, ihre Nahrungsmittel zu 
verfüßen. Ich bin der Meinung, dab, wenn man wirklic 
nur die Abſicht hat, den Zuckerkonſum bedeutend zu er— 
höhen, das einfadyite und nächftliegende Mittel wäre, daß 
man die Zuderpreife etwas herabfeßt und damit auch ſolchen 
Streifen den Zuckerkonſum möglih macht, denen er bisher 
infolge der hohen Preiſe unmöglich war. Statt deſſen hat 
die Vereinigung von Zuderinduftriellen die Macht, die fie 
durch die Bildung des Ninges in die Hand befam, dazu 
benutzt, die Yuderpreife von Jahr zu Jahr immer weiter 
in die Höhe zu treiben, und die Annahme dürfte nicht 
irrig fein, daß gerade diefes Vorgehen des Zuderfartelld 
einen großen Theil der Abneigung verurſacht dat, weldhe 
jest dem vorliegenden Sühftoffgefege entgegengebradht wird, 
und daß der heftige Widerftand, der fid) gegen die hohe 
Befteuerung der Süßſtoffe erhoben hat, gerade auf dieſes 
Borgehen der vereinigten Zuderinduftrien zurückzuführen ift. 
(Schr ridıtig!) 

Drr Grund, warum ich mid mit meinen politifchen 
Freunden im großen und ganzen wenigſtens bezüglich des 
Prinzips ber Berftenerung auf den Standpunft der Vorlage 
ftelle, ift die Rüdfiht auf die Förderung der Billigfeit. 
Id) fage mir: wenn das landwirthſchaftliche Produft, 
der Zuder, einer Befteterung unteritellt wird, fo ift es 
nicht mehr als redjt und billig, daß auch das induftrielle 
Produkt, die künſtlichen Süßſtoffe, einer entſprechenden 
Steuer unterliegen. Diefe Steuer darf aber nit fo hoch 
fein, daß fie der Süßftoffinduftrie überhaupt die Eriftenz: 
möglichkeit nimmt, fondern fie muß immerhin die Fortdauer 
des Konſums nod offen laffen. 
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(Sped.) 

Wenn ic im einzelnen noch auf die Beftimmungen 
de3 Entwurfs eingehe, jo fcheint mir in erfter Linie der $ 1 
einer anderen Redaktion zu bebürfen. Derfelbe ſchließt 
fih ja im einzelnen dem $ 1 des Süßſtoffgeſetzes vom 
Jahre 1898 an; allein er ſcheint mir doch etwas unzu⸗ 
länglich im ber Richtung, daß er in erſter Linie als 
Kriterium des Begriffes der Süßſtoffe eine höhere Süß: 
fraft verlangt; denn es ift ja nicht ausgeſchloſſen, daß bei 
biefer Faſſung die Steuerpflicht dadurch umgangen werben 
könnte, dab man einfach diefe Süßſtoffe mit irgend welchen 
anderweitigen Materialien fo vermiſcht, daß fie feinen 
höheren Süßftoffgehalt haben als der Zuder, ohne aber 
auf der anderen Seite in den Begriff der „Nahrungs: 
mittel* überzugeben, deren Herftellung ja nad dem 
Entwurf verboten werben fol, Auch ber Begriff des 
„entiprehenden Nährwerths“ ift ein fehr ſchwankender, 
und es bürfte beöhalb die Definition für den Begriff 
Süßftoff anders zu faflen fein, ald dies im Entwurf ge 
ſchehen ift, vielleicht in der Weife, daß — und das iſt ja 
doch wohl die Intention des ganzen Entwurfs — fämmt- 
lihe Sübftoffe, joweit fie nicht unter dad Zuckerſteuergeſetz 
vom Fahre 1891 fallen, einer Beſteuerung nad Maßgabe 
bed gegenwärtigen Geſetzes unterftellt werben. 

Der 5 2 übernimmt die Beitimmungen des Geſetzes 
bom Jahre 1898 bezüglich der Einfchräntung der Vers 
wendung bon künſtlichen Süßftoffen zur Herftellung von 
Nahrungsmitteln im wefentlichen in den gegenwärtigen 
Entwurf. Es ift dieſes Vorgehen nur zu begrüßen; denn 
der Vollzug wird dadurch eine bedeutende Bereinfahung 
erfahren. Das Gejeg vom Jahre 1898 hat aber bei der 
Aufnahme in den gegenwärtigen Entwurf eine Erweiterung 
dahin erfahren, daß Nahrungsmittel, zu deren Herftellung 
kimftlihe Süßftoffe verwendet werden, allgemein über: 
haupt nicht mehr feilgehalten oder verkauft werden bürfen. 
Die Ausdehnung diefer Beitimmung auf fämmtlide 


(3) Nahrungsmittel ſcheint mir vollitändig berechtigt; denn 


es dürfte doch die allgemeine Meinung dahin gehen, daß 
das Süßftoffgefeg vom Jahre 1898 feinen Zwed voll: 
ftändig verfehlt hat, indem einerjeit$ das Verbot, das 
man aufgeftellt hat bezüglid; der Verwendung von Süß: 
ftoffen zur Herftellung von Bier, Wein, Fruchtiäften u. ſ. w., 
ein Schlag ins Wafler war. Insbeſondere haben, wie 
ja bier im hohen Haufe ſchon wiederholt bei anderer 
Gelegenheit angeführt worden ift, die Bierverſchleißer das 
Sacharin dem Bier erft nachträglich kurz vor der Ab- 
gabe an die Konſumenten zugefegt, und andererſeits hat, 
wie in der Begrimbung zu dem vorliegenden Entwurf 
gejagt ift, eine Deklaration bei den übrigen Nahrungds 
mitteln bisher fait niemals ftattgefunden. Alſo einen 
Erfolg von dem Sühftoffgefeg aus dem Jahre 1898 
haben wir nicht zu verzeichnen, und es erfcheint vollbe— 
techtigt, wenn man nun einfach die Verwendung von 
fünftlihen Süßſtoffen zur SHerftellung von Nahrungs: 
mitteln allgemein unmöglih macht, abgejehen von den in 

3 und 4 vorgejehenen Ausnahmen, die in den Verhält: 
niflen begründet find. 

Die gewerbömäßige Abgabe von Süßſtoff und ſüß— 
ftoffhaltigen Zubereitungen foll nad) S5 des Entiwurfes 
in Zukunft nur Inhabern von Sühftofffabrifen und ſolchen 
Perſonen geftattet fein, weldhe die Erlaubniß der Steuer: 
behörbe hierzu erhalten haben. Dieje diöfretionäre Ber 
fugniß, welde bier den Steuerbehörden ertheilt werden 
foll, unterliegt aber ganz erheblichen Bedenken. Denn e3 
ift zu befürdten, daß, wenn, wie dies nad) dem Wortlaut 
des Entwurfs der Fall ift, eine Angabe von Gründen zur 
Verweigerung diefer Erlaubniß nicht nöthig iſt, in den 
einzelnen Bundesſtaaten eine ganz verfhiedene Hands 
habung biefer Beitimmung Pla greifen könnte. Ins— 
befondere ift nicht ausgeihloffen, dab man vielleicht in 
einzelnen Staaten vor der Ertheilung der einzelnen Er— 


laubnißfcheine den Nachweis des Bedürfniffes verlangen (0) 


wird, oder daß man überhaupt die Erlaubuiß ohne An 
gabe irgend eines Grundes, aber thatlählid aus Gründen, 
die außerhalb des Steuerzwedes liegen, verweigern wird. 
Wenn alfo auch mit Rüdfiht auf die unbedingt noth— 
wendige Kontrole im Prinzip nur zu billigen it, daß 
zum Vertrieb von Süßftoffen die Genehmigung der 
Stenerbehörde erholt werden muß, fo erfcheint es doch 
auf der anderen Seite wünſchenswerth, daß biefe Ge: 
nehmigung unbejholtenen, wegen Zuwiderhandlung gegen 
Verbrauchsſteuergeſetze noch nicht beftraften Perſonen nicht 
verweigert werden könne, und ed bürfte ſich vielleicht 
empfehlen, den 85 in biefem Sinne zu ändern. 

Was die Kontrole des Bezuges von Süßftoffen durch 
bie Zwiſchenhändler anbelangt, fo Dürfte diefelbe in ähnlicher 
Weife einzurichten fein, wie ſie jet fchon beim Bezug 
bon gewerblichen Beſtellſalz, von Wiehlalz befteht. Es 
würde die Sache am einfaächſten jo geregelt, daß jeber, 
der Süßſtoffe don der Fabrik beziehen will, vorher von 
ber Steuerbehörde einen Grlaubnißfhein erhält. Die 
Fabriken felbit dürfen ohne diefen Erlaubnißichein feine 
Süßftoffe an einen Inländer abgeben, und bie Beftell- 
zettel für die einzelnen Sendungen werben ben betreffenden 
Stenerbehörden zugeftellt, die Steuerbehörde nimmt bie 
aus dieſen Beftellzetteln fi ergebenden einzelnen 
Sendungen für jeden einzelnen m in ein 
Regiſter auf und hat es damit in ber Hand, bie 
Geſammtmengen für jeden einzelnen Bezugäberechtigien, 
für jede einzelne Perlode jeden Monat I uftellen, und 
hat damit einen Maßftab für die Kontrole bei jedem 
einzelnen Händler. 

Nun komme ih zu 88, dem wichtigiten der Vorlage, 
der die Höhe der Inlandöfteuer auf 80 Mark fir 1 Kilo— 
ramm vorfieht. Bei einem Theil meiner politischen 

reunde jind erhebliche Zweifel darüber entitanden, ob 


nicht eine Stener von 80 Mark doch vielleicht etwas zu (D) 


hoch gegriffen jei, und es wird ſich wohl empfehlen, nod) 
in Erwägungen darüber einzutreten, ob nicht dieſer 
Steuerfag etwas ermäßigt werben könnte. Wenn man 
inöbefondere von dem Standpunkte ausgeht, daß ſich die 
Inlandöfteuer doch wenigftend einigermaßen nad dem 
Werthe des Steuerobjekte3 richten müfle, jo muß man bie 
Steuer von 80 Mark ald ganz horrend bezeichnen. Denn 
ber Werth der Süßftoffe wird in der Begründung ber 
Vorlage jelbft im Großhandel auf 18 bis 20 Mark pro 
Kilogramm angegeben. Das ergiebt alfo bei einer Grund» 
fare von 80 Mark für 1 Stilogramm eine Steuer, die 
viermal höher ift ald der Werth des Steuerobjekts, und 
das iſt eine Stenerhöhe, wie wir fie bei anderen Inlands— 
fteuern bis jetzt nicht haben. Bei Bier, Branntwein, 
Zuder, bei allen Steuergattungen ift die Steuer im Ber: 
hältniß zum Werthe eine bedeutend niedrigere, und id) 
meine, das müßte auch bei diefer Süßltoffiteuer der 
Tall fein. Dem der Süßftoff unterjcheidet ſich doch 
vom Auder ganz erheblih dadurd, daß, wie ich ſchon 
erwähnt babe, er nad) dem Gutachten der Sachverſtändigen 
gar feinen Nährmwerth befigt, und daß aud der Gebrauchs— 
werth thatjählic viel geringer ift alö der von Zuder. 
Andererfeitö fonmt aber für das finanzielle Ergebniß 
der Befteuerung in Betradht, dab nad) den bisherigen 
Erfahrungen allzu hohe Steuern immer ein viel niebrigeres 
Grgebniß liefern als mäßig bemeflene Steuern, und ich 
laube doch mit Rückſicht auf die Zeit, in welder die 
Nefofution hier eingebradjt und angenommen wurde — 
es handelte fi) damal3 um die Trage der Dedung für 
die höheren Flottenkoſten —, annehmen zu dürfen, dab 
wir aud einigermaßen auf die finanziellen Ergebniffe ber 
neuen Süßftoffitener Nüdficht nehmen müffen, daß wir 
danach ftreben müſſen, dieſe Steuer möglichſt einträglich 
für unſer Budget zu geſtalten. 
311* 


(B) die Muflegung eines Zolles von 8000 Mark mit 9 
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(pett.) F 


(A) 8 23 normirt einen Eingangszoll für künftlihe Süß— 


ftoffe, und zwar foll derfelbe in gleicher Höhe erhoben 
werden wie die Inlandöftener: es follen für 100 Silo: 
gramm Süßſtoff 8000 Mark Eingangszoll erhoben werben; 
das ergiebt für das Kilogramm 80 Mark. Diefe Art der 
Normirung des Eingangszolles entipriht nicht der bis- 
herigen Uebung. Wir haben bei allen anderen Steuern 
einen Eingangszoll, der viel höher iſt als die Inlands— 
fteuer, und bier foll die Inlandsinduſtrie des ur 
eines höheren Eingangszolls entbehren müffen. Ich 
glaube micht fehl zu gehen in der VBermuthung, daß die 
Höhe des ———— mit Rückſicht auf die beftehenden 
anbeläverträge, insbeſondere mit Nüdfiht auf die mit 
efterreih und Italien abgefchloffenen, feftgeitellt worden 
ift. Der Handelövertrag mit Oeſterreich-Ungarn fagt in 
feinem Art. 3: 
Wenn einer der vertragichließenden Theile auf 
bie in ber Anlage A beziehungsweiſe B zu gegen: 
wärtigem Bertrag aufgeführten Gegenftänbe eins 
heimifcher Erzeugung oder Fabrikation eine neue 
innere Steuer legen follte, jo fann der gleich: 
artige Gegenftand mit einer gleichen oder ent- 
ſprechenden Abgabe belegt werben. 
Wir find alfo, folange der Eng: Hanbelövertrag 
in Sraft bleibt, Oeſterreich-Ungarn gegenüber daran 
ebunden, daß wir ben Eingangszoll von Süßftoffen nicht 
Böher normtren ald die Inlandsſteuer. Cine ähnliche 
Beitimmung findet fich in Art. 10 des Handelövertrages 
mit Stalien. Eine andere Frage wird aber die jein, 
ob es fich micht empfichlt, bei Feſtſetzung des neuen 
Zolltarifed auch bezüglich der künftlihen Süßſtoffe an 
dem bisherigen Prinzip feitzubalten und den Gingangs- 
got! auf Süßftoffe etwas höher zu greifen ald die In— 
andsſteuer. 
Es iſt in der Begründung zum Entwurf 7— daß 
ückſicht 
auf die Handelsverträge zweifellos zuläffig ſei, und nad 
meinen boraudgegangenen Ausführungen muß ich biefer 
Anfiht beipflihten. Es ift aber nody die weitere Frage 
zu erörtern, wie es ſich denn mit der Einfuhr von Bad: 
waare und überhaupt von Nahrungsmitteln verhält, welche 
mit Süßftoffen im Auslande verfüßt find und für 
Private, nicht für Händler eingeführt werben. Bezüglich 
diefer Nahrungsmittel enthält der Entwurf feine Vorichriften. 
Er jagt zwar an irgend einer Stelle, es fei eine Handhabe 
gegeben, bem Vertrieb ber im Auslande hergeftellten 
Süßftoffnahrungd: und — entgegenzutreten, 
dba dieſe Süßſtoffe der Einziehung unterliegen. Dieſe 
Einziehungsmöglichkeit iſt aber nach den Beſtimmungen 
des Entwurfs nur für Diejenigen Quantitäten ausländiſcher 
Waaren gegeben, die vom inländiihen Zwiſchenhändler 
feilgehalten oder verfauft werden; dagegen enthält der 
Entwurf feine Vorſchrift darüber, ob und unter welchen 
Mopdalitäten mit fünftlihen Süßftoffen verfühte Nahrungs: 
mittel für Private aus dem Auslande eingeführt werden 
dürfen. Ich glaube, das ift eine Lücke des vorliegenden 
Gelegentwurfd. Denn wenn wir bie Verwendung bon 
fünftlihen Süßftoffen zur Herftellung von Nahrungsmitteln 
im Inlande überhaupt verbieten, wie der Entwurf es thun 
will, jo müffen wir nad meiner Meinung unbedingt aud) 
die Einfuhr folder Nahrungsmittel verbieten; wollen 
wir das aber nicht, jo müſſen wir fie wenigftens einem 
fehr hohen Zolfag unterwerfen. Speziell bei der Einfuhr 
bon Backwerk haben wir im gegenwärtigen Zolltarif die 
Beitimmung, dab Backwerk mit Zuder 60 Mark zahlt; 
Badwerk, das auch nur geringe Mengen von Schotolade 
enthält, unterliegt dem gleihen Zoll wie Schokolade: das 
find 80 Marf. Wollte man analog vorgehen bet dem 
mit Süßftoff verfüßten Backwerk, fo würde man dahin 
fommen, basfelbe dem Gingangszoll für fünftliche Süß— 





ftoffe, das find 8000 Marf per 100 Kilogramm, zu unter (C) 


werfen. Aber ich wiederhole: ich glaube, man muß an 
dem Grundfaße felthalten, daß alle Waaren, beren Her: 
ftellung und Bertrieb im Inlande verboten ift, aud aus 
dem Auslande nicht eingeführt werben dürfen. Ich glaube, 
das find wir unferer Inlandinduftrie ſchuldig. 

Nod einige Worte zum 8 26. Diefer ftellt es in 
bad Belichen des Bundesraihs, die Nachverfteuerung 
folcher Vorräthe anzuordnen, die fih im Beſitz von Pri— 
baten bei Inkrafttreten des Geſetzes befinden. Ich fche 
nicht ein, warum wir eine dieöbezüglihe Vorſchrift nicht 
in den Gejeßentwurf felbit bereinnehmen ſollen. Es 
dürfte fi dies ſchon mit Rückſicht auf den hohen Stener: 
werth auch fleinerer Quantitäten diefer Waare empfehlen. 
Wir haben einen ähnlihen Fall beim Schaummeinfteuer: 
——— in welchem ausdrücklich geſagt iſt, daß alle 

uantitäten von 20 Flaſchen und darüber, die ſich bei 
Inkrafttreten des Geſetzes in Händen von Privaten be— 
finden, der Deklarations- und Nachverſteuerungspflicht 
unterliegen. Ich glaube, es wird nichts entgegenftehen, 
aud) bezüglich der künſtlichen Süßſtoffe eine folde Be— 
ftimmung direkt ind Geſetz aufzunehmen. Nach den mir 
gewordenen Mittheilungen ift e8 unzweifelhaft, daß fehr 
viele Private ihren Bedarf an Süßftoffen mit Nüdfidht 
auf das fommende Geſetz ſchon im voraus eingebedt 
haben; darauf ift es wohl aud zurüdzuführen, daß bie 
Süßftoffinduftrie gerade in den legten Monaten den Ans 
forderungen gar nicht mehr gerecht werden kann, welche 
aus den Konſumentenkreiſen an fie geftellt werben. 

Eine weitere Frage wird die fein, ob es ſich nicht 
ermöglichen läßt, das Geſetz ſchon am 1. Janııar 1902 
in Kraft treten zu laflen, und ob es fid ferner nicht 
empfichlt, das Geſetz nur auf eine beitimmie Zeit vorerft 
feftzulegen. Es bürfte doch wünſchenswerth jein, vorerft 
bie Wirkung des Geſetzes abzuwarten, einmal in ber 
Nichtung gegen die Süßftoffinduftrie, dann in der Richtung (D) 
auf die Rönlmtion von Zuder, ſchließlich in der Richtung 
auf den Konſum von Süßltoffen bei der armen Lands 
bevölferung. In allen dieſen drei Richtungen ift bas 
Geſetz doch von folder Tragweite, daß es angezeigt fein 
Sr borerit einen Verſuch damit zu machen auf einige 

ahre. 

Ic beantrage nad) diefen meinen Ausführungen, da 
der Entwurf doch einer gründliden Worberathung be— 
bürfen wirb, ihn einer Kommiſſion, und zwar von 21 Mit- 
gliedern, zu überweijen. 

Die Anfechtungen, die der Entwurf in den Tages: 
blättern erfahren hat und vorausfichtlich hier im hohen Haufe 
erfahren wird, fommen bon zwei Seiten. Auf ber einen 
Seite jagt man: wir wollen für den fünftlichen Süßftoff 
gar feine Steuer; ber anderen ift die vorgeſchlagene 
Steuer don 80 Mark nod nicht hoch genug. Sch gehe 
mit einem großen Theil meiner politifchen Freunde ben 
goldenen Mittelweg und empfehle eine mäßige Beſteuerung, 
und zwar ohne Verkehrsbeſchränkung. Wird eine folde 
mäßige Befteuerung eingeführt, fo werben wir in erfter 
Linie weiten Streifen, und zwar ben bebürftigften, das 
billige Verfühungsmittel nicht vertheuern oder gar unmög- 
lih machen; wir werben andererfeitö unfere aufftrebenbe, 
junge Süßftoffinduftrie ihrer Exiſtenzfähigkeit nicht berauben, 
werden aber der Forderung der Billigkeit entſprechen, daß 
alle Süßftoffe, fei es mun, daß fie aus landwirthichaft: 
lihen oder aus inbuftriellen Betrieben gewonnen werden, 
einer billigen Beitenerung unterftellt werden; und nicht 
zulegt werben wir auch durch eine mäßige Beſteueruug 
ein finanzielles Ergebniß für unferen Neihshaushalt er 
zielen können. Mit diefer Stellung glaube ich dem Wohle 
ber Allgemeinheit, daS uns ja bier im hohen Haufe als 
Bolkövertretern immer als die oberite Richtichnur gelten 
muß, am beften zu dienen. ch glaube, wenn irgenbiwo, 


(A) 
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fo ift es bei jedem Verbrauchäftenergeieg, insbeſondere 
bei diejem Süßitoffgefeg am lat, vor Nebertreibungen 
zu warnen, die noch niemals zu cinem guten Ende ge 
führt haben. 

(Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Graf v. Kanitz. 

Graf v. Kanitz. Abgeordneter: Die Anhydroorthoful: 
faminbenzosſäure iſt, wie die Herren aus den Motiven 
der Vorlage erſehen haben, eine Erfindung der neueſten 
Zeit, und doch haben die Geſetzgebungen faſt aller Kultur— 
ſtaaten ſich bereits recht eingehend damit beſchäftigt. Man 
hat es namentlich an Unterſuchungen nicht fehlen Laffen, 
welchen die Aufgabe geitellt war, den wirthſchaftlichen 
Merth diefes neuen Süßftoffes feitzuftellen und auch feine 
Ktonkurrenzfähigteit gegenüber anderen gleihartigen Stoffen, 
wie fie eben von den Induſtrien aller Länder bereits er: 
zeugt werden, zu ermitteln. Ich möchte glauben — und 
aus dem Vortrage des geehrten Herru Borredners glaube 
ih auch das Gegentheil nicht entuchmen zu follen —, 
daß ber wirthſchaftliche Werth des Sacharins äußerft 
gering zu veranfchlagen ift, wenn ihm überhaupt ein 
jolher Werth zugeiproden werben kann. Bedentung 
bat es nur für mebiziniihe Zwecke, und in biefem 
Punkte allerdings glaube ich mit dem Herrn Bor: 
rebner nicht ganz übereinftinimen zu können, wenn ber 
felbe die mebizinifche Verwendbarkeit ald cine befonders 
wichtige dargeftellt hat. Ich möchte glauben, daß feit der 
Erfindung des Sacharins und jeit feiner Verwendung 
für Heilzgwede doch noch eine zu furze Zeit vergangen ift, 
um ein endgiltiges Urtheil über den Nuten dieſes neuen 
Heilmittel zu fällen; ich glaube jogar behaupten zu 
fönnen — ich füge mich dabei auf Erfahrungen, die ich 
nicht an mir, fondern an anderen Perjonen gemadıt 
babe —, daß Leute, denen 3. B., wenn fie zur Yuder: 


(B) krankheit neigten, der Gebraud von Sacharin empfohlen 


wurde, diefen Gebraud) Sehr bald wieder einftellen mußten, 
weil fi wegen der ſchweren Berbaulichkeit des Saccharins 
allerhand unliebfame Störungen kundgaben, furz, 
dieſes Medilament durfte nicht weiter verwendet werden. 

Wenn es num feitfteht, daß der wirthfchaftliche Werth 
des Sacharind ein außerordentlich geringer ift, feine Ber: 
wendbarfeit für mediziniihe Zwede eine beichränfte ift, 
fo möchte ich glauben, daß hier alle diejenigen Rückſichten 
fortzufallen haben, welche die Geſetzgebung ſonſt zu beob- 
achten hat, wenn es fi um die Förderung eines ein— 
heimifhen Induſtriezweiges handelt. Ich glaube nicht, 
daß die Sacharininduftrie eben wegen des geringen 
Werthes ihres Produkts einen befonderen Anfprud er: 
heben fann, durch gefegliche Maßregeln irgendwie geſchützt 
zu werden. In anderen Ländern hat man das aud) er: 
tannt, und Sie haben auch aus dem Bortrage bes Herrn 
Abgeordneten Sped bereit3 gehört — font geben auch 
die Motive ein ausreicendes Material —, daß falt in 
allen KHulturftaaten mehr oder minder ftrenge Geſetze 
gegen den Gebraudy des Saccharins erlaffen find, und 
bon allen diefen Gejegen wird vorausfihtlih das uns 
heute vorliegende deutſche Geſetz das allermildeite fein, 
wenn es in der Form zur Annahme gelangt, wie es 
und bon bem verbündeten Regierungen vorgeſchlagen 
worben ift. 

Ih möchte nun glauben, daß ber eigentlihe Zweck 
dieſes Geſetzes auf finanzpolitiihem Gebiete liegt. Wir 
haben mit der Möglichkeit, vielleicht Wahrfceinlichkeit zu 
rechnen, daß dad Sacdarin mit der Zeit ımferer Zuder: 
inbuftrie eine empfindliche Konkurrenz maden wird, daß 
der Verbrauch don Zuder eingeſchränkt wird zu Gunften 
des Sacharind, daß darunter natürlich auch die Zuder- 
produktion leidet, und daß — den Schluß ziehe ih nun — 
eine nachtheilige Rücdwirkung auf die Finanzen des Reichs 


dadurch herbeigeführt wird. Dieſer Geſichtspunkt ift für (C) 


mid der enticheidende; alle fogenannten agrariihen Inter: 
effen lafje ich bei Seite. Ich habe auch feine Beranlafjung, 
mich perſönlich für die deutiche Zuckerprodultion zu inter: 
ejfiren; ich bin bei feiner Zuckerfabrik betheiligt, und in 
dem Wahlkreis, den ich in diefem hohen Haufe zu ver: 
ireten die Ehre habe, ift Feine Zuckerfabrik vorhanden: 
ih ftehe alio der Sache vollftäudig neutral gegenüber. 
Wenn wir uns aber die ſehr hohen Erträge der Zuder: 
ftener für die Neichötafle vergegenwärtigen — ber Ertrag 
fiir das jebt abgelanfene Gtatsjahr ift noch nicht voll be: 
fannt; fiir die erſten 11 Monate bis Ende Februar d. J. 
hat die Summe nad) Abzug der Ausfuhrvergütungen 
114 600 000 Darf betragen, und nehme id für den 
12. Monat noch den entiprehenden Theil Hinzu, dann 
fommen wir auf eine Summe von 125 Millionen Marl —, 
fo glaube ih, daß die verbündeten Regierungen im 


Intereſſe unserer Finanzen alle Urſache haben, unfere 
heimifhe Nübenzuderinbuftrie gegen dieſe umnliebfame 


Henderung zu ſchützen. Es ift dies um fo mehr geboten, 
al3 unfere einheimiihe Zuderinduftrie noch mit manden 
anderen Gefahren zu redinen hat. Die beutfche Zucker— 
induftrie wird ſich leider darauf gefaßt maden müffen, 
daß unfer Zudererport nad) Amerika vielleiht im Laufe 
weniger Jahre erbeblid; abnimmt. Wir wiffen ja, dab 
in Amerika die eigene, die einheimische Zuderproduftion 
durd allerlei Gefege, namentlih Gewährung von Brämien, 
befördert wird, und dab die Amerikaner außerdem auf 
Kuba ſpekuliren, welches fie in eine einzige große Zucker— 
plantage umzuwandeln wiünfchen. Die fubaniiche Buder- 
produktion iſt auch in einer jehr ftarken Zunahme begriffen. 
Im Jahre 1900 betrug fie 1982000 Sad; in dieſem 
Jahre wird fie nadı Schäßung mehr als das Doppelte, 
nämlich 3 974000 Sad — der Sad zu 145 ftilogramm 
gerechnet — ausmachen. 


Wenn nun ſchon nad diefer Richtung die Ausfichten (D) 


für unfere deutihe Zucderproduftion nicht gerade fehr er: 
freulih find, jo kommt neuerdings noch ber englifche 
Zuderzol in Betracht, von dem ich allerdings vorläufig 
dahingeftellt jein laffe, ob er die deutſche Zuderinbuftrie 
ſchädigen wird oder nicht; denn nad der Anficht eines 
Her bon der ae Seite, des Abgeorbnieten von 
Siemens, wird der Zoll auf Nahrungsmittel ja im der 
Negel vom Inlande getragen und nicht vom Auslande. 
In diefem Falle wird alfo auch der neue engliiche Zuder- 
zoll von den Engländern jelbft, nit von und getragen 
werden. Ob aber dieſes Erempel des Herrn von Siemens 
für alle Fälle paßt, muß ich dahingeftellt fein laſſen. 
Nun heißt e3 im Geſetz, daß der mißbräuchlichen 
Benugung des Sacharin beffer vorgebeugt werben foll, 
ald dies durch das Geſetz vom 6. Juli 1898 möglich 
war. Diejes wird als ein unzulängliches bezeichnet. 
Namentlich wird hier in den Motiven darauf hingewieſen, 
daß es mit Hilfe dieſes Geſetzes nicht gelungen fei, bie 
Verwendung bes Sacharins bei Bereitung von allen mög: 
lihen Getränfen, Bier u. f. w., zu verhindern. Sc 
möchte darauf erwidern, daß eine fhärfere Kontrole 
vielleicht auc zu günftigeren Refullaten geführt haben 
würde. Denn wenn 3.9. bezüglich der Bierbereitung an: 
geführt worden ift, daß verichiebene Brauereien das 
Kunftitüd gemaht Haben, zunädit Bier ohne Zus 
fat von Bader oder Sacharin hHerzuftellen, dann 
aber ihren Abnehmern zu dem Bier das ent: 
fprehende Quantum Sacharin behufs Verſüßung des 
Biered geliefert haben, wenn dann biefe Abnehmer 
dad Bier nachträglich verfüht haben, dann, meine 
ih, wäre es auf Grund des Gefeges 1898 bereits möglich 
gewejen, derartigen Mißbräuchen, falls fie von Schanf: 
wirthen begangen wurden, wirkſam entgegenzutreten; denn 
ihon im Gejeg von 1898 war der freihändige Verkauf 


(A) von Nahrungsmitteln, 


(B 
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(Graf v. Kanitz.) 
Getränken u. ſ. w., bie mit 
Sacharin verjegt find, verboten. Es hätte alfo nur einer 
genaueren Kontrole bedurft, um, wenn Schanfwirthe und 
dergleichen Gewerbetreibende das Bier mit Sacharin 
verjegt haben, die Thatſache diefer Verſetzung feftzuftellen. 
— Geht viel wirkfamer im biefer Beziehung geht hier die 
Gefeßgebung anderer Länder vor, mamentlich die ruſſiſche 
Geſeßgebung. Ich werde mir erlauben, nachher auf eine 
ruffiihe Verordnung näher einzugehen, welche leider 
unferem Gejegentwurf nicht als Material beigegeben 
worden iſt. Ich erkenne ja dankbar an, daß dieſer 
Gefegentwurf ausgeltattet worden ift mit ausführlichen 

inweifen auf die Geſetzgebung anderer Länder, aber 
einige folder Verordnungen aus neueiter Zeit fehlen doch; 
id) werbe mir erlauben, biefe Lüden auszufüllen. 

Id fage, dab die Kontrole biäher vielleicht eine etwas 
lare gewejen ift, und ba geftatten Sie mir, einen Vergleich 
zu ziehen mit einem anderen deutichen Geſetz, welches fid) 
auch gegen die Verfälfhung und den mißbräuchlichen Ber: 
trieb gewiffer Nahrungsmittel und Nährftoffe richtet, dem 
Margarinegeiet. Da fünnte man vielleiht aud jagen: 
wenn unfere Bolizeibehörden am Pla wären und bon 
ben ihnen durch das Gele gegebenen Befugniffen einen 
ausgiebigen Gebraudy madıten, wenn wirflid alle Kontra— 
—— zur gerichtlichen Kognition gelangten, fo würde 
die fraudulöfe Konkurrenz der Margarine — id brauche 
das Wort fraubuldöd nur im Sinne des Geſetzes — eine 
jehr viel geringere fein, als dies thatjählid gegenwärtig 
ber Fall #. Auch in diefer Beziehung geht unfere Gefeh- 
gebung anderen Ländern mit einem beadhtenswerthen Bei: 
fiel voran. In allen derartigen Geſetzen anderer Länder 
werden bie Polizeibehörden — en, es wird ihnen 
zur Pflicht gemacht, die und die Reviſionen vorzunehmen, 
— zu entnehmen, fie den chemiſchen Unterſuchungs⸗ 

ationen einzuliefern. Bei uns in Deutſchland ſind die 
Polizeibehörden nur befugt, und auf mid hat es manch— 
mal — Gie verzeihen, wenn ich es offen ausſpreche — 
den Eindrud gemadt, ald ob höheren Orts von den 
höheren Auffihtsbehörden ftilichweigend dieſe lare Kon— 
trole geduldet würde, als ob es ihnen ganz recht wäre, 
daß da nicht zu ſcharf eingegriffen wird. 

(Hört! hört! rechts.) 

Id) darf, um dies zu begründen, barauf hinweiſen, daß 
in dem franzöfifhen Geſetz vom 16. April 1897 die Re— 
gierungsinfpeftoren — das bezieht I allerdingd nur auf 
die Margarine — verpflichtet find, derartige Reviſionen 
borzunehmen, und ein Zirkular des franzöftichen Juſtiz- 
minifterd vom 11. Juni 1899 behandelt noch ganz be= 
fonderd den fehr jchwierigen Fall, wenn verfälichte 
Nahrungdmittel über die Grenze importirt werden, und 
wenn ber Abſender nicht zu ermitteln ift ober im Ausland 
wohnt, wie dann zu verfahren iſtz und biefed Verfahren 
ift auch fein gelinded. Ich darf hier an dieſer Stelle 
nicht weiter darauf eingehen. 

Aber, meine Herren, die Engländer find doch gewiß 
fehr tolerant im diefer Beziehung, und da darf ih Ihnen 
aus dem englifhen Geſetz vom 9. Auguft 1899 noch folgendes 
furz Ei > len. Unter Nr. 1 Ziffer 3 heißt es: 
ie Zolltommiffare 
— alfo an ber Grenze — 

haben zu unterfuchen, ob irgendwie verbächtige, 
gefälichte ———— oder mit verbotenen 
Zuſätzen verſehene Nahrungsmittel eingehen. Sie 
haben Proben zu entnehmen, bie chemiſch zu 
unterſuchen find. 
Und dann heißt e3 unter Nr. 3 Ziffer 1: 

Es ift die Pflicht jeder Ortsbehörde, weldhe 
mit Ausführung der auf den Verkehr mit Nahrungss 
mitteln bezügliden Gelege betraut ift, einen 
öffentlichen Analytifer zu beftellen und ihre 


Beamten anzumweifen, Proben zur Analyfe zu (CO) 


entnehmen. 

Meine Herren, don einer derartigen Bervolllommmung 
ber Kontrole find wir noch er weit entferut. Daß bei 
und bie Kommunen angewiefen werden, bejondere 
Analytifer anzuftellen, davon habe ih wenigftend nod) 
nichtS gehört, und deshalb ift Die Kontrole, wie fie von 
unferen Behörden geübt wird, immerhin noch eine 
ziemlih mangelhafte. Ich wünſche aber folde Bor: 
ſchriften auch für dieſes Geſetz. Inſoweit es ſich da 
um den Softenpunft handelt, würde ja vielleicht eine 
Berftändigung zu finden fein. 

Ich darf endlich nod darauf hinweifen, meine Herren, 
daß ein däniſches Geſetz vom vorigen Jahre — id fann 
aud; dad Datum anführen: vom 2. März 1900 — eine 
beftimmte Summe flüffig madt, um chemiſche Unter— 
fuhungen von verdächtigen Nahrungsmitteln in Laboratorien 
vorzunehmen, welche von Privatleuten geleitet werden, 
Privatunternehmungen find. Solche Laboratorien müßten 
natürlih auch Hier in Deutichland in gewiffer Zahl 
namentlid an ber Grenze errichtet werden. Das würde 
ja auch ſchon Viele helfen. — Sie verzeihen, daß id) 
dieje Beiſpiele anführe; ich wollte damit nur beweifen, 
daß gerade in biefem Punkte die Gefekgebung anderer 
Länder ſchon weiter vorgeſchritten ift als die unfrige. 

Wenn ih mih nun zu den einzelnen Paragraphen 
bed Geſetzes wenden darf, joweit eö bei ber General: 
debatte geftattet ift, fo wirrde ich wünſchen, daß ber S 4, 
welcher dem Bundesrath die Ermächtigung giebt, die Ber: 
wendung bon Sacdarin für gewifle Nahrungs: und Ge- 
nußmittel, auch zu nicht-mediziniſchen Zweden, zu geftatten, 
entweder geändert oder vielleicht ganz geftrichen werde. 
Ich ſehe in der That nicht ein, meine Herren, warum 
Sacdarin noch zu anderen ald mebizinifhen Zweden, 
warum es nod zu Nahrungs: und Genußmitteln vers 
wendet werben fol! 
wiejen, daß von gewiſſen Induſtriellen behauptet würde, 
daß 3. B. Schiffszwiebad, Moftrid und Mineralwafler 
einen Zufat von Sacharin unter Umftänden brauden. 
Es foll deshalb dem Ermeſſen des Bundesraths anheim— 
geftellt werden, in gemwiflen Fällen einen derartigen Ge— 
braud) zu geftatten. Meine Herren, ich möchte glauben, 
daß das nicht nöthig if. Schiffszwieback, Mineralwafler, 
Moftric find in früheren Zeiten in ganz ausreichenden 
Quantitäten ohne Sacharin hergeftellt worden. Nament: 
li bei Schiffszwieback fann ich nicht einfehen, warum 
man benjelben dadurch, daß man ihm den Zudergehalt 
entzieht und an deffen Stelle Sacdarin ſetzt, auch noch 
einen geringeren Nährwerth geben fol. Ich möchte wirklich 
glauben, daß es jih empfiehlt, die Verwendung bon 
Sacharin für Nahrungs- und Genußmittel gänzlich aus— 
aufchließen, wie e3 die Gejehgebung anderer Länder bes 
reits gethan hat, und mur die medizinifche Verwendung 
in Zufunft zu geitatten. 

Nun komme ich auf den ſchon von dem Herrn Bor: 
rebner beiprochenen $ 8, welder eine Verbrauchsabgabe 
von 80 Mark für das Kilogramm vorſchlägt. In den 
Motiven der Borlage ift ganz mit Recht gefagt, 
dab bei dem höheren Süßgehalt des Sacharind, etwa 
dem 550fahen des Rübenzuders, die Verbrauhsabgabe 
eigentlich etwas höher bemeflen, auf ungefähr 110 Mark 
geitellt werben jollte. Für den niedrigeren Sat von 
80 Mark wird geltend gemacht, dab der Gebrauchswerth 
ein geringerer ſei — d. h. der Nährwerth ift auch ein 
geringerer —; es dürfe deshalb nicht derſelbe Maßitab 
wie an den Rübenzuder angelegt werden. Meine Herren, 
ih bin damit ganz einverftanden; ich kann, glaube ich, 
auch im Namen meiner politiichen Freunde erklären, daß 
wir eine Erhöhung dieſes Satzes von SO Mark zwar für 
ganz wünjchenswerth halten, daß wir fie aber nicht fordern 


In den Motiven ift darauf hinge- (D) 
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(Graf v. Hanit.) 


(A) wollen, mit Rückſicht darauf, dab die Verbreitung bed 


Saccharins einftweilen feine jehr umfangreiche ift. Es kommtin 
der Hauptjache Darauf an, einer Steigerung diefer Verwendung 
vorzubeugen, und wir wollen zunächſt abwarten, wie dleſes 
Geſetz fi bewähren wird. Falls von einigen meiner 
Freunde aber weitergehende Anträge geftellt werden in 
der Kommiſſion ober in der zweiten Lefung, jo kann ich 
benfelben heute natürlich nicht präjubiziren. Nur dieſes 
eine Argument in den Motiven unferer Vorlage kann ic 
nicht gelten laffen, daß gelagt wird, die Abgabe müßte 
verhältnigmäßig niedriger bemeffen werden al3 für den 
AZuder, wegen des geringeren Gebraudswerthb3 des 
Sacharind. 9a, meine Herren, wenn es fi nur darum 
handelt, das Saccharin abzugeben an Brivatperfonen, 
dann würde das zutreffen. Die Hausfrau, welde einen 
Süßftoff für ihren Haushalt braucht, melde für ihre 
Familie, ihre Hausangehörigen bie Nahrungsmittel zu 
bereiten hat, wird ſich natürlich fehr fragen, ob fie 
Sacharin nimmt oder ob fie nicht viel licher beim 
Zuder bleibt, weil Zucker einen Höheren Nähr- 
werth, aljo aud einen höheren Gebraudhswerth hat. 
Aber für die gewerbsmäßige Herftellung von Nahrungs: 
mitteln, von Genußmitteln, von Getränfen aller Aıt, Bier 
und Wein, fällt diefer Gefihtöpunft ganz fort. Was fragt 
der Welnfabrifant, der Bierbrauer darnach, ob für feine 
Konfumenten da3 Bier einen höheren Gebrauchswerth hat 
ober nicht! Es mag gewiß auch viele Bierbrauer geben, 
die eine rühmlidhe Ausnahme mahen, bie au auf den 
Nährwert des Bierd einen gewiffen Werth legen; aber 
allgemein wird man dies doch nicht gelten laffen können. 
Ich möchte darum auch glauben, — ohne übrigens dem bor: 
geſchlagenen Zollſchutz an diefer Stelle zu widerſprechen, 
— daß biejed Argument der Negierung doch ein wenig ein— 
geihränft werden muß. Wir glauben, daß biejer Steuer: 
ja von 80 Mark vielleicht fürs erfte genügen wird, wenn 


(B) nur die polizeiliche Kontrole fir die Verwendung nebenbei 


mit der gehörigen Schärfe geübt wird. 

Was 823 betrifft, den ich gleich im Aufchluß an $ 8 
beipreden muß, wo der Zollſatz fir das eingeführte aus— 
ländiihe Sacdarin auf 8000 Mark feſtgeſetzt wird, fo 
möchte id) darauf hinweiſen, dab ebenſo wie bein Steuer: 
fat nad) $4 das Bedenken geltend zu maden fein wiirde, 
dab bei reiner PVerzollung des Süßgehalts cin etwas 
höherer Zollſatz herauskommt. Sch berührte vorhin das 
neuefte engliihe Geſetz. Dort ift bereit eine Abftufung 
derart erfolgt, daß der Zoll für Sacharin das 537 fadhe 
bon dem Zoll auf Naffinade ausmaht. Ach habe mir 
das heute berechnet. Der engliſche Zoll beträgt 4 Shilling 
2 Pence für den Zentner dom 112 engliichen Bund, das ift 
8,202 Mark für den Doppelzentner. Der Zoll auf Sacdarin 
beträgt 1 Shilling 3 Pence pro Unze = 28,357 Gramm; 
dad macht fir den Doppelzentner zirta 4505 Marf, Das 
ift, wie geſagt, das 537fache des Zolles auf Zuder. 
Man hat aljo in England keinen Anftand genommen, das 
Sacharin nad feinem wirklichen Süßgehalt im Verhält— 
niß zum Zuder dem Zolle zu unterwerfen. 

Aber, meine Herren, es ift andererfeitS auch zu ber 
rüdfichtigen, daß jeder Zolfag eine natürlihe Grenze 
nad oben hat; man darf die Zolfäge nicht allzu hoch 
ſchrauben jhon wegen der Möglichkeit der Defraudation, 
und diefem Kapitel der Defraudation ift denn aud in 
der Vorlage ein ziemlich breiter Raum geöffnet. 

Indeß auch in diefen Punkte, meine Herren, nehme 
ich eine etwas abweihende Stellung ein. Allerdings tft 
ed ja richtig: je kleiner das Format ift, in welchem die 
Waare über die Grenze transportirt wird, um fo leichter 
ift die Defraudation, um fo leichter ift es für die 
Neifenden, diefe Waare in den Kleidern hereinzuſchmuggeln 
und fie vor den Bollbeamten zu verbergen. Aber id) 
fann mid) diefer Theorie body nicht jo ohne weiteres an 


ichließen, wenigftend nicht bie Konſequenzen ziehen, bie (C) 


früher gezogen find. Als wir vor zehn Jahren ben 
ichweizer Hanbelövertrag beriethen — und das ift bon 
den Verträgen des Jahres 1891, die ja alle nicht fehr 
ſchön find, jedenfalls der fchlechtefte —, da wurbe bon 
unferer Seite der Schweiz ein Zoll auf goldene Uhren 
don 0,8 Marf, alfo von 80 Pfennig pro Stüd fonzebirt. 
ALS ich dagegen remonftrirte, wurde mir vom Tiſche des 
Bundesraths erwidert, es wäre logiſch nicht richtig, für 
Artitel, die man leicht in der Taſche über bie 
Grenze bringen fann, hohe Zolljäge zu normiren; 
daburh würde der Defraudation Thür und Thor 
geöffnet. Ich gebe ja zu, ba bie Defraudation eine 
leichte ift; aber es müffen nur gehörige Strafen auf bie 
Defrandation gefegt werben. Es folte unter Umſtänden, 
dad möchte ih aud für Sacharin empfehlen, nicht bloß 
die Konfiskation der Waare verfügt werden, fondern es 
fönnte ja auch — und da wollen wir einmal dem Bei- 
fpiel eines ſehr liberal regierten Staates folgen — eine 
Strafe, wie in Belgien, von 1000 bis 5000 Franken für 
ben Berfuch der Einfuhr von Sacharin gelegt werben. 
Ich rege diefen Gedanken nur an; ob er Billigung findet, 
laffe ih dahingeitellt. 

Meine Herren, in andern Ländern ift man in Bezug 
auf die Möglichkeit einer Defraubation weniger ftrupel- 
haft als bei uns. Wir haben, wie gejagt, den Zoll für 
goldene Uhren auf dem lächerlid geringen Betrag von 
80 Pfennig pro Stüd geſetzt. In Rußland iſt das 
anders, da beträgt der Zoll für Goldſachen — und dazu 
gehören unter Umftänden aud) die Ihren — nad Nr. 144 
des ruffiihen Zolltarifs — Golbwaaren, fie mögen mit 
oder ohne Edelſteine und Perlen fein, bie bel 
fteine oder Perlen mögen echt oder falſch fein 
— 44 Rubel Gold für das ruffiihe Pfund, das find 
3313 Mark für dem Doppelzentuer. Wenn die Ruffen 


an ihrer Grenze einmal jemand abfaflen, der die Waare (D) 


nicht deklarirt, dann wird fie konfiszirt, — und ba hilft aller- 
dings noch ein Umſtand mit, der bei und — ich möchte 
es Ha bedauern — ja nicht mehr in Betracht kommt: 
die Zollbeamten ſelbſt haben aud ein gewifles Interefle 
an der Aufdeckung der Defraudationen. Bei und in 
Deutſchland ift, wie Ste wiflen, der Denunziantenantheil 
weggefallen. Man hielt dieſen Denunziantenantheil für 
eine etwas unmoraliihe Einrichtung. An ihre Stelle 
find dann im verſchiedenen Bundesftaaten Gratififationen 
an bie ——— getreten, indem man ſolchen Beamten, 
welche ſich beſonders thätig und umſichtig erweiſen, auch 
eine befondere Gratifikation dafür zuwendet. Ich glaube, 
die Zollbeamten würden ſehr viel genauer aufpaſſen und 
würden auch einer Einfhmuggelung von Saccharin beſſer 
entgegenwirfen, wenn fie etwas mehr dafür intereffirt 
werden fönnten. 

Meine Herren, es ift mit diefer Zolldefraudation 
bon Heinen Artikeln wirtlih nicht fo ſchlimm. Ich 
könnte Ihnen hier noch einen Fall anführen. Ein 
Diamanthändler hatte ſich ſeinen ganzen Vorrath an 
Diamanten in feiner Weſte eingenäht und glaubte damit 
fiher über die ruffiihe Grenze kommen zu können. Gr 
fam aus Amſterdam, wurde aber in Wirballen abgefaßt, 
und alle Diamanten wurden ihm fonfiszirt. Der betreffende 
Händler wirb nie wieder einen ſolchen Verſuch machen. 

(Heiterfeit.) 2 
Und wenn man darauf halten wollte, daß wirflid den 
Neifenden bei folhen Defraudenverfuhen die Waare 
rückſichtslos konfiszirt würde, jo würde biefes Geſetz 
bezüglich der Einfuhr kleiner Artikel nicht ſo ſchwer ins 
Gewicht fallen. 

Nun möchte ich noch auf einen Punkt kurz zu ſprechen 
fommen, dem auch der Herr Vorredner berührt rg ob 
es fih nicht empfiehlt, ſolche Waare, die bereit? mit 
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(A) Sacharin im Auslande verjett find, wie Nahrungs: und 


Genußmittel, auch Konditorwaaren, SKonfitüren, gänzlich 
für die Einfuhr zu verbieten; denn es ift nach meiner 
Meinung fehr jchwierig, an der Grenze durch Zollbeamte 
feltftellen zu laffen, ob eine ſolche Waare mit Zuder oder 
Sacharin hergeftellt ift. Und hier möchte ih auf die 
ruffifhe Verordnung vom 29. Juli we Jahres 
fommen, welche, wie ich bereitö erwähnte, leider unferen 
Motiven nicht beigefügt ift. Die ruffiihen Zollbeamten 
find durch eine jehr ausführliche Inſtruktion angewiefen 
worden, durch Schwefeläther ober durch ein Gemiſch davon 
die Waaren in einen niedrigen Siedepunkt zu berfeßen. 
Ich glaube darauf verzichten zu müffen, dies im einzelnen 
borzutragen. Ich möchte aber die Verordnung ben Herren 
am Bundesrathstiſch freundlichit zur Berückſichtigung 
empfehlen. Mir macht bdiefelbe den Gindrud, und das 
fteht auch nad chemiſchen Gutachten ziemlich feit, daß 
es in der That möglich ift, im geeigneten Fällen feftzus 
ftellen, ob eine Waare mit Zuder oder mit Sacharin zu— 
bereitet ift. 

Ich möchte damit meine Betrachtungen, die natürlich 
nur allgemeiner Natur fein können, fchließen. Ich möchte 
nlanben, daß wir etwaige Bedenken gegen dieſe ganze 
Geſetzesborlage, wenn fie auc nicht allen unferen Wünſchen 
entipridht, zurüdtreten Iaffen können; denn ich glaube, daß 
auch diefed Geſetz immerhin einen wirffamen Schuß für 
unfere Zuderindbuftrie abgeben wird, allerdings unter ber 
Vorausſetzung, dab auch eine angemeffene Kontrole durch 
die dazu berufenen Organe ftattfindet. Fehlt diefe Kon— 
trole, oder wird fie lar gehandhabt, dann wird auch dieſes 
Geſetz fich als ebenfo unwirkſam erweifen wie das Geſetz 
von 1898. 

Im übrigen ftimme ich dem Antrag Sped zu, daß 
der Gefegentwurf einer Kommiffion von 21 Mitgliedern 
überwiefen wird. 

Noch einen Gedanken möchte Ih zum Schluß Furz 
berühren, der mir vorhin von dem Herrn Abgeordneten 
Gamp fuppebitirt worden it. Mir müſſen natürlid — 
und das iſt auch im Gefekentwurf ausgefproden — 
Nüdfiht nehmen auf die bereits entwidelte Saccharin— 
induftrie, auf diejenigen Fabriken, welche fich gegenwärtig 
mit der Herftellung von Sacdarin befaffen. Aus der 
Vorlage erjehen wir, daß es gegenwärtig fünf ſolche 
Fabriken find, von denen aber nur eine einzige ſich aus- 
ichließlich mit der Herftellung von Sacharin befaßt; die 
übrigen vier feinen das Sacharin nur im Nebenbetriebe 
zu fabriziren. Da wäre e3 vielleicht möglich, daß man 
nur eine einzige Fabrik beſtehen läßt, daß diefe Fabrik 
aber für Nehnung des Reichs betrieben wird, daß das 
für medizinische Zwede nothwendige Sacharin dort her: 
neftellt wird, die übrigen Fabriken aber diefen Betrieb 
einftellen und hierfür nad) irgend einem billigen Sate 
entihädigt werden. Damit würde gleih von vornherein 
allen Defraudationen vorgebeugt jet. 

Ih Habe nicht ermangeln wollen, meine Herren, 
Ihnen diefen Vorſchlag des Herm Abgeordneten Dr. Gamp 
noch zum Scluffe meines Vortrages zu unterbreiten. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

Burm, Abgeordneter: Meine Herren, dab der vor: 
liegende Geſetzentwurf dod noch kam, umd zwar in der 
Geſtalt, wie er fam, bemweift nur, wie nachgiebig das 
Reichsſchatzamt gegenüber den Ngrariern geworben tit. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Der Gelegentwurf widerfpricht demjenigen Beſchluſſe des 
Reichstags, der bei der Flottenvorlage gefaht worden ift: 
damald hieß es anddrüdlih, daß der Fehlbetrag der 
Finanzen nicht durch Erhöhung oder Vermehrung der in: 
bireften, ben Maffenverbraud belaftenden Reichsabgaben 
aufgebradit werben darf, und in der Begründung zu 
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biefem Gefegentwurf heißt es, daß gerade deswegen, weil (C) 


man fürdtet, dab ein Maflenverbraud eintreten fann, das 
Sacharin in jo großem Maßſtabe benutzt werben könne, 
dab ed dem Buder ernftlih Konkurrenz bereitet, — daß 
man es beöwegen befteuern müſſe. Der Herr Staatö- 
ſekretär des Reichsſchatzamts hat fi alfo in vollftändigem 
Widerſpruch mit dem Beſchluß des Reichstags gejegt 
und kann dafür nur eine Entſchuldigung anführen, 
daß nämlich dieſes Finanzgeſetz, das er uns vorlegt, 
eigentlich ein Antifinanzgeſetz iſt, ein negatives Finanz— 
J— Denn wenn es ſo angenommen wird, wie es 
Bier vorliegt, bringt e3 nicht Geld ein, ſondern foftet 
noch Gelb dazu, und zwar, weil die Stontrole nad dem 
Gefegentwurf derart eingerichtet werben foll, daß bie 
Fabriken ganz beftimmte Vorkehrungen treffen müſſen, 
Verſchlüſſe u. |. w., und daß dieſe erften Stoften aus ber 
Reichskaſſe bezahlt werben ſollen. Ich glaube, daß dieſe 
erften Koſten fo ziemlid) alles decken würden, was nod) 
aus einer Sachharinfteuer herausfommen kann, felbft wenn 
fie in der Höhe erhoben wird, wie hier vorgefchlagen, 
weil mit dieſem Gejeßentwurf aud der Gebrauh von 
Sacharin fo gut wie aufhören wird. Dieſes Geſetz ift 
nur eine Umfchreibung des Gebanfend, daß man das 
Sacharin von der Bilbflähe verfhwinden machen will. 
Das Sacharin ift den Herren vom Zuckerring 
unbequem, und deöwegen foll e3 nicht geduldet 
werden. Das tft der eigentlihde Grund. Gin 
bygienifher Grund Liegt nicht vor; das giebt auch die 
Negierung zu. Trotz aller Bemühungen der Herren 
Buderfabrifanten ift es nicht gelungen, aud nur einen 
Mann der MWiffenichaft zu finden, der ein Gutachten ab» 
gegeben hätte, dad man auch nur jo deuten könnte, als 
ob Sacharin gejundheitägefährlih fe. Ein Finanz: 
intereffe, felbft wenn man ſich über den Beſchluß bes 
Reichstags hinwegſetzt, liegt auch nicht vor, weil und die 


Sacharinbeftenerung eine pofitive Einnahme nicht bringt. (D) 


Es liegt alfo nur das Intereſſe vor, dem Zuderring, ben 
Agrariern einen Gefallen zu thun. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten; Lachen rechts.) 
— a, meine Herren, auch wenn Herr Abgeordneter Hahn 
dies beftreitet, jo ift es doch recht wunderbar, daß das 
Geſetz jo fehr den Intentionen der Agrarier entipridt. 
(Zurufe rechts und bei den Sozialdemokraten.) 
Das geht dod daraus hervor, daß der Herr Staats: 
jefretär des Reichsſchatzamts und das ald Geſetz vorlegt, 
was Herr Dr. Dertel ihm vor einigen Wochen vorge: 
ichlagen hat. Als am 11. Februar dieſes Jahres hier 
über die Sacharinfrage verhandelt wurde, da wußte der 
Herr Staatöfekretär nad) feinen Angaben noch nicht, was 
er machen folle: ob er eine hohe Beſteuerung einführen 
oder das Sachariu mit einer Verkehrsbeſchränkung be— 
legen ſolle. Ad, ſagte da Herr Dr. Dertel, wenn weiter 
nichts ift, dann iſt die Sache jehr leicht; machen Sie 
doch beides: hohe Beſteuerung und intenfive Verkehrs: 
beſchränkung. Und fiehe da, ber Herr Staatsſekretär hat ge: 
hört und hat gehordht und hat das gethan, was ihm Herr 
Dr. Oertel gerathen hat. Der Bundesrath befam auf 
einmal die Erleuchtung, die ihm bis dahin nah ben 
Angaben des Herrn Staatsfelretärd gefehlt Hatte, und 
beide wird uns nun im Gefegentwurf präfentirt: bie 
hohe Steuer und die Verkehrsbeſchränkung, beides mit 
dem ausgeſprochenen Zwed, das Sacharin vom Markt 
zu befeitigen, und auch wieder mit dem ausgefprocdenen 
Zweck — und Herr Graf Kanitz war ja fo freundlich, 
wie er immer ift, es ganz offen heraus zu fagen —, bamit 
nicht einestheils die Einnahmen aus der Zuderfteuer ſich 
fir den Staat verringern, und anderntheils ſelbſtverſtänd— 
lih, damit nicht der Konſum an Zuder verringert wird, 
d. h. damit der Zucderfabrifant fehr viel verfaufen kann. 
St e3 denn nun wahr, dab das Sacharin als ernft- 


(Wurm. 





(A) licher Konkurrent des Zuckers angeſehen werden fann? 


Darüber iſt ja doch die große Maſſe des Publilums ges 
nügend unterrichtet, daß das Saccharin feinen Nähr— 
werth enthält, daß es überhaupt fein Nahrungsmittel, 
fondern ein Genußmittel ift, während der Zuder ein 
Nahrungsmittel ift, aljo zu einer ganz anderen Stategorie 
von Nährftoffen gehört als das Sacharin. Das Sacdarin 
wirb aljo nicht genommen, um Nährzwede zu verfolgen, 
jondern um denjenigen angenehmen Geſchmack zu erzeugen, 
den wir biöher nur mit Zuder zu erzeugen im Stande 
waren, weil wir noch nicht die Kunſt befaßen, andere füß 
ſchmecende Produkte hervorzubringen. So gut fi aber 
die Rübenzuderinduftrie die Erlaubniß genommen bat, an 
die Stelle des Zuderd aus Zuderrohr ihr Produkt aus 
der Zuderrübe zu jegen, das zwar vollftändig gleichtwerthig 
ift dem Rohrzucker, wie er aus dem Zuderrohr gewonnen 
wird, fowohl in Bezug auf feine Reinheit als in Bezug 
auf feinen Nährftoffgehalt, aber doch aus anderem Roh— 
produft hergeftellt iſt als das urfprünglih gebräuchliche 
Zuderfabrifat, jo hat fid) die Chemie auch die Erlaubniß 
genommen, einen Stoff zu erfinden, der ben Gewürz: 
werth des Zuderd und erfegt, einen Stoff, der und die 
Speifen jo verſüßt wie Zuder. Da diefer Stoff nun 
billiger ift als Zuder, fo bietet er auch die Möglichkeit, 
daß er gerabe von benjenigen Volkskreiſen getauft wird, 
die nicht in der Lage ſind, ſonſt Zucker zu nehmen. Es 
iſt wie mit dem Kaffee und mit der Gichorie: wer ſich 
Kaffee kaufen kann, kauft fi feine Cichorie, und bie 
armen Leute, die bisher noch ihre Gichorie fogar bitter 
irinfen mußten, würzen fi dieſes Cichorienwaſſer mit 
Sacharin; Zuder können fie ich micht kaufen. Gehen Sie 
in bad le chſiſche Erzgebirge, geben Sie nah Thüringen, 
in alle die Gegenden, wo infolge Ihrer Wirthſchafts— 
ordnung bie Löhne ber Bevölkerung fo herunter find, daß 
fie ein ganz kümmerliches Dafein führt: ba finden Sie 


(B) neben allen anderen Nahrungsmittelfurrogaten, neben der 


Cichorie, aud dad Sacharin. Das Sacharin ift das 
Gewürz der armen Leute, die damit überhaupt erft auf 
ben Begriff kommen, daß eigentlich füß ein jehr angenehmer 
Geihmad if, — mit Hilfe von Zuder konnten fie ſich 
das biöher nicht leiſten. 

(Ob! rechts.) 

Ein Theil des Sacharind wurde jelbftverftändlich, 
wie das in unferem heutigen Wirthfchaftägetriebe üblich ift, 
benußt und wirb, wie bon der Regierung gejagt wird, troß bes 
Geſetzes von 1898 noch jet bemugt zu betrügeriichen 
Zwecken, wirb benugt an Stelle von Zucker, während 
vom Sonfumenten der Preid des Zuckers bezahlt werben 
muß. Ja, meine Herren, als im Jahre 1898 von bem 
Herrn Abgeordneten Paaſche die Anregung fam, gegen 
diefe betrügerifde Verwendung des Sacharins an Stelle 
von Zuder vorzugehen, ba waren meine Freunde und ich 
es, bie Ihnen dabei halfen, und bie erklärten: wir find 
ebenfalld dagegen, daß dem Konſumenten Sacharin ge 
geben wird, während er Zuder bezahlt. Weil num bie 
Stontrole bei gewiflen Nahrungs: und Genußmitteln zu 
ihwer und zu umſtändlich ift, ftimmten wir dafür, daß 
bei gewiffen Nahrungs: und Genußmitteln der Zufat von 
Sacharin überhaupt verboten wird, beſonders bei benen, 
wo ber Zuder eine wichtige Rolle als Nahrungsmittel 
jpielt, wo es nicht fo fehr darauf ankommt, daß allein 
der Gewürzgeſchmack des Süßens, ald daß auch gewifie 
Nährftoffe vorhanden find. Zum Beifpiel bei Bier, bei 
Likören, bei denen es wefentli dabei anfommt, daß ber 
Zuder als Nährftoff vorhanden ift, der ben Alkohol 
weniger ihäblich für ben Körper macht, als wenn Alfo: 
hol nur mit nährwerthlofem Süßgewürz gegeben wird, 
da waren wir für das Verbot, und wir erflärten auch: 
wir find gegen den Betrug, den das Publikum dadurch 
erfährt, indem es Sacharin erhält und dafür denfelben 
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Preis wie fir ein Genuß: und Nahrungsmittel zahlen (C) 


muß. Darum verlangten wir die Deklaration uud 
ftinunten bem Paragraphen r daß der Gebraud bes 
Sacharind für gewerblihe Zwecke theild verboten 
wird, theils beflarirt werben muß. 

Nun kommt die Regierung und fagt: ja, es find aber 
gar feine Deklarationen ergangen, folglih war das Geſetz 
ein Schlag ind Waſſer. Wie fommt es denn aber, 
baß die Regierungen der Bundesftaaten abfolut 
nihts gethban haben, um folde Betrüger dem 
Gefege gemäß beftrafen zu laffen? Ich ſtimme ba 
dem Herrn Grafen v. Kanitz zu, welder bedauert, daß 
die Polizei fo lar die Nahrungsmitteltontrole hand— 
habt. Er braudite und nicht auf Frankreich hinzuweiſen 
und zu jagen, das Ausland fei * als wir, indem 
Frankreich ein Geſetz gemacht habe, das beſtimmte Vor— 
ſchriften über die Durchführung der Nahrungsmittellontrole 
giebt. Nun, dad haben wir in Deutſchland ſchon ſeit 
vielen Jahren erftrebt; von unferer Seite ift wiederholt 
eine Refolution vorgelegt worben, beim Bierfurrogatgefe 
wie bein Margarinegeieh, dab die Nahrungsmittel: 
unterfuhungen niht von ber Polizei, fonbern von 
befonders angeftellten Beamten ausgeführt werben, 
und daß das Reichsgeſundheitsamt allgemeine Vorſchriften 
dafür ausarbeitet, und daß die einzelnen Regierungen es 
mehr in die Hand nehmen ſollen als bisher, daß wir 
eine wirkliche Nahrungsmittelfontrole bekommen; benn, 
meine Herren, wir brauchen fie wirflid, und fie ift auch 
auf fehr vielen Gebieten nothwendig. Wenn einzelne 
Kommunen jett ſolche Nahrungsmittel-Unterſuchungsämter 
errichten wollen, erleben wir es, wie 3. 3. in Berlin, 
daß fie auf Schwierigkeiten ftoßen. Als die Stabt Berlin 
ein Nahrungsmittel = Unterfuhungdamt machen wollte, 
wurben wir dingehalten, und es hieß: mein, bie Poltzei 
will ein foldes Nahrungömittelsiinterfuhungsamt er: 
richten, und im legten Augenblid, als die Stabt Berlin 
bie Errichtung eines Nahrungsmittelsiinterfuhungsamts 
beſchloß, Hatte es den Anichein, als ob die Polizei es 
fonterfarriren wollte, indem fie auch ein Nahrungsmittel 
Unterfuhungdamt errichtete; fie hat es aber dann in fo 
beſcheidenen Grenzen gehalten, daß es wohl nur für be: 
ftimmte polizeiliche Zwede dienen wird, ſodaß bie Stadt nun 
mehr ihr eigenes Nahrungsmittel= Interfuhungsamt baut. 

a, meine Herren, wenn bie Nahrungsmittel nicht 
genügend unterfucht werben, ift es eben Aufgabe ber 
Reihäregierung, dafür zu forgen, daß fie die Bundes: 
ftaaten dazu veranlaßt, und daß dieſe wieder die Polizei— 
behörden dazu anhalten, die ja meiſt in den größeren 
Gemeinden ftaatlic find. Statt deffen erklärt einfach die 
Neihäregierung, ohne eine Spur von Beweis zu bringen, 
daß, weil feine Deflarationen vorgefommen find, das 
Sacharin in großem Maßftabe zu betrügerifhen Zwecken 
verwendet worden fei, ohne baß man es wille. Ja, 
wenn das wäre, hätte man es doch durch Unterſuchungen 


feftftellen können. 
(Sehr richtig! links.) . 
Aber angenommen, es fei richtig, daß das Saccharin zu 
betrügertfehen Zweden, d. 5. aljo ftatt Zucker verwendet 
wird, dann braucht man ja nur von jegt ab dafür zu 
forgen, daß ſchärfer unterfuht wird. Man braudt nur 
energiih darauf zu bringen, dab Nahrungsmittel-Unter: 
fuhungsämter erridtet werben. Aber, meine Herren, 
daran liegt ja denen nichts, die fortwährend die Regierung 
zu dem Entwurfe gedrängt haben, fondern e3 liegt ihnen 
und nad) den Motiven auc der Regierung daran nur, 
Mittel und Wege zu finden, um überhaupt ganz und gar 
den unbequemen Konkurrenten des Zuckers bei Seite zu 
haften. Ich erwähnte ſchon, dab ein ganzer Theil bes 
Sacharind nit von Leuten verbraucht wird, die, wenn 
dad Sacharin verboten wäre, an Stelle desjelben Zucker 
312 
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(A) verwenden würden. 
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Wie kommen wir überhaupt bazı, 
fortwährend von Reichswegen dafür forgen zu follen, daß 
nur ja der Zuderlonfum zunimmt, während Hr 
von Reichswegen dafür geforgt wird, daß künſtli 
der Zuckerkonſum zurüdgebrängt wird, weil unfere 
Geſeßgebung es ermöglidt, daß wir biefen Zucker— 
wucher in Deutſchland haben, der und den Zuder noch 
über dad Maß der Steuerabgabe an das Reid hinaus 
vertheuert? Da jede Bertheurung bei den armen Leuten 
auf den Verbrauch zurücdwirkt, ift infolge deſſen der Zuder: 
konfum nichtfo geftiegen, wie ergeftiegen wäre entipredhend den 
guten’ Zeiten, die wir durchgemacht haben. Ich habe 
neulich jchon darauf Hingewiefen, wie wir heute im 
Deutichen Reiche jedes Pfund Zuder um 18 Pfennig 
zu theuer bezahlen, weil wir 10 Pfennig Staats- 
fteuer und 8 Pfennig noch den Zuderwucherern, dem 
AZuderring bezahlen müffen, — diefem Zuderring, der jid) 
eine Grtraeinnahme von 60 Millionen herausholt neben 
ben 120 Millionen, die wir an Zuderftener an die Reichs— 
faffe ablaben, — dieſem Zuderring, der mit allen terro: 
riſtiſchen Mafregeln die Zwiſchenhändler zwingt, von ihm 
zu faufen, widrigenfall3 er fie zu Grunde zu richten droht, — 
diefem Zuderring, der ja nicht etwa mit dem Betrag, den 
er heute bat, zufrieden ift, jondern ber bereits erflärt hat, 
daß fein Beftreben darauf ausgeht, nod mehr heraus: 
zubolen, und der ed auch faun, da er ja durd bie Geſetz— 
gebung geihügt wird gegen jede Konkurrenz aus dem 
Auslande. Und nun kommt noch diefer Geſetzentwurf, 
der eine etwaige Stonkurrenz des Sacharind unmöglich 
machen foll! Das wirkt eben, fall die Vorausſetzung 
bes Herrn Staatöfefretärd richtig ift, daß das Sacdarin 
den Berbrauh von Zuder vermindern könnte, ald ein 
Schuß für den Zuderring; denn wenn jede Zuder: 
fonfurrenz den Zuderfabrifanten Heute fehlt, können fie 
ins Maflofe und Grenzenlofe hineinwirthichaften, daun 
ift da8 Zudermonopol ba für diejenigen, die die Macht 
in Händen haben, — und daß fie die auszunutzen verſtehen, 
das haben fie bewiefen. 

Meine Herren, weswegen bie deutſche Zuderinduftrie 
heute jo zurüdging, will ich heut nicht näher unterfuchen, 
— zurüdging infofern, al3 fie jo qute Zeiten bat, daß fie 
fi) vor ihrem eigenen Reichthum fürchtet und meint, es 
könnte mit Diefer Herrlichkeit bald zu Ende gehen. Wenn 
ih nur eine frage hier ftreifen will: auf dem Weltmarft 
wird nicht nur Kuba es fein, dad und in abjehbarer Zeit 
Konkurrenz maden wird. Als ich dies vor drei Jahren 
bereit5 von dieſer Stelle aus ausfprad, daß wir ben 
fubanifhen Zuder als ernfte Konkurrenz zu betrachten 
hätten, wurde mir paper von dem Herrn Dr. Paaſche 
widerſprochen. Jetzt giebt Herr Graf Kanitz das zu. 
Aber es kommt nod) ein anderer gefährlicher Konkurrent: 
das find die Fortfchritte der Technik. Es gilt jegt ein 
neuere AZucderbereitungäverfahren, daß mit bedeutend 
geringeren Koften mehr Zuder aus der Rübe zieht — 
ein Verfahren, dad aber von unferen beitehenden Zuder: 
fabrifen nicht angewendet werben kann, weil faft die ganze 
alte Einrichtung hierfür unbraudbar iſt, daß aber bie: 
jenigen Länder, die erit in die Zuderproduftion eintreten 
und neue Fabriken gründen, in der Lage find, Diele 
Fabriten mit dem billigeren und befferen Berfahren ein— 
zuridten; fie werden uns dann allerdings auch auf dem 
MWeltmarkt eine ganz beträdtlihe Konkurrenz machen. 
Menn da immer wieder der deutiche Steuerzahler dazu 
verurteilt werden fol, auch dieſen nothleidenden Herren 
Zuderbaronen, die allein aus dem Zuderring ſich einige 
60 Millionen herausholen, zu Hilfe zu kommen, dann 
wird ja dad Deutfche Reid nichts anderes alö eine 
Unterftügungsanftalt von armen reichen Leuten, die allen 
biejen nothleidenden Herren, bald rechts, bald weniger 
rechts, den agrariidhen, Zucker- und anderen ntereffenten 


Unterftügung geben joll, und zwar berart, daß immer bie (C) 


ärmiten Leute am meisten bezahlen müffen. 

Der Entwurf will, fagte ih, die Konkurrenz des 
Sacharins aus der Welt ſchaffen; und ich glaube, bas 
wird ihm gelingen. Wenn $ 5 jagt, daß der Berfauf 
nur geftattet fein fol — außer den Fabriken — nur 
folden Berfonen, weldhe die Erlaubniß der Steuerbehörbe 
dazu erhalten haben, fo möchte ich mir vom Her 
Staatöfetretär eine Antwort erbitten auf die Frage: wie 
viel Perſonen in Deutſchland follen diefe Erlaubniß be- 
fommen? Soll jeder, ber mit Sacharin handeln will, 
fie erhalten, d. h. foll derjelbe PVerfäuferfreis erhalten 
bleiben, der heute beitcht? Das find vielleiht ſchon 
einige Humderttaufende. Im jedem Dorf, jedem Neft 
haben wir Sacharinhändler; jeder Ktolontalwaarenhändler 
führt bereits Sacdharin. Sollen die die Erlaubniß weiter 
befonmen, dann gratulire ih Ihnen zu den Scherereien, 
wenn Sie diefen Hunberttaufenden Erlaubnißſcheine aus: 
ftellen uud fie Lontroliren wollen. Ober aber — wie 
es wohl der Fall fein wird — man will einer Kleinen 
Anzahl bloß die gütigfte Grlaubniß ertheilen, Sacdarin 
zu verkaufen; e3 fol nur eine feine Zahl vorhanden 
fein, d. h. an einem größeren Orte einer, an manchen 
Drten gar feiner. Dadurdy wird doch aber erreicht, dak 
ein legaler Bertrieb einfah unmöglich gemadıt 
wird; denn id kann dem Publikum nicht zumuthen, eine 
halbe Stunde weit zu laufen, um ſich für 20 Pfennige 
Sacharin zu faufen. 

(Zuruf rechts.) 
— Die Apothefen? Wenn die auch zu den beitimmten 
Perſonen gehören, wird an den Kleineren Orten gnäbdigft 
eine einzige Verkaufsſtelle geitattet fein; am manchen 
Orten ift aber gar feine. Aber heute find jelbit an 
fleineren Orten 4, 5 Händler, die Sacharin führen. 

Ind von welchen Bedingungen fol es denn ab: 
hängig gemacht werben, daß jemand für würdig befunden 
wird, eine ſolche Berfauföftelle zu erhalten? Muß er 
vorher, damit man fiher if, daß er wicht zu fehr bie 
Intereſſen des Sacharind fördert, fih in Beſitz von 
Aktien von Zuderfabriten gejett haben? Oder muß er 
ſich politifch eines braven Lebenswandels befliffen haben? 
Oder welche Bedingung wird geftellt? Die Hauptſache ift: 
wie viel oder wenig Berfonen jollen denn überhaupt zum 
Verlauf zugelaffen werben? 

Da hat Herr Graf v. Kanitz offen heraus gejagt: 
verbieten wir doch das Sackharin, laflen wir es nur zu 
gefundheitlihen Sweden zu, nur in Apotheken, und aud) 
nicht zum Handverkauf, fondern nur zur Rezeptur! Das 
ift wenigſtens fonfequent und ehrlich geſprochen; aber.was 
hier gemacht wird, it ein Drumrum, das ganz auf das— 
jelbe herausfommt, bei dem aber die Regierung nicht wagt, 
ganz offen zu fagen: wir wollen die Sacharininbuftrie 
ruiniren. — Denn darauf kommt fchon die Verkehrs— 
beſchränkung hinaus, die ganz enorm den Saccharin— 
verbrauch beichränfen würde. Dazu dritt dann 
noch Die Beltenerung, welche in unſerer Geſetz— 
gebung ohnegleichen daſteht, das Achtfache des Groß: 
handelpreiſes beträgt — im Großhandel koſtet das 
Saccharin jetzt per Kilo 10 Mark, und mit 80 Mark 
ſoll es belegt werden. Herr Graf Kanitz war fo freund: 
lich, vorzuſchlagen, daß es entſprechend feinem Süßgehalt 
mit dem vollen Betrage der Zuckerſteuer belegt werde; 
das würden fogar 120 Mark Steuer, alfo das Elffadhe 
fein. Eine ſolche Steuer empfiehlt uns der Graf Kanitz 
mit ber Motivirung, daß ja ber wirtbichaftlihe Werth 
des Saccharins jehr gering ſei und infolge deſſen es gar 
nichts ſchaden würde, wenn jemand das Sacdarin nicht 
befommt. ch muß dem doch widerjprehen. Wir können 
eine andere Rechnung aufmachen, eine Rechnung, die 
uns zeigt, daß es unter Umftänden ben armen Leuten 


— 


D) 


(A) recht müßlich fein kann, 


(B 


— 
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(Wurn.) 

fih nicht Zuder zu kaufen, 
fondern Sacdharin, und für die Griparniffe, die ihnen 
gegenüber dem Zuckereinkauf entjtchen, fih Nahrungs: 
mittel zu kaufen, bei denen es Ahnen, meine Herren, 
noch nicht gelungen ift, diefelben künſtlich zu vertheuern. 
Nehmen wir an, daß jemand fo jährlih 27 Kilogramm 
Jucker braucht, ſodaß er dafür etwa 17,50 Mark im 


Jahre ausgeben müßte Wenn er fih an Stelle 
des Zuckers für etwa 1 Mark Sacharin fauft, 


jo hat er ben Bedarf an Siühigfeit für feine Speiien 
und Getränfe gedeckt. Es bleiben ihm dann aljv 
16,50 Mark übrig, die er beim Kauf von Sacdarin 
erſpart. Wenn er fih hierfür Kartoffeln fauft — Die 
liegen Ihnen, meine Herren, dody aud am Herzen —, 
da erhält er dafiir 5- bis 600 Pfund Kartoffeln, und da 
hat er weit mehr Nährwerth, als wenn er fich dafür 
27 Kilogramm Zuder gekauft hätte. Gr hat im den 
27 Kilogramm Zuder, zu 100 Prozent Zudergehalt ge: 
rechnet, jo viel Nähriwerth, wie er in 135 Ktilogrammı 
Kartoffeln bei 20 Prozent Stärkegehalt hat; er kann aber 
250 bis 300 Stilogramm Kartoffeln fih faufen, ift alio 
in der Lage, fich eine reichlihere Ernährung zu ſchaffen, 
wenn cr ſtatt Zuder Sacharin nimmt und für ben 
eriparten Betrag Startoffeln oder Brot oder Fleiſch oder 
Heringe fauft. Immer kommt er billiger weg, als wenn 
er Zuder kauft, auch rationeller, preiäwerther weg, weil, 
troßdem dad Sacdharin nicht den geringften Nährwerth 
bat und m ald Gewürz gilt, er ji) dabei jo viel Geld 
erübrigt, daß er ſich Nahrungsmittel kaufen kann, die mit 
einer jo hohen Steuer und mit einer ſolchen Wucherabgabe, 
wie der Zuder, noch nicht belastet jind. Durd; den Ring, 
dur die Steuergefeggebung, ift heute dank Ihrer | 
geberei der Zuder eins der Nahrungsmittel geworben, d 
heute am meiften verthenert find. 

Und daher nehme ich heute auch einen etwas anderen 
Standpunkt ein al3 im Jahre 1898, als ber erfte Ent: 
wurf fam. Seitdem hat der Zuderring feine ver, 
dberblihe Thätigfeit entfaltet. Es hat ſich gezeigt, 
daß dieſe Zuderbeiteuerung zu nichts weiter als zu einem 
Monopol einzelner Fabrifanten führt, deren Aftien in den 
Händen einiger weniger reicher Leute find. Gegen diejen 
Wucher Front zu machen, ift Aufgabe des Reichstags, 
wenn er ſich nicht zum Mitfchuldigen machen will. 

Meine Herren, Sie fehen, dat dad Sacharin einen 
großen wirtbichaftlihen Werth hat; es ift ein Schugimittel 
gegen den Zuckerwucher. Wenn andere Länder auch fo 
liebenswirdig find, das Sacdharin mit hohen Abgaben 
und Verkehrsbeſchränkungen zu belegen, fo beweift das nur, 
dab aucd dort die Agrarier die Oberhand haben. In 
Belgien find die AZuderintereffenten obenauf; in ran: 
rei hat das Zuckermonopol zu ſtandalöſen Vorgängen 
geführt, ebenfo in Rußland. Ueberall find außerdem die 
Herren Zuderbarone mit der Zuderfteuergefeßgebung, mit 
der ganzen Finanzgebarung des Staates fo verwoben, 
daß wir heute vor der eigenthümlichen Thatfache ftehen, 
daß bie Väter der Geſetzgebung, 3. B. Herr Abgeordneter 
Paaſche, ihr eigenes Kind irn 9 Fein Herr Dr. Paaſche 
hat jelbft gejagt, der Zuderinduftrie wäre wohler, wenn 
die Berbraudjsabgabe aufgehoben werben fünnte; aber es 
gehe fo leider nicht, weil der Staat auf die 120 Millionen 
Mark Einnahme angewiefen iſt. Das haben doc aber 
Sie verſchuldet! Sie haben dieſe Geſetzgebung gemadt, 
bei der der Staat auf die indirekten Steuern angewiejen 
wurde, und haben ihn dadurch einerjeit3 zu jenen Aus: 
gaben verleitet, die ihn zu allen möglichen abenteuerlichen 
Erperimenten jenfeit3 der Reichögrenzen führen, während 
man im Innern auf wirthſchaftlichem Gebiete alles 
drunter und drüber gehen läßt, und bie ihn andererfeits 
abhält, jene durchgreifende Finan zreform zu machen, 
die nothiwendigerweife doch kommen muß: eine Direkte 


t 


Steuer für das Reich, eine Vermögens, Einkommen- oder (CO) 
Erbſchaftsſteuer einzuführen. Davon wollen Siefreilich nichts 
willen, dafür hat die Mehrheit fein Interefje, und infolge 
deſſen klammert fie fih an jeden Strohhalm und ſucht 
aus Nahrungsmittelzöllen immer größe Abgaben heraus: 
zubringen. Aber ich glaube nicht, daß Ihnen die Sacdharin: 
fteuer etwas helfen wird. Der Sacharintonfum wird da 
jo zurüdgehen, daß er feine Erträge mehr liefert. Und 
da iſt allerdings das beredtigt, was Herr Paaſche be: 
reit3 fo freundlich war anzudeuten, nämlich die Sacharin- 
fabrifanten zu entfhädigen. Aber das deutſche 
Volk foll damit geftvaft werben, daß man ihm erftens ein 
billiges Gewürz entzieht, durch welches ihm ermöglicht 
wird, dem Zuderring ein Schnippchen zu fchlagen, und 
zweitens dafür noch eine Vergütung zahlen läßt. Zu 
ſolchen Berfehrtheiten führt diefe Steuergefeßgebung, Die 
von Regierungstiſch unternommen wird! 

lleber den Schmuggel geben die Motive leichten 
Herzens hinweg, und der Herr Graf v. Kanitz ſprach bon 
ihm als einer quantits nögligeable. Gr meinte, e3 würden 
ja aud) goldene Ihren nicht fo viel geihmuggelt, es werde 
3. B. in Rußland ganz großartig aufgepakt. Ad, Herr 
Graf v. Kanitz, wenn Sie die ruffiihen Werhältniffe 
fennen würden, würden Ste jo etwas nicht erzählen. Es 
giebt dort in Rußland ganze Unternehmergruppen, die ge: 
werbsmäßig, offiziell Schmuggel betreiben, ganze Geſchäfte, 
bie ihrem Umſatz nur auf den Schmuggel bafiren. Der 
Marktpreis für gewiffe Waaren wird fombinirt ausdem Preis 
ber verzollten und der geſchmuggelten Waaren.E3 muß alſo doch 
mit diefem Gifer der ruffiichen Finanzbeamten nicht fo 
weit her fein. Der Schmuggler zahlt an der richtigen 
Stelle die Prämie und dann geht herüber und Himüber, 
was er will. Seien wir doch froh, daß wir diefes elende 
Syſtem der Denunziationsprämien aufgehoben haben; es 
giebt nichts Demoralifivenderes als dieſe. Daß felbft- 
verſtändlich eine richtige Follrevifion ftattzufinden hat, 
wenn ein ſolches Geſetz befteht, iſt Har; aber man fol 
nicht Geſetze machen, bei denen die Zollrevifion zur 
Unmöglidhfeit wirb wie beim Sacdharin. Ober will 
man jedem Neifenden die Taſchen unterfuhen? Wenn 
Herr Abgeordneter Graf v. Kanitz ald Beifpiel ben 
Diamantenhändler anführt, fo ift e8 allerdings für diefen 
ein berber Verluft, wenn ihm die Diamanten fonfiszirt 
werden. Wenn Sie aber wirflid einem Händler einmal 
ein paar Pfund Sacharin wegnehmen, dann wird er dad 
ertragen können, und zentnerweile braucht er da3 Sacdarin 
nicht herüberzufchmuggeln. Es lohnt ſich ſchon, ein paar 
Kilogramm herüberzufhmuggeln; das macht bei der Steuer 
bon 80 Mark ſchon eine Schweizer Reife bezahlt. Auch 
iſt es doc Thatſache, daß 3. 3. fr goldene Ihren und 
andere Goldwaaren aud in Deutichland Schmuggelzentren 
beftehen, und daß gar nicht fo wenig von ſolchen Saden 
über die Grenze geht. Alſo — man made nicht Geſetze, 
bei denen man von vorneherein fagen muß, es ift uns 
möglich, fie durchzuführen. Das ift dod nicht die Auf: 
gabe des Gefeßgeberd, der vor der Hritif, aud) derjenigen 
der Zeit, Stand halten will. Oder ift man bei ung — 
ſchon ſo weit, wie in dem lieben Oeſterreich, daß man fro 
iſt, wenn man ſich fortwurſtelt und ſich ſagt, wenn ich die 
Sadje nur heute fertig bringe; wer weiß, ob ich übers 
Jahr noch Miniſter bin; was geht es mih an, was 
nachher daraus geworben ift. Nein, meine Herren, wir 
fönnen nicht Gejege machen, bei denen fi nad) 2 ober 
3 Jahren ſchon herausftellt, daß man nicht nur einen 
Schlag ind Waſſer, jondern in eine Pfübe gethan hat, 
wobei aller Unrath aufgewühlt wirb, der Schmuggel groß 
gezogen wird, und auf die Denunziation eine — — 
den wird. Und welch widerliche SKontrolmaßregeln 
ollen in die Da ſollen die 
Arbeiter, überhaupt jeder, Fabrik verläßt, 
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Fabriken kommen! 
der die 
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(A) körperlich unterfudt werden fönnen beim Ein- und 


Austritt aus der Fabrik, und dad alles bloß, damit nur 
ja dem AZuderring nicht eim Profitchen entgeht. Nein, 
meine Herren, für biefe Gefebgebung find meine Freunde 
und ich nicht zu haben, wir können es nicht für richtig 
finden, Verkehrsbeſchränkungen für bad Sacdarin im 
Privatgebrauh einzuführen, wir können es nicht für 
richtig finden, eine Steuer einzuführen, noch dazu eine fo 
hohe, die geradezu zum Betrug und Schmuggel heraus: 
fordert. Aber mag die Steuer auch niedrig fein — und die 
Herren dom Zentrum feinen ja gewillt zu fein, eine 
niedrige Steuer einzuführen —: diefe Steuer trifft ja gerabe 
die ärmften Leute, großentheils diejenigen, bie nicht ein= 
mal mehr Zuder taufen können, während Sie bei ber 
Zuderfteuer immerhin nod einen Theil derjenigen mit 
treffen, die zahlungsfähig find. In ben zahlungsfähigen 
Häufern wird man dad Sacharin nicht im Haushalt 
verwenden, dort nimmt man ben Zuder; aber in den 
zahlungsunfähigften Familien, in den ärmften, dort finden 
Sie Sacharin, und wenn das Zentrum wieder feine Volls— 
freundlichfeit damit beweifen will, daß es wieder einmal 
den Mermften im Lande etwas aufhalft für feine Flotten— 
politif, dann gratulire id Ihnen dazu. 
(Bravo!, links.) 

PVizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Bon dem Herrn 
Stellvertreter des Reichskanzlers ift noch al3 Kommiſſar 
des Bundesraths für diefes Sübftoffgefeß hinzugemelbet 
worben: 

ber Königlich preußifche Geheime Ober-NRegierungs: 
ralh Herr Wendelſtadt. 

Das Mort ertheile ih dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Paaſche. 

Dr. — ** Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Wurm hat mir die Ehre angethan, mich mit 
diefem Geſetz verſchiedentlich in Berbindung zu bringen 


(B) ımd namentlich eine Neihe von Motiven mir und meinen 


politifchen Freunden zu unterfchieben, gegen bie id doch 
um Theil wenigftens Verwahrung einlegen muß. Er 
dat namentlih am Schluffe gejagt; Dr. Paaſche ver: 
wünſcht ja jest „fein eigenes Kind“, er hat neulich ſelbſt 
erflärt, daß die Zuderindbuftrie fi beſſer befinden würde, 
wenn die Steuer nicht beftände. 
(Zuruf links.) 
— Die Zuderfteuer ift gewiß nicht mein Kind, fie hat 
beftanden, ſchon ehe ich lebte, ich habe fie alfo nicht 
gemacht, fte ift — groß geworden aus finanziellen 
S$ründen. Für die Form, die gegenwärtig beitcht, 
fönnte man mid) —— Theil verantwortlich machen. Ich 
habe aber auch dieſe Form nicht preisgegeben, ſondern 
heute, nachdem bald nad Erlaß des Zuderftenergefeßes 
eine ganze Reihe oppofitioneller Stimmen laut geworben, 
ift in der Zuckerinduſtrie felbft almählih die Oppofition 
dagegen verftummt; man ift damit zumeift ganz zus 
frieden. Ich — es aber, daß es felbftverftändlidh 
der Zuderinduftrie viel lieber wäre, fie brauchte nicht für 
biefe hohen Steuerſummen aufzulommen. Das ift aber 
etwas ganz anderes, ald was der Herr Abgeordnete 
Wurm mir unterfchieben will. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich muß aber auch fagen, id) Habe mich iiberhaupt 
über bie Stellung, weldje der Herr Abgeordnete Wurm 
jetzt einnimmt, etwas gewundert. Er mag mir das nicht 
übel nehmen; denn ich babe bei allen Beftrebungen, 
das Sacharin und den Verbrauch des Sacharins zu 
beihränten, ihn als treuen Bundesgenoffen gern be— 
grüßt, er war immer auf unferer Seite, und wenn 
ih heute feine Reden vorlefen wollte, wad er damals 
gefagt hat, fo klingt das ganz anders, ald was er heute 
gefagt hat. 

(GZuruf links.) 





— Ich werde Ihnen das alſo gleich vorleſen. Zum 
Schluß ſagten Sie eben: 
Dieſes Geſetz wird keine finanzielle Wirkung haben. 
Sie ſprechen von 
einer fo unerhörten Beſteuerung, bie das Acht-, 
womöglich Zehnfache des Werths betragen fol. 
Weber Diefelbe Steuer fagte ber Herr Abgeorbnete 
Wırm am 26. Janıtar 1898: 
Ja, was bedeutet denn biefe Steuer, bie 
80 Marl. Der Vorſchlag bed Herrn Abgeord— 
neten Dr. Paaſche ift ja gan hinfällig. Was 
werben Sie mit Ihren 80 Mark Steuern er: 
reihen? Gar nichts! 80 Mark pro Silo beträgt 
die Steuer, höchſtens 50 Mark koſtet dad Sacharin, 


madt 130) 
heute nur noch 10 Mark, 


— damals foftete es alfo noch 50, 

alfo nicht 130, fondern 90 Mark 
diefes erſetzt 550 Hilo Zucker gleid 330 Mart, 
bleiben demjenigen, der es berwenden will, 200 Mark 
Nugen immer nod übrig; db. 5. ber im großen 
arbeitende Betrüger, der würde das Sacharin 
tro& der 80 Mark Steuer immer noch verwenden 


fünnen. 
Hört! hört!) 
Damal3 waren alfo Mark Steuer niht genug, um 
den Betrug bintanzubalten. Heute fpriht er nur 
von dem Adhtfahen von dem, was bad nothwendige 
Genußmittel der Aermſten bed Volls Loftet. Ja, hören 
Sie zu, Herr Kollege Wurm, was Sie bamald gejagt 
haben. Damals, möchte ich erinnern, wurde dad Sü of. 
geſetz vom Reichstag mit einer Ginmüthigfeit angenommten, 
wie wir fie höchſt felten bei wirtbihaftlihen Geſetzen 
finden. Damald war e3 eigentlih nur der Herr Kollege 
Hermes, der fi dagegen erflärte und dad Sacharin ein 
Genußmittel nannte, ein Geſchmackkorrigens, und niemand 
mehr hat Herrn 
und Geihmadmittel3" als der Herr Kollege Wurm. 
Sehr ridtig!) . 
Kein „Genußmittel ſei e8, ſagte er, fonbern ein „Betrugs- 
mittel*. So wurde damals ber Süßftoff dharakterifirt, 
und beöwegen wollten Sie bie Beſchränkung bed Ver— 
faufs, deswegen die Beichräntung für gewerbliche Zwecke 
und Nahrungsmittel. 
(Zuruf von den Soztaldemofraten.) 
— a, Herr Kollege Wurm, ich thue Ihnen in feiner 
Weiſe Unrecht; ich gebe Ahnen ohme weitere zu, daß 
Sie ſich fonjequent gegen die Steuer erflärten, daß Sie 
1890 gegen den Apothefenzwang fi ausgeſprochen haben! 
Aber, meine Herren, Sie werben mir zugeben, ber Ton 
maht den Gefang, und wenn man fidh heute hinftellt 
und jagt: dad Genußmittel des Aermften ber Armen foll 
beiteuert werden zu Gunften der reihen Zuderfabrifanten 
— und bamald fagte man: fein Genußmittel, fondern ein 
Betrugämittel, bei dem die armen Menſchen, die ſich ein: 
bilden, einen nahrhaften Süßftoff zu kaufen, betrogen 
werben —, jo klingt das ganz anderd. Ih gebe 
Ihnen zu: wenn man rein wörtlih Ihre Worte auf bie 
Goldwage Iegte, jo wären Ste konſequent. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Nein, darauf fommt es nicht an; ich habe Ahnen nach— 
ek bei der Beftenerung liegt die Sache ganz anders. 
amal3 haben Sie nidt pn Key 80 Mark ilt das Acht: 
fahe der Steuer, Tondern da haben Sie gejagt: was 
macht dad aus? Trotzdem werben fie weiter betrügen! 
— und biefer leberzeugung find Sie ja auch heute a 
Wenn Sie diefe Heberzeugung auch heute noch haben, jo 
ftimmt dazu nicht, bob das Saccharin aufhören wird zu 
eriftiven. Früher foftete e8 150 Mark pro Hilo; al$ wir 
das erite Süßftoffgefeß machten, foftete e8 50 Markt; heute 
fol es — wenigftend wurde mir bad gefagt; ich weiß 


— 


C) 


Hermes verhöhnt wegen dieſes „Benuß- (D) 


(A) aber nicht, ob es wahr ift 
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(Dr. Paaſche.) 
- 10 Mark koſten. Ich 
glaube, es Loftet 20 Mark, vielleicht wird es noch billiger. 

Wenn man ein Pfund Zuder erjegen will, braucht 
man noch nit 1 Gramm Sachariu; es wiirde alfo, nad) 
dem Herrn Stollegen Wurm, das Pfund Zuder, durch 
Saccharin erfept, nur 1 Pfennig foften. Glauben Sie 
wirflih, daß im Kleinhandel der „Aermfte der Armen“ 
zu biefem Preife fein Süßftoffmittel befommt? 

(Zuruf bei den Sozialbemofraten.) 

Ih war neulih im einem mir benachbarten Dorfe, wo 
leider Gotte8 — das zur die Petitionen auch — 
viel Sacdarin und Zuder nicht mehr in dem Maße 
wie früher verfauft wird. Ju den Städten find bie 
Leute meiſt zu flug, aber auf dem Lande redet man 
ihnen vor: das ift ein neues Probuft, das ift viel befier 
als Zuder; und fehr viel billiger 2. Man fchentt ihnen 
erft Fingerhüte voll, und jo wirb es den Leuten aufs 
geſchwatzt. Dort fagte mir ein Kleiner Händler: „Zuder 
verfaufen wir mur noch wenig, wir verkaufen aber fehr 
viel Sacharin; id weiß wohl, Herr Geheimrath, daß Sie 
dagegen find; aber Sie fünnen es und nicht verbenfen, 
mit dem Zuder verbienen wir nichts, wir faufen bas 
Pfund mit 30 Pfennige ein und müſſen es mit 31 big 
2 Pfennige verlaufen, und ber 1 Pfennig verwiegt fi 
noch; aber beim Sacharin wird viel verdient“. Deshal 
gehen die Heinen Händler darauf ein. 1 Pfennig koftet 
da3 Gramm Engros, 2 Pfennige im Detail, find 100 Bro- 
zent Nutzen. Deöwegen wird es dem armen Leuten auf: 


gebrängt. 

(Sehr richtig!) 
Aber ich hoffe, der Herr Kollege Wurm wirb dabei bleiben: 
ed ift und bleibt cin Betrugämittel, wenigftens für bie 
Zwecke, die im $ 1 vorgefehen find. Wenn jemand Nah: 
rungs⸗ und Genußmittel mit Sacharin verfüßt und fo in 
den Handel bringt, jo deuft fein Menſch daran, fie des» 


(B) wegen, weil fie mit dem billigeren Sacdarin verfüßt find, 


dem Bolte billiger abzugeben, fondern man verkauft fie 
zu bemfelben Brei. Es wird beifpieläweife — das hat 
der Herr Kollege Wurm früher jehr gut ausgeführt — 
ein Reftaurateur feinem Menſchen jagen: zu einer fühen 
Mehl: oder Elerfpeife nehme ich nicht mehr für 15 Pfennig 
Zuder, fondern nur für '/, Pfennig Sacdharin und gebe 
fie deshalb um 15 Pfennige billiger, — fondern wir 
müffen eine Gier: ober Mehlipeife ebenfo theuer bezahlen, 
als wenn nahrhafter theurer Rübenzuder dazu genommen 
wirb! Ich glaube — das ift nicht zu beftreiten —: darin 
liegt der Betrug. Darum müßte nad ihrer bisherigen 
Stellung auch die Linke dem erften Abſatz des Geſetzes 
ohne weiteres zuftimmen! 

Nun ift die weitere Frage die: follen wir bad Saccharin 
beiteuern? Ja, dad dann man fagen, nachdem das 
Sacharin durd das Machtmittel der Reklame — und es 
ift Ihnen früher gezeigt worden, in welder Form fie aus: 
geübt wird: nicht gerade in der lauterften Weiſe! — in 
das Volk eingeführt wird, ift ed allerdings ein Retzmittel 
geworden zum Berfüßen ber Speifen ber Aermiten. Wenn 
wir alle unfere Steuern nur darnach einrichten würden, 
auf wen fie gelegt werben, fo müßte man, nachdem bie 
Leute fih gewöhnt haben biefes Süßmittel zu genießen, 
an die Abfchaffung der Steuer benten. Aber warım ber: 
fteuern wir den Zuder? 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) P 
— Ganz gewiß, weil er Geld einbringt! Deshalb können 
wir aud dad Saccharin verfteuern, ge Stollege_Bebel, 
das bringt aud Gelb ein, namentlich nad ber Theorie 
des Herrn Kollegen Wurm, daß 30 Markt gar nichts fei. 
Wir verfteuern den Zuder doch mur, weil er ein Genuß: 
mittel ift, ein Gewürz, nicht weil er nahrhaft iſt. Nun 
dringt dad Sacharin ind Bolt ein, weil es billiger an: 
geboten wird. Aber es iſt mur billiger ald Gewürz, 





aber nicht billiger ald Nahrungsmittel; wenn Sie vergleichen, 
daß das Pfund Zuder einen jehr erheblichen Nährwerth hat, 
und wenn ich die Wahl babe, ben Aermſten unferes 
Volkes Zuder oder Sacharin zu verkaufen, fo fol man 
nicht mur auf die Süßkraft fehen, fondern auf den Nähr: 
werth deflen, wa3 man berfauft. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und wenn es die Aermſten des Volkes find, fo bedeute 
man doch, wer ißt denn dem Zuder? Die Arbeiter bei der 
Arbeit find lange nod nicht gewöhnt, füße Speiſen zu 
enießen. Meift find es die Kinder ber Arbeiter. 
ſch habe oft beobadıtet, daß, wenn die Arbeiterfrauen auf 
dem Lande feine Milh bekommen, in den Dörfern und 
ben fleinen Städten, fie ihren Kindern bie Mehlfuppen 
und den Staffee verfüßen. Dazu nahmen fie früher den 
nahrhaften Zuder und nährten auch ihre Kinder damit 
recht gut, heute meinen fie, gute, ſparſame Hausfrauen 
und aud gute Mütter zu fein und nehmen das Sacdhariı, 
das unverbaut den Körper wieder verläßt. 
(Sehr wahr!) 

Nun Haben wir zwar feinen Beweis, daß das 
Saccharin ſchädlich ift — das behaupte ih aud) nicht, ob- 
gleih der Gefunbheitsrath in Frankreich eine entgegen: 
gefegte Erklärung vor kurzem abgegeben hat; — aber bie 
bisherigen Erperimente find an erwachſenen Menfchen 
gemadt, die wiberftandsfählg genug find, um berartige 
Stoffe underdaut wieder pe AR er Ob die Finder, 
benen man ftatt nahrhafter Suppen u. ſ. w. das werth— 
loſe Sacharin vorfegt, dad auf die Dauer ertragen 
fönnen? Damald war ber Herr Stollege Wurm anderer 
Meinung, und er pläbdirte damals gegen biefe „Be: 
trügereten“ mit ſolchen Stoffen, die feinen Nährwerth 
haben, fondern nur eine ſüße Tunke feien, wie er fid 
ausbrücdte. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— Dad gilt nicht nur fürd Bier; denn beim Kaffee und 
Thee ift e8 auch der Fall; denn wenn ein Stüd Zuder 
ftatt beifen zugeſetzt iſt, kann man fid) damit mähren und 
andere Nährftoffe fparen. 

Deshalb meine ih, das Sacharin ift billiger als 
Süßftoff; aber als Nährſtoff ift der Zuder, wenn Sie bie 
Steuer abrechnen, der billigfte, den Ste überhaupt haben. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten. Sehr richtig! rechts.) 
— Ih babe Jhuen ja gejagt, es wäre feiner froher als 
bie Zuderinduftrie, wenn die Steuer fiel. Wenn wir fie 
aber brauden, fo liegt fein Grund vor, der wichtigen, 
großen AZuderinduftrie auf die Dauer Stonkurrenz zu 
machen dadurch, daß wir ein folches werthloſes Produtt, 
bad nur zum Süßen bient, ftenerfrei lafjen. Wenn wir 
bier eine Steuer machen, fo trifft fie allein den Süßſtoff, 
allein dad Reizmittel. 

Wenn Sie bad anertennen, fo wird man aud die 
Stonjequenz ziehen müflen, daß gewiſſe Verkehrs— 
beihränfungen unausbleiblih find. Man kann darüber 
ftreiten, ob die Vorſchläge ded Entwurfs in allen Einzel: 
heiten annehmbar find; aber im groben und ganzen trifft, 
glaube id, die Regierung dad Richtige. 

Nun fagte der Herr Vorredner, der Herr Schat- 
jefretär habe ſich als willfähriges Werkzeug der Agrarier 

ezeigt, er habe ben Befehl des Herrn Kollegen Dertel 
ge ausgeführt. Ich möchte umgelehrt daran erinnern, 
wir haben in der Budgetlommilfion vor 2 Jahren eine 
Refolution einftimmig angenommen inklufive der Stimmen 
ber Sozialdemokraten, das GSacharin nur noch in 
Apotheken zu verkaufen. 

(Hört! hört!) 

Wir haben zum Flottengeſetz eine Refolution mit großer 
—— angenommen, das Saccharin entſprechend ſeiner 
Süßkraft zu a Alfo, meine Herren, zwei wichtige 
Refolutionen diefes hohen Haufes! Und wenn biefen Reſo— 
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(A) lutionen, die mit großer Mehrheit gefaßt find, dad Reichs⸗ 

ihakamt und die verbümbeten Regierungen nachgeben, 
dann kann man doch wahrhaftig nicht jagen, daß das 
nur auf eine gelegentliche Bemerkung des Kollegen Dertel 
zurüdzuführen jet. 

Ich bin überhaupt gar nicht der Meinung, daß dieſes 
Geſetz im weſentlichen zu Gunften ber Zuderinduftrie gemacht 
it. Ich würde für das Geſetz auch eintreten, felbit wenn 
id) das zugäbe, was bier gejagt ift, daß die Zucker— 
fabrifation und die rübenbauenden — keinen Vor⸗ 
theil davon hätten. Denn ſo, wie die Verhältniſſe heute 
liegen, wird das Saccharin, wenn es frei wäre, verwandt 
zu allen möglihen Nahrungs: und Genußmittel und 
dient thatfählicd zur Täufhung einer großen Mafle des 
Publikums; Beweis: die Anfichten, die die Herren Sozial: 
demofraten vor zwei Jahren ausgeiprocdhen haben. Es 
bleibt auch dabei, daß diejenigen, die heute den Süßftoff 
kaufen, ihn nicht kaufen, weil fie wiflen, er it ein uns 
verdauliches Genußmittel, jondern weil fie fi einbilden 
und ſich einreden laffen, es ift etwas befferes als Zuder, 
e3 ift viel jüßer und wird doch fo viel billiger verfauft. 

Wenn wir nun die Beftenerung einführen — und 
dad war der Beſchluß des Reichstags, daß fie eingeführt 
werben jollte —, jo fönnten wir darüber ftreiten, wie 
hoch fie fein fol. Da meine ih nun, wir haben bes 
Ichlofien, die Steuer der Süßfraft entſprechend zu bemeſſen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Diefe Bemeffung nad der Süßfraft wiirde 100 big 
110 Mark pro Silo ergeben. Die Negierung ſchlägt nur 
80 vor. Ob wir babei ftehen bleiben, wird Sache ber 
Ginzelberathung in der Kommiſſion fein. Daß dieſe 
80 Darf aber etwas Unerhörtes jeien, fanı jedenfalls 
niemand. behaupten, Namentlih waren bie verbündeten 
Regierungen dem Wunſche des Reichstags entſprechend 
verpflichtet, wenigſtens einen ſolchen Satz einzuſetzen. 
Ich glaube, die Frage könnte eher ſein, ob man nicht 
höher gehen ſoll, als daß man etwa heruntergeht. 

Nun die Kontrolbeſtimmungen! Gegen die Steuer 
und den Zoll hat ſich damals die ——— und nad) 
ber das Plenum gewandt, weil wir ber leberzeugung 
waren, fie läßt ſich des Schmuggeld wegen ſchwer kon— 
troliren und burdführen. Jetzt werden Verkehrs— 
befhräntungen zu dem Zwecke gefordert. Ich glaube, fie 
find unbermeidlich. Ich möchte die Herren au die 
Spirituöftener erinnern. Der Verkauf don Spiritus im 
Ktleinhandel ift heute auch nicht freigegeben, fondern wer 
den Schnaps ausſchänken will, bedarf der Sonzeffion. 
Ebenſo iſt es beim Salz. Das Salz ift ebenfalld ver: 
fteuert, und wer benaturirte® Sal; verkaufen will, das 
feiner Steuer unterliegt, muß dazu die Genehmigun 
haben. Genau dasſelbe foll hier ftattfinden, und das i 
meines Gradtend zur Stontrole der Befteuerung dringend 
erwünfcht und nothwendig. Wie weit man dabei gehen 
ſoll, ob man in jedem Dorfe einen oder zwei Händler 
tonzeffionirt, das ift eine Frage, die man aus dem Wort: 
laute des Gefeges nicht enticheiden kann. Aber ich bin 
ber lleberzeugung, daß die Tendenz allerdings dahin geht, 
den Berfauf zu bejchränten, und ich glaube, es iſt auch 
beredtigt, daß man nicht jedem, der einfach die Finger 
danach auöftredt, jagt: du haft dad Net, nach wie vor 
Sacharin zu verfaufen. Ich glaube, wir werden in ber 
Kommiffion prüfen müffen, ob wir der Regierung gegen: 
über gewiffe Kautelen einführen ſollen, daß die Wahl 
derer, die fonzelfionirt werden, befonderd regulirt wird. 
Nber ich halte nicht dafiir, daß wir ben Grundgebanfen 
als ſolchen verwerfen jollten. Soviel id weiß, hat fi 
auch mit Ausnahme des Herrn Borrednerd niemand gegen 
ben Konzeſſionszwang ausgeiproden. 

Den Apothetenzwang hat die Regierung nicht auf: 
genommen, und ich möchte ihn auch nicht befürworten, 


— 


obwohl damit dem Worbilde der anderen Länder ent (C) 


ſprechend am leichteften etwas erreicht wiürbe. Aber da 
man nicht behaupten kann, daß Sacharin eine Ihädliche 
Subftanz ift, jedenfalld der Beweis dafür mangelt, jo ift 
der Ausweg, den die Regierung getroffen hat, ein ver- 
ftenertes Produkt nur demjenigen zum Verkauf zu über: 
tragen, bei denen eine gewiffe Sicherheit dafür vorhanden 
ist, daß fie, den Intentionen der Steuerbehörden entſprechend, 
den Berlauf vornehmen und nicht geichmuggelte und 
underfteuerte Waaren verkaufen, der richtige Ausweg. 
(Sehr richtig!) 

Ich will auf weitere Einzelheiten jest nicht eingehen. 
Sin der Kommiſſion wird es möglich fein, etwas heraus- 
zuarbeiten, was den Wünſchen des Reichsſtags und dem 
Intereſſen des Reichs entipridt. 

Noch eins! Wenn der Herr Abgeordnete Wurm ges 
meint hat, es ſei ein negatives, ein Antifinanzgejeg, jo, 
glaube ich, überfhägt er bei weitem bie Unkoſten, die es 
macht, die Kontrole durdzuführen. Das, was bier von 
den zwei Sacharinfabrifen gefordert worden ift, die fait 
ausschließlich für die Herftellung von Sacharin arbeiten, 
und von den bier Fabriken, die es nebenher liefern, iſt 
im Vergleich zu dem, was man von dem großen Zucker— 
fabriten und Brennereien fordert, ganz minimal. Ich 
glaube, da3 fann man ohne weiteres verlangen. 

Daß das Geſetz danı vielleicht zu einer Beſchränkung 
des Konſums führen wird, gebe ich zu; aber ich bin der 
feften Heberzeugung, es fommt auf der anderen Seite dent 
Zuderfonjum und den Erträgen der Zuderftener zu gute, 
und es handelt ſich ſchon heute um viele Millionen, die der 
Staatötaffe dadurch entzogen werben, daß das Sacdarin in 
diefer Weife ftatt bed nahrhaften Zuderd genoffen wird. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege Belgien: Das Wort hat 

ber Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsjekretär 


des Neihsihagamts, Wirkliche Geheime Rath Freiherr (D) 


v. Thielmann. 

Freiherr v. Thielmann, Wirkliher Geheimer Rath, 
Staatöfekretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, bei dieſer Vorlage, die auf 
einem einftimmigen Beichluß des Reichstags fußt, hatte 
ih geglaubt einer allgemeinen Ginleitung entrathen zu 
fönnen. Ich würde aud) dad Wort nicht ergriffen haben, 
wenn der Herr Abgeordnete Wurm nicht foeben Dinge 
efagt hätte, welde mit der Haltung feiner Partei vor 
rei Jahren und mit feinen eigenen Aeußerungen im 
Widerſpruch ftchen. Ich will Ihnen nun einige Worte 
verleſen, die derielbe Herr Abgeordnete vor drei Jahren, 
am 29. April 1898, hier —— hat. Er ſagte: 

Wir find ja über den Verdacht erhaben, daß wir 
damit die Intereſſen der Zuderindnftriellen ver: 
treten wollen. Wir vertreten die Intereſſen der 
Konfumenten; denn wir find überzeugt — und 
die Erfahrung zeigt es —, dab durch Zufäße bon 
Sacharin die Waaren nicht verbilligt werden im 
Intereſſe der ärmıeren Sonfumenten 

(hört! hört! rechts), | 
fondern badurh mur unlauterer Wettbewerb ge: 
trieben wird gegenüber den Fabrikanten, welde 
nicht Sacharin, jondern Zuder verwenden. 

An einer anderen Stelle jagte derjelbe Herr Abgeordnete: 
Die Sacharinfabrifen haben dasſelbe Lebens: 
intereffe wie die Zucderinduftriellen, die ja aud) 
ihre Intereffen vertreten und fogar nad) Staats: 
jubvention fchreien. Aber hier liegen die Inter— 
effen des Publitumd doch nad der Richtung bin, 
dak man ganz energiih Front dagegen macht, 
daß bad Sacdarin an Stelle des Zuckers in uniere 
Nahrungsmittel eingeführt wird. 

(Hört! hört! rechts.) 


(B) verfauf bekommen? 
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(A) Ich glaube ſonach, daß die von dem Herrn Abgeorbneten 


Wurm bertretene Partei im ihrer prinzipiellen Stellung: 
nahme gegen den vorliegenden Geſetzentwurf allein bleiben 
wird. Aber es find auch ſeitens der Herren Nebner der 
anberen Parteien einige Ginwürfe gemadt worben, und 
wenn ich mir in biefen Stadium der Berathung auch 
verſagen muß, auf Einzelheiten einzugehen, die in der 
Kommiſſion viel freier und eingehender ſich würden er— 
an laffen, jo möchte ich doc einige Punkte herauss 
greifen. 

Der Herr Abgeordnete Sped fagte — wenn id wicht 
irre, war es am Scluffe feiner Rede —, daß es nützlich 
fein würbe, dad Geſetz zu befriften auf eine Neihe von 
Jahren. Das ift ein Borfchlag, dem ich fchon in dieſem 
gegenwärtigen Stabium der Berathung widerſprechen 
möchte. Wenn ein Geſetz ih auf die Dauer nicht be— 
währt, fo ift jederzeit die Möglichkeit vorhanden, es 
abzuändern; aber ein Gefeb, welches wir heute für noth— 
wendig halten, von vornherein auf eine kurze Reihe von 
Sahren — eine foldje hatte der Herr Abgeorbnete wahr: 
Icheinlid gemeint — zu befriften, halte ich für unpraltiſch, 
deswegen, weil man nothgedrungenerweiſe dann zu einem 
beſtimmten Termin gedrängt wird, die Geſetze entweder 
zu erneuern oder aufhören zu laffen oder abzuändern. 
Eine ſolche Berriftung auf einen beſtimmten Termin ift 
bei allen wirthſchaftlichen Gejegen außerordentlich ſtörend, 
nicht allein für eine Regierung, fondern ſämmtliche Kreiſe, 
welche an dem Stoffe des Geſetzes intereffirt find. Diefen 
Gedanten möchte ih Sie bitten zurüdzuftellen. Ob das 
Geſetz, wie Herr Abgeordneter Sped wünſcht, ſchon zum 
1. Januar ftatt am 1. April in Kraft treten kann, das 
ift eine offene Frage; darüber wird fih in der om: 
miſſion reben Laflen. 

Dann war von mehreren Rednern Die Trage geftellt 
worden: wer ſoll denn die Grlaubnik zum Sacdarin: 
Die einzelnen Perſonen und bie 
einzelnen Stlaffen von Perſonen kann ich Ahnen felbit: 
rebend nicht nennen; der Bundesrath wirb in den Aus— 
führungöbeltimmungen die Grenzen zu ziehen haben. Aber 
auf Seite 10 der Erläuterungen werden Sie finden, an 
weldhen Kreis von Berfonen im großen und ganzen bei 
diefer Borlage gedacht ift, nämlih am folche Perſonen, 
weldie burd ihre ganze Geihäftsführung eine Garantie 
dafür bieten, daß fie den Schmuggel nicht unterftügen 
werben, und welche fich die nöthige Kontrole werben ge= 
fallen lafien. Daß bei einem Handelsartikel, der burd 
das Geſetz gerade in feinem Berbraud beichränft werben 
ſoll, der Kreis dieſer Verfonen, die ein Gewerbe daraus 
machen werden und einen Vortheil darin zu finden hoffen, 
dad Sacharin zu vertreiben, kein unendlid großer fein 
wird, das glaube id) mit Beftimmtheit verfihern zu können. 
In größeren Orten werben es vielleicht mehrere Perſonen 
fein, in Eleineren ein oder zwei. Alſo daß durd) die Menge 
der Berfauföftellen und durch deren Stontrole eruftliche 
Schwierigkeiten entftehen können, das glaube ich als nicht 
wahrfcheinlich bezeichnen zu können. 

Nun war ſpeziell feitent des Herrn Abgeordneten 
Wurm auch darauf hHingewiefen worden, daß bie erften 
Stoften der Einrichtung der Stontrofe in den Fabrilken 
gegenüber dem vorausfihtlicen Ertrag der Steuer fehr 
erhebliche fein würden. Diefe Befürdtung, welcher bereits 
bon Herrn Dr. Paaſche widerſprochen worben ift, kann 
ich auch zurüdweilen. Ich habe mit den wenigen Fabri— 
fanten von Sacharin perſönlich verhandelt. Ginzelne von 
ihnen haben mir perſönlich gelagt, der Abſchluß ihrer be= 
treffenden Fabriktheile würde ſich ohne weitere große bau— 
lie Nenderungen heritellen Laffen. Andere fagten, die 
Räume zur Umwandlung des letzten Vorproduftes, nämlid 
des Sulfamids in dad Sacdharin, würden praftischerweife 
dann im ein befondberes Eleined Gebäude verlegt werben 


müffen. Koſten werben dadurch allerdings verurſacht; daß 
dieſe Koſten aber unerſchwinglich ſein werden, oder daß 
fie ben erwarteten Ertrag der Steuer zum großen Theil 
verſchlingen werden, dürfte auf feinen Fall zutreffen. 

Nun find hier verfhiedene Breie genannt worden und 
der niedrigfte vom Heren Abgeordneten Wurm, der Preis 
von 10 Mark. Mir haben vor etwa zwei Monaten — 
es kann auch einige Wochen länger her fein — Die 
Fabrikanten gejagt, daß fie bis jegt das Kilo zu einem 
Preife zwiſchen 20 uud, ich glaube, 28 Mark abgejeht 
hätten, daß aber neuerdings vom Auslande her, und zwar 
ipeziell von einer franzöfiichen Fabrik, Sacharin ſchon zu 
11 Markt angeboten würde. Es ftimmt das aljo mit den 
Angaben de3 Herrn Abgeordneten Wurm, daß ber Preis 
neuerdings auf 11 ober 10 Mark herabgegangen iült. 
Meine Herren, wenn der Preis eined chemiſchen Produftes, 
deſſen Urfprungsftoffe, wie das Toluol, felber feinen hohen 
Preis haben, im Laufe weniger Jahre von 150 auf 11 
oder 10 Mark herabgeht, fo ift mit großer Wahricheinlic- 
feit zu erwarten, daß er im den nächſten Jahren nod) 
weiter finfen wird. Ich erinnere nur an die Glühſtrümpfe. 
Die Glühftrümpfe often jetzt nur eimen Bruchtheil bon 
dem, was fie vor 10 oder 5 Jahren kofteten, und mit 
jeder Mark, um welche ſich der Engrospreis des Eacharin 
erniedrigt, wächſt bie Gefahr fir den Zuder, und wächſt 
die Nothwendigfeit des ihnen vorgelegten Geſetzes. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Eickhoff. 

Eidhoff, Abgeordneter: Meine Herren, wenn ber 
Herr Staatöfelretär joeben äußerte, er hoffe, der Herr 
Abgeordnete Wurm und feine Partei würden allein bleiben 
in ber Gegnerfhaft dieſem Geſetzentwurf gegenüber, To 
bedaure ich ihm jagen zu müſſen, daß er ſich im einem 
Irrthum befindet; denn auch meine politischen - Freunde 
find nicht in der Lage, für dieſes Gefeg zu ftimmen. Ich 
glaube fogar, daß auch nach mir noch ein Redner kommen 
wird, der den gleihen Standpunft theilt. Im übrigen 
habe ih feine Weranlaffung, mich in die Polemik ein: 
zumifchen, die fich zwifchen dem Herrn Kollegen Paaſche 
und dem Herrn Staatöfekretär auf der einen Seite und 
dem Herrn Stollegen Wurm auf der anderen Seite ent— 
fponnen hat. Ih freue mid, dab ber Herr Kollege 
Wurm heute denfelben Standpunft vertrat, der auch der 
meinige ift, und dem ja auch der Herr Kollege Sped im 
Anfang der Verhandlungen im wejentlihen Ausdrud ge: 
geben hat. Ich kann mich deshalb aud darauf be= 
Ihränfen, bie Gründe, die gegen dieſes Geſetz fprechen, 
noch einmal furz zufammenzufaffen. Bevor id mich aber 
biefer Aufgabe widme, möchte ih doch mit ein paar 
Worten auf die Entjtehungsgeichichte dieſes Geſetzes 
zurüdfommen; denn fie ift intereffant genug. 

„Steter Tropfen höhlt den Stein“. An Diejes 
pute, alte Sprichwort wird man umwillkürlich cr: 
nnert, wenn man die Warlamentsaften über bie 
Sacharinfrage auffhlägt und dann biefen Gefegentwurf 
zur Haud nimmt. Meine Herren, es war im Jahre 1895, 
al3 durch eine Petition des landwirthſchaftlichen Haupt: 
vereind der Stäbte Liffa, Frauſtadt u. f. w. zuerit eine 
„angemeſſene“ Beſteuerung des | Sacharind angeregt 
wurde. Diefe Betition wurde der Negierung einfach als 
Material überwiefen. Ende 1897 wurde derſelbe Gedanke 
dann weiter verfolgt, einmal durd eine Nefolution der 
Herren v. Plötz und Graf Garmer, bie einen „an: 

emeſſenen“ Zoll auf Sacharin und eine Fabrikat— 
* für die inländiſche Produktion verlangte, und 
ſodann durch jene lex Paaſche, die eine Verbrauchs— 
abgabe von 80 Mark pro Silogramm beftimmte, — 
— ſo, wie es in dieſem Geſetzentwurf geſchieht. 

eine Herren, aus dieſer lex Paaſche wurde bekanntlich 
nichts, ſondern ſtatt ihrer wurde jener Geſetzentwurf von 
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(A) dem hohen Haufe und den verbünbeten Regierungen guts 


(B 
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neheißen, ber im Juli 1898 in Kraft trat und ftatt einer 
—— lediglich eine Beſchränkung des Verkehrs, 
des Handels mit Saccharin, ſowie die Deklarations— 
pflicht vorſchrieb. Allein ſchon im vorigen Jahre hat 
bei der Gtatöberathung, wenn ich nicht irre, ber Herr 
Graf Stolberg bier erklärt, dieſes Gefe habe ſich nicht 
bewährt: es bebeute zwar einen erften Schritt, aber es 
müſſe, wie der Nebner fagte, dieſem erften Schritte balb 
ein zweiter folgen; das einzige Mittel au Befeitigung 
der Schäden, die bad Sacharin herbeiführe, ſei ber 
Apothelenzwang und bie Nothwenbigkeit ärzt— 
liher Verordnung. 
(Sehr richtig! reits.) 

— Sehr richtig! rufen Sie natürlich. 

Meine Herren, ein gleihlautender Antrag der Herren 
v. Levetzow und Stlindomftroem verlangte dann befanntlich 
in Verbindung mit den Tplottenfteuern die Befteuerung 
des Sacharind in einer ber —————— Zuder: 
ftener und ber Süßkraft der fünftlihen Süßftoffe 
entfprehenden Höhe. Diefer Antrag wurbe, wie Sie 
fi erinnern werben, im November vorigen Jahres noch 
einmal wiederholt; aber der Herr Kollege Dr. Dertel, ber 
foeben „ſehr richtig!” rief, erflärte bei der Etatöberathung 
diejes Jahres: man mag beided machen, eine hohe Be: 
ftenerung und eine intenfive Verkehrsbeſchränkung. 
Meines Erachtens — fo fügte der Herr Kollege Hinzu — 
hat das Saccharin nur ein Griftenzredht in der Heilkunde. 

Meine Herren, num liegt der Gelegentwurf vor, ber 
in ber That „beided macht“ und an bie Stelle bed Ge: 
ſetzes von 18498 treten fol. 

Sp jehr ınan aber auch die Energie anerfennen muß, 
die bie Nechte dieſes hohen Hauſes bei der Verfolgung 
bed Sacharind gezeigt hat, fo wenig kann man ber 
Haltung der Regierung in bdiefer Frage Bewunberung 
zollen; denn fie ift thatfählih muthig immer weiter 
jurüdgewiden. j 

(Sehr richtig! Tinte.) 
1895, bei Berathung der erwähnten Petition, ließ fie noch 
erflären, daß bei der Geringfügigfeit der Sacdharin: 
mengen, welche nah den angeftellten Grmittelungen in 
ben inlänbifhen Verbraud übergehen, weder vom Stand: 
punkte ber Zuderinbuftrie, nod) von bem ber Finanz— 
verwaltung ein erhebliches Intereffe an einer Befteuerun 
des Sacharind zu nehmen fei. Dann aber ließ fie fi 
bereit8 im Jahre 1898, obgleih die ganze Produktion 
nad der amtlichen Statiftil, Die und heute vorliegt, da— 
mals nur 68868 Kilo betrug, gegenüber 17 bis 
18 Millionen Doppelzentnern Zuder, auf jene Verkehrs 
befhränfung ein, von ber ich vorhin jprad, und nun hat 
fie, um mit dem Herrn Sollegen Dr. Dertel zu reden, 
„beides gemacht“: eine hohe Beſteuerung und eine intenfive 
Verfehröbefchräntung. Freilich, Leicht ſcheint das ber 
Reichöregierung nit geworben zu fein. Denn nod im 
Februar d. J. fprah der Herr Staatöfelretär Freiherr 
v. Thlelmann von Meinungsverfchiedenheiten innerhalb 
ber verbündeten Regierungen; er meinte: 
Die einen jagen, wenn ftrengite Verkehrs— 
beſchränkungen eingeführt werben, jo genügt eine 
verhältnißmäßig nicht zu hohe Steuer; die andern 
fagen, ber Berfehr mit ſolchen Dingen, bie un: 
bemerkt, möchte ich jagen, von Hand zu Hand 
ehen können, läßt fid beim beften Willen nicht 
ontroliren: nehmen wir lieber eine hohe Steuer! 
Der Weisheit letzter Schluß bei der Reichsregierung aber 
war: nehmen wir beibeö! 

Meine Herren, ich habe ſchon erflärt, dab für meine 
politiichen Freunde dieſer Gejegentwurf unannehmbar ift. 
Es iſt ja möglid, daß man im Laufe ber Entwidlung 
der Produktion des Sacharins dazu fommen kann, eine 





Befteuerung beöfelben vorzunehmen, wenn dann nicht (O) 


längft ſchon die Zuderftener verſchwunden fein follte, was 
Ihnen, auf der redhten Seite des Haufes, ſicherlich auch 
nicht gerade unangenehm ſein wird. Allein das Prinzip, das 
man hier bei der Beſteuerung zu Grunde gelegt hat, 
halten wir für völlig falſch. Nach S 8 des Gefeges ſoll 
das Sacharin mit 80 Mark pro Silo beftenert werben, 
— entiprehend feiner Süßkraft und im Verhältniß zur 
Süßkraft bed Zuderd, bie weit ſchwächer ift; benn ein 
Hilo Sacharin erjegt bekanntlich 550 Kilogramm Zuder. 
Eine Steuer von 80 Mark auf das Hilo bebeutet aber 
den 400 fachen Betrag ber Verbrauchsabgabe auf 
Buder. Freilich, dem dem Abgeorbneten Grafen Kanitz 
und feinen freunden, und leiber auch dem Herrn —— 
Dr. Paaſche, wenn ich ihn recht verſtanden habe, iſt dieſe 
Steuer noch nicht hoch genug. Meine politiſchen Freunde 
ſtehen auf einem ganz anderen Standpunkt; wir find ber 
Anfiht, dab dad ganze Prinzip der Beftenerung ſchon 
darum eim ungerechtes iſt, weil Zuder und Sacdharin 
ih nicht auf eine gleiche Stufe ftellen laſſen: das 
Sacharin hat befanntlid, troß feiner hohen Süßkraft, 
feinerlei Nährwerth, ift alfo im Bergleih zum Zuder 
minderwerthig. Aber es ermöglicht doch den ärmeren 
Vollsklafſen, ihre Speifen und Getränte weit billiger zu 
verfüßen, als bied mit Zuder geſchehen kann. Darum 
befürdtet man auf jener Seite des Haufe, daß das 
Sacdharin dem Zuder bebeutend Konkurrenz made, und 
dem will man eben dur eine hohe Steuer vorbeugen. 
Nun hat ſchon der Herr Kollege Sped, wenn id 
nicht irre, jehr richtig bemerkt, daß das Gefet von 1898 
dieſe Befürdtung als hinfällig erwiefen bat. In ber 
That, meine Herren, der Zuderverbraud ift nur in ganz 
ern Maße von dem Sacdharinverbraud ab ängig: 
eide find im Lauf der legten Jahre geftiegen. Auf bie 
Steigerung des Zuckerverbrauchs wurde ſchon hingewieſen. 


Nach der Statiſtit, die dieſem Geſetzentwürfe beillegt, iſt (D) 


aber auch der Verbrauch von chemiſch reinem Süß— 
ftoff trotz der Beſchränkungen des Geſetzes von 1898 
bon 32 172 Kilo im Jahre 1898 auf 59510 Kilo im 
Jahre 1899 geftiegen. Zuder und Sacharin werben eben 
bon ganz verfihiebenen $tlaffen ber Bevölkerung verbraucht ; 
Sacharin dient außerdem Zweden, fir bie der Zucker 
gar nicht ober nur in geringem Maße verwendbar ift. 

eit mehr als vom Saccharinverbrauch ift ber Zuder: 
verbrauh abhängig von ber Höhe bed AZuderpreifes. 
Diefer Preis ift den Zuderintereifenten offenbar noch nicht 
hoch genug; denn der Zuderring ift doch nicht gefchloffen 
worben, damit ihm ſchließlich das Saccharin wieder die 
Preife verderbe! Alfo — fo Tautet dieſe Logik —: nieder 
mit dem Teufelözeug! befteuern wir es fo hoch, daß 
ed zu Grunde gehen muß! 

Meine Herren, es ift ſchon auf England Bezug ge: 
nonmen. Die Engländer haben —— jetzt, da ſie 
durch den ſüdafrikaniſchen Keieg in Gelbnöthe gerathen 
find, dazu ſchreiten müflen, eine förmliche ————— 
zu erheben. Dazu ſollen denn auch Zucker und Saccharin 
herangezogen werben. Nun wurbe vorhin ſchon auf biefe 
Steuer eremplifizitt. Nah einer mir vorliegenden 
Zeitungsnotiz aber ergiebt der für dad Sacdarin an: 
gegebene Sat in deutſcher Währung nur eine Steuer 
bon 125 Pfennigen pro Unze, während nad biefem Gefek 
dad Sacharin eine Abgabe von 225 — pro Unze 
treffen fol. Selbſt die Engländer in ihrer Gelb: 
bedräüngniß gehen aljo noch nicht einmal fo weit wie 
dieſes Geſetz. 

Aber damit uoch nicht genug! Die Beſteuerung ge: 
nügt den Herren brüben allein nicht, um den verfolgten 
Zwed zu erreihen. Am liebften hätte man es daher ge: 
jehen, wenn bie Herftellung des Sacharind überhaupt 
nicht im Deutfchland geduldet oder doc wenigitens ber 


(A) Berlauf des Saccharins 


Reichstag. — 79. Sitzung. Montag ben 22. April 1901. 


in bie Apothefen verbannt 
Diefe —— die meines Erachtens lediglich 
den Konlurrenzintereſſen ber Zuckerinduſtriellen entſpricht, 
beruht zügleich auf dem Grundirrthum, daß ber 
Genuß don Saccharin Gefunden unzuträglich ſei und 
nur im Intereſſe gewiſſer Kranken, der Diabetiker, 
ber Fettleihbigen, der Magenkranken u. ſ. w. geduldet 
werden dürfe. Dieſe Auffaſſung hat in anderen Ländern 
thatſächlich dazu geführt, die Herſtellung von Saccharin 
völlig zu verbieten. Meine Herren, früher konnte 
man vielleicht dieſer Anſchauung zuneigen, heute iſt das 
anders. Denn es iſt wiſſenſchaftlich in feiner Weiſe 
dargethan — das Reichsgeſundheitsamt hat es be— 
ſtätigt —, daß der Genuß von Saccharin gefundheits— 
ſchädlich ober auch nur verbauungsftörend fei, einerlei, 
in welden Diengen dasſelbe genoffen wird. Uebertriebene 
Mengen felbft ber beften Speifen ſchaden natürlich ftets 
der Gefundheit. Der PVerbrauh von chemiſch reinem 
Sacharin aber beträgt ſchon jetzt 59000 Kilogramm 
jährlich; das macht etwas mehr ald 1 Gramm auf den Kopf 
ber Bevölferung, ohne daß irgend welche ſchädliche Folgen 
hierbei hervorgetreten find. Auf agrarifher Seite be: 
fürdtet man natürlich, daß die Beichränkung, wie fie $5 
bed Gefeßed vorjchreibt, den Konſum auch noch ulcht 
wefentlich verringern wird, und deshalb verlangt man, 
daß da3 Sacharin nur nad) Vorſchrift der Merzte und 
nur in den Apotheken feilgehalten werben fol. Das hat 
Herr Graf Kanitz deutlich vorhin ausgefprohen. So weit 
hat bie Regierung allerdings nicht nachgegeben, ſodaß 
unfere Haudfrauen in Zukunft ihren Bedarf an Sacharin 
immer noch direkt aus den Fabriken beziehen können. 
Ih brauche ja nicht erſt darauf hinzumeifen, daß das 
Sacharin für die Zubereitung bon Konſerven und das 
Einkochen von Früchten, auch abgeiehen vom Preiſe, meit 
vortheilhafter als Zuder zu verwenden ift. 

Meine Herren, ich kann darauf verzichten, auf Einzel: 
heiten dieſes Geſetzes näher einzugeben; ih will nur 
einiged wenige noch kurz berühren. $ 23 ſchreibt einen 
ber Inlandsſteuer entiprehenden Eingangszoll vor. Wie 
dabei die Kontrole vom Reiche erfolgreich gehandhabt 
werben foll, bleibt vorläufig dad Geheimniß der Re— 
gierung- Es läßt ſich doc der Zollbehörbe unſchwer ein 

chnippchen fchlagen mit einem Artikel, ber jo leicht von 
Hand zu Hand geht, wie der Herr Staatöfekretär fagte: 
fhon in einem Doppelbrief von 250 Gramm Gewicht 
kann beifpieldweife jo viel Sacharin eingeführt werben, 
wie einer Süßfraft von 2'/, Zentner Zuder entfpridt. 
Auf Seite 35 der Begründung ift auch feitens ber Reichs— 
regterung ausbrüdlich zugegeben, daß die Berfendung nad 
dem Auslande Schon jegt vielfach in Briefeinlagen ges 
ſchieht, um eben der ausländifchen Verzollung zu entgehen. 

Auch auf den 8 6, der eine Gefängnißftrafe bis zu 
6 Monaten feftfegt für Zumiderhandlungen gegen die 
Beftimmungen der 88 2 und 5, will ich nicht näher ein: 
gehen. Die hohen Strafen find bekanntlich dem Nahrungs 
mittel- und dem beftehenden Sacharingejeg entnommen; 
fie gehen von ber Auffaffung aus, daß die Verwendung 
bon Sacharin bei der SHerftellung von Nahrungs- und 
Genußmitteln als Verfälſchung im Sinne des $ 10 
des Nahrungdmittelgefeges zu betrachten ſei. Ich meine, 
biefe Auffaffung jet zum minbeften etwas einſeitig. Will 
man das Publikum vor Täuſchungen bewahren, fo braucht 
man doc mur, worauf fchon der Herr art 5 Wurm 
hinwies, die Anwendung des Saccharins in der Nahrungs: 
und Genußmittelinbuftrie ernftlich unter Deflarationd> 
zwang zu ftellen, und erft bie IInterlaffung der Deklaration 
mag man meinetiwegen mit Freiheits- und Geldftrafen 
belegen. Mit gutem Humor wird in einer und zugegangenen 
Denkichrift an den Regensburger Reihdtag von 1594 
erinnert. Damals färbte man Wolle blau unter An- 
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würbe. 





wendung der in Deutichland fultivirten Waibpflanze; 
als dann aus überfeeifhen Ländern der Indigo nad 
Deutſchland kam, fegten e3 die damaligen Waidagrarier 
auf dem Reichstage zu Negendburg dur, daß der Ge- 
brauch des Indigos als „ſchädlicher, freſſender Teufels: 
und Corroſſipfarbe“ bei Todesſtrafe verboten wurde. 
Die Denkſchrift fügt dann freilich in bitterem Tone hinzu: 
Die Sitten find zwar heutzutage äußerlih etwas 
milder geworden; man wird aber nicht in Abrede 
ftelen können, daß die Beſchlüſſe gegen das 
Sacharin ſich nicht über das geiftige Niveau 
erheben, auf dem ſich diefer Beſchluß des Regens— 
burger Reichstages befand. 
Man kann den SFabrilanten von Saccharin dieſe bittere 
Sprache wirklich nicht verdenken. 

Meine Herren, alles in allem bin id der Anficht, 
daß fid) dieſes Geſetz, gegen welches ſich — das ift auch 
nod) nicht erwähnt worden — ſämmtliche Handeldfammerıt, 
mit Ausnahme von dreien, bie bei der Zuderinbuftrie be- 
fonders ſtark beiheiligt find — Braunſchweig, Hildesheim 
und Lüneburg —, mehr oder minder ſcharf erklärt haben, 
im Sinne ber Ngrarier und der Zuderintereffenten 
ebenfo wenig bewähren wird wie dad Geſetz von 
1898, troßden es ber Sacharininduftrie und dem 
Sackharinhandel immerhin große Schädigungen und Nach— 
theile bringen wirb. 

Eppur si muove! Der menfhlihe Erfindungsgeiſt 
läßt fih nun einmal auch durd die Künfte der Geſetz— 
gebung nicht in Feſſeln ſchlagen. Das Sacdarin if 
eine deutihe Erfindung. Mer weiß, wie bald — 
der Herr Staatöfetretär wies darauf fhon bin, wenn ich 
ihn recht verftanden habe — diefer Erfindung eine neue 
folgen wird, die mit dem Süßftoff aud) ben Nährftoff 
verbindet und jo einen vollftändigen Erfaß für Zuder 
bietet. Wie lange ift es denn überhaupt ber, daß in 
Deutihland Nübenzuder fabrizirt wird! 

Meine Herren, ih präzifire den Standpunft meiner 
politifhen Freunde biefem Geſetz gegenüber alfo dahin: 
bie Zeit zu einer Beſteuerung des Sacharind ſcheint ums 
heute noch nicht gekommen. Steht doch die ganze amt: 
lihe Statiftit über Produktion und Sonfumtion, über 
Aus: und Einfuhr des Sacdarind, wie jeder zugeben 
wird, ber die Begründung des Geſetzes gelefen hat, durch— 
aus auf thönernen Füßen. Daher tappen wir aud über 
die finanziellen Wirkungen dieſes Geſetzes völlig im 
Dunkeln; man weiß nidt einmal, ob bie Ginnahmen aus 
biefer Steuer überhaupt alle Mühen und Koften ber Kon— 
trole, die num in den Fabriken und an der Grenze ftatt: 
finden wird, aud nur einigermaßen verlohnen werben. 
Abgeſehen davon iſt dieſe Beltenerung nad unferer 
Meinung an fi eine viel zu hohe, bie Beichränfungen 
des Verkehrs neben bdiefer Steuer aber vollfoinmen un— 
gerechtfertigt. Für ein ſolches Ausnahmegeſetz zu 
Gunſten der Zuderinduftrie — denn das iſt dieſes neue 
agrariſche Geſetz — find meine politifchen Freunde nie 
und nimmer zu haben. 

(Bravo! links.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeorbniete Dr. Roeſicke (Haiferdlautern). 

Dr. Roefide (Haiferälautern), Abgeordneter: Meine 
Herren, id) fann den Herrn Abgeordneten Wurm in ber: 
ſchiedener Hinficht eines Irrthums überführen. Er hat gefagt, 
daß diefes Geſetz ganz im Gegenfaß ftände zu den Beichlüffen 
be3 Reichstags gelegentlih der Berathung eines Flottens 
geſetzes, wo wir ausbrüdlid beichloffen haben, daß die 
Mittel zur Dedung der Flotte nicht aufgebradt werben 
ſollen durch Erhöhung und Bermehrung ber indirekten, 
den Maflenverbraud belaftenden Neihsabgaben. Hier 
kann ih zunähft Herrn Wurm hoffentlich davon über: 
zeugen, daß feine Darlegungen nicht richtig waren, wenn 
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(Dr. Roefide [Kaiferslautern].) 


(A) er fie mit biefem Gefeh in Einklang bringen wollte. 


Id weife darauf hin, daß in dieſen Beſchlüſſen aus— 
drüdlic gefagt ift, es fol auf den Maflenverbraud eine 
Beftenerung nit gelegt werden. Mau wird uns micht 
fagen wollen, daß ber Berbraud an Sacharin ein Maffen- 
verbraud) ift. u 

Ferner 3 der Herr Abgeordnete Wurm vollſtändig 
überſehen, daß in dieſem Paragraphen nicht geſagt worden 
iſt, es ſollen etwa beſtehende Steuern auf den Maſſen— 
verbrauch abgeſchafft werden. Wenn wir aber heute der 
Sacdarinproduftion unbeſchränkten Lauf laſſen, jo be— 
ſchränlt deſſen Verbrauch die Einnahmen, die aus ber 
Zuckerſteuer erhoben werden. Es würde alſo geradezu 
heißen, beſtehende Steuern beſeitigen. Damals war das 
Intereſſe das, für die Koſten, welche die Flotte verurſacht, 
Mittel zu ſchaffen. Wären die Darlegungen des Herrn 
Abgeordneten Wurm richtig, fo würde ja der Reichstag 
gerade bon der entgegengefegten Auffaffung haben auss 
gehen müflen. j 

Des weiteren bat Herr Wurm gina überfehen, 
daß zu gleicher Zeit der Reichsſtag die Reſolution be— 
fchloffen hat, daß die Sacharinfteuer eingeführt werben 
fol. Die Refolution lautete damals: 

die verbündeten Regierungen zu erjuden: 
fpäteftend Anfangs der nächſten Seffion dem 
Reichſtage einen Gefegentwurf vorzulegen, 
durch welchen die Beftenerung bes Saccharins 
und ähnlicher Süßftoffe in einer ber beftehenden 
Zuderfteuer und der Süßfraft ber fünftlichen 
Eüßftoffe entiprechenden Höhe geſichert ift. 
Nad dem, was der Reichstag fo deutlich und klar aus: 
geſprochen hat, kann ich midyt recht verftehen, wie man 
hier zum Beweiſe dafür betonen will, daß das vorliegende 
Geſetz ber Auffaffung des Reichstags nicht entipridt. 
(Schr richtig! rechts.) 

Nun Hat der Herr Abgeordnete Wurm nod eine 
Neihe anderer Argumente angeführt, die ich mir erlaube 
kurz zu berühren. &o hat er zum Ausdruck gebradit, daß 
es fih um bie Befteuerung eines Genußmittels —— 
welches bie ärmſte Bepölferungsflaffe haben muß. Id 
ir nicht, wie die Herren von ber ſozialdemokratiſchen 
Barte gegen eine Beiteuerung dieſes Genußmittel3 fein 
fönnen. enn dieſes nicht befteuert wird, jo wird ber 
Konfum des Zuders weſentlich zurüdgehen. Die Fabrikation 
des Sacharind bedarf aber viel weniger Arbeitäfräfte 
al3 die des Zuderd. Wenn Sie alfo heute, wo bereit 
eine Kriſis in der Induſtrie befteht, wo fo viele Arbeiter 
nicht mehr in derfelben ihr Brot finden, einen neuen Weg 
befchreiten wollen, bie Arbeitögelegenheit noch mehr zu 
beihränten, fo, glaube id, widerſpricht das bem Biel, 
das die Herren ber jozialdemokratifhen Partei verfolgen. 
Ich möchte dem gegenüber herborheben, daß es wohl 
weder im Intereſſe der konfumirenden Bevölkerung nod) 
ber Arbeiter liegt, wenn hier die Herren bon ber linfen 
Seite gegen eine Beiteuerung des Sacharind ſich aus- 
ſprechen, ſondern daß lediglich großfapitaliftiiche Jutereffen 
dadurch gefördert werden 

(jehr richtig! rechts); 
denn Sie treten für die wenigen Fabrifanten in Deutich- 
land ein, welche dad Sacharin fabriziren, und die alle 
ganz bedeutende und jehr viclfeitige Fabritunternehmungen 
repräfentiren, die durdaus nicht jo übermäßig geſchädigt 
werben können. Ich fomme auf diefen Punkt noch ein- 
mal zurüd und möchte jegt nur hervorheben, daß demnach 
dieſe Darlegungen dod eigentlih mehr den Eindruck 
machen können, daß Sie nur etwas jagen, un den Leuten 
die Ueberzeugung beizubringen, daß ihre Intereſſen ges 
förbert werben follen, daß aber in Wahrheit nicht die 
Intereſſen der Maffe dadurch aefördert werben, fondern 
im Gegentheil nur die Intereſſen des Großkapitalismus. 


Reichstag. — 79. Sigung. Montag den 22. April 1901. 





Dann Hat Herr Wurm nod einige merkwürdige (C) 


Dinge behauptet; er meinte, bie Arbeiter und das ärmere 
Bolt ſollen dadurd, daß fie Sacharin kauften, mit dem 
geiparten Geld fih nunmehr andere Nahrungsmittel 
faufen. Mit dem gleichen Recht fünnte man jedes anbere 
Beifpiel vorbringen; man könnte ebenfo gut ben Leuten 
fagen, fie follten irgend ein anderes Mittel kaufen, was 
etwas billiger fei, um mit dem gefparten Geld fi} andere 
Nahrungsmittel zu faufen. Das find Beweile, Die gar 
feine Grundlage haben, mit denen man doc nicht ernſtlich 
hervortreten jollte. 
(Zuruf links.) 

Nun Habe ich nod) einen anderen Irrihum bes Herrn 
Abgeordneten Wurm zu berichtigen. Er meinte, das uns 
vorgelegte Geſetz wäre fo recht eigentlih auf ben Leib 
der Ngrarier gejchrieben, und wir könnten weiter nichts 
thun, als jauchzen und frohloden, daß und ein fo herr: 
lihed Gele gegeben worden ſei, deſſen Vaterſchaft 
noch dazu auf unferen verehrten Dr, Dertel zurüdgeführt 


wird. 

(Zuruf rechts. SHeiterfeit.) 
— Der Herr Abgeordnete Wurm hat das gejagt; id) 
fann e3 natürlich nicht wiffen! Ich muß dem Herrn Ab» 
georbneten Wurm verfihern, daß auch ich keineswegs 
volltommen einverftanden mit dieſem Geſetze bin. Ic 
muß e3 im Gegentheil nad) vielen Seiten fritifiren. 

Es ift durchaus nicht den agrartfchen Intereffen eut- 
ſprechend, nocd weniger entfprehend ben Intereſſen ber 
Konfumenten. Und das ift der fpringende Punkt. Bor 
allen Dingen verftehe ih ſchon nit in der Begründung 
bes Geſetzes, daß darauf hingewieſen wird, daß es ver: 
anlaßt worden ſei durch bie Beſchlüſſe des Reichstags. 
Wenn wir uns berechnen, was der Reichskaſſe an Ein— 
nahmen entzogen worden iſt dadurch, daß man das 
Saccharin ſteuerfrei hat in ben Verkehr kommen laſſen, 


fo fommen wir auf Summen, die, wenn wir und bie (D) 


Zahlen zu Grunde legen, bie die Regierung in ber Be: 
gründung giebt, 6 Millionen ausmachen 

(hört! hörtl); 
wenn wir aber die Zahlen zu Grunde legen, die bie 
Intereffenten geltend machen, bann fommen wir auf 10 Mil« 


lionen. 

„ (Hört! Hört!) 
(53 wäre demgegenüber unbedingt nothwendig geweſen, 
daß ſich das Reichsſchatzamt viel eher mit ber Frage be: 
ichäftigt hätte und aus fich heraus die Beſteuerung bed 
Sacharind ind Auge gefaßt hätte. 

Ih kann aud) nicht recht verftehen, wie uns heute 
ber Herr Abgeordnete Sped, der für das Zentrum geſprochen 
hat, hat zum Ausdruck bringen können, daß das Zentrum 
fih eigentlih mit dieſem Geſetze nicht einverftanden 
erflären könne, weil der Steuerfag bon 80 Mark pro 
Kilogramm chemiſch reinen Süßftoff ſchon zu hoch fei, ſo— 
daß er eine gewiſſe ablehnende Stellung gegenüber dem 
Geſetze einnahm. Es war gerade dad Zentrum, weldes 
es jeinerzeit mit gewünſcht hat durch Zuftimmung zu ber 
betreffenden Rejolution, daß ein Saccharingeſetz vorgelegt 
werden follte, und es auch mitwünfchen mußte, wenn es 
die wirthſchaftlichen Intereffen in unferem Deutſchen Reiche 
verfolgen will. Daß dad Zentrum jetzt eine andere 
Stellung einnimmt, ift mir nicht recht verſtändlich. 

Nun fagt die Begründung, fie wolle durch biefes 
Geſetz die mangelnde Ausführung des früheren Sacdharin- 
gejeßed ergänzen. Wie das dur die Beftimmungen des 
vorliegenden Entwurfs eigentlich gefhehen foll, ift mir nicht 
recht verftändlih. Wir haben in dieſem Geſetz zwei Begriffe, 
den Süßſtoff und die füßftoffhaltigen Zubereitungen. 
Dieje beiden Fabrifate jollen nicht verboten werden, da— 
gegen wird ber Zujat dieſer Stoffe zu den Nahrungs: 
und Genußmitteln verboten. Dieſe Beftimmung wird aber 


(A) 


(B) 
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(Dr, Roeficke [Kaiferslautern].) 
wieder dadurch durchlöchert, daß räumlich gewiſſen Fabriken, 
h. an gewiſſen Orten, die Produktion von ſüßſtoff— 
haltigen Nahrungs: und Genußmitteln freigegeben wird, 
und bieje erlaubte Produktion kann nunmehr frei in den 
Handel fommen; denn es wirb nur beſchränkt die Abgabe 
folder Nahrungd= und Gemußmittel, welchen gefegeswidrig 
Sacharin zugejfegt worden if. Dann giebt es in $ 4a 
eine weitere Ausnahmebeftimmung, die ich abfolut nicht 
verstehen kann. Es heißt da, es ſoll aud; dann erlaubt fein, 
Sacdarin zujufegen, wenn für bie Seritellung von 
Nahrungs: und Genußmitteln die Hinzufegung von Süß— 
ftoff au8 einem bie Verwendung von Zuder ausichließenden 
Grunde erforberlih if. Das ift mach der Begründung 
beöhalb in das Geſetz hineingeftellt worden, weil e3 nad) 
ber Behauptung der betreffenden Intereſſenten nothwendig 
fei. Die Begründung giebt aber jelbit zu, daß dieſe Be— 
hauptung im feiner Weife erwiefen ſei. Ich kann nicht 
recht verftehen, wie in einen Gejegentwurf als Unterlage 
für gewiffe Beftimmungen unbewiejere Behauptungen bon 
Intereſſentenkreiſen genommen werben können. Cine 
a Beltimmung kann mad meiner Ueberzeugung nicht 
n das Geſetz hineinkommen. Wie man nun aber mit 
einem Gefete, dad die Möglichkeit giebt, daß an bes 
ftimmten Orten Nahrungs: und Genußmittel mit Süß— 
ftoffen frei gemifcht werben können, verhindern will, daß 
auch dieſes Geſetz Lediglich ein Schlag ins Waſſer iſt, ift 
mir ebenfall3 nicht klar; denn ebenſo wie das frühere 
Geſetz es 3. B. beim Bierabfat zuließ, daß doch der Süßftoff 
in irgend einer Form an die Konſumenten fan, damit 
biefe jelbft den Zuſatz zu ben Nahrungd- und Genußs 
mitteln machen konnten, jo giebt auch das neue Geſetz 
hierzu Gelegenheit; ich fehe feine Beitimmung, die das 
verhütet. Ya, gerade 3.8. Konſervenfabriken können ſich 
in die Kurorte a in denen bie gewerbömäßige Her: 
ftellung von füßftoffhaltigen Nahrungs: und Genußmitteln 
erlaubt ift, damit fie dort ihre Konſerven mit Sacdarin 
berftellen und von dort ben Hanbel mit diefen Konſerven 
im Deutſchen Neiche betreiben. Deshalb fann ih hier 
eine Sicherung abjolut nicht finden. Für mid fann ich 
eine Sicherung nur finden, wenn bad ausgeführt wiürbe, 
was und Herr dv. Thielmann jelbft feinerzeit gefagt hat; 
er jelbft hat in einer Reichsſstagsſitzung darauf hingewieſen, 
daß die einzige Möglichkeit, dad Sacharin genügend zu 
fontroliren, die fei, daß man den Nezepturgwang einführe, 
es aljo lediglich in die Apothelen verweift. Ich finde 
2 einen ungeheuern Unterſchied zwiſchen Wollen und 
ollbringen. Herr dv. Thielmann felbft hat und darauf 
bingewiejen, Refolutionen, die ber Reichstag gefakt hat, 
haben chbenfall davon Akt genommen, und heute, wo ein 
bezügliches Gefet Giltigkeit erlangen fol, weiß man nichts 
mehr davon, weilt die Regierung dieſe Muffaflung zurüd. 
Ich glaube, daß die Schwierigkeiten der Kontrole bei ber 
Berzollung an ber Grenze gar nicht anders bejeitigt 
werben können ald durch Einführung des Nezepturzwanges; 
denn wenn ohne benfelben Sacharin über die Grenze zu 
uns fommt, jo kann felbit in Fällen von Verdacht gegen 
Dan Verfonen, die Sacharin in Befig haben, eine 
Ueberführung gar nicht ftattfinden, daß fie ed befraubirt 
haben; benn es fann ihnen niemand nachweiſen, daß fie 
das Produkt fi nit im berechtigter Weiſe bejorgt 
haben. Wenn fie aber einen Erlaubnißfchein beibringen 
müffen, werben fie ohne Schein allemal überführt fein, 
daß fie ein defraudirtes Prodult befigen. 

Was die Höhe der Steuer betrifft, jo hat ba ber 
Herr Graf v. Kanitz ja gefagt, er könne ſich im all: 
gemeinen mit biefer Höhe einverftanden erflären. Ich 
bebauere, daß ich dem verehrten Herrn Abgeordneten hier 
nicht beitreten kann, und ich fann hier wiederum den 
Herrn Kollegen Wurm darauf hinweiſen, dab auch in 
biefem Punkte bie Agrarier und diejenigen, bie für bie 
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Konſumenten eintreten, gar nicht im Einverftändnik mit (C) 


dem Borfchlag der Regierung fein können. Mir können 
doch eine beitimmte Steuerfaghöhe nicht beliebig aus der 
Zuft greifen und eine x-beliebige Zahl für die Beſteuerung 
eines Gegenſtandes einfegen; wir müffen beftimmte logiſche 
Grundlagen und Stonfequenzen haben, aus denen wir fie 
herleiten. Woher wollen wir bier den Steuerfaß her: 
leiten? Die linterlage giebt allein doch die Süßkräft der 
betreffenden Stoffe, die wir beftenern wollen. Wir haben 
als Unter: und Grundlage dafür den Zuder, beziehungs- 
weiſe deffen Süßitofftraft. Die Beſteuerung der anderen 
Süßſtoffe muß fih prozentual hiernach richten. Wenn 
num die Regierung felbft in ber Begründung fagt, daß 
die Suüßkraft des Sacharind bereit jetzt das 550fache 
des Zuders ift, jo verftehe ich nicht, wie man bamit auf 
einmal nur zu dem Sag von 80 Mark kommt. Ich 
meine, man folle hier unter allen Umftänden logifch und 
fonfequent fein und thatfählih in Anwendung bringen, 
wa3 jeinerzeit der NReihstag ausdrücklich gewollt hat. 
Er wollte hier eine prozentuale Beſteuerung mit Nüdficht 
auf das Berhältniß der Sühfraft der einzelnen Probufte. 

Menn nun gar die Begründung berborhebt, daß es 
deshalb nicht zwedmäßig ſei, biefen Steuerfat, der 
110 Markt per Silogramm betragen würde, hier zur 
Geltung zu bringen, jo kann id) den Grund, ben fie da— 
für anführt, in feiner Weiſe theilen, und ich glaube, daß 
auch die Linke mit mir darin volllommen übereinftimmen 
müßte. Denn es wird ald Grund angeführt, der Ge— 
braudöwerth des Zuderö fei ein höherer, und weil ber 
Gebrauchswerth des Zuders ein höherer jet, müfle man 
das Sacharin, das nicht diefen Gebrauchswerth habe, 
niedriger beſteuern. Meine Herren, das iſt gerade das 
Gegentheil von dem, was wir hier als Grundſatz an— 


erkannt haben. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Wir wollen Nahrungsmittel nicht beiteuern, refp. nicht (D) 


fo hoch befteuern, ja fogar die Steuer herabjegen. Das 
Nahrungsmittel ift hier der Zucker. Nun fol das 
Nahrungsmittel höher befteuert werden als das Surrogat, 
das Sacharin, und Iebiglih deshalb, weil ber Zuder 
mehr Nährwert hat ald das Sacdharin, das Iebiglid) 
ein Genußmittel ift! Ich kann hierin eine logiſche Kon: 
fequenz nicht finden. 

Ih muß dem Ye Vorredner gegenüber ausdrüd: 
li hervorheben, daß wir allerdings hier die Befeitigung 
reipeftive bie wefentlihe Einſchränkung der Sacdarin- 
fabrifation haben wollen, und zwar deshalb haben wollen, 
weil das Sacharin ein Surrogat if. Wir haben im- 
Deutihen Neid feine Veranlaffung, fortgefegt in weit: 
gehenditer Weiſe die Surrogate zu ſchützen und zu fördern. 
Nein, meine Herren, wohin follen wir fommen, wenn wir 
fhließlih im Deutihen Reid nur die Surrogate groß- 
ziehen wollen und das echte Produkt zurüditelen? Wir 
haben im allgemeinen Intereſſe der Konfumenten, ber 
—— der arbeitenden Klaſſe unſere altbewährten 

nduftrieen zu erhalten und die Surrogate zurückzu— 
drängen! 

Was fteht denn überhaupt in Frage? Man foll ſich 
bergegenwärtigen, was bei der Sacharinfabrifation für 
Werthe in Frage kommen, und was für Werthe bei der 
Zuderfabrifation, die in erfter Linie durd das Saccharin 
verdrängt wird! Meine Herren, bie Zuderprobuftion iſt 
die größte landwirthſchaftliche Produktion, die wir fu 
Deutichland haben: fie ftellt einen jährlihen Werth von 
510 Millionen Mark dar. Demgegenüber ift die Pro- 
duftionshöhe des Sacharind verihiwindend. Die Zuder: 
induftrie hat fid) gefallen Laffen müffen, daß man ihr eine 
Steuer in Höhe don 109 Millionen Mark auferlegte. 
Demgegenüber ift das, was der Sacharinproduftion aufs 
erlegt iſt, bis dato Null geweſen: bie Sacharinproduftion 
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(A) war ohne jede Beſteuerung. Wo mun eine Steuer auf 


Sacharin gelegt werben foll, jagt der Herr Abgeordnete 
Wurm, man follte nur bedenken, daß Hier die achtfache 
Belteuerung auf ein Prodult gelegt werden würde. a, 
meine Herren, wenn es fi) aber um bie Beftenerung des 
Spiritus, des Branntweind handelt, da finden die Herren 
feine Steuer hoch genug, die ihm auferlegt wird; da iſt 
das alles ganz felbftverftändlih und ganz gerecht! 

Nun, meine Herren, vergegenwärtigen wir und, wie 
heute bereitö die Sacharinproduftion die Landwirthſchaft 
geihädigt hat. Die Produftion des Sacharind, die heute 
beiteht, repräfentirt, in Zuder umgefett, 876 000 Doppel: 


zentner 
(hört! Hört! rechts), 
und wenn Sie annehmen, daß 8 Doppelzentner Rüben 
einen Doppelzentner Zuder ergeben, und weiter annehmen, 
daß auf einem Morgen Land im Durdichnitt 140 Zentner 
Rüben wachen, jo bedeutet dieſe Sacharinproduftion bie 
Zuriiddrängung von 100000 Morgen Nübenboden. 
(Hört! hört! rechts.) 
Ya, meine Herren, find daran nicht ebenfo qut die Konſu— 
menten, nicht ebenfo gut die landwirthſchaftlichen Arbeiter 


intereffirt? 

(Sehr redjt3.) 
Doch in hohem Maße! Und ich verftehe daher von ben 
Herren von ber Linken nicht, daß fie einfeitig hier im 
Intereſſe einiger Fabriken handeln! Welche können denn 
in Frage fommen? Es fonımen lediglich 6 Fabriken in 
Belradt, die Sacharin produziren 

(jehr richtig! rechts), 
und bon diefen fabriziren bie meiſten das Sacharin nicht 
ald einziged Produkt, jondern als Nebenartifel, ſodaß 
es fi alio nicht fo fehr darum handelt, ob dieſe Fabri— 
fation eingefchränft wird oder nidt. Es kommen bie fehr 
potenten Fabriken von Fahlberg, Lit & Go., Salbfe- 


(B) MWeiterhüfen a./E., die chemiſche Fabrik von Heyden in 


Dresden, Friedr. Bayer & Go. in Elberfeld, Meiiter, 
Lucius und Brüning in Höchſt am Main, Staßfurter 
Chemiſche Fabrik vorm. Vorfter & Grüneberg in Betradit. 
Ih glaube doch, daß wir feine Veranlaffung haben, zu 
beforgen, daß diefe Fabriken durch die Einſchränkung 
ihrer Produktion benadhtheiligt werben, fondern wir haben 
doch viel mehr Intereſſe daran, daß in Deutfchland bie 
Surrogatfabrifation nicht überhandnimmt, wodurch bie 
Arbeitögelegenheit vermindert wird. Wir haben viel mehr 
ntereffe daran, daß das Volt, wenn es Zuder haben 
will, ihn auch unverfälicht befommt, daß es im weiteften 
Make Gelegenheit hat, dieſes gute Nahrungsmittel zu 
faufen, und daß ihm nicht, wenn ich jo fagen darf, ftatt 
Brot Stein gegeben wird. Wie groß der Nährwerth des 
Zuckers ift, hat Ihnen fchon der Herr Dr. Paaſche nad): 
gewiefen, wie auch gerade Diejenigen Vollskreiſe, bie 
heute geneigt find, Sacharin zur Sinderernährung zu 
faufen, ohne daß fie cd wiſſen, ihre Kinder jchädigen, 
indem fte ftatt des nahrhaften Zuckers Sacharin ver: 
wenden. Es ift nicht unmöglich, daß gerade damit ein 
Prozentfag der großen Kinderſterblichkeit zuſammenhängt. 

Meine Herren, jeit Jahren fpielt die Frage ber 
Zuderbeftenerung eine Nolle in ber öffentlichen Diskuffion, 
und in der Zwiſchenzeit hat bie Süßkraft des Saccharins 
immer mehr zugenommen, ſodaß wir heute ſchon Süß: 
jtoffe haben, die nicht nur das 650fache, fondern das 
700fache der Süßkraſt des Zuckers erreihen. Deshalb 
fünnen wir unter feinen Umftänden einen feſten Steuerfaß 
annehmen, ſondern e3 muß beftimmt werden, daß bei ber 
entfprehenden Erhöhung der Süßkraft des Süßſtoffes 
aud) die Steuer ſich erhöht. 

(Sehr gut! rechts.) 

Seit langen Jahren haben wir auf dieſe Materie hinge— 
wiejen; man hat darüber geiproden und fich gewundert, 
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daß diefe Wünſche nicht endlich von ber Negterung auf: 
gegriffen und zu einem Gejekentwurf verdichtet wurben. 
Endlich kommt der Entwurf. Inzwiſchen hat ſich bie 
Sacharinprobuktion außerordentlich gefteigert, wie dies 
felbft in der Begründung bargelegt it. Was für einen 
Sinn hat eö denn, erft eine Produktion ſich entwideln zu 
laflen, die man von vornherein al3 nicht berechtigt an 
fehen muß, fie zu fördern, und wenn fie gefördert ift, mit 
dem Argument zu kommen, bier finb fo viel Intereſſen 
betheiligt, bier können wir nicht mehr hindernd eingreifen! 
Das verftehe ich einfach nit. Wir haben jcht vielfach 
dieſe Entwidlung in unferem politifchen Leben: ein großes 
Wort, eine große Idee wird ausgeiprodhen, von allen 
Seiten ergehen Anregungen, die betreffende Frage zu be— 
haudeln, Ichhaft und mit Aufwand von großer Kraft 
wird fir und gegen gearbeitet und gewirkt, und wenn 
dann alles fo weit ift, daß die Ideen ſich zu Thaten ver: 
dichten follen, dann ift Alles verſchwunden, es bleibt 
beim Alten und man ift nod) vergnügt, daß man nidts 
erreicht hat. Da machen es andere Völler anders. Hier 
bei uns macht es den Eindruck — id kann mid dem 
nicht erigiehen —, bie Regierung ſcheut ſich feit zuzu— 
greifen, fie ſcheut fich, fich die Folgen ihrer erften Hand» 
lungen zu ziehen. Wir haben es damit zu thun, daß fie 
anfcheinend nicht bereit ift, auf ben Bismardiden Stand» 
punkt des Schußes der nationalen Arbeit mit Energie zu 
treten. In anderen Ländern wird es anberd gemadıt. 
In England hat man in drei Tagen mit ben boftrinärften 
Anfhauungen gebrohen. Am 17. April kommt die Vor: 
lage über bie neue Zuderftener, am 18. April wird fie 
beichloffen, am 19. April ift fie Geſetz. Menu wir hier 
fo arbeiten würden, fämen wir viel weiter; aber bei uns 
ift die Signatur Verfchleppung, und dabei reiben ſich die 
beiten Kräfte auf. Aus bem Grunde bebaure ich auch, 
dab man auch hier nicht die Kraft in fi gefühlt Hat, 


ein Geſetz zu ſchaffen, welches einen entichiebenen Werth (D) 


bat; denn mit einem Meittelding, mit Pfläſterchen ift 
nichts zu machen. Wil man einmal einen Grundſatz zur 
Geltung bringen, fo foll man ihn auch fonfequent durch- 
führen und davor nicht zurüdichreden, dies zu thun. 
Aber grundfägliche Aufgaben aufzuftellen und dann mur 
zaghaft an ihre Löſung heranzugehen, immer einen Schritt 
borwärt3 zu maden und zwei Schritte zurüd, das ift 
nad; meiner Auffaffung nicht dasjenige, wad wir im 
Intereſſe der Staaten wünfchen können. 

Ich hoffe, daß in der Kommiliion das Geſetz bie 
Form erhält, die es nad meiner Weberzeugung haben 
müßte, um richtig zu wirken. 

(Bravo! rechts.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: Meine Herren, biefed Geſetz 
ſcheint doch nicht der Einmüthigkeit zu begegnen, welche 
man daraus fchließen möchte, daß verſchiedentlich der 
Neihdtag in Nefolutionen und Gefegentwürfen fi fir 
ben Erlaß eines ſolchen Geſetzes ausgeſprochen hat. 

(Sehr richtig! ig 

Wir haben die verihiedenften Gegner dagegen. Die einen 
wollen das Gejeg mildern. Der Herr Kollege Sped hat 
biefe Auſicht vertreten. Die anderen wollen bon bem 
Geſetz durchaus nichts wiſſen, infoweit es Verihärfungen 
gegen bad Geſet von 1898 enthält. Eine dritte Gruppe, 
die ihren eifrigften Vertreter in bem Herrn Kollegen 
Roeſicke (Saiferälautern) gefunden hat, will dad Geſetz jo 
—5 daß es den Intentionen des Reichsſstags in einer 
eziehung abſolut nicht entſpricht. Mit beſonderer Leb— 
—— hob der Herr Kollege Roeſicke hervor, daß ber 
teihötag eine Steuer auf Saccharin — eine einträgliche 
Steuer, nehme ih an — verlangt habe. Er redet aber 
gerade gegen die Steuer; denn wenn basjenige, was er 


= 


C) 
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(Schraber.) 


(4) verlangt, — wird, wenn das Saccharin nur in | Wenn Sie dieſes Quantum mit den übrigen Nahrungs- (0) 


Apotheken verkauft wird, dann iſt überhaupt feine Ver: 
anlaffung mehr dazu vorhanden, eine Steuer auf das 
Sacharin zu legen; denn dieſe Steuer wirb abjolut nichts 
einbringen. 

Wenn ih nun auf die Sache felbft eingehe, fo kann 
ich nicht verhehlen, daß id) zu denjenigen gehöre, welche 
biefem Geſetz prinzipiell entgegen find, prinzipiell infofern, 
als das Geſetz fich darauf richtet, eine neu entitandene 
und fich entwidelnde Induſtrie zu Gunften einer anderen, 
beftehenden Induftrie zu befeitigen; denn darauf geht im 
Grunde aud die Regierungsvorlage hinaus. Na der 
Regierungdvorlage bleibt für das Sacharin eine Ber: 
wendung nicht weiter übrig, als einmal zu ſolchen Zweden, 
zu denen Zuder nicht verwendet werben kann, und das 
werben nur fehr wenige Zwede fein. Die Zwede find 
und nicht einmal angegeben und können aud wohl faum 
angegeben werben. Damı käme noch die Verwendung für 
bejtimmte Krankheiten hinzu und endlid die Verwendung 
zum Hausgebrauch. Wenn Sie die Verkehrsbeſchränkungen, 
wie fie geplant find, anfehen, jo werden Sie ſehen, daß 
von dem Hausgebraudh auch nicht mehr die Rede fein 
fan; dem es werben nur wenige im Stande fein, ſich 
für den Hauögebraud) Sacharin zu verſchaffen, wenigſtens 
nit dann, wenn bie Maßregeln, bie hier geplant find, 
die Wirkung baben, die beabfihtigt wird. Ich fürchte 
allerdings, daß fie die Wirkung nicht, wenigftend nicht in 
vollem Maße, haben werben. 

Man will aljo eine Induſtrie befeitigen, gegen bie 
man gar nichts weiter jagen kann, ald daß fie einer 
anbern Inbuftrie Konkurrenz macht, einer Induſtrie, Die 
behauptet, fie fei bie austchliehlic berechtigte. Wenn 
man das in früherer Zeit auf die Zuckerinduſtrie ange: 
wendet hätte, dann würde fie heute nicht beftehen; denn 
als bie Nübenzuderinduftrie entſtand, lieferte fie ein 


(B) elendes Surrogat für den Rohrzucker. 


(Sehr richtig! Tinte.) 
Ih bin zu ber Zeit noch jung geweien, alö der Rüben— 
zuder eingeführt wurde, und weiß, mit welder Verachtung 
man ihn zurückwies, weil er elend jchmedte und minder: 
werthig war. Nun ift die Rübenzuderinduftrie entwidelt; 
an ihr hat es fich gezeigt, wie gut es ift, eine neu ent- 
ftandene Induſtrie ſich frei entwideln zu laſſen. 

Nehmen Sie einen anderen Fall, meine Herren, der 
augenblidlich fpielt! Wir haben eine Beleuchtungsinduſtrie, 
bie Gasinduftrie, eine hochentwickelte, außerordentlid) 
nützliche Inbuftrie, bie nebenbei für viele noch den Vorzug 
haben wird, daß fie in großem Umfange von ben Kom— 
munen betrieben wird, alfo nicht in dem Hänben des 
boshaften Großfapitald Liegt. Diefer Induſtrie wird 
nun Konkurrenz gemacht von dem Spiritus. Herr Stollege 
Roefide, die Spiritusbeleuchtung und die traftverwendung 
von Spiritus iſt genau ein ſolches Surrogat gegenüber 
dent Gas, wie hier bad neu erfundene Sacharin 

(ſehr richtig! Links) 
eine Konkurrenz ift gegen ben Zucker. 

Mit demfelben Rechte würde man auch in ber Lage 
fein, die Spiritusinduftrie durch eine viel höhere Brannt: 
weinftener ald heute und durch Verkehrsbeſchränkungen 
zu Gunften der Gasinduſtrie zu befeitigen, wie man es 

ei der Sacharininduftrie will. Und dod erzeugt dieſe 
ein Produft, das, wie feitfteht, abſolut nicht geſundheits— 
gefährlich ift und in einer Beziehung ben Dienft bes 
Zuderd erfüllt, nämlih in der Wirkung, zu füßen; bie 
Nährkraft des Zuckers ift dagegen in dem Sacharin nicht 
enthalten. Ueberſchätzen wir aber doch dieſe Nährkraft 
niht! Ich geftehe gern zu, daß ber Zuder fehr gute 
Nahrungsftoffe enthält; aber vergeffen Sie doch dabei 
nicht, wie wenig Zuder wir verzehren. Nach der Statiftit 
verzehrt die Bevdlferung pro Kopf 15 Kilogramm Zuder. 


ftoffen vergleihen, welde die Menfchen aufnehmen, fo 
werden Sie fehen, wie wenig ins Gewicht der Nähıftoff 
des Zuders fällt. Ich bin durchaus der Meinung, daß 
ber Zuder vorzuziehen ift. Ich habe allerdings noch fein 
Saccharin gegeffen 

(Zuruf); 


aber id; glaube, ich würde den Zuder vorziehen, weil er 
allerdings noch ben Vorzug der Ernährung bat. Aber 
in dem Mate kommt die Nährfraft nicht in Betracht, wie 
man immer anninımt. 

Die Hauptfahe ift, dab unfere Zuderinduftrie feine 
Konkurrenz haben will von einem meuen Artikel. Diele 
Konkurrenz hat nun bis heute die Zucderinduftrie micht 
geihädigt; denn fie hat ſich fortwährend entwidelt. Wir 
find im furzer Zeit auf eine fehr viel höhere Produktion 
geitiegen, und daneben haben es die verehrlichen Herren 
Auderinduftriellen veritanden, außer den ihnen durch die 
Berhältniffe zukommenden Vortheile ſich noch einen ganz 
beſonders ſchönen Vortheil zu verſchäffen durch ihren 
Zuckerring. Künſtlich iſt der Preis in die Höhe getrieben, 
und jetzt ſollen wir ihnen helfen, den Preis hoch au 
halten, indem wir ihnen einen anderen Gegenftand volls 
ftändig befeitigen, ber ihnen Konkurrenz bringen könnte. 
Wenn übrigend als befonderes Verdienſt der Zuder: 
induftrie hervorgehoben wird, dab fie fo hohe Steuern 
trüge, fo möchte ich darauf hinweiſen, daß es nicht 
die Zuderinduftrie iſt, die die Steuer zahlt, fondern bie 
Steuerzahler. Die Herrn Zuderinduftriellen wiffen ihre 
Steuern wohl wieder zu befommen. Nach meiner Meinung 
it das Sacharin aber keineswegs fo gefährlich, wie die 
Herren annehmen. Es wird fich, wie bei manden minder: 
werthigen billigen Surrogaten zeigen, daß fie neuen Boden 
für den Zuder ſchaffen, indem ſolche Kreiſe, die bisher 
ihre Speifen nicht gefüßt haben, zum Süßen berfelben 
übergehen. Es 
einandergefeßt, dab grade in den ärmeren Streifen das 
Sacharin zuerft einmal bazu geführt hat, daß gewiſſe 
Speifen, Kaffee, Eichorie ꝛc. gefüßt werden. Dann wird 
man, wenn man fi überzeugt, daß ber Zuder wirklich 
fo viel beffer ift, dazu übergehen, an die Stelle des 
minderwerthigen Artikels den befleren zu fegen. Die Er: 
fahrung bat auch bewieſen, daß, obwohl das Sacdharin 
angeblid) in jo großen Quantitäten in Deutſchland erzeugt 
und verwendet wird, der Zuder dabei feinen Schaden 
erlitten hat, fondern vorwäris gegangen ift. 

Nun find zwei Mittel angewendet, um den Sacdarin 
entgegenzutreten. Einmal die Verlkehrsbeſchränkungen, 
bie iiber dad Maß des Geſetzes von 1898 weit hinaus: 
gehen, und bie nad) meiner Anficht in vollen Maße nicht 
durchführbar find und, wenn fie durchgeführt werben 
follten, eine unleidlihe Spionage zur Folge haben würden. 
Von anderen Artifeln unterfcheidet ih ja Saccharin 
dadurch, daß c3 ein außerordentlid geringes Volumen 
hat, ſodaß mit großer Leichtigkeit große Werthe, 
namentlih dann, wenn ber Werth durch Steuern nod 
erhöht ift, trandportirt und verftedt werden können, daß 
aljo eine SKontrole mit außerordentlihen Schwierigkeiten 
verbunden iſt. Nicht bezieht ſich dies auf die Kontrole der 
Tabrifen; denn dieſe Kontrole ift nicht beionders 
ſchwer durchzuführen, da es ſich um wenige Fabriken 
handelt. Aber die anderen Kontrolmaßnahmen werden 
große Schwierigkeiten bieten. Es ift allerdings, wenn 
man dazu übergeht, den Verbrauch des Sacdharin — 
benn darauf geht das Geſetz hinaus — zu bejeitigen, 
nothwendig, aud in dem Verkauf Beſchränkungen ein: 
treten zu laflen, und es wird aud nothwendig dazu 
fommen, daß man dem Berfauf nur wenige Stellen giebt. 
Der Herr Schagjekretär hat nicht die Güte gehabt, und zu 
fagen, wie man fi die Sache denft, ob man vielen, ob 
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(A) man wenigen den Verkauf übertragen wird. Ueberträgt 


man ihn vielen, jo ift bie Kontrole unmöglid; dann hat 
man jo viclNegiftratoren, Neviforen, Kalkulatoren u. |. w. 
nöthig, um die Stontrole zu führen, daß die Steuer fehr 
viel höher fein könnte und dennoch eufgeireffen würde, 
und es würde dadurch eine außerordentliche Beläftigung 
entftchen. Ich verweife immer darauf, daß es fih um 
einen hochwerthigen Gegenftand handelt, alfo die Frage 
der Defraude hier eine viel größere Rolle jpielt als beim 
Salz oder Brennfpiritus. Hier würden viel jchärfere 
und viel Leinlihere Maßregeln getroffen werben müſſen 
als bei ben bezeichneten Gegenftänden, wenn man nicht 
eben bie Beihränfung auf ganz wenige Stellen eintreten 
läßt. Dann, meine Herren, ift allerdings die Beſchränkung 
nichts anderes als ein Verbot des Verbrauchs, dann 
werben dieſe größeren Kaufleute nur etwa abgeben können 
an biejenigen, welche Nahrungsmittel für Diabetiker oder 
für beionderen Gebraud) herftellen. Das große Publikum 
wird überhaupt nichts davon haben. Ebenſo wird bie 
Unmöglichkeit vorhanden fein, den Zoll irgendwie ficher 
durchzuführen. Was in fo Heinen Quantitäten von hohem 
Weride eingeführt werben kann, das wird troß aller Bor: 
fihtsmaßregeln eingeführt werben. 
(Sehr richtig! links.) 
Sie können fchließlih nicht einen ganzen Gifenbahnzug 
körperlich unterſuchen 
(Heiterkeit), 


jeder Neifende, ber im Zuge figt, fanıı ein Quantum im 
feiner Taſche bei fi führen, das 80, 100 Mark ober 
mehr werth ift. Die —— iſt alſo außerordentlich 
groß, und wenn man einmal den Verſuch machen würde, 
auf dieſen Gegenſtand zu fahnden, würde man bald ſehen, 
daß es unmöglich iſt. Die Konſequenz würde fein, daß 
das, was an Sacharin noch verbraudt wird, dom Aus: 
land hereinfommt und nicht im Inland produzirt wird. 


(B) Wir würden alfo, wenn der Artikel von ſolchem Werthe 


ift, wie mande annehmen, ein großes Quantum vom 
Auslande annehnen. 

Nun die Steuer, meine Herren! Warum fol man 
nicht auf Sacharin eine Steuer legen wie auf anbere 
Gegenftände? Dagegen ift im Grunde nichts zu jagen. 
Aber warım fol die Steuer gerade entiprehend der Süß— 
fraft fein? Man pflegt doch ſonſt Steuern nad dem 
MWerthe deö Gegenstandes, der verftenert wird, zu bemeflen, 
und ih wüßte feinen Gegenftand in umferen Zolltarif, 
der nicht darnach befteuert wird. Aber felbftverftändlich, 
je höher die Steuer tft, deſto größer ift der Antrieb zur 
Defraudirung, deito geringer find bie Ausfihten auf die 
Einnahme aus der Steuer. Will man eine Steuer haben, 
fo muß man fie mäßig greifen und feine Verkehrs— 
beihränfung machen. Wenn der Artikel überhaupt nicht 
verbraucht wird, wird er nicht probuzirt, dann kanu feine 
Steuer erhoben werben, und nimmt man die Steuer zu 
hoch, jo wird man bie Probultion auch einfhränten und 
auf der anderen Seite die Defraude fürdern. Alſo 
werden wir immer dahin fommen, daß die Steuer feinen 
Ertrag hat. Will man feine Berkehröbeihränfung von 
biejer Art einführen und nicht in dieſer ige über 
das Gefeh don 1898 hinausgehen, jo wird man von 
einer mäßigen Steuer einen Ertrag haben fönnen, und 
dagegen fann man prinzipiell nicht3 einwenden. Wir be— 
fteern fo manche Gegenftände, warım nit auch Dielen? 
Aber gegen eine Beſteuerung, die nur darum geſchieht, 
um den Gegenftand totzufchlagen, müffen wir uns wehren. 

Die Konfequenzen, meine Herren, fönnen aud bie 
jenigen, welde heute für diefes Geſetz ſo ſchwärmen, ein: 
mal an einer empfindlichen Stelle treffen. Es können 
einmal andere Männer, andere Gefihtäpunfte maßgebend 
fein, und dann wird dad, was an biefer Stelle im Inter: 
effe der Agrarier angewendet ift, aud einmal gegen jie 
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angewendet werben Fönnen. 
fünnen einmal in bie Lage kommen, wie e3 beim Spiritus 
ſchon der Fall ift, neue Gegenſtände zu finden, auf bie 
Sie großen Werth legen, die Surrogate find, und bann 
wird man Ihnen vielleiht die Surrogate im Intereſſe 
einer begünftigten Induſtrie verbieten. Diefed ganze Ber: 
fahren, wie es in dieſem Fall eingeichlagen mwirb, wider: 
fpricht dem Grundſatz der Gerechtigkeit. Warum fol ein 
Staatsbürger verhindert fein, Dinge zu probuziren, deren 
Unſchädlichkeit feftjteht, Harmlofe, brauchbare, für viele 
unentbehrlihe Gegenftände? Das verbietet man, und ich 
frage: mit weldem Rechte kann man das verbieten? Mit 
demfelben Rechte kann man — und bahin möchte man ja 
am liebſten kommen — eine allgemeine SKontrole des 
Staates über unfere ganze Probuftion einführen, eine 
Kontrole, bei welcher, tvie das in vorigen Jahrhunderten 
allerdings der Fall war, ber Staat einfach ſagte: das 
und da3 ſoll fabrizirt werden, es foll fo und fo fabrizirt 
werben und ben und den Preis koften. Darüber finb wir 
hinausgewachſen. Allerdings möchten ſolche Grundſätze 
von dieſem und jenem immer noch augewenbet werben; 
fie anzuwenden ift aber unter unferen Berhältniffen voll- 
ftändig unmöglich außer in einzelnen Fällen, wo fie burd- 
führbar find, wenn eben die nöthigen Majoritäten und bie 
nöthige Geneigtheit der verbündeten Regierungen fid) 
finden. Aber dieſem Grundfage entgegenzutreten, meine 
ih, haben wir alle Veranlaffung, und darum werben ich 
und meine Freunde für dad Geſetz, jo wie es vorliegt, 
einzutreten feine Beranlaffung haben. 
(Bravo! links.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

Burm, Abgeordueter: Meine Herren, der Herr 
Staatöfefretär und der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche 
haben vorhin ſich bemüht, aus meinen Reden vom Jahre 
1898 feftzuftellen, daß ich damals einen anderen Stanb- 


punkt gegenüber dem Sacharin eingenommen hätte als (D) 


heute. Dieje Bemühungen find aber fehr fruchtlos ge- 
wejen, und wenn es ihnen gelungen ift, bier den Anjchein 
zu erweden, als ob meine damaligen Aeußerungen im 
MWiderfprud mit ben heutigen ftänden, fo gelang e3 ihnen 
nur dadurch, daß ſowohl, ſoweit ich Horte, der Herr 
Staatsſekretär wie der Herr Dr. Paaſche Stellen weg: 

gelafien haben von dem, was ich damals fagte. 
Zunächſt hat e3 fih damals um einen Gefegentwurf 
gehandelt, der ausdrüdlicd ſich beſchränkte auf den ge— 
werblidhen Vertrieb von Sacdharin, und dem gegenüber 
fagte ich allerdings am 26. Januar 1898 — es ift bad 

bie Stelle, die der Herr Staatsſekretär zitirte —: 
Mas werben Sie mit ihren 80 Mark Steuern 

per Silo erreichen? 

Aber ich fagte dabei aud, daB ih deswegen biele 
Steuer — für unzureichend halte, weil, wie auf Seite 664 
des ftenographifchen Berichts ſteht, ih fage: „es bleibt 
da immer nod ein fehr großer Nugen übrig; das heißt, 
der im großen arbeitende Betrüger wirde bad 
Sacharin troß der 80 Mark Steuer immer noch ver: 
wenden können.“ Der Betrüger ift nämlich derjenige, 
der gewerblid Sacharin an Stele von Zuder zu 
Nahrungs: und Genußmitteln verwendet. Heute handelt 
es fi außer dem gewerblichen Vertrieb noch um den 
Brivatvertrieb, und der Herr Staatsſekretär hat voll- 
ſtändig unrecht, wenn er bie Stelle, die id) damals gegen 
die Steuerhöhe augeſichts des betrügeriichen Zwecks, bei 
gewerblien Herſtellungen Sacharin Statt Zuder zu 
nehmen, gebraucht habe, auf das bezieht, um was es 
ih heute handelt. Vielleicht wird aber der Herr Staats— 
fefretär, was id) hier beifügen will, bei diefer Gelegenheit 
fi) das Stenogramm der damaligen Sigung genauer 
anfehen und auch anfehen, was er damals geſagt hat, 
und ba wird er finden, daß er damals gegen .die heutigen 


Auch Sie (nad) rechts) (C) 


(A) Motive ber Negierungdvorlage geſprochen hat. 
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(WBurm.) 

Gr hat 
nämlih damals erklärt, daß ein Zoll unmöglid fei. 
(Hört! hört! lints.) 

Wörtli hat der Herr Staatdfelretär damals gefagt: 
Ob eine Zollkontrole möglid ift, wie Herr 
Paaſche anzunehmen geneigt ift, ſcheint mir doc 
einigermaßen fraglid. Gin Gegenftand, bei bem 
da3 Hilogramm mit 80 Mark Zoll belegt ift, 
findet zu leicht über die Grenze Eingang. 

(Hört! hört! links.) 

Alfo der Herr Staatöfetretär mag fi den Sitzungsbericht 

vom 26. Januar 1898 anfehen, damit er c3 fertigbringt, 

feine Stellung, die er heute gegenüber dem Zoll und 

Schmuggel einnimmt, in Einklang zu bringen mit dem, 

was er damals geſagt hat. 

Ebenfo verhält es fih mit dem Herrn Abgeorbneten 

Dr. Paaſche. Diefer hat eine Stelle vom 29. Januar 1898 

zitirt, wo ich gegen Die Verwendung von Sacdarin eins 

trat; aber die bezog ſich ebenfalld wieder nur auf bie 
gewerbliche Verwendung von Sacharin, und befanntlich 
find ja meine freunde und id) gegen biefe gewerbliche 

Berwendimg, die in betrügerifcher Beil Sacdharin 

ftatt Zuder giebt, eingetreten und haben das Verbot für 

gerechtfertigt gehalten. Ich habe damals gefagt: 
Wir find überzeugt, daß durch AZufäge von 
Sachatin die Waaren nicht verbilligt werben 
im Intereſſe der ärmeren Konſumenten, fondern 
daß daburh nur unlanterer Mettbewerb 
getrieben wird gegenüber ben Fabrikanten, 
welche nicht Sacharin, fondern Zuder verwenden. 

Es ift bier alfo wieder vonden Konſumenten bie Nebe 

und nidt von Privatleuten, von benen id) heute ger 

fprochen habe. Ich muß alfo die Herren bitten, wenn fie 
aitiren, daß fie dann das zitiren, was ich geſagt habe, 
und nicht einzelne Stellen herausgreifen und einen ganz 


(B) anderen Sinn hineinlegen. 


Wenn ber Herr Abgeordnete Dr. Paaſche vorhin 
beftritt, daß er der Vater der heutigen Zuderftenergefeß: 
ebung fei, und ihm vor feinem eigenen Kinde graue, fo 
dat er ſich bamit felber widerſprochen, indem er ja wörtlich 
gefagt hat: „Seiner wäre froher als die Zuderinbuftrie, 
wenn fie dieje Steuer los wäre, — und er felbft hat ſich 
bei den verfchiedenften Gelegenheiten gerühmt — ein Ruhm, 
ben wir ihm laffen —, daß er für das heutige Steuergeſetz 
mit feiner hohen Beftenerung des Zuders und feiner hohen 
Ausfuhrprämie eingetreten if. Mer anders ift e8 denn 
gewejen als cr, ber ſchon zu Zeiten des Reichskanzlers 
von Gaprivi eben für bie Beibehaltung der Zucker— 
prämie eingetreten ift, alle Dinge, durd bie wir den 
—— großgezogen haben! Und wenn er ſagte, 
uder wäre an und für ſich das billigſte Nahrungs- 
mittel, das es giebt, dann läßt er babei weg: 
ohne die Steuer. Die Steuer macht es zu einem ber 
theuerften Nahrung3mittel. Ja, meine Herren, 12 Pfennige 
foftet der Zuder ohne die Steuer, und 3. B. gegenüber 
unferem billigiten Nahrungsmittel, der Startoffel, geftaltet 
fih das Nährwerthverhältniß folgendermaßen: die Kar: 
toffel hat, wenn wir ihren Ben Durchſchnittsgehalt mit 
20 Prozent Stärfemehl annehmen, ein Fünftel fo viel Werth 
als das gleihe Gewicht Zuder. Es würde fi alfo bei 
einem Preiſe bon 2,50 Mark für den Bentner Speife: 
fartoffeln ein Zuderpreis von 12,50 Mark für ben Zentner 
ungefähr mit dem Startoffelnährwerthpreife die Wage 
halten. Wenn fie aber heute 30 bis 32 Pfennig für das 
Pfund Zuder nehmen, wie es jetzt ber —* iſt, ſo iſt er 
weit theurer als der Preis der Kartoffeln, und ſogar 
theurer als der Nährwerthpreis des Getreides, und das 
haben Sie, meine Herren, mit der Zuckerſteuer zu Wege 
gebracht. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Roeſicke hat dann wohl 
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zum großen Erftaunen des Publilums in- und außerhalb (0) 


diefed Hauſes fih berufen gefühlt, als Vertreter ber 
Sintereffen der beutihen Konjumenten aufzutreten. 
(Heiterkeit bei den Sozialbemofraten.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Roefide, der Führer bes 
Bundes der Landwirthe, der Vorkämpfer für Brotzölle, 
für die Milchvertheuerung, für die Schnapäperthenerung, 
für die Zudervertheuerung, bat ein mitfühlendes Herz 
mit den armen Kindern, denen man jet fein Zuderzeug 
mehr giebt, fondern Sacharin, trogdem die armen Kinder 
durch den Bund der Landwirthe einen Milchring be- 
fheert befommen haben, ber ben Säuglingen und ben 
Kindern die Milh fo fehr vertheuert, daß die armen 
Leute fie nicht michr mit Milch ernähren können, und bie 
arnıen Kinder hinfterben zu Taufenden und aber Taufenden 
infolge ber menſchenfreundlichen Beftrebungen de3 Milch: 
ringes. 

(Oh! oh! rechts. Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Dieſer ſelbe Herr Dr. Roeſicke hat alſo das Bedürfniß 
gehabt, das Intereſſe der Konſumenten zu vertreten; er 
will nicht, daß ihnen ſtatt Brot Steine gegeben werden, 
er will, daß ihnen ſtatt Brot noch mehr Steuern ge— 
geben werden, und bat den Wunſch, daß im Intereſſe der 
Konfumenten aud eine Sacharinfteuer eintrete, damit 
nicht das Publikum durch diefen bösartigen Stoff ge: 
fhäbigt werde! Nun, ich kann mur wiederholen, was ich 
vorhin gejagt habe. Diefe8 Gewürz — benn ein ſolches 
it es nur, und ben linterfchieb zwiſchen Gewürz und 
Nahrungs: und Genußmittel kennt doch wohl aud Herr 
Dr. Roeſicke?! — dieſes Gewürz und der Zuder haben 
ganz verichtebene Konten und Buchführungen in ber 
PBhyfiologie; denn wenn jemand ein Gewürz Tauft, 
dent er nicht an einen Nährwert desſelben. Wir 
benugen zum Beiſpiel aud den Senf nit etwa, 
weil er einen Nährwerth enthält, ſondern meil er 


ein Anregungd: und Genußmittel if. Wenn wir heute (D) 


fo weit gefommen find, daß wir, bie wir in der glüdlichen 
Lage waren, bad Süßgewürz gleichzeitig mit einem ber 
beften Nahrungsmittel zufammen zu kaufen, nämlich durch 
den Zuder, jet in der traurigen Lage find, daß durch 
diefe Gefeßgebung und diefen Zuderring die große Maffe 
ber Arbeiter fich nicht mehr Zuder kaufen kann, ſondern 
eben zu einem Nurgewürz“ greifen muß, das gar 
feinen Nährwerth Hat, dann vertreten Ste bod nicht bie 
Sintereffen der SKonfumenten, bie Sie erftend dieſe 
Zuderfteuergefeggebung auf dem Gewiſſen Haben, 
zweitend Die ‘Förderer des Auderringes find unb 
drittend das Sacharin hoch beftenern wollen. Wenn 
aber meine Freunde und ih unſere Stellung 
egenüber dem Saccharin geändert hätten — ja, meine 
erren, wir haben ganz genau geprüft, ob wir nicht 
unfere Stellung ändern müflen, fett 1898, weil ſich bie 
Berhältniffe jeit damals geändert haben, weil 
jener Zuderring entftanden ift, ber das deutſche 
Voll in einer ganz unerhörten Weife auswuchert und 
nod immer mehr auswuchern wird, — da hoben wir und 
bie Frage vorgelegt, ob es nicht weit nützlicher ift im 
Intereſſe bed Volkes, den Sacharinverfehr ganz freizus 
geben, ob e3 wirklich ein Betrug ift, wenn ich jemanden: 
eine Limonade nur mit Sacharin gebe, oder ob e3 
nit ein weit größerer Betrug ift, wenn ich je— 
nandem ein Nahrungämittel, bad 12 Pfennig 
Werth hat, mit 32 Pfennig verfaufe, wie es zufolge 
be3 heutigen Zuderringd geſchieht. Oder iſt das nicht 
aud) Betrug, wenn id) jemandem zu hohe Preiſe abnehmer 
Wenn Herr Dr. NRoefide danı meinte, jhon im 
Intereffe der Arbeiter müßten wir gegen Sacharin auf: 
treten, fo macht daS doch nur einen fomiichen Eindrud. Er 
weilt darauf hin, daß, um das gleiche Quantum Zucker 
wie Sacharin hHerzuftellen, man mehr Arbeiter braudt 


(A) al3 in den chemiſchen Fabrifen. 


{B 
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Sehr richtig! Aber 
bie Wrbeitögelenenhbeit dem Volle zu nehmen, 
find ja gerade Sie jo eifrig bemüht durch Ihren 
Zolltarif, indem Sie durch bie hohen Schußzölle den 
Hanbelöverfehr mit dem Auslande unmöglich machen und 
nod) weit mehr als dad biöhen Sacharin bie ge: 
werblihe Thätigfeit lahmlegen werben. Nun wird von 
ihrer Seite immer wieder hervorgehoben, daß das 
Sacdarin ein Konkurrent des Zuckers wäre infofern, als 
e3 im Stande wäre, ben Zuder vollftändig oder in 
größeren Mailen vom Markte zu verdrängen. Das ift 
nicht der Fall. Sie haben vom Herrn Abgeordneten Schraber 
ehört, er wifle nicht, daß er jemals Sacharin genofien 
abe. Id glaube, es wird feiner von und, wenn ihm 
nicht vom Arzte das Saccharin verſchrieben worden ift, 
Sacharin mit Bewußtſein genoffen haben. Sie haben es 
eben nicht nöthig, Sacdarin zu faufen. Sie kaufen 
nah wie vor ben Zuder. Es find nur ganz beftimmte 
Schichten ber Bevölkerung, die zu folden Surrogaten 
Ber Genau fo wie die Lente, die Kaffe kaufen 
önnen, nicht Zichorien trinken, fo werben die Leute, bie 
ſich Zuder Taufen können, nicht Sacharin genießen. 
Und wenn Sie jagen: wenn wir die Zichorie verbieten 
würden, fo würde mehr Kaffe gefauft, jo iſt das ebenjo 
grundfalid, wie wenn Sie jagen: wenn wir das Sacdarin 
verbieten, jo wird mehr Zucker gekauft. Nein, das tft 
nit richtig. Die Leute, die Zichorie oder Saccharin 
faufen, haben eben fein Geld, um Zucker oder Kaffee zu 
faufen. Eine ganz andere Frage ift es, wenn betrügerifcher- 
weije jemand Nahrungsmittel, die herlömmlicherweiſe 
mit Zuder bergeftellt werben wie Bier, Limonade u. ſ. w., 
mit Sacharin herftellt. Da findet eine Beeinträchtigung 
bes Konſumenten ftatt, da liegt ein unlauterer Wett: 
bewerb vor. Wenn Sie dagegen einfchränten wollen, 
find wir dabei, heute aber find wir nicht babet, und 
awar im mwohlverftandenen Sintereffe der Konfumenten. 
Herr Dr. Roefide meinte, es fei nicht ernft zu nehmen 
der Grund, ben ich anführte, daß, wenn der Konfument 
an einem Gewürz, welches er heute ald Süßſtoff benugen 
muß, Geld fpart und dafür andere Nahrungsmittel kauft, 
dies von volföwirthichaftliher Bedeutung je. Ih muß 
ihn bitten, langſam nachzulefen, was ich gelagt habe, und 
e3 ſich gehörig zu überlegen; vielleiht wirb er das 
Necenerempel dann einjehen. Wenn ih heute für 
2 Pfennig Sacdarin das erreiche, was ich für 32 Pfennig 
Zuder erreiche, jo fpare id 30 Pfennig, habe dann aller: 
dingd ben Nährwerth verloren, den ich in einem Pfund 
Zuder für 32 Pfennig erhalte, kann aber für die er: 
übrigten 30 Pfennige etwas anderes ald Nahrung kaufen, 
was cben nody nicht wie ber Zucker jo verthenert und 
befteuert ift, 3. 8. Kartoffeln und Brot. Damit habe ich 
beim Brot nicht bloß den Erjag an Kohlehydraten, alfo 
an Mehl, Stärke und Zuder, fondern nod eine Zugabe 
von Eiweiß, die im Zuder nicht enthalten ift. Oder, 
wenn ich Kartoffeln kaufe, fo habe id cin weit größeres 
Quantum Stärfemehl, alfo Kohlehydrate, gekauft, als ich 
es im Buder habe, wenn ich den durch den Zuderring 
und die Zuderftener vertheuerten Zuder kaufe. Wollen 
Sie dem deutſchen Volke den Zudergenuß erhalten, fo 
thun Sie, was wir ſchon lange verlangen: befeitigen Sie 
bie Verbraudydabgabe und den Zuderring — und damn 
werden wir uns freuen, wenn bie Nübenzuderinduftrie fich 
reht großartig ausbreitet, und der Zuderkonfum in 
Deuticdhland zunimmt Vorläufig ſtehen wir im Zucker— 
verbrauh noch an fünfter Stelle aller Länder, dabei find 
wir es, die diefe Länder mit Zuder verforgen. 
Antereflant war mir eind: Herr Dr. Paaſche wollte 
nicht Vater des Zuckerſteuergeſetzes ſein, Herr Dr. Oertel 
nicht Vater des Sacharingefeges. Auch Sie, Herr 
Dr. Oertel, haben aljo einen Nuhm errungen, von dem 


einen Widerfpruch 
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Sie gar nichts wiſſen — das iſt freilich beſſer als (C) 


Vorſchußlorbeeren. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Am 11. Februar 1901 haben Sie bei ber Etatsdebatte 
ben Herrn Staatöfefretär interpellirt wegen des Saccharins 
und gefagt — ich habe e8 vorhin ſchon verlefen —, weil 
ber Herr Staatöfelretär meinte, er wiſſe nod nicht, wie 
man ein Sacharingefeg machen, ob man eine Verkehrs— 
beihränfung oder eine hohe Steuer bringen folle, — ba 
hat Herr Dr. Dertel, helle, wie die Sachſen find, gefagt: 
das iſt ja fehr einfach, da macht man eben alles Beides. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. 
Und diefen Ruhm behalten Sie, daß mun die Regierung 
Ihrem Eugen Rath gefolgt ift und uns hier Verkehrs— 
beichräntung und hohe Steuer vorihlägt, trogbem vorher 
ber Herr Staatsjefretär gegen die hohe Steuer und den 
Zoll fo viel Bedenken Hatte — er hat fid der befferen 
Einſicht gefügt, die Ste, Herr Dr. Dertel, ihm beigebracht 
haben, und damit ift ja das Geſetz gerichtet! 

(Bravo! bei ben Sozialdemotraten.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Sped. 
Sped, Abgeorbneter: Der Herr Staatsſekretär hat 

unter Bezugnahme auf meine Anregung, den vorliegenden 
Gefegentwurf zeitlich zu beſchränken, darauf hingewieſen, 
es fei nicht räthlid, wirthſchaftliche Gefege zeitlich zu 
befriften. Ich erlaube mir demgegenüber meine Anficht 
bahin auszuſprechen, daß gerade die wirthſchaftlichen Gejege 
es find, bei denen eine zeitliche Befriftung allein möglich 
ift, mindeftens aber am eheften wünſchenswerth und durch— 
führbar erſcheint. Eine ſolche zeitliche Befriftung ift auch 
durchaus nicht ohne Vorgang in unferer ftenerlihen Geſetz⸗ 
gebung. Der Zuderfteuergejegentwurf, der feinerzeit bon 
den verbündeten Negierungen dem Reichstag vorgelegt 
wurbe, enthielt felbft eine zeitliche Beſchränkung; lediglich 
auf Anregung eines Mitgliedes dieſes hohen Haufes tft 


diefe zeitlihe Beichränfung aus dem Entwurf wieder (D) 


berauögefommen. Gbenfo haben wir eine zeitliche Be: 

ichränfung auch jetzt noch bei ber Brennfteuer. Das 

Brennfteuergefeg von 1895 war Schon nad) dem Entwurf 

—— befriftet, und der Reichstag hat dieſer zeitlichen 
eſchränkung zugeftimmt. 

Der Herr Staatöfetretär meinte, eine ſolche Befriftung 
fei gar nicht nöthig, weil man ja immer in ber Lage fei, 
das Geſetz abzuändern, wenn e3 fih als unzureichend er- 
weile. Dem gegenüber kann ich mid) doch nicht ber Er— 
wägung verfhließen, daß zur Abänderung eines Reichs- 
gefeßes nicht der Neihdtag allein zuftändig, fondern aud) 
die Zuftimmung des Bundesraths erforderlich ift, und baß, 
wenn wir und auf unbeftimmte Zeit in einem Gefeg und 
inöbefondere in einem Steuergefeß feltgelegt haben, wir 
im Reichstag es nicht in der Hand haben, einfeitig dieſes 
Geſetz hier abzuändern, wenn wir bie Erfahrung machen 
follten, daß das Geſetz den Abfichten, die wir mit dem— 
jelben verfolgten, nicht genügt. Alfo vom Standpunkt der 
Volfävertretung aus würde es wohl wünfchenswerth fein, 
das vorliegende Geſetz zu befriften, einerfeits, weil wichtige 
Intereſſen für die verfchiedenen betheiligten Kreiſe in Be— 
tracht fommen, und andererfeit3, weil noch gar nidht ab- 
zuſehen ift, in welder Weife diefed neue Steuergefek 
wirken wird. 

Der Herr Abgeordnete Roefide bein Hager hat 
ber Zentrumspartei ben Vorwurf gemacht, wir hätten 
unfere Stellung in der Frage der Süßſtoffbeſteuerung ge 
ändert, und zwar hat er das daraus geihloffen, weil 
wir im vorigen Jahre in der Budgetfommilfion der Refo- 
lution zugeftimmt haben, die darauf Hinzielt, „in einer 
ber beftehenden AZuderfteuer und der Süßkraft der fünft: 
lihen Süßftoffe entiprehenden Höhe” die Saccharinſteuer 
einzuführen; er hat geglaubt, aus meinen Aeußerungen 
mit diefer unfer früheren Haltung 


(A) fonftruiren zu können. 





Ein folder Widerſpruch befteht 
meiner Anfiht nach gar nicht; denn durch die Zuſtimmung 
zu dieſer Nefolution wollten wir damals nur im allge: 
meinen unferer Geneigtheit Ausdruck geben, daß wir über: 
haupt mit einer Beftenerung der fünftlihen Siüßftoffe 
einverftanden find; aber wir wollten und fonnten damals 
uns nicht fchon darauf feitlegen, daß ein fo hoher Steuer: 
fag, wie er jest vorgeſchlagen ift, in den Entwurf aufge 
nommen wird. Es ift vielmehr von vornherein unſere 
Abſicht gemweien, bei Feſtſetzung dieſer Steuer den Werth 
ber Wagre thunlichit zu berii nötigen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Paaſche. 

Dr. Paaſche, Abgeorbneter: Meine Herren, ih muß 
dem Herrn Abgeordneten Wurm noch einige Worte er: 
wibern. Er bat die Sache fo bargeftellt, als hätte ich 
ihn falſch zitirt, und gefagt, wenn man zitire, Tolle man 
das Ganze vorlejen und nicht einige Stellen herausreißen 
und niemandem nicht einen Sinn unterlegen, den man 
felbft nicht hineingelegt hat. 

(Sehr richtig! links.) 

— Ja, das ift „sehr richtig” und auch meine Anficht. Aber 
der Vorwurf, der im diefen Worten liegt, ift nicht richtig. 
Ih Habe das Zitat fehr genau angeführt und gefagt: 
damals erflärte der Herr Abgeordnete Wurm: ad) Gott, 
da3 Sacdharin wird als Betrugsmittel benußt; mer im 

oßen betrügen will — er führte aus, daß das Sacharin 
m feinen gar nicht gebraucht werbe, jondern nur im 
großen —, ber en doch, mag auch die Steuer 
180 Mark betragen. Ich will die Worte nidt nod 
einmal verlefen, — ich habe die betreffende Stelle vorhin 
verbotenus angeführt. Ich könnte noch einige weitere 
Stellen zitiren, die gleichfalls beweiſen, daß id} recht habe, 
daß Herr Kollege Wurm heute aus einer ganz anderen 
Tonart geibrocen hat als damals. 

Sie irren aud, wenn Sie fagen, damals habe es 
fid) um den Süßftoffentivurf gehandelt. Damals handelte 
ed fih um ben Antrag Paaſche auf Einführung einer 
Steuer von 80 Markt auf dad Sacharin gerade jo wie 
heute, und bei diefer Gelegenheit haben Sie die Be: 
merfung gemacht, die ich ſchon andeutete, bei der Sie 
ausbrüdlih gejagt haben: Den Weg, den der Herr Staats- 
fefretär für rathfam gehalten hat, daß Verkehrs— 
—— für dad Sacharin eintreten, betrete ich, 
auch, weil das Sacharin weniger ald Nahrungsmittel in 
Trage fomnıt, fondern weil es als Betrugsmittel verwendet 
wird. Ich Habe ausdrücklich hervorgehoben: der Tenor 
Ihres Satzes, der Ton, aus dem Sie geſprochen haben, 
war ber: das Saccharin ift ein Betrugsmittel, bei dem die 
Armen der Bevölkerung betrogen werben, bei dem fie 
glauben ein ſüßes nahrhaftes Getränf zu bekommen und 
dafür eine ſüße nahrungsloſe Brühe erhalten. Das waren 
Ihre Worte. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Nun, dann habe ich wenigftens nicht falich zitirt. 

Dann hat Herr Wurm wiederholt, daS Zuckerſteuer— 
ge hätte ich gemacht, und ich fei ſchuld an der Steuer: 
belaftung des Volles. Ja, will Her Wurm nicht ver: 
ftehen? Die Höhe der Zuckerſteuer war annähernd die 
gieide als das jetzige Bucderitenergeiek gemacht wurbe, 

uf Wunſch der Herren vom Zentrum, glaube ich, ift die 
Steuer erhöht worden. Sie war früher 18 Marf, lange 
bevor id auf den Gedanken gefommen war, an ber Zucker— 
fteuer mitzuarbeiten; dann find 20 Mark daraus ges 
worben in Nüdfiht auf bie finanziellen Bedürfniffe des 
Neiches. Wie ſoll ih alfo der Vater der Belaftung 
des Volkes und bafür verantwortlid fein? Das 
verftehe ich nicht, wie Herr Wurm das fagen kann, da 
ih doch nur beicheiden an der Form des Geſetzes mit— 
gearbeitet habe. 

Reichstag. 10. Legiel-P. 
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Nun aber noch das Unerhörteſte! 
Wurm will jetzt nicht mehr das Saccharin als Betrugs— 
mittel gelten laſſen; heute ſoll es der Zucker ſein. 
Er ſagt wörtlich: wenn ich eine Waare zu theuer ver— 
kaufe, dann iſt das auch gs In Sonfequenz davon 
müßte man ja jagen: e3 tft der Staat, ber heute aus 
finanziellen Gründen die Steuer braudt und den Zuder 
vertheuert, der größte Betrüger Ihrer Meinung nad. 

(Zuruf lints.) 
— Sie haben das wörtlid gejagt, Herr Abgeordneter! 
— „Direfte Steuern!“ rufen Ste. Ja, meinen Sie denn, 
Herr Kollege Wurm, wenn bie Sacharinintereffenten heute 
nah Ihrem Iniverfalrezept 20 bi$ 30 Prozent birekter 
Einkaufsſteuer bezahlen müßten, daß fie dann bas 
Sacharin ebenfo billig wie jet hergeben könnten? Dann 
kommt die birelte Steuer auf indirektem Wege zur Er: 
iheinung im Preife der Prodbufte Das wiſſen Ste ja 
jelbft ganz genau: wenige können bie Steuern aus ihrer 
eigenen —* bezahlen, die meiſten müſſen ſie auf die 
Waaren abwälzen. Ste kommen dann dahin, meine 
Herren, daß überhaupt keine Steuer berechtigt wäre, weil 
jede Steuer auf einen Artikel abgewälzt werden wird. 
(Sehr gut! rechts.) 

Nun Hat Kollege Wurm nod eine gange Reihe 
anderer Beiſpiele per he welche gleihfall3 zeigen, wie 
unrihtig er die wirthſchaftlichen Verhältniffe behandelt. 
Gr bat beſonders den Agrariern manderlei bittere Vor: 
würfe gemacht. Ich will darauf nicht antworten, obwohl 
id) mid) ja auch zu den Mgrariern rede. Aber ber 
Herr Abgeordnete Roejide, gegen ben er ſich beſonders ge- 
wendet, it Manns genug, ihm ſelbſt zu entgegnen. 

Sch möchte nur auf Eines noch hinweilen. Er führte 
den „Milchring“ an. Diefer foll die armen Säuglings- 
finder ausbeuten; er ſoll veranlafjen, daß diefe in Maſſe 
fterben. Ya, wilfen Sie denn nicht, daß der Bauer die 


Milch nah Berlin für 10%, und 11 Pfennig verkauft? (D) 


Dann wird fie von den Händlern für 18 bis 20 Pfennig 
weiter verfauft. Der Milchring will nur einen gewiſſen 
Bruchtheil von dem Gewinn der Händler für fi) haben, 
und er verkauft bie Milh ja auch nicht thenrer, als bie 
Händler bisher felbft verkauft haben. 

(Zuruf links.) j 
— a, Herr Stadthagen, für die Händler brauden Sie 
fi) dod) von Ihrem Standpunkt aus nicht zu ereifern! 

(Zuruf links. Glode des Prafidenten.) 
BVräfident: Meine Herren, ich bitte, feine Privat: 

geipräde zu führen. 

(Heiterfeit.) 


Dr. Paaſche, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete 
Wurn meinte vorhin bei Gelegenheit der Zuderfteuer, die 
Verbältniffe hätten fi geändert, und deshalb hätte er 
ein Recht, eine andere Meinung zu haben. Herr Kollege, 
ber Zucker foftet heute fait genau jo viel, wie vor vier bis 
fünf Jahren. Die Verhältniffe haben ſich gar nicht ge: 
ändert troß ber feit 1896 etwas höheren Steuer und trotz 
bes von Ahnen fo furchtbar verichrieenen Zuckerſyndikats. 
Und wenn der Preis wirklich um 1 bis 2 Pfennig höher 
fteht, fo hätten Sie darum noch feine Veranlaffung, Ihre 
Meinung in der Sade fo zu ändern, wie Sie es gethan 
haben. Ich meine, nicht die Verhältniffe haben ſich ge: 
ändert, ſondern ber Herr Abgeorbnete Wurm hat feine 
Meinung geändert. 

(Sehr richtig! rechts. Heiterkeit Links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Roefide (Haiferslautern). 

Dr. Roefide (Stailerölautern), Abgeordneter: Noch 
einige Worte gegenüber dem Herrn Abgeordneten Wurm. 
Er hat in Vergleich bringen wollen ben Nährwert bes 
Zuders und den der Startoffel. Es intereffirt mich fehr, 
daß er fih hier auf ein Gebiet begiebt, wo Mir 

314 


Der Herr Stollege (0) 


(A) und landwirthſchaftlich veritändigen fünnen. 
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Wir find in 
ber —— gewöhnt, die Stoffe, die wir unſerem 
Vieh zur Nahrung geben, nad) dem Nährwerth zu unter: 
fcheiden. Daß der Herr Abgeordnete Wurm ſich aber auf 
diefen Standpunkt auch ftellen will bei den Nahrungs: 
mitteln, die er dem Menſchen geben will, das iſt aller: 
dings ein Weg, auf dem id) nicht mit ihm gehen kaun. 

Der Herr Abgeordnete Wurm ift Chemiker und weiß 
e3 daher jehr 
vergeffen —, daß eben bei den Nahrungsmitteln und nament: 
lih den menſchlichen noch ein andered Moment in Frage 
fommt: dies ift der diätetifche Werth. Site werben kaum 
den Nahrungswerth der Kartoffeln erfeßen können durch 
Zuder und ben bed Zuderd durch die Kartoffel. Ich 
möchte bem Herrn Wurm vorfchlagen, zu verſuchen, einen 
Säugling mit Kartoffeln groß zu ziehen, — ich glaube, es 
wird ihm nicht gelingen: er wird wohl bald zu einer 
Zahl der Finderfterblichleit kommen, daß er vor ben 
Morten, die man ihm dann jagt, mit mehr Grund zurüd- 
fchreden würde, als ich vor den Bezeichnungen, die er bie 
Freundlichkeit hatte, mir zu widmen. 


Ich verftehe nicht, wie er und feine Partei bie | 


biätetifhe Frage außer acht läßt und heute nicht mehr 
auf bemfelben Standpunkt fteht, wie früher, nämlich auf 
dem Standpunkt, daß man es nicht zulaffen folle, daß 
ein Sühftoff, der lediglich ein Gewürz ift, ald ein Erſatz 
für ein Nahrungsmittel gelten foll. Ich veritche nicht, daß 
er heute im Gegentheil diefem Gewürz ald Genuß: 


mittel die Wege ebnen und das eigentliche Nahrungsmittel | 
zurüddrängen will. Das tft auch ein ganz ungeredhter 
(B) Standpunft, 


dem Einen zu jagen: du follft die Steuer 
tragen, — und dem Anderen: du jollft es nicht; die Gerechtig- 
feit forbert ja ſchon allein, daß beide Brodufte mindeftens 
gleihwerthig befteuert werben. 

Des weiteren hebt er hervor, daß es ein Betrug fei, bie 
Preife zu erhöhen. Der Herr Abgeordnete Paaſche hat ſchon 
darauf erwidert; Herr Wurm brachte dies zuſammen mit 
den Milchpreifen und in Zufammenhang mit Ausführungen 
über Wucher. Mir haben vom Herm Abgeordneten 
Murm heute überhaupt eine Neihe von Ausführungen ge: 
hört, denen man fonft nur in Volksverſammlungen be= 
gegnet. Die „Zuderbarone* find genannt worden, und ber 
„Bucher“ Hat tüchtig herhalten müffen. Nun gut, wenn 
wir mit dieſen Worten operiren wollen, wollen wir fie 
einmal ergründen, — und die Ergründung des Wortes 


Wucher liegt nicht allein darin, daß man zu hohe Preife | 


nimmt Ganz einverftanden! das iſt ſehr unrecht, wenn 
jemand zu hohe Breife nimmt. Aber es ift, wie Herr Wurm 
zugeben wird, ebenso unrecht und eim ebenfo großer Wucher, 
wenn man jemand, die Nothlage desſelben ausnutzend, 
zwingen will, etwas unter dem Preiſe abzugeben, 
zu dem er ed abgeben fann. Das heißt den Mann 
ruiniren, das heißt Wucher treiben! Dasfelbe liegt vor, wenn 
man verlangt, daß ein großer Erwerbsftand feine Produkte 
unter einem Preis abgeben fol, alö er es ohne 
Beeinträchtigung feiner Eriftenz vermag. Auf weffen 
Seite liegt hier der Wucher? Auf der Seite deſſen, der 
dies verlangt, oder auf der anderen? Ich meine, auf ber 
eriteren Seite! 
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Auf die Zölle darf ich nicht eingehen, 
nid in Zwieipalt feßen mit den Wünſchen und Abfichten 
des Herrn Präfidenten; ich möchte nur erwähnen: wir 
wollen die Zölle wicht einführen, um die Konfumenten 
und Arbeiter zu ihädigen, Sondern um der Induftrie einen 
Abfagmarft zu ſchaffen und zu erhalten, um baburd) 


unſeren landwirthichaftlichen Arbeitern die arg: Yale 


zu erhalten, um dem inbuftriellen Arbeitern Arbeits: 
gelegenheit zu gewährleiften und dem Ermwerböitand 
Deutfchlands, der für alle Interefien und Ber 


hältniſſe des Deutſchen Reichs zu erhalten noth: 


wendig iſt, Exiſtenzmöglichkeit zu gewähren. 

Präfident: Die erſte Berathung tft Biermit geichloffen. 

Zu einer perfönlihen Bemerkung hat dad Wort der 
Herr Abgeorbnete Dr, Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Die Herren Abgeordneten 
Eichhoff und ganz bejonders Wurm haben mich perfünlich 
ber Vaterfhaft an diefem Gefekentwurf bezidtigt. Ich 
lehne dieſe Vaterſchaft aber ausdrücklich ab. Durd) 
bloße Anregung wird fein Menſch Vater. 

(Heiterfeit.) 
Wenn ic) aber ber Vater dieſes gefeßgeberifhen Kindes 
thatfählih wäre, fo wäre es nah meiner ganzen 
politiihen Stonftitution etwas berber und kräftiger aus- 


gefallen. 
(Heiterfeit.) 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Sped hat bean: 
tragt, den vorliegenden Geſetzentwurf einer Kommiſſion 
von 21 Mitgliedern zur Vorberathung zu überweiſen; 
aud andere Herren haben fi im gleihem Sinne aus: 


geſprochen. Ein anderer Vorſchlag ift mir nicht zu Ohren (D) 


gefommen. Wenn daher niemand widerfpricht, werde ich 
annehmen, daß es der Beichluß des Haufes ift, baß ber 


| vorliegende Gefegentwurf einer Kommilfion von 21 Mit: 


liedern zur Vorberathung überwielen ift. — Dies ift ber 
Sau, da niemand widerſpricht. 

Ich weiß nicht, ob die Herren noch gemeigt find, in 

den dritten Gegenftand der Tagesordnung einzutreten. 
(Rufe: Net!) 

Dies ſcheint nicht der Fall zu fein; dann wäre alfo bie 

Vertagung Beſchluß des Hauſes. — Da niemand 

widerspricht, ift Dies der Fall. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sigung zu 
halten morgen, Dienstag den 23. April, Mittags 1 lihr, 
und als Tagesordnung: 

den Reft der heutigen Tagesordnung. 
Gegen diefen Vorſchlag erhebt id fein Widerfprud; die 
Tagesordnung ſteht 9— 

Die Mitglieder des Reichſtags Herren Dr. Spahn, 
Haſſe, Freiherr v. Thünefeld, Delſor, v. Maltzan Freiherr 
zu Wartenberg und Penzlin wünſchen aus der L. reſp. 
XI. und XIV, Kommiſſion ſcheiden zu bürfen. — 
Widerſpruch Hiergegen erhebt fi wicht; ich veranlaffe 
deshalb die 5. und 2. Abtheilung, heute unmittelbar 
nad der Sikung die erforderlichen Grfagwahlen vor: 
zunehmen. 

Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 10 Minuten.) 





Drud und Verlag. der Norbbeutfchen Yuchbruderei und Verlagsanftalt. 
Berlin SW, Wilbelmftrafe 32. 
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Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Bräfidenten Grafen dv. Balleftrem eröffnet. 

Präſident: Die Sitzung ift eröffıtet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einſicht offen. 

An Stelle der aus ber II. bezw. IX., XIII und 
XIV, Kommiſſion gejchiebenen Herren Abgeorbneten 
Frigen (Reed), Lerno, Dr. Spahn, Dr. Haffe, Freiherr 
vd. Thünefeld, Schüler, Delſor, v. Malgan Freiherr zu 
Martenberg und Penzlin find durch die vollgogenen Er: 
fatwahlen gewählt worben die Herren Abgeordneten: 

Hartmann in die Budgetlommiffion; 

Dr. Schaebler, Gerjtenberger, Blade bie 
IX, Kommiſſion; 

— — Zehnter, Hauß in die XIII. tom: 
mi 

Himburg in die XIV. Kommiſſion. 

63 ſuchen für längere Zeit Urlaub nad) die Herren 

Abgeordneten: 
de Mitt (Köln) für 4 Wochen wegen ſchwerer 
Erkrankung eines nahen Familienangehörigen; 
Uhlemann für 6 Moden wegen Erkrankung. 
Diefen Urlaubsgefuchen wird nicht widerfprochen; diejelben 
find bewilligt. 
Reichstag. 10. Legisl.⸗P. 


in 


IL. Seſſion. 18001901. 


Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand derſelben iſt die 

erſte Berathung des Entwurfs eines Gefetzes, 

betreffend die Abänderung des Brauntweinfteners 


24. Juni 1887 
gefebes vom 16. Juni 1895 (Nr. 247 der Drud: 
laden). 


Ich eröffne die erfte Berathung. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes: 
rath, Staatäfekretär des Reichsſchatzamts, Wirkliche Ger 
heime Rath Freiherr v. Thielmann. 

Freiherr dv. Thielmann, Wirkliher Geheimer Rath, 
Staatöfefretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ber Ihnen heute vorliegende 
Gefegentwinf bedarf einer Ginleitung; benn er bringt 
neben Belanntem aud; Neues. Belannt ift die Brenn: 
fteuer, neu ift ber Dematurirungszwang. Die Gründe, 
welde die verbündeten Regierungen geleitet haben, eine 
Fortdauer ber Brennfteuer, welche anderenfall$ in diefem 
Herbft ablaufen würde, zu beantragen und zugleih Ihnen 
borzufclagen, den Denaturirungszwang in dad Gefet 
aufzunehmen, liegen auf wirthſchaftlichem Gebiete. Die 
Brennftener hat fidy in den wenigen Jahren ihres Ber 
ſtehens nur ſegensreich erwieſen. Sie hat ed ermöglicht, 
das Quantum des Trinkbranntweins auf den wirklichen 
Verbrauch einzufhränfen und dagegen bem gewerblichen 
Branntwein, fpeziell dem Leuchtbranntwein, auch bem aus: 
zuführenden Branntwein und dem Branntwein zur Eſſig⸗ 
bereitung, erhebliche Vortheile zu gewähren. Es iſt einem 
jeden bekannt, in welchem Maße der Gebrauch des Leucht— 
ſpiritus zugenommen hat. Es kommen, ich möchte ſagen, 
faſt allmonatlich neue Erfindungen dem Leuchtſpiritus zu 
gute. Die Spiritusglühlichtlampen erobern ſich mit jedem 
Jahr ein größeres Gebiet, und wer, wie beiſpielsweiſe 
ich ſelber, Spiritusglühlicht auf ſeinem Schreibtiſch brennt 

(bravo! rechts), 

kann es nur loben. Es kommt bereits zur Anwendung 
in der Hausbeleuchtung, in Gärten, in Parks und auf 
Bahnhöfen, und je mehr es vordringt, deſto mehr werden 
die Befürchtungen zurücktreten, welche vor nicht zu langer 
Zeit hinſichtlich der Nothlage hier laut geworden waren, 
in die wir durch die amerikaniſche Standard Dil Company 
re be3 Petroleums gerathen fünnen. Der gewerb- 
iche Spiritus hat fih aber auc gänzlich neue Gebiete 
erobert. Sie werden wahrfheinlih aus ber Preffe er: 
ſehen haben, daß bereit3 landwirthſchafliche Motoren mit 
denaturirtem Spiritus betrieben werden. Hier liegt ber 
Erfindungdgabe de3 deutſchen Technikers nod ein weites 
Gebiet offen, und fein Menſch wird wohl bezweifeln, daß 
die raſch fortfchreitende und gründlich durchgebildete 
beutfhe Technik bier auch die weiteren ihr zu ftellenden 
Aufgaben Idjen wird. — So viel will ic) nur kurz über 
bie gegenwärtig noch in Kraft beftehende Brennſteuer 
geiproden haben, deren Verlängerung ohne Befriftun 
vom nächſten Herbit ab Ihnen in dieſem Befegentwurf 
vorgeſchlagen wird. 

Der Dellarationdzwang ift, wie id wohl annehmen 
fanı, einer Anzahl der Mitglieder dieſes hohen Haufes 
weniger genehm, als die Fortdauer der Brennfteuer an 
fih fein würde, und ich fehe voraus, daß ſich darüber 
erregte Debatten hier entſpinnen werden. Ih will bes: 
halb den Standpunkt der verbünbeten Regierungen kurz 
darlegen. 

Aus der Begründung ded Gefegentwurfs haben Sie 
erfehen, daß bie Zunahme der Brennereien in nächfter 
Zukunft eine außerordentlich ftarte fein wird. Ziffern 
anzugeben halte ich in dieſem Stadium der Angelegenheit 
nicht für nöthig. Sie finden die meiſten Ziffern in der 
Begründung; audere werden bei den Debatten und ſpäter 
in der Kommiſſion Ihnen mitgetheilt werden, ſoweit es 
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(A) möglid if. Wenn nun dieſe meuen Brennereien ihr | Der Vortheil wird nur den Zwilchenhändlern — und in (C) 


(B) zweifellos dad Wort „Liebesgabe“ wieder fallen. 


Kontingent erhalten und die Erzeugung des Spiritus in 
einer über den Bedarf hinaus gefteigerten Weiſe fort: 
fchreitet, fo wird unausbleiblid ein Preisfall eintreten. 
Nicht allein die Hoffnungen derjenigen, welde neue 
Brennereien jet eingerichtet haben ober einzurichten im 
Begriff ftehen, werden getäufcht werden, fondern auch bie 
vorhandenen Brennereien werben erheblich ſchlechtere Ge- 
ihäfte maden. Meine Herren, daS hat eine ernite wirth— 
Ichaftlihe Bedeutung; denn die Brennerei iſt Dasjenige 
Gewerbe, weldes unferen leichten Böden, ftellenmweife 
unferen leichteften Böden zu gute kommt, und welches 
erlaubt, diefe leichten umd Leichteften Böden noch mit 
einigem Nuten zu bewirthichaften. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Hört dies auf, fo wird gerade in dem minder, in ben 
nindeft gut geftellten Theilen ber beutichen Landwirth— 
ſchaft — ein Nothſtand eintreten. Dieſen Noth— 
ſtand hintenanzuhalten, iſt der Denaturirungszwang 
beſtimmt. Sein Zweck iſt, den undenaturirten Brannt— 
wein auf das Maß des wirklichen Verbrauchs einzu— 
ſchränken, — und das Maß des wirklichen Verbrauchs iſt ja 
ziemlich genau bekannt. Dem Bundesrath ſoll die Er— 
mächtigung ertheilt werden, von Jahr zu Jahr dieſes 
Maß feſtzuſtellen und denjenigen Spiritus, ber darüber 
hinaus erzeugt wird, auf die Denaturirung zu verweiſen, 
falls der betreffende Brenner ſich nicht mit der Bezahlung 
einer erhöhten Breunſteuer einverſtanden erkllärt. Daß 
dieſes letztere nicht der Fall ſein wird, glaube ich an— 
nehmen zu können; alſo ich gehe wohl nicht zu weit, 
wenn ich ſage: falls das Geſetz angenommen wird, wie 
die verbündeten Regierungen hoffen, fo wird nur fo viel 
Trinffpiritud erzeugt werben, als wirflid der Trinkbedarf 
im Deutſchen Reiche erfordert. 

Es wird in ben Debatten über dieſen ——— 

em 

möchte ich zuvorkommen, und möchte Sie fragen, ob eine 
Liebeögabe darin liegt, daß man den Brenner gefeglich 
zwingt, ein am ſich höher zu bewerthetes Produkt, den 
Trinkſpiritus, in eim minder body bemwerthetes, ben 
denaturirten Spiritus zu Beleuchtungszweden und ni 
anderen Zweden zu verwandeln. Ich glaube, das ift 
nit der Fall. Eine Liebesgabe Liegt in biefem Geſetz 
in feinem Wall, vielmehr die weile Beſchränkung der 
Produktion auf das Maß deſſen, was das beutiche Volk 
thatfächlich bedarf. Daß wir für eine erhöhte Menge von 
denafurirtem Spiritus gewerbliche Verwendung haben 
werden, das zeigt das raſche Auffteigen der Ziffer des 
benaturirten Spiritu8 in den Ickten Jahren. Wie ich 
bereitö erwähnte, find bie Verwendungszwecke vielfältiger 
geworben, und aud) innerhalb der einzelnen Verwendungs—⸗ 
zwecke, beifpielöweife der Glühlichtlampe und der Maſchinen— 
fraft, hat fi die Verwendung vermehrt. 

Die verbindeten Regierungen Halten biefen Dena- 
turirungäzwang nicht allein für ein nothwendiges Mittel 
bei der gegenwärtigen Lage der Berhältniffe: fie halten 
ihn auch fir ein allgemein nügliches. Wenn dieſes Geſetz 
nicht im Kraft träte, die Brennſteuer alfo im SHerbite 
dieſes Jahres zu Ende ginge, infolge deſſen eine Ueber— 
produktion don Spiritus einträte, und die Spirituspreife 
rapide ſänken, wer hätte den Wortheil? Daß die Land— 
wirthſchaft, ſpeziell die leichteren Böden ben Nachtheil 
hätten, habe ich bereits gefagt. Aber wer hätle den Bor- 
theil? Hat ihn der deutſche Arbeiter, der ein Glas 
Schnaps trinkt! Sicher nicht! Der Preis des Glaſes 
Schnaps — im Detail, meine id) ſelbſtverſtändlich — ift 
beim Steigen der Spirituäpreife in den legten Jahren 


nicht geitiegen. 
(Sehr richtig! reits.) 
Gr wird beim Herabgehen der Spirituspreife nicht fallen. 


diefem Falle rechne ih auch die Deftillateure zu ben 
Zwifhenhändlern — und den Gaftwirthen zufalleı. 
(Schr richtig! rechts.) 

Für dieſe aber zu forgen, jo ehrbar ihr Gewerbe in jeder 
Beziehung auch ift, liegt dem verbündeten Regierungen 
nicht 0b; die verbündeten Regierungen glauben vielmehr, 
daß das größere Anterefje bei ber ohnehin ſchwer be— 
drängten Landwirthſchaft auf unferen leichten Böden Liegt, 
und diefe zu fhügen, wird der Denaturirungszwang ein: 
geführt werden müſſen. 

Eine fernere Beltimmung dieſes Geſectzes ift bie 
Herabjegung des Höchſtlontingents für die neuentſtehenden 
Brennereien. Died fpeziell zu erläutern brauche ich nad) 
dem bereits Gefagten wohl nit; es fteht eng im Zus 
fammenhange mit bem, was id bereit3 über das be— 
drohlihe Anwachſen der Produktion geſagt habe, und Sie 
werden mir beipflichten, daß dieſes Mittel in erworbene 
Nechte iiberhaupt nicht eingreift. Es trifft nur ſolche 
Brennereien, die neu gegründet werben, und bie beöhalb 
Ir Nifito einer jeden Neugründung auf fi nehmen 
müffen. 

Sofern Einzelheiten dieſes Gefegentwurf und feiner 
Ausführung fowie der Ausführungsvorjdriften, melde 
ber Bundesrath felbftverftändlih dazu wird erlaffen 
müſſen — denn der Denaturirungdzwang erfordert immer: 
bin eine ziemlich eingehende Beleuchtung vom praktiſchen 
Standpunkt der Steuerverwaltung aus — einer Erlaubniß 
bedürfen, wird dazu im Laufe der Debatte wohl nod) 
häufig Gelegenheit geboten werben. Ich wollte Ihnen 
mit vorftehenden Worten nur kurz den Standpunkt ber 
verbündelen Regierungen darlegen und bie Gründe, welche 
zur Einbringung gerade dieſes Geſetzentwurfs geführt 


haben. 
(Bravo! redit3.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete (D) 


Dr. Pachnicke. 

Dr. Pachnicke, Abgeordneter: Meine Herren, trotz 
ber Befürwortung, die der Gefegentwurf foeben gefunden 
hat, möchte ich nicht nur dem Wunſch, fondern aud ber 
Hoffnung Ausdrud geben, daß derfelbe nicht zur Ans 
nahme gelangt, — nicht in der Form, in welcher 
er und vorliegt. Dieſe Hoffnung ſchöpfe ih aus ber 
Haltung insbefondere der Zentrumspreſſe, der, wie ich 
erwarten darf, im allgemeinen auch die Haltung ber 
Zentrumsredner entiprehen wird. Wenn bereit3 im 
Bundesrath gewifle Widerftände zu überwinden waren, 
fo wird hier im Reichstag die Gegnerfhaft naturgemäß 
nod) gebe: jein. 

Der Entwurf ſchlägt zunädft vor, daß der Bundes— 
rath Genoſſenſchaften, welde überwiegend tim gewerblichen 
Intereſſe begrimdet und betrieben werden, „befonders“ 
foll behandeln dürfen — befonderd gut natürlich 
nicht, fondern beſonders ſchlecht. Die landwirthſchaft— 
lihen Genoſſenſchaften, deren Theilhaber die Kartoffeln 
auf eigenem Ader bauen und die Sclempe im —— 
Stalle verwerthen, ſtanden ja dem Herzen bes Fiskus 
ſtets am nächſten, und das mag verſtändlich ſein. 
Jetzt aber ſoll ganz anders bifferenzirt werden; jetzt er— 
bittet ſich der Bundesrath unbegrenzte Vollmacht gegen— 
über dieſen mehr gewerblichen Genoſſenſchaften. Er 
würde ihnen, wenn der Vorſchlag Geſetzeskraft erlangte, 
fo viel oder fo wenig an Kontingent geben dürfen, wie es 
ihm paßt. Und wer find nun die Uebelthäter, die in biefer 
Meife beftraft werben follen? Die Motive jagen e3 uns: dad 
follen kapitalkräftige Unternehmer fein, welche fih mit Land— 
twirthen und auch Nichtlandwirthen in Verbindung fegen, und 
Mafchinenfabriken, die zur Begründung neuer Betriebe 
Anregung bieten. Nun, meine Herren, wenn bem fo ift, 
fo thun die Genannten lediglich etwas, wozu ſie berechtigt 
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(A) find, wofür fie an fidh noch feine ſchlechtere ——— 
verdienen. Aber die Motive jagen noch mehr. ie ſehen 
auch dann die Vorausſetzung als gegeben an, wenn es fid 
um ſolche Landwirthe handelt, deren bei der Veranlagung 
zu berüdfihtigender Grundbefig zu klein iſt. Ja, fie 
gehen noch weiter: wenn ber Hof zu weit entfernt ift, als 
daß nod warme Schlempe dahin befördert werben fünnte, 
oder wenn die Verträge die Möglichkeit eines Austaufches 
der Sclempe zwiſchen den Theilnehmern offen Laffen. 
Alles das entiheibet der hohe Bundesrath und er allein. 
Dem biöfretionären Ermeſſen wird bier der weiteſte 
Spielraum gegeben, der Willkür Thür und Thor geöffnet. 
Der kleine Landwirth wird, glaube id, mit großer Ber: 
wunberung hören, baß man es ihm verwehren will, bie 
Form der mehr gewerblichen Genoffenihaft zu wählen, 
wenn biefe Form ihm zweckmäßig ericheint. Das Mindefte 
wäre doch, die Befugniffe einzuengen und fie, foweit irgend 
möglich, geſetzlich feftzulegen. Wer fagt uns denn, daß 
man nur den vorhin angedenteten „Mißbräuchen“ fteuern 
werbe? Die Tendenz ded ganzen Entwurfs geht zu— 
geitandenermaßen dahin, bie Probuftion einzuſchränken, 
und dieſer Tendenz entiprehend wird man verfahren. 
Genau fo wie beim Verkauf von Sacharin nicht zu er— 
warten ift, dab er Vielen erlaubt werben wird, ſo wird 
man aud) hier, wenn das Gefeg erft einmal da tft, den 
Kreis 5 eng ziehen. Aber auch der kleine Landwirth 
möchte feine Kartoffeln gut verwerthen und ſieht es lieber, 
daß auf feinem Acker Kartoffeln ſtatt Kiefern wachſen. 
Dasfelbe iſt mit der zweiten Beſtimmung dev Fall, 
mit der Herabfeßung der für die Veranlagung zu bes 
rechnenden Altoholmenge im falle der Neubetheiligung 
am Sontingent ober der Sontingentserhöhung. Dieſe 
Beitimmung würde ebenfall3 dazu beitragen, das An— 
wachſen der Branntweinerzeugung zu beſchränken. 
MWährend Sie hier einengen wollen, treffen Sie im 


(B) dritten und Hauptabichnitt des Geſetzes eine Beitimmung, 


die — nicht ihrem Zwede, aber ihrem Erfolge nah — dazu 
dient, eine Ausdehnung der Branntweinerzeugung herbei: 
zuführen. Der Gffeft diefer gefonderten Preisbildung für 
Trintbranntwein und für bematurirten iſt ja nicht mit 
Sicherheit vorauszuſehen; es können ba alle möglichen 
Urfahen zufammenmwirfen und einander kreuzen, zum 
Theil einander aufheben. Aber die geſammte Entwide: 
lungstendenz ergiebt ſich von jelbft. J 

Die Erweiterung des Verbrauchs von Spiritus für 
techniſche Zwecke erſcheint auch uns erwünſcht; das iſt 
dad Ventil, welches eine Abſatzkriſe bei zu hoher Pro— 
buftion verhütet. Bereit3 in der Kommiffion von 1845, 
in der verfchiedene Herren, die ih hier anweſend fche, 
mit und gejeffen haben, find wir diefem Gedanfen durch— 
aus nicht grundfäglidy entgegengetreten; wir haben da— 
mals hauptjählic gegen die Vergütung für die Ausfuhr 
polemifirt, und zwar mit dem Hinweis, ber ſich jetzt als 
richtig heraußftellt, daß der damit verfolgte Zwed kaum 
erreicht werben dürfte. Aber dieſe Grweiterung deö Ver— 
brauchs von techniſchem Spiritus iſt ja ohne ſtaatliche 
Dazwiſchenkunft erfolgt; fie hat im Jahre 1887/88, 
wie Sie aus den uns übermittelten Ziffern felbft erjehen 
wollen, 388 000 Heltoliter betragen und ift 1893/94, aljo 
vor der Einführung der Brennfteuer, ohne weiteres Zuthun 
auf 664000 Heftoliter geitiegen; nad dem Gejeg vom 
1895 ftieg fie von 808 000 Hektolitern im Jahre 1895/96 
auf 1043 000 Hektoliter im Jahre 1899/1900. Alſo die 
Entwidelung ift da; und wenn der Spiritusring fie Durd) 
Berabredungen und fonftige Maßregeln befördern wollte 
— gut! wir können und wollen es nicht hindern. Wir 
haben ja ben Arbeitgebern und den Produzenten über: 
haupt niemal3 das Recht beftritten, fi zufammenzuthun 
ur gemeinfhaftlichen —— ihrer Zweche. Wir 
Babe es den Arbeitgebern ebenio wenig beitritten wie 


ben Arbeitnehmern. Aber was wir dabei ftetö verlangten, 
war, daß ber Staat die Ringbildung nicht noch —— 
folte. Der Staat ſoll nicht Partei ergreifen im 
wirtbihaftlihen Sampfe. Der Entwurf dagegen 
will, daß ber Staat hierzu die Hand bietet, daß Geſetz— 
gebung und Verwaltung regulirend eingreifen. 

Welches Prinzip ftellen Sie damit auf, und welde 
Sonfeguenzen führen Sie dadurch herbei! Die Staats» 
gewalt beftinmmt die Berwendungszwede eines Bedarfs— 
artifeld. Warum nur diejes Bedarfsartifeld? warum 
nur die VBerwendungsjweder Warum nicht aud) die 
Herſtellungsmethode und das Herftelungdquantum? Denken 
Sie beiſpielsweiſe an bie Bierbereitung! Ach glaube es 
fänden ſich aud da kluge Köpfe, die Ihnen allerlei Mittel 
angeben könnten, wobei fie profitiren. Aber Sie wollen 


es nur für den Branntiwein — von der Zuderinduftrie 
fehe ih ab —, Sprit ift ein ganz befonderer Saft. 
(Heiterfeit.) 


Sie haben ſchon geftern, und zwar geftern nicht zum 
erften Male, eine eigenartige Theorie aufgeftelt. Sie 
unteriheiden zwijchen berechtigten und nichtberechtigten 
Induſtrien, und das Maß der Berechtigung richtet fid) in 
Ihren Augen nad) ben näheren ober ferneren Beziehungen 
zur Gutswirthſchaft. Was Sie unter biefem Gefichts- 
punkte nicht für berechtigt halten, darauf braudt der 
Gefeßgeber, wie wir geftern hörten, keinerlei Nüdficht zu 
nehmen. a, meine Herren, jedes andere Gewerbe ift 
dem jcharfen Zuftzug des freien Wettbewerbs ausgefekt; 
ed muß die guten und die ſchlechten Zeiten hinnehmen. 
Hier dagegen ſchalten Sie das Geſetz von Angebot und 
Nachfrage wenigitend zum Theile aus. 

Diefer Branntweinſozialismus — melde Ber: 
antwortung bedeutet er für Die Negierung? Der Bundes- 
rat wird damit thatjählih zum Auffihtsrath des 
Spiritusfartells; er hat zu beurtheilen, wie hoch er 
das Quantum bemefjen fol. Wenn er fehlgreift, jo 
fommt auf fein moraliihes und politiiches Konto die 
Folge biejes Fehlgriffs. 

Meine Herren, wie biefe Dinge von denjenigen 
beurtheilt werben, die Hinter dem ganzen Plane ftehen, 
dad zeigt mir fehr braftifh ber Antrag, welder dem 
ganzen Geſetzentwurf zu Grunde liegt, der Antrag, der — 
e3 war um Anfang Februar herum — von dem Herrn 
v. Graß-Klanin und von Herrn Geheimrath PBrofeflor 
Delbrüd (Berlin) dem preußiihen Landesökonomie— 
follegium vorgelegt wurde. Gr beginnt mit folgenden 
aratteriftiichen Worten: 

Das Landesdfonomielollegium erklärt: Die all 
gemeine Lage der Landwirthſchaft hat der Aus: 
dehnung de3 Kartoffelbaus einen Umfang gegeben, 
welder in wachſender Zunahme eine Gefahr der 
Ueberprodultion in fi fchlicht. 
— Bunftum! Und nun: 
(63 wird daher die Aufgabe der ftaatlihen Fürs 
forge fein, —— für die Erweiterung des 
Abſatzes der Erzeugniſſe Sorge zu tragen. 
Dieſes „daher“ iſt eine Glanzleiſtung agrariſcher Argu— 
mentationskunſt. Daß andere Potenzen einzugreifen 
hätten, daß man ſich vielleicht auch ſelber helfen könnte, 
daran denlt man nicht. 

Meine Herren, wie wird ſich nun praktiſch die Sache 
geitalten? An der Börfe nennt man eine abfichtliche Ver— 
minderung des Angebot? zum Zwede der Preiserhöhung 
eine Schwänze. Sie haben gegenüber derartigen Mani— 
pulationen immer ein hohes Maß von Entrüftung zu 
Tage gefördert. Fett aber ziehen Sie den Staat heran, 
daß er diefe Manipulationen geradezu dirigiren fol. Was 
Ihnen ſonſt als unmoraliid galt, wird hier geadelt; was 
fonft profan war, wird hier heilig. Und welde Speku— 
lationen werben fi daran knüpfen! Man überlege fich 
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(Dr. Pachnicke. 
einfach den Hergang! Es wird eine beſtimmte Menge 
von Trinkbranntwein aus dem Marlte genommen — 
ſagen wir einmal, ein Plus von 20 Millionen Litern. Das 
wird befannt. Man fürchtet, daß dad Angebot knapp 
wird, und es fommt zu einer Preiöfteigerung für Trink: 
branntwein. Statt vielleicht auf 44 — geftern war bie 
Notiz 44,2 — fpringt der Preis auf 48, auf 50. 

Nun aber giebt es im Geſetz auch noch die Beſtim— 
mung, wonach der Bundesrath für den Fall, daß er 
glaubt das zur Denaturirung beſtimmte Onantum zu 
hoch bemeſſen zu haben, in der Lage ift, es wicber herab: 
zufegen. Jetzt fommen die Leute, die mit diefen Dingen 
zu thun haben, und erflären: dad Quantum war zu 
hoch gegifen wir müſſen es ermäßigen, d. h., wir 
müſſen die Menge des verfügbaren Trinkbranntweins 
wieder erhöhen. Infolge dieſer zweiten Manipulation 
ſteigen die Preiſe. Wer dieſen Wechſel der Konjunktur 
richtig zu benutzen weiß, kann ein gutes Geſchäft machen; 
ein noch beſſeres der, der vorher weiß oder wittert, wie 
es kommen könnte. 

Aber ich frage weiter: iſt es denn ausgemacht, daß 
Sie auf dieſem Wege den Zweck, den Sie damit verbinden, 
auch erreichen? ſind Sie ſicher, daß ber Konſum ein 
weſentlich erhöhtes Quantum von techniſchem Spiritus 
ſchon gegenwärtig aufnimmt? Wenn man ſich darin ver: 
rechnet, dann werden wieder Ungelegenheiten entſtehen. 
Sie werben vorausſichtlich ihren Zweck jo fange nicht er— 
reichen, bis noch eines hinzutritt, was ebenfalls in Er— 
wägung gezogen iſt: die Erhöhung des Petroleum: 
zolled. Darauf geht man aus. Mean will diefen Zoll 
von 6 womdglih auf 10 Mark binaufiegen. Ich verrathe 
nicht3, wenn id, Zeitungsnachrichten folgend, fage, daß 
auch im Wirthſchaftsausſchuß Thon davon die Rede war, 
mögliherweije mit der Begründung, daß es im Intereſſe 
der nationalen Arbeit nützlich ericheinen würde, die Pe: 
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(B) troleumraffinerie nad) Deutfchland herüberzuziehen. Melde 


Begründung man immer für bie Sadje vorbringt, that: 
fähltih will man die Erhöhung des Betroleumzolles. 
Leſen Sie die Schrift des Herrn Geheimraths Delbrüd, 
dann finden Sie an mehreren Stellen den Gedanfen aus: 
geiprodhen: „ber voll denaturirte Spiritus fann nur zum 
Konkurrenzpreis mit Petroleum aufgejeßt werden; dieſen 
Konkurrenzpunkt mit Petroleum müflen wir erreichen.“ 
Wenn man e3 nicht auf eine Weiſe erreiht, wird man 
verjuchen, es auf andere Weife zu erreichen. 

Ft dann der Zuſammenbruch dieſes verkünftelten 
Syſtems wieder da, dann wird man abermals ein Geſe 
madhen, — man glaubt ja den dazu gehörigen Ginftuh 
zu befigen. Das ift ed, was wir hier, jelbit vom Stand: 
punft der Intereffenten aus, für bedrohlid finden, dak 
der Geſetzgebungsapparat fortwährend in Bewegung gelegt 
worben ift und nod) werben wird. Im Jahre 1886 wurde 
dad Monopol vorgefchlagen, glüdliderweile nicht durch— 
geiegt. Im Oftober 1887 wurde die Kontingentöprämte 
oder — ich bediene mid nun des Ausdrucks, der vorher 
gebraucht worden ift, wenn auch in anderem Zuſammen— 
hang, — die „Liebesgabe“ eingeführt, jene Steuer mit 
doppeltem Boden, 50 und 70 Mark Berbrauchsabgabe. 
Damals leugnete man noch, daß dieje Differenz von 
50 und TO Mark im Preife voll zum Nusdrud kommen 
würde. Herr vd. Scholz erklärte, es werbe ganz anders 
fommen, als unfere Freunde meinten; es würden micht 
nur die Spiritusintereffenten, fondern aud Andere 
davon Bortheil ziehen. Ja, anders iſt es gekommen, 
aber anders, ald der ;Finanzminifter fih damals aus— 
geiproden hat, und bie Herren jelbit haben nachher 
einen ganz veränderten Standpunkt eingenommen. 
Sie fanden es fehr bald dem Sinne des Geſetzgebers 
entfpredhend, daß die Differenz voll zum Ausdrud fomme, 
md nahmen die Berechtigungsicheine, das Stüd zu 
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20 Mark, als etwas Selbftverftändliched entgegen. 
tauchte einmal der Gedanke auf, man müſſe dody eigent- 
lich felbft vom Standpunft derer, die das Stontingent 
nicht ohne weiteres verwerfen, eine andere Politik ein- 
ichlagen, und zwar gründet fi dies auf folgende Er— 
wägung. Man fagte: gut, diefe hohe Abgabe auf Bramnt- 
wein mußte einen Verbrauchsrückgang herbeiführen und 
hat ihm herbeigeführt. Der Nüdgang war doch aber nur 
vorübergehend, nit dauernd. Thatfächlie ging der 
Trinfverbrauh don 1,7 Millionen inzwilhen auf 
2,4 Millionen herauf. Das beweilt, daß es mur eine 
vorübergehende Eriheinung war. Deshalb follte man 
dahin gelangen, das Kontingent allmählich zu amortifiren, 
es nad und nad wieder zu verfürzen, um gefundere 
Zuftände herbeizuführen. Ich erinnere mich, daß ber Herr 
Kollege Müller (Fulda) in der SKommilfton im Jahre 
1895 die Kürzung des Kontingents um ein Zehntel vor- 
geihlagen hat. Man glaubte zu jener Zeit zu wiſſen, 
daß in anderen Streifen eine noch weitergehende Kürzung 
ernfthaft in Erwägung ge * war. Davon wollten 
die Herren, die ſich hier —8 igt fühlen, namentlich von 
der rechten Seite dieſes hohen Hauſes, nichts wiſſen. Der 
agrariſche Mund leugnete die Liebesgabe, die agrariſche 
Hand griff darnach und hielt ſo zähe daran feſt, wie 
etwa die mecklenburgiſchen Ritter an ihrer mittelalterlichen 


Verfaſſung. 

(Geiterkeit rechts.) 
Seit dem Geſetz von 1887 ſind gut 13 — ins Land 
gegangen, und wenn Sie für jedes Jahr auch nur 
40 Millionen rechnen, fo find es bereits 520 Millionen, 
die auf diefe Weiſe der Spiritusinduftrie zufloffen. 

Nah dem Gefet don 1887 wurbe das Geſetz bon 
1891 fertig, das Die ftenerliche Kontrole gebührenfrei 
machte, die Materialfteuer regelte und ben Zoll für Liköre 
und Branntweine berauffegte. Alsbald kam das Geſetz 
von 1895, verlängerte bie Stontingent3periode auf 5 Jahre, 
führte die Brennfteuer ein, um die Vergütung für bie 
Ausfuhr und für bie Denaturirung gewähren zu können. 
Saum waren drei Fahre ind Land gegangen, fo befeitigte 
das Geſetz von 1898 das lebte Feigenblatt und ließ die 
Liebeögabe in ihrer ganzen klaſſiſchen Nadtheit ericheinen 

(Heiterkeit); 
denn es traf Vorforge dafür, dat das Kontingent immer 
hinter dem Zrinfverbraud, alfo das Angebot hinter der 
Nachfrage zurüdblieb, damit die vollen 20 Mark lufrirt 
werben konnten. 

Aber nicht nur die Geſetzgebung ift in den Dienft 
diefer Sache geftellt worden, fondern auch bie Verwaltung 
hat unabläffig dafür gearbeitet. Bon den Berechtigungs— 
ſcheinen ſprach ich ſchon. Außerdem find die Tarife für 
denaturirten Spiritus herabgejegt, die Vergütungen erhöht 
worden, furz, der Bundesrath war immer treu, holb und 
gewärtig, wie man das früher ausgedrüdt hat. 

Das lebte Glied in dieſer Fette iſt das Monopol. 
Es find ja eine Neihe von Herren offenherzig genug, ſich 
dazu zu befennen. Ich erinnere 3.8. an Herm v. Dieft- 
Daber; aber aud Andere könnte id nennen. Herr v. Dieft: 
Daber bat vorgefchlagen: der Staat kauft ſämmtlichen 
Branntwein don den Produzenten zum reife von 
50 Mark — billiger madte er ed nicht — und über: 
mittelt ihn dann an die Rektifikateure und Deftillateure; 
das wäre ein Seitenſtück zu dem Antrag Kanitz, von dem 
fozialiftiihen Geſichtspunkt ausgehend, daß der Staat 
hier einzugreifen Hat 

(Zuruf lints); 
es ift fozialiftiihe Politik, nur zu Gunften einer be- 
üterten Klaſſe und betrieben von folden, denen feine 
taßregel ſcharf genug ift, um den Sozialidmus, wenn 
er in Arbeiterfreifen auftritt, zu bekämpfen. 
(Sehr richtig! Links.) 
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(B) leicht gejagt. 





(Dr. Pachnicke. 

Das jegige Geſetz, meine Herren, ift der Regierung 
von ben bereitö zn Herren eingegeben, Die ben 
Antrag beim preußiichen Landesötonomiefollegium ftellten. 
Die Neihöregierung hat ihren Spiritus von ben Herren 
v. Graß-Klanin und Delbrüd bezogen. 

(Heiterfeit.) 
Jener Antrag liegt vor, und damit ift die Geichichte dieſes 
Geſetzentwurfs von vornherein gefenmzeichnet. Und, meine 
Herren, diefelben, die dad Gejeg fuggerirten, werden and) 
die Handhabung zu fuggeriren fuchen. 

Damit fomme ih auf das Verhältniß der Regierung 
zum Ringe — oder, um mich korreft auszudrücken, zum 
Verwerthungsberbande deutſcher Spiritusfabrifanten und, 
foweit bie Gefellihaft der Spritfabriten in Frage fommt, 
zur „Zentrale der Spirituöperwerthung*. Im April 1899 
begründet und jegt bereit etwa 75 Prozent ber ganzen 
Produktion beherrihend, erfährt der Ring ſicherlich durch 
das neue Geſetz eine weitere Stärfung. Dieje Behauptung 
beweife ih durch eine Aeußerung besjenigen Herrn, ber 
mir der fompetentefte zu fein fcheint, durch das Zeugniß 
bed Herrn Profefford Delbrüd. Er jagt in der Broſchüre, 
die Ihnen ebenfall3 vorgelegen hat, und die den Vortrag 
wiebergiebt, den er hier in den Neihstagsräumen hielt, 
ausbrüdlic: 

Die Denaturirungspfliht erweitert die Zahl der: 
jentgen, bie für dem Abfab bes technifchen 
Spiritus forgen; fie erleichtert alfo dem Ber: 
bande die Arbeit. 
Der Gefegentwurf — das füge ich hinzu — zwingt auch 
die Mußenftchenden, zu dematuriren, und giebt denjelben 
immer weniger Beranlaffung, draußen ftehen zu bleiben. 
Der Ring würde fonft vielleicht einmal zufammengebrochen 
fein, wird aber jett künſtlich geftügt. 

Warum id annchme, daß der Ring nicht die Lebens: 
fraft befigt, Die er ſich zutraut, das ift ebenfalld fehr 
Dem Ringe ift es zwar gelungen, eine 
Regelung des Abſatzes durchzuführen; es ift ihm aber 
nicht gelungen, eine Regelung der Produktion durchzu— 
führen, und das wäre fein Todesfeim, wenn nicht jene 
politiſchen Einflüffe jett hilfreich Hinzutreten würden. Ich 
will nicht fagen, daß das Geſetz direkt die Monopol: 
ftellung des Ringes bedeutet; das wäre übers Ziel hinaus: 
geihoflen; in dem Maße aber, wie biefes Kartell an 
Herrſchaft gewinnt und fid der Monopoljtellung nähert, 
wird es aud feine Macht gebrauden. Daß der Ring 
frei von Sentimentalität ift, das hat er bewielen durch 
den Berfuch der Detariftrung für die Seehäfen; das hat 
er bewieſen durch die Preistabellen, die da gelten für das 
weftlihe und für das öftliche Abjatgebiet, ſowie durch 
die Kontrakte, denen fich feine Abnehmer fügen müffen. 
Meine Herren, das halte ich aud) für ganz ſelbſtverſtändlich: 
der Ring will, wie alle Ringe, verdienen und richtet 
danadı feine Wirkfamfeit ein. 

Thatſächlich würde die Folge fein, daß der Preis 
für den Trinkbranntwein in die Höhe geht. Das mill ja 
der Entwurf. Die Motive jagen zwar nur, es foll dem 
Preisdrud entgegengewirft werben, der bdurd lieber: 
erzeugung bewirkt wird; aber, meine Herren, einen 
Preisdrud entgegenwirken oder einen höheren Breis er: 
ielen, das heißt beides, auf gute Preife halten. Wir 
* mit höheren Trinkbranntweinpreiſen zu rechnen, 
falls dieſes Geſetz durchgehen ſollte. Nun ift aber jekt 
ſchon der Preis ungefähr viermal fo hoch wie der Eigen— 
werth der Waare. Wenn Sie eine Verwerthung des 
Zentners Kartoffel zu etwa 1 Mark zu Grunde legen, 
wenn Sie dann die entiprechende Zahl von Zentnern 
Kartoffeln zufammenrehnen, die zur Erzeugung eines 
Hektoliterd Spiritus nöthig ift, fo fommen Sie auf einen 
Selbftloftenpreis von rund 25 Mark, ohne Steuer. Diefe 
Rechnung präzife aufzuftellen, tft bekanntlich ebenso jchwer, 
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wie etwa die Produktionskoſten für 1 Zentner Roggen zu O) 


ermitteln; aber wie immer Sie die Ziffer berechnen wollen, 
es ift jegt bereit eine wejentliche Vertheurung durch bie 
beftehende Steuer für den Konfumenten hervorgerufen. 

Nun jagen Sie freilih: das wird niemand beklagen, 
aus ethiſchen Nüdfichten werden wir es mit Freuden be: 
grüßen. Sa, man ift noch weiter gegangen: man hat 
einen Antrag eingebradt im preußifihen Abgeordneten- 
haufe, wonad man zur Verhütung der ſchädlichen Folgen 
des Branntweingenuffes Einſchränkungen des Scant: 
gewerbes, Polizeimaßregeln und dergleichen vorſchlägt 
und zuletzt ſogar noch empfiehlt, anzuordnen, daß die 
Jugend in der Schule, beſonders im Wege des An— 
ſchauungsunterrichts, über die ſchädlichen Folgen des 
übertriebenen Alkoholgenuſſes aufgeklärt werde. Ich weiß 
nicht, wie man ſich das denkt, vielleicht dadurch, daß man 
in den Klaſſenzimmern rothe Naſen abbildet. 

(Heiterkeit.) 
Genug, wir finden die Herren am Werke, möglichſt den 
Konſum an Trinkbranntwein einzuſchränken; das halten 
ſie für höchſt moraliſch. Ich auch. Ich muß aber ſagen, 
das Allermoraliſchſte wäre, den Branntwein gar nicht erſt 
zu brennen; denn es trinkt niemand Branntwein, den nicht 
ein Brenner zubor erzeugt hätte. 
(Heiterfeit.) 

Außerdem giebt3 ein viel wirkſameres Mittel, um den 
Altoholgenuß, der eine fo weite Verbreitung im Bolte 
gefunden Hat, zu befämpfen, und das ift eine beffere Er- 
nährung. Sträftigere, reichlichere, billigere — 
eine beſſere Lebenshaltung überhaupt thut ſehr viel mehr 
als Polizeimaßnahmen und Abbildungen, und ich kann 
nur bedauern, daß wir nach dieſer Richtung hin ſo ganz 
bie Unterſtützung der „ethiſchen“ Herren entbehren müfſſen. 

Meine Herren, es iſt doch nicht ſo ganz gleichgiltig, 
wie hoch der Preis ſich ſtellt. Wir müſſen damit rechnen, 


daß es die Armen und die Aermſten find, die zum Alkohol (D) 


greifen, weil fie das theure Bier und dem noch theureren 
Mein nicht bezahlen können; fie trinken Schnaps, um fid) 
über dad Manto an Kraft gelegentlich hinwegzutäuſchen. 
Insbeſondere die Landbevölkerung iſt hier mit hohen 
Prozentfägen betheiligt. Der mittlere und kleine Bauer 
ift für ſich ſelbſt Konſument und zugleich für fein Geſinde. 
Unſere Eleinen Landwirthe befommen einfach fein Dienft: 
perional, wenn fie nit das herlömmliche Quantum 
Schnaps gewähren. 
(Heiterkeit und Widerſpruch rechts.) 

— a, meine Herren, das it ja felbftverftändlid. Die 
Laſt wird zum großen Theil vom platten Lande getragen. 
Und jene Leute werden, wenn fie erft den ganzen Zu— 
fammenhang fennen, die darum befonders unangenehm 
empfinden, weil es hier nicht das Reichsbedürfniß war, 
dad die Wertheurung bervorrief, fondern der fpezielle 
Bortheil von Intereſſenten, denen der Staat noch behilflich 
ift, die Gewinne zu mehren. Leider ift es hier mie 
überall fo: was ber Fine gewinnt, verliert der Andere. 
Dem deutjhen Verbraucher darf aber nicht mehr zu viel 
zugemuthet werben. Mie Sie aus der neueften Abrech— 
nung erfehen, beträgt die Einnahme an Zöllen und Ber: 
brauchöftenern im Deutihen Reiche jegt bereits über 800 
Millionen Mark. 

Meine Herren, ih komme zum Schluß. Der Ent: 
wurf trifft nicht den Kern. Worüber wird geflagt? Leber 
die Broduftionsvermehrung, die die Rentabilität gefährdet. 
Sie ftärfen aber den Ning, gleichviel, ob bewußt ober 
unbewußt; und ift er ſtark genug, dann wird er, wie 
jeder andere, verbienen wollen und bie rd: fobald die 
Marktlage dies irgendwie geftattet, entiprehend hinauf: 
und nicht herabfegen. Je höher aber die Preiſe, deito 
größer ber Anreiz zur Begründung neuer und zur Er: 
mweiterung beftehender Betriebe. Aus diefem fehlerhaften 
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(A) Zirkel kommen Sie aber nit heraus. Iſt hiernach ein 


höchftend vorübergehender, auf die Dauer aber frag— 
würdiger Bortheil für die Produzenten mit dem Geſetz 
verbunden, jo bebeutet dasfelbe andererſeits ein Unrecht 
negen bie Heinen Landwirthe, die Sie bon der gewerb- 
lihen Genoſſenſchaft ausſchlleßen würden, und eine Be: 
nadıtbeiligung des Verbrauches von ZTrinfbranntwein. 
Geſunde Verhältniſſe Schafft der Entwurf nit, nur eine 
weitere Verlünſtelung. Nimmt man dann noch hinzu, 
daß — und ich denke, dies wird nach mir des weiteren 
ausgeführt werden — der Entwurf auch noch den Oſten 
günſtiger behandelt als den Süden, ſo find für uns 
Gründe genug, um dem Geſetzentwurf fein Wohlwollen 
entgegenzubringen und fein AZuftandefommen wicht zu 
wünſchen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gamp 

Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, der geehrte 
Herr Vorredner hat der Verſuchung nicht widerftchen 
fönnen, einige retrofpektive Betradjtnngen über die Grund— 
lagen aller Spiritusfteuergefege zu machen. ch will 
ihm in diefer Ausführlichkeit auf dem Wege nicht folgen, 
möchte aber doc einfach folgende Thatſachen fkonftatiren, 
welche er zu beftreiten nicht in ber Lage fein wird. 

Ich glaube, noch nie iſt es einer Geſetzgebung ge⸗ 
lungen, das Ziel, das ſie ſich geſteckt hat, in ſo wirk— 
ſamer und angemeſſener Weiſe zu erreichen, wie durch 
das Spiritusſteuergeſetz. Alle die Herren, die die Ver— 
hältniſſe kennen, werden mir zugeben, daß die früheren 
Verſuche, eine höhere Steuer aus dem Spiritus zu ziehen, 
ſtets mit dem Niedergang zahllofer, in die Tauſende 
gebender Heiner Brennereien verbunden gewejen ift. Noch 
jegt ſehen Sie auf vielen Gütern des Dftend Gebäude 
ftehen, die früher alte Brenmereien geweien find und jegt 
feine Verwendung finden können, weil fie nicht gebraucht 


werden. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das ift eine Laft, die damals der Grundbefig hat auf 
fid nehmen müſſen ohne Entihädigung. 

Wie ftellt ih nun jetzt die Wirkung des Spiritus: 
ſteuergeſetzes? Wir haben einen Nüdgang bon etwa 100 
Millionen Liter Trinfbranntwein gehabt, alfo einen ſehr 
erheblichen Rüdgang, der noch nicht annähernd aus— 
geglichen tft durch die von dem Herrn Vorredner erwähnte 
Steigerung bon 1,7 auf 2,4 Millionen Liter, die vorzugs⸗ 
weile auf bie Vermehrung ber Bevölkerung Aurüdzuführen 
it. Mir haben alfo einen Riüdgang des Konſums von 
Trinfhranntwein um zirfa 100 Millionen gehabt. Iſt 
das erwünſcht ober nicht? Es ift im ethiichen Intereſſe 
zweifellos erwünfcht, und wir haben in feinem Kultur— 
lande jet jo wenig unter der Trunffucht der Bevöllerungs— 
maffen zu leiden wie gerade in Deutſchland. Vergleichen 
Ste damit England und andere Länder, jo werden Sie 
finden, daß die Trunkſucht dort viel größere Dimenfionen 
hat als bei uns. 

Zweitens hat das Reich 100 Millionen Mark mehr 
aus dem Branntwein herausbekommen al3 früher. Die 
Einnahme beträgt jegt praeter propter 150 Millionen. 
Das iſt doch ein anerfennenswerthes Ziel, was erreicht ift. 

Endlid, meine Herren — und das ift das wichtigite — 
diefe Steuer hat eingeführt werben, ohne den Kleinbetrieb 
zu vernichten. Man kann im Gegentheil jagen: der 
Kleinbetrieb hat eine Sräftigung, eine wirffame Unter— 
ftügung im Kampfe gegen den Großbetrieb durch dieſes 
Stenergefeg erſt befommen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Schen Sie fh freundlichft bie Tabelle an, die bie Vor: 
lage bringt, da jehen Sie, daß von den 7838 im Bes 
triebe befindlichen Brennereien nicht weniger als 7641 
find, deren Produktion geringer iſt als 300 SHeftoliter, 
die man aljo höchſtens zu den mittleren Betrieben rechnen 
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fan. Wir haben aljo nur eine ganz verſchwindend Fleine (CO) 


ber, 


Zahl von Großbetrieben, und das ift ein Erfol 
au 


er id, in ber Steuergefegnebung biöher no 
einem Gebiet und von feinem Staat erreidt ift. 

Daß diefes Geſetz ein gutes ift, geht aud daraus 
hervor, daß alle Staaten, welche ſich eine Branntwein- 
fteuerreform zur Aufgabe gefekt — eigentlich auf den 
ng dieſes Geſetzes aufge aut haben. Das finden 
Sie in Defterreih, in IIngarn, in Rußland, wo allerdings 
ipäter andere Beftimmungen eingeführt find. 

Meine Herren, die Bevölkerung giebt jegt alſo nicht 
mehr für die Befriedigung ihres Trinkbedürfniſſes aus 
ald vor der Einführung des Brauntweinfteuergefekes; 
aber bie 100 Millionen, die das Reich jest an Steuern 
befonmt, find für die Bevölkerung dadurch geipart, daß 
der Konſum um 100 Millionen Liter zurückgegangen ift. 

Nun muß ich offen fagen: id bin wiederholt bem 
Bedenken in ben Streifen der Großgrundbefiber des Oſtens 
begegnet, ob es ihren Intereſſen entipräde, bie Kontin— 
gentirung aufreht zu erhalten. Sie fagen — und id) 
glaube, nit mit Unrecht —: mir werben einen Kampf 
gegen die Keinen Betriebe fowie bie theurer probuzirenden 
ſüddeutſchen Brennereien haben, der vielleicht einige Jahre 
dauert; aber in ganz furzer Seit werden die kleinen 
Brennereien, ebenfo auch die füddeutichen Brennereien und 
die des Weſtens, vernichtet fein, und unferem Intereſſe 
wird es vielleiht mehr entiprehen, die ganze Kontin— 
gentirung aufzugeben und bafür dieſe Konkurrenten zu 
befeitigen. Ich bin dieſer Auffafjung ftet3 energiſch ent— 
gegengetreten, weil ich mich hier nicht auf den Standpunkt 
der großen Brennereien des Oſtens ftelle, ſondern weil 
id) wünſche, die kleinen Betriebe zu erhalten, und weil id 
namentlich auch Rüdfiht auf Süddeutſchland nehmen will, 
das zweifellod gendthigt fein würde, den Brennereibetrieb 
aufzugeben, wenn das Kontingent befeitigt würde. 


Es ift ganz zweifellos, daß ein höherer Preis für (D) 


den Trinkbranntwein berechtigt ift, nicht bloß aus ethiſchen 
Gefihtspuntten, um bem Branntweintonfum der großen 
Maflen entgegenzutreten, fondern auch, weil es ein werth- 
volleres Produkt ift ald der benaturirte Spiritus und 
ſchließlich die Grundlage für die Erhaltung der Brennereien 
bildet. Sie können ben Branntwein für Denaturirungs— 
zwede jo billig wie möglich fegen, aber Sie müfjen den 
Brennereien den Abfa eines gewiffen Quantums zu einen 
höheren Preiſe ermöglichen, wenn überhaupt der Betrieb 
toll aufreht erhalten werden fünnen. Ebenfo erwünfcht 
it die Grmäßigung ber Preife für den bematurirten 
Branntwein. Ich freue mic, daß ber Herr Staatsſekretär 
des Reichsſchatzamts bereit? dazu übergegangen, feine 
agrariichen Neigungen zu bethätigen und eine Spiritus: 
glühlampe anzuſchaffen 
(Heiterkeit); 
aber ich glaube, dad wird in nod viel weiterem Umfang 
der Fall fein. Der Spiritus ift durhaus fonkurrenzfähig, 
fomohl in Bezug auf Brennzwede, ald aud ald Motor. 
Diele Verſuche find durchaus gelungen, und für die land» 
wirthſchaftlichen Betriebe des Oſtens ift e8 geradezu eine 
Lebensfrage, einen billigen Motor zu befommen für land: 
wirthſchaftliche Zwede; denn wir wohnen im Often ſehr 
weit von ben ohlenproduftionsftätten ab, und bie Kohlen 
ftellen fi infolge deſſen jehr theuer, und wenn wir einen 
Erſatz für Kohlen finden, fo tft das ein hervorragendes 
landwirthſchaftliches Intereſſe. 
(Sehr gut! rechts.) 

Die Motive ee zweifellos ftehe eine bedenkliche 
Abjapkrifis bevor. Darüber kann nicht der geringfte 
Zweifel fein, und aud der Herr Vorredner hat anerkannt, 
daß diefe Thatſache die allerernftefte Aufmerkfamteit ver: 
dient. Nun frage ich Sie: auf welchem Wege wollen Sie 
bieje Heberprobution befeitigen? Wollen die Herren von 


(&) jener Seite einen praktiſchen Vorſchlag machen? 
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Das 
wäre mir im höchſten Maße erwünfcht; denn ich faprizire 
mid durchaus nicht auf den von der Vorlage vorgefchlagenen 
Meg. Finden Sie einen verftändigeren Weg, jo bin ich 
bereit, mid mit Ihnen darüber zu verftändigen. Aber ich 
glaube, mit dem Herrn Stollegen Dr. Pachnicke wird eine 
Verftändigung nit möglich jein. 
(Sehr gut! rechts.) 
Denn wenn ber Herr Kollege Dr. Padınide jagt, er 
begriffe nicht, wie fih der Staat in die Produktions» 
und Fonfumtionsverhältniffe dieſes Induftriezweiges hinein— 
mifchen dürfe, wie der Staat — wie er ſich auödrüdte — 
„den Quftzug des freien Wettbewerb3 bejeitigen“ 
wollte, — ja, Herr Abgeordneter Dr. Pachnicke, wenn Sie 
den Unterſchied zwiſchen dieſem rd a unb 
ben anderen Produktionszweigen nicht begreifen können, 
fo bebaure ich das fehr; aber daß biefer Unterſchied vor: 
Itegt, ift ganz flar. Der Unterfchied ift darin begründet, 
daß das Neid 150 Millionen aus dieſer Induſtrie als 
Steuer herauszieht, daß das Neid fi alſo felbft „hinein 
gemengt“ hat in die Probuftiond- und Abſatzbeziehungen. 
Wenn das Reid der Spiritusinbuftrie dad Leben nicht 
fo erfhwerte durch die Pefteuerung des Branntweins, fo 
könnten Ste vielleicht mit Recht verlangen, daß das Neich 
fi nicht hineinmengen folle; aber wenn das Reich fich durch 
die Steuer hineinmengt, wenn das Reich gerade aus ben 
ärnften Bodenklaffen bie größten Steuererträge heraus: 
zieht, fo hat das Reich nicht bloß das Net, jondern bie 
Pflicht, für dieſe Produktionszweige einzutreten. 
(Sehr ridtig! rechts.) 

Das Neid) hat aber aud das dringendfte Intereſſe, 
dieſe Induſtrie zu unterftügen, abgefehen von ben land» 
wirthſchaftlichen Nüdfichten, die der Herr Staatöfekretär 
vorzuheben Die Güte gehabt hat. Denn, meine Herren, 
wa3 würde es für eine Folge haben, wenn bie inländiſche 


(B) Spiritusinduftrie zurüdginge? Abgeſehen von ben Ruinen, 


bie —— würden, abgeſehen bon dem Rückgang der 
Steuerfähigfeit, fo würden wir genöthigt fein, ben Spiritus 
aus dem Auslande zu beziehen, und bie Steuern würden 
dann wahrfheinlih eine koloſſale Minderung erfahren. 
Ich halte es für zweifellos, daß dann die Verwendung 
des Spiritus zu technifchen Zweden erheblih eingeſchränkt 
und vertheuert werben würde. Denn Sie fünnen bei dem 
Bezug aus dem Auslande nicht den techniſchen Spiritus 
günftiger behandeln als den zu Trinkbranntwein ber: 
arbeiteten. Wir haben große Jubuftriezweige, die hervor: 
ragend auf bie Verarbeitung von Branntwein zu tech— 
niſchen Zweden angewiefen find; fie würde man ſchädigen, 
wenn man bie einheimifche Fabrilation unmöglid macht. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Pachnicke jagt, das ganze 
Gefeß wäre mir im Intereſſe bes Verwerthungsverbandes. 
Nein, Herr Pachnicke! Sie ftehen doch wirthichaftlid und 
politiih dem „Berliner Tageblatt” fehr nahe; id 
entnehme wenigſtens aus der energiidhen Bekämpfung, bie 
die „Freiſinnige Zeitung“ dem Tageblatt immer zu Theil 
werden läßt, daß es cin Blatt Ihrer politifchen und 
wirthſchaftlichen Auffafiung ift. Da heißt es ausdrücklich: 

Bezüglich der Novelle zum Branntweinfteuergefeg 
wird gefliffentlich die Anficht verbreitet, daß bei 
Annahme der Denaturirungspflit die bisher 
unabhängig gebliebenen Brenner gezwungen fein 
würden, der Zentrale beizutreten. Es kann biefer 
Auffaffung nicht ſcharf genug entgegengetreten 
werben, ba jie geeignet it, ängftlihe Gemüther 
in der That dem Ringe zuzuführen. So fehr 
auch der Vorſchlag, einen Theil der Spiritus: 
probuftion zwangsweiſe zu benaturiren, befämpft 
werben muß, weil er einch bis jegt unerhörten 
Eingriff in die Gewerbefreiheit bedeutet fo, 


wenig ift au nur ber geringfte Grund vor: (C) 


handen, daß biäher frei gebliebene oder mit 
Ablauf diefer Kampagne frei werdende Brenner 
badurd fi in den Ring drängen laffen follten; 
benn die Denaturirungspfliht wird natürlich alle 
Brenner gleihmäßig treffen, die Ringbrenner nicht 
minder als bie anche 
(Hört! hört! redht3.) 
Alfo, Herr Kollege Pachnicke, haben Sie die Güte — 
ih glaube, baß bier einmal dad „Berliner Tageblatt“ 
reht hat —, fih an biefe Ausführungen freundlichſt 
halten zu wollen; fie beruhen doch auf einer gewiffen 
Sachlenntniß. 

Meine Herren, dieſer Kampf des Spiritus gegen die 
ſonſtigen in Konkurrenz tretenden Beleuchtungsmittel tft 
ſehr ausſichtsvoll, auch wenn der Petroleumzoll nicht 
erhöht wird. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih kann übrigens pofitiv verfichern: im ben reifen, bie 
mir nahe ftehen, ift bon einer Anregung auf Erhöhung 
des Petroleumzolles nichts befannt 
(Hört! hört! lints), 

und wenn Herr Abgeordneter Bahnide aus bem Wirth: 
ſchaftlichen Ausſchuſſe, der meined Wiſſens vertraulid 
petogt hat, und wo bie Betreffenden — ich will nit 
agen, fih da3 Ehrenwort gegeben haben; aber das ilt 
ja bei anftändigen Leuten auch micht möthig, e3 genügt, 
wenn man fi) gegenfeitig verpflichtet, nicht zu fagen — 
wenn er aus diefen reifen die Mittheilung über ben 
euer ug befommen bat, fo würde id ihm jehr 
dankbar fein, wenn er bie Güte hätte, ben Namen bes 
betreffenden Herrn zu nennen, damit wir wilfen, ob biejer 
Wunſch aus agrarifhen Streifen oder etwa aus ben 
Kreifen der Delinbuftrie laut geworden ift. 

Meine Herren, der Herr Kollege Pachnicke ift fehr 


energiih für die Heinen landwirthſchaftlichen Genofjen- (D) 


haften eingetreten. Ic begegne mich mit ihm in biejer 
Sympathie vollftändig; ich bebaure aber, daß er nicht 
die richtigen Wege angebeutet hat, um feine fyınpathiichen 
Negungen ſachgemäß zu bethätigen. Worüber die Vor— 
lage ſich beſchwert, ift nicht, daß bie Meinen Landwirthe 
zu große Vortheile aus dem bisherigen Branntweinfteuer: 
geſetz haben, fondern fie befchwert ſich meines Erachtens 
ganz mit Recht darüber, daß ge en die Abfiht bes 
Geſetzes, weldes die Landwirthe fhüten wollte und 
den „landbwirthihaftlihden Genoſſenſchaftsbren— 
nereien” ein Sontingent zuwenden wollte, eine Ent— 
widelung hervorgetreten ift, die dieſe Vortheile nicht den 
Zandwirthen, fondern ben gewerblihen linternehmern zu— 
wendet, und da in bewußter Abweihung von ben Ab: 
fihten des Geſetzes Gründungen ftattgefunden haben, bie 
nicht der Herr Abgeorbnete Pachnicke und fein —— 
der nur die leiſeſte Ahnung von landwirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſen hat, als landwirthſchaftliche Genoſſenſchaften 
wird bezeichnen können und wollen. 

Ich habe hier einen Vertrag — er ſteht den Herren 
zur Verfügung — er iſt ein Muſter, nach dem Dutzende 
bon Verträgen abgeſchloſſen ſind —, wonach unter ber 
Firma ſoundſo eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
errichtet wird, bei der der Eine, der eine Brennerei hat, 
die Brennerei einwirft, die mit 99000 Mark bewerthet 
ift, und dann nod 10 Genoffen a 100 Mark fih babei 
betheiligen; dann find die Hunderttaufend Mark voll. 
Meine Herren, ift das eine landwirtbichaftlide Genoffen- 
ihaft? Die Landwirte wohnen ganz zeritreut, unter 
Umftänden 10 oder 20 Meilen vom Sig ber Genoffen- 
ſchaft, und die Schlempe wird ihnen ald Trodenfhlempe 
zugeſchickt. Halten Sie dad für eine lanbwirthidhaftliche 
Genoſſenſchaft? Erklären Ste freundlidft, ob Sie das 
unter einer landwirthichaftlichen Genoſſenſchaft verftehen! 


(B) wird dieſelbe Mafchine verwendet. 
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(Gamp. z 

In diefem Bertrage find dann noch einige Be— 
ftimmungen, die auf den Laien den Gindrud machen 
ſollen, als ob es fid) um eine — Genoſſen⸗ 
ſchaft handelt. Da heißt es 3.8. im $ 9 

Die Geſellſchafter ind verpflichtet, die ſämmtliche 

in der Brennerei erzeugte Schlempe in ihrer 

Ackerwirthſchaft zu verfüttern. Die Vertheilung 

geſchieht nah) Maßgabe des vorausſichtlichen Be— 

dürfniſſes und der Größe der einzelnen Acker— 

wirthichaften. 
Dies erwedt den Anſchein, ald ob wirflih die Schlempe 
veriheilt wird nadı Maßgabe des Bedürfniſſes und dem 
Verhältnik der Aderflähe. Davon iſt feine Rebe; denn 
im Schlußſatz heißt es: 

Die Feſtſetzung des Preifes für Die abzugebende 

Sclempe erfolgt halbjährlid” im voraus durch 

bie Geſellſchafterverſammlung. 

(Hört! hört! rechts.) 
Alſo die Schlempe wird verfauft an die fogenannten Ge: 
nofjen; und was bie Gefellichafterverfammmlung zu bedeuten 
hat, das wird jeder verftändige Dann willen, wenn er 
berüdfichtigt, daß der eine Gejellichafter mit 99 000 Mark 
und 10 andere mit je 100 Darf betheiligt find. Glauben 
Sie, die 10 Perſonen haben das Windel in der Gejell- 
ichaftöverfammlung zu Sagen? Und mie operiren dieſe 
Herren? Mit diefem Bertrage reifen die ‚Agenten im 
Lande herum, und wo fie Einen finden, der eine Brennerei 

bat, da wird fchnell eine Genoffenfhaftöbrennerei ges 
gründet. 

Aber weiter, meine Herren! Mir tft ein Fall mit: 
getheilt, wo der Eine, der ſchon eine Brennerei hat, 
1'/, Meter von derfelben — fage und fchreibe 1'/, Meter 
davon — eine neue Brennerei erbaut hat, die er aud 
„Genoſſenſchaftsbrennerei“ nennt. Für diefe fogenannte 
Genoſſenſchaftsbrennerei dient dieſelbe Dampfanlage und 
a, meine Herren, 
find das nicht Betrügereien, um ben richtigen beutichen 
Ausdruck dafür zu gebrauchen?! 

(Sehr wahr! rechts.) 

Meine Herren, wir wollen weiter nichts, als das, was 
bie frühere Geſetzgebung wollte, im Intereffe der Land: 
wirthe wieder herftellen; wir wollen, daß der Begriff des 
landwirthichaftlihen Nebenbetriebes aud für die Bren— 
nereien erhalten bleibt. Ich alaube, das ift nicht Schwer 
au erreichen, wenn man einige Beftimmungen in bad 
Hefe aufnehmen würde, die die Befuguiffe des Bundes: 
raths etwas einfchränfen. Ich will diefe Beftimmungen, 
wie ich fie mir denke, hier vorlefen, nicht, weil ich glaube, 
daß fie jetzt Schon einwandfrei formulirt find — ich habe 
fie erft feit geftern flüchtig formuliven können —, wohl aber 
zu dem Zweck, damit weitere Kreiſe, die Herren aus 
Bayern u. ſ. w. und bie Herren Bundesrathtöbevoll 
mächtigten fi) mit der Sache beichäftigen lönnen und fich 
nachher in der Kommiſſion in ber Lage befinden, zu diefer 
Frage Stellung zu nehmen. 

Die Gefeggebung von 1887 verlangt zwei Kriterien 
fir den Begriff der landwirthſchaftlichen Brennerei: es 
follen die Rückſtände in dem landwirthſchaftlichen Betriebe 
verarbeitet werden, uud es fol der Dung in dem Land: 
wirthichaftsbetriebe verwendet werden. Ad glaube, daß 
man vor allem darauf hinwirken follte, den Begriff der 
landwirthſchaftlichen Brennerei davon abhängig zu machen, 
daß Sie beſtimmt ift, die eigenen Produkte der Landwirth— 
fchaft zu verarbeiten. Meine Herren, ih wünſche, dab 
nur diejenigen Bauern, die Startoffeln oder Getreihe bauen, 
fih zu einer genofjenfhaftliden Brennerei zuſammen— 
ichließen können, um ihre Kartoffeln und ihr Getreide 
möglichit gut zu verwerthen. Das wird ſich für die be— 
reits beitehenden landivirthichaftlichen Brennereien nicht mehr 
machen laflen, da wir mit dem Zuftande, wie er ſich auf 


Grund der früheren Geſetzesſtimmungen entwidelt hat, 
werben rechnen müffen. Aber für die Zufunft halte ich 
allerdings dieſen Grundſatz fir unanfehtbar und möchte 
meinen, daß man eine Beftimmung in das Geſetz auf: 
nehmen follte, wonach als landwirthichaftlihe Brennerei 
nur diejenige anzufehen ift, die zur Verarbeitung der von 
den landwirthfchaftlihen Genoflen im Verhältniß zu ihrer 
Betheiligung erzeugten Produkte beftimmt iſt. Dann, 
meine Serren, werben Sie richtige landwirthſchaftliche 
Genoſſenſchaften bekommen. 

Meine Herren, dad Zweite, was ich wünfde, und was 
ſich vollftändig im Nahmen des gegenwärtigen Geſetzes 
hält, ift, daß man die Verwendung der Schlemperüdftände 
unter ſchärfere Kontrole ſtellt. Das Gefet enthält bereits 
die Beitimmung, daß diefe Nüditände im „landbwirth- 
ihaftlihen Betriebe“ verwendet werben müflen. Was 
wird nun daraus in der Praris? Ein Manı, ber einen 
Morgen Land hat, betheiligt jih au einer ſolchen Ge: 
noffenfchaftöbrennerei und nimmt täglich 500, 600 ober 
1000 Liter Schlempe zurüd; er richtet ih eine große 
Maftanftalt ein, und das fol num eine landwirtbichaftliche 
Brennerei fein bei einem Morgen Land! Der Mann baut 
auf jeinem Morgen Land weder dad Heu nod dad Stroh, 
was er braudt, auch nicht Startoffelu, die für dieſen Be— 
trieb nöthig find, fondern meilt wird die ganze Brennerei 
mit ausländiichem Material betrieben. Es kann aljo nicht 
bie Nede davon jein, daß dies als eine „lanbwirthichaft: 
liche Brennerei” anzufehen iſt. Das hat die Gejeggebung 
nie gewollt, und ich bin der Anficht, daß man das, was 
das Geſetz feinerzeit gewollt hat, einfah fo formuliren 
fönnte: als landwirthihaftliche Brennerei ift diejenige 
anzufehen, bei welder die Nüdftände der Brennerei 
(Schlempe) in einem den Bedürfniffen bes land: 
wirthſchaftlichen Betriebes entſprechenden Umfange 
Verwendung finden können und thatfählid Verwendung 
finden. — Dann, meine Herren, werden Sie die erwähnten 
Gründungen ausſchließen. ine joldhe Beitimmung follte 
aber nicht bloß für die Zukunft, fondern auch für bie 
Vergangenheit eingeführt werben. Alle Brennereien, die 
biefer Beſtimmung nicht entipredhen, find Gründungen 
gegen die Abficht des Geſetzes; fie haben die ganzen Jahre 
hindurch Mißbraud getrieben und fid einen Nutzen zu— 
gewandt, auf den fie nach dem Geje feinen Anfpruch 
hatten. 

Analog würde man dann aud im Gefch jagen müſſen: 
Als landwirthichaftlihe Genojienihaftsbrenneret iſt 
diejenige anzuſehen, bei welder die Rückſtände der 
Brennerei (Schlempe) in einem den Bedbürfniffen des 
laudwirtbihaftliden Betriebes der einzelnen 
Genoſſen entiprehenden Umfange Verwendung finden 
fönnen und thatfächlich Verwendung finden. Auf dieſe 
Weile, meine Herren, ſetzen Sie die Abſichten des Geſetzes 
vom Jahre 1887 wieder in Kraft. 

Sehr dankbar bin ich dem Herrn Kollegen Dr. Bad): 
nide für eine Rechnung. bie er aufgeftellt hat, nämlich, 
dat ſich bei einem Preiſe von 1 Mark pro Zentner Star: 
toffeln die Produftionsfoiten auf 25 bis 30 Mark pro 
Hektoliter fiellten. - Herr Dr. Pachnicke beitätigt, daß ich 
ihn richtig verftanden habe. Dazu fonmt aber nod), 
Hear Dr. PBadhnide, die Mailchraumftener von etwa 
14 Marf 

(Zuruf.) 


— Sie haben bie ——— bei den 25 Mark 
ſchon mithereingezogen? Nein, Herr Kollege Dr. Pachnicke, 
ſo ſchlecht werden Sie nicht gerechnet haben. 
Geiterkeit rechts.) 

Es iſt klar, daß Sie die Steuer nicht mit berückſichtigt 
haben; denn bei 25 Mark Produltionskoſten können Sie 
unmöglih die 14 Mark Stener mitberehnet haben; ba 
blieben ja nur 11 Mark übrig, und bei 11 Mark pro 


— 


— 


0) 


D) 
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(A) 100 Liter Spiritus wollen Sie einen Preis von 1 Mark 


für die Rartoffel berausmwirthichaften? Dann mödte ich 
Sie freundlichſt bitten, die landiwirthichaftlihen Brennereien 
mit ihrem Nathe zu unterftügen; denn bisher haben bie 
herborragendften Brenner es nicht fertig gebracht, eine 
folde Ausbeute aus den Kartoffeln zu ziehen. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit rechts.) 
Aber, meine Herren, wenn Sie die 14 Mark Steuer hinzu: 
rechnen, fo befommen Sie den Preis, den der Spiritus 
jest hat, nämlich 44 Markt. Alſo das ift der Preis, den 
der Herr Abgeordnete Dr. Pachnicke jelbft ald den an- 
gemeſſenen bezeichnet jet und dabei, meine Heren, kommen 
die Bauern nur auf 1 Mark pro Zentner Kartoffeln. 
Iſt das überhaupt noch ein Preis, bei dem bie Land: 
wirthichaft, auch die im Often, noch beftehen fanıı — bei 
1 Mark pro Bentner? 
(Sehr richtig! rechts.) 
Mir haben in den öftlihen Provinzen wegen der Leutes 
noth häufig, 3. B. im vorigen Jahre, 20 Piennig für das 
Ausmahen der Startoffeln bezahlen müflen 
(Zuruf), 
in mancden Gegenden fogar 30 Pfennig, und dabei wollen 
Sie mit 1 Mark die Produftionskoften für die Startoffeln 
deden? Das KHunftftüd hat noch fein Landwirth fertig 


gebracht. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Auch nod eine andere Bemerkung des Herrn Dr. 
Pachnicke war für mic äußerft intereflant. Herr Dr. 
Pachnicke fagte, die „Dienftbotennoth”" wäre entftanden 
durh die Vertheurung des Schnapſes. Ja, bei uns 
pflegen die Dienftboten — das find lediglich weibliche 
Berjonen — überhaupt feinen Schnaps zu trinken. Ich 
wenigftens habe in den Kreiſen, in demen ich mit Dienft 
boten zu verfehren Gelegenheit gehabt, auch in bäuerlichen 
Kreiſen — feine „Dienftboten“ fennen gelernt, die fo 


(B) große Schnapsquantitäten vertilgt hätten, daß der Preis 


des Pranntweins für die eine Lebensfrage gewelen wäre. 
(Heiterkeit. Zwiſchenruf links.) 

— „Berfonal* ift dod etwas anderes als Dienftboten. 
Wenn man aber bebenft, daß der Konſum an Trink: 
branntwein nur etwa 4 bis 5 Liter auf den Kopf ber 
Bevölkerung beträgt, jo glaube id), daß es viel vortheil- 
hafter für die Bauern wäre, wenn man ihnen die Mög: 
lichfeit giebt, den Zentner Kartoffeln ſtatt mit 1 Mark 
mit 1,20 Markt zu verkaufen, als wenn ber Spiritus 
einige Mark pro Heltoliter billiger wäre. Denn das 
madht bei 80 Zentnern Ertrag pro Morgen 16 Mark 
mehr, alſo fo viel mehr, daß fie alle die Mehrausgaben 
beftreiten können für Schnaps und auch die theuren 
Preiſe für Fleifh u. f. w. Das ſcheint mir Doch der 
ridhtigere Weg zu fein, um den Bauern zu helfen. 

Ich komme nun mit einigen Bemerkungen auf bie 
beiden Spezialfragen, die durch den Geſetzentwurf zu 
unferer Entſcheidung geftellt werden, nämlich ob es zweck— 
mäßig ift, das Kontingent von 80000 Liter auf 50 000 
Liter zu ermäßigen. Ich bin im allgemeinen mit dieſer 
Ermäßigung einverftanden, halte fie aud für nöthig und 
nüglid) gerade im Intereſſe des Kleinbetriebs; denn ber 
Kleinbetrieb wird im allgemeinen befriedigt durch ein 
Kontingent von 20: bis 30 000 Litern. Alfo wenn ein 
Kontingent auf 50000 Liter feitgefegt wird, fo ift das 
fhon cine genügende Berüdfihtigung der Intereſſen 
ber mittleren Betriebe; diefe Beſchränkung richtet ſich alfo 
ansichließlich gegen die Großbetriebe. Nur in einer Be- 
zichung möchte id eine Modifikation der Borlage 
empfehlen. In meinem Wahlfreije find mehrere genofjen: 
ſchaftliche Brennereien in der Bildung begriffen, und ift 
zum Theil bereit3 mit beren Bau begonnen. Auf dieje 
müßte eine billige Rüdjicht genommen werden dadurch, 
dab man ihnen eine Erhöhung des Stontingents bis zu 
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80000 Liter im Wege 
fonzebirte. 

Zweitend, meine Herren, it es mir nicht ganz 
zweifellos, ob es möglich fein wird, die Verwendung zu 
tehniihen Sweden von ber Preißermäßigung auszu— 
fhließen. Id bin an fih durchaus einverftanden mit 
ber Vorlage, habe aber dad praftiiche Bedenken, ob man 
nit dann die Gewerbe, bie jest den Spiritus unter 
Steuerfontrole verwenden, dazu bringen wird, in Zukunft 
den bematurirten Spiritus zu verarbeiten. Man würbe 
dann eine unnütze —— für dieſe Betriebe ein— 
führen, eine Vertheurung ohne irgend einen reellen Werth. 
Man wird nit hindern können, daß diefe Fabriken ſich 
auf bem öffentlihen Markte richtig denaturirten Spiritus 
faufen und im ihren Betrieben verwenden. In biefer 
Beziehung wird alfo nod eine Prüfung des Vorſchlages 
der verbündeten Regierungen nöthig fein. 

Meine Herren, ich mödte bitten, daß wir biejen 
Geſetzentwurf derfelben Kommtffion überweifen, ber ber 
Geſetzentwurf über den Süßftoff überwieſen werben joll. 
Es find im wefentlihen, foweit ich feitgeftellt habe, bie 
gleihen Perſonen, die in die beiden Kommiſſionen ein: 
treten follen, und ich glaube, e3 wird die Verhandlungen 
beichleunigen, wenn die Berathungen in berjelben Kom— 
miffion ftattfinden. Die Kommiſſion wird in der Lage 
fein, in der eriten Situng einen ee Arbeitsplan 
feſtzuſtellen und von ber Regierung das für bie Spiritus— 
vorlage noch möthige Material zu fordern. Würden 
zwei Kommiſſionen eingelegt, fo würde natürlid Die eine 
Kommiffton, da im weientlichen in denfelben bie pn 
Berfonen find, auf die andere Kommiſſion Rückſicht 
nehmen. — Ich möchte bei diefer Gelegenheit die Herren 
Vertreter der verbündeten Negierungen bitten, bafür zu 
jorgen, daß wir in der Kommiffton eine gemügende An— 
zahl von Gremplaren des Branntweinftenergefeßes be— 
fommen Man hat fonft, 
Geſetzentwürfe einbradte, die eine Menderung eines be— 
ftchenden Geſetzes enthielten, bisher immer die Rückſicht 
auf uns genommen, daß man daß alte, beftehenbe Geſetz 
ald Anlage beigefügt oder die neuen Beftimmungen inter: 
polirt hat. Das ift im allgemeinen jehr zwedmäßig; es 
ift nicht für jeden möglid, fih ein Eremplar zu ver- 
ſchaffen. 

Ich reſumire mich dahin: folange ein zwedmäßiger 
Meg nicht gefunden werden fann, um bie drohende 
Heberproduftion zu befeitigen, die zweifellos mit einem 
(Srliegen der Heinen Betriebe jchließen muß — benn das 
Kontingent läßt ſich auf die Dauer nur aufrecht erhalten, 
wenn ſchließlich auch beim Kontingent noch ein einiger: 
maßen lohnender Breis zu erhalten ift — alfo, wenn es 
nicht gelingt, auf anderem Wege dies Piel zu erreichen, 
jo, glaube id), erheifcht es unfere Pflicht, den verbündeten 
Regierungen auf dem bon ihnen vorgejhlagenen Wege 


zu folgen. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sped. 

Sped, Abgeordneter: Meine Herren, der vorliegende 
Entwurf hat bei meinen politifchen Freunden noch weniger 
Sympathie gefunden als das Sühftoffgefeg, das wir 
geitern bier im hoben Haufe behandelt haben. Meine 
politiichen Freunde find mit einzelnen ganz wenigen Aus— 
nahmen nicht in der Lage, dem Entwurf, wie cr vorliegt, 
zuzuftimmen. Ich will damit nicht jagen, daß wir mit 
der ganzen Tendenz, welche dieſem Entwurf zu Grunde 
Itent, überhaupt nicht einverftanden wären; im Gegentheil, 
auch wir find bereit, die Beſtrebungen zu unterftügen, 
welde und geeignet ericheinen, eine PBefferftellung bes 
RBrennereigewerbes herbeizuführen. Allein bezüglich ber 
Mittel und Wege, die hierzu einzufdhlagen find, find wir 
anderer Anſchauung. Wir halten es inöbefondere für 
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einer Webergangäbeftimmung (0) 


wenn bie Neichöregierung (D) 


2508 
Speck.) 


(A) bedentlich, den Weg eines reichsgeſetzlichen Zwanges ein— 


zuſchlagen. Ich werde im Verlauf meiner Ausführungen 
noch auf dieſe Frage des näheren eingehen. 

Anlaß zu dem vorliegenden Entwurf hat der Umſtand 
gegeben, daß das Brennfteuergeieß von 1895 mit dem 
30. September diejed Jahres abläuft, und daß wir des— 
halb, fei ed eine Verlängerung dieſes Geſetzes oder eine 
anderweitige Negelung der Verhältniffe in dieſem Jahre, 
por Ablauf der Befriftung des Geſetzes von 1895, vor⸗ 
nehmen müffen. Nun fieht der Entwurf vor, da bie 
Brennſteuer, welde zur Zeit auf ſechs Jahre befriftet ift, 
ad infinitum fol forterhoben werben, und zwar in ber 
gleichen Höhe, mit der gleihen Stala wie biäher. Der 
Herr Staatsjefretär meinte, bie Wirkung der Brennftener 
jei nur eine ſegensreiche geweien. Demgegenüber muß id) 
hervorheben, daß in den Streifen meiner politifchen Freunde 
die Meinung vertreten ift, die Wirkung der Brennftener 
jet eine fehr zweifelhafte geweſen, in&bejondere jet es 
zweifelhaft, ob nicht die Heberproduftion, über welche jetzt 
gerade das Brennereigewerbe mit Recht zu Llagen bat, 
ala eine Wirkung bed Brennſteuergeſetzes zu betrachten 
ſei. Immerhin müſſen wir uns fagen, dab die Wirkung 
im großen Ganzen für unfere Brennereien eine gule war, 
und daß insbeſondere der — * den man mit der 
Brennſteuer überhaupt verfolgte, nämlich die größeren 
Brennereien etwas höher zu belaften und baburd) den 
tleineren ihre Lage zu verbeffern, zum heil erreicht 
wurde. Dagegen glauben wir, daß die Erfahrungen, die 
wir bisher mit der Brennftener gemacht haben, doch noch 
nicht ausreichen, die Feitlegung derjelben auf unbegrengte 
Beit zu rechtfertigen; vielmehr glauben wir, daß es ſich 
empfehlen wird, aud) in dieſem Jahre wieder nur für einen 
begrenzten Zeitabſchnitt die Brennſteuer weiter zu be: 
willigen und zwar, ähnlich wie 1895, auf weitere 6 Jahre. 

Aus Anlaß der Regelung des Branntweinfteuer- 


(B) geießes ift im vorliegenden Entwurf im Art. I die Frage 


der landwirthſchaftlichen Benoffenihaftsbrennereien be: 
rührt, und zwar foll nad der Vorlage der Bundesrath 
ermächtigt werden, „für die Veranlagung der Genoffen: 
fchaftsbrennereten, die überwiegend im gewerblichen Inter: 
eſſe gegründet oder betrieben werben, bejondere Beſtim— 
mungen zu erlaffen*. Es ift in den neueren Gejegentwürfen 
— id) erinnere 3. B. an das Süßftoffgefeh, an das 
Schaumweinſteuergeſetz, das Weingeſetz — das Beltreben 
nahgerade Mode geworben, die Sompetenzen bed 
Bundesraths in einer früher nicht beliebten Weite zu er: 
weitern, und eö muß bemmgegenüber doch darauf hinge: 
wieſen werden, wie bedenklich e3 ift, den Bundesrath als 
den Regulator der wirthichaftlihen Werhältniffe beim 
Vollzuge diefer Geſetze, insbeſondere der Steuergefege, fun: 
giren zu laſſen. Deshalb bin ich mit dem Herrn Vor— 
rebner Stollega Gamp der Meinung, daß es befler iſt, 
wenn wir gleich im Gefege eine Beftimmung treffen, durch 
welde Mißbräuchen, wie fie anfcheinend in einzelnen 
Fällen bei Gründung von Genoffenfhaftsbrennereien vor: 
gekommen find, Durch das Geſetz ſelbſt für die Zukunft 
vorgebeugt wird. Ich muß geftchen, ih war einiger: 
maßen erftaunt, daß folde Mißbräuche überhaupt möglich 
waren; bet uns in Bayern ift, fopiel ich weiß, von 
ſolchen Mißbräuchen nicht bekaunt geworden. Ich kann 
die Vermuthung nicht von der Hand weiſen, daß vielleicht 
bei der Veranlagung dieſer re a at hei die 
Erforſchung dev Verhältniffe der einzelnen Theilhaber, die 
ja unbedingt die Vorausjegung für bie Gewährung bes 
Charalters als landwirthſchaftlicher Genoſſenſchafter bilden 
muß, nicht genügend gründlich war. 

Der Herr Kollega Gamp hat und nun heute vor— 
gnelefen, wie er fi die Sache am beften geregelt denke. 
Sch bin nun natürlih nicht in der Lage, biefem or: 
ſchlage des Herrn Kollegen Gamp gegenüber gleid) 
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definitiv Stellung zu nehmen. 
im Zweifel, ob Herr Sollega Gamp beabfichtigt, daß 
lediglich ſolche Genoſſenſchaftsbrennereien als landwirth— 
ſchaftliche anzuſehen ſeien, welche nur eigenes, ſelbſtgebautes 
Material in ihrem Betriebe verwenden. Sollte Herr 
Kollega Gamp dieſes wirklich gemeint haben, fo muß ich 
dieſen Vorſchlage einige Bedenken entgegenjegen. Bei 
und in Bayern find die Kartoffeln zeitweile mur zu einem 
Preife erhältlich, daß fich ihre Verwendung im Brennerei- 
betrieb überhaupt nicht lohnt. Segen wir nun ald ben 
Begriff der landwirthicaftlihen Genoſſenſchaftsbrennerei 
feft, daß die Kartoffelbrennereien nur felbftgewonnene 
Kartoffeln berwerthen dürfen, fo iverben wir für ſolche 
Jahre der Startoffeltheuerung dieſe Brennereien in Die 
unangenehme Nothlage bringen, daß fie ihren Betrieb ein- 
ftellen müffen, da Roggen nidt zur Verfügung fteht. 
Aber über dieje 7 Brage werben wir ja in der Kommiſſion, 
an welde der vorliegende Geſetzentwurf zweifellos ver- 
wiefen werden wird, und des mäheren unterhalten können. 

In Art. I ift ferner vorgefehen, dab für neu— 
entftehende Brennereien das Höchſtkontingent don 800 
auf 500 Heltoliter herabgelebt werden fol. Herr Kollega 
Gamp hat bereit? die Gründe, welde für dieſe Vorſchrift 
maßgebend waren, erörtert, und ich kann mid; feinen 
Ausführungen in dieſer Beziehung nur vollftändig an— 
fchließen, insbeſondere, foweit fie darauf hinzielen, daß 
ſolche Brennereien, die bereitS im Bau begriffen find, 
nicht unter die neuen Vorfchriften zu fallen haben, ſondern 
nad den alten Stontingentirungsporfhriften behandelt 
werden dürfen. Es ift Died eine Forderung der Billig- 
feit, und es iſt nicht anzunehmen, daß im der kurzen Beit, 
jeit welcher überhaupt von einer Herabſetzung dieſes 
Höchſtkontingents in der Oeffentlichkeit die Rede iſt, 
ſchnell Brennereien in Beſtellung gegeben wurden, um 
rechtzeitig ihren Betrieb, eventuell vor dem 1. Oftober, 
eröffnen zu können. 
daß in einer fo furzen Zeit es fich nicht ermöglichen läßt, 
eine einigermaßen erhebliche Brennerei in Beftellung zu 
geben und von der Fabrik geliefert zu erhalten und be— 
triebsfähig herauftellen. 

Ich komme nun auf die wichtigſte Vorichrift, welche 
der vorliegende Entwurf enthält, dab gewifle Brennereien 
eine „weitere Brennftener*, wie fie im Geſetz genannt ift, 
von 15 Mark zu zahlen haben, wenn fie im Betriebsjahr 
mehr ald 150 Heftoliter reinen Allohol3 erzeugen und 
nicht ein dom Bundesrath von Jahr zu Jahr feſt— 
zufegende3 Quantum denaturiren. Diefe Vorſchrift ift die 
Haupturfache, warum meine politifhen Freunde nicht in 
der Lage find, dem vorliegenden Gefegentwurf ihre Zus 
ſtimmung zu geben. Aus welden Erwägungen tft wohl 
diejer Geſetzesvorſchlag hervorgegangen? Der Spiritus 
ring bat fich gebildet und feinen Mitgliedern als Ber: 
pflichtung auferlegt, dat fie eine gewilfe Menge ihres 
Fabrikats zur Denaturirung bringen. Er hat ihnen alfo 
infofern ein finanzielles Opfer in der Richtung auferlegt, 
dab fie dieſen dematurirten Branntwein zu billigeren 
Preifen abgeben müſſen. Man hatte gehofft, daß es ge- 
lingen würde, fämmtliche Brenmereien im Spiritusring zu 
vereinigen. Dieſe Hoffnung ift fehlgefchlagen; vielmehr ift 
ungefähr ein Zehntel der beftehenden Brennereien außer: 
halb des Ninges geblieben. Diefe Brennereien haben fich 
die Steigerung der Preife des Trinkbranntweins, melde 
die Grimdung des Ninges zur Folge hatte, zu Nutze 
gemadt und ihren ſämmtlichen Branntwein als Trink— 
branntwein verfauft, ohne fih jedod dem finanziellen 
Opfer zu unterzichen, welches die Mitglieder des Ringes 
freiwillig auf fid) genommen hatten. Wenn man Des 
hauptet, es jei von dieſen außerhalb des Ringes ftehenden 
Brennereien überhaupt nicht denaturirt worden, fo ift 
das nicht richtig. ES wird thatſächlich auch jegt noch in 


Ad bin aber nod) darüber (C) 


Darüber kann fein Zweifel beftchen, (D) 


Reichstag. — 80. Sigung. Dienstag den 23. April 101. 


2309 











Sp) 


(A) ben Tagesblättern „ringfreier“ dematurirter Spiritus an- 


geboten, und es beftcht fein Anlaß, daran zu zweifeln, 
daß thatſächlich diefe Brennereten, die folden Branntiwein 
zu liefern fi erbieten, nicht dem Ninge angehören. 
Die Mbfiht alfo, die man bei Gründung des 
Spirituöringes verfolgte, iſt nicht erreicht worden. 
Nun fol durd die Neichsgefeggebung den außerhalb bed 
Ringes ftehenden Brennereien die gleiche Verpflichtung 
auferlegt werben, welche die innerhalb des Ringes ftehen: 
ben freiwillig auf fich genommen haben. Man hat geſagt, 
die Brennercien außerhalb des Ninges nützten die gunftige 
Situation, welche die Ringbrennereien geſchaffen, aus, und 
das ſei eine unlautere Konkurrenz für das Fabrikat ber 
legteren. Dan hat auch gefagt, der Geſetzentwurf ehe gar 
feinen Denaturirungszwang bor, denn es ftehe gar nicht 
darin, daß jeber Brenner jedes Jahr fo und jo biel zur 
Denaturirung bringen müffe; es heiße nur: wenn du bad 
nicht denaturirft, mußt du 15 Mark Steuer pro Heftoliter 
reinen Altohols mehr zahlen. Aber das fommt doch auf 
das Gleiche hinaus; jeder, der der Denaturirungsvorſchrift 
nit gemügt, erhält eine Strafe in Form diefer Extras 
fteuer. Beifügen möchte ich gleich, daß die Bezeichnung 
einer „weiteren Brennſteuer“ doc wohl nicht zutreffen 
dürfte; denn die Brennftener war feinerzeit gedacht, und 
ift auch fo durchgeführt worben, als eine Steuer, die den 
Betrieben von über 300 Hektoliter Erzeugung auferlegt 
wird, während dieſe Steuer jegt fhon den Betrieben von über 
150 Heftoliter Erzeugung auferlegt werden foll und zwar 
ohne jede weitere Rüdfiht auf die Größe des Betriebes, 
Der Begriff „Brennſteuer“ Scheint mir in diefem Fall alfo 
doch nidyt gut anwendbar. Nun ift ed ja möglid, daß 
zu Zeiten, wo die Preife für Zrinfbranntwein außer: 
ewöhnlih hohe find, cin Zwang zur Denaturirung thut- 
Mali nicht ausgeübt wird, daß alio ber Brenner in ber 
Lage ift, trotzdem er die 15 Mark Steuer zahlt, feinen 


(B) Branntwein nicht zu benaturiren und als Trinkwein zu 


verkaufen; aber in dieſem Fall muß er eben bie höhere 
Ertrafteuer zahlen, und das iſt eben der Zwang, der auf 
ihn ausgeübt wird. 

Es ift auch gefagt worden, daß die ganze Vorlage 
mit dem Spiritustartell überhaupt nichts zu thun habe. 
Aber, meine Herren, wir bier im Haufe bedürfen eines 
Beweiſes in dieſer Richtung wohl nicht, da wir die ganze 
Entſtehungsgeſchichte der Vorlage kennen, und da wir 
auch wiſſen, woher bie vielen Flugſchriften und Broſchüren 
fommen, mit denen wir gerade in der legten Zeit mit 
Rüdfiht auf diefen Denaturirungdzwang überſchwemmt 
worden find, und wir brauchen einen foldhen Beweis aud) 
deöwegen nicht, weil wir ja in der Lage waren zu fehen, 
welde in ben Tagesblättern getrieben wurde, 
um fir dieſe Frage des Denaturirungszwanges Stimmung 
zu machen. Nah meiner Auffaffung ift die Sadlage 
einfach die, daß durd) die Einführung diefer Denaturirungd- 
pflicht eine Stüge für den wantenden Thurm de3 Spiritus: 
ringes gefhaffen werden joll; denn darüber dürfte doch 
fein Zweifel fein, und das wird auch von feiten ber 
Intereſſenten des Spirituöringes jelbit zugegeben, daß 
der Ning nicht in der Zage ift, unter den berzeitigen Ber: 
hältniſſen fortzueriftiren, wenn ihm nicht von irgend einer 
Seite Hilfe fommt. 

Es ift aber ſehr bebenflih, nach den Erfahrungen, 
die wir mit anderen Startellen gemacht haben, jegt diejen 
Weg zu befchreiten, den Weg der reichögefeglichen Unter— 
ftügung einer zu einem Startell vereinigten Induſtrie. 
Man jagt ja wohl, die Verhältniſſe find hier beim 
Spirituöring ganz andere, als fie 4. B. beim Roheiſen— 
verband, beim Spinnereiring, beim Kohlenſyndikat find; 
denn der Spirituäring hat landwirthidhaftlide, das 
geibt aljo allgemeine Intereſſen zu vertreten. Das 

estere gebe ich unbedingt zu; aber ich beftreite, daß der 


- 


Spiritusring in feinen Folgen beffere Wirkungen haben wird, (C) 


al3 e3 bie anderen Kartelle bis jet gehabt haben. Es 
wird gelagt: der Spirituöring hat ja nicht den Zweck, 
die Preiſe zu erhöhen, fondern er bringt mur Opfer da— 
durch, daß er die Breife für benaturirten Branntwein 
verbilligt und dadurch dem Volk eine billigere Licht: und 
Kraftquelle jhaffen will. Aber davon fpridt man nicht, 
daß diefe Verbilligung ja nur möglich iſt dadurch, daß 
man den Preis für Trinkbrauntwein ganz erheblih in 
die Höhe jegen muß, um den eriteren Zweck zu erreichen. 
Durch diefe Erhöhung de3 Breifes für Trinkbranntwein 
ftellt fi aber der Spirituering auf die gleiche Stufe, auf 
welcher der Zuderring, das Eiſenkartell und das Stohlene 
ſynditat ftehen. 
(Sehr ridtig!) 


Auf die Frage, ob nicht viele Gegenden durch die Er— 
höhung der Preije für Trinkbranntwein geihädigt werben, 
will ich nicht näher eingehen. Der Herr Kollege Gamp 
beitreitet zwar, daß in landwirthſchaftlichen Betrieben es 
üblich fei, daß die Dienftboten Schnaps befommen; id) 
fann ihm aber, ſoweit unſere bayeriichen Verhältniffe in 
Betracht fonımen, jagen, daß in den rauheren Gegenden 
ber Rhön, des Speflart 2c. die Holzarbeiter und aud) 
bie landwirthichaftlichen Feldarbeiter von ihren Arbeit: 
gebern verlangen, daß fie ihnen eine beftimmte Quantität 
Schnaps mit zur Arbeit hinausgeben. Thut dies ber 
Dienftherr nicht, jo gehen fie einfach von ber Arbeit 
wieder weg, und infofern muß ich den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Pachnicke vollftändig beipflichten. 

Wenn ich noch auf die Art und Weiſe eremplifiziven 
darf, wie das Zuckerkartell vorgegangen ift — das ift 
auch ein Kartell, dad ſich angeblich gegründet hat zur 
Vertretung landwirthſchaftlicher Intereſſen —: was 
war denn die erite Thätigfeit des Zuckerkartells? Sofort 
nad) feiner Errichtung hat e3 die Preife um 3 Pfennige 
pro Pfund in die Höhe gelegt, und bas macht bei einem 
Konjum tm Deutichen Reihe von ungefähr 15 Millionen 
Bentnern eine Geſammtſumme von 45 Millionen Mark 
ans, melde den deutſchen Zuckerkonſumenten abgeknöpft 
wurden. Dabei liefert man aber den Zucker nach Eng— 
land um 12 Pfennige billiger, als ihn der deutſche Kon— 
jument belommt. Dieſe Erfahrungen, die wir mit dem 
Zuderkartell gemacht haben, können uns aber doch gewiß 
nicht ermuthigen, jett dad Spiritusfartell zu ftügen. 

(Sehr richtig!) 

Wenn id mir geftatten darf, auf einen Artikel hin— 
zumweifen, der in der Münchener Allgemeinen Zeitung 
erſchienen ift, überfchrieben: „Deutfches Zuderkartell“, jo 
heißt e8 dort — e3 war zur Zeit der Gründung des 
Kartelld —: 

Die Grundlage des Kartells bildet die Erwägung, 
dab auf Grund des Eingangszoll3 von 20 Pfennig 
per Kilogramm die Inlandspreiſe bis zu einen 
gewiffen Grade erhöht werben fünnen, ae daß 
eine Konkurrenz vom Auslande möglich iſt. 

— Alſo, dad war ber einzige Grund, ben man hatte! — 
Man hat infolge deifen für den im Inland 
raffinirten und fonjumirten Rohzucker einen 
Normalpreis von 12 Mark 75 Pfennig pro Zentner 
feitgejeßt. 

Alfo hier it mit dürren Worten gejagt: man hat die 

Macht, die man durch Bereinigung der Induſtrie befommten 

bat, geftügt auf den Schußzoll, den die Induſtrie genießt, 

dazu mißbraucht, die Preiſe für das Inland willkürlich, 
ohne jeden greifbaren Grund in die Höhe zu fegen! Am 

Schluffe diefes Artikels war noch auf die Zuderfabrif 

Offſtein eremplifizirt, und es heißt dort: 

63 kann ſich jomit nad) ben voritehenden Cr: 

örterungen jeder Aktionär ein klares Bild davon 

machen, welchen Ertragewinn die Gefellihaft aus 
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dem Zuſtandekommen des Kartelld zu ziehen in 
ber Lage ift. 
Alfo, meine Herren, aud) hier begegnen wir der alten 
feidigen Thatfahe, dab die Intereſſen der Landwirth— 
ihaft dem großen Bublitum gegenüber in den Vorder— 
grund geftellt werden, während die Intereſſen der Stapitaliften 
und der Börfe — denn im dem bon mir foeben zitirten 
Artikel find ed nur die Intereſſen der Börfe, die im bie 
Wagſchale geworfen werden — thatſächlich für folde Be: 
ftrebumgen maßgebend find. 

Es ift richtig, die Verwaltung des Zuderfartells ift 
eine fehr Loftipielige, und es muß ein großer Theil der 
Preisauffchläge, die bis jetzt erfolgt find, für die Wer: 
waltungstoften aufgewendet werden; aber, meine Herren, 
das ift fiir den deutfchen Konſumenten ganz gleichgiltig 

(fehr richtig! bei den Sozialdemofkraten), 
ob die hohen Breife, die er zahlen muß, in die Taſchen 
der einzelnen Induſtriellen ſelbſt fließen, oder ob fie als 
Koften für Unterhaltung des Ninges oder zur Gewährung 











befonderer Grportprämiirungen der Theilhaber noth— 
wendig find. 
Auch bei der Gründung bes Spirituskartells hat 


fich dasfelbe in feiner Weife von den anderen Sartellen 
erheblich unterjchieden; denn auch bier hat man von ber 
Anwendung bon Gewalt auf die einzelnen Widerftrebenden 
nit Umgang nehmen zu fönnen geglaubt. Der Fabri— 
fantenverein hat nad) einer mir vorliegenden Zeitungs: 
notiz ein Flugblatt herausgegeben: „Wie follt Ihr 
werben?” barin war die Frage aufgeworfen, wie fich der 
außerhalb des Kartells Bleibende ftehen werde, wenn ber 
Spirituöring zum Abſchluß gelange, und da findet ſich 
folgender Paflus: 

Sr wird — er und feine Abnehmer — wie ein 

Wild gehegt werden; denn Mitleid kennen 

wir nit. 

(Hört! hört! links.) 

Hier heißt e3: mit in Reih und Glied! oder ald 

Feind niedergefämpft! Bleiben ganze Gruppen 

draußen, jo find fie bald firre gemadt. 
Alfo aud bei der Gründung ded Spiritusringes wurde 
das Mittel der Vergewaltigung des Einzelnen angewendet, 
und auch iniofern unterfiheibet fih der Spirituäring 
meiner Meinung nad in nichts von den übrigen Syndifaten 
und Sartellen, und ich würde es mit Nüdficht auf dieſe 
Berhältniffe für fehr wünſchenswerth Halten, wenn wir 
recht bald in der Lage wären, hier im a Haufe den 
Antrag, der von dem Herrn Kollegen Freiherrn v. Heyl 
und Genofjen geftellt wurbe, betreffend Einführung einer 
Reihsauffiht für Kartelle zu erörtern. 

(Sehr gut! rechts. Heiterkeit.) 

Andere Länder, Defterreih, Ungarn und Rußland jind 
uns in diefer Richtung ſchon längft vorausgegangen und 
haben insbefondere das Prinzip der Deffentlichkeit, welche 
für eine günftige Wirkſamkeit der Syndifate und zur 
Hintanhaltung von Mißbräuchen unbedingt nothwendig ift, 
durch Geſetz eingeführt; der Zwang der Deffentlichkeit 
kann allein den gemeinihädlihen Beltrebungen biefer 
Ningbildungen einigermaßen entgegentreten. 

Es iſt ja nicht zu leugnen, daß Diele Syndifate, 
Kartelle und Ringbildungen aud ihre gute Seite haben, 
dab, wenn fie fih im den ihnen durch ihre Zweck— 
beftimmung geſetzten Grenzen halten, fie —— ſind, in 
Bezug auf die Preisbildung eine ausgleichende Wirkung 
hervorzurufen. Insbeſondere iſt nicht zu leugnen, daß 
fie auch ungünſtiger ſituirten Betrieben, kleineren, ungünſtig 
gelegenen, weniger gut eingerichteten Betrieben es er— 
möglichen können, mit anderen in Stonfurrenz zu treten. 
Allein die Entwidlung, welde dieſes ganze Syndilatd- 
und Ningwejen jegt genommen hat, läßt es doch jehr 
wünſchenswerth eriheinen, daß aud bei uns eine reichs— 
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geſetzliche Regelung der Angelegenheit bald ind Werk (C) 


gelegt wird. 
(Sehr ridtig!) 

Aus diefen Gründen haben, wie ih bereit? erwähnte, 
meine politiichen Fremde gegen die Vorlage, foweit fie 
ben Denaturirungszwang einführen will, ganz erhebliche 
Bedenken. Aber auch die Sonfequenzen des  erften 
Schritte auf diefem Gebiete find gar nicht abzufehen; 
denn wenn wir in dieſem Jahre dad Spirituäfartell 
ftügen, jo fommt im nächſten Jahre der Zuderring und 
im übernächſten Jahre der Eifenring, und jo werben wir, 
wenn wir diefen Weg einmal beſchritten haben, nicht mehr 
zurückkönnen und wir werben uns auf eine fchiefe Ebene 
begeben, auf der wir immer weiter abgleiten müſſen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Der Herr Kollege Gamp hat auch die Frage der Auf: 
rechterhaltung der Kontingentirung geftreift; er fagte, es 
beftänden Beftrebungen, welche die Kontingentirung über- 
haupt bejeitigen wollen, und erllärte, er jei gegen dieſe 
Beſtrebungen aufgetreten. Ich bin ihm dafiir fehr dank— 
bar; im Intereſſe unferer bayeriichen und überhaupt der 
füddeutichen Brenner hoffe ich mur, dab er dad Mohl: 
wollen, das er bei dieſer Gelegenheit den bayerifchen 
Brennern bewiefen hat, auch in Zukunft ihnen nicht ents 
ziehen wirb. 

Der ganze Vorihlag der Einführung de3 Denatu- 
rirungözwanges tft einem großen Theile meiner politifchen 
Freunde aber auch ein abſchreckendes Beilpiel dafür, daß 
die Reichsgeſetzgebung und insbelondere die Steuergeſetz— 
gebung zu fehr in die wirthſchaftlichen Verhältniſſe ein— 
gegräffen hat. Mir können die gerade bei der Brannte 
weinfteuer beobachten, welche allmählich ſich jo ins Detail 
verloren hat, daß es thatſächlich für einen Laien, ber ſich 
mit biefen Fragen nicht öfter beſchäftigen muß, unmöglid) 
geworben ift, die Materie zu beherrihen. Es ift ja 


leicht erflärlih, dab auch bei diefer Steuergefeggebung (D) 


die Intereſſen ber feinen und insbefondere auch bie 
Sintereffen der Heinen landwirthſchaftlichen Kreiſe hervor— 
ragend berüdfichtigt werden müflen. Allein das Uebel ift 
nur dad, daß dieſe Berüdfihtigung nur auf einem ſehr 
umftändlichen Wege hat erreicht werben können. 

Ein weiteres Bedenken befteht aber noch in ber 
Richtung, ob überhaupt ein genügender Abſatz für bie 
fünftig zur Denaturirung fommenden Mengen vorhanden 
fein wird. Es tft dieſer Umſtand von dem Herrn Kol—⸗ 
legen Pachnicke bereit$ erwähnt worden. Es ift bie 
Frage, ob der Konfımm auch in der Lage. ift, biefe 
gewaltigen Mengen denaturirten Branntweind, die ja, 
wenn die Vorlage Geſetz wird, auf den Markt kommen 
werben, aufzunehmen. Damit ift ja nit außer allen 
Zweifel, ob die an und für ſich jehr lobenswerthen Ber 
ftrebungen, dem Spiritus ein weiteres Abfatgebiet, ins» 
bejondere zum Betrieb von Motoren und zu Beleuchtungs— 
zweden, zu geben, aud ven vollftändigem Erfolg begleitet 
jein werden. Ich Habe jüngft von einem Bericht ber 
preußifchen Gifenbahndireftionen gelefen, welcher fid über 
die Grfahrungen äußert, die mit der Verwendung von 
benaturirtem Spiritus zur Beleuchtung gemadt wurden. 
Diefer Bericht jagt, dab zwar bei der Bahnftetgbeleudtung 
diefe Lampen vollftändigt befriedigt hätten, daß bagegen 
bei ber Verwendung im inneren Dienft fi) mandherlei 
Anftände ergeben hätten. Es ift alfo doch noch nicht 
fiher, daß die Verwendung des benaturirten Spiritus 
aud eine jo ausgedehnte werben wird, daß fie das ganze 
Produkt aufnehmen kann. 

Was die —— des Spiritus zum Motor: 
betrieb anlangt, fo, glaube ich, wird der Spiritus mit dem 
Petroleum als Srafterzeuger niemals konkurriren können, 
denn fo weit werden Sie mit den Spirituspreifen nie 
heruntergeben können, daß das Petroleum Ihnen nicht 


(A) Htonfurreng machen könnte. 
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Es ſcheint mir auch, daß das 
Mittel des Denaturirungszwangs, das hier verjucht wird, 
überhaupt auf die Dauer nicht wirken fanıı, und daß es 
immer nur ein Mushilfömittel bleiben wird. 

Die Herren, die jegt für den Denaturirungszwang 
fo lebhaft eintreten, die Herren von der rediten Seite 
diefes Hauſes, ſetzen fi aber wohl tn MWiderfpruch mit 
ihren Beltrebungen auf Einſchränkung des Altoholgeuuffes. 
Denn fie jagen, wir müſſen darnach ftreben, möglichft 
große Mengen denaturirten Branntweins zur Konſumtion 
zu bringen; den Verluft, den wir dadurch erleiden, wollen 
wir deden durd Erhöhung der Preife für Trinfbrannt- 
wein. Wird nun diefer Konfum ein recht großer — der 
Bundesrath wirb ſich ja immer nad) dem Bedarf des 
Marktes rihten —, fo wird natürlich auch der Konſum 
an Trinfbranntwein eine ganz erhebliche Höhe erreichen 
müffen, wenn durch dieſen Konſum das Defizit ausge: 
glichen werden fol, oder Sie müffen den Preis für Trint: 
branntwein fo ungeheuerlih in bie Höhe feben, daß er 
für die große Mafle der Bevölkerung überhaupt nicht 
mehr erfhwinglih it. In diefer Richtung fcheint mir 
alſo der Denaturirungszwang überhaupt jchon au ber 
Frage der Durdführbarfeit ſcheitern zu müſſen. 

Auch wir haben ja von jeher die Beftrebungen unter: 
ftügt, welde darauf hinausgingen, den Altoholgenuß 
möglichft einzufchränten. Allein wir müflen Doc erwägen, 
daß der Alkohol in manden Gegenden des Deutichen 
Reiches noch ein nothwendiges Uebel ift, und wir müſſen 
mit der Thatfadhe rechnen, daß eben weite reife den 
Altoholgenuß als zu ihrer Ernährung nothwendig maden. 

Nun jagt ber Herr Kollege Pachnicke, e3 wäre ja 
das Allereinfachſte, den Altoholgenuß in der Weiſe ein: 
Bee oder ganz zu befeitigen, daß man überhaupt 
einen Branntiwein mehr brennt. Aber er hat doch dabei 
nicht berüdfichtigt, daß viele Tandwirthichaftlichen Betriebe 


(B) auf den Betrieb der Brennerei angewiejen find, daß viele 


landwirthſchaftlichen Betriebe im Deutſchen Reich eriftiven, 
die ohne kleinere oder a Brennerei überhaupt gar 
nicht Iebensfähig find. Alſo fo weit, glaube id), darf 
man in feinen Temperenzbeftrebungen doch nicht gehen. 
Ein weiteres Bedenken, das fpeziell bei meinen 
bayriſchen politifchen Freunden befteht, iſt das, daß bie 
Wirkung des Denaturirungszwangs in der Ausdehnung, 
wie er vorgeſchlagen ift, in den einzelnen Gebieten bes 
Deutihen Reichs eine fehr verjchiedene fein wird. Es 
foll der Denaturirungszwang auf einen Bruchtheil der 
Gejammtproduftion gelegt werden. um ift eö ja eine 
befannte Thatſache, daß das Brennen über das Kontingent 
hinaus faft ausſchließlich in Oftpreußen üblich ift, während 
dagegen in Bayern und überhaupt in Süddeutſchland faſt 
ge nicht über das Kontingent hinaus gebrannt wird. 
a3 wird nun die Folge des Denaturirungdzwanges fein? 
Sest der Bundesratb eine Menge von, jagen wir, 
40 Prozent feit, jo wird die zu denaturirende Menge bei 
den meiften ofipreußifchen Brennereien die Branntwein: 
mengen treffen, die über das Kontingent hinaus gebrannt 
wurden. Dagegen wird dieſer Denaturirungszwang bei 
ben bayerifchen Brennereien bireft die Mengen treffen, bie 
innerhalb des Kontingents hergeftellt werden. Es würde 
aljo für die Menge, die denaturirt werben muß, den 
bayeriihen Brennern der Vortheil des Kontingents ver— 
loren gehen. Das Kontingent giebt aber gerade den ſüd— 
deutſchen Brennereien allein die Möglichkeit der Konkurrenz 
mit dem billigeren Brobuft der oſtpreußiſchen Branntwein— 
brennereien. Wir fürzen auf dieſe Meile alfo bie füd- 
deutihen Brennereien an dem Kontingent, dad man ihnen, 
alö im Jahre 1887 unter Aufgabe der Branntweinſteuer— 
reſervatrechte der Anſchluß der fübdeutihen Staaten an 
die norbbeutihe Branntweinitenergemeinihaft erfolgte, 
garantirt hat. Der Anſchluß Bayerns erfolgte damals 


im Vertrauen auf die Loyalität der übrigen beutichen 
Staaten und in der Erwartung, daß auch in Zukunft 
biefer Vortheil den ſüddeutſchen Brennercien als Gegen- 
gewicht gegen die großen und billiger arbeitenden norb- 
beutichen Brennereien erhalten bleibe. Es beiteht deshalb 
auch bei einzelnen meiner politifchen Freunde, die geneigt 
wären, dem Denaturirungszwang im Prinzip zuzuftimmen, 
die Meinung, daß fie Diefe Zuſtimmung geben könnten, 
wenn dieſer Zwang auf die Mengen beſchränkt werde, die 
über dad Kontingent hinaus gebrannt werden, und 
eine ſolche Vorſchrift würde wohl auch den Forderungen 
der Billigfeit und Gerechtigkeit entiprehen. Denn was 
ift die Urfahe der Stalamität, in welcher jekt das 
Brennereigewerbe ſich befindet? Die bedeutende leber— 
produftion! Und dieſe Ueberproduktion ift lediglich auf 
die großen oftpreußifchen Brennereien zurückzuführen. 
Wenn Sie die Güte haben wollen, auf Seite 15 des 
Entwurfs nachzuſchlagen, fo finden Sie dort eine lleber: 
fiht über die Branntweinerzeugung in den einzelnen 
Stenergebieten, und daraus ergiebt fi, daß die Durch— 
Ichnittäproduftion ſeit Inkrafttreten des Branntweinftener: 
geiehes in den Provinzen ganz bedeutend in die Höhe 
gegangen ift. Sie m geitiegen im Durchſchnitt von 
1887/88 bis 1894/95 von 1,97 Millionen Hektoliter auf 
2,57 Millionen SHektoliter im Durchſchnitt für 1898/99 
bis 1899/1900. Und aus der Zufammenftellung auf 
Seite 17 geht herbor, daß die Erzeugung über das Kon— 
tingent hinaus in Norddeutſchland für das Jahr 1899/1900 
1423000 Liter betrug. Dagegen ift eine Ueberproduktion 
in Bayern nur in ganz verfhwindendem Make gegeben. 
Wir glauben deshalb, daß es billig fein wird, wenn nur 
die öſtlichen Provinzen mit ihrer Ueberproduktion zum 
Deflarationdzwang herangezogen werden. 

Aber aud ein weiteres Bedenken bejteht, nämlich 
das, dab mir durch diefen Denaturirungszwang ein 
Brivatmonopol ſchaffen. Es ift ja von Seiten des 
Herrn Abgeordneten Gamp beftritten worden, dab bie 
jest nocd außerhalb des Ringes ftehenden Brennereien 
Veranlaffung nehmen werben, nah Ginführung des 
Denaturirungdzwanges in den Ring einzutreten; aber 
ic habe feinen Zweifel, daß dieſe alle fofort eintreten 


werden 
(Heiterkeit rechts), 

denn fie haben ja feinen Anlaß mehr, außerhalb des 
Ringes zu bleiben. Warum find fie denn bis jest außer: 
halb des Ringes geblieben? Weil fie die Wortheile des 
Ringes hatten, ohne die Laften auf fi zu nehmen. 
Hält diefer Grund num weg, fo haben fie fein Intereſſe 
mehr, fern zu bleiben; der Ring wirb ihnen einige Bor: 
theile in Ausficht ftellen, und fie werden alle zweifellos 
dem Ring beitreten. Aber ich glaube doc, daß bier im 
hoben Haufe bei der Mehrheit Bedenken beftehen, ein 
ſolches Monopol aufzurichten. Es find ja auch ſchon 
Stimmen laut geworden, die ſich dahin ausſprechen, daß, 
wenn ſchon ein Monopol nicht zu umgehen ſei, dann 
gleich ein Staatömonopol geihaffen werden müfle; dann 
wäre wenigften® die Volkövertretung in ber Lage, bei 
Feſtſetzung der einzelnen Modalitäten mitzuwirken und 
einen Ginfluß auszuüben, während fo der ganze Betrieb, 
bie Preisfirirung u. ſ. w. vollftändig ben Privathänben, 
der Willfür des Spirituöringes überlaffen bleibt. 

Wir verfennen nit, daß eine Vermehrung der 
Spiritusproduftion nicht nur für die landwirthſchaftlichen 
Betriebe, ſondern überhaupt für die Allgemeinheit von 
großem Vortheil wäre. Es ift ja ſchon hervorgehoben 
worden, daß die beffere Ausnugung fchlechterer Böden 
durd Kartoffelbau möglich gemacht wurde; es ift hervor— 
ehoben worben, daß ein Erfag für Stohle durd den 
Spiritus gefchaffen werden könne. Was jedoch bie 
Betroleumverdrängung anbelangt, meine Herren, fo habe 


(0) 


(D) 
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ca) Ih meine gewaltigen Bedenken. Ich bezweifle, ob eine 


(B 


— 


ſolche Verdrängung möglid ift, ob der Spiritusring es 
fertig bringen wird, auf die Dauer die Preiſe für de— 
naturirten Branntwein jo niedrig zu ſetzen, daß er für 
alle Fälle mit dem ausländischen Petroleum fonfurriren 
fan. Die gioßen Petroleumgeſellſchaften zahlen zum 
Theil Dividenden von 50 bis 6U Prozent, Nun wollen 
wir fagen, der Kampf beginnt, der Spirituspreis wird 
beifpielsweife auf 15 Mark feitgejegt. Sofort wird ber 
Betroleumring ebenfalls mit dem Preis heruntergehen — 
es macht ihm das eine Kleinigkeit aus, wenn er weiß, 
daß ihm in der Zukunft der Sieg in Ausſicht ſteht —, 
und es wirb ein Herüber und Hinuber werden. Aber id) 
glaube, die Kräfte des Spiritusringes werden am eriten 
in diefem Kampf erlahmeınt. 
(Widerſpruch rechts.) 

Den Bortheil von einem ſolchem Kampf hätte aller: 
dings das große Publikum, und dies würde ihn nur 
freudig begrüßen können, denn dadurch würden ihm feine 
Lichtquellen bedeutend verbilligt. Allerdings zweifle id), 
ob auch der Herr Staatöfekretär des Reihsihagamts einen 
ſolchen Kampf mit Freuden begrüßen würde; denn ber 
Betroleumzoll, der bis jest zirfa 100 Millionen Mark 
jährlich brachte, würde dadurch natürlich eine bedeutende 
Einſchränkung erfahren, ohne einen Erſatz an Inlands— 
ſteuern zu finden. Bei der ganzen Sache wäre aber auch 
die Gefahr nicht ausgeſchloſſen, daß ſich die beiden feind— 
lichen Mächte Petroleum und Spiritus verbinden, beide 
mit vereinten Kräften auf das deutſche Publikum ſtürzen 
und beide ihre Preiſe wieder in der alten Höhe oder, wenn 
möglid, noch etwas höher normiren. Es ericheint das 
ja auf den eriten Anblid unnatürlich, allein auf dem 
wirthſchaftlichen Gebiet ift heute fein Ding mehr uns 
möglid). 

Dies find in der Hauptſache die Bedenken, welde 
bei meinen politiidhen Freunden bei Benrtheilung der 
Vorlage, insbeſondere bei der Frage des Denaturirungsd- 
jwanges, maßgebend waren. Es ift jedod von uns, wie 
ich bereitö erwähnte, nicht verfannt worden, daß es um 
bedingt nöthig ift, dab etwas geidieht; denn wir ber: 
ichließen und der Thatfadhe nicht, daß jo, wie bis jeßt, 
die Sache nicht weiter gehen kann, und von biefem Ge— 
danken ausgehend haben wir erwogen, ob es fich nicht 
ermöglichen ließe, an Stelle dieſes Denaturirungszwanges 
einen Weg einzuſchlagen, der das gleiche Nejultat ergeben, 
aber das Odioſe des gejeglihen Zwanges nicht fo fehr 
wie die Vorlage an fi tragen würde. Dieſer Weg 
wäre vielleiht eine Erhöhung der Brennſteuer und eine 
gleichzeitige Erhöhung der Vergütungsfäge für benaturirten 
Branntwein. Ih hätte mir die Sadıe fo gedacht, daß 
vielleicht die Brennftener von 6 Marf im Marimalbetrag 
auf 10 Mark erhöht wird, daß biefelbe nad) neuen Skalen 
erhoben wird, und daß dann die Vergütungsfäge, die bis 
jet 6 Mark bezw. 4,50 Mark betrugen, ebenfallö er— 
heblih in die Höhe geießt werden. Auf diefe Weije 
wiirde für diejenigen, die in Form der Brennfteuer eine 
befondere hohe Steuer zahlen müffen, ein Anreiz geichaffen, 
möglichft viel Vergütung wieder dur die Denaturtrung 
bon Branntwein zurüdzubelommen und dadurch ſich 
ſchadlos zu halten. Es ift das aber vorerft mer ein 
Vorſchlag, und wird vielleicht in der Kommiſſion Anlaß 
—— ſein, darüber ſich noch des näheren zu unter— 
alten. 

Ich ſchließe mich im übrigen, was die geſchäftliche 
Behandlung anlangt, dem Antrage des Herrn Kollega 
Gamp an; es wird ſich aus den Gründen, bie er ſchön 
porgebradht hat, wohl empfehlen, diefen Gefegentwurf in 
der gleihen Kommiffion zu verhandeln, welcher aud der 
Süßſtoffgeſetzentwurf überwiefen worden ift. 

(Bravo!) 


Bizepräfident Dr. v. Frege Welgien: Das Wort hat (C) 


der Herr Abgeordnete Wurm. 

Wurm, Abgeordneter: Meine Herren, der legte Bor: 
idjlag des Herrn Redner aus dem Zentrum kann meine 
Zuftimmung nicht finden. Wenn die Brennftener erhöht 
würde und die Vergütungsiäge desgleichen, dann würden 
wir vielleicht in 3, vielleiht in 4 oder 5 Jahren genau 
daſſelbe Schaujpiel haben wie heute, daß nämlich durch 
dieje Art Gejegmacherei, durch dieſe proteftioniftifche Wirth: 
ſchaft, die eine Induftrie großzicht auf often ber großen 
Maſſen der Bevölkerung, dieſe Induſtrie ſich wieder ab: 
gewirthichaftet hat. Deun woher kommt denn jegt wieder 
diefer Angftichrei, der feitens der Agrarier wie der Re— 
gierung bier durch dieſes Geſetz laut wird? Es geht 
der Spiritusinduftrie zu gut, und deshalb padt fie 
die Schwarze Sorge, daß es ihr bald wieder ſchlecht gehen 
wird. Es geht ihr viel zu gut, ſeitdem die Brennfteuer, 
diefe verfehlte Einrichtung gekommen ift, die künſtlich eine 
Prämie auf beftimmte Arten des Abjages bringt. Das 
Spitem hat ſich jo ſchön bewährt, daß jebt die Spiritus» 
induftrie in ihrem eigenen Fett erjtidt. 

(Laden red)ts.) 
Sie hat in Folge diefer Brennſteuer, die felbfiverftändlic 
nicht von der Induſtrie, wie Sie (rechts) immer jagen, 
jondern vom Publikum bezahlt werden mußte, Bonis 
fitationen, Prämien für den Verbrauch von dematurirtem 
Spiritud und für den Erport geben Lönnen, hat biefe 
Prämie immerwährend in die Höhe fteigern können, fo 
beim Brennfpiritus von 1,50 auf 4,50 Mark, und fie hat 
dabei jo aus dem Vollen gewirthichaftet, daß fie augen— 
blidlidy) mehr ausgegeben hat, als jie jährlid an Brenn 
fteuer einnimmt, jodaß, wenn das jegt noch ein Jahr fo 
weiter gehen jollte, die Fondskaſſe banfrott wäre, aus 
der dieſe Prämien gezahlt werden. Weil dad ber Fall 
ift, weil fie in dieſem Jahre bereit3 mit einem Defizit 


von 914076 Mark und im vorigen Jahre mit einem (D) 


Defizit von 472926 Mark gearbeitet hat, deswegen 
heißt es wieder: Steuerzahler Hilf, wir wollen ein neues 
Syſtem einführen, duch das du Wieder die often bes 
zahlen kannſt, um die Sache wieder in Ordnung zu 
bringen. Die neue Form bringt nur wieder die alte Ge- 
ſchichte, daß unfere Spiritusinduftrie dazu da ift, einer 
tleinen Schicht auf Koſten der Maffe der Bevölkerung 
Liebeögaben, Bortheile zu bringen. Die Maffen der 
Bevölkerung, die das bezahlen müflen, find nod) bazu bie 
Allerärmiten der Armen, weil ed die Branntweintrinter 
find, und die Bramutweintrinfer finden ſich ja gerade in 
jenen ärmften Bevölkerungsſchichten, die auf eine jo 
niedrige Lebenähaltung angewiefen find, daß fie zum 
Branntwein greifen. 

Dazu hat es die Geſetzgebung zuwege gebradt, daß 
durch dieſe Kontingentirung, durh den Schutzoll, durch 
dieſes ganze protektioniftiiche Syſtem fi mit Hilfe ber 
Negierung ein Ring bilden fonnte, die fogenannte 
Spirituögentrale, ein Ning, der bie Form einer mono— 
poliftiihen Einrichtung annehmen fan, wenn dieſe Vor— 
lage Gejeg wird. Und ich habe den Verdacht, dab bie 
Herren Agrarier, die biefen Gelegentwurf madhen — 
denn der Herr Staatöfefretär fteht nur Gevatter dazu; 
entitanden ift er da drüben (rechts)! —, biefen Geſetz— 
enttwurf beöwegen fo gemadt haben, damit der Ring 
vollftändig geihloffen werden kann, und auch diejenigen 
Brennereten, die fich bisher dem Ning ferngehalten haben, 
gezwungen werben, ihm beitreten. Der Herr Ab— 
eordnete Gamp hat vorhin einen Artikel bes „Berliner 
Tageblattes“ gegen die Meinung des Herrn Kollegen 
Dr. Pachnicke auögeipielt, der da ſagte: dieſe Vorlage 
wird alle Bremer in den Ring hineinzwingen, während 
jener Artikel fagte, es ſei nicht nöthig, daß alle Bremer 
eintreten, auch wenn die Vorlage komme. Der Artikel 
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(Wurm.) 


(A) des „Berliner Tageblattes“, den ich auch kenne, hat den 


Leuten Muth einfprechen wollen, dab fie nicht blindlings 
in den Ring rennen. Daß aber das PBeftreben, wie es 
bier in dem Geſetzentwurfe vorliegt, dahin geht, dak fein 
Brenner feine Selbftändigfeit aufrecht erhalten fann, und 
daß nanz befonders, wie ich noch zeigen werde, bie ſüd— 
deutſchen Brennereien in die Zwangslage kommen, fich 
der Spiritußperwerthungsgefellihaft anichließen zu müffen, 
ob fie wollen oder nicht, das geht aus allen Beſtimmungen 
bed Geſetzes hervor. 

Bor allen u aber fommt das Geſetz nur einer 

ganz kleinen Schicht ber Landwirthe felber zu gute. 
Es find nur die größeren Grundbeſitzer und unter dieſen 
hauptfählih die oftelbifhen, die die Mortheile bon 
biefer Geſetzgebung haben. Der Geſetzentwurf hat fogar 
ben Muth, die kleinen Leute, die Bauern, die etwa bon 
ber günftigen Lage der Brennerei fid) einen Wortheil 
ſchaffen wollen, direlt zu verhindern, dieſes günſtige 
Verhältniß auszunutzen, weil die Genoſſenſchafts— 
brennereien eingeſchränkt werden ſollen. Man nimmt 
ja als Kriterium deſſen, daß eine ſolche Brennerei als 
ewerbliche betrachtet werden kann, an, daß auch Kauf— 
eute darin ſind; man ſagt: ihr ſeid nicht nur Bauern, 
ſondern habt auch dieſen oder jenen Kaufmann unter 
euch, ſeid alſo eine gewerbliche Genoſſenſchaft. Haben 
wir doch von Herrn Gamp gehört, daß er nicht einmal 
eine Genoſſenſchaft anerkennen will, die zwar Bauern als 
Mitglieder hat, die aber die Schlempe im getrockneten 
Zuſtande an ihre Mitglieder zurückgiebt, weil ſie ſo ent— 
fernt wohnen, daß die Schlempe in flüffigem Zuſtande 
nicht hingebracht werden kaun. Gin Staufınann wird 
darin fein müſſen; denn die kleinen Bauern find nicht in 
der Lage, die Transaktionen und die Geſchäfte mit: 
zumaden, wie der Spiritusabiat es erfordert. 

Wenn die Bauern weit zerftreut wohnen, ſodaß fie 


(B) nicht direkt frifhe Schlempe beziehen können, fol man 


ihnen nad) Herrn Gamp nicht erlauben, daß fie trodene 
Schlempe bezichen. a, meine Herren, was die Aus: 
wüchſe betrifft, bie ba vorgefommen find, fo fcheint es 
ja ein Gutöbefiger umd nicht ein Bauer geweſen zu fein, 
ber eine Brennerei hat und anderthalb Meter davon noch 
cine gebaut hat, die er eine genoffenichaftliche nennt. Ya, 
wenn folde Gutöbefiger foldhe Umgebungen des Geſetzes 
maden, danı hat Herr Gamp recht, wenn er meint, die 
heutige Geſetzgebung wäre in der Lage, dem einen Riegel 
vorzuſchieben. Wenn das aber der Fall ift, braucht man 
nicht erft noch neue Beſtimmungen, die fo rigoros aus: 
gelegt werben können, wie fie fiher ausgelegt werben, 
daß Genoſſenſchaften, die in Verdacht kommen, gewerbliche 
Zwede zu verfolgen, nicht mehr der Bergünftigung theil: 
haftig werben, die die übrigen Brennereien haben. 

Ich fagte, dak nur einige große Brennercien, 
und Speziell die oftelbifhen, den Hauptnußgen von biefer 
Geſetzgebung haben. Herr Brofeffor Delbriid hat in feinem 
Vortrage felber feftgeitellt, daß, während durchſchnittlich 
in Deutichland 6'/, Prozent der Sartoffeln für Brenn: 
zwede verbraudt würden, in Dftelbien 50 Prozent für 
diefe Zwecke verbraudyt werden, ſodaß alſo bie oftelbifchen 
Provinzen thatiählich große Vortheile davon haben, daß 
fie ihre Kartoffeln verwerthen können. Der Herr Staats- 
fefretär hat ja darauf hingewiefen, daß auf diefen leichten 
Böden nichts anderes gebaut werben könnte, und bie 
Brennereien find es, die fid Dadurch ben Kartoffelpreis 
reguliren und höhere Breife für ihr Produkt erzielen. Die 
DOftelbier find es auch, die 60 Prozent des deutiden 
Spiritus herftellen, und fie find es auch, die aus ber 
Geſetzgebung den Vortheil ziehen. Süddeutichland hat, 
wie Herr Stollege Sped bereits anführte, cin kleineres 
Kontingent als Norddeutihland; es Hat pro Kopf der 
Bevölkerung 3 Liter gegenüber den 4'/, von Norddeutic: 


land, und die Befürchtung ift ganz richtig, daß, wenn der (C) 


Bındesrath die im Art. 2 feſtgeſetzten Bruchtheile feſtſetzt, 
in welcher Höhe er auch will, dann die Leute mit feinem 
Kontingent mwomögli in die Lage kommen, von dieſem 
Kontingent zwangsweife bematuriren zu müſſen, während 
fie im Often gar nicht in diefe Lage kommen können. 
(Zwifchenruf recht3.) 

— (68 ift frei bis zu 150 Hektoliter. Wenn aber dad Kon: 
tingent 3. 8. 300 Heftoliter tft, fo ift der Mann ge: 
zwungen, ben Bruchteil, der auf ihn fällt, zu benaturiren, 
und infolge deffen gebt er feines Sontingents verluftig. 
Wenn nun einmal ein Kontingent fein fol, dann vertheilen 
Sie es gleichmäßig zwiſchen Nord und Sid. Wir find 
ja gegen das Stontingent: aber wenn e3 einmal befteht, 
dann foll niemand geichädigt werben zu Gunften bes 
andern. Der Gefeßentwurf würde nur den Oftelbiern 
zu gute fommen ober wenigftend hauptſächlich, und er 
hat A auch bewirkt, daß bis jeßt ſchon in Oftelbien bie 
Spirituserzeugung bedeutend höher geftiegen ift in ben 
legten fünf, fechs guten Jahren als in dem übrigen 
Deutfchland. Wir haben eine Produktionsſteigerung im 
gefammten deutfchen Brenmereibetrieb feit Beftehen bes 
Brennfteuergefeges don 3 auf 3%, Milltonen Heftoliter; 
das ift cine Steigerung um 25 Prozent. Wir haben aber 
in Oftelbien eine Produftionsfteigerung von 1,9 auf 2,6 
Millionen Hektoliter; das ift eine Produktiondfteigerung 
von 37 Prozent. DOftelbien hat alfo einen bedeutend 
arößeren Nuten als alle anderen. Und was wollen 
Sie? Der Spiritusindbuftrie geht e3 ja außerordentlich 
gut! Die Produktion ift neftiegen, die Preiſe find in bie 
Höhe gegangen. Die Motive bringen und ja einen ge- 
nauen ziffernmäßigen Beleg dafür. Es ift auch nicht 
richtig, was vorhin gefagt wurde, daß der Zentner Star: 
toffeln mit 1 Mark bezahlt würde. So tief hat er nie 
geftanden. Der tiefite Stand war im Jahre 1889 für 


den Doppelzentner mit 2,29 Mark. Augenblicklich fteht er auf (D) 


3,05 Mark. Das macht für den Zentner 1,52 Mark und 
nicht 1 Mark. Bei einer Marl würden Sie noch ganz 
anders fchreien. Nein, Ste haben ganz gute Preife erzielt. 
Die Hartoffelpreiie find ſtändig im die Höhe gegangen, 
nnd die Spirituspreife, die dor Erlaß des Brennftener 
geſetzes 37 Mark betrugen, find gegenwärtig auf 42,8 ges 
ftiegen. Dabei find bie Preife des Spiritus in der Zus 
fammenftellung der Vorlage noch etwas zu günftig 
gerechnet, weil man das Jahr 1891 mit feinem über: 
mäßig hohen Preis von 51,40 Mark mit in den Durd)- 
ſchnitt hineingerecdhnet hat. Wenn man dies erorbitante 
Jahr, das durch eigenthiimliche Zufälle, durch fchlechte 
Startoffelernte, diefe Spirituspreisfteigerung bradıte, weg: 
läßt, jo kommt man auf einen Durhichnittspreis bon 
33 bis 34 Mark und gleih nach dem Brennftenergejek 
bon 35 Mark, 40, 42 und 48 Marl. Der Abſatz ift 
ebenfall3 von 31 auf 3,5 Millionen Heltoliter ge: 


ftiegen. Davon find 2,4 Millionen Hektoliter für Trink— 
zwede. Der Abſatz für fteuerfreie Zwecke ift eben: 
falls geitiegen; kurz und gut, dad Geſchäft geht 


glänzend, die Brennereien rentiven vorzüglich, und in 
folge deſſen verlangen die Herren nicht etwa, daß dieſer 
proteftioniftiichen Wiſſenſchaft ein Ende gemacht, und eine 
Geſetzgeberei verlaffen wird, bei der die Ueberproduktion 
nroßgezogen wird, nein, Sie fagen, weil wir jegt jo gute 
Zeiten haben, nnd jest die Nenfontingentirung kommt, 
werden die anderen aud aus der Staatäfrippe 
miteſſen wollen, werden aud; Brenmnereien aufmachen, 
dann entiteht Ueberproduktion an Spiritus, und die Preiſe 
finfen; das darf aber nicht geichehen; der Staat ift dazu 
da, bie Spirituäpreife recht hoch zu halten, damit wir 
befonders in Oftelbien recht viel aus unferem leichten 
Boden herausichlagen. Das iſt die Logik der Agrarier, 
die wir ja ſattſam kennen vom Zudergefet, Sacharin: 
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Wurm.) 


(A) geſetz — bei ber Kornzollgeſetzgebung iſt es ja toute 


(B 


+7 


möme chose. Davon aber, daß der Staat die Ver— 
pflichtung habe, den Mgrariern, fpeziell den Oſtelbiern, 
eine Nente zu fichern, will das deutſche Volk in feiner 
ziffernmäßigen Mehrheit nichts wiffen, wie die Reichstags— 
wahlen zeigen, wenn leider auch die Zahl der Mandate 
die Beftrebungen ber Agrarier mehr gefördert hat, als 
dem Bolfe nütlich ift. 

Als diefe hohe Belaftung des Spiritus mit der 
Steuer fam und das Kontingent mit der Differenz von 
20 Mark in der Belteuerung des kontingentirten und 
nicht fontingentirten Spiritud, dba fagten Sie (tedhtd), 
diefe 20 Mark feien feine Liebeögabe, fein Zufhuß für 
ben, ber das Kontingent brennt, fondern eine Straffteuer 
für den, ber mehr brennen möchte. Heute drehen Sie es 
um und jagen: biefe Stontingentirung hat und wohl: 
gethan, hat und nicht nur die 20 Mark Differenz ge: 
bracht, hat und auch davor geſchützt, daß wir nicht ſchon 
längft Heberprobuftion haben; aber jie langt nicht, wir 
müffen noch eine andere Art Probuftionsbegrenzung 
befommen, eine Art Staatsauffiht und Zwang, und 
dazu joll die neue Stener von 15 Mark dienen, die dem 
auferlegt wird, ber mehr als 150 Heltoliter brennt. 
Diefe Strafftener von 15 Mark foll den treffen, ber 
mehr als 150 Heftoliter brennt, vorausgeſetzt, daß er 
nicht ben Meberbrand denaturirt. Der Herr Staatöfefretär 
fagt: da kann man doch nicht von Liebeögabe, von Zu: 
ſchuß reden, wenn ich ben Brenner zwinge, ein höher 
bewerthetes Produkt, den Trinkipiritus, in ein minder be— 
werthetes, den bdenaturirten Spiritus, zu verwandeln. 
Bis jegt ift es aber nicht der Fall, daß der benaturirte 
Spiritus ein minder bewerthetes Probuft if. Wenn ber 
Spirituäzentrale wirklich fo viel daran gelegen hätte, ben 
Abſatz des gewerblihen Spiritus auf Koften des Preiſes 
zu vergrößern, fo hätte fie ja ſchon bisher den Preis von 
denaturirtem Spiritus weit billiger fegen können, als fie 
ihm gefegt hat. Denn Sie geben felber bei allen Ihren 
Rechnereien zu, daß der Spiritus 19,50 Mark koftet — 
und der Ring läßt ſich jetzt 25 Mark bezahlen. 

(Zurufe rechts.) 
— Die Rechnung des Herrn Abgeordneten Pachnicke 
afzeptire ich nicht; ich redjne Ihnen meine Rechnung vor, 
ob fid) auf bie amtlichen Ziffern ftüßt, welde ich bier 
abe. 


(Oh! redit3.) 
Die 19,50 Mark find zuverläffig; und mit 25 Mark wird 
im Detail verkauft; Sie wollen 20 Mark nehmen nur in 
Ausnahmen, bei Großbetrieben, welche für Lokomobilen 
und dergleichen große Quantitäten Spiritus abnehmen. 
Hätten Sie den Preis allgemein mehr ermäßigt und nicht 
einen jo großen Gewinn genommen wie bis jekt, fo 
würde fi) der Abſatz des benaturirten Spiritus nod) 
mehr gehoben haben. Man wird vielleicht jagen: was 
nicht iſt, kann ja noch werben, wir wollen durd dies 
Geſetz eine lleberfluthung mit denaturirtem Spiritus her— 
beiführen, deffen Preis fich im ſich felbit reguliren foll; es 
foll ein getrennter Markt geichaffen werden für Trink— 
branntwein und fiir benaturirten Spiritus. Das foll der 
Entwurf nadı Angabe der Regierung, nad) Angabe der 
Agrarier, dan, fo behaupten Sie, wird der Preis des 
benaturirten Spiritus finfen. Ia, angenommen, ein künſt— 
liches Ueberangebot würde herbeigeführt, fo fünnte ja das 
nur den Preis erniebrigen, wenn aud wirklich bie freie 
Konkurrenz waltete, wenn nämlich der Breis beftimmt 
wird, wie bei allen übrigen Produkten auf dem Mtarkte, 
durd; Angebot und Nachfrage. Bel dieſem denaturirten 


Spiritu3 Haben wir aber mur einen Hegulator 
fir das Angebot nah unten, das ift der ing, 
der feine Macht geltend machen kann, um ben 


Preis zu geftalten, der freilich nicht auf die Dauer un: 





geheure Vorräthe von denaturirtem Spiritus halten fann, 
ohne fie auf den Markt zu bringen, ber aber auch micht 
in bie Zwangslage gebradt wird, auf die Dauer ben 
Preis zu ermäßigen. Ich habe nun mal den Berbadt, 
der durd viele Thatfachen begründet ift, daß man jest 
von gewiffer Seite bemüht ift, den denaturirten Spiritus 
recht populär zu machen, die Bevölkerung an ben Ge— 
brauch von benaturirtem Spiritus zu — was ich ja 
von früher her unterſtützt habe, was ich für nützlich halte, 
was aber von der agrariſchen Seite nur ans 
geichteht, um erft, wen der Verbrauch gewohnheitsmäßig 
geworden ift, wenn eine Anzahl Maſchinen, Apparate 
angeihafft find, die Klappe auf einmal zuzumadjen und 
den Preis zu fteigern! Dann fommt ber Betroleumzoll, 
von dem Sie heute „nichts wiſſen“. Aber in ben 
agrarifhen Blättern ift von dem Petroleumzoll fo oft bie 
Rede! Da wird er als Spezialmittel gegen das böfe 
Amerika empfohlen; aufder einen Seite heißt e3, keinen Weizen 
von Amerika beztehen, auf der andern Seite, das Petroleum 
mit einem Zoll belegen — das find Ihre fonderpolitifchen 
Biele! Der Betroleumzolf ift dad A und 2 Ihrer ganzen 
Preiöregulirung. Auf die Dauer werden Sie ohne 
diefen Zoll trötz dieſer verflaufulirten Geſetzgebung feine 
Geſchäfle machen können. Denn entweder erreihen Sie 
für den Spiritus höhere Preife, nun, dann fteigt eben die 
Neberproduftion genau fo wie bisher, dann wird infolge 
der Strafitener in demfelben Maße oder nody mehr ber 
Markt überfluthet, und es tritt von felbft ein Nüdgang 
im Preife ein. Oder aber nad einer furzen Zeit wird 
fi zeigen, daß auch das nicht ausreicht, was hier an 
Strafftener einfommen foll, um höhere Prämien zu geben. 
Dann werben Sie ebenfall$ nur erreihen, daß Sie 
ſchlechte Preiſe befommen, wieder in jenen berühmten 
Nothitand gerathen und ſich von neuem an die Regierung 
wenden und verlangen, daß man Ahnen wieder mit einem 
neuen Subventiondgefeg zu Hilfe fonme! 

Diefes neue jet vorliegende Subventionsgeieg iſt 
gerade durch jene Beltimmung gefährlid, die ſo loyal 
icheiut, die da fagt, daß 3. B. der Süddeutſche, der nicht 
felber denaturiren will, dad Recht habe, feinen Dena- 
turirungsichein nad) einer anderen Gegend zu übertragen. 
Er wird dann in die Zwangslage verfeßt, mit Kauf: 
leuten, mit Bermerthungägefeifhaften in Verbindung zu 
treten, die ihm diefen Denaturirungsfhein abnehmen. Da, 
meine id, wird es ganz vom felber kommen durch bie 
Ktonfequenz der ganzen Art des Gefeges und bes gefchäft: 
lihen Betriebs, daß diejenigen Brennereien, die noch nicht 
zum Ning gehören, gezwungen werben, fi dem Ringe 
anzufchlichen, der die Breisregulirung in die Hand nimmt. 
Sie ſelber geben ja zu, daß Sie die Erniedrigung des 
Preifes für denaturirten Spirituß erreichen wollen, indem 
Sie den Trinffpiritus im Preife erhöhen. Sn der 
Rede des Herrn Profeſſors Delbrüd heißt es ja: wenn 
wir auch nur um einen Pfennig das Liter Schnaps im 
Preiſe erhöhen, dann fönnen wir dem Arbeiter das Liter 


(0) 


(D) 


denaturirten Spiritus um 10 Pfennig billiger liefern. So - 


bat fih die Sache aber in ber Praris nicht abgeipielt. 
Wir fehen, daß der biäherige Preis des benaturirten 
Spiritus ziemlich konform ift dem in die Höhe gegangenen 
Preis des Trinkbranntweins, und jo wird es aud) jpäter 
fein. Mber aud ganz abgefehen davon, menn Sie 
ben Preis des Trinkipiritus erhöhen, dann lafjen 
Sie ja gerade wieder die ärmiten Bevölkerungs— 
Ihichten dieſe ganze Gefeggebung bezahlen, dann find 
es die Allerärmſten, die bier herangezogen werden. 
Der Herr Staatöfelvetär beftritt dies, indem er jagte: ob 
der Preis jo oder fo hoch ift, das macht nichts aus, der 
Schnaps wird dadurch nicht theurer; denn der Gaftwirth 
ift e8, der die Schuld daran trägt, daß das Publikum 
geihädigt wird, der fhhludt den ganzen WVerbienft. Nun 
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(A) find es auf einmal bier bie Gaftwirthe, wie beim Brot» | Induftrien Ihre Zwede fördern, werben Sie ftetö bie (0) 


preid die Bäder. Wir haben gewiß feine Urſache, bie 
Manipulationen zu beichönigen, die im Zwiſchenhandel 
getrieben werben; aber das iſt ficher, wenn ber Gaſtwirth 
den biöherigen Preis nicht erhöht hat beim Trinkfpiritus 
troß ber fteigenden Preiſe, dann madt er eben ben 
Schnaps ſchwächer, und derjenige, ber ein beſtimmtes 
Quantum Alkohol fi angewöhnt hat, der wird dann 
nicht weniger trinken, und wenn ber Spiritus 50 ober 
10 Prozent ſchwächer geworben ift, dann trinkt er nicht, 
genau gemeflen, 5 oder 10 Prozent Schnap& mehr, fondern 
womöglich ein Glad mehr und trinkt dann noch mehr als 
vorher und giebt noch mehr Geld aus, Wenn Sie aber 
bamit fommen, es ſei ethiſch, ben Schnaps zu bertheuern, 
um die Trunkſucht zu bekämpfen, fo, hoffe ich, verichonen 
Sie und heute mit dieſen „ollen Kamellen“, bie überall 
Schiffbrud erlitten Haben. Es ift nit wahr, daß 
bie Vertheurung des Spiritus die Schnapspeft 
eindämmt. Herr Gamp hat wahrjcheinlic wider feinen 
Willen den beiten Beweis dafür geliefert, indem er darauf 
binwies, daß in England bie Trunkſucht weit größer fei 
ald bei und. In England ift doch die Spirituöftener 
höher als bei uns, ber Branntwein tft weit theurer, und 
doch wird dort notoriſch mehr Branntwein getrunfen in 
gewiſſen Bevölkerungsihichten, ald bei und. Warum? 
Weil ed dort eben ſolche Bevölkerungsſchichten giebt, bie 
auf einer fo tiefen Ernährungäftufe und Lebenshaltung 
fi befinden, baß fie dem Fuſel in bie Arme getrieben 
werden. Die befte Ethik im Kampfe gegen ben 
Alkoholismus ift nit die Vertheurung des 
Branntweind, fonbern ber Arbeiterjhuß und bie 
Berbilligung der Nahrungsmittel. Cine gefunde 
Hanbelöpolitif, die Arbeit und billige8 Brot ſchafft, 
fümpft befler gegen die Trunkſucht an ald alle ſchönen 
Reben und die anderen Beftrebungen, die fih philan- 


(B) thropiſch nennen, e8 aber nicht find. 


Die Gefekeövorlage hat vorhin Herr Pachnicke als 
eine Art einfeitige ſozialiſtiſche Geſetzesmacherei be— 
zeichnet. Nein, es ift bie einſeitigſte fapitaliftiiche 
Geſetzgebung, wie wir fie auf agrariihem Gebiete ſchon 
feit fo langer Zeit gewohnt find. Es wirb zu Gunften der 
Agrarter ber ‘Preis der Waare künſtlich in bie Höhe ge— 
trieben. Der Bundesrath wird gerabezu zum Obmann 
de3 Spiritus», des Agrarierringes gemadt; er foll feſtſetzen, 
wie viel vom lleberbrand benaturirt werden muß ober 
nicht, zu dem Zwed, um ben Preis in die Höhe zu 
treiben! Gr hat alſo die Geihäfte der Zentrale zu be— 
forgen uud zwar hauptfählich im Intereſſe der Oftelbier! 
Aus Süddeutſchland kommen bereitö eine ganze Anzahl 
Stimmen aus Prennerkreifen, die ein ganz entgegens 

eſetzes Intereſſe an diefer Gefeggebung haben, und ich 
ann mich nur wundern, wenn diefe Vorlage im Bundes» 
rath etwa einftimmig beichloffen fein folte. Daß bie 
Intereſſen der Meinen Brenner im Süben durch dieſes 
Geſetz gewahrt werden, ift nicht richtig; es find nur, wie 
immer wieder, die großen Hartoffelbrennereien, bie 
einen Vortheil davon Haben. Die Ausbreitung bes 
benaturirten Spiritus für gewerbliche Zwede ift ja nad) 
allen Richtungen hin zu wünſchen; es find gewiß all die 
Beitrebungen ſehr anerkennenswerth, die von Seiten ber 
Spirituözentrale gemacht werben, um billige, gute Lampen 
berzuftellen, Spiritus zu Lolkomobilen und anderen 
Motoren zu verwenden, und wenn 3. B. Spiritus ftatt 
Benzin und Betroleum zu den Motoren in den Werk: 
ftätten verwendet würde, würde wahrſcheinlich, beſonders 
wenn man für folche Zwecke bei ber Denaturirung noch 
etwa3 anders vorgehen fönnte, wie jett, jener ums 
angenehme läftige Geruch für die Arbeiter befeitigt werben, 
dem fie heute auögefebt find. Wenn Sie auf dieſem 
Wege in dem reinen lanteren Wettbewerb mit auberen 
Reichstag. 10. Legisl-P. II. Seffion. 1900/1901. 


Unterftügung auch von unferer Seite finden; wenn Sie 
aber den Staat ald Borfpann benußen, um das 
fapitaliftiiche Intereffe der Agrarier zu fördern, werben 
wir, wie bisher, immer fagen: für dieſe Monopolwirth: 
haft, Begünftigungd- und Liebesgabenwirthſchaft find 
wir nicht zu haben, fondern werben fie mit aller Macht 
befämpfen — unb bie Bevöllerung ſteht dann auf 


unferer Seite! 
(Bravo! linls.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Sieg. 

Sieg, Übgeorbneter: Meine Herren, daß ber Herr 
Dr. Badhnide und der Herr Abgeorbnete Wurm ben vor— 
liegenden Geſetzentwurf befämpfen würden, das habe ich 
mir wohl gebadht; aber daß der Vertreter bed Zentrums 
aud den Gefeßentwurf, jo wie er Ihnen vorliegt, nicht 
für annehmbar erklärt, das habe ich thatſächlich nicht ge⸗ 
glaubt, beſonders da der Spreder des Zentrums ein 
Süddeutſcher ift. Denn, meine Herren, nad) der Auffaffung, 
bie wir haben, hat gerade Süddeutſchland dem allergrößten 
Vortbeil davon, wenn das Geſetz in der Form oder an» 
nähernb berfelben Form, wie e3 bier vom Bunbedrath 
borgeihlagen wird, zu Stande fommt. Es iſt ganz far 
für den, der fi mit ben Berhältniffen eingehend be— 
ihäftigt hat, daß wir vor einer ganz außerorbentlich 
ihweren Hrifis ſtehen. Das landwirthſchaftliche Brannt- 
weingewerbe muß erhalten werben, und wenn bier wieber- 
holt behauptet ift von einzelnen Herrn Vorrednern, bie 
Produftion wäre nur geftiegen, weil es fo außerordentlich 
Iufrativ jei, Spiritus zu brennen, fo kann ich bemgegen=- 
über aus praftiiher Erfahrung nur fagen, daß bie 
Steigerung lediglich deswegen erfolgt ift, weil eben andere 
Zweige der Landwirtbihaft namentlih im Oſten feine 
Rente mehr abgeworfen haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Branntweinbrenner find gerade gezwungen, mehr zu 
brennen, um eben ben Hadfruchtbau, der einzig rentabel 
geweſen ift, noch mehr auszudehnen. Das iſt auch in 
vollem Umfange geſchehen, und wenn heute hier der Herr 
Abgeordnete Gamp mitgetheilt hat, daß ſich öſtliche große 
Brenner ſchon wiederholt bie Frage vorgelegt haben, ob 
es nicht awedmäßig wäre, wenn das jo Weiter gehen 
ſollte und nicht irgendiwie Remedur geihaffen wird, dieſes 
ganze Stontingentögefeg abzufhaffen, fo fann ich das nur 
beftätigen, aber auch ich trete Diefen Anfchauungen ent 
gegen. Schaden aber — das kann ich hier erflären — wiirde 
durch dem Fortfall der Kontingentirung doch Süddeutſch— 
land haben; denn der große Preisfall, der eintreten 
müßte, würde einfadh dort die Spiritusprobuftion, wie 
fie heute ift, vollfommen unmöglid machen. Denn daß 
bie Herren dort nit einen Preisrüdgang bon 10 bis 
15 Mark auf das Hektoliter ertragen können, ift fo flar, 
dab man es nicht zu beweilen braucht, und nachher wird 
ja einer meiner politifchen Freunde namens der dortigen 
kleinen Brenner ſprechen und wird feine Anſchammg und 
die Anfchauung der dortigen Brenner über die Sachlage 
bier zum Ausdrud bringen. Num ift auch geſagt worben, 
daß ja die Liebeögabe, wie fte genannt wirb, fo ganz 
außerordentlich viel Geld in den Schooß der Brenner 
wirft. Ja, meine Herren, wie ftimmt es denn, daß 
große Güter, die eine ziemlich große Brennerei mit reich: 
lihem Stontingent haben, zur Subhaitation oder zum 
Verlauf * Auftheilung kommen? Woher kommt es 
denn, daB dieſe Güter heute von der Anſiedelungskom— 
milfion aufgenommen werben, und daß nachher bie 
Brennerei eingeht oder nur ſchwach betrieben wird. Alſo 
damit ift doch ber ficherite Beweis geliefert, daß ein 
Nuten im ber Höhe, wie es behauptet worden ift, in feiner 
Weiſe befteht. 
317 
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(Zieg.) 

Wie fegensreih, meine Herren, ift die Brennerei für 
alle die großen Güter im Dften, wenn Stalamitäten ein- 
treten, wie fie heute eingetreten find! Ich kenne Streife, 
in denen 40 Brennereien find, bie vor dem ſchwerſten 
Nothſtand ftehen, der je eriftirt hat. Es ift in— 
folge der Trockenheit im vorigen Jahre ſchon 
eine Mißernte gewefen in Stroh-Klee- und Had: 
früdhten, und im Anſchluß an biefe Mißernte tft 
jest im Winter ber ganze Roggen, ber ganze 
Weizen, ber ganze lee ausgemintert. Was follen 
die Leute in Zukunft madhen, wenn fie num nicht bie 
Brennerei in Betrieb ſetzen könnten, eventl. auch ben 
Betrieb foreiren, um ihr Vieh durchzubringen? Won ben 
Zuftänden, wie fie in einzelnen Regterungöbezirfen dort 
berrihen und herrfchen werben, fünnen wir und heute noch 
gar keinen Begriff maden. Eine ähnliche Kalamität 
ift noch nicht Dagemweien. Eine Ueberſchwemmung, ein 
Hagel — oder was Sie fonft nennen wollen — trifft 
immer nur kleine Kreiſe; daß aber ganze Regierungsbezirke 
wie die von Marienwerder, Bromberg und weiter hinauf 
getroffen werden, das haben wir überhaupt nicht für 
möglich gehalten. 

Alfo, meine Herren, wenn ein gutes Geſetz beſteht, 
fo ift es dringend nothwendig, es auch weiter zu erhalten, 
und da find nad) meiner Meinung die Vorichläge, die der 
Bundesrath und gemacht hat, die gangbarften. ch hebe 
befonder3 hervor, daß einzelne meiner Freunde dagegen 
Einſpruch erhoben, daß man dem Bunbesrath allzu viel 
Vollmachten zubilligt, und ih muß fagen, daß, wenn ein 
anderer Weg gefunden wird, ich nichts bagegen einzumenben 
habe, wenn die Beitimmungen ein bischen beutliher im 
Geſetz präzifirt würden. 

Nun ift bier befonber8 davon geſprochen morben, 
namentlih von Herrn Abgeordneten Sped, daß bie be— 
ftehende Brennftener nur auf 6 Jahre verlängert werben 


(B) folle, oder daß überhaupt, wenn eine Brennftener beliebt 


werde, eine beichränfte Friſt au fegen fe. Ich muß 
fagen, daß ich mit diefen beſchränkten Friſten nicht ein- 
berftanden bin; denn fie verhindern eine Stetigfeit. Wenn 
bie Friſt abgelaufen iſt, dann wird bie ganze Frage bon 
neuem aufgerollt, und alle Bedenken, alle pro und contra 
werben bon neuem erörtert, und bie ganze Grundlage 
wird, wie Sie ja heute fehen, in frage geitellt und 
eventuell über den Haufen geworfen. 

63 iſt heute ferner von ber Spirituszentrale ge: 
ſprochen worden, und ba muß ich doch fanen, daß die Herren, 
die darüber geiprodhen haben, zum Theil wenig über ben 
nanzen Gang der Arbeit, bie dort verrichtet wird, orientirt 
find. Es ift ganz unrichtia, daß irgend ein Brenner, der 
fih der „Spirituszentrale“ — wie fie nun einmal ge: 
genannt wird — angeichloflen hat, verpflichtet ſei, einen 
beftimmten Antheil jeined Spiritus zur Denaturtrung zu 
bringen. Keineswegs! Die Spirituözentrale ift über: 
haupt nichts weiter als eine Verwerthungdgenofjenichaft, 
wie wir fie finden bei Molfereibetrieben auf dem Lande 
und bei anderen Unternehmungen, imo die Zeute zuſammen— 
gefommen find, um ihre Probufte beſtmöglich zu ver: 
werthen. Trotzdem ich anfangd bei ber Begründung ber 
Genoflenichaft ſchwere Bedenken gehabt habe, muß ich 
jest jagen, daß dieſe Bedenken nicht berechtigt waren. 
Ein Jahr ift herum, und es ift bewielen, daß in feiner Weife 
eine Ausnutzung des Publilums, fei e8 in Bezug auf den 
Trinfpranntwein oder den anderen Spiritus, ben die Leute zu 
techniſchen Zweden brauden, vortommt. Im Gegentheil, 
bie Zentrale hat fi ein hohes Ziel geſetzt, indem fie 
dafür forgen will, für den Spiritus zu techniſchen Zwecken 
Verwendung zu finden. Sie unterftügt Fabriken, Erfinder 
u. f. w., und ich bin überzeugt, dab wir auf dieſem Wege 
fehr weit fommen werden. Wer hätte dad denn jonft 
gethan und aus welchen Mitteln? Der Staat giebt dazu 


nichts. Alſo ift e8 ein Glüd, daß die Produzenten ſich (C) 


dafür zufammenthun. Im großen und ganzen kann man 
alfo mit den Leiftungen der Zentrale zufrieden fein, unb 
ich hoffe das auch für bie Zukunft. Nun und nimmer 
alaube ih, daß, wenn der Denaturirungszwang mit ber 
Prennftener von 15 Mark eingeführt wird, eine wefentliche 
Erhöhung des Preifes fir Trinkdranntwein die Folge fein 
wird; denn von dem MAugenblid an, wo der Trinkbrannt— 
wein etwa uferlos in bie Höhe fchnellte, würden natürlich 
die 15 Mark nicht mehr einfchräntend wirken, und es 
mwürben die Brenner die 15 Mark gern bezahlen; aud 
läge in Maſſenneugründungen wieder eine Korrektur. 

Wenn daun ber Herr —* Wurm davon 
ſprach, die Brenner erſtickten in ihrem eigenen Fett, und 
ſie hätten Sorge, daß ſie aus dieſem ſchönen Zuſtande 
herausfämen, fo weiſe ich wiederum darauf hin: wenn 
das wahr wäre, fo würden nicht fo viele Subhaftationen 
und Verkäufe zur Auftheilung vorkommen. 

Nun aber müffen im Diten mehr Kartoffeln gebaut 
werben; benn, was die Nübe für den guten Boden ift, 
ift die Kartoffel für den ſchlechten Boden, d. h. fie zwingt 
zu einer wejentlid beiferen Beaderung und bringt 
dadurch mwefentlich höhere Erträge des Bodens au 
Korn hervor, wirft alſo fegenäreih fürd Ganze. Aus 
allen diefen Gründen bin ich bafür, daß man mit äußerftem 
Mohlwollen diefer Vorlage gegenübertritt. 

63 ift ferner behauptet worben, daß nur bie 
Kontingente von über 150 Heftoliter einen großen Nuten 
vom Geſetz haben würden. Das iſt aud ein Irrthum. 
Wenn der Trinkbranntwein im Preiſe ftetig bleibt, wie 
jett feit 1%/, Jahren, dann haben auch die Brenner unter 
150 Heftoliter den Bortheil; denn fie würden doch für 
ihr Produkt, das lediglich Trinkbranntwein ift, nicht den 
höheren Preis weiter befommen. 

Mas nun die Neugründungen betrifft, jo hat ſich ber 


Herr Abgeorbnete Sped auch einverflanden erflärt, daß (D) 


bie Ziffer von 80 000 Litern herabgeiegt werden ſoll auf 
50 000 und von 8000 auf 5000. Es ift mir fraglich, 
ob dieſe Herabiegung ausreiht. Die Begründung weift 
ja die Nothivendigkeit nad, und ich muß überhaupt herbor- 
heben, daß die Begründung der ganzen Vorlage außer: 
ordentlich fachlich und richtig gehalten if. Es ließe ſich 
aber, um bem Gewerbe eine gewiſſe Stetigkeit zu ber: 
bürgen, die Frage aufiwerfen, die natürlich in der Kom— 
million erwogen werben muß, ob vielleicht die fünfjährigen 
Ktontingentöperioden auf eine längere Zeit ausgedehnt 
werben fünnen. Es ift dagegen eingewendet worben, daß 
bei jeder neuen Sontingentirung unter Umftänben eine 
Krife ausbredyen könnte. Ja, meine Herren, aus dem biö: 
herigen Verfahren könnte man dieſelben Schlüffe ziehen; 
denn wenn alle 5 Jahre neu fontingentirt wird, werben 
fich auch zu diefer Zeit eine Menge Neugründungen finden. 
Alſo ich glaube, dab man unter Imftänden erwägen 
fönnte, ob bie Friſt nicht vielleicht auf 10 oder 12 Jahre 
ausgedehnt werden könnte. Daß der Bundesrath ſchließ— 
lih aus feinem amtlichen Nachweiſe am beiten weiß, 
welches Quantum zu denaturiren ift, und welches Quantum 
für den Trinfbranntwein verwendet werden muß, iſt doc 
ganz Mar. Der Vorgang ift ja aud nichts Neues. Bei 
jedem Geſetz, das wir beſchließen, wird gejagt: die Aus— 
führung reipektive Grgänzungsvorfchriften hat der Bunbes- 
rath zu erlaffen. Etwas fo Ungehenerlides finde ich alio 
barin nicht. 

Wenn ferner verlangt wird, daß bei Genoſſenſchafts— 
brennereien, bie gegründet find, und die noch gegründet 
werben follen, die beftehenden Vorſchriften itrenger beob— 
achtet und ergänzt werden follen, fo ift das abjolut noth— 
wendig. Auch mir find folche Fälle befannt, wo man 
entgegen der Tendenz bed Geleged zu Gründungen ge— 
fchritten tft, die rein kapitaliftiicher Natur find. Das 
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(Zieg.) 


(A) ganze Geſetz baut fih bob darauf auf, zum Nuten ber 


tandwirthichaft und der landwirthſchaftlichen Brenner zu 
wirken, und wird durchbrochen durd die Genoſſenſchafts— 
brennereien, wenn dieſe ſich als Fapitaliftiihe Gründungen 
zeigen. Ich kenn alſo auch dagegen im Prinzip nichts 
finden. Findet man einen Wortlaut, den man ins Geſetz 
aufnehmen fann, fo bin ih fehr gern bereit, auch dafiir 
zu ſtimmen. Ich muß mid) aber ganz entichieden da— 
gegen ertlären, dab der augenblidliche unhaltbare Zuftand 
aufrechterhalten bleibt. 

Nun hat die Rede des Herrn Abgeordneten Sped 
gezeigt, daß das Zentrum durddrungen iſt don der Noth- 
wendigfeit, daß etwas geſchehen muß. Cr ſchlug die 
Verdoppelung der Brennſteuer vor. Ich glaube aber, 
daß diefer Vorichlag, fo beachtenswerth er auch ift, doch 
eine höchſt eigenthümliche Wirkung haben würde. Dann 
ſchlägt man in der That die Großen alle todt, wenn bie 
Brennitener von 6 auf 10 Mark erhöht werben joll; 
dann nehme man lieber mit Haut und Haaren den 
Vorſchlag des Bundesraths an, der ift noch viel gerechter 
und läßt auch den Großen nod Spielraum. So weit 
können wir nicht gehen, daß wir über ein gewifles Maß 
das Bremmen verhindern wollen. Das will feiner von 
uns. Ich glaube nicht, daß viele Landwirthe — höchſtens 
ſehr engherzige — ohne weiteres dem zuſtimmen würden. 
Db eine andere Skala möglih ift, ob man unter 
300 Heftoliter heruntergehen foll, daS muß geprüft 
werden. Gegen eine mäßige Erhöhung läßt ſich nichts 
fagen; aber daß man im der progrefjiven Meife weiter: 
In als es jegt vorgeſchlagen iſt, halte ih fir äußerft 
bedentlid. 

Henn nun wiederholt gejagt worden ift, daß eine 
DVertheuerung des Trintbrammtweins fir den Arbeiter bes 
denklicd wırfen würde, fo fann ich das im großen und 
ganzen nicht theilen. In meiner Heimat, wo früher der 


(B) Trinfbranntwein eine ganz auferordentlihe Rolle in der 


Arbeiterichaft fpichte und ſehr traurige Wirkungen hatte, 
ift thatſächlich der Konſum ganz erheblich gefallen. Wenn 
ber Herr Abgeordnete Pachnicke zwei Zahlen angeführt 
hat aus der Beilage, daß der Verbrauch von Trintdrannt: 
wein don 1,7 Millionen auf 2,4 Millionen hinaufgegangen 
iſt, jo bat er dabei überjehen, daß das erfte Jahr ein 
lebergangsjahr war. Wegen der enormen PBreisfteigerung, 
die damals durch die hohe Beſteuerung entitand, hatte 
fih der KHoufum beinahe für 1'/, Jahre verjehen, und es 
war fait gar fein Konſum vorhanden; aber ſchon im 
darauffolgenden Fahre ift der Konſum über 2 Millionen 
geftiegen. Thatfählid fann man geradezu behaupten, wenn 
man die Bevölkerungszunahme zu Grunde legt, daß bei 
richtiger Berechnung weniger verbraucht wird ald vor 
10 Jahren. Nun tft von einem Nebner behauptet worden, 
dak in einzelnen Gegenden der Trinfbranntwein als 
Naturallöhnung gegeben werde. Wenn das wirklich der 
Fall ift, fo zahlt Doc der Arbeiter e3 nicht, fondern der 
Dienftherr, und daß dadurch eine Lohnherabjegung nicht 
eintreten wird, it ganz Har. Wir haben dieſe Er— 
fheinung ja aud ſonſt. Bei und im Oſten iſt im 
allgemeinen — zu meiner großen Freude fann id das 
fonftatiren — das einfahe Bier an die Stelle des 
Schnapfe3 getreten 
(ehr richtig!); 


thatſächlich find Dadurch dieſe ſchweren Ausjchreitungen, 
Prügeleien, Meſſerſtechereien, was die Folge von dem 
großen Trinkbranntweingenuß war, weſentlich geringer ge: 
worden ald vorher. Segensreich hat aljo daS ganze 
Geſetz gewirkt. Nun wollen wir nicht eine mejentliche 
Vertheuerung. Daran liegt feinem Menſchen. Es ift bei 
anderer Gelegenheit, ich glaube, in der Kanalkommiſſion, 
aus hohem Munde ein Wort gefallen, wie ih es nad: 
iprehen will: wir werden doch nidt jo „Dumm“ jein 





und und das eigene Grab burdy große Webertheuerung (C) 
graben! Hier handelt es fih nur darum, einen einiger: 
maßen auskömmlichen Brei zu erhalten. 

Wer ift heute noch hauptſächlich gegen die Spiritus: 
zentrale? In der Hauptiache doch mur diejenigen, die an der 
Börfe ein Intereſſe haben, und deren Vertreter in der Preſſe. 
Was wollen die? Sie haben dod) nicht bei der Bekämpfung 
der Zentrale das Wohl der Brenner im Auge oder bas 
Publitum? Nein, fie wollen nur einen f[hrantenlofen 
Handel haben, die fchranfenloje Herrſchaft über den 
Spiritus und die ſchrankenloſen Breiötreibereien nad) oben 
oder nad unten. Denn wenn der Spiritus an ber Börfe 
felbft nur um 20 Pfennige pro Heltoliter ſchwankt, fo 
fann fein Spekulant ein Geſchäft damit maden. Die 
außenftehenden Brenner, die heute von gewiſſen Streijen 
bes Handels fih noch ftreiheln laſſen — wenn id den 
Ausdruck gebrauchen darf —, haben fein Intereſſe an der 
Beſeitigung der Zentrale. Die Berechnungen, die feiner: 
zeit gegen die Spirituöbereinigung gemadt wurden — 
mie falſch find fie gewefen!t Damald hat man be- 
hauptet, ed würde eine ganz bejonderö ftarfe Ver— 
gäuftigung an die großen Refktifitateure bezahle werden. 
Sin Jahr tft um, und die großen Attiengefellfchaften, die 
fih angeſchloſſen haben, Haben ja weiter nichts profitirt 
als 2 Prozent mehr Dividende, und moraus refultirt die 
Dividende? Lediglich, weil fie einen ganz gleihmäßigen 
Preis gehabt hat. Alſo von übermäbigem Verdienft ift 
nicht Die Nede. Es ift in weiten reifen befannt, daß 
ſich im Hinblid auf den angeblid riefenhaften Gewinn 
eine mit großem Stapital ausgerüftete Spritfabrif ge: 
gründet hat in der Hoffnung, daß fie nun unter dem 
Schuß der Zentrale auch denfelben Gewinn haben würde. 
Die Gründer find heute ganz anderer Meinung. Das 
erite Jahr ift recht traurig im großen und ganzen ver- 
floffen, und die Ausfichten find auch nicht gunftig. Sie 
haben 4 Prozent Dividende gegeben und die Hoffnungen, 
die fie darauf gelegt haven, find nicht in Erfüllung ge: 
gangen, und Theilhaber dieſer großen Firma haben mir 
perfönlich zugegeben, daß alle Anſchuldigungen oder viel: 
mehr Vorausfegungen, die feinerzeit bei der Gründung der 
Spiritusverwerthungsgenofienihaft zum Wusdind ge: 
fommen find, unberedhtigt waren, und ich faun Ahnen 
mehr jagen: daß ein großer Theil der Yeftififateure, die 
fih angeſchloſſen haben, geradezu behauptet, fie hätten ſich 
in ihren Berechnungen geirrt, fie feten zu kurz gelommen 
und heute nur dadurd zufricdengeitellt, daß fie beim dena— 
turirten Spirituö einen gewiffen Gewinn haben. 

Ferner ift die Behauptung aufgeftellt, der denaturirte 
Spiritus wäre heute theurer. Es mag geweſen fein, daß 
früher, als ber Spiritus fehr billig war — id will 
jagen, in der Zeit vor 1887, wo er bis auf 30 Marf 
heruntergegangen war —, er für bie Händler billiger 
geweien it. Das gebe ich zu. Aber der Konſument hat 
davon nichts gefpürt. Es ift gerade dad große Verdienſt 
der Zentrale, daß fie den Preis für denaturirten Spiritus 
für den Eleinen Konfumenten über das ganze Reid herab: 

ejegt hat. Ich habe hier eine Zufammenftellung, wie es 

Früher geweſen ift. rüber ift an einzelnen Orten bis 
75 Pfennig für das Liter dematurirten Spiritus bezahlt 
worden, während heute im ganzen Deutichen Reich der 
denaturirte Spiritus für 25 und 26 Pfennig an Eleine 
Leute berfauft wird. Die Staatöbahn hat früher ihren 
Bedarf öffentlich ausgeichrieben und 37 Mark für ben 
benaturirten Spiritus zahlen müſſen; jetzt kauft fie ihn 
von der Zentrale und zahlt 24 Marl. 

Alfo, meine Herren, die Behauptung, daß die Zen: 
trale den dematurirten Spiritus vertheuert hat, iſt ganz 
unrichtig. Richtig iſt nur, daß heute dadurch, daß da ber 
Preis über dad ganze Deutſche Reich gleihmäßig iſt, ge: 
wiſſe Kaufleute oder Krämer, bie bematurirten Spiritus 
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(A) nebenbei geführt haben, nit mehr die fchrantenlofen Menn man die Aus: (CO) 


200, 300 und mehr Prozent nehmen können. Faſt in 
allen Städten und felbft an allen Kleinen Orten ift ber 
Konfument jet darüber informirt, daß über einen ge— 


wiffen Preis nicht verkauft werben barf, und fie nicht 
u faufen brauden. Alſo auch da ift die Einrichtung 
——— 


Ich möchte hier noch auf einen Irrthum aufmerkſam 
machen, der vorher begangen iſt, indem behauptet wurde, 
daß jetzt eine ſchrankenloſe Produltion im Spiritusgewerbe 
wäre. Nun, meine Herren, vor 1887 haben wir, ſoweit 
ich orientirt bin, noch bedeutend mehr produzirt, und erſt 
durch die koloſſale Berg ber neueren Gejeggebun 
und dadurch, wie hier mit Recht hervorgehoben ift, ba 
aus dem Branntwein, der aus dem ärmften Boben pro— 
buzirt werben fol, der Staat 150 Millionen vorweg— 
nimmt, ift eine Einſchränkung verurſacht, und erit biefe 
weiſe Gejeggebung — fo kann id) fie nennen —, die ſich 
dad hohe Ziel gefegt Hatte, die landwirthſchaäftliche 
Brennerei zu erhalten, hat es bewirkt, daß allmählich die 
Produktion frog der Niefenbelaftung zunimmt. 

Nun weit man auf die Neugründungen hin und 
fließt daraus, daß ungeheure Gewinne beim Spiritus: 
brennen fein müßten. 9a, meine Herren, der Ertrintende 
greift nad) dem Strohhalın. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ih kann verfihern, daß bie Leute, die heute Brennereien 
bauen, wenn fie da3 ganze Anlagelapital von 60- bis 
70 000 Mark richtig verzinfen, wenn fie amortifiren, wenn 
fie die anderen Unkoſten rechnen, feinen Gewinn haben. 
Der Spirituäprei der Zentrale ift nur 39 Mark, während 
44,2 Mark an der Berliner Börfe notirt wird. Ich bin 
ſelbſt Schnapäbrenner, muß ed alio genau wiflen; warum 
ſollte ic das nicht zugeben! Ich befomme nur 37 Mark 
netto, und ob die Zentrale mehr herauswirthſchaften wird, tft 


(B) mir jehr zweifelhaft; im vorigen Jahre hat fie nicht 40 netto 


für den Brenner herausgewirthſchaftet. Hier in der Tabelle 
fteht aber — und das führt viel Beute volftändig irre —, 
daß der Durchſchnittspreis 48 Mark geweien iſt. Das ift 
gar nicht der Fall. Es ift überhaupt mit den Durd- 
ihnittöpreifen, wenn fie für dad ganze Jahr berechnet 
werden, ein eigen Ding. In ber Probuftionszeit find bie 
Preife immer heruntergefegt, und nachher, wenn bie PBro- 
duktion aufgehört ‚at, * man fie in die Höhe gebracht. 
Ich habe die Zeit erlebt, wo wir für 30 Mark und 
weniger Spiritus brannten; das heißt, nicht mehr als 
20 Pfennig für den Zentner Kartoffeln und die Schlempe, 
bie ungefähr 25 Pfennig Werth hat, zufammen 45 Pfennig 
blieben übrig. 

Das Geſetz, wie ed heut befteht, hat feinen Zweck 
erfüllt, und wir haben feine Urſache, burd Menderungen 
wejentliher Natur eine Stataftrophe, welde für weite 
Lanbestheile ſehr traurig wäre, herbeizuführen. Meine 
Herren, ih hoffe — und die Ausführungen bed Herrn 
Kollegen Sped beftärfen mid in biefer Hoffnung —, daß 
e3 gelingen wirb, eine Berftändigung zu erzielen. Wo 
ber gute Wille ift, da wird aud der Weg fein, und id 
bitte das hohe Haus dringend, fih auf den abfolut ab- 
Iehnenden Standpunkt bed Herrn Abgeordneten Wurm 
und des Herm Dr. Pachnicke nicht zu ftellen, fondern ben 
Berfuh zu machen, daß etwas Bernünftiged zum Segen 
- — produzirenden ———— zu Stande 
omm 

(Bravo! rechts und bei ben Nationalliberalen.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Freiherr v. Wangenheim (Boris). 

Freiherrr v. Wangenheim (Pyrig), Abgeorbneter: 
Meine Herren, ein Theil der heutigen Debatte war außer: 
ordentlih dharakteriftiih bafür, wie a ha 
und wirthihaftlihe Fragen heutzutage in dieſem hohen 


Haufe theilweife behandelt werben. 
führungen der Herren Gegner dieſes Gefegentwurf3 von 
der Linken hörte, jo mußte man annehmen, dab es fid 
hier überhaupt nur um die Spiritusgentrale, um die vers 
ruchten Oftelbier und Scnapsjunfer handelte, und daß 
alles Andre vollftändig gleichgiltig wäre. Meine Herren, 
unfere ganze Spiritusgeſetzgebung der legten anderthalb 
Jahrzehnte und aud die Tendenz biefer Vorlage ift eine 
volltommen andere, und ich glaube, wir thun richtiger, 
auch bei Berathung dieſes Gejegentwurf und heute auf 
den Standpuntt zu ftellen, daß e3 ſich hier nicht um eine 
inbuftrielle Frage, nicht um den Branntwein in erfter 
Linie handelt, fondern um eine rein landwirthfichaftliche 
Frage, um ben Kartoffelbau. 

Für unfere ganze intenfive Landwirthſchaft ift be- 
fanntlih heut der Hadfrudtbau unentbehrlich, Wir 
würden gar nicht mehr in der Zage fein, derartige Ernten 
zu erzielen, wie wir fie jetzt auf dem befleren, theilweiſe 
aud den leichteren Böden haben, wenn wir nicht einen 
großen Hadfrudtbau trieben; und, meine Herren, bie 
ganze Zukunftshoffnung, daß es und gelingen wird, 
dauernd auf berjelben Fläche die Getreideerträge zu 
fteigern, ohne große Flächen neu hinzu zu nehmen, beruht 
darauf, daß eben die Tragfähigkeit des Bodens durch 
größeren Hadfrudytbau vermehrt wird. Es dreht ſich da— 
bei — verzeihen Sie das harte Wort oder vielleicht viel: 
mehr ein weihes Wort! — in diefer Beziehung um ben 
lieben Mift, mit dem wir die Meder ſehr viel höher 
bringen, als es biöher der Fall war. Meine Herren, 

anz befonderd brennend ift diefe Frage für die leichten 
öden; denn bei diefen haben wir feine Frucht außer ber 
Sartofiel, welche aud in den trodnen Jahren im Stande 
ift, einigermaßen ſichere Erträge zu garantiren; wir können 
trog der ſchönen Erfahrungen von Schulz-Zupig, und wie 
unfere großen Gelehrten alle heißen, eine erhebliche 
Steigerun 
niemals Berbeiführen, weil ed an Mailer fehlt. Die 
Kartoffel ift die einzige Frucht, welche aud Perioden 
großer Dürre überftehen Tann, weil fie länger aus dem 
Reſerboir der Mutterfuolle lebt, und welde deshalb aud) 
trog längerer Dürre einigermaßen ſichere Erträge bringen 
fann. ir haben bad namentlich) im vorigen Jahre ge: 
fehen. Unſere Wirthfchaften würden mit ihren Futter: 
mitteln nah dem furdtbar trodnen Jahr gar nicht 
eriftiren Lönnen, wenn die Kartoffeln nicht gewejen wären, 
und wie es in biefem Jahre werden wird, damit fieht 
es noch trauriger aus. 

Abgeſehen von dieſem rein Tandwirtbichaftlichen 
Intereſſe dreht es fi ferner um fehr wichtige foziale 
Sntereffen, indem wir nur buch großen Sadfrudtbau 
im Stande find, auf biefen Gittern, namentlid auf den 
leichten Böden eine ſehr erhebliche Zahl von Arbeitern 
überhaupt zu ernähren, die wir dort fonft gar nicht be: 
Ihäftigen fönnten, und die Leute gut zu ernähren und 
gut zu bejolden. In ber Sartoffelernte wird bei uns 
ganz außerordentlih große® Geld ausgegeben, welches 
unfere Leute verdienen; es werben bort jo hohe Löhne 
gezahlt, e3 wird fo gut verbient, wie es jonft gar nicht 
vorfommt. Alſo die Beſchaffung biefer Arbeitögelegenheit, 
nad) der wir bei ber berühmten Weberproduftion an 
Menfhen traten müffen, wenn wir auch momentan in 
der Landwirthſchaft Noth leiden, ift zweifellos jozial ganz 
außerordentlich wichtig. Und dann drittens, meine Herren, 
ift ein außerordentlih großer Theil unferer Induſtrie 
ganz hervorragend an dieſen landwirthihaftlichen Induſtrien 
intereſſirt. Sehen Sie ſich die große Zahl der land— 
wirthſchaftlichen Mafchinenfabriten an, welche Brennereien, 
Stärkefabriken, Zuderfabrifen u. f. w. bauen, und ſehen 
Sie ferner an, welche Perjpeltiven fi eröffnen durch die 
Einrihtung der Sraftbetriebe mit Spiritus und ber Be— 


des Getreidebaus auf den ganz leichten Böden (D) 
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(Rreiberre 9. Wangenheim [Porig].) 


(A) leuchtungsſyſteme, fo werden Sie mir zugeben, daß für 


(B 


— 


unfere Induftrie auf diefem Gebiete eine ganz kolofjale 
Bedeutung liegt, und ich glaube, wir haben alle Urſache, 
auch Hier dafür zu forgen, daß unferer Indbuftrie ein neues 
Feld der Thätigfeit eröffnet wird, wo wir doch ſchon 
jet fehr deutlich jehen, wie berjelben im Auslande ihr 
bisheriger Markt genommen wird. 

Aus allen diefen Gründen, meine Herren, ift e8 an 
fi dringend erwünſcht, daß in der Landwirthſchaft bie 
Tendenz bejteht, den Kartoffelbau zu erweitern. Mir 
fönnen dies vom landwirthichaftlich-tehniihen Stande 
punkte, aus fozialem Intereſſe für unfere Arbeiter und 
aus induftriellem Intereſſe nur begrüßen. Aber, meine 
Herren, theilweife ift heute der Drang nad Erweiterung 
des Betriebes dod ein ungefunder, und zwar aus einem 
Grunde, der in den heutigen Zeit: und Wirthſchafts— 
verhältniffen Liegt. Bei unferen jegigen fchwierigen 
Arbeiterverhältniffen würde eine Unmaffe von Groß: und 
Kleinbefigern gar nit daran denken, den Hadfruchtbau 
einzuführen und neue Brennereien, Stärkefabrifen und 
Zuderfabrifen einzurihten, wenn fie nicht gezwungen 
würden durch bie frafje Noth, weil der Getreidebau fi 
nicht mehr lohnt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Es ift die alte Gejchichte, die wir jeit Jahrzehnten in der 
Landwirthſchaft verfolgen: weil das Rüdgrat ber Land— 
wirthichaft, der Getreidebau, nicht rentirt, ftürzt ſich alles 
voller Verzweiflung auf den Zweig, der momentan 
angebli allein prosperirt, und ruinirt diefen Zweig 


retlungslos. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Und gerade auf diefem Punkte ftchen wir heute in ben 
Brennereiwirtbihaften; das ift die ganz koloſſale Gefahr, 
vor der wir ftehen. Unſere Kartoffelernten — das erfchen 
Ste aus den Tabellen, die dem Emtwurfe beigegeben find 
— haben fid ganz außerordentlid vermehrt, und zwar 
ftärfer ald die Anbauflähe. Es liegt ja dad in ben 
Errungenſchaft der Wiſſenſchaften mit neuen KHartoffelforten, 
mit anderen Düngeverfahren, und es ift ja am ımb für 
fi dankbar zu begrüßen, daß wir in die Lage kommen, 
auf derjelben Fläche, die dadurch natürlich etwas rentabler 
wird, jo viel größere Erträge zu erzeugen. 

Wo bleiben nun die Kartoffeln? Der größte Theil 
wird zu EB: und Futterzwecken verwerthet. Dad Quantum 
läßt ſich ziemlid) feſt begrenzen; es ift nicht ausdehnungs- 
fähig, namentlid; deshalb, weil der Export ein fo unficherer 
ift, und nur in wenigen Jahren noch zur Geltung kommt. 
Holland namentlich madht uns im dent immer eine 
große Konkurrenz und überfluthet fogar noch einen großen 
Theil des weſtlichen Deutſchland mit feinen Kartoffeln. 
Holland hat außerordentlich günjtige Verhältuiffe für den 
Anbau und den Erport. — Dann kommt bie Stärke: 
induftrie mit ihren Nebenzweigen, ber Syrup-, Dertrin- 
fabrifation u. f. w. Dieje Induftrie befindet ſich in einer 
ganz außerorbentlihen Nothlage, die fih namentlich in 
ben legten Jahren durch die Synbifatbildungen in 
Holland u. j. mw. verjchärft hat, und es läßt ſich auch hier 
voraudjehen, daß von einem Erport auf die Dauer feine 
Rede mehr fein wird, fondern daß man ſich lediglich auf 
den Abfag im Inlande wird beſchränken müflen. Bleibt 
alio ſchließlich nur nod) zur Aufnahme des ganzen Reſtes 
von Kartoffeln die Spiritusinduftrie, welche annähernd 
7 Prozent der Kartoffeln aufnimmt. 

Was wird nun aus dem Produkt, dad bie Spiritus- 
inbuftrie herftellt? Wir find in diefem Jahre annähernd 
auf eine Produktion von 400 Millionen Liter gefommen. 
Davon gehen 16 Millionen an die Gifigfabritation, 
16 Millionen an die chemiſche Induſtrie. Bon dem Reſt 
gehen 240 Millionen Liter an den Trinkbranntwein, und 
ber ganze Reit von bematurirtem Spiritus, welder jeit 
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bem Jahre 1887 von 20 Millionen Liter auf 105 Millionen 


geftiegen ift 
(hört! hört! rechts), 

muß aufgenommen werben von ben technifchen Betrieben 
theil$ zu Brennzweden, theild zu Araftzweden u. |. w. 
Der Erport ift ein minimaler und wird ſich menfchlicher 
Berechnung nad aud; niemals wieder über eine minimale 
Grenze hinaus auödehnen laſſen. Meine Herren, es iſt 
höchſt intereffant, die Einwirkung zu verfolgen, bie der 
Export feinerzeit, theild in natürlicher Weife, theils durch 
ipefulative Eingriffe getrieben, auf dieſes Gewerbe aus: 
geübt Hat, und id möchte dies ald Warnung den In— 
duftrien vorhalten, welde jo ſehr danach ftreben, jich 
ledigli oder der Hauptſache nad auf den Erport zu 
bafiren. Dadurch, daß der Export in den ſechsziger und 
Anfang ber fiebziger Jahre ein jo großer war, ift eine 
ungefunde Weberproduftion hervorgerufen worden, und 
dadurch ift der Krach nachher ein fo Schwerer geworben. 
Jetzt ift das Gewerbe im Begriffe, fid zu fonfolidiren, 
indem es fih auf den inländischen Abſatz beſchränkt und 
nur nod in vernünftigen Grenzen arbeiten will. 

Wenn wir alfo danad) ftreben, den Kartoffelbau und 
damit die Spiritusinduftrie zu erweitern, jo iſt der Ver— 
brauch zu techniſchen Zweden das einzige Gebiet welches 
in Betracht kommt. Der Trinkbrauntweinkonſum wird nicht 
zunehmen; e3 ift das auch nicht zu wiünichen Der 
tehnifhe Verbrauch ift das einzige Mittel, durch das wir 
die Möglichkeit haben, einen ganz außerordentlichen Mehr— 
verbrauch herbeizuführen. Daran hat, wie ih vorhin 
ion anführte, die Landwirthſchaft in allereriter Linie ein 
Intereſſe; aber ich follıe meinen, daß auch die allgemeinen 
Sntereffen jo foloffale find, daß fie den landwirthichaft 
lihen in feiner Weiſe nachſtehen. Es ift heute etwas 
bedentlid über die Konkurrenz gegenüber dem Petroleum 
geiproden worden. Wenn man fi aber überlegt, daß 
wir 1000 Dillionen Liter Petroleum einführen und ein 
wahnfinniges Geld dafür ind Ausland geht, dann ift es 
die Aufgabe aller ernithaft denkenden Vollswirthe, danach 
zu ftreben, daß das dem beutichen Baterlande erjpart 
wird. Wenn Sie dazu einen gangbaren Weg finden, 
danır haben Sie alle Urſache, dieſen Weg auszubauen. 

Dann aber find weſentlich intereffirt die Maſchinen— 
fabrifen. 

Wie foll man nun dieſe Entwidlung in vernünftige 
Bahnen leiten? Ich ſagte ſchon: es giebt nur die Zus 
nahme des techniſchen Verbrauchs, und wenn man bieje 
herbeiführen will, dann gehört dazu, dab wir die Preiſe 
für den techniſchen Spiritus fo weit drüden, daß er 
Ionfurrenzfähig dem Petroleum, Benzin u. ſ. mw. gegen: 
über wird, und das iſt nur möglich, indem wir einen Zus 
ſchuß geben, wie er heute theils aus der Bremmjteuer 
gegeben wird, theild aus dem, was wir am Zrintbrannt- 
wein verdienen, und aus der eigenen Taſche zuſchießen, 
um die Preife fo weit herabzufegen., Denn fonft wird 
fein Menſch fo thöricht fein, Spiritus zu brennen und 
zu Sraftzweden zu verbrauden, wo er mit andern Artikeln 
billiger ausfommen würde. Dabei fönnen wir allerdings 
den Meg, den der Abgeordnete Wurm vorſchlug, nicht 
schen. Wenn wir an dem Spirits nicht mehr fo viel 
verdienen, daß das Gewerbe eriitiren fan, und wenn ber 
Rartoffelbau nichts mehr abwirft, dann müßten wir 
Narren fein, wenn wir noch Sartoffeln bauten. Aber 
die Möglichkeit ift vorhanden, und die Gefahr Liegt nur 
darin, Daß die Ausdehnung der Brennereibetriebe zu 
ſchnell, zu fprungweife vor fid) geht. Wenn wir dahin 
gelangen buch die Gefeggebung, dieſe Ausdehnung in 
der Weiſe zu verlangjamen, daß wir allmählich, dem Be- 
dürfniß ahnen, weitergehen, dann können wir nad 
meiner Meinung ohne jede Sorge der zukünftigen Ent— 
widlung entgegenfehen. Es iſt doch als ficher anzufehen, 


(C) 


(D) 
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(Freiberr v. Wangenheim Pyritz).) 


(A) daß unfere Mafchineninduftrie, unfere Technik Mittel und 


Mege finden wird, um die Maſchinen zu verbolltommmen, 
welde Spiritus verbrauden, ſodaß ber techniſche Spiritus 
ganz, rege im Verbrauch fteigen wird. 

n Weg, auf weldiem wir in der Gefeggebung zu 
gehen Be bat die bisherige Gejeggebung in ber aller: 
zwedmäßigften Weife gezeigt. Es giebt ja fein Gewerbe, 
welches derartig durch Geſetze gefnebelt ift, derartig mit 
Steuern belaftet ift, derartig beſchränkt ift in der freien 
Bewegung, wie gerade das Spirituögewerbe, und trogbem 
bat Herr Sieg volltommen recht, wenn er fagt: biefe Be: 
feggebung ift eine fehr fegensreiche für daS Gewerbe ge: 
weſen. Es ift ja jest vielfah die Frage aufgeworfen 
worben: ſoll nit die Maifchraumfteuer befeitigt werden? 
Sie bringt Io viele Pladereien mit fih, daß es gräßlid) 
it, und trotzdem werben fich die meiften Brenner fagen: 
wir wollen fie ruhig behalten, denn es tft bie beite Kon: 
trofe fiir unfere Brenneretbetriebe. Den großen Gedanten 
in der neueren Geleßgebung haben wir aber durch bie 
Trennung des Spiritus in zwei verihiedene Sorten zu 
Trinf: und gewerblihen Zweden zum erften Mal in der 
Gejeggebung befommen. Dur diefe Trennung find zwei 
ganz verſchiedene Kategorien in die Produftion eingeführt 
worden, und darauf beruft nah meiner Meinung auc 
ganz unbedingt die weitere Entwidlung, welde wir noch 
vor und haben. Der Trinfbranntwein fann und fol theuer 
verfauft werden, an ihm foll etwas verdient werben, und 
beehalb iſt es zweifellos richtig, daß nad Möglichkeit gleich— 
mäßig ihren Betriebsverhältniffen entfprechend die landwirth⸗ 
fhaftlihen Brennereien an dem Verkauf von Trinkſpiritus 
betheiligt werden. Das ift verſucht worden durch das 
Kontingent, und e3 ift heute ſchon fehr richtig ausgeführt 
worden: wenn man das Kontingent befeitigen wollte, id) 
glaube, die großen Brennereien würden fid) das heutzu— 
tage wohl gefallen laſſen, aber die Heinen würden dadurch 


(B) ericdhlagen werben; denn fie fönnen ohne bem iiberhaupt 


die Konkurrenz nicht mehr aushalten. Wenn nun aber 
der Trinkſpiritus einigermaßen gleihmäßig vertheilt wird, 
alio alle an dem dabei herausfommenden Vortheile theil- 
nehmen, dann ift es nadı meiner Meinung felbftverftänd- 
lihe Pflicht und ein Gebot der Gerechtigkeit, dann aud 
möglidit gleihmäßig alle Brenner theilnehmen zu laffen 
an den Laſten, welche durch die Berbilligung des zu 
technifchen Sweden verwendeten Spiritus entftehen; und 
das ift das Biel, das in dieſem Geſetz liegt und aud) 
von und erjirebt wird. Es gehört dazu, dab wir eine 
Beſchränkung der Produktion herbeiführen. In der 
Situation, in der wir heute find, wo jeder nach dem 
legten Rettungsanker greift, womit er glaubt, fi über 
Maffer zu halten, werden Sie eine derartige Beſchränkung 
nur auf geſetzgeberiſchem Wege einführen können. Ferner 
gehört dazu die SHerabiegung des Sontingents der 
neuen Brennereien, wie der Entwurf vorſchlägt; ſonſt 
wiirden bie neuen Brennereien gegenüber den alten einen 
außerordentlichen Wortheil haben. Es liegt doch auf der 
Hand: die alten Brennereien, welche fo lange, vielfadh in 
ſehr ſchlechten Zeiten, durchgehalten haben, hätten noch 
eher Anſpruch darauf, bevorzugt zu werden, als die neuen. 
63 find in den letzten zchn Jahren viele Brennereien 
gegründet worden auf Gütern, wo fie gar nicht hingehören, 
wo man ebenio gut Rüben oder jonft etwas bauen 
fonnte — und nur, weil man mit dem Spiritus Geſchäfte 
machen zu können glaubte. Ich meine, bei ber neuen 
Kontingentirung muß fehr ſcharf aufgepaßt werben, daß 
ba, wo der Brennereibetrieb nicht Hingehört wegen ber 
wirthſchaftlichen Berhältniffe, fein oder nur ein minimales 
Kontingent gegeben wird, um den Anreiz zu nehmen. 
Der Entwurf hat da eine durchaus gefunde Tendenz; in ihm 
wie überhaupt in ben legten Gejegen liegt der gleichmäßige 
Zug, den Stleinen gegenüber bem Großen zu bevorzugen. 


Nun iſt Heute Schon die lage von den jetzt ent (C) 


ftehenden Genojjenfchaftöbrennereien erwähnt, bie fich be— 
fhweren, man jege das Kontingent für fie herab. Es 
läßt fidh ja darüber reden, ob diejenigen Genoffenihafts- 
bremmereien, welche jegt fertig oder im Bau find, durch 
lebergangöbeltimmungen etwas milder behandelt werden 
follen. Aber einmal iſt ſchon feitgeftellt — ich glaube, 
das ift auch im Entwurf ausgeführt —, dab bie Firma 
der Genoſſenſchaft theilweile vollftändig gemißbraudjt 
worden ift; und dann, ſo ſchlecht wie die Verhältniffe 
find, müffen aud die Genoflenichaftsbrennereien, and 
wenn Meine Befiger daran betheiligt find, es ſich gefallen 
lafien, daß fie die ſchlechte Zeit ebenfo durchkoften wie die 
größeren Befiger — daran iſt nichts zu ändern. 

Die Einführung der Brennfteuer hat aber nadı meiner 
Meinung aud eine große foziale Bedeutung. Sie führt 
eigentlich zum erſten Mal in diefe geſammte Gefeggebung 
ben genoffenfhaftliden Gedanken ein, daß die gemein— 
fanen Laſten wirflid von allen gemeinjam getragen 
werben follen. Das halte ih für einen ganz außer: 
ordentlihen Vorzug. 

Dieje felbe Idee aber wird in viel größerem Maße 
durchgeführt von der auch heute wieder hier fo vielfad) 
angegriffenen Spirituszentrale — oder richtiger gejagt: 
bon Merwerthungsverband der deutihen Spiritus 
intereffenten. Mas ift denn das Beltreben dieſes viel: 
geihmähten Verbandes geweien? Wir waren in ber 
Lage, und fagen zu müflen: fo geht die Sadıe nicht mehr 
wetter; die Stonfurrenz, wie fie jegt entitanden iſt, führt 
zu einem Kampf Aller gegen Alle; wir kommen zu einer 
riefigen Weberproduftion, und ſelbſtverſtändlich wird in 
diefem Kampfe ſchließlich der Stärfite fiegen, der Kleinere, 
Schwächere erihlagen werden. Daraufhin ijt nad) vielen 
Mühen der Verband entitanden. Es wäre niemals möglich 
eweien, dieſe Taufende von Brennern im Verbande zus 
anstehen. wenn ihnen nicht die Noth der Zeit ge: 
zeigt hätte, daß nur durd Zuſammenſchluß auf diefem 
genoffenfchaftlihen Wege es noch möglid war, das Ge- 
werbe vor dem Ruin zu bewahren. Und der genoflen- 
ihaftlihe Gedanke, welcher iu dieſem Zufammentritt lag, 
ift nad) meiner Meinung gerade in diefem Verbande in einer 
fo vollfommenen und geradezu idealen Weile durchgeführt 
worden, wie eö überhaupt noch nicht auf anderen Gebieten ge= 
ichehen ift, und wie es nad meiner Meinung vorbildlich 
fein fann für die ganzen genoflenfhaftlihen Zufammen- 
ſchlüſſe, welche fidy zweifellos noch weiter bilden werben. 
Früher find alle Verjuche, einen derartigen Zuſammen— 
ihluß der Brennereien herbeizuführen, daran geicheitert, 
Daß man die Brenner allein zuſammenbringen wollte, und 
dadurd; in einen Kampf gegen bie Fabrifanten und 
ep trat. Der Grundgedante bei dem jegigen 
Zuſammenſchluß war aber der, daß man die Induſtrie 
und den größten Theil der foliden Händler mit herein: 
nahm, und jo aus Feinden ſich freunde machte, und dann 
der geſunde voltswirthichaftliche Sedanfe, daß in Gegenfak 
zu allen anderen Startellen dieſes Startell, theils freiwillig, 
theilö nothgedrungen, die Tendenz hat und haben muß, 
in der Hauptſache auf eine Erniedrigung des Preiſes hin— 
zuwirken. Sobald wir den bdenaturirten Spiritus über 
eine gewiſſe Minimalgrenze im Breife hinausgehen laffen, 
fchneiden wir und felber den Hals ab, find wir nicht mehr 


konkurrenzfähig. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn aud der Zrinfbranntwein etwas im Preife ge: 
fteigert werden kann, jo bat das aud) feine Grenzen. Sie 
fehen ja, wie ſehr feinerzeit durch bie jegige Verbrauchs: 
abgabe der Konſum eingeihräntt worben it. Sobald die 

reife höher werden, werben ſich die Leute bedanken, 
Schnaps zu trinken — fie haben ja andere Geträufe 
genug —, und wir würden und damit in unjer eigenes 


— 


D) 


(A) Fleiſch Schneiden. 
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(Freiberr v. Wangenheim Pyritz J) 
Alſo die Vorwürfe gegen die Zentrale 
find vollkommen verfehlt. 

Nun hieß es ja heute — und das tft zu meinem 
Bedauern von dem Nebner des — ausgeführt 
worden —, der gnze Gefegertwurf fei gemacht worben, 
um bie fhwanfende Zentrale zu fügen. Meine Herren, 
wenn biefer Gefeßentwurf angenommen würde, fo wäre 
der erfte Erfolg der, daß diejenigen Brenner und Fabri— 
fanten, welde außerhalb der Zentrale ftehen, wieder viel 
freier operiren fünnen, als fie bis jetzt dazu in der Lage 
waren. Diefe Herren haben heute ſich beſchränken müffen 
auf den Handel mit Trinkbranntwein, haben bie anderen 
Kunden abgeben müffen. Bon dem Moment an aber, 
wo dieſe neue Brennfteuer eingeführt wird, wo jeder ein 
gewifles Quantum denaturiren muß, würben fie wieder in 
der Lage fein, die alte Kundſchaft anzunchmen, und viele 
Klagen von jener Seite würden verſtummen. Was hat 
die Zentrale durch dieſe ganze Gejebgebung für einen 
Vortheil zu erwarten außer dem, baß eine unfinnige 
Ueberproduftion beſchränkt wird? Die Zentrale würde 
einen Zuwachs dadurch nicht befommen, fie würde genau 
fo baftehen wie heute; aber fie würbe zum Tyrannen 
werben, wenn Sie eine derartige Maßregel nicht einführen. 
Denn das fann ich mit Beitimmtheit fagen: wird auf ge- 
jeglihem Wege nicht dafür geforgt, daß dieſer Ueber— 
produktion Einhalt gethan wird — wie der Weg gefunden 
wird, das ift eine Sadıe für fih —, jo fommt es zu 
einem Kampf auf Leben und Tod in den nächſten Jahren 

(ſehr richtig! rechts); 
das iſt fraglos. Dad kann id ſagen, die Zentrale hat 
in idealen Sinne die Sache bisher geführt; fie wird ſich 
dann befinnen, ob fie nicht die Pliht hat, für das 
Portemonnaie ihrer Theilhaber zu forgen, und wenn es 
zum Kampfe kommt, wird der Niefe die Zwerge bald er: 
ihlagen. Die Zentrale wird es für einige Jahre aus: 


(B) halten, die Breife fo zu erniedrigen, daß den anderen bie- 


Luft am Brennen vergehen wird. Das ift die Zukunfts— 
peripeftive, welde wir ganz zweifellos vor und haben. 

Ich will auf die Beſchwerden von den Eifig: 
fabrifanten u. ſ. w. nicht eingehen; es ift fpät am Tage, 
hierfür wird in der Hommiffion die Gelegenheit vor— 
handen jein; ich will jest mur noch auf einige Aus: 
führungen der Gegner biefes Entwurfs eingehen. 

Es ift mir leider dad Vergnügen entgangen, die Rebe 
bes Herrn Dr. Pachnicke ganz zu hören. Nach bem, was 
ih darüber aus der vorzüglichen Rede des Herrn Kollegen 
Gamp hörte, muß fie außerordentlih glücklich, geichidt 
und ſachlundig über dieſes Thema geweſen fein. Ad 
fann nur bedauern, daß mir Diefer Genuß entgangen fit. 

Auf die Rede des Herrn Abgeorbneten Wurm ernftlid) 
einzugehen, wird faum jemand verlangen. Diefe jo oft 
gehörten Redensarten, die und von dem Herrn heute 
wicder vorgetragen find, können auf niemand mehr wirfen. 
63 handelt fich hier vielleicht viel mehr um die Intereffen 
der Kleinen Landwirthe, der landwirthichaftlichen Arbeiter, 
für die Sie angeblidı fo ſchwärmen, als um die Inter— 
eflen der paar Großgrumdbefiger. Wenn diefe Großgrund- 
befiger, die zum Startoffelbau gezwungen find, nicht mehr 
in der Lage find, ihre Kartoffeln techniſch zu berwerthen, 
was wäre dann ber Erfolg? Sie wären gezwungen, fte 
ebenfalld auf den Markt für Eßkartoffeln au werfen. 
Heute ift dad das Refervat unferer Bauern. Die würden 
dann ruinirt werden, und wenn ber Kartoffelbau ruinirt 
wäre, dann wäre bamit ber größte Theil der landwirth— 
ſchaftlichen Arbeiter mit ruiniert; fie berlören nicht nur 
die Arbeitögelegenheit, fondern ein großer Theil unserer 
Arbeiter ift auch ganz folofjal und direft am Kartoffelbau 
intereffirt, weil fie erhebliche Flächen mit Kartoffeln be: 
bauen. Das ift im ganzen DOften der Fall. Alſo biefe 
ewigen Verdächtigungen der Großgrumdbefiger, der Oft: 








elbter, könnten wir doch bier im Reichstag fallen laſſen. (C) 


Wir mwiffen ja doch im Grunde genau, wie die Sadıe 
liegt; wenn Sie das draußen für Ihre Lente machen 
müffen, num gut, — bier könnten Sie ed und wahrlid 
fchenten. 

Gänzlich mißverftanden hat Herr Wurm ben Herrn 
Gamp bezüglich der fogenannten Genoſſenſchaftsbrennerei, 
welche getrodnete Schlempe verjendet. Herr Gamp hat 
niht monirt, daß getrodnete Schlempe verjendet wird, 
fondern daß offenbar ein Betrug vorliege, weil nur dem 
Anſchein nah einige Meine Genoffen mit 100 Mark Anz 
theil dabei find, während e3 fi im großen und ganzen 
um eim gewerbliches lnternehmen handelt. Und wenn 
Herr Wurm davon fprad), daß ed doc horrenb jei, dab 
im Dften 50 Prozent der Kartoffeln verbrannt würden, 
fo mag das bei manchen größeren Gittern ber Fall fein, 
aber von der SKartoffelerzeugung im ganzen werben bort 
lange feine 50 Prozent verbrannt; das geht ſchon daraus 
hervor, dab nur ein Heiner Prozentfa der ganzen ar: 
toffeln verbrannt wird. 

Bedauerlih war mir zuerft die Rebe des Herrn Ab— 
georbneten Sped. Ich habe dann aber zu meiner Freude 
geiehen, dab feine Bedenken im Grunde genommen fi) 
doch mur im weſentlichen gegen bie Form des vorliegenden 
Gefegentwurfs richteten, und daß er zweifellos ebenjo wie 
wir den Wunſch hat und die Nothwendigkeit einfieht, etwas 
pofitived zu Ichaffen, um das Brennereigewerbe vor ber 
foloffalen Nothlage in Zukunft zu behüten. Auf einige 
feiner Heußerungen muß ich aber Doch etwas näher eingehen. 

Er hat gemeint, ed wäre bie Ueberprodultion viel 
leiht gerade durch die Brennftener befördert morben. 
Ja, id habe aus feiner ganzen Nede — perſönlich habe 
ich e8 ihm fchon geſagt — ben Eindrud gewonnen: er 
mag die bayerischen VBerhältniffe einigermaßen fennen, aber 
die öftlichen find ihm zum mindeſten böhmiſche Dörfer. 


Jeder, ber bei uns Spiritus brennt, ber weiß, daß durch (D) 


die Brennftener ebenfo wie durch bie Verbraudsabgabe 
unfere Betriebe in außerorbentlihenm Maße beichränft 


worben find 
(ehr richtig! rechts), 

und wir würden heute noch mehr Beſchränkungen haben, 
wenn wir nicht vielfach auf den ärmeren Böden aus 
Rückſicht auf das Futter innerhalb gewiſſer Grenzen 
bleiben müßten. Ih habe im übrigen, wie ich vorhin 
ſchon bemerkte, durchaus nichts dagegen, daß auch bei der 
neuen Steuer alle diejenigen ganz beſonders ſcharf gefaßt 
werben, welche e3 im Grunde nicht nöthig haben bei ihren 
wirthichaftlihen Verhältniffen, Kartoffeln zu bauen, es 
follen der Boden ımb bie fonftigen landwirthſchaftlichen 
Verhältnifie dazu geeignet fein. 

Sodann hat der Herr Abgeordnete Sped gelagt, ber 
Ning babe benaturiren laffen, ohne daß das Bedürfuiß 
genügend groß geweien, und nun folle die Neichögeleb: 
gebung eintreten und helfen. Der Ring müßte ſehr 
thöricht geweſen fein, wenn er mehr hätte denaturiren 
lafien, als nothiwendig war. Der Bedarf an benaturirtem 
Spiritus hat ſich aber ganz erheblid gehoben. Das ift 
ein weſentliches Verdienſt des Ninges, dab er einmal 
Propaganda für feinen Verbrauch gemacht und durch Aus: 
fegung von Preifen es dahin gebradht hat, daß die 
Fabriken Mafchinen, Lampen u. f. w. fonftruirt haben, 
die mit Spiritug verforgt werben. Ich glaube, daß es 
niemal3 zu einer derartigen Steigerung des Berbraudes 
de3 denaturirten Spiritus gekommen wäre, wenn ber 
Ring nicht vorhanden geweſen wäre. 

(Sehr richtig!) 

Nun hat Herr Sped — und darin ftimme ich voll- 
ftändig mit ibm überein — gelast, er wünſche eine 
Neichdauffiht über ſämmtliche Kartells. Meine Herren, 
mir — und ich glaube, ich kann für den ganzen Spiritu?- 
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(A) ring fprehen — wäre es außerordentlich lieb, wenn wir 


hier ſchon im dieſes Gefeß hineinfeßen würden, daß dies 
Kartell von Reichs wegen beauffidtigt werben folle. 
Wir werden damit zufrieden fein, wenn das geſchieht. 
Ad wäre außerorbentlid dankbar bafür, wenn das ſchon 
in dieſes Geſetz hineinfüme und allen Anlaß zu weiteren 
Verbädhtigungen des Spiritusringes befeitigen würde. 
Dann hat Herr Sped monirt, daß die Berbilligung des 
denaturirten Branntweins nur dur die VBertheurung des 
Trinkbranntweins möglich fein, und daß diefe Vertheurung 
zu weit gehen würbe. Ih babe das ſchon vorhin be— 
rührt: das hat feine ganz beftimmten Grenzen; felbft- 
redend, wo foll das Geld herfommen, um die Prämie 
fir den benaturirien Spiritus zu geben, wenn wir ben 
Trinkbranntwein nicht etwas theurer machen? Aus der Luft 
fönnen wir dad Geld nicht ziehen: das ift ganz unmöglich. 
irgend woher muß e3 fommen, und wir fönnen es nur dadurch 
erhalten, daß wir, wie es nationalwirthichaftlih möglich 
ift, den Zrinfbranntwein im Preife etwas erhöhen und 
num felber auf diefen Vortheil verzichten. Damit wir 
mehr Startoffeln bauen und mehr Spiritus abſetzen können, 
wollen wir die Prämie, die noth thut, ſelbſt erhöhen. 
Daraus ergiebt fid) nun wieder, daß auch diejenigen Be- 
benfen, welche namentlih von Bayern geäußert werben, 
daß man fih mit der Denaturirung der Produktion an: 
ſchließen wolle und nit dem Kontingent, ungeredhifertigt 
find. Wenn Sie den genofjenihaftlihen Gedanken, ber 
in diefer ganzen Verwerthung liegt, fefthalten, müffen Sie 
fagen: wer den Bortheil von der Sadıe hat, foll au an 
ben Laften mittragen; und den Vortheil von dem Spiritus: 
verwerthungs-Verband, den Vortheil feiner ganzen Arbeit 
ohne Uebernahme der Zaften bei dent denaturirten Brannt: 
wein bat heute in nod viel höherem Grabe der fleine 
ald der große Brenner, und wenn biefe Arbeit jemals 
wieder aufhört, können Sie ganz fiher fein, daß gerade 


(B) die kleinen Brenner, die jest gar nicht von der Sadıe 


berührt werden, am allerfchwerften darunter leiden würden; 
ber Preis würde ganz koloſſal zurüdgehen. Nun 
ift Bayern bei ber Stontingentirung ſeinerzeit doch 
infofern außerordentlich bevorzugt worben, als es ver— 
möge ſeiner Reſervatrechte ein Stontingent befam, welches 
größer war auf Jahre hinaus, als die Spirituserzeugung. 
Sehr lehrreich ift ja die Tabelle, die dem Gefegentwurf 
beigegeben if. Es hat Jahre gedauert, bis Bayern in 
das Stontingent hineinwuchs, und jet erit hat es fein 
Stontingent allmählich, aber prozentual erheblid, über: 
ftiegen. Soviel ich weiß, hat die erfte landwirthſchaft— 
liche Vertretung in Bayern, der bayertiche Landwirth— 
Ihaftsrath, fih für dieſen Geſetzentwurf ausgeiproden, 
und id glaube, die Herren werben bie Berhältniffe auch 
einigermaßen fennen, Man darf auch fo viel Zutrauen 
zu dem Gemeinjinn der bayeriihen Landwirthe haben, 
dab man annehmen kann, fie werben nicht verlangen 
wollen, daß fie auf Koften des ärmeren Oſtens bevor— 
zugt werben, jondern fie werden zu der Crfenntniß 
fommen, daß fie ebenfo an den Laſten mittragen müſſen, 
wie der Dften mit feinen Brennereien es thut. 

. Dann bat Herr Sped nod; gelagt, der Spiritus 
fönne ja doch mit Petroleum nicht fonkurriren, und hat 
aud) den Verdacht geäußert, man würde fpäter zu einem 
Betroleumzoll fommen. 

(Zuruf aus der Mitte.) 

— Bardon! dad war Herr Wurm, Herr Sped hat nur 
gefagt: wir würden mit dem Petroleum nicht konkurriren 
fönnen. Das ift vorhin ſchon ausgeführt worden; wir 
werden ganz zweifellos bei den heutigen Preiſen, wie wir 
fie jetzt durch den Ning geichaffen haben, mit dem 
Petroleum konkurriren fönnen, und darin liegt ja gerade 
wieder ein Niefenverdienft der Zentrale, daß fie ben 
foloffalen Aufſchlag, der früher von den Kleinhändlern 





genommen wurde, bis 300 Prozent, befeitigt Hat, indem (CO) 


fie den Hleinhändlern einen ſicheren gleihmäßigen Verdienſt 
zugefichert hat, aber den Preis für denaturirten Spiritus 
überall auf ein Minimum herabgefegt hat. 

Das find die Haupteinwürfe, Die von jener Seite gemadt 
wurden. Zu meiner Freude habe ih aus den Worten bes 
Herrn Sped und aus bem, was ich privatim mit ihm pe 
ſprochen habe, den Gindrud gewonnen, daß er und feine 
Freunde fehr wohl einfchen, daß hier Abhilfe geichaffen 
werden muß, und daß fie bereit find, einen Weg zu juchen, auf 
dem dies gefchehen kann. Daß die Seligkeit der Startoffels 
und Spirituöbrenner gerade an dem Gejegentwurf hängt, 
wie er bier vorliegt, iſt nicht ohne weiteres gejagt; 
wiffen Sie etwas Beſſeres für alle Theile, jo werben 
wir ed dankbar afzepliren. Ah kann im übrigen 
nur jagen, daß nad) den Verhältniffen, wie fie bei unferen 
Startoffelbrennereien, und zwar nicht nur im Oſten, fondern 
id) glaube, fo ziemlich in der ganzen alten Branuntwein- 
ſteuergemeinſchaft, beftehen, der Geſetzentwurf außerordent: 
[ich geeignet wäre, die Abhilfe zu ſchaffen, die wir ſuchen. 
Wir können den verbündeten Regierungen nur dankbar 
fein, daß fie einen nach meiner Anficht fo zwedentiprechens 
den Gefegentwurf vorgelegt haben. Aber wie gefagt, wir 
verbeißen und nicht durdaus darauf, daß wir gerade auf 
diefem Wege Abhilfe fuhen; mahen Sie und beflere 
Vorſchläge, wir werden Ihnen fehr gern zuftimmen. Darum 
aber bitte ih: laflen Sie ſich nicht beeinfluffen dadurch, 
dab wer weiß welde Räubergefhichten über ben Ber: 
werthungsverband und die Zentrale in bie Welt gelegt 
werben, fondern halten Sie fi immer vor Augen, daß 
e3 fi um einen Zweig des landwirtbichaftlihen Gewerbes 
handelt, welcher für einen großen Theil des VBaterlandes 
von eminenter Wichtigkeit ift, und daß dieſer Zweig unſeres 
Gewerbed und damit ein großer Theil unferer deutfchen 
Landwirthe nanz zweifellos in nächſter Zeit ruinirt find, 
wenn eine Abhilfe nicht bald geichaffen wird! 

(Zebhaftes Bravo rechts.) 

Präfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Fiſchbeck. 

Fiſchbed. Abgeordneter: Meine Herren, wenn ber 
Herr Brofeffor Delbrüd am Schluffe des Vortrags, ben 
er bier por Reichſtagsabgeordneten gehalten hat, in etwas 
pathetifcher Form bie Frage aufwirft, ob es denn Gegner 
des Bield, das er im feinem Vortrag ſich geftedt habe, 
überhaupt geben könne, de3 Ziels, das er in feiner hoch— 
tönenden Art fo ausdrüdte, daß es gelte, genen das aus— 
ländiſche Petroleum die in Kartoffeln und fchliehlih in 
Spiritus umgeſetzte Sonnenwärme einzutaufhen, — nun, 
meine Herren, dann hat die Debatte heute den Beweis 
geliefert, daß einem ſolchen Ziele im objektiver Weife 
niemand in diefem hohen Haufe wiberftrebt, daß aud wir 
auf der linken Seite e3 für durchaus wünſchenswerth 
halten würden, wenn ein foldes Ziel zu erreichen ift. 
Aber wenn man von biefer Begeifterung für die Startoffel, 
die der Herr Profeſſor Delbrüd hier zum Ausdrud bringt, 
zu dem zurüdtehrt, was nach dem alten feligen Roſcher 
nun einmal Zielpunft und Ausgangspunft ber Volkswirth— 
Schaft ift, zum Menſchen, zu den menihlihen Intereſſen 
der Produzenten und Konſumenten, und wenn man bamit 
den Weg vergleicht, den der Herr Profeſſor Delbrüd bier 
verteidigte, jo wird man doch zu mandherlei Bedenken 
fommen miüffen, und die Debatte hat gezeigt, daß in 
weiten Theilen des hohen Haufed und ebenio draußen 
ee Bedenken gegen das, was hier vorgefchlagen wird, 
eftehen. 

Meine Herren, mit hochtönenden Worten und Rebe: 
wendungen ift in dieſer Sache überhaupt viel gearbeitet 
worden, fowohl draußen in der Prefle des Spiritusver— 
bandes und der mit ihm verknüpften Intereflenten, wie 
auch heute in diefer Debatte. Wenn man dad alles hört, 


(A 


— 





(Fifchbert.) 

wie ideal es fei, wenn der Trinfbranntweinlonfum 
eingefhräntt würde, wenn man den Spiritus für 
tehniihe Zwecke u. ſ. w. verbilligen würde, jo kommt 
man unmwillfürlih auf ben Gedanken, dab in dieſem 
Spiritusperband, in der „Zentrale* nicht Leute zuſammen— 
figen, bie darauf ausgehen, ihren Schnaps, ihren Spiritus 
mit möglihft großem Profit an den Mann zu bringen, 
jondern daß es ſich bier vielleiht um eine ethiſche 
Geſellſchaft handle, die nichts Beſſeres zu thun wiſſe, als 
Mohlthaten für die Menfchen zu erfinden, darauf hinzu: 
arbeiten, das der Mltoholgenuß eingeihränft werbe ı. ſ. w. 
Unwillkürlich kommt man auf den Gedanken, daß etiva 
der gegen den Alkoholgenuß gerichtete Kongreß, ber 
neuerlid in Wien getagt hat, in der Hauptſache aus bei 
Mitgliedern des deutihen Spiritusverbandes zuſammen— 
gelegt war. 

(Heiterfeit.) 

Mas uns weiter noch hier vorgeführt ift über die 
Segnungen, die von dem Ninge noch ausfirahlen ſollen 
durch die Verbilligung des Spiritus für Leucht- und 
Kraftzwecke, ift ja alles ganz ſchön, aber am letzten 
Ende kommt die Sade in MWirflichfeit baranf hinaus, 
daß man im nadteften perfünlihen Intereſſe von 
Seiten dieſer Intereffenten des Spiritusverbandes aus 
dieſes Geſetz vertritt, und daß alle dieſe idealen Geſichts— 
punkte eigentlich nur vorgeſchoben find, um ein Mäntelchen 
über die ganze Gefhichte zu deden. Wenn die Herren es 
wirklich für jo nützlich und erfirebenswerth halten, daß der 
Alfobolgenuß zurüdgehe, nun, fo iſt ihnen fchon der ein- 
fachſte Weg angegeben worden: die Herren brauchen nur 
feinen Schnap3 zu brennen, dann tragen fie auch nicht 
ie bei, daß dieſes fündhafte Getränt im Volt Eingang 
findet! Ich bin aber der feften Meberzeugung, daß, wenn 
es ber Zentrale möglicd wäre, das ganze Quantum, über 
welhe3 der Verband im lebten Jahre verfügt hat, bie 


(B) 2800 000 Liter, zu bem um 15 Mark gefteigerten Preiſe 


als Zrinfbranntwein an den Mann zu bringen, man 
gar nicht daran denken würde, cine Denaturirung 
vorzunehmen, um billigen Spiritus für die Induſtrie 
zur Verfügung zu halten. Dazu rechnen die Leute viel 
zu gut, und fie würden fi in ſolchem Falle hüten, den 
Spiritus denaturirt für 20 oder 25 Pfennig, wie man fid) 
deſſen rühmt, fir die Induſtrie bereit zu Stellen. Nein, 
meine Herren, das Ziel geht einfah dahin, das Quantum, 
das für den Trintbranntwein zur Verfügung Steht, 
fo einzufchränten, daß man ben Preis dafür beliebig in 
die Höhe ſchrauben kann; und da man das auf die Dauer 
mit den eigenen Mitteln nach Gefallen nicht fertig bringen 
fann und befürchtet, daß in Zukunft die Sade fo wie 
bisher nicht weiter geht, fo ſoll die Geſetzgebung eintreten, 
um dem Berband zu dem Ziele zu helfen, den Breis 
für den Trinfbranntwein beliebig in die Höhe zu 
fegen. Man hat ja ſchon im dem geltenden Gejeß alle 
möglichen Einſchränkungen in Bezug auf die Ausdehnung 
ber Produktion gemadt. Es hat fid nun, wie das im 
praftifchen Leben zugeht, gezeigt, daß alle dieſe Beſchrän— 
tungen nicht ausreichen, und darum kommt man an die 
Gejeggebung, weldhe helfen foll neue Beſchrän— 
fungen einzuführen. Die Gejeggebung in der Geſtalt 
der eg von 1887 und 1895 hat wohl 
ben Spirtiuäring erm gta, aber nicht die Mittel gegeben, 
alle Leute in den Verband zu zwingen oder wenigftens 
biefelben Praktiken zu betreiben wie der Berband, fid) dem 
zu fügen, wa3 jene Herren als nützlich für fih in Aus: 
fiht genommen haben. Da ſoll die Gefeßgebung nun 
einſchreiten. 

Es iſt ja ſchon vorhin von verſchiedenen Herren 
darauf hingewieſen worden, wie außerordentlich ſchädlich 
und nachtheilig die auf die Einſchränkung der Produktion 
gerichteten Beſtimmungen des Geſetzes in mehrfacher 
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Richtung find. Man will die genoffenfhaftliche Brennerei (O) 


nod mehr einſchränklen als dies ſchon der Fall ift; that- 
fählid war doch ſchon die Art der Staffelung der Brenn- 
fteuer in dem Geſetz von 1895 im manderlei Richtung 
gerade gegen diefe genofienschaftlichen Bremnereien größeren 
Umfanges gerichtet. Wenn man auch damal3 für fie 
gewifie Ausnahmen zuzugeftchen bereit war, fo find doch 
thatſächlich die großen Genoſſenſchaftsbrennereien durd) 
dieſe Geſetzgebung ſchon geſchädigt worden. Sie ſollen 
noch weiter eingeſchränkt werben, indem man dem Bundes— 
rat) diefe ganzen Brennerelen in die Hand giebt und 
ihn berechtigt, beliebige Beſtimmungen für fie zu erlaffen. 
Ich kann da auch nur denjenigen Herren zuftimmen, die 
ſich gegen dieſe weitere Einſchnürung wenden, indem wir 
es gerade für erfreulich halten, daß die Heinen Bauern, 
bie nicht die Möglichkeit haben, eigene Bremmereien zu be: 
were fid) zufammenthun, um in der Gemeinschaft die 
ortheile des Brennereibetriebes für ſich auszunützen, und 
wir winfhen cher cine Ausdehnung des Betriches als 
eine ſolche Einſchnürung, wie fie hier gegeben ift. Volleuds 
wahren wir uns aber dagegen, dab dem Bundesrath alles 
in die Hand gegeben wird; denn thatſächlich kommen wir 
immer mehr dazu, in unferen Gefegen die Geltaltung des 
wirthichaftlihen Lebens dem Bundesrath zu überlaffen, 
der über Einſchränkung und Ausdehnung von Rechten 
in den verichiebenen Bewerben * ſoll. Der Ring 
hat es eben nicht vermocht, von ſich ſelbſt aus die Produktion 
zurückzudämmen. Er hat jedes Quantum, was von ben Bren: 
nern geliefert wurde, aufgenommen zur Vertreibung, und jo 
find wir zu einem Spiritusbeftande Ende März gelangt, 
wie er überhaupt noch nicht dageweſen tft, einem Beftande 
von iiber 1235 000 Hektoliter. Da foll nun der Staat 
helfen und ſolche Entjheidungen vorſchreiben gegen gewiſſe 
Breunereibetriebe, namentlich gegen die größeren, und 
diefen Beftrebungen wird Folge gegeben in den Be: 
ftinumungen gegen die Genoflenfhaftöhrennereien! 

In derfelben Richtung liegen die Beftimmungen, daß 
bei Neufontingentirung der beitehende Höchſtſatz des Kon— 
tingent3 von 80000 auf 50000 bezw. bei Material: 
brennereien von 8000 auf 5000 heruntergefegt wird. 
Wir find prinzipiell Gegner diefer ganzen Geſetzgebung, 
diefer Liebesgeſetzgebung, die fi an diefe Kontingents— 
regelung anfnüpft. Aber es erjcheint und als eine 
Ungerechtigkeit, nun wieder den größeren Brennereien 
——— eine Ausnahme zu machen, fie nicht jo zu 
etheiligen, wie fie nad ihrer Produktion verlangen 
fünnen. Das ift aud cine Tendenz der modernen 
Geſetzgebung, die wir befämpfen, überall ſich gegen ben 
Großbetrieb zu wenden und ihm Schranken aufzuerlegen. 
Wir meinen, dab es für die Allgemeinheit nur nützlich 
fein kann, wenn alle Mittel der Technik angewendet 
werben und eventuell durch die Hilfsmittel eines größeren 
Betriebes die Möglichkeit geiucht wird, zu einem billigeren 
Preife Produkte an die Allgemeinheit abzugeben. 

Wir find der Meinung, daß es ganz unrichtig ift, 
folde neuen Beſchränkungen zu erlaffen, und wir ftimmen 
vielmehr durchaus denjenigen Herren bei, bie in ber 
Debatte angeregt haben, ob man nicht mit der ganzen 
Brennitener aufräumen und wieder zurüdfehren ſoll zu 
dem früheren Zuftand und freieren Raum auf biefem 
Gebiete giebt. Wir würden in der Kommiſſion gern mit— 
arbeiten, wenn mit der ganzen Prämienwirthidaft, die 
zum großen Theil mit dazu beigetragen hat, eine Leber: 
produktion hervorzurufen, aufgeräumt wird. Sollte das 
nicht möglich fein, dann würden wir es wenigftens für 
rihtig halten, zu prüfen, ob nicht außerordentliche Un— 

erechtigkeiten durch die beftchende Geſetzesregelung der 
Brennftener angerichtet find. Ich erinnere da beifpiels- 
weife an die Beſchränkung der Melaffebrennereien, die 
dur) das Geſetz von 1895 eingetreten tft. Es find dafiir 
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(A) damald Gründe angeführt worden, die heute gar nicht 


mehr zutreffen. Damals hat man angeführt, daß die 
Melaffe einen fo auferorbentlid niedrigen Preisftand 
habe, daß die Gefahr vorhanden ſei, daß bie Melaſſe— 
brennerei alle überwuchere und die anderen Brennereien 
tobt made. Heute hat ſich die Sache weſentlich geändert. 
Durd die befiere Lage der Zuderinduftrie ift der Preis 
für Melaffe außerordentlih in die Höhe gegangen, und 
es it ganz falſch, dab hier noch die Ertrabrennfteuer 
fortbeftehen bleibt, die im dem beftehenden Gefege vor: 
geichrieben ift. 

Die Hauptfhmerzen nun aber, die der Spiritus- 
ring hat mit feinen großen Beltänden, feiner Ueberproduk— 
tion, jollen dadurch bejeitigt werden, daß man alle Bremer, 
auch diejenigen, die dem Ninge nicht angehören, zwingt, 
ein beftimmtes, vom Bundesrath feftzufegendes Quantum 
zu denaturiren. Das Erempel ift ja außerordentlich einfad. 
Der Ring hat im legten Jahre verfügt über 2,8 Millionen 
Heltoliter, davon find 200 000 erportirt, und eine Million 
ift denaturirt. Die Brennereien, die außerhalb des Ringes 
ftanden, verfügten über 850 000 Heftoliter. Hätte man fie 
nun zwingen können, in gleichen Prozentſatz zu denaturiren, 
dann hätte der Ring 350 000 Heltoliter weniger zu denatu— 
riren brauchen, er hätte diefe 350 000 als Trinfbrannt- 
wein dort abgeben können, wo jebt die freien Brenner 
ihren Abſatz gefunden hatten, er hätte diefe Menge zu 
dem um 15 Mark geiteigerten Preis verfauft und damit 
ein ganz anftändiges Geihäft von ungefähr 5 Millionen 
gemadt. Daß das vom Standpunkte de3 Ringes und 
der in ihm vereinigten Brenner wünſchenswerth war, 
will id gern zugeben; die Herren hätten ja dadurd) 
fein große! Loch im ihre Beltände hineinbefommten 
und würden ſich nicht in dem Maße über die lleber- 
probuftion zu beflagen haben, wie e3 heute ber all 
if. Aber vom Standpunkte der Allgemeinheit aus 


(B) halten wir es für durhaus fall, daß nun durch Geſetz 


gegen bie ringfreien Brennereien ein Zwang ausgeübt 
wird; wir widerftreben aus prinzipiellen Gründen dem, 
dab von Geſetzes wegen die Synbifate und Ninge 
in die Möglichkeit gefegt werden, die Allgemein- 
heit nad) ihrem Belieben auszuwuchern. 

Herr Freiherr von Wangenheim hat nun alle möglichen 
Gründe angeführt gegen das, was bon dem Herrn Abgeord- 
neten Sped in dieſer Richtung gejagt ift. Das fei gar 
nicht ein Ring, ein Syndikat in dem Sinne, wie die anderen 
Ringe. 9a, warım denn nicht? Much Hier bei biefem 
Syndilfat. geht doch die Abficht, möglichit viel zu verbienen 
auf KHoften der Konſumenten. Man will den Trink: 
branntwein vertheuern, und id fehe nicht ein, was 
für ein weſentlicher Unterſchied darin liegen foll gegenüber 
den anderen Ringen. Die ganzen Ringe aber, die ganzen 
Synbifate, über bie jid) ja die Herren fonft aud fo viel- 
fach beflagen — wodurd find fie überhaupt erſt möglich ge: 
worden? Einzig und allein dadurch, dab die Geſezgebung 
ihnen die wen der Eriftenz giebt, bei dem einen 
durch zollpolitiiche Maßnahmen und hier durch derartige 
Vorſchriften, wie wir fie im Branntweinftenergefeg fehen. 
Wenn der Ning von fi aus alle diefe Dinge machen 
will, wenn er benaturiren und fo das Quantum des Trink: 
branntweind einſchränken will, wir hindern ihn nicht daran, 
er mag das thun; aber man foll nicht von uns verlangen, 
daß wir dem zuftimmen, daß bon Stant3 wegen derartige 
Einfhnürungen Play greifen. Thatfählih handelt es 
fi um weiter nicht, als daß die Geſetzgebung ſich 
diefem Ninge dienitbar macht, und daß wir zu feinen 
Gunften einen Eingriff in bie Gewerbefreiheit 
erleben, bei einem einzelnen Produktionszweig machen 
ſollen, wie er fonft noch nicht erhört geweſen iſt. 
Man zwingt den Gewerbetreibenden einmal, fein Produkt 
in einer beftimmten Richtung zu berwerthen. 


Er kann mit feinem Spiritus nicht machen, was er will (C) 


auf dem Privatmarkt, fondern man zwingt ihn dazu, cin 
beitimmtes Quantum zu denaturiren, alfo in ciner ganz 
beſtimmten Weife zu verwerihen. Auf der anderen Seite 
zwingt man ihn, einem Verbande beizutreten, dem 
er nicht beitreten möchte. Es ift zwar von einem ber 
Herren von der Rechten, ich glaube, von Herrn Gamp, 
gefagt worden: wo foll denn der Brenner gezwungen 
werden? Das „Berliner Tageblatt“ jagt ja nah Herru 
Gamp ausdrüdlic, dab die Leute nicht dazu gendthigt 
find, in den Ring einzutreten. Sedenfall3 werden fie 
aber genöthigt, in derjelben Weife zu verfahren, wie bie 
Ninge, und ed wird ihnen jedes Intereſſe genommen, 
außerhalb des Ninges zu bleiben, wobei als Anreiz zum 
Beitritt noch etwas Bejonderes in Betradht kommt: das 
find die Beſtimmungen über den Abſatz des denatu— 
rirten Branntweind. Der Brenner wird danach ftreben 
müffen, in einer geordneten Weife den denaturirten Brannt- 
wein an ben Mann zu bringen, und aus biefem Grunde 
wird er ſich vielfach gemöthigt jehen, dem Ninge beizu: 
treten. Die Gefeßgebung zwingt thatfählih freie Ge: 
ichäftsleute, einem derartigen Verbande beizutreten. Auch 
bier wieder Ichnen wir es weiter entſchieden ab, daß der 
Bundesrathb das Quantum des zu denaturirenden 
Fabrilats feitfegen foll, und zwar aus denjelben Gründen, 
die ich aus anderem Anlaß vorhin ſchon anführte. Wir 
wollen nicht, daß dem Bundesrath derartige Machtbefug— 
niffe gegeben werben. In den Streifen ber im Ring geeinigten 
Branntweinintereffenten ſelbſt macht ſich ja ebenfalls ein 
Widerſtreben dagegen geltend. Ich erinnere daran, daß 
der Herr v. Dieſt-Daber, eine Ihrer größten Autoritäten 
er auf dem Gebiete der Branntweinftenergejeßgebung, 
ebenklih wird vor dieſem Geſetz, und daß er neuerdings 
mit dem Vorſchlag hervorgetreten ift, daß nicht durch ben 
Bundesrath, fondern durch das Geſetz felbit eine beitimmte 


Negelung in der Sache getroffen wird. Der Artikel, den CD) 


er im März veröffentlicht hat, tft auch im übrigen außer: 
ordentlich harakteriftiich und bildet einen Beweis für das, 
was fchon verfchiedenfah in der Diskuffion hervorgehoben 
ift. Wir haben fonft gefehen, wenn die Gefeßgebung im 
Begriff ift, die Gewerbefreiheit einzufhränfen, fo iſt bie 
Sade gewöhnlid fo, daß, während der Geſetzentwurf dem 
Bundesrath oder dem Reichstag vorliegt, nun bie Inter 
effentenfreife fhon kommen und jagen: eigentlich ift das 
noch nicht genug, eigentlid) müſſen wir noch weitere Ein: 
ihränfungen haben. So and im Artikel des Herrn 
vd. Dieft:Daber. Gr will ſchon eine direkte Staatsbeihilfe 
von 5 Millionen ins Geſchäft hineinhaben, und endlich 
will er bie Beichränkungen der neuen Anlagen fo weit ge: 
trieben haben, daß neue Brennereien nur im Verhältniß 
zu dent Quantum des vom ber vermehrten Bevölkerung 
fonfumirten Branntweins betheiligt werben. Das find 
alſo ſchon jehr viel — Beſchränkungen, die 
von dieſem Führer der Agrarier gefordert werben. Es 
it auch ſchon vorhin in ber Debatte hervorgehoben 
worden: biefes Branntweinftenergefeg ift die Folge des 
vorhergehenden, und das vorhergehende hat fi wieder 
ergeben aus ben Fehlern des vorhergegangenen, und fo 
wird auch trog dieſes Geſetzes die Sade wieder fo 
werden, daß eine lleberproduftion an biefer ober jener 
Stelle hervortritt. Dann wird man wieder neue Geſetzes— 
vorichläge machen, und nicht Stetigfeit wird durch der— 
artige Gefege gebracht, fondern Beunruhigungen, fort: 
geſetztes Erperimentiren mad) diefer oder jener Seite. 
Die Intereffenten des Ringes haben ja vorerft 
berechnenderweiſe nicht er dab die Beltimmungen 
hinfichtlich ber Denaturirungöpfliht auch auf Die Getreide: 
brenner ausgedehnt werden. Das ilt vorläufig nur ein 
Köder. Mir ift aber nicht zweifelhaft, daß man jehr 
bald derartige Beftimmungen aud fir die Getreidebrenner 
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(A) fordern wird, daß man fagen wird: nun dehnen fich die 


aus, nun Haben wir wieder neue Konkurrenz. ch 
babe erſt geitern Zufchriften von Kornbrennern gejehen, 
worin diefe die Furt ausfprehen, daß man aud fie in 
nicht zu langer Zeit in die Geſetzgebung Hineinziehen 
wird. Dann wird ber Ning fein volles Monopol haben 
und kann fchalten und walten, wie er will; der Produzent 
wird unter die Gewalt diefed Ringes gezwungen, er kann 
nit gemäß ber allgemeinen Marktlage und gemäß den 
fpeziellen Verhältniffen feines Betriebes feine Wirthſchafts- 
führung einrichten, ſondern muß fid dem fügen, was von 
biefem Privatmonopol vorgeſchrieben wird. 

Man hat gejagt, daß die kleinen Händler von biefem 
Ring Bortheile haben. Was man aber von dem Klein— 
händler hört, ficht nicht fo aus, als ob man befonders 
zufrieden ſei mit bem, was der Ring vorſchreibt. Da tft 
im vorigen Sabre die Beltimmung erlaflen, daß ber 
Händler vom Liter benaturirten Spiritus nur 4 Pfennig 
über den Ningprei$ nehmen darf, und man Hagt von 
vielen Seiten, daß unter Umſtänden mehr au Schwund 
u. ſ. w. verloren geht, als durd den Verdienſt von 
4 Pfennig eingebradt wird. Dazu fommen andere 
Praktiken, durch die man ben Händler zwingt, jich dem 
Ring bdienftbar zu machen. Man gewährt Nabattläge, 
die aber erft nad) einiger Zeit fällig werben, wenn man 
ſich willig zeigt; die Nabattfäße find höher, wenn man 
ſich gleih auf 8 Jahre verpflichtet, fie werben auf bie 
Hälfte gefet, wenn man fih auf 2 Jahre verpflichtet 
u. f. w. Auf diefe Weile wird der Abnehmer dem Ring 
in die Hände gegeben; diefem wird es möglich gemadht, 
dab er den geiammten Handel nad den Grundiägen 
leitet, die in feinem eigenen Intereife liegen, und ber 
Konjument muß einfach ftillhalten; er hat die Preiſe 
zu zahlen, die ihm abgefordert werden, von anderer Seite 
fann er Branntwein nidyt befommen. 

Nun ſagt man allerdings: es ſchadet ja aud nichts, 
wenn ber Trinfbranntwein iheurer wird; auf der anderen 
Eeite geben wir große Vortheile, indem wir billiges 
Licht Schaffen, billige Kraft für Motoren u. f. w. 
Meine Herren, wie liegt aber die Sache? Bei ben 
heutigen Produktionsverhältniſſen Tann im ernfter Weiſe 
ber Kampf mit dem Petroleum doch noch nicht aufge: 
nommen werben. Es ilt hervorgehoben worben, wie 
eined Tages Herr Nodefeller die Möglichkeit habe, feine 
Petroleumpreife herunterzufegen und fo die Konkurrenz 
des Spiritus zu vernidten. Die Agrarier ftreben aber 
nach Mitteln, die Betroleumfonfurrenz durd die Geſetz— 
gebung zu bejeitigen. 

Meine Herren, vorhin ift durch ben Herrn Abge— 
orbnreten Gamp ausgefproden worben: wo in der Welt 
hat ein Agrarier oder eine agrariſche Vertretung, irgend 
ein Mitglied der Rechten verlangt, daß ber Petroleum: 
zoll erhöht wird? Wir glauben nämlich — das ift vor: 
bin aud ſchon von anderer Seite hervorgehoben —, daß 
ichließlih die Sache diefe Kehrſeite Haben wird, daß man, 
um mit dem Spiritus gegen das Petroleum konkurriren 
zu können, fi) bemühen wird, durd die Zollgefeßgebung 
künftlih den Preis für Petroleum in bie Höhe zu 
ihrauben. Id fehe den Herrn Mbgeordneten Gamp 
nicht hier, fonft würde ich ihm perfünlid die Antwort 
auf feine frage geben können. Ich habe dort einen 
Band ber Sreuzzeitung aus dem Jahre 1897 hingelegt. 
Damals hat, wie darin berichtet wird, am 8. Dezember, 
bier in Berlin, unter Theilnahme der Herren Abgeordneten 
Dr. Kropatſcheck, Ring, Feliſch, v. Loebell und Schall 
ein Parteitag der Eonfervativen Bartei für bie 
Provinz Brandenburg ftattaefunden. Auf diefem Partei: 
tag hat der Herr Abgeordnete Ring referirt über Die 
Lage des Spiritusmarktes und die Anfprüdhe an bie 
Geſetzgebung, und es ift auf dieſem Barteitage ein: 
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ſtimmig eine Reſolution angenommen, in der es folgen— 
dermaßen heißt: 
Eine ſtärkere Verwendung der Kartoffel für 
Brennereizwecke zur Herſtellung von Spiritus, 
fir Beleuchtung und Krafterzeugung iſt im 
Intereſſe der vaterländiſchen Landwirthſchaft 
dringend anzuſtreben. Dieſelbe wird erreicht 
durch einen hoben Zoll auf Petrolenm und 
wejentlihe Verbilligung de3 Spiritus für tech— 
niſche Zwecke. 
Gört! hört! links.) 
Da hat der Herr Abgeordnete Gamp die Antwort auf 
die Frage, wo jemals von konſervativer Seite etwas ber: 
artige3 vertreten ift. In unverhülltefter Weile brachte 
man bier zum Ausdruck, man will einen hohen Petroleum— 
zoll haben; auf diefe Weiſe wiirde es nachher möglich 
fein, die Konkurrenz mit dem Spiritus gegen das Be: 
troleum aufzunehmen. 

Nun muß ich fagen, wenn man fich bier fo rühnıt, 
wie man Licht und Kraft verbilligen will, wenn dieſes 
Geſetz im die Wege geleitet wird, fo iſt es doch eine 
eigenthümliche Art der Verbilligung, wenn man ext den 
allgemeinen Preisftatus für die eine Lichtquelle, alfo das 
Petroleum, im die Höhe ſetzt und dann, nachdem dieſer 
Status in die Höhe geſetzt iſt, ſagt: zu dieſem erhöhten 
Preiſe werde ich auch verkaufen, vielleicht auch noch ein 
paar Pfennige niedriger. Meine Herren, auch damit 
können Sie abſolut nichts machen. Es find Ihre Karten 
aufgedeckt worden, indem uns ausdrücklich dieſes Ziel 
von einem konſervativen Organ, einem Parteitag hier vor 
Augen geführt ift. 

Und, meine Herren, folgt aus der Sache vom Interefle 
der Allgemeinheit aus nod) mehr. Wenn man ben Petroleum: 
zoll eingeführt hat, wird man Licht und Kraft dem ſtonſu— 
menten vertheuern. Wir haben nun heute, wenn ich nicht 
irre — ich glaube, die Summe war vorhin irrthümlich (D) 
auf 100 Millionen angenommen —, 56 Millionen Mark 
Einnahme aus dem Petroleumzoll. Auf der anderen 
Seite wird, wenn es wirklich möglich ift, den Trinkbrannt— 
weinfonfum einzufchränten, die Einnahme aus der Brannt: 
weinftener verringert, und dieſer boppelte Ausfall au 
Petroleumzoll und Branntweinfteuer muß doch auf irgend 
eine MWeife aufgebraht werben. Wir haben gegen bie 
Aufhebung des Petroleumzolls im Prinzip nicht, weil 
wir eine Verbilligung des Lichtes wollen; aber hier liegt 
die Sache fo: man verthenert das Licht und bie Kraft, 
und dann ſchwinden diefe Einnahmen nod, die nun auf 
irgend eine andere Weife durh Steuern erfegt 
werden müſſen. Wir Hören ja jet ſchon aus der 
Budgetkommiſſion, aus den Verhandlungen, bie wir neulich 
bier bei Berathung der höheren Zuwendungen an bie 
Invaliden erlebt haben, von der Nothwendigfeit, die 
Steuern zu ee Durd) eine derartige Maßnahme 
aber, wie man fie bier erftrebt, wird ein weiteres Loch in 
unfere Finanzen geriffen, die Nothwendigkeit fi ergeben, 
neue Steuern herbeizuführen. Wir aber, die wir 
die Gefeßgebung der legten Jahrzehnte kennen, willen 
ganz genau, daß nicht die Steuern eingeführt werden, bie 
die wirklich leiftungsfähigen Schultern treffen, direlte 
Steuern, fondern daß man dann wieder daran gehen wird, 
die minder wohlhabenden Klaſſen zu belaften. Auch von 
diefem Standpunkt aus verdient Diefe Sache eine außer: 
ordentlich ernfte Beachtung. 

Nun, meine Herren, ift jo viel davon geſprochen 
worden, unſere Landwirthihaft muß zu Grunde gehen, 
wenn nicht diefes Gejeg gemacht wird, wen nicht das 
Brennereigewerbe eine Förderung erhält. Der Herr Ab— 
geordnete Freiherr dv. Wangenheim hat das, mas von 
dem Heren Abgeordneten Wurm und anderen im biejer 
Richtung erwidert ift, einfach als Nedensarten bezeichnet 
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(A) und gemeint, damit folle man in dieſem Haufe nicht 


mehr kommen. ch glaube ja, daß Herr v. Wangenheim 
ben Wunſch hat, daß ſolche Anklagen nicht immer wieder 
bon und erhoben werben; aber bamit, daß er fie für 
Redensarten erklärt, werben biefe lagen noch nicht hin: 
fällig, Sondern fie find durchaus gerechtfertigt. Meine 
Herren, die Landwirthſchaft wird durd das Gele ge: 
fördert, heißt e3. An dem Trinkbranntwein ift aber 
in hohem Maße gerade die Landwirthſchaft intereffirt, 
und ber Zandwirth, der Bauer ift es in erfter Linie mit, 
der bie höheren Preiſe für den Zrinfbranntwein be— 
zahlen muß. 

Auf der anderen Seite heißt ed: den Startoffelbau 
foll man fördern! Man fpridt von einer furdtbaren 
lleberproduftion, die eintreten werde, wenn das Brennerei: 
gewerbe irgendwie zurüdginge. Meine Herren, das alled 
it doch in jehr erheblichem Maße lebertreibung. Wenn 
man ſich die Zahlen anficht, die auf Seite 14 im ber 
Tabelle uns gegeben find, dann ficht man, einen wie 
verhältnißmäßig Heinen Theil der Verbrauch von Kartoffeln 
für das Brennereigewerbe von der Befammtproduftion bildet. 
Während von dem Durchſchnitt der Jahre 1897 bis 1894 
bi3 zum Durchſchnitte des Jahres 1900 fi) eine Steigerung 
ber Startoffelproduftion um 11%, Millionen Tonnen er: 
geben Hat, ift das Brennereigewerbe troß ber Ueber— 
produktion nur mit 700 000 Tonnen betheiligt. Alfo in 
dem Maße, wie man dad immer Hinftellt, ift bie 
Allgemeinheit der Landbwirtbihaft gar nidt an 
diefem Brennereigewerbe betheiligt. Menn dieſe 
toloffale Mehrproduftion an Kartoffeln um 11'/, Millionen 
Tonnen Abnahme gefunden hat, dann ift das dem direkten 
Genuß auzufchreiben, der Vermehrung der Bevölkerung, 
bie diefen direkten Genuß gelteigert hat, und auc ber 
Verwendung in anderen Induſtriezweigen. Alſo fo außer: 
orbentlid) groß, wie man es immer hinzuftellen ſucht, ift 


(B) wirklich die Bedeutung der Brennerei für den gelammten 


Kartoffelban nicht, und dann liegt die Sache doch auch 
fo, daß immer nur beitimmte Gegenden des land— 
wirtbihaftlihen Gewerbes aus biefem Geſetz ben 
Bortheil ziehen werden. Es iſt in der Hauptiache ber 
DOften, der von der ganzen Geſchichte Nuten hat, wie 
auh von dem Herrn Kollegen Sped in ganz richtiger 
Weiſe dargelegt iſt. Der Süden und Weſten ift gar nicht 
an ber lleberproduftion betheiligt. Dort, in den ſüd— 
deutſchen Staaten, beträgt das Kontingent 27,3 Millionen 
Hektoliter, gebrannt find im legten Jahre dort insgefammt 
27,8 Millionen Hektoliter; alfo dort hat man im wejent: 
lihen das Stontingent abgebrannt und ift in erheblichem 
Maße nicht darüber hinausgegangen. Ganz anders Liegt 
die Sache bei ums im Preußen, namentlih im Oſten; 
bort hat fi bei einem Kontingent von 195 Millionen 
Heftoliter eine Produktion von 340 Millionen Heftoliter 
ergeben. Alſo Hier im Dften trägt man die Schuld 
daran, daß die große Vermehrung der Produktion ftatts 
gefunden hat, und es ift durchaus ungerecht, die füdlichen 
Branntweinbrenmer und bie im Weſten an den Folgen 
mittragen zu laffen. Ich würde es für jehr wünſchens— 
werth halten, wenn wir in der Kommiſſion eine ganz 
befonbere Aufftellung befämen für bie einzelnen preußiſchen 
Provinzen; es würde fid) danı zeigen, daß die Rhein— 
provinz und MWeftfalen nicht in dem Maße betheiligt find 
wie gerade der Oſten, und thatfählih ift es auch hier 
wieder eine cinfeitige Zuwendung zu Gumften des 
lebteren, zu Lalten und Scaden anderer landwirth: 
ichaftlicher Kreiſe. 

Nun hat der Herr Abgeorbnete Sieg gefagt, die 
Oppofition die wir gegen Diefem Gefegentwurf erhöben, 
ginge in der Hauptſache von der Börse und der Preſſe, die 
ber Börfe nahe fteht, aus. Nein, meine Herrem, biefe 
Oppofition ift auf prinzipielle, wie praftifche Geſichts— 
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punkte begrimdet. Wir wollen nicht ein derartiges Privat: (C) 


monopol, wie es hier geihaffen werben foll, und wir 
wollen vor allen Dingen nicht mitborbereiten ein Staats: 
monopol, wie es im fidherer Ausfiht fteht. Wenn bie 
Geſchichte erſt in die Wege geleitet ift, jo wie es hier 
geſchehen foll, ift e8 von dem einen zum auberen nur cin 
Schritt. Die Börfe und ihre Intereſſen find und bet ber 
Bekämpfung beffen ganz gleichgiltig. 

Der Herr Kollege Sieg hat fid) uns felbft als Brannt— 
weinbrenner vorgeführt. Nun, geehrter Herr Stollege, 
dann wiffen wir ja, von weldem Interefienftandpunfte 
Sie ausgehen. 


(Zuruf.) 
— Ad) die „Sadhfenntniß* allein kommt nicht in Frage, 
fonbern auch andere Dinge. Uns leiten Geſichtspunkte 
der Allgemeinheit, und wenn Sie von Ihrer perfönlichen 
Stellung ſprechen, num, dann will ich Ihnen bemerfen, ic) 
bin aud an der Spiritusinduftrie betheiligt, indem ich 
Aktionär einer im Verbande geeinigten Spritiabrif bin. 
63 ift uns veriprochen worden, wir würden eine höhere 
Dividende bon diefem bis dahin wenig rentablen Inſtitut 
befommen, wenn erit der Ning begründet ſei, und wir 
haben in der That im lebten Fahre 5 Prozent bekommen. 
Das hält mich aber nicht ab, trotzdem gegen den Geſetz— 
entwarf zu fprechen, weil ich den Standpunkt der All— 
Ber wahrzunehmen habe, und vom Standpunfte 
er Allgemeinheit aus wehren wir uns gegen derartige 


Geſetze. 
(Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. dv. Komierowski. 

Dr. v. Komierowsfi, Abgeordneter: Meine Herren, 
Sie werben von mir wicht erwarten bürfen, daß ich in 
fo fpäter Abendſtunde, nachdem fo Vieles hier vorgebradt 
ift pro et contra, nod) auf bie Ausführungen bes letzten 


Herrn Redners ausführlich) eingebe, um jo mehr, als viele (D) 


von den Herrn Vorrednern mir bereit3 das vorweg: 
genommen haben, was ic ausführen wollte. Der Herr 
Vorredner erinnerte mich recht lebhaft an diejenigen Aus: 
führungen, die er hier im Jahre 1895 gemadt hat. Gr 
glaubte damals fehr richtig prophezeit zu Haben; aber feine 
Prophezeiungen haben fich nicht bewahrheitet. Er hat 
nun heut die befannten Stedenpferde wieder gejattelt 
bezüglih der Beſchränkung der Melaffebrennereien, ber 
genoflenfchaftlichen Brennereien u. f. wm. Damals be- 
hauptete der Vorredner, daß die Beſchränkung der Melaffe: 
brennereien die Fabrifabfälle der Rüben, die Melafie 
u. ſ. w. im Preiſe bedeutend brüden würden. Das gerade 
Gegentheil ift mim eingetreten. Im Jahre 1895 wurde 
die Melaffe mit 80 Pfennig pro Zentner bezahlt und 
heute mit 2,90 Markt. So ilt es aud) mit dem genoflen- 
ſchaftlichen Brennereien geichehen. Der Herr Vorredner 
glaubte, daß die landwirthſchaftlichen genoſſenſchaftlichen 
Brennereien beihränft würden in ihrer Wirkung und 
Ausdehnung. Gerade das Gegentheil ift eingetreten. Wir 
fehen im Often neuerdings viele landwirthſchaftliche 
genoffenfhaftliche Brennereien entftehen, denen wir Glüd 
und Wohlergehen wünſchen. Wenn wir in jolden 
wichtigen wirthichaftlichen Fragen pofitiv in ber Gefeh: 
gebung vorgehen wollen, jo darf man nicht anfechtbare 
Zahlen vortragen und in Allgemeinheiten fich ergehen; 
denn für ben Gegner ift es ſchwierig, Sofort auf das 
ganze Material einzugehen, nachdem verichiedene Hebner 
den Faden der Diökuffion ſchon hinlänglich durchbrochen 
haben, je nad der Stellung, die fie einnehmen. Alſo bei 
diefer jpäten Abendſtunde muß id darauf verzichten, auf 
die weiteren Ausführungen des Herrn Vorredners einzu: 
gehen. Es bleibt mir aber noch ein Punkt de3 Herrn 
Vorredners zu widerlegen. 

Der Herr Vorrebner hat den Zwang der Zentrale 


(B) der Friſt außer Acht gelaffen. 
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(Dr. v. Komierowsfi.) 


(A) befürdtet und hat gefagt: „wie könnt ihr euch dem 


Zwang der Zentrale unterwerfen? es liegt ja eine ge 
wiffe Bebrohung fir die ganze Produftion darin, daß 
ihr euch ohne weiteres der Zentrale ergebt!“ Nun frage 
id; aber den Herrn Vorredner: würde er dasſelbe be— 
haupten, wenn es fih um ein Handelsſyndikat hanbelt? 
Wie verhielt es ſich denn früher mit dem Zwang, ber 
durch den Handel auf den einzelnen Börſen ausgeübt 
wiırde?r Die willtürliden Preisverſchiebungen, 
Die wir damals befürdten mußten und aud im 
Handel erlitten, waren hundertmal gefährlider 
als dieſer genofjenihaftlihe Zwang, welcher burd die 
Zentrale ausgeübt wird. 

Meine Herren, der Staatsſekretär hat richtig hervor- 
achoben, daß der Grundgebanfe des Geſetzes bie 
Beihränfung des Trinfbranntweind und die Er: 
weiterung des Gebicted für den gewerbliden 
Spiritus wäre Bon dieſem Gefihtspunkte aus können 
wir den Gefegentwurf in feiner Tendenz nur billigen. 
Mir treten aud den Ausführungen bei, die dahin gingen, 
den Gefeßentwurf an die Kommiſſion zu verweilen, um 
fo mehr, al& in ber formellen Nebaktion ſich manches be— 
findet, was bei und Anftoß erregt. Es iſt bereit von 
dem Herrn Kollegen Spek und dem Herrn Borredner 
darauf hingewielen, daß nad dem Gefegentwurf die 
Bunbesregierungen als ein Negulator der Geſetze hinge— 
ftellt werden follen. Dies kann und muß doch redaktionell 
und aud) materiell beffer ausgeftaltet und geändert werben. 
Dadurch werden auch viele Befürchtungen, die gegenüber 
dem Gefeßentwurf entitehen könnten, befeitigt. 

Was nun den materiellen Inhalt anbetrifft, jo iſt 
bereit3 im Jahre 1895 die Brennfterer eingeführt, und 
zwar fiir eine beichränfte Zeit. Es wurde damals eine 
fehr lebhafte Debatte geführt, ob die Friſt für 3 oder 
6 Jahre bemeffen werben foll. Nett ift die Bemeſſung 
Das iſt auch nun ein 
Mangel, der in ber Kommiſſion ausgeglichen werben muß. 
Die Wirkung des Geſetzes don 1895 war nun bie, daß 
ein Ausgleih durch die Brennjtener erfolgte und zwar ein 
Ausgleich für Diejenigen, welche wirthſchaftlich und techniſch 
die Schwäderen find. — Herr Freiherr v. Wangenheim 
fagte ganz richtig, daß bei und die Hackfrucht die Grund» 
lage der Landwirthſchaft ift, vor allem heute, wo das 
Korn nidt das Preisniveau hat, welches wir eigentlich 
beanfprucdhen müffen. Dies Jahr kündigt ſich bei uns in 
der Landwirthſchaft durch einen gewiflen Nothftanb an; 
da fnüpft man in meinen beimaitiden Brobingen an diefen 
Entwurf bedeutende Hoffnungen. Deshalb ift ed mit dem 
wenig Idealen, was mein Herr Vorrebner dem Entwurf 
anhängen wollte, jonderbar beitellt in einem Augenblid, 
wo in unferen öftlihen Heimatsprovinzen ber 
Nothitand vor der Thür fteht. 

(Sehr ridtig!) 

Die Herren vertreten hier nur den Standpunft des Kon— 
jumenten. Bei allen wirthſchaftlichen Gefegen find aber doch 
drei Faktoren in Berüdfihtigung zu nehmen: das ift der Ston- 
fument, der Steuerftäfus und der Produzent. Die Herren 
von ber Linken fpredyen meift nur vom Konſumenten und vom 
Stenerfiätus, nit aber von Produzenten. Und da glaube 
ih Tagen zu müflen, daß der Grund warum Die Herren 
diefe dritte Gruppe außer Acht laffen, darin befteht: weil 
fie fonft ihre Reden hier nicht halten könnten; denn wenn 
fie die Produftionsunfoften, die Laſten und die ganzen Ge— 
fährniife des landwirthſchaftlichen Berufs richtig ſchätzten, 
würben fie nicht von den Vorausfegungen ausgehen fönnen, 
die immer durch ihre Neden durchſchimmern. 

Das wicdtigite des Entwurfs ift Art. 2, ber bie 
Denaturirungspflicht feſtſetzt. Materiell befteht wohl die 
größte Oppofition gegen diefen Artikel in Süd- und Weſt— 
deutihland, obgleid) wir bemfelden ſympathiſch gegenüber: 


ftehen, wir, die wir die öſtlichen wirthſchaftlichen Verhältniſſe (C) 


vertreten. Der Artikel ift aber redaktionell fo ungemein ſchwer 
gefaßt, daß eine — —— und beſſere Faſſung eintreten 
muß. Allerdings iſt hier die geſetzliche Regelung ſchwierig, 
aber die muß doch präzife fein, und i 
die nothiwendige Klarheit. 

Was fahlih die Denaturirungspflicht anlangt, fo ift 
fie für uns wichtig, Man hat eingewenbet, durch bie 
Denaturirungspflit würben wir mit unferem benaturirten 
Spiritus ſchwerlich die Konkurrenz dem Petroleum gegen: 
über halten können. Es ift fogar hingewiefen worden 
darauf, daß wir dies niemals zu erringen im Stande 
wären. Aber Herr Freiherr dv. Wangenheim Hat bereits 
heute ſchon bemerkt, daß 1000 Millionen Liter Petroleum 
jährlih in Deutſchland nöthig wären für Beleuchtung, 
Heizung und Betriebäfraft; — dieſe fünnten wir wohl, 
ohne Bedarf des Auslandes, in unferer heimiſchen Land— 
wirthihaft durch Spiritus erjegen. Wir haben das in 
ber landwirthſchaftlichen Praxis auch ſchon erprobt, daß 
Spirttus das Petroleum erfegen kann. Es find fchon 
viele landwirthſchaftliche Maſchinen mit Spiritus in Gang, 
und fie vermehren fih von Tag zu Tag. In diefer 
Nihtung müffen wir weiter arbeiten; das ift ein 
rihtiger Weg, um bie wirthſchaftliche Eriftenz 
aud de3 jogenannten fleinen Mannes bezüglid) 
de3 billigen Bezuges feines noihwendigen Be: 
leuchtungs- und Wärmelohmaterialö zu fügen 
und zu fräftigen. 

(63 wurde num heute darauf hingewieſen, daß Die 
Herren ans dem Süden Deutſchlands weniger geneigt 
wären, diefen Weg der Denaturirungspflidt zu betreten, 
weil derſelbe die Verhältniffe ihres Brennereigewerbes 
und ihrer Sontingentirung durchkreuzt. Dad mag ja 
richtig fein. Es zeigt aber 3.9. die Stala auf Seite 17 
des Entwurfs, daß feit dem Jahre 1887 das Quantum 


vermiffe heute 


bed erzeugten MWeberfchuffes über das Stontingent von (D) 


Jahr zu Fahr fi vergrößert. Bayern Hatte in ber erften 
Zeit minus 35000 Heftoliter und in Dem letzten Jahre 
war es ſchon auf plus 21000 Heltoliter angelangt. 
Württemberg fängt an mit minus 49 000 Heltoliter und 
im letzten Jahre war es mur noch ein Minus von 
20 000 Heltoliter. Ebenſo fängt Baden mit minus 
12000 SHeftoliter an und hört auf im letzten Jahre mit 
plus 17000 Heltoliter. Thatfählid wird alfo die Zeit 
fommen, wo die Erzeugung des nicht fontingentirten 
Spiritud auch in Deutihland in größerem Maßitabe bor 
fi) gehen wird. Aber andererfeitd: warum foll der 
Dften der alleinige Träger aller Zaften fein? Wir 
im Often müffen ja das Doppelte über das Kon— 
tingent im Intereſſe ber Landwirthſchaft er- 
zeugen, trogden wir eine Betriebsbeſchränkung in allen 
Brennereien aus finanziellen Nüdfihten und auferlegen. 
Der befte Beweis find doch die Zahlen: wir find feit dem 
Jahre 1887 von 1 078 000 Heftolitern auf 1 428 000 Hefto: 
liter im Jahre 1899 in unferer Produktion über das 
Kontingent geftiegen. 

Und in diefer Beziehung ift auch ganz richtig von 
einem ber Herren Vorrebner darauf hingewieſen worden, 
daß, wenn die Sübdeutfchen bei der Kontingentsbemeſſuug 
ſolche Vortheile und gegenüber haben, erhalten und aud) 
ausnügen — gegenüber uns, den Landwirthen im Dften, 
uns, die wir jchlechtere Himatifhe VBerhältniffe und mindere 
Körnererträge haben troß der immer £oftipieligeren und 
intenfiveren Bodenbewirthichaftung, — daß infolge beffen 
auch die Herren aus dem Süden und Weften Deutfchlands 
die often mitzutragen uns helfen müflen, welche nunmehr 
im Brenmereigeiwerbe entftehen. 

(Sehr richtig!) 

IH möchte daher die Herren bitten, biefen Artitel 

nicht fo Leichten Herzens aufzugeben; e3 wird ja im ber 
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(A) Kom̃miſſion ein gangbarer Weg gefunden werden müſſen. 


{B 


— 


Schon in Anbetraht des landwirthſchaftlichen Gewerbes, 
das heute fo ſchwer bebrängt ift, bitte id) alfo, die Sadıe 
nicht fo leicht zu nehmen. — 

Ich will bei der vorgerückten Stunde hiermit ſchließen 
und hoffe, daß aus der Kommiſſion etwas Gedeihliches 
herauskommen wird. 

(Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Augſt. 

Augft, Abgeorbneter: Meine Herren, bei der borge= 
rüdten Tageözeit will ih mid nur auf wenige Worte 
beihränfen. Im Intereſſe unfer ſüddeutſchen kleinen 
Brennereien kann ich jedoch nicht, wie es gewünſcht wird, 
ganz auf das Wort verzichten. 

Die vielen Bedenken, die bon den verjciebenen 
Nebnern gegen die Vorlage ausgeſprochen find, theile ich 
mehr oder weniger. Insbeſondere habe ich die fchwerften 
Bedenken gegen den Denaturirungdzwang, in dem Umfange 
wie ihm die Vorlage vorgefehen hat. Ich wundere mid 
au, daß man erit jet, nachdem das Geſetz von 1895 
erlaffen ift, auf Mipftände bei der Stontingentirung ber 
Genoſſenſchafsbrennereien geftoßen if. Bet der erften 
Ktontingentirung find aber viel größere Mikftände vorge: 
fommen als nad 1895; es find Stontingente bewilligt 
worden, bie durchaus nicht nothwendig und angezeigt waren. 
Es haben Leute, die weder Ar noch Halm gehabt haben, 
hohe Kontingente hatten, bie fie jet noch ungeſchmälert be= 
fiten. Hier einzugreifen, ift auch Pflicht der Geſetzgebung, 
wenn man Furcht vorlieberprobuftion auf biefem Gebiete hat. 

Warum ich mic aber zum Worte gemeldet Habe, geihah 
deshalb, weil ich von einer größeren Anzahl ſüddeutſcher 
Brenner beauftragt bin, bie von einer Abänderung de 
Geſetzes von 1887/1895 etwas ganz anderes erwartet 
haben. Sie haben eine Abänderung erwartet im ums 
gelehrter Richtung, al3 fie die Vorlage einſchlägt. Wie 
Sie alle wiſſen, iſt durch das Geſetz dom Fahre 1887 
einer großen Reihe ſüddeutſcher Kleinbrennereien der 
Lebensfaden dadurch abgeichnitten worden, daß man eine 
läftige Kontrole, eine vorher nicht beftehende höhere Be— 
ftenerung eingeführt hat. Es ift auch nicht zu beftreiten, 
daß die Mehrzahl der ſüddeutſchen Kleinbrennereien ine 
folge dieſes Geſetzes eingegangen find. Die noch bes 
ftehenden aber lebensfähig zu erhalten, fit, glaube id, 
ebenfo gut Pflicht der Gefebgebung, al3 diefelbe in Anz 
fprud) zu nehmen, um bie ſtonkurrenz, die ber Großbrennerei 
droht, fernzuhalten. Beſonders wird ed von unferen 
Sleinbrennereien al3 ungerecht angejehen, daß die Mate: 
rialien, die aus eigenem Gut erzeugt und zum eigenen 
Gebrauch gebrannt werben, der Materialſteuer unterworfen 
find, Weil man biefe Steuer zu hoch und die Kontrole 
zu läftig findet, geht viel Material verloren, das ganz 
gut Durch diefe Brennerei ausgenugt und als PViehfutter 
verwendet werden könnte. So wird z. B. in Jahren 
ſchlechten Erntewetterd mitunter viel ausgewachſenes Getreide 
eingebracht, das nicht vermahlen werben kann, ſondern verfuttert 
werden muß. Nun fönnte man dasſelbe nod ganz gut 
dadurch höher verwerthen, daß man es brennt und 
PBranntwein daraus macht für den eigenen Haus— 
halt. Wenn die Steuerbehörben vielleiht Beſorgniß 
haben, es Lönnten infolge der Steuerfreiheit Durch— 
ftehereien dabei vorkommen, fo glaube id, daß es noch 
viele Gebiete giebt, wo ſolche Durchftechereten mit größerem 
Effekt ftattfinden können als bei diefen Heinen Steuer: 
objekten. Bei dieſen ftenerfreien Kleinbrennereien für 
eigenen Gebraudh wäre der finanzielle Ausfall ganz 
gering; und wenn einmal ein paar gute Obitjahre fommen, 
wo etwas mehr produzirt, ala felbit verbraucht wird, 
dann wird eine Anzeige an die Steuerbehörde genügen, 
am — ng welder Steuerfag für die zum Verkauf 
zu ftellende Onantität zu zahlen if. ine Abänderung 








des Geſetzes in diefer Richtung würde alfo feine 
finanziellen Gefahren haben, würde aber bie kleinen 
Brennereien vor vielen Ghifanen fchügen und würbe 
ihre Einrihtungen, die fie jonft nicht anwenden können, 
wieder nugbar machen. 

Aber noch andere Wünſche habe ich vorzutragen, bie 
von fogenannten „mittleren” Brennern an mid ergangen 
find. Der 8 13 des beftehenden Gefeges ficht vor, daß 
biejenigen Brenner, die jährlih nicht mehr als 
1500 Heftoliter Bottihraum bemaifhen, der Abfindung 
unterworfen werden. Die vorläufigen Beltimmungen, bie 
damals der Bundesrath erlaffen hat, haben es geftattet, 
daß dieſer Bottichraum auch überfchritten werben burfte 
bis zu 3000 Heftolitern. Im Jahre 1898 aber ſchon find 
diefe vorläufigen Beftimmungen aufgehoben worden, und 
es wurde ben betreffenden Brennern nabegelegt, ihre 
Einrichtungen fo zu treffen, daß fie ſich eben einfach den 
Beitimmungen des Gefeged außerhalb der Abfindung 
unterwerfen müffen. Sie follen beflere Apparate an: 
ihaffen, Sammelbaffins anlegen u. f. w. Nun ift ja 
nicht zu beftreiten, daß neue, moderne Einrichtungen 
viele Bortheile bieten, fowohl Hinfichtlih der Ausbeute 
al3 beſonders auch Hinfihtlih der Arbeitserleichterung. 
Aber eben diefe modernen Brennereieinrihtungen find auf 
Höfen von 80 bis 150 Morgen, um bie ed ſich hier 
handelt, denn doch zu Eotipielig; es muß zu viel Kapital 
angelegt werden, aud) ift das Kontingent zu klein, daß 
ſich eine ſolche theure Anlage rentirt. Man vermweilt 
ja vielfach diefe Leute auf den Zufammenfhluß zu Ges 
nofenfhaftöbrennereten, und ich feldft, der ich vielfach 
mit Brennereibefigern verfehre, werde nicht müde, dieſen 
Zandwirthen zu empfehlen, Genoflenfhaftöbrennereien zu 
errichten, d. h. ihre beftehenden Kontingente ſammt ihren 
Brennereien mit primitiver Einrichtung zufammenzumerfen 
und eine moderne Genoffenichaftöbrennerei zu gründen. 


Das ift aber nicht überall möglid. Eine große Anzahl (D) 


von Landwirthen ift nicht im der Lage, einer Genoſſen— 
ichaftöbrennerei beizutreten, weil, wie 3. B. in unferem 
wirttembergifchen Frankenland oder in Oberſchwaben, es 
ſehr vice einzelnftehende Höfe giebt, deren Befiger oder 
Pächter ſich nicht bewegen laffen, ihr Material und ihre 
Sclempe weit hin und her zu fahren. Diefe Landwirthe 
wollen nur ihr Kontingent ausnugen, find aber dadurch 
gehindert, weil fie eben bloß einen Botlihraum von 
1500 Heftoliter bemailhen fönnen, während ihr Kon— 
tingent einen erheblich höheren Naumgehalt zuließe. Ahr 
Wunſch geht dahin, daß dad Quantum für die Abfindung 
erhöht wird auf 2500 bis 3000 Heltoliter. Es wird 
eine Geſetzesänderung in dieſer Richtung auch nicht ſchwer 
fein, zumal ja eine höhere Beftenerung babet heraus: 
fommt, und den Stontingenten anderer Brennerei— 
befiger dadurd fein Gintrag geſchieht. Namentlich in 
futterarmen Jahren drüdt diefe Beftimmung auf biefe 
mittleren Betriebe fhwer. Wenn der Klee mißrathen ilt, 
wenn es wenig Heu oder Oehmd giebt, dann haben die 
Lente zwar ihr Sontingent, können es aber nicht voll 
ausnügen. Ich halte es deshalb für eine Pflicht der 
Gerechtigkeit, daß dieſem mittleren Brenner der zu be: 
maifchende Raum mindeſtens auf 2500 Heftoliter bemeſſen 
wird. Im Falle der Annahme des Geleged müßte dann 
auch natürlich der Denaturirungszwang nicht fchon bei 
150 Heftoliter reinen Alkohol anfangen, fonbern ent: 
ſprechend höher, um To viel höher, al3 diefen Brennereien 
mehr Bottidraum als Abfindung genehmigt wird. Ich 
denke da, daß ungefähr 200 bis 250 Heltoliter reichen 
werden, und man bon da an erit mit der Brennftener 
oder dem Denaturirungdzwang beginnen follte, falls 
überhaupt der Denaturirungdzwang angenommen wird. 
Diefe Brennereien, um die es fih hier handelt, 
brennen feinen Spiritus, fie brennen Trinkbranntwein, 


großen (C) 


(A) und dieſen erft zu reftifiziven 


(8) Gefeges bereit3 fo ausführlich erörtert worden ilt, 
id wohl darauf verzichten, auf das Geſetz ſelbſt näber | 


Reichstag. - — 80. Sigung. hen ben 23. April 1901. 


2329 














turiren, wäre doc mit vielen Imftändlichkeiten, Fradıt: 
und anderen Untoften verknüpft. 


Bei diefer Gelegenheit möchte ih auch noch auf eine | 


Befürdtung hinweiſen, die ſchwer auf unferen füddeutichen, 


ich glaube auch den bayeriihen Landwirthen Iaftet: die | 
fortgefegten PVeftrebungen der norddeutſchen Agrarier um | 
niedrigere Fradten nah Süddeutſchland könnten nod | 


weitere Erfolge haben. Diefe würden ebenso die 
füddeutfhen Brennereien vernichten, wie etwa eine 
Erhöhung des Maiszolled. Diefe Angelegenheiten werben 


ja ipäter an anderer Stelle nody eingehender erörtert | 


werben, und id) will heute nicht weiter darauf eingehen; 





ich möchte nur noch die Herren vom Norboften Deutfch: | 


lands und vom Bunde der Landbwirthe bitten, wenigſtens 
diefe berechtigten Wünfche, die ich im Auftrag füddeuticher 
Heiner Brennereien hier vorgetragen habe, zu unterftügen 


und damit zu beweilen, daß die Gemeinjfamfeit der Jırs | 


tereffen zwifhen Nord und Süd, zwifchen Groß und Stlein 
niht bloß im agrariſchen Lexikon fteht, 
wirklih vorhanden ift. 

Ich hoffe auch, dab diefe Wünſche in der zu bildenden 
Kommiſſion Berüdjihtigung finden werden. 
dieſelbe nicht finden, jo muß ich mir vorbehalten, zur 
zweiten Leſung eutſprechende Anträge zu ftellen. 

BPräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fit. 

Fig, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem die Zeit 
fo weit vorgerüdt und nachdem das Für und .... 
ann 


einzugehen; ich beſchränke mic darauf, nur cine Mit: 
theilung zu machen und einen Wunſch der pfälziichen 
Brenner hier vorzutragen. 

Ih hatte am Testen Sonntag in Sandjtuhl eine Bes 
fprehung mit verſchiedenen pfälziſchen Brennern. 


Die: | 


jondern auch 


und bann zu bena= | | rüdftände und fir Obft, beflagen fi bitter darüber, daß (C) 


das Stontingent für diefe Brennereien nur auf 1 Jahr 
shprieni ift. Es giebt, meine Herren, nicht jebes Jahr 

nicht jedes Jahr Mein; es ift deshalb dieſen 
Brennern unmöglich, ein jährlid) regelmäßiges Kontingent 
regelmäßig abbremnen zu können. Es ift im Intereſſe 
des Weinbaues und des Obſtbaues gelegen, daß das 
Kontingent für dieſe Brennereien auf längere Zeit aus— 
gedehnt wird, fagen wir auf 3, beſſer nod 5 Jahre. 
Auch follte den Sandwirthfchaftlichen Brennereien der Zufauf 
bon Obſt geitattet werben. 

Meine Herren, ſchwere Sorgen herrichen in ſüddeutſchen 
Brennerkreifen über das Streben, wie der Herr Vorredner 
fhon angeführt bat, der norddeutſchen Brenner, billigere 
Tariffäte für Trinkbranntwein zu erhalten. Voriges Jahr 
haben ſie billigere Tarifſätze fiir denaturirten Sprit er: 
halten; dieſes Jahr verlangen fie billigere Tariffäge für 
folden Sprit, der zur Denaturirung beitimmt ift. Meine 
Sen bie ſüddeutſchen Brenner befürdten, daß nächſtes 

ahr auch das Verlangen nad) billigerer Tarifirung bon 


' Trinfbranntwein kommen wird. Wir im Süden können 
‚ aber unmöglid jo billig produziren, wie die Herren im 


Sollten jie | 





jelben waren darin einig, dak das Gefek im großen und | 


ganzen zu begrüßen jei; 
MWunfhe und einem Antrage des Bereind bayerifcher 
Spiritus: und Branntweinproduzenten. 
grüßen vor allen Dingen, daß das Kontingent für bie 


das Geſetz entfpredhe einem | 
Die Herren be: | 


neu zu errichtenden Brennereien gekürzt werden fol und | 


ebenjo das Kontingent für die Genoffenfhaftsbrennereien, 
bie in erfter Linie gewerbliden Zweden dienen. Sie 
bitten darum, dab aud) bie Stontingente der Hefenfabrifen 
gekürzt werden, und hoffen, daß fo weitere Kürzungen der 
beftehenden Sontingente verhütet werben fünnen. Auch 
mit der Steuererhöhung bezw. mit dem Denaturirungs« 
zwange find die Herren vollftändig einverftanden. Sie 
jehen in dem Borfchlag der Regierung das einzige Mittel, 
um die fteigende Produktion fowohl an Kunftproduft, an 
Branntwein, wie vor allem auch an NRohprobuft, an 
Kartoffeln, unterbringen zu fönnen. Es iſt dieſes Geſetz 
geradezu eine Zebensbedingung für biejenigen Gegenden, 
die auf den Kartoffelbau angewielen find. 

Die Materialbrenner, d. 5. 





die Brenner fir Wein | 


Norden und Often. Die ſüddeutſchen Brenner bitten des— 
halb dringend darım, daß die verbündeten Regierungen 
diefem Beftreben der norddeutſchen Brenner entgegentreten. 
Präfident: Die erfte Berathung ift geichlofien. 
Bon dem Herrn Abgeordneten Gamp ift der Antrag 
geitellt worden, den Gefegentwurf, der uns eben beichäftigt 


hat, derſelben ommilfion zu überweifen, weldyer geftern cn) 


das Saccharingeſetz überwieſen worden iſt. Einen anderen 
Vorſchlag Habe ich nicht gehört. Wenn daher jetzt fein 
anderer gemacht oder Widerſpruch nicht erhoben wird, 
werde id) annehmen, daß dies der Beſchluß des Haufe 
ift. — Es ift der Fall. 

Hiermit ift unfere Tagesordnung erledigt. 

Ich made Ihnen den Vorſchlag, die nächſte Sigung 
zu Balten morgen, Mittwod ben 24. April, Nachmittags 
1 Uhr, mit folgender Tagesordnung: 

1. dritte Berathung Des Bulapbertrages zu dem 
Auslieferungsvertrage zwiihen dem Neiche und 
Belgien vom 24. Dezember 1874 (Mr. 252 ber 
Drudjahen), auf Grund ber in zweiter Be: 
rathung unverändert angenommenen Vorlage; 
erfte Berathung des Entwurfs eines Gefeges, 
betreffend die lebernahme einer Garantie des 
Reiches in Bezug auf eine Eifenbahn von Dar: 
es-Saläm nad Mrogoro (Nr. 230 der Drud: 


ſachen). 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich kein Widerſpruch; die 
Tagesordnung ſteht feſt. 

Die Abtheilungen berufe ich zur Wahl der geſtern 
und heute beſchloſſenen Kommiſſion ſowie die Kommiſſion 
zu ihrer Konftituirung auf morgen nad) den Plenum. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sisuns 6 Uhr 5 Sinnen. ) 


Drud und nd Verlag ber er Rortbeutfäen Bubruder und Verlagsanftalt. 
Perlin SW ifhelmftrahe 3 
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1. Sigung 


am Mittwoch den 24. April 1901, 


Geihäftliche Deittheilungen 
Dritte Berathung bes Zufagvertrages zu dem Aus 
lieferungsvertrage zwiſchen bem Reich und 
Belgien vom 24. Dezember 1874 (Nr. 252 
Der Aulägeennnn rat 
Erfie Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, bes 
treffend die Uebernahme einer Garantie des 
Reis in Bezug auf eine Eifenbahn von 
Dar=e9-Saläm nah Mrogoro (Nr. 230 ber 
Anlagen) rt — 
Graf von Bülow, Reichskanzler 
Richter (zur Sache bezw. perſönlich): 


2332B, 2358 C 


v. Waldow und Reitenftein . . 2337 A 
Müller (Fulda) . . 2339 A 
(B) Bebel . . 2341 D 


Dr. Stuebel, Wirklicher Geheimer 
Legationsrath, Direktor im Aus— 


mwärtigen Amt . 2344 C 
Dr. Hafle . . 2346 B 
Dr. Arendt ..... 32340 D 
Twele, Kaiſerlicher Geheimer Ober: 

Regierungsrath . . 2353 C 
Dr. v. Siemens 00. .2353 D 
Dr. Graf zu Stolberg. Wernigerode . 2356 D 
Sude . . . . 2358 A 


Tejtftellung der Tagesordnung für die nächjte Situng: 2358 D 


Die Situng wird um 1 Uhr 22 Minuten durch den 


Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 
Präfident: Die Sigung ift eröffnet. 


Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einficht 


auf dem Büreau offen. 


Ih Habe Urlaub ertheilt dem Herrn Abgeordneten 


Sped für 4 Tage. 


Es fuht für längere Zeit um Urlaub nad) ber 
reiherr dv. Hammerjtein, fir den Neft 
der Seſſion wegen ſchwerer Erkrankung. — Dem Urlaubs— 


Herr Abgeordnete 
gefuch wird nicht widerfproden; dasſelbe ift bewilligt. 


AS Konmifjare des Bundesrath3 find bon 
dem Herrn Reihöfanzler für den zweiten Gegenjtand der 


Tagesordnung angemeldet: 


derfaiferliche Geheime Legationsrath Herr Hellwig, 
ber Staiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath Herr 


Twele, 


der Präſident des Reichsbankdirektoriums, Kaiſer— 
liche Wirkliche Geheime Rath Herr Dr. Koch. 


Reichstag. 10. Legisl.P. IL. Seſſion. 1900/1901. 


Seite 
« 2331 B, 2358 D 


. 2331 C 


. 2331 D 
. 2331 D 


Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Gegenftanb derſelben ift bie 
dritte Berathung des Zufahvertrages zu dem 
Auslieferungsvertrage zwiſchen dem Reiche und 
Belgien vom 24, Dezember 1874, auf Grund 
ber in zweiter Berathung unberändert angenom: 
menen Vorlage (Nr. 252 der Drudjahen). 

Ich eröffne die Generaldiskuſſion — und jchließe bie: 
felbe, da fi) niemand zum Morte melbet. 

Mir treten in die Spezialdiskuſſion ein, 

. I eröffne die Diskuffion über Art. 1, — ſchließe 
diejelbe, da fich niemand zum Worte meldet, und werbe, 
wenn niemand wiberfpridt, annehmen, daß Art. 1 aud) 
in dritter Leſung u it. — Das ift der Fall, 
ba niemand wiberfpridt. 

Ic eröffne die Diskuffion über Art. 2, — ſchließe 
biefelbe, da fid) niemand zum Worte melbet, und werbe 
annehmen, dab er vom Haufe angenommen tft, wenn fein 
Widerſpruch erfolgt. — Da ein folder nicht erfolgt, ift 
Art. 2 aud angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über Einleitung und Ueber: 
ſchrift, — ſchließe Diefelbe, da fih niemand zum Worte 
meldet, und werde unter berjelben Vorausſetzung aud hier 
annehmen, daß diejelben vom Haufe angenommen find. — 
Das iſt der Fall. 

Wir fünnen nunmehr zur Gefammtabitinmung 
ſchreiten. Ich bitte diejenigen Herren, welde den Zuſatz— 
vertrag zu dem Auslieferungsvertrage zwifhen bem Reich 
und Belgien vom 24. Dezember 1874 auf Grund der in 
dritter Berathung unverändert angenommenen Borlage 
auch in der Geſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich 
von ben Pläten zu erheben. 


j (Geichteht.) 
Das ift die Mehrheit; auch in der Gefammtabftimmung 
ift ber Vertrag angenommen. 


Wir kommen zum zweiten Gegenftand ber Tages: (D) 


ordnung: 

erfte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Uebernahme einer Garantie des 
Reichs in Bezug auf eine Eiſenbahn von Dar- 
08» Saläm nad) Mrogoro (Nr. 230 der Drud: 
ſachen). 

Ich eröffne die erſte Berathung. 

Das Wort hat der Herr Reichskanzler. 

Graf v. Bülow, Reichskanzler: eine Herren, ich 
habe das Wort nur zu einigen kurzen Ausführungen erbeten. 
Indem bie verbündeten Regierungen die Zuſtimmun 
dieſes hohen Hauſes zu dem vorliegenden Gefegentwunt 
erbitten, gehen fie dabei von der Vorausfegung, gehen fie 
von der Anficht aus, daß die Frage, ob die Eifenbahn 
von Dar-ed:Salam nad Mrogoro auf Reichskoſten gebaut 
werden joll oder mit Hilfe von Privatfapital, erſt in 
zweiter Linie fteht, und daß es heute einzig und allein 
darauf ankommt, daß die Bahn überhaupt gebaut wird, 
und daß ber Anfang damit um fein weiteres Jahr hinaus: 
geihoben wird. Wenn es der deutihen Verwaltung in 
langer und in angeftrengter Arbeit gelungen ift, in dem 
Schußgebiet von Deutſch-Oſtafrila Ruhe und Ordnung 
herzustellen, jo ſteht ber wirthſchaftlichen Erſchließung des 
Schutzgebiets der völlige Mangel an Berfehrömitteln 
hemmend und ftörend im Wege. Diefem Mangel kann 
aus Himatiihen und technifhen Rückſichten durch An— 
legung von Straßen nicht abgeholfen werden. Die einzige 
Möglichkeit der Verfehrserleichterung für Deutſch-Oſtafrika 
und damit der wirthſchaftlichen Entwicklung — und id) 
glaube, ohme Uebertreibung jagen zu fönnen: ber wirth: 
ihaftlihen Nettung — von Deutid) » Oftafrifa liegt 
in dem Bau von Gifenbahnen. Damit ift auch das 
einzige Mittel gegeben, das Schuggebiet finanziell all: 
mählid auf eigene Füße zu ftellen. Dazu komnıt, daß, 
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2332 


Reihdtag. — 81. Sitzung. Mittwoch den 24. April 1901. 


(A) wenn an Stelle des bisherigen Trägerſyſtems nicht ein 


anderes, fonfurrenzfähigeres Verkehrsmittel tritt, ber 
Handel der Seebiftrifte, der biöher feinen Weg durch 
Deutih:Oftafrita nimmt, auf die englifche Igandabahn im 
Norden und im Süden auf die Nyaflafeeroute abgelentt 
werden wird. Wenn wir mit dem Bau einer Gifenbahn 
noch länger warten, fo werben bie Häfen von Deutſch-— 
Oftafrita dem Stillitand, dem Rüdgang verfallen, während 
fih im Norden in Britiſch-Oſtafrila und im Süden auf 
portugiefiihem Gebiet blühende Handelsplätze entwideln. 
Die verbündeten —— ſehen unter dieſen Um— 
ftänden in dem Bau bon Eiſenbahnen ein unabweisliches 
Bedürfniß des Schutzgebiets. Die verbündeten Regle— 
rungen ſind aber weit entfernt, ſich heute ſchon mit 
weitergehenden Plänen hinſichtlich des Baues großer, das 
ganze Schutzgebiet durchquerender Eiſenbahnlinien zu 
tragen. Der Geſetzentwurf, der Ihnen vorliegt, Hat nur 
den Bmed, den Bau ber kurzen, mır 230 Kilometer 
langen Strede von Dar:e3:Salam nah Mrogoro zu 
fihern, um einerſeits das nicht allzu weit von der Hüfte 
gelegene Gebirge von Wlugurm, das ein ausfichtspolles 
Plantagengebiet if, mit der Küſte zu verbinden und 
— das dazwiſchen liegende fruchtbare Terrain 
wirthſchaftlich zu erſchließen. Für die Nothwendigkeit 
und für die Nützlichkeit dieſer Bahnſtrecke können ſich die 
verbündeten Regierungen auf die Autorität aller Kenner 
des Landes berufen, auch derjenigen, die ſich gegen weiter: 
gehende Bahnprojekte ausgeſprochen haben. 

(63 wirb ber Bau biefer verhältnikmäßig kurzen Bahn- 
ftrede auch den Vortheil haben, eine Klärung des Urtheils 
herbeizuführen über Die jest noch umiftrittene Frage ber 
Nentabilität von Bahnbauten im Schußgebiet und über 
die Frage, ob etwa und im welcher Richtung die Bahn 
einmal weiterzuführen fein wird. Ach betone aber aus: 
drüdlih, daß der Reihötag mit ber Annahme diefer Vor: 


(B) Jage feine anderen Verbindlichkeiten übernimmt als Die 


jenigen, die in dem Gefegentwurf zum Ausdrud gelangt find. 

Was nun, meine Herren, die Abmadhung mit den 
Banken angeht, welche dieſem Geſetzentwurf beigefügt 
worden tft, fo find bie verbünbeten Negierungen der Anficht, 
daß es gelungen ift, einen angemefjenen Ausgleich zu finden 
zwiſchen ben Intereffen und Verpflichtungen des Reichs 
und zwiſchen der Nothwendigfeit einer finanziellen Unter— 
ftüsung de3 geplanten Bahnbaues, und daß jebenfalls 
diefe Abmachung eine Unterlage bietet für weitere parla- 
mentarifhe Behandlung der Angelegenheit. 

Die verbündeten Regierungen geben fid) der Hoffnung 
hin, daß biefes hohe Haus durd die Annahme der Bor: 
lage die wirthſchaftliche Erſchließung, Die wirtbichaftliche 
Entwicklung und Zukunft unfered oſtafrikaniſchen Schuß: 
gebiet3 ficherftellen wird. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, es handelt ſich 
bei diefem Bahnbau wie bei jedem Bahnbau um ein wirth— 
ſchaftliches Unternehmen; und ob ein wirthichaftliches 
Unternehmen zwedmäßig ift, hängt davon ab, inwieweit 
ber Erfolg desjelben im Verhältniß fteht zu den Opfern, 
die es koſtet. Man kann deshalb durchaus nicht jagen, 
aud hier nicht: eine a muß unter allen Umſtänden 
gebaut werden. Es handelt fi hier um verichiedene 
Modalitäten; aber von den Modalitäten hängt überhaupt 
ab, ob e3 richtig ift, eine Eifenbahn zu bauen. Dieje 
Fragen können daher in feiner Weife von einander getrennt 
werben. Ich wüßte auch nicht, warum diefer Bau eine 
berartige Eile hat — ich werde darauf auch noch zurüd- 
fommen. 

Der Herr Reichskanzler Spricht von ber wirthichaft: 
lichen Erfhließung von Oltafrita beim Mangel ber Ber: 
fchrseinrichtungen. Ob eine ſolche einzelne Strede von 








236 Hilometern in einem Zande gebaut wird, welches boppelt 
fo groß wie Deutichland, entfcheidet doch nicht über bie 
wirthſchaftliche Erichließung des ganzen Landes, fonbern 
höchſtens des Striches, der dburd die Eifenbahn paffirt 
wird. Der Bahnbau, fo meint der Herr Reichölanzler, 
würde zu einer Klärung führen über bie Nentabilität von 
Bahnen in Deutih-Oftafrita — ja, Deutid-Oftafrita ift 
dod kein einheitliches wirthichaftliches Gebiet, fondern Die 
Vorbedingungen find in ben einzelnen Landestheilen ganz 
verfchieden. Und was wir bis jet an Klärung F 
bekommen haben durch die Uſambara-Bahn, die durch das 
angeblich fruchtbarſte und am meiſten verſprechende Terrain 
führt, iſt gerade geeignet, von weiteren Klärungsverſuchen 
abzuſchrecken. 
(Sehr gut! Links.) 

Mir ift eine fo fonderbare Zumuthung wie biefer 
Gefegentwurf überhaupt hier im Reihstag noch nicht vor— 
efommen. Das Haus hat abgelehnt, den Bau auf 

eihörehnung zu führen; e8 hat abgelehnt deshalb, weil 
ihm die Opfer für das Neih zu groß erſchienen im Ber: 
hältniß zu den Ausſichten der Rentabilität. Nun fommt 
eine Vorlage an den Reichstag, Die nit weniger Opfer 
verlangt für den Bahnbau, fondern umgekehrt größere 
Opfer dem Neiche zumuthet. Ach kann mir wohl denfen, 
daß jemand, ber für die Bewilligung der 2 Millionen, 
ber erften Date, für nei geftinmmt hat, jett nicht 
ftimmt für den Garantievertrag; ih kann mir aber durch— 
aus nicht das Umgelehrte denken 

(ſehr richtig! Links), 
daß, nahdem man vorher gegen die Baurate geftimmt 
hat, jet man fir den Garantievertrag ftimmt. Das 
wäre überhaupt nicht möglid aus Gründen, die in der 
Sade felbft liegen, fjondert man würde dann nur eine 
andere Form fuchen, unter der man eine Wandlung in 
den Anfichten mastirt, eine Wandlung in den Anfidten, 
die fid) auch nicht aus der Sade felbit erklären würde, 
fondern nur aus gewiflen höheren politiſchen Nüdfichten 
allgemein taktiiher Art. Indeſſen dafür ift dod das 
angelonnene Opfer zu groß; es handelt fid) doch hier um 
viel mehr als eine Hohkönigsburg. 
(Heiterfett links.) 

Meine Herren, in der Begründung des Garantie: 
geſetzes wird es fo dargeftellt, als ob der Reichstag vor 
einer Bewilligung der erften Rate nur wegen der Form 
des Baues zurüdgefhredt fei, der Form des Baues in 
eigener er Durchaus nidyt, meine Herren! Alles, was 
in den Kolonien geſchieht, geichieht ja fait ausichlichlich 
auf Reichsrechnung, fo die ſüdweſtafrikaniſche Bahn, die 
Uſambara-Bahn jegt auch, und die wirthichaftlichen Unter— 
nehmungen ber verfchiedenften Art und umgelehrt; ift 
dasjenige, was von Gefellihaften ausgeführt ift, bisher 
in allen Koloniegebieten noch weniger glücklich geweien 
ald dad, was in eigener Negie des Reichs eingeführt 
wird. Man kann, tote ich, ein Freund fein für die Aus— 
führung wirthſchaftlicher Unternehmungen durch Ges 
ſellſchaften in Deutſchland; aber ganz anders liegt die 
Sache auf kolonialem Gebiete, wo eine ſolche Unter: 
nehmung in aller und jeder Beziehung doch immer auf 
bie Macht des Reichs und auf die Reichsverwaltung 
angemwiejen iſt. Alſo die Form der Negie kommt hier 
nicht in Betracht. Abgelehnt ift die Forderung wegen des 
großen Nifitos, das das Neid übernehmen follte bei der 
geringen Ausfiht auf eine Nentabilität, nicht etwa aus 
Hab gegen Eifenbahnen in Afrika überhaupt. 

Meine Herren, wir find Gegner der folonialen Er— 
iwerbungen gewefen, aber wir fönnen uns doch der 
Konſequenz nicht verſchließen. Wir ftimmen für mandes, 
was im Stolonialetat gefordert wird, und wir würden 
nicht Deswegen gegen cite — ſtimmen, weil es 
ſich um eine Eiſenbahn handelt und nicht um irgend etwas 


(0) 


(D) 
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(Richter) 


(A) anbered. Aber immer kommt man wieder zurück auf bie 


Frage: was wird dem Neiche — und welches 
find die Ausſichten in Bezug auf die Rentabilität? Würde 
fih eine Geſellſchaft finden, die eine Eifenbahn baut gegen 
Zufiherung großer Landabtretungen und vielleicht auch 
gegen Zufiherung eines Pauſchquantums für die Trans— 
porte, die die Negierung ſelbſt aufgiebt, jo wirde ih gar 
feinen Anftand nehmen, einen ſolchen Vertrag zu bes 
willigen. Ganz anders aber, wenn es fih um folde großen 
Dpfer handelt, wie hier dem Neiche angefonnen werben. 
Was fol das Neich bezahlen? ES foll eine Summe von 
24 Millionen für diefen Bau aufwenden, während bi 
dahin der Baukoftenanfchlag nur 15 Millionen umfaßt. 
Mas iſt alles mit eingerechnet in dieſe 24 Millionen! 
Bauzinjen, Betriebsfonds, Deckungskoſten für etwaige 
Unterbilanz, für fpäter nothwendig fi ergebende Bauten, 
eine Prämie für den Bauunternehmer gegen ein Rifito bei 
dem Bauanſchlag u. ſ. w.! So erhöht fi die Forderung 
von 15 Millionen auf die Summe von 24 Millionen. 
Diefe 24 Millionen wird das Neich definitiv los. 

Und wie ftellt ſich dann die Sade in Bezug auf die 
Opfer? In den erften 5 Jahren fol das Reich — merken 
Sie wohl darauf! — mit 4 Prozent biefe 24 Millionen 
verzinfen; und wenn auch dieſe 4 Prozent in der Bau— 
fumme von 24 Millionen mit enthalten find, fo ift das 
nur eine verſchiedene Form der Etatifirung, ändert an der 
Belaftung des Reichs mit 4 Prozent Zinfen für die nächften 
5 Jahre gar nichts. Dann Tommt fir 87 Jahre eine 
Garantie von 3 Prozent. Die ganze Nente des Reichs 
aber ftellt fi nicht auf 3 Prozent, fondern durch Die 
Amortifationsquote auf 3%, Prozent infolge des Um— 
ftandes, daß die Amortifation nicht al pari geichieht, 
ſondern daß fie zu 120 zugeſagt wird. Nun geht ja 
allerdingd nad) 93 Fahren die Bahn dann in das alleinige 
Eigenthum de3 Reichs über ohne eine weitere Vergütung. 


{B) Aber ob überhaupt nad 93 Jahren die Bahn nody einen 


aftiven Werth hat, ift mir fehr zweifelhaft, und ob nicht 
vielmehr einzig und allein ein größered Defizit über: 
nommen wird. Das Neid, kann, wenn über 3%/, Zins— 
und Amortijationsrente fi ergiebt, nicht einmal ben 
Ueberfhuß, den es fonft hätte, fondern nur einen ges 
eringen Theil davon beziehen. Wenn man in 

eußen früher Gifenbahngarantieverträge abidjloß, 
dann jtand wenigftens darin: wenn fpäter ein Ueber— 
ſchuß ſich ergiebt über die Garantieleiftung hinaus, 
dann wird daraus zunächſt das Defizit gededt, wo— 
für die Garantie auflommen mußte. Davon iſt hier 
ar feine Rede. Der Ueberſchuß aus der Quote, die an 
a3 Neich vertheilt wird, fommt dann den Aktionären zu 
gute; außerdem erhalten fie Landanweiſungen, und ſelbſt 
wenn ihre Aktien amortifirt find mit 120, jo erhalten fie 
auch noch Genußjcheine für die übrigen 87 Jahre für ben 
er daß der Meberihuß über die Garantiefumme bes 
eih3 hinausgeht. Sie partizipiren alddann noch mit 
den auögelooften Aktien am einem ſolchen Ueberſchuß. 
Nach allen Seiten werben aljo den Aktionären Vortheile 
geboten. Was haben fie aber für ein Rifilo?_ Wenn 
der Betrieb nicht einmal die Koften bedt, jo braucht das 
die Aktionäre nicht zu grämen; dann wird ber Zuſchuß 
aus den 24 Millionen gededt, denn dieje find don vorn— 
herein darauf berechnet, ſolche Zuſchüſſe nicht bloß während 
der Bauperiode, fondern auch ſpäter zu decken. Und 
wenn biefe 24 Millionen vollitändig aufgebraucht find, 
dann fällt die etwaige Unterbilanz, dad Zurüdbleiben der 
Einnahmen hinter den Betriebskoſten, nicht auf die 
Attionäre. Es wird und amtlid) verfichert, eine ſolche 
Aktiengeſellſchaft würde dann gar nicht in der Lage fein, 
weitered Kapital aufzubringen. Sie würde beöhalb über: 
haupt entweder ihre ganze Eriltenz aufgeben müſſen oder 
da3 Gifenbahnunternehmen an dad Reich abtreten. 


Meitere Berlufte tragen dann ſchließlich auch nicht die (0) 


Aktionäre, fondern das Reid. Die Garantie für die 
Aktien läuft aber gleichwohl diefe 87 Jahre weiter fort. Meine 
Herren, id) bin der Ueberzeugung, daß das Reich ſelbſt al pari 
mit Beichtigfeit, wenn man überhaupt zu ſolchen Bedingungen 
Geld aufnehmen will, diefe 24 Millionen finden fann und 
bazu einer ſolchen Gefellihaft gar nicht bedarf. Die 
Geſellſchaft trägt fein Riſiko und befommt nur Weber: 
Ihüffe. Wenn dad Konfortium auch nur mit 104 auf: 
legt, was ich für fehr wahrfheinlich halte, dann würde 
ihm ſchon ein Milliönchen in den Schoß fallen ohne 
eigentlihen Entgelt. Was ift der Vortheil davon, daß 
eine Geſellſchaft hier dazwiſchentritt und den Bau und 
die Verwaltung übernimmt? Iſt denn etwa die Doppel» 
föpfigfeit ber Verwaltung, die Einfegung einer bejonderen 
Direktion in Berlin geeignet, das Unternehmen rentabler 
zu machen? Das Gegentheil ift der Fal. Man fagt 
wohl, eine Geſellſchaft baut billiger; bier tritt fofort das 
Gegentheil jcharf in die Augen. Herr Gerding, der Oberft- 
feutnant der Eifenbahnbrigade, veranfchlagt die Koſten auf 
15 Millionen, — dieſes Konſortium gleih auf 16 Millionen; 
e3 verlangt außerdem noch 1'/, Millionen Prämie für 
ben Bauunternehmer, falls er dabei Schaden haben 
follte. Das ganze Riſiko des Baues geht alfo mit der 
Gewährung dieſer Prämten an die Bauunternehmer auf 
das Reich felbft über; bie Gefellihaft hat davon aud) 
keinerlei Nachtheil. 

Dann ein paar allgemeine Bemerkungen. 

Wie fteht dieſes Anfinnen, diefe 24 Millionen in dieſer 
Form zu bewilligen, zu unferem Bubgetreht?_ Wenn die 
24 000 000 Mark bewilligt werben, wie es der Garantie- 
vertrag verlangt, jo jheidet jede Mitwirkung des Reichötags 
für das Bahnprojeft weiterhin aus. Sonft, wenn wir eine 
Bahn bewilligen, hat man bei jeder Fyolgerate die Mög: 
lichkeit, dariiber mitzufprehen, ob nicht zu raſch oder zu 


langſam gebaut wird, ob der Bau folide genug ift oder (D) 


ob nicht Lurusbauten der Verwaltung dabei Plag greifen; 
man fann einwirken, erjparen, ben Betrieb vereinfachen, 
ihn intenfiver —— AU das hört auf, — die 24 Millionen 
find vom Neihötag bezahlt: nun kann die Gefellihaft 
felbft damit wirthſchaften, wie fie eben will; das Budget: 
recht des Reichstags ift alddann völlig ausgeſchaltet. 
Dann die Ausloofung zu 120. 1870 Hat man 

ein Reichsgeſetz gemacht, welches die fogenannten Brämten: 
anleihen verbot und abhängig machte im jedem einzelnen 
Falle von einem Neichögefek, und dabei wurde nod bes 
ftimmt, daß felbft durch Gefeg nur Neichsanleihen mit 
Prämien künftig ausgegeben werben dürfen. Hier handelt 
es ſich nit einmal um Reihsanleihen, fondern um Aktien, 
deren Auslooſung mit Prämien feſtgeſetzt wird. Der 
Grundgedante dieſer Gejeßgebung von 1870, die ent— 
itanden ift angeſichts der Schäden der großen Prämien: 
anleihe der Köln-Mindener Eifenbahngefelihaft, bie da— 
mals beabfiditigt war, — ber ganze Gedanke wird burd) 
diefe Vorlage durchkreuzt für die oſtafrikaniſche Bahn. Es 
ift der Anfang eines Lotteriefptels 

(fehr richtig! links), 
wenn in diefer MWeije 120 geboten werden, wo nur eine 
Bezahlung von 100 ftattfindet, und der Gewinn von 20 
abhängig ift von einer Auslooſung. Nad anderer Rid)- 
tung aber wird das Handelögejegbud durdkreuzt: man 
giebt Aktien aus zu 100; bisher hat man es gerade für 
richtig gefunden in der neueren Gefeggebung, zu beftimmen, 
daß felbft Aktien zu 200 nur ausgegeben werben in bes 
fonderen Fällen der Gemeinnützigkeit. Man will eben die 
fleinen Leute heranziehen, weil die großen nichts für 
Afrika aufwenden wollen 

(ehr richtig! Links), 
— die Heinen, bie fein Veritändniß davon haben. 

(Sehr richtig! links.) 

319* 


(B) Strede 4,14 koſten wird. 


U 
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(Richter.) 

(A) Es ift ja *1* der Schaden nicht groß bei 100 Mark, 
weil immer dad Reich 3 Prozent garantirt; aber das bes 

fürdte ih: hat man erft weitere Vollskreiſe darin einge: 

führt und daran gewöhnt, ihr Geld in Dinge zu ſtecken, die 

fie nicht überfehen können, im überfeeiiche Unternehmungen, 

wer will nachher fagen, wo fid) die Grenze findet? 

(Sehr richtig! linls.) 

Der Vertrag hat der Kommiſſion bereit3 vorgelegen; 
bie Budgetkommiſſion hat daranf eine Nefolution gefaßt, 
worin fie einen Gefellihaftsvertrag wünſcht auf einer 
annehmbaren Grundlage. Die Betonung der annehm— 
baren Grundlage befagt in diefem Falle nicht3 anderes, 
ald daß die Mehrheit der Kommiſſion diefen Vertrag für 
unannehmbar hält. 

(Sehr richtig! linls.) 
Allerdingd find ja ganz Kleine Menderungen gegen ben 
Entwurf vorgenommen worden, Qnisquilten in Dingen, 
bie fir die ganze Sadıe in feiner Weife entſcheidend find, 
und die ja fofort von jemand, ber über die Mbfichten ber 
Geſellſchaft Kenntniß hatte, als mögliche und wahrjcein- 
liche Aenderungen zugefagt wurden. 

Nun fagt der Herr Neidhölanzler: es muß in dieſem 
Jahıe angefangen werben. a, warum denn? Dann jagt 
der Herr Reichöfanzler: die Konkurrenz der Ugandabahn, 
bie Konkurrenz im Süden. Es wundert mid, daß nicht 
auch die Konkurrenz der Kongobahn im Weſten angeführt 
wird. Ia, ift überhaupt die Konkurrenz diefer Bahn ernft 
zu nehmen? Was fonımt denn aus dem Innern Afritas? 
In der Hauptfahe Elfenbein und Kautfchud; und was 
bedeutet denn Diefe Hahn für den Transportpreis 
von Glfenbein und Kautfhud. Es iſt und ja bom 
Oberftlentnant Gerding vorgeredinet, daß gegenwärtig 
bon Mrogoro bis Dar-es-Salam der Trägerlohn 
16 Mark * für den Zentner, und es iſt weiter vor— 
gerechnet, daß die Bahnfracht im Durchſchnitt auf derſelben 
Aber dabei iſt zu bemerken, 
diefer Sat ift der Durchſchnitt, und Glfenbein und Kaut— 
ſchuck müſſen mehr als 4,14 bezahlen. Und ſetzt man nun 
6 Mark an, was ja bei dem großen Werth im Verhältuiß 
zum Durchſchnitt verhältnißmäßig mod wenig ift, jo ent: 
fallen an Transportkoften für Elfenbein und Kautſchuck 
bon Mrogoro bi Dar:e3:Saläm weniger 10 Marl; was 
will das befagen bei einem Artikel wie Elfenbein, der in 
unſeren Ginfubrliften mit 900 Marl pro Zentner beiwerthet 
ift, und Kautſchuck, der in unferen Einfuhrliften mit einem 
Werth von 280 Mark bewerthet ift! Glauben Sie im 
Ernft, daß, wenn wirklich 10 Mark billiger das Elfenbein 
an bie Hüfte fommt und ber Hautihud, daß das ins 
Gewicht fällt gegenüber der Konkurrenz der Ugandabahn 
und derStongobahn, die viele hundert Kilometer bavonentfernt 
ift? Es tft richtig, daß die Ausfuhrwerthe von Oftafrita, die 
zu zwei Dritteln in Elfenbein oder Kautſchuck beftchen, ab— 
genommen haben, einmal, weil das Elfenbein überhaupt 
jeltener wird, nachdem die Vorräthe mit dem Vorbringen ber 
Europäer immer mehr erſchöpft find, und weil der Kautſchuck 
feltener wird, da, wie in den Negierungsberichten felbft zu 
lejen ift, von den Eingeborenen ein Naubbau mit dem aut: 
fhudbaum betrieben wird. Meine Herren, in ganz Afrika 
rentiren überhaupt nur Bahnen, wenn fie fid) auf Ebel: 
metalle oder Diamanten beziehen. Außerdem kommen nur 
Militärbahnen in Afrifa in Betradt. Diefe Bahn aber 
fönnen wir doch nicht als Militärbahn anfehen; im Gegen: 
theil, fie wird den militärifhen Schuß nicht verftärten, 
ſondern noch eines militäriihen Schuges für bie Aufrecht: 
erhaltung eines ficheren Betriebes bedürfen. 

Man hat und eine Broſchüre vorgelegt vom Konſul 
Vohſen. Darnach muß man annehmen, daß ganz Afrika 
burchpflaftert ift mit Gifenbahnen. Es find alle Phantafie- 
bahnen verzeichnet, fogar die Wüſte Sahara ift auf diejer 
Starte durch mehrere Eifenbahnlinten durchquert. 


Mas die Nentabilität betrifft, fo ift e8 merkwürdig, (C) 


wie wenig bie Kolonialihwärmer überhaupt redinen 
fönnen ober bei ihren Rechnungen nachdenken. Der Herr 
Konſul Vohſen fagt uns, nad) feinen Erfahrungen könnten 
überhaupt Wafferftraßen in ganz Afrifa nur transs 
portiren mit often bon 10 Pfennig auf das Tonnen: 
filometer, und weil das viel zu hoch fei, müſſe man 
Eifenbahnen bauen, da man mit den Mafferftraßen nicht 
ausfomme. Hätte er nun den Anſchlag für diefe Bahn: 
ftrede Dar:e3:Salam—Mrogoro eingefehen, fo würde er 
wilfen, daß Oberftleutnant Gerbing die Transportfoften 
beit der Eifenbahn nicht auf 10 Pfennig, fondern anf 
36 Pfennig fir das Tonnenkilometer berechnet 
(hört! hört! Iints), 

alfo 26 Pfennig über den Sat hinaus, bei bem Herr 
Vohſen fagt, daß überhaupt ſchon der Transport in Afrika 
viel zu theuer sei. Herr Bohlen war einmal früher 
Konful in Weſtafrika; darum fol er jett auch Autorität 
für Oftafrifa fein, wo er einige Wochen ſich aufgehalten 
hat, um fih dann in fein Geihäft in Berlin zurüde 
zuzichen. Er rechnet uns vor, was die Senegalbahn im 
Export von Erdnüſſen in Weſtafrika geleiftet hat mit ihrem 
Zehnpfennigtarif. Aus feinen eigenen Ziffern geht aber 
hervor, dab diefe Bahn nadı 15 Jahren noch gar keinen 
Ueberſchuß gewährt, fondern Zufhüffe erfordert. 

Herr Vohſen führt zuletzt Indten vor, — als ob alles, 
was überſeeiſch ift, gleihwerthig wäre. Da fagt man: 
nehmt euch die englifhe Regierung zum Beifpiel, die giebt 
300 Millionen Zindgarantie für Eifenbahnen in Indien. 
Was will ed aber jagen: 300 Millionen für ein Reich mit 
über 300 Millionen Einwohner! Da kommt auf die 
Million Einwohner eine Million. Oſtafrika aber hat 
6 Millionen Einwohner und nidt 300 Millionen, und 
für Oftafrifa haben wir mit der Uſambarabahn ſchon 
mehr als 6 Millionen engagirt! Ueberhaupt dieſer 
Bergleih! Indien hat eine dichte Bevölkerung bon (D) 
60 Köpfen auf da3 Quabratkilometer, Deutich-Orafrifa 
aber nur cine Bevölkerung von 6 Köpfen. Offenbar 
hängt dod der Nuten von Eifenbahnen im weſentlichen 
ab von ber Dichtigkeit der Bevölkerung. Man kann des— 
halb zehnmal ſich entihlichen, in Indien eine Eifenbahn 
zu bauen, ehe man dazu fommt in Deutſch-Oſtafrika. 

Jest jagt Herr Graf Bülow: ad bitte, feien Sie 
nicht ängftlih, e3 hat weiter feine Konfequenzen; Ste 
find gar nicht verpflichtet, über Mrogoro hinauszugehen. 
Ta, das ift ja aud) wieder der Zickzackkurs. Mit dem 
(Stat wurde uns eine Dentichrift als maßgebend vorgelegt 
vom Oberitlentnant Gerbing, bie datirt ift vom Oftober 
1900; in ber Ri ed: 

Hter helfen feine fleinlihen Maßnahmen zur Auf— 
beflerung des Binnenverkehrs, fondern nur Eifen- 
bahnen allein, und zwar nicht nur kurze 
Stihbahnen von ber Hüfte in bad Innere, 
fondern nur lange Linien, welde bie 
Hüften mit den Seen verbinden, 
(Hört! hört! links.) 
Das ift eime amtlihe Widerlegung unter dem Namen 
des Grafen Bülow gegen bie heutige Rebe des Grafen 


Billow. 

(Sehr gut! links.) 
Wem fol man nun glauben, dem Grafen Bülow im 
Oktober 1900 oder dem Grafen Billow im April 1901P 


(Heiterfeit.) 
Mir laſſen uns nicht in den April fchiden mit Gifen- 
bahnen. 

Heiterkeit.) 


Das kennen wir ja. Zuerſt heißt es: Sie find zu nichts 
verpflichtet. Dann kommt ein großes Defizit im Betriebe. 
Sa, heißt es dann, das kommt davon, weil nicht weiter 
gebaut wird, — wenn weiter gebaut würde über Mrogoro 


(A 


— 





Michter.) 
hinaus, wie Herr Gerding ſagt, zunächſt bis Tabora, 
eine Kleinigkeit von 800 Kilometern, dann erſt würde die 
große Nentabilität an den Seeen eintreten. Dann heißt 
e3: wer einmal A gelagt hat bis Mrogoro, der muß auch 
weiter bucjftabiren bis zum Tanganyilafee und bis zum 
Biktoria-Nyanzafee. 

Nun rühmt der Herr Reichskanzler bie ſchöne Gegend, für 
welde jest diefe Bahn ald Stichbahn gebaut werden foll. 
Gr ſpricht von der Erſchließung von DOftafrifa. Meine 
Herren, ich habe fchon hervorgehoben: Deutſch-Oſtafrika 
ilt zweimal fo groß als Deutichland. Wie kann man 
da von ciner einzelnen Stihbahn als einem Moment der 
Erſchließung ſprechen? Diefe Stichbahn iſt nicht jo lang 
wie die Strede von Berlin bis Hamburg Wenn nım 
in Deutſchland noch gar feine Eifenbahnen wären, würde 
da irgend jemand behaupten, daß eine ſolche einzelne 
Linie von Berlin bis Hamburg eine Grichließung von 
ganz Deutſchland wäre? Und doh iſt Deutichland mur 
halb fo groß wie Deutſch-Oſtafrika. Und was bei allen 
Eifenbahnen in Betradjt fommt: die Zufuhrftraßen, die 
Seitenbahnen und =jtraßen, die Chauffeen, die Waſſer— 
verbindungen führen doch von allen Seiten jeber neuen 
Bahn in Deutihland Transportmengen zu. In Afrika 
ift davon gar nicht die Nede. Der Herr Neichäfanzler hat 
felbft gefagt: Ste denken fi das ganz anders; bort 
giebt es gar feine Verkehrswege, wenn man nicht Eiſen— 
bahnen baut. Wie können nun aber von allen Seiten, 
bon Sid und Nord an diefe Dahn, wenn fie wirklich 
gebaut wird, Trandportmengen herangebradıt werden, 
wenn die Mege fehlen? Es würde alio immer nur auf 
den Transport der nächſten Nähe ankommen, der Gegen: 
ben, welche dur biefe Bahn durchſchnitten werden. 

Nun heißt es: ja, aber dieſe Bahn läuft parallel 
mit der großen Haramwanenftraße, fie hat alſo den ganzen 
Durdgangäverfehr bon den Seen nad) der Küſte und 


(B) von Dar:cd:Saläm nad den Seen, ber über Mrogoro 


hinausgeht. Wie groß ift denn der Durdigangsverfehr? 
Da wäre es dod einmal der Mühe werth, den ganzen 
Karawanenverkehr ftatiftifch Feftzuftellen. Ich habe da 
nahgeforfht und habe im einem Bericht der Negierung 
einen Heinen Anhalt gefunden. Da wird nämlich be— 
richtet: es find die Träger gezählt worden, die bie 
Station Kiloſſa paffiren. Kiloſſa liegt auch an ber 
Raramwanenftraße, nod etwas mehr im Inneren als 
Mrogoro. Bon dori wird uns berichtet, daß auf diefer 
Station im Jahre 11000 Träger ungefähr, Männer 
und Weiber zufammtengerechnet, dieſes Kiloſſa paſſiren. 
Was heißt dad: 11000 Träger? Es wird verfichert, 
ein Träger kann 50 Kilogramm transportiven. Selbft 
wenn id annehme, daß das Waare fit, dab darunter 
auch micht Zebensmittelvorräthe für die Träger felbit, 
nicht Zelte und dergleichen einbegriffen find, fo würden 
aljo 11000 Träger, wenn jeder 50 Silo auf dem Kopfe 
bat, im Jahre 550 Tonnen Waare nad jeder Richtung 
trandportiren; das wäre aljo der ganze gegenwärtige 
Durchgangsverkehr. Aber Herr Oberftleutnant Gerting 
rechnet bei feiner Einnahme der Bahn auf einen Verkehr 
in jeder Richtung von 12000 Tonnen Güter 
(hört! hört! links), 

12000 gegen 550; er nimmt alfo an, daß der — 
ſich auf dad 20 fache iiber den jetzigen Karawanenverkehr 
hinauf fteigert! 

Meine Herren, nod ein Punkt, auf den ich jchon 
en habe: Herr Oberitlentnant Gerding jest für 
eine Nentabilttätsberehnung den Gütertarif auf durch— 
—— 36 Pfennig für dad Tonnenkilometer an. Wei 
en preußiihen Staatseifenbahnen bringen die Güter 
durchſchnittlich eine Einnahme von 3,55 Pfennig für das 
Tonnenfilometer. Herr Oberſtleutnant Gerding ſetzt alfo 
einen 10fach höheren Tarif an, als er im Durchſchnitt 
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auf ben preußiſchen Staat3bahnen beiteht, einen Tarif, (C) 


der den preußiihen Stüdguttarif um das Dreifadhe über: 
fteigt, den Eilfrachtanttarif um das 1’/,Facdhe. 

Nun, meine Herren, wenn jo Die Transportkoften 
find, jo muß man doch fragen: was bietet ſich denn auf 
der durchſchnittenen Strede jelbit zum Transport für dieſe 
Bahn an? Es wird ums alles aufgeführt, was bort 
irgend wachſen Fann; ob es jetzt ſchon dort wädlt, das 
it die Frage. Meine Herren, darauf fommt e3 aber 
auch gar nicht an; es kommt darauf an, ob die trans: 
portirte Waare an der Küſte auch Abſatz findet, und ber 
Abſatz hängt wieder dom Preife ab. Man müßte doc) 
mindeftend im Stande fein, für die Produkte, die dort 
aus ber Produktion der Strede jelbit befördert werben 
fünnen, die Verfaufspreife an der Küſte anzugeben, bar: 
zulegen, ob überhaupt zu einem gewiſſen Preife auch nod) 
ein weiterer Abſatz überfeeifh von ber Küſte für foldhe 
Produkte möglid iſt. 

Es heißt in dieſer Denkſchrift: das Perſonal der 
Eiſenbahn, alſo die Beamten und Arbeiter, verzehren doch 
auch, und dieſe werden nun in dem Landſtriche die 
Produktion durch ihre Nachfrage nach Konſumtion heben. 
Der Herr hat dabei mur vergeſſen, daß bisher die Träger 
ſich unterwegs auch gemährt haben, und daß die große 
Zahl der Träger dann in Wegfall kommt mit einem viel 
größeren Bedarf an Lebensmitteln, als auf die paar 
Eiſenbahnbeamten an der Strede entfallen! 

Denn, meine Herren, wenn man weiß, was ift bie 
Waare, die tranöportirt werden kann, an der Küſte werth, 
und wenn man die Transportkoften abzieht, jo muß man 
doch noch fragen: was find die Bedingungen der Produktion 
felbit? Und ganz abgeichen von dem, was an ſich wachſen 
fan, muß man doch jchon den Zweifel aufwerfen gegens 
über dem Umftande, daß auch jest die auf der Strede bis 
Mrogoro der Küſte mäherliegenden Theile nad) derjelben 


feinen befonderen Abjas haben; wenn etwas nur 100 Hilo» (D) 


meter bon der Küſte entfernt ift oder nur 50 Kilometer, 
jo wide fi der Gewinn von durchſchnittlich 11 Mark 
aus dem Cifenbahntransport gegenüber dem Trägertrands 
port entfprehend auch auf einen Bruchtheil fchon jest 
vermindern, und es müßte näher an der Hüfte die Pro— 
duktion ſchon jetzt eime leichtere fein. Das müßten doch 
ion jegt die Produftionsmengen erkennen laffen. Es 
wird zugegeben, es kann überhaupt nur in großen Plan 
tagen produgzirt werden. Wo tft bisher denn eine große 
Plantage, und was it die Bedingung zur Anlage einer 
großen Plantage? Zuerft der Unternehmer! Glauben Sie, 
daß ſich Unternehmer in diefe ungefunden Gegenden hinein 
begeben? Es wird und in einer Denkichrift über Oſt— 
afrifa berichtet, daß die beiden Mifftonsftationen, die in 
der Nähe der Bahn liegen, viel vom Fieber zu leiden 
haben. Es find da im Bezirk Silofia gegenwärtig 
nur 12 Europäer, darunter 6 Mann der Schugtruppe, 
die dorthin fommanbirt find, 5 Miffionare, die um 
Gottes Willen ſich dort aufhalten, und ein einziger 
Kaufmann, der als Pionier den Handel vermittelt. Leber 
bie Leiden dieſer Miffionen heißt ed im einer amtlichen 
Dentichrift über Oftafrifa: beide Miſſionsſtationen hatten 
viel vom Fieber zu leiden, bei 5 Europäern im Jahre 
360 Behandlungdtage am Fieber und ein Todesfall. 
Dahin foll man fi nun alſo drängen, um als Unter— 
nehmer große Plantagen einzurichten! Meine Herren, 
woher bekommt man die Arbeiter? Die dortige Arbeiter: 
bevölferung wird ald nichts weniger als arbeitäluftig und 
zuverläffig bezeichnet. Gerade in den Miffionsberichten 
werben ihnen vielfach recht ſchlechte Zeugniffe ausgeitellt. 
Es wird nun jo dargeftellt, als ob, wenn die Träger 
brotlos würden, fie ſich dazu drängen würden, ſolche 
Plantagenarbeiten zu nehmen, Aber, meine Herren, die 
Wanderluft der Träger ift ganz verſchieden von der 
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(Nichter.) 


(A) Arbeitsluſt eines Erd- oder Gartenarbeiterd, ber unaus⸗ 


gelegt beſchäftigt iſt. Die Möglichkeit, Arbeiter herbeis 
zuziehen, hängt doch aud von ber Dichtigkeit der Be— 
völferung ab. Dabei aber fommt in Betracht, daß ber 
Bezirk Hiloffa, den die Bahn durchichneidet, in der 
Dichtigkeit der Bevölkerung noch zurückbleibt hinter dem 
— der Bevölkerung von Deutſch-Oſtafrila. In 
Deutſch⸗Oſtafrila kommen durchſchnittlich 6 Köpfe auf das 
Quadrattilometer, in dieſem Bezirk nur 2°%/,, und ſelbſt 
wenn man 300 Quadratkilometer abzieht, die ganz uns 
bewohnt in diefen fchönen Gegenden find, wird man nur 
auf eine Durchſchnittsbevöllerung von 4 Köpfen kommen, 
Alles, was uns über dicfe Gegend berichtet wird, ift 


Stonzertmalerei. 
(Sehr richtig! links.) 

Die blendet den, der nicht näher hinficht, oder der nicht 
mit dem Rechenſtift verfucht, Näheres zu ermitteln. Was 
haben wir denn für Auskunft über die wirthichaftlichen 
Berhältniffe der Gegend? Nicht entfernt fo viel, als man 
in Deutihland von Seiten der Negierung verlangt, che 
man aud nur taufend Mark für eine neue Kleinbahn an 
Subvention giebt. Man hat Vorarbeiten in Betreff des 
Bahnbaues gemadyt! Aber in Bezug auf die wirthichaft- 
liche Klarſtellung durchaus nidt. Man beruft ſich dann 
immer auf Deutid):Ditafrifa oder auf Afrika im allgemeinen. 
Als ob das ein einheitliches und gleichmäßig zu beurthei: 
lendes Land wäre! Man ftellt eö dann jo bar, alö ob 
e3 gar nicht darauf anfäme, was vorhanden tft, als ob bie 
Eiſenbahn ein Zaubermittel wäre, um überall Reihthümer 
hervorzubringen. Nein, meine Herren, die Eifenbahnen 
find nur dort frucdjtbringend, wo fie vorhandene Pro— 
buftiondfräfte zulammenführen können; aber wo nidts ift, 
kann aud die Eifenbahn nichts hinbringen. 

Und nun, meine Herren, wie foll man en ſolchen Vor⸗ 
arbeiten für den Bahnbau trauen? Der vorige Koſtenanſchlag 


(B) ſelbſt des OberftleutnantS Gerding betrug, was bie bauliche 


Seite betrifft, 13 Millionen Mark. In diefem Jahre wird 
und bei ber Vorlage des Budget3 ein Bauanſchlag von 
15 Millionen Mark präfentirt. Das Konfortium präfentirt 
ung einen Koftenanfhlag von 16 Millionen und fügt 
gleich Hinzu: außerdem müſſe e3 aber noch eine Baus 
prämie haben, damit der Unternehmer bei den veranfchlagten 
16 Millionen nicht zu Schaden komme. Wie verändert 
fih allein infolge diefer verſchiedenen Bauanſchläge die 
Rentabilität? Herr Gerding rechnet in dem Anſchlag, der 
uns in dem Budget mitgetheilt ift, auf eine Nentabilität 
ber Bahn zu 51/, Prozent des Anlagefapitald. Rechnen 
Sie 24 Millionen, und nehmen Sie alles übrige ala 
richtig, jo würde die Rentabilität Schon auf 3'/, Prozent 
fih ermäßigen. 

Im allgemeinen, jage id, haben wir die Kolonial— 
politit befümpft. Aber auch eine falſche Wolitif zieht ihre 
Konfequenzen. Wir können ja nit umhin, gewiffe Aus- 

aben zu bewilligen; wir ftimmen ja aud nicht gegen alle 
itel im Kolontal-&tat. Aber alles muß doch in einem 
ewiffen Verhältniß ftehen, die Ausfichten zu den Opfern. 
tan baut doch auch nicht Häfen, wo nicht genug Waſſer 
ift, ober nicht der entiprechende Verkehr zu erwarten iſt. 

Wenn nun die Sade an ſich ſchon feine Eile hat, wenn 
auf diefe fogenannte Stihbahn die Konkurrenz der Hun— 
derte und Taufende Kilometer entfernten anderen Bahnen 
feine Bedeutung hat, jo ift doch wahrhaftig gerade die 
gegenwärtige Zeit am wenigiten geeignet, fid in 
folhe Unternehmungen zu ftürzen, in Anbetracht ber 
Tinanzlage. Die Finanzlage — das haben wir nod) 
in den legten Tagen erfahren — ift durchaus nicht fo, 
um und irgend welchen Luxus zu geitatten 

(jehr richtig!), 
richt einmal in Deutichland, nod viel weniger für Afrika. 
Wie hat fi das Bild in Bezug auf Die Finanzen ber- 


ändert! Im vorigen Jahre fagte der Herr Schatzſekretär (C) 


greiherr dv. Thielmann: wir brauchen gar feine neuen 
Steuern, wir fönnen die ganze Flotte aud ohne neue 
Steuern bauen. Herr v. Miquel war ja derielben Anficht, 
— oder es kann aud) fein, daß Herr v. Thielmann ber 
Anficht des Herm dv. Miquel war. 
(Heiterkeit und jehr qut! links.) 

Man ließ ſich im Reichstag nicht darauf ein und bewilligte 
trog der Warnung ber Regierung 46 Millionen Mark 
neuer Steuern. Da fagte Freiherr v. Thielmann; ich 
weiß gar nicht, was ich mit dem Gelde anfangen fol, id) 
fomme in Berlegenheit, ed unterzubringen, — und als 
ihm dieſe Neußerung bier vorgehalten wurde, fagte ber 
Herr Unterſtaatsſelretär Afchenborn: mein, fo war das 
nicht gemeint, Herr v. Thielmann hat nur gejagt, für die 
nädjiten Jahre würde er in Berlegenheit fein, wie er das 
Geld unterbringen ſoll. Nun, meine Herren, jet ift3 das 
erite Jahr, und da wird uns fhon ein jo ſchwarzes Bild 
von den Finanzen in der Budgetlommilfion grade bon 
der Regierung ausgemalt; ein ganzes Steuerbouguet 
icheint jchon tm nächiten Jahre präfentirt werben zu follen, 
und gerade in die Zeit, die man als jo befonders uns 
gäukie fir die nächſten Jahre ausmalt, würde die volle 
tente don 320 000 Mark auch fallen, die die Durchführung 
dieſes Planes in Ausſicht ftellt. 

Meine Herren, was foll denn nun werben? Wieder 
neue Steuern, neue VBerfehrsabgaben? Man hat dod) böfe 
Grfahrungen damit gemadt. Für die ”/, Jahre, die jett 
feit Einführung der neuen Stempelabgabe abgelaufen find, 
wurbe der Ertrag auf 34 Millionen Mark geihägt, und 
jegt ergiebt die Rechnung nur eine Mehreinnahme von 
T'/, Millionen Mark, alſo noch nicht den vierten Theil. 
Das zeigt, daß mad) der Nichtung nichts mehr zu holen 
it. Eine Steigerung der Berbraudsabgaben, der Be- 
laftung des Maſſenverbrauchs ber Bebölkerung will man 
auch nicht. 
drohend ihr Haupt. Was bleibt da übrig? Pumpwirth— 
ihaft, Bumpwirtbihaft zu Gunften von Afrita! Man 
hat die Pumpwirthſchaft zurüdgewiefen zu Gunften ber 
Vermehrung der Flotte; man hat fich nicht in dem Maße 
darauf einlaffen wollen, wie es die Negierung verlangt. 
St es da num richtig, eine folhe Bumpmwirthichaft fir 
afıifanifhe Bahnen zu treiben? Ob das eine garantirte 
Altiengeſellſchaft iſt oder eine Anleihe, das ift in Bezug 
auf bie Belajtung des Reichskredits und der Reichsfinanzen 
ganz dasjelbe; der Unterſchied liegt hier nur in der Form. 
Eben jegt ift eine Anleihe von 300 Millionen aufgenommen; 
100 Millionen Mark ift die Negierung noch weiter auf: 
zunehmen ermächtigt durch unfere Bewilligungen. Und 
dazu fommt auch noch, daß dieſe 24 Millionen ſchließlich 
nur der Anfang fein werden zu ber Durdführung ber 
großen Zentralbahn, die 100 oder 200 Millionen oder 
nod mehr foften wird, was man jetzt auch jagt, um dieſe 
fpäteren Abfichten zu verfchleiern. Ich bin ſehr geipannt, 
wie bie konſervative Partei ſich dazu verhält. Wie gründ— 
ih find die Herren im preußiihen Abgeorbnetenhaus! 
Mit welder bewundernswerthen Gründlichkeit ftudiren fie 
bie finanziellen Vorbedingungen eines Kanalbaus! 

(Sehr gut! links. Sehr wahr! recht3.) 
Und doch handelt es ſich nicht einmal um Afrika, fondern 
um Deutihland. Faſt möchte man annehmen, Sie fingen 
nicht mehr: „Deutichland, Deutihland über alles“, fondern: 
„Afrika über alles.* 
(Sehr gut! Links.) 

Alle Ihre Vorfiht, Ihre Gründlichkeit, Ihre finanziellen 
Bebenfen, das verſchwindet alles, wenn es ſich um ein 
ſolches Projekt handelt, dad in der Phantafie angeblich 
jo große Früchte tragen fol. Man fol die Erſpärniß— 
politit nicht bloß im Munde führen. Es handelt ſich hier 
nicht einmal um eine Erſparniß; nein es handelt ſich mur 


Die Bierichlange erhebt freilich ſchon wieder (D) 


Reichstag. — 81. Sitzung. Mittwoch den 24. April 1901. 


2337 





(A) um die Vermeidung einer Ausgabefteigerung. Sie haben 


fo viel mehr bewilligt für Militär, Marine und im ber 
legten Zeit aud für foloniale Zwede. Es muß doch end: 
lih mal ein Strid; gezogen werden angeficht3 der drohenden 
neuen Steuern, um weiteren Aufwendungen, die in ihren 
Konfequenzen unüberſehbar find, einen Riegel vorzuſchieben. 
Wir können in feiner Form eine Verantwortung, nament: 
lich in der jegigen Zeit, für den Bahnbau übernehmen. 
J (Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Waldow und Neigenfteii. 

v. Waldow und MWeitenftein, Abgeordneter: Ich 
glaube mid) in Mebereinftimmung mit dem größten Theil 
meiner politiichen freunde zu befinden, wenn ich aus: 
fprede, daß, nachdem das Deutſche Reich einmal über: 
jeeifhe Schußgebicte befigt, es ſich der Verpflichtung nicht 
wird entziehen können, zu deren thatfädhlicher Stolontfation 
auh Schritte zu thun. Und zwar betradjte ich dieſe Ver: 
pflihtung nicht Tozufagen nur als Ehrenſache, ſondern 
id wünſche fie gerade beshalb erfüllt, damit dem Zu: 
ftande, der heute hinfichtlich der Schußgebiete herrfcht, ein 
Ende gemacht wird, wenn aud nicht plöglic, fondern 
hoffentlich mit der Zeit — dem Zuftande nämlich, daß 
die Schußgebiete und heute fehr erhebliche Reichszuſchüſſe 
koften. Ich bin mir fehr wohl bewußt, daß hinſichtlich 
diefer erheblichen Ausgabe, die zum Bau einer Eifenbahn 
gemacht werden fol, aud bie Gefahr vorliegt, dem be- 
zeichneten bebauerlihen Zuftande nicht zu begegnen. 
Aber auf der anderen Seite fage ich mir, daß das in der 
Eiſenbahn anzulegende Kapital doc) vielleicht eine nützliche 
Anlage werden Fam. 

Zur Grreihung der Kolonifation halte ich Eifen: 
bahnbau für das richtige Mittel; denn wir fehen bier in 
ber Heimat, daß, wo eine Gifenbahn gebaut wird, aud) 
überall Leben und Verkehr ſich längs derfelben einfinden. 


(B) Wenn nun auch der Herr Abgeordnete Richter geſagt hat, 


die Zuftände in DOftafrifa feien derart, dab Eiſenbahn— 
verfehr fi nicht entwideln könne, weil nur Kautſchuk und 
Elfenbein zum Transport vorhanden feien, fo bin ich 
anderer Meinung: wir erwarten namentlich, dab gerade 
landwirthſchaftliche ZTropenprobufte der Eijenbahn zuge: 
führt werden; denn wir hoffen von der Bahı Anregung 
und Gelegenheit zum Plantagenbau. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wir betrachten demnach, meine Herren, den Bahnban, 
wie er in ber Vorlage vorgefchlagen wird, gewiffermaßen 
ald einen Verſuch, mirthichaftlihes Leben in unſere 
Kolonie Hineinzubringen, und ich möchte bezugnehnend 
auf das, was der Herr Abgeordnete Richter ausführte, 
bemerfen, daß ic durchaus nicht eine Bindung zum 
Weiterbau über Mrogoro hinaus eingehend befür— 
worten will. 

Nahdem nun Die erfte Nate, welche zum Ban ber 
Eifenbahn durd das Reich felbit in den Etat eingeftellt 
war, bom Reichstage abgelehnt ift, kam und Die 
heutige Vorlage allein intereffiren. Ich ftehe aber nicht 
an, auszufprehen, daß viele meiner politifchen Freunde 
dem Bau durch das Reich felbit ſympathiſcher gegenüber: 
geftanden haben würden. 

(Schr ridtig! rechts.) 
Ich für meine Perfon gebe dem Bau durd) eine Gefell: 
fhaft im Prinzip den Vorzug. Denn ich bin der Meinung, 
daß erſtens eine Geſellſchaft billiger bauen kaun, ald das 
Reid. ES ift ja Heben, der mit öffentlichen Bauten zu 
thun gehabt hat, bekannt, wie foldhe nicht immer beffer, 
ftet3 aber theurer ausfallen al3 private. Weiter ſehe ich 
erabe in dem Bau durch eine Geſellſchaft eine Gelegen— 
Beit und Anregung zur Beſiedlung bes oſtafrikaniſchen 
Schutzgebiets. Zwar bin ich durdaus fein Freund der 
Reklame; aber bier, glaube ih, würde eine gewiſſe Be— 


rechtigung zur Reklame, zur Agitation feitend der Eifen- ‘CO 


bahnbaugejellihaft wohl doch vorliegen, wenn fie mit 
Kapital dort ind Land hineinginge, und num dieſes nutz— 
bar machen will, indem fie Menſchen heranzieht zur 
Ausnutzung der an die Eifenbahn angrenzenden Gebiete. 
Daß aber bie Gifenbapnbaugefelihart, wenn ihr eine 
Konzeffion gegeben würde, folde Agitation treiben wird, 
und hoffentlih mit Erfolg treiben wird, darüber bin ich 
nicht im mindeften zweifelhaft. 

Wenn nun ber Herr Abgeordnete Richter mit einem 
Hinweis auf die Kanalangelegenheit im Abgeordneten: 
haufe geſagt hat, er ſei fchr begierig, zu fehen, ob bie 
fonfervative Bartei die finanzielle Seite der Sadıe ftubirt 
habe, fo glaube ich ihm beweifen zu fönnen, daß das 
allerdings geichehen ift, und daß wir durchaus nicht ohne 
Meberlegung in dies Unternehmen, wenn id) fo fagen darf, 
hineinfpringen wollen. Wenn ih prinzipiell dem Bau 
der Bahn dur) eine Geſellſchaft ſympathiſch gegenüber: 
ftehe, jo muß ich auf der anderen Seite doch hervorheben, 
dak mir im einzelnen recht weitgehende Bedenken gegen 
den Entwurf der Baufonzeffion, wie er uns vorliegt, 
erwachſen find. 

Das finanzielle Riſiko liegt fait ausſchließlich auf 
Seiten des Reichs, welches 87 Jahre hindurch 815000 Marf 
an Zindgarantie und Kapitalrüdzahlung leiften joll. 
Dagegen hat die Geſellſchaft, ſoviel ich ermitteln konnte, 
faft gar fein Rififo 

(Zuruf rechts) J 
— gar keines, das möchte ich faſt zugeben —, während 
auf der anderen Seite die Gewinnmöglichkeit annähernd 
allein auf Seiten der Geſellſchaft iſt. Denn die Ver— 
theilung des Gewinnes, wie fie ſich im 8 20 der Bor: 
lage findet, iſt derart, daß erſt von einem Mehrertrage 
des Reingewinnes über 5 Prozent hinaus — wenn ich 
3 Prozent an garantirten Zinſen hinzurechne — dem Reich 


ein Theil zur Verfügung fteht, und zwar im Verhältniß (D) 


zur Gefellihaft von 10 zu 90. Ich glaube, ein Blid 
auf diefe Gewinnvertheilung beftätigt meine Behauptung, 
das Neid ftehe hinter der Gefellihaft fehr weit zurüd. 
Und dab ein Riſiko der Gefellihaft überhaupt kaum 
vorhanden fei, das ergiebt jih mir aus ber ganzen 
Finanzirung de3 Unternehmens, Danach garantirt das 
Neih cine Verzinfung mit 3 Vrozent, zahlt das Stapital 
zurüd, und das einzige Riſiko, das die Geſellſchaft 
vielleicht hat, oder das einzige Schädigende, was ber 
Geſellſchaft aus dem ganzen Unternehmen erwächſt 
— das ift die niedrige Verzinſung —, wird baburd) 
reichlich ausgegliden, daß fie das Kapital mit einem 
Zufchlag von 20 Prozent zurüderhätt. Deshalb habe 
id den dringenden Wunſch, jomohl hinfichtlid ber Ges 
winnbetheiligung als aud der Nififovertheilung in dem 
he zur Baufonzeifion eine Menderung herbeigeführt 
zu fehen. 

Darin ftimme ich vollitändig mit dem Herren Ab: 
geordneten Richter überein, daß die Gewinnbetheiligung 
der einmal ausgelooften Antheilicheine, wie fie ſich aus 
dem 8 18b in Verbindung mit 820 letzten Abſatz ergiebt, 
aus dem Vertrage hinauszubringen fein würde. Es liegt 
doch gar feine Beranlaffung vor, dab jemand, der fi 
an dem Unternehmen betheiligt, fein daran riöfirtes 
Kapital aber ſchon nicht pari, fondern mit 20 Prozent 
über pari zurüdgezahlt befommen hat, aud noch nachher 
an einem eventuellen Gewinn betheiligt werben foll: er 
ift ja aus dem ganzen Unternehmen vollftändig aus: 
geichieden. 

Es iſt vielfach don einer Herabfegung bed Ge: 
ſellſchaftskapitals geiprochen worben und davon, daß 
andere Bankfonfortien geneigt fein wirben, das Unter: 
nehmen billiger herzuftellen, als es ſeitens des hier in 
Ausfiht genommenen Banklonſortiums beabfihtigt wird. 
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(vb, Waldow und Reitzenſtein. 


(A) Ich finde in der Spezialiſirung des Geſellſchaftskapitals 


auf Seite 23 in der Begründung des Entwurf zwei 
Poſten, welche meiner Anfiht nad ſehr wohl in Fortfall 
kommen könnten. Das iſt Nr. 2 „Zur Dedung für 
Riſiko und Gewinn des Bauunternehmers“. Ich Habe 
mir erlaubt auszuführen, daß ein erhebliches Riſiko fir 
ben Unternehmer nicht vorhanden ſei, und feinen Gewinn 
findet der Bauunternehmer ſchon in der Kapitalszurück— 
zahlung. Diefer Boften könnte alfo in Fortfall kommen, 
ebenjo derjenige unter Nr. 5 „Fonds für in dem erften 
Betriebsjahren ſich als nothwendig herausftellende, noch 
dem Baufonds zur Laft fallende Erſatz⸗ und Ergänzungs- 
bauten 1500000 Mark“. Ih bin ber Meinung, daß 
fänmtlide Bauten, welde in ben eriten Jahren aus: 
geführt werden, auch noch unter Nr. 1 fallen müflen, und 
für Erſatzbauten ſchon nad) wenigen Jahren ein befondberes 
Kapital für Erfagbauten nicht angängig ift. Nimmt man 
diefe Poſten zufammen, fo ergiebt fi eine Summe von 
3 Millionen Mark, welhe nah meiner Meinung von den 
24 Millionen Mark abzufegen fein würden, und ich glaube, 
bei weiteren Berhandlungen mit dem Banffonfortium 
bürfte ſich wohl eine Herabjegung auf 20 Millonen ver: 
einbaren laffen. Trotzdem aber ftehe ich nicht an, zu 
erHlären, daß mir die Herabſetzung des Baukapitals auf 
21 oder 20 Millionen lange nicht fo wichtig ift wie Die 
anderen Menderungen, welche ich vorzuichlagen mir erlaubt 
habe und nod erlauben werde. Demnächſt fomme ic) 
zum allerwictigften: ih bin ber Meinung, bei dem großen 
Riſiko, welches das Reich in diefer Bahnbauangelegenheit 
übernehmen will, müſſe ihm Die Berechtigung gegeben 
werden, bie Bahn nad) einer Neihe von Jahren — id 
will fagen: nad 10, vielleiht 15 Jahren — käuflich in 
feinen Befig zu bringen. Dabei habe ich dad Vorgehen 
ber preußiihen Stantäregierung bei Berftaatlihung der 
Bahnen im Sinne. In ſolchem Vorgehen liegt aud) feine 


(B) Imbilligfeit genen die Bahngefellihaft. Diefe Hat ja, 


wenn meinem Borfchlage entiprochen werben follte, durch 
eine Reihe von Jahren den Neinertrag, der fi hoffentlich) 
aus der Bahn ergiebt, genoffen, und außerdem befommt 
fie ihr Hineingeftedtes Kapital mit 20 Prozent Zuſchlag 
zurückgezahlt; endlich werden ihr auch weiterhin die Vor— 
theile ungeſchmälert zufließen, welche ſich aus den Land— 
und Minenlonzeſſionen ergeben, über die ich noch fprechen 
werde. Deshalb ift es durchaus berechtigt, dem Reiche 
die Möglichkeit zu geben, nad) einer Neihe von Jahren 
die Bahn fäuflic zu erwerben. 

In 83 Nr. 2 findet fih die Vorichrift, daß die 
Bauanfchläge, auf Grund deren die Nusführung erfolgen 
Toll, der Beftätigung des Herrn Reichskanzlers bedürfen, 
Ich freue mich defjen, aber darin liegt mir feine genügende 
Gewähr. Nach den Bauanſchlägen, jedenfalls ſehr ſchön 
aufgeſtellten und geprüften Bauanſchlägen wird äußerlich 
jedenfalls gebaut werden. Es muß aber auch die nöthige 
Solidität in den Bau hineingelegt, die Bahn muß für 
die Dauer ftandhaft hergeftellt werden; fonft könnte fich 
ber Fall ereignen, daß nach Verlauf von 87 Jahren das 
Reich ftatt einer betriebsfähigen Eifenbahn cine defekte 
— ich will nicht jagen, eine Nuine — übernimmt. Des: 
halb wünſche ih in 83 aufer dem Beſtätigungsrecht 
des Herrn Reichskanzlers auch ein Aufſichtsrecht draußen 
im Baugelände aufgenommen zu ſehen. Dies würde ſich 
ſo ausüben laſſen, daß der Kommiſſar des Schutzgebiets 
vom Herrn Reichskanzler einen Techniler zugetheilt be— 
käme, der die Solidität des Baues überwadt. 

(Sehr gut! rechts.) 

Eine ſehr ſchwierige und unüberſichtliche Frage iſt die 
der Landkonzeſſionen. Was dieſe Konzeſſionen bedeuten, 
wird, glaube ich, heute wohl niemand ſagen können; 
immerhin darf ich Hoffen, daß in der Konmmiſſion, ſoweit 
möglid, darüber Auskunft gegeben werben wird, da ja 


die Begründung des Entwurfs nichts darüber enthält. (C) 


Man kann vielleicht jagen: die Konzeſſionen, welche nad) 
ber Vorlage nicht weniger ald rund 51/, Millionen Hektar 
betragen, len zu groß, man folle fie verkleinern. Man 
kann auch vielleicht jagen, die Befugniß der Bahngejell: 
Schaft, nad 15 Jahren die einmal von ihr übernommenen 
Landftreden gegen andere umzutaufchen, gehe zu weit. 
Das find Fragen, die in der Kommiſſion eingehend zu 
erörtern find. Indeſſen eine Anregung möchte ich mir 
hierbei erlauben. Es ift vor — daß innerhalb einer 
ſchmalen 3-Kilometer-Zone beiderſeits der Bahn die Land» 
fonzeffionen von der Baugefellihaft derartig ausgewählt 
werben müffen,baß einBlod von 9 Quabratkilometer Flächen: 
inhalt von ihr genommen wird, und ein®lod von 9 Quadrate 
filometer Flächeninhalt daneben für Verwendung des Schuß: 
gebietö liegen bleiben muß. Es ift aber nicht gelagt, 
dab diefe Blöde die volle Tiefe der 3-Kilometer-Zone 
einnehmen müffen. Deshalb könnte jehr wohl von Seiten 
der Baugefellihaft ein Blod von 9 Quabratfilometern 
ausgewählt werben, ber vielleiht */, Kilometer breit ift 
und ſich infolge deſſen 18 Kilometer weit an der Bahn entlang 
erſtreckte. Dadurch würde alſo das beſte Terrain in An— 
ſpruch genommen werden, und daneben vielleicht ein 
weiterer Block von 3 Kilometer Tiefe und 3 Kilometer 
Länge längs der Bahn, alſo auch 9 Quadratlilometer, 
fiir das Schußgebiet liegen bleiben. Somit liegt in Diefer 
Faſſung der betreffenden Stelle des Geſetzentwurfs bie 
Möglichkeit für die Baugeſellſchaft, ſich das beite Terrain 
längs ber Bahn anzueignen und fir das Schußgebiet 
minderwerthiged Terrain in großer Entfernung bon ber 
Bahn liegen zu Laffen. Grade dieſe Beftimmung hin— 
fihtlih der 9:Quabdratfilometer-Blöde ſucht — jedoch nicht 
ausreichend — dasjenige, was ich bemängele, zu befeitigen. 
Deshalb würde ih bitten, eine bezügliche redaktionelle 
Abänderung oder einen Zufag in dem Baragraphen vor: 
zunehmen. 

Als schweres Bedenken ift vielfach; geltend gemacht 
worden, daß in den Landkonzeſſionen hauptfählid Aus— 
länder zur Befiedelung herangezogen werben würden. Ich 
kann mich meinerſeits biefen Bedenken durchaus nicht 
verſchließen. Am ibealften würde ja fein, zu beftimmen: 
nur Deutſche follen zur Befiedelung zugelaffen werben. 
Aber ich enthalte mid, eines derartigen Vorſchlages, weil 
ich ihn ſelbſt für vollftändig haltlos erkenne. Wenn man 
einmal Kolonien befiedeln will, muß man aud) das 
Menfchenmaterial nehmen, wo und wie man e3 findet; 
fonft wird man nicht zum Ziele kommen, Ich tröfte mid 
in diefer Beziehung damit, daß Friedrich der Große, als 
er unſere öftlihen Provinzen folonifirte, auch Menfchen 
aus aller Herren Länder nahm, die er aber nachher doch 
energiih in Ordnung zu halten wußte. Und ich darf 
hoffen, daß, wenn der Baugefellihaft die Beficdelung 
dieſer Landkonzeſſion vollftändig freigegeben wird, man 
von Seiten der Neihäregierung Maßnahmen dem Herrn 
Reichskommiſſar von Oftafrifa in die Hand geben wird, 
um gegen Ausländer, die fih dort unliebſam machen, 
energiſch vorzugehen. 

Noh ein Bedenken muß ih zur Sprache bringen. 
Es ift mir beim Studium des Gefegentwurfs nicht Mar 
eworden, ob er eine Beitimmung enthält, welche Die 
ırertigftellung der Bahn fihert. Die Frage: was wird, 
wenn dad Baufapital von 24 Millionen verbraudjt, bevor 
die Bahn vollendet ift, wenn alfo der Bankrott der Ge— 
ſellſchaft eintritt? — ift meiner Anſicht nad) eine offene. Es 
mwirde mir außerordentlich erfreulich fein, wenn ih in 
biefer Beziehung eines Beiferen belehrt würde. Damit 
wäre eines meiner widjtigften Bedenken erledigt. Id 
meinerſeits würde ſolche Gewähr nur dadurch herbei: 
zuſchaffen ſür möglich halten, daß man eine Beſtimmung 
einfügt, nach welcher die Zahlungen des Reichs an die 


(D) 


(B) drei verf 


er- 
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(A) Antheileigner, nach Maßgabe des S 18, nur dann ein— 


treten, wenn — abgejehen von ber Bauzeit, in welcher fie 
natürlich geleiftet werden müſſen — die Eifenbahn vollendet 
fein wird. 

Weänn ich im einzelnen meine Bedenken gegen dieſen 
Sefegentwurf geltend gemacht habe, fo betone ich doch 
noch einmal, daß ich allgemein und grundjäglich ſowohl 
dem Bau einer Eiſenbahn durch das Schuggebiet an ſich 
als auch dem Bau ber Elſenbahn durd eine Geſellſchaft 
ſympathiſch —— und empfehle dem Hauſe die 
Verweiſung des Geſetzentwurfs an die Budgetkommiſſion, 
in der hoffentlich derartige Veränderungen eintreten 
werben, daß bei ber nächſten Leſung die Annahme möglich 


fein wird. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Müller (Fulda). 

Müller (Fulda), Abgeordneter: Meine Herren, nad: 
bem ber Herr Vorredner die Verweilung der Vorlage au 
eine Kommiſſion beantragt hat, erübrigt es wohl, hier im 
einzelnen auf bie Beftinmungen des Vertrages einzu: 
gehen, wenigftens glaube ich nicht, es nöthig zu haben, 
alle Details zu beantworten, die er foeben angeregt hat. 
Wenn wir eine Stommilfionsberathung vornehmen — und 
ich glaube, e3 ift niemals üblich gewefen, ſolche abzu— 
lehnen, wenn fie feitens einer großen Partei des Hauſes 
verlangt worben iſt —, danı können wir die Einzelheiten 
bed Vertrags ebenjo gut in der Kommilfion beratheı, 
und e3 kann alsdann für die zweite Berathung im Plenum 
darüber Bericht erftattet werben. 

Die Frage, um die e3 ſich hier dreht, ift nicht bie: 
jollen überhaupt SKtolonialbahnen gebaut werben oder 
nicht? Meine polifiichen Freunde haben ſchon früher 
durch die That bewieien, dab fie biejer Frage nicht un— 
—5 gegenüberſtehen. Wir haben augenblicklich 

iedene Kolonialbahnen im Bau, die ſüdweſt— 
afrilaniſche Bahn, dann die von Tanga nah Muheſa 
und von Muheſa nach Korogwe, außerdem wird in dieſem 
Jahre eine kleine Bahn in Weitafrita begonnen. Wenn 
gerabe die Bahır in Oftafrifa feither zu lebhaften Meinungs: 
verihiebenheiten geführt hat, jo liegt das daran, daß 
fie von einer außerorbentlihen Tragweite ift. Sie iſt 
ihon im verfchiebenen Formen auf ber Bildflähe er: 
ichienen, manchmal als Eleine Stihbahn von der Küſte 
nach einem beftimmten Punkte näher oder entfernter im 
Innern des Landes, dann wieder als eine große zentral: 
afrifanifhe Bahı. Am vorigen Jahre Hat der damalige 
Herr Kolonialdireftor und zuerit gejagt, es handle ſich 
um gar feine Zentralbahn, e3 handle jih um eine Stich— 
bahn, die mur eine ſehr beſchränkte Zahl von Millionen 
— es waren bamal3 12 genannt — foften werde. 
Wenige Wochen darauf hat derſelbe Stolonialdirektor, 
Herr von Buchka, erklärt, nein es ift feine Stichbahn, 
fondern e3 handelt fih um eine große zentralafrifantfche 
Bahn. Man durfte dann allerdings annehmen, daß fie 
vielleiht 150 bis 200 Millionen foften würde. Die Bahn, 
die heute wieder vorliegt, ift thatſächlich der erſte Schritt 
zu einer großen zentralafrifaniidien Bahn. 

Nun hat die Budgetkommiſſion im vorigen Jahre die 
stoften für die Vorarbeiten abgelehnt. In diefem Jahre 
waren, obwohl im vorigen Etat die Ablehnung der Stoften 
fiir die Vorarbeiten erfolgt war, bereitö 2 Millionen als erfte 
Rate zum Bau der Bahn in den Etat eingeftellt. Dem gegen: 
über bat die Budgetlommiffion, alsdann aud) der Reichstag 
eine Nefolution gefaßt, die dahin ging, zu verfuchen, ob 
nicht mit Hilfe des Privatfapital$ oder in Generals 
entreprife die Bahn gebaut werben fünne, und die ver— 
bindeten Regierumgen zugleich erfucht, eine dem entfprechende 
Vorlage auf angemeffener Grundlage zu machen. Dieler 
Beſchluß wurde hauptſächlich dadurch herbeigeführt, daß 
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man mit den Erfahrungen, die bereits gemacht worben (C) 


waren, mit dem Bau in eigener Regie fehr unzufrieden 
geweien ift. Die Bahn von Tanga nad Muhefa und 
bon Muheſa nad) Storrogwe hat befanntlih zu Etats: 
überichreitungen oder Nachtragsforderungen von im ganzen 
35 Prozent ber Bauſumme geführt, ebenfo haben die 
stoften fiir die Bahn, die in Siüdweitafrifa gebaut wird, 
die jeiner Zeit ohne Genehmigung des Reichstags be: 
gonnen war, und die der Neichötag fpäter genehmigt hat, 
nachträglich aud mit jedem Etat weſentlich erhöhte 
Summen erfordert. Das waren die Grfahrungen, Die 
wir mit dem Bahnbau in Afrika in eigener 
Regie gemacht haben. Dem gegenüber hat der Reichstag 
eine Refolution gefaßt, die dahin ging, man möchte ein— 
mal einen anderen Weg ſuchen, um mit dem Bahnbau 
borwärt3 zu fommen. Cine Dringlichkeit hat dabei der 
Neihstag nicht ausgeiprohen. Det liegt uns nun ein 
Vertrag vor, ber ziemlich ähnlich der Denkſchrift ift, die 
und bereit früher vorgelegt war. Nun fragt e8 fid: ift 
diefer Vertrag ein folder, daß man fagen kann: es ift 
der Verſuch eines Bahnbaues auf angemeffener Grund: 
lage? Da muß ich geftehen, ih bin doc einigermaßen 
überrafcht, daß, während man im diesjährigen Etat die 
Geſammtkoſten des Baues, die WBetriebömittel und eine 
allenfallfige Reſerve für machträglide Arbeiten auf 
15 Millionen angab, bier nunmehr 24 Millionen Mart 
angefordert werden. Es ift vielleicht dagegen einzu: 
wenden, daß hier auch die Zinfen des Baufapitald darin 
enthalten wären und noc einige andere Bofitionen. Aber 
ih mache Sie dod darauf aufmerkſam, daß die Vofitionen 
1, 2, 3, 7 und 8 bieled Voranſchlags insgeſammt 
19 700 000 Mark ergeben, daß dieſe aud) bereits ſämmtlich 
enthalten waren in unferem Gtat für 1901; fie find ja 
abgelehnt worden, waren aber nur nod 15 Millionen 
insgeſammt beredinet. 


Nun muß man weiter in Betracht ziehen, daß, obwohl (D) 


bier die Summe um ganz denjelben Gegenjtand, um 
47100000 Mark höher angelegt tft, gleihwohl in den Einzel: 
heiten de3 Etats für Oftafrifa die Koften für die Beihaffung 
der Eifenbahnihienen und Schwellen mit 200 Mark pro 
Tonne angejeßt waren, während wir nad) unferen Infor: 
mationen nur einen Koftenprei3 von 138 Mark franko Dar: 
e3:Saläm pro Tonne anzunehmen braud)en, und thatfächlid) 
der Koſtenvoranſchlag, wie er hier vorgelegt iſt, ſich auf dieſer 
Grundlage bewegen fol, ſodaß alio, wenn die Eifenpreife, 
wie fie im Etat veranſchlagt find, zur Geltung fämen, 
hier die Summe Wi nod höher hätte belaufen müſſen. 
Moher kommen dieſe Differenzen? Sie find bis jegt noch 
nicht aufgeklärt. Meines Erachtens find hier überhaupt 
nur ganz allgemeine Summen gegeben; es iſt uns bei 
Vorbeſprechungen mit Sadveritändigen gejagt worden, 
ein genauer Koftenvoranfchlag eriftirt überhaupt noch nicht, 
e3 find nur rein illuſoriſche Zahlen, e8 ift überhaupt noch 
gar fein zutreffender Anſchlag möglid). 
(Hört! hört!) 
Weiter ift gefagt worden, die ganze Ermittlung bat fid) 
überhaupt nur auf 53 ober 54 Stilometer erftredt, der 
Reſt ift nur abgeſchätzt, man weiß nicht, mit weldhen Ver— 
hältniffen man zu rechnen bat. a, das find doch 
Momente, die uns eine gewiffe Vorficht auferlegen. 
(Schr ridtig!) 

Id) meine, wenn man noch gar feinen Ktoftenanfchlag 
hat, noch mit ganz unbeſtimmten Zahlen zu rechnen hat, 
fo ift es doch der reine Sprung ind Dunkle, den wir 
thun. Dann kann man ebenjo gut behaupten, die Sadıe 
wird uns 16 Millionen oder 24 Millionen often, fie 
kann aber aud) 30 Millionen fojten, und wenn bie Gejell- 
ſchaft mit 24 Millionen nicht auskommen kann, Damm 
muß, wie der Herr Abgeordnete Richter richtig bemerkt 
hat, das Reich eben wieder eintreten und eime neue Zins: 
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(4) garantie geben; denn irgend ein anderes Garantiefapital 


ift ja bet der Sache überhaupt nicht vorhanden. 

Wie macht man es bei ähnlichen Anläffen im In— 
laude? Wenn Bahnen gebaut werben follen, jo wird 
erit fehr forgfältig kalkulirt. . 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Es wird erſt fehr genau bad Bedürfniß nachgewieſen 
werden müflen, und wenn das Bedürfniß nachgewieſen 
ift, dann heißt es: vorläufig haben wir feine Drittel dazu! 
(Sehr richtig!) 
Es fehlen wichtige Bahnen bier im deutſchen Iulande, 
an benen micht eben wüſte Gegenden betheiligt wären, 
fondern wo es fih um die Griftenz, um die Wohlfahrt 
von Hunderten von Ortichaften handelt, two viele Taufende 
von Menschen in Betracht kommen, wo ganze Gegenden, 
uamentlih folche, die unter der Ungunſt der wirthichaft: 
lien —— der letzten 10 Jahre außerordentlich 
gelitten haben, wie die armen ländlichen Gegenden in der 
Eifel, am Hunsrück, im Weſterwald, in der Rhön u. ſ. w., 
bisher auf bie Erfüllung ihrer Wünſche vergeblich ge: 
wartet haben. 
(Sehr wahr!) 
Seit 30 Jahren find fie zum Theil vertröftet worden. 
Wenn fie eine Bahn durch Privatunternehmer bauen 
wollten, fo jagt der Herr preußifche Minifter: diefe wichtige 
Bahn laſſe ich überhaupt feinen Privatmann bauen! 
(Sehr richtig! Links.) 

Wenn bann gefagt wurde, man möchte die Bahn für 
Redinung des Staates bauen, dann heißt ed: es it fein 
Bebürfnig nachgemwiefen. Und wenn man das Bedürfniß 
nachweiſt, wenn dieſes nicht mehr zu verfennen, nicht ab— 
znftreiten ift, dann giebt es 3, 4 Jahre feine Antwort, 
und dann heißt e3 ſchließlich einmal: in den nächſten Etat 
wird die Bahn wohl eingeftellt werden! In diefem nächſten 
Jahre fommt vielleicht gar feine Eifenbahnvorlage, und 


(B) in dem darauf folgenden Jahre kommt eine, und dann ift 


die angeftrebte Linie nicht dabei. Dann heißt es: bie 
Verhandlungen ſchweben noch, weitere Erhebungen müſſen 
noch angeftellt werden! 

(Sehr wahr!) 
Dann fällt im folgenden Jahre die Giienbahnvorlage aus, 
weil man in Preußen über den Kanal nicht einig werden 


fanı. 
(Hört! Hört! rechts.) 

Seitdem das Regime der preußtichen Eifenbahnver: 
waltung in ganz Norbbeutfchland dominirt, find wir all: 
mählid dahin gelommen, daß unfere Eifenbahnentwidlung 
ein ſehr langſames Tempo angenommen hat. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Viele Taufende von Anländern — von deutſchen Bauern, 
will ich einmal jagen —, bie ihre Abgaben zahlen, bie 
ihre Blutftener und ihre Gutftener dem beutfchen Water: 
lande von jeher geleiftet haben, müſſen auf Bahnen warten 
und werben zuridgehalten in ihrer wirthfchaftlihen Ent: 
widlung, während man in Afrifa, wo zum Theil gar 
feine Menſchen find 
(Heiterkeit), 


Bahnen bauen will. — a, gewiß, es giebt dort lange 
Streden, wo überhaupt fein Menſch vorhanden ift! Wir 
haben heute vom Herrn Abgeordneten Nichter gehört, daß 
6 Seelen auf das Quadratkilometer kommen. Meine 
Herren, bad ift doch jehr wenig; es ift zur Zeit noch fein 
Verkehr vorhanden, er ſoll erft no kommen 

(fehr richtig! Links), 
fodaß e3 einem ordentlich Leid ihut, wenn man bedentt, daß 
das Geld dorthin gebracht werden foll, während man hier 
die Entwidlung künſtlich zurüdhält. 

(Sehr wahr! links.) 

Meine Herren, id würde vielleicht die Sache nicht 

jo ausführlich beſprechen, wenn nicht dieſelben Leute in 
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Betracht kämen, die hier mit ihren Steuern das Geld (C) 


aufbringen müſſen, um bie Subventionen zu bezahlen. 
Diefelben Bauern müſſen dur die von ihnen zu zahlen- 
ben indirekten Steuern erſt die Groſchen aufbringen, mit 
benen die Bahn in Afrika gebaut werden fol! 

(Sehr wahr! fehr richtig! in der Mitte und Links.) 
Solange man fie in diefer Weife behandelt, kam man 
nicht die Dringlichkeit für Afrita fordern. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Ich habe fhon erwähnt, daß eigentliche Vorarbeiten 
noch nicht in angemeffener Weile eriftiren, daß es fid) um 
eine willfürlihe Kombination handelt, der jede fichere 
Grundlage fehlt. Wohl hat ber Neichdtag feine Bereit: 
willigfeit zu erkennen gegeben dadurch, daß er eine Reſo— 
lution gefaßt hat, man möchte ihm eine Vorlage auf an: 
gemeflener Grundlage machen. Meine Herren, wenn eine 
derartige Vorlage gemacht werden fol, fo ift es, glaube 
ich, die erſte Bedingung, daß richtige Koſtenanſchläge vor- 
gelegt werden, und bab vorher ein genaues Studium der 
Trace ftattgefunden hat 

(ſehr richtig! in der Mitte), 
nit ein ſolches Studium, das, wie und gejagt worden 
ift, auf eine ſehr große Strede eigentlich nur im Sattel 
gemacht worben tft, beim Durdpreiten des Geländes, 
während ein großer Theil der Strede überhaupt nicht 
eingefehen worden, fondern angenommen ift, daß die Ber: 
hältniffe des Theils, der durchritten worden ift, aud für 
den andern Theil gelten, der bis jet höchſtens einmal 
von einer Karawane durchzogen worden ilt. 

Meine Herren, das find doch feine zupverläffigen 
pofitiven Interlagen, auf Grund deren wir hier eine 
Forderung von 24 Millionen — denn thatſächlich ift es 
dod am Schluß eine Forderung von 24 Millionen, wenn 
fie auch zunähft nur in Form einer Zindgarantie und 
einer Ktapitalrüdzahlungsgarantie vor uns erſcheint — 
bewilligen fan. Ach ! 

Grundlagen, die man als angemeffen bezeichnen kann, 
um die Zuftimmung zu einer foldhen Vorlage zu erlangen. 
Ich meine, wenn die verbiündeten Regierungen die Bahn 
ernftlih wollen, dann follten fie doch zuerft einmal 
damit vorgehen, einen zuverläffigen Koſtenanſchlag zu 
ihaffen. Es ift jo viel Geld ſchon in Dftafrifa aus: 
gegeben worden, daß auch hierfür die Mittel fich finden 


werden. 

(Zuruf rechts.) 
— Ganz richtig, im vorigen Jahre ift es abgelehnt worden, 
ſolche zu bewilligen, weil man fi noch nidt für das 
Projekt engagiven wollte, da eine große Flottenvorlage 
vorlag, und in dieſem Jahre hat man die Sache abgelehnt, 
weil man mit 250 Millionen in China darin ſaß. 

(Sehr richtig!) 

Ich komme noch zu einer anderen Frage: wie ftellt 
fi) eine foldhe Vorlage zu unferer ganzen Finanzlage? 
Herr Abgeordneter Richter hat ganz recht, unter den augen: 
blidlichen Verhältniſſen, wo wir vor einem großen Defizit 
ftehen, wo wir 300 Millionen Anleihe aufnehmen, wo 
uns Schon jet gejagt wird, in allen Reſſorts ift fein Geld, 
unb neue Steuern müflen kommen, wie bad aus ber 
Vorlage für die Kriegsinvaliden erfihtlih if, wo es 
ausdrüdlich heißt, die verbindeten Regierungen müſſen 
erwägen, in welcher Weile den Bedürfniffen des Reichs 
abzuhelfen wäre — ic kann ed niemand übel nehmen, 
wenn er vielleicht im vorigen Jahre behauptet hat, es 
wären feine neuen Steuern nöthig, und in diefem Jahre 
ber gegentheiligen Meinung ift. Das kann vorkommen, die 
Berhältniffe find jetzt Schlechter, und wir müflen uns bar- 
nad richten; aber da ift, glaube ich, bobpelt Vorſicht 
geboten, weil die Verhältniffe fih jo geändert haben, 
weil wir rüdgängige Einnahmen haben, jowohl bei den 
Zöllen wie bei den Stempelabgaben, inäbefonbere bei 


age, das find doch feine ſolchen (D) 
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(A) der Poftverwaltung, und auf der anderen Seite erheblid) 


(B 


—_ 


mehr Geld gebraudt wird, ſowohl bei ber Marine al 
bei der Heereöverwaltung, wozu noch die Erpebition nad) 
China kommt, die fehr viel Geld Loftet. Gerade deshalb 
kann man es niemand verbenfen, wenn er jet außer: 
gewöhnlich vorfihtig ift und eine foldhe Ausgabe vielleicht 
noch mit mehr Kritik anfieht, als er es im vorigen Jahre 
gethan haben würde. 

Meine Herren, wie ih aljo im großen und ganzen 
zur Vorſicht mahne und den Wunſch ausfpreche, daß zu: 
nächſt einmal eine richtige Grundlage gefunden werden 
möchte, auf die man ſich pofitiv verlaffen kann, damit wir 
nicht jpäter mit Guttäufchungen zu rechnen haben, jo 
möchte ih noch auf Eines zurüdfommen. Es tft ſozu— 
fagen offenes Geheimniß, daß außer dem Banktonfortium, 
welches diefe Bahn finanziren will und die Zinögarantie 
für 24 Millionen verlangt, noch ein zweites Konſortium 
bereit war, auf etwas günftigerer Grundlage mit Garantie 
fir nur 20 Millionen diefelbe Sache zu maden. 

(Hört! hört!) 
Dabei follten die Einzelbedingungen noch weſentlich 
günftiger fein; inöbefondere follten die Bauzinfen nur mit 
3 Prozent für jedes Jahr während der Bauperiode an- 
gerechnet werben ftatt mit 4 Prozent, auch follte das 
Neid, wenn ein Ueberſchuß über 5 Prozent Dividende 
ſich ergebe, mit der Hälfte partizipiren. Noch eine ganze 
Reihe weiterer qünftigerer Bedingungen waren vorgeicdhlagen. 
Nun wurden Verhandlungen eingeleitet über die ganze 
Angelegenheit; aber da ftieß man auf den Widerftand bes 


Kolonialamts 
(hört! hört! rechts), 

und zwar nad ber Richtung, dab es erflärte — id 
made ihm daraus gar feinen Borwurf — e3 glaube fid 
verpflichtet zu fühlen durch einen früher abgeichloffenen 
Vertrag von 1896 oder 1897. Damals ift thatſächlich 
ein folder Vertrag abgeichloffen worben, ich glaube mit 
der Deutſch-oſtafr De Pass Gejellihaft und einer Bank: 
gruppe, die gewiffe Vorarbeiten vorzunehmen und dafür 
Aufwendungen zu machen hatten und dafür bie Priorität 
bei einer allenfallfigen Finanzirung eines ſolchen Unter: 
nehmen zugefihert erhielten. Nun will ich zunächſt ein- 
mal einwenden: gewiß, ein folder Vertrag befteht, wie 
uns wieberholt in Neihstag mitgetheilt worden iſt, aber 
hat denn das Konſortium feine damalige Aufgabe richtig 
erfüllt? Wenn die Vorarbeiten richtig gemacht worden 
wären, fo hätten wir bie Unterlage für die Eiſenbahnen. 
63 hat nun wirklich Vorſtudien gemacht, aber Feine 
wirfliden Vorarbeiten, und dann hat es nicht 200000 
oder 300000 Mark, wie es follte, fondern nur 94000 
Mark zufammen mit der Oftafritanifchen Geſellſchaft auf- 
gewendet. Alſo die Behauptung frifft nicht To ganz zu. 

Dann aber ift uns auch im vorigen Jahre bereitö mit: 
geiheilt worden, daß das Konfortium, nachdem die Studien 
gemadt, und die Frage geitellt war, ob es bereit wäre, 
den Bahnbau zu angemeffenen Bedingungen zu über: 
nehmen, Bedingungen geftellt hat, die als gänzlidy un: 
annehmbar bezeichnet worden find. Eine berartige Er: 
färung ift im vorigen Jahre gegeben worden in ber 
Budgettomiffion, ſowohl feitend des Reichsſchahamts als 
auch ſeitens des Herrn Stolonialdireftor® v. Buchla, 
wenigſtens habe ich das dem Bericht des Herrn 
Referenten für die Kolonialangelegenheiten am 20. März 
vorigen Jahres entnommen. Alſo, meine Herren, wenn 
die Verhandlungen damals abgebrochen wurden, und die 
Bedingungen, die das Konſortium ſtellte, als gänzlich un: 
annehmbar bezeichnet worden ſind, dann, ſollte man 
glauben, müßte doch damit die Sache erledigt fein. Da— 
mit, follte man meinen, wäre das Vorrecht verſchwunden, 
und die verbündeten Regierungen müßten vollftändig freie 
Hand haben, nunmehr mit einem anderen KFonfortium in 


Verbindung zu treten, und günftigere Bedingungen zu (C) 


erzielen. Wie wird aber die Sache aufgefaßt? Es heikt 
in dem betreffenden Bertrage, glaube ih: wenn eine 
andere Geiellihaft eine Offerte vorlegt, ſoll dieſe erft 
3 Monate lang dem urfprünglichen Sonfortium vorgelegt 
werden, und binnen biejer Zeit foll es feine Entſcheldung 
treffen, ob es die Bahn zu gleichen Bedingungen bauen 
will; dann fol es den Vorzug haben. Meine Herren, 
ein foldher Vertrag hindert ja jede Konkurrenz. 
j (Sehr richtig! rechts.) . 
Da iſt man vollitändig dem urſprünglichen Konſortium 
in Die Hände gegeben. Ich glaube, angeſichts ber geringen 
Summe, bie für ſolche generellen Stubien aufgewendet 
worden iſt — es handelt ſich für das Konfortium mur 
um 45 bi3 47 000 Mark im ganzen, während der Reft von 
der oſtafrikaniſchen Geſellſchaft getragen fein foll. — Ich 
bin aber nicht ganz genau über die Angelegenheit infor: 
mirt, vielleicht könnte nod) der nöthige Aufſchluß darüber 
gegeben werden. — Angefiht3 dieſer geringen Summe ift 
es doch nicht zuläffig, daß nun eine Geſellſchaft, die dieſen 
Vorzug zu haben glaubt, auf ihrem Schein befteht und 
4 Millionen mehr verlangt, als eine andere fordert. Ich 
meine, aus patriotiſchen Rückſichten follte das erfte Kon: 
fortium zurücktreten 
(Heiterkeit), 


follte fih die 47000 Mark, die e8 für generelle Studien 
auögegeben hat, wieder herauszahlen laſſen und auf den 
ganzen Bahnbau verzichten, damit Raum gefhaffen wird 
für eine andere Unternehmung, die bereit dit, unter 
günftigeren Bedingungen, nämlid mit nur 20 Millionen 
Baufapital und wejentliher Bevorzugung des Reichs bei 
allenfallfiger Gewinnbethetligung u. f. w. die Sade zu 
finanziren. 

Ich meine, jeder der es wirklich ernfthaft mit der 
wirtbihaftlihen Erſchließung Deutih-Oftafritas nehmen 


will, muß doch darin, daß eine günſtigere Offerte für das (D) 


Neid vorliegt, eher die Möglichkeit fehen, zum Ziele 
zu fommen, dem Ziele, die wirthichaftliche Erſchließung 
Oſtafrikas zu erreichen, und ich glaube, wenn ſich die 
finanziellen Verhältniſſe des Reichs günftiger geftalten, 
und wenn ein Vertrag auf wirklich angemeffener Grund: 
lage präfentirt wird, wird fid aud in dieſem Reichstag 
eine Mehrheit finden, die auf das ganze Projekt eingeht. 
Ebenſo gut, wie Thon in Südweltafrifa und in Weſt— 
Uſambara u. ſ. w. Bahnen gebaut worden find, wird fidh 
mit der Zeit auch für dieſe Sache eine gewiſſe Geneigt- 
heit im Reichſstage geltend mahen. Denn damit bin ich 
ja vollitändig einverftanden: ohne Eifenbahnen wird aus 
Dftafrifa überhaupt gar nidhtd werden. Es wird gewiß 
um fo leichter gelingen, zu einem gimftigen Refultat zu 
fonımen, wen bon Seiten der Iinternehmerfonjortien, 
die das Geſchäft machen wollen, günftigere Bedingungen 
geftellt werden. Id will mich damit noch feineswegE 
verpflichten für den Fall, daß ſolche Bedingungen geftellt 
werden würden, nun auch jofort zu allem ja zu fagen. 
Ich wiederhole nochmals, die erite Bedingung für eine 
Zuftimmung des Neihstags follte eine gründliche Prüfung 
der Berhältnifie, ein gründlicher Koſtenanſchlag, eine grimbd- 
liche Vorarbeit fein. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Bebel. 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe an— 
genommen, daß nad ben Mittheilungen, die ber Herr 
Abgeordnete Müller (Fulda) foeben am Schluffe feiner 
Ausführungen machte, man feitend der Herren bon ber 
Stolonialverwaltung, beziehentlidy der Herr Reichskanzler, 
dad Wort ergreifen würde, um barüber Aufllärung zu 
geben. Denn wenn der Vorgang ſich wirklich fo zugetragen 
hätte, wie Herr Müller (Fulda) es fhilderte, dann hätte 
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(Bebel) 


(A) der Neihätag alle Urfache, gegen ein ſolches Berfahren 


der Reichsverwaltung entschieden Proteſt einzulegen 

(ſehr richtig! links); 
es geht doch unmöglich, dab man einer Geſellſchaft, die 
4 Millionen höher einen Koftenanfchlag für eine beſtimmte 
Bahn macht, den Zufchlag giebt, weil man aus irgend 
welden Gründen von früher her ihr befonders verpflichtet 
zu fein glaubt. Hier hat fein anderes Intereffe als das 
Neichöinterefle zu enticheiden, und wenn eine Geſellſchaft 
fiir die Bahn in Bezug auf die Solidität und Ausführung 
der Bahnftrede diefelben Garantien übernehmen will, wie 
es die jetzige Geſellſchaft gethan Hat, aber um einen 
weſentlich niedrigeren Preis, fo ift die Neichsverwaltung 
verpflichtet, biefes Geſchäft mit dieſer Geſellſchaft ab— 
zuſchließen. Was mit der früheren Geſellſchaft aus— 
gemacht iſt, davon weiß der Reichstag nichts und iſt 
infolge deſſen auch an derartige Bedingungen nicht ge— 
bunden. Andererſeits haben einzelne Reichsreſſorts kein 
Recht, ſolche Verpflichtungen zum Schaden des Reiches 
einzugehen. 

(Sehr ridtig!) 

Wir haben alfo ein dringendes Antereffe, daß von Seiten 
der maßgebenden Berlonen über bie Mittheilungen ber 
Herren Abgeordneten Miller (Fulda) und Aufklärung 
gegeben wird. 

Meine Herren, wir find im Bezug auf bie Berück— 
fihtigung von Nefolutionen, die der Reichstag beichloffen 
hat, nit verwöhnt, wir müffen und in der Negel es 
gefallen laſſen, daß ſolche Nefolutionen nicht ausgeführt 
werben. Am vorliegenden Falle liegt die Sache anders. 
Nicht nur ift eine Nefolution, die der Reichstag beichlofien 
hat, ausgeführt worden, fonbern fie ift in höherem Maße 
und viel eiliger zur Durdführung gefommen, ald der 
Neihstag felber wollte. Aus dem Mittheilungen des 
Berichterftatterd der Budgetkommiſſion in der Sitzung 


(B) vom 11. März geht hervor — id bin ja jelbft Mitglied 


der Budgetfommiffion und habe der Verhandlung bei: 
gewohnt, in der mad Ablehnung der Forderung ber 
Negierung, eine Nate von 2 Millionen für den Beginn 
des Bahnbaud zu bewilligen, der jet unferer Berathung 
vorliegende Vertrag bereitö erörtert wırde —, daß ba: 
mals eine Nefolution vorgeichlagen wurde, bie forderte, 
dem Neichötag Tolle von Seiten der verbündbeten Regie— 
rungen noch in dieſer Seſſion ein Gefegentwurf vor— 
gelegt werden, welcher die geplante Bahn zur Ausführung 
bringe. Die Bubgetlommiffion hat damals mit Majorität 
diefe Reſolution abgelehnt, fie hat dagegen aber nur 
mit zwei Stimmen Mehrheit bejchloffen, dem Neichstag 
vorzuſchlagen, ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, behufg 
Erbauung einer Eifenbahn von Dar: e3: Salam nad) 
Mrogoro entweder auf Grund eines mit einem Privat: 
unternehner abgeſchloſſenen Vertrages oder mit Hilfe des 
Privatfapital$ auf annchmbarer Grundlage dem Reichs— 
tag eine Vorlage zu machen. In diefer letzteren Nefolution 
ift mit ausgeſprochen worden, daß der Reichstag ſchon 
in dieſer Serfion eine Vorlage haben wollte. Gleichwohl 
hat der Neichötag eine folde befommen. Und nicht allein 
dad. Wir ſehen auch, daß der Herr Reichskanzler in Berfon 
erſchienen it, um mit dem ſchwerſten Geſchütz, das ber 
Nepierung zur Verfügung fteht, die Durddrüdung diefer 
Vorlage herbeizuführen. Es iſt feit des Grafen Gaprivi 
Zeiten das erfte Mal, daß ein Reichskanzler in Perſon 
fir eine Kolonialfrage fi ins Zeug legt. Das beweiſt, 
daß an einer entfheidenden Stelle ein großes Gewicht 
darauf gelegt wird, daß ber Neihstag unter allen Un: 
ftänden dem Vertrage feine Zuitimmung gebe. Das 
erflärt vielleiht auch die freundliche Haltung, die Herr 
v. Waldow und Neitenftein namens feiner Freunde gegen 
diefe Vorlage zum Ausdruck bradte. Ye widerhaariger 
die Herren im Bezug anf die Kanalvorlage find, deſto an: 





nenehmer möchten fie Sic in Bezug auf die oftafritanifche (C) 


Gifenbahn machen. 
(Heiterkeit. Zuruf rechts.) 

— Lehnen Sie noch fo fchr durd; Hänbewinfen das ab, 
wir glauben das doch. Es kommt nod ein Moment 
hinzu: die oſtafrikaniſche Eiſenbahn macht Ihnen nicht 
die Sonkurrenz, die Sie vom Kanalbau für Ihre Juter— 
effen befürchten. Meine Herren, wenn es auch in 
Deutihland maßgebend fein sollte, und es müßte 
doch maßgebend fein, was Her v. Waldow und 
Reitzenſtein ausgeführt, daß er deswegen für den Gifen- 
bahnbau Sei, weil die Bahn Leben und Verkehr hervor: 
rufen werde, dann müßte er von demſelben Gefihtöpunft 
aus erſt recht in Dentfchland jede Bahn, die gewünſcht 
wird, zur Durchführung bringen. Grundfäge dieſer Art 
aber hüten Sie fih in Deutfchland zur Geltung zu 
bringen. Inſofern Hat ber Herr Abgeordnete Miller 
(Fulda) durchaus recht: Sie ftellen bier ſolche Grund: 
fäge auf für ein Land, für das nad dem Zugeſtändniß 
aller derjenigen, die Land und Leute kennen, auf eine 
günftige Entwidlung niemals zu rechnen ift. 

In einer Beziehung haben ſich allerdings bie heutigen 
Verhandlungen von den borjährigen unterichieden. Im 
vorigen Jahre bat der damalige Kolonialdireftor Herr 
v. Buchka beftritten, daß es beabfichtigt fei, die Zentral: 
bahır zu bauen. Gr bat in den Berhandlungen am 
14. Februar vorigen Jahres wiederholt erklärt, e8 Haubele 
ſich nur um eine fogenannte Küftenftihbahn; er fei weit 
entfernt davon, an die Zentralbahn, wenigſtens in jener 
Zeit, zu denken. Aus den heutigen Worten des Herrn 
Reichskanzlers, meine Herren, geht aber Har hervor — 
das mögen fich die, Die gewillt find, für einen Theil des 
Bahnbanes zu ftimmen, geiagt fein laſſen —, daß im 
Hintergrumbde dieſes Baued die große Zentralbahn fteht. 
Darüber hat der Herr Reichskanzler feinen Zweifel ge: 
lafien. Er jagt allerdings: „indem Sie die Vorlage an: 
nehmen, verpflichten Sie fid) nicht, auch weitere Streden 
zu bauen“. Aber genau diefelben Gründe, die heute Herr 
v. Waldow-Reigenitein für den jetigen Bahnbau bis 
Dirogoro angeführt hat, müffen Sie aud beftimmen, 
jpäter den Bau bis zu ben tinnerafrifanifhen Seen zu 
vollenden, das heißt für eine dreimal weitere Strede 
als die gegenwärtig geplante. Ich halte mich aber aud) 
für verpflichtet, darauf hinzuweiſen, daß im vorigen 
Sabre, al& Herr v. Buchka beftritt, daß er bie Idee 
habe, cine Zentralbahn zu befürworten, Herr v. Siemens 
damals bereit3 anderer Meinung war; denn er erklärte 
im Gegenfab zu Herrn v. Buchla: 

Ic halte mic) für verpflichtet, hier auszuſprechen, 
warum ich eine gewiſſe Neigung und, ich möchte 
beinahe jagen, faft cine gewiſſe Begeifterung für 
bie oftafrifanifche ZJentralbahn empfunden habe. 
* er ſetzt an einer anderen Stelle derſelben Rede 
inzu: 
Ich glaube, daß wir damit 
— nämlich mit dem damals geplanten Bahnbau, der ber: 
jelbe ift wie heute — 
nicht auskommen können und nicht auskommen 
werden, wenn biefelbe aud) ein Anfang ift. 
(Hört! hört! links.) 
Das heißt: Herr v. Siemens hat ſchon damals deutlich) 
erklärt: wenn wir das Stiid bauen, was auch heute wieder 
gefordert wird, fo fann es nur ein Anfang fein; die ganze 
Zentralbahn bis zum Tanganyikafee und PBiktoria= 
Nyanza ift eine Nothwendigkeit. Meine Herren, das ift 
auch jcht ber Hintergedanfe. Und wie bei der Uſambara— 
bahn die Fortfegungen gekommen find, und vergeblich bis 
heute auf Rentabilität gewartet wird, wird es Hier mit 
der Bahn Dar:ed3:Salam— Mrogoro geichehen. 
Der Vertrag, ber und vorliegt, birgt faum die (Se: 


— 


D) 
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(Bebel.) 


CA) fahr, daß das Neid) einmal über den erwähnten Petrag 


hinaus wird Leiftungen übernehmen müffen; das glaube 
ich, ehrlich geftanden, nicht, nach dieſer Richtung haben 
fi die Herren wohl reichlich vorgejehen. Aber immerhin 
ift es ein ftarfed Stüd, daß, wenn uns im Ctat für die 
Schußggebiete für das laufende Jahr ein Koftenanichlag 
gemacht wurde, wonach das Reich in der Lage fein jollte, 
die betreffende Strede mit 15 Millionen Mark zu bauen, 
ung jest ein Koſtenanſchlag fommt, der fih im ganzen 
auf 24 Millionen Mark, d. h. 60 Prozent mehr beläuft 
alö der frühere Voranſchlag. 

Und dann die fonftigen Beftimmungen des Vertrags, 
die Beſtimmung 3. B., dab die Geſeilſchaft das Recht 
hat, für volle zehn Jahre die Höhe der Perſonen- und 
Gütertarife ohme ftaatlihe Einmiſchung feftzufegen. Hier: 
durch wird das Reich im hohen Grade belaftet, denn in 
erfter Linie wird es das Neid) fein, das die Bahn für 
feine Zwede benutzt, ſowohl für den Perfonen- wie ben 
Fernverkehr. Hier hat alſo die Bahnverwaltung es in 
der Hand, durch hohe Tarife den Reich neben dem, was 
es alljährlich fir die Bahn aufzumwenden hat, noch erheb: 
liche Stoften zu verurſachen. 

Mit einem Wort: der Vertrag ift nad meiner Mei— 
nung ein Löwenvertrag zu Gunften ber Geſellſchaft 
und zum Scaden des Reid 

(ehr richtig!), 
und, meine Herren, einen folhen Vertrag von Reichstags 
wegen zu bewilligen, das halte id) für unmöglih. Ich 
babe den Verdacht, dab man und diefen Vertrag zur 
Genchmigung vorlegt, um, wenn wir ihn ablehnen, dafür 
den Bahııbau dur das Reich zu bekommen. Man fagt: 
meint ihr, der Vertrag fei zu ungünftig und könnt ihr ihn 
deshalb nicht afzeptiren, — nun gut, dann find wir bereit, 
den Bahnbau von Reichs wegen zu übernehmen, und ihr 
wißt, wir find in der Lage, zu billigeren Bedingungen zu 


(BD) bauen. Ob das freilich der Fall ift, wird nad) dein, was 


wir biöher erlebt haben, nad den Beifpielen, die der Herr 
Abgeordnete Müller (Fulda) jhon mit Recht anführte, 
ſehr zu bezweifeln fein. 

Nun, meine Herren, ift doch vor allen Dingen, wenn 
es ſich um ein foldhes Unternehmen handelt, nothwendig, 
daß man fich einigermaßen vergewifiert, ob die Be: 
dingungen der Griftenzfähigfeit, der Entwidlungsfähigteit 
vorhanden find. Darüber find nun fehr verichiedene 
Meinungen vorhanden. Die Negierung hat feinerzeit in 
den Motiven zu dem Vorſchlag, den fie und im Etat 
machte, ausgeführt: 

Die Kolonialverwaltung hält daran feft, daß der 
Bau einer foldhen Eiſenbahn die vornehmſte und 
wichtigſte Aufgabe ift, welche fr das oftafrifantiche 
Schußgebiet vorliegt, da nur durd) fie die wirth— 
fhaftlihe Entwidlung des großen Landes mit 
dem Ziele, es dom Mutterlande finanziell un— 
abhängig zu machen, es dem deutjchen Handel 
und ber deutſchen Induſtrie als ein werthvolles 
Abſatzgebiet zu erſchließen und es womöglich in 
feinen gefunden hochgelegenen Theilen auch ber 
deutſchen Einwanderung zu eröffnen, erreicht 
werden kann. 
Sie werden zugeben, dab, wenn das alles ausführbar 
und durhführbar wäre, e3 allerdings eine Thorheit oder 
ein Unrecht wäre, ein ſolches Brojett zurüczuweiſen; denn 
wäre ba3 richtig, was hier gelagt wird — und es bedt 
fid) mit dem, was auch heute der Herr Reichskauzler für 
das Projekt ausgeführt hat —, dann wäre die Rentabilität 
und die Entwidlungsfähigfeit der Bahn und des Schuß: 
gebietes außer Zweifel. 

Wenn wir ferner neben den Ausführungen des 
Oberſtleutnant Gerding die Schriften der Herren Oechel— 
häuſer und Vohſen Iefen, fo tritt uns ans denſelben eit 


ähnliches Bild entgegen. Danach ift Oftafrifa ein Land, 
wo Milh und Honig fließt. Herr Wohlen jagt direkt in 
feiner Brofhüre: DOftafrifa kann fir Deutichland ein 
zweites Indien werben; diejelbe Bedeutung, die Indien 
für England gewonnen hat, werde Oftafrifa fir Dentichland 
gewinnen. 
(Heiterkeit links.) 
Indem fie auf dad Bahnprojeft näher eingehen, ſetzen fie 
auseinander, daß die Rentabilität des Unternehmens ganz 
unzweifelhaft je. Herr Vohſen berechnet von vornherein 
eine Zinsvergütung von 4'/, Prozent, die innerhalb 
weniger Jahre unzweifelhaft erheblih fteigen werbe. 
Meine Herren, die genannten Berfonen find eifrige Anz 
hänger unferer Stolonialpolitit; fie find, foviel ich weiß, 
namhafte Vertreter im Kolonialrath, fie können alfo dort 
ihren ganzen Einfluß geltend mahen. Wenn nun das 
Projekt eine fo glänzende Zukunft birgt, wie die Herren, 
die ſich als Sa verftänbige geriren, es barftellen, dann 
verftehe ich nicht, warum fie nicht jelbft die Bahn ohne 
jede Zinsgarantie übernehmen und den Bau befürworten. 
(Sehr richtig! links.) 

Daran denken fie aber nicht. Das ift fir mich der 
deutlichite Beweis, dab die Herren an das, was fie in 
ihren Broſchüren gefchrieben Haben, selber nicht feit 
glauben. Denn, meine Herren, für eine folde Rente 
von wenigſtens 4'/, Prozent Verzinfung des Anlage: 
fapital3 wird in jedem Theile der Melt fofort eine 
Kapitaliftengefellihaft jedes Bahnunternehmen ind Leben 
rufen, vorausgefegt, daß fie von ber Nentabilität des 
Unternehmens fo überzeugt tft, wie die nad der Dar: 
ftellung der Herren Oechelhäuſer und Bohlen in ihren 
Broſchüren der Fall zu fein fcheint. Aber, ich wiederhole, 
die Herren denken nit daran, das Unternehmen auf 
eigene Koften zu übernehmen. Wir haben erlebt, daß 
die Bahnunternehmungen, die Herr Decdelhäufer und 
feine Freunde in Oftafrifa unternommen haben — er 
fteht, wenn ich nicht irre, an ber Spike ber oftafrifa- 
nischen Gefellihaft —, To raid) als möglid dem Reich 
aufgehalft wurden, und wir ſind allmählich über— 
haupt dahin gelommen, dab Die Stolonialpolitif, wie 
fie bisher das Deutihe Neih führt, ohne die Reichs— 
hilfe auch keinen Tag lebensfähign wäre; darüber kann 
gar fein Zweifel beitehen. Bon Jahr zu Jahr werben 
in fteigendem Maße Millionen bineingeftedt, bei jedem 
neuen Projekt heißt ed: das müſſen wir ind Leben rufen 
und durchführen, weil davon einzig und allein eine 
höhere Entwidlung der Kolonien zu erwarten ift. Und 
wenn das Projekt fertiggeftellt ift, jehen wir, daß wir 
auf demfelben Fleck ftehen, daß abermals viele Millionen 
hinausgeworfen wurden, ohne daß die erhoffte Ent: 
widlung eingetreten ift. 

Bohlen fpriht von enormen Kautihudernten, die in 
Innerafrika zu erwarten feien, von ausgiebigen Kaffee: 
plantagen, bie bort angelegt werben fünnten, bon einer 
dichten, fonfumfähigen Bevölferung, die angeblid; vor- 
handen fein fol. 

(Heiterfeit.) 


Nun, wir haben vorhin aus den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Richter gehört, wie es in diefen Beziehungen 
eigentlich ausftceht. Und nun, meine Herren, hören wir 
einmal einen Mann, der drei Jahre in amtlicher Stellung 
in dem Gebiete thätig geweſen ift, durch) das die Hahn 
hauptſächlich geführt werden fol! 

Ich habe Hier einen Artifel des Herr v. Elpons, 
ber benfelben in der „Täglichen Rundſchau“ vom Dienstag, 
den 19, Februar d. J. veröffentlicht hat. v. Elpons 
beichäftigt ſich in dieſem Artikel insbelondere mit dei 
Ausführungen, die der Herr Oberitlentnant Gerding in 
feinem Entwurfe gemacht hat, mit den Anichauungen, bie 
aud andere, die dem Bahnbau günftig find, in gleicher 


(C) 


(D) 


(A) Richtung geltend gemadjt haben. 


(B 
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Was fagt nun Herr 
v. Elpons in Beau auf ben Bahnbau? 
Alles in allem genommen ift 
— alles, was da behauptet worden ift — 
minimal. Die Zentralbahn ift von den Freunden 
dieſes Projeltö als das einzige Mittel bingeftellt 
worden, dem niedergehenden Handel Deutſch— 
Dftafrifad wieder auf die Beine zu helfen. 
Er jagt darauf, daß, wenn Ditafrifa mit 60 bis 80 Millionen 
fuftentirt würde, dies felbftverftändlich eine fünftliche Hebung 
des Handels herbeiführen würde. 
b aber die an die Eröffnung der Zentralbahn 
Tabora— Hüfte gefnüpften Erwartungen hinſicht— 
lid) der Verwerthung von Landesproduften der 
Bodenkultur erfüllt werben, muß jeder bezweifeln, 
der längere Zeit an Ort und Stelle Einficht in 
die Berhältniffe gewinnen fonnte. 
(Sr kommt dann indbefondere auf das Ufagara= und Ugogo— 
gebiet zu fprehen. In der Kommiffion ift uns das 
Ugogogebiet als ein ſolches dargeftellt worden, in dem bie 
üppigfte Fruchtbarkeit herriche, und mächtige Urwälder vor: 
handen jeien, die foftbare Hölzer enthielten, die durch den 
Bau diefer Bahn verwerthet werden fünnten. Was fagt 
Herr don Elpons? Er ift drei Jahre in biefen Gebiet 
als Stationsvorſteher geweſen, er hat aber von biejen 
Urwäldern nichts zu ſehen bekommen. Er fagt, daß aller: 
dings längs der kleinen Wafferläufe ſich bier und dba ein 
—— finde, der die geforderten Eigenſchaften beſitzen 
önne: 
Bäume von 6 Meter Länge und 25 bis 30 Zenti— 
meter Durchmeffer find vorhanden, felten find bie 
von 6 bis 10 Meter Länge, ſolche iiber 10 Meter 
find aber geradezu ein Unikum. 
(Hört! hört!) 
Das ift der Urwald, von dem und in der Kommiſſion 
vorphantafirt wurde 
(Hört! hört! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Es ſei alſo nit denkbar, daß für den Bahnbau aus 
den Wäldern Dftafrifa$ der gemügende Holzvorrath zu 
gewinnen ſei. Ebenſo verhält es fich mit der „Store 
fammer*, bie die Gebiete von Inyammwefi und Uſukuma 
bilden ſollen. Auch da, jagt er, habe er nie dergleichen 
gefunden. Es fehlt überdies an Maffer; für bie 
europäiſche Bevölkerung, die dort jtationirt werde, ſei es 
nöthig, Brunnenbohrungen von erheblicher Tiefe vorzu— 
nehmen, um überhaupt braudbares Waffer zu befommen. 
Das ganze Gebiet, durch welches die Gifenbahnlinie 
gehen joll, beftche aus einem „elenden, jteinharten Laterit- 
boden“, der vollitändig unfruchtbar ſei. Darnadı mag 
man ermeflen, was es mit der fogenannten Urvegetation 
in dieſem Gebiet auf fih bat. „Ih Zaun mich nicht 
entfinnen, daß während der drei Jahre, die ich in Uſagara 
und Ugogo zugebradjt habe, das Normale etwas anderes 
war al3 großer Mangel an Lebensmitteln sive Hungers— 
noth“. Das jagt ein Mann, der vielleidht wie fein 
anderer das Gebiet aus eigener Anſchauung und in amt: 
licher Eigenſchaft fennen gelernt hat. Und durch dieſes 
Gebiet ſoll mit großen Mitteln auf Reichskoſten eine 
Bahn gebaut werden! Wenn aber, wie fiher zu erwarten 
fteht, nachdem die Bahn gebaut ift, fie ſich als unrentabel 
herauöjtellt, dann wird es genau jo fommen wie bei den 
anderen Bahıen, die gebaut wurden. Dann wird es 
heißen: ja, die jeßige Strede ift unrentabel, weil fie zu 
kurz ift, wir müſſen weiter bauen, und fo fommen wir 
ichließlih in ein Gifenbahnunternehmen, das in feiner 
Bollendung, ſchlecht gerechnet, 120 Millionen Mark und 
mehr koftet. Nun, ich meine, folde Pläne kann man 
nicht anders als abenteuerliche nennen. Es ift dringend 
uöthig, daß wir bei der Stritif folonialer Unternehmungen 
denjelben gefunden Verſtand anwenden, ben mir für die 


gleichen Unternehmungen in Deutichland anwenden. Wenn (C) 


wir das thun, werden die Nefultate auch diefelben fein. 
Ih meine, die Herren Stolonialenthufiaften, bie dem 
deutfchen Volke das Unternehmen nicht ſchön genug malen 
fönnen, könnten erft einmal felber jeigen, was fie zu thun 
im Stande find. Das deutſche Volk hat feine Urſache, 
für fe die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen. 

(Beifall links.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Direktor im Aus 
wärtigen Amt, Wirkliche Geheime Legationsrath Dr. Stuebel. 

Dr. Stuebel, Wirfliher Geheimer Legationdrath, 
Direktor im Auswärtigen Amte, ftellvertretender Bevoll⸗ 
mächtigter zum Bundesrath: Ich möchte mich zumächft in 
Bezug auf die Epifode äußern, auf die der Herr Abge— 
orbnete Müller (Fulda) angejpielt hat: ich meine die 
Epifode des zweiten Bankkonſortiums. Die Angelegenheit 
lag bereit den geleßgebenden Körperichaften des Reichs 
vor, al3 mir die Mitiheilung gemacht wurbe, daß ein 
anderes Bankkonfortium ſich ebenfall3 bemühe, dad Ge: 
ſchäft mit der Neihöregierung zu machen, und es jeden: 
fall3 um eine bedeutende Summe billiger zu machen bereit 
fei. Ich hatte fofort Veranlaflung genommen, Rüdiprade 
zu nehmen mit denjenigen Herren, welde die Angelegen- 
heit zu meiner Kenntniß gebracht haben, und auch mit 
einem Bertreter ber betreffenden Bant, welche hinter diefem 
zweiten Bankſyndikat fteht. In diefer linterredung hat 
fih nun ergeben, daß diefes zweite Banftonfortium zwar 
ber Anficht ift, daß ſich der Bahnbau um ein Bebdeuten- 
deres billiger werde maden laffen, daß aber das Bauf- 
fondifat nicht bereit ift, mit einer Offerte herborzutreten. 
Ich habe mir hierauf noch befondere Mühe gegeben, 
einen Ginfluß auf die maßgebenden Herren biejed zweiten 
Bankiyndifatö auszuüben, damit bieje zweite Bankſyndikat 
eine Offerte made. Auch dieſe Bemühung ift fruchtlos 


geweien. Es ift erklärt worden, baf, wenn die Bemühung, (D) 


welche für das zweite Bankſyndikat in der Abgabe einer 
Dfferte liege, nur dahin führe, daß das erfte Banlſyndikat 
das Geſchäft, wenn auch zu billigeren Bedingungen erhalte, 
das zweite Bankiyndifat fein weiteres Intereſſe daran 
habe, mit einer eigenen Dfferte hervorzutreten. Nun, 
meine Herren, unter biefen Umſtänden war bie Stolontal- 
verwaltung thatfählih nicht in der Lage, auf dieſe An- 
gelegenheit weiter einzugehen, und es war auch wirklich, 
follte die Angelegenheit überhaupt gefördert werben, ein 
anderer Weg nit gangbar, als das Refultat ber Ber: 
handlung mit dem erften Banfeniyndifat dem. Reichstage 
in der Form, wie es gefchehen ift, vorzulegen, von ber 
Anſicht ausgehend, daß in diefer Vorlage, wie der Herr 
Reichskanzler bemerkte, jedenfalls eine geeignete Grundlage 
für Die weitere parlamentariiche Behandlung der Angelegen- 
heit gegeben fei. 

Ich möchte aber dod noch zur Kennzeichnung der 
bon der Stolonialverwaltung geführten Verhandlungen 
hervorheben, daß nidt etwa die Banken des eriten 
Bankenſyndikats zur Stolonialverwaltung gefommen find 
mit der Bitte, fie ein gutes Gefhäft in der Uebernahme 
dieſes Bahnbaues machen zu laffen, fondern ganz im 
Gegentheil: ih bin zu dem Bankenſyndikat gegangen und 
habe mein Möglichftes gethan — id will den Ausdrud 
gebrauden: habe die Künſte ber leberrebung walten 
laflen, damit fi die Banken auf Verhandlungen mit uns 
einließen. Ih möchte aud meine perfünliche Ueber— 
zeugung dahin ausdrüden, dab während der Verhand— 
lungen die Banken fi) nit von der Ausſicht auf Gewinn 
ig leiten laffen, jondern ausſchließlich von dem felbit- 
ofen und patriotiihen Wunjd, an einer nationalen That, 
dem Bau einer für das oftafrifanifche Schutzgebiet noth— 
wendigen Bahn, theilzunehmen. An dieſer Thatſache 
ändert aud) nichts der limftand, daß die Verhandlungen 


(A) fich im rein 


(B) 


(Dr. Stuebel.) 


eihäftliher Form abgejpielt haben. So 
wenig da3 Reich ben Banken hat befondere Borthetle eins 
räumen wollen, jo wenig hat e3 von ihnen etwas Re 
Ichentt haben wollen. &3 handelte fih eben ausſchließlich 
um die Ermittlung der Bedingungen, unter welchen fid) 
cine Geſellſchaft bilden fonnte, die eine Garantie für bie 
Ausführung dieſer Bahn bietet, ohne daß bie dem 
Reiche aufzubürdenden Laſten das mothwendige Maß 
iiberfchreiten. 

Nun, der Herr Neichätanzler hat fchon hervorgehoben, 
daß in wirthichaftlicher Beziehung der Bau diefer Bahn 
eine Lebensfrage für das Schutzgebiet ift, ebenfo, daß 
wir, indem wir mit biefem Bahnbau einen Anfang mit 
der Erſchließung des Schußgebtet3 machen, doch eigentlich 
nur eine Pflicht gegen den beutfchen Steuerzahler ſelbſt 
erfüllen. Denn nur auf diefem Wege kann doch dahin 
gearbeitet werben, daß die Zufhüffe des Reichs an das 
Schutzgebiet nad und nad geringer werden und Schließlich 
entbehrlid. 

Was bie vielbeftrittene Frage der Entwicklungs— 
fähigkeit des oftafritanishen Schubgebieted und der 
Rentabilität einer Bahn ug jo ift dad Für umd 
Wider bereit3 in jo veihem Maße in ber Preſſe und 
auch fonft in der Deffentlichkeit beſprochen worben, daß 
ih bier wohl faum darauf näher einzugehen genöthigt 
bin. Da aber auch heute Autoritäten angezogen find 
gegen bie Entwidlungsfähigleit und gegen die Nentabilität 
der Bahn, möchte ih mid bier ebenfall3 auf zwei 
Autoritäten beziehen, die, wenn ich mich nicht ivre, ſogar 
von dem Gegnern des Zentralbahnprojetts früher zu 
ihren Gunften, das heißt alſo als Stüten ihrer Anſicht, 
angeführt worden find. Ich habe hier einen Brief, den 
der frühere Gouverneur von Deutſch-Oſtafrika, der General 
v. Sceele, an einen Freund hier vor kurzem geichrieben 
hat, und wo es heißt: 

Für den Bahnbau von Dar—-es-Salam nad 
Mrogoro bin ic) ſtets als Anfang unferer ganzen 
Gifenbahnpolitit eingetreten, weil er jomohl 
politifh wie wirthichaftlih die für alle Fälle 
beſte Anfangsroute iſt. 
Und dann liegt mir hier ein Bericht des als Afrika— 
reiſenden ebenſowohl bekannten als im unſerer Kolonial— 
verwaltung als außerordentlich tüchtig befannten Kolonial— 
beamten Dr. Stuhlmann vor, der ſich des langen und 
breiten über die Häuſer- und Hüttenſteuer äußert. In 
dieſem Berichte kommt folgender Paſſus vor: 
Solange für die breite Maſſe der Landesprodukte 
noch keine Abſatzwege vorhanden ſind, wird auch 
auf eine einigermaßen konſtant wachſende Steuer: 
fähigkeit des weitaus größten Bevölkerungstheils 
nie gerechnet werden dürfen. Erſt, wenn es dem 
Eingeborenen überall zum Bewußtſein gelommen 
ift, daß er Erzeugniſſe, die feinen Bedarf über— 
fteigen, verwerthen, in Vermögen umfegen, daß 
er fich bereichern kann, dürfte mit einem ziemlich 
fiheren Baarertrag ber Steuer zu operiren fein. 
Dazu aber gehören Eifenbahnen. 

Nun, meine Herren, aus diefem Paſſus des Berichts 
de3 Dr. Stuhlmann gebt hervor, daß allerdings in dem 
oftafrifaniihen Scubgebiete eine Entwidlungsfähigfeit 
vorliegt, daß thatlädjlid etwas zu entwideln da tft, daß, 
fobald bloß eine Eiſenbahn in Betrieb fein würde, fid) 
auch ganz zweifellos ein eigener Güter: und Perfonen: 
verkehr dort entwideln wird. Es wirb in einem Leit: 
artifel der „Oftafritantfchen Zeitung“ noch vor Furzem 
darauf hingewielen, daß es insbelondere der Reichs— 
transport fein würde, welcher einer ſolchen Bahn größere 
Finnahmen zuführen wird. 

Ih komme jegt zu der Vorlage und zu den Gin: 
wendungen, die gegen bie einzelnen Beſtimmungen der 
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vorliegenden Konzeffion gemacht worben find. In biefer (CO) 


Beziehung iſt zunächſt die Höhe bes Stapitald von 
24 Millionen Mark angefohten worden. Wie fid) dieſe 
Summe zufammenfegt, ift in der Begründung zu dem 
Gefegentiwurf näher ausgeführt. Von den unter 4 auf- 
geführten Bauzinjen kann gefagt werben, daß biefe wohl 
eine befondere Stellung einnehmen, und daß es fich wohl 
denken läßt, dab der Betrag diefer Summe bon bem 
Gelammtlapital abgefeßt werben fanı. Was im übrigen 
bie fiir außerordentlihe Ausgaben reichlich bemefjenen 
Fonds und Neferven anlangt, jo möchte ich hier nur das 
Cine anführen, daß ſelbſt von Seiten des vorhin ge: 
nannten zweiten Syndikats folde außerorbentlihen Re— 
ferven und Fonds fir nützlich und unentbehrlich bezeichnet 


worben find. 
(Sehr richtig! rechts.) j 

Die Haubteinwendung bezieht fih gegen die Höhe 
des auf 18 Millionen einfchließlih 1'/, Millionen Inter: 
nehmergewinn angefegten eigentlihen reinen Baukoſten— 
fapitald. Es ift im dieſem hohen Haufe herporgehoben 
worden, daß es eigenthümlich fei, Daß diefe Summe bon 
18 Millionen uormirt ſei, wo body die Schäßungen und 
Veranſchlagungen des Oberftleutnants Gerding fih bloß 
auf 15 Millionen beziffert hätten. Hier kann ih an— 
führen, daß die Ziffern und Beranichlagungen des Oberft- 
leutnants eg durch die Ingenieure der Firma Arthur 
Koppel, weldhe in biefer Richtung feitens des Bank— 
fonfortiums, das mit der eg | verhandelt 
hat, mit Auftrag verfchen worden war, einer Nadhprüfung 
unterzogen worden find. Diefe Nachprüfung hat, aller: 
dings nicht überall von denfelben Srundlagen ausgehend, 
dasſelbe Nefultat gehabt. Auch die Ingenieure der Firma 
Arthur Koppel kommen zu dem Nefultat, daß die reinen 
Baukosten ungefähr 15 Millionen betragen würden. Ich 
habe eben erwähnt, daß diefe Prüfung feitenö der Koppel⸗ 


{chen Ingenieure von einer anderen Grundlage ausgegangen (DJ 


ft. Das Bahnkonfortium hat nun geglaubt, borfidtig 
die beiden Arbeiten, ſowohl die Gerdingſche als diejenige 
der Ingenieure der Firma Arthur Koppel, zu fombintren, 
indem fie aus beiden den Höchſtanſatz genommen hat, 
woraus als Nefultat für die reinen Baukoſten fich Die 
Summe, wie fie hier eingeftellt ift, von 161/, Millionen 
ergeben hat. 

Was den Unternehmergewinn anlangt, fo ift es nad) 
ben, was man mir gejagt hat, ganz ausgeichloffen, daß 
nicht dem Unternehmer ein Gewinn aus der Hebernahme 
eines ſolchen Baufontrafts zugebilligt wird, und, wie 

efagt, die Summe von 16'/, Millionen bezieht fich aus: 
N hlieklic auf die Baukoften und enthält den Unternehmer: 
gewinn nicht. 

Dem Herrn Abgeordneten Müller (Fulda) möchte id) 
erwibern, daß, wenn auch feine fpeztellen Vorarbeiten für 
die ganze Strede Darsed:Salan— Mrogoro vorliegen — 
folde find bloß vorhanden für die Strede bis Stola, 
etwa 53 Kilometer —, doch generelle Vorarbeiten vor: 
handen find, die es allerdings geftatten, Ziffern, und 
zwar bertrauenswürdige Ziffern, aufzuftellen, wenn and) 
nicht Koſtenanſchläge bis auf deu Heller und Pfennig 
ſich darauf gründen laſſen. Daß keine fpeziellen Bor: 
arbeiten für diefe Strede dem hohen Haufe vorgelegt 
werben können, überhaupt nicht vorliegen, hat feinen Grund 
darin, daß die Unkoſten für ſolche Vorarbeiten feither 
nicht bewilligt worden find. 

IH komme jegt zu den Bemerkungen des Herrn Ab» 
georbneten dv. Walbow, der zunächſt die Behauptung aufs 

eftellt hat, daß bei der vorliegenden Stonzeffion das 
tiftto faft ansichliehlih vom Reiche getragen werde, 
während die Gefellichaft jo gut wie gar fein Riſiko trage. 
Ich möchte hier doch bemerken, daß auch für die Geſell— 
ihaft fehr wohl ein beichränftes Nifito vorhanden ift. 


3846 


Reichstag. — 81. Sitzung. Mittwod) den 24. April 1901. 








(A) Die Geſellſchaft oder die Antheileigner bezahlen für ihre 


Antheile dod eine Summe, die bei weiten höher ift als 
ber Kurswerth eines dreiprozentigen Staatspapiers; und 
in der Differenz, die zwifchen dem Kurswerth eines drei— 
prozentigen Staatöpapiers liegt, und der Summe, welche 
bon den Antheildeiguern für ihre Autheile bezahlt wird, 
eine Summe, die unter Imftänden verloren geht, wenn 
die Gefellichaft zahlungsunfähig werben follte, den Betrieb 
nicht aufnehmen könnte ober ben Betrieb fallen laſſen 
müßte, im dieſer Differenz Liegt doch ganz beitimmt wenn 
auch ein beſchränktes und befcheidenes Riſiko der Geſell— 
ſchaft. Dann darf dod gewiß nicht überfehen werden, daß, 
wenn die Gefellihait auch fein größeres Riſiko über: 
nimmt, doch ber Geſellſchaft in den Arbeiten, die in ber 
Herbeiführung des Bahnbaus felbft Liegen, eine außer: 
ordentliche Leiftung zufält. Wenn die Gewinnflala, fo 
wie fie in der Konzeſſion vorläufig vereinbart worden ift, 
zu Bedenken Anlaß giebt, jo glaube ich hier jagen zu 
fönnen, dab auch in biefer Beziehung die Wünſche, bie 
etwa in der Bubgetfommiffion, foweit diefe Vorlage ber 
Budgetlommiffion zugewieſen werden follte, auftauchen, jebens 
falls werben in Erwägung gezogen und berüdfichtigt werden. 
Mas insbeſondere die Frage anlangt, welden Einfluß auf den 
inneren Werth der Autheile die Rückzahlung mit 20 Prozent 
haben wird, fo ift der Kalkül der, daß es ſich um eine 
Erhöhung von 4,5 Prozent handelt; alfo wenn die Papiere 
bei einer Rüdzahlung mit pari 87 werth jein würden 
nad dem heutigen Börfenfurs, fo ift durch bie Rück— 
zahlung mit 120 diefer Werth um 4,5 Prozent erhöht. 
Solche Papiere würben infolge beffen an der Börfe mit 
92 gehandelt werben können. 

IH glaube, daß die übrigen mehr den finanz- 
techniſchen Standpunkt betreffenden Punkte wohl beffer in 
der Kommiſſion behandelt werden. Ich möchte hier nur 
noch auf einen Punkt zurüdlommen, auf eine Bemerkung 


(B) des Herrn Abgeordneten Richter, der dem Herrn Reichs— 


fanzler einen Widerſpruch hat nachweiſen wollen, einen 
Widerſpruch 5 ſeiner heutigen Erklärung und der 
Denkſchrift, die mit dem Etat vorgelegt worden iſt. Im 
dieſer Denkſchrift iſt ein Paſſus enthalten, wonach nicht 
kleinliche Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Binnen— 
verlehrs, ſondern eine Eiſenbahnlinie, und zwar nicht eine 
Stichbahn von der Küſte in das Innere, ſondern lange 
Linien helfen ſollen. Meine Herren, dieſer Paſſus findet 
ſich in einem Bericht des Herrn Oberſtleutnant Gerding 
über die allgemeinen Verkehrsverhältniſſe von Oſtafrika 
und fteht in feiner direkten Verbindung zu dem Projekt 
einer Bahn Dar-ed-Salam— Mrogoro, auch nicht, foweit es 
fi) damals um die Ausführung der Bahn auf Reichs— 
foften handelte. 

Das find die Bemerkungen, auf die ich mid) augen- 
blidfih glaube befchränfen zu jollen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Hafle. 

Dr. Haſſe, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Miller (Fulda) hat darauf hingewieſen, daß 
ed nothwendig fein würde, dieſe Angelegenheit an die 
Budgetfommiffion zu verweilen, nachdem eine große 
Partei dies verlangt. Ah halte dies in der That für 
jelbftverftändlih. Er hat daran die Trage gefmüpft, ob 
es denn zwedmäßig ericheine, die Angelegenheit hier in 
diefem hohen Haufe im erſter Lejung überhaupt zu be 
ſprechen. Nun, er ſelbſt hat dies ja gethan, und jo wird 
es aud) wohl zuläffig fein, wenn von andrer Seite des 
Haufes eine Beiprehung in dieſem Augenblid erfolgt. 
Ih möchte aber auch gruudbfäglid bemerken, daß der 
Herr Kollege Richter, der ja auf einem entgegengejegten 
Standpunkte fteht, doch zu einem großen Theile recht 
hat, wenn er meint, daß folde Fragen des allge— 
meinten öffentlihden Intereſſes nicht nur hinter 





den verſchloſſenen Thüren einer Kommiſſion beſprochen (C) 


werben follen, ſondern auch Hier im Plenum. 

Unter biefem Gefichtäpunfte glaube id) doch, daß es 
nothwendig und nützlich iſt, mit einigen Morten bie 
Grundfrage auch meinerfeit3 zu behandeln, ob denn 
überhaupt diefe Eifenbahn gebaut werben fol. Ich 
Ichließe mid bier der Meinung des Herru Neichökanzlers 
und bes Herrn Kolonialdirektors an, die auch heute be: 
haupten, daß der Bau diefer Eifenbahı eine Lebens: 
frage für das Scuegebiet fei. Der Herr Reichskanzler 
hat mit Necht darauf hingewiejen, daß auch ſämmtliche 
Sadjverftändige, fämmtlihe Kolonialpolitifer dieſer An— 
fiht feien. Es verftößt hiergegen nicht, daß einige diefer 
Herren fih zwar gegen die Zentralbahn ausgeſprochen 
hatten, aber nicht gegen dieje Stihbahn Dar-ed:Salam— 
Mrogoro. Das gilt gang beionders von dem häufig ins 
Teuer geführten Herrn Profeffor Haus Meyer, und das 
gilt auch von dem heute erwähnten Herren von Elpons; 
denn bie Ausführungen dieſer Herren richten ſich gegen 
dad, was uns heute ja noch gar nicht beidäftigt, gegen 
bie Trage, ob diefe Bahn etwa in acht oder zehn Jahren 
einmal weitergebaut werden fol. Heute handelt es fi in 
Ucbereinftimmung mit dem Urtheile diefer Herren doch 
nur um die nützliche und nothwendige Eifenbahn von 
Dar:ed:Saläm nad) Mrogoro. 

Meine Herren, au welden Gründen ift denn 
nun in der That diefe Cifenbahn für diefes Schußgebiet 
nothwendig? Ich glaube, fie it zuerit deshalb noth- 
wendig, weil ber Bau der Eilenbahn das billigfte Mittel 
ift, die Herrſchaft über diefes Gebiet auszuüben. Wir 
haben zu diefem Zwede bis jest große Aufwendungen 
für militärtihe Zwecke machen müflen; wir müllen 
eine beträdtlide Schugtruppe in diefem Gebiet unter: 
halten und Theile diefer Schugtruppe in die entlegenften 
Gegenden dieſes Gebiet3 entjenden, um dort Ruhe und 
Ordnung herzustellen oder fiher zu ftellen. 
mit einer viel Eleineren Schugtruppe möglich fein, wenn 
dieſe Schußgtruppe einen großen Theil des Schubgebiets 
auf der zu erbauenden Gifenbahn burdeilen kann. Das 
it wohl jelbitverftändlic, daß dies nicht des näheren 
nachgewiejen werden braucht. 

Aber auch abgeiehen hiervon ift die Bahn durchaus 
nothwendig zur wirthihaftliden Erſchließung bes 
Gebictd. Der Herr Holonialdirektor hat in diefem Augen: 
blid die Autorität des Herr Dr. Stuhlmann in biefer 
Beziehung angeführt. Diefe Autorität ift mir im ber 
That außerordentlih von Belang, und ich glaube, daß 
dieſes ganze Gebiet eine wirthhhaftliche Aufſchließung 
wirklich nur finden kann, wenn die Eiſenbahn gebaut 
wird. Erſt dann können zahlreihe Landesprodukte 
fern der Küſte gebaut werden, erſt dann können 
Plantagen angelegt werden, die dann dieſe Eiſenbahn 
alimentiren, und es iſt durchaus eine falſche Frage— 
ſtellung, wenn man jetzt fragt: wo find denn die Landes: 
produfte, wo find denn bie Plantagen, die nad der Hüfte 
verfrachten follen und wollen? Dieje find eben jo lange 
nicht möglich, als eine Eifenbahn nicht befteht. 

Endlich aber halte ich eine derartige Bahn für dringend 
erforderlid; gegenüber dem biöherigen Trägerunmejen. 
Ih Habe ſchon wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, 
daß jeinerzeit der Reichskanzler Graf Gaprivi es war, ber 
biefes Trägerunweſen in dem düſterſten Farben jchilderte. 
Meine Herren, es handelt fih um 80000 Menfchen, die 
unausgejegt zwifchen der Hüfte und dem Seeengebiet hin 
und her fluftuiren, Die jelbft, wenn fie überwadt werden, 
bis jetzt wenigitens es herbeigeführt haben, daß bie 
Karawanenſtraße entvölfert worden ift, weil jeder 
Landbewohner ſich natürlich gern den Nequifitionen diefer 
Karawanen entzieht. Kurz, die einſache Thatſache des 
Borhandenfeins diefer Karawanen tft jetzt jo ſchädlich für 


Dies wirb (D) 





(Dr. Safle.) 


(A) bie Weiterentwidelung des Schutzgebietes, daß dad an 


ch ſchon ein Grund für den Bau der Eifenbahn fein 
muß. Aud bier it Urfahe und Wirkung verwechlelt 
worben, wenn der Herr Abgeordnete Richter eine befondere 
Dichtigkeit des durchzogenen Gebieted vermißt. Ja, meine 
Herren, biefe Dichtigkeit der Bevölkerung faun an ber 
Starawanenftraße fo lange nicht entftchen, folange nicht 
biefe 80000 Menſchen, bie hin» und herfluthen, abgelöft 
werben durch eine Gifenbahn, bie ihnen bie Sicherheit 
ihres Lebens und Eigenthunms gewährleiftet 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
und, was das entiheidende ift, ihnen doch auch noch 
wirthihaftlihe Bortheile bietet. IH erwarte auf das 
beftimmtefte, daß, jobald die Eiſenbahn gebaut wird, 
ebenfo, wie es ja aud) ſonſt in der Welt vor fid) gegangen 
ift, —— und Hunderttauſend dieſer Landbewohner 
der Eiſenbahn näher rücken. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Dann wird die Dichtigfeit der Bevölkerung eintreten, bie 
in biefem Augenblid mit Recht der Herr Abgeordnete 
Richter vermißt. 

Der Herr Stollege Richter hat dann gefagt, er babe 
fih gewundert, daß der Herr ar ng bei Be: 
iprehung ber Konkurrenz nicht aud auf bie Konkurrenz 
ber Hongobahnen hingewiefen babe. Ich glaube in 
der That, er hätte au auf dieſe Konkurrenz hinweiſen 
fönuen; denn diefe Bahn in Verbindung mit der großen 
Waſſerſtraße des Kongos ift allerdings vom größten Be: 
lang für die Berfehröverhältniffe und damit für die 
ganzen wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Hinterlandes 
unſeres Schutzgebietes. Das Elfenbein, das überhaupt 
noch dort gewonnen wird, ſtrömt jetzt den Kongo herab, 
wird auf der Eiſenbahn verfrachtet und unſerem Gebiet 
entzogen. Es kann ihm wieder zugeführt werden, wenn 
wir ein Verkehrsmittel beſitzen, das mit der Kongobahn 


(8) in Konkurrenz treten kann. 


Dann hat der Herr Kollege Richter mitgetheilt, daß 
ber Berfehr auf diefer Linie jegt etwa 500 Tons betrage, 
der DOberftleutnant Gerding in feiner Berechnung aber 
von 12000 Tons ausgehe. Gr hat den Nachweis ver- 
mißt, dab dieſes Gebiet bereits bie nöthigen Frachten be— 
fige, um eine Eifenbahn zu ernähren. Das hat mid außer: 
ordentlih am die Neben erinnert, die im Anfang ber 
breißiger Jahre in Deutichland gehalten wurden, als bie 
Eifenbahnen eingeführt wurden 

(fehr gut! rechts), 

und fie erinnern mid au die Ausführungen, bie in ben 
fünfziger bis fechziger Jahren in Norbamerifa gemadt 
wurden, als es galt, die große, viel phantaftiichere Eijenbahn 
quer burd ben norbamerifanifhen Kontinent zu bauen, 
bie Bacific-Eifenbahn. Ih glaube, dort wären der— 
artige Ausführungen aud) noch mehr am Plage geweſen 
ald Hier, wo es fi zwar nicht um die Durchquerung 
eined bichtbevölferten Landes handelt, aber immerhin 
eined befiebelten und befannten Landes, was in 
Nordamerika ähnlich wohl nicht der Fall war. Ich bes 
zweifle feinen Augenblid, dab die 500 Tons fi in 
12000 verwandeln können, wenn die Eifenbahn gebaut 
wird. Mathematiſch gewährleiften kann das natürlid) 
niemand bei einer derartigen Zukunfſtsberechnung. 

Das muß ich allerdingd dem Herrn Kollegen Richter 
einräumen, daß bie Ertragäberedhnungen, bie jegt 
aufgeftelt worden find, nidht einwandfrei find. Es 
hat auf mid; gerabezu komiſch gewirkt, wenn der Oberit- 
leutnant Gerding am Schluffe feiner Ertragöberehnung 
und nachzuweiſen fucht, daß dieſe Eiſenbahn in ſehr 
furzer Zeit fünf — und dann führt er brei verfchiebene 
Dezimalen auf — —— Rente en werde. Ich 
meine, wer zu viel beweifen will, beweiſt nichts. Wir 
haben ja übrigens Aehnliches in diefem Hohen Haufe erlebt, 
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als und feinerzeit beim Bau bed Norboftfeelanald feitens (C) 


des damaligen Staatsjefretärs Herrn v. Boetticher cine 
ähnliche Rechnung gemacht wurde, wo auch die Rente bis 
auf bie britte —— nachgewieſen wurde. Nun, Sie 
wiſſen alle, daß wir heute noch Zuſchuß zu dem Betriebe 
dieſes Kanals zu zahlen haben. Aber niemand wird be— 
reuen, daß der Nordoſtſeekanal gebaut worden iſt. So 
meine ich, daß man hier nicht zu viel verlangen ſoll, 
aber auf ber anderen Seite auch nicht zu viel bieten ſolle 
in ſolchen Wahſcheinlichkeitsberechnungen. 

Herr Richter hat dann die zu bauende Eiſenbahn an 
ber Hand einer auch wieder viel zu ſanguinen Literatur 
in Vergleich geftellt mit den engliſchen Eifenbahnen in 
Indien. Es ift in der That durchaus unrichtig, Oft: 
afrifa mit Indien zu vergleiden, und id kann auch 
benen nicht beipfligten, die jetzt ſchon davon fabuliren, 
daß Oftafrifa für und etwa ein Indien werden könne, 
Auch hierin ift das Zupielbehaupten der Sache entſchieden 
abträglid. Aber warum Hat denn der Herr Stollege 
Richter diefe zu bauende Bahn nicht mit den anderen 
afrilanijchen Bahnen vergliden, mit ben vielen großen 
Eifenbahnen, die England im Süden und Norden gebaut 
hat, und die felbft das außerordentlid wenig leiftungs- 
fähige Portugal im Often und MWeften diefed Kontinents 
angelegt hat? Das ift dod allein ein Maßſtab des Ver— 
gleid)8, und da würde Herr Nichter gefunden haben, daß 
dieſe von ben Engländern und Bortugiefen und aud von 
ben Franzoſen gebauten Gifenbahnen Gebiete durchqueren, 
bie biel weniger verjprechend find und waren, al3 unfer 
Deutih:Dftafrifa if. Denn das möchte id) doch aus— 
ſprechen, fo unbelannt tft es erftend nicht, wie e3 bar: 
geitellt worden it. Es find feineöwegs, wie ber Herr 
Kollege Müller (Fulda) behauptete, nur die erften 54 Kilo— 
meter der Trace „abgeritten” worben; nein, auf ber ganzen 
Linie und über diefe hinaus auf der Harawanenlinie be- 


wegen fich mindeſtens wöchentlich Europäer, ganz abgefehen (D) 


bon jenen von mir angezogenen 80000 Eingeborenen. 
Ich gebe zu, daß die weitere Trace nicht in dem Maße 
befannt ift, wie e3 hier in Deutichland zu geſchehen pflegt, 
ehe man eine Eifenbahn baut. Aber fo unbekannt ift 
das ganze Land und die Trace doch aud) nidht, wie es 
bier behauptet wurbe. 

Was dann die Möglichkeit anbelangt, aus dem Lande 
etwas herauszuholen, fo it die Möglichkeit naturwiffen: 
fchaftlih gegeben. Es giebt fehr große Gebiete dieſes 
Landes, die im Hödften Grabe vielverſprechend 
find, die aber nicht aufgefhloffen werben, folange eine 
Eiſenbahn nicht beiteht. Daneben giebt es allerbings 
ungewöhnlid ausgedehnte Steppengebiete und andere 
Gebiete, aus denen nichts geholt werben kann. Diefe 
legteren Steppengebiete pflegen nun von ben Geguern 
unferer Kolonialpofitif immer ind Gefecht geführt zu 
werden und als typiſch für Oftafrita behandelt zu werben, 
was chen in alle Wege nicht der Fall ift. 

Herr Richter hat mun gefragt, weshalb denn Eile 
noth thue, und hat dieſe Frage für ſich verneint. Ich 
bin mit der olonialverwaltung der Meinung, daß in der 
That Eile noth thut. Erſtens glaube id), daß dieſe 
Eile erforderlich ft, um Geld zu jparen. Wir werben, 
wie ich fchon in anderem Zufammenhang andeutete, an 
den Ausgaben für unfere Schugtruppe in Deutſch-Oſtafrika 
fo viel fparen, daß mindeitens die Zinfen dabei heraus: 
fommen. Ih meine, daß nod ganz andere Summen 
erjpart werben könnten. Endlich kann aber body nicht 
abgeftritten werden, daß bie Konkurrenz in ber That 
für und eine dringende ift. Die Engländer bauen, und 
zwar auf Staatätoften, nördlich von unferem Schußgebiet 
eine Gifenbahn, die uns nördlid umflammert, und 
die don mir ſchon wiederholt ald wenig leiftungsfähi 
bezeichneten Portugiefen haben ed fertig gebradt, — 

321 


2348 Reichstag. — 81. Sthung. Mittwoch den 24. April 1901. 


(Dr. Saffe.) 


(A) im Süden dies zu them Es liegt in ber That eine 


Gefahr vor, und es ift die höchſte Zeit, dab wir endlich 
mit biefem Bahnbau beginnen. 

Die Sache darf dod auch nicht fo dargeftellt werben, 
als habe fih mur ab und m einmal jemand mit biefen 
Studien beſchäftigt. Es find ſeit 10 Jahren doch recht 
belangreihe VBorftudien gemacht worden. 

Wenn dam der Herr Kollege Miller (Fulda) gejagt 
Ir e3 gäbe in Deutſchland Hunderttaufende von deut: 
hen Bauern, die vergebens auf eine Eiſenbahn 
warteten, man folle doch deren Gifenbahnbebürfniß erft 
befriedigen, ehe man am die Afrifaner denke, jo muß id 
dod) darauf aufmerfiam machen, dab dad Deutiche Reich 
feine Eijenbahnen baut. Wir haben es hier nur mit 
Eifenbahnbanten für Eljaß-Lothringen und einigen mili— 
täriſchen Eiſenbahnen zu ihun. Der Deutſche Reichstag 
kann dafür nicht verantwortlich gemacht werden, wenn 
die eine ober andere Staatseinſenbahnverwaltung ben 
— irgend eines Thale eine Eiſenbahn vor- 
enthält. Ich möchte mich bier einmal als befferen 
Menfchen oder wenigſtens als ben Bewohner eines beſſeren 
Landes hinftellen. In Sachſen gefchieht dad von Herrn 
Miller Gewünfchte in ansgebehntem Maße, vielleicht im 
Uebermaße, nämlich, daß man jedes Dorf und jedes Ge— 
birgsland mit einer Eiſenbahn verfieht. Ich — der 
Herr Abgeordnete Müller (Fulda) iſt auch Mitglied des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes, und er wird dort das 
Forum haben, Ni barüber zu beklagen. Hier im Reichstag 
haben wir fir Neihözwede zu forgen, und wenn in ben 
Reichskolonien Eiſenbahnen ———— werden wir 
fie zu bauen haben. Wenn der Herr Abgeordnete Müller 
(Fulda) heute bie ey e bed Reiches grau im grau 
gemalt hat, jo fteht das im Widerſpruch zu feinen eigenen 
Ausführungen zu anderen Zeiten und an anderer Stelle. 

Nun ih hente wieberum die Frage aufgeworfen, ob 


(B) Neihsbau ober Privateiſenbahnbau. Ich bin für 


meine Perfon Anhänger ded Reichsbaues und zwar aus 
denjenigen Erwägnugen, bie ja in Deutſchland felbft zum 
Uebergang vom Privatbahnbau zum Staatöbahnban ge: 
führt haben, aber auch aus anderen Gründen. Ich bin 
ber Meinung, daß das Reich am beſten für feine 
Herrihaftsausübung forgen würde, wern es die Bahn 
felbft baute und betriebe. Sie willen ja, was für Ge: 
fahren in Südweſt-Afrika vorliegen. Es wäre gewiß 
zwedinäßig, hier das größte Mißtrauen an ben Tag zu 
legen ımd bie Hand anf die weitere wirthidhaftliche und 
politiiche Gntwidelung des Landes zu legen. Es follte 
fir ben Reichsbau aber auch noch weiter ſprechen, daß 
derielbe ebenfo wie in Deutſch-Südweſt-Afrika durch bie 
Gifenbahnbrigade angeführt werben könnte. Dort iſt 
befanntlich die Gifenbahn von Swakopmund nad Wind: 
hoek durch die Eiſenbahnbrigade ausgeführt worden und 
wird ansgeführt. Ich halte derartige Vorſtudien aus 
militärifhen Gefichtspunkten für amßerorbentlid nützlich 
und halte es auch für müglih, wenn unferer Gifenbahn: 
brigabe Gelegenheit geboten würde, irgendwo größere 
Erfahrungen zu fammeln, bie fie im Inlande micht 
fammeln kann. Ich würde beshalb ein Lehrgeld hierfür 
auch nicht fo fehr bedauern. Aber die ganze Frage fteht 
niht mehr zur Grörterung. Der Neihätag hat ſich 
bereit8 dahin entjchieden, daß er Reichsbau nicht wilnfche, 
und fo bleibt in ber That nichts anderes übrig, als daß 
ber Herr Reichskanzler die Refolution des Reichstags 
ausführt und und eine Vorlage macht, die Eiſenbahn 
durch eine Privatgeſellſchaft ausführen zu ige 

Für dieſe legtere fpricdht in ber That auch wiederum 
eine ganze Reihe jahliher Gründe. Erftlih fann nicht 
geleugnet werden, daß bie Privatinduftrie bereits über 
viel mehr erfahrene Ingenieure verfügt als bie 
Reichsberwaltung. Viele beutfhe Banken und Gefell- 


haften Haben im Auslande ſchon Eifen 
laſſen, und dieſe Menſchenkräfte erfter Klaſſe ftehen ihnen 
zur Verfügung, und was dad Entſcheidende iſt, die Ge— 
fellichaften können fie auch bezahlen, das Reich kaun ſolche 
Herren nicht fo bezahlen gegenüber den anderen Reichs- 
beamten. Es ſpricht auch ferner für diefen Bau, daß es 
in hohem Grabe wünſchenswerth ift, daß fi mmier 
Privatfapital gewöhnt, in unjeren deutſchen Schutz- 
ebieten irgendwelhe Unternehmungen zu machen. 
ier in dieſem erften Unternehmen ift die Privatindnfirte 
in der glücklichen Lage, daß das Riſiko zum größten Theil 
oder, wie im hohen Haufe behauptet worben ift, ganz vom 
Neihe getragen wird. Immerhin bethätigt ſich bie 

ivatinduftrie auf diefem Gebiete, und das ift in hohem 
rade ——— eilich bin ich mit Herrn 
v. Waldow der Meinung, daß bie Frage, ob Privat: oder 
Reichsbahn, fpäter erneut an uns berantritt, und ich 
prophezeie — er hat e8 nicht gethan —, baß die Frage 
fpäter einmal bejaht werben muß, nämlich bie Frage, 
diefe Bahnen im Reichdbahnen zu verwandeln. Somit 
fomme ich mit ihm zu der Forberung, daß ber und vor— 
gelegte Vertrag jedenfall nad der Richtung — 
werden muß, daß er in einer abſehbaren Zeit ben Rüdfauf 
durch dad Reid; ermöglicht. 

Ich wende mich nummehr zu dieſem uns worgelegten 
Bertrage. Meine Herren, ih will ganz offen befenmen, 
daß ich von Anfang diefem Vertrag hehe fteptifch 

egenüber geftanden habe. Aber bei gründlichem Stubium 

babe ih mid; mehr und mehr mit ibm befreunben 
fünnen. Ich theile aber eine ganze Neihe derjenigen 
Ausftellungen, die befonder8 Herr von Waldow gemacht 
hat; aber wir brauchen uns um fo weniger darüber zu 
ereifern, als der Herr Kolonialdireftor in Ausficht ſtellen 
fonnte, daß die meiften dieſer Bedenken Berückſichtigung 
finden können in einer Abänderung bed Bertraged, wie 
er ja aus der Butgetkommiſſion hervorgehen wird. 

Ich meinerfeit3 möchte über das von Herrn v. Wal: 
bow Gefagte Hinaus noch bemerken: ich vermiſſe in $ 3 
der Honzelfionsurfunde alle und jede Bedingung in Bez 
auf die Qualität ber Bahr. Es iſt mer gefagt, daß fle 
eine R riet e Spirrweite haben joll; aber Bedingungen über 
die Mindeftleiftung in Bezug auf ben Inter: und Oberbau, 
im Bezug auf die Schienen und anderes find zu bermifien, 
und ich glaube, dab gar fein Bedenken vorliegt, derartiges 
in den Bertrag hineinzunehmen. 

Auch Herr v. Waldom hat Schon geſagt, daß es 
durchaus mothwenbig ift, eine Sicherheit dafür zu ſchaffen, 
baß in der allerbings kaum abjehbaren Sr in ber dieſe 
Eiſenbahn an das Neid zurüdfallen fol, fie ſich in 
normalem Zuſtande befindet; mit anderen Morten, es fft 
nothwendig, daß der Herr Reichskanzler in größerem 
Make, ald es gi it, einen Ginfluß gewinnt auf 
den Erneuerungs- und den Refervefondd. Aber auch dies 
wirb wohl zu erreichen ſein. 

Ich vermiffe weiter in der Monzeffion ober außer: 
bald derfelben irgend welche Zufiherung ber zu errich— 
tenden Geſellſchaft, daß fie nicht in dem erften ſchwierigen 
Jahren in einen gewiffen unlauteren Wettbewerb mit den 
Plantagen eintreten wird. Meine Herren, für bie 
weitere Zukunft Tiegt der Eiſenbahnbau — im 
Intereffe der Plantagen, das tft ſelbſtverſtändlich, auch 
ſoweit die Arbeiter in Betracht kommen; denn jene 
80 000 Menſchen, die bis jetzt dieſen Transport ber- 
richten, werben dann frei und werben in ben Plantagen 
arbeiten fünnen. Aber im Anfang wirb bei ber ber- 
hältnißmäßlg geringen Dichtigfeit der Beyblkerumg 238 
Oſtafrikas doch wohl in der That eine kleine 
entſtehen aus dem Wettbewerb zwiſchen dem Gifenbahn: 
bau und ben Plantagen. Hier wird wohl auf das vor⸗ 
handene Beftehenbe, nämlih auf die beftchenden Plan: 


nen bauen (0) 


(D) 
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iagen eine gewiſſe billige Rückſicht zu nehmen fein, bie 


wohl auch ſichergeſtellt werden kann. 

Endlich, meine Herren, die Landkonzeſſionen. 
Sie willen, daß ich, ſoweit Kamerun in Frage konmmt, 
ein ausgefprochener Gegner ber Groß-Konzeſſionen bin; 
ich unterftreiche hierbei das Wort „Groß*. Ih meik 
aber auf der anderen Seite, daß ohne noch größere 
Jnanſpruchnahme der Mittel des Reichs eine ſolche Bahn 
faum gebaut werden kann, wenn man ihr nicht Land— 
fonzeffionen einräumt. Es liegt auch bier eine gewiffe 
Wechſelwirkung vor zwiſchen dem Anfporn, in dieſem 
konzeſſionierten Land nun etwas zu unternehmen, und 
zwiſchen der Entwicklung der Eiſenbahn. Aber ich 
möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß ein großer 
Theil desjenigen Landes, das der Eiſenbahn eingeräumt 
werden ſoll, überhaupt nicht aus Reichsmitteln gewährt 
wird, ſondern dieſes Land iſt bei früherer Gelegenheit 
ber oftafritanifchen Geſellſchaft überlaffen worben, unb 
dieſe ift aus guten Gründen bereit, einen Theil biefes 
Landes zu zediren. Alſo, die Belaftung des Reichs durch 
dieſes Landkonzeſſionsweſen ift gar nicht fo belangreich, 
wie dieſes vielleicht ſcheinen könnte. 

Was num bie wichtige Frage anbelangt, ob es fein 
Bewenden bei den 24 Millionen haben ſoll, oder ob viel- 
leicht nur 20 Millionen oder irgend eine andere Summe 
fonzebirt werben folle, jo bebaure id, daß bis jetzt eime 
rihtige Frageitellung überhaupt nod nicht beliebt 
worben ift. Es ift immer fo hingeftellt worden, als ſei 
bad eine Konfortium bereit, biefen Gifenbahnbau für 
24 Millionen zu machen, und das andere Konſortium für 
20 Millionen. So liegt die Sade ja gar wit. Weber 
bad eine noch das andere Konſortium will bad Riſiko 
übernehmen, mit 20 oder 24 Millionen oder mit einer 
beliebigen Summe auszukommen; weber das eine noch 
das andere Konſortium will aus Eigenem ben Mehrbebarf 


8) leiſten und das Mindere ald Gewinn einfteden. So liegt 


es gar nicht, fondern es handelt fid) einfad darum, daß 
bad eine Konfortium bereit ift, eine neue Geſellſchaft 
zu bilben mit einem Gefelichaftsfapital von 24 Millonen 
unb eine andere mit einem Geſellſchaftskapital von 20 
Millionen. Das eine Honfortium hält eine ſolche Geſell— 
[haft für Febensfähig mit 24 Millionen und das andere 
mit 20 Millionen. Wenn man bie frage fo ftellt, dann 
wird es ziemlich gleihgiltig fein, welches Konſortium den 
Zufölao erhält, vom Standpunfte ber Konſortien nämlich. 
ie Sadje wirb aber eine ganz andere von unferem 
Stanbpuntt aus. Wo haben wir denn eine größere 
Gewähr für bie fünftige Lebensfähigkeit dieſes Unter⸗ 
nehmen? —— wir fie nicht bei dem größeren Kapital? 
Die Sache ift ja außerbem nod offen, ob dieſe künftige 
Geſellſchaft mit 24 Millionen auslommt. Es ift doch 
nur zweierlei möglid: entiweber fie braucht die 24 Millionen 
nicht, ober fie reicht nicht damit. Tritt das Grftere ein, 
fo wird bie ganze Differenz in Reſerve geftellt und, meine 
Ta — bad bitte ich doch bei ber allgemeinen Beur- 
eilung ber Frage jehr zu beachten — biejed Geld bleibt 
dann in Reſerve, in Konſols angelegt und fteht zur Ver: 
fügung. beö 75 Unternehmens. Aber — und das 
ift das Eniſcheidende — dieſe Differenz braucht ja von 
uns wicht verzinft zu werben, ich will jagen, burd bie 
indgarantie des Reichs bebedt zu werben. Die Frage 
st dann nur jo: fol man dieſer neuen Gefellihaft unter 
Beauffihtigung des Neichöfanzlerd die Möglichkeit ein- 
räumen, über fo eine Summe bon 3 bi3 4 Millionen 
etwa zu berfügen? Ich glaube, an fi könnte man vom 
Standpunkte des Reichstags aus dieſes Riſiko durchaus 
gern laufen. 
Nun aber die andere Möglichkeit. Wenn die 
Geſellſchaft weder mit den veranſchlagten 16'/, Millionen 
noch 18'/, Millionen noch gar mit ben 24 Millionen 
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ausfonemt — was banı? a, dann muß ber Reichstag (C) 


bod wieder in den Sädel greifen, dann muß er wieber 
eine neue Zindgarantie bewilligen, uud dann ſpitzt ſich bie 
Sade baranf zu: wollen wir bie SFinanzoperation 
jegt in einem machen, ober wollen wir fie in mehrere 
Theile zerlegen? Ich bin nun ber Meinung, daß jest 
bie Stonjunktur eine gute it. Wir können ben ganzen 
Betrag finanziren in einem Augenblid, wo ber Geldmarft 
nicht erſchüttert ift; aber wir wiſſen nicht, wie die Sad: 
lage etwa iu 4 $ahren it, wenn man dann erneut bie 
Trage aufwerfen müßte. Alfo, bie Sache mag ausgehen, 
wie fie will, — id) nehme an ber Höhe biefes Kapitals 
durchaus feinen Anftoß; es ift die Hohe des Kapitals 
für mich weiter nichts als eine Sicherheitsprämie für 
bad Gelingen deö Unternehmens. 

Nun Hat man, meine Herren, von berichiebenen 
Seiten beanftandbet, daß der Zufhlag, wie man es 
nennt — id) beftreite bie Berechtigung dieſes Ausdrucks —, 
erfolgt ift an eine Gefellfchaft, ber gegenüber die Kolonial- 
verwaltung ſich dadurch ee at, daß jenes Kon— 
fortium oder jene Gefelfhaft bie früheren Vorarbeiten 
bezahlt hat. Ich beftreite vorläufig nur die Nichtigkeit 
ber genannten Zahlen und die Nichtigkeit der genannten 
Anführungen; aber ich unterlaffe ed, auf die Sadıe ein- 
zugehen, da von zuftändigfter Seite dieſe Sache zuredjt- 
geftellt werben wird. Es liegt eben wejentlid anders. 

Meine Herren, ih fomme zum Schluß und bitte Sie, 
Ihre Vertreter in der Bubgetlommilfion doch mit einem 
wohlwollenden Mandat auözuftatten, Ihren Freunden 
und Bertretern zwar ben Rath mitzugeben, bie einzelnen 
Bedingungen, die geftellt find, zu verbeflern, die Verträge 
zu prüfen und bie Intereflen und Rechte des Reiches zu 
wahren, aber body mit dem ausgeſprochenen Auftrag, 
unter allen Umftänden etwas Brauchbares zu 
Stande zu bringen. Es ift in ber That Gefahr im 
Berzuge; e3 ift höchſte 
Bau einer Eijenbahn in Oftafrifa beginnen. 

(Lebhaftes Bravo bei deu Nationalliberalen.) 

Vizepräfideut Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort 
bat ber Herr Abgeorbnete Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeorbneter: Meine Herren, mit Aus: 
sahme ber Ausführungen, welde ber Herr Vorrebner über 
bie Einzelheiten des Vertrages gemacht hat, und auf bie 
id) noch zurüdfommen werbe, kann ic) feinen Ausführungen 
im allgemeinen nur zuftinimen, und ich werde mid des— 
halb den übrigen Reduern zuwenden, mit denen ich mehr 
Differenzpuntte habe. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat es bem Herrn 
Reichslanzler verbadt, daß er heute in unfere Sigung 
nefommen ift und zum erften Mal jeit ben Zeiten 
Gaprivis als ——— für eine koloniale Forderung 
eingetreten iſt. Ich meine, wir lönnen dem Herru Reichs— 
fanzler bafür nur banken; ich begrüße ed, und ich glaube, 
baß e3 weite foloniale Kreiſe mit Freude begrüken werben, 
daß ber Herr Reichskanzler wiederum cin Intereſſe für 
die foloniale Entfaltung bewiefen Hat, und daß er im 
Gegenfag zu den von dem Her Abgeordneten Bebel be— 
eihneten Leitern unſerer Politik auch Afrika feines 

nterefled für werth erachtet. 

Wenn ber Herr Reichskanzler damit feine Aus— 
führungen begonnen bat, daß er die Wichtigkeit und Be— 
deutung bed Bahnbaues in DOftafrita hervorgehoben hat, 
fo fünnen wir ihm aud darin nur zuftimmen. Mit Be 
[riebigung habe ich eö gehört, daß ber Herr Reichskanzler 
ben Vertrag, wie er und 1 vorgelegt ift, mur als 
Grundlage bezeichnet hat, auf ber der Bahnbau vielleicht 
u Stande fommen wird. Auch darin folge ih ihm. An 
en Einzelheiten des Vertraged babe ich aud) vieles aus: 
—— aber auch ich habe die Hoffnung, daß wir in der 

udgetkommiſſion fommen werben, auf dieſer 
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(A) Grundlage etwas zur Ausführung zu bringen, das der 


Mehrheit des Reichstags entfpreden wird. 

Nun, meine Herren, hat bie Debatte und haben 
namentlih die Ausführungen des Herrn Abgeorbneten 
Müller (Fulda) und des Herrn Kolontaldireftor3 und ein 
Bild vorgeführt, das nad mander Richtung klärend ge 
wirft hat, und daß und ein Berftändniß für das Zuftande- 
fommen dieſes eigenartigen Bahnvertragd wohl geben 
fonnte. Der Herr Kolonialbireftor hat und gefagt, daß 
er „bie Künſte ber Ueberredung habe walten laffen”, ala 
er zu ben Banken gefommen ſei, um fie aufzufordern, 
nun biefen Bahnbau zu unternehmen. Ja, meine Herren, 
dad muß ja jeder anerkennen: durch das Verhalten des 
Reichstags ift die Kolonialverwaltung in eine Nothlage 
gekommen, und das muß wejentlich mit ald Entichuldigung 
für die Ausftellungen gelten, die wir mit Recht an Einzels 
heiten des PBertragg machen. Diejenigen, welde zu 
meinem Bedauern den Staat3bau bei dieler Eifenbahn 
unmöglich gemadt haben, tragen die Verantwortung bafür, 
dab das Kolonialamt, überzeugt von der Nothwendigkeit 
bed Baues, nun ben einzig fih noch bietenden Weg be- 
treten mußte, daß ed nun eigentlih mit gebundenen 
Händen den Banken überliefert war. Und nun haben 
wir aus den Ausführungen des Herrn Abgeorbneten 
Müller (Fulda) erjehen, daß das Bankkonfortium auf 
Grund eined Vorvertrags eine Priorität für fih in Ans 
ſpruch nimmt. Dabei hat der Herr Abgeorbnete Müller 
(Fulda) uns age daß früher die Vorſchläge des Bank— 
fonfortium3 für einen Eiſenbahnbau von dem Vorgänger 
des jebigen Herrn Kolonialbireftord abgelehnt worden 
feien, weil ganz unannehmbare Bedingungen geftellt ge= 
weſen wären. Es wäre nun bon Intereſſe, zu erfahren, 
wie dieſe unannehmbaren Bedingungen damals audgefehen 
haben, ob dieſe Bedingungen noch über die des jegigen 
Vertrags hinaudgegangen find, oder ob es biefelben waren, 


(B) und ob man jegt für annehmbar hält, was früher als 


unannehmbar galt. 

Meine Herren, die Darftellung des Herrn Abgeordneten 
Müller (Fulda), daß man mit 45: bi$ 47000 Mark ſich 
diefen Vorvertrag gefihert habe, läßt mid bod) aus— 
ipreden, daß man hier wirklich feitend ber Kolonial⸗ 
verwaltung — der jegige Herr Stolonialbirektor ift ja 
dafür nicht verantwortliid — für ein Linfengericht die 
GErftgeburt unſeres Eiſenbahnbaues verfauft hat, und ih 
fann Herrn Müller (Fulda) nur darin zuftimmen, wenn 
er verlangt, daß bier Wandel gefchaffen werbe, und daß 
das Neid fih von diefer Bedingung befreit. 

Nun ift ja jelbitverftändlidh, daß, nachdem biefer Vor— 
vertrag befannt geworben ift, das zweite Syndikat nicht 
mehr bereit war, eine Offerte zu machen. Das zweite 
Bankſyndikat wollte fih nicht zum Billigmacher hergeben. 
Daß das zweite Bankſyndikat aber am ſich bereit ift, bie 
Aufgabe zu übernehmen, davon find wir alle vollfommen 
überzeugt, die an den Vorverhandlungen betheiligt ge: 


wefen find. 
Nun, meine Deren hat uns ber den Kolonial- 
bireftor gefagt, daß bei den ganzen Verhandlungen fidh 
die Banken nit durch Gewinnabfihten Ieiten Ließen, 
fondern aus patriotifhen Gründen der Sache näher ge= 
treten find. Das wirb ja gar nicht verlangt. Die 
Bankterd find Geſchäftsleute, es handelt fih um ein 
Geſchäft, und fie follen dabei ihren geihäftlihen Stand— 
punkt wahrnehmen. Daß das Banflonfortium nicht ohne 
Gewinn bei diefer Sade vorgegangen ift, das beweift 
bob, daß bon anderer Seite erheblich günftigere Be— 
dingungen für annehmbar erklärt werden. 

Meine Herren, id kann die Ausführungen des Herrn 
Dr. Haſſe nicht gutheißen, daß bei der Bemeflung bes 
Kapitals auf 20 oder 24 Millionen es fich lediglich 
darum handle, ob größere Reſerven zurüdbehalten werben 


oder nicht, daß alfo man vielleicht bei einem Kapital von 
24 Millionen fogar beffer fahre. Nein, ber Unterſchied 
zwifchen ben 20 und ben 24 Millionen liegt doch in ganz 
anderen Imftänden; ber liegt namentlich in der Bemeflung 
der Bauzinfen. 

Ih möchte nun gegenüber dem Herrn Stolonials 
bireftor doch — ich wollte e3 mir verfagen, auf bie Einzel- 
heiten bed Vertrages einzugehen, nachdem aber ber Herr 
Kolonialdireftor glaubte darthun zu müſſen, daß das 
Bankfonfortium bei dem Vertrage ein Nifito übernähme, 
und uns die Zahlen biefes Riſikos vorgeführt Hat — 
bod meine Bedenken nad biefer Richtung Hin geltend 
machen. Der Herr Stolonialdirektor fagte, die Banken 
übernähmen die Aktien dieſes neuen Unternehmens zum 
Parikurſe, alfo zu einem höheren als dem Kurswerthe 
eines breiprozentigen Staatöpapierd. Die Differenz, bie 
verloren gebt, wenn etwa fein Betrieb ber en eintritt, 
bildet das Riſiko. Man fünnte höchſtens noch hinzufügen, 
die Rüdzahlung mit 120 ftellt fi auf 4'/, Prozent; das 
macht, einen KHurd von 87 angenommen, einen Kurs 
von 92, Ya, Herr Kolonialbirektor, follte es Ihnen nicht 
befannt fein, daß die Banken die Abfiht haben, dieſe 
Papiere mit 1041/, zur emitttren, die nad) Ihrer Auffaffung 
einen Werth von 92 hätten? Das würde den Banfen 
fein Menſch dafür geben, wenn der Werth wirflih nur 
92 wäre. Aber der Werth ift wirklich ein viel höherer. 
Der Herr Solonialdireltor überfieht, daß während der 
eriten 5 Jahre die Verzinſung nicht 3, fondern 4 Prozent 
if. Das macht einen Zufhlag von 5 Prozent zu 92. 
Dann aber überfieht der Herr Kolonialdirektor zwei ind 
Gewicht fallende Umſtände, einmal, daß bie Rüdzahlun 
mit 120 vom Reiche garantirt it. Menn man fi 
Konſonls kauft, ift man jeglihem Kursverluſt ausgefegt; 
fauft man aber bied Papier, fo ift die Rüdzahlung mit 
120 garantirt, was einen Unterſchied macht, den fich jeder 
Kapitalift in Prozente umfegen wird. Bei Konſols muß 
id mir auch jeglihe Konverfion gefallen laſſen im Lauf 
ber Zeit; bei diefem Papier aber bin ich über 90 Jahre 
bor jeder Sonverfion geihüst. Alſo auch ohne jebe 
Chance des Gewinnes in Afrika find diefe Papiere mehr 
werth ald den Nennwerth; die Chancen in Afrifa find 
ein rg lus. Unter diefen Bedingungen 
bier braucht es feinen Patriotismus, um Gifenbahnen in 
Afrifa zu bauen; da fann man eventuell auch Bahnen 
nad dem Monde bauen. 

(Heiterfeit.) 

Der Herr Mbgeordnete Bebel meinte, nad bem 
Zeugniß aller, die dad Land kennen, fei es eine Gegend, 
die nie auf Verkehr rechnen könne. Leider ift er und aud) 
nur ein einziges Zeugniß ſchuldig geblieben. 

ehr richtig!) 

Ich bin überzeugt, er ift nicht im Stande, das Zeugniß 
irgend eines Kenners des Landes borzubringen, weldes 
beftätigt, was er fagte. Alle Kenner des Landes find 
gerade für dieſe Eiſenbahn. Wenn er fi auf Herrn 
v. Elpons ftügt, fo hat der Herr Vorredner ſchon nach— 
gewiefen, daß er ben Herrn v. Elpons falſch verftanden 
hat. Diefer hat gegen die Zentralbahn gelämpft. Das 
it aber ungefähr jo, ald wenn man eine ig bon 
Berlin nad Halle damit bekämpfen würde, daß jemand 
fagte, Sübbeutihland eigne fi nicht für Eifenbahnbau. 
Das find denn dod ganz andere Gegenden. Herr 
vb. Elpond war meines Wiſſens auf ber Station in 
Langenburg, alſo in einer Gegend, bie unendlich weit 
bon ben bier in Betraht kommenden Diftrikten liegt; er 
würde ſich jedenfalls fehr wundern, als Zeuge gegen 
biefe Bahn u zu werben. 

Der Herr Vorrebner bemerkte auch ſchon, daß ber 
eifrigfte Belämpfer der Zentralbahn, ber —*55—— 
Hans Meyer, für die vorliegende Bahn mit aller ⸗ 
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(A) fchiebenheit eintritt. Mit Erlaubniß des Herrn Präſi— 


denten verlefe ich feine Worte aus feiner Streitſchrift 
gegen bie Bentralbahn: 
Soll alfo num auf Vorſchlag der Regierung eine 
230 Kilometer lange Bahn von Dar:ed:-Salam 
nad) Mrogoro in Ukami gebaut werben, fo kann 
man biefem Plan im Prinzip mit gutem Ge— 
wiffen zuftimmen. Ohne eine folde kurze Bahn 
werben bie mittleren Berglandſchaften unferes 
Schußgebiet3 nur fehr fhwer nutzbar zu maden 
fein; denn ein Strakenbau dorthin lommt nicht 
in Betracht, weil er, wenn gegen die Negenzeiten 
widerſtandsfähig und bequem fahrbar, faum 
billiger ift als eine einfache —— 
Mit einer derartigen Stichbahn aber wird dieſes 
Vorzugsgebiet vorausſichtlich durch Plantagenbau 
und Handel ſchnell in Blüthe kommen, ſich ſelbſt 
und den Bahnbauern zum Vortheil. 
Das hat der unbedingteſte Gegner der Zentralbahn ge— 
ſchrieben über dieſe Bahn. ch perſönlich hoffe und 
wünſche, daß bie Zentralbahn einmal gebaut werden wird; 
aber diefe Frage fommt bier heute gar nicht in Betracht. 
(Sehr richtig!) 
Mir haben zunächſt eine Bauzeit von fünf Jahren, viel: 
leicht ein Jahr weniger, für biefe Bahn vor und. Während 
biefer Zeit wird fein Menfh an eine Fortjegung ber 
Bahn denken. Wenn die Bahn im Betriebe ift, werben 
wir Erfahrungen fammeln. Sind die Erfahrungen gute, 
dann wird jedermann für eine Fortjegung ber Bahn ein: 
treten; find die Erfahrungen ſchlechte, dann wird niemals 
eine Mehrheit des Neihätags dafür zu * ſein. 
Gewiß, nach einer Richtung hin iſt dieſe Bahn der erſte 
Schritt für die Zentralbahn, aber nad) der anderen 
ua, hin kann es aud der legte Schritt fein; denn 
wenn bie Erfahrungen, bie wir maden, fo ſchlechte fein 


(B) werben, wie bie Gegner bed Projekts annehmen, bamı 


wirb die Zentralbahn gerade durch biefe Stihbahn uns 
bedingt begraben fein. Alfo mit dem Schredgefpenft der 
Zentralbahn foll man uns heute nicht fommen! 

Wenn der Herr Abgeorbnete Bebel in den Morten 
bed Herrn Neichdfanzlerd eine Beftätigung geſehen hat, 
baß wir bier ben erften Schritt zur Zentralbahn machen, 
fo hat er den Herrn Reichskanzler gründlih mißverftanden; 
denn bie Ausführungen bes Herrn Reichskanzlers haben 
— gezeigt, daß eine Verpflichtung, die Zentralbahn zu 
auen, aus dieſer Vorlage nicht hervorgeht; alſo gerade 
das Entgegengeſetzte von dem, was Herr Bebel meinte. 

Nun ſagte Herr Bebel, ja, die Herren Oechelhäuſer, 
Vohfen u. f. w. berechnen bie großen Ergebniffe aus ber 
Bahn; warum greifen fie da nicht felbit in die Tafche, 
warum bauen fie nicht felbft? Darauf möchte ich ant— 
worten, daß zunächſt die folonialen Sreife in bie Taſche 
gegriften haben, und daß, wenn mir einen deutſchen 
olonialbefig haben, es nicht richtig if, daß wir das 
allein dem NReihszufhuß verbanten; denn im Anfange 
ber Bewegung find e3 namentlidy bie kolonialen Kreiſe 
eweſen, welche bie Grundlage gelegt haben, auf der bie 
oloniale Entfaltung überhaupt möglich geworben ift. 
Und, meine Herren, wenn ein größered Stapital jebt 
vielleicht ſpröder nad) diefer Richtung hin tft, fo ift es 
zun großen Theil auf die antitolontale Agitation zurück— 
zuführen, welche den Leuten beftändig zuruft: haltet die 
Taſchen zu! 

Ih möchte mih dann noch der Nede des Herrn 
Kollegen Müller (Fulda) zuwenden. Er hat in feinen 
Ausführungen manches vorgebracht, was ich, ich möchte 
fagen, zu meinem Bebauern gutheißen muß, namentlich 
dad, was er über ben Bahnbau in Deutichland geſagt 
at, über den Zufammenhang ber viel zu langjamen 

lung und ber bereditigten lagen über ben Bahn 
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bau bei und. Ich möchte allerdings die Worte des Herrn (C) 
Stollegen Müller (Fulda) dahin einfchränfen: nicht in 
Deutihland, fondern in Preußen; denn er hat ausſchließ— 
lih Preußen im Auge gehabt, Das tft nur gutzuheißen. 
Aber der Herr Abgeordnete Dr. Haffe hat mit vollem Necht 
hervorgehoben, daß wir ja feinen Einfluß auf den Bahn: 
bau in Preußen haben, baß er der NReichögefeggebung 
nicht unterliegt. Ind wenn Herr Müller (Fulda) den 
üblen Einbrud hervorgehoben hat, ben e3 im Lande madıt, 
wenn die Nebenbahnvorlage im Abgeordnetenhauſe etwa 
auöbleiben follte, weil die Kanalvorlage noch nicht erledigt 
ift, fo dann ich ihm nach dieſer Richtung hin nur auf das 
vollſtändigſte zuftimmen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich kann ihm auch im feiner Kritik — ih habe das ja 
ihon zum Theil gethan — des Vorvertrages und in dem 
Wunſche, daß biefer Vorbertrag befeitigt werde, auf das 
volitändigfte zuftimmen. Aber wenn der Herr Kollege 
Müller (Fulda) num meinte, es müßte ein genauer Koſten— 
anſchlag der Vorarbeiten vorhergehen — er hat fid) einem 
Zwiſchenruf gegenüber gewahrt, daß er doch vielleicht 
jelbft die Schuld mit trägt, daß diefe Vorarbeiten noch 
nicht gemacht find, weil im vorigen Jahre die betreffende 
Pofition abgelehnt worden ift —, ja, aber da befinden 
wir und in einem ewigen Zirkel. Im vorigen Jahre 
wurden bie Vorarbeiten abgelehnt, in biefem Jahre die 
Forderung, weil die Vorarbeiten nod nicht da find; und 
wenn bie Vorarbeiten bewilligt find, wer weiß, was ba 
aus ber Forderung werden wird. Ich glaube, daß ein 
Zeitverluft und eine Verfchleppung gerade hier überaus 
beflagenäwerth find. Entweder die Vorlage tft eine bes 
gründete und wird von Nuten fein; dann foll man fie 
gleich; bemwilligen. Oder fie ift vom 1lebel und wirb 
feinen Nuten bringen. Wozu dann erft die Vorarbeiten ? 
Man kann fie gleich ablehnen. Außerdem fann man aber 
bod die Vorarbeiten in Afrika nicht fo mahen, wie man (D) 
fie bier in Deutfchland macht. Die ganzen Bauperhält: 
niffe in einem ſolchen Lande find vollfommen andersartig, 
und gerabe da fann man mad) meiner Anſicht mit einer viel 
rößeren Richtigkeit und Sicherheit auf Grund eines Maß: 
Habes einen Voranſchlag machen, ald das bei und —* 
lich iſt, wo, ich möchte ſagen, das Land viel mehr indi— 
vidualiſirt iſt. Wir wiſſen, es handelt ſich dort um ein 
weites Steppengebiet, das von ber Bahn durchzogen wird. 
Darin liegt ihr Hauptwerth. Die der Küſte zunächſt 
liegenden Gebiete müſſen durch die Bahn durchzogen 
werben, um das bahinter liegende fruchtbare Gebirgs— 
gebiet zu erreichen, wo erft ein umfaffender Plantagenbau 
möglid if. So unbekannt, wie Herr Müller (Fulda) an: 
nimmt, ift übrigens dieſer Weg doch nicht; es geht eine 
fehr begangene Rarawanenftraße nad) Tabora hindurch. 

Der Herr Abgeordnete Müller (Fulda) iſt dann auf 
bie Finanzen zu ſprechen gekommen. Er meint, die Ver— 
hältniffe haben fi geändert, die Einnahmen von ben 
Stempeln, der Poſt, den Zöllen haben fih vermindert. 
Ya, Herr Abgeordneter Müller, die Verhältniffe werben 
fi aber auch wieder nad) der anderen Richtung ändern. 
Mir werben vielleiht durd den neuen Zolltarif erhöhte 
Zölle befommen; die Einnahmen bei der Poſt haben fid 
infolge der Boftreform vermindert; wir haben aber fichere 
Ausfiht, daß ſich das fehr bald wieder ausgleichen wird, 
und bei den Stempeln haben wir fehr häufig geiehen, 
dab Erhöhungen im Anfang zu einer Berminderung 
führten, nachher aber tft eine um fo ausgiebigere Er: 
höhung eingetreten. 

Geftatten Sie, daß ih mid aud) noch der erften 
Rede des heutigen Tages zumende, der Rede bes Herrn 
Abgeordneten Richter, weil fie bisher doch noch redit 
wenig beantwortet worden ift. Der Herr Abgeorbnete 
Richter begann damit, daß er fagte, bie wirthſchaft— 


2a? — 81.© 


(Dr. Urenbt.) 


Reichs 


(4) lihe Grihließung eined Landes könne doch nicht in 


Betracht kommen, eined Landes, das doppelt fo groß wie 
Deutihland iſt; wenn es ſich um eine Bahn bon bloß 
236 Stilometern handelt, wie fann man dba mit bejjen 
Erſchließung anfangen? Ja, Herr Abgeorbneter Richter, 
man muß doch am irgend einer Stelle anfangen. Das 
Urgument von Ihnen paßt deöhalb nicht, weil wir doch 
nur ein Eifenbahufpften, dad das ganze Land erſchließt, 
dann bekommen können, wenn wir einmal an einer Stelle 
einen praftiihen Anfang gemadt haben 
(Sehr rihtig)). 

Wenn man fi dem eriten Anfang wiberjegt, wird man 
überhaupt nicht dazu kommen, ein Gifenbahnfyitem zu er: 
halten, und darüber find wir dod alle einig, dab ohne 
Schaffung eines Eifenbahnfyftems wir an eine Erſchließung 
ber Kolonien im großen gar nicht denken können. Nach 
einer Richtung bin muß ih bem Herrn Abgeorbneten 
Richter allerdingd recht geben; er hat jeine Verwunde— 
zung auögefproden, daß nad ben Beihlüffen und Ber- 
handlungen der Budgetfommilfion bie Vorlage jo ge: 
fommen ift, wie fie fam. Das muß id ja zugeben, daß 
die Annahme ber ganzen Vorlage uns wejentlich erleichtert 
worben wäre, wenn bie Verhandlungen der Budget: 
fommilfion dahin geführt hätten, daß das Stolonialamt 
eine beffere Berüdjihtigung der Reichsintereſſen dem 
Banklonjortium gegenüber erreicht hätte; aber ich habe 
vorhin jhon ausgeführt, Dad Stolonialamt hat fih in 
einer Nothlage befunden. Das hätte indeß doch bas 
Neihsihagamt veranlaffen müffen, wahrzunehmen, daß 
im biefem Vertrag die Jutereſſen der Steuerzahler nicht 

nügend berüdfichtigt find, baB in ber That beredjtigte 
Kusfelungen gegen bie Höhe ber — — zu machen 
waren. Sch ſelbſt Habe vor ſehr langen Jahren im An— 
fang unjerer Kolonialbewegung zuerit, wie id) glaube, ben 
Eiſenbahnbau in Oftafrita durch bie Zindgarantie bes 


(8) Reichd erftrebt. Ich habe in einer Schrift, bie 1886 er- 


fchienen ift, einen dahin —— Plan veröffentlicht, 
aber id; habe damals eine Reichsgarantie von 2 Prozent 
für ausreichend gehalten. Ich glaube, meine Herren, 
daß man doch wohl, wenn mau ben Gewinuhancen und 
der Sicherheit der Reichsgarantie gegenüber ein gewiſſes 
Riſiko von diefer Gefelichaft gefordert hätte — fo wäre es 
doch vielleicht zu erlangen geweſen. 

Auc der Herr Abgeordnete Richter hat fi) dann mit 
dem Herrn Bohlen beihäftigt, weil diefer ja eine Schrift 
für die Eifenbahn gejchrieben hat. Er hat gefagt, Herr 
Vohſen war einmal Konful in Weſtafrika und tft einige 
Wochen in Oftafrifa geweſen — wie fann denn ber über bie 
Dinge urtheilen? Ja, Herr Abgeordneter Richter, jo 
wie jemand, ber gar nicht in Afrika war, kann er vielleicht 
doch aud) urtheilen. . 

(Sehr richtig! rechts.) 

Auch der Herr Abgeorbniete Richter fagte: wer A J 
hat, muß auch B fagen; wenn dieſe Bahn gebaut iſt, 
dann. veriteht ſich die Fortjegung gm von ſelbſt. Nein, 
Herr Abgeordneter Richter, ob die Fortſetzung biefer Bahn 
einmal gebaut wird, hängt von dem Erfolg ber erften 
Strede und der Mehrheit des Reichstags ab, und wenn 
die Mehrheit eines künftigen Reichstags für eine afrifanifche 
Zentralbahn ift, wird fie gebaut werben, gleichviel, ob 
dieſe erfte Strede jegt gebaut wird oder nit. Daun 
hat der Herr Abgeordnete Nichter den ganz eigenthümlichen 
Vorſchlag gemacht, den ganzen Karawauenverkehr erſt 
einmal ftatiftifch aufzunehmen, um h jehen, ob da für 
die Bahn auch der genügende Verkehr iſt. Das ficht ja 
ganz und gar auf der Höhe deſſen, der ben Gilwagen- 
verkehr zwiſchen Berlin und Potsdam berednete und 
daraus ſchloß, daß eine Eijenbahn zwiſchen Berlin und 
Potsdam ein reiner Unfinn wäre. 


(Sehr richtig! rechts. 


Mittwoch den 24. 
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Ueber bie Höhe bed Tarif iſt ja ſchon geſprochen ) 


worben. Man kaun dod) unmöglich VBergleihe mit beufichen 
Berhäliniffen anftellen, und was den Abjak ber Erzeugniffe 
an ber Küſte betrifft, fo fanı man ba bie jegigen Zu— 
ftände gar nicht zu Grunde legen. Wenn bie jegigen 
Zuftände blieben, wäre bie Eifenbahn ein Unfiun; fie wird 
gebaut, weil fie die jegigen Zuftände ändern fol, folglich 
ann man dieſe gar nicht zu Grunde legen, und e3 beweiſt 
aud gar nichts, daß in dem betreffenden Diftrift jegt nur 
ſechs Leute wohnen. Dad ift vollfommen gleidgiltig; 
ed wohnen wenig Zeute dort, weil keine Gifenbahn vor- 
handen if. Wenn erft die Eiſenbahn da fein wird, wird 
auch der Verkehr fommen, werben in bem fruchtbaren 
Gebirge die Plantagen entftehen, und es wird ber Nuten 
eintreten, den wir uns aus dem ganzen linternehmen 
beripredhen. 

Dabei wird immer auf die „ſchlechten“ Erfahrungen 
mit der Uſambarabahn hingewielen. Diefe Erfahrungen 
find feine ſchlechten. Bei biefem Unternehmen, wie bei 
allen neuen Unternehmungen, haben Erfahrungen ge 
fammelt werben müflen; es find im Anfang Fehler ges 
madt worben, wir haben mehr Geld bezahlt; die Bahn 
ift auch nod nicht weit genug gebiehen — die Fortſetzung 
ift leider im biefem Jahre nicht zu Stande gefommen —, 
aber auf jeben Fall ift ſchon heute die wirthſchaftliche 
Entwidlung in Uſambara eine ganz anbere als in ben 
Ulugurubergen. Dort hat ſchon heute der Plantagenbefig 
einen Werth; dort wächſt die Zahl ber Plantagen- 
unternehmungen beitändig, die Produktion nimmt zu. 
Das geht alles nicht mit Siebenmeileuftiefein; das ift 
auch nicht möglih. Wenn wir erwägen, wie kurz uufere 
gene Kolonialentwidiung ift, wie unbefaunt und bad 

nd dor nod nicht zwei Jahrzehnten war, wie wenig 
wir damals in Eolonialen —— Beſcheid wußten, dann, 
muß ih jagen, iſt die Entwidlung doch eine ganz ers 
ftaunliche. 
tretern ber Solonialpolitif, und ich erinnere mid): als vor 
ungefähr 20 Jahren der Zentralverein für Handels- 
eographie begründet wurde, und die erſten Zolonialen 

een verbreitet wurben, da wagte man es nicht, biefen 
Berein „Solonialverein“ En nennen. Als dann einige 
Jahre fpäter der Solonialverein entftand, erflärte man 
die Gründung von Kolonien für eine Aufgabe bed nächſten 
Jahrhunderts. 

Meine Herren, dem gegenüber ſind wir doch ſchuell 
genug vorwärts gelommen und brauchen uns nicht mehr 
n dem Maße wie früher burh bie Ausführungen bed 
Herrn Abgeorbueten Richter über dad ſchlechte Slima, 
über ba3 ie und bergleihen ſchrecken zu laffen. Wir 
wiffen aud, daß das „Anfangsfrankheiten“ find, wenn 
ich fo fagen darf, daß, jolange bie Unfultur dort befteht, 
folange die Europäer unter ſchwierigen anormalen Ver— 
hältniffen leben müffen, fie den Kränkheiten viel mehr 
audgejegt find, wie das auch in allen anderen Kolonien 
ber Fall war, wie 3. B. Sumatra als vollftändiges 
Fieberneft galt. Wenn alfo der Herr Abgeordnete Richter 
von „Stonzertmalerei” ſprach, jo kann ich ihm das zurid- 
geben: er beihuldigt uns, daß wir zu rofig malen, und 
wir find der Meinung, daß er zu büfter malt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun, meine Herren, ein Zaubermittel follen die Eifen- 
bahnen nicht fein, um Schätze hervorzubringen, wo nichts 
it. Wo nichts ift, kann auch die Eiſenbahn nichts 
Ihaffen. Bolllommen ridtig! Aber ich weiß nicht, warum 
in einem Lande, das ein tropiiches Klima dat bon bemt 
wir wiffen, baß, wie in ben Ulugurubergen, alle tropiihen 
Gewädje dort — — warum dort bloß deshalb, weil 
es eine deutſche Kolonie iſt, nichts gedeihen ſoll! 

(Sehr = get 
Darum fol bort nicht ebenjo gut wie unter ber Flagge 


sh gehöre vielleicht mit zu den älteften Ber» (D) 
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(A) anderer Länder der tropifche Anbau ſchlleßlich zur Blüthe 


gelangen? Und mern er das thut, dann — das wird 
mir der Herr Abgeorbnete Richter volllommen zugeben — 
ift der Nußem fir unfere ganze wirthſchaftliche Entwidlung 
in Deutfhland doch ein großer; denn wir müſſen heute 
diefe Tropenprodulte doch auch bekommen und müffen fie 
eben vom Ausland kaufen. Es ift unzweifelhaft nüßlicher, 
wenn wir fie ſelbſt hervorbringen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Nun ſagt der Herr Abgeordnete Richter, unſere Finanz— 
lage ift eine fo ſchlechte, daß wir und feinen Luxus ge⸗ 
ftatten ſollten. Ja, meine Herren, eine wirthichaftliche 
Ausgabe, eine Ausgabe zur Erhaltung unferer Kolonie 
fonn man doch nicht als Lurus bezeichnen! Der Herr 
Abgeordnete meinte dann weiter: „Was bleibt übrig? 
Pumpwirtbfhaft zu Gunften von Afrikal“ Ja, Her 
Abgeordneter Richter, das ift ein fehr ſchönes Schlagwort; 
aber wenn Sie bebenten, dab es fi hier nur um eine 
Zinsgarantie vom jährlih %, Millionen handelt, dann 
werben Sie mir body zugeben, daß es wirklich übertrieben 
it; denn *. Millionen Mark fallen für die Finanzen des 
Dentihen Reichs doch nit fo ind Gewicht, daß man da 
von Pumpwirthſchaft fprehen könnte. Wir brauchen ja 
nur die bon Ihnen angeregte Klavierfteuer einzuführen 
und wir haben viel höhere Beträge. 

63 hat mich aud gewundert, ba der Herr Abs 
geordnete Richter es ih nicht verfagen konnte, hier ben 
Kanalbau mit heranzuziehen, daß er uns aufforderte, 
wir follten bie Sparfamfeit, die wir da obwalten laffen, 
doch auch hier eintreten laſſen. Nun, Herr Abgeordneter 
Richter, auch das kann ich Ihnen zurüdgeben: bon ber 
Leihtherzigkelt, mit der Sie und Ihre Freunde dieſe 
Ausgaben, die mit allen Kompenſationen vielleicht an bie 
Milliarbe * von der Leichtherzigkeit, mit der Sie den 
großen Riß in unſere preußiſchen Staatsfinanzen bringen 


(8) wollen, hrauchen Sie nur einen ganz verſchwindend Heinen 


Theil bier herüberzunehmen, dann bewilligen Sie biefe 
md noch viele Kolonialbahnen. 
(Sehr gut! reits.) 

Nun, glaube ih, daß wir mit der Bewilligung dieſer 
Bahn auch deshalb feinen wirthfchaftlichen Luxus, fondern 
einem Fortfchritt —* weil wir die Zuſchüſſe, welche 
das Reich für die Kolonien zu leiſten hat, nur dann zu 
vermindern Hoffen können, wenn wir bie Stolonien 


Herren, wenn ber Reichſtag ben Bau biefer 
Bahnen unmdglid macht, wenn er mieberum den Meg 
mit Höfe des Privatkapitals nicht gehen will, nachdem 
er ben Staatsbau ausgeſchloſſen hat, jo ift das nad 
meiner Heberzengung ein ebenjo verhängnißvoller Irrthum, 
wie es jeiner Zeit die Ablehnung der Samoavorlage ge— 
weſen ift. Diefe hat ſich bitter gerät an dem Reichötage 
und an ben Parteien, die fie verfchuldet haben. Die Ab: 
lehnung der Samoavorlage würbe nach wenigen Jahren 
nicht mehr möglich im Deutichen ——— geweſen ſein, 
und fo glaube ich, wenn auch diesmal wieder der Eiſen— 
bahnban nicht zu Stande kommt, daß es nur bewirken wird, 
daß wir koſtbare Zeit verlieren, aber den Bau der Bahn 
wird man ſchließlich nicht verhindern können. So hoffe 
id) denn, dab wir in der Budgetkommiſſion einen gang: 
baren Weg herſtellen können, daß uns gelingt, was leider 
ber Regierung micht gelumgen ift, daß wir Bedingungen 
erzielen, welche jowohl den Banken geben, mas ben 
Bauten recht ift, als auch den Steuerzahlern laffen, mas 
zer billig iſt. Mit dieſer Hoffmung bitte ih Sie bie 
orlage an die Budgetkommiſſion zu überweifen. 
(Brabo! rechts.) 
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Präfident: Das Wort hat ber Herr Kommiffar bes (0) 


— Kaiſerliche Geheime Ober⸗Regierungsrath 
wele. 

Twele, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr. Arendt hat am Aufange feiner Rede bie 
Frage geftellt, welche Bedingungen da3 früher zufammen= 
getretene Konfortium für den Ban einer Bahn von Dar: 
3:Salanı in das Innere in der Richtung nach den Seen 
angeboten habe; er hat hinzugefügt, daß e3 ihm intereffant 
fei, diefe Bedingungen fennen zu lernen im Vergleich zu 
den jeßt vorliegenden Bedingungen, und baß ed nament« 
li von Werth fei, zu wiſſen, ob die Bedingungen etwa 
diefelben oder fehr ähnliche geweſen wären wie die bied« 
maligen, und ob es vor 1 bi 2 Jahren nur etwa geſchienen 
habe, fie feien unannehmbar, während man jetzt geglanbt 
habe, ihnen näher treten zu dürfen. Meine Herren, bie 
Bedingungen, die vor 2 Jahren von dem Konfortium ber 
Neihöverwaltung angeboten wurden, waren durchaus 
ungünftigere. Das Konfortium verlangte eine unbedingte 
Binsgarantie in Höhe von 3"/, Prozent. Es wollte fi 
nur verpflichten zur Aufbringung eines Kapitals in Höhe 
bon 10 bis 12 Millionen Darf, ohne die Verpflichtung 
gleichzeitig zu übernehmen, bie Bahır bis zu irgend einem 
beftimmten Punkte fortzuführen. Wenn alſo die 10 ober 
12 Millionen aufgebraucht waren, fo follte das Reich das 
Neht haben dürfen, auf eigene Koften den Bahnbau zu 
vollenden bis zu einem Orte, ber der Reichsverwaltung 
alddann angemeffen erjhiene. Das Konſortium verlangte 
ferner, daß bie etwa entftchenben Betriebädefizite ihm 
gededt würden, ohne daß gleichzeitig Die Ausgaben für 
dieſe Betriebödefizite vom der Reichögarantie in Abzug 
ebradht werben birften, und es weigerte fidh enblidh, den 

sſtus, jet es des Schutzgebiets oder des Reichs, am 

irgend einem Gewinn dieſes Unternehmens theilnehmen 
zu laſſen. 

ch glaube, daß dieſe wenigen Gegenüberſtellungen 

den Nachweis 23* werben, daß bie Reichsver⸗ 

waltung jetzt weſentlich günftigere Bedingungen erzielt 

hat, als fie vor 2 Jahren zu erlangen in ber Lage war. 

Präſtdent: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Siemens. 

Dr. v. Siemens, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Gang der Distuffton hat auch auf mich infofern einen 
angenehmen Gindrud gemadjt, als ih daraus eriehen 
habe, daß die Angriffe gegen die Vorlage nicht herrühren 
aus einer Abneigung gegen die Solonien überhaupt. 
Auch find fie nur von einer Minorität and dem Geficht3- 
pımfte heraus formirt, Daß bie in ber ange 
im ntereffe ber Kolonie gemachten Borfhläge niemand 
etwas nirken würden, während die Majorität ihre Ber 
benten gegen die Form und gegen die Art des Bertrages 
felbft richtete. Es iſt mir das fehr angenehm, weil ich in 
Folge deſſen freier ſprechen kann. Ich habe von einem 
Theil meiner Fraktionsgenoſſen den Auftrag, für fie zu 
erflären, dab fie ih von dem Ban der Bahn nicht die 
jenigen Bortheile für bie wirtbfhaftlihe Entwidlung Oft 
afrikas verfprechen, welche die Freunde der Borlage davon 
erwarten, und daß fie zugleich der Ueberzeugung feien, 
e3 jel nicht zu rechtfertigen, daß das Reid das Rifito 
für diefen Bahnbau und alle darans fi fpäter ergebenden 
Konfeguenzen übernehme. Wenn ich mich für verpflichtet 
re diefe Grffärung bier zur Kenntniß zu geben, fo 
olgt daraus, daß ih nicht als Vertreter irgend einer 
politifhen Gruppe, fondern als Vertreter einer perfän- 
lichen wirthfchaftlichen Ueberzeugung vor Sie hintrete. 

Als folcher Vertreter halte ich an der Auffaſſung 
nach wie vor feft, die der Herr Abgeorbnetete Bebel vor- 
hin harakterifirt hat, als er jagte, daß ich mich mit einem 
gewiſſen Fanatismus für bie oflafrifanifche Zentralbahn 


(A) erwärmt Habe. 


(B) 1895. 
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(Dr. v. @iemens.) 

Er hat darin vollftändig recht. Ich 
muß dem noch hinzufügen, daß nad) meiner Meberzeugung 
eine ſolche Bahn niemald in Mrogoro aufhören fann, 
fondern daß diejelbe, wenn fie der Kolonie nützlich fein 
fol, und wenn fie wirklich einen politifchen Vortheil — 
e3 handelt fi) ja auch um politifche Vortheile — ſchaffen 
foll, bi3 an die Seen gehen muß, wo einftens die Zentral: 
bahn vom Gecil Rhodes von Norden nah Süden vorbei— 
geben wird. Daß das Stolontalamt eine andere Auf- 
faffung hat, das mag ja fein. Aber ih bin mit für 
da3 Kolonialamt und das Kolonialamt ift nicht fiir mich 
berantwortlid). 

(Heiterfeit.) 


Wir haben eben verfhiedene Anfchauungen. Das Eine 
aber kann ich feftftellen: daß in allen von mir beobachteten 
Verhandlungen das Stolonialamt niemald auf einem 
anderen Standtpunfte geftanden hat ald auf dem einer 
beſchränlten Stihbahn, und daß alle von Herrn Dedel: 
bäufer und aud von mir ausgegangenen Anregungen 
nad einer Ausdehnung der Vorlage von dem Solonial- 
amt ftet3 ablehnend behandelt worden find. 

Nun kommt e bier auf die Vorlage ſelbſt an. Ach 
möchte in dieſer Beziehung zuvörderſt die Mittheilungen 
vervollftändigen, die von dem Herrn Abgeorbneten Müller 
(Fulda) bezüglid der Vorgefchichte über diefen Vertrag 
vorgebracht worden find. Ich Habe am Abichluß dieſes 
Vorbertrags theilgenommen, zu einer Zeit, wo ich felbit 
noch geihäftlih thätig war. Wenn ih mid aud) im 
fegten Jahre um alle diefe Dinge nicht weiter gekümmert 
babe, jo übernehme ich doch bereitwilligft einen Theil und, 
wenn man will, aud die ganze Verantwortung jür alles, 
was in diefer. Sache geichehen ift, da meine Freunde nur 
den Geſichtspunkten, die wir zufammen feftgeitellt hatten, 

emäß gehandelt haben. Diejer Vertrag, von dem Herr 

üller (Fulda) fpriht, wurde geſchloſſen am 11. März 
3 Er beſagt, daß bie Kolonialabtheilung des Aus: 
wärtigen Amtes, die Deutſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft 
und die Deutſche Bank es gemeinfhaftlih übernehmen, 
zuſammen einen Betrag bis zu 300 000 Mark aufbringen 
zu wollen, welche zu Borftubien für eine ſolche Bahn 
verwandt werden follten. Es ift dabei beftimmt worden: 
wenn die Vorarbeiten ihren Abſchluß erreicht haben, fo 
wird der Herr Reichskanzler fid) enticheiden, was er mit 
diefen Vorſtudien beginnen will, und die Schlußbeitimmung 
lautet: bezüglich der — er ge a wird hier: 
durch der Deutjhen Bank von den im Gingang zu 1 und 
2 aufgeführten vertragichließenden Theilen ein Vorzugs— 
recht dahin eingeräumt, daß ihr in eriter Linie die Auf: 
bringung ber für ben Bahnbau erforderlichen Mittel und 
bie Bildung bed hierzu erforderlichen, nothwenbigen 
Syndikats überlaffen werben fol. Sollte die Deutjche 
Bank binnen einer, von dem Herrn Reichskanzler zu be— 
fimmenden, mindeftend aber 3 Monate betragenben Friſt 
mit ber Bildung diefes Syndikats nicht zu Stande kommen, 
fo erliſcht dieſes Net, und es fteht von da ab ben 
anderen beiden Theilen frei, zu handeln, wie fie wollen. 

Das ift die redtlihe Lage, in ber das Stolonial- 
amt fi befand, als im PVorjahre die Angelegenheit 
wieder in Behandlung genommen wurde. Man hat mir 
damals die Frage vorgelegt, weldien Weg ich für ben 
rg eradhtete. Ich babe geantwortet, als das 

eifefte erſcheine mir, daß die Reichſsregierung ſelber den 
Bahubau in die Hand nähme, und daß fie alle Chancen 
jelbit trüge. Die verbündeten Negierungen billigten diefen 
Vorſchlag, und es folgten die glänzenden Verhandlungen 
vom 9. Februar 1899, in welcher ber Reichstag ber 
Neihöregierung die Mittel zur Vornahme von Vorftubien 
verweigerte. Dagegen wurde der Verwaltung von ben 
verichiedenften Perſonen freundlichit der Nath gegeben, ſich 
doch nad) einen Brivattonfortium umgufehen, welches bie 


Sadje maden wolle. Ich bemerfe dabei, dab bon den (C) 


in Ausfiht genommenen 300 000 Mark ſchon lange vor: 
ber, während des Zeitraums zwiſchen 1895 bis 1899 
eine Summe bon 132000 Mark und, nachdem ber eine 
Partner fi) zurüdgezogen hatte, noh eine Summe bon 
25 000 Marf, alfo von zufammen 157 000 Marf, für dieſe 
Vorarbeiten auögegeben war. Diefe Vorarbeiten find — 
man mag fie nehmen für was fie werth find — ber Reichs— 
regierung überreiht mworben unb befinden fich in beren 
Beſitz. Ueber den Werth biefer Vorarbeiten ſpreche id) 
fein Urtheil aus: jedenfall3 aber waren biefelben aus: 
reihend, um eine Strede von ungefähr 50 Stilometern 
fo weit zu unterfuchen, daß man felot nad) büreaukratiſchen 
deutſchen Begriffen ein Bahnprojeft darnad) hätte auf: 
ftellen können. Für dad, was darüber hinaus Liegt, ift 
die Unterfuhung in berjelben Weife vorgenommen, wie 
man das in Amerika zu thun pflegte: da geht man hin 
und fucht im allgemeinen eine Trace und probirt jobann, 
wie man durdfommt. Auf einige Kilometer Abweichung 
nad Norden oder nah Süden pflegt es in wenig fulti- 
pirten Gegenden nit anzufommen. Aehnlich wird es 
in manden Gegenden bed Orient? und in Indien nod) 
gegenwärtig gemadt. Wenn man in biefen Gegenben, 
wo die Verpflegung ſchlecht ift, wo bie Möglichkeiten der 
Unterfudhungen außerordentlich beichränft find, verſuchen 
wollte, genaue Pläne mit dem Theobolithen u. ſ. w. zu 
machen, fo würde man wahrſcheinlich ſchlechte Pläne 
befommen. Deshalb beſchränkt man fi in diefen Ge- 
bieten auf eine generelle Kenntniß der Richtung und pro- 
birt dann. Das ift natürlid für ein büreaufratifdh ge- 
ſchultes preußifches Gemüth eim undenkbarer Gedanke; 
aber in der übrigen Welt geſchieht es gar nicht ſelten 
(Heiterfeit links), 
und die übrige Welt befindet ſich dabei manchmal recht 


wohl. 
(Sehr gut! links.) 

Alſo diefe Situation fanden die verbündeten Negie- 
rungen vor, als ihnen am 12. oder 15. Februar ber glänzende 
Nath gegeben wurde, fid) ein Privatkonſortium zu fuchen. 
Das mußte ſehr fchnell gefunden werden. Die Regierung 
ging alfo Hin, wendete fih an bie betreffenden Bankiers 
und fragte: wolt ihr das Privatlonfortium fein? — 
Gewiß, fagten die Banfierd, mit dem größten Vergnügen! 
Aber wir haben matürlicd feine ganz genauen Stubien, 
wir haben nur Diejenigen Studien, die bu, Staats: 
regierung, mir zur Berfügung ftellen fannft, — und auf 
Grund dieſer Studien, die bie Staatsregierung ben 
Banken zur Verfügung ftelen fonnte, konnten aud bie 
Bankier natürlich nur dem Staate ein Angebot maden. 
Da aber die Studien nicht ſehr genau waren und nur 
für ungefähr 53 Kilometer eine abjolut fihere Unterlage 
boten, während man noch 180 Kilometer darüber hinaus 
bauen follte, fo mar das Privatfonfortium gewiſſe 
Margen. Daraus entwidelte fi bad Prinzip ber Ber: 
tragſchließung. 

Ich bitte Sie, meine Herren, dieſes Prinzip ber 
Vertragſchließung feitzubalten. Dasjenige, wad Herr 
Haſſe gejagt hat, ift durchaus richtig und zutreffend, und 
dasjenige, was bie Herren Richter und Arendt gejagt 
haben, ift meines Dafürhaltens unrichtig und unzutreffend. 
Das Prinzip dieſes Vertrages ift ein boppeltes: erſtlich, 
daß Privatunternehmer bauen follen, — barin liegt nad 
meiner Ueberzeugung ein Vortheil, — und zweitens, daß 
biefen Unternehmern feine beſonderen Vortheile irgend 
welcher Art gewährt werben follen. Die Gewährung von 
Vortheilen außer den ganz gewöhnlichen bankmäßigen 
Kommiffionsvortheilen ift in dieſem Vertrage, wenn Sie 
ihn genau zu lefen verftehen, weggeblieben. Wenn aber 
die Staatöregierung fommt und jagt: verpflichte dich 
zu irgend einer beftimmten Ziffer mir gegenüber, ih kann 


(A) 


(B) 
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(Dr. v, Siemens.) 

dir aber nicht die Unterlagen dafür geben, dieſe Ziffer zu 
firtren, — dann erwidert der Andere: ja, dann fei jo gut 
und übernimm aud das Riſiko. 

Daraus aber entwidelte fi folgende Form der Ber: 
trogichließung. Man fagte: wir vermuthen, daß die Bahn 
ungefähr fo und fo viel foften wird. Man hat bier von 
einem Anſchlag geſprochen und benfelben fritifirt. Ja, 
meine Herren, e3 giebt ja gar feinen Anſchlag für eine 
folde Eadje. Wo fol denn der Anſchlag herfommen? &3 
gab und e3 giebt nur allgemeine Schätungen; und wenn Sie 
fi diefe Konzeſſion anfehen — id habe ja nicht dabei 
mitgewirft und bin für die Redaktion nicht verantwortlich, 
habe auch bloß über bie allgemeinen Grundſätze mit den 
Unterhänblern vor einem Jahre geiprodyen —, fo ift der 
leitende Gebanfe folgender. Der Bau wirb ausgeführt 
nah Maßgabe der Inftruftionen des Reichskanzlers, d. h. 
der Regierung; denn bie Bauanfchläge, auf Grund beren 
die Ausführungen erfolgen, bedürfen feiner Beftätigung. 
Zweitens: wenn nun der Bau gemacht wird in der Weife, 
wie bie verbündeten Regierungen das borfchreiben, dann 
tritt die Frage auf: woher fommen die 24 Millionen? 
was wird mit bdenfelben gemaht? Dem Bertrage liegt 
das Prinzip zu Grunde, daß nichts weiter in die Rech— 
nung hineinfommt, ald was thatſächlich —— ift. 
= in dem Statut der Geſellſchaft die Beftimmung 

e8 8 17: 
Der ſich bei Abichluß der Baurehnung ergebende 
leberfhuß dient als außerordentlicher Neferve: 
fonds fowohl für etwaige Verbeſſerungen, Um— 
bauten, große Reparaturen u. f. w., als aud als 
Betriebäreferve u. ſ.w. Der Fonds muß nad) ben von 
der Auffichtöbehörde zu gemehmigenden Beſtim— 
mungen zinöbar angelegt werden. Der Neidjs: 
fanzler beftimmt aljährlih, ob die Zinfen bes 
Fonds biefem felbft oder den Betriebseinnahmen 
aufließen follen. 
Da3 heißt fo viel ald: es wird zur SHerftellung diefer 
230 Kilometer aus biefen 24 Millionen genommen, was 
gebraudt wird, und alles übrige wird ald Neferve auf: 
gehoben. Es wird dem Reichskanzler überlaffen, wo das 
Geld hinkommen fol, und die Mente und die Zinfen 
daraus fließen entweder bireft oder in ber Form der Bes 
trieb3einnahme indireft dem Reiche zu; und das heißt 
mit anderen Worten: die Feſtſetzung des Kapitals ift 
nur eine Formfrage. Wenn alfo jemand fommt und 
fagt: diefe Leute verlangen, das Kapital foll 24 Millionen 
fein, dort aber ift ein Anderer, welcher meint, 20 Millionen 
find auch genug, — ja, meine Herren, das ift ganz gleich— 


giltig. 
(Sehr ridhtig!) 

Die Frage ift ganz anders zu ftellen; fie ift au bie 
Unternehmer zu ridhten mit den Worten: für welchen 
Betrag willft du bauen? Herr Richter hat infofern recht, 
al3 er fagt: wenn bon dem Ginen 24 Millionen, bon 
dem Anderen nur 20 Millionen als Gefellihaftstapital 
geforbert werben, dann wird daburdh unter Umſtänden 
das Budgetrecht des Reichsſstags beeinträchtigt. Das ift 
ganz richtig. Wenn ſtatt 20 Millionen 24 Millionen be— 
willigt und nicht Rue werben, dann find 4 Millionen 
dem Budgetrecht des Reichſtags entzogen. Darum allein 
handelt es fih und um weiter nichts. Wenn Herr Arendt 
mit einer außerorbentlihen Geſchicklichkeit noch weitere 
Unterfdiede zwiſchen dieſen beiden Offerten — von 
welchen übrigens eine überhaupt nod nicht eriftitt — 
findet, ja, meine Herren, dann muß ich für meine Berfon 
bedauern, daß meine Kräfte nicht fo weit reichen, um ihm 
auf diefem Gebiet fo zu folgen. 

Nun fragt es fih: ift das Angebot des Privat: 
in eng für die Regierung vortheilhaft? Diefe Frage 
muß man meined Graditend bejahen. Dieje Bortheile 
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find folgende. Wollten die verbündeten Regierungen für (C) 


ihr eigenes Geld dieſe Bahn bauen, jo würden fie nach 
dem heutigen Zindfuß fir 100 Mark ungefähr 3'/, Mark 
bezahlen müffen; 3'/, Prozent ift ungefähr der Zinsfuß. 
est kommen die Bankierd und fagen: wenn du eine 
Einrichtung trifft, wonad die Aktien im Laufe von 87 
oder, ih weiß nicht, wie viel Jahren zu 120 Prozent 
amortifitt werden, dann wird bad Geld nit mehr 
3'/, Prozent, fondern nur 3,4 Prozent koften, und bu be- 
fommft außerdem dein Kapital umfonft zurüd. Das ift 
ber Unterſchied zwischen der Offerte des Bankkonfortiums 
und dem all, daß bie verbündeten Regierungen das Geld 
mit 3'/, Prozent felber aufgebracht hätten. Der Vortheil 
befteht aljo in einer Verringerung des Zinsfußes und zus 
glei im der umentgeltlihen Amortifation des Kapitals. 
Meine Herren, das find nicht unbebeutende Vortheile, die 
man meined Dafürhaltens nicht unterihägen follte. 

Zu dem erften Prinzip des Vertrags: kein Baunugen, 
— tritt alſo alö zweites Prinzip dasjenige, daß das Gelb 
billiger verſchafft wird, ald es die Regierung fich durch 
irgend eine Re Finanzoperation verſchaffen fönnte. 

(Widerſpruch und Zurufe rechts.) 

Ihr Einwurf, meine Herren, iſt ganz richtig; auf 
dieſen Unterſchied hat der Herr Abgeordnete Richter bereits 
aufmerkſam gemacht, als er ſagte, daß die Auslooſung 
zu 120 eine Art Prämienanleihe ſchaffe. Ich mache aber 
darauf aufmerkſam, daß die Auslobſung zu 105 Pfund 
Sterling zum Beifptel bereits & einer ganz gewöhnlichen 
Methode geworden if. Herr Gamp ift Sadjfenner genug, 
um beftätigen zu müflen, daß Obligationen zu 100 fehr 
häufig ausgegeben und zu 105 ausgelooſt werben. 120 ift 
allerdings eine Ziffer, die feit den letzten 30 Jahren nicht 
mehr erlebt worden ift, und wenn Sie glauben, dies 
nicht machen zu wollen oder können, fo fteht das jelbft: 
veritändlidy bei Ihnen. Aber bezüglich feiner Bemerkun 


möchte ich Heren Gamp doch folgendes erwidern. Es iſt (D) 


unbeftreitbar, dab das Reich jederzeit durch Geſetz eine 
Prämienanleihe mit einer Rüdzahlung zu 120 konſtituiren 
faun; aber wie würde das ausfehen, wenn das Deutſche 
Neid) 24 Millionen in der Form einer Brämienanleihe zu 
120 aufnehmen wollte! Würde die nicht vielen Leuten 
als eine Geihmadlofigkeit erfcheinen? 

Ic verwahre mid alfo und verwahre ben Bertrag 
gegen die Behauptung des Herrn Abgeorbneten Richter, 
die er wiederholt ausgeiprodhen hat: die 24 Millionen 
find weg! Bon den 24 Millionen ift nur dasjenige weg, 
was unter Auffiht der Staatsregierung thatlählic aus: 

egeben ift. Alles übrige bleibt und unterfteht der Ber: 
gun bes Neichöfangzlers. 

Nun aber, meine Herren, möchte ih Sie auf einen 
anderen Punkt aufmerffam maden. Das Hineinztehen 
der Privatinduftrie bringt einen Bortheil auf einem zweiten 
Gebiete, — als dadurch eine Reihe von Intereſſenten 
geſchaffen wird, welche bisher für bie Kolonien zu 
intereffiren außerordentlich ſchwierig war. 

(Sehr richtig! vecht3. Heiterkeit links.) 
Ich könnte aus meinen Erfahrungen als freiwilliger 
Fanatiker für die Kolonien mandherlei davon erzählen, 
wie ſchwer es mir geworben ift, bei meinen nächften 
Freunden aud nur ein ſchwaches Gehör zu finden. Die 
meilten haben ſich ablehnend verhalten. Es befteht eine 
weitverbreitete Abneigung gegen Kolonien in Hamburg 
(hört! hört! links), 
in Bremen 


(hört! hört! und Heiterkeit Tin); 
id finde fie noch in vielen anderen Orten. 
(Zurufe links.) 
— a, meine Herren, Sie haben ganz recht, und alle bie: 
jenigen Leute, die noch auf ber Bafis der Cobdenſchule 
ftehen, werden eine Abneigung gegen Stolonien behalten. 
322 
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Nur haben die Herren, die diefe Abneigung behalten, fi 
nicht genügend überlegt, daß feither viele Veränderungen 
in der Weltlage eingetreten find. Wenn alle anderen 
Nationen fi beeilen, die noch vorhandenen unfultivirten 
Gebietötheile mit Beſchlag zu belegen, fo würde e3 eine 
Ungejhidlicheit fein, wenn man, wie der Poet im Schiller 
warten wollte: 
>. 00. Die Welt tft megegeben, 
Der Herbit, die Jagd, der Markt ift nicht mehr mein; 
Willſt du in meinem Himmel mit mir leben, 
So oft du fommft, er fol dir offen fein. 
(Heiterfeit.) 
a, wenn Ste ald prinzipienfefte Poeten in dem Himmel 
leben wollen, ich habe nicht dagegen; aber ic muß fagen, 
daß eine angenehme Erde doch aud) ihre Vortheile hat. 
(Große Heiterfeit.) 
Ich wiederhole alfo: es ift fehr weientlih, dab Sie 
Amtereffenten an bie Stolonien heranloden. Soweit meine 
Erfahrungen in der Praxis gehen, verlief die Unterhaltung 
mit Leuten, bie fich für die Stolonien intereffirten, meilt 
in folgender Weife: der Betreffende erklärte, er wiſſe ſich 
nicht mehr zu helfen, und ſchloß mit dem Wunſche, daß 
man ihm eine ſchöne Anftellung in den Kolonien ver: 
ichaffen möge. 
(Sehr richtig! und Heiterfeit Links.) 
Das waren die Leute, bie fih für die Kolonien inter: 
eſſirten. 
(Große Heiterleit und ſehr gut! links.) 
Ja, meine Herren, das müſſen wir ändern. Es iſt mir faſt 
gar fein Fall vorgefommen, wo jemand kam und fagte: 
ih habe ein anitändiges Kapital, ich will es riäfiren und 
bort biefe ober jene Internehmung anfangen, wilft bu 
mir dabei rathen oder helfen? 
(Zwifchenruf Lint3.) 
— Ih werde auf die Frage ber Zindgarantie noch 


(B) zurüdlommen. 


Es handelt fih da aljo darum, zu bewirken, daß 
Reute, bie bisher fein Intereſſe an den Kolonien hatten, 
Intereffe daran gewinnen und bort ihr Geld inveftiren, 
daß fie, um ihr Geld rentabel zu maden, gezwungen 
werben, die Unternehmungsluſt u fördern, kurz und 
aut, Anlagen zu maden. Das ift 4 wichtig für bie 
Kolonien, um ben bort berrfhenden Tom zu verändern, 
daß das Neih vollftändig beredtigt wäre, Opfer zu 
bringen, um ba3 zu erreihen, was ihm hier auf dem 
Präfentirteller gebracht wird. 


Der Herr Abgeordnete Singer jagt, der Anreiz Liege 
in der Zindgarantie. Meine Herren, ih bitte Sie 
freundlih, zu überlegen: der Kurs von 3sprogentigen 


Staatöpapieren beträgt gegenwärtig etwa 88. Iſt es 
etwa umter biefen Umftänden ein bortheilhafter Vorſchlag, 
jemandem anzubieten: ich gebe die 3 Prozent, dafür 
giebft du mir 100? Ich weiß nicht, ob Herr Singer 
aus früheren Zeiten ſich noch die Empfindung behalten 
hat, daß 100 mehr iſt ald 87 
(Heiterfeit), 

und daß man feine Ausficht hat, Millionär zu werden, 
wenn man für 87 100 bezahlt. Ein Geichäft alſo, 
welches Bankiers anloden könnte, iſt an ſich darin nicht 
zu finden. Außerdem aber hanbelt e3 ſich dabei ja gar 
nicht um die Bankiers, fondern um einen Vertrag, den 
das Neid vermittelt der im weſentlichen alö Kom— 
miffionäre auftretenden Banfierd fchließen will mit dem 
PBublifum, mit der Nation; denn das Publilum ift ber 
eigentliche Geldgeber, und fein Urtheil entſcheidet darüber, 
zu weldien Bedingungen dad Geld zur Verfügung geftellt 
werben wird. Es würde übrigens auch ein grober wirth: 
fchaftlicher Fehler fein, wenn man die Banken, melde 
ben Verkehr vermitteln und überall belfend einfpringen 
follen, totlegen wiirde, wen man diefe Banken zwingen 
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wollte, 20 oder 24 Millionen zu 3 Prozenten und einigen 
Nebenvortbeilen dauernd anzulegen. 

Ich komme alfo nad) diefer Abſchweifung zu der Frage 
zurück: haben wir ein Intereſſe daran, neue Kräfte in bie 
Kolonien hineinzuziehen, um auf diefe Weife ben Zon in den 
Kolonien zu verändern und biefelben auf dem Wege ber 
Privatunternehmung wirthichaftlih zu entwideln? Herr 
Richter ſteht ja allerdings — und das hat mid 
intereffirt — auf einem entgegengejegten Standpunft. 
Er hat gefagt, die wirthſchaftliche Audnugung einer 
folden Gifenbahn fet unendlich viel höher, wenn bie- 
jelbe von dem Reich gebaut und betrieben werde, als 
wenn biefelbe bon Brivatperfonen betrieben werde. Ich 
möchte, geftügt auf manderlei Erfahrungen, entſchieden 
den entgegengefeßten Sat aufitellen. In allen ben Unter— 
nehmungen, wo ed fih barum handelt, etwa zu ent: 
wideln, da muß jemand mit einer gewiflen Finbigfeit 
auftreten und neue Kombinationen zu erfinnen bes 
ftrebt fein. Dazu gehört ein duch längere Schulun 
eprüfter Blid, Temperament, Schnelligkeit der Auf: 
Fa Sept man nun an die Spige eines ſolchen 
Unternehmens einen älteren Mann, bei welchem im Lauf 
ber —* und unter dem Drud ber Beamtenthätigkeit 
die Neigung zur Uebernahme von Berantwortlichkeiten 
und die Phantafie ſchwächer geworden find 

(Heiterkeit (ins) 
— ja, in der Phantafte liegt unendlid viel — 
(ehr gut!), 
fo wird die Entwidlung des ne eine ſchwächere, 
die Rente beöfelben eine geringere fein. Ih muß fagen: 
ih hätte von Herrn Richter dieſe Auffaffung nicht 
erwartet. 

Ich refapitulire — man wird ja in der Kommiſſion 
über all diefe Dinge noch zu fprehen haben —, daß 
meined Dafürhaltend wünſchenswerth ift die Bertrag: 
ſchließung mit einem Privatunternehmen, und zwar fo, 
daß biefes feine beionderen Bortheile hat, feine anderen 
ald die landläufigen. Ich glaube, man wird aus dem 
Konzeſſtonsentwurf nachweiſen können, daß diefer Gebante 
ber leitende war. — lleber einzelne Punkte, wie 3. B. 
den von Herrn Arendt berührten Punkt der Bauzinfen, 
mag man verfhiedener Anfiht fein; das wird ſich in ber 
Kommiffion zu einer beftimmten Formulirung verdichten. 
Sie mögen auch — warum follen Sie bad nit? — 
andere Bankiers und Gruppen zuziehen. Ich bin feft 
überzeugt: in dem Wugenblid, wo bie Regierung dem 
gegenwärtigen Syndikat fagen wollte: und liegt daran, 
daß du, Deutfche Bank, auf dein Vorrecht verzichteft — 
es bedarf nur einer folhen Bemerkung, dann haben Sie 


bie Erklärung. 
(Hört! hört!) 
— Ya, gewiß! — Daran antnüpfend, bitte ih um Ent» 
fhuldigung, wenn ich für ein Inftitut, dem ih 30 Jahre 
angehört Habe, noch ein Wort hinzufüge. Die Andeutungen, 
daß dieſe Leute jemals patriotiihe Empfindungen ges 
heuchelt hätten, um Geld zu verdienen, waren durchaus 
ungerecht, wie id) zu beurtheilen im Stande bin. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Nbgeorbnete 
Dr. Graf zu Stolberg:Wernigerobe. 

Dr. Graf zu Stolberge Wernigerode, Abgeordneter: 
Meine Herren, als captatio benevolentiae jhide id vor— 
aus, daß ich fehr kurz fein werbe. 

Ich kann Herrn v. Siemens barin recht geben, daß 
der Hauptvortbeil dieſes Vertrages in der Hoffnung 
beiteht, daß durch denselben, wenn die Bahn auf diefer 
Grundlage ausgeführt werben follte, daS Antereffe für 
Kolonien gewedt wird in Kreiſen, in denen es biöher 
aeichlafen hat — oder, um es fonfreter auszudrüden: es 
ift zu hoffen, daß infolge diefe® Vertrages die Börſe und 


(0) 
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(Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode.) 


(A) die deutfhen Stapitaliftenkreife fi mehr als bisher für 


Kolonien intereffiren werben. 

Was Herr v. Siemens über die Vorgefhichte biefes 
Vertrages jagte, war gewiß ſehr intereflant; aber ſchließ— 
lich hat alles dieſes für den Reichstag doch nur ein 
biftoriiches Intereffe. Denn id) glaube nicht, daß ber 
Reichstag feine Entſchließungen abhängig maden wird 
von Verabredungen, die er nicht gebilligt, nicht einmal 
gelannt hat. Sollten ſolche —— oder ſolche 
Abkommen vorliegen, fo wird eventuell ein Abſtandsgeld 
gezahlt werben müffen. Auf alle Fälle aber werben wir 
uns für den Bahnbau bad Feld freimahen müffen. Ich 
Tage das nicht im feinblicher Abficht gegen dieſen Vertrag, 
ſondern nur weil ich glaube, daß der Reichstag, wenn er über 
den Bahnbau beichließen wird, den Beſchluß fo fallen 
wird, wie er e3 für zwedmäßig hält, ohne Rückſicht auf 
etwaige frühere Verabredungen. 

Meine Herren, ber Herr Abgeordnete Richter Hat 
damit begonnen, daß er fagte, für ihn ſei nicht die Frage 
die entfcheidende, ob bie Bahn gebaut werben foll oder 
nicht, fondern wie fie gebaut werben fol. Ja, ba ftehe 
ih num auf dem entgegengefegten Stanbpunfte. Für mid 
ift der entfcheibende Punkt, dab die Bahn gebaut wird; 
wie fie gebaut werben fol, kommt für mid erſt in 
äweiter Linie in Betracht, ob auf Koſten des Reichs durch 
das Neich ſelbſt oder auf Neichöfoften durch einen Inter: 
nehmer oder, wie hier, durch Privatfapital, alles das find 
für mid Fragen, die erft in zweiter Linie ftehen. 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Bebel hat 
feiner Berwunderung darüber Ausdruck gegeben, daß ber 
Herr. Reichskanzler gerade bei diefer Gelegenheit bier er: 
ſchienen wäre, um für diefen Vertrag einzutreten. Der 
Herr Abgeordnete Dr. Arendt hat ihm ſchon barauf 
geantwortet, und ih kann mid nur dem anfchließen, 
was er gelagt hat. Wir find in Bezug auf bie aktive 


(B) Theilmahme de3 Herrn Reichskanzlers an unferen Ber: 


bandlungen durch den Vorgänger bed jehigen Herrn 
Reichſskanzlers nicht gerade verwöhnt worden; aber ich 
meine, daß, wenn der jegige Herr Reichskanzler, davon 
abweidhend, hier öfter unter und erſcheint, wir dad nur 
freudig begrüßen können. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Menn übrigend Herr Bebel gemeint hat, daß ber 
Herr Reichskanzler mit großer Energie gerade für dieſen 
Vertrag eingetreten fei, fo kann ih das nicht zugeben. 
Der ftenographiiche Bericht der Worte des Herrn Reichs— 
fanzlerd liegt mir natürlich noch nicht vor; aber ich habe 
ben Herrn Reichskanzler im Gegentheil fo veritanden, daß 
er tagte, ihm läge erheblih viel an dem Bahnbau, aber 
ob wir die Bahn fo oder jo bauen wollen, darauf würde 
er weniger Gewidt legen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich habe e3 fo verftanden — ber ſtenographiſche Bericht 
wird es ja ausweiſen — er braudite unter anderem bie 
Worte: zur „wirtbihaftliden Rettung“ unferer 
Kolonien halte er den Bau der Bahn für nothwendig. 

Der Herr Abgeorbnete Bebel hat dann gemeint, er 
babe aus den Morten meines Freundes, des Herrn 
Dr. Walbow, den Eindrud gewonnen, als wenn wir 
Konfervativen mehr oder weniger ungern, eigentlich nur 
aus Gefälligkeit der Regierung gegenüber, für den Bahnbau 
eintreten. Meine Herren, das iſt abfolut unridtig. Sie 
mögen von und fagen, was Sie wollen, — aber Sie werben 
und das zugeben müflen, daß wir gerade in folonialen 
Dingen und ftet3 fahlih und objektiv verhalten haben. 

(Sehr ridtig! rechts.) 
Mir find feine Kolonialfhwärmer, find es niemald ge- 
wefen und werben ed auch in Zukunft nicht werben; aber 
wir bemwilligen bad, von dem wir glauben, daß es für 
unfere Kolonien nöthig ift. Wir find zu der Anficht ges 


fommen, daß wir mit der Kolonie Oſtafrika an einem (CO) 


Wendepunkt angelangt find, und baß wir und nun ent- 
fheiden wollen: entweder — oder! Wollen wir, daß aus 
ber Kolonie etwas wird, fo werben wir auf dieſe oder 
jene Weife den Bahnbau in Angriff nehmen müffen. Ich 
felber — das geftehe ih offen — habe babei bie große 
Zentralbahn im Auge, ih fprede in biefer Beziehung 
aber nicht für meine Freunde, ich) weiß nicht, wie die— 
felben zu biefer zur Zeit nicht vorliegenden Frage ftehen. 
Ober aber wollen wir den Bahnbau nicht, fagen wir und: 
in Oftafrifa fei doc nicht? zu holen, ja, dann fönnen wir 
die ganze Kolonie aufgeben, dann ift alles, was wir 
bisher dafür verwendet haben, nutzlos. 
(Sehr richtig! Links.) 
Meine Herren, ih möchte Sie doch bitten, das Eine nicht 
u vergeſſen, baß wir erft fpät zum Solonifiren gelangt 
nd und daß wir und bie beften Kolonien leider nicht 
mehr haben holen fünnen. Was unferen Kolonien meiner 
Anfiht nah am meiſten fehlt, find große ſchiffbare 
Flüſſe. Das ift gewiß fehr zu bebauern, daß wir ſolche 
Flüſſe nicht haben. 
(Heiterkeit und Unruhe links.) 

Aber da dies nicht der Fall ift, find wir um fo mehr 
auf den Bahnbau angemwiefen. 

Was den Bertrag felbft anlangt, fo ſchließe ich mich 
den Ausführungen meine® Freundes, bed — 
v. Waldow an. Das Schlimmſte iſt in meinen Augen 
der Mangel an Vorarbeiten und das Fehlen eines Ans 
ſchlages. Wenn nun Herr dv. Siemens und auseinander: 
gelegt hat, das fet gerade der Vorzug des Vertrages, daß 
er fo fonftruirt jet, daß Vorarbeiten oder ein Anſchlag 
eigentlich unnöthig feien, daß fi) das von felber regulire, 
indem je nad) den Bebürfniffen entweder mehr Geld aus- 
gegeben werde, ober bei mangelnden Bebürfniffen mehr 
Geld in den Reſervefonds gelegt werde, und es alfo gar 
nit darauf anfomme, ob wir die Garantie Hi 
24 Millionen übernehmen oder für etwa mehr oder 
weniger, — fo könnte man ihm darin vielleiht recht 
geben, wenn man bie Sadje rein theoretiih auffaßt. 

ber Thatſache ift doch, daß, je größer die Summe ift, 
bie zur Verfügung geftellt wird, mit um fo weniger 
Sparſamkeit gewirthſchaftet wird. 

Sehr richtig!) 

Das iſt eine Thatſache, um die Sie nicht herum kommen; 
das ſehen wir bei den Staatsbauten und überall. Wenn 
wir die 24 Millionen garantiren, habe ich die Beſorgniß 
— und darin gebe ich dem Herrn Abgeordneten Richter 
Recht —, daß man ſchon Mittel und Wege finden wird, 


ſie auszugeben. 
(Sehr richtig!) 
Ich willnicht jagen, daß man dazu Verſchwendung treiben 
muß; aber man wird alles Mögliche finden, man wird 
bie Bahnhöfe etwas theurer bauen u. f. w., kurzum, das 
Geld wird untergebradht werden. Wenn wir bagegen 
beiſpielsweiſe nur für 20 Millionen Barantie übernehmen, 
dann wird man bemüht fein, ben Bahnbau innerhalb 
biefer Summe auszuführen, und man wird fi zweimal 
beftimen, ehe man mit einer Nachforderung an das Neid) 
fommt. Nun fann man mir allerdingd vorhalten, dann 
wiirde billig aber unfolide gebaut werden. Dafür, meine 
Herren, daß ſolid gebaut wird, giebt und aud) eine höhere 
Baufumme feinerlei Garantie, dafür ift eine Garantie zu 
finden nur in den Perſonen, — in dem Generalunter: 
nehmer — und vor allen Dingen in einer wirkungsvollen 
Aufficht des Neides. 
(Sehr richtig!) 

Darauf lege ic) ein ganz entſchiedenes Gewicht. 

Ich will Ihre Zeit nicht länger in Anſpruch nehmen. 
Die Vorlage wird an die Budgetfommiffion gehen, und 
ich fann nur jagen, foviel an meinen Freunden und mir 


322° 


ür (D) 


2358 





Reichstag. — 81. Sitzung. Mittwoch den 24. April 1901. j 








(A) liegt, werben wir den Verfud machen, den Bahnbau zu | großen Wurf und jenen großen Zug, wie ihn andere (C) 


Stonde zu bringen in der Weife, wie wir es für bas 
Neih am vortheilhafteiten halten. 
(Brabo! rechts.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lucke. 
Zude, Abgeordneter: Meine ſehr geehrten Herren, bem 
Herrn Dr. v. Siemend babe id) feinerzeit den Vorhalt 
emacht, er möge, anftatt dad Nationalvermögen für den 
au ber anatolifchen und fonftigen ausländifhen Bahnen 
burd die Deutſche Bank verfchleppen zu laffen, dafür ein: 
treten, daß wir in den Kolonien zu Verkehrömitteln, zu 
Bahnıbauten gelangen. Ich habe es Heute Iebhaft begrüßt, 
in dem Herrn Dr. v. Siemens einen Solonialfanatifer auf 
dem Gebiete des Eiſenbahnbaues in den Kolonien nun— 
mehr kennen zu lernen. Ich felbft bin weder Kolontal- 
fanatifer noch Kolontalnörgler, fondern ich bin in klarer 
Erkenntniß umferer volkswirthſchaftlichen Entwidelung 
für bie Förderung ber Verfehrämittel in unferen Kolonien. 
Mit völliger Sicherheit fommen wir in abfehbarer Zeit 
zur lebervölferung. Diefe muß irgendwo bleiben, und 
wir müffen deshalb der folonialen Entwidlung bie Wege 
ebnen, um für unfere auswanbdernden Voltögenoffen in 
ben eigenen Kolonien Arbeitögelegenheiten zu haben und 
im Austauſch der Güter zwiſchen Mutterland und Kolonien 
ein weiteres Mittel, und unabhängig von den Nohftoffen 
tropifcher Länder, welde nidt zu Deutichland gehören, 


zu machen. 
(Zurufe Links.) 

— Gewiß! Die Leutenoth fteht heute auf der Tagesordnun 
in 20 Jahren wird vielleicht die Noth an Arbeit für die 
Leute auf der Tagesordnung ftchen, und Sie follten heute 
nicht über etwas laden, was nad) einiger Zeit Ste als 
nothwendig werben begrüßen müſſen. Nun aber hat 
Herr v. Siemens in feiner Anwandlung für das koloniale 
Ssntereffe den Bahnbau auf den Boden eines Syndikats 


(B) geihoben, aber auch dafür Sorge getragen, daß, indem die 


potenten Finanzkreife zwar ſcheinbar in patriotiiher An— 
wanblung für ben Bahnbau forgen, vorforglichft die Garantie 
des Reichs nicht allein für Die Zinfen oder eine mäßige Nente, 
fondern auch die Garantie des Reichs für eine Prämie 
bon 20 Prozent der Ansloofung gegeben werben foll, oder 
wenigitens ift er, wie er felbit zugiebt, bemüht, diefe 
Garantie in die Wege zu leiten. Er hat uns darauf 
gefagt: wir haben unfere Forderungen aufgebaut auf ung 
überwiefene Materialien und allgemeinen Schägungen und 
Bermuthungen. Nun, meine Herren, die Forderung ber 
Garantie durch das Reich auf Bauzinſen, dann auf 
3 Prozent Nente und endlich 20 Prozent Prämie für bie 
Antheile auf allgemeine Schägungen und Vermuthungen 
aufzubauen, fcheint mir doch ein biächen ſtarkes Stuͤck. 


Länder uns als Beifpiel zeigen. Wenn der Herr Reichs— 
fanzler heute durch feine Anwefenheit und fein Eintreten 
je den Ausbau der Eifenbahnen in den Stolonien 
nauguriren will ben großen Entwicklungsgang, ben bie 
Kolonien nehmen müffen: follen fie ein wirklicher Nuten 
für unfer Vaterland werben, fo begrüßen wir das im 
allgemeinen Intereffe;z aber den Weg, ben Sie befchreiten 
wollen, indem Ste das ganze Rifito auf die Steuerzahler 
wälzen wollen, anftatt auf bie großen Finanzfreife, wie 
das in anderen Staaten der Fall geweſen ift bei ber 
tolonialen Entwidfung, den gehen wir nicht mit; das 
müffen wir vermwerfen, und von diefem Standpunkt aus 
werden wir bie Borlage in ber vorliegenden Form in 
feinem Fall bewilligen. 

Präfident: Die erfte Berathung ift geichloffen. 

Zu einer perfönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, e3 find Stellen 
aus meiner Nede vielfach umrichtig zitirt worden, und 
e3 ift dagegen polemifirt worden. Ich behalte mir vor, 
tm weiteren Stabium der Verhandlungen darauf zurüds 
—— und beſchränke mich heute darauf, nur zwei 
Inführungen des Herrn Abgeordneten v. Siemens mir 
gegenüber richtigzuſtellen. 

Herr v. Siemens meinte, ich hätte geſagt: die 24 
Millionen find fort; ich habe aber nur behauptet: fie find 
doch vollftändig der Einwirkung und der Beihlußfaffung 
bes Neichdtagd entzogen, wenn dieſes Geſetz bemilligt iſt. 

Dann hat Herr d. Simend es merfwirdig gefunden 
gegenüber demjenigen, was er biöher für meine Anficht 
gehalten hat, daß ich der bureaufratifchen eigenen Regie 
des Reichs den Vorzug gebe vor Privatunternehmungen. 
Ih habe dieſen Sag ausdrüdlih eingefhränft auf bie 
Kolonien, indem ich hervorhob, daß in den Kolonien doch 
der Privatunternehmer ohne Reihsgewalt und Reiche: 
verwaltung in feiner Weife felbftändig vorgehen könne. 

Bräfident: Es ift bon verſchiedenen Seiten vor— 
geihlagen, die Vorlage an die Budgetkommiſſion zu 
verweilen; mern niemand dagegen Widerſpruch erhebt, 
werde ih annehmen, daß das der Beſchluß des Haufes 
if. — Dies ift der Fall; die Vorlage ift zur Vorberathung 
an die Budgetkommiſſion überttefen. 

iermit ift unfere Tagesordnung erledigt. 
ch ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sikung zu 
halten morgen, Donnerdtag den 25. April, Nahmittags 
1 Uhr, und folgende Tagesordnung: 
zweite Berathung des Entwurf eines Geſetzes 
über die privaten Berfiherungsunternehmungen 
(Nr. 5 der Drudiachen) auf Grund des Berichts 


Wir müſſen fordern, dab im dieſer Beziehung all: der VII. Kommiſſion (Nr. 244 der Druckſachen). 
gemein gut fundamentirte Ausweife uns gegeben Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete 
werben; ſonſt werben wir nicht in ber Lage fein, Zehnter. 


fir dieſe Form der Entwidlung der Eifenbahnen in den 
Kolonien zu ftimmen. Es ift von Herrn dv. Siemens 
nunmehr gelagt, daß wir intereffiren müffen die Privat: 
induftrie, die Eifeninduftrie u. ſ. w. Gewiß, meine Herren, 
die werden durd den dortigen Eifenbahnabfat alio Be: 
ihäftigung finden; aber ich ſehe nicht ein, warum biefe 
Entwidlung nicht durch unfere großen potenten Finanz— 
freife ohne die Garantie des Reichs in die Wege geleitet 
werden kann. Die Herren mögen dod, da fie jo be: 
deutende DBermögen auch bereits in Dftafrifa, wie ich 
höre, in großen Plantagen u. f. w. inveſtirt haben, Die 
potenten induftriellen und Finanzkreife fuchen — und fie 
werben fie finden —, bie unter ihrer Garantie für 
Kapital und Zinfen die Bahn bauen in jene Gegenben, 
um ihre dort gewonnenen Mrodufte billig an bie 
Seeküfte und zur Berfrahtung zu bringen. Ich vermifie 
in unferer ganzen folonialen Entwidlung allerdings den 


Anträge Nr. 261, 262. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung fteht feit. 

Die Mitglieder des Reichstags vd. Tiedenann, 
MWallenborn, v. Quei3, Henning, Dr. Hahn, Gerftenberger, 
Dr. Schaebler, Dr. Wiemer, Dr. Stodmann, Dr. Müller 
(Sagan), vd. Grand-Ry und Dr. Deinhard wünſchen aus 
der I. refp. II, VL, IX. und XII. Fommiffion 
Iheiden zu dürfen. — Gin Widerſpruch hiergegen erhebt 
ſich nicht; ich veranlaffe deshalb die 1., 2., 3., 5., 6. und 
7. Abdtheilung, heute unmittelbar nad) der Situng bie er: 
forderlichen Erſatzwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 5 Uhr 50 Minuten.) 
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2. Sigung 


am Donnerdtag den 25. April 1901. 


die privaten Verfiherungsunternchmungen 

(Nr. 5, 244 ber Anlagen) . Da a 

& 1, Begriffsbeitimmung ber Verſicherungs⸗ 
unternehmungen: 

Zehnter, Berichterftatter 

SS 2 bis 6 (ohne Debatte) } 
8 7, Verſagung der Erlaubniß zum Ges 
Ichäftsbetriebe: 

Richter . . - 

Gruner, Kaiferlicher "Geheimer Ober: 
Regierungsrath im — des 
Innern A 

Schrabr . » » a 

Dr. Müller (Sagan) 

Zehnter, Berichterftatter 

8 8 (ohne Debatte) . i 
8 9, allgemeine Verfiherungsbebingungen: 

Schmidt (Marburg). 

Gruner, Kaiferlicher Geheimer Ober: 
Negierungsraih im — des 
Innern. 

Zehnter, Berichterflatter 

8 10 (olme Debatte) i 
$ 11, Geichäftsplan ber ———— 
unternehmungen — Frage der Zillmerei: 

Dr. Müller — 

Dr. Lehr. 

Gruner, Kaiſerlicher — Ober: 
Regierungsrat im nn des 


Innern. } 
Dr. Heim . 2372 c, 
So - - - — 
Dr. Müller (Eagan) . 2374 C, 


v. Anebel Doeberig, Königlich preu- 
hiſcher Gcheimer Ober-Negierungss 
na : 42376 0, 
Zehnter, Berichterftatter . 
88 12 bis 20 (ohme Debatte) 
8 21, Bemeffung Der Mitglieberbeiträge 
und der Leitungen ber Berfiherungs- 
vereine auf Gegenfeitigfeit: 
Dr. Müller (Meiningen) . 
88 22 bis 28 (ohne Debatte) 
Reichstag. 10, Legisl.-P. IL. Seſſion. 1900/1901. 


. 2359 D, 
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Seite (C) 
$ 29, Vorftand, Aufſichtsrath ꝛc. ber Der: 
fiherungsvereine auf Gegenfeitigfeit: 

Dr. Müller (Meiningen) . » .» . 2378 D 
Gruner, Kaiferlicher Geheimer Ober: 
Regierungsrath im — des 

Innen. .. . 2379 B 

Behnter, Berichterflatter. . 2379 C 

8$ 30 bis 52 (ohne Debatte) . 2379 D 
$ 53, Beftimmungen für Mleinere Vereine: 

Dr. Opfrgt . ... . 2379 D 


v. Jecklin, Kaiſerlicher Geheimer Re- 
gierungsrath im Reichs-Juſtizamt: 2380 B 


SS 54 bis 56 (ohne Debatte) . - » . 2380 C 
8& 57, Prämienrefervefonds: 
Zehnter, Berichterfiatter . 2380 C 
$ 58 (ohne Debatte) —PF— .. 2380 D 
859, Anlegung ber ben Prämienreſervefonds 
bildenden Beftänbe: 
Rettich - » . 2380 D 
88 60 bis 71 (ohne Debatte) . 2380 D 
$ 72, Verſicherungsbeirath: 
Beckh (Coburg) . . 2381 A 
Zehnter, Berichterftatter . 2381 A 
88 73 bis 80 (ohne Debatte) . . 2381 B 
g 81, Koften des Auffichtsamts für Privat: 
verficyerung 2c.: 
Dr. Müller (Dieiningen) . . 2381 C 


Gruner, Kaiferlicher Geheimer Ober 
Regierungsrat) im Reichsamt bes 
Innern . 2382 B, 2383 D 

Dr. ehr . . . 2382 D 

Richter (zur Sache Saw. we Geicäfts: 


orbnung) . . 2383 A, 2384 D, 2385 B 
Büfing - F Fra . 2384 A 
Dr. Graf v. Poſadoweih⸗ Wehner, 

Staatsminifter, Staatsfetretär bes 

Innern .. 23840 
Zehnter, erichterſiaiter . 2385 A 

Namensaufruf . - . 2385 B 
Nichtbeſchlußfãhigleit des Reichstags . 2386 B 


Feſiſtellung ber Togeborbnung für die nächfte Sigung: 2386 B 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Das Refultat der vollzogenen Wahlen zur XV. om: 
miffion wolle der Herr Schriftführer verleſen. 

Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): 

In die XV. Kommiſſion — zur VBorberathung 

1. des Gutwurfs eines Süßſtoffgeſetzes 
(Nr. 235 der Drudjaden), 

2. des Entwurfs eined Gefehes, betreffend 
bie Abänderung des Branntwein: 
ftenergejeßes vom 24. Juni 1887 reſp. 
16, Juni 1895 (Nr. 247 der Druckſachen) 

— find gewählt: 

von ber 1. Abtheilung bie Herren Abge- 
ordneten Dr. v. Komierowsli, Gamp, 
vb. Kardorff; 
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von der 2. Abtheilung die Herren Abge— 
orbneten Herold, Wallenborn, Dr. Pichler; 

bon der 3. Abtheilung bie Herren Abge: 
orbnieten Sped, Zehnter, Müller ne: - 

bon ber 4. Abtheilung bie Herren Abge- 
ordneten Dr. Paaſche, Rimpau, Schmidt 
(Wanzleben); 

von der 5. Nbtheilung bie Herren Abge: 
ordneten Dr. Müller (Sagan), Eidhoff, 
Dr. Pachnicke; 

bon ber 6. Abtheilung die Herren Abge— 
orbneten v. Standby, Freiherr v. Richt: 
hofen-⸗Damsdorf, Dr. NRoefide (Kaiferd- 
lautern; 

von der 7. Abtheilung die Herren Abge- 
orbneten Wurm, Dreesbah, Fiſcher 


(Sadjien). 2 
Die Kommiſſion Hat fi) fonftituirt und gewählt: 

zum Borfigenden den Herrn Abgeorbneten 
Herold, 

zu deſſen Stellvertreter ben Herrn Abge— 
orbnieten vd. Stauby, 

zu Schriftführern die Herren Abgeordneten 
Rimpau, Fiſcher (Sachſen), Dr. Noefide 
(Kaiferölautern), Eickhoff. 

Präſident: An Stelle der aus ber II reſp. IIL, 
VI, IX. und XII. Kommiſſton gefchiedenen Herrn 
Adgeorbneten v. Tiedemann, Wallenborn, dv. Queis, 
Dr. Hahn, Pauli (Oberbarnim), Henning, Dr. Schaedler, 
Gerftenberger, Dr. Wiemer, Dr. Müller (Sagan), v. Grand» 
Ry und Dr. Deinhard find durch die vollzogenen Erſatz— 
wahlen gewählt worden die Herren Abgeordneten: 

Graf v. Arnim in die Budgetkommiſſion; 

Sittart und Hilgenborff in die Petitionskommiſſion; 

v. Salifh, Dr. Stodmann, v. Blödau in bie 
VI. Kommiſſion; 

Lerno, Dr. Spahn, Dr. Zwid, Bräfide in die 
IX. Kommiſſion; 

Hofmann (Ellwangen) und Dr. Paaſche in bie 
XIHN. Kommiſſion. 

Ad habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeorbneten 
Gidhoff * J für 3 Tage. 

Entſchuldigt iſt das Mitglieb be3 Reichtags Herr 
Baflermann. 

Als Kommiflare des Bundesraths find von 
bem Herrn Reichslanzler für den Gegenftand ber heutigen 


Tagedorbnung angemeldet: 
Wirkliche Geheime Ober: Re: 


ber Kaiſerliche 
gierungsrath Herr Plath, 
der Königlich preußiihe Geheime Ober-Re— 
gierungdrath Herr Niehaus, 
ber a Aue Verfiherungsrevifor Herr 
r. Brillat, 


ber Königlich preußiſche Negterungdrat Herr 
Dr. Broeder. 
Wir treten in bie Tagesordnung ein. Gegenftand 
derielben tft die 
zweite Berathung des Entwurfs eined Geſetzes 
über die privaten Berfiherungönnternehmungen 
(Nr. 5 der Drudfaden), auf Grund bes Berichts 
ber VII. Fommiſſion (Nr. 244 der Drudjaden). 
Anträge Nr. 261, 262, 263. 
Berichterstatter ift ber Herr Abgeordnete Zehnter. 
Im Antrag Dietrich und Genoffen auf Nr. 261 ad 3 
handelt ed fih um 5 107, nicht um $ 117, und ad 4 
um & 108, nit um $ $ 118: ferner muß es ad 3 des 
Antrags Nr. 261 in Zeile 1 ftatt der Worte „die Qebends* 
heißen: „bei Lebend-*. Diefe Drudfehler will ich hiermit 
berichtigt haben. 
Es ift mir foeben noch ein handfchriftliher Antrag 


äugegangen feitend des Herrn Abgeordneten Richter; ber: (C) 


felbe lautet: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
im $ 7 zu ftreichen 
a) bie Nr. 2, 
b) ben ziveiten Abſatz. 
Dieſer handſchriftliche Antrag wird ſeinerzeit zur Dis— 
kuſſion geſtellt werben. 

Id eröffne die Diskuſſion über 81 

Das Wort hat ber Herr Berichterſtatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
bie Kommiffion hat Ihnen über den Gang der von ihr 
gepflogenen Berathungen und über die Refultate der— 
felben einen eingehenden Bericht eritattet, auf den ich mid) 
im allgemeinen wohl beziehen darf. Es wird aber viel: 
leicht zur Abkürzung der Berathung dienen, wenn id 
gleich Bier bei ber zweiten Leſung einen kurzen lleberblid 
über bie wefentlihen Veränderungen gebe, die die Kom— 
miffion an der Regierungsporlage vorgenommen hat. Ich 
werde bann wohl in ber Lage fein, dad Wort mur bei 
denjenigen Beftimmungen zu nehmen, wo bazu befonderer 
Anlaß vorliegt. 

Die HKommiffion hat die Grundlagen des Geſetzes, 
abgejehen von einem einzigen Punkte, nicht verſchoben. 
Sie hat vor allem Leinen Verſuch gemadt, etwa aud die 
privatrehtlidhe Seite des Verſicherungsweſens, die Regelung 
des Verfiherungäpertrages, in dieſes Geſetz hineinzugehen 
Die Kommiſſion hat ebenſo auch von jedem Verſuch Ab— 
ſtand genommen, bie Steuerfrage, die Frage ber ſteuer— 
lichen Behaudlung des Verſicherungsgeſchäfts, in dieſem 
Geſetzentwurf zu regeln. Dagegen hat es nicht an mehr: 
fahen und zum Theil recht ausdauernden Verſuchen 
gefehlt, das Gefeg mehr oder minder auch auf die öffent: 
lihen Berfiherungsanftalten auszudehnen, alſo auf dies 
jenigen Anftalten, welde vom Staat oder von Provinzen 


oder von Kommunen ober von anderen öffentlihen Kor: (D) 


porationen auf Grund Iandesgefegliher Beftimmungen 
errichtet find und geleitet werden. Die Kommiſſion hat 
jedoch alle diefe Verfuche im wefentlichen abgelehnt; fie 
iſt den dahin geftellten Anträgen nicht beigetreten. Nur 
bei $ 119 iſt zulegt noch ein Beichluß der Kommiſſion zu 
Stande gefommen, wonach die 8 9, 10 und 98 Sat 1 
des Entwurf aud auf die öffentlichen Berfiherungsans 
ftalten ausgebehnt werben follen. Ueber biefen Punkt 
wird ja vielleicht an feiner Stelle noch näher zu ſprechen 
fein; ich beſchränke mich hier darauf, dieſen Punkt nur zu 
erwähnen. 

Mas fodann die Aenderungen im einzelnen anlangt, 
fo find fie nicht gerade fehr geriug an der Zahl, aber fie 
find an Wichtigkeit des Inhalts aud nicht gerade von 
allzu großer Tragweite. Die erfte Aenderung, die ich er— 
wähnen will, ift vorgenommen worden am 5 7. 8 7 be: 
ftimmt die Vorausfegungen, unter denen die Zulaflung 
einer Unternehmung zum Geichäftsbetriebe verfagt werden 
fann. Diefer $7 war von Seiten ber Interefienten viel 
fach angegriffen und getabelt worben, hauptfählich des— 
wegen, weil er der Auffichtsbehörde eine viel zu große 
Vollmacht in die Hand gebe. Die Kommiſſion Hat ver: 
ſucht, Diefen Mängeln, ſoweit es ihr möglich ſchien, abzu— 
helfen; fie hat den 87, wie fie glaubt, konkreter gefaßt 
und insbeſondere einen Ausdru ausgemerzt, der ganz 
befonder3 getabelt worden ift, nämlich die Beftimmung, 
baß die Zulaffung auch verfagt werben könne wegen Ge: 
fährbung des Gemeinwohl!. Die Kommiffion hat dieſen 
Ausdrud erſetzt, indem fie ftatt deffen gefagt hat, die Zus 
laffung könne verfagt werden, wenn Thatiadhen borlägen, 


bie beforgen Tiehen, daß ein den Gefegen und den guten 
Sitten entfpredhender Geſchäftsbetrieb nicht ftattfinden 
werde. Diefer fubftituirte Ausdruck „aute Sitten” ent» 


fpriht dem bürgerlichen Geſetzbuch, und die Kommiſſion 
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(A) glaubte ihm, wenngleich auch er vielleicht noch als zu 


weit getadelt werden fanır, den Vorzug geben zu müffen, 
weil er micht den politifchen Beigeſchmack hat, den die 
Kommilfion in dem Ausdrud „Gefährdung des Gemein: 
wohls“ fand. 

Eine zweite Menderung, die ich erwähnen möchte, iſt 
diejenige, die zu $ 9 Abjak 3 vorgenommen worden ift. 
Diefer Paragraph beſtimmt in feinem Abfag 1, daß in 
die allgemeinen Berficherungäbedingungen über gewifle 
Punkte Beitimmungen aufgenommen werden follen, und 
Abſatz 3 fügt dann nad) der Negierungdvorlage hinzu, 
dab don diejen allgemeinen Berfiherungsbedingungen zu 
Ungunften des Verſicherten nicht abgewichen werden dürfe. 
Die Kommilfion hat fid aber nad längerer Grörterung 
diefer Beltimmung des Abſatzes 3 davon überzeugt, daß 
bie Faſſung zu eng fei, daß fie den Verſicherungsgeſell— 
ſchaften eine zu große Gebundenheit auferlege und ihnen 
nicht geftatte, den vielgeftaltigen und vielfeitigen Verhält— 
niffen des Lebens in angemefjener Weije gerecht zu werben. 
Die Kommilfion hat deshalb in zweiter Leſung beichloffen, 
daß audh zu Ungunſten des Verfiherten aus befonderen 
Gründen von den allgemeinen Verfiherungsbedingungen 
Abweichungen zugelaflen werden follen, unter der Voraus— 
fegung, daß ber Verfiherungäunternehmer vor dem Ab— 
ichluffe des Vertrages auf die Abweichungen ausdrücklich 
hingewiefen worben iſt und ſich hiernach ſchriftlich damit 
einderftanden erklärt hat. * 

In $ 10 ift ſodann nad der Regierungsvorlage be= 
ftimmt, daß die allgemeinen Berfiherungsbedingungen 
dem Verfiherungönehmer vor dem Abichluß des Ber: 
fiherungävertrags zugeftellt werden müflen gegen Empfangs⸗ 
beicheinigung. Die Kommiffion hat dazu beichloffen, daß 
dieſe Empfangöbeideinigung in einem befonderen At er 
theilt werden müffe, weil fie der Meinung war, dab 
dadurch eine größere Garantie geboten werde dafür, daß 


(B) die Verſicherungsnehmer vor dem Vertragsabſchluß wirklich 


in den Beli ber allgemeinen Verfiherungäbedingungen 
gejegt werben. 

Der $ 11 ftellt befondere Beftimmungen auf über 
ben Geihäftöplan bei Lebensverfiherungsunternehmungen, 
und der $ 12 jagt nad dem Regierungsentwurf: 

Soweit eine Unfallverſicherungsunternehmung 
bie Verfiherung von Renten oder die Verfiherung 
mit Prämienrüdgewähr oder fonftige Berfiherungen 
nad Art der Lebensperfiherung unter Zugrunde— 
legung beitimmier Wahrſcheinlichkeitstafeln be— 
treibt, finden die Vorſchriften des & 11 entiprechende 
Anwendung. 

Die Kommiffion hat befchloffen, daß dieſe Beſtimmungen 
bed $ 12 aud) für die Sranfenverficherung gelten follen, 
unter den gleichen Vorausſetzungen, wie für die Unfall— 
een, und hat dem 5 12 einen entiprechenden Zufat 
eigefügt. 

r Bon $ 12 fomme ich fofort auf - Hter find bie 
Beitimmungen darüber aufgeftellt, wie bei den Lebens— 
verfiherungdunternehmungen die Wrämienrejerve anzu: 
legen if. Es beftimmt der $ 59 in Abſatz 1 Nr. 1 
zunädft, daß diejenigen Beitimmungen in Bezug auf bie 
Anlegung der Wrämienreferve maßgebend fein follen, die 
das bürgerliche Geſetzbuch in $ 1807 Abfak 1 Nr. 1 bis 4 
aufftellt für die Anlegung von Mündelgeldern. Die Nr. 1 
bes 8 59 fügt aber dann bei, daß die Anlegung überdies 
auch erfolgen fünne in folden Hypothekenpfandbriefen, 
die in den einzelnen Bundesitaaten für mündelſicher erflärt 
find, und in folden Pfandbriefen von Hypotheken-Aktien— 
banfen, die don der Reichsbank in erfter Klaſſe belichen 
werben. Jedoch hat ber Entwurf der Negierung eine 
Schranke dahin beigefügt, daß nur der vierte Theil der 
Prämienreſerve in ſolchen Pfandbriefen folle angelegt 
werben können. Diefen Sak von 25 Prozent hat die 





Kommiffion, hauptfählih mit Nüdfiht darauf, daß zur (C) 


Zeit überhaupt nur 3,28 Prozent des Vermögens der 
Lebenöverfiherungsanftalten in Werthpapieren angelegt 
find, auf 10 Prozent herabgeſetzt und hat geglaubt, daß 
damit den Berfiherungägeiellihaften noch im genügend 
weiten Make Spielraum für die Anlegung der Prämien— 
referve in folden Pfandbriefen gegeben ſei. — Außerdem 
hat die Kommiffion in $ 59 in Ziffer 4 eine weitere An— 
lagegelegenheit beigefügt, die in der Regierungsvorlage 
nicht enthalten war, infofern als die ommitfion beichloffeu 
hat, zu geftatten, daß bie — — mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde auch angelegt werden könne in 
Schulbverfhreibungen inländifher kommunaler Körper: 
haften, Schulgemeinden und Sirhengemeinden, wofern 
diefe Schuldverichreibungen entweder von Seiten des 
Gläubigers kündbar find oder einer regelmäßigen Tilgung 
unterliegen. 

Im 8 65 des Entwurfs Abſatz 3 ift fodann die Nede 
bavon, daß die Aufſichtsbehörde berechtigt fei, bei folchen 
Verfiherungdunternehnungen, die einen Auffihtsrath oder 
eine Generalverfammlung oder ein ähnliches geſellſchaft— 
lihe3 Organ haben, in die Verfammlungen diefer Organe 
unter Umſtänden einen Beauftragten abzuordnen. . Die 
Kommiſſion hat dazu die Beftimmung beigefügt, daß als 
ſolche Vertreter der Auffihtöbehörde in diefen Verſamm— 
lungen nicht funttioniren können, daß mit einer ſolchen 
Vertretung nicht beauftragt werden können bie Leiter und 
Beamten ber öffentlichen Berfiherungsanftalten. Die 
gleiche Beitimmung hat bie Kommiſſion auch beigefügt 
eim 8 TO in Bezug auf die Auswahl der Mitglieder des 
Auffihtdamts, in S 71 in Bezug auf bie Nuswahl von 
Kommiffaren, welde von Seiten des Reichskanzlers bei 
ben einzelnen Berfiherungsanftalten beftellt werben können, 
> ra auch in 8 72 bezüglich des Verſicherungs— 
eiraths. 


873 zählt die Fälle auf, in welchen eine Entſcheidung (D) 


nur getroffen werben fann in einem in einer gewiflen 
Weiſe zufammengefegten Spruchlollegium. Die Kom: 
milfion hat hier den Fällen, die in der Negierungsporlage 
aufgezählt waren, zwei weitere ‘Fälle beigefügt. Nämlich 
in dieſer Weife, im biefer Zufammenfegung, wie $ 73 
vorſchreibt, fol aud nur entfchieden werben können 

über die Genehmigung ber Auflöfung eines Bers 

fiherungövereind auf Gegenfeitigkeit 


über die Anerkennung eines Vereins ald eines 

tleineren. 
Inden bie Kommiffion dieſe beiden Fälle in ben & 73 
aufgenommen bat, hat fie zugleich die Möglichkeit eröffnet, 
egen die erftinftanzlide Entfcheidung in dieſen weiteren 
Fllen ben Rekurs an die zweite Inftanz im Sinne der 
SS 74 und 75 bed Entwurf zu ergreifen. — Die fonts 
million hat ſodann den $ 73 aud noch in anderen Rich: 
tungen ergänzt, nämlich infofern, als fie eingefügt hat 
einen Abfat, worin vorgefchrieben wird: 

Die Zuziehung der Mitglieder des Verſicherungs⸗ 
beirath3 erfolgt in der Regel nad) einer im boraus 
aufgeftellten Reihenfolge, — 

und einen weiteren Abſatz, der beitimmt: 

Die Beftimmungen der Zivilprogeßordnung über 
Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen 
finden auf alle zur Mitwirkung bei ber Ent: 
ſcheidung berufenen Perſonen entſprechende An: 
wendung. 

— Sodann hat die Kommiffion auch eine Beſtimmun 

in den $ 73 aufgenommen, wonad die Betheiligten en 

Antrag zur mündlichen Werhandlung über die fie be— 
treffenden nn vorgeladen werden müffen. 

Im $ 75, der aud vielfach angegriffen war wegen 

der Zuſammenſetzung der Relursinſtanz, hat die Kommiffion, 
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(A) wie fie glaubt, eine Verbeflerung dahin befchloffen, daß 


nur der Vorfigende des Auffihtsamts, wenn er in ber 
eriten Inftanz bei der Entiheidung mitgewirkt hat, auch 
in zweiter Inſtanz mitzuwirken berechtigt fei, daß dagegen 
ein weiteres Mitglied des Spruchtollegiums erfter Inſtanz 
in zweiter Inftanz nicht mehr mitwirken fönne. 

In 8 81, welcher von der Tragung ber Soften ber 
Auffihtsführung handelt, hat die Kommiſſion infofern 
zwei —— beſchloſſen, als ſie einmal beſtimmt hat, 
daß das Maximum deſſen, was von einer Geſellſchaft an 
Beiträgen zur Deckung der Koſten des Aufſichtsamtes er— 
hoben werden kann, Eins vom Tauſend der Bruttoprämie 
nicht überfteigen darf. Außerdem hat fie eine Aenderung 
in der Nichtung vorgenommen, daß nicht drei Viertel der 
Koften des Auffihtsamts, wie in der Regierungsvorlage 
gelagt ift, von den Verfiherungsunternehmungen einzu: 
affiren find, fondern nur die Hälfte diefer Koften. 

Im 8 99, ber von der Behandlung der Prämien: 
referve fpricht bei ſolchen Anftalten, die zur Zeit des In— 
frafttretend bed Gefeßes ſchon vorhanden find, ift eine 
Aenderung dahin vorgenommen worden, daß dem alten 
vorhandenen Gejellihaften geftattet wird, die Prämien: 
referve erft im Laufe von fünf Jahren, ftatt, wie bie 
Regierungdvorlage wollte, im Laufe von drei Jahren, 
in denjenigen Bermögenswerthen Men, bie nad 
: 59 für die Anlegung ber Prämienreferven vorge: 
chrieben find. 

In 8 108 wurde fobann eine Einfhaltung gemadit, 
und zwar an zwei verfchiebenen Stellen, dahingehend, 
daß Beitrafung wegen Betriebs des Verſicherungsgeſchäfts 
ohne porausgegangene Genehmigung und wegen Abſchließung 
von Berfiherungäverträgen für eine foldhe nicht genehmigte 
Unternehmung nur dam eintreten könne, wenn ber Be- 
treffende Stenntniß davon gehabt hat, daf die Unternehmung 
einer Grlaubniß bedarf. 

In 8114, der bem Bunbesrath die Möglichkeit giebt, 
Ausführungsbeftimmungen zum Geſetz zu erlaffen, ift durch 
die Kommiſſion die Beftimmung aufgenommen worden, 
daß biefe Ausführungsbeſtimmungen nur erlaffen werben 
nie — dorausgegangener Anhörung des Verfiherungs: 
eiraths. 

Ein Hauptgegenſtand ber Anfechtung ſodann war der 
8 115, ber nad ber —— die Beſtimmung 
enthält, daß in jedem Bundesſtaat auf Verlangen der 
Zentralbehörde, alſo des Miniſteriums, jede Unternehmung 
einen Hauptbevollmächtigten beſtellen müſſe, der berechtigt 
ſein ſoll, die Unternehmung im Verſicherungsgeſchäft und 
überhaupt in allen Geſchäften zu vertreten. Dieſer Ab— 
fag 2 und der damit in Verbindung ſtehende Abſatz 3 iſt 
in der Kommiffionsberathung geftrihen worden. 

In dem $ 116 der Regierungsporlage war beftimmt, 
daß die Transporiverfiherung, infofern fie nicht von 
Berfiherungdvereinen auf Gegenfeitigfeit betrieben wird, 
frei fein folle von ber Aufficht des Geſetzes, daß fie feine 
Bulaffung zum Gejchäftsbetrieb brauche, und daß auch 
eine laufende Beauffihtigung nicht ftattzufinden Habe. 
Diefe Beltimmung ift in der Kommiſſion dahin aus— 
gebehnt worden, daß auch die Verficherung gegen Kurs— 
verlufte frei bleiben folle und ebenfo auch die Ruͤckverſicherung. 

Der $ 119 ift ſodann derjenige Punkt, wo die einzige 
Berfhiebung ftattgefunden hat im Bezug auf die funda- 
mentalen Grunblagen de3 Gefeßes, infofern hier im $119 
per in zweiter Leſung beſchloſſen worden ift, daß bie 

eftimmungen ber $S 9, 10 und 98 Abſatz 1 des Geſetz— 
entwurfd auch auf die öffentlihen Berfiherungsanftalten 
Anwendung finden follen. 

Eine Aenderung ift ſodann auch eingetreten zu $ 121, 
infofern als bazu beichloffen worden iſt, die polizeiliche 
Präventivfontrole aufzuheben, ebenfo auch diejenigen Be— 
ftimmungen, wonad Feuerverfiherungdverträge nur bon 


die Erlaubniß von ber Stellung 


im Juland wohnenden Bertretungen der Unternehmungen (C) 


abgeſchloſſen werden bürfen, während dagegen aufrecht 
erhalten bleiben follen diejenigen landesrechtlihen Beſtim— 
mungen, wonach bie SFeuerverfiherungsperträge der nad): 
träglihen Genehmigung nad erfolgten Abſchluß bedürfen. 
— Endlich ift aucd zum Abſatz 3 des 8121 noch eine 
feine Abänderung beſchloſſen worben, bie hauptſächlich für 
Bayern Intereſſe Hat, und in ber es fih um bie joge: 
nannten gemiedenen Gemeinden hanbelt. 

Das find im weſentlichen bie Beitimmungen, meine 
Herren, in Bezug auf welde die Kommiſſion Abanderungen 
erheblicher Art beichloffen hat. Ich glaube mich auf dieſes 
Nefumee vor der Hand befchränfen zu dürfen und kehre 
nun zum $1 des Gefeges zurüd, der ja bier den eigent- 
lihen Gegenftand der Berathung bilden fol. 

Hier, zum $1, aber möchte ih nur darauf hinweifen, 
daß dieſer $ 1 im zweierlei Rihtung von grundfählicher 
Bedeutung ift, einmal infofern, ald er ausipridt, daß, 
abgejehen von der Beitimmung des $ 119, das Geſetz 
mr Anwendung finde auf Privatverfiherungsunter- 
nehmungen, nicht aud) auf Öffentliche VBerfiherungsanftalten, 
und zweitens infofern, als er verfügt, daß alle Privat: 
unternehmungen, die den Betrieb von Verſicherungs— 
geihäften zum Gegenitand haben, der Beauffihtigung 
nad Maßgabe des Geſetzes unterliegen. Ich bitte Sie, 
dieſen S 1 anzunehmen, wie er aus der Kommiſſion her: 
vorgegangen iſt; Nbänderungdanträge liegen ja dazu aud) 
nicht vor. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geichlofien. $ 1 ift nicht angefochten; 
wenn niemand wiberfpridht, fo werde ich annehmen, daß 
er vom Haufe in zweiter Zefung angenommen ift. — Dies 
ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

63 ift mir foeben ein Hanbicriftliher Antrag ein- 
gereicht worden ſeitens ber Herren Abgeordneten Dr. Müller 
(Sagan) und Dr. Miller (Meiningen). 

Der Reichdtag wolle beihließen: 
in $ 11 Nbjag 1 hinter den Worten „Nettoprämie 
anzugeben” den Sat einzuſchalten: 
Auch tft anzugeben, ob und in welchem Maße 
bei ber Berechnung ber Prämienreferve eine 
Methode angewandt werden fol, nad welder 
anfänglich nicht die volle Brämienreferve zurüd- 
geftellt wird, wobei jedoch der Sat von 12'/, %/go 
der Verſicherungsſumme nicht überſchritten 
werben barf. 

Meine Herren, ich bitte um die Ermächtigung, die— 
jenigen Theile der vorliegenden Kommiſſionsbeſchlüſſe, wo 
Anträge und MWortmeldungen nicht vorliegen, aud be— 
fondere Abftimmungen nicht verlangt werden, aufrufen zu 
dürfen und durch den Aufruf für genehmigt zu erflären. 
reihe wiberfpriht niemand; die Genehmigung ift mir 
ertheilt. 

Ich rufe nunmehr uf 82, — 83, — 54, — 85, 
— 86 — und erfläre dieſe von mir aufgerufenen Para— 
graphen ald vom Haufe angenommen. 

Nunmehr eröffne ih die Diöfuffion über S 7, zu 
welchem der handichriftlihe Antrag des Herrn Abgeord⸗ 
neten Nichter vorliegt, den ich nochmals verleie: 

Der Reichstag wolle befchließen: 
in 8 T zu ſtreichen 

a) bie Nr. 2, 

b) ben zweiten Abſatz. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, mein Antrag 
bezwedt zunächſt, dad Grforberniß ciner Kautions— 
ftellung bei der Zulaffung eines Berfiherungsunters 
nehmens zu befeitigen durch Streichung bes legten Ab- 
ſatzes. Wenn Sie, wie das hier beicdhloffen ift, zulaffen, 
einer angemeſſenen 


Derfelbe lautet: (D) 
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(Richter.) 


(A) Sicherbeit abhängig zu machen, wobei Zweck und Bes 


dingungen für die Rücklage feitzuftellen find, fo geben Sie 
wieder bie Zulaffung eines Unternehmens in die Willkür 
ber betreffenden Behörden. Ich erkenne an, daß bie 
Kommiffion verfucht hat, dieſe Willkür, wie fie in dem 
Regierungdentwurf ja unbeichränft vorhanden war durch 
die Faſſung des Grforderniffes de3 Gemeinwohld — daß 
die Kommiſſion ſich verdient gemadt hat durch eine 
ftrengere Formulirung. Sie hat aber meines Erachtens 
dieſes Berdienit wieder weſentlich aufgehoben durch Zus 
lafjung einer Kautionsſtellung. 

Die Kautionsſtellungen find meines Wiſſens in 
Preußen längft ald eine ungerechtfertigte Einrichtung aufs 
gegeben. Es ift überhaupt merkwürdig, daß ganz ber: 
altete Einrichtungen von Mittelitaaten und Kleinſtaaten, 
die hinter der Zeit zuridgeblieben find, man uns jeßt 
zumuthet zu Neichseinrichtungen zu erheben. Die Kautions— 
jtellung eines Verſicherungsunternehmens widerſpricht der 
Natur der Berficerungsunternehmung. Die Zuverläjfigkeit, 
die Sidyerheit beruht auf den Gründungsfonds und auf 
den Betriebsfonds. Diefe ſchwächt man, indem man durch 
eine Kantion dieſe Sicherheitöfonds vermindert. Wie joll 
die Kaution bemeffen werben? ft fie groß, fo ver: 
mindert fie diefe Fonds erheblich; iſt ſie klein, To hat fie 
überhaupt gar feine Bedeutung. Es heißt in ber Be: 
gründung, das Erforderniß der Kantion könne eine gewiffe 
Bedeutung im Inlande haben, wenn eine Einzelperſon, 
eine Gejelihaft mit beſchränlter Haftung eine Verſicherung 
unternehme. Gerade bei ſolchen Leinen Unternehmungen 
ift ein Sautionserforderniß bon vornherein geeignet, das 
Aufkommen einer ſolchen Unternehmung zu verhindern und 
jedenfall$ die Sicherheit zu beeinfluffen. ch meine über: 
haupt, daß es fich bei Einzelperfonen und Kleinen Geſell— 
Ihaften nur um unbedeutende Verfiherungszweige handeln 
fann. Niemand wird cine Lebensverfiherung eingehen 


(B) bei einer Ginzelperfon oder bei einer Heinen Gefellichaft 


mit befhränfter Haftung. 

Dann ift angeführt worden die Nüdfiht auf das 
Ausland. Wir haben in Preußen früher Hautionen von 
ausländifhen Unternehmungen gehabt, — fie find auf: 
egeben, und ich meine, es liegt auch im internationalen 

ntereffe, von deutiher Seite nicht Kautionen von aus— 
ländifchen Geſellſchaften zu verlangen. Die deutihe Ber: 
fiherung hat mehr Intereſſe an den Verſicherungen 
im Auslande, als die ausländiſchen Gefellihaften in 


Deutſchland 
ſſehr richtig! links), 

und die Wiedervergeltung durch Verallgemeinerung des 
Kautionsſyſtems ſeitens der ausländiſchen Regierungen 
iſt gerade geeignet, die deutſchen Geſellſchaften im Aus— 
lande zu ſchädigen. Dazu kommt, daß die ausländiſchen 
Geſellſchaften, — von der Kautionsſtellung, ſchon 
durch beſondere Beſtimmungen dieſes Geſetzentwurfs ein— 
eſchränlt ſind. Es heißt in dem Entwurf, daß der 
Bunbesrath in Bezug auf die Prämienfonds Beſtim— 
mungen erlaffen kann, und daß dann die Prämienfonds 
ber Verwendung nicht entzogen werben fünnen ohne die 
Zuftimmung des Bundesraths oder der deutſchen Auf: 
ſichtsbehörde. Und dann ift noch die Beitimmung, daß 
jeder ausländiſchen Gejellihaft ohne weiteres der Fort: 
betrieb mit Zuftimmung des Bundesraths unterfagt 
werben kann. Ich meine, dad wäre genug is Yin 
eine Fautionsftellung follte daneben nicht erforderlich jein. 
Wer fid mit einer ausländiſchen Geſellſchaft einläßt, wo 
fo viel Gelegenheit ift, ſich bei inländischen Geſellſchaften 
zu verfihern, ber thut es auf eigene Gefahr. 

Meine Herren, wie man in Preußen über foldhe 
Vorſchriften vor noch nicht langer Zeit gedacht hat, gebt 
aus einem Artikel hervor, welchen der frühere Dezernent 
im preußifchen Minifterium des Innern über Verſicherungs— 





wejen, Geheimrath Jacobi, in ber amtlichen Zeitichrift (0) 


für Statiftit feinerzeit veröffentlicht hat. Er ſpricht ſich 

dabei insbeſondere aus gegen das Erforderniß der Kaution 

und jagt: 
Die preußiſche Staatöregierung hat bereits darauf 
verzichtet; wir glauben, mit Recht. Die dies: 
feitigen Staatsangehörigen können feinen Au— 
ſpruch darauf machen, für die ihrerjeits bei 
ausländiihen Gefellichaften genommenen Ber: 
fiherungen cine beſondere Garantie durd Ein— 
forderung einer Kaution zu erhalten; je weniger es 
ihnen gegenwärtig im Inland an ausreidyender 
Berficherungsgelegenheit fehlt, defto mehr haben fie 
es lediglich bei fich felbft zu vertreten, wenn fie 
fid) deffenungeachtet beftimmt finden, ausländiichen 
Anftalten den Borzug zu geben. Ueberdies kann 
eine Kaution, ſoll fie nicht mit dem fteigenden 
Geihäftsumfange zu immer höheren und höheren 
Summen anfchwellen, dod immer nur einen 
Heinen Bruchtheil der inländischen Riſikos deden; 
die wefentlichite Sicherheit ift in der Geſammt— 
heit der Sefellichaftszuftände zu finden. Es kann 
ja auch der Stautionsbetrag nur aus dem allge- 
meinen Vermögen der Geſellſchaft entnommen 
werden; die hierin liegende Sicherheit wirb baher 
um jenen Betrag geichmälert. Ind da, was 
dem Einen recht, dem Andern billig ift, würde 
die allgemeine Anwendung dieſes Grundſatzes 
die heilfame internationale Ausdehnung des 
Verſicherungsverkehrs ſehr beläftigen, wenn nicht 
unmöglich machen. Ferner wird jederlei Fautions— 
leiftung von der betreffenden Geſellſchaft 

— md das bitte ich zu beadten — 
erfahrungsmäßig dazu benußt, um fich einem be— 
fonderen Vertrauen des Publikums zu empfehlen, 
obwohl Died ganz außer der Abſicht der faution: 
fordernden Behörde liegt. Endlich fet an die 
verantwortungsvolle Beläftigung erinnert, welche 
für die öffentlichen Saffen aus der Aufbewahrung 
ber zu Millionen ſich anfammelnden Kautionen 
ber vielen Gefellichaften entftehen muß. 

Meine Herren, es iſt bezeichnend, daß in einer 
Zeit, wo man das Kautionsweſen der Beamten aus 
durdaus praftiicen Gründen verringert hat, und hier 
angelonnen wird, eine Vollmacht einzuführen, die im 
größten Theile Deutichlands für die Regierungen nicht 
Bag rin it. Ich will alſo diefe Ermächtigung, Kaution 
zu fordern, wieber aufheben. 

Der Antrag hat noch weiter die Abficht, die Nr. 2 
zu ftreichen, alfo das Grforberniß, daß nad den 
Geichäftsplänen die Intereffen der Verfiherten hinreichend 
gewahrt find oder die dauernde Grfüllbarfeit der aus 
den Berfiherungen fich ergebenden Verpflichtungen ge: 
nügend dargethan iſt. Meine Herren, ih will alio 
dad Grfordernig für die Erlangung der Stonzeffion be: 
ſchränken auf den Nachweis, daß der Geihäftsplan auch 
den Borfchriften emtipricht, und daß keine Thatiachen 
borliegen, die die Annahme vedjtfertigen, daß ein dem 
Gejeg oder den guten Sitten entfpredhender Geſchäfts— 
betrieb nicht ftattgefunden hat. Meine Herren, ich bin 
dagegen, daß man durch Mehrung der Konzeſſion den 
Anſchein erwedt, als ob dadurch eine Sicherheit gegeben 
werde zur Erfüllung der vertragsmäßigen Verpflichtungen. 
Das Publikum wird dadurd in eine Sorglofigfeit ge: 
bracht, die hier abfolut nicht am Plate ift 

(fehr wahr! Lints); 
e3 wird der Selbitprüfung enthoben, es verläßt fih auf 
bie Behörden, während bie Behörden felbft gar nicht im 


Stande find 
(fehr wahr! Lints), 


_ 


D) 


(A) 


(B) 
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überhaupt die Sicherheit eines ſolchen Unternehmens zu 


prüfen. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Meine Herren, das follte heute beherzigt werden, mehr 
nod, ald es dor cinem Jahr bei dem Hupothefenbanf: 
geſetz der Fall war. Bei den Hypothekenbanken hat man 
ein ftrenges Geſetz erlaffen und hat dod die Erfahrung 
gemadt, daß troß dieſes Geſetzes, troß der Einfegung 
bon Regierungskommiſſarien, von Treuhändern, in Bezug 
auf die Pfandbriefe Banken in einem erheblichen Umfange 
außer Stande find, ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Selbft 
Staatömänner, die fonft geneigt find, jehr weite Auf: 
——— zuzulaſſen, wie z. B. Herr v. Miquel, 
haben bei folder Gelegenheit öffentlich geäußert, das be— 
weife, daß man nicht im Stande fei, den Behörden eine 
Garantie fir die Sicherheit ber Erfüllung der Forderungen 
zuzumuthen. Heute gilt es faft für ketzeriſch, eine ſolche 
Beſtimmung wie in Nr. 2 anzugreifen. Ich kann aber 
hier nur wieder zurüdgreifen auf die Aeußerung des 
mehrjährigen Dezernenten im Verſicherungsweſen, des 
Seheimraths Jacobi, eines früheren Negierungsraths, 
der ſich auch mit dieſer Verwaltung in ber Provinzial: 
inftanz beichäftigte, der abfolut gegen eine ſolche Aufrecht— 
erhaltung der Garantieleiftung der Behörden ſich erklärte. 
In derfelben Zeitfchrift heißt e8 in der Beziehung: 
Mir befennen bei aller Hodhadtung vor ben 
Dezernenten und Referenten in den Regierungen 
und Minifterten 
— aljo wohl gemerkt! er war felbit einer der Dezernenten 
der Minifterien — 
gleich an dieſer Stelle, daß doch nad) dem großen 
Durchſchnitte der Gridjeinungen die für bie 
gründlihe Bentheilung des Verſicherungsweſens 
erforderlide Sachkunde nur Ginem unb dem 
Anderen, in manden und zwar den ſchwierigſten 
Zweigen ber Berfiherung vielleiht einem zu— 
etraut werden darf. Es it das ganze Gebiet 
o umfaffend und fo verwidelt, die Bedürfniffe 
und die Lage der Menfchen find, namentlich in 
Bezug auf die Feuer, Lebens- und Strebits 
verfiherung, fo verjcdiedenartig, es handelt ſich 
hierbei zum großen Theil um eine fo eigen— 
— Technit, daß billigerweiſe zu bezweifeln 
iſt, ob irgend eine Behörde ſich eine richtige und 
vollſtändige Einſicht in dieſes Feld des Verkehrs— 
lebens erwerben kann; am wenigſten eine Behörde, 
deren Mitglieder nicht in der Schule des Lebens 
gebildet, ſondern in den Schreibſtuben großgezogen 
worden find. 
(Sehr gut! links.) 
Wenn man täglich 4* wie in viel einfacheren 
Dingen die Beamten fehlgehen, ſo darf man ſich 
über großartige Mißgriffe derſelben auf dieſem 
Felde nicht wundern. 

Meine Herren, ich erinnere mich aus jener Zeit noch 
eines Beiſpiels. Es wurde plößlid von oben herab einer 
Verfiherungsgefellihaft auf Gegenfeitigkeit der Betrieb 
unterfagt, weil fie nicht die erforderlichen Garantien zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtung leifte, und biefe Verfagung 
der Anerkennung traf eine Geſellſchaft, die fhon ein paar 
Jahrhunderte beitanden hatte, und die im feiner Weife 
eine Zahlungsunfähigkeit hatte erkennen laſſen. Das 
Beifptel wurde in jener Zeit allgemein angeführt, auch von 
dem Geheimrath Jacobi felber, dafür, was überhaupt 
biefe Prüfung der Sicherheit dur die Behörden werth ift. 

Nun, meine Herren, geitatten Sie mir noch eine 

efhäftlihe Bemerkung bei biefer Gelegenheit. Man 
Dat fi) gewundert — id) habe da3 mehrfach von den 
ehört —, daß hier feine Anträge ein: 
daß die Anträge jetzt erft fchriftlich ein- 


Herrn Stollegen 
gebracht find, um 


gebracht werben. 
Grund? Wir haben einen jehr gründlichen, anerfennends 
werthen Kommiffionsbericht, der 188 Seiten umfaßt; er 
hat nur den einen Fehler, daß er uns erft am Sonnabend 
Abend oder Sonntag Morgen zugeftellt ift. Wir haben 
feine Muße gefunden, die wir nicht zur Kommiſſion gehört 
haben, um die Dfterferien zu benugen, und mit Dem 
Gegenftande näher vertraut zu machen. Wer ift im 
Stande, einen jo ausführlihen Wegriff über mehr als 
120 gi ir in ber furzen Zeit bon drei big vier 
Tagen zu ftubieren, ſich vorzubereiten auf Abänderung: 
anträge, fi mit feinen Freunden in der Fraktion zu 


beſprechen? 
(Sehr richtig! links.) 
Das iſt ganz unmöglich, meine Herren! Es iſt ſchon 
ſchlinm genug, wie die Bedeutung des Plenums durch 
die Vermehrung der Kommiſſionsberathungen immer mehr 
herabgedrückt wird. Jetzt entſteht ſchließlich eine Praxis, 
wo die Plenarſitzungen faſt bedeutungslos werben, und 
mir mit einer gewilfen Haft die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
hier zur Abftempelung gelangen. Meine Herren, wer foll 
denn überhaupt noch zu dem Zweck in die Plenarfigungen 
kommen, ober wer fol noch zuhören und ſich nicht Privat— 
plaudereien während der Sigung hingeben! Die Mit: 
glieder find ja gar nicht im Stande, folgen zu können, 
weil fie in diefer Weife biöher nicht für die Fragen inter- 
eifirt find, und weil man von vornherein glaubt, daß 
dod die Hommiffionsbeihlüffe, mag geredet werden, was 
wolle, angenommen werben. Ich bin der Meberzeugung, 
wir müſſen fehr bald die allgemeinen Geſchäftsformen 
einer gründliden Aenderung nnterziehen, oder dad An— 
fehen des Reichstags leidet unter ber — Art 
der Geſchäftsbehandlung in einem hohen Maße 
(ſehr richtig), 
namentlich bei der Diätenlofigkeit. Wer fol denn in Berlin 


fih wochenlang aufhalten, jest 6 bis 7 Monate, wenn die (D) 


Blenarfigungen fchließlih jo wenig Bedeutung haben 
(jehr wahr!), 

und es nur darauf ankommt, in den Kommilfionen zu 

arbeiten! 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath im 
Neichsamt des Innern Gruner. 

Gruner, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Neihsamt des Innern, Kommiffar des Bundesraths: 
Meine Herren, id möchte Ste bitten, den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Richter in beiden Punkten, alſo ſowohl 

u dem zweiten Abfag als aud zu der Ziffer 2 deö Abs 
—8* 1 des 8 7, abzulehnen. 

Mas zunächft die Frage der Hautionsforderung angeht, 
fo möchte ih zunächſt darauf hinweiſen, daß es fi bier 
bet Einführung dieſes Abſatzes 2 nicht darum Handelt, in 
allen Fällen oder regelmäßig eine Kaution zu fordern. 
Im Gegentheil ergiebt ſich bereit aus der Begründung 
zu dem Gefegentwurf, daß die Forderung einer Kaution 
bei Zulafiung einer Geſellſchaft nit die Negel bilden 
foll, und id muß in diefem Punkte dem Herrn Abgeord— 
neten Nichter volltommen zufttimmen, daß, foweit es ſich 
um Altiengeſellſchaften und um Gegenjeitigfeitövereine 
handeln wird, in der Regel dasſelbe, was durch Kautions— 
ftellung erreicht werben ſoll, auch badurd erreicht werben 
fan, dab man ein genügend hohes Aktienkapital bei 
Attiengelellichaften, einen genügend hohen Gründungsfonds 
bei Gegenfeitigleitöpereinen fordert. Aber e3 laſſen ſich doch 
zahlreiche Fälle denken, in denen in dieſer Weiſe nicht zum Ziel 
zu fommen ift, und tie ber Herr Abgeordnete felbit ausgeführt 
hat, ift das in der Begründung bereits dargelegt. Es 
muß dieſer Paragraph, um ben es ſich handelt, nicht 
bloß für Altiengefellichaften und Gegenſeiligkeitsvereine 
formulirt werben, fondern er muß alle anderen linter- 


Meine Herren, worin hat das feinen (0) 
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(A) nehmungsformen mit treffen, und ich glaube, ba kann nicht 


verfannt werden, wenn es fih um Ginzelunternehmungen, 
um Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, offene Handels: 
eſellſchaften, kurz, um die verfchiedenen Geſellſchafts— 
ormen des bürgerlihen Rechts oder des Handelsrechts 
rain baß ba in der That die Forderung einer Kautions— 
tellung umerläßlih fein kann, und zwar, weil es fid 
dann um Unternehmungen handelt, bei denen die Ver: 
fiherten ſich lediglich an dad Privatvermögen der perfön: 
li haftenden Perſonen würden halten können, das 
Privatvermögen, das unter Umſtänden für ganz andere 
als Verſicherungszwecke haftet, weil die belreffenden In— 
haber noch weſentlich andere umfangreiche Geſchäfte 
ſchließen, alſo mit den Verſicherten und deren Anſprüchen 
ganz andere Drittgläubiger konkurriren Lönnen. Inter 
dieſen Umſtänden ift es wohl geboten, eine Kaution zu 
fordern, die ausſchließlich für die Verſicherungszwecke 
vorhanden ift. 

Es ift richtig, wie der Herr Abgeordnete ausgeführt 
hat, daß die 1; A Zebendverficherungsunternehmungen 
wohl niemald von Einzelunternehmern betrieben werben; 
ba3 ift durch $ 6 ausdrücklich ausgeſchloſſen. Aber ic 
darf darauf hinweiſen, daß andere Verſicherungsarten von 
Einzelunternehmungen, offenen Handelsgeſchäften u. ſ. w. 
thatſächlich heute Schon betrieben werden. Ich darf 
darauf hinweifen, daß ausdrüdlih durch 8 6 zugelaffen 
it, daß auch Srantenverfiherungen durch Einzelunter— 
nehmer und fonftige beliebige Unternehmungsformen be: 
trieben werben fünnen, und es ift nicht daran zu zweifeln, 
baß berartige Stranfenverfiherungen unter Umſtänden 
räumlich und finanziell ſehr großen Umfang annehmen 
fönnen. Im übrigen ift auch in der Begründung zu ber 
Regierungsborlage darauf hingewiejen, daß die Kautions— 
forderung in erfter Linie eine Nolle jpielen wirb den aus— 
ländifchen Anftalten gegenüber. Die Negierungsvorlage 


(B) fteht keineswegs auf dem Standpuntt, dab man den aus: 


ländifchen Unternehmungen den Betrieb in Deutſchland 
erjhweren und auf dieſe Weife den inländiichen An— 
ftalten, ich möchte jagen, eine gewifle Konkurrenz dom 
Halfe halten folle. Auf dem Standpunkte fteht die Re— 
age durchaus nicht. Aber vie Verhältniſſe find 
och fo wejentlic andere beim Betriebe der auslänbifchen 
Anftalten, daß in diefem Punkte eine befondere Vorſorge 
nothwendig it. Es muß vor allen Dingen daran er: 
innert werden, dak, foweit nicht daS Geſetz befondere Be- 
ſtimmungen trifft, bad gelammte Vermögen einer aus: 
ländifhen Anftalt ſich lediglih im Auslande befinden 
fan, ſodaß die deutichen Berficherten feinen unmittelbaren 
Zugriff auf Vermögensobjefte im Inlande haben würden. 
Wenn in den Beitinnmungen über die Prämienreferve ge: 
fagt iſt, daß allerdingS bei Lebenäverficherungen die 
Prämienreferve für bie inländifhen Berficherten im In— 
lande feftgelegt werben fol, fo gilt das eben nur für die 
Lebenöverfiherung, für alle anderen Berfiherungszweige 
gilt es nicht, und es ift eine befondere Beſtimmung nöthig, 
damit durch Kautionsftellung eine gewiſſe Sicherheit her— 
beigeführt werden kann. 

Aus allen diefen Gründen möchte ich Sie bitten, den 
ee was die Streihung des Abſatzes 3 angeht, abzu: 
ehnen. 

Die Argumente, die der Herr Abgeordnete Richter 
gegen die Nr. 2 deö Abſatzes 1 des S 7 vorgebradt hat, 
gehen meine Erachtens viel weiter, als daß fie die 
Nr. 2 bekämpfen; fie bekämpfen nah meinem Dafürbalten 
das ganze Konzefſions- und Aufſichtsſyſtem felbft. Dieſes 
Spitem ift aber die Grundlage des ganzen Gefegentwurfs. 
Mit der Beleitigung des Konzeſſions- und Aufſichts— 
ſyſtems würde man den ganzen Geſetzentwurf zu Falle 
bringen. Ih will zur Zeit, ſoſern nicht von anderer 
Seite biefe prinzipielle Frage weiter behandelt wird, 


meinerfeit3 unterlaffen, die grundlegende Frage, ob über: 'C) 


haupt das Konzeſſtons- und Aufſichtsſyſtem für die 
Negelung des Privatverfiherungswefens afzeptirt werben 
foll, weiter zu erörtern. Ich möchte aber betonen, daß, 
wenn man auf dem Standpuntte fteht, dab die Aufſichts— 
führung über die Privatverfiherungsunternehmungen ftatt- 
finden ſoll, man banı nicht Ziffer 2 des 8 7 herausſtreichen 
fatın, ohne die ganze Aufſichtsführung in wefentlicen 
Punkten zu vernichten und dem ganzen Gejekentwurf 
weſentlich zu entwerthen. 
(Sehr richtig!) 

Denn wenn überhaupt eine Aufiicht geführt werben foll, 
muß dies meined Erachtens in erfter Linie nach den Ger 
fichtspunlten durchgeführt werden, die in Ziffer 2 nieber- 
gelegt find. Der Herr Abgeordnete Richter meint, man 
dürfe das Publikum nicht in das Vertrauen einwiegen, 
daß die Aufſichtsbehörde für die Sicherheit forge, das 
müffe das Publikum ſelbſt durch eigene Wachſamkeit, da— 
durch, daß e3 felbft die Augen offen halte, erreihen. a, 
wenn man die Aufſicht nur nad den Geſichtspunkten der 
Ziffern 1 und 3 führen würde, würde doch auch eine 
gewiſſe Sicherheit und ein gewiffes Vertrauen im Publikum 
erzeugt werben; aber man würde gleichzeitig die Aufſichts- 
behörde, weldie man verantwortlih für die Bekämpfung 
und Hintanhaltung von Mißftänden macht, nicht im bie 
Lage jeten, in den wicdhtigften und enticheidendften Punkten 
wirffam einzugreifen. Alſo meiner Anfiht nah muß, 
wenn man überhaupt die Auffihtsführung will, aud bie 
Auffiht darauf gerichtet fein, die finanzielle Leiſtungs— 
fähigteit einer Anftalt zu prüfen. 

Ich gebe vollfommen zu — und darüber kann ein 
Zweifel nicht beftehen —, daß eine derartige Auffichts- 
führung auch in dem finanziellen Punkt eine abfolute 
Sicherheit nicht ſchaffen kann; und wenn ich insbeſondere 
daran erinnere, daß unter Umſtänden die Verficherten ge— 
ihädigt werben können durch betrügerifche, 
friminell ftrafbare Handlungen der Verwaltung, fo leuchtet 
bon vornherein ein, daß gegen derartige Mißbräuche und 
Ausfhreitungen die Auffihtsführung naturgemäß nicht 
mit Sicherheit Schuk und Garantien gewähren fan: 
Aber auf der anderen Seite ift aud) nicht zu bezweifeln, daß 
eine eingehende Ueberwachung wejentlihe Mißſtände hintan- 
halten kann, und daß dies insbeſondere aud) nad) ber 
finanziellen Seite hin möglich if. Ih möchte aber aud) 
darauf hinweiſen, daß die Ziffer 2 nicht bloß die finanzielle 
Sicherheit der Verfiherten im Auge hat, fondern, indem fie 
davon fpricht, es folle die Erlaubniß verfagt werben, wenn 
nah dem Geſchäftsplan die Intereſſen der Verſicherten 
nicht hinreihend gewahrt find, damit vor allen Dingen 
auch die rechtliche Geftaltung der Verfiherungäperträge 
trifft. Es ift damit auch ausgedrüdt, daß die Auffichts- 
behörde darüber wachen fol, daß nicht etwa verflaufulirte 
Berträge geſchloſſen werden, aus benen der Verficherte fid) 
nicht herausfinden kann, und nicht Unklarheiten und Ber: 
—— der beiderſeitigen Rechte und Pflichten ſtatt— 

nbden. 

Ich refümire mich alfo dahin, daß, wenn überhaupt 
eine Auffihtsführung und das Konzeſſionsſyſtem gut— 
geheißen werden fol, man dann die Ziffer 2 deö 8 7 
Abſatz 1 nicht wird entbehren können. Daß diefelben 
Geſichtspunkte, auf die ich eben Werth gelegt habe, etwa 
durch die Faflung der Ziffer 3 gededt wirben, ift meines 
Erachtens nicht anzuerkennen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
zunächit dem Heren Abgeordneten Richter folgen in der 
Kritit, welde er an die Geichäftsbehandlung, die feit 
längerer Zeit hier Plat greift, angelegt hat. Er hat 
vollftommen recht, daß die Art und Weiſe, im welder 


geradezu (D) 
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(A) die Gefekgebung jet bei uns behandelt wird, eine fehr 


wenig erfreuliche if. Im Grunde genommen, kommt bie 
Thätigkeit des Reichstages jett darauf hinaus, daß bei 
einer wenig befuchten und noch weniger intereffirenden 
eriten Berathung eine Kommiſſion eingefegt wird, welche 
faktiſch plein pouvoir erhält über das zu erlaffende Geſetz. 
Ich erinnere aus der letzten Zeit mid nur eined ober 
zweier Geſetze, bei benen es fpäter noch zu lebhaften 
Debatten und Abänderungen im Neihstag gekommen tft. 
Da3 war das Unfallverſicherungs- und Invaliditätsgeſetz. 
Bei den Geſetzen, welche nicht jo tief in die Verhältnifle 
weiter reife eingreifen, ift in der Negel, was bie om: 
miffion beichloffen hat, maßgebend. Aendern läßt ſich 
das einmal dadurd, daß man mehr als bisher gie in 
zweiter Leſung verhandelt; ändern läßt fi) das aber auch 
dadurch, daß fi eine größere Anzahl don Mitgliedern 
bereit finden läßt, in ben zweiten Lefungen zu erſcheinen 
und ihre Meinungen zur Geltung zu bringen. Mir 
haben in ben früheren Zeiten im Neidhötag ganz bad» 
felbe Syftem gehabt und trotzdem fruchtbare zweite 
Lefungen, weil viel mehr Mitglicber vorhanden waren 
und zur Sade geiprohen haben. Wir werden jebt 
ſchwerlich das bisherige Geihäftöverfahren ändern können; 
darum ift es nothwendig, daß durch ceifrigere Anweſenheit 
der Mitglieder in ben zweiten Berathungen dieſe fünftig 
fruchtbringender geftaltet werben als biäher. 

Mas die Ausführungen des Herren Abgeordneten 
Richter zu dem $ 7 betrifft, fo ift er zu meinem Bes 
dauern hinter feiner Zeit zuriidgeblieben. Ich kann das 
mit gutem Gewiflen fagen, weil ih mich für ebenſo 
aurüdgeblieben erachte. Wir find nun einmal bei dem 
Syitem angelommen, daß wir ben Ginzelnen, dem 
Publikum, jchr wenig Verftand zutrauen und allen Ber: 
ftand und alle Einfiht bei der Negierumg ſuchen. Die 
Konſequenz ift eine Reihe von Gefeten, welche darauf 


(B) hinausgehen, dem Publitum zu fagen: du bift felbft nicht 


im Stande, deine Intereſſen zu wahren; jeßt wird eine 
hohe Behörde eingefeßt, welche fir deine Intereſſen forgen 
wird. Daß bie hohen Behörden das beim beften Willen 
nicht immer können, dafür haben wir Beweife genug, auf 
bie ich nicht weiter eingehen will, fie find ja nur zu be: 
fannt. Aber aus dieſen Gefihtspunften heraus iſt das 
ganze Geſetz gemacht, und der Herr Vertreter der ver: 
bündeten Negierungen hat abjolut vet, wenn er fagt: 
namentlih Punkt 2 iſt ein Punkt, der fi eigentlich 
bon jelbft verftcht, wenn der Grundſatz dieſes Geſetzes 
überhaupt zur Anwendung kommen fol. Darin hat er 
vollfommen recht: went die Aufſichtsbehörde eine 
Stontrole üben fol über die Einrichtung und die Ge: 
ihäftsführung der Gefellihaft, fo ift die erfte und 
wichtigite die Kontrole des Geſchäftsplans. Alfo man 
wird fich darin finden müffen; ich thue es nicht, aber ich 
bin feſt überzeugt davon, daß meine Anfichten, die ih in 
der Kommiffion genug audgefproden habe, hier ebenfo 
wenig Geltung finden werden wie diejenigen bed Herrn 
Abgeordneten Richter. 

Mas die Kaution betrifft, fo lege ih auf die Be— 
ſtimmung wenig Werth. Erſtens möchte ich darauf hin— 
weiſen, daß das KHautionsfyitem ziemlich gründlich ab— 
aeihafft ift bei den Beamten in Preußen, aber doc bei 
anderen Gefhäften nod in ziemlich großem Umfang 
befteht, 3. B. bei Lieferungen, bei Stonzeffionen von Eifen- 
bahnen n. ſ. w. Ich wünſche e8 auch hier nicht zu haben, 
weil ich glaube, daß es unter Umftänden unbequem werben 
fann, weniger ben Großen als den Kleinen. Sch werde 
auch dagegen ftimmen; aber ich finde mich im ben 
Gedanken, daß aud Hier nichts zu machen fein wird. 
Sch werde gelegentlicd noch darauf zurückommen. Es ift 
ja cin vollkommen vergebliched Bemühen, die Grundfäße 
ändern zu wollen; bie jtehen durch die allgemeine Meinung 
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feſt. Bei 
Meinung zu alzentutren; aber im übrigen wird nicht8 übrig 
bleiben, als fi) der Mehrheit zu fügen. 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr, Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Herr Kollege Schrader meinte joeben, bie Beſtimmungen 
biefes Baragraphen feien auf die Anfhauung zurüdzuführen, 
daß alle Weisheit und aller Verftand nur bei ber — 
uur bei der Regierung zu finden ſei. Ich kann mic in 
diefer Hinficht dem Herrn Kollegen Schraber nur anſchließen, 
meine aber im übrigen, daß aud) heute noch das geflügelte 
Wort des alten Arc! Orenftjerna Geltung habe: „Weißt 
du denn nicht mein Sohn, mit wie wenig Verſtand 
die Welt regiert wird?“ Ich glaube, gerade hier haben 
wir foeben einen neuen Beweis für die Nichtigkeit diefer 
Auffaffung empfangen in den Worten, mit welden 
ber Herr NRegierungövertreter den $ 7 zu der 
theidigen verſuchte. Seine Ausführungen hätten faum 
unglüdliher ausfallen können. Bon der Verpflichtung zu 
einer Kautionsſtellung fchaltete er ja gerade diejenigen 
Formen gewerblicher Unternehmungen aus, bei welchen fie 
nad ben ſonſt allgemein herrſchenden Anfhauungen nod) 
am ehejten zu rechtfertigen geweien wären. Herr Ge: 
heinrath Gruner erklärte, bei Aktiengeſellſchaften und 
Begenfeitigkeitövereinen werde die Aufſichtsbehörde in der 
ern von ber Forderung einer Kautionsſtellung feinen 
Gebraud machen; ber Herr Regierungstommiffar ver: 
fiherte, daS Verlangen nad einer Hautionsftellung werde 
in der Negel mur an Ginzelunternehmungen geitellt 
werden, bei denen, wie er wörtlid) fagte, nıtr das Privat: 
vermögen der perjönlid haftenden Perjonen in Anſpruch 
genommen werden könne. Beſchränkt man thatſächlich 
die Kautionsnahme auf fo enge Kreiſe von Verſicherungs— 
unternehmungen — abgeſehen von den ausländiſchen 
Verſicherungsanſtalten, 
Negierungsbertreters fein ſofortiger unmittelbarer Zugriff 
möglid ift —, fo ftelt man dieſe ganze frage des 
Kautionsweſens auf dieſelbe faliche Bafis, auf der fie 
zum Schaden der Beamten inmerhalb der Reichs- und 
Staatöverwaltung ſelbſt bis in das letzte Jahrzehnt hinein 
belaffen worden it. Auch an die mit Kaſſenführung, 
Rechnungsweſen und bergleihen betranten Beamten hat 
die Reichs- und Staatöregierung lange Jahre hindurch 
die Anforderung einer Kautionsftellung aufrecht halten zu 
müffen geglaubt, eine Anforderung, bie nunmehr an 
den meiften Stellen in Wegfall gebradht worden ift, ohne 
daß fi irgend ein Mißſtand daraus ergeben hätte. Ich 
entfinne mid noch genau unſerer vielen und heißen 
Kämpfe, welhe wir in der Budgetfommiffion und im 
Plenum dieſes hohen Haufe haben Führen müſſen, 
um Abſchaffung dieſer Mmtsfautionen zu  erwirfen. 
In diefer Frage kämpften die Nationalliberalen an 
unserer Seite. Ya, die Agitation der Beamten gegen 
bie Amtskautionen wurde unter Führung eines der 
Ihrigen, des Herru Kollegen dv. Bennigſen — biefer 
war, glaube ich, Vorfigender der betreffenden Beamten: 
vereinigung — mit befonderer Nührigkeit im ganzen 
Lande betrieben. Alle Argumente aber, welde bie 
Beamten gegen ihre Stautionspfliht geltend machten, 
ſprechen auch gegen die Stautionspfliht von Mer: 
ſicherungsunternehmungen, ſoweit diefe Pflicht ſich be- 
ſchränkt auf einzelne Perſonen, auf Privatfirmen, bet 
welden, wie der Herr Regierungskommiſſar wörtlid 
fagte, nur das Privatvermögen der perfönlich haftenden 
Berfonen in Anfpruch genommen werden kann. Hier 
wie dort fünnen und follen ja doch bie Kautionen nicht 
jo hoch bemefien werden, daß fie zur Ausgleihung 
etwaiger FFehlbeträge ausreichend wären. Auch durch bie 
etwa ben Berfiherungdunternehmungen auferlegte Ber: 


wichtigen Punkten bin ich bereit, meine (0) 


bei denen nah Meinung des (D) 


(a) 


(B) 
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pflichtung zur regen. wird dem an den Ber: 
fiherungen betheiligten Publikum feine Gewähr gegen 
jpätere Verluſte geboten, ebenſo wenig wie eine in de 
Gewähr Seitens der Auffihtöbehörde jelbit dann geboten 
werben fönnte, wenn wirklich, dem Antrage meines 
Freundes Richter zumiber, die Beftimmung der Nr. 2 des 
8 7 aufrecht erhalten würde. 
(Sehr richtig! links.) 

In Bezug auf diefe Nr. 2 des 8 7 meinte freilich 
ber Herr Negierungävertreter, wenn das Konzeſſionsſyſtem 
überhaupt durchgeführt werden folle, baum müſſe ber 
Auffichtöbehörde an Machtvolltommenheit zum minbeften 
das gan werben, was in Nr. 2 verlangt werde. Herr 
Geheimrath Gruner erflärte, wenn nicht der Zentral: 
inftanz die Möglichkeit gegeben werde, aud dann bie 
Erlaubniß zum Gefchäftsbetriebe zu verſagen, wenn nad) 
dem Geſchäſtsplane die ntereffen der Verſicherten wicht 
hinreichend gewahrt feien, oder die dauernde Erfüllbarkeit 
der aus ben Berfiherungen fid ergebenden Verpflichtungen 
genügend bargethan ſei, die ganze Staatdaufficht der 
nöthigen Grundlage entbehre. Na, das fieht doc gerade 
fo aus, al3 ob bie Behörden nicht mit firen Normen, 
fondern nur mit Gummi elaftitum arbeiten Lönnen. 
63 reiht nad meiner Meinung vollfoinmen aus, wenn 
in Nr. 1 und Nr. 3 im $ 9 für die Ertheilung der Kon: 
zeſſion feſte —* gezogen werden. Wir wollen eben 
nicht alles dem Belieben der Behörden überlaſſen, 
fondern wir wollen fire Normen, wir wollen nicht die 
Verſicherungsgeſellſchaften & diseretion libre der Verwaltung 
ausliefern, ſchon deswegen nicht, weil wir des Glaubens 
leben, dab auch bier ſich auf dem Gebiete bed Ber: 
ſicherungsweſens die Stontrole ebenfo wenig fähig und 
tauglid) erweifen wird, das intereffirte Bublitum zu 
ſchützen, wie fid auf dem Gebiete des Theaterweiens bie 
Zenſur als nöthig oder nützlich erwiefen hat. 

(Sehr gut! links.) 

Aus allen diefen Erwägungen heraus kann ich mur 
bringend bitten, den Antrag meines Freundes Nichter an: 
zunehmen. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
bie Diskuffion iſt geichlofien. 

Das Schlukwort hat der Herr Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, bie Kommiſſion ftand in ihrer großen Mehrheit 
im wejentlihen auf einem anderen Standpuntt als dem, 
ber im Antrage Nichter zum Ausdrud gebracht und heute 
bon mehreren Nebnern hier vertreten worden ift. Die 
Kommiffion hat die Beitimmung im legten Abſatz bes 
N 7 unbeanftandet gelaffen, weil fie davon ausging, daß 

ieſe Beftimmung nicht als eine Erſchwerung ber Zu: 
lafjung aufzufaffen ſei, Sondern daß dieſe Beſtimmung 
vielmehr die Handhabe bieten folle, um unter Umſtänden 
eine Unternehmung zum Gefchäftsbetrieb noch zuzulaſſen, 
wo fie vielleicht ohme eine Kaution nicht zugelaffen 
werden köunte. 

Es ift in der Kommiſſion jeitend der Negierungs: 
vertreter und bon Kommiſſionsmitgliedern ausdrücklich 
hervorgehoben worden, daß bie Staution micht eine 
regelmäßige Einrichtung fein folle, fondern nur eine Nuss 
nahmemaßregel, die unter Umſtänden Bebenten gegen die 
Zulaffung zu befeitigen geeignet it, wo ſolche vorliegen. 
Davon auögehend hat man in der Kommiſſion angenommen, 
daß, wie aud) der Herr Negierungdvertreter bereitö aus: 
gerührt hat, allerdingd bei Aftiengefellihaften und bei 

erfiherungävereinen auf Gegenfeitigfeit, inſoweit es ſich 
um inländiſche Unternehmungen handelt, zumeift von einer 
Kaution Umgang werde genommen werden fönnen, weil 
da die nöthige Garantie in dem Aktienkapital und in dem 
Gründungd: und Refervefonds zu finden fei, Man war 
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ber Meinung, daß in der Regel au eine Kaution nur 
etwa bei ausländifchen Unternehmungen, bei inländiſchen 
aber vornehmlich mr etwa dann zu denfen fei, wenn es 
fih um Unternehmungen handelt, die von einzelnen 
Privatperfonen ausgehen oder von Handelsgeſellſchaften 
oder von Gefellihaften mit beſchräukter Haftung u. dal., 
inäbefondere von Iinternehmungen, bie neben ben Ge— 
ihäften auch noch andere Geſchäfte betreiben unb bie 
daher neben den Berfiherungsgläubigern auch nod 
andere Gläubiger haben. Da war die Kommiſſion der 
Meinung, daß es unter Umſtänden zwedmäßig und 
im Intereſſe der Berfiherungsnehmer geboten er ein 
befondered Vermögen als Zugriffsobjekt für dieſe ficher 
zu Stellen. Diefe Verfiherungsgläubiger find der Inter: 
nehmung gegenüber meift in einer ganz anberen Lage als 
die übrigen Gläubiger. Diefe übrigen Gläubiger gehen 
in der Regel nur ein kurzes Engagement ein mit ben 
Unternehmungen, und fie find in der Lage, zu dieſer Zeit 
die Zahlungsficherheit der Unternehmung zu prüfen. Ganz 
anders bei den Verſicherungsnehmern, die in ein lang 
anbauernded Verhältniß zu den linternehmungen treten 
und nit von Anfang bis zu Ende überfehen fönnen, 
wie fih bie Vermögenöverhältniffe der Unternehmung 
geftalten. Hier fchien es der Kommiſſton richtig zu fein, 
duch dad Berlangen einer Kaution zu verhüten, daß 
die Verfiherten nit jahrelang Beiträge bezahlten und 
ſchließlich ſich einem Nichts gegenüberſehen. Deswegen 
war die Kommiſſion der Meinung, daß es ſich empfiehlt, 
zuzulafien, daß geeigneten Falls eine Kaution gefordert 
werde. Die Kommillion hat dabei im Abſatz 3 einen 
83 hinzugefügt, worin vorgeichrieben ift, daß ber 
Zweck und die Bedingungen der Nüdzahlung bei der 
Kaution feitzuftellen feien. Die Kommilfion war der 
Meinung, daß dadurd Anlaß gegeben werde, daß die 
Auffihtsbehörde ſich mit dem betreffenden BVerfiherungs: 
unternehmer in eine Erörterung über die Frage der 
Kautionsſtellung einlaffe, und daß fo unter Umſtänden bie 
Bedenken, die gegen die Zulaffung zum Geſchäftsbetriebe 
ohne Kaution obwalten, befeitigt werden können. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten Richter zu 
Abfag 1 Nr. 2 anlangt, fo iſt das, was darüber zu fagen 
ift, zur Genüge Schon hervorgehoben worden. Die Nr. 2 
des Abſatzes 1 enthält eigentlich) den materiellen Stern des 

anzen Geſetzes. Wenn wir Nr. 2 des Abſatzes 1 heraus: 
reihen würden, dann wäre meines Erachtens zwar nod) 
der Schein eined Auffihtögefeged vorhanden, aber ber 
materielle Due wäre —— wir hätten dann 
eine leere Nuß, die aufzuknacken kaum mehr der Mühe 
werth wäre. Durch die Nr. 2 des Abſatzes 1 foll der 
Auffichtsbehörde die Handhabe gegeben werben, zunächſt 
bie Intereffen ber Berficherten nad der rechtlichen Seite 
zu ſchützen; es fol dadurch geforgt werden dafür, daß 
über die Punkte, über welche nad 3 9 Beftimmungen in 
den allgemeinen Berfiherungsbedingungen getroffen werben 
follen, klare, präzife und für die VBerfiherungsunternehmer 
verftändliche Beftimmungen aufgenommen werben, daß 
feine chikanöſen Beltimmungen in Bezug auf den Verfall 
oder Kündigung u. f. w. fi im die allgemeinen Ber: 
fiherungsbedingungen einfchleihen, daß die Unternehmungen 
feine Namen annehmen, die geeignet find, den Schein zu 
erweden, ald ob e3 fid) um eine Unternehmung des Reichs 
oder eined Bundesſtaats handelt u. dgl. Es foll aber 
bie Nr. 2 des Abſatzes 1 auch die Handhabe bieten, um 
bad materielle Intereſſe der BVBerfiherungsunternehmer, 
foweit es im Wege einer Auffihtsführung überhaupt ge: 
ichehen fann, zu fihern dadurch, daß die Aufſichtsbehörde 
fi) davon überzeugt, daß die Unternehmung ins Leben 
gerufen wird auf Grund einer gefunden Grundlage und 
mit ben ausreichenden Mitteln. Ich möchte Sie aljo 
bitten, daß Sie den ST jo, wie er aus ber Stommiffions- 
324 
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(A) berathung hervorgegangen ift, annehmen und den Antrag 


Richter ablehnen. 
Bräafident: Wir fommen zum Abſtimmung über & 7 
mit bem handichriftlihen Antrag des Herrn Abgeordneten 
Richter. Diefer Antrag will zwei Streihungen vornehmen 
im $ 7, zuerft der Nr. 2 und dann des zweiten Abſatzes. 
Ich werde über biefe beiden Streihungen abftimmen 
laffen, und zwar immer pofitiv, ob der Antrag der om: 
milfion gegen den Antrag bed Herrn Abgeordneten 
Richter aufrecht erhalten werben foll; dann über den 87, 
wie er ſich nad) der vorhergehenden Abftimmung geftaltet 
haben wird. — Hiermit ift dad Haus einverftanden. 
Ih bitte alſo Diejenigen Herren, welde entgegen 
dem Antrag dei Herm Abgeordneten Nichter nach den 
Beichlüffen der Kommiffion die Nr. 2 des S 7, Tautenb: 
nad dem Geſchäftsplane die Antereffen der Ber: 
fierten nicht hinreichend gewahrt find, ober die 
dauernde Grfüllbarfeit ber aus den VBerfiherungen 
fi) ergebenden Berpflihtungen nicht genügend 
bargethan ift, — 

entgegen dem Antrag des Herrn Abgeorbneten Nichter, 

aufrecht erhalten wollen, fih von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; die Nr. 2 ift aufrecht erhalten. 

Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welche den 
Abſ. 2 des 5 7, lautend: 

Die Erlaubniß fann von der Stellung einer 
angemefjenen Sicherheit abhängig gemacht werden, 
wobei deren Zwed und die Bedingungen für bie 
Rüdgabe feftzuftellen find, — 

nad; den Beſchlüſſen der Kommiſſion entgegen dem Antrag 
be3 Herrn Abgeordneten Richter aufrecht erhalten wollen, 
fi von ihren Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit; die Beſchlüſſe der Kommiffton 


(B) find aufrecht erhalten. 


8 7 ift jegt unverändert nad ben Beſchlüſſen ber 
Kommilfion; wenn niemand wiberfpricht, werde ih ans 
nehmen, daß er in biefer Faffung angenommen iſt. — 
Da niemand widerſpricht, ift dies der Fall. 

Ich rufe auf ben $ 8 — und konſtatire auch deffen 
Annahme feitend des Haufes. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 9. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Schmidt 
(Warburg). 

Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
habe hier dad Wort erbeten wegen der jegigen Faſſung 
des Abſatz 3 des $ 9 und megen einer hiezu gemachten 
Bemerkung im Beriht auf Seite 35. Der Abſatz 3 hat 
jest folgenden Wortlaut: 

Abweichungen von ben allgemeinen Verſiche— 
rung3bedingungen zu Gunften bed DBerficherten 
find nur aus befonderen Gründen fowie unter ber 
Bedingung ftatthaft, daß der Verfiherungsnehmer 
vor dem Abichluffe des Vertrags auf dieſe Ab: 
weidhungen ausdrücklich hingewieſen worden ift 
und ſich hiernach fchriftlih damit einverftanden 
erflärt hat. 

Zu biefem Abjag 3, wie er jetzt gefaßt tft, findet ſich 
auf Seite 35 des Berichts die Bemerkung: 
Darüber, daß bei ber jegigen Faſſung der Bor: 
ſchrift des Abſatzes 3 dieſer eine privatrechlliche 
Bedeutung nicht mehr beigemeſſen werden könne, 
beſtand Einverſtändniß. 
Ich will nicht beſtreiten, daß in der Kommiſſion allerdings 
darüber Einverſtändniß beſtanden hat; ich habe mir aber 
inzwiſchen den Paragraphen noch einmal näher angeſehen 
und komme nun doch zu dem entgegengeſetzten Refultat, 
baß er allerdings ein Berbotögefeg mit involbirt, daß 
eine Abweichung davon alfo unftatthaft fein wirbe, und 


bak eine Abweichung daher nad $ 134 de3 bürgerlichen (C) 


Geſetzbuchs Nichtigkeit der betreffenden Bedingungen zur 
Folge Haben wirde. Der Hergang bei der Geltaltung 
dieſes Abfag 3 ift folgender geweien. Anfangs ftand in 
dem Geſetz darin: 

Bon den allgemeinen Berfiherungsbedingungen 
darf vertragdmäßig zu Ungunften des Verficherten 
nicht abgewichen werben; 

und biezu fand ſich in den Motiven die Bemerkung, „daß 
biefe Beftimmung aber zivilrechtliche Wirkung nicht habe“. 
Ih habe mir erlaubt, darauf hinzuweiſen, daß dieſe 
Motive hier einen Rechtsirrthum vertreten, indem aller: 
dings bier ein Verbotgeſetz vorläge, welches jede vertrags- 
mäßige Abweichung zu Ingunften des Berfiherten von 
den allgemeinen Berfiherungsbedingungen ausfchlieht und 
verbietet. Wenn ein ſolches Verbot vorläge, dann folgt 
nad) ber Beitimmung des 8 134 des bürgerlichen Geſeß— 
buchs die Nichtigkeit; denn biefer Baragraph fagt: 

Ein Nehtsgeihält, das gegen ein geſetzliches 
Verbot verftößt, ift nichtig, wenn fid) nicht aus 
dem Geſetz ein Anderes ergiebt. 

Seitend der Negierungdvertreter war man anderer Anficht; 
man glaubte, dab ein Verbotsgeſetz hier nit vorläge, 
und daß, wenn ed auch heißt: „darf nicht abgewichen 
werden“, doch eine Abweihung nicht verboten jet. Ich 
habe mich fortgefegt nicht davon überzeugen können, daß 
die Herren Regierungsvertreter dabei im Rechte waren. 
Ich habe in diefem „darf nicht abgewichen werden“ ein 
bireftes beftimmtes Verbot gefunden und habe nun gefagt: 
mag aud) in den Motiven ftehen, was da wolle, daß 
feine zivilvechtlihen Wirkungen vorhanden feien, fo treten 
die zivilrechtlichen Wirkungen doc deshalb ein, weil das 
bürgerliche Geſetzbuch verlangt, daß, wenn ein Verbots— 
geſetz ſolche Wirkungen nicht haben fol, ſich dieſes aus 
dent Geſetz ergeben muß, und zwar aus dem Wortlaut 
bed Geſetzes, nicht aus den Motiven. 

Darüber haben wir nun einen ziemlich langen Kampf 
bin und her gehabt, und bei der zweiten Leſung, glaube 
ich, ift e3 den Herren von der Regierung dod) etwas be— 
denklich geweſen, ob nicht dieſe Wirkungen doch eintreten 
würden, und da ift man dazu gekommen, dem Para— 
graphen eine etwas andere Geitaltung zu geben, und 
zwar jolde, wie Sie fie hier fehen. Da hat man aller: 
dings gemeint, num wäre ein Verbotögefes im Sinne des 
& 134 des bürgerlihen Geſetzbuches nicht mehr vorliegend. 
Ich muß aber behaupten, daß noch fortgefeßt verboten 
ift, entweder ohne befondere Gründe oder ber bort vor— 
geſehenen Bedingung zumider eine ſolche Beftimmung aufs 
zunehmen, und daß daher, wenn das geichehen follte, die 
Gerichte dahin erfennen werben, daß nad 8 134 hier bie 
Nichtigkeitsfolge eintrete. 

Ich habe geglaubt, diefen Vorbehalt machen zu 
müffen, damit man wicht Später auf bie Motive und auf 
die Einmüthigkeit in der Kommiffion verweift. Ich denke 
aber, daß id) hier durch meinen Widerſpruch jetzt doku— 
mentirt habe, daß die Einmüthigfeit, wenn fie vorhanden 
gewefen ift, nicht mehr befteht, fondern daß es chen aller- 
dings unſtatthaft ift, in dieſer Weile davon abzumeichen, 
und daß dieſes Inftatthaftjein ein Werbot enthält. Denn 
daß der $ 134 gerade nur dm Auge hätte, wenn aus: 
drüdlih das Wort „Verbot“ oder „verboten“ im Geſetze 
ftehen würde, das wird fein Juriſt annehmen können. 
„Werbot* braucht jo verbotenus nicht gefagt zu werden 

(Heiterkeit), 
wenn nur der Mortlaut als folder ergiebt, daß man 
etwas verbieten wolle. Das finde ic) Har ausgeſprochen, 
wenn es heißt: „es ift nur ftatthaft aus bejonderen 
Gründen und unter einer beſtimmten Bedingung“. 

Einen Antrag hierzu habe ih nicht zu Reiten: ic) 
wollte nur diefen Vorbehalt machen. 
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Bräfident: Das Wort haf der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungdrath im 
Neihdamt des Innern Grumer. 

Gruner, Staiferliher Geheimer Ober:Regierungsrath 
im Reichſsamt des mern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Meine Herren, ich glaube, daß trotz der abweichenden 
Auffaſſung des Herrn Abgeordneten Schmidt (Warburg) 
doch die Auffaſſung der Mehrheit der Kommiſſion die 
zutreffende iſt, wonach der Abſatz 3 des 89 in der jetzigen 
Formulirung nicht fo gedeutet werben kann und gebeutet 
werden darf, dab, wenn im Widerfpruch zu ihm von den 
allgemeinen Berjicherungsbedingungen abgewichen würde, 
ſolche Abweichungen nun zivilrechtlich etwa anfechtbar ober 
nichtig fein würden. Ic darf erwähnen, daß, wie aud) 
ber Herr Abgeorbnete Schmidt bereitö hervorgehoben hat, 
die verbündeten Negierungen felbft bei der früheren 
Faſſung, aljo bei der Negierungsvorlage annehmen, daß 
aud) die damalige Formulirung, wenn ihr zuwider von 
den allgemeinen Berficherungsbebingungen abgewichen 
würde, doch wicht dazu führte, etwa Nichtigkeit eines 
ſolchen Bertragd herbeizuführen. Man war der Meinung, 
daß, da es fi hier dody nur um ein Verwaltungsgeſetz 
handelt, welches vor allem der Auffihtöbehörde eine 
gewiſſe Befugniß in die Hand geben joll, um bei Ab- 
weihungen von den allgemeinen Berfiherungsbedingungen 
von — * gegen bie betreffende Verſicherungs— 
anſtalt einzuſchreiten, und aus der ganzen Stellung des 
Paragraphen in dieſem Verwaltungsgeſeß ſich von ſelbſt 
ergiebt, daß es ſich hier nicht um ein Verbot im Sinne 
bes 8 134 des bürgerlichen Geſetzbuchs handelt, und noch 
viel mehr, glaube id), iſt das bei der jegigen Formulirung 
des Abſatzes 3 des 8 9, der eine Abſchwächung gegenüber 
der Regierungövorlage bedeutet, zu behaupten. 

Ich möchte darauf hinweilen, daß 8134 des bürger— 
lihen Geſetzbuchs doch nur fo lautet: 

Ein Rehtögefhäft, das gegen ein geſetzliches 
Verbot verftößt, iſt nichtig, wenn ſich nicht aus 

dem Gefeg ein Anderes ergiebt. 
Es if alſo ausdrüdlid vorgejehen, daß ſich aus bem 
Geſetz ein Anderes ergeben fünne, und es iſt keineswegs 
gejagt, es dürfe ein Anderes daraus nur dann gefolgert 
werben, wenn das Geſetz dies ausdrücklich ausſpreche, 
ſondern es iſt dm dieſer Beziehung der Auslegung voll: 
fommen freier Raum gelaſſen. Es muß aljo das Geſetz, 
welches ein ſolches Verbot enthält, nach feinem ganzen 
Zufammenhang und vor allem aud nad feiner Ent: 
ftehungsgeichichte beurtheilt werden. Wenn man die Ent- 
ftehungsgeihichte des Abſatzes 3 von $ 9 in ber Kom— 
miſſion in Betracht zicht, jo kann man, glaube id, 
obgleich einer der Herren in der Kommiſſion und aud im 
Plenum Heute abweichender Meinung if, doch nicht 
zweifeln, dab die Mehrheit die Formulirung angenommen 
hat, weil fie in Webereinitimmung mit ben verbündeten 
Negierungen von der Anfiht und Abficht ausgeht, Ab— 
weihhungen von den allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
nicht zum Grunde der Nichtigkeit werden zu laffen und 
nit an ein ſolches Zumwiderhandeln gegen ſolche Bedin— 

gungen zivilrechtliche Folgen zu nüpfen. 
ch möchte alfo meinen, daß die übereinftimmende 
Abficht der Mehrheit der Kommtffion und ber verbündeten 
Regierungen in der jetzigen Formulirung genügend zum 

Ausdrud gelommen ift. 

Präfident: Das Wort wird nit weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeorbneter, Berihterftatter: Meine Herren, 
der Herr Abgeordnete Schmidt (Warburg) hat allerdings den 
Standpunkt, den er heute wieder geltend macht, auch in ber 
Kommijfion unausgeſetzt mit großer Hartnädigfeit vertreten. 

(Heiterfeit.) 


Ich glaube, daß wir mehrere Stunden mit der Erörterung (C) 


biefer Frage in der Kommiſſion zugebradt haben. Aber 
ih muß doch feititellen, daß der Herr Abgeorbnnete Schmidt 
fhließlid wohl ber Einzige war, ber gegenüber ber jetzigen 
Faſſung des Abſatzes 3 des 89 noch die Anſicht vertreten 
hat, daß fie auch jet noch ein Verbot von privatrehtlicher 
Bedeutung enthalte. DIebenfalld war die weitaus größte 
Majorität der Kommiſſion der Meinung, daß ein zivil— 
rechtliches Verbot in dem Abfak 3 jedenfall3 in der nun 
vorliegenden Faſſung nicht mehr gefunden werben könne, 
und es ilt deshalb mit Recht und unbeanftandet in dem 
Kommiſſionsbericht feitgeftellt worden, daß darin zwiſchen 
den Wegierungsvertreiern und der Kommiſſion Einigkeit 
beftand. Das möchte ich feftitellen. — Im übrigen waren 
für die FKommiſſion im wejentlichen die Gründe maßgebend, 
bie bereit3 ber Herr Negierungstommiffar entwidelt hat. 
Ich möchte Sie alio bitten, den $ 9 einfhließlih des 
Abſatzes 3 unverändert anzunehmen. 

BPräfident: Wir fommen zur Abltimmung über ben 
89 nah den Beſchlüſſen der Kommiſſion. Ein Antrag 
dazu liegt nicht vor. Ich werde aber doch eine formelle 
Abftimmung vornehmen, weil fid ein gewifler Widerſpruch 
dagegen erhoben hat. 

Ich bitte alio diejenigen Herren, welde den $9 nad) 
den Beichlüffen ber —— annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 


(Gefchieht.) 

Das ift wohl die Einftimmigkeit. $ 9 ift einftimmig an— 
genoinnıen. 

Ih rufe nunmehr auf $ 10 — und erfläre aud) 
biefen in der Faſſung der Kommilfion für angenommen. 

Ic eröffne die Diskuffion über $ 11 und über ben 
bandihriftlihen Antrag ber Herren Abgeorbneten 
Dr. Müller (Sagan) und Dr. Müller (Meiningen). Soll 
ich diefen Antrag nod einmal vorlefen? — Es ſcheint 
gewünfcht zu werden. Der Antrag lautet: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
in $ 11 Abſatz 1 Hinter den Worten „Nettoprämie 
anzugeben“ ben Sat einzufcalten: 
Auch ift anzugeben, ob und in welchem Maße 
bei der Berehnung ber PBrämienreferve eine 
Methode angewandt werben foll, nad welder 
anfänglih nit die volle Prämienreferve 
zurüdgeftellt wird, wobei jedoch der Sak von 
121/, 9/0 ber Berfiherungsfumme nicht über: 
fchritten werben barf. 

Su der eröffneten Diskuffion hat bad Wort der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
ber 811 enthält meiner Anſchauung nad die ungenügenpdfte 
Beſtimmung bed ganzen Gefeged. Er will zwar, baß der 
Geihäftsplan den anzumendenden Zinsfuß, die als Grund» 
lage der Berechnung dienenden Wahriheinlickeitätafeln 
über die Sterblichkeit u. f. w. enthält; aber er felbft hat 
feine Borjchrift über den Zinsfuß u. ſ. w. Nach unferer 
Ueberzeugung wäre es eigentlich Pflicht des Geſetzgebers 
geweſen, den Anſtalten auch Anweiſungen darüber zu 
geben, wie fie ihren Geſchäftsplan einrichten ſollen, wie 
fie vor allem ihre Normen über den Zindfuß und über 
die Wahrſcheinlichkeitstafeln einrichten follen, um die Kon— 
zeifton zu befommen. 

(Sehr richtig!) 

Wir haben in $ 11 den Typus des ganzen Syſtems des 
Geſetzes. Ueberall in diefem Geſetz — und mehr als in 
jedem anderen Reichsgeſetz — herrſcht büreaukratiſche Will- 
für und rein abminiftratives Ermeſſen. 

(Sehr ridtig! links.) 
Das it es, was wir überhanpt am allermeiften gegen 
dieſes Gefeg einzuwenden haben, Nun beftand in ber 
Kommiffion Leider eine vollftändige Ausſichtsloſigkeit in 
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(A) Bezug auf bie Aunahme der Einführung jfogenannter 


Normativbeftimmungen, die wir in der erften Leſung 
gefordert haben: Beftimmungen vor allem über ben Zins— 
fuß, die Wahrſcheinlichkeilstafeln (Sterblichkeitätafeln) 
u. f. w. Aber wir haben doch die erg daß wir 
eine dieſer, und zwar eine ber wichtigſten technifchen 
Fragen in das Geſetz felbit hereinnehmen müſſen, damit 
nicht die Verſicherungsgeſellſchaften, vor allem die neuen, 
vollftändig dem Ermeflen und der Willfür des neuen Auf: 
ſichtsamts über die Privatverficherungsgefellihaiten aus: 
geliefert find: das ift die ungemein wichtige frage ber 
fogenannten Zillmerei. 

Meine Herren, ich werde Ihnen feinen langen Bor: 
trag über das Wefen der Zillmerei halten. Ich kaun auf 
die ungemein faßlihen und flaren Ausführungen auf 
Seite 37 des Kommiſſionsberichts verweilen. se merk⸗ 
würdig iſt es nun, welche Stellung die verbündeten 
Regierungen dleſer Zillmerei gegenüber Geroft eingenonnten 
haben. Während in den urfprünglichen Motiven auf 
Seite 56 die Neihäregierung fid) dahin ausdbrüdt, daß 
ber Entwurf ſich nicht darüber ausſpreche, ob und inner: 
halb welder Grenzen gezillmert werben darf, daß bloß 
eingefchritten werden folle, wenn die gewählten Unterlagen 
in ihrer Gefammtwirkung die dauernde Erfüllbarfeit der 
Verpflichtungen der Anſtalt nicht hinreichend darzuthum 
ſcheinen, hat die Regierung im Laufe der Rommilfions: 
verhandlungen eine viel ſchärfere Stellungnahme gegen: 
über den Berfiherungdgefellichaften bezüglich des Zillmerns 
eingenommen. Auf Seite 39 des Kommiſſionsberichts ift 
von Seiten der Vertreter der Neihsregierung ausgeführt, 
dab die Zillmerſche Methode an ſich etwas Unrichtiges 
und dem Werfiherten gegenüber in gewiſſem Sinne Be: 
denkliches jei, indem fie einen Theil der Brämienreferven 
zur Beftreitung bon Berwaltungsaufwand verwende. Ich 
muß zunächſt vorjorglidh beftreiten, daß diefe Ausführungen 


(B) richtig find. Der Har Regierungsfommiffar hat ſich da- 


mal® weiter dahin fcharf geäußert, daß bei Neu: 
fonzeffionirungen überhaupt die Zillmerei nicht * ge⸗ 
ſtattet werden würde. Die preußiſche Regierung hat in 
ber letzten Zeit auch nad dieſem Syſtem thatſächlich ver: 


fahren. 

(Zuruf.) 
— Wenn auch, wie mir eben der Herr Berichterftatter jagt, 
im Kommiſſtonsbericht jegt eine kleine Menberung diefer 
Ausführungen gemadt worben ift, jo kann ich doch nach— 
weifen, daß thatſächlich die preußifche Negierung dieſen 
Grundſatz in der legten Zeit verfolgt hat. Ich habe hier 
vor allem zwei Fälle im Auge. Im Jahre 1898 hat die 
preußiihe Regierung zum Beifpiel die neugegründete 
deutſche Antergejellihaft im Berlin gezwungen, in ihren 
Satungen die Beitimmung aufzunehmen, daß fie nicht 
zilimere. In einem anderen Falle gegenüber der Ber- 
fiherungsgefelihaft Veſta in Bofen hat fie angeblid das 
Gleiche gethan. Es beiteht nach alledem fein Zweifel, 
daß die Negierung thatſächlich jegt auf dem Standpunkt 
fteht, daß fie im Zukunft bezüglid ber Zillmerei, vor 
allem bei den neu zu errichtenden Gejellichaften im dieſer 
rigorofen Weiſe vorgehen will. Um das zu verhindern, 
haben wir unferen Antrag geftellt. 

Id kann aber aud) behaupten, daß bie Anſchauungen 
der Negierung in jchreienditem MWideriprud mit den bis- 
herigen Erfahrungen über die Zillmerei ftehen. Ich kann 
ohne weitere3 behaupten, daß faſt alle älteren Geſell— 
ſchaften feit Jahrzehnten bereits gezillmert haben 

(jehr richtig! links); 
es ift merkwürdig, dab gerade die Gefellichaften, die durch 
das Zillmern groß geworden find, jest die größten Gegner 
der Zillmerei find. Ich faun mid des Eindrucks nicht 
erwehren, dab hier ein häßlicher Konkurrenzneid gegen: 
über den jungen Geſellſchaften von Seiten der alten Ge— 





ſellſchaften herbortritt, die jetzt merkwürdigerweiſe gegen (C) 


die Zillmerei ſcharfe Oppofition maden. 
(Sehr richtig! links.) 
Und biefe alten wohlfituirten Geſellſchaften gegenüber den 
jungen Geſellſchaften einjeitig zu umterftügen, haben wir 
auch nicht ben mindeiten Grund. 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Die Erfahrung hat gezeigt — id glaube, ih kann das 
als einen techniſchen Grundſatz, der 3* nicht mehr be- 
fteitten werben kann, hinftellen —, daß bei einer Zillmerei 
von 12 pro Mille für die Verfiherten in feiner Weife ein 
Schaden zu erwarten ift; dieſen Progentiag haben wir 
jelbft unferem Antrag zu Grunde gelegt. Ich will aud) 
darauf verweilen, daß das Ausland das Syſtem ber 
Billmerei kennt und feit langem in modifizirter und un— 
mobifizirter Form mit großen Erfolge verwendet. Ich 
verweile nur auf die Gefeßgebung in Oeſterreich-Ungarn 
und England; ich verweife ferner insbeſondere darauf, 
daß in alferlegter Zeit einer ber bebeutendften Ber: 
fiherungstechnifer bei einem Kongreß, ber in Wien ftatt- 
gefunden hat, ſich in ſehr lobenden Worten über das ganze 
Syſtem auögefproden Hat. Der Betreffende hat fi 
wörtlid dahin geäußert: 

Keine Form ſchmiegt fih in dem Maße ben Be: 

dürfniſſen in fo praftiicher Weile an, wie das bei 

der Zillmerſchen Methode ftattfindet u. ſ. w. 
Die Techniker ebenfo wie dad Ausland find aljo ganz 
anderer Anſchauung, als fie jegt von Seiten ber 
Vertreter der verbündeten Regierungen vertreten wird. 
Auch in Preußen hat man früher ja eine andere Haltung 
in biefer Frage eingenommen. Es kann auch feinem 
Zweifel unterliegen, daß, wenn wir unferen beutjchen 
Geſellſchaften das Zillmern verbieten, fie gegenüber ber 
ausländifchen Konkurrenz, die zillmern darf, unter allen 
Umftänden ind Hintertreffen fommen, und daß umfere 
deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften den Schaden bon 
einem derartigen vollftändigen Verbot, wie eö Die ver: 
erg Regierungen anfcheinend jegt beabfichtigen, haben 
werben. 

Meine Herren, es ift ja aud der Verſuch gemacht 
worden — id weiß nicht, ob ein dbahingehender Antrag 
fommt —, llebergangöbeftimmungen zu finden, bie dahin: 
gehen, daß nod eine Zeit lang von den alten Geſellſchaften 
gezillmert werben barf. Ich glaube, dab eine richtige 
hg burd) einen berartigen Antrag nicht angebracht ift; 
id bin ber MWeberzeugumg, daß dadurch erit recht den 
jungen Gefellihaften gegenüber ben alten Gejellihaften 
das Leben erſchwert wird, und dab erft recht eine 
Differenzirung der jungen Gefellihaften eintritt. 

(Sehr richtig!) 
Wir ftehen auf dem Stanbpunft, daß bie jungen Ber: 
fiherungägefellihaften zu ihügen find gegen rein büreau- 
fratifhe Willkür, wie fie bier im 8 11 vorgefehen ift. 
Sie find geradezu vogelfrei gemaht und um das 
wenigftens in technifcher Beziehung hintanzuhalten, haben 
wir unferen Antrag geftellt, um deſſen Annahme id 


Sie bitte. 
(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. ehr. 

Dr, Lehr, Abgeordneter: Meine Herren, ber Antrag, 
ben die Herren Abgeorbneten Dr. Müller (Meiningen) 
und Dr. Müller (Sagan) geftellt haben, war in ber 
Kommiffion in der eriten Leſung von meinen Freunden 
und mir eingebradht worben. Ich kann mich nach den 
Ausführungen des Herrn Vorredners auf wenige Worte 
beihränfen und Ihnen bie Annahme eines Antrages 
empfehlen, den wir lebiglid deshalb nicht wieder ein: 
— haben, weil wir in der Kommiſſion in einer 
ehr, ſehr ſchwachen Minderheit geblieben ſind, ſodaß 


(D) 
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(A) und feine Ausfiht vorhanden zu fein fchien, im Plenum 


ben Antrag durchzubringen. Ich will in die techniſchen 
Detaild diefer etwas fomplizirten Frage nicht eingehen. 
Ich will nur fagen, daß das Syſtem darin befteht, daß 
ein Theil der Brämieneinnahmen, bie ſonſt den Prämien: 
referven zugeführt werden, in den erften Jahren zur Be: 
ftreitung von Berwaltungsfoften verwandt wird, um ben 
Berfiherungögejellihaften während ber erften zwei Jahre 
über die Konkurrenz ber großen, mächtigen alten Geſell— 
Ihaften Hinwegzubelfen. Der Herr Vorredner hat bereits 
mit vollem Rechte betont, daß mit Hilfe des Zillmer: 
Verfahrens eine ganze Reihe heute nad) menfchlichen Be— 
griffen als unanfechtbar fiher daftehender Verſicherungs— 
eſellſchaften groß geworben find und ihren heutigen hohen 
Standpunkt erreiht haben, und es iſt merfwürbig, daß 
fie nun plöglih von ihren jüngeren Konkurrenten ber: 
langen, diefe jollen nicht das gleiche Verfahren anwenden, 
das fie jelbft groß gemacht hat. 
(Sehr ridtig!) 

Einer näheren Bezeichnung für dieſes Verfahren will id 
mich enthalten; ſchön kann ich es aber unter feinen Um— 


ftänden finden. , 
(Sehr wahr!) 


Nun enthält allerdings der Gefegentwurf fein direktes 
Verbot der Anwendung des Zillmerns, und es ift und 
ja auch gejagt worden, dieſe Beftimmung gehöre nicht in 
das Geſetz hinein, man müſſe das beim Auffichtsamt über: 
laffen. Gewiß, wir wollen dem Aufſichtsamt fehr viel 
überlaffen; aber ich fürchte, daß nad) der Praris, die in 
der legten Zeit im Königreich Preußen geübt worden ift, 
die Sache faltiſch darauf hinaustommen wird, daß in 
Zukunft das Zillmern nicht geftattet werden wird. Ich 
ebe ohne weiteres zu, theoretisch ift es unbedingt richtig, 
ofort die volle PBrämienreferve bei Eingehung einer jeden 
Verbindlichkeit zurückzuſtellen. Allein wir haben geſehen, 


(B) daß bei Anwendung dieſes Verfahrens eigentliche Schäden 


und Nachtheile für dem Verficherten felbft nicht entitanden 
find. Gewiß, einige Verfiherungsgeielichaften, die über: 
mäßig gezillmert haben, find wohl vorübergehend in 
pefuniäre Verlegenheit gefommen, und es mag wohl aud 
vorfommen, daß beim Rückkauf einer Werfiherung ba: 
durch, daß nicht bie vollen Prämienreferben vorhanden find, 
einmal ein MWerficherter gefhädigt werben könnte. Das 
fönnten doc; aber nur ausnahmsweiſe vorfommende Fälle 
fein; im großen und ganzen, glaube ich, wird bei vor: 
fichtigem Zillmern bie große Menge der Verſicherten nicht 
geihädigt werden. Deshalb ift auch im biefem Antrag 
eine Grenze eingefügt, indem gejagt ift: es darf nicht 
über 12'/, pro Mille hinausgegangen werben, d. h. nicht 
mehr als 12'/, Mark von der normalen Prämienreferve 
bed erften Jahre dürfen ald Berwaltungäfoften ver: 
wendet werben. Sch habe in der Kommiffion ausgeführt 
und wieberhole hier: ich würde auch dafür fein, daß eine 
zeitlihe Beihräntung bes Zillmerns eingeführt würde, 
d. h., daß dies Verfahren jeder Geſellſchaft nur auf einige 
Jahre geftattet werben folle, aber man ſollte es nicht 
prinzipiell ablehnen. 

Wenn der Herr Vorredner angedeutet hat, es würde 
vielleicht ein Antrag fommen, wonach ben alten Gejell: 
ſchaften vielleiht nod eine Gnadenfriſt gewährt wird, 
auf einige Jahre weiter zu zillmern, fo würbe ich einem 
derartigen Antrage nicht zuftimmen können; denn bann 
würde immer eine Ungerechtigkeit gegenüber den neuen 
Gejellihaften beftehen bleiben. 

(Sehr ridtig!) . 
Auf diefen Weg würden wir unter feinen Umſtänden 
gehen. Aber id würde allerdings jo weit gehen, zu jagen: 
neue Gejellfchaften dürfen nur bis zu der und der Höhe 
und vielleiht auf 4, 5 oder 10 ober vielleiht auch 
12 Jahre zillmern. Wenn man auf diefe Weile eine 
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Sicherheit für die Verfiherten ſchafft, ift jedes Bedenken (C) 


befeitigt. 

Meine Freunde werden von dieſem Gebankengang 
au für ben Antrag der Herren Abgeordneten Müller 
(Meiningen) und Müller (Sagan) ftimmen. 

Bizepräfident Dr. v. FregesWelbien: Das Mort 
bat der Herr Kommiſſar des Bunbesraths, Staiferliche 
Geheime Ober-Regierungsrath im Reichſsamt des Junern 
Gruner. 

Gruner, Staijerliher Geheimer Ober:Regierungsrath 
im Reichsamt des Innern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Dr. Müller meinte 
zunächſt, Die größte Schwäche des S 11 Liege barin, daß 
er ber Auffihtsbehörde volllommen freie Ermeflen in 
den genannten Fragen laſſe, ımd es fei vor allem ein 
Mangel diefes Paragraphen, daß weder der Zinsfuß, den 
die Lebensverſicherungsgeſellſchaften anzuwenden haben, 
noch Wahrjheinlichkeitstafeln geſetzlich vorgeichrieben find. 
Ich meine, das ift ein großer Vorzug des Paragraphen. 
Es iſt nicht möglich, einen beftimmten Zinsfuß geſetzlich 
für die Yebensverfiherungsanftalten vorzufchreiben. Wenn 
man die Wandlungen, die der Zinsfuß im Lauf der legten 
Jahre gemacht Hat, ohne daß die ſachkundigſten Finanz: 
männer das vorausſehen fonıten, erwägt, jo wird es fo: 
fort far werden, wie mißlich es wäre, wenn hier beftimmte 
Zinsnormen im Gefeg vorgeichrieben würden. Es würde 
dad meines Erachtens eine Feſſelung der Verſicherungs— 
—— ſein, die den Anſtalten ſelbſt nur läſtig werden 
unte. 

Ganz ebenſo liegt es aber hinſichtlich der Wahr— 
ſcheinlichkeitstafeln. ch halte es für unthunlih und im 
höchſten Grade unzwedmäßig, wollte man für Lebenäver: 
fiherungsanftalten die Wahrjcheinlichkeitstafeln, Sterblich— 
feitötafeln, Invaliditätstafeln u. ſ. w. geſetzlich feitlegen, 
bie fie überhaupt nur anwenden bürfen. Es würde das 


eine Einihränfung der Bewegungäfreiheit der Anftalten (1% 


fein, wie fie fchlimmer nicht gedacht werben kannz denn 
es fommen babei die verſchiedenartigſten Verfiherungs- 
fombinationen in Frage. Mbgefehen davon, daß eine 
außerordentlid große Zahl von Wahrſcheinlichkeitstafeln 
zugelaffen werden müßte, made ih nod darauf aufmerk: 
fan, dab man auch wit ausländifhen Anftalten zu 
rechnen hat, die diejenigen Tafeln ihren Berechnungen zu 
Grunde Tegen, bie im Auslande, in ihrem Heimatsftaate 
zugelaffen find. Alſo hier gewiffe enge Schranfen feitzu- 
55 würde doch zum Nachtheil der Anftalten ſelbſt aus- 
agen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Müller meinte weiter, es 
befinde ſich in den Erklärungen der Negierungstommifiarien, 
wie fie auf Seite 39 des Kommiſſionsberichts wieder: 
gegeben find, ein Widerfprud zu dem Standbpunft ber 
Begründung der NRegierungsvorlage. Ich kann das nicht 
ald zutreffend anerkennen. Es ift in der Begründung der 
Negierungsporlage ausgeführt, dab bie verbünbeten Re— 
gierungen bie Frage, ob die Zillmerfche Methode an- 
gewandt werben bürfe, vollkommen unentſchieden laſſen, 
daß zu Diefer Frage die Geſetzgebung nicht Stellung 
nehmen wolle, um dieſe frage, die ganz fpezifiich wiſſen— 
ſchaftlicher und techniſcher Art ift, unberührt, als offene 
Frage dem fünftigen Auffihtsamt und dem beim Auffichts- 
amt waltenden Verfiherungsbeirath zu überlaffen. Wenn 
auf Seite 39 in dem Ausführungen des dort erwähnten 
Negierungstommiffard nun mit einer gewiffen Schärfe 
er ben Antrag gekämpft ift, der in der Kommiſſion 
geitellt war, jo liegt es eben baran, daß nur ein gewiſſer 
ihärferer Standpunkt zur Abwehr eines Antrages ein: 
genommen ift, und zwar eines Antrages, der darauf abzielte, 
die Zillmerihe Methode in gewiſſen Schranken, nämlich 
bis 12'/, pro Mille für alle Zeiten geſetzlich zuzulaffen 

(Widerſpruch), 





* 
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(A) alfo die offene Bahn, die die Negierungsvorlage für dieſe 


Frage vorbehalten wollte, zu befeitigen und eine Feſt— 

legung im eben erwähnten Sinne vorzunehmen. 
(Widerſpruch links.) 

Alſo zur Abwehr ſind die auf Seite 39 wiedergegebenen 

Ausführungen des Regierungskommiſſars gemacht. 

Es kehrt nun derſelbe Antrag, der in der Kommiſſion 
abgewehrt worden iſt, wieder, und ich möchte das hohe 
Haus bitten, den Autrag abzulehnen, und zwar eben aus 
dem Grunde, den ich bereits angeführt habe, daß es ſich 
hier um eine ganz außerordentlich ſchwierige techniſche 
Frage handelt, die, wenn man überhaupt gewiſſe Fragen 
unter Beirath des Verſicherungsbeiraths, unter Beirath 
von in der Praxis ſtehenden Sachkundigen löſen und er: 
ledigen will, dann ganz beſonders dazu geeignet iſt, auf 
dieſem Wege gelöſt zu werden. Ich meine, es empfiehlt 
ſich keineswegs, gefeglich in dieſer Richtung eine gewiſſe 
Feſtlegung eintreten zu laſſen. 

Die Frage hat ja im Preußen ausführliche Er— 
drterungen in den lebten Jahren herbeigeführt; in 
Preußen hat die Aufficht3behörde nah Anhörung des 
Berfiherungsbeirath3 den Standpunkt eingenommen, den 
ic) kurz dahin ſtizziren will, daß für die Verſicherung auf 
den Erlebensfall die Zillmerſche Meihobe vollftändig aus: 
geichloffen iſt, ſowohl für die beftchenden als für bie 
fünftig zuzulaffenden Anftalten, daß dagegen hinſichtlich 
der Berfiherung auf den Todesfall die beftehenden Ans 
ftalten die Zillmerfche Methode bis zum Jahre 1910 
weiter anwenden dürfen — dann allerdings joll fie weg— 
fallen —, während für nenentftehende Anftalten die 
Zillmerfhe Methode nicht zugelaflen werden fol. In 
gewiffem Sinne näherten fid) diefem Standpunkt auch bie 
Ausführungen des Herrn Mbgeorbneten Dr. Lehr, 
wenigftens infofern, als auch Herr Dr. Lehr annimmt, 
daß, wenn man in gewiffen Schranken, etwa big 12'/, pro 


(») Mille, die Zillmerfche Methode für anwendbar erflären 


will, es fih dann doch empfehlen würde, eine gewiſſe 
zeitliche Begrenzung, etwa auf fünf Jahre, eintreten zu 
laffen. Alio auch Herr Dr. Lehr wiirde eine weſentliche 
Einſchränkung und Abfhwädhung des Antrages, wie er 
vorliegt, für geboten erachten. 

Gefeglich auszusprechen, daß allgemein die Zillmeriche 
Methode in den Schranken von 121/, pro Mille im Hödhlt: 
betrag zugelaffen werden foll, daS empfiehlt ſich meines 
Erachtens ſchon deswegen nicht, weil, wenn das aud für 

ewiſſe Verfiherungstombinationen vielleicht unbedenklich 
in würde, für andere ed doc unthunlid und unzweck— 
mäßig jein würde, und weil e3 nicht richtig iſt, im einem 
Gefetze dieſe thatjählih mad) den verſchiedenen Ber: 
fiherungstombinationen verſchieden zu behandelnde Frage 
zu fchablonifiren und feitzulegen. 

Ih kann aljo nur nochmal wiederholen: ber 
Standpunkt der verbündeten Negierungen bei Anfitellung 
bed Entwurfs umd heute mod) ift der, daß man im dieſer 
außerordentlich fchwierigen und technischen Frage nicht 
im Wege ber Gejeßgebung für alle Zeiten etwas feftlegt, 
was im Anfchmiegen an die verichiedenen Verhältniſſe 
der verſchiedenen Berfigermgsarten u regeln ift, und 
was als eine offene {Frage dem fünftigen Aufſichtsamte 
und vor allen Dingen dem Verſicherungsbeirath zweck— 
mäßig überlaffen bleibt, der im Zuſammenwirken mit 
der Auffichtsbehörde dieſe Frage zu löfen haben wird. 
Dabet liegt meines Erachtens aud) nicht der entferntefte 
Grund vor, anzunehmen, daß bie künftige Aufficht- 
behörde und der künftig zu bildende Verſicherungs— 
beirath etwa einen fchrofferen Standpunkt einnehmen 
wird, als es biäher vom den Landesbehörden geichehen 
ift, und einen Standpunkt einnehmen wird, ber etwa 
unfahgemäß wäre und die Verfiherungsanftalten ſelbſt 
belaften und bebrüden könnte. 


Vizepräſident Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat (C) 


der Herr Abgeordnete Dr. Hein. 

D.r. Heim, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Dr. Miller und der Herr Ptegierungsvertreter 
haben in diejer Frage eine ganz entgegengefegte Stellung 
eingenommen. Der Herr Stollege Dr. Müller hat ſich da= 
gegen verwahrt, daß hier ein Stüd Geſetzgebung geſchaffen 
wird, in dem cine Sentralbehörde fünftig eine Judikalur 
und eine Omnipotenz befommt, wie fie bisher nirgends in 
einem anderen Falle befteht. Wenn ich mein Vermögen 
zu ſchützen mich beftrebe, und es dreht ſich um die aller 
geringfte Summe, dann habe ich im Nechtölchen eine 
ganze Neihe von Anftanzen und alle möglichen Rechts— 
mittel, die mir zur Seite ftehen. Hier ſchaffen Sie einen 
Gerichtshof, der meined Erachtens unter Umſtänden über 
einen weitgehenden Theil des Nationalvermögens zu ent: 


ſcheiden hat 

(ehr richtig), 
ohne daß ihm ein oder als Unterlage gegeben ift. Ich 
finde, Das ganze Geſetz, ohne daß Normen für das 
Verfiherungöweien darin aufgenommen find, geradezu 
abjurd von meinem perfünlihen Standpunfte. 

Der Herr Kollege Dr. Müller hat heute einen Antrag 
eingereicht, oder, wenn ich fo fagen barf, bie Gebrüder 
Miller von der freifinnigen Partei 

(Heiterkeit), 

ber fpeziell eine Frage der Verfiherungstehnit heraus: 
greift, die Zillmerei. Der Herr Kegierungdvertreter hat 
bon feinem Standpunkte ganz richtig gefagt, das ſei eine 
überaus ſchwierige techniſche und theoretifhe Frage. 
Nein, meine Herren, eine frage tft das Zillmern nicht 
mehr. MWenn die Gelehrten ſich nicht einig find, und Die 
ae hat ſich entihieden, wie in Diefer Frage ber 
Zillmerei, fo ift daS feine Frage mehr, fondern eine 
Thatfadhe, und ob die Wiſſenſchaft die Formel, unter der 
die Sadje zu faſſen if, gefunden hat und fie beweifen 
fanı oder nicht, thut nichts zur Sade. Das ift alfo ein 
Standpunkt, den man nicht theilen kann, ſonſt müßten 
wir heute eine ganze Neihe von ftaatlichen Einrichtungen, 
für welche aud Normen der Wiſſenſchaft nicht beftehen, 
ald ungelöfte Fragen betraditen; aber wenn fie auch bon 
Staatövertretern nicht amerfannt werben, deswegen be: 
ftehen fie doch zu Recht, weil die Erfahrung doch mächtiger 
tft alö die Annahme des Einzelnen. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Kollege Dr. Müller 
gelagt, e3 ſei bedauerlich, daß die wichtigften Normen, 
die bei der Technik des Verſicherungsweſens in Frage 
fommen, ber Zinsfuß, Wahrſcheinlichkeits- und Sterblid)- 
feitötabellen und dergleichen, immer außer Acht gelaifen 
witrden. Aber eher noch laſſe ih mit mir reden über 
Außerachtlaſſung diefer Normen, eher laſſe id) mit mir 
darüber reden, daß diefe Normen unberüdfichtigt geblieben 
find in ber Gefeßgebung ald darüber, daß einer der 
erften und wichtigſten Grundfäge der Verſicherungstechnik, 
den die Vergangenheit erprobt hat, im Beleg einfad) 
ignorirt iſt. Man flagt im unjerer Zeit fo viel über 
Bireaufratismus, und die Geſetze, die wir machen, 
ihlagen der Volksvertretung das Heft aus ber Hand 


und geben es ber Büreaufratie in die Hand, und noch 


nie ift ein Gefe gemacht, welches dem Büreaukratismus 
fo viel auslieferte wie der uns heute vorgelegte Geſetz— 


entwurf. 
(Sehr richtig!) 

Der Herr Stollege Müller (Sagan) iſt es geweien, 
der über bie Unſicherheit der ftaatlihen Stontrole geſprochen 
hat und Parallelen gezogen hat zur Zenſur. Meine 
Herren, bei der Zenfur ſpricht ja nod) fehr viel das fub- 
jettive Empfinden mit. Es kommt wenigitens durch dieſes 
fubjeftive Empfinden nicht zum direkten Schaden — materiell 
geiprochen. Aber wenn auf dem Gebiet der Verſicherungs— 


e— 


D) 
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(Dr. Beim.) 


(A) technik das fubjektive Empfinden und die Theorie zum 


» Sicherheit die ftaatlihe Kontrole da geboten hat. 


iB 


u 


Ausdruck kommt, dann kann das leider materiell ſehr 
empfindlich wirken. Es iſt nun im Laufe der Debatte, 
bie ſich bisher abgeipicht Hat, von mehreren Nebnern 
auf die Wirkungsloſigkeit dieſer ftaatlihen Kontrole an— 
geſpielt worden. Es iſt behauptet worden, daß dieſe 
ſtaatliche Kontrole wirkliche — drücke ich mid; ganz real 
aus — Unregelmäßigkeiten nicht verhütet hat. Da brauchen 
wir nicht den Hinweis auf die Zenſur. Wir brauchen 
nur auf die Hypothekengeſetzgebung zu blicken, wie wenig 
Kauf⸗ 
mann und Büreaukratie find zwei getrennte Dinge, und 
das eine ſetzt jo viel Intelligenz voraus wie das andere. 
Der Kaufmann unterfhägt nicht die Intelligenz des 
Juriſten, aber der Berwaltungsmann unterfhägt nur zu 
gern die Intelligenz deö Kaufmanns. Ich erwarte für 
die Verfiherungänehmer lange nicht das, was man erhofft. 
Die Zukunft wird lehren, daß ich recht habe. 

Was mir num bei diefer Gefehgebung am meiften 
mißfällt, und fpeziell an diefem Paragraphen, das ift das, 
daß die mwidhtigfte Norm, ob das Zillmern zu geftatten 
fei oder nit, gar nicht gefetlich feftgelegt ift, und ich 
begrüße ed, daß dieſer Antrag bier eingebradt if. Es 
ift in der Kommiſſion einmal gefagt worden, man könne 
nicht alle technischen Unterfragen gefeglich regeln, es könnten 
dann die Kommiſſionen überhaupt nicht auseinandergeben. 
Aber man kann dod die allerwidtigiten Grundſätze feſt— 
legen. Die Zillmeret ift durch den beftehenden preußischen 
Verſicherungsbeirath bereit? gerichtet worden. Der 
preußiſche Berfiherungsbeirath hat felbft der Zillmerei 
zeitlich eine Grenze gefegt und hat als höchſten Sat für 
das Billmern 12°/, angenonmen, aber für die Erlebens— 
verjicherungägefellihaften das Zillmern überhaupt vers 
boten. Jeder einzelne Punkt dieſer Beſchlüſſe des 
preußifhen Verſicherungsbeiraths ift anfehtbar und 
illuſtrirbar, illuſtrirbar inſofern, als ich das recht wohl 
begreife, daß, wenn jemand auf einer Leiter in den Himmel 
geiommen iſt, er, wenn er cin neidiſcher Tropf tft, die Leiter 
wegzieht, damit fein anderer in den Himmel kommen kann, 
Das iſt die AMuftration. Und was das Anfechtbare an: 
langt, jo fünnte man vom Prozentjag 12'/, und von ber 
Unterfcheidung zwiichen Lebens: und Erlebensverſicherungs— 
gefellihaft jeden Punkt angreifen. Ich habe mid) andert— 
halb Tage lang bemüht, in der ganzen hier in Frage 
fonmenden Literatur nad Unterlagen zu fuchen, ſei es 
von Mathematifern, ſei es von Verfiherungsftatiftifern, 
fei es vom Leuten, die in der praftiichen Berficherun 
ftehen, worin wiflenfchaftlic heute nachgewieſen wäre, ba 
das Zillmern ein ungefunder Grundiag fei, und zweitens 
zwiſchen Lebensberſicherungen und Erlebensverſicherungen 
Unterſchiede zu machen feien, oder drittens, ob der Satz 
pon 12'/, pro Mille eine Berechtigung hätte. Das finde 
ich nicht in der Literatur. Dagegen hat Herr Dr. Müller 
bereits eine Autorität angeführt, den Dcfterreiher Iranyi, 
der das Zillmern vertritt. Wir brauden gar nit nad) 
Defterreihh zu gehen. Schlagen Sie in dem großen Werf 
von Brofeffor Wagner auf; da finden Sie cbenfalld ein 
verhältnißmäßig günstiges Urtheil über das Zillmern. Der 
berühmte VBerfiherungsmathematifer Heym hat ebenfalls 
fih für das Zillmern ausgefproden. Dieje Urtheile fann 
ih auch nicht einfach unter den Tiich Lehren, die find für 
mic) mehr oder minder ebenfo viel Autorität, wie ein noch 
fo reipeftabler Negierungävertreter oder noch fo rejpeftabler 
Verſicherungsbeirath. 

Das Zillmern iſt zu uns hereingekommen aus dem 
Ausland. Es wäre ganz falſch, zu ſagen, bei uns ſei 
erſt gezillmert worden, nachdem es einen Profeſſor 
Zillmer gegeben habe. Nein, das Zillmern iſt älter in 
der Verſicherungstechnik als ſeit Auftreten des Profeſſor 
Zillmer. Den Deutſchen war es, wie ſo oft, nur vor— 


behalten, der Sache die theoretiſche Form zu geben. Ge: (0) 


zillmert wurde in England von Verſicherungsgeſellſchaften, 
die heute noch beitehen; gezillmert haben deutſche Geſell— 
fhaften, die jet groß find durch das Zillmern. Und 
num, nach 40:, 50:, 6Ojährigem Beftehen foldher Geſell— 
ichaften, fommt eine Gefeggebung, die ſich zwar darüber 
nicht ausſpricht, aber die Sache ganz offen läßt. Und 
wa3 dad bedeutet, wiffen Sie ja. Der preußiiche Ber: 
esse das ift der beutiche Verſicherungs— 


eirath! 

(Sehr ridtig!) 
So weit find wir und ja far. Sehen Sie, ich bin ja cin 
Agrarier und Bartikularift. 

(Heiterkeit. lint3.) 
Wir müffen ja in Bayern, Württemberg, Baden, Elſaß— 
Lothringen in unferer Agrarpolitif darunter leiden, daß 
bie böfen Preußen nit den Kanal annehmen. 

(Große Heiterkeit. Zuruf.) 
— Das ift ja ganz richtig bemerkt nebenbei. Ich will 
aber dem Herrn Brafidenten weiter feine Ungelegenheiten 
bereiten; e3 war das nur ein Apergü hier au diefer Stelle. 
(Heiterkeit) 

Nun Hat Herr Dr. Müller von ber Konkurrenz— 
fähigkeit der inländischen VBerfiherungsanftalten gegenüber 
den ausländifchen geſprochen; das Gleihe hat der Herr 
Kollege Richter ſchon von der Kautionshinterlage bemerkt. 
Id habe leider ziemlich vereinfamt für den Antrag Richter 
geftimmt. Heute find die deutſchen Berfiherungsanftalten 
im Begriff, eine umgekehrte Stellung einzunehmen als 
vor 40 Jahren. Bor 30 Jahren ift das Ausland zu uns 
gekommen, hat die Prämien geholt; heute gehen wir ins 
Ausland — und jett halfen wir eine Einrichtung, welde 
unfere aufblühende inländische Induſtrie todt madjt gegen— 


über den Auslande. 
(Zuruf.) 
— Ta, gewiß! 


Wenn id eine Parallele mit ausländifhen Staaten 
jiebe io darf ich die allerrigorofeften Beitimmungen, welde 
m Auslande beftehen über ftaatliche Verſicherungsgeſell— 
ichaften, das ftrenge öfterreihifhe NAffeluranzvegulativ, 
anführen. Dies umgeht die ſcharfe Beftimmung ber reinen 
Nüclage der Nettoprämie, indem es die Umlage ber Ver: 
waltungsfoften auf eine Reihe von Jahren geitattet. In 
anderen Ländern, die mit uns in Stonfurrenz treten, hat 
man überhaupt feine Normen über die Frage des Zillmerns. 
Man wird vor wie nad im Auslande zillmern; die Folge 
davon ift, daß unfere Konkurrenzfähigkeit darunter leidet. 

Wenn Sie mm heute da3 Geſetß annehmen, wie es 
liegt, wo ber künftige Verſicherungsbeirath und bie 
Zentralbehörde fi auf den Standpunkt ftellen, das 
Sillmern fei zu verbieten — vielleicht mit Uebergangs— 
beftimmungen bei der einen Art der Verfiherung, ohne 
Uebergangsbeſtimmungen bei der anderen Art —, jo wird 
etwas in die Erfheinung treten, was ich für ſehr be— 
denflich halte. Am fchweriten werben getroffen Geſell— 
ihaften, die auf Gegenjeitigfeit gegründet find. Diele 
werben in einer Zeit, wo man den Genoffenichafts- 
gebanfen immer im den Vordergrund ftellt, wo die Staatd- 
regierung überall, wo ihr etwas unbequem ift im wirth— 
ihaftliden Leben, die unbequemen Rufer im Streit auf 
den Genoſſenſchaftsgedanken verweift, durd eine Geſetz— 
gebung — id) fage: indirekt, in ihrer Wirkung — tobt 
gemadt. Die Folge davon wird fein, daß ſolche Gejell- 
ihaften, die heute auf Gegenjeitigfeit beftehen, einfach 
zur Form von Aktiengefelichaften übergehen müſſen, dab 
vielleicht eine Pofition, die geſchaffen tft durch jahrelange 
Arbeit, in dem Mugenblid, wo fie gewinnverheißend 
wurde, an eine Aftiengejellihaft ausgeliefert werben muß, 
und bdiefe doppelte Griheinung zu einer Zeit, wo man 
draußen im Streit der Parteien über Kapitalismus und 
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(4) Yurcaufratismus nicht genug thun kann! Was hier an 


Geſetzgebung geihaffen wird, wird feine andere Wirkung 
haben als die eben angedeutete, eine Fapitaliftiiche und 
eine bureaufratiihe Wirkung — ohne allen Zweifel. 

Nun habe ih ja immer nod die Hoffnung, daß 
prinzipiell die Sache geregelt werben kann zunächſt durch 
ben Antrag der Herren Gebrüber Müller. 

(Heiterfeit.) 
Wenn biefer Antrag fallen jollte, wäre fir mich immer: 
hin noch mehr diskutabel als vielleiht für Herrn 
Dr. Lehr, ob nicht für heute beftehende Gejellidaften 
jüngeren Datums es geredht wäre, ſie nicht ber Büreau— 
fratie audzuliefern, jondern fie gegenüber den Maßnahmen 
diefer fünftigen Sentralbehörde zu ſchützen, uns das Recht 
nicht aus der Hand nehmen zu lajfen und zu fagen, daß 
jüngere Geſellſchaften zillmern dürfen bis zu einem 
gewiffen Zeitpunkt, wad aber die Höhe des Zillmerns 
anlangt, darüber die Beftimmungen der Behörde zu über: 
laffen. Dieſen Antrag einzubringen, behalte ich mir vor. 
Vieleicht ift der günftigfte Pla dafiir die Stelle, wo es 
fi um bie Uebergangsbeſtimmungen handelt. Aber um 
fein Mißverſtändniß auftommen zu laffen, kann ich für 
meine Berfon erklären, daß ich für den Antrag Müller 
eintrete, und zwar ehrlich eintrete. Man kann jagen — 
ja, das ift heute immer nothwendig, daß man es betont —: 
cine —— Geſellſchaft kommt eher in die Schwierig— 
feit, ihre Bedingungen, die fie eingegangen bat, nicht zu 
erfüllen. Wir wollen in der Geſchichte der Verfiherungs- 
geſellſchaſten nicht nachgraben, wir könnten fonft Geſell— 
ihaften ausgraben, welche Kapitalien à fonds perdu bei 
ihrer Gründung hatten und dennoch in Schwierigkeiten 
gefommen find, obwohl fie vom Tage ihrer Gründung 
an zu zillmern gezwungen waren. Alſo mit einzelnen 
Fällen aus ber reg ten wird hier nichts bewiefen. 

Ich bitte meine Partetfreunde fpeziell, daß fie den 
(B) YAıtrag des Herrn Kollegen Dr. Müller unterftügen und 
ebenfall3 dafür eintreten, wie ich es thun werde. 

(Brabo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege Welgien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Segitz. 

Segitz, Abgeorbneter: Meine politifchen Freunde 
fichen auf dem Standpunkte, daß das Geſetz weſentlich 
dem Schuße der Verfiherten dienen fol; wir werben des— 
halb gegen alle Anträge ftimmen, die geeignet ericheinen, 
diefen Schuß der Verfiherten abzuſchwächen. Wir find 
durchaus nicht der Meinung, daß die Verfiherten bes 
geieglihen Schutzes entbehren können; ganz im Gegentheil, 
wir bedauern, daß es nicht gelungen ift, den Schuß ber 
Berfiherten aud auf das Privatverhältniß zwifchen den 
Berfiherten und den DBerficherungögefellihaften aus— 
zubehnen. Mir wünfchen, daß bald ein Gefekentwurf 
vorgelegt werben möge, der namentlid den Mibitand, 
der im Agentenwefen befteht, befeitigt, die vielfady unter 
falſchen Borfpiegelungen Leute in eine VBerfiherungsanftalt 
hereinziehen, nur um die PBrovifion zu verdienen. 

Wenn die Nothwendigfeit des Schutzes der Ber: 
ficherten beftritten wird, jo will ich Heute dieſe Frage nicht 
näher erörtern; aber ich darf daran erinnern, daß im Ber: 
fiherungswefen nicht nur Licht: ſondern auch Schatten: 
feiten beftehen. In der volkswirthſchaftlichen Beilage der 
„Münchener Allgemeinen Zeitung“, Nr. 318, Jahr: 
gang 1900, befindet ſich ein fehr objektiv gehaltener 
Artikel über die Geichäftsergebnifle der Lebensverſicherungs— 

ejellihaften im Fahre 1899. Aus dieſem NArtifel geht 
ervor, daß auch im deutfchen Verſicherungsweſen Miß— 
ftände beftehen, die dringend der Abhilfe bedürfen. Ich 
will nur einen Fall herausgreifen, an dem zu erfennen 
ift, daß eine Gejellihaft, die längere Zeit thatſächlich 
ſchon banterott ift, heute noch ihren Geſchäftsbetrieb auf: 
rechterhält und neue Mitglieder aufnimmt. Wenn alfo 
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bier ausgeführt wird, baß die Verficherten es nicht möthig (C) 


hätten, geieglihen Schuß zu genießen, dann find wir ent: 
gegengefegter Meinung: der im vorliegenden Gefegentwurf 
enthaltene Schuß reiht nicht aus. Wenn außerdem gejagt 
wird, die ftaatlihe Aufiht wäre nutzlos, fo heikt das 
nichts anderes, als dab es überhaupt feinen Schu gäbe. 
Die KHonfequenz davon wäre bie Verftaatlidung bes 
gefammten Verſicherungsweſens, was wir fchon in der 
Generaldisfuffion der erften Lejung verlangten. 

Mas 7* den Antrag betrifft, der in Betreff der 
Zillmerſchen 3 
der Meinung, daß dieſe Methode in der vorgeſehenen Be: 
fhränfung recht wohl in dem Geſetz Nufnahme finden 
fönnte; eine Gefahr für die Verfiherten erblide ich dabei 
nit. Ich würbe aber gegen eine zeitlihe Beſchränkung 
der Zulaffung der Zillmerfhen Methode fein, aus dem 
Grunde, weil dadurch die neu entftehenden Gefellfchaften 
egenüber den beftehenden Geſellſchaften ungünftiger be— 
Dandelt würden. Ich und meine Freunde werden für den 
vorliegenden Antrag itimmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Miller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Ih will auf 
bad Weſen der Zillmerei nicht näher eingehen, nachdem 
ſchon mein Frakllonsgenoſſe Herr Dr. Müller (Meiningen) 
diefe frage genügend beleuchtet hat. Sie ift ja aud in 
dem ausgezeichneten Kommiſſionsberichte jo ausführlich 
behandelt worden, daß jeber, der ſich mit der Sade ver: 
traut maden wollte, feiner weiteren Andentung bedurft 
hätte; um fo weniger, ba in Wallmanns Berfide: 
rung3= Zeltfhrift, deren umfaffendes Material den 
meiften Rednern dieſes Haufes heute als linterlage für 
ihre Ausführungen gedient haben dürfte, auch die Zillmerei 
ihon auf das ſachlichſte und gründlichfte behandelt 
worden ift. 

Ich muß aber doch mit einigen wenigen Worten mid) 
auf die Einwände einlaflen, die der Herr Regierungs: 
vertreter gegen meinen Antrag erhoben hat. Herr Geheim: 
rath Gruner that gerade fo, ald müſſe jest erft vom 
Bundesrathötiihe aus den Verfiherungsanftalten gezeigt 
werden, bis zu welchen Grenzen jie auf ihren Wegen 
gehen dürfen. Die deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften 
find doch groß und reid geworben aus eigener Straft. 
Das, was jie erreicht haben für fih und uns, die Ehren: 
ftellung, deren fie fi in ber Welt erfreuen, verbanfen fie 
ſich ſelbſt. Nicht danf, fondern trog der Staatögewalt 
find die Verfiherungsanftalten zu ftarfen Gliedern unferes 
Wirthſchaftskörpers ausgereift. est, wo fie erfolgreid) 
in den Wettbewerb des Weltverkehrs eingreifen, über den 
ganzen Erdball ihre Fäden ziehen, fällt ihnen daheim 
die Gejeßgebung in die Arme und zieht ihnen ohne Moth 
Schranfe um Schrante. 

(Sehr qut! links.) 
Der Herr Regierungskommiſſar möchte freilich dem Anfchein 
weden, als wollten wir dadurd, daß wir eine Höchſt— 
grenze von 12'/, pro Mille für die Zillmerei vorichreiben, 
den Spielraum für die Berfiherungsgejellichaften verengen. 
Das kann aber weder Abfiht noh Wirkung unferes 
Antrages fein. Nein! Da, wo eine Einſchränkung nicht 
zu umgehen wäre, wollen wir fie bon gejeglidhen 
Normativregeln und nidht vom Belieben der Ber: 
waltungsbehörden abhängig maden. Das ift ber 
grundſätzliche Unterſchied zwiichen unferen und Ihren 
Auffaffungen! Wir hälten von unferem Standpunkte aus, 
wie Herr Stollege Dr. Müller (Meiningen) mit Recht betont 
hat, es für wiünfchenswerth erachtet, wenn aud) bezüglid) 
des Zinsfußes, der Sterblicpkeitstafeln u. ſ. w., gewiſſe 
äußerfte Grenzen geſetzlich feitgelegt worden wären. 
Darauf fommt es uns an, auf feite Grenzziffern, 


tethode jetzt geitellt worden ift, fo bin ich — 


(D) 


(B) ift ja evident! 
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(A) nicht auf beitimmte Tafeln oder Quoten, bie wir etiva 


empfehlen oder abweifen könnten mit ber — daß 
dieſe und nicht andere Tafeln und Quoten allemal und 
überall in Anwendung zu bringen wären. Nichts würde 
uns mehr widerſtreben als ſolche Schablone. Wir wollen 
nur bie äußerſten Grenzen geſetzlich abiteden bezüglich 
deſſen, was erlaubt fein ſoll, und was nicht; wir wollen 
nicht den Geheimräthen die Vollmacht geben, mit ihrer 
Bureauweisheit einzugreifen, einzutapjen in bie lebendigen 
Beziehungen, Die mählam und kunſtvoll von ben deutſchen 
Berfiherungsanftalten angelnüpft und auögefponnen worben 
find im Laufe von weit mehr als einem Menfchenalter. 
Wir meinen, daß unfere Berfiherungsgefellichaften fi im 
allgemeinen jo gut bewährt haben, daß fie nicht ver: 
bienen, jegt nachträglich behörblicherfeitS in der Weiſe 
gegängelt und gefnebelt zu werden, wie es hier verſucht 
wird. 


(Sehr gut! links.) 

Der Antrag — das möchte ih noch nachträglich 
fagen — ift nicht mein geiftiges Eigenthum; ich habe ihn 
aus dem Kommiſſionsbericht jo itbernommen, wie ihn ber 
Herr Kollege Dr. Lehr Schon in der Kommiſſion geftellt 
hat. Ich Habe das ſchon einfah aus dem Grunde 
gethan, weil mir im Intereſſe der Sache daran gelegen 
war, die Zuftimmung der nationalliberalen Antragfteller 
mir zu ſichern. Ich follte übrigend meinen, aud den 
berbiimdeten Negierungen jelber müſſe es genehm fein, 
Normativregeln, Grenzbeftimmungen im Geſetze feitlegen 
zu laffen, Ihon um das arme Reichsamt des Innern 
bor dem böjen Verdacht zu bewahren, als ob in einzelnen 
Fällen aus Gunft oder Mißgunſt einer Verſicherungs— 
gejellihaft etwas gewährt werde, was einer anderen 
Verſicherungsgeſellſchaft vorenthalten bleibt. Wohin fol 
das führen, wenn eine Geſellſchaft zillmern darf, und bie 
andere barf dad nicht? Der Finanzeffeft der Zillmerei 
Da wird man fi doch fragen: find micht 
auf den Hintertreppen des Reichsamts Einwirkungen 
maßgebend geweſen, die dad Tageslicht nicht vertragen 
fönnen? Die Vollmacht, dad Zillmern zu geftatten oder 
zu verbieten, giebt einer Menge von ſchwerwiegenden 
Verdädtigungen Raum, von denen das Reichsamt des 
Innern fi am beften gänzlich freihält. 

Ih muß aber aud nod den Gefihtspunft hervor— 
heben, daß eine Anfrageftellung des Zillmernd ganz und 
gar dem fonft fo laut verfündeten, jo hoch gepriefenen — 
wenn aud jo oft verleugneten — Grundſatze des Schutzes 
der wirthihaftlih Schwachen widerſpricht. Das Zillmern 
ift e3 ja gerade, was es den jungen Gefellihaften er: 
möglicht, in ben Wettbewerb mit den alten einzutreten, 
und wenn alte Geſellſchaften jetzt das Zillmern ver: 
dammen, nachdem fie es früher getrieben haben, dann ift 
da3 ein hyperprofitabler Phariſäismus, welden behörd— 
licherfeitö zu unterftigen nicht die mindefte Veranlaffung, 
neihweige Berechtigung nachzuweiſen if. Den jungen 
Geſellſchaften das Zillmern verbieten, heißt die Kapital- 
ftarfen ſchützen gegen die Kapitalſchwachen, die ſich erit in 
die Höhe ſchwingen wollen. Das ift das Gegentheil einer 
vernünftigen Wirthſchaftspolitik, was hier von den Ver: 
tretern ber verbünbeten Negierungen empfohlen wird. 
Auch aus diefem Geſichtspunkt möchte ich meinen — ganz 
abgefehen davon, dab auch die Behauptungen, die vom 
Herrn Geheimrath Gruner aufgeftellt worden find bezüg- 
lid des Zillmerns bei VBerfiherungen fiir den Todes- oder 
Lebens: und den Erlebendfall, weder durch die Erfahrung 
noch durch die Wiffenfhaft irgendwie ftihhaltig erwieſen 
find, wie ber a Kollege Heim aus dem Zentrum vor— 
hin ſchon zutreffend dargelegt hat. Ich ftehe dem Ver: 
fiherungöwefen nicht erft ſeit heute oder geftern gegenüber, 
id) habe ſchon vor ein paar Jahrzehnten mic praktiich 
darin bethätigt und feit jener Zeit die Verfiherungsfragen 
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mit befonderem Intereſſe verfolgt. 
erfennen fünnen, daß die Forderung, das Zillmern auf 
Gnade oder Ungnade der Kontrolinftanz auszuliefern, eine 
andere Erklärung zulaffe als die, daß verfucht werden 
folle, den Spielramm behörblihen Beliebens fo weit wie 
irgend möglich auszubehnen, um das Verſicherungsweſen, 
das ſich, wie ich nochmals betone, in Deutichland jo gut 
und fo ſtark aus fich jelbft heraus entwidelt hat, wie nur 
irgend in einem anderen Lande, knechtiſch unter die Fuchtel 
de3 Staates zu zwingen. Schon um das zu verhindern, 
bitte ih Sie dringend, den von mir geftellten Antrag au: 
zunehmen und fo dafür zu forgen, daß nicht die Weisheit 
des Geheimraths ſich an die Stelle der Tüchtigkeit des 
beutfchen Geſchäftsmannes ſetze, der wir die Blüte unferes 
Berfiherungswejens verdanfen. 
(Bravo! linfs.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Kommiſſar des Bundesraths, Königlich preußifche 
Gcheime Ober-Regierungsrath v. Knebel Doeberib. 

v, Sincbel Doeberit, Königlich preußiicher Geheimer 
Ober-Regierungdrath, Kommiſſar des Bundesraths: Meine 
Herren, id glaube, gerade der Gang der biöherigen 
Debatte hat zur Evidenz erwiefen, daß es außerordentlich 
mißlich, ja gefährlih fein würde, hier eine beftimmte 
Grenze für das Zillmern vorzufchreiben. Es find hier 
bon verichiedenen Seiten Autoritäten ind Feld geführt 
worden für und gegen die Zillmerei; für fie der befannte 
Mathematiker Jranyi aus Wien, gegen die Zillmerei hat 
fid) ausgeſprochen der preußiſche Verfiherungsbeirath 

Guruf Links) 
— und Brofeffor Wagner hat nicht etwa ſich dafür aus: 
geiprochen, fondern im Gegentheil dagegen. Gerade aus 
diefer Thatfache geht meines Erachtens klar hervor, daß 
die Sache zwei Seiten hat. Darüber, daß der preußifche 
Verſicherungsbeirath aus Männern befteht, die fehr lange 


im Berfiherungsbeirath praktiſch thätig find, denen eine (D) 


beiondere Erfahrung in Verſicherungsſachen zur Seite 
fteht, die in jeder Beziehung integer und lauter find und 
ſich von feinen anderen Rückſichten leiten laffen al3 von 
rein fachlichen, darüber, glaube ich, kann feine Diskuffion 
ftattfinden. Gerade diefe Leute, die im praktiichen Leben 
ſtehen, haben aus praftifhen Gründen ſich dafür ausge: 
ſprochen, die Zillmerquote thunlichſt einzufchränfen, weil 
dieſes Syſtem gewiffe Gefahren mit ſich bringt. Es ift 
zwar ganz richtig, was bier geſagt wurbe, daß im all- 
gemeinen das deutſche Verſicherungsweſen ſich ginftig 
eutwickelt hat; aber die Sonne ſelbſt hat Flecken, und 
die deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften ſind auch nicht 
ſämmtlich in jeder Beziehung fleckenlos. Es hat vielmehr 
Geſellſchaften gegeben, welche durch übermäßige Anwendung 
ber Zillmerquote ſich in ſehr ſtarke Verlegenheit geſetzt 
haben, welche große Fehlbeträge haben in ihren Prämien— 
reſerven und nunmehr gezwungen ſind, durch Einſchränkung 
der Vertheilung von Ueberſchüſſen die Prämienreſerve 
wieder zu ihrem Nettobetrag zurückzuführen. 

Meine Herren, das ſind alles Momente, die doch 
dazu beitragen ſollten, ſich die Frage, ob man hier ein 
für allemal im Geſetz für alle Zeiten eine beſtimmte 
Quote feſtſtellen ſoll, zweimal zu überlegen und nicht im 
Augenblick hier eine ſo außerordentlich wichtige Beſtimmung 
in das Geſetz hineinzuſchreiben, die wir, wenn wir an 
unſere Bruſt ſchlagen wollen, wohl alle nicht in der Lage 
find, wenigſtens bis auf den innerften Stern, im gegen— 
wärtigen Moment zu überſehen. Niht — mie hier 
wiederholt von dem Herrn Vorredner gejagt wurde —, 
um bie Gcheimräthe, um die Bürcaufratie zu  ftärfen, 
nein, aus ſachlichen Gründen foll diefe Frage offen gelaflen 
werben, um je nad) Maßgabe der thatlädylichen Verhält: 
niffe die Entiheidung zu treffen, ob und wie ftarf, in 
welden Verhältniffen gezillmert werden darf. Diefe Ent- 
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Ih habe aber nicht (O) 
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(B) 
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ſcheidung fol nicht getroffen werden von den Büreau— 
fraten, fondern gerade von den Autoritäten der Praxis, gerade 
von dem in Zukunft zu kreirenden ————— 
dem, wie jetzt, auch in Zukunft, wie ich annehme, die 
beſten Kräfte, die in der Praxis am meiſten bewährten 
Leute angehören werden. 

Aus allen dieſen Gründen glaube ich nur dem bei— 
pflichten zu können, was bereits vorher an dieſer Stelle 
von einem anderen Herren geſagt wurde, daß es nicht 
angängig iſt, dieſe doch immerhin —— Frage, über 
die man, wie ich gern anerfenne, in gewiſſem Maße pro 
und kontra ſprechen kann, hier ein für allemal feftzufegen, 
fondern daß man fie offen laffen muß, damit fie je nad) 
Lage bes einzelnen Falls unter fachverftändigem Beirath 
ne Leute entichieden werden kann, denen Die 
meiſte Sachkenntniß auf dem Gebiete des Verfiherungd: 
weſens innewohnt. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welbien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr, Hein. 

Dr. Heim, Abgeordneter: Meine Herren, eine ganz 
furze Bemerkung. Der Herr Regierungsvertreter bat ges 
fagt, daß Profeffor Wagner ein Gegner der Zillmerei 
fei. Ich konftatire, daß er in der Vollswirthſchaftslehre 
Band 2, Seite 167, Zeile 7 ausdrüdlic jagt, daß nad) 
feiner Anfhauung „das Zillmern nicht unbedingt unzu— 
läſſig ſei“. 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Kommiſſar des Bundesraths, Königlich preußiſche 
Geheime Ober-Regierungsrath v. Knebel Doeberik. 

dv. Knebel Doeberitz, Königlich preußiſcher Geheimer 
Ober⸗Reglerungsrath, Kommiſſar des Bundesraths: Pro— 
feffor Wagner ſagt in feinem Werke über Verſicherungs— 
weſen folgenbes: 

Der wicdtigite hierher gehörige Fall betrifft die 
lebertragung und langſame Amortiſation ber 
fogenannten Abſchlußproviſionen der Agenten, 
wofür eine förmliche Theorie (Zillmeriche Methode) 
aufgeftellt worden ift, um die Berechtigung eines 
folden „fiktiven Aktivums“ nachzuweiſen. 3 
liegt hier ein charalteriſtiſcher Fall der nadı- 
theiligen Folgen des fpekulativen Verſicherungs— 
weſens auf diefem Gebiete vor. Um raſch mög: 
lichſt viel „Geſchäfte“ zu machen, d. h. Perſonen 
zur Annahme einer Verſicherung zu beſtimmen 
und gegen bie älteren Gefellichaften hierin mit 
Erfolg zu fonkurriren, hat man neuerdings feitens 
einzelner jüngerer Geſellſchaften, befonders Aktien: 
unternehmungen, die Verfiherungsagenten durch 
hohe „Abihlußprovifionen“ zur möglichiten Thätig- 
feit im Anwerben angejpornt. Dieſe Brovifionen 
find von 10 bis 25 Prozent der Prämie auf 
1, 1Y/,, 2 Prozent der Verſicherungsſumme 
gefteigert worben, haben daher mitunter (nament: 
li bei jüngeren Verſicherten) die erfte Jahres: 
prämie großen Theils abfjorbirt nnd jo feine 
rehnungsmäßigen und bei hier eintretenden 
Todesfällen verwendbaren Dedungsfonds aus den 
Anfangsprämien übrig gelaflen. 

Die Sache geht noch weiter; kurzum, er ſpricht fid) 
ganz entichieben gegen die Anwendung der Zillmerſchen 
Methode aus. 

Bizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Nbgeorbnete Dr. Miller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ber Herr Regierungdvertreter hat die Sache vorhin fo 
hingeftellt, al$ ob burd meinen Antrag die Billmerei 
auf einen ganz beitimmten Promilleſatz feitgelegt werben 
folle. Das tft aber doch durchaus nicht der Fall; mein 
Antrag will bloß eine Höchſtgrenze für zuläffige 
Zillmerei geſetzlich feſtlegen und zwar be&halb, weil, 


wenn eine folhe Grenze nicht geſetzlich vorgeſchrieben 
wird, alles dem Belieben der Geheimräthe überlaffen 
bleibt. Ob aud ein Verjiherungsbeirath bei der Ent: 
ſcheidung über die Zillmerei oder ſonſtige wichtige Maß: 
nahmen betheiligt werden wird oder nicht, das fallt dod) 
in Wirklichkeit nicht ausſchlaggebend ins Gewicht. Schlieh: 
lich maden bie Geheimräthe do, was fie wollen. Ge: 
meinhin widerſpricht aber dem Bedarf friſchen Lebens, 
was dom grünen Tifhe aus verfügt wird. Gegen bie 
Schablone des Neffortbureaus erheben wir Proteft. Wir 
winfhen Sicherung gegen die Gefahr, die den Verſiche— 
rungsanftalten von dieſer Seite, von der Engherzigfeit 
und Surzfichtigleit der Herren Geheimräthe droht. Gegen 
diefe Gefahr ſchützt und in feiner Weife die unverbind— 
lihe Meinungsäußerung des gegenwärtigen Regierungd: 
vertreters, dab bon der zuftändigen Aufſichtsbehörde eine 
Negelung der Zillmerei zu gewärtigen fei, die jeweilig 
allen billigen Ansprüchen jüngerer Anftalten gerecht werde. 

Wenn vorhin der Herr Geheimrath Gruner darauf hin: 
gewieſen hat, daß der Zinsfuß ſehr wandelbar fei, daß auch 
im Bezug auf die Sterblichkeit und dergleichen mehr mit 
den Zeitläufen aud die Riſiken wechſeln, ja, meine Herren, 
dann meine id) doch: wenn bei der Firirung der Zins: 
raten, bei der Tarirung der Nififen Schwankungen und 
Täuſchungen unvermeidlich find, dann können wir doch ganz 
ſicher darauf gefaßt fein, daß gerade unter ſolchen unficheren 
und unſteten Berhältniffen die Herren Geheimräthe in 
ihrer Attendoftrin viel ſchwerer und viel fpäter im Stande 
fein werden, dad MWejen der Dinge zu fallen, dem Gange 
der Dinge zu folgen, als Tehnider, als Praktiker, bie 
Tag für Tag an ber frifchen Quelle des rauhen Lebens 
ihöpfen, und bei allem, was fie thun und laffen, ihre 
eigene Haut zu Markt tragen müflen. Gerade wegen 
ber Wandelbarfeit der einfchlägigen Verhältniſſe auf der 
einen und der Schwerfälligfeit der ftaatlihen Verwaltung 
auf der anderen Seite halte ich es für gefährlich, für ver: 
derblich, überhaupt irgendwelche jchnell beweglichen und 
leihtempfindlichen Verbältniffe auf das Profruitesbett des 
Bureaukratismus zu Spannen. Unſere Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften haben ja doch zur Genüge bewieſen, daß fie dem 
Leben, aus weldem ſie hervorgegangen find, ſich auch 
entſprechend anzupaffen wiſſen. Weil wir der Sicherheit 
und Tüchtigkeit des deutſchen Verſicherungsweſens vertrauen, 
deshalb bitten wir ihm die freie Beweglichkeit zu belaflen, 
durch welche es ſich jo mächtig emporgefchwungen hat, 
deshalb bitten wir Sie, allgemein auch den Verſicherungs— 
unternehmungen die Möglichkeit zu geftatten, bis zu einen 
Sate von 121), pro Mille nah wie vor meiter zu 
zillmern. Wenn Sie das thun und bementiprehend 
meinen Antrag annehmen, dann brauchen Sie fi nicht 
ber Befürditung hinzugeben, wie ſchon Herr Kollege Segit 
mit Recht betont hat, daß dadurd das Intereſſe der 
Verficherten im mindeften gefchädigt werde, fondern Sie 
dürfen ſich überzeugt halten, daß Sie die gefammte 
Grundlage unſeres Verfiherungsweiens halten und ftärken 
helfen und jo wirken auch zum Nuten und Frommen ber 


Verſicherten. 
(Bravo! links.) 


Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Die Diskufſion 
iſt geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat der Herr Referent. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine Herren, 
ber Herr Abgeordnete Dr. Heim hat in feiner Rede zu 
S 11 zugleich eine allgemeine Stellung genommen gegen 
diefen Berfiherungsgefegentwurf felbit, inſofern er Die 
Behauptung aufgeheilt hat, dieſer Geſetzentwurf gebe der 
Aufſichtsbehörde eine viel zu weitgehende Befugniß in 
die Hand und liefere einentlid das Verſicherungsweſen 
der bureaufratifchen Willfür aus. Ich muß demgegenüber 
feftftellen, daß die Kommiſſion nicht diefer Meinung war. 


(C) 


(D) 
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(Behnter.) 


A) Die Kommiſſion ift vielmehr davon ausgegangen, daß, 


wenn man das DBerfiherungsweien in dem Umfange 
regeln will, wie ber vorliegende Geſetzentwurf es unter: 
noumten bat, wonad neben ber größten auch die Zleinfte 
Berfiderungsunternehmung unter das Geſetz fallen foll, daß 
dann das, wenn man ſich überhaupt von ber Beauffichtigung 
einen praktiſchen Erfolg verſprechen will, nicht anders zu 
machen ift, als daß cine weitgehende Vollmacht der 
Auffichtsbehörde gegeben wird. Die Kommiſſion hat 
geglaubt, ſich auf diejen Standpunkt um jo mehr ftellen 
zu dürfen, als wir in dem ſchweizeriſchen Gefeß ein 
Vorbild haben, das auch auf einer jehr weitgehenden Be: 
fugniß der Aufſichtsbehörde beruht und nach allen darüber 
vorliegenden Urtheilen ganz gut gewirft hat. Die 
Kommiffion war aber auch der Meinung, dab auch im 
Verfiherungäwefen nicht alles ſo vollfommen und in fo 
tadellofer Ordnung fei, wie died nad den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Heim heute den Anfchein 
gewinnen könnte. Es find in der Kommiffion doch aud 
Grfahrungen —— worden, die zeigen, daß auch 
im Staate des Verſicherungsweſens bier und da etwas 
faul ift, und dab es ganz gut ift, wenn man aud) ba 
einmal mit der Laterne hineinleuchten kann. 

Dies gegenüber den allgemeinen Bemerkungen, bie ber 
Herr Abgeordnete Dr. Heim vorgetragen hat. 

Was nun ben S 11 und inSbefondere bie frage ber 
Zillmerei anbelangt, jo war der Standpunkt der Kommiſſion 
der, daß fie fagte: der S11 ftellt überhaupt feine materiellen 
Vorſchriften auf in Bezug auf die Frage, wie der Ge: 
ihäftsplan eines Lebensberſicherungsunternehmens einge: 
richtet fein muß; er ftellt feine Beftimmungen barüber 
auf, welche Wahricheinlichkeitätafeln anzunehmen find, 
welche Berechnungen der Prämienerhebung zu Grunde zu 
legen find, welcher Zinsfuß anzunehmen ift u. ſ. m.; er über: 
läßt vielmehr alles dies der Enticheidung der Unternehmung 


(B) jelbit und eventuell der Entſcheidung der Auffichtöbehörde im 


Verein mit dem Berfiherungsbeirath, weil e3 nicht möglich 
fcheint, bei der DVielgeftaltigfeit der Dinge und der in ber 
Entwicklung begriffenen Technik beftimmte Vorſchriften zu 
maden. Don diefem allgemeinen Standpunlte des Ent: 
wurfs ausgehend, war bie Kommiſſion der Meinung, daß 
ed auch nicht angängig und nicht empfehlenswerth jet, 
nun in einem einzelnen Punkte, in Bezug auf bie Frage 
der Zulaffung der Zillmerei, eine Ausnahme zu machen 
und bier pofitive materielle Vorſchriften in das Geſetz 
hineinzubringen. Die Sommilfion war vielmehr der 
Meinung, dab auch in diefer Beziehung die Negelung ben 
Unternehmungen felbft und der Einwirkung der Auflichts- 
behörden zu überlaffen fei. Ind die Kommilfion hat ge 
glaubt, fi um fo mehr auf diefen Standpunft ftellen zu 
dürfen, als die Frage der Zillmerei doch nad) allem, was 
vorgetragen worden ift in der Kommiſſion, und and nad) 
ben, was wir heute hier gehört haben, eine beftritiene 
und zweifelhafte Sache ift. Es iſt allerdings anzuerkennen 
und ift auch von der Kommiſſion anerfannt worden, daß 
eine Neihe von ZTechnilern der Meinung ift, daß Die 
Zillmerei innerhalb gewilfer Grenzen und in gewillen 
beſcheidenen Maßen nicht? Gefährlihes für die Ber: 
fiherten enthalte; aber es giebt andere Lente, die anderer 
Meinung find, und darüber war in der Kommiſſion fein 
Zweifel, daß jedenfall biefe Methode der Zillmeret an 
und für ſich etwas Anfehtbares enthalte, etwas, was 
eigentlich nicht fein follte; weil eben da die Prämie, die 
die Verfiherten zahlen, nit zu dem verwendet wird, 
was eigentlich die Beſtimmung der Prämie ift. Die tom: 
miffion hat aber um fo mehr geglaubt, die frage ber 
Zulaffung oder Nichtzulaſſung der Zillmerei der Aufſichts— 
behörde überlaffen zu follen, ald nad den Neußerungen 
der Negierungsvertreter nicht anzunehmen ift, daß ichroffe 
llebergänge ftattfinden werden, und daß auf einmal etwa 





Geſellſchaften, die bisher die Zillmerfhe Methode ange: (C) 


wendet haben, in Berlegenheit gebradit werben. Die 
Kommiffion hat aus den Kommiſſionsberathungen die 
Heberzeugung gewonnen, daß die Auffichtöbehörbe den 
Dedürfniffen der Gejellihaften die nöthige Rechnung 
tragen und fie nicht durch eine fchroffe Maßregel in eine 
Lage bringen werde, die ihnen Schwierigkeit bereitet. 
Deswegen hat die Kommiſſion geglaubt, den Standpunkt 
einnehmen zu dürfen, den fie thalſächlich eingenommen hat, 
und hat den Antrag, der jet wieder vorliegt, abgelehnt. 

Der Herr Abgeordnete * — oder war es der 
Herr Abgeordnete Müller, ich weiß es nicht mehr genau 
— hat ſodann die Ausführung gemacht, wenn wir die 
Zillmerei ausſchlöſſen, ſo bevorzugten wir dadurch die 
ausländiſchen Geſellſchaften gegen die inländiſchen. Ich 
glaube nicht, daß das richtig iſt. Ich glaube, daß viel: 
mehr bie Kommiffion der Anfiht war, daß, wenn aus: 
ländiſche Lebendverfiherungögejellihaften im Inlande 
Verſicherungen geben, fie dann auch in Bezug auf die Zill— 
merſche Methode gleich behandelt werben mit den in- 
ländifchen Geſellſchaften, weil derS 11 auch bei der Zulaffung 
ausländifcher Anftalten wird beachtet werden müffen, und 
alfo auch hier die AuffichtSbehörbe in ber Lage ift, Darauf 
hinzuwirken, daß bie ausländifche Unternehmung, wenn fte 
zugelaffen werben will, für die inländifchen Verfiherungen 
die Zillmerei nicht in einem anderen Maße anwendet ala 
bie inländifchen Unternehmungen. Das wird auch deshalb 
anzunehmen fein, weil die SS 56 und 57 über bie feparate 
— des Prämienreſervefonds auch den aus— 
ländiſchen Anſtalten gegenüber zur Anwendung kommen, 
und alſo der volle Betrag der Prämienreſerve, der mathe— 
matiſch feſtzuſtellen iſt, auszuſondern und ſeparat zu ver— 
walten iſt, ſodaß nach meiner Auffaſſung keine Möglichkeit 
beſteht, daß die ausländiſche Anſtalt für die im Inlande 
abgeſchloſſenen Lebensverſicherungsverträge die Zillmerſche 


Methode anwenden kann, wenn nicht die Aufſichtsbehörde (D) 


im Inlande fie guläbt. 

Der Herr Abgeordnete Heim hat ſodann gemeint, 
man liefere, wenn man ber Aufſichtsbehörde bie Befugnik 
gebe, die Zillmerei ſchlechtweg zu verbieten, damit die 
Xebensverfiherungägefellfchaften in die Gewalt der Auf» 
fichtöbehörde, ohne ihnen auch nur die Möglichkeit zu 
geben, dagegen irgend ein Remedium anzuwenden, während 
man font überall bei jedem Heinen Bermögensanfprud) 
eine Neihe von Rechtsmitteln dagegen anzuwenden in der 
Lage ſei. Ich glaube, dab die Auffaffung des Herrn 
Abgeordneten Heim nicht zutreffend tft. Inſoweit es ſich 
un Zulaffung neuer Gefellihaften handelt, kann bie Ge: 
fellihaft, wenn fie deshalb nicht zugelaflen ift, weil fie die 
Zillmerfhe Methode anwenden will, Dagegen nad) S 74 
ben Rekurs ergreifen. Sie hat alfo thatfächlich ein Mittel, 
eine zweite Entſcheidung über diefe Frage herbeizuführen. 

Was bereitö beftehende Geſellſchaften anlangt, jo be: 
ftimmt 8 100 des Entwurfs, daß die Aufſichtsbehörde be- 
rechtigt ift, darauf hinzuwirken, daß, wenn etwa eine 
Unternehmung nicht mehr genügend ficher ericheint, Mittel 
angewendet werben, die bahin abzielen, daß die nöthige 
Sicherheit wieder geihaffen wird. Wenn das nicht ge— 
ichieht, jo hat die Auffichtsbehörde dad Recht, nah S 67 ff. 
einzufchreiten, und wenn es dazu kommt, fo können bie 
betreffenden Anordnungen wiederum nur beichloffen werben 
in der Form des & 73, und auch dagegen tft wieber das 
Rechtsmittel des Rekurſes zuläffig, ſodaß thatſächlich 
überall die Frage einer zweimaligen Entſcheidung unter— 
worfen werden kann. 

Das war alſo der Standpunkt der Kommiſſion, und 
von dieſem Standpunkt aus möchte id Sie bitten, den 
Antrag Müller abzulehnen und den 8 11 in der Faſſung 
der Kommiffionsbeihlüffe, der mit der Faflung der 
Regierungdvorlage übereinftimmt, anzunehmen. 
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Eventuell möchte id) noch eine Bemerkung maden 
zur Faflıng des Antrages ſelbſt. Ich nehme an, daß 
der Antrag — ih habe ihm nicht zur Hand — voll: 
ftändig übereinftimmt mit dem in der Kommiſſion vor: 
gelegenen Antrag S. 36 des Berichts, welcher lautet: 

Auch ift anzugeben, ob und in welchem Maße 
beit der Berehnung der Wrämienreferve eine 
Methode angewandt werden fol, nad) welder an- 
fängli u. 1. w. 
Hier ift alfo nur gejagt, es fet anzugeben; es ift aber 
nicht gejagt, daß das, was anzugeben ift, aud) zugelaffen 
werden müffe, und es fcheint mir doch wohl die Tendenz 
der Herren Antragfteller zu fein, vorzufchreiben, daß es 
zugelaflen werden müſſe. Ich möchte die Herren baranf 
aufmerkſam machen, daß es mir zweifelhaft fcheint, ob 
ſie mit dem Antrag, wie er geftellt worben ift, überhaupt 
ihren Zweck erreichen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welbien: 
zur Abftimmung. 

Ich ſchlage dem Haufe vor, zunächſt abzuftimmen 
über den Antrag Dr. Müller (Meiningen) und Dr. Müller 
(Sagan) als Zufagantrag zu S 11 und nah Mabgabe 
der Borabftimmung über den $ 11 nad) dem Vorſchlag 
der Kommiſſion. — Hiermit ift das Hand einverftanden; 
wir Stimmen fo ab. 

Ich werde, da der Antrag Dr. Müller (Meiningen) 
und Dr. Müller (Sagan) noch im Drud ift, den Herrn 
Schriftführer bitten, denfelben nod einmal zu verlejen. 

Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): 

Der Reichstag wolle beichließen: 
in 8 11 Abfag 1 hinter den Worten „Nettoprämtie 
anzugeben” den Sat einzufdhalten: 
Auch ift anzugeben, ob und in weldem Maße 
bei der Berehnung der Prämienreſerve eine 
Methode angewandt werden fol, nad welder 
anfänglich nicht die volle Prämienreferve zurüd- 
neftellt wird, wobei jedoch der Sat von 121/,%/oo 
der Verſicherungsſumme nicht überfchritten werben 


Wir kommen 


arf. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Ich bitte bie 
Herren, welde entipredhend diefem Antrag beichließen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. i 

(Sefchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag ift angenommen. 

Ich bitte minmehr diejenigen Herren, welde den S 11, 
wie er fih mit diefem Zufagantrag geftaltet hat, an— 
nehmen wollen, ſich bon den Plätzen zu erheben. 

(Beichieht.) 
Das ift die Mehrheit; der S 11 hiernach ift angenommen. 

Mir gehen über zu $ 12. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich werde, wenn feine befondere Abjtimmung vers 
langt wird, — dies ift nicht der Fall, — annehmen, daß 
8 12 in der Falfung der Kommiſſionsbeſchlüſſe die An— 
nahme des Haufes findet. — Ich fonftatire das. 

Ich rufe auf 813, — $ 14 — und erfläre auch 
diefe für angenommen nad den Kommiffionsbeichlüffen. 

III. Berficherungdvereine auf Gegenfeitigfeit. & 15, — 
816, —$1, —518, —5$19, — 820. — Ih er 
fläre diejelben — Widerfprud) erfolgt nicht — für ges 
nehmigt nach den Beihlüffen der Kommiſſion. 

Ih eröffne die Diskuffion über $ 21. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr, Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
der 8 21 Spricht klipp und Far den Grundſatz aus, daß 
die Prämien gleihmäßig und geredt nad dem Grade der 
Gefahr umgelegt werden follen. Ich finde aud, daß der 
$ 21 eine vollitändig gerechifertigte Beftimmung ift. Wir 
vermiffen aber den gleichen Grundſatz in den Statuten 
der öffentlihen Sozietäten Preußens. Die Folge davon 
ift matirlih die, daß fie in der Konkurrenz gegenüber 


privaten Berfiherungsgefellichaften einen bedeutenden Bor- (C) 


fprung haben. Sie find auf diefe Art in die Lage gelebt, 
daß fie die guten Riſiken den Privatverſicherungsgeſell⸗ 
fchaften ohne meiteres wegſchnappen und bie fchlechten 
Nifiten den Vrivatverſicherungsgeſellſchaften überlaffen. 
Darin liegt ein weiteres Mittel der Protektion ber 
öffentlichen Sozietäten Preußend gegenüber ben Privat: 
verficherungsgeiellichaften. Werden auf dieſe Weile die 
privaten Berfiherungsgefellfchaften den öffentlichen Wer: 
fiherungdgefellihaften nachgeſtellt, ſo darf es uns fein 
Wunder nehmen, wenn die Folge eintritt, bie der Herr 
Stollege Heim vorher bezeichnet Dat. bak nämlich immer 
mehr PWerfiherungsgefellihaften auf Gegenfeitigteit ſich 
in die Form don Altiengeſellſchaften umwandeln, 
eine Grideinung, die die Herren auf der rechten 
Seite ebenjo bedauern würden, wie wir fie auf der linfen 
Seite auch bedauern würden. Dem müſſen wir unter 
allen Umſtänden vorbeugen. Ich mödjte daher die Bitte 
an die Herren der Reichsregierung richten, daß fie ihren 
Einfluß dahin geltend maden, daß die öffentlichen 
Spzietäten, vor allem die Sozietäten Preußens, auch 
ihrerfeit3 gezwungen werden, eine entipredhende Norm in 
ihre Berfiherungsbedingungen aufzunehmen. Das wäre 
eine vollftändig gerechte Maßregel; ſie wäre um fo gerechter, 
al3 ja die Herren der Neichöregierung wiederholt in der 
Kommiffion die Regel aufgeltelt haben, daß die Privat: 
verſicherungsgeſellſchaften mit den öffentlihen Sozietäten 
vollftändig gleichzuftellen wären. Ich glaube, daß das 
vielleicht der Beginn der vierten Etappe wäre, bie ber 
Herr Graf Poſadowsky in erfter Leſung bezeichnet hat, 
db. h. Ordnung der inneren Verhältniffe der öffentlichen 
Sozietäten durch die Reichsgeſetzgebung. 

Bizepräfibent Dr. v. Frege-Welgien: Die Diskuffion 
iſt geſchloſſen. Der Herr Berichterftatter verzichtet. Wir 
fommen zur Nbftimmung. Wenn keine befondere Ab- 
ftimmung verlangt wird, erkläre ih S 21 nad) den Be- 
Ichlüffen der HKommiffion für genehmigt. — Ein Wibder- 
ſpruch findet nicht ftatt; das ift der Fall. 

Ich rufe auf 822, — 8 23, — 5824, — 8 26, — 
$ 26, — 8 27, — 8 28 — und erfläre een fiir ge: 
nehmigt nad den Beſchlüſſen der Kommilfion. — 63 
widerſpricht niemand; es ift ber Fall. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 29 und eriheile 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), —— Meine Herren, 
ih habe auch bei 8 29 eine Bitte au die Herren der 
Reichsregierung zu Stellen. Meiner Anfhauung nad ift 
die Norm des 8 29 eine Beftimmung zum Schaden 
der Berjiherten. Wir haben ja in der Kommilfion den 
Verſuch gemacht, die Generalverfammlung al3 das oberite 
Drgan zu freiren. Es ift zu bedauern, daß dieſer 
Verſuch nicht gelungen tft. Man hat ihn vor allem wohl 
deshalb abgemwielen, weil einzelne ganz hervorragende 
Berfiherungsgejellihaften, darunter die Gothaer Feuer: 
veriicherungsbant und die Gothaer Lebenäverfiherungs- 
banf, eine derartige vollftändig veraltete und unzeit— 
gemäße Einrichtung noch haben; ih glaube, da die beiden 
genannten Anftalten entſchieden ganz vorzüglice In— 
ftitute find, dab man ihnen eime derartige unzeitgemäße 
Bertretungsform noch fonzebiren könnte, wenn aud zu 
hoffen ift, daß fie endlich felbft mit diefen veralteten 
Formen der Wertreiung breden. Was B. bie 
Gothaer Feuerverſicherungsbank anlangt, fo hat fie in 
$ 18 ihrer Statuten die Beltimmung, daß aus dem bei 
der Bank verficherten Handelöftande der Städte Arnitadt, 
Erfurt und Gotha die Anusſchüſſe als oberite Organe ges 
nommen werden. &3 ift ja richtig, daß eine Bank wie die 
Gothaer Lebensverfiherungsbant, ‘die, ſoviel ih weiß, 
etwa 100000 Mitglieder hat, und die Golhaer Feuer: 
verfiherungsbanf, die etwa 400 000 Mitglieder hat, wenn 


(D) 
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(A) fie nit das Bezirksdelegirtenſyſtem wählen fol, eine 


Vertretung der Verſicherten jehr jchwer findet, daß eine 
Generalverfammlung thatiählih mr auf dem Papier 
ftehen würde. Allein die Möglichkeit mühte denn doch 
beftehen, daß man ein derartiges Bezirksdelegirtenſyſtem, 
wie es auch bei ſehr großen Gefellichaften, foviel id 
weiß, 3.8. bei der Norbdeutichen Hagelverſicherungsbank, 
beiteht und gut fungirt, als Negel feſtſetzt; man hätte 
eben ohne weiteres die Generalverfanmlung als oberites 
Organ aufftellen müſſen. 

Es wird auch ſeitens der Berfiherungsgeichjchaften 
und feitend der Berficherungsnehmer vermißt, daß bezüg— 
ih des aktiven und paſſiven Wahlrecht, wegen bes 
MWahlmodus u. ſ. w. nicht die geringften Beſtimmungen 
in dem Gelege enthalten find, fondern daß alles ber 
Willkür des zukünftigen Aufſichtsamts überlaflen wird. 

Meine Herren, wenn ich num auf der einen Seite 
betont habe, daß der Willfür des Auffihtsamts alle Map: 
nahmen bezüglich der Aufftellung eines oberiten Organs über: 
lafien find, weil, wie die Motive ſich ausdrücken, „es ſich 
empfehle, diefe verfchiedenartigen Bildimgen aud) fünftig 
zu geftalten*, jo kann ich doch auf der anderen Scite be: 
baupten, daß aus den Ausführungen in den Motiven auf 
Seite 70 und 71 hervorgeht, daß mau Hier mit 
einem nothiwendigen Uebel, das ſich derartige alte 
BVerfiherungsgeiellichaften wie die beiden Gothaer ſchließ— 
lich leiften dürfen, ausfommen müſſe. 

Ic möchte aber Die Berathung des S 29 nicht vorbeigehen 
laffen, ohne die dringende Bitte an die Herren der Reichs— 
regierung und vor allem an das zufünftige Auffichtsamt für 
Privatverficerung zu richten, daß fie derartige vollftändig un: 
zeitgemäße und veraltete Normen bezüglich) der Vertretung 
der Berfiherten umter feinen Umftänden zulaflen, vor 
allem nicht bei der Gründung und Errichtung vom neuen 
Verfiherungsgefelihaften. Wir können es nad den Ab» 


(B) ftimmungen der Kommilfion nicht hindern, daß Die rüd- 


ftändigen Normen der beiden erwähnten großen Gothaer 
Banken bleiben; wir wollen aber unter allen Umftänden 
verhindern, daB derartige vollitändig antiquirte Bes 
ſtimmungen über die Vertretung der Verſicherten auch 
weiteren Gefellfichaften fonzedirt werben. Es handelt 

um eine Beftimmung im ausſchließlichen 
Intereſſe der Berfiderten. Ich möchte daher bie 
Herren der Reichsregierung bitten, bezüglich der Konzeſſion 
derartiger Vertretungsnormen doc in Zukunft recht vor: 
fihtig zu fein und vor allem bei den neuzugründenden 
Geſellſchaften ſolche „Gothaer Bankausſchüſſe“ nicht mehr 
zuzulaſſen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege⸗Weltzien; Das Wort 
bat der Herr Konmiſſar des Bundesraths, Kaiſerliche 
Geheime Ober-Negierungsrath im Reichsamt des nern 
Grımer. 

Gruner, Staiferliher Geheimer Ober-Negierungsrath 
im Reihsamt des Innern, Kommiffar de3 Bundesraths: 
Ih möchte mur ganz kurz erwähnen, daß feinesiwegs 
lediglih die Nüdjicht auf beftehende Anftalten und deren 
zum Theil ja allerdingd eigenartige Organifationen zu 
dem Paragraphen geführt hat, ſondern aud ebenſowohl 
die Erwägung, daß für neu zuzulaffende Anftalten es ſehr 
ſchwer ift, eine für alle Anstalten geeignete Vertretung der 
Verſicherten vorzufchreiben, derart, daß jie obligatoriſch 
jein würde für alle nen zu gründenden Anftalten. Es ift 
eben in der Natur der Sache jelbit die Schwierigkeit ge: 
geben, für Berfiherungdanftalten, welde unter Um— 
fländen mehrere Hunderttaufende von Verſicherten habeı, 
eine geeignete Vertretung derfelben zu finden, und es ift 
aud nicht etwa ſchlechthin darin eine Löſung zu finden, 
daß man Bezirkdorganifationen nad dem Muſter der 
Organifation, wie jie Die Norddeutſche Hagelsverſicherungs— 
geſellſchaft befitt, einführt. Diefe wirkt allerdings in der 


eben genannten Anftalt meine MWiffend durchaus ſegens- (C) 


reid) umd gut, aber nur infolge davon, daß die bezirks— 
weife eingeführte Organtfation ſich wieder anlehnt an 
bereit$ vorhandene landwirthidhaftliche Vereine und ähn— 
lihe Organifationen. Wäre das nicht der Fall, fo wiirde 
vielleicht dicfe Bezirt3organifation fein lebensvolles Ge— 
bilde fein, und infolge deſſen eine wirtlihe Vertretung der 
Verfiherten nur auf dem Papier ftehen. Es ift eben 
nit möglid, für alle künftighin zu konzeffionivenden 
Anftalten eine beitimmte Wertretungdform und cbenjo 
einen beftimmten Wahlmodus —— und ben An⸗ 
ftalten zu oftroyiren. Man muß hier einen gewiſſen Spiel- 
raum fir verfchiedene Organijationen laffen. Aber dabei 
wird die Auffichtsbehörde — dab muß ich dem Herrn 
Vorreduer volllommen zugeben — allerdings darauf zu 
achten haben, daß, foweit möglich, eine fahgemäße Ber: 
tretung der Verſicherten Pla greift. 

Bizeprafident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Die Diskuſſion 
iſt geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterſtatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Ich möchte 
nur feftftellen, dab die Motive, die für die Regierung 
beftimmenb waren, den 8 29 fo, mie geſchehen, zu 
formuliren, im weſentlichen auch für die Kommiſſion 
maßgebend waren, den Paragraphen anzunehmen. Ich 
fan nur, was die Wahl von fogenannten Delegirten 
anbelangt, nod beifügen, daß in der Kommiſſion noch 
geltend gemadt worden ift, daß es immer ſchwer fein 
werbe, jelbit im den einzelnen Diftrikten die Verficherten 
zur Wahl beizubringen, und daß die Gefahr nicht aus— 
geihlofjen jei, dab dann mur einzelne wenige bon ber 
Verfiherungsunternehmung veranlaßt werben, fid an der 
Delegirtenwahl zu betheiligen, und daß auf diefe Weiſe 
nur der Unternehmung genehme Vertreter in biefe Ge: 
neralverſammlung hineingeſchick werden. Es ift aud) 


darauf hingewielen worden, daß, wo dieſe Delegirten: (D) 


wahlen ſich nicht au beitehende andere Organifationen 
anfchließen, die Frage ber Prüfung der Legitimationen 
der Delegirten ſchwierig ſei, und aud) das mar für die 
Kommiſſion cin Grund, daß fie nicht pofitine Vor— 
fchriften in den 8 29 aufzunehmen für richtig fand, 
fondern fid dem Vorſchlage der Negierungsvorlage an: 
ſchloß, wonach alfo die Ordnung dem Statut überlaffen 
bleiben fol. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Abänderung: 
anträge liegen nidt vor. Wenn feine befondere Ab: 
ſtimmung verlangt wird, — und das ift nicht der Fall, — 
erkläre ih den $ 29 für unverändert genehmigt nach der 
Negierungävorlage und den Beichlüffen der Kommiſſion. 

Ih rufe auf $ 30, — 31, — 32, — 33, — 34, — 
35, — 36, — 37, — 38, — 39, — 40, — 41, — 42, 
— 43, — 44, — 45, — 46, — 47, 8, - 9, 
50, — 51, — 52 — und erkläre dieſe ſämmtlichen Para— 
graphen nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion vom Hauſe 
als genehmigt. 

Ich eröffne die Diskuſſion über den $ 53 und ertheile 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Opfergelt. 

Dr. Opfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, nad) 
dem Abſatz 2 des 8 53 kommen bie SS 24 bis 53 des 
bürgerlichen Geſetzbuches auf die fleineren Vereine zur 
Anwendung, joweit nidt aus Abſatz 1 des & 53 der 
Vorlage ein anderes ſich ergiebt. Wir haben in ber 
Kommilfion davon Abftand genommen, diejenigen Para— 
araphen der Reihe von $ 24 bis 53 des bürgerlichen 
Geſetzbuches auszufhalten, weldhe auf diefe Meinen Ber: 
fiherumgävereine nicht zur Anwendung kommen. Wir 
find in dieſer Beziehung dem Borgange des Entwurfs 
gefolgt. So ift beifpielsweife im $ 16 des Entwurfs das 
dritte Bud) des Handelsgeſetzbuchs für anwendbar erklärt 
anf die Verſicheruugsvereine auf Gegenfeitigfeit, ohne 
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irgend eine Ausnahme zu machen, während unbedingt eine 
Neihe von Paragraphen nit zur Anwendung fommt. 
Bon den SS 24 bis 53 des bürgerlichen Geſetzbuchs 
werden auf die Berfiherungävereine nicht zur 
Anwendung fommen zunächſt zum Beiſpiel der $ 25, weil 
er eine inhaltlich gleiche Beitimmung enthält —* 17 
des Verſicherungsgeſetzes. & 20 des Verſicherungsgeſetzes 
beſtimmt, daß die Mitgliedſchaft endigt, ſofern die Satzung 
nicht etwas anderes beſtimmt, mit Beendigung des Ber: 
fiherungsverhältniffes. Neben diefer Beltimmung wird 
auch $ 39 des bürgerlichen Geſetzbuchs Geltung haben, 
wonad) der Austritt aus der Geſellſchaft möglich tft, wenn 
die Satzung da3 nicht ausſchließt. Nach 8 41 des birger: 
lichen Geſeßzbuchs fanı ein Verein aufgelöft werben, wenn 
die Majorität von drei Viertel der erfchienenen Mitglieder 
dafür ift, wogegen nad) $ 43 Abf. 2 des Verfidherungs: 
geſetzes die Majorität von drei Viertel nad) Maßgabe der 
abgegebenen Stimmen beredinet wird. Es iſt alfo hier 
eine Berjchiedenheit bei der Berechnung der Stimmen. 
Es iſt felbitverftändlih, daß nad) Abſatz 1 im biejem 
Falle S 43 des Verfiherungögefeged in Anwendung 
fommt. So ift auch 8 43 des bürgerlihen Geſetzbuchs 
außer Anwendung zu laſſen. Es wird durch & 43 bed 
bürgerlichen Geſetzbuchs beitimmt, daß einem Berein, 
deſſen Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruht, die Rechts— 
fähigfeit entzogen werden kann, wenn er einen anderen 
als den in der Satzung beſtimmten Zweck verfolgt; alfo 
etwa einen wiffenfhaftlihen Verein, wie ein Verſicherungs— 
verein es ift, der einen politifchen, fozialpolitifchen oder 
religiöfen Zweck verfolgt, könnte anfcheinend nad diefem 
Paragraphen des bürgerlien Geſetzbuchs die Rechts— 
fähigkeit entzogen werden. Das trifft aber nicht zu, viel— 
mehr kann einem Verſicherungsverein die Nechtsfähigfeit 
nur von der Verſicherungs-Aufſichtsbehörde unter ben 
Vorausſetzungen des 8 67 des Verficherungägefeges ent⸗ 


(B) zogen werben. Es folgt dies daraus, weil die Entſtehung 


der Rechtsfähigkeit, die Aufficht und die Borausfegungen, 
unter welden die Rechtsfähigleit entzogen werben faun, 
und das Verfahren in dieſem Geſetz befonders geregelt 
werden. Daher ift ausgeihloflen, dab daneben Be— 
ftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs Geltung haben 
können, welde fid) daraus ergeben, daß der Verein des 
bürgerlihen Geſetzbuchs wirthſchaftlicher Art durch ſtaat— 
liche Verleihung entſteht. 

Ich nehme an, daß dieſen meinen Ausführungen ein 
Widerſpruch weder aus dem Hauſe noch ſeitens des 
Bundesraths entgegengeſetzt wird, widrigenfalls ich mir 
vorbehalten müßte, bei der dritten Leſung einen Antrag 
zu ſtellen, in welchem ich diejenigen Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuchs namentlich aufführen würde, die 
ausgeſchaltet werden müßten. 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Kommiſſar des Bundesraths, Staiferlihe Re— 
gierungsrath im Reichs-Juſtizamt v. Jecklin. 

v. Jecklin, Kaiſerlicher Regierungsrath im Reichs— 
Juſtizamt, Kommiſſar des Bundesraths: Ich kann den 
Ausführungen des Herrn Vorredners nur beitreten. In 
der Kommiſſion find die Geſichtspunkte, die er berührt 
hat, in Bezug auf bie einzelnen Paragraphen bereits 
geltend gemadt worden, und bie Yusführungen, bie er 
jest im Plenum gemacht hat, entipredhen der Auffaflung, 
die dem $53 Abſatz 2 zu Grunde liegt und im ber Kom— 
miffton feitens ber MNegierungävertreter und der Mit: 
glieder der Kommiſſion übereinftimmenb bereit zum 
Ausdruck gebradt ift. 

Im einzelnen würden fi vielleiht Zweifel ergeben 
tönnen darüber, ob das Austrittsrecht, dad nad den 
SS 59, 40 des bürgerlichen Geſetzbuchs ben Mitgliedern 
eines fonftigen Vereins als unentziehbares Recht gefichert 
ift, durch die Beltimmungen des $ 20 für die Gegen: 


ſeitigkeitsgeſellſchaften der freien Beſtimmung in ber (C) 


Satung überlaffen if. Da die Mitgliedfhaft bei ben 
Gegenfeitigfeitövereinen aber bedingt wird durch bie 
Voraudfegung des Beftehens eines BVerfiherungsverhält: 
niffes, ift felbfiverftändlih von der Dauer dieſes Ber: 
fiherungäverhältniffes aud die Dauer der Mitglied: 
ſchaft und Die PBeendigung ber Mitgliedſchaft ab- 
hängig. Infofern find alſo, wie dies aud) in der Be- 
gründung zur rg de e auf Seite 81 bereits 
hervorgehoben iſt, die Borfchriften der SS 39, 40 des 
bürgerlihen Geſetzbuchs durd; den Vorbehalt ber be— 
fonderen Beftimmungen für die Gegenfeitigteitögefell- 
fhaften in $ 20 der Vorlage mobdifizirt. Im übrigen 
habe ich den Ausführungen des Herrn Vorredners nichts 
hinzuzufügen. 

Dizepräfident Dr, v. FregesWeltien: Die Diskuffion 
iſt gefchloffen; der Herr Referent verzichtet. Wenn feine 
bejondere Abftimmung verlangt wird, — dies ift nicht 
der Fall, — erfläre ih 8 53 nad den Beichlüflen ber 
Kommiffion fiir genehmigt. 

Ich rufe auf 8 54, — 5ö, — 56 — und erfläre 
biejelben nad den Beſchlüſſen der Kommiifion für ge: 
nehmigt, da fein Widerſpruch erfolgt. 

Wir gehen über zu 857 mit dem Antrag bed Herrn 
Abgeordneten Dietrid) und Genoffen auf Nr. 261 der 
Drudfadhen : 

im Abſatz 3 Sat 2 am Schluffe nad) dem Worte 
„nachgewieſen“ das Wort „zu“ einzufügen. 

Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine Herren, 
id kann in dieſer Sache eigentlih nicht als Neferent 
ſprechen, aber idy habe ben Antrag mitunterzeihnet. Es 
handelt fich Iebiglih um die Wiedereinſchaltung des 
Wortes „zu“, das offenbar aus Verſehen beim Drud 
weggefallen ift. 


Dizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Die Diskuffion (D) 


iſt geichloffen. Wenn befondere Abftimmung nicht verlangt 
wird, Widerſpruch nicht erfolgt, erkläre id die Annahme 
des $ 57 mit dem redaktionellen Amenbement Dietrid) 
und Genoffen, welches ich vorhin verlefen habe. — 

$ 58. — Genehmigt. 

S 59, Sm ber eröffneten Diskuffion hat dad Wort 
ber Herr Abgeordnete Rettich. 

Rettidh, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe ſchon 
in der erften Leſung namens meiner politiichen Freunde 
Bedenken darüber geäußert, dab es nad ber Vorlage 
geltattet fein folle, einen Theil der Prämien— 
rejerven anzulegen in Pfandbriefen. Sch habe daran 
die Grwartung gefmüpft, in ber Kommiſſion möge bieje 
Frage eingehend geprüft werden. Nun find ja in ber 
stommiffion Anträge auf Befeitigung dieſer Beftimmung 
geftellt worden; wir bedauern aber, daß fie —* 
wurden. Allerdings iſt eine kleine Abſchwächung ein- 
getreten, indem ſtait */, geſetzt wurde 246. Wir find 
aber auch gegen Aufrechterhaltung dieſes Reſtes. Uns 
wäre es am liebſten, wenn die Aulegung auch nur 
eined Theils des Prämienrefervefonds in Pfandbriefen 
überhaupt verboten wäre. Wir verzidten aber darauf, 
in zweiter Leſung Anträge zu Stellen, weil wir deren 
Ausſichtsloſigleit erkennen. Jedoch haben mich meine 
politiihen Freunde beauftragt, unjer lebhaftes Bedauern 
darüber auszuſprechen, daß diefe Beitimmung in das 
Geſetz hineingelommen iſt. 

Vizepräfident Dr. v. Frege Weltzien: Das Wort wird 
nicht weiter verlangt; die Diskuffion ift gefchloffen. Der 
Herr Berichterftatter verzichtet auf das Wort. Ich er: 
fläre $ 59 nad ben Beichlüffen der Kommiſſion für an— 
genommen. 

Desgleihen $ 60, — 61, — 62, — 63, — 64, — 
66. — 66,67. — 6s, — 60, — 70, 71 


(A) 


(B) 
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8 72 mit dem Antrag Beh (Goburg): Dr. Müller 
(Meiningen) auf Nr. 264 der Druckſachen. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Antrag ift bloß eine redaktionelle Aenderung, beantragt 
aus folgenden Gründen. In 8 70 hat die Kommiffion 
als letzten Abja eingefügt: 

Die Mitglieder des Aufſichtsamts dürfen nicht 
gleiogel g Leiter oder Beamte von öffentlichen 
zerſicherungsanſtalten fein. 
$ 71, der bie frage befonberer Kommiſſäre au der Mitte 
der Landesbeamten behandelt, fagt in Abſatz 2: 
Die Beltimmung des $ 70 Abſatz 4 findet ent: 
fprechende —— 
Nun jagt $ 72 wieder, zurückkommend auf & 70: 
Die Mitglieder des Verſicherungsbeiraths bürfen 
nicht gleichzeitig Leiter oder Beamte von öffent: 
lichen Berfiherungsanftalten fein. 
Da finde ih, daß es ein Schönheitöfehler ift, wenn man 
den alten Sat noch einmal in das Geſetz hineinbringt; 
richtiger ift es doch, in 8 72 zu jagen, wie id) beantrage: 
„Die Beftimmung des S 70 Abfat 4 findet auch hier 
entiprehende Anwendung.“ Das ſchließt ih an 8 71 
an und entſpricht befier der Faſſung des Geſetzes als 
der Kommiſſtonsvorſchlag. In der Sadıe iſt es ja 
dasſelbe. 

Vizepräſtdent Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
e3 handelt fid) da lediglich um eine redaktionelle Nenderung, 
die aud Schon im der Kommiſſion vorgeihlagen war, 
aber damals abgelehnt wurde. Sachlich ift gegen dieſe 
rebaftionelle Nenderung nicht einzuwenden, wir haben bie 
gleihe Formulirung bei $ 71 ſchon einmal angedeutet, 
und man fünnte fie auch bei S 72 wieder anwenden. 
Vom Standpunkte der Kommiſſion aus find erhebliche 
Bedenken dagegen nicht geltend zu machen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welgien: 
zur Abknmung. 

Ih ſchlage dem Haufe vor, dem Antrage der Herren 
Abgeordneten Beh (Goburg) und Dr. Miller Meiningen) 
dadurch gerecht zu werden, daß ich über benfelben ab: 
flimmen laffe und dadurch den letzten Abſatz der Kom— 
miſſionsbeſchlüſſe für erledigt erkläre. — Das Haus iſt 
damit einverſtanden. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche entſprechend dem 
Wortlaute des Antrags der Herren Abgeordneten Beckh 
(Coburg) und Dr. Müller (Meiningen) den letzten Abſatz 
be3 8 72 faffen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; damit iſt Abſatz 4 des 8 72 ber 
Kommiſſionsbeſchlüſſe erledigt. 

Wenn feine befonbere Abftimmung über $ 72, wie 
er fi) nad) dieſer Abftimmung geftaltet hat, verlangt wird, 
werbe ic annehmen, daß 8 72 die Annahme des Haufes 
gefunden hat. — Dies ift der Fall. 

Wir gehen über zu 8 73, — 74, — T5, — T6, — 
77, — 78, — 719, — 80. — Ich erfläre die ſämmtlichen 
Paragraphen nad ben Beihlüffen der Kommiſſion für 
genehmigt. 

Ih eröffne bie Diskuffion über $ 81 mit dem Anz 
trage des Herrn Abgeordneten Dietrih auf Nr. 261 der 
Druckſachen, der gleihfall3 nur rebaftioneller Natur ift, 
und dem Antrage des Herrn Abgeordneten Richter, ber 
handſchriftlich vorliegt: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
im $ 81 bie Abräe 2, 3 und 4 zu ſtreichen. 

Das Wort hat der Herr Abgeorbniete Dr. Müller 
(Meiningen). 


Wir kommen 








Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: 
Herren, ich habe mir bereit3 in ber erften Leſung erlaubt, 
auf die Stelle der Motive des vorliegenden Geſetz— 
entwurfs zu berweifen, bie davon fpricht, daß der Maß— 
ftab, den der Entwurf im 8 81 gewählt habe, „ein zwar 
einfacher, aber roher“ fe. Es ift meiner Anfhauung 
nad damit von Seiten der Neichöregierung felbit zu: 
gegeben worden, daß die Löfung, die die Koftenfrage in 
8 81 gefunden hat, eine vollitändig umbefriebigende fei. 
Es handelt fih im & 81 einerfeit3 um bie Gebühren: 
erhebung für die WBerwaltungsthätigkeit, für die reine 
Auffihtsihätigkeit und auf ber anderen Seite um bie 
Entiheidungen, die von rein — — Natur 
— Seiten des Aufſichtsamts nah 8 73 ff. getroffen 
werben. 

Die Negelung, die die Frage in ber Kommiffton ge: 
finden hat, ift meiner Meinung nah vom prinzipiellen 
Standpunkte aus um fein Härchen beffer als die urfprüng- 
liche Regierungsvorlage. Man hat ftatt des Maßſtabes 
von drei Bierteln den Mafftab der Hälfte gewählt, und 
man hat außerdem ganz unwillfürlih eine Einrichtung, 
die dem fchweizer Gelege eigenthümlich ift, bezüglid) des 
Marimalbetraged der Gebühren hergenommten, zu welchem 
die Verſicherungsgeſellſchaften herangezogen werben follen. 
Ih will darauf nicht näher eingehen, daß die blinde 
Herübernahine jchweizer Beitimmungen in dieſes Gefek 
nit paßt, da die Verficherungsverhältnifle in der Schweiz 
ganz andere wie in Deutichland find. Ich muß aber be: 
tonen, daß die Regelung, die diefe frage in der Kommiſſion 
gefunden hat, ımter feinen Umſtänden als eine befriebigende 
bezeichnet werden fan. Die Regelung enthält unzweifel- 
haft eine Ingerechtigfeit gegenüber den großen recllen 
Verfiherungsgejellfchaften zu Gunften der fleinen und 
lüderlih arbeitenden; auch der Mabftab, der in der 
Negterungsvorlage gewählt ift, ift ein vollſtändig un— 


gerechtfertigter. Es müßte dod zum allerwenigiten die (D) 


Nettoprämie, nicht die Bruttoprämie zu Grunde gelegt 
werden. Das einzig Gerechte ift nad) meiner Anſchauung 
die Erhebung von Gebühren für jede Auffihtshandlung 
und Entfheidungshandlung. Wir haben aber geglaubt, 
im Gegeniag zu unſeren Anträgen in der Kommiſſion 
darauf verzichten zu Sollen, der Neihäregierung genau 
—— wie ſie dieſe Gebühren erheben ſoll. Wir 
meinten, es genüge für dieſes Geſetz volllommen, wenn 
ber Grundſaß aufgeſtellt if, dab die Koſten des 
Aufihtsamts für die Privatverfiherumg und bes 
Verfahrens vor dem Amte zunächſt das Reich zu 
tragen habe. Es ift eine ſtaatsrechtliche Frage 
von prinzipieller Bedentung, daß man in folden vers 
waltungsrehtlihen Dingen wicht dem, deffen Rechtsver— 
hältniffe entichteden werden folfen, die often der ganzen 
Einrichtung des Verwaltungsgeridt3 überträgt. Es iſt 
nicht zu bezweifeln, daß wir bier ein vollkommen neues 
Spitem der Koftentragung in das Gefeß aufnehmen. Ich 
habe mir bereit3 erlaubt, bei ber erften Leſung darauf 
hinzumeifen, und habe es aud in der Kommiſſion gethan, 
daß der PVergleih mit dem Patentgeſetz durchaus micht 
ftimme. Nach bdiefem wird eine fee Patentgebühr pro 
anno erhoben. Im vorliegenden Fall follen aber in der 
Form eines Pauſchquantums die Koften von dem beim 
Auffihtsamt Rechtſuchenden eingezogen werden. Ich habe 
das verglichen mit dem Falle, daß diejenigen, die ihr 
Recht fuchen beim Reichsgericht oder beim Landrath oder 
bei einer anderen Verwaltungsbehörbe, die Koften dieſer 
Gerichte oder Verwaltungöftellen bezahlen müßten. Es 
würde jebermann jagen: es geht durchaus gegen bie 
Grundprinzipien des modernen Staates und feiner ſtaats— 
rechtlichen Aufgaben, wenn man ſolche Koſtenübertragung 
auf die, die ihr Mecht ſuchen, abwälzen wollte. Mir 
müffen unter allen Umftänden einem folden ganz neuen 


Meine (C) 
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(A) Prinzip, wie es biefes Gefek im $ 81 aufftellt, unfere 


Zuftimmung verfagen und verhindern, daß eine vollkommen 
finguläre Norm der SKoftendedung für eine Inftitution 
im allgemeinen Intereffe aufgenommen wird. Man hat 
außer dem PBatentgefet auch auf ben $ 4 des Hnpoihelen- 
bantgefeßes Bezug genommen und eine Analogie zu dieſer 
Norm darin geſücht. Ich glaube aber auch, daß diefe Beftim- 
mung bezüglid der Dedung der Koſten des Kommiſſars für 
eine einzelne Bank hier unter feinen Iınftänden paßt. Es 
ift die Norm in & 81 nad) der Faſſung der Regierungs— 
vorlage und nad den Beichlüffen der Kommiſſion eine 
ganz andere, bie fid) überhaupt in feiner Weiſe mit S 4 
des Hypothekenbankgeſetzes vergleihen läßt. Frage id) 
mid nun, wer bat den Schaden davon, dab bier den 
Verfiherungsgefelichaften eine ganz neue, ihrer Ber: 
anlagung nad) finguläre Steuer aufoftroyirt wird, fo 
fomme ih zu dem Nefultat, daß ed niemand 
anders tft ald der Verſicherte. Wenn wir aber 
Mittelftandspolitif treiben wollen — dad möchte ich vor 
allem ben Herren von ber rechten Seite fagen —, dann 
müffen wir vor allem dafür forgen, daß wir die Ber: 
fiherung nicht bloß möglichſt ficher, fondern aud 
möglihft billig maden. Wenn wir bier ben Ber: 
ſicherungsgeſellſchaften diefe neue, wie ich oben ausführte, 
ungerehte Steuer auferlegen, dann trägt fie Fein 
anderer als allein der Verſicherte, nicht aber bie 
Verfiherungsgefellfhaft, die fofort die ganze 
Laſt auf die Verſicherungsnehmer abwälzt. 

Es wurde nun in der Kommiſſion die weitere Ein— 
rede gebracht, daß die kleinen Leute durch eine derartige 
Koſtentragung durch das Reich nicht bedrückt werden 
ſollten, gerade der kleine Mann ſei nicht verſichert, 
ſondern nur der beſſer und der am beſten Situirte. Ich 

laube aber, daß eine derartige Einrede vollſtändig unzu— 
äſſig iſtz abgeſehen davon, daß bei einem Etat von 


(B) 217, Milliarden eine Ausgabe von 250 000 bis 300 000 


Mark für diefes Amt eine Belaftung des fteuertragenden 
Publikums don nicht einmal 0,4 Pfennigen pro Kopf er— 
gebe, jo möchte ich behaupten, daß glüdlicherweije der 
Mittelftand und auch die kleinen Leute jest immer mehr 
den Segen ber Lebenöverfiherung, vor allem ber Volls— 
verfiherung erfennen; gerade für fie muß bie Verſicherung 
möglichſt verbilligt werden, was dann nicht der Fall fein 
fan, wenn hier außer der doppelten Steuer, die in Form 
von Police- und Gewerbeftener jetzt Schon vom ben Ber: 
ſicherungsgeſellſchaften vielfach eingezogen wird, eine aber: 
malige Berfiherungöfteuer durch den S 81 zur Einführung 
gebradit wird. Ach möchte die Streihung des S 81 
Abſatz 2 bi8 4 eine „Mittelftandöfrage” erſter Klaſſe 
nennen: ich bitte Sie dringend, dem Antrage, den ber 
ar Kollege Richter geftellt hat, ihre Zuſtimmung zu 
geben. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Konmiſſar des 
Bundesraths, Katferliche Geheime Ober-Negierungsrath im 
Reihsamt des Innern Gruner. 

Gruner, Katferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reichsamt des Innern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Meine Herren, ih möchte nur mit furzen Morten den 
Standpunft der Negierungsvorlage rechtfertigen, bie ja, 
abgejehen von gewiflen —— im Prinzip mit 
den jetzigen Vorſchlägen der Kommiſſion übereinſtimmt. 
Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die Aufſichts— 
führung über die Verſicherungsanſtalten, insbeſondere über 
die größeren, um die allein es fich hier handelt, einerfeits 
im öffentlichen Intereſſe, andererjeit3 aber auch im Intereſſe 
und zu Gunſten der Anftalten, welche beauffichtigt werden, 
jelbft erfolgt. Ich möchte von vornherein dem Geſichts— 
punkt entgegentreten, den der Herr Abgeorbitete Dr. Müller 
geltend gemacht hat, daß die Aufſichtsführung nur gewiffen 
feinen, lüderlich geführten Anftalten zu gute komme. 
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In Wirklichkeit kommt die Beauffihtigung ebenfo gut (O) 


den großen und folideiten Anftalten zu gute, und 
zwar um beöwillen, weil fie den Zweck und die 
Wirkung hat, gerade die folide geführten Anftalten zu 


ſchützen gegen unlautere Stonfurrenz, gegen unfolide 
Anftalten. lim deswillen war es auch durdaus billig, 


ſämmtliche Anftalten mit den Koſten, um die es fich hier 
handelt, zu belaſten. Es iſt volllommen anzuerkennen, 
daß es vielleicht manchen Vorzug haben würde, die An— 
ſtalten durch Einzelgebühren zu treffen und auf dieſe 
Weiſe zu den Koſten der Beaufſichtigung heranzuziehen. 
Indeß dies iſt praftiich um deswillen nicht durchführbar, 
weil ſich die Aufſichtsführung im großen und ganzen 
und vorwiegend nicht in einzelnen Entſcheidungen und 
Verfügungen abſpielt, ſondern in ber Ueberwachung ber 
ganzen Gejchäftsführung, in genauer Verfolgung bes 
Gelammtverhaltens einer Anftalt, alfo in Handlungen, 
welde nad außen gar nicht hervortreten und nicht in 
einzelne durch beſtimmte Anträge oder Beſchwerden ber: 
anlafte Afte zerlegt werben können. Es handelt fih um 
die gefammte Thätigfeit des Auffichtsamts, bie vielfad) 
und vorwiegend in Anregungen, in gütlihen Verhandlungen 
mit den Anitalten Feld befteht, und für welde häufig 
Einzelgebühren nicht gefordert werben fünnten. Deswegen 
hat man, weil das Prinzip der Einzelgebühren praktiich 
nicht durchführbar ift, die Gebühren in Jahresbeiträgen 
zu erheben vorgefchlagen, ein Verfahren, da3 keineswegs 
ein neues ift, infofern ed auch in anderen Gefeggebungen 
vorkommt, 3. B. in der Schweiz. Nber auch im ungarifdyen 
Geſetzentwurf ift dasfelbe Syſtem vorgefehen, und aud in 
Nordamerila ftehbt das gleiche Syitem heute bereits in 
den meilten Staaten in prafttiicher Anwendung Wenn 
man fi nun beruft auf die Vorgänge in der Schweiz, 
fo vermag id; nicht einzufehen, warum bier eine blinde 
——— ber ſchweizer Beſtimmungen ſtattfinden ſoll. 


deines Erachtens liegen bier die Verhältniſſe bei uns (D) 


genau ebenfo wie in der Schweiz. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Müller hat dann bean: 
ftanbet, dak als Maßſtab für bie Vertheilung der Ge— 
bühren bie Bruttoprämie und nicht die Nettoprämie 
beftimmt iſt. Man müſſe doc die Nettoprämie nehmen. 
Ich mache darauf aufmerffam, daß bier inſofern die 
Nettoprämie den Maßſtab für die Vertheilung bilden foll, 
als in 8 81 Abjag 2 die Rede ift von der Bruttoprämie, 
jedoch nad; Abzug der zur Bertheilung kommenden Gewinne 
und Ueberſchüſſe. Das ift chen der Begriff der Netto: 
prämie; infofern ift der Maßſtab, wie ich glaube, ein 
durchaus geredhter und billiger. 

Präfident: Ic habe dem Haufe mitzutheilen, daß 
ein tig ag hr eingegangen iſt von dem Herren 
Abgeordneten Dr. Pichler und Genoffen: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
in dem $119 die von der Kommiſſion beigefügten 
Worte „nur den Vorſchriften der 8 9, 10, 98 
Sat 1, im übrigen“ zu ftreichen. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Dr. Lehr. 

Dr. Lehr, Abgeordneter: Ich babe mic mur zum 
Morte gemeldet, um unferen Antrag auf Nr. 261 ber 
Druckſachen unter Ziffer 2 kurz zu begründen. 

Im Regierungsentwurfe war beitimmt, daß von den 
Sahresbeträgen, nad) welchen die Gebühren von den Ver: 
fiherungsunternehmmmgen erhoben werden, die Prämien 
fir Rückberſicherungen abgezogen werben follten, und biefe 
Faſſung iſt auch in der zweiten Lefung in ber Kommiſſion 
aufrecht erhalten worden. Wir beantragen Streihung 
diefes Paſſus aus folgendem Grunde. Als der Regierungs— 
entwurf aufgeftellt wurde, war es beabfidhtigt, auch die 
Rückberſicherungsgeſellſchaften in dieſes Geſetz einzu— 
beziehen. Der 8 116 handelte hierüber. Nachdem wir 
den 8 81 angenommen hatten, find wir erſt ſehr viel 
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(4) fpäter an die Berathung diefes S116 gelommen mit dem 


Grgebniß, daß die Nüdverfiherungsgefellihaften außerhalb 
des Geltungsbereichs des Geſetzes fallen folten. Solange 
man’ aber die Rückverſicherungsgeſellſchaften ebenfalls dem 
Geſetz unterftellen wollte, mußten unbedingt bie Prämien, 
welche die bireft arbeitenden Gejellihaften für die Rück— 
verfiherung ausgeben, von ben Sahreseinnahmen ab» 
gezogen werben; denn fonft wären dieſe Rückverſicherungs— 
prämien doppelt zu den Gebühren herangezogen worden: 
einmal bei den bireft arbeitenden und einmal bei den 
Rückverſicherungsgeſellſchaften ſelbſt. Nachdem wir nun 
jetzt durch Kommiſſionsbeſchluß die Rückverſicherungs— 
geſellſchaften aus dem Geſetz haben herausfallen laſſen, 
iſt es nicht mehr als recht und billig, daß die Rückver— 
ſicherungsprämien von den Yahreseinnahmen der direkten 
Geſellſchaft nicht mehr abgezogen werben. Vielmehr follen 
bie direft arbeitenden Gejellihaften nad dem wirfliden 
Umfang ihres Geſchäftsbetriebs, d. h. nah den Prämien 
einschließlich derjenigen für rüdverfiderte Riſilen, zu den 
Gebühren mit herangezogen werben. 

Aus diefen Grunde haben wir beantragt, die Worte 
„der Prämien fin Nüdverfiherungen fowie* zu ftreichen. 
Es ift das einfach, wie gefagt, eine Konfequenz davon, 
baf die Rückverſicherungsgeſellſchaften jett außerhalb des 
Geſetzes fallen follen. Ich bitte um Annahme unferes 
Antrages. 

Bräftdent: Das Wort hat der Herr AbgeorbnneteRtichter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, eine fo klein— 
liche Fisfalität, wie fie diefer neuen Steuer zur Grunde 
liegt, ift mir biöher in der Reichsgeſetzgebung noch nicht 
porgelommen. Wir nehmen alle ſolche Einrihtungen aus 
dem Mufter der Kleinſtaaterei des Neihes. In Preußen 
iſt ed niemand eingefallen, fir die Auffiht des Staates 
über die Verſicherungsgeſellſchaften eine befondere Steuer 
au erheben. Im Gegentheil, früher hatte man eine Auf: 


(8) fichtöfteuer für die Bergwerke, die doch in der That eine 


jehr große Auffiht erfordern, von 1 Prozent ber Brutto- 
einnahme, und dieſe Steuer ift im Jahre 1893 in 
Preußen bejeitigt worden. Ich fage, dieſe Steuer hier 
iſt hergenommen worden von der Stleinftaateret. Dort 
hat man die Genchmigung einer Stonzeffion abhängig 
gemacht von erheblihen Abgaben, von Aufſichtsſteuern 
für allerhand Zwecke. Die Minifterien verichiebener 
Staaten haben fid daraus Neptilienfonds gefchaffen. In 
Hannover ift man fo weit gegangen, dab man ein Drittel 
vom Grundkapital bei der Konzeſſion forderte und nachher 
noch eine Steuer. 

Nun, meine Herren, find in den Klein- und Mittel— 
ftaaten noch ſolche Steuern übrig geblieben; dieſes Geſetz 
aber rührt nicht an dieſe Steuern der Mittelftaaten, die 
dort für die Aufficht eingeführt worden find, obgleich die 
Auffiht auf das Neich übergeht. Die partifularen Finanz: 
mintfter der Mittel: und Kleinſtaaten, in denen folche bes 
fonderen Steuern beftehen, verwahren fi Dagegen, das 
Geld aufzugeben, obgleih die Vorausfegung für bie 
Steuer, die Auffiht auf das Neich übergehen fol. Ich 
fenne nirgends im Reich bisher etwas Achnlihes. Das 
Reichsamt des Innern hat doch eine große Zahl von 
Nenıtern, welde Auffiht führen, und nirgend wird bon 
den Betreffenden eine ſolche Auffihtöftener erhoben! Sie 
trifft auch nicht das Grundkapital der Gefellfchaften, meine 
Herren! Bei ben Gegenfeitigkeitögefelihaften, die auch 
von der Steuer betroffen werden, fanıı davon bon vorn— 
herein nicht die Rede fein. Und darüber darf man fid 
doc nicht täufchen: alle Zaften, die man auf dag Ber: 
fiherungswefen legt, fallen auf die Verfiherungänehmer 


zurid! 
(Sehr richtig! links.) 
Nun ift das Verſicherungsweſen bisher ſchon in viel: 
facher Nichtung Gegenitand der Ausbeutung gewefen und 
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ift es noch. Partikularſteuern aller Art, nicht bloß Ge: (O) 


werbefteuern, Ginfommenfteuern, die Feuerlöſchbeiträge, 
dann der Bolicenftempel, ben man in Preußen jüngft noch 
erhöht hat, alles daS bleibt beftchen, obgleich es das 
einzig Richtige wäre, einen Policenftempel, foweit man ihn 
überhaupt haben will, von Reichs wegen einzuführen, — er 
wird ausdrüdlih in einem folgenden Paragraphen für die 
Einzelftaaten aufrecht erhalten, und dieſe neue Aufficts- 
fteuer fol noch hinzukommen. 

Und wie kleinlich, nun die Koften dieſes Amtes zur 
Hälfte nad) dem Kommiffionsbeihluß zu beden! Das 
ift aud eine Eigenart von Kompromiſſen, daß man in 
einer jo Heinen Sache nod einmal durh 2 bivibirt. 
63 würden dadurch 125000 Mark aufgebradt werben. 
Vielleiht werden es künftig 200 000 oder 250 000 Marf, 
wenn fi) das Amt weiter ausbildet. Das macht */, pro 
Mille der Jahresprämienfumme. Und deswegen eine joldhe 
neue Belteuerungsform einzuführen, dazu in der befonderen 
Eigenart, wie e3 bier beftimmt wird! Denn es wird 
bier gar nicht einmal der Steuerfuß endgiltig feſtgeſetzt, 
fondern nur vorläufig; nachher kann der Bundesrath auch 
einen anderen Bertheilungsmaßftab einführen. Meine 
Herren, die Finanzlage iſt ja nicht rofig, wenn fie auch 
niht fo ſchwarz ift, wie fie gegenwärtig ber Freiherr 
von Thielmann malt; aber biefe Steuer macht die Sade 
doch auch nicht fett. Die 200 000 Mark find nit einmal 
ein Tropfen auf ben heißen Stein. Ih halte es für 
unrichtig, daß bei fo ſchwach befegtem Haufe eine. 
neue Steuer von bem Reihe eingeführt wird, 
und werde mir erlauben, bei der Abftimmung daraus bie 
geſchäftsordnungsmäßigen Stonfequenzen zu ziehen. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Staiferlidie Geheime Ober-Regierungsrath 
im Reichsamt des Innern Gruner. 


Gruner, Geheimer Ober-Regierungsrath im Reichs- (D) 


amt des Innern, Kommiſſar zum Bundesrath: Jh möchte 
mid nur noch kurz äußern zu dem Antrag des Herrn Ab- 
geordneten Dietrich und Genoffen auf Nr. 261 zu $ 81. 
Wie der Herr Abgeordnete Dr. Lehr vorhin ganz zutreffend 
ausgeführt hat, hatte die Negierungsvorlage vorgefchlagen, 
daß bet der Vertheilung der Gebühren von den Brutto- 
prämien aud; die Nüdverficherungsprämien abgezogen 
werden jollen. Das war vom Standpunkt ber Regierungs— 
borlage aus durchaus korrekt und fonfequent. Die Regie 
rungsvorlage ging davon aus, daß die Rückverſicherungs— 
anftalten ebenfo wie die direkt arbeitenden der Aufficht 
unterliegen ſollten. Vom Standpunft ber bverbündeten 
Regierungen aus würde es fehr zu bedauern fein, wenn 
die Auffiht über die Rüdverfiherungsanftalten wegfallen 
würde. Man geht davon aus, dab zwiſchen den Rück— 
berfiherungsanftalten und den bdireft arbeitenden ein fo 
enger Zufammenhang ftattfindet, daß, wenn wegen mangeln= 
der Auffiht die Nüdverfiherung minder ſolide werben 
follte, nothwendigerweife damit aud) die direkten Geſchäfte 
in Mitleidenfhaft gezogen würden. Ich brauche dieſen 
Gefihtspuntt zur Zeit bei diefem Paragraphen nicht näher 
auszuführen; e3 wird ja vielleicht bei $ 116 darauf zurüds 
— fein. Aber von dem Standpunkte aus, daß die 

üdverfiherung mit beauffihtigt werden follte, ift es billig 
und fonfequent, bie Nüdverfiherungsprämien bei den Ge: 
bühren abzuziehen, damit nicht für Ddiefelben Geſchäfte 
eine doppelte Gebührenerhebung jtattfindet. 

Wefentlid anders Liegt aber die Sache, wenn nad 
ben Beichlüffen der KHommiffion nunmehr bie Aufficht 
über die Niüdverfiherungsanftalten wegfallen follte. Dann 
allerdings, glaube ich, wird es eine Berbefferung fein und 
der Billigkeit entiprechen, wenn man dem Antrage ent: 
ſprechend nunmehr von den Bruttoprämien nicht nur die 
zur Vertheilung gelangten Gewinne fondern aud) die Rück— 
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(B) einzelnen Auffichtshandlungen 
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(A) verfiherungsprämien in Abzug bringen würde. Es würde 


dann jede einzelne Anftalt nah Berhältnik derjenigen 
Prämien zu den Gebühren beizutragen haben, welde fie 
für die von ihr übernommenen Riſiken vereinnahmt hat. 
Die Frage, ob eine Anftalt in großem oder geringem 
Umfang ihrerfeit3 nun wieder die übernommenen Nifiten 
in Rückdeckung giebt, hat feinen Einfluß auf die Bes 
urtheilung des Umfanges ihres Geihäfts und damit aud) 
auf die frage, in welchem Make fie die Auffihtäthätig- 
feit der Behörde in Anſpruch nimmt und aus biefer Auf: 
fihtsführung Nuten zieht. 

Id würde aljo die Annahme des Antrags der 
Herren Abgeordneten Dietrich und Genoffen zu 8 81 
empfehlen, andererjeit3 aus den Gründen, die id vorhin 
bereits zu entwideln mir erlaubte, um bie Ablehnung des 
Antrags des Herrn Abgeordneten Nihter bitten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Büfing. 

Büfing, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann nicht 
bloß für mich, fondern aud für meine politiſchen Freunde 
erklären, dab auch und an fih die Beftimmung der Re: 
gierungöporlage, wonad ein Theil der Koften des Auf: 
ſichtsamts auf die Verfiherungsunteruehmungen abgewälzt 
werden foll, nicht übermäßig ſympathiſch ift. Wir hätten 
gewünfdt, daß eine andere Form hätte gewählt werben 
fönnen. Aber wir können uns der Erkenntniß nicht ver: 
ichließen, daß es ganz unmöglich ift, einen befonderen 
Gebührentarif für die einzelnen Handlungen des Aufs 
ſichtsamts aufzuftelen. Wenn das möglich wäre, jo 
wirde meiner Anſchauung nah faum jemand irgend 
einen Einwand dagegen erheben können, daß Gebühren 
für die einzelnen Handlungen des Auffihtsamts von den 
betheiligten Unternehmungen bezahlt werden müßten. 
Wie der Herr Negierungsfommiffar ausgeführt hat, und 
wie wir uns in der Kommiſſion alle überzeugt haben, ift 
es aber nicht durchführbar nad Lage der Sache, für bie 
einen Gebührentarif zu 
formuliren. Aus diefem Grunde haben wir und bes 
wogen gefühlt, nachdem der Beitrag zu den often von 
drei Viertel auf einhalb heruntergefegt worden ift, dieſer 
Beſtimmung unfere Zuftimmung zu geben. 

Wenn der Herr Abgeordnete Richter audgeführt hat, 
e3 jei dies eine neue Steuer, die einem beftimmten reife 
der Bevölkerung aufgelegt werde, fo muß ich diefer Auf: 
faſſung widerſprechen. Es ift feine neue Steuer, fondern 
es ift mur cin Baufchale für eine micht im einzelnen zu 
berehnende Gebührenfumme Ob das Pauſchale richtig 
gegriffen ift mit einhalb, das Könnte allerdings eine Streit: 
frage jein. Aber den Charakter einer Steuer hat dasjelbe 
num umd nimmermehr, da wir und Darüber einig find, daß 
es an fich richtig fein würde, Ginzelgebühren zu erheben. 
Die Erhebung von Cinzelgebühren ift nad) Lage der Sache 
unmöglid; wir finden uns ftatt bderfelben mit einem 
Pauſchalquantum ab; e3 kann alſo von einer Steuer meiner 
leberzeugung nad) nicht die Rede fein. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Richter ausgeführt, 
es fei etwas Aehnliches in der deutſchen eig ger 
noch nicht vorgefommen. Auch diefe Behauptung iſt nicht 
richtig. Wir haben ganz etwas Aehnliches beim Hnpothefen: 
banfgejet. Nach demfelben wird die Auffiht im einzelnen 
geführt durch Negierungstommiffare und Treuhänder, und 
da ift ohne Widerſpruch don irgend einer Seite den bes 
theiligten Hypothelenbanfen aufgelegt worden, die Koſten 
für die Negierungsfommiffare und für die Treuhänder 
aus eigenen Mitteln zu bezahlen. Das iſt eine völlig 
analoge Beltimmung, die ganz ohne Anſtoß durch— 
gegangen iſt. 

Ich refapitulive mich dahin. Die fragliche Beftimmung 
des $ 81, jo wenig ſympathiſch fie aud an ſich ift, hat 
nicht den Charakter einer neuen Reichöftener, fie ift aud) 
nicht etwas noch niemals Dagewefenes, fondern fie iſt 





nur ein Pauſchale für Gebühren, bie für die einzelnen 
Auffichtshandlungen gar nicht aufgeftellt und beredinet 
werden fünnen, und wir haben einen ganz ähnlichen Vor— 
gang bei dem Hypothekenbankgeſetz, wo in gleicher Weife 
den einzelnen Bankunternehmungen, die vom Reiche be- 
auffidhtigt werben, die Koſten ber Einzelaufſicht zur Laſt 
gelegt find. 

Ih kann Sie daher nur bitten, ben Paragraphen in 
der Kommiffionsfaffung anzunehmen mit dem Amendement 
der Abgeordneten Dietrih und Genoffen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmädtigte 
zum Bundesrath, Staatöfekretär des Innern, Staatö- 
minifter Dr. Graf dv. Poſadowsty-Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadowsfy- Wehner, Staatöminifter, 
Staatöfekretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, e3 handelt fi bier um eine 
finanzielle frage, deren Benrtheilung zumeift nicht inner— 
halb des Rahmens meines Reffort3 liegt. Ih möchte 
aber dod auf einen Bunft aufmerffam mahen. Das 
Reihsaufihtsamt für Privatverfiderungen wird auch in 
feiner Thätigkeit Neht zu fprehen haben. Ein guter 
Theil der Thätigfeit desfelben wird thatſächlich eine recht— 
fprechende fein, fei e8 in ber Form von Erfenntniflen, 
fet es in ber Form von mit Gründen verfehenen Beſchlüſſen. 
Ich glaube aber, man hat nody nie verlangt, daß die Recht— 
ſprechung koftenfrei geübt werde. Aus dieſem Gefichtäpunft 
läßt ſich meine Erachtens fehr wohl rechtfertigen, einen 
Theil der Stoften dieſes Amtes für feine rechtipredende 
Thätigfeit den Verſicherungsgeſellſchaften aufzuerlegen. 

Mie der Herr Vorredner durchaus autreffend aus: 
geführt hat, ift es ganz unmöglich, bei der Vielfeitigfeit, ich 
möchte fast fagen, bei dem fubjeltiven Charakter mander 
Entiheibungen, die zum Theil unter der Mitwirkung 
bed Verſicherungsbeiraths erfolgen, irgend eine fefte 
Gebühr nad) dem MWerthgegenftand zu erheben. Und weil 


2. 


©) 


man das nicht konnte, und weil man glaubte, namentlich auch (DF 


die rechtſprechende Thätigkeit nicht umfonft ausüben zu follen, 
beöhalb ift marı den Weg des Entwurfs gegangen und hat 
ein Baufhalquantum gefordert, was in der Kommiſſion 
bereit3 bon drei Vierteln auf einhalb ermäßigt ift. Soweit 
ih die Stimmung ber Berfiherungsgefellihaften kenne, 
haben fie ſich auch ſchließlich geaen dieſe —— leineswegs 
gewehrt, und dieſe Auflage iſt für ſie auch eine ſo außer— 
ordentlich geringe und ſo wenig fühlbare, daß ich Sie 
dringend bitten möchte, gegenüber dem Beſchluß und der 
Auffaffung der berbündeten Regierungen mindeftens an 
den Kommiſſionsbeſchlüſſen feitzubalten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Nidter, Abgeordneter: Meine Herren, nod in der 
legten gedrudten Eingabe der Verfiherungsgeiellidaften, 
die und zugegangen it wird gegen dieſe Aufſichtsſteuer 
Einſpruch erhoben. Wenn die Wünſche der Berfiherungs: 
geielfchaften maßgebend wären, jo müßten alle jolde 
Steuern für die Auffiht in den Ginzelftaaten zur Auf- 
hebung gelangen. Das ift nicht der Fall. Sie befommen 
Diele Aufſichtsſteuer überall noch dazu. Ueberall in der 
Praxis und in der Theorie unterſcheidet man iſchen 
Gebühren und Steuern, und es wird feiner Dialektik 
elingen, zu Sagen: das ift eigentlich feine Steuer, 
es das ift eine PBaufchalgebühr. Unter Gebühr 
veriteht man überall die Gegenleiftung für eine befondere 
Leiftung in dem einzelnen Falle für den Betreffenden. 
Das ift bei dem Hypothekenbankgeſetz, wo ber einzelnen 
Bank ein Treuhänder beitellt wird, nicht aber find bort 
folhe Pauſchalſummen vorgefehen. Die eigentliche Recht: 
ſprechung ift doch nur ein Theil der Thätigfeit des Auf: 
ſichtsamts. Der größere Theil betrifft allgemeine Aufſicht, 
Statiftif, Beſchwerdenerledigung u. ſ. w. Daß es nit 
möglid ſei, eine Gebühr für die eigentliche Recht— 
ſprechung zu erheben, kann ich nicht einfchen; das 


(A)ift doch genau dieſelbe 


(B) theilen, 
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Thätigfeit, wie beiſpiels— 
weife bei dem preußiichen Ober » Verwaltungsgeridht. 
Ebenfo, wie es da möglich ift, befondere Leiftungen durch 
eine befondere Gebühr zu regeln, muß es aud bier 
möglih fein. Das wäre alfo immer nod, wenn man 
Werth darauf legt, in der dritten Lefung zu ändern. Aber 
der Einführung einer ſolchen allgemeinen Auffichtöftener 
muß ih ſchon grundſätzlich widerſprechen, weil ich fürchte, 
daß dasſelbe Prinzip dann auch andere Reſſorts er: 
greifen wird, wenn es ſich gelegentlih um eine Aenderung 
der Gefesgebung in Bezug auf die Aufſicht handelt. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Distuffion iſt geichlofien. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
u dem Antrag der Herren Pietrih und Genofjen auf 

. 81 ber Drudjahen kann id namens der Kommiſſion 
feine Stellung nehmen, da diefer Gegenftand nicht in der 
Kommiffion behandelt worden ift, weil er eben veranlaßt 
ift erft durch eine fpätere Entjchließung zu $ 116. Ic 
fann aber jagen, daß es nur eine logiſche en ift, 
daß, nachdem die Nüdverfiherung aus dem Geſetz heraus: 

enommen ift, aud die eine fragliche Beſtimmung in dem 

8 81 weggeitrichen wird, weil fie feine innere Berechtigung 
mehr hat. Ich möchte Sie alfo bitten, diefen Antrag auf 
& 81 anzunehmen. 

Was fodann den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Nichter anlangt, fo kann id) mid) da auf die Mus: 
führungen bezichen, die der Herr Nbgeorbuete Büfing, 
der ja der Borfigende der Kommiſſion war, gemacht hat. 
Sie entiprehen durchaus den Motiven, von denen bie 
Kommiffion geleitet war, und ih muß Sie bitten, daß 
Sie die Beſchlußfaſſung der Kommiffion aufrecht erhalten 
und den Antrag Richter ablehnen. 

Präfident: Ich Habe dem Haufe zumächft mitzu— 
daß die Mitglieder des Reichtags Sped, 
Dr. Spahn und Pingen aus der II. rejp. IX. tom: 
miffion auszufheiden wünſchen. 

(Heiterfeit.) 
— Ein Widerfpruch hiergegen erhebt ſich nicht; ich veranlaffe 
deshalb die 2. Abtheilung, heute unmittelbar nad) ber 
Plenarfigung die erforderlichen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Zur Geihäftordnung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Vor der Abftimmung! 

Präſident: Die ift jest; ſonſt wäre es zu jpät 
geweſen. 

Richter, Abgeordneter: Ich bezweifle die Beſchluß— 


ähigkeit des Hauſes. 
ſuhier den (Ob! redits.) 


Präfident:e Meine Herren, der Herr Abgeordnete 
Nichter bezweifelt die Beſchlußfähigkeit des Hauſes. Ich 
muß mid dieſem Zweifel anſchließen und werde nach 854 
der Geſchäftsordnung den Namensaufruf vornehmen Lafien, 
um m jehen, ob der Zweifel an der Beihlußfähigfeit be— 
rechtigt iſt oder nicht. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, den Namensauf: 
ruf vorzunehmen. Ich bitte die Herren, welche anweſend 
find, beim Aufruf ihres Namens mit „bier“ zu ante 
orten. 

Der Namensaufruf beginnt mit dem Buftaben F. 

(Der Namendaufruf wirb vollzogen.) 
Das Alphabet wird refapitulirt. 
Geſchieht.) 
Der Namensaufruf iſt geſchloſſen. 
(Das Ergebniß wird ermittelt.) 
Anweſend ſind: 
Antrick. Auer. Augſt. Dr. Bachem. Bach— 
Graf v. Balleſtrem. Bargmann. Baſſermann. 
Bebel. Bedh (Coburg). Bieſenbach. Fürſt 


Albrecht. 
meier. 
Baumann. 





v. Biömard. Dr. Blankenhorn. Blell. Bräfide. Braun. 
Broefmann. Büſing. Calwer. Prinz zu Garolath: 
Schönaich. Dasbach. Depken. Diet. Dörkſen. Eckart. 
Ehrhart. Euler. Fiſcher (Berlin). Fiſcher (Sachſen). 
Fitz. Förſter (Reuß). Franken. Dr. v. Frege-Weltzien. 
Freſe. Fritzen (Düſſeldorf). Frohme. Geck. Gerſten— 
berger. Glowagli. Graßmann. Gröber. Haafe. 
Dr. Hahn. Hartmann. Dr. Heim. Dr. Hieber (Württem⸗ 


berg). Hilgendorff. Hilpert. Hilde. Hoch. Hofmann 
(Ellwangen). Holzapfel. Horn (Meiße). Hofang. 
Kahlcke. Graf v. Kanitz. v. Kardorff. Kirſch. 


Ledebour. Dr. Lehr. Lerno. Liebermann v. Sonnenberg. 
Graf zu Limburg-Stirum. Lotze. Lurz. Dr. Marcour. 
Mayer (Landshut), Metzger. Molkenbuhr. Müller 
(Fulda). Dr. Müller (Meiningen). Dr. Müller (Sagan). 
Nauck. Neubauer. Dr. Oertel. Dr. Opfergelt. Graf 
vb. Oriola. Dr. Paaſche. Dr. Pachnicke. Pault (Ober: 
Barnim). Bauli (Potsdam). Pfannkuch. Dr. Pichler. 
Plade. v. Janta-Polczynski. Raab. Fürft Nadzimwill. 
Reißhaus. Rettich. Michter. Freiherr v. Kichthofen. 
Damsborf. Niff. Nimpau. Dr. Noefide (KHaiferdlautern). 
Graf dv. Roon. Sachſe. dv. Saliſch. Dr. Gatiler. 
dv. Savigny. Dr. Schaedler. Schere. Schlegel. Schmid 
(Immenftadt). Schmidt (Elberfeld). Schmidt (Frankfurt). 
Schmidt (Wanzleben). Schmidt (Warburg). Schmieber. 
Schrader. Schwarz (Minden). Schwarze (Lippftadt). 
Segitz. Seifert. Dr. Semler. Singer. Sittart. Dr. 
Stodmann. Stötzel. Dr. Udo Graf zu Stolberg: 
Wernigerode. Stolle. v. Strombed. Tugauer. Ulrich. 
Dr. Bogel. v. Bolmar. Wallenborn. Wamboff. Freiherr 
dv. Wangenheim (Pyrig). Werner. Will. v. Minterfeldt- 
Mentin. Witt (Marienwerder). Wörle. Wurm. Zehnter. 
Dr. wid. 
Krank find: 
Broemel. v. d. Gröben:Arenftein. Freiherr v. Hammer: 
ftein. Hug. Graf v. Klinkowſtroem. Kloſe. Leinenweber. 
Dr. v. Lebetzow. Dr. Lieber (Montabaur). Dr. Lingens. 
Pingen. Uhlemann. 
Beurlaubt ſind: 


Cegielsti. Eichhoff. Dr. Endemann. Gäbel. Haußmann 
(Balingen). Haußmann (Böblingen). Freiherr Heyl zu 
Herrnsheim. Mauſer. Münch-Ferber. Bayer. Sped. 
v. Spiegel. Dr. Stephan. Stocder. Freiherr v. Thüne: 
feld. Tönnies. v. Waldow und Meitenftein. Dr. 
Weißenhagen. de Witt (Köln). 
Entſchuldigt find: 
Prinz v. Arenberg. Bed (Heidelberg). Brandenburg. 
Bumiller. Dr. Deinhard. Faller. Graf dv. Galen. Dr. 


Freiherr dv. Heereman. Hegelmaier. Dr. Hermes. Graf 
v. Hompeſch. Knörcke. Krebs. v. Kröcher. Dr. Kropatſcheck. 


Dr. Langerhans. Munckel. v. Normann. Rickert. Dr, 
Nintelen. Schrempf. Dr. Spahn. Szmula. 
Ohne Entſchuldigung fehlen: 

Agſter. Ahlwardt. Aichbichler. Aichner. Dr. Arendt. 


Graf v. Arnim. Baron v. Arnswaldt-Hardenboſtel. 
Baudert. Bauermeiſter. Bayer. Beck (Aichach). Bender. 
Graf dv. Bernstorff (Lauenburg). Graf v. Bernstorff 
(Uelzen). Bindewald. v. Blödau. Blos. Bock. Dr. Böckel. 
Börner. Boltz. v. Bonin-Bahrenbuſch. v. Bonin-Neumark. 
Breuer. v. Brockhauſen. Brückner. Gahensiy. Graf 
v. Carmer. Caſſelmann. v. Chriſten. Cramer. v. Czar—⸗ 
linsti. Prinz Czartorysti. v. Dallwitz. Delſor. v. Dewitz. 
Dietrich. Graf v. Dönhoff-Friedrichſtein. Graf zu Dohna— 
Schlodien. Dreesbach. Dr. dv. Dziembowski-Pomian. 
Echinger. v. Elm. Ernſt. Dr. Eſche. Fable Faltin. 
Buben Filhbed. Förfter (Sachſen). Franf. Friedel. 
‚rigen (Rees). Fusangel. Gamp. Gaulfe. dv. Gerd: 
dorf. Geyer. vd. Gleboch. Dr. Grabnauer. Gräfe. 
v. Grand-Ry. Haas (Erbach). Haafe (Hönigäberg). 
Hachnle. Dr. Hänel. Dr. Hafle. Hauffe-Dahlen. Hauß. 
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Henning. Herold. Herrmann. 
v. Hertling. Dr. Hersfeld. Hilbd. Himburg. Dr. Hiße. 
Freiherr v. Hodenberg. Dr. Hoeffel. Hoffmann (Hall). 


Hoffmeifter. Hofmann (Chemnis). Hofmann (Dillenburg). | 


Fürſt zu Hohenlohe-Oehringen. Prinz zu Hohenlohe— 
Schillingsfürſt. Holz. Hom (Goslar). Horn (Sadjien). 
Hubrid. Humann. Jacobſen. Jacobskötter. Dr. Jäger. 
Dr.v. Jazdzewsti. Johannfen. Jorns. Haben. Kauffmann 
(Biegniß). v. Kaufmann (Helmftebt). Kettner. Klees. 
Kloß. Fürft zu Inn- und Knyphauſen. Stöhler. Kohl. 
Dr. v. Komierowski. Kopſch. Kraemer. Dr. Krzyminski. 
Küchly. Kunert. Graf Kwileckt. v. Lama. Dr. Freiherr 
v. Langen. Langer. Lanzinger. Lehemeir. Dr. Lender. 
Lenzmann. Letocha. Lichtenberger. Linder. Lucke. Lüders. 
Graf Magnis. Freiherr v. Maltzan. Marbe. v. Maſſow. 
Meier Jobſt. Meiſter. Mentz. Merot. Möller (Duis: 
burg). Moritz. Müller (Rudolſtadt). Dr. Müller 
(Schaumburg). Müller (Waldeckh). Nißler. Götz v. Olen— 
huſen. Peus. Pierſon. Praetorius. Preiß. Graf 
vd. Preyſing. v. Puttkamer-⸗Plauth. v. Queis. Quenutin. 
Ranner. Rembold. Ritter. Roellinger. Roeren. Roeſicke 
(Deffau). Roſenow. Rother. Sabin. Schaettgen. Frei— 
herr v. Schele⸗Schelenburg. Freiherr v. Schele-Wunstorf. 
Schippel. Schlumberger. Baron de Schmid. Dr. Schmitt 
(Mainz). Dr. Schoenlant. Schüler. Schuler. Schulze. 
Schwartz (Lübeck). Graf v. Schwerin - Lönwis. Sieg. 
Dr. dv. Siemend. Smalalyd. vd. Sperber. Stadthagen. 
vd. Staudy. Steinhauer. Strzoda. Stubbendorff. 
Dr. Südekum. Taſch. Thiele. v. Tiedemann. Zimmer: 
man. Traeger. dv. ZTreuenfeld. Trimborn. Dr. Vonder⸗ 


ſcheer. Freiherr dv. Wangenheim-Wake. Wattendorff. 
v. Weigel, Wellſtein. Werihmann. MWetterle. Dr. 
Miemer. MWinterer. Wintermeper. Witzlsperger. 


vb. Wolszlegier. Dr. am Zehnhoff. Zeidler. Zubeil. 


Dr. Freiherr 





Präſident: Das Reſultat des Namensaufrufs iſt, 
daß 138 Mitglieder mit „hier“ geantwortet haben. Die 
Berfammlung tft deshalb beſchlußunfähig, und müffen 
wir unfere Arbeiten hier abbreden. 

Meine Herren, ich habe feine Gegenftände mehr, die 
ih aufdie Tagesordnung eines beidhlußunfähigen Haufes 


fegen könnte. 
(Hört! Hört!) 
Denn wir risfiren dann, daß der wenig erhebenbe Bor- 
ang, ber ſich hier foeben abgejpielt hat, fid) bann wieber- 
heit und ich kann es feinem Herrn, ber auf eine Be- 
mmung eines Gefetentwurf3 einen befonderen Werth 
legt, verdenten, wenn er wünſcht, daß biefelbe von einem 
beichlußfähigen Haufe entichieden werde. 
(L2ebhafte Zuftimmung.) 

Deshalb, meine Herren, weil ich nicht glaube, daß 
morgen und übermorgen ein beichlußfähiges Haus zu: 
fammenfommen wird, fege ich die nädfte Sigung an 
für Montag den 29. April, Mittags 1 Uhr, und als 
Tagedordnung: 

1. bie — der heutigen Berathung; 

2. dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt (Nr. 97 der Druck⸗ 
ſachen), auf Grund der in zweiter Berathung ge: 
faßten Beihlüffe (Nr. 259 der Drudjahen); 

3. dritte Berathung de3 Entwurfs eined Geſetzes 
über das Berlagsreht (Nr. 97 der Drudjaden), 
auf Grund der in zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Beichlüffe der Xi. Kommiſſion 
(Nr. 215 der Drudjaden). 

Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß ber Sitzung 5 Uhr 23 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norddeutſchen Budhdruderei und Verlagsanttalt. 
Berlin SW,, Wilbelmftrafe 32. 
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(A) Berichtigungen 
zum ftenograpbifchen Bericht der 82. Sitzung. 
Seite 2361 A, Zeile 12 von unten, ift * Verſicherungbunter⸗ 


nehmer” zu leſen: ‚Verſicherungsnehme 
Seite 2367 C, Zeile 7/8, ift ſiatt „Selhäften" zu Iefen: „Ver: 


fiherungsgei@äften”. 

Seite 2330 A, Zeile 8 von unten, ift Statt „etwa einen rien 
ichaftlichen Merein® zu leien: „einem wirtbicdaftliden 
Bereine*. 

bi Geite 2385 A, Zeile 13 von unten, ift ftatt „eine* zu leſen: 
ier” 


83. Sitzung 


am Montag ben 29, April 1901. 


Seite 

Sefchäftliche Diittheilungen 2388 A, 2422 B 
Ein Schreiben ber 1. Straffammer bes Landgerichts 
zu Mejerig, betreffend Genehmigung des Reichs» 
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In ben Reichstag ift eingetreten der Herr 
Abgneorbnete v. Ehrzanowski, neugewählt für ben 
1. Wahlfreid des Regierungsbezirls Pofen, zugelooft der 
7. Abtheilung. 

Ein Schreiben der erften Straflammer be3 
Landgerichts zu Meferig bitte ich zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Krebs: 

Königlihed Landgericht, Straftammer 1. 
Meferik, den 25. April 1901. 

In der Straffache gegen ben Nebakteur Otto 
Bödler in Berlin, wegen Beleidigung, ſoll ber 
Abgeorbniete, Herr Rittergutöbefiger v. Geröborff: 
Bauchwitz als Zeuge vor der hiefigen Straflammer 
am 17. Mat 1901 vernommen werben. 

Da das perſönliche Eriheinen bed Zeugen 
durchaus erforberlih iſt, weil vorausſichtlich 
andere Zeugen ihm gegenübergeſtellt werden 
müffen, andererſeits eine genügende Aufklärung 
nur durch Vernehmung vor dem erkennenden 
Gericht möglich iſt, ſo wird ergebenſt gebeten, zu 
veranlaſſen, daß der Reichſstag ſeine Genehmigung 
zur Vernehmung des Herrn Abgeordneten in 
Meſeritz ertheilt, und dieſe Genehmigung hier 
rechtzeitig eingeht. 

Der Vorſitzende: 

Hildebrand, Landgerichtsbdirektor. 

n 
das Präſidium des Reichstags 
in Berlin. 

Bräfident: Meine Herren, ich fchlage vor, dieſes 
Schreiben ber Kommiffion für bie Geſchäftsordnung zur 
Berichterftattung zu überweifen. — Es widerfpricht niemand; 
die Ueberweiſung ift erfolgt. 

Ein Schreiben des Auswärtigen Amts, Ko— 
Ionialabthetlung, bitte ich zu verlefen. 

Schriftführer Abgeorbneter Krebs: 

Berlin, ben 25. April 1901. 

Gelegentlich der zweiten Berathung des Geſetzes 
betreffend die FFeitftellung des Haushalts-Etats 
für die Schußgebiete auf bad Rechnungsjahr 1901, 
ift auf eine Anregung des — Abgeordneten 
Profeſſor Dr. Haſſe dem Hohen Haufe meiner: 
ſeits die Ueberſendung einer a ka 
Darftellung ber Grunbbefigverhältniffe in Deutich- 
Südweſtafrika in Ausſicht geftellt worden. Nach— 
dem bie diesbezügliche Karte nunmehr im Umdruck 
fertiggeftellt ift, beehre ih mich, dieſelbe in 
380 Gremplaren Euerer Erzellenz mit dem Ans: 
beimftellen beifolgend zu überjenden, wegen Ber: 
theilung berfelben an bie Herren —— 
abgeordneten das geeignet Scheinende gefälligſt 
zu veranlaſſen. 

Auswärtige Amt, Kolonialabtheilung. 
Stuebel. 


An 
Seine Erzellenz, den Präfidenten bes Reichstags 
Herrn Grafen d. Balleftrem 


bier. 

Präftdent: Meine Herren, ih habe das Erſuchen 
an dad Auswärtige Amt gerichtet, die 380 Eremplare bis 
zur Anzahl jämmtliher Mitglieder des Neichstagd zu 
erhöhen. Ich glaube, es wird nod im Laufe des Tages 
meinem Erſuchen Folge geleiftet werben, und eö werben bie 
Herren Mitglieder noch heute die Starten zugeitellt erhalten. 

An Stelle der aus der II. refp. IX. Kommiſſion 
geihiedenen Herren Abgeordneten Sped, Dr. Spahn und 
Pingen find durch die volljogenen Erjagwahlen gewählt 
worden bie Herren Abgeordneten: 

Dr. Schaedler in die Budgetfommilfion; 
Gerftenberger, Dr. Marcour in die IX. Kommiffion. 











Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeorbneten: (CO) 


v. Blödau, Holzapfel, v. Savigny, Dr. Roeſicke 
(Saiferlautern) für 2 Tage, 

Dr. Jäger, Augft, Dr. Sattler für 3 Tage, 

Bumiller und Maufer für 5 Tage, 

Quentin für 6 Tage, 

Fusangel für 7 Tage, 

Riff, Freiherr v. Thünefeld, Holtz, Mayer 
(Landshut), Haußınann (Böblingen) für 8 Tage. 

Der Herr Abgeordnete Dr. dv. Levegomw wünſcht die 
Verlängerung des ihm vom Neihstage bewilligten 
Urlaubs um 8 Tage; ebenfo der Herr Abgeorbuete Hug 
bis zum 8, Mai, — beide Herren wegen Krankheit. 

Es ſuchen für längere Zeit um Urlaub nad) die 
Herren Abgeordneten: 

Graf dv. Garmer für 9 Tage, Freiherr Heyl zu 
Herrnöheim für 10 Tage wegen dringender 
Geſchäfte; 

Graefe für 10 Tage wegen Krankheit; 

v. Saufmann (Helmftedt), dv. Janta⸗-Polczynski 
für 14 Tage, Schmidt (Frankfurt) für 3 Wochen 
wegen dringender Geſchäfte; 

Nembold für 4 Wochen wegen Theilnahme an ben 
Berhandlungen des württembergtichen Landtags; 

Dr. Müller (Schaumburg) für 6 Woden wegen 


Krankheit. 
Den Urlaubsgeſuchen wird nicht widerſprochen; dieſelben 
ſind bewilligt. 

Entſchuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Herren Kraemer, Rimpau, Cegielski, Placke, Schrempf, 
Dr. Hieber (Württemberg), Bed (Heidelberg), Goetz v. Olen— 
hufen, Dr. Paaſche, Dörkſen, Trimborn, Traeger, Graf 
Magnid, Graf dv. BPreyfing » Lichtenegg » Moos, Kohl, 
Dr. Heim, Graf v. Bernätorff (Melzen), Ritter v. Lama, 
Woerle, Marbe, Herrinann. 

Das Mitglied des Neihstagd Herr Dr. Paaſche 
wünjcht wegen anberweitiger dringender Geſchäfte aus 
ber Budgetfommiffion —J— zu dürfen. — Beim 
Mangel eines Widerſpruchs veranlaſſe ich die 6. Abtheilung, 
heute unmittelbar nach der Plenarſitzung die erforderliche 
Erſatzwahl vorzunehmen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand derſelben iſt die 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Ent- 
mwurfs eines Geſetzes über die privaten 
Verfiherungsunternehmungen (Nr. 5 der Drud- 
fadhen), auf Grund des Bericht der VII. Kom: 
miffion (Nr. 244 ber Drudiadhen). 

Anträge Nr. 261, 262, 263, 265, 266, 278, 

279; Refolution Nr. 280. 

Berichterſtatter ift der Herr Abgeordnete Zehnter. 

Die Nefolution auf Nr. 280 der Drudfahen bedarf 
noch der Unterftügung. Ich ftelle die Unterftügungsfrage. 
Ich bitte Diejenigen Herren, welde die Nefolution unter: 
fügen wollen, fi von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Zum $ 81 liegen vor bie Anträge ber Herren Ab- 
georbneten Dietrih und Genoffen auf Pr. 261 der Drud: 
fahen ad 2 und des Herrn Abgeordneten Richter auf 
Nr. 266 der Drudfadhen. 

Meine Herren, ih ſchlage Ihnen vor, die Abftimmung 
über 5 81 jegt nicht vorzunehmen, jondern es mir zu 
überlaffen, fie an einer mir geeignet erfcheinenden Stelle 
am heutigen Tage vornehmen zu laffen. 

(Heiterfeit.) 
Wenn niemand widerfpricht, werbe ich annehmen, daß 
bie Ermächtigung mir ertheilt ift.. — Da niemand wider: 
ſpricht, ift das der Fall. 

Ich rufe auf 88%, — 833, — 884, — 885 — 


(D) 


(1) 8 86, — 887, — 888, — $ 





89, — 58ER, — 51 — 
und erkläre dieſe jämmtlihen von mir aufgerufenen 
Paragraphen in zweiter Leſung nach den Beichlüffen der 
Kommiffton für bewilligt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffton über die Ueber— 
ſchrift VII. Zu dieſer Meberfchrift liegt vor das Amende— 
ment Kirſch auf Nr. 265 der Drudiadhen, weldes einen 
Theil der Meberfchrift ftreihen will. — Es meldet fi 
niemand zum Wort; die Diökuffion ift geſchloſſen. Wir 
fommen zur Abftimmung. 

Ih werde die Abftimmung ebenfalls in pofitiver 
Nidhtung vornehmen Laffen. 

Ich bitte biejenigen Herren, weldie entgegen dem 
Antrag Kirſch im der Ueberſchrift des Abfchnitt3 VII Die 
Morte „für bie beim Inkrafttreten des Geſetzes zum 
Geihhäftsbetriebe befugten Unternehmungen“ aufrecht er: 
halten wollen, fi bon ihren Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; die Worte ſind geſtrichen. 

Ih rufe nunmehr auf $ 92, — 93, — 94, — 85, 
- #4. - 1 —- E— 8 - 0, — DL, — 1 
— 103, — 104, — 105 — und 106. — Ich erkläre 
bie ſämmtlichen von mir anfgerufenen Paragraphen als 
vom Haufe in zweiter Lefung nad den Berhlüffen ber 
Kommilfion genehmigt. 

Ih eröffne munmehr die Diskuffion über $ 107. 
Zu demfelben liegt vor der Antrag Dietrich und Genoffen 
auf Nr. 261 ad 3. — Das Wort wird zu 8 107 nicht 
verlangt; die Diskuffion ift gefchloffen. Wir fommen zur 
Abſtimmung. 

Die Herren Abgeordneten Dietrich und Genoſſen be— 
antragen zu Arne 
im Abfat 1 Hinter ben Morten „bei Lebend-* 

die Worte „Kranken oder“ einzufügen. 

Diejenigen Herren, welde diefe Einfügung maden wollen, 
(B) bitte, id), fi von ben — zu erheben. 


(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; das Amendement iſt angenommen. 

Ich darf wohl annehmen, daß der $ 107 mit dem 
angenommenen Amendement cebenfall3 angenommen ift. — 
Da niemand widerfpricht, ift dies der Fall. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 108 mit 
bem Amendement Dietrih und Genoffen auf Nr. 261 ber 
Drudjahen ad 4. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dietrich. 

Dietrih, Abgeorbneter: Meine Herren, ich glaube, es 
it ſchon bei ber großen Mehrzahl der Mitglieder ber 
Kommiſſion die Ueberzeugung zur Geltung getommen, daß 
e3 nothwendig ift, im $ 108 bie Worte in Wegfall zu 
bringen, daß, wer im Inlande das Verſicherungsgeſchäft 
ohne die vorgeichriebene Erlaubniß betreibt, mit Strafe 
nur belegt werden fol, wenn er Kenntniß davon hat, daß 
biefe Erlaubniß erforderlih it. Der Zuſatz, daß bie 
Ktenntniß von der Nothwendigkeit der Erlaubniß erforder: 
lich ift, Schafft ein vollitändiges juriftifches Novum. Bon 
ben Herren, die diefe Hinzufügung in der Kommiſſion be— 
antragt haben, ift darauf hingewieſen worden, daß bei 
der Schwierigkeit der Begrifföbeftimmung ein Imtereffent 
leicht darüber im Irrthum fein könne, ob ein genehmigungs- 
pflichtiges Berfiherungsgeihäft vorliegt. Aber wer in 
foldem Irrthum befangen war, ift wohl berechtigt, ſolchen 

eitlihen Irrtum als Strafausfhließungsgrund gemäß 
8 58 Strafgejegbud zur Geltung zu bringen. 
(Blode des Präfidenten.) 

Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe, 
und daß bie Privatgefprähe nicht in 4 lauter Weife ge: 
führt werden; fonft weiß fein Menfh, um was es ſich 
handelt, und es ift unmöglich, die Verhandlungen zu leiten. 

Dietrih, Abgeordneter: Meine Herren, ich halte es 
vom gefeggeberifhen Standpunkt aus für unftatthaft, bei 
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Gelegenheit eines Speztalgefeged anerkannte Rehtögrund- (C) 


fäße einfach über den Haufen zu werfen. Es ift ein 
allgemein giltiger Grundfat, daß die Nichtlenntniß von 
der Strafbarfeit, von „ber Normwidrigkeit“ eines be— 
ftimmten Verhaltens, von der Strafe nicht befreit. Cine 
folde Abweihung von ber Theorie und der Praris unferes 
Strafreht3 dürfen wir nicht bei Gelegenheit eines Spezial- 
geſetzes zur Durhführung bringen, fo populär ſich bie 
Gegengründe aud anhören mögen; beöhalb bitte ih Ste, 
unferen Antrag anzunehmen, um fo mehr, als fchon bie 
Gewerbeordnung auf ganz ähnlihem Gebiet Straf: 
vorſchriften in derfelben Formulirung enthält, wie wir fie 
für richtig halten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiffar des 
Bundesraths, Kaiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
im Reihsant des Innern Gruner. 

Gruner, Staiferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reih3amt bed Innern; Kommiſſar des Bundesraths: 
Ich möchte namens ber verbündeten Regierungen dringend 
darum bitten, den Antrag, wie er hier zu $ 108 formulirt 
ift, anzunehmen, und zwar aus den Gründen, die ber Herr 
Abgeordnete Dietrich foeben angeführt hat. Es würde in 
der That ein juriftifhes Novum fein, eine volllommen 
ungewöhnliche Erſcheinung, wenn hier bei biefer Gelegenheit 
bie Unkenntniß der beftehenden rechtlichen Beſtimmungen 
in einem Strafgefege entſcheidend darüber fein follte, ob 
die Strafbeftimmung Anwendung finden kann oder nicht. 
Es würde ein wichtiger frimineller Rechtsgrundſatz in 
dieſem Punkte durchbrochen werden und zwar in einer 
Trage, die auf anderen verwandten Gebieten ganz gleich— 
artig, wie die Negierungdvorlage, vorſchlägt, geregelt iſt. 
Ih darf als — nur an die Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung, insbeſondere an 8 147 erinnern, wo auch 
eine Strafandrohung enthalten iſt für den Fall, daß ge— 
wiſſe Gewerbebetriebe geführt werden, ohne daß die im 


Geſetze vorgeſchriebene Genehmigung, Approbation oder (D) 


fonftige ftaatlihe Erlaubnißertheilung vorausgegangen ift. 
Auch dort ift natürlich nit daran gedacht worden, die 
Strafbarleit von der Kenntniß der erforderlihen Erlaubniß 
abhängig zu maden. Ich möchte Mu bitten, aud) 
bier in Abſatz 1 den durch die Kommiffionsbefhlüffe in 
die Negierungdvorlage hineingetragenen Zufag wieder zu 
befeitigen. 

Ganz ähnlich Tiegt die Sache aud im Abſatz 2 des 
& 108. ge handelt e3 ſich allerdings nicht um bie 
Untenntniß einer juriftiichen Thatſache, nämlid daß ein 
gewiffer Geſchäftsbetrieb gefeglih ohne Erlaubniß nicht 
geftattet tft, fondern um bie Frage, ob der betreffende 
Agent oder Bevollmächtigte, welcher Verfiherungsgeichäfte 
namens eines Dritten abjchließt, davon Kenntniß hat, 
daß dieſem Dritten, feinem Auftrag- und Bollmachtgeber, 
die nöthige Erlaubniß ertheilt ift. Hier handelt es fid) 
alfo um ein thatlächliched Verhältniß; aber hier kann mit 
Fug dem Agenten und Vertreter der Berfiherungsanftalt 
ugemuthet werden, daß er ſich barüber unterrichte, daß 
bein Auftraggeber iu dem Geſchäftsbetriebe befugt ift. 

Im übrigen ift ber Zuſatz, wie er durch bie Be- 
ſchlüſſe zweiter Leſung im Abſatz 2 Aufnahme gefunden 
hat, noch weniger ald im Abſatz 1 einem Bedürfnik 
entiprechend, infofern als es fich bier Tediglih um einen 
Thatumftand handelt, deffen Unbefanntfein überbied nad) 
2 des Strafgeſetzbuchs unter Umſtänden bie Straf: 

arkeit ausfchließen würde. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Strombeck. 

v. Strombed, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde 
mich in meinen Ausführungen auf den Abſatz 1 des 
8 108 beichränfen. Sowohl der Herr Abgeordnete Dietrich, 
ald wie der Herr Bertreter der verbündeten Regierungen 
begründete den Antrag auf Streihung der von ihnen ans 
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(v. Strombed.) 
geführten Worte damit, es fei allgemeiner Rechtsgrundſatz, 
daß jeder die Strafgefege kennen müſſe. Meine Herren, 
wir haben fein Geſetz, worin ausdrücklich gefagt ift, daß 
Untenntniß des Strafgefeges feinen Schuß gewähre. Ic 
bezweifle aud, daß der Rechtsgrundſatz, daß jedermann 
das Strafrecht kennen folle, fo ganz allgemein giltig ift. 
In gewifjen Fällen greift aus praftifchen Ütilitätsrückſichten 
allerdingd dieſer Grundſatz Plag. Unkenntniß 3. B. ber 
Bollgejege, Unkenntniß gewiffer Polizeigefege ſchützt nicht 
vor Beftrafung. Hier liegt eine gewifle praftiiche Noth— 
wendigkeit im allgemeinen Staatsintereffe und fiskaliſchem 
Intereſſe vor, biefen Grumdfag dort aufzuftellen. In 
allen anderen Fällen liegt aber meines Erachtens ein 
praktiſches Bebürfnik ver nicht vor — es ift zwar 
richtig, daß die Unkenntniß des Strafgefeged unerheblich 
ift bei Diebftahl, Betrug und überhaupt bei den meilten 
Vergehen und Verbrechen, die im Strafgefegbud aufge: 
führt find; aber, meine Herren, id} bitte, zu beachten: ba 
handelt es fi um folde Handlungen, welde ſchon nad) 
den Grundfäßen der Moral als unerlaubt gelten, 
und da tft es ganz richtig, daß 3. B. ein Dieb wegen 
Diebitahld beftraft wird, wenn er aud) nicht weiß, wie 
der 8 242 des Strafgefegbud lautet. 

Nun Haben ſowohl der Herr Abgeorbnete Dietrid 
alö wie ber Herr Vertreter ber verbündeten Regierungen 
behauptet, es läge in der Kommiſſionsfaſſung bes $ 108 
ein ganz unerhörter, ein ganz bereinzelter Eingriff in 
biefen angebli allgemeinen Rechtsgrundſatz. Ich muß 
mir erlauben, zu behaupten, daß dieſe Anſicht eine irr— 
thümliche if. Zum Nachweiſe verlefe ich Ihnen ben $ 18 
des Nahdrudgeieged vom 11. Juni 1870 mit Erlaubniß 
des Herrn Präfidenten. Ein Abſatz biefes Paragraphen 


lautet: 
Die Beftrafung bes Nachdrucks bleibt jedoch aus: 
geichloffen, wenn der Beranftalter deöfelben auf 
Grund entſchuldbaren thatfählihen oder recht— 
lihen Irrthums in gutem Glauben ge 
handelt hat. 
Hier haben wir alfo einen Fall in der Geſetzgebung, wo 
Rechtsirrthum den Angeflagten ſchützt. Dieſer Rechts— 
grundſatz hat ie Ego beitanden, und es ift mir nicht 
befannt geworben, daß irgend welde Nachtheile dadurch 
entitanden wären. Allerdings Toll jetzt durd das heute 
auch zur Berathung ftehende Nachdrucksgeſetz dieſe Be: 
ſtimmung beſeitigt werden. Das beſeitigt aber die That— 
ſache nicht, daß ſich in der Geſetzgebung eine ausdrück— 
liche Geſetzesvorſchrift befindet, wonach unter Umſtänden 
ein Rechtsirrthum den Angeklagten ſtraffrei macht. Nun 
liegt hier die Sadhe folgendermaßen. Wie Sie au dem 
stommijfionsbericht entnehmen können, ift es weder dem 
Bundesrath nod der Kommiſſion gelungen, eine Definis 
tion des Begriffes „Berfiherungsgeihäfte* aufzufinden. 
Gleichwohl joll aber nach $ 108 derjenige mit Geld oder 
auch jogar mit Geſängniß bis zu drei Monaten beftraft 
werden, ber im Inlande das „Verfiherungsgeihäft” ohne 
die vorgefchriebene Erlaubniß betreibt. Ich darf vielleicht 
einige wenige Zeilen aus dem Kommiſſionsbericht vers 
lefen. Es wurde in ber Kommiſſion angefragt, was man 
unter „Verfiherungdgeihäft im Siune des Entwurfs“ zu 
verftehen hat. Da heikt es nun: 
Bon Regierungdfeite wurbe erwibert, es fei faum 
möglich, eine zutreffende kurze Definition bon dem 
zu geben, was unter dad Gefeg falle. Dan 
fönne den Begriff nur aus den Beltimmungen des 
Geſetzes ſelbſt ableiten und müffe bie Löſung 
bon Zweifeln der Auslegung ber Praris über: 
laffen. Der Wiſſenſchaft fei es bis jet nicht 
gelungen, eine befriedigende Begriffsbellimmung 
zu geben. 
Alfo, meine Herren, was die Geſetzgeber nit haben 


ergründen können, das foll der Angeklagte und (CO) 


der Richter ergründen. Ih glaube, das ift eine 
eigenthümliche Zumuthung. Wenn nun nicht feitfteht, was 
ein „Berfiherungsgeihäft” im Sinne dieſes Geſetzent— 
wurfs ift, fo hebt aud nicht feft, in welchen Fällen 
überhaupt die Grlaubniß nöthig wird. Daß bei ber 
Lebenäverfiherung, Feuerverſicheruug, Kagelverfiherung 
„Berfiherungdgeichäfte” abgeſchloſſen werben, bezweifelt 
niemand. Aber es giebt auch zahlreihe Fälle, wo e3 
zweifelhaft if, ob dieſe Geſchäfte als „Berficherungs:- 
gelhäfte” im Sinne des Entwurfs anzufehen find. Nun 
ehaupte ich für meine Berfon: e8 ift eine Ungerechtigkeit, 
wenn Handlungen unter Strafe geftellt werben, fogar 
unter Gefängnißftrafe, von weldyen der Handelnde im 
voraus unter Umftänden nicht wiſſen konnte, daß fie 
ftrafbar find. Meine Herren, es fteht gefeglih, was 
ben Begriff „Verſicherungsgeſchäft“ betrifft, nad Abſatz 2 
des $ I nur feſt: 
Als Berfierungsunternehmungen im Sinne dieſes 
Geſetzes find ſolche Perfonenvereinigungen nicht 
anzufehen, die ihren Mitgliedern Unterſtützung 
gewähren, ohne ihnen einen Rechtsanſpruch darauf 
einzuräumen. 
Nah) dem Kommiſſionsbericht ift der Grundfag, daß foldhe 
Unterftügungen, auf welde fein Rechtsanſpruch beſteht, 
nicht umter das Geſetz fallen follen, von der Kommiſſion 
auögebehnt: obiger Grundjag foll fih nicht bloß auf 
Unterftügungen beziehen, fondern überhaupt auf Zeiftungen. 
Wenn alfo Leiftungen verfproden find, ohne daß ein 
flagbarer Anfprud darauf befteht, dann fol das Geſchäft 
nicht unter dieſes Geſetz fallen. 

Dann find in dem Kommiſſionsbericht noch einige 
andere Punkte angeführt zur Sennzeihnung des Begriffs 
„Berfiherungsgeihäft“. Es tft auf Seite 12 unſeres 
Beriht3 gejagt worden: es liegt fein „Verfiherungds 


geihäft” im Sinne des Entwurfs vor, es findet alfo der (D) 


Sirafparagraph 108 feine Anwendung, wenn die Abficht 
bes Unternehmens zunädhft auf den Betrieb von 
Gefhäften anderer Art gerichtet fei, mit denen Wer: 
fiherungöverabredungen nur nebenher verbunden werde. 
Alſo wenn nebenbei 3. B. bei Transportgefhäften bie 
Uebernahme der Gefahr durd den Tranöporteur vorliegt, 
jo tft da3 hiernad fein Geſchäft, welches unter den Straf: 
paragraphen fallen würde. 

Meine Herren, es giebt num, wie ich ſchon erwähnte, 
eine ganze Anzahl von Fällen, wo es meines Erachtens 
zweifelhaft bleibt, ob fie unter den $ 108 fallen oder 


nicht. Ich will einige Fälle anführen, da einzelne Bei: 
ſplele die Sade leichter verftändlid machen. Es finden 
fi in allen größeren Städten Kürſchner, welde im 


Sommer PBelzwerk in Verwahrung nehmen und damit 
zugleid eine Sarantie gegen Mottenfhaden übernehmen. 
Ja, meine Herren, wo ift da das Hauptgefchäft zu finden? 
Findet man, daß e3 in bem Berwahrungspertrage 
liege, dann würden mad dem, was ich eben angeführt 
habe, derartige Verträge nit unter den 8 108 fallen; 
nimmt man dagegen an, bie Hauptfadhe ſei die Garantie, 
daß feine Motten in das Pelzwerk fommen, dann würde 
dieſes Geſchäft al3 eine Verfiherung gegen Mottenſchaden 
unter den $ 108 fallen fünnen. (Etwas ähnliches, wo 
die Rechtsnäatur des Geſchäfts zweifelhaft ift, kann aud) 
3. B. bei Einquartierungen vorfommen, wenn einzelne 
Gaftwirthe gegen eine gewifle Prämie den Einquartierungs: 
pflihtigen für eine beftimmte Zeit bie Laft abuchmen. 
Schon in der Kommiffion find einige ähnliche Fälle an- 
geführt, von denen es fehr zweifelhaft ift, ob fie unter 
den $ 108 fallen. 

Nun iſt — das möchte id noch erwähnen — nad) 
Seite 11 des Berihtö von dem verbündeten Negierungen 
erflärt worben, e3 jei wichtig, 


(A) 


(B 


— 
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daß fleine Gejellihaften zum Zwed gemein: 
fhaftliher Tragung gewiſſer Schäden, bei 
denen beitimmungsgemäß ein Wechſel bes Be: 
ftandes der Gefellichaften nicht vorgefehen iſt, 
nicht unter das Geſetz fallen follten. 
Sa, meine Herren, was ift denn eine „Eleine* Ge: 
ſellſchaft? Es ift gefagt worden: eine Geſellſchaft, ich 
glaube, von 15 oder 16 Perſonen würde nicht unter das 
Geſetz fallen. Melde Perfonenzahl ift denn aber er: 
forderlid, damit derartige Verfiherungen unter das Geſetz 
fallen? Sind e3 20, find ed 25 ober wie viel Berfonen? 
In allen folden Fällen muß meined Erachtens nad $ 108 
Beftrafung eintreten, fobald ber Strafrichter in dem ihm 
vorliegenden Ginzelfalle annimmt: hier ift die Zahl zu 
groß, das geht darüber hinaus, daß es fi bloß um eine 
„fleine* Geſellſchaft zum Zwed gemeinshaftlicer Tragung 
gewiffer Schäden handelt. 

Aehnliches könnte ich jagen in Bezug auf die üblichen 
Berfiherungen, welde Rechtsanwälte gegen Regreßanſprüche 
nehmen. Berbindet ſich eine Zahl von Rechtsanwälten 
und bildet eine Gefellichaft, von welcher der Verficherte, 
wenn Negrebpflichtigfeit für ihn eintritt, Erfag befommt, da 
farın man aud nad ber Zahl fragen. Wenn 10 ober 
11 oder 12 Rechtsanwälte eine folde Gegenfeitigfeits- 
verjiherung unternehmen, dann ift nach ben Erklärungen 
der Negierung feine Erlaubniß dazu nöthig, folglich findet 
auch feine Strafbarkeit nach $ 108 ſtatt. Wenn aber 30, 
40 oder gar Hunderte von Nechtöanwälten einen ber: 
artigen Gegenjeitigfeitöverein gründen, dann allerdings 
fol die Erlaubniß nöthig fein, und wenn fie nicht ein— 
gcholt wird, tritt die Beftrafung ein. Da frage id) aud) 
wieder: wann begimmt das Grfordberniß der Grlaubniß? 
bei welcher Zahl von Bereinsmitgliedern wird der $ 108 
anwendbar? 

Meine Herren, es können alfo auf dieſe Weiſe Unſchuldige 
unter den 8 108 fallen. Das hat der fettgedrudte Zufak 
in $ 108, den die Herren Antragfteller geftrihen haben 
wollen, verhüten wollen. Es foll zur Strafbarkeit ge— 
hören, daß dem Angeklagten nachgewieſen wird, er habe 
Kenntniß davon gehabt, daß zu feinem Vertrage die 
Erlaubniß nöthig war. Meine Herren, wenn der Antrag 
abgelehnt, alfo die Kommiffionsfaffung angenommen wird, 
fo find daraus irgendwelche nennenswerthe Nachtheile fir 
das Publifum nicht zu beforgen. Die Auffihtöbehörde 
felber, oder durd ihre Bolizetorgane, wird denjenigen, ber 
ein Verſicherungsgeſchäft unternimmt, darauf aufmerkſam 
maden, daß die Erlaubniß nöthig ift. Sekt er es dann 
fort, dann macht er ſich ftrafbar und tft nicht zu ent: 
ihuldigen. In der Negel wird es fid um unbedeutende 
Fälle Fe 

Nun räume ich aber ein, es können auch Fälle vor: 

fonımen, wo ber unerlaubte Betrieb von Verſicherungs— 
eihäften erheblihe Nachtheile dem Publikum bereitet. 
ber, meine Herren, in folden Fällen werben in ber 
Regel — ih glaube, ich kann jagen, mit wenig Aus— 
nahmen — zugleich die Nequifiten des Betruges, unter 
Umftänden auch ber Unterſchlagung vorliegen. 

Meine Herren, in der Kommiſſion ift biefer fett 
gebrudte Zufag in $ 108 noch bamit belämpft worden, 
daß fi in der Strafgefeggebung eine ganze Anzahl von 
Fällen vorfinden, wo, fur; gelagt, der ftraibare That: 
beitand nicht ganz ſcharf und präzife im Gefeh aus: 
gebdrüdt ift. Es wurde z. B. umter — auf die 
Gewerbeordnung geſagt: was eine „Fabrit“ iſt, läßt ſich 
auch nicht definiren. Das ift richtig; aber hier Liegt bie 
Sache dod etwas anderd. Bei einer Fabrik hat man 
doch wenigftend äußere Merkmale, die Har in die Augen 
fallen; bier bei $ 108 handelt e3 ſich aber — wenn id} den 
Ausdrud gebrauden darf — um juriftifhe Fineſſen. 
Der Angeklagte joll jo raftinirt fein, daß er in zweifel: 


haften Fällen weiß: hier liegt ein Verfiherungsgefchäft (C) 


vor, zu dem bie Erlaubniß der Auffichtöbehörde nöthig 
it. Gr fol alfo — da3 wiederhole id} — mehr wiſſen, 
als der Bunbesrath weiß, und mehr wiffen, al$ Die Mitglieder 
ber Kommiſſion wiffen. Meine Herren, ich bin der Anficht, daß 
ed eine A 3 der Geredtigleit if, daß man 
nicht Leute auf bie Anklagebank bringt und fie fogar mit 
Gefängniß bedroht, die vollftändig in gutem Glauben 
gehandelt haben. Ich bin der Meinung, daß die Gerechtig— 
feit höher fteht als allerhand wirkliche oder vermeintliche 
juriſtiſche ——— Die Geſetzgebung ſoll vielmehr in 
erſter Linie ſtets die Gerechtigkeit zu erreichen ſuchen, und 
das geſchieht, wenn die Kommiſſionsfaſſung des 8 108 
angenommen wird, Dann iſt die Gefahr, daß Unfchuldige 
—J die Anklagebank kommen, geringer, ja ſie iſt beſeitigt. 
Meine Herren, ſchon eine — Anklage kann in ein: 
zelnen Fällen für den Betheiligten recht unheilvoll werben. 
65 Hat nicht jeder die Kriminalnerven eines hartge— 
fottenen Zuchthäuslers. Das Drohen einer Auflage 
verjegt manchen in große Aufregung. Wie würbe es uns 
gefallen, wenn wir ohne hinreichenden Grund auf der 
Anklagebant einer Straffammer erfcheinen müßten! 

Ich bitte Sie alfo, meine Herren, ſchützen Sie Ihre 
Mitbürger gegen bie Gefahr und nehmen Sie ben $ 108 
in der Kommiſſionsfaſſung an! Laflen Sie die Gerechtig— 
feit obenan ftehen und betradten Sie die Sade nidt 
allein vom ftrammen, fchneidigen juriftiihen Stand: 
punkt aus! 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Moltenbuhr. 

Molkenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann 
mid ganz kurz faffen, da der Herr Vorredner im weſent— 
lihen das vorgebradht hat, was ich fagen wollte. Auch 
id bin in der Kommiſſion dafür eingetreten, daß dem 
$ 108 bie Faſſung gegeben werden folle, die er gegen: 
wärtig hat. Die Einwendungen, 
Faffung —— gemacht find, bewegen ſich im weſent— 
lichen darin, daß es juriſtiſch nicht ſchön iſt, wenn man 
dieſe alte Symmetrie ſtört, — und dabei führte der Herr 
Vorredner an, daß es hier nicht das erſte Mal iſt, daß 
eine ähnliche Faſſung in einem Geſetze gewählt iſt, ſondern 
daß ſeit länger als 30 Jahren eine ähnliche Faſſung in 
einem deutſchen Geſetze bereits beſteht. Die angeführte 
Sicherheit, die dem Staatsbürger gegeben ſein ſoll da— 
durch, daß man ihm nachweiſen muß, daß er ſich der 
Strafbarkeit ſeiner Handlung bewußt geweſen iſt, — dieſer 
Schutz iſt ein ſehr mangelhafter, wie er gegenwärtig 
befteht. Nah meiner Meinung können nur mit voller 
Sicherheit auf diefen Schuß ſolche Leute rechnen, die ent: 
weder im Stande find, nachzuweiſen, daß fie ſich nicht im 
Vollbeſitz ihrer geiftigen Kräfte befinden, oder fie müßten 
denn Beamte fein; auch dieſen wird ja ein weitgehender 
Schuß nad) dieſer Richtung gewährt. In anderen Fällen 
ftellt in der Negel das Gericht feit: ber Betreffende ilt 
fi) der Strafbarkeit jeiner Handlungen bewußt geweien; 
und fobald ber Richter zu ber Ueberzeugung gekommen ift, 
ſchützt ihn fein Gott vor der Beftrafung. 

Nun ift aber die Negierungsvorlage, und wie fie 
durch den Abgeordneten Dietrich wiederhergeftellt werden 
foll, eine direkle Menfchenfalle, weil in dem Gejeg nicht 
flar befinirt ift, worin denn eigenilih die Strafbarteit 
der Handlung beftehen fol. In der Kommiſſion hat man 
das immer abgelehnt, eine Definition für Berfiherungs- 
geihäfte zu geben; man hat immer gefagt: das muß ſich 
erit herausbilden, und es ift fortwährendem Wechſel unter: 
worfen. Aber unter folden Umftänden kann man nicht 
verlangen, daß das Publitum immer auf der Höhe iſt 
und ſchon vorher ahnt, wenn mit einem Male etwas be: 
ftraft wird, was bisher erlaubt war. Es giebt unendlich 
viele Verſicherungsgeſchäfte, die gar nicht Verficheruugs- 


welde gegen dieſe (D) 
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(A) gefchäfte genannt werben, und wo bie Leute auch gar nicht 


wiflen, daß das Geſchäft, welches fie betreiben, ein Ver: 
fiherungsgefhäft iſt. Ich erinnere an bie große Anzahl 
bon Schweine: und Kuhgilden, bie in ben Kleinen Dörfern 
überall beftehen. Nad der Anfiht von Verſicherungs— 
technifern find das Verſicherungsgeſchäfte. Die Xeiter 
diefer Vereine, Vorftand&mitglieder und Kaſſirer, machen 
auch gar kein Gefchäft daraus, fondern verwalten ihr 
Ant voltommen gratid. Die ſetzen fih nun der Gefahr 
aus, daß fie als Leiter folcher Vereine, die vielleicht feit 
hundert Jahren beftehen, beitraft werben. 


Nun iſt das Berfiherungdgefchäft nicht fo eine Hand: 
fung wie das TFenftereinwerfen und dergl., wo der Miffe- 
thäter bavonläuft, wenn die Strafthat begangen ift. Der 


Strafparagraph ſoll doch nur bezweden, daß die beftehenden 
Verfiherungsgefellihaften fi) dem Geſetze anpaffen und 
die nöthige Erlaubniß einholen. In dem Mugenblid, wo 
das umerlaubte Verfiherungsgeihäft von ber Oberfläche 
verſchwunden ift, ift der Zweck des Gefeges erreiht. Dem 
großen Berfiherungdunternehmer, welcher fein Geſchäft 
Verfiherungdgeihäft nennt, wird jeberzeit nachgewieſen 
werben körmen, daß er ſich bewußt gewefen ift, es ift eine 
Erlaubniß erforderlich, um ein ſolches Geſchäft zu betreiben. 
Der Borftand einer Kuh- oder Schweinegilde ift fich deffen 
nicht bewußt, daß er ein genehmigungspflichtiges Geſchäft 
betreibt, Diefe kann man daran erinnern, daß es noth— 
wendig ift, eine Erlaubniß einzuholen, und wenn fie das 
nicht thun innerhalb einer gewiflen Frift, dann kann man 
mit dem Strafgefege drohen. Dann wird man immer 
erreichen, daß die Erlaubniß eingeholt wird, und das Geſetz 
wird nicht zu einer Menſchenfalle. Ich will gern zugeben, 
für einen Juriften mag es unangenehm fein, etwas in 
einem Gefege zu fehen, was gewiffermaßen gegen bie 
Symmetrie der juriſtiſchen Begriffe verftößt. Aber ich will 
viel lieber, daß ein Gefeß gegen die juriftifche Symmetrie 


(B) verftößt, ald daß es eine offenbare Ungerechtigkeit in ſich 


birgt. 
(Schr ridtig!) 
Denten Sie fih: an einem Orte befteht vielleicht feit 
100 Jahren eine Schweinegilde, dad ganze Dorf iſt an 
derſelben betheiligt, da kommt plöglid ein Landrath hin, 
der da fagt: eure Bilden find ja Verfiherungsgefchäfte, 
die der Erlaubniß bedürfen — er denunzirt ohne weiteres 
die Leute bei der Staatsanwaltihaft, die Anklage erhebt, 
das Gericht giebt dem Folge, da die Leute wiſſen mußten 
oder gewußt haben, daß dazu bie Erlaubniß erforberlid, 
war — werben bie beftraft, fo fühlt ſich das ganze Dorf 
mitbetroffen, fieht aber in biefem Urtheil eime offenbare 
Ungerechtigkeit. Solche Urtheile find eine ſchlimme Unter: 
grabung des Rechtsbewußtſeins. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 

Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich möchte Ste auch dringend bitten, es bei ben nad) 
eingehender Debatte gefaßten Kommiſſionsbeſchluß zu be: 
lafien. Es handelt fih hier um ein Strafgefeg; da 
müſſen wir es und ganz befonders anfehen, ob wir eine 
jo ſchwerwiegende Beſtimmung bier erlaffen wollen, und 
ob wir nit eine Kautel ſchaffen wollen für den quten 
Glauben. Die beiden Herren Vorredner bemerkten Icon, 
dak man in der Kommiſſion abſolut nicht definiren konnte, 
was unter einem genehmigungäpflidtigen Verſicherungs— 
unternehmen zu verftehen iſt. Auf Seite 11 des Berichts 
fteht eim Antrag — nebenbei, gelagt: ich Hatte ihn ge- 
ftelt —: als genehmigungspftichti fei nicht zu erachten 
ein Unternehmen, bei dem die Rechtsverhältniſſe fir die 
Mitglieder untereinander, für Berfidherer wie Berficherte, 
fih lediglich nach den Beitimmungen des bitrgerlichen 
Geſetzbuchs über den Gefellihaftövertrag regeln. Ih 





glaube heute noch, daß bie Nichter, wenn fie die Sache (C) 


genügend durchſchauen, fih fagen werden: das ift fein 
genehmigungspflichtige Unternehmen, wenn Berfiherer 
und Berfiherter nur in einen Gefellihaftövertrag ftehen. 
Ich hielt das für felbftverftändlih und wollte, um das in 
ber Kommiſſion zu fihern, die ind Geſetz bringen, um 
fo wenigftens etwas der Definition des Verſicherungs— 
unternehmens näher zu kommen. Aber der Antrag wurde 
mit allen gegen zwei Stimmen abgelchnt. Was wird 
man daraus fchliefen? Daß auch Unternehmen, 
wo Berfiherer und Merfiherte Tediglih in einem 
Geſellſchaftsvertrag ftehen, von der Kommiljion 
unter das Gefeß gezogen werben. Meines Erachtens 
war dies ein Irrthum der Kommiſſion; aber was fließt 
aus, daß man das Gejek fünftig fo auslegt, nachdem die 
Kommiffion nicht einmal die Genehmigungsfreiheit eines 
folhen Unternehmend anerfennen wollte? Die Sadıe ift 
unklar geblieben bei ber erften und zweiten Leſung; alle 
unfere Bemühungen waren refultatlos. Das fteht ſchon 
auf Seite 8 des Berichtd. Nachdem nun weder bie ſtom— 
miffion noch die Regterungävertreter jagen konnten, was 
im einzelnen Falle cin genehmigungspflichtiges Unter— 
nehmen ift, fol die Praxis der Gerichte entiheiden. Aber 
Einer foll immer dad Nichtige wiffen: d. h. der, welcher 
fi mit ſolchen Berfiherungsfahen abgiebt, wird ver— 
brannt, das fchadet ihm nichts, feine Strafe befommt er, 
das hätte er wiflen müflen. 

Nun fagt der Bericht auf Seite 131: fo ſchlimm ift 
es wohl nidyt, in foldhen Fällen wird ja dem Beklagten 
die Wohlthat des 5 59 des Strafgefegbudhs zur Seite 
ftehen. Der $ 59 fagt befanntlid: 

Wenn jemand bei Begehung einer firafbaren 
Handlung das Borhandenfein von Thatumftänden 
nicht fennt, welche zum gefeglichen Thatbeftande 
gehören oder die Strafbarkeit erhöhen, fo find 
ihn dieſe Umftände nicht zuzurechnen. 
Was da unter $ 59 zu verftchen ift, erfieht man nicht 
allein aus Oppenhoff3 Kommentar zu biefem 8 59, fondern 
aud aus den langen Bemerkungen, die, glaube ich, unter 
Abſchnitt 4 des Kommentars ftehen. Da ſehen Sie, die 
Judikatur ift höchſt zweifelhaft. Man hat enblid ben 
Sat herausgeſchält: zivilrechtlicher Irrthum fchadet nicht. 
Ja, was wollen -die Herren vom Bundesrathe damit 
fagen? Hier ift nicht zivileechtliher Irrthum in Frage; 
hier ſchaffen wir nicht ein Zivilrecht, fondern die Er— 
laubniß für ig er, ea Diefe Er: 
laubniß beruht auf öffentlichem Rechte, und ich habe bis— 
jegt noch feine Entſcheidung gefunden, wo der Nidhter 
gefagt Hätte: auch öffentlicherechtliher Rechtsirrthum 
ſchadet nichts. And wenn ein Angeflagter fagen wollte: 
id) habe —— das Geſetz ſo ausgelegt, daß keine 
Genehmigung erforderlich iſt, — dann wird man ihm 
entgegenhalten können: dann haſt du das öffentliche Recht 
nicht genügend erkannt, und dafür bleibſt du haftbar trotz 
des 8 59. So kann es wenigſtens ſehr leicht kommen. 

Nun hat man gefagt, das wäre cin juriftiihes Novum. 
Herr Kollege Molkenbuhr fagt, die juriftifche Symmetrie 
hätte man bermißt, wenn das fo im Geſetz ftehen bliebe. 
Ta, die Beltimmung ift fein Novum. Herr Stollege 
v. Strombed hat Ihnen ſchon ein Beifpiel angeführt. Ich 
muß geftehen, daß die Faſſung nicht gerade eine über: 
mäßig glüdlihe ift. Wenn wir bier im $ 10% fagen: 
wer wiſſentlich das thut, foll beftraft werben, — fo ift das 
einfacher und veritändlicher. Bei diefer Falfung werben 
Ste mir hoffentlich nicht mehr damit kommen, daß das 
ein juriftifched Novum wäre. Sehen Sie fi) einmal das 
Strafgeſetzbuch an; über ein Dugend Mal fteht darin: wer 
wiffentlih u. f. w. wird beſtraft. Meinetwegen, ich hätte 
nichts dagegen, wenn bis zur dritten Zeiung an Stelle ber 
jegigen Faſſung gejagt würde: wer im Inlande das 
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(A) Berfiherungsgefchäft wiffentlih ohne die vorgeichriebene 


Erlaubniß betreibt u. |. w. Das bedeutet ganz genau 
basjelbe. Wenn das ben Herren dort oben beffer gefällt, 
mögen fie fih damit einderftanden erklären; aber wenn fie 
auch das ablehnen, dann gefährden fie den Angellagten 
allerdings im höchſten Grabe. 

Nun iſt ſchon darauf hingewieſen worden: was ſchadet 
e3 denn, wenn Sie bier den Angeflagten etwas ficherer 
fielen? Herr Stollege v. Strombed hat ſchon geſagt, 
bie Auffihtöbehörbe fan ihm auseinanderfegen: bein 
Unternehmen ift genehmigungspflidtig. Und wird er fid 
dba noch nicht belehren laſſen, dann wird es ihm fehr 
fhwer werden, vor dem Strafrichter mit Erfolg zu Jagen; 
ih habe es micht gewußt — eventuell aber, wenn er 
dennoch freigefprochen würde, weil ber Strafridter be— 
rüdfihtigt hat, daß er es in diefem Falle nicht gewußt 
habe, weil er der Aufſichtsbehörde gute Gründe entgegen: 
geitellt babe, warum er glaubte, ein Recht dazu zu haben, 
dieſes Geihäft ohne die Erlaubniß zu machen, dann 
würbe er einmal freigefprodien vom Strafrichter, aber 
zum zweiten Mal nicht wieder freigefproden werben 
können. Dann wußte er aus dem erften lirtheil: jetzt fei 
er allerdings, wenn er das Geſchäft fortiege und noch 
einen einzigen Berfiherten aufnehme, deffen fiher, daß er 
von feinem Richter mehr freigeiproden werde; er habe 
es hier mit juriftifhen Gründen belegt erfahren, daß er 
in der Beziehung dem Geſetze zumiderhandle. Da wäre 
doch wirklich die Gefahr folder Geſetzbeſtimmung feine 
fo befonders große. Sehen Sie fih doch den & 67 
unſeres Gefebed an. Für die Vergangenheit Tann 
danı nicht mehr unſchädlich gemacht werben, was geichehen 
ift; es kann ih dann nur noch um die Sühne handeln, 
uud für die Zukunft jagt $ 67 des Geſetzes, daß im einem 
folden Falle die Auffichtsbehörbe fofort eingreifen kann. 
Sie kann fagen: id) unterfage dir jede weitere Fortſetzung 


(B) des Geſchäfts und erlaffe eine einftweilige Verfügung 


dahin, daß dies von jegt an verboten fein fol. Da ift 
eigentlich nach dem Gefege doch genug geichehen. Wollen 
Sie denn wirklich ganz umbeftrafte Perſonen jetzt auf bie 
Anklagebant bringen laffen und ber Gefahr ausſetzen, 
verurtheilt zu werben nicht wegen einer kleinen Ueber— 
ſchreitung, ſondern wegen eined Vergehend, auf welches 
unter Umſtänden auch Gefängnißitrafe fteht? Sie follten 
es dod ruhig bei dem laffen, wad wir angenommen 
haben, — und follte Ihnen das nicht gefallen, dann mögen 
die Herren, bie jeßt zufammengetreten find und vorher 
alles fertig gemacht haben in Bezug auf $ 108 — Id 
bin glüdlicherweife nicht dabei geweſen, fonft würbe ich es 
abgelehnt haben, weil ih doch dem Plenum auch noch 
etwad überlaffen möchte —, mögen bann bie Herren 
wieder zufammentreten und jagen: wir wollen für bie 
dritte * das Wort „wiſſentlich“ einſetzen. Ich will 
dann auch damit einverſtanden ſein; aber wenn Sie die 
Worte durchweg fortſtreichen wollen, dann thun Sie meines 
Erachtens etwas, was den Gutgläubigen in eine ſchwere 
Verlegenheit ſetzen kann. 

Deshalb bitte ich Sie, belaſſen Sie es in zweiter 
Leſung bei dem Wortlaut, wie er bier ſteht. 

Präfident: Das Wort bat der Herr Devollmädtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär bes Innern, Staatsminiſter 
Dr. Graf v. Poſadowsty⸗Wehner. 

Dr. Graf v. Poſadowsky⸗-Wehner, Staatsminiſter, 
Staatsſelretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes: 
rath: Das hohe Haus wolle mir geftatten, eine etwas 
abweichende Anfiht von berjenigen Auffaffung zu ver: 
treten, welde von ben legten Herren Rebnern fundgegeben 
if. Was bezwedt die angegriffene Beitimmung, welche 
bie Vorlage der Regierung enthält? Sie bezwedi, baß 
derjenige, welcher ein Verſicherungsgeſchäft abichliekt, auch 
die formelle Berechtigung dazu befigt, und fo demjenigen, 
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ber in gutem Glauben mit einem Agenten ein ſolches (C) 


Geſchäft abichließt, auch das volle Recht aus dem Ber: 
fiherungävertrage wird. Wenn jemand ein Verſicherungs⸗ 
geſchäft abſchließt, der Pr nicht formell im Sinne biejes 
Baragraphen legitimirt tft, dann kann das unter Um— 
ftäuden für demjenigen, der die Verſicherung eingehen will, 
ein damnum irreparabile darſtellen. Ich erinnere 3. B. 
nur an bie Verträge über Lebenöverfiherungen. 

Ich geitatte mir auch, darauf hinzuweiſen, daß bie 
Beltimmung unfered® Entwurfs keineswegs etwas neues 
enthält. Ganz biefelbe — befindet ſich in & 7 
des preußifchen Geſetzes vom 17. Mai 1853, betreffend 
die Gejchäftsbetriebe der BVerfiherungsanftalten. Cine 
ähnlihe Beitimmung enthält aud das ge 
denn befanntlic wird auf Grund des 8 860 Abſatz 9 beö 
Reichs⸗Strafgeſetzbuchs auch derjenige beftraft, welcher Ber: 
fiherungsanftalten begründet, ohne bazu bie erforderliche 
Genehmigung erhalten zu haben. Es ift aud in biefem 
Falle keineswegs verlangt, daß ihm die geſetzliche Vor: 
bedingung, daß er hierzu einer Genehmigung bedarf, be- 
fannt fei. Fordert man aber im Reichs-Strafgeſetzbuch für 
die Straffeitfegung nicht, daß fi jemand bewußt fei, er 
müffe eine ftaatlihe Genehmigung befißen, um eine Ver— 
fiherungsanftalt zu betreiben, jo ift es ganz folge 
richtig, wenn man dieſe Bedingung, daß er von dieſer gejeh- 
lihen Vorbedingung ausdrücklich Keuntniß habe, nicht ba 
ftellt, wo er unberehtigt Verſicherungsgeſchäfte betreibt; 
denn das Betreiben von Verſicherungsgeſchäften ift doch 
fhließlih nur der Ausfluß der Begründung einer Ver— 
fiherungsanftalt. Geſtatten Sie mir, aud) darauf hinzumelfen, 
dak man in anderen Vorſchriften der Reichsgeſetze für bie 
Straffälligfeit keineswegs den Nachweis verlangt bat, 
dab man dem Angeihuldigten erft ſtaatlicherſeits ben 
Nachweis führen müfle, daß ihm bewußt geweſen fei, er 
könne nur handeln auf Grund einer obrigkeitlichen Ge— 


nehmigung. Diefer Nachweis würde im einzelnen alle (D) 


außerorbentlich fchtwer zu führen fein, und deshalb hat 
auch mit Neht dad Gele davon abgefehen. Ich er— 
innere Sie z. B. an den $147 der Reichs-Gewerbeordnung. 
Dort wird ſowohl derjenige, welcher einen Gewerbebetrieb 
unberechtigt unternimmt, zu dem eine polizeiliche Sons 
zeſſion nothmwendig ift, als auch derjenige beftraft, ber 
eine genehmigungspflidhtige Betriebsanlage unberedhtigt 
einrichtet, zu der eine polizeiliche Genehmigung erforderlich) 
ift. Hier wird aljo für die Straffälligteit keineswegs der 
Nachweis verlangt, daß der Schuldige Kenntniß don jener 
Beftimmung gehabt hat. Ich glaube, wenn man hier den 
Weg der Kommiſſion ginge, würde man zum Scaben 
ber Berfiherten — um bie handelt es ſich, nicht um all» 
er Staatdintereffen — einen im Nechtöleben feit 
angem bewährten Grunbjag verlaffen. 

Schließlich iſt der Einwand gemacht, weber bie ver— 
bündeten Regierungen nod die hohe Kommiſſion fei in 
der Lage geweien, überhaupt zu befiniren, was ein Ver: 
ſicherungsgeſchäft fei; deshalb ſei ed aber auch ungerecht, 
den zu beitrafen, der eim ſolches Verſicherungsgeſchäft ab: 
ſchließe ohne Genehmigung, weil man von einem einzelnen 
Mann keine größere Rechtskenntniß verlangen fünne als 
von den gefeßgebenden Körperihaften. Ich möchte bem 
gegenüber einwenden, daß es eine ganz verſchiedene Sadıe 
für ein Nechtögebiet von fo — — Natur wie das 
Verſicherungsrecht iſt, eine allgemeine Definition zu 
finden für das, was unter einem Verſicherungsgeſchäft zu 
verftehen ift, oder im einzelnen Fall den Nachweis zu 
führen, daß ein Verficherungdgefhäft unzweifelhaft vor: 
liegt; letzteres wird den allermeiften Leuten Klar fein, wenn 
fie ein ſolches Geichäft eingehen. Man kaun aljo daraus 
einen Ginwand gegen bie Vorlage der Regierung nicht 
herleiten, indem man jagt, daß die Regierungen jelbit 
nicht in der Lage find, eine allgemeine Definition bes 
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(A) Verſicherungsgeſchäfts zu geben. Es giebt eben eine ganze 


Maſſe von Rechtöbegriffen, die man in casu conereto 
vollkommen Harjtellen kann, für die es aber nicht möglich 
ift, eine gemeinfame Definition zu finden, wenn fie nicht 
außerordentlich weitläufig, mißdeutig und jchleppend fein 
foll, eine Definition, welche alle Fälle des wechſelnden 
praftifchen Lebens vollftändig in ſich begreift. 

Id kan deshalb das hohe Haus nur bitten, ben 
Antrag Dietrih anzunehmen. 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
ben Ausführungen des Herrn Staatöfelretärd nur wenige 
Worte beizufügen. Auch meinerfeits wollte ich hinweifen 
auf die Parallele, welde mit dieſem Paragraphen die 
Gewerbeordnung bietet. Wir haben dort im 3 147 mit 
Geſchäften zu thun, die fonzeffionspflichtig find, genau fo 
wie bier, wo bie Berfiherungen für konzeffiouspflichtig 
erklärt werden. In der Sache ſelbſt liegt aber fein An— 
laß vor, das Verſicherungsgewerbe bezüglich feiner Kon— 
zeffionspflicht anderd zu beurtheilen als alle anderen 
Gewerbe. Die Gewerbeordnung enthält diefe Ausnahme, 
die hier bezüglich der Kenniniß gemacht werben fol, nit; 
deshalb frage ich mich, weshalb von der Regel abgewichen 
und bier eine andere Beftimmung getroffen werden joll. 
Eine Gefahr Liegt weniger in der Beſtimmung felbit als 
in ber ausdrücklichen Regelung der Beweislaft. Durch 
die Beltimmung wird nämlich die Beweislaſt in der Weiſe 
geregelt, daß dem Angellagten nachgewieſen werden muß, 
dab er bie pofitive Kenntiniß davon hatte, daß eine Er: 
laubniß für das Verfiherungsgeichäft erforderlich und diefe 
Grlaubniß ertheilt war. Wenn Sie diefen Beweis auf das 
Kennen ber Grlaubnißpflicht ftellen und nicht auf das 
Stennenmüffen, fo ift an fi) diefer Beweis unter Umſtänden 
nicht Leicht zu führen. Wenn wir aber, meine Herren, biefe 


(B) Beſtimmungen in das Gefeg hineinſetzen, fo ſetzen wir 


neradezu eine Prämie darauf, daß der Agent ſich bemüht, 

feine Kenntniß von der Erlaubnikpflicht zu bekommen 
(ehr richtig); 

denn er kann fi) dann mit der Ausrede helfen, er habe 

bon der Verfiherungspflicht nichts gewußt — dann bleibt 

er ftraflos. 

Meine Herren, halten Sie fih aud gegenwärtig, 
daß bei der Konzeffionspflicht nach der Gewerbeorbnung 
es ſich darum handelt, daß der einzelne Gewerbetreibende 
durch die Nichtbeachtung der Vorſchrift nur ſich felbft 
ſchädigt; hier aber handelt es fi darım, daß durch ben 
unbercchtigten Betrieb des Verſicherungsunternehmens 
Andere geihäbigt werden. Derjenige wird gefchädigt, ber 
fih bei einer folhen Gefellichaft verfihert; der Agent 
wird nicht geſchädigt, der hat feine Einnahme bezogen. 

Meine Herren, wenn ich bei Nr. 1 meine Bedenken 
noch zurüdftellen fönnte, jo wären fie unter feinen lm: 
ftänden bei Nr. 2 zurüdzuftellen. Hier handelt es fi 
um ausländiſche Gejellidaften. 

" (Sehr richtig!) 

Wir halten es für dringend notwendig, daß das Agenten: 
unweſen ber ausländirdien Geſellſchaften geregelt wird. 
Nun wollen Sie den Betrieb von Verſicherungsgeſchäften 
ohne Konzeſſion durch Agenten der ausländiſchen Geſell— 
ſchaften freigeben, während Sie doch für die ausländifchen 
Geſellſchaften den Betrieb nicht zulafien wollen; denn das 
ift thatſächlich die Folge des Zwiſchenſatzes, weil jebes- 
mal der Agent fagen kann: ich habe nicht die Kenntniß 
bavon — daß ein konzeſſionspflichtiges Verſicherungs⸗ 
unternehmen vorlag. 

Meine Herren, Sie durchbrechen das Prinzip, das 
wir in den ſtrafrechtlichen Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung aufrecht erhalten haben 

(ſehr richtig!), 


Sie durchbrechen es in einem Punkte, der beſonders (C) 


ſchlimm ift, und deshalb möchte ich bitten, daß das hohe 
Hau dem Antrag Dietrich zuftimme. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Ach möchte in dieſem Falle 
doch den anderen hervorragenden Juriſten der Zentrums: 
partei, den Herren Abgeordneten v. Strommbed und Schmidt: 
Warburg, lieber folgen ald dem Herrn Vorredner. Im 
Anfang fchien mir auch der Antrag jehr plaufibel; aber 
aus allebem, was hier vorgetragen ift, entnehme ich doch, 
daß die Kommiſſion das Nichtige getroffen hat. Die 
Anfhauung des Herrn Sollegen Spahn kann ih doch 
nit theilen, daß ein Agent fi abfichtlih nicht um die 
Gelege lümmere, um nachher nicht überführt zu werben, 
baß er Senutniß bat. Das ift doch eine Vorftelung von 
einem Gewerbebetriebe und don einem Agenturgeichäft, bie 
mit der Wirklichkeit durchaus nicht übereinſtimmt. 

Die Beziehung auf die Gewerbeorduung paßt aus 
dem Grunde nit: was ein Gewerbe ift, das ift für 
jedermann verftändlic, und was eine genehmigungspflichtige 
Anlage ift — meine Herren, che dieſe Anlage unter: 
nommen ift, hat jeder ein Intereſſe daran, fich zu unter: 
richten, ob fie genehmigungspflidtig ift oder nit. Ganz 
anderd bei dem Verſicherungsgeſchäft, das kurzer Hand 
abgeichloffen werden kann. Man foll doch dabei nicht 
immer an Lebenöperfiherungsgeichäfte denken, an Feuer: 
verficherung, Hagel: und Unfallverfiherungen, fondern e3 
giebt Verſicherungen einfachſter Art, die vorfommen. Wenn 
ein paar Leute fagen: trifft Einen von uns ein Schaden, 
fo wollen wir uns in den Schaden theilen, — fo ift das 
eine Verfiherung. Eben deshalb, weil der Begriff ber 
Verfiherung ebenjo weitgehend ift wie der Begriff der 
Ausgleihung der Gefahr, iſt es allen den Gelehrten in 
ber Kommiſſion — und die jcharffinnigiten Juriften waren 
ja darunter — nicht gelungen, ben Begriff „Verſicherung“ 
überhaupt feitzuitellen. Und jet will man eine Strafe 
darauf jeßen, wenn Einer Verfiherungsgeichäfte abſchließt, 
ohne zu wiflen, daß es ſich um eine Verſicherung handelt. 

Der Herr Staatöfekretär hat fid) auf dad preußiſche 
Geſetz von 1853 berufen. Gott, meine Herren, da3 war 
ein fo miferabled3 Geſetz 

(Heiterkeit), 
daß es viel mehr gegen die Verfiherungen gemacht worden 
ift als für Die Berfiherungen: in der damaligen Reaktions: 
zeit war ed weſentlich dazu beftimmt, die Privatver- 
fiherung, die man für gemeingefährlid erachtete, nad) jeder 
Richtung einzuſchränken. Ih bin der Meinung, daß es 
Hunderte, Taufende der einfachſten Verſicherungsgeſell— 
ſchaften jett giebt, im Gegenfat zu dem beitehenden Geſetz 
von denen die Theilhaber gar feine Ahnung haben, daß fie 
unter die Gefege fallen, weil fie ſich nicht Mar darüber 
find, daß bier Verſicherung in dieſem Sinne vorliegt. 

Meine Herren, zwiſchen Berfiherung und Unter— 
ſtützung, wo ift da die Grenze? Unſere Feuerſozietäten 
waren ja uriprünglic in der preußiſchen Entwidlung gar 
feine Verſicherungsgeſellſchaften, fondern Unterftügungs: 
gejellihaften, — und wie nahe der Begriff Verſicheruug und 
Unterftügung liegt, das fieht man 3. 8. bei der Arbeits- 
lofenverfiherung. Deshalb hat man gerade im $ 1 bie 
Gewerkvereine durch eine ausdrüdlihe Deklaration ge— 
ſchützt, daß fie nicht unter dieſes Geſetz fallen. 

Ignorantia iuris nocet — ja, dem Prinzipe der Ge: 
rechtigleit entipricht diefer Sag gar nit; das ilt ein 
polizeiliher Zwedmäßigfeitäbegriff, der allerdings fehr 
allgemein in der Gefeggebung geworden tft, aber bor dem 
man ſich doch micht überall beugen ſoll in Fällen wie 
hier, wo ganz befondere Verhältnifie vorliegen. 

Deshalb bin ich der Meinung, daß es mohlgeredit: 
fertigt ift, bei der Kommiſſionsfaſſung zu verbleiben. 


— 


D) 
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(A) Erwägen Sie doch auch auf ber anderen Seite, daß es 


fi gar nicht um die einfache Strafe der Volizeiübertretung 
handelt, fondern um ein Vergehen, wobei 1 bis 3 Monate 
Haft und bis 1000 Mark Gelditrafe in Trage kommen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Warburg). 

Schmidt (Warburg), Abgeorbneter: Meine Herren, 
bie Ausführungen des Herrn Staatsfelretärd haben mid 
nicht überzeugen können, daß mir auf dem unrichtigen 
Mege gewejen find. Er fagte, es folle dem Verſicherer 
das volle Recht werden, daß er erhält, was ihm aus dem 
Berfiherungävertrage zufonmt. Die Beſtimmung ift ein 
zweilchneidiges Schwert. Wer nad der Annahme bes 
Streihungdantragd dem Gefeg entgegen optima fide cin 
ſolches Berficherungäunternehinen in Gang gefegt und 
Verträge abgeihloffen Hat, würde auf fih anwendbar 
machen den oft zitirten $ 134 des bürgerlichen Geſetz— 
buchs, und es würde jede ſolche Verfiherung nichtig fein, 
ſodaß ber Verſicherte nicht daraus lagen kann, weil er 
die Verſicherung eingegangen ift gegen ein Hares Straf: 
gefeß, das ſogar zu einer Beltrafung geführt hat. 

Zweifelhaft aber würde die Richtigleit ſein, wenn 
nur das verboten fein follte, wiflentlic ohne Genehmigung 
ein Berfiherung&unternehmen in Gang zu bringen. Dann 
würde $ 108 nicht fo weit anwendbar fein in Betreff ber 
eventuellen zivilrechtlichen Wirkung, Wenn dann die 
Unterfuhung wegen des Vergehens ftattfände, dann wiirde 
— es ift das nicht gerade wünſcheuswerth, aber es würde 
leider nicht zu vermeiden fein — die Verſicherung doch 
nur dann nichtig fein, wenn e3 ſich um einen wiljentlichen 
Berjtoß gegen dad Gefch handelt. Der Verſicherungs— 
nehmer fommt dabei beffer weg, wenn Sie ihm nidt 
feine Rechte durch 8 108 abichneiden. 

Nun iſt auf das preußiiche Geſetz vom 17. Mat 1853 
hingewiefen. Dies liegt mir gegemwärtig nicht vor. Aber 


(B) ift es denn im jenem Gefege aud fo zweifelhaft geweſen, 


was denn eigentlich alles darımterfällt? Ich kenne weder 
die Motive, noch die Verhandlung zu diefem Gejeg; wenn 
dies Geſetz aber angeführt wird, follte doch audy nad): 
gewiejen werben, daß man damals ebenfo rathlos geweſen 
ift über eine Definition des Verſicherungsunternehmens 
wie in vorliegenden Falle. 

Dann ift hingewieien auf $ 360 bes Strafgeſetzbuchs. 
Da fteht allerdingd von einem wiffentlichen Verſtoße nichts. 
Da wird die That auch mur als Ilebertretung beftraft, 
und es liegt fein Makel auf dem Beftraften. Hier im 
Entwurfe jteht aber nicht nur, wie der Herr Kollege 
Nichter fagte, Haft in Ausficht, fondern aud) Gefängniß- 
ftrafe. Das ift etwas ganz anderes. Man wird feinem 
Meunſchen jagen, dieſer ift ein gemeiner Menſch, denn er 
hat einmal das Strafgefegbud durch eine Webertretung 
verlegt; aber man wird wohl fagen, das ift ein bedenk— 
licher Menſch, ber hat eiwas begangen, was mit Ge— 
fängnißftrafe bedroht war, und wenn bie Gerichte ihn 
auch mit einer Geldftrafe durchgelaſſen haben, jo haftet 
u —J ber Makel des $ 108 an, der Gefängnißftrafe 
zuläßt. 

Nun Hat mein fehr verehrter Herr Kollege Spahn bie 
Berfhiebung der Beweislaft betont. Ich muß aber jagen, 
der Staatsanwalt alö folder hat immer bie Beweislaft 
gegenüber dem Angeklagten. Im vorliegenden Falle er: 
Icheint mir das um fo weniger bedenklich, ald ja an ber- 
ſchiedenen Stellen des Strafgeſetzbuchs fteht, daß mur das 
wiffentlihe Zumiderhandeln ftrafbar tft. Da wird alfo 
aud) die Beweislaft dem Staatsanwalt zugeihoben, wenn 
ber Angellagte fagt: id) habe e3 nicht gewußt. Dies Be: 
denten kann aljo nicht entſcheidend jein. 

Endlich iſt auf die Gewerbeordnung hingewiefen. 
Ich gebe zu, in der Gewerbeorbnung wird ein Reat be: 
ftraft, dad ſich nicht als Uebertretung, jondern auch al 
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Vergehen kennzeichnet. 
ordnung die Definition eines Gewerbes fo unklar, daß 
man fid) nicht vorftellen fan, was ein Gewerbe ift? Es 
ftehen da zum Beifpiel gewerbömäßige Schaufpielunter: 
nehmungen, gewerbömäßige Apothefenunternehmungen und 
vergleichen, für welche Stonzeffionen erforderlich find. Dies 
find viel einfadhere Begriffe. Aber Hier, wo wir Hilf: 
und rathlos daſtehen und nicht wiflen, was der $ 1 fagt, 
darf man den Angeklagten doch nicht fchlecdhter ftellen. 
Wenn ich den Herru Staatsfekretär recht verftanden Habe, 
fo hat er geſagt, daß man im einzelnen Fällen den Nach— 
weis nicht fo führen könnte, ob etwas ein ſolches Ber: 
fiherungöunternehmen if. Ich babe e3 mir fo notirt, 
ih könnte ihn ja mißverftanden haben. Solche Fälle 
haben ja aud der Kommiſſion vorgelegen. Im Bericht 
ftehen ſolche Fälle verzeichnet, betreff3 deren man geäußert 
hat, das wären vielleicht feine Berfiherungsunternehmungen. 
Im Gefege Steht es aber nit, und ſolche rationes 
dubitandi, wie wir fie im der Kommiſſion hatten, werben 
den Nichter auch nicht jo ganz fiher madjen. Es giebt eben 
Fälle, wie aud) der Herr Abgeordnete Richter erwähnte, 
wo 15 bi$ 20 Bauern in einer Gemeinde einen Vertrag 
mit einander ſchließen, wonad) fie fich zufichern, daß, wenn 
einem bon ihnen ein Pferd fällt, die anderen ihm ben 
Werth des Pferdes erfegen wollen. Das Soll ge: 
bräuchlich ſein in manchen Gegenden Süddeutſchlands, 
und es wurde ein ſolches Beiſpiel angeführt. Da 
werden Sie mir nicht mit Beſtimmtheit ſagen können, ob 
das unter das Geſetz fällt oder nit. Das ſoll erit 
fpäter die Yudifatur herausfinden. Wer kaun nun wiffen, 
wie die erkennen wird? Wo wir fo unklar find, wo bie 
Bundesregierungen jo unklar find, da wird aud ber 
Richter unklar bleiben und wird wie gewöhnlid fageı: 
da haben wir es wieder, bie Herren willen nicht, wie fie 
das Geje machen jollen, und jchreiben da etwas in das 


Gefet hinein! Die Praxis foll das Richtige herausfinden. (D) 


Deine Herren, gefährden Sie nicht die betreffenden 
Perfonen durch eine jo harte Vorſchrift! Ich muß immer 
wiederholen: dauernd kann fih ein Angeflagter damit 
nicht deden, die Vergangenheit kann ja doc nicht mehr 
rüdgängig gemacht werben, und wenn die Aufſichtsbehörde 
einfchreitet, kann fie für die Zukunft duch einftweilige 
Verfügung die Fortfegung folder Handlungen unmöglid 
maden, jie kann auch den Staatsanwalt angehen und 
fagen: ich habe den Mann verivarnt, der Mann hat noch 
einmal Berträge abgeſchloſſen, jegt wollen wir den Stod 
davor fteden. Wehe dann den Angejchulbigten, wenn er 
dann vor ben Nichter kommt; dann wollte id einmal 
fehen, wer ihn dann noch freifpridht auf Grund ber 
Tormel, die von der Kommiſſion vorgefchlagen wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Molkenbuhr. 

Moltenbuhr, Abgeorbnieter: Meine Herren, als Haupt: 
argument für die Wiederherftellung der Negierungsvorlage 
wird angeführt, daß, wenn der Paragraph in ber 
Kommiffionsvorlage angenommen wird, ſodann eine 
Prämie auf die Geſetzesunkenntniß gejeßt werde, und dab 
der Agent im feinem eigenen Intereſſe handeln würde, 
bad Gefeg nicht zu fennen. Aber wenn er in feinem 
eigenen Intereſſe handelt, wie will er da willen, daß in 
dem & 108 eine Schugbeitimmung für Durchſchnitts- 
menfchen vorhanden if? Sobald er das weiß, muß er 
auch bie Gelege bis zu einem gewiſſen Grabe kennen. 
Alfo um fi in ber Birtuofität der Geſetzesunkenntniß 
auszubilden, muß ſchon eine gewilfe Kenntniß des Gejeges 
vorhanden fein, und daher liegt nad) meiner Meinung in 
dieſem Argument ein Kleiner Wideriprud). 

Dann möchte id) wiffen, welder Schaden daburd 
entftehen fönnte, wenn man bie Betreffenden darauf 
aufmerkjam madt, daß zum Betriebe des Geſchäfts, das 
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Aber fteht denn im der Gewerbe: (C) 
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‘A) fie betreiben, eine Erlaubniß auf Grund des Gefeges | Nothwendigkeit diefer Erlaubniß foll num nad) ben Kom- (C) 


nothwendig fei, und erft dann, wenn fie ganz offiziell 
davon in Kenntniß geſetzt find, fie aber die Erlaubniß 
nicht nachſuchen, der Strafrihter eingreift. Jedenfalls 
hat es fein Anhänger der Regierungsvorlage nachzuweiſen 
verfucht, daß bei dieſer Faſſung ein Schaden entftehen 
fönnte. Umgekehrt kann man fehr wohl nachweifen, daß 
ein Schaden entftehen kann, wenn ohne weiteres ber 
Strafrichter eingreift. Nehmen Sie folgendes Beifpiel an. 
Es beftehen in irgend einem Orte, wie ich ſchon jagte, 
biefe Gilden. Da verwalten die Leute, die den Vorftand 
ebilbet haben, diefes Amt ehrenamtlih. Plötzlich werben 
fe beſtraft. Dadurd, daß fie beftraft werden, geben fie 
das Geihäft auf und fagen, wenn wir für etwas, was 
wir im Gemeinintereffe thun, noch beftraft werden, dann 
laſſen wir lieber die Hand davon, und bie gemeinnüßige 
Anftalt wird dadurch aufgelöf. Das wäre cin Schaden, 
der aus folchen Beftrebungen entjtehen fann. Ich glaube, 
man könnte nod) eine ganze Anzahl folder Schäden auf: 
führen; aber ich glaube, die eine genügt. 

Dann wird fortgefegt auf die Gewerbeordnung ber: 
wiefen. Aber diefer Hinweis ift nad) meiner Meinung 
nicht zutreffend. Gin Analogon ift in der Gewerbeordnung 
nicht vorhanden. Es wäre vorhanden, wenn bie Be- 
ftimmung der Gewerbeordnung nur aus dem eriten Abfak 
beftände, wenn es nur bieße: 

Zur Erridtung von Anlagen, welche durd bie 
örtliche Lage oder die Beichaffenheit der Betriebs- 
ftätte für die Befiger oder Bewohner der benad- 
barten Grundftüde oder für das Publikum über: 
haupt erheblihe Nachtheile, Gefahren oder 
Beläftigungen herbeiführen können, ift bie Ge: 
nehmigung der nad) dem Landeögefege zuftändigen 
Behörde erforderlid). 
Dann heißt es aber weiter: 
(B) 63 gr bahin 
— und es werben Schießpulverfabrifen und dergl. aufgeführt. 
Mollen Sie alfo ein Analogon ſchaffen, fo müflen Sie 
hinter dem $ 108 hinter den allgemeinen Beftimmungen 
noch fegen: Zur Berfiherung gehören Bebensverfiherungen, 
Tenerverfiherungen, Viehverſicherungen und dergl. Sie 
müßten alfo genau wie bei $ 16 ber Gewerbeorbnung 
auch hier ein ſolches Verzeihniß Hinzufügen, in weldem 
die Gefhäfte und Einrichtungen näher bezeichnet werden, 
die als Verfiherung gelten follen. Im $16 der Gewerbe: 
ordnung fteht erft die allgemeine Beitimmung und dann 
die bejondere Lifte; aber bier ſteht nur die allgemeine 
Beftimmung. Ste müßten alfo, um ein Analogon zu 
ſchaffen, auch hier eine Lifte anlegen. i 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Regierungsrath im Reichs-Juſtiz— 
amt v. Jecklin. 

v. Jecklin, Kaiſerlicher Negierungsrath im Reichs: 
Juſtizamt, Kommiffar des Bundesraths: Meine Herren, 
ic will die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, ohne 
auch namens des Reichs-Juſtizamts ben geftellten Antrag 
auf Streihung der Kommiffionsbeihlüffe und auf Wieder: 
— ber Regierungsvorlage dringend zu befür— 
worten. 

Die Annahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe würde nad) 
ber Auffaflung des Reſſorts, das ich die Ehre habe zu 
vertreten, einen Bruch in unfere ganze Redtsentwidlung 
auf dem Gebiete des Strafrechts bilden, ber bei dieſem, 
im Verhältniffe zu den analogen Fällen, die das Straf: 
recht überall bietet, doch immerhin verhältnikmäßig unbe: 
beutenden Falle nicht zu rechtfertigen wäre. Denn, meine 
Herren, was jchreibt denn 8 108 zunächſt vor? Er jchreibt 
vor, daß derjenige eg wird, ber, ohne die Erlaubniß, 
die zu Beginn eined Verſicherungsgeſchäfts erforderlich 
ift, zu Haben, den Betrieb beginnt. Die Kenntniß der 


mifftionsbeihlüffen Vorausfegung der Strafbarkeit fein. 
Meine Herren, e3 ift mit Recht darauf a worben, 
daß ganz biefelben Fälle in zahlreihftem Maße auf dem 
Gebiete der Gewerbeorvnung aus 8 147 fi ergeben 
fönnen und müffen, toto die, und wenn es aud richtig 
fein mag, daß der Begriff bed Gewerbes unter Umſtänden 
feine fo großen Schwierigkeiten machen wird, fo bietet bie 
Trage, ob ein Eonzeifionspflidtige3 Gewerbe im 
Sinne des S 147 vorliegt, wie die täglihe Erfahrung 
zeigt, zahlreihe Zweifel und Schwierigkeiten, trog bes 
ah? ber ein Berzeihniß ber fonzeifionspflichtigen Betriebe 
binzufügt. Ob ein einzelner Betrieb unter bie bort auf: 
eführten ————— herunterfällt, das iſt, was die Zweifel 
ervorruft. enn man infolge deſſen auch dort in das 
Geſetz hineinſchreiben wollte: nur im Falle der Ktenntniß 
von der Konzeſſionspflicht wird der betreffende Gewerbe— 
treibende beſtraft, — dann, meine Herren, würden wir gar 
nicht in der Lage ſein, der Aufſicht über dieſe gewerbliche 
Genehmigungspflicht durch Strafen Nachdruck zu geben. 
Wenn es 3. B. fraglich iſt, ob nad 147 ber Gewerbe⸗ 
ordnung bie Fabrikation von Zündhölzern genehmigungs— 
pflihtig it oder nit, und man muß bem betreffenden 
Bewerbetreibenden nachher nachweiſen, daß er gewußt hat, 
daß die Zindholzfabrifation unter dem & 147 fällt, fo 
8 meines Erachtens, die Strafvorſchrift auf dem 
apier. 

Meine Herren, ich wollte ferner darauf aufmerkſam 
machen: es ift geſagt worden, bier handele es ſich nicht 
um Uebertretungs-, ſondern um Vergehensſtrafen. Ganz 
dasſelbe iſt der Fall bei 53 147 der Gewerbeordnung. 
Und welche Konſequenz liegt ferner vor, wenn durch einen 
anderen Geſetzentwurf eine beſtehende Beſtimmung des 
Reichsrechts, die da beſagt, daß die Kenntniß von der 
Strafbarfeit VBorausfegung der Beltrafung fein foll, 


nämlich auf dem Gebiet des Urheberrechts — fie befteht (D) 


fett 1876 und ift damals, abweichend bon den allge= 
meinen — als wohl einzige Ausnahme auf 
dem ganzen Gebiet des Strafrecht3 auf einen im Haufe 
eftellten Antrag hineingefommen —, wenn biefe Be- 
mmung an bemfelben Tage geftrihen werben joll, an 
dem wir hier auf einem anderen Gebiete der Strafgefeß- 
gebung wieder eine neue gleihe Anomalie haften, eine 
neue Inkonſequenz, die nicht nur juristische Unſchönheiten 
bedingt, ſondern meines Erachtens auch prinzipiell von 
ber größten Tragweite ift? Sie müßten aud) die Ge— 
werbeordnung an mindeftend 20 Stellen ändern, wenn 
Sie die Ausnahme einmal bei diefem Geſetz anerkennen, 
und müßten immer hinzufügen: auch hier ift die Kenntniß 
der Genehmigungspflicht erforderlich al3 Vorausſetzung 
der Strafbarfeit. 

Es ift nun zur Rechtfertigung der Kommiffions- 
beſchlüſſe hauptſächlich auf die Heinen Gegenfeitigfeits- 
vereine Hingewiefen und gejagt worden: bie Gründer 
folher Heinen Gegenfeitigfeitövereine thım das der Sache 
zu Liebe; wenn man fie aud noch beftrafen will, zichen 
fie den Gaul wieder in den Stall und laffen ihn ba 
ftehen. Meine Herren, der Fall wird, glaube ih, kaum 
jemals vorfommen. Wenn fih an einem Ort ein Heiner 
Gegenfeitigkeitöverein bilden will, fo beabfichtigt er, ent— 
weder nur unter fid) Schäden zu verteilen; eine ſolche 
Geſellſchaft von geichloffener Mitgliederzahl, die nur unter 
fi Schäden vertheilt, mag vielleicht, wie Herr Abge— 
ordneter Richter fagte, Verficherung bezweden, fie betreibt 
aber fein Verſicherungsgeſchäft im Sinne unferes 
Entwurfs, weil fie nicht hinausgeht, nicht wirkt, weil 
fie fih auf die Bertheilung von gewiflen Schäden 
im engften Sreife unter beftimmten Berfonen be: 
ſchränkt. Bei einem ſolchen fleinen Verſicherungsverein 
fünnen fid) die Betheiligten alfo niemals ftrafbar maden; 
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(A) bezwedt aber ein Verficherungäverein, neue Mitglieber 


u 
werben, jo wird er nicht von heut auf morgen zu Stande 
fommen, fondern da vergeht immer einige Zeit bis zur 
Gründung, und während diefer Zeit wird da und bort 
Raths geholt, und da werben die Gründer fehr wohl bie 
Kenntniß haben, daß eine Erlaubniß nöthig ift. Auf 
biefe Vereine wird man alfo, glaube ich, nicht befondere 
Nüdficht zu nehmen haben, um die Kommiſſionsvorſchläge 
zu rechtfertigen. Ferner made ich darauf aufmerffam, 
auh der Fall, wenn jemand einen einzelnen Ber: 
fiherungsvertrag gelegentlich abjchließt, ein Kaufmann 
etwa in feinem fonjtigen Betrieb, fällt nicht unter dieſes 
Geſetz, das vorausfegt, dab das Berfiherungsgeidäft 
als ſolches betrieben wird. Sadjliche, praftiihe Gründe, 
zur beionderen Nedjtfertigung einer Ausnahme bom 
Prinzip am diefer Stelle, glaube ich, liegen doch nicht 
vor. Es ift ein befonderes mildes MWohlwollen gegen 
die Leute, die Berfiherungsgeichäfte betreiben wollen, nicht 
am Blake und könnte in allen dem anderen Fällen, wo 
eine Genehmigung für ein Gewerbe in Frage fteht, viel: 
leicht viel eher in Betracht kommen; denn hier ift, wie die 
Grfahrung gezeigt hat, die große Gefahr, daß durd den 
Betrieb des unkonzeſſionirten Berficherungsgewerbes, 
namentlid auf der ——— die Inter⸗ 
eſſen der Verſicherten, die wir doch ſchützen wollen, ſtraf— 
los geſchädigt werden. 

Präſident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen; der Herr 
Berichterſtalter verzichtet. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den $ 108 mit dem Amendement der Herren Ab— 
geordneten Dietrich und Genoffen auf Nr. 261 der Drud: 
ſachen ad 4. 

Die Herren beantragen, im Abſatz 1 des 8 108 bie 
Worte zu freien: 

obwohl er Kenntniß davon hat, daß dieſe Er: 
laubniß erforberlid it, 


(B) und im Abja 2 die Worte zu ſtreichen: 


obwohl er Kenntniß davon hat, daß die für ſolche 

Verträge erforberlihe Erlaubniß nicht ertheilt ift. 
Ich werde über die einzelnen Abſätze einzeln abjtinmen 
laffen, und zwar beide Mal —— ob die von den 
Herren Abgeordneten Dietrich und Genoſſen zur Streichung 
beantragten Worte aufrecht erhalten werden ſollen. Schließ— 
lid werde ich abftimmen lafjen über $ 108, wie er ſich 
nad den vorhergehenden Abftimmungen geitaltet haben 
wird. — Hiermit ift das Haus einverjtanden. 

IH bitte alfo diejenigen Herren, welde entgegen 
ben Autrage Dietrich und Genofjen nad den Beichlüflen 
ber Stommiffion in Abfag 1 des $ 108 die Worte „ob- 
wohl er Kenntniß davon Hat, ba dieſe Erlaubniß er- 
forderlih iſt“ aufrecht erhalten wollen, fih von ihren 


Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit; die Worte ſind geſtrichen. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche im 
Abſatz 2 entgegen dem Antrage Diekrich und Genoſſen 
auf Nr. 261 der Druckſſachen ad 4 die Worte „obwohl er 
Kenntniß davon hat, daß bie für foldhe Verträge erforder: 
lihe Erlaubniß je ertheilt ift“ nad den Beſchlüſſen 
ber Kommiſſion aufrecht erhalten wollen, fih von ihren 
Plägen zu erheben. 

(Beichieht.) 


Auch das ift die Minderheit; die Worte find geftrichen. 

Sch darf wohl annehmen, daß ber $ 108 mit biefen 
beiben Streihungen vom Haufe — iſt. — Dies 
iſt der Fall, da niemand wiederſpricht. 

Ich werde nunmehr die zurückgeſtellte Abſtimmung 
über ben $ 81 vornehmen. 

Zum $ 81 liegen zwei Amenbementö vor, eins ges 
ftellt von dem Herren Abgeordneten Dietrich und Genoflen 
auf Nr. 261 der Drudjadhen ad 2: 





im Abſatz 2 die Worte „ber Prämien für Nüd: (C) 


berfiherungen ſowie“ zu ftreichen 
und von dem Herrn Abgeordneten Richter, Nr. 266 der 
Druckſachen: 

in $ 81 die Abſätze 2, 3 und 4 zu ſtreichen. 
Ich werde zuerft über dad Amendement der Herren Ab: 
geordneten Dietrid) und Genoffen abftimmen laffen, und 
zwar auch pofitiv, dann über das Amendement Nichter, 
ebenfalls pofitiv, und fchließlih über den S 81, wie er 
fih nad den borhergegangenen Abftimmungen geftaltet 
haben wird. — Hiermit ift dad Haus einverjtanben. 

Ih bitte aljo diejenigen Herren, welche entgegen 
dem Antrage Dietrih und Genoffen auf Nr. 261 der 
Druckſachen im Abſatz 2 des 581 die Worte „der Prämien 
für NRüdverfiherungen fowie* nad den Anträgen ber 
Kommiſſion aufrecht erhalten wollen, fid) von ihren Pläßen 


zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; die Worte find geftrichen. 

Nunmehr bitte ich die Herren, welche entgegen dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Richter auf Nr. 266 
ber Drudjahen den nunmehr amendirten Abja 2 und 
die Abfäge 3 und 4 nad) den Beichlüffen der Kommiffion 
aufrecht erhalten wollen, fih von ihren Plätzen zu er: 


heben. 

(Gefchieht.) _ 
Das ift die große Mehrheit; die Abſätze find aufrecht er- 
halten, und ich darf wohl ohne weitere Abftimmung an- 
nehmen, daß der 5 81 mit dem Amenbement, welches ſo— 
eben beichloffen ift, vom Haufe angenommen ift. — Das 
ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Ich fehre nunmehr zurüd zum 8 109 — und rufe 
weiter auf: $110,— 8111, — 8112, — 8113, — $114. — 
Die fämmtliden von mir —— aragraphen ſind 
in zweiter Leſung nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion 
genehmigt. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuſſion über 5 115. 
Zu demfelben liegt vor dad Amendement der Herren Ab: 
geordneten Zehnter und Genoffen auf Nr. 263 der Drud: 


ſachen. 

Der Herr Berichterſtatter verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, nicht ohne 
Befremden habe id) wahrgenommen, daß der Herr Bericht— 
eritatter der Kommiſſion an eriter Stelle unter einem 
Antrag zur Abänderung ber Kommiſſionsbeſchlüſſe fteht. 
In welche Lage kommt derjelbe — er hat doch hier bie 
Aufgabe, die Kommiffionsbefhlüffe zu vertheibigen —, 
wenn ihm gegenüber ein Antrag verlefen wird unter 
Sagen Namen, der in der Kommiſſion abgelehnt ift, und 

er die Kommiſſionsbeſchlüſſe wieder aufheben fol! ch 
beitreite ja nicht, daß das fo formales Recht ift, aud) 
ald Referent feine eigene Anſicht aud) im entgegengefesten 
Sinne fundzugeben. Aber im dem gegebenen Falle 
nimmt es fit) doc ſehr fonderbar aus, und hergebradjt 
ift die Sitte bisher in feiner Weife. 

(Sehr richtig! links.) 

Veberhaupt, meine Herren, muß ih dod) jagen, daß 
die Art, wie jegt in mehreren Kommiffionen, nachdem bie 
offiziellen Berathungen abgeſchloſſen waren, die ſtommiſſions— 
mitglieder ſich noch einmal, gewiffermaßen offiziös, zus 
fammengefunden haben, um Anträge zu vereinbaren zur 
Abänderung ber ee Kommiffiondparagraphen, 
ſehr anfechtbar erſcheinen kann. Es handelt fi alſo um 
die Einbringung von Anträgen, nachdem ber Kommiſſions- 
bericht bereits vertheilt if. Meine Herren, dad Plenum 
wird durch bie Kommiffionsverhandlung in ihrer jegigen 
Ausdehnung ohnehin ſchon jehr beeinträchtigt. Wenn nun 
noh die Kommiffionsmitglieder fih nad Abſchluß ber 
Kommiffionsherathungen beſonders verjammeln und 
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(Richter.) 
entftehen aus verſchiedenen Parteien und 
Kommiffionsmitgliedern, wo bleibt dann noch für Dies 
jenigen, die an den Kommiffionsverhandlungen nicht 
theilgenommen haben, die Möglichkeit, mit Erfolg hier 
einen abweichenden Standpunkt zu vertreten? 

(Sehr richtig! links.) . 
Das Plenum wird in der That dann Heruntergebrüdt, 
nicht nur die Kommiſſionsbeſchlüſſe, fondern auch die Be: 
ichlüffe, die unter Kommiffionsmitgliedern nachher ver: 
einbart find, einfach abzuftempeln. 

Meine Herren, in dem gegebenen Falle wird alſo 
verſucht, die Beftimmung des Negierungsentwurfs wieder: 
herzuftellen, wonad jede Geſellſchaft verpflichtet fein Toll, 
für jeden Staat auf Verlangen einen befonderen Bevoll- 
mächttgten zu beftellen. Der Abänderungsantrag Zehnter 
it in der Hauptſache identifch mit dem Regierungsentwurf, 
jeine Abänderungen find nur formeller Natur; fie beftehen 
darin, daß — im erften Sat — der Geſchäftsbelrieb in 
einem Staat von einem folden Umfange fein muß ober 
bon einem ſolchen Umfange werben foll, daß danad) 
die Beltellung eines Hauptbepollmädhtigten ſich rechtfertigt. 
Beſtreitet das Unternehmen das PVorhandenfein dieſer 
Vorausſetzung, fo enticheibet darüber der Bundesrath auf 
Grund der ihm vorgelegten Nachweiſe. Derfelbe kann 
verlangen, daß fir mehrere Bundesftaaten zufammten ein 
Hauptbevollmädhtigter geftellt wird. Das find alſo die 
Abweichungen in der Faſſung des Paragraphen der Re: 
gierungsvorlage. Die Gejellihaft Toll alio das Recht 
erhalten, zu beftreiten, daß dieſer Geihäftsumfang nad 
ihrem Plan ein folder werden foll, daß danach bie 
Stellung eines Hauptbevollmächtigten fih rechtfertigt. Ja, 
meine Herren, eine Geſellſchaft würde fid) doch fett etwas 
vergeben und in dem Mugen ber Behörden zurüdjegen, 
wenn fie von vornherein nicht behaupten wollte, daß ihr 
Geihäft in dem betreffenden Staat jo groß wie möglich 


(B) werden ſoll, fie fan doch nicht von vornherein ſich hin- 


ftellen und fagen: ich beabfichtige nur, ganz unbedeutende 
Geihäfte vorzunehmen. Wenn ed nod) hieße: wenn der 
Umfang des Bundesftaats ein derartiger ift, daß fich 
ein Bevollmächtigter nicht lohnt, dann hätte es noch eher 
einen Sinn, wer 3. B. gelagt werben könnte: Neuß 
ältere Linie ift do nun einmal fo fein, daß man wirk— 
lich nicht die Zumuthung erheben kann, dafür einen Be— 
vollmächtigten zu ernennen. So iſt es aber nicht gefaßt. 
Die betreffende Gefellihaft foll alfo num beftreiten, daß 
ber Umfang jo groß werden fol. Nun iſt es für eine 
Gelellfchaft, die in einem Staate ein Gefhäft anfangen 
will, eine jehr mißliche Sache, damit zu beginnen, daß fie 
einen Streit mit der Negierung anfängt. Davor wird fie 
ſich natürlich hüten, das ift eine ſehr ſchlechte Einleitung 
fir ein Gefhäft. Und Hat fie nun Ausficht, wenn fie 
einen Streit anfängt, von dem Bundesrath Necht zu be— 
fommen? Nein, in ſolchen Sahen gilt auch unter den 
Herren Bunbesrathämitgliedern der Spruch: clerieus cle- 
rieum non deeimat, Das eine Bundesrathsmitglied er: 
weift dem anderen eine Höflichkeit in folhen Dingen, wo 
F — — Meinungsverſchiedenheit in Frage 
ommt. 

Meine Herren, dieſe ganze Beſtimmung, daß für 
jeden Staat ein Hauptbevollmächtigter ernannt werden 
ſoll, ift ein Ueberreſt aus der deutſchen Vielſtaaterei, 
der jetzt in ein Reichsgeſetz übernommen werden ſoll. 
Dieſe Einrichtung wird ja in dieſem Geſetz aufrecht er— 
halten auch dem Auslande * Da hat ſie einen 
Sinn. Daß aber früher vor Errichtung des Reichs ſolche 
Beſtimmungen bon Mittelftaaten und $Heinftaaten über: 
haupt — worden, hängt eben damit zuſammen, daß 
jeder Staat alle anderen deutſchen Staaten auch 
wie Ausland behandelte und beöhalb die Niederfegung 
eines Hauptbevollmächtigten verlangte und nicht cher ihm 


die Konzeffion gewährte, bis die Gefellihaft — e3 war (C) 


in dem mir befannten Falle des ehemaligen Königreichs 
Hannover die Magdeburger Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
— fid) dafür verpflichtete, eine Abgabe von '/, Prozent 
des Grundkapitals in einen Neptilienfonds des König— 
reih8 Hannover zu bezahlen. Meine Herren, jest, nach— 
dem der Begriff des beutfchen Auslandes aufgehört hat, 
eine ſolche Beſtimmung zur treffen, was hat da3 nun für 
einen Sinn? Damald hatte jeder Staat das Recht, die 
Konzeffion zu ertheilen und zu verweigern; damals hatte 
jeber Staat feine befondbere Geſetzgebung über das Ber: 
fiherungswefen. Das foll doch aber jest aufhören. 
Wozu da noch der Hauptbevollmädhtigte? Höchſtens, kann 
man fagen, zur Bequemlichkeit der betreffenden Staats— 
regterung. Sa, ans demfelben Grunde könnte 3. B. aber 
aud) die preußijche Negierung verlangen, ind Geſetz zu 
ihreiben, daß ein Hauptbevollmächtigter jeder Geſellſchaft 
am Sik der Hauptitabt der Provinz niedergefegt würde, 
um der Zentralbehörde die Korrefpondenz und den Verkehr 
zu erleihtern. Dede Gefellihaft muß ja im eigenen In— 
tereffie — das ift ja der Gebrauh — Generalagenten 
haben, welde, abgefehen von der Lebensverſicherung, das 
Recht haben, die Geſellſchaft durch Vertragsabſchlüſſe zu 
binden. Aber die Gejellihaften werben ſolche General— 
agenten doch nur hinfegen in größere Städte, welche 
Mittelpunft einer Landichaft find, alfo 3. B. nach Erfurt; 
man wird aber nicht geneigt fein, Generalagenten aud) 
zu beftellen in Meiningen, Coburg, Schwarzburg-⸗Sonders⸗ 
haufen, Schwarzburg-Rudolftadt, Neuß jüngere Linie. Und 
doch fann ich Sie verfihern, daß nad dem beftehenden 
Recht alle diefe Mleinftaaten ihren Hauptbevollmädhtigten 
verlangen können. 

Für eine Gefellihaft erwachſen aus ber Stellung 
eines Hauptbevollmäcdtigten Koſten; es bedingt das ja 
eine gewiſſe Repräfentation. Und was das —— 7 
iſt, man findet an kleinen Orten nicht ſo viel Perſonen, 
wie alle dieſe Geſellſchaften, die dort arbeiten wollen, als 
Hauptbevollmächtigte dort niederſetzen ſollen. Es finden 
ſich Leute dazu, aber find fie auch zuverläffig? Darauf 
fonımt es fehr an; denn alle diefe Hauptbevollmädhtigten 
vertreten die Gefelihaften vollftändig nad) außen. 
geiehen von Lebensverſicherungsabſchlüſſen haben fie alſo 
die Profura für die Geſellſchaft, und mag die Gefellichaft 
durch interne Inftruftionen nod fo fehr fie im Geſchäft 
binden, wenn fte in llebertretung diefer Auftruftionen nad 
außen Verträge abichließen, Verbindlichkeiten eingehen, fo 
ift die Geſellſchaft dadurch verpflichtet. 

Wo finden wir eine folhe Beltimmung, wie fie hier 
für ein Verſicherungsgeſetz vorgeihlagen wird, fonft in 
einem Neichögefeg? Mir ift nicht befannt, daß 3. B. für 
die großen Banken vorgefchrieben ift, jeder Staat könne 
verlangen, daß jede Bank einen Hauptbevollmächtigten 
niederſetze; es ift mir auch nicht befannt, daß man im 
Hypothefenbanfengefeg dergleichen eingeführt habe. Es 
er ja fehr viele große Betriebe, die fi über dad ganze 
Reich eritreden — gleihwohl ift eine ſolche Beftimmung 
für fie nicht eingeführt. 

Nun noch befonderd wenig in die heutige Zeit paßt 
die Nufrechterhaltung einer Beſtimmung, wonach bie 
Geſellſchaft fi) am Site eines folden Bevollmächtigten 
verklagen laſſen muß. Die Gejellihaften laſſen ſich ber— 
Hagen an bem Ort, wo ber Vertrag abgeichloffen ift, wo 
aljo der Generalagent domilizirt, der ben Bertrag ab: 
fchließt. Aber wozu num noch ein Forum begründen am 
Sig dieſes re in ber Mefidenz bes 
Sleinftaates? Das tft ein lleberreft ber Kleinſtaaterei 
und der PVielftaaterei; es iſt ein Ueberreſt aus der Zeit, 
wo noc fein einheitliches bürgerliches Recht geichaffen 
war, fondern in jedem Staat verfchiedenes Recht war; es 
ift ein Weberreft aus der Zeit, wo in ben Einzelftaaten 
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verſchiedenes zen beftand, wo in den Einzelftaaten 
befondere Beltimmungen beftanden über die Erlangung 
ber Abvofatur. 

Meine Herren, als ich in früheren Sahren noch vor 
Errihtung des Norbbeutihen Bundes in ber Direktion 
einer Getellicaft Gelegenheit hatte, ſolche Berhältniffe 
näher fennen zu lernen, auch Berationen, bie die Klein— 
und Mittelftaaten in Bezug auf die Hauptbevollmädhtigten 
trieben, da ift mir ein Nefkript aufgefallen, das ſich darauf 
bezog und fo merkwürdig lautete, dab ich es mir damals 
aufgeichrieben habe. Diefe Feuerverfiherungsgefellichaft 
hatte ihre Generalagenten in Hannoder, in Minden u. f. w. 
Aber Lippe-Detmold genügte dad noch nicht; es wollte 
feinen Hauptbevollmädligten in Detmold haben und 
richtete an bie Direktion der Gefellihaft ein Schreiben, in 
welchem es feinen Wunsch damit begründete: 

Wenn nicht in Detmold ein Hanptbevollmächligter 
fige, jo würden bie Detmolder fonft am aus: 
ländifchen Gerichten ohne Kenntniß ber dort 
geltenben Geſetzes- und Prozeßvorſchriften ihr 
Recht ſuchen müffen und ſich durch einen aus— 
wärtigen Anwalt vertreten laffen müffen, bon dem 
fie nicht immer erfahren könnten, ob er ihr Ver: 
trauen verdiente. 
Ein ſolches Mißtrauensvotum ftellte die Fürftlih Lippe: 
Detmoldſche Regierung damals dem benadbarten Preußen, 
bem preußifchen Recht, dem preußifchen Prozeß und den 
preußifchen Anwälten aus. Das ilt doch eine Kurioſität 
fondergleihen. Aber dad habe ich mir damals nicht 
träumen laffen, daß, wenn es mım endlich nach mehr als 
30 Jahren nad) Erridtung des Bundes zu einem Reichd- 
gefeg fommen würde, man dann noch unter Umftänden 
eine folde Einrichtung, die mit dem Reichsgedanken in 
Widerſpruch fteht, konſerviren wide, nur aus parti« 
fulariftiicher Liebhaberei. 
(Sehr richtig! linls.) 
Deshalb bitte ih Sie, den Kommiſſionsbeſchluß unver: 
ändert anzunehmen. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Welhien: Dad Wort 
hat der Herr Bevollmächtigte Ben Bundesrath, Königlich 
bayerifhe Minifterialdireftor Ritter v. Herrmann. 

v. Herrmann, Miniftertaldireftor, ftellvertretender 
Bevollmäctigter zum Bundesrath für das Königreich 
Bayern: Es ift keineswegs eine partikulariftifche Lieb: 
haberei, warum die bayeriſche Regierung die Aufredht: 
erhaltung ber Abfäge 2 und 3 des & 115 wünſcht, Sie 
wünſcht, daß einmal die Stellung des Hauptbevollmäch— 
tigten und zweitens ber geionderte Gerichtöftand am 
Mohnort desfelben im Jutereſſe der Verfiherten aufrecht: 
erhalten wird. Es wäre eine ganz entſchiedene Ber: 
ſchlechterung des beftehenden Zuſtandes, wenn diefe beiden 
Beitimmungen befeitigt würden. Mir ift vor einigen Tagen 
nod von dem Königlichen Minifterium des Innern in München 
eine Entſchließung zugegangen, worin gejagt wird, daB bie 
Berfiherten, — und nun heißt es wörtlih weiter —: 

wie fih gerade in ben letzten Jahren vielfad) 

gegeigt hat, großen Werth darauf legen, daß ihnen 

die Berfolgung ihrer Rechtsanſprüche gegen die 

Berfiherungsanftalten vor den ————— Ge⸗ 

richten geftattet wird, und daß fie nicht genöthigt 

werben, fih mit großen Koften und Unbequemlich— 

feiten an das Gericht des Domizild der Ge— 
ſellſchaft felbft zu wenden. 

Die Negterung kann deshalb den Antragftellern nur dank— 

bar fein, daß fie den Antrag unter Nr. 262 der Drud: 

fachen eingebradyt haben. Diefer Antrag weicht zwar in 

dielen — wie ich mir gegen den Herrn Vorredner zu bes 

aupten erlaube — und weſentlichen Punkten von der 

orlage ab; ich glaube aber, namens ber verbündeten Ne: 

gierungen verfihern zu können, daß in ber Hauptjache 


egen bie Faffung, welche diefe beiden Abſätze nad) den (C) 


NhänberungBanträgen finden follen, eine Erinnerung nicht 
wird erhoben werden. 

Man hat in der Kommiſſion daran Anftoß genommen, 
daß jeder einzelne Bundesſtaat, auch der kleinſie, die Be: 
ftellung eines Hauptbevollmächtigten innerhalb feines 
Staatägebiets foll verlangen können; und dies foll nun 
dadurch befeitigt werben, daß, wenn Die einzelnen Ver: 
ſicherungsunternehmungen einem derartigen Verlangen nicht 
ftattgeben wollen, ſie die Enticheidung des Bumdesraths 
anrufen können. Der Herr Abgeordnete meint, daß diefer 
Appell an den Bundesrath nicht wefentlich fet; er hat in 
einer abfälligen Weile die Anfhanungen des Bundes: 
rath3 gewürdigt in Bezug auf die ihm zuſtehenden Nechte 
und Pflichten. Dagegen habe ich einfah Verwahrung 
einzulegen. Id bin überzeugt, daß das hohe Haus mit 
mir der Meinung ift, daß, wenn der Bundesrath bie Be: 
fugniß bat, in Streitfällen zwiſchen ben Einzelregierungen 
und den Berfiherungsunternehmungen zu enticheiden, diefe 
Entſcheidung nad) beftem Willen und objektiv getroffen 
werden wird. 

Sodann ift noch cine ganz weſentliche Aenderung 
gemacht im lebten Sat des zweiten Abſatzes, wo zum 
Abſchluß eines Lebensverfiherungsvertraged® cine ganz 
bedeutende Gremtion und Privilegirung eingeräumt ift. 
Ih glaube aber, daß and; dagegen bie verbündeten Re— 
gierungen feine Einwendungen erheben werden. 

Nun hat der Herr Vorredner gejagt, es gebe bazu 
gar kein Analogon. Ich erlaube mir, den Herrn Abge: 
ordneten darauf hinzuweiſen, daß in unferem bayerifchen 
Steuergeſetz nicht allein gegenüber den Verſicherungs— 
anftalten, ſondern gegenüber allen außerbayerifcen ge: 
werblihen Unternehmungen, die den Betrich nad Bayern 
ausdehnen und entweder Zweiggeſchäfte errichten oder 
fonft ihre Geſchäfte dort felbftitändig betreiben, bie Ver: 


pflichtung befteht, Hauptbevollmächtigle zu ernennen, damit (D) 


bie Steuerverwaltung entipredhend die Steuerangelegen: 
heiten mit ihnen ordnen kann. Das ift meines Wiſſens 
in Preußen geradefo ber Fall, und hier nicht allein gegen: 
über den Berfiherungsunternehmungen, fondern, wie id) 
neulich in der Zeitung gelefen habe, auch gegenüber den 
Banken. Insbeſondere erinnere ih mich, daß unlängft 
das Oberverwaltungsgericht in Berlin eine Enticheidung 
getroffen bat mad dieſer Richtung gegenüber der 
bayeriichen Hypotheken- und Mechjelbant. Etwas Ab— 
fonderlihes alfo wird hier durchaus nicht gefchaffen. 
Nun iſt uns von denjenigen Herren, welde bie 
Abfäge 2 und 3 des 8 115 in der Hommilfion bekämpft 
haben, entgegengehalten worden, daß ja Hauptbevoll- 
mächtigte überall, namentlich in den größeren und Mittel- 
ftaaten, werden aufgeftellt werden ſchon im eigenen ge— 
Ihäftlihen Interefle der Verfiherungsunternehmer. Alſo 
wird ja feinem hierdurch ein Weh bereitet, wenn eine 
derartige Beltimmung in den Entwurf hineingefeßt wird. 
Id kann die verehrten Herren nur dringend bitten, die 
bier geitellten Abänderungsanträge anzunehmen. 
Bizepräfident Dr. v. FregesWeltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Zehnter als Abgeordneter. 
Zehnter, Abgeordneter: Damit der Herr Abgeorbnete 
Richter mid) als Abgeordneten unterfcheibet vom Referenten, 
will ih hier am Nebnerpult Plag nehmen und Folgendes 
bemerken: Der Herr Abgeordnete Nichter hat gemeint, es 
fet auffallend, daß ich, obgleich ich Werichterftatter ber 
Kommiffion zu dem Gefegentwurf bin, einen Antrag ein: 
gebracht habe; er hat aber zugleich felbft hinzugefügt, er 
müffe allerdingd anerkennen, daß formell und geſchäfts— 
ordnungsmäßig dem nichts im Wege ftehe. Ich wüßte 
alfo nicht, was mich hindern follte, einen derartigen Antrag 
einzubringen. Ich kann mid auf den Sag berufen: „Qui 
jure suo utitur, neminem laedit“, nit einmal die Ge— 
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(A) ſchäftsordnung. Ich würde es aber auch für falſch halten, 


wenn id der Meinung bin, daß am irgend einem Punkte 
des Entwurfd ein Antrag einzubringen fet, das zu unter: 
laffen, lediglich deöhalb, weil die Kommiffion mich mit der 
Mühe belaftet hat, dad, was von der einen und ber 
andern Seite zu dieſem Punkt in der Kommiſſion aus: 
geführt worden ift, im Bericht niederzufdreiben. Ich 
würde es fir eine Pflichtverlegung halten, aus biefem 
Grunde zu verzichten auf die Einbringung derjenigen An: 
träge, die ich für geboten eradhte, zumal wenn ich fie 
ſchon in der Kommiſſion felbft eingebradht hatte. 
(Sehr richtig!) 

Eine Theorie, wie fie der Herr Abgeordnete 
Nichter aufgeftellt hat für den Berichterftatter, müßte 
meined Erachtens noch zu einer weiteren Konſequenz führen. 
Sekt Schon wird es als zur Gtifette gehörig angeſehen, 
daß der Vorfigende der Kommiſſion, ber die ganzen Ber: 
handlungen dort geleitet hat, feine Anträge ftellt. Dafür 
fann man noch einen gewiffen Grund anführen; man kann 
geltend machen, der Vorfigende foll eine neutrale Perſön— 
lichkeit fein, er fol fih in der Kommiſſion möglichft 
refervirt halten; und ftellt er dort feine Anträge, daun 
fol er das aud im Haufe nicht thun. Aber wenn man, 
weiter gehend, auch dem Berichterftaiter zummuthet, es zu 
unterlaffen, feine Meinung zur Geltung zu bringen, dann 
weiß ich nicht, warum man nicht diefelbe Zumuthung an 
jedes andere Mitglied der Kommiſſion ftellt; denn bie 
anderen Mitglieder unterzeichnen den Kommiſſionsbericht 
genau ebenjo wie der Berichterftatter. 

(Sehr richtig! aud der Mitte.) 

Die Theorie, die der Herr Abgeordnete Richter auf den 
Neferenten angewendet hat, muß er dann fonfequent auch 
auf die anderen Mitglieder der Kommiſſion ausdehnen, 
und dann hat er den Effekt zu Wege gebradt, daß 
diejenigen Mitglieder de3 Haufed, von denen man doch 
(B) praeter propter annehmen muß, daß fie am beiten orientirt 

find, im Sehen Haufe wicht zur Geltung und zum Worte 
foinmen können. Dann wäre es vielleicht nicht un— 
möglich, daß der eine oder andere hier im Trüben fiſcht, 
und Dinge durchgebracht werben, bie nicht durchgebracht 
werden jollten. Das aber, glaube ich, kann nit im 
Sntereffe der Sadje fein, und beöwegen kann ich bie 
Theorie, welde der Herr Abgeordnete Nichter hier vor: 
gebracht hat, ein fo langjähriger Parlamentarier er auch 
ift, und fo jung ich in diefer Beziehung auch bin, doc) nicht 
als zutreffend anerkennen. 

Was den Antrag felbft anbelangt, jo kann ich mich 
eigentliihd auf daS beziehen, was ber bayeriiche Herr 
Bımbesrathöpertreter bereitö vorgebradjt hat. Wir halten 
es für richtig — ih und die verſchiedenen anderen Herren, 
bie diefen Antrag mit unterzeichnet haben —, daß die Haupt— 
bevollmädhtigten zugelaflen find, einmal, damit ein bes 
quemer Berkehr zwilhen den Regierungsbehörden der 
GEinzelftaaten und den Gejellihaften durch Vermittlung 
biefer Hauptbevollmächtigten ftattfinden kann, wobei es 
wichtig ift, dab der Hauptbevollmächtigte eine gewiffe An- 
fhauung von ben örtlichen und ftaatlidhen Verhältniſſen 
de3 betreffenden Bundesſtaats hat. Gin derartiger Berfehr 
fann nicht bloß für Sragen der Statiftif, jondern auch 
für die Erörterung anderer Fragen jehr wichtig fein. Ich 
will 3. B. nur darauf hinweiſen, baß gegenwärtig die 
Sroge ber Verftaatlihung der Mobiliarverfiherung eine 
gewiſſe Rolle in Süddeutſchland fpielt. Da fann es ſehr 
wichtig und im — Intereſſe der Geſellſchaften ge— 
legen fein, daß fie in ben Einzelſtaaten Hauptbevollmäch— 
tigte haben, mit denen die Regierungen bie in Betracht 
fommenden Gefihtöpunfte erörtern können, insbeſondere 
auch diejenigen Geſichtspunkte, die etwa gegen eine ber: 
artige nicht im Intereffe der Geſellſchaften gelegene Ber: 
ftaatlihung ſprechen. 
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Ich halte es aber aud) für wichtig, daß derartige (C) 


Hauptbevollmädtigte vorhanden find im Intereſſe bes 
Verkehrs ber Verftiherten mit den Geiellihaften. Es 
find ja diefe Verſicherten vielfach Leute, die nicht auf einen 
ichriftlihen Berfehr verwiefen werben können und bie 
aud) nicht verwiefen werben können etwa an den nächſten 
Agenten der Gejellihaft; denn dieſer ift 3. B. bei ben 
Feuerverſicherungsgeſellſchaften ſehr häufig auf dem Lande 
auch ein Mann, der ebenfo wenig wie der Verficherte felbft 
in ber Lage ift, mit feiner Geſellſchaft Verſicherungs— 
angelegenheiten ausführlih und gründlich auf ſchriftlichem 
Wege zu erörtern. Da ift ed, glaube id, durchaus 
wichtig, daß die Verficherten felbft die Möglichkeit haben, 
ohne allzu große Schwierigkeiten und often fih mit einem 
Manne ins Benehmen zu fegen, ber in der Lage ilt, ein 
maßgebendes Wort in ber Berfiherungdgelellihaft zu 
fpreden. Ich könnte Ihnen aus meiner eigenen Erfahrung 
ein Beifpiel vorführen und habe es in der Hommilfton 
auch gethan, wo id jelbit die Erfahrung gemacht habe, 
wie wichtig es it, in berartigen Angelegenheiten mit 
einem Manne verkehren zu können, mit dem man ordentlich 
verhandeln faun, und ber aud einen gewiffen Einfluß in 
ber Geſellſchaft hat und in der Lage ift, der Geſellſchaft 
maßgebende Vorſchläge zu maden. 

Alſo ſchon mit Rüdfiht auf diefen Verkehr — und 
das ift meined Erachtens der Hauptgefihtspuntt — iſt 
e3 nothwendig, einen Hauptbevollmädtigten zu haben. 
Es ift aber — und das iſt ein zweiter, vielleicht unter- 
geordneter Geſichtspunkt — wünſchenswerth, daß dieſer 
Hauptbevollmächtigte vorhanden iſt auch aus Gründen 
der Beſteuerung der Verſicherungsgeſellſchaften. In dieſer 
Beziehung kommen — und deswegen habe ich beſonderes 
Gewicht auf dieſe erg en gelegt — ins» 
bejondere diejenigen Bundesſtaaten in Betracht, die feinen 
Voliceftempel und überhaupt feinen Urkundenſtempel 
haben, wie wir 3. B. in Baden. Wir können die Ver— 
fiherungdgeichäfte, die bei und gejchloffen werben, nur 
im Wege der gewerblichen Beſteuerung erfaflen, und wenn 
wir nicht eine gewerblidhe Niederlaffung im Großherzogthum 
haben, fünnen wir umfaflende Gejchäftsbetriebe überhaupt 
nicht zur Steuer heranziehen. Das aber halte ih nicht 
für einen richtigen Zuftand. Deshalb aljo habe ih es 
für wichtig eradtet, daß dieſe Hauptbenollmädtigten 
wenigftend in der Beihränfung, in der fie jekt nad 
unferem Antrag eingeführt worden find, wieder in das 
Geſetz hereingebradht werben. 

Mit dem Hauptbevollmächtigten hängt zufammen die 
Beftimmung des Abſatz 2 des Antrags über den Gerichts: 
ftand, wo die Geſellſchaft verklagt werben kann. Much 
das ift meines Gradtens wichtig. Der Herr Abgeordnete 
Nichter ift vielleicht zu lange aus dem Prozeßrecht und 
ben Zivilrechtsftreitigfeiten heraus, um in dieſer Bes 
ziehung ein richtiged Irtheil zu haben. Mit welchen 
Schwierigkeiten kann es beifpieläweife verbunden fein, 
wenn ein Prozeß wegen einer Entihädigung für Brands 
ihaden von einem Verſicherten aus Baden in Berlin 
oder in Hamburg geführt werden muß. Die Gefellidaft 
wenbet ein: e3 liegt Brandftiftung vor, wir find deshalb 
nicht verpflichtet zu zahlen, — und in zweiter Reihe 
wendet fie ein: aud wenn wir bezahlen müſſen, fo ift 
eventuell der Schaden viel zu hoch liquidirt; es find gar 
nicht die Fährniffe vorhanden gewejen, für welde Erfag- 
anfprüche geltend gemadt worden find u. f. w. Wenn 
nun ber betreffende Verſicherte in Hamburg ober Berlin 
feine Klage erheben mug — nehmen Sie an, es ift ein 
Bauer, der im Oben: ober Schwarzwald wohnt —, 
welch große Schwierigkeit iſt es idhon für den Man, 
einen Anwalt in Hamburg ober in Berlin zu finden 

(ſehr richtigh, 
und um wie viel ſchwieriger iſt es für ihn noch, ſich mit 


(D) 


(B) dringen und den Sachverhalt allfeitig flarzuftellen. 
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(A) biefem Anwalt ind Benehmen zu feben und ihn auch 


nur einigermaßen genügend zu informiren! Es ift gar 
nicht ander8 zu machen, ald daß der Mann an den 
nächſten Anwalt im Freiburg oder in Heibelberg oder in 
Mannheim fid) wendet und einen Korreſpondenzanwalt 
annimmt. Und dann entfteht eine Menge Koſten, bie 
nicht pe ai würden, wenn ber Mann fich direkt einen 
Anwalt nehmen könnte. 

Aber das tft noch nicht einmal das Nergite. Die 
ganze Beweiöfrage, einmal, ob Brandftifiung vorliegt oder 
nicht, und zweilens, ob wirflid der Schaden erwachſen 
ift, den ber Mann angegeben bat, kann nur durch Zeugen: 
beweißerhebung u werben. Nun hängt der Prozeß 
in Hamburg, und in Bonndorf auf dem Schwarzwald 
follen die Beweife erhoben werden! Daß die Zeugen 
nicht nad) Hamburg geladen werben können, das wird wohl 
aud dem Herrn Abgeorbneten Nichter klar fein; denn 
fonft müßte der ganze Schaden, den der Bauer erleidet, 
nochmals doppelt oder dreifach für bie Koſten ausgelegt 
werben. Es bleibt aljo nichts übrig, als die Beweis: 
erhebung im Wege der Nequifition vornehmen zu laſſen. 
Meine Herren, wer aber Zeugenbeweife in einem umfang- 
reihen Prozeß jemals im Wege der Requifition erhoben 
hat, ber wird wiſſen, wie mangelhaft biefe Beweis— 
erhebungen vielfach find. Es ift begreiflih und natürlich, 
daß ber fernwohnende Richter, der nicht felbft mit dem 
Prozeß befaßt ift, dem eines ſchönen Tages die Akten 
mit der Poſt einlaufen mit einem formulirten Beweis— 
beſchluß, — daß ber fich nicht in die dicken Akten einlieft und 
fid) ein genaues, die Einzelheiten umfaffendes Bild davon 
madt, worauf es bei dieſer Beweiderhebung ankommt. 
Er wird fi an den Wortlaut des Beweisbeſchlufſes 
halten und, wenn er diefen erledigt hat, denken, daß jeine 
Aufgabe erfüllt fei; er wird aber in den meiften Fällen 
nicht in der Lage fein, wirklich tief in die Sache ir 

n 
deshalb kann es leicht ein großer Schaben für ben 
Prozeß fein, wenn der Gerichtsftand fo konſtruirt ift, 
daß die ganze Beweisaufnahme im Wege der Nequifition 
erfolgen mnß. 

Ih möchte aber den Herrn Abgeordneten Richter 
auch noch darauf aufmerffan machen, daß meines (Gr: 
achtens ber Abſatz 2 des Antrages wie er Hier, ent: 
fprehend dem Vorſchlage der Negierungdporlage, wieder 
in daS Geſetz hineingebracht werden fol, eigentlih auch 
gar nicht? Neues beitimmt, fondern vollftändig mit dem 
übereinftimmt, was in $ 21 der Zivilprozeßordnung gejagt 
ift, wo es heißt: 

Hat jemand zum Betrieb eines Gewerbes eine 
Niederlaffung, von welder aus unmittelbar 
Geſchäfte gefhloffen werben, jo können gegen ihn 
alle Klagen, welche auf den Geſchäftsbetrieb der 
Niederlaffung Bezug haben, bei dem Gericht des 
Ortes erhoben werden, wo die Niederlaffung fich 
befindet. 
Wenn man nun das Berfiherungäunternehmen als einen 
Gewerbebetrieb anfieht, dann repräfentirt der Haupt: 
bevollmädhtigte eine Niederlaffung; und wenn er felbit- 
ftändig Gefchäfte abſchließt, jo kann fchon jekt die Ge— 
ſellſchaft am Wohnſitz des Hauptbevollmächtigten verklagt 
werden. Alſo, ich glaube, auch aus der Beſtimmung des 
Abſatzes 2 kann man Gründe gegen den Antrag, den wir 
eingebradit haben, nicht geltend machen, und deshalb 
möchte ich die Herren bitten, in möglichft großer Zahl für 
den Antrag zu ftimmen, den wir fo eingerichtet haben, 
daß er meined Erachtens in feiner Weife die Gefellfchaften 
brüden fann. 

Wir haben gefagt, es foll ein Hauptbevollmäditigter 
nur verlangt werben können, wenn ber Geſchäftsbetrieb 
fo groß ift, daß der Hauptbenollmädhtigte ausreichend be- 





ſchäftigt iſt, und man ber Geſellſchaft billigerweife zu: (C) 


mutbhen kann, daß fie einen Hauptbevollmädhtigten beftellt. 
Und wenn bie beiden „Parteten“, wie ich fie einmal 
nennen will, die Gejellfhaft und die betreffende Bundes: 
regierung, darüber verſchiedener Meinung find, fo foll der 
Bundesrath entiheiden, dem man doc einigermaßen wird 
zutrauen können, daß er in ber Lage tft, auf Grund ber 
ihm vorgelegten Nachweife zu ermeffen, ob die Ge- 
ſellſchaft jo viel Verfiherungsgeichäfte abſchließt in einem 
Bundesftaat oder in einem gewiffen Komplex bon Bundes— 
ftaaten, daß man billigerweife von ihr verlangen kann, 
daß fie einen Hauptagenten beftellt. Diefer wird dann 
in der Lage fein — und das halte ich für einen weiteren 
Grund für die Einführung des Hauptbevollmädtigten —, 
auch unter den Agenten, die im Lande herumfigen, eine 
gewiſſe Aufficht zu führen und da von Zeit zu Zeit nad): 
äzufehen, ob alles in der Orbnung ift — und nicht immer, 
meine Herren, ift alles in Ordnung. 

Alſo ber Hauptbevollmädtigte kann bie Geſell— 
ihaften meined Erachtens nicht ernſtlich beſchweren. Im 
großen und ganzen werben bieje Bevollmächtigten doc 
nur in den größeren und mittleren Bunbesftaaten, etwa 
in den Königreihen, in Baden und Elſaß-Lothringen zu 
beftellen fein. Die übrigen Staaten werben ſich vielleicht 
vereinbaren und gemeinfhaftlid einen SHauptbevoll- 
mächtigten verlangen. Ginem Wunfche, der feitens ber 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften inäbefondere geltend ge— 
macht worden tft, haben wir in dem Antrag zudem nod 
befonderd Rechnung getragen, indem wir gejagt haben, 
wenn es fih um ben Abſchluß bon Lebensberſicherungs— 
verträgen handelt, dann fol der Hauptbevollmächtigte 
nicht das Recht haben, felbitftändig für fi abzuſchließen, 
fondern ſoll vorher die Genehmigung der Generaldireftion 
einholen müffen, und dieſe foll in dem Bertrag erwähnt 
werden. Man kann alſo in ber That nicht jagen, daß 
die Geſellſchaften durch diefe Hauptbevollmächtigten be> (D) 
ſchwert ſeien, und daß man ihnen Koften zumuthe, die 
unbillig ober zwedlod wären. Ih bitte Sie beshalb, 
den Antrag anzunehmen. 

(Brapo! in der Mitte.) 

BVizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Dr. Müller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine 
Herren, ber Kommiſſionsbeſchluß ift feiner Zeit mit einer 
ſehr großen Majorität, foviel ich mich erinnere, mit 12 
gegen 5 Stimmen gefaßt worden. Welche Unlogil ift es, 
zuerft eine vollftändige Zentralifitung des Berfiherungs- 
weſens zu ſchaffen, die Genehmigung des Gewerbebetrieb 
burd ein einheitliches Reichsamt Fir ganz Deutichland 
zu befchließen und auf der anderen Seite hier einen ber- 
arligen partifulartftifhen Generalbevollmädhtigten wieder 
in das Geſetz hineinzufehen. Sie ſchaffen dadurch wieder 
eine volltommen fünftlihe Barriere, und indem Sie auf 
der einen Seite die Necht3einheit ſchaffen, aerreißen Sie 
das ganze Gebilde durch biefen Vorſchlag. Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß wir es hier mit einer vollftändigen 
Durchbrechung des ganzen Syſtems bed Gelebes, ber 
Rechtseinheit und der größten Errungenſchaft des Geſetzes 
zu thun haben, nämlich der Freizügigkeit des Verſicherungs— 
weſens. Wenn Sie wieder einen derartigen General: 
bevollmädhtigten für die einzelnen Bundesftaaten auf: 
ftelen, dann geht diefe Freizügigkeit zum allergrößten 
Theile wieder flöten, da Sie e3 vollftändig der Zentral— 
behörde in den einzelnen Bundesftaaten überlaffen, ob ein 
Generalbevollmäcdhtigter aufgeftellt werben foll oder nicht. 

Was ift nun eigentlich der Grund diefer Maßnahme? 
Wollen wir doc offen fprehen! Der Grund ift weiter 
nichts als der fleinlihite Partikularismus, den 
wir und nur denten können 

(ſehr richtig! Links); 


(Aid mödte 
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(Dr. Müller [Meiningen].) 

ihn einen Finanz: oder Fisktal— 
partifularismug nennen. Meine Herren, ih bin aud) 
Bayer und bin Vertreter der Bevälferung eines Kleinen 
Bundeöftaat3 und muß jagen, ein gewiſſes Mibtrauen 
gegenüber unitarifhen Beftrebungen habe aud ich; aber 
wenn ſich ber Partikularismus in einer derartig fiskaliſch 
kleinlichen Form äußert, wie hier vorgefchlagen wird, fo 
thue ich unter feinen Umftänden mit. 

Der Herr Kollege Zehnter hat den richtigen Grund 
angegeben, der bon dem Herru Vertreter für Bayern 
zurüdgeihoben tft, und er hat damit volllommen redt: 
es ift in den Verhandlungen der Kommiffion hervor— 
getreten, daß wir e3 hier mit einer ſteuertechniſchen 
Maßnahme zu thun haben. Man will in denjenigen 
Bundesftaaten, in weldhen bloß eine Gewerbefteuer, nicht 
ein Urkundenftempel beitcht, einen Generalbevollmächtigten 
haben, damit man leichter die Steuern einziehen kann. 
Ind, meine Herren, was foll nun eigentlid der 
Generalbevollmädhtigter Aus den Ausführungen der 
Herren Vorreduer habe ich das eigentlic, bisher noch nicht 
jeben können. 

(Zuruf.) 

— Jawohl, Herr Kollega, id) werde fofort barauf 
kommen. Meiner Anſchauung nad ift der Generalbevoll: 
mächtigte vollftändig unnöthig. Im einer Zeit des 
Telephons, des Telegraphen u. ſ. w. ift es doch wahr: 
haftig fo leicht möglich, dab der Verſicherte ſich felbit an 
die Zentrale, au die Geteraldirefiion der Verſicherungs— 
gejellihaft wendet. Vom Standpunkte der Bequemlichkeit 
des Verſicherungsnehmers ift die Einrichtung des General: 
bevollmächtigten vollftändig überflüffig. 

Nun ſagt der Herr Sollega Zehnter, der General: 
agent fol ein Mann fein, mit dem der Berficherungs- 
nehmer auch ſprechen kann unter Ausicheidung des 
Agenten. a, meine Herren, wer bürgt Ihnen benn 


(B) dafür, daß der Generalagent oder der Hauptbevollmächtigte, 


wie Sie ihn neunen, num irgendivie mehr taugt als der 
mt Das müflen Sie erft in einem befonderen Geſetz 
feitlegen, weldie Befugniffe dieſer Hauptbevollmädtigte 
und der Agent im einzelnen überhaupt haben folle. Es 
ift eine Behauptung, die durch nichts bewiefen werben 
kann, daß ber Hauptbevollmächtigte in techniicher Be— 
ziehung irgendwie mehr tauge als der Agent, ber in 
vielen Fällen nichts tauge, von dem aber in dem Geſetz 
jo wenig etwas fteht wie von dem Hauptbevollmädhtigten, 
um ben es fidy jetzt handelt. 

Dann meint ber Herr Kollega Zehnter, die Aufgabe 
des Hauptbevollmächtigten fei die, Dafür zu forgen, daß 
alle in Ordnung ift unter den Agenten. Davon fteht 
aud nicht ein Wort in dem ganzen Gefeg! Wir haben, 
wie gefagt, ausdrücklich beftimmt, daß die Befugniffe des 
Hauptbepollmädtigten ebenſo wie die der Agenten in 
einem beſonderen Geſetz, in dem Geſetz, betreffend den 
Privatverfiherungsvertrag, geordnet werden follen. Alfo 
aud) die Aufgabe, die der Herr Neferent als Abgeordneter 
bier dem Hanptbevollmädtigten zugefhoben hat, trifft 
nit zu, ſondern dad macht — das möge der Herr 
Stollega Zehnter mir nicht übel nehmen — er ſich felbft 
aufamment. 

Es läßt ſich doch nicht leugnen, dab, wenn ein 
Hauptbevollmächtigter thatjählih nothiwendig ift, dann 
die Gejellihaft ſelbſt jo Hug ift, einen derartigen Haupt: 
bevollmächtigten aufzuitellen. Das ift diefelbe Frage, die 
wir bei $ 11 und auc bei $ 7 behandelt haben. Sie 
wollen einfah hier durd das Geſetz und die Klugheit 
ber Geheimräthe die Intelligenz der einzelnen 
Verſicherungsgeſellſchaften erfegen. Das brauden 
Sie nicht; die VBerfiherungägejellihaften haben gerade be— 
züglid ihrer Vertretung Intelligenz genug und wiſſen 
ganz genau, ob in bem einen oder anderen Bundesitaat 


der Kreis ihrer Verfiherung fo groß ift, daß fie dort (CO) 


einen Hauptbevollmächtigten zur Wahrung ihrer und der 
Verfiherten Intereflen aufftellen follen oder nicht. 

Nun ift weiter gejagt worden, zu ftatiftiichen Zweden 
brauchte man derartige Hauptbevollmädhtigte. Ich glaube, 
daß bie ftatiftifchen Suede, obwohl das überhaupt ein 
vollftändig nebenfähliher Grund it, aud) bireft von ber 
Generaldirektion erfüllt werben fönnen, ganz abgefehen 
bon anderen Paragraphen (3. B. $ 119), wonad bie 
ftatiftifchen Erhebungen direkt vom Neihsamt für Privat: 
verfiherung eingeholt werden können. Bon diefem Stand: 
puntt aus kann alfo bie Aufftellung eines Hauptbevoll: 
— ganz entſchieden nicht genügend begründet 
werden. 

Was nun aber die Lebensverſicherungen ins— 
beſondere anlangt, wie wollen Sie denn da die Sache 
machen? Wollen Sie da wirklich verlangen, daß in jedem 
Bundesſtaat der ganze mathematiſche Stab und der Kreis 
von Bertrauensärzten aufgeftelt wird?“ Melde Koften 
wird dann die ganze Einrichtung für bie einzelnen Lebens: 
verfiderungen haben? Sie zwingen doch direft Die 
Lebensverfiherungen, eine berartige Norin zu umgehen; 
denn eine Verſicherungsgeſellſchaft fann eine derartige 
Norm überhaupt unmöglich durhführen, ohne bankerott 
zu werden. Wie wird fi denn die ganze Sache machen 
bei der territorialen Beichaffenheit von Deutichland? 
Nehmen Sie zum Beilpiel das Land Meiningen! 
Meiningen ift durd den Thüringer Wald in zwei Theile, 
in einen öftlihen und weltlichen Theil, getheilt. Nun 
follen die Leute von Sonneberg und Saalfeld, um nad 
Meiningen zu fommen — denn ich nehme an, daß ber 
Generalbevollmädhtigte in Meiningen figt — biefen Umweg 
machen, während fie vielleicht in nächſter Stunde auf 
bayeriſchem oder auch auf preußifchen Gebiet einen Ber 
—— ten der betreffenden Verſicherung haben. Oder 
nehmen 
an. Sollen da die Leute von Birkenfeld erſt nad) Olden— 
burg binreifen, während e3 viel bequemer wäre, einfad 
über die preußifche Grenze zu gehen? Alſo von biefem 
Standpunkte aus führt die Aufftelung des General- 
bevollmädhtigten unter Umſtänden zur Abjurbität. 

Die Verhandlungen über S 115 in der Kommiſſion 
haben zur Evidenz gezeigt, daß es durchaus nothwendig 
ift, daß wir enblid einmal in den Doppelbefteuerungs- 
unfug bezüglid der Berfiherungsanftalten hineingreifen, 
und deshalb trifft der Antrag, den der Herr Abgeordnete 
Richter zu $ 120, 8 121 geftellt hat, das einzig Richtige. 
Hier wollen Sie dagegen direft eine reichsgeſetzliche Baſis 
für diefen Unfug der Doppelbefteuerung gründen und eine 
Norm Ichaffen, bie dann feinerzeit den Bundesrath befugt, zu 
fagen: was wollt ihr denn? — ihr habt durch dieſe Befege eine 
Norm geſchaffen, die die Grundlage für dieſe ganze fiskaliſche 
Behandlung der Berfiherungdunternehmungen bildet. 

Schon von diefem Gefiht3puntt, und damit der Reichs— 
tag ſich nicht präjudizirt bezüglich der Ordnung der fteuer: 
rechtlichen Frage, mödte id Sie dringend warnen bor 
ber Annahme der Negierungdvorlage und auch des An- 
trages Zehnter, zu dem ich jet noch mit einigen Worten 
übergehen mödte. Das Stompromiß, dad der Antrag 
fucht, ift ja etwas befler; aber bie prinzipiellen Gründe, 
die ſowohl der Herr Abgeordnete Richter wie ich Dagegen 
aufgeführt haben, treffen aud gegen dieſes Kompromiß 
zu. Deshalb ift es auch ganz erflärlid, daß der Ver- 
treter von Bayern mit der größten Liebenswürdigfeit dem 
Vertreter feine Neverenz gemacht und gejagt hat, bie 
bayerische Regierung wird aud unter Imfänden auf 
ke Kompromißantrag eingehen. Was foll es nun 
eißen: 

Es ift unter der Vorausfegung, einen Haupt: 
bevollmädhtigten zu beftellen, daß ber Geſchäfts- 


ie das Großherzogthum Dldenburg-Birkenfeld (D) 


(8) matifer und der Aerzte? Soll troß bie 
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betrieb in biefem Staate von einem ſolchen Um— 
fang ift oder nad) dem Geihäftsplan von einem 
folden Umfange werben fol, daß barnad) bie 
— eines Hauptbevollmächtigten ſich recht⸗ 


ertigt. 
Das And doch volftändig vage Begriffe, in einem ber: 
artigen Falle wird e3 ftetS zu einem Prozeſſe fommen 
zwiſchen ber Verfiherungsanftalt und dem betreffenden 
Staat; id fage auch hier wieder: die Verficherungdgefell- 
ſchaften werben fo vernünftig fein, daß fie in einem Fall 
einen Vertreter aufftellen, wo es zu ihrem und ber Ver: 
—— Vortheil iſt. Wozu alſo der büreaukratiſche 
wang 
Dann wollen Sie den Bundesrath als Verwaltungs- 
geriät aufftelen? Ih muß doch fagen, für derartige 
uisquilien — denn vom Standpunft einer gefeggebenben 
Stelle bedeutet doch die Entſcheidung, bie fie Bier ald 
Berwaltungdgeriht fällen fol, eine ganz kleine Frage 
fteht mir ber Bundesrat zu hoch. Gegen eine 
derartige Entſcheidung, mit der Sie ben Bunbesrath be 
paden wollen, ift ein Rekurs überhaupt nicht auläffig. 
Sie haben einmal das Inftitut des Nekurfes eingeführt; 
bier aber, bei dieſer fo wichtigen Frage, die zwar Mir en 
Bundesrath minder wichtig, für die betreffenden Anftalten 
aber von ſehr großer Wichtigkeit ift, wollen Sie feine 
Relursinſtanz ng Eine weſentliche Verbefjerung ift 
meiner Anfiht mad) lediglich der letzte Sat des erften 
Abſatzes des Antrags: „Zum Abfchluffe ber Zebenäver- 
fiherungdverträge 2.” Gr macht nah meiner Meinung 
aber die Aufftelung eines Generalbevollmädtigten über: 
Füffie, wie ich daS bereitö vorher auseinandergeſetzt habe; 
enn wenn bloß bie Generaldireftion die Genehmigung 
u erteilen bat, jo weiß ich immer noch nicht, wie foll es num 
ei ben Bebendverfiherungen — um auf biefe fpeziell wieber 
zurüdzulommen — gehalten werben bezüglich der Mathe: 
he letten Abſatzes 
ber betreffende Generalbevollmädtigte fih immer noch 
feinen Bertrauendarzt halten müffen? foll er nod feinen 
anzen mathematifhen Stab um fi haben? foll die Zu— 
m mung, bie feitend ber Generalbireftion gegeben wirb, 
nur eine formale, nicht auch eine materielle Hin? Auch 
das get aus dem Antrage in feiner Weile hervor. 
eine Herren, ich in Bc mid dahin, daß ih auch 
in dem eye pre der Herren Zehnter und Ge: 
noffen ald Grund lediglich die Wahrung eines ganz 
unberedtigten Fiskalismus ſeitens einzelner 
Bundedftaaten fehe, ih muß bier zu meinem Bedauern 
fogen, vor allem feiten$ ber ſüddeutſchen Bundesſtaaten. 
Die Koften einer derartigen überflüffigen Einrichtung 
werben fchließlih nur wieber bie Verſicherten tragen, 
denen Sie durch ben Landestommiffar, durch die Maſſe 
von Behörden und Stellen, die Sie durch dieſes Belek 
ſchaffen, die Verfiherung immer mehr veriheuern. Ich 
möchte Sie daher gerade im Intereſſe ber Berficherten 
dringend bitten, daß Sie den Antrag der Herren Zehnter 
und Genoffen ablehnen und es bei ben fehr wohl über: 
—*5— Beſchlüſſen der Kommiſſion in zweiter Leſung 
a 


en. 
(Bravo! links.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. DOpfergelt. 

Dr. Opfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, ich will 
mid darüber ausfchweigen, ob der Antrag auf Nr. 262 
ber Drudfahen dem Kommiſſionsbeſchluſſe vorzuziehen ift. 
Ich möchte nur, daß der Ichte Sat des eriten Abſatzes, 
welder ald zweiter Abjak in den 8 115 eingefchaltet 
werben fol, geftrihen wirb, und zwar glaube id), daß 
biejer Sat nicht eine Verbefferung des Entwurfes tft, wie 

err —— Müller gemeint hat, ſondern auf alle Fälle 
e Verſchlechterung. Im dem dieſem legten Sage vor⸗ 
Reichötag. 10. LegisL-P. IL Seſſion. 1900/1901. 
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ausgehenden Satze tft die Vertretungsmacht des Haupt- (C) 


bevollmädhtigten genau geregelt, wie fie in $ 86 Nr. 3 
für den Bevollmächtigten des ausländiſchen Verſicherungs— 
unternehmens geregelt iſt. Wir haben in biefem Geleh 
auch nur Veranlaſſung, die Vertretungsmacht zu regeln, 
aber nicht dad Auftragsverhältniß, das interne Der: 
hältniß zwifchen der Berfiherungsgefellihaft und dem 
Hauptbevollmädtigten. Ich Halte es aber für felbft- 
berftänblid, daß die Gefellihaft dem Hauptbevollmächtigten 
eine Inſtruktion geben wird, bie von dem Hauptbevoll: 
mädtigten au befolgen ift. In dem Zentralbureau ber 
Geſellſchaft ift der Verfiherungdvertrag vorzubereiten, dort 
find die nöthigen Hilfskräfte vorhanden, welche die ein- 
yon Nififen bewerthen können. Es iſt nicht angängig, 
aß ber einzelne Hauptbevollmächtigte ſich mit einem 
Stab von Hilfäkräften umgiebt, der bie linfoften ber 
Geſellſchaft ſehr vertheuern würde; dieſe würden ihren 
Ausdruck wieder in höheren —— finden. 

Die Gefahr, daß der Hauptbevollmächtigte die In— 
ſtruktion mißachte, ift genau biefelbe, wie wenn er wahr: 
heitswidrig in den Vertrag hineinfchreibt, die Genehmigung 
der Zentralleitung fei ertheilt. Ich glaube nun, daß ber 
Vertrag, den der Hauptbevollmädtigte jo abichließen 
wiirde, unanfedhtbar tft, fofern nicht etwa ein Zinilbetrug 
vorliegt, an dem fich der Verſicherungsnehmer betheiligt 
haben follte; nur im biefem ‘Falle würde meine Er— 
achtens ber VBerfiherungävertrag anfechtbar fein. Es ſcheint 
aber, daß der Antrag weiter gehen ſoll, daß er die Ver— 
tretungsmacht wieder beſchränken will, und daß es zur 
Giltigkeit des Vertrages weiter erforderlich iſt, daß die 
Genehmigung ſeitens der Zentralleitung wirklich vorliegt. 
Es müßte alſo in dieſem Falle der Verſicherte zunächſt 
prüfen: liegt materiell die Genehmigung ſeitens der Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft vor? Er müßte ferner prüfen: welche 

erfonen find nach dem Gefellihaftsvertrage befugt, bie 


ejellfichaft zu vertreten? Endlich müßte der Verficherte (D) 


nod prüfen: wer ift nach dem Hanbeläregifter befugt, im 
einzelnen Falle die Gefellfchaft zu vertreten? — und ferner: 
rühren dieſe linterfchriften, die hier vorgelegt werben, von 
den betreffenden befugten Bertretern her? Wir würden 
alfo die Berfiherten in ein ganzes Wirrfal von Prüfungen 
hineinführen und hiermit das Gntgegengefeßte von dem 
thun, was wir in biefem Geſetz beftimmen. Diefes vo. 
bezwedt den Schuß ber Verficherten; wir würden bur 
den Schlußfag lediglich den Schuß der Berfiherungs- 
efellfhaft einführen und in demſelben Maße die Ber- 
344 bedrücken. 
Ih möchte noch die Verſicherungsgeſellſchaften auf 
einen Gefihtspunft hinweiſen. Es ſcheint I daß dieſer 
legte Sag auf Wunſch der Berfiherungdgejellihaften in 
biefen Antrag hineinfommen fol. Wir haben für bie 
ausländifhen Unternehmungen den Hauptbenollmädtigten 
mit einer nicht eingefchränften Vertretungsmacht aus: 
geftattet, wohingegen wir ben Hauptbevollmächtigten ber 
inländifchen Verfiherungägefellihaft durch derartige Be— 
dingungen einihränfen wollen. Es würde aljo wahr- 
ſcheinlich ſein, dab das Publikum fih zu dem Haupt: 
bepollmädtigten der ausländifhen Verſicherungsgeſellſchaft 
re wo es lediglich die Beſcheinigung bed Ber: 
herungdamt3 einzufehen hat, daß biefer Hauptbevoll: 
mädhtigte befugt ift, Die ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft 
iu vertreten, wohingegen bei dem Hauptbevollmäcdhtigten 
er inländiſchen Berficherungs eſellſchaften die Möglichkeit 
zu einer berartigen einfachen Prüfung entzogen wird. Es 
muß eine ganze Menge von fchwierigen Fragen erſt er: 
lebigt werben, ee ber Verfiherungdnehmer mit Sicherheit 
einen rechtswirlſamen Vertrag mit bem Hauptbepoll- 
mächtigten einer inländifhen Berfiherungsunternehmung 
ſchließen fann. Ich glaube deshalb, daß re Schlußſatz 
den inländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften in demſelben 
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(A) Umfange Schaden bringen würde, wie er ben aus 


ländifhen Gefellihaften Nutzen bringt. Ich bitte Sie 
daher, den Schlußſatz des erſten Ablage des Antrages 
abzulehnen, und ich erſuche den Herrn Präſidenten, hierüber 
eine gefonderte Abftimmung herbeizuführen. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 
der Herr Abgeorbnete Schmidt (Marburg). 

Schmidt (Warburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
nicht allein dieſer Schlußſatz des erften Abſatzes ſcheint 
mir bebenflih zu fein, fondern der ganze Abjag 1 und 
damit allerdings eventuell auch, fo wie er jetzt gefaßt ift, 
ber Abſatz 2. Ih möchte e3 bei dem Beihluß ber 
Kommiſſion belaffen haben. Der ganze Antrag und 
ſchließlich auch der $ 115 in der Faſſung der Regierungs— 
vorlage paßt in das Geſetz eigentlih gar nicht hinein; 
er liegt ganz ankerhalb des Rahmens des Geſetzes. Das 
Geſetz ſoll lediglich dazu dienen, die Verſicherten zu ſichern, 
daß ſie dad, was fie erſtrebt, ſpäter auch erhalten und 
nicht etwa durch ungünftige Bertragöbeftimmungen und 
dal. benaditheiligt werden. Lebiglih zur Sicherheit für 
die Verficherten joll das Geſetz geidhaffen werden. Was 
hat num aber diefer Hauptbevollmädhtigte mit der Sicher: 
heit des Verſicherten zu thun? 

(Sehr richtig! Links.) 
Mir umnterftehen doch in Deutfchland einem gemein: 
ihaftlihen Recht, wir haben den gemeinſchaftlichen Prozeß, 
und ob einer in Berlin oder anderäwo verflagt wird, 
oder ob er feinen Vertrag hier oder dort fließt, das 
muß volftändig gleichgiltig fein; denn wir haben, wie 
gejagt, ein eineltige Recht, namentlich in Bezug auf 
den Prozeß. Ich weiß alſo ger nicht, wie dadurch ein 
Verſicherter ſchlechter ſtehen foll, ob er num feine Verträge 
in Berlin oder bei dem betreffenden Hauptbevollmädhtigten, 
id will einmal jagen, in LippesDetmold abichlicht. enn 
wir und Tediglih an den Zweck des Geſetzes halten wollen, 


(B) dann müffen wir von biefer fehr unangenehmen Feſſel, die 


wir dadurch den Verfiherungsgeiellichaften anlegen, Ab- 
ftand nehmen. 

Daß für die ausländiſchen Gefelichaften der Haupt: 
bevollmächtigte beftimmt wird, das ift jelbftverftändlich, 
weil wir nad dem ausländiſchen Recht nicht jo gefichert 
find, wie nach dem inlänbiihen Recht. Den $ 86 afzeptire 
id ohne weiteres; der bürfte nirgend3 angefochten werben. 
Aber dab wir diefen 8 115 deshalb annehmen follen, weil 
bier eine Differenz zwifchen dem Wohnſitz des Verficherten 
und der Berfiherungsgefellihaft vorliegt, weil beibe in 
verſchiedenen Bundeöftaaten fich befinden, das fehe ich 
abjolut nicht ein. Es ift aud) Lediglich geltend gemadht, 
die Beftimmung wäre bequemer für den Perficherten. 
Nun ja, meine Herren, bequemer mag dies vielleicht 
mandhmal für den Verficherten fein; aber dafür haben 
wir doch hier das Gefeg nicht zu machen, um dem Wer: 
fiherten alle Bequemlichkeiten zu ſchaffen, die für feine 
Sicherheit nit nothwendig find, und dadurch die Ver: 
ſicherungsgeſellſchaft fo ſchwer zu belaften. Es verfteht 
fi) ja ganz von felbft: die Verſicherungsgeſellſchaften 
wollen auch Stunden erhalten, fie werden ſchon bon jelbit 
Generalagenten in ben Einzelſtaaten anftellen, und da— 
durch wird die gewünſchte Bequemlichkeit im Verkehr auch 
erzielt werben. Aber daß die Verſicherungsnehmer ſich 
des Rechts begeben follen, die Verträge durch die Direktion 
abzuſchließen, die dod am und für ſich bazu verpflichtet 
ift, und dab nun immer der Hauptbevollmächtigte im bie 
Verträge hineingezogen werben fol, das ift abfolut durch 
nichts geboten. 

Anfangs bei der erften Berathung haben wir auch 
geglaubt, es lägen für dieſe Beftimmung andere Gründe 
vor, und bies ift auch gefagt worden. Man hat von 
fisfalifhen Rückſichten geiprodyen, die Partikularftaaten 
wollten auf ihre Stempel- und eventuell auf die Gewerbe: 
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ftenern, die fie bei der Gelegenheit einbringen könnten, 
nicht verzichten. Ich habe damals verfucht, den Bundes— 
ftaaten möglichſt entgegenzufommen, und habe gefagt: 
das könnt ihr auch ohne den Hauptbenollmädhtigten thun, 
es fann fo gemacht werben, daß wir jagen: ſämmtliche 
Verträge bürfen nur abgeſchloſſen werben d. h. die letzte 
Unterfchrift befommen an dem MWohnorte oder innerhalb 
bes Staates, wo ber Berfidherte wohnt. Das hätte 
man ganz gut machen können; dann märe ja ber 
Stempel in bem betreffenden Wartikularftaat zu 
zahlen. Ferner, wenn man eine gewerbliche Nieder: 
laffung faffen wollte, hätte man e3 fo machen fönnen: 
man hätte der Zentralbehörbe das Recht einräumen können, 
bon allen mit den Einwohnern be3 betreffenden Bundes— 
ſtaats abgefhloffenen Verträgen Abichriften zu fordern, 
wenn man überhaupt fo Kleinlic a wollte. Mber 
in zweiter Leſung find wir gründlich eines andern belehrt 
mworben. Der Herr Bundesrathsbevollmächtigte, der Heute 
auftrat — er ift jegt nicht hier —, fagte: ein fisfaltiches 
Sutereffe haben wir nicht, — und da habe ich natürlich 
meine Anträge fchleunigft zurüdgezogen. Und mit Necht, 
laube ih, hat der Herr Bevollmächtigte ein fiäfalifches 
nterefje abgelehnt; denn wie kann ein Bunbesftaat den 
anderen beneiden, ob ein Vertrag hier oder bort geſchloſſen 
wird! Mag einmal Breußen befommen, was Lippe-Detmold 
gerne hätte, und ein anderes Mal Lippe-Deimold, was 
gern Preußen haben möchte; ich meine, es ift nicht noth— 
wendig, hier partifulariftiiche, einfeitige fisfaliihe Maß: 
regeln vorzunehmen. 

Alfo, meine Herren, meiner Anfiht noch paßt biefe 
Beltimmung ſchon an und für fi nicht in dieſes Geier, 
weil fie in feiner Weife zum Schuge der Verſicherten 
nothwendig ift. Nun könnte man allerdings jagen, daß 
im Abſatz 2, welcher jagt: 

Für lagen, die aus dem Verfiherungsgefhäft 
innerhalb des Bundesſtaats bezw. der zufammen 
gehenden Bundesftaaten gegen die Unternehmung 
erhoben werben, tft bad Gericht zuftändig, wo 
ber Hauptbevollmädhtigte feinen MWohnfig hat. 
Diefer Gerichtäftand darf nicht vertragsmäßig 

ausgeſchloſſen werben, 

ein Kern enthalten ift, ber etwas für fi hat; allerdings 
nicht, wie die Negelung der Zuftändigfeit hier verlangt 
wird, daß für jeden Partifularftaat ein Hauptbevoll- 
mädhtigter ernannt wird, jondern man fönnte fagen, ba 
uftändig wäre für die innerhalb Deutihlands wohnenden 
Verfiherten dad Gericht, wo der Verſicherte zur Ze des 
Vertragsabſchluſſes feinen Wohnfig hatte, n allen den 
Fällen, wo es fid um Nealverfiherung handelt, ift ja 
ſchon oft der Wohnfig für den Gerihtöftand maßgebend, 
weil es ein forum contractus ift. Will man fagen, daß 
das geſetzlich zuftändige Forum nicht ausgeſchloſſen werben 
— durch Vertrag, dann mag man das ins Geſetz hinein— 
eten. Und das hat auch etwas für fid); denn in biefer 
Beziehung find die Verfiherungsgelellihaften doch etwas 
rückſichtslos gegen die Berficherten vorgegangen. Immer 
wieder fteht eine Stlaufel in den Verträgen, daß das 
Forum nur ba fein fol, wo die Geſellſchaft es am liebſten 
hat, nämlid wo fie ihren Wohniit hat. Das Lönnte 
man ausſchließen und fünnte fagen: derartige Beftimmungen, 
daß nur da oder bort geklagt werben fol, find aus: 
geichloffen, — und wenn ein — Antrag geſtellt 
werden würde, ſo würde ich eventuell bei der dritten 
Leſung dafür ſtimmen. Aber wie der Antrag hier geſtellt 
iſt, wo die Sache mit dem Hauptbevollmächtigten ver— 
quickt werben ſoll, kann ich für ben Abſatz 2 nicht ſtimmen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Dad Wort hat 
ber Herr Abgeorbnnete Schrader. 

Meine Herren, ftet3 habe 


Schrader, Abgeordneter: 
ich den lebhaften Wunſch, das Haus fo kurz als möglich 


(©) 


(D) 
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(A) in Anfprud zu nehmen. Diefen meinen Wunfd zu er: 


e3 etwas komiſch finden, wenn wir eine foldhe Beftimmung (0) 
füllen, ift mir durch die Diskuffion, die vorausgegangen ? 


in dies Gefeg aufnehmen. Ich Habe aud das Gefüh 


(B) alfo jeder Heine Staat, Sadjen- 


ift, fehr leiht gemadt. Merkwürdigerweife hat der Antrag 
bi3 jetzt außer dem erften Reber und bem Herrn Vertreter 
des Bundesraths feinen Vertheidiger gefunden. Ich nehme 
an, daß die Erklärung, die diefer Herr Vertreter abgegeben 
hat, nun auch wirklich genau dem entipridht, was bie ver— 
bündeten Regierungen wollen, und daß wir danach uns zu 
entſcheiden haben: ſind die Gründe, welche angegeben ſind, 
zutreffend oder nicht? Der ganze Grund, der und an— 
gegeben ift, befteht num darin, daß e3 für ben Verficherer 
angenehmer fei, mit einem Hauptbevollmädhtigten feines 
Staates in verhandeln oder an feinem Site Recht zu 
nehmen als wo anderd. Nun, da der Herr Vertreter aus 
Bayern ift, möchte ich ihm die Frage vorlegen: ob es 
wirklich für den betreffenden Verfidherer, der an ber öfter: 
reichiſch-bayriſchen Grenze wohnt, bequemer ift, fein Recht in 
Münden als in einer nahegelegenen preußiichen Stadt zu 
nehmen? Ich wüßte nicht, warum. Gr ift in jedem Falle 
entfernt von dem Sitze des Gerichts. Wenn Herr Kollege 
Zehnter ausgeführt hat, e3 fei fehr unbequem, wenn 
Zeugen vernommen werben müßten dur den requirirten 
Richter: das wird in allen diefen Fällen vorfommen; bemm 
ber Betreffende wohnt ja nicht immer unmittelbar beim 
Hauptbevollmächtigten, fondern weit ab. Alfo dann müffen 
immer bie Zeugen vernommen werben, wenn überhaupt 
Zeugen vernommen werden, burd ben requirirten Richter. 
Die Grleihhterung ber Verhandlung kann ftatthaben; aber 
in allen wichtigen Fällen wird dennod der Betreffende 
vorziehen, fid an die Direktion zu wenden. 

Nun wird verfucht, die Sache dadurd einigermaßen 
ihmadhaft zu machen, daß man eine Art Mittelweg 
wählt. Wie die Negierungdvorlage lautete, ift ein jeber 
einzelne Bundesftaat berechtigt, zu verlangen, daß in 
feinem Gebiete ein ————— ſitze. Es könnte 

einingen, Sachſen— 
Weimar u. ſ. w. die Forderung ſtellen. Daß dies zu 
weit geht, ift Har. Aber num fommt man in bie aller 
größten Schwierigkeiten, während früher die Dinge einfach 
waren. Nad der euere braudt der bes 
treffende Staat nur feine Forderung ftellen; nah dem 
Antrage müſſen die fchwierigften Erhebungen gemacht 
werben und muß der hohe Bundesrath bemüht werden, 
um feftzuftellen, ob nun wirklich Veranlaſſung ift, einen 
folden Hauptbevollmädtigten an dem Orte zu beftellen. 
(53 wird das zu ſeltſamen Entiheidungen führen. So 
body ih die Nutorität des — ſchätze, was ich 
ausdrücklich hiermit erkläre, ſo wird die Situation oft ſo 
ſein, daß es dem Bundesrath ſchwierig fein wird, eine 
zutreffende Entſcheidung zu fällen. 

Der Beweis, daß eine ſolche, wie von verſchiedenen 
Rednern ausgeführt iſt, abnorme und in dies Geſetz nicht 
hineinpaſſende Maßregel nothwendig iſt, muß meines Er: 
ächtens von dent ftrifte geführt werden, ber bie Forderung 
ftellt, und dieſer Beweis it, nachdem man hat fallen 
laffen, dab fisfalifhe Gründe maßgebend feien, nad 
meinem Dafürhalten nicht erbradjt. Irgend welde Nüg- 
lichfeit und Nothwendigkeit ift nicht nachgewieſen. Heut: 
zutage, wo wir durch Eifenbahnen und Telegraphen ein: 
ander jo nahe gerüdt find, ift nicht einmal für den 
gewöhnlihen Bauern eine Neife von fo großer 
Befhwerde, und in den meilten Fällen tft 
er durchaus in der Lage, auch die Geſchäfte 
ſchriftlich abzumachen. Ich glaube, in der Zeit, wo mir 
zu feben, find derartige Maßregeln, die vielleidht vor 

enfchenaltern gut waren, nit mehr am Plage. Da: 
mals, wo es feine Eifenbahn gab, wo die Poſt mehrere 
Tage in Anfprucd nahm, um auch nur einen Brief am ben 
Saijer zu beftellen, mag dies etwas Zweckmäßiges gewefen 
fein. Aber in der jegigen Zeit glaube id, man würde 


daß bei einer großen Zahl von Ihnen, meine Herren, — 
bei einer größeren, als id nad) dem Interfchreiben des 
Antrags annehmen follte — das Gefühl lebendig ift, es 
werbe etwas bon Ihnen verlangt, was Ihnen im Herzen 
zuwider tft, daß Sie meinen: in das Geſetz paßt es net 
hinein. Da mögen fi die Betreffenden, die ben Munich 
haben, beſcheiden, daß fo etwas nicht erfüllt werben Fann. 

hoffe, Sie werben biefe Stimmung, die ich bei 
Ihnen — nicht vorausfeke, das darf ich ja nicht fagen, 
aber — erhoffe, bewahrheiten, und Sie werden bie Freund: 
lichkeit haben, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsſekretär 
Wet Innern, StaatSminifter Dr. Graf v. Bofadowäty: 

ehner. 

Dr. Graf v. Pofadowsly-Wehner, Staatsminifter, 
Staatöfefretär des Innern, Bevollmägtigter zum Bundes— 
rath: Ich möchte nur eine furze Erklärung abgeben in 
Ergänzung ber vom bayerifhen Herrn Bevollmächtigten 
abgegebenen. Die Negierungsvorlage verlangte die Be— 
nennung eine Hauptbevollmäcdtigten für jeden Bundes: 
ftaat, wenn deſſen Zentralbehörde eine ſolche Forderung 
ftellte; fie ging alfo viel weiter als der jegige Antrag 
Zehnter. Es Folgt hieraus ganz von felbit, dab, wenn 
fi) der bayrifche Herr Bevollmächtigte in casum eventum 
* den Antrag Zehnter ausſprach, er damit die Auffaſſun 

er geſammten verbündeten Regierungen vertritt. J 
kann deshalb nur empfehlen, den Antrag Zehnter an— 
zunehmen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Pichler. 

Dr. Pichler, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Kollege Schrader hat e3 merkwürdig gefunden, daß bis- 
be fein BVertheidiger bes Antrages Zehnter ſich gefunden (D) 

at. Ich bedaure, die Freude des verehrten Herrn 
Kollegen trüben zu müſſen dadurch, daß id Sie bitte, 
biefen Antrag anzunehmen, und mir erlaube, mit ein paar 
Worten für denfelben einzutreten. 

Der Herr Kollege Dr. Müller (Meiningen) hat her— 
vorgehoben, daß in der Kommiſſion der Beſchluß im der 
weiten Leſung mit großer Mehrheit gefaßt worden ſei. 
Ich möchte ergänzend beifügen, daß in der erften Lefung 
der Beſchluß auf Streihung biefer beiden Abſätze mit 
Mehrheit abgelehnt worden tft, und ferner — was ber Herr 
Kollege Dr. Müller vielleicht nicht vergeffen, aber beizu- 
fügen abfichtlih unterlaffen hat —, daß der Beſchluß 
zweiter Lefung nur dadurch ift herbeigeführt worben, daß 
die Vertreter von mehreren Bundesftaaten erflärten, ihre 
Regierungen legten auf dieſen Abjat feinen befonderen 
Werth. Nachdem nun Heute gerade von demfelben Re: 
gierungövertreter das Gegentheil ift erklärt worden, ift 
aud der Hauptgrund für Streihung biefer Abfäge in 
Wegfall gefommen. 

Dann meinte der Herr Kollege Dr. Müller, das fei 
lediglich ein kleinlicher fisfaliiher Partifularismus, es 
handle ſich lediglich um fteuertechnifche Erwägungen. Ich 
= zu, daß aud) bie fteuertechnifchen Fragen hier bezüglich 

er Hauptbevolmädhtigten eine Nolle fpielen. Wir häben 
h; B. in Bayern in unferem Gewerbeftenergefeß die 
orfchrift, daß jede Verſicherungsgeſellſchaft verpflichtet 
fei, in Bayern einen Hauptbevollmädhtigten zu ſtellen. 
Aber diefe Steuerfrage jpielt durchaus nicht die einzige 
Rolle, fondern die Hauptrolle hierbei fpielt, wie der Herr 
Stollege Zehnter bereit3 hervorgehoben hat, dad Intereſſe 
der Verſicherten jelbft. 

Der Herr Kollege Dr. Miller meinte, der Reichstag 
ſolle doch fein Präjubiz Schaffen in Bezug auf die Frage 
der Doppelbefteuerung. Dadurd, daß wir einen Haupt— 

329° 


2406 


Reichstag. — 83. Sitzung. Montag ben 29. April 1901. 





(A) bevollmädhtigten verlangen, ift in Bezug auf die Doppel: 


beftenerung nicht das mindeſte gefagt; das hat mit ber 
Frage der Doppelbefteuerung garnichts zu thun, die ſcheidet 
bier volllommen aus. , [ 
Sodann hat der Herr Kollege Dr. Müller eine ganze 
Reihe von Gründen angeführt, warum bie Stellung eines 
Ka reg überflüffig fe. Er bat hervor: 
gehoben: wir leben im Zeitalter der Telephone und 
Telegraphen. Ich darf ihn aber doch darauf verweifen, 
daß ber gewöhnlihe Mann, um ben es ſich hier meiſt 
banbelt, wohl nicht Leicht dazu lommen wird, mit ber 
Geſellſchaft fih per Telephon oder Telegraph zu unterhalten. 
Dann hat der Herr Kollege Schrader auf das Zeit: 
alter der Eifenbahnen hingewieſen. Ich glaube doch be— 
merfen zu bürfen, daß für einen Verſicherten ein ziemlich 
erheblicher Unterſchied vorliegt, ob er 3. B. vom einem 
bayerifhen Orte nad München fahren oder ob er fih an 
den Sit der Geſellſchaft nad Berlin oder Hamburg be: 
geben fol. Ich glaube, der Koftenpunft wird gerade für 
gewöhnliche Beute ausſchlaggebend fein, daß fie überhaupt 
den mündlichen Verkehr dann unterlaffen. 
Die Hauptfache liegt aber in der Erwägung — bie 
Herren Kollegen Richter wie Dr. Müller haben aus— 
drüdlih die Thatſache betont —, daß jest ſchon bie 
roßen Gefellihaften in den verfdiedenen Staaten that: 
ächlich Hauptbebollmächtigte ** 85 Kollege Dr. 
Müller hat bemerkt, die Gefellihaften find felbft jo Klug, 
Bevollmächtigte aufzuftelen. Ja, meine Herren, warum 
denn? Thun fie vielleicht das bloß deshalb, weil ihnen das 
Koſten mächt, ober bloß, um dem Fiskalismus der Einzel: 
ftaaten enigegenzulommen? Nein, fie thun es im Intereffe 
ber Verſicherten. Alfo, durch dieſe Thatfahe allein find 
alle die Erwägungen vollftändig ausgeichaltet, welche 
gegen biefen Antrag in der Hauptfadhe find vorgebracht 
worben; es find alle dieſe Erwägungen widerlegt durch 


(B) die Thatſache, daß die großen Gefellihaften es für nöthig 


—— für gewiſſe Bezirke Hauptbevollmächtigte aufzu— 
ellen. 

Das einzige, was man hier gegen bie Vorlage der 
verbünbeten Regierungen einwenden fonnte, lag barin, 
daß man fagte, es könnte jeder kleine Staat einen Haupt: 
bebollmächtigten für fi verlangen. Das ift aber durch 
ben vorliegenden Antrag vollftändig ausgeräumt, und 
biefes Bedenken kann nicht mehr geltend gemacht werben. 

Herr Kollege Dr. Miller hat dann noch auf bie 
Lebenöverfiherungen Hingewiefen und gemeint, es müßte 
fhließlih an die Orte, wo der Hauptbevollmädtigte ſitzt, 
ber ganze Stab verlegt werben, ben man für biefe 
tehniichen Fragen braudt. Das fcheidet doch durch den 
legten Sat des Abſatzes 1 ded Antrags Zehnter aus. 
Diefe Erwägung wäre alfo nicht mehr zutreffend, wenn 
biefer Sat, ben ber Herr Abgeordnete Opfergelt geftrichen 
haben wollte, angenommen würde. Ich halte bie Bei: 
behaltung dieſes Sates für nothwendig aus den Gründen, 
bie —— von dem Herrn Abgeordneten Zehnter angeführt 
worden ſind. 

Dann hat der Herr Kollege Schmidt (Warburg) be— 
merkt, der Antrag paſſe in das Geſetz nicht hinein. Ich 
habe ſchon betont — und auch vom Herrn Abgeordneten 
Zehnter iſt das ſchon hervorgehoben worden —, der 
Hauptgrund, warum wir die Beſtellung eines Haupt- 
bevollmädhtigten verlangen, Liegt im Intereffe der Ber: 
fiherten. Das ganze Geſetz hat den Zweck, bie Intereffen 
der Berfiherten zu wahren, aljo paßt auch biefe Be- 
ſtimmung in das Gefeß hinein. 

Ich bitte Sie alfo, meine Herren, ben Antrag Zehnter 
anzunehmen und dem Herrn Abgeordneten Schrader nicht 
die Freude zu maden, dab Sie benfelben ablehnen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Zehnter. 


Zehnter, Abgeorbneter: Meine Herren, id) möchte 
auch zunächit Die Bitte ftellen, daß Sie ben legten Sat 
bes Abſatzes 1 unfered Antrages aufrecht erhalten. Wir 
haben und bemüht — ich habe das ſchon vorhin hervor: 
gehoben —, alle Bebenten, die und irgendwie berechtigt 
erihienen, und alle Einwände, die von Seiten ber Gejell: 
ſchaften ausgingen, möglichſt zu eng und fo weit 
al3 irgend tunfi das — — in Wegfall zu —— 
Es iſt nun gerade der Abſatz 2 der Regierungsvorlage 
in der Kommiſſion damit bekämpft worden, daß man ge— 
ſagt hat: wenn ber Er. 2 fo ftehen bleibt, wie er in 
ber Regierungdvorlage jteht, dann ift es 3. B. nöthig, 
daß die Lebensve — Ag da, wo ihr 
SHaupibebollmäditigter figt, einen förmliden Stab von 
Fe  . Mathematifern u. f. w. 
unterhalten, um den Hauptbevollmächtigten in Stand zu 
fegen, die nothwendigen Berehnungen vornehmen zu 
laffen und fih danach zu entichließen, ob er ben an- 
gebotenen Bebendverficherungdvertrag abſchließen will ober 
niht. Das hat man gegen ben Abſatz 2 in ber Faſſung 
ber Negierung3vorlage eingewenbet, und beöwegen haben 
wir und entihloflen, in unferem Antrag ben legten Sat 
dem Abfat 2 beizufügen, durch welchen biefe Bedenken 
in Wegfall gerad werben follen. Ich möchte Sie alfo 
ig ir bitten, diefen legten Sag anzımehmen, wie er 
im Antrag fteht. 

Es find fodann verſchiedene Lesarten darüber Heute 
vorgetragen worben, was von Seiten der Vertreter ber 
verjchiebenen Bunbesftaaten in ber Kommiſſion in Bezug 
auf die Nothwendigleit ber Hauptbevollmäditigten erklärt 
worben iſt. Da wird es am einfachften fein, wenn ich 
Ihnen die betreffende Stelle aus dem Bericht vorlefe. 
Seine Faflung ift unbeanftandet geblieben ſowohl feitens 
der Regierungdvertreter als auch feiten® der Mitglieder 
der Kommiſſion, und ich glaube verfihern zu bürfen, daß 
er vollkommen forreft dad wiedergiebt, was bort vor— 
—— iſt. Es heißt da zu $ 115 Abſatz 2 auf 

eite 2 
Regterungsfeitig wurde für ben Fall, daß bie 
Kommiſſion es nicht bei der Regierungsvorlage 
belafien wolle, für biefen Antrag eingetreten. 
Zwei Negterungävertreter erklärten babei, daß 
ihre Regierungen zwar großen Werth auf bie 
Hauptbevollmäcdhtigten legten, aber nidt aus 
fteuerlihen ober jonftigen fisfaliihen Gründen, 
fondern nur aus Gründen des leichteren Verkehrs. 
Nachträglich haben aber dieſe Regierungsvertreter dann 
erflärt, daß fie neuerlih von ihren Regierungen informirt 
worden feien, daß allerdingg auch aus Gründen ber 
—— Behandlung des Verſicherungsgeſchäfts ſeitens 
hrer Regierungen auf dieſe Hauptbevollmächtigten Werth 
gelegt werden müſſe, und ich kann beifügen, daß unter 
ben Regierungsvertretern, bie dieſe Erklärüng nachträglich 
abgegeben haben, [9 auch ein Vertreter eines norddeutſchen 
Bundesſtaates befand. Es iſt alfo nicht —*— wenn 
err Dr. Müller vorhin meinte, daß nur ein füddeutſcher 
iskalismus bier obwalte. 

Der Herr Abgeordnete Müller hat ſodann gegen den 
Antrag polemifirt von dem Standpunkt aus, al3 ob nad) 
unferem Antrag jeder Verfiherte innerhalb des Geſchäfts- 
freifed eines Hauptbebollmädtigten verpflichtet wäre, in 
allen Dingen fi nur an biefen zu wenben, unb als ob 
es ben Verſicherten nicht möglid) wäre, wenn etwa ber 
Hauptbevollmädtigte des Nahbarftaate ganz in feiner 
Nähe wohnt, mit biefen ind Benehmen zu treten. Ich 
möchte den Herrn Abgeorbneten Müller fragen, aus 
welder Beftimmung unfered Antrags er das heraußlieft. 
Es fteht davon nichts darin, ſondern es heißt nur: ber 
Hauptbevollmädhtigte gilt für ermächtigt, die Geſellſchaft 
innerhalb feines Geſchäftsgebiets zu vertreten; wenn 


(D) 


(A) aber ber Verſicherte ih an einen anberen 
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auptbeboll: 
mädtigten wenden will oder bireft an bie Zentrale ber 
Geſellſchaft, ſteht dem nichts im Wege. Gr hat nun 
bie Möglichkeit, fih an den Hauptbevollmächtigten feines 
Bundesitaated zu wenden, unb es wird I dadurch 
Wer in ber Regel die bequemfte Gelegenheit geboten 
ein, fi) mit einem geeigneten Vertreter der Verfiherungs- 
unternehmung in —— zu ſetzen. 

Herr Abgeordneter Müller bat ſodann dagegen 
polemifirt, daß im Antrag gar nit gejagt fei, was ber 
Hauptbevollmächtigte eigentlich zu thun habe. Da muß 
ich aber doch darauf hinweilen, daß in bem Antrag ge: 
fagt ift, der Hauptbenollmädhtigte gelte für ermächtigt, 
Verſicherungsgeſchäfte abzuſchließen und die Gefellichaft 
überhaupt zu vertreten. Ich denke mir den künftigen 
Hauptbevollmädtigten ungefähr fo in feinem Geichäfts: 
freiö, wie jeßt ben Generalagenten. Id) glaube, daß bie 
Generalagenten, die jet vorhanden find in den größeren 
und mittleren Bunbeöftaaten, in Zukunft eben nicht mehr 
Generalagenten, fonbern Hauptbepollmächtigte heißen werben, 
und baß bie ihr Gefchäft im Eee haben fo fortführen 
werden, wie fie es bis jebt geführt haben. Das fcheint 
mir aljo aud fein ftichhaltiger Einwand gegen unjeren 
Antrag zu fein. 

Sodann hat ber Herr Abgeorbnete Schrader be- 
merkt, man werbe g ur den Hauptbevollmädhtigten 
nicht immer erreihen können, daß im Falle eined Pro— 
eſſes und ber Nothwenbigkeit einer Beweisaufnahme die 

eugen an Ort und Stelle bed Gerichts feien. Gewiß 
wird das nicht immer der Fall fein. Es wäre bad bis 
zu dem möglihen Maße nur dann erreicht worben, wenn 
man einen anderen Antrag angenommen hätte, ber im 
ber Kommiſfion eingebradit war, und gegen ben ich gar 
nicht3 einzumenben hatte, wonah der Wohnfig des Ber: 
fiherten den Gerichtsftand bilben follte, wo eine Ber: 
(B) fiherungägefellihaft verklagt werden fanı. Das war 
aber nicht zu erreichen, und beöwegen haben wir und mit 
weniger begnügt. Das aber kann der Herr Abgeorbnete 
Schrader dod nicht beftreiten, daß es etwas weſentlich 
verfchiebenes ift, ob ich, wenn ich etwa in Württemberg 
wohne, eine Berliner oder Leipziger Verſicherungsunter—⸗ 
nehmung am Sig ihres Generalagenten für Württemberg 
verflagen dann, etwa in Stuttgart, ober ob ich fie ver: 
Hagen muß in Berlin ober Leipzig, und ob ber beauf: 
tragte Richter zum Zweck ber Vernehmung ber Zeugen 
von Stuttgart etwa —* —— * u reiſen hat, 
oder ob die Beweiserhebung in Friedrichshafen bon 
Berlin ober Seipzig aus bewirkt werden muß. 

Der Herr — Schrader ſtellt ſich im 
allgemeinen bie ländlichen Verſicherten, von denen ich ge— 
ſprochen habe, auch etwas zu wohlhabend vor, wenn er 
meinte, es ſei für bie ohne weiteres möglich und ein 
Leichtes, nach Berlin oder Hamburg zu reiſen. Bei den 
heutigen wirthſchaftlichen Verhältniſſen müßte der Mann 
unter Umſtänden feine ganze Ernte verſilbern, um eine 
ſolche Reife beftreiten zu können und daß er das nicht 
a und nicht thun kann, wirb ohne weiteres ein- 
euchten. 

Ich möchte aber ſchließlich — und deswegen habe id; 
hauptjählih dad Wort nochmals ergriffen — auch nod) 
darauf hinweiſen, daß wir gar nichts 5 exzeptionell neues 
ſchaffen mit dieſem Hauptbebollmächtigten. Es iſt 1897 
ein Geſetz gemacht worden über das Auswanderungsweſen, 
das Geſetz vom 9. Juni 1897. Im & 8 dieſes Geſetzes 
aber ſteht: 


fteht: 
Die Erlaubniß, ein Auswanberungdunternehmen 
zu betreiben, beredtigt den Unternehmer zum 
Geſchäftsbetrieb im ganzen Neichögebiete mit der 
Einſchränkung, daß er außerhalb des Gemeinde: 
bezirf3 jetner gewerblichen Niederlaffung und des 


2407 


Gemeindebezirt3 feiner etwaigen Zweignieder⸗ (0) 
laſſungen bei der Ausübung Feines gefammten 
Geſchäftsbetriebs ausſchließlich der Vermittelung 
feiner nad) $ 11 zugelaffenen Agenten fich zu ber 
dienen hat. 

Das tft im Grundgedanken gar nichts anderes fir bad 

Auswanderungsweſen, ald was wir hier für das Ber: 

fiherungäwefen wollen, und beöhalb, glaube id, kann 

man aud) gar nicht eine fo erzeptionelle Sache in biefem 

Haupibenollmächtigten finden. 

Ih möchte Sie deshalb wiederholt bitten, den Antrag 
anzunehmen und zwar unverändert. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, ih muß meine 
Bemerkung über die Doppelftellung bed Herrn Referenten 
aufrecht erhalten. Er meinte, man könnte es ja am 
Ende verargen jedem Kommilfionsmitglied oder dem 
Borfigenden der Kommiffion, im Plenum in berfelben 
Sadıe aufzutreten. Durdaus nicht! Das Mandat eines 
ep rg und auch des Vorſitzenden ber 
Kommiſſion erliſcht mit dem Abſchluß der Berathungen. 
Alsdann find die Kommiſſionsmitglieder vollſtändig gleich— 
geſtellt mit allen Anderen. Uebrig bleibt von ber Som: 
miffion nur der Neferent, biefer hat im Plenum einen 
Auftrag der Kommiſſion zu vollziehen; er pn eine privi⸗ 
legirte Stellung zu dieſem Zwede im Schlußwort. Ind 
wenn nun ber Neferent im Plenum Abänderungsanträge 
ftelt, no dazu an erfter Stelle, fo fommt er meines 
Erachtens in eine ſchiefe Situation ald Referent der 
Kommiffion gegenüber folhen Abänderungsanträgen, die 
mit feiner Pflicht, die Kommiſſionsanträge zu vertreten, 
int Widerſpruch ftehen. Es Handelt ſich nicht um bie 
Disfuffion, fondern um dad Schlußwort, und ber Referent 
muß nun nachher in die Lage kommen, im Schlußwort 
bei biefem Paragraphen gegen fich felbft zu —— 
Daß das etwas natürliches, ſelbſtverſtändliches iſt, 
beftreite ih. Ich babe feine Theorie aufgeſtellt, ih habe 
mich nur auf bie fonftante Praxis berufen, die im Einklang 
mit der Natur der Sache fteht. 

Meine Herren, es ift baboı die Rede geweſen, man 
habe in der Kommiſſion ſich in den Anträgen danach ge— 
richtet, je nad) dem man ben Gindrud gehabt habe, daß 
die Regierung Werth barauf lege oder nit. Das ift 
fein fhmeichelhaftes Zeugniß für eine Kommiſſion! 

(Sehr wahr! links.) 

Ih meine, fie follte nicht dahin ftreben, in der Art einer 
Mintfteriallommiffion nad) den BVorfchriften der Vorgeſetzten 
bie Formulirung zu treffen, ſondern bahin, dasjenige zu 
formuliren unb ung gegenüber zu vertreten, was im Intereſſe 
des Landes Liegt, unabhängig von ben Anfichten der Re— 
gierung, und 2 befonbers, wenn e3 fih nur um folche 
partifulariftiiche Liebhabereien handelt, wie es in dem vor: 
liegenden Falle zutrifft. 

Der Fürſt v. Bismard hat einmal den Ausſpruch 

ethan, wir Preußen feien den Sübbeutihen zu 
iberal. Ich habe das im allgemeinen nicht zugegeben; 
id muß zugeben: heute ftehe ich bet dem Verfiherungs- 
gefeß unter dem Eindrud, dab in Preußen das Verſiche— 
rungsrecht ſtets weit liberaler gewejen ift, als in 
den nod heute. Diefe Einwendungen find 
el lid) von ſübddeutſcher Seite ausgegangen. Wenn 
emerft worben iſt, aud ein norbbeutiher Regierungs— 
bertreter habe fi in ber Vertretung dieſes Amendements 
angefälofien, jo beweiſt das nur, wie leicht der Parti— 
fulariömus anftedenb wirft! 

Ih bin fein Freund der Zentraltfation, ich bin auf: 
richtig bunbesftaatliher Gefinnung; aber ih will bie 
Zentraliſation dort, wo fie hingehört, und in erfter Reihe 
muß fie beim gi plaßgreifen, weil das 
Verfiherungswefen naturgemäß darauf angewieſen tft, 


a3 (D) 


(8) da3 gar nicht hineinzufchreiben. 





IT —— — — — -. — 


(4) Schäden in bem großen Umfange eines Wirthichafts- 
— auszugleichen. Meine 53 ich habe kein 
ertrauen, daß der Bundesrath im Sinne des jetzt zu 
ellenden Antrags ſachgemäße Entſcheidungen treffe; denn 
ie Herren ſind kein Gerichtshof, ſie haben Inftruftionen 
u befolgen, und in Fragen der Gourtoifie find die Bundes» 
aaten gegenfeitig ſehr nachgiebig, und ich zweifle aud) 
nicht, daß die preußiiche Negierung weit mehr aus folder 
Gourtoifie diefer Beitimmung zugeftimmt hat, als weil fie 
das mit den bisherigen Grundſätzen ber preußiichen Regierung 
im Einklang fand. 

Meine Herren, es ift fo viel die Rebe gewelen 
vom Schuß der Verfiherten. Der bayeriihe Herr Be- 
vollmädtigte erklärt, er hätte noch vor furzem bon feiner 
Regierung Mittheilung erhalten. Nun war id gefpannt, 
was herausfommen würde. Gar nichts thatſächliches! nur 
eine allgemeine Nebewendbung: die Verſicherten legten 
MWerth darauf, von bayerifhen Gerichten abgeurtheilt 
zu werben. Meine Herren, das iſt bayerifcher Parti- 
fularismus in draſtiſchſter Form! 

(Sehr richtig! links.) 

Sodann heißt ed, der bayerifhe Bauer kann nicht 
nah Berlin, nit nad) Hamburg reifen; er befindet ſich 
vielleicht gerade in der Ernte. Meine Herren, wie fteht 
das im MWibderfprudy mit den wirklichen Verhältniffen! 
Glauben Sie, daß jemals in einem Prozeſſe ein Bauer 
nad) dem Sit der Behörden gereift fei, mag es in biefem 
oder jenem Staate fein? Der Prozeß wird durch Ber: 
treter entſchieden und braudt aud nicht am Sr ber 
Geſellſchaft entichieden zu werden; denn das bitte ih Ste 
feftzuhalten: im eigenen Intereffe verpflichten fi bie 
Gerelfchaften in ihrem Vertrage, am Site ihrer General: 
agenten Recht ſuchen zu laffen. . 

Nun ift gefagt worden, „Hauptbevollmächtigter“ ift 
basfelbe, wie Generalagent. Gut, dann brauden Sie 
Aber was entfteht num? 
Sn größeren Staaten find vielleiht mehrere General- 
agenten; ba wäre ber Hauptbevollmächtigte vielleicht in 
Münden, ein Generalagent außerdem noch in Nürnberg: 
ba ift e8 doch unter limftänden dem Bauer, wenn er 
durchaus an ben Ort des Prozeſſes reifen will, viel be— 
quemer, nad Nürnberg zu reifen, als fih nad) München 
zu begeben. Und mas fpielt überhaupt bie Frage ber 
Entfernung für eine Role? Stönnte man da nicht eben: 
fall3 verlangen, in das Geſetz hineinzuſchreiben, daß in 
Preußen ein eg für jede Provinzhauptſtadt 
eingefegt werben folle? an könnte ebenfo gut fagen, 
der arme Bauer aus Hohenzollern muß, weil er ein 
Preuße ift, nad) Berlin reifen; denn bier kommt doch fein 
Hauptbevollmäditigter für Hohenzollern in Frage, — ober 
der arme Bauer aus der Eifel muß, weil er Preuße ift, 
nah Berlin reifen! 

Alles das trifft nicht zu; der Betreffende wendet fid) 
an den Generalagenten am nächſten Orte, wo ber Ber: 
trag abgeſchloſſen ift. Wenn Sie überhaupt den Maßſtab 
der Entfernung anlegen wollen im Prozeßweien, bann 
müfen Sie nidt einen Bevollmächtigten verlangen, 
fondern für Bayern und Sachſen gleih ein ganzes 
Dugend, damit der Bauer möglichſt in einer halben Tage: 
reife og Hauptbevollmäditigten fommt. 

ie Frage liegt doch fo in Bezug auf bie Be— 
fteuerung, dab überall, wo eine felbjtftändige Nieder: 
laffung, eine Filiale geſchäftlicher Unternehmungen ift, 
auch eine gr. eintreten kann für den Gewerbe: 
betrieb, der ſich auf die Filiale bezieht. Das iſt in dem 
Geſetzentwurfe über die Doppelbeſteuerung ausdrücklich 
beſtimmt, daß die Gewerbeſteuer, die Grundſteuer ſich 
nicht richtet nach dem Wohnſitz des Steuerpflichtigen, 
ſondern nach dem Ort, wo das gewerbliche Einkommen 
aus Grund und Boden entiteht. 
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Nun, meine Herren, bie Anwendun 
ſtimmungen auf die fleinen Staaten. 3 iſt geſagt 
worden, für die Kleinſtaalen wird ein ————— 
Bevollmächtigter beſtellt. Kann ſein, kann nicht ſein; 
dann entſteht aber die Frage, wo jet man den Haupt: 
bevollmädhtigten hin? Etwa in einen ber beiheiligten 
Kleinftaaten? Kann man ihn denn nicht in einen Ort 
wie 3. B. Erfurt ſetzen, ber zwar nidt zu ben Staaten 
gehört, aber doch gerade in der Mitte von Stleinftaaten 
iegt und ringsum ber nädfte if? Man zwingt alfo 
bie Gefelfcatt, einen Hauptbevollmädtigten irgendwo 
hinzufegen, wo er geſchäftlich nicht hingehört. 

Meine Herren, dieſe Einrichtung iſt ebenfo parti- 
fulariftiih wie die Heberrefte des Geſandtſchaftsrechts, Die 
auch mit den einheitlihen Intereffen des Reichs nicht im 
Einflang ftehen. Nur ift die Frage hier viel Fleinlicher. 
Sie beweilt, daß die Flachfenfingerei, über die man 
im Anfang dieſes Jahrhunderts viel geipottet hat, in den 
fleinen und mittleren Staaten noch nicht ausgeſtorben ift. 

Bor allen Dingen möchte ich aber bitten, den lebten 
Abſatz des Antrags zu ftreichen, ber fi auf das Klage— 
recht bezieht. Das fteht dod ganz beſonders im Wider: 
ſpruch mit ber Einheit de3 bürgerlichen Rechts und des 
Prozeßrechts. Was Hat e3 überhaupt für einen Sinn, 
zu verlangen, daß man in einem Staate klagen joll, wo 
nah unſeren Gerichtöverhältniffen nit einmal jeder 
Staat felbftftändig höhere Inftanzen hat! Meine Herren, 
beugen Sie fid) hier nicht partifulariftiihen Liebhabereien, 
fondern wahren Sie die Intereſſen der Reichseinheit, wo 
es am Plage ift! 

(Bravo! links.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Lehr. 

Dr. Lehr, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Dr. Opfergelt hat beantragt, in dem Antrage 
auf Nr. 262 ben legten Gab des als Abſatz 2 des 
$ 115 gedachten Antrags zu fireihen. Der Herr Ab- 
geordnete Zehnter hat bie verſicherungstechniſchen Gründe 
eingehend auseinandergejeßt, welche zur Aufnahme dieſes 
Satzes in dem Antrage geführt haben; er Hat dies fo 
ausführlih gethan, daß id; nichts weiter hinzuzufügen 
gr Ich kann mid, vielmehr auf die kurze Grflärung 
eihränfen, daß bie verſicherungstechniſche Nothwendigkeit 
der Einfügung dieſes Satzes für meine freunde eine fo 
zwingende ift, daß, falls der Antrag Opfergelt ange: 
nommen werben follte, wir gegen ben Antrag Zehnter 
und für bie Beibehaltung des Beſchluſſes der Kommiſſion 
in zweiter Leſung, nämlih auf völlige Streihung ber 
Abfage 2 und 3 des S 115, ſtimmen werben. Ich erfläre 
alfo namen meiner politifchen $yreunde, daß wir bei 
Annahme bes — Opfergelt auf Streichung dieſes 
letzten Satzes uns nicht mehr an den Antrag gebunden 
en fondern für bie Aufrechterhaltung der Kommilfions- 
eſchlüſſe ſtimmen werben. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, 
ber Umfang bes Antrags fteht nicht im Verhältniß zu 
feiner praftifchen Tragweite, und jhon aus diefem Grunde 
wünſche id, daß ber Antrag nicht Geſetz wird. Die 
praftiihe Tragweile ift außerhalb der fteuertechnifchen 
Seite äußerft gering, und bie möchte ih in dieſem Geſetze 
ganz ausgeſchieden wiſſen. Vom Standbpunft des Ber: 
ſicherten aus halte ich die Aufnahme dieſer Beſtimmung 
geradezu für mißlich, weil durch ſie er gezwungen wird 
mit dem Hauptbevollmächtigten zu verhandeln. Nun haben 
wir für das ganze Deutſche Reich und alle Schuldverhält- 
niffe einen einheitlichen Gerichtsſtand in der Yun 
ordnung; jeber Menſch weiß, wenn er bie Zivilprozeß— 
ordnung auffchlägt, wohin er fi zu wenden hat, um feinen 


biefer Be- (0) 


(D) 


(B) treten; das 
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(A) Anſpruch geltend zu machen. Nun fchaffen wir in einem 


einzelnen Geſetz eine Sonberbeftimmung, die niemand in 
ihm fucht, und zwar nicht zur Auswahl, fondern mit aus: 
jchließliher Kraft. Dadurch verwirren wir die Rechts— 
anfhauung der Bevölkerung und erfchweren die Rechts— 
verfolgung. Was liegt nun daran, ob man jemanden in 
Berlin verklagt oder in Minden? Das ift heute, wo ber 
Anwaltszwang eriftirt, gleichgiltig. Ob der Verſicherte 
ben Pre in Stuttgart zu führen hat oder in Mm, ift 
leichgiltig. Der Ulmer geht ja nit nad Stuttgart, er 
nformirt feinen Anwalt in Um, und biefer engagirt einen 
Rechtsanwalt in Stuttgart. Es liegt alfo zu einer Durch— 
bredung ber Beſtimmungen ber Zivilprozeßorbnung in bem 
Inhalte dieſes Gefeges fein Anlaß vor. Wir haben ben 
fhwerwiegenden Grundbuchverfehr für ganz Deutſchland 
einheitlich geregelt, wir haben das ganze Hypothefenbant: 
weſen ohne Sonderbeftimmung für einzelne Staaten geregelt; 
bei dieſen kommen doch ganz andere Objekte in Betracht 
als hier. Nun follen wir bier vielleicht wegen möglicher 
Streitigkeiten nur über Prämien Sonderbeftimmungen ein: 
führen? Mit dem Standpunkt bes Föderalismus hat die 
Frage nichts zu thun; es handelt fi nur um Nüdfichten 
auf gewiſſe Bequemlichkeiten, Rückſichten, die in das Gegen 
theil umſchlagen und den Verſicherten felbft die Sache 
unangenehm machen können. Deshalb möchte ich bitten, 
den Antrag abzulehnen. 

räftdent: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion iſt gefchloffen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Schlußwort. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
ber Herr Abgeordnete Richter hat bemerkt, der Bericht: 
erftatter fei der Einzige, der von ber Kommiſſion gemiffer: 
maßen ein fortdauernde8 Leben über bie Kommiſſton 
hinaus habe, und deshalb dürfe er mit feinem perſön— 
lihen Standpunft in ber Plenarverhandlung nicht hervor: 
e. allgemein Sitte. Ich habe von biefer 
Sitte Hier nichts bemerkt, fondern habe im * 
erſt vor wenigen Tagen hier erlebt, daß der Herr Referent 
für das Urheberrecht von feinem Referentenplatz herunter: 
geftiegen ift auf feinen Abgeorbnetenpla und von da aus 
eine Rede gehalten hat von feinem perfönlidhen Stanb- 
punft aus. Nun habe ih das Net, ald Abgeorbneter 
entweder von meinem Sig aus zu fpredhen oder hier bon 
der Tribüne aus, und ich glaube, es ift vollftänbig 
glei, ob ic) das eine oder andere thue. Das aber, was 
id mündlich thun kann, muß ich auch berechtigt fein 
ſchriftlich zu thun in Form eines Antrags. 

Der Herr Abgeordnete Richter Hat ſodann bemerft, 
es fet hervorgetreten in der heutigen Diskuffion, daß bie 
Kommiffion ihren Standpunkt eingenommen babe je nad) 
ben Erklärungen ber Regierungdvertreter, und das fei für 
bie Kommiſſion fein Kompliment. Wenn der Herr Ab: 
geordnete Richter das jo aufgefaßt hat, als ob Lediglich 
die Wünſche ber 2 ide ggg maßgebend geweſen 
feien, fo hat er bie Bemerkung, bie hier gefallen ift, voll- 
ftändig falfch veritanden. Die Sadıe ift vielmehr fo ver- 
laufen: im der erften Lefung ift bie Regierungsvorlage 
zu Abſatz 2 und 3 mit großer Majorität aufrecht erhalten 
worden, nahdem der Herr Abgeordnete Opfergelt eine Nebe 
en und erflärt hatte, er anerkenne, daß ein gemifles 

ebürfniß für den Hauptbevollmäcdhtigten vorhanden jet, 
insbeſondere auch mit Rüdfiht auf die finanziellen, bie 
fteuerlihen Ginrihtungen der Ginzelftaaten. In ber 
zweiten Leſung haben dann, wie ſchon früher erwähnt, 
zwei Regierungsvertreter erflärt, ihre Regierungen Iegten 
zwar = bie Aufredhterhaltung des Hauptbevollmädhtigten 
großen Werth, aber nicht aus ſteuerlichen Gründen, fondern 
aus Gründen des bequemeren Verkehrs, und darauf hat 
der Herr Abgeorbnnete Opfergelt erklärt — 
(Glode de3 Präfidenten.) 


Präfident: Herr Berichterftatter, es ift nicht üblich, (O) 


Namen zu nennen aus ber Kommilfion, fondern nur e 
fagen: ein Mitglied hat erflätt. In biefem Falle 
ihabet es ja nichts; in anderen Fällen fönnte ed aber 
doch den betreffenden Mitgliedern nicht angenchm ir 
Zehnter, Abgeorbneter, Berichterftatter: IH Tage 
alfo, ein Mitglieb der Kommiffton hat dann erklärt: wenn 
die Negierungsvertreter felbft fagten, daß fie fein Intereſſe 
an der Sache hätten von ber fteuerlihen Seite her, fo 
fielen für ihn und für andere Mitglieder der Kommiſſion, 
die in der erften Lefung für ben Hauptbevollmädtigten 
—— die Gründe hinweg, die ſie in der erſten Leſung 
eſtimmt hätten, für den Hauptbevollmächtigten einzutreten; 
ſie würden daher nun da * ſtimmen. Alſo die Mit- 
glieder der Konmiſſion * en ſich danach keineswegs 
nach den Wünſchen der Regierungsvertreter gerichtet, 
ſondern ſie haben ſich infolge von abgegebenen Re * 
erklärungen als beſſer informirt ängeſehen und haben 
dann eine andere Stellung zur Sache eingenommen als 
vorher. — Das iſt es, was ich über den Gang der 
Verhandlungen in der Kommiſſion habe ſagen wollen. 
Im übrigen, ſachlich ſind in ber Kommilfion nur 
diejenigen Gefihtöpunfte erörtert worden, die auch Heute 
in der Debatte hin und her behandelt worden find. Ich 
babe neues nicht gehört und kann mich daher lediglich 
auf das beziehen, was in ber heutigen Debatte für und 
gegen den Hauptbevollmächtigten geltend gemacht worben ift. 
z— Mir kommen zur Abftimmung über ben 


u bemfelben Liegt vor dad Amendement Zehnter 
und Genoffen auf Nr. 262 der Drudjadhen, weldes bem 
8 115 ber Kommiffionsbefhlüffe zwei Abfäge Hinzufügen 
will. Der Herr Abgeordnete Dr. Opfergelt hat beantragt, 
daß über ben legten Sag des Abſatzes 1 eine getrennte 
Abftimmung ftattfindet. — Ein Widerſpruch hiergegen ift 
nicht erhoben. 

Zur Frageftellung hat das Wort ber Herr Abgeorb- 
nete Richter. 


Richter, Abgeordneter: Ich wollte bitten, in jebem 
Falle den Antrag Zehnter in feinen zwei Abſätzen getrennt 
zur Abftimmung zu bringen. 

Bräfident: Der Herr Abgeorbnete Richter beantragt 
auch eine befonbere Abftimmung über den zweiten Abſatz 
be3 Antrags Zehnter. 

Das Wort zur Frageftellung hat ber Herr Abgeord: 
nete Richter. 

Richter, Abgeorbneter: Ueber da3 Klagerecht! Der 
Antrag Opfergelt bezieht fi nur auf den Schlußſatz des 
erften Abſatzes. 

Präfident: Zur FFrageltellung hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Büfing. 

Süflng, a Menn ich ben verehrten Herrn 
Präfidenten ri) —— habe, ſo will derſelbe den 
Abſatz 1 in der Weiſe zur Abſtimmung bringen, en 
erft über den erften Satz des Abfaged 1 und dann über 
den Sat abgeftimmt werben fol, deſſen Streihung der 
Herr Abgeordnete Opfergelt beantragt. Diefe Abftimmung 
würde ich meinerfeit3 nicht für richtig halten, ba, wie 
mein Freund Dr. Lehr gejagt hat, wir von der Annahme 
des zweiten Satzes des erften Abſatzes unfere Zuftimmung 
zu dem ganzen Antrag abhängig machen. Ich möchte baher 
den Herrn Präſidenten bitten, in ber Weiſe abftimmen zu 
lafien, ob für den Fall der Annahme des eriten Abſatzes 
der letzten Sat aufrecht erhalten werden foll oder nicht; 
dann würden unfere Bedenken hinfällig werben, benn 
dann würden wir von dem Ausfall diefer Eventual⸗ 
abftimmung unfere Abftimmung über das Ganze abhängig 


machen können. 
erren bie Güte gehabt hätten, 


Präfident: Wenn die 
mic) erft meine Vorſchläge in Bezug auf die Abftimmung 


(D) 
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(A) auseinanderfegen zu laſſen, fo wirben ſich beibe Herren 


ihre Rebe haben erfparen können. 

(Heiterfeit.) 
Ich wollte Ihnen ganz dasſelbe vorfchlagen: zuerft ab» 
ftimmen zu laffen darüber, ob für ben Fall der Annahme 
des Abjages 1 der letzte Sat angenommen werben foll, 
dann über ben Abſatz 1, wie er fich mach ber vorher: 
gehenden Abſtimmung geftaltet haben wird, und ſchließlich 
uber den Abſatz 2; dann über den ganzen $ 115, wie er 
ſich nad) der vorhergehenden Abftimmung geftaltet hat. — 
Hiermit feinen fänımtliche Herren einverftanden zu fein; 
wir fimmen fo ab. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde für ben 
Fall der Annahme des Abſatzes 1 bed Antrages Zehnter 
aud den legten Sat annehmen wollen, welder Tautet: 

Zum Abſchluſſe der Lebensverfiherungäverträge 

ift jedoch die vorausgegangene Genehm gung ber 

Zentralleitung derlinternehmung erforderlich, bie in 

dem Bertrage zu Ausdrude gebradht werben muß, 
fi von den Pläßen zu erheben. 

, (Beichieht.) 

Das ift die Mehrheit. 

Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welde nad) 
bem Antrag Zehnter und Genoffen den Abſatz 1 dieſes 
Antrags, jo wie er auf Nr. 262 der Druckſachen formulirt 
ift, annehmen wollen, jih von den Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Abſatz 1 iſt angenommen. 

Nunmehr fommen wir zum Abſatz 2, deſſen Verleſung 
mir wohl erlaffen wird. Cr fängt an mit den Worten: 
„Für lagen“ und endigt mit ben Worten: „ausgeſchloſſen 
werden“. — Diejenigen Herren, welde biefen zweiten 
Abſatz des Antrags Zehnter und Genoffen aunehmen 
wollen, bitte ich, fi) von ihren Pläßen zu erheben. 


Geſchieht.) 
(B) Das iſt auch die Mehrheit; der Abſatz 2 ift ebenfalls an— 
genommen. 

Ich darf wohl annehmen, daß diefelbe Mehrheit den 
$ 115 mit dieſen zwei Zufägen nad dem Antrag Zehnter 
und Genoſſen auf Nr. 262 der Drudjahen annimmt. — 
Da niemand widerfpricht, ift dies der Fall; ber 8 115 ift 
in biefer Form angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf den $116, — 5 117 — mb 
8 118 — und erfläre dieſe von mir aufgerufenen Para— 
graphen in zweiter Leſung nad den Beichlüffen ber Kom— 
miſſion für angenommen. 

Ic eröffne die Diskuffion über 8119, $ 
liegt vor der Antrag Dr. Pichler und 
Nr. 278 der Drudjaden. 

Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Dr. Pichler. 

Dr. Bihler, Abgeorbneter: Meine Herren, das vor— 
liegende Gefeg bezieht fih nicht auf die öffentlichen An- 
ftalten, welche in verfhiedenen Bunbesftaaten beftehen, 
ſondern bezieht fih nur auf die privaten Verſicherungs— 
unternehmungen. In diefen Paragraphen ift nun in ber 
Kommilfion auf Antrag eines Mitgliedes bie Beftimmung 
aufgenommen worden, daß die Beitimmungen ber 88 9, 
10, 98 Sag 1 aud auf die öffentlich-rechtlichen Ber: 
fiherungsanftalten Anwendung finden follen. Ich möchte 
Sie erjuhen, dieſe Beitimmung wiederum aus dem Ge: 
fege zu ftreichen, und zwar au bem Grunde, weil dieſe 
Beitimmung für bie öffentlichen Anftalten doch eine 
weientlihe Erſchwerung bebeutet, während fie meines 
Erachtens einen befonderen Zwed nicht hat; fie bringt 
nad; meiner Weberzeugung feinen beionderen Nutzen. 

Im 8 9 des vorliegenden Geſetzes ift vorgeichrieben, 
welche Beitimmungen in bie allgemeinen — 
bedingungen aufgenommen ſein müſſen. Nun, meine 
Herren, glaube id, wenn durch Landesgeſetz eine öffentliche 
Berfiherungsanftalt eingerichtet ift, jo verſteht es fi 


bemfelben 
enoffen auf 


ganz von ſelbſt, dab eine foldhe Anftalt von ber Regie- (O 


rung eines Bundesſtaats niemals genehmigt werben fann, 
wenn nit die Statuten biefer Anftalt alle diejenigen Be: 
—— enthalten, von welchen in dieſem Geſetz als 
nothwendig erklärt iſt, daß ſie als allgemeine — * 
bedingungen aufgenommen werden. Das verſteht ſich 
meines Gradtens für eine Anftalt, die unter öffentlicher Auf: 
fiht auf Grund eines Geſetzes errichtet wird, ganz von felbit. 
$ 10 enthält die Borfchrift, daß bie allgemeinen 
Verfiherungsbebingungen vor der een eine Ber: 
ſicherungsbertrages bem Verſicherungsnehmer auszuhändigen 
find. Ih glaube, daß auch in Bezug auf dieſen Para— 
grapben e3 im feiner Weife nothwendig ift, die öffentlichen 
nftalten unter dieſes Geſetz zu ftellen. Die Verſicherungs⸗ 
bedingungen dieſer Anftalten find allgemein bekannt; fie 
find amtlih publiziert und in den Geſetzes- und Ber- 
ordnungsblättern ausgeichrieben; es befteht auch, wenigſtens 
bei uns in Bayern z. B., bie Gewohnheit, daß dieſe Be— 
dingungen auch durch öffentlichen Anſchlag wiederholt 
belannt gegeben werden. Alſo ein Irrthum und eine 
Täuſchung irgend eines Verſicherten in Bezug auf die 
allgemeinen Bedingungen kann bei einer ſolchen öffent: 
lihen Anftalt in feiner Weife plaßgreifen. 

Und dann, meine Herren, mödte id auf einen 
meiteren Punkt hinweifen. Im Abfak 3 des S 10 ift 
die — enthalten, daß bie Aufſichtsbehörde bevoll- 
mädtigt if, Ansnahmen von ben Borfchriften des 8 10 
zu gewähren. Nun, meine Herren, ift für eine ſolche 
dffentlihe Verſicherungsanſtalt, die fih nur auf einen 
Bunbesftaat erftredt, die Aufſichtsbehörde in bem be- 
treffenden Bundesftaat jelbft eingerichtet; es hat nit das 
Neih bie Aufficht über biefe Hffentlihen Verſicherungs— 
anftalten zu wahren, jonbern bie Lanbesauffihtöhehörbe. 
Die Landedauffichtsbehörbe hat es alfo in der Hand, von 
ber Beftimmung in 8 10 zu biöpenfiren, und bann ift 


dadurch die Vorſchrift, die hier in $ 119 gegeben wirb, CD) 


illuſoriſch gemacht. 

Sodann der 8 98 enthält in feinem erſten Satze bie 
Beitimmung, daß bie beftehenden Berfiherungdunter- 
nehmungen verpflichtet find, bis zu einem beftimmten 
Termin diejenigen Angaben an bie Auffihtöbebörbe zu 
machen, welche zur Klarlegung ihres Geſchäftsplans er: 
enger find. Meine Herren, bamit ift inbegriffen, daß 

ie ſchon beftehenden Verfiherungdunternehmungen ihren 
Geihäftöplan einzureihen haben; dann find befondere 
Beltiimmungen inbegriffen im Bezug auf bie Lebens: 
verſicherungen u. f. wm. Meine Herren, - meine, daß 
auch diefe Beitimmung für die öffentlichen Anſtalten voll- 
ftändig überflüffig ift, weil ohnehin ber —— 
dieſer Anſtalten bekannt iſt; er iſt, wie ich ſchon bemerkt 
habe, in den Geſetzblättern veröffentlicht. 

Dann find in $ 98 auch —— Vorſchriften in⸗ 
begriffen, welche im 8 7 gegeben find in Bezug auf bie 
Verfagung der Grlaubnig für Erridtung einer Ber: 
fiherungdanftalt. Dieſe Beftimmung wirb Hr bie öffent» 
lich-rechtlichen Anftalten abfolut zwedios fein; denn es 
wird doch niemand annehmen, daß eine öffentliche Ans 
ftalt von ftaatSwegen ober durch eine ftaatlihe Behörde 
errichtet wird, deren Geſchäftsplan bie gefeglichen Bor: 
ſchriften verlegt, oder wo Thatſachen vorliegen, daß der 
Geſchäftsbetrieb mit den guten Sitten oder dem Geſetz 
in Widerſpruch wäre. Alſo glaube ih, daß auch diefe 
Beltimmung einen befonderen Werth nit hat, und darum 
meine ich, dab fein Grund gegeben ift, in Bezug auf 
diefen Paragraphen eine Ausnahme von ben allgemeinen 
Negeln dahin zu machen, daß das Gefeh nur er bie 
Privatunternehmungen und nit auch auf die öffentlichen 
Anftalten ſich beziehen fol. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
unferen Antrag anzunehmen. 

(Bravo!) 
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Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsfekretär ded Innern, Staat3minifter 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner. 

Dr. Graf v. Bojadowsfys Wehner, Staatöminifter, 
Stantöfefretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, hier möchte ich eine Erflärung ab- 
geben, die vielleicht die nachfolgenden Erörterungen etwas 
erleichtert. Ich glaube, es ift ein großer Erfolg, wenn 
jegt nad) preißigikieigen Bemühungen endlih Rechtsein— 
heit auf dem Gebiete des Privatverſicherungsrechts ge— 
fhaffen wird; wenn man die Meußerungen berjenigen 
Preffe verfolgt, welche die Intereſſen der Berfiherungs: 
gejellfhaften vertritt, jo fanır man wohl fageı, es ift der 
unzweifelfafte Wunfh der gefammten deutſchen Ber: 
fiherungögefellfchaften, daß dieſes Gefet zu Stande 
kommt. Aber bei den Vereinbarungen innerhalb der ver- 
bündeten Negierungen über das Geſetz — das fanın ich 
mit der größten Beftimmtheit ald Vertreter berfelben 
fagen — war darüber Hebereinftimmung, daß unter feinen 
Umftänden irgend welche Beſtimmungen in dieſes Geſetz 
aufgenommen werden, welche an dem beſtehenden Recht 
der öffentlichen Geſellſchaften rühren, und es war ferner 
Vorausſetzung innerhalb der verbündeten Regierungen, 
daß auch feine Beſtimmungen aufgenommen werben, weiche 
dad beftehende Beſteuerungsrecht innerhalb der Einzel: 
ftaaten berühren. Alſo nur, wenn diefe beiden Be: 
dingungen bon Seiten des Reichskags berückſichtigt werden, 
fan ih in Ausſicht ftellen, daß diefer Geſetzentwurf bie 
Zuftimmung der verbündeten Negierungen erhält. 

Meine Herren, id kann zugeftehen, daß unzweifelhaft 
auf dem Gebiete des einzelftaatlihen Beſteuerungsweſens, 
gerade wenn die Einheit des öffentlichen Verſicherungs— 
rechts durch dieſes Geſetz herbeigeführt wird, gewilfe Miß— 
fände fich zeigen werden. Wir werden deshalb alsbald in 
ernfte Erwägung nehmen, ob duch gegenfeitige Verein: 


(B) barung eine Doppelbeftenerung vermieden werden kann, 


oder ob es nothwendig fein wird, Hierzu den Meg der 
Geſetzgebung zu befchreiten. Gin Weiteres kann ich heute 
nicht in Ausficht Stellen. Ah muß aber daran fefthalten: 
diefe beiden bon mir bezeichneten Vorausſetzungen find die 
Vorbedingungen für das Gelingen des Geſetzes. 

Men feitend der Herren Abgeordneten Albrecht und 
Genoffen ein Antrag geltellt ift, der den Einzelftaaten das 
Recht vorbehalten will, den Betrieb beſtimmter Verſiche— 
rungsgeſchäfte auf öffentliche Anftalten zu übernehmen, fo 
fanı ich erklären, daß diefer Antrag nicht erforderlich er— 
fheint, weil nad der Auffaffung der verbündeten Re— 
gierungen, wenn Sie ben S 120 der Regierungsvorlage 
annehmen, den Bundesftaaten jchon nad) diefer Faſſung 
das Recht zuftcht, was der Antrag Albreht ihnen nod) 
befonbers zuwenden will. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Miller (Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
e3 ift und bereitö in der Kommüſſion in feierlicder Weiſe 
von dem Herrn Staatöfelretär mitgetheilt worden, daß, 
wenn irgend eine Beitimmung in das Gejeg aufgenommen 
würde, welde in gemwiffer Richtung die öffentlichen 
Sozietäten unter dieſes Geſetz bringt, dad Geſetz unter 
allen Umſtänden zum Scheitern gebradıt werden wiürbe. 
Trotzdem hat die Kommiſſion fih nicht abhalten laſſen, 
den $ 119 in dieſer Faſſung zu befchließen, und ich möchte 
Sie namens: meiner Barteigenoffen dringend bitten, 
dieſen Kommiſſionsbeſchluß unter allen Umftänden aufrecht 
zu erhalten. Die fharfe Stellung, die der Staatsjefretär 
auch heute wieder eingenommen hat gegenüber dieſem 
Beſchluſſe, it um fo verwunderlicher, als er ja in der 
erften Leſung es als dritte und vierte Etappe bes Vor: 
gehens im Dreherangswefen bezeichnet hat, daß auch 
das Beſteuerungsweſen und die Rechtsverhältniſſe der 

Reichstag. 10. Legisl.-P. IL. Seſſion. 1900/1901. 


öffentlichen Sozietäten — geordnet werben. Die (C) 
ganze Frage läuft alfo ſchelnbar nur darauf hinaus, daß 
dad Tempo, in melden mir die Verhältniffe der 
öffentlihen Sozietäten regeln wollen, ein berminbertes 
fein ſoll. Wir wollen aber auf biefem Gebiet raſcher 
borgehen, wir wollen die Gelegenheit, bie und hier ge: 
eben wird, beim Schopfe greifen und wenigſtens eine 
Beſtimmung in dieſes Geſetz hineinbringen, durch welche 
auch bie öffentlichen Sozietäten in dieſes Gefeg in einer 
beſchränlten Richtung einbezogen werben. 

Meine Herren, ih will die Frage, die auch einen 
weiten Spielraum im dei Verhandlungen der Kommiſſion 
eingenommen bat, vollftändig unberührt laſſen, ob die 
verbündeten Negierungen nicht gegen den Art. 4 ber 
deutſchen Reichsverfaſſung verftoßen haben, well fie bie 
Nechtöverhältniffe der öffentlichen Sozietäten nicht mit in 
das Geſetz hineingenommen haben. Ich will diefe Frage 
vollftändig aus dem reife meiner Erörterungen herans— 
laffen; aber das kann ih wohl auch al3 Meinung bes 
hohen Hauſes feftftellen, daß unter allen Umftänden der 
Reichstag und die Reichsgeſetzgebung zuftändig ift, bie 
Rechtsverhältniſſe der öffentlihen Sozietäten ebenfalls zu 
regeln, und dag genügt für und, um die Beichlüffe der 
Kommiſſion $119 zu vertheidigen und aufrecht zu er— 
halten. Selbitverftänblich ift ed, daß die im Verſailler 
Vertrag in Ziffer 4 des Schlußprotofol3 zu Gunften 
Bayerns aufgenommenen Normen aufrecht erhalten werben 
müffen; daher haben aud die Herren der bayerifchen Re— 
gierung faum ein Bebürfniß, gegen dieſe Normen irgend- 
wie Front zu maden. Ich mochte vielmehr feftftellen, 
daß wir im S 119, während wir im $ 115 einen Aus: 
bruch des ſüddeutſchen Partikulartsmus Hatten, mehr 
einen preußiichen und norddeutfhen Partikularismus fehen, 
da es fih im wefentlihen bier um die öffentlichen 
Sozietäten, wie fie in Preußen beftehen, handelt. Es 


ließe fid) ja auch wohl, um die badifchen und bayerifchen (D) 


Staatsanftalten au3 dem Geſetze auszunehmen, ſchließ— 
lid ein Kompromiß finden. Uns liegt vor allen Dingen 
daran, daß wir die öffentlichen Sozietäten Preußend und 
der kleinen norddeutſchen Bundesftaaten unter dad Gefet 
in einem Mindeftmaß bringen, wie es die Kommiſſtons— 
faſſung will. 

Die Motive werfen die Frage auf und fagen, es 
beitche fein Anlaß für die Reichsgeſetzgebung, bie öffent: 
lien Anftalten in das Geſetz einzubezichen. Nach meiner 
Meinung ift die Frage und die Beantwortung der Frage 
eine vollkommen unrichtige. Es hätte gefragt werben 
müffen: Liegt irgend ein Grund vor, um bie öffent: 
liden Sozietäten aus biefem Gefege auszu— 
fliegen? Wenn bie Frage in dieſer Weife richtig 
geitellt worben wäre, dann würde, wie ich glaube, die 
Mehrheit des Reichsſstages dahin fommen, zu jagen: nein, 
ein hinreichender Grund dafür befteht nit, daß wir in 
jeder Beziehung die öffentlichen Sozietäten aus dem 
Geſetz Bihler. 

(Sehr ridtig! links.) 

Nun ift das, was wir zu $ 119 haben wollen, that- 
fählih bloß ein Minimum von Wünſchen, weil wir nicht 
alled erreihen können — es find faure Trauben fir 
und —, wir wollen nad der Kommilfionsfaffung nicht die 
öffentlihen Sozietäten vollftändig unter das Gejeg bringen, 
wir wollen auch nicht, daß fie der Beauffihtigung nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes unterliegen, fondern wir wollen 
nur drei Beltimmungen dieſes Gefeßed auch auf bie 
öffentlichen Sozietäten angewendet willen, zunädit $ 9, 
der von den allgemeinen Verfiherungsbedingungen handelt. 
Mir wollen das deöwegen, damit veraltete Beitimmungen 
in den Normen der öffentlichen Sozietäten im Intereſſe 
ber Verfiherungsnehmer ausgemerzt werben. Ich glaube, 
daß gegen eine berartige Beitimmung ſich vernünftiger: 
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(Dr. Müller [Dleiningen].) 
(A) weife auch nicht das geringite einwenden läßt. 
wollen weiter nad & 10, daß bie allgemeinen Ber: 
fiherungsbedingungen ben einzelnen Verſicherten aus: 
nehändigt werben. Wir wollen das ebenfalls ausſchließlich 
im Intereſſe der Verficherten, und ich glaube, daß gerade 
diejenigen Herren, bie immer behaupten, nur im Intereſſe 
der Verfiherten das Gefeß durdbringen zu wollen — 
und zu benen gehören wir ja aud — unter allen Um— 
ftänden mit und darin einverftanden fein müffen. Wir 
wollen brittend, daß nad) $ 98 des Geſetzes bie öffent: 
lihen Sozietäten aud verpflichtet find, Aufſchluß zu 
geben über ihre Verhältniffe an die Zentralbehörbe, bie 
wir in biefem Geſetz geſchaffen haben, an dad Reichs— 
auffihtsamt für Privatverfiherung. Weiter als dieſe 
drei Normen wollen wir vorläufig nicht gehen, deswegen 
nicht gehen, weil wir, wie gejagt, doch nicht mehr im 
diefen Stadium der Verhandlungen befommen können. 
Ih glaube, daß das Berlangen, was wir geftellt 
haben, ein um jo gerechteres ift, al3 die öffentlichen 
Sozietäten in vieler Beziehung privilegirt find nr — 
den privaten Anftalten: fie genichen Stempelfreiheit, 
haben Privilegien bezüglich der erefutoriihen Einziehung 
der Beiträge; fie genießen bie vollitänbige IInterkügung 
des Beamtenapparat3 fowohl direkt wie indirekt; fie haben 
auch nicht die Koſten der AuffichtSbchörbe, wie wir in 
$ 81 feftgelegt haben, furzum, fie können an ſich viel 
billiger arbeiten al3 die Privatverfiherungen. Auf der 
anderen Seite ift es aber auch dringend nöthig, daß 
a bis zu einem gewiffen Grabe die Buntihedige 
feit, die vor allen Dingen in Preußen auf biefem Gebiet 
berrfcht, befeitigt werde. Wir haben in Preußen auf der 
einen Seite reine Monopolanftalten und auf der anderen 
Seite freie — Nun kann man doch 
von beiden auch in dieſem Stadium der Verhandlungen 
verlangen, daß ſie wenigſtens ihre allgemeinen Ver— 


Wir 


(B) ſicherungsbedingungen nad) Maßgabe des Geſetzes ein— 


richten, daß fie ein Exemplar dieſer allgemeinen Ber: 
ln Fan den Berfiherten geben und daß 
fie endlih auch Auffhluß geben zu ftatiftifhen und 
anderen Zweden dem Reichs-Aufſichtsamt, dad wir ald 
Neich:Zentralbehörde geichaffen haben. 

Man fagt nun gegen die Kommilfionsbeihlüffe, bie 
öffentlichen Sozietäten hätten überhaupt an fid) alles das, 
was wir wollten, alles fei ja bereits im Reglement feftgeftellt. 
Ja, meine Herren, wenn das richtig ift, dann ift mir doch 
der ganze Widerftand feitend der öffentlihen Sozietäten 
im höchſten Grade auffallend; warum dann diefer Miber: 
ftand? Das muß bod gegen bie öffentlichen Sozietäten 

eradezu mißtrauiſch mahen. Haben diefe in der That 

h ftrenge allgemeine Berfiherungsbedingungen, fo liegt 
gar fein Grund vor, warum fie ſich umter den $ 9 des 
jetigen Geſetzes nicht ftellen wollen. Wenn weiter aus: 
geführt wird, daß die allgemeinen Verfiherungsbebingungen 
auf Grund der Verordnungen in den Negierungsblättern 
u. ſ. w. publizirt find, fo iſt doch allbefannt, daß in 
biefen Negierungsblättern auch wicht der zehnte Mann bie 
Normen der Öffentlihen Sozietäten licht. Warum foll ber 
Verſicherte nicht aud) hier die allgemeinen Berfiherungs: 
bedingungen in die Hand befommen, damit er fich felbit 
überzeugt, unter welden Bedingungen er verfichert ift? 

Das preußiihe Staatöminifterium Hat durch feinen 
Vertreter in ber Kommiſſion, wenn ich nicht fehr irre, 
die Erklärung abgegeben, es ftehe auf dem Standpunkt, 
daß beide Syſteme, die dffentlihen Sozietäten wie bie 
privaten Verfiherungsgefellicaften, völlig gleihe Rechte 
haben follten. Ja, wenn wir nur fo weit gehen würden! 
Wir verlangen aber hier nicht fo viel, wie die preußische 
Negierung zugegeben bat, fondern wir verlangen, twie ich 
eingehend ausgeführt habe, nur ein Minimum bon Normen 
aud für die öffentlichen Sozietäten. Die Bevorzugung 





der öffentlihen Sozietäten hätte ja nod einen Werth, (©) 
wenn wirklich alle® Gold wäre, was bei ihnen glänzt, 
wenn wirklich die öffentlichen Sozietäten fo viele zorzüge 
gewährten gegenüber den privaten Verſicherungsgeſeü— 
ſchaften, wie das die Vertreter der öffentlichen Sozietäten 
fo oft behaupten. Aber gerade bezüglich der norbbeutichen 
Sozictäten beftchen doch auch fehr viele Beanftandungen. 
Ich Habe bereits in der Kommiſſion auf die Verband: 
lungen des preußiſchen Abgeorbnetenhaufes gelegentlich 
einer Betition des udermärkiihen Bauernvereins bon 
1887 verwieſen. Damals erflärte der preußifche Ne: 
gierungävertreter wörtlich: 
Die freie Konkurrenz hat zwar einige ungejunde 
Früchte gezeitigt, aber auch dem Publikum un: 
verfennbare große Vortheile gebradt: durch die 
reihlid; vermehrte Verfiherungägelegenheit, durd) 
die Nührigkeit der Privatverfiherung, welde 
zweifello8 erfindungsreiher ſei als bie vielfach 
am Beralteten hängenden Sozietäten. Sollten 
diefe Vortheile aufgegeben, und die Verſicherungen 
künftig ausfhließlih in die Hand ber Sozietäten 
gelegt werden, fo könne das nur gefchehen, wen 
man ſicher fei, die Verficherungen würden dann 
billiger, ſchneller und beffer regulirt werben. 
Deſſen dürfe man aber keineswegs fiher fein. 
Nun find die Herren auf der rediten Seite, nament: 
lih die Herren Agrarier, befondere Freunde biefer öffent: 
lien Sozietäten. Ich habe aber hier zum Beifpiel eine 
Refolution, welde der landwirthſchaftliche Verein zu Stolp 
gefaßt hat, worin es wörtlich heißt: 
Die ei von Kredit und die Beleihung 
von Grundbefig aus öffentlichen Mitteln darf nicht 
von ber Verfiherungänahme bei einer öffentlichen 
Anftalt abhängig gemacht werben. Die volle Er: 
haltung und Forderung ber Konfurrenzfähigfeit 


folider privater Berfiherungsanftalten Tiegt im (D) 


Intereffe aller, insbeſondere der ländlichen Ber: 
ſicherungsnehmer. 
Das iſt alſo eine Stimme aus dem agrariſchen Lager 
ſelbſt! Und dieſe Reſolution iſt der pommerſchen Land— 
wirthſchaftslammer überwieſen worden! 

Erſt kürzlich iſt mir aus einer oldenburger Zeitung 
eine ungemein charakteriſtiſche, vom prinzipiellen Stand— 
punkte wichtige Ausführung begegnet, die mir ſo wichtig 
erſcheint für die Frage des Werths der öffentlichen 
Sozietäten, daß ich den betreffenden Paſſus hier verleſen 
möchte. Die „Oldenburger Nachrichten für Stadt und 
Land” ſchreiben über die Oldenburger Monopolanſtalt, 
wie id der Wellmann'ſchen Verfiherungszeitfchrift ent: 
nehme. Es wird dba geflagt, daß die Haußbefiger faft 
dreimal fo hohe Branbkaffenbeiträge zu zahlen haben, al3 
bei den Brivatverfiherungsgefellichaften. Charakteriſtiſch 
—8 Gründe für dieſe hohe Prämienerhebung. Es 
e a: 

Was bisher zur günftigeren Geftaltung ber 
Brandkaffe verfucht ift, hat feinen Erfolg gehabt 
und wird aller Vorausſicht nah auch ohme 
wejentlihen Erfolg bleiben; demm wenn man dem 
bisherigen unerfreulihen Ergebniß auf den Grund 
geht, wird man finden, daß die für die Brand— 
faffe beitehenden Griftenzbedingungen es find, 
welche andere Betrieb3ergebniffe gar nicht er- 
warten laffen. Die Brandfaffe muß in dem ge: 
ichloffenen Orten Haus an Haus in Dedung 
nehmen, ſodaß ein wefentlihe® Prinzip einer 
rentablen Feuerverſicherung, nämlich eine vor— 
ſichtige Verthellung ber zu uͤbernehmenden Rifiten, 
nicht beachtet werden kann, und ſomit die Gefahr 
eines großen Verluſtes dur die Ausdehnung 
eines einzigen Brandes ſich nicht vermeiden läßt. 


(A) 


(B) 





Diefe Gefahr ift fpeziell für die Oldenburger 
Brandkaffe dauernd und eine beſonders große, 
weil fi die Brandlaffe auf ein nad den Er: 
fahrungen des Feuerverficherung3betriebes viel zu 
kleines Gebiet befhräntt, und der Kreis der Be: 
theiligten, auf die fih die Schadenſummen ver: 
theilen, nicht groß genug ift. 

Meine Herren, das ift meiner Anfhanumg nad eine 
md vernichtende Kritik, geübt an den Heinen öffentlichen 
weiganftalten; e3 kann und aud nicht verwundern, 
wenn eine derartige Meine Berfiherungsanftalt, welche 
nit im Stande ift, die ſchlechten und guten Riſiken aus: 
zugleihen, auf feinen grünen Zweig fommt. Das it, 
wie gr Kollega Richter vorhin treffend ausgeführt hat, 
das Wejentliche für derartige VBerficerungsanftalten, daß 
fie auf ein möglichit weites Gebiet, mindeftens für ben 
Kreis des Deutichen Reichs ausgedehnt werden, bamit 
ein Ausgleich ſchlechter und guter Riſiken ftattfinden kann. 
Meine Herren, aus allen diefen Gründen, unb ba 
wir aud) als oberften Grundfag feftgeftellt haben bie 
Wahrung der Jutereffen der Verficherten, vor allen Dingen 
aber aud im Intereſſe der Nechtöeinheit, die wir haften 
wollen, mödten wir Sie bringend bitten, unter Äb— 
lehnung der gegentheiligen Anträge es bei dem Kom— 
mifftonsbejhluß zu belaffen und aud die öffentlichen 
Sozietäten troß der Erklärung des Herrn Staatsjefretärd 
die ich wenigftens vorläufig als einen Schredihuß bloß 
betrachte, unter das Geſetz zu ftellen. 
(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der 

Bundesraths, Kaiferlihe Geheime 

im Reihsamt des Junern Grumer. 
Gruner, Kaiferliher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reichsamt des Innern, Kommiffar des Bundesrathe: 
Meine Herren, der gen Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen) meinte vorhin, wenn jetzt feitens der ber: 
bünbeten ungen entſcheidender Werth darauf gelegt 
werde, daß die Bezugnahme auf die SS 9, 10 und 98 
wieder aus dem & 119 geftrichen würde, fo fei das vor- 
zuesneite ein norbdeuticher, ein preußiſch partitulariftifcher 
unid. Der Herr Abgeordnete ift, wenn er das atı- 
nimmt, im Irrthum. Es kommen bei diefer Frage der 
Unterftellung öffentlicher Anftalten unter das Geſetz oder 
auch nur unter einen Theil besjelben keineswegs bloß 
bie preußifchen Feuerſozietäten in Betracht, fondern auch 
alle andern öffentlihen VBerfiherungsanftalten, wie 3. B. 
bie für die Zwecke der Hagelverfiherung in Bayern, Die 
für die Zwede der Viehverſicherung ebenfall3 in Bayern 
und in Baden u. ſ. w. beitchenden. Alle dieſe 
öffentlihen Berfiherungsanftalten würden in Betracht 
fommen, und die außerpreußiihen Staaten legen 
ebenfo viel Werth wie die preußifche Regierung darauf, 
baß eine aud nur theilweife Unterſtellung der öffentlichen 
Anftalten unter dieſes Geſetz nicht erfolge, und zwar nicht 
aus partitulariftiihen Gründen, fondern weil aud) in ber 
That die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf die öffentlichen 





err Kommiſſar des 
ber-Regierungsrath 


‚Anftalten gar nicht zwedmäßig angewendet werben können. 


Es iſt grundbfägli etwas Verſchiedenes, ob eine private 
oder eine öffentliche Anſtalt beauffihtigt werben foll. 
Die hier vorgefehenen Vorſchriften bezweden lediglich die 
Auffiht von Brivatanftalten und operiren mit andern 
Mitteln, als fie angewendet werben können, wenn es fid) 
um die Auffihtsführung über eine Behörde handelt. Die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes auf öffentlihe Anftalten an— 
zuwenden, iſt, wie der Herr Abgeordnete Dr. Pichler 
ſchou —— — hat, ſchon deswegen nicht au— 
gängig, weil die Beſtimmungen über die Konzeſſions— 
ertheilung und =entzichung unter feinen Umſtänden An— 
wendung finden fönnen auf eine auf Landesgeſetz beruhende 
und dur Landesgeſetz eingeführte Anftalt. 
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Ih möchte auf dieſen Punkt nicht näher eingehen, (C) 


weil bei den Anträgen zu $ 119 biefe — Frage 
nicht wieder in die Debatte gezogen iſt; aber ich möchte 
furz erwähnen, daß aud die Paragraphen, die in dem 
Kommiſſionsbeſchluß der zweiten Lefung zu $ 119 aus: 
drücklich benannt find, ſich auch nicht praktiſch anwenden 
laſſen auf die öffentlichen Anſtalten. Es handelt ſich Hier 
zunächſt um $ 9 unſeres Entwurfs. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Müller fagte vorhin, der 
Zwed bei Aufnahme dieſes S 119 ſei der, wenigitens 
dahin zu wirken, daß die allerihlimmften veralteten Be— 
ftimmungen ber öffentlihen Anftalten ausgemerzt werben. 
Ich glaube, beweijen zu können, daß diefes Ziel durch die 
Aufnahme des 59 in den S 119 keineswegs erreicht 
werben wird. $ 9 fchreibt nit vor, was in ben all: 
gemeinen Berfiherungsbedingungen enthalten fein foll, er 
regelt in feiner Weiſe materiell das, was ber Anhalt der 
allgemeinen Verfiherungsbedingungen fein muß, ſondern 
er fchreibt mur vor, daß, wenn über die in $ 9 genannten 
Gegenftände Beftimmungenüberhauptgetroffen werden wollen 
— er fchreibt nicht vor, daß fie bei Privatunterncehmungen 
etroffen werden müſſen — fie danı nirgend anders als 
n ben allgemeinen Berfiherungsbebingungen enihalten 
fein müſſen. Erſt daburd, daß die Auffichtsbehörde 
hinzutritt und prüft, was ber Inhalt ber allgemeinen 
Verfiherungsbedingungen ift, gelingt e3, einen gewiffen 
vernünftigen und fahgemäßen Inhalt in bie allgemeinen 
Verfiherungsbebingungen Hineinzubringen. Das würde 
lediglich durd Aufnahme des S9 für Öffentliche Anitalten 
nicht erreicht werden. Dazu kommt, daß die Gegenftände, 
welde in $9 des Entwurfs bezeichnet find, ganz allgemein 
er nd durch öffentliches Recht, entweder burd) 
andeögeleße, die die betreffenden öffentlichen Anftalten 
überhaupt ins Leben xufen, ober durch Ausführungs: 
verorbnungen oder behörblih crlaffene Neglements oder 
Mufterftatuten. 
Sozietäten, fondern aud für die außerpreußifchen öffent: 
lihen Anftalten. Es liegen mir fpeziell, um nur einige 
Beifpiele herauszugreifen, das bayeriſche und badiſche 
Geſetz vor, durch welche die öffentlichen Viehverſicherungs— 
anſtalten für Bayern und Baden geregelt ſind. Daraus 
ergiebt ſich ganz klar, daß theils grundlegende Landesgeſetze, 
theils zur Ausführung erlaſſene Verordnungen in Baden 
oder zur Ausführung behördlich erlaſſene Mufterftatuten 
alle diefe Dinge erfhöpfend regeln, die durch die allge: 
meinen Verfiherungsbedingungen bei den Privatunter- 
nehmungen geregelt werden fünnen und geregelt zu werden 
pflegen. Es handelt ſich hier um Dinge, die durch öffent: 
liches Recht feftftehen und der Privatwilltür überhaupt 
entzogen find und deöwegen mit ben allgemeinen Vers 
fiherung3bedingungen nicht auf eine Linie geftellt werden 
fünnen. Es würde unmöglid fein, an diefen, auf öffent: 
lihem Necht beruhenden Dingen irgend etwa zu ändern 
durd) eine in diefem Geſetze zu ſchaffende Auffihtäbehörde. 
Diefes öffentlihe Recht, wie gefagt, regelt fi) durch Landes: 
gefeß oder durch dazu erlafjene Verordnungen. ' 
Weil die Sade fo liegt, ift aber auch die Herüber- 
nahme des z 10 deö Entwurfs und die Anwendung be: 
felben für die öffentlichen Anftalten weder zwedmäßig, noch 
ſpricht dafür ein thatſächliches Bedürfniß, weil eben, fo- 
weit dad Walten der öffentlihen Anftalten in Frage 
fommt, die wejentlichfte Regelung aller wichtigen Vertrags: 
egenftände auf öffentlichen Rechte beruht. Es find dieſe 
Selimmungen auch allgemein öffentlich befannt, und ein 
Bebinfniß, dab vor Abſchluß eines Vertrages diefe Be- 
dingungen nochmals jedem einzelnen Verfiherungsnehmer 
in die Hand gegeben werben, fehlt, wenigſtens in dem 
Maße, in dem es bei den Privatanftalten anzuerkennen 
ift. Im übrigen aber darf id) erwähnen, daß eine ganze 
Reihe Öffentlicher Anftalten — das gilt im großen und ganzen 
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Das gilt nicht blos für die preußifcdhen (D) 
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(A) namentlich) von den preußifchen Feuerſozietäten — gebrudt | weientlihe Inhalt des S 119 aufrecht erhalten bleiben, (C) 


(B 


— 


die weſentlich auf Neglement beruhenden Verſicherungs-— 
bedingungen dem Publikum, jedem Verfiherungdnehmer 
durch die Behörden einhänbigen läßt. Auch in biefer 
Rückſicht fehlt jebes Bedürfniß für eine gefetlihe Aenderung. 

Nun möchte ih noch auf $ 98 kommen, der auch in 
$ 119 Aufnahme gefunden hat. Ach glaube, daß hier 
noch ein Mißverftändniß obwaltet. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Miller (Meiningen) nahm ar, daß, wenn bie Her: 
übernahme de3 S 98 in ben S 119 beftehen bleibt, als: 
dann die öffentlichen Berfiherungsanftalten verpflichtet 
feien, den ganzen Geſchäftsplan des durch das vorliegende 
Geſetz neu zu freirenden Auffihtsamts einzureihen. Das 
ift meined Erachtens irrig. Die Trage hat bereits in der 
Kommiffion eine Nolle gefpielt, und ich habe mir damals 
bie Frage erlaubt, welche Behörde denn die Auffichts- 
behörde im Sinne des S 98 bilden fol. Damald wurde 
mir erwidert: natürlih nicht die durch dieſes Geſetz zu 
ichaffende Auffichtsbehörbe, fondern die nad) dem Landes: 
recht fungirende Aufſichtsbehörde, welche die Auffiht über 
die öffentlihen BVerfiherungsanftalten führt. Wenn dies 
ber Fall wäre, wenn man fo den Paragraphen zu beuten 
hätte, fo würbe auch durch die Herübernahme des & 98 

ar nichts erreicht werden; es würde etwas ganz Ueber— 
Aüffiges beftimmt werden, daß nämlich ber Geſchäftsplan in 
allen Einzelheiten der nach Landesrecht beftchenden Auffichts- 
behörbe, berjenigen Behörde bekannt fein muß, welche heute 
ſchon nad; Landesrecht die Aufſicht übt über die Öffentlichen 
Verfiherungsanftalten. Das ift ganz ſelbſtverſtändlich. 
Der Gefchäftsplan in allen feinen Einzelheiten ift dieſer 
Landesbehörde befannt, und es wird alljährlich insbeſondere 
in Preußen von den Feuerſozietäten an die Provinzial: 
inftanzen und ebenſo die Minifterialinftanz Bericht er: 
ftattet. Alfo die Landesbehörden, welche mit der Aufficht 
über die öffentlichen Anftalten betraut find, find eingehend 
unterrichtet über diefe Dinge. Aber felbft wenn man bie 
meines Erachtens nicht zutreffende Deutung dem Para- 
graphen geben wollte, dab die Auffichtäbehörbe nicht etwa 
diejenige ift, die heute ſchon auf Grund des Landesrechts 
befteht, fondern diejenige im Sinne dieſes Verſicherungs— 
gefeges, fo würde wiederum dad, was ber Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) erreihen zu können 
ga nicht erreicht werben; deun dann würde über dieſe 

andesanftalten, die im großen Ganzen bis auf ganz 
verfhwindende Ausnahmen fih auf das Gebiet eines 
Bundesftaat3 beichränfen, wiederum nur eine Landes: 
behörbe Aufſichtsbehörde fein; alſo die Reichsbehörde, 
welde neu durch den Entwurf geihaffen werden ſoll, 
würde niemals mit biefen Dingen befaßt werden. 
Wollte man aber felbft durch eine redaktionelle 
Henderung bier Wandel fchaffen, fo würde wiederum die 
auffihtöführende Reichsbehörde lediglich Sammelſtelle 
werben für Material, mit dem dieſe Behörde ſelbſt gar 
nichts anzufangen wüßte. Im ganzen Entwurf iſt keinerlei 
Beitimmung vorgefehen, wonad) diefe Auffichtsbehörde eine 
Einwirkung hätte auf die Geftaltung der Verſicherungs— 
bedingungen öffentlicher Anftalten. Eine foldhe Einwirkung 
ift hier, auch wenn der $ 119 in der SFaflung der Kom— 
miffionsbefhlüffe zweiter Lefung ftchen bleibt, nicht ges 
geben. Es würde bie ganze Aktion, die man hier plant, 
meine? Erachtens gänzlich erfolglos auslaufen. 

Nun hat der Herr Abgeorbniete Dr. Müller (Meiningen) 
[richtig noch erwähnt, es müffe doch eine Neichäftelle da 
fein, die auch von den öffentlichen Auftalten das nöthige 
Material mitgetHeilt erhalte, um eine Neihäftatiftit ein: 
heitlih für das Verſicherungsweſen ins Leben treten zu 
lafien. Das ift ganz richtig; aber dieſem Bedürfniß ift 
ja bereit$ ausdrüdlich durch die Beitimmungen des $ 119 
Rechnung getragen. Auch nad Annahme des vorliegenden 
Antrags auf Streihung der 8 9, 10 und 98 würde ber 


dab nämlih auch die Hffentlihen Verfiherungsanftalten 
dem Aufſichtsamt für Brivatverfiherung für die vom 
Bundesrath näher anzuordnende Statiftit das nöthige 
Material einzureihen haben. Alſo in dieſer Richtung tft 
bereitö die nölhige Vorkehrung getroffen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Königlich preußische Geheime Ober-Regierungs: 
rath v. Knebel Doeberit. 

v. Knebel Doeberis, Königlich preußiiher Geheimer 
Ober:Negierungsrath, Kommiffar bed Bundesraths: Meine 
Herren, infoweit Preußen bei der vorliegenden Frage in 
Betracht kommt, habe ich gegenüber den Ausführungen des 
Herrn Dr. Miller (Meiningen) nur zu erklären, daß in 
den Berathungen der Kommiſſion weder von mir noch 
bon irgend einem anderen preußifchen Bertreter jemals bie 
Erklärung abgegeben worden ift, daß bie beiden Arten von 
Verſicherungsgeſellſchaften — ich meine auf der einen Seite 
die Privatgefellfchaften, auf der anderen die öffentlichen 
Geſellſchaften — geſetzgeberiſch gleid) behandelt werben follten. 
Ich habe vielmehr nur betont, daß da3 Beftehen von öffent- 
lihen Gefellihaften neben Brivatgefellihaften dem Ber- 
fiherungäwefen förderlich geweſen ift, im übrigen habe id) im 
Segentheil näher auszuführen mir erlaubt, warum bie 
Borfchriften des gegenwärtigen Geſetzes auf die öffent- 
lichen Gefellihaften in Breußen feine Anwendung zu 
finden haben. Die nähere Wiedergabe diefer Gründe 
glaube ich mir mit Nüdjiht auf die eingehenden Aus— 
führungen des Herrn Vorredners an dieſer Stelle ver- 
fagen zu können. 

Präfident: Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geſchloſſen. Der Herr Berichteritatter 
verzichtet auf dad Schlußwort. Wir kommen zur Ab- 
ftimmung über ben $ 119, 

Zu demfelben beantragen die Herren Abgeordneten 


Dr. Pichler und Genoffen auf Nr. 278 der Drudjahen: (D) 


in 8 119 die von ber Kommilfion beigefügten 
Worte: „nur ben Vorſchriften der 88 9, 10, 98 
Sat 1, im übrigen* zu ftreichen. 
Sch werde zunächſt über dad Amendement Pichler ab» 
ftimmen laffen, und zwar, wie immer, pofitiv, ob biefe 
Worte aufrecht zu erhalten find; dann über den Para: 
graphen, wie er ſich nad) der vorhergehenden Abftimmung 
geftaltet hat. — Hiermit ift das Haus einverftanben. 

Ich bitte aljo diejenigen Herren, welche entgegen 
dem Antrage Dr. Pichler und Genofjen, im $ 119 bie 
Worte „nur den Vorichriften der 88 9, 10, 98 Sat 1, im 
übrigen“ nad) ben Beichlüffen der Kommiſſion aufrecht 
erhalten wollen, fih von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geidhieht.) 
Das ift die Minderheit; die Worte find geftridhen. 

Ich darf wohl annehmen, daß der & 119 mit diefer 
Streihung vom Haufe angenommen ift. — Dies tft der 
Tall, da niemand widerfpridt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 120. Zu 
demfelben liegen vor die Amendement3 Albreht und Ge: 
nofien auf Nr. 263 der Drudjahen und Nichter auf 
Nr. 279 der Drudjadhe ad 1. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Der preußifhe Herr Regie 
rungsfommiffar hat joeben mit vollem Recht erklärt, daß 
das Intereffe des Verſicherungsweſens das Nebeneinander: 
beftehen von Privatverfiherungsunternehmungen und dffent- 
lihen Sozietäten erheiihe. Ich bin derfelben Anficht und 
zwar aud) in Anbetracht der Entwidlung des Verfiherungs- 
weſens in Preußen. Die Sozietäten in Preußen haben 
erft angefangen, unter ber Konkurrenz der PBrivatunter: 
nehmungen zu einem rationellen Prämientarif überzugehen 

f (ſehr richtig! Linke), 
während fie bis dahin mehr Unterftühungstaffen waren 


(A) ald wirkliche VBerfiherungsanftalten. 





(Richter) 

Ihre größten Ver: 
befferungen haben fie dem Privatverfiherungswefen ent: 
nommen. Auf der anderen Seite haben fie den Nach— 
theil, daß ihnen die Rückverſicherung ſchwerer fällt, ebenſo 
bie Mobiliarverficherung und anderes. 

Meine Herren, wenn fo nad) dem Anerfenntniß der 
Behörde des grönten Staates, Preußens, die Konkurrenz 
zwifchen Sozietäten und Privatgefellichaften das Beſte 
Fir alle Theile ift, fo ift um fo mehr zu bedauern, daß 
in dieſem Geſetz wiederum, und zwar hauptfädhlich die 
fübdentfhen Staaten durchaus an dem Monopol von 
Sozietäten feithalten. Die Monopole der Sozietäten 
fließen aber die Konkurrenz aus und damit alle Die 
Bortheile, welde daraus erwachjen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Sie häufen die Nifiten auf beftimmte Landfchaften, er: 
fhweren ganz befonderö eine Lebertragung der Nififen 
durch Nüdverfiherung und haben noch fonftige Nadıtheile. 

Nun hat der Herr Staatöfetretär Graf Poſadowsky — 
wenn ich ihm recht verftanden Habe — erklärt, an ben 
8$ 119 und 120 dürfe man nicht rühren, fonft fäne das 
ganze Geſetz nicht zu Stande. Der Reichstag hat fi in 
5 119 gefiigt. Ich komme darauf nicht weiter zurüd; bie 

ifferenz in 8 119 ift verhältnigmäßig gering gegenüber 
demjenigen, wa3 in dieſem Paragraphen hier zur Ent: 
ſcheidung fteht. Ih will auch in diefer Situation nicht 
anfechten das Beltchenbleiben der Monopole, foweit fie 
vorhanden find; dagegen muß ich mich auf das ent: 
fchiedenfte erklären gegen die Zuläffigfeit irgend einer 
Erweiterung der Monopole in der Zukunft, und 
laffe ich mich auch nicht durdy die Drohungen des Herrn 
Staatsſekretärs abbringen, wenn feine Erklärung ſelbſt fo 
auszulegen ift, daß fie aud eine Erweiterung der Mono— 
pole im Wege der Landesgeſetzgebung künftig zulaffen will. 

Meine Herren, was heißt dad, wenn man den Landes- 


(8) gefeßen geftatten will, Monopole im Verſicherungsweſen 


einzuführen oder, ſoweit fie vorhanden find, auszudehnen? 
Das heißt die Wirkung und Bedentung dieſes Reichs— 
gefeßes, das nun endlih nah 34 Jahren in Arbeit ge: 
nonmen ift, wieder abmindern, abbrödeln, abgraben. Das 
Geſetz hat den Zweck, ein großes einheitliches VBerfiherungs- 
gebiet zu fchaffen, und bie möglichſte Mebertragung der 
Schäden zu erleichtern. Sn dem Maße, wie nun die 
Landesgeſetzgebung Monopole einführt, wird dieſes ein- 
heitlihe Verſicherungsgebiet eingefchränft, das Geſetz in 
feiner Bedeutung herabgemindert, alſo auch die Aus— 
gleihung der Schäden erihwert. 

Es ift ja allerdings gefagt worden, dab aus dem 
MWortlaute des Gejegentwurfd und der Kommiſſions— 
befchlüffe nicht folge, daß die Ausdehnung der Monopole 
dur die Landesgejehgebung zugelafien ift. Ich bin auch 
der Anficht, daß ed nit daraus folgt; aber id) höre, daß 
verſchiedene Anfichten darüber beitehen, und eben beöhalb 
habe id den Antrag geftellt, für bie Zufunft eine Er: 
weiterumg der Monopole nur auzulaffen im Wege ber 
Heichögelehgebung, weil in der That die Einführung der 
Monopole dem Grundgedanten dieſes Gefeges widerſpricht. 
Nun hat man angeführt für eine Zulaſſung der Er: 
weiterung der Monopole in der Zukunft, daß die Einzel: 
ftaaten doch nicht gehindert werben fönnten, den Berner 
ihrer Angehörigen in Bezug auf Hagelverfiherung, Vieh: 
verfiherung, Srantenverfiherung künftig gerecht zu werben. 

Meine Herren, wenn fih ein Bebürfniß der An: 
gehörigen wirklich herausftellt in der Nichtung, warum 
fol denn die Landesgeſetzgebung in einer ſolchen Frage, 
die das ganze Reich betrifft, zuftändig fein, und warum 
foll denn die Anerfenntniß eines ſolchen Bebürfniffes nicht 
ber Reichsgeſetzgebung vorbehalten fein? Ich ſage, bie 
Ausdehnung des Monopol oder feine Einführung trifft 
das ganze Reich; denn in dem Maße, wie das freie Ber: 
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ſicherungsgebiet dadurch eingefhränft wird, wirb für alle, ‘O) 


die außerhalb des Monopolbanns ftehen, auch der Aus— 
glei von Schäden durch die Privatverfiherung erſchwert. 

Meine Herren, es wird hier alfo gefagt, e3 könne 
ein Bedürfniß vorhanden fein für das Gebiet einzelner 
Landestheile die Hagelverfiherung zu monopolifiren. 
Nun, die Hagelihäden erftreden ſich auf größere Gebiete, 
in der Negel mehr noch ald die SFenerfhäden, unb gerade 
eben deshalb kann die Hagelverſicherung, die an ſich ſehr 
ſchwierig, nur dann ihren Zweck erfüllen, wenn die Hagel: 
berfiherung auf große Gebiete gegeneitig übertragen wird. 

(Sehr richtig! Iinf3.) 
In Preußen hat man niemald den Verſuch gemacht, 
Monopole für die Hagelverfiherung aud nur ein: 
zuführen. 

Die Kranfenverfiherung! Meine Herren, bie 
Neichögefeßgebung hat ſelbſt für die wirthſchaftlich 
ſchwachen Arbeiterklaffen, trotzdem fie die Zwangsgeſetz— 
gebung ber Sranfenverficherung eingeführt hat, doch für 
die obrigkeitlihen Hafen fein Monopol gefhaffen, fondern 
bie freie Konkurrenz in ben eingefchriebenen Hilfskaſſen 
offen gelaffen. Warum will man nun ben Ginzelftaaten 
geftatten, Monopole auf dieſem Gebiet einzuführen ? 

Die Viehverliherung! Iſt es richtig, fir einzelne 
Landestheile Anftalten zu monopolifiren für die Vieh— 
verfiherung? Die Biehfeuchen erftreden fih doch auch mit: 
unter auf große Theile, ſodaß ein Ausgleich auf großen 
(Gebieten überaus geboten erfcheint. Unlängſt wurde mir 
zugefchidt ein Geſchäftsbericht einer Privatverfiherung auf 
Gegenfeitigkeit für Vieh- und Schladhtverfiderung. Da 
wurde gefagt, daß eine Solche, in Perleberg bomizilirte 
Berfiherung in 700 verichiedenen Plätzen Deutſchlands 
thätig ift, und daß in den letzten Gefchäftsjahren für 100 
Millionen Mart Werth Vieh verfihert war. Warum foll 
es num richtig fein, e3 ber partifularen Geſetzgebung zu 


überlaffen, das Gebiet einer ſolchen Viehberſicherung ein- (D) 


zuengen burd irgend ein Monopol? Als hier das Fleiſch— 
Ichaugefeg berathen wurde, hat man eine Refolution an- 
genommen für die Einrichtung öffentliher Sozietäten zur 
Schladhtviehverfiherung; man hat aber dabei einen Antrag, 
dieſe Schladhtvichverfihherung obligatorifh zu maden, aus- 
drüdlich abgelehnt, wobei zu bemerken ift, daß diefe Ne- 
folution eine Art Inftruftion für die Landesgefeßgebung 
fein follte. Hier würde alfo die Möglichkeit verſchloſſen 
werden, eine obligatorifhe das heißt eine Zwangsber— 
fiherung einzuführen. 

Die foztaldemokratifhe Partei hat fi durchweg für 
bie öffentlihen Sozietäten, für die Monopole in den bis— 
herigen Stadien der Verhandlungen, in der Kommiſſion 
namentlich, erklärt. Ich würbe das begreifen vom Stand— 
punft der Partei, wenn e3 fi darum handelte, gegenüber 
dem Privatbetrieb, den ja die Partei als minderwerthig 
berwirft, ein Reichsmonopol zu jchaffen. Aber, wenn es 
fi darum handelt, nur für einzelne Landſchaflen Monopole 
v ichaffen, fo ſchädigt man damit die Entwidlung des 

erfiherungswefend überhaupt und damit aud) den Ber: 
fiherungönehmer. 

Nun hat der Herr Staatöfelretär erklärt, wenn dieſe 
$$ 119 und 120 nicht angenommen würden, mie fie bie 
Regierung auffaßt, dann wide das Gefeg nicht zu Stande 
fommen. Meine Herren, ed beginnen alfo jegt aud) von 
Seiten des Reichſsamts des Innern foldhe Erklärungen, 
wie wir fie bisher nur vom Reichs-Juſtizamt gewohnt waren. 
Ih muß fagen, daß foldes „sie volo, sie jubeo“, wenn 
dieſe oder jene Einzelheit nicht fo angenommen wird, wie 
die Negierungen e8 wollen, wird dad ganze Gefeg nicht 
zu Stande fommen, nicht geeignet ift, ein Zuſammenwirken 
zu fördern auf Gebieten, wo im Grunde genommen politifche 
Barteigegenfäße gar nicht einmal in Betracht fommen. 

(Sehr richtig! Links.) 
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(A) Was würde überhaupt aus der wirthidaftlichen Reichs: Präſident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar bed (0 


geſetzgebung geworden fein, wenn Fürſt Bismard in den 
erften Sahren nad) 1867 ımb 1870 jebesmal fo auf: 
geworfen hätte, wenn ein Antrag ihm nicht paßte, der der 
Regnierungsvorlage enigegenftand. Mean hat damals auch 
viel weniger ſich durch ſolche Erklärungen, wenn fie ein- 
mal vorkamen, beirren laffen, und mit Recht. Die Er- 
fahrungen haben gezeigt, dab, was in der Geſetzgebung 
nicht erreicht wird in dem Augenblid, wo an die Stelle 
der Landesgeſetzgebung auf einen beſtimmten Gebiet die 
Reichsgeſetzgebung tritt, dann auch für die Folgezeit außer: 
ordentlich ſchwer noch zu erreichen ift. 
(Sehr richtig! links.) 

Deshalb lege ih der Erklärung bed Herru Staats: 
fefretärd, dies fei die erfte Etappe, die zweite und dritte 
(Etappe der Neichögefeggebung in befonderen Akten würde 
bie öffentlihen Sozietäten und dad Steuerwefen behandeln, 
ſehr geringen Werth bei. Iſt das Geſetz erft zu Stande ge: 
fommen, jo wird es auf ben beiden anderen Gebieten 
ſchwerer fein, irgend welde reichögefeglihe Beftimmung 
zu erlaffen, al3 e3 vorher gewefen ift. Ich meine baher, 
joviel man auch nachgeben kaum, alles hat feine Grenzen, 
und man jollte deshalb nicht zulaffen, daß die Landes: 
geſetzgebung noch ferner berechtigt ift, das wirthichaftliche 
Gebiet des Reiches einzuengen durch Errichtung bon 


Monopolen. 
(Sehr richtig! Links.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmädhtigte 
zum Bundesrath, Staatsjekretär des Innern, Staatöminifter 
Dr. Graf v. Bofadbowsty: Wehner. 

Dr. Graf v. Pofadowely Wehner, Staatöminifter, 
Staatsjefretär ded Innern, Bepollmächtigter zum 
Bundesrath: Ih möchte mir eine kurze Bemerkung auf 
die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Richter 
geitatten. Gr ſagte, ih Hätte Drohungen aus: 
(B) rg Ich fpredhe niemals Drohungen aus, fondern 

habe Thatſachen feitgeftellt, und ich glaube, ih bin es 
nd hohen Haufe ſchuldig, davon offen Zeugniß abzulegen, 
welches die Stellung der verbündeten Negierungen  ift, 
und über biefe Stellungnahme ber verbündeten Negierungen 
babe ih ſchon bei Einführung bes Geſetzes, bei der 
Generaldebatte nicht den geringften Zweifel gelaffen. 
Ich glaube, ich würde Unrecht an ber Geihäftsführung 
bed hohen Haufes thun, wenn ih das hohe Haus in 
Irrthum ließe über die Entſchließungen, welde die ver: 
bündeten Regierungen unzweifelhaft faffen werden. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 

Segitz. 


Segitz, Abgeordneter: Der Antrag, der von uns ge— 
ſtellt, bezweckt feine prinzipielle Aenderung des Kommiſſions— 
beſchluſſes, ſondern lediglich eine klare unzweideutige 
Faſſung. Die Kommiſſion hat den Bundesſtaaten das 
Zugeſtändniß gemacht, nicht allein die beſtehenden Ver: 
ſicherungsmonopole aufrecht zu erhalten, ſondern andere 
Verſicherungszweige dem Monopole zu unterſtellen. Das 
genügt mir vorläufig. Die Frage, ob Reichs- oder Landes— 
monopol vorzuziehen jet, iſt augenblicklich nicht aktuell. 
Mir lehnen es ab, dazu jegt Stellung zu nehmen. Die 
Stellung der Regierung zu unferem Antrag hat uns nicht 
— dieſen Antrag zu ſtellen, der Antrag entſpricht 
an ſich unſeren Grundſätzen für das Verſicherungsweſen; 
wir glauben, daß der gegenwärtige Zuſtand in der ftaat- 
lihen Berfiherung zunächſt aufrecht zu erhalten iſt. Wir 
wirden auf eine Abltimmung über unferen Antrag über: 
haupt verzichten, wenn bon Seiten ber Herren Regierungs- 
vertreter eine authentiſche Erklärung abgegeben werden 
fönnte, daß das, was wir verlangen, bereitö in den Kom— 
miffionsantrag enthalten ift. In diefen Falle würden 
wir unferen Antrag zurüdziehen. 


Bundesraths, Staiferlihe Geheime 
im Reichsamt des Innern Gruner. 
Gruner, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath 
im Reichsamt des Innern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Es ſoll, wie der Herr Abgeordnete Segitz ſoeben aus— 
geführt hat, der Antrag, der auf Nr. 263 formulirt iſt, 
nur redaktionelle Faffıng haben. Er ſoll mur eine Klar— 
ftellung bedeuten, und da bin ich allerdings der Meinung, 
dab es einer berartigen Klaritellung durd eine Aenderung 
ber Beſchlüſſe der Kommiſſion zu $ 120, reipeftive, ba 
bier eine Nenderung durch die Kommiſſion nicht bejchloffen 
worden iſt, ber Megierungsvorlage nicht bedarf. Weun 
nämlid im $ 120 gejagt ift: 
linberührt bleiben bie landesgefehlihen Bor: 
fchriften, nach denen der Betrieb beftinmter Ver: 
fiherungsgeihäfte öffentlidien Auſtalten vor— 
behalten ift, 
jo ift nad der feitftehenden technifchen Bedeutung dieſer 
Worte darunter zu verftehen nicht bloß, daß die heute 
beftehenden landesrechtlichen Vorſchriften aufrecht erhalten 
werben, welde gewilfe Verſicherungszweige öffentlichen 
Anftalten vorbehalten, jondern daß damit auch der Landes— 
geſetzgebung überlaffen bleibt, künftighin neue derartige 
Vorſchriſten zu erlaffen. Das ift der Spracdigebraud der 
Neichögefege, wie er, anfnüpfend an die Worte „unberührt 
bleiden landesgeſetzliche Vorſchriften“, feftitcht nah dem 
bürgerlichen Geſetzbuch. Dort ift ausdrüdlic dur Art. 3 
des Einführungsgeſetzes beitimmt, daß, wenn das bürger- 
liche Geſetzbuch oder das Einführungsgeſetz in dieſer Weife 
fi) ausdrüdt, dann nicht bloß das beftehende Landesrecht 
fonferbirt, jondern auch der Landesgeſetzgebung freie Bahn 
En wird, neue Vorſchriften ber betreffenden Art zu 
erlafien 

Nun kann man allerdings jagen: für * nie 
Geſetzbuch ift die eben durch ben Art. 3 des 
führungsgeſetzes ausdrücklich vorgefchen. rg ift A * 
Laufe der Jahre in der Reichsgeſetzgebung dieſe Aus— 
drucksweiſe in derartig ftereotyp feſtſtehendem Sinne 
wiederholt worden, daß fie einen beſtimmten, unzweifel— 
haften Inhalt hat. Das ergiebt ſich auch daraus, daß 
man in neueren ———— dieſelbe Terminologie an— 

ewandt hat, ohne ſie in dem von mir eben erwähnten 
Sinne beſonders zu erläutern. Ich kann kurz auf eini ige 
Beifpiele hinweiſen. Im Hypothekenbankgeſetz h in $ 
derjelbe Ausdrud in der don mir eben erklärten Be— 
deutung angewandt. Dasjelbe gilt von dem $ 25 des 
Geſetzes über die gemeinfamen Rechte ber Beliger von 
Schuldobligationen aus dem Jahre 1899, von dem $ 4 
Abſatz 3 des Neichöftempelgefeges in der Faffung vom 
14. Juni 1900 und endlich von dem $ 48 des Geſetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
vom 30. Juni 1900. 

Alfo ich glaube, ein Auslegungdzweifel kann ſich nicht 
leicht an den & 120 anknüpfen. Es empfiehlt ſich daun 
aber auch, die Ausdrucksweiſe, wie fie hier im $ 120 ge— 
wählt ift, zu belaffen und nicht etwa, dem Antrag der 
Herren Abgeordneten Albrecht und Benoffen Folge gebend, 
eine Menderung herbeizuführen, weil dann in der That 
eine Verwirrung in das Gejeh getragen würbe, um fo mehr, 
al3 in dem folgenden Paragraphen 121 die Worte: „Unbes 
rührt bleiben die landesrechtlichen Vorſchriften“ hier 
wiederum in demjelben weitgehenden Sinne gebraudt find. 

Ich möchte aus diefen Gründen dringend empfehlen, 
es bei der Faſſung der Regierungsvorlage zu belaflen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Segitz. 

Segitz, Abgeordneter: Nah der Aufklärung Des 
Herrn Negierungstommiffars ſcheint der Zweck unferes 
Antrages erreicht, und ich ziehe denjelben in Ueberein— 
ſtimmung mit meinen Freunden zurüd. 


ber⸗Regierungsrath 
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BPräfident: Der Antrag Albredt und Genoffen zum 
$ 120 auf Nr. 263 der Drudiadhen ift zurüdgezogen. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem in 
biefer Frage jogar die Sozialdemotratie unter Führung 
des bayeriichen Partikularismus fich geftellt hat 

(Heiterkeit), 

möchte ich nur auf eins hinweiſen. Die Bayern brauchen 
a gar nicht fo au ängftigen. Sie haben in dem Bünd— 
nißvertrag dad Refervatrecht, daß die Reichsgeſetzgebung 
an der Immobiliarverſicherung in Bayern nicht rühren 
darf, und deshalb würden auch alle gefeglidhen Be: 
flimmungen in diefem Fal hieran nichts ändern. Sie 
haben alfo alles, was Shr Herz begehrt, auf diefem Ge: 
biet refervirt. Aber beginnen Sie munmehr nicht bei 
der Geſetzgebung den Grundſatz, der dort auf einem be: 
ſchränkten Gebiet garantirt ift, auf dad ganze Neich aus— 
zudehnen und bier die Monopolifirung durch die Landes- 
efeggebung nicht bloß in Bayern, fondern überall in der 
Kukunft zuzulaſſen! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich bayeriſche Miniſterialdireltor 
Ritter v. Herrmann. 

v. Herrmann, Miniſterialdirektor, ſtellvertretender 
Bevollmächtigter zum Bundesrath für dad Königreich 
Bayern: Ich kann dasjenige, was der Herr Vorredner 
bezüglich Baherns geſagt hat, nicht beſtätigen. Es iſt 
allerdings richtig, wir haben eine Monopolanftalt, die 
Smmobiliarbrandverfiherungsanftalt, welche der Geſetz— 
gebung des Reiches nur mit Zuftimmung ber bayerifchen 
Regierung unterftellt werben fann. Aber es beftehen bei 
und gerade in Bezug auf biefen $ 120 nod mehrere 
Wünſche. Ich weiß 3. ®., daß der Plan befteht, die in 
Bayern bereitö vorhandene öffentlihe Hagelverſicherungs— 
anftalt, welche im Jahre 1896 eingerichtet worden tft, und 


(B) weldye in Konkurrenz mit den Privatverfiherungsanftalten 


fteht, zu einer Monopolanftalt zu maden; die Erfahrungen 
weifen dringend darauf hin. Wir haben nämlich in 
Bayern ſehr hagelgefährdete Gegenden, bad find bie 
Niederungen an der Donau, und andererfeit3 wieder 
Gegenden, wo es beinahe gar nicht hagelt. Und was ift 
der Gffeft? Diefe Hagelgefährdeten Gegenden werben 
von den Privathagelverfiherungen nicht angenommen als 
gefährlihe Riſiken. 
(Sehr richtig!) 


Mit Wohlgefallen natürlich nehmen fie die geringeren, bie 
leichteren Rififen, und diefe werden dadurch der öffent: 
lien Anftalt entzogen. Troß bedeutender Zuſchüſſe aus 
ber Staatskaſſe ift im letzten Jahre unfere öffentliche 
Hagelverfiherungsanftalt unfähig geweſen, die vollen 
GEntihädigungen zu zahlen. Die Entwidlung wird wohl 
all mählich bahinführen, daß diefe Hagelverfiherungsanftalt 
zu einer Monopolanftalt erhoben wird. Alfo in dieſer 
Richtung wollen wir nad) Maßgabe des S 120 freie 
Hand haben. 

Noch ein andered Bedenken befteht für Bayern. Sie 
en vielleiht aus den Zeitungen gelefen, daß das 
ayerifche Abgeorbnetenhaus eine öffentlihe Mobiliarfeuer: 
verſicherungsanſtalt wünſcht. Die Regierung bat bisher 
immer bagegen opponirt; aber es wäre doch im hödhiten 
Grade illoyal von Seiten der bayerifchen Regierung, wenn 
ic jet, um weitere Debatten über diefe Frage im baye: 
riſchen Abgeordnetenhauſe abzufchneiden, deu Antrag Richter 
bier unterftigen wollte. * 

(Bravo!) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Moltenbuhr. 

Moltenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, ih muß 
ed ablehnen, dab die Sozialdemofratte ſich unter bie 
Führung des bayerifhen Partikularismus geftellt habe. 
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Ich habe auch in ber Kommiſſion nicht allein fir ben (C) 


& 120 geftimmt, fondern auch derjenigen Faſſung wider: 
ſprochen, die von dem Fraktionstollegen des Herrn Richter 
hereingebracht werden follte: „Die Ausdehnung biejes 
Vorbehalt3 ift unzuläffig” Damald find die Haupt: 
bedenken gegen den Antrag, gegen dieſe meitere Gin: 
fhränfung, die gegenwärtig aud das Haus beichäftigt, 
in der Sommiffion zufällig nicht von bayerifcher Seite, 
ſondern don württembergiſcher Seite geltend gemacht 
worden. Es war fpeziell der württembergifhe Bundes— 
rathöbevollmächtigte, der darauf aufmerffam machte, dak 
auch andere Gebiete der Verfiherung ftaatlid in Angriff 
genommen werden können, und er wies befonders auf bie 
Arbeitölofenverfiherung hin. Wenn die Arbeitölofens 
verficherung von irgend einen: Staat in Angriff genommen 
werben jollie, fo würben wir das auf jeden Fall mit 
Freuden begrüßen; wir haben aber wenig Hoffnung, daß 
e3 im Neidhe im allgemeinen geihehen wird, bei dem 
mächtigen Einfluß Preußens, und ich glaube, fpeziell aud) 
in der preußifchen Regierung wird wenig Neigung vor: 
handen fein, auf derartige Verſicherungsgebiete ſich einzu— 
laffen. Wird aber eine folche ftaatlihe Verſicherung 
einmal in einem Bundesftant in Angriff genommen, 
bewährt fie fich dort und trägt fie dazu bei, die Lage der 
Arbeiter erheblich zu beffern, fo wird ein folder Vorgang 
fehr wohl dazu angethan fein, derartige Verſicherungen 
auch weiter auszubauen. 

Im hierfür freie Hand zu laſſen, habe id damals 
gegen den freifinnigen Antrag geftimmt, und werben wir 
aud gegenwärtig dagegen ftimmen, ohne Rüdfiht darauf, 
weldhe Neigungen beim bayeriihen Partikularismus 
vorhanden find oder nicht. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Spahı. 

Dr. Spahn, Abgeorbneter: Meine Herren, meine 


Freunde werden für die Aufrechterhaltung der Kommiſſions- (D) 


beſchlüſſe bezw. für die Negierungsvorlage ftimmen. Ein 
Grumd, die Befugniffe der Ginzelftaaten zur Errichtung 
von Berfiherungsanftalten mit Monopoldharakter zu be- 
ſchränken, liegt nicht vor. Die frage, ob man eine ftaat- 
liche Berfiherungsanftalt einrichten und ob man einen 
Zwang einführen fol, daß die Staatsangehörigen bei 
einer ftaatlihen Anftalt ihre Verfiherung nehmen, tft nicht 
eine politifche und ftaatsrechtliche, fondern nur eine Nechen: 
frage. Es kommt mur auf bie Frage an, bei welcher Art 
ber Verſicherung der Verficherte am billigften fortfommt, 
Kommt der. einzelne Staat zur Anſicht, daß die Verfiche: 
rung bei einer ftaatlihen VBerfiherungsanftalt am billigften 
ift, jo hat das Reich feinen Anlaß, im Intereſſe von 
Privatverfiherungsunternehmmmgen ben Entſchließungen 
der Einzelftaaten entgegenzutreten. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Bewegung nad) ftaatlichen Anftalten geht übrigens 
bereit3 von anderer Seite aus: aus dem Kreiſe der In— 
buftriellen heraus richtet fid) die Bewegung dahin, daß 
man ihnen billigere Chancen veridaffe und ftaatlihe An— 
ftalten einrichte. 

Wir find — ih refiimire mid — der Anſicht, daß 
fein Grund vorliegt, daß das Reich der Entwidelung 
einzelftaatliher Berficherungen entgegenzutreten hat. — 
Eine fpeziell bayerifche Frage ift die Frage nicht; fie kann 
in jedem Staat afut werden. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, das Hageln 
ift ja nicht bloß bayeriihe Eigenthümlichkeit 

(Heiterkeit und jehr richtigt); 
es kommt auch im anderen Gegenden Deutfchlands vor, 
daß es in einzelnen Strihen mehr hagelt al3 in anderen, 
und darans folgt ebenfo wie für Bayern bei ber ver: 
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(A) ſchiedenen Gefährlichkeit, dab bie Tarife fi verſchieden 


geitalten, daß bie Zuſchüſſe der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften 
fi) verfchieden geftalten. Will man dad nun aufheben und 
bie fehr gefährbeten Gegenden erleichtern, fo fanıı man bas 
nur durch eine um jo größere Bejchwerung derjenigen, die 
weniger gefährdet find. Wenn man aber fagt: Bayern fteht 
im ganzen in Bezug auf die Hagelverfiderung bortheil- 
hafter als das übrige Deutfchland, jo würde Bayern 
durd feine Abſchließung etwas thun, was es den 
Privatgefellihaften jetzt vorwirft; dem es fcheibet 
damit eine verhältnißmäßig beſſere Gegend von ber 
Geſammtheit der Verfiherung aus, und das übrige 
Deutihland kann dann um fo weniger bie Verfiherung 
ausgleichen. Geſetzt, es wäre in Wahrheit richtig, bie 
Hagelverfiherung zu monopolifiren — in Breußen tft man 
meines Wiſſens niemals auf diefen Gedanken gefommen —, 
warum fol dann die Neichögefeßgebung in dieſem Falle 
nicht die Entjcheidung treffen? Denn in dem Maße, wie 
fih Bayern monopolifirt, zerftört es die Organtfation ber 
übrigen VBerfiherungsgefellichaften aus dem übrigen Deutſch— 
land, die in Bayern vorhanden find, zerftört es die vor: 
handenen Gefchäftsbetriebe und erichwert den Ausgleich 
für das gefammte Dentfchland. Und in noch höherem 
Make trifft dies die Mobiliarverfiherung gegen Feuer. 
Da ſcheint ja die bayerifche Negierung ſelbſt bedenklich 
zu fein. In der That, die Erfahrung zeigt, daß auf 
dem Gebiete der Mobiliarverfiherung gegen Feuer 
die öffentliden Sozietäten, die mehr an Schablonen 
gebunden find, fich nicht jo frei bewegen können wie bie 
Brivatverfiherungen und deshalb nicht die einzelnen 
Nifiten fo indivibualifiren können, daß fie die vielfachen 
Zwede der Verfiherung fo zu erfüllen im Stande find wie 
die Rrivatverfiherungen. Sei dem aber wie ihm fei, es 
find Fragen, bie über die Grenze der Ginzelftaaten 
Dinausreiden, die daS geſammte Wirthfchaftögebiet er: 


(B) greifen und deshalb der Yaudesgefeggebung nicht referbirt 


bleiben können. 

Präſident: Das Wort wird nit weiter verlangt; 
die Diskuffion ift gefchloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Neferent. 

Behnter, Abgeorbneter, Berichterftatter: Ich möchte 
zunächſt erklären, damit aud über den Standpunlt der 
Kommiſſion fein Zweifel befteht, daß aud wir in der 
Kommiffion der Meinung waren, daß bie Faſſung des 
& 120: „Inberührt bleiben u. f. w.* bier im gleichen 
Sinne gebraucht ift wie im Einführungsgefeg zum bürger- 
lichen Geſetzbuch, daß alfo der $ 120 nicht nur die gegen: 
wärtigen bunbesftaatlicen Beltimmungen über die öffent: 
lihen Berfiherungsanftalten aufrecht erhält, jondern den 
Landesgeſetzgebungen auch das Recht beläßt, in biefem 
Punkt in Zukunft neue gejegliche Beſtimmungen zu er- 
laffen, auch wenn fie zur Zeit ſolche Beitimmungen nicht 
haben follten, und, falls fie dermalen geſetzliche Vorſchriften 
über öffentliche Verfiherungsanftalten enthalten, an deren 
Stelle in Zukunft andere Beftimmungen zu erlaffen als 
die, die fie zur Zeit haben. 

Das habe ich hervorheben wollen, damit fein Zweifel 
über den Standpunkt der Kommiffion in diefer Beziehung 
gelaflen wird. 

Im übrigen ift zur Begründung des $ 120 nichts 
zu jagen, naddem der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Segig zurüdgezogen ift. 

Ich möchte mic mar gegen den Autrag bed Herrn 
Abgeordneten Richter namens der Kommiſſion ausſprechen. 
Der Antrag Richter hat, wenn auch nicht dem Wortlaut, 
jo doch dem Sinne nad) auch der Kommiſſion vorgelegen 
und ift dort abgelehnt worden, im weſentlichen aus ben 
Gründen, die heute bier bereit3 hervorgehoben worden 
iind. Man hat angeführt, daß in deu einzelnen Staaten 
öffentliche VBerfiherungsanftalten beftchen, die Verſicherungs— 


aufgaben durchführen, welde auf eine angemeffene und (C 


zwedmäßige Weile von einer — —* nicht ge— 
leiſtet werden können. Es iſt insbeſondere hingewieſen 
worden auf die Hagelverſicherung und die Viehverſicherung. 
Das find Dinge, die nod in der Entwidlung begriffen, 
die noch nicht abgeichloffen find. Diefe Verfiherungen 
haben bisher, um fie zwedentfpredend einzurichten 
und ihnen ben gewünſchten Erfolg zu  fichern, 
vielfah Zufhüffe des Staats, Zuſchüſſe der Kreiſe, der 
Provinzialverwaltungen, überhaupt der Selbftverwaltungs: 
organifationen nöthig gemacht, und fie können unter Um— 
ftänden nur durchgeführt werden, wenn der Staat in der 
Lage ift, bie fämmtlichen Staatseinwohner, die fi in 
einer gewillen, dad Berſicherungsbedürfniß DER 
Lage befinden, zu veranlaffen, daß fie fi in dieſen 
öffentlihen Anftalten an der Verſicherung betheiligen. 
Wenn man aber ausſchließen will, daß in Bezichung 
auf die öffentlichen Verfiherungsanftalten eine weitere 
Ausdehnung der Landesgeſetzgebung ftattfindet, dann 
macht man es unmöglich, Fortichritte zu erzielen und 
Diejenigen Zwecke zu erreichen, die erreicht werden follen. 
Es kommt dabei in Betradt, dab es ſich nicht bloß um 
die gegenwärtig ſchon üblihen Hagel, um Bichver: 
fiherungen und bergleihen handelt, fondern daß auch 
neue Aufgaben in bdiefer Beziehung in Zukunft an die 
PBartifularitaaten herantreten fünnen. Der Herr Abge- 
ordnete Moltenbuhr hat ſchon die Verſicherung der 
Arbeitslofen genannt; derjelbe Bundesrathsbevollmächtigte, 
ber von dieſer Berfiherung in der Kommiſſion ſpräch, 
hat aud) fchon hingewiefen darauf, daß vielleicht eines 
Taged der eine oder andere Bundesftaat fi veranlafl 
fehen fünnte, eine Berfiherung gegen die Schädigung der 
Landwirthſchaft durch Planzenfhädlinge, 3. 3. dur 
die Reblaus, in Angriff zu nehmen. Deshalb muß man 
eben den Bundesftaaten freie Hand laffen, und deshalb 
bitte ich, den Antrag Richter abzulehnen. 

Bräafident: Wir fommen zur Abftimmung. 

Zu dieſem Paragraphen liegt vor dad Amendement 
Richter auf Nr. 279 der Druckſachen ad 1, weldes zu 
diefem Baragrapheı einen Zufag machen will. Der Ans 
trag Albredt und Genoffen — Nr. 263 der Drudjaden 
— iſt zurüdgezogen. — Zunächſt werde id über ben 
Antrag Richter abitimmen laffen und dann über $ 120, 
wie er ſich nad) der voraufgegangenen Abſtimmung ges 
ftaltet haben wird. — Hiermit ift dad Haus einver— 
ftanden. 

Ich bitte aljo diejenigen Herren, welde nad dem Ans 
trage Nichter auf Nr. 279 der Drudjahen ad 1 dem $ 120 
für den Fall der Annahme desjelben Hinzufegen wollen: 

Eine Ausdehnung folden Vorbehalt3 kann nur 
im Wege der Reichsgeſetzgebung erfolgen, 
fi) von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement ift abgelehnt. 

Ich darf wohl annehmen, daß $ 120 nad) den Bes 
ihlüffen der Kommiſſion angenommen ift. — Das ift 
der Fall. 

Sch eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 121. Zu 
demſelben liegen vor die Amendements des eg Ab: 
— Richter auf Nr. 279 der Drudfahen ad a 
und b. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, die bisherigen 
Abſtimmungen find ja für mich nicht ſehr ermuthigend. 
Aber ih halte mid) doch für verpflichtet, dem grund— 
füglichen Standpunkt aud ferner zum Ausbrud zu bringen, 
der meines Gradtens für die Entwidlung des ganzen 
Verſicherungsweſens von großer Bedeutung ift, und der 
vor mod) nicht langer Zeit Gemeingut wenigitens aller 
Liberalen geweſen it. Meine Herren, ih weiß nicht, ob 


(D) 








(A) der Herr Staatsfelretär in feiner Erklärung auch den 


& 121 cinbegriffen hat, um den e3 ſich hier handelt. 
Wäre dies der Fall, jo würde die außerordentlich 
harakteriftifch fein für die Negierung von heute im Ber: 
hältniffe zu der Negierung vom norddeutſchen Bunde. 
Als feinerzeit 1869 die Gewerbeordnung vorgelegt wurde, 
war in der Negierungsvorlage felbft eine Beitimmung 
enthalten, in der es hieß: aufgehoben find vor: 
behaltliih der an ben Staat und bie Gemeinde 
zu entridtenden Gewerbeitenern alle Abgaben, welche 
für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden, ſowie 
die Berechtigung, dergleichen Abgaben zu erheben. Man 
hielt das fir eine ganz matürlide Stonfequenz einer eins 
heitlihen ln N Ich bezwede nun, eine 
ſolche Beitimmung in dem Augenblide, wo das Verſiche— 
rungögewerbe durch bie Reichsgeſetzgebung geregelt wird, 
aud) fiir die Verfiherungsunternehmungen herbeizuführen. 
Damals find in der Reichs-Gewerbeordnung die Ber: 
fiherungsunternehmungen nicht einbegriffen worden; aud) 
hat diefe Beftimmung deshalb feine einge m gefunden, 
weil man diefe ganze Regelung einem bejonderen Geſetz, 
diefem Reich3:Verfiherungdgefeß, vorbehalten wollte. Nun 
fommt das Reichs-Verſicherungsgeſetz: nun fann ich mir 
nicht denken, man wolle verlaflen den Grundfaß, daß in 
dem Augenblid, wo bie Konzeſſionsertheilung an Privat: 
unternehmungen Sache des Reiches wird, gleihwohl die 
ſteuerlichen Abgaben aufrecht erhalten werben, welche früher 
eingeführt wurden, wo bie Ginzelftaaten die Konzeſſion 
ertheilten — um fo weniger, nahdem man burd bie 
heutige Abftimmung den Berfiherungsgeiellichaften eine 
Reichsſteuer für bie Koften der Aufficht auferlegt hat. Da 
it es um fo eher eine Forderung der Gerechtigkeit, jene 
partifularen Steuern, welche für die Berechtigung zum Be: 
triebe feinerzeit eingeführt wurden, aufzuheben. 

Ferner beantrage ich, den Abfag zu ftreichen, welcher 


(») aufredht erhält die Beitimmung, wonad) die Feuerver— 


ſicherungsgeſellſchaften Beiträge zu den Feuerlöfchanftalten 
der Kommunen leiften müſſen. Das ericheint auf deu 
erften Blick ſehr plaufibel und annehmbar; thatſächlich 
iſt es das aber nicht. In Preußen hat ſolche Be— 
ſtimmung niemals beſtanden, iſt auch nie einzuführen 
verſucht worden. Die Staatsgeſetzgebung hat doch die 
Verpflichtung, das Verſicherungsweſen nicht zu erſchweren, 
ſondern zu erleichtern, es insbeſondere nicht durch parti— 
fulare Steuern zu belaſten, welche bie Nichtver— 
fiherten nicht treffen. Solde Beitimmungen, welche 
den et Steuern auferlegen, belaften nur 
die Berficherumgsunternehmungen und damit indirekt die, 
welche verfihern, aber nicht bie Nichtverficherten. Sie 
prämiiren alfo indirekt bie Nichtverſicherten. Es 
ift aud gar nicht richtig, zu glauben, die Verſicherungs— 
geſellſchaflen hätten ein befonberes Intereſſe an Feuer: 
löfhanftalten, auf Grund beffen man eine folde Be- 
ftimmung einführen könne. Wo gute Feuerlöſchanſtalten 
find, ermäßigen fi die Tarife, wie jeder weiß, ber 
jemals in ein ſolches Tarifſyſtem geblidt bat. Die 
Rifiten werben anders geihägt nah Maßgabe der ört— 
lichen Feuerlöſcheinrichtungen. Dan könnte eher behaupten: 
je größer die Gefahr und je ungünftigere Löfcheinrichtungen, 
um jo größer ber Antrieb, ſich gegen folde Gefahr zu 
verfihern. 

Ich meine alfo, es wäre aud bier richtiger, nicht 
dem Borgange verichiedener ſüddeutſcher und mittels 
beutfher Staaten zu folgen, fondern den preußiichen 
Grundſatz aufrecht zu erhalten, daß es unzuläffig it, 
Berfiherungsgeiellichaften zu Gunften fommunaler Feuer: 
löſcheinrichtungen zu belaften. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bunbesrath3, Königlich preußische Geheime Ober-Regierungs: 
rath dv. Knebel Doeberib. 


Reichstag. 10, Legisl-P, II. Seffion. 1900/1901. 
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v. Knebel Doeberitz, Königlich preußiſcher Geheimer (C) 


Ober⸗Regierungsrath, Kommiſſar des Bundesraths: Meine 
Herren, was die Präventibkontrole betrifft, ſo habe ich zu 
erklären, daß der preußiſche Herr Miniſter des Innern 
nach wie vor auf dem Standpunkt ſteht, es ſei vorzu— 
ziehen, bie Vorſchriften über die Präventiblontrole aufrecht 
zu erhalten. Es wird Bedenken getragen, eine Einrichtung 
zu befeitigen, welche fid in dem größten Theil Preußens 
feit über ſechzig Jahren bewährt hat. Die Gründe bafür 
habe id in der erften Lefung der Kommiſſion eingehend 
dargelegt, fie finden fi auf Seite 149 bis 152 des Be- 
richts. Ich glaube feinen Anlaß zu Haben, in der vor: 
gerüdten Stunde diefe Gründe bier zu wiederholen. Ich 
wollte nur bemerken, daß ich mich dort bemüht habe, bar- 
zulegen, daß die Wortheile der Präventivfontrole be- 
deutend die Nachtheile überwiegen, welche fie möglicher: 
weife bringen kann, und daß bei der großen Zahl bon 
Bränden, deren Urſachen entweder Brandftiftung oder 
umaufgeklärte find, doch wohl anzunehmen ift, daß die 
Spehulationdbrände einen nicht geringen Antheil hieran 
haben, daß deingemäß die Präventivfontrofe geeignet ift, 
dieſen Spefulationäbränden und ber Ueberverſicherung 
vorzubeugen, und daß die Gefahr der Spekulationsbrände 
fi vermehrt, wenn man bie Präventivfontrofe anfhebt. 
Der Herr Minifter Hält daher daran feit, daß bie 
Regierungsvorlage ber jegigen Saflung vorzuziehen ift. 

Präfident: DasWort hat der Herr Abgeordnete Scherre. 

Scherre, Abgeordneter: Meine Herren, auch id) möchte 
Sie bitten, die Negterungdvorlage in dieſem Paragraphen, 
alfo $ 121, wieberherzuftellen. Sämmtliche preußiſchen 
Amtsvorfteher werben wohl der Kommiffion dankbar fein, 
baß fie ihnen eine Maffe — und Scherereien 
abnimmt; aber ich halte die Sache doch auch für ſehr 
bedenklich 

(ehr richtig! rechts), 


ic halte fie fogar nad) meiner Weberzeugung und nad) (19 


meiner langjährigen Erfahrung als Amtsvorſteher gerade- 
zu für gemeingefährlid. 
(Hört! hört! rechts.) 

Faft fümmtliche Verficherungsagenten find auf 
Zantieme geftellt. Ihre Bemühung geht dahin, nur hohe 
Verſicherungsſummen herauszubringen. Die Leute auf 
dem Lande, namentlic die Kleinen Beute, bie Heinen Hand: 
werfer und die ländlichen Arbeiter, werden gewiffermaßen 
zu Verſicherungen gepreßt und zwar, wie ich ſchon be= 
merkte, zu ſehr hohen Verfiherungen. Ich kann Ihnen 
ein Beifpiel erzählen. 

Vor einiger Zeit fchidte mir ein Agent einen Ber: 
fiherungsantrag von einem Heinen Handwerker zu. Die 
Verfiherungdfumme war eine fehr hohe. Da mir bie 
Berhältniffe des Mannes bekannt waren, mußte ich fofort 
annehmen, daß hier eine ganz unerhörte Ueberverſicherun 
vorlag. In dieſem Verfiherungsantrage ftand zunächſt 
mit obenan: ein Dutzend ſilberner Löffel, Delgemälbe, 
Kupferſtiche, Schmudjachen, gutes Porzellan u. f. w. 
habe die Sadye einer Nachprüfung unterzogen, und es 
ftellte fi heraus, daß ber Mann nicht einen einzigen 
filbernen Löffel im Haufe hatte. 

(Hört! hört!) 
Darüber zur Rede geftellt, fagte mir der Mann: herrjeh, 
Herr Amtsporfteher, wo foll ich die filbernen Löffel her— 
befommen? ih bin froh, wenn id was in meinem 
blechernen Löffel habe. 

(Heiterfeit.) 
Sp waren auch verſchiedene andere hochverficherte Gegen: 
ftände nicht vorhanden. Ich machte den Mann darauf 
aufmerkfan, weshalb er fid) fo hoch verſichert habe, er 
würde, im Falle ihn ein Unglüd träfe, niemals dieſe hohe 
Summe herausbelommen 

(ehr richtig! rechts), 
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wehrverbandes Weltfalen hat eine Eingabe gerichtet an (C) 





(A) im Gegeniheil, er würde nod) dor den Staatsanwalt 


(B) diesmal über die Tragweite dieſes 


fommen können. Da fagte mir der Mann ganz offen und 
ehrlich: ja, der Mann ift zu mir gelommen, bat mich 
abfolut dazu gebracht, zu verfichern, und hat mir gefagt: 
Sie brauchen ſich um nichts zu befümmern, ich nehme das 
alles auf, Sie unterſchreiben nur, umd die Sache ift gut. — 
Sp entftchen eine ganze Maſſe derartiger Berfiherungen 
ehr —— rechts), 

wo gerade die armen Leute, die etwas, möchte ich ſagen, 
beſchränlt find, auf längere Zeit für eine hohe Ver— 
fiherungsfumme die Prämie bezahlen müffen. Kommt 
ein Unglück, fo fchneidet die Geſellſchaft ihm die Summe 
ab, weil er überverfichert ift. 

Nun müſſen Sie doch zugeben, wenn derartige Ueber— 
verfiderungen vorkommen, muß man auch annchmen 
fönnen, daß viele auf den Gedanken kommen können: 
deine Berfiherungsfumme ift fo und fo hoch, wenn bir 
dein Meublement verbrennt, mahft bu ein fchr gutes 


Geſchäft. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das verleitet die Leute unbedingt zu Brandftiftung, und 
welde Gefahr ift nicht aud für die Nachbarn u. f. w. 
Deshalb, meine ich, ift es im öffentlichen Intereſſe noth— 
wendig, daß eine Kontrole da ift, und die bisherige 
polizeilihe Genchmigung auch fernerhin eingeholt werben 
muß. Ich bitte Sie deshalb dringend, den Kommiſſions— 
beſchluß nicht anzunehmen, fondern bie Negierungsvorlage 
wiederherzuftellen. 
(Rebhaftes Bravo rechts.) 

Präfident: DasWorthatder HerrAbgeorbnete Franten. 

Franken, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Richter meinte, wo heute — — 
ſind, da ſind auch die Prämien für die Verſicherten billig 
geſtellt. Damit hat er wohl den Antrag, den er hier 
geftellt Hat, unterftügen wollen. Id glaube nicht, daß er 
eines Antrags ſich 
Har ift. 

(Sehr ridtig!) 

Die Koſten für das Feuerlöfchwefen tragen die Gemeinden; 
fie werden von ben en dazu angehalten. Die großen 
Städte Schaffen fich Eoftfpielige Berufsfeuerwehren an, die 
Heineren Gemeinden find angewiefen auf die freiwillige 
und die fogenannte Pflichtfeuerwehr. Die Bedienungd- 
mannfchaften bei dieſen einzelnen Feuerwehren find meiftens 
Männer aus dem mittleren Bürgerftand und dem Hand— 
werferftand. Neben den materiellen Opfern haben fie auch 
ihr Leben und ihre Gefundheit dabei einzufegen. Wenn 
wir nun das Ideale von der Sache abftreifen, alfo bas 
Reiten von Menfchen bei Feuersgefahr, fo bleibt nur 
dad übrig, daß man dafür eintritt, entweder um 
Vetrieböftörungen fernzuhalten von einem Gtablifjement, 
weldhes in Brand geräth, oder im Intereſſe einer 
euerverfiherungsgefellfchaft zu wirken, und ich meine, 
der Herr Abgeordnete Richter, der doch als Volksmann 
gilt, müßte in diefem Falle auch für folhe Männer ein: 
treten, die bei einem großen Brande vollftändig hilflos 
daftehen, wenn fie verunglüden. Sie fallen dann ent: 
weder ber Armenkaſſe anheim oder einer fjogenannten 
Unterftügungstaffe.. ine befondere Unfalltaffe giebt es 
bier nicht. Die Mittel find bei dieſen fogenannten Inter: 
ftügungSfaffen, welche meiſtens durch die vorhin etwas 
fritiich behandelten Provinzialfenerfozitäten ins Leben ge— 
rufen find, derart gering, daß man einfieht, daß auf 
dieſem Gebiet etwas else muß. So er: z. B. 
Mecklenburg 1 Mark pro Mille für jede Verſicherungs— 
prämie. Die füddeutihen Staaten find längft im Unter— 
ſtützungsweſen weit voraus, weil fie ſchon feit Jahr: 
zehnten bie FFenerberfiherungsanftalten zu den Koften ber 
Feuerlöſchzwecke und des Unterſtützungsweſens herange— 
zogen haben. Meine Herren, der Ausſchuß des Feuer— 


den Provinziallandtag in Weftfalen, und dieſer hat vor 
wenig Wochen eine Petition an den Minifter des Innern 
gerichtet. Ich will fie zum Theil hier wiedergeben, fie 
widerfpriht dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Richter nad meiner Auffaffung fo Eipp und Mar, daß 
es und gar nit ſchwer fallen lann, ihn abzulchnen. 
Es heißt an einer Stelle: 

In Erwägung, daß die Mittel der vorhandenen 
Feuerwehrunfallhilfslaſſe, welche mit einem von 
dem Propinzialverbande und der Provinzial— 
feuerfozietät beigeftenerten Stammkapital ge— 
gründet wurde und aus Beiträgen ber Gemeinden 
md ber Provinzialfeuerſozietät unterhalten 
wird, zu einer volllommenen Entſchädigung nicht 
ausreichen, eine folche aber fire die Bildung und 
Erhaltung der Feuerwehren als fehr wünſchens— 
werth erfcheint; 

in Erwägung, daß ber Provinzialverband nad) 
der beftehenden Geſetzgebung nicht verpflichtet ift, 
auf dieſem Gebiete Aufwendungen zu machen, 
und daß bei der Höhe der vorausſichtlichen Aus: 
gaben und der fonftigen Belaftung des Provinzial: 
berbande3 es zu weit führen würde, wenn ber 
Provinzialverband die andauernd entftehenden 
Mehrkoften übernehmen würbe ; 

während alle Einwohner, inöbefondere auch 
die Privatfeuerverſicherungsgeſellſchaften davon 
Bortheile haben, 

wird gebeten, die Soften den PBropinzialfeuerfozietäten 
aufzuerlegen. 

Dann Heißt es an einer anderen Stelle, die ſehr 
wichtig ift: 

In Erwägung, daß der von bem Herm Minifter 
unternommene Verſuch, die Privatgeſellſchaften zu 
freiwilligen Leiſtungen bereit zu h 
der völlig ablehnenden ren ber Gefellichaften 
zu feinem Ergebniß geführt hat, befchließt der 
Propinziallandtag: 

(Glode de3 Präſidenten.) 

Präfident: Ich möchte body ben Herrn Abgeordneten 
bitten, fo lange Vorlefungen befonders bei der vorgerüdten 
Stunde zu unterlaffen. 

Franken, Abgeorbneter: Der Herr Präfident mag 
verzeihen, daß ich dazu übergehen mußte, ſolch wichtige 
Gingabe eines — — zum Theil wörtlich 
wiederzugeben. — Ih bin damit fertig. Kurzum, ber 
Provinziallandtag der Provinz Meftfalen beantragt 
durch eine Petition beim Minifterium des mern im 
Preußen, eine ſolche Steuer herbeizuführen, für welche ber 
Herr Abgeordnete Richter das Hohe Haus Heute veran— 
laffen will, fie unmöglid zu maden. Diefe Eingabe 
feitend des Provinziallandtags ift in allen beutichen 
Feuerwehrkreiſen lebhaft begrüßt worden, und fo glaube 
id) genügend ausgeführt und begründet zu haben, warum 
id das hohe Haus bitte, dieſen Antrag des Herrn Ab— 
geordneten Richter abzulehnen. 

räfident: Dad MWort hat ber Herr Abgeordnete 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. 

Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, ich habe mich bei der ganzen Verhandlun 
ſtill verhalten und würde es auch hier thun, wenn i 
nicht Veranlaſſung finden müßte, den Worten des Herrn 
Abgeordneten Scherre inhaltlich voll zuzuſtimmen. Die 
Herren, welche in ber Kommiſſion waren, wiſſen gauz 
genau, daß er die Nede fo gefabt hat, als ob ich fie in 
der Kommiſſion gehalten hätte; in vielen Einzelnheiten 
haben wir genau basjelbe geſagt. Alſo dem Gebanten- 
gang des Herrn Abgeordneten Scherre pflichte ich in allen 
Theilen bei. Trotzdem habe id Abftand genommen, in 


nden, zufolge (D) 


(B) fonftatiren. 
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(A) diefem Sinne einen Antrag zu ftellen, ich ftelle auch jebt 


feinen Antrag; hierzu beſtimmt mich in erfter Linie bie 
Ausfichtslofigleit eines folhen Antrags. Außerdem Halte 
ih mid aber aud) nad dem ganzen Gange der Ber: 
—— verpflichtet, auch hier nicht getrennt vorzugehen. 
Wohl aber möchte ich in der Hoffnung, daß die Poſt— 
ventivfontrole dasjenige leiften möge, was bei und bie 
Präventivfontrole thatfächlich geleiftet hat, das dringende 
Erſuchen an die Neichsregierung reſp. an die Einzelftaaten 
richten, bei ber bevorftehenden gefeglichen Einführung ber 
Poflventivfontrole und nachher bei deren Durdhführung 
recht eingehende und ſcharfe Inftruktionen zu erlaffen, und 
dann möge uns bie Bojtventivfontrole annähernd dasſelbe 
nügen, was mit ber PBräventivfontrole erreicht wurde. 

Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Man konnte nicht erwarten, 
daß diefe Frage hier zumal jetzt in der fiebenten Stunde 
der Berathung eng ni wird; denn wie mir gejagt 
worden ift, ift die Frage gründlid in der Kommiſſion er- 
örtert worden an zwei Tagen, und bie Kommiſſton iſt 
nah ſehr eingehenden Erwägungen zu dem Beſchluß ge- 
fommen, wenigftens die Präpventivfontrole beim Abſchluß 
ber Feuerverfiherungsperträge aufzuheben. Ich meine, 
daß diefe Menderung, eigentlich die einzige wefentliche Ver: 
befferung, welche die Kommiffion an ber ge a rt 
lage vorgenommen hat, fo wichtig ift, daß unmöglich die 
Entſcheidung provozirt werden kann vor einem ermübdeten 
Haufe, wie hier beabfihtigt wird. Ich meine aljo, daß 
dieje Diskuſſion jedenfall3 zu vertagen wäre bis morgen, 
zumal noch außerdem der Antrag wegen Doppelbeftenerung 
doc nicht einfacher Natur iſt, der noch nachfolgt, und ich 
nicht weiß, ob nicht auch die übrigen Paragraphen nod) 
zu Grörterungen Anlaß geben. 

Meine Herren, gegenüber den Behauptungen des 
Herrn preußifchen Negierungävertreter muß ich Folgendes 
Er fagt, die Einrichtung hätte fih in 
Preußen bewährt. Gerade das Gegentheil ift wahr: fie 
bat fi fo jchlecht bewährt, daß ein fonfervativer preußi- 
cher Minifter des Innern im Jahre 1869 die Aufhebung 
diefer Beltimmung beantragt hatte. 

(Hört! hört! —— 
Das Geſetz iſt damals nicht zu Stande gekommen. 

Der Verband ber Feuerberſicherungsgeſellſchaften hat 
eine jehr genaue Enquete über diefe angeblichen Vortheile 
ber Wräventivfontrole aufgenommen. Aus derſeiben 
ergiebt ſich nun Folgendes. Was zunächſt außerhalb 
Preußens angeht, jo iſt im den Freien Hanſeſtädten Ham— 
burg, Bremen und Lübeck, in Elſaß-Lothringen, in einigen 
X— Herzog: und Fürſtenthümern eine ſolche 
PBräventivfontrole nicht geweſen; gleichwohl haben die— 
ſelben nicht im mindeſten darüber zu klagen, daß in 
Folge deſſen die Brandſchäden, die Ueberverſicherungen 
größer geweſen feien. In England und Frankreich kennt 
man aud nichts bdergleihen; niemand ift auf den Ge- 
danfen gelommen, bie Verſicherungsabſchlüſſe unter eine 
Präventivfontrole zu ftellen. 

Der Berband ber Berſicherungsgeſellſchaften — id 
habe die an ben Neichätag gerichtete gedruckte Denkichrift 
bier vor mir — hat nun 2 gen e3 angeführt. In erfter 
Linie Haben doch die Berfiherungs efellleaften felbit das 
ftärkfte Intereffe daran, Ueberverſicherungen entgegenzu— 
wirken; denn die größere Brandgefahr, die dabei entitehen 
fönnte, trifft ſie doch, und jedenfall wird ihnen nachher 
eine angemeflene Schadensregulirung erfhwert, wenn eine 
Police mit einer Ueberberſicherung vorliegt. Soweit 
Agenten in Betradht kommen, werden biefelben doch 
fontrolirt durch die Generalagenten, durch die Inſpeltoren, 
und ohne bie Generalagenten ift überhaupt der Abſchluß 
des Berfierungävertragd nicht möglich. 

Dann wird mitgetheilt, daß die in Preußen dem 


Verband angehörenden Geſellſchaften eine Verſicherungs- (C) 


fumme bon rund 47 Milliarden Mark im Jahre gehabt 
haben, und daß die Geſellſchaften — die einzelnen Zahlen 
will ich nicht verlefen, fie find von 1891 bis 1897 ans 
gegeben — rund 8- bid 900000 Bolicen jährlih abge: 
Ichloffen haben. Won diefen 8: bis 900 000 Policen find 
infolge der Präventivfontrole wegen Verdachts der Ueber— 
verſicherung — die Zahlen find auch genau angegeben — nur 
6⸗ bis 700 jährlich beanftandet worben. Es folgt daraus, daß 
auf 1000 Abichlüffe durhfchnittlih nur 1 Beanftandung 
wegen Ueberverſicherung erfolgen mußte, und bon dieſen 
Beanftandungen hat wieberum ein Bruchtheil ſich fofort 
als vollftändig unbegründet ergeben. In den meiften 
anderen Fällen von den im ganzen alfo 6: bi$ 700 Be- 
anſtandungen haben die Verſicherungsnehmer fi ohne 
weiteres mit der geforderten Herabfegung der Verſicherungs— 
ſumme einverftanden erklärt, weil fie lediglich aus Un— 
fenntniß über dem Werth des Mobiliar und nicht in 
* Abſicht eine höhere Verſicherungsſumme angegeben 
atten. 

63 wird dann weiter geſagt, daß bei den wenigen 
Fällen der Ueberverſicherung vielleiht — mit einiger- Ge— 
wißheit fünnte man das nicht fagen — ber Berdadjt einer 
beabfidytigten Meberverfiherung vorhanden jet; es ift dann 
aber weiter fonftatirt worden, daß die Gefellichaften 
44 000 Brandihäden im Jahre zu verzeichnen hatten, 
und daß hierbei durch Brandftiftung feitens der Verficherten 
in den einzelnen Jahren — es ift auch hierüber eine 
Statiftif angeführt — 200 bis 300 waren, und unter den 
letzteren befinden fich in den letzten fünf Jahren 12 Brand— 
ftiftungen, welche auf beanftandet geweſene Berfiherungen 
fallen, bei welchen alſo Die ——— nachher die 
Beanſtandung zurückgenommen hatte, weil ſie ſie als unbe— 
gründet anfah, oder weil ber Verſicherungsnehmer bie 
Berfiherungsfumme auf Verlangen der Polizei ermäßigt 
hatte. Alſo dieſe wenigen Fälle der Brandftiftung find 
trotz der erg erfolgt. Die ganze Wirkung 
derjelben fteht in feinem Berhältniß zu ber Zahl der Ab— 
ſchlüſſe und ber ———— überhaupt. Dieſe ganze 
Vorſchrift iſt weiter gar nichts als eine polizeiliche 
Schererei! 

Meine Herren, bie Polizei ift gar nicht im Stande, 
heutzutage den Werth der Verſicherungsſumme irgendwie 
zu —** Wer hier in Berlin lebt, hat es auch 
jelbft erfahren, wenn da pflichtgemäß ein Schutzmann 
kommt und glaubt, das, was er jo vor fidh ficht, eu bloc 
abjhägen zu können. Die ganze Einrichtung führt nur 
dazu, den Abſchluß der Verfiherungsfumme zu verzögern 
und zu verichleppen, und ift befonders nachtheilig für bie 
Heinen Verſicherungsnehmer. Die Heineren Berfiherungen 
auf Mobilien find fehr fchwierig, weil die Leute jehr 
wenig geneigt find, zu verſichern. Das bringt aud) den 
Gefellihaiten wenig ein. Die Beläftigung, die dadurch 
erwädit — bei einer Heinen Berfiherung if bie Kontrole 
ebenfo wie bei einer großen — tft eine jehr erhebliche, 
und deshalb iſt gerade biefe Einrichtung ein Hinderniß, 
daß die Mobiliarverfiherung unter ben fleinen Leuten 
derart auögebreitet ift, wie fie ausgebreitet zu werben 
verdient. Ach kann Diefe ganze Volizeibeftimmung, zu ber 
im Jahre 1837 der damalige Berfiherungsdireltor 
Bruggemann in Nahen die Regierung verführt hat, und 
die das preußifhe Minifterium in befferen Zeiten jelbit 
wieder aufgeben wollte, nur al3 eine durchaus gemein: 
ihäblihe bezeichnen, weil fie der Vermehrung ber 
Brandſchäden nicht entgegenwirkt, aber die Ausdehnung 
der Berfiherung erſchwert und verthenert. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr ſtommiſſar bes 
Bundesraths, Königlich preußifche Geheime Ober-Regierungs- 
rath v. Knebel Doeberig. 
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db. ſtuebel Doeberitz, Königlich preußifher Geheimer 
Dber-Regierungsrath, Kommiſſar des Bundesrathd: Meine 
Herren, ich habe vorhin geſagt, ich wolle auf die Einzel: 
heiten ber Gründe für bie Aufrechterhaltung der Präventiv: 


| 
| 
| 
| 


fontrole nicht eingehen; aber zwei ee bes Herrn | 


Vorredners nöthigen mid doch dazu, nod) e 
zurüdzufommen. Der Herr Vorrebner hat hingewiefen 
auf die Motive des Gefeges von 1869 und hat beu 
Schluß gezogen, die Präventivlontrole habe fih jo ſchlecht 
bewährt, dab cin Tonferbativer preußifcher Minifter fie 
damals habe aufheben wollen. Ich habe demgegenüber 
bereitö in der Kommiſſion betont, daß der bloße Hinweis 
auf diefen Gefekentwurf von 1869 gar nichts beweife, 
da dad Geſetz dom 8. Mat 1837 nur die Verfiherungs- 


nehmer, nicht aber aud ben Verſicherungsagenten beftraft, 


und in ben Motiven zu diefem Gefege, die ih im ber 
Kommiſſion vorgetragen habe,. iſt ausbrüdlid hervor: 
—— dab nur in Verbindung mit einer Geſetzes— 
änderung, welche nicht eingetreten ift, man daran gedacht 
habe, die Präventivfontrole aufzuheben. 

Der zweite Punkt betrifft die Statifti. Es ift 
immer eine eigenthümlide und fchtwierige Sadye damit; 
man weiß aud) nicht, ob die fozialen Verhältniffe überall 
diefelben find. Wir hahen meines Wiſſens aud in Nords 
deutihland andere Berhältniffe al3 in Süddeutſchland: 
hier vielfach) das Syſtem der einzelnen Höfe und weiche 
Bedachung, dort harte Bedachung und maffive Häufer. 


Und wenn darauf hingewiefen wird, daß die Zahl der | 


polizeilihen Beanftandungen verhältnißmäßig nur eine 
ſehr geringe ift, fo ift das meines Erachtens gerade ein 
Beweis dafür, dab die polizeiliche Kontrole nicht fo ohn— 
mächtig gewelen ift und fo fchledht gewirkt hat, wie es 
hier gemacht wird, und wie bom mancher Seite be— 


hauptet wird. 
(Sehr wahr! rechts.) 

Es iſt gegen die Präventivfontrole feit Jahren eine 
ſyſtematiſche Agitation getrieben worden, welche das Urtheil 
über ihren Werth und Unwerth vollſtändig getrübt Hat. 
Ich habe mir, wenn Sie die Güte haben wollen, dies in 
dem Berichte nadhzulefen, in der Kommiſſion auszuführen 


nmal darauf | 





erlaubt, daß die Angriffe gegen die Präventivfontrole (8) 


nicht —— ſondern daß dieſe in der That große 
Vortheile haben. Deshalb glaube ich, daß meine vor— 
herige Anſicht durch die Ausführungen des Herrn Ab— 
geordneten Richter in keiner Weiſe widerlegt worden find, 
fondern wir halten in Preußen die Einrichtung ber Prä- 


' ventiofontrole nach wie vor für durchaus fegensreih. Ob 





! 





die geplante Einrichtung der nachträglichen Prüfung biefe 
vollftändig erfeßen wird, erſcheint fraglich) und läßt ſich 
jegt noch nicht überfehen. 

Präſident: Es Liegt mir ein Antrag auf Ber: 
| vor feitens der Herren Abgeordneten Richter und 
Moltenbuhr. Der Antrag bedarf der Ilnterftügung. Ich 
bitte Diejenigen Herren, welde den Antrag unterftügen 
wollen, fih von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterflügung genügt. 

Sch bitte nunmehr diejenigen Herren, weldie ben 
Antrag auf Bertagung annehmen wollen, ftehen zu bleiben 
oder N von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geidieht,) 
Das ift die Mehrheit; die Vertagung ift beſchloſſen. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung zu 
halten morgen, Dienstag ben 30. April, Nachmittags 
1 Uhr, und als Tagesordnung: 

den Reſt der heutigen Tagesordnung. 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich kein Widerſpruch; die 
Tagesordnung ſteht feſt. 

Die Mitglieder des Reichſtags Herren Mayer (Lands— 
hut), Bräfide, Riff, Bumiller, Dr, Lehr, Dr. am Zehnhoff, 
Tönnies, Scherre, Holzapfel, v. Blödan, dv. Saliſch, Bebel, 
Bingen, Geritenberger, Dr. Sattler, Zehnter, Dr. Paaſche, 
Himburg und Dr. Bihler wünſchen aus der 11, reſp. ILL, 
V. VI, IX. XL, XIV. und XV. fommiffion ſcheiden 
zu dürfen. — Widerſpruch hiergegen erhebt ſich nicht; ich 
veranlafle deshalb die 1., 2., 3., 4., 5. und 7. Abtheilung, 
heute unmittelbar nad) der Sitzung die erforderlichen Er: 
fagwahlen vor — 

Ich aut die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 42 Minuten.) 





Drud und Verlag ber Rorbteutfien Yuchdruderei und Verlogeanftalt. 
Berlin SW., Wilbelmftrahe 32. 
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2423 C, 
Fortfegung und Schluß ber zweiten Berathung bes 
Entwurfs eines Gefepes über die privaten 
Verfiherungsunternehmungen (Nr. 5, 244 
6D 
8 121, landesrechtliche Vorſchriften — Prä- 
ventivlontrole — Abgaben für den Be— 
trieb von Verſicherungsunternehmungen 
(Fortfegung und Schluß ber Disluſſion): 
. 2424 A 


Seite 


2455 B 


Dr. Graf v. Bolabowsiy: Wehner, 
Staatsminifter, Staatsjefretär bes 
Innern ven... 2424 D 
Dr. Spahn 2.2... MC 
Richter. - - . 2426 A, 2427 C 
(1) v. Jecklin, Kaiferlicher Regierungs: 
rath im Neichs-Juftigamt . . 2426 D 
Bin. - «a0. . 2427 A 
Frankeen. 22427 0 
& 121a (Antrag Richter), Stempelſteuer — 
Doppelbefteuerung ber Bolicen: 
Richter . Erlass . 2428 A 
88 122 bis 124 (ohne Debatte) . . 2428 C 
$ 125, Zeitpunkt bes Infrafttretens: 
Kirſch... . . . . . . 2428 D 
Gruner, Kaiſerlicher Geheimer Ober: 
Regierungsralh im Reichsamt des 
Innern. 22429 4 
Reſolutionen: 
Zehnter, Berichterftatter . 2429 C, 2431 D 
Müller (Waldeck) . . 2429 D 
Betitionen: 
Zehnter, Berichterftatter . 2432 A 
Dritte Verathung bes Entwurfs eines Geſetzes, be 
treffend das Urheberrecht an Werfen ber 


Literatur und der Tonkunft (Nr. 97, 214, 259 
ee nn. 2432 A 
Generaldiskuſſion (verbunden mit derjenigen 


ber Anlagen) . » » - 


über das Verlagsredt): 


Dr. Müller (Dleiningen) . . 2432 C 
Dr. Del . . » - » . 2434 D 
Dr. Vogel . 2437 B 
> . . 2441 D 
88 1 bis 10 (ohne Debatte) . . 2444 B, C 


Reichstag. 10. Legisl-P. IL. Seffion. 1900/1901. 





Ekite 


8 11, 27, Befugniffe des Urhebers — 
Urheberrecht an Bühnenmwerfen und Werfen 
der Tonkunſt — öffentliche Aufführungen: 

Dr. Rintelen . . 2444 C, 2453 D 
Richter (zur Gefchäftsorbnung bezw. 
zur Sade) ’ . 2447 A, 2449 C 
Dr. he. - » 2 2 200.2. 24T A 
Dr. Dungs, Kaiſerlicher Geheimer 
Ober⸗ Regierungsrath und vor⸗ 
tragender Rath im Reichs⸗ Juſtizamt: 2449 A 
Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer 


Kath, Staatsfelretär bes Reichs» 
Juſtizamts er . 2452 A 
Schremf - -» » 2. 2... . 2453 A 
Beh (Coburg) — (perfönlich) . 2454 C 
Die weitere Berathung wird vertagt . 2455 A 


Feftftellung der Tagesordnung für die nächte Sigung: 2455 A 





Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch ben 
Bräfidenten Grafen v. Balleſtrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

An Stelle der aus ber II. refp. III, V., VL, IX, 
XIII. XIV. und XV. Kommiſſion gefdiedenen Herren 
Abgeordneten Mayer (Landshut), Riff, Brafide, Dr. Paaſche, 
Tönnied, Dr. am Zehnhoff, Scherre, Bumiller, Pingen, 
v. Blödau, v. Sallid, Holzapfel, Dr. Sattler, Gerften- 
berger, Zehnter, Bebel, Himburg und Dr. Pichler find 
duch die vollzogenen Erfagwahlen gewählt worden bie 
Herren Abgeordneten: 

Prinz v. Arenberg, Broemel, Richter, Dr. Haſſe 
in die Budgetlommtifion; 

Schulze, Dasbad), Graf v. Bernstorff (Banenburg) 
in die Betitionstommilfton; 

Bed (Aichach) in die Rechnungslommiſſion; 

Breuer, Dr. Hahn, Henning, Glowagfi in bie 
VI Kommiſſion; 

Baflermann, Dr. Spahn in die IX. Stommiffion; 

Schüler, Dr. Deinhard in bie XII. Kommiffion; 

Singer, v. Maltzan Freiherr zu Wartenberg und 
Penzlin in die XIV. Kommilfion; 

Morig in die XV. Kommiifion. 

Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Brocmel, Hoch, Freiherr v. Hodenberg für 2 Tage, 
Depten für 4 Tage, 

v. Grand-⸗Ry, Marbe für 8 Tage. 
Es fuhen für längere Zeit Urlaub nad bie 
Herren Abgeorbneten: j 
Fürft zu Inn- und Senyphaufen für 14 Tage 
wegen dringender Geſchäfte; 
Dr, —— ür die Dauer der Seſſion wegen 
Krankheit; 
Dr. Lehr für 14 Tage wegen Sranfheit, — 
Lebterer auf Grund eingereichten ärztlichen 
Atteftes. 
Den Urlaubögefuhen wird nicht widerſprochen; dieſelben 
find bewilligt. ‘ 

Entihuldigt find die Mitgliever des Reichtags 
Herren Roeſicke (Deffau), Trimborn, Himburg, Graf 
v. Preyſing⸗Lichtenegg⸗ Moos, Graf Magnis, Dr. Heim. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. Griter 
Gegenftand derſelben ift bie 

Fortjetung der zweiten Berathung des Entwurfs 

eines Gefehes über die privaten Berfiherungs- 

unternehmungen (Nr. 5 ber Drudjahen), auf 
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Grund des Berichts der VII. Kommiſſion (Nr. 244 
der Druckſachen). — Anträge Nr. 279, 280. 
Die Berathung wird fortgefeßt bei $ 121. 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Zehnter. 

In ber wiedereröffneten Diskuffion über $ 121 mit 
dem Antrag Richter auf Nr. 279 der Drudjadhen ad 2 
und 3 hat dad Wort der Herr Abgeorbniete Ganıp. 

Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, man fann ja 
dem Herrn Abgeordneten Richter darin beitreten, daß bie 
Beftimnumgen, wie fie biäher in Preußen beftanden, viel: 
fach zu weitgehenden PBeläftigungen bes Publikums ge— 
führt und namentlid das Bedenken gegen ſich haben, daß 
in nicht wenigen Fällen der Abſchluß der Verfiherungs: 
verträge verzögert ift, und dadurch erhebliche Nachtheile 
für diejenigen hervorgerufen worden find, welche die Ver: 
fiherung haben nehmen wollen. Es madt allerdings 
einen komiſchen Eindruck, wenn 3. B. bier in Berlin ein 
Schutzmann in das Haus eines Mannes kommt, ber 
große Kunſtſchätze verfidert hat, vielleiht Gemälde im 
MWerthe von 30:, 40:, 50000 Markt, und nun bes 
gutachten fol, ob die Gemälde richtig abgeſchätzt find. 
Andererjeit3 aber find die Erfahrungen, die der Herr 
Abgeordnete Scherre für das platte Land angeführt hat, 
fo durdichlagend, daß man nicht im Zweifel fein kann, 
e3 würde eine erheblihe Schädigung der öffentlichen 
Intereffen eintreten, wenn der Abſchluß der Verſicherungs— 
verträge ohne jede Kontrole bliebe. 

Nun bin ich der Anſicht, daß man in Zukunft da— 
durh am beften Helfen fönnte, daß man in das zu 
erwartende Geſetz über die privatredhtlihen Beſtimmungen 
der Verſicherung die Beftimmung aufnähme: der Werth 
des zu derfihernden Gegenftandes wird im allgemeinen 
durch den Berfiherungsvertrag feitgeftellt, und denjenigen 
Merth hat die Verfiherungägefellihaft zu bezahlen, ber 
in den Verficherungsvertrag aufgenommen ift. 

(Widerſpruch links.) 

— Mir haben dieſen Grundſatz auf vielen Verſicherungs— 
gebieten ſchon jetzt, insbeſondere auch bei der Hagelver— 
ſicherung. Da wird anſtandslos der Werth des Getreides 
bezahlt, der dem Verſicherungsbertrage zu Grunde gelegt 
iſt. Wird dieſer Grundſatz auch bei der Feuerverficherung 
eingeführt, ſo werden die Verſicherungsgeſellſchaften ſchon 
im eigenſten Intereſſe dafür ſorgen, daß keine erhebliche 
Ueberbderſicherung ſtattfindet. Heute begünſtigen vielfach 
die Agenten der Geſellſchaften geradezu die Ueberver— 
ſicherung; ſie verleiten die Leute, ihre Objelte höher zu 
berſichern, weil fie ja dann eine höhere Proviſion be— 
fommen, und bie Geſellſchaft die hohen Prämien jahrelang 
für die unberechtigte hohe Verſicherungsſumme bezieht. 
Tritt nachher ein Schaden ein, jo Hat die Geſellſchaft 
von biefer hohen Werfiherung gar feinen Nachtheil; 
fie bezahlt in jebem Falle nur den Werth, den das be- 
treffende Objeft nadjweiälid hat. Die Verſicherungs— 
gejellichaften haben alfo jest nicht das mindeſte Intereſſe 
daran, der Ueberverſicherung entgegenzutreten. Schaffen 
wir aber dieſes Intereſſe dadurch, daß mir fie nöthigen, 
die Verfiherungdiumme zu zahlen, die dem Vertrage zu 
Grunde gelegt ift, dann brauchen wir feine polizeiliche 
Kontrole, dann werben die Gejellihaften in Bezug auf 
eine ſachgemäße Verfiherung viel ſorgſamer fein, und das 
wird wirffamer die Weberverfiherung hindern, als jede 
polizeiliche Kontrole. Das können wir aber zur Zeit 
nicht erreichen, und deshalb ift e3 unberechtigt, wern man 
auf jede Sontrole der Verficherungöverträge verzichten 
wollte. Auf dem platten Lande liegt unbedingt ein Be: 
dürfniß vor, bie Verfiherungsverträge einer dauernden 
—— zu unterziehen und fie eventuell beanftanden zu 
önnen. 

Nun, meine ich, können wir uns aber fchließlidh mit 
dem Stommiffionsbefchluß einverftanden erklären, wenn, 


worüber ich noch eine Auskunft von dem Herrn Vertreter (C) 


der verbündeten Negierungen erbitten möchte, es zuläffig 
ift, im Wege ber Lanbeögefehgebung den Verſicherungs- 
eſellſchaften die Verpflichtung aufzuerlegen, die bon ihnen 
n bem betreffenden Lande abgejchloffenen Verträge zur 
Kenntniß der Volizeibehörden zu bringen, damit leßtere 
diefe Verträge nachzuprüfen in der Lage find. Ich bin 
der Anfidht, daß das nad der Faſſung der Kommiſſion 
zuläffig ift; denn es heißt ausbrüdlich: „es bleiben bie 
landesrechtlichen Vorſchriften in Kraft über bie polizeiliche 
leberwahung der Berträge nah ihrem Abſchluß“. 
Diele Beltimmung fest voraus, daß die Polizetbehörben 
in die Lage gebradt werben, eine Kontrole ausüben zu 
fönnen, d. b., daß ihnen Kenntniß gegeben wird von dieſen 
Verträgen. 

Ich würde allerdings ber Anficht fein, daß man in 
Preußen nicht fo weit gehen follte in der polizeilichen 
Kontrole, wie es bisher der Fall if. Nah den jet 
geltenden Beitimmungen ilt jeder einzige Vertrag auch 
in den Großftädten der polizeilichen Kontrole unterworfen. 
Ich würde dod glauben, daß man nur für das platte 
Land eine folde Kontrole braudt, und daß man aud) 
jogar für das platte Land noch gewiſſe Erleichterungen 
eintreten laſſen und die Kontrole möglichſt erleichtern 


fönnte. Auf jebe Sontrole können wir aber nicht ver— 
—— Wenn alſo der Herr Vertreter der verbündeten 
egierungen mir beſtätigen ſollte, was id) hoffe, daß es 


zuläſſig iſt, durch die Landesgeſetze eine derartige Kontrole 
einzuführen und den Verſicherungsgeſellſchaften eine dies— 
bezügliche Verpflichtung aufzuerlegen, dann würde ich 
meinerſeits keine Bedenken haben, dem Antrage der Kom— 
miſſion zu $ 121 zuzuſtimmen, während ich ſonſt dagegen 
flimmen müßte und mich nur mit ber Regierungävorlage 
einberftanden erflären könnte, 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfekretär des Innern, Staats- 
minifter Dr. Graf v. Bofadowäty: Wehner. 

Dr. Graf Pojadomwsly » Wehner, Staatdininifter, 
Staatöfekretär des Innern, Benollmächtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, es iſt ganz unzweifelhaft das 
Intereffe Sowohl der öffentliden Sicherheit wie bas 
Intereffe der Privatverfiherungsgefellfhaften, daß feine 
Heberverfidherungen ftattfinden, um darauf unter Um— 
ftänden Spekulationen zu gründen. Ich habe hier vor 
mir Tabellen, weldye vom Königlich preußiichen Statiftifhen 
Amt über die Branduriahen in den legten Jahrzehnten 
zufammengeftellt find; wenn man dieſe Tabellen durch— 
fieht, deren Inhalt ich zum Theil die Ehre hatte der 
Kommiffion vorzutragen, dann ergiebt ſich für Preußen, 
daß die Anzahl der Brände, deren Urfahen unbekannt 
find, cbenfo wie bie Anzahl der muthmaßlidhen und 
bie Anzahl der gerichtlich erwiejenen Branditiitungen 
doch noch eine ziemlich hohe ift; unter den befannten Ür— 
fahen der Brände find aber ganz unzweifelhaft noch eine 

anze Anzahl Brandftiftungen aus fpefulativen Gründen. 
ie Verſicherungsgeſellſchaften haben alſo Br das 
Intereſſe, die Hand der Polizei nicht zu lähmen, um 
derartigen Spekulationen, wo fie hervortreten, wirffam 
entgegenzutreten. Ich möchte aud) die Herren, bie dieſe 
Frage, ob Präpentivfontrole oder nachträgliche Kontrole, 
in der Kommiſſion und bier im Haufe erörtert haben, 
darauf aufmerkffam machen, daß die muthmaßlichen Brand: 
ftiftungen und die erwiefenen Brandftiftungen ſich ſehr 
verſchieden auf da3 preußiihe Staatögebiet vertheilen. 
Es trägt dazu fehr bei die Lage ber Ortichaft, ob ins- 
befondere ifolirte Ortichaften und infolgedeffen Schwierig: 
feiten des Feuerlöſchdienſtes vorliegen oder nicht, ob hier: 
nad) eine größere Ausficht ift, mit Erfolg einen fpelulativen 
Brand anzuftiften, oder nit. Die Möglichkeit ſpekulativer 


._ 


D) 
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(A) Brände hängt auch wejentlich von ber Art ber Bedachung 


ab. Wo leichte, feuergefährliche Bedachungen find, ift es 
viel leichter, ein Gebäude, das fonft vielleicht wegen Bau— 
fälligfeit heruntergeriffen werben müßte, abzubrennen, als 
da, wo maffive Gebäude find. Es ift auch viel leichter, 
einen Gewinnbrand zu infzeniren in Heinen Ortſchaften 
ohne genügende fofortige Feuerhilfe, als in großen Ort: 
ſchaften, wo ſchon die nachbarliche Kontrole und ein ge: 
ordneter Feuerlöſchdienſt gewiſſe Hinderniffe entgegenftellt. 

Nun geſtehe ich ohne weiteres zu, daß die Bräventiv- 
fontrole eine gewiſſe Beläftigung in der Weiſe herbeiführt, 
dab der Verfiherungsvertrag nicht rechtöfräftig Werden 
fann, che die Polizei ihr Viſum ausgeftellt hat. Ich 
geftehe ferner du * die Polizei in vielen Fällen nicht 
in ber Lage fein wird, die angemeffene Höhe des Ber: 
fiherungsvertragd zu beurtheilen. Aber eins dürfte eine 
hohe Wahrfcheinfichkeit für fi haben: dak das Bewußt: 
jein, daß jede Police von der Volizeibehörde gefehen wird, 
auf diejenigen Berfonen, die ettva mit den Gedanken 
bon Gewinnbränden umgehen, in gewiffen Maße ein: 
Ihüdternd wirft. Namentlich in Heineren Orten weiß 
eine Bolizeibehörde fehr genau, ob die Erntevorräthe eines 
Mannes den Werth don 5000 Mark oder bon 20 000 
Mark haben können, ob das Inventar eines Mannes 
einen Werth von 1500 Mark oder 5000 Mark hat. Alſo, 
dab die Präventivfontrole gegen gewinnfüchtige Brand» 
ftiftungen eine verhältnigmäßig wirfiame Waffe ift, bürfte 
anzuerkennen fein. 

Die verbündeten Negierungen — das möchte id dem 
Herrn Abgeordneten Gamp erwidern — und namentlich 
bie preußiiche Regierung fteht nad wie vor auf dem 
Standpunkt, daß die Präaventivfontrole das beſte und 
fiherfte Syftem tft. Aber wenn die Beſchlüſſe der Kom: 
miffion angenommen werden — ich gebe mich nicht mehr 
der Hoffnung hin, dab in diefer Beziehung die Beſchlüſſe 


(B) der Kommiſſion eine Aenderung erfahren — fo ift die 


Landesgeſetzgebung demnächſt berechtigt, dur Ausführungs- 
beftimmungen zu dieſem Reichsgeſeß vorzufchreiben, daß 
jede Police nah ihrem Abſchluß der Polizeibehörde zur 
Prüfung vorgelegt werden muß. 
(Hört! hört! rechts.) 
Damit kann bie Polizeibehörde noch nachträglich bie 
Funktion erfüllen, die fie jeßt praenumerando erfilllt, ohne 
dab der Abſchluß des Gefellihaftsvertrags aufgehalten 
wird und die Geſellſchaften in ihrer Geſchäftsgebahrung 
behindert find. Es kann dann auch nicht mehr der Ein: 
wand erhoben werden, daß vielleiht jemand unverſichert 
abbrennen kann, ehe die PVolizeibehörde ihr Bifum auf 
ber Polizei ertheilt hat. Aber bie en behält 
dann die Verpflichtung, fobald ihr — und das muß fofort 
geihehen — der abgeichloffene Vertrag vorgelegt wird, 
alöbald die Prüfung eintreten zu laſſen, bie jetzt vorher 
eintritt, und es wird ihr durch dieſe Ausführungs- 
beftimmungen meined Erachtens auch das ausdrüdliche 
Net einzuräumen fein, daß fie Verfiherungsverträge, 
bon benen fie die felbftverftändlid fachlich zu begrüindende 
Heberzeugung bat, daß fie auf zu hohe Summen lauten, 
und daß infolge deffen die Gefahr eines beabfichtigten 
Gewinnbranded vorliegt, beanftandet und angemefjene 
Herabfeßung der Verſicherungsſumme verlangt. Wird in 
dieſer Weiſe die Ausführung des Kommiſſionsbeſchluſſes 
durch die Landesgeſetzgebung geregelt, wie es jetzt bereits 
in Bayern und Sachſen der Fall iſt, fo, glaube ich, kann 
man, wenn bie Polizei ihre Pflicht thut, auch bei biefen 
Beichlüffen der Kommiſſton dasſelbe Nefultat erreichen, 
was bie Negierungsvorlage erreihen wollte, d. h. bie 
Gewinnbrände im Anterefie ber öffentlihen Sicherheit und 
ber öffentlichen Moral und zum WBeften ber fFeuer: 
verfiherungägefellihaften möglichit zu verhindern. 
(Schr gut! rechts.) 
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Bräfident: 
Dr. Spahn. 

Dr, Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, id) bitte 
Sie, dem Kommiſſionsbeſchluß beizutreten und zwar ohne 
Rückſicht auf den Umfang der Befugniffe, weldhe bie 
Landesgeſetzgebung haben wird. Die Handhabung der 
BVräventivfontrole durch die Polizei ift fiir die Entfcheidun 
der Frage nicht ausfchlaggebend. Ausſchlaggebend ift 
gegen die Präventivfontrole, daß es Fälle giebt, in denen, 
che die Verſicherung abgefchloffen ift, der Brand ausbricht 
und die Verſicherungsgegenſtäude vernichtet, und in bemen 
der Nichtabſchluß der Verfiherung dadurch veranlaßt ift, 
daß der Antrag ber Polizei zur rüfung vorgelegen hat. 
Eine Entihädigung erhält nachher der von dem Braude 
Betroffene nicht, und deshalb ift es richtig, wenn bie 
Präventivpolizei befeitigt wird. Man fol aud die 
Wirkungen der Präventivpolizei nicht überſchätzen. Wir 
haben in Preußen trog aller Polizeikontrole zahllofe Ver— 
fiherungen, welde den Werth der VBerfiherungsgegenftände 
überfteigen. Es ift zweifellos, daß die Polizei nach ber 
Richtung Hin ihrer Aufgabe, wenn man fie fo bezeichnen 
will, nit überall gewachſen ift, indem fie nicht durchweg 
forgfältig fontrolirt hat. Mir find aus der Praxis Fälle 
der Meberverfiherung bekannt, bei denen die Präventib— 
fontrole nicht gewirkt hatte. Der Branditiftung und ihren 
Urſachen nachzugehen, ift außerorbentlid) ſchwer; denn ber 
Brand verwilcht die Spur bed Verbrechens. Deöwegen 
ift e8 auch Schwer, darüber zu entſcheiden, welches bie 
Urfadyen der vielen Brände find. Ich will dem Herrn 
Staatöfekretär zugeftehen, daß die Vermuthung vielfad) 
dafür Spricht, daß indbuftriele Brände vorliegen; aber den 
Deweid dafür fan man fo ei nicht als erbradt an— 
fehen, ald nicht eine richterliche Verurtheilung im dei ein— 
zelnen Fällen ergangen ift. 

Was nun die Frage der Landesgefeßgebung betrifft, 
die rg Kontrole einzuführen, fo ging die Frage (D) 
des Herrn Abgeorbneten Gamp auf etwas anderes, als 
bie Antwort des Herrn Stantöfefretärd lautete. Der 
Herr Abgeordnete Gamp war, wenn id ihn richtig ver— 
ftanden habe, der Anſicht, die Landesgeſetzgebung könne 
nunmehr die Berfiherungsgejellihaften verpflichten, daß 
fie ihrerſeits der Bolizei die Mittheilung maden. Das 
Recht Hat die Polizei aber nur den Berfiherungsgefell- 
haften gegenüber iunerhalb ihres Gebietes. Wo bie 
Berfiherungsgefelihaften außerhalb ihres Gebietes wi 
und nicht ihr Verſicherungsunternehmen im Staatögebiete 
betreiben, ift dies nicht der Fall. Die en foınmt 
alfo für die Verfiherungsgefelichaften in Preußen mur 
infoweit in Betracht, als preußiſche und ſolche außerpreußiſche 
Geſellſchaften in Frage ftehen, die in Preußen ihr Ge— 
hät duch Bevollmächtigte betreiben. Die nachträgliche 
Einwilligung der Polizei hat feine Bedeutung für Die 
Geltung des Vertraged. Die Polizei kann nur erzwingen, 
dab die Summe der Verfiherung beridhtigt wird. Mit 
diefen Befugniffen der Landesgejeggebung ift, wie ich 
glaube, dem vorliegenden Bedürfniß genügt. ES ift nicht 
nöthig, daß in allen Staaten gleihmäßige Beftimmungen er: 
gehen, und daß für alle Fälle die Verſicherungsgeſellſchaften 
als ſolche verpflichtet fein müflen, die Mittheilung zu machen. 

Was noch die Frage betrifft, die der Herr Staatd- 
—— berührt hat, ob das Bewußtſein, daß eine Kontrole 
urch die Polizei erfolgen könne, bevor der Verſicherungs— 
vertrag abgeſchloſſen ſei, verhindernd = die Weberber- 
fiherungen gewirkt Habe, jo muß id) geſtehen, daß id 
auch nach der Richtung Hin zweifelhaft bin. Wer jo ſpelu— 
lativ benft, daß er eine Ueberverſicherung in der Hoffnung 
nimmt, baß er dabei einen Gewinn machen würde, weni 
es bei ihm brennt, der alſo in der Abfiht, dab ein Brand 
verurſacht wird, überberfichert, der ift fo ſchlau, der Polizei 
ein Schnippchen zu ſchlagen. 

332* 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete (C) 


(A) 


(B) vertrag ausmacht, oder gar feine Summe. 
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Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbniete Richter. 
Richter, Abgeordneter: Meine Herren, in Bezug auf 
die Auslegung ſchließe ich mich dem Herrn Vorredner 
burdaus an, und ich kann zugeben, daß, wie ber Herr 
Abgeordnete Gamp ed auslegt, eine Anzeigepflicht nicht 
im MWiderfprudy ſteht mit diefer Beftimmung in dem 
Rahmen, wie ihn der Herr Abgeordnete Spahn eben bar: 
gelegt hat. Aber ich beftreite entichieden, daß nad) der 
Beltimmung der Kommiffion die Volizei ein Recht haben 
foll, die Giltigfeit des Vertrages felbft 
(Zuruf in der Mitte) 
— nein, Sie, Herr Gamp, haben das nicht behauptet, 
aber der Herr Staatöfetretär, wenn ich ihn redt ver: 
ftanden habe — nachher die Giltigfeit des Vertrages 
in Frage zu ftellen und auf eine —— der Summe 
zu dringen. Das ift nad dem Wortlaut dieſer Beſtimmung 
durchaus ausgefchloffen. 

Meine Herren, wenn man fpäter eine Anzeigepflicht 
einführen will, fo wäre es richtig, das generell im Reich: 
tage zu erörtern, ftatt wieder ein Stüd Partifulargefeh: 
gebung hier und dort anzufliden. 

Meine Herren, auf eind muß ich aufmerffam machen. 
Der Herr Staatöfefretär jagt, die Geſellſchaften hätten 
jeldft ein Intereffe daran, daß die Polizei jih in bie 
Sadje einmifhte. Gerade der Verband der Feuerver— 
ſicherungsgeſellſchaften hat in der im Neichötage vertheilten 
Denkichrift hervorgehoben, wie falſch dieſe Auffaſſung ift, 
und zwar hauptfächlid, weil man fid) irrt über bie Be: 
deutung der Berfiherungsfumme in der Police. Die 
Verfiherungdfunme bedeutet weiter nichts als das 
Marimum des Scadenderfaged, gewährt aber feinerlei 
Ansprüche auf diefen Erſatz. Wenn naher ein Schaden 
entfteht, jo muß der Gefchädigte nachweiſen, melden 
Schaden er hat; und wenn er das nicht beweift, befommt 
er eine weit geringere Summe, als ber Verſicherungs— 
Der Irrthum 
ift aber im Volke vielfach verbreitet, ald ob bie Ver— 
fiherungäfumme gleichbedeutend ſei mit dem Schadenserſatz 
im Falle des Brandes, und gerade biefer Irrthum ift im 
Volke durch die Gefehgebung genährt worden. Dadurch, 
daß die Polizei eine hohe ——— für ver— 
dächtig erachtet, entſteht der Glaube im Volke, daß die 
Verſicherungsſumme a ae für den Schadenserfag ift, 
und eben deshalb wird Diefe ganze —— ebung 
bon ben Verſicherungsgeſellſchaften als poltzeiwidrig an— 
geſehen, weil fie eher zur Brandftiftung ermuntert, als 
davon zurüdhält. 

Der Herr Abgeordnete Gamp will Beftimmungen in 
das Privatrecht einführen. Da möchte ich aus demſelben 
Grunde Verwahrung dagegen einlegen, daß in dem Privat: 
recht die Verfiherungsfumme für gleichbedeutend erklärt 
wird mit dem bemmächftigen Schadenserfag. Denn das 
würde gerabe ben Anreiz geben zu Brandftiftungen, zu 
leberverfiherungen, die doch nicht fontrolirt werden 
können; denn dad Entfheidende, meine Herren, ift merk: 
würbigerweife noch nicht hervorgehoben worden. Sie 
können durch eine richtige Abſchätzung wohl feftitellen, was 
bie Sachen heute werth find; aber wenn Sie den Vertrag 
auch nur auf 5 Jahre abſchließen, fo verändert ſich 
der Wert aud) fhon nah einen Fahre bei Mobiliarien 
dod um minbeftens 10 Prozent jährlih. Alſo es tritt, 
auch wenn die Schäßung richtig ift, und ein Unbedenklichkeits— 
atteft gegeben werben kann, Thon im Laufe der Zeit von 
felbft, ohne daß fih im Vertrag irgend etwas ändert, 
eine Weberverfiherung ein, und deshalb ſchützt dieſe 
polizeiliche Unterfuchung in feiner Weiſe für alle Folgezeit 
de ——— 

eine Herren, da der Herr Staatsſekretär ſelbſt nicht 
hofft, mit der Regierungsvorlage durchzudringen, ſo kann 
ich mich hierauf beſchränken, möchte aber noch eine kurze 





Bemerkung machen gegenüber dem Herrn Kollegen Franken, (C) 


ber geftern an mich als Volksmann appellirte und fragte, 
wie man eine Beſtimmung in Vorſchlag bringen könnte, 
die die befondere Steuer der TFeuerverfiherungsanftalten 
für Feuerlöſchanſtalten zur Aufhebung bringt. Nun, meine 
Herren, ich bin ein Freund der Feuerwehren und ins— 
befonbere der freiwilligen Feuerwehren, und ich bebaure, 
daß die Gejeßgebung und die öffentlihe Berwaltung die 
freiwilligen Feuerwehren nit in dem Maße unterſtützt, 
wie es fein könnte. 
(Sehr richtig! Links.) 
Ih bedaure, daß nicht ein Geſetz befteht, das von vorn— 
herein die bei einem Feuer Berunglüdten und ihre Hinter— 
bliebenen entſchädigt. 
(Sehr richtig! links.) 

Der weſtfäliſche Provinziallandtag hat e3 fid) fehr bequem 
gemadt, daß er eine Petition des Feuerwehrtages von 
Weftfalen am die Regierung weiter giebt, es möchten bie 
Verfiherungsanftalten dafür aufflommen. Es wäre bad 
gerade ein Feld für provinzielle Organifationen, die frei— 
willige Feuerwehr in dieſer Weife zu unterftügen und zu 


erinuntern. 

(Sehr richtig! links.) 
Für die Berufsfenerwehr müſſen die Kommunen forgen; 
aber die kleinen und mittleren Gemeinden können ſich 
feine Beruföfenerwehr halten, und deshalb wäre das erft 
recht ein —— ber Fürſorge fir größere Kommunal- 
verbände. Aber, meine Herren, wenn man zu benstoiten etwa 
bes Feuerlöſchweſens diejenigen —— will, die den 
verwen davon haben, ſo müßte man eine Steuer legen 
auf jeden Beſitz, der durch die Feuerwehr geſchützt wird, 
den Mobiliar- und den Immobiliarbeſitzz; aber bloß — 
und das war der Kern meiner Ausführungen — eine 
Steuer zu legen auf den verſicherten Beſitz, das heißt in 
ber That die Nichtverſicherung prämitren 

(ſehr richtig! Links), 
indem man die Verſicherung belaftet und bie Nicht: 
berfiherung freiläßt. 

(Bravo! links.) 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiffar bes 
Bundesraths, Kaiſerliche Negierungsrath im Reichs: Juftiz- 
amt vd. Sedlin. 

v. Jedlin, Kaiferliher Regierungsrath im Reichs— 
Suftizamt, Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, 
was die Tragweite des Borbehalts in $ 121 Abſatz 1 
eriter Halbſatz anlangt, fo ift, glaube id, von dem 
Herrn Abgeordneten Spahn der Gebanke, wie er fih nad 
der Kommiffionsberathung geftaltet hat, in der Richtung 
nit ganz ridtig aufgeraßt. als es fich Hier nicht um 
Auffiht über Anftalten, fondern um Neberwahung von 
Verträgen handelt, alfo natürlich nicht nur in Bezug auf 
—— Anſtalten, die in dem betreffenden Bundesſtaat 
ihren Sit —— die Kontrole nad) Landesrecht hinficht: 
li der leberverfiherung ausgeübt werden Tann, fondern 
auch über die Verträge derjenigen Anftalten, die anders— 
wo ihren Sik haben, aber in dem Bunbesftaate ihr 
Geſchäft betreiben und dort gelegene Grundftüde oder 
dort verſicherte Gegenftände durch dortige Agenten in 
Verfiherung nehmen; denn fonft wäre die Ausübung 
einer ausreichenden Kontrole für das betreffende Lanbes- 
gebiet einfach unmöglich). 

Was nun die Tragweite einer ſolchen landesgeſetz— 
lichen Nachkontrole anbetrifft, jo hat der Herr Abgeordnete 
Richter angenommen, es fei diesſeits bie Abficht vertreten 
worden, al$ ob von ber Uebertretung ber landesgeſetzlichen 
Kontrolvoririften die Ungiltigkeit der Verſicherungs— 
verträge abhängen folle. In der Beziehung ift, da ja 
bie privatrechtliche Seite des Verſicherungsrechts zur Zeit 
überhaupt nod; dem Landesrecht überlaſſen bleibt, die Be— 
antwortung lediglid aus dem Landesrecht zu entnehmen, 
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(A) das bisher nur infoweit, alö die Ueberverſicherung reicht, 


den Vertrag für ungiltig erflät.. Was aber bie frage 
anlangt, was für Befugniffe gegenüber einem abgefchloffenen 
Verfiherungdvertrage das Landesrecht den Landesbehörden 
geben kann, fo ift fie dahin zu beantworten, wie es auch 
in Sachſen zur Zeit heſtehendes Recht ift, daß die Be: 
hörde in der Lage fein muß, und daß ihr dad Landes— 
gejeg die Möglichkeit gewähren kann, einmal, die Agenten 
der Verſicherungsgeſellſchaften, die innerhalb des Landes: 
gebietes Abſchlüſſe machen, zu zwingen, ihre fänmtlichen 
Verträge ihr vorzulegen, und daß ferner für den Fall, 
wenn die Behörde bei einzeluen Berträgen findet, hier ift 
eine Weberberfiherung vorhanden, der Landesgeſetzgebung 
auch freigelaffen fein muß, vorzufchreiben, daß Die 
Behörden die Agenten bei Strafe anhalten, darauf hin: 
zuwirken, daß eine Herabfegung der Verſicherungsſummen 
herbeigeführt wird. Die Tragweite des Vorbehalts geht 
aljo dahin, daß das Landesrecht in ber Lage ift, ein 
Geſetz einzuführen, im dem der Pegriff der Ueber— 
—— beſtimmt wird, und in dem zugleich geſagt 
ift: die hier abgeſchloſſenen Verträge werden Eontrolirt, 
und für folde, bei denen eine lleberverfiherung zu 
Grunde liegt, kann nachträglich, nachdem fie abgeichloffen 
find, durch Eingreifen der Landesbehörde bie Verſicherungs— 
ſumme jeberzeit rebuzirt werben. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Büfing. 

Büfing, Abgeordneter: Meine Herren, meine poli: 
tischen Freunde werden geichloffen für die von der Kom: 
miſſion befürwortete Aufhebung der Präpentivfontrole 
eintreten. Wir haben und in der Kommiſſton energifch 
bemüht, biefen Beſchluß herbeizuführen. Wir betradıten 
die Präventinfontrole als eine völlig veraltete polizeiliche 
—— bie ohne jeden Nutzen bie Verſicherungsgeſell— 
ſchaften mit ganz überflüffigen Scherereien belaftet. Alles 
und jedes, was für die Beibehaltung der Präventibv— 


(B) fontrole bier angeführt worden ift, erledigt ſich nad 


meiner Anficht durch die einfache Thatſache, daß weder 

in Bayern, noch in Sachſen, nod) in einer Neihe anderer 

Bundesftaaten bie Präpventivfontrole befteht, und daß 

weber behauptet ift noch behauptet werden kann, daß in 

diefen Staaten die Brandftiftungen zahlreiher find als 

in den Staaten, in denen die Präpventivfontrole befteht. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Es ift mir daher wirklich nicht verftändlid, wie ber 
Herr Abgeorbnete Gamp davon ſprechen fann, daß durd) 
die Aufhebung ber Präpentinfontrole erhebliche öffentliche 
ntereffen geihädigt werben könnten. Es iſt mir gleidh- 
fall3 ganz unverftändlich, wie der Herr Staatsſekretär de3 
Neihsamts des Innern dieſer Thatfahe gegenüber bes 
haupten kann, die Beibehaltung der Vräpventivfontrole fei 
eine werthvolle Waffe gegen Branditiftung. Das wider: 
fpricht der von mir angeführten Thatſache, die ſchlagend 
beweitt, daß die Wräpentivfontrofe vollftändig ent: 
behrlich ift. 

Ich beſchränke mich auf diefe wenigen ei Hr 
und will nur noch mit zwei Worten berühren bie Anträge, 
die von dem Herrn Abgeordneten Richter zu diefem Para— 

raphen auf Nr. 279 der Drudjachen unter a und b ge- 
Het worden find. Dieſe Anträge betreffen bad Recht ber 
Beftenerung der Berfiherungsgefellidhaften. Meine politifchen 
Freunde find der Anficht, dab es dringend wünſchenswerth 
wäre, wenn diefe Frage der Beftenerung der Verſicherungs— 


gefellihaften in den einzelnen Staaten einheitlich geregelt 
werden fünnte. Nach der Erflärung, bie der Herr Staats: 


ſekretär des Innern abgegeben hat, jehen wir uns aber 
veranlaßt, auf dieſe Frage bei dieſem Gefeg nicht näher 
einzugehen, um das Geſetz nicht zu —— Dagegen 
erlaube ich mir im Einverſtändniß mit meinen politiſchen 
Fremden an den Herrn Staatsjefretär bie dringende 

iite zu richten, thunlihft bald uns eine Vorlage zu 


machen, welche diefem unabweisbaren Bedürfniß ber ein: (C) 


heitlihen Regelung der Beftenerung der Verſicherungs— 

geſellſchaften Rechnung trägt. Ich bitte Sie alfo, meine 

Herren, den Kommilfionsbefchlüffen beizutreten und alle 

zu biefem Paragraphen geitellten Anträge abzulehıen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Bräfident: Das Wort hatder Herr Abgeordnete Franken. 

Franken, Abgeordneter: Sch glaube auf die Aus: 
führungen des Herru Abgeordneten Richter eine kurze 
Erwiderung fchuldig zu fein. Die Provinz Weftfalen hat 
eine ſolche Unfallkaſſe. Alfo wenn der Herr Abgeordnete 
Richter meinte, die Vropinziallandtage müßten ſich mit 
ſolchen Mugelegenheiten befaffen, jo faun ich nur darauf 
binweifen, daß die meiften preußifhen Provinzen folche 
Unfalltaffen haben, und daß die Gemeinden in der Regel 
kleine Beiſteuern, 50, 60 Pfennig pro Kopf, dazugeben. 
Aber diefe Leiftungen find fo unzureichend, daß eigent: 
lid nur unbemittelle Leute davon unterftigt werben 
können. Nun bauen fi doch unfere großen Unfallgeſetze 
im Prinzip darauf auf, daß der Arbeitgeber alle even: 
tuellen Koften bei einem Unfalle zu tragen hat, und ſolche 
Prinzipien find bereils vielfach ausgeführt. Ich glaube, 
in Bayern zahlt jede — — an 
eine ſolche Landesunfallfaffe 5 Prozent, in Medlenburg 
ebenfalld. Wir ſuchen das Unterftügungswefen für ver: 
unglüdte Feuerwehrleute weiter auszubauen, aber nicht 
abzufhneiden, twie der Herr Abgeordnete Nichter es will. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Der Herr Vorredner giebt 
feloft zu, daß die beftehenden Kaſſen unzureichend feien, 
und dab bie Unterftügungen ſolche find, auf die man ſich 
nicht verlaffen kann. Da liegt doch nichts näher, als 
ſolche beſtehenden Kaſſen zu reformiren dadurch, daß fie 
wirkliche Garantien geben. Die FFeuerverficherungsgefell: 
Ihaften find doch micht die Arbeitgeber ber Feuerwehr: 
männer. Die Arbeitgeber find die Kommunen. 
Kommunen nicht leiltungsfähig find, muß der größere 
Kommmmalverband eintreten. Alfo die Analogie, die Sie 
anführen, ſchlägt Sie felbft in diefem Fall. 

Präſident: Die Disfuffion ift geichloffen, da fi 
niemand mehr zum Worte gemeldet hat. Der Herr Be: 
richterſtatter verzichtet. 

Wir kommen zur Abſtimmung über $ 121. 

Zu demfelben liegen vor die Amendements des Herrn 
Abgeordneten Richter auf Nr. 279 der Drudiachen ad 2a 
ud b. Das Amendement a will in dem zweiten Abſatz 
des 8 121 die Worte „Unberührt bleiben ferner“ erfegen 
durch die Worte „Aufgehoben werden“. Das Amendement 
b will dem Paragraphen einen neuen Zuſatz geben. 
Ich werde zunächſt die beiden Amendements in der 
Reihenfolge, wie ich fie eben verlefen Habe, zur Ab— 
ftimmung bringen und dann & 121, wie er fih nad) 
ben vorangehenden Abftimmungen geftaltet hat. — Hiermit 
ift dad Haus einverſtanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welhe nad dem 
Antvage de3 Herrn Abgeordneten Nichter auf Nr. 279 
der Drudiahen ad 2a im zweiten Abfat bed 8 121 bie 
Worte „Unberührt bleiben ferner“ erfegen wollen durch 
bie Worte „Aufgehoben werben*, fi von ihren Plätzen 
zu erheben. 


Geſchieht.) 
*3 — die Minderheit; das Amendement ad a iſt ab— 
gelehnt. 

Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welche nad) dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Richter auf Nr. 279 der 
Druckſachen ad 2b dem Paragraphen einen neuen Zufat 
geben wollen, fi) von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; auch dieſes Amendement iſt ab— 
gelehnt. 


Mo die (D) 
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Wenn kein Widerfprud erfolgt, werde ih annehmen, 
dab 5 121 in der Faffung nad den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion vom Haufe —— iſt. — Dies iſt der 
Fall, da niemand widerſpricht. 

Der Herr Abgeordnete Richter hat auf Nr. 279 der 
Drudiahen ad 3 hinter dem $ 121 einen neuen $ 121a 
einzuſchalten beantragt. 

Ueber denſelben eröffue ich nunmehr die Diskuffion. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, da ift nun 
mein letzter Antrag zu dieſer zweiten Berathung. Wenn 
Sie auch alle übrigen abgelehnt haben, fo, meine ich, können 
Sie doch diefen annehmen; denn er berührt gar nidt 
das Neht von öffentlihen Sozietäten, die Frage von 
Monopol: und Privatgeſellſchaften, er berührt aud nicht 
dad Verhältniß von Landesgefeggebung und Reichsgeſetz— 
gebung, fondern er will einfad einen Uebelſtand kurzer 
Hand befeitigen, der Har in die Augen bringt und all: 

emein empfunden wird. Es handelt ſich um bie Auf: 
ebung der — 7 der Policen; es handelt 
ſich um die Beſeitigung des Ueberreſtes der Anſchauung, 
daß die anderen dentſchen Staaten gegenüber einem 
Staat ald Ausland angefehen werden. Dieſe Anfhauung 
beherrſcht ſogar die preußische Gefeßgebung und zwar 
noch aus der neueſten Zeit. Das preußiihe Stempel- 
ftenergefeß von 1895 beftinmmt im eriten Abſatz des S 2: 
Der Stempelftener unterliegen au die von In— 
ländern oder von Ausländern im Auslande er: 
richteten Urkunden über Geſchäfte, welde im 
Inlande befindliche Gegenftäude betreffen oder 
welde im Inlande zu erfüllen find. 
Dann heißt es weiter in diefen Paragraphen: 
Inland im Sinne diefed Geſetzes und de3 Tarif: 
geſetzes ift der Geltungsbereich dieſes Geſetzes, 
alfo dieſes preußifchen Geſetzes. Was nicht unter das 


(8) preußiſche Geſetz fällt, ift Ausland im Sinne des preußi- 


ihen Geſetzes; alſo Anhalt, Braunſchweig, alles, was 
jenfeitö der ihwarz-weißen Grenzpfähle Liegt, ift Ausland. 
Diefe Beltimmung findet ih auch in Stenergefegen 
anderer Einzelftaaten und un zu einer Doppelbeftenerung 
Anlaß. In der Denkichrift, welche die Berfiherungs: 
geſellſchaften darüber im Reichstag verbreitet haben, wird 
ausgeführt: ein Herr, der von Preußen nad) Württemberg 
verfegt wird, muß die Police über fein Mobiliar fowohl 
in Preußen wie in Württemberg verftempeln. Dann ift 
er nad) dem Elſaß verjegt, zum dritten Mal; er muß die— 
felben PVerfiherungsgegenftände, dieſelbe Verſicherungs— 
fumme, denfelben Vertrag zum dritten Mal im Elſaß 
veritempeln laffen, ſodaß er außruft: ift denn Elſaß wieder 
franzöfifch geworden, befteht das Reich nicht mehr? — 
weil jeded Land mit feiner Stempelfteuer die Hand auf 
diefelbe Police legt. Dad wird nun um fo ärger, als 
nicht nur beim Verzug der Perſonen aus einem Staat in 
ben anderen bie Steuerpfliht nod einmal entftcht, 
ſondern auch zu gleicher Zeit eine Police mehrfad) veritenert 
werden muß, wenn ber Abſchluß des Vertrages au 
einem anderen Orte ftattfindet al dort, wo die Gegen: 
ftände fi befinden. Der Abſchluß des Vertrages ift am Sig 
des Generalagenten; wird der Vertrag in Erfurt ab- 
geichloffen, und befinden ſich bie verficherten Gegenftände 
in Gotha, jo muß zweimal der Policeftempel entrichtet 
werden, nad gothaiſchem und nah preußiſchem Recht. 
Ebenſo ift e8, wenn in Hannover die Police auögeftellt 
wird, und bie Gegenftände fich in Lippe oder Braunfchweig 
befinden; dba muß nad lippiſchem oder braunſchweigiſchem 
Recht und nach hannoverſchem Recht derfelbe Vertrag ber: 
fteuert werden. Nur die Stadt Hamburg macht allein 
eine rühmliche Ausnahme, inden fie in ihrem Gefek bes 
ſtimmt hat, daß euerverfiherungöverträge, welche ſich 
auf Gegenſtände im anderen Bundesſtaaten beziehen, 
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ftempelfrei find. Die Frage ift von um fo größerer 
Tragweite, ald der Boliceftempel befanntlih auf ein 
ganzes Bouquet von Verfiherungsverträgen eingeführt ift, 
nicht bloß auf Feuerverfiherungen, fondern auf Lebens-, 
Nenten-, Unfall, Hagel» u. f. w. Verfiherungen. Das 
Neichsgeieg von 1870 hat die Doppelbefteuerung befeitigt 
bei den direlten Steuern, bei der Einfommenfteuer, der 
Grundſteuer, der Gewerbefteuer; warum foll fie nun bier 
nicht ebenfalld befeitigt werben durd die ganz einfache 
Beſtimmung, ivie ich fie hier in Vorſchlag gebradjt habe, 
daß bei Perfonenverfiherungen der Wohnfig und bei 
Sachverſicherungen ber Ort, wo ſich der verſicherte Gegen— 
ftand befindet, nur für Die Beſteuerung maßgebend ift? 
Man war bod; früher nicht fo zart, wegen des juriftifchen 
Syſtems Beftimmungen in einem Gefeg nicht zu treffen, 
die nicht unmittelbar mit der eigentlihen Materie zus 
fanmenhängen; im Gegentheil, in der erflen Zeit der 
Reichsgeſetzgebung hat man die Gelegenheiten beim 
Schopfe gefaßt und einen alten Zopf, der zur Reichs— 
einheit nicht mehr paßte, abgefchnitten. Deshalb möchte 
ih bitten, die Doppelbeftenerung auch furzer Haud hier 


zu befeitigen. 
(Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlaugt; 
die Diskuſſion iſt geichloffen. Wir kommen zur Ab— 
ftimmung. 

Ich bitte diejenigen, welche nad dem Antrage Niditer 
auf Nr. 279 ad 3 hinter $ 121 einen neuen $ 121a 
— deſſen Berlefung mir erlaffen wird — einfgalten 
wollen, ſich zu erheben. er 

eht.) 


Geſchieh 

Das — Minderheit; der S 121a iſt abgelehnt. 
122, 

Annahme derſelben feitens des Hauſes. 


— 123 — ımd 124. — Ich fonftalire die 
ch eröffne nunmehr die Diäkuffion über den 8 125 


m 


(63) 


und ertheile dad Wort dem Herrn Abgeorbneten Kirſch. (1) 


Kirſch, Abgeordneter: Meine Herren, bereitö bei 
der ceriten Berathung dieſes Entwurfs habe id darauf 
aufmerffam gemacht, daß es nicht unbedenklich ift, das 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes von einer Kaiſerlichen Ber: 
ordnung abhängig zu machen, wenigftens dem größeren 
Theile des Geſetzesinhalts nad. Ich will auf die Be- 
denken, welde id damals hier angeregt habe, nicht 
weiter eingehen, fonbern die Frage heute von einem 
anderen Geſichtspunkt aus beleuchten. 

In dem $ 125 kommen verſchiedene Zeitpunkte 
für das Inkrafttreten der einzelnen Theile des Geſetzes 
in Beirat. Es wäre mir richtiger erſchienen, aud) 
für denjenigen größeren Theil des Geſetzes, deſſen 
Inkrafttreten Kaiſerlicher Verordnung vorbehalten bleibt, 
bier einen beftimmten Zeitraum im voraus zu beftimmeıt. 
Wir würden dann an Zweifeln vorbeilommen, die daraus 
entjtehen, daß in dem Abſchnitt über die Uebergangs— 
beftimmungen und aud in einem Theile der Straf: 
vorſchriften beſtimmt ift, was mit dem Zeitpunlt des 
Inkrafttretens des Geſetzes Rechtens ift. Diefer Zeit: 
punkt aber kann, wie geſagt, nach dem letzten Paragraphen 
ein verſchiedener fein. Gemeint ſcheint in jenen Abſchnitten 
allerdingd der Zeitpunkt zu fein, welcher durch Die 
Kaiſerliche Verordnung feitgefeßt werden ſoll. Richtiger 
wäre ed geiwefen, dieſen Zeitpunkt mit einem feſten 
Datum zu verfehen und dann in den ſämmtlichen Bor: 
ichriften, die fih jekt in den Uebergangsbeſtimmungen 
befinden, diefe3 Datum an Stelle des Paſſus über das 
Inkrafttreten des Geſetzes einzurüden, um jeden Zweifel 
auszuſchließen, welcher Zeitpunkt gemeint ift. 

Einen befonberen Zweifel habe ich in Bezug auf den 
104. Da wird gejagt, daß das ganze Gefet auf Ber: 
herungsgefellfchaften, die zur Zeit des Inkrafttretens 
beöfelben fih im Konkurs oder in Liquidation befinden, 


i 


(A) nicht anwendbar jet. 
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Ich habe mich hier auch nad; einer 
andern Richtung hin an den Tert geftoßen; denn mar 
jcheint von der Annahme ausgegangen zu fein, das Konkurs— 
verfahren führe ſtets zu einer Beendigung bed Verſiche— 
rungdunternehmend. Das ift aber nicht der Fall, und fo 
fönnen ſich diejenigen Berfiherungsunternehmumngen, bie 
zur Beit des Inkrafttretens des Geſetzes im Konkurs: 
verfahren ſich befinden, deren Konkuröverfahren aber fpäter 
aufgehoben wird, bie alſo fortfahren zu beftehen, auf 
biefen Paragraphen berufen und jagen: zur Zeit des In: 
frafttretenö des Geſetzes bin ich im Konkurs geweſen, und 
in Folge defien findet dieſes Geſetz jegt feine Anwendung 
mehr auf dieſes Unternehmen. Das wäre indeflen eine 
Frage, deren Löfung in der dritten Zefung erfolgen müßte. 

Ich möchte bier nur nochmals anheimgeben, ob es 
nicht richtiger wäre, einen beftimmten, mit Rückſicht auf 
die zu erlaffenden Ausführungsbeftimmungen vielleicht 
etwas weiter hinauszufchiebenden Zeitpunkt fir das In— 
frafttreten des Geſetzes feitzufegen und diefen Zeitpuntt 
dann dort überall im Entwurfe einzurüden, wo bon dem 
Inkrafttreten des Geſetzes die Rede ift. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath im 
Reichſsamt des Innern Grimer. 

Gruner, SKaiferliher Geheimer Ober-Negierungsrath 
im Reichsamt des Innern, Kommiſſar des Bundesraths: 
Meine Herren, ein feſtes Datum im Geſetz feitzulegen 
aud für die Zeit, zu welder das ganze Geſetz in Kraft 
treten fol, ift um deswillen nit möglich, weil zunächſt 
das neu zu freirende Auffihtsamt ins Leben treten foll. 
Dieſes Aufſichtsamt wird zunächſt eine Auffichtsthätigteit 
nicht zu üben haben, ſondern lediglich eine borbereitende 
Thätigkeit; es wird das Material zu fammeln haben, um 
das volle Inkrafttreten des Geſetzes vorzubereiten. Diefes 
Inkrafttreten wird dann durch Saiferliche Verordnung be- 


(B) ftimmt, und es werden dann bie fämmtlichen Beſtimmungen 


des Geſetzes, ſoweit fie nicht in & 125 Abſatz 1 genannt 
find, gleichzeitig im Sraft treten. Es kann bas immer 
nur für das volle Inkrafttreten ein einziger Zeitpunkt 
fein, ſodaß mit Rüdficht auf die Uebergangsbeſtimmungen, 
bie der Herr Abgeordnete Kirſch eben erwähnt hat, zu 
Zweifeln fein Anlaß gegeben fein kann. Es läßt ſich 
nit bon bornherein überfehen, welchen Zeitraum bie 
Auffihtsbehörde nöthig hat, um dieſe vorbereitenden Ar: 
beiten zu beendigen, und daher würbe es unzweckmäßig 
fein, einen foldhen Zeitpunkt feftzufegen, der unter Um— 
ftänden nicht eingehalten werben kann. Es muß bier 
eine gewiſſe Latitüde offen gelaffen werden, und es 
it zwedmäßig, ebenjo wie es bei ben Nrbeiterver: 
fiherungdgefegen gehalten wurde, einer Kaiferlichen Ber: 
ordnung bie Beftimmungen über den Zeitpunft des In— 
frafttretend borzubehalten. Der Hinweis auf $ 104 führt 
nicht dazu, daß eine Menderung bier nöthig wäre. Es 
ift dort gefagt: 
Die Vorfhriften dieſes Geſetzes finden keine An: 
wendung auf Berfiherungsunternehmungen, Die 
fi bei feinem Inkrafttreten in Liquidation oder 
im Konkurſe befinden. 
Soldie Unternehmungen werben nad) den Aufſichtsbeſtim— 
mungen, wie fie bis dahin durch die Landesgeſetzgebung 
vorhanden waren, weiter zu behandeln fein. Sofern aber 
— und biefen Fall hat der Herr Abgeordnete voraus: 
gefegt — ein Konkursverfahren damit endigt, daß wiederum 
die Fortexiſtenz eines folchen Unternehmens beichlofien 
wird — es find allerdings Fälle, in denen diefes geichieht, 
nad) ber Konkursordnung denfbar —, würde die Gejellichaft 
ih nicht mehr im Konkurſe befinden, und es würde bon 
dem Moment an, wo ber Konkurs erledigt ift, derjenige, 
der das Geſchäft betreibt, felbftverftändlich unter die Vor— 
ſchriften des Gefeges fallen. Ich glaube, daß hierüber ein 





Zweifel nicht beitehen fan, und ich würde e3 nicht für (C) 


nöthig halten, in diefer Nichtung in dritter Leſung eine 
Nenderung des 8 104 vorzunehmen. 

Präfident: Dad Mort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet auf dad Wort. $ 125 ift nicht angefochten; wenn 
niemand widerspricht, erkläre ih ihn vom Haufe in 
zweiter Leſung für eg — 

Dasſelbe erkläre id von Einleitung und Ueberſchrift 
beim Mangel eines Widerſpruchs. 

Wir kommen nunmehr zur Nefolution, welde bie 
Kommilfion unter Nr. 2 vorichlägt. Sie lautet wie folgt: 

Der Reichstag wolle befchliehen, 

die folgende Refolution anzunehmen: 
ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, bem 
Reichstag thunlichſt bald zur Berathung und 
Beihlußfaffung einen Gefegentwurf vorzulegen, 
durch welchen die privatredhtliche Seite des 
Perfiherungswefens geregelt wird. 

Sch eröffne die Disfuffion. Das Wort hat der Herr 
Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, ich habe ſchon in meinem einlcitenden Weberblid 
zu Beginn der zweiten Leſung angegeben, baß bie Kom— 
miſſion feinerlei Verſuch gemadt hat, in dieſem Gefet 
felbft auch die privatredtlihe Seite des Verſicherungs— 
wefend zu regeln. Aber es tft doch im Verlauf der 
Kommiffionsberathungen an verfchiebenen Stellen ſehr 
eindringlidy der Kommiffion zum Bewußtjein gefommen, 
daß es dringend nothwendig ift, daß ber vorliegende 
Geſetzentwurf durch einen bald nachfolgenden anderen, ber 
die privatrechtliche Seite des Verſicherungsweſens regelt, 
ergänzt werde. Deshalb hat die Rummiton es für ans: 
gemefjen eradjtet, dem hohen Haufe eine Nefolution bor- 
zufhlagen, welche biefen Gedanken zum Ausbrud bringt 


dadurch), daß an den Herm Reichskanzler das Erſuchen (D) 


gerichtet werben fol, dem Reichstag thunlichft bald zur 
Berathung und Beſchlußfaſſung einen Gefegentwurf vor— 
äulegen, durch welchen die privatredhtliche Seite des Ver— 
ſicherungsweſens geregelt wird. 

Ich bitte Ste, diefe Nefolution anzunehmen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Diskuſſion ift gefchloffen. Wir kommen zur Abftimmung. 

Ih bitte diejenigen Herren, welche bie von ber 
Kommiffion vorgeihlagene Refolution annehmen wollen, 
fid) von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geichteht. 

Das tft die Mehrheit; die Nefolution ift angenommen. 

Mir kommen nunmehr zu der Nefolution, welde ber 
Herr Abgeordnete Müller (Walded) auf Nr. 280 ber 
Drudfahen vorfhlägt. Ich eröffne die Disknſſion. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Müller (Walded). 

Müller (Walded), Abgeordneter: Meine Herren, als 
uns im borigen Herbſt biefe Gefegesvorlage überreicht 
wurde, da muß ich geftehen, daß ich ein ganz Flein wenig 
enttäufcht war, infofern, als ich hoffte, daß bie mannig- 
fahen Mibftände, die auf dem Gebiete des Verfierungs: 
weiend vorhanden find, im dieſer Vorlage wenigftens 
etwas mehr berüdfichtigt worden wären, und man ihnen 
etwas mehr gegenübergetreten wäre. Das Geſetz, was 
wir jest in Begriff Stehen bald abzuſchließen, ift ein 
Aufſichtsgeſetz, und ich gebe zu, id) glaube, aud ein recht 
gutes Aufſichtsgeſetz, aber ein Auffichtögeieg, bei dem wir 
mit den Vorzügen eines foldhen aud die verſchiedenen 
Nachtheile mit im den Kauf nehmen müſſen, die einem 
ſolchen Auffichtögefeß anhaften. Es ift wohl zweifellos, 
daß bie größeren Gefellihaften ſich in biefe ftrengere 
ftaatliche Aufficht ſehr bald Hineinfinden werden, während 
andererſeits gerade die Fleineren Gefellihaften unter 
Umftänden in ihrer Entwidelung jehr nadtheilig werben 


(A) gehindert werben. 
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Die Mibftände, die ich im Auge * 
ann ich nicht beſſer m Ausdruck bringen, als daß id) 
einige Zahlen auf dieſem Gebiete vorführe. Ich be— 
ſchraͤnke mich dabei auf die Lebensverſicherung und darf 
Ihnen da wohl folgendes mittheilen. Die Geſammtheit 
der Verſicherten mußte z. B. im Jahre 1899 an —— 
aufbringen für die ſämmtlichen deutſchen Lebeusver— 
ſicherungsgeſellſchaften, und zwar für 23 ar 
geſellſchaften und 22 Aftiengejellihaften, 303 061 360 Mark. 
Hiervon muß man in Abrechnung bringen bie Dividende, bie 
ben Verſicherten wieder zurudbezahlt worden ift, und zwar 
im Betrage von 53 370 807 Marl. Sept man biefen Bes 
trag ab, fo bleibt die Summe von 249 690 553 Marf. 
Hierzu muß man billigerwetie die Zinfen rechnen, die aus 
den vorhandenen Reſervefonds den Geſellſchaften —— 
Der Reſervefonds iſt doch zum allergrößten Thell — ich 
möchte ſagen, faſt ganz — von den Verſicherten aufgebracht, 
und daher iſt es billig, die Zinſeneinnahmen als Beitrag der 
Verſicherten mit in Änrechnung zu bringen. Sie betrugen 
1899 86 025 713 Mark, alſo dieſe Summen zuſammen— 
gerechnet im ganzen 335 716 266 Mark. Dies repräfentirt 
alfo bie finanzielle Leiftung der Gefammtheit ber Ber: 
fiherten; und wenn Sie biefem num gegenüberftellen, was 
andererjeitöan Entihädigungen von Seiten der Berficherungs: 
gefelichaften der Gelammtheit der Berfidherten wieder 
aufließt, fo haben wir als Entihädigungszahlung infolge 
Todesfalls 79 934 695 Mark, infolge Ablauf der Ber: 
fiherung 19278104 Mark, zufammen 99212799, alfo rund 
100 Millionen Mark. Wir haben aljo das Bild, daß 
einerfeitd die Geſammtheit der Verſicherten einen Betrag 
bon 335 Millionen alle Jahre aufbringt, während ihnen 
als Gntihädigung wieder zufließt eim Betrag von 
100 Millionen Dart, Das ift cin ganz frappirendes Bild. 
Allerdings, wenn man dieſes Bild vom Standpunkt der 
Verfiherungsgefellichaften aus betrachtet, jo ergiebt ſich 


(B) ja, daß alles in Orbnung ift; es wird und rechnungs— 


mäßig dargelegt, dab alle dieſe Beiträge erhoben werben 
müſſen, um diefe Leiftungen erfüllen zu fönnen; aber e3 
bleibt die Thatſache beitehen, daß die Gefammtheit der 
Verfiherten diefen hohen Betrag von 335 Millionen auf: 
bringt, um auf der anderen Geite ben Betrag bon 
100 Millionen wieder zu erhalten. 

Das Bild wird ein noch prägnanteres, wenn man 
nadhficht, wie hoch bie Berwaltungstoften find, die 
bei dieſen Geſellſchaften erforderlih find. Um obige 
100 Millionen ausbezahlen zu können, haben fie an Ver: 
waltungsfoften eine Ausgabe von 44 631 133 Mark. 

(Hört! hört!) 
65 ergiebt fit) alfo, daß meinetivegen auf 1000 Mark 
Berfiherungsentihädigung, die auszuzahlen wären, dieſe 
Gefelfihaften rund d5O Mark zunächſt au Verwaltungs— 
foften ausgeben müffen. 

Meine Herren, fchr häufig wird in der Preffe von 
ben hohen Verwaltungskoſten geiprodhen, die unfere ſtaat— 
lichen Arbeiterverfiherungsanftalten verurfahen. Wenn 
man aber die Zahlen gegenüberftelt, fo iſt das entfchieden 
nit der Fall. Die Arbeiterverfiherungsanftalten, und 
zwar fowohl die Invaliditätsanitalten als aud bie Be— 
rufsgenoffenihaften, haben zufammen in Summa in biefem 
betreffenden Jahre eine Ausgabe von 14159300 Mark 
an Verwaltungskoſten gehabt; diefen ftehen aber gegen: 
über 149 391 200 Mark Entihädigungen. Es ergiebt ſich 
alfo bier ein ganz anderes Bild, und man muß die land» 
läufige Behauptung, daß biefe ftaatlichen Anftalten zu 
theuer arbeiteten, entſchieden ald Legendenbildung zurid: 
weifen und richtigftellen. 

Man muß hierbei nod weiter in Betradht ziehen, 
daß bie Leiftung der ftaatlichen Arbeiterverfiherung in 
kleinen Rentenzahlungen beiteht, während bie Privatver- 
fiherungdgefellihaften meiſtens größere Summen auf 





einmal zur Auszahlung bringen. 
Auszahlung kleiner Renten Loftipieliger als die Aus: 
zahlung größerer Summen, und wir fehen, daß bort, wo 
fi) die Privatverficherungen auf diefed Gebiet, das Gebiet 
der fogenannten Boltöverfiherung begiebt, die Verwaltungs: 
foften fofort auf ein noch viel höheres Maß fteigen. 
Wir haben eine Gefelihaft — ih will feine Namen 
nennen, um bie Sade nicht ehäffig ericheinen zu laſſen —, 
die auf bem Gebiete der Bollöverfiherung allein 
43 Prozent der Jahresprämieneinnahme an Verwaltungs: 
foften verwendet. 
(Hört! Hört!) 


Meine Herren, ein fehr betrübendes Bild zeigt aud) 
bie alle Jahre ftattfindende fogenannte freiwillige Aufgabe 
der Verſicherung. Es iſt das feine „Freiwillige Aufgabe; 
fie wird aber gewöhnlid fo genannt. &3 ift meiftens bie 
bittere Noth, welche die Leute dazu zwingt, ihre Ber: 
fiherung aufzugeben: entweder, weil he fih verrechnet 
haben, weil fie einfehen, fie können auf die Dauer ihre 
Verpflihtung zur Prämienzahlung nicht weiter fo er: 
füllen, wie fie es vertransmäßig verfprodyen haben; ober 
eö kommt baher, weil die Leute eingefehen haben, daß fie 
beim Abſchluß der Verfiherung übervortheilt worben find, 
daß ihnen gewiffenlofe Agenten Sachen vorgerebet haben, 
die thatjächlich nicht beſtehen. Genug, derartige Gründe 
— ih kann fie nicht alle aufführen — find in Menge 
vorhanden, um die Leute zu der fogenannten freiwilligen 
Aufgabe der Verfiherung zu —— Dieſer Betrag 
macht im Jahre 125 696 514 Mark aus. Sie müſſen 
dabei immer die Summe gegenüberſtellen, die als Ent— 
ſchädigung — gewiſſermaßen als Erbtheil — — 
wird. Dieſen letzteren 100 Millionen Mark ſteht alſo 
gegenüber die freiwillige Aufgabe von 125 Millionen Dart. 

Meine Herren, es ift eine ganz auffallende Erſcheinung, 
daß, je höher die gegen find, die eine Geſell⸗ 
ſchaft aufwendet, und vor a 
Agenturprovifionen find, deſto höher bet Diefen felben 
Geſellſchaften meift auch die Summe ber freiwillig auf: 
gegebenen Berfiherungen ift. Diefe beiden Zahlen laufen 
meift parallel, und wir werben daraus auf ben Umſtand 
hingewiefen, daß, je mehr diefe Gefellihaften Agenten ins 
Land ſchicken, um die Leute nolens volens zu veranlaffen, 
zu berfichern, ihnen allerlei vorzuſchwindeln, deſto größer 
die „freitwillige* Aufgabe der Verſicherung tft und befto 
mehr Leute einfehen müflen, daß fie bei der Sache über- 
bortheilt find. Die Statiftif ergiebt des weiteren, daß 
die Dividenden, die bie Aftiengefellihaften an ihre Aktionäre 
bezahlen, in vielen Fällen ganz außerorbentlic hol find. 
Auch Hier will id) feine Namen nennen; ich ftehe aber 
fehr gern damit zur Verfügung. Es find 1899 Dividenden 
bezahlt worden von 25 Prozent, von 26,25, 30,41, 32,50, 
42,00, 61,67 Prozent. 

(Hört! hört!) 
Das find entſchieden auch Zahlen, bie zu benfen geben. 
Allerdings bezieht fich diefe Dividende nur auf das that: 
ſächlich eingezahlte Aktienkapital, und wenn man das 
nominielle Aktienkapital berechnet, ſo würde natürlich der 
Prozentfag der Dividende entipredhend geringer fein. Es 
find mandmal überhaupt nur 10 Prozent des Aftien- 
fapital5 thatfählih eingezahlt, und es ih mir mindeſtens 
zweifelhaft, ob durch dieſes nominielle Aktienkapital, was 
nicht eingezahlt ift, dem Verſicherten eine genügende Sicher: 
heit für feine Ansprüche geboten wird, während andererjeits 
mit biefem nominellen Aktienkapital große Reklame gemadjt 
wird. Ich kann mir wenigitens vorftellen, daß e3 wohl 
vorkommen könnte, daß es Aktionäre gäbe, die bie Nach— 
ſchüſſe, zu denen fie vielleicht mal gemöthigt würben, nicht 
zu leiften im Stande wären. _ 

Nun komme ich zu einem weiteren Bunte, auf ben 
ſich ganz ſpeziell mein Antrag bezieht: das ift die ungeheure 


Es ift zweifellos bie (O2) 


em, je höher die Koften ber (D) 


A) 


(B) 
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Anhäufung ber Nefervefapitalien. Ich habe Ihnen vorhin 


bie Zahlen vorgelefen, die bie Differenz zwifchen ber 


Bruttoeinnahme der Gefellihaften und der Bruttoausgabe 
ergeben. Dieje Differenz entiteht felbftverftändlich dadürch, 
daß jo ungeheuer große Summen aljährlih in den 
Reſervefonds angehäuft werden. Hierin liegt num ganz 
vorzugsweiſe eine große wirthſchaftliche und foziale Gefahr. 
Ich ftehe ja felbitverftändlih nicht auf dem Standpuntte, 
baf ich dieſe u ber Reſervefonds gänzlich vermieden 
haben wollte; im Gegentheil, ic Halte es nah unferem 
jegigen Syſtem für durchaus nothwendig. Cine Geſellſchaft, 
die nicht für die Anhäufung eines angemeſſenen Reſerve— 
fonds Sorge trägt, würde zweifellos als unſolide zu gelten 
haben. Aber, meine Herren, wir gelangen ſchlehch da⸗ 
hin, daß wir aus dem Mittelſtand fortwährend —— 
herausziehen laſſen, welche in die Hände e 


Sicherheiten an Kommunen 2c. wieder ausleihen. 
größten Gefellichaften Hatten im Jahre 1895 eine Aktiva von 
1 227596 202 Mark; 4 Jahre fpäter ſchon betrug biefe 
Altiva 1 708 554 837 Mark: fie ift in diefem Zeitraum von 
4 Yahren um 500 Millionen gewadien. Wohin wir 
treiben, wenn wir die Sache fo weiter gehen laſſen, das 
ift nicht zu überfehen. 


30 bis 50 Jahre in 
— dahin fonmen, daß wir dann gar nicht mehr im 


Stande fein werben, dieſe große Kapitalien, die fi bei 


biefen Gelellihaften angehäuft haben, wieder aufzulöfen. 
Dann kommen wir in eine Lage hinein, von ber man 


fagen fann: und da wollt er wieber runter, und da konnt 


er nit. Dann werben wir fehen, wie der Mittelftand 


ausgefogen und blutleer geworden ift, und auf der 


anderen Seite werben einige wenige große Geſellſchaften 
bad Geld in ihrer Hand vereinigt haben. 

Mein Antrag richtet fi nominell gegen die Gegen- 
feitigteitögefellfchaften, in Wirkitchleit aber gerade um: 
gekehrt gegen die Aftiengelellichaften. Ich bin der Meinung, 
daß wir gefeglih die Nktiengefellichaften nicht werben 
zwingen fönnen, in ähnlicher Weile ihre Nefervefapitalien 
wieder zur Vertheilung unter ihre Berficherten zu bringen. 
Ich bin der Meinung, daß diefe Refervefapitalien zweifellos 
Eigenthum der Aktionäre find, während andererfeitö bie 
Kapitalien, die die Gegenfeitigkeitögefellichaften anhäufen, 
ganz zweifellos Eigenthum der Berfiherten find. Aber 
ber Verſicherte bei ber Gegenfeitigkeit3verfiherung befommt 
bei Ablauf der Berfiherung — er oder feine Erben — 
nur bie vertragsmäßige Verfiherungsfumme ausbezahlt, 
und damit find fämmtliche Verpflichtungen der Gefellichaft 
ihm gegenüber erfüllt, er hat an bie großen Sapitalien, 
die er mit Yun bat aufzufpeihern, feinen Anſpruch. 
Auf diefe Weife ift thatfächlic das Kapital, welches diefe 
Gegenfeitigkeitögefellihaften anhäufen, ein Stapital der 
todten Hand. Den Berfiherten kommt es nicht zu gute, 
es häuft fi an von einem Jahr zum anderen, von einem 
Jahrzehnt zum anderen, bi3 es jchließlid eine riefige 
Dimenfion annimmt. 

Mein Antrag geht nun dahin, die Gefellihaften zu 
zwingen, periodenweife ihre Verfiherungen abzuſchließen 
und zu liquidiren. Daß die Sadie an und für fi nicht 
leicht ift, gebe ich zu, aber in dem Stadium, in dem wir 
und augenblicklich befinden, halte id es für durchführbar; 
nad etwa 30 Jahren ſchon dürfte es aber unmöglich 
fein. Sedenfall halte ih es für die allerhöchſte Zeit, 
daß eine ähnliche Maßregel, wie ich fie vorgefchlagen 
babe, getroffen wird. Wenn dieſe Geſellſchaften die erfte 
Periode liquibiren, fo können fie ruhig fofort mit einer 
neuen Beriode wieder beginnen, und die Schwierigkeiten, 
bie ſonſt bei der Neubegründung einer Verſicherungsgeſell— 
ſchaft vorhauben find, weil im Anfange das nothwendige 
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niger weniger 
Geſellſchaften gerathen, die dieſe Kapitalien af gute 
ie 13 


Ich bin der Meinung, daß wir 
nah Ablauf einer Bu Spame Zeit — und id) halte 
biefer Beziehung für eine kurze Zeit 


Deckungskapital fehlt, können fehr Teiht etwa dadurch (C) 
gehoben werden, daß ben Gejellihaften geſetzlich das 
Recht zuerkannt würde, das Dedungdfapital der erften 
Periode vielleiht 10 Jahre lang zur Dedung bes Rifitos 
ber zweiten Periode mitzubenußen. 

Meine Herren, ich habe meinen Antrag nicht wieder 
in berfelben Form eingebradt, wie in der Kommiſſion. 
Ich habe jhon in der Kommiſſion die Form anftandslos 
preiögegeben. Ich mußte mir fagen, wenn ich ben An— 
trag wieder in bderfelben Form wie in ber Kommiffion, 
im Plenum einbringen würde, daß dann Die Herren, 
welche der Anregung prinzipiell wohlwollend gegenüber 
ftanden, ihm der Form wegen aber nicht zuſtimmen 
fonnten, ihn auch im Plenum nicht annehmen könnten. 
Ih habe Sie jetzt nur zu bitten, dieſe Nefolution pr 
nehmen, woburd Sie nur im Prinzip meinem Vorſchlag 
zuftimmen und dem Herru Reichskanzler die Sache als 
Material überweifen. 

In ber Hommilfion hat ſich der Herr Staatöfetretär 
dahin ausgeſprochen, dab dieſe Materie jedenfall mehr 
in den demnächſt zur Vorlage kommenden Gefegentwurf 
über das privatredtlie Verhältniß ber Verjicherung 
hineinpaffe als in dieſes. Sch babe damals dem Herru 
Staatöfefretär widerfproden, aber nad längerer Ueber— 
legung muß id; doc jagen, daß möglicherweife der Herr 
Staatöfekretär durchaus nicht unrecht gehabt hat, und 
darum hoffe ih, daß, wenn Sie nun Weranlaffung 
nehmen, biefer Refolution zuzuftimmen, meine Anregung 
vielleiht bet der demnächſtigen Geſetzgebung Aufnahme 
findet. Ich bin ber Meinung, daß wir mit allen Mitteln 
biefer langſamen Blutentziehung des Mittelftandes ent: 
gegentreten müffen. Wir dürfen nicht zugeben, daß das 
probuftive Kapital, welches in den Händen bed Mittel: 
ftandes fi) befindet, in andere Hände übergeht und in 
Nentenkapitalien verwandelt wird. Ich Halte das für 
eine ganz verhängnißpolle und unheilvolle Entwidlung. (D) 

Ich habe im großen und ganzen die Gedanken ent: 
widelt, die ich bei der Einbringung meined Antrages ge: 
habt habe, und ih darf Sie zum Schluß noch einmal 
bitten, denjelben anzunehmen. 

Sch bemerfe jedod dabei, daß ich in Abfag 5 meines 
Antrages die Worte „des 8 614“ zurüdzichen möchte. 
Sie find aus Verſehen mit hineingefommen. 

Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift gefchloffen. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Zehnter, Abgeordneter, Berichterftatter: Der Antrag 
felbft, der bier in die bon dem Herrn Abgeorbneten 
Müller (Walde) vorgeſchlagene Refolution eingefügt it, 
lag der Kommiffion vor. Die Kommiſſion hat aber den 
Antrag abgelehnt, und zwar einmal deshalb, weil erheb- 
lihe fachliche Bedenken dagegen geltend gemacht wurben, 
vor allem aber deswegen, weil ihr die Frage viel zu 
weittragend und viel zu ſchwierig erſchien, als daß fie bei 
dieſem Gefege nebenbei geregelt werben könnte. 

In der Form einer Refolution hat die Sache ber 
Kommilfion nicht vorgelegen, und ih kann deshalb als 
Berichterftatter der Kommiſſion zu der jegt vorgeichlagenen 
Refolution keine Stellung nehmen, muß es vielmehr den 
Herren lediglich überlaffen, wie fie fid) dazu ftellen wollen. 

Bräfident: Wir fommen zur Abftimmung. Ich bitte, 
die Plätze einzunehmen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welde die Refolution 
bed Herrn Abgeordneten Müller (Walded) auf Nr. 280 
der Drudiachen, deren Berlefung mir erlaffen wird — 
dies iſt der Fall —, annehmen wollen, ſich von ihren 


Plätzen zu erheben. 
(Gefchieht.) 
Das ift die Minderheit; die Nefolution ift abgelehnt. 


Ich eröffne nunmehr die Diskuffton über den Antrag 
333 
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(A) der Kommiffion ad 3, betreffend die zu bem Gefegentwurf 


eingefommenen Petitionen. 
Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 
Zehnter, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine Herren, 
bon dem Herrn Präfibenten des Reichstags find ber 
Kommilfion eine Neihe von Petitionen zur Prüfung über: 
iwiefen worden. Die Kommiſſion Hat diefe Betitionen 
durchgegangen. Sie hat die Wünſche, welde ba vor: 
gebracht worden find, mit in un Grörterungen hinein- 
gezogen; die Wünſche find theilweife in Form von An— 
trägen in der Kommiſſion vorgebraht worden, und fie 
haben zum Theil auch thatſächliche Berüdfihtigung gefunden. 
Die Kommiffion war deshalb am Schluß ihrer 
Berathungen der Meinung, baß es gerechtfertigt ſei, mit 
dem Ergebniß der Kommiffionsberathungen auch dieſe 
Petitionen für erledigt anzufehen und Hat ſich deshalb 
erlaubt, an das hohe Haus dieſen Antrag zu ftellen, um 
deffen Annahme ich Sie bitte. 
Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; bie 
Diskuffion tft geichloffen. 
Die Abftimmung über den Antrag der Kommtifion, 
betreffend die Petitionen, wird nad) ber dritten Leſung 
ftattfinden. 
Hiermit ift die zweite Leſung beendet und zugleich 
der erſte Gegenftand unferer Tagesordnung erledigt. 
Wir fommen zum zweiten Gegenftand der Tages— 
ordnung: 
dritte Berathung des Entwurfs eines Gefehes, 
betreffend das Urheberrecht an Werfen der 
Literatur und der Tonkunft (Nr. 97 der Drud- 
fahen), auf Grund ber in zweiter Berathung 
gefabten Beichlüffe in Nr. 259 ber Druckſachen 
(214), 

Anträge Nr. 267, 281 bis 287, 289. 

Die Anträge Dr. Eiche auf Nr. 283 und Nr. 284 


(B) fowie der Antrag Wellſtein-Zehnter-⸗Lurz auf Nr. 281 find 


nod nicht ausreichend unterftüßt. Ich ftelle die Inter: 
ftügungdfrage, erftend für ben — Dr. Eſche auf 
Nr. 283 der Druckſachen. Ich bitte diejenigen Herren, 
welde ben Antrag unterftügen wollen, fih von ihren 
Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 


Die Unterſtützung reicht aus. 

Desgleichen für den Antrag Dr. Eſche auf Nr. 284 der 
Druckſachen. Ich bitte die Herren, welche dieſen Antrag 
unterſtützen wollen, ſich zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Auch hier reicht die Unterſtützung aus. 

Desgleichen für den — Wellſtein auf Nr. 281 
der Druckſſachen. Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſen 
Antrag umnterftügen wollen, fih bon ihren Plätzen zu 


erheben. 
GGeſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. 

Endlich für den Antrag Dr. Müller (Meiningen) und 
Dr. Eiche auf Nr. 289 der Druckſachen, der noch gar nicht 
unterftügt ift. Ich bitte Diejenigen Herren, melde dieſen 
Antrag unterftügen wollen, fih zu erheben. 

(Beichieht.) 
Auch bier reicht die Unterftügung aus. 

Meine Herren, ehe ich die Generaldiskuffton eröffne, 
möchte ich Ihnen vorfchlagen, die Generaldiskuſſion über 
den zweiten Punkt der Tagedorbnung mit der General: 
diskuſſion über dem dritten Punkt, nämlich das Geſetz über 
das Verlagsrecht, zu verbinden. Wir haben das aud in 
ber erften Zefung gethan. Wenn fi) dagegen fein Wider— 
ſpruch erhebt, werde ich annehmen, daß dies ber Beſchluß 
des Haufes ift, und daß bie Generaldiskuſſion über die 
beiden Gefchentwürfe verbunden ift. — Das ift der Fall, 
da niemand widerfpricht. 
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Ferner habe ich dem Hauſe en daß mir (C) 
ein Antrag vorliegt auf namentlihe Abitimmung über 

die Abänderungsanträge auf Nr. 283 und 284 der Drud: 
fadhen zu den 8 27 und 33 in ber britten Berathung 
des Entwurf eines Gefetzes, betreffend das Urheberrecht 
an Werfen der Literatur und der Tonkunſt. Beantragt 
ift die mamentlihe Abftimmung von dem Herrn Abge- 
ordneten Dr. Müller (Sagan) und gehörig unterftüßt. 

Ich eröffne nunmehr die Generaldiskuſſion. 

Das Wort Hat der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: Meine 
Herren, id möchte in einigen wenigen Worten meine 
Schlußftellungnahme zugleih auch im Auftrage des Herrn 
Kollegen Traeger zu den Gefeg über das lirheberredt, 
und zwar möglidft fur; begründen. Ich glaube um jo 
mehr das Recht an diefer Stelle dazu zu haben, al3 lange 
Neden bei den einzelnen Paragraphen des Urhebergeſetzes 
wohl niht mehr am Plate find, da bie einzelnen be- 
firittenen Paragraphen, vor allem die 88 22, 33 und 27 
eine ganz erihöpfende Behandlung in der zweiten Zefung 
des Geſetzes gefunden haben. Meine Herren, ih werde 
— und ih kann dad aud zu gleicher Zeit im Namen 
meined Freundes Traeger erflären — gegen dad ganze 
Geſetz ftimmen Das Gefeß fol ein foldes zum 
Schutze bed Urheberred) 5 an Werfen ber Literatur und 
Tonfunft fein. Der au geſprochene Zweck dieſes Geſetzes 
iſt, das deutſche Urheberrecht in Einklang (m bringen mit 
bem internationalen Urheberrecht auf der einen Seite und 
zuoleih mit dem in ber Theorie und Praris zum Aus: 

rud gebradten Wechſel der Anfhauungen über das 
Urheberrecht überhaupt. 
Bei einer Prüfung, wie weit es nun bem Geſetzgeber 
elungen if, das zu erreichen, komme ih mit meinem 
reunde Traeger zu dem Refultat, daß bie literarifchen 


Urheber auf der einen Seite im großen und ganzen (D) 


wenigitend mit dem vorliegenden Gejegentwurf zufrieden 
fein können. Ich rechne ald Verbeſſerungen für bie 
fchriftftellerifden Autoren die Bereinfahung des 
Ueberſetzungs- und Bearbeitungsrechts, bie —— 
des droit moral im Sinne des Schutzes der Individualität 
egenüber willfürlichen Veränderuugen an Werfen u. f. m. 

elbft die Kommiſſion hat noch in dem $24 des lirheber- 
gefeged eine bedeutende Verbeſſerung zu Gunften ber 
literarifhen lirheber in dad Geſetz gebradt. Auch die 
Breffe kann meiner Anſchauung nad mit dem vorliegenden 
Geſetz vollftändig zufrieden fein. Unzweifelhaft bedeutet 
ber $ 18 des Gefegentwurfd einen großen Fortſchritt: 
einen Fortfchritt auch gegenüber dem internationalen Recht, 
das in Art. 7 der Pariſer Zufagafte zum Ausdruck ges 
bracht ift. Die Aufhebung der Scheidung zwiſchen poli— 
tifhen und nicht politifchen Artifeln iſt entichieden ein 
großer Fortichritt zu nennen; aud ber mweitausgebehnte 
Schutz, den wiſſenſchaftliche, techniſche und —— 
Artikel in dem 8 18 Abſatz 2 bekommen haben, ſcheint 
mir ein großer Fortſchritt zu fein. Lediglich die Beltim- 
mung des $ 18 Abſatz 3 dürfte in der jesigen Faffung 
eine Berfchlechterung in dem Sinne ber weitejtgehenden 
Wünſche der Herren Schriftiteller, vor allem ber im 
Zeitungsweſen Arbeitenden fein. Ich glaube mid be= 
züglich des literarifchen Urheberrechts dahin zufammen= 
fafjen zu können, daß im ganzen und großen die Aufgabe, 
bie fih ber Geſetzgeber geftellt hat, glücklich gelöft ift, 
daß dad vorliegende Gefe eine Stärkung der Autoren= 
rechle bedeutet. 

In einem geradezu auffallenden Gegenſatz jedoch zu 
biefem Schuß der literariihen Intereſſen hat fih nach 
meiner Anſchauung der Neidhdtag bemüht, nicht ein Geſetz 
zum Schuge und zu Gunften der mufifalifchen Urheber, 
jondern ein Gejeg gegen die muſikaliſchen Ur— 


Reichstag. — 84. Sitzung. Dienstag den 30. April 1901. 


2433 





(Dr. Müller (Meiningen) 


(A) heber zu beſchließen, obwohl gerade auf diefem Ge- 


biete internationales Recht ſowohl als aud die Rechts— 
anfhauungen aller Kreiſe, die von den einſchlägigen Ber: 
hältniſſen unterrichtet find, zu einer Menderung mit Gewalt 
hindrängen. Gerade die Berhältniffe der muſikaliſchen 
Autoren waren ja auch vor allem die Urſache, dab jebt 
eine Novelle zum lrheberreht dem deutſchen Reichstag 
von Seiten der Regierung vorgelegt wurde. Meine 
Herren, es ift ja bier im Haufe behauptet worben, bie 
mufitaliichen Urheber ſeien zwar recht gute Mufitanten, 
aber unprattiihe Menihen. Dan behauptet außerhalb 
des Haufed, daß hier im Hohen Haufe zwar fehr viele 
gute Menfchen, auch fehr gute Politifer wären, dab es 
aber ſehr * „gute Muſikanten“ in dem Sinne gäbe, 
daß man ein Verftändniß den Bebürfniffen ber wirklich 
anftändigen und ernften mufifalifchen Autoren entgegens 
bringe. Nun, man kann ja jagen, daß das größte Ver: 
ftändniß im deutſchen Reichstage eigentlicd für die Dreh— 
orgel beftand. Die Apotheofe der Spieldofe und auf der 
anderen Seite bie Glorifizirung der Leierfaften haben 
außerhalb des Haufes das allergrößte Auffehen gemadt. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, ift man don einem derartigen 
erhabenen muſikaliſchen Gefihtöpunfte ausgegangen, fo 
kann es nicht Wunder nehmen, daß die mufifalifchen 
Autoren im ganzen und großen recht ſchlecht weggekommen 
find. Ih kann wohl jagen, daß das Geſetz in ber 
Richtung des Schuged der muſikaliſchen Autoren im 
Effekt als vollfiändig geicheitert zu betrachten iſt. Es 
unterliegt feinem Zweifel, daß bie Komponiſten 
durch den vorliegenden Geſetzentwurf ſchlechter 
geſtellt ſind, als ſie durch die bisherige Geſetzgebung 
geftellt waren: da hierin meiner Anſchauung nach ber 
Gipfelpunft der ganzen Ausführungen in dritter Leſung 
liegen muß, fo möchte ich in drei Bunkten furz auseinander: 


(B) jeßen, inwiefern bie mufifalifchen Autoren durch den vor— 


liegenden Gefegentwurf thatſächlich ſchlechter als nad) dem 
Geſetze vom 11. Juni 1870 geftellt worden find. 

Bei allen mufifaliihen Stüden und bei allen Auf: 
führungen galt biöher der Vorbehalt; jetzt ift der Bor: 
behalt befeitigt, — und ich begrüße meinerfeit3 auch ben 
Wegfall diefed Vorbehaltd. Aber das Aufführungsredht 
des mufifaliichen Autors ift durch den $27 der Negierungd- 
vorlage in einer Weiſe durchlöchert worben, daß für ben 
Komponiſten, vor allen au für ben ernften Kom— 
poniften, überhaupt beinahe nichts übrig geblieben tft. 

Zweitens, nad) der bisherigen Judikatur des Reichs— 
gericht3 mußte die Genehmigung bes Urhebers eingeholt 
werden bei der Hebertragung bon Stüden auf mechaniſche 
Mufitwerke, foweit die Uebertragung auf auswechſelbaren 
Scheiben, Platten u. f. w. geſchehe. Auch das ſoll durch 
bie Faffung des $ 22 befeitigt werden, und ed muß num 
der mufifaliiche lrheber, ohne daß er irgendwie gefragt 
wird, fein Stüd „auf die Walze bringen“ laſſen. Auch 
dadurch ift der lirheber gegenüber dem Gefet von 1870 
ganz bedeutend benachtheiligt. Denn wir wiffen bezüglich 
des KHompromiffes zu $ 22 in feiner Weile, wie bad 
Geſetz vom deutſchen NRichteritande ausgelegt werben wird. 

Drittend muß nad) dem $ 24, wie er jetzt gefaßt ift, 
der Komponiſt ſich alle Verhunzungen feiner Stüde ges 
fallen laffen, wenn fie auf die Walze gebracht werden. Es 
liegt darin geradezu eine Prämiirung für den, ber gewerbs— 
mäßig bie betreffenden Melodien ftiehlt und fie auf die Walze 
bringt. Ich möchte erklären, daß ich den Antrag zu S 24, 
den ich mit dem Herrn Sollega Dr. Dertel geftellt habe, 
in zweiter Zefung lediglich wegen feiner vollfommenen 
Ausfihtölofigkeit zurüdgezogen habe, aber nicht, weil id 
von ben Gegengründen auch nur irgendwie überzeugt 
worben wäre. Denn ich glaube aud heute no, dab 
gerade der $ 24 den kraſſeſten Eingriff in die Rechte der 


mufifalifchen Urheber bildet. Wenn ih irgenbiwie Ausficht (0) 


hätte, daß unfer Antrag auf Einſchränkun 
Vorrichtungen durchgehen würde, würbe i 
ihn in dritter Zefung nochmals zu Stellen. 
Meine Herren, durch die Befeitigung ber 5Ojährigen 
ehugpliät, wie fie in dem $ 33 ber Regierungsvorlage 
fejtgelegt war, ift num bad einzige Mittel weggefallen, 
ben Wegfall des Vorbehalt? aud wirthſchaftlich aus: 
beuten zu fönnen. Denn Sie befeitigen dadurch die 
Möglichkeit, daß eine Tantiemegejellihaft auf der Bafis 
der Selbfthilfe und der Selbftverwaltung von Seiten ber 
mufifaliihen Autoren begriindet wird. Dian hat gejagt, 
e3 fei ein Schredfhuß, wenn behauptet würde, daß infolge 
deffen unfere ganze mufifaliihe Produktion unter das 
Ausland gebradt würde. Aber ich glaube, daß bie Zu: 
funft mir nur zu fehr recht geben wird, wenn id) be— 
haupte, daß, wenn der $ 27 und ebenfo der $ 33 in ber 
Faſſung der Stommiffionsbefhlüffe angenommen wird, 
thatfählich die franzöfiihe Societs die ganze deutſche 
Mufitpflege unter ihre Auffiht bekommen wird. 
fürdte, daß das fehr bald eintreten wird; dab das vom 
nationalen Standpunkt aus im allerhöchſten Grabe be— 
dauert werben muß, wenn die ganze beutiche öffentliche 
Mufitpflege unter bie franzöſiſche „Fuchtel“, wie ich mich 
in der zweiten Leſung ausgebrüdt habe, gebracht wird, 
kann faum beftritten werben. Die Komponiſten find aber 
dazu gezwungen, fi ber franzöfiihen Socists anzu— 
ihließen, wenn fie ihrerſeits nicht in die Lage gebracht 
werben, eine eigene Bereinigung auf geſünderer Bafis, 
al3 die franzöfiiche Société fie hat, zu gründen. Biel: 
leiht eignet ſich die Regierung noch im allerlegten Mio: 
ment die Anregung des Herrn Abgeordneten Richter an 
und ftellt in den Etat des nächſten Jahres die Summe 
von 50000 Mark ein zur Grridtung einer derartigen 
Gefellihaft. Ich Hoffe nad einer Meußerung des Herrn 


auf bie feiten 
mir erlaubeıt, 


Abgeordneten Richter, daß er vielleicht jelbit dazu bereit (D) 


ift, dieſe 50 000 Mark zu bewilligen. Dann wird ſich 
alles in MWohlgefallen auflöfen, dann werben die muſi— 
falifhen Autoren haben, was fie wollen, und dann 
werden fie auf der Bafiö der GSelbftverwaltung und 
Selbfthilfe zu ihrem Rechte kommen. Danır haben wir 
doch etwas Pofitives erreicht. 
(Zwifchenruf links.) 
— a, Herr Kollega Richter meint, „Frau Coſtma“ kann 
das allein bezahlen. 
(Heiterfeit.) 


Ih muß aber jagen: ed widerfpridht meinem perjönlichen 
Gefühl, eine Dame — mag fie aud) vielleiht bis zu 
einem gewiffen Grade in beitimmten Kreiſen micht fehr 
beliebt fein — bier vor dem Haufe in die Debatte zu 


zichen. 
(Sehr gut! rechts.) 
Ich lann infolge deffen auf dieſen Zwiſchenruf des Herrn 
Abgeordneten Richter leider nicht mehr eingehen. 
(Sehr gut!) 

Meine Herren, zu einem derartigen, meiner Anficht nad) 
ganz unrichtigen Nefultate bezüglich der Behandlung ber 
mufifalifhen Autorn fonnte meiner Ueberzeugung nad) der 
Neihstag nur fommen durch eine völlig antiquirte 
Auffaffung des Urheberrehtöbegriffed. Meine 
Herren, als ich dies bei der Verhandlung des $ 33 in 
zweiter Leſung bereit$ äußerte, da verzeichnete der ſteno— 
graphiiche Bericht merlwürdigerweiſe „Widerſpruch Linfs*; 
aber id muß doch fagen: die Herren jcheinen ſich eigentlich 
über die Grundprinzipien und die Grundgedanken bes 
ganzen Geſetzes und ihre eigenen Anſchauungen darüber 
nicht recht einig geworden zu fein. Sie feinen felbit 
nicht reht zu wiffen, was fie eigentlich vertreten; denn 
fonft hätten fie unmöglich grade in diefem Punkte mir 
widerfprechen können. 
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(A) feitige Urheberrechtsfanatiker, ja, wir feien bon Autoren= (C) 


Meine Herren, das führende Blatt im Kampfe gegen 
bie Autoren jchrieb am 28. Dezember 1900: 

Wie weit überhaupt ein Recht des geiltigen 
Eigenthums anzuerkennen iſt, ift lediglich Zweck— 
mäßigkeitsfrage. 
(Hört! hört! rechts.) 

Das geiftige Eigenthum hat man anerkannt nur 
im öffentlichen Intereſſe, eine Brämiirung von 
Driginalwerfen zu fihern, ſoweit fi ſolche als 
nothwendig erweiit. 

Meine Herren, ich behauptete, daß die Herren auf 
der Baſis der alten Privilegien- und der alten Prämien: 
theorie ftünden. Das ift beftritten worden. Hier finben 
Sie num in dem führenden Blatt in dem Kampfe gegen 
die mufifalifchen Mutoren, daß es wörtlich heißt, daß es 
eine „Prämiirmug von Originalwerken“ fein ſoll, wenn 
überhaupt ein lrheberreht gegeben wird. Das ift alfo 
ganz genau bie Theorie, die man, wie id} bereitö wieder: 
holt entwidelt habe, feit 80 Jahren in ber ganzen Rechts— 
wiſſenſchaft verlaffen hat, die Theorie, auf Grund beren 
bereit8 Hans Sachs und Albrecht Dürer im 14. und 
15. Yahrhundert ihre Privilegien von den Ddeutfchen 
Kaifern befommmen haben. Aber die ganze andere Rechts— 
wiſſenſchaft ſteht jett auf den GStandpunft, daß das 
Urheberrecht ein leibhaftiges, wirkliche! immanentes Recht 
des Autors fei, und zwar nach zwei verfchiedenen Rich— 
tungen bin, einmal in ideal-individueller Richtung und 
dann in materiell rechtlicher Beziehung: wenn wir hier 
ein Geſetz machen über das lirheberrecht, fo dürfen mir 
nicht antiquirte, längft verlafiene Theorien wieder aus: 
graben, fondern müſſen uns auf den Standpunkt der 
jegigen Rechtswiſſenſchaft ftellen. Nun wird mir natürlich 
entgegnet, ich fei ein Juriſt, und Juriſten bürfe man in 
biefer Beziehung feinen Glauben ſchenken. Ja, aber ber 
Juriſt macht doch fein Recht, ftellt vor allem feine neuen 


(B) Rechtsprinzipien grundlegender Art auf; er formulirt 


nur das Recht, welches im Vollsbewußtſein ſchlummert. 
(ine derartige Gntwidlung, wie id) bereits in der eriten 
Leſung ausführte, ift feit Anfang des Jahrhunderts, un— 
gefähr feit 1813, in Theorie und Praris eingetreten: jest 
müffen wir, wie gejagt, und auf den Standpunkt ber 
Rechtswiſſenſchaft, der Theorie und Praris ftellen, wenn 
wir nicht ein vollig antiquirtes Geſetz erlaſſen wollen. 

Bom Standpunkt ber Herren auf der äußerften Linken 
ift e8 ja richtig, wenn fie jagen: maßgebend ift allein das 
Recht der Allgemeinheit. Das zeugt zwar nicht von einer 
fehr hohen Achtung vor ber perfünlichen, vor allem ber 
geiftigen Arbeit, aber die Herren haben von ihrem Stand» 
punkte aus recht. Allein vom Standpunkt bes 
Individugalismus ift es mir eigentlih völlig 
unerfindlich und unbegreiflich, wie man ohne weiteres 
dazu kommen kann, zu behaupten, daß die Allgemeinheit 
ohne weiteres ein derartige Recht hat. Auch id) erkenne 
eine Durchbrechung des ftarren Prinzips an, aber nur im 
dffentliden Intereſſe, nidt im privaten Intereſſe: 
im Gegenfaß zu anderen, privaten Intereffen muß ent: 
ihieden dad Recht des Urhebers in ben Vordergrund 
treten. Der Unterſchied zwiſchen unferer Anſchauung und 
derjenigen ber Majorität der linken Seite des Hauſes ift 
der, daß wir fagen: in erfter Linie fommt ber lIrheber;; 
es beiteht eine Vermuthung zu Gunften des lirhebers, es 
muß im einzelnen Falle nahgewiefen werden, daß Die 
Freigabe im öffentlichen Intereſſe liegt. Die Herren 
(Gegner jagen aber umgelehrt: zunächſt hat die WII: 
gemeinheit dad Nedt, es befteht eine Vermuthung zu 
ihren Gunften, und bloß im Ausnahmefall, gewiffermaßen 
als Prämie, tritt eine Vermuthung zu Gunften eines an⸗ 
geblihen Rechts des — auf. Darin gipfelt der 
weſentliche Unterſchied unſerer Anſchanuungen. 

Man hat und num vorgeworfen, wir ſeien völlig ein- 


freifen beeinflußt. Diefen Vorwurf möchte ih unter allen 
Umftänden weit vom mir weifen. Ich kann nachweiſen, 
dab id bereit 1896 in der Einleitung zu meinem 
Kommentar des Geſetzes zur Belämpfung des unlauteren 
Wettbewwerbed genau denſelben Standpunkt bezüglich des 
geiftigen und gewerblichen Eigenthumsrechts einnahm wie 
jetzt. Ih muß deshalb die Zumuthung, wir ließen uns 
gewiſſermaßen einfeitig von Urheberrechtskreiſen beeinfluffen, 
weit zurüdmweifen. 

Man hat und ja auch Mufifagrarier genannt. Ich 
glaube, das ift eine große Liebenswürdigkeit gegemüber ben 
Herren Agrariern bier, die gerabezu ftolz darauf fein können. 

(Na! na! und Heiterfeit.) 
Aber mag dem fein, wie ihm wolle, mir ift der Vorwurf 
eines „Muſikagrariers“ immer noch viel weniger belaftend 
al3 der eines Mufifbanaufen ober eines Böotiers. 
(Große Heiterkeit und Bewegung.) 
Ich glaube, der Vorwurf wird mir nicht gemacht werben. 

Die Schuld am Scheitern diefed ganzen Geſetzes trägt 
meiner Meberzeugung nad) zu neun Zehnteln die Negierung. 
Diefe hat durch die SS 22 und 27 felbit eine Breſche in bie 
Prinzipien ihred eigenen Entwurf gelegt und dadurch 
bie Oppofition gegen die Verftärfung bed mufifalifdhen 
Urheberreht3 im allerhöchſten Maße felbft beſtärkt. Höchſt 
verhängnißvoll war — darüber bin id mir far — ber 
Angriff, den der Herr Vorſitzende der Kommiſſion im 
allerlegten Moment nod gegen bie Kommiſſionsbeſchlüſſe 
eröffnet hat. Das war mir und, wie ich glauben fanı, 
auch anderen Kommiſſionsmitgliedern etwas auffallend. 
Ih war ber Anſchaumg, daß aud der Herr Sollega 
Dr. Spahn in ber zweiten Berathung in der Kommilfton 
— ich Sehe ihn Leider nicht auf feinem Plage, daß er es 
mir beftätigen ober verneinen könnte — für Die Verlängerung 
der Shutsrif von 30 auf 50 Jahre geftimmt hat. — 


Ich muß jagen, wäre meine Annahme, die auch von (D) 


anderen Kommiſſionsmitgliedern geteilt wird, richtig, fo 
wäre es mir höchft auffallend, daß Herr Kollega Dr. Spahn 
es für angemeffen gehalten hat, uns nod) im legten Momente 
in den Nüden zu kommen. 

Meine Herren, id wünſche dad Scheitern des ganzen 
Geſetzes, da id; die Hoffnung habe, daß bie Negierung in 
einigen Jahren von einem in biefer Beziehung ſchlecht 
unterrichteten Reichſstage an einen beifer unterrichteten 
appelliren wird. ch bin ber feiten Ueberzeugung, daß 
man in verhältnigmäßig kurzer Zeit die jegige Stellung- 
nahme des Neihötags über das Urheberrecht faum mehr 
verftehen wird. Dann wird e8 Zeit fein, eine Reform 
des muſikaliſchen und literariſchen Urheberrechts zu ver— 
langen im Zuſammenhange mit einer Reform der Geſetze 
über das photographiſche und künſtleriſche Urheberrecht; 
denn ich kann mir feinen günſtigen Erfolg von der Vor: 
lage derartiger Geſetze verfprehen bei der jegigen Ans 
ſchauung des hoben Haufes über das lirheberredt im 
allgemeinen. Ich erkläre wiederholt zugleih im Namen 
meines Freundes ZTraeger, daß wir in biefer Faflung 
gegen dad ganze Geſetz ftimmen werden. 

(Bravo! links.) 
Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 


Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeorbneter: Meine Herren, ih kann 
Vielem von dem, was mein Herr Vorredner ausgeführt 
hat, zuftimmen, obgleich ich nicht zu feinen Konſequenzen, 
insbefondere nicht zu den lebten Konſequenzen gelange. 
Da er mid als „Mufitagrarier” anerkannt hat, gerathe 
ich boffentlih nicht in Gefahr, nunmehr zur Sorte ber 
Mufifbanaufen oder der Böotier, die er wahricheinlicdh 
mehr in feiner Nähe gefucht hat als bei uns 

(große Heiterkeit), 
gerechnet zu werden. 
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(Dr. Dertel.) 

Ih würbe in biefem Stadium der Berathung nicht 
das Wort ergriffen haben, wenn ich es nicht für geboten 
oder mindeitens für gerathen eradjtete, einigen Vorwürfen, 
die in der Deffentlichkeit gegen unfere biäherige gejep- 
geberifhe Thätigkeit erhoben worben find, entgegen- 
zutreten. Ich Halte mid perfönlich dazu für befugt und 
verpflichtet, weil einige dieſer Vorwürfe fich perfönlich auf 
mic zufpigen. Dad geihah allerdings ohne Recht oder 
—“ nur mit theilweiſem Recht. Die Herren er— 
innern ſich, daß ich in letzterer Zeit mehrfach in der un— 
angenehmen Lage war, der Vaterſchaft an einem Geſetz— 
entwurfe oder an einer geſetzlichen Beſtimmung bezichtigt 
zu werben, fir bie ich feine Verantwortung oder nur eine 
theilweife Verantwortung übernehmen fonnte. Das ift 
auch in biefem Falle eingetreten. Ih bin für Ber 
ftimmungen berantwortlih gemacht worden, für die ich 
nur einen geringen Theil ber Verantwortung trage. 
Trogbem ober auch deswegen ift ed mir Bebürfniß, noch— 
mals ben Vorwürfen, bie von beiden Seiten gegen und 
erhoben worden find, einigermaßen zu begennen. 

Wie ih ſchon fagte, find diefe Vorwürfe von zwei 
entgegengejegten Seiten erhoben worben. Die einen haben 
und beſchuldigt, wir hätten die Rechte des Urhebers viel 
zu weit ausgedehnt und damit das Literarifche und 
mufttaliihe Leben geihäbigt. Sind wir dod geradezu, 
wie Herr Dr. Müller (Meiningen) anführte, als „Mufit- 
agrarier* bezeichnet worden. Die Bezeihmung it 
durchaus nicht beleibigend, fonbern in hohem Maße 


ehrenvoll 

(Heiterkeit); 
benn durch bie Bezeihnung als Mufifagrarier wirb be: 
fundet, daß die Herren eine berechtigte Sadje mit großer 
Entſchiedenhelt verfechten. 

(Heiterfeit.) j 
Ich glaube, die deutihen Komponiften werben für bie 


(B) Bezeihnung ald Mufifagrarier außerordentlih dank— 


bar fein. 

Man hat auch von dem fidh bildenden „Muſiker— 
ringe* geiproden. Muh das ift feine beleidigende 
Bezeihnung; im Gegentheil, wir müflen es alle mit 
Freuden begrüßen, wenn bie Herren ſich zufammenfchließen 
fönnen und mollen au einer machtvollen Organijation, 
die gewiſſen lebergriffen —— kann. Alſo auch 
dieſer Vorwurf ſchrumpft in nichts zuſammen. 

Von der anderen Seite wird geſagt, wir ſeien nicht 
weit genug gegangen, wir hätten uns nicht auf den vor— 
geſchrittenen Standpunkt geſtellt, den das Urheberrecht 
jetzt einnehmen fol. Bon dieſem Standpunkte aus find 
wir wiederum der Rückſtändigkeit beſchuldigt worden. 
Auch dieſer Vorwurf hat nicht die geringſte Bedeutung, 
wenn ein ſo fortgeſchrittener Herr wie der Herr Abge— 
ordnete Richter eigentlich der Träger und Vater der 
ganzen Rückſtändigleit iſt. Die Rückſtändigkeit wird nun 
darin gefunden, daß wir uns nicht ohne weiteres und 
vollkommen auf den Standpunkt des Urhebers ge— 
ſtellt haben. Ich gebe zu: es iſt das Einfachſte und 
Logiſchſte und vielleſcht auch zum Theil berechiigt, ſich 
auf diefen Standpunkt zu ſtellen. Wer das thut, geht 
vielen unangenehmen Weiterungen aus dem Wege und 
fann minbeftend einer Sache nicht geziehen werben, näm— 
lih ber —— Es fragt ſich aber, inwieweit 
dies nach jeder R —* hin gerechtfertigt ſei. Die ein— 
ſeitige Betonung des UÜrheberrechts iſt meines Erachtens 
nicht gerechtfertigt. Es giebt feinen muſikaliſchen, feinen 
fünftlerifchen Urheber, der lediglich auf fich felbft ftünde. 
Jeder F aus dem geiſtigen Beſitzfonds ber Ge— 
ſammtheit geſchöpft, und deshalb iſt es logiſch und 

erecht, daß er dieſem Beſitzfonds zurückgiebt, was ihm 
ebührt. Es giebt ferner keinen literariſchen Urheber, 


8 
der niht auf den Werken Anderer fuße. Wenn 





ibm das möglich geweien ift, fo folgt 
daß diefe Möglichkeit aud) Anderen gewährt werben muß. 
Alſo das Urheberrecht darf nicht fo weit gehen, daß bie 
Benugung eines geiftigen Werkes ſchlechthin unmöglich 
gemadjyt Wird, aud dann, wenn eine befondere neue 
geiftige Thätigfeit zu dieſer Benugung gehört. Erkennt 
man biefen Standpunkt als beredtigt au, — und man 
muß es thun —, dann wird man gezwungen fein, fich 
nicht lediglih auf ben Standpunkt des lirheberd zu 
ftellen, fondern den gangbaren Mittelweg zu wählen, ber 
ebenfo das Intereſſe des Urhebers wie bas ber nicht 
minder berechtigten Geſammtheit vertritt. Das haben 
wir bei der zweiten Leſung verfuht. Ich meine: nicht in 
allen Punkten mit Glück, und ich ftehe bezüglid ber 
& 27 und 33 durdaus auf dem Standpunkt des Herrn 
orrednerd. Aber man wird im allgemeinen wicht in 
Abrede ftellen fünnen, daß das, was wir verſucht haben, 
einen Ausgleich darjtellt, der niemanden ſchädigt und ben 
berechtigten Forderungen, foweit möglih, nad allen 
Seiten geredit wirb. 

Ih möchte nun, nicht ausführlich, aber furz an— 
beutend, hauptſächlich auf Die vier Vorwürfe eingehen, bie 
man und bom Standpimft des lirheberthbums gemacht 
hat. Der erite Vorwurf richtete fi dagegen, dab wir 
den Zwang zur Quellenangabe bei llebernahme der 
vermifchten Nachrichten thatſächlichen Inhalts und Tages: 
neuigfeiten in ber Preffe befeitigt haben. Die Frage ift 
wie alle anderen viel zu fehr aufgebaufcht worden. Ach 
habe bei ber zweiten Lefung mir augeinanderzufegen ges 
ftattet, daß das Meifte, was die Herren geſchützt willen 
wollen, gar nicht in das Urheberrecht hineingehört. Mir 
fönnen nicht die mitgetheilten Thatſachen ſchützen — das ift 
unmöglich —, wir fönnen nur bie Form der Mittheilung 
fhügen; und bei den vermiſchten Nachrichten thatfächlichen 
Inhalts und Tageöneuigfeiten wird es in ber über 
wiegenden Zahl der Fälle nur auf die Thatſachen an- 
fommen, bie wir nicht ſchützen können, nicht aber auf die 
Form, die wir fchügen Tonnen. Es Handelt ſich bier 
auch gar nicht um dem Schuß des Urhebers in der Haupt: 
ſache; denn bei der Quellenangabe wird nur in ben aller- 
felteniten Fällen der Urheber geſchützt; es wird bloß der 
Abmiether geihügt, das Medium, das dieſe Nachricht 
zuerjt übernommen bat. Alfo in den Urheberrechtsſchutz 
aehört die ganze Materie eigentlich nur zum geringften 
Theil hinein. Die Herren, die in der Deffentlicdfeit — 
bier iſt es nicht fo aufgetreten — gegen dieſe Beftimmung 
beſonders geeifert haben, haben ihre eigentlihe Trag— 
weite und Bedeutung volltommen verfannt. Das noch— 
mals hier bei der dritten Leſung pi fonftatiren, hielt ich 
für nothwendig, da die Angriffe, die unter Diefem Geſichts— 
punft gegen unfere bisherige geſetzgeberiſche Thätigfeit 
erhoben wurden, ziemlich laut und kräftig im der Preſſe 
erflungen find. 

Der zweite Angriff, den man gegen uns erhoben hat, 
ift, daß wir in der zweiten Zejung die 50jährige Schuß: 
frift für Aufführungen wieder auf 30 Jahre ber: 
ringert haben. Ich gedenfe auf biefe Frage nicht eins 
F chen, weil fie uns ficher bei S 33 ausführlich 

efhäftigen wird. Ich möchte aber doch hervorheben, 
daß auch diefe Frage, wie alle anderen, meines Erachtens 
biel zu ſehr aufgebaufcht worben if. Es kommen ver: 
hältnikmäßig wenig Fälle in Betracht; die meiften Mutoren 
werden, wenn ſie überhaupt glüdlic find, in den erften 
30 Jahren jo viel von ihrem Urheberrecht genoffen haben, 
daß fie es dann abgeben können. Wenige werben erft 
nad) 30 Jahren fo befannt werden, daß das Aufführungs- 
recht zwiichen 30 und 50 Jahren für fie von großer Be: 
deutung fein kann. Trotzdem, und weil es der Geſeßgebung 
unferer Nachbarſtaaten mehr entipricht, werde ich fir bie 
Ausdehnung der Schußfrift bei Aufführungen auf 50 Jahre 


daraus (C) 


(A) fein. 
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(Dr. Dertel.) 
63 war mir nur Bebürfniß, bier bie Bedeutung 
diefer Beftimmung auf das richtige Maß zurüdzuführen. 
In der Deffentlichkeit heißt es immer, es fei banaufild), 
beinahe böotierhaft, wie der Herr Dr. Müller ſagte, es 
bei den 30 Jahren zu belafjen; es fei unbedingt möthig, 
die Schutzfriſt auf 50 Jahre auszubehnen. Aber jo be: 
beutfam, wie e8 in der Deffentlichkeit hingeftellt wird, ift 
diefe Ausdehnung thatfählicd denn doch nicht. 

Das Gleiche gilt von den Behimmungen über bie 
mechaniſchen Mufikinftrumente. Much hier ftehe ich 
grundfägli und habe immer geftanden — das willen 
die Herren, die biöher mit und gearbeitet haben — auf 
dem Standpunlte, daß wir die medanifhen Muſik— 
inftrumente mit einer Vorzugsſtellung bedacht haben, die 
logiih und vom Standpunft des reinen Urheberredt3 aus 
abjolut nicht begründet und zu vertheidigen ift. 

(Sehr richtig! links.) 
Wir geben ihnen eine Borzugäftellung, die fein anderer 
Menic hat, die Lediglich vielleicht aus wirthicdaftlichen 
Gründen einigermaßen entſchuldbar fein mag. Ob dieſe 
wirthichaftlihen Grünbe, die ideellen, die Dagegen ſprechen, 
überwiegen, ift mir heute noch zweifelhaft; deshalb ftehe 
ih nad wie vor auf bem Standpunkt, daß wir ben 
Leuten eine Vorzugsftellung eingeräumt haben, bie inner: 
lich nicht begründet ift 
(ehr wahr!), 

nicht nur, indem wir fie ermädhtigen, bie Mufifwerfe zu 
benüßen, fondern auch fie jo —— ſo zurechtzu⸗ 
machen, wie es ihrem Zweck entſpricht, ja indem wir fie 
weiter ermächtigen, Öffentliche Aufführungen zu veranftalten 
mit diefen mehanifhen Mufitwerten, ohne daß die Ur— 
heber gefragt zu werden brauchen. Trotzdem kann id) 
mich zu der Anregung, die dahin gebt, dieſes öffentliche 
Aufführungsreht auch bei mechaniſchen Mufikinftrumenten 
von der Genehmigung des Urhebers abhängig zu madıen, 








(2) nicht zuftimmend erflären. Ih kann mir in alle Wege 


nicht denken, wie die öffentlihen Aufführungen fontrolirt 
werben follen. Wenn ein Symphonion oder Arifton in 
der Wirthöftube eines Dorfgafthaufes fteht und dadurch 
in Bewegung gelegt wird, daß in die Mutomatenöffnung 
ein Nidel geworfen wird, jo wird fofort eine öffentliche 
Aufführung veranftaltet, fobald einige Leute in der Wirth3- 
ftube figen. Alfo der Wirth würde daburd dem Autor 
tributpflihtig gemadt. Ih kann mir nicht denken, wie 
es geieglic) geregelt werben könnte, daß die öffentlichen 
Aufführungen mit diefen mehaniihen Mufifinftrumenten 
bon ber Genehuigungöpflict abhängig gemacht würben; 
deshalb muß ich mid begnügen mit bem, was in ber 
zweiten Leſung erreicht worben ift, unb ich meine, wir 
follen auch diefe Beſtimmung nicht überfhäßen. Die 
mechanischen Mufikinftrumente find und bleiben Modeſache. 
Sie erinnern fih an ihre Sinderzeit, da waren die Spiels 
dofen, Mufitalbums, Mufitzigarrenftänder u. ſ. w. außer— 
ordentlich) beliebt. Ich erinnere mich noch, daß der Sohn 
eines Kohlenprogen in der Zwidauer Gegend, um feiner 
Braut eine Freude zu bereiten, ihr eine Zimmerausftattung 
mit lauter Mufiftühlen ſchenkte, ſodaß, wenn die unglüd: 
lihe Dame Beſuch erhielt, beim Nieberfigen auf bie 
Mufitjtühle eine ſechs- oder zwölffache Mufil entitand. 
(Heiterfeit.) 

Diefe Mode ift faft überwunden; es fommt jebt bie 
Mode der Symphontons, der Ariftons, der mechaniſchen 
Mufitinftrumente mit auswechſelbaren Platten, Bändern, 
Scheiben und fo weiter. Nun meine ich, biefe Mode tft 
nicht viel beſſer als bie frühere. Ich bewundere ben 
Herrn Abgeordneten Richter, daß er mit biefer Mode 
ſich einigermaßen befreunden konnte; ich bin viel zu mit 
leidig mit ihm, — fonft würde ich ihm wünſchen, einmal in 
einem Haufe zu wohnen, wo über ihm, unter ihm und 
neben ihm zu beiden Seiten berartige Symphonions ihr 
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Geräuſch, ihre Muſik ertönen laffen; er würde dann jedes (O) 


ber Worte, die er hier im Neichötag zu Gunften der Sym—⸗ 
phonions geſprochen hat, in feinen Mund zurüdwünfden. 
(Heiterfeit.) 

Aber, wie gefagt, ich bin nicht fo graufam, ihm das zu 
wünſchen. Die Symphonions werben — des bin ich über: 
zeugt — bald genug, wenigftens in Deutfchland, wieber 
aus der Mode verihwinden. Die Fabriken fagen felbit 
ihon, daß fie nad) und nad ihren Abfag abnehmen jehen. 
Wir werden immer mehr dazu kommen, die Mufifinftrus 
mente zu bervolllommmen nad Art de und vorgeführten 
Pianola; und wenn dieſe Bervolllommmung eintritt, wenn 
bie Mufifinftrumente fo geftaltet werden, daß fie nad) 
Art, Klangſtärke und Klangwirlung der menfchlichen 
Stimme, der belebten Mufit — wenn id jo jagen darf 
— nahe fommen, jo haben wir in 8 22 eine Be- 
ftimmung gefhaffen, daß für diefe Art von Inftrumenten 
dann ber Autor feine Genehmigung geben muß. Ich 
glaube alſo, auch dieſe fo viel angefochtene Beftimmung 
iſt nicht fo wichtig, nicht fo bedeutſam, wie fie von ben 
Herren Komponiften jet eingeichätt wirb. 

Dasjelbe gilt endlich viertens von der Beftimmung 
über die Gejangvereine Auch in biefer Bezichung 
ftehe id noch auf dem in der zweiten Leſung einge: 
nommenen Standpunkte und habe das konftatirt, indem 
id) dem Antrage des Herrn Dr. Eiche, der auf Wieder: 
ee un unſeres früheren Antragd geht, meine Zu— 
timmung durch Unterfchrift gegeben habe. Es läßt ſich 
logiſch die Ausnahmeftellung der Gefangvereine auch nicht 
verantworten. Wenn wir uns lediglih auf den Stand» 
punkt des Urheberrechts ftellen, dann ift das eine Aus— 
nahmeftellung, die unberechtigt eridheinen muß. Das wird 
aud der Herr Stollege Bedh mir zugeben müffen. Aber 
ih halte trogdem auch biefe Beitimmung nit für fo 
wejentlic, daß die Vorwürfe mir beredtigt erſcheinen 
fönnten, die von Seiten der Komponiſten gegen bie Be— 
Ihlüffe zweiter Leſung erhoben worden find. 

Bedenken Sie, meine Herren: welde Aufführungen 
pflegen die Gefangvereine zu veranftalten? Entweder 
nichtöffentliche, bei denen nur Mitglieder und vielleicht 
die rauen zugelaffen find; ich glaube wenigitens, daß 
ſolche Mufifabende, wo nur die Frauen mitgebradt 
werden, faum unter den Begriff der öffentlichen Auf— 
führungen fallen werden; es ift mindeftens zweifelhaft. 
Oder aber, die Gejangvereine veranftalten öffentliche 
Aufführungen, ſei es mit, fei es ohne Entgelt, zu denen 
fie durch die Tageöblätter oder fonft einladen: bei dieſen 
Aufführungen find fie an die Zuftimmung des mufifaliichen 
Urheber gebunden. Zwiſchen diefen beiden Gruppen liegt 
in ber Mitte eine meines Erachtens jehr feine Gruppe 
von Gefangvereindaufführungen, zu denen nur Mitglieder 
und Hausftandangehörige zugelaffen werden; da joll die 
Genchmigungspflicht des Urhebers fortfallen. Ich meine, 
biefe Mittelgruppe ift verhältnigmäßig ſehr flein. Ich 
habe mich auch zu unterrichten verjucht und mid an 
Leute gewandt, die in der Geſangvbereinsſache ftehen, und 
habe erfahren, dab allerdings folhe Aufführungen, zu 
denen nur Mitglieder und Hausftaudangehörige zugelaflen 
werben, verhältnigmäßig recht felten bis jegt veranftaltet 
worben find. Man hat die Aufführungen immer in 
breiterer Deffentlichfeit veranftaltet oder ſich nur auf 
Uebungsftunden beſchränkt. Es ift aber wohl zu fürdten 
— und deöwegen gebe ich den Stomponiften bis zu einem 
gewiflen Grade reht —, daß, wenn ber Entwurf Geſetz 
wird, mun die Gefangvereine, um von der Genehmigungs- 
pflicht des Urhebers entbunden zu fein, diefe Form der 
Aufführungen befonderd bevorzugen. Dieje Gefahr liegt 
nabe, und deswegen habe ich geglaubt, mich wieder auf 
den Boden des Antrags, den wir damals geftellt haben, 
ftellen zu follen. 


. 
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Ausihlaggebend war für mid) allerdings bei ber 
ganzen Sadıe, daß die Komponiften glaubhaft verſichern 
— id) habe jeht feinen Anlaß, daran zu zweifeln, bei der 
Nachprüfung find meine Zweifel geſchwunden —, eine 
große beutfihe Tantiemeanftalt nicht gründen zu können, 
wenn ber $ 27 in ber Faflung ber zweiten Lefung und 
wenn der 5 33 in derſelben Faſſung angenommen würde. 
Man hat dieſe Tantiömegeielfchatt ald Zukunftsmuſik 
bezeichnet. Mit Recht! Aber wir müffen dod meines Er— 
achtens alles thun, um ihre Gründung zu fürbern, und 
möglichjt alles vermeiden, was die Gründung erſchweren 
fönnte. Denn daran glaube id; niemals, daß der Herr 
Abgeordnete Richter im nächſten preußifhen Etat oder im 
nächſten Reichs-Etat 50 000 Mark beantragen würde, um 
eine Unterftügung dieſer ZTantiemegelellihaft durch das 
Reich oder durch den Staat Preußen herbeizuführen. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) kennt ja 
feinen hochverehrten Barteifreund viel beſſer als ih; aber 
ich glaube, in diefer Beziehung fehe ich doch tiefer in fein 
Herz ald er. Ich glaube kaum, daß wir auf biefem 
Mege zur Tantiemegefellichaft fommen können, und ich 
alaube ebenjo wenig, daß es möglich ift, die franzöfifche 
Gefelihaft von Deutſchland fern zu halten. Intereſſant 
war es, daß ber Herr Abgeordnete Bedh (Coburg) darauf 
hinmwied, man könne ja geſetzliche Vorkehrungen treffen, 
daß die franzöfiihe Geſellſchaft hinausgeworfen werde, 
bezichentlic hier nicht arbeiten fünne. Von einem Herrn 
ber freifinnigen Partei ift biefe Anregung zu einer Aus: 
dehnung der Staatögewalt einigermaßen überrafchend. 
Ih kann fie nicht recht verftehen; ich weiß auch nicht, 
wie es gemacht werben könnte. Das Beite und Zweck— 
mäßigfte wäre, wir könnten den Gejegentwurf fo geftalten, 
daß die Tantiemegefelihaft entftehen könnte; denn unfere 
Komponiften werben fi, wenn fie biefe Geſellſchaft nicht 
gründen können, nad Lage der Sadıe ber franzöfiichen 
Soci6t& des Auteurs immer mehr anfclieken, fie 
werben ihr pouvoir — ihre Vollmacht — der franzöfifchen 
Geſellſchaft übergeben, die alfo durd ihre Agenten nicht 
nur die Gefangbereindaufführungen, fondern aud die Hof: 
fonzerte, bie zeig u. |. w. überwaden wird. 
Das werben wir niemals hindern können, und das ift 
doch eine Ausficht, die nad Möglichkeit aus der Welt 
geihafft werden muß. 

Das waren die Gefihtöpunkte, von denen aus ich 
mid an der Verbefferung ber Beichlüffe zweiter Leſung 
betheiligen zu müffen glaubte. Ich werde für bie An- 
träge, die auf eine Berftärfung des Komponiſtenrechts 
hinaus gehen, ftimmen, und, ich glaube, auch die Mehr: 
heit meiner volitiichen Freunde. Sollten fie aber nicht 
angenommen werden, jo würbe bas für uns fein Grund 
fein, gegen das ganze Geſetz zu flimmen; denn es bietet 
unfere3 Gradtens ſowohl ben Schriftitellern als den 
Komponiften immer noch genug und, wenn man ben 
Durchſchnitt nimmt, eine Verbeſſerung de3 gegen: 
wärtigen Zuftandes. Selbſt diejenigen, bie Die 
ſchärfſte Hritit an unferer Thätigkeit geübt haben, 
würden, wenn fie ſelbſt mit am MWebftuhl der Geſetz— 
gebung gefeffen hätten, vielleicht einige Fäden anders 
geiponnen haben, vielleiht aud den Einſchlag etwas 
ander8 gemadt haben; aber das gejammte Gewebe 
hätten fie kaum zwedmäßiger geftalten fünnen. 

(Brapo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Dr. Vogel. 

Dr. Bogel, Abgeordneter: Meine Herren, die beiden 
vorliegenden Gefegentwürfe, die gegenwärtig zur britten 
Zefung ftehen, bilden ein wichtiged und weſentliches Stüd 
unferer fozialen Gejeßgebung, zwar nicht dem Worte 
nad, wohl aber dem Sinne, dem Geifte und der Tendenz 
nad, aus der fie hervorgegangen find von Seiten ber 








vereinigten Regierungen und in ber fie berathen find bon 
Seiten der Hommiffion; fie find Säungeiete, und zwar 
Schutzgeſetze, für die geiftige Arbeit, für die beften und 
tüdhtigften Leiftungen der Nation, zu Gunften derjenigen 
Leiftungen, nad) denen wir heutzutage gewohnt find, die 
Kultur und Bildungshöhe der Nationen einzuſchätzen. 
Aus diefem Grunde darf man fi ja wohl freuen, daß 
bie dritte Leſung vor einem vollerem Haufe vor fi geht 
alö die zweite Lefung. Ich bin zwar nicht fo optimiftiich, 
iu meinen, daß bie befonderen Reize des lirheber- und 
es Verlegerredytö eine jo große Anzahl von Abgeordneten 
bier verfammelt habe. Bielmehr erwedte es den Anjchein, 
wenn man die Frequenz ber zweiten Leſung bes Urheber— 
reht3 mit ber darauf ftattfindenden Lejung über bie 
Branntweinftenernovelle vergleicht, als ob das Intereſſe 
für die Produktion geiftiger Getränfe im Haufe ein 
weſentlich größeres wäre 
(Heiterleit — fehr gut!) 

al3 für ein Geſetz zum Schutze der Produltion ber 
geiftigen Schäße auf dem Gebiete ber Wiſſenſchaft und 
der Kunſt. Nun, meine Herren, jedenfalls müſſen wir für 
die plöglich hervortretende Zweifelfuht an der Beſchluß— 
fähigkeit de3 Haufe Herrn Abgeordneten Richter Danf 
willen; ihr verbanfen wir, daß wir heute ein weſentlich 
volleres Haus haben, und daß diefed wichtige Gefeg vor 
einer größeren Anzahl von Abgeordneten nod einmal zur 
Erwägung und zur Verabſchiedung geftellt wird. 

Meine Herren, die Zeiten find vorüber, wo Muſik 
und Dichtkunft als brotlofe Künfte galten, und wo ein 
ehrfamer bürgerlicher Gewerbämann mit einem gewiſſen 
Selbftbewußtjein auf fie herabſah, wo Noth und Be: 
brängniß fo eng mit ihnen verbunden ſchien, daß man 
meinte, ein richtiger Dichter müſſe Hungern, fonft fiele 
ihm nichts Geſcheidtes ein, fowie etwa eine Henne, wenn 
fie zu fett wird, feine Gier legt. Unſere Dichter anti- 
Kambriren nicht mehr bei den Großen und Mächtigen, 
um fi mit weihraudbuftenden Widmungen ein fchmales 
Taſchengeld oder Jahreögehalt zu erihmeicheln. Dichter 
und Komponiften find dem nivellirenden Zug ber Zeit 
gefolgt, fie haben fih von den Großen ab» und ber 
ganzen Nation zugewandt; viel mehr und viel ausge: 
dehnter ald früher bildet Heute die Dichtkunft und Die 
Wiſſenſchaft ein Gemeingut der Nation. Sie find nicht 
allein ein Allgemeinbebürfniß geworden, fondern zugleich 
ein Volksbildungsmittel eriter Größe. Meine Herren, 
mit biefer veränderten Stellung der Dichter und Schrift: 
fteller hat fi aud ihre foziale und wirthſchaftliche Lage 
gehoben. Grade die Gegenwart fteht unter dem Zeichen 
einer nicht immer wohlthuenden Art gemwiffer höchſt be: 
triebfamer „talentvoller Zeute*, die nicht nur Dichter und 
Mufiker, fondern auch recht geriffene Geſchäftsleute find, 
Leute, die dad Wort „Talent“ im feiner urfprünglichen 
Bedeutung zu faſſen jcheinen, die es im griechiſchen Alter: 
thum bejaß: als eine recht refpektirlihe Summe Goldes, 
die es gilt, in 20: Marfftüde auszuminzen. Für biefe 
Herren, von denen ich hier rede, ift das Wort des guten 
Schiller von der milchenden Kuh, die fie mit Butter ver- 
forgt, viel zu Heinlih und ärmlich. Es handelt fich bei 
diejen Leuten um ganz andere Erträge. Die Kunſt ift 
ihnen zu einem Sädel des Fortunatus geworben, ber fid 
nimmer leert, zu einem „Zifchlein dei’ dich“, und ein 
„Weißes Röß'l“ wird ihnen zum „Eifel ftred’ dich“, ber 
in der befannten, bei Ejeln üblichen Weiſe Dulaten nieft. 
Aber durch diefe Erfolge einer Heinen Minderheit dürfen 
wir und die Augen nicht darüber verblenden laffen, daß 
in der That eine große Anzahl von Dichtern und Schrift: 
ftellern nach wie vor eines größeres Schutzes der Geſetz— 
gebung dringend bedarf. Diefe Keine Minderheit von 
60 bis 70, wie fie Herr Kollege Diet bezifferte, verdankt 
ihre Erfolge zwar nicht ducchgehends, aber body recht 
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(Dr. Vogel.) 

häufig, nicht fowohl dem angeborenen Adel der Kunſt als 
einer gewiſſen Findigfeit und Gefcdjmeidigkeit, mit der fie 
dem flüchtigen, ausgearteten, defadenten Tagesgeihmad 
zu Schmeicheln veritehen; fie find die Männer des 
Aktuellen und Modernen, das Sinne und Nerven reizt, 
und gleihen dem Gigerl, dad von heute auf morgen die 
Mode wechſelt. Sie find die Tonangebenden in ber 
heutigen Tagesliteratur, die literariſchen nnd mufifalifchen 
Modeichneider. Diefe Sorte von Leuten wird allerdings 
außerordentlich anftändig bezahlt, fie bedürfen eines er: 
weiterten Schutzes als den ber biäherigen Gefeggebung 
fiher nicht; fie find in der glüdlihen Lage, wie Herr 
Kollege Dietz feiner Zeit fagte, dab fie dem Verleger ihre 
Verträge diktiren können. 

Nun, meine Herren, neben dieſer verſchwindenden 
Mehrheit findet ſich aber cine übergroße Anzahl von 
anderen Künſtlern und Scriftftellern, denen es die Art 
ihres Talentes, ihrer künftlerifchen Eigenart und vor allen 
Dingen auch häufig genug ihr Charakter verbietet, fih in 
derſelben Weile um die Gunft des Publikums zu bes 
mühen und von der raſch anichwellenden Woge der 
Volksgunſt emportragen zu laſſen. Das find Leute, die 
ebenfo redlich umd eifrig an der Förderung der nationalen 
Bildung und Kultur mitihaffen, deren Arbeit ebenſo un: 
entbehrlich, ja oft genug nod weit unentbehrlicher ift als 
die Arbeit jener Art Tagesichriftfteller. Gilt von ben 
Tagesichrififtellen das Wort: „Was glänzt, tft für die 
Gegenwart geboren”, fo gilt für die legteren vielfah das 
andere Wort: „Was ct ift, bleibt der Nachwelt un- 
verloren“. Meine Herren, bie Nachwelt danft es ihnen 
vielleicht; aber was Tiegt am Danke der Nachwelt, wenn 
ed ihnen die Mitwelt nicht lohnt? 

Hier alfo, meine Herren, hat ber geſetzliche Schub 
einzugreifen, ſoweit nicht die lrhebergefege von 1871 be: 
reit3 einen ausfömmlihen Schuß gewähren, und in biefer 


(B) Beziehung find die vorliegenden Geſetze ebenjo dankens— 


werth wie zivedentiprehend. Der Zweck einer jeden 
Schutzgeſetzgebung kann aber nun und nimmermehr ein 
einfeitiger Schuß gewiſſer Voltsihichten fein. in jeder 
Stand findet die natürlichen Schranken feiner Intereſſen 
an den Intereſſen der Allgemeinheit, denen wir alle zu 
dienen verpflichtet find. Diefe allgemeinen Intereſſen 
bilden ſowohl für die verbündeten Regierungen als fir 
bie Kommiſſion die natürliche Schranfe, wenn es galt, 
den Schuß für die Autoren abzumägen, und bie Frage 
taucht jet auf, ob dieſe abwägende Thätigfeit gerecht 
und zwedentiprehend gewefen iſt. 

Meine Herren, im dieſer Hinficht lann ich einige erufte 
Zweifel nicht unterbrüden. Cine ganze Reihe von werth: 
vollen und mweientlichen perfönlichen Leiftungen gegenüber 
ber Allgemeinheit fällt unter den Begriff des nobile 
officium, der Ehrenverpflihtung, wie id das Wort 
hier einmal überjegen will. So bildet es bekanntlich ein 
nobile offieium für bie Reichstagsmitglieder, hier im 
Neichätage ihre Zeit zu opfern und dabei ihren Beruf 
daheim zu verabläumen. Es wäre allerdings auch ein 
nobile offieium, ihnen Diäten zu bewilligen, damit fie 
nicht auch noch gezwungen find, hier ihr eigenes Geld zu 
verzehren. Für alle diefe nobilia officia gilt aber nun 
eine goldene Regel — oder follte doch wenigitens gelten: 
alle dergleihen Ehrenverpflihtungen müflen freiwillig 
fein, und vor allen Dingen foll und darf man niemals 
jemand zwingen, Beruföleiftungen der Oecffentlichkeit um: 
ſonſt zur Verfügung zu ftellen, mit denen derſelbe fein 
tägliches Brot verdient, mit denen er für feine und feiner 
Familie Griftenz zu forgen verpflichtet if. Meine Herren, 
niemand verlangt von einem Arbeiter, Handwerker, Be: 
amten oder gar Minifter, daß er in feinem Berufe einen 
gewiſſen Theil feiner Thätigkeit den öffentlichen Intereſſen 
umſonſt widmet. Wollte man einem dieſer Herren mit 


diefem Antrage kommen, fo würde er und wahrfcheinlid (C) 


ins Gefiht lachen. Aber, meine Herren, nichts fcheint To 
jelbftverftändlich in ber Welt zu fein, daß es nicht durch 
eingewurzelte Unſitten oder vieljährigen Mißbrauch in 

weifel gezogen werben fönnte. In der That legt näm— 
li biefer Gefegentwurf den Schriftftellern und Kom— 
poniften, obwohl fie vielfach, ja in dem häufigften Fällen 
auf ben Ertrag ihrer Arbeit angewiefen find, bie Ber: 
pflihtung zu folden nobilia offieia geſetzmäßig auf. Nach 
8 19 hat es der Scriftiteller als nobile officium, als 
Ghrenpflicht gegenüber der Allgemeinheit zu betrachten, 
daß feine Werke für Zwecke der Schule und Kirche be— 
nugt werden; er muß es fih nad S 20 gefallen laſſen, 
daß er — gut oder ſchlecht, das kommt dabei nicht im 
Betracht — in Töne geſetzt wird. Der Komponift hat 
das nobile offieium, zur Unterhaltung und Erheiterung 
der ftudirenden Jugend zu dienen, Volköfefte zu verfchönen, 
nolens volens feine Kompofittonen preißzugeben, mern 
andere Leute ihrem MWohlthätigfeitädrange muſikaliſchen 
Ausdrud verleihen wollen u. ſ. w. 

Meine Herren, trog allem, was zu Gunften biefer 
Beſtimmungen gejagt worden tft, muß ih Ihnen offen 
befennen, daß ih das nicht verftehe. Wie kann man 
jemandem zumutben, der feinen Beruf ausübt, um feine 
und feiner Familie Eriftenz zu beftreiten, der vielleicht 
felbft bebürftig ift — und das find die Schriftfteller und 
Kompontiten leider in gar vielen Fällen —, wie kann 
man foldhen Leuten zumuthen, in biefer Weife der Deffent: 
lichfeit zu bienen? 

Und nun, meine Herren, kommt, um die Seltfamfeit 
au frönen, noch der Herr Kollege Bedh und erflärt: der 
Sängerbund will nobel fein und mit den Komponiften 
ein gewiſſes Honorar vereinbaren. Ja, meine Herren, 
find wir denn in der bverfehrten Welt? Die Komponiften 
haben jahraus jahrein bisher in nimmer müder Schaffens: 


fraft fi im den Dienft des deutſchen Sanges geftellt. (D) 


Die deutihen Sänger haben beftändig an bem voll be= 
fegten Tiſch ber Der gefeflen; die Komponiſten 
find es erſt geweſen, Die den deutſchen Sang ermöglicht, 
das Material dazu geſchaffen haben. Und jest, nachdem 
da3 ganze 19. Jahrhundert hindurd die Sängerwelt ohne 
(Entgelt die Kompoſitionen ihrer Meifter gejungen und 
gepfiffen, geipielt und geftrihen Hat, fommt man im 
20. Jahrhundert endlich auf die dee, daß man „nobel“ 
fein und den Somponiflen ein Honorar bemwilligen will. 
Meine Herren, man kann wahrhaftig in der Verkemung 
feiner Pflichten nicht kurzfichtiger fein! 

Aber die ganze Seltjamkeit diefer Zumuthung fommt 
erſt zu Tage, wenn man bie Konfequenzen oder vielmehr 
bie Inkonſequenzen im praftifhen Zeben ind Auge faßt, 
die eine ſolche Auffaffung zeitig. Weberlegen Sie: ein 
Schullehrer, der feinem Berufe nah der Schule unter 
allen Umſtunden am nächſten fteht, der, wenn irgend einer, 
ba3 nobile offieium hätte, der Schule einen Theil feiner 
Thätigleit umfonft zu widmen, fommt auf die Idee, ein 
neues Schullefebudh zu fompiliren. Der Mann befommt 
felbftverftändlich fein Honorar; ber Verleger verbient da— 
bei — ſelbſtverſtändlich —, der Buchhändler, der Bud): 
binder verdienen dabei — alles jelbftverftändlid. Ob 
dieſes Werk geichrieben ift zu Sculzweden oder zu 
Kirchenzwecken, darnach wirb bei allebem nicht gefragt; 
nur in einem Fall, wenn es fih darum Handelt, von 
Dichtern einzelne Stüde und Gedichte zu entlehnen, da ist 
auf einmal von dem nobile offieium gegenüber der All: 
gemeinheit die Rede; da foll derjenige, der das eigentliche 
Material des Buches dem Kompilator an die Hand giebt, 
das nobile offieium haben, feine Werte, feine Gedichte, 
er Auffäge umſonſt dem Kompilator zur Verfügung zu 
tellen. 

Meine Herren, ih für meine Perfon bin ein Freund 


(A) 


(B) 
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(Dr. Bogel.) 
der fogenannten Wohlthätigkeitäveranftaltungen; fie find, 
einestheils wenigftens, Baftarde der Vergnügungsſucht 
und der lieben Eitelkeit, die fi) in der Maste des Wohle 
thuns großtäut. Aber ſei es drum! Nur das eine 
bleibt mir unverftändlih, wie gerade der Komponiſt 
dazu kommen foll, bei ſolchen Gelegenheiten umſonſt 
mitzuwirken. Alles, die lieben Sänger vielleiht ausge: 
nommen, die ihr Licht leuchten laſſen wollen, verdient 
dabei; Die Unkoſten, die bei foldhen Vergnügungsveran: 
ftaltımıgen aufgewenbet werden müſſen, find häufig fo 
groß, daß fir den eigentlihen Zwed nichts oder nicht 
mehr viel übrig bleibt. Und wiederum follen e3 Die 
Stomponiften fein, ohne die die ganze Veranſtaltung wie 
das Lichtenbergfhe Meffer ohne Klinge ift, dem der Stiel 
fehlt, welche leer ausgehen; fie jollen mit dem Troft zus 
frieden fein, ein nobile officium par ordre de Mufti zu 
erfüllen. Meine Herren, ich möchte willen, wie oft auf 
diefe Weiſe wohlthätige Damen, in überquellendem Mit: 
leid matürliherweife, die berühmten Franzſchen Lieder 
geinngen haben, während Franz jelbit in feinem Stübchen 
in Halle a. S. mit Sorgen und Mühen zu kämpfen 
hatte. Gerade bie Liederfomponiften werden durch vor— 
liegende3 Geſetz am allerfhweriten getroffen. Es giebt 
eine ganze Reihe der ausgezeichnetiten Komponiſten — id) 
nenne neben Robert Franz nur nod Schubert und Laud— 
wig Loewe —, die gerade in diefen Heinen Liedern ihre 
größte Kraft entfaltet Haben, und dieſe Stomponiften 
werben in Zukunft durch derartige Beſtimmungen, wie fie 
in dem Geſetz enthalten find, auf das ſchwerſte ge: 
ſchädigt. Es iſt nicht jedermanns Sade, große Dratorien 
zu Lompontren und Opern zu fchreiben, wie Strauß, 
Nihard Wagner und andere. Gerade jene Kleinkompo— 
niften aber, die weit mehr zur Blüthe der deutſchen 
Sangesluft beigetragen haben als die Schöpfer großer 
Opern ımb Oratorien, werben durch dieſe Beſtimmung 
am allerhärteſten getroffen. 

Meine Herren, zur ſachlichen Begründung ſolch ſelt— 
ſamen Anſinnens haben eigentlich die Vertheidiger des— 
ſelben nichts Rechtes vorzubringen gewußt als cine 
eigenthümliche Theorie des künſtleriſchen Schaffens, die 
ich zuerſt von der äußerſten Linken vernommen habe, 
die aber zu meinem großen Erſtaunen der Herr Ab— 
geordnete Dertel heute wieder aufgenommen hat. Nach 
diefer Theorie, meine Herren, gebührt das Verdienſt des 
fünftleriihen Schaffens cigentlih gar nicht den Schrift: 
ftelern und Künſtlern; unfer Schriftthum, unſere Kunſt 
iſt vielmehr dad Produft der geſammten nationalen 
Bildung und Kultur, gewiffermaßen ihre Blüthen und 
Früchte. Schrifttfum und Künſtler verdanken den 
beftehenden weientlichften Theil deſſen, was fie Schaffen, 
nicht fich jelbit, fondern ihrem Volke, und ſonach haben 
fie aud) das nobile offieium, die Allgemeinheit an ihren 
Kunftihöpfungen umfonft, fogar ungefragt theilnchmen 
zu laffen. ohlgejagt, meine Herren, aber das, was 
bier von Schriftitellern und Künſtlern gejagt worden ift, 
paßt nit allein für Kunſt und Literatur, nicht allein 
für Kompofitionen und Gedichte, das paßt ſchlechthin für 
alle Berufäftände, das paßt für die Gelchrtenfreife, für 
den Diebiziner, fir den Juriſten, es paßt für die Induftrie, 
für das Handwerk, es paßt jelbit für den Tagelöhner, 
der gar nichts gelernt hat und der vielleicht dadurch, daß 
ihm vervollflommmete Werkzeuge in die Hand gegeben 
werden, in die Lage gejegt wird, erfolgreicher feinem 
Berufe nachzugehen als früher. Nicht allein die Schrift: 
fteller und die Künſtler, wir alle, wie wir hier find und 
welchem Berufe wir auch angehören mögen, ftchen auf 
den Schultern unferer Vorgänger. Wir alle find berufen, 
das vorhandene Erbe der Nation auf dem Gebiete Des 
MWiffend und Könnens anzutreten und und zu Nube zu 
maden. Aber, meine Herren, hat denn deshalb jemals 
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irgend wer an jemanden das Anfinnen geftellt, der All: 
gemeinheit Gratisleiſtungen zu gewähren, einen gewiflen 
Theil der Erträgniffe feiner Arbeit ungelohnt, ja ungefragt 
der Allgemeinheit zu opfern, ohne Nüdjiht fogar auf 
feine eigene wirthichaftliche Lage? 

„Meine Herren, dieſe ganze Theorie ift alfo feine 
Stüge für das Geſetz, fie beftätigt vielmehr durch ihre 
ſchreienden Inlonſequenzen feine ganze Unhaltbarkeit. 

Aber diefe Theorie ift — und darauf möchte ic) das 
enticheidende Gewicht meiner Ausführungen legen — in 
fid falfh. Das Erbe unferer Bäter in Ehren! Aber 
wenn bon irgend einem Erbe, fo gilt von dem geiftigen 
Erbe der Nation das herrliche Goetheſche Wort: 

Was Du ererbt von Deinen Vätern haft, 
j Erwirb es, um es zu befigen. 
Dieſes Erbe fällt den Künſtlern und Schriftitellern nicht, 
wie die Millionen des Kommerzienraths feinen Sohne, 
von felbft in den Schoß, fondern jeder einzelne muß es 
fid)_erft erwerben; er muß fih mühen, er muß Fleiß, er 
muß Zeit er muB often darauf verwenden; und das ijt 
bie erite rein perfönlidhe und individuelle Leiftung, 
eine Leiſtung, die für ſich allein jchon genügen würde — 
wenn man ins Auge faht, daß Taufende in gleicher Lage 
fich diefes Erbe nicht erwerben —, um den Betreffenben 
zu berechtigen, die Erzeugniſſe dieſes feines Fleißes für 
fih allein in Anfpruch zu nehmen, ohne dafür zu Gratis: 
leiftungen für die Oecffentlichfeit herangezogen zu werben. 

Aber weiter: eine folde Aneignung geichieht auf 
Grund von perjünliden Neigungen, von Anlagen, von 
Talenten; und für dieſe rein individuellen Eigenſchaften 
iſt der Dichter, der Komponiſt wiederum nicht feiner 
Nation verpflichtet, fondern der Natur. 

Und endlih, meine Herren, nun das Michtigfte von 
allen: es gilt nicht allein, das Erbe zu erwerben und es 
zu befigen, fondern es gilt vor allen Dingen, das Erbe 
zu vermehren. 
Ihritt letten Endes ganz ausfchließlih auf der rein 
individuellen Mehrleiftung Nicht mit Unrecht hat 
man deshalb als das eigentliche Weſen der Kunſt bie 
geſteigerte Individnalität bezeichnet. Gerade um— 
gekehrt alſo iſt es. Das Beſte und Herborragendſte, was 
geleiſtet wird — das will man allerdings von Seiten 
der äußerſten Linken nicht Wort haben — verdanken wir 
nicht den breiten Schichten der Bevölferung, die das Erbe 
antreten, nur um damit hauszuhalten, und cö verwalten, 
fondern das verdanfen wir jener verhältnißmäßig be: 
ichränften Minderheit von Männern, bie, ſchöpferiſch ver: 
anlagt, aus eigener Fülle der Kraft die Nation höheren 
Zielen und größerer Vollkommenheit entgegenführen; und 
hierin liegt gleichzeitig der ſchönſte und werthvollſte 
Danf, den diefe Männer der Nation darbringen. Sie 
laffen den fommenden Generationen nicht nur Das 
Erbe ungeihmälert nah, wie fie es felber über: 
fommen haben, fondern reich vermehrt, bejtimmt, in 
alle Zukunft weitere reiche Früchte zu tragen. In diefem 
ſchönſten Sinne erfüllen auch alle gediegenen Stünftler und 
Schriftiteller ihre Pflichten gegen die Nation; und um fo 
fleinlicher und unwürdiger erfcheint e8, wenn man nun 
auf Grund dieſes Geſetzes ftatt deifen von ihnen verlangt, 
daß fie einen Theil ihrer materiellen Revenüen ber Oeffent— 
lichleit preisgeben follen, von ihnen Opfer fordert, die 
man von feinem Tagelöhner verlangen würde, 

Meine Herren, man kann dad Wort „nobile officium“, 
das id) ſchon einmal angewandt habe, auch wohl mit dem 
Worte „Anitandöpflicht” bverdeutſchen. Nun ift es bekannt, 
dat der Anftand auf Gegenfeitigfeit beruft. Wenn Sie 
von jemandem etwas zum Gebraud entlehnen, beifen 
Nutznießung ihm ſelbſt zufteht, weil er es ſelbſt geſchaffen 
hat, ſei es zu dem beiten und müßlichften Zwecke, etwa 
zum Zwecke der Wohlthätigkeit oder des Unterrichts oder 
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Und fo beruht aller wirkliche fort: (D) 
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(Dr. ®ogel.) 
(A) zur Herftellung eine3 neuen Kommersbuches, fo erfordert 
es ber einfachfte Anftand, daß Sie bei ihm zum minbeften 
anfragen. Ich nehme mir im Wirthshaus feinen herren: 
Iofen Stuhl von dem Nachbarstiſche, ohne dem, ber an 
dem Tiſche fißt, dad Wort: erlauben Sie! — zu gönnen. 
Nun find aber Gedichte und Kompofitionen durchaus feine 
herrenlofen Stühle, und id frage Sie num: halten Sie 
es für recht und anftändbig, wenn ber Kompilator mit 
einem öte-toi, que je m’y mette dem Beſitzer ben Stuhl 
unter dem Körper wegzieht, um fich ſelbſt Darauf zu fegen? 
Dad war bis jett im guter Gejellihaft nicht Sitte. Ich 
ftehe durchaus auf dem Standpunkt des Heren Abgeordneten 
Dertel, daß man Anftandspflihten nicht zum Gegenftand 
der Geſetze machen fol. Aber noch viel weniger foll man 
die einfachſten Anftanbspflichten durch das Geſetz für über- 
flüfftg erklären, und das gejchieht, wenn man dem Kom— 
pilator die Erlaubniß giebt, den Dichter und Komponiften 
zu gebrauchen, wie er will, ohne ihn nur einmal zu fragen. 
Ich ftreife nur noch einige Unzuträglichkeiten, die ſich 
in der Konſequenz dieſes Verfahrens herausftellen müffen. 
Andere find ſchon früher erwähnt worden. Nicht immer 
trifft die Wahl des Kompilators gerade genehme Gedichte 
und Stüde, von denen der Schriftfteller wünſcht, daß fie 
in bie fragliden Kompilationen aufgenommen werden. 
Ih weiß aus eigener Erfahrung, daß man, namentlich 
im Alter, vielfah auf die früheren Kinder feiner Muſe 
nicht mit ungetheiltem Bergnügen und ungetrübtem Water 
ftol3 herabblidt. Gin Beifpiel fir viele! Das Lieb 
„Grad' aus dem Wirthshaus fomm ich heraus“ tft be— 
fanntlih von dem preußifchen Kultusminister v. Mühler 
verfaßt. Mir felbft Liegt das Lied mit feiner Schwung: 
vollen fpanifchen Tanzmelodie ſehr am Herzen, nicht etwa, 
weil ich Gelegenheit hätte, bie Naturivahrpeit dieſes Ge⸗ 
dichtes jetzt noch häufiger an meiner eigenen Perſon zu 
erproben, ſondern weil es beweiſt, daß trotz aller düſteren 


(B) Weisſagungen der Temperenzler und Abſtinenzler ein 


trinkfroher, wenn auch nicht ganz trinkfeſter Student 
immer noch preußiſcher Kultusminiſter werden kann. Aber 
das iſt nicht ausſchlaggebend. Glaubhaft iſt mir dagegen 
verſichert worden, daß der ſpätere Kultusminiſter v. Mühler 
durchaus nicht angenehm davon berührt worden iſt, daß 
er gerade durch dieſes Lied, das er in der Zeit des 
Jugendübermuthes geſungen, in den Kommersbüchern auf 
die Nachwelt gekommen iſt. 

Meine Herren, dergleichen Beiſpiele ließen ſich ver— 
mehren. Sie beweiſen das Eine, daß es ein under: 
äußerliches Recht de3 Dichters ift, ſelbſt zu entjcheiden, 
wie und wo er bemugt werben fol, und dieſes under: 
äußerlihe Recht, was man jeben Komponiften und Autor 
zubilligen muß, ift durch das Geſetz zweifellos in Frage 
geſtellt. Bon folhen Bebenten abgefehen, ift wohl anzu: 
erkennen, dab das Geſetz vor allen Dingen aud dem 
Komponiften eine wejentlih beſſere Grumblage zur 
Wahrung feiner Rechte verleiht, als es die bis jet 
geltenden Geſetze gethan haben. In weiterem Umfange 
als bisher iſt vor allen Dingen das Aufführungsrecht als 
integrirender Beſtandtheil des Urheberrechts firirt, und id) 
bin der feſten Ueberzeugung, daß es dem Komponiſten 
nunmehr gelingen wird, das Publikum von der verfehrten 
Anfiht abzubringen, al$ ob man dur den Ankauf der 
Noten zugleih aud das Recht erwürbe, die betreffende 
ſtompoſition auch öffentlid aufzuführen. Des weiteren 
bin ic) der Ueberzeugung, daß es dem Komponiſten viel 
leichter werben wird als biäher, entgegen dem bisherigen 
Geſchäftsgebrauch, wonach es fait als felbitverftändlich 
angefehen wurde, wenigftend als Negel galt, daß das 
Aufführungsreht zu gleiher Zeit mit dem Verlagsrecht 
übertragen wurde, dem DBerleger gegenüber fein Recht 
— und ſich die Tantiemen fir die Aufführung 
feiner Werfe zu retten. Allerdings ift aud) diefe Hoffnung 





feine ganz ungetrübte. 
näher eingehen, weil fie auch für gewiffe Paragraphen 
bes Verlagäreht3 von Bedeutung find. 

Meine Herren, fhon in der Kommilfion mußte ich 
mir immer und immer wieder bie frage vorlegen, ob 
wir nicht trotz dem beiten Willen, dem Dichter, Schrift: 
fteller, Komponiſten feine Nechte zu fichern, weniger biefen 
nügen als vielmehr den Verleger in die Taſche arbeiten. 
Ich ftehe mit diefer Auffaffung durchaus nicht allein; aud) 
viele andere Kommiſſionsmitglieder find bei verfchiedenen 
Punkten der Vorlage häufig auf diefen Gegenftand zurück— 
gefonmen. Die Dinge liegen nun einmal fo, daß von den 
beiden Vertragſchließenden ber Berleger dem Schriftiteller 
und dem Komponiften gegenüber meiftentheild der lieber: 
legene ift, nicht nur in geſchäftlicher Beziehung durch feine 
Sad): und Fachlunde, jondern vor allem in wirthichaft: 
liher Beziehung. Es ift alfo die Frage, ob denn 
auch wirklich mit diefem Gele in der Hand, das nur 
dispofitives Recht ſchafft, der Urheber in der Rage ift, fi) 
einen Vortheil zu erringen, d. b., ob es ihm gelingt, 
aewiffe wejentliche Theile feines Urheberrechts auch dem 
Verleger gegenüber vertragsmäßig zu fihern. Ich erinnere 
mid) dabei eines Wortes, welches vor Jahren einmal vom 
Miniftertiich gefallen ift; es Jautete: „Die Geſetze find 
nicht dazu da, um bie Dummen zu fügen.“ Einen 


Nachklang — 
(Slode des Präfidenten.) 

Bizepräfibent Dr. v. FregesWelgien: Meine Herren, 
ich bitte, doc die Privatgefprähe nit fo laut zu führen, 
damit der Herr Redner im Haufe zu verftchen tft. 

Dr. Bogel, Abgeordneter: Einen Nachklang an diefe 
minifterielle Aenkerung glaubte id aus den Worten des 
Herrn Abgeordneten Wellftein herauszuhören: ius vigi- 
lantibus scriptum est. Das ift dem Anfchein nah ein 
römifhes Rechtsſprichwort, nnd ich erinnere mich nicht, 


in einer Sanımlung deutſcher Rechtsſprichwörter — und (D) 


bie ift fehr reichhaltig — ein entiprechendes gefunden 
zu haben. Am eheften könnte man nod) denken an ben 
deutfhen Spruch: Thu die Augen auf oder den Beutel! 
Aber diefer Spruch hat mit dem Rechte nichts zu thun. 
Daß fih aber in ber deutfchen Sprahe ein Pendant zu 
jenem römifhen Rechtsſprichwort nicht findet, ift durchaus 
nicht zufällig; der Deutfhe nimmt dem Geſetz gegenüber 
eine weitaus andere Stellung ein als der Römer. Im 
römischen Unterricht bildete das Studium des öffentlihen 
und privaten Rechts den eigentlichen Mittelpunkt, um dem 
ſich aller übrige Unterricht gruppirte. Im Deutichen ift 
das nicht der Fall. Ich felbit bekenne in tiefer Demuth, 
daß ich von der Eriftenz eines Urheberrechts erft erfuhr, 
als ich in die Kommiſſion eintrat, obgleich ich feit 30 Jahren 
fchriftftellere. Ich möchte wohl wiflen, wie viel Deutiche 
jahraus jahrein hinfterben, ohne je ein Geſetzbuch im 
der Hand gehabt zu haben. Wir Deutfche Iernen alles 
Mögliche, nur nichts von den Geſetzen. Mit Ausnahme 
der Juriſten find allen Deutfchen, auch dei gebildeten, bie 
Geſetze böhmifche Dörfer, auf die fie erit aufmerkſam 
werben, wenn man fie mit der Nafe darauf ftößt — und 
dann ift es ja leider meiftens zu fpät. Die Juriſten mit 
ihren lebhaften Intereſſe für das öffentlihe Wohl, das 
fie auszeichnet, mögen das bedauern; ich felbft möchte 
aus Gründen, die mit meiner anttfemitiichen Gefinnung 
zufammenhängen, wünfchen, daß der Deutiche feine weit- 
gehende juriftiihe Naivetät bis zu einen gewilfen Grabe 
abjtreifte. Aber das find fromme MWiünfde. Dem Deuts 
ſchen wohnt nun einmal eine angeborene Gleichgiltigkeit 
gegenüber dem Recht inne, er tritt mit einer gewiſſen 
Mengftlichkeit den Tauſenden von Gefehesparagraphen 
gegeniiber, die ihm nur Sinn und Gedanken verwirren. 
Er ift Ueberzeugungsmenſch; er ſucht die Vorſchriſten für 
fein Handeln nicht in Gefegen, fondern in ſich ſelbſt. 


Ich möchte auf dieſe Bedenken (CO) 
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(A) Ein gewifles, dem Deutfchen angeborene Gefühl für | und feinen Autoren, und auch in Zukunft befteht ver m (C) 


erner 


Recht und Billigkeit, guter Brauch und Sitte, Treue und 
Glauben reguliren und regieren bei uns weit beſſer und 
wirlſamer die öffentlichen Verhältniſſe als die geſchriebenen 
Geſetze. Ja, ich gehe noch weiter: ein Menſch, der in 
Deutſchland das Geſetzbuch immer bei der Hand hat, gilt 
nicht mit Unrecht für ſuſpekt; man hat den Verdacht, er 
fuhe da nicht etwa Vorfchriften, um geſetzlich zu handeln, 
fondern ſuche nur nad) gewiflen gejeglichen Handhaben, 
um an dem, was recht und billig ift, vorbeizulommen. 

Sp liegen bei und die Dinge. Wir fünnen fie in 
abjehbarer Zeit unmöglich ändern; dazu müßte unfere Jugend- 
und Univerfitätserziehung anders werden. Nun, können wir 
fie nicht ändern, jo müſſen wir halt mit ihmen rechnen. 
Wir haben auch unſere Gefeße auf verfchiedenen Gebieten 
bereit3 darnach eingerichtet. Die Vertragsfreiheit iſt ja 
theoretifch eine recht ſchöne Sache. Sie ift es immer ge= 
wefen, die man und entgegengehalten hat, wenn wir ber: 
fuchten, aus dem bispofitiven Recht zwingendes zu maden. 
Aber von wirkliher Vertragsfreiheit fan doch nur da 
bie Rede fein, wo fich bie beiden Bertragichliegenden eben— 
bürtig in Sachkunde ſowohl wie in wirthichaftliher Be: 
ziehung gegenüberftehen. Da dies häufig nicht der Fall 
ift, mußten wir damit rechnen und uns, wo nöthig, nicht 
fcheuen, zwingendes Recht zu ſchaffen. Das wäre gerade 
hier von der weittragenditen Wichtigkeit gewejen. Vor 
allen Dingen follte man durch zwingendes Recht das Auf: 
führungsredt vom Berlagdvertrag zwiſchen Mufitverleger 
und Komponiſten ausfchließen. Ahnen allen, meine Herren, 
ift noch jener famofe Bertrag im Gebädhtniß, den Herr 
Kollege Diet jeinerzeit vorgelefen hat; er war bie reine 

actio leonina, und die Sachklunde des genannten Herrn 

bürgt uns dafür, daß derartige wucheriſche Verträge nicht 
eine Ausnahme bilden, fondern im Muſikverlag faft die 
Negel find. 

Meine Herren, ih halte die gleichzeitige Ueber— 
tragung des Aufführungsrechts durch den Berlagävertrag 
an den Verleger für ein zweifelloſes Unrecht, und zwar 
aus einfahen Gründen. Diefe Mebertragung ift in der 
ganzen Natur des Verlagögeihäfts nicht begründet. Der 
Verleger ift von Berufs wegen derjenige, der die Kompo— 
fitionen, die Bücher zu vervielfältigen und zu verbreiten 
hat — weiter nichts. Gr iſt weber Thenterbireftor 
nod) Kapellmeifter, weder Theateragent noch Mufifagent. 
Es mag fein, daß er durch —— Beziehungen biel- 
fach in der Lage ift, die Aufführung von Dramen, Opern 
und fo weiter zu erleichtern. Wenn er das aber thut, 
thut er es nur innerhalb feiner Pflicht als Verleger, als 
Buchhändler; denn dad — darüber kann fein Zweifel fein — 
ift das praftifchite Mittel, um Kompofitionen und Dramen 
zu verbreiten, und dazu tft er als Verleger verpflichtet. 
Er hat alfo thatſächlich der Hebertragung des Aufführung: 
rechts feine gleihwerthige Leiftung entgegenzufegen. 

Das, meine Herren, find meine Gründe, und nun 
nehmen Sie dazu bie deutſche Gefegesuntunde! Gin 
junger omponift hat die Schule und das Konfervatorium 
befucht, hat feine Zeit auf dem Stlavierjeffel und vor 
dem Notenpult zugebradt. Er hat feine Ahnung vom 
Urheberrecht. Nun hat er feine erfte größere Stompofition 
geihaffen und betritt, das Manuffript unter dem Arm, 
das Allerbeiligfte bed Verleger, der über dad Schidjal 
feines ringenden Talente die Wage hält. Was er mit 
fi bringt, ift nichts als der gute ehrliche Glaube an bie 
Ehrenhaftigkeit und Billigkeit der Firma, ber er fid) an- 
vertraut. Nun wird ihm ein Vertragsformular vorgelegt, 
das er kaum lieft und, wenn er e3 lieft, in allen feinen 
Folgen nicht überfhauen kann. Und jo verichreibt er 
ſchließlich fich und feine Kompofitionen mit allen Urheber— 
rechten dem Verleger, feinen Erben und Rechtsnachfolgern. 


Sp ift es Richard Wagner gegangen, jo unzähligen großen 


bon Geſetzes wegen fein Hinderniß, daß dad Recht 
fo gehandhabt wird. 

Meine Herren, biefe Erwägungen würden mid; ge— 
hindert haben, der Vorlage meinen Beifall zu geben, 
wenn e3 mir nicht gelungen wäre, an der Hand von Gr: 
wägungen, die id Herrn Kollegen Die verdanke, einer 
milderen Auffafjung Raum zu gewähren. Diefe Gr: 
wägungen ftügen fih auf die Erfahrungen, die man mit 
der jozufagen ethifhen Wirkung der Gefege gemacht 
hat. Als das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
geihaffen wurbe, gab ſich wohl Seiner im dieſem hohen 
Haufe der Hoffnung Din, daß man bamit ben MWucher 
ober den unlauteren Wettbewerb gänzlih aus der Welt 
Idaffen würde. Aber durch unfere Gefege find dieſe un— 
lauteren Gejhäftspraftifen wenigftens öffentlih an den 
Pranger geftellt, fie find ftigmatifirt. Und daran hat fich 
eine ſehr jegensreihe Wirkung geknüpft: jeder ehrenhafte 
Geihäftsmann hält es unter feiner Würde, derartige Ge: 
ihäftspraftifen zu üben, weil er die Nachrede für feinen 
guten ehrlihen Namen fürchtet. Cine derartige Wirkung 
verſpreche ih mir aud bon dem vorliegenden Gefegent- 
wurf. Wir haben es hier zu thun mit einem hochadıt- 
baren, durch und durch ehrenhaften Stande, mit dem 
Stande der Buchhändler, und id bin überzeugt, daß es 
in kurzer Zeit zum guten Ton gehören wird, die Ber: 


träge, die man mit dem SKomponiften abſchließt, 
dem Geifte dieſer Geſetze anzupaſſen. Dafür wird 
Ihon die Buchhändlerbörfe forgen, durch die eine 


überwiegende Anzahl chrbarer, ehrenwerther Elemente 
ihren Ginfluß geltend zu machen in der Lage ift. 
Allerdings, meine Herren, wird der Komponiſt ſchwerlich 
im ausjcließlichen Beiig feines Aufführungsrechts bleiben. 
Wenn er das aber nicht kann, dann liegt ed an anderen, 
durdaus berechtigten Gründen. Die Drudfegung der 


Kompofitionen, namentlich folder, die mit Bartituren ver: (D) 


knüpft find, iſt enorm theuer, viel theurer, als etwa die 
Drudlegung gewöhnlicher Bücher. Wenn alfo der Kom— 
ponift nicht von vornherein eine erhebliche Beiſteuer zum 
Drude einer größeren Kompoſition leiften kann, wird ſich 
der Verlagsbuchhändler genöthigt fehen, bis zu einem ge— 
wilfen Grade auf bie be rg zurüdzugreifen. 
Innerhalb diefer Grenze ift dagegen nichts einzuwenden. 
Die Hauptſache ift und bleibt, dab wir die Hoffnung auf: 
recht erhalten müſſen, daß derartige wucheriiche Verträge, 
bon denen Herr Die geiprochen hat, allmählich aus der 
Geſchäftspraxis verſchwinden. 

Meine Herren, ich halte die Bedenken, die hier ge— 
äußert worden ſind, für nicht ſo entſcheidender Natur, daß 
dadurch der unleugbare hohe Werth der Vorlage ernſtlich 
in Frage geſtellt werden könnte. Ich ſchließe daher mit 
der Bitte an das hohe Haus, der Vorlage auch in dieſer 
Form, wenn es nicht anders geht, die Zuſtimmung nicht 
zu verweigern, und damit ber Nation ein neues bedeut— 
ſames Stück ſozialer Geſetzgebung zu ſichern. 

(Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dieb. 

Dieb, Abgeordneter: Meine Herren, befürchten Ste 
nicht, daß ih Ihnen eine lange Nede halten werbe. 
Aber es iſt doch nöthig, dab wir zur Einleitung der 
dritten Leſung unſere Geſichtspunkte noch einmal tn fürze 
darlegen. 

Das Urheberrecht ift, ſeitdem die zweite Lefung 
ftattgefunden, in der Breffe ftark kritifirt worden; im all: 
gemeinen Lönnen wir jagen, baß in dem jegigen Entwurf 
gemäß den Beihlüffen zweiter Lefung gegen früher un: 
leugbare Fortichritte vorhanden find. Wohl hätten wir 
mit dem alten Urheberrecht, wie es feit 1870 beitand, 
noch recht gut auskommen können; aber die beränderte 
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(Diep.) 


(A) internationale Geſetzgebung hat es wünſchenswerth gemacht, 


an eine Reviſion dieſes Geſetzes heranzutreten. Das jept 
vorliegende Urheberrecht enthält nicht viel Neues, wenn 
man von der feiteren Umſchreibung der Rechte der eigent: 
lichen Urheber im Gegenſatz zu den Nechten der Werleger 
abfieht. Der fpringende Punkt ziwifchen Urheber und 
Verleger wird immer das llebertragungsredt bleiben. 
Solange der lirheber dem Berleger feine Rechte auf alle 
Zeiten verkaufen kann, werben auc die ftarfen Differenzen 
zwifchen dem beiden Parteien bleiben. Diefe Differenzen 
wird man nicht ohne weiteres aus ber Welt ichaffen 
fünnen. Ob man gefegmäßig Dagegen vorgehen kann, ift 
eine beftrittene Frage. Ich glaube nicht, daß es möglich 
fein wird; aber immerhin follte man ernftlihere Verſuche 
machen, als ſolche biöher gemacht worden find, Die Ueber— 
tragung zu erfchweren. Wir fehen ſchon heute, nachdem 
der Entwurf des neuen Urheberrechts feit zirka zwei Jahren 
in der Deffentlichleit befprochen wird, den Fortfchritt, daß 
die Urheber an ihre Verleger mit größeren Forderungen 
herangetreten find, wie man fie früher gar nicht für 
möglich gehalten hat. Insbeſondere gilt dies für den 
Muſikalienverlag. Im Buchverlag haben ſich die Ber: 
hältniffe in den legten 10 Jahren weſentlich gebeflert; die 
allergrößten Schäden, worüber früher mit Recht geklagt 
wurde, find befeitigt worben durch die vom Börfenverein 
aufgeftellte Verlagsordnung. Indeß in Mufikalienverlag 
find Gepflogenheiten aus früheren Zeiten geblieben, bie 
wohl häufig Die Rechte der Urheber verſchoben haben. 
Die Komponiſten haben ſehr bald, nachdem dieſer 
Entwurf der öffentlichen Kritik unterſtellt worden iſt, ihren 
Vortheil begriffen und Haben ihn auch geltend gemacht. 
Im Jahre 1899 hat unter anderen der Ausihuß des 
Börſenvereins deutſcher Buchhändler unter Hinzuziehung 
des Vorſitzenden des preußiichen Literariichen und muſi— 
kaliſchen Sachverſtändigenvereins dieſen Entwurf durch— 


(B) berathen, und da iſt bereits angeführt worden, daß bie 


Stomponiften größere Anſprüche an die Verleger ftellten, 
als ihnen früher gewährt worden waren. In diefen Vor: 
verhandlungen ift von dem Morfigenden des Ausichuifes 
einer der bedentendften Deiufitalienverleger gefragt worden, 
ob es richtig ei, dak die Honorare fir Kompoſitionen in 
der Hegel ein: für allemal und für alle Nechte bezahlt 
werden. Auf die Bejahung fügte der Vorſitzende Hinzu, 
daß c& wohl aud Ausnahmen gäbe, wo Tantiemen ber: 
einbart werden. Aber abgejchen davon, wirde der ganze 
Bortheil einer folden Bertragsihliefung ausſchließlich 
dem. Verleger zu Gute lommen. Die Antwort des be— 
jragten Herru ging nun dahin: „Die mufifalifchen Autoren 
haben uns in der lebten Zeit aufs änßerfte überrajcht 
durch fommerziellen Sinn, der ſich wachſend entiwidelt 
hat; id) ſehe kommen, daß eine Folge des neuen Geſetzes 
auch die fein wird, daß wir die Paufhalhonorare nicht 
beibehalten können, fondern die Herren prozentual be: 
theiligen.* 

Schen Sie, meine Herren, das iſt das, worauf wir 
ſtels hingewiefen haben. Das A uud O des Urheber— 
rechts ift, daß die lirheber, geftügt auf eine ſtarke Organt: 
fation, mit den Werleger verhandeln können, da der 
Einzelne in der Regel nicht in der Lage ift, jeine Nechte 
io geltend zu machen, wie er fie geltend machen möchte. 
Wenn die Scriftiteller und Stomponiften den Weg der 
Organifation befchreiten, fo werden fie aud) ihren Vortheil 
davon haben. 

Au ſonſtigen Verbeſſerungen ift der Geſetzentwurf 
nicht allzu reich. 

Wichtig tft das Berbot, dak AMenderungen an ben 
Werfen der Urheber nicht vorgenommen werden dürfen, 
es feien denn folde, die nad Treu und Glauben nicht 
verfagt werden lönnen. Wir wären jehr gern bereit ge: 
weien, jede Aenderung an ben Werfen eines Urhebers 





auszuſchließen; das ift aber bei unferer heutigen Geſetz- (C) 


gebung nidyt möglid. Wir können nicht verlangen, daß 
der Verleger oder Herausgeber irgend einer Zeitung, 
Zeitfchrift oder eines Werkes nichts Ändern darf. Wen 
wir daS wollen, müſſen wir eine freiere Gejeßgebung 
haben, wie fie beifpielaweife England befitt. Da fann 
man folde Bedingungen aufftellen. Wir haben in der 
Kommilfion und überzeugt, daß die Menderungen, wie 
fie heute geftattet werden follen, ein gewiſſes Maß nicht 
überfchreiten dürfen. 

Auch die Beltimmung über die Zwangsvollftredung 
im $ 10 ift wichtig: daß nämlich bei einer Zwangsvoll— 
ftredung fein Eingriff in das Manuffript geftattet ift; 
denn denkbar wäre es immerhin, daß andernfallS einem 
Scriftfteller oder einem Stomponiften, der ein Buch oder 
eine Kompofition in Arbeit hat, bei einer Zwangsvoll- 
ftredung das betreffende Manuffript als Mafulatur ger 
pfändet werben könnte. Dem ift jegt vorgebeugt. 

Wenn id) jebt uoch mit zwei Worten auf den 5 18 
eingehen darf, jo foll das nur eine rg bringen. 
Der Gntwurf verlangte urfprünglid, daß überall bei 
Entnahme auch kleiner Notizen aus anderen Zeitungen 
die Quelle angegeben werden fol. Später haben jid) 
die Meinungen geklärt. Man hat fih gelagt, daß die 
Quellenangabe bei kleinen Notizen eine unnüge Schererei 
jei, da man auch nicht immer ficher ift, dab das, was 
eine Zeitung aus einer anderen an kleinen Notizen ent- 
nimmt, wirklich original ift. 

Da indeffen auc wieder der Wunſch lant wurde, 
es bei der Quellenangabe zu belaffen, fo glaube ich, daß 
fid) die Zeitungen fehr leicht dadurch helfen können, wenn 
fie die betreffenden Notizen mit irgend einem Zeichen 
verjehen. Ste könnten eiwa an der Spike des Tertes 
erflären: alle Artitel, Notizen 2c. die mit „NR. v.“ — 
Nachdruck verboten — verfehen find, bürfen ohne be= 
fondere Erlaubniß nicht nachgedrudt werben. Wenn das 
geſchieht, jo wird jede Zeitung dieſes Verbot reipeftiren. 

Die umftritteniten Punkte im Urheberrecht find Die 
S 22, 27 und 33. Doch darüber werden wir uns nod) 
bei der Spezialdistuffion auseinanderfegen. Der 5 22 
icheidet jegt aus, indem feine der Parteien eine Neigung 
gezeigt bat, dazu Abänderungsvoricdläge einzubringen. 

Was den $ 27 in Bezug auf die Bereine anlangt, 
jo ftehen wir auf dem Standpuntt, daß wir die Vereine 
nicht in dem Sinne preisgeben können, wie es ber An— 
trag Dr. Eiche und Dr. Müller (Meiningen) wünſcht. 
Wir können die Nothwendigkeit dafiir nicht einfehen. 

Ebenſo wenig können wir und auf die Erweiterung 
der Schubfrift von 30 auf 50 Jahre einlafien. Wir 
alauben, es ift vollftändig genug, wenn bie Erben des 
Urhebers noh 30 Jahre den Nußen genießen. Die Be: 
fürdtung, dak die 5Ojährige Schußfrift allgemein werden 
fanı für alle Werke der Literatur und Muſik, ift nicht 
jo unbegründet. Werben 50 Jahre als Schupfrift für 
alle Aufführungen von Opern, Dramen und bergleiden 
feftgefegt, jo werben ganz von felbit aud die Werke, 
Bartituren mit der Zeit unter diefe Schubfrift fallen. 
Das geht über das hinaus, was wir verantworten können. 

Mir werden bie Refultate der britten Leſung ab» 
warten, und je nachdem werden wir fir oder gegen bie 
beiden Gejegentwürfe ſtimmen. Eines ift fider: wenn 
die Anträge der Herren Abgeordneten Dr. Eſche und 
Miller (Meiningen) zur Annahme gelangen jollten, fo 
werden wir gegen das Belek botiren. 

Nun geftatten Sie mir noch einige Worte zu jagen 
über dem fliegenden Gerichtsſtand. Wir haben und ge- 
nöthigt geichen, dieſen Antrag nod einmal einzubringen. 
Bei der Beſetzung des Haufes in der zweiten Leſung war 
das Reſultat ein unſicheres. Wir find der Heberzeugung, 
wenn dieſer Antrag vor einem vollbefegten Haufe ver: 


Ce) 


D) 


{B) trag mit Amerifa hat. 
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(Die) 


tA) handelt worden wäre, jo wäre dad Nefultat ein anderes 


geworben. Denn der fliegende Gerichtsftand ift im der 
That, man möchte jagen, ein Unfug, der eingeriffen ift, 
und der nicht mur die Herausgeber und Redalteure von 
Zeitungen beläftigt; nein, der fliegende Gerihtsitaud Tann 
auch eine Form annehmen, daß einzelne Unternehmungen 
im ihrer Griftenz gefährdet werden, und dem muß man 
vorbeugen. Alle Bertröftungen, daß das bei einem anderen 
Geſetzentwurf geregelt werden kann, haben in unferen 
Augen gar feinen Werth. Hier ift die Gelegenheit ge: 
geben, die Sache endlich einmal aus der Welt zu fchaffeı, 
und der Neihötag würde fih ein ganz eigenthiimliches 
Zenguiß auöftellen, wenn cr diefe Gelegenheit nicht beim 
Schopfe greift. 

Nun muß ih noch mit einigen Worten auf Die 
Literarverträge eingehen, die wir mit dem Ausland ab» 
geſchloſſen haben, insbefondere mit den Vereinigten Staaten. 
Die deutfchen Urheber führen allgemein Stlage darüber, 
daß diefer Vertrag in der einjeitigften Weife abgeſchloſſen 
ift, ſodaß die deutſchen Scriftiteller einen erheblichen 
Nachtheil davon haben. Zuzugeben ift das eine, daß die 
lirheber von Kompofitionen einen Nuten haben, indem 
diefe in Amerika gerade jo geihügt find wie in Deutſch— 
land. Dagegen ift es bei allen Grzeugniffen des Buch— 
druds umgekehrt. Jedes Buch, das in Deutſchland er— 
ſcheint, kann in Anerifa nachgedrudt werden; dagegen 
aenieht jedes Buch, das in Amerika erjchienen ift, im 
Deutſchland vollſten Schuss. Nun muß id jagen, das 
Nahdruden ift gewiß eine böfe Infitte, man ſollte «3 
verhindern, wo irgend möglich; aber wenn man einen 
Vertrag macht, muß man vollſte Neziprozität genießen: 
das, was man giebt, muß man von dem anderen aud) 
wieder empfangen. Das liegt aber hier nicht vor. Man 
hat bei den damaligen Verhandlungen — id) glaube, ed war 
1893 — auf England hingewiefen, das einen ähnlichen Ver: 
Id) war damals der einzige, der 
dagegen Oppofition erhob. Wenn es ſich um Getreide, 
Fleiſch oder dergleichen Dinge gehandelt hätte, dann hätten 
die Parteien von der rechten Seite des Hauſes längſt 
DOppofition gemadt. Hier aber handelt es ſich nur ımı 
geiftiges Eigenthum, da hat man den Mund gehalten. 

Die Engländer haben gerade fo einen Vertrag wie 
wir mit dem DBereinigten Staaten. Aber in England 
laffen die meisten Verleger ihre Ausgaben, ſoweit fie auf 
die amerikaniſche Kundſchaft reflektiren, Doppelt herftellen, 
einmal in England und gleichzeitig in Amerifa. Dadurd, 
daß ein Buch auch in den Vereinigten Staaten in Satz 
und Drud hergeftellt wird, kann es dort geſchützt werden; 
e3 erhält das fogenannte Copyright, Troßdem hat man 
in Englaud nicht die beften Erfahrungen damit gemacht. 
Es hat 3. B. ein engliicher Berleger ein wiſſenſchaftliches 
Werk auf diefe Weile hergeftellt, und dennoch ift man in 
Amerika dazu gekommen, diefes Werk nabzudruden. Die 
Firma, der das unlängft paffirt ift, hat in den Vereinigten 
Staaten den Naddruder verklagt; er wurde aber abge— 
wiefen, weil man nachweiſen konnte, dab der Nadhdrud 
nad) dem im England hergeftellten Gremplar ftatt: 
gefunden hat. 

Wenn das Irheberrecht einer neuen Negelung unter: 
zogen wird, fo gehört dazu, daß auch dieſe Verhältniffe 
in ben Bereich der Diskuffion gezogen werden. 

Auch die ſogenannten Pflichteremplare muB id od) 
berühren. Es ift von dem Herrn Abgeordneten Dr. Arendt 
in einer Nefolution, die aud) vom Haufe angenommen 
ward, beantragt worden, daß die Art und Weile, wie 
heute die Pflichteremplare an die öffentliden Bibliotheken 
der Einzelftaaten abgeführt werden müſſen, abzuändern 
jei. Aber den Wunſch hat man doc durchblicken laſſen, 
daß man den Zwang, Pflichtexemplare abzuliefern, be: 
feitigen follte. Davor möchte id) aber dringend warnen. 


Die Nefolution liegt der Regierung vor; fie wird darüber (C) 


zu befinden haben. Ich bin auch dafür, daß die bisherige Art 
und Weile der Abgabe der Pflichteremplare eine Nenderung 
erfahre; aber die Menderung foll dahin gehen, daß wir die 
Pflichtexemplare einer Neichsbibliothef zuweilen. Diele 
Forderung ift, folange das Deutſche Neid exiſtirt, er: 
hoben worden; aber energiihe Schritte, um diefen lan 
zu verwirklichen, find bis heute nicht geſchehen. Das tft 
aber nothwendig. 

Die Stlage, daß die Verleger diefe Abgabe nicht 
tragen könnten, hat feine große Bedeutung; denn wir 
haben in allen Kulturländern ganz gleihe Einrichtungen. 
In England werden 3. B. 5 Freieremplare verlangt, die 
dem britiichen Muſeum und vier anderen Bibliotheken 
zugeführt werden. In Frankreich werden 2 Gremplare 
für die Nationalbibliothek verlangt, in Italien 3, im 
DOefterreih 4, in Amerika 2. Cine Neich3bibliothef wäre 
die befte Zentralitelle für Deutſchland. Man könnte die: 
jelbe ja au die Königlich preußiſche Bibliothek oder nod) 
viel beifer an die Reichstagsbibliothek angliedern. In 
Sachſen it die Abgabe der Pflichtexemplare jeinerzeit 
aufgehoben worben. Was ift aber die Folge davon ge— 
weien? Die öffentliche Königliche Bibliothek in Sadien 
it feit der Zeit jo lückenhaſt geworden, dab es gar nicht 
mehr möglich ift, den Schaden auszugleihen. Die Ber: 
leger haben fih damals damit heranszureden gefucht, daß 
fie die Bücher gerne aud) ferner liefern würden, nur der 
Zwang follte bejeitigt werden. Das Nefultat ift bekannt. 
Ich wollte bei dieſer Gelegenheit den Gedanken, eine 
Neihsbibliothek zu grimden, aufs neue anregen. Hoffent— 
lid) wird es endlich einmal dazu kommen. 

Nun geftatten Sie mir noch, meine Herren, ein paar 
Worte über das Verlagsrecht zu jagen. 

Dasſelbe ift mit Ausnahme meincd verehrten Herrn 
Vorredners heute noch gar nicht angezogen worden. Im 


Verlagsredht werben alle Rechte aufgezählt, die die Ur— (D) 


heber haben fünnten, und auf der anderen Scite wird 
den Berlegern gezeigt, wie das Gejeß umgangen werden 
fan. Biele der Herren werden in Frankfurt a. M. ge: 
weien fein und ji dort dad Denkmal von Guttenberg, 
Fuſt und Schöffer angefehen haben. Diefe drei Männer 
ftehen dort ganz einträchtig auf dent Poftament bei ein— 
ander. Als ich zum eriten Dal das Denkmal betvadıtete, 
dadıte ich bei mir: es iſt doch eigentlich ein Wunder, 
daß ſich die Leute dort oben mod) nicht geprügelt haben ; 
denn größere Feinde al3 diefe drei kann man fich kaum 
denken. In Buttenberg fehen Sie den Urheber, den Er: 
finder, in Fuſt den Verleger, den Kaufmann, und in 
Scöffer den Techniker, den Druder. Das ſchöne Ver: 
hältniß zwiſchen Urhebern und Verlegern hat jich bis auf 
die heutige Zeit Tortgeerbt. Geradeſo, wie es dieſen 
drei ergangen ift, ergeht es heute auch noch Urhebern und 
Verlegern: fie liegen häufig miteinander in Streit. Als 
Fuſt ſich mit Guttenberg vereinigt und Beide unter Bei- 
hilfe von Schöffer ihr berühmteites Werk, die 42 zeilige 
Bibel geihaffen hatten, hat Fuſt als fchlauer Kaufmanu 
eingefehen, daß mit dem Geſchäft etwas zu machen jei. 
Er ſcheint einen jehr Eugen Vertrag mit Guttenberg ab: 
geichloffen zu haben, flagte den Legteren ſchließlich cin 
und lieh ihn verganten. Auf diefe Weiſe brachte er die 
ganze Anftalt au jid). 

Ganz bdasjelbe, was damal3 vor 500 Jahren 
pafjirte, ift aud) heute noch möglid: das Recht des 
Urhebers faun, wenn fein Berleger in Konlurs gerathen 
follte, — vergantet, an ben Meiſtbietenden verlauft 
werben. Nun Liegt der Fall nicht genau fo, wie jeinerzeit 
in Mainz. Aber eine gewiffe Aehnlichkeit ift vorhanden. 
Wir haben geglaubt, daß fih in der Kommiſſion cine 
Mehrheit bilden würde, um eine folche Möglichkeit ans 
der Welt zu ſchaffen, daß man die geiftige Produktion 
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(A) etwas höher anfchlagen wiirde als irgend eine Maare. 


Mir haben und getäufcht; die Kommiffion hat feine Ber: 
anlaffung genommen, die betreffenden Paragraphen zu 
ändern. Nur eine ganz feine Verbeſſerung ift vorge: 
nonmmen worden, indem man in Bezug auf den Berfauf 
von Verlagswerken (S 28) den nterkhieb madıte, daß 
wohl eine Abtheilung oder ein ganzes Geſchäft verkauft 
werden Tann, nicht aber einzelne Bücher; in dem Falle 
ift die Zuftimmung des Urhebers erforderlich. 

Nun geht uns das ald Partei eigentlih wenig an. 
Das ift Ihre Sadıe, das ift Sache der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft. Wenn Sie eine Hompofition, ein Werft nicht 
höher einfhäten als — mie früher ſchon gefagt wurbe 

Scweizerfäfe oder ein Faß Nofinen vder eine 
Tonne Heringe, jo müſſen Sie das mit fih abmadhen. 
Mir haben und dagegen gewendet im Intereſſe der geiftigen 
Güter der Nation. 

Id komme zum Schluß. In dem Verlagsrecht, wie 
es uns heute vorliegt, werden die Beltimmungen auf: 
geführt, nah melden Verträge zwiſchen Berlegern und 
UÜrhebern gefchloffen werden fönnen, und ich muß fagen: 
wenn die Berträge konform mit dem Geſetz gemacht 
werben, fo ift das cin erhebliher Fortichritt für die 
Schriftteller und Komponiften. Ich habe Grund anzu: 
nehmen, daß die Verleger in ihrer Mehrzahl fid) nad) 
dem Gefeg richten werden. So, wie fi bislang bie 
Verleger nad ihrer eigenen, felbftgefhaffenen Verlags— 
ordnung gerichtet haben, jo werden fie fih auch nad 
diefem neuen Geſetz richten. Iſt das Geſetz aud nur 
dispoſitiver Natur, ſo kann es ſehr leicht in ein poſitives 
Recht umgewandelt werben. Dieſe Rechte dispoſitiber 
Natur haben wir ja überall, auch in der Gewerbeordnung, 
wo z. B. die Arbeiter, wenn nichts anderes ausgemacht 
iſt, eine vierzehntägige Kündigungsfriſt haben. Die 
Arbeiter haben das Geſetz im wohlverftandenen eigenen 
Intereſſe mit Hilfe ihrer Organifation zu einem pofitiven 
gemacht. Wenn die Schriftfteller und Ktomponiften — bie 
Herren werden wahricheinlicd etwas unangenehm berührt 
fein, daß ich fie mit den Arbeitern auf eine Stufe ftelle 
— fich zu einer kräftigen Organifation zufammenfcließen, 
dann können fie das im Verlagsrecht vorhandene dis— 
pofitive Recht in gleicher Form ausgeftalten und damit 
einen ftarfen Einfluß auf die Abſchließung der Verträge 
ausüben, wenn Verſuche unternommen werden follen, fie 
einfeitig zum Wortheil der Verleger zu machen. 

Sollten wichtige Abänderungen am ben beiden Geſetz— 
entwürfen vorgenommen werben, fo müßten wir und bie 
Entihließung über unfere Abftimmung vorbehalten; jonft 
glaube ich in Ausficht ftellen zu können, daß wir für bie 
beiden Gejegentwürfe ftimmen werben. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

PBräfident: Die Generalbiätuffion ift geichlofien, ba 
jich niemand mehr zum Wort gemeldet hat. 

Ehe id) die Shesialdishuffon eröffne, habe ih dem 
Haufe mitzutheilen, daß mir foeben ein Handfchriftlicher 
Antrag des Her Abgeordneten Eidhoff zu 8 19 über: 
reicht worden ift; berfelbe lautet: 

Der Reichstag wolle befchließen: 
für den Fall ber Ablehnung des Antrages 
Dr. Haffe auf Nr. 282 der Drudfadhen im Antrag 
Albrecht auf Nr. 287 der Drudjadhen in Ziffer 1 
Zeile 3 vor „einzelne Gedichte“ einzufügen: 
einzelne Auffäge bon geringem Umfang und. 
Diefer Antrag bedarf nod der Interftügung. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche den Antrag unterftügen wollen, 
ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 
Mir treten nunmehr in die Spezialbisfuffion ein. 
Ich eröffne diefelbe über $1, — ſchließe diejelbe, da 


fih niemand zum Wort meldet. ch werde, wenn niemand 
twiberfpricht, annehmen, daß S 1 nah den Beſchlüſſen 
zweiter Leſung angenommen ift. — Died ift der Fall, da 
niemand wiberfpricht. 

Meine Herren, ich werde bei ben weiteren Theilen 
des Gefeßentwurfd die einzelnen Theile in dem Falle, 
dat Wortmeldungen und Anträge nicht vorliegen, auch 
eine Abftimmung nicht verlangt wird, durd den Mufruf 
für angenommen erflären, wenn niemand gegen dieſes 
Verfahren Wideriprud erhebt. — Es widerfpridt niemand; 
ich werde demnach verfahren. 

Ich rufe aus2, — 3, — 4, — b, — 6, — 7, — 
8, — 9 — und 10 — und erfläre die von mir aufge: 
rufenen Paragraphen al3 in dritter Leſung angenommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über n 11. Zu 
bemfelben liegt dor das Amendement Dr. Nintelen auf 
Nr. 285 der Drudjaden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Nintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeordneter: Meine Herren, ber jetzt 
Ihnen vorliegende Antrag unterfcheidet fi von den An— 
trägen, welde ich im der zweiten Leſung geftellt habe. 
Ih hatte zunächſt beantragt, in Bezug auf Werke 
der Tonkunſt es bei dem beitehenden Geſch zu belafien. 
Diefer Antrag hat feine Annahme gefunden, ebenfo wie 
der entiprehende Antrag des Herrn Kollegen Richter. 
Dann hatte id) beantragt, aus der Beftimmung bed $ 11 
Abſatz 2 die Lieder auszuſchließen; diefer Antrag hat 
ebenfalld die Majorität nicht gefunden. Ich verbeffere 
diefen Antrag jegt in der Welfe, daß id in Bezug auf 
Lieder ohne Orcefterbegleitung es bei dem beftehenben 
Geſetz belaffen will. Weshalb id dazu fomme, gerade nur 
die Lieder auszufchließen von der zwingenden Borichrift 
des Abſatzes 2, das wird ſich aus dem folgenden ergeben. 

Meine Herren, id) habe bei den ganzen Debatten, 
fowohl in der Kommiſſion wie in der zweiten Leſung 
eines vermißt, daß die Herren far ausgeſprochen haben 
und fi darüber Mar geworben find, dab es bei allen 
Ktompofitionen fi um zwei ganz verfhiedenartige 
Klaſſen von Mufikaltenwerten handelt. Die eine 
Klaſſe ift für die Deffentlichkeit beftimmt — das 
find die großen Orcheſterwerke, Opern, Oratorien, Sym— 
phonien u. f. w.; die andere Klaſſe der Werke ber 
Tonkunſt find foldye, welche im wefentliden für das 
Haus beftimmt find — und dad find die Lieder ohne 
DOrceiterbegleitung. Daß Lieder auch in Konzerten ge: 
fungen werden, iſt ganz nalürlid. Aber das ift nicht 
der Zwed ber Kompoſition eines Liedes, daß es im 
Konzert gefungen wird; ber Zwed des Liedes ift ber, 
daß ed in ben Häufern, in Familien, in Brivatgefell: 
ihaften, in fleineren Streifen gefungen wird. Darin 
befteht auch der Nuten des Komponiften: in je mehr 
Häufern und Familien ein Lied gefungen wird, um fo 
ftärfer ift die Nachfrage nah den Drudfahen, die Auf- 
lage, und je zahlreiher die Abnahme ift, um fo höher 
fteigt auch das Honorar eines Komponiften. 

Nun, meine Herren, der Künſtler hat aljo, wie id) 
bemertt habe, bei der Kompofition von Liedern der Regel 
nad — es giebt auch Nusnahmen — die Abficht, für 
feine Lieder ein Publitum zu finden, welches fie im 
Haufe und in Privatfreifen fingt; und, meine Herren, in 
dieſer Beziehung ift es wichtig, dab bie Behandlung 
folder Lieder auch in Bezug auf das Urheberrecht 
anders gehandhabt werden muß, als derjenigen Saden, 
welche für die Deffentlichkeit beftimmt find. Wenn ein 
Komponift ein Werk für die Deffentlichkeit beftimmt, alfo 
ein größeres Orcheſterwerk oder dergleichen, dann befteht 
der finanzielle Nußen darin, daß er an den Einnahmen 
feinen Antheil hat; durch den Mufifalienhandel wird er 
wenig Bortheil finden, denn der Verleger wird ihm dafür 
nur ein verhältnikmäßig geringes Honorar geben. 
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(Dr. Rintelen.) 

Alfo, meine Herren, der Komponiſt hat bei der einen 
Klaffe von Mufit, was die finanzielle Seite betrifft, den 
Zwed, durd bie Aufführung einen Vortheil zu haben; 
bei ber anderen hat er, was bieje Seite betrifft, den Zweck, 
durch ben Verkauf von Noten feinen Nugen zu finden, 
und dieſen Notenverfauf erreiht er dadurch, daß Die 
Saden in die Häufer, in die Familie eindringen. Ich 
fomme auf diefen Punkt demnächſt nochmal zurüd. 

Was diefen ſpeziellen Unterſchied zwiichen beiden 
Stlaffen von Mufit betrifft, jo hat der Herr Stollege 
Dr. Spahn in der zweiten Lejung einem Gedanken Aus: 
brud gegeben — mit Grlaubniß des Herrn Bräfidenten 
will ih die wenigen Worte vorlefen — in Bezug auf 
diefe Unterſcheidung, ohne allerdings Mar auszufpreden, 
welhen Zweck dieſe Interfcheidung haben foll, ohne bie 
—— zu ziehen. Der Herr Kollege Dr. Spahn hat 
geſagt: 

Der Schwerpunkt liegt aber doch nicht in dem 
Singen eines einzelnen Liedes, ſondern in der 
Aufführung der größeren Muſikſtücke, der Chor— 
und anderen mehrſtimmigen Werke, der Orcheſter— 
ſtücke; und wenn man eine Ausnahme von dem 
geſetzlichen Vorbehalt machen und ein gewillkürtes 
Vorbehaltsrecht in Betreff einzelner Muſikſtücke 
einführen wollte, dann müßte man ihn auf 
Lieder beſchränken und unter den Muſik— 
ſtücken unterſcheiden; denn jedenfalls haben 
die Konwoniſten von Orceiterftüden, von größeren 
Chorſtücken Anſpruch darauf, ebenfo behandelt zu 
werben wie bie fonftigen lirheber, man fönnte 
nur für den Liederfomponiften ben gemwillfürten 
Vorbehalt einführen. Ob ba3 aber praftifch und 
durchführbar wäre, ift mir fehr zweifelhaft, und 
deshalb fage ih für meine Perfon: ich nehme 
die Menderung des feitherigen Zuftandes an und 
nehme bie Unbequemlichkeit, die darin Liegt, daß 
ih ein Lied nur mit Zuftimmung feines Kom: 
poniften in öffentlicher Aufführung fingen barf, 
mit in Kauf. 

Alfo der Unterſchied ift Hier gemacht; Herr Kollege 
Dr. Spahn findet aber nur das Bedenken, dieſe Lieder 
von der allgemeinen Negel auszunehmen, weil badurd 
Unzuträglichkeiten entftchen könnten. Ja, worin dieſe 
Unzuträglichkeiten beftehen follen, ift mir nicht ganz klar. 

Nun hat Herr Kollege Spahn nod einen Sag hin: 
zugefügt, den ich auch noch furz mitteilen will: 

Unſere Komponiften fingen nicht mehr mit dem 
Goetheihen Wort: 
Das Lied, dad aus der Stehle dringt, 
Sit Lohn, der reichlich lohnet, 
— die Zeiten find vorüber; fie fomponiren zu 
dem Zwede bed Lohnes. 
Ja, diefem legten Sabe will ih, nebenbei bemerft, 
ganz entſchieden wideriprehen. Das ift eine Herabjegung, 
Herr Kollege Spahn, nehmen Sie es nicht übel — des 
höheren fünftlerifchen Beruf. Ih muß wirflih jagen: 
ich verfehre mit vielen Künſtlern und Komponiſten, aber 
ich kenne feinen einzigen, der lediglich des Lohnes wegen 
fomponirte. 

Ich habe nun bei meinem Antrage diefen Unterſchied 
gemadt. Ich will ein gewillfürtes Verbot zulaflen, wie 
c3 biöher beitanden hat. Deshalb fage ih, daß ber 
Komponift, wenn er die öffentlihe Aufführung im Auge 
hat, wenn er fie fid) vorbehalten will, das auch ind Merk 
ſetzen kann. Dann ift allen demjenigen, was der Kom: 
ponift will, vollfommen Rechnung getragen: er kann das 
Lied von dem öffentlihen Wortrage ausnehmen; alle 
Lieder, bei denen es nicht geſchieht, follen in den Familien 
gelungen werden, aber nebenbei and öffentlich vorgetragen 
werben dürfen. 
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Ich habe nun bei der zweiten Leſung bie Frage 
zweimal geftellt, und erft das zweite Mal ift mir eine 
Antwort darauf geworben, worin denn der Unterſchied 
beftände zwifhen Liedern und Gedichten, warum 
beide in Bezug auf den öffentlihen Vortrag verſchieden 
behandelt werden follen? Nach der Faſſung des lirheber: 
rechtsgeſetzes vom Jahre 1870 und mad) der gegenwärtigen 
Faffung ift der Unterfchied gemacht: bei poetiichen Werfen 
find nur die Bühnenwerfe ausgenonmen, alles übrige 
ift frei. Der Komponiſt dagegen ſoll vollfommener 
Herr über alle Kompofitionen, auch über feine Lieder 
fein; nad) den Gejege von 1870 und nad meinem Antrage 


bezüglich der Lieder foll er eö nur dann fein, wenn er. 


den Vorbehalt macht. Nach der Vorlage iſt die ausſchließ— 
liche Herrſchaft des Komponiſten bei allen Kompofitionen, 
wie des Dichters eined Bühnenwerkes konſtituirt. Das 
geht meiner Anficht nach zu weit. Nach meinen Antrage 
fol das Lied frei fein, wenn der Borbehalt nicht gemacht 
ft. Ich fage: die Parallele zwifchen Licd und Gedicht 
liegt volllommen vor, und wenn bei den Werken ber 
Dihtung außer Bühnenwerlen feine Ausnahme und Be: 
ſchränkung gemacht werben darf, und die im öffentlichen 
Verfehr ganz frei ftehen und überall vorgetragen, deflamirt 
werden können, warım fol dann in Bezug auf ein eins 
faches Lied, dad auch feinem anderen Zwed dienen fol, 
als gefungen zu werben, bem Komponiften ein Vorrecht 
vor dem Dichter gegeben werden? Dem Komponijten ſoll 
ja nad meinem Antrag die Befugniß gegeben werden, 
durch den Worbehalt den öffentlichen Vortrag ohne feine 
Genehmigung auszufhließen. Das genügt doch wahrlid! 

Ich ſprach eben vom Vorrecht des Komponiſten; ich 
werde Ihnen demnächſt auseinanderfegen, daß dies eine 
fehr ſchwere Benadtheiligung der jüngeren Kom: 
poniften ift. 

Auf meine Frage, weshalb der Unterſchied zwiſchen 
Liedern und Gedichten gemadt ift, hat mein Freund Dr. 
Spahn geantwortet: 

Das Gedicht ift dazu da, gelefen zu werben — 
bon mir gelefen zu werben; ich kann es völlig 
genießen, wenn ich es felbft leſe, ich bedarf nicht 
des Borlefend durd einen anderen. 63 kann 
vorkommen, daß ein Worlefer öffentlich auftritt; 
aber das ift nur ein Ausnahmefall, der jo wenig 
erheblich ift, daß er feine Berüdfihtigung im Ge: 
feg erfordert! Das Lieb kann ich nur genießen, 
wenn es gefungen wird; dazu bedarf es einer 
Kehle, die nicht jeder hat, in dem Sinne, daß er 
fingen fan, während jeder eine Kehle in dem 
Sinne hat, daß er ein Gedicht lefen fann. 
Ich glaube, diefer Unterſcheidungsgrund trifft wahrlich 
nicht zu. Gin Gedicht kann ich leſen und habe meinen 
Genuß daran; ein Drama, ein Schaufpiel kann ich aud) 
leſen in Privatkreifen und für mich felbit. Wenn ich ben 
Unterfchied darin finden follte, bann müßte ich aud) ſagen, 
daß die Dramen nicht ausgeſchloſſen zu werden brauden. 
Wie ift es aber mit dem Liedern? Das Gedicht leſe ich. 
Das Lied finge ih mir felbit vor, wenn ich Die Stehle 
habe. Ich finge es in meiner Familie, oder ein Familien: 
mitglied fingt ed und vertreibt fih auf die angenchmifte 
Weiſe die Zeit. Das fteht genau auf demfelben Stand: 
punkt wie das Leſen eines Gedichtes. ES ift gar Fein 
Unterfhied darin. Das Leſen eines Gedichte und 
Dramas bereitet ebenfalld Genuß, und das Singen eines 
Liedes aud für mid felbit. 

Es ergiebt fich hier wieder: es ift nicht ins Auge 
gefaßt, worauf es bei der Unterſcheidung anfommt. Zweck 
des Liedes iſt, geſungen zu werden in ber Familie, im 
Heinen Kreiſe; Zweck des Gedichtes ift, geleſen, rezitirt 
zu werben auch im Kleinen reife. Wenn jemand öffentlich 
auftritt und durch Vortragen von Dichtungen feinen 
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z. B. Fritz Reuterſche Sachen 
öffentlich vorlieſt — das kommt gar nicht ſo ſelten vor, 
ſondern oft genug —, Fritz Reuter bezw. ſeine Erben 
müſſen es ſi —— laſſen, daß ſeine Sachen öffentlich 
vorgeleſen werden, die ja auch durch Vorleſen durchaus 
gewinnen. Ich erinnere nur an Paleske. Ach beſchränke 
das aber nicht auf Reuter; auch andere Sachen gewinnen 
durch Borlefen und finden ein williges Publikum. 

Alfo, in der Beziehung kann ich feinen Unterſchied 
machen zwifchen Lied und Gedicht; aber ih mache einen 
zwiichen Liedern und größeren Stombofitionen, deren Zweck 
iſt, öffentlid aufgeführt zu werden, ebenfo wie zwiſchen 
Gedichten und Bühnenwerten. Das find die Parallelen. 

Woher rührt nun die Befümmerniß der jüngeren 
Ktomponiften, falls dieſer Entwurf Geſetz werben follte? 
Man fagte: alle Sorgen der Komponiften werben be: 
feitigt, wenn die Tantiemeanftalt zu Stande kommt. 
Das ift ſowohl in zweiter Leſung als jegt in der General- 
debatte bereit erörtert worden. Ich wieberhole, was ich 
in zweiter Leſung fagte: auf die Möglichkeit des Zu: 
ftandefommend einer folden Anitalt Bin fann ich fein 
Geſetz machen. Kommt fpäter die Anftalt zu Stande, und 
hat fie beſonderen Schub nöthig, jo kann ja das Geſetz 
nachträglich geändert werben. Das ift feine Geſetzes— 
politik, Die fi ih auf künftige Möglichkeiten richtet; der 
Geſetzgeber joll dem Leben, wie es ift, nachfolgen, 
künftige Möglichkeiten vorbereiten. 

Man jagt: käme die Anftalt nit zu Stande, fo 
würde ein Anſchluß an die franzöfiihe Geſellſchaft ftatt: 
finden. Da ift mir im neueſter Zeit aber mitgetheilt 
worden, dieſe franzöfiihe Geſellſchaft ſtehe A ſehr 
wackligen Füßen. Ihre Unkoſten find derart, daß fie 
ihren Zweck nicht mehr erfüllen kann; an jedem Ort muß 
eine Agentur gehalten werden zum Spioniren und Aus: 
fundichaften, ob geiperrte Saden aufgeführt werden — 


(B) das koſtet ſehr viel Geld; ob dba noch das Genügende 


übrig bleibt, wenn die Beiträge nur mäßig find, ift mir 
zweifelhaft. Mir ift durch einen Mufltverleger mitgetheilt 
worden, die franzöfiiche Anftalt werde wahricheinlich nicht 
mchr lange beftehen. Wenn die hiefige Tantiencanftalt 
organifirt werden foll, um den jungen Künſtlern zu helfen, 
fo fommt es doch noch fehr darauf an, wie fie organifirt 
wird, ob es zweckmäßig ift, ſich ihr anzufchlichen. 

Die jüngeren Komponiften und die, welche Konzerte 
veranftalten, halten den Beſchluß der zweiten Leſung für 
außerordentlih unglüdlih. Man jagte in zweiter Leſung, 
die SKomponiften könnten ja auf ihr Werk fchreiben: 
„Aufführung freigegeben" — ähnlich, wie beim Nach— 
drud: „Nachdruck geſtattet.“ Aber verſetzen Sie ſich ein: 
mal in die Seele der jungen Komponiſten, ob dieſelben 
einen derartigen Vermerk auf ihre Werke ſetzen wollen! 
Das thut feiner gern, weil er ſich dann Hinftellen würde 
als einen, ber anfangen und auf dieſe Weife in bie 
Deffentlichkeit kommen will. Wenn fie es thun müßten, 
würde e3 für fie höchſt ſchmerzhaft fein. Alſo, ein ber: 
artiger Vermerk wäre ein Ausweg, aber einer, der ben 
Komponiſten höchſt unbequem, oft nachtheilig. ift. 

Nun, meine Derren, wie ift es denn? Der junge 
KHomponift giebt ein Lied heraus. Es muß alfo, wenn 
ein ſolches Lied im öffentlichen Konzert gefungen werden 
foll, die Genehmigung eingeholt werden. Die Konzert— 
beranftalter find daher gezwungen, fi mit dem Urheber 
oder Werleger oder den Erben des Urhebers in eine 
Korreſpondenz einzulafen, und ehe fie — wie mir bon 
Dirigenten folder Stonzertveranftaltungen gefagt worden ift 
— fih in folde Korreipondenzen einlaffen, greifen fie 
lieber zu alten Werfen. Und was wäre bie Folge da: 
von fir unfere jungen Komponiſten? Sie werden nicht 
befannt, ihre Werte werden nicht abgenommen — das 
Talent geht fchlichlih zu Grunde. Jh kann daher nur 
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dringend bitten, daß Sie die Lieder ohne Orcheſter— 
begleitung freigeben. 

Wenn mun im allgemeinen gejagt ift, daß jeder 
Komponift feines Lohnes werth ift, wie jeder Arbeiter 
feines Lohnes werth ift, fo ift das gauz richtig; er foll 
aber nur den Lohn haben, den er felbit will, ben er 
beabfihtigt. Wenn Sie den jungen omponiften zwingen 
wollen, einen Lohn zu nehmen, an den er nie gedacht 
bat, ift daS eine gerechte Geſetzgebung nadı dem Sat: 
benefieia nemini obtruduntur? Die jüngeren Homponiflen, 
von denen ich eine Reihe fenne, jagen: wir wollen für 
unfere Lieder keinen Lohn, wir find zufrieden, wenn wir 
einen großen Abſatz unſerer Lieder bei den Sängern, bei den 
Familien finden. Ja, das iſt aus dem Leben geſprochen. 
Durch den Umgang mit dieſen Herren habe ich dieſe 
Anfhanungen gewonnen. Alſo die Unternehmer von 
Konzerten werben ſich hüten, eine große Korrefpondenz 
anzufangen; fie werden dazu übergehen, freie Sadjen zur 
Aufführung zu bringen, und die jungen Komponiſten 
werden am meilten darunter leiden. 

Meine Herren, der Herr Staatsſekretär hat in zweiter 
Lefung ein tiefergreifended Bild von dem Komponiſten 
Nobert Franz geliefert. Robert Franz, deffen zahlreid;e 
Lieder überall gefungen werden, ift im Jahre 1894 in 
bürftigen Verhältnifien geftorben. Alles richtig. Woher 
fan Das aber? Gr befam ein Ohrenleiden und mußte 
deshalb feine Stelle als Kapellmeiſter niederlegen — 
und da gingen feine Gimmahmen felbitredend zurück. Nun 
möchte id fragen, wäre Robert Franz für den Fall, daß 
er nad) den Intentionen der gegenwärtigen Geſetzesvorlage 
Tantiemeanfprüche gehabt hätte, aus der Noth heraus: 
gefonmen? Nein; mahen Sie dod Ihre Rechnung, was 
das für fleine Beträge wären, die er bezogen hätte! 
Wenn mir Nobert Franz als Beifpiel vorgeführt wird, 
dab die Tantiemeberedhnung bei Liedern nothwendig jei, 
dann wünſche ich Speziell bewiefen zu fehen, daß fein 
Unglüd, feine fchledhten Wermögensverhältniffe dadurch 
— find, dab er feine Tantieme bekommen bat, 
und nicht aus anderen Gründen. Es fann ein fehr auss 
gezeihneter Komponift durch feine Lebensweile in Armuth 
verfallen — id) will nicht von Robert Franz reden, der war 
ein Mann bon höchſter Ehre; aber es giebt Komponiften, 
bie leichtfertig find, die das Geld, was fie verdienen, 
durchbringen, und wenn fie nicht mehr fomponiren können, 
figen fie in Noth und Elend da. Daß alfo jemand, der 
feine Tantieme bekommt, in eine Nothlage kommt, ift 
durchaus feine zwingende Folge der fehlenden Tantieme; 
da fehlt der Staufalzufammenhang, und den wird auch der 
Herr Staatöjekretär Dr, Nieberding ſchwerlich herftellen 
können. Zu feiner Zeit bat Nobert Franz gar nicht an 
eine Tantieme gedacht, überhaupt bis jet fein Menſch, 
fein Lieberfomponift. Es ift ein neuer Gedanke, ber 
hineingeworfen wird; aber er führt dazu, unter den jungen 
Ktomponiften die größte Sorge hervorzurufen, eine Sorge, 
die das Streben der jungen Liederfomponiften befonbers 
nieberbrüden wird, daß fie nicht mehr im Stande fein 
werden, mit der Freudigkeit weiter zu wirken, wie fie es 
bisher gethan haben. 

Ich bitte Ste, nehmen Sie meinen Antrag an; er 
entfpriht der Unterſcheidung zwiſchen großen Kompo— 
fitionen und folden, welde firs Haus beftimmt find. 
Es iſt dieſelbe Unterſcheidung, wie zwischen Bühnenwerken 
und ſonſtigen Gedichten, und da Sie bei Gedichten keine 
Ausnahme machen und dem Dichter keine Tantieme zu— 
billigen wollen, jo können Sie es auch, wenn Sie gerecht 
ſein wollen, nicht dem Komponiſten, der ſie in der Regel 
gar nicht will, gegenüber thun. 

(Bravo! in ber. Mitte.) 

Präfident: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der 

Herr Abgeordnete Richter. 


'C) 


(m) 
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Richter, Abgeordneter: Meine Herren, in der zweiten 
Lefung haben wir die Verhandlung über $ 11 mit der 
über 5 27 verbunden. Das liegt aud) in der Natur ber 
Sadır, da es fich in beiden wefentlich um Vereine und deren 
Stellung zum Komponiften handelt. Ich möchte vorſchlagen, 
dasſelbe hier zu wiederholen und alfo in der weiteren 
Verhandlung mit $ 11 zugleich den 8 27 zu verbinden. 

Präfident: Meine Herren, Sie haben foeben den 
Vorſchlag des Herren Abgeorbneten Richter gehört, mit 
ber Verhandlung über $ 11 auch bie über $ 27 zu ver: 
binden. — Ein Widerfprud dagegen erhebt fi nicht; ich 
nehme e3 danach als Beſchluß des Haufes an, daß dieſe 
Verbindung ftattfindet. 

Ih eröffne zugleih die Diskuffion über $ 27 und 
bie dazu geftellten Amendements des Herrn Abgeordneten 
Dr. Eſche auf Nr. 283 und des Herrn Abgeorbneten 
Dr. Rintelen auf Nr. 286 der Drudfachen. 

Dad Wort zur Sache hat der Herr Abgeordnete 

Dr. Eiche. 
Dr. Eſche, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
Sie zunächſt bitten, den Antrag bed Herm Abgeordneten 
Nintelen abzulehnen. Auf feine Ausführungen über bie 
Möglichkeit oder Unmöglichkeit der geplanten deutfchen 
Anftalt werde ich bei Beiprehung des 8 27 und bes zu 
biefem Paragraphen von und geftellten Antrags zurüd: 
fonmen. 

Alle Einwendungen, die überhaupt gegen das Inftitut 
des Vorbehalte gemacht werben fünnen, können im all 
gemeinen auch gegen den Antrag Nintelen erhoben werben. 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß gerade Heine Komponiften 
durch die Nöthigung, den Vorbehalt auf die Noten zu 
bringen, in die Hand des Verlegers gegeben werden. Es 
wird gerade den nod nicht befannten Somponiften, wenn 
fie bekannt geworben find, ganz unmöglid fein, fpäter 
noch vom Verleger zu verlangen, daß der Vorbehalt auf 


(B) ihre Noten gebradt wird. Das hat auch Frankreich er: 


fannt: denn fein Urheberrechtsgeſetz keunt nicht das Inſtitut 
des Vorbehaltes, und die internationale Entwidlung 
drängt darauf hin, von dem Vorbehalt überhaupt abzufchen. 

Die Unterfcheidbung, die Herr Dr. Rintelen in feinem 
Antrage macht, Lieder ohne und Lieder mit Orcheiter- 
begleitung, ſcheint mir nicht jahgemäß zu fein. Zunächft 
ift es nicht richtig, daß Lieder ohne Orcheſterbegleitung 
nur oder doch in ber Hauptfahe im Haufe gefungen 
werben; auch fie werben öffentlich in großen Konzertſälen 
vorgetragen. Ind was ben Vortrag von Liedern im 
Haufe anlangt, jo ift der Vorbehalt ganz gegenitandslos. 
Daheim kann dad Lied vorgetragen werden, mag ber 
Vorbehalt auf den Noten fein oder nit. Gin weiterer 
Fehler des Antrags beftcht darin, daB es ganz ungeredt- 
fertigt tft, ein Lied ohne Orcefterbegleitung nicht in der 
Meile ihüten zu wollen, wie Lieber mit Orchefterbegleitung. 
Gerade ſolche Lieder ohne Orcefterbegleitung find oft 
viel wertvoller, ſchon deshalb, weil fie, um, durch— 
—— und Anklang zu finden, gar nicht der Orcheſter⸗ 
egleitung bebürfen; fie find ſchon an fid) ſolche Ktunſt— 
werke, daß fie allgemeinen Beifall finden. Ich möchte 
ferner darauf hinweifen, daß es ja ganz ungeredhtfertigt 
ift, ſolche Lieder ohne Orchefterbegleitung, bie große 
Kunftwerte darftellen, nicht ſchlechthin ſchühen zu wollen, 
während man ſchützen will Mlavierftüde, die gewiß künſt— 
lerifch nicht fo hoch zu bewerthen find, wie ſolche Lieber. 
Ih möchte Sie aus biefen allgemeinen und fpeziellen 
Gründen bitten, den Antrag Rintelen abzulehnen. 

Mas nun weiter unferen Antrag zu 8 27 anlangt, 
fo hat der Herr Abgeordnete Richter mit Necht bei der 
on Lefung darauf hingewieſen, daß die Beichlüffe 

amald auf Zufalldmajoritaten berubten, und badurd) 

rechtfertigt es fih, daß mir unferen früheren Antrag 

wenigftens im weſentlichen noch einmal eingebradt haben. 
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Er * ſich aber auch durch die Erwägung, daß (C) 
vielleicht Viele, die damals nicht im hohen Hauſe waren, 
und Viele, die damals vielleicht dagegen geftimmt haben, 
fi} doch bereits überzeugt haben, dab unfer Antrag 
fachlich begründet it. Wie fhon der Herr Dr. Miller 
(Meiningen) zutreffend ausgeführt hat, liegt es auf der 
and, dab bie Komponiften durch das Geſetz in ber 
affung, in ber es in ber zweiten Lefung angenommen 
ift, ganz erheblich in ihrer Rechtslage geihädigt werden, 
eſchädigt werden aber auch insbefondere durch den Bor: 
lag ber Stommiffion oder des Entwurfs, wie er in $ 27 
enthalten ift. Es ift durchaus ungeredhtfertigt, öffentliche 
Aufführungen zugulaffen, wenn fie feinem ge ji 
Zwed dienen, und die Hörer ohne Entgelt zugelaflen 
werben. Es ift mit Recht fchon wiederholt darauf hin- 
gewiefen worben, dab durch dieſes alles gerade die ernten, 
befferen Komponiſten gefhädigt werden, da ihre Kompo— 
fitionen aber nicht bei ſolchen öffentlihen Aufführungen 
vorgeführt werben, bie gewerblichen Zweden dienen; bei 
biefen Aufführungen find ed Kompofitionen leichter Art. 
Alfo gerade dieſe leichten Kompofitionen werben geſchützt. 
Im Intereffe der Allgemeinheit haben wir aber doc in 
unferem Vorſchlag gewiſſe Aufführungen freigeben wollen; 
bad find Aufführungen bei bienftlihen Beranftaltungen 
der Militär: und Marines, der Kirchen-, Schul: und 
Gemeindeverwaltung. Wir haben unferen Antrag in 
diefer Beziehung jett etwas anders, enger gefaßt, um 
die Bedenken, die namentlih bon ber linken Seite 
geltend gemacht find, zu befeitigen. Wir wollen nicht 
frei laſſen die Morgenftänddhen, die Difizieren gebracht 
werben, ober Beranftaltun en in Dffizieröfafinos. Bor 
allem aber können wir nicht frei geben bie öffentlichen 
Aufführungen der Vereine. Es follen aber — und das 
muß ich ganz beſonders betonen — nur die öffentliden 
Aufführungen nit freigegeben werden. Aufführungen, 


die von Vereinen veranftaltet werben, von Befangdvereinen (D) 


und anderen Bereinen, zu denen nur bie Mitglieder oder 
bie Hausgenoffen zugelaffen werben, follen frei fein. 
Solde Ausführungen find aber meines Erachtens gar nicht 
als öffentliche Aufführungen anzufehen, und felbit der 
wärmfte Vertheibiger der Rechte der Gefangvereine, ber 
Herr Abgeordnete Bedh, hat ja auch bei ber zweiten 
Lefung darauf hingewieſen, daß, wenn es ſich nur um die 
öffentlichen Aufführungen der Vereine handelte, er ganz 
damit einverftanden wäre, daß die Ar. 3 geftrichen würde. 
In der That handelt es ſich auch nur um die öffentlichen 
Aufführungen. Wir wollen gar nichts anderes, als daß 
e8 bei dem beitehenden Recht, was fid) bewährt hat und 
womit ja auc die Gefangvereine und die anderen muſi— 
faliihen Vereine wohl ausgekommen find, bleibt. 

Man hat nun oft gejagt, es ſei unjer Antrag ein Ein— 
griff in wohlerworbene Rechte. Um wohlerworbene Rechte 
der Allgemeinheit kann e3 ſich ja überhaupt nicht handel; es 
handelt fih nur um die Rechte allerdingd einer großen 
Anzahl don Mitgliedern von Gefangvereinen. Dem ift 
noch FFolgendes entgegenzuhalten: niemand wird behaupten 
wollen, e3 könne den Komponiften verwehrt werben, auf 
ihre Noten, wenn es bei dem beftehenden Rechte bleiben 
follte, den Vorbehalt zu bringen. Wie aber das niemand 
beftreiten fanır, fo kann aud niemand beftreiten, daß die 
Gefeßgebung ben Vorbehalt gewilfermaßen durch eine 
gefeglihe Beltimmung den Tonwerken aufbrüden und 
dadurd) das ausſchließliche Aufführungsreht ben Kom— 
poniften wehren fann. 

Dagegen ift auf der anderen Seite allerdings ein 
fhwerer Eingriff in wohlerworbene Rechte barin zu finden, 
dab den Komponiſten, die ihre Tonwerle mit dem Bor: 
behalt herausgegeben haben, unn fünftighin das Recht 
entzogen werben fol, zu verbieten, daß dieſe Tonwerfe 
bei Voltäfeften, bei Mohlihätigkeitöveranftaltungen auf: 
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(A) geführt werben, während fie bisher das Recht hatten, zu 
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ihon, wie auch bereitö erwähnt wurde, die Gründung der (C) 


verbieten, daß ohne ihre Genehmigung ba und bort bie 
Aufführung ftattfinde.. Das ift ein Eingriff in wohl: 
erworbene Nedte! 

Ich muß es alfo nochmals betonen: wir wollen gar 
nichts anderes, als das beftehende Recht infoweit aufrecht 
zu erhalten. Wir machen fogar ganz erhebliche Ston- 
zeffionen mit unferm Antrag, indem wir die öffentlichen 

ufführungen bei Volksfeſten zulaffen wollen, die ſchließ— 
lich, wie ber Herr Abgeordnete Richter jehr richtig fagte, 
von jedem beliebigen Bierwirth veranftaltet werden können. 
Wir wollen die Aufführungen für Wohlthätigleitszwede 
zulaffen, wiewohl hier nur bie Stomponiften Diejenigen 
find, welche Wohlthätigfeit üben. 

Mad würde num aber die Folge davon fein, wenn 
der Regierungdentwurf fo, wie er jegt in zweiter Leſung 
angenommen ift, burdbringt? Hier muß ich nodmals, 
weil das doch ber fpringende Punkt mit ift, auf die ge- 
plante jogenannte Tantiemeanftalt zurüdlommen. 3 
freut mid, von Herrn Dr. Dertel gehört zu haben, baß 
er an bie —— dieſer Anſtalt glaubt. Ich glaube, 
wir müſſen es ihr aber auch möglich maden, daß fie eine 
finanzielle Grundlage burd Beiträge von den Vereinen 
erlangt. Durd die Herbeiziehung ber Vereine werben 
diefe in feiner Weiſe, wie fhon oft ausgeführt worden 
ift, beläftigt. Es handelt fi ja nur um ein Pauſchal— 
inftem, nur um ganz geringe Abgaben, und bie Vereine, 
die öffentliche Aufführungen überhaupt nicht veranftalten 
wollen, fommen dabei gar nit in frage. Es handelt 
fi nur um ſolche Vereine, bie öffentliche langen 
veranftalten; die andern brauchen ſich in feiner Weiſe unter 
die Anftalt zu ftellen. 

Ich möchte, um barzuthun, daß die Genoffenfchaft in 
der loyalften Weife vorgeht, auch noch darauf hinweiſen, 
daß ber Ausihuß ber Genoffenfhaft ausdrücklich erklärt 
(B) hat, daß er ſich bei ber eng ber Vereine und bei 

der Sruppirung ber aufzuführenden Muſikſtücke im Einklang 
halten werbe mit der Leitung des deutſchen Sängerbundes. 
In loyalerer Weife, glaube ich, kann man in diefer Rich— 
tung nicht vorgehen! Aber vor allem ift eines doch zu 
beadhten: daß gerade diefe Anftalt im Intereſſe ber 
Aufführenden, im Intereſſe ber Vereine felbit 
liegt. Es ift ſchon von verſchiedenen Seiten auch Heute 
wieder darauf Hingewielen worden, dab, wenn man die 
beutfche Anftalt unmöglich macht, dies Zweierlei zur Folge 
haben fan: entweder, es kommt die franzöfiihe Soeiété 
— und das ift dad Wahrſcheinlichere — nad Deutſch— 
land. Das ift doch wahrhaftig vom vaterländiihen Staub: 
puntt aus nicht mit Freuden zu begrüßen. Im Gegentheil, 
wir müfjen alles thun, um diefe Möglichkeit auszuſchließen, 
daß die Vereine, wenn fie öffentlihe Aufführungen 
veranftalten, die nicht unter Ziffer 3 des $ 27 nad 
dem Regierungsentwurf fallen, dann ber fran: 
zöſiſchen Anftalt tributpflihtig werben. 

Eine andere Folge könnte, wenn bie franzöſiſche 
Anftalt nicht kommt, vielleiht die fein, daß überall 
Agenturen, Unternehmer entjtehen werden. Es ift, glaube 
id), hinlänglich befannt, wie dieſe Unternehmer, Agenten 
fehr häufig nicht in gemeinnügiger Weife die Aufführenden 
behandeln, wie fie nur ſich eine Einnahmequelle zu machen 
fuchen und ben Aufführenden gar nichts oder doch nur 
fehr wenig zulommen laffen. 

Herr Dr. Spahn hatte bei der zweiten Berathung 
einen Zweifel an der Möglichkeit der Entftehung diefer 
beutichen Anftalt erhoben, indem er fragte: warum ift 
denn bis jeßt diefe Anftalt nod nicht geflommen? Nun, 
da mödte ich dod) darauf hinweijen, daß dieſe Socite 
erft jeit 1886 in Frage fommt — oder richtiger feit 1896, 
jeit der weiteren Auögeftaltung ber Berner Union, Im 
Jahre 1896 — oder vielleicht etwas früher — kam aber 


deutſchen Anftalt in Frage, und dba ift es der franzöſiſchen 
Sociste mur zur Ehre anzurechnen, daß fie ſich im Ein— 
verftändniß mit ben Vertretern der deutſchen Genoffens 
ihaft zurüdgehalten hat, in Deutſchland einzudringen. 
Es beitand eben in der That die Hoffnung, durch ein 
Kartellverhältniß dem Gindringen der franzöfiichen Auftalt 
zu begegnen. 

Aber nod aus einem anderen Grunde liegt die 
deutſche Anftalt im Intereſſe der Aufführenden  felbft. 
Hier wird die Stelle fein, wo die Aufführenden erfahren 
fönnen, ob fie das Recht zur Aufführung ber betreffenden 
Ktompofition verlangen können. Durch diefe Anftalt wird 
allen den Schwierigleiten begegnet, die man geltend ges 
macht hat, indem man darauf hinwies, man wife nicht, 
wo man wegen bed Rechtes zur Aufführung anfragen 
müßte, ob beim Berleger, beim Autor ober, wenn er 
geitorben wäre, bei welchen Erben. Allen diefen Schwierig: 
feiten wird begegnet, wenn wir ermöglichen, die deutjche 
Anitalt zu begründen und jo eine Sentralitelle für das 
Aufführungsrecht zu ſchaffen. Für die Komponiſten aber 
iſt ſelbſtverſtäudlich dieſe Anſtalt von der höchſten Be— 
deutung. Denn was nützt ihnen das Aufführungsrecht, 
wenn ß nicht die Möglichkeit haben, es zu überwachen und 
zu realifiven? Der einzelne Komponiſt kann nicht im ganzen 
deutſchen Reiche herumgehen und forfchen, wo eine ompoiition 
von ihm aufgeführt wird. Er wird entweber fein Auf- 
führungsreht vollftändig aufgeben müſſen oder ſich in 
bie Haud ber Verleger oder Agenten begeben müſſen. 
Mahen wir diefe Anftalt nicht möglid, dann 
ift das Nedt der ausjhließlihen Aufführung im 
der That eine Glode ohne Klöppel. Meine Herren, 
ich verftehe wirklich nicht, insbeſondere von der linken 
Seite nit, warım man immer die Möglichkeit dieſer 
Anftalt deshalb bezweifelt, weil fie jegt noch nicht ba 


it. Das muß mid gerade von ber linfen Seite jehr (D) 


wundern, denn das fcheint mir ſehr bureaukratiſch gedacht, 
und ih muß nochmal fragen, warum man auf ber 
linfen Seite gerade in dieſem Punkte nicht an die Macht 
der Selbithilfe glaubt. Herr Nichter ſagte — das wurde 
aud) heute wieder erwahnt —, dab die Mufifautoren 
unpraftiihe Leute find. Daß fie das nit find, das 
haben doch die franzöfilhen SKomponiften bewiefen. 
Warum follen die deutſchen unpraktiidher fein 
al3 die franzöfiihen, die dod mit jo vielem 
Grfolg die Sozietät, die uns jest bedroht, er— 
richtet haben? 

Und mm zum Schluß möchte ich hinweiſen auf alles, 
wa3 uns die Komponiften gewähren. Wenn eine Kom— 
pofition geihaffen wird, die einfchlägt, dann werden 
dadurd; viele Menſchen beichäftigt und ernährt. Denken 
Sie an die vielen Notenjtedyer, an die Unternehmer, an 
bie Aufführenden und, wenn man etwas weiter geht, 
ſchließlich an die Leute, die die Mufitinftrumente felber 
anfertigen. In diefem Falle fönnte man aud 12000 Ar- 
beiter anmarſchiren laflen, die Herr Geheimrath Hauß zur 
Begründung des $ 22 immter angeführt hat. Bor allen 
Dingen muß man aber berüdjidtigen, um nun einmal 
von dem Juriftiihen ganz abzuſehen, was im idealer 
Weife die Komponiften und geboten haben: viele Stunden 
reichſten Genuſſes. IH meine vor allen Dingen, die 
Vereine haben dadurch herrlide Stunden erlebt, und 
gerade fie müßten, da es ſich doch blos um die öffentlichen 
Aufführungen handelt, hier auch ein Entgegenkommen 
beweilen. Ich meine, es kann im dieſem Falle nicht der 
Mille des Reichsſtages fein, Hier den Komponiiten nicht 
da3 zu gönnen, was ihnen unbedingt zukommt, umb ich 
bitte Sie beöhalb und erwarte auch, dab Sie unjern 
Antrag annehmen. 

(Bravo!) 
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Prüfident: Das Mort hat der Herr Kommiſſar des 


(A) ftatthaft fein, ein Lied, das urfprünglich nur mit Klabier- (0) 


Bundesraths, SKaiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
und bortragende Math im Neich3-Yuftizamt Dr. Dungs. 
Dr. Dungs, hi na Rath im Reichs-Juſtizamt, 
Staiferliher Geheimer DOber-Regierungsrath, Kommiſſar 
des Bunbesrathd: Meine Herren, ih wollte mid nur 
in eg 9 mit dem Herrn Vorreduer egen den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. NRintelen A tr. 285 
der Druckſachen ausfprehen. Der Herr Antragfteller will 
unterfcheiden zwiſchen Kompofitionen großen Umfanges 
und feinen Xiederfompofitionen. Er meint, bei ben 
ge Werfen fei allerbingd der Autor berechtigt, eine 
ergütung, eine Tantieme von der Aufführung zu ver: 
langen; hingegen bei Lieberfompofitionen finbe er feinen 
Entgelt in dem Vertrieb der Noten; bie Lieder feien ja 
im wefentlichen für den Gebrauch im Haufe ren 
und nur zufäligerweife kämen fie zur öffentlichen Auf— 
führung. Wäre das richtig, dann müßte der Herr Abge: 
ordnete Dr. Rintelen eigentlich dahin gelangen, den öffent: 
lihen Vortrag bon Liederfompofitionen, ebenfo wie ja 
aud der öffentliche Vortrag von Gedichten ganz frei ift, 
vollftäandig von jedem Verbot des Autors frei zu machen, 
alfo auch nicht einmal einen Vorbehalt des Aufführungs— 
rechts zuzulaſſen, fondern das ausſchließliche Aufführungs— 
recht an Liederkompoſitionen zu beſeitigen. So weit geht 
ber Herr Antragfteller nun freilich nicht. Ich meine aber, 
daß auch fein ganzer Ausgangspunkt nicht zu halten ift. 
Kompofitionen, auch Liederfompofitionen, find nicht auf 
eine Stufe zu ftellen mit Gedichten, deren öffentlicher 
Vortrag freigegeben ift, ſondern fie ftehen auf einer Stufe 
mit Schaufpielen; fie find von vornherein darauf berechnet, 
öffentlich aufgeführt zu werden. Während bei Büchern, 
die zur Lektüre beftimmt find, inäbefondere auch bei Ge- 
dichten, der Autor normalerweife nur denft an den Ber: 
trieb im Buchhaubel, denkt er bei Schaufpielen und bet 


(B) Kompofitionen von vornherein an die öffentlihe Auf: 


führung. Die normale Art, ein ſolches Werk zu ver: 
werthen, befteht gerade darin, eine Tantieme von ber 
Öffentlihen Aufführung zu erhalten. Der Herr Abgeord— 
nete Dr. Nintelen hat fi gegen die Erhebung von Tan 
tiemen bei Liederkompoſitionen allerdings auch im Inter— 
effe der jungen Komponiſten auögefproden. Das tit ein 
Gefihtäpunft, auf dem die Vorſchrift des jegt geltenden 
Geſetzes beruht. Gerade im Intereſſe der jungen Some 
poniften ift vorgeichrieben worden, daß das Aufführungs: 
recht gewahrt werden müſſe durch bejonderen Borbehalt. 
Die allgemeine Stimme der Komponiſten im der Gegen: 
wart geht aber dahin, daß ein folcher Vorbehalt ihnen 
nicht erwünscht, fondern im Gegentheil ihnen ſehr uner— 
wünſcht jei; bei den Negierungen haben ſich feinerlei 
Wünſche aus den Neihen der Stomponiften in entgegen 
gefegtem Sinne geltend gemacht, und da werden wir dod) 
wohl annehmen müſſen, daß die Komponiſten in eriter 
— — am beſten wiſſen, was ihnen in dieſer Hinſicht 
gut thut. 

Was die Faſſung des Antrages im einzelnen betrifft, 
fo möchte ich mir nur noch erlauben darauf Hinzuweifen, 
daß mit einer folden Unterſcheidung, wie fie durch den 
Antrag bezwedt wird, eine große Nechtöunficherheit in 
das Geſetz hineingetragen wiirde. Es foll unterſchieden 
werben zwiichen den übrigen Kompoſitionen und Liedern 
ohne Orcheſterbegleitung. Was unter den Liedern zu 
verftehen ift, ift einigermaßen zweifelhaft. Sind darunter 
aud Balladen zu verftehen, aud lange Gedichte, wie 
3. B. Schillers Lied von der Glode? Sind darunter aud) 
Chorgelänge zu verftehen? Wie ift es mit Liedern aus 
Dpern, welche herausgegeben werben in Separataudgaben 
mit bloßer Klavierbegleitung? Sollen die Lieder ſchutzlos 
fein gegen Aufführung ohne Orcefter felbft dann, wenn 
fie mit Orcefterbegleitung erſchienen find? Soll es nicht 


— erſchienen iſt, demnächſt zu orcheſtriren uud 
dadurch einen Schutz zu ſichern? Es würde alſo wohl 
nach mehreren Richtungen der Antrag anders geformt 
werden müſſen, insbeſondere auch nach der Richtung, daß 
Die Kompofitionen einen vorbehaltlofen Schuß geniehen, 
te noch gar nicht im Drud erfhienen find. Das ift im 
Antrage auch nicht vorgeſehen. 
ET Da3 Wort hat der Herr Abgeordnete 

er. 

Richter, Abgeorbneter: Der Herr Abgeordnete Eiche 
bat einen Antrag wieder aufgenommen zu noch weiter 
gehenden Beihränfungen, als ohnedies fchon die Kom— 
miffionsbeichlüffe vorjehen. Der Antrag iſt in ber Haupt: 
ſache ſchon im der zweiten Berathung von einer erheblichen 
Mehrheit — worden. Meine Herren, ich glaube, 
wenn noch einige Zeit verginge zwiſchen der zweiten und 
ber dritten Leſung, fo würde man wahrſcheinlich ihn gar 
nicht erit einbringen wegen feiner Husfihtölofigkeit; denn 
je mehr tm Lande bekannt wird, was man bier fomponirt 
ge en bie Dereine, um fo mehr erfennt man überall, 
4 diejenigen, welche ſich gegen die Beſchränkung des 
bisherigen Muſiklebens wahren, nicht Böotier und Ba— 
nauſen ſind, ſondern wirkliche Volksfreunde, denen an 
der Er gg ber Mufit mehr gelegen iſt als an ben 
ſpezifiſchen Intereffen einer gewiffen Mufitariftofratie. 

Id habe verichiedene Vertreter von Gelangvereinen 
aus Heinen, mittleren und großen Orten gefprodhen, und je 
mehr ich überhaupt in die Sache einbringe, je mehr ich 
nerabe aus muſikaliſchen Streifen erfahre, um fo underftänds 
liher werben mir mande Anträge, die hier geitellt werden. 
Man jagt mir von Heinen Vereinen: ja, wie follen wir 
denn, wo wir 30, 50 Mitglieder zählen, bie often auf: 
bringen, wenn wir feinen Fremden zulaflen, und wenn es 
auch nur 30, 40 Pfennig Entree find? Am Ende ift der 


Gejang doc) dasjenige, was zuerſt weiten Volkskreiſen die (D) 


Mufit nahe bringt und Verftändniß erwedt, ehe fie Neigung 
empfinden, größeren fünftlertichen Aufführungen beizumohnen. 
Es ift zu mir ein Vorfigender eines großen Gefangvereins 
von Berlin, den ich bisher nod gar nicht gekannt, gefommen 
und hat mich zu dem Zwed aufgefudt. Der hat mir 
gefagt: was denft man, wie will man in Berlin die großen 
Koften aufbringen für fold eine Gefangaufführung, Die 
Kojten des Lokald, und was damit zufanmenhängt, wenn 
man nicht Billets ausgeben kann, wenn es aljo nicht eine 
gewerbliche Aufführung fein darf! Und nun will man in 
dieſem *— Eſche ſo weit gehen, daß man ſogar die— 
jenigen Bereine tributpflichtig macht, die ſich auf ihre 
eigenen Mitglieder und deren Hausſtaud beſchränken. Es 
wurde ſchwer fein, überhaupt hier die Grenzen innezu— 
halten. Das fieht man ja ſchon an den fogenannten 
Theatervereinen, die fich gebildet haben, die von der 
Theaterzenfur befreit find. Wie ift bie Polizei dahinter, 
wenn Berfonen fi einfinden, die nicht zu den Mitgliedern 

ober zu deren Hausftand gehören. 
Herr Dr. Eiche verlangt die Annahme feines Antrags 
ee als eine Entfhäbigung für dad, was die 
omponiften im diefem Geſetzentwurf verloren haben. Sie 
haben gar nichts verloren, was thatfählihen Werth hat. 
Daß jest die Mufitftüde auf auswechſelbare Malzen 
mechaniſcher Suftrumente übertragen werden dürfen 
gegen die bisherige Entſcheidung des Reichsgerichts, 
das hat den Verlegern, aber nidht den Komponiften cine 
Mindereinnahme gebradt. Mir hat ein großer Verleger 
diefer Tage gefagt, er habe jeit den Entſcheidungen des 
Reichsſsgerichts noch fein einziges Vertragsformular mit 
einem Komponiften gefehen, in dem der Vorbehalt in 
Bezug auf die lebertragung auf mehanifhe Inftrumente 
emacht worben fei. Man fagte, e3 kann künftig in den 
ällen des $ 27 nicht einmal der Vorbehalt mehr das 

335 * 
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(Richter) 
Darauf Hat man mir gejagt, von 
bem Vorbehalt haben wir in der Prarid überhaupt nichts 
gefehen; wenn ein Vorbehalt bisher darauf ftand, To 
war es ein Vorbehalt für das mufitalifhe Material bei 
der Aufführung, alfo für die Noten, die zu faufen und 
nicht von einer britten Seite zu leihen waren. 

Nun ift es eben fo bargeitellt worden, als ob alle 
Verleger und Komponiften ein Herz und eine Seele 
wären, um ben großen Gentralverein für Aufführungen 
zu gründen, wenn Sie hier ben Antrag Dr. Eſche und 
fpäterhin im & 33 bie 50 Jahre annehmen. Da habe 
id nun Heute morgen einen Brief befommen von 
einem Herrn, ber mir biöher gänzlid unbekannt war, 
Herrn Dr. Oskar von Hafe, dem Borfitenden bes 
Vereind der deutihen Mufifalienhänbler in Leipzig, 
eines Bereind in Leipzig von über 400 Mufitalien- 
häublern. Der F Dr. v. Haſe hat über 25 Jahre 
dem Verein vorgefitanden, kann alfo auf eine reihe Praris 
urüdbliden. rt Sprit fidh entichieden gegen die Be: 
immungen aus, wie fie bier in Vorſchlag gebradt find; 
er zerftort überhaupt die Mythe, ald ob die Mufil: 
verleger und die Komponiſten zufammen den großen Ber: 
band zur Sontrole ber Aufführung bilden würden. Er 
fagt: Sie haben gan Recht, ich habe im ftenographifchen 
Bericht gelefen, Sie nennen dieſen Berein eine „Kampf: 
genoſſenſchaft“. Das ift auch bie Anſicht der großen 
Mehrzahl der Verleger. Er erzählt, feitbem ein gewiffer 
Herr Roͤſch fih aud in die Sache gemiſcht hätte, hätten 
die Herren Komponiften ſchon jetzt einen Terrorismus 
entfaltet, der ben „Allgemeinen deutſchen Muſikverein“, 
wenn nit fein Wirken auf anderm Gebiete ei@äbigt 
werden follte, möthigte, von der Vereinigung zurüd- 
zutreten, 

nachdem ſchon zuvor ber „Verein ber beutichen 
Mufitalienhändler* 


(B) — das ift alfo der Verein, deſſen Vorfigender er ift — 


die mit bem 1. Dftober 1898 vom ſächſiſchen 
Minifterium des Innern genehmigte „Anftalt für 
muſilaliſches Aufführungsrecht“ 

— die Anſtalt iſt alſo ſchon von der ſächſiſchen Regierung 

genehmigt! — 
„bis zur Neuordnung der Verhältniſſe“ auf 
meinen Antrag auf Ausübung einer Thätigkeit 
für benfelben verzichtet hatte. 

Dann wendet er fi gegen die Ausführungen des Herrn 

Staatsſekretärs bei der zweiten Lefung und fagt: 
Nicht zutreffend ift die Behauptung ber dem 
Herrn Staatäfekretär untergelegten Meinung, diefe 
Tantiemegeſellſchaft 

— das iſt alſo dieſe große Ktontrolgeſellſchaft — 
werde mit dem weitaus größten Theile der 
deutſchen Verleger errichtet werden. Der Verein 
der deutſchen Muſikalienhändler hat durch ein— 
ſtimmige Beſchlüſſe feſtgelegt, daß er mit einer 
Tantiemegeſellſchaft dieſer Art ſich nicht einlaſſen 


werde 
(hört! hört! lints); 
nur eine Heine Minderheit, zumeift Berliner Verleger 
— ja, das find immer biefelben Gliquen, die bier nad 
allen Seiten einblafen 
(jehr gut! und Heiterkeit links), 
feien es nun Abgeorbnete, ſeien es die Regierungävertreter. 


(Buruf.) 
— Meine Herren, Sie können dboh dem Mann bie 
Autorität nit abfprehen, der den Saden näher fteht 
al3 irgend einer bon und, zumal man nod) eben behauptet 
bat, daß die Verleger das größte Intereſſe daran hätten, 
und daß die Verleger fo und fo viel Menfchen mehr be- 
Ihäftigen würben, wenn Sie den Antrag Eſche annehmen 
und ben 8 33 wieberberftellen. — 





Alfo der Herr Dr. v. Hafe jagt: 
Nur eine Heine Minderheit, zumeift Berliner 
Berleger ift durch bie Ausfiht auf erhöhte 
Schußdauer 
— ber Cofima- Paragraph! — 
gewonnen worden. 
(Hört! Hört! Links.) 
Nicht zutreffend tft ferner die Ausficht, dab eine 
Anftalt wie die geplante in folder Organifation 
fih mit der zunädft zugefagten Gebühr von 
1 bis 3 Prozent begnügen werde. Sie fann 
das mit dem beiten Willen nicht. Denn troß 
aller Baufhalbeträge würde im Deutſchen Reiche 
nod ein ganz anderes Heer von Agenten nöthig 
fein als in Frankreich. 
Dann verlangt er: wenn aus ber Sade etwas werben 
fol, dann ift das Mindelte, wad man vom Neidhätag 
hoffe, die gefegliche Feſtlegung, daß nidt mehr als 
1 Prozent vom Bruttoertrag genommen werben fann. 
Nun, die Herren denken ſich das alles ſehr einfad. 
Einer gefetzlichen Feitlegung müßte doc vorhergehen bie 
geſetzliche Feſtlegung diefer ganzen Stampfgenoffenihaft in 
ihrer Organifation und ihrer VBorausfegung. Da machte 
man alfo einfah ein —— für Komponiſten und 
Verleger! Das iſt ganz unmöglid). 
ebenbei bemerfe ich: biöher ift immer nur die Nebe 
ewejen von 1 Prozent bed Ertrages der Aufführung. 
ch habe Hier die Satzungen ber neuen Kampfgenoſſen— 
ſchaft. Die Art ihrer Geihäftsführung, alles das ift ja 
ſchon ſchön fertig. Da verlangt man aber nicht bloß, 
daß 1 Prozent bon dem Brutivertrag gezahlt wird, 
fondern außerbem wird nod die Bedingung Hinzugefügt, 
niht etwa bie Noten ber betreffenden Sompofition zu 
leihen, fonbern zu kaufen. Das ift alfo noch eine weitere 
Erihmwerung. 
Nun * eben noch Herr Eſche geſagt: wie können 
Sie überhaupt zweifeln, daß die Herren Komponiſten 
praktiſche Leute find? Die Franzoſen haben es ihnen 
ja vorgemacht, das arbeitet ja ganz vortrefflich ſeit ſo und ſo 
viel Jahren. Ja, meine Herren, ich habe dieſen Morgen 
st dad Material befommen; ih bin nicht im Staube, 
Ihnen das in gebrängter Kürze vorzuführen, — id} bin aber 
erichroden darüber, wie leicht man das in der Kommiſſion 
enommen hat, nad) den Schilderungen, die aud dem 
aterial über dieje Anftalten in anderen Staaten hervor- 
schen. Sch habe die Leberzeugung, daß das Material 
nicht vorgelegen bat, und daß die Herren fid nur fo auf 
allgemeine Bemerkungen eingelaffen haben. Aus dieſem 
Material, alſo aus den eigenen Schriften ber be— 
treffenden Kampfgenoffenfhaft über die franzöfiiche Ge— 
ſellſchaft geht hervor, daß bdiefelbe eine Jahreseinnahme 
bon 2100000 Franken in ber legten Zeit hat; es 
muß aber zugegeben werden, dab vorweg von dieſemn 
Ertrag durchſchnittlich 25 Prozent, alfo 500 000 
Franken Berwaltungstoften abgehen, und daß in ben 
erften 10 Jahren biefer vortreffliden Geſellſchaft bie 
Verwaltungsfoften fogar ſchon 36 Prozent betragen 


haben. 

(Hört! hört! Ting.) 
&3 geht aus biefer eigenen Darftellung ber Aal, 
genoſſenſchaft hervor, dab dieſe franzöſiſche Gefellihaft 
mit 30 Generalagenten und 500 Spezialagenten arbeitet. 
Es ift eine vollftändige Organifation von Steuerbehörden 
burd das ganze Land 

(ſehr richtig! Links), 
bie ſich infolge des Mutorrehts in der Schweiz and 
auf dieſe eritredt. Wie wirkt fie aber dar Das geht 
aus einem Aufſatz hervor aus dem „Mufitaliihen Wochen— 
blatt“ von Fritzſch im Leipzig; da heißt es über bie 
Wirkungen in ber Schweiz: 


'C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Richter.) 
Die finanziell ftark intereffirten General: und 
Unteragenten ber Socieıs haben burd die will: 
fürlihe und brutale Art, mit welder fie vor: 
gehen, eine von Jahr zu Jahr fteigende 
Erregung in den beiheiligten Streifen herbor— 


gerufen. 
(Hört! Hört! links.) 
Diefe Erregung gipfelte in der einmüthigen 
Kundgebung, welde voriges Jahr ftattfand, und 
einer Petition an ben Tawelseriihen Bundes: 
rath jeitend 697 ſchweizeriſcher Mufil:, Gefang- 
u. |. w. Vereine, hinter welden nahezu 100 000 
Mitglieder ftehen, um energiſche ng a eln ee 
dad Unweſen und bie Wusbeuterei 
franzöſiſche Socidıe des 
Agenten zu erbitten. 
(Hört! hört! Links.) 
Nun jagen Sie: in Deutihland wird man das ſchöner 
—5— Ja wohl! Das liegt in der Natur einer ſolchen 
nit 


(Zuruf.) 
— Ad, im Ehrenamt foll Da Gelb beigetrieben werben? 
Man will fogenannte Pfleger anftellen zur Ueberwachung 
ber Gebühren? Als ob das eine Ehre wäre, ſolche Ge: 
bühren von Heinen Vereinen mit Schilanen aller Art 
beizutreiben! Es iſt ja alles ſchon vorgeſehen, wie man 
1D nee, wenn gelegentlid) eine ſolche Mufifaufführung 
attfindet 
63 heißt dann, man babe fih an den Stänberath, 
an ben Nationalrath in der Schweiz gewendet. 
In der Situng des Stänberathed zu Bern be— 
gründete der Referent die Forderung 
— baß man nämlih dad Autorrecht einfhränfen folle — 
in eingehender Darftellung und im Anfchluffe an 
bie Beſchlüſſe des Nationalraths; er wies baranf 
bin, wie bie Gefelihaft dank einem geſchickten 
Syftem von Einfhüchterungen und Bedrohungen 
unter Vermiſchung wahrer und faliher That: 
ſachen im wahrhaft unerhörter Weile ausgebeutet 
habe. Kein Vollsfeſt, fein Schügen-, Turn: oder 
Süngerfeft ſei mehr fiher vor ihrer Habgier 
(hört! hört! lints); 
ba3 ganze mufitaliiche Leben des Volles drohe 
hier mehr und mehr lahmgelegt zu werden. Ein 
örmliches Spionirfyften erfirede fih über das 
Land, weldies die unbebeutendften Aufführungen 
ber entlegenften Dörfer aufftöbere. 
Das ift dad Bild der franzöfiihen Geſellſchaft. 
Hört! Hört! und Zurufe Tinte.) 
— Ja, Muſikſchnüffler! 
(Große Heiterkeit.) 
Danfen Sie bem Himmel, meine Herren, bie Sie dafür 
ftimmen, wenn bie Sade nicht zur Ausführung kommt 
wegen ber Erregung, welde fi alödann fundgeben würde, 
Meine Herren, wer hat denn fchließlih den Nuten 
bon ben zwei Millionen? Zunächſt eine Halbe Million 
Berwaltungsfoften, dann wird ein Viertel an die Verleger 
gegeben — und bie omponiften? Da berichtet die Schrift 
ber deutſchen Genoſſenſchaft jelbft, dab in Frankreich ben 
in Antheil an der Sade ein Coupletdichter mit 
40 000 Francs jährlih Hat, der feine Gouplet3 felber 
verlegt und aud die Muſik und den Tert madht. Meine 
— das iſt alſo der grobe Künſtler, der National: 
erod, ber ben größten rtheil hat. Das ift ganz 
natürlich; ſolche Couplets: „Iſt denn fein Stuhl da für 


meine Huldar” — 

(große Heiterfeit Links) 
oder „Die Holzauftion im Grunewald“, — ja, meine Herren, 
bie haben große Verbreitung gefunden, und wenn Sie 
biefe Melodien überall fteuerpflihtig machen wollen, jo 


Auteurs und ihrer 





werben biefe Komponiſten außerordentlich dafür belohnt, (C) 


und die Herren bon der ernften Muſik, bie bier oben 
(Tribüne) figen, werden fih ſehr täufchen, wenn fie 
glauben, babei gut fortzufommen. 

(Sehr richtig! links.) 
Und aus den Berichten, die die Kampfgenoſſenſchaft felbft 
über die Sadje gedrudt hat, geht hervor, dak nächſt dem 
Goupletdidhter der Komponift des Walzerd am höchſten 
bezahlt wird 

Heiterkeit); 

dann kommt die Operette und zuletzt mit ein paar hundert 
Mark die ernfte Mufit. Das liegt ja auch ganz in ber 
Natur der Sadıe, wenn man bie —— auf die Ver: 
breitung der Muſilſtücke im Volke ftellt. 

Nun, meine Herren, die Ausnahmen, bie gemacht 
werben jollen, die in zweiter Zefung angenommen worden 
find, find den Herren Dr, Eiche und Genoffen noch zu 
weitgehend; fie wollen aud unentgeltliche Vorftellungen, 
mit gewiffen Ausnahmen allerdings, beiteuern, alfo aud) 
Vereine, wenn fie nur für ihre Mitglieder Aufführungen 
machen; fie wollen jedes Ständen aud als eine öffent: 
liche Aufführung, wenn es im Garten oder auf ber 
Straße ftattfindet, tributpflichtig machen, ja, fogar jede 
Mufit, die zu Beihenbegängniffen ftattfindet, wenn nicht 
die Kirche das Leichenbegängnis veranftaltet, denn nur 
dann wird e3 auch bou der Ausnahme diejed Antrags 
getroffen. 

Und nun, meine Herren, fünnen Sie aud) jehen, 
welcher Geiſt die deutſche Kampfgenoffenfhaft in Bezug 
auf die Ausnahmen durchweht. Die Herren haben das 
ſchon ſehr ſchön ausgearbeitet, und id habe hier „die 
Grundfäge für die Gebührenpflicht und die Gebühren- 
freiheit bei ber Aufführung mufitalifher Werte“. Sie 
fönnen daraus erfehen, wie die Herren es machen werde, 
wenn Sie ihnen ben —— ‚gewähren. Dann werden 
fie 3. B. freilaffen: „rein börflihe Zanzvergnügen, 
fobath nicht mehr ald ein Inſtrument dazu nöthig ift.“ 

(Sroße Heiterkeit.) 
Alfo nicht einmal die Agrarier machen fie fi zu Freunden. 

Dann weiter wollen fie alle Ländlichen Geſangvereine 
freilaffen, wenn fie nicht öffentlich ihre Aufführungen an- 


kündigen. 

(Heiterfeit.) 
Sie find allerdings jo freundlich, daß fie bie muſikaliſchen 
Aufführungen auf Hodzeiten, ſonſtigen Familienfeſten 
und Familienfällen freilaffen, aber nur, wenn fie in ber 
eigenen Wohnung ftattfinden. 

(Heiterfeit.) 
Nun, meine Herren, in Berlin ift das fehr felten. 
Ste fließen alfo aus dem Fall, wenn der Ball oder bie 
Hochzeit im „Engliihen Haus“ oder jonftwo ftattfindet, 
weil es dann ein gewerbliche Unternehmen ift; dann 
fommt der Agent und erhebt feinen Obulus für bie 
—— 

(Heiterkeit.) 


Ausgeſchloſſen ſollen ferner ſein öffentliche Muſik— 
vorträge, zu denen weder Noten benutzt 
(Heiterkeit), 
noch gebrudte oder gejchriebene Programme ausgegeben 
werben, und die ohne vorherige Ankündigung impropifirt 


ftattfinden. 

(Große Heiterkeit.) 
Die wollen Sie aljo auch freilaffen? Das dharakterifirt 
doch den ganzen Geilt der Sade. Das kann man nicht 
nennen Mufitpflege und Pflege nationaler künſtleriſcher 


Intereſſen. 
(Sehr richtig! linls.) 
Meine Herren, um über ſolche Sachen ein richtiges 
Urtheil zu finden, gemügt es nicht, etwas von Der 
Harmonielehre und dem Generalbaß zu verſtehen; es 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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genügt auch nicht, dak man aus juriftifchen Formeln 
Ableitungen macht. Das find wirihſchaftliche Fragen. 
Man muß den Bufammenhang der ——— —* 
verſtehen und die Einwirkung der Geſetzgebung auf die 
wirthſchaftlichen Dinge verſtehen, und das lernt man nur 
durch längere Beobachtung der Geſetzgebung und der 
Wirkung der Geſetze. Der lebhafteſte Gifer für angebliche 
mufifaliiche Intereffen kann dieſen Mangel nicht erfegen. 
Auch wenn die höchſten mufitalifhen Autoritäten bie 
Hände führen, fommt man alsdann dazu, falſche Taften 


zu greifen. 
(Lebhafter Beifall links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Staatsfefretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Nath Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staat2: 
fetretär des Reichs-Juſtizamts, Benollmäctigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, der Herr Abgeordnete Richter 
ift zurückgekommen auf eine Bemerkung, bie ich im der 
zweiten Leſung ber Borlage gemacht habe, und hat ber: 
ſucht, die Nichtigkeit diefer Bemerkung unter dem Einfluß 
eines ihm bon Heren v. Haſe geidhriebenen Briefed zu 
bezweifeln. Ich lege doch Werth darauf, dat das hohe 
Haus fidher darüber ift, daß ich hier feine Erklärungen 
abgebe über thatfählihe Verhältniſſe, deren Richtigkeit 
ic) meinerfeit3 nicht vertreten kann. Herr Richter hatte 
in der früheren Sigung gejagt, es Handle ſich bei ber 
Tantiemenanftalt, die er foeben fo intereffant zu charalteri— 
firen verfucht hat, um eine Kampfgenoſſenſchaft. 

(Unruhe. Glode des Präfidenten.) 

Präfident: Ich bitte um etwas Ruhe, meine Herren! 

Dr. Nieberding, Wirfliher Geheimer .. Staats» 
fefretär de3 Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundedrath: Ich habe demgegenüber erklärt, daß es ſich 
nicht um eine Kampfgenoſſenſchaft handelt, fondern um 
eine Gefellichaft, bei welder die Komponiſten und ber 
weitaus größere Theil der Mufitaltenverleger Deutſch— 
lands Hand in Hand gehen wollen. Wenn wirklich Herr 
v. Hafe die Richtigkeit diefer meiner Ausführungen be: 
ftreitet, dann, muß ich jagen, bewunbere ich ben Muth 
dieje3 Herrn. 

Meine Herren, Herr v. Hafe iſt ber Haupivertreter 
ber Mufifaliens Firma Breitlopf & Härtel, und zur 
Suftration der Sadhlage muß ic jagen, daß er zu ben 
erften und erflärteften Vertretern einer Tantiemeanftalt 
in Deutſchland gehört hat. Unter feiner Führung ift der 
Gedanke einer Tantiemeanftalt in Dentfchland überhaupt 
in bie praftifche Wirklichkeit eingetreten, er hat die Ein— 
leitungen für eine ſolche Gefellihaft in die Hand ge- 
nommen, und diefe Gejellichaft, wie fie damals geplant 
wurde, unterſchied fid) bon der, bie jet von den deutſchen 
Komponiften im Verein mit der Mehrzahl der Verleger 
intendirt ift, im weſentlichen dadurch, daß Herr v. Hafe 
an der Spige der Verleger das Heft in der Hand haben 
wollte und ben Komponiſten einen maßgebenden Einfluß 
auf die Anftalt nicht geftatten wollte. Darüber brad) 
Zwieſpalt aus zwiſchen den Stomponiften und den Verlegern, 
indem die Komponiſten — nad meiner Meinung mit 
Recht — ſich nicht in der gewünſchten Weife unter die 
Botmäßigkeit der Verleger geben wollten und, wenn eine 
Tantiemeanftalt zum Schuge ihrer Werte gegründet 
werben follte, dann als Schöpfer der Werke das Heft 
in ber Hand zu halten, aber es nicht den Berlegern 
zu überlaffen winfchten. Diefer Gegenfag unter den be— 
theiligten Gruppen führte zu einer Auseinanderfegung 
und jchließlid zum Scheitern der damaligen Pläne, und 
Herr dv. Haſe zog ſich dann ſchmollend von den Dingen 
zurüd; bie Komponiſten aber nahmen nun bie Sadıe 
— die Herr dv. Hafe vorher vertreten hatte — ihrerſeits 
in die Hand. Da haben dann die anderen großen 


Mufitalienverleger Deutſchlands — ich glaube, ih kann (C) 


vielleicht jagen: alle größeren Mufitalienverleger mit Aus: 
nahme der Firma Breittopf und Härtel — anerkannt, daß 
der Anfprud der Komponiften auf eine maßgebenbe 
Stellung in der Tantiemegefellihaft ein berechtigter fei, 
daß fie den Komponiften die Führung der Sache über: 
laffen, aber mit ihnen Hand in Hand gehen, ihnen zur 
Seite ftchen wollten. Das iſt der Zuſammenhang der 
Dinge, den Herr Richter natürlich nicht kennt. Wenn e3 
nad) dem MWunfh des Herrn dv. Hafe gegangen wäre, 
dann wäre die Tantiemeanftalt auch gekommen, aber mit 
dem Unterſchied, daß nicht die Komponiſten, fondern die 
Verleger bad erfte Wort darin hätten. 

Meine Herren, id bedaure das hier erklären zu 
müſſen; aber wenn id) von einem angefehenen Manne wie 
Hern v. Haje duch den Mund eines angefehenen 
Barlamentarierd bier im Haufe einer unrichtigen Dar: 
ftellung der Berhältniffe geziehen werde, dann bleibt mir 
nichts anderes übrig, ald das zu jagen. 

Nun habe id) noch ein Wort zu fagen zu den Muss 
führungen des Herrn Abgeordneten Richter bezüglich der 
deutfhen Tantiemeanftalt felbft. Er hat uns lebhaft die 
Schredniffe geſchildert, die im Gefolge der franzöfiichen 
Tantiemegefellihaft in Frankreich hervorgetreten find, und 
en und dadurch einſchüchtern wollen vor ähnliden Zus 
tänden in Deutfhland. a, meine Herren, was wir 
wollen, wenn wir eine Tantiemeanftalt in Deutfchland 
mit deutſchen Kräften und geleitet von le An⸗ 
ſchauungen begünftigen, das iſt eben, daß eine ſolche An— 
ſtalt, wie ſie die franzöſiſche iſt, bei uns nicht zur Herr— 
ſchaft gelange, und daß der Einfluß der franzöſiſchen 
Anſtalt in Deutſchland ſich nicht ausbreite. Alle Zeichen 
aber ſprechen dafür, daß, wenn bei und eine Tantieme— 
anftalt wicht zu Stande kommt, die franzöfiihe Anftalt 
mit ihrem Sollen, ihren Grumdfägen und ihren Praktiken 
in Deutfhland den Einzug halten wird. Si 
eigentlih ſchon gehalten, indem fie einen großen Theil 
von Gliaß-Lothringen bereits beherriht. Ich weiß aud, 
daß Verſuche gemacht werben, ihr weiteren Gingang in 
Deutihland zu verſchaffen; gelingt dies, dann werden bie 
Zuftände, welde Herr Richter — bielleiht etwas über: 
trieben, aber im großen doch richtig — bier geſchildert 
hat, wie fie in Frankreich beftehen, auch in Deutſchland 
erſcheinen. 

(Sehr richtig!) 
Niemand wird dann hindern können, daß die fremde Ge— 
ſellſchaft auf Grund des deutſchen Rechts, des jegigen 
oder des fünftigen, dieſelbe Stellung in Deutſchland ge— 
winnt, wie ſie ſie in Frankreich genießt. Eben das wollen 
wir nicht. Eine Behandlung des öffentlichen Muſiklebens, 
wie ſie in Frankreich ſtattfindet, möchten wir verhüten; 
und um das zu erreichen, wollen wir das öffentliche 
mufifalifche Beben nicht im die Hände einer ausländiichen 
Geſellſchaft gelangen Laffen, der die deutichen Anfhauungen 
und beutichen Lebensperhältniffe unbelannt find. Wir 
ziehen vor, fie, foviel an und liegt, in die Hand eines 
—— Orgaus gelangen zu laffen, welches, wie ich 
wenigftens überzeugt bin, die Sache leiten wird in Vers 
ftändigung mit den Kreiſen, die an den Mufitaufführungen 
betheiligt find, im Ginvernehmen mit den Bereinen. 
Ih laſſe mid) auf eine Kritik der Entwürfe, die der Herr 
Abgeordnete Hichter erwähnt hat, nicht ein; die Organis 
fation einer deutihen Anftalt gehört zu den Dingen, die 
eine längere Entwicklung durchmachen müſſen, bevor jie 
zur Meife gelangen. Daß da zunähft mandes im den 
Plänen fteht, was nicht durchführbar, zu ichroff, zu hart 
erſcheint, gebe id) ohme weiteres zu; ich bin nicht berufen, 
das zu vertreten. Aber mit derartigen Kritiken einer noch 
nicht feftgeftellten Organtjation fann man dod auf ben 
Reichstag gegenüber einem Gejege, dad an fi mit 


Sie hat ihm (D) 
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(A) ber Organtfation nichts zu thun bat, feinen Eindrud 


maden. 
Das ift es, was ich zu fagen habe. 
(Bravo!) 

Bräfident: Das ort hat der Herr Abgeordnete 
Schrempf. 

Schrempf. Abgeordneter: Meine Herren, ih habe 
mir lediglich das Wort erbeten im Intereſſe der kleinen 
ländlichen Gejaugvereine. Diefe find bei vorliegender 
Frage in einer Weife intereffit, daß man fagen muß: es 
handelt fi um eine Lebensfrage für fie. Fallt das Ge: 
jeß fo aus, daß fie über ihre Leiftungsfähigfeit belaftet 
werden, fo find viele bon ihnen nicht mehr lebensfähig. 
In einer Großftadbt werben dieſe Ländlichen Verhältniſſe 
fehr häufig völlig falſch beurtheilt. 

Wie entftehen denn dieſe Kleinen Bereine, bie zu 
Taufenden im deutfchen Baterlande vertreten find? Einige 
Gejangesfreunde aus dem Handwerker: und Arbeiterftand 
oder dem Bauernftande finden ſich zufammen, wenden ſich 
an einen Lehrer und bitten benfelben, ihnen wöchentlich 
eine Gefangitunde zu geben. Der Lehrer hat zunächſt 
feine liche Noth, die Leute mit Noten zu verfehen. Auf 
Grund des Geſetzes, welches wir eben zu maden im Be- 
griff ftehen, ift ed ihm künftig verboten, auch wenn er ed 
wollte, in felbftlofer Weiſe die Noten mit eigener Hand 
abzufhreiben umd jedem Mitgliede ein gefchriebenes Heft 
in die Hand zu geben. 

Die ganze finanzielle Leiftungsfähigfeit diefer Heinen 
Vereine wird dadurch in Anſpruch genommen, daß fie 
ihren Lehrer einigermaßen anftändig bezahlen, die Koften 
für Lofalmiethe und Beleuchtung aufbringen und bie 

nöthigen Hefte faufen. Sie find durch das vorliegende 

Gefeg, gegen feither, benachtheiligt und zu Gunften der 
Komponiften und Verleger befteuert, indem die Vereine 
fünftig genöthigt werben, gedrudte Noten zu kaufen. 

Setzen wir nun den Tall: die deutfhe Tantieme: 
anjtalt, deren Begründung und ald nahe bevorftchend be: 
zeichnet wird, kommt zu Stande. Es wird und gefagt, 
die Heinen Vereine würden bon ber Anſtalt nur us 
bebeutend belaftet, jährlich mit 1bis 20 Mark — ja, nur 
mit 3 bis 5 Markt wurde in der Debatte behauptet. 
Wer giebt und aber die Birgidaft, dab das fo wird? 
Wenn die Anftalt einmal befteht und ihren großen 
Apparat eingerichtet hat, wenn fie Auslagen aller Art 
bat, die fie jest ſchon auf jährlich 50 000 bis 60 000 
Markt ſchätzt, dann fünnen es auc 100 000 Mark werben: 
und wenn ber Apparat da tft, muß er erhalten werben, 
es müffen die von der Anftalt nad ihren Bebürfniffen 
bemeſſenen Beiträge geleiftet werden. Wir haben dann 
feine Garantie dafür, daß die Peiträge der zahlreichen 
fleinen und fleinften Vereine nicht beträchtlich erhöht 
werben, daß diefe Nahresbeiträge fid zu einer ſchweren 
finanziellen Belaftung diefer Vereine auswachſen. 

Meine Herren, wenn gefagt werden will, eine ſolche 
Entwidelung fei nicht zu befürchten, fo weife ih auf Die 
Vorgänge in Frantreih hin. Hätte man in Frankreich 
borauögejehen, was die dortige societe des auteurs 
fchließlih für Früchte trägt, fo hätte man biefer Anſtalt 
bon Anfang an genügenden Widerftand entgegengeſetzt. 
Schliehlih find es nidt die Komponiften, welche den 
nieiften Nuten bon einem derartigen Berbande haben, 
fondern andere Verſonen, welde die Drganifation 
repräfentiren. 

Wir haben in Deutihland wenige Komponiften, bie 
berufsmäßig ihren ganzen Lebensunterhalt darauf gründen, 
Lieder zu fomponiren. Schen Sie heute in unfere Lieber: 
ſammlungen hinein, fo werben Sie finden, daß entiprechend 
dem Grundfage: finge wen Geſang gegeben — auch jeber 
im Bolt fomponirte, dem die Gabe verliehen war. Wir 
haben cine Menge der ſchönſten Lieder von Mäunnern be: 


kommen, welde feine berufsmäßigen Komponiſten waren (C) 


und die mit ihrem Durdfommen nicht auf den Gelbertrag 
ihrer Kompofition angewiefen find, Auch Die geiftigen 
Produkte dieſer Männer würde eine Tantiemcanftalt 
möglichſt auszunutzen verſuchen und fchlichlih auf eine 
empfindliche Belaftung der fleinen Vereine hinauslommen, 
weil diefe am zahlreihften find. Nur für dieſe ver: 
— ich mic; leiſtungsfähige Vereine ſollen und können 
zahlen! 

Meine Herren, ich habe mit den Bertreiern ber 
gegentheiligen Meinung, mit den Herren Abgeordneten 
Dr. Eſche und Dr, Müller — geſprochen und 
ihnen geſagt: zeigen Sie uns den Weg, wie man dieſe 
kleinen und kleinſten Vereine den Laſten der zu 
gründenden Tantiemeanſtalt freilaſſen kann. Es wurde 
mir aber heute geantwortet: wir können einen ſolchen 
Weg nicht finden! Demgegenüber muß ich erllären: ſo— 
lange wir nicht beſtimmt wiſſen, daß die kleinen Vereine, 
welche ich im Auge habe, von den Laſten der Tantieme⸗ 
anſtalt freigelaſſen werden, ſo lange kann ich auch einem 
Geſetze nicht zuſtimmen auf Grund der Abänderungävor- 
ſchläge, die hier gemacht werden. Ginen Wechſel auf die 
Zutat audzuftellen, dazu kann ich mich nicht bereit er— 

ären 

Meine Herren, wie oft ift nicht ſchon gefagt worden: 
wir follen und wollen die Kunſt unter das Volt bringen! 
Mit der Malerei, Bildhauerei u. f. w. werben Sie in 
den breiten Streifen des Volkes nicht viel erreihen; Aber 
die Gefangesfunft ift Die einzige, von der wir jagen 
fönnen, fie läßt ſich hineintragen in die wmeiteften Kreiſe 
unferes Volles. Wenn Sie irgendwie dieſe Kunſt be— 
faften, ihren weiteren Fortſchritt erſchweren oder ummög⸗ 
lich machen, ſo iſt das nicht im Intereſſe unſerer Nation, 
auch nicht im Intereſſe der deutſchen Tondichter. Ich 
glaube, wir dürfen von den Komponiſten mit Fug und 


Recht erwarten, dab fie im vorliegenden Fall der Kunſt (D) 


ein Opfer bringen — und fie werden es aud gern 
bringen; denn es ift ſicher die große Mehrheit ber Kom— 
poniſten, welche fih auf den Standpunkt ftellt, nicht auf 
Mark und Pfennig abzufhägen, was fie dem Volke giebt. 

Dad ift meine Anſicht, und deöwegen werde id) für 

die Vorfhläge der Kommiſſion ftinnmen. 
(Bravo! rechts.) 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Rintelen. 

Dr. Rintelen, Abgeordneter: Meine Herren, nod) 
einige wenige Worte in Erwiderung deſſen, was der Herr 
Abgeordnete Dr. Eiche und der Herr Kommiſſar der ver— 
biindeten Negierungen über meinen Antrag erklärt haben. 
Auf den Unterfchied, auf den ich aufmerkſam gemacht habe, 
zwiſchen Werfen, welche neichrieben find zu Zweden der 
öffentlichen Aufführung, und folhen, welde geſchrieben 
find zum Gebrauch in kleinen Streifen, ift feiner von ben 
beiden Herren eingegangen. Ich bleibe dabei: dieſer 
Unterſchied ſoll maßgebend ſein. Es kann nicht alles 
über einen Hamm geichoren werben; bie Komponiſten find 
genügend dagegen geſchützt, dab ihnen das Nedt gegeben 
wird, das Aufführungsrecht ſich vorzubehalten. 

Was die Tantiemeanftalt betrifft, fo muß ich ben 
Ausführungen des geehrten Herrn Vorredners zuſtimmen. 
Der Herr Staatsſekretär Dr. Nieberding hat in der zweiten 
Lefung erflärt, daß das Gefeg nicht allein mit Rückſicht 
auf den Tantiemeverein ausgearbeitet fei, fondern daß das 
Geſetz laufen könnte, auch wenn der Tantiemeverein nicht 
zu Stande fomme ch meine aber, feinen Ichten Aus— 
führungen entnommen zu haben, daß der Tantiemeverein 
doch für den Entwurf ausichlaggebend geweſen ift, daß 
diefer mit Nüdfiht auf deſſen Zuftandefommen aus: 
gearbeitet ift, alfo mit Rückſicht auf das Recht, auf weldies 
man immer hingeblidt hat. Alfo auf etwas Zulünſtiges, 
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in die Verhältniffe der Komponiſten und der Veranftalter 
bon Konzerten. Gin Komponiſt, der fein Honorar für etwas 
verlangt und fein Merk nicht geichaffen hat mit Rüdficht 
auf ein Honorar für den Fall des Singens, wird fid 
bedanken für eine derartige Beſtimmung, wie fie hier ge— 
troffen ift. Mein Antrag zielt ab, die jüngeren Komponiſten 
zu ſchützen, er dient zum Schuß derjenigen Künſtler, welche 
Stonzerte und bergleihen arrangiren. 

Hiermit verlaffe ih $ 11 und komme zu meinem 
Antrag zu 8 27. Es iſt derfelbe Antrag, den ich in 
zweiter Leſung geftellt habe, der aber dort abgelehnt 
worden ift. Gegen meinen Antrag hat damals zunächſt 
der Herr Abgeordnete Traeger geltend gemadt: „er ift 
doch etwas zu kaſuiſtiſch; das ift ein fingulärer Fall, der 
vielleicht nicht fo ſehr häufig vorkommt, der aber, wenn 
er gefeglih mormirt würde, doch eine Handhabe geben 
könnte, das Geſetz und feine MWohlthaten zu umgehen*. 
Ja, beide Sätze find falſch; es ift nicht kaſuiſtiſch, ſondern 
es iſt ein Fall, der, ich möchte ſagen, faſt jede Woche 
vorkommt, daß ein Säuger in einem Wohlthätigleits— 
fonzert plötzlich heiſer wird und ein Erſatz geſchafft werden 
fol. Wie c3 denkbar fein fol, daß folde Leute, die ein 
Wohlthätigkeitskonzert peranftalten, egoiftiiche Zwecke ver: 
folgen fönnten, das iſt mir durdaus unverftändlic. 
Dann hat Herr Abgeordneter Dies erflärt, dab, wenn 
bie, onfequenzen, wie ich fie dargeftellt habe, einträten, 
in biefem Falle von feiner Seite cine Klage würde er: 
hoben werden. Sie fanır aber erhoben werden, und ob 
fie erhoben wird, hängt von ben Smdividualitäten ab, 
die zur Stellung des Strafantrages berechtigt find. Ob 
* nie geſchehen würde, dafür kann Herr Dietz nicht 

ehen. 

Sodann hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn er— 
widert, wenn ein ſolcher Fall einträte, daß jemand längere 
Zeit frank wird, und das Unglück eintrifft, wenn er gerade 
eine Wohlthätigkeitsveranftaltung beabſichtigt, daß er dann 
eine Sängerin unentgeltlich nicht befommen fann, dann ift 
er ber Leibtragende und Tann diefes Unglück nicht auf den 
Komponiften abwälzen. a, ber Komponiſt hat feinen 
Nachtheil, auf ihn wird nichts abgemwälzt; er würde, wenn 
ein jeber unentgeltlich fingt, feinen Pfennig Tantieme be: 
fommen. Nun tritt der Fall ein, daß einer nicht fingen 
fann. Da jagt min Herr Kollege Spahn, dann foll der 
Berein den Schaden tragen. Gr trägt aber den Schaden 
nicht, jondern der Wohlthätigkeitszweck, für welden 
das Konzert veranftaltet ift, er wird geftört. 

Nun weiſe ih nochmals auf die Konfequenz hin, 
wenn der Fall eintritt, daß ein Sänger ein kleines 
Honorar befommt, um jemanden zu vertreten, dann fällt 
das ganze MWohlthätigkeitstongert aus dem $ 27 fort, es 
wird ein ganz gewöhnlides Stonzert, wo jemand ſich 
ftraffällig macht, der etwas fingt und borträgt, wozu er 
die Erlaubniß nicht befommen hat. Die Konfequenz ift 
bie: es it ein Antragädelift; wenn der Antrag ge 
ftellt wird, kann er zwar peaeı einen Einzelnen geftellt 
werben; das aber hat die Folge, dab das Straf: 
verfahren fi dann gegen fämmtliche Mitwirkende richtet, 
die fid) dadurch ftraffällig machen, wenn fie Sachen fingen, 
bei denen bie Genehmigung erforderlid wäre. Das 
würde zur Folge haben, daß jeber, glaube ich, ſich be: 
danken würde, überhaupt an Wohlthätigfeitöfonzerten mit: 
zuwirlen. Wenn es aud ein Antragsvergehen ift, und 
ein Antrag nöthig ift, fo begeht Doch jeder rechtlich 
benfende Menſch überhaupt fein Vergehen, aud wenn es 
nur auf Antrag verfolgt werden kann. Alſo im Antereffe 
der Wohlthätigkeit, im Intereſſe des Zuftandefommens 
und ber Ermöglihung der Wohlthätigkeitäfonzerte, wie 
fie oft ſo ſehr nothwendig find, in deren Intereffe bitte 
id Sie, meinen Antrag anzımehmen. 


batte vor, geftellt von den Herren Abgeordneten Bafler: 
mann, Freie, Graf v. Hompeſch, v. Kardorff, Graf 
v. Roon. Der Antrag bedarf der Unterſtützung. Ich 
bitte diejenigen Herren, welde ben Antrag unterftügen 
wollen, fi) von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchiceht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche den 
Antrag annehmen wollen, ſtehen zu bleiben oder ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Schluß der Debatte iſt an— 
genommen. 

Zu einer perföulihen Bemerkung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Ich bin von mehreren 
der Herren Redner perfönlih angezapft worden, und ich 
würde darauf auch entiprehend ermwidert haben; unter 
dem Eindrud der wuchtigen Rede des Herrn Abgeordneten 
Richter verzichte ich aber auch auf dieſe perfönlichen Be: 
merkungen. 

Präfident:e Meine Herren, wir kommen nunmehr 
zur Abftimmung, und zwar zunächſt zur Abftimmung über 
den & 11. 

Zu 8 11 hat der Herr Abgeordnete Dr. Rintelen 
einen Zufag beantragt auf Nr. 285 der Druckſachen. Ich 
werde zuerst dieſen Zufag zur Abftimmung rn 
dann den $ 11, wie er fid) nad) ber vorhergehenden Ab: 
ftimmung geftaltet haben wird. — Hiermit ift das Haus 
einderftanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welche den $ 11 
nad) dem Antrag des Herrn Abgeorbneten Dr. Rintelen 
auf Nr. 285 der Drudiahen mit einem Zufaß, deſſen 
Verlefung mir erlaffen wird — dies ift der Fall —, 
annchmen wollen, fid) von ihren Pläten zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement Dr. Rintelen 
iſt abgelehnt. 

Ich darf vielleicht ohne beſondere Abſtimmung an— 
nehmen, daß 311 nad) den Beſchlüſſen ber zweiten Leſung 
bom Haufe angenommen tft. — Es widerfpriht niemand. 
— Dies ift der Fall; ich fonftatire dies. 

Wir kommen zum $ 27. Zu bemfelben liegt zus 
nädft vor dad NAmendement des Herrn Abgeordneten 
Dr. Nintelen auf Nr. 286 der Drudiachen, weldes im 
Abſatz 1 Nr. 2 des $ 27 eine Hinzufügung machen will. 
Ih darf wohl annehmen, da der Herr Autragfteller 
Dr. Rintelen feinen Zufat eventuell aud zu dem Amende— 
ment des Herrn Abgeordneten Dr. Eiche zu Nr. 3 ge— 


ftellt hat. 
(Wird beftätigt.) 

Ih würde alfo zunächſt eventuell dad Amendement 
Dr. Nintelen zur Abſtimmung bringen ſowohl für den 
Antrag Dr. Eiche als für die Beichlüffe der zweiten 
Lefung. Dann würde ich bad Amendentent Dr. Eſche 
auf Nr. 283 der Drudfahen zur Abftimmung bringen, 
welches dem 8 27 eine andere Faſſung geben will. 
Sollte der Antrag Dr. Eiche abgelehnt werden, fo würde 
ih ben $ 27 nad den Beichlüffen zweiter Lefung zur 
Abftimmung bringen. a 

Der Antrag auf namentlihe Abftimmung über das 
Amendement Dr. Eiche ift von den Herren Antragftellern 
aurüdgegogen worden. 

j ir ftimmen alfo fo ab, wie ich es vorgetragen 
a 


e. 

Ih bitte alfo diejenigen Herren, welde nadı dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Nintelen auf Nr. 286 
der Drudiaden dem Abſatz 1 Nr. 2 des S 27 nad den 


Beſchlüſſen zweiter Lefung oder dem Abſatz 1 Nr. 3 bes 





(A) Amendementd Dr. Eſche auf Nr. 283 der Drudjaden 


ben Zuſatz machen wollen — deſſen Berlefung mir erlaffeı 
wird —, welcher fih auf Drudjade Nr. 286 befinder, 
fih von den Plätzen ns erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. 

Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welche nad) den 
Antrag des Heron Abgeordneten Dr. Eſche auf Nr. 233 
ber Drudjaden dem 
wollen, deren Berlefung mir ebenfalld erlaffen wird — 
dies ift der Fall —, r — ven Plätzen zu erheben. 


id | 
Das ift ebenfalld die Minderheit; der Antrag Eiche ift | 
abgelehnt, und der $ 27 bis jegt unverändert geblieben 
Wenn niemand 
widerſpricht, werbe ich annchmen, daß erin diefer Faffung 
angenommen ift. — Da niemand widerſpricht, ift das 


nah ben Beilüffen zweiter Leſung. 


der Fall. 

Meine Herren, ich ſchlage Sun nunmehr vor, fich 
zu dvertagen. Wenn niemand widerſpricht, werde id) 
annehmen, daß dies der Beſchluß des Reichstags it. 
Dies ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Ih ſchlage Ahnen vor, die nächſte Sitzung zu 
halten morgen, Mittwody den 1. Mai, 
und als Tagesordnung: 

1. Reft der heutigen Tagesordnung; 

2. Abſtimmung über die zum Neichshaushalts:&tat 


für das Nechnungsjahr 1901 geftellten und dis- | 


Reichstag. 10. Legisl.P. 11. Seffion. 1900/1901. 


Reichstag. — 84. Sitzung. Dienstag den 30. Aprif 1901. 


27 cine andere Faflung geben | 


Mittags 1 Ahr, 
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| futirten Gtatörefolutionen, welche auf Nr. 198 der (B) 
Drudiahen von Seite 43 ab im Mortlaut ver 
zeichnet find; 

| 3. mündliche Berichte der Kommiſſion für den ars 

haushalts-Etat über Petitionen (Nr. 213 der 

| Drudiahen) — Beriditerftatter find die Herren 
Abgeordneten Dr, Freiherr v. Hertling, Dr. Paaſche, 
Dr. Müller (Sagan), Prinz dv. Arenberg, Dr. Udo 
Graf dv. Stolberg:IVernigerode, Graf dv. Driola, 
Dr, Müller (Fulda); 

4, Abitimmung uber die während der Gtatöberathung 
disfutirten Petitionen; 

. zweite Berathung des Entwurfs eines Unfall— 
fürforgegefeged für Beamte und Perſonen des 
Soldatenftandes (Nr. 176 der Drudjahen). 
Anträge 204, 205, 229, 257 der Drudjachen. 

Gegen biefen Borichla erhebt fi fein Widerſpruch; Die 
Tagesordnung fteht f fett. 

Die Mitglieder des Reichstags Freiherr Heyl zu 
Herrnöbein, Dr. Müller (Sagan), Shwark (Kübel), 
v. Sapiguy, Lerno, Bebel, Meifter und Mill wünſchen 
aus der II. reip. VI. und XIV. Kommiſſion fcheiden 
zu dürfen. Miderfprud) bagegen erhebt ſich nicht; id) 
beranlaffe deshalb die 2., 3., 4. und 6. Abtheilung, heute 
unmittelbar nad) der Sigung die erforderlichen Griag: 
| wahlen vorzunchmen. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 8 Minuten.) 





= 








Drudt und Verlag ber Norbbeutichen Auchbruderei und Verlagsanftalt. 
Berlin SW., Wilbelmftrake 32. 
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Berichtigung 
zum ſtenogtaphiſchen Bericht der 83. Sigung. 
Seite A12D Zeile 14 iſt ftatt Wellmann’iche Berficherungs: 
zeitfchrift zu Iefen: Wallmann's Verficherungs- Zeitichrift”. 
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Seite 
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Abftimmung über Petitionen zum Neihshaushalts- 
Etat. . 2469 B 


Zweite Berathung des Entwurfs ei eines Unfa Ufürforges 
gefehes für Beamte und für Perfonen bes 
Solbatenftandes (Nr. 176 der Anlagen) . 2470 A 
Art. 1 8 1, Betrag ber Unfallrente: 


Molkenbuhr . +. 270 A, 2477 C 
Caspar, Kaiferlicher Geheimer Ober: 
Regierungsrat . 2472 C, 2478 B 
Hofmann (Dillenburg) . . 2473 D 
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Seite 
Freiherr v. NRichthofen:Damsborf. . 2474 D 
Roeſicke (Deſſau). ... 24780 
Fiſchbekk. .. 24764, 2478 0 
Dr. Graf v. Poſadowoky-Wehner, 
Staatsminiſter, Staatsſekretär des 
Innern ..22476 D 
Franken. . 2477 B 
88 2, 2a (ohne Debatte) . Far . 2419 B 
8 3, Berechnung nad) dem jährlichen Dienft- 
einfommen: 
Hoch . . 2479 B, 2182 A 
v. Viebahn, Generalleutnant, Departe- 
mentsdireftor im Königlich preußis 
fchen Ariegsminifterium . . 
2480 A, 2481 c, 2483 B 
Dr. Opfergelt . 2480 C 
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Dr. Opfergelt . 2484 D 
Hofmann (Dillenburg) . . . 2484 D 
Gaspar, Kaiſerlicher Geheimer Ober: 
. Negierungsratd . . . 2485 A 
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— Verfahren: 
Stadthagen . 2485 A 
v. Viebahn, Generalleutnant, Departe: 
mentsdireftor im Königlich preußi⸗ 
ſchen Kriegsminifterium: 2485 C, 2486 C 
Gaspar, Kaiferliher Geheimer Ober: 
Regierungsrath . 2486 A 
Roefide (Deffau) . . 2486 B 
88 8 bis 12 (ohne Debatte) . ; . 2486 D 
Art. 1 (Einleitung), Art. 2 (desgl.) . 2486 D 


Feitftellung ber Tagesordnung für bie nãchſte Sigung: 2486 D 


Die Sikung wird um 1 Uhr 21 Minuten dur den 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Bräfident: Die Sigung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf bem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Aus Anlaß des bevorftehenden Geburtstags Seiner 
Kaiferlihen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen des 
Deutihen Reichs und von Preußen erbitte ich mir Die 
Ermädtigung, Höchftdemfelben die Glückwünſche des Reich: 
tags zu Seinem Geburtätage in geeigneter Weile abzu: 
ftatten. — Es wiberfpridt niemand; die Ermädtigung 
ift mir ertheilt. 

Un Stelle der aus ber IL refp. VI, XII. und 
XIV, Kommiſſion geſchiedenen Herren Abgeordneten 
Dr. Müller (Sagan), Bebel, Meifter, Wil, v. Savigny, 
Schwarg (Lübech, Freiherr Heyl zu Herrnöheim und 
Lerno find durch die vollzogenen Eriagwahlen gewählt 
worden bie Herren Abgeordneten: 

Bräjide, Antrid, Lebebour in die Budgetkom— 
million; 
Holzapfel, Dies in die VI. Kommiffton; 
Dr. Paaſche in die XII. Kommiſſion; 
Lehemeir in die XIV. Kommiffion. 
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Ih habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten 








(A) Kommeröbücher, Lieberbüher u. dgl. zu treffen. Jus- 0) 


Dr. am Zehnhoff, Dr. Südelum für 4 Tage. 

Entſchuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Herren Freſe, Lerno, Trimborn, Bolg, Franken. 

Mir treten in die Tagedordnung ein. Grfter 
Gegenftand derfelben ift bie 

Fortfegung der dritten Berathung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend das lirheberredht au 
Werfen der Literatur und der Tonkunft (Nr. 97 
der Drudjadjen), auf Grund der in zweiter Be: 
rathung gefaßten Beſchlüſſe in Nr. 259 der 
Druckſachen (214). 

Anträge Nr. 267, 281, 282, 284, 287, 289, 291. 

Die Berathung wird fortgefegt mit $ 12. 

Auf Grund der mir ertheilten Ermädtigung rufe ich 
auf die $$ 12, — 13, — 14 — und 15. — Ich erfläre 
dieſe von mir aufgerufenen Paragraphen in dritter Leſung 
fiir bewilligt. . 

Ach eröffne nunmehr die Diäkuffion über $ 16 mit 
dem Anendement Dr. Arendt und Genoffen auf Nr. 267 
der Drudjahen. — Das Wort wird nicht verlangt; die 
Diskuſſion ift gefchloffen, und wir fommen zur Ab: 
ftlmmung. 

Die Herren Abgeordneten Dr. Arendt und Genofien 
beantragen auf Nr. 267 der Drudjadhen, 

in $ 16 die Schlußworte zu faffen: 
von anderen zum amtliden Gebrauche herge— 
ftellten amtlichen Schriften. 
Zunächſt werde ic über dieſes Amendement abftimmen 
laſſen, demnädjft über $ 16, wie er fih nad) ber vorher: 
gehenden Abſtimmung geftaltet Hat. — Hiermit ift das 
Haus einverftanden; wir ftimmen fo ab. 

Ih bitte alfo diejenigen Herren, welde nad) dem 
Antrag Dr. Arendt und Genoffen die Schlukworte bes 
8 16 fo faffen wollen, wie ich es eben vorgelejen Habe, 
(B) fich von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; das Amendement Dr. Arendt und 
Genoſſen auf Nr. 267 der Druckſachen iſt angenommen. 

Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung annehmen, 
daß der $ 16 mit dieſer Abänderung vom Haufe ange: 
nommen it. — Dies ift der Fall. 

Ich rufe nunmehr auf SIT — und 8 18. — Ich 
erfläre auch diefe in dritter Leſung für angenommen. 

Nunmehr eröffne id die Diskuffton über $ 19. Zu 
bemjelben liegen folgende Anendbementö vor: dad Amen: 
dement Dr. Haſſe * Nr. 282 der Druckſachen, Dr. Müller 
(Meiningen) und Dr. Eſche auf Nr. 289 der Druckſachen, 
Mellftein und Genoffen auf Nr. 281 der Drudiaden, 
Albrecht und Genoſſen auf Nr. 287 der Drudfahen ad 1 
mit dem Ilnteramendement Gidhoff auf Nr. 291 der 
Druckſachen. 

In ber eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Wellftein. 

Bellftein, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem in 
ber zweiten Leſung fid) herausgeitellt hat durch nachträg— 
fie Erklärung der Herren Abgeorbneten Dr. Arendt und 
Bech, dak durd) ein gewiſſes Mißverſtändniß mein Antrag 
zu & 19 damals nicht angenommen worden tft, fo glaube 
id, daß es fid für mich erübrigt, noch einmal alle bie 
Gründe zu refapituliren, bie id Damals fir den Autrag 
vorgebradht habe. Ich nehme an, daß er auch heute bie 
Zuftimmung bon beiden Seiten des Haufe und aud) 
meiner Fraktionsfreunde finden und demnächſt angenommen 
werben dürfte. 

Ich möchte nur nad einer Richtung hin nun nod) 
eine furze Klarſtellung vornehmen. Nah der damaligen 
Aeußerung von verfchtebenen Seiten des Haufes muß id) 
annehmen, daß die Auffaffung beiteht, ald ob mein An 
trag nur die Tragweite hätte, gewiſſe Anthologien, 


befondere hat ber Herr Abgeordnete Dr. Arendt darauf hin— 
gewiefen, baß nicht bloß derartige reger 
durch meinen Antrag getroffen werben, ſondern auch folche 
Zufammenftellungen, welche zu gewiffen gefelligen Zweden, 
die fi) nur zeitweilig wiederholen dürften, oder aud für 
einzelne SFeltlichkeiten privater Veranftaltungen. Ich fann 
bem nur zuftimmen. Ich habe damald aud nicht diefe 
bon meinem Antrag ausnehmen wollen. Ich Habe nicht 
darauf eremplifizirt, weil mir bie Tragweite ber vorge— 
ſchlagenen Vorſchrift ar zu fein ſchien, ſondern ich habe 
nur im befonderen bon denjenigen Anthologien geſprochen, 
die ich fpeziell im Auge hatie, ohne aber beöwegen jene 
anderen Zufammenftellungen ausfchließen zu wollen. In— 
fofern möchte ich alfo feititellen, daß aud) diefe Zufanımen- 
ftellungen, die der Herr Abgeordnete Dr. Arendt im Auge 
hatte, unter meinen Antrag fallen follen. 

65 ift dem Antrag entgegengehalten worden, daß er 
zu wenig Tragweite hätte, ald daß man eine derartige 
Kaſuiſtik in dieles Geſetz hineinbringen könnte. Ic gebe 
zu, daß ber Antrag feine allzu große Bebeutung Bat; 
aber deöwegen, glaube ih aud, dürfte es den Gegnern 
um fo leichter fallen, dem zuzuftimmen, weil body nur in 
fehr wenigen Fällen jelbft nah ihrer Meinung die Ur— 
heber gefhädigt werben bürften. 

Ich Habe damals weiterhin, was die formelle Be- 
handlung meines Antrag3 anlangt, erflärt, dab er aud) 
als Eventualantrag zu dem damaligen Antrag Dr. Haffe 
behandelt werben möge. Es ift bei der Abftimmung 
darüber damals allerdings feine Rüdficht hierauf genommen 
worden. Nunmehr liegen bie Verhältniffe wieder genau 
fo. Es find mehrere Anträge eingegangen, bie weiter 
gehen als der meinige. Einem biefer Anträge gegenüber, 
nämlih dem Antrage Dr. Haffe gegenüber, möchte id ben 
Herrn Präfidenten bitten, meinen Antrag ald Eventual» 
antrag aufzufaffen und zur Abftimmung zu bringen. 
fönnten allerdings nad gewiffer Richtung hin Bedenken 
entftehen; es könnte mir erwibert werden — und das hat 
auch, wenn ich nicht irre, der Herr Abgeordnete Dr. Arendt 
in feiner Ausführung gethan —: die Anthologien, bie 
Sammlungen, weldje ich bier auögenommen willen will, 
würden nicht zu einem eigenthümlichen literarifchen Zwecke 
verwendet, fonbern feten beitimmt zu Gefangsvorträgen 
au Bereindabenden, bei FFeltlichkeiten, fie jeien alfo nicht 
ein eigenthümliches Iiterarifhes Merk. Aber dem möchte 
id) In age daß nad der biöherigen Beftimmung 
bes 5 7 des Geſetzes von 1870 auch nichtö anderes ver: 
langt wird, als daß folde Sammlungen, un ausgenommen 
zu fein, eigenthümliche literariſche Werke feien. Auf 
Grund dieſer Beltimmung und auf Grund ber Aus: 
legung, welche diefe Beftimmung durch bie Rechtsſprechung 
— hat, ſind dann aber noch neben den Anthologien 
auch diejenigen Sammlungen möglich geweſen, welche ich 
im Auge habe. Auf Grund deſſen glaube ich, daß auch 
in Zukunft die Auslegung des Geſetzes berart fein würde, 
baß alle diejenigen Sammlungen unter dieſen Begriff bes 
eigenthümlichen literariihen Wertes fallen würden, bie 
ber Herr Dr. Arendt und ich bezeichnet haben. 

Ich ge deöwegen, daß mein Antrag nicht in bem 
Sinne, wie der Herr Dr, Arendt es auffaßt, auch neben 
dem Antrag Haffe u. ſ. w. noch feine befondere Bedeutung 
hätte, jondern daß er durch den Antrag Daffe u. f. w., 
wie die übrigen Anträge lauten, gededt würde. Das 
mödte id; aljo zur formellen Behandlung dem Herrn 
Präfidenten anheimgeben. 

Wenn einer oder mehrere von den Anträgen — id) 
glaube, Anträge von ſozialdemokratiſcher Seite, wie auch 
er Antrag Müller — —* gehen, daß zur Veranſtaltung 
einer Anthologie die perſönliche Genehmigung des lebenden 
Autors noch erforderlich fein ſolle, jo bemerfe ich, was 


Es (D) 
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(A) ich borhin ſchon gefagt habe, daß für diejenigen Ber: 


hältniſſe, die id im Muge habe, die durch den Antrag ge- 
troffen werben follen, fo felten wohl ein Autor in die 
Lage fommen wird, um feine Genehmigung erſucht werben 
zu müſſen, daß ich alaube, foweit Dieter mein Antrag in 
Betracht kommt, dürfte von diefem Anforderniß wohl Ab: 
ftand zu nehmen fein. 

Präfident; Wenn id) den Herrn Abgeordneten Well: 
ftein richtig verftanden habe, bat er für den Fall ber 
Annahme des Amendementd Dr. Hafle auf Nr. 282 der 
Drudfahen fein Amendement — — 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Wellftein. 

Dellftein, Abgeorbneter: Ich wollte meinen Antrag 
nicht zurüdzichen, fondern ihm nur eine Auslegung geben, 
gemäß der er durch den Antrag Haſſe gebedt wird. Wird 
er gededt gemäß dieſer Auslegung, und wird fowohl von 
Seiten des Haufe wie auch etwa von Seiten der ver— 
bündeten Negierungen meine Auslegung afzeptirt, dann 
erft würde id) auf meinen Antrag verzichten können, indem 
id dann aunehme, daß auch fpäter in der Nechtiprehung 
feine Anftände fi) dagegen ergeben würden, daß die Be: 
zeihnung „eigenthümliche literarifche Werte” dasjenige 
bedt, wa3 id) will. 

Präfident: Alſo vor der Hand bleibt daS Amendement 
beftehen, und ber Herr Abgeorbnete Wellitein behält fi 
— ebentuell ſeine Anträge bei der Beſchlußfaſſung zu 
tellen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Haſſe. 

Dr. Haſſe, Abgeordneter: Meine Herren, was meine 
Stellung zu dem Antrag Wellſtein anlangt, ſo faſſe ich 
das Verhältniß fo auf, daß ich erwarte, daß über meinen 
Antrag zuerſt abgeltimmt wird. Wird er angenommen, 
fo hat der Herr Kollege Wellftein feinen Wunſch erreicht, 
und es wird durch Annahme meined Antrags aud das 


(B) Kommersbuch betroffen; wird mein Antrag abgelehnt, jo 


ift der Antrag Wellftein dad Mindere, und man kann 
dann für dieſen Antrag ſtimmen, was ih für meine 
Berjon dann au thun werde. So fafle id das Ber- 
hältniß auf und bitte meinerfeit3 den Herrn Bräfidenten, 
womöglich zuerft über meinen Antrag al3 über den weiteft- 
gehenden abftimmen zu laſſen. 

Was die Beurtheilung der Frage jelbft anlangt, fo 
braude id gewiß nicht alles das zu wiederholen, was 
id in zweiter Leſung hier dargelegt habe, namentlich nach— 
bem geitern ber Herr Kollege Dertel die Sache grund: 
ſätzlich dargeftellt hat. Meine Herren, es handelt ſich 
eben hier um den Gegenfag ber Intereffen des Autors 
und der Inlereſſen ber Allgemeinheit. Wir jorgen in 
dieſem Gejeß ja in höherem Maße, als das früher ber 
Fall gewefen ift, für die Intereffen der Nutoren; aber 
wir bürfen nicht dabei fo weit gehen, die der Allgemeinheit 
gänzlid zu vernadjläffigen. Hier glaube ih nun, dab in 
ber That die allgemeinen Intereflen vorgehen, und id) 
werbe in biefer tuffaffung beftärft durch eine Anzahl 
von Zufchriften, die ich feit der zweiten Leſung erhalten 
habe, gerade aus Kreiſen von Autoren, von Leuten, bie 
angeblich in der entgegengejegten Richtung intereffirt find, 
bie ſämmtlich zu dem Ergebniß fommen, man folle es 
bei dem biöherigen NRechtözuftande belaflen und auch die 
Herftelung von Anthologien zu eigenthümlichen lite— 
rariſchen —** von der Vorſchrift befreien, die Zu— 
ſtimmung des Autors herbeizuholen. 

Alfo ich gehe auf bad Materielle gar nicht ein und 
möchte nur meinen Antrag charakterifiren gegenüber ben 
Abänderungdanträgen ber Herren Kollegen Eidhoff, Müller 
und Eiche. Wenn mein —— angenommen wird, ſo 
bedarf es nicht der Zuſtimmung der lebenden Autoren und 
bedarf es nicht der Zuſtimmung der Erben von ver— 
ſtorbenen Autoren. Auſo es werden durch Annahme meines 


Antrags alle Fälle gedeckt. 
Meinung ſein, daß, wenn ein Autor noch lebt, man ihn 
hören fol. Das iſt ganz gewiß das beell Richtigere; 
aber ich darf daran erinnern, daß es für ben Verleger 
oft außerordentlich Schwierig ift, feitzuftellen, o b ein folder 
Autor noch lebt. Denken Sie an biejenigen Fälle, in 
denen überhaupt eine Verdffentlihung anonym oder pfeus 
donym ei it. 68 foll ein kleines Gedicht, das 
irgend mal in einer Zeitung geftanden hat, und das ſich 
jemand aufgehoben hat, für irgend eine beftimmte Samm— 
lung abgebrudt werben; berjenige, der es abdruden will, 
weiß gar nicht, ob ber Autor überhaupt noch lebt. Ich 
babe hier ganz beftimmte fonfrete Fälle im Auge. 
Würde nun der Zufammenftellende gezwungen fein, ben 
Nachweis zu erbringen, daß ber Verfaſſer jenes Gedichts 
geitorben ift, fo würde er den Beweis entweder nicht er— 
bringen können, oder — und dad wird dad Wahrſchein— 
lihere fein — er wird auf die Aufnahme dieſes Heinen 
Beitrags in feine Sammlung verzichten. 

Id bitte, meine Herren, doch überhaupt daran zu 
benfen, daß bier gar nicht die Jutereſſen der Verleger in 
frage kommen. Dem Verleger kann es vollftändig gleich» 

iltig fein, ob er irgend einen beftimmten Beitrag zu 
ra Sammlung binzufügt oder nicht; er hat namentlich) 
gar fein materielled Sintereffe daran. Aber es kann für 
ben Honfumenten, der, wie ich meine, in unferen ganzen 
Berathungen bisher etwas zu furz gefommen tft 

(ſehr richtig! Links), 

doch nicht ganz gleichgiltig fein, ob er in einer Sammlung 
alles das findet, was er im ihr erwartet. Er erwartet 
3.2. in der Sammlung eine Zufammenftellung unter 
einen ganz beſtimmten Gefihtäpunft, ih will einmal 
fagen, die fchleswig = holiteinifhen Dichter oder die 
ſchleſiſchen Dichter ober die Poeſie eines beitimmten Jahr: 
zehnte. Da kann der Konſument, das Publikum, ver: 


langen, daß die Sammlung unter dieſem Gefihtspunft (D) 


eine vollftändige ift, und um das zu erleichtern, ſoll man 
es bei dem bisherigen Nechtözuftand belaffen und nicht 
ben Zufammtenfteller zwingen, den Nachweis zu erbringen, 
daß der Autor feine Zuftimmung ertheilt hat bezw. daß 
er geitorben ift. 

Ich bitte Sie wiederholt und dringend um Annahme 
meines Antrags, durch den die übrigen Anträge fich erledigen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordiiete 


off. 

Eichhoff, Abgeordneter: Meine Herren, ich freue nid, 
daß ber Herr Stollege Dr. Haffe feinen Antrag, den er 
zur zweiten Lefung rege; hatte, wieder aufgenommen 
hat; denn er entipricht in ber That ebenſo fehr dem 
ntereffe der Allgemeinheit wie bem Intereſſe 
Schriftiteller felber, wie ich kurz nachweiſen werde. 

Meine aa ſchon die Kommilfton hat in dankens— 
werther Weile dad Wort „nur“ geftrihen. Wäre das 
nicht geſchehen, fo wäre thatfählih die Vervielfältigun 
nur zuläffig gewejen in Sammlungen, die ausſchließli 
für den Kirchen-, Schul- und Unterrichtsgebrauch beftimmt 
find. Aber aud) fo fcheint mir das Bildungs: und 
literariſche Bedürfniß unferes Volke durch die Faflung 
der Zilfer 3 immer noch gefährdet zu fein, und ich kann 
Ahnen deshalb meinerjeits nur empfehlen, bem Antrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hafle auf Nr. 282 der Drud: 
ſachen zufolge Hinter „Unterrichtsgebrauch“ einzuhalten: 
„oder zu einem eigenthimlichen literariihen Zwede*. 

Meine Herren, päbagogiiche und literariiche, Schul: 
oder allgemeine Bildungszwede find vielfach identiſch. 
Das trifft ſchon m auf einen großen Theil unferer 
Scullefebücher, und ich möchte zum Beweiſe dafür, daß 
in pädagogiihen Streifen darüber fein Streit herrſcht, 
furz anführen, was Bünger in der bedeutendſten geſchicht— 
lihen Darftellung des deutſchen Leſebuchs, in ber „Ent 

337° 


ber 


Man kann ja nun ber (O) 


[A) wicklungsgeſchichte des Volksſchulleſebuchs“, ſagt. 
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IH 
bitte, die wenigen Zeilen verlejen zu bürfen: 
Das Leſebuch, deſſen Inhalt in früheren Zeiten 
dem Schüler innerlich fremd und gleichgiltig ge— 
blieben war, konnte jetzt des Kindes Freund 
werben, und Fein Haus liegt fo einfam auf 
fandiger Nehrung, daß nicht das Leſebuch hier 
feinen Einzug bielte umd Jung und Alt des 
Abends immer wieder um feine Botſchaften ver: 
fanımelte. Mit der Gedichte der glorreihen 
Gegenwart empfing dad Leſebuch das letzte 
Merkmal eine? Buches, das Elternhaus und 
Kinderfchule in Verbindung brachte. Alle Gegen: 
ftände der Interhaltung und Belehrung am 
häuslihen Herde für den Kindesgeiſt: aus 
Religion und SKonfeffion, Sprade, Vaterland 
und Natur, Erzählung und Geſang erhielten im 
Leſebuche ihre Vertiefung und Erklärung. So 
kamen die ſchönen Leſebücher zu Stande, auf die 
ſtolz zu ſein wir ein Recht haben. 
In der That, meine Herren, das Leſebuch hat längſt das 
Gepräge eines Volksbuchs erhalten, das auch 
außerhalb der Schulräume zur Pflege eines geſunden 
Volkslebens dienen wird. Zur Pflege eines gefunden 
Vollslebens dienen vor allen aber aud jene Sammel: 
werke, Anthologien, die fih nicht allein an die Jugend, 
fondern an die große, breite Maffe des Volkes wenden. 
Mer von und Melteren erinnert ſich nit mit großem Ber: 
gnügen des poetiihen Hausfhage von Oskar Wolff? 
wer Lieft nicht immer gern wieder bie Anthologien von 
Theodor Storm, Ferdinand Apenarius, Karl 
Bufie u. f. w.? wer wird ſich nicht von Herzen erfreuen 
an dem köſtlichen Künſtlergeiſt diefer Männer, der fi 
in der Auswahl und Gruppirung diefer Dichtungen offen— 
bart? Gewiß läuft bier auch manche minderwerthige 


(R) Maare unter; aber ich meine doch, man darf die Geiftes: 


arbeit diefer Männer im allgemeinen nit unterſchätzen, 
und ich halte mich deshalb fir verpflichtet, und zwar nicht 
nur als Schulmann, jenes harte und ungerechte Urtheil 
zurüdzumweilen,das ganz allgemein über die „Fabrilanten“ 
von Lefebüchern und Anthologien des öfteren gefällt worden 
ift. Denn zur Abfaffung folder Sammelwerke gehört nicht 
bloß große Belefenheit und Literaturkeuntniß, fondern auch 
äfthetiicher Geſchmack und ein gejundes Sach- und Sunft- 
urtheil. Deshalb haben fi von jeher aud große Gelehrte 
an der Löfung dieſer Aufgabe verfucht; ich erinnere nur 
an Karl Goedeke und Wilhelm Wadernagel. 

Ich meine aljo: es ift mur recht und billig und ent— 
fpriht ebenfo ſehr dem Intereſſe der Schriftiteller als 
auch der Allgemeinheit, wenn wir ben Herausgebern folder 
Anthologien das gleihe Recht geitatten, wie ben Heraus— 
gebern bon Schulleſebüchern, wenn wir ihnen die Ber: 
pielfältigung einzelner Auffäge geringen Umfanges, ein— 
zelner Gedichte oder Theile derjelben erlauben. Das liegt 
im Intereſſe der Scriftiteller, weil fie der Aufnahme 
einzelner Dichtungen in ſolche Sammlungen nicht felten 
einzig und allein es verdanken, daß fie nicht fang: und 
Hanglos untergegangen find; es liegt aud im Intereſſe 
der Allgemeinheit, der auf ſolche Weife einzelne Dichterifche 
oder literariiche Perlen nicht vorenthalten werden, bie ſich 
befanntermaßen auch zuweilen bei weniger bedeutenden 
Dichtern und Schriftftellern finden. Ich darf Sie nur 
an den Sönigäberger Dihterr Simon Dad erinnern, 
der feine Unfterblichkeit einzig und allein dem fchönen 
Liede „Nennen von Tharau“ verdankt, das er jelber 
auf dem Sterbebette verdammte. Solche Sammlungen 
tragen in der That das Ihrige dazu bei, bie Geiſtesarbeit 
ganzer Generationen, foweit fie dauernden Werth be— 
anipruchen können, im Bewußtſein ber Zeitgenoſſen nicht 
nur, fondern auch der Nachwelt lebendig zu erhalten. 


Meine Herren, ich ziehe den Antrag des Herrn Ab: (C) 


geordneten Dr. Haffe dem Antrage der Herren Albrecht 
und Genoflen vor, weil er auch die Vervielfältigung von 
Aufſätzen bon geringem Umfange zuläßt. Denn 
folde Anthologien pflegen ſich doc nicht nur auf die ge: 
bundene Nede zu beſchränken, fondern gerade der Wechſel 
von gebundener und ungebundener Rebe verleiht ihnen 
nicht felten einen eigenartigen Neiz, ganz abgejehen davon, 
daß auch rein profaifhe Sammelwerke ihren eigenthüm: 
lihen Bildungd- und literariihen Werth befiten. Das 
Einfachſte wäre, wenn in dem Antrage Albrecht unb Ge: 
noffen vor „einzelne Gedichte” eingefhoben wiürbe: 
„einzelne Auffäge von geringem Umfange und“. Ich 
habe mir für den Fall der Ablehnung des Antrags Haffe 
erlaubt, einen bdahingehenden Antrag zu ftellen. Der 
nämliche Zwed würde allerdings auch erreicht, wenn mit 
bem Antrag Haffe der Antrag Dr. Müller (Meiningen): 
Dr. Eiche anf Nr. 289 der Druckſachen zur Annahme ge: 
langte. Auf alle Fälle bitte id Sie zunächſt, prinzipiell 
bem Antrage Haffe Ihre Zuftimmung zu geben. 
(Beifall.) 

Präfident:e Das Mort hat ber Herr Abgeorbnete 
Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, mit 
ber Tendenz des & 19 ftimmt ja unfer Antrag völlig 
überein, nämlich die Autoren zu ſchützen gegen Plünderung 
durch profitwüthige Verleger. Aber wir fragen und, ob 
das Mittel auch zum Biel führt, und wir fragen uns 
ferner, ob bier nicht die Intereſſen der Allgemeinheit über 
die fpeziellen Intereffen de3 einzelnen Autors geftellt 
werben follen. Ich habe ſchon in ber zweiten Leſung 
darauf hingewieſen, welches große Intereſſe die Nation 
daran hat, daß diejenigen Klaſſen der Bevölkerung, bie 
nicht in der Lage find, ſich die einzelnen Dichterwerke zu 
beſchaffen, trogdem Kenntniß bon der Entwidlung der 


Literatur nehmen und an den geiftigen Fortichritten der (D) 


ganzen Nation theilnehmen können, und ih habe darauf 
bingewiefen, daß gerade die Gefellihaft dadurch, daß fie 
Univerfitäten, Stipendien u. f. w. errichtet umd aud aus 
den Mitteln der arbeitenden Klaſſen unterhält, auf ber 
anderen Seite fehr wohl das Neht in Anfpruh nehmen 
barf, dafür ein Aequivalent ae zu maden in Geitalt 
derjenigen Ausnahmen von biefem Paragraphen, bie wir 
in unferem Antrage gegeben willen wollen, der, nebenbei 
bemerkt, in dem Sclußfate einen Drudfehler enthält. 
Es muß heißen: „ſolange der lirheber Iebt, feiner per: 
fönlihen Einwilligung“, während gebrudt ift „deſſen per- 
ſönlicher Einwilligung“. 

Unfer Antrag fchüßt vollftändig die Rechte der Autoren, 
und den Vorwurf, daß ber Antrag die Raubpolitik ber 
Verleger ſchütze, kann man gegen unfern Antrag. nicht 
erheben. Unſer Antrag gebt nicht einmal fo weit, wie 
bie berufenen Wertreter üterariſcher Intereſſen felber 
gehen, freilid Vertreter folcher literariſcher Intereffen, bie 
niht auf dem ganz einfeitigen Standpunfte bed Eigen— 
thumsfanatismus ftehen, wie er hier und ba zum Aus- 
brude gelommen ift. Ferdinand Mvenarius, ber verbienft- 
volle Herausgeber des Kunſtwart“, hat eine Petition an 
den Reichstag gerichtet, in der er viel weiter geht als unfer 
Antrag; denn er will neben der Anthologie für Kirchen-, 
Schul⸗ und Unterrichtszwecke auch Anthologien frei haben 
für wiffenihaftlihe oder ernfte künſtleriſche Erziehungs: 
zwede; er will fogar jo weit gehen, rein geichäftliche 
Spefulationdausgaben nur abhängig zu maden bon ber 
perfönlichen Zuftimmung des Autors. Den Einwand, 
man begünftige dadurch nur das Geſchäft unfolider Ver: 
leger, die Ausgabe ſchlechter Anthologien, widerlegt er ganz 
treffend mit folgenden Worten: 

Gerade den ausfchließlich auf Gelderwerb aus— 
gehenden fchlehten Anthologien würde die von 


(A) 
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(Fifcher Berlin ) 
der Kommiſſion angenommene Faſſung auch ohne 
den bier vorgeſchlagenen Zufag nicht ſchaden. 
Bon derartigen Sammlungen erftrebt feine eine 
forgfältige und gewiffenhafte Ausleſe des wirklich 
Beſten. Wird ihren Veranftaltern dad Erbetene 
verweigert, fo nehmen fie eben anderes dafür. 
Sie werden no ſchlechtere geiftige Nahrung ins 
Volk bringen ald bisher; aber ihren Abjat wird 
das ſchon deshalb nicht ſchädigen, weil man im 
großen Publikum ja gar nicht wiffen kann, was 
vorenthalten oder durch Surrogat erfegt worden 
ift. Schwer behindert bagegen werben gerabe 
biejenigen Anthologien fein, die ihren Urſprung 
nit in erfter Reihe einem Geſchäfts-, ſondern 
einem höheren geiftigen Interefie verbanfen. 
Anthologien von literarifhswiffenfhaftliden 
oder aber ethiſch- oder äfthetifch=erziehertichen 
Abſichten, auch Anthologien demnach, wie wir fie 
mit allen Mitteln fördern und unters Volt 
bringen follten, —— gerade dieſer höheren 
Art werden ſehr weſentlich behindert ſein, wenn 
nah dem Tode der Verfaſſer nicht mehr deren 
eigener Wunſch und Wille, fondern ausſchließlich 
Wunfh und Wille desjenigen Geihäftsmannes 
in Frage kommt, ber dann im Befige bes Ur— 
heberrechts ift. So ift 3. B. die Lyrik der Geibel, 
Groth, Storm, Hebbel, Keller, Mörife noch nicht 
gemeinfrei — wie” aber follte das Volk auf bie 
geiftigen Schäße, die bier liegen, auch nur aufs 
merffam gemacht werben, wenn felbft die Dar: 
bietung von Proben geihäftlihen Erwägungen 
unterthban gemadt wird? 
Wie fehr übrigens die Regierung und Kommiffion 
von der Unzweckmäßigkeit des in $ 19 feftgelegten Wort: 
laut3 durchdrungen waren, geht auch daraus herbor, daß 


(B) beide für Kirchen-, Schul: und Unterrichtszwecke dieſe 


Anthologien freigeben wollten. Nun fehen wir gar nicht 
ein, was wir für ein beſonderes Intereſſe daran haben, 
für fromme oder befonders loyale, ja fogar byzantinifche 
eher aa bier ein Privilegium zu Schaffen, für alle anderen 
aber nicht. 

Ein weiterer Beweis dafür, daß bie Inhaltbarkeit 
auch von Kommiffionsmitgliedern erkannt worben ift, ift 
ber Antrag Wellftein, der eben doch in eriter Linie be- 
rechnet iſt auf die Möglichkeit der Herauögabe von 
Kommersbüchern, benen eine gewiffe Abbrudäfreiheit 

egeben werden foll. Die paar Brogramme bei Familien: 

Feten u. f. w. fommen ja überhaupt nicht in Frage. Nun 
meine ih: wird unfer Antrag und der Antrag Hafle ab- 
gelehnt, jo muß auch der Antrag Wellitein geradezu 
unmöglich werben. Man kann doch ſchon aus moralifcdhen 
Gründen dann nicht mehr für den Antrag Wellftein ein: 
treten. Denn in der Praris geht doch der Antrag Well: 
ftein auf nichts anderes hinaus als darauf, für die Söhne 
ber Bourgeoifie, für die befigenden Klaſſen ein wohlfeiles 
Kommersbud zu ſchaffen. 


Widerſpruch.) 
— Wenn das nicht der Fall iſt, dann iſt es um ſo 
ſchlimmer. 


(Zurufe.) 
— 9a, andere Leute fingen auch! Aber diefe Faffung ift 
fpeziell für diefen Zweck gegeben. 

(Erneuter Widerfprud).) 

— Aber, wenn das auch nicht zugegeben werben follte — 
und bon Seiten berNationalliberalen wird e3 ja beftritten —, 
dann ift es, wie gefagt, um fo ſchlimmer, dann ift biefer 
Antrag nöthig, weil auch Ste fürchten, es fönnten für 
folhe Sammlungen von einzelnen Berlegern Schwierig: 
feiten gemadht und die Ausgabe eig ie unmdglid) 
gemadt werben. Wenn aber dad Ihre Meinung ift, fo 


müffen Ste weiter gehen und unſerem Antrage zuftimmen, (0) 


ber für alle Kreiſe ſolche Anthologien freigeben will, aber 
auch den Wünſchen der Autoren Rechnung trägt, infofern 
fie mitbeftimmen follen darüber, ob die Anthologien, für 
die fie ihre Gedichte hergeben follen, in ihren Augen 
ben literarifchen oder fonftigen Werth haben, den fie für 
ihre Werfe beanfpruden. Die Furcht, dab die Ausgabe 
fowohl von Anthologien wie audh von Kommersbüchern 
fünftighin überhaupt nicht mehr möglich ift, ift nur zu 
fehr begründet. 

Id Habe ſchon das letzte Mal darauf hingewiefen, 
daß in ber Prarid alle Autoren ihre Rechte grumdfäglic 
den Berlegern übertragen müffen. Jetzt find ja die Rechte 
der Autoren in diefem Gefeg vermehrt; aber an dem 
Uebertragungszwang würde das neue Geſetz nichts ändern; 
denn bie Folge wird bie fein, daß jofort, nachdem das 
Geſetz Giltigfeit erlangt hat, der Börfenverein deutſcher 
Buchhändler zufammentritt und einen Rechtskundigen be: 
auftragt, ein Normalftatut auszuarbeiten, in dem bie 
Rechte der Autoren den Verlegern übertragen werden, und 
ber einzige Bortheil für die Autoren wird fein, daß ihnen, 
weil fie den Verlegern mehr Nechte übertragen können, 
dad Honorar erhöht wird. Für die jüngeren Autoren 
fommt aber aucd das nicht in Frage. Herr Dr. Spahn 
hat in der zweiten Leſung die Richtigleit meines Ein- 
wandes bezüglich der Lebertragung zugegeben, er meinte 
nur, es treffe das nur für die jüngeren Autoren zu, wicht 
aber für die älteren und namentlich nicht für diejenigen, 
die bereit3 einen literarifchen Auf und Namen haben. 

Ih habe mid) noch weiter erkundigt und kann nad 
den Mittheilungen, bie mir geworben find, nur das eine 
erflären, daß meine Auffaſſung, die ich in der zweiten 
Leſung vertreten habe, auch heute noch zutrifft, nicht bloß 
für die jüngeren, fondern auch für die berühmten Autoren. 
Wir haben in Deutſchland Schriftfteller und Dichter erften 


Ranges, die von großen Berlagsinftituten, 3. ®. ber (D) 


Süddeutſchen Verlagsanitalt, förnılic auf Aktien gegründet 
werben; ihnen werben von vornherein Jahresfira geboten 
bon 10:, 20:, 30000 Darf mit ber Verpflichtung, daß 
fie ihre Werte in dem Berlage erfcheinen laflen. Sie 
find alfo in denfelben Feſſeln wie die Heinen Autoren, 
nur daß ihre Ketten goldene find. Bei dem einen ift e3 
alfo eine ſchwere Laft, bei dem andern eine weniger 
ihwere Laft; aber die Thatjahe trifft die berühmten wie 
auch die jungen Autoren, daß fte über den MWiederabdrud 
ihrer Werke, weder von wen fie abgebrudt werden, nod) 
unter welden Bedingungen, nichts mehr zu fagen haben. 
Wenn Sie ben Paragraphen in ber Kommiſſions— 
faffung annehmen, ſchaffen Sie den ſtandalöſen Zuftand: 
ih nehme an, ein Dichter, wie Detlev v. Lilteneron, 
Richard Dehmel, Arno Holz oder Otto Julius Bierbaum 
giebt eine Anthologie Heraus und erhält von allen Autoren 
die Zuftimmung; nun kommen aber bie Verleger und 
fagen: die Zuftimmung der Autoren geht und nichts an, 
du kannſt die Gedichte für den und den Preis aufnehmen, 
— ber aber bie Herausgabe der Anthologie thatfählih un: 
möglid macht, ober aber er fagt rundmweg: ich gebe bie 
Satimmung überhaupt nicht, weil die Ablapfähigteit des 
riginalwertks dadurch beeinträchtigt wird. Es tft aber 
noch eine andere Möglichkeit nach dem Wortlaute des 819 
gegeben. Setzen Sie den Fall, der betreffende Dichter 
erhält die Zuſtimmung der Autoren und Verleger, er kann 
aber eventuell feine eignen Gedichte nicht aufnehmen, 
weil fein Verleger, mit dem er vielleicht in Differenzen 
gerathen ift, ihm das unterfagt. Ich will da nur an den 
Fall Rofegger mit dem Wiener Verleger Hartleben erinnern, 
um den Beweis erbracht zu haben, daß ſolche Fälle möglich 
find, wie ih fie eben erwähnt habe, daß Sie alfo die 
Brüde zu diefen bauen in der Faſſung bes 8 19, wie ihn 
bie Kommiſſion vorſchlägt. 


—— 
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Aus allen diefen Gründen glaube ich, wer bie 
Rechte der Autoren wahren und fie nicht willenlos ben 
Verlegern preiögeben will, wer anerkennt, dab die Nation 
ein gewiffes Recht hat, mit den literarifhen Schägen der 
Gegenwart befannt zu werden, — ber muß für unferen 
Antrag ftimmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

Bräfident: Dad Wort hat ber Herr Mbgeorbnete 
Dr. Müller (Meiningen). 

Dr, Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
nur wenige Worte zur Begründung meines Eventual— 
antrage! Ich will auf die prinzipiellen Bedenken, bie 
ih vor allen Dingen gegenüber dem Antrage bed Herrn 
Kollegen Hafle in zweiter Lefung — erörtert 
habe, nicht näher eingehen. Ich habe mid) wiederholt, und 
zwar infolge der vielen Zufendungen, bie ich ebenfo wie 
Herr Kollege Hafle belommen habe, mit der Materie be— 
ihäftigt und fann nur verfihern, daß ich von beim prin- 
zipiellen Standpunkte, den ich im zweiter Lefung einge: 
nommen habe, um fein Jota abgehen kann; id) bin ebenfo 
noch ber gegentheiligen Anſchauung wie Herr Kollege 
Dr. Haffe, jo wie ih das in zweiter Lefung gewefen bin. 
Soweit folde Werte überhaupt — und ich verweiſe vor 
allen auf die humoriftiihen Sammlungen, die und ja 
auch zugefendet worden find — einen originalen Werth 
haben, ſoweit überhaupt irgendivie eine originale Geiſtes— 
thätigfeit bei Herftellung der Sammlung entwidelt worden 
ift, fallen fie nad) meiner Weberzeugung fofort unter $ 19 
Abſatz 2 und haben ihre Freiheit gegenüber dem urfprüngs 
lihen Autor. Ich glaube auch Herrn Kollegen Eidhoff 

egenüber betonen zu Lönnen, daß feine meiſten Aus— 
—— ſich deden mit Ziffer 3. Ale Schulbücher— 
ſammlungen d. h. alle Sammlungen, die zum Schul: oder 
Unterrihtögebraud; beftimmt find, fallen von felbft unter 
Ziffer 3 und find zu biefem Zwede im öffentlichen Er— 


(8) ziehungsintereffe freigegeben. 


Ic möchte aber bei dieſer Gelegenheit wiederholt furz 
verweifen auf die fchlehten Erfahrungen, die wir In ber 
AJudifatur mit dieſem fo vagen Begriffe gemadt haben, 
der gerade wieder durch ben Herrn Kollegen Dr. Halle 
in unſer Gejeg hineinlommen fol, indem es da heißt: 
„Sammlungen zu einem eigenthümlichen literariſchen 
Zwede*. Da ijt mir doch der Antrag bes Herrn Kollegen 
Wellſtein fympatbifcher; er ift beftimmt gefaßt und operirt 
nicht mit einem fo vagen Begriffe wie ber Antrag des 
Herrn Dr. Haffe: ein Begriff, der in der Praris über: 
haupt nicht zu verwerthen iſt. Ich möchte mic Infolge beffen 
zunächſt für ben — des Herrn Kollegen Wellſtein 
ausſprechen. Nur für den Fall, daß der Antrag des 
Herrn Dr. Haſſe angenommen wird, habe ich mir erlaubt, 
einen Eventualantrag dahin zu ſtellen, daß wenigſtens der 
Autor, ſolange er lebt, gefragt wird um ſeine Ein— 
wiligung. Ich möchte überhaupt fetftellen, daß nichts 
verfehrter wäre als bie Annahme, daß wir bie Her: 
ftelung von Anthologien vollſtändig verhindern wollen. 
Wir wollen bloß, daß ber Autor, foweit er noch felbft 
am Leben ift, wenigftend feine Cinwilligung dazu 
giebt, wobei ih immer wieder betone, daß vor 
allem bie Auffaffung des Herrn Dr. Haſſe viel zu be 
ſchränkt ift bezüglich deſſen, was überhaupt nad $ 1 
ald ein „Schriftwerf* in der Form einer Sammlung an- 
zufehen if. Ich kann aud) De baß der Antrag, den 
ih als Gventualantrag gejtellt habe, vollitändig ben 
Wünſchen der Autoren, vor allen derjenigen, die ſolche 
Anthologien herausgeben, entſpricht. Sie haben das aus 
der Eingabe von Avenariud erjehen; ich habe noch eine 
ganze Reihe Zufchriften von Schriftftellern, welche fagen: 
wir find bamit einverftanben, daß, folange der Autor 
lebt, er aud) um feine —— gefragt wird; einen 
derartigen unbedingten Diebſtahl wollen wir überhaupt 


nicht haben, wir wollen bloß davon befreit werben, bak (C) 


wir lange nahfuchen müffen, wer und wo bie Erben find. 
Um bdielen Bebenfen einerfeit? und ben Wünfchen ber 
Autoren andererfeits, welche derartige Sammlungen heraus: 
geben, nachzulommen, habe id) ınir erlaubt, einen Eventual: 
antrag zu dem Antrag des Herrn Stollegen Dr. Haffe zu 
ftellen. Ich habe jest diefen Antrag gemeinfam mit den 
Herren Kollegen Schrempf und Dr. Oertel noch modifizirt, 
indem wir aud die Präfumtion von dem & 24 herüber— 
genommen haben — nachdem wir bie ganze Norm des 
5 24 bier eigentlich nachgebildet haben —, dab aljo der 

utor, wenn er innerhalb ber beſtimmten Friſt feinen 
vn erhebt, feine Zuftimmung gegeben zu haben 
cheint. 

Was endlich den Antrag Albrecht anlangt, ſo deckt er 
ſich ſachlich beinahe vollſtändig mit meinem Eventual— 
antrag. Mir iſt der Antrag Albrecht inſofern ſym— 
pathiſcher, als er bloß Gedichte treffen will, nicht auch 
Proſaſtücke; er geht infolge deſſen nicht ſo weit wie der 
Antrag Haſſe und iſt mir infolge deſſen angenehmer. Ich 
werde daher primär gegen alle Abänderungsanträge 
ftimmen und für bie Kommiffionsfaflung, werbe aber 
eventuell für den Antrag Albredt und Genoffen ftimmen. 
Sollte biefer Antrag auch abgelehnt werben — ber 
Antrag Eidhoff geht ja cbenfo weit wie mein Epventual- 
antrag, er ift bloß als eventueller Antrag zu dem Antrag 
Albrecht und Genoſſen geitellt, während mein Antrag al3 
GEventualantrag zu dem Antrag Haffe geftellt it —, fo 
werde ich den Antrag Haffe bloß annehmen mit ber 
Modifikation, welche unfer Antrag ihm geben will, mit ber 
weiteren Modifikation, welde der Antrag befoinmen hat 
durch ben Zuſatz der Herren Schrempf und Genofjen. Ich 
bitte zum allermindeiten, unferen Antrag eventuell, das 
heißt für den Fall der Annahme des Antrags Haffe, an- 
zunehmen. 


Präfident: Mir ift ein handbfchriftliher Antrag zu- (D) 


gegangen feitens des Herrn Abgeordneten 
(Sagan). Derjelbe lautet: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

nad $ 39 einen $ 39a einzufügen bes Inhalts: 

Wird wegen einer in biefem Gejeg mit 

Strafe bedrohten Handlung der Redakteur 

ober —— einer Drudichrift als für 

deren Inhalt berantwortlid verfolgt, jo find 

hierfür ausſchließlich die Gerichte zuitändig, in 

— Bezirk die Druchkſchrift herausgegeben 


wird. 
Dieſer Antrag bedarf der Unterſtützung. Ich bilte 
diejenigen Herren, welche den Antrag unterflützen wollen, 
fid) von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Die Unterſtützung genügt. 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Oertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, aud) id) 
will mich nicht im tiefergreifende Erörterungen einlafjen 
über den Werth oder Unwerth der fogenaunten Antholo- 
gien, der Sammlungen zu einem eigenthümlichen Lite 
rariihen Zwed; die Meinungen über biejen Werth find 
getheilt, das hat bereits die erfte und zweite Berathung 
dieſes Gefegentwurfs ergeben. Wenn aber aud bie 
Meinungen nod) fo getheilt fein mögen, jo wird doch 
niemand die Nothwendigfeit und den Nutzen bon Samm— 
lungen folder Art für gewiffe Zwede beftreiten können. 
Deshalb Hat der Entwurf und deshalb haben auch bie 
Kommilfionsbefhlüffe die Anthologien in einem gewiſſen 
befchräntten Umfange mad wie vor freigegeben. Diefer 
Umfang wird dadurch beichräntt, daß die Anthologien 
entweder zu einem felbftitändigen und wiſſenſchaftlichen 
Werke ausgeſtaltet oder für den Kirchen, Schul- und 
Unterrihtögebraud beftimmt fein müſſen. In biefen 


Dr. Müller 

















(Dr. Deriel.) 


(A) beiden Fällen fol es nah mie vor geiftattet fein, 


fleinere Werte 
folhde Sammlung 


Werke, anderer Schriftſteller in eine 
ohne Genehmigung der Urheber 
aufzunehmen. Nun hat ſich auch mir im Laufe 
der Erörterungen doch der Gedanke aufgedrängt, 
daß dieſe Beſchränkung etwas zu knapp ſei, daß mir 
Anthologien aud über biefe Grenze hinaus zulafien 
müffen und aud) zulaffen fönnen, ohne den lirhebern 
wefentlihen Schaden zuzufügen. Am —— weit get 
von allen geftellten Anträgen der Antrag des Herrn A 

georbnieten Wellitein, dem mir aud) in zweiter Lefung 
bereitö unjere Zuftimmung gegeben haben. Nah dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten MWellftein würden nur 
die Anthologien freigelaffen fein, die zu Geſangszwecken 
Verwendung finden können; natürlich nicht nur folche, die 
abfolunt nur für Gefangszwede beftimmt find, ſondern 
wie ich Thon fagte, diejenigen, welche zu dieſem Zweck 
hauptfählid Verwendung zu finden beſtimmt find. Nun 
gehe ich aber in der Auffaflung und Interpretation des 
Antrags nicht fo weit, wie ber Herr Antragfteller felbit. 
Er tft fo weit gegangen, daß er eigentlich feinen weſent— 
lichen Unterſchied zwifhen feinem Antrag und bem Ans 
trag des Herrn Abgeorbueten Fiſcher bezw. bem bes 
Herrn Nbgeordneten Dr. Hafle ſah. Das ift meines 
Erachtens doch nicht der Fall; eine Sammlung nad 
feinem Antrag muß nad ihrer ganzen Art doch fo 
beihaften fein, daß ihre eigentlihe Zweckbeſtimmung 
in der Benugung bei Gejangsaufführungen Liegt. Im 
dieſem Sinne bin ih für den Antrag, und ich würde 
mich, und id glaube, auc die Mehrheit meiner politifchen 
Freunde, damit begnügen können. Der Antrag Flicher 
geht num einen Schritt weiter. Er will eine Sammlung 
bon Gedichten geftatten, frei laffen, wenn fie überhaupt 
zu einem eigenthümlichen literariſchen Zweck veranftaltet 
it. Ih muß dem Herrn Abgeordneten Eickhoff zugeben, 


(B) daß es innerlich nicht begründet ift, hier eine Scheidung 


zu machen zwiſchen Gedichten und profatihen Schrift: 
werten geringeren Umfangs. Es ift ebenfo ein Bebürfniß, 
Gedichte in einer Anthologie aufzunehmen und zu fanımeln, 
wie es Bebürfniß fein kann, profaifhe Schriftwerte 
Heineren Umfangs in cine ſolche Anthologie aufzunehmen. 
Deshalb Halte ich die Hinzufügung des Herrn Abgeordneten 
Gidhoff, wenn ih mid auf den Standpunkt des Herrn 
Abgeordneten get vorläufig ftelle, für gerechtfertigt 
und geboten. Beide wollen aber — und das ift fir mid 
die Hauptſache —, daß die Zuftimmung zu ber Aufnahme 
in eine derartige Sammlung abhängig gemadt wird bon 
ber Zuftimmung des lirheberd, folange er lebt, — 
alſo nicht von der Zuftimmung des Verlegers, nicht von 
der ag befien, dem das Urheberrecht übertragen 
worden ift, fondern nur bon der Zuftimmung des Autors, 
folange er perſönlich feine Einwilligung geben kann, d. h. 
ana er noch lebend ift. 

as ift für mid die umbebingt nothwenbige 
Vorausſetzung, wenn id mic auf den Boden bed An- 
trag3 der Herren Abgeorbneten Fiſcher-Eickhoff ftellen fol. 
Ich meine, wenn wir dem Anthologieherausgeber ſchon 
die Ermächtigung ertheilen, mit dem geiftigen Eigenthum, 
das noch nicht gemeinfrei ift, nach Belteben ſchalten und 
walten zu können, fo ift es eine Pflicht der —— daß 
wir dem Autor bei feinen Lebzeiten die Möglichkeit ge— 
währen, die Aufnahme feiner Werke in einer Anthologie 
zu verhindern, beziehentlih zu geftatten. Das ift für 
mid daS Allerweſentlichſte. Sollte diefer Zufag nicht 
angenommen werben, fo würde für mich bie Annahme 
de3 Antrags Fiſcher unmöglich fein. 

Dasfelbe gilt von dem Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Dr. Haffe, der nun noch einen Schritt weiter geht 
ald der Antrag des Herm Abgeordneten Fiſcher allein. 
Kombinirt man aber die Anträge der Herren Abgeorb- 
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neten 
Herrn Abgeordneten Haffe in feinem erften Abfate heraus, 
Durch Hinzufügung des Antrags der Herren Abgeord— 
neten Dr. Müller (Meiningen) und Dr. Eſche wird dann 
auch der zweite Satz des Fiſcher'ſchen Antrags ergänzt; 
und es ergiebt ſich, daß der Antrag Fiſcher-Eickhoff in 
feinem ganzen Weſen, in feiner ganzen Auffaſſung voll» 
fommen identifch ift mit dem Antrag Haſſe-Eſche-Müller. 
Was ih alfo von dem Antrage bed Herrn Abgeordneten 
Fiſcher gejagt habe, gilt aud von dem bes Herrn 
Dr. Haffe. Er würbe für mid unannehmbar fein, wenn 
nicht der Zuſatz ber Herren Abgeordneten Dr. Eiche und 
Dr, Miller angenommen würde. Wir müffen die Aufnahme 
bon Werten in Anthologien, wenn wir fie geftatten wollen, 
wenigftend bon der Zuftimmung des lebenden lirhebers 
abhängig machen. Wir geben ben Herausgebern ber 
Anthologien ohnehin einen meiten Spielraum. Solange 
der lirheber lebt, hat er ein Amtereffe und ein Ned, 
felbft zu geftatten, ob eines feiner Werfe aufgenommen 
werden darf. Er wirb es geftatten, wenn er fi fir ſich 
und bie Allgemeinheit davon Nuten verſpricht. Er wird 
die Aufnahme verhindern, wenn in der Perfönlichteit des 
Herausgebers feine Gewähr geboten wird, daß die Antho: 
logie ihm felbft und ber lilerariſchen Geſammtheit müßt; 
und das muß doch unfer Zweck fein. 

63 find in dem legten Dahrzehnten Anthologien 
fabrizirt worden — ich brauche den Ausdruck: „Fabrizirt“ 
abfihtlih —, die weiter feinen Zwed und aud weiter 
feinen Erfolg hatten, ald dem Herausgeber und dem Ber: 
Ieger eine gute Menge Mingenden Lohnes einzubringen. 
Sie hatten weder einen eigenthümlichen, befonderen Zwed, 
nod hatten fie eine herborragende Iiterarifche Bedeutung; 
fie erreichten weiter nichts, ald daß fie den Abſatz ber 
einzelnen Werle der einzelnen Autoren weſentlich be— 
ſchraͤnlten. Das wird bis zu eimem gewiffen Grabe ber: 
—5* wenn wir zu dem Antrag Dr. Haffe den Antrag (D) 

üler-Gihe annehmen. 

Ih werde alſo in erfter Linie fir ben Antrag des 
Herrn Abgeordneten Wellſtein ftimmen. Da aber fidher 
ber Antrag des Herrn Abgeordneten Hafje — 
der des Herrn Fiſcher vorher zur Abſtimmung kommt, ſo 
würde ich zunächſt für den Eventualantrag Müller-Eſche 
ftimmen und nur im biefem Falle mich bereit erklären 
fönnen, für den Antrag Hafle zu ftimmen. Sollte der 
Zufagantrag Müller: Eiche abgelednt werden, fo würde ich 
— meinem Bedauern nicht in der Lage ſein, für den 

ntrag Haſſe ſtimmen zu können, weil er meines Er— 
achtens ſowohl die Nechte des Urhebers wejentlich verlegt, 
ald einem dringenden Bebürfniß ber Literatur und ber 
Gefammtheit nicht entſpricht. 

Um nun aber die Antologieherausgeber nicht un— 
nöthig zu beläftigen, habe ich mid, entſchloſſen, im Verein 
mit Herrn Dr. Müller (Meiningen) und meinem politifchen 
Freunde Herrn Schrempf dem Antrag Müller (Meiningen) 
eine kurze Beftimmung derart hinzuzufügen, wie mir fie 
bereitö in F 24 in zweiter Lefung angenommen haben, 
daß nämlich die Genehmigung des Urhebers für ertheilt 
ilt, wenn ber Herausgeber innerhalb einer beftimmten 
Friſt, etwa 4 Wochen, eine Antwort nicht erhalten hat. 

ch glaube, damit wirb allen berechtigten Intereflen Ge— 
nüge gethan, fowohl der Autoren, die freilich nicht bamit 
zufrieden fein werben — wir werben auch mit dieſer Be: 
ſchlußfaſſung in Teufeld Küche kommen, das fann ich 
Ahnen ſchon heute in Ausſicht fielen —, ald aud ben 
Intereffen der Gefammtheit und ber literariſchen Ent: 


widfung. 
(Bravo! rechts.) 
Bräfident: Der Antrag ber Herren Abgeordneten 
Schrempf, Dr. Oertel und Dr. Müller (Meiningen) liegt 
nunmehr vor. Derfelbe lautet: 


ifcher und Eidhoff, jo kommt der Antrag bes (O) 


(A) 


(B) die Kommiſſion bereit3 die Ausnahme 


u 





Der Reichstag wolle beichließen: 
bem Antrage Dr. Müller (Meiningen) Nr. 289 
ber Druckſachen noch weiter zuzufegen: 
Die Einwilligung gilt als ertheilt, wenn der 
Urheber nicht innerhalb eine Monats, nad): 
bem ihm bon ber Abſicht des Verfaſſers Mit: 
theilung gemacht ift, Widerſpruch erhebt. 
Diefer Antrag bedarf noch der Unterftügung. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche den Antrag unterftügen wollen, 
ſich von ihren Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Das Wort hat der Herr Abgeorduete Bedh (Coburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Wie Ihnen fchon bei 
ber zweiten Leſung befaunt gegeben worden ift, hat unfere 
Kommiffton fi mit 8 19 eingehend wiederholt beichäftigt, 
und nad) meinem Geihmade wäre es aud das Nichtigite, 
wenn wir bei ben Kommiſſionsbeſchlüſſen einfach ftehen 
blieben. Der „eigenthümliche literariſche Zweck“, das ift 
ein Begriff, mit dem der Richter ſchwer ſich abfinden kann. 

(Sehr richtig!) 
Was ift „eigentbümlih"? Wir a ja ſchon in der 
Judikatur verſchiedene Widerfprüche deshalb erleben müffen, 
und aud in Zufunft wirb die Judikatur in Verlegenheit 
nerathen, was fie unter einem „eigenthümlichen Literarifchen 
Zweck“ verftchen fol. Das ift biöher meiftens der ge: 
weien, daß irgend ein Schriftiteller oder Schriftſtellerei— 
verftänbiger fih daran gemadt hat, eine Ausleſe aus den 
beiten Gedichten und Auffägen verfchiedener Autoren zus 
fammenzuftoppeln und mit Hilfe des Verleger ſich ein 
hübfhes Geld zu Händen zu ftellen, und wenn heute 
MWadernagel und andere Namen genannt find, fo werben 
diefe bier ja überhaupt nicht getroffen, weil diefelben ja 
nur für Unterrichtszwecke Anthologien herausgegeben haben. 
Für Unterrichtszwede hat aber die Negierungsporlage, wie 
gegeben, und bed» 
halb eradıte ich es in der That nicht für nöthig und an- 
gebradt, auf folde Anthologien fi zu beziehen. 

Mein verehrter Freund Eidhoff, welcher insbeſondere 
darauf hingewieſen, hat zur Necdhtfertigung feines Antrags 
betont, daß „pädagogiſche Zwede* insbeſondere bet ſolchen 
Anthologien verfolgt werden, hat aber dieſes ausgedehnt 
auf bas ganze deutſche Boll. Nun, meine Herren, es 
mag ja fein, daß ein Theil unferes deutſchen Volkes 
immer nod pädagogiſch geführt werden muß, aber im 
allgemeinen hört doc die Pädagogie in einem gewifien 
Alter auf. Es giebt aber Anthologien, die mit ber 
Pädagogie abfolut gar nichts zu thun haben, fondern in 
ganz anderer Richtung die Zufammenftellungen bringen, 
und das ift dann cben auch noch ein „eigenihümlicher 
literariiher Zwed“. Es ift aljo in der That meines 
Erachtens ſehr gefährlid, wenn wir eine folde Be: 
ftimmung in unfer Geſetz hereinbringen. Das läßt fi 
denn Doch nicht leugnen, daß es an fi — mag man es 
Raub oder Diebftahl heißen — eine Entwendung von 
geiftigem Gigenthum, von geiftigen Produkten ift, wenn 
man in eine Anthologie gerade natürlich hervorragende 
Gedichte, Aufſätze u. ſ. w. eined Autors hineinnimmt und 
damit, ſich einen Verdienſt ſchafft. Es ift das eben einfach 
die Rojinen aus dem Kuchen genommen, und große Ge: 
lehrte, von denen geiproden worden ift, haben ſich in der 
That mit einem folhen Vorgehen nicht befaßt und haben 
es aud nicht gebilligt. Auch jüngere Autoren werben, 
glaube ich, nicht erfreut fein, wenn ihre Produkte, mit 
denen fie and Tageslicht getreten find, und bie ihnen 
vielleicht einen Ruhm verihaffen würden, wenn fie in 
ihren eigenen Gebichtfammlungen hinausgingen in bie 
Welt, nun in folder MWeife ihres beiten Schmudes be: 
raubt werben, indem in die Anthologien da und bort 
eines ihrer beften Gedichte genommen wird. 
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Wenn ich nun fage, ih bin eigentlich gegen alle (C) 


biefe Amendements, fo muß ich doch andererfeitö fagen: 
wenn Gie ben AZufakantrag des Herrn Dr. Müller 
(Meiningen) entweder zu dem Haffeihen ober zu dem 
Albredtihen Antrage Binzunehmen, dann kann man fid 
allenfalls damit einverftanden erklären, und ih würde 
mic ſelbſt aljo eventuell bamit einverftanden erflären. 
Denn wenn die Nutoren jelbft ihre Genehmigung zu 
einem folden Hineinnehmen in die Anthologien geben, 
dann kann man mit mehr von Naub und Diebftahl 
iprechen, dann ift es eine Erlaubniß, die fie gegeben 
haben, mit ihrer Zuftimmung ift es geichehen, fie haben 
vielleicht felbft gemwünjdht, daß im einer ſolchen Anthologie 
Früchte ihrer Arbeit befannt gegeben werben. Alſo mit 
diefer Modifikation würde ich mid) unter Umftänden ein- 
veritanden erflären können, eventuell jelbit mit dem Worte 
„eigenthümlich*, wenn das in dem Antrage bleibt. 

Der Zufagantrag des Herrn Stollegen Dertel, wonach 
bie Zuftimmung präfumirt werben fol, wenn nad) einer 
beitimmien Frilt, nad) einem Monat, von dem Autor die 
Erklärung auf Grund eines eingefchriebenen Brief3 nicht 
erlangt wird, ift mir auch volltommen entſprechend, und 
ich bitte jedenfalls, diefen Zufatantrag feiner Zeit auch 
anzunehmen, wenn der übrige Antrag angenommen wird. 

Ich komme num fpeziell aber noch zu dem Antrage 
Mellftein, und da, meine Herren, bin ich formell einer 

anz anderen Anſchauung ald der Herr Antragſteller. 
Sur Sade felbft bin ich vollftändig mit ihm — * 
und habe nur wenige Worte eigentlich noch zu bemerfen. 
Es ilt ja doch all den Herren befannt, daß für befonbere 
Gelegenheiten, für befondere Zwede foldhe Eleinen Samm— 
lungen bisher ſchon gemacht worben find von Gedichten, 
von Liedern, die man entweder an beitimmten Abenden 
fang, die man bei einem befonderen Feſte gejungen hat, 
Sammlungen, die man bei Ausflügen und dergleichen, 


bei Neifeausflügen von Vereinen ober Gefellihaften mit: CD) 


genommen hat, um unterwegs daraus fingen zu fönnen. 
Das iſt doch in der That ein unſchuldiges Vergnügen, 
gegen welches fein Autor irgend etwas einzuwenden haben 
wird, und damit wird auch fein Autor geſchädigt. 

Nun hat der Herr Kollege Fiſcher ſich ſpeziell in 
mir umbegreiflicer Weife gegen den Antrag Wellftein ge: 
wendet, und zwar, wie er jagt, aus „moraliihen Gründen“. 
Er bat gejagt, das füme „nur der Bourgeoifie zu gute“. 
Das ift ganz umridhtig! Muh die Sozialdemokraten 
maden Ausflüge. Ich weiß fogar von einem beftinmten 
Ort, daß da die Sozialdemokraten ſolch ein Büchlein an— 
geihafft haben, und ba ftehen nicht mur Gedichte von 
Sozialdemokraten, fondern aud andere darin. Nein, ber 
Antrag kommt allen Parteien zu gute. Freilich, muß id 
fagen, wird es befonders bei Feſtkommerſen in der That 
geboten fein, daß bie dort gefungenen Lieder in einem 
feinen Heft vereinigt werben, ohne daß man bie Autoren 
erft um Grlaubniß fragt. Damı möchte ih auch bie 
Herren Kollegen darauf aufmerkſam machen, daß ber 
Antrag Wellitein nicht ald Anhängfel zu dem Antrag Hafle 
zu betrachten ift, weil in dem Antrag Hafle mit den dazu 
geftellten Zufägen des Herrn Dr. Müller ja die Zu: 
ftimmung der Autoren nothwendig ilt; es darf Daher aud) 
der Antrag Wellftein nicht bloß als Eventualantvag ge— 
bracht werden, Sondern er muß jelbititändig aufrecht 
erhalten werben. Ic habe hierfür aud) noch einen weiteren 
Grund. Wenn wir nämlich aud heute von verſchiedenen 
Seiten des Reichſtags hören, daß man fagt, in dem 
Antrag Haſſe oder Albrecht ijt der Antrag Wellitein mit 
inbegriffen, und wenn das auch feitens des Reichs-Juſtiz- 
amts gejagt wird, jo hat ſich doc der Nichter nicht um 
die Anficht des Reichſstags oder des Reichs: Juftizamts 
= fünmern, ſondern er urtheilt einfach nad) dem Wort: 
aut des Geſetzes und dem baraus zu entnehmenden Siun; 
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(A) denn wenn ein Wortlaut einen richtigen Sinn giebt, fo | wenn fie binnen vier Wochen nicht erfolgt if, dann tft (O) 


(B) find Die 


braucht man feine befondere fünftlihe Interpretation. 
Da heißt e3 nun im Antrage Haſſe-Albrecht „zu literaris 
ſchen Zweden*! Der Antrag Wellftein gebt aber nicht 
auf literariihe Zwecke, fondern darauf, daß die Samım- 
Inng zu muſikaliſchen, zu Gefangszweden gemadt 
werde. Ich würde deshalb, wenn der Herr Stollege 
MWelftein feinen Antrag fallen ließe, bei Annahme des 
Antrages Haſſe Schon jegt erklären, daß ich denfelben 
wieder aufichmen werde. ch glaube aber, daß Sie 
unter allen Umſtänden dazu fommen werben, diefen Antrag 
anzunehmen, weil, wenn der Antrag Hafle und Albrecht 
mit den bazu geftellten Zufabanträgen bezüglich der Zu— 
ftimmung der Nutoren angenommen werben wird, er 
jedenfall3 aufrechterhalten werden muß, ba ja in biefem 
Tale die Zuftimmung der Autoren nicht nöthig ift. 

Ich möchte Ste alfo von meinem Standpunkte aus 
bitten, in erfter Linie an den Kommiſſtonsbeſchlüſſen feſtzu— 
halten — damit bringe ich aber, glaube ich, nicht durch — oder 
wenigftens dem Antrag Haffe oder Albreht mit den Zu: 
fägen der Herren Dr. Müller und Dr. Dertel zuzuftimnten, 
wobei ich auch ben Antrag Eickhoff mit einfchließe, weil 
derjelbe, werm der Antrag Miller angenommen wird, 
auch feine Beredtigung hat. Jedenfalls aber bitte ich 
Sie, dem Antrag Wellitein zuzuftimmen; Sie werben ſich 
dadurch in der That ein Verdienſt fchaffen um die Ge— 
felligteit und um unfere deutihen Sänger. 

Präſident: Dad Mort Hat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Arendt. 

Dr. Arendt, Abgeordneter: Ich werde auf die Sadıe 
felbft fo wenig wie möglich eingehen, da die Schwierig: 
feiten bei diefem Paragraphen nicht in ſachlichen Gegen: 
fägen liegen, fondern, wie ich mic) ausdrücken möchte, im 
Mangel an fahlihen Gegenfägen zwiſchen den ber: 
fchiedenen Anträgen; denn im wejentlichen, meine Herren, 
verſchiedenen Anträge gleichbedeutend. Die 
Kommilfionsfaffung ſchließt die Anthologie nicht aus, ber 
Kampf um die Anthologie oder Nicht-Anthologie ift hier 
gar nicht am Plage. Der ganze Unterſchied zwifchen dem 
Beihluß der zweiten Leſung und dem Antrag des Ab— 
geordneten Albrecht, wenn er durch den Antrag Eickhoff 
ergänzt wird, ober dem Antrag Hafle, wen er durch den 
Antrag Eiche ergänzt wird, befteht thatſächlich nur darin, 
daß nah dem Kommiffionsbefhluß nicht nur der lebende 
Autor befragt werden muß, Sondern für den Fall, daß er 
tot ift, auch deifen Erben. Alſo folange eine Schußfrift 
befteht, muß nad dem Kommiſſionsbeſchluſſe der Anhaber 
des Urheberrechts, nicht nur der Autor, befragt werben, 
während nach den anderen Anträgen der lebende Nutor 
allein befragt werden muß. Ich meine, dab das aus: 
reiht, daß alfo der Antrag Hafle, wem er durch 
ben Antrag Müller-Eſche ergänzt wird, annehmbar iſt. 
Aber durch diefe Ergänzung wird ber Antrag Haffe in 
—* Gegentheil von dem verwandelt, was er eigentlich 
wollte. 

Ich kann nun dem Abgeorbneten Haffe nicht zugeben, 
daß bier das allgemeine Intereſſe und das Autorintereffe 
in einem Gegenjate ftcht. Es handelt ſich vielmehr 
Iediglih darum, ob der Autor für eine Antholonte zu 
„einem eigenthümlichen literarifhen Zweck“ fein Eigen— 
thum, ohne daß er befragt wird, abzugeben hat oder 
nit. Da bin ich allerdings der Meinung, daß das eine 
Vergewaltigung des Autors ift, die feinem allgemeinen 
Zwede dient; denn ſoweit allgemeine Zwede in Betracht 
fommen, fanı auf die Zuftimmung des Autors gerechnet 
werden; mindeftend aber iſt es feine Unbilligkeit, den 
Autor zu befragen, ihm felbft ein lirtheil darüber zuzus 
geftehen, ob er fein Geiſteserzeugniß bier hergeben will 
oder nicht. Wenn nun gar der Zulakantrag angenommen 
wird, daß eine verweigerte Zultimmung ergänzt wird, 
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allen praktiſchen Bebürfniffen Rechnung getragen. 

Unter ſolchen Umftänben, meine Herren, kommt es 
eigentlich auf die Reihe der Abftimmiungen an, wofür 
man ftimmt. Ich fönnte für ben Antrag Albrecht mit 
dem Zuſatzantrag Eidhoff ftimmen; ih fan für dem 
Antrag Haffe unter Vorausfegung ber vorherigen An— 
nahme des Antrages Müller-Eſche ftimmen, ich kann auch 
eventuell für die Kommiſſionsbeſchlüſſe der zweiten 
Leſung ftimmen, weil der Unterſchied don feiner praftifchen 
Bedeutung iſt. Dagegen lege ich großes Gewicht darauf, 
meine Herren — barin kann ih dem Herrn Vorrediter 
nur zuftimmen —, daß ber Antrag MWellftein nicht als 
Eventual:, fondern als Prinzipalantrag aufgefaßt wird, 
und daß er unter allen Umſtänden eure erhalten 
werde. Denn, meine Herren, gerade wenn die Abſtimmung 
fih fo geftaltet, daß entweder bie Kommiſſtonsbeſchlüſſe 
oder die Anträge Albrecht oder die Anträge Hafle mit dein 
Zufagantrag Müller angenommen werden, dann ift unter 
allen Umſtänden der Antrag Wellftein von Bedeutung, 
weil er fir diejenigen Zwecke beftimmt ift, die ich ala 
durchaus nicht literarifche Zwecke bezeichnen möchte. In— 
fofern fällt er nicht unter den Antrag Haſſe, fondern es 
handelt fih, wie der Abgeorbnete Bedh mit Recht hervor: 
gehoben hat, um bie gefelligen mufitalifchen Veranftaltungen, 
in denen für einen kleinen Kreis befondere Lieder: 
ſammlungen ſchnell gedrudt werden. Da kann mar nicht 
erit die Autoren befragen. So fehr ich gewillt bin, für 
die Rechte der Mutoren einzutreten, fo wenig möchte ich, 
daß aus dieſem Gefege unnöthige Erſchwerungen für das 
Verkehrs- und das gefellige Leben entftchen. 

Aus diefem Grunde bin id für den Antrag Wellftein, 
und ich möchte auf ihn den Sa anwenden: minima non 
eurat autor — barım bat fih ber Autor nicht zu 
fümmern, wenn bei folden Heinen Anläffen auch einmal 


ohne feine Zuftimmung ein Lied abgedrudt wird. Aber (D) 


im übrigen wird der Gang der Dinge davon abhängen, 
in welcher Reihenfolge abgeitimmt wird. Nur dad Cine 
muß ich fagen: der Antrag Haffe ohne den Zuſatz— 
antrag ift fir mich muannehmbar, denn er befeitigt 
thatſächlich wichtige Nechte der Autoren, ohne dab dem: 
entfprehend wirklich wichtige allgemeine Sintereffen gegen: 
überftehen. Da fteht nur ein einfeitiged Verleger— 
intereffe vielleicht entgegen; und wenn der Verleger an 
einem Internehmen etwas verdienen will, fo fol er fi 
auch die Mühe geben — er und ber reg — und 
alle in Betraht fommenden Autoren, foweit fie lebend 
find, darnach zu befragen. 

Ich möchte aljo, meine Herren, in erfter Line auch 
glauben, daß wir für den Kommiffionsbeichluß oder für 
den Antrag Albrecht mit dem Zuſatz Eidhoff oder für den 
Antrag Haffe mit den Zufag Müller, aber unter allen 
Imftänden gegen den Antrag Haffe allein ftinmen follen, 
und daß, wie auch bie Abitimmung fallen möge, wir ald 
Zufagantrag den Antrag Wellftein annehmen, da es recht 
weſentlich iſt, daß von der Zuftimmung der Mutoren 
dieſe Heinen Liederdrucke freigelaffen werben. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Wellftein. 

Wellftein, Abgeordneter: Meine Herren, ich bin bei 
meiner Erklärung über die formelle Behandlung meines 
Antrages ald Eventualantrag zu dem Antrag Halle davon 
ausgegangen, daß eine einhellige Ausſprache des hohen 
Hauſes und des Vertreters ber verbündeten Negierungen 
dahin gehen würde, daß mein Antrag eben durch den 
Antrag Hafle aededt würde. Diefe Voransfekung erfüllt 
ſich nicht; denn von verſchiedenen Seiten iſt gegen biefe 
Auffaffung Widerfpruch erhoben worden. Ich erinnere an 
die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Bedh, der be 

338 


‚2466 


Reichstag. — 85. Sitzung. Mittwoch den 1. Mai 1901. 








(A) fonderd darauf hingewiefen hat, daß wir ja hier vor ber 


Aufgabe ftänden, ein neues Gefeg zu machen, und daß 
da bie biöherige Redtiprehung nicht mehr voll zur 
Geltung kommen wird. Ich kann diefe Bemerkung als 
eine falſche nit durchaus bezeichnen; im Gegentheil, fie 
hat ihre volle Berechtigung. Ih habe ja aud nur gelagt, 
daß ih vorausfihtlih annehmen dürfte, daß die Recht— 
ſprechung ſich in diefer Richtung nicht ändern würde, wenn 
in dem neuen Geſetz die alte Formel aufrecht erhalten 
bliebe. Nachdem aber von verfchiedenen Seiten dieſe Er: 
wartung nicht getheilt, im Gegentheil darauf hingewieſen 
wird, daß der Antrag nach der Auffaffung von ben drei 
Herren nicht durch diefen Antrag Haffe gededt wird, muß 
ich erflären, daß id; meinen Antrag A er erhalte und 
nicht als Eventualantrag geftellt wiſſen will. 

BPräfident: Die Diäkuffion tft geichloffen. 

Ehe ich dem Haufe meine Vorfchläge zur Abſtimmung 
unterbreite, möchte ic) zwei Drudfehler fonftatiren. Erſtens 
in dem Antrag Albredt und Genoflen muß es — das 
hat auch der Herr Antragfteller ſchon erwähnt — ftatt 
„deilen perfönliher Einwilligung“ heißen „feiner perlön- 
lien Ginwilligung“; dann in dem Antrag Dr. Müller 
(Meiningen) auf Nr. 289 der Drudjahen muß es ftatt 
„Beranftaltung* heißen „Sammlung*. — Dagegen erhebt 
ſich fein MWiderfpruch; hiermit find die Drudfehler als 
berichtigt anzufehen. 

Meine Herren, wir fommen nunmehr zur —— 

Ich ſchlage Ihnen vor, in folgender Reihenfolge ab— 
zuftimmen: zunächſt über bad Amendement Dr. Haffe 
mit dem dazu geftellten lnteramendement Dr. Müller 
(Meiningen) auf Nr. 289 der Drudjahen und bem hand— 
ichriftlihen Antrag Schrempf-Dr. Dertel; und zwar 
würde id zunächk abftimmen laffen über den Antrag 
Schrempf-Dr. Dertel für den Fall der Annahme bes 
Unteramendement$S Dr. Müller (Meiningen), dann über 


(B) dad Amendement Dr. Müller (Meiningen), wie es ſich 


nad) der vorhergehenden Abftimmung geftaltet haben wird, 
fir den Fall der Annahme des Amendements Dr. Hafle 
auf Nr. 282 ber Drudiahen. Hierauf werbe ich abftinnmen 
laffen über das Amendement Wellftein auf Nr. 282 der 
Drudjahen. Wird dasfelbe angenommen, jo wird nad) 
meiner Anſicht das Amenbement Albredt und Genoflen 
mit ben dazu geltellten Unteramendements hinfällig. Wird 
es abgelehnt, — würde ich abſtimmen laſſen zunächſt über 
das Unteramendement Eickhoff und dann über den Antrag 
Albrecht und Genoſſen, wie er ſich nach dieſer Abſtimmung 
geſtaltet hat. 

Zur Frageſtellung hat das Wort der Herr Abgeord— 
nete Baſſermann. 

Baſſermann, Abgeordneter: Herr Präſident, ich bin 
mit dieſer Frageſtellung vollſtändig einverſtanden. Ich 
möchte nur meinerſeits bitten, über den Antrag Nr. 287 
Albrecht und Genoſſen Ziffer 1, 2a eine getrennte Ab» 
ftimmung ftattfinden zu laffen, ſodaß über ben erften Theil: 
„wenn e — Gedichte“ bis zu dem Worte „vereinigt“, 
zunächſt abgeſtimmt wird und dann über den legten Sat: 
Jedoch bedarf es, folange der lirheber Lebt, deſſen per: 
fönliher Einwilligung*. 

Präfident: Der Herr Antragfteller erhebt dagegen 
feinen Ginfprud. Dann werde ich jo abftimmen laſſen, 
wie der Herr Abgeordnete Baflermann beantragt. 

Mir fommen nunmehr zur Abftimmung, und zwar 
zunächſt über bad Amendement Dr. Haffe auf Nr. 282 
der Drudjahen mit feinen Unteramendements, und werde 
ich zunächſt abjtimmen laflen über den Antrag Schrempf, 
Dr. Dertel, Dr. Müller, welder als Unteramendement zu 
dem Unteramendement be3 Herrn Abgeordneten Dr. Müller 
(Meiningen) auf Nr. 289 der Druchſachen geftellt ift. 
u. Amendement, welches nur handſchriftlich vorliegt, 
autet: 





dem Antrag Dr. Müller (Meiningen), Nr. 289 (C) 


der Druckſachen, noch weiter zuzufegen: 

Die Einwilligung gilt als ertheilt, wenn der 

Urheber nicht innerhalb eined Monats, nad): 

dem ihm von der Abfiht des Verfaſſers Mit: 

theilung gemacht ift, Widerſpruch erhebt. 
Diejenigen Herren, welde für den Fall der Annahme 
des Unteramendements Dr. Müller (Meiningen) auf 
Nr. 289 der Drudjahen demjelben diefen Zufag machen 
wollen, bitte ich, fi vom ihren Pläten zu erheben. 


(Gejchieht.) 
Das ift die große Mehrheit; das Unteramendement ift an: 
genommen. 

Nun würden wir abzuftinnmen haben über das nun: 
mehr modifizirte lInteramendement Dr. Müller (Mleiningen), 
bad nunmehr lautet: 

dem 8 19 Ziffer 3 folgenden Zufag zu geben: 
Bei einer Sammlung zu einem eigenthünlichen 
literariihen Zwecke bedarf es, folange der 
Urheber lebt, feiner perfönlihen Einwilligung. 
Die Einwilligung gilt als ertheilt, wenn ber 
Urheber nicht innerhalb eined Monats, nad: 
den ihm bon der Abjicht des Verfaſſers Mit- 
theilung gemacht ift, Widerfprud) erhebt. 
Diejenigen Herren, welde für den Fal der Annahme 
des Amendements Dr. Haffe auf Nr. 282 der Druckſachen 
dieſen Zufag machen wollen, bitte ich, fi) von ihren Plätzen 


au erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Zuſatz iſt angenommen. 
Nunmehr kommen wir zur Abſtimmung über das 
Amendement Dr. Haſſe mit dem eben beſchloſſenen Zu— 
fat. Das Amendement Dr. Haſſe beantragt: 
in $ 19 Punkt 3 letzte Zeile hinter dem Worte 
„Unterrichtsgebrauch“ einzufhalten: „oder zu 
einem eigenthümlichen Iiterarifchen Zwecke“. 
Diejenigen Herren, welche diefe Ginfchaltung mit den fo- 
eben beichloffenen Zuſätzen machen wollen, bitte ich, ſich 
von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit. 
Nunmehr kommen wir zu dem Amendement Wellſtein 
auf Nr. 281 der Druckſachen, welches lautet: 
in 8 19 zwiſchen der Nr. 2 und ber Nr. 3 nach— 
ftehende neue Nr. 2a hinzuzufügen: 
2a. wenn einzelne Gedichte nad) dem Er— 
feinen in eine Sammlung aufgenommen 
werden, die Werke einer größeren Zahl von 
Scriftitelern vereinigt und ihrer Bes 
ichaffenheit nah zur Benugung bei Ge— 
fangsvorträgen beftimmt ift. 
Diejenigen Herren, welche biefe Nr. 2a nad) dem Antrage 
Mellftein annehmen wollen, bitte ich, ſich von ihren Plägen 


zu erheben. 

(Geichieht.) 
Auch das ift die große Majorität; der Antrag Wellſtein 
ift angenommen. 

Danach ift der Antrag Albredt und Genoſſen auf 
Nr. 285 der Drudiahen mit dem Amendement Eidhoff 
auf Nr. 291 der Drudjahen hinfällig. 

Wir hätten nunmehr abzuftimmen über den ganzen 
$ 19, wie er ſich nad) den vorhergehenden Abſtimmungen 
geftaltet hat. Ic darf wohl annehmen, daß er mit den 
eben beicjlofienen Veränderungen vom Haufe angenommen 
ift. — Da niemand widerfpricht, ift dies der Fall. 

Ich rufe auf $ 20, — 21, — 22, — 23, — 24, — 
25 — und 26, — fonftatire die Annahme diefer Para: 
graphen in dritter Lefung. 

27 ift bereit3 um vom Haufe erlebigt. 
rufe auf $28, — 29, — 30, — 31, — 32, — 
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(A) konftatire die Annahme biefer eben verlefenen Baragraphen 


in dritter Leſung feitend des Haufes. 

Zur Gefhäftsordnung hat dad Wort der Herr Ab— 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, wir ftchen in 
aa vor der widtigften Beitimmung des Gefeentwurfs. 
Sie ift ſehr ftreitig, wie die zweite Leſung dargethan hat. 
Es liegt der Antrag vor, entgegen dem Beihluß der 
zweiten Lejung einen anberweitigen Beſchluß herbeizu- 
führen. Es ift wünſchenswerth, daß eine fo wichtige und 
jo zweifelhafte Frage bei einer möglichſt ftarfen Präfenz 
entichieben wird. Wir haben deswegen aud eine nament— 
lihe Abftimmung beaniragt. Ans dem Grumde ftelle ich 
den Antrag, $ 33 und den Reſt dieſes Gefebentwurfs 
von der heutigen Tagesordnung abzufegen und bei den 
folgenden Nummern der Tagesordnung fortzufahren, die 
weniger ftreitige und weniger große Fragen enthalten. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Richter beantragt, 
ben Reit des erften Gegenftandes der Tagesordnung von 
der heutigen Tagesordnung abzufegen. rhebt ſich hier- 
gegen ein Widerſpruch? 

(Rufe: Jal) 
* werde ich über den Antrag Nichter abſtimmen 
affen. 

IH bitte die Herren, ihre Plätze einzunchmen. 

Ih bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage 
be3 Herrn Abgeordneten Richter entiprehendb ben Reſt 
des erften Punktes der Tagesordnung von der heutigen 
Tagesordnung abjegen wollen, fid) von ihren Plägen zu 


erheben. 
(Geichieht.) 
Das Büreau ift zweifelhaft; wir bitten um die Gegen: 


probe. 
(Diefelbe erfolgt.) 
Das Bürcan ift einig, daß jet die Minderheit fteht. Der 


B) Neft dieſes Gegenftandes ift von der heutigen Tagesord— 


nung abgeſetzt. 

Wir fommen zum zweiten Gegenftand der Tages: 

ordnung: 
dritte Berathung des Entwurfs eines Gejches 
über das Berlagsreht (Nr. 97 der Drudjaden), 
auf Grund der in zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Bejchlüffe der XI. Kommiſſion in 
Nr. 215 ber Druckſachen. 

Die Generaldiskuſſion hat bereit3 geftern jtattgefunden. 

MWir treten in die Spezialdiäfuffion ein. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Wellſtein. 

Wellſtein, Abgeordneter: Ich beantrage die Enbloe— 
annahme dieſes Geſetzentwurfs. Die Generaldebatte dar— 
über hat gemeinſchaftlich mit der dritten Berathung des 
Urheberrechtsentwurfs ſtattgefunden, wo man ſich genugſam 
darüber ausſprach; auch liegen keine Anträge zum Ver— 
lagsrecht vor. 

Ih bitte Sie daher, die Enblocannahme dieſes Geſetz— 
entwurf3 zu bejchließen. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Wellftein beantragt, 
ben Entwurf eines Gefeges über das Verlagsrecht en bloe 
anzunehmen jo, wie er in zweiter Lejung beſchloſſen 
worden ift. 

Died Berfahren ift nur zuläffig, wenn fein einziges 
Mitglied widerjpridt. Ich frage deshalb, ob ein Wider: 
ſpruch erhoben wird. — Dies ift nicht der Fall; Die 
Enblocannahme ift zuläffig. 

ch bitte alfo diejenigen, welche den Entwurf eines 

Geſetzes über das Verlagsrecht auf Nr. 215 der Drud: 

fadhen im britter u. in allen feinen Paragraphen, 

Einleitung und Ueberſchrift jo annehmen wollen, wie er 

in zweiter Leſung beſchloſſen worden ift, ſich zu erheben. 
(Gefchieht.) 


Das ift die große Mehrheit; der Gefegentwurf ift en bloc (C) 


angenoinmen. 

Wir fommen nunmehr zur Gefammtabftimmung über 
biefen Gelegentwurf. Ich bitte diejenigen, welche ihn auch in 
ber Geſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich zu erheben. 


(Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt ange— 
nommen. 

Wir haben nun noch einen Beſchluß herbeizuführen 
über bie bei dem Reichstage ABEANBENEN Betitionen 
zu biefem Geſetzentwurf, weldhe die Kommiffion durd die 
Beichlußfaffung über den Gefegentwurf für erledigt zu 
erflären beantragt. Ich werde annehmen, wenn niemand 
wiberfpricht, daß das Haus diefem Beichluffe feiner Kom— 
miffion beitritt. — Dies ift der Fall. 

Hiermit tft der zweite Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt, und wir kommen zum britten: 

Abſtimmung über die zum Reichshaushalts-Etat 
für das Nehnungsjahr 1901 geftellten und bis- 
futirten EtatösMefolutionen, welde in Nr. 198 
ber Drudjadhen von Seite 43 ab im Wortlaut 
berzeichnet find. 

Da ift zunächſt der Antrag Bedh (Coburg) zu b 1, 
2, Seite 43 der Zufammenftellung, betreffend den Vogel: 
ſchutz. — Die Verlefung wird mir erlaffen. Ich bitte Die: 
jenigen, welche dieſe Refolutionen annehmen wollen, ſich 
zu erheben. — 

Seichieht. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Reſolutionen b ad 1 und 2 find 
angenommen. 
Wir kommen zu ce, Antrag Fiſcher (Berlin) und 
Genofien. Derfelbe Tautet: 
eine Kommiffion zu wählen zur Erforfhung ber 
politifchen und finanziellen Beziehungen, welche 
dad Neihdamt des Imern mit dem Bentral- 


verband der Induſtriellen oder anderen Intereſſen- (D) 


gruppen unterhalten hat, und darüber dem Reichs— 
tage Bericht zu erftatten. 
Diejenigen, welche Diele Refolution annehmen wollen, bitte 
ich, ſich zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; die Reſolution iſt abgelehnt. 

Wir kommen zur Reſolution d. Das iſt der Antrag 
Münch-Ferber: 

bie verbündeten Regierungen zu erſuchen, die 
Subventionirung einer Zentral-Auskuuftsſtelle 
für Fragen der Landwirthſchaft, der Induſtrie, 
bes Handels und des Gewerbes in Grwägung 
zu ziehen und bie erforderlihen Mittel durch den 
Reichshaushalts-Etat reſp. durch einen Nach— 
trags⸗Etat für das Rechnungsjahr 1901 von dem 
Reichstag zu erforbern. 

Hierzu beantragt der Herr Abgeordnete Dr. Dertel, 
die Worte „der Landwirthſchaft“ auf Zeile 3 zu ftreichen. 

Ic werde zunächſt über den Antrag Dr. Dertel ab: 
ftimmen laffen, und zwar bofitiv, ob die Worte „der 
Landwirthſchaft“ aufrecht erhalten werden follen, dann 
über die Nefolution Münch-Ferber, wie fie fich nad) der 
vorhergehenden Abſtimmung geftaltet hat. — Hiermit ift 
das Haus einverftanden. 

Ic bitte aljo diejenigen Herren, welche entgegen dem 
Antrage Dr. Dertel die Worte „der Landwirthſchaft“ in 
ber Reſolution Münch-Ferber aufreht erhalten wollen, ſich 
von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Worte find aufrecht erhalten. 
Ich darf wohl annehmen, daß mit bderfelben Mehrheit 
die Refolution Münch-Ferber angenommen if. — Da 
niemand widerſpricht, ift dies der Fall. 
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Wir fommen nunmehr zu dem Antrage der Budget: 
fommiffion unter Nr. 156 A III der Drudjadhen mit dem 
handfchriftlich angenommenen Antrage Dr. Müller (Sagan): 
vor bad Wort „Roßärzte* einzuſchalten dad Wort „Ober: 
roßärzte*, Diefer Antrag iſt Shon einmal angenommen 
worben, aber es lag nur damals der handſchriftliche Ans 
‚rag vor; infolgebeffen muß eine zweite Abſtimmung ſtatt⸗ 

nden 


Ih bitte alio diejenigen Herren, welche auch in ber 
zweiten Abfiimmung das Wort „Oberroßärzte* aufrecht 
erhalten wollen, fi von ihren Plägen zu erheben. 

gie j —— 

Das iſt die Mehrheit; dad Wort „Oberroßärzte“ iſt auf: 
recht erhalten. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrage der Herren 
Abgeordneten Graf v. Garmer und Genoffen auf Nr. 166 
ber Drudfaden: 

au Kap. 24 Fit. 13 — Dienfiprämien für 
Unteroffiziere — des Etats für das Königlich 
preußiſche Reichs-Militärkontingent 2c.: 
ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu veran— 
laſſen, daß für Unteroffiziere, die nach zwölf— 
jähriger Dienſtzeit noch länger im altiven Dienſt 
bleiben, die ihnen zuſtehende Dienſtprämie von 
1000 Mark an die Truppentheile zur Anlegung 
in zindtragenden Papieren des Reichs oder eines 
Bunbesjtaat3 Sowie zur Werwaltung bei den 
Truppenkaſſen —* werden, damit auch die 
Zuen der Dienſtprämie den Betreffenden bei ihrer 
ntlaffung ausgezahlt werben. 
Diejenigen — welche dieſen Antrag annehmen wollen, 
bitte ich, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
— 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 
Wir fommen nunmehr zu einer Nefolution Dr. Müller 


(B) (Sagan) zum Etat deö Reichs-Eiſenbahnamts. Diejelbe 


lautet: 
den Herm Reichslanzler zu erſuchen, barauf hin: 
zuwirfen, daß bie Güter: und Perfonentarife der 
Eifenbahnen des Reichsgebiets baldınöglidit ver: 
billigt und vereinfacht werben. 
Ih bitte Dielen en Herren, welde dieſe Relolution an: 
nehmen wollen, ſich von ihren Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; die Reſolution iſt abgelehnt. 

Es lag noch eine Reſolution zum Haushalts-Etat 
der Schutzgebiete — Seite 46 der Nr. 198 sub X — vor, 
bie aber meiner Anſicht mad) dadurch erledigt ift, daß die 
verbündeien Wegierungen einen Gejegentwurf über den 
Bau ber Eiſenbahn in Oftafrita vorgelegt haben. Die 
Refolution ftellte dad Verlangen au Die verbündeten 
Regierungen, einen folden Gefeßentwurf vorzulegen. Da 
berfelbe vorgelegt tft, ift nad) meiner Anficht die efolution 
erledigt. — Das ift aud) die Anſicht des Haufed. Hiermit 
ift der dritte Gegenftand der Tagedordnung erledigt. 

Wir kommen zum vierten Gegenftand der Tages: 
ordnung: 

mündliher Beriht der Kommiſſion für den 
Reihshaushaltö-&tat über Petitionen (Nr. 213 
ber Drudjaden). 
Berichterftatter find die Herren Abgeordneten 
Dr. Freiherr v. SHertling, Dr. Paaſche, 
Dr. Müller (Sagan), Prinz v. Arenberg, 
Dr. Udo Graf zu Stolberg:Wernigerobe, 
Graf dv. Oriola, Müller (Fulda). 
Antrag Nr. 218 der Drudiaden. 

Ich eröffne die Diskuffion über die Petitionen ad a 
I: N 2, — 3, — 4 ne 5, Ber 6 — auf Drud: 
fahe Nr. 213. — Das Wort wird nicht verlangt; id) 
Ichließe die Diskuſſion. Wir fommen zur Abjtimmung. 
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Die Kommiſſion fürden Reichshaushalts-Etat beantragt: (C) 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
über die Petitionen 1, 2, 3, 4, 5, 6 zur Zaged- 
ordnung überzugehen. 
(Zuruf links.) 

Ich eröfine — wenn niemand widerſpricht — nad): 
träglid noch die Diskuſſion über die Petitionen ad à 1 — 
11 Nr. 298 bi8 300 —, betreffend Aufbeſſerung der 
Befoldung der Büreau-, Kanzlei» und Unterbeamten beim 
Reichs⸗Verſicherungsamt. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Roeſicke (Deſſau). 

NRocfide (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, id 
habe nicht die Abficht, heute den Verſuch zu maden, das 
hohe Haus zu veranlaffen, gegen die Vorſchläge der 
Budgetlommilfion zu ſtimmen. Ih möchte nur nicht 
unterlaffen, darauf hinzuweifen, dab einige diefer Betitionen 
meined Gradtens eine durchaus berechtigte Grundlage 
und ſchon einmal in früheren Jahren dad Haus be- 
ichäftigt haben. Es handelt fid) darum, daß eine Anzahl 
Unterbeamten des Reichs-Verſicherungsamts infofern eine 
Aufbefferung ihrer Verhältniffe wünſchen, ald fie ben 
Anſpruch erheben, gleichgeltellt zu werden ben Beamten, 
von welchen bei anderen Metern bie gleiche Vorbildung 
und auch die gleichen Leiltungen verlangt werden. Ich 
glaube nicht, daß im Augenblid nad diejer Richtung etwas 
erreicht werden kann. Ich möchte aber doch bemerken, 
daß, falls auch in einem der fpäteren Jahre, in welchem 
id) mir erlauben werbe, auf diefe Angelegenheit zurüds 
zufommen, in der Hauptiadhe formale Bedenken geltend 
gemacht werden follten, man dod Veranlaſſung nehmen 
müßte, dieſe zu bejeitigen. Denn ich bin der Meinung, 
daß in ber That die Unterbeamten des Reichs-Verſicherungs— 
amts Anſpruch darauf haben, gleichgeltellt zu werden den 
Unterbeamten des Reichs-Militärgerichts, des Oberver— 
waltungẽgerichts, des Reichs-Eiſenbahnamts und anderer 
ähnlicher Behörden, 
Provinzial-Verwaltungsbehörden; ja, zum Theil ſtehen 
jie ſich ſogar noch ſchlechter als die Unterbeamten biefer 
Behörden. 

Ih will dad hohe Haus heut nicht länger mit 
weinen Wünfchen befaffen, nur zum Schluß nod darauf 
hinweifen, daß dieſe Forderung wiederfchren wird, und 
eö dann hoffentlih gelingen wird, auch die Bubget- 
kommiſſion zu bewegen, fi ſolchen berechtigten Forderungen 
freundlicher gefinnt zu zeigen, ald es diesmal der Fall 
geweſen iſt. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geichloffen. Der Antrag der Reichs— 
re iſt nicht angefochten. Derjelbe geht 
dahin: 

a) über die Petitionen 1, 2, 3, 4, 5, 6 zur Tages 

ordnung überzugehen. 
Wenn niemand wiberfpricht, nehme id) an, daß das Haus 
dem Antrag der Neihähaushaltäfommilfion beigetreten 
ift. — Da niemand wideripricht, ift es der Fall. 

Mir fommen nunmehr zu den Betitionen unter b1, — 
2, — 3, — 4 — Hier beantragt die Neihöhaushalt3- 
fommiljton: 

bie Betitionen, durch die zu ben betreffenden 
Spezialetatd gefaßten Beſchlüſſe für erledigt zu 
erklären. 
In der eröffneten Diskuffion nimmt niemand das Wort; 
ich ichließe diefelbe; wir kommen zur Abitimmung. 

Ich werde bei der Abitimmung annehmen, wenn 
niemand widerfpridht, dab das Haus dem Antrag feiner 
Neihshaushaltsfommilfion beitritt und dieſe Betitionen 
durch die gefaßten Beihlüffe für erledigt erklärt. — Dies 
it der Fall, da niemand wiberfpricht. 

Mir lonımen nunmehr zu den Petitionen ad ce. Ich 
eröffne die Diskuffion über die Petition ad 1, — [ließe 


Jetzt find fie nur gleichgeftellt den (D) 


(A) diejelbe, da fih niemand zum Wort meldet, 
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und werde 
auch hier beim Mangel eines Widerſpruchs annchmen, 
daß da3 Haus dem Beſchluß feiner Reichshaushalis— 
fommilfion beitritt, dieſe Petition dem Herrn Reichskanzler 
zur Erwägung zu überweifen. — Dies ift der Fall, da 
niemand widerſpricht. 

Wir fommen nunmehr zur Petition ad 2. Hier ift 
Neferent der Herr Abgeordnete Eickhoff. — Das Wort 
wird nicht verlangt; ich ſchließe die Diskuffion und nehme 
aud hier an, daß das Haus dem Autrag feiner Kommiſfion, 
die Petition dem Herrn Reichskanzler zur Erwägung zu 
überweifen, beitritt. — 

eröffne nunmehr die Diskuſſion über Die 
Petition ec 3, betreffend den Bau einer Eifenbahn Kaiſers— 
lautern⸗ Pirmafens Lützelſtein⸗Ingweiler-Sieweiler ꝛc. — 
Referent iſt der Herr Abgeordnete Dr. Müller (Sagan). 

Zu derſelben liegt ein Amendement ſeitens des Herrn 

Abgeordneten Dr. Roeſicke (Kaiſerslautern) vor: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petitionen Journ. II Nr. 1747, 1761, 1789, 
1802, 1803, 1824, 1885, 2029, betreffend ben 
Bau einer Eiſenbahn Kaiſerslautern-Pirmaſens— 
Lügelftein-Ingweiler-Sieweiler ꝛc. dem Herrn 
Reichskanzler zur Berüdfihtigung zu überweifen, 
während die Budgetkommiſſion beantragt „zur Erwägung“. 

Ich eröffne die Diskuſſion. — Es meldet ſich nie: 
mand zum Wort; id ſchließe daher dieſelbe, und wir 
fommen zur Abftimmung. 

Ich werbe zunächſt abftinnmen lafien über das Amende— 
ment des Heren Abgeorbneten Dr. Roeſicke (Haijerslautern), 
welches die Petition zur Berüdfihtigung überweiien will. 
Sollte dasfelbe abgelehnt werden, fo werbe ich annehmen, 
daß das Haus nadı dem Beihluffe feiner Reichshaus— 
haltskommiſſion die Petition dem Herrn Reichskanzler * 
Erwägung überweiſen will. — Hiermit iſt das Haus ein: 


(B) verſtanden. 


Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche entgegen bem 
Antrag der Budgetfommiffton nad dem Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Roeſicke (Saiferölautern) auf Mr. 218 ber 
Drudiadhen die Betition ce 3 dem Herrn Neichäfanzler zur 
Berüdjihtigung überweifen will, fi von ihren Plätzen zu 


erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; dad Amendement des Herrn Ab— 
georbneten Roeſicke (Kaiſerslautern) ift abgelehnt, der An: 
trag ber KHommilfton auf Ueberweiſung zur Erwägung 
bom rg genehmigt. 

Ich gehe über zu den Petitionen add 1, — 2, — 
welche bem Herrn Reichskanzler zur Berücfihtigung zu 
überweifen find nad) dem Antrag der Kommiſſion. 

Sin der eröffneten Diskuffion meldet fih niemand 
zum Wort; ich jchließe daher diefelbe und werde, wenn 
niemand wiberipridt, annehmen, daß das Haus nad) dem 
Antrag feiner Kommiſſion befchloffen hat. — Dies ift 
ber Fall. 

Wir gehen über zu der Petition ad e, welche dem 
Herrn Reichskanzler theild zur Berüdfihtigung überwieſen 
werben fol, theils zur Erwägung nadı den Beichlüffen 
ber Budgetlommilfion. — In der eröffneten Diskuſſion 
meldet fid) niemand zum Wort; die Diskuffion wird daher 
geichloffen, und ich werde aud) bier annehmen, daß das 
Haus dem Beſchluſſe feiner Budgetkommiſſion beitritt, 
wenn niemand wiberfpriht. — Dies ift der Fall, da 
niemand wiberipricht. 

Hiermit ift der vierte Gegenftand der Tagesorbnung 

t 


erledigt. 
Mir fommen zum fünften Gegenftanb ber Tages: 

ordnung: 
Abftimmung über bie folgenden während ber 
Gtatöberathung diöfutirten Petitionen und zwar: 


A. bie Petition der Großherzoglichen Hanbeld- (0) 


fammer in Offenbach aM. — um Ein: 
ftellung von Mitteln zum Poſterweiterungs 
bau in Offenbah a. M. in den nächſten 
Reichshaushalts-Etat — II 1657 — dem 
Herrn Reichskanzler dahin zur Berück— 
ſichtigung zu überweifen, daß der erforber: 
lihe Betrag in den Etat fir 1902 ein: 
geltellt werde; 
B. die Betitionen des Arbeiters Golitfried 
Schwitat in Döhringen — II 1223 —, 
des Johann Karl Sobotta in Döhringen — 
II 1224 — und des Friedrich Wilhelm Hein 
in Ponarth — II 1857 — wegen Ge: 
mwährung der $triegötheilnehmer-lnterftügung 
und Ausſtellung umentgeltliher ärztlicher 
Nttefte zu diefem Zwed, ſoweit dieſelben 
ſich auf Erlangung der Attefte beziehen, dem 
Herrn Neichöfanzler zur Erwägung zu 
überweifen, im übrigen diefelben durch Die 
zum Gtat für den Reichs-Invalidenfonds 
gefaßten Beſchlüſſe für erlebigt zu erklären; 
C. die Petition des Kaufmanns Eug. Drad) 
in Straßburg (Elſaß) um Einführung von 
Abonnementöfarten mit Giltigfeit für alle 
reihsländiihen Eifenbahnftreden — II 344 
— dem Herm Reichskanzler als Material 
E überweijen; 
ie Petitionen: 
bes penfionirten Betriebsjefretärd oh. 
Kirſch in Raufhwalde bei Görlig, dahin zu 
zu wirken, daß gegenüber feinen Ansprüchen 
auf Nachzahlung von Gehaltsgebührniſſen 
nicht Die Bun der Verjährung erhoben 
werde — II 346 — 


bes I. Sir und. Gaen Nachf. Schmig (D) 


und Jacobs in Mes und Genoffen um 
Einrichtung einer Güterabfertigungsftelle 
auf der Friedhofinfel bei Meb — Il 1074 — 
des Fideilommißbefigerd Graf Schwerin 
zu Tamſel, um Annahme eines vom ihm 
unentgeltlih zur Verfügung geftellten Bau: 
plaßed für den geplanten Neubau der 
Artileriefaferne in Küftrin — II 1638 —, 
des Arbeiter-Bauvereind, E. ©. m. b. H., 
in Ellerbrüd — 111856 — und 
des Verbandes ſchleswig⸗ ———— 
Baugenoſſenſchaften in Kiel — II 
— um Bewilligung des zur ——— * 
Herſtellung von Arbeiterwohnungen in den 
Reichshaushalts-Etat — Anlage IV, Ein: 
— Ausgaben, Kap. 3 Tit. 22 — ein— 
geſtellten Betrages, 
zum Etat über den Reichs-Invaliden— 
fonds eingegangen: II Nr. 192 bis 194, 
260 bis 272, 315, 413, 437, 438, 470, 
483, 484, 516, 517, 525, 548 bis 550, 
557, 1100, 1221, 1222, 1226, 1650, 1695, 
1714, 1748, 1749, 1858, 1859 und 1886, 
des Inſtmanns Adam Marczoch zu 
Dorotheenthal bei Rieſſellen, um Ge: 
nehmigung ber Striegötheilnehmer: Beihilfe 
durch die b 4 betreffenden Etats gefaßten 
Beſchlüſſe für erledigt zu erklären. 

Ich werde, wenn niemand wiberfpricht, annehmen, 
daß das Haus dem Beſchluß feiner Reichshaushalts— 
fommiffton beigetreten if. — Dies ift der Fall, weil 
niemand widerſpricht. 

Hiermit ift auch der fünfte Gegenftandb der Tages— 


(A 


— 
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ordnung erledigt, und wir kommen zum letzten Gegen— 
ſtand der Tagesordnung, zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Unfall— 
fürforgefebes für Beamte und für Perſonen des 
Soldatenjtandes (Nr. 176 der Drudjahen). — 
Anträge Nr. 204, 205 berichtigt, 219, 257. 

Ich eröffne die Diskuffion über & 1 mit den An: 
trägen Albrecht und Genoffen auf Nr. 205 (berictigt) 
der Drudjachen und Falls (Dillenburg) auf Nr. 204 
der Drudjaden ad 1 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Molkenbuhr. 

Moltenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
ih Sanguiniker wäre, dann könnte ich vielleiht darauf 
verzichten, unferen Antrag zu begründen, weil id ans 
nehmen müßte, daß derfelbe auch ohne jede Begründung 
angenommen werden müßte. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Denn ber Antrag, den wir geftellt haben, will eine Er: 
weiterung des Geſetzes, um den Perfonen auch Unfall— 
unterftügungen zu Theil werben zu laflen, welche dringend 
derartiger Unterſtützung bebürftig find. Ich Tage, id 
könnte auf bie Begründung unferes Antrags verzichten, 
weil ja im Laufe biefer Seffion von allen Seiten des 
Haufed der Wunſch ausgeſprochen worden ift, daß bie 
Lücke, welde unfere Gejeßgebung enthält, und welde 
durch dieſen unſeren Antrag ausgefüllt werben würde, 
ausgefüllt werden ſoll. 

Ich brauche nur daran du erinnern, daß es bei ber 
Etatsberathung Herr v. Saliſch fowohl ald aud, wen 
ih nit irre, Herr dv. Richthofen war, 
Sympathie dafür ausfpraden, daß ben Feuerwehrleuten 
und den Berfonen, welde bei Rettung und Bergung 
von Perſonen und Sachen verunglüdt find, eine Rente 
zugebilligt wird. Geftern noch war es der Herr Abge— 
ordnete Franken, der bei $ 121 des Gefeßes über die 


welde ihre 


(B) Privatverfiherungen mit großer Wärme dafür eintrat, 


daß den Feuerwehrleuten eine Unterftügung zu Theil 
werben folle, und er glaubte ja, das mit den wenigen 
Broden, welche die BVerfiherungen hergeben fönnen, er: 
reihen zu fönnen. Er wurde aber bon dem Herrn Ab— 
geordneten Richter darüber belchrt, daß dazu das Ein: 
greifen weiterer Verbände nöthig fei, und aud der Herr 
Abgeordnete Richter war ja bereit, dieſes Einjchreiten der 
weiteren Verbände zu befürtorten. 63 find alio 
Empfehlungen umnfered Antrags von allen Seiten des 
Haufes gekommen. 

Wenn fo alfo die Grundſätze unſeres Antrags von 
allen Seiten des Hauſes unterfiüßt werden, wenn ſolche 
warmen Sympatbien auf allen Seiten des Haufes für 
unferen Antrag vorhanden find, da follte man wohl an: 
nehmen, daß derſelbe ohne weitere a dee ange: 
nommen werben würde. Aber ich weiß, das geichieht fo 
leicht nicht. Dazu entichließt das Haus fih ſchon um 
deswillen nicht, weil die Mehrheit faft regelmäßig ber: 
mutbhet, daß, wenn von unferer Eeite ein Antrag geftellt 
wird, im Hintergrunde der Umſturz der beftchenden Staat: 
und Gefellfhaftsordnung Steht, und weil Sie felbft in 
unferen harmlofeften Anträgen ſolche umſtürzleriſchen 
Tendenzen wittern; deshalb ift in der Regel ſchon die 
Unterichrift ſozialdemokratiſcher Abgeordneter beinahe dazu 
angethan, dad Todedurtheil über den Antrag zu iprechen. 
Aber ich will hier gleich für diejenigen, welche der Meinung 
fein follten, daß in dem Antrage etwas Umſtürzleriſches 
liege, zur Beruhigung jagen, daß der Antrag zwar 
Albrecht und Genoffen heißt, aber da man nad) den be— 
ichloffenen Urheberrecht ja regelmäßig die Quellen angeben 
joll, woher man feine Geiftesprodufte genommen hat 

(Heiterkeit), 
fo will id e5 auch in dieſem Falle thun und bekennen, 
daß der Urheber dieſes Antrags fein auderer iſt als der 


Bundesrath; nämlich der Antrag war der erfte Abja des (C) 


$ 2 in dem Entwurf von 1894. Da iſt das geiftige 
Eigenthum unſeres Antrags zu ſuchen. Wir Sozial: 
demofraten müßten es eigentlich ablehnen und es denen 
überlaffen, den Antrag zu begründen, bie feinerzeit, 1894, 
den Entwurf auögearbeitet haben. 

Damals find durch bie Novelle und die Publikation 
jenes Entwurfs eine ganze Weihe von Hoffnungen ers 
wect worden, welche bis heute nicht erfüllt find. Obwohl 
der damalige Entwurf ſich als eine Novelle zum all 
gemeinen Unfallverſicherungsgeſetze darftellt, fo geht doch 
aus ber Begründung herbor, daß dieſer im damaligen 
Entwurf als $ 2 erſcheinende Paſſus dieſes Geſetz ab- 
ändern follte. Ir will ihn gleid zur Hontrofe, da Sie 
den Entwurf wohl nicht zur Hand haben, vorlefen. In 
dem damaligen Entwurf hieß es: 

Den Betrieben werben im Sinne diefed Geſetzes 
aleichgeftellt der Reichs-, Staats- und Kommunal⸗ 
dienft, ſowie Anitalten oder Beranftaltungen 
au religiöfen, wohlthätigen oder gemeinnüßigen 
Fweden, zu Zweden der Kunſt, der Wiffenichaft, 
der Geiumdheitöpflege und der Leibesübung. 
Das wird alſo ald Betrieb dargeitellt, während wir in 
dem Antrage geſagt haben, daß die Verfiherung aus: 
gedehnt werben ſoll auf Berfonen, welde im Reiche», 
Staats: und SKommmmaldienft fowie in Anftalten ober 
Beranftaltungen zu religiöſen, mohlthätigen oder gemein: 
nüßgigen Zweden, zu Zweden der Kunſt und MWiffenfchaft, 
der Gefundheitspflege und der Leibesübung befchäftigt 
find. Da wir uns an den Mortlant der damaligen 
Novelle gehalten haben, jo, glaube ih, kann ih auch für 
unferen Antrag die Motive geltend machen, welche ber 
damaligen Novelle zum 8 2 beigegeben waren. In den 
Motiven heißt es: 


Reichs-, Staatd- und Kommunalbeamte, ſowie 


die vom Staat oder einem Kommunalverbande (D) 


beſchäftigten Arbeiter waren bisher der Unfall— 

verfiherung nur dann unterworfen, wenn fie in 

einem Betriebe, das heißt in einem Inbegriff 

fortdauernder wirthichaftlicher Thätigkeiten bes 

ihäftigt waren. Unverſichert war dagegen die 

Beihäftigung bei der fogenannten Pegiminals 

verwaltung, welche insbejondere die obrigkeitliche 

Verwaltung beziehungsweife die Verwaltung des 

Gemeinwelend als ſolchen umfaßte. Hierzu gehört 

unter anderem bie Beihäftigung in den Büreaus 

und den Kanzleien als Hausdiener, Portier, bei 

ber Bedienung vom Heizungs- und Beleuchtungs⸗ 

anlagen, die Bewadhung bon Mrreitanten, der 

Transport von Gefangenen, der Polizei- und 

Sicherheitödienft, ber Grenzbewahungsdienft 

u. ſ. w. Auch diefe Thätigfeiten können unter 

Umſtänden mit ähnlicher Unfallgefahr verbunden 

fein wie die Beſchäftigung im den wirthſchaftlichen 

Betrieben der Gemeinden u. 5. w., wie den Ge— 

meindenasanftalten u. ſ. w. oder in anderen 

durch dieſes Geſetz für verfiderungspflichtig er: 

Härten Betrieben. Aus dieſem Grunde foll der 

Reiche, Staats- und Kommunaldienſt der Be: 

Ihäftigung in Betrieben gleichgeftellt werben. 

Die Folge hiervon wird fein, daß das Reichs— 

ejet, betreffend bie Unfallfürforge für 

eihöbeamte und Berfonen des Soldaten: 

ftandes vom 15. März 1886, aud auf bie 

in der Regiminalverwaltung beidäftigten 
Beamten Auwendung finder. 

Da Sehen Sie aljo, da wird direft hervorgehoben, daß 

ber $ 2, wie er in bem damaligen Entwurf vorhanden 

war, viel weniger eine Abänderung der allgemeinen 

Gewerbeunfallverfiherungsgefege bezwedte, al$ daß er 


(4) 


(B) 





(Mottenbuhr.) 

ben Zwed haben follte, das hier vorliegende Geſetz zu 
ändern. Dazu follte aber feine befondere Novelle gemacht 
werben, und es wurde jpäter in ben Motiven klar gelegt, 
daß gerade durch die Annahme dieſes Paragraphen nun- 
mehr dieſes Reichsgeſetz auc auf diefe Leute ausgedehnt 
werben würde, ohne daß es einer befonderen Nenderung 
be3 jegt vorliegenden Geſetzes bedürfe. Da num die da— 
malige Novelle nicht angenommen worben ift, fo wäre es 
body wenigftens, wenn die Regierung ihren Zweck erreichen 
wollte, wenn es ihr wirllich ernft ift, auch dieſen Ber: 
fonen bie Fürſorge zufommen zu laflen, doch an der Zeit 
gewefen, gerade bei diejen Entwurf das nachzuholen, 
was fie früher verſäumt hat, alfo das Verſprechen, das 
fie 1894 gegeben hat, mindeftens jebt im Dahre 1901 
einzulöfen. Aber Leider ift das ja nicht nefchehen, und 
da find wir in ber peinlichen Lage, einmal das nad): 
zubolen, was die Regierung verſäumt hat. Es macht 
vielleicht einen etwas komiſchen Gindrud, einen Sozial- 
bemofraten als freiwilligen Regierungskommiſſar zu jehen. 
Aber wenn die Negierung nicht jeloft ihre Gefegentwürfe 
vertheidigt, müffen wir e3 leider übernehmen. 

Nun will ich noch hervorheben, daß unter dieſen 
Berfonen dam auch weitere Perſonen betroffen werben. 
63 hieß damals in der weiteren Begründung: 

Die Ausdrüde „Anstalten und — zu 
religiöſen u. ſ. w. Zwecken“ ſind in ihrer weiten 
Faſſung gewählt, um alle derartige Einrichtungen, 
in denen eine mit erhöhter Unfallgefahr ver— 
bundene Thätigkeit vorkommen kann, und in 
denen Perſonen der im 81gedachten Art be— 
ſchäftigt werden, zu begreifen. So iſt unter den 
Anſtalten zu religiöſen Zwecken auch der Kirch— 
hofsbetrieb einſchließlich der Thätigkeit des 
Todtengräbers, unter den Anſtalten zu gemein— 
nützigen Zwecken auch der Betrieb der Feuer— 
wehren u. ſ. w. zu verſtehen. 
Alſo damals wollte die Regierung auch die Verſicherung 
auf Todtengräber, Feuerwehrleute und dergleichen mehr 
ausgedehnt wiſſen. Nun iſt es doch ein recht unglücklicher 
Umſtand, daß Feuerwehrleute, die zur Rettung von 
Perſonen oder Bergung von Sachen ihre eigene Exiſtenz 
auf das Spiel ſetzen, nicht verſichert ſind, wenn ſie im 
Kommunaldienſt ſtehen oder zur freiwilligen Feuerwehr 
gehören; fie gelten aber als verſichert, ſobald ſie dieſen 
Beruf gewerbsmäßig betreiben. Wenn irgend ein Groß— 
unternehmer, wie z. B. Krupp, auf ſeinem großen Werke eine 
Feuerwehr von eigenen Arbeitern unterhält, und es ver— 
unglückt ein ſolcher Feuerwehrmann, ſo gilt er als Ar— 
beiter des MWerfes für verſichert und erhält die Unfallrente, 
bezicehung&weife im Todesfalle erhalten die Hinterbliebenen 
eine Hinterbliebenenrente. Ganz ähnlich ift e8 mit dem 
Wächterdieuſt. Nachtwächter u. ſ. w. find im allgemeinen 
nicht gegen Unfälle verfihert; ftellt aber ein Privatunter: 
nehmer einen folchen Arbeiter auf feinem Betriebe als 
Nachtwächter an, jo wird derfelbe Nente erhalten, wenn 
er bei ber Bewadjung des Werkes Leben oder Gefundheit 
verliert. Ganz ebenfo verhält es ſich mit den Dienern 
der Yaboratorien. Wenn 3. B. in Königlichen Labora- 
torien, wo bie Laboratoriumdiener mit den allergefähr: 
lihften Grplofivftoffen zu thum haben, einer verunglüdt, 
jo muß er, ber in einer Königlichen Anftalt beſchäftigt 
war, ftöniglid verhungern. Wird aber dieſelbe Arbeit 
inbuftriell ausgebeutet und im Privatbetriebe gemacht, fo 
gelten auch die Arbeiter, die nicht im öffentlichen Dienft 
ftehen, als verfichert. Aehnlich Liegt es auch mit dem 
Löchergraben. Wenn ein Arbeiter ein Loch in die Erbe 
räbt, das dazu benugt wird, um einen Bau aufzurichten, 
o gilt er als verfihert. Wird aber das Loch dazu 
benugt, um darin den Leichnam eines Menſchen zu ver: 
graben, fo verfagt die Verfiherung, weil ber Todtengräber 
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im öffentlichen Dienft ſteht. Nun haben wir nod) etwas 
MWumnderbares. Während die Todtengräber nicht als ver: 
fihert gelten, gelten diejenigen Perſonen als verfichert, 
welche die Gräber in Ordnung halten und gärtneriiche 
Arbeiten dort verrichten, weil diefe Arbeiter alsdann unter 
die land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter fallen. Nun, 
benfe ich, ift das eine fehr empfindliche Lücke in unferer 
Geſetzgebung. Zum Feuerwehrdienſte werden bie Leute 
im öffentlichen Intereſſe oft gezwungen, wie das bei 
der Pilichtfeuerwehr in feinen Orten ber all ift. 
Stellen fih aber die Leute freiwillig in den Dienft 
der Allgemeinheit und verhiten fie dadurd manches 
Unglück und retten Schäbe und Menfhen vor Ber: 
brennen, jo fie thun ed auf eigene Gefahr. Würde 
e3 ſich abihägen laflen, wad durch den Dienft ber 
Feuerwehr an Schaden verhindert worden ift, fo 
würde man fagen, wenn man allein den Sadjihaden er— 
meſſen fönnte: das find unermeßliche Reichthümer, welche 
dieſe Leute mit Einſetzung von Leben und Geſundheit ge— 
ſchützt und bewahrt haben. Aber dieſen Vortheil nimmt 
die Geſellſchaft für ſich in Anſpruch. Büßt jedoch der 
Netter feine Geſundheit, fein Leben dabei ein, dann ſagt 
fie: was geht mic) das an? fich du zu, wie du durch— 
fommft! du kannſt verhungern, dit fannft betteln gehen; 
wenn du willft, kanuſt bu damit prahlen, daß du deine 
Sefundheit im Dienfte ber Allgemeinheit geopfert haft. Die 
Allgemeinheit ift undankbar, fie läßt den, der fein Wohl 
hinter das Gemeinwohl zurüdgefegt hat, hungern und 
darben. Und doc würden die Laften, welche ben Gefell- 
ſchaften daraus entitänden, wenn fie hierfür eintreten, 
hierfür jo minimal fein, daß fie kaum in Betracht kommen. 

Wenn dad, was heute einzelne tragen müflen, auf bie 
Schultern einer Gemeinde, eines weiteren Kommunal: 
verbandes vertheilt wiirde, wenn Sie die Verfiherung auf 
alle dieje Leute ausdehnten, — ich glaube nicht, daß bie 


Steuer pro Steuerzahler durchſchnittlich um 1 Pfennig im (D) 


Jahr erhöht zu werben brauchte. Aber den Pfennig fpart die 
Geſellſchaft und duldet es dafür, daß Leute, die im Ge— 
meinintereffe Leben und Gefundheit eingefegt haben, dabei 
hungern. Erleben wir es nicht, wenn berartig große 
Unglüdsfälle hereingebroden find, wie gegenwärtig bei 
Frankfurt, wo eine große Anzahl von Menſchen ihr Xeben 
verloren haben? Den Hinterbliebenen fendet man Beileids: 
telegramme, aus allen Streifen der Befellihaft kommen 
berartige Telegramm; aber viel beffer ald das größte 
Mitleid wäre cd, wenn die Negierung mindeftens jo ges 
recht wäre, für die Hinterbliebenen zu forgen, foweit es 
nicht auf andere Weiſe geihieht. Wo es fih um Mit- 
glieder der Feuerwehr handelt, alfo einer freiwilligen 
oder Pflichtfenerwehr, werben die Leute elendiglid ver: 
hungern können. Sie können fih damit begnügen, dab 
fte ein Beileidätelegramm haben und können Anfprüde ar 
den allgemeinen Wohlthätigkeitsſinn machen; fie können 
betteln gehen, wenn fie hungrig find; aber bie Ge- 
meinfamfeit tritt da noch nicht ein. 

Wenn nun derartige Anmweifungen gegeben werben, 
wäre es doch eudlich an der Zeit, das Gefeg auszudehnen, 
zumal wir gegenwärtig mit einem für folde Leute zu— 
treffenden Unfallfürſorgegeſetz beichäftigt find. Da follte 
die Lücke der fehlenden Unfallfürforge für dieſe Leute doch 
endlich ausgefüllt werden. Es fonmen ja, wie die da— 
malige Begründung hervorhob, eine Neihe anderer Leute 
mit in Frage, die MWärter in Srantenhäufern, und da 
fehen wir aud den eigenthümlichen Kontraft: wenn irgend 
ein Arbeiter in ciner Leimfabrik bei der Bearbeitung eines 
Thiertadaverd verunglüdt, danı hat er Anſpruch auf 
Unfallrente; verunglüdt er aber bei dem Heilen eines 
menfhlihen Körpers, da läßt ihn die Geſellſchaft im 
Stid, da jagt die Gefehgebung: das ift etwas, wofür bu 
feine Unfallrente verlangen Tannft, alfo da mußt du vor— 
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fichtiger fein, damit du nicht dabei verunglüdit. Da ſcheint brunft fein Leben verloren Hat, tritt bie Seffent- (O) 
es ja faſt, als wenn bie Arbeit zur Erhaltung menfch- | lichkeit ein. Für Die Hinterbliebenen eines Feuer— 
licher Gefundheit niedriger eingefhägt wird als jede andere | wehrmannes, der bier im SHeimatlande in ein 


Arbeit. 

Nun wird man aber vielleicht hervorheben: wenn 
dieſe Aenderung angenommen wird, fo wird es erheblich 
weiterer Nenderungen des Geſetzes bedürfen, weil ja ans 
geneben werden muß, wo die Mittel hergenommen werden 
jollen. Nein, das iſt bier niht nöthig Würde unfer 
Antrag angenommen, dann würden ald Zahlungspflichtige 
lediglich öffentlich = rechtliche Körperſchaften in Frage 
fomnten, das Reich, die Staaten, die Gemeindeverbände 
u. ſ. w., und wie bie bie Mittel aufbringen follen für 
Verpflichtungen, die ihnen aus dem Geſetz erwadlen, das 
ift niemals Sache der Reichsgeſetzgebung und ift auch im 
vorliegenden Gefeg nicht geregelt, ſondern es bleibt den 
einzelnen Bundesftaaten oder einichläglichen Körper— 
won überlaffen, feftzufegen, wie fie es ausführen 
wollen. 

Nun Hat aber dieſes Geſetz noch infofern eine Lücke, 
als das, was in der urfprünglichen Vorlage gefordert 
wurde, in dem Geſetz nicht gehalten worden ift; das 
follte im Jahre 1894 ergänzt werden. Als aber die 94er 
Novelle im Reichs-Anzeiger — es war in der Nr. 144 — 
publizirt wurde, erhob fi in den Unternehmerkreiſen da— 
gegen ein ganz erheblicher Widerſpruch, der fo mächtig 
war, dab die Neichäregierung zurüdwih und in ihrer 
Angſt alles im Stih lich, An bad, was nicht an— 
gegriffen war. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Die Unternehmer hatten nur die Theile angegriffen, von 
denen fie berührt werden; ber $ 2 berübrte aber bie 
Berufsgenoffenfhaften gar nicht, weil das auf dieſes 
Geſetz gelommen, alfo den öffentlich-rechtlichen Behörden 
zur Laſt gefallen wäre. Alſo das war von ben Unter— 
nehmern gar nicht angegriffen; gleihwohl hat die Regierung 
aud) den Theil im Stich gelaffen. Sie hat wohl gar 
nicht daran gedacht, daß in der Novelle auch Dinge ent: 
halten find, die eigentlich die Internehmer gar nichts an— 
gehen und nur im öffentlichen Intereſſe geichaffen werben 
mußten. 

Dadurd find wir nun in die unglüdlihe Lage ge- 
kommen, bier den unfreiwiligen Negierungstommifiar 
ipielen zu müffen, dem hohen Haufe zu empfehlen, einen 
Antrag anzunehmen, der lediglich bezwedt, einen Wunſch 
zu erfüllen, den die Negierung feit 7 Jahren in ihrem 
Bufen herumträgt. Da, denke ich, follte man der Re— 
gierung endlich entgegenkommen und diefen ihren lang— 
gehegten Wunſch erfüllen. 

(Heiterkeit) 

Ich glaube aber aud, im Haufe wird immer mehr 
Neigung fein, auf diefen unferen Antrag einzugehen. Nicht 
allein, daß in legter Zeit mehrfach der Wunfch ausgeſprochen 
ift, den hier bezeichneten Perfonen zu helfen. Ich habe 
bereit erwähnt, fowohl von fonjerbativer ald von 
nationalliberaler und freifinniger Seite ift in den legten 
Tagen der Wunſch auögefprohen worben, hier zu helfen. 
Wir fehen aber auch im allgemeinen, daß im Haufe ein 
befonderes Mitleid für Invalide vorhanden if. Wir 
haben und wiederholt in dieſer Seifton damit befchäftigt, 
wie den nothleidenden Sriegsinvaliden geholfen werben 
kaun und fol: einftimmig ift dad Haus dafür eingetreten, 
daß bie Lage ber Striegsinvaliden aufgebeffert werden fol. 
Diefen Leuten gegenüber hat man es aljo nit bei 
Sympathieerlärungen gelaffen, fondern man hat that- 
fräftig eingegriffen und fo die Novelle zum Invaliden— 
geſetz erzwungen. Da fehen wir, bei Zeuten, die auf 
dem Schlachtfeld ihre Gejundheit geopfert haben, wird 
mit Gefegen eingegriffen. Für die Hinterbliebenen 
eine? Soldaten, der in Ghina bei einer Feuers— 


Haus hineingeht, um Perſonen zu retten und babei fein 
Leben verliert, forgt die Deffentlichfeit niht. Ja, ift denn 
nur der ein Held, der in feiner Thätigkeit darauf ausgeht, 
Menſchen zu vernichten und Eigenthum zu zerftören? Ic 
benfe, daß auch ein Feuerwehrmann, der Leben und Ges 
fundheit einfegt, um Eigenthum und Menjchen zu retten, 
ebenjo eim Held ift wie der, ber auf dem Scladtfelbe 
Leben und Gefundheit einbüßt, und deöwegen, weil er ein 
eben folder Held ift und ebenfo im Dienfte des Vaterlanbes 
wirft, deshalb ift auch die Pflicht für die Deffentlickeit 
vorhanden, für die Schäden, welche dann entftehen, wenn 
er Leben und Geſundheit verloren hat, helfend einzugreifen. 
Diefe Pflicht zu erfüllen, haben wir mit unferem Antrage 
bezwedt. 
(Bravo! links.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Kommiſſar des Bundesraths, Kaiſerliche Ge— 
heime Ober-Regierungsrath Caspar. 

Caspar, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths- Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Molkenbuhr hat ganz richtig dargelegt, daß 
alle diejenigen Perſonenkreiſe, die in feinem Antrage auf: 

eführt find, bereit3 vor Jahren von ben verbündeten 
egierungen ind Auge gefaßt und zum Gegenitande eines 
Gelekentmurfß, betreffend einer Erweiterung der Unfall— 
verfiherung, gemacht worden find. Ich darf mir nun 
erlauben furz darzulegen, aus welden Gründen e3 ben 
verbündeten Regierungen nicht angezeigt erfchienen iſt, 
jett diefe Erweiterung dur Aufnahme in das vorliegende 
Geſetz herbeizuführen. 

Zunähft möchte ih darauf hinweiſen, daß der Herr 
Abgeordnete Molkenbuhr fih im Irrthum befindet, wenn 


er glaubt, daß die Durhführung des damaligen Entwurf (D) 


an einem Widerfpruh aus Unternehmerkreiien geicheitert 
it. Die Dinge lagen vielmehr fo, daß damals, Mitte 
der neunziger Jahre, im Vordergrunde der von ber öffent: 
lihen Meinung getragenen Beltrebungen auf eine Reform 
ber Infallverficherung diejenigen Wünfche ftandben, melde 
bezweden, fämmtliche Zweige ber Arbeiterverfiherung in 
eine einheitliche Organifation znfammenzufaffen. Da mın 
die von dem Entwurfe betroffenen Beſchäftigungen ſich zu 
einer Organiſation in Berufsgenoffenihaften nicht eignen, 
und deöhalb in dem Entwurf örtliche Verbände als neue 
Träger der Unfallverſicherung nothwendig hätten eingeſetzt 
werden müſſen, fo jcheiterte an den Bedenken gegen eine 
folhe neue Organifation damals bie geplante Erweiterung 
der Unfallverſicherung. Dazu fam ferner, daß unter den 
Beihäftigungen, die damals ind Auge gefaßt waren, ſich 
zwar viele befanden, die wegen bejonberer Gefährlichkeit 
die Erweiterung der Unfallverfiherung als dringlid er: 
feinen ließen — und für einen Theil von dieſen Be- 
ihäftigungen ift durch das inzwifchen erlaffene Gewerbe: 
unfalderfiherungägefeh die linfallverfiherung eingeführt 
worden —, für andere, gleichfalld im Entwurf erwähnte 
Beihäftigungen, namentlih für einen Theil des Hand— 
wert3 und des Kleingewerbes war aber die Dringlichkeit 
nicht in gleichem Maße anerfannt worden, und weil fidh 
ein gangbarer Weg zur Ueberwindung der Organtfationg- 
ihwierigfeiten nicht hat finden laſſen, fo tft biäher bie 
weitere Ausdehnung der Infallverfiherung unterblieben. 

Im übrigen muß ich darauf hinweiſen, dab es ſich 
damals um eine Erweiterung der Unfallverſicherungsgeſetze 
handelte. Nun ftchen die Reichsunfallverſicherungsgeſetze, 
wie auch das Beamtenfürforgegefeg auf dem Standpunft, 
daß in die autonome Regelung der Beziehungen zwiichen 
den Lanbesregierungen bezw. den Kommunen und ihren 
Beamten durch Reichsgeſetz „unmittelbar nicht eingegriffen 
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(A) wird. Es geht das hervor aus & 7 bed Gewerbeunfall- 


verſicherungsgeſetzes und den gleichartigen Beftimmungen 
der anderen Geſetze, in denen beftimmt ift, daß für 
Beamte, und zwar einmal für Neihöbeamte und fodann 
für Beamte, welde in der Verwaltung eines Bundesſtaats 
oder einer Kommunalverwaltung mit feften Gehalt und 
Benfionsberehtigung angeftellt find, dad Gewerbeunfall: 
verfiherungögefe feine Anwendung findet. Die Beftimmung 
ift in der Erwartung getroffen, daß die Landesgeſetzgebung 
ihrereitd dazu übergehen würde, cine gleichwerthige 
Fürſorge für die mit feltem Gehalt und Penſions— 
berechtigung angeftellten Beemten einzuführen. Diefer 
Erwartung ift inzwifchen entiprochen worden, für Preußen 
beifpielöweife durd ein Gefeß vom Jahre 1887. Alſo 
eine unmittelbare non des Unfallverſicherungs⸗ 
eſetzes auf dieſe Beamten, die von mir bezeichnet ſind, 
det nicht ftatt. Das Gleihe gilt aud von dem Be— 
amtenfürforgegefet. Dan hat fid) damals auf den Stand- 
punft geitellt, daß es nicht wohl angehe, in die Regelung 
der Penfionöverhältuiffe für die Beamten der Bundes: 
ftaaten und SKommunalverbände durd ein Reichsgeſetz 
unmittelbar einzugreifen, und deshalb bezieht fih auch 
dieſes ganze Geſeß ausichließlih auf Reichsbeamte und 
nidt auf Staats: und Kommunalbeamte. Ich glaube, 
es würde nicht wohlgethan fein, wenn man jett in biefer 
Beziehung eine Menderung eintreten laffen wollte, Es 
würbe überdies aber aud) nicht ausreichen, wenn man, wie 
ber vorliegende Antrag empfiehlt, einfach in das Geſetz hinein: 
ſchreiben wollte, daß Berfonen, die im Staats- und Kommunal: 
bienft beichäftigt find, verforgt werbenfollen, vielmehr müßten 
gleichzeitig Darüber Beftimmungen getroffen werben, in 
welcher MWeife bie ſehr mannigfachen Benfionäverhältniffe 
der Staatd: und Kommunalbeamten durd) dies Geſetz ge— 
ändert werben follen. Weber alle diefe Punkte enthält 
der Entwurf feine Beftimmungen, und es wird, glaube 


(B) ich, nicht angehen, ohme weiteres dies Beleg im der Weiſe 


zu erweitern, daß man ben Staatd- und Kommunaldienſt 
mit aufnimmt. 

Bezüglich der Reichsbeamten Liegt die Sache inſofern 
anders, als hier ohne weiteres durch Aufnahme in das 
Geſetz die Ausdehnung der Fürſorge ausgefproden werden 
könnte. Indeffen fommt dabei in Betracht, daß es ſich 
im Reichsdienſt nur um verhältnißmäßig ungefährliche 
Beihäftigungen Handelt, nämlich, wie fchon in ben bon 
dem Herrn Vorredner berlefenen Motiven zu dem Geſetz— 
entwurf bon 1894 auägeführt ift, im weſentlichen um den 
Büreaudienſt. Diefer Büreaubienft jollte im Jahre 1894 
in Verbindung mit den fonft geplanten Erweiterungen, 
die zum Theil auch mindergefährliche Beihäftigungen ums 
faßten, mit in die Unfallverfiherung einbezogen werben; 
fie aber jegt allein vorwegzunehmen, bazu Liegt feine aus: 
reichende Veranlaſſung vor. Dasfelbe trifft übrigens auch 
zu bei einem Theil der im Staats: und Kommunalbienft 
beichäftigten Perfonen, während anbererfeit3 anzuerkennen 
it, daß bei den im Staatd- ober Kommunaldienſt be— 
ſchäftigten Perſonen auch Beihäftigungen vorfommen, für 
welde die Einführung einer Unfallfürſorge erwünfct 
wäre. Dad gilt beifpieläöweife von den Beamten 
ber Srefutivpolizei und des Grenzwachdienftes, die viel- 
fach mit renitenten Perfonen zu thun haben und deshalb 
Unfällen ausgefett find. Aber für dieſe Perſonen müßte, 
wie ſchon bemerkt, wenn man eine Erweiterung der Unfall— 
verfiderung einführte, doc noch ein Landesgeſetz hinzu: 
treten, um bie beabfichtigte Erhöhung der Fürſorge ein: 
treten zu laffen. Ein foldhes ‚Sanbedgefeh zu erlaffen, ift 
aber jede Bundesregierung ohne weitere in der Lage, 
ohne daß durd ein Reichsgeſetz eine Veranlaffung dazu 
gegeben wird, und es bürfte fich hiernad empfehlen, es 
ber Landesgeſetzgebung zu überlaffen, in welchem Umfange 
und in welcher Weife eine Berforgung biefer im Staatd- 
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bat. Ich glaube alfo, daß e3 ſich nicht empfichlt, die im 
Reichs-⸗, Staatd: und Kommunaldienſt beihäftigten Per: 
fonen in der beantragten Weife in dieſes Geſetz aufzu— 
nehmen. 

Was nun die weiteren Perfonenfreife betrifft, auf 
bie fi der Antrag der Herren Abgeordneten Älbrecht 
und Genoffen erftredt, jo wird eine Heihe von Beſchäfti— 
gungen darunter begriffen, bei denen eine Unfallfürjorge 
wünſchenswerth wäre. Indeſſen kann, ſoweit es ſich 
dabei nicht um Perſonen handelt, die im öffentlichen 
Dienfte angeftellt find, durch Aufnahme in diejes Geſetz 
eine Fürforge nicht wohl geihaffen werden; denn dies 
ganze Gefeg betrifft befanntlich lediglich Perſonen in 
Beamtenftellungen oder im Militärbienite. In allen den: 
jenigen Berhältniffen, welche nad) dem Entwurf durch Bezug- 
nahme auf die Beltimmungen über bie Penfionirung und 
bie Wittwen- und WMWaiferverforgung in einfachſter Weiſe 
geregelt find, würde für alle übrigen Perſonen eine große 
Lücke beftehen, da auf biefelben jene Beftimmungen nicht 
Anwendung finden. Der Herr Abgeordnete Moltenbuhr 
meint, es handle fi nur um Berfonen, die im Reichs-, 
Staats- und Rommunaldienft ftänden. Das ift durchaus 
nicht richtig. Derartige Beranftaltungen zu gemeinnüßigen, 
wohlthätigen Zweden u. ſ. w., wie fie hier genannt find, 
werben vielfah don Vereinen, Stiftungen oder auch von 
einzelnen Perſonen ind Leben gerufen und betrieben, und 
bie bei dieſen Beranftaltungen beſchäftigten Perſonen find 
nicht öffentliche Beamte. Alfo für alle diefe Fälle würde 
die Regelung im Entwurf nidt ausreihen, und es it 
deshalb nicht ausführbar, fie einfach in diefen Baragraphen 
hineinzufchreiben, weil dadurch das Gefeh in fih unvoll— 
ftändig werben würde. Es würde an jeder Vorſchrift 
über die Durchführung der Beltimmungen fehlen. 

Alfo ich darf mich dahin refümiren, daß, obwohl für 
eine Anzahl von Perfonen, die hier unter die von deu 
Herren Abgeordneten Albrecht und Genoffen angeregte 
Beftimmung fallen, ein Bebürfniß zur weiteren Ausdehnung 
ber linfallverfiherung anerfannt werden muß, aud bereits 
von den verbündeten Negierungen anerfannt worden ift, 
doch dem Bebürfniffe nicht durd die von den Herren Ab— 
geordneten vorgefchlagenen Zufäge zu $ 1 entiproden 
werben fann. 

Ich muß alfo bitten, den Antrag abzulehnen. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Hofmann (Dillenburg). 

Hofmann (Dillenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
fhon bei der erften Leſung habe ich ausgeführt, daß mein 
Antrag auf Nr. 204 nur bezwedt eine Feſtſtellung des 
Umfangs und der often bed Heilverfahrens, die wir 
durch das IUnfallgefeg vom vorigen Jahre geregelt haben. 
Bliebe der Mortlaut ded Entwurfs, fo fünnte man auf 
den Gedanken kommen, bie Stoften des Heilverfahrend 
wären nur in dem Umfang zu bemilligen, wie er vor ber 
Neuregelung des Unfallgefeges beftand. Durch mein 
Allegat foll nun feftgeftellt werden, daß aud ber Kreis 
der Perſonen, deren Unfallfürforge bier geregelt werben 
fol, in Bezug auf die Koſten de3 Heilverfahrend genau 
diefelben Vortheile genießen foll, wie fie das neue Unfall: 
geiet für die davon betroffenen Perſonen feftgeftellt hat. 
Ein Bedenken dagegen wird wohl nicht obwalten. Das 
it mur eine Feltltellung ber Jutentionen des ganzen 
Reichſtags und wohl auch der verbündeten Regierungen. 
Ich bemerke bloß, es muß ein Heiner Zufag gemacht 
werben, hinter 1 muB nod) gelegt werden Abjat 1 Nr. 1. 

Betreff des Antrags Albredt und Genoffen meine 
id, daß die Fürſorge für die darin neu gemannten 
Perſonen in Bälde geſetzlich geregelt werben joll. Ge: 
ſchieht das nicht feitend der einzelnen Bundesitaaten, fo 
wird nichts übrig bleiben, als durch Neichägefeg ben 
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und Kommunaldienſte beichäftigten —2 einzutreten (C) 


(D) 
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(A) Bundesſtaaten vorzufdreiben, daß fie an die Ausführung | Drudfahen beantragt, daß die FFeitftellung dur die bor- (C) 


zu gehen haben. Aber durch Annahme dieſes Antrages 
wird den Betreffenden noch nicht gleich geholfen; dadurch 
bekommen fie noch lange nicht das Recht, welches ihnen 
zugebilligt werden fol, wie ber Herr Regierungsfommiffar 
joeben ausführte. Nicht bloß find mande Perſonen ver 
geffen, die aud dahin gehören — es giebt viele State: 
gorien, bei denen bie Unfallfürforge nicht fo dringlich ift, 
daß fie hier gefeglih geregelt werden müßte. Auch find 
die Verhältniſſe bei diefen Kategorien fo verſchiedenartig, 
dab fie nicht unter einen Hut gebradht werden können. 
Zum Beifpiel die Fürforge für die Feuerwehrleute muß 
feft geregelt werben; aber es fommt bod darauf an: 
wer hat die Koften zu übernehmen? Herr Moltenbuhr 
fagt einfad: die Kommunen. Aber von verichiedenen 
Seiten ift bier ſchon gejagt worben: nicht allein bie 
Kommunen, ſondern auch bie Feuerverſicherungsgeſell— 
ſchaften u. bergl. müffen an ben Koſten iheilnehmen. Bei 
den einzelnen Stategorien liegen die Berhältniffe ganz 
verſchieden. Es müßte gleich im Gefeg geregelt werben, 
wer zu ben Stoften beiträgt, und in weldem Prozent: 
fat. Das kann man nicht machen durch einen einfahen 
Paragraphen, wie er hier vorgeſchlagen ift, ſondern das 
bedarf einer eingehenden Würdigung ber verſchiedenen 
Verhältniſſe. 

Ferner führte der rd Negierungslommiffar aus, es 
müßten noch andere geſetzliche Regelungen hier eintreten, 
da died Geſetz nur Lonftruirt ift auf Beamte mit geſetz— 
liher Benfion. Wir müßten nebenher nod ein zweite! 
Geſetz in dies Geſetz hineinarbeiten, und das wäre nicht 
möglid, wenn bie Sade nicht an eine Kommiſſion ber: 
wieſen wird. Gefchieht Died aber, dann, bin ich über: 
zeugt, wird bei ber jegigen Geſchäftslage des Haufes bie 
Sache in diefem Jahre zu feiner Regelung mehr fommen. 
Wir müfen aber minbeftend das retten, und aus biefem 


(B) Grunde ift ber Antrag Albrecht und Genoffen vorläufig 


abzulehnen. 

Aber auh in formaler Beziehung ift der Antrag 
Albredt und Genoffen unzuläffig. Er ſpricht am Anfang 
von Beanıten ber Reih3-Fipilverwaltung, und dann fommen 
Perſonen, welche im Reichöbienit beichäftigt find. Da, 
bier ift doch der eine wie der andere im Reichsdienſt be— 
ſchäftigt. Es müßte alfo mindeftend ein beffer. redigirter 
Antrag vorgelegt werben. 

Aus diefen Gründen bin ich gegen den Antrag 
Albrecht und Genoffen, wiewohl ich anerfenne, daß auch 
für. die in dieſem Antrage aufgezählten Perjonen eine 
geſetzliche Regelung ftattzufinden habe. 

Vizepräfident Dr. v. Frege Belgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Opfergelt. 

Dr. Opfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, auch 
meine politifhen Freunde werben den Antrag auf Nr. 205 
ber Drudfahen ablehnen. Es ift durch diefen Antrag 
ber Kreis ber Perfonen, welde in dieſes Geſetz einbe- 
zogen werben jollen, wefentlih erweitert. Es will aber 
der vorliegende Entwurf daS beftchende Beleg vom 
15. März 1886 bloß infoweit abändern, als dies durch 
die Novellen zu den Unfallverfiherungsgejegen vom 
vorigen Jahre bedingt it. Nun fol für eine ganze 
Reihe von Perſonen eine Unfallfürforge in das Geſetz 
hineingearbeitet werben, unter anderem auch für folche 
Berfonen, welde in Anftalten oder bei Beranjtaltungen 
zu religiöfen, wohlthätigen oder gemeinnüßigen Zwecken, 
zu Sweden der Kunft, ber Biffenicaft, ber Geſundheits⸗ 
pflege und der Leibesübung beihäftigt find, ohne daß 
irgendwie feftgeftellt wird: wer ift ber Träger ber Unfall—⸗ 
verfiherung? bei welcher Stelle foll die Rente feſt— 
geftellt werden? wie ift bad Verfahren? Es müßte alfo unbe: 
dingt erft die organifatorifche Unterlage geihaffen werben. 
Diefelben Herren Antragfteller haben zwar unter 257 der 


hätten; das liegt uns fer. 


geſetzte Dienftbehörde erfolgen fol, und außerdem haben 
fie eine Anzahl von Beltimmungen des Geſetzes, betreffend 
die Abänderung der Unfallverfiderungsgefege und bes 
Gewerbeunfallverfiherungsgefebed, angezogen, ohne daß 
biefe Beſtimmungen direlt verwerthbar find. Denn für 
bie fpeziel von mir hervorgehobenen Perfonen giebt es 
eine vorgeſetzte Dienftbehörde in der Mehrzahl der Fälle 
nit. Es wäre alfo in formaler Beziehung der Antrag 
nicht möglid. 

Wir haben bei der erſten Berathung und einmiüthig 
dahin ausgeſprochen, daß dieſes Gefe im Plenum ver: 
abſchiedet werden fol, damit es in dieſer Seffion noch 
zu Stande kommt. Wenn aber ein derartiger Wunſch, wie 
er in dem Antrage auf Nr. 205 der Druckſachen aus- 
geſprochen ift, in das Geſetz hineingearbeitet werden fol, 
müßte erft eine Kommiffiondberathung eintreten, und damit 
wäre, wie Herr Kollege — (Dillenburg) ſchon her- 
vorgehoben hat, das Geſetz für biefe Seffion begraben. 
Auch für und wäre ed wünſchenswerth, daß eine Unfall— 
fürjorge für die Perfonen, foweit fie in dem Antrage 
aufgezählt find, und ſoweit es nidht Landesbeamte find, 
neregelt wird. Wir Haben aud; den Wunfh für eine 
Neihe der in Betracht kommenden Perfonen bereits in 
einer Refolution ausgeſprochen und erwarten, daß bie 
reichſsgeſetzliche Regelung recht bald erfolgt. 

Was den Antrag Hofmann (Dillenburg) auf Nr. 204 
ad 1 der Drudjahen betrifft, jo werben meine poli- 
tiihen Freunde denfelben annehmen. In der biöherigen 
Unfallverfiherungägefeggebung war derſelbe Ausdruck 
gebraucht „Koſten des Heilverfahrens*. Wir haben 
in den linfallverfiherungsgefegen es für nothwendig bes 
funden, um alle Zweifel zu bejeitigen, biefelben näher zu 
bezeichnen: 

Freie ärztliche Behandlung, Arznei und fonftige 


Heilmittel, fowie die zur Sicherung des Erfolges (D) 


des Heilverfahrens und zur Erleichterung der 
Folgen der Verlegung erforderlichen Hilfsmittel 
(Kriden, Stügapparate u. bergl.). 
Mir glauben daher, wenn dieſes Geſetz die durch bie 
Unfallverfiherungsgejegesnovelle getroffenen Aenderungen 
berüdjichtigen fol, aud; der Gleihmäßigkeit wegen da3 
Zitat des 5 9 Abſatz 1 Nr. 1 des Gewerbeunfallver: 
fiherungsgelege3 herübergenommen werben muß. 

Mir bitten um Annahme dieſes Antrags. 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Welbien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Freiherr v. Nichthofen-Damsdorf. 

Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Abgeordneter: Was 
ben Antrag des Herrn Abgeordneten Hofmann auf Nr. 204 
zu 1 anlangt, jo habe ic) den eben gehörten Gründen 
nicht3 hinzuzuſetzen und kann gleihfall3 nur bitten, ihn 
anzunehmen. Was des weiteren den Antrag der Herren 
Abgeordneten Albreht und Genoffen, früher Molkenbuhr, 
anlangt, jo ift er jetzt ſchon fo ausführlid erörtert worden, 
daß id) meine Gegengründe, weshalb ich ihn abzulehnen 
bitte, nur noch nöthig habe mehr anzudeuten als aus» 
zuführen. 

Zunächſt möchte ich bemerken, daß fi) der Herr Ab: 
geordnete Moltenbuhr dod) irrt, wenn er meint, wir würden 
geaen ben Antrag fein, weil er von jener Seite fommt. 

as trifft nicht zu; eine ſolche Scheu vor fozialdemokratifchen 
Anträgen im allgemeinen haben wir nicht. Ich beftreite 
Iwenigfiend für meine Berfon, daß id) fie hätte. Im Gegen: 
theil, wir haben uns lebhaft gefreut, dab die ſozialdeino— 
fratifche Partei bei der Arbeit der Berfiherungdgejeggebung 
fleißig und erfolgreich mitgewirkt hat, und wir hoffen, 
daß fie biefe Arbeit im gleicher Weiſe fortfegen werde. 
Ganz inkonfequent wäre es da, wenn wir nun plößlic 
bei einem Spezialfalle Scheu vor einer jolden Mitarbeit 
Es find vielmehr jadlidhe 
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A) Gründe, aus denen wir glauben gegen den Antrag 


fpredhen und ftimmen zu müffen. 

Die fahlihen Gründe beziehen fih im allgemeinen 
nicht auf die Ausdehnung des Kreiſes der Verfiherungs: 
pflihtigen, die gewünjcht wird. Diefe Ausdehnung 
ift mehr oder weniger dringlih und fie herbeizuführen 
durchweg Aufgabe der Zukunft. Alſo gegen dieſe 
Ausdehnung an fi zu ſprechen, ift nicht meine Abficht. 
Ih darf aud daran erinnern, daß gerade aus meiner 
Partei — das ift aud vorhin fon gejagt worden 
— einzelne Wünfhe in der Nichtung beftehen und 
lebhaft betont find. Ich denke 3. B. an die Feuerwehr, 
für welde wir unfer warmes Intereſſe auch bet diefer 
Gelegenheit erneut ausſprechen müſſen. Ich bin alfo ganz 
entichieden der Meinung, die Musdehnung an ſich ift be: 
rechtigt. Aber ebenfo kann ih mid nur den von vielen 
Seiten ſchon gegebenen Ausführungen dahin anſchließen: 
die Ausdehnung kann nicht bei diefer Gelegenheit erfolgen. 
Das Gefeg ift überhaupt nur eingebracht — und baraufhin 
kann eö nur berathen und zum Berhluß erhoben werben —, 
daß es bezwedt, eine Auögleihung der Unbilligkeiten her: 
beizuführen, die in dem beftehenden Gefege durch ben 
Fortfchritt unferer Gefeßgebung auf verwandten Gebieten 
vorhanden find. Es follen die neuen Prinzipien ber 
übrigen Unfallverfiherungsgefege auf dieſes Spezial: 
geieß angewandt werben. Damit ift nach der Meinun 
des Entwurf? Genüge geichehen, und man mu 
fih) damit zufrieden geben geben, wenn überhaupt im 
biefem Jahre noch etwas zu Stande kommen fol. Wenn 
man aber weiter gehen wollte, danı kann in der form, 
wie die Sache hier gemacht ift — das ift ſchon gezeigt 
worden —, fie überhaupt nidyt fertiggeftellt werben. Es 
find thatſächlich Sachen darin, bie einfach undurdführbar 
find. Wenn 3. 8. folde Unfälle bei Wohlthätigkeits— 
beranftaltungen vorfommten, fo müßte irgendwie eine meue 


(D) Kaffe aefchaffen werden, durch welde ber Unternehmer 


angehalten wird, Beiträge zu zahlen, ja, fie müßte 
auc die Sicherftellung bieten, daß die Ilnfallrente bauernd 
gezahlt werden faın. Das würde große Summen bean- 
ſpruchen und neue Organifationen erfordern. Dafür 
fann man einen Dritten nicht ohne weiteres haftbar 
machen. Da eine Berufögenoffenihaft hier einftweilen 
nicht eriftirt, ift das nicht möglich, ohne neue Verbände zu 
ſchaffen oder einen verpflichteten Dritten zu bezeichnen. 
Jedenfalls ift es durchaus far, wie der Herr Antrags 
fteler es in folden Fällen meint. 

Aber abgejehen von dieſen Fällen charakterifirt 
ſich — das iſt auch ſchon ausgeführt — der ganze 
Plan bei diefem Geſetz, das in dasjelbe nicht Herein⸗ 
ehörige zu regeln und über weitere Unfälle Ent: 
hädiqungsbeftimmungen zu treffen, al3 ein Eingriff in 
die beitehende Penfionsgefeggebung. In die Benfiond- 
gefeßgebung der Ginzelftaaten, bevor die Ginzelftaaten 
gezeigt haben, daß fie fie in diefen Punkten, wo wir fie 
geändert haben wollen, nicht ändern, einzubrechen, eine 
gewaltfame Aenderung herbeizuführen, kann mir nicht 
rathſam ericheinen; ich halte das für unpolitiſch. 

Aus diefen Gründen kann ich mich nur dahin reſümiren: 
fo ſympathiſch mir die Ausdehnung an fid ift, und fo 
dringend ih wilnfche, daß für einen Theil derfelben — 
die Fälle find nicht glei dringend — die Ausdehnung 
vor Abſchluß der Novellengefeggebung erfolgt, daß nicht 
gewartet wird, bi$ das ganze Novellenwerk fir die fozial: 
politiichen Geſetze abgeichloffen ift, — fo fehr ich mich hierfür 
intereffire, fo wenig halte ih e3 für möglich, durch Die 
Annahme des Antrags auf Nr. 205 diefe Sache ſchon jetzt 
ind Leben zu fegen. Ich bitte um Ablehnung des Antrags. 

(Bravo! redts.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltien: Das Wort hat 

ber Herr Abgeordnete Roefide (Deſſau). 


Rocfide (Deffau), Abgeordneter: Meine Herren, ben (C) 


a Ay Herrn Sollegen Hofmann (Dillenburg) auf 
Nr. 204 der Drudfahen halte auh ih für eine Ber: 
befferung des Geſetzes und werbe ihm zuftimmen. 

Was dann den Antrag Albredt und Genoffen aufNr.205 
der Drudfachen betrifft, fo bin ic ber Meinung, daß, wenn 
ber Herr Abgeordnete Molkenbuhr mit feinen Ausführungen 
zu Gunften des Antragd und noch einmal vor Augen 
führen wollte, dab unfere Unfallverſicherungsgeſetzgebüng 
bi3 jegt immer noch ein Stüdwerf ift, er darin voll: 
fonımen recht gehabt Hat; ich meine, ein Stückwerk in- 
fofern, al3 leider noch nicht alle Berfonen von ber lInfall- 
verſicherungsgeſetzgebung umfaßt find, die Betrieböunfällen 
auögelegt find. Aber wenn der Herr Abgeorbnete Molken— 
buhr bet der Begründung des Antrags, den er und feine 
Freunde geftellt haben, fi bezogen bat auf den Entwurf 
bon 1894, fo hätte er meined Erachtens einen wejentlichen 
Beſtandtheil diefes Entwurfs doch nicht unerörtert Laffen 
bürfen, und das ift die Hineinbeziehung der im Hand» 
wert und im Handelsgewerbe befchäftigten Perfonen. 
Ih meine, die Beftimmung des Entwurf von 1894, 
die fih auf biefe Ausdehnung ber Lnfallverfiherung 
bezogen, waren doch viel wichtiger ald bie, um bie es 
ſich heute hier handelt. Wenn der Entwurf von 1894 
fallen gelaffen, wenn er von ben verbündeten Regierungen 
in feiner damaligen Sonftruftion, in ber Ausdehnung, 
die man der Unfallverfiherung damals geben wollte, 
nicht wieder aufgenommen ift, fo wird man ſich nun nicht 
ohne weiteres darauf berufen können, daß bie verbünbeten 
Regierungen eine Auzahl von Berfonen in jenen Entwurf 
hineinbezogen hatten, die jeßt der Herr Abgeorbnete 
Molfenbuhr vorſchlägt, bei dem vorliegenden Geſetz, be 
treffend bie NE ech für Deamte des Reichs— 
heers und ber Saijerliden Marine, fowie für 

erjonen des Soldatenftandes, zu berüdfidhtigen. 


Id glaube auch, daß für die Unfallverfiherung derjenigen (D) 


Perſonen, die der Herr Abgeordnete Molkenbuhr hier er: 
wähnt hat, insbeſondere alfo Perſonen, die bei Veran: 
ftaltungen zu religiöfen, wohlthätigen oder gemeinnügigen 
Zweden thätig find, Perſonen, die in Krankenhäuſern be— 
ihäftigt find oder auf Kirchhöfen irgend welche Arbeiten 
zu verrichten haben, insbeſondere auch Beamte und Diener 
in chemiſchen Inftituten, es doc eined neuen Geſetzent— 
wurf3 bedarf mit einer großen Zahl näherer Spezial: 
beftimmungen, wie dies die Herren Vorredner bereit 
näher ausgeführt haben. Wenn der Herr Abgeordnete 
Mollkenbuhr fih hätte befchränten wollen auf die Hinein- 
beztehung folder Perſonen in dieſes Gefeg, die in ſtaat— 
lihen oder kommunalen Anftalten befchäftigt find, fo 
hätte man barüber vielleicht noch reden fünnen. Das 
hat er aber nicht gethan, fondern er hat, wie der Herr 
Vertreter der verbündeten Regierungen bereitö ausgeführt 
bat, nad dem Wortlaut feined Antrags auch mit aufge: 
nommen Privatvereinigungen und Privatveranftaltungen. 
Darüber kann doch aber kaum ein Zweifel fein, daß wir 
nicht ohne weiteres bie Verfiherung dieſer Perfonen dem 
Neih oder den Ginzelftaaten übertragen fünnen. 63 
würden dafür vielmehr neue Verbände geihaffen werben 
müffen, und biefe zu Schaffen erfcheint mir denn doch nicht 
fo leicht wie es bier von Seiten ded Herrn Abgeorbneten 
Molkenbuhr dargeftellt worden ift. 

Ich gehe andererfeitd, wie ich fchon bei ber erften 
Leſung gelagt habe, nicht jo weit, wie der Herr Vertreter 
der verbündeten Negierungen, der meinte, daß man über: 
haupt nicht in die Rechtsbefugniſſe der Einzelftaaten in dieſer 
Beziehung eingreifen dürfe, nn ich ftehe auf dem Stand 
punkt, daß das Reich nicht nur das Net, fondern meines 
Erachtens auch die Pflicht hätte, durch ein befonderes Geſetz 
die Einzelftaaten zu zwingen, eine Verſicherung aud für 
diejenigen Perſonen, um die es fi hier Handelt, einzu: 
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(4) führen. Man könnte ihnen ja bie Art der Verſicherung, 


die Form der zu grünbenden Verbände und dergleichen 
mehr überlaffen, immerhin könnte aber wohl der Grund» 
fat dafür feftgeftellt werben. 

Ich möchte mir vorbehalten, ob nicht zur dritten 
Leſung, vielleicht in Form einer Rejolution, den Wünſchen, 
bie hier von allen Parteien des Hauſes getheilt werben, 
nod) Rechnung getragen werben fann, fofern nicht von 
ben Bertretern der verbündeten Negierungen ohnedies bie 
Geneigtheit zum Ausbrud gebracht wird, demnächſt in 
Grwägung zu ziehen, in welher Weife cine foldhe Aus— 
dehnung der —— ſtattfinden kann. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Opfergelt hat vollkommen recht, daß ein 
Theil derjenigen Perſonen, die der Herr Abgeordnete 
Molkenbuhr genannt hat, ſchon durch unſere Reſolution 
in Bezug Mi diejenigen Perfonen, welche fih mit der 
Nettung und Bergung von Perfonen und von Sachen 
beihäftigen, einbegriffen ift. Aber ich glaube wohl, daß 
e3 fi empfehlen würde, eniweber durd eine neue oder 
durch Ausdehnung ber früheren NRefolution noch dem Ge- 
danken Ausdrud zu geben, ber in dem an ſich berechtigten 
Antrag Moltenbuhr Liegt, indem mamentlid diejenigen 
Berfonen, die in Krankenhäuſern, auf Kirchhöfen und ber: 
gleihen befdhäftigt werden, aud ber Vortheile ber Unfall 
verfiderung theilhaftig werden follen. Natürlich würde hinzu: 
geicht werden müflen, wie dies aud in biefem Gefehe 
geſchehen ift, daß die Vortheile ihnen nur inſoweit zu ges 
währen find, als ihnen nicht durch Penfionsgefege und 
bergleihen aud für die Folgen von Betriebsunfällen 
eine entiprechende Fürſorge zugefichert ift. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Fiſchbeck. 

Fiichbed, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann mid) 
ebenfall® ans den Gründen, die aus dem Haufe fchon 
angeführt find, nicht dazu entichlichen, dem Antrag 


(B) Albredt und Genoffen zuzuftimmen. Wenn ih das Wort 


ergreife, fo geſchieht es, um aud namens meiner Freunde 

egen bie Webertreibungen aufzutreten, die fich ber De 
Abgeordnete Moltenbuhr hat zu Schulden kommen alien, 
indem er es fo barftellte, als ob diejenigen, die in dieſen 
Augenblid nicht alle diefe Kategorien in dieſes Geſetz 
einfließen wollen, nad) dem Worte handelten: die Leute 
fünnen ja verhungern oder fünnen betteln gehen! 

Meine Herren, auch wir haben ſchon früher durch 
unfere Zuftimmung zu den Nefolutionen, die jhon von 
verichiedenen Seiten angeführt wurden, bewiefen, daß wir 
in ber Sache dem —— daß hier eine Erweiterung 
Platz greife. Und was die Kommunen anbetrifft, die nach 
Herrn Molkenbuhr ſo allgemein ſagen ſollen, die Leute 
fönnen betteln geben, fo kann ſich der Herr Abgeordnete 
Molkenbuhr durch Nachfrage bei feinen Freunden in 
unferer Berliner Stadtverwaltung 3. B. überzeugen, 
daß wir das, was er hier vorfhreiben will, ſchon Längit 
durchgeführt haben, indem wir eine Unfallverfiherung für 
unfere nicht ber Neichögefeßgebung unterliegenden Betriebe 
nad dem reichögejeglihen Mufter der Unfallverficherung 
eingeführt haben, und wir haben in dem Moment, wo 
die Reform der linfallverfiherung im vorigen Herbſt 
gefommen iſt, die Leiftungen entiprehend ausgedehnt 
bei unferer Verfiherung für die Krankenwärter u. f. w. 
u. ſ. w., für alle bie Stategorien, die in Betracht 
fommen. Alſo foldje Webertreibungen foll man doc bei 
Seite laſſen! 

Wir fönnen für den Antrag nicht ftimmen, einmal, 
weil für biefe privaten Wohlthätigteitsanftalten u. f. w. 
auc nicht im entfernteften angebeutet ift, wer nun ber 
Träger der Verſicherung iſt, wer die Sade bezahlen fol. 
So geht, die Sache unter feinen Umſtänden, daß man 
einfach die Verfiherungspfliht in das Gefeg ſchreibt und 
ſich nicht in einer beftimmten Formulirung äußert, wer 





die Sache bezahlen fol. Wenn man allein bie 
Kommunen anficht, — ja, meine Herren, eine fo große 
Kommune wie Berlin ift kräftig genug, verfügt über 
Mittel genug, um für alle ſolche Fälle allein einzutreten. 
Ob dad in den Kleinen Kommunen jo ohne weiteres ge— 
ſchehen fan, daß bie einzelne Kommune die Sache trägt, 
oder ob man bier nicht auch wieder Verbände ſchaffen 
muß, welde die Sadje tragen, dad will mir doch jehr 
überlegt fein. 

Bedenken Sie, meine Herren, bier ift 3. B. fo viel 
von den Feuerwehren geiproden worden. a, iſt num 
die private Feuerwehr eine gemeinnügige Ber: 
anftaltung nad Ihrem Antrag, und ift e8 Sache ber 
privaten Feuerwehr felber, für ihre Mitglieder im Falle 
eines Unglücks einzutreten, oder hat bie betreffende 
Kommune dad zu tragen? Und wie num, wenn bei 
einem Brandunglüd auf einem kleinen Dorfe gleichzeitig 
eine größere Zahl von Feuerwehrleuten verunglüdt, Toll 
das die einzelne Kommune tragen? Sie könnte da— 
durh in die größte Verlegenheit kommen, ja badurd 
geradezu in ihren finanzen ruinirt werden. Nehmen 
Sie an, daß die Feuerwehr zur Hilfe in ein Nadbar: 
dorf gerufen wird, foll dann die Stommune bezahlen, in 
ber fi die Feuerwehr befindet, oder bie, wo das 
Brandunglüd paffirt ift, oder gar bie (Feuerwehr felbit? 

Sie fchen, fowie man anfängt, irgendwie der Sache 
näher zu treten, wie etwa die Sache gemacht werden foll, 
dann tauchen die größten Zweifel auf, daß das nicht in 
einer ſolchen allgemeinen Form gemadt werden Tann, 
fondern nur in einem Spezialgefeg. Einem folden 
würden wir gern zuftimmen. 

Nun könnte man ja fagen, wir wollen die Sache in 
eine Kommiſſion verweifen und dort näher überlegen. 
Ih Halte ed für fehr zweifelhaft, ob dabei in diefer 
Seffion etwas herausfommen wird, und id) fürchte, daß 
das dabei pofitiv Fördernde des Gefeges mit im bie 
Brüche geht. Unſeren Reichsbeamten und Soldaten hätten 
eigentlich längft ſchon feit vorigem Oktober, von weldem 
Termine alle dieſe Stategorien von Arbeitern in den privaten 
Betrieben die Wohlthaten der neuen Geſetzgebung genieken, 
ebenfalls Anfprud darauf, und wir wollen fie doch nicht 
der Gefahr ausfegen, durd eine befondere Kommiſſions— 
berathung vielleicht noch länger auf die Wohlthaten diejes 
Geſetzes warten zu müflen. 

Will man im der dritten Leſung in einer Refolution 
noch zufammenfaffen, was wir weitergehend auf dieſem 
Gebiete wünſchen, wie es der Kollege Roeſicke eben vor: 
geihlagen hat, fo werden wir gern zuftimmen; aber fo, 
wie der Antrag vorliegt, ift er unſeres Erachtens jet 
nicht annehmbar. 

Mas den Antrag Hofmann anbelangt, fo werden 
wir ebenfalls fir denſelben ſtimmen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welpien: Das Wort hat 
der Herr Bevollmädtigte zum Bundesrath, Staatöfelretär 
des Innern, Staatöminiiter Dr. Graf dv. Poſadowsky— 
Wehner. 

Dr. Graf v. PofadowsfysWehner, Staat3minifter, 
Staatsjekretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rath: Meine Herren, e3 kann vom fozialpolitiichen Stanb- 
punkt aus gar nicht zweifelhaft fein, daß es für Die 
Kategorien, die bier der Antrag Albrecht verfiherungs= 
berechtigt machen will, außerordentlih wünſchenswerth 
und für einzelne derſelben ſogar nothwendig iſt, daß ihnen 
die Segnungen der Unfallverſicherung zu Theil werben. 
Alſo ſachlich habe ich genen das Ziel, welches durch dieſen 
Antrag verfolgt wird, aud) nicht daS geringite Bedenken; 
im Gegentheil, id ſympathiſire mit diefem Antrage. Aber, 
meine Herren, das ift doch durd die biöherigen Debatten 
unzweifelhaft nachgewieſen worden, daß e3 völlig unaus— 
führbar ift, dieſes Ziel in dem Nahmen dieſes Geſetzes 
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(A) zu erreichen, welches bie Unfallfürſorge für die Reichs— 


beamten und Die Perfonen des Solbatenftandes er: 
weitern fol. 

IH geitatte mir auch darauf Hinzumeifen, daß durch 
unfere großen Gewerbeunfallverficherungsgefege, die wir 
im vorigen Jahre zum Abſchluß gebradıt haben, große 
Stategorien von Arbeitern in die Unfallfürforge neu ein: 
bezogen, und daß zur Ausführung biefer Geiche außer: 
ordentlih umfangreiche Organifationsarbeiten nothwendig 
find, mit denen jet das Reichs-Verſicherungsamt befchäftigt, 
aber noch nicht annähernd fertig if. ürbe man jeßt 
ſchon wieder neue Stategorien verſicherungspflichtig machen, 
für deren Berfiherung neue Reichs einrichtungen gefhaffen 
werden follten, fo wiirde man in der That eine gewaltige 
neue Arbeit aufpfropfen auf Organifationsarbeiten, die im 
Gange und noch nit annähernd beendigt find. Schon 
das ſpricht dafür, jetzt erſt einmal zu warten, biö bie 
DOrganifationsarbeiten aus dem legten Unfallverfiherungd: 
nefegen beendigt find. Im allgemeinen aber würde es 
ſich auch empfehlen, wenn diejenigen Perfonen, die im 
Staatd- und Kommunaldienſt angeftellt oder beichäftigt 
find, aud) verfihert würden durd Einrichtungen der Einzel— 
ftaaten und Kommunen; demm die Einzelftaaten und Kom: 
munen werben biejenigen Perfonen, welche nur von ihnen 
beihäftigt find, gegenüber denjenigen Berfonen, welde 
angeftellt find, nicht ungleich behandeln können, es wird 
ein gewiffer Auögleih im Bezug auf die Leiftungen im 
Falle des Unfalls für beide Kategorien ftattfinden müffen, 
und ein folder Ausgleich hängt wieder zufammen mit den 
fehr verfhiedenen Benfionsgefegen der Einzel: 
ftaaten. Deshalb würde es meines Erachtens ber beflere 
Weg fein, wenn ſich die Einzelftaaten entſchlöſſen, für diefe 
Stategorien, die der Antrag Albrecht gegen die Gefahren 
ihres Berufs verfichert willen will, derartige Gelege zu 
erlaffien. Ich kann dem hohen Haufe verfihern, daß ich 


(B) mic jchon feit längerer Beit beifpielsweife an die Stönig: 


lih preußiihe Negierung gewendet habe und mit ihr in 
Schriftwechſel ftehe wegen der Verfiherung von Perfonen 
in Bolizeidienfte gegen Berufsunfälle. Ih kann aber 
ih aud bie Erflärung abgeben, weil ich die Nothwendig- 
eit durchaus anerkenne, diefe durch den Antrag bezeid)- 
neten Perſonen der Unfallverfiherung zu unterwerfen, daß 
ih mid mit fämmtlichen Bundesregierungen in nicht zu 
langer Zeit wegen allgemeiner Regelung diefer Frage in 
Verbindung jegen werde, und daß id, wenn ſich dieſes 
Ziel im Wege der Landeögejeggebung nicht erreichen läßt, 
dann den Verſuch machen werde, mit ben verbimdeten 
Negierungen eine entfprechende Erweiterung der beftehenden 
nfallveriherungsgefebe durch Reichsgeſetz herbeizuführen. 
Ich glaube, damit fann fi das hohe Haus wohl vor: 
läufig beruhigen. 

Pizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Franken. 

Franken, Abgeordneter: Meine Herren, ich fann bie 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Fiſchbeck nicht 
theilen, daß fid} der Herr Abgeordnete Moltenbuhr Ueber: 
treibungen ſchuldig gemacht hätte. Wenn ich auch einzelne 
Ausdrüde nicht billige, wie zum Beifpiel das Wort vom 
Bettelngehen, fo bin ih doc der Meinung, daß wir ein 
Geſetz haben müſſen für —— Todtengräber 
und für Leute, die ſich freiwillig in den Dienſt öffentlicher 
und freiwilliger Rettungsarbeiten ſtellen, zum Beiſpiel bei 
Eiſenbahnkarambolagen, Häuſereinſtürzen, Ueberſchwem— 
mungen u. ſ. w. Nun bin ich aber heute der Meinung, 
daß das hier in dieſen kleinen Rahmen nicht hinein— 
zubringen iſt. Das wäre ungefähr, als ſollten unſere 
Auswandererbampfer auf einmal in Berlin anlegen, — 
dann müßte man doch jagen, erft müßte der Großichiffahrtd- 
weg nah Stettin erbaut werden. Der Herr Staatö- 
fetretär hat ja zugefagt, daß er behilflich fein will, ein 


ſolches Geſetz zu ſchaffen. Es wird in dieſem Monat, 
am 16. Mai, eine große internationale Ausſtellung er— 
öffnet am Kurfürſtendamm für Feuerlöſch- und Rettungs— 
weſen; da wird ſehr umfaſſendes, reiches Material aus— 
eſtellt. Ich bin alſo hoch erfreut, daß der Herr Abgeordnete 
olfenbuhr die Sache hier angeregt hat. Er hat nament— 
lich das Feuerwehrweſen in einer Weife behandelt, wie 
ih es noch nicht gewagt Habe fo ausführlich Hier zu 
beiprechen, und ic) hoffe, dab wir nach diefen Ausführungen 
bald eine ſolche Borlage bekommen, ftimme aber den 
Neußerungen aller anderen Parteien bei, daß in bieje 
Borlage die befprodenen Anträge nicht hineiupaffen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnnete Moltenbuhr. 

Molkeubuhr, Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
wir unferem Antrage die Geftalt gegeben haben, bie er 
gegenwärtig hat, jo find wir wejentlih dazu verführt 
worden durch den Bundesrath 

(Heiterkeit), 
der in feiner Vorlage vom Jahre 1894 die Sache gerade 
jo maden wollte. Aber es ſcheint aud) hier der Grundſatz 
zu gelten: wenn zwei dasſelbe thun, fo ift es nicht 
dasſelbe 
(ſehr wahr! bei ben Sozialdemokraten), 

und deshalb werden nun mit einem Male alle die Mängel 
entbedt, welche der ganzen Regelung der Trage anhaften, 
bie feinerzeit dem Wunbesrath bei Ausarbeitung feiner 
Novelle offenbar nicht ganz klar geworben find. Nun 
würben wir jehr gern bereit fein, in eine Kommiſſion zu 
gehen, wenn die ganze Vorlage an eine Kommiſſion ver: 
wiefen wird, und ber Verjud gemacht wird, durch eine 
Kommifitonsberathung das zu jchaffen, was dem Antrage 
fehlt. Wenn er hier und dba einige Lücken bat, fo werden 
diefelben ſehr leicht in einer Kommiffionsberathung be— 
feitigt werden können. 


Wenn weiter gegen ben Antrag geltend gemadt (D) 


worden it, ed handelt fi um ganz unüberwindliche 
Schwierigkeiten, jo müßten das die Bundesregierungen, 
die den Entwurf ausgearbeitet haben, doch aud ein: 
gefehen haben. Der bamalige $ 2 des Entwurfs war 
eigentlich nichts anderes ald cine Ergänzung des gegen: 
wärtigen Geſetzes. Das geht aud aus den dieöbezüglichen 
Motiven hervor. Sie werben dann finden, dab unfer 
Antrag derjenige Theil bes Entwurfs von 1894 ift, welcher 
dad gegenwärtige Gefeg erweitern follte. Wenn wir ung 
darauf beichränft haben, biefen Theil herauszugreifen, 
fo geihah es, weil nur dieſes Geſetz zur Berathung 


vorliegt. Das mill ich gegen den Herrn Abgeordneten 
Noefide anführen, der darauf hinwies, daß 1894 
auh die Ausdehnung auf Handwerf und Handel 


verlangt wurde. Diefe Ausdehnung war bei der Ge— 
werbeunfallverfiherung anzubringen, und haben wir ja 
auch im vorigen Jahre verfucht, dieſe Lücke dort auszu— 
füllen. Allerdings find wir da von der Mehrheit im 
Stiche gelaflen worden; aber wa3 die Regierung ſelbſt in 
diefem Geſetzentwurf wollte, könnten wir billigerweile ver: 
ſuchen, jest nachzuholen, und ich fehe nicht ein, daß das, 
was 1894 als möglich gedacht wurde, jegt unmöglich 
fein follte: 

Nun erleben wir das feltene Schaufpiel, dab man 
im allgemeinen mit unferen Grundjäßen einverftanden it. 
Eine Refolution, die darauf ging, in diefer Weife Geſetze 
audzuarbeiten, würde wohl annähernd einftimmig An— 
nahme finden. Leider würde eime ſolche Nejolution den 
armen Berlegten auch nicht einen einzigen Pfennig bringen, 
und da von der Regierung bereit3 ausgeſprochen worden 
ift, daß fie nad) diefer Richtung thätig fein will, fo würde 
eine Refolution überflüſſig fein. , 

Der Herr Abgeordnete Fiſchbeck hat gegen meine 
Ausführung beſonders hervorgehoben, daß es nicht jo 
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(A) fchlimm ift, wie ich es bargeftellt habe, ba in Berlin | vom Jahre 1894 abgelehnt. Es handelte fi in ber (O) 


bereitö im diefer Weife regelnd eingegriffen if. Ich er- 
fenne es jehr gern an, daß Berlin bereits auf den An— 
trag ſozialdemokratiſcher Stadtverordneter die Frage 
einigermaßen geregelt hat, wenn auch nicht vollftänbig 
befriedigend; aber leider giebt es noch Bezirke im Deutſchen 
Reich, die noch nicht in Berlin infommunalifirt find. 
Heiterkeit.) 

Und da nun, wie ich glaube, der Theil des Neiches, der 
noch nicht zu Berlin gehört, größer ift als derjenige, ber 
zu Berlin gehört, fo würde nur ein geringer Theil der 
in Frage kommenden Leute in Betracht fommen, welcher 
aus der in Berlin getroffenen Regelung einen Bortheil 
hat. Ferner führte der Herr Abgeordnete Fiſchbeck an, 
dab, wenn man den Gemeinden bie Laft aufbürben 
wollte, fie die Laſt nicht tragen können. Alſo, meine 
Herren, wenn ein Feuerwehrmann verunglüdt, fo wird 
die Gemeinde e8 nicht fragen können, den Mann zu er: 
halten; der einzelne Mann foll es aber tragen können. 
Menn aber eine Gemeinde eine folde Laſt nicht tragen 
fann, fo wird fie für den einzelnen Mann ganz beftimmt 
übermäßig ſchwer fein. 

Es wurde von dem Herrn Staatöfetrelär des Reichs— 
amts bed Innern darauf are ib daß es ſich 
empfehlen würde, in den Ginzelftaaten die Sache zu 
regeln. Dad wäre ja ganz gut, wenn Ausfidht dazu 
vorhanden und die Zahl der Einzelftaaten nicht zu groß 
wäre. Würden bon vornherein die Vertreter der größten 
Staaten erflärt haben, fie würden in der Beziehung vor: 
gehen, fo würde vielleiht durch ein Reichsgeſetz erreicht 
werben fönnen, daß in den einzelnen übrig gebliebenen 
Staaten die Sade in derjelben Weile zu regeln wäre; 
aber da auch hier durd die Einzelftaaten die Regelung 
jedenfall8 fo lange hinausgeihoben wird, fo möchte id) 
daran feithalten, daß wir in dem Augenblid, wo wir uns 


(B) mit einem Reichsgeſetz beſchäftigen, welches ſich auf dieſe 


Materie bezieht, diefe Frage mitregeln. Wenigftens würden 
wir dann um fo leichter zum Ziele fommen, und es würde 
dann erreicht werden, was von allen Seiten al3 noth— 
wendig anerfaunt wird. Halten Sie e3 für möthig, dab 
da3 Geſetz nod nach verſchiedenen Richtungen hin erweitert 
und ergänzt wird, und darüber Beltinnmungen getroffen 
würden, wie die Mittel aufzubringen find, wie das Feſt— 
ftellungöverfahren, dad Streitverfahren u. f. mw. zu regeln 
ift — wohlan, jo beſchließen Sie, die Vorlage an eine 
Kommiffion zu verweilen. Dann würde ed ja nidt 
unmöglid fein, das Gefeg in einigen Wochen noch fertig 
zu ftellen und es vielleiht noch in diefer Seffton in einer 
Form zu verabſchieden, die nidyt mur den paar Leuten, die 
ſchon gegenwärtig dem Geſetz unterftellt find, ſondern der 
großen Maſſe der Leute, die im öffentlichen Dienſte thättg 
jind, das ſchafft, was ihnen fehlt, nämlich eine Fürſorge 
für den Fall, daß fie bei einer ſolchen Thätigfeit Leben 
und Gejundheit einbüßen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Hommiflar des 
— Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 

aspar. 

Gaspar, Staiferliher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, ich möchte 
nur noch mit wenigen Worten den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Molkenbuhr entgegentreten, die dahin 
gingen, daß der Bundesrath damals dasjelbe beabfichtigt 
hätte, was jet im fozialdemofratiihen Antrag vor: 
geſchlagen ift, und zwar in berjelben Weile, wie es 
jegt bier beantragt ift, daß der Bundesrath alio, 
wenn jest Bedenken gegen diefen Antrag geltend gemacht 
würden, damals feine Vorlage nicht Hinreichenb überlegt 
zu haben fchien. Die Sadlage war body wefentlich 
anders. Erſtens Hat der Bundesrath den Entwurf 


damaligen Bublifation im „ReichSanzeiger* um eine 
Vorlage des Reichskanzlers an den Bundesrath, und dieſe 
Vorlage beftand nicht, wie der jeßige Antrag der Ab» 
georbnieten Albrecht und Genoffen, aus einer kurzen Eins 
Ichaltung in das Beamtenfürſorgegeſetz, jondern aus einem 
ausführlichen Gefegentwurf von 140 Baragraphen, in 
welchem die Durdführung der Unfallfürforge für alle be— 
troffenen Kategorien von Perfonen eingehend geregelt war. 

Alfo dad war doch etwas wejentlid anderes, ala 
was jest die Herren beantragen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Fiſchbeck. 

Fiſchbed, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann nur 
annehmen, daß ber Herr Abgeordnete Molkenbuhr während 
meiner Ausführungen von vorhin nicht im Haufe geweſen 
ift; denn ih kann bei ihm nicht ein fo geringes Ver— 
ftändniß fir Meden vorausſetzen, daß er zu derartigen 
Auffaſſungen über diefelben gelangen kann, wie er fie ſo— 
eben mir gegenüber zum Ausdrud gebradit hat. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Moltenbuhr 
führt an, ich hätte gejagt, die Gemeinden könnten das 
nicht tragen, fie hätten fein Geld dafür, wenn ein gr 
wehrmann verunglüdte, und ich wäre nun ganz einver— 
ftanden damit, daß der arme Feuerwehrmann fein Un— 
glüd felbft trüge. Nichts von dem ift mir eingefallen zu 
fagen. Ich Habe nur dem Herrn foztaldemofratiichen 
Nebner gegenüber ausgeführt, daß fein Antrag in irgend 
einer Weile regelm müſſe, wer die Koſten zu tragen hat; 
und gegenüber der Frage, ob bei Verunglüdungen 
im Falle de3 Brandes bie Sommtme eintreten fol 
oder vielleicht die private Veranftaltung, die fi) aus ben 
Feuerwehrmännern zufammenfegt, habe ih darauf aufs 
merkſam gemacht, wie die einzelne Kommune in zahl: 
reihen Fallen nicht in ber Lage fein werde, dieſe Laften 


zu tragen, wenn es fih nämlih um Maffenunglüde (D) 


handelte, wenn alio bei einem größeren Brande eine 
größere Anzahl von Feneriwehrmännern, die zum Beifpiel 
einer Feuerwehr im Kleinen Dorfe angehörten, verunglüdten. 
Id habe gefragt, ob dadurd eine ſolche Kommune nicht 
thatſächlich ruinirt werden könnte, Ich will beiſpielsweiſe 
hinzufügen: es kommt namentlich auf dem Lande öfter 
vor, daß ed recht oft brennt; das Brennen ift manchmal 
epidemifch; und ich möchte fragen, was fich ergeben follte, 
wenn in einem einzelnen Dorf mehrmals Hintereinander 
foldhe großen linglüdsfälle paffiren, und ob da die Ueber— 
nahme ber Berfiherungslaft nicht thatfählih den Ruin 
des betreffenden Dorfed herbeiführen Fönnte. zn 
habe ich darauf aufmerkſam gemadt, daß hier doch eine 
beftimmte Regelung plaggreifen müßte, indem man, wenn 
bie Sadje auögeführt werben foll, arößere Verbände 
bon Kommunen u. ſ. mw. ald Berfiherungdträger ein: 
fegen müßte; und dieſe Ausführungen habe ich gemacht, 
um nachzumweiien, daß der Antrag fo, wie er vorliegt, eine 
vollftändig unreife Arbeit ift. 

Bräfident:e Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuffion ift gefchloffen. Wir fommen zur Abflimmung. 

Zu & 1 liegt vor dad Amendement Albredht und 
Genoſſen auf Nr. 205 der Druckſachen, welches dem Abſatz 1 
des $ 1 eine andere Faſſung geben will; dann liegt noch 
vor dad Aınendement Hofınann (Dillenburg) auf Nr. 204 
ad 1 der Drudjaden, welches im legten Abjag eine Ein— 
ihaltung machen will. 

Ih werde zuerft abftimmen lafien über bad 
Amendement Albreht und Genoffen und für den Fall, 
daß es abgelehnt wird, über den Abſatz 1 der Regierungs— 
vorlage; dann über die Abſätze 2, 3, 4 und 5. Ich 
werde dann abſtimmen Laflen fiir den Fall der Annahme 
des Abſatz 6 über das Amendement Hofmann (Dillenburg), 
ſchließlich über den $ 1, wie er fih nad) der vorher» 
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Haus einverftanden. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche dem Abiat 1 
des & 1 die von ben Herren Abgeordneten Albrecht und 
Genoſſen auf Nr. 205 (beridtigt) der Druckſachen vorge: 
ſchlagene Faſſung geben wollen, ſich von ihren Pläßen zu 


erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; dad Amendement iſt abgelehnt. 
Ich darf wohl annehmen, daß der Abſatz 1 des 8 1 in 
ber Faſſung der Negierungdvorlage angenommen iſt. — 
Da niemand wiberfpridht, ift dies der Fall. 
Dasſelbe ſetze ich ebenjo voraus uud nehme ih an 
für die Abfäge 2, 3, 4 und 5. 
In Abſatz 6 beantragt der Herr Abgeordnete Hof: 
mann (Dillenburg): 
im legten Abſatz zwiſchen die Worte: „Soften 
beö Heilverfahrens“ und „zu erſetzen“ einzufügen: 
„(iS 9 Nr. 1 des Gewerbeslinfallverfiherungs- 
gejeges vom 30. Juni 1900; Bekanntmachung 
vom 5. Juli 1900)*. 
Diejenigen Herren, welche diefe Einhaltung nad dem 
Antrage Hofmann mahen wollen, bitte ich, fid) von ihren 
Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; die Einſchaltung iſt gemacht. Ich 
darf wohl annehmen, daß auch Abſatz 6 mit dieſer Ein— 
ihaltung vom Haufe angenommen ift. — Das ift ber 


all. 
Ebenfo darf id) wohl annehmen, daß der ganze & 1 
nad den eben gefaßten Beihlüffen angenommen if. — 
Das ift der Fall, da niemand wiberfpridt. 
Bei den übrigen nicht angefochtenen Theilen des 
Gefegentwurfs, wo aud MWortmeldungen nicht vorliegen 
und Abftimmungen nicht verlangt werben, bitte ih um 


(B) die Ermächtigung, die Annahme diefer Theile durd den 


Aufruf zu fonftatiren. — Die Genehmigung ift mir ertheilt. 

Ich rufe auf $S2, — 82a — umnd erfläre bicfe 
beiden Paragraphen für angenommen. 

Ih eröffne nunmehr die Disfuffion über $ 3. — 
Hierzu liegt vor dad Amendement Albrecht und Genoffen 
auf Nr. 219 der Druckſachen ad 1. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoc. 

Goch, Abgeordneter: Meine Herren, dieſer Antrag 
hält ſich durdaus in den Grenzen, welde dem Entwurf 
von der Regierung und, wie wir bei der Abitimmung zu 
8 1 gejchen haben, auch von der Mehrheit diefes Haufes 
gezogen find. Durdy den Entwurf joll erreicht werden, 
da die in reichsgeſetzlich-verſicherungspflichtigen Betrieben 
beihäftigten Reichsbeamten nnd Perſonen des Soldaten: 
ftandes, wenn fie von einem Betriebäunfall betroffen 
werben, nicht ſchlechter geitellt find, als es nad) derartigen 
Unfällen in Privatbetrieben der Fall iſt. Dieſes Ziel ift 
aber nicht erreicht worden. Vielmehr enthält das bis- 
herige Unfallfürforgegefeg für diejenigen Arbeiter, welche 
in einem ſolchen Betrieb während ihrer Dienftzeit bon 
einem Unfall betroffen werben, eine ſchwere Schädigung, 
und biefe Schädigung ift auch in ben neuen Entwurf 
binübergenommen worden. Nachdem nun das bisherige 
Unfallfürforgegefeg eine lange Reihe von Sahren in 
Kraft ſich befindet, wird es wohl an der Zeit fein, dieſe 
ſchwere Schädigung der Arbeiter zu bejeitigen. 

Die Höhe der IUnfallentihädigungen bemißt ſich in 
dem Unfallfürſorgegeſetz ebenfo wie in ben Unfall— 
verfiherungsgejeßen nah dem Arbeitsverdienſte bes 
Verunglüdten. Nun haben aber diejenigen Leute, welche 
ihrer geſetzlichen Dienfipfliht genügen, überhaupt . feinen 
Arbeitöverdienit im eigentlihen Sinne bes Wortes. Denn 
beim letzteren ift alö wefentlicher Umftand zu betrachten, 
dab die Höhe ded Arbeitöverdienftes beftimmt wird durch 


das auf dem Arbeitömarft zur Zeit herrſcht. Diejenigen 
Perſonen aber, die ihrer militäriihen Dienftpflicht genügen, 
haben gar feinen Einfluß auf die Höhe ihres fogenannten 
Arbeitöverbienftes oder, um mit dem Entwurfe zu reben, 
ihres Dienfteinfommensd. Sie werden durd dad Geſetz 
gezwungen, in den Militärbienft einzutreten und fich mit 
dem zu begnügen, wa3 ihnen ald „Dienfteinfommten“ 
gewährt wird. Die Folge ift, daß das Dienfteinkommten 
diefer Berfonen ſehr gering ift. Wir haben im Kom— 
miffionsberichte zu dem Entwurf des jegt beitehenden 
Gejeged aus dem Jahre 1885/86 feitend ber Negierung 
die genauen Angaben, wie hod) fih das Dienfteinfommen 
des Soldaten beläuft. Da ift angegeben, daß das Dienft- 
eintommen eined Gemeinen 395,66 Mark und das eines 
Unteroffizier 667,81 Mark pro Jahr beträgt. 

Wenn mun Arbeiter, namentlich ſolche, die hier am 
eriten in Betradht kommen, ein geihidter Schloffer, ein 
geſchickter Mechaniker u. f. w., während ihrer Dienftzeit 
zur Arbeit in einem derartigen Betriebe fommandirt werden 
und dort verunglüdten, wie ftellt ih dann dad Verhältniß? 
Sie hatten vielleiht im Privatbetriebe einen Verdienſt 
von 5 Mark pro Tag. Wären fie dort von einem Unfall 
betroffen worden, fo würde ihre Vollrente 1000 Mark pro 
Jahr betragen. Wenn aber die Arbeiter bei derfelben 
Arbeit, in demfelben Betriebe während ihrer Militär: 
zeit verunglüden, fo kommt fir die Berechnung der Un— 
fallentſchädigungen als Jahrespdienfteinfommen die Summe 
von 395,66 Mark in Betradt. Nun befagt freilich ber 
$ 3 des Entwurf ebenjo wie das beftehende Gefeh, daß, 
wenn dad Dienfteinfommen des BVerunglüdten geringer 
ift als ber ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher erwachſener 
Tagearbeiter, dann dieſer ortsübliche Tagelohn der Be— 
rechnung der Unfallentſchädigung zu Grunde gelegt werden 
ſoll. Dieſe Beſtimmung iſt aber durchaus nicht geeignet, 


ben betreffenden Arbeitern ihren Schaden zu erſetzen, weil (D) 


bad Durchſchnittseinkommen, dad ein gewöhnlicher 
Tagearbeiter bezieht, viel geringer ift ald der Lohn, 
ben ein gefhidter Medaniter hat. R 

Um auf das vorhin erwähnte Beifpiel zurüdzu: 
fommen, fo fei daran erinnert, dab an vielen Orten der 
Tagelohn gewöhnliher Tagearbeiter 2,50, 2,60, 2,70 bis 
3 Mark beträgt, an ſehr vielen Orten aber nod weit 
geringer ift. Nimmt man nun den Mittelfag von 
2,50 Mark, dann ftellt ſich für die betreffenden Verun— 
glüdten die VBollrente auf 500 Mark, während fie im Privat: 
betriebe eine Nente von 1000 Mark bekommen hätten. 
Die Rente ift alfo um die Hälfte gekürzt. Diefe 
Differenz wird um jo größer fein, je beſſer der Arbeiter 
bezahlt war, und je niedriger der durchſchnittliche Tage: 
lohn gewöhnlicher Tagearbeiter an dem betreffenden Orte 
ift. Da aber der Arbeiter nicht immer an demfelben Ort, 
wo er in Arbeit fteht, zum Dienft eingezogen wird, kann 
er aus einer großen Stadt mit verhältnigmäßig guten 
Löhnen nad) einem Heinen Ort mit ganz niedrigen Löhnen 
geichidt werben und muß fih dann im Falle eines 
Betrieböunfalld mit einer ganz unzureihenden Ent: 
—— begnügen. 

Diefe Schädigung der Arbeiter iſt in allen Fällen 
eine jehr ſchwere. Sie wird aber um jo ſchlimmer, wenn, 
was nur zu oft eintreten kann, der Unfall einem ver: 
heiratheten Manne während einer ganz kurzen Uebungs— 
zeit pafjirt. Er wird eingezogen auf 14 Tage, muß ein 
poar Tage 3. B. in einer Gefchoßfabrit mithelfen, das 
Unglüd paffirt, und nun erhält er ftatt 1000 Mark nur 
500 Marl Yahreörente, 

Eine ſolche Schädigung der verunglüdten Soldaten 
fteht im Widerfpruch mit den Grundgedanfen des Gejeges. 
Denn dadurch werden die Perfonen des Soldatenjtandes 
nicht gleichgeftellt mit ihren Kollegen in Privatbetrieben, 


(B) einem PBetriche 
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(A) fondern fie befommen im Falle eines Betrieb3unfalld eine 


viel geringere Rente. 

Diele Ungerechtigkeit wollen wir durch unfern Antrag 
befeitigen, indem bei Berehuung der Unfallentfchädigung 
für die Perſonen des Soldatenjtandes, welde während 
ihrer gefeglichen Dienftzeit in reichsgeſetzlich der Unfall: 
verfiherung unterliegenden Betrieben einen Anfall erleiden, 
als Dienfteintommen der Jahresarbeitsverbienft zu Grunde 
gelegt werden foll, den die Verunglüdten vor Eintritt in 
den Militärdienft gehabt haben. Es foll alfo nur das— 
jenige aud für diefe Soldaten durdigeführt werben, was 
den nad) den linfallverfiherungsgefegen verficerten Arbeitern 
zu gute fommt, 

Die Arbeiter müflen, wenn fie zum Milttärbienft ein: 
gezogen werden, eine ſchwere Laſt aud in materieller 
Hinficht auf fi) nehmen. Um fo mehr ift es die Pflicht 
der Geſetzgebung, die biöherige Schädigung der während 
ihrer Dienftzeit in verfiherungspflictigen Betrieben ver: 
unglüdten Arbeiter aus dem Infalfürforgegefeg endlich 
zu entfernen. Deshalb erfuche ih Sie, unfern Antrag 


anzunchmen. 
(Beifall links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementödireftor im Königlich preu: 
ßiſchen Kriegsminiſterium, Generalleutnant v. Biebahn. 

v. Viebahn, Generalleutnant, Departementsdirektor 
im Kriegsminiſterium, ſtellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Der 
bon dem Herrn Vorredner dem hohen Haufe zur An— 
nahme empfohlene Antrag betrifft ausſchließlich Per— 
fonen des Soldatenftandes; er berührt alfo, und zwar 
in keineswegs nebenfählicher Weile, die Intereſſen der 
Armee. Dem Herrn Vorredner ift don vornherein zus 
äugeben, daß einzelne Fälle wohl vorkommen können, 
dab zum Militärbienft eingezogene Mannſchaften in 
einen Unfall erleiden, und daß bie 
Entihädigung, welche ihnen nachher dafür zu gewähren 
ift, geringer ift als diejenige Entihädigung, welde fie 
nad dem bürgerlichen Unfallgefes erhalten würden. Dieſe 
Fälle werden verhältnigmäßig fehr felten fein, wie über: 
haupt die Abfindungen der Soldaten nad dem lnfall: 
fürforgegefeg von verhältnifmäßig ganz geringer Zahl 
find. Belanntlih kommt dabei auch noch zur Sprache, 
daß bei jeder Abfindung nach einem erlittenen Unfall zus 
nächſt geprüft wird, ob die Abfindung nad dem linfall: 
fürforgegefe® oder nad dem Militärpenfionögejeg die 
aünftigere ift, und baß die günftigere von beiden Ab- 
findungen gewährt wird. Bon den verhältuißmäßig wenig 
zahlreichen Abfindungen, welche infolge erlittener Unfälle 
eintreten, Zönnte ich dem hohen Haufe doc dieſe und 
jene Beifpiele anführen, wo die Abfindungen nad bem 
Militärpenfionsgefeg höher find als nad dem Unfall— 
fürſorgegeſetz, ſodaß in dieſen Fällen den betreffenden 
Ginzelnen ſchon eine erhöhte Zuwendung zu Theil 
werden kann. 

Dies voraudgeihidt, möchte ih aber für mich auf 
den Hauptpunft meiner Darlegungen etwas nachhaltiger 
eingehen. Das betrifft nämlich die militäriichen Inter: 
effen. Die militäriihen Intereſſen erfordern und zwar 
gebieteriich, daß die Abfindungen ber Leute, welde in 
Reih und Glied neben einander ftehen, welche denſelben 
Dienst thin, welche benfelben Gefegen unterworfen find, 
auch möglichſt gleihmäßtg ftattfinden. Das ift ein all» 
gemein militäriſcher Grundfag, von welchem nur ungern 
abgegangen wird. 

Nun ift Schon in dem Unfallfürforgegeieh von 1886 
ebenfo wie in dem Entwurf, welcher jetzt dem hohen 
Haufe vorliegt, vorgeichen, dab, wenn das Dienft 
eintommen des betreffenden Soldaten, welcher den Unfall 
erlitten hat, Hinter dem ortsüblihen Tagelohn zurück— 


bleibt, dann dieſer der Abfindung zu Grunde gelegt wirb. 
Mir Haben alfo mit biefem Grundſatz allerdings ſchon 
eine verſchiedene Abfindung in der Arnıee. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— Gewiß, das erkläre ih ſelbſt. Diefe Verfchiedenheit 
ift im militäriichen Intereſſe durchaus nicht erwünfcht; 
fie kann aber als erträglich bezeichnet werben, weil die 
Abfindung in demfelben Truppentheil, berjelben Garnifon 
gleihmäßig ftattfindet. Wollte man aber dem vorliegenden 
Antrage folgen, jo würde von zwei Leuten, die in Reihe 
und Glied nebeneinander ſtehen und in demſelben Betrieb 
beihäftigt werben, bei demſelben linfall ber eine mit fehr 
hoher, der andere mit ganz niedriger Nente abgefunden 
werben können. Diejer Zuftand kann bon der Militär: 
verwaltung aus allgemeinen wie fveziell militäriſchen 
Nüdfihten als annehmbar nicht erachtet werben. 

Außerdem würde die praftiihe Durdführbarfeit des 
Antrags meined Erachtens den allergrößten Schwierig: 
feiten begegnen. 

Ih bitte alfo in PVertretung der Jutereſſen ber 
Militärverwaltung, auf den Antrag nicht einzugehen. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Opfergelt. 

Dr. DO:pfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Antrag Nr. 219 ad 1 hat zunächſt einige formelle Mängel. 
Er nimmt nicht Anſchluß an Abſatz 1, wo bereit vor: 
geichen ift, daß mindeftend der ortsüblice Tagelohn zu 
Grunde gelegt werben fol. Das würde alfo in diefem 
Gefeg doppelt zum Ausdrud kommen. Ferner fteht nicht 
im Antrag, um weldhen Lohn es fi handelt, ob um den 
Kohn, welden der Soldat unmittelbar vor feinem Dienft- 
eintritt gehabt hat, oder um welden. Sodann unter: 
iheidet der Antrag nicht genau, welde Perſonen des 
Soldatenftandes es find, ob nur die aktiv Dienenden oder 
aud die zu Mebungen oder zur Mobilmahung Eins 
gezogenen. 

Materiell ift allerdings anzuerkennen, dab der Antrag 
die Prinzipien des Unfallgeſetzes durchbricht. Dort ift zu 
Grunde gelegt der Arbeitsverdienft, welchen der Verletzte 
zur Zeit des Unfalls hat. Mit diefem Grundfaß bricht der 
Antrag. ES ift aud mit gewiffen Recht geſagt worden, 
daß Soldaten, welche in demfelben Verbande, bei berfelben 
Beihäftigung einen Unfall erleiden, verichteden entihäbigt 
würden, je nachdem fie früher einen höheren oder geringeren 
Arbeitöverdienft hatten. Bei Soldaten, die ihre Wehr: 
pflicht erfüllen, werden übrigens Unfälle felten vorfommen. 
Der Herr Vertreter der verbündeten Negierungen betonte 
bereit3, daß diefe felten zur Beihäftigung in reichsgeſetzlich 
ber Infallverfiherung unterliegenben Betrieben heran: 
gezogen würden; außerdem wird ber frühere Lohn nicht 
twejentlich von dem abweichen, was ald Mindeftentichädi: 
gung zu Grunde gelegt werden muß. Ich habe aus dem 
Kalender von Götze-Schindler einige Orte, wo ſich Reichs— 
arbeitöftätten befinden, nachgeſehen und gefunden, daß 
3.2. in Spandau, Köln, Deus, Mainz, Münden, Straß: 
burg, Meb der ortsüblihe Tagelohn 2,50 Mark beträgt, 
an einzelnen Orten mehr, an anderen weniger. Da 
würde die Vollvente 500 Mark betragen, aljo eine nicht 
ganz geringe Rente für einen jungen Menſchen, im Falle der 
völligen Hilfslofigkeit 750 Marl. Nah dem $ 2 
Ziffer 2a dieſes Entwurf würde bei der Wittwe 
ein Mindefteinfommen von 1080 Mark und für bie 
Waifen ein ſolches von 800 Markt zu Grunde gelegt. 
Alfo diefe Süße find für den Soldaten, der feine er 
pflicht erfüllt, nicht allzu niebrig. Härten treten aber cin, 
wo Leute zu Uebungen eingezogen find, und im Mobil- 
madhungöfalle. Im vorigen Jahre waren 3. B. Militär: 
handwerker eingezogen, um an der Ghinaausrüftung mit: 
zuarbeiten. In diefen Fällen wäre es möglid), daß vorher 
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der Arbeitsverdienſt ein höherer geweſen iſt als der orts— 
übliche Tagelohn, und es wäre da eine Härte, daß bie 
Nente nad) dem ortsüblichen Tagelohn gewährt wird, 
insbefondere für die Witlwen und Waifen, die fi umter 
anderen Werhältniffen bereit3 eingerichtet haben. Es 
müßte aljo erwogen werben, ob nicht mindeftens für diefe 
Berfonen de3 Goldatenftandes, welche zu militäriichen 
Hebungen oder im Mobilmahnngsfalle herangezogen 
werben, ein höherer Arbeitöverdieuft zu Grunde zu legen 
wäre. Das Geſetz ſelbſt durchbricht das Prinzip in 
$ 3a für Diejenigen, welche bereits eine Unfallrente be— 
ziehen; für Diefen Fall foll ein früherer höherer Arbeits- 
—— bei der Feſtſtellung der Rente berückſichtigt 
werben. 

Meine politiichen Freunde werben heute den Antrag, 
wie er auf Nr. 219 der Drudjahen unter 1 geftellt ift, 
ablehnen. Wir werden aber bis zur dritten Leſung 
überlegen, ob wir nicht einen anderweiten Antrag ein: 
bringen, der basfelbe Ziel verfolgt und etwa folgender: 
maßen lautet: 

Bleibt der nad Abſatz 1 der Berechnung zu 
Grunde zu legende Betrag bei den Perſonen bes 
Soldatenftandes, melde ihrer Dienftpflidht ge: 
niigen ober zu Hebungen oder im Mobilmahungs- 
falle eingezogen find, unter demjenigen Jahres— 
arbeitöverbienft, welchen fie unmittelbar vor dieſer 
Dienfteinftellung, und von dieſem Zeitpunkt 
zurüdgerechnet, gehabt haben, jo ift biefer nad 
; 10 deö Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes ent: 
predend zu berechnende höhere Betrag zu Grunde 


zu legen. 
Mir find nod nicht Schlüffig darüber, da wir noch forntelle 
Bedenken haben, ob wir einen derartigen Antrag einbringen. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hofmann (Dillenburg). 

Hofmann (Dillenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
ich möchte mich meinerfeit3 auch gegen den Antrag aus— 
fprehen. Nach meiner Meinung ift ein Grundfehler in 
ber Begründung des Antrags der Umſtand, daß er bie 
ganze Sache als eine reine Arbeiterfrage auffaßt. Das 
iſt durchaus nicht der Fall. Wenn ein Unfall in einer 
Fabrik paffirt, dann ift eine gleihmäßige Arbeiterichaft 
in der Fabrik vorhanden, die im weſentlichen den gleichen 
Lohn bezieht, und da ift es felbitverftändlid, daß ber 
SJahreöverbienft in der Fabrik bei der Berechnung zu 
Grunde gelegt werden muß. Das Heer fegt ſich aber 
doch nicht lediglich aus Berufsarbeitern zufammen, und 
das kommt exit recht nicht vor, daß lediglih Berufs— 
arbeiter zu einer einzelnen Dienftleiftung kommandirt 
werden; es werben geſellſchaftlich verichiedenartige ‘Ber: 
fonen zu demfelben Dienfte kommandirt, alio beijpield- 
weife ein niedriggelohnter, ein höhergelohnter Arbeiter, ein 
Kaufmann, ein Gutöbefiger, ein Bankier u. dergl. Soll 
nun nachher die Militärverwaltung gezwungen jein, wenn 
einen dieſer gleihmäßig Beichäftigten ein Unfall trifft, 
benfelben entiprechend feinem früheren Arbeitöverdbienft zu 
entihädigen? Nach diefem Prinzipe dürfte ber früher 
niedrig gelohnte Arbeiter unter Umſtänden nur einen 
geringen Bruchtheil von dem befommten, was ber andre 
erhält, der vielleiht 50000 Mark verdient, 3. B. ber 
Bankier. Das ift doch ganz unmöglid. Bei derjelben 
Arbeit, wo bie Betreffenden in ber gleichen Weiſe, in 
ber gleihen Stellung, alle als Gemeine, befhäftigt find, 
follen fie nachher ganz verfchiebenartige Bezüge haben? 
Wie gefagt, unter allen Umſtänden fteht ber Reiche dabei 
am beften, er bekommt entſprechend feinem früheren Ein: 
fommen; der wenig Gelohnte aber erhält die allergeringjfte 
Entſchädigung. Ob das für die Beute ſelbſt eine zufrieden: 
ftellende Regelung wäre, glaube id nidt. Im Gegentheil, 
wenn bei einem Unglüd, ich wieberhole «8, bei Zwangs— 
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arbeit eine Anzahl Perſonen ganz verfchiedenartig ent: 
Ihädigt werben müſſen, dann muß bei den minder 
gelohnten Lenten ganz ficher eine Unzufriedenheit eintreten. 
Alſo das Prinzip, weldes bei der Unfallverfiherungs: 
geſetzgebung durchaus richtig it, iſt bei der zwangsweiſen 
Arbeit nach meiner Auffaſſung bei dieſem Geſetze unrichtig. 
Ich kann dem alſo durchaus nicht zuſtimmen. Vielleicht 
könnte, was der Herr Vorredner ausgeſprochen hat, in 
dem Falle, wenn ein Berufsarbeiter zur Berufsarbeit 
fommandirt ift, eine Ausnahme gemacht werden, daß dann 
der höhere Lohn, ben er früher hatte, maßgebend wird 
bei den Entfhädigungen. An fid) wäre das gerechtfertigt. 
Aber das gleiche Prinzip auf die anderen Betriebe mit 
zu übertragen, halte ich für fall; wir würden da viel 
mehr Unheil anrichten. Es widerjpridt das aud dem 
militäriſchen Prinzip. Ich kann mid deshalb nicht dafür 
ausſprechen, höchſtens einige Ausnahmen in der an— 
gedeuteten Richtung anerkennen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementödireftor im Königlich 
preußischen Striegaminifterium, Generalleutnant v. Biebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementöbdireftor 
im Striegsminifterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Ich 
fan den Musführungen des Herrn Vorredners bom 
Standpunkt der Militärverwaltung nur durchaus bei- 
pflichten und geftatte mir, biefelben nod durch einige kurze 
Ausführungen zu ergänzen. Wenn ich recht veritanden 
babe, jo ift von der Mitte des hohen Haufes aus bie 
Eventualität zur Erwägung geftellt worden, ob es nicht 
räthlid) fei, für Leute, welche zur berufsmäßigen Be: 
Ihäftigung in Betrieben herangezogen find, inöbefondere 
im Mobilmahungsfall, eine Ausnahmebeitimmung im 
Sinne des vorliegenden Antrags vorzuſehen. Ich möchte 
aber auch dieſe Frage meinerjeitS verneinen. Das 


Prinzip der Gleihmäßigkeit ift für die Armee keineswegs (D) 


ein fo unwictiges. Ueberhaupt kann ja die ganze 
Regelung der Unfallgefeggebung für die Armee nur fo ftatt: 
finden, daß bie gleichzeitig beftehende Abfindung der im 
militärifhen Dienft geichäbigten Soldaten nad) den 
Penſionsgeſetzen mit in Betracht gezogen wird. Nun läßt 
fi der Fall leicht denken, daß Leute, die 3. 3. im 
Mobilmahungsfall eingezogen werden, einen Betriebö- 
unfall erleiden; da follen fie wegen ihrer beruflichen Er- 
werbsunfähigkeit in derjelben Weiſe entſchädigt werben, 
ald wenn es nad den bürgerlichen Infallgefegen der Fall 
wäre. Vielleicht find aber Leute aus demjelben Ort bor 
ben Feind gerückt und werben ſchwer verwundet. Gie 
würden nad) bem Penſionsgeſetze vielleicht weniger erhalten: 
bad, meine Herren, müßte Ungerechtigkeiten hervorrufen, 
welche nicht zu vertreten find. Ich würde doch glauben, 
daß das hohe Haus mir im großen und ganzen barin 
zuftimmt, wenn ich fage, der Militärdienft ift eine Pflicht, 
welche der Einzelne gegenüber dem Vaterland übernimmt. 
Das Baterland hat ihm den Schaden, ben er dabei an 
feiner Gejundheit nimmt, zu erfegen. Das geſchieht im 
großen und ganzen mad) den Milttärpenfionsgefegen. Sie 
find revifionsbebürftig, und auf eine beſſere Abfindung 
durd ein neues Penſionsgeſetz tft ſeitens der verbündeten 
Regierungen Bedacht genommen worden; es tft zu hoffen, 
daß in der Beziehung alles in die richtige Neihe kommt. 
Nun haben wir daneben das Unfallfürſorgegeſetz. Da ift 
es überhaupt im militärifchen Intereffe in vielen Fällen 
unerwünſcht, daß nach diefem eine höhere Abfindung ein— 
tritt. Die verbündeten Negierungen und die Militär— 
verwaltung haben eingewilligt, daß das Unfallfürforge: 
gee eingeführt wurde. Es beſteht ſeit dem Jahre 1886. 
Im großen und ganzen ſind die Gelegenheiten, wo davon 
in der Armee Gebrauch gemacht wird, ſelten; aber bie 
Fälle, in welchen Verihiedeuheiten in der Abfindung mit 
340 
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c) 
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A) derjenigen nad den Penftonsgefegen eintreten, durch einen Der Herr Vertreter ber Militärverwaltung hat be= (0) 


(B) dienen, 


Antrag, wie er * — iſt, noch weiter auszuſpinnen, 
würde nach meiner Anſicht auf die ganzen Verhältniſſe 
in der Armee einen außerordentlich ſchädigenden Einfluß 
ausüben und würde Ungerechtigkeiten hervorrufen gegen— 
über denjenigen Leuten, die im Waffendienſt für das 
Vaterland ihre Geſundheit eingeſetzt haben, welche, glaube 
ich, das hohe Haus nicht wird verantworten wollen. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hoch, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Ab: 
georbnete Dr. Opfergelt hat einige formelle Bedenken 
auögeiproden, die aber doch mit der Sadıe —— 
nichts zu thun haben, die gewiß kein Grund ſind, um 
unſeren Antrag kurzer Hand zurückzuweiſen. 

Im erſter Line hat ber Herr Kollege darauf hin— 
gewiejen, daß der Inhalt des erjten Abſatzes des 5 3 
nicht ausbrüdlid in Verbindung gebradht worden ift mit 
unferem Antrag, ber ald zweiter Abſatz in bemjelben 
Paragraphen ftehen ſoll. Das ift — felbft vom Standpunft 
des Herrn Kollegen Dr. Opfergelt — doch nur ein Schön 
heitöfehler, der doc ficherlic nicht ernithaft in Betracht 
fommen fann. 

Dann bat der Herr Kollege Dr. Opfergelt gefragt: 
welcher Lohn fol nad) unferem Antrag der Berechnung 
der Unfallentſchädigung zu Grunde gelegt werben? Das 
fteht ganz genau in unferem Antrage: der Lohn, welchen 
ber verunglüdte Arbeiter vor feiner Dienftzeit in feiner 
legten Stellung ald Zivilarbeiter gehabt hat; der Lohn 
alfo, der anzurechnen wäre, wenn der Arbeiter in feiner 
legten Stellung als Zivilarbeiter berunglüdt wäre. 

Im weiteren hat der Herr Kollege Dr. Opfergelt gefragt, 
weiche Leute in der von uns geforderten Weife entſchä— 
digt werden follen, diejenigen, welde ihre 2 oder 3 Jahre 
ober biejenigen, welde nur zu einer furzen 
Hebung eingezogen find oder die, welche zur Mobilmadung 
herangezogen werden. Alle diefe Leute follen, wie es 
ebenfall3 Har in unjerm Antrage gelagt ift, gerechterweiſe 
entſchädigt werben; fie alle haben Anfpruch auf eine 
gerechte Entihädigung. Aber, wendet der Herr Stollege 
Dr. Opfergelt ein, es find, abgefehen von dem Fall der 
Mobilmahung meiftentheils junge Leute, die zum Militär: 
bienft eingezogen werden. Nein, das ift nicht richtig. 
Sehen Sie fih die Leute an, bie zu Uebungen eingezogen 
werden, das find nicht junge Leute, das find oft genug 
Familienväter. Und felbft die jungen Leute von 
20 Jahren, haben denn nicht auch fie, falls fie während 
ihrer Dienfizeit einen Betriebsunfall erleiden, das Recht auf 
dieſelbe Entihädigung, bie ihnen als Zivilarbeiter in 
einem ſolchen Falle zuftehen? Kann man dem Ber: 
unglüdten etwa jagen: bu bift „jung“, und deshalb ſollſt 
du bein Recht preidgeben? Herr Kollege Hofmann aber 
hat ein ganz bejondered „Bedenken“ entdedt. Er bat 
und einen reichen Bankier vor Augen geführt, der während 
feiner Dienftzeit zu einer Arbeit in verſicherungspflichtigen 
Betrieben fommandirt wird, dabei verunglüdt und nun 
feinem Vermögen nad) eine ſehr große Unfallentſchädigung 
erhalten müßte. Ich weiß nicht, Herr Kollege, ob Sie 
beim Militär den Arbeitädienit fennen gelernt haben. 
Ich gebe Ihnen aber die Verfiherung, der Fall ift noch 
nicht da geweſen, daß ein Bankier zum Arbeitäbienft in 
den Militärwertitätten fommanbdirt wurde. Das ift ein 
Fall, den Sie ſich juriftifch ausdenfen können, ber aber in 
der Praxis nicht vorlommt. Außerdem ift Ihr Bedenken 
durch das Geſetz bejeitigt, weil dort für die Entihädigung 
ausdrücklich eine Marimalgrenze vorgefehen ift. Ich bitte, 
jehen Sie nad), überzeugen Sie fid) davon. Die Unfall: 
entfhädigung kaun mithin unter feinen Umſtänden bie 
von Ihnen gefürdtete Höhe erreichen. 


Hoch 


hauptet, daß die Fälle, auf die ſich unſer Antrag bezieht, 
nicht zahlreich find. Es iſt bedauerlich, daß die Regierung 
in den Motiven gar nicht auf dieſe Sache eingegangen ift 
und auc, fein ſtatiſtiſches Material herangezogen hat. 
Aber wenn die von ums geforderte höhere Entihädigung 
ber verunglückten Arbeiter nur felten vorfommen wird, To 
ift unfer Antrag um fo leichter durchzuführen 
(ſehr richtig! lints); 

um fo einfacher iſt die Sache dann. Auf der anderen 
Seite aber iſt e3 doc geradezu unerhört, dem, ber durch 
ein ſolches Gefeß erheblich geſchädigt wird, der ftatt einer 
Rente von 1000 Mark eine ſolche von 300 oder 400 Mark 
befommt, dem zu jagen: „Zröfte bi, ſolche Fülle find 
nicht häufig!” Der geichädigte Arbeiter empfindet mit 
vollem Recht die Ungerechtigkeit, die ihn trifft, gleichgiltig, 
ob cr viele oder wenige Le —— hat. 

Der Herr Vertreter der Milltärverwaltung bat ferner 
auf das Militärpenſionsgeſetz hingewieſen und gemeint: 
fo ſchlimm find ja die Merhältuiffe nicht; wenn bie 
Militärpenfion nad) dem Militärpenfionsgefeß höher ift 
als die Entihädigung nah dem Unfallfürforgegeies, fo 
wird dem Berunglüdten bie Militärpenfion zu Theil. 
Der verehrte Herr hat aber vergeffen, dab es ſich in 
unferem Antrag nur um die Leute handelt, die ihrer 
geſetzlichen Dienftpfliht genügen. Bei ihnen kann nicht 
eine längere Dienftzeit in Betracht kommen, und deshalb 
werden bie Süße, die den Verunglüdten nad) dem Militär: 
penſionsgeſetz gewährt werden, fich in ſehr engen Grenzen 
beiwegen, abgejehen davon, daß die Militärpenfionen über: 
haupt nicht an zu großer Höhe leiden, fondern im Gegen 
theil durchaus gering find. 

Am nahdrüdlicdhiten ift nun gegen unjeren Antrag 
das „militärifche Intereſſe“ ind Feld geführt worden, es 
jei unbedingt „im Intereffe des Militärs“ nothwendig, 


daß in allen Fällen die Entihädigungen für alle ber- (D) 


unglüdten Soldaten gleihmäßig ausfallen. Ih kann 
mir wohl denken, daß bei ber Mehrheit des Hauſes bie 
thatſächlichen oder angeblichen Intereſſen des Heeres eine 
große Nolle jpielen; aber ih möchte Sie - auf 
weierlei aufmerkſam machen: einmal darauf, daß eine 
Elbe Gleihmäßigkeit der Entihädigungen — felbit ganz 
ten bon unferem Antrag — abjolut unmöglich ift, 
dab fie ſchon nad dem bisherigen Geſetz und ebenfo 
nad) dem vorliegenden Entwurf der Regierung durch— 
broden it. Schon dann, wenn bie Militärpenfionen 
höher find al3 die Entihädbigungen nad dem Unfall 
fürforgegeled, ift ein Unterſchied vorhanden: der eine 
Soldat erhält die höhere Militärpenfion, der andere bie 
geringere IInfallentihädigung. Hierzu fommen nod bie 
„ortsüblichen Tagelöhne“. Dieje find in den einzelnen 
Städten ganz verſchieden. Wir haben in Berlin einen 
ganz anderen ortsüblihen Tagelohn als in ben gejegneten 
Gefilden von Oftpreußen und Hinterpommern, wo bie 
Junker ihre Arbeiterfreundlichfett beweifen können. Und 
in demfelben Maße find aud bie Unfallentihädigungen 
verſchieden. 

Aber noch viel wichtiger ſcheint mir das andere zu 
ſein, daß es, ſelbſt von dem Standpunkt der Herren 
vom Regierungstiſche, ſelbſt vom Standpunkt der bürger— 
lichen Parteien, nicht richtig iſt, zu jagen: die beſtehende 
Ungerechtigkeit entſpricht den „IIntereſſen der Armee“, und 
deshalb können wir nicht daran rütteln. Ich meine, 
daß auch für die Armee am erſten und am beſten 
geſorgt wird, wenn Gerechtigkeit durchgeführt wird 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und wenn niemals das militärifche Intereffe mit 
den allgemein menschlichen Intereffen in Konflikt kommt. 
Wo ein folder Konflift vorliegt — darüber ſollten Sie 
fih dody Mar jein! —, wo das Intereſſe des Militärs mit 
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(A) ber Gerechtigkeit im Widerſpruch fteht, da wird immer 


das wirkliche Intereffe des Militärs am allermeiften ges 
ſchädigt und benadjtheiligt fein. 

Menn Sie unferen Antrag ablehnen, wird Die 
durhaus ungenügende GEntihäbigung zur argen Miß: 
ftimmung und Grbitterung unter den Soldaten führen. 
Und ich meine, das ſchadet dem Intereſſe der Armee am 
allermeiften. 

Nun ift von den Rednern durchgängig, ähnlid wie 
zu & 1, gejagt worden: „Ein Hörnchen Richtigkeit Liegt 
dem Antrag zu Grunde, wir wollen uns die Sadje über: 
legen; bei ber dritten Leſung ober bei einer anderen 
Gelegenheit wollen wir darauf zurückkommen“. Damit 
aber wird die Sahe nur auf die lange Bank ge: 
hoben. Mir genügt die Form, in der wir den Antrag 
eingebradit haben. Ich glaube, daß unſer Antrag fchr 
qut durchgeführt werben kann. Menn Sie aber ber 
Meinung find, im biefem oder jenem Punkte wäre eine 
Abänderung angebradt, dann, meine ich, follten Sie uns 
nicht auf die dritte Leſung vertröften, fondern Sie follten 
uns ihre „befleren* Vorſchläge ſchon jest verrathen. Das 
wäre der richtige Weg. Aber die Vertröftung auf bie 
dritte Leſung — das möchte ich hier vor der Oeffentlich— 
feit wieber einmal konftatiren — heißt weiter nichts, als 
die Sache auf die lange Bank, auf ben Nimmerleindtag 
verſchieben. Bedenken Sie die Gefchäftslage bei der 
dritten Leſung! 

Ih möchte Ihnen daher dringend empfehlen, unferem 
Antrag jest näherzutreten: ihn, wenn irgend möglich, 
ohne weiteres anzunehmen; wenn nicht, an eine Kom— 
miſſion zu verweiſen. 

Dem Herrn Abgeordneten Opfergelt möchte ich zum 
Schluß Folgendes bemerken. Er ſagte: wir lehnen den 
Antrag ab und wollen abwarten, ob bis zur dritten 
Lefung nicht etwas Beſſeres herausfommt. Ach nteine, 


(B) von dieſem Standtpunkt aus wäre ed richtiger geweſen, 


ben Antrag jebt anzunehmen, um eine Grundlage zu 
haben; und wenn Sie Hlüger find als wir, wenn Sie 
Befferes gefunden haben, fommen Sie bei der britten 
Leſung damit heraus. Aber auf die Art, wie Sie es 
jegt machen wollen, fommt durch Ihre Schuld wieder 
nichts zu Stande. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

PBräfident: Das Mort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementsdireftor im Königlich 
preußtichen Striegäminifterium, Generalleutuant v. Biebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementöbdireftor 
im Kriegsminiſterium, ſtellvertretender Bevollmächtigter 


zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Ich 
bin in der Lage, in einem Punkte mit dem Herrn 


Vorredner vollitändig übereinftimmen zu Können, 
nämlid darin, dab es Hauptſache ift, daß in ber 
Armee Gerechtigkeit geübt wird. Es iſt aber dabei doch 
zu berüdfihtigen, daß alle irdifchen Dinge unvolltommen 
find, und daß auf allen Gebieten der Gefeggebung Immer 
Fälle vorkommen können, wo in der Praxis vielleicht 
Abfindungen eintreten, welche man für den einzelnen 
Mann beffer gewünfcht und ihm beffer gegönnt hätte. 
Das Findet fi auf allen Gebieten der Geſetzgebung vor; 
es ift fein Geſetz fo vollfommen, daß es derartige Un— 
zuträglichkeiten in Ginzelfällen ausſchlöſſe. Hier handelt 
e3 fih aber einfah um den Grundſatz, ob man bie Fälle 
verallgemeinern fol, daß diejenigen Leute, welche ſich für 
die Ehre des Paterlandes vor dem Feinde ihre Knochen 
zuſammenſchießen laffen, ſchlechter daftehen follen als 
diejenigen, die im einem Betriebe geringere Geſundheits— 
ſchäden erleiden. 


Präfident: 
Roefide (Deffan). 


(Bravo!) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Rocfide (Deffau), Abgeordneter: Meine Herren, wenn (C) 


auch der Herr Abgeordnete Hodı den Standpunkt, ben 
Herr Kollege Opfergelt bier zum Ausdruck gebradit hat, 
icharf getadelt hat, fo bedaure ich, auch nicht weiter gehen 
zu können, ald Herr Kollege Dr. Opfergelt gethan hat. 
Auch ich finde Tediglich einen guten Kern in dem Antrage, 
der ber Ausarbeitung bedarf, und ich hoffe, es wird und 
gelingen, zwiichen der zweiten und dritten Zefung nament- 
lid unter Berüdfihtigung deffen, was Herr Dr. Opfergelt 
hier vorgetragen, eine Löfung zu finden. 

Ich bedaure es fehr, daß diejenigen Perfonen, welche 
ihrer Militärpflicht genügen, welche zur Vertheidigung des 
Vaterlandes in den Krieg ziehen müffen und verwundet 
werben, nicht die gleihe Entihädigung befommen, welde 
die betreffenden Arbeiter nad deu Unfallverfiherungs: 
gefeben zu beanspruchen haben, wenn fie einen Betriebs: 
unfall erleiden. Diefer Umftand kann mic aber allein 
nicht abhalten, bei einen neuen Geſetz, welches wir zu 
beichlichen haben, die Verhältniffe verlegter Berfonen in 
und auferhald des Soldatenftandes in Bezug auf das zu 
Grunde zu legende Einfommen möglihft gleihmäßig zu 
geftalten. Aber weil ich andererſeits mit dem Herrn 
Bertreter der verbündeten Regierungen der Meinung bin, 
man müfle auch die Perſonen, die diefelbe Thätigkeit aus: 
üben, welche bei demjelben Unfall einen Schaden erleiden, 
gleichmäßig behandeln, glaube ih, daß man ben Antrag, 
wie er hier geftellt ift, nicht afzeptiren kann; denn hiernad) 
würbe die Sache ſich ja ſo geitalten, daß der Unfallverlegte 
nicht entſchädigt wird im Verhältniß zu der Thätigkeit, bie er 
gerade ausübt, fondern im Verhältuiß zu_einer Thätigfeit, 
die er früher einmal ausgeübt hat. Dadurch würden 
die Ungleichheiten von neuem entftehen, die wir durch bie 
neuen Unfallverfiherungsgeiege in mehreren Punkten be— 
feitigen wollten. Ich erinnere z. B. daran, wie aud) von 
diefer Seite oft mit Necht getabelt wurde, daß nad) den 


bisherigen Unfallverfiherungsgeiegen auf Bauten der eine (D) 


Arbeiter als verfichert galt, während der andere, der bei 
der gleichen Arbeit verunglüdte, nicht verſichert war, je 
nahdem er einem verfiherungspflichtigen Betriebe oder 
einem Handwerk angehörte, weldes bis dahin nicht als 
verfiherungspflichtig galt. Meine Herren, id) glaube, wir 
werden vielleiht auf Grund des bereit3 vom Herrn 
Kollegen Opfergelt erwähnten 8 10, in welchem ja für 
die Fälle, in denen ein Jahresarbeitsverdienſt des Ver— 
legten nicht feitgeitellt werben fan, weil er in dem 
Betriebe noch fein Jahr beihäftigt war, als Ausweg 
vorgejehen ift, daß das Arbeitöverdienft ſolcher Perſonen 
zu Grunde zu legen iſt, welde während dieſes Zeit: 
raum bon verfiderten Perſonen derſelben Art in dem: 
felben Betriebe oder in einem benachbarten 
Betriebe bezogen worden ift; ich glaube, wir werben 
auf diefem Boden zu einer Negelung der Trage gelangen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Hoch aber meinte, wir 
follten jett feinen Antrag annehmen, weil derjelbe ihn fir 
feine Perſon genüge, fo wird er uns anderen Mitgliedern 
des Haufes doch geſtatten, danach zu urtheilen, was wir 
für unfere Berfon für richtig uud nothwendig halten, und 
ich hoffe, daß er fi in ber britten Leſung, wenn ein 
folder von mir gekennzeichneter Ausweg gefunden tft, 
nit aus prinzipiellen Gründen auf feinen Antrag ver: 
fteifen, fondern unferem Vorſchlag, den wir zu machen 
beobfichtigen, feine Zuftimmung geben wird. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Molkenbuhr. 

Molfenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, würben 
Sie eine andere Faffung finden, melde ſachlich dasjelbe 
erreicht, was wir erreichen wollen, fo find wir gern bereit, 
jeder anderen Form zuzuftimmen. Mber es ift fon 
mehrfach dageweien, daß derartige Anträge, wenn fie in 
ber zweiten Leſung für formell unvolftändig gehalten 
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wurden, angenommen wurden, ſodaß dann gewiſſer— 
maßen dur die Annahme das Bedürfniß gefchaffen 
wurde, fie formell beffer zu geftalten und ihnen die Form 
zu geben, welche nöthig ift. 

Gewundert habe ich mich über die Vorwürfe, welche 
der Herr Vertreter der Militärverwaltung gegen das 
Militärpenfionägefeg erhoben hat. Daß die Leute, die 
bor dem Feinde ihre Gefundheit einbüßen, fchlecht geftellt 
find, ja gewiffermaßen Noth leiden müſſen, das find doch 
Vorwürfe, die lediglich das Militärpenfionsgejeg treffen, 
und wenn bie Militärverwaltung nicht felbft Hand anlegt, 
das zu ändern, fo fönnen wir es im Nahmen diefes 
Geſetzes doch nicht machen. Wir find gern bereit, 
jeder Verbeſſerung des Militärpenfionsgefeges unfere Zu: 
ftimmung zu geben. Aber Ungerechtigkeiten bringt un: 
ftreitig dieſes Gefeg mit fi, da der betreffende Mann, 
ber beim Militär fteht, fih ben Ort der Beſchäfligung 
nicht felber wählen fanı. Wenn zum Beifpiel ein zum 
Dienft einberufener Handwerker * kommandirt wird, 
irgend welche Arbeiten, die in ſeinen Beruf ſchlagen, 
im Intereſſe des Dienſtes auszuführen, jo wird feine 
Rente danach verſchieden fein, nad welden Ort ihm die 
Militärverwaltung hinkommandirt. Ich will zum Beiſpiel 
annehmen, ein Scloffer, der an einer Kanone etwas aus: 
beffern fol, wird nad dem Lockſtedter Lager fommandirt 
und verunglüdt ba; dam wird feine Rente niedrig fein, 
weil bei Beredinung derjelben ber ort3übliche Tagelohn 
newöhnlicher Arbeiter in Locditedt von Mark 1,60 zu 
Grunde gelegt würde. Würde man denfelden Mann aber 
nad Helgoland ſchicken, und würde er dort verunglüden, 
jo würde ein ortsüblicdier Tagelohn von Mark 3,25 zu 
Grunde zu legen fein. Alfo für einen und benfelben 
Unfall bei einem und bemfelben Soldaten bei gleicher 
Beihädigung wirde eventuell der Mann mehr als das 
Doppelte befommen, wenn der Unfall fi in Helgoland 


(B) ereignet hat, al3 wenn er in dem Loditedter Lager ftatt- 


findet. Das ift eine Ungerechtigkeit, die gerade in diefem 
Beleg in $ 3 vorhanden ift. Hält es der Herr Vertreter 
der Militärverwaltung für eine fo große Ungeheuerlichkeit, 
daß zum Beifpiel für diefelben Leute verſchledene Renten 
für denfelben Fall zur Geltung kommen, dann muß irgend 
etwas geſchehen, um ben Abjat 1 des 8 3 ganz anders 
zu geftalten. Gerade der erite Abſatz des 8 3 giebt diefe 
Verſchiedenheit wegen der Verichiedenheit des ortsüblichen 
Tagelohns gewöhnlicher Arbeiter. Dann fegen Sie ein 
Minimum an, was mindeftens bei der Nentenberehnung 
zu Grunde gelegt werden muß! Seßen Sie dann mindeftens 
einen Sab ein, der fir die größeren Orte, ich will mal 
jagen Kiel, Danzig, Wilhelmshaven u. f. w. gilt, alfo 
für Orte, wo eine große Anzahl von Leuten im Militär: 
und Marinedienft beichäftigt find! Da aber die Schieß— 
pläge, die meiltentheils in ganz entlegenen Gegenden 
liegen, mit in Frage kommen, und dort Unfälle paffiren, 
jo werden Sie die Unzufriedenheit, die aus der ungleich 
mäßigen Behandlung entfteht, immer haben. Sie geht 
nämlich hervor aus dem 8 3 deö gegenwärtigen Gejekes. 
Wollen Sie dieje Unzufriedenheit bejeitigen, fo müffen 
Sie diefen $ 3 einer ganz erheblihen Abänderung unter— 


werfen. 

Präfident: Die Diskuffion ift geichloffen, da ſich 
niemand mehr zum Worte meldet. Wir kommen zur Ab: 
ſtimmung über den 8 3 mit den dazu geftellten Amende— 
ments Albreht und Genoffen auf Nr. 219 der Drud: 
ſachen, welcher in $ 3 zwifchen dem I. und II. Abſchnitt 
eine längere Einfchaltung beantragt. 

Ich werde zunächſt abftimmen laffen über bas 
Amendement Albreht und Genoffen auf Nr. 219 der 
Drudiadhen, dann über den $3, wie er ſich nad) der vor: 
ergebenden Abftimmung geftaltet hat. — Hiermit ift das 
Haus’ einverftanden. 


- 


Ad) bitte alfo diejenigen Herren, welde nah dem (©) 


Antrag Albrecht und Genoffen in 5 3 zwilden dem 
I. und II. Abſchnitt die Einfchaltung, Die fi auf Nr. 219 
ber Drudjachen befindet, machen wollen, fih von ben 


Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 

Wenn niemand widerjpricht, fo werde ich annehmen, 
daß ber $ 3 vom Haufe nah dem Vorſchlag der Ne: 
gierungsvorlage angenommen if. — Dies tft der Fall, 
da niemand wibderipridt. 

Dasſelbe werde id annehmen von 3a, — SS 4 — 
und S5, zu denen feine Anträge und Wortmeldbungen vor: 
liegen. — Auch hier widerfpridht niemand; die von mir 
aufgerufenen Paragraphen find angenommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 6. Zu 
demfelben liegt vor das Amendement Albredht und Genoffen 
auf Nr. 219 der Drudjahen ad 2. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hod). 

Hoc, Abgeordneter: Meine Herren, diefer Antrag 
bezwedt, bier etwas nachzutragen, was, wie id; vermuthe, 
nicht mit Abfiht im Entwurfe weggeblieben if. Der 
5 6 befagt: 

Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes find, foweit 
deren FFeititelung nicht von Amtswegen erfolgt, 
bei Vermeidung des Ausichluffes vor Ablauf von 
zwei Jahren nad dem Cintritt des Unfalls bei 
der dem Verletzten unmittelbar porgefegten Dienſt— 
behörde anzumelden. 

Eine ähnliche Beſtimmung beftand auch in dem früheren 
linfallverfiherungsgeiet. Mau hat fi aber bei der 
legten Reform der Infallverficherungsgefege infolge 
eines ſozialdemokratiſchen Antrags dahin verftändigt, 
daß die Friſt der Anmeldung auch dann gewahrt fein 
foll, wenn 


die Anmeldung bei ber für dem Wohnort des (D) 


Entſchädigungsberechtigten auftändigen unteren 

Verwaltungsbehörde erfolgt ilt. 
Es ift das eine Erleichterung, die ſich aus der Erfahrung 
al3 nethwendig ergeben hat. Nun liegt gar fein Grund 
vor, dieſe Grleichterung bier zu verweigern, nachdem fie 
in den IUnfallverfiherungsgefeten bereit3 durchgeführt ift. 
Ich vermuthe daher, daß unfer Antrag, der dieſe Erleichterung 
aud) in das Unfallfürſorgegeſetz hineinbringen will, ohne 
weitere Begründung Annahme finden wird, und befchränfe 
mid daher auf diefe Benrerfung. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Opfergelt. 

Dr. Opfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, biefen 
Antrag anf Nr. 219 der Drudjahen ad 2 werden wir 
annehmen. Während der aktiven Dienftzeit wird es bei 
Beamten und Soldaten wohl felten vorkommen, daß fie 
bei dein unteren Berwaltungöbehörden ihren Antrag ein— 
bringen; jie werden aud in dieſem Falle raſcher und 
leichter ihn bei der vorgelegten Dienftbehörde anbringen. 
Aber es ift der geitellte Antrag von Intereſſe für die— 
jenigen Fälle, wo der Beamte oder Soldat entlaffen ift, 
und bon dem Orte der vorgelegten Behörde entfernt 
wohnt; ferner für diejenigen Fälle, wo ein Beamter oder 
Soldat im Betriebe getödtet wird, wo alio die Witwen: 
und Waiſenanſprüche angemeldet werben follen. In folchen 
Fällen ift es eine große Erleichterung, daß dieſe Ans 
fprühe bei der unteren Berwaltungsbehörbe angemeldet 
werden können. Wir bitten baher, dieſen Antrag anzu: 
nehmen, der fich in llebereinftimmung mit Nr. 72 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes befindet. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hofmann (Dillenburg). 

Hofmann (Dillenburg), Abgeordneter: Auch id kann 
meinerfeit3 den Antrag zur Annahme empfehlen. 


Reichstag. — 85. Sitzung. Mittwoch den 1. Mai 1901. 


— 








Präſident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
— Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 
Faspar. 

Caspar. Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths- Ich darf im Namen der 
verbündeten Regierungen erklären, daß auch von dieſer 
Seite ein Einſpruch gegen den Antrag nicht erhoben wird. 

(Heiterfeit.) 

Präfident: Die Diskuffion ift geichloffen, da ſich 
niemand mehr zum Wort meldet. Wir kommen zur Abs 
ftimmung. 


Zu dem $ 6 liegt vor dad Amendement ber Herren 
Abgeordneten Albreht und Genoſſen auf Nr. 219 der 
Drudfadhen, welches zum Abſatz 1 eine Hinzufügung 
machen will. Ich werde zuerst abftimmen laffen über 
dad Amendement und dann über den ganzen Para— 
graphen, wie er fidh nad) ber vorhergehenden Abſtimmung 
—— haben wird. — Hiermit iſt bad Haus einver— 
anben. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welche nad) dem 
Antrag Albreht und Genoffen auf Nr. 219 der Druck— 
fahen ad 2 dem Abſatz 1 des S 6 eine Hinzufügung 
machen wollen, ih von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; das Amendement iſt angenommen. 

Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung annehmen, 
daß der 86 mit dieſem Amendement vom Hauſe an— 
a ift. — Dies ift der Fall, da niemand wider- 
pricht. 

Ich eröffne nunmehr bie Diskuſſion über ST. Dazu 
ift geftellt das Amendement ber Herren Abgeordneten 
Albreht und Genoffen auf Nr. 257 der Druckſachen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, der Antrag, 
ben wir zu 87 geftellt haben, erſcheint nothwendiq, um 


(3) da3 gleiche Verfahren für die Unfälle, die beim Militär 


und bei der Zivilderwaltung erlitten find, herbeizuführen, 
wie es für diejenigen Unfälle beiteht, die fonft erlitten 
find. In allen von dieſem Geſetz nicht betroffenen Un— 
fällen entſcheidet die Berufsgenoffenihaft, dann Sciebs- 
gericht, dann Reichs-Verſicherungsamt. Hier ift in erfter 
Neihe die Dienftbehörde entiheidend; im übrigen follen 
die Beitimmungen gelten, welche für die Penfionen und 
über die Fürforge für Wittwen und Waifen maßgebend 
find. Es würden alſo da ganz verſchiedene Geſetze gelten 
und vor allem dad Schiedsgericht und das Reichs— 
Verſicherungsamt ausgeſchaltet fein. Dem tritt unſer 
Antrag entgegen. 

Meine Herren, id freue mid, auf den Herrn Ver: 
treter der Regierung, der heute geiprodhen hat, auf Herru 
Generalleutnant v. Viebahn zur Begründung meines 
Antragd mich beziehen zu können. Gr hat vorhin davon 
gefprohen, daß e3 eine große Ungerechtigkeit ſei, wenn 
zwei Leute, die in Neih umd Glied nebeneinander gegangen 
find, bie nun benfelben Unfall erlitten haben, —— 
artig behandelt werden ſollen. Das würde aber der Fall 
fein, wenn Sie unſerem Antrage nicht zuftimmten. 
Nehmen Sie an, daß jemand, der ald Militär zur Hebung 
einberufen ift, an einem Bau aud ald Maurer arbeitet, 
und gleichzeitig neben ihn ein Maurer arbeitet, der nicht 
zum Militär eingezogen ift, dann würde es im Falle 
eined Unfall3 fo liegen: der Maurer hat die gewöhnlichen 
richtigen Inftanzen — Schiedsgericht, Reichs-Verſicherungs— 
amt —, und der, der in Reih und Glied mit ihm ge— 
arbeitet hat, der denfelben Unfall erlitten hat, würde ein 
Verfahren haben, das reichsgeſetzlich nicht im derſelben 
Weife geregelt if. Das ift eine Ungerechtigkeit. 

Es kommt aber noch eins Hinzu. Das Reichs— 
Berfiherungsamt ift dazu da, um über dieſe Art der 
Entihäbigungsanfprühe eine gemeinfame Rechtſprechung 


herbeizuführen. 
jelbft — allerdings nicht amtlih — wiederholt beflagt 
worden, baß über biefelben Arten von Anfprüchen ver- 
ſchiedene Behörden entiheiden follen, und fo die Einheit 
der Rechtſprechung in Deutichland auf diefem Gebiet 
außerordentlich gefährdet ericheint. 

Meine Herren, das bienftlihe Intereſſe ift ja voll 
fommen dadurd gewahrt, daß nad) unferem Antrag ftatt 
bes Vorſtandes der Berufsgenoſſenſchaft in erfter Inftan 
bie vorgeſetzte Dienitbehörde enticheiden fol, und ba 
dann Diejenigen Inſtanzen entfcheiden, bie in übrigen 
Unfällen zu entiheiden haben: da3 Schiedsgericht und das 
Reichs⸗Verſicherungsauit. 

Ich möchte Sie bitten, aus dieſen ſeitens des Herrn 
Generalleutnant v. Viebahn vorher dargelegten mili— 
täriſchen Intereſſen 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten), 
ihon aus den mir höheren allgemeineren Jutereffen biefen 
Antrag anzunehmen. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Bebollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementsdireltor im Königlich 
preußiſchen Kriegsminiſterium, Generalleutnant v. Viebahn. 

v. Viebahn, Gencrallentnant, Departementsdirektor 
im Kriegsminiſterium, ſtellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Ich be— 
daure ſehr, daß ich dem Herrn Vorredner gegenüber 
gegen die Konſequenzen aus meinen vorherigen Aus— 
führungen doch erheblid Einſpruch einlegen muß. 

Heiterkeit.) 

Im übrigen wirbe ih das hohe Haus bitten, dem 
bom Herrn Borredner vertretenen Antrag nicht zuzu— 
ftimmen. Soweit die Perfonen des Solbatenftandes in 
Betracht fommen, würde der Autrag in feinen Konfequenzen 
darauf himauslaufen, daß die Entſcheidungen der zu: 
ftändigen Militärbehörde der Nahprüfung auf bem Ins 


ftanzenzuge, welder für die birgerlihe Unfallverſicherung (D) 


aeihaffen ift, alfo durch die Schiedögerihte und das 
Reichs-Verſicherungsamt, unterzogen würden. Eine ber: 
artige Einrichtung würde mit dem allgemeinen Organis- 
mus der Armee, welder ein in ſich geſchloſſenes Ganzes 
bildet, nad) den verfchiedenften Richtungen hin nicht ver: 
einbar fein. 

Nun fommt in Frage, ob für die Einrichtung ein 
praftifches Bebürfniß wäre. Diefe Frage muß ih ent- 
ſchieden verneinen. Die Sache liegt fo: wenn jemand 
einen Unfall erlitten hat, jo wird, wie ich vorhin bereits 
ausführte, geprüft, ob die Abfindung nah dem Unfall: 
fürforgegefeg für ihn die günftigere ift oder die Abfindung 
nad dem Militärpenfionsgefeg. Die günftigere von beiden 
Abfindungen wird gewählt und dem Mann durch das zu: 
ftändige Generallommando zuerkannt. Wenn der Bes 
treffende glaubt, nicht damit zufrieden fein und höhere 
Anſprüche machen zu follen, jo ergreift er den Relurs an 
das Kriegsminiſterium. Im SKriegäminifterium wird bie 
Sade weiter geprüft, und, id glaube, im allgemeinen 
fann wohl die Zuwerſicht herrſchen, daß irgendwie bes 
rechtigte Ansprüche nicht abgewiejen werden. Sollte aber 
jemand fi bei der Entiheidung des Striegäminifteriums 
nicht beruhigen, jo fteht ihm, wie überhaupt nad bem 
Militärpenfionsgefeh, der Rechtsweg offen; er kann uns 
alſo einfad) verklagen. Nun ift es doch eine eigene That- 
ſache: feit dem Jahre 1886 beftcht das Unfallfürforgegeieg, 
und ſeitdem hat nod) nicht ein einzige Mal jemand Ber: 
anlaffung gefunden, die Militärverwaltung auf Grund 
einer Unfallpenfion zu verklagen. Die Praxis fpricht alfo 
jedenfall dafür, daß niemand ein Unrecht geſchieht, 
fondern jedem alles zugebilligt wird, was ihm zuſteht; 
und, wie gefagt, wenn jemand höhere Anſprüche zu haben 
glaubt und der Anſicht iſt, daß das, was ihm zuficht, 
ihm nicht zugebilligt wird, fo tft er keineswegs redjtlos, 


Es ift aus dem Reichs-Verſicherungsamt (C) 
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(A) fondern er hat den Rekurs an das Striegdminifterium 


{B) 


bezw. den Rechtsweg. 

Ich glaube alio, das hohe Haus bitten zu müſſen, 
dem Antrage nicht flattzugeben. 

Bräfident:t Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundesxaths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 
Gaspar. 

Caspar, Staiferlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, auch in 
Bezug auf die Reichsbeamten glaube ich, daß ein Be— 
dürfniß zu dem bom den Herren Abgeorbneten Albrecht 
und Genoflen geftellten Antrag durchaus nicht vorliegt. 
Zunädft ift bei allen diefen Entſchädigungsfragen zu 
prüfen, ob der Betreffende noch dienftfähig ift. Die Ent: 
icheidung hierüber muß unbedingt den vorgefegten Dienft: 
behörden überlaffen werden; fie würde aber nad) dem 
Antrage der Herren Abgeordneten Albrecht und Genoffen 
den Schiebägerichten für die Arbeiterverficherung und dem 
Neihs-Verfiherungsamt übertragen werden. Ach glaube, 
daß das eine Unregelmäßigkeit in die ganze Handhabung 
der Benfiondangelegenheiten bringen würde, die wohl aud) 
kaum beabfihtigt fein kann. 

Sodann iſt über die Höhe der Eutſchädigung nach 
dem Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1871 8 149 ff. 
der Rechtsweg zuläſſig. Es ift alfo bereit ein georbneteß 
Rechtsverfahren für alle aus der Benfionirung entitehenden 
vermögensrechtlichen Fragen gegeben, und zwar ein Ber: 
fahren, welches früher bei Berathung der Unfallverfiherungs: 
gejege ſogar als beffer und wirkſamer bezeichnet worden 
ift als dasjenige, welches bei der Infallverfiherung Platz 
greift. Ach glaube, daß ein praftiiches Bedürfniß, aud) 
hier die Entfheidung den Schiedögeridhten und dem Reichs— 
Verſicherungsamte zu übertragen, nicht vorliegt, und dab 
dies überdies in dem Umfange, wie es beantragt ift, 
füglich nicht geichehen könnte. 

Präfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Roeſicke (Deſſau). 

Roeſicke (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
man auch wümſchen könnte, daß ein ähnliches Verfahren 
für die hier in Rede ftehenden Perfonen eingeführt würde, 
wie es nah den Unfallverfiherungögeiegen für die tm 
Fabrikbetriebe verunglüdten Arbeiter eingeführt ift, fo 
fann man doch andererfeitö die Gründe, die gegen ein 
ſolches Verfahren angeführt find, um fo eher gelten laſſen, 
ald die betreffenden Perfonen auch nah meiner Anjicht 
nicht geihädigt werben, ba fie, wenn fie fih mit ber 
Entſcheidung der betreffenden Behörden und Inſtanzen 
nicht begnügen wollen, ben ordentlichen Rechtsweg be: 
ichreiten konnen. Ich hätte mid) deshalb zu Ddiefem 
Paragraphen aud nicht zum Mort gemeldet, wen ich 
nicht bei diefer Gelegenheit an die verbündeten Negierungen 
eine Frage zu richten beabfichtigte. 

Meine Herren, wenn nun auch fir die Perſonen, 
welche nad dem Unfallfürſorgegeſet entihädigt werden 
follen, fein befondere8 Verfahren vorgefchen tft, fo wird 
man body wohl der Erwartung Ausdrud geben können, 
dak die in Frage kommenden Behörden bei ihren Ent: 
fheidungen die Grundfäge gelten laffen, die durch das 


Reichs-Verſicherungsamt für ähnliche Fälle feftgeitellt worden 
find. Sch gebe matürlih von vornherein zu, daß Die 


Vertreter der verbindeten Negierungen bier nicht eine 
binbende Erklärung für alle Behörden, um die es fi 
handelt, abgeben fünnen. Es war aud gar nicht meine 
Abficht, Derartiges zu erreichen; ich glaube aber, dah man 
aud von Seiten der verbündeten Regierungen wird an— 
erkennen können, dab auch nad) ihrer Anficht Grundfäge, 
wie fie für die Imfallverfiherung von dem höchſten 
Serichtöhofe im Neich, dem Reichs-Verſicherungsamt, feit: 
gelegt find, als Maßſtab gelten müflen für die Ent— 
iheidungen, bie die Behörden auf Grund dieſes Geſetzes 


zu treffen haben. 
Erklärung auch nicht gebunden find, fo können doch bie 
Verletzten, die eine Entihädigung beanspruchen, ſich darauf 
bei der höheren Behörde berufen, und man wird annehmen 
fönnen, daß wenigftend in den höheren Inſtanzen ihnen 
ihr Recht in dem Sinne zu Theil wird, wie es ben 
übrigen verficherten Berfonen auf Grund der Entfcheidungen 
bes Reichs-Verſicherungsamtes bisher zu Theil geworden 
it und hoffentlih auch in Zukunft zu Shell werben 


wird. 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Bevollmädtigte 
zum Bundesrath, Devartementsdireltor im Königlich 
preußifchen Seriegäminiftertum, Generalleutnant v. Viebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementöbirektor 
in Kriegsminiſterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bunbesrath für das Königreih Preußen: Die ges 
itellte Anfrage faun id dahin beantworten, daß feitens 
der Militärverwaltung bei den Entſchließungen über zu: 
zubilligende Unfallpenfionen im allgemeinen die vom 
Reichs-Verſicherungsamte vertretenen Grundjäge zur Richt— 
ſchnur genommen iperden. 

Präſident: Die Diskuffion ift geichloffen, da fid 
niemand mehr zum Worte meldet. Wir fommen zur 
Abftimmung über den 8 7 und dad dazu geftellte Amende- 
ment der Herren Abgeordneten Albrecht und Genoffen auf 
Nr. 257 der Drudiahen, welches zum $ 7 einen neuen 
Abſatz vor den Abſatz 1 ſetzen will. 

ch werbe zunächſt abftimmen laffen über das Amende— 
ment Albreht und Genoffen und dann über den Para: 
graphen, wie er fih nad der vorhergegangenen Ab— 
ſtimmung geftaltet haben wird. — Damit ift das Haus 
einverſtanden. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche nach dem 
Antrage der Herren Abgeordneten Albrecht und Genoſſen 
auf Nr. 257 der Druckſachen in dem 87 vor dem Abſatz 1 
einen neuen Abjat einfchalten wollen, fih von ben Bläßen 


zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die zung das Amendement iſt abgelehnt. 

Ich darf wohl annehmen, daß der $ 7 nad der 
Faſſung der Negierungsvorlage an — iſt. — Da 
niemand widerſpricht, iſt das der 

Ich rufe nunmehr auf 88, — gr Antrag gr 
—— zu s 8 iſt zurüdgezogen, — 89 10, 

11, 812 — und erkläre biefe aa Pr 
Paragraphen ald bon Hauſe in zweiter Leſung für an— 
genommen. 

Ich gehe zurück und rufe auf die Einleitung des 
Art. 1. — Auch hier meldet ſich niemand zum Wort; 
ich erkläre auch dieſe Einleitung zu Art. 1 für an— 
genommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über Art. 2, 
— ſchließe dieſelbe, da ſich niemand zum Wort gemeldet 
hat, und darf auch hier annehmen, wenn niemand wider— 
ſpricht, daß Art. 2 vom Haufe in zweiter Berathung 
angenommen ift. 

Daöfelbe darf ich annehmen von Ginleitung und 
Ueberſchrift. — Auch hier widerspricht niemand. 

Hiermit ift die zweite Berathung beendigt und unfere 
Tagesordnung erichöpft. 

Ich ſchlage Ahnen dor, die nädfte Sigung zu 
.. morgen, Donnerdtag ben 2. Mai, Nadmittags 

1 Uhr, und ald Tagesordnung: 
1. dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes 
über die privaten Berfiherungdunternehmungen 
(Nr. 5 ber Druckſachen), auf Grund ber Zus 
fammenftellungen der Beſchlüſſe zweiter Be— 
rathung; 

2. Fortſetzung der heute abgebrochenen dritten Be- 

rathung des Gejegentwurfs über das Urheberrecht; 


— 


Wenn die Behörden an eine ſolche (C) 


D) 
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(A) 3. zweite Berathung eines Geſetzes, betreffend Ver— 
wei der Striegäinvaliden und der Kriegs— 
hinterbliebenen (Nr. 211 der Drudjachen), auf 
Grund des Beriht3 der Kommiſſion für den 
Reichshaushalts-Etat (Nr. 246 der Druckſachem). 

Berichterftatter für das Gefeg iſt der Abge— 
ordnete Graf Driola, für die Petitionen 
der Abgeordnete Broelmann. 

Gegen diefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; die 

Tagesordnung fteht fe. 





Die Mitglieder des Neihstags Graf dv. Roon, Lede- (B) 
bour, Slowaßti, Graf v. Galen und v. Staudy wünſchen 
aus ber I. reip. VL, IX. und XV. Kommiſſion 
iheiden zu dürfen. — Ein Widerſpruch hiergegen erhebt 
ſich nicht; ich veranlafie deshalb die 4., 2., 6. und 1. Ab» 
theilung, heute unmittelbar nad der Sigung die cr 
forderlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 45 Minuten.) 





Drudt und Verlag der Norbteutfchen Yuchdruderei und Verlagtanftalt. 
Berlin SW., Wilbelmitrafe 32. 
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(A) Berichtigun “m (0) 
zum aa Bee der 84. Sikung. Petitionen. . . nn. 213 A 
Seite 2446 A, Zeile 9 von unten, ift vor „fünftigen* einzu Gefammtabftimmung un 0000 .25l3B 
ſchalten: „micht“. Feftftellung der Tagesordnung für die Er Sitzung: 
Rettich . . ...3513C 


Die Sigung wirb um 1 Uhr 20 Minuten durch ben 
Präftdenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 
Präfident: Die Sitzung tft eröffnet. 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einſicht offen. 
An Stelle ber aus der IL refp. VI, IX. und 


“6. Sitzung — Be j Im —— — — 
Ledebour, Graf v. Noon, Graf dv. Galen, Glowaßli und 
am Donnerötag ben 2. Mai 1901. v. Stauby find durch die vollzogenen Grfagwahlen ge— 
um — wählt worden die Herren —— 
Geldaftliche Mitthellinen.2ass C, 2514 B —— alincowſtroem in bie Bubgel- 
Dritte Berathung des Entwurfs eines Gefepes über Glowatzki, dv. Savigny in die VI. Kommiſſion; 
bie privaten Verfiherungsunternehmungen Förſter (Sachen) in die IX. Kommiſſion; 
(Nr. 5, 244, 290 der Anlagen). . » . . 2489 D 3) : . — —— * 
Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
— (zur ng F — — * Tage, 
J er (Duisburg) für age, 
Fortfegung der britten Beratung bes "Entwurfs dv. Saliſch, Graf zu Dohna⸗Schlodin, Faller, 
eines Geſehes, betreffend bas Urheberrecht an Eidhoff für 8 Tage. 


63 fuhen für längere Zeit Urlaub nad) bie 
2490 a | Herren Abgeordneten: 
" Gdart für 10 Tage wegen Krankheit; 


Merten ber Literatur und der Tonkunft (Nr. 97, 
214, 259 der Anlagen) 


ma... über einen Antrag 90 RB ar 3 für 14 Tage wegen dringender 
a mtögefchäfte; 
$ 33, Schupfrijt für öffentliche Aufführung — fir 3 Wochen aus Veranlaſſung 
von Bühnenmwerfen und Merken der eined Todesfalls in der Familie. 
(B) Tonkunft: Den Urlaubsgeſuchen wird nicht widerfproden; biefelben (D) 
Dr. Ede . 9490 B find bewilligt. 
ne: ® Entfhuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Richter (zur Sache beyw. perfönfich): Herren Horn (Goslar), Hoffmeifter, Placke, Dr. Freiherr 
2492 C, 2506 A | dv. Langen. 
Dr. Nieberbing, Wirklicher Geheimer a taub berief = Er eh ein. Erſter 
J = - e 
Kath, en — 505 dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes 
Juſtizam da BE ‚ 2505 A über die privaten Verfiherungsunternehmungen 
Dieb » 0 000m BUWMA (Nr. 5 der Drudjahen), auf Grund der Zu— 
ne" > BEE ., | ı 0 fammenftellung ber Beihlüffe zweiter Berathung 
Dr. Span . » . 2 2.2..308C in Nr. 290 der Drudjahen (cfr. Nr. er 
Schrempf . . 2506 C Ich eröffne die Generaldiskuffion, — fdhließe die: 
Namentlidhe Aoftimmun — 2506 B felbe, da fid niemand ia Worte meldet. 
0. e ner Mir treten in die Spezialdiskuffion ein. 
Ss 34 han — Debatte) . .» . . 2507 D Zur — hat das Wort der Herr Ab— 
39, Strafbeſtimmung: geordnete Billing 
8 een .; . 2507 D R Bühne. aeg oma — rg I — 
en vorliegenden Geſetzentwurf nunmehr ohne Spezial: 
u — Seiner disfuffi ion in dritter Leſung en bloc anzunehmen. 
—— A ‚|... Präfident: Meine Herren, der Herr Abgeordnete 
tragender Rath im Reichs⸗Juſtizamt: 2508 U | Büfing beantragt, den vorliegenden Gefegentwurf in dritter 
g 39a — Anträge auf Befeitigung bes Zefung en bloe anzunehmen. Diejer Antrag kann nur 
fliegenden Gerichtsſtandes für die Prfe: angenommen werden, wenn niemand aus dem Kaufe 


2508 pn | widerfprigt. Ich frage daher, ob ſich ein Widerſpruch 


—VV (Berlin) . geltend macht. — Dies ift nicht der Fall; bie Enbloc 


Dr. Müller (Sagan) . . .» . . 2509 B annahme ift daher zuläffig. 

Dr. Spahn . . . 2510 A Ih bitte nunmehr diejenigen Herren, welde ben 

Dr. Nieberbing, Mirklicher Geheimer —— — = — ae er di 
ath, Staatsſekretär des Reiche: nehmungen (Nr. 5 der Drudiahen) auf Grund der Zu: 
— 2510 c | Jammenftelung der Beſchlüſſe zweiter —— 

a - DBILC Nr. 290 der Drudjahen in allen feinen Theilen jowie 
Heine. 00 in der Meberfchrift und Ginleitung en bloc annehmen 
v. Rarborff . . + +. 2512 D | wollen, fi von ihren Plägen zu erheben. 
&$ 40 bis 60, 62 bis 65 (ohne Debatte) 2513 A (Sefchieht.) 


Reichstag. 10. Legisl-P. IL Seffion. 1900/1901. 341 
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(A) Das tft die Mehrheit; ber Geſetzentwurf ift im britter 


Berathung angenommen. 

Wir fommen nunmehr zur Geſammtabſtimmung. Sch 
bitte diejenigen Herren, welde den Geſetzentwurf aud) 
in der Gefammtabitimmung annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

(Gejchteht.) 
Das ift die Mehrheit; ber Gefegentwurf ift aud in 
der Gefammtabftimmung angenommen. 

Wir haben nun noch über die Petitionen, worüber 
in zweiter Berathung die Diskuſſion geſchloſſen tft, abzu— 
ftimmen. Die Kommiſſion beantragt: 

die zu dem Geſetzentwurf eingefommenen 
Petitionen durch die Beſchlußfaſſung über ben 
Geſetzentwurf für erledigt zu erklären. 

Ah werde bei der Abſtimmung annehmen, wenn 
niemand wwiderfpricht, daß der Antrag der Kommiſſion 
angenommen it. — Dies ift der Yall, da niemand 
widerjpridt. 

Hiermit ift der erfte Gegenftaud der Tagesordnung 


erledigt. re 

Wir fommen zum zweiten Gegenitand der Tages: 
ordnung: 

Fortfeßung der dritten Berathung des Ent: 
wurfs eines Geſetzes, betreffend das Urheber— 
reht an Werfen der Literatur und der Ton: 
funft (Nr. 97 der Drudiahen), auf Grund ber 
in zweiter Berathung gefaßten Beſchlüſſe in 
Nr. 259 der Drudiahen (214). 

Anträge Nr. 284, 287, 289, 291, 292, 293, 

Die Berathung wird fortgefegt mit $ 33, 

Der geitern handjchriftlid angenommene Antrag der 
Herren Abgeordneten Scrempf, Dr. Dertel und Dr. 
Miller Meiningen) liegt jest gedrudt unter Nr. 293 der 
Dındfahen vor. Dieſer Antrag, welcher zu $ 19 ala 
Zuſatz zu dem Antrage Dr. Hafle zu Ziffer 3 Annahme 
gefunden hat, lautet wie folgt: 

Die Einwilligung gilt als ertheilt, wenn ber 
Urheber nicht innerhalb eines Monats, nachdem 
ihm von der Abſicht des Verfaſſers Mittheilung 
gemacht ift, Widerfpruch erhebt. 
63 hat über diefen Antrag eine nodhmalige Ab— 
ſtimmun 8 ftattzufinden. 

Ach bitte die Herren, welche den Antrag auf Nr. 293 
der Drudfachen in der befchloffenen Weiſe in nocdhmaliger 
Abftimmung annehmen wollen, fi) zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt auch in der noch— 
maligen Abſtimmung angenommen. 

Der abgelehnte $ 33 der Regierungsvorlage iſt durch 
den Antrag Dr. Eſche auf Nr. 284 der Drudjacen 
wieder aufgenommen worden. Ich eröffne die Diskuffion 
darüber. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr, Eſche. 

Dr. Eſche, Abgeordneter: Meine Herren, wenn wir 
die Gefchichte verichiedener der Komponiften und Bühnen: 
dichter, Die im Bericht erwähnt find, leſen, dann, muß id) 
jagen, muß uns eigentlich ein Gefühl der Beihämung er: 
greifen; denn das find Männer, bie dem deutſchen Volke 
Großes gebradt haben, und die doch jelbft in den dürf— 
tigiten Berhältniffen jic) befanden, und aud ihre Hinter: 
bliebenen hatten mit Noth und Elend zu fämpfen. Auch 
jest ift e8 nicht anderd. Der Herr Mertreter des 
preußiſchen Kultusminiſteriums hat und erzählt, daß felbft 
die beiten, die erften Stomponiften aus ihren Kompoſitionen 
nur einen ſolchen Eleinen Betrag an Einkommen erhalten, 
daß fie faum auskömmlich davon leben fönnen. Ich 
glaube, es ift deshalb in der That cine Ehrenpflicht, hier 
Abhilfe zu Ihaffen. Das geihieht audy in der Meile, 
daß wir den Hinterbliebenen mehr, al$ das jest der Fall 


ift, ermöglichen, einen größeren Betrag von den Arbeiten (©) 


ihrer Erblaffer zu beziehen. Wir erreihen auch dadurch 
für den Eıblaffer, fir den Komponiſten, für den Meifter, 
für den Bühnendichter felbit, dab er mit größerer 
Scaffensfreudigkeit fih feiner Arbeit Hingiebt, wenn er 
fi jagen fann, daß, wenn auch nicht er, fo dod feine 
Hinterbliebenen einen genügenden und auf lange Jahre 
hinaus gefiherten Ertrag bon den Arbeiten, Die er ge— 
leiltet hat, befommen. 

Meine Herren, es handelt fi bier in der That, wenn 
ic fo jagen darf, auch um eine Wittwen- und Waifen- 
verforgung, die doch auf allen Seiten des Haufes immer 
fo ſympathiſche Aufnahme, wenn fie angeregt wurde, ge- 
fimden hat, und aud) die Herren aus dem Zentrum haben 
gerade bei biejem Geſetz dieſen Gedanfen wieder angeregt. 
Sie werden ſich erinnern, daß die Herren aus dem Zentrum 
Anträge geitellt haben, die nachher in eine Reſolution 
zufammengefchrumpft find, die allerdings abgelehnt wurde, 
aber doch nur deshalb, weil diejenigen, die fie ablehnten, 
einfaben, dab auf diefe Weife dad, was erftrebt wurde, 
eine Hilfsfaffe tür die Hinterbliebenen zu gründen, nicht 
zu erreihen oder dod nur mit großen Schwierigkeiten 
verbunden if. Ganz anders ift es aber, wenn wir bie 
Schußfrift verlängern; da entſtehen ſolche Schwierigkeiten, 
ſolche Beläftigungen in feiner Weife, und doc wird das 
Ziel aud erreicht. Meine Herren, daß der Komponiſt zu 
feinen Lebzeiten einen genügenden Grtrag aus feinen 
Arbeiten nicht befommt, daran ift wahrhaftig doch nicht 


er ſelbſt fchuld, das liegt an vielen äußeren 
Umftänden, mie wiederholt mitgetheilt worden 


ift, auf die er faft gar feinen Einfluß üben kann. Das 
licgt hauptfählih bei den Kompoſitionen und Bühnen 
werfen an dem erften Grfolge. Schlägt die Erftauf: 
führung dur, hat der Dichter, der Komponiſt, was ſehr 
ſchwer ift, einen guten Internehmer und geeignete Kräfte 


zur Aufführung gefunden, dann mag er gefidert fein. (D) 


Aber das iſt von einer Menge von Zufälligkeiten ab» 
hängig. Bei Büchern ift das anderd: wenn das Buch 
auch dem und jenem nicht gefällt, gefällt es doch hundert 
Anderen, und dadurch ift der Erfolg erreiht. Hieraus 
ergiebt fid), daß die Schugfrift gegen deu Nahbrud nicht 
fo lang zu fein braudt wie gegen die öffentliche Auf: 
führung, oder umgelehrt, daß die Schußfrift gegen bie 
Aufführung von Bühnenwerken länger fein muß als Die 
Schusfrift gegen Nahdrud. 

Meine Herren, das ift ja auch in anderen Ländern 
anerlaunt worden und Hat in Frankreich und Italien, 
alfo gerade in Ländern, im denen die Mufit jehr gepflegt 
wird, bei Völkern, die felbft ſehr mufikliebend find, An— 
lang gefunden, und deshalb gilt dort eine längere Schuß: 
frift, um den Hinterbliebenen ihrer Meifter in der That 
diefe Genugthuung zu verichaffen. 

Meine Herren, ich will hier nit noch einmal eins 
gehend auf die fogenannte Tantiemeanftalt zurüdfommen; 
mr im Zuſammenhang will ich erwähnen, dab, wenn 
überhaupt noch, dann doch nur dann dieſe Anftalt möglich 
ift, wenn die Schußfrift verlängert wird. Denn es iſt 
aus Gründen, die fih aus der Berner Uebereinkunft er: 
geben nur dann möglid, von der franzöfiihen Societs 
zu erlangen, dab fie die Aufführungsrechte, die fie von 
deutſchen Komponiſten und Verlegern erlangt hat, wieder 
an die deutſche Anſtalt zurück überträgt. Aber ich will 
darauf nicht weiter eingehen. Nach dem Beſchluſſe zu 
z 27 wird die deutſche Anſtalt in Deutſchland wohl kaum 
errichtet werben fünnen. Damm aber wird bie Socists, 
trog der Faſſung, die Sie dem $ 27 gegeben haben — 
ba3 wird jedermann, der mit den Dingen befannt tft, ein— 
ſehen —, in Deutſchland eindringen. 

Aber, meine Herren, in diefem Zufammenhang möchte 
id) doch zwei Bemerkungen machen, die durchaus berechtigt 
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- (Dr. Efche.) ö 


(A) find und eng mit biefer Frage zufammenhängen. Für | plante deutihe Anftalt lächerlich gemacht hat, und der (0) 


(B) Iaffen. 


diefe Bemerkungen erbitte ich für einen Nugenblid ihre 
befondere Aufmerkſamkeit, nicht meinetwegen, ſondern 
wegen der Männer, bie Angriffe erhoben haben gegen bie 
Genoſſenſchaft ber beutfchen Komponiſten, die ich hier 
vornehmen will. Giner folhen Ghrenrettung bedürfen 
diefe Männer meined Erachtens gar nicht, ſondern ich 
will diefe Bemerkung nur machen zur Steuer der Mahr: 
heit, und weil ih mich auch moraliih für verpflichtet 
halte, unberechtigte Angriffe gegen die Männer, über deren 
Rechte wir hier verhandeln, foweit ich e3 kann, zurück— 
zuweilen. 

Herr Dr. Spahn machte bei der zweiten Berathung 
des Gejegentwurfs bie Bemerkung, es fei auf bie Ans 
— der Genoſſenſchaft der deutſchen Komponiſten nicht 
o viel zu geben, ſie ſeien — * es habe ſich das 
ergeben aus einem Falle. Ein Verleger habe ihm er— 
ählt, daß ſeine Firma ihre Aufführungsrechte nicht auf die 
— Soeiſté übertragen hätte, wie nad) den und 
von ber Genoſſenſchaft zugegangenen linterlagen an— 
unehmen ſei. Nun meine Herren, demgegenüber möchte 
id doch bemerken, daß dieſe Zufanmmenftellung, die uns 
bon den Herren gemacht worden ift, nichts anberes ift als 
ein Auszug, eine Gruppirung aus dem Driginalauszug, 
der aus den Büchern der Societ& von dem General: 
fetretär dieſer Soeiete Herrn Souchon gemacht worden 
it. Ich habe diefen Originalauszug bier vor mir, und 
ich finde, daß als erite Firma, die ihr Aufführungsvecht 
auf die Societ& übertragen hat, Breitfopf und Härtel in 
Leipzig fteht, Inhaber Herr Oskar v. Haſe. 

Hiermit komme id) gleich auf die Bemerkungen, die Herr 
Richter am Dienstag gegen die Genoſſenſchaft gemadt hat. 
Alles, wasHerr Richter Richtiges gejagt bat, Ipricht eigentlich 
gegen bie Sociöt&, es fpricht dafür, daß wir alles thun müffen, 
um die Soeiété nicht nad) Deutichland hereinfommten zu 
Und es fit eine Ironie des Schickſals, daß das, was 
Herr Richter Richtiges gefagt hat, er den Materialien der 
Genoſſenſchaft deuticher Stomponiften verdanft. So unter 
anderm aud) die jehr richtige Mittheilung, daß bie 
Statuten der Société joldie Beftimmungen enthalten, die 
in der That redjt beeinträchtigend wirken können auf die 
Vereine, alſo aud auf unfere Vereine, wenn die Societe 
einmal nad) Deutihland fommt. Leider hat aber Herr 
Richter dabei verfchwiegen, was auch in diefen Materialien 
am Scluffe fteht, nämlich, daß und wie die Genoffen- 
[haft in anderer Weile ihre Einrichtungen machen will, 
wie fie vermeiden will, daß folche Beläftigungen für die 
Vereine und für dad Mufitleben im Wolfe entitchen. 

Dann bemerkte Herr Richter weiter — id entlinne 
mich noch genau darauf, ich habe aber auch gefunden, 
dab im verichiedenen Zeitungen darüber übereinitimmend 
folgendes berichtet ift, was ich mit Erlaubniß des Herrn 
Präfidenten aus der „Zägliden Rundſchau“ vom 
1. Mai d. 38. verlefen darf: 

Die Herren Komponiſten wollen: Tanzvergnügungen 
werben nicht mehr frei gelaffen, wenn mehr als 
ein Inſtrument benugt wird. 
(Große Heiterkeit.) 
Auch die Familienfeftlichkeiten mit muſikaliſchen 
Vorträgen jollen frei bleiben, aber mur, wenn fie 
in der Wohnung, nicht wenn fie etwa im „Eng: 
liſchen Haufe” Ttatifinden. 
(Heiterfeit.) 
Solche Forderungen harakterifiren den Geift dieſer 
Herren Väter des Gedankens der Bentralitelle 
für Verwerthung von mufifaliichen Aufführungs- 
rechten. 
Meine Herren, wer den Erfolg der Rede des Herrn Ab— 
geordneten Richter beobachtet hat, wird natürlich nicht im 
Zweifel fein, daß er durch diefe Bemerkungen dieſe ges 


Fluch der Lächerlichkeit ift ja oft das ſchlimmſte Verderben, 
felbft für die befte Sache. Herr Richter hat in der That 
auch dadurch, daß er diefe Anftalt durch diefe Bemerkungen 


lächerlich gemadt hat, unferem Antrag das Genid ge: 
brochen. Widerlegt hat er unferen Antrag nicht. Aber 


diejenigen, die dieſen Morten des Herrn Nichter mit ſolchem 
Lachen zugeltimmt haben, wiſſen ja gar nicht, worüber fie 
eigentlich geladjt haben. 
(Zwiſchenrufe links.) 

— Marten Sie es nur ab, das werde ich Ahnen gleich fageır. 
Sie haben geglaubt, zu lachen über ſolche Beſtimmungen 
der deutſchen Anftalt. Aber das find ja gar nicht Be— 
ftimmungen ber deutſchen Anftalt, fondern das find Be- 
ftimmungen aus den „Srundfägen fir Gebührenpflicht und 
Gebührenfreiheit beit Aufführung muſikaliſcher Werke“, 
nämlich der muſikaliſchen Anitalt des Herrn v. Haie. 
Da, meine ih, kann man wohl ohne Mebertreibung jagen: 
die Lächerlichkeit, die Here Richter erreicht hat, wendet 
fi jetzt nad) einer ganz anderen Seite, nämlid gegen 
ee Bekämpfer der Genoffenihaft, gegen Herrn 
db. Dale. 

Meine Herren, ih will auch noch, um die Autorität 
des Herrn v. Haſe und feiner Anftalt auf das richtige 
Maß zurüdzuführen, bemerken, daß dieſe Anftalt des 
Heren d. Haſe ſehr kurzlebig geweſen ift: fie wurde nur 
ein Vierteljahr alt. Die eriten Mufithändler Deutſchlands 
zogen fi von ihr zurüd, weil fie fih mit den Grunde 
ſätzen, die dort beobachtet werden follten, nicht einver— 
ftanden erflären fonnten. 

(Öört! hört!) 
Allerdings auch Berliner Firmen Bote & Bod, N. Sinrod 
— aber warım follen nicht auc Berliner Firmen bon 
Bedeutung fein? wir Provinzialen geitehen den Berlinern 
gern diefen Ruhm zu —, aber auch Johann Andre in 


Offenbach, B. Scott Söhne in Mainz; das find doch (17 


bie erften Mufitalienhändler im Deutſchland, und Diele 
wollen der neu zu begründenden Anftalt beitreten. Ach 
muß das anführen, um Ihnen zu aeigen, mit welden 
Mitteln gegen dieſe Anftalt gekämpft wird, gegen die ſo— 
genannte „Kampfgenoflenihaft*, dieſe frieblihe Kampf: 
genoffenihaft. Herrn Nichter will ih feinen Vorwurf 
daraus machen; er ift jedenfalls getäufcht worden. 
(BZuruf.) 

— Dann thnt ed mir um fo leider, daß Herr Nichter 
nicht wenigftend den Irrthurm ber Mehrheit des Haufes, 
den er doch einfehen mußte, fofort berichtigt hat; demm er 
mußte wiflen nad) Lage der Sache, dab die Mehrheit des 
Haufes diefe Bemerkung bezog auf die neue deutſche Ge: 
noflenichaft. Aber die Frage möchte ich doh an Herr 
Richter richten — und id) weiß, er wird die Güte haben, 
fie mir zu beantworten —, ob er die richtige Grund und 
Betriebsordnnung diefer deutfchen Anstalt in Händen gehabt 
hat? Ich habe fie hier; er kaum ſich überzeugen davon, 
und ich hoffe, er wird mir darauf antworten! 

Herr Richter warf mir — ich beziche das in meiner 
Beicheidenheit nur auf mid — Mangel an Erfahrungen 
im praftiihen Leben vor. Ich will dem jett nicht wider: 
fprehen. In einem Fall hat Herr Nichter jedenfalls 
recht: ich hätte nicht geglaubt, daß ein erfahrener Barla: 
mentarier wie Herr Richter — um mit feinen Worten zu 
reden — „fo faliche Zaften anſchlägt“, ja, ih möchte 
eigentlih jagen: auf einem ganz anderen Inſtrument 
fpielt, ald wie das ift, welches er ſpielen follte. Dieſe 
Beitimmungen der Hafe’ihen Anftalt find ihm doch nicht 
gegeben worden, um die Beſtimmungen ber neuen Anftalt, 
die eben doch ganz anders lauten, lächerlich zu macen! 
Da jcheint doch meines Erachtens der Dirigent des Herrn 
Richter ein ehr ſchlechter Meifter zu fein. Da lobe ich 
mir — um mit Herrn Richter zu reden — unſere Kom— 
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| geführt haben“; bie haben 
uns nicht auf ſolche Abwege gebracht, fondern uns immer 
ben richtigen Anſchlag gelehrt. — Doch das nur nebenbei. 

Alſo ſelbſt wenn diefe Anftalt, für die ich jetzt noch 
eine Lanze einlegen wollte, nicht möglich ift, fo ift doch 
die Verlängerung der Schußfrift nöthig, um ben Hinter: 
bliebenen der Meifter den gebührenden Ertrag der Arbeit 
ihrer Erblaffer zu ſichern. 

Nun hat man ja immer verfucht, diefe vorgeſchlagene 
Beftimmung dadurch in Mißkredit zu bringen, daß man 
fagt — und es erfolgte ja auch am Dienftag ein folder 
Zuruf —: das kommt den Erben Richard Wagners zu 
gute. Ich fehe gar nicht ein, warum bad ein Hinderungd: 
grund fein follte. Die Erben Richard Wagners fenne ich nicht; 
aber von Richard Wagner weiß ich wenigitend, daß er 
feine eriten Meifterwerfe um einen Pappenftiel hingeben 
mußte, inöbefondere den Lohengrin für 200 Thaler an 
Breitkopf & Härtel; ja, er befam nicht einmal bie 
200 Thaler, fondern es wurbe ihm cin altes Klavier, 
auf dem er fomponirt hatte, angerechnet. Sodann weiß 
id von Rihard Wagner, daß er den Ruhm echt deutſcher, 
wahrhaft deutſcher Muſik über die Grenzen Deutſchlands, 
über die ganze Welt verbreitet hat. Nun, da jcheint mir 
bod der Mann, deifen Erben dieſe BVBergünftigung zu 
Theil werben fol, der Anerkennung, welche ihm auch 
damit gezollt wird, nicht gerade unwürdig zu fein. Es 
handelt ſich doch eben um den Erblaſſer. Wollten Sie 
aber wegen ded Umſtandes, daß die Verlängerung ben 
Erben Rihard Wagners zu gute kommt, nun den At: 
trag ablehnen, dann könnte es ja fait ſcheinen — ich fage 
nur: feinen —, ald ob Sie, weil Sie die Vergünftigung 
ben Erben Wagners nicht gönnen wollen, den Tribut 
auh den anderen Somponiftenerben verfagen wollen. 
Man muß aud den fchlehten Schein vermeiden. 

Die anderen aber find — das ift ber fpringenbe 


(B) Punkt — die Erben einer großen Anzahl von omponiften, 


wenn nicht grade flaffiiher, aber doc hervorragender 
Komponiſten, deren Hinterbliebenen die Verlängerung ber 
Schußfrift zu gute kommen würde. Ich Habe hier ein 
Verzeihniß, aus dem bie Herren, bie cin näheres Intereffe 
haben, ſich bavon überzeugen können. Es geht flar 
daraus hervor, daß ungefähr 150 folder Männer dabei 
betheiligt find. 

Nun, meine Herren, das ift doch auch zu erwägen, 
daß die Verlängerung der Schußfrift der Allgemeinheit 
nit nachtheilig it. Es iſt wiederholt nachgewieſen 
worden, daß die Aufführungskreiſe in keiner Weiſe ſich 
ſteigern würden, wenn auch das Aufführungsrecht etwas 
verlängert wird. Und das möchte ich nad der linken 
Seite Yan: es handelt fich bei diefem Schuß eigentlich) 
gar nicht um etwas Kapitaliftifches, fondern um den Schuß 
der ureigenften Arbeit, ber Geiftedarbeit, und dafür 
müfen Sie body eigentlih nad Ihren Grundfägen zu 
haben jein. 

Nun, meine Herren, noh zum Schluß ein Wort! 
Den Deutihen wird fo oft der Vorwurf gemacht, daß fie 
berühmten Männern, Dichtern, Komponiften, Gelehrten 
lange Zeit, nachdem fie geitorben find, wohl ein Denkmal 
errichtet, daß fie aber dafür nicht geforgt haben, daß 
biefen Männern felbit und ihren Hinterbliebenen bie 
nöthige Anerfennung zu Theil geworden iſt. Es iſt ja 
ganz ſchön und gut, ſolche Denkmäler zu errichten; aber 
ich meine, der * der Dankbarkeit und Anerkennung, 
den wir ihnen hier erweilen wollen, ift ungleich mehr 
wert. Es handelt fih aber nicht bloß um einen Zoll 
ber Dankbarkeit, fondern um eine Forderung der Gerechtig— 
feit, und beöwegen bitte ih Sie: ftimmen Sie unferem 
Antrage zu. 


(Bravo!) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 
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NRichter, Abgeordnieter: Meine Herren, geftatten Sie, 
daß ih zuvor etwas erwibere auf die VBorhaltungen, 
welche ber Herr Vorrebner mir Speziell gewidmet hat. 
Ich glaube, er überfhätt doch bedeutend meine Aus- 
führungen, wenn er meint, fein — zu $ 27 ſei nur 
infolge meiner Rede gefallen. Diefer Antrag war ſchon 
in der zweiten Zefung abgelehnt worden, und es konnte 
eigentlid” faum nad) den Nbftimmungdverhältniffen er: 
wartet werden, daß der Antrag Eiche zu $ 27 nodmals 
werde wiederholt werden. Er unterfhäßt aber aud), 
glaube ich, das Haus, wenn er meint, dasſelbe fei nur 
zur Ablehnung feines Antrags gelommen, weil es mir ges 
lungen wäre, die Anftalt, den Mufitring lächerlich zu machen. 

Was nun die Sadhe felbit betrifft, den Muſikrin 
fo ift allerdings dieſer Mufifring, — id fage zunächſt 
Mufitring, ich werde dann aber Hlarftellen, was darunter 
genau zu verftehen ift — bie eigentlich treibende Kraft 
für die Verlängerung der Schußfrift von 30 auf 50 Jahre. 
Diefe Verlängerung tft die Lebenäbedingung für das 
Entitehen eines ſolchen Ninges, alle Borverhandlungen 
hängen damit zufammen, und beöwegen tft es widhtig, 
diefe Sache hier fharf ind Auge zu faſſen. Nun ftellt 
Herr Eiche und ebenfo der Herr Staatöjelretär Nieber- 
ding es fo bar, ald ob der Herr Hafe in Leipzig 
e3 wäre, ber im Gegenfaß zu allen anderen Mufik: 
intereffenten mid zu einer Täuſchung veranlakt hätte. 
Nun, meine Herren, ih bin nicht veranlagt, mid 
beliebig täufchen zu laſſen; ich) babe außerbem nun— 
mehr Gelegenheit gehabt, aktenmäßig die ganze Sache 
zu ſtudiren, feit ber legten Berathung über $ 27, unb 
nid dabei davon überzeugt, daß der Sachverhalt im 
Haufe bisher nicht richtig und vollftändig dargeftellt worden 
ift, auch nicht foeben von dem Herrn Kollegen Eiche — 
ic) habe e3 aftenmäßig ftubirt, weil ber ganze Streit, der 
fid) entfponnen hat jeit 1898 zwiſchen Komponiften und 


Verlegern, bargeftellt worden ift in ber „Zeitung für (D) 


Muſikhandel und Mufitpflege* durch den Abdruck von 
Schriften, welche die verſchiedenen Parteien in diefer Frage 
mit einander gewecjelt haben. Daraus geht der ganze 
Thatbeftand klar hervor. Ich habe gar nicht beftritten, 
[ee id, dem Herrn Staatsſekretär Nieberding gegenüber, 
dab Herr Haſe ein Freund dieſes Ringes fei. Gerade 
weil er in diefen Beltrebungen geftanden hat, war mir 
fein Zeugniß um fo werthooller gegen den Ning. Der 
eigentliche lirheber dieſer Beftrebungen in Deutſchland ift 
ber Leiter des franzöſiſchen Ringes, der auf bem Dreß- 
dener Mufiterfongreß 1896 zuerit diefen Gedanken an— 
geregt hat mit dem Hinweis, daß man dann zu einer 
internationalen Bereinigung beider Ringe fommen könnte. 
(Hört! hört!) 
Darauf Hat man fi zufammengethan, nicht etwa Herr 
Haje allein, fondern ber ganze deutſche Werein ber 
Mufikalienhändler, deffen Vorfigender Herr Haſe ift, und 
der allgemeine deutſche Mufilerverein, der aud) bornehme 
Tonkünftler in feinen Neihen zählt. Dad wirb immer 


verſchwiegen. 
(Hört! Hört!) 


Beide Bereine haben zufammen im Jahre 1898 eine 
Zentralanftalt für Mufitaufführungen —— welche das 
Vereinsrecht von der ſächſiſchen Reglerung erlangt hat. 
Die Sahe war nun fertig. Zu der Bentralanftalt ge 
hörten demnach alfo der allgemeine deutſche Mufiterperein 
und ber Berein der deutſchen Mufifalienhänbler; aus den 
Satungen dieſer Anftalt babe ich jene Grundfäke in 
Bezug auf die Erhebung der Gebühren bei der Verhandlung 
über $ 27 verlejen. 

Meine Herren, der Herr Staatöfetretär kennt den 
altenmäßigen Verlauf auch nicht, jonft hätte er nicht gegen 
Herrn Hafe den Vorwurf erheben können, den cr gemadt 
hat, indem er fagte: 


C 


2 


) 


(A) 


(B) 





(Richter.) 
Unter feiner Führung hat der Gedanke Leben 
einonnen. 
— das Mn richtigl — 
Er hat die Tantiemeanitalt geplant, die unter 
dem Einfluß der Verleger fteht, und bei ber bie 
Komponiften nichts mitzureden haben follen. 
Darüber brad ein Streit der Komponiſten aus. 
Sie wollten fih nicht unter die Botmäßigkeit der 
Verleger begeben; fie wollten felbft das Heft in 
ber Hand behalten. 
Das ift von Anfang bis zu Ende aftenmäßig unrichtig. 
(Hört! hört! Links.) 
Nah den Sakungen der Anftalt für Mufitaufführungen 
follte der Boritand des Vereins beftchen aus 4 Berlegern 
und 4 Komponiften. Da fann man unmöglich Tagen, 
die Verleger wollten allein das Heft in ber Hand be— 
halten, oder die Verleger wollten es, und daran wäre bie 
Sade geicheitert. Das können Sie gar nicht leugnen, 
IH Staatdfetretär; denn das ift veröffentlicht in ben 
eitungen von beiden Seiten. Man wollte den Ertrag 
ebenfo, zur Hälfte, theilen. Dann wurde eine befondere 
Genoffenihaft der Komponiften nebenher gegründet, und 
num entftand durch biefe Sonderorganifation ein Streit, 
ber ſchließlich zu einer Derhänbigung geführt hat, die am 
25. April 1899 nad neunftündiger Verhandlung einerfeits 
zwiſchen dem Verein der Mufifalienhändfer und der 
Zentralanftalt für Aufführungen, an der Spige Herr 
Haje, und andererfeitd dem Verein der Komponiſten, 
an der Spite Nihard Strauß und Roeſch, erzielt wurde. 
Diefed Ergebnig wurde aud) veröffentlicht, und in der 
Bereinigung wurde beftimmt, daß der Vorftand der Zentral: 
anftalt aus 3 Komponiſten und 2 Berlegern beitehen follte. 
(Hört! hört!) 
Alfo die Komponiften follten nad einer Berftändigung 
von Mufitalienhändlern und Komponiften die Mehrheit 
in der Anftalt haben; mit der Unterfchrift des Herrn 
Haſe ift diefe Vereinbarung auch veröffentlicht worben — 
ih fünnte fie Ihnen bier vorleſen. Alfo, Herrr Staats— 
jetretär, Sie haben etwas vollftändig Falſches behauptet 
(hört! hört! Links), 
indem Sie bier jagten, Herr Hafe — und Herr Eiche 
hat nachgeſprochen — habe mid) täufchen wollen; er habe 
nur geplant eine Anftalt, die unter dem Einfluß ber 
Verleger fteht, und bei der bie Komponiften nichts mitzu- 
reden haben. Wenn in einem Borftand 3 Komponiften 
und 2 Berleger find, fo haben umgekehrt die Verleger 
unter Umſtänden der Majorität gegenüber thatſächlich 
nichts mitzureden. 
(Sehr richtig! Links.) 
Thatſächlich ift im diefer Anftalt auch beſchloſſen worden, 
daß der Ertrag des Ringes zu drei Bierteln ben Kom— 
poniften und zu einem Wiertel ben Berlegern zufallen 
fol. Das ift alfo im Frühjahr 1899 friedlich vereinbart 
mworben, und aus ber Zeit, wo beiderjeitö eine Anftalt für 
Mufitaufführungen derart geplant war, ftammen bie ver: 
lefenen Orbnungen für die Gebührenerhebungen. Sie 
fennzeichnen alfo dieſe Leute genügend, die für die Bildung 
des Ringes ſich intereffiren. Dann nachher iſt zwiichen 
beiden Barteien, kurz, nachdem fie fi vereinbart hatten, 
wieder Streit ausgebrochen. Nah den ausgetaäuſchten 
Erklärungen ift berjelbe aber veranlaßt durch das ver: 
ſchiedene Imtereffe von Komponiften und Berlegern, ber: 
porgerufen durch die Vorbereitungen bed Geſetzes. Das 
ift auch biöher noch nicht ſcharf hier ind Auge gefaßt 
worben, daß ber erite Regierungsentwurf — id habe 
felbft die betreffende Stelle gelefen — fi gar nicht da— 
mit begnügt, die Schugfrift für die Aufführungen von 
30 auf 50 Jahre zu verlängern, fondern baß er ebenfo 
die Shupfrift für den Drud der Noten von 30 auf 
50 Jahre verlängert. Dabei entitand nun der Streit, 
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weil man ſich nicht einigen konnte über das Theilungs- (C) 


verhältniß bei dem Schuß der Noten und der Auf: 
führungen im Webergangsverhältniß. Die Regierung ift 
dann von dieſem eriten Entwurf zurüdgetreten, bat ſich 
bloß auf bie ar des Aufführungsrechts be— 
ſchränkt, und damit haben ſich dann bie Gegenfäge zwiſchen 
BVerlegern und Komponiſten noch mehr verſchärft, und bie 
Herren Komponiften einerfeit3 und Verleger anbererfeits 
find bis auf eine Heine Anzahl, die mehr ſich zu ben 
Komponiften gehalten haben, wieber in lebhafte Fehde 
gerathen. Die Verleger haben gelagt: ja, wie fann man 
denn überhaupt den Schuß des Notendruds trennen und 
ben Schuß der Aufführungen? Denn der Drud der Noten 
ift ja die Vorbereitung der Nufführung, und je mehr man 
die Aufführung erſchwert, deſto mehr wird aud eingeengt 
ber Abjat der Noten! Darüber iſt der Streit entftanden 
und ift lebhafte Fehde unter den Betreffenden. Damit ift 
der Mythus zeritört, als ob uns bier einheitliche 
mufifaliihe Intereſſen gegenüberftänden. Ich ziehe aus 
dem Ganzen nur den Schluß: wenn Zwei fid) ftreiten, fo 
erfährt der Dritte, worin er geſchädigt werben foll! 
(Sehr gut! links.) 

Spezialintereffen auf ber einen Seite und Speztalintereffen 
auf der anderen Seite, und dadurch wirb erft Har, welche 
Schädigungen der Allgemeinheit einträten, wenn die 
Schutzfriſt von 30 auf 50 Jahre verlängert würde. Die 
veränderte Stellung bed Herrn Haaſe hängt mit der ver- 
änderten Stellung der Geſetzgebung, der Befhräntung auf 
das Aufführungsreht zufammen; denn nun jagt man, 
das eine Prozent Gebühren vom Bruttoertrag reicht nicht 
mehr aus für bie Unterhaltung der Anftalt; jest muß 
man mehr verlangen, und die Werleger erllären 
num im Verein der Mufifalienhändler übereinftimmend 
und einflinmig, daß fie nur einer Anftalt zuftimmen 
fönnten, wenn die Gebühr für die Aufführung gefeglich 


anf 1 Prozent feftgelegt werden könnte. Ich habe neulich (D) 


ſchon hervorgehoben und zugleich dargeihan, dab Letzteres 
unmöglich if. Denn das Gefeg kann nicht eine Gebühr 
feftjegen, wenn es nicht zuvor auch die ganze Organtfation 
dieſer Genoſſenſchaft feſtſetzt, welche zur Erhebung der 
Gebühr berechtigt ſein ſoll. 
Man gebe nur einer ſolchen Geſellſchaft bie 
Steuerfhraube gegen eine billige Zufage, und 
man wird Wunder erleben! 
— ſchreibt mir Herr Hafe — 
In andere Hände kann man die Schraube nur 
geben, wenn eine feite Nuthe daran angebracht 
ift: die geſetzliche Feſtlegung von 1 Prozent des 
Bruttoertrags. 

Meine Herren, wenn Herr Eſche ſich nun ſo ab— 
ſprechend äußert über die Gebührenanweiſung der Anſtalt 
für Muſikaufſührungen, aus der ich Beiſpiele angeführt 
habe, jo möchte ich darauf hinweifen, daß fein Antrag 
große Aehnlichkeit hat mit den Satzungen dieſer Anftalt. 
Diefe Konftrultion von Muftfaufführungen, die frei fein 
follen, wenn fie die Schule, die Gemeinde, bie Kirche 
veranftalten, find entnommen den Satungen der von ihm 
als Haſeſchen Vereins gekennzeichneten Anftalt. 

(Hört! hört! links.) 

Der Herr Staatöfetretär hat nun bei der zweiten 
Berathung verfchiedene Schredidüffe abgefenert, um uns 
in die 50 Jahre Hineinzutreiben. Die Hauptausführun 
war, bie Komponiſten würden anderenfalld in das Auslan 
gehen, und die Verleger würden ihnen folgen. Nun muß 
ich fagen, ein Stomponift denkt, wenn er einen Vertrag 
abichliekt, an das, was er zunächſt gewinnt, was er bei 
feinen Lebzeiten davon bat, und nicht ift ausſchlaggebend, 
was im vierten oder fünften Dezennium nach feinem Tode 


herauskommt. 
(Sehr ridtig! Links.) 
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(Richter. 





(A) Das fällt um fo weniger ind Gewicht, wenn er auf ber 


anderen Seite durch Hebertragung der Kompoſition in das 
Ausland fi Weitläufigkeiten, Schwierigkeiten aller Art 
ſchon für feine Lebzeiten ausſetzt. 

(Sehr wahr! links.) 

Nun ift behauptet worden, bie Auswanderung ber 
Verleger im Gefolge der Komponiſten hätte ſchon be— 
gonnen. Ich babe mich genau danad erkundigt. Dan 
at Brüffel angeführt. Ja, meine Herren, es hat eine 
irma ein Geſchäft nah Brüſſel verlegt, aber nur al3 
Filiale; das Geſchäft ſelbſt ift in Deutſchland geblieben. 
Die Filiale ift in Brüffel, weil das auch lohnend ift, er— 
richtet worben, wie überhaupt viele deutſche Geſchäfte 
Filialen im Auslande errihten, wenn fie auch dort bie= 
felben Intereſſen vertreten. 

Der Herr Abgeordnete Spahn hat ebenfalld das 
Märchen dementirt, ald ob, weil die öfterreihiihe Gejeg- 
gebung eine kürzere Schußfrift hat, üfterreihtihe Firmen 
nad Deutſchland ausgewandert feien. Er hat aud darauf 
hingewiefen, daß, wenn dad wohl in vereinzelten Fällen 
zugetroffen fei, ganz allgemeine Gründe dazu geführt 
hätten, die nicht3 mit der Schußfrift gemein haben. 

Nun Hat der Herr Staatöfekretär weiter für bie 
50 Jahre angeführt, man habe den Stomponiften jo viel 
an ihrem Autorrecht gekürzt, daß fie in ber Verlängerung 
auf 50 Jahre eine Entihäbigung erhalten mühten. Was 
ift denn gefürzt worden? Daß man nidht ihre Grlaubniß 
fordert bei ber ———— von Kompoſitionen auf 
mechaniſche Inſtrumente, ſobald es ſich um auswechſelbare 
Walzen handelt, iſt von keiner —*— Bedeutung für 
die Komponiſten; denn mir iſt, wie ich ſchon neulich her— 
vorgehoben habe, noch kein Vertragsformular zu Geſicht 
ekommen, in dem aus dieſem Umſtand den Komponiſten 
uwendungen gemacht waren. 

Aber der Herr Staatsſekretär ſpricht weiter von ben 


(8) Beichränfungen, die nun daraus folgen, daß bie Aus: 


— ur ned des * Muſikaufführungen geftatten, 
und daß ein Vorbehalt des Aufführungsrechts dagegen 
nicht mehr möglich iſt. Darauf habe ich ſchon neulich 
erwidert: von dem Recht, auf den Noten einen Vorbehalt 
zu maden, iſt bisher überhaupt fo gut wie gar nicht 
Gebrauch gemacht worden und, wenn Gebraud gemacht 
worden ift, mur in ber Weile, daß bie Vereine das 
Notenmaterial von den Verlegern zu ben Aufführungen 
beziehen müffen. Dann frage ich aber, meine Herren: 
wenn wirfih die Komponiften eine Einbuße durch bie 
vorherigen Beftimmungen erlitten hatten, was haben die— 
felben Komponiften davon, daß von 100 Prozent vielleicht 
noch '/, Prozent im vierten ober fünften Dezennium pad) 
ihrem Tode durch ihre Erben ein Gewinn ziehen fann 
aus Aufführungen? Ein halbes Prozent kann möglider: 
weiſe Bortheil iR die 991/, Prozent der anderen Kom— 
poniften find in feiner Weile dadurch begünftigt, haben 
durchaus feine Entihädigung. 

Meine Herren, es if ihon ſchlimm genug, daß man 
die bisherige Beltimmung aufgegeben hat, daß nur ge— 
ihügt wird, was auf den Noten vorbehalten ijt in der 
Aufführung. Ein großer Theil defien, was id an mög— 
lihen Verationen angeführt habe, ift aud jest möglich, 
trotzdem der Antrag Eiche zu S 27 abgelehnt worden fit. 
Meine Herren, e3 war Heiterfeit darüber, daß es in einer 
Beitimmung enthalten war, daß die Muſik abgabepflichtig 
tft, wenn die Hochzeit, das Familienfeft, in einem Wirths— 
haufe ftattfindet. Das trifft auch jebt noch zu troß der 
Ablehnung des Antrages Eiche, weil alddann ein gewerb- 
liches Intereſſe des Wirthes in Frage kommt. Auch jest 
wird jede Tafelmuſik, die in einem Wirthshaus ſtattfindet, 
abgabepflichtig, weil das mit einem gewerblichen Intereſſe 
des Wirthes zuſammenhängt. In der Beziehung iſt durch 
Ablehnung des Antrags Eſche gar nichts gebeſſert worden. 
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Da fol man fi doch wirklich Kitten, dieſe Möglichkeit (C) 


der Beitreibung von Abgaben nod auf 50 Jahre hinaus 
von 30 Jahren ab nad) dem Tode zu erftreden. 

Geftatten Sie mir noch auf Eines hinzumeifen. Die 
Vorichrift, daß die gewerblihen Aufführungen abgabe- 
pflichtig find, gereicht viel mehr zum Nachtheil den minder 
wohlhabenden Klaſſen ald den wohlhabenden 

(ſehr richtig! links); 

denn die Wohlhabenden können fih muſikaliſche Genüffe 
in Soireen, die fie im ihren eigenen Wohnungen ver: 
anftalten, und in großen Sefelihaften zu Haufe ver: 
fhaffen; fie können dort Tanzgeſellſchaften veranftalten, 
fie haben die Räume dazu. Die mittleren, bie fleinen 
Leute müffen fih an Wirthe wenden zu allen biefen 
Zwecken, und dann tritt eben bie Erhebung einer Abgabe 
ein infolge ber Beitimmungen, die jet eingeführt worden 
find, trog der Ablehnung des Antrags Eiche. Meine 
Herren, gerade ſchon durd die mannigfachen polizeilichen 
Beihränfungen, durch die Bejteuerung der Luftbarkeiten 
feitendö der KHommmumen find Die minderwohlhabenden 
Klaſſen außerordentlich getroffen, belaftet vor den wohl: 
habenden in Bezug auf an fi gerechtfertigten Ber: 


gnügungen. 
(Sehr richtig! Links.) 

Wenn bier jegt noch jo eine Abgabenpfliht an die Kom— 
poniften Hinzutritt für 50 Jahre nad) dem Tode — bis 
zu 30 Jahren ift fie ja ſchon beſtehendes Recht —, fo 
tritt eine Verkürzung ein, die abjolut nicht gerechtfertigt ift. 

Dan ſpricht von den wirthihaftlih Schwachen. a, 
meine Herren, gehören denn die Mufikdireftoren, bie 
Muſikkapellen nicht zu den wirthſchaftlich Schwachen? Ich 
habe jhon angeführt, wie der Berein der Mufikdireltoren 
ſich ftellt gegen die Berlängerung der Schutzfriſt. Die 
Herren haben in Hannover eine Generalverfammlung ber 
deutjchen Diufifdireftoren abgehalten, die von 400 Berjonen 


beſucht war, um dagegen zu proteitiren, und wenn fie bor (D) 


dem Reichstag nicht jo in die Erfcheinung getreten find, 
jo liegt daS daran, daß fie nicht fo wohlhabend find, aud) 
nicht jo geihidt, um wie andere Herren in ber Weiſe ihre 
Intereſſen geltend zu machen. 

Nun Dat der Herr Kollege Eiche wieder die noth— 
leidenden Komponiſten angeführt, die zu Lebzeiten ein 
auskömmliches Dafein nicht hätten. Meine Herren, das 
ift ganz außerordentlich übertrieben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Don vornherein wird man die Noth in diefen reifen 
durch keine Beftimmung heben fünnen, aber insbeſondere 
aud nicht dadurd, daß man 4 oder 5 Dezennien nad 
ihren Tode an die Erben etwas auszahlt. 

(Sehr gut! links.) 
Mit der Austömmlichkeit der Lebenden hängt diefe ganze 
Beſtimmung nur überaus — zuſammen. 

wahr! links.) 

Daun hat Herr Eſche gejagt, bie beften Komponiſten 
erhielten feinen ausfömmlichen Kohn. Meine Herren, wer 
find denn 3. B. die beften Ktomponiften von den Namen 
die man mennt? Brahınd und Herr Nidhard Strauß. 
Der letztere ift ja der eigentliche Kapellmeifter hinter den 
GEouliffen bei diefer Frage. Herr Brahms ift vor einigen 
Sjahren geftorben, aber ſchon feit 1868, alfo lange vor 
feinem Tode, ift jebe feiner neuen Kompofitionen mit Ars 
erfennung und Freude in ber Mufifwelt aufgenommen, 
und bie Friſt von 30 Jahren Läuft für die Erben erft 
lange nach 1900 ab. Und Richard Strauß hat für feine 
ſymphoniſche Dichtung „Heldenleben*, wie mir gelagt wird, 
ein Honorar von 10000 Mark befommen; das ift doch 
auch nicht zu verachten! 

(Sehr richtig! ind.) 
Er hat in jungen Jahren in Folge feiner Kompoſition der 
F-Moll⸗Symphonie jofort fehr einträgliche Mufitdirektoren- 


(A) ftellungen befommen, die ihm 


{B 


— 
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(Ridhter.) 
ewiß jeber bon Herzen gern 
gönnt. Meine Herren, bie —— Komponiſten haben 
allerdings zuerſt mit Schwierigkeiten zu kämpfen; hat aber 
erit ein Werk durchgeſchlagen, fo folgt der Kohn bei den 
fpäteren Kompofitionen in um fo höherem Maße nad); 
das ilt eine Erfahrung, die überall zutrifft. 
Meine Herren, nun führt man, um die Noth der 
Komponiften zu Schildern, allerlei Daten gemiſcht an, in der 
Vorausfegung, dab in der Muſikgeſchichte niemand Be— 


ſcheid weiß. 

(Sehr qut! Links.) 
Man ſpricht von Mozart, von Händel, von Bad. Ya, 
meine Herren, was hat denn das dentihe Schutzrecht 
gemein mit den AZuftänden des Rechtsſchutzzes für Kom— 
pojitionen im vorigen Jahrhundert und in eimer mod) 


früheren Zeit? 
(Sehr richtig! Links.) 

Ich bin überhaupt der Meinung, wenn man etwas be- 
weiſen will, fo könnte man fih nur daran halten, wie find 
die Zuftände nad dem deutſchen Geſetz von 1870? 
Und wenn fi dann Mängel ergeben, dann erft kann bie 
Rede davon fein, das Geſetz abzuändern. Nicht aber kann 
es darauf ankommen, was ver der Einführung des 
enerellen deutſchen Schugreht3 irgendwie in Frage ge— 
anden hat. Es iſt angeführt worden „Der Wider: 
fpenftigen Zähmung* don Goch. Nun, meine Herren, 
Herr Goetz ift allerdings ſehr früh, im Jahre 1876, ge: 
ftorben, aber ſchon ſeit 1874 ift dieſes ausgezeichnete 
Werk fchnell über alle größeren Bühnen gegangen, und die 
Schußfrift für diefed Werk läuft erſt 1906 ab, ſodaß von 
einem Mangel au Anerkennung für die Erben gar nicht 
die Rede fein kann. 

Es find die Balladen von Loewe genannt worden. 
Da ift die Schugfrift 1899 abgelaufen. Mir wird ver: 
fichert, daß in den letzten 20 Jahren dieſe Balladen 
außerordentlich gut egangen find 

ehr richtig! links) 
und einen jehr guten Ertrag den Grben beö 1869 ver: 
ftorbenen Komponiften gewährt haben. 

Andere Konpofitionen, wie 3. B. ber „Barbier von 
Bagdad” von Peter Cornelius find eine Zeit nah dem 
Tode besjelben in Aufnahme gekommen, jest aber ift das 
Intereſſe wieder erlahmt, obgleih die Schußfrift noch 
nicht abgelaufen ift. Ebenſo iſt es mit anderen. Der: 
gleihen wird alles bunt durch einander geworfen, al& ob 
in allen diefen Fällen die Erben ber Stomponiften ver: 
kümmert feien. 

Man Hat auf Lorking hingewieſen. Gewiß, Lortzing 
ift Schon 1851 verftorben, 20 Jahre vor der Einführung 
des Schutzrechts des Deutſchen Reichs. Er hat Noth ge: 
litten, feine Hinterbliebenen haben in der erften Zeit Noth 
gelitten, es haben dabei aber auch noch andere Umſtände 
in feinen Stellungen mitgewirkt. Bald nad) feinem Tode 
find die Werke zu großer Anerkennung gelommen, die 
Schutzfriſt ift erft 1880 abgelaufen. Nun frage ih: haben 
dieſe Kompofitionen wie „Zar und Zimmermann“, wie der 
„Wildſchütz“, wie „Undine*, nicht längſt vor 1880 Aufnahme 
gefunden? Die Jüngeren unter uns haben ja ihon damals 
diefe Opern gehört, öfter gehört und nod innerhalb der 
Schusfrift, allo kann gar nicht davon die Nede fein, daß 
den Erben innerhalb der 30 Jahre nicht genügende Ent: 
ſchädigung zu Theil wurde, Ich verlange alfo erſt bei 
Nachweis, daß überhaupt an den Berhältniffen der Kom— 
poniften fich etwas erheblich anders geftaltet hätte, wenn 
fchon bisher die Schupfrift nad) dem Tode über 30 Jahre 
bi zu 50 Jahren beftauden hätte. Und dann, meine 
Herren, frage ih doch aud: wer find die Erben? Wir 
follen ja überhaupt feine Beltimmung für die Komponiften 
ſelbſt machen, fondern überhaupt nur für die Erben. Wer 
find diefe Erben? Der Herr Abgeordnete Dr, Eiche jagt, 


bie Wittwen und Waiſen und appellirt an das Zentrum, (C! 


es hätte doch fonft jo viel Intereffe für die Wittwen— 
und Waifenverforgung. Aber, meine Herren, die Wittwen 
müffen ſchon 30 Sahıe Wittwen fein 

(Heiterkeit), 
wenn ihre Schußfrift abgelaufen if. Es können alfo 
nur ſolche Wittwen in Betracht kommen, die 30 Jahre 
nad) dem Tode ihres Mannes nod leben; aber viele 
MWittwen, welchen der Mann in jungen Jahren geftorben 
tft, verheiraten fich wieder, und mande überleben nicht 
dreißig Jahre ihren Mann. Und nun die armen Waiſen! 
Der jüngfte Waiſenknabe 

(Heiterkeit), 
wenn er am Tage des Todes feines Valers geboren ift, 
ift beim Ablauf der jegigen Schutzfriſt ſchon 30 Jahre alt 
und längft vielleicht ſelbſt ſchon Water geworben. 

(Heiterfeit.) 
Alfo in Betreff der Waifen kann ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Eiche am allerwenigiten an das Mitleid appelliren. 
Nun find die Erben nicht immer bie Wittwen, Kinder 
oder Enkel, e3 giebt allerhand Erben, aud lachende 


Erben 

(Heiterkeit), 
die vielleicht feindfelig zum Komponiften geftanden haben, 
und die nar nicht mm ihn verdienen, daß fie noch in 
fpäterer Zeit au diefem Bortheil theil haben. 

Nun hat der Herr Dr. Eſche aud don den Erben 
Wagners geſprochen. Warum fpreden Sie davon? 
MWeil es der einzige praktiiche Fall tft, der allgemein in 
die Augen fpringt, und wo ein weſentlicher —3 — aus 
der Verlängerung der Schutzfriſt hervortritt. Ich habe den 
Ausdrud „Coſima-Paragraph“ nicht erfunden. Aber 
überall, wenn ich mit jemand über diefen Paragraphen 
ſprach, hieß e3: ad Sie meinen den Gofima- Paragraphen. 
Diefe energifhe Dame fteht derart im Mittelpunfte ber 


geihäftlihen Unternehmungen, dab fie am wenigften auf (D) 


Gleichberechtigung des weiblichen Geſchlechtes verzichtet. 
Wie Liegt nun die Sadhe? Der Herr Abgeordnete 
Dr. Eiche zitirt wieder den armen Richard Wagner, ber 
fein Klavier nicht bezahlen konnte. Ja, meine Herren, 
dad war in der Zeit vor 1848, vor ber erften Auf: 
führung des „Tannhäuſer“ und hat verſchiedene Urſachen; 
aber ſchon zu ſeinen Lebzeiten hat ſich die Sache ganz 
anders geſtaltet, nachdem mit dem „Lohengrin“ auch der 
Tannhaͤuſer“ zu vollen Ehren gekommen iſt. Ich weiß 
noch Sehr gut aus meiner Jugendzeit, daß die Aufführung 
des „Tannhäuſer“ Widerftand auch aus politiichen Gründen 
gefunden hat; denn Richard Wagner war 1849 in Dresden 
Barrifadenfänpfer, und es hat deshalb lange an der 
hiefigen Königlichen Oper nicht von ihm aufgeführt 
werden dürfen. Nachher ift er überall durchgedrungen 
mit feinen Aufführungen, und es hat nicht nur fein Ber: 
leger, fondern auch er direkt große Vortheile davon ge: 
habt. Wagner dürfte nicht über Unbanfbarfeit lagen; 
denn noch im Jahre 1871, 12 Jahre vor feinem Tode, 
hat man ihm 900000 Markt von Seiten eined Vereins 
feiner Freunde zur Verfügung für die Bayreuther Feſt— 
halle geftellt. 

Mas nun die Erben anbetrifft, fo wird der Ertrag 
aus den Wagnerſchen Werken auf mindeftend 100000, 
vielleiht fogar auf 200 000 Mark jährlid geſchätzt, ſo— 
daß eine Verlängerung der Schugfrift um 20 Jahre aller: 
dings eine Zuwendung von 1 bis 2 Millionen und viel 
leicht noc mehr für diefe Erben bedeutet 

(hört! hört! links); 

und das ift feine geringe Sadıe. 

Meine Herren, nun fagt man: die Bayreuther Felt 
fpiele müffen davon erhalten werden. Mir wird aber 
efagt, daß ber urfprünglide Gedanfe Wagnerd bei den 
ayreuther Anftalten gar nicht geweſen ift, bloß Anftalten 


(B) Prüfun 
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(A) für ben a ge zu errichten, fondern Anftalten für 

nationale Mufit im allgemeinen, iumd daß, wenn über: 
haupt bie Bayreuther Unternehmungen, was id) nicht näher 
weiß, einen finanziellen Erfolg zu wünſchen übrig laffen, 
es damit äufammenhänt, daß es auf die Dauer nicht 
gebt, bajelbft bloß Wagnerſche Aufführungen zu ver: 
anjtalten. 

Nun, meine Herren, fommt noch eins in Betradt. 
Gerade in dieſer Frage maht man die Erfahrung, daß 
nicht bloß die Tantieme mitjpielt, fonbern daß bie Erben 
dieſes Recht auch ausnugen zu einem Monopol für 
Bayreuth im Bezug auf die Aufführung des „Barfifal*. 
Nirgendwo, unb mag man noch ſo hohes Geld bieten, 
fommt der „PBarfifal* zur Aufführung, weil nun einmal 
Bayreuth dafür referbirt if. Im Jahre 1869 haben wir 
bei der Gewerbeordnung ähnliche generelle Monopole der 
Berliner Oper durch das Reichsgeſetz befeitigt, und hier 
im Wege des Privatreht3 entftehen fie wieder neu. Das 
ift aud eine Wirkung eines ſolchen Schutzrechts. 

Im übrigen, meine Herren, möchte ich nicht, daß die 
Trage hier Bingefteit wird als ein SKampfobjelt der 
Wagner-Freunde und der Gegner von Wagner. Damit 
hängt fie gar nicht zufammen. Die Freunde von Wagner 
mögen fi bei dem Gebanten beruhigen, daß aud, wenn 
es bei der dreißigjährigen Schußfrift verbleibt, bi zum 
Jahre 1913 alle Zantiemen der Familie Wagner und für 
Bayreuth ganz unberührt bleiben, und daß bie Ber: 
längerung diefer Schugfrift in biefem Fall erft eine Be— 
deutung nad) 1913, aljo erft nad 13 Jahren, gewinnt. 

Nun iſt gefagt worden: was fann das denn bie 
Theaterunternehmer fo erheblich bebrüden, wenn fie Ab- 
naben bezahlen? a, meine Herren, find denn etwa die 
Theaterunternehmer lauter reihe Leute? Soviel ich weiß, 
ift dad eine Ausnahme, und ich erinnere mich hier ber 
Novelle zur Gewerbeordnung, in ber ausbrüdlich eine 
der finanziellen Zuverläſſigleit der Theater: 
unternehmer vorgefchrieben wurde, weil fonft allzu viel 
Sntereffenten durch den Bankerott von Theaterunter: 
nehmungen geihädigt würden. Herr Kollege Eiche fagt: 
bie Abgabe hat nicht die Wirkung, dab das Publikum 
etwas mehr bezahlt. Meine Herren, darüber täufcht ſich 
Herr Eiche vollftändig. Der Billetprei3 eines Theaters 
ift nicht immer berfelbe. Je nad den Koften der Auf: 
führung, wenn Gäfte fpielen, wenn bie Szenerie theuer 
it, giebt e8 hohe Preiſe, Mittel und Heine Preiſe, giebt 
es Mreife für Nahmittagsaufführungen, für Abend: 
aufführungen zu ganz verjchiedenen Sätzen, giebt es 
Abonnementöpreife, giebt ed Vorſtellungen, bei denen das 
Abonnement aufgehoben iſt; alfo je nad) den often ber 
Aufführungen richtet ſich auch der Preis des Billets. 

„ Dann, meine Herren, fagt mir ein in Berliner Ber: 
hältniffen fundiger Mann noch Folgendes: es fällt vielfach 
auf, dab es fchwer hält, in Berlin eine Konkurrenz in 
der Oper gegen bie Stönigliche Oper zu fchaffen; wir 
haben fo viel Theater in allen anderen Fächern ber 
Bihnenaufführung, dagegen kann die Konkurrenz mit der 
Oper faum auffommen. Das liegt auch daran, dab hohe 
Zantiemen für Opernaufführungen beftehen, namentlich 
auch für die Wagnerfhen Opern, die nicht jeder Unter— 
nehmer, der nicht fo geftellt it wie eine Königliche Be— 
börde zu zahlen in der Lage iſt. Es ift noch ein Glüd, 
dab e3 eine Anzahl gemeinfreier Stüde giebt, namentlich 
Spielopern, insbeſondere Lorgingiche Opern. Das Theater 
des MWeftend, das anfängt, der Königlichen Oper einige 
Konkurrenz zu machen, bietet oft unter ſechs Opern: 
vorftellungen in der Woche drei Lorgingiche, und es ift 
ein Slüd, daß das gemeinfreie Stüde find; fonft würde 
auch eine ſolche ſchwache Opernkonkurrenz felbft in einer 
Stadt wie Berlin mit der Königlichen Oper die größten 
Schwierigfeiten haben. 


Dann, meine Herren, möchte id Sie ſchließlich noch (0) 


auf die ganze Entſtehungsgeſchichte des Entwurf zurüd- 
führen. Ich babe fchon vorher angeführt, daß urſprüng— 
lid) ber Gefeßentwunf viel weiter ging, daß er ein Schuß- 
reht von 30 auf 50 Jahre auch für den Notenverlag 
verlängern wollte. Das ift aufgegeben worden. Der 
Verein ber Muſikalienhändler — das hat mir allerdings 
auch Herr Hafe mitgetheilt — hat einftimmig befchloffen, 
baß eine Trennung bed Schutzrechts für Aufführungen 
und für Notenverlag — durchzuführen iſt, und ich 
muß zugeben, daß hier ſchon in Bezug auf die praktiſche 
Ausführung ganz außerordentliche Schwierigkeiten ent— 
ftehen, wenn der Notenverlag nach 30 Jahren abläuft, 
während das Aufführungsreht noch 50 Jahre fortdauert. 
Aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes Paragraphen ift 
hervorzuheben, daß, als in den betheiligten Kreifen bie 
Verlängerung des Schutzrechts auf 50 Jahre zur Spradie 
faın, die Schriftfteller, alfo bie Intereffenten am Buch— 
verlag, fi aud; meldeten und fagten: wenn ſchon, denn 
ihon; wenn ber Notenverlag auf 50 Jahre, wie es im 
erften Entwurf hieß, verlängert werben fol, warum foll 
es ber Buchverlag niht auh? | Eins folgt aus dem 
andern, und es ift das große Verdienſt ger des Herrn 
Abgeordneten Spahn, daß er in feinen bisherigen Neben 
zu dieſem 833 fcharf hingewiefen hat auf den Zufammen: 
bang des PWerlagdreht3 nad) der einen und mad ber 
anderen Seite, und daß, wern man erft hier ben Anfang 
macht, das Schugredht auf 50 Jahre zu verlängern, ald« 
bald eine Verlängerung für den Noten: und Buchverlag 
nachfolgen muB. 

Meine Herren, zum Schluß möchte ich doch wieder: 
holen, was bei ben Sintereffentenverfammlungen aus: 
geführt worben ift und aud im Kommiffionsbericht Auf: 
nahme gefunden hat. Es wird faft immer fo dargeſtellt, 
ald ob das geiftige Gigenthum dasfelbe ſei wie das 


förperliche Eigenthum und deshalb einen möglichft langen (D) 


Schuß verbient. Da wurbe mit Necht hervorgehoben, daß 
aud der bebeutendfte Autor nicht nur aus fi, fondern 
aus der Kultur feines Volkes ſchöpft 

(fehr richtig! links) 
und deshalb das Pfund, das ihm vom Volke anvertraut 
ift, nad) einer gewiflen Zeit wieder ſchuldig ift dem Volke 
zurüdzugeben. Da feine praftifch durchſchlagenden Gründe 
vorliegen, die biäherige Gefeßgebung zu ändern, fo kann 
ih Ihnen als konfervativer Mann 

(Heiterkeit) 
nur empfehlen, bei ber 30jährigen Schukfrift es zu be— 
laffen und fie nicht auf 50 Jahre auszubehnen. 
(Xebhaftes Bravo links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbedrath, Staatöfelretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirflihe Geheime Nath Dr. Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staats- 
fefretärdes Reichs: Juftigamts, Bepollmächtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, in ben — — ſeiner 
Rede hat der Herr Abgeordnete Richter den Verſuch ge— 
macht, die Erklärungen, die ich in der vorigen Sitzung in 
Betreff des Herrn v. Haſe in Leipzig Ihnen gegenüber 
abgegeben hatte, ſeinerſeits zu berichtigen, indem er ben 
Inhalt meiner Bemerkungen als den Thatfadhen nicht 
entſprechend bezeichnete. Ich nehme die Zeit des hohen 
Haufed nicht gern in Anfprud; aber ich glaube, ber 
Reichsſtag wird es begreifen, wenn ich nad diefem Ans 
griff um die Grlaubniß bitte, bie thatfählichen Verhält— 
niffe doch noch etwas Marer zu legen, als ed bon dem 
Herrn Abgeordneten Richter geſchehen ift. 

Der Herr Abgeordnete Richter hat in ganz geſchickter 
Weile den Ausgangspunkt des Streites, der zwiſchen und 
befteht, verfhoben. Ich möchte mir doch erlauben, das 
hohe Hans an diefen Ausgangspunkt zu erinnern. Die 
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(Dr. Nieberding.) 


(A) Sadıe fing damit an, daß ber Herr Abgeordnete Richter 


die Anftalt, die ihm nun einmal ein Dorn im Auge tft, 
indem er anfdeinend den Komponiſten nit das Recht 
angeitehen will, das alle anderen Menfchen in Deutſchland 
haben, fi unter einander zum Schuge ihrer Intereſſen 
zu organifiten — alfo, er hat diefe Auftalt damit ange: 
griffen, daß fie einen Mufttring bilde, und baß biejer 
Mufitring ausarten werde in eine Kampfgenoflenichaft, in 
welcher die Verleger auf der einen und bie Komponiſten 
auf der anderen Seite ftehen würden. Darauf habe id 
mir erlaubt ihn darauf aufmerkſam zu machen, daß dieſe 
Darftellung der Dinge den Thatfachen nicht gerecht werde, 
dab im Gegentheil die Mehrzahl ber deutſchen Berleger 
feinesfalls ald Kämpfer gegen bie Komponiſten auftreten, 
fondern Hand in Hand mit ihnen gehen wollen. Der 
Herr Abgeordnete Richter hatte biefen meinen Ausführungen 
gegenüber einen Helfer gefunden in ber Perſon des Herrn 
v. Hafe, indem er in der vorigen Sigung ben Anhalt 
eined Briefes vortrug, in weldem mir gegenüber erklärt 
wird, meine Darftellung fei unrichtig. Meine Herren, id) 
bleibe bei meiner Darftelung aud den heutigen Aus: 
führungen des Herm Abgeordneten Richter gegenüber. 
ie gefagt, er bat diefen Hauptpunft, ber zwiſchen und 
ftreitig war, zurückgeſchoben und einen Nebenpunft in den 
Vordergrund gebracht, auf den ich noch fommen werde, in 
dem cr allerdings auch Unrecht hat. 

Aber ich gehe zunächſt auf den Hauptpunft ein, ben 
er heute offenbar nicht berühren will. Das ift der, daß 
er die Meinung des hohen Hauſes gegen die zu grünbende 
Anftalt hat aufbringen wollen mit der Angabe, daß dieſe 
Anftalt eine Kampfgenoffenichaft fein würde zwiſchen Ber: 
legern und Komponiſten. Er hat diefe Behauptung heute 
zwar nicht wiederholt und iſt auf Seltenwege gegangen; 
aber Herr v. Haſe ſcheint diefe Behauptung noch aufrecht 
erhalten zu wollen in dem Briefe, den ber Herr Ab— 

eorbnete Richter und vorgelefen Hat. Nun, meine 
erren, mir liegen hier Aftenftüde vor mit Erklärungen 
der Betheiligten. Mir liegt hier vor cine gebrudte Er— 
flärung, gerichtet au die deutfchen Mufitverleger, aus dem 
Jahre 1900, unterſchrieben von etwa 19 ber größten 
Muſikalienverlagsfirmen Deutichlands, eine Erklärung, in 
welder diefe Firmen — Breittopf und Härtel ift natür— 
li nicht darunter aus den Gründen, die ich neulich ans 
nebeutet Habe — fid) an ihre Kollegen in den veridhiedenen 
Städten wenden und formell ausiprehen, daß eine voll» 
fommene Ginigung und Berftändigung in allen Punkten 
—— den beiden Parteien, zwiſchen Komponiſten und 
erlegern, geſchaffen ſei 
(hört! hört!), 
und daß fie nun bitten, ihre anderen Kollegen in Deutſch— 
land möchten ſich dieſem ihrem Standpunkte anſchließen. 
Der Aufruf iſt gedruckt und verbreitet. Herr v. Haſe 
ſcheint ihn nicht zu kennen; daß der Herr Abgeordnete 
Richter ihn nicht kennt, kaun ich ihm nicht übeinehmen. 
j (Heiterfeit.) 
Das Refultat diefed Aufruf, meine Herren, ift, daß eine 
fehr große Anzahl von Firmen, nicht erften Ranges — 
denn Die ftanden ſchon unter dem Aufruf —, ſondern 
andere Berlegerfirmen ſich ausdrücklich dem Inhalte bes 
Aufruf3 anfchloffen. Das Berzeihniß dieſer Firmen 
liegt bier bei; es find ungefähr 100 Firmen. Meine 
Herren, id) glaube, wenn aftenmäßig dargethan iſt, 
daß ungefähr 120 Firmen in Deutſchland, darunter bie 
erften Firmen unferes Vaterlandes auf den Standpunkt 
ber beutichen ‚Komponiften fich geftellt haben, dann kann 
man nicht, wie der Herr Abgeordnete Nichter den Verſuch 
gemacht hat, die Anftalt, die die Komponiften gründen 
wollen, als Kampfgenoſſenſchaft zwiſchen Komponiſten 
und Verlegern darſtellen wollen. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Reichstag. 10. Legiel.P. II. Seſſion. 10/1901. 


Das ift dasjenige, was er behauptet. 
dem Rüdzuge und hält biefe Behauptung nicht aufrecht, 
indem er andere Dinge vorfchiebt. In dieſen hat er 
er auch unrecht, und das möchte ich ihm ebenfalls 
arlegen. 
er Herr Abgeordnete Richter ftügt ſich nun, offen: 
bar wieder auf die Autorität des Herrn v. Hafe fußend, 
darauf, daß Herr v. Hafe gar nicht die Abſicht gehabt 
habe, die Komponiften aus der von ihm intendirten 
Tantiemenanftalt zu verdrängen, daß es feine Abſicht ge: 
wefen fei, in diefer Tantiemenanftalt die Komponiſten in 
ganz gleicher Weife mit den Berlegern zur Verwaltung 
beranzulaffen, und daß deshalb meine Darftellung, als 
wenn bie Komponiſten Hier unter bie Botmäßigfeit der 
Verleger kommen follten, eine unrichtige fei. Meine 
Herren, meine Darftellung entipricht nit mur ber Auf: 
faffung der Kompontften, fondern auch ber Anfhauung 
der Verleger, und ich halte fie aufreht. Ich forge 
nicht, daß mir darin widerſprochen wird, wenn ich mid 
in Webereinftimmung erfläre mit ber herrichenden Auf- 
faffung der Verleger: und Komponiftenkreife Deutſchlands. 
Wie liegt diefe Sacher? Ich habe hier das Statut, 
dad Herr dv. Hafe aniheinend Herrn Nichter gegenüber 
berührt, welches die Sakungen enthält ber Anftalten für 
mufitalifches Aufführungsrecht. Darin ift von vier Vor: 
ftandömitgliebern, von denen zwei ben Komponiſten und 
zwei den Berlegern angehören, nichts zu finden. Der 
Borftand befteht aus zehn Mitgliedern, dieſe zehn Mit: 
glieder find zu wählen von zwei Vereinen — id; bitte 
das wohl zu beaditen —, von dem Verein der deutſchen 
Mufitalienhändler, alias Herr v. Hafe, das find bie Ber: 
leger, und von dem beutichen Mufilverein; das find nicht 
etwa bie Fomponiften, fondern diefer Verein ift ein Ge: 
miſch von Komponiften, Verlegern auch anderen Inter— 
efienten. Was aber die Komponiften wollen, das ift 


einfach dies gleichneftellt zu fein mit ben Werlegern. (D) 


Menn in den PRorftand Komponiften gewählt werben 
follen, fo follen diefe nad) den Wünſchen der Komponiften 
auch ausſchließlich aus ihren Kreiſen heraus gemählt 
werben, ebenfo wie bie Vertreter der Verleger, die in den 
Borftand gewählt werben, lediglich burd) den Verband ber 
Berleger gewählt werben. Das fcheint mir ein billiger 
Anfpruch zu fein. Daß diefem Anſpruch nicht Folge ge: 
geben wurde, darin liegt der Keim des Bruches zwiſchen 
den Parteien. Weiter aber: wenn Streitigfeiten unter 
den Mitgliedern der Verwaltung der Anftalt entitehen 
würben, dann follte nach dem Statut des Herm v. Haſe 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorfigenden ent: 
fcheiden. Der Borfigende follte wieder ber Borfigende 
der vom den Berlegern geftellten Abtheilung des Bor: 
ſtandes fein, und der Vorfteher dieſer Abtheilung war 
Herr dv. Hafe. Mit anderen Worten, bei Stimmengleid: 
beit gab in diefer Verwaltung Herr v. Hafe den Ausichlag. 
Das war es, was die Komponiſten ebenfalls als ein Un— 
recht empfanden, nad meiner Meinung mit vollem Nedt. 
Wenn troßdem hier behauptet wird auf die Autorität des 
Herrn dv. Hafe hin, es fei eine zwiſchen Berlegern und 
Komponiften gleich getheilte Verwaltung beabfichtigt ge: 
weien, jo fann, wenn man bie Statuten unvollſtändig dem 
hohen Haufe mittbeilt, diefe Anſchauung vielleicht ent: 
ftehen; im Wahrheit ift fie aber nicht ftihhaltig, und bie 
ganze Welt der deutichen Komponiſten und Verleger, mit 
Ausnahme eines Kleinen Bruchtheild, der Herrn v. Haſe 
folgt, befindet fih auf diefem vom mir vertretenen Stand» 
punkt. Herr v. Hafe hat fih nad) den Anführungen des 
Herrn Richter allerdings auf den Berein der dentichen 
Mufitalienhändler berufen, der 400 Mitglieder zählte — 
indeffen, beachten Sie wohl: der Verein der deutjchen 
Muftlalienhändler, nicht der Mufilalienverleger. Ju 
dem Verein der deutfhen Mufitalienhändler befinden ſich 
342 
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(Dr. Nicberbing. ) 


(A) nicht etwa bloß Verleger, fondern auch ganz andere Leute: 


(B 


—_ 


Kommiffionäre, Agenten und vor allem auch Sortimenter 
in großer Zahl. Wem Herr Nichter ſich darauf beruft, 
daß der Verein der beutichen ge ig a hinter 
Herrn dv. Hafe ftehe, fo hat er recht; aber ber Verein ber 
deutihen Mufifalienhändler repräfentirt nicht die Spiten 
und den eigentlichften Stern des bentichen Verlegerthums. 

Meine Herren, dad genügt wohl zur Nichtigitellung 
ber Ausführungen des Herrn Abgeorbneten Richter, und 
ich meine, dad hohe Haus wird zufrieden fein, wenn ich 
nicht weiter auf dieſe Sache eingebe. Ic halte alles, 
was ich in biefer Beziehung früher gejagt habe, voll: 
fommen aufreht. Ich zweifle nicht, daß die öffentliche 
Meinung in ben mufitalifchen Streifen Deutſchlands auf 
meiner Seite fteht. 

Nun, meine pr fomme ih zur Sache felbft, und 
ba möchte ih doch zunächſt die Frage, um bie es fi 
bier allein handelt, Har ftellen, die frage: was wollen 
wir burd bie - erung ber Frift von 30 auf 
50 Jahre erreihen? Ich habe das ſchon bei ber zweiten 
Berathung hervorgehoben: es handelt fih um nichts 
andere als um bie Entſcheidung, foll fir 20 weitere 
Dahre nad dem Tode des Autors der Grirag jeiner 
Werke, die zur Öffentlichen Aufführung gelangen, feinen 
Erben und Rechtsnachfolgern zu gute fommen ober über- 
gehen an die Theater: und Sonzertunternehmer? 

(Sehr ar] 
Wenn man bier behauptet, daß nah jekigem Nechte 
30 Jahre nad) dem Tode des Autord ein muſikaliſches 
Werk freigegeben werde, fo iſt das ein Ausſpruch, ber 
feicht zu trügerifhen Schlüffen führen kann. Freigegeben 
wird das Werk nit dem deutſchen Volke, fondern den 
Unternehmern von Konzert: und Bühnenveranftaltungen. 

(Sehr richtig!) 
Das deutſche Volk ift nicht weiter daran betheiligt; denn 
es muß, wenn die linternehmer die MWerfe in die Hand 
befonmmen haben und aufführen, an biefe Unternehmer 
gerade benfelben Preis bezahlen vor der jogenannten 
Freigabe und nachher. 

(Sehr richtig!) 
Die Dinge ftehen fo: will ber Reichstag ald Vertreter 
bes beutichen Wolfe es Lieber fehen, daß noch weitere 
20 Jahre der Ertrag aus ber Aufführung muſikaliſcher 
und literariiher Werke den Autoren zufällt, die doch das 
Berbienft an der Schöpfung ber Werte haben, oder ben 
Unternehmern von Theater: und Stonzertaufführungen, 
bie gar fein Verbienft an den Werken jelbft haben, ſondern 
nur an en bie ihnen obendrein Gelb ein: 
bringen? Das ift die ganze Frage. 

(Zebhafte Zuftimmung.) 

Ich bedauere, daß ich nicht in der Lage bin, ein 
größeres Material über das Schidial muſikaliſcher Werte 
im Verlaufe der erften 50 Jahre nad) dem Tode bed 
Autors, dem hohen Haufe vorzuführen. Ich bin hierin 
nicht ſachverſtändig, würde auch dem hohen Haufe nicht 
aumuthen fönnen, weit in biefe Dinge hineinzufteigen. 
Ich muß auch offen jagen: ih habe nicht erwartet, daß 
ein To heftiger MWiderftand gegen biefen nach meiner 
Meinung durchaus billigen Vorſchlag ſich erheben würde. 

Und es ift nidt nur ein billiger Vorfchlag gegenüber 
den Autoren, fondern ein Vorſchlag, der auch im Intereſſe 
unferer mufifaliihen Entwidlung liegt. Welden mufifa- 
liſchen Werfen wird denn dur Verlängerung der Schuß: 
frift von 30 auf 50 Jahre gedient? Der leichten Mufit 
nicht! Die fünnte auch mit 10 Jahren ausfommen, bie 
verſchwindet ja fhon nad wenigen Fahren, und anderes 
tritt an ihrer Stelle. Aber während bie leichte Mufit 
rajc ’ zu Erfolgen gelangt, haben bie verdienten Kom— 
poniften, welde unferem Wolfe dauernde Werte ernten 
Gehaltes ſchaffen, nicht felten mit Noth und mit ber Zeit 





zu kämpfen, bis fie mit ihren Arbeiten durchdringen. 
haben vom der eriten Zeit des Schutes fehr wenig. Für 
fie fol gelorgt werden durch Verlängerung der Schuß 
frift um 20 Jahre. Wenn Sie das thun, werben Sie 
unferer ernften Muſik zu Hilfe fommen, fie im Kampf 
um den Grfolg halten, der übrigen Mufit aber nicht 
ihaben. Iſt das nicht der Mühe mwerth? 
(Sehr gut!) 

Herr Richter ift dann gefommen auf einige Ein: 
wenbungen, die ſchon in zweiter Leſung gemacht wurden, 
theild von ihm, theild von anderen Neduern. Gr fragte, 
wo benn 30 sjahre nad; dem Tode bed Autord ihre 
Wittwen und Waifen wären, wer die dann noch ermitteln 
wolle u. f. w. Ja, id könnte ihm entgegenhalten: nad) 
20 bis 30 Jahren ift das doch ungefähr ebenfo ſchwierig 
wie fpäter. Wenn die Welt es jekt fertig bringt, bie 
Berechtigten zu ermitteln nad) 29 Jahren, danı wird fie 
ed ebenfo gut fünnen nah 49. Menn im der gattzen 
romanifchen Kulturwelt Europas es möglich if, Die bes 
rechtigten Intereffenten noch nad mehr als 30 Jahren 
zu ihrem Recht fommen zu laffen, dann wird es in 
Deutſchland bei unferen fo viel georbneteren Berhältniffen 


erft recht möglich fein. 

Es wird eingewenbet: ben Bortheil haben bloß bie 
Verleger, nicht die Autoren. Dann fhaffen Sie doch 
lieber das ganze Urheberrecht ab! Zu dem Schluß 


müßten Sie dann doch fommen, wäre ber Ginwand 


richtig. 
(Sehr gut!) 

Aber alle diefe Einwendungen erinnern mid an bie 

Zeit der eriten Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts, als 
es fih unter Preußens Führung darum handelte, bie 
Schutzfriſt bis auf 30 Jahre zu erhöhen, und als fi 
alle8 in Deutjchland, was mit MHeinlichen und klein— 
ftaatlichen Anfhauungen rechnete, gegen diefe Verlängerung 
der Schupfrift fir die literarifhen und mufifalifchen Werke 
ins Zeug legte. Da wurden ganz diefelben Gründe vor— 
gerad, und es muthet einem fonderbar an, daß jetzt 
eim Anfang de3 20. Jahrhunderts Gründe wiederholt 
werden, die damals jo lange die Entwidelung aufgehalten 
haben. Die größere und meitjichtigere Auffaffung ber 
preußifchen Regierung bat fie damals überwunden, ob— 
wohl die übrigen beutfhen Staaten auf die weitere 
Schußfrift zuerft nicht eingehen wollten. Die Gründe bed 
Herrn Abgeordneten Richter find die Gründe, die ſchon 
dbamald überwunden worden find, und went fie jegt 
wieber vorgebradht werben, fo gehören fie — verzeihen Sie 
mir den Ausdruck — längft der Rumpelfammer der Ge- 
ſchichte unferes deutihen Urheberſchutzes an. 

Nun hat mir der Herr Abgeordnete Richter vor: 
gehalten, es ſei nicht einmal möglich, die Trennung von 
Aufführungd: und Verlagsrecht durdzuführen, die Un— 
möglichkeit fei im Verein der beutfchen Mufitalienhändler 
anerfannt worden. Das ift natürlich eine Nachricht des 
Herrn v. Hafe, und dba Herr v Hafe dieſer Anficht ift, To 
wird wohl aud der Verein deutſcher Mufikalienhändler 
berfelben folgen. Aber wir haben doh auch Sadjvers 
ftändige darüber gehört, die auch darüber uriheilen können, 
und feiner von dieſen hat nad diefer Richtung einen 
Einwand gemadht. Diefe Autoritäten darf ich doch ber 
Autorität des Herrn Abgeordneten Richter wohl entgegen: 
ftellen. Wir haben mufifaliiche Sachverſtändige aus allen 
Streifen, aus den Streifen des Gefangwefens, der Konzerte, 
ber Oper u. ſ. w. gehört. Bon feiner Seite find uns 
foldhe Einwendungen gemacht worden, wie fie jeßt bier 
borgebradht werben, und ich glaube, darauf geftügt, können 
wir mit gutem Muthe auf dem Vorſchlage, den wir 
Ahnen gemadjt haben, beftehen. Ich kann nur fagen, bie 
Einwendungen, die Herr Richter hier vorgebradht hat, 
entipringen veralteten Anſchauungen. Sie aber, meine 


Sie (0) 


(D) 


(B) länder jegt fommen und 
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(A) Herren, werben, wenn Sie den Vorſchlag der Verlängerung 


der Schußfrift annehmen, feinem zum *5 handeln, 
aber zum Vortheil und im Inlereſſe vieler deutſcher 
Komponiften, die ed Ihnen danken werden. 
(Zebhaftes Bravo.) 
Be men: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dietz. 
ieh, Abgeordneter: Meine Herren, die Verlängerung 
ber Schußfrift von 30 auf 50 Jahre ift eigentlih eine 
ausländiiche Pflanze. In den romanischen Ländern eriftirt 
fie; alfo die ausländiſchen Autoren haben ein nicht um: 
weſentliches Intereffe daran, den Schuß, den fie bei ſich 
zu Haufe haben, aud in Deutſchland zu genießen. Die 
franzöſiſche Geſellſchaft fteht in einem gewiffen Zufammen- 
u. mit der hier projektirten, und daher ift ber Wunſch, das 
Gleiche in Deutihland auszuführen, was bereitö Belgien, 
Frankreich, Jtalien, Spanien und aud; Ungarn befigen, er: 
tlärlid. In Oeſterreich 3. B. ift heute die Schugfrift eine 
30 jährige. In den betheiligten Streifen fieht man mit 
Spannung auf Deutihland, um dann aud dort bie 
bOjährige Schußfrift einzuführen, wenn fie bei uns be- 
ſchloſſen werden ſollte. Wenn wir und aber uniere 
deutſchen Verhältniſſe anfehen und anbererfeit3 bie fran- 
zöfifhen und italienifchen, jo müfen wir jagen, daß auf 
dem mufifalifchen Gebiete Deutihland immer Geber ift, 
während im Auslande und wenig zu theil wird. Sie brauchen 
ſich nur die Repertoire unferer großen Theater anzufehen, da 
werden Sie zahllofe franzöftiche und italienische Opern finden, 
bie hier aufgeführt werden und tantientenpflictig find. 
Schen Sie fih dagegen einmal die Repertoire ber fran- 
zöſiſchen und italieniichen Theater an, jo werben Sie 
finden, daß deutſche Opern dort felten aufgeführt werben. 
Die Ausbeute, die die deutfchen Komponiſten in jenen 
Ländern haben, ift außerorbentli gering, dagegen bie 
Ausbeute ber franzöfiihen und italienifhen Komponiſten 
in Deutihland eine ganz erhebliche. Wenn die Aus: 
es wäre uns jehr ans 
genehm, auf dieſem Wege nody eine 20jährige Ber: 
längerung aud für Deutſchland zu haben, dann, glaube 
ich, iſt das fehr verftändlid und vom Stanbpunft biefer 
Herren auch begreiflid). 

In Italien 3. ©. ift die Schußfrift noch anders ge: 
regelt, da endigt fie mit dem 80. Jahre nad der eg 
fation des betreffenden Muſilwerls. Wenn Derbi, ber 
unlängft veritorbene Komponift, ein Wert mit 20 Jahren 
fomponirt hat, jo wird dieſes Werk, vom Tode des Ber: 
fafferd gerechnet, in 20 Jahren gemeinfrei; ein Stüd, 
welches er mit 30 Jahren fommponirt hat, wird iu 
80 Jahren gemeinfrei, und dasjenige, das er in jeinem 
Tobedjahre fomponirt hat, wird in 80 Jahren erft 
gemeinfrei. Sind das nun BVerhältniffe, die erftrebens- 
werih find? Mie heute bie Dinge liegen, ift ein deutſcher 
Komponijt felten in der Lage, einen Nuten im Auslande 
einzuheimjen, weil die Werte, die in Deutſchland kompo— 
nirt find, in jenen — Ich — aufgeführt werden. 

uruf. 
— England, das will ich zugeben; aber hier herrſcht wie in 
Deutſchland eine 30jährige Schutzfriſt, das iſt alſo etwas 
ganz anderes. 

Nun iſt vorhin von dem Herrn Staatsſekretär an— 
eführt worden, daß alle Sachverſtändigen gehört worden 
nd. Der Herr Staatsſekretär hat aber unterlaſſen, einen 

Sachverſtändigen anzuführen, der für Deutſchland, be— 
fonderö aber Sir Preußen eine jehr große Bedeutung hat. 

Am 16. und 17. Oktober 1899 har eine Verhandlung 
ftattgefunden des außerordentlichen Ausihufles des Börſen— 
vereind für das Urheber- und Verlagsrecht. Daran 
haben theilgenommen eine Neihe der erften Firmen— 
träger bed Verlagsbuchhandels und des Muſikalien— 
handels, und unter anderen aud) der Vorſitzende des 
Königlich preußiſchen literarifd,en und mufitaliihen Sad): 
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verftändigenvereingd, Herr Geheimer Regierungsrath Dr. 0) 


Daude in Berlin. Nachdem der Borfigende des Aus— 
Ihuffes anführte, daß „er glaube, daß die Herren Mufi- 
falienhändler um beswillen in bem Geſetz fo außer: 
orbentlih viel erreicht haben, weil die Herren, die es 
gemacht haben, vom Mufifalienhandel nichts verftehen“, 
antwortet der Herr Geheimrath Daube: 
Ih will hervorheben, daß der preußiſche lite: 
rarifchemufitaliihe Sahverftändigenverein, in dem 
bedeutende Juriften und Schriftfteller vertreten 
find, mit aller Energie die Gleichftellung ber 
MWerfe der Literatur mit den Werfen der Ton: 
funft verlangt hat. Im Prinzip ift der literariſche 
und mufitaliihe Sadverftändigenverein mit der 
30 jährigen S ugfrift — zufrieden. 
(Hört! hört! 


Wenn aber dieſe Frift, über welche niemals Klagen 

erhoben worden find, einmal aufgegeben werden 

fol, dann will der Sachverſtändigenverein dieſelbe 

Schutzfriſt für alle Geiftederzeugniffe verlangen. 
er 


(Hört! Hört!) 
Die Verſchiedenheit der Schußfrift führt zu großen 
praftifchen a 
Dann fügt er am Schluß jeiner Ausführungen noch 


hinzu 
Mit 30 Jahren find wir aber auch zufrieden: 
das tit ber Wunfd des Preußtichen Litterariichen 
und Mufitaliihen Sachverftändigenvereind! 

Ich glaube, das ift ein Zeugniß, welches ganz ein: 
wanbdfrei ift. Bon ber Negierung haben wir mun nicht 
gehört, dab auch andre abweidhende Meinungen refpeltirt 
worden find. 

Nun Hat biefer ſelbe Ausſchuß gleihfalld eine 
Refolution angenommen — wenn ich nicht irre, hat 
einer der Theilnehmer an dieſem Ausſchuß, berfbefannte 


Mufitalienverleger Dr. Streder in Mainz, der Verleger (D) 


der Wagnerſchen Werke, gleihfald für die Nejolution 
geftimmt. In der Nefolution, die diefer Ausihuß an— 
genommen hat, und zwar einftimmig, heißt e8: 

In Bezug auf die BOjährige oder 5Ojährige 
Schutzfriſt war der Ausſchuß der einftinmmigen 
Anficht, dab für Werke des Buchhandels unbedingt 
an der 30jährigen Schußfrift feſtzuhalten fei, und 
aud in bem Falle, wenn es für den Mufilalien: 
handel bei der 5Ojährigen Schußfrift verbleiben 
wird. Bei diefem einftimmigen Beſchluß iſt her: 
vorgehoben worden, daß nad den jeitherigen 
Erfahrungen des Buchhandel die Zeit eines 
Lebendalters feit dem Tode des Urhebers für die 
wirtbihaftlihe Nugung zu Gunften der Erben 
volllommen ausreiche, dab e3 aber für die Kultur: 
intereffen ber Nation durchaus wünſchenswerth 
fei, wenn nad 30 Jahren das Urheberrecht 
dahinfalle. 

Der Buchhandel iſt nach ſeinen Erfahrungen 
der Ueberzeugung, daß es ein vollkommener Irr— 
thum der riftſtellerwelt iſt, wenn angenommen 
wird, daß eine erheblich größere wirthſchaftliche 
Nutzung — jehr wenige Ausnahmefälle abgerechnet 
— für den Verfaſſer entftehen würde, wenn die 
Schusfrift auf 50 Jahre ausgedehnt würde, und 
man war babon überzeugt, daß gerade ber 
blühende Zuftand des Buchgewerbes und ber hohe 
KHulturftand der Nation auf der jeitherigen 
Schutzfriſt von 30 Jahren mit berube. 

Daraud können Sie erjehen, daß zwei ganz wichtige 

SInftitutionen, der Königlich preußiſche Sachverſtändigen— 

verein für Literatur und Mufit und der Börjenderein, 

worin auch die Mufitalienhändler vertreten find, ſich für 

die 30jährige Schußfrift ausfprehen. Das find Eaifiiche 
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(A) Zeugen, bie für Diejenigen Herren, welde es bei ber 


30jährigen Schutzfriſt belaffen wollen, von ausſchlag— 
gebender Wirkung find. 

Was nun Rihard Wagner betrifft und den Einfluß 
feiner Familie auf die in bad Gefeg aufgenommene 
50jährige Schuäfrift, jo muß ich Jagen, daß ich recht gern 
daran glaube, dab weber der Herr Staatöfelretär Dr. 
Nieberding noch der Herr Reichskanzler irgendwie etwas 
mit diefen Leuten zu thun gehabt hat. Das verfteht ſich 
ganz von jelbit, ift auch nie behauptet worden; aber troß- 
dem muß ich jagen, daß in Deutichland die Spagen es 
von den Dächern gepfiffen haben, daß die (Familie Wagner 
fräftig gerng auf die deutſche Reichsgeſetzgebung eingewirlt 
habe, um die SOjährige Schutzfriſt zu erzielen. Ich er 
innere an einen Artitel inı amtlichen Theil des „Börfen- 
blattö für den deutſchen Buchhandel” in Nr. 168 vom 
22. Juli 1899, wo es heißt: 

Auch eine nicht allzu ftrenge Kritik wirb ber An— 
fit fein müflen, daß bie Motivirung der 
50jährigen Schutzfriſt doch eine überaus anfecht- 
bare und widerſpruchsvolle if. Unwillkürlich 
drängt fi dem Leſer dieſer Sätze die Ber: 
muthung auf, daß deren Berfafler fid) durch bie 
Rüdfihtnahme auf die Schidjale Richard Wagners 
und feiner Schöpfungen habe beftimmen laſſen. 

Diefer Artikel im amtlichen Theile des Blattes ift 
unwiderſprochen geblieben; nirgenb3 hat man irgend etwas 
gelefen, was fi gegen diefe Meinung gewendet hätte. 
Da wäre ed jehr angebradt geweſen, wenn feinerzeit 
ihon die Regierung Veranlaffung genommen hätte, fie zu 
zerftreuen. 

Aber ed geht noch weiter! In ber bereit erwähnten 
Ausihußfigung, welche bie beiden Gefegentwürfe zu be- 
autadhten hatte, hat der von mir genannte Verleger der 
Wagneropern, Herr Dr. Streder, Folgendes in Bezug 


(B) auf die 5Ojährige Schupfrift ausgeführt: 


Die Mufif Hat eine Weltſprache und die 
zivilifirten Staaten haben diefen längeren Schutz. 

Ih Habe mit Hfterreihiihen Herren darüber 
geiproden, die fagen: wir hoffen, daß das deutjche 
Geſetz die 50 Jahre bewilligt, damit wir bei 
unferer Regierung uns bemühen können, um fie 
auch zu erhalten. 

Und dann führt Herr Dr. Streder Folgendes an: 

ihard Wagner hat bis zum Jahre 1893, 
10 Yahre nad) feinem Tode, e8 nicht erreichen 
fönnen, dab ein Werk von ihm in frankreich 
aufgeführt wurde. Gr wäre aljo im ganzen 
genommen nur 20 Jahre in Frankreich geſchützt. 
Das ift ein großer Verluſt für Autor und Ber: 
leger, und wie es bei Wagner ift, fo ift es bei 
vielen anderen auch. Hätten wir bie gleiche 
Schutzfriſt wie Frankreich, ſo würden unfere 
Autoren dort auch 50 Jahre geſchützt ſein. Ich 
fann nicht umhin, den Herren dringend zu 
empfehlen: ſeien Sie nicht ſo ängſtlich mit den 
50 Jahren bezüglich der Literatur. Der Muſik— 
handel hat einen ganz anderen Standpunft und 
darf die Musnahmeltellung, die ihm die Reichs— 
regierung auf dringenden Wunfch gewähren will, 
mit Recht für fih in Anſpruch nehmen. 

Daraus geht doch ganz klar hervor, daß ber Urſprung 
der 5Ojährigen Friſt heute nicht ganz aufgehellt worden 
it. Der Herr Abgeordnete Richter hat uns vorhin einen 
längeren Bortrag darüber gehalten, und es will mir 
ſcheinen, als wenn er in jehr vielen Bunkten recht gehabt 
hat. Zwiſchen diefen Verhandlungen und der Bublizirung 
des Gefegentwurfs ift eine geraume Zeit verfloffen, und 
ſchließlich hat diejenige Strömung die Oberhand behalten, 
die fir die 60jährige Schufrift eintrat. 


Es ift nicht richtig, wenn man fagt, daß nur bie (O) 


Theaterdireftoren und die Konzertunternehmer bei einer 
kürzeren Schußfrift den Nugen allein Davon haben. Wenn 
wir die Statiftit daraufhin anfehen, fo finden wir, baß 
bie a lligeung der gemeinfreien Werke heute eine erheblich 
große ift. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Es ift kaum denkbar, meine Herren, daß bie Aufführungen 
bon gefhügten Werfen einen ftärferen Eingang finden. 
Sie fünnen ihn deswegen nicht finden, weil Die Honorare 
für dad Aufführungdreht immerhin eine nicht unmejent« 
liche Rolle jpielen. Je mehr wir gemeinfreie Werke haben, 
um fo mehr werben die Thealerdireftoren und die Konzert: 
unternehmer fie aufführen; je größer die Schusfrift ift, 
um fo weniger werden geſchützte Werke dem Publikum 
vorgeführt werben. Und das gereidht dem Kunſtleben und 
der Nation zum Schaben. Bezüglid der Wagnerſchen 
Kompofitionen Liegt es allerdings anders. Wagner tft 
eben Modefomponift —— Es kann heute kaum ein 
Theaterdirektor ohne ihn auskommen. Aber das gilt faſt 
allein von ihm. Um fo weniger haben wir daher Ver— 
anlaffung, die Schutzfriſt auf 50 Jahre zu verlängern. 

Mir können Sie nur dringend bitten: Ichnen Sie die 
50 Jahre ab, und laſſen Sie es bei den 30 Jahren, wie 
wir fie biöher gehabt haben, bewenden. Meine Partei— 
genoffen find entichloffen, wenn die 50 Jahre in das Geſetz 
wieder hineingenommen werden follten, gegen das Geſetz 
zu flimmen. Andernfald würden wir das Urheberrecht 
annehmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege Belgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Traeger. 

Zraeger, Abgeordneter: Sehr treffend hat nad 
meiner Anſicht in der Generalbebatte der dritten Leſung 
der Herr Abgeorbnete Dr. Dertel diefe Vorlage und ihre 


Entſtehung charakteriſirt. Es handelt fid hier in der (D) 


That um ein Kompromiß zwiſchen den beiden An— 
ihanungen, die heute noch über das geiftige Eigenthum 
berrihen und die nicht vollftändig auszuföhnen waren. 
Hier ift der legte Streitpunft und einer ber widhtigften, 
was ſchon daraus erfihtlih ift, daß er fein Vorſchlag 
der Kommilfion, fondern die urſprüngliche Vorlage der 
Regierung ift. 

Nun, meine Herren, möchte ich die beiben Ans 
fhauungen ald Ausdehner und Beſchränker bezeichnen, 
und der Herr Abgeordnete Dr. Dertel hat jchon darauf 
hingewiefen, daß die Ausbehner, das heißt biejenigen, bie 
noch einen weitergehenderen Schuß des geiltigen Eigen— 
thums für wünſchenswerth und nothwendig halten, hier 
nachgegeben haben; er ſelbſt hat ja gemeint, daß er viel 
weiter gehen möchte nad) feiner Meberzeugung, als hier 
gegangen iſt. 

Nun iſt der Kampf von Seiten der Einſchränker mit 
beſonderer Heftigkeit geführt worden, und es find in allen 
diefen Kämpfen Schlagworte hineingeworfen worden, Die 
heute noch wiedertönen. Wir haben gehört, dab man die 
Ausdehner mit einem Ninge vergleicht, dab man fie 
fogar Mufitagrarier genannt hat. Nun fühle ih mid 
dadurd nicht verlegt, ich wäre fogar nicht abgeneigt, ber 
freundlichen Aufforderung des Herrn Dr. Dertel darin 
eine Ehrenbezeugung zu erbliden, Folge zu geben 

(ehr gut! rechts), 
wenn ich mich nicht überzeugt hätte, daß bie von den 
Gegnern gegen und als Vorwurf gebraud;t worden ift. 
Man will uns vorwerfen auf dieſem Gebiete, was man 
ben Agrariern und Ningbildungen auf anderen Gebieten 
ei Ob mit Nedt oder mit Unrecht, laſſe ich dahin 
geitellt; ich habe weder Neigung nod den Beruf, das 
heute zu enticheiden; ich Lonftatire mur bie Thatſache. 
Man wirft alfo den Ningbildern und den Agrariern bor, 











( Trarger.) 


(4) daß fie Sonderintereffen zuliebe die Allgemeinheit ſchä— 


digen, daß fie Gegenftände des nothwendigen Gebraudes 
h ber Preiöbildung in der ungeredtfertigtften Weife ver: 
euern. 

Nun, wo liegt denn hier das Analogon? Wollen 
wir die Muſik vertheuern? Nein! Hat denn jemand von 
den Agrariern, von den Ringbildern verlangt, daß ſie 
gewiſſen Kreiſen der Bevölkerung ihre Produktion ganz 
umſonſt liefern? Oder bat jemand von den Ritterguts— 
befigeru verlangt, dab fie 30 Jahre nad ihrem Tode 
ihr Rittergut an die Allgemeinheit ausliefern follen? 
Gewiß nicht. Alfo meine id, man fünnte unfere Gegner 
viel eher und mit größeren Recht al3 und Muſikagrarier, 
Nufiftommuniften nennen 

(ehr gut!), 
weil fie das geiftige Eigenthum der Komponiſten für bie 
Kommune, für die Allgemeinheit beanfpruchen. 

(Sehr gut!) 
Ih will damit niemand verlegen, fondern mich nur auf 
den wirthichaftlichen Standpunkt ftellen, der nad) ber 
Meinung meined verehrten Freundes Nichter der einzig 
rihtige oder wenigſtens der hauptſächlichſte if. Nun 
fenne ih aber auch einen wirthſchaftlichen Standpunkt, 
den ich für volllommen berechtigt erachte, nämlich den, 
daß man jedermann die Berwerthung feines Produktes 
ermöglicht und ihn darin nicht unzuläffigerweife be: 
ſchränkt, und von dieſem Standpunkte aus bin ich alfo 
für die Ausdehnung auch des Urheberrechtes. 

Worum handelt es fid) denn hier? Es handelt fid) 
bier um die Ausdehnung der Schußfriit nad) dem Tode 
der geiftigen lrheber nit etwa im allgemeinen, wicht 
in Bezug auf alle ihre Werke, fondern lediglich auf die 
dramatiſchen Werte und die zur öffentlichen Aufführung 
geeigneten Tonwerke, und bier foll der Schuß nur ver— 
längert werben für die öffentliche Aufführung diefer Pro: 
(B) duftionen, alfo für einen ganz bejonderen und befchränften 

Theil des Urheberrechts, der ınit den übrigen gar nichts 
zu thun hat. Es ift bei Berathung dieſes Paragraphen 
immer nur vorwiegend bon ben Stomponiften geiproden 
worden; die Mufifer find num einmal die Simbdenböde 
biefer Vorlage. Nein, ebenjo wichtig ift es bezüglich ber 
dramatiichen Autoren. Es ift gar nicht umintereffant, 
einmal die Geichichte der Betheiligung des Urhebers an 
den Erträgniffen von Aufführungen feiner Werfe zu ver: 
folgen. Da muß man denn anerkennen, daß in biefer 
Beziehung Frankreich wirflicd an der Spitze der Zibiliſation 
marfchirt ift. Bereits im Jahre 1791 wurde in Frank: 
rei ein Geſetz gegeben, welches den dramatiſchen Autoren, 
gleichgiltig, ob ihre Werke gebrudt waren oder nid, 
einen Theil der Erträgniffe fiherte. Deutſchland hat ſich 
lange befonnen. In Preußen wurde im Jahre 1837 ein 
Schutz gewährt für ungedrudte dramatiſche Werke, der 
aber nicht ſehr wirkfam war, und 1841 entſchloß ſich der 
damalige Bundestag, dem löblichen Beifpiele Preußens 
zu folgen und ein Geile zum Schuße der dramatifchen 
Autoren zu erlaffen. Dann waren ed nun — und bad 
ift fehr bezeichnend — zwei hodhverdiente, noch heute im 
beiten Anfehen stehende Theaterleiter, die Hoftheater— 
intendanten Küſtner in Berlin und Holbein in Wien, 
die übereinfamen, daß von jeder Morftellung einen 
Theil des Grtraged, wie wir alſo jagen, eine 
Tantieme, der Autor erhalte. Dann fam in Preußen 
das Schußgefet von 1854, das zum erjten Male eine 
Schutzfrift nah dem Tode gewährte, die aber mur 
10 Jahre dauerte und davon abhing, daß der betreffende 
Autor auf dem Titelblatt feines Werkes fih und feinen 
Erben einen entiprehenden Vorbehalt gemacht hatte. 
Das wurde aufgebehnt im Jahre 1857 vom Bundestag, 
und nachher kam die Gejeggebung von 1870. Sie muß 
alfo doch aud die Nothiwendigkeit anerfaunt Haben, dieſe 


2501 








ehnjährige Schußfrift auf 30 Jahre zu verlängern. Nun (0) 
dat und die Regierung vorgeihlagen, und bie Kommiffion 
hat dieſen Vorſchlag afzeptirt, dieſe Schukfrift auf 
50 Jahre auszubehnen. Warum? Die Gründe hat der 
Herr Staatöfefretär Nieberding in einer ausgezeichneten 
Nede am 19, April d. I. fo Har und erfchöpfend dar— 
gelegt, daß eigentlid) außerorbentlih wenig in diefer Ber 
siehung zu fagen übrigbleibt. Allerdings haben aud 
internationale Rückſichten dabei eine gewiffe Rolle ge- 
fpielt. Wir find von Nationen umgeben, welche faft alle 
längere Schugfriften haben, die meiften die fünfzigjährige, 
und e3 ift bei dem lebhaften Austauſch der Literaturen, 
ber gegenwärtig herricht, außerordentlih wünſcheuswerth, 
ja nothwendig, aud in diefer Beziehung eine allgemeine 
Gleichheit zu jchaffen. Ein anderer Grund ift der, daß 
die gegenwärtige breißigjährige Schußfrift nit lang 
genug iſt. Ih würbe fein Bedenken tragen, aud) der 
adıtzigjährigen ſpaniſchen Schußfrift — — ja, 
ih würde es für vollkommen gerechtfertigt und dem Be— 
griffe des geiſtigen Eigenthums entſprechend halten, wenn 
uberhaupt von einem derartigen Heimfallsrecht der All: 
gemeinheit feine Rede wäre. Dieſes Heimfalldreht wird 
mit ſehr ſchönen Worten, die aber im Grunde nichts 
weiter als hohle, Elingende Phraſen find, gerechtfertigt. 
Alle Beſchränkungen, welche den Autoren in dieſer Be: 
ziehung auferlegt werden, werden im Namen der Allge- 
meinheit gefordert. Nun haben wir ja gefehen, wie diefe 
Allgemeinheit repräfentirt wird, bald durch die Fabritanten 
muſikaliſcher Inftrumente, bald durch Geſang- und Mufit- 
bereine und hier in unferem Falle durch befondere Berfonen, 
wie ich nachher auseinanderzufegen mir erlauben werde. 

Man hat auch geiagt, es werben ja nur wenige 
Autoren fein, deren Erben davou Gebrauh machen 
fönnen, weil die meiften derartigen Werte wie Eintags— 
fliegen nach fürzerer, meift nad) jehr = Dauer wieber 
vergeben. Das kann dody fein Grund fe 
längerung der Schugfrift abzulehnen. Ob das Bielen 
oder Wenigen zu gute fommt, das Prinzip muß doch 
gewahrt werben. Ih made Sie darauf aufmerffam, 
daß e3 ja aud) beim förperlihen Eigenthum Gegenftände 
giebt, bie ihren Werth und ihre Nußung fehr bald ver- 
lieren. Wollen Sie etwa mit Rüdfiht darauf aud eine 
befondere Geſetzgebung rechtfertigen? 

Was ift denn nun der Genuß ber Erben ber 
Autoren? Es ift ein Ausfluß des Erbrechts, und alle 
Ausstellungen, die 3. B. mein verehrter freund Richter 
bei diefem Bunkte gemacht hat, könnte man mit demfelben 
Recht gegen das Erbredht überhaupt mahen. Wenn Sie 
nur. demjenigen ein Erbrecht zugeitehen wollen, die in 
der Nothlage find, da3 zu gebrauchen, was der Erblafier 
binterläßt, dann ſchaffen Sie doch einfach dad Erbrecht 
ab und laffen im befonderen Fällen Gnade walten! Das 
Erbrecht ift mur die Fortſetzung ber Perfönlichkeit des 
Erblaſſers, und diefe vermögensrechtliche Perſönlichkeit des 
Erblaſſers ſoll fi beim geiftigen Gigenthum ebenſo 
präjentiren wie beim förperlihen. Die Erfahrung Iehrt — 
und ich könnte Ihnen viele Beifpiele der Art auführen —, 
daß es auch wirflih Wittwen und Waiſen waren, denen 
dieſer Ertrag zu gute gekommen iſt, und die es ſehr wohl 
hätten vertragen können, wenn er ihnen noch 20 Jahre 
länger zu gute gefommen wäre Ich erinnere Sie an 
Lorging. Ich glaube, mein verehrter Freund Richter hat 
nicht ganz forreft zitirt. Lortzing ift 1851 geitorben. 
Obgleich feine Opern ſchon bei feinen Lebzeiten eine 
außerordentlihe Beliebtheit und Popularität errangen, 
ging es ihm dod immer fchleht, aus dem einfachen 
Grunde, weil damals das geiltige Eigenthum, das Auf— 
führungsrecht den Autoren gegenüber nicht in der heute 
üblihen Weife gewahrt wurde. 1851 ift er geftorben, 
1871 fam das Geſetz, das auch feinen Erben Tantieme 


n, bier bie Ver- (D) 
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(A) zubilligte, bie ſchon nad zehnjährigem Genuß aufhörte. 


Meine Herren, auf Lorkingd Grab fteht die berühmte 
Grabſchrift, die alfo lautet: 

Deutſch war jein Lieb und beutich fein Leib, 

Sein Leben Kampf mit Noth und Neid. 
Unter dem deutſchen Leid ift bamald an den Zuftand ip 
dadıt worden, ber zu jener Zeit in Deutſchland ziemlich 
allgemein war, daß man nämlidh den Schmadtriemen für 
bie Nationaltradht der geiftig Produzirenden hielt, und 
daß es gewiffermaßen zur poetifhen Verklärung gehörte, 
baß diejenigen, bie geiftig probuzirten, von dem irbiichen 
Bebürfniffen fo viel ald möglich losgelöft waren. Zum 
Glüd hat fih das heute geändert; der Schmadtriemen 
ift erweitert worben, und man follte jedem Beftreben, ihn 
wieder enger zu ſchnallen, entgegentreten. 

Nun ift von ben Verfehtern der 5Ojährigen Schub: 
frift betont und auseinandergejegt worden, daß vielfah 
erft nad dem Tode eine Gefhmadsrichtung fomme, welche 
an den betreffenden Werten ſich ergögt. Es find in biefer 
Beziehung fehr viele Beifpiele angeführt worden. Ich 
fann Ihnen noch einige anführen. Auf muſikaliſchem 
Gebiete ift Ihnen Nicolai vorgeführt worden, der Kom— 
ponift einer unferer populäriten Opern, der furz nad der 
Aufführung ſtarb. Meine Herren, denken Sie an eine 
Oper, bie fich feit einigen Jahren die Melt erobert hat, 
und deren Reiz nod) lange fortleben wird, das ift Bizets 
„Garmen*. Ia, meine Herren, als die Oper zum erften 
Male aufgeführt wurde, fiel fie durch und erit lange Jahre 
nad dem Zode des FHomponiften wurde fie wieder auf: 
geführt und geht heute im Zriumphzug durch bie ganze 
Belt. Denken Sie unter dem Dramatifern an unjeren 
Stlaffifer Kleiſt, der erft lange nad feinem Tode auf dem 
Theater zur Geltung fam; denfen Sie an Grillparzer, von 
bem bie meiften Werte ſpurlos vorübergingen, namentlich 
nicht aus Oeſterreich nad) Deutichland gelangten, und daß 


(B) auf dem Theater fein heute vielleicht wirfjanfte3 Drama, 


bie „Jüdin von Toledo“, etwa erft 20 Jahre nad) feinem 
Tode zum eriten Male aufgeführt worben ift. 
eine Herren, das find doch alles Zuftände, die bie 
Verlängerung der Schußfrift, wenn auch nicht gerade noth— 
wendig in Ihren Augen erfcheinen laffen, aber doch im 
höchſten Grabe rechtfertigen. 
Und wem fommt benn nun, meine Serren, bie Be— 
ung bei bem gegenwärtigen Zuftande zu gute? Der 
Ugemeinheit, beit eö! Um bie Allgemeinheit ald Erbin 
und Miteigenthümerin bes geiftigen Eigenthums zu recht: 
fertigen, braucht man ein wunderſchönes Wort, man jagt 
nämlich: der ſchaffende Dichter, der ſchaffende Komponiſt 
erhält fo viel Anregung aus feinem Volle heraus, daß er 
nothwendig verpflichtet ift, feinen Theil dem Wolfe jo bald 
ald möglid wieder zurüdzugeben. Meine Herren, befindet 
fi) denn der dramatiihe Dichter, befindet fi) denn ber 
Komponift in einer andern Lage als jeder unter und? 
Jeder Menſch, er mag eine Stellung und einen Beruf 
haben, wie er wolle, ift zum Theil cin Produkt ber 
Bildung, bie anfgeipeichert vor ihm liegt, ift ein Probuft 
der Zuftände, die vor ihm andere geihaffen haben Uber 
haben Sie denn jemald eine ſolche Abgabe von anderen 
für bie Allgemeinheit gefordert? Daun, meine Herren, 
find e3 gerade die Dichter und bie Komponiſten wiederum 
bie vielfach ihrer Zeit vorausgehen, die im Gegenjaß zu 
ihrer Zeit ſchaffen und wirfen, deren Schöpfungen, deren 
Gedanken nachher zur Geltung kommen, daß fie alfo nicht 
diejenigen find, die der Nation zu danken haben, nein, 
denen die Nation zu danken hat. 
(Sehr wahr! links.) 
Alle Einwände laſſen fi, glaube ich, ſehr leicht wiber- 
legen. 
Wer hat denn nun alfo den Nuten? ch will zu— 
geben: die Allgemeinheit, beim Verlagsrecht. Es hat ja 
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aud niemand daran gedacht — dad hat Ihnen mein (C) 


Spezialfreund Müller ſchon gefagt, dad haben Ihnen 
andere Herren ſchon in ber Kommiſſion mitgetheilt —, 
nah dieſem Vorbilde der 5Ojährigen Schußfrift bie 
Schußfrift im allgemeinen zu verlängern. Beim Berlagd- 
recht kann man jagen: nad) 30 Jahren kommt das Bolt 
auf billige Weile in den Bejig dieſer Bildungsmittel. 
Wir haben ed ja erlebt, meine Herren, dab wenn bie 
Schußfriften aufhören, die fogenannten billigen Ausgaben 
wie Pilze an den Tag kommen. Das ift ein Zuftand, 
der meined Erachtens durchaus geredtfertigt ift, und dem 
leider nur der Uebelſtand entgegenfteht, dab im Deutich- 
land viel zu wenig Bücher, Heute ſowohl wie billige, 
gefauft werden. 

Aber, meine Herren, wer repräfentirt denn hier bie 
Allgemeinheit? Nicht das Publikum, wie ih Ihnen 
gleich zeigen werde, jondern bie Theaterdireftoren und 
die Stonzertunternehmer, bie eine Abgabe loswerden, 
ohne daß fie dem Publikum dafür Erleichterungen zu 
Theil werden laſſen. Mein Freund Richter hat Ihnen 
zwar gejagt, dad wäre nicht richtig, denn der Preis ber 
Aufführung würde nad) ben Unkoſten, die die Aufführung 
verurſachte, kalkulirt und gefordert; er machte Sie darauf 
aufmerfiam, daß es Abonnementövorftellungen gebe, Vor— 
ftellungen außer Abonnement, daß es die fogenannten 
billigen Nachmittagsvoritellungen gebe. Nun bitte ich, 
nur einmal die verſchiedenen Theaterzettel eine Woche 
lang zu ſtudiren; dann werden Sie finden, daß gerade 
die fogenannten Heißer, diejenigen Stüde, die einen 
Haupteffeft gemacht haben, aud) als billige Nachmittags- 
vorjtellungen gegeben werden. Und, meine Herren, bie 
Abgabe, die der Theaterdireftor im allgemeinen an den 
Dichter oder den Komponiſten zu zahlen hat, ilt fo 
gering, daß fie gegenüber den Ausftattungss und anderen 
Koften abfolut feine Nolle fpielt, daß alſo die Bes 
hauptung, e3 wäre ein Bortheil für die minder wohl: 
habenden Stlaffen, wenn dieſe Abgabe wmegfiele, nad 
meiner Anficht irrig und haltlos ift. 

Dann bat ber Herr Abgeordnete Richter auch ge: 
meint, eine jo lebhafte und ſehnlich gewünſchte Konkurrenz 
mit dem Opernhaus ſei dod heut nicht möglich, weil zu 
wenig gemeinfreie Opern vorhanden wären, und diejenigen, 
bie ein ſolches Sonkurrenzunternehmen planen, vor ber 
Abgabe an die Komponiften oder Dichter zurüdichreden. 
Das ift nicht richtig, meine Herren. Dad Theater des 
Weſtens würde fehr gern auch andere, 3. B. Wagnerſche 
Dpern aufführen. Es hängt vielmehr daran, daß jeder 
Komponift, jeder dramatiſche Dichter in einer Stadt, in 
ber mehrere Theater fih befinden, immer einer beftimmten 
Bühne fein Werk übergiebt, weil fonft bie Bühnen ab» 
folut nichts verdienen würden. Sie leſen mandmal auch 
auf dem Theaterzettel des Theater3 des Weftend, daß 
Herr Graf Hochberg die Güte gehabt hat, für den Abend 
die Aufführung diefer und jener Opern freizugeben. Alfo, 
meine Herren, das tft abjolut fein Grund. 

Nun möchte ih auf Folgendes aufmerfjam maden. 
Nachdem bie —— von 1870 erlaſſen war, bildete 
ſich in Deutſchland die Genoſſenſchaft dramatiſcher Autoren 
und Komponiſten, die am 2. September 1871 Storporationd- 
rechte erlangte, deren Aufgabe es war, bie Jutereffen der 
dramatiihen Autoren und Komponiſten zu überwachen, 
für fie bie von ben Direktoren zu zahlenden Beträge zu 
vereinnahmen. Daß mit eimer ſolchen Anftalt und mit 
dem Zwed einer folden Anftalt nothwendig eine Kontrole 
verbunden jein muß, das liegt doch auf der Hand; des— 
halb wird ja die Auftalt gegründet, weil es dem einzelnen 
Autor unmöglich wäre, überallhin zu verfolgen, ob in 
berechtigter oder unberedhtigter Weile feine Werfe aufge: 
führt werben; und wenn ein Autor nicht: bei diefer Ge— 
noffenihaft ift, dann hält er ſich feinen Agenten, ber 


— 


D) 


(A) dieſe Arbeit macht. 
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Nun hat es mid, amgefichtd biefer 
Thatfahe auf das äußerfte gewundert und befrembet, 
dag man fo thut, als wenn bie in ber Gründung bes 
griffene Anftalt der Komponiſten etwas Neues und ganz 
IInerhörte3 wäre. Nein, meine Herren, eine derartige 
Genoſſenſchaft ag wir fhon, die verfolgt diefelben 
Zwede und verfolgt fie mit denjelben Mitteln, deren fich 
diefe Gefellihaft bedienen will. 

Nun, meine Herren, habe ih auch Eins nicht ver: 
fanden, die Heftigfett, mit der man gegen diefe Gefell: 
ſchaft vorgeht. Diefe Geſellſchaft hat einen fo breiten 
Raum in unferen Diskuffionen eingenommen, daß ber Un— 
eingeweihte eigentlich annehmen müßte, e3 handelt fich bier 
um einen Gejegentwurf, betreffend die Bildung einer Ver: 
einigung der Komponiſten. Nein, meine Herren, das hat 
Ihnen auch der Herr Staatäfefretär gefagt, daß untrenn- 
bar die Geſellſchaft mit dem Geſetz nicht zufammenhängt, 
daß das Gejer feine Bedeutung und Wirkung haben wird, 
aud wenn eine derartige Geſellſchaft nicht zu Stande 
fommt, daß es aber außerorbentlic) wünſchenswerth ift, 
dab, wenn dad Geſetz zu Stande fommt, aud eine ber: 
artige Geſellſchaft zu Stande kommt. 

Meine Herren, ih habe mid — das glaube ich 
auch namens meines Spezialfreundes Müller verfichern 
zu können — in ber Frage abfolut nicht beeinfluffen 
laffen; es bat auch niemand verſucht, mich zu beeinflufien, 
und auch einen dämlichen Einfluß, dem ich fonft nicht 
gm unzugänglih bin, Habe ich hier nicht erfahren. 

eine Herren, eine Frau ift hier wie das Geſpenſt ber 


Ahnfrau 

(Geiterkeit) 
durch die Debatten gezogen, und auch der verehrte Herr 
Abgeordnete Dieb wollte durchaus bier die Wurzel alles 
Uebels finden. Nun, mic, trifft dad gar nicht; denn ich, 
der ich überall und immer den Muth meines Geſchmacks 


(8) und meiner Meberzeugung habe, habe niemals ein Hehl 


dataus gemacht, daß ich nichts weniger als ein Anhänger 
der Wagnerſchen Mufit bin; alio in biefer Beziehung 
fehlt mir jedes perſönliche Intereffe. Aber, meine Herren, 
wir, die wir doc informirt werben follen, werben mn 
einmal meift informirt von Leuten, die babei intereffirt 
find, und als Freund Richter Herrn v. Hafe zitirte, fagte 
ih mir gleih: dieſer Hafe 
(Heiterfeit.) 
ift fein ganz waidgerechter Zeuge, — und fiehe da, ich 
fann nad) den Offenbarungen des Herrn Staatöfefretärd 
diefe Meinung nur aufrecht erhalten. Ebenſo, meine 
Herren, hat mich auch das nicht grufelih gemacht, was 
der Herr Abgeordnete Richter und aus einer mufilalifchen 
Zeitſchrift vorgelefen hat über die Société des Auteurs,. 
Eine Geſellſchaft, die fo lange befteht, die ein fo großes 
Anfehen in Frankreich und über Frankreich hinaus ges 
nießt, eine Geſellſchaft, die weſentlich dazu beigetragen 
bat, bie pekuniäre und geſellſchaftliche Stellung der Autoren 
zu fördern und zu unterftügen, eine folde Geſellſchaft 
fann derartigen Angriffen, glaube ich, ruhig entgegenfchen. 
Weil wir aber — das möchte ich wiederholen — nicht 
wünfhen, daß unfere deutiche geiftige Produktion ihren 
Schuß in diefer Anftalt fucht, deshalb find wir auch da— 
für, daß die Möglichkeit der Gründung der deutſchen Ge: 
jelfichaft gegeben wird durch Ausgeftaftung dieſes Gefeges, 
und da ift der $ 33, db. h. bie fünfzigjährige Schußfrift, 
ein weſentlicher Faktor aus dem einfahen Grunde, weil, 
wenn Sie die fünfzigjährige Schugfrift nicht gewähren, 
fondern wenn es bei der 30jährigen Schupfrift bleibt, 
Sie fünftig einen förmlichen Auszug nnferer Komponiften 
nah Parts erleben würden 
(ehr richtigh, 
und eine ſolche wünſchen wir nicht. 
Meine Herren, bei $ 27 haben die Ausdehner eine 


Nieberlage erlitten. 
ſchränker auch feinen Sieg erleben werben. Ich kenne 
fchr wohl dad Wort des Dichters: 
Nichts Halb zu thun, ift edler Geifter Art. 

Aber mögen doch nnfere Herren Opponenten einmal feine 
edlen Geifter fein, fondern praftifche Leute, und mögen 
Sie bie eime Hälfte des Sieges davontragen, zur anderen 
Hälfte aber dazu beitragen, daß wir den Sieg erringen. 
Sie werben fi damit den Dank der Mit: und Nachwelt 


eriwerben. 
(Bravo! links.) 

Bizepräfibent Dr. v. Areges Belgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, id werde 
mit Nüdfiht auf die Stimmung, die im Haufe obwaltet, 
mid nur auf ganz wenige Worte beichränfen. 

Zunãchſt | ih eine Frage beantworten, die in 
der vorvorigen Sigung feitens des Herrn Abgeorbneten 
Dr. Müller an mic geitellt worben ift und bon mir 
damald micht beantwortet werben fonnte, weil id 
nicht anmwefend war. Gr fragte, ob ich in der Kommiſſion 
nicht auch für die SOjährige Schubfrift geftimmt hätte, 
ald ihre Annahme bei der zweiten Berathung erfolgt ift. 
Ih kann ihm jagen, daß ich dagegen geſtimmt habe. Ih 

ehöre zu ben wenigen Mitgliedern, die verneinend ges 
mt Er fodaß eine Wenderung in meiner Haltun 
nicht eingetreten ift. Es liegt deshalb auch Fein Anla 
für mid vor, mit ber Aeußerung meiner Meinung zurüd- 
zubalten. 

Dann zu ber Frage v. Hafe eine kurze Bemerkung! 
Ich glaube, es ift gegen Herrn v. Hafe etwas zu ſcharf 
vorgegangen worben. Die Mittheilungen, die uns ber 
Herr Staatsſelretär gemacht hat, laffen etwas tiefer bliden 
in Beziehung auf die Tendenz, welde mit den 50 Jahren 
verfolgt wird, wie wir biöher wußten. Wenn es wahr 


ift, daß fi die Komponiſten und Muſikallenverleger nicht (D) 


einigen konnten, weil die Mufitaltenverleger bie Komponiſten 
gewiffermaßen umter ihren Daumen halten wollten, und 
daß dieſes Hinderniß der Tantiemenanftalt befeitigt werben 
foll durch die Schaffung der Schußfrift von 50 Jahren, — 
ja, meine Herren, dann fchlägt man uns ein bedenkliche 
geſetzgeberiſches Erperiment vor 

(iehr rihtig!), 
von dem ich alaube, wir follten und zu ihm nicht hergeben, 
wir follen nämlich den Komponiſten die Hülfe Leiften, bie 
fie fi) nicht aus cigener Kraft geben können; wir follen 
ihnen ermöglihen, die Mufitalienhändler unter ihren 
Daumen zu befommen. Dazu haben wir nun aber doch 
auch feinen Grund, 

(Sehr richtig!) 

In Betreff der Sade felbft hat mir ein Muſikalien— 
händler, der nicht Herr v. Hafe tft, jondern ein Berliner, 
die Sache ſehr ruhig dargeftellt. Nach deffen Mittheilungen 
find dann Vorſchläge feitend der Mufifalienverleger 

emacht worden; Die Komponiiten find mit biefen Vor— 
lägen nicht einverftanden gewefen, und wenn ich das 
Wort nicht falſch verſtanden habe, das dabei gefallen iſt, 
auch mit aus Rückſicht auf die Art der Regelung ber 
leidigen Geldfrage, und die Mufitalienverleger haben fid 
dann gefagt, fie brauchten ihretwegen dieſe Tantieme- 
geſellſchaft nicht; wenn die Komponiſten fie nicht haben 
wollten, ließen fie die Sade ihren Gang geben. Die 
Komponiften haben dann die Sahe felbft in die Hand 
genommen, und nım war ein Theil der Muſikalienverleger 
bereit, die Sade mit ihnen verfuchen zu wollen. 

etwad dabei zu Stande fommt, fteht dahin. Nach den 
Mittheilungen, welche in ber Kommtifion über die Er- 
Härung der Herren, bie an die Spike der zu gründenden 
Tanttemegefellichaft fih ftellen wollten, gemacht worden 
find, dürfte die Geiellihaft nicht zu Stande kommen, 


Bei 8 33 hoffen wir, daß bie Ein» (O) 


(B)da muß 
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(A) nachdem wir in 8 27 die Beſteuerung der Gefangvereine 


in Bezug auf die Aufführungen, welche fie für fih und 
ihre Angehörigen veranftalten, geftrihen haben. 

Meine Herren, wenn das mun fo ift, dann frage ich 
mid, ob es ſich noch lohnt, die Schußfrift auf 50 Jahre 
zu verlängern. Kommt bie Tantiemegeſellſchaft doch nicht 
zu Stande, dann hat die Verlängerung mur eine geringe 
Debeutung. Die 50 Jahre find aber auch zum Zwecke 
ber Gründung ber Anftalt nicht unbedingt nothwendig. 
IH muß da zu Ehren der Muſikalienverleger hervorheben, 
baß fie, als fie die Genoſſenſchaft gründen wollten, dazu 
mit einer Schupfrift von 30 Jahren bereit waren, und 
daß die Verleger es waren, welche damald die Anregung 
gaben, daß bie Gefangbereine von der Eributpflichtigkeit 
gegenüber dem einzelnen Komponiſten freibleiben follten. 
Die Verleger wollten alfo eine Organifation, die den bis— 
herigen Rechtszuſtand gebeffert hätte, während die Kom— 
poniften zum Zwecke ae Organifation den beftehenden 
Rechtszuſtand verichledhtert haben wollen. Das muß 
auch angeführt werden, um bas Bild des Streitö zwiſchen 
Verleger und Komponiften zu verbollftändigen. 

Nun wird weiter geltend gemadit, wir brauchten bie 

50 Jahre für bie Hinterbliebenen ber Komponiiten. Es 
ift bereit3 Fr worden, daß ed mit ben Hinter: 
bliebenen nicht jo ſchlimm beftellt it. Mit den 30 Jahren 
ift die Mittwe, find die Kinder geſchützt; ber Pflicht, die 
ein Vater hat, für feine Kinder zu forgen, ift dadurch 
enügt, und für die Enfel mögen dann bie Finder wieder 
orgen. Wir haben jebt Ihnen unter Umſtänden einen 
Schutz bis zu 200 Jahren gewährt. Wenn 3.8. Siegfried 
Wagner ein Alter von 75 Jahren erreiht, was wir 
hoffen und ihm wünfchen, und wenn dann noch 50 Jahre 
vergehen würden, fo hätten wir für die Opern, die jegt 
bon ihm aufgeführt werben, einen Schuß bon 100 Jahren; 
das geht alfo bis in bie dritte Generation hinein. Und 
ih fragen: Bat die Gefeßgebung die Auf: 
gabe, in biefer Weiſe in die Verhältniffe einzugreifen? 

Nun Sagt ber ii Kollege Traeger: Eigenthum ift 
Eigenthum, Sadjencigenthun wird vererbt, geiftiges Eigen— 
thum muß es in gleiher Weiſe aud werden. Den Ge: 
banfen hat aber nod niemand in der Juriſtenwelt bes 
wieien, daß Sacdeneigenthum und geiftiges Eigenthum 
basjelbe feien; letzteres ift ein anderer Begriff des Eigen— 
thums. Es ift ein Ausſchließungsrecht, was wir jchaffen, 
um eine wirthichaftlihe Ausnutzung zu fihern, eine gleiche 
Behandlung bei der Vererbung fteht alfo nicht in Frage. 
Das Grundſtück, was ein Bauer draußen liegen hat, das 
bat ber Komponiſt in dem Honorar in der Taſche, und 
dieſes Honorar veriwerthet er weiter. Es ift mum nicht 
fo fchlimm mit den Somponiftenhonoraren beſtellt. 
Wagner foll über 1'/, Million hinterlaffen haben, obgleich 
er nicht gleih zur Geltung gefommen ift, Verdi hat 
2 Millionen hinterlaffen, Brahms '/, Million, Millöder 
'/, Million. Das beweiſt doch, dab enlſprechende 
Honorare und Tantieme gezahlt worden find. Haben 
wir dem gegenüber wirklich Urſache, im Intereſſe der 
Hinterbliebenen das beftehende Necht zu ändern? Opern 
find nun überhaupt nicht das Entſcheidende bei dieſer 
Trage. Bei denen wird ja auf Grund der Ver— 
einbarungen Tantieme gezahlt; der Schwerpunkt Liegt bei 
ber Konzertmuſik. Im unſern Konzerten wird die Auf: 
führung neuerer Muſikwerke, die tantiomepflichtig find, 
durd) die Friſtverlängerung erſchwert, unfere Bevölkerung 
befommt infolge deffen überwiegend gemeinfreie Mufik zu 
hören. Wir haben vom Standpunkte des Reichstages 
aus, ald Vertreter der Bevölkerung, wie auch bei der 
Frage ber Gefangvereine, und auf den Boden zu ftellen, 
daß nicht über das anzuerfennende Bedürfniß hinaus der 
mufifaliihe Genuß unfrer Bevölferung eingeſchränkt werde. 

(Sehr gut!) 
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Dann ift die Frage der Frau Wagner wieberum (C) 


angedeutet worden. Der Herr Staatöfetretär hat uns 
überzeugt, daß ihn die Augen der Frau Wagner nicht 
beftinunt haben. 

(Heiterfeit.) 


Aber vielleiht wäre nod eine weitergehende Erklärung 
von ihm erwünſcht — die Stlarftellung ift erforderlich, 
weil immer nur erzählt wird, Frau Wagner habe auf 
ben Neihötag einwirken wollen. Es wird erzählt — 
und das läßt fich nicht biveft beftreiten —, daß fie ſich 
an eine Anzahl Abgeordneter mündlich und ſchriftlich ge— 
wendet habe, um für die Verlängerung auf 50 Jahre 


hinzumirfen. 
(Hört! hört!) 

63 wird ferner erzählt, daß fie perſönlich ben Herrn 
Reichskanzler gebeten habe, nad) diefer Richtung zu wirken. 
(Hört! hört!) 

Es iſt das ja ihr gutes Recht. Aber unfere Bevölkerung 
hat Anfpruch darauf, zu wiffen, was daran Wahres ift, 
damit das Gerede nicht immer weiter ſich fortſetzt. Ich 
habe deshalb die Bitte an den Herrn Staatäfekretär zu 
rihten — mir Abgeordnete müſſen mit uns felbft ab- 
machen, wa3 und gegenüber geihieht, — und zu fagen, 
ob eine Einflußnahme auf den Herrn Reichskanzler verfucht 

worden ift. 

Es find, falld die Schutzfriſt auf 50 Jahre verlängert 
wird, Summen genannt würden, die fich fir Frau Wagner 
daraus ergeben würden. Es ift das gleichgiltig. Was 
in Frage fommt, kann allein das fein: wird das Bayreuther 
Theater durch Verlängerung der Schußfrift auf 50 Jahre 
gefährdet? Dieſe Frage verneine ich: wird in Bayreuth 
gut geipielt, fo wird das dortige Theater bei 30jähriger 
wie bei 5Ojähriger Schußfrift beitchen. Aber die Möglichkeit 
wird durch Feſthaltung der 30jährigen Schutzfriſt ge— 
ſchaffen, daß von 1913 ab Sachen, die jetzt allein in 
Bayreuth gegeben werden, auch auderwärts gegeben werben 
fönnen. Wer fan aber nad Bayreuth fahren und bie 
Spielzeit dort leben? Nur ein verhältwißmäßig Kleiner, 
ausgewählter, pekuniär gut fituirter Theil des Volkes, 
nicht aber die große Maffe der Mufitverftändigen! Plan 
fagt num auch, der „Barfival” könne anderwärts nicht in 
einer Weiſe aufgeführt werden, die jeler würdig wäre. 
Auch das halte ich für ein unbegründeted Mißtrauen; es 
giebt noch andere Opern, die den „Parfival* gut aufführen 
fünnen. Der ift auch nicht die einzige Anziehungsfraft 
für Bayreuth, diefelbe Bebentung haben die anderen Opern 
Wagners. Deshalb kann auch im „Barfival“ fein Grund 
Fe ee, ber Schutzfriſt auf 50 Jahre gefunden 
werben. 

Dann machte der Herr Staatdfefretär bei der zweiten 
Lefung die Auswanderung der Mufifverleger und Kom— 
poniften ind Ausland als Grund der FFriftverlängerung 
geltend. Ih habe mir erlaubt, in derſelben Sigung 
meinen Zweifel nad diefer Richtung Hin zu äußern. Ich 
hätte erwartet, der Herr Staatsjekretär würde, nachdem 
der Zweifel aufgeworfen war, und heute deutiche Kom— 
poniften nennen, die aus ber 30jährigen Schugfrift Anlaß 
genommen haben, ihre Werke im Ausland verlegen zu Laffen. 

(Hört! hört!) 
Gr hat feinen genannt. Dafür will ih Ihren aber 
Komponiften nennen — id bin beredtigt, den Gegen- 
beweis zu führen, auch wenn der Beweis nicht geführt 
it — weldje vom Auslande her ihre Werke in Deutſch— 
land verlegen laſſen, trotz unſerer fürzeren Schußfrift. 
Sarajate ift Spanier, er wohnt in Paris — troß der 
50jährigen Frift dort geht er nach Leipzig mit feinen 
30 Jahren, Tinel ift Belgier, wohnt in Brüffel, denkt 
nicht einmal an die Zweiganſtalt des deutſchen Verlags 
in Brüffel, fondern verlegt in Leipzig. 
(Zurufe.) 


(D) 
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(4) — Ja, noch eine Anzahl Rufen; es find aber auch noch 


(B 


— 


Franzofen. Wir haben Auer, Balatirew, Hegar, Korſſakow 
u.f.w. Ich nenne lediglich die Namen der bebentenderen. 
Wenn wir nun jehen, daß unter umferer 30jährigen Schub: 
frift Ddiefe auswärtigen Komponiſten Beziehungen zu 
Deutſchland angeknüpft und fi) bei unferen 30 Jahren 
begnügt haben, während fie im ihrer heimiſchen Geſetz— 
gebung eine längere Schußfrift gehabt hätten, dann kann 
jenes Argument nicht richtig, nicht durchichlagend fein. 

(Sehr richtig!) 
Und daraus folgt num: daß, wenn die Komponiſten fm 
Inlande bleiben und in das Inland fommen, dann auch 
die Verleger im Inlande bleiben, 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren, ih will weitere Gründe gegen bie 
50 Jahre nicht vorführen; es ließe fi) noch eine Anzahl 
auffinden. Ich habe mid nur gemüßigt gefunden, die 
Bemerkungen, die gegen unſere Ausführungen geltend ge— 
madt wurden, zurückzuweiſen. ch meine, einen durch— 
ihlagenden Grund für die Menderung des beftchenden 
Rechts können wir au den Erfahrungen, die wir in den 
30 Jahren mit dem beftehenden Recht gemacht haben, 
nicht herleiten, und deswegen erfucdhe ich das hohe Haus, 
es bei den 30 Jahren zu belaflen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vizepräfibent Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat 
der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsjekretär 
des Meichd » Juftizamts, Wirkliche Geheime Rath Dr. 
Nieberding. 

Dr. Rieberding, Wirkliher Geheiner Rath, Staats— 
felretär des Reichs-Juſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ich glaube im Sinne des 
hohen Hauſes zu handeln, wenn ich dem Wunſche des 
Herrn Dr. Spahn, nochmals auf einzelne Punkte des 
Für und Wider in dieſer Frage einzugehen, nicht folge. 
Ich glaube, nach dieſer Richtung iſt das Haus genügend 
aufgellärt und, wie ich annehme, auch die Meinung der 
einzelnen Mitglieder feitgeftellt. 

Ginen Punkt muß ich aber berühren, weil in dieſer 
Beziehung der Herr Abgeordnete Spahn ausdrüdlid eine 
Erflärung von mir gefordert hat. Er ift nochmals auf 
bie Frage der Familie Wagner zurüdgelonmen mit ihren 
angeblichen Beziehungen zu dieſem Gefegentwurf. Ich 
babe in der Kommiſſion und bier im Haufe wiederholt 
Srflärungen abgegeben, die nad meiner Meinung für 
jeden, der mid) verftehen will, gar feinen Zweifel laffen 
fönnen über das, was in der Sade befteht. Ih muß 
aber jagen — wenn ich die Preſſe in den legten Tagen 
verfolgen mußte —: die Art und MWeife, wie meine be: 
ftimmten Erklärungen mehrfach in der Preſſe ausgelegt 
wurden, ift geeignet, nur böfe Inſtinkte in der Volksſeele 
wadhzurufen und mac jeder Nichtung hin zum Verdacht 
gegen die Regierung anzuregen. Ich kann aud) jekt 
nihts anderes thun, als auf die Grklärungen Bezug 
nehmen, die ich im der zweiten Leſung abgegeben habe. 
Jeder, der in loyaler Weife mich verftehen will, wird 
nich auch richtig verftehen. Wenn aber Herr Dr. Spahn 
heute die neue angebliche Thatſache bringt, daß ein Mit: 
glied der Familie Wagner bei dem Herrn Reichskanzler 
geweien jet, und daß auf biefen Wege ein Einfluß auf 
die Geitaltung des Gefegentwurfs ausgeübt worben fei, 
jo erfläre ich hiermit erftend, daß es mir abfolut um: 


befannt tft 
(Zuruf Tinte) 
— dab es mir abjolut unbekannt it, daß Frau 
Wagner oder ein anderes Mitglied der Familie beim 
Herrn Reichskanzler gewefen ift. Mehr können die Herren 
bon mir wirklich nicht verlangen. Zweitens erfläre ich, 
daß irgend ein Einfluß auf die Geftaltung des Geſetz— 
entwurfs, die ih von der eriten Entwicklung bis zum 
Reichetag. 10. Legisl-P. II. Seffion. 1900/1901. 


jebigen Augenblick mit erlebt habe, meines Wiſſens nicht (0) 


ausgeübt worden iſt; auf mich insbeſondere tft feinerlei 
Einfluß ausgeübt worden. Dak vom Herrn Neichsfanzler 
feine Einwirkung auf mich ausgeübt ift, habe id) bereits 
im der vorigen Sigung erflärt, und ich glaube, Herr 
I Spahn hätte fi bei der Erklärung wohl beruhigen 
önnen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeorbnete Schrempf. 

Schrempf, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde 
Ihre Geduld nicht lange in Anſpruch nehmen. Ich habe 
lediglih namens meiner politiihen Freunde eine kurze 
Begründung unferer Abftimmung zu geben, und 
biefe wird fo furz werden, daß fid, troß der langen 
Debatte, feiner der Herren darüber beflagen faun. Ich 
habe die Geduld des Haufes überhaupt noch nie miß— 
braudt. 

Wenn Soeben behauptet worden ift, die Wittwe 
Richard Wagners babe verfucht, mindlih und ſchriftlich 
ihren Einfluß auf die Nbgeoroneten biefes Hanfes geltend 
zu machen, jo habe ich namens meiner politiihen Freunde 
zu erklären, daß fie bei fonferbativen Abgeordneten feine 
Beſuche gemadt und auch an feinen derfelben einen Brief 
geſchickt hat. Diefe Erklärung glaube ich der genannten 
rau ſchuldig zu fein. 

Mir werden nad reifliher Erwägung für die Ber: 
längerung der Schußfrift auf 50 Jahre einhellig ftimmen. 
Als Hauptgrund Habe ich Furz geltend zu madjen: wir 
braditen bei 8 27 den Wunfd vor, daß Komponiſten und 
Verleger im Jutereſſe der Heinen Gefangvereine cin 
Opfer bringen Sollten, damit bei Begründung einer 
Tantiemeanjtalt die kleinen und Heinften Vereine nicht 
finanziell belaftet würden. Ic ſelbſt Habe bei S 27 in 
aller Schärfe diefen Standpunkt gewahrt. Hier, bei 833, 
handelt es fi um leiftungsfähige Kreife, um Theater: 
direftionen und Konzertunternehmungen, 
fünnen zahlen, und wenn der Paragraph nun einmal 
einen Spottmamen befommen ſoll, jo iſt, glaube ich, der 
Frauenname „Coſima-Paragraph“ unhöflich und unrichtig 

(ſehr richtig!); 
ber Paragraph follte eigentlih „Imprejario-Paragraph* 
heißen. Darum handelt es fi, ob dieſe Unternehmer 
beitenert werben können von den Nachkommen bed Kom— 
poniften. Wir halten es für zwedmäßig und richtig, 
wenn wir einmal vor die Frage geftellt find, wer fol 
nah 30 Jahren dieſes herrenlofe Gut befommen, die 
Herren Impreflarii oder die Erben des Kom- 
poniften, daß die letzteren den Vortheil cher verdienen. 
(Sehr qut! rechts.) 

Das Bublitum muß, nah wie bor, in beiden Fällen 
gleichviel bezahlen. 

Meiterhin möchte ich bemerken: der Fall Ridhard 
Wagner ift ein Ausnahmefall, und es kann auf unfere 
Entſchließung feine Einwirkung ausüben, daß dieſer 
mufitaliiche Heros zufällig die Welt unter fo günftigen 
Umftänden fir feine Angehörigen verlafien hat. 

Sodann fteht Rede gegen Rede in Beziehung auf 
Begründung einer deutihen Anftalt zur Verwerthung 
der Urheberrechte. Wir haben von dem Herrn Vorrebiter, 
dem hochverehrten Vorſitzenden unſerer Kommiſſion gehört, 
dieſe Anſtalt werde nicht zu Stande kommen; der Herr 
Vertreter der verbündeten Regierungen dagegen hat mit 
derſelben Entſchiedenheit erklärt, die Anttalt wird zu 
Stande fommen. Wir ftellen und in dieſem itrittigen 
alle auf den Standpunkt, daß wir jagen: unfererjeits 
fol .e3 nicht erfchwert werben, daß die geplante Anftalt 


zu Stande fommt. SER 
(Sehr richtig!) 5 
Rom nationalen Standpunkt aus können wir nicht 


wünfhen, daß die deutſchen Verleger und Komponiſten in 
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dieſe (D) 
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(A) Paris Schuß für ihre Rechte ſuchen. Wenn einmal eine Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: (CO) 


Anstalt die Verwerthung der Urheberrechte übernimmt, | Bachmeier. Dr. Baden. 
dann foll es eine deutiche fein. Aus diefem nationalen | Graf dv. Balleftrem. Bargmann. 
Geſichtspunkt werben wir für 50 Jahre Schußfrift ſtimmen, Baffermann. Baubert. 
nachdem die deutihen Komponiften und Verleger dies, im | Bed (Heidelberg). Baumann. 
Intereſſe der geplanten Anftalt, jo lebhaft gewünfcht | Bedh (Coburg). Bebel. 
haben. Graf v. Bernstorff (KLauen- Bender. 
Alles in allem geſprochen: der Worte ſind genug burg). Graf dv. Bernstorff (Mlelzen). 
gewechjelt, wir fünnen jest zur Abftimmung fchreiten ; | Fürft v. Bismarck. Bieſenbach. 
denn es weiß jeder, was er will. Dr. Blantenhorn. Dlell. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) _ v. Blödau. Bräfide. 
eg ran Dr. 9, FregesWeltien; Meine Herren, | Börner. Braun. 
e3 ift ein Antrag auf Schluß der Diskuffion eingegangen, | v. Brodhaufen. Breuer. 
geitellt von den Herren Abgeordneten Ballermann, v. Star- | Büfing. Broekmann. 
dorff und Graf v. Hompeſch. Ich bitte diejenigen Herren, Broemel. 
welche den Antrag unterſtützen wollen, ſich von ihren Bumiller. 
Plätzen zu erheben. Prin Era Br Cahensly. 
Geſchieht.) v. ſten. Caſſelmann. 
Die Unterſtützung reicht aus. v. Dallwitz. Dasbach. 
Diejenigen Herren, welche den Schlußantrag annehmen | Dr. Deinhard. Dieb. 
wollen, bitte ih, ſich von ihren Plägen zu erheben oder | v. Dewitz. Dreedbad). 
ftehen zu bleiben. Dietrid. 
(Gefchieht.) Dörffen. 
Der Antrag auf Schluß ift angenommen. Ernft. Eidhoff. 
Zu einer perfönlihen Bemerkung hat das Wort der | Dr. Eiche. Dr. Endemann. 
Herr Abgeordnete Richter. Euler. 


Richter, Abgeordneter: Meine Herren, nad Annahme | Fit. Fiſchbeck. 
des Schluſſes der Diskuſſion muß ich mid) gegenüber den | Förſter (Sachſen). Fiſcher (Berlin). 
Behauptungen des Herrn Staatsſekretärs Dr. Nieberding | Franken. Die (Sachſen). 
auf eine perſönliche Bemerkung zur thatſächlichen Richtig: | Dr. v. Frege-Weltzien. Frank. 
ſtellung ſeiner Behauptungen mir gegenüber beſchränlen. Freſe. 
Der Herr Statsſekretär hat gejagt, ia habe mich auf die | Friedel. 
Satzungen von 1898 bezogen, aus denen hervorgehe, daß | Fritzen (Düffelborf). 
die at der Mufitalienhändlerverein und ber Herr | rigen (Rees). 


Haſe das Heft in der Hand haben. Ich habe mid) aus: | Gäbel. Gamp. 
(B) drücklich als enticheidend berufen auf die Vereinbarung | dv. Geröborff. Gerftenberger. (D) 
vom 25. April 1899 zwiichen dem Verein der tomponiften | v. Glebocki. Geyer. 
einerfeit3 und dem Werein der Mufifalienhändler anderer: | Gräfe. Glowatzki. 
ſeits, worin fie als gleichberechtigte Faktoren überein: | Graßmann. Gröber. 
fommen über die Grundſätze der neuen Muſikanſtalt und Haake. Hartınann. 
beftimmen, daß „die Verwaltung gemeinfam eingerichtet | Dr. Hahn. Dr. Haffe. 
werden“ follte in der Weile, daß der Vorftand aus drei | Hauffe-Dahlen. Dr. Freiherr v. Heereman. 
Ktomponiften und zwei Werlegern befteht, woraus aljo | Henning. — 
hervorgeht, daß die Verleger keineswegs über die Kom-Herrmann. Heine. 


poniften einen ungerechtfertigten Einfluß erlangen wollten. | Dr. Sieber (Württemberg). Gerold. 


Vizepräfident Dr. v. FregesWelgien: iv fommen | Hilgendorff. Dr, Zn: 
zur Abftimmung. Hilpert. Hilde. 
65 liegt vor ber — des Herrn Abgeordneten | Hifche. Dr. Hiße. 
Dr. Eiche auf Nr. 284 der Drudiadhen, welder lautet: | Holk. Hoch. 
den 8 33 in ber Faſſung der Regierungsvorlage | Hoſang. Freiherr v. Hodenberg. 
wieder in den Entwurf aufzunehmen. Hoffmann (Hall). 
Zugleich ift beantragt, über diefen Antrag namentlich Hofmann (Ellwangen). 
abzuftimmen. Diefer Antrag ift hinreichend unterftügt. Holzapfel. 
Wir würden alſo abftimmen über den Antrag des Graf dv. Hompeſch. 
Herrn Abgeordneten Dr. Eiche, und ich werbe bie Frage fo Hubrid). 
jtellen, daß id) —— Herren bitte, welche ihn annehmen | Jacobskötter. 
wollen, mit Ja, — diejenigen, welche ihn ablehnen wollen, | Dr. v. Jazdzewäti. 
mit Nein zu antworten. Jorns. 
Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchſtaben G. | Kahlde. Kauffmann (Liegnitz). 
Ich bitte, den Namensaufruf vorzunehmen. Graf v. Kanitz. Kettner. 
—Ich bitte um etwas Ruhe, damit die Herren Schrift-v. Kardorff. Kirſch. 
führer im Hauſe verſtanden werden. Kraemer. Klees. 
(Der Namensaufruf wird vollzogen.) v. Kröcher. Kloſe. 
Das Alphabet wird refapitulirt. Kohl. 
(Geichieht) Sonic. 
Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: Krebs. 
Prinz v. Arenberg. Autrick. Lichtenberger. Langer. 
Dr. Arendt. Baron v. Arnswaldt-Harden-Graf zu Limburg-Stirum. Dr. Langerhans. 
Graf dv. Arnim. boftel. Lotze. Ledebour. 


Augſt. Lucke. Lehemeir. 


(A) 


v. Maflow. 


Dr. Müller (Meiningen). 


Müller (Rudolitadt). 
Müller (Walded). 
Münch⸗Ferber. 


dv. Normann. 

Dr. Oertel. 

Graf v. Oriola. 
Dr. Paaſche. 

Dr. Pachnicke. 
Bauli — 
Praetorius 


GER Sagt. 
Ridert. 


Riff. 

Roeſicke (Deſſau). 

Dr. Roeſicke (Kaiſers⸗ 
lautern). 

Graf v. Roon. 

Dr. Saitler. 

Schaettgen. 

Scerre. 

Schmidt (MWanzleben). 

Schmidt (Warburg). 

Scraber. 

Schrempf. 


B) Schuler. 
Graf dv. Schwerin:Löwig. 


Dr. Semler. 
Dr. dv. Siemens. 
vb. Spiegel. 
v. Stauby. 
Dr. Stodman 


Dr. Udo Grat zu Stolberg: 


Mernigerobe. 
Stubbendorff. 
Szmula. 


vb. Tiedemann. 
Traeger. 
v. Treuenfels. 


Dr. Vogel. 


—— v. Wangenheim 
(Brig). 


v. — 


Wer 
v. Binterfelbt-Dientin. 


Zeidler. 


Mit Ja antworten: 
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Mit Nein antworten: 


Dr, Narcour. 
Mauſer. 
Meizger. 


Moritz. 

Müller (Fulda). 

Dr. Müller (Sagaı). 
Mundel. 


Dr. Opfergelt. 


ver (Ober: Barnim). 


Bens. 
Pfanntuch. 
Dr. Pichler. 
Preiß. 


Ranner. 
Richter. 
Rimpau. 
Dr. Mieen 


—* 


Sabin. 

Sachſe. 

v. Savigny. 
Dr. Schaedler. 
Scippel. 
Schlumberger. 


Schmid Immenfadt). 


Schmidt (Elberfeld). 
Sam eder. 

Schüler. 
< ulze. 
Schwartz (Lübed). 
Schwarz (München). 
Schwarze (Lippſtadt). 
Singer. 
Sittart. 


Tutzauer. 
Wallenborn. 


Beer v. Wangenheim⸗ 


Wattendorff. 
Dr. Weißenhagen. 
Wellſtein. 


Werthmann. 

iemer. 
Wintermeyer. 
vage. 


1 
Der Abftimmung "enthält fid: 
Hofmann (Dillenburg). 


Krank find: 
Bol. Graf zu Dohna-Schlodien. Eckart. dv. d. Gröben: 
Arenftein. Freiherr v. Hammerftein. Hug. Graf v. Klinckow— 
ftroem. Dr. Lehr. Leinenweber. Dr. v. Levetzow. Dr. 
Lieber (Montabaur). Dr. Lingend. Dr. Müller (Schaum: 

burg). Freiherr v. Thünefeld. Uhlemann. 

Beurlaubt find: 
Aihbichler. Brandenburg. Graf dv. Garmer. Depken. 
‚Faller. Fusangel. d. Grand-Ry. Haußmann (Balingen). 
Haußmann (Böblingen). Freiherr Heyl zu Herrnöhein. 
Horn (Neiße). vd. Kaufmann (Helmſtedt). Fürft zu Inn— 
und Kuyphauſen. Marbe. Mayer (Landshut). Möller 
(Duisburg). Bayer. v. Janta-Polczynski. Quentin. 
Rembold. v. Saliſch. Schmidt (Frankfurt). Dr. Stephan. 
Stoeder. Dr. Südekum. Tönnies. v. Waldow und 
Neigenftein. RRAMEN. de Witt (Köln). Dr. am Zehnhoff. 

Entſchuldigt find: 
Gegielöti. Firzlaff. Dr. Hermes. Himburg. Hoffmeiſter. 
Horn (Goslar). Knörcke. Dr. Freiherr v. Langen. 
Nauck. Placke. Roeren. Freiherr v. Schele-Wunstorf. 

Trimborn. 

Ohne — Fre fehlen: 
Agſter. Ahlwardt. Aigner, Albrecht. Muer. Bauer: 
meifter. Bayer. Bed (Aichach). Bindewald. Blos. Bod. 
Dr. Bödel. v. Bonin-Bahrenbufh. v. Bonin-Neumarf. 
Brüdner. Galwer. v. EChrzanowski. Cramer. vd. Gzar: 
linsti. Prinz Gzartorysti. Delfor. Graf dv. Dönhoff: 
Friedrichſtein. Dr. v. Dziembowsti-Pomian. Ecinger. 
Ehrhart. v. Elm. "Fable. Faltin. Förfter (Neuß). 
Frohme. Graf dv. Galen. Gaulfe. Ged. Dr. Gradnauer. 
Haas (Erbach). Haaſe (Königsberg). Hachnle. Dr. Hänel. 
Hauß. Dr. Heim. Dr. —— v. Hertling. Dr. Hoeffel. 
Hofmann (Chemnig). Fürst zu ar 
Prinz zu Hohenlohe-Scillingsfürkt. Horn (Sadjien). 
Humann. Jacobjen. Dr. Jäger. Johannjen. Be Kloß. 
Köhler. Dr. v. Komierowsti. Dr. Kropatſcheck. Dr. 
Krzyminski. Küchly. Kuuert. Graf Kwilecki. dv. Lama. 
Lanzinger. Dr. Zender. Lenzmann. Liebermann v. Sonnen- 
berg, Linder. Graf Magnis. Freiherr v. Maltzan. Meier 
Jobſt. Meifter. Meng. Merot. Molfenbuhr. Neubauer. 
Nißler. Götz dv. Dlenbufen. Bierfon. Bingen. Graf 
v. Breyfing. vd. Buttfamer-Plauth. dv. Queis. Reißhaus. 
Freiherr v. Nichthofen » Damsdorf. Noellinger. Rother. 
Freiherr v.Schele-Schelenburg. Schlegel. Baron de Schmid. 
Dr. Schmitt Mainz). Dr. Schoenlanf. Segitz. Seifert, 
Sieg. Smalatys. vd. Sperber. Stadthagen. Steinhauer. 
Ulrich. v. Bollmar. Dr. Vonderſcheer. MWetterle. Will. 
MWinterer. Witt (Marienwerder). Wörle. v. Wolszlegier. 


Zubeil. 
DVizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Meine Herren, 
die Abitimmung wird geichloffen. Das Ergebniß wird 


ermittelt. 
—— 

Präfident: Die Herren Schriftführer find zweifelhaft, 
ob und wie der Herr Abgeordnete Sachſe A ae hat. 

Abgeordneter Sachſe: Mit Nein! 

Prafident: Das Reſultat der Abſtimmung ift folgen: 
des. Es haben abgeftimmt 231 Mitglieder, davon mit Ja 
107, mit Nein 123. Der Abftimmung enthalten hat fid) 
einer. Das Amendement Dr. Eſche auf Nr. 284 der 
Druckſachen ift daher abgelehnt und der $ 33 — 

Ich rufe nunmehr auf $ 34, — 8 35, — 836, — 
8 37, — 838 — und erfläre die bon mir aufgerufenen 
Baragrappeı al3 vom Haufe in dritter Leſung genehmigt. 

eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 39. Das 
Wort M der Herr Abgeordnete dv. Strombed. 

v. Strombed, Abgeordneter: N möchte mir einige 
Worte über die Auslegung des 8 39 im Intereſſe der 
Betheiligten erlauben. Derjelbe bedroht in Abfag 1 mit 
Geldftrafe bis zu 3000 Mark diejenigen, — ohne die 


(0) 


(D) 
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(A) vorgefchriebene Erlaubniß des Beredtigten ein Werk ver: 


vielfältigt oder gemwerbömäßig verbreitet haben. Der 
uämlichen Strafe unterliegen auch dienigen, die unberechtigt 
Bühnenwerke und Werke der Tonfunft aufführen. Im 
Abſatz 2 werden ſodann diejenigen mit einer Gelditrafe 
bis zu 300 Mark bedroht, die, aud wenn fie die Cr: 
laubiiß zur Aufführung haben, unberechtigterweiie Aende— 
rungen an Bühnenwerfen oder an Werfen der Tonkunſt 
vornehmen. 

Meine Herren, id muß mir erlauben, auf ben $ 9 
zurüdzugreifen. Nach Abſatz 1 deöfelben hat im falle 
der Mebertragung des Urheberrechts 

der Erwerber, foweit nicht ein Anderes vereinbart 
ift, nicht das Nedt, an dem Werke jelbit, an 
deſſen Titel und an der Bezeichnung des Urhebers 
Zufäge, Kürzungen oder fonftige Aenderungen 
vorzunehmen. 
Diefe Beitimmung, daß verboten jein follen Nenderungen 
au der Bezeihnung des Urheber, Kürzungen oder fonftige 
Aenderungen, legt die Möglichkeit der Auffaflung nahe, 
daß fich diefer Abfag 1 des S 9 bloß auf die Verleger 
bezieht. Diefe Auslegung würde aber nad den Motiven 
unrichtig fein. Das Verbot bezieht fi vielmehr auch auf 
die öffentlihe Aufführung von Bühnenwerken und Werfen 
der Tonkunſt. 
Im Abſatz 2 des S 9 heißt es fodann: 
Zuläffig find Aenderungen, für die der Berechtigte 
jeine Einwilligung nad) Treu und Glauben nicht 
verfagen kann. 
Das gilt alfo, wie die Motive klar ergeben, auch für 
— von Bühnenwerken und Werken der Ton— 
funft. 

Menn man die Motive zu $ 9 durchſieht, fo ergiebt 
fi, dab in Bezug auf Menderungen bei Werfen, welche 
mit Grlaubniß des Berechtigten aufgeführt werben, Niüd: 


(B) ficht genommen ift auf das prakliſche Bebürfniß der Auf: 


führenden. Es heißt nämlich auf Seite 18 der Motive 
zunähit: das Verbot der Veröffentlichung erftredt ſich 
auch auf die öffentlichen Aufführungen, — und dann heißt 
ed weiter: 
Die Einwilligung des Urheber läßt fih ohne 
weitere3 unterftellen, wenn durd den Zwed, für 
den er das Urheberrecht übertragen hat, namentlich 
dur die Umſtände, unter Denen bie Verviel— 
fältigung und Verbreitung oder die Aufführung 
des Werkes erfolgen fol, die Abänderung ge— 
boten erjcheint. 
Hieraus ergiebt jih meiner Auffaffung nad), daß, wenn 
ohne dieſe Kürzungen eine Aufführung unmöglich oder 
wesentlich erſchwert wird, dann ohne weiteres anzunehmen 
it, es liege eine Nenderung vor, von der der Aufführende 
annehmen kann, daß der Bereditigte feine Einwilligung 
nad Treu und Glauben nicht verfagen kann, voraus: 
geſetzt, daß feine böswillige Entftellung vorliegt. Es ift 
alio für die betheiligten reife meiner Auffaffung nad 
mit MWahricheinlichkeit anzunehmen, daß, wenn zum 
Beiſpiel bei einem Werke der Tonkunft oder bei einem 
Schauſpiel Heine Menderungen vorgenommen werben, 
weil die Inſtrumente vielleicht nicht ausreichen oder bie 
Zahl der Mitwirkenden nicht ausreicht, in ſolchen Fällen 
der Strafparagraph 39 Nbjag 2 feine Anwendung findet. 
Ic glaube auch nicht zu irren, wenn ich nad den all: 
gemeinen Grundfägen des Strafgeſetzbuches annehme, 
daß, wenn jemand ohne Erlaubniß Bühnenwerke oder 
Merfe der Tonkunſt aufführt und außerdem Aenderungen 
daran vornimmt, dann mur bie fchwerere Strafe des 
Abſatzes 1 in Anwendung fommt, und daß er wegen ber 
Nenderungen nicht noch einmal Strafe bis zu 300 Mark 
aus Abjat 2 zu zahlen hat. Ebenſo ift es wohl jelbft- 
verftändlih, dak, wenn jemand mit Erlaubniß des 


Urheberd etwas aufführt und mehrfache Aenderungen (C) 


daran vorgenommen hat, er nicht für jede einzelne Aenderung 
bejonder3 beftraft werben muß, ſondern es bleibt ber 
Feftitellung des Gericht3 überlaffen, ob je nach den Um— 
ftänden bie mehrfahen Nenderungen als eine Straf- 
that oder als mehrere Strafthaten anzuſehen find. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Bundedraths, Staiferlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
und vortragende Nath im Reichs-Juſtizamt Dr. Dungs. 

Dr. Dungs, Kaiferliher Geheimer Ober-Regierungs: 
rath und vortragender Rath im Reichs-Juſtizamt, Kom: 
miflar des Bundesraths: Meine Herren, id) fan, was 
bie erfte Frage betrifft, dem Herrn Vorredner beftätigen, 
daß ber S9 ſich aud auf öffentliche Aufführungen bezicht, 
daß aljo auch für die Aufführungen gilt einmal das Ber: 
bot unbefugter Menderungen, andererfeitö die Beſtimmung, 
daß Nenderungen zuläffig find, foweit der Berechtigte nad) 
Treu und Slauben feine Einwilligung nicht verfagen darf. 
Hiernach wird das Gericht im einzelnen Fall zu prüfen 
haben, ob Menderungen, die bei einer Aufführung vor— 
genontmen werben, zuläffig find oder nicht. Ich möchte 
mit dem Herrn Abgeordnieten von Strombed annehmen, 
daß es darnad feinem Zweifel unterliegen kann, daß 
ſolche Nenderungen ftatthaft find, ohne die der Aufführungs— 
bereditigte nad Lage der Berhältniffe die ihm geftattete 
Aufführung gar nidyt hätte bewirken können. 

Was die beiden anderen Fragen betrifft, jo ſcheint 
mir nad ben allgemeinen Grundfägen des Strafredts 
zweifellos daß, wenn jemand unbefugterweife ohne Gin: 
willigung des Berechtigten ein Wert wiebergiebt, fei es 
durch Abdrud, ſei es durch Aufführung, und dabei auch 
noch unbefugterweiſe Aenderungen vornimmt, die 
ſchwerere Strafandrohung des Abſatzes 1 des 8 39 zur An— 
wendung kommt; bie unbefugte Aenderung kann nur bei 
der Strafbemeſſung berückſichtigt werden. Ebenſo halte 
id} es mit dem Herrn Vorredner nicht für zweifelhaft, 
daß, wenn mehrfache unbefugte Aenderungen vorgenommen 
worden find, es fih nad) dem Umſtänden des einzelnen 
Falles richtet, ob hier, wie wohl die Negel fein wird, 
nur eine That vorliegt oder mehrere jelbitftändige Hands 
lungen anzunehmen find. 

Präfident: Dad Mort wird nicht weiter verlangt; 
die Disfuffion iſt geſchloſſen. 8 39 ift nicht angefochten; 
id erkläre ihn im der britten Lefung vom Haufe für 
bewilligt. 

Nunmehr Liegen vor zwei Anträge, welde beibe 
einen $ 39a einzuſchieben verlangen, zunächſt der Antrag 
Albredt und Genoſſen auf Nr. 287 der Druckſachen 
und der Antrag Dr. Müller (Sagan) auf Nr. 292 
der Drudiahen. Da beide Anträge ih mit dem— 
felben Gegenſtand befchäftigen, ſchlage ih vor, fie in 
gemeinfamer Distuffion zu erledigen. — Das Haus ift 
damit einverſtanden. 

Ich eröffne daher die Diskuffion über die beiben 
Anträge. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fiſcher (Berlin). 

Fiſcher (Berlin), Abgeordneter: Meine Herren, wie: 
wohl die Mehrheit des Haufes ihren Standpunkt in ber 
zweiten Leſung durch Annahme der Nefolution Büfing 
lozufagen feftgelegt hat, glauben wir doch den Antrag 
Nr. 87,2 Ihnen nochmals vorlegen zu follen, weil wir 
ber Meinung find, die damalige ſchlechte Bejegung des 
Haufes ſei Leine Gewähr dafür, daß jene Enticheibung 
auh der Meinung des geſammten Haufe entiprict. 
Damald3 wurde unſer Antrag hauptfählih deshalb ab- 
gelehnt, weil man erklärte, es beftehe fein innerer Zus 
jammenhang zwiichen dem Antrag und der Materie; die 
Geſetzesmaterie regele die privatrehtlihen Verhältniſſe 
zwiſchen Autor und Verleger, und e3 ginge nicht an, bie 
Frage des fliegenden Gerichtöftandes, der in bieje privats 


— 


(A) rechtlichen Berhältuiffe nicht eingreife, mit in biefem Ge— 


[B) 


jege zu regeln. Es kann mir nicht einfallen, auf diefen 
formalen Ginwand nochmals zurüdzufommen, nachdem 
er in der zweiten Leſung fo ausführlich erörtert worden 
it; Schließlich ift auch der Einwand nur formaler Natur. 
Ih meine aber: wenn das Poſtgeſetz und das Reichstags— 
wahlgeiet feinen Schaden dadurch erlitten haben, daß 
in beide Gefete Beltimmungen hineingekommen find, 
die der Sade nad in die Gewerbeordnung gehören, 
fo wäre es aud) fein Inglüd, wenn man bei ber Gelegen: 
heit einen Webelftand befeitigte, der allgemein ald un— 
erträglich empfunden wird, und bon dem fogar bie Negierung 
jelbft erklärt hat, fie ginge mit dem Gedanken um, dem 
Haufe einen Abänderungsantrag zu unterbreiten, wobei 
fie fih aber in feiner Weife gebunden hielt in Bezug auf 
die Zeit, ob ſchon in baldiger Nähe oder erft in weiter 
Ferne dieſe Materie geregelt werben fol. Fir die Auf: 
rechterhaltung des fliegenden Gerihtöftandes köunen nur 
volitiiche Gründe angeführt werden, nämlich, daß es ein 
Mittel iſt, die oppofitionelle Preſſe in höherem Grade zu 
beläftigen und zu fchuhriegeln, als es jonft möglich wäre. 
Der Reichstag hat ſich in feiner großen Majorität gegen 
den fliegenden Gerichtsſtand erflärt, der deutiche Juriſten— 
tag mit Finjtimmigkeit, die bedeutenden Juriſten haben 
fih alle gegen ihn erklärt, und fogar die verbünbeten 
Regierungen find nicht in ber Lage, denfelben aufrecht zu 
erhalten mit anderen Gründen, als daß bamit die oppo— 
fitionelle Preſſe beifer, als bei loyaler Auslegung des 
Preßgeſetzes möglid wäre, beläftigt werben könnte. Aber 
diefer Gelihtspunft kann ben Neichdtag nicht beftimmmen. 
Ich meine, gerade im Intereſſe der politiichen Moral 
müßte man für die Bejeitigung de3 fliegenden Gerichts- 
ftandes eintreten, weil dadurch ſchon das fundamentale 
Recht verlegt wird, daß niemand feinem orbentlichen 
Richter entzogen werben jolle. 
(Sehr gut! links.) 

Der fliegende Gerichtsſtand ift deshalb jo beliebt, weil 
dabei alle die Vergehen, die in Süddeutſchland dem 
Schwurgericht überwiejen werden müſſen, durch Die ein 
fache Verfügung eine ftrebfamen Staatsanwalt3 dem 
Gericht überwielen werben fünnen, von dem ber betreffende 
Beamte annimmt, daß es in einem Sinne entfcheidet, wie 
es der jeweiligen Anficht der Regierung entfpricht. Der 
Prozeß gegen den Redakteur der Metallarbeiterzeitung 
Scherm in Nürnberg ift ausdrüdlic deswegen in Zwickau 
verhandelt worden, weil, wenn man in Nürnberg die Ans 
lage erhoben hätte, man hätte befürchten müflen, daß es 
zu feiner Verurtheilung gelommen wäre Im Prozeß 
gegen den Berleger Ernft in München ift Chemnig aus 
demfelben Grunde gewählt worden. In München hätte 
das Gericht vielleicht die Anklage erhoben, aber die Ge- 
ihworenen hätten freigefprodhen; in Sadfen aber war 
man fiher, daß die Nichter verurtheilen würden. 

Angeficht3 aller diefer Dinge, die ich angeführt habe, 
und des allgemein anerkannten üffentlihen Nothitandes 
möchte id das Haus erfuchen, troß der Nefolution Büſing 
für unferen Antrag zu ſtimmen. 

(Beifall links.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Mbgeordnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
auch ich kann Sie nur bitten, dem Antrage, welcden der 
Herr Vorreduer befürwortet hat, Ihre Zuftimmung zu 
ertheilen. Mein Freund Friedrich Haußmann (Böblingen) 
bat ja ſchon in der zweiten Leſung die Gründe genügend 
Hargelegt, welche auch unſeres Erachtens mit zwingender 
Nothwendigkeit darauf Hinweilen, den groben Unfug 
de3 fliegenden Geridhtsftandes der Breife ganz 
zu. bejeitigen. Meinen Antrag babe ih Heute nur 
eingebracht, weil meinem Freunde Haußmann entgegen: 
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gehalten worden, daß eine gänzliche Befeitigung des ‘O) 


fliegenden Gerichtöftandes der Preffe, wie fie jein Antrag 
mit Recht anftrebte, nicht plaßgreifen könne innerhalb des 
Nahmens diefes Geſetzes. Um diefem Ginwand jeden 
Boden zu nehmen, habe id in meinem Antrag den Ge— 
richtäftand feftgelegt nur für die in diefem Geſetz mit 
Strafen bedrohten Handlungen. Nun weiß ih ja fehr 
wohl, daß die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes, be— 
treffend das Urheberrecht an Werten der Literatur und 
ber Tonfunft, nur im ſehr beichränftem Umfange Gelege: 
heit bieten, mit dem fliegenden Gerichtöftand Unfug zu 
treiben. Die Möglichkeit dazu ift aber doch im 5 40 
dieſes Geſetzes gegeben. Diefe eine Thatfahe müßte 
eigentlih jhon zu Gunften meines Antrags enticheiden. 
Diefes hohe Haus wird doch nicht dazu beitragen wollen, 
daß ber grobe linfug des fliegenden Gerichtäftandes auch 
noch zugelaffen werde für neue Beſtimmungen, bie in 
dieſem Geſetze erft neihaffen werben follen. Schon um 
reichsgeſetzlich feftäulegen, daß die Wolfövertretung, daß 
ber Deutiche Reichſstag den fliegenden Gerichtsſtand ber 
Preſſe durchweg verabſcheut, möchte ih Sie bitten, für 
den all, dak Sie den Antrag Albredt und Genofjen 
ablehnen, doch wenigſtens meinem Antrag zuzuftinmen, 
ber den Ginwand ausräumt, daß die Frage des 
fliegenden Gerichtöftandes nicht im diefem Geſetz berührt 
werden dürfe. Ich Habe die Worte „in dieſem Geſetze“ 
denn Antrage meines Freundes Haußmann-Böblingen 
eingefügt, um der Annahme dieſes Antrags die lebte 
Hemne aus dem Wege zu Schaffen. Nachdem dies ge: 
jchehen, müßten doc ehrlicerweife diejenigen National: 
liberalen, welche lediglid; aus dem ſchönen Grunde, daß 
eine allgemeine Befeitigung des fliegenden Gerichtäftandes 
nicht in ber Urheberrechtsgeſetzgebung plaßgreifen dürfe, 
fi) gegen den Antrag Haußmann fträubten, num für 
meinen Antrag ftimmen. 
(Sehr gut! links.) 

Dak aus $ 40 thatſächlich die Möglichkeit Herzuleiten ift, 
eine Beftrafung unter Anwendung des fliegenden Ge— 
rictöftandes herbeizuführen, läßt fi 3. B. an den Bor: 
nängen erfennen, die ſich bei der Veröffentlihung des 
Tagebuchs des früheren Kronprinzen Friedrich Wilhelm 
durch PBrofeffor Dr. Geffden abgeſpielt haben. In 
diefem Falle hätte meined Erachtens ein findiger Staats- 
anwalt aus $ 40 dieſes Geſetzes uuter Anwendung des 
fliegenden Gerichtsſtandes cine Beftrafung herbeiführen 
fönnen. 


\ (GZuruf J. 
— Ich bin nicht Juriſt; ich maße mir hier ja auch kein 
Urtheil an; ich ſpreche nur meine Zweifel aus; aber ich 
neine doch, ſelbſt wenn meine Zweifel grundlos wären, 
müßte der Reichs-Juſtizverwaltung daran liegen, jeden 
Anſchein zu meiden, als ftrebe fie danach, durch Wider: 
ſpruch gegen die Anträge Haufmann und Albrecht den 
fliegenden Gerichtsſtand zu feftigen. 

Neichöregierung und Bolfsvertretung haben doc ge: 
meinfam das lebhaftefte ntereffe daran, daß unfere 
Nehtiprehung unberührt bleibe von jebweder (in: 
wirkung der politiichen und £onfeifionellen, lokalen und 
fozialen Parteilichkeit. Wenn unter Anwendung bes 
fliegenden Gerihtsftandes der Preſſe beftimmte Straf: 
fammern wiederholentlich mit Erfolg in Anſpruch ge- 
nonmen werben follten, um Angehörige oppofitioneller 
politifcher Parteien zu fchifaniren, fo müßte ja doch 
natürlich die jetzt Schon in einzelnen Provinzen vorhandene 
Auffaffung weiter um ſich greifen, daß beitimmte Straf- 
fammern unter Ihresgleichen eine ähnliche Fehlrolle 
ipielen, wie früher gewiſſe Gymnaſien, die ald refugia 
stultornm galten; das heißt: gewiffe Strafrichter würden 
hernach al3 Bintrichter in Verdacht kommen, daß jie auf 
höhere Weifung hin dafür zu haben feien, oppojitionellen 


(A) Agitatoren gegenüber das Recht zu beugen. 
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Bor foldem 
Verdacht wollen wir unſere Rechtſprechung bewahren; deshalb 
treten wir überall dagegen auf, daß ſolche Mißſtände be— 
ftehen bleiben, wie nad allfeitiger Anerkenntniß ber 
—* Gerichtsſtand der Preſſe einer der ärgſten und 
ſchlimmſten iſt — auch bier, weil wir meinen, daß es 
für die Reichsgewalt niemals und nirgends gleich— 
giltig fein kann, wenn — ſei ed auch nur bei einem 
winzigen Anlaffe — der Anſchein erwedt wird, als biete 
fih neue Gelegenheit für Barteilichfeit in der 
Rechtſprechung. Ich follte meinen, wir wären über dieſen 
Anschein ſchon leider bier und da weit hinausgefommen; 
die Praxis der Juſtiz ift vielfach berart gebiehen, das 
Abhilfe dringend nöthig ift. 
(Sehr wahr! links.) 

In diefer jpäten Stunde will ih das Haus nicht 
noch durch umfänglihe Ausführungen ermüben, fonbern 
nur nochmals dringend bitten, zunächſt für den Antrag 
Albreht und Genofien und, wenn diefer abgelehnt werben 
jollte, für meinen Antrag zu ftimmen. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Ich möchte bitten, beide 
Anträge abzulehnen, den Antrag Albreht aus den jchon 
bei der zweiten Leſung ausgeführten Gründen, insbelondere 
weil die Materie, welche dieſer Antrag regeln will, in 
die Strafprozeßordnung gehört, und nicht in dieſes Geſetz, 
den Antrag Müller aus folgendem Grunde. Der Antrag 
geht von der Vorausſetzung aus, der fliegende Gerichts— 
ftand finde aud Anwendung auf den Nahdrud; das ift 
ein Irrthum, das Preßgeſeß hat den fliegenden Gerichts: 
itand nur für den Inhalt der Drudidrift. Der Nachdruck 
ift nicht Inhalt der Druckſchrift. Das Reichsgericht hat 
in einer Entideidung, die mitgetheilt ift in Goldbammers 


(») Arhiv Band 38, vom 17. November 1890, feftgeftellt, 


dab der Nachdruck nicht unter bie Beitimmungen des 
Prefgeleges falle. Deshalb würden wir durch Annahme 
diejer Beitimmung dem Geſetz einen Anhalt geben, der 
praftifch feinen Werth hat. 

Dabei möchte ih aber ben Wunſch ausfpredhen, daß 
eine Negelung des fliegenden Gerichtöftanded doch ftatt- 


finde. 

(Sehr gut!) 
Zufällig ift mir heute folgende Thatſache nitgetheilt 
worden. Während der Berathungen über die lex Heinze 
hat ein rheinifcher Redakteur in feiner Zeitung Bes 
merfungen gemacht gegen einen Leipziger Verleger, ber 
Schriften oder Abbildungen herumgefendet mit einem In: 
halt, der unter die lex Heinze fallen fonnte. Da hat 
der Leipziger Verleger Klage erhoben gegen ben im 
Rheinland wohnenden Redakteur, aber nit am Rhein 
ober in Leipzig, fondern in Berlin, und zwar mit ber 
Motivirung, das Sittlichleitögefühl in Berlin wäre ein 
anderes als im Rheinland 

(hört, hört!); 
er babe deshalb ben Wunſch, daß die Sade an einem 
Berliner Gericht zum Austrag gebradht werde. Er nahm 
wohl an, daß die Richter in Berlin den Begriff des Un— 
fittliben mit weiterem Gewiffen auffaßten als die Richter 
am Rhein. 

(Hört! hört!) 
Meine Herren, dieſe Art und Weife der Auswahl ber 
Gerichte mit Rüdfihten auf die Nechtiprehung hatte ein 
außerordentlich bedenkliche Anzeichen gegen den fliegenden 


Gerichtsftand. BER 
(Schr ridtig!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Nieberding. 


Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rath, Staatd- (C) 


jefretär des Neichd » Juftizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, ich möchte mir zunächft einige 
fahlihe Bemerkungen zu ben beiden Anträgen geitatten, 
weil ich glaube, daß ſchon aus dieſen jahlihen Gründen 
die Annahme der Anträge ſeitens des Hauſes nicht er: 
folgen kann. Ich werde dann auch noch zum Schluß auf 
die politiiche Seite der Sache eingehen. 

Was den Antrag Dr. Müller (Sagan) betrifft, fo 
fann ih den juriftiihen Ausführungen meines geehrten 
Herren Vorredners nur beipflichten. Der Antrag erreicht 
nit das, was ber Herr Abgeordnete dadurch erreichen 
will. Witrde der Antrag — ſo wäre das ein 
Schlag ins 245 der Rechtszuſtand gegenüber der 
Preſſe würde derſelbe bleiben, wie er bisher geweſen iſt, 
und zwar aus folgenden zwei Gründen. Erſtens, weil 
die Nachdruckvergehen feine Sachen find, deretwegen ber 
verantwortliche Redakteur eines Blattes, der lediglich für 
den inhalt der Artikel haftet, verfolgt werden fann. Der 
Antrag will den Redakteur in dem Falle von bem 
fliegenden Gerichtöftande befreien, daß derjelbe wegen 
eined nahgedrudten Artikels auf Grund dieſes Geſetzes 
erfolgen würde. Der Fall ift juriftifh unmöglich, weil 
eben nah der von Herm Dr. Spahn bereit erwähnten 
Reichsgerichtsjudikatur der verantwortlihe Redakteur nur 
für den Inhalt des Artikels verantwortlich iſt, nie aber 
wegen der Thatfadhe des Nachdrucks. 

Zweitend fommt aber in Betracht, da felbit, wenn 
diefer nad meiner Meinung durchſchlagende Punkt nicht 
vorläge, deshalb durch diefen Antrag nichtd erreicht wird, 
weil ein fliegender Gerichtöftand bei Nachdruckſachen über: 
haupt nicht vorkommen kann. Der Nachdruck gehört nicht 
zu den Erfolgöbelikten, die außer am Orte der That, aud) 
am Orte ihrer Wirkung verfolgt werben fönnten. Die 
Beleidigung kann verfolgt werden nad der Judikatur 


des Reichsgerichts an dem Orte, wo fie ausgeſprochen (D) 


wird, und dort, wo fie vernommen wird. Daher ber 
fliegende Gerichtsſtand. Bei Nahdrud kann das nicht 
vortommen; dieſer wird ftet3 erfchöpft in feinem That: 
beitande an bem Orte, wo er begangen fit, nicht aber 
dort, wo die nadhgebrudten Sachen verbreitet werben. 
Deshalb iſt biefer Vorſchlag des Herrn Dr. Müller 
(Sagan) innerlich gegenftandslos. Ich möchte bitten, 
diefen Antrag abzulehnen. 

Mas den Antrag Albrecht und Genofien betrifft, fo 
muß ich zu dieſem Antrag fragen, weshalb denn bloß zu 
Gunften des Redakteurs und Herausgebers ber fliegende 
Gerichtsſtand befeitigt werben fol. Bedenken Sie doch, 
daß in dem Preßgeſetz der Herausgeber nur in Betradht 
fommt bei nicht periodifhen Drudjahen und nur dann, 
wenn ein Verleger und Berfaffer nicht da ift; nur wo 
Verleger und Berfafler fehlen, haftet der Herausgeber 
primo loco. 

Würde der Antrag Albrecht angenommen, dann würbe 
für ben —— — nicht periodifher Schriften ber 
fliegende Gerichtsſtand befeitigt werden; für den Verleger 
und VBerfaffer würde er bleiben. Das ift doch ein Rechts— 
zuftand, ber ganz unmöglich ift, den die Herren ſelbſt nicht 
wollen und wir auch nicht. 

Dann, meine Herren, muthen Ste durch diejen An: 
trag dem Haufe zu, baß es weitergehende Beftimmungen 
auf diefem Gebiet treffen fol, al3 die Kommiffion für 
ben Strafprozeh in ihrem Berichte jelbft dem Haufe vor: 

eichlagen hat. Diele Hommilfion hat ja bie Frage des 
iegenden Gerichtsſtandes eingehend erwogen und hat 
Vorſchläge gemacht, wie bie Abhilfe geichaffen werben 
fan, — aber, meine Herren, bei weitem nicht in bem 
Umfange, wie es bier ganz rabifal von den Herrn Ab- 
geordneten auf der Linken vorgeichlagen wird. Sie 
werden doch faum geneigt jein, in dieſem Augenblide 
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(A) gegen die Vorſchläge Ihrer eigenen Kommiffion, ohne in 


*8 geweſen zu ſein, ſie zu prüfen, einen Beſchluß 
zu faſſen. 

Die techniſche Unannehmbarkeit dieſer Beſtimmungen 
geht auch daraus hervor, daß, wenn der Antrag ange— 
nommen wird, alle Preßerzeugniſſe, die aus dem Aus— 
lande zu uns herüberkommen, ſtraffrei ſind. Es beſteht 
für ſie nach dem Vorſchlag des —— überhaupt kein 
Gerichtsſtand. Es braucht alſo jemand nur bei uns ſich 
an ber Grenze zu etabliren, ſein Blatt jenſeits ber 
Grenze ericheinen zu laffen, und es zu und ind Land zu 
bringen, bann ift alles, was in dem Blatte fteht, ftraf- 
frei, weil fein Gerichtsftand dafür vorhanden if. Das 
bat niemald im Laufe ber Tg Perg re über ben 
fliegenden Gerichtöftand irgend eine Partei, ich erg auch 
nicht die äußerſte Linke, gewollt. Auch deshalb iſt dieſer 
Antrag nicht annehmbar. 

Nun, meine Herren, erlauben Sie mir noch eine Be— 
merkung über die politiſche Seite der Sache. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) hat vorhin bemerkt, daß 
e3 doch auch für die Reichs-Juſtizverwaltung angenehm 
fein müßte, nicht den Anfchein zu erweden, als ob fie 
bemüht ſei, den fliegenden Gerihtöftand im gegenwärtigen 
Umfang unbedingt aufrecht zu erhalten. Ich kann ihm in 
biefem Bunkte nur zuftimmen. Verſchiedene Kommiſſionen, 
die im Laufe der Jahre gefeffen haben, ſeitdem ich die 
Ehre Habe, das Reichs-Juſtizamt zu leiten, find Zeuge 
geweien, daß ich mich mit den Herren zufammen immer 
wieder bemüht Habe, einen Weg zu finden, um ben 
fliegenden Gerichtsftand einzuichränfen. In der Beziehung 
kann ich alio den Herrn Abgeordneten Dr. Miller nur 
beruhigen. Ich erkenne die Mängel des jekigen Rechts— 
zuftande3 durchaus an und halte es für richtig — das 
babe ich ſchon in der zweiten Lefung erflärt —, daß ihnen 
abgeholfen werde. 

Id ge damals aud) die weitere Erklärung abge: 
geben, daß wir ung, feitben wir und überzeugen mußten, 
daß im Rahmen der Sirafprozekordnung dieſe Frage zu 
einer baldigen Löſung nicht kommen werde, unabhängig 
davon bemühen, einen Weg zu finden, um bie obwalten: 
ben Uebelſtände aus dem Wege zu ſchaffen. Mir find 
— auch das habe ich bereit erflärt — mit den Bundes— 
regierungen über die Frage in Verbindung getreten, und 
der bisherige Verlauf dieſer Verhandlungen berechtigt 
mic zu der Hoffnung, daß wir im micht zu langer Zeit 
mit einem Vorſchlage an ben Reichſtag werden heran: 
treten. können, der den Zweck hat, den obwaltenden 
llebelftänden entgegenzumwirfen. Gh glaube, damit 
werben u die Neihöverwaltung wie Die ver: 
bimdeten Regierungen ben Beweis liefern, daß e3 in 
ihrem Wunſche liegt, in diefer Frage dem Verlangen des 
Reichstags entgegenzulommen. 

Ih möchte Sie daher dringend bitten, biefe wohl: 
wollende Stimmung gegenüber ber Auffaffung des Reichs— 
tagd nicht dadurch zu beirren, daß Sie nun in der 
MWeife, wie ed der Antrag Albrecht vorfchlägt, gegen 
die verbündeten Negierungen vorgehen. Auf den Wege 
werden Sie nichts erreihen, Sie werben nur die Mög— 
lichkeit gefährden, in micht zu langer Friſt auf dem 
Wege der mitiative der verbündeten Regierungen zur 
Erledigung der Frage zu fommen. Sp aber, wie es 
in biefen beiden Anträgen vorgeichlagen ift, werden Sie 
zu Ihrem Ziele nicht fommen. Die Erklärung, die ich 
zu meinem Bedauern genöthigt war, bereit bei der 
—— Leſung der Vorlage abzugeben, daß die verbündeten 

egierungen auf eine Erledigung der Sache im Rahmen 
diefes Geſetzes nicht eingehen werden, muß ich heute 
wiederholen, und zwar auf Grund weiterer Informationen, 
bie ich bei den hohen Regierungen eingezogen habe. Id) 
darf darüber feinen Bineitel laffen, daß die verbündeten 


Regierungen, wenn eine derartige Beltimmung im ben (0) 


Entwurf aufgenommen würde, vorziehen würden, bie 

ganze gegenwärtige Vorlage zunächſt auf fi) beruhen au 

lafien, bis zu einer anderweitigen günftigeren Gelegenheit. 
(Hört! hört! rechts.) 

Ich möchte Sie bitten, doc dad Merk, daß wir nun 
gemeinfam zu Stande gebracht haben, nicht im legten 
Augenblid wieder zu vernichten, nachdem ich Ihnen bie 
Erflärung abgegeben habe, daß in der Trage des fliegenden 
Gerichtsſtandes auch von Seiten der verbinbeten Re— 
ierungen vorausfihtlih entgegengefommen werben wird. 

ehr fönnen Sie doch in dieſem Augenblid von Seiten 
ber verbünbeten Regierungen nicht erwarten. 
(Bravo! rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heine. 

Heine, Abgeordneter: Meine Herren, ben Bebenten 
ber beiden Herren Vorredner, ſowohl des Herrn Abge— 
ordnieten Dr. Spahn ald des Herrn Staatöfetretärd 
Dr. Nieberding, kann id, was ihre juriftifchen Aus: 
führungen betrifft, durchaus nicht beitreten. 

Der Antrag des Heren Abgeordneten Dr. Müller 
(Sagan) ift, wenn man umferen weitergehenden nicht 
annimmt, durchaus noch nichts überflüffiges, ſondern 
bedeutet immerhin einen Fortſchritt. Die Auffaſſung, 
daß die Delikte gegen dieſes Geſetz, die Nachdrudsdelikte 
überhaupt nie für den fliegenden Gerichtsſtand in 
Frage kommen könnten, iſt nach meiner Meinung nicht 
zutreffend. Die beiden Herren Vorredner haben geſagt, 
der Nachdruck könne nur verfolgt werben, wo er be: 
gangen je. Das ift richtig; aber das Neichögericht 
hat den berühmten Entiheidun en, in benen e3 
den fliegenden Gerichtsſtand konſtituirt hat, aud bie 
Theſe vorangeihidt, jedes Delilt könne, nur da ber: 
folgt werden, wo ed begangen je. Das iſt eben 
die Trage, wo ein Delitt begangen wird, mo es an— 


fängt begangen zu werden und wo es endet begangen (D) 


zu werben. 

Das Neichögericht hat ſich der Theorie angeichloffen, 
da ein Delikt zwar ſchon begangen werbe mit dem erften 
Ausübungsakt, aber immer noch weiter begangen werde 
mit jeder weiteren rortiepung biefer Handlungen, und 
ipeziell bei durch MWerbreitung von Drudjchriften be— 
gangenen ftrafbaren Handlungen nimmt das Reichsgericht 
an, dab, folange überhaupt noch und wo immer eines 
der gegen das Geſetz verftoßenden Bücher und Exemplare 
verbreitet werde, daß da immer nod das Delift fortlebe, 
Diefe Theorie, wenn fie einmal angenommen wird, 
muß aud auf bad Delilt der Herftellung und Verbreitung 
von Nahbrudsfchriftwerfen Anwendung finden wie auf 
jede andere ftrafbare Handlung. Wenn der fliegende 
Gerichtöftand bisher noch nicht in dieſer Weife verwendet 
worden ift, fo fihert das durdaus nicht dagegen, daß er 
nicht doch einmal in der Weile verwendet werden fan. 
Die Entjcheidung des Neichögerichts, die der Herr Ab: 
geordnete Dr. Spahn zitirt hat, ftammt aus dem Jahre 
1890. 9a, damald war der fliegende Gerichtsſtand aud) 
noch nicht geboren. Gr hat, wenn ich nicht irre, erft 1891 
in feiner vollen Schönheit das Licht der Welt erblidt. 
Faltiſch ift erft durch das bekannte Urtheil wegen Caprivi— 
Beleidigung, durch weldhes eine bayeriiche Strafſache nad) 
Berlin gezogen wurde, der fliegende Gerichtsſtand Gemein— 
gut geworden. An Verſuchen, ihn einzuführen, hat es 
vorher nicht gefehlt, aber immer haben die Gerichte diefe 
Verſuche abgeichlagen, weil fie ſich noch der feierlichen Er: 
Härungen erinnerten, die bei Berathung der Reichsjuſtiz— 
gefege im Neichdtag von Abgeorbneten der verſchiedenſten 
Parteien und bon dem Negierungäpertretern abgegeben 
worden waren, und nach denen fein Zweifel darüber De: 
ftehen konnte, daß der fliegende Gerichtsſtand der Preſſe 
ungefeglih ift und gegen die Mbfiht der Geſetzgeber 


(A) hei Erlaß der Reichsjuſtizgeſetze verftößt. 


(B 
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Erſt ſeitdem 
das Reichsgericht ſich auf dieſen neuen Boden geſtellt hat, 
ift der fliegende Gerichtöftand in die Praxis eingezogen. 
Nun find ja erfreulicherweife alle der Meinung, daß er 
ein Uebel ift und befeitigt werden muß. Der Herr Ab: 
geordnete Dr. Spahn hat ſelbſt einen Fall angeführt, wo 
eine Sache künſtlich nach Berlin gezogen werben follte, 
um dort mildere Nichter zu finden, die, wenn ich recht 
verftanden habe, im Punkte der Sittlichfeit es nicht fo 
genau nähmen. 
(Widerſpruch aus der Mitte.) 

Da ift es nun ganz amüfant, daß ich dem Herru Abge— 
ordneten Dr. Spahn einen anderen Fall entgegenhalten 
fann: der Biihof von Königgrätz hat die „Frankfurter 
Kleine Preſſe“ angeklagt in Mainz, alfo einem Orte, wo 
weber er wohnt, noch wo die „Frankfurter Kleine Preſſe“ 
ericheint, fondern den er fi, ich weiß nicht, aus welchen 
Gründen, beliebig ausgeſucht hat. So wie einmal die 
jegige Rechtſprechung liegt, ift es gar nicht zu verwundern, 
daß der Herr das gethan hat. Ich mintähte bloß, daß 
er bie beherzigenöwerthen Morte de3 Herrn Dr. Spahn 
hören möge und einfehe, wie ſehr er damit gegen bei 
Geift unferer Strafprozekorbnnung verftoßen hat. 

Ale find, wie gejagt, einig, daß der fliegende 
Gerichtäftand wegmuß. Auf dem NDuriftentage haben 
Olshauſen und Hamm erklärt: er muß weg, aber bie 
Rechtſprechung iſt nicht im Stande, ihn zu befeitigen. Ich 
begreife das nicht. Es ift ja früher in der Rechtſprechung 
ohne dem fliegenden Gerihtäftand gegangen. Die Recht— 
ſprechung bat ſich ſelber durch eine ganz verfehlte Theorie 
diefe Fette angelegt; fie wäre alſo im Stande, fie zu 
fprengen. Item, fie fagt, fie könne es nicht: da wäre es 
Pflicht der Geſetzgebung, fo ſchnell wie möglih ein: 
zugreifen, fo ſchnell wie möglich diefen unleidigen Zuftand 
zu bejeitigen. 

Nun hat der Herr Staatöfelretär Dr. Nieberding 
gelagt, die Regierungen wollten da3 aud, fte hätten bie 
beſte Abfiht. Warum bemugen fie dem jeßt nicht dieſe 
Gelegenheit? Warum follen wir noch länger warten, 
namentlich, nachdem fich in der Juſtizkommiſſion Schwierig- 
feiten erhoben haben? Hier ift Nhodus, hier tanzen Sie 
einmal! Gehen Sie auf unseren Antrag cin! Ich gebe zu, daß 
der Antrag amendirungsbebürftig it. Wir haben auch bei 
dem von und vorgefchlagenen Entwurf von Berbeflerungen 
des Preßgeieges eine andere Form gewählt, ald es hier 
geihehen ift. Meine Herren, ed wäre eine Stleinigkeit, 
Amendements einzubringen und unferen Entwurf noch 
weiter zu maden, ſodaß er aud den Verfaſſer und Druder 
ſchützte und nicht bloß den Werleger und Herausgeber. 
Das alles find Dinge, die fih wohl erwägen laſſen. 
Aber, wad wir meiner Meinung nad) nicht follten, ift, 
daß mir und mit dem Verſprechen begnügten, im nicht zu 
langer Zeit werde bie Negierung eine Vorlage machen, 
bie allen Wünſchen und Bebürfniffen des Hauſes ent: 
ſpräche. Meine Herren, wir haben feinerzeit bei der Auf: 
bebung des PVerbindungsperbot3 von DBereinen gefchen, 
wie lange es unter Umſtänden dauern kann, bis Die Re: 
gierung ein ſolches Verſprechen einlöſt. Darım möge 
man die Gelegenheit hier benutzen, wo ſich die Regierung 
in einer Notblage befindet, um von ihr das zu erreichen, 
was fie fonft vielleiht noch in langer Zeit nicht zu be— 
willigen in der Lage fein wird. 

Der Herr Staatäfetretär Dr. Nieberding hat ſchließ— 
lih gefagt, man möge bad MWohlwollen, das die 
Negierung dem Haufe und feinen Wünfchen in diefer 
Richtung entgegenbringe, nicht dadurch verſcherzen, daß 
man jest fogleidh die Aufhebung des fliegenden Gerichts— 
ftandes verlange. Das ift gerade jo aut, wie wenn die 
Mutter dem Kinde ein Butterbrot fchmiert und dann 
jagt: wenn bu e3 nicht gefordert hätteft, hätte ih es 
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dir gegeben; aber da du es verlangit, 
es nicht. 
(Sehr gut!) 

Das ift nicht das richtige Verhältniß zur Geſetzgebung. 
Der Herr Staatsſekretär ift vollftändig im Irrthum, 
wenn er meint, es handle fih hier um ein Wohlwollen 
gegen das Haus und um eim MWohlwollen gegen bie 
Perionen, die den Uebelſtand fortwährend betonen; nein, 
es handelt fih um ein MWohlmwollen gegen das deutſche 
Volk und die deutſche Rechtſprechung, die aus biefem un: 
leidigen Zuſtande herausgebradt werden muß, und id) 
follte eigentlih meinen, daß die Regierungen mindeſtens 
dadfelbe Intereffe daran hätten, dieſe llebelftände zu be- 
feitigen, wie wir. Sie hätten dies Intereſſe an der 
Befeitigung, wenn nicht ſchließlich doch das zuträfe, was 
der Herr Kollege Fiſcher gefagt hat, daß man ben 
fliegenden Gerichtsitand ſehr gern gebraucht, um oppo— 
fitionelle Blätter zu zwiebeln. 

Was der Herr Kollege Filher vorhin bezüglich bes 
Falles des Berlegers Ernit aus Münden gefagt hat, das 
fan ich beftätigen. Er war Berleger eines in Münden 
ericheinenden Witzblattes, und da findet ſich in dem Akten 
ein Vermerk, wonah die Münchener Behörden e3 unter: 
laffen haben, Anklage zu erheben, weil in Minden unter 
ben bortigen Verhaltniffen auf eine VBerurtheilung doch 
nicht zu rechnen fei. 

(Hört! hört! links.) 
Die Staatdanwaltichaft in Chemmig nahm ſich aber dieſes 
alles liebevoll an und brachte es auch glücklich zu einer 
Verurtheilung, zwar nicht diefes Angeklagten, aber eines 
auberen: ein Beweis, daß es doch eine ſehr praftifche 
Sache mit dem fliegenden Gerichtöftand ift, praftifch nicht 
fir und, aber fir jene Leute, denen wir es doch nicht fo 
leiht machen follten. Darum bitte id), unferen Antrag 
anzunehmen. 
(Bravo! links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, meine 
politifchen Freunde erkennen die Mebelftände vollkommen 
an, welde mit der jetzigen Praris ber Strafgeridhte be: 
züglih des fliegenden Gerichtsſtandes verbunden find; 
aber bieje llebelftände jo aus dem Handgelenk bei Ge: 
legenheit einer ganz anderen Materie befeitigen zu wollen, 
ift nicht fo leicht. Ind daß das nicht fo leicht geht umd 
ſehr unpraftifch ift, beweilt ſchon die Anerkennung, Die 
ber Herr Vorredner felbjt dahin ausgejproden hat, daß 
ber von den Herren eingebradte Entwurf, den wir jeßt 
annehmen follen, entichiedene Mängel hätte. a, meine 
Herren, es ift doch ganz unmöglid, eine ſolche Materie 
fo im legten Mugenblid bei Annahme des Gefeges hier 
entjcheiden zu wollen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ic bitte deshalb, die Anträge Dr. Müller (Sagan) und 
Albrecht ablehnen zu wollen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. Mir fommen zur Ab: 
ſtimmung. 

Ich werde zunächſt abſtimmen laſſen über den Antrag 
Albrecht und Genoſſen auf Nr. 287 der Drudfadhen, und 
follte diejer abgelehnt werden, über den Antrag Dr. Müller 
(Sagan) auf Nr. 292 der Druckſachen. — Hiermit ift das 
Haus einverftanden; wir ftimmen fo ab. 

Ich bitte aljo diejenigen Herren, welche nad beim 
Antrage Albrecht und Genoffen auf Nr. 287 der Drud:- 
fahen einen neuen Paragraphen 39a einhalten wollen, 
fi von ihren Pläßen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 


kriegſt du (CO) 
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Nunmehr bitte ich diejenigen Seen welche nad) dem 
Antrage Dr. Müller (Sagan) auf Nr. 292 ber Drud- 
fahen einen neuen $ 39a einfügen wollen, fi von ihren 
Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
er — iſt die Minderheit; auch dieſer Antrag iſt ab— 
gelehnt. 

Ich rufe nunmehr auf $ 40, — 41, — 4la, — 
— a —- uU bb — u 33 ——— 
—- 8 — LE ——— 
56, — 57, — 58, — 59. — Ich erlläre biefe fämmt- 
lihen von mir aufgerufenen Paragraphen ald vom Haufe 
in dritter Leſung angenommen. 

Zu 8860 und 61 hat ber Herr Abgeordnete Dr. Eiche 
auf Nr. 284 der Drudjahen Amendements geftellt. Die: 
felben find nad meiner Meinung duch die Beſchluß— 
faffung zu $ 33 binfällig geworden. — Der Her 
Antragfteller beitätigt mir dad. Ich habe baher nur 
den 8 60 aufzurufen — und beflen Annahme jeitens 
be3 Haufe nah den Beichlüffen zweiter Lefung zu 
fonftatiren. 

Ich rufe ferner auf $ 62, — 63, — 64, — 65, — 
Einleitung und Weberihrift — und erfläre dieſe Para— 
graphen jowie Cinleitung und Ueberſchrift ald vom Haufe 
in dritter Zefung angenommen. 

Endlich habe ih noch abftimmen zu laffen über ben 
Antrag der Kommiffion in Bezug auf bie Petitionen, 
Fa fie durch bie Beichlußfaffung über dieſen 
Entwurf für erledigt zu erflären. Wenn niemand bem 
Antrage der ſtommiſſion wiberfpricht, werbe ih annehmen, 
baß dies auch ber Beſchluß des Haufes ift. — Dies ift 
ber Fall, da niemand wiberfpridt. 

Meine Herren, zur Gefammtabftimmung könnten 
wir jebt nur fchreiten, wenn niemand aus dem Haufe 
widerfpridht, da Abänderungen an den Beichlüffen zweiter 


(B) Zefung vorgenommen find. Ich richte daher die Frage an 


das Haus, ob jemand wiberfpricht, die Schlußabſtimmung 
jegt fofort vorzunehmen. — Es wiberfpridt niemand; 
daher fünnen wir die Gefammtabftimmung vornehmen. 
Ich bitte diejenigen Herren, welde in der Geſammtab— 
ftimmung den Gefegentwurf, betreffend das Urheberrecht 
an Werken ber Literatur und Tonkunſt, nad ben Be: 
fhlüffen dritter Leſung annehmen wollen, fih von ihren 


Plägen zu erheben. 
(Gefchieht.) 


Das ift eine an — grenzende Majorität. Der 
Geſetzentwurf iſt auch in der Geſammtabſtimmung ange— 
nommen. 

Meine ge ih glaube kaum, daß Sie nod) in 
einen neuen Gegenftand ber Tagesordnung eintreten wollen. 
— Es ſcheint nicht der Fall zu fein. Ich nehme daher an, 
baß das Haus den Beihluß gefaßt Hat, fi zu ver— 
tagen. 

—— 2 
Dies ift der Fall, da niemand wiederſpricht. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nädfte Sitzung zu 
halten morgen, Freitag den 3. Mai, Nachmittags 1 ihr, 
und ald Tagesordnung: 

1. den Reft der heutigen Tagesorbnung; 

2. Petitionen, welde von der Kommiſſion für bie 

Betitionen, als nicht geeignet — Erörterung im 

Plenum erachtet, zur Einſicht im Büreau nieber: 

—* t find (Nr. 203 der Druckſachen); 

3. Berichte der Kommiſſion für die Petitionen 

und zwar: 

a) muͤndlicher Bericht, betreffend Einftellung des 
BVertriebd von Anfichtspoftlarten, Schreib: 
material 2c. in den Markenverkaufsſtänden ber 
Neihöpofiverwaltung (Nr. 162 der Drud: 
fahen) — Berichterſtatter: Abgeordneter 

Weichötag. 10. LegisL-P. II. Sefftion. 1900/11. 





Dr. Beißenhagen — (Antrag: Uebergang zur (C) 


Tagesordnung); 

b) zwölfter Bericht, betreffend Abänderung des 
Serviötarif3 (Nr. 192 der Druckſachen) — 
Berichterftatter: Abgeordneter Kraemer — (Ans 
ag: Heberweifung als Material); 

e) breizehnter Bericht, betreffend Gewährung 
eined Gnabenvierteljahräbezuges (Nr. 193 der 
Drudfahen) — Beriäterftatter: Abgeordneter 
Kraemer — (Antrag: Weberweifung zur Er: 
wägung); 

d) vierzehnter Bericht, betreffend Erlaß eines 
Geſetzes über ben Verkehr mit gone (Nr. 194 
der Druckſachen) — Berichteritatter: Abge— 
ordneter Gäbel — (Antrag: Ueberweiſung zur 


Erwägung); 
e) fünfzehnter Bericht, betreffend anderweite Felt: 
ſetzung eined Ruhegehalts (Nr. 195 ber 


Drudiahen) — Berichterftatter: Abgeordneter 
Ktrebs — (Antrag: Mebergang zur Tages: 
ordnung); 

f) ſechszehnter Bericht, betreffend dad Verbot 
des Handel mit Gutfcheinen (Nr. 222 der 
Drudiaden) — Beridterftatter: Abgeordneter 
Tönnies — (Antrag: llebergang zur Tages: 
orbrung); 

g) ftebzehnter Bericht, betreffend Abänderung 
des Börfengejeged (Nr. 223 der Drudjadhen) 
— Beridhterftatter: Abgeorbneter Tönnies — 
(Antrag: ir. zur Erwägung). 

Zur Gefhäftdorduung hat das Wort der Herr Ab- 
geordnete Rettich. 

Rettich, Abgeordneter: Herr Präfibent, ich möchte die 
Bitte audfprehen, daß der Gefegentwurf betreffend die 
Seemanndordnung möglihit bald auf die Tagesordnung 
gefegt werde. 
Gefeg betreffend die Seemannsordnung auch die übrigen 
einen Gefege, die der Kommiſſion übergeben find, heute 
erledigt find. Der Bericht wird in zwei Tagen in bei 
Händen der Mitglieder fein. Ich möchte alfo nochmals 
die Bitte wieberholen, möglicht bald die Seemannsordnung 
auf die Tagesordnung zu fegen. 

Präfident: Ich kann dem Herrn Abgeordneten nur 
fagen, daß für die nächſte Tagesordnung es noch nicht 
zuläffig ift, diefen Gefegentwurf auf die Tagesordnung 
zu fegen, daß id aber beabfidhtige, ihn danı auf die 
Tagesordnung zu jeßen, wenn e3 den übrigen Geſchäften 
des Haujes entipricht 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, ih bitte um Entſchuldigung, unfere 
Tagesordnung für morgen ift nod nicht erledigt; es 
folgen noch einige Berichte: 

h) achtzehnter Bericht, betreffend Erhöhung der 
Nuhegehälter der vor bem 1. April 1897 in 
den Ruheſtand verfegten Beamten (Nr. 224 
ber Drudjaden) — Berichterftatter: Abgeord- 
neter Kraemer — (Antrag: lleberweifung als 
Material); 

i) neunzehnter Bericht, betreffend die Abänderung 
des Vogelſchutzgeſetzes (Nr. 225 der Drud: 
fahen) — Berichlerftatter: Abgeordneter Dr. 
Marcour — (Antrag: Uebergang zur Tages: 
ordnung); 

k) zwanzigfter Bericht, betreffend den Schub 
deuticher ntereffen im Auslande (Nr. 226 
ber Drudiahen) — Bericterftatter: Abgeord- 
neter Dr. Marcour — (Antrag: Uebergang 
zur Tagesordnung); 

I) einunbzwanzigfter Beriht, betreffend die 
Regelung der gewerblihen Berhältniffe der 
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Ich darf dem hinzufügen, daß außer dem (D) 
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(A) —— (Nr. 227 der Druckſachen) — | Die Mitglieder des Reichstags Loge, Dr. Marcour, (B) 
erichterftatter: Abgeordneter Dr. Marcour — | Gamp, Förfter (Sachſen), Baſſermann wünſchen aus ber 
(Antrag: Uebergang zur Tagesordnung); I. reip. IX. und XV. Kommiſſion ſcheiden zu bürfen. 


m) zweinndzwangzigiter Bericht, betreffend die | — Ein rege Tepe Ss ar a id) ber: 
egelung der Arbeitöver ältniffe im Gaft: | anlaffe deshalb die 1 um Abtheilung, 
wirthögemwerbe (Nr. 228 der Drudiahen) — in unmittelbar nad der hun die erforderlichen 
Berichterftatter: Abgeordneter Thiele — (Ans fagwahlen vorzunehmen. 


trag: lleberweifung zur Erwägung). Ich ſchließe die Sitzung. 
Gegen dieſen orfchlag erhebt fi) fein Widerſpruch; Die 
Tagesordnung fteht nunmehr feit. (Schluß der Sitzung 5 Uhr 15 Minuten.) 





Dind und Verlag der 0 her Norkteticen Du Budtruderd, un Berlagsanftalt. 
Perlin SW ilbelmitr 
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(A) Berichtigung 
zum ſtenographiſchen Bericht der 85. Sitzung. 


Seite 2459 D, Zeile 6 von unten, iſt I „oder* zu lejen: , 


Seite 2460B, Zeile 2 von unten, t ſtatt „Tönnen“ 
ann“, 


zu lefen: 


7. Sigung 


am — den 3. Mai 1901. 


sſeiue 

Geſchäftliche Mittheilungen . 2515 D, 2528 A, 2543 D 
Zweite Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes, ber 
treffend bie Verforgung der Briegsinvaliden 
und ber Kriegshinterbliebenen (Nr. 211, 246 


ber Anlagen) . . 2516 A 
$ 1, grundlegenbe Beftimmung: 
Graf v. Driola, Beridterftatter . . 2516 B 
Prinz zu Schönaidh-Carolath . . 2516 C 
8 2 bis 8 (ohne Debatte) . 2517 A 
$ 9, Nichtbenutzung bes Zivilwerforgungs- 
ſcheins — Anſtellungsentſchädigung: 
Graf v. Driola, Berichterftatter . . 2517 A 
Schwarz, (Münden) . . 2517 D 


v. Viebahn, Generalleutnant, Departes 
mentsbireftor im Königlich preußis 
chen Ariegsminifterium . . 
2518 D, 2619 c, 2521 B 


(B) 


Ridert . 2619 B 

Einnr . . . . 2519 D 
88 10 bis 19 (ohne Debatte) . 2521 D 
8 20, Zufchüfle: 

Prinz zuSchönaidyGarolath: 2521 D, 2523 C 

vo. Treuen . 2 2 202.2 .3822C 

Graf v. Oriola, Berichterftatter . . 2523 A 
88 21, 22 (ohne Debatte) . 2523 D 


$ 22a (Antrag Riff) Verforgung eljaf- 
lothringifher Landesangehöriger 
Kriegsinvaliden bes franzöfiichen Heeres 
aus dem Feldzug 1870/71: 
Graf v. Driola, Berichterfiatter . . 2523 D 
Riff (zur Sache bezw. zur Geichäfts- 
ordnung) - . 2524 A, 2526 A 
Freiherr v. Thielmann, Wirklicher 
Geheimer Rath, Staatsfefretär bes 


Neichsfhapamts . . 2525 A 

Ballermann . 2525 B 

Dr. Badyem . . 2626 A 

Schrempf . . . 2526 Ü 

Dr. Soffel . . . . 2526 Ü 

85 23, 24 (ohne Debatte) . 2527 A 
Refolutionen: 

Graf v. Oriola, Berichterftatter . . 2527 A 

Dr. Jäger . 2627 A 


Meichstag. 10. Legisl.-P. II. Seffion. 1900/1901. 








Beite 
Freiherr v. Schele: —— 2527 B 
Richter . . 2527 D 
Betitionen: 
Broefmann, Berichterftatter . 2527 D 


Petitionen, welche als nicht geeignet zur Erörterung 
im Plenum erachtet werben (Nr. 203 derAnlagen): 2528 B 
Berathung von Berichten ber Petitionstommiffion: 
a) Mündlicher Bericht, betreffend Einftellung 
bes Wertriebs von Anfichtspoftlarten zc. in 
bem Mlarkenverkaufsftande des Poſt- 
amts 1 in Caſſel (Nr. 162 der Anlagen): 2528 B 


Dr. Weißenhagen, Berichterftatter . 2528 C 

b) Zmölfter Bericht, betreffend Abänderung bes 
Servistarifs (Nr. 192 der Anlagen) . . 2528 C 
Kraemer, Berichterftatter . 2528 C 
Kirch . . 2529 A 
Nidert . . 2529 B 


ec) Dreizehnter Bericht, betreffend Gewährung 
eines OGnadenquartalsbejzuges (Nr. 193 
ber Anlagen) . . . . 2529 C 
Kraemer, Berichterftatter . . 2529 C 
Spilling, Kaiferlicher Wirklicher Ge: 


heimer Ober⸗Poſtrath . 2529 D 
d) Vierzehnter Bericht, betreffend Erlaß eines 
Sefeges über den Verkehr mit BHonig 
(Nr. 194 der Anlagen) . 2530 A 
Dr. Semler . . 2030 B 
Mattenborff . 2532 B 


Dr. Roefide (Raiferslautern): 2532 c, 2541 A 

Bumm, Kaiferlicher Geheimer Ober: 
— . 2532 D, 2537 D 
Letocha. .2634 B 
Mum. . . 2585 J 2538 B, 2541 D 
Scrempf . . 2536 C, 2539 D 
Lebebour . 2639 C 
Säbel . . . } . 2540 C 

e) Fünfjehnter Bericht, betreffend anbermoeite 

Feftfegung des Ruhegehalts eines Roft: 
fchaffners a. D. (Nr. 195 ber Anlagen) . 2542 C 
f) Sechzehnter Bericht, betreffend Verbot bes 
Handelns mit — 222 der 
Anlagen). — 2642 C 
Wellſtein . . 2642 D 
Mittheilung eingegangener Interpellationen . 2543 B, C 
Feftftellung der Tagesordnung für die nächfte Sigung: 2543 D 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präfidenten Grafen dv. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sigung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

An Stelle der aus der I. rejp. IX. und XV. Kom— 
misfton gejchtebenen Herren Abgeordneten Lotze, Dr. Mar: 
cour, Bafjermann, Förfter (Sachſen), v. Weigel und Gamp 
find durch bie vollzogenen Erſatzwahlen gewählt worben 
die Herren Abgeordneten: 

Werner in bie Geihäftsorbnungstommtifion; 
Dr. Weißenhagen, Dr. Sattler, v. Staudy in 
bie IX. Kommiſſion: 
v. Staudy, Holt in die XV. Kommiſſion. 
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Id babe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Firzlaff und Fritzen für 2 Tage, 
Stubbendorff, Miller (Fulda) für 3 Tage, 
Müller (MWalded) für 5 Tage, 
Franken für 6 Tage. 

63 ſuchen für längere Zeit Urlaub nad) die Herren 
Abgeordneten: 

Diet für 10 Tage wegen dringender Beihäftigung; 
Dr. Scaebler für 14 Tage wegen unaufichieb- 
Amtögeichäfte; 
Dr. Eiche für die Zeit bis zum 20. Mai wegen 
dringender häuslicher Angelegenheiten. 
Den Urlaubsgefuhen wird nicht widerfproden; Diefelben 
find bewilligt. 

Als Kommiffar des Bundesraths ift von bem 
Herrn Reichskanzler zum adtzehnten Betitiondbericht ans 
gemeldet: 

ber Kaiſerliche Wirkliche Geheime Ober: Regierung: 
rath Herr Plath. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand derſelben ift die 

zweite Berathung ded Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend Berforgung der Kriegsinpaliden und 
der Sriegöhinterbliebenen (Nr. 211 der Drud: 
fahen), auf Grund des Berichts der Kommiſſion 
für den Neihshaushalts » Etat (Mr. 246 der 
Druckſachen). 
Anträge Nr. 296 (berichtigh), 297. 
Berichterftatter für den Geſetzentwurf ift ber 
Herr Abgeordnete Graf v. Oriola, für bie 
Petitionen der Herr Abgeordnete Broekmann. 

Id eröffne die Disfuffion über den $ 1 der Kom— 
miffionsbeichlüffe. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Graf v, Oriola, Abgeordneter, Berihterftatter: Meine 


(B) Herren, der Gefehentwurf, der Ihnen nunmehr in der 


Faſſung der Beichlüffe der Kommiſſion vorliegt, ift ein 
Ginzelgefeg. Es ift ein Geſetz mur für die Kriegs— 
indaliden und $triegähinterbliebenen. Durch den Geſetz— 
entwurf wird eine ganze Anzahl Wünfche, die diefes hohe 
Haus wiederholt geäußert hat, noch nicht berüdfichtigt. 
Nicht nur für die Friedensinvaliden, aud für die Kriegs— 
invaliden bleiben wichtige Fragen noch ungelöft. Diefelben 
find in der Kommiſſion, theilweife fehr eingehend, be: 
ſprochen worden; die Kommiſſion hat aber davon ab- 
geiehen, in Bezug auf gewiffe Punkte Anträge zu ftellen, 
nachdem feitens der Neichäregierung erflärt worden war, 
daß die betreffenden Fragen in den allgemeinen Penſions— 
gelegen geregelt werden follen, und weil es id) um Fragen 
handelte, welde nicht nur für eine einzelne Kateogorie 
von Invaliden erledigt werden fonnten, ſondern eine ge: 
nerelle Regelung finden müffen. 

Dazu gehört, meine Herren, in erfter Linie die Frage 
der Belaffung der Militärpenfion neben dem Zivifdienfe 
einfommen und der Zivilpenfion. Dazu gehört die große 
Trage der geſammten Zivilverforgung. Dazu gehört die 
Frage der Pıällufivfriiten. Dazu gehört die Frage der 
Neuregelung der Dffizierpenfionen. Alle diefe von mir 
genannten und nod andere wichtige Fragen sollen 
nad Abſicht der Megierung und auch nah Abſicht 
der Kommiffion einheitlih bei dem großen Reform: 
werk unferes Militärverforgungdmwefend zur Erledigung 
gelangen. Ach betone das hier ausdrüdlih, damit man 
draußen im Lande nicht etwa glaubt, daß dieſe Punkte 
in der Kommiſſion unbeſprochen geblieben feien, fondern 
damit man im Lande weiß, daß bie Kommiſſion ber 
Meinung war, daß es in Bezug auf biefe Fragen einer 
einheitlihen Regelung, bie baldmöglichſt einzutreten babe, 


bedürfe. 
(Sehr ridtig!) 


Ich hebe endlich noch hervor, daß in biefem Geſetz (©) 


allerdingd für mande Klaſſen der Invaliden ſegensreiche 
Fürforge getroffen wird, daß aber Invaliden tm Lande 
übrig bleiben, für bie eine weitere Fürforge unbedingt 
nothwendig if. Es werben durch dieſes Geſetz gewiſſe 
Unbilligkeiten in die Erſcheinung treten. Um nur Hr 
Tall anzuführen: e3 wird, wie wir gewünſcht haben, ben 
Schiffbrüchigen die Fürforge dieſes Geſetzes zu Theil, aber 
ausgeſchloſſen von derfelben find mod) diejenigen, Die ber: 
unglüdt find bei Grplofionen, bei Schiffsbränden, ebenjo 
diejenigen, die verunglüdt find auf den Schießplätzen, bei 
Manövern u. f. w. — für dieſe und andere Friedens— 
invaliden, die jest bier nicht berüdfidhtigt find, ſoll eben 
die allgemeine Revifion dad Nöthige nachholen. 

Als Referent der Kommiſſton, die fait alle Beſchlüſſe 
zweiter Leſung einftimmig und auch diejenigen, wo eine 
Meinungdverfchiedenheit noch vorhanden war, mit ganz 
überwiegender Majorität gefaßt hat, habe id die Herren 
zu bitten, bie Beichlüffe der zweiten Zefung der Kommiſſion 
zu den ihrigen zu machen. Ich bin der Weberzeugung, 

aß dad Geſetz zum Wohle unferer Kriegöinvaliden und 
Kriegshinterbliebenen fein wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Prinz zu Schönaich-Carolath. 

Prinz zu Schönaich-Carolath, Abgeordneter: Meine 
— ich möchte meiner Freude über die Beſchlüſſe der 

ommiſſion Ausdruck geben und der Kommiſſion dafür 
dankbar ſein, daß ſie dieſen Geſetzentwurf nach 
verſchiedenen Seiten hin weſentlich verbeſſert hat. Ich 
beflage es, daß für die Subalternoffiziere nicht eine 
befiere Fürſorge hat getroffen werben Können, trage in— 
deſſen den gegenwärtigen eg rg Rechnung und 
hoffe, daß Pr dies in fpäterer Zeit erreichen laffen wird. 
Inſonderheit begrüße ich es mit Freuden, daß ben friegd- 
invaliden Offizieren und den Ganzinpaliden nunmehr vom 


55. Lebensjahre ab eine Alterszulage gewährt werben (D) 


muß, nicht gewährt werben fann, wie es im der ur: 
ſprünglichen — hleß, ſofern bei den kriegsinvaliden 
Offizieren ihr Geſammteinkommen 3000 Mark nicht er— 
reiht und ſofern bei den ganzinvaliden Mannſchaften das 
Gefammteintonmen die Höhe von 600 Mark nicht erreicht. 
Diefe geſetzliche Gewährung der Alterözulage vom 
55. Lebensjahre ab halte ich für eine wichtige Verbefferung 
des Geſetzes und freue mich derfelben. Weiter halte ich es 
für einen Vorzug, daß der Nachweis ber völligen Er: 
werbsunfähigteit hier fortgefallen ift, und ich halte es für 
einen ferneren Vortheil, daß diefe Alterszulage auch vor 
ben 55. Lebensjahre gewährt werben fann, wenn ber 
Nachweis der völligen Erwerböunfähigfeit geführt worden 
ift. GEbenfo halte ich es für eine große Verbeſſerung ber 
Vorlage, dab den Halbinvaliden der Klaſſe 5, die bisher 
mit einer Erhöhung nicht berüdjidhtigt waren, eine Zus 
lage von 6 auf 10 Mark monatlid gewährt worden ift. 

Ich beſchränke mic auf diefe wenigen Ausführungen. 
Ich hoffe, die Militärinvaliden werden in der verftärften 
Fürſorge bed Reichs, die ihnen nunmehr in dieſem Geſetz 
14 600 000 Mark zumendet, einen neuen Beweis für die 
warme Theilnahme, mit der fowohl der Reichstag als 
die betheiligten Behörden ihre Verhältniffe fortgeſetzt ver: 
folgen, erbliden. Es ift aud für uns ein ſchönes Er— 
gebniß unferer langjährigen Beitrebungen und Bemühungen, 
mit diefem Geſetz vor die Nation treten zu dürfen, deffen 
Annahme hier erfreulicherweife gefihert erjcheint. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort wird nicht. weiter verlangt; 
bie age iſt geichloffen. 

S1 ilt nicht angefochten; wenn niemand widerfpricht, 
werde ich annehmen, daß er nah ben Beſchlüfſen ber 
Kommiffion angenommen iſt. — Dies ift der Fall. 

Meine Herren, id) bitte bei den übrigen Theilen des 
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A) Gefegentwurfs da, wo Anträge und Wortmeldungen nicht 


(B 


u 


vorliegen, auch Abftimmungen nicht verlangt werden, um 
die Ermädtigung, die einzelnen Theile der vorliegenden 
Kommiffionsbefchlüffe aufrufen zu dürfen und durch den 
Aufruf fie für angenommen zu erllären. — Es wider: 
Ipridht niemand; die Ermächtigung iſt mir ertheilt. 

Ich rufe auf 8, — 3, — 4— 56,— 6, — 7, 
8. — Ich erkläre die von mir aufgerufenen Paragraphen 
für vom Hanſe in zweiter Leſung angenommen. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über $9. Dazu 
liegt vor dad Amendement Schwarz (Münden) auf 
Nr. 297, außerdem ein handfchriftliher Antrag des Herrn 
Abgeordneten Nidert, lautend: 

Der Reihätag wolle beichließen: 

dem 5 9 folgenden Zufag zu maden: 
Hierbei find die Kriegsjahre doppelt in An— 
rechnung zu bringen. 

Das Wort hat der Herr Berichteritatter. 

Graf v. Oriola, Abgeordneter, Berichterſtatter: Wie 
Sie ded mäheren aus dem Bericht entnommen haben 
werben, ift ein ähnlicher Antrag, wie der jeßt hier vor— 
liegende Antrag Schwarz (Münden), auch in ber erften 
Leſung der Kommiffion geftellt worden. Ich darf jagen, 
daß auch ich ihn befiirwortet habe. Er wurde aber mit 
11 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Die Anhänger des 
Antrags betonten vor allem, daß es unbillig ſei, Leuten 
Zulagen, die ihnen auf Lebenszeit gewährt feien, nach— 
träglich fortzunehmen, wenn man ihnen dafür aucd er: 
höhte fonftige Einkommen gebe. 

(Sehr richtig!) 

Aber von denjenigen Herren, welche diefen Antrag unter: 
ftügten, erflärten mehrere, daß für den Fall feiner Ans 
nahme aud noch eine Ungleichheit befeitigt werden müſſe, 
über bie vielfady draußen im Lande gellagt werde; viele 
Invaliden fagten: wir haben uns 30 Jahre vergeblich 
bemüht, umferen Zivilverſorgungsſchein und zu nutze zu 
machen, andere, die rechtzeitig die Anftellungsentihädigung 
genommen haben, ftehen beifer da als wir, wir müſſen 
verlangen, daß wir in einem gewiſſen Lebensalter nod) 
nachträglich als zur Erlanguug der Anftellungdentihädigung 
berechtigt nnd melden können. Alfo unter denjenigen, bie 
in ber erften Leiung in der Kommiſſion für den Antrag 
ftimmten, ber, wenn er auch nicht gleichlautend mit dem 
Antrag Schwarz (Münden) war, doch diefelbe Tendenz 
wie diefer hatte, waren Herren ber Meinung, daß man 
den Antrag nur dann billig geitalten würde, wenn man 
auch denjenigen, die bisher feine Anftelungsentihädigung 
gehabt hatten, die Möglichkeit verſchaffte, unter gewiffen 
Vorausſetzungen nachträglich noch diefe Anſtellungsentſchä— 
digung — erlangen. 

Meine Herren, vor allen Dingen gab zu dieſem An— 
trage Veranlaſſung die Lage der Ganzinvaliden V. Klaſſe. 
Diefe, eine ſehr Heine Anzahl von Männern, etwa 300, 
wären, infoweit fie bisher die Anftellungsentihädigung 
hatten, die einzigen Kriegsinvaliden, die durch das Geſetz 
in feiner Weiſe aufgebefjert würden, wenn ihnen die An: 
ftellungsentihäbigung genommen würbe. In zweiter Lefung 
bat nunmehr die Kommiffion beichloffen, und zwar ohne 
auf Widerſpruch ſeitens der verbündeten Regierungen zu 
ftoßen, biefen wenigen Ganzinvaliden V. Klaſſe die An: 
ftellungsentfhädigung ausnahmsweiſe zu belaffen. Weiter 
zu gehen, fah fi aber die Kommiffion nicht mehr im ber 
Lage, nachdem von den verbündbeten Regierungen ganz 
— * Widerſpruch gegen eine allgemeine Belafſung 
ber biöher zuerfannten Zulagen für Nichtbenugung- des 
Zivilverforgungdfheind und der Anftelungsentihädigung 
erhoben worden war. 

Die Regierung wies auf bie großen finanziellen 
Folgen eines foldhen Antrags bin; fie rechnete aus, daß 
durch benfelben eine Mehrausgabe von etwa 2 Millionen 





erforberli werden würbe, daß aber, wenn man es zur (C) 


Befeitigung der anerkannten Ungleichheiten auch noch den— 
jenigen, die zur Zeit im Beſitz des Zivilverſorgungsſcheins 
find und diefen nicht haben verwenden können, nachträglich 
ermöglichte, die Anftellungsentihädigung zu befommen, 
biefe Summe von 2 Millionen noch weſentlich erhöht 
werden würde. Die Neichöregierung bob in der Kom— 
miffton, wie fie es auch bei der Motivirung ihrer Vorlage 
gethan hat, hervor, daß fie den größten Werth darauf 
legen müffe, die biöherige Ungleichheit in Bezug auf die 
Gewährung der Entihädigung für Nihtbenugung des 
Zivilverforgungsicheins zu befeitigen. Der Vertreter der 
Reihäregierung legte ferner dar, daß, wenn man ber 
Tendenz des Antrags, der in ber erften Lefung ber Kom— 
million geftellt war, in.der Vorlage gefolgt wäre, man 
dann eventuell dazu gelommen fein würde, die Benfionen 
und Kriegszulagen entſprechend weniger zu erhöhen, daß 
aber, wenn — letztere Vorgehen beliebt worden wäre, 
es für die Invaliden keine Beſſerung geweſen wäre, da 
fie eben dann zwar bie betreffenden Zulagen behalten, 
aber dafür eine neringere Penſion und Kriegszulage be— 
fommen hätten. Es wurde auch betont, dag in Betracht 
füne der 8 10, durch den in meitgehenber Weile die 
Alterözulagen gewährt find, und es wurde auf die Be— 
deutung dieſer Zulagen hingewieſen, die viel ſegensreicher 
für Viele der Betreffenden wirken und ihnen mehr bringen 
würden als die Anftellungsentihädigungen. 

Bor allem aber bradte die Regierung zur Spradhe, 
daß, wenn der Antrag angenommen würde, dem jeßt in 
feinem Sinne der Antrag Schwarz gleicht, dann ein großes 
Wert erjchwert werde, weldes bei der Reform der 
Militärverforgung beabfidtigt werde. Es ift im Bericht 
des mäheren ausgeführt, dab die Regierung in Zukunft es 
erreichen will, dab nur ſolche Leute den Zivilverforgungs- 
ſchein bekommen, die aud im Staat oder in der Kommune 
wirflid) ald Beamte zu berwenben find. 
hat die Abficht, länger gedienten Unteroffizieren, damit fie 
die Qualität als Beamte erlangen, dadurch zu helfen, daß 
fie beftimmte Anftalten oder Einrichtungen zur Hebung 
ihrer allgemeinen Bildung vorſieht. Sie will aljo eine 
Henderung treffen in der ganzen Frage der Zivil: 
verforgung und eradıtet es für umrichtig, jeßt noch einmal 
bier einen Eingriff zu machen im diefe Neuregelung, bie 
wir mit dem hoffentlih in der nächſten Seffion an uns 
gelangenden allgemeinen Penſionsgeſetze erhalten follen. 
Sie wünſcht, in dieſem Werke, von dem fie auch für 
unfere Kommunen Segen erwartet, nicht geftört zu werben. 
Aus demjelben Gefihtäpuntt hat die Regierung einen von 
mir in der zweiten Lejung der Kommiſſion geftellten 
Antrag, der durchaus den Abfihten des Antrags des 
Heren Abgeordneten Ridert entiprady, widerſprochen, indem 
fie betonte, daß es jehr bedenklich jei, einzugreifen in bie 
zufünftige Negelung des Zivilverforgungsweiend. Meine 
Herren, id bin hier als Meferent nicht befugt, meine 
eigene Meinung zu äußern. Ich habe die Verpflichtung, 
den Anihauungen der Kommiſſion gerecht zu werden und 
fie zum Ausdrud zu bringen. Ich habe Sie daher zu 
bitten, den 59 in ber Faſſung ber Kommiſſion anzunehmen. 

PFräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schwarz (Münden). 

Schwarz (Münden), Abgeordneter: Meine Herren, 
ih mödte mir zunächft eine Eleine perfönliche Bemerkung 
geftatten zur Verhütung gewiſſer Mißverſtändniſſe. Ich 
bin geitern von mehreren Seiten gefragt worden, ob mein 
Antrag bedeute, daß nad) wie vor und in demfelben Um— 
fange wie jest die Gebührniffe für Zivilverforgungsbered: 
tote gewährt werden follen. Das iſt mir nicht eingefallen. 
Mein Antrag intendirt das nicht; er trägt volltommen der 
Gejegesvorlage für die Zukunft infofern Rechnung, als 
für die neuen Zugänge nad) diefer Neuregelung verfahren 
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(A) wird; er will lediglich, daß den bisherigen Bezugäbered)- 


tigten ihr Beſitzſtand gewahrt werbe, weiter nichts. Nach 
ben biöherigen Beftimmungen haben die lnteroffiziere, 
gleihviel ob fie 12 Jahre oder darunter aktiven Dienft 
geleiftet haben, gemwiffe Bezüge genofjen; für. die Zukunft 
foll das nun anderd werden: e3 follen nur diejenigen 
diefe Bezüge erhalten, welche 12 Jahre lang aktiven Dienft 
leiften, jene unter 12 Jahren follen fie nicht mehr erhalten, 
und auch jenen der legteren Art, welche biöher dieſe Bezüge 
hatten, follten fie entzogen werden. Nun, meine Herren, 
infoweit e3 fi um bie neu Zugehenden handelt, will id 
ja gar nicht dad Geringite einwenden, — es ſcheint mir 
bier volltommen berechtigt zu fein; allein denjenigen gegen= 
über, welche biöher im Genuſſe diejer Bezüge waren, er: 
ſcheint es mir als eine große Unbilligkeit und wird in allen 
diefen reifen, wie aus zahlreichen perſönlichen mündlichen 
und fchriftlichen Vorftellungen hervorgeht, ebenfalls als eine 
große Ungerechtigkeit betrachtet; die Leute par diefe An- 
ſpruche bis jet und mußten rechnen damit, daß auf Lebenszeit 
ihnen auch diefelben gewährt bleiben. Man kann biejen 
Beihwerden nicht die Berechtigung abſprechen, wenn ihnen 
nun das entzogen wird, wenn man mit der einen Hand 
dad nimmt, wa3 man mit der anderen giebt. Dad ent« 
ſpricht aud nicht den biöherigen Gepflogenheiten bei ber 
Geſetzgebung, dab man die biöherigen Einnahmen des 
Betreffenden einfach kaffirt; die gleihe Auffaffung hat ja 
jelbft der Herr Sriegäminifter in der Kommffion zum 
Ausdrud gebradt, indem er ausführte, daß es nicht der 
bisherigen Hebung entipricht, derartige Einzüge zu madıen. 
Nun möchte ich denn doch fragen, wenn dad an fi im 
der Regel nicht Praxis ift, ob dann gerade dieſe Ges 
legenheit, wo es ſich um die Striegsinvaliden handelt, bie 
geeignete ift, eine neue Praxis einzuführen. Ich weiß ja, 
es ift mir von vornherein bewußt, dak man eimpenden 
wird, die Beſchwerden feien bi zu einem gewiffen Grade 


(B) unberedtigt, weil die Perſonen, um bie es fi bier 


handelt, höhere Penſions- und Kriegszulagenbezüge er- 
halten, und diefer Einzug wieder dadurd ausgeglichen wird, 
die Leute an ſich mehr erhalten, alö fie bis jegt beziehen. 
Diefe Mehrbezüge, wie fie in Zufunft eintreten werden, 
find und ja in einer Tabelle vorgeführt, und es geht 
daraus hervor, daß die geringfte Kategorie zum mindeften 
in Zukunft um 96 Mark pro Jahr mehr bekommt. 
Meine Herren, ich will ununterjucht laffen, ob eine ders 
artige Mehrung um 96 Mark die Aufhebung einer bis— 
herigen Praxis erklären kann, darauf will ih nicht 
näher eingehen; aber darauf möchte ic hinweiſen, daß 
dieje vorgelegte Tabelle, wie wir fie erhalten haben, 
nicht erihöpfend tft, daß es doch zahlreiche andere 
Venfioniften giebt, welche eben mit mit diefer Auf— 
beflerung bedacht werden, jondern aud unter Umſtänden 
eine wejentlic geringere Aufbefferung befommen werben, 
als hier als Mindeftbetrag angeführt ift. Ich habe hier 
die Papiere eines bayeriichen Kriegsinvaliden. Derfelbe 
hat den Feldzug 1866 mitgemadt, er hat den Feldzug 
1870 mitgemadt; für ben erften Feldzug erhielt er eine 
Belobung, 1870 wurde er für fein tapferes Verhalten in 
der Schlaht bei Sedan mit dem Militärverbienftfreug 
ausgezeichnet. Der Mann hat bis jegt einen Bezug 
bon 33 Dart pro Monat und befommt in Zukunft 
einen Betrag von 35 Marl. Das iſt alſo das 
ganze Jahr um 24 Markt mehr. Ih frage Sie: 
welde Empfindungen muß das in biefem Mann hervor: 
rufen, wenn er bei der großen Aufbeflerung, wo Diele, 
Viele wefentlich mehr befommen, im ganzen um 24 Marf 
aufgebeflert werden fol! Man wird mir allerdings viel: 
leiht einwenden, das fei nur ein Ausnahmefall; ih kann 
mir das nicht denen, dab das bloß ber einzige Fall fein 
fol, und daß es der Zufall wollte, daß gerade ich dieſen 
einzigen Fall in die Hand befommen follte. Jedenfalls 
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ift anzunehmen, daß fehr viele, viele folder Fälle vor- (C) 


handen fein werden, worüber wir gar feine Auskunft 
haben. Diefe Leute werben wohl mit großer Erbitterung 
auf bie Nichtberüdfihtigung ihrer berechtigten Wünſche 
bliden müffen. Niemand wird uns heute jagen fünnen, 
wie groß die Zahl folder angeblihen Ausnahmen ift. 
Und, meine Herren, weil wir das nun nicht wiflen, und 
weil ich e8, wie gefagt, für eine Ungerechtigkeit halte, daß 
bie biöherigen Bezüge einfach eingezogen werden, und weil 
biefe Gelegenheit am ungeeignetften ift, eine neue Praxis 
einzuführen, und nachdem es ſich bei diefem Gegenftande 
auch nicht um neue Zugänge handelt, fondern die An— 
forderungen dur Abgang der Leute von Jahr zu Jahr 
weniger werben, fo glaube id, daß mein Antrag wohl 
gerechtfertigt fein dürfte, und ich möchte feine Annahme 
empfehlen. 

Nun hat allerdings ber Herr Referent angeführt: wenn 
man dem ftattgeben wolle, — ſei in der Kommiffion erklärt 
worden, — dann feien nod) weitere Ungleichheiten zu be: 
feitigen. Ja, meine Herren, hätten Sie ganz einfach dieſen 
Schritt gethan! Dann heißt ed: wegen der Mittel. Ich 
erinnere daran, daß in der erften Leſung und bei früheren 
Gelegenheiten, als es fih um die Anregung der Benfions: 
erhöhungen beim Militär handelte, von vielen Seiten gefagt 
wurde, die Mittel dürften in dieſem Falle feine Rolle 
jpielen. Jetzt müffen wir auf einmal hören, für biefe 
Kategorien fehlten und bie Mittel. 

Meine Herren, nad) der Erklärung, bie, wie und ber 
Herr Referent mitgetheilt bat, vom Herrn Minifter im 
Ausihuß gegeben wurde, daß mein Antrag nicht annehm— 
bar fei, bin ich mir ſehr wohl bewußt, daß mein Antrag 
ER wenig Ausfiht auf Annahme hat. Allein ich halte 
hu für fo gerechtfertigt, daß ih mich trogdem für vers 
pflihtet erachtete, den Antrag aufrecht zu erhalten. Ich 
empfehle ihn zur Annahme. 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte (D) 


zum Bundesrath, Departementäbireftor im Königlich preu= 
Bifhen Kriegäminifterium, Generalleutnant v. Biebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementöbireftor 
im Sriegäminifterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrat für das SKönigreih Preußen: er 
Herr Berichterftatter hat bie — en, welche die 
verbündeten Regierungen bei den Kommiſſionsberathungen 
zu dem vorliegenden Antrag vertreten haben, jo erſchöpfend 
und fo zutreffend bem hohen Haufe bereitö vorgetragen, 
daß ich mich mit meinen Ausführungen kurz faffen kann, 
um nicht einfah das, was . vom Herrn Beridt- 
erftatter gefagt worben tft, zu wiederholen. Ach möchte 
aber einen Punkt in den Vordergrund ftellen. Es bat 
fi bei der in Frage ftehenden Beitimmung bed Ent: 
wurfs um eine Feſtſetzung gehandelt, welche in erfter 
Linie dazu berufen ift, der allgemeinen Benfiondgeieh- 
regelung die Wege zu ebnen, jedenfall nicht berjelben 
Schwierigteiten in den Weg zu legen; und außerdem hat 
es ſich darum gehandelt, gerade bie Ungleichheiten, welche 
in dem Bezug für Nichtbenugung des Zivilverſorgungs⸗ 
ſcheins mit 6, 9 und 12 Mark monatlich beftehen, zu be» 
feitigen und durch eine Ausgleihung, beſonders eine Auf: 
beiferung der Benfion, alle diefe Leute ausreichend zu 
bedenken. 

Ich glaube, das hohe Haus wird ebenſo wie die 
Mitglieder der Kommiſſion dem zuſtimmen, daß bie vers 
bündeten Regierungen in der Aufbefferung der Penfionen 
im großen und ganzen angemefjene und ausreichende Säße 
vorgeicdlagen haben. Wenn in dem Rahmen biefer Auf: 
befferungen nun kleine Ungleichheiten badurd eintreten, 
dab der Eine etwas mehr und der Andere etwas weniger 
aufgebeffert wird, fo ift das unvermeidlih. Die Haupt: 
fadhe ift, dak alle in Betracht kommenden Kategorien in 
gleich ausreihender Weife aufgebeflert werben. Aus ber 
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(A) Annahme dieſes Antrags würde folgen, daß die zufünftige 


Regelung gerade auf dem Gebiet des Zivilverforgungs: 
weſens, welche allen Parteien des hohen Haufes ebenfo 
am Herzen liegt wie ben verbünbeten Regierungen, von 
bornherein eine Schwierigkeit in den Weg gelegt wird, 
und das wird jebenfalld doch nicht beabfichtigt fein. 

Nun hat der Herr Vorrebner zur Begründung feines 
Antrags einen einzelnen Fall angeführt. Ich gebe zu, 
daß bdiefer Einzelfall, von weldem er bie Güte hatte mid) 
ſchon vorher zu unterridhten, allerdings eigenthümlicher 
Natur if. Es handelt fi hier um einen ſtriegsinvaliden, 
welcher auf Grund feines Invaliditätöleidend nur theil- 
weije erwerbäunfähig ift, dabei aber unfähig zur Be— 
nutung des Zivilverſorgungsſcheins. Diefe Fälle find 
ganz außerordentlich felten, und ih muß für meine Perſon 
geftehen, daß ich mich wundere, daß diefer Mann, welcher 
nicht im Zivildienſt angeftellt werben faum, nicht auf 
Grund feines Invalibitätsleidend vor allen Dingen in 
eine höhere Penſionsklaſſe aufgerüdt ift. Mir find ja bie 
Detaild des Falles nicht befannt; aber das iſt die Frage, 
bie ih mir auallererft vorlegen muß. Aber mag dem 
fein, wie es will, derartige Fälle können nur ganz ber: 
einzelt fein, und es wäre nad meiner Anficht nicht ge— 
rechtfertigt, daß auf Grund folder Einzelfälle eine all: 
gemeine Beftimmung eingeführt werden foll, welche, wie 
ih vorhin ausführte, die Regelung einer wichtigen Frage 
für die Zukunft Schwierig madht, — wobei ich dem Herrn 
Vorredner noch bemerke, dab es ſich feineäwegs nur um 
die jegt vorhandenen Kriegsinvaliden handelt, fondern 
dab dad Geſetz für bie jegigen und zufünftigen Kriegs— 
invaliden Geltung haben foll. 

Alle diefe meine Ausführungen zufammengefaßt, 
möchte ih das hohe Haus bitten, dem Antrag nicht 
zuzuftimmen; für die verbündeten Negierungen wirbe er 
unannehmbar ſein. 

Präfident: Der Antrag des Herrn Abgeorbneten 
Nidert, dem ich beim Beginn der Diöfuffion dieſes Para: 

aphen verlefen habe, liegt nunmehr gedrudt vor; er hat 
te Nummer 302. 

Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Nidert. 

Nidert, Abgeordneter: Meine Herren, bie Fortichritte, 
melde dieſes Gert bringt zu Gunften der Invaliden, find 
fo groß, daß ich mid jehr bedenken würde, dem Gelee 
Schwierigkeiten zu machen, und wenn die Erllärung dom 
Negierungstifche fällt, ein Amendement ift unannehmbar 
und dem Geſetz gefährlich, fo ift felbftverftändlich, daß ich 
mid bei der Schlußabſtimmung bebenfen würde, die Sache 
weiter zu verfolgen. Id möchte aber jebt prinzipaliter 
bem Antrag Schwarz beitreten, weil ih ihn für gerecht 
und billig halte, aud auf die Gefahr hin, daß es zwei 
Milionen mehr koftet. Meine Herren, auf dieſem Gebiete 
haben wir große Unterlaffungsfünden hinter uns, und wir 
haben gut zu maden, was die Vergangenheit gefehlt hat. 
Ih werbe daher den Antrag Schwarz nur preißgeben, 
wenn ih muß. 

Der Antrag, den id; mir erlaubt habe einzubringen, 
ift in der Kommiſſion bereit von bem Herrn Bericht: 
erftatter, wenn ich ihn recht verftanden habe, geftellt; bie 
Gründe find in dem Bericht und aud) in feinem heutigen 
Referat — Ich muß nun ſagen, daß ich mehr 
als die Mitglieder ber Kommiſſion die Unbilligkeit 
empfinde, bie barin liegt, daß jemandem durch dieſes 
Geſetz Bezüge, die er von Rechtswegen Bun hat, ge: 
nommen werben follen. Das empfinde ich fo viel mehr, 
daß ich mid) für verpflichtet gehalten habe, ben Antrag, 
der in ber Kommiſſion abgelehnt ift, die Striegsjahre 
boppelt in Anrehnung zu bringen, bier wieder einzu: 
bringen. Nad der Erklärung des Herrn Regierungs— 
vertreterd muß ich leider annehmen, daß die Militär: 
verwaltung auch biefem Antrag entgegentreten wird. Ich 





fenne einen Fall, 
144 Mark einbüßt, obwohl er fonft in feinen Bezügen 
erhöht wird. Das halte ih für unbillig; und ba der— 
gleihen Fälle nur fehr vereinzelt vorfommen, glaube ich, 
fönnte man e3 in dem Gefeg repariren. Sollte das aber 
ſeitens der Majorität nicht der Fall fein und müßte ich 
mic befcheiden, dann würde ich wenigſtens an bie Kriegs— 


verwaltung bie Bitte richten, daß fie die Zufage giebt, 
daß, vorbehaltlid der Prüfung, wenn berartige Härten, 
wie ich fie hier behauptet habe, zur Kenntniß der Militär: 


verwaltung fommen, fie dann wenigftend auf dem Wege 
ber Beihilfe audgleihend eingreift. Dad würde mid 
wenigften® beruhigen, und id; könnte aud darin immerhin 
einen gewilfen Erfolg meine Antrags fehen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementsdireftor im Königlich 
preußifchen Kriegsminiſterium, Generalleutnant v. Viebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementsdireftor 
im Kriegsminiſterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Im großen 
und ganzen treffen auf den Antrag Rickert diefelben Aus— 
führungen zu, welche ich mir erlaubt habe vorhin zu dem 
Antrage Schwarz dem hohen Haufe vorzutragen. Auch 
der Herr Abgeordnete Ridert hat die Güte gehabt, mir 
den Ginzelfall, welcher ihm zu feinem Antrage Ber: 
anlaffung gegeben hat, vorzutragen; ich verftehe es ſehr 
wohl und —— mit ihm vollſtändig überein, wenn er 
das Gefühl hat, daß in dieſem Fall etwas geſchehen muß, 
weil der Mann verhältnißmäßig ſchlechter wegkommt als 
andere; aber, wie gejagt, e3 handelt fih hier um das 
Prinzip, und wenn die Ausnahme, welche ber Herr Ab: 
geordnete Ridert vorgeſchlagen hat, daß bei der Berechnung 
über die Zuftändigleit der Zulage für Nichtbenugung des 
Zivilverſorgungsſcheins die Kriegsjahre doppelt gerechnet 
werben, in das Gefeg aufgenommen wird, fo kommen wir 


wieder auf denfelben Punkt, auf dem wir vorher geweſen (D) 


find, nämlich, daß ein wichtiges Prinzip in dem ganzen 
Syitem ber Zipilverforgung von vornherein durchs 
brochen wird. 

Alfo im großen und ganzen bin ic in der Lage, das 
hohe Haus dringend zu bitten, dieſen Antrag lieber nicht 
anzunehmen. Gr würde ber bevoritehenden gefeglichen 
Regelung des Penſionsweſens, wie ic} bereits ausgeführt 
habe, nur Schwierigkeiten und zwar fehr erhebliche 
Schwierigkeiten in den Weg legen. Dagegen bin id) = 
bereit, dem Herren Abgeorbneten Ridert zu erklären, daß, 
wenn in derartigen einzelnen Fällen, wie dem vorliegenden, 
Härten entftehen, die Militärderwaltung immer bereit fein 
wird, auf dem Wege der linterftügungen diefe Härten nad) 
Möglichkeit zu befeitigen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube 
nicht, daß der Reichsſstag richtig handeln würde, wenn er 
der Schredhaftigkeit de3 Herm Kollegen Nidert folgte. 
Ih habe bie Meberzeugung, daß, wenn der Neihötag den 
Antrag Schwarz annimmt, die Negierung dieſen Para— 
graphen ſchlucken würde. Und, meine Herren, wie richtig 
es iſt, dab die gefeßgebenden Körperſchaften auf dem, 
was fie einmal für richtig befinden, beitehen bleiben, da— 
für haben wir doch fchon genügend Beweife bekommen. 
Ih glaube, dab die Negierung viel eher in die Lage 
gebracht werben fann, nachgiebig zu fein gegenüber einer 
feften Stellung der gefeßgebenden Körperſchaften als um: 
gekehrt. Je fefter die Parlamente auf dem, was fie 
einmal für recht erkennen, und auf dem, deſſen Aus: 
führung finanziell und fonft möglich ift, beitehen, beito 
mehr Ausfiht haben fie, daß die Regierung nachgiebt. 
Dafür liefern die Borgänge im preußifchen Landtage gerade 
jest ben fpredhendften Beweis. 

(Sehr ridhtig! links.) 


in dem ein früherer lnteroffizier (C) 


2520 


(Zinger.) rn 








(A) Ich meine, daß Feſtigkeit des Parlamentd im Intereſſe 


der Bevölkerung durdaus nothwendig if. Die Scired- 
haftigfeit, welche bei dem Worte „unannehmbar“, wenn 
es von der Negierungsbant gehört wird, das Haus ge- 
wöhnlich überfältt, ift in der That ein Phantom und 
ein Geipenft, weldem man ermnfthaft auf den Xeib 


rüden muß. 

(Schr wahr! links.) 
Es ift nicht richtig, wenn ber Reichstag ſich von folden 
Drohungen einfhüchtern läßt und infolge folder Aeuße— 
rungen auf bad, was ber Reichstag als richtig, noth— 
wendig und burdführbar erachtet, verzichtet. 

Der .. des Herrn Kollegen Schwarz verlangt 
eigentlidy gar michtS anderes als das, was jeitend ber 
Pilitärverwaltung jelbit als richtig anerfannt worden ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, Sie haben die Güte, ſich zu erinnern, daß 
id) bereitö bei der eriten Berathung im Plenum ben 
Standpunft vertreten habe, daß ich es fir unrecht und 
ungerecht und auch rechtlich für zweifelhaft halte, Inva— 
liden, denen ein geſetzlicher Anfpruch zugeſichert ift, diefen 
Anſpruch zu nehmen. Geſetze werden gewöhnlih nicht 
rüdwirfend gemacht, und es ift, glaube id, ein Novum, 
daß man Kriegsinvaliden, welde dafür, daß fie den Zivil 
verſorgungsſchein nicht genommen haben, eine geieglid) 
firirte Zulage befommen, dieſes geſetzliche Recht bei Erlaß 
eines neuen Gefeged nehmen will. Id kann auch nicht 
zugeben, daß die an ſich ja richtige Thatſache, dab aud) 
diefe Leute durch die Erhöhung der Invaliditätöpenfionen 
höhere Gebührniffe befommen als biöher, dazu beredtigt, 
mit der einen Hand das wieder zu nehmen, was man 
mit ber anderen Hand giebt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Es ift nachgewieſen worden, daß eine Anzahl Invaliden 
bei diefer Regelung zu Schaden fommen. In ber Some 


(8) miffion ift Diefe Frage ausführlich behandelt worden, und 


ic) verrathe kein Geheimniß, im Gegentheil, dieſes Zeugniß 
ehrt ja die Militärverwaltung, dab in der Kommiſſion 
aud) die Militärverwaltung als beredtigt anerkannt hat 
die Forderung, die dahin geht, daß die Beute, welche dieſe 
Zulage jest beziehen, dieſelbe behalten follen. Man kann 
mit der Militärverwaltung der Meinung fein, daß es 
nicht richtig ift, für die Nichtbenugung des Zivilver— 
ſorgungsſcheines Gebühren zu geben, und man kann 
prinzipiell der Auffaſſung fein, daß bei einer Neuregelung 
des Penſionsweſens dieſer Zuſtand abgeändert werden 
muß. Aber man muß, glaube ich, ſich von der Regierungs— 
vorlage und aud vom Kommiffionsbeihluß in dem Augen: 
blide trennen, wenn es fi darum handelt, Leuten, die 
im Genuß einer gefeglihen Zulage ſich befinden, dieſe 
Zulage zu nehmen. Es ift aud feine Schabloshaltung 
diefer Invaliden, daß ihre Penfionsbezüge etwas erhöht 
werden. Das würde vielleicht möglich fein, wenn nicht 
au die anderen Invaliden Zulage befommen hätten. 
Aber - indem dieſe Anvaliden die Zulage für den Schein 
nicht mehr erhalten, werden fie geihädigt gegenüber ihren 
Kameraden, welche den Schein genommen und Damit 
Anftellung gefunden haben. 
Zu meinem Bedauern Tann id num feinen Zweifel 
darüber haben, daß der Antrag Schwarz nit ange: 
nommen wird. Diefer Umftand kann uns jebod nicht 
von der Verpflichtung entbinden, für biefen Antrag zu 
ftimmen, weil wir ihn für richtig und ausführbar halten. 
Genau fo ftehe ich im Bezug auf den Antrag Ridert. 
Auc hier möchte ic dem Herm Kollegen jagen: zu viel 
Beicheidenheit ift vom Uebel. Ih kann mir nicht ges 
nügen laffen an der Erklärung des Herru Vertreters ber 
Militärverwaltung, daß, wenn im Ginzelfalle fi eine 
befondere Härte herauöftellt, dann im Wege ber Wohl: 
thätigfeit abgeholfen werden fol. Es ift überhaupt immer 


— ——— — —— 





ſehr ſchlecht für die Empfänger von Penſionen und Zu: (C) 


lagen, wenn man ſie auf den Weg der Wohlthätigkeit 
verweiſt. Daß Kriegsjahre doppelt gerechnet werden, iſt 
ein in Der Armee feftitehender Grundfag. Ein Unter— 
offizier, der 12 Jahre gedient hat, wird in Beſitz dieſer 
Zulage gelangen, während ein linteroffizter, der 10 oder 
11 Jahre gedient Hat, in deſſen Dienftjahren aber ein 
oder zwei Striegsjahre fehlen, fchlechter behandelt werben 
foll, indem feine Doppelrehnung der Sriegsjahre ftatt- 
findet. Ginen Grund hierfür fann ih in der That 
nit finden. Der Herr Abgeordnete Nidert bat mit 
feinem Antrag durchaus redt, und es ift mur zu 
bedauern, daß er benfelben, wie es jcheint, felbit 
preiögiebt gegenüber ber Grflärung des Herrn Vertreters 
der Militärverwaltung. Meine Herren, wir haben der 
Vorlage gegenüber in der Kommiſſion die Stellung ein- 
genommen, Die ich namens meiner Freunde bei der erften 
Beralhung im Plenum zum Ausdrud gebradht habe, und 
id habe mit den Herrn Antragftelleen zu bedauern, daß 
es in ber Kommiſſion micht möglich geweſen it, Diele 
Anträge durdzufegen. Ich habe den dringenden Wunſch, 
daß das Haus fid im der zweiten Berathung diefen Ans 
trägen anjchließt und einmal die Probe auf das Erempel 
macht, ob die Regierung wegen 2 Millionen die Ver: 
antwortung übernehmen will, ein Geſetz fcheitern zu laſſen, 
welches feit Jahren der Reichstag einmüthig verlangt, 
und deffen Nothwendigfeit feit Jahren anerkannt ift. 
(Sehr richtig! links.) 

Ich meine, man follte die Regierung vor dieſe Thatjadhe 
ftellen. Ich glaube, ſicher zu fein, daß ich die Regierung 
richtig einihäge, wenn ih jage: fie wird diefe Ber: 
antwortung nicht übernehmen, fonbern dem Geſetze ihre 
Zuftimmung geben, auch wenn die Anträge Schwarz und 
Rickert angenommen werden follten. 

Meine Herren, ih möchte diefe Gelegenheit benugen, 


um noch eine anbere Frage im Plenum zur Spradye zu (D) 


bringen. Wir haben in der Kommiffion — bie Herren, 
weldie ben Kommiſſionsbericht leſen, werden das aud) 
finden — über eine Begleiterfheinung bei Ertheilung des 

ipilverforgungsfcheines verhandelt. Ich beſpreche dieſe 

rage deshalb noch einmal im Haufe, weil der ſtom— 
miffionsbericht nicht in den Kreifen der Invaliden gelefen 
wird. Ich halte e8 aber im Intereſſe der Invaliden für 
nothwendig, auch dieſen Theil der Kommiſſionsverhand— 
lungen zur öffentlihen Stenntniß zu bringen. Meine 
Herren, es ift in der Kommiſſion feftgeltellt worden — 
und bie Herren von der Regierung haben dieſe Feitellung 
als zutreffend anerfannt —, daß zwei Sorten Zivilver— 
ſorgungsſcheine ausgegeben werden. Eine Sorte erhalten 
diejenigen linteroffiziere, die bid zum adten Jahre aktiv 
gebient haben, und eine andere Sorte von Zipilperforgungs- 
feinen wird denjenigen gegeben, bie länger als acht 
Jahre, bis zum zwölften Jahre und länger gebient 
haben. Nebenbei bemerfe ich bad hat ber Herr 
Generallentnant dv. Viebahn vorher aud ſchon ats 
gedeutet —, daß die Bezüge für die Nichtbenugung 
des Bivilverforgungsicheines verſchieden find; fie bes 
tragen 6, 9 und 12 Marl. Nun wird bei ben 
Behörden, welde die mit Zivilverſorgungsſchein ver: 
fehenen Invaliden zur Anstellung bringen, eine berartige 
Praris geübt, daß fein Mann, der im Beſitz des Zivil— 
verforgungsfcheined, fagen wir mal: zweiter Klaſſe, 
aljo besjenigen, der für acht Jahre Dienftzeit ertheilt ift, 
eher angeftellt wird, ald bis fümmtlihe Anwärter, bie 
im Befig des anderen Zivilverſorgungsſcheines find, An— 
ftellung gefunden haben. Die Folge dieſer Thatſache iſt, 
daß Leute, die mit dem Zipilverforgungsichein, der nur 
auf acht Jahre gilt, verjehen find, überhaupt feine An— 
Dekan befommen. Der Zivilverſorgungsſchein für folche 
Imvaliden wird alfo illuforiih und bringt den Inhabern 
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(A) nicht den Vortheil, dem fie bei ber Annahme davon er— 


wartet haben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, es ift feitend der Militärverwaltung 
in danfenöwerther Weile in der Kommiffionsberathung 
berfihert worben, daß dieje Ungleichheiten bei der bevor: 
ftehenden allgemeinen Regelung bed Benfiondweiend be: 
feitigt werden —* Die Wiederholung dieſer Erklärung 
zu erbitten, iſt der Zweck dieſes Theils meiner Aus— 
führungen, weil ich glaube, daß, wenn auch jetzt im 
Augenblick eine Aenderung nicht erfolgt, es doch zur 
Beruhigung der im Beſitze ſolcher Scheine befindlichen 
Berfonen beitragen wird, wenn ſowohl aus dem Reichs— 
tage wie bon ber Megierung die Erklärung abgegeben 
wird, daß dieſe Ungleichheiten bei der demnächſtigen 
allgemeinen Reform der Militärpenſionsgeſetzgebung be- 
feitigt werden follen. 

Zum Schluß, meine Herren, wieberhole ih bie 
Bitte, dem Antrage Schwarz und dem Antrage Nidert 
zuzuftimmen und die Sicherheit, die ich habe, daß bie 
Negierung bad Geſetz daran nicht ſcheitern laſſen wird, 
auch für fi maßgebend fein zu laffen. Meine Herren, 
bringen Sie dieſe Anſicht dadurch zum Ausdrud, daß 
Sie die ar. bor bie Frage hellen, ob fie dem 
Lande und dem Bolfe gegenüber die Berantwortung für 
dad Scheitern dieſes Gefehed übernehmen will. 
handelt jih um zwei Millionen Mark, deren Ausgabe 
aber nothmwendig wird, im Intereſſe der Gerechtigkeit 
und um ein Unrecht gegen bie im Befig der in Trage 
ftehenden Zulage befindlihen Invaliden zu vermeiden. 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Benollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementädireftor im Königlich 
preußiichen Seriegäminifterium, Generalleutnant v. Viebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementöbirektor 


(B) im Krtegämininifterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 


zum Bundesrath für das Königreich Preußen: Daß und 
weshalb der Antrag Schwarz von mir für unannehmbar 
erflärt werden muß, habe id dem hohen Haufe ausein- 
andergefegt. Ih brauche mid deshalb gegenüber den 
Ausführungen des Herrn Vorredners nur einer ganz 
furzen Erwiderung zu bedienen. 

Zunächſt möchte ic bemerken, daß für bie Negterung 
bie Mehrtoften von zwei Milltonen Mark an und für fid 
keineswegs ausſchlaggebend find, ſondern gewichtige grund: 
fägliche Bedenken vorliegen. Außerdem möchte ich ba- 
gegen Einſpruch erheben, ald ob wir gefeglich erworbene 
Rechte ben betreffenden Inhabern diefer Zulage weg: 
nehmen oder fchmälern wollen. Es handelt fid) bei der 
ganzen Frage um den Bezug vom Benfiond- und In— 
validengebührniffen in beftimmter Höhe. Wir beffern 
die ganzen Penfiondgebührniffe auf; aljo dem Betreffenden 
wird das, was er an ber Zulage für den Zivilverforgungd: 
ſchein abgiebt, durd Erhöhung der Penſion erfekt. 
habe ſchon in der Kommiifion ausgeführt, daß wir einfa 
in ganz formeller Wetje diefem Einwand hätten begegnen 
fönnen, wenn wir Die dem Sefegentwurf beigefügte Tabelle 
fo aufgeftellt hätten, dab wir bei den in Zukunft vorge: 
fehenen Gebührniſſen die Zulage für den Zivilverforgungsd:- 
fchein beſonders angejegt und dann die Benfion um den 
betreffenden Betrag gefürzt hätten. Das wäre für bie 
Invaliden auf basjelbe herausgekommen. Alfo ich glaube, 
daß biefe Anficht nicht gerechtfertigt ift. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Singer ſich darauf 
bezogen, baß ed in ber Armee Braud) wäre, daß bie 
Kriegsjahre doppelt gerechnet würden, und es ſei nidht 
richtig, fie in diefem alle micht doppelt zu rechnen. Da 
habe ich darauf aufmerkſam zu machen, daß in Artikel 4 
des mit Zuftimmung des hohen Haufed zu Stande ge— 
fommenen Geſetzes von 1893 ausdrücklich Feſtſetzung ge: 





troffen ift, daß in dieſer Beziehung die Kriegsjahre nicht (0) 


doppelt gerechnet werben follen. 

Was die Anfrage des Herrn Abgeordneten Singer 
über ein bei dem Zivilverforgungsfchein vorhandenes Vor: 
zugsrecht betrifft, jo darf ich einfach wiederholen, was id) 
in der Kommiſſion erklärt habe. Nach deu beftehenden 
Beitimmungen haben Diejenigen Unteroffiziere, welche nad 
einer mehr als adtjährigen Dienftzeit den Zivil: 
verforgungsichein erwerben, bei der Anftellung ein Bor: 
recht vor denjenigen Inhabern de3 Zivilverſorgungsſcheins, 
welhe weniger als 8 Jahre gebient haben. Dieje Ein: 
richtung ift im Imtereffe der lange gebienten Kapitulanten 
getroffen, umd fie hat für die Armee einen hohen Werth. 
Gleichwohl gehen aud bie Malle en der Militär: 
verwaltung babin, daß in Einzelfall Fir bie noch nicht 
8 Jahre gedienten Inhaber des AEVENTITERNEN N. 
vielfach ſehr empfindliche Härten entftehen, und die Abficht 
geht dahin, bei ber Neuregelung bed Zivilverforgungd- 
weſens Beitimmungen bahin zu treffen, daß diefe Härten 
für die Zukunft gemildert werden. Das ift eine von den 
vielen verſchiedenen Fragen, welche bei der Negelung bed 
Zivilverſorgungsweſens zur Sprache kommen, und gerabe 
bied ift auch ein Beweis dafür, daß man fid) im vor- 
liegenden Gelegentwurf hüten fol, irgend welde Beltim- 
mungen aufzunehmen, welche für die Zukunft eine 
allgemeine und gerechte Regelung erſchweren. 

Präfident:e Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift gefchloffen. Der Herr Bericiterftatter 
verzichtet auf dad Schlußwort. Wir fommen daher zur 
Abſtimmung. 

Zu dem $ 9 liegen vor die Amendements Schwarz 
(Münden) auf Nr. 297 der Drudjahen und Ridert auf 
Nr. 302 der Drudjadhen. Beide Herren Antragfteller 
beantragen, zu $ 9 einen Zufag zu maden. Ich werbe 
die beiden Amendement3 in der Reihenfolge, wie ich fie 


eben erwähnt habe, zur Abftimmung bringen, dann ben (D) 


$9, wie er ſich nad) den borhergegangenen Abftimmungen 
geftaltet haben wird. — Hiermit ift bad Haus einder: 
itanden. 

Ih bitte alfo diejenigen Herren, welche nad dem 
Antrage des Herrn Abgeordneten Schwarz (München) auf 
Ar. 297 der Drudiahen dem $ 9 einen Zufag maden 
wollen, beffen Berlefung mir erlaffen wird — Dies ift der 
Fall — fih von ihren Plägen zu erheben. 

(Gefdhieht.) 
Dad ift die Minderheit; dad Amendement ift abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zum Amenbement Ridert. Herr 
Nidert beantragt, dem 5 9 folgenden Zufag zu maden: 

Hierbei find bie Kriegsjahre doppelt in Anred- 
nung zu bringen. 
Diejenigen Herren, welche biefen Zufag machen wollen, 
bitte ich, fih dom ihren pie zu erheben. 


eſchieht.) 
Auch das iſt die Minderheit; auch dieſes Amendement iſt 
abgelehnt. 

Ih darf wohl annehmen, daß der $ 9 nad) den 
Beihlüffen der Kommiſſion vom Haufe angenommen ift. 
— Da niemand widerfpridt, ift dies der all. 

Ih rufe auf $ 10, — 8 11, — 8123, — 813, — 

15 1, — 81, —s is, — 8 19 — 
und konſtätire, daß dieſe von mir aufgerufenen Para— 
graphen vom Haufe in zweiter Leſung angenommen find. 

Id) eröffne nunmehr die Diskuffion über den 8 20, 

Der Herr Berichterftatter verlangt nit das Wort; 
—— hat der Herr Abgeordnete Prinz zu Schönaid: 

arolath. 

Prinz zu Schönaich-Garolath, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich betrachte den $ 20, wie er aus ben Beichlüffen 
ber Kommiffion hervorgegangen ift, als eine entſchiedene 
Verbefierung der urfprünglid) dem hohen Haufe vorgelegten 
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(A) Borlage. Diefe Berbeflerung in 520 fehe id darin, daß 
bie Kommiſſion einen Zuſatz beſchloſſen hat, in dem aus- 
geſprochen ift: die Zuſchüſſe bleiben bei ber Veranlagung 
zu den Steuern und anderen öffentlichen Abgaben jeder 
Art außer Anfag; fie find weder der Pfändung unter: 
worfen, noch bei der Ermittlung, ob und zu weldem Be— 
trage ein Einkommen der Pfändung unterliegt, zu berechnen. 
Wenn aud eine gewiffe Unzuträglickeit, auf die in ber 
Kommilfion hingewieſen worden ift, und die wir auf 
Seite 28 des Bericht verzeichnet finden, ſich zur Zeit nicht 
aus der Welt fchaffen läßt zwiſchen den verichiedenen 
Kategorien von Inbaliden, fo ift immerhin in dieſem Zufaße 
meines Gradtens ein großer Gewinn zu erbliden. 

Meine Herren, bei dieſer Gelegenheit möchte ich 
aber meinem großen Bedauern Ausdruck geben, daß es 
nicht gelungen ift, dem $ 20 eine andere Faſſung bezüg- 
li der Zufchüfle zu geben. Nad bem 5 20 ſollen bei 
ben Gehältern der Reich3- oder Staatöbeamten nur die— 
jenigen Zufhüffe nicht angeredinet werden, bie biefer 
Gefegentwurf gewährt. Es bleibt alfo außerhalb dieſer 
Zuſchüſſe alles beim alten. 

Meine Herren, ed ift von mir und auch von anderen 
Rednern aus biefem hohen Haufe fett vielen Jahren auf 
die außerorbentlihe Ungerechtigkelt und auf ben boll- 
fommen haltlofen Zuftand hingewiefen worden, daß ben 
im Staatd: und Reichsdienſt angeftellten Beamten bei 
ihren Gehaltöbezügen die Militärpenfion angerechnet wird, 
während den im Kommunaldienſt befindlichen Beamten 
bieje Penfion nicht angerechnet wird. Diefe Ungleichheit 
der Reichs- und Staatsbeamten einerfeitd und der Kom— 
munalbeamten andererſeits ift in biefem Hohen Haufe 
wiederholt feit vielen Jahren zur Sprade gebracht und ver- 
urtheilt worden, und e3 ift von mir auch bei ber erften Leſung 
biefer Vorlage der Wunſch ausgeiproden worben, es 
möchte num doc endlich Beranlaffung genommen werben, 
diefe Ungleichheit au8 bem Wege zu räumen und bie 
Staat: und Reichsbeamten gleihzuftellen mit den im 
Kommunaldienft befindlihen Beamten. Leider hat fi 
dies in der Kommiffion nicht erreichen laffen, und bezügs 
lid ihrer Penſion, joweit ed nicht diefe Zufchüffe betrifft, 
find die im Neid: und Staatöbienft amgeftellten 
Invaliden immer noch dem Mebelftande ausgelegt, daß 
ihre Benfion von ihrem Gehalt ald Neichd- und Staatd- 
beamten abgezogen wird, während bie im Kommunaldienſt 
befindlihen die Benfion nebenher ungefchmälert beziehen. 
Meine Herren, ich bebaure es auf das jchmerzlichfte, 
daß biefer Uebelftand fich bei dem $ 20 dieſes Geſetz— 
entwurfs nicht hat befeitigen laffen; ich hoffe in- 
beffen, daß in dem Militärpenfiondgefeg, beflen Vorlage 
auch ber Herr Sriegäminifter in der Kommilfion in 
baldige Ausficht geftellt hat, ſich nad dieſer Nichtung eine 
Abhilfe wird ſchaffen laffen, und daß unferen Anträgen 
alsdann endlich Rechnung getragen werben wird. Wohl 
babe ih aus dem Stommilfionsbericht erfehen, daß ber 
Herr Striegäminifter es abgelehnt hat, heute fhon irgend 
welde Zufage nad) biefer Richtung hin zu machen. Ich 
meine aber, biefe Ungleichheit wird fi unter feinen Im 
ftänden aufrecht erhalten laffen, und ich hoffe, daß bie 
fänmtlihen Inftanzen es als ihre Aufgabe betrachten 
werden, dieſen eflatanten Uebelſtand endlich aus der Welt 
zu Schaffen. 

Wenn wir erfahren — und Sie fehen aus dem 
Bericht, daß dies in der Kommiſſion zum Ausbrud ges 
fommen ift —, daß dem Neid) dadurch ein Koſtenaufwand 
von 6 Millionen Mark erwachſen werde, fo bin ich der 
Anſicht, daß diefe 6 Millionen fich eben beſchaffen laſſen 
müffen. Der Herr Staatöjekretär des Neihsihagamts 
hat in der Kommiffion darauf hingewieſen, daß es fi 
nicht verlohne, wegen dieſer 14 600 000 Mark auf befondere 
Einnahmequellen hinzumirken, daß vielmehr dad Neid 


— 


nod andere Bebürfniffe habe, und daß bei anderer Ge- (CO) 


legenheit biefe 14 600 000 Mark mit eingerechnet werben 
können, daß wir alfo, wenn ich ben Herrn Staatsſekretär 
des Reichsſchatzamts richtig verftanden habe, dieſe Sorge 
wegen ber Beihaffung der Mittel vorläufig auszu— 
ſcheiden hätte, 

Nun, meine Herren, wenn wir und bann fpäter über 
die Beihaffung der Mittel nicht nur für biefen Gegen: 
ftand, fondern aud für andere Bebürfniffe des Neichs, 
auf die der Staatdjefretär des Reichsſchatzamts hin— 
gewielen hat, unterhalten werben, fo, meine id, kann es 
unmöglid fchwer fallen, auch biefe 6 Millionen zu bes 
ihaffen, welche nothiwendig find, um auch ben im Staatd« 
und Reichsdienſt angeftellten Invaliden zu ihrem Rechte 
zu verhelfen, und id bin ber Anfiht, daß ihnen dieſes 
Recht unter allen Umftänden werben muß. Ich hoffe, daß 
in dem Penſionsgeſetz, deflen Vorlage und zugelagt 
worben ift, auch dieſer Punkt zu einem befriedigenden 
Abſchluß gebradht werben wird. 


(Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
v. Treuenfels. 

v. Treuenfeld, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mir dad Wort erbeten zu bdiefem Paragraphen, weil die 
Trage der Präflufivfrift für die Kriegsinvaliden aud in 
ber Budgettommiffion mit diefem Para —* in Ver⸗ 
bindung eg ift. Es liegt mir grade ein Fall vor, 
welder durch Abweihung auf Grund der nicht innes 
gehaltenen Präkluſivfriſt entfchieben eine große Härte 
enthält. Es handelt fi um einen einfahen Mann, ber 
die Feldzüge von 1866 und 1870 mitgemadht hat und 
wegen hervorgetretener Krampfadern als dauernd bienft- 
unfähig entlafjen tft. Das ift militärärztlich feftgeftellt 
worden. Er hat die PBräflufivfrift verfäumt, weil das 
Leiden zuerft noch nicht jo heftig aufgetreten war; er hat 


fpäter, als fich feine wirthſchaftliche Lage verſchlechterte, (D) 


ih an das Bezirfäfommando gewendet um Gewährung 
einer Imvalidenunterftügung. Darauf ift er nochmals 
militärärztlich unterfucht worden, und diefe innere ſtriegs⸗ 
dienſtbeſchädigung ift nochmals feitgeftellt, er ift aber ab- 
gewiefen mworben auf Grund ber nidt innegehaltenen 
Präkluſibfriſt. Zweifellos ift e3 fehr hart für Imvaliden, 
die ſich zur rechten Zeit nicht vorgeſehen haben, wenn fie 
nun eventuell auf Gnabenunterftügung angewiefen find, 
nur weil fie bie Friſt nicht innegehalten haben, theils 
aus falihem Edelmuth, weil manche glaubten, ihre miuber 
ut fituirten Kameraden zu fchädigen, wenn fie ihre An— 
Pprüche geltend machten. Manche haben, weil fie noch 
jung waren und die Leiden nicht hervortraten, geglaubt, 
ohne dieſe Unterftügung ausfommen zu fönnen; nod) 
Andere befanden ſich früher in einer befferen wirtbichaft- 
lihen Lage, bie ſich mit der Zeit verfchledhtert hat. Alle 
bieje Leute haben doc grade jo gut ihr Leben und ihre 
Gefundheit für bad Vaterland A das Spiel geſetzt wie 
diejenigen, die ſich rechtzeitig gemeldet haben. Ind, meine 
Herren, e3 find gewiß nicht die Schledhteften, die aus den 
eben angeführten Gründen Abftand genommen haben, ihre 
Anſprüche rechtzeitig anzumelden. 
(Sehr richtig!) 

Ih Habe davon abgeſehen einen Antrag zu ftellen 
auf Grund der bündigen Erklärungen, die jeitend der 
Militärverwaltung in der Budgetlommiffion abgegeben 
find, wo unter anderen gejagt worden ift, das Kriegs— 
minifterium bielte fih für befugt, auch jekt ſchon bei 
zweifellos nachgewiejener Sriegödienftbefhädigung von 
der —— abzuſehen. Ich hoffe, daß manche 
Härten auf dieſe Weiſe gemildert werden. Immerhin 
möchte ich aber doch dringend darum bitten, daß infolge 
der Zuſage, die gemacht iſt, dieſe Frage zu regeln bei 
der für die demnächſtige Seſſion in Ausſicht genommenen 
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(A) Neuregelung des Militärpenfiond: und Nelittenwefens, 


dieſe Sache ba gründlich revidirt wird in einer für diefe 
Kategorie von Invaliden wohlwollenden Weife. Ich 
u mir dor, eventuell dazu fpäter einen Antrag zu 
ellen. 

Ich bitte Sie, der Refolution der Budgetlommilfion 
zuauftimmen, worin die verbündeten Regierungen erfucht 
werben um eine fo frühzeitige Vorlegung eines Reviſions— 
gefegentwurfs in der nächſten Seffion, daß berfelbe noch 
zur Verabihiedung gelangen fann; dann werden biefe 
vielfahen Härten und? — id möchte fagen: — 
keiten beſeitigt werden. Stellen Sie ſich vor, wie depri⸗ 
mirend es für Leute iſt, die aus falſchem Edelmuth oder 
jugendlichem Leichtſinn oder wegen nicht richtiger Er— 
kenntniß ihrer Leiden ſich nicht rechtzeitig gemeldet haben, 
auf eine Gnadenunterſtützung angewieſen zu ſein, nur, 
weil das Reich ſich auf den Standpunkt eines hart— 
herzigen Geſchäftsmannes ſtellt, welcher ſagt: ich beſtehe 
auf Einhaltung der Präflufivfrift! 

(Sehr richtig!) 
Diefen Leuten gegenüber wäre doch eine mildere Aufs 
faffung angezeigt. 

Ich bitte Sie nochmals, die Refolution zu unters 
fügen, und bitte die Militärverwaltung, bis dahin mög— 
licht Sorge zu tragen für Milderung der Härten, welde 
das Peftehen ber Präflufivfrift Schafft. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Graf v. Oriola, Abgeordneter, Berichterftatter: Die 
bom Herrn Abgeordneten Prinzen zu Schönaich-Carolath 
erneut angeregte Frage der Belaflung der Militärpenfionen 
wurde in ber Kommiſſion eingehend behandelt, wie ich 
fhon bei $ 1 mitgetheilt habe. Man meinte aber in ber 
Konmilfion, daß es zu Imbilligkeiten führen würbe, wenn 
man nur für die Sriegdinvaliden und nicht gleichzeitig 


(B) auch für die FFriedensinvaliden hier das Nöthige thäte. 


Unter den Friedensinvaliden, wurde ausgeführt, befänden 
fi) oft langjährig gedient habende Unteroffiziere, welche 
viele Schladjten, ganze Feldzüge mitgemadt hätten. Diefe 
zur Zeit dadurch Schlechter zu behandeln als die Kriegs— 
indaliden, daß man nur ihnen die Militärpenfion weiter 
fürzt, hielt die Kommiffion nicht für gereht. Sie dringt 
aber — id) glaube: in Hebereinftimmung mit dem ganzen 
Neihdtag — darauf, daß diefe Trage einheitlih und 
gerecht bald erledigt wird. Der Herr Kriegsminiſter führte 
aus: bie Reichäregierung eradhte eine billige, einheitliche 
Löfung biefer Frage für eine der vornehmften Aufgaben 
bei dem großen Reviſtonswerk, er könne aber zur Zeit 
im einzelnen noch nicht angeben, in welcher Weiſe dieſe 
Aufgabe gelöft werben würde. 

Wenn der Herr Abgeordnete Prinz zu Schönaid: 
Garolath dann dem Herr Reichsſchatzſelretär ungefähr 
die Meukerung in den Mund Iegte, es handle fich bei 
diefen 14 600 000 Mark um eine fo bejcheidene Summe, 
daß e3 auf deren Dedung nicht ankomme, fo glaube ich, 
daß eine folche Meußerung mit der ganzen Anſchauung 
eines jo bewährten Finanzmannes wie bes Herrn Reichs— 
ſchatzſekretärs doch Taum in Einklang zu bringen wäre. 
Derjelbe fagte in der Kommiſſion mur, er würde es für 
einen nur theoretifchen Streit halten, wenn man jchon bei 
biefer Vorlage eingehend die ganze Dedungsfrage debattirte; 
es märe richtiger, diefe au erledigen in der nädhiten 
Seffion, wo es ſich vorausfihtlic nit nur um bie durch 
dieſes Geſetz veranlaßten Ausgaben handeln würde, 
fondern auch noch um andere Summen, deren Aufbringung 
durd) die großen Penfiondgefege etwa erfordert werden würde 
und durch andere Umſtände, die ja im fchriftlicen Bericht 
angedeutet find. 

Dem Herrn Abgeordneten dv. Treuenfeld möchte ich 


bemerken, daß die Frage der Präflufivfrift von mir ſelbſt 
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in der Kommiffion angeregt worben ift. Auch diefe Frage (C) 


gehört zu denjenigen, welche bie Regierung einheitlich und 
allgemein zu regeln wünſcht. Ich möchte den Herrn Ab» 
geordneten aber darauf hinweiſen, daß ber von ihm hier 
angeführte Fall nad) meiner Anficht zu denjenigen gehört, 
bezüglich deren das Kriegsminiſterium der Auffaffung ift, 
baß es heute ſchon in der Lage ift, von der Präflufivfrift 
abzufehen. Auch in der Fommiffion war man einftimmig 
der Meinung, daß dieſe frage ber —— in dem 
nächſten allgemeinen Penſionsgeſetze unbedingt eine ent: 
fpredende Löfung finden muß, und bie verbimbeten Re— 
gierungen haben ihre Abficht, biefer Löfung zuguftreben, 
ausdrüdlid ausgeſprochen. 

Ich kann nur noch bemerken, dab auch ber Wunſch 
bed Herrn Abgeordneten v. Treuenfeld, daß man der— 
jenigen nicht anerfannten Invaliden, die nur MWohlthaten 
aus dem Allerhöchſten Gnadenerlaß bon 1884 geniehen, 
gebenfen möge, meines Wiffend die AZuftimmung ber 
Kommiffion findet, und daß man hofft, daß, wo infolge 
ber vertheuerten Zebenshaltung hier bei ben nit an— 
erfannten Invaliden weitere Bedürfniſſe ſich herausftellen, 
die Verwaltung von ben ihr zuftehenden Fonds ben ent: 
fprehenden Gebraud; machen wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Pıinz zu Schönaid:Carolath. 

Prinz zu Schönaih-Garolath, Abgeorbnieter: Der 
Herr Referent hat mid) vollfommen mißverftanden, ver— 
muthlih infolge feiner vielfachen Privatunterhaltungen 
während meiner Ausführungen. Ich habe lediglich das— 
jenige ausgeführt, was der Herr Staatsſekretär des Reichs— 
ſchatamts in der Kommiſſion erklärt hat, daß nämlich 
betreff3 der Beihaffung dieſer 14600000 Marf es in 
biefem gegenwärtigen Augenblide nicht gerathen wäre, fi 
darüber den Kopf zu zerbrechen, nachdem der Reichs— 
Invalidenfonds für das laufende Jahr einzutreten habe. 


Der Herr Reichsſchatzſekretär hat ferner darauf hin- (D) 


gewiefen, die Beihaffung ber für dieſes Geſetz erforder- 
lichen Mittel feiner Zeit zufammen mit ben anderen Be: 
bürfniffen, die an dad Reich herantreten würden, zu 
regeln. Lediglich das habe ich geſagt und ich fonftatire, 
daß Dies vollfonmen bem entipridt, was ber Herr 
Reichsſchatzſekretär in ber Kommilfion ausgeführt hat. 

Präfident: Die Diskuffton ift geſchloſſen. Der Herr 
Berichteritatter verzichtet. Wir kommen zur Abltimmung. 

$ 20 ift nicht angefochten; wenn niemand wiberfpricht, 
werbe ih annehmen, daß er bom Haufe nadı den Be— 
ichlüffen der Kommiſſion bewilligt if. — Dies ift ber Fall. 

Ih rufe auf S 21, — 22 — und erkläre aud) biefe 
Paragraphen vom Haufe für angenommen. 

Hinter & 22 bat ber Herr Mbgeorbnete Riff auf 
Nr. 296 der Drudjadhen beantragt einen neuen $ 22a 
einzuſchalten. 

Ich eröffne die Diskuffion über dieſen Antrag und 
ertheile das Wort dem Herrn Berichterftatter. 

Graf v. Oriola, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine 
Herren, wie ich auf Seite 29, 30 und 31 des Berichts 
dargelegt habe, hat ſich auch die Kommiſſion mit der Frage, 
die der Antrag des Herrn Abgeordneten Riff aufrollt, ein— 
gehend beſchäftigt. Es wurden in der Kommiſſion einer: 
feitö zwei Anträge auf Abänderung des Geſetzes formulirt, 
andererſeits ift eine Nefolution beantragt worden. Diefe 
Nefolution und die beiden erwähnten Anträge find fpäter 
zurüdgezogen worden, weil man eine beffere Faſſung zu 
finden wünſchte und dem hohen Haufe nur einen Antrag 
vorlegen wollte, der in jeder Hinficht der Nothwendigkeit 
und den dringend geäußerten Wünfchen entſprach. Man 
fonnte in der Eile die beffere Faſſung nicht finden und 
nahm in Ausfiht, im Plenum einen neuen Autrag eins 
zubringen. Wenn aud über biefen jetzt vorliegenden 
Antrag Riff In der Kommiffion nicht abgeftimmt worben 
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(A) ift, fo bin ich als Neferent doch in der Lage, ba id) die 


Anfhauungen der Kommiffion in diefer Beziehung fenne, 
zu erflären, daß biefer Antrag im allgemeinen den Ans 
ſchauungen entipricht, die in der Hommiffion zum Ausdrud 
getommen find. Man hat es für politiich flug und ge— 
recht erklärt, daß man aud den eljaßslothringifchen 
Invaliden, die 1870/71 im franzöfiihen Heere gefodhten 
haben, dann aber Deutſche geworben find, eine Fürſorge 
von Neid wegen zu Theil werden ließe; man war ber 
Anfiht, daß man diefe Männer, welde feine franzöftichen 
Penſionen befommen, da fie eben Eljaß-Lothringer ge: 
blieben find und nicht für Frankreich optirt haben, ſchad— 
108 halten müffe. Ich glaube im Einverftändniß mit ber 
Ktommiffion den Antrag des Herrn Abgeordneten Riff 
ben Reichdtag zur Annahme empfehlen zu fünnen. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr rer Riff. 

Riff, Abgeordneter: Meine Herren, ih habe das 
Bewußtſein, daß ih mit Stellung meines Antrags eine 
abfolut gerechte Sache vertrete. Es biürfte aud ber 
Großmuth ber beutichen Mollövertretung vollauf ent— 
ipredhen, wenn in dem Hugenblid, wo Fürſorge getroffen 
werben foll für bie alten Srieger, die die deutſche Einheit 
und die Gründung bed Deutfhen Reichs erftritten haben, 
auch derer gebadjt wird, die in dem gegneriichen Lager 
ihre Pflicht und Schuldigfeit gethan haben. Ich möchte 
bon vornherein, um jedes Mißverſtändniß auszuſchließen, 
darauf aufmerffam machen, daß mein Antrag fid) lediglich 
auf diejenigen früheren franzöfiihen Soldaten bezieht, die 
infolge des Feldzugs von 1870/71 kriegsinvalide geworben 
find, und Die heute die deutſche Staatdangehörigfeit be— 
figen. Diejenigen früheren franzöfiihen Soldaten, die in 
den früheren Hriegen friegsinvalide geworden find, fommen 
bier nicht in Betradt. Deren Penſionen waren bereit 
vor Ausbrud) des Krieges von der franzöſiſchen Regierung 


(B) liquidirt und feitgefegt und find durch den Frankfurter 


Friedensvertrag feitens der deutſchen Negierung über: 
nommen worden. 

Meine Herren, die ehemaligen franzöfiihen Soldaten, 
bie im Kriege 1870/71 invalide geworben find, befinden 
fih in der traurigften Lage. Im Frankfurter Friedens: 
vertrag find fie nicht berüdfihtigt worden. Ich glaube 
die Meberzeugung ausfprehen zu bürfen, daß, wenn bie 
franzöfiihen Unterhändler an die deutiche Regierung das 
Verlangen geftellt hätten, daß biefe Invaliden in gleicher 
Weile berüdfichtigt werben wie diejenigen, die vor Aus— 
bruch des Krieges penfionsberedtigt waren, dem ent: 
iprochen worben wäre, und wir uns dann heute nicht im 
der Schwierigkeit befinden würden, aus welcher mein 
Antrag heraushelfen jol. Die Gründe, weshalb das 
nicht beim Abſchluß des Friedensvertrags geichehen: ift, 
find mir nicht befannt; es wird wohl lediglih ein 
Verfäumniß vorliegen. Die Situation ber Perſonen, 
die mein Antrag ind Auge faßt, tft einfach folgende. Sie 
find beutiche Staatsbürger geworden, indem fie nicht 1872 
für Frankreich optirt haben; fie haben demnach gegen 
Tranfreich feinen Anſpruch auf Bewilligung einer Benfion, 
weil fie deutihe Staatsbürger find. Auf der anderen 
Seite haben fie aber auch; gegen dad Deutſche Neich feinen 
Venſionsanſpruch eben deshalb, weil fie im Frankfurter 
Friedensvertrag nicht berüdiichtigt worden find. Sie 
ichen, das ift für diefe Leute eine höchſt peinliche Lage. 
Die elfah-lothringiiche Regierung ift beftrebt geweſen, die 
Noth und das Glend dieſer Leute in gewiffer Beziehung 
zu mildern dadurch, daß fie ihnen Unterftügungen bes 
willigt hat, die fih nad dem Landeshaushalt3:Etat von 
Elſaß-Lothringen auf einen durdichnittlichen Betrag von 
140 Mark pro Jahr bemeflen. Es fommen dabei un: 
gefähr 150 frühere franzöfiihe Soldaten in Betracht, 
lauter gemeine Soldaten mit Ausnahme von etwa 6 bis 


8 Unteroffizieren, Storporälen oder Sergeanten. Diefe Zahl (C) 


läßt Sie jofort die finanzielle Tragweite meines Antrags 
überfhauen: wenn dieſe Leute anftatt der biöherigen aus 
Landesfonds gewährten Unterftügungen eine durchſchnitt— 
liche Beihilfe aus Reichsmitteln von etwa 400 bis 500 Mart 
jährlich erhalten, fo wird ein Höchſtbetrag von 60 000 Mark 
vollauf ausreichen, um diejelben der Wohlthaten dieſes 
Geſetzes iheilhaftig werden zu laflen. Diefe 60 000 Mark 
find eine reine Bagatelle im Vergleich zu den 14 Millionen 
Mark, die den gelammten Stoftenaufivand biefes Geſetzes 
barftellen, und im Vergleih zu den Nefultaten, bie mit 
ber Annahme meines Antrags erzielt werben. 

Meine Herren, ich habe bereits, wie ber Herr 
Berichteritatter angeführt hat, in der Kommilfion Ans 
träge geftellt, welche zu bemfelben Ziele führen follten 
wie ber Antrag, der num Ihrer Berathung unterliegt. In 
der Hommiffion habe ich die Genugthuung gehabt, daß 
dem Grundgebanfen meines Antrags alljeitig durch bie 
Kommiffionsmitglieder zugeftimmt worden ift; Bedenken, 
wie ber Herr Berichterftatter bereitö angeführt hat, find 
lediglich erhoben worden gegen die Faſſung meines Ans 
trags in rechtlicher und in thatjählicher Beziehung. Ih 
glaube mun, daß ber heutige Antrag, den Sie auf 
Nr. 296 der Druckſachen berichtigt finden, diefem Bedenken 
vollftändig geredht wird. Durd die Worte: „E3 können 
Beihilfen gewährt werden“ fommt ganz flar und 
beutlih zum Musdrud, daB fein Rechtsanſpruch 
erhoben wird und erhoben werben faun; auf ber anderen 
Seite Bedenken thatfählicher Natur, die in der Kommiſſion 
erhoben worden find und darin beftanden, daß nad) Ab— 
lauf von 30 Jahren es höchſt Schwierig fei, die Invalidität 
ber in Betradht kommenden Perſonen feftzuftellen und 
inöbefondere den Grad der Invalidität — Diele Bedenken 
find ſeitdem auch befeitigt worden. Das Kriegsminiſterium, 
wie ich von zuverläffiger Seite gehört habe, Hat ſich in 


Straßburg auf dem eljaß-lothringiihen Miniftertum über: (D) 


zeugt, daß die Liften, bie bort über bie Unterſtützungen, 
die biefen Kriegsinvaliden gewährt werben, vollftändig in 
Ordnung find, daß darin genau aufgenommen ift, wo 
biefelben und in welder Weife fie verwundet worben find, 
in welder ZTruppenabtheilung biefelben gedient haben 
u. ſ. w., derart, daß eine thatlächlidhe Interlage für die 
Bemeflung der Höhe der zu bewilligenden Beihilfen Heute 
vorliegt. 

Auf der anderen Seite, meine Herren, bejeitigt aber 
aud der Abjag 2 meines Antrags die Bedenken, die er: 
hoben worden find im Bezug auf die Feſtſetzung der In— 
balidität und des Anvalibitätägrades; und wenn e3 einem 
Negulativ des Herrn Reichskanzlers überlaffen bleibt, 
das Verſehen im Bezug auf dieſe Frage zu regeln und 
feftzuftellen, dann fann man dies wohl ald eine geeignete 
Löſung der betreffenden Schwierigkeit anfchen. er Herr 
Reichskanzler wird fiherlid) im Vernehmen mit der elfaß: 
lothringiſchen Regierung die Mittel und Wege finden, das 
geeignete Verfahren fejtzuftellen. 

Meine Herren, das find die Gründe, die ich für 
meinen Antrag geltend zu machen Habe. Ich glaube 
nicht hier nod, wie id es in der Konmiſſion gethan 
habe, darauf hinweiſen zu müſſen, dab auch zwei 
Präzedenzfälle ſchon vorliegen, und zwar ber eine im 
Gefeg vom 17. Juni 1878 und der andere im Geſetz vom 
22. Mai 1895. In dem erſteren Gefege find Penſionen 
und Unterftügungen, die aus preußiichen und oldenburgifchen 
Landesfonds an frühere Angehörige der fchleswig: 
holfteinifchen und däniſchen Armee gezahlt wurden, auf 
den Neihs:Invalidenfonds übernommen werden, und in 
dem zweiten Gejege, das bie fjogenannten Veteranen: 
beihilfen feitiegte, find auch die früheren franzöfiichen 
Soldaten, welde die deutſche Staatsangehörigkeit erworben 
haben, berüdfichtigt worden, indem alljährlich gemiffe 
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(A) Fonds ausgeſchieden und der elfaß-lothringiihen Regierung 


zum Zwecke der Bertheilung am die betreffenden Perfonen 
zugewiejen werden. Ich fage nun: wenn einfach Kriegs— 
theilnehmer auf dieſe Weiſe im Jahre 1895 berüdfichtigt 
worden find, fo muß biefer Grundſatz a fortiori für die- 
jenigen gelten, die im dem Feldzug von 1870/71 Kriegs— 
ndalide geworden find, 

Ich kann alſo Ahnen, meine Herren, nur die Ans 
nahme meines Antrags empfehlen. Mit Annahme des: 
jelben werden Sie einen Alt der Gerechtigkeit vollzichen, 
der aud in politiiher Beziehung gewiß gute Früchte 
zeitigen wird. 

x (Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfetretär des Reichsſchatzamts, 
Wirkliche Geheime Rath Freiherr v. Thielmann. 

Freiherr v. Thielmann, Wirklicher Geheimer Rath, 
Staatsſekretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrath: Meine Herren, der vorliegende Antrag fällt 
Ye aus den Rahmen des Gefekentwurfs heraus, 
injofern als es ſich weder um deutſche Invalide noch 
überhaupt um anerkannte Imvalide handelt. Eine nad): 
träglihe Anerkennung dieſer Invaliden würde felbitver: 
ftändlih auf große praftifhe Schwierigkeiten ftoßen. 
Gleihwohl fann ich Ihnen erklären, daß der Antrag den 
berbündeten Regierungen annehmbar ſcheint. 

(Bravo!) 

Ich möchte mur einen Vorbehalt machen, und dieſer 
Vorbehalt, der eine Aenderung dieſes Antrages an fid) 
nicht bezweden würde, richtet fich auf die Moıte, daß den 
elſaß⸗lothringiſchen Landesangehörigen „bis zum Betrage 
der durch dieſes Geſetz gewährten Gebührniſſe“ Beihilfen 
bewilligt werden können. Ich glaube, die Beihilfen, welche 
jenen elſaß-lothringiſchen Landesangehörigen zugebilligt 
werben, müſſen doch auch einigermaßen den Grad ihrer 


(B) Erwerböfähigfeit und ihre Vermögensverhältniffe berüd: 


fihtigen, und ich glaube, es wäre nicht geredht, wenn 
Alle, wie ber Herr Abgeordnete Riff foeben meinte, über 
einen Kamm geihoren und alle mit der gleidhen Summe 
bedacht werden follten. Alfo in dieſer Hinfiht wahren 
% die verbündeten Negierungen die freiheit der Ent: 
hliebung, und für den Fall, dab dieſer Antrag ange 
nommen wird, wird ber Herr Neichäfanzler in diefer Be: 
ziehung fein eigenes Urteil walten laſſen müffen, ob dem 
Einen mehr und dem Andren weniger zugebilligt werben 
fol bis zum Betrage der den gleidyartigen deutichen 
Invaliden zuftehenden Gebührniſſe. 

Auch iſt, wie ich ſehe, in dem Antrag eine andere 
Klauſel vorhanden, welche mit dem ganzen Sinn des Ge— 
ſetzes nicht recht ftimmt. Es heißt in dem Antrag, daß 
biefe Beihilfen aus dem Reichs-Invalidenfonds gewährt 
werben jollen. In 8 23 des Gefegentwurfs, an beflen 
Annahme ja nicht gezweifelt werden kann, iſt indeffen 
gefagt, daß mur diejenigen Penſionszuſchüſſe auf den 
Invalidenfonds übernommen werben follen, wo die Haupt: 
penfion bereitö au& dem Invalidenfonds bezahlt wird. Dies 
würde für die eljaßslothringiihen Landesangehörigen nicht 
utreffen. Eine ernfte Schwierigkeit liegt im diefer Uns 
immigfeit freilich nicht; aber ih würde doch empfehlen, 
vielleiht bei ber dritten Lefung die Worte „aus dem 
Reichs-Invalidenfonds“ aus diefem neuen Paragraphen 
wieder auszujhalten und dadurch den verbündeten Regie— 
rungen Freiheit zu geben, in welder Weiſe dieſe Kleine 
Ausgabe gedeckt werden fol. Im übrigen kann ich mic) 
mit diefem Antrage einverftanden erklären. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Baſſermann. 

Baſſermann, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
meinerſeits den Antrag des Herrn Kollegen Rift warm 
zur Annahme empfehlen. Nach den Erklärungen des 


Herrn Staatsſekretärs des Reichsſchatzamts findet dieſer (C) 


Antrag bei den verbündeten Regierungen feine Schwierig: 
feiten. Was ben einen Vorbehalt anlangt, den der Herr 
Staatöfefretär foeben gemacht hat, fo ift dieſer ja erledigt. 
Die Auffaffung des Herrn Staatöfetretärd ift gededt durch 
ben Wortlaut des Abſatz 1 des Nifffhen Antrags, in dem 
ausdrüdlic gejagt ift, daß bis zu dem Betrage ber durch 
dieſes Geſetz gewährten Gebührniffe Beihilfen an diefe 
früheren franzöfiihen Soldaten gewährt werden können. 
Damit iſt felbftverftändlih aud die Möglichkeit gegeben, 
die Erwerbd- und Vermögenöverhältniffe des betreffenden 
Mannes, der in Frage kommt, zu berüdfichtigen, und bie 
entiprehende Grmädtigung für die Militärberwaltung 
finden Sie im Abſatz 2, in weldem die mäheren Be- 
ftimmungen über das Verfahren und bie Feftfegung dem 
Herrn Reichskanzler überlaffen find. Alfo diefer Vorbehalt 
findet feine Erledigung durd die Faſſung des Antrags 
Riff felbft. 

Was die zweite Beanitanbung, die ber Herr Staats— 
fefretär bier ausgeiprohen hat, anlangt, fo möchte ich 
berielben dadurch Rechnung tragen, daß ich beantrage, 
die Worte „aus dem Reichs-Invalidenfonds“ zu ſtreichen, 
und den Herrn Präfidenten bitte, hierüber eine befondere 
Abſtimmung ftattfinden zu laffen, um meinem Antrag 
gerecht zu werben. 

Im übrigen, meine Herren, hat der Herr Referent 
bereitö geftreift, daß in ber Budgetkommiſſion eingehende 
Grörterungen über die Anregungen, die in derfelben Art, 
wie heute im Plenum, dort gemacht worden find, ftatt- 
gefunden haben, und es ift wohl allgemein Ueberein— 
ftimmung darüber, daß hier in der That dad Gebot der 
Geredtigfeit und dahin führen muß, diefen früheren 
franzöfifhen Soldaten Beihilfe zu gewähren. Darüber 
war man in der Bndgetlommiffion eigentlid von allen 
Seiten einig, und man iſt zu einer Beihlußfaflung- nur 
beöwegen nicht gelangt, weil es bie legte Sigung war, 
und die Formulirung des betreffenden Antrags zu 
Schwierigkeiten Anlaß gegeben hat. Dem ift nunmehr in 
der zweiten Leſung abgeholfen. Wir erachten es unſerer— 
ſeits als Pflicht, diefen früheren Soldaten, die im fran- 
zöfifhen Kriege 1870/71 ihre Schuldigkeit gethan haben, 
nunmehr biejelben Beihilfen zu gewähren unter Berück— 
rückſichtigung der invibuellen Verhältniffe, die auch unferen 
Kriegsinvaliden zu Theil werden. Sie haben ja damals 
im Tranzöfiichen Kriege ihre Pflicht und Sculdigfeit 
gethan, viele find zu Strüppeln gefchoffen, andere in 
anderer Meife invalide geworden und dadurch auch 
der Unterſtützung bedürftig. Eine Abwälzung auf 
Frankreich iſt ja felbftverftändlih unmöglich, da 
es ſich durchweg um deutſche Reichsangehörige 
handelt, die nicht für Frankreich optiren wollten. Es 
haben die verbündeten Regierungen auch einmal in einem 
früheren Stadium ja anerkannt durch einen Geſetzentwurf, 
daß bier ein nobile offieium des Deutſchen Reichs vor: 
liegt, für dieſe früheren franzöfifchen Strieger zu forgen. 
Durch den Frankfurter Friedensvertrag find die Penfionen 
der früheren franzöfifchen Krieger auf die deutſche Reichs: 
faffe übernommen worden, und als in Frankreich eine 
Erhöhung der Hriegspenfionen ftattfand für die franzöſiſchen 
Penfionäre, da hat man einen Gefegentwurf von Reichs 
wegen eingebradt, um denjenigen früheren franzöftichen 
Soldaten, die deutſch geworden und geblieben find nad) 
dem Jahre 1871, Ddiejelben Wohlthaten zukommen zu 
laffen. Der Gefegentwurf hat damals Annahme nicht 
gefunden. Dagegen hat man aber in der elſäſſiſchen 
Landesverwaltung die entſprechende Fürſorge getroffen, um 
die Erhöhung der Venfionen durch Zuſchüſſe der Yandes- 
verwaltung herbeizuführen. Darin liegt das Anerfenntniß 
der verbündeten Regierungen, daß es ein Gebot ber 
Gerechtigkeit ift, für die Invaliden, melde franzöſiſche 
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(A) Soldaten waren, Sorge zu tragen. 


(8) unndthig halte, no 
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Diefe Gefihtöpunfte 
treffen aud zu auf Die Stategorie, die ber Herr Abge- 
orbnete Riff in rg Antrage im Auge hat. Die 
Schwierigkeiten, die in ber Budgetkommiſſion fi auf: 
warfen und die namentlich feitend der Militärverwaltung 
——— worden find, ed ſei ſchwierig, vielleicht un: 
möglich in manden Fällen, nad) 30 Jahren feitzuftellen, 
ob die Invalidität auf den Krieg zurüdzuführen ift oder 
nicht, find nunmehr durch den Antrag Riff gehoben. In 
einer Reihe von Fällen wird ohne weiteres die Feſt— 
ftellung auch heute noch möglich fein, beifpielweile durch 
Grtundigung bei den früheren Mairien, den Bürger: 
meiftereien, in benen dieſe Leute feit 30 Jahren leben. 
In den anderen Fällen wird das diskretionäre Ermeffen 
der Militärverwaltung in dieſem Antrage offen gehalten, 
um Abhilfe Schaffen zu können. 

Ich möchte alſo meinerſeits, namentlih in Rüdficht 
aud auf die nicht große finanzielle Tragweite des Ans 
trag — es — ſich nur um 60000 Mark und um 
* 150 Perſonen, die hier in Frage kommen — ben 

ntrag Riff warm befürworten. 
Bravo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Zur Geſchäfts— 
ordnung hat dad Wort der Herr Abgeordnete Riff. 

Riff, Abgeordneter: Meine Herren, id) mödte er— 
Hären, daß ich mit der Streihung der Worte „aus dem 
Reis: Inpalidenfonds* in meinem Antrage einveritanden 
bin. Ich modifizire alfo den Antrag in dieſem Sinne. 

DVizepräfibent Dr. v, Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Baden. 

Dr. Bahem, Abgeorbneter: Ih kann mid im all- 
gemeinen ben Ausführungen meines geehrten Herrn Bor: 
redners anfchließen. Im übrigen (dein mir für biefen 
Antrag eine jo große Majorität und vielleicht bie Ein: 
mütbigfett des —— geſichert zu ſein, daß ich es für 

ſehr viel zur Sache zu ſagen. Zwar 
hat ja der Herr Staatsſekretär des Reichsſchatzamts einige 
Einwendungen erhoben. Aber hier darf man wohl mit 
einer kleinen Variante ſagen: Vergebens ſprichſt Du viel, 
um zu bemängeln, der andere hört von allem nur das Ja. 
Geiterkeit.) 
Wenn ein Schatzſekretär „ja“ jagt, jo wird man einige Be— 
mängelungen ſchon in den Kauf nehmen müſſen. Außer— 
dem iſt ja auch der eine Einwurf, den der Herr Schatz— 
fetretär gemacht hat, ſchon dadurch erledigt, daß der Herr 
Kollege Riff. die bemängelten Worte „aus dem Reichs— 
Snpalidenfonds* aus feinem Antrage geftrihen hat. Im 
übrigen darf man den Antrag der einmüthigen Annahme 
bed Haufes empfehlen. Gr fol aud dem Reichsland 
Elſaß⸗Lothringen den Beweis liefern, daß unfere elfaß- 
lothringifhen Brüder unferem Herzen gerade jo nahe 
ftehen wie alle anderen Deutihen. Nachdem wir bie 
dänischen Invaliden, nachdem wir die ſächſiſchen Invaliden 
auf Grund gejegliher Vorſchrift gleich behandelt haben 
mit dem deutſchen Juvaliden, ift es in ber That ein Ber: 
fehen, daß die elſaß-lothringiſchen Invaliden nicht gleich 
behandelt worden find, daß fie vielmehr fo Lange Zeit 
haben zurüdftehen müffen nicht nur hinter den deutſchen, 
fondern jogar hinter den däniſchen und fächftichen In— 
validen. Ich freue mid, daß nunmehr diefer Stein des 
Anſtoßes aus dem Wege geräumt wird, und ich darf bie 
Hoffnung hegen, daß badurd die innere Bereinigung 
Elſaß-Lothringens, unſeres ſchönen Reichslandes, mit 
dem deulſchen Reiche eine weitere Förderung finden 
werde. Wir haben ja heute vielleiht zum eriten Male 
die Ehre und das Vergnügen, hier im Neidystage auf ber 
Tribüne zwei Vertreterinnen des elſäſſiſchen ſchönen Ge— 
ſchlechts zu haben 
(Heiterfeit), 


bie fogar in ihrer alten, berühmten, wunderſchönen Landes: 





tracht Hier zu ericheinen den guten Geihmad gehabt (C) 


haben. Das find fiher Irelfäfferinnen, und es wird uns 
freuen, daß fie von bier aus nad dem Elfaß einen guten 
Eindruck vom deutſchen Reihätage mitnehmen können. 
Sie werben ganz gewiß Lobrebnerinnen des Reichstags 
fein, und wenn bie Elſaß-Lothringer erit einmal ben 
Neihdtag lieben, dann lieben fie auch jehr bald das 
ganze große deutſche Baterland. 
(Lebhafter Beifall.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welsien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Schrempf. 

Schrempf, Abgeordneter: Meine Herren, im Eins 
verftändniß mit den Herren Vorrebnern fann ich namens 
ber Rechten dieſes Haufes erklären, baß wir vollftändig 
einverftanden find mit dem Antrag Riff. Der Reichs— 
regierung ift in jeder Bezichung freie Hand gelaflen, in 
welcher Art und Weiſe fie die Berforgung ber elſäſſiſchen 
Invaliden und Veteranen in die Hand nehmen will. Ich 
beichränfe mich deshalb lediglich; auf die Bemerkung, daß 
wir und der einmüthigen Stimmung des hohen Haufes 
anfhließen. Wir wiflen ganz gut, daß die in Frage 
fonımenden Elfaß-Lothringer ihre Pflicht für das Vater: 
land, dem fie damals angehört haben, ebenfo gut gethan 
haben wie irgend ein Soldat oder Invalide Deutihlands. 
Dementfprehend halten wir es für geredt und billig, 
wenn durch möglichfte Einmüthigfeit aller Parteien diefe 
„Forderung der Ritterlichkeit*, wie unfere Kommiſſions— 
mitglieder den Antrag ſchon bezeichnet haben, erfüllt wird. 

(Bravo! rechts.) 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Welgien: Dad Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Hoeffel. 

Dr. SHoeffel, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
fhon in ber eriten Leſung die Gründe dargelegt, bie 
dafür fprachen, das hohe Haus zu bitten, aud) die Elſaß— 
Lothringer in das vorliegende Geſetz hineinzuziehen. Ich 


habe dort darauf hHingewiefen, daß es für bie Elſaß- (D) 


Lothringer, welde im Kriege 1870 bis 1871 invalide 
geworden find, hart erfcheinen muß, nicht allein den— 
jenigen, die vor dem Sriege 1870 invalide geworden find, 
fondern aud denjenigen, welche nur durch ihre Dienftzeit 
Penſionsanſprüche erworben hatten, nachgeſtellt zu fein. 
Id hoffe, daß heute diefer Mißftand wieder gut gemacht 
wird. Sehr lange werben bie Leute ben Vortheil des 
neuen Gefeged nicht mehr geniehen. Als Ihnen im Jahre 
1883 die frage vorgelegt wurde, ob Sie nicht gemillt 
feien, die Penſion derjenigen zu erhöhen, bie im Jahre 
1871 durch den Frankfurter Friedensvertrag übernommen 
worden waren, waren e3 1289; davon find nur nod 450 
am Leben. Auch die Zahl von 150, um bie es fic heute 
handelt, lauter Leute, die jegt ſchon in dem fechziger Jahren 
find, wird von Jahr zu Jahr fih verringern. Ich bin 
feft überzeugt, daß es bis jetzt aud nur ein Verſehen 
war, daß diefe Leute auögenommen waren. Das Gefühl, 
das fie halten, dab die Zugehörigkeit zu ihrem jegigen 
Baterlande ihnen nur Bermögensnadhtheile gebracht hatte, 
werben fie jegt verlieren. Ic weiß fehr wohl, daß ein 
Net für fie nicht befteht; es ift aber eine Pflicht ber 
Billigkeit, ihnen entgegenzufommen, und daß dieſe Pflicht 
ber Billigfeit heute vom Haufe anerfannt wird, davon 
bin ich ſchon im voraus überzeugt und fprede im Namen 
aller diefer Leute dem hohen Haus den beften Dank aus. 
(Bravo! rechts.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege-⸗Weltzien: Die Diskuffion 
iſt geichloffen; der Herr Berichterftatter verzichtet. Wir 
fommen zur Abftimmung über den modifizirten Antrag 
Riff. Wird deffen Verlefung gewünfht? — Es iſt nicht 
der Fall. Ich bemerke, daß nach dem Autrag Riff ſelbſt 
die Worte „aus dem Reichs-Invalidenfonds“ im Antrag 
geftrichen find. . 

Diejenigen Herren, welche den Antrag Riff — befien 





(A) DEE mir erlaffen ift — annehmen wollen, bitte ich, 
ſich von den Plätzen zu erheben. 


(Geichieht.) 

Das ift Einmüthigkeit; der Antrag Riff iſt angenommen. 

Sch rufe auf 8 23. — Wortmeldungen liegen micht 
bor. Wenn eine befondere Abftimmung nicht verlangt 
wird — es ift nicht der Fall —, erfläre ih ben $ 23 
nah den Beichlüffen der Kommiſſion für genehmigt. — 
Deögleihen 5 24. 

Wir gehen über zur Einleitung und Ueberſchrift. — 
Auch diefe erfläre ich für genehmigt. 

Wir fommen zu den Refolutionen und zwar zur 
Nefolution a. 

Ich eröffne die Disfuffion über diefelbe. Das Wort 

Berichterſtatter: 


hat der Herr Berichterſtatter. 

Graf v. Driola, Abgeordneter, 

Meine Herren, nad) alle dem, was Sie im Bericht ge: 
lefen haben, und was heute bier ausgeführt worden ift, 
bitte ih den Reichstag, dieſe Refolution möglichft eins 
ſtimmig anzunehmen. 

Bizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Jäger. 

Dr. Jäger, Abgeorbneter: Meine Herren, id; möchte 
mir zur Refolution a eine Bemerkung geitatten. Der Herr 
Referent hat ja ihon erwähnt, was alles für Punkte in 
ber Refolution a eingefhloffen find, und wie bie ver: 
bündeten Regierungen nun in thunlichfter Bälde und ein 
Gefeg zur Regelung des Penſionsweſens der Militär: 
perfonen vorlegen follen. Ich hätte nur noch den Wunſch 
beizufügen, daß man hierbei aud jener Invaliden 

ebenfen möge, bie aus dem Kaiſerlichen Dispoſitions— 
en einen jährlihen Gnadengehalt befommen. Die 
Zahl diefer Leute ift nicht gering. Sie können nicht 
nachweiſen, daß ihr Leiden, weil es innerlich ift, mit bem 
Krieg zufammenhängt; es ift aber fehr wahrſcheinlich, 


(B) denn der Krieg bringt nicht nur äußere Verwubungen, 


fondern aud innere Gefährdungen und eine allgemeine 
Verſchlechterung der Gefundheit. Ich möchte den Wunſch 
an die verbündeten Regierungen richten, auch dieſe Frage 
in bem fommenden Gefegentwurf, joweit es möglid ih, 
zu regeln und dabei aud die Bezüge diefer Leute, ſoweit 
ed geht, zu erhöhen. 

Vizepräfident Dr. v. FregesWeltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Freiherr v. Schele-Wunstorf. 

Freiherr v. Schele-Wunstorf, Abgeordneter: Meine 
Herren, das vorliegende Geſetz ift ja gewiſſermaßen ein Noth- 
geſetz, es ift von allen Parteien des Neihstags geroünfet 
und endlich aud eingebradt. Die definitive Negelung 
fteht ja bevor, und die verbündeten Negierungen haben 
verſprochen, dieſelbe im Herbit einzubringen, und damit 
befaßt ſich die vorliegende Refolution. Zu dieſer definitiven 
Negelung des Militärpenfionswefend möchte ih noch 
einige Wünfche zum Ausdrud bringen. 

Ih möchte zunächſt die berbündeten Negierungen 
bitten, daß diejenigen Striegsinvaliden, welde die Prä— 
Hufivfrift verfäumten, berüdjidhtigt werden. Ich kann mid) 
nur dem anſchließen, was ber Herr Abgeordnete v. Treuens 
fel3 darüber ausgeführt hat. Ich beſchränke mid, darauf 
ee daß diefe Kategorie ganz beſonders ftark in 

annover vertreten ift, unter denjenigen Kriegsinvaliden, 
die den Strieg von 1866 mitgemacht haben, die aber, 
ebenfalls aus durchaus ehrenwerthen Gründen, welche 
auch die Gegner anerkennen werden, zur rechten Zeit feine 
Forderung geftellt haben, jest jedoch zum Theil erwerb3: 
unfähig geworden find und der Benfionen dringend be- 
u. = 
ann habe ih nod) nad) zwei anderen Richtungen 
Wünfde, und das ift bezüglich des Abzuges der Penfion 
bei Anftellungen im Reichs- oder Zivilftaatädienfte. 


Meine Herren, ich halte es nicht für berechtigt, daß die: 
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jenigen Militärpenftionäre, die im Reichs- oder Zivil- C) 


ftaat3bienft angeftellt werben, benadtheiligt werden gegen- 
über benjenigen, die entweder im Brivatdienft ober im 
fommunalen oder landſchaftlichen Dienſt angeftellt werben, 
oder die überhaupt feine Anftellung mehr annehmen und 
nur ald Penfionäre leben. Die Kommiſſion bat fi ja 
auch ſchon mit dieſer Sahe befaßt, und id höre, daß 
wenigitend eine Herabfegung des Abzuges in Ausficht 
geftellt it. Es ift zu bedauern, daß, nachdem ber Abzug 
von Penſionen bei laudfchaftlihen oder fommunalen Anz 
ftellungen geſtrichen ift, eine folde doch nod, wenn die 
Benfionirung im Zivilverhältniß ftattfindet, eintreten kann, 
und daß in Kommunen zum Theil davon Gebrauch ge— 
macht wird. Endlich habe idy noch bie verbündeten He 
gierungen darum zu bitten, daß bei der Regelung ber 
allgemeinen Benfionsverhältniffe das Dffizierpenfionds 
geieg vom Sahre 1894 auf alle Offiziere ausgedehnt 
wird; denn es ift wirklich nicht einzufchen, aus weldem 
Grunde diejenigen Offiziere, die vor 1894 abgegangen 
find, ſchlechter geftelt werden al3 diejenigen, bie nad 
1894 abgegangen find. Mir fcheint gerade, daß daraus, 
dab die Penfionen unzulänglic waren, geſchloſſen werben 
müßte, daß die länger in Penſion ftchenden Offiziere erft 
recht davon den Bortheil haben müßten. 

Ich weiß wohl, daß diefe Wünſche große Summen 
erfordern; ich halte es aber für eine hervorragende Ehren— 
pflicht des Deutfhen Reiches, bafür zu jorgen, daß dieſe 
Angelegenheit in einem für die Invaliden günftigen Sinne 
geregelt wird, Wenn Summen von Hunderten bon 
Millionen & fonds perdu nadı China und in die Kolonien 
und Gott weiß wohin geworfen werben fo iſt vorallem 
der Wunfch gerechtfertigt, dieſer Pflicht für die Invaliden 
zu genügen. 

Vizepräfibent Dr. v. FregesWelgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Richter. 


Richter, Abgeordneter: Meine Herren, die Rejolution (D) 


iſt fo allgemein gefaßt, daß man ihr zuftimmen kann. 
Ich halte es aber dod nicht für überflüffig, noch aus— 
drüdlich hervorzuheben, daß mit der Zuſtimmung zu biefer 
Nefolution fein Engagement übernommen wird ie irgend 
eine neue Steuer, welche etwa zur Ausführung eines 
folden Geſetzes gefordert wird. 

Bizeprälident Dr. v. FregesWeltien: Die Diskuffion 
ift geſchloſſen. 

Wenn feine befonbere Abftimmung verlangt wird, 
nehme id an, daß die Refolution a vom Haufe genehmigt 
it. — Es wiberfpridht niemand; die NRefolution iſt an« 
genommen. 

Desgleichen die Refolution b, wenn feine Diskuffion 
gewünſcht wird. — Ich erfläre aud die Nefolution b — 
wenn niemand widerſpricht — für angenommen. 

Wir fommen zu dem Antrag Nr. 3: 

die den vorliegenden Gefegentwurf betreffenden 
Petitionen durch die Beihlußfaffung über den: 
jelben für erledigt zu erklären. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Broefmann, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, zu der Vorlage, die uns beichäftigt hat, find eine 
ganze Menge von Petitionen eingegangen. Die Wünfche, 
die in den Petitionen ausgefprohen find, wurden in der 
Kommiffion in eingehender Weiſe berathen. Ein Theil 
ber Wünfche ift in den Beichlüffen der Kommiſſion beriid: 
fihtigt worben und hat damit jedenfalld zur Zufrieden: 
heit der Petenten feine Erledigung gefunden. Gin anderer 
Theil mußte abgelehnt werden; ein dritter Theil mußte 
aufgejhoben werben bis zur Nevifion des allgemeinen 
Militärpenſionsgeſetzes. 

Zu den Punkten, die aufgeſchoben werden mußten, 
gehört namentlich die Frage, ob und inwieweit den Reichs— 
und Staatsbeamten die Militärpenfion neben ihren Zivil 


(A) 


(B) 
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dienfteinfommen und neben ihrer Zivilpenſion belaflen 
werben fol. Belanntlih wird die Militärpenfion den 
Kommunalbeamten neben ihrem Dienfteintommen und 
neben ihrer Zivilpenfion voll belaffen; bei den Reichs— 
und Staatsbeamten ift das nit, wenigftens nicht im 
vollem Maße der Fall. Nad den Erklärungen ſeitens 
der Vertreter der verbünbeten Negierungen in der Kom— 
miffton und der Art und MWeife, wie die Mitglieder der 
Kommiffion ſich zu der Frage geäußert haben, ift die 
Annahme und Hoffnung bereditigt, dab auch biefe Frage 
bei der in Ausficht ftehenden Nevifion bed allgemeinen 
Militärpenſtionsgeſetzes eine zufriedenftellende Erledigung 
finden wird. Die Kommiſſion ift deshalb zu dem Be: 
ihluß gekommen, dem Haufe zu empfehlen: 

bie den vorliegenden Gefegentwurf betreffenden 

ng burh die Beihlußfaffung über den— 

elben für erledigt zu erklären. 

Bizepräfident Dr, v. Grege-Beiglen: Das Wort wird 
nicht verlangt; bie Diskuffion tft gefchloffen. Die Ab- 
ftimmung bleibt ber dritten Leſung vorbehalten. 

Damit ift die zweite Berathung des vorliegenden 
Geſetzentwurfs erledigt. 

Nah fünf um 1 Uhr 50 Minuten beim Reichstag 
eingegangenen Schreiben ded Herrn Stellvertreterö des 
Reichskanzlers find für die Petitionen als befondere 
Kommiffare des Bundesrath3 angemeldet worben: 

1. für den Bericht Nr. 194 der Drudjahen — ad 

3d ber Tagesordnung: 
ber Saiferlige Geheime Ober-Regierungärath 
Herr Bunm; 
2. für den Bericht Nr. 222 der Drudfahen — ad 
3f ber on 
der Staiferlihe Geheime Ober-Regierungdrath 


Herr Werner; 
3. für ben Bericht Nr. 223 der Drudfadhen — ad 
Geheime Ober: 


Bg ber Tagesordnung: 
der Königlich preußiſche 
Regierungsrath Herr Wendelſtadt, 
der Kaiſerliche Regierungsrath Herr v. Groß; 
4. für ben Bericht Nr. 225 ber Druckſachen — ad 
3i der Tagesordnung — und Nr. 227 der Drud- 
fahen — ad 31 der Tagedorbnung: : 
der Königliche Regierungsafleflor Herr Dr. Ziller; 
5. für den Bericht Nr. 228 der Drudjadhen — ad 
3m ber Tagesordnung: 
— Geheime Regierungsrath Herr 


och. 

Wir kommen zum zweiten Gegenſtande der Tages— 

ordnung: ER: 
Petitionen, melde, von der Kommiſſion für die 
Petitionen als nicht geeignet zur Erörterung im 
Plenum eradtet, zur Einfiht im Büreau nieder: 
gelegt find (Nr. 203 der Drudjadhen). 

Ich eröffne die Diskuffion über die Anträge der Kom— 
miffion, — ſchließe fie, da fi niemand zum Wort meldet, 
und darf mit Ihrer Zuftimmung annehmen, daß der 
Reichstag die Kommillionsanträge annimmt. Ich 
it bad. Die Petenten werben geſchäftsordnungs— 
mäßig beichieben werben. 

Fir fommen zum dritten Gegenftand der Tagesordnung: 

Berichte der Kommilfion für die Petitionen, 
und zivar: 

a) mündliher Bericht, betreffend Ginftellung des 
Vertriebd don Nnfihtäpoftarten 2c. in bem 
Markenverlanfsitande des Poftamts 1 in Gaflel 
(Nr. 162 der Drudjadyen). 

Der Antrag der Kommiſſion geht auf Leber: 
gang zur Tagesordnung. 

Berichterltatter ft der Herr Abgeordnete Dr. 
MWeißenhagen. 





Id eröffne die Diskuffion und eriheile das Wort (C) 
bem Herr Referenten. 

Dr. Weibenhagen, Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, die Petition des Detailliftenverbandes für 
Helfen und Waldeck zu Gaffel wegen Ginftellung bes 
Vertriebs von Anſichtspoſtkarten, Schreibmaterialiei u. f. w. 
in dem Marfenverkaufsftand des Poſtamts I zu Gaflel 
hat die Petitionsfommilftion bereits im vorigen Jahre 
beihäftigt, und ift damals ein Shriftliher Bericht gedrudt 
worden, der den Mitgliedern des hohen Haufes zugegangen 
ift. Imfolge des Schluffes der Selfion wurde dieje Peti— 
tion im Plenum nicht erledigt, und infolge deffen haben 
bie Petenten ihre Petition neuerdings wieder eingefandt, 
ohne neue Gründe von irgendwelder Bedeutung hinzu— 
zufügen. Sch glaube, es gemügt vollitändig, auf den 
ſchriftlichen Bericht vom vorigen Jahre zu verweifen, um, 
wie damals, das hohe Haus zu bitten, über die Petition 
zur Tagesordnung überzugeben. 

Vizepräfident Dr. v. AregesWelbien:; Das Mort 
wird nicht verlangt; die Diskuſſion ift geichloffen. Wenn 
feine beiondere Nbftimmung verlangt wird und niemand 
widerſpricht, würde ich annehmen, daß das Haus, ent: 
Iprehend dem Antrage der Kommiifion, über die vor— 

etragene Petition zur Tagesordnung übergeht. — Ad 
onftatire das: 

Wir fommen zu b: 

zwölfter Bericht, betreffend Abänderung des 
Servistarifs (Nr. 192 der Drudiadhen). 
Der Antrag der Kommiffion geht auf Meber: 
weifung als Material. 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Kraemer. 

Das Wort hat der Herr Referent. 

Kraemer, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
eftaiten Ste mir, daß id einige Worte zu dieſem Punkte 
age, obgleich ein fchriftlicher Bericht vorliegt. Ich weiß 
zwar, dab damit eine ——— durchbrochen wird, 
die darin beſteht, daß, wenn ein ſchriftlicher Bericht vor— 
liegt, in der Regel der Berichterſtatter auf das Wort 
verzichtet. Ich halte das aber hier für nicht ganz an— 
gebracht, weil die Berichte immerhin ſehr ſelten geleſen 
werden, und es nicht unwichtig erſcheint, daß von dieſer 
Stelle kurz angegeben wird, worüber es ſich handelt, da— 
mit die Herren, die fih für die Sache interefiieren, in ber 
Lage find, daran anknüpfen zu können. ch habe bemerkt, 
daß es fi mur um eine kurze Inhaltöwiedergabe handeln 
fönnte, und ich werde mid auch im vorliegenden Falle 
banadı richten. 

63 handelt ſich hier um eine Klaſſeneintheilung der 
Orte. Es Liegen im ganzen 8 Petitionen vor, die eine 
Erhöhung des Servistarifs beantragen, zu dem Zwed, 
damit die Beamten einen höheren Wohnungsgeldzuſchuß 
erhalten können. Es kommen vericdiedene Orte in Be: 
trat aus dem Dften, Welten und Norden. Wir haben 
derartige Petitionen jchon mehrfah im Reichstag be— 
handelt, und früher find dieſe Petitionen dem Herrn 
Reichskanzler ald Material überwiefen worden. Der 
Antrag der Kommilfion gründet fih darauf, daß im 
Jahre 1897 auf Antrag der Budgetkommiſſion ber Reichs— 
1ag eine Nefolution angenommen hat, dahingehend, daß 
bei der Feſtſetzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes in Zukunft 
nicht allein die Servisklaſſe ch fein fol. 

Nach der jegigen Lage der Sadıe fann ein beſtimmtes 
Nefultat aus diefen Petitionen augenblidiih nicht heraus: 
fommen. Ich will hinzufügen, daß vom 1. April 1902 
an eine derartige Gintheilung getroffen werden fol. Es 
wird aljo den Betenten anheimzugeben fein, zur nächſten 
Seſſion neue Eingaben zu maden. Das iſt der Rath, 
den id) ihnen von biefer Stelle aus ertheilen kann. Es 
haben bereit, wie mir befannt, und wie ich alö Bericht: 
erftatter der Kommiſſion jagen darf, diesbezügliche Er: 


— 


(A) hebungen ftattgefunden, 
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und es wäre vielleicht nicht 
unintereffant, wenn über daS Nefultat derfelben im 
Reichstage, wenn mit heute, jo zu einer anderen ger 
legenen zeit Mittheilung gemacht würde, damit bie 
Petenten in etwa fehen könnten, wie weit ihren Wünfchen 
demnädft Rechnung getragen werben fünne. 

Die Petitiondfommiffton beantragt alfo: 

die vorliegenden Petitionen dem Herrn Reichs— 
fanzler ald Material zu überweijen. 
Ich bitte das hohe Haus, diefem Antrage zuzuftimmen. 

BVizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Dad Wort 
hat der Herr Abgeordnete Kirſch. 

Kirfch, Abgeordneter: Meine Herren, den Gefud: 
ftellern ift gewiflermaßen ein großes Glüd beſchieden ger 
weien, indem der Reichstag nicht plötzlich geichloffen 
worden ift, und es ihnen fo vergönnt war, daß die Petitionen 
bier vorgetragen find. In einer fo glüdlihen Lage haben 
ſich bie Petenten im vorigen Jahre, die in einer gleichen 
Weile für ihre Orte um eine andere Serviseintheilung 
gebeten haben, nicht befunden. Auch bezüglich dieſer 
Betitionen hatte im vorigen Jahre die Kommiſſion be- 
ichloffen, dieſelben den verbündeten Regierungen als 
Material zu überweilen. Durd den Schluß des Neichdtags 
ift es aber nicht dahin gekommen, daß der Ießtere felbft 
im Plenum darüber verhandelt hat. 

Es handelte fih da meilt um fleinere Städte, bie 
in der Nähe von größeren Audufirieftädten in der Rhein— 
provinz liegen, 3. B. um folde, die bei Düſſeldorf Liegen, 
namentlih um die Petition des Ortes Benrath, einer 
Ortſchaft, die früher ziemlich unbedeutend war, im laufen- 
ben Jahre aber eine große Induſtrie herangezogen hat, 
die aber ferner mit barunter leidet, daß in der Großitabt 
Düffeldorf die Wohnungen immer theurer erden, was 
zur Folge hat, daß eine Menge von Leuten in der Um— 
gegend von Düffeldorf ihre Wohnung fuht. Died wirkt 


(B) natürlih auf die Miethöpreife in der Umgegend zurüd. 


So find in vielen fleineren Orten in der Umgegend von 
großen Städten, namentlich infolge der Zunahme der In: 
buftrie, die alten Berhältniffe über Bord geworfen, und 
e3 find bort namentlich die Miethöpreife erheblich geitiegen. 

Meine Bitte geht nun dahin, daß die verbündeten 
Negierungen nicht nur die heute ald Material überwiejenen 
Petitionen bei der neuen Vorlage, die im nächiten Jahre 
zu erwarten ift, berüdjichtigen mögen, fondern daß die 
verbündeten Negierungen auch die Petitionen aus den 
früheren Jahren, wennſchon jie nit vom Plenum über: 
wiejen worden find, von denen aber die Kommiſſion be— 
ichlofien hatte, daß fie der Negierung ald Material zu 
überweifen feien, mit berüdjichtigen möge, namentlich aud) 
die Betition des Ortes Benrath. 

Vizepräfident Dr. v. Frege Belgien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Ridert. 

Nidert, Abgeordneter: Meine Herren, id kann mich 
der Bitte, die der Herr Vorredner ausgeiproden hat, ats 
fchließen. Ich möchte auch anheimgeben, daß die Betenten, 
über deren Betition wir wohl heute nicht ausführlicher 
disfutiren werben, denn das hätte feinen Zweck, ſich doch 
noch cinmal an die fompetente Stelle, an den Herrn 
Reichskanzler oder an das Reichsamt des Innern wenden 
und ihr Betitum nocmald begründen. Ich würde bad 
namentlih audh dem Gemeindevorftand von Zoppot 
empfehlen, deſſen Wünſche bei der Ichten Berathung vor 
4 Jahren leider vergeblich geweien find. Ich hatte mir 
damals einen Antrag zu ftellen erlaubt gemeinfam mit 
dem Abgeordneten für Neuftadt-Garthaus, welder leider 
damal3 abgelehnt worden iſt. In Zoppot liegen bie 
Verhältniffe fo — und das möchte ich doch nod) für den 
ftenographiichen Bericht jagen, in der Hoffnung, daß bie 
Herren von den verbündeten Regierungen das leſen —, 
baß bdiefer Ort in wenigen Jahren von 4000 auf 10000 


Einwohner geftiegen ift und ſich immer mehr ſtädtiſch ent» (C) 


widelt. Gr ift ja gewiffermaßen die Vorftabt von Danzig, 
und es ift mandes dort noch verhältnigmäßig theurer als 
in Danzig, namentlid; während der Babefaifon. Die Be- 
amten würden dort fehr geihäbigt, wenn fie nur den ges 
ringen Wohnungsgeldzuſchuß wie * behalten würden. 

behalte mir das weitere für bad nächſte Jahr 
bor, wo wir ja wohl die Vorlage über den Serviätarif 
befommen werden. 

Vizepräfident Dr. v. FregesWeltien: Das Wort 
wird nicht weiter verlangt; die Diskuſſion ift geichloffen. 

Wenn fein Widerſpruch ftattfindet, nehme id an, daß 
dad Haud gemäß dem Antrage der Betitionstommilfion 
die Petitionen dem Herrn Reichskanzler ald Material 
überweifen will. — Das ift der Fall. 

Wir gehen über zu e: 

dreizehnter Bericht, betreffend Gewährung eine3 
Gnadenvierteljahresbezuges an die Mutter des 
verftorbenen Ober: Boftaffiftenten Schröder, Wittwe 
Johanna Schröder zu Gallied in Pommern 
(Nr. 193 der Drudjadyen). 
Berichterftatter ift ber Herr Abgeordnete Straemer. 
Der Antrag der Kommiſſion geht auf Ueber— 
weifung zur Erwägung. 

In der eröffneten Diskuffion hat dad Wort ber Herr 
Berichterftatter. 

Kraemer, Abgeordneter, Berichterftatter: Im dor« 
liegenden Fall handelt es fih um eine perfönliche Ans 
gelegenheit, nicht um eine allgemeine, wie im dem vor— 
bergegangenen Petitionen. IH brauche deshalb nicht 
ausführlicher darauf einzugehen. Die Kommiſſion bean— 
tragt, die Petition der Wittwe Schröder zu Gallics dem 
Herrn Reichskanzler zur Erwäguug zu überwellen. Diefer 
Beſchluß wurde gefaßt, weil die polizeilichen und ärztlichen 
Attefte einigermaßen dem zu wideritreiten jcheinen, was 
das Reichs-Poſtamt eruirt hat. 
ſich nicht ganz flar über die Angelegenheit werben. Des: 
halb wurde biefer Beſchluß gefaßt, den ich als Bericht: 
erftatter Ihrer Annahıne empfehlen muß. 

Bizepräfident Dr. v. PFregerWelgien: Das Wort 
hat der Herr Kommiſſar des Bundesraths, Kalſerliche 
Wirkliche Geheime Ober-Poſtrath Dr. Spilling. 

Dr. Spilling, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer Ober: 
Poſtrath, Kommiſſar des Bundesraths: Im der Som: 
million beſtand fein Zweifel darüber, daß ein Rechts— 
anſpruch auf Gewährung der Gnadenkompetenz für die 
Bittftellerin nicht befteht, fondern daß nur beim Vorliegen 
bejtimmter Bedingungen die oberfte Reichsbehörde dieſe 
Gnabentompetenzen bewilligen fann. um find die oberfte 
Reichsbehörde und der Herr Reichskanzler, der die Sache 
ſeinerſeits perfönlich geprüft hat, zur Anfiht gelommen, 
hier lägen bie Bedingungen nicht vor, einmal, weil nad 
den Feitftellungen der Poſtbehörde die Bittftellerin nicht 
bebürftig war, zweitens, weil fie von ihrem verftorbenen 
Sohn nicht unterftügt wurde, dieſer auch wirthſchaftlich 
nicht in der Lage war, ihr Ernährer, aud nur theilweiſe 
ihr Grnährer zu fein. Nun legt die Petitionsfommiliton 
Werth auf ein Atteſt des Magiftratö zu Callies, welches 
beiheinigt, daß der Verftorbene der Ernährer feiner bes 
dürftigen Mutter gewefen. Allein dieſes Attefted wegen, 
beifen Inhalt nach den Ermittelungen ber Boftserwaltung 
nicht zutreffend ift, wurde ed von der Kommilfion für 
wünſchenswerth erachtet, die Sahe dem Herrn Reichs— 
fanzler zur nochmaligen Erwägung zu unterbreiten. 

Nun find feitens der oberſten Reichsbehörde inzwifchen 
Ermittlungen darüber angeftellt worden, auf Grund welcder 
Unterlagen die Polizeiverwaltung das Atteft ausgeftellt 
habe. Der eingeforderte Bericht der Ober: Boftdirektion 
zu Gallied, den ih wohl verlefen darf, lautet: 

Nach den angeftellten Ermittlungen ift das Zeugniß 


Die Kommiſſion konnte (D) 


(A) 


(B) 
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ber Polizeibehörbe in Callies, wonady ber ver: 
ftorbene Oberpoftaffiftent Schröder ber Gr: 
nährer feiner Mutter, der Wittwe Schröder in 
Callies, geweren fein und biefe in Bebürftigteit 
Be elaffen haben foll, von dem Biürgermeifter 
n Gallied auf Grund der Angaben ausgefertigt 
worben, die ein bei bem Staiferlihen Batentamte 
ald erpebirender Sekretär und Kallulatur ans 
geftellter Bruder des Genannten bei feiner An— 
wejenheit in Callies (Sommer 1900) dem Bürger: 
meifter mündlich gemacht hat. Thatſächliche 
Feſtſtellungen find aus dieſem Anlaß 
feiten® der Polizeibehörde nicht vorge: 
nommen worden. 
Diefe Perfönlichkeit, auf deren Ansfage hin das Atteft 
auögeftellt worden ift, ift dieſelbe, welche ſämmtliche Ein: 
gaben an die Ober:Poftdirektion, an dad Reichs-Poſtamt, 
an den Herrn Reichskanzler und an den Neichötag ge 
fchrieben hat. Daß eine neue Erwägung des Herrn 
Reichskanzlers zu etwas anderem ald dem biöherigen ab- 
Ichnenden Beſcheide führen kann, barf hiernah wohl 
nicht erwartet werden. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Mort 
wird nicht weiter verlangt; die Diskuffiou ift geichloffen. 
Der Herr Berichterftatter verzichte. Wenn feine be— 
fondere Abftimmung verlangt wird, werde ich annehmen, 
daß das Haus, entiprediend dem Antrage feiner Petitions— 
fommiffion, bie Petition dem Herm Reichskanzler zur 
Erwägung zu überweifen gewillt ift. — Ein Widerſpruch 
hiergegen erhebt fih nicht; — ich fonftatire das. 

Wir gehen über zu d: 

vierzehnter Bericht, betreffend Erlaß eines Ge: 
fege3 über den Verfehr mit Honig (Nr. 194 der 
Druckſachen). 
Berichterftatter iſt der Herr Abgeordnete Gäbel. 
Der Antrag ber Kommiſſion geht auf Ueber— 
weifung zur Erwägung. 

Dazu liegt ein hinreichend unterftüßter Antrag der 
Herren Abgeordneten Dr. Semler und Genoffen vor. 

Der Reichstag wolle befchließen: 

den Antrag der Kommiffion für die Betitionen 

in Ar. 194 der Drudiadhen dahin abzuändern: 
die Petitionen Il Nr. 14 und 15 der Leipziger 
Bienen: Zeitung und des landwirthſchaftlichen 
Vereins für Rheinpreußen zu Bonn, um Erlaß 
eined Gefeged über den Verkehr mit Honig, 
dem Herru Reichskanzler zur Berüdiihtigung 
zu überweifen. 

Ih eröffne die Diskuffion und ertheile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Semler. 

Dr. Semler, Abgeordneter: Meine Herren, ber uns 
vorliegende Bericht ſchildert in einer anſchaulichen Weife 
die Beftrebungen der Bienenzüchter in der Richtung, bei 
bem Berfauf von Honig die Neinheit de3 Produktes ge— 
währleiftet zu ſehen. Er beginnt damit, daß er die wirth- 
fchaftlihe Bedeutung des reinen Naturhonigs klarſtellt, 
indem er ausführt, daß ſchon im Jahre 1892 ungefähr 
2 Millionen Bienenvölfer in Deutſchland gezählt worben 
find, dab daraus ein Ertrag von zirka 20000 Tonnen 
Honig jährlich gewonnen murbe, das heißt: etwa 
14 Millionen Neinertrag an Honig und etwa 4 Millionen 
Neinertrag an Wachs, zufammen 18 Millionen Mark. 
Er führt aber aud) weiter aus, daß damit das nationale 
Sintereffe an biefem Produkte noch nicht erichöpft iſt, 
fondern dab eben badurd, daß bie Bienen den Frucht: 
ftaub von Sflange zu Pflanze tragen, fie indirekt einen 
großen Nuten bringen, namentlich bei Oelſgaten, und zu 
einer Zeit, wo fonit eine Befruchtung nicht genügend vor 
fi gebt, daß daher die vaterländifche Bienenzudt indirekt 
bon großer Bedeutung für die Landwirtſchaft ift. Dann 


gelangt ber Bericht zu ber Thatſache, daß aud in (0 


anderen Ländern, in Belgien, Nordamerika, der Schweiz, 
Maßnahmen zum Schute der Bienenzudt getroffen find, 
und er kommt fchließlih zu ber eigentlichen Betition, 
welche einen Gefegentwurf in 3 Paragraphen vorfchlägt, 
zu dem Zwecke, die Reinheit des Honigd im Handel zu 
gewährleiften. 

Eine weitergehende Petition macht noch andere Bor: 
ſchläge; ich komme auf die Einzelheiten noch zurüd. 

Sodann giebt ber Bericht die Bedenken feitend ber 
Regierung gegen Emanirung eines folden Gefeges an. 
Da wird zunädft von Seiten der Regierung mitgetheilt, 
daß es außerorbentlih ſchwierig ift, etwaige Kunſt— 
produfte als folhe chemiſch durch Unterfuhung feſtzu— 
ftellen; die Wiſſenſchaft ſei noch nicht jo weit gediehen, 
daß bie zweifeldfrei gefhehen könne. Ferner werben 
grundfäßliche Bedenken gegen ein ſolches Geſetz anges 
führt; man möge e3 bei dem Nahrungsmittelgeieg, mie 
es heute beftehe, belaſſen. Dieſes gebe ben Grundſatz, 
und wenn man benfelben durchbrechen wollte, könnte 
man auch für noch andere Produkte ähnliche Shugmaß- 
regeln verlangen. 

Der Beriht würdigt diefe einzelnen Bedenken und 
— zu dem Reſultat, daß dieſelben nicht ſtichhaltig 
eien. 

Man ſollte meinen, daß nun der Bericht dazu käme, 
entweder einen Geſetzentwurf vorzulegen, wie er vorge— 
ſchlagen iſt, vielleicht unter Weglaſſung dieſer oder jener 
Einzelheit, oder aber, daß er dazu gelangen ſollte, dem 
Herrn Reichskanzler dieſe Petition warm zur Berück— 
ſichtigung zu empfehlen. Aber zur Ueberraſchung fällt 
der Bericht Hinten ab; er fommt zu dem Schluß, dieſer 
Petition ein einigermaßen ehrenvolled Begräbnik zu 
bereiten, in ber form, daß man die Sache dem Herrn 
Reichskanzler zur Erwägung giebt. 

Ih halte e3 für einen Fehler des Berichts, fo zu (D) 
fließen, und mein Antrag bezwedt, den Fehler wieder 
gut zu maden. ch wiünfde, daß zum wenigſten bie 
„Erwägung* zur „Berückſichtigung“ wird, alfo die ftärfere 
Form ber Anheingabe an den Herrn Reichskanzler, damit 
die Sache wirflid; gefördert werde. Ich geftatte mir eine 
kurze Begründung dieſes meines Antrags. 

Mas der Bericht über die Bedeutung bes reinen 
Honigs und ber Bienenzudt gefagt hat, bin ich in ber 
Lage durch folgende Mittheilung zu ergänzen. Ueberall 
in Deutihland, nicht zum wenigften in ber Provinz 
Hannover, überall da, wo bie Haibe blüht und das Moor 
wächſt, fpielt die Bienenzucht eine viel weitergehende 
Rolle, als e3 im allgemeinen bekannt ift. Nicht nur bie 
Imkervereine find es, die bort ein Intereſſe an ber 
Bienenzudt haben, fondern eine große Anzahl Kleiner 
Koloniiten, Schullehrer, Kantoren, Hleinfter Bauern; alle, 
die dad Moor und die Haide Ffultiviren, gewinnen einen 
oft weſentlichen Theil ihrer Landpaht aus der Bienen- 
zucht und durch den Honig; fo dient indireft die Bienen— 
zudt und die Pflege der Honigprobuftion dazu, die Kultur 
der Dedländereien zu befördern. Daß dies Beftreben, 
Debländereien der Kultur auguführen, welches von Seiten 
des Neihdtags immer unterftügt worden ift, durch Bienen— 
zucht erleichtert wird, das ift in dem Bericht ber 
Petitiondfommiffion noch nicht genügend gewürdigt. 
Darum erlaube ich mir, biefen Geſichtspunkt befonders 
hervorzuheben. 

Aus der wirthſchaftlichen Bedeutung der Blienenzucht 
aber ergiebt fi, daß etwas gefchehen follte, um die Pro— 
duftion reinen Honigs rentabler zu machen, als fie es 
gegenwärtig if, und die Bienenzudt zu fördern. 

Nun bin ich perſönlich durchaus geneigt, vor jedem 
gejeglihen Eingriff puiaE die Frage aufzumwerfen: kann 
man ſich da nicht felbft helfen, und ift nicht durch Selbft: 
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(Dr. &emiler.) 


(A) hilfe bei ber beftehenden Geſetzgebung die Möglichkeit ges 


geben, etwaigen Mißſtänden vorzubeugen? Die Frage ift 
nad) meiner Weberzeugung im vorliegenden Falle zu ber: 
neinen. Ich Habe ſchon vorhin gejant, daß hier ganz 
fleine Leute in Betracht kommen und Vereinigungen, wie 
3.8. der oftfriefiihe Bienenzüchterverein, deren pefuniäre 
Kraft immer nur befhränft ift, und die deshalb nicht in 
der Lage find, das zu thun, was vielleicht größere 
Probuftiondverbände fertig bringen fünnten, indem fie 
Unterſuchungen und Veröffentlihungen weitgehender Art 
veranftalten. Ich weiß, daß ein folder Verein fih 3.8. 
an das Lebenömittel-Interfuhungsamt in Hannover ges 
wandt hat, daß er aber von einer Interfuhung auf die 
Beltandtheile eines konfurrirenden Hunftproduftes hat ab: 
fehen müflen, weil diefe zu große often verurfacht haben 
würde. Man hat es bei der Thatfache bewenden laffen 
müffen, daß jener fogenannte Honig als nicht rein feſt— 
geftellt wurbe. 

Die beftehende Geſetzgebung ift bier das Nahrungs: 
mittelgefeg, von dem die Negierung ſelbſt zugeben muß, 
dab es nicht ausreicht. Da theilt und der Bericht mit, 
daß regierungdfeitig anerfannt wurde, daß Abhilfe er: 
wünfcht iſt. Durd ein Rundſchreiben des Herrn Reichs— 
tanzlers vom 17. Juni 1895 ſei die Aufmerkſamkeit der 
in Betracht fommenden Behörden auf ben Schuß des 
reinen Honigs gelenkt worden, um im Wege des Bolizei- 
verfahrens einzugreifen. Ich bin der Meinung, baß auf dieſe 
Weiſe felten viel zu erreihen fein wird, wenn wenigftens 
dur die Unterſuchung nicht eine zweifelsfreie Feſtſtellung 
erfolgen kann, wie dies ja ald Bedenken gerade regierungss 
feitig betont worben ift. Hierfür ſprechen die Thatfachen; 
denn dieſe erfte Mittheilung bes Herrn Reichskanzlers hat 
offenbar ben gemügenden Grfolg nit gehabt, fie hat 
unterm 16. Juli v. J. wiederholt werden müſſen. Aller: 
dings, ohne daß man behaupten fünnte, dab etwa dadurch 


(B) ein fonderlicher Erfolg erzielt worden ſei; denn noch heute 


* die Sache ſo, daß Sie Honig überall kaufen können 
und zwar angeblich reinen Naturhonig kaufen können für 
60 Pfennig, 1 Mark 20 und 1 Mark 90 im Preiſe. 
Wenn, wofür mir zuverläffige Mitteilungen vorliegen, 
man binfommt und fragt: ift das zu 60 Pfennig auch 
Honig? fo erhält man die Antwort: „ja, Honig, aller: 
dings K-Honig, — ſoll heißen „Kunſthonig“, und dann be- 
fommt man auf bie weitere Frage fo ſchön klingende 
Namen zu hören wie „reiner Lindenblüthenhonig“ oder 
etwas, was es gar nicht giebt „reiner Gartenblumenhonig*. 
Sp werben die Saden angezeigt, wie gejagt, in ber 
Preislage ſchwankend zwiſchen 60 Pfennig und 1 Mark v0. 
Daß wirklicher Honig nad) der mihevollen Art feiner Ge: 
winnung theurer fein muß al3 ein Zuderpräparat, ergiebt 
ſich ohne weiteres, ebenfo, daß ber Imker, der Verkäufer 
reinen Honigs auch beim beten Willen nicht in der Lage 
ift, ſich ſelbſt zu Helfen gegen die Konkurrenz derartiger 
Kunftfabrifate, die in ber That jeden anderen Namen, 
aber nur nicht denjenigen bes „Don berbienen. 
Wenn ed Thatiahe ift, daß alſo die Selbfthilfe in 
diefem Falle veriagt, und daß dad Nahrungsmittelgejet nicht 
ausreicht, dann ergiebt fi) daraus, auch fiir denjenigen, der 
fonft nicht geneigt ift, jeden Augenblick zur Geſetzgebungs— 


inte zu greifen, der Schluß, dab man den Verſuch 
Den ni auf geſetzgeberiſchem Wege wen möglich zu 
helfen. 


Nun will ich gleich fagen: ich denke dabei nicht an 
eine Geießgebung, welde etwa den Zweck verfolgt, jedes 
Kunftproduft, jedwede Nahahmung des Honigs oder jed- 
wede Vermiſchung deöfelben unmöglich zu machen; das 
ift gar nicht nothivendig. Ich erinnere an das Geſchick 
ber Margarine; durch die Geleßgebung ift ein Zwang 
herbeigeführt, Margarine ald Margarine zu bezeichnen, 
und es ift die Möglichkeit gegeben, Butter ald Butter an 
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ben Markt zu bringen. Stein Menſch fann behaupten, baß (©) 


durch dieſe Geſetzgebung ernfthaft die Margarine in ihrem 
Konſum zurüdgegangen fei. Ich ftehe daher auch nicht 
auf dem Standpunkt, etwa zu wollen, dab man geſetz— 
geberiich jede Nahahmung und Vermiſchung verbieten 
möge; oh bewahre! Am allerwenigften will ich, was inner: 
halb der Petitionen wohl anheimgegeben ift, etwa bie 
Hand dazu bieten, dab man bie Kunſtprodukte den Kon 
fumenten verefelt, indem man fie färbt und dergleichen. 
Ich billige durchaus nicht für meine Perfon ſolche Bor: 
ſchläge und Eonftatire ausbrüdlich, daß ich fo weit nicht zu 
gehen wünſche. 

Ih wünſche ferner nicht einen weiteren Schubzoll; 
einen foldhen haben wir bereit, er fommt bier nicht in 
Betradt. Ih Mill überhaupt nicht den Handel mit 
Kunftprobuften verbieten ober erſchweren, weil billige und 
gute Produfte aus Zuder gewonnen werben fünnen, bie 
honigähnlihen Charakter Haben, ein gutes Nahrungsmittel 
find und ein Genußmittel für diejenigen bedeuten können, 
benen der wirkliche Honig zu theuer wird. Ich habe gar 
nichts dagegen einzuwenden, wenn ber Bevölkerung ein 
billiges, brauchbares, genießbares Kunſtprodult angeboten 
wird. Das möge man ihr laffen! ber man muß es 
neben und anbieten unter dem wahren und richtigen 
Namen! Der Käufer foll wiffen, ob die Waare das reine 
Produkt ift, wie es durch den Bienenrüffel gewonnen wirb 
oder nicht. Das ift eine berechtigte Forderung, und ſchon 
um beöwillen wird man etwaige Bedenken dagegen mit 
einer gewiffen VBorfiht in Empfang nehmen müflen, am 
meilten aber die Bedenken, die von Seiten der Regierung 
nad) den Mittheilungen des Berichts geltend gemacht 
worden find. 

Erſtens dad fhon erwähnte Bedenken, die hemifche 
Unterfuhungsmethode jei noch nicht weit genug vor: 
geichritten, um in der That die Mifhung zu erkennen. 


Meines Erachtens fommt es in erfter Linie gar nicht auf (D) 


die Frage an, ob eine Nachahmung chemisch unbedingt 
feftgeitellt werden fann oder nicht, ſondern ber fpringende 
Punkt ift: bei den Händlern das Bewußtſein wach zu 
rufen, daß er nichts anderes unter dem Namen „Honig“ 
feil halten darf, als was wirklich Honig ift! Wenn ein 
Händler erft einmal über die Vorſchriften des Nahrungs: 
mittelgefeßes hinaus weiß, daß er nicht zum Verkauf als 
Honig anftellen darf, was er nidht ald Honig vom Imker 
oder vom Händler gekauft hat, daß er inäbefondere nicht 
die Kunftprodufte aus den Fabriken ald „Honig“ in den 
Handel bringen darf, fo geräth er durch eine Klare geſetz— 
liche Beitimmung, welde die Bezeichnung „Honig“ nur für 
dad Naturproduft zuläßt — um mich juriſtiſch aus: 
zubrüden — in malam fidem, er verliert dem guten 
Glauben. Es ift aber Thatſache, daß feine Beftrafung 
wegen cines Vergehend gegen das Nahrungsmittelgefeg, 
aljo wegen Berfälihung eines NahrungSmittels, die Folge 
hat und den fcharfen Eingriff bedeutet wie eine Betrugs— 
nr wegen des betrügerifhen Gebrauchs des Wortes 
„Honig“. 

Ich wünſche alfo eine Gefeggebung, die erft einmal 
ohne Rüdfiht auf cine Unterſuchungsmethode feftftellt, 
daß das Mort „Honig* nur für ein natürliches Probuft 
gebraucht werden barf, nicht Fir eim fünftliches Fabrikat 
oder Surrogat. Erſt nachdem dies feitgeftellt ift, fommt 
die Frage der chemiſchen Unterfuchungsmethobe in zweiter 
Linie in Betracht, und ich glaube, daß fih dann auch 
Mittel und Wege finden werden, bie chemiſche Unterfuhung 
zuverläffig zu maden. 

Der zweite Einwand der Regierung ift gewefen, man 
möge ed grundfäglid beim Nahrungämittelgefeß belafien, 
man möge nicht Ausnahmen bon Diefem Grundfaß ſchaffen. 
a, meine Herren, auf einen Grundjag kann und ſoll 
man fi aber nur berufen, wenn biefer Grundiaß grund— 
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(A) fählich tnnegehalten wird. Wenn aber biefer Grundfag 


(B 


— 


grundſätzlich durchbrochen wird, dann ift er eben fein 
Srundfag mehr! Und dieſer Grundjag ift durchbrochen 
fowohl bei der Margarinegefeßgebung wie bei bem jet 
vorliegenden Weingefegentwurf. Nur das Nahrungsmittel 
geſetz gelten zu laſſen und allein gelten zu laſſen, hat die 
Gefeggebung abgelehnt, und die Regierung insbeſondere 
bat fih auf einen anderen Standpunft geftellt. Dann 
darf man, meine ich, ſich billigerweife nicht auf dieſen 
Grundſatz berufen, wenn es vielleicht einmal ein bischen 
fchwieriger tft, die Sache techniſch Harzuftellen. 

Meine Herren, ich bin ber Meinung, daß man mur 
die Fragen zu beantworten hat — umd fie find durch den 
Bericht beantwortet worden —, ob das Produft als 
ſolches einen Schuß verdient, oder ob die Produktion fo 
unbedentend ift, daß man um deswillen die Vorſchriften 
des NahrungSmittelgejeßes nicht befonderd zu verihärfen 
braucht. Das Gegentheil ergiebt fih aus dem Bericht, 
und mir will fcheinen, dab, gerade weil e3 die ganz 
Heinen Leute und bie fleißtgften und intelligenteften unter 
den ganz Heinen Leuten find, man ihnen erft recht „einen 
Play an der Sonne der Gefeßgebung einräumen fol”. 

(Sehr richtig!) 
Man kann ſehr wohl ein Geſetz machen, welches lediglich 
das Wort „Honig“ in feiner Bedeutung feitlegt. Das 
zeigt in feinem $ 1 fchon ber Feine Entwurf, der bon 
dem einen Verein eingebradht worden if. Ob fein S 2 
zwedentfprechend ift, will ich hier dahingeftellt fein laſſen. 

Meine Herren, ih ache nod einen Schritt weiter. 
Ich halte es fir überaus wünſchenswerth, daß ein ſolche 
Geſetzgebung nicht etwa ad calendas graecas hinaus: 
geichoben wird, fondern daß, wenn fie gemacht werben 
foll, fie möglichſt bald ger werben möge; benn es 
fönnte fonft fo gehen, wie es bein Meingefeg bereits ge: 
gangen ift: die Sache wird, je länger fie hinausgeſchoben 
wird, immer fchwieriger. Es ift feine Frage, daß, wenn 
erst Anduftrien fich weiter entwidelt haben, welche Kunſt— 
produkte unter dem Namen „Honig“ ins Land gehen laſſen 
— ein heute noch ganz beredhtigter Vertrieb —, daß 
folche Kunftinduftrien allmählich in den Beſitz und damit 
in das Neht gelangen zum Gebrauh des Wortes 
„Honig“. De cher man dieſe Entwidlung unterbindet, 
um fo leichter ift es, um fo weniger Schmerzen verurſacht 
es auch den Seiten, die vielleicht unbequem davon getroffen 


werden können. 
(Sehr ridtig!) 

Ich bin aber der Meinung, daß das gar nicht ber 
Fall fein wird. Nach wie vor wird das deutiche Bublikum 
Kunftprodufte fonfumiren, wenn fie brauchbar und billig 
zu haben find. Dagegen, glaube ich, werden aud bie 
Bienenzüchter nicht einzuwenden haben; fie wollen nur, 
daß dasjenige, was fie mit großer Mühe und mit Auf: 
wand von vielem Fleiß dem Bublifum anzubieten willen, 
denjenigen Schuß findet, den jede reelle Waare haben 
muß. Sie fagen, um mid des Wortes des Vorfigenden 
eines oftfriefiichen Imlervereins zu bedienen, daß auch in 
diefer Konkurrenz mit blanken Waffen gefämpft werben foll. 

Das find die Gefihtspunfte, die mid dazu führen, 
Sie dringend zu bitten, nicht diefer Petition das chren- 
volle Begräbniß der Erwägung zu bereiten, fondern fo weit 
zu gehen, — ohne anzuerfennen, was in diefer Betition 
im einzelnen vorgeſchlagen ift, am wenigften die künstlichen 
Gridhwerungen, die darin eine Rolle fpielen — doch dem 
Herrn Reichskanzler die Petition nicht zur Erwägung, 
fondern zur Berückſichtigung zu überweifen und darum 
meinem Antrage Folge zu leiften. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wattendorff. 

Wattendorff, Abgeordneter: Meine Herren, id muß 
doch ganz energiſch den Bemerkungen des Herrn Vor— 








redners entgegentreten, daß eine Ueberweiſung zur Er- (0) 


wägung ein ehrenvolles Begräbniß ſei. Es iſt das noch 
nicht einmal der Fall, wenn man eine Petition als 
Material überweiſt. 

(Sehr wahr!) 
Der Herr Vorredner beweift durch feine Aeußerung meiner 
Veberzeugung nad, daß cr mit den Gepflogenheiten ber 
Betitionstommilfion abjolut unbekannt iſt. 

(Schr wahr!) 
Jedes Mitglied der Petitiondfommiffion wird mir bad 
beftätigen, daß man eime Petition nur dann zur Be: 
rückſichtigung überweift, wenn man mit jedem Punkt ein: 


verftanden ilt. 
(Sehr wahr!) 

63 ift das aber in biefem Falle abfolut unmöglich; denn 
in der Betition werben verſchiedene Wünſche, verichiebene 
Forderungen geftellt, welche nad der Ueberzeugung der 
Kommiffionsmehrheit nicht ausführbar find. Es war 
nicht Mangel an Sympathie für die Petenten ober deren 
Wünſche, welder die Kommiſſton veranlaft hat, bie 
Betition nur zur Erwägung zu übermweifen, ſondern es 
war lediglich die Ueberzeugung, daß die Petition Wünfche 
enthält, welche nicht zu erfüllen find. Wenn heute aus 
dem Plenum ein Antrag geftellt werden follte, die Petition 
nad der Richtung zur Berüdfichtigung zu überweiſen, daß 
der Naturhonig gegen dem Kunfthonig nah Möglichkeit 
mit einem gejeglichen Schuße umgeben wird, dann werde 
ich der erfte fein, der dieſem Antrage zuftimmen wird. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Roefide (Kaiferslautern). 

Dr. Roefide (Hailerölantern), Abgeordneter: Meine 
Herren, wir können den Wunſche des Herrn Abgeordneten 
Semler, die Petitionen dem Herrn Reichskanzler nicht 
zur Erwägung fondern zur Berückfichtigung zu überweiien, 
nur zuftimmen. Wir haben hier wiederum eines bon den 
vielen Produkten, melde 
Surrogate zu leiden haben. Es zeigt fich leider in 
unferem modernen Staate immer mehr, wie unzulänglic 
unfere beitchenden Geſetze in diefer Beziehung find, wie 
nothwendig es tft, auf diefem Gebiete nene Geſichtspunkte 
geſetzlich feſtzulegen. Honig ift ein althergebradhtes 
Produkt der Landwirthichaft, es ift fein Maffenproduft, 
es find Eleinere Leute, inöbefondere auch die Lehrer auf 
dem Lande, die daran intereffirt find, daß dieſes Natur: 
produft geihütt wird gegen den Betrug, der durd Wer: 
fülfhung und Nidytdeflaration des an feiner Stelle ver: 
fauften Nahrungsmittel verübt wird. 

Zweierlet müffen wir daraus entnehmen, einmal, 
daß auch hier wieder Mar wird, wie unfere Nahrungs» 
mittelfontrole nicht Scharf genug ift, um Die beitehenden 
Gefege zur Durdführung zu bringen. Das weilt uns 
darauf hin, daß Wir einmal daran geben müſſen, 
eine allgemeine Kontrole für fämmtlihe Nahrungsmittel 
herbeizuführen, indem wir befondere Beamte dafür eins 
jegen, ähnlid, wie wir fie an den Fabrikinſpeltoren be— 
figen zur Ausführung der fozialen Geſetze. Weiter aber 
zeigt fi, daß die beftehenden Gefege nicht genügen. Auch 
bier müffen wir zunächſt ein Geſetz haben, welches den 
Begriff „Honig“ flarlegt. Aus dem Grunde treten wir 
ein fiir den Antrag ded Herrn Abgeordneten Semler, bie 
Betition dem Herrn Reichskanzler zur Berüdfihtigung zu 
überweifen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommiflar 
Bundesraths, KHaijerliche Geheime Ober-Regierungsrath 
Bumm. 

Bumm, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, die ver— 
bündeten Regierungen verkennen —— die wirth— 
ſchaftliche Bedeutung, die der deutſchen Imkerei zukommt, 
und ſind mit Ihnen völlig darin einig, daß die deutſchen 


unter ber Konkurrenz ber (D) 
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(Bumm.) 


A) Bienenzüdhter eines wirkſamen Schutzes gegen unlauteren 


Wettbewerb bedürfen. Auch die verbündeten Regierungen 
bedauern, daß auf dem Gebiet ded Verkehrs mit Honig 
im beträchtlichen Umfange Berfälihungen vorkommen, nur 
bezüglih der Mittel und Wege, welche zur Abhilfe führen 
follen, weicht die Auffafiung der verbündeten Regierungen 
bon berjenigen, welche in dem vorliegenden BBetitionen 
bertreten wird, ab. Das Haupthinderniß, welches dem 
Beitreben, auf dem Gebiet des Verkehrs mit Honig 
Ordnung zu ſchaffen, entgegenfteht, ift darin zu erbliden, 
dab es zur Zeit nod mit großen Schwierigkeiten ver: 
bunden ift, Honigverfälfchungen feftzuftellen. Es ift Leider 
bie Chemie noch nicht fo weit gefommen, um im jedem 
Falle raſch, fiher und zuverläffig Honigverfälſchungen 
feſtſtellen zu können, namentlich dann, wenn es fid) handelt 
um Honig, der aus einer Miſchung von reinem und Kunſt— 
honig beiteht oder von Bienen herrührt, die mit Zuder 
in der Abficht gefüttert worden find, eine recht reiche 
Honigbeute zu erzielen. ZTrogdem in joldem Falle ber 
Honig in der Hauptſache nicht von den Blüthen ber 
Blumen ftammt, fondern von dem Zuder, ber ben Bienen 
vorgefegt worden ift, ift es doch ungemein ſchwierig, 
einen ſolchen Honig als Kunſtprodukt zu erkennen. 

Dieſe Schwierigkeit der Feſtſtellbarkeit der Fälſchungen 
bleibt jedem Geſetz gegenüber beſtehen. Man mag ſeibſt 
das ſtrengſte Gejeß, man mag nach den Vorſchlägen ber 
Betenten den firengften Deklarationszwang einführen, es 
wird jede neue Maßregel nur dann einen Erfolg. haben, 
wenn die lebertretung der neuen Vorſchriften, wenn die 
Unterlaffung der Deklaration im Ginzelfalle nachweisbar 
tft, wenn ſich feitftellen läßt, daß der nicht als Kunſt— 
produft beflarirte Honig Kunſthonig geweien ift. Des: 
—* iſt es keineswegs gleichgiltig, ob die Chemie zur 
Zeit ſchon im Stande iſt, echten Honig von Kunſthonig 


u unterſcheiden. Jede Beſtimmung, von der im voraus 


(B) feſtſteht, daß ihre Uebertretung nicht nachweisbar iſt, bleibt 


eine Beſtimmung auf dem Papier, bleibt vollſtändig 
wirkungslos. Aus dieſen Gründen halten ed bie ver— 
bündeten Regierungen nicht für rathſam, mit dem Erlaß 
> Sondergefeges im Sinne der Petenten jetzt borzus 
gehen. 

Was wollen die Petenten? Sie ftreben zunächſt den 
Dellarationszwang für die Sunfthonigprodufte an. Ach 
babe mir ſchon auseinanderzufegen erlaubt, daß eine 
derartige Vorſchrift nur dann Erfolg veripricht, wenn wir 
im Stande find, die Nichterfüllung der Deklarationspflicht 
nachzuweiſen und zur Beftrafung zu bringen. Diefe Mög: 
lichkeit ift zur Zeit in der Regel nicht gegeben. Selbit 
biejenigen Sadjverftändigen, die nicht auf chemiſche Unter— 
—— ſondern auf die Geſchmacks- und Geruchprobe 
hr Gutachten ſtützen, find nicht im jedem Falle in der 
Lage, die Fälihungen ſicher zu erkennen; aud ihre Zunge 
ift der Gefahr einer Täuſchung ausgeſetzt. 

Die PBetenten wünſchen ferner die latente Färbung 
des Hunfthonigd. Der Herr Abgeordnete Dr. Semler 
jagt jelbft, daß er fich für dieſen Theil der Petition nicht 
erwärmen könne. Trotzdem befürwortet er aber in feinem 
Antrage, die Petition der Regierung zur Berüdfihtigung 
zu übermweifen, alſo darauf hinzuwirken, daß die latente 
Färbung des Honigs eingeführt werde. — Zur Begründun 
dieſes ihres Vorſchlages müßten die Petenten —* 
deu Nachweis erbringen, daß es ein Mittel zur latenten 
Färbung für den Kunſthonig giebt. Ohne weiteres die 
Färbungsmittel, die für die Margarine ſeinerzeit vorge— 
ſchlagen worden ſind, für den Honig anwendbar zu erklären, 
iſt nicht angängig. Es iſt die Befürchtung nicht von der 
Hand zu weiſen, daß dieſe Mittel bei Honig infolge des 
Gährungsprozeſſes, den dieſes Prodult durchmacht, ihrer 
latenten Färbekraft verluftig gehen. Ach glaube alſo, 
dieſer Vorſchlag der Petenten iſt noch nicht gemügend auf 


— 


ſeine Durchführbarkeit geprüft und deshalb nicht geeignet, 
ohne weiteres der Regierung zur Berückſichtigung empfohlen 
zu werden. 

Daß die verbündeten Regierungen ſelbſt anerkennen, 
das Nahrungsmittelgeſetz ſei unzureichend, muß ich be— 
ſtreiten. Es iſt nirgends regierungsſeitig eine Erklärung 
abgegeben worden, daß das Nahrungsmittelgeſetz unzu— 
länglich ſei, um Honigvberfälſcher beſtrafen zu können. 
Die Petenten ſelbſt erkennen ja in ihrer Eingabe an, 
dab das Nahrungsmittelgeſetz in allen denjenigen Fällen 
ein ſtrafgerichtliches Einſchreiten ermöglicht, in denen 
feftitellbar fei, daß es fih um bie — des Son: 
fumenten durh den Verkauf gefälichten Honigs handle. 
Alfo auch nad der Auffaifung der Petenten würde man 
fi, fobald die Schwierigkeit der Feſtſtellbarkeit gefälſchter 
Honigwaare aus. dem Wege geihaftt ift, mit dem 
Nahrungsmittelgefeß begnügen können. 

Die Regierung hat auch das grundfäglice Bedenken, 
daß es zu weit führen würde, wenn man fir jebe 
Nahrungsmittelbrandhe, bei der Mißſtände feſtgeſtellt 
worden find, fofort den Erlaß eined Sonbergefeges ins 
Auge faffen wollte. Es find eine Neihe bon Produzenten 
fonftiger Nahrungs» und Genußmittel bereit3 an bie 
Regierung herangetreten, jo die Produzenten von Mehl, 
Dier, Branntwein, Fruchtſäften, Schofolabewaaren, Teig: 
waaren, Preßhefe, ferner die Wurftfabrifanten, und 
haben um den Grlaß don Sondergefegen über den 
Verkehr der von ihmen erzeugten Lebend- und Genuß: 
mittel gebeten. Wohin würde die Gejeggebung fommen, 
wenn Sie für jede einzelne Nahrungsmittelbrande ein 
Sondergeleß ſchaffen wollen! Es ift darauf hingewiejen 
worben, daß für die Margarine und für Wein bereitö 
Sondergeſetze beitänden. Das iſt richtig. Es darf hier: 
gegen aber eingewendet werben, daß denn doch dieſe beiden 
Produkte eine weit größere wirthſchaftliche Bedeutung 
haben alö der Honig, und daß bei ihnen bad Nahrungs (D) 
mittelgefeg in der That als nicht ganz ausreihend ſich 
erwwiefen hatte. Die verbündeten Regierungen glauben, 
daß e3 viel wirffamer fein wird, wenn der Handel mit 
Honig einer ftrengeren Beauffihtigung ſeitens der 
Nahrungämitteltontrolbehörden unterworfen, ald wenn 
jegt mit dem Grlaffe eines Sondergejeged vorgegangen 
wird. Verſchärfte Beitimmungen, die nicht ausführbar 
find, haben wenig Zwed. Biel rathſamer ift ed, wenn von 
Seiten der Nahrungsmittelpolizeibehörden dem Kandel 
mit Honig größere Aufmerkſamkeit geichentt wird, wenn 
von Zeit zu Zeit Proben vom Honigmarft entnommen 
und unterfucht, kurz, wenn der Honigvertrieb einer ftrengeren 
Ueberwacht als bisher unteritelt wird. In dieſer Bes 
ziehung hat der Herr Reichslanzler fi) bereits zweimal 
mit entſprechenden Nundfchreiben an die  verbündeten 
Regierungen und. zwar unterm 17. Juni 1895 und 
16. Juli vergangenen Jahres gewendet. . In Dielen 
Schreiben find die verbündeten Regierungen erſucht 
worden, dafür Sorge zu tragen, dab in einer jchärferen 
Weife als bisher den zunehmenden Honigverfälihungen 
und dem betrügeriichen Handel mit Kunſthonig entgegen: 
getreten werbe. Insbeſondere ift in dem Schreiben befür: 
wortet, daß bei der Schwierigkeit, die Honigverfälihungen 
auf chemiſchem Wege nachzuweiſen, mehr und mehr dazu 
übergegangen werden jollte, dab neben den chemiſchen 
Sadpverftändigen auch diejenigen Sadwerftändigen, die 
bejondere Fertigkeit zeigen, mit der Zunge ben Honig 
zu beurtheilen, zur Feſtſtellung des Thatbeitandes in 
Verdachtsfällen bemugt umd zur Ueberführung der Honig- 
verfälfcher herangezogen werden. Ich glaube, dab es 
fih empfehlen möchte, zunädit abzuwarten, ob nicht 
auf diefem Wege eine Bellerung der Berhältniffe 
erreicht werden wird. Bebenklid erſcheint es, geſetzliche 
Beitimmungen zu erlaffen, von denen man ji im voraus 
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(A) jagen muß, daß ihre Durdführung großen Schwierigfeiten 


begegnet. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Semler meinte, es ge: 
nüge bereits, wenn die Verkäufer von Kunſthonig wüßten, 
dab fie das, was fie verkaufen, nicht unter dem Namen 
„Honig“ verkaufen dürften. Ich möchte bezweifeln, daß 
eine hierauf abzielende Beltimmung die erhoffte Wirkung 
ausüben würde; denn wenn die betreffenden Händler im 
voraus wiſſen, daß bie Nichterfüllung der ihnen ob— 
liegenden Verpflichtung mur in feltenen Fällen nach— 
gewieſen werden fann, fo werden bie weniger gewiſſen— 
haften Glemente unter diefen Leuten nad) wie vor den 
Kunſthonig unter Bezeihnungen verkaufen, die annehmen 
laffen, daß es fih um ein Naturproduft handelt. Ich 
wieberhole, meine Herren, wenn es im Ginzelfalle fich 
feitftellen läßt, daß der als Naturhonig verkaufte Honig 
ein Kunſtprodukt war, dann reicht dad Nahrungsmittel: 
geſetz vollftändig aus, um den Verkäufer in Strafe zu 
nehmen. Die Hauptichwierigfeit auf dem in ‘Frage 
ftehenden Gebiete beruht darauf, daß leider nody kein 
Verfahren entdedt ift, um verfälichten Honig und Kunſt— 
honig leiht und zuberläffig feftitellen zu können. Ich 
mödte Sie deöhalb bitten, dem Antrage der Kommilfion 
zuzuſtimmen und bie Petitionen dem Herrn Reichskanzler 
nur zur Erwägung zu überweilen. Würden Gie bie 
Betitionen zur Berudfihtigung überweifen, fo würden Sie 
meines Gradtend unter anderem aud) den darin ge: 
machten Vorſchlag zuftimmen, daß eine latente Färbung 
des Kunſthonigs eintreten fol, — eine Forderung, bie 
fiherlich vielen Mitgliedern biejes hohen Hauſes zu weit 


geht. 
Präfident: Ich darf mir erlauben, mitzutheilen, daß 
ber Herr Abgeordnete Semler feinen Antrag auf Nr. 314 
der Druckſachen dahin abgeändert hat: 
bie Betitionen — — dem Herrn Reichskanzler zur 
Berüdfihtigung nad der Richtung zu überweifen, 
daß ber Naturhonig gegenüber dem Kunfthonig 
nah Möglichkeit mit einem gefeglihen Schuß 
umgeben wird. 
Diefe Aenderung des Antrags bedarf ber Unterftügung 
von 30 Mitgliedern. Ich bitte diejenigen Herren, welde 
diefe Menderung unterftügen wollen, ſich von den Plätzen 


zu erheben. 
j Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Letocha. 

Letocha, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Bor: 
figende ber Betitionsfommiffion, der Herr Abgeorbnete 
MWattendorff, und aud der Herr Regierungstommiffarius 
haben fi gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Semler, die Petition dem Herrn Reichskanzler zur 
Berüdfihtigung zu überweifen, namentlich deshalb ge: 
wendet, weil in der Betition und beſonders in dem bei— 
——— Geſetzentwurfe auch Sachen, z. B. die Färbung des 
Kunſthonigs, gefordert werden, welche unausführbar find. 
Dies muß aud) ich ald richtig anerfennen. Es hat der Herr 
Stollege Wattendorff daher mit Recht erklärt, daß es un- 
möglich ſei, die ganze Petition dem Herrn Reichskanzler 
zur Berüdfihtigung zu überweifen, daß aber aud) er dafür 
halte, daß der Naturhonig ald folder gegenüber dem 
Kunfthonig beffer geihügt werden follte, al3 dies zur 
Zeit der Fall it. Nachdem nunmehr vom Herrn Sollegen 
Dr. Semler fein urfprünglider, zu weit gehender Antrag 
in dieſem Sinne geändert worden ift, nehme id an, 
daß Herr Wattendorff und das hohe Haus diefem Antrag 
nunmehr werben zuftimmen können, 

63 handelt fid) bier, wie Herr Dr. Semler ein- 
gehend ausgeführt hat, um die Bienenwirthſchaft als 
foldhe, weldye für den reinen Honig einen ähnlichen 
Schuß verlangt, wie er der Butter bereits gefeglich ge- 


währt worden ift. 
fommiffarius darauf hingewieſen ift, daß doch die Butter 
im Vergleih zum Honig ein viel wichtigerer Artikel fei, 
jo kann ich dem nicht ganz zuftimmen. Auch die Bienen: 
wirthihaft ift ein überaus wichtiger Zweig der Land— 
wirthichaft, mamentlih in den armen Gegenden. Gehen 
Sie in bie Liimeburger Haide, gehen Sie in die Eifel, 
fo finden Sie, daß gerade dort die Bienenwirthſchaft noch 
im großen Umfange als befonderer Erwerbözweig be— 
trieben wird und namentlich kleineren Grundbbefigern ben 
Unterhalt gewähren muß. Sodann wird, wie Sie ja 
Alle wiffen, die Bienenwirthihaft aud von Lehrern auf 
dem Lande getrieben, und zwar keineswegs bloß aus 
Liebhaberei, ſondern auc deshalb, um die Einkünfte zu 
vermehren. Seitbem indeffen ein im Ausfehen und aud) 
im Geihmad von Naturhonig ſchwer zu unterſcheidender 
Ktunfthonig in Maffen fabrizirt und auf den Markt zu 
billigen Preiſen gebradht wird, find die Honigpreiſe 
überaus gebrüdt. Ganz abgefehen davon, wird aber aud) 
den Konfumenten fchledted Zeug, beitehend aus Syrup, 
Glykoſe und Zuderjurrogaten als feinfter Blüthen- und 
Tafelhonig theuer verfauft. Es werben alfo aud die 
Konſumenten geläufht und betrogen. Solche Verkäufer 
können allerdings ſchon jebt - Grund des Nahrungs: 
mittelgefeges beftraft werden. a3 Nahrungsmittelgeſetz 
wird indeflen erfahrungsmäßig felten angewendet und 
giebt namentlih den Bienenwirthen feinen genügenben 
Schug; ein Spezialgefeg, welches den Verkauf eines 
Kunſtprodukts als Naturhonig bei Strafe verbietet, wird 
ſicherlich beſſer wirken. Dies Yin wir ja am Margarine- 
geieg. Es verlangen die Bienenwirthe ein ähnliches 
Sefeg für den Naturhonig. Das Verlangen ift berechtigt 
— auch den Konfumenten gegenüber. 

Nun wird ja eingewendet — und das ift im allge 
meinen richtig —, daß die Unterſuchung von Naturhoni 
und Kunſthonig jchwierig ift. Immerhin hat aber au 
ber Herr Regierungötommiffarius zugeben müſſen, daß 
ein ——— moöglich iſt und auch ſtattfindet. Denn 
er hat ja beſonders herborgehoben, daß das Nahrungs: 
mittelgefeg den Bienenwirthen Schuß gewähre und wirkſam 
zur Anwenbung komme, zumal jegt zur Prüfung ded auf 
den Markt gebraten Honig ald Sadverftändige auch 
erfahrene Bienenwirthe zugezogen würden, die begutachten 
und feitftellen können, ob Kunfthonig oder Naturhonig 
vorliegt. Ich meine, daß ſolche Beweisführungen eben- 
fo gut bei Webertretungen eines zum Schutze beö Natur: 
honigs zu erlaffenden bejonderen Geſetzes ftattfinden könne 
wie bei Lebertretungen des Nahrungsmittelgefeges. 

Mir ift bekannt, daß mamentlih in neuerer Zeit 
mehrfach Verurtheilungen ftattgefunden haben wegen Ver— 
fauf3 von Hunfthonig ftatt Naturhonig, auf Grund von 
Gutachten von Bienenwirihen, welche yon nad dem Ge: 
ihmad zuverläffige Gutachten abzugeben im Stande find. 
Namentlich ift auf diefem Gebiete der Bienenwirth Herr 
Bühler befannt, der von den biefigen Behörden zu ben 
Unterfuhungen des in Berlin feilgebotenen verdächtigen 
fogenannten Blüthen- und feinften Tafelhonigs wiederholt 
als Sadiverftändiger zugezogen worden ift und ftetö ein 
zuberläffiges Gutachten hat abgeben können. Es wirb 
übrigens auch von Chemikern behauptet, daß fih Kunſt⸗ 
und Naturhonig ſchon durch die verſchiedene Kryſtalliſa— 
tion beim Naturhonig und beim Kunſthonig von einander 
allenfall3 unterfcheiden Laffen. 

Ich refümire mich dahin, meine Herren, daß der bon 
den Bienenwirthen für den Naturhonig verlangte Schuß 
durchaus beredtigt ift, weil bie ——— chaft als 
wichtiger Nebenzweig der Landwirthſchaft, um fortbeſtehen 
zu können, des Schutzes für den Naturhonig gegenüber 
dem Kunſthonig dringend bedarf. Ich bitte Sie deshalb, 
meine Herren, ber Bienenwirthfchaft dieſen Schub da— 


Wenn von dem Herrn Regierungs- (0) 
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(A) durch zu gewähren, daß Sie dem abgeänderten Antrage 


beö Herrn Dr. Semler zuftimmen. 


(Bravo!) 

Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

Burm, Abgeorbneter: Meine Herren, "es ift ja ſehr 
fennzeichnend für den ganzen Stand unferer heutigen 
Produftiond- und Wirthihaftsverhältniffe, daß unabläfjig 
Petitionen und Wünſche in die Deffentlichkeit dringen, 
gegen die Verfälihung von Nahrungs: und Genußmitteln 
oder gegen die Griegung berjelben durch Surrogate 
Spezialgefege zu ſchaffen. Aber, meine Herren, fo wie 
bei vielen anderen Produkten verſagt dasjenige Mittel, 
das allein eine Sicherheit dafür bieten kann, dab ber Be: 
trug aus der Welt gefhafft wird, nämlich die Kontrole. 
Einerſeits iſt es nicht ftet3 möglich, die Betriebsſtätten, 
bie Erzeugungdftätten unter ftändige Stontrole zu ftellen; 
anbererfeits ift es ebenfo oft unmöglich, aus den PBroduften 
jelber zu erfennen, ob fie verändert, ob fie durch Surro— 
gate erjegt find oder niht. Ganz befonders trifft das 
bein Honig Em wo bie Chemie die Waffen ftreden muß, 
wo fie, wie bei fo vielen anderen Nahrungs: und Genuß: 
mitteln, weit eher in der Lage ift, dad Naturproduft zu 
verändern und durd irgendwelche Beimengungen zu ber: 
längern, als daß fie in der Lage ift, anzugeben, wie man 
das reine Naturproduft erkennen kann. Der Vertreter ber 
Regierung bat volllommen recht, daß e3 ein Schlag ins 
Maffer wäre, jegt ein Geſetz zu verlangen, das beftinmt, 
der reine Naturhonig fol allein als folder zuläffig fein, 
der andere müfle deflarirt werden, und der Verfauf der 
nicht deklarirten Waare fei zu betrafen. Der Fälſcher 
ift leider unfaßbar; er weiß das, er braucht ja nur irgend 
ein Buch, irgend eine Zeitung, die darüber berichtet, nach— 
zuleſen. — ſind ſolche Geſetze vollſtändig un— 
nöthig, ja geradezu ſchädlich; denn ſie erwecken im Publikum 
weit eher den Glauben, daß, wenn ein ſolches Geſetz 


(B) beſteht, das Publikum nun auch gegen ſolche Verfälſchungen 


geſchützt ſei, während im Gegentheil nad) wie vor das 
alte Metier der Fälihung weiter betrieben wird, und 
feitend der Nahrungsmittellontrole nichts dagegen gemadıt 
werben kann. 

Was nun die Verfälſchung des Honigs anbetrifft, jo 
haben wir dabei zweierlei Veränderungen zu unterfcheiden, 
die mit dem Honig vorgenommen werben, erftend die— 
jenige durch Zufag irgend einer Yuderart zum fertigen 
Hon 5 zweitens diejenige, bie durch die Fütterun 
der Bienen, durch Fütterung mit Zucker im Ueberflu 
geſchieht. Wenn den Bienen ſtatt des Blüthenſaftes Zucker 
im Uebermaß gegeben wird, ſo ſaugen ſie den Zucker auf 
und geben ihn ziemlich unverändert von ſich, ſodaß er 
faſt in derſelben Geſtaltung, wie er von ihnen auf— 
genommen wurde, wieder in ben Honig hineinkommt, 
wobei aber bie AZuderproduftion der Bienen außer: 
ordentlih verftärft wird. Was wollen Sie dagegen 
machen? Dagegen müßten Sie jeden Imker unter eine 
befondere SKonteole stellen, 3. B. Imker-Aufſichts— 
beamte annehmen, die nun jeden Bienenftod tagaus 
tagein bewadhen, daß nidt etwa eine Zuderfütterung 
ftattfindet, denn fonft können Sie nicht herausbelommen, 
ob ber Mann nicht eine Weberproduftion an Honig mit 
feinem Bienenvolf dadurch geidaffen hat, daß er ſie mit 
Zuder füttert. Ich weiß mich aus Fachzeitſchriften zu ers 
Innern, daß dieſe Zuderfütterung im Intereffe der Bienen- 
wirthichaft fogar empfohlen wurde, und man gejagt hat, 
ohne dieſe Zuderfütterung ſei eigentlich die ganze Imkerei 
gar nicht rentabel. 

Wenn wir aber den zweiten Punkt ind Nuge faffen, 
daß dem fertigen Honig Zuder in irgend welder Form 
zugelegt wird, fo verfagt dabei die Kontrole; es iſt 
nicht möglich, namentlih bei Berfchnittwaare, d. h. bei 
Naturhonig, der mit Zuder verjegt wurde, feitzuitellen, 


ob und wie viel Zuder zugefegt wurde. Die Zuderarten, 
die man zufegt, find biefelben, wie fie fih im Naturhonig 
finden, und die Chemie kann Ihnen nicht helfen. Die 
mechanifchen Beimengungen des Honigd, die Bollenkörner 
aus dem Blüthenftaub, laffen fi ebenfalls mechaniſch 
zufegen, und das Aroma läßt fih nicht quantitativ 
durch eine Analyſe feftftellen, daher auch nicht forbern, 
daß ber Naturhonig fo und fo viel Gramm oder Prozent 
Aroma enthalten müfle, Sondern dad Aroma läßt fih nur 
nad dem Geihmad feftitellen. Da finden wir aber je 
nah den Blüthen, die die Bienen beſucht haben, jehr 
große Verfchiedenheiten zwiſchen den verfchtebenen Arten 
von Honig, und andererſeits wird bis zu einer gewiflen 
Grenze, die gerade den Gefhmad befriedigt, dad Aroma 
dadurch hervorgerufen, daß man Naturhonig dem Stunft: 
probuft zufegt. Alſo aud bier verjagt jegliche Kontrole, 
und deswegen, meine ich, ift es überflüffig, wenn wir be— 
fondere Gejeße machen, mit denen wir den Glauben er: 
weden, ald ob damit geholfen werben könnte. Nichts ift 
ihlimmer für eine Gefeßgebung, als wenn fie folde 
Scheingefege madıt, die nad außen als etwas ausſehen, 
wo man gewiflen Intereffentenkreifen, bie man vielleicht im 
MWahltreife als ſehr prominente und wahlbeeinfluffende 
Männer in feiner Umgebung hat, einen Gefallen — will 
und nun ein Geſetzlein macht, mit dem man ſich eigentlich 
ſelber zum Narren hält und die anderen dazu. Wenn 
Ihnen von ſachberſtändiger Seite — und durch das Reichs— 
Geſundheitsamt hat die Regierung das ja auch erklären 
laſſen — gefagt wird, daß die Kontrole unmöglich iſt, fo 
fol man auch feine Gefege machen, mit denen man fo 
thut, als ob man etwas thäte. Das ift das verwerflichfte, 
was man thun fann. Bisher haben diejenigen, bie fo 
eifrig für den Naturhonig eintreten, noch nicht darauf hin— 
ewiefen, daß der Zufag geſundheitsſchädlich fei; ſonſt ges 
hört ba3 ja zu ben Mitteln, mit denen man gar zu gern 


gegen bie Veränderung eined Naturprobuft3 eintritt, daß (m) 


man behauptet, der Zuſatz fei geſundheitsſchädlich. Gegen 
ben Zuſatz ber Zuderarten, die dem Honig zugejekt 
werben, hat man biöher diefe Behauptung noch nicht auf: 
geitellt, fondern gefagt: das Publikum wird dadurch be— 
trogen, — und da gebe id Ihnen redt: das 
Publitum wird betrogen, wenn e3 natürlichen Honig be= 
gebr! und ei | — benn um den handelt es 
ji hier — befommt. Es ift jehr zu bedauern, daß wir 
das nicht ändern können. Ich bin ja mit meinen freunden 
aud der Meinung, daß bie Regierung erwägen möge, ob 
fi nicht Mittel und Wege finden laſſen. ber bei dem 
Stande der Wiſſenſchaft ift es — und ich glaube fogar 
auf lange, lange Zeit hinaus — unmöglich, einen Weg 
zu finden, um das zu änbern. 

Aber, meine Herren, der Verſchnitthonig hat ja doch 
aud noch andere Eigenſchaften als bie, daß er mur dazu 
dient, um das Naturproduft, den reinen beutjchen Bienen 
honig, der von den beften Blüthen gewonnen wird, zu 
verfälfhen. Bei allen Surrogaten iſt aud zu berück— 
fihtigen die Bedürfnißfrage. Es würde fein Surrogat 
geben, wenn nicht das Bebürfniß vorhanden wäre, ein 

illigeres Produft an Stelle des theureren Naturpro: 
dukts zu haben. Wir würden feine BZichorien bauen, 
wenn ber Saffee billiger wäre. Man würde dem Wein 
nicht Zuder und Wafler beimifhen, wenn bie Natur es 
und erlaubte, in Deutihland reinen Wein zu probuziren. 
Würde die Butter nicht fo theuer fein, fein Menſch hätte 
daran gedacht, die Margarine zu gebraudhen. Das er: 
giebt ſich aud daraus, daß ftetd, wenn bie Butter billig 
ft, der Margarinelonfum fintt. Genau fo ift es mit dem 

eg Der Honig aus Blüthen ift ein theures Probuft. 

ie Imkerei ift ein mühſeliges Geihäft, das felbft bei 
ben Preifen, die der beite Honig heute hat, nur felten 
rentabel ift und nur einen Heinen Ueberſchuß abwirft. Ich 


— 


©) 


(B) jhmadöftoffe für unfere Zunge befiht. 
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(A) weiß, daß die Leute, bie die Imkerei betreiben, durchaus nicht 


Seide dabei fpinnen, und ich würde ihnen gönnen, daß 
fie recht viel verbienen; denn es ift eim recht gutes 
Gewerbe, was fie betreiben, auch für die Landwirthſchaft; 
es iſt vollfommen richtig, was in der Petition gelagt 
ift, daß durd das Züchten von Bienen die Befruchtung 
der Pflanzen befördert wird. Das ift alles ſehr wahr, 
aber wir müffen fragen: was fagt das Publikum dazu, 
das nun auch einen Zucker genießen möchte, der honig: 
artig ſchmeckt, und nicht in der Lage iſt, den Preis zu 
zahlen, den jelbit bei der heutigen Konkurrenz des Ver: 
ichnitthonigd der gute, der Blüthenhonig foftet. Der 
Schleuderhonig foftet im Großhandel 75 Pfennig bis 
1 Mark, der Sceibenhonig koſtet 90 Pfennig bis 
1,10 Mark, der Led: und Seimhonig foftet 50 bis 
80 Mark pro Zentner, dagegen hat der Kunſthonig einen 
Preid von 28 bis 40 Pfennig per Pfund im Engros— 
handel, und das Publitum zahlt dafür 40 bis 50 Pfennig 
im Detail. Sa, wenn unfer Bolt in der Lage wäre, fid) 
den theuren Honig zu kaufen, fo würde bie Schwierig: 
feit längſt behoben fein. Ih gebe zu, dab der Ge: 
ihmad bei auögebilbeter Zunge in der Lage ilt, 
nit immer, aber doch oft, einen Berjchnitthonig 
von echtem Honig zu umterjcheiden. Die großen 
Maſſen aber, die nit in der glüdlihen Lage find, über 
ein großes Einkommen zu verfügen, haben den Wunſch, 
billige Surrogate zu kaufen, die hergeftellt werben nicht 
allein dadurd), daß man Blüthenhonig mit Zuder beiter 
Qualität verfegt, fondern dadurd, daß man den Haide— 
honig, der an und für fi nicht jo angenehm jchmedt, 
der fogar mander Zunge zuwider ift, mit Buder ver— 
jchneidet und dadurch erſt ein ſchmackhafts Produft her- 
vorbringt. Den Haidehonig fammeln diejenigen Bienen, 
die auf die Haide hinausgehen, wobei fie auch mande 
Blüthe beiuchen, deren Nektar gewifle unangenehme Ge— 
Diefer Haibe- 
honig und der amerifanifhe Honig, gegen den Sie ſchon 
unfere deutſche Produltion durch einen hohen Zoll geſchützt 
haben, wird hauptfählid verwendet, um dieſen Kunſt— 
Donig zu fabriziren, und dba muß ich doch ber Gegen: 
petition recht geben, die darauf hinweilt, daß eigent- 
ih die beutfhe Imkerei einen Wortheil davon 
hat, dab dieſer Kunſthonig eriftirt. Diele Kunſthonig— 
fabrifen benußen ja zu ihrem Verſchnitt deutichen Honig. 
Hier liegt eine Petition vor, aus ber hervorgeht, dak 
diefe Fabril ganz bedeutende Mengen braucht. Im Jahre 
1898 hat dieje Fabrik, die an der Lüneburger Haibe liegt, 
8000 Zentner deutſchen Hatbehonigd verbraucht und 
18000 Zentner Zuder. Sie hat alfo einen ganz bes 
deutenden Einkauf auf dem deutſchen Honigmarkt gemacht 
und damit für ben Abſatz eined Produktes gejorgt, das 
wie der Haidehonig fonft jehr ſchwer zu verkaufen wäre. 

Was wir verlangen fönnen, und was auch meine Freunde 
in der Kommiſſion verlangt haben, ift, daß dieſes Kunſt— 
produft alö ſolches verlauft wird und nit als Natur— 
honig. Das ift ein Betrug, der nad) dem —— 
Nahrungsmittelgeſetz beſtraft wird, ſoweit dies bei dem 
jetzigen Stande der Wirthſchaftsordnung und Technik 
möglich iſt, bei der jetzigen Wirthſchaftsordnung, wonach 
jeder ſo lange darauf los Profite zu machen ſucht, bis er 
erwiſcht wird. Dad Geſetz allein hindert ihn nicht 
daran, er muß auch noch erwiſcht werden, und wie weit 
dies möglich iſt, beſtimmt der Stand ber Unterſuchungs— 
tehnif. Deshalb halte ih e3 wohl für zweckmäßig, die 
Betition der Negierung zur Erwägung zu übermweilen, ob 
fi nit Mittel und Wege finden lafjen, um das Natur: 
produft zu fchügen und vielleicht beſondere Beitimmungen 
über die Honigfontrole einzuführen. Aber wir wollen 
nicht der Negierung eins direfte Marſchroute vorſchreiben 
auf einem Wege, der biö jegt noch nicht gangbar tft. Ich 


halte überhaupt die Gefeßgeberei auf diefem Gebiete für (C) 


denfchledteften Weg. Weit eher Hilft da eine Organifation 
ber Broduzenten, wie fie es mit gutem Recht und mit 
glücklichem Erfolg ſchon auf dem Gebiete der Molkerei 
gemacht haben, wo fie Molkereigenoffenihaften bildeten, 
die ihre Produktion unter Kontrole ftellen und mit bes 
ftimmten Marken veriehen auf den Markt bringen. Den: 
jelben Weg fann ich nur den Imkern rathen. Sie müſſen 
fid) zu Verkaufsgenoſſenſchaften organifiren, müſſen 
ihre Waren mit beftimmten Marten verjehen, Marken für 
die Gefäße, und gleichzeitig eine genaue Sontrole über 
die Produzenten führen, fo 3. B. betreffd3 der Füttern 
mit Zuder, damit diefe eingefchränft wird. Das tft — 
dieſem Wege viel eher möglich, als wenn man mit der 
Kontrole Aufſichtsbeamte des Staates betraut, die einmal 
plöglich zum Imker hinfommen und fchließlich fich in der 
Perſon des Gendarmen repräfentiren, der alles bei ums 
madhen muß. Er muß Bazillen fangen, Bier Eontroliren, 
Wein fontroliren, Margarine fontroliven — jegt ſoll er auch 
nod am Honig leden; das Letzte wird ihm ja am beiten 
behagen, aber entdeden wird er babei nichts. 
(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Schrempf. 

Schrempf, Abgeordneter: Der Herr Regierungs— 
bertreter theilte foeben mit, es ſei außerordentlich ſchwer, 
Mittel und Wege zu finden, um die unleugbaren Miß— 
ftände auf dem Gebiet des Honigverfaufd zu 
faffen. In gewiffem Sinne tft bas zuaugeben. Wir 
wilfen ganz gut, daß die Chemie in der Kunſt, zu ana= 
Infiren, nicht fo weit tft, daR fie abfolut fiher erflären 
fönnte: dies tft Kunſthöonig, dad Naturhonig. So 
wenig die Chemie bis jegt NahrungSmittelftoffe zufammen- 
fegen kann, fo wenig kann fie fie bireft zuverläffig ana= 
* daß nicht ein Surrogat untergeſchoben werden 
önnte. 

Dieſe leidige Thatſache kann und aber nicht veran— 
laſſen, zu fagen: weil die Chemie allein den juriſtiſchen 
Beweis der Fälſchung nicht liefern fan, deshalb follen 
wir den Fälichern mit verfdränften Armen zuſehen. 
Nein! Das muß uns im Gegentheil darauf hinweiſen, 
noh andere Wege und Mittel zu ſuchen meben ber 
chemiſchen Unterſuchung. 

Man jagt: ber Deklarationszwang für Kunſthonig 
ift nicht durchzuführen, die Vorſchrift wird einfach nicht 
beachtet. Bei vielen Fälihungen, die hier im Frage 
fommen, kann die fontrolirende Berfon und felbft ber 
Richter nah dem alten Wort urtheilen: man fieht’8 
ja! Man braucht das Hunftproduft bloß genau anzufehen, 
daran zu riechen, davon zu jchmeden, fo läßt fi mit 
größter Sicherheit erklären: bier liegt eine freche 
Fälſchung vor, hier handelt es ſich keineswegs um Honig, 
fondern um irgendeinen Miſchmaſch, und wenn biefer 
ald Honig verfauft wird, fo ift das ein ganz koloſſaler 
Betrug, der ftrafredhtlih gefaßt werben ſoll und muß. 
Schon mit diefer einfahiten Art von Auffiht wären 
unfere fleißigen Imker zufrieden; aber bis zum heutigen 
a ift vielfach nicht einmal dieſe einfachſte Kontrole in 

aft i 


Ich weiß wohl: zur Zeit ift es Sache der Landes— 
regierungen, die Perſonen für die Nahrungsmittel: 
fontrole anzuftellen; das Reid kann nad) der jeßigen 
Ordnung direkt micht eingreifen. Was aber bie Petenten 
mit Net erwarten, und was wir mit der heutigen Bes 
fprehung erreihen wollen, ift, daß wenigftend das 
Reichsgeſundheitsamt immer wieder eine Anregung 
giebt, damit die Landesregierungen der Nahrungsmittel: 
fontrole ihre volle Aufmerkjamfeit widmen und auch der 
deutſchen Imkerei den Schu angedeihen lafjen, ben 
fie erwarten fann und muß. 
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63 war die Rebe davon, viele Bienenzüchter ver: 
übten felbit eine Art Fälſchung durh die Zucker— 
fütterung. Nah meiner Anficht ift das ſchließlich noch 
die harmlofeite Art der Honigvermehrung, nicht die Art, 
über welche fih bie Imker als Stand mit folder Leb— 
baftigfeit befhweren. Die Yuderfütterung hat immerhin 
den Werth, daß dad Produkt jchließlih den Namen 
„Honig* verdient, weil es burd den Leib der Biene 
gegangen tft. Aber etwas ganz anderes ift ed, wenn wir 
ftatt ded Honigd Syrup und ähnlihe Stoffe vor und 
haben, fogenannten „Badhonig“, und wie bie Honig- 
furrogate alle heißen, von denen man fiher weiß, daß fie 
weber mit der Biene noh mit dem Bienenitod 
irgendwelde Berührung gehabt haben! Diele 
groben Fälſchungen follten auf Grund des Nahrungs- 
mittelgejeges in erfter Linie getroffen werden. 

Der Herr Abgeordnete Wurm bat wiederum das 
Bebürfnik gefühlt — mie es ja bei feiner Partei üblich 
ift —, einerfeit3 gewiffe Einräumungen zu Gunften ber 
reellen Waare zu machen, hernach aber praftiih und 
fattifch wieder zurüdzuziehen, was er bereitö eingeräumt 
hatte. Zu Anfang — Rede ſagte er, der Reichstag 
ſolle die vorliegende Petition an den Herrn Reichskanzler 
zur „Erwägung“ übergeben und die Regierung zum 
Schutz der Imkerei auffordern. Er redete ſogar dem 
Deklarationszwang das Wort, und zwar in aller Form 
— ſchließlich zog er aber alles wieder zurüd, und zwar 
mit folgenden Wigen, wie: „Wir wollen feine „Gejeglein“ 
machen, mit denen wir felbit zum Narren gehalten werben 
und andere Leute zum Narren halten.“ Ia, mit ber- 
artigen Sprüchen ift auf dem vorliegenden Gebiet wirklich 
nichts gethan. 

Wir haben ſchon manches Schutzgeſetz gemacht, welches 
höchſt ſegensreich wirkt, wenn es auch nicht alle Mißſtände 
beſeitigte, welche wir gern beſeitigen wollten. Wir 


(B) werben überhaupt fein Geſetz machen können, welches alle 


Ausschreitungen und Mebertretungen verhindert, das ift 
auf dem Gebiet der Kriminalrechtspflege nicht möglich, 
und es tft auch auf dem Gebiet der Nahrungsmittel: 
fontrole nicht möglich. Aber diefe Thatſache joll uns 
nicht abhalten, geieslihe Beitimmungen zum Schuß 
der reellen Waare und der ehrlichen Arbeit zu verlangen; 
und wenn diefe Beftimmungen auch nicht alles erreichen, 
fo erreichen fie wenigftend etwas und viel mehr, als man 


glaubt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Nbgeorbnete Wurm hat behauptet, bie 
Surrogate beweilen ſchon durch ihr Entſtehen und 
Beitcehen, dab ein Bedürfniß für fie vorhanden ſei. 
Diefe Behauptung muß id abjolut beftreiten. Ebenſo 
unrichtig ift feine Daritellung, als ob immer die ärmiten 
Kreiſe es wären, welche ſich ber Surrogate bedienen. 
Es ift durdaus unmwahr, daß der „arme Mann“ ſchlechte 
ameritanifche Fleiſch- und Fettwaaren verlangt, ftatt der 
Butter Margarine benugt, Syrup für Honig fauft, über: 
haupt die ſchlechteſten Surrogate auf allen Gebieten ber 
Nahrungsmittelverfälihung herausſucht. Jeder Geſchäfts— 
mann wird Ihnen mittheilen, daß in Beziehung auf gute 
Qualität der Nahrungsmittel der „arme Mann“ die— 
jelben Anfprühe macht, wie die wohlhabenden Kreiſe. 
Wir finden im Gegentheil, dab auf die Tafel des Reihen 
Surrogate kommen, die der arme Mann von feinem Tiſche 


fernhält. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn wir auf der redten Seite dieſes hohen Hauſes 
erflären wollten, wir treten für den Schuß ber Surrogate 
ein, wir halten fie für nothwendig ald Nahrungsmittel 
fiir die Arbeiterfreiie, dann wollte ich die fittlide Ent: 
rüftung fehen, mit der Sie (zu den Sozialdemokraten) 
gegen und auftreten würben! „Die Herren auf der rechten 





Freitag ben 3. Mai 1901. 2537 


— — — 





Seite“ — ſo würde es heißen 
Arbeiter ſtatt reeller Nahrungsmittel Surrogate „freſſen“ 
ſoll“ — dieſen Ausdruck würden Sie in Arbeiterverſamm— 
lungen benützen. 

(Sehr richtig! rechts. Lebhafte Zurufe links.) 

Wen ſchließlich von den Vertretern der äußerſten 
Linken das Loblied der Organijation gefungen wurde, 
jo glaubte ich meinen Ohren nicht trauen zu bürfen. 
Sobald auf irgend einem Gebiete der Landwirthſchaft 
eine Organifation zu begründen verſucht wird, find es 
ftet3 Die Herren auf der äußerften Linfen, welde gegen 
diefe Organifation offen mobil mahen. Wenn 3. B. 
die Milhproduzenten einmal der Milhfälihung ent: 
gegentreten und jagen: wir müffen für unfer echtes Natur: 
produft einen höheren Preis haben als für eine zur 
Hälfte oder brei Viertel gewäſſerte Milch, — fo find es 
fofort die Herren auf der äußerften Linken, welche biefer 
Drganifation entgegentreten. 
(Sehr richtig! rechts. Widerſpruch bei 

bemofraten.) 
— Das ift gar feine Frage, das ilt eine Thatfahe: wo 
ber reelle Broduzent ed unternimmt, für fein reelles 
Produkt einen Schuß zu erreichen, find es immer die 
Herren Soztaldemokraten, die dieſem Schuß entgegen: 
treten. Ich kann nicht veritehen, wie ſich jene Herren 
dent berechtigten Verlangen entgegenfegen können, daß 
auch der ärmite Manı für fein gutes Geld eine reelle 
Waare befommt und nicht geſchmiertes Zeug. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Wir wollen nur die Manſcherei und Pantſcherei auf dem 
Gebiet der Nahrungsmittel treffen, ſoweit das möglich iſt; 
wenn wir auch nicht alles erreichen, fo wollen wir 
wenigſtens das Mögliche erreichen! 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 

— Id freue mid, daß Herr Kollege Ledebour derfelben 


ben Sozial: 


Meinung fein will wie wir, und werde mich noch mehr (D) 


freuen, wenn er dieſe feine Meinung praktiſch bethätigt. 
Bis jet mußte und die Thatfahe ftugig machen: fo: 
bald irgend ein Surrogat in frage kommt, treten Sie 
(zu den Sozialdemokraten) mit ſchüßender Hand davor 
und fagen: 

Dies Kind, fein Engel tft jo rein, 

Laßt's Eurer Huld empfohlen fein! 
In ber Braris treten Sie immer gegen den Schub ber 
ehrlihen Arbeit auf, wenn Sie auch theoretifd) anderer 
Meinung find. 

Meine Herren, id glaube, der Reichstag hat alle 
Veranlaffung, die Stimmen, welche aus den Petitionen zu 
und bringen, zu hören und zum Zeichen, daß er dieſe 
Stimmen hört, die vorliegenden Betitionen dem Herrn 
Reichskanzler zur Berüdfihtigung zu empfehlen. Es 
wird damit freilich nicht erreicht, daß jchon in einem Monat 
oder einem Wierteljahr ein „Honiggeſetz“ dem Haufe vor: 
gelegt wird; wir find von den verbündeten Regierungen 
nicht gewöhnt, daß fie auf die Winfche des Hanfes fo 
raſch eingehen. Was wir borerft erreihen wollen, ift 
einfah das, dab wir die verbündeten Regierungen, 
bezw. dad Reichsgeſundheitsamt veranlaflen, den Honigs 
fälfhungen alle Aufmerkiamkeit zu jchenten und mit aller 
Entichiedenheit bei den Landesregierungen anzuregen, dab 
diefen Fälſchungen energiih entgegengetreten wird. In 
diefem Sinne werden wir, wie gejagt, für bie 
Petitionen, und zwar für deren Berüdfihtigung ftimmen. 

(Bravo! redts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Kommilfar 
—— Bundesraths, Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrath 

umm. 

Bumm, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, aus den 
Ausführungen mehrerer der Herren Vorredner und aus 


— „wollen, daß ber (©) 
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(A) der von dem Herrn Abgeorbneten Dr. Semler bor- 


genommenen Aenderung feines Antrages könnte man zu 
der Meinung fommen, ald ob bie verbünbeten Regierungen 
ber Auffaflung find, man müffe die Honigverfälidhungen, 
weil fie nun doch einmal fehr felten feftftellbar find, un— 
behindert zulaffen, es fei hiergegen Abhilfe nicht möglich. 
Ich möchte nicht dieſe irrthümliche Auffaffung auffonmen 
laffen. Ich habe ausdrüdlich gefagt, daß das beftehende 
Nahrungsmittelgefeg, fobald im Cinzelfalle nachgewieſen 
it, daß Kunfthonig als Naturhonig verkauft worden ift, 
völlig ausreicht, um den Verkäufer zu beftrafen; ich habe 
aber dann noch ausgeführt, daß die verbündeten Regie— 
rungen allerdings ber Meinung find, daß bie vom ben 
Petenten weiter vorgeichlagene Maßnahme bed Deklarationd« 
zwangs nicht viel helfen wird, und zwar um beömwegen, 
weil die Zuwiderhandlung gegen bie Deflarationspflicht 
ſich ſchwer nachweiſen laffen wird. Im übrigen darf noch 
bemerlt werben, daß ſchon durch das Nahrungsmittelgeſetz 
ein mittelbarer Deklarationszwang eingeführt iſt, inſofern 
derjenige, ber Kunſthonig unter Bezeichnungen verkauft, 
die dieſes Erzeugniß ald ein Naturproduft oder alö un— 
verfälihte Waare ericheinen laſſen, fhon nad dem 
Nahrungdmittelgefeb ſich des Verlaufs eines verfälichten 
Erzeugniſſes ſchuldig macht. 

Ich habe auch den zweiten Vorſchlag beanſtandet, 
weil die Möglichkeit einer latenten Färbung des Honigs 
noch nicht erwieſen iſt. 

Schließlich iſt aus dem hohen Hauſe noch der 
Wunſch ausgeſprochen worden, das Geſundheitsamt möge 
ſich der Sache annehmen. Ich kann in dieſer —*— 
mittheilen, daß das Kaiſerliche Geſundheitsamt im ab— 
gelaufenen Jahre eine Denkſchrift über den Honig und 
die Honigverfälſchungen ausgearbeitet hat, daß dieſe 
Denkſchrift dem Rundſchreiben, welches der Herr Reichs— 
kanzler am 16. Juli v. J. an ſämmtliche Bundes— 


(8) regierungen gerichtet hat, beigefügt worden iſt, und daß 


in dem NRundfchreiben bas uchen ausgeſprochen ift, 
dieſe Denkſchrift den Nahrungsmittelkontrolbehörden zu 
überweiſen als Hilfsmittel, um vorkommende Honig— 
verfälſchungen ſo weit als möglich ausfindig zu machen 
und die Honigverfälfcher zur Verantwortung zu ziehen. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnnete Wurm. 

Burm, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Ab: 
geordnete Schrempf hat den Verſuch gemacht, meine Worte 
dahin zu deuten, al3 ob ich die Surrogate für nothwendig 
im Intereſſe ber armen Leute erklärt hätte, nicht aber fo, 
als ob die armen Leute aus Noth die Surrogate kauften, 
fondern al3 ob die Surrogate für die armen Leute gerade 
gut genug wären. Nein, das letztere habe id} nicht ge- 
lagt, fondern ih habe darauf hingewiefen, daß es bie 
Einkommensverhältniſſe find, welde die Bevölkerung 
dazu zwingen, fo ungern fie es thun, ftatt gewiffer Natur: 
produkte fih Surrogate anzuſchaffen. Wenn bie Brobuftion 
von Surrogaten an und für ſich ein ſolches Verbrechen 
ift, dann bitte ich Herrn Schrempf nur, in den Bauer: 
und Gutöbefigerfreifen, welche heute Zichorie bauen, die 
ftatt des Kaffees — wird, dagegen zu agitiren. 
Oder iſt die Zichorle fein Surrogat für den Kaffee? Die 
Leute kaufen Zichorie, weil fie fein Geld zum Kaffee 
haben. Die hygieniſchen Gründe, die für den Zichorienver: 
brauch mitfprechen, ſpielen bei der großen Maffe feine Rolle. 
Ein Surrogat an und für fih ift aljo fein Verbrechen. 
Ja, wenn es an Stelle des Driginalproduft3 zu höherem 
Preife unter der Borjpiegelung verkauft wird, dab es 
benfelben Werth habe wie das Driginalproduft, dann 
haben Sie und ſtets auf der Seite derer gefunden, bie 
verfuchten, mit Hilfe der Geſetzgebung folde Be: 
trügereten zu hindern. Es ift völlig unrichtig, um fein 
ſchärferes Wort zu gebrauhen, wenn der Herr Ab: 





geordnete Schrempf gelagt hat, meine Fraktion 
immer ba3 Beftreben, dort, wo Sie für ein reelled Produkt 
ben Schuß gegen Füllungen haben wollen, gegen biefes 
reelle Produkt aufzutreten. Das tft unwahr 

fehr richtig! links), 
objefiiv unwahr. Die Herren werben fi wohl erinnern, 
— menn nicht, bitte ich nachzuleſen —, wie wir uns 
beim Margarinegeſetz und beim Biergeſetz verhalten haben. 
Ueberall, wo ein reelles Produkt gegen unlautere Kon— 
kurrenz geſchützt werden ſoll, find wir Dabei; aber wir 
maden feine Geſetze mit, die nur jo auöfehen, als ob fie 
etwad find! Solchen Spiegelfechtereien find wir 
freilich ſtets feindfelig entgegengetreten. Es eriftirt 
allerdings in manden Wahlfreifen ein großes Bedürfniß, 
daß man nad Haufe fommt und feinen Leuten dann er: 
zählt, man habe ein Geſetz gemacht, dad nun bie In— 
tereffen dieſes beftimmten Produktionszweiges gegen allen 
Betrug ſchützt. Dad mag in manden Wahlverfamm- 
lungen recht wirkſam fein, befonbers wenn man ein Bublilum 
hat, daß nicht recht im Stande ift, die Tragweite 
dieſes Veriprehend zu beurtheilen. Aber vor der nüch— 
ternen Kritik hält doch dad nidt Stand. Wir können 
doch hier nicht Geſetze machen, von denen und nachher die 
Wiſſenſchaft jagt, die da berufen ift, fie zur Durdführung 
iu bringen: was fol ich denn mit dem Geſetz anfangen, 
ch kann es nicht zur Geltung bringen! Der einzige Weg 
ift eben die Organifation der Produzenten, foweit 
überhaupt ein folder Weg innerhalb der heutigen wirth- 
Ihaftlihen Verhältniſſe gangbar ift, und es ift unrichtig, 
wenn Herr Schrempf fagt, daß wir es find, bie gegen 
eine foldhe Organifation der Produzenten eintreten. Ganz 
das Gegentheil ift ber Yall. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wenn er und hier den Mildhring anführt — warum er 
nit auch vom AZuderring jpridht, wundert mid; denn 
beide gehören zur felben Kategorie —: ber | tft (D) 
nicht in erfter Linie 5 gemacht, um gegen die Ver— 
fälſchung einen Schutz zu bieten, ſondern um exorbitante 
Preiſe herbeizuführen. 

(Sehr richtig! links. Widerſpruch rechts.) 

Ganz das Gegentheil von dem, was der Milchring, wenn 
er hygieniſche Rüdfihten nehmen wollte, thun müßte, hat 
er gethan! Oder war e3 nicht etwa der Mildring, ber 
veranlaßt hat, daß man im Königreih Sachſen gegen ben 
Widerfpruh der Dresdner Stadtverwaltung die Grenze 
für den Fettgehalt der Mil herabgeſetzt hat? 

(Sehr gut! links.) 
Meshalb haben denn bie Herren vom Milchring gewollt, 
baß bie Grenze für den Fettgehalt ber Milch herabgeſetzt 
wird? Damit fie wäfleriges Futter bem Vieh geben 
und dadurch mehr, aber mwäflerige Mil auf den Markt 


bringen können. 
(Sehr richtig! Links.) 

Der Dredbner Stadtrath fteht gewiß nicht in bem Geruch, 
daß er die Anfchauungen meiner Partei oder des Fort: 
ſchritts vertritt, er gehört leider in feiner Majorität mehr 
zu Ihnen als zur linken Seite, und doch hal er dagegen 
proteftirt, daß man ben Fettgehalt von 3,0 auf 2,8 Prozent 
herabgejegt hat, und als er nicht wollte, hat man ihm 
gefagt: wenn du e3 nicht thuft, wird es die Königlich 
fähfiihe Regierung maden, — die Sie leider in der Tafche 
haben. Dieje Herabfekung des Fettgehalt der Milch ift 
fennzeichnend fir die Art, wie der Milchring das Publikum 
ihügen will. Bleiben Sie damit zu Haufe, hätten Sie 
lieber geſchwiegen, es wäre Ihnen und dem Milchring 


wohler! 
(Sehr richtig! inf.) 
Die Mittel, die in der Petition vorgefchlagen find, um 
bie Berfälfhung des Honigs zu bekämpfen, find nicht 
zureihend. Die latente Färbung, wie fie vorgefchlagen 


hätte (C) 
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(A) ift, ift gerabezu ein kindlicher Vorſchlag. Da hat man 


gelefen, daß im Margarinegeieg die latente Färbung als 
gangbar erwieſen ift, und will nun das rein mehaniich 
auf den Honig übertragen. Das zeigt eben, daß die 
Leute, die das vorjchlagen, feinen Begriff davon haben, 
was bie latente Färbung fann, und was fie nicht fann. 
Bei der Margarine ift die latente Färbung möglich, weil bie 
Dargarinefabriten ald abgeſchloſſene Betriebe unter ber 
fortwährenden Kontrole von Aufſichtsbeamten ftehen, und nur 
weil der Auffihtsbeamte unabläjffig fontrolirt, ob aud jeder 
Miihung das Mittel zugefegt wird, deflen latente Färbung 
fchließlih zur Ertennung der Margarine führen kann, 
deöwegen ift die latente Färbung braudbar. Dort aber, 
wie bei dem Honig, wo an mehr ald 40 000 Stellen des 
Deutfhen Reichs vereinzelte Produzenten, bie Imler, 
eriftiren, wie foll da fontrolirt werden? Sie können 
fagen, ja die Fabriken, die den Kunfthonig maden, 
könnten - durch bie latente Färbung unter Aufficht 
geftellt und in Kontrole genommen werben. Gewiß! Da- 
mit würden Sie aber nur erreichen, daß biefer Verſchnitt 
nit in der Fabrik, fondern außerhalb berjelben in den 
Verkaufsſtellen vorgenommen wird, wo biefe Stontrole 
nicht vorhanden if. Es iſt nicht wahr, daß im ben 
Fabriken, die Kunfthonig fabriziren und als Kunfthonig- 
fabrik fih eintragen laffen, die Fälſchungen gemadt 
werben; nein, biefe Leute verkaufen ihre Waare ganz 
reell als Kunſtprodult. Der Betrug gebt bei den Händlern 
vor fi; die Händler, die den Kunſthonig e_ haben, 
bringen ihn als Honig auf den Markt. Dan kann aljo 
nur "o weit gehen, wie das heutige Nahrungsmittelgejeg 
geht. Ich habe erft neulich Gelegenheit gehabt zu er: 
Hären: wir wünſchen ſchon lange, daß unfere Nahrungs: 
mittelunterfuhung auf einer ganz neuen Grundlage kon— 
ftrwirt wird, und genügende Mittel fowie die genügende 
Zahl der Beamten zur Verfügung geftellt werden. So 


(B) wie heute unjer Nahrungsmittelgejeg gehandhabt wird, 


reicht es freilich nicht zu! 

Wenn Herr Schrempf meint, die Fütterung der Bienen 
mit Zuder fei eine ganz harmloje Gedichte, dad ſei 
fein ‚Verſchnitt“, das fei fein Betrug — ja, wen will 
er denn das mweißmahen? Er fagt: wenn der Zuder 
buch den Bienenmund gegangen ift, kommt fein Zuder 
— Das iſt nicht richtig; wenn die Bienen mit 

uder überfüttert werben, scheidet ſich der Zucker 
ziemlih unverändert wieder aus und findet fid) als der 
Zuder wieder, wie er zugejegt worden tft. 
(Sehr richtig!) 

Es ift aljo nicht wahr, daß man die Sache als fo harm— 
108 anfehen kann; es ift das gemau diefelbe Geſchichte 
wie mit dem Waffer und der Mild. Es giebt zwei 
Wege, die Milch zu fälihen. Der eine Weg wird heute 
ſchon ftrenge beitraft, nämlich der beim Händler, ber den 
Milheimer unter die Pumpe bringt und Waſſer zu: 
fegt. Der andere Weg ift der mitunter bei ſehr hoch— 
eborenen Agrariern gebräuchliche, daß man ber Kuh 
if wäſſriges Futter giebt, daß ſchon aus dem 
Enter ganz wäſſrige Milh herausfommt. Das ift 
nicht durch Wafferzujag verfälihte Mild, und doch ift 
ed eine genau jo unterwerthige Milch wie die mit Wafler 
verſchnittene! 

Alſo wenn Sie fegen wollen, fegen Sie vor der 
eigenen Thür ber Agrarier gründlich herum, und wenn 
Sie vor dem Kuhſtall fegen, jo finden Sie jo viel Milt 
aufgehäuft, daß Sie recht lange daran zu fegen haben! 

(Heiterkeit.) 
Ich glaube, diefe Lektion wird genügen; fonft bin ich zu 
weiterem bereit! 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Bebebour. 
Reichstag. 10, Legisl-P. IL. Seffion. 1900/1901. 


Ledebour, Abgeordneter: Der Herr 
Schrempf führte aus, daß er und feine Parteifreunde un: 
bedingt gegen jede Fälſchung auftreten, jede Fälfchun 
verhindern wollen. Ich habe ihm darauf zugerufen, bab 
auch wir unbedingt Gegner der Fälſchung find. Er er: 
widert darauf, es fet ihm erfreulich, das zu hören. Das 
fonnte indeß unmöglid etwas Neues für ihn fein, da 
wir in ber eigen nen bei der Berathung dieſer 
Petition genau den nämlihen Standpurft eingenommen 
haben. eine Freunde, die in der Kommilfion das 
Wort nahmen, haben in ſehr ausführlicher Weile ſich 
dafür auögeiprohen, daß die Fällhung des Honigs be— 
fümpft werden müſſe. 

Wir haben demgemäß Stellung zu ber Petition ge: 
nommen, indem wir dafür ftimmten, daß fie dem Reich: 
fanzler zur Erwägung überwieſen werbe. ür Die 
Berüdfihtigung fonnten wir deshalb nicht ſtimmen, 
weil die Ueberweiſung zur Berüdjihtigung vorausſetzt, 
daß wir in jedem Punkt mit der Petition einverftanden 
feien. Im Laufe dieſer Debatte hat durchaus zutreffend 
der Herr Abgeordnete Wattendorff ſchon ausgeführt, daß 
nur die ebereinftimmung mit jedem Bunkt der Petition die 
Empfehlung zur ei rechtfertige.. Weil wir 
das nicht konnten, haben wir für Ueberweiſung zur Er: 
wägung geſtimmt, und der ausichlaggebende Grund dafür 
war ber, daß in Punkt 2 der Betition die Färbung 
mit ganz bejtimmten latenten Färbemitteln, Phenol: 
phtalein oder Methylorange, empfohlen wird. Bon dem 
Herrn Regierungsfommiffar iſt aber ausdrüdlih darauf 
Dingewiefen worden in der Kommiſſionsberathung, es jei 
nod nicht der Beweis geliefert worden, daß die namhaft 
gemachten Färbemittel nicht direft durch Gährung den 
Honig verderben fünnen. Alſo da die frage der Färbe— 
mittel, ob überhaupt Färbemittel anzuwenden feien, ind» 
befondere aber, ob die in der Betition fpeziell em: 


pfohlenen Färbemittel angewendet werden dürfen, noch (D) 


nit fpruchreif ift, konnten wir und nicht unbedingt dafür 
erlären, daß die Petition in allen ihren Punkten zur 
Berüdfihtigung empfohlen werde, und foviel ich mich ers 
innern kann, bat die ganz überwiegende Mehrheit der 
Kommiſſion einfchließlid der Parteifreunde des Herrn 
Schrempf aud) in diefem Sinne ſich enticheiden. Soviel 
id mid) entfinne, haben Sie bei der Abftimmung unjeren 
Standpunkt eingenommen. Das iſt aber an fi für und 
gleihgiltig; ich wollte nur gegenüber den Ausführungen 
des Herrn Schrempf genau prägiliren, daß wir ent— 
ihiedene Gegner ber Fälihung von Nahrungs- 
mitteln find, und wo durch gejeßgeberiihe Maßregeln 
nachgewieſenermaßen dieſe Fälſchung gehindert werden 
fanır, werden wir dafür zu haben jein; aber ſelbſtberſtänd— 
lich muß erſt nahgewiejen werden, ob die vorgeſchlagenen 
Mittel erprobt und braudbar find. Weil dies in ber 
Betition nicht geichehen ift, werben wir aud hier nur für 
Erwägung ftimmmen, um der Neichöregierung eine Ans 
regung zu geben, Mittel ausfindig zu machen, durch 
welche die Berfälfhung von Honig nachgewieſen bezw. 
verhindert werden kann. 
(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Schrempf. 

Scrempf, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Wurm hat geglaubt mir eine „Lektion“ er= 
theilen zu miüflen. Ich babe das gar nicht möthig, ich 
bin über das Schwabenalter hinaus und braude feine 
Belehrung abjolut nicht. 

(Heiterfeit.) 
Wenn eraber geglaubt hat mir die Zichorie als Surrogat 
entgegenhalten zu müffen, das die Bauern nit mehr 
bauen follten, jo möchte ih ihn darauf aufmerkfam 
machen, daß der Vergleich hinkt; denn die Zichorie wird 
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(A) dem Kaffee nicht bloß ald Surrogat beigemifcht, fondern 


auch um dem Kaffee mehr Farbe und eine andere Be: 
ichaffenheit zu verleihen. 
(Heiterkeit links.) 

Der Herr Abgeordnete Wurm lacht darüber; er mag ſich 
bon feiner Frau darüber belehren laffen, wenn er eine hat. 
(Heiterfeit.) 

Daun wird er erfahren, daß auch foldhe Familien 
Zichorie benugen, welche abjolut gegen Surrogate find. 
(Zuruf und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

— Das ift allerdings „Geſchmacksſache“. 

Der Herr Abgeorduete Ledebour hat wahrjcheinlich 
auf der Univerſität aud) nicht immer reinen Bohnentaffee 
getrunfen. 

(Zuruf bei den Sozialdemofraten. Glode des Prälidenten.) 

Bräfident: Meine Herren, ich bitte, feine Privat: 
geſpräche zu Führen! 

Schrempf, Abgeordneter: Wenn der Herr Abgeordnete 
Wurm gemeint hat, Kleine „Mätzchen“ machen zu müſſen 
über das Publikum, das in gewilfen Wahltreifen das 
Bedürfniß habe, fid) von den Adgeordneten „geſetzlich 
ſchützen zu laſſen“, jo nimmt mid dieſer Spott von 
jozialdemofratiiher Seite wirtlih Wunder. Meine Herren, 
was veripreden Sie alles Ihren Wählern jahraus, 
. jahrein®? Den blauften Dunft bi3 in die fernften Nebel 


hinein! 
(Große Heiterkeit.) 
Gerade Sie follten in dieſer Beziehung vorſichtig jein; 
denn wir haben feinen Zufunftsftaat zu verfechten. 
(Heiterkeit.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Wurm dann weiterhin 
fagte, gegen Organifationen feien er und feine freunde 
grundjäglich keineswegs, beim „Milchring“ fei das aber 
etwas anderes — ja, meine Herren, Sie find prinzipiell 
für alle Organijation zu haben. Handelt e3 jid aber um 


(B) Organifationen der landwirthſchaftlichen Bepölferung, 


dann finden Sie immer wieber ein Rod), um ſich zu drüden. 
Menn der Bauer durch Organtfation etwas für fi er: 
reichen will, dann ift das ein „Ring“, it das „Wucher“ 
und ungeredhtfertigt im höchften Grade; will aber der 
ſozialdemokratiſch organifirte Arbeiter etwas, dann iſt jede 
Forderung geredhtfertigt. Daß dadurd) die Kebenshaltung 
des Volkes auch nicht billiger wird, wiſſen Sie jo gut 


wie wir. 
(Sehr gut! rechts!) 

Es ift wirklich komiſch, wenn hier bemängelt wurde, 
die Milchproduzenten in Dreöden hätten den Magiltrat 
gebeten, die Grenze für den Feltgehalt der Milch von 
2,9 auf 2,8 herabjujegen, als wenn dad ein Stapital: 
verbredien wäre. Sie haben einfah der Beobachtung 
Rechnung getragen, daß bei gewijjer Fütterung der Fett— 
gehalt abnimmt. 

(Zuruf links.) 

— Das iſt nicht bloß abhängig von den LZandwirthen, 
Herr Abgeordneter Wurm, fondern aud von der Jahres: 
zeit, wenn 3. B. junger Klee gefüttert wird, ift die Wild) 
weniger fettreih, alö wenn beilpielsweile gutes Heu ges 
geben wird. Dadurd kann fich der Fettgehalt der Milch 
um eine Kleinigkeit ändern, und deshalb braucht man nod) 
nicht zu glauben, das fei ein jchmähliches Attentat auf 
die Honinmenten. Und wenn der Stadtrath von Dresden, 
ber uns auf der Rechten näher ſtehen foll, das nicht begriffen 
haben follte, jo wiirde uns das nicht Wunder nehmen ; 
die Herren in der Stadt verftehen von der Landwirth: 
ſchaft nod; Vieles nicht. 


(Heiterfeit.) 
Wenn der Herr Abgeordnete Wurm dann gejagt hat, 
ber Betrug (die Honigfälihung) geht wicht beim 


Produzenten, ſondern beim Händler vor fi, fo fage id: 
das iſt und einerlei, der Fälſcher ſoll getroffen werden, 


wer er aud) fei. 
Zufiderung des Herrn Abgeordneten Ledebour, er wolle 
Hand in Hand mit und gegen jede Verfälſchung von 
Nahrungsmitteln eintreten. Ich werde ihn in Zukunft 
beim Wort nehmen bei jeder Gelegenheit, möchte ihn aber 
zum voraus bitten, daß er dann nicht immer das 
Wörtchen „aber* dabei benußt; denn feine Partei füttert 
gar gern mit „Wenn“ und mit „Aber“. 

Daß wir in der Kommijjton nur für die „Erwägung“ 
ber Petition geftimmt haben, iſt richtig. Aber Sie alle 
wiffen, daß in den Kommilfionen viele Beſchlüſſe auf 
Kompromiſſen beruhen, daß man ſich mandmal zu einem 
Kompromig entihlieht, wenn von dem Herru Vorſitzenden 
gewünscht wird, daß cin möglichſt einmüthiger Beſchluß 
der KHommiljion zu Stande fomme Der Herr Ab» 
georbnete Ledebour hat dieſe Erfahrung gewiß auch ſchon 
gemacht und Hat im Plenum etwas ſchärfer geiprocden als 
in der Kommiſſion. Dieje Freiheit behalten wir aud) 
uns vor. 

Zum Schluß bitte ih Sie nochmals, meine Herren, 
für die Berückſichtigung der Petition einzutreten. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Gäbel als Abgeordneter. 

Gäbel, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann als 
Bienenzüdter ſehr zufrieden fein mit den vortrefflichen 
Ausführungen, die zu Gunften der Junker hier gemacht 
worden find. Ich hatte mir urſprünglich vorgenommen, 
etwas näher auf den Inhalt der Petition einzugehen; 
aber ich finde, daß dies durchaus nicht mehr möthig ift, 
weil ſchon jo Verſchiedenes berührt worden ift, was 
thbatiählih der Praxis in der Bienenzucht ent- 
ſpricht. 

Als erſte Frage, die zu löſen iſt, gilt für mich: was 
wollen eigentlich die Petenten mit den Petitionen be— 


zweden? Sie haben wohl Vorſchläge dieſer und jener (D) 


Art gemadht; aber es find eben nur Vorſchläge. Die 
Bienenzüchter wünſchen nit, dab nunmehr die hohe 
Bundesregierung ohne weiteres dieſe Vorſchläge Wort für 
Wort afzeptiren joll; nein, die Bienenzüchter wünſchen in 
eriter Linie, daß man dem wirkliden Honig den 
nöthigen gejegliden Schuß augedeihen läßt. 
Es tft allerdings ziemlih ſchwer, wie ſchon vegierungs: 
feitig ausgeführt wurde und auch in meinem Berichte er- 
wähnt ift, den Kunſthonig von dem Naturhonig zu unter— 
ſcheiden. Für den erfahrenen Imker ift es indeß nicht 
ſchwer. Die Reichsregierung hat bereit3 in danlenswerther 
Weile Maßnahmen getroffen und die Bundesitaaten ver: 
anlaßt, behufs Prüfung des Honigs in den Verkaufs: 
itellen Sadverftändige zu ernennen, welche die Honig: 
probe nah Geruch und Geſchmack vorzunehmen haben. 
Es wird in der That jehr viel gepanticht; ja es iſt jogar 
ein Geſuch an das Kaiſerliche Patentamt gerichtet worden, 
worin ein Zuderfabrifant in Braunſchweig verlangt: 
ein Berfahren zuc Erzielung von duch Bienen genuß— 
fähig erzeugten Honig don beliebigem Geſchmack unter 
Patentſchutz zu nehmen. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, das läßt tief bliden! Der Betreffende 
wünſcht alio ein Patent zu Haben, wonad) er die Bienen 
in Maffen, jedenfalls mit Zuder, fittert und dem Zuder 
irgendweldye Beitandtheile beimijcht, unı Honig herzuſtellen, 
ber dadurch den verſchiedentlichſten Gerhmad erhält, jo: 
daß die verſchiedenſten Aniprühe und Geſchmacksrichtungen 
des Publitums befriedigt werden jollen. Ich habe fofort, 
nicht nur als VBienenzuchter, ſondern aud) als eriter Bor: 
figender des bienenwirthichaftlichen Hauptvereins fir das 
Königreich Sachſen, gegen ein derartiges Patentgeſuch 
Einſpruch erhoben; meinem Beiſpiele ſind viele Imker 
des Deutſchen Reichs, inſoweit mir befannt, gefolgt. 


Ich freue mich außerordentlich über bie (C) 


— 
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(A) Wir fehen alfo, daß hier die Konkurrenz — ein Zuder: 


fabrifant — darauf ausgeht, den Honig To viel wie 
möglich zu fälfchen und dieſe verfälſchte Waare möglichft 
in ben Verkehr zu bringen. Das wollen die praftifchen 
Pienenzüchter durch ihre Petitionen verhindern. 

habe mich außerordentlich gefreut, daß aus der 
Mitte des Haufes der Herr Follege Dr. Semler ben 
Antrag zur Berüdfihtigung geftellt hat. Einen ber: 
artigen Antrag hatte id bereits formulirt; ich möchte 
daher das hohe Haus bitten, dem Antrag Semler zu— 
ftimmen zu wollen. Die Imker werden jedenfalls hod) 
erfreut jein, wenn fie aus den Berichten lefen, wie warm 
bon berichiebenen Seiten des hoben Haufed man fi für 
den Schuß der Imkerei ausgefproden bat. Nehmen Sie, 
meine Herren, ben Antrag an! Die Imler Deutichlands 
werden es dem Deutfchen Reichstag thatſächlich Dank wiſſen. 

(Zuftimmung.) 

Vräſident: Der Herr Abgeordnete Gäbel hat ja nicht 
als PVerichterftatter geiprocden, fondern ald Abgeorbneter, 
und er hat den Antrag geitellt, den Antrag Dr. Semler 
anzunehmen. Ich mache ihn aber darauf aufmerktiam, 
daß er bei dem Schlußwort den Antrag ftellen muß, den 
Antrag Semler abzulehnen. 

(Große Heiterfeit.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Roefide 
(Haiferslautern). 

Dr, Roefide (Kaiſerslautern), Abgeordneter: Der 
Herr Abgeordnete Wurm hat uns eine fehr energifche 
Lektion geben wollen und hat gefagt, wir könnten noch 
mehr folder Lektionen befommen. Ich möchte dem Herrn 
Abgeordneten Wurm fagen, wenn feine Lektionen immer 
fo ausfallen wie die heutige, jo kann er fid nicht ſehr 
viel darauf einbilden, und ich glaube, daß wir aus feinen 
Lektionen etwas richtiges Ichwerlich lernen werden. Er 
hat uns heute landwirthſchaftliche Regeln gefagt, die er 
viel beffer zu fennen ſcheint als ein praftiicher Land— 
wirth, der doch eigentlih damit Beicheid wiffen müßte. 
Gr hat uns darauf hingewielen, daß der Feitgehalt bei 
den Kühen Iediglih vom Landwirt durd das Futter 
beeinflußt werben könnte, je nachdem biefer es wollte, 
Man könnte ber Kuh ſolches Futter geben, daß ſie viel 
Milch gäbe oder auch ſolches Futter, daß fie wenig 
giebt, man könne der Kuh Futter geben, daß fie fette 
Milh, oder dat fie manere Milch giebt. Wenn Sie 
und dieſes Rezept geben wollen, jo wäre ung in vielen Sachen 
geholfen, wir würden unfere Produktion dann viel befler 
einrichten können. Leider haben wir praftiihe Landwirthe 
ein folches durchgreifendes Mittel noch nicht kennen gelernt. 
Der Herr Abgeordnete Wurm ift Chemifer; deshalb 
wundert es mich nicht, daß er mit dem lebenden Thieren 
nicht fo genau Beſcheid weiß. Es giebt bekanntlich Kühe, 
welche nur fette, und Kühe, die nur magere Milch geben, 
und man kann mit diefen Kühen machen, was man will, 
fie werden doch Feine andere Mil geben. Der Herr 
Abgeordnete Wurm follte doch willen, daß es ganze 
Rafien giebt, welche magere Mil geben, und joldhe, 
welche fette Milch geben. Ich möchte ihn doc, wenn er 
wieder Lektionen ertheilt, darum bitten, daß er fich gründ— 
licher orientirt. 

Daun bat er und Vorwürfe bezüglih unſerer 
DOrganifation gemacht und hat uns ſchon neulich gejagt, 
daß der Organifation der Milchfabrifanten in Berlin vor: 

umerfen fei, daß fie höhere Breife haben wollte. Sie 
Shlagen und vor, wir follten und organifiven, und thun 
wir das, fo verwerfen Sie wieder unſere Handlungen, 
obgleich wir dabei nichts andered machen als Ste. Ich 
habe noch nicht gehört, daß Ste ſich organifirt haben, um 
ber Menſchheit niedrigere Löhne au verichaffen, ſondern 
ich habe nur immer gehört, daß aus Ihren Organifationen 
höhere Löhne hervorgegangen find. Wenn die Landwirthe 


fi organifiren, um ihre Produkte befier zu verwerthen, 
was ift das anderes als das, was Sie thun, wenn Sie 
fih höheren Lohn verſchaffen wollen? Denn der Bauer, 
der Mild in der Nähe von Berlin produziert, ift auch 
weiter nichts als ein Arbeiter, ein Arbeiter auf eigener 
Scholle, und Ste können doch unmöglich fir fih in An— 
ſpruch nehmen, was Sie einem Anderen abipreden. Das 
aehört doch auch zur Gerechtigkeit, die Sie immer für 
fih in Anfpruch nehmen. 

Ich komme auf die Zichorie. Der Herr Abgeordnete 
Wurm hat fih ganz befonderes darauf zu gute gethan, 
daß er dem Herin Abgeordneten Schrempf mit einem 
Seitenblid jagen konnte: „aber die Zichorie”, und babei 
dachte er bei fi: „jebt Haft du den Schrempf gründlich 
reingelegt!* Aber der Herr Abgeordnete Wurm mußte 
doch auch wiſſen, daß von unferer Seite noch fein Menſch 
verlangt hat, daß man einen mit Zichorie vermiſchten 
Kaffee als Kaffee verkauft. Wer Zichorie verkaufen will, 
ſoll fie als Zichorie verkaufen, — wer Zichorienkaffee ver— 
faufen will, als Zichorienkaffee. Es wäre mir höchſt un: 
angenehm, wenn mir jemand Kaffee verkaufte, und ich 
merkte dann, daß es Zichorie fei. Außerdem fommt noch 
hinzu, daß das Beiſpiel gar nicht zutrifft. Der Herr 
Abgeordnete Wurm hätte auch berüdfichtigen müflen, daß 
es fih bei der Zichorie und dem Kaffee um zwei ganz 
verſchiedene Produkte handelt, die volkswirthſchaftlich gar 
nicht fo in Verbindung geſetzt werben fünnen, wie Honig 
und Kunſthonig. Beim Honig handelt es fih um den 
Schuß eines Produktes, das im Inlande geſchaffen wird; 
er aber tritt ein bei dem Beifpiel, das er wählte, für ben 
Schuß eines Prodults, das wir gar nicht in Deutichland 
erzeugen, er tritt ein für den Schuß eined Prodults des 
Nuslanded. Ah muß mich darüber wundern; denn das 
Produkt, welches bier das Surrogat liefert, giebt den 
Arbeitern Gelegenheit zur Arbeit, und ich verftehe nicht, 


wie jemand, der ein Vertreter der Arbeiter fein will, fich (D) 


gerade erwärmt fir ein Produkt, welches ben Arbeitern 
geradezu die Arbeitägelegenheit entzieht. Aus dieſem 
Grunde hätte er logiſcherweiſe für den Bau der Zichorie 
eintreten müſſen, weil die deutichen Arbeiter damit einen 
Verdienſt befommen. 

Nun Hat fi Herr Kollege Ledebour mit großer 
Emphaſe gegen jede Verfälſchung von Lebensmitteln aus: 
geiprochen, und daß er jederzeit dafiir eintreten werde, 
daß dieſe Verfälihung aus der Welt gefchafft wird. Nun, 
wir freuen und, wenn er dafür eintritt. Bei den lebten 
Gefegen, die in der Kommiſſion waren, und bie zum 
Theil noch in der Kommiſſion find, habe ich nicht bemerkt, 
daß bie Herren von der fozialbemofratifhen Partei mit 
beionderer Kraft für die Bejeltigung der Verfälfchungen 
eingetreten wären, fondern fie haben fih, wenn es ſich 
darum handelte, diefen Grundfaß in die Praxis umzufegen, 
überall zurückgezogen und gelagt, wir machen nicht mit, 
denn wir wollen feine Kontrole und tollen ber freien 
Produktion — dazu gehört auch die Produktion ber 
Surrogate — den Weg nicht verfchränfen. 

(Bravo! rechts. Zuruf bei den Sozialdemofraten.) 
Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 
Wurm, Abgeordneter: Meine Herren, nur ein paar 

Worte; ih kann es unmöglich hingehen Iaflen, daß 
Herr Kollege Noefide die Gelegenheit verläumt hat, aus 
meiner Belehrung etwas zu lernen. Soweit es noch 
möglich ift, ihn aufzuflären, will ich es verſuchen. Aller: 
dings, wenn er immer an dem borbeihört und dann vor: 
beiredet, was id; gelagt habe, werben mir und nicht 
verftändigen. 

Ich habe nicht geſagt, daß die Zichorie einen Erſatz 
fin Kaffee bietet, fondern habe das als Beifpiel dafür 
angeführt, daß die Noth die Bevölkerung zwingt, Surro: 
gate zu kaufen mit dem Bewußtſein, daß es ein Surro— 
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(A) gat ift, während Herr Schrempf die Güte hatte, ſämmt— 


lihe Surrogate als geradezu verbrecheriſch zu erflären. 

Wenn Herr Dr. Noefide meinte, es fei underftändlid, 
dab ih für den Schug dieſes böfen ausläudifhen Pros 
buftes, des Kaffees, eintrete und damit die Intereſſen der 
deutichen Arbeiter vernadpläffige, — ad), Herr Dr. Roeſicke, 
überlaffen Sie es bod den beutichen Arbeitern, darüber 
zu enticheiden, wer ihre Intereffen wahrt: diejenigen, die 
für Importzölle auf die nothwendigiten Lebensmittel und 
für Lohndrüderei eintreten, oder wir, die wir gegen biefe 
Beftrebungen aufämpfen! 

Wenn er aber meint, mir eine Belehrung darüber 
geben zu müffen, ob man durd die Art des Futters auf 
die Zufammenfegung der Kuhmilch einen Einfluß üben 
fan, fo bedaure ih, daß Herr Dr. Noefide ald cin 
jo hervorragender Führer der Agrarier noch nicht, wie es 
ſcheint, einen Blick in irgend ein Lehrbud) der Landwirth— 
ſchaft gethan hat. Ich verpflichte mich, im jedem der— 
artigen Buche, dab bier in unserer Bibliothek fteht, ihm 
nachzuweiſen, wie bie Art des Futter don Einfluß auf 
die Zufammenfegung der Mil, ſpeziell ihres Waſſer— 


gehalts iſt. 
(Sehr richtig! Links.) 
Daß einzelne Kühe zu beitimmten Zeiten bei beftimmter 
‚Fütterung eine wäflerigere Milch geben als andere, das 
ift eine alte Gefchichte, die man ſchon, glaube ich, zu bes 
feligen Pharao Zeiten gewußt hat. 
(Große Heiterkeit recht3.) 

Aber ebenſo hat man gewußt, daß auf den Martt Miſch— 
mild fommt, d. h. dad Produft von Kühen verfchiedener 
Nafie, verſchiedener Art, verſchiedener Behöfte, verichiedener 
Fütterung. Im übrigen made ich darauf aufmerkfam, 
da in dieſem Saale darüber ſchon einmal geſprochen 
wurde, daß in landwirthichaftlichen Vereinen Vorträge 
darüber gehalten wurden, wie man recht viel Mil von 


(B) den Kühen durch die Art der Fütterung ziehen kann, ja, 


daß e3 Bortragäreifende gegeben hat, bie darüber Bor: 
träge in den landwirthihaftlichen Vereinen hielten, ſpeziell 
die Abfälle der Stärfefabrifation, die Pülpe und die 
Rübenichnigel empfahlen, um wäſſrige Mil hervor: 
zubringen. Es ift eine alte Klage gerade der verftändigen 
Landwirthe, daß leider diefe Art der Fütterung überhand 
nimmt, wobei die Milch auch nod anderen Schaden 
leidet, weil alle diefe wäfirigen Produkte zu Gährungs: 
eriheinungen in der Milch und zu Krankheitserſcheinungen 
bei den Kühen und bei den Milchtrinfern Veranlaffung 
geben. Ich denke, wenn wir miteinander einen folchen 
Strauß ausfehten wollen, dann wollen wir und an bie 
Thatſachen halten und nicht nebenbei neue Behauptungen 
aufftellen, die mit dem, was ber Andere gelagt hat, nichts 
au tun haben. Wollen Sie wirklich die Thalſachen feſt— 
ftellen, dann, bitte, gehen Sie in die Bibliothek — id 
bin bereit, Ihnen bie Bücher zu zeigen, die Sie leſen 
fönnen, weldren Ginfluß das Futter auf die Zufammen- 
jegung der Mil Hat. Vielleicht kann dann der praftiiche 
Landwirth Herr Dr. Roefide von dem Theoretifer doch 
nod etwas lernen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geichloffen. Das Schlußwort hat der 
Herr Berichterftatter. — Derfelbe verzichtet. Wir fommen 
zur Abftimmung. 

Es liegt erftend vor ber Beſchluß der Kommiſſion, 
welde die Petitionen dem Herrn Reichskanzler zur Er— 
wägung überweifen will, dann der Antrag bed Herrn 
Abgeordneten Dr. Semler auf Nr. 314 der Drudjadhen, 
welcher bie Petitionen dem Herrn Reichskanzler zur Berüd- 
fihtigung überweifen will nad der Richtung, daß ber 
Naturbonig gegenüber dem Kunſthonig nad Möglichkeit 
mit einem geſetzlichen Schug umgeben wird. Ich werde 





zuerit den Antrag Dr. Semler zur Abftimmung bringen; 
follte derjelbe abgelehnt werden, fo werde id annehmen, 
daß der Antrag der Betitionstommiffion angenommen ift. 
— Hiermit ift das Haus einveritanden. 

Ich bitte aljo diejenigen Herren, welde nad) bem 
eben von mir verlefenen Antrag des Herrn Dr. Semler 
die Petitionen dem Herru Reichskanzler zur Berüdfihtigung 
nad der Nichtung, daß der Naturhonig gegenüber bem 
Kunfthonig nad) Möglichkeit mit einem gefeglihen Schuß 
umgeben wird 

(Seiterfeit), 


überweijen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; der Antrag Semler iſt ange— 

nommen, und damit der Antrag der Petitionslommiſſion 

hinfällig. 

Wir gehen über zu e: 

fünfzehnter Bericht, betreffend anderweite Felt 
ſetzung des Ruhegehaltes des Poſtſchaffners a. D. 
Lemke zu Berlin (Nr. 195 der Druckſachen). 
Bericdhterftatter ift der Herr Abgeordnete Krebs. 
Der Antrag der Kommiſſion geht auf Weber: 
gang zur Tagedordnung. 

Ich eröffne die Diskuffion. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet. — Auch) ſonſt meldet fi niemand zum Wort; bie 
Diskuffion ift geſchloſſen. Wenn niemand widerſpricht, 
werde ich annehmen, daß da3 Haus dem Antrage feiner 
Kommiſſion auf Tagesordnung beitritt. — Das ift ber 
Fall, da niemand widerſpricht. 

Sch eröffne nunmehr die Diskuffion über f: 

ſechs zehnter Bericht, betreffend Verbot bes 
Handelns mit Gutjcheinen (Nr. 222 der. Druds 
ſachen). 
Berichterſtatter iſt 
Tönnies. 


der Herr Abgeordnete 


Der Antrag der Kommiſſion gebt auf Ueber-MD) 


gang zur Tagesordnung. 

Das Wort bat der Herr Abgeordnete Wellitein. 

Dellftein, Abgeordneter: Meine Herren, die Betenten 
haben ihre Wünsche in Beziehung gelegt zu einem An— 
trag, den meine politiichen freunde auf Nr. 81 der Drud- 
ſachen diefer Seffion geftellt haben. Ihre Wünſche ftimmen 
mit umferem Antrag überein, der dahin geht, daS ſoge— 
nannte Gutſcheinſyſtem beim Verkauf von Waaren zu vers 
bieten. Diefer Umſtand in Verbindung mit dem anderen, 
daß die Kommiſſion zur Tagesordnung überzugehen 
empfiehlt, und die Gründe, die fie dafür angiebt, veran— 
laffen mich zu einer ganz furzen Bemerkung. 

In den Gründen ift ausgeführt, daß es ſich erübrige, 
auf weitere Unterſuchungen einzugehen, weil durch den Refe— 
renten feftgeftellt fei, daß das Reichsgericht vor der Ver: 
handlung der Petition in der KHommiffion ein Urtheil 
erlaffen habe im Februar dieſes Jahres, wonad die Straf: 
barkeit deö gewerbömäßigen Vertriebs von Guticheinen nach 
dem fogenannten Hydraſhſtem aus $ 286 Ahſatz 2 des Straf: 
geſetzbüches feftgeitellt jei, daß danach die Borausfegung 
fir die Petition hinfällig aeworden fei, und fo fei ber 
Antrag aufllebergang zur Tagesordnung beredtigt. Dem 
bat fih der Herr Regierungskommiſſar angefchloffen, und 
darauf ift dieſer Beſchluß gefaßt worden. 

Nun finde ich, meine Herren, in ber neueften Nummer 
der „Deutihen Suriftenzeitung*, daß zwei angejehene 
Juriſten dieſes Neichögerichtöurtheil in feinen Fundamenten 
angefochten haben. Sie haben ausgeführt, daß dad Reichs— 
gerihtäurtheil darauf hinauslaufe, in dem Gellafyftem eine 
Ausipielung im Sinne der Beltimmungen des 8 286 bes 
Strafgefegbuhs zu finden, daß die Ausführung bes 
Reichsgerichts aber durhaus nicht zutreffend fei. Ich 
will weder auf die Gründe des Urtheils hier eingehen 
noch auch auf die Ausführungen der beiden Herren, die 
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(A) dad Rechtsgutachten abgegeben haben, Herr Rechtsanwalt 


AJuftizratö Dr. Staub und Profeſſor Dr. v. Liszt, ber 
Eine auf dem Gebiete des Handelöreht3, der Andere auf 
bem bes Strafreht3 fehr angefehene Juriften. 
nur darauf binweilen, daß, wenn Gutachten von folder 
Seite abgegeben werben, dann aud) nicht abzuiehen ift, 
ob nicht das Neichögeriht von feinem früheren Urtheil 
eined Taged wieder abgehen wird. 

Nun legen wir auf unferen Antrag ein großes Ge— 
wicht; er ift fchon oft genug bier bebattirt worden, und 


wir bebauern, daß er im biefer Tagung nicht zur Ber: | 
handlung gefommen ift. In Anbetracht des Reichsgerichts- 
urtheils aber werben wir zwar nichts gegen ben Beichluß | 


der Kommiſſion einwenden, wir werben nicht beantragen, 


die Petition zur Erwägung oder zur Berüdfihtigung zu | 


überweifen, wir wollen uns bei dem Beſchluſſe der Kom— 
miffion beruhigen und werben bafür ftimmen. Wir möchten 
aber hiermit bemerken, baß wir das nur mit Vorbehalt 
thun, und zwar mit dem Vorbehalt, daß wir für den 
Fall, dak das Neichdgeriht etwa wieder eines Tages 
von biefer Anſchauung abgehen follte, wir bon neuem 
biefen Antrag einbringen würden, von beffen Wichtigkeit 
und guter Tragweite wir überzeugt find. Aus dieſem 
Grunde möchte ich die Reichsregierung bitten, ein fort: 
währendes Augenmerk auf dieſe Verhältniffe zu richten 
(Heiterkeit), 

— ihr Auge fortwährend auf diefe VBerhältniffe zu richten, 
fie nicht außer Acht zu laffen, fondern dafür zu forgen, 


(8) daß das beanftandete Gellafyftem möglichft unſchädlich 


gemacht werde. 

Präfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. 

Menn niemand widerfpricht, werde ih annehmen, 
daß das Haus dem Beichluffe feiner Kommiffion auf 
Uebergang zur Tagesordnung beiftimmt. — Dies tft ber 
Tall, da niemand wideripridt. 


Ich möchte | 


auf ben landwirthſchaftlichen Betrieb, dahin zu (C) 


wirken, daß biefem Webelftande für die Zukunft 

abgeholfen werbe und bie Vormufterungen auf 

andere als die Saat: und Erntezeiten anberaumt 
werben? 

Präfident: Zweitens eine Interpellation der Herren 

Abgeordneten Singer und Genofjen, welche nah dem 


Wunſche der Herren Interpellanten gleichfalls in ber 





&3 liegt mir ein Antrag auf Bertagung vor, ge: | 
ftelt von ben Herren Abgeordneten Schrader, Baflermann, | 


Graf dv. Hompeſch, Dr. Dertel und Bebel. 
mic diefem Antrage an und werde, wenn niemand wider: 
fpriht, annehmen, daß die Vertagung vom Haufe be= 
ſchloſſen ift. — Dies ift der Fall. 

Meine Herren, ed find Interpellationen ein- 
gegangen: eritend eine Snterpellation bed Herrn Abge— 
orbnieten Herold, welche dem Wunfche des Herrn Inter— 
pellanten entſprechend in der näditen Woche auf die 
Tagesordnung geſetzt werben fol. 

ch bitte die Interpellation zu verlefen. 

Schriftführer Abgeorbneter Dr. Hermes: 
1. Iſt dem Her Reichskanzler bekannt, daß bie 
Vormufterungen ber Pferde für militärische 
Zwecke aud) in biefem Jahre wieder in weiten 


Umfange während der Saatzeit ftattgefunden | 
aben? 
2. Iſt der Herr Reichskanzler bereit, in Rückſicht 





Ih ſchließe 


nächſten Woche den Reichstag beichäftigen fol. 

Ich bitte, die Interpellation zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Hermes: 

St dem Herrn Reichskanzler befannt, baß bie 
für die Errihtung und ben Betrieb chemifcher 
Fabriken geltenden Vorſchriften ben Chemischen 
Fabriken in Griesheim gegenüber außer Acht ge 
laffen find, und was gedenft der Herr Reichs— 
fanzler zu thun, um berartige Ungeſetzlichkeiten 
für die Zukunft zu verhindern? 

Präfident: Drittens eine Interpellation des Herm 
Abgeordneten Freiheren dv. Hobenberg, weldie nad dem 
Wunfche des Herru Interpellanten aud erft in ber 
nächſten Woche auf die Tagesordnung gelegt werben fol. 

Ich bitte diefe Interpellation zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Hermes: 

Welche Schritte hat der Herr Reichskanzler zur 
Befreiung der in Südafrika in engliiher Ge: 
fangenihaft befinblihen deutſchen Miffionare 
unternommen, und welde Erfolge hat ber Herr 
Reichskanzler in biefer Richtung erzielt? 

Bräfident: Meine Herren, nun babe id Ihnen noch 
Vorſchläge zu machen wegen der Tagesordnung. 

Ich ſchlage Ahnen vor, die nächſte Sikung zu 
halten morgen, Sonnabend den 4. Mai, Nahmittags 
1 Uhr, und ald Tagesordnung: 

1. dritte Berathung des Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend Verforgung der Kriegsinvaliden und ber 
Striegähinterbliebenen (Nr. 211 der Drudiachen), 
auf Grund der Befchlüffe zweiter Lefung (Nr. 316 
ber Drudjaden); 

2. dritte Berathung des Entwurf eines Unfall 
fürforgegefeges für Beamte und für Berfonen des 
Solbatenftandes (Nr. 176 der Drudjadhen), auf 
Grund ber Beichlüffe zweiter Leiung (Nr. 295 
der Drudjaden); 

3. Neft der heutigen Tagesordnung. 

Gegen dieje Tagedordnung erhebt fi fein Widerſpruch; 
fie fteht feſt. 

Die Mitglieder des Reichstages Herren Holg, Müller 
(Fulda) und Wallenborn wünfchen aus der XV. Kom— 
miffion ſcheiden zu dürfen. — Widerfprud dagegen er: 
hebt fih nicht; ich veranlaffe deshalb die 1., 2. und 
3. Nbtheilung, heute unmittelbar nad der Sigung die er— 
forderlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Situng. 

(Schluß der Sikung 5 Uhr 27 Minuten.) 
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Beitftellung der Tagesordnung für bie nächfte Sigung: 2561 D 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten dur den 
Präſidenten Grafen v. Balleſtrem eröffnet. 
Präfident: Die Sibtzung iſt eröffnet. 
Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einficht offen. 
Ein Schreiben des Herrn Stellvertreter bed 
Reichskanzlers bitte ich zu verlejen. 
Schriftführer Abgeordneter Cegielski: 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Berlin, den 3. Mai 1901. 
Bon Seiner Majeftät dem Sönige von 
Württemberg ift ber Präfident des Königlich (D) 
württembergifhen StaatSminifteriums und Juftiz: 
minifter Dr. v. Breitling zum Bevollmächtigten 
zum Bundesrath ernannt worben. 
Eurer Grzellenz beehre ich mic anheimzuftellen, 
bem — iervon Mittheilung zu machen. 
traf v. Poſadowsky. 


ben gem, Präfidenten des Reichstags. 

räſident: An Stelle der aus —* XV, Kommiſſion 
geſchiedenen Herren Abgeordneten Holtz, Wallenborn und 
Müller (Fulda) find durch die vollzogenen Erſatzwahlen 
gewählt worden die Herren Abgeordneten Gamp, Hubrich 
und Dr. Jäger. 

Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 

Dr. Semler für 2 Tage, 
Baflermann für 3 Tage, 
Kahlde für 4 Tage, 

Kloſe für 7 Tage, 

Fritzen (Düffeldorf) für 8 Tage. 

Es fuht für längere Zeit Urlaub nad ber 
Herr Abgeordnete Strzoda, für 14 Tage wegen bringenber 
Geſchäfte. — Dem Urlaubögefucd wird nicht wiberiprodhen; 
dasſelbe ift bewilligt. 

Entſchuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Herren Freiherr dv. Schele-Wunstorf, Jacobökötter und 
Dr. v. Frege⸗Weltzien. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand derſelben ift Die 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend Berforgung der SKriegsinvaliden 
und der SKriegshinterbliebenen (Nr. 211 der 
Drudfahen), auf Grund ber Beichlüffe zweiter 
Berathung in Nr. 316 der Drudjahen (cfr. 
Nr. 246). 
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Ic eröffne die Generaldisfuffion. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf v. Oriola. 

Graf v. Oriola, Abgeordneter: Ach habe nicht die 
Abficht, eine längere Nede zu halten, fondern möchte nur 
den Herrn Bräfidenten bitten, über die Vorlage en bloc 
abſtimmen zu laffen. Es liegen feine neuen Anträge vor. 
Id) glaube, im allgemeinen wird das Geſetz hier alljeitig 
freudige Zuſtimmung finden. Meinen wir aud), dab nod) 
ſehr gewichtige Fragen bezüglich der Jupalidenverforgung 
zu töten bleiben, fo erhoffen wir deren Löfung von den 
allgemeinen Penfionsgejegen. Diefes Geſetz wird jedenfalls 
ſegensreich fein; der ganze Reihstag kann ihm zuftimmen. 

Ich beantrage wiederholt Enblocannahme. 

(Bravo!) 

Präfident: Ich werbe diefen Antrag bei der Spezial: 
diskuſſion, wo er hingehört, zur Abftimmung bringen. 

In der Gencraldistuffion meldet fi) niemand mehr 
zum Wort; diefelbe ift geſchloſſen. 

Wir treten in die Spezialdiskuſſion ein. 

Der Herr Abgeordnete Graf v. Driola beantragt, den 
vorliegenden Geſetzentwurf in dritter Zefung en bloe an: 
zunehmen. Diefer Antrag ift nur zuläffig, wenn fein 
einziges Mitglied des Reichstags wideripriht. Ich frage 
daher, ob ein Widerſpruch ftattfindet. — Das ift nicht der 
Fall; die Enblocannahme iſt zuläffig. 

Ich bitte alfo diejenigen, weldie den Entwurf eines 
ag er betreffend Verſorgung der Striegsinvaliden und 
ber Striegshinterbliebenen, auf Grund der Beſchlüſſe der 
zweiten PBerathung in Nr. 316 der Drudiahen in allen 
feinen Artikeln und Paragraphen, auch Einleitung und 
Ueberſchrift, in dritter Zefung en bloc annehmen wollen, 


fi) zu erheben. (Geiäieht) 
Beſchieht. 
Das iſt die Mehrheit 
Lebhafte Rufe: Einftimmigfeit!); 


(B) der Geſetzentwurf ift in dritter Lefung en bloe ange: 


nommen. 
Wir haben nod zur Geſammtabſtimmung zu fchreiten. 
Ich bitte diejenigen, welche den Gefegentwurf auch 
* Geſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich zu er: 
eben. 


(Gefchieht.) 
Auch das ift die Mehrheit; er ift au in der Geſammt— 
abitimmung angenommen. 
, „Dann liegt noch dor der Antrag der Stommiffion bes 
züglid) der Petitionen. Gr gebt dahin: 
die Petitionen durch die Beſchlußfaſſung über 
ben Geſetzentwurf für erledigt zu erklären. 
Ich werde, wenn fein Widerfpruch erfolgt, annehmen, 
daß der Antrag der Stommiffion vom Haufe angenommen 
it. — Dies ift der Fall, da niemand widerfpridt. 
— iſt der erſſte Gegenſtand der Tageordnung 
erledigt. 
Wir kommen zum zweiten Gegenſtand der Tages: 
ordnung: 
dritte Berathung des Entwurfs eines Unfall— 
fürforgegefetes für Beamte und für Perfonen 
des Soldatenjtandes (Nr. 176 der Drudiaden), 
auf Grund der Beichlüffe zweiter VBerathung in 
Nr. 295 der Drudfaden. 
Anträge Nr. 317, 318. 
Die Anträge Dr. Opfergelt : Noefide (Deffau) auf 
Nr. 317 und Hofmann (Dillenburg) anf Nr. 318 der 
Druckſachen (berichtigt) find noch micht umterftügt. Ich 
ftelle die Interftügungsfrage, und zwar zunächſt zu dem 
Antrage auf Nr. 317 der Drudfahen. Ich bitte diejenigen 
Herren, welche diejen Antrag unterftügen wollen, fih von 
ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 


Zweitens zu dem Antrag auf Nr. 318 (beridtigt). (C) 


Ich bitte diejenigen Herren, welche diefen Antrag unterftügen 
wollen, ſich von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Auch hier genügt die —— 

Ich eröffne die Generaldiskuſſion — und ſchließe 
dieſelbe, da ſich niemand zum Worte meldet. 

Wir treten in die Spezialdiskuſſion ein. 

Ich eröffne dieſelbe über den 81. Zu demſelben 
liegt vor der Antrag Hofmann (Dillenburg) auf Nr. 318 
ber Druckſachen Er 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Hofmann 
(Dillenburg). 

ofmann (Dillenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
der Antrag bedeutet feine materielle Nenderung. So wie 
er in der zweiten Lefung angenommen ift, fo foll er 
materiell aud) hier angenommen werben. Die Abänderung 
ift lediglich eine rein formale, um die Art des Zitirens 
mit der früheren — Uebereinſtimmung zu bringen. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geichloffen. b⸗ 
ſtimmung. 

Der Herr Abgeordnete Hofmann (Dillenburg) be— 
antragt: 
1. in $ 1 Iegter Abſatz Zeile 3 hinter „S 9“ hinzu: 
zufügen: „Abfag 1.“ 
Id bitte diejenigen Herren, welde dieſe Hinzufügung 
machen wollen, fi von ihren a zu erheben. 


Wir fommen zur 


ieht. 
Das ift die Mehrheit; das Amendement ift angenommen. 

Der Herr Abgeordnete Hofmann (Dillenburg) be— 
antragt weiter: 

2. in der legten und vorlegten Zeile die Worte 

„vom 30. uni 1900; Bekanntmachung bom 

5. Juli 1900” zu ftreihen und dafür einzufügen: 

„RG: Bl. 1900 Seite 585.” (D) 

Ic bitte diejenigen Herren, welde dieſe Nenderung nad) 

dem Antrage Hofmann (Dillenburg) vornehmen wollen, 
fi von ihren Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; auch dieſer Antrag iſt augenommen. 

ch darf wohl vorausſetzen, daß der $ 1 mit den 

eben befchloffenen Abänderungen, fonft nadı den Beichlüffen 

— Berathung, vom Hauſe angenommen iſt. — 

ies iſt der Fall, da niemand widerſpricht. 

Meine Herren, ich bitte hier um die Ermächtigung, 
bie einzelnen Theile des Geſetzenwurfs, wenn Wort: 
meldungen und Anträge nicht vorliegen, auch Abftimmungen 
nicht verlangt werden, durch den Aufruf für — 
pi erklären. — &3 widerfpricht niemand; die Ermädtigung 
ft ertheilt. 

Sch rufe auf 52— umd erkläre ihn für angenommen; 
desgleihen 5 2a. — Auch diefen erkläre id für an— 
genommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 3. Zur 
demſelben liegt vor das Amendement der Herren Abge- 
orbneten Dr. Opfergelt und Roeſicke (Deffan) auf Nr. 317 
der Drudiaden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Opfergelt. 

Dr. Opfergelt, Abgeordneter: Meine Herren, der 
Antrag auf Nr. 317 der Drudiahen weicht von dem in 
zweiter Leſung angekündigten Antrag inſofern ab, als er 
nicht bloß Soldaten betrifft, fondern auch die in Abſatz 2 
ber Regierungsvorlage bezeichneten nicht mit Penſions— 
berechtigung angeltellten Beamten, fobald der Betrag, der 
dort fir fie vorgefehen tft, nicht höher ift als derjenige, 
deu wir durch unſeren Antrag erreichen wollen. Es 
nimmt der Antrag in der gegenwärtigen Form mehr An: 
ſchluß an die Iinfallberficherungsgefege: es foll nicht, wie 
im Antrage in zweiter Leſung vorgefehen ift, derjenige 
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(A) Jahresarbeit3verdienft zu Grunde gelegt werden, den der 


(B 


—⸗ 


Eingeſtellte vor ſeinem Dienftantritt gehabt hat, ſondern 
der Arbeitsverdienſt, welchen nichtmilitäriſche Arbeiter in 
dieſem Betriebe oder, wenn dort die nöthigen Unterlagen 
fehlen ſollten, in einem benachbarten gleichartigen Be— 
triebe haben. Auch wird durch Dielen Antrag den 
Wünſchen der Militärverwaltung entgegengefommen, die 
darauf großen Werth Icgt, daß Diejenigen Leute, welche 
in Reih und Glied nebeneinander ftchen und diejelbe Be— 
ihäftigung haben, möglihit gleihmäßig entſchädigt werden 
jollen. Der Antrag eis diejenigen Härten, welche 
aus der Anwendung des Abſatz 1 des S 3 fic ergeben 
fünnen. Es kann ber Fall leicht vorkommen, dak jemand 
an die Arbeitäftätte eines Orts fonımandiıt wird, fir 
welchen ein geringer ortsüblicher Tagelohn feitgeflellt ift. 
Der Verletzte wird in der Negel nad) feiner Entlaſſung 
aus dem Dienftverhältuig in ds früheren Berhältnifie 
zurüctehren, wo die Lebensverhältniffe theurer fein können 
al3 an dem billigen Orte der dienitlichen Beſchäftigung. 
Dasſelbe kann bei den Hinterbliebenen der Verunglückten, 
bie in einer Gegend wohnen, wo die Theurungsverhält— 
niffe größer find, zutreffen. Es wird durch Annahme des 
Antrags ein gewifler Durhichnittsfag für die Befhäftigungs: 
art des Berlegten mehr ausgleihend wirken, 

Nah den Motiven zu 8 8 ſoll den durch diefes Ger 
ſetz Bedachten mindeftens eine rg Fürſorge zu 
Theil werben, wie denjenigen, die in einem Betriebe nad) 
anderen Unfallverſicherungsgeſetzen beichäftigt find. Wir 
haben den Inhalt umjeres Antrags entnommen dem 
Abfag 3 des 5 10 des Gewerbeunfallverfiherungsgefetes. 
Durd Annahme des Antrags werden wir dem Sabe der 
Motive mehr gerecht werdet. 

Ich möchte noch einen allgemeinen Gedanken aus— 
fpreden. Diejenigen Arbeirer, welche in Betrieben be— 
ſchäftigt find, die den fonftigen Unfallverficerungsgefegen 
unterliegen, können die dort beitehenden Unfallverhütungs— 
vorſchriften ganz frei ausführen. Ich will nun entfernt 
nicht behaupten, daß in den hier in Betracht kommenden 
Nrbeitsftätten den Soldaten etwas Lommanbdirt würde, 
was im MWiderfpruch mit den Unfallverhütungsvorſchriften 
ftände; aber die prompte, raſche Ausführung eines 
militäriichen Befehls bringt es Leicht mit fich, daß eine 
beitehende Unfallverhütungsvorichrift außer Acht gelaflen 
wird. ES ift deshalb für die hier in Betracht kommenden 
Perſonen die Unfallgefahr eine größere, und deshalb 
müſſen wir mindeftens dieſelbe Fürforge denjenigen 
Perſonen, die hier in Betracht kommen, zu Theil werden 
laffen, wie denjenigen Perfonen, weldhe den ſonſtigen 
Unfallverficherungsgejegen unterliegen. Ich weiß man 
nicht, wie groß die Belaftung fein würde, die durch die 
Annahme meines Antrags entitehen wiirde; id) glaube 
aber, daß die Belaftung nad) den Ausführungen des 
— Vertreters der Militärverwaltung bei der zweiten 

erathung eine beachtliche nicht fein wird, aber für die 
einzelnen bier Bedachten und die Hinterbliebenen iſt bie 
Belferung eine große. Ich bitte deshalb um Annahme 
unſeres Antrags. 
(Brabo!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoch. 

Ho, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Bor: 
rebner hat nicht vollftändig aufgeführt, in welchen Bunkten 
ber jet vorliegende Antrag fich unterfcheidet von demjenigen 
Antrag, den wir bei der zweiten Berathung zu dieſem 
Paragraphen vorgelegt haben, und der damals aud, 
wenigſtens inhaltlid, von dem Herrn Vorredner über: 
nommen worden war. Die wicht igſte Aenderung beſteht 
nämlih darin, daß jeßt in dem Antrag der Herren 
Dr. Opfergelt und Noefide gerade dasjenige fehlt, 
worauf e3 bier ankommt: die Beſtimmung, daß bie 
Unfalsentfhäbigungen für die verunglüdten Eoldaten 


nad) den Grundſätzen berechnet werden, wie fie in ben 
Unfallverficherungsgejeßen enthalten find. 

Nach den Antrag des Herrn Vorredners foll bei der 
Bemeſſung der Unfallentſchädigungen maßgebend fein das 
Arbeitseinfommen derjenigen Perſonen, die während des 
legten Nahres mit Arbeiten derfelben Art, in demſelben 
Betriebe oder einem benachbarten gleihartigen Betriebe 
befhäftigt waren. Wenn nun der verunglüdte Arbeiter 
an einem Orte mit verhältnißmäßig guten Löhnen 
wohnt, zu feiner militäriihen Uebung Bo nad einem 
Orte mit ſehr ſchlechten Löhnen eingezogen ift und 
während der chung am diefem Orte verunglüdt, dann 
wird nad) diefem Antrag für die Bemeffung feiner Ent: 
ihädiqung zu Grunde gelegt der niedrigere Lohn; die 
Entſchädigung wird entiprediend geringer, der Arbeiter iſt 
entſprechend gefhädigt, vielleicht nicht ganz in dem Make — 
und das ift das einzige Gute an dem Antrag —, wie es 
jegt der Fall ift, aber ibm wird dort auch nicht dic 
Nente zu Theil, die ihm nah den Unfallverſicheruugs— 
gelegen zufallen müßte. Es wird alſo auch mit dem jetzt 
vorliegenden Antrag nicht der Zweck erreicht, der mit den 
Unfallfürforgegefeb erftrebt wird. 

Ueberdies fürchte ich, daß in den allermeiiten Fällen 
dieſer Antrag gar feine praftiiche Bedeutung für die 
Arbeiter haben wird. Nach meiner Kenntniß der Sad): 
lage werden die Arbeiter während ihrer Dienftzeit in deu 
hier in Frage ftehenden Betrieben nur zu Aushilfe zu: 
gezogen und dann meiltend mit foldhen Arbeiten betraut, 
die man ihnen ald nicht eingeübten Arbeitern am eheften 
zumuthen fan, nämlid mit Tagelohnarbeitern. In 
diefen Fällen wirde der nad) dem Antrage der Herren 
Dr. Opfergelt und Roeſicke (Deſſau) feitzujtellende Lohu 
auf das hinauskommen, was fchon in der Vorlage vor: 
geſehen ift, auf den Durchſchnittslohn gewöhnlicher Tage: 
arbeiter. Die Arbeiter erhalten daher audy nad diefem 
Antrage nicht mehr als nad der Regierungsvorlage. 

Der Verſuch der beiden Herren, unferen Antrag zu 
„verbeffern“, ift alſo gründlich gejcheitert. Sa, gerade 
diefer mißglücdte Verſuch beweift am beften, daß wir mit 
unferem Antrag und auf dem richtigen Wege befanden. 
Sie fünnen maden, was Sie wollen: wollen Sie die Un— 
gerechtigkeiten bejeitigen — und dazu haben Sie fid) bereit 
erflärt —, dann bleibt gar nichts anderes übrig, als, wie es 
unser Antrag forderte, den verunglüdten Soldaten dic: 
felbe Entihädigung zu gewähren, die fie befommen hätten, 
wenn fie, kurz bevor fie zum Militärdienft eingezogen 
wurden, von demfelben Unfall in ihrer Berufsthätig- 
feit betroffen worben wären. Damı Haben bie Arbeiter 
eine ihrer wirthſchaftlichen Zage entiprechende Entfhädigung: 
Sie dürfen doch nicht die Zwangsarbeit diefer Soldatcn 
auf bie gleide Stufe ſtellen mit den Verhältuiffen der 
anderen Ylrbeiter, und deshalb darf man, wenn man ber 
wirthſchaftlichen Lage der betreffenden Arbeiter gerecht 
werben will, nicht das Dienfteinfommen während ihrer 
Militärzeit ald maßgebend anfehen, fondern muß ihren 
Verdient zur Zeit ihrer Berufsthätigkeit in Betracht ziehen. 

Meine Herren, wie id ſchon vorher anführte, befand 
fi) auf dieſem Standpunkt der Herr zeug: Dr. Opfer: 
gelt noch dor drei Tagen. Am legten Mi 
der Herr Kollege einen Antrag formulirt und in demfelben 
unfern Vorſchlag aufgenommen, daß der Berechnung der 
Unfallentihädigung derjenige Lohn zu Grunde gelegt 
werden fol, welden die Leute nicht während, jondern 
vor ihrer Dienstzeit gehabt haben. In den drei Tagen 
von Mittwoch bis heute ift der Herr Stollege Dr. Opfer: 
gelt ungefallen und hat diefe angeblichen „Verbeſſerungen“ 
borgenommen, mit denen er glüdlid erreicht hat, daß 
fein Antrag in den allermeiften Füllen nichts nützen, 
in einigen wenigen Fällen vielleicht die Schädigung 
der Arbeiter etwas verringern wird. 

3490 
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(A) ſequenz deſſen den ganzen Solbatenftand unter (C) 


ich zugebe, eine, wenn aud nur unbedeutende Berbefferung 
nicht ausgefchloffen ift, werben wir für bdiefen Antrag 
ftimmen. Zugleich aber muß ich mein Bedauern darüber 
ausfprehen, daß, wie ich ſchon am Mittwoch befürchtete, 
die angeblihen „Verbefferungen* ber Herren aus dem 
Zentrum fih wieder einmal als Verſchlechterungen 
unfered Antrags vom Stanbpunft der Arbeiter aus er: 
wiefen haben, und daß wir burd die Schuld biefer 
Herren, bie immer unfere Anträge „berbeffern wollen“, 
wieder einmal eine ſchwere Ungerechtigkeit gegen einzelne 
Arbeiter aus dieſem Geſetz nicht herausbringen können. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Departementsdireftor im Königlich preu: 
Bifchen Kriegsminifterium, Generalleutnant v. Viebahn. 

v. Biebahn, Generalleutnant, Departementsdirektor 
im Kriegsminiſterium, ftellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bunbesrath für das KHönigreih Preußen: Zunächſt 
muß id vorweg anerkennen, daß ſeitens der Herren 
Antragfteller dad Beftreben vorgemwaltet hat, den vor: 
liegenden Antrag ber Militärverwaltung annehmbarer zu 
machen, als berjenige ift, welcher denſelben Gegenitand 
betrifft und in der vorigen Situng zur Verhandlung 
gelangt ift. Trotzdem muß ich, joweit die Perfonen des 
Solbatenftandes in Betradht fommen, auch gegen biefen 
Antrag bie allerlebhafteften Bedenken äußern. 

Zunächſt möchte ih, was das praftiihe Bedürfniß 
anbetrifft, vorausfchiden, daß, wie ich fchon bei der zweiten 
Lefung auszuführen mir geftattete, von dem Unfall— 
fürforgegefeg ein verhältnißmäßig geringer Gebraud) 
gemadt wird. Ich habe mir darüber Zuſammenſtellungen 
machen laffen. Nach ben Notizen vom Jahre 1886 bis 
zum Jahre 1898 Haben wir 85 Männer und 17 Hinter: 
bliebene nah dem Geſetz abgefunden; das ergiebt 


(B) alfo für die Zeit von 12 Jahren ungefähr 8 Fälle 


Tr Jahr, jedenfall3 ein verhältnikmäßig fehr geringer 
mfang. 

Was num den vorliegenden Antrag felbft anbetrifft, 
fo fann ich meine Bedenken wieder in dad zufammen: 
faffen, was ich bei der zweiten Lefung gegen ben bamaligen 
Antrag angeführt habe. Die Tendenz bed Antrags ift 
im wefentlichen bie, eine neue Befferftellung berjenigen 
Kategorien von Mannfhaften in der Verforgung herbei: 
zuführen, welche in Betrieben thätig find, negenüber der 
ek von Eolbaten, weldje mit der Waffe in der 
Hand ihren Dienft thun. Und dieſem Grundfag muß 
feitend der Milttärverwaltung aus gemwiflen Gründen 
widersprochen werben. Ich habe bereitö das vorige Mal 
auszuführen mir erlaubt, daß die vorliegende Frage nicht 
fire fi) beurtheilt werden fann, jondern fie muß im Zu— 
fammenhang mit den allgemeinen Benfionsgefegen be— 
urtheilt werden, und bie Militärverwaltung fteht auf dem 
Standpunkte, daß ihr deal einer allgemeinen Penftond- 
tegelung fo geftaltet fein muß, daß daneben das Bejtehen 
eined beſonderen Ilnfallfürforgegefeges überhaupt nicht 
mehr nothwendig ift. 

Ich bin anlählih der vorliegenden Debatte zurüd: 
gegangen auf die Verhandlungen über das Unfallfürjorges 
geieb dom Jahre 1885/86, und da hat ſich ergeben, daß 
diefelben Bedenken, welde id) namens der Militärver- 
waltung borzutragen mir erlaubt habe, damals hier im 
hoben Haufe auch wiederholt Ausdrud gefunden haben. 
In der Sikung dom 21. November 1885 hat, wenn id) 
dad vorlefen darf, unter anderem ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Buhl ſich geäußert: 

Ich weiß nicht, ob nicht die Natur des Militär: 
bienfte3 eine derartige ilt, daß, wenn man einen 
Theil des Soldatenftandes unter das Unfall— 
verfiherungsgefeg begreifen will, man in Sons 


das Unfallverſicherungsgeſetz begreifen muB. 
Das kommt alfo ımbedingt heraus auf eine gleihmäßige 
Abfindung für alle Gefundheitsfhädigungen. 

Nun hat in der Sikung dom 4. Februar 1886 der 
Abgeordnete Schrader Folgendes ausgeführt — id) bitte, 
auch das verlefen zu dürfen —: 

In einer Beziehung allerdingd wünſchen wir eine 
Beihränfung des Geſetzes: unfer Antrag jchliekt 
die Berfonen des Soldatenftande3 aus. Es ift 
das, wie ich ausbrüdlich hervorheben muß, nicht 
deshalb geichehen, weil wir nicht den Perfonen 
bes Soldatenftandes dasſelbe gewähren möchten 
wie den Zivilbeamten, fondern deshalb, weil wir 
uns überzeugt haben, daß in dad Syſtem dieſes 
Geſetzes die Militärperfonen fehr ſchlecht hinein— 
paflen. Für fie ift bereitS bei Unfällen geforgt, 
wenn auch in befchränfterem Maße, durch die 
beitehende Militärgefeßgebung, aber nah einem 
ganz anderen Sptem. Wir haben ben Wunſch, 
daß in einem beſonderen Geſetze, etwa in einer 
Novelle zu dem Militärpenfiondgefege, die Unfall: 
fürforge nach demfelben Syftem, wie es jegt be— 
fteht, auch für die Militärperfonen eingeführt wird. 

Wir haben aber ferner für beionders be: 
benflid; gehalten, nur für Betriebdunfälle ber 
Militärperfonen Fürforge zu treffen, während 
für alle andern Unfälle eine geringere Für— 
forge durch das Geſetz getroffen if. Es ift 
in der Sommiffion, und nidt etwa von uns, 
fondern aud von anderer Seite, ſehr ſchlagend 
nachgewieſen, wie bedenklich e3 fet, gerade in ber 
Armee und in der Marine zwiſchen Betrieben 
und dem eigentlihen Militärbienft einen Unter— 
ſchied zu machen. Es wurde ausgeführt, daß der 


Militärdienft ja erft recht ein Dienft ſei, welcher (D} 


nit Unfällen nothwendig verbunden fet, und daß 
cd einen wunberbaren Eindruck machen mülfe, 
wenn ein Soldat oder ein Offizier, wenn er in 
einer Militärfabrif verlegt wird, beffer behandelt 
werbe, als wenn er im eigentlihen Militärdienſt, 
ja, als wenn er im Striege verlegt wird. 
Meine Herren, das ift aljo im weſentlichen berfelbe Stand 
punkt, den ih mir erlaubt habe bei der zweiten Leſun 
dem hohen Haufe vorzutragen, und von welchem aus id 
bie Vorſchriften des jet beitehenben Unfallfürforgegeieges 
für die Militärverwaltung zwar ald erträglich, aber keines— 
wegs für erwünſcht bezeichnet habe. 

Ich darf dem hinzufügen, daß bei der Bearbeitung 
ber neuen raten U biefer Gefihtöpunft ebenfalls 
eine ſehr weſentliche Rolle fpielt, und daß, wenn ber vor: 
liegende Antrag angenonimen werben würde, er nur dazu 
führen würbe, daß der allgemeinen Regelung der Benfiond- 
geſetze von vorneherein fehr erheblihe Schwierigkeiten in 
den Meg gefhoben werden würden. 

(Hört! hört!) 

Ic glaube, darin wird das hohe Haus mir beftimmt zu— 
ftimmen, daß bei der Armee die Hauptperfonen die find, 
die die Waffen tragen. Nicht kommt es in erfter Linie 
an auf bie Leute, die die Stiefel machen und die Waffen 
fabriziren, fondern es fommt an auf bie Leute, bie in 
den Stiefeln gegen den Feind marfhiren und vor dem 
Feind ihre Waffen gebrauchen, und ich glaube, man wird 
e3 gar nicht verantivorten fünnen, baß man eine Beffer: 
ftellung der Soldaten, die in einem Betriebe beihäftigt 
find, trifft gegen die Verſorgung berjenigen Leute, welche 
mit den Waffen in der Hand vor bem Feind marſchiren. 
In Vertretung fo gewichtiger militäriſcher Interefien muß 
id darum dringend bitten, daß bem Antrage nicht zu= 
geſtimmt wird. 


(A) 


(B) waren. 
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rr — Das Wort hat der Herr Abgeordnete Roeſicke 
Deſſau). 

Roeſicke (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, zu— 

nächſt möchte ich mir gegenüber den Ausführungen des 
errn Vorredners die Bemerkung geftatten, daß Herr 
ollege Dr. Opfergelt und ich nicht die Abſicht gehabt 
haben, den zweiten Abſatz des 833 der Regierungsvorlage 
zu beſeitigen, ſondern wir haben mit unſerem Antrage 
beabfichtigt, zwei neue Abſätze einzufügen, ſodaß ber 
en: 2 der Regierungdvorlage nunmehr Abjag 4 werben 
würde. 

Bevor ich mich aber näher befaſſe mit den Aus— 
führungen des Herrn Vertreters der verbündeten Regierungen, 
habe ich noch ein paar Bemerkungen zu machen zu den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Hoch. Bei der 
zweiten Zefung iſt beſonders von Herrn Kollegen Dr. Opfergelt 
und mir hervorgehoben worden, daß der Antrag der Herren 
Albrecht und Genoffen uns zwar ſympathiſch fei, daß wir 
aber in formeller und materieller Beziehung Bedenken 
haben. Insbeſondere hatte ic; Bedenken dagegen, daß 
nad dem Antrage Hod) eine Anzahl von Perſonen über: 
haupt nicht getroffen werden würde, diejenigen nämlich, 
welche im vorigen Jahre eine Thätigteit überhaupt nicht 
ausgeübt haben. Ziweitend konnte man über die Trag- 
weite ded Antrags durdaus im Zweifel fein. Während 
Herr Kollege Hofmann bei feinen Ausführungen angenommen 
hatte, daß dur den Antrag Albredit und Genoffen alle 
Perſonen, die überhaupt eine Thätigfeit in einem ber 
Unfallverfiherung unterliegenden Miltärbetriebe ausüben, 
getroffen werben follten, war id der Meinung — und 
andere Mitglieber des Haufes, mit denen ich nachher 
darüber geiprochen habe, theilten die Anficht —, daß mur 
diejenigen Perſonen barumter verftanden werben könnten, 
die in ihrer freien Thätigfeit außerhalb der Militär: 
bienftpfliht der Ilnfallverfiherungspfligt unterworfen 
Das würde alio ein Zweifel fein, der unbedingt 
nod hätte geflärt werden müſſen. 

Alsdann, meine Herren, habe ich insbeſondere hervor: 
gehoben, daß diejer Antrag der Herren Kollegen Albrecht 
und Genoffen dem Prinzip ber Unfallverſicherungsgeſetze 
wiberfpridt. Die biöherigen Unfallverſicherungsgeſetze be— 
ruhen auf dem Grundſatz, daß berjenige, der bei einer 
Arbeit in eimem verfiherungspflichtigen Betriebe einen 
Unfall erleidet, entihädigt wird im Verhältniß zu dem 
Einkommen, welded er bei Ausübung diefer Arbeit ge- 
habt hat. Im $ 10 des Gewerbeunfallverfiherungs: 
geiches ift dann weiter beftimmt, daß, wenn ein verleßter 

rbeiter nicht ein volles Jahr vor dem Unfall in dem— 
felben Betriebe thätig war, dad Einkommen gleichartiger 
Arbeiter aus demfelben Betriebe oder aus benadbarten 
Betrieben in Bezug auf die Höhe des zu Grunde zu 
legenden Arbeitöverbienftes in Betracht gezogen werden 
fol. Das Gleihe wollen wir mit unferem Antrage auf 
Nr. 317 erreihen. Wir wollen beſtimmen, daß nicht die 
frühere Thätigkeit eines im Militärdienſt befindlichen Ar— 
beiter8 in Betradht gezogen werben foll, fondern daß bie 
Thätigteit berüdfihtigt wird —— genau wie es auf Grund 
der Unfallverſicherungsgeſetze Fonft geihieht —, welche er 
in dem Augenblid ausgeübt hat, in weldhem der Unfall 
paffirte. Dadurch werden wir zweifellos, wie der Herr 
Vertreter der verbündeten Regierungen auch ſelbſt ans 
erfannt bat, einem Bedenken gerecht, welches darin lag, 
daß es micht zuläffig fei, die Verfonen des Soldaten: 
ftandes, welde in Reih und Glied nebeneinander ftehen, 
verfchiedenartig zu behandeln. Die Ausführung des 
Herrn Generalleutnants von Viebahn am 1. Mat lautete 
wörtlich: 
Wollte man aber dem vorliegenden Antrage 


folgen, 
— dem Antrage Albredt und Genoffen — 


jo würde von zwei Leuten, bie in Reihe und (C) 


lied nebeneinander ftehen und in bemfelben 
Betrieb beichäftigt werden, bei demfelben Unfall 
der eine mit jehr hoher, der andere mit ganz 
niedriger Rente abgefunden werben können. 
Dieſes Bedenten hatte auch ich fir bereditigt aner— 
fannt, und ihm follte Diefer Antrag Rechnung tragen. 
Meines Erachtens wird dieſes Bedenken dadürch aud) 
pollfonmen befeitigt, indem diejenigen Perfonen, die in 
einen Betrichbe zufammen arbeiten und verunglüden — 
wenn der Antrag angenommen wird — auch gleich hohe 
Entihädigungen erhalten. Daß eine volllommenere Gleich: 
mäßigfeit auch durd unfern Antrag nicht erreicht wird, 
ift ja zuzugeben; aber nicht bloß der Herr Vertreter der 
verbündeten Regierungen, jondern aud der Herr Abge— 
ordnete Molkenbuhr in der vorigen Sitzung darauf 
hingewiefen, daß ſchon nad bem Wortlaut des beitehenben 
Geſetzes und and nad) der Vorlage der verbindeten Ne- 
gierungen eine vollkommene Gleichheit ausgeſchloſſen ift, 
wir aljo eine gewifle Ungleichheit mit in den Kauf nehmen 
müffen, wenn wir überhaupt ein foldhes Gefeg zu Stande 
bringen wollen. Nun hat Herr Kollege Hoch beſonders 
hervorgehoben, daß die Perſonen, die während ihrer 
Dienitpflicht zu Arbeiten in verfiherungspflichtigen Be- 
trieben verwendet werben, in ber Negel ald Tagelöhner 
beichäftigt würden. Das möchte ich für mein Theil 
beftreiten. Cine ganze Menge von Berfonen, die dem 
Soldatenitande angehören und die während ihrer freien 
Thätigfeit einen beitimmten Beruf ausgeübt haben, werden, 
wenn fie zu folden dienstlichen Verpflichtungen heran 
gezogen werben, wenn irgend möglich zu der Thätigkeit 
verwendet, die fie früher ausübten, fodaß fir dieſe Falle, 
wie mir audh Herr Kollege Hod zugeben muß, unfer 
Antrag dad Rechte trifft. 
Nun hat Herr Hoch weiter gejagt, die Sache hätte 


feine praftifhe Bedeutung, weil zu wenig folder Fälle (D) 


borfämen; er giebt aber zu, daß ein Theil der Verletzten 
bon unferem Antrag getroffen und für dieſe eine Befferung 
gegenüber dem Zuftande eintreten würbe, ber bei Annahme 
der Regierungövorlage eintreten muß. Nachdem wir aber 
anbererteitg bon Herru Generalleutnant v. Viebahn gehört 
haben, daß in den Jahren 1884 bis 1897, wenn ich recht 
verftanden habe, im Durchſchnitt überhaupt mur 8 Fälle 
per Yahr vorgekommen find, fo wirb mir Herr Kollege 
Hoc doc zugeben, daß aud die Bedenken, die er hat, 
in praftiicher Beziehung nicht fo bedeutend find, daß man 
davon reden könnte, es ftände eine große Schädigung ber 
Arbeiterflaffe bevor, wenn man ftatt in der von ihm in 
ber von und borgefchlagenen Weiſe verführe. 

Herr Generalleutnant dv. Wichahn hat heute von 
neuem darauf hingewieſen, wie bedenklich es wäre, wenn 
wir die Leute, die im Waffendienft für ihr Vaterland ihre 
Gejundheit einſetzen, beziehungsweiſe einbüßen, anders oder 
jogar ſchlechter behandeln ald diejenigen, welche während 
ihrer Dienftpflicht zu irgend welchen gewerblidyen Arbeiten 
herangezogen werden. Ich glaube, der Reichstag hat 


biöher immer bewiefen, daß er bereit ift, für bie 
Sriegäinvaliden noch mehr zu thun, als bie ver: 
bündeten Regierungen zu thun vorichlagn. Ich 


bin ferner der Meinung, daß der Reichstag ſich auch 
bereit erflären wird, den Anforderungen der ver: 
bündeten Negierungen vollkommen Folge zu leiſten, 
welche in Bezug auf die Verbefferung der Militärpenfions: 
geſetze geitellt werden. Im jo weniger dürfen wir ung 
abhalten laffen, einer Ungerechtigkeit, welche wir eventuell 
in ein neues Geſetz mit hinübernehmen würden, vorzu— 
beugen, lediglid aus dem Grunde, weil während einer 
gewilfen Uebergangszeit cine Verſchiedenheit im wenigen 
Fällen ftattfinden kann — ih jage ausdrücklich, in 
wenigen Fällen, weil ja der Herr Vorredner der ver— 


(RB) Bundesraths, 
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(A) bündeten Negterung mit befonderem Nachdruck hervor: 


gehoben Hat, daß es fic alljährlich nur um zirka 8 Fälle 
bandelt. Ic bin auch micht der Meinung, daß durch 
Annahme diefes Antrags die Militärpenfionsgefege auf: 
aehalten würden; dazu halte ich den Antrag in der That 
wicht fir bedeutend genug. Ih kann mir midht denken, 
daß die Militärbehörden oder die verbündeten Negierungen 
eine nothwendige Reform auffchichen würden, weil wir 
diefen Antrag hier angenommen haben, Vom praftiichen 
Geſichtspunkte aus möchte ich im Gegentheil der Meinung 
fein und dem Gedanken Ausdrud geben, dab, wenn wir 
diefen Antrag annehmen, die verbiindeten Regierungen 
bezw. die Militärverwaltung dann um jo mehr VBeranlaffung 
nehmen wird, die Benftionsmilitärgefege recht bald umzu— 
ändern bezw. fie uns in einer Form vorzulegen, daß 
dergleichen Interfchiede, die ja auch wir alle bedauern, 
befeitigt werden. Geht die Militärverwaltung bei den 
Penſionsgeſetzen etwa noch über unjern Antrag hinaus, 
jo trifft ja der Abſatz 2 der Negierungsporlage zu, welcher 
für den Fall, daß nah dem Penſionsgeſetz cin höheres 
Einkommen zu Grunde zu legen ift, dieſes ald maßgebend 
gelten läßt. 

Meine Herren, einen Gejihtöpunft wird man doch 
audı ſeitens der Militärverwaltung nicht zurückdrängen 
fönnen, das iſt der, daß es ungerecht ift und den allge: 
meinen Rechtsanſchauungen im Deutichen Reiche wider: 
ipricht, wen der Staat — und es handelt fidy hier um 
den Staat — den Arbeitern, die bei ihrer Thätigfeit in 
Staatöbetrieben berunglüden, weniger bezahlen foll, als 
er vom jedem Unternehmer verlangt, der in Deutichland 
irgend einen privaten Betrieb betreibt. Das bürfen wir 
nicht zugeben, und deshalb bitte ich, daß Sie dem An— 
trage trotz des Widerfprudies des Herrn Vertreterd der 
verbündeten Regierungen Ihre Zuftimmung ertheilen. 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Kommiſſar des 
Staiferlihe Geheime Ober-Negierungsrath 
Caspar. 

Kaspar, Kaiſerlicher Geheimer Ober-Regierungsrath, 
Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, ih muß 
mich auch vom Standpunkt der Zivilverwaltung gegen den 
Antrag der Herren Opfergelt und Noefide ausfpreden. 

Zunächſt aber möchte id) cine Bemerkung voraus— 
ihiden gegenüber einer allgemeinen Bemerkung, die der 
Herr Abgeordnete Dr. Opfergelt gemadt hat. Er ſprach 
nändich den, wie er fagte, allgemeinen Gedanken aus, 
daß es in den ftaatlihen Betrieben mit der Unfallver— 
hütung noch nicht fo beitellt fei wie in den Brivatbetrieben, 
und daß man daher alle Urſache hätte, für cine erhöhte 
Fürſorge für die im Rede ftehenden Berfonen die Hand 
au bieten. Ich glaube nun, daß die ftaatlihen Betriebe 
in diefer Beziehnng den Vergleich mit den Privatbetricben 
vollftommen aushalten lönnen und in Bezug auf die Unfall: 
verhitung hinter den privaten Betrieben gewiß nicht zurück— 
ftehen, in manchen Beziehungen vielleicht nod fie über: 
treffen, Und was insbefondere die militärischen Betriebe 
betrifft, jo befindet fih auch im Bezug auf die Durch— 
führung der Unfallverhütungsporfchriften der Staat in 
einer günftigeren Lage als die Brivatinduftrie, indem dort 
einfach befohlen wird, was au Unfallverbitungsmaßregeln 
zu beobachten ift, und ganz andere Zwangsmaßregeln 
hinter diefem Befehle ftehen, als bei privater Infallver: 
hütung angewendet werden können. 

Mas fodanıı den vorliegenden Antrag im einzelnen 
aubetrifft, fo find die Beſtimmungen des Abfages 2, wie 
mit Necht hervorgehoben worden ift, allerdings aus 8 10 
des Gewerbeunfallverfiherungsgefeges übernommen. Dort 
haben aber die Beſtimmungen eine ganz andere Bedentung 
wie bier. Es handelt ſich dort darum, daß ein In— 
dividuallohn, der im Einzelfalle nicht nad Maßgabe des 
Geſetzes Feftgeftellt werden Tann, weil der betreffende Ver: 


legte noch nicht ein Jahr im Betrieb befhäftigt geivefen (0) 


ift, durd eine Wahrfcheinlichkeitgrechnung erſetzt werben 
joll, nämlich durch den Hinweis darauf, was ein gleich— 
artiger Arbeiter im Betriebe verdient hat. Dort foll alio 
ein Lohnfas angewendet werden, den der Verlegte in an: 
deren Betrieben wahrjcheinlich Schon bezogen hat oder bei 
länge» andauernder Beſchäftigung bezogen haben würde; 
hier aber handelt es fih — abweichend von dem früheren 
fozialdemofratifchen Antrage — um einen Lohnſatz, den 
der Berleäte niemal3 bezogen hat. Der Verletzte hat 
vielleicht die Vorbildung für eine ganz andere Ber 
Ihäftigung genoffen und wird nun zu einer Beihäftigung 
herangezogen, die er niemals ausgeübt hat an die er nie 
gedaht hat; er bekommt alfo einen fingirten Lohnſatz, 
was mit dem fonftigen Prinzipien der Unfallverſicherung 
nicht im Einklang ſteht. So wie der Antrag lautet, 
würde er lediglich die Wirkung haben, daß zuſätzlich zu 
der bereits im Entwurf vorgefchenen Grhöhung des that: 
ſächlichen Verdieuſtes bis auf den ortsüblichen Tagelohı 
eine nodhmalige Erhöhung des zu Grunde zu legenden 
Minimalverdieuftes Hinzugefegt würde, und ich brauche 
nicht befonders BE de he daß, Wenn man dieſen 
Grundſatz auf die Infallverfiherung übertragen wollte, 
dies zu einer ſehr merwünſchten Verſchiebung der jegigen 
Grundlagen der Infallverfiherung führen wiirde. 

Ich muB ferner noch darauf hinweijen, daß die ganzen 
Nrgumentationen, die zur Begründung des Anirags 
vorgebracht find, lediglich auf die Militärverhältnifie 
paflen. Der Antrag umfaßt aber die Zivilverhältniſſe 
mit. Wenn man fi voritellt, dar cin Reichszivil— 
beamter, der in einem imfallverfiherungspflidtigen Bes 
triche beichäftigt ift, aus irgend einer befonderen Wer: 
anlaffung einmal zu ciner anderen Beſchäftigung 
herangezogen wird, zu der er nidjt vermöge feines Amtes 
regelmäßig verpflichtet ift, dann foll bei einem etwaigen 
Infalle jeine Entſchädigung nad) einem anderen fingirten 
Lohnſatz berechnet werden. Ich glaube, daß das zu den 
größten Inzuträglichkeiten und Streitigkeiten führen würde; 
es würde zu einer vollitändigen Verſchiebung der ganzen 
Rechtslage and im Hinblid auf eine fpätere Entwidlung 
der Unfallverficherung führen. Nun kommt hinzu, daß es 
fich, wie ſchon von verihiedenen Seiten ausgeführt wird, 
um wenige Fälle handelt; und um diefer wenigen Fälle 
willen, bei denen, wie der Herr Abgeorditete Hoch mit 
Recht ausgeführt hat, wahrfcheinlic zu einem jehr geringen 
Theil diefer Grundjag zur Anwendung kommen würde, 
will man ein fo wichtiges neues Prinzip einführen. Ich 
glaube, daß das nicht wohlgethan wäre. 

Wenn dann der Herr Abgeordnete Noefide in Bezug 
auf die Bemerkungen des Herrn Generalleutnant v. Viebahn 
binfichtlid der Penſionsgeſetze geltend gemacht hat, die 
Verbefferung diejer Geſetze könne durch die vorgeſchlagene 
Beſtimmung nicht aufgehalten werden, es fei anzunehnen, 
daß die verbündeten Negierungen eine als nothiwendig 
anerfannte Neform nicht um dieſer Beitimmung willen 
hinausſchieben würden, fo iſt das ganz richtig; aber die 
Schwierigkeit, die dadurch verurfadt wird, liegt auf einem 
anderen Gebiete. Die Militärverwaltung fteht im Begriff, 
die Milttärpenfionsgefeße nach neuen, einheitlichen und in 
höherem Maße der Billigkeit entſprechenden Grundfägen 
aufzubauen. Dieſe Negelung wird gewiß erfchtvert und 
aufgehalten, wenn man neue Grundjäge, deren Tragweite 
man in dieſem Augenblid ſchwer überfehen kann, jetzt 
hineinträgt und die Militärverwaltung nöthigt, bei ber 
neuen grundſätzlichen Regelung auf diefe hier vereinzelt 
aufgenommene Beſtimmung Rückſicht zu nehmen und ihre 
neuen Vorſchläge wieder unter Berückſichtigung diefes 
neuen Gedanfens, der bisher, wie gejagt, der Unfall— 
berfiherung ganz fremd ift, aufzubauen. Ich glaube, daß 
nach allebem, was von Seiten der Militärverwaltung jetzt 


— 


D) 
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(A) befannt gegeben worden iſt, gewiß die Annahme nicht bes 


(B 


— 


gründet iſt, als ob die Militärverwaltung darauf aus- 
ginge, weniger zu zahlen, als bisher geſchehen iſt oder 
unter entiprehenden Berhältniffen von den Brivatunter: 
nehmern geleiftet wird, und ich glaube, dab alle dieſe 
Erwägungen dahin führen müffen, den Antrag nicht an- 
zunehmen. 

Präſident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete 
Molkenbuhr. 

Molkenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann 
auch nicht gerade behaupten, daß der ſcheinbar ſo ſorg— 
fältig ausgearbeitete Antrag Opfergelt-Roeſicke eine hen 2 
Verbefferung des Gefeges fein würde. Wir gingen bei 
unferem Antrage von dem Grundfage aus, daß derjenige, 
der zum Militär eingezogen wird und beim Militär ver: 
unglückt, dann eine Nente haben follte, wie er fie ala 
Zivilperſon erhalten hätte, falls er ſich dieſen Unfall in 
feinem gewöhnlichen Arbeitöverhältniß zugezogen hätte. 
Meiner Meinung nad ift dad eine vollfommen gerechte 
Grundlage, ift das etwas, was ber einzelne Menſch ſehr 
wohl beanfprucdhen fann; denn es würde das eine Nente 
fein, die feinen ganzen Verhältniffen angepaßt ift. Nach 
diefer Richtung läßt allerdings der Antrag Opfergelt: 
Roefide nicht nur vollftändig im Stich, fondern es wird 
mit einem Mal der Verlegte in ein ganz anderes Ber: 
hältniß hineingeſetzt. 

Nun jagt zwar der Herr Abgeordnete Roeſicke: es 
follen zwei, die im gleichen milttäriihen Rang ftehen und 
gleichzeitig bei einem und Demfelben Unfall verunglüden, auch 
unbedingt gleihe Nente haben. Es ift aber fehr wohl 
denkbar, dab es Perſonen find, die eigentlih im Zivil— 
verhältniß vollftändig verſchieden geftellt find. Es kann 
3. B. vorkommen, daß ein Mann, der im Zivilfeben als 
eriter Mafchinift bereit3 auf einem großen Dampfer fährt, 
zur MWerftdivifion fommandirt wird, wenn er zu eitter 
Hebung einberufen ift, und nunmehr einen Unfall, ich will 
mal jagen, im Range eines Kohlenziehers auf einem 
Kriegsſchiff oder eines gewöhnliden Tagesarbeiterd er: 
leidet. Derartige Fälle find recht wohl denkbar und können 
fehr große Härten herbeiführen. Ammerhin fehe ich aber 
ein, daß infofern gegenüber den im Gele befindlichen 
Paragraphen eine kleine Milderung vorhanden ift, und 
weil er den Abſatz 2 des Geſetzes etwas verbeſſert, fo 
werbe ich dem Antrag zuftimmen. 

Nun zur Rede des Herren Generalö v. Viebahn. Der 
geehrte Herr Generalleutnant fommt nach meiner Meinung 
mit feiner Nede um eineinhalb Jahrzehnt zu ſpät. Die 
ganze Rede, die er gehalten hat, richtete fi weder gegen 
den Antrag Opfergelt:Roefide nod gegen den Antrag, 
den wir feinerzeit geitellt haben, ſondern richtete ſich gegen 
das Geſetz überhaupt. Gr hätte diefe Rede, die er heute 
gehalten hat, vor eineinhalb Jahrzehnten im Bundesrath 
halten und denfelben überzeugen follen, daß es eigentlich 
ein Unding ift, irgend einen Menſchen, der Soldat wird, 
fall3 er verunglüdt, num auch lediglich nad dem Militär: 
penfionägefeß zu behandeln. Das ift der Grundgedante 
feiner Rede. Nun, meine Herren, daß vom Negierungs: 
tiich aus gegen ein Geſetz, welches eineinhalb Jahrzehnte 
befteht, ein folder Angriff gerichtet wird, das ift mir neu; 
aber man wird ja in der letzten Zeit an mande Neuig: 
feiten gewöhnt. 

Aber auch inhaltlich hat der Herr Generalfeutuant 
v. Viebahn wenig Glüd damit gehabt, feinen Standpunft 
zu begründen. Gr fagt vom Standpunkt des Militärs 
mit vollem Recht: die Hauptperfonen in der Armee find 
Diejenigen, weldye die Waffen tragen. Gewiß, aber dann 
follte die Armee die Nebenperfonen and nicht zum Militär: 
dienft einziehen. 

(Schr richtig! links.) 
Die Leute, die zur Arbeitsleiftung bei der Armee einge: 


zogen werben, werben doch nicht eingezogen, weil fie zum (C) 


Militärdienft brauchbar find, ſondern weil fie fähig find, 
bad Geſchäft, was fie im Zivilſtande ausführen, aud) 
beim Militär ausführen können; fie werben alfo nicht als 
Artilleriften oder Infanteriften eingezogen, fondern als 
Schuhmader, Schmiede, Sattler u. ſ. w. Da find fie 
daun gut genug, und fobald man fie in den beireffenden 
Berufe, den fie in ihrem Zivilleben ausführen, bei ber 
Armee einzieht, dann fragt es fih: warum foll der Be— 
treffende, der, weil er einen beftinmten Beruf hat, zur 
Armee eingezogen wird, deshalb Vieles entbehren müflen, 
weil er als Soldat nicht fo bezahlt wird, wie er als 
freier Arbeiter bezahlt würde! weshalb follte der Dann, 
wenn er in feinem Berufe verunglüdt, zur Strafe dafür, 
daß die Armee den eingezogenen Oekonomiehandwerkern 
fo viel weniger giebt, al3 der Zibilunternehmer, nun 
lebenslang mit einer —— Lenſton bedacht werben! 
Gr wird doch bei der Ausübung feines Berufs beſchädigt, 
und dafür num den Krüppel lebenslang zu ftrafen, weil 
die Armee nicht zahlt, was ber freie Handwerker verdient, 
ift mindeſtens eine Härte, die ein Staat, der Anfprud) 
darauf macht, Sozialpolitif zu treiben, ſich micht zu 
Schulden fommen laffen darf. 

Nun, meine Herren, bie verfhiedenen Wergleiche, 
welhe immer mit dem Milttärpenfionsgeieh angeftellt 
werden! Daß dieſe Leute jetzt günftiger geftellt jind als 
auf Grund des Militärpenfiondgefeges, ift lediglich ein 
Umdrehen der Thatjahen. Da follte der Herr General 
fih ohne weiteres binftellen und jagen: ja, ſeht einmal, 
hier werden die Leute fhon einigermaßen anftändig be: 
handelt, — und er jollte überhaupt feine Rede, die er 
jest gehalten bat, halten, wenn das Militärpenſionsgeſetz 
zur Debatte fteht, und mit Rückſicht auf jenes Geſetz 
jagen: es ift cin Unrecht, daß die Leute ſo ſchlecht be: 
handelt werden. Aber wenn man die große Mehrheit 
ungerecht behandelt, jo ift das feineswegs ein Arguntent, 
ja nicht einmal eine Entfchuldigung dafür, daß deshalb 
alle Krüppel ungerecht behandelt werden. Das find An— 
fihten, die vielleiht dom militäriichen Standpunkte zu 
rechtfertigen fein mögen; im allgemeinen wird man aber 
im Volke für derartige Auffaffungen ſehr wenig Berftänd: 
niß haben. Herr Generalleutnant dv. Viebahn hat aller: 
dings die geringe Zahl genannt, welde auf Grund 
dieſes Gefees in Frage kommen. Ach weiß aber nicht, 
ob die von ihm genannte Zahl Äh auf alle im 
militäriihen Werhältniffe ftehende Perſonen bezieht, 
oder ob es lediglich die Zahl derer war, die in der 
Armee find. Ich glaube, bei der Marine wird vielleicht 
ein großer Theil vorhanden fein, weil da das Hinein- 
ziehen in andere Beſchäftigungen immer in erheblich 
größerem Umfange gejchieht al3 bei der Armee. 

Wenn dann hier hervorgehoben wurde, dab es im 
ganzen ungerecht wäre, diefen rein firirten Lohn einzuführen: 
— ein rein firirter Lohn ift ja infofern bereit vorhanden, al3 
man den ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagcarbeiter 
eingeführt hat. Was ift denn der ortsüblicdhe Tagelohn 
gewöhnlicher Tagelöhner anderes als ein firirter Yohn? 
Diejer Lohn gilt für den betreffenden Ort, wo der Arbeiter 
lebt, und wenn dieſer ortsübliche Tagelohn dort niedrig 
angelegt ift, fo fanıı man immer annehmen, daß es cin Ort 
ift, im dem ſich billig Ichen läßt. Beim Militär ift es ganz 
anders. Derjenige, der auf einem entlegenen Schiehplage 
verunglüdt, Tann aus Berlin oder einem anderen Orte 
ſtammen, wo die allertheueriten Lebensverhältniſſe herrichen, 
uud für ihm ift der Lohn, der bei der Berechnung feiner 
Nente zu Grunde gelegt wird, noch geringer, als er ſich 
ergeben würde nad) den Berechnungen gemäß dem Antrag 
Roeſicke⸗Opfergelt. 

Aus dieſen Gründen halte ich immerhin den Antrag 
Noefide für beffer ald das Geſetz, obwohl ich nicht zu: 


— 
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(A) geben fan, daß er die SFrage befler löſt, als wie es mit 


unferem Antrag gefchehen wäre, der in der zweiten Lefung 
mit großer Mehrheit abgelehnt if. Wäre die Mehrheit 
nicht fo groß geweien, jo würden wir ihn zur dritten 
Leſung wieber eingebracht haben, und wenn Sie die Ber: 
hältniffe noch einmal prüfen, fo werden Sie zu der lieber: 
zeugung kommen, daß unfer Antrag die Sade beſſer 
regelte als jeßt der Antrag NRoefide-Opfergelt. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hofmann (Dillenburg). 

Hofmann (Dillenburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
mit dem Herrn Abgeordneten Hoc bin ich ber Meinung, 
baß der Antrag Opfergelt in ben allermeiften Fällen 
prattiſch unwirkſam ift aus ben von erfterem bereit ans 
geführten Gründen. Nun hat und der Herr Regierungs— 
fommiffar mitgetheilt, daß überhaupt die Durchſchnittszahl 
jährlich acht Fälle beträgt. Wenn ih nun der Anficht 
bin, baß in ber That der Antrag Opfergeli auf bie 
meiften Fälle gar feinen Bezug hat, jo würde höchſtens 
bie Zahl von 2 bis 3 Fällen übrig bleiben, wo ber An 
trag überhaupt wirkjam fein würde. Wegen biefer 2 bis 
3 Fälle aber ein neues Prinzip einzuführen und nad) 
meiner Meinung noch dazu ein unrichtiges, dazu kann ic) 
mich nicht entichließen. Der Antrag ift entnommen aus 
8 10 des Iinfallverfiherungdgefeßes; aber dad Brinzip 
erhält durch die lebertragung einen ganz veränderten 
Charakter. Das Wefentlihe bei der IUnfallverfiherung ift, 
daß die Nente feftgeftelt wird nah dem eigenen 
Individuallohn, und falls diefer nicht nach dem eigenen 
Berbienft feitgeftellt werben kann, fo ift die Ergänzung in 
bem $ 10 gegeben. ter foll als Prinzip feſtgelegt 
werben ein fremder Indlviduallohn, nicht der Individual⸗ 
lohn der vom Unfall betroffenen Perſon, fondern eines 
ähnlihen Arbeiter. Das iſt doch ein ganz anberes, 
falſches Prinzip, jedenfalls ein Prinzip, deſſen Tragweite 


(8) man durdaus nicht gleich überfehen kann. 


Den Gründen, die ber Herr NRegierungstommiffar 
vorhin angeführt hat, und benen ich mich durhaus an— 
ſchließe, möchte ih mod ein weiteres Bedenken hinzu— 
fügen. Nad dem Wortlaut des Antrags heißt es: 

Bleibt der nad Abfat 1 zu Grunde zu legende 
Betrag hinter dem Jahresarbeitsverdienſt zurüd, 
welchen während des legten Jahre vor bem 
Unfall Perſonen bezogen haben, melde mit 
Arbeiten berfelben Art in demſelben Betriebe, oder 
in benachbarten — Betrieben beſchäftigt 
waren, ſo iſt dieſer Jahresarbeitsverdienſt der 
Berechnung der Rente zu Grunde zu legen. 
Denten Sie ſich zwei einfache Arbeiter, dieſelben arbeiteten 
in demfelben Betriebe, der eine auf Tagelohn beichäftigt, 
der andere im Akkord — ja, ber im Alkord wird oft 
mehr verdienen, als ber ondere bei berjelben Arbeit. 
Welcher Arbeitöverdienft fol da zu Grunde gelegt werden, 
der für Attordarbeiter oder der andere? Das ift nicht 
feitzuftellen. Alſo in der praktiichen Durdführung diefes 
Prinzips kommt man tm einzelnen nicht zurecht. 

Der Grundirrthum liegt aber darin, daß man die 
ganze Frage als eine reine Arbeiterfrage betrachtet. Bei 
ſolchem Unglück können doch Militärperfonen betheiligt 
fein, von Denen fein einziger ein Berufsarbeiter ift — 
die mieiften in der Arnıce, oder doch ungemein viele, find 
ja von Beruf Landwirthe. Da fpringt doch in die Augen, 
dab man nicht ohme weiteres die Gefeßgebung für die 
Berufsarbeiter übertragen kann auf diefe militärischen 
Verhältniſſe. Das find häufig ganz ungleidartige Ber: 
hältniffe, die nit über einen Kamm gefchoren werden 
fönnen. Ich halte die Aufitellung dieſes Prinzips für 
fehr bebenflih. Herr Generalleutnant v. Viebahn führte 
aud aus, daß das für die Invalidenverſicherung hinder: 
lich fein würde. 
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Aus dieſen prinzipiellen und praftifchen Gründen (C) 


fann ich dem Antrage nicht zuftimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Roeſicke (Deſſau). 

NRoe ſicke (Deſſau), Abgeordneter: Nur, weil von dem 
Rednern, die gegen unferen Antrag geſprochen haben, be— 
hauptet wurde, diefer Antrag widerfprede dem Prinzip 
der Berficherung, wie es in unferen Verfiherungägejegen 
niedergelegt ift, nehme ich nochmals das Wort. 

Es ift durchaus unrichtig, befondered Gewicht darauf 
zu legen, daß die betreffenden Perſonen bei Aunahme 
unſeres Antrages ihre Rente nach einer anderen ent 
feit bemeffen erhalten, als fie in ihrer freien Thätigfeit 
vorher ausgeübt haben. Denn in unferen Unfallver: 
ſicherungsgeſetzen ift überall der Gedanke durchgeführt, daß 
der Betreffende entihädigt werden jolle nah dem Maße 
feines Ginfommens aus der Thätigfeit, welde er bei 
Gelegenheit de3 Unfall ausübte. Man hat allerdings 
den Individuallohn eingefügt, weil man damit in ber 
Negel das Nichtige trifft, nämlich das, was der Verletzte 
bei der Arbeit, bei welcher der Unfall paffirte, im Laufe 
eines Jahres verdient hätte. Man hat aber gleichzeitig 
anerkannt, daß man vielfach einen anderen Mabftab wählen 
muß, nämlid dann, wenn cin Arbeiter nicht in dem 
gleihen Betriebe vor dem Anfall ein Jahr lang be- 
Ihäftigt war. Der Herr Regierungävertreter wird doch 
zugeben, daß die Fälle jehr häufig find, wo ber Arbeiter 
in demfelben Betrieb nit ein — Jahr vor dem Un— 
fall thätig war. Deshalb iſt die in $ 10 des Unfallver— 
ſicherungsgeſetzes vorgeſehene Ausnahme nit zu charak— 
terifiren als eine ſolche, Die nur nebenbei in Frage kommt, 
fondern fie fommt überaus oft zur Geltung. 

Sodann ber Herr Nbgeorbnete Molkenbuhr 
hervorgehoben — und dem möchte ich auch noch wieder: 
ſprechen, weil es gleichfalld Bezug hat auf die Frage, ob 


unfer Antrag auf dem Prinzip der bisherigen Ilnfall- (D) 


verſicherungsgeſetze fteht oder nicht — ih ſage: Herr 
Moltenbuhr hat hervorgehoben, daß e3 vorlommen könnte, 
daß eine. Berfon, die früher Obermaſchinenmeiſter in ihrer 
freien Thätigfeit war, nun gezwungen wird, Stohlenzieher- 
dienfte auszuüben, und dann nur entichäbigt würde 
auf Grund des Lohnes, weldhen ein Stohlenzieher ver: 
dient. Gewiß ift das richtig mit ber Maßgabe, daß, 
wenn der ortsübliche — n höher iſt, dieſer, ober 
wenn die Penſionsgeſetze einen höheren Betrag vorſehen, 
dieſer höhere Betrag in Betracht kommen würde. Aber 
das iſt doch auch wieder dasſelbe Prinzip, wie es in den 
Unfallverſicherungsgeſetzen zur Geltung kommt. Wenn 
ein Arbeiter Obermaſchinenmeiſter iſt, und er hat keine 
Gelegenheit, dieſe Thätigkeit auszuüben, ſo iſt er auch als 
freiet Arbeiter gezwungen, ſich wo anders Arbeit zu 
ſuchen. Wird er nun in einem Fabrikbetriebe als ein— 
facher Arbeiter oder Tagelöhner beſchäftigt, und erleibet 
als ſolcher einen Unfall, dann wird nicht efragt, ob biefer 
Arbeiter früher Maſchinenmeiſter Bench fl, und es 
wird aud nicht gefragt: was haft du früher ald Maſchinen— 
meifter verdient? — fondern es wird feftgeftellt, was er, 
wenn er ein Jahr in dem Betriebe als —2*8 oder 
Hilfsarbeiter beſchäftigt geweſen wäre, verdient hätte, und 
denſelben Grundſatz wollen Herr Kollege Opfergelt und 
ich auch hier einführen. 

Nun hat auch Herr Kollege Hofmann gegen den An— 
trag geltend gemacht, daß diefe Beftimmung in den meilten 
Fällen unwirkſam jei. Ja, wenn fie jo unwirkſam tft, 
warum fträuben fi denn die Herren Vertreter der ber: 
bündeten Regierungen fo ſehr dagegen? Dann können fie 
fie doch afzeptiren, um fo mehr, als fie uns ja ein Militärs 
penfionsgeleb vorlegen können, durch weldes die Frage 
erft recht unwirkſam gemacht wird. Das wird doch aud) 
Herr Kollege Hofmann zugeben, daß es nicht gerecht ift, 
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(A) daß man Perfonen, die ihrer Militärpflicht genügen, wenn | fchreiten. — Das ift nicht der Fall; wir können zur Ge: (0) 


fie gezwungen werben, in irgend einem Staatöbetrich 
Arbeiten auszuüben, nnd dabei cinen Anfall erleiden, 
Schlechter behandelt, als wenn fie in einem fonftigen Ber 
triebe, der unter den Unfallverſicherungsgeſetzen fteht, eine 
Thätigkeit ausgeübt hätten. Darin hat Herr Molfenbuhr 
recht, daß, wenn wir eine Menderung der Vorlage in diefer 
Beziehung nicht vornehmen, derjenige, der einen Unfall in 
einen ſolchen Staatäbetriebe erleidet, noch eine Strafe 
dafür erhält, daß er feiner Pflicht ald Soldat nachgekommen 
if. Das nenne ich das Gegentheil von Gerechtigkeit! 

Ih muß auch ferner Heren Kollegen Molkenbuhr 
darin recht geben, daß, wenn man überhaupt feine Ber: 
fchiebenheit in Bezug auf die Perſonen, die eine derartige 
Thätigfeit in militärifhen Betrieben ausüben, zulaſſen 
will, man dad ganze Geſetz verwerfen muß, nicht bloß 
ben jegigen Entwurf, fondern auch dad Geſetz von 1886. 
Nur dann würde der Zuftand hergeftellt, der als Grundfaß 
bon der Militärverwaltung hocdhgehalten wird. Nachdem 
wir aber jo viele Verſchiedenheiten ſchon eingeführt haben, 
nachdem durch die neuen Beltimmungen des Entwurfs 
noch mehr Verichiedenheiten eingeführt werben follen, fehe 
ich nidyt ein, warum man nicht eine Beſtimmung noch aufs 
nchmen kann, Die nach meiner Meinung dem Nechtsbewußt: 
fein volllommen entipriht. Sollten aber die verbündeten 
Negierungen mehr Bedenken gegen unferen Antrag haben 
ald gegen den Antrag der Herren Sozialdemokraten, fo 
würden wir vielleicht zu Gunsten dieſes Antrags unſeren 
Antrag zurüdziehen. Es bebürfte nur einer Erklärung 
ſeitens der verbündeten Regierungen, und wir wirden dann 
bald zu einer Ginigung gelangen können. 

BPräfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ” geſchloſſen. Wir kommen zur Ab— 
ſtimmung über & 3 

Zu demfelben beantragen die Herren Abgeordneten 


(B) Dr. Opfergelt und Roefide (Deſſau) auf Nr. 317 der 


Drudiahen, hinter dem eriten Abſatz des $ 3 zwei neue 
Abſätze einzufiigen. Ich werde erit über biefes Amendement 
abftimmen laffen, dann über $ 3, wie er fih nad ber 
vorhergehenden Abftimmung geftaltet hat. — Hiermit ift 
das rg einverltanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde nad dem 
Autrag der Herren Abgeordneten Dr. Opfergelt und 
Roeſicke (Deſſau) — Nr. 317 der Drudiahen — in $ 3 
hinter den erften Abſatz zwei neue Abſätze, deren Berlefung 
mir erlaffen wird? — das ift ber Fall —, einfdhieben 
wollen, fih von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das Büreau iſt zweifelhaft; wir bitten um bie Gegenprobe. 
(Diefelbe erfolgt.) 
Test fteht die Minderheit; das Amendement ber Herren 
Abgeordneten Dr. Opfergelt und Noefide (Defjau) iſt an: 
genommen. 

Ich darf nun ohne befondere Abftimmung weiter an 
nehmen, daß S3 mit dem eben angenommenen Amendement 
ebenfalld vom Haufe angenommen ift. — Da niemand 
widerſpricht, ift dies der Fall. 

— ——— — 854 — 55, —86, 

„— —89, —810, — 8 812° — umb 
erkläre alle diefe don mir eben aufgerufenen Paragraphen 
als vom Haufe in dritter Leſung genehmigt. 

Nunmehr rufe ih auf die Einleitung zu Art. 1 — 
und erkläre auch dieſe für vom Haufe bewilligt. 

Ich rufe auf Art. 2. — Auch dieſen erkläre ich für 
bewilligt. — Ebenfo Einleitung und Ueberſchrift. 

Meine Herren, zur Gefammtabftimmung über den 
Gefegentwurf fünnen wir nur fchreiten, wenn niemand 
widerspricht, da einige Abänderungen vorgenommen worden 
find. Ich frage deshalb, ob jemand aus dem Haufe 
widerfpridt, daß mir fofort zur Gefammtabftimmung 
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fammtabjtimmung fchreiten. Ich bitte daher diejenigen 
Herren, welche den Entwurf eines Unfallfürforgefeges für 
Beamte und für Berlonen bed Soldatenftandes nad) den 
eben gefaßten Beichlüffen in dritter Lefung in der Ge: 
fammtabftimmung annehmen wollen, fid) von ihren Plätzen 
zu erheben. 

Geſchieht. 


) 
Das ift bie große Mehrheit: der Geſetzentwurf tft im ber 
Gefammtabftimmung angenommen, und damit der zweite 
Gegenftand der Tagesordnung erledigt. 
Mir kommen zum dritten Gegenftand der Tagedorbnung: 
Berichte der Kommilfion für die Petitionen, 
und zwar: 
a) fiebzehnter Bericht, betreffend Abänderung bes 
Börfengefebes (Nr. 223 der Drudiachen). 
Berichteritatter iſt der Herr Abgeordnete 
Tönnies. 
Der Antrag geht auf Ueberweiſung zur Er— 
wägung. 

Zur Gefhäftsordmung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Wattendorff. 

Battendorff, Abgeordneter: Herr Präfident, es ift 
mir mitgetheilt worden, daß an dieſe Petition ſich größere 
(rörterungen knüpfen würden. Ich halte es nun nicht 
für wünſchenswerth, daß in Abwejenheit des Herrn Ne: 
ferenten über die Petition verhandelt wird. Der Bericht: 
erftatter, Herr Kollege Tönnies konnte heute Hier micht 
anwefend fein. Ich möchte daher beantragen, die Petition 
hente von der Tagesordnung abzufeßen. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Büfing. 

Büfing, Abgeordneter: Meine Herren, ich hätte zwar 
gewünscht, daß der Gegenitand der vorliegenden Petition, 
welcher ganz ausschließlich; die Abänderung des 8 66 des 


Börſengeſetzes betrifft, Hier im Reichstag Zur Verhandlung (D) 


gelangt wäre, da beinahe allfeitig anerfannt wird, daß 
eine ſolche Aenderung nothwendig it, und daß Gefahr im 
Verzug vorhanden it. In der fiheren Erwartung 
jedoch, daß auch ohne eine ſolche Verhandlung hier im 
Neihstage die Regierung beichleunigt die Initiative zur 
Abänderung des & 66 de3 Börfengefeßed ergreifen wird, 
will ich meinerfeits feinen Widerfprud; gegen die Abſetzung 
beö Gegenitandes von der heutigen Tagesordnung erheben. 
(Bravo!) 
Präftdent: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Dr. Roefide (Kaiſerslautern). 
Dr. Roefide (Haiferslautern), Abgeorbnieter: Meine 
Herren, auch wir auf diefer Seite find Damit einverftanden, 
daß ber Gegenftand von der Tagesordnung abgefett wird, 
aber nicht im der fiheren Erwartung, die der Herr Ab: 
geordnete Büfing ausgefproden hat, fondern in einer ganz 
anderen Erwartung. 
(Heiterfeit.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Mattendorff hat 
beantragt, den Petitionsbericht betreffend Abänderung des 
Börſengeſetzes (Nr. 223 der Drudjahen) von der heutigen 
Tagesordnung abzufegen. Die beiden Herren Vorrebner 
haben dem nicht widerfprodhen; — 3 erhebt fih auch 
fonft fein Widerſpruch im Haufe: id) kann daher annehmen, 
daß das Haus beichloflen hat, die Petition abzufegen. — 
Dies tft der Fall. 

Wir gehen über zur nächſten Petition: 

b) achtzehnter Bericht, betreffend Benfionserhöhungen 

alter Ruhegehaltsempfänger (Nr. 224 der Drud- 


fadhen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete 
Kraemer. 
Der Antrag geht auf Ueberweiſung als 
Material. 
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Ich eröffne die Diskuffion. Der Herr Berichterftatter 
hat das Wort. 

Kraemer, Abgeorbneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
ih würde lediglih auf den ſchriftlichen Bericht diesmal 
Bezug nehmen fünnen, wenn nicht die Petitionskommiſſion 
einen Borichlag gemacht hätte, der einem früheren Beſchluß 
des Neihstags einigermaßen widerfpridt, einem Beſchluſſe 
über eine gleiche Petition wie diesmal, nämlich von älteren 
Nuheltandsbeamten, die eine Erhöhung ihrer Penſionen 
beantragen. Darüber hat der Reichſtag am 5. Mai 1899 
einen Beihluß gefaßt, dahingehend, die Petition durd) 
Uebergang zur Tagedorbnung für erledigt zu erklären. 
Diesmal Schlägt Ihnen die Betitionsfommiffion vor, fie 
als Material zu überweifen. Id muß deshalb furz auf 
die Sadıe eingehen. 

Die NRuheftandsbeamten vor 1897 fühlen ſich da— 
durch beichwert, daß die MWohlthaten der fpäteren Ge— 
jeggebung ihnen nicht zu Theil geworden find, insbejondere 
die Wohlthaten der Geſetze, die bon 1890 bis 1897 
erlaffen worden find, und fie glauben ganz befonders, 
fih darauf berufen zu fünnen, daß 1890 der Reichstag 
auch diefen Beamten die Gehaltserhöhung zuerkannt 
habe, und dab nur aus finanziellen Gründen von ber 
Berwirklihung dieſes Beſchluſſes Abftand genommen 
worden fei. Dann berufen fie fih ganz befonders auf 
bad Vorgehen be3 Königreichs Sachſen, wo in der That 
eine Erhöhung der Penfionen der älteren Ruheſtands— 
beamten eingetreten ift, und zwar um 7'/, Prozent bezw. 
10 und 12'/, Prozent. Sie wollen nicht anerkennen, daß 
außerorbentlihe Schwierigkeiten bei der Berwirklihung 
ihres Wunſches eintreten würben, und find aud) ber Anficht, 
daß bie finanziellen Bedenfen, bie von Seiten der ver: 
bündeten Regierungen erhoben werben, wicht durchſchlagend 
fein fönnten. Demgegenüber hat allerdingd ber Herr 
Vertreter der verbündeten Regierungen in der Kommiſſion 


(B) unter anderem erklärt: 


Ein Bedürfniß zu einem gefeßgeberifhen Gin: 

reifen kann nicht anerfaunt werden, da Unter: 

Müsungs- und Dispofitionsfonds ausreichend be— 

meſſen find, um Härten und Ingleihmäßigkeiten 

im Falle der Bebürftigfeit auszugleichen. 
Deingegenüber können die Ruheſtandsbeamten jagen: mir 
beanſpruchen ein Recht, nicht Wohlthaten. 

Was die finanzielle Tragweite angeht, fo wird diefelbe 
allerdings fehr von ren bemeffen. Es find im ganzen 
Petitionen aus 18 Orten, darunter auch aus größeren 
Städten, 3. B. Wiesbaden und Hannover vorhanden. 
Von den Beamten diejer beiden Städte wird angegeben, 
dab die often, die eine 10prozentige Erhohung 
herbeiführen würden, fih nur auf 50000 Mark belaufen 
würden. Es wird das gleichlautend in beiden Petitionen 
behauptet. Wie die Berechnung angeltellt worden ift, 
das entzieht fih der Prüfung, weil darüber nichts 
Näheres angegeben if. Aber von Seiten de3 Herrn 
Regierungskommiſſars ift in der Kommiſſion erklärt worden, 
daß allein, ganz abgelehen von den Reliktenbezügen, die 
Penfionen bei einer Erhöhung um 10 Prozent, wenn 
man dad Borgehen in Sadhfen in Nüdficht ziche, 
4 Millionen ausmahen würden. Das tft ein folofjaler 
Interihied; das ſpricht alfo bei der Beurtheilung ber 
Frage mit. Die Kommiſfion glaubte in ihrer Mehrheit, 
daß, was im Lande Sachen redt und billig ſei, doch 
aud im Reihe nicht als unbillig erachtet werden fünne, 
und daß demgemäß die Petition dem Herrn Reichskanzler 
als Material zu überweifen fein müßte. 

So lautet der Antrag ber Kommiſſion, und ich bitte, 
dab das Haus dieſem Antrag Folge gebe. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Diskuffion ift geichloffen. Wir fommen zur Abſtimmung. 

Die Kommiſſion beantragt: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petitionen Journ. TI Nr. 273 bis 285, 364, 
389, 390 398 und 12086, betreffend Erhöhung der 
Nuhegebälter der älteren Ruheſtandsbeamten, dem 
Herrn Reichskanzler ald Material zu überweifen. 
Wenn niemand widerfpricht, werde ih annehmen, daß 
das Haus dem Antrage feiner Betitionsfommiffion beis 
tritt. — Da niemand widerſpricht, ift das der Fall. 
Wir fonımen zum 
neunzehnten Bericht, betreffend Abänderung bes 
Vogelſchutzgeſetzes (Nr. 225 der Druckſachen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Dr. 
Marcour. 
Der Antrag geht auf Uebergang zur Tages: 


ordnung. 

In der eröffneten Diskuffion Hat das Wort der Herr 
Berichterftatter. 

Dr. Marcour, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, zu bem —— Bericht möchte ich, um 
Mißverſtändniſſen vorzubeugen, nur kurz bemerken, daß 
es ſich bei dem Geſuch nicht etwa um die Bitte handelt, 
die uns ſchon wiederholt hier beſchäftigt hat, einen ſchärferrn 
Schutz der einheimiſchen Singvögeln herbeizuführen, fondern 
im Gegeniheil um ein Geſuch der Vereinigung beutjcher 
Vogelhändler in Köln, welde den Reichstag eriuden, 
gegen dieſe vielfady gewünſchten ſchärferen ———— 
der Vogelſchutzgeſetzgebung zu ſtimmen. 

In Uebereinſtimmung mit den wiederholten Beſchlüſſen 
der Kommiſſion und des Plenums zu Gunſten eines 
ſolchen verſchärften Schutzgeſetzes ſchlägt Ihnen die 
Kommiſſion vor, über dieſe Petition zur Tagesordnung 
überzugehen, und ich kann Ihnen nur die Annahme 
dieſes Vorſchlages empfehlen. 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion iſt geſchloſſen. 

Die Petitlonskommiſſton beantragt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
über die Petition II Nr. 165 der Bereinigung 
deuticher Vogelhändler, betreffend den Yang, den 
Verkauf und das Halten einheimifcher Singvögel, 
zur Tagesordnung überzugehen. 
Menn niemand widerfpricht, werde ich annehmen, daß das 
Haus dem Beichluffe feiner Petitionstommiffion beitritt. 
— Das ift der Fall, da niemand widerſpricht. 
Mir kommen zum 
swanzigften Bericht, betreffend Schuß deutſcher 
Intereffen im Auslande (Nr. 226 der Drud: 
ſachen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Dr. 
Marcour. 
Der Antrag gebt auf Webergang zur Tages— 
ordnung. 

Ju Bezug auf diefe Petition iſt mir foeben ein 
Schreiben des Herrn Reichskanzlers zugegangen, nad) 
welchem ber vortragende Nath im Auswärtigen Amt 
Geheime Legationdrath Herr v. Dirkfen der heute ſtatt— 
findenben — über den Bericht der Petitions— 
kommiſſion, betreffend Schutz deutſcher Intereſſen im Aus— 
lande, als Kommiſſar beimohnt. 

Ich eröffne die Diskuſſion. Das Wort hat der Herr 
Berichterſtatter. — Derſelbe verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Haſſe. 

Dr. Haffe, Abgeordneter: Meine Herren, ald die vor— 
liegende Betition in der Petitionskommiſſion behandelt 
wurde, war die Angelegenheit Germann & Eo. noch nicht 
völlig zum Austrag gefommen. Ich höre, daß inzwiſchen 
auch bie legten Ansprüche diefer in Kuba geſchädigten 
Firma befriedigt worden find. Ich würde für eine ge— 
fällige amtliche Auskunft hierüber am diefer Stelle aber 
doch dankbar fein. 
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Wenn ich mich für diefen Gegenftandb zum Worte ges 
meldet habe, geſchah e3 aber nicht diefer Erledigung wegen, 
ſondern deshalb, weil in dieſer ganzen Angelegenheit ber 
preußifhe Herr Yuftigzminifter intervenirt hat, und 
zwar im einer Meife, bie in der juriſtiſchen Literatur und 
in der Tageöpreffe lebhaft beanftandet worden iſt. Der 
Kommiſſionsbericht ſchweigt fih über dieſen Vorgang falt 
ganz aus, unter Bezugnahme darauf, daß das Auswärtige 
Amt nicht in der Lage geweſen fei, iiber dieſe Anterbention 
des preußifhen Herrn Juftizminifters Auskunft zu eriheilen. 
Soweit mir bekannt, ift die Angelegenheit aber im 
preußifchen Abgeordnnetenhaufe behandelt worden, und 
ich halte es dod) für fehr zwedmäßig, den Herrn Bericht: 
erftatter zu bitten, uns über dieſe Vorgänge Mittheilung 
zu machen, jodaß fie in die Aften des Reichstags gelangen. 

Da id das Wort habe, möchte ich einige Angelegen— 
heiten bier furz berühren, die in gewiſſem Zuſammenhang 
mit der vorliegenden Pelition ftehen, 

Zunächſt ift Schon feit Jahren feitens ber Firma 
Shmidt& Fiſcher in Trinidad auf Cuba gebeten worden, 
ihre Entihädigungsanfprüce zu vertreten. Much hier höre 
ih zu meiner Freude, daß diefe Anſprüche im allerfüngiter 
Zeit befriedigt worden find. Ich würde aber auch hier für 
eine gefällige amtlihe Auskunft dankbar fein. 

Endlich darf ich hier daran erinnern, daß ein Fall 
Diemer in Argentinien bezw. Montevideo das Auswärtige 
Amt ſchon feit dem Fahre 1893 beſchäftigt, und daß ber 
Geſchädigte darüber Hagt, daß er nod heute nicht be: 
friedigt worden ift. Wielleicht ift es möglich, heute oder 
bei einer baldigen ähnlichen Gelegenheit uns hierüber 
eine amtlihe Austunft zu ertheilen. 

Der PBetitiondkommifjion des Reichstages Liegt aber 
auch eine Petition derjenigen Deutichen vor, die aus 
Südafrifa ausgewieſen worden find und deshalb Ent: 
ſchädigungsanſprüche erheben. Es ift mir zweifelhaft, ob 


(2) diefe Petition uns bald vorgelegt werden wird. ch 


möchte daher die heutige Gelegenheit ergreifen, um mein 
Bedauern auszuſprechen, daß die englifche Regierung diefen 
Entihädigungsaniprüchen fo große Schwierigkeiten ent- 
gegenfeßt. Diefe angeblid mit und fo befreundete Re— 
gierung zeigt fid) doch hier alles andere cher al3 freund: 
lid. Ganz beionders ift es zu bedauern, daß wir aus 
den Zeitungen jegt erfehen müffen, daß die zu biefem 
Zwede eingefegte Kommiſſion ein Berfahren belicht, 
da3 die ntereffenten von einer Befriedigung fo gut wie 
ausfchließt; denn es wird von ihnen verlangt, fie follen 
an Ort und Stelle fein. Soweit bekannt, hat der 
öfterreihiiche Vertreter in diefer Honmmiffion dem wenigs 
ftens einen palfiven Widerftand entgegengeftellt, indem er 
aus der Kommiſſion ausgeſchieden ift. Ich möchte lebhaft 
wünſchen, daß der Vertreter des Deutſchen Reiches in 
diefer Kommiſſion eine ähnliche Energie zeigt. 
Bräfident: Das Wort hat der Herr Hommiffar des 
Bunbesrath3, Kaiferlihe Geheime Legationsrath v. Dirkſen. 
v. Dirkſen, Kaiſerlicher Geheimer Legationsrath, Kom— 
niffar des Bundesraths: Auf Die Anfrage des Herrn Abgeord—⸗ 
neten Dr. Haſſe erlaube ich mir folgendes zu erwidern. Was 
die letzte Forderung der Firma Germann & Comp. betrifft, 
bie im Kommiſſionsbericht auf 214 Mark angegeben iſt, fo 
bin ih in der Lage, mitzutheilen, daß biefe Forderung 
in den letten Tagen zur Auszahlung gelangt ift. 
Dasjelbe ift der Fall mit der Forderung der Firma 
Schmidt & Fiſcher. Nach einem Bericht der Botſchaft in 
Paris hat die ſpaniſche Regierung 5100 Peſetas über: 
wiefen, um die Forderung der Firma Schmidt & Fiſcher 
au —— 
er Herr Abgeordnete Dr. Haſſe hat dann nad) dem 
Fall Diemer gefragt. Der Fall Diemer ift für und eine 
ungeheure Seeſchlange, bie jeit langen Jahren die diplo— 
matiſchen Vertreter des Deutihen Reichs in Buenos-Ayres 


beſchäftigt. 
um dieſe Intereſſen nach Fug und Recht zu ſchützen. 
Herr Diemer iſt ein etwas jähzorniger Herr, der Grund— 
beſitz in Argentinien hat. Er hat die Gerichte angerufen 
in ſeiner Sache und hat die Empfindung, nicht genügend 
geſchützt worden zu fein. Der Vertreter des Deutichen 
Reichs iſt für ihn eingetreten und hat crwirkt, daß Herrn 
Diemer vor einigen Jahren eine Entfhädigung von einigen 
Taufend Peſeten ausgezahlt wurde. Herr Diemer hat 
fih damit nicht zufrieden erklärt, fondern hat nachträglich 
mit feinen Klagen von neuem begonnen, er hat injuriöfe 
Briefe nit nur an das Auswärtige Ami gerichtet, was 
ja daran gewöhnt ift, fondern, was noch fchlimmer ift, 
an die argentinifche Regierung, und hat feine Poſition 
dadurch nicht verbeſſert, ſodaß wir unter dem jegigen 
Miniſter des Auswärtigen in Buenos-Ayres keine Hoffnung 
haben, etwas zu erreichen. Selbftverftändlich behalten wir 
die Sadje im Auge und haben ben neuen Gejandbten, ber 
hingeſchickt worden ift, gründlich informirt, damit er nad 
beften Kräften Hilft. 

Was endlih die Anfrage über die Behandlung ber 
Nellamationen der aus Südafrifa Ausgewiejenen anlangt, 
jo kann ich mid) in der Hauptfadhe auf die Erklärungen 
berufen, bie in der Petitionskommiſſion abgegeben find, 
und bie in einem gedrudten Bericht dem hohen Haufe 
nody vorgelegt werden werben. Die Befürchtung des 
Herren Abgeorditeten Hafle über die Behandlung, Die die 
engliſche Regierung diefen Neklamationen zu Theil werden 
läßt, theilen wir nicht ganz. Wir haben geftern den Be: 
riht des Nechtdanwalt3 Lieverling befonmen, der von 
und als Bertrauendmann nad) London geſchickt ift, um 
vor der Kommiſſion die deutihen Anſprüche zu vertreten. 
Seine Aeuferungen lauten nicht jo peilimiftiich, wie Die 
Auffaffung bes öſterreichiſchen Vertreters gewefen zu fein 
ſcheint. Er und der holläandiiche Vertreter find in der 


Kommiſſion geblieben, und ich glaube, es liegt aud im (1) 


Intereſſe der deutichen Ausgewiefenen und ihrer Forbes 
rungen, daß die Verhandlungen fortgeſetzt werden und 
veriucht wird, ihnen zur Geltung zu verhelfen. Wir 
haben unferen Bertreter angewiefen, was die Zitation ber 
Ausgewieſenen vor die Kommiſſion betrifft, zu erklären, 
daß die Hatjerliche Negierung grundſätzlich die Berechtigung 
ber Forderung, daß die Ausgewiejenen vor der Kommiſſion 
in London perfönlicd erfcheinen ſollen, nicht anerkennen 
fan, daß fie indeſſen feine Einwendungen dagegen zu 
erheben Hat, wenn ſich die einzelnen deutſchen Aus— 
gewiejenen bereit finden laflen, nad London zu reifen, — 
jelbitverftändlich unter der Bedingung, daß aus dem 
Nichterfcheinen fein nachtheiliger Schluß für die Nicht: 
erjhienenen gezogen wird. Ich glaube, wir werben mit 
ber Sadje etwas Geduld haben müſſen, hoffe aber doch, 
daß wir zu einem befriedigenden Ergebniß fommen werben, 
zumal die englifche Regierung ſich in der Dampferbeichlag: 
nahme feiner Zeit auch vollkommen entgegenfommend ges 
zeigt hat. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; bie 
Diskuffion ift gefchlofien. 

Das Schlukwort hat der Herr Bericiterftatter. 

Dr. Marcour, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, der erſte Bunkt, der bon dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Haffe berührt worben ift, die Anfprüche der Firma 
Germann & Comp. betreffend, ift bereit durch die Er— 
Härung des Herrn Negierungsfommiffard erledigt. Als 
die Petition der Kommiſſion vorlag, am 6. März, konnte 
bereit® erklärt werden, daßalleAnfprüche, welche die Firma an 
die Spanische Regierung zu ftellen hatte, bis auf einen kleinen 
Reft von 214 Mark 12 Pfennig befriedigt worden feien, 
und dab noch Verhandlungen ſchwebten, damit auch dieſer 
feine Reft der Firma ausgezahlt werde, wenn fie wirk— 
lich einen beredtigten Anſpruch bavauf habe. Durd die 
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Diefe haben ihre beiten Kräfte daran geſetzt, (CO) 
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(A) heutige Erklärung des Her Negierungsfommiffard haben 


Sie gehört, daß auch dieſer legte Neft bezahlt ift, und 
daß alio damit diefe Frage aus der Welt geihafft ift. 
Schon mit Nüdfiht darauf, daß anı 6. März nur noch 
eine Heine Forderung vorlag, und daß dad Auswärtige Amt 
jich feine Mühe hatte verbrießen laffen, um auch bie anderen 
Anſprüche in befriedigender Meije zu regeln, ift Ihnen 
vorgeſchlagen worden, über dieſen Theil der Petition zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Mas dann den zweiten Punkt betrifft, ben der Herr 
Abgeordnete Dr. Haffe berührt hat, die in der Petition 
behauptete angeblich unzuläffige Einmiihung des preußi— 
ſchen Herrn YJuftizminifters in die Rechtspflege, fo konnte 
diefes in der Kommiſſion nur kurz behandelt werben, ba 
der Herr Regierungsfommiffar auf Anfrage hier erklärte 
und naturgemäß aud nicht anders erklären fonnte: 

Welche Schritte der königlich preußiiche Juſtiz— 
minifter infolge der ihm im Falle German ges 
wordenen Mittheilungen unternommen hat, kann 
von Seiten des Auswärtigen Anıt3 nicht erörtert 
werben. 

Infolge deflen war die Kommiffion nicht in der Lage, 
in eine ausführlihe Grörterung diefes Falles einzutreten. 
65 wurde auf Grund der Darlegung des Herrn Re— 
gierungslommiffard zwar angenommen, daß allerdings 
wohl ein Schreiben de3 Auswärtigen Amt3 an das preis 
Biihe Juſtizminiſterium ergangen ſei, daß dieſes aber 
lediglich auf die völkerrechtlichen Grundſätze hingewieſen 
habe, wonach ein fremder ſouveräner Staat der ins 
ländiſchen Gerichtsbarkeit nicht unterliege, der Pfändungs— 
beſchluß und der Arreſtbeſchluß des Landgerichts Hier in 
Berlin alfo unzuläffig und daher nichtig ſei. Demgemäß 
wurde bon Seiten eines der Kommilfionsmitglieder bie 
Vermuthung geäußert, es werde ſich vorausfichtlich bei 
dieſem Schreiben nicht um einen unberechtigten Eingriff 


(B) der Juſtizverwaltung in die Rechtspflege gehandelt haben, 


fondern vielmehr um eine Rechtsbelehrung, wie fie 
nicht blos in diefem falle, fondern häufiger in der Rechts— 
pflege vorzufommen pflege. Inzwiſchen nun aber, meine 
Herren, hat der preußifhe Herr Yuftizminifter Gelegenheit 
genommen, inder Sigungbes preußiſchen Abgeorbnnetenhaufes 
vom 18. März d. I. auf eine Anfrage des Herrn Abge— 
ordneten Nabbyl, fi) zur Sade zu äußern, und hieraus 
ergiebt fih, dab in der That das Auswärtige Aınt fich, 
nachdem es von dem Arreftbeichluß des hiefigen Land— 
gericht3 Kenntniß erhalten hatte, fih an das preußifche 
Juſtizminiſterium gewendet hat, um demſelben anzuzeigen, 
daß dieſer Beſchluß ungeſetzlich wäre nach völferrechtlichen 
Grundſätzen, wie ſie ſeit Jahren praktiſch geübt ſeien. 
Namentlich ſei — und das iſt im Kommiſſionsbericht auf 
Grund der Erklärung des Herrn Regierungskommiſſars 
bereits erwähnt worden — dieſe Praxis bereits geübt 
worden im Jahre 1881 auf eine Intervention des damaligen 
Reichskanzlers, des veritorbenen Fürften von Bismard. 
Infolge diefes Schreiben! de3 Auswärtigen Amtes, das 
übrigens, wie der Herr Juſtizminiſter im Abgeordnetens 
hauje erklärte, nicht an ihn gerichtet geweſen fei, ſondern 
an das Yuftizminifterium, und das ihm auch nicht zu 
Händen gekommen jei, babe der damalige Unterſtaats— 
jefretär v. Nebe-Pflugſtädt ſich verpflichtet gehalten, ein 
Schreiben an den Präſidenten des Landgerichts J in 
Berlin zu richten, in weldem er auf das Unznläſſige des 
erften Arreitbeichluffes hingemwiefen und dann bemerkt hat 
— der Herr Präfident wolle mir gütigft geftatten, ein 
paar Süße daraus vorzulefen —: 
Das Gericht hat damit Gerichtsbarkeit über ben 
ſpaniſchen Staat in Anſpruch genommen, obwohl 
ein fremder jouveräner Staat nah allgemein ans 
erkannten, insbeſondere aud in der Praxis der 
deutſchen Gerichte zur Anwendung gebrachten 


völferrehtlihen Grundfägen der inlänbiichen 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen ift, d. i., Diele 
fih auf ihn nicht erftredt. Es wird infoweit 
auf das in der Prozeßſache des Ingenieurs 
Zimmer gegen die rumäniihe Negierung er: 
gangene, den Rechtsweg für unzuläſſig erflärende 
Urtheil des Gerichtshofes zur Entiheidung für 
Kompetenzkonflitte vom 21. Januar 1882 ver- 
wieſen, das nebft den übrigen Nachweiſen betreffs 
der Praxis der Gerichte in Gruchots Beiträgen 2c. 
Band 26 Seite 289 ff. veröffentlicht worden ift. 
Meiter heißt es in dem Schreiben: 
Arreftbefchl und Pfändungsbeſchluß ftellen ſich 
daher nicht ald Ausflug unferer Gerichtöbarfeit 
dar umd find daher nichtig und unwirlſam. Es 
wird daher faum einem Bedenken begegnen, fie 
zwed3 Befeitigung der im ihrem Befchluffe 
liegenden Verlegung des BVölferreht3 von Amts 
wegen wieber aufzuheben. 
Infolge diefes Schreibens ift dann ein zweiter Gerichtö- 
beihluß gefaßt, und der Arreftbefehl wieder aufgehoben 
worden, und auf bie eingelegte Beſchwerde iſt dieſer zweite 
Gerichtsbeſchluß beitätigt wroden durch Kammergerichtö- 
beihluß und endlich durch Beſchluß des Neichögerichts. 
ei eußiſche Herr Juſtizminiſter hat dann noch dazu 
emerkt: 
Das Eine aber glaube ich wiederholen zu dürfen: 
der Vorwurf, den der Herr Abgeorbnete Nadbyl 
zum Ausdrud gebracht hat, daß hier ein unzu— 
läffiger Eingriff der Juſtizverwaltung in die Recht: 
ſprechung der Gerichte vorläge, entbehrt nad den 
mitgetheilten Thatſachen jeder Begründung. 

So weit die Thatſachen! Ich jelbit kann mich nätürlich 
nicht weiter darüber äußern, da, wie gejagt, in der Kom— 
mijfion die Sache nicht erörtert werden fonnte, und id) 
kann Ihnen nur empfehlen, den Beichluß der Kommiſſion 
auf Uebergang zur Tagesordnung anzunehmen. 

Präfident: Wir fommen zur Abftimmung Die 
Kommiſſion beantragt: 

Der Reihötag wolle beſchließen: 
über die Betition II Nr. 228 des Großkaufmanns 
Mor 2. Tornow in Berlin, betreffend ben Schuß 
deuticher Intereffen im Auslande, zur Tages- 
ordnung überzugehen. 
Wenn niemand widerſpricht, werde ih annehmen, daß 
das Haus diefem Antrage der Kommiſſion beitritt. — 
63 ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Wir fommen zum 
einundzwanzigften Bericht, betreffend bie ge: 
werblichen Berhältniffe der Zahnkünftler (Nr. 227 
der Drudjadhen). 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Dr. 
Marcour. 

Der Antrag lautet auf Uebergang zur Tages— 
ordnung. 

Dazu liegt vor der Antrag auf Nr. 321 der Drud: 
fahen der Herren Abgeordneten Dr. Endemann und 
Baflermann, welche die Petition dem Herrn Reichskanzler 
zur Erwägung überweifen wollen. Das Wort hat ber 
Berichteritatter. — Derfelbe verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Endemann. 

Dr. Endemann, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Antrag, den ich mit meinem Kollegen Baffermann ein— 
gebracht habe, bezwedt nur, daß nicht einfach zur Tages» 
ordnung über die Petition des Vereins der Zahnkünitler 
binweggegangen werden fol. Der Berein ber beutfchen 
Zahnfünftler ift ein fehr großer; fie befigen alle bie 
negative Eigenſchaft, daß fie feine Approbation ald Zahn- 
ärzte haben. Das ift fiher; aber bei ber großen Zahl 
der Zahnkünftler, die dieſem Verein angehören, giebt es 
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(A) verfchiedene Kategorien. 
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Es giebt auch Leite darunter, 
die im ihrem Berufe ganz tüchtig find, und beshalb fällt 
es mir ſchwer, ohne weiteres zur Tagesordnung über: 
zugehen. Es ift freilich die Petition dahin gerichtet, daß 
die Ausübung diefes Berufs von einem Befähigungs: 
nachweis abhängig gemacht werben foll. Darin fchießen 
die Herren weit über das Ziel hinaus, da gebe ich alio 
dem Beriht der Betitionstommilfion vollkommen vedt. 

Dod möchte ih als eins der Motive fir umferen 
Antrag noch das beibringen: für die fleineren Städte und 
dad flahe Laud find Zahnärzte nothwendig. Leider 
Gotltes macht man die Beobachtung, dab auf das Land 
oder in die fleineren Städte die approbirten Zahnärzte 
nicht gern hingehen; fie überlaffen das eben den ſoge— 
nannten Zahnfünftlern. Daß dieſe die Konkurrenz unter 
einander ausichlichen wollen, möchte ich doch in gemifler 
Meife bezweifeln; aber wenn jeder einzelne, der irgend 
einen Beruf hat, ſich gern weiter fortbilden will, jo muß 
man das mit Freuden begrüßen, um jo mehr bei einem 
Verein, der, wie ih ſchon erwähnt habe, jo zahlreiche 
Mitglieder hat uud darunter fehr tiichtige Leute. 

Deshalb möchte ih bitten, unferen Antrag anzu: 
nehmen und die Petition dieſer deutſchen Zahnkünftler 
dem Herrn Reichskanzler zur Erwägung zu überweijen 
und nicht nad dem Antrag der Kommilfion zur Tages: 
ordnung überzugehen und die Petition zu begraben. 

Bräfident: Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuffion ift geſchloſſen. — Der Herr Berichterftatter 
verzichtet auf das Schlußwort. Wir fommen zur Ab: 
ftimmung. 

Die Kommiſſion beantragt: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
über bie Petition Journal II Nr. 554 des Vereins 
deuticher Zahnkünſtler, betreffend die zukünftige 
Geſtaltung des Zahnkünftlergewerbes im Deutfchen 
Reiche, zur Tagesordnung überzugehen. 
Dagegen beantragen die Herren Abgeordneten Dr. 
Endemann und Baflermann auf Nr. 321 der Drudjaden, 
diefe Petition dem Herrn Reichskanzler zur Er: 
wägung zu überweifen. 
Ach werde zuerft über den Antrag Dr. Endemann: 
Baſſermann abftimmen laffen, und jollte derjelbe abgelehnt 
werden, fo werde id) annehmen, dab der Antrag der 
Betitionstommiffion angenommen ift. — Hiermit ilt das 
Haus einveritanden. 

Sch bitte alfo diejenigen Herren, welde nad dem 
Antrag Dr. Endemann:Baffermann auf Nr. 321 der 
Drudjahen die vorliegende Petition dem Herm Reichs— 
fanzler zur Erwägung überweifen wollen, fid von ihren 
Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Dad iſt die Mehrheit; der Antrag Dr. Endemann— 
Ballermann ift angenommen, und damit der Antrag der 

Betitionstonmiffion hinfällig geworben. 
Wir kommen nunmehr zum 

zweiundzwanzigiten Bericht, betreffend Regelung 
der Nrbeiterverhältniffe im Gaſtwirthsgewerbe 

(Nr. 228 der Drudjadhen). 
Berichterftatter ift im Vertretung des Herrn 
Abgeordneten Thiele der Herr Abgeordnete 


Hoch. 
Der Antrag der Kommiſſion lautet auf Ueber— 
weiſung zur Erwägung. 
Ich eröffne die Disluſſion. — Der Herr Bericht: 
erſtatter verzichtet. 
Das Wort hat 
v. Hodenberg. 
Freiherr v. Hodenberg, Abgeordneter: Meine Herren, 
die Ermittlungen der Kommiſſion für Arbeiterftatiftif über 
die Zuftände im Gaftwirthögewwerbe haben zu einem Ent— 


ber Herr Abgeordnete Freiherr 





wurf einer Bundesrathsverordnung geführt, und die vor: 
liegende Petition ift dahin gerichtet, diefe Vorſchläge nod) 
zu erweitern. Wenn es ih nur darum handelte, daß 
wir den Gaftwirthägehilfen unfere Sympathie ausſprechen 
— und ih glaube, es iſt Wunſch aller Parteien, ihren 
Forderungen nadı Möglichkeit entgegenzufommen —, jo 
würde id) den Antrag geitellt haben, die Petition bem 
Herrn Reichskanzler zur Berüdjihtigung zu überreichen. 
Ich nehme davon Abjtand, meine Herren, aus denfelben 
Gründen, die geftern hier der Herr Vorſitzende der 
Petitionsfommiffion uns als maßgebende Norm der Kom— 
miſſion entwidelt hat, da wir nicht allen Punkten der 
Petition zuftinmmen können. Ich made auf $ 2 aufmert- 
fan, die Beftimmungen, die für das weibliche Berfonal 
gefordert werden, ferner bie Forderungen über die Stellen: 
vermittlung umd andere, die für und unannehmbar find. 
Aber, meine Herren, einige andere Punkte möchte 
ih doch noch den Herren Vertretern der Regierung ganz 
beionder3 and Herz legen. Das ift mamentlih bie 
Forderung, wenn es möglich iſt, der Gewerbeinfpeftion 
nicht allein die Betriebsräume zu ımterftellen, fondern 
auch die Aufſicht über die Schlaf: und Wohnräume, denn 
gerade in diefer Richtung find jchr große Mißſtände vor: 
handen; ferner: daß ein eventuelles Geſetz oder eine 
Bundesrathöverordnung nit allein ausgedehnt wird auf 
gewiffe Kategorien Feſtangeſtellter, fondern auf alle in 
der Saft: und Schanfwirthihait beichäftigten Perfonen, 
aljo au auf das Hilfsperfonal, denn ſonſt würden bie 
Wirthe wieder in der Lage fein, durch Umgehung der 
Verordnung ſich in vielen Fällen nur mit Hilfsperjonal, 
welches der Verordnung nicht unterliegt, zu behelfen. 
Meine Herren, es ift mit Freuden zu begrüßen, daß 
die Preſſe fait aller Parteien den berechtigten Forderungen 
der im Gaſtwirthsgewerbe Angeftellten Nusdrud gegeben 
bat, und alle Parteien diefe Wünfche als berechtigt aner: 
faunt haben. 
den Rath gegeben, fie follten nicht aufhören zu fchreien, 
denn „Ieter Tropfen höhlt den Stein“. Much viele der 
Herren Slollegen haben fi ja mit ben Verhältniſſen be: 
ihäftigt und haben entjchieden bejonderd aus dent 
Protokoll der Verhandlungen des erften allgemeinen Fach— 
fongrefle8 vom März v. J. und aus den Artikeln 
der Preſſe fi überzeugen fünnen, welche Mißſtände 
im Gaftwirthögewerbe vorhanden find. Das Aus— 
land ift und aud in der Beziehung voraus. England 
ift bekanntlich Hinfichtlic der Durchführung der Sonntags: 
ruhe, des Normalarbeitstages muftergiltig; in Frankreich, 
ſoweit ich orientirt bin, liegt im Augenblid ein gutes 
Geſetz vor und foll angenommen werben über das Stellen: 
bermittlungswefen, was ich aud der Beachtung empfehle. 
Aber, meine Herren, id) möchte befonders darauf hin— 
weilen: die Gaſtwirthsgehilfen find fich vollfommen be: 
wußt, daß die gefeglihe Hilfe allein nicht ihnen Rettung 
bringen fan, fondern daB es auch auf die Selbithilfe 
ankommt, — und ihre großen Organifationen wirken in 
diefer Richtung. Ih mache darauf aufmerkfam, daß in 
diefen Organifationen allerlei Gegenfäge zum Austrag 
fommen. Die eine große Organifation, der Verband der 
Deutſchen Baftwirthögehilfen, fteht auf parteipolitifchem 
Boden — er ift ausgeſprochen ſozialdemokratiſch; bie 
anderen großen Verbände, der Deutihe Kellnerbund und 
der Genfer Verband, ftehen anf ftreng gewerkidaftlichem 
Boden, fie wollen mit Barteipolitit nichts zu thun haben, 
fie fordern unter anderem aud den Befählgungsnachweis 
für die Gaftwirthägehilfen und vertreten Forderungen, die 
dem jozialdemofratiihen Programm durhaus wider: 
ſprechen. Ih möchte gerade in dieſer Vezichung aud) 
noch die Aufmerkiamfeit der Herren aus der Mitte und 
von ber rechten Seite de3 Haufes auf diefe Organifationen 
hinlenken und ihnen jagen, daß, wenn wir den berechtigten 


(C) 


Ich habe den Herren auch meinerfeits (D) 
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(A) Wünſchen diefer Organifationen nicht entgegenfommen, 


(B 


—_ 


allerding3 die Gefahr vorliegt, dab auch fie zur Sozial: 
demofratie übergehen. 

Meine Herren, ich möchte aber nun einen Punkt hier 
noch zur Erwägung ftellen und wende mid ba beionders 
an die Mitglieder des preußifhen Abgeordnetenhauſes 

(Zurufe und Heiterkeit) 
— hier im Haufe. Eine Haupthilfe in dieſer Frage ift 
da3 gute Beifpiel, und da möchte ich doch die Mitglieder 
des preußiihen Abgeordnetenhanfes bitten, fih über bie 
Zuftände zu orientiren, die beifpieläweife in Preußen, im 
Neihe de3 Eiſenbahnfiskus herrſchen. Der preußiſche 
Eifenbahufistus ſucht aus feinen fisfalifchen Einrichtungen 
der Bahnhofäreftaurationen durch Berpadhtung möglichſt 
hohe Ginnahmen herauszuziehen; aber der Frage des 
Schußes ber —— widmet er ſich nicht ſo ſehr, und 
fo herrſchten meinen Informationen nad in den Bahn— 
boföreftaurationen zum Theil die allerichlimmften Zuftände, 
ſowohl was die Schlaf: und Wohnräume der Angeftellten 
anlangt, als beſonders aud) in Bezug auf die Ausnutzung 
der Lehrlinge. Es befteht dort die reine Lehrlings— 
züchterei. Ich made darauf anfmerkſam, daß auf dem 
Bahnhofe Kandrzin im Jahre 1899 neben zwei aus: 
gelernten Kellnern elf Lehrlinge waren; bie können 
natürlich nicht jahgemäß ausgebildet werben und wurden 
um zum Ausrufen von Speifen und Getränfen an den 
Zügen benugt, während jie im ihren Berufe eigentlich 
gar nichts lernten. Sie wurden, ich möchte fait jagen, zu 
Clowns erzogen, denn fehr oft kommt die Art und Meile, 
wie dieſe unglüdlihen Lehrlinge zum Ausrufen auge 
genugt werben, einer derartigen I nahe. 

Feruer möchte id) auf die Zuftände bei der inter: 
nationalen Schlafwagengefellichaft hinweiſen, wo auch bie 
Angeftellten fehr ausgenugt werden, und wo fie bei über: 
mäßig langer Arbeitözeit — wobei fie natürlih als Ber: 
dienſt lediglich auf die Trinkgelder angewiefen find, feſte 
Gehälter bekommt faſt fein Einziger — daun wieder eine 
Ruhepauſe von vier Tagen haben, an denen ſie nichts 
verdienen. 

Ich möchte aber ferner die Herren, die der Berliner 
Stadiverordnetenverfammlung angehören, auf die ſtädtiſchen 
Gaſtwirthſchaftsbetriebe aufmerfiam machen und glaube, 
dab es fehr heilfam wirfen würde, wenn in deu ſtädtiſchen 
Betrieben ebenfalld mit gutem Beiſpiel vorangegangen 
würde. Weber die Zuftände im Berliner Natbhausfeller 
wird mir berichtet, daß in der Küche und in den Schlaf: 
räumen namentlich, früher wenigitens, Zuſtände ſehr 
ſchlechter Art geherricht haben. Ich weiß nicht, ob dem 
jest abgeholfen ift; aber ich meine, daß es eine Ehren— 
ſache auch für ftädtiihe Organifationen wäre, daß 
derartige Lofalitäten muftergiltig verwaltet werden. Man 
würde leicht in der Lage fein, mit den Oekonomen ber 
Neftaurationen Verträge zu fchließen, worin fie ſich ver 
pflichteten, ihre Angeftellten austömmlich zu befolden, und 
dafür fünnte ruhig ein fo großed Gemeinwefen, wie bie 
Stadt Berlin, auf einen entiprechenden Prozentjag ber 
Einnahmen verzichten. 

Meine Herren, wenn Sie die Protokolle der Fach— 
fongreffe und die Neußerungen in der Preſſe der Gaſt— 
a lefen, werden Sie jehen, daß in ben 
Streifen der Gaftwirthögehilfen eine gute Gefinnung und 
vielfah ein feines, ausgeprägtes Ehrgefühl vorhanden ift. 
Nicht mit Unrecht ift meines Erachtens der deutiche Gaft: 
wirthögehilfe im Auslande wegen feiner Bildung, ins 
fonderheit wegen feiner Spracdtenntniffe ſehr geihägt. 
Wo Sie hinkommen, nad der Niviera, Italien, Frank— 
reih, Eugland, überall finden Sie deutſche Gaftwirths- 
gehilfen. Ich richte deshalb an alle Parteien des Haujes 
die dringende Bitte, fi dieſes Standes anzunchmen, 
und richte auch an bie Vertreter der Regierung die Bitte, 
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baß bie Bunbesrathöverorbuung, wern es auf dieſem (C) 


Wege geichehen fol, vet bald kommt, und daß wirklich 
etwas ordentliches gemacht wird. Wenn fi alle die 
vielen Wünſche nidt im Nahmen der Bunbesrath3- 
verordnung erledigen laſſen, möchte ich bitten, daß uns 
zu Beginn der nächſten Seffion geſetzliche Beftimmungen, 
vielleicht in der Form einer Abänderung oder einer Er: 
gänzung der Gewerbeordnung vorgelegt werden, die ben 
allerdringendften und berechtigſten Wüuſchen der Gaſt— 
wirthögehilfen nachkommen. 

Id) möchte auch befonderd erwähnen, dab ed id 
nicht bloß um die Kellner handelt, fondern auch um alle 
Angeftellten, Köche, Hausdiener u. f. w., auch Kellnerinnen, 
Hausmäddhen, kurz, das ganze weiblihe Dienftperjonal, 
und ih möchte den Wunſch ausbrüden, daß alle die Mit: 

licder dieſer verſchiedenen Kategorien inbegriffen werden 
in die Schutzbeſtimmungen, die fih ja in eriter Linie 
richten auf eine auskömmliche Ruhezeit. Die Delegirten: 
verſammlung des beutfchen Stellmerbundes, die vor einigen 
Tagen in Kaſſel ftattfand, hat wieder in erjchredender 
Weiſe gezeigt, wie groß die Sterblichkeit unter den Ans 
geitellten des —— iſt, wie beſonders bie 
Lungenſchwindſucht große Opfer fordert, und es iſt, glaube 
ic), die Pflicht. aller Parteien, diefen berechtigten Wünſchen 
in vollem Umfange nachzukommen. 

(Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbiete 
Moltenbuhr. 

Molkenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, die gegen— 
wärtige Belitiou verlangt ja, genau genommen, gar nichts 
anderes, ald was bereits vor läuger alö zehn Jahren vom 
Negierungstiih aus den Gaftwirthägehilfen veriproden 
worden it. Als im Jahre 1891 die Gewerbeordnungs— 
novelle im Reichstag berathen wurde, fagte am 19, Fe— 
bruar der preußiſche Handelöminifter unter anderen: 


Auf die Frage, ob die verbünbeten Regierungen (D) 


geneigt feten, den Verhältniffen der Gehilfenichaft 
im Saft: und Schankwirthſchafts- jowie im Ber: 
fehrägewerbe näher zu treten uud fie zu regeln, 
erwidere id, daß ich anerkenne, daß diefe Wer: 
hältniffe dringend einer Abhilfe bedürfen, und daß 
ih nicht anftchen würde, alled zu thun, um 
möglichft bald zur Verbefferung diefer Mißftände 
beizutragen. Ich glaube aud nicht bezweifeln 
zu follen, daß die verbündeten Negierungen auf 
demſelben Standpunkte ftehen, wenn fie auch nicht 
einen diesbezüglichen Beſchluß bis jest gefaßt 
haben. Ich bin der Meinung, meine Herren, daß 
die Verhältniffe der Gehilfen und Lehrlinge im 
Gaſt- und Schanfwirthichaftsbetriebe, im Verlehrs— 
gewerbe, jowie aud im dem bereits früher be— 
handelten Handelögewerbe durch eine ſpezielle 
Geſetzgebung zu erledigen ſind, nicht hier, im 
Rahmen dieſes allgemein gewerbliche Verhältniſſe 
betreffenden Geſetzes. Ich hoffe, der Herr Ab- 
geordnete wird mit diefer Erklärung zufrieden fein. 
Sie ſehen alſo, damals wurde bereit eine Neuregelung 
der Berhältniffe in nahe Ausſicht geftellt. Jetzt ift bereits 
ein Jahrzehnt vergangen, und das Einzige, was auf 
biefem Gebiet gejchehen ift, ift, daß die Kommiſſion für 
Arbeiterftatiftit fi mit der Frage beidhäftigt hat und feſt— 
geftellt hat, was vorher auch ſchon befanut war, dab ganz 
binmmelfchreiende Mißſtände in diefem Gewerbe herrſchen, 
und nicht etwa bloß in ſolchen Zofalen, welde von öffent: 
lihen Behörden an private Wirthe vermiethet werben, 
fondern aud in foldhen Lokalen, die direkt von Behörden 
betrieben werden. So wird mir verfidert, daß im 
Mündener Hofbräubaufe in Bayern, alfo in einem Staats: 
betriebe, himmeljchreiende Zuftände herrſchen, und daß, 


al3 meine Parteigenoſſen im bayeriihen Landtage bort 


(A) 


(B) 
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(Moltenbuhr,) 
regelnd eingreifen wollten, ihr Borfchlag auf erheblichen 
Widerſpruch geftoßen ift, ſodaß die Mißftände dort in 
dem Staatöbetriebe verewigt werben, wenn nicht bie 
Reichsgeſetzgebung eingreift und dem bayerifchen Staat 
vorjchreibt, daß er feine Angeftellten jo behandeln muß, 
wie es einem anftändigen Arbeitgeber zukommt. Was 
bie Kommiſſion für Arbeiterftatiftif ermittelt hat, wirb ja 
ben meiften Mitgliedern dieſes Hauſes bekannt fein, ba 
ja die Ergebniffe, foweit möglich, ihnen zugänglich gemacht 
find, Aber mande, die damals jene Drudjadhe mit großer 
Begierde durdhftudirt haben, können die Ziffern zu großem 
Theil wieder vergeffen haben, weil ſeitdem ein halbes 
Dutzend Jahre vergangen find. 

Thatſache ift, daß die ſämmtlichen Behauptungen über 
Mißſtände in Arbeitszeit u. ſ. w. fi) nicht nur als vor— 
handen heraußftellten, fondern noch al3 fchlimmer, al3 er: 
wartet. Man hätte denken follen, beim Studium diefer 
Druckſachen hätte der Bundesrath fich feines Verfprechens 
vom Jahre 1891 erinnert; aber biäher ift fo gut wie 
nichts geichehen. Bor kurzem wurde ein Entwurf ver: 
öffentlicht, der vielleicht in der einen oder anderen Form 
Gefeg werben fol. Man begegnet freilich bier und in 
der Preſſe vielfach der Meinung, das fünne durch Bundes— 
rathsverordnung geſchehen; ich theile aber die Anficht, 
welde am 18. Februar 1891 der Mintfter v. Berlepſch 
ausfprad. Damald hatte der Herr Abgeordnete Bayer 
geglaubt, auf Grund des 8 1055 der Gewerbeordnung 
fönne der Bundedraih eines ſchönen Tages durch Ver: 
ordnung machen, was jest im Geſetz nicht gemacht ift. 
Darauf erwiderte der Minilter: 

Herr Abgeordneter Bayer ift der Meinung ge: 
weien, daß eines ſchönen Tages die Verkehrs: 
gewerbe und Gaft: und Scanfgewerbe durch 
Staiferlihe Verordnung regulirt werden können. 
Das ift meiner Anfiht nah durd das Geſetz 
ausgeihloffen. Im 8 105i ift beitimmt, daß 
& 105a Abſatz 1 bis S 105f auf dad Gaft: und 
Schantwirtbichaftägewerbe fowie auf das Ber: 
fehrögewerbe feine Anwendung finden. Daraus 
ergiebt fi, daß auch $ 105g auf diefe Gewerbe 
feine Anwendung findet, das Verbot der Som: 
tagsarbeit im ihnen nicht durch Saiferlihe Ber: 
ordnung regulirt werden Eönne. Diefe Aufgabe 
muß vielmehr einer befonderen Geſetzgebung vor— 
behalten bleiben — wie es 3. B. auch meiner 
Auffaſſung entipricht, dak, wenn wir Die ge— 
ſammten Berhältniffe der Geſellen und Gehilfen 
im Handelsgewerbe bezüglich des Arbeiterfchußes 
regeln wollen, das nicht im Wege ber Kaiſer— 
lichen Verordnung, fordern im Wege ber Geſetz— 
gebung zu gefchehen Haben wird. 
Soweit dad Handeldgewerbe in Frage kommt, ift bie 
Sade durd die legte Novelle zur Gewerbeordnung ge: 
regelt. Man steht alſo, daß beim Handelögewerbe der 
Weg der Geſetzgebung beichritten ift. Der muß aud 
beim Gaftwirthögewerbe beichritten werden. 

Wenn der dem Bundesrath zugegangene Entwurf 
an und kommen follte, werben wir entiprechende Ab— 
änderungsvorihläge mahen. Damit aber beim Bundes» 
rath fein Mikveritändniß herrfcht, weldyer Art diefe Vor: 
ſchläge fein werben, will id ſchon hier andeuten, nad 
welder Richtung jener Entwurf nad) meiner Meinung 
jeinen Zwed vollig verfehlt. Auf Ginzelheiten will ich 
nicht eingehen. Aber die Grundlage ded Entwurfs ift 
völlig verfehlt, da Sich dieſer Entwurf lediglich mit 
Kellnern und Köchen, Köchinnen und Mamfelld befaßt. 
Dadurd), daß lediglich Kellner, Köche und Mamfelld als 
die eigentlichen Gewerbearbeiter genannt find, trifft man 
nur den geringften Theil des Perſonals, das in Gaft: 
und Schantwirthichaften beſchäftigt ift. 


Nun zugegeben, daß fiir biefes Perfonal der Ent: (C) 


wurf eine Erleichterung fchaffen würde, dann wird aber 
dadurch cine folhe für das ganze Perſonal noch nicht 
herbeigeführt; denn neben ben zirfa 100 000 Kellnern und 
Köchen find nod ungefähr 150 000 Zimmermädchen, 
Küchen: und Hausmädchen, Hausknechte n. j. w. be: 
ſchäftigt. Alfo die Arbeit, weldje man dem einen ab: 
nehmen fanı, kann man auf dem ander fchieben, ein 
Theil der Putarbeit, die gegenwärtig von den Sellnern 
gemacht wird, kann man den Hausburſchen zufchteben u. ſ. w., 
und fo wird der eine um ben Theil, um den ber andere 
entlaftet wird, belaſtet. Dadurch wäre aber nichts ge: 
befiert, weil durch dieſe angebliche Verbefferung andere in 
ihrer Stellung verfchlechtert würden, die eigentlich am 
meiften des Schußes bedürfen; denn unter den 150 000 
Perſonen, die mehr belaftet werden, find 100 000 weibliche 
Perfonen und davon etwa 10000 unter 18 Jahren, bie 
den Schu nicht genießen. Und wie würde 3. B. ein 
Schutzgeſetz fih mahen, wenn man jagt: es wird eine 
15: bis 16 ftüundige Arbeitäzeit oder Y bis 10 ftündige 
Nuhezeit vorgeichrieben, und dann uebenbei fayt: dieſe 
Ruhezeit gilt aber nur für Kellner, Köche, Köchinnen und 
Mamfells, für das übrige Perfonal gilt fie nicht! Damit 
ift durch dieſes Geſetz indirekt ausgedrüdt, daß das übrige 
Berfonal regelmäßig zu einer längeren als 15: bi3 
16 ftiindigen Arbeitözeit angehalten werden kann. Ich 
glaube, ein folder indirefter Ausdrud im Geſetze wäre 
unerhört und wird im feiner Gejeßgebung irgend eines 
Landes zu finden fein. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und was dabei noch das Schlimmfte mit ift: durch eine 
folde PBelaftung leidet ein ausnahmsweiſe großer Theil 
jugendlicher, fpeztell jugendlicher weiblicher Perſonen. 

Dann aber trifft daS Weitere zu: man kaun jagen, 
die Arbeit tft fo geſundheitsſchädlich nicht, daß da eine 


Ruhezeit nothwendig iſt. Aber welche wunderbare Regelung (D) 


aben wir da in unferer Gefeßgebung! Wenn 3. B. eine 
ran Spargel abzieht, Erbjen entihält u. f. w., und ber 
Spargel und die Erbfen werden nachher in Blechbüchſen 
in den Handel gebradt, dann ift e3 eine Fabrikarbeit, und 
da gilt 8 137 der Gewerbeordnung, der befagt, daß eine 
längere Arbeitszeit als 11 Stunden täglich geiundheits: 
ſchädlich iſt. Wenn aber der Spargel oder die Erbſen auf 
Tellern in den Handel gebradjt werben, da ift der 16ſtündige 
Nrbeitötag noch zu furz und kann überfchritten werben. 
(Schr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Sind die Hotellühen etwad anderes als unfere Kon— 
ervenfabriten? Darin unterfcheiden fie fih vielleiht von 
nen, daß die Konfervenfabrifen meiftentheil3 auf dem 
Sande find, daß fie von allen Seiten Luft und Licht 
haben. Luft und Lit haben mteiltentheil$ die Hotel: 
fühen nicht, im Gegentheil, da ift ein ganz anderer 
Dunft vorhanden, und obwohl dort der Dunft viel 
ſchlimmer ift, und bie Gefährdung der Gefundheit viel 
höher, weigert man fih dennod, den Schuß, den man 
fonft denfelben Arbeiterfrauen zu Theil werben läßt, hier 
einzuführen. Das tft etwas jo Unerhörtes, daß, wie id) 
glaube, es im der ganzen Geſetzesfabrikation noch nicht 
borgelommen ift. Es wäre body wirklich dringend er- 
forderlih, daß, wenn einmal an den Schub herange- 
gangen wird, er dann fir das ganze Gewerbe vorgejchen 
wird, und daß man ſich dann mit den betreffenden Be- 
ftimmungen au die übrigen Beltimmungen ber Gewerbe- 
ordnung anlehnt und denfelben Schuß ben gewerb- 
lihen Arbeitern zu Theil werben läßt, der ihnen 
font zu Theil wird. Es wird hier freilich eingewenbet, 
daß die Geieggebung fi) auf das Gebiet nicht begeben 
fönne, weil bier ja eine ganze Anzahl von Dienftboten 
in Frage fommen. Ja, meine Herren, die Form bes 
Arbeitövertrages oder das eigentlich rechtliche Verhältniß 


(B) Haben, er ift ftiller Theilhaber. 
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(A) kann nicht maßgebend fein. Schließlich wird der Konſerven— 


fabrifant auch in der Lage fein, feine ganzen Arbeiterinnen 
als „Mädchen“ anzunehmen; es würde nichts im Mege 
ftehen, wenn er zu jeder Arbeiterin, die bei ihm um 
Arbeit nachſucht, fagt: du kommſt dann aber nicht 
anders bei mir an al& mit dem Dienftbud. So kann er 
alle als Dienſtmädchen bei fich eintragen, Cine berartige 
Umgebung wäre fehr wohl möglich; aber ich glaube, der 
Gewerbeinfpeftor wirbe dann fagen: das hilft dir nichts, 
darum gelten dod für deinen Betrieb 88 135 bis 139 ber 
Gewerbeordnung. Nun foll es bei dem Gaft: und Schanf: 
wirthögewerbe anders fein! Hier handelt es fich in der 
That doch Iediglih um gewerbliche Arbeiter. Auch bie 
Dienftmäbchen in großen Hotels und die fonft auf Grund 
eines Dienſtbuches da find, find alle gewerbliche Arbeiter — 
auch die Küchenmädchen — für den Gewerbebetrieb des 
Hotelbefigerd. Wenn man vielleicht die Beftinnmungen 
über Nachtarbeit u. f. w. für den (Gewerbebetrieb der 
Saft: und Schankwirthichaften nicht in Kraft treten läßt, 
weil das mit der ganzen Natur des Gewerbes nicht ver: 
einbar tft, fo ift doch der Arbeiterihug damit vereinbar. 

Man kann vielleicht einwenden, daß es fih um 
fapitalihwache Unternehmer handelt. Aber derjenige, der 
weiß, was die Gewerbennternehmer im Gaft: und Schaut: 
wirthſchaftsgewerbe für Laften mit Leichtigkeit aufnehmen, 
der wiirde vielleicht ſchon ein Meines Bild befommen, 
wenn er eine lleberficht darüber hätte, wie viel Miethe 
bort heute mehr bezahlt wird als vor 10 Jahren. Da 
fommen ganz foloffale Summen heraus, die mit Leichtig: 
feit übernommen worden find, weil dieſes Gewerbe jo 
rentabel ift. Meiſt wird die Miethe ja nicht darnach be= 
rechnet, was dad Haus zu bauen gefoftet hat, und was 
überhaupt für Grundwerth vorhanden ift, fondern darnach, 
wie rentabel eine Wirihſchaft iſt. Da heißt e8, fo und 
fo viel will der Grundeigenthümer von den GErträgniffen 

Diefe u Rentabilität 
der Wirthichaft ift aber zum Theil zurüdzuführen auf bie 
ganz elende Bezahlung und koloſſale Ausbeutung des 
ganzen Berfonals. 

(Sehr richtig!) 

Würde das nicht vorhanden fein, dann würden aud) 
vielleicht dieſe Hohen Miethen nicht bezahlt werben brauden. 
Aber abgefehen davon, ich meine, es darf niemals irgend 
einem Gewerbe geftattet fein, auf Koften der Gefundheit 
ber Arbeiter fih aufreht zu erhalten. Die Gefundheit 
ber Staatöbürger muß ftet3 vorangehen, und bie Geſund— 
heit der Gaftwirthsangeftellten wird in hohem Grade ge— 
fährdet, das ift vom Reichs-Geſundheitsamt von ver— 
fhiedenen Aerzten ber Krankenkaſſen anerfannt worden, 
und da ift ein Cingreifen ber Gefeßgebung dringend noth- 
wendig. Da darf man dann nicht Halt machen, wenn 
irgend ein Menſch auch vielleicht ein Dienſtbuch hat und 
darum vielleicht als minderwerthig von der Gejeggebung 
angejehen wird. Man darf ihm nicht fo minderwerthig 
anſehen, daß man fagt, weil er ein Dienftbuch hat, des— 
halb hat feiner Rechtsanſpruch auf Schuß der Gejundheit, 
man barf ihn fo ausplündern, dab er in kurzer Zeit zu 
Grunde gerichtet ift. Nein, aud wenn ein Menſch ein 
Dienftbuch hat, iſt es ebenfalls Pflicht der Geſetzgebung, 
für deffen Geſundheit einzutreten. 

j (Bravo! links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr, Hitze. 

‚ Dr. Site, Abgeordneter: Meine Herren, im allge: 
meinen kann ich mich nur dem Beſchluſſe der Kommillion 
anſchließen, Ihnen zu empfehlen, die Petition „zur Er: 
wägung* zu überweilen; biefelbe „zur Berückſichtigung“ 
zu überweifen ift nicht beantragt worden, wird aud nicht 
gut angehen, da einzelne Forderungen in ber Petition 
find, die nicht gebilligt werden können. Ich glaube zum 


Beifpiel, auch der Herr Abgeordnete Molfenbuhr würde () 


dad Petitum unter Nr. 3 nicht befürworten fünnen; in 
diefer Forderung kommt offenbar ein gewiffes Streben ber 
Kellner zum Ausdrud, die Verwendung von Stellnerinnen 
möglichft zu erſchweren. Wenn Stellnerinnen allgemein 
Abends fon von 10 Uhr an nicht mehr verwendet 
werben follen, jo würde das body unzweifelhaft bahin 
führen, daß Kellnerinnen überhaupt nicht mehr angeftellt 
würden. Das, glaube ih, wird am wenigften von Seiten 
der Partei, die vor allem für die Erwerböthätigleit des 
weiblichen Geſchlechts eintritt, befürwortet werden fünnen. 

Dann geht auch über das Ziel hinaus die Forderung, 
daß die Gebühren für bie Stellenvermittlung einfach 
von ben Brinzipalen getragen werben follen. Wenu 
der BPrinzipal einen Kellner ſucht, dann iſt es 
ganz berechtigt, daß er aud die Gebühren zahlt, 
aber im umgefehrten Falle fann man da dem Prinzipal 
nicht die Gebühren auferlegen. Wenn bann gar jede 
Stellenvermittlung gegen Entgelt unter Strafe geftellt 
werden foll, fo haben wir doch vorläufig die gemeinnüßige 
Stellenvermittlung noch nicht fo weit ausgebaut und 
müſſen vorerft noch dafür forgen, daß diefe möglichfte 
Verbreitung findet, daß möglichſt aud Fir Kellner be: 
fondere Abtheilungen gebildet werben, che wir die gewerb— 
lihe Stellenvermittlung unter Strafe ftellen können. Unter 
diefen Umftänden kann man die Petition wohl in ihrem 
wejentlihen Inhalt und gewiß nachdrücklichſt den ver— 
bündeten Negierungen zur Be empfehlen, aber 
nicht in der Weiſe, dak wir und abfolut mit dem ganzen 
Inhalt der Betitionen ibentifizirem. 

Was bie Ausführungen bed Herrn Vorredners ans 
betrifft, fo bin ih und meine Fraktion einig mit ihm in 
dem Wunſche, daß, nachdem ſchon 1891 eine Regelung 
bon Seiten der verbiindeten Regierungen in Ausſicht geftellt 
worden iſt, endlich diefelbe aud verwirklicht werde. Ob 


diefe Regelung im Wege der Verordnung oder der Gefet: (D) 


gebung ftattfindet, das ift zunächſt Nebenſache; die Haupt: 
fache ift, daß eine gute Negelung getroffen wird. 
(Sehr richtig!) 

Der Anhalt ift alfo im eriter Linie enticheidend; jeber 
Wen hat feine Vorzüge. Es ift ja ein Entwurf von 
Beftimmungen fir bie in Gaft: und Schankwirthſchaften 
beſchäftigten Perſonen veröffentlicht worden, die dem 
Bundesrath zur Berathung unterliegen follen. Bezüglich 
biefe8 Entwurfs ift die Ausdrucksweiſe fo gewählt, daß 
e3 dahin geftellt ift, ob die Beſtimmungen ald Verordnung 
oder als Gefeg in bie Erfcheimung treten follen. Aber 
fo viel ift fiher, dab das, was in biefen Beftimmungen 
enthalten ift, im Wege der Verordnung recht wohl geregelt 
werben fanı. Aber wenn 3. B. inäbefondere auch eine 
Beftimmung zum Schuße der Sonntagsruhe, wie fie aud) 
bon der Kommiſſion für Arbeiterftatiftit angenommen 
worben ift, durchgeführt werben ſoll, dann tft der Weg 
ber Gefeßgebung abjolut nothwendig. Das, was ber Herr 
Abgeordnete Molkenbuhr vorgelefen hat, bezog ſich eben 
darauf. Nach diefer Richtung bin find die Verhältniſſe 
in den Gaft: und Schanfwirthichaften, insbeſondere in den 
Hotel3, meiftens fehr traurig beitelt. Man findet, daß 
bier mandmal das Bewußtſein der Pflicht zum Beſuche 
des Gottesdienstes und aud) das Recht des Gehilfen darauf 
ganz erlofhen it. Man betrachtet e3 in dem Hotels viel- 
fach als felbveritändlich, daß Hausdiener, Zimmermädchen, 
Portiers, Köche, Kellner, Kellnerinnen u. ſ. w. ganz ein— 
fah am Sonntag Vormittag im Dienfte bleiben. Des— 
halb ift bier eine Schutzvorſchrift dringend nothwendig, 
und zu meiner Freude fann ich mittheilen, daß in ber 
Kommiffion für Arbeiterftatiftit ein entſprechender Antrag 
and) inhaltlih allgemeine Billigung fand. Wenn formell 
bie zuftimmende Majorität nicht fo groß war, fo lag ber 
Grund nur darin, daß mande Mitglieder Bedenken trugen, 
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a) damit eine Wenderung ber Gefeggebung nothwendig zu 


(B 


— 


machen. Trotz dieſer Bedenken ging der Beſchluß der 
Kommiſſion dahin, daß den Gehilfen, Kellnern, Portiers 
u. ſ. w. in Gaſt- und — —— wenigſtens an 
jedem zweiten Sonntag ber Beſuch des Hauptgottes- 
dienfte8 Morgens ermöglicht werben ſoll. Das ift gewiß 
eine beſcheidene Forderung! 

Meine Herren, was den Entwurf anbelangt, der den 
Bundesrath befhäftigt, jo hat der Herr Vorrebner vor 
allem die enge Begrenzung der Regelung kritifirt. 


tung bin anſchließen. 
dringend nothiwendig, foweit e3 fih um Portierd, Haus— 
diener, Zimmermädchen u. f. w. Handelt. Diefe werben 
in Gaftwirthihaften vielleicht noch mehr in Anſpruch ges 
nommen al3 die Sellner, die zur Bedienung ber Gäfte 
ba find, die dann wenigftens eine gewiffe Ruhe haben 
und fid) aud) ablöfen können, wenn die Wirthſchaft weniger 
beſucht ift. 

Wenn ber Herr Vorrebner nod weiter geht und 
auch alle Dienſtmädchen, die nebenbei nur aushilfsweife in 
Schank- und Gaftwirthihaften beihäftigt werben, einfach 
unter dieſe Beftimmung ftellen will, jo geht das allerdings 
zu weit. Er irrt aber aud, wenn er meint, daß bamıit 
ohne weiteres eine Kellnerin zum Dienſtmädchen geitempelt 
würde, wenn fie ein Dienftbuch erhält. Nein, meine 
Herren, daß ift durchaus unzutreffend. Die befonderen 
tonfreten Berhältniffe find entſcheidend, ob eine foldhe 
Perſon als Dienſtmädchen oder als Stellnerin zu bes 
trachten ift, anderd ausgebrüdt, ob fie unter bie Gefinde- 
ordnung oder unter die Gewerbeordnung fällt. Alſo 
bad Geſindebuch macht es nicht. 
nicht dadurch die Vorſchriften umgehen, daß er etwa 
Kellner oder Kellnerinnen mit einem Geſindebuch verſieht. 
—— müſſen wir auch die einfahen Verhältniſſe 
3. B. au 


Im 
allgemeinen kann ich mich feiner Kritik nach dieſer Rich⸗ 
Es iſt eine Regelung ebenfo | 


Ein Gaſtwirth kann 








dem Lande bedenken: da bedienen die Haus: | 


frau, die Töchter mit, und wenn die Klingel ſich rührt, | 


läuft aud) einmal das Dienſtmädchen Hinaus und reicht 
ein Glas Bier bar. 
in dieſe Berhältniffe einzugreifen! 
fheidung zu machen, ift ſchwierig. Man könnte auch hier 
vielleiht die Unterfcheidung zwiſchen Großftabt und Klein— 
ftadbt machen. Allein in den Grenzgebieten giebt es auch 
da einfache, ländliche Wirthſchaften; man kann das nicht 
geographiich umgrenzen. Jedenfalls, fomweit es fih um 
die Kellnerinnen —— müffen die Arbeiterſchutzbeſtim—⸗ 
mungen durchgeführt werben; foweit es fih um Dienft 
— handelt, kann man nicht dieſe Schablone vor— 
reiben. 

Herr Letocha und ich hatten in der Kommiſſion für 
Arbeiterſtatiſtikl für Kellnerinnen, die nach den Vorſchlägen 
ber Kommiffion für Arbeiterſtatiſtit und auch nad dem 
Entwurf des Bundesraths ja bis zum 18. Jahre zur Be: 
bienung der Gäſte nicht zugelaffen werden, eine weitere 
ng vorgeſchlagen, daß Kellnerinnen von 18 bis 
21 Jahren bis höchſtens 11 Uhr Abends bedienen ſollten. 
Dieſer Antrag iſt ge worden, weil derſelbe vielleicht 
thatſächlich vielfach zu einem Ausſchluß ſolcher Stellmerinnen 
bi3 zum 21. Bebendlahre führen würde. 
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63 würbe doch viel zu weit gehen, | 
Eine jcharfe Inter: | 


Mir hätten das, | 





ehrlih geftanden, nicht allzufehr bedauert, wenn biefe (C) 


Wirkung eingetreten wäre; aber andererfeits läßt ſich nicht 
verfennen, dab damit doch vielleicht überd Biel hinaus 
eihoffen worden wäre, unb wir haben uns jo bem ab: 
ne Beihluß der Kommiſſion für Arbeiterftatiftit 
gefügt. 

Meine Herren, ih ſpreche nochmals die Hoffnung aus, 
daß bie verbündeten Negierungen recht bald zu einem 
pofitiven Abſchluß ihrer Erwägungen kommen möchten, fet 
e3 nun im Wege der Verordnung, fei es im Wege des 
Gefepentwurfd; daß aber die verbündeten Negierungen 
jebenfalld, wenn fie den Weg der Verordnung treffen, aud) 
nicht vergeflen möchten, audy die Dinge, die nicht in ber 
Verordnung geregelt werben können, insbefonbere die Be- 
ftimmungen über bie Sonntagdrube, recht bald zu regeln. 
Mir werden ja nicht umhin können, jedenfall3 bald wieder 
eine Novelle zur Gewerbeordnung zu machen. 

(Hört! hört!) 

Es find eine ganze Reihe von Dingen, die Abhilfe heiſchen, 
und wenn man auch nicht dazu übergeht, gerade wegen 
dieſes Punktes allein eine Nenderung der Gewerbeordnung 
borzunehnen, jo möchte das dod ein Anlaß mit fein, 
eine Gewerbeordnungsnovelle, die aud auf andere Dinge 
fid) eritreden wird, bald auszuarbeiten und insbeſondere 
nah der Nidtung der Sonntagsruhe hin Beiferung zu 
ſchaffen. 

Alſo ih kann nur bitten, dem Antrage der Kom: 
miſſion beizutreten. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuſſion ift geſchloſſen. 
verzichtet. Wir kommen zur Abſtimmung. 

Die HKommilfion beantragt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

bie Betitionen II Nr. 8 der Fadlommiffion der 

Gaftwirthögehilfen Deutichlands zu Berlin und 

II Nr. 9 des Deutfchen Stellnerbundes, Bezirks— 

verein Königsberg (Pr.), betreff3 Regelung der 

Arbeitöverhältniffe im Gaftwirthägewerbe, dem 

Herrn Reichskanzler zur Erwägung zu überweifen. 
Gin anderer Vorſchlag ift nicht gemacht worden. Ich 
werbe daher annehmen, wenn niemand widerfpricht, daß 
das Haus dem Antrag feiner Betitionstommilfion beitritt, — 
Das ift der Fall, da niemand widerſpricht. 

Hiermit ift unfere Tagesordnung erledigt. Ich 
ſchlage Ihnen vor, die nächſte Situng zu Halten 
Montag den 6. Mai, Nachmittags 1 Uhr, und ald Tages 
ordnung: 

zweite Berathung be3 Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnliden Getränken (Nr. 129 der Drud: 
fahen), auf Grund des Bericht der XIII. From: 
miffion (Nr. 303 der Druckſachen). Berichterftatter 
ift der Herr Abgeordnete Baumann. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; die 
Tagedorbnung fteht fe. 
Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Situng 3 Uhr 48 Minuten.) 


Drud und Verlag der Rorbeuticen Bucruderei und Verlagkanftalt. 
Berlin SW, Wilbelmftraße 32. 
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Der Herr Beridteritatter (m) 


(B) 


Geſchäftliche Mittheilungen 
Zweite Berathung des Entwurfs eines Gefeges, bes 
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9, Sigung 


am Montag den 6. Mai 1901. 


. 2563 C, 


treffend ben Verkehr mit Wein, mweinhaltigen 
und meinähnlichen Getränfen (Nr. 129, 303 
ber Anlagen) . .. 
81, Begriffsbeftimmung bes Weine: 
Baumann, Berichterftatter . 
$ 2, erlaubte Zufäge x.: 
Preiß . 
Dasbach . » —JF 
Dr. Graf v. Poſabowoty ⸗Wehner, 
Staatsminifter, Etaatsjefretär bes 
Innern . 
MWintermeyer . 
Dr. Blantenhorn 
Schrempf . - 
Dr. Roefide (Raiferslautern) . 
Schmidt (Elberfeld) . 
Dr. Deinhard 
Baumann, Berichterftatter . 
$ 3, verbotene Herftellung ober Nadmadung 
von Mein: 
Nidert . 
Dasbah . : 
Baumann, Berichterflatter . 
$S 4 bis 9 (ohme Debatte) 
$ 10, Rontrole: 


. 2566 D 
. 2567 B 
. 2567 D 
. 2568 C 


. 2568 D 
. 2569 B 
. 2569 B 
. 2569 C 


Dr. Graf v. Rofabowäty: Wehner, 
Staatsminijter, Staatsfelretär bes 
nem .. . . 2569 C, 2572 D 
Schmidt (Elberfeld) . . 2569 D, 2577 B 
De ut = 5 . 2570 D 
Dr. Müller (Sagan) . 71 C, 2575 D 
Dr. Spahn . . 2572 C 
Dr. Blantenhorn R . 2573 A 
Dr. Schmitt —— . 2574 0 
Wurm . R . 2574 D 
Schrempf . . 2576 0 
Reiß . . » . 2577 C 
Dr. Deindfard . . . . 2578 B 
S 11 bis 22 (ohne Debatte) . 2578 D 
Refolutionen — werben von ber Tages: 
ordnung abgefept . 2079 A 
Betitionen: 
Baumann, Berichterftatter . . 2579 A 


1900/1901. 


2580 | B 
. 2563 D 
. 2563 D 
. 2564 D 
. 2565 A 
. 2065 C 
. 2565 D 
. 2566 A 
. 2566 ( 


= ee. den 6. Mai 1901. 2563 
Eeite 
Feitftellung ber — für die nächſte Sitzung: 
Schmidt (Elberfeld). ... . 2579 C 
v. Rarborff . . 2579 D 
Dr. Badhem . . .....3579D 
Dr. Spahn . . 2579 D, 2580 B 
Singer . 2580 A 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Grafen dv. Balleftrem eröffnet. 
Präfident: Die Situng ift eröffnet. 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einficht offen. 
Ih * Urlaub ertheilt den Herren Abgeorbneten: 
dv. Savigny für 2 Tage, 
Graf v. Hompeſch fir 4 Tage, 
Dr. Marcour für 6 Tage 
Es ſuchen für längere Seit um Urlaub nad die 
Herren Abgeordneten: 

Freiherr Hey! zu Herrnsheim für 10 Tage zum 
nothwendigen Gebraudy einer ihm vom Arzt 
verordneten Kur; 

Reinenweber für die Zeit bis zum 16. Mai wegen 
Krankheit; 

Broemel \« 14 Tage wegen leibenben Geſund— 
heitözuftands. 

Den IefaubSgefucen wird nicht widerſprochen; bdiefelben 
find bewilligt. 
Entſchuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Herren Freiherr dv. Schele-Wunätorf, Graf v. Oriola. 
Als Kommifjare ded Bundesraths find von dem 
Herrn Reichskanzler für den heutigen Gegenſtand ber 
Tagesordnung angemeldet: 

ber Saiferlihe NRegierungsrath Herr Dr. v. Budıfa, 

der Königliche Minifterialdireftor Herr Dr. Thiel, 

— Geheime Legationsrath Herr Dr. 
Johann 

ber Saiferliche Legationsrath Herr Dr. Haflel. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand berfelben ift die 

zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 

betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 

und weinähnlihen Getränfen (Nr. 129 der 

Drudfahen), auf Grund des Berichts der 

XII. Kommiffion (Nr. 303 der Drudjadhen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Baus 


mann. 
Ich eröffne die Diskuffton über $ 1. Das Wort hat 

ber Herr Berichterftatter. 
Baumann, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, im Namen und Auftrag der XIII. Kommiſſion 
über den Verkehr mit Wein hatte ich die Ehre dem hoben 
Haufe jchriftlihen Bericht zu erftatten über die Ber: 
handlungen dieſes Gefegentwurfs, wie fie in drei Leſungen 
in der Kommiſſion gepflogen worden find, welder Bericht 
Ihnen vorliegt, fodaß ih mic darauf beſchränke, zur 
Einleitung nur einige allgemeine Bemerkungen zu machen. 
Meine Herren, der Negierungsentwurf war als eine 
Verbefferung des feither geltenden Weingefeged don 1892 
eingebradit worden. Berbeflerungen von einjchneidender 
Bedeutung im Regierungsentwurf find: das gänzliche 


Verbot des Kunſtweins, Trefter- Hefe: und 
Nofinenweins, zweitens "die Ginführung der 
Kontrole, und drittens höhere Strafbeftimmungen 


bei Zuwiderhandlungen. Die Kommiffion hat aber 

an dem Negierungsentwurf eine Reihe noch weiterer 

VBerbefferungen vorgenommen, ſodaß derjelbe weſent— 

lich verändert if. Es ift daher in einer ber letzten 
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(D) 


(A) Kommiſſionsſitzungen 
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Montag den 6. Mat 101. 





aus deren Mitte ber Vorſchlag 
gemadt worden, bie Kommiſſionsbeſchlüſſe ald eigenen 
neuen Gefegeniwurf einzubringen und das feither geltende 
Geſetz aufzuheben. Diefer Vorſchlag wurde alljeitig gut: 
geheißen und einftimmig angenommen. 

Mefentlihe Verbefferungen, welche die Kommiſſion an 
dem Negierungdentwurf vorgenommen hat, find folgende: 
erftend, daß dem Wein eine entfprehendere Definition 
neneben wurde in dem Wortlaut: „Mein ift das durch 
altoholifhe Gährung aus dem Saft der Weintraube her: 
geftellte Getränk“; zweitens, baß nur ein Zuderwafferzufat 
erfolgen barf, um ben Wein zu verbeifern, ohne ihn 
erheblih zu vermehren, daß er feiner Beichaffenheit 
und Zufammenfegung nad, namentlih auch in feinem 
Gchalt an Extrakt- und Mineralbeftandiheilen, nicht hinter 
dem Durhfchnitt der ungezuderten Weine des Weinbau: 
gebiet3, dem der Wein feiner Benennung nad) entfprechen foll, 
zurüdbleiben barf; drittens, daß ein Zuderwafferzufag auf 
die Traubenmaiſche re für die Zukunft verboten 
ift mit Ausnahme bed Rothweins, weil Rolhwein auf der 
Maiſche vergährt und ſonſt eine Zuckerung gar nicht 
möglich wäre. Jedoch darf ein ſolcher Zuſatz nur bei der 
vollen Maiſche erfolgen und nicht in der Weiſe, wie es 
jeither in einzelnen Weinbaugebieten üblich war, wo man 
der Nothweintraubenmaifhe auf ber Kelter einige 
Prefiungen gab und dann auf diefe bereitö ausgepreßte 
Maiſche Zuderwaffer zugoß und daraus noch einen Roth: 
wein madte. Das ift für die Zukunft verboten; es barf 
ein Zucderwafferzufag nur auf die nidt entmoftete 
Traube erfolgen. Viertens: eine Verbeſſerung ift gegenüber 
bem Negierungsentwurf, daß bie Betriebe von Deſſert— 
weinen, Süd- und Süßmweinen nunmehr der Anzeige: 
pfliht uud Kontrole unterftellt find. Fünftens ift ver: 
boten der Berfchnitt von Obftmoft und Obftwein zu 
Traubenwein. Sechſtens das Verbot, gezuderte Weine ald 


B) Naturmweine feilzuhalten und zu verfaufen; fiebentens das 


Verbot, dab zum Schaummein Sunftwein verwendet werde; 
achtens: die Inhaber von Stellern, Keltern, Gähr: und 
fonftigen Betriebdräumen, wo Wein gewerbömäßig her: 
geftellt und gelagert wird, haben bie Pflicht, in ihren 
Betrieben Plakate mit den Beitimmungen bed neuen 
Weingeſetzes aufzuhängen, damit auch das Arbeiterperfonal 
von den Beitimmungen unterrichtet, weil dieſes ebenfalls 
ftrafbar ift, wenn es wiſſentlich an ben Fälſchungen 
und Vermehrungen mitwirkt; neuntend die Aufftellung von 
eigenen Beamten, MWeininfpektoren, welche zunächſt ben 
einzelnen Landesregierungen überlaffen ift, bis zur eins 
heitlichen een Im Reiche durch ein neues Nahrungd- 
und Genußmittelgefeß; zehnten, daß aud zur Nachtzeit 
eine KRontrole durchgeführt werben darf, wenn Thatfadhen 
vorliegen, daß auch zur Nachtzeit in den Kellern gearbeitet 
wird; und endlich elftens: verſchärfte Strafbeftimmungen, 
wobei zu beachten ift, daß für jedes einzelne Reat eine 
folche feftgefegte Strafe eintritt. 

63 —* alſo der Regierungsentwurf zum Schutz 
des reellen Weinbaus und Weinhandels eine 
Reihe nicht zu unterſchätzender Verbeſſerungen erfahren. 
Die Kommiſſion war aber, wie Sie aus meinem ſchrift— 
lihen Bericht erfehen haben werben, noch zu weiteren, 
tiefer einfhneidenden Verbeiferungen entichloffen 
und hat im 5 2 Ziffer 2 den Beſchluß gefaßt, den Ber: 
ſchnitt ausländifher Nothweine mit inländifhen Weiß: 
weinen, wie er jest fo vielfah zum Nachtheil unferer 
deutſchen Nothweinprobuftion getrieben wird, mit dem 
Abſchluß der neuen Handelöverträge 1904 ganz zu 
verbieten und mit bem Sufrafttreten dieſes Ge: 
ſetzes für folde Verſchnitte die Deflarationspflicht 
einzuführen, dab ſolche Verſchnitte nur unter der Be: 
zeichnung „Rothe Verſchnittweine“ verfauft ımb im 
den Handel gebradit werben bürfen. 


Daun hat die 





Kommilfion es in ihrer großen Mehrheit für moth- (C) 


wendig und nützlich gehalten, die räumlihe und 
zeitliche Beſchränkung des Zuckerwaſſerzuſatzes zu 
beſchließen. Dieſe drei wichtigen Punkte, welche in der 
erſten Leſung der Kommiſſion an weiteren Verbeſſerungen 
vorgenommen worden ſind, haben jedoch den energiſchen 
Widerſtand des Vertreters der verbündeten Regierungen 
gefunden, und bei Beginn der zweiten Leſung haben der 
Herr Staatsſekretär Dr. Graf v. Poſadowsth die Erklärung 
abgegeben, daß mit Aufredterhaltung biefer drei Puntte 
dann dad ganze Geſetz fcheitern würde, indem es ala 
feftftehend betrachtet werden lünne, daß die verbünbeten 
Negierungen ben Gefepentwurf mit dieſen Beſchlüſſen 
ihre Zuftimmung nicht geben würden. Nachdem von bem 
Herm Staatöfetretär noch betont worden war, daß durch 
bad neue Gele nicht alle Fragen auf dem Gebiete 
des Verkehrs mit Wein gelöft, fondern einſtweilen bie 
im gleihmäßigen Intereſſe liegenden, wo im großen 
Ganzen ein Ginverftändniß beftche, glaubte die große 
Mehrheit der Kommiffion das Zuftandefommen des Ge: 
fees, welches doch eine Meihe weſentlicher Wortheile für 
ben reellen Weinbau und handel bringt, nicht gefährden 
und bie Grreihung ber beanjtandeten Forderungen auf 
eine fpätere Zeit verfchieben zu follen, und zog, wenn 
auch unter allgemeinem Bebauern, in ber zweiten bezw. 
dritten Leſung diefe drei Forderungen zurüd, welche jedoch 
niht don der Tagesordnung verſchwinden, fondern zur 
Verbefferung dieſes Geſetzes zweifellos ſpäter wieder ein: 
gebracht und hoffentlich auch erreicht werben. 

Meine Herren, über die in der Kommiſſion ftattge- 
fundenen Berhandlungen habe ich bei den einzelnen Para- 
graphen die widtigften Auszüge in meinem fchriftlichen 
Bericht niedergelegt. Ach nr mid auf biefelben und 
werde dem Beijpiel anderer Berichterftatter folgen, weil 
id) aus Erfahrung weiß, daß es dem hohen Haufe Lieb 
ift, wenn der Berichterftatter kurz oder gar nicht ſpricht, 
nur dann, wenn ein befonberer Anlaß fi ergeben follte, 
das Wort zur Bertretung der Kommiffionsbeichluffe nehmen. 

Im Namen und Auftrag der XII. Kommifjion 
empfehle ich dem hohen Haufe die Beichlüffe, wie fie aus 
ber dritten Leſung hervorgegangen find, zur Annahme. 

Präfident: Das Wort wirb nicht weiter verlangt; 
die Diskuffion ift geichloffen. 

Der 5 1 ift von feiner Seite angefochten. Wenn 
niemand wiberfpricht, werde ich ihm ald vom Haufe an— 
genommen eradhten. — Died ift der Fall, da niemand 
widerſpricht. 

Ich erbitte mir nunmehr die Erlaubniß, die nächſten 
Paragraphen aufzurufen und, wenn ſich niemand zum 
Worte meldet, eine beſondere Abſtimmung nicht verlangt 
wird, auch feine Anträge geftellt werben, biejelben durch 
ben Aufruf ald genehmigt zu eraditen. — Da niemand 
widerſpricht, ift mir diefe Ermächtigung ertheilt. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über 8 2. 

Dad Mort hat der Herr Abgeordnete Preiß. 

Preiß, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe mich 
zum Worte gemeldet, nicht um eine Rede zu halten über 
den Inhalt des 8 2, fondern um einen Drudfehler refti= 
fiziren zu laffen. 

(Heiterfeit.) 


Es fteht in der Ziffer 4 des $ 2 ein Semifolon hinter 
bem Worte „verbeſſern“. Dieſes Semikolon gehört nicht 
hinter das Wort „verbeflern“, fonbern Hinter das Wort 
„verniehren“ in der folgenden Zeile. 

(Heiterfeit.) 

63 liegt mir daran, nahdem der Drud des Kom— 
miſſionberichts in diefer Beziehung nicht das Richtige ges 
troffen hat, daß wenigftens in dem Geſetz das Semilolon 
an biejenige Stelle fomme, an welde es gehört. 

Es hat eine gewiffe Bedeutung, daß diefes Semilolon 


— 
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an bie richtige Stelle fommt, mit Nüdfiht auf den $ 20 
bes Geſetzes, welder ausdrücklich auf den zweiten Halbſatz 
biejer Ziffer 4 des S 2 Bezug nimmt. Es iſt unver: 
ftändlih, was mit diefer Bezugnahme des $ 20 auf den 
zweiten Halbfat des S 2 Ziffer 4 gemeint ift, wenn nicht 
biefe Rettifitation in der von mir angebenteten Weife an: 
genommen wird. 
(Bravo! und Heiterkeit.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dasbadı. 

Dasbach, Abgeordneter: Meine Herren, wie Ihnen 
foeben dargelegt ift, hat die Mehrheit der Kommiſſion 
wichtige Wünfche zurüdftelen müſſen, weil fie großen 
Werth darauf legte, das Gejet in dem Umfange zur Ans 
nahme zu bringen, welden ber Bundesrath für zuläffig 
erklärt hat. Wenn ich noch einige Worte darüber ſpreche, 
fo geſchieht es, um durch die öffentlihe Ausſprache biefer 
Wünſche eine fpätere Revifion dieſes Gefeges, welches 
wir nur für ein Nothgefeg anfehen können, herbeizuführen. 

Das MWeinparlanıent, welches einberufen war, um 
in audgiebiger Berathung neue Wege zur Berbeflerung 
be3 alten Geſetzes zu fuchen, hatie unter anderem aud) 
den Wunſch ausgeſprochen, daß eine Befhränfung bes 
zuläffigen Waſſerzuſatzes in das Geſetz aufgenommen 
werde. Gin Auszug aus ben Beichlüffen des Wein: 
parlaments ift auf Seite 83 der Nr. 303 der Drudjadhen 
gegeben, und ich erlaube mir, einige Worte daraus zu 
verlefen: 

Das MWeinparlament war in dem Wunfche einig, 
daß der übermäßigen Vermehrung des Weines 
wirffamer, als dies durch die chemiſche Unter— 
ſuchung als ausführbar ſich erwieſen hat, entgegen— 
getreten werde. Die Anſichten darüber, ob als 
Mittel zu dieſem Zweck Anzeigepflicht mit Keller— 
kontrole oder zeitliche Beſchränkung der Zuckerung 
u empfehlen feien, gingen auseinander; bie 
ehrzahl der Verſammlung erhoffte beffere Er: 
folge von Beftimmungen, welde die Menge bes 
zuläffigen Zuckerwaſſerzuſatzes auf höchſtens 
25 Brozent der Geſammtmenge des verbefferten 
Meines beſchränken. 
Obgleih in dem Weinparlament ber Weinhandel in aus— 
iebigfter Weiſe vertreten war, man alfo doch hoffen 
onnte, daß eine ſolche mit großer Mehrheit empfohlene 
Beftimmung beim Bundesrat Anklang finden werde, ift 
in dem vom Bundesrathe vorgelegten Entwurfe eine foldhe 
Beftimmung nicht enthalten. Die Kommiſſion hat mit 
großer Mehrheit beichloffen, einen ſolchen Zuſatz einzufegen, 
hat aber aus dem angegebenen Grunde, weil diefe Be— 
ftimmung ald mmannehmbar vom Bundesrathe erflärt 
wurde, wiederum auf ihren Beſchluß verzichtet. 

Die räumlihe Beſchränkung auf 25 Prozent ift ferner 
empfohlen worden von dem Weinbauausſchuß der rheinifchen 
Landwirthihaftstammer, von dem preußiihen Landes— 
ötonomielollegium und vom deutichen Landwirthſchaftsrath. 
Diefe Korporationen find doch dazu beitimmt, der Staat: 
regierung als Sadjverftändige zur Seite zu ftehen; es ift 
in weiten $reifen umverftändlic geblieben, daß das ein: 
ftimmige Urtheil fo hochgeſchätzter Storporationen über 
diefen Buntt beim Bundesrathe eine Berüdfihtigung nicht 
finden fonnte. 

Als ein weiteres Mittel zur Verihärfung des Ge- 
ſetzes hat dad MWeinparlament vorgeihlagen die Be- 
ſtimmung, e8 dürfe ein Wafferzufag nur geſchehen zum 
Zwede ber Weinverbefferung, nicht aber zum Zwecke 
ber Weinvermehrung. Auch diefe —— war nicht 
vom Bnndesrath vorgeſchlagen. Aber die Kommiſſion 
hat auch dieſe Beſtimmung beſchloſſen, und wir waren 
ſehr erfreut, wenigſtens in dieſem Punkte die —— 
des Bundesraths zu finden. Es wird dieſe Beſtimmung 
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ein Wegweiſer für den Nichter fein, damit er im <C) 


gegebenen alle prüft, ob Waſſer zu einem Zwecke, ber 
gebilligt werben fan, zur Weinverbefferung, ober 
aber zum Zwecke ber Täufhung und des Betruges, 
nämlid zur Weinvermehrung, zugefegt ift. 

Wir werben, wie gefagt, Anträge nad) diefer Richtung 
nicht ftellen, hoffen aber, daß allmählich durch weitere 
Belehrung eine gute Stimmung für ein befferes Wein: 
gefeg entitehen werde. Solde Stimmung wird gemadt 
durh bie Kenntnißnahme der Thatfahen, welche heute 
fhon befunden, daß der Ruin des MWinzerftandes bevor: 
fteht, wenn kein ſchärferes Geſetz, ald das vorliegende, 
gemadt wird. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfekretär de Innern, Staatsminiſter 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner. 

Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatöminifter, 
Staatsfefretär de3 Innern, Bevollmädhtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, ich halte mid für verpflichtet, hier 
eine Erklärung abzugeben, um biejenigen Kreiſe des Wein: 
hanbeld zu beruhigen, welhe am $ 1 des bon ber 
Kommiſſton beſchloſſenen Geſetzes Anſtoß nehmen. Diefe 
Kreiſe des Weinhandels hatten die Befürchtung, daß 
gegenüber ber puriſtiſchen Erklärung des 8 1, daß Wein 
lediglih da3 alkoholiiche Produkt aus der vergohrenen 
Traube fei, die durch Zuckerzuſatz verbeflerten Weine und 
diejenigen Meine, die einem erlaubten Sellerverfahren 
unterworfen find, von ber Judikatur nicht mehr als Wein 
angefehen werden möchten. Diefe Befürdtung ift durchaus 
unbegründet. Das ergiebt fih unzweifelhaft aus dem 
ganzen Inhalt der ne: der Kommiſſion und aus 
dem Inhalt de3 Geſetzentwurfs felber. Nah den Vor: 
ſchriften des Gefepentwurfs wird aud das aus ber Ber: 
gährung der Trauben hergeftellte altoholifhe Getränf im 
Sinne des S 1 ald3 Wein anzufehen fein, welches die er: 
laubten Zufäge erhalten hat und der zu 
behandlung unterworfen ift. Inbaltlidi hiernach an ber 
Negierungsvorlage nichts geändert; vielmehr ift Lediglich 
der Inhalt der Regierungsvorlage durch eine, ih möchte 
jagen, mehr ideale —— — erſetzt. 

Ich will bei dieſer Gelegenheit nicht unterlaffen, her: 
vorzuheben, daß die Regierung nad) wie dor ihre grund: 
fäglihen Bedenken bagegen hat, daß man auch nad) der 
allgemeinen Beichaffenheit des Weind, nach feiner Farbe, 
nad feinem Geihmad, nad feinem Geruch nunmehr die 
Frage fol entſchelden können, ob im einzelnen Inter: 
juhungsfall Wein vorliegt oder nit. Es iſt das zwar 
feine Beſtimmung, die der Negierung das Gejeg unan— 
nchmbar madt. Aber die Praxis wird lehren müffen, 
ob Weine, die ald analyfenfeft anerkannt find, demnächſt 
noch in zuberläffiger Weile als Fälſchungen erfannt 
werden können lediglich durd das jachverftändige Gut: 
adjten eines Kenners. Ich möchte wenigftens die Hoffnung 
begen, daß auch in den Theilen Deutihlands, die nicht 
Weinbaugebiete find, ſich Keuner herausbilden, die ihre 
Fenntniß don dem eblen Stoffe nit aus den Weinen 
ihöpfen, die man fo häufig außerhalb der Weingebiete 
zu trinken befommıt. 

(Heiterfeit.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wintermeper. 

Wintermeher, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem 
ber Herr Abgeorbnete Dasbach es als die Anficht der 
Mehrheit der Kommiſſion hingeftellt hat, daß diefe Be— 
ftimmungen, die auf Widerfprudy der Regierung hin von 
der Mehrheit fallen gelaffen worben find, nun fpäter in 
einem weiteren Gefeg doc wieder kommen würden, halte 
id) es boch für meine Pflicht, hier auszufpredhen, dab es 
auch eine ftarfe Minderheit In der Kommiſſion gegeben 
hat, die der Auffafjung der Mehrheit und des Herrn 
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Ich will 
mid) über bie verfchiedenen Gründe, die uns veranlaßt 
haben, gegen die räumliche und zeitliche Begrenzung ber 
Zuderung in der Kommiſſion zu Sprechen, hier nicht weiter 
auslaffen, da die Herren ja einen Antrag nicht geftellt 
haben. Allein ich will meine Weberzeugung dahin aus: 
ſprechen, daß die Herren mit ihrem Verzicht auf weitere 
Anträge nicht nur dem gegenwärtigen Zuftandelommen bed 
Geſetzes einen Dienft geleiftet haben, fondern daß fie aud) 
dem Winzer jelbft einen großen Dienft geleiftet haben, 
daß fie ihn von biefen Beftimmungen freigelaflen haben. 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Blanfenhorn. 

Dr. Blantenhorn, Abgeorbneter: Meine Herren, ich 
habe nicht die Abficht gehabt, hier zu ſprechen. Da aber 
von Seiten des Herrn Staatöfelretärd Grafen v. Poſa— 
dowsty der Ausdrud „Beihaffenheit”" der Ziffer 4 des 
8 2 beanftandet worben ift, allerdings mit dem Zufak, 
daß das Verbleiben berfelben das Gefeg auch den ver: 
bündeten Regierungen nicht unannehmbar machen würde, 
fo muß id} doch ganz a die Gründe auseinanderjegen, wes⸗ 
halb wir dieſes Wort in das Beleg hineingebracht haben. 

Das Gefet vom Jahre 1892 hat zu Mißbräuchen 
dadurd Veranlaffung gegeben, als die Grenzen für bie 
übermäßige Verzuderung durch den Gehalt der betreffenden 
Weine an Mineralbeftandtheilen und Ertraftitoffen gegeben 
waren. Für die Beurtheilung übermäßig geltredter 
Meine war daburh die Chemie allein ausſchlag— 
gebend. Dad war ber große Fehler; denn es hat 
dazu geführt, daß fogenannte analyfefeften Weine fabri— 
zirt wurden, und der Staatdanwalt hat in außer: 
ordenilih vielen Fällen dad Verfahren aufgeben müſſen, 
wenn ein beanftandeter Wein vom Chemiker als in feiner 
Zufammenfegung vollitändig den Beftimmungen des Ge— 
ſetzes entſprechend erflärt wurde. Das hat bad Geſetz 


(B) von 1892 außerordentlich diöfrebitirt, und man ftrebte 


von allen Seiten dahin, daß nicht allein bie Chemiker 
en fein follen, fonbern auch Sachverſtändige bei 
der Beurtheilung der Weine gehört werben follten. Das 
Weinparlament, das zufammengetreten war, um ben ber: 
biindeten Regierungen Hanbhuben zu einem Weingejeg zu 
geben, Hat fi über die Grenzzahlen wie folgt aus: 
geiprohen — ber Herr Präfident wird mir geftatten, 
diefen Paſſus zu verlefen —: 
Zur Feltltellung von Grenzwerthen ald Maß ber 
zuläffigen Weinpermehrung wurde von ber über: 
wiegenden Mehrheit der VBerfammlung der Wunfd) 
ausgedrückt, es möge in einem neuen Geſetze 
Ihärfer als bisher die Befugnig des Richters 
zum Ausbrud kommen, das Urtheil auf Grund 
des Indizienbeweiſes und freier Wilrdigung bed 
Sadhverftändigenurtheil3 zu finden, während der 
hemifhen Analyfe nur der Rang eines zwar 
wichtigen, aber für fih allein nicht ausſchlag— 
gebenden Beweismittel zukommen foll. 
Daß dieſe Auffaffung damals der großen Mehrheit des 
Weinparlament3 entiproden hat, geht auch daraus her— 
vor, daß ein Antrag, dem ich mir erlaubte dort einzu— 
bringen, nahezu einftinmige Zuftimmung gefunden hat. 
Diefer Antrag lautete dahin, in das Gefeh die Beſtim— 
mung aufzunehmen, dab die Weine in ihren Eigenſchaften 
und Zufammenfegungen den Naturweinen ber betreffenden 
Meinbaugegenden entipredhen follen. Hier ift das Wort 
Eigenſchaften ftatt Beihaffenheit gebraudt, was fein 
Unterichied if. Daß biefe Anſchauung der Beurtheilung 
der Weine auch durch Sachverſtändige in Regierungs⸗ 
kreiſen damals ebenfalls Eingang gefunden hatte, zeigt 
ſich darin, daß in dem erſten Regierungsentwurf, der 
Ausdruck „Beſchaffenheit“ ebenfalls aufgenommen war. 
Es heißt dort: 
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Auch darf der verbefferte Wein feiner Beichaffen- (CO) 


heit und feinen Beftandiheilen nad nicht hinter 
ungezuderten Weinen mittlerer Güte aus ber 
Gegend, ber Lage und dem Jahrgang zurüd: 
bleiben, weldjen der verbeflerte Wein feiner Bes 
nenmung nad entiprecdhen ſoll. 
Allerdingd kam diefer Entwurf nicht in unfere Hände, 
wohl deshalb, weil man von Seiten der verbündeten Ne: 
gierungen es vorzog, nur eine Novelle zum 1892er Geſetz 
vorzulegen und bie allgemeine Regelung der Weinfrage 
bis fpäter zu verſchieben. Dies fließt aber nicht aus, 
daß der erfte Entwurf, den Wünſchen des Weinparlamentd 
und vieler Intereffenten entiprehend, mwohlüberlegt war, 
und deshalb der Ausdrud „Beihaffenheit” im Geſetz zu 
Beanftandungen feine Veranlaffung neben kann. Meine 
Herren, wenn Sie nit ben alten Zuftand des Geſetzes 
von 1892 weiter beibehalten und den Chemiker allein 
maßgebend fein laſſen wollen, fo müffen Sie aud) einen 
Ausdrud in das Geſetz aufnehmen, der e3 dem Sach— 
verftändigen möglich macht, fein Urtheil abzugeben. 

Das ift der Grund, weöhalb wir dad Wort „Bes 
ſchaffenheit“ in das Gefeg aufgenommen haben, und wir 
bitten Sie deshalb, nchmen Sie den Paragraphen a, wie 
er bon der Kommiſſion befchloffen if. Es wird dadurch 
für die verbündeten Regierungen fein Anlaß zur Ablehnung 
des ganzen Geſetzes gegeben fein. 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schrempf. 

Schrempf, Abgeorbneter: Meine Herren, wie ſchon 
mitgetheilt wurde, beruht der ganze vorliegende Gefetent- 
wurf auf einem Kompromiß, das in der Fommiffion 
zwiſchen den Vertretern der verbündeten Negierungen und 
den Vertretern ſämmtlicher Parteien zu Stande ge— 
fommen ift 

Wenn der Herr Staatöfekretär dv. Poſadowsky ge- 


meint hat, die Definition fei nur „ideal“ gemeint, fo (D) 


möchte ich dod erklären: für uns bat fie aud einen jehr 
realen Hintergrund, allerdings nicht für die Gegenwart, 
fondern für die Zukunft. 

Ebenfo legen wir dem Worte „Beichaffenheit* eine 
größere Bedeutung bei, weil wir bie mehanifhe Benügung 
der Grenzzahlen fünftighin durd andere Beweismittel 
ergänzen wollen. 

Ich beſchränle mich, mit Rückſicht auf die Geſchäfts— 
lage, auf diefe wenigen Bemerkungen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Roefide (Raiferslautern). 

Dr. Rochide (Haiferslautern), Abgeorbneter: Meine 
Herren, das Geſetz, weldes und jegt vorliegt, ift, wie 
ſchon von dem Herrn Abgeordneten Schrempf hervor: 
gehoben ift, ein Kompromid. Man hat geglaubt, daß es 
ziemlich ohne Worte zur Annahme kommen wird; aber es 
ſcheint, al3 ob fid das ſchöne Spridwort, daß Wein die 
Zunge löſt, doch nicht als ganz unberechtigt auch Hier im 
Reichsſstag erweifen fol, und daß wir vielleicht mehr 
darüber ſprechen, als beabfichtigt ift. Ich will aber jeden— 
falls auch meinerſeits nicht die Veranlaſſung dazu fein, 
daß viele Worte gemacht werden, und will daher aud) 
nur kurz präziftren, was ich zu fagen babe, und was id) 
nur deshalb hervorheben muß, weil es von anderer Seite 
angeregt ift. 

Das Gefeg ift ein Kompromiß, — und man hat es 
nur in der Form, die es in der Kommiſſion befommen 
hat, angenommen, weil die Einen damit zufrieden 
find, daß nicht weiter gegangen ift, und die Anderen 
damit zufrieden find, daß wenigftens dies erreidt ift. 
Immerhin wird Die große Mehrheit der Winzerkreiſe 
diefed Gefep immer nur als Abſchlagszahlung be— 
tradten können und hoffen, daß die Erfahrungen dahin 


führen werben, daß bie Hegierung fi über furz ober 





(A) lang veranlaßt fehen wird, weitere Nachtheile, die troß 


dieſes Geſetzes noch für den MWinzerftand beftchen bleiben, 
durch neue Gefege bezw. Novellen zu befeitigen, das ift 
unbedingt nothwendig. Die Lage der Winzer ift eine fo 
ſchwierige, daß es nothwendig iſt, wenigſtens etwas zu 
thun, wie es hier geſchehen iſt, damit nicht gar die Winzer 
durch die ſchlechte Lage, die ihnen durch den Handel mit 
dem Wein bereitet worden ift, veranlaßt werben, auf 
Mege zu gehen, auf die wir fie nicht treten laffen wollen, 
db. h., fie könnten ſonſt felbft vielleicht unndthige Ver: 
mehrungen vorzunehmen ſuchen. Dem einen Niegel vor: 
zuſchieben, war eine widtige Aufgabe, und das haben 
wir hoffentlich durch bies Geſetz erreicht. 

Ich möchte noch eins erwähnen. Ich bedaure leb— 
haft, daß eine Reihe von Fragen in dieſem Geſetz nicht 
gelöſt werden ſollen, ſo namentlich die Frage des Verbots 
des Verſchnitts von Rothwein mit Weißwein. Das weiſt 
und darauf bin, daß wir bei ben künftigen Handels— 
verträgen gerade dieſe Frage Torgfältig ind Auge faflen 


müffen. 
(Sehr richtig!) 

Als der Spanische Handelsvertrag abgeichloflen wurde, 
wies ih gerade darauf hin, wie die Ermäßigung ber 
Weinzölle Spanien gegenüber und Nadjtheile bringen 
würde. Das wurde damals beftritten und erweiſt Hi 
jest ganz eklatant als wahr und richtig. Deswegen möge 
aud die wieder ein Menetefel Dafir ein, daß man 
ſolche Fragen bei der Berathung der Handelsverträge 
nicht leichthin behandle, fondern fie mit aller Schärfe und 
Aufmerkſamkeit beurtheile, damit aud in biefen Fragen 
ber Winzerftand Deutſchlands vor Schädigungen mehr 
bewahrt wird, ald e3 jebt der Fall ift. 

Präſident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Elberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeordneter: Meine Herren, 


(B) id) möchte die Bitte an das hohe Haus richten, das Wort 


„Beſchaffenheit“ aus ber Nr. 4 des 82 wieder zu ents 
fernen. 

(Oho! rechts.) 
— Warum denn „oho“? Ic halte das fir nothwenbig und 
richte deshalb an den Herrn Präfidenten bie Bitte, er 
möge über die Worte „feiner Beichaffenheit und“ bes 
fonderd abftimmen laffen durd) die Frage, ob diefe Worte 
aufrecht zu erhalten find oder nicht. 

Meine Herren, was veritcht man unter „Beſchaffen— 
heit”? Es wird hierunter nur zu verftehen fein die Farbe, 
der Geruch und der Geihmad; im weſentlichen wird es 
aljo auf den Geihmad ankommen. Nun glauben die 
Herren, bie dieſes Wort hineingebradt haben, daß fie 
damit die Mängel, die fid) beim bisherigen Gefeg heraus- 
getan haben, bejeitigen würden. Meine Herren, es ift 
a richtig, dab bisher großer Unfug getrieben ift mit ben 
—— analyſenfeſten Weinen. Aber das war nur 
möglich bei dem weit verbreiteten Irethum, die Analyſen— 
feftigfeit befreie von der Deklaration des Kunſtweins. Die 
Leute, welche Wein den chemiſchen Anftalten zur Unter— 
ſuchung ſchickten, fragten nicht, wie fie hätten thun follen: 
ift das Wein, was wir zur Unterfuhung einfenden? 
fondern jie ftellten bie Frage: hat bie dr er Flüſſig⸗ 
feit diejenigen Beſtandtheile, welche als renzzahlen Ich. 
geitellt find? Dann war e3 allerding3 möglich, die Analyjen- 
feftigfeit feftzuftellen bei Flüffigkeiten, welde den Namen 
Wein gar nicht verdienten. Wo aber das Geſetz don 
1892 richtig angewendet wurde, fonnte auf Grund biefes 
Geſetzes ebeufo gut Beſtrafung eintreten, wie es nach den 
neuen Geſetz ber Fall fein wird; nur durfte nicht an ben 
Chemiker die Frage falich geitellt werden! Wer neben der 
Analyienfeftigkeit —1 ieß, ob es ſich auch im ührigen 
um Wein handle, konnte ſehr wohl gegen die Fälſcher 
vorgeben. 


—eiqstag — 89. Sibuug 


Montag den 6. Mat: 1901. 2567 








Die Mängel des bisherigen Geſetzes werben befeitigt (C) 


werden durd; das Kunſtweinverbot, nicht aber dadurch, 
dab man in $S2 noch einen neuen dehnbaren Begriff 
hineinbringt, der nicht zu prägifiren ift, der nicht faßbar 
ift, der bei verfchiedenen Menſchen ganz verichieden auf: 
gefaht wird. 

Meine Herren, man geltattet in biefem Paragraphen 
ben Zuderwaflerzufat zum Wein, und auf der anderen 
Seite verlangt man, daß das Getränf, obgleid man ben 
Zuderwaflerzufag geftattet hat, doch die gleiche Beihaffen- 
heit behalten fol. Daß dad an fih eine Unmöglichkeit 
ift, liegt auf der Hand. Es ift aud) ein Irrthum, wenn 
angenommen wird, dab ber FFortfall der von mir be: 
anjtandeten Worte ben Richter zwingen würde, ſich bei 
feiner Entfheidung nur noch nad ber hemifchen Analyje 
u richten. Der Richter hat nicht nur die Berechtigung, 
— auch die Pflicht, alles heranzuziehen, was als 
Beweis für eine Fälſchung dienen kann. Bleibt das 
Wort „Beſchaffenheit“ ſtehen, wie wird die Aus— 
führung dann fein? Der Richter wird einen Sacher: 
ftändigen zuziehen und diefen fragen, ob das beanftandete 
Getränt den Geſchmack des Weins aus der und ber 
Lage habe. 

nn 
— Alfo Sie meinen, der Sadverftändige ſoll ausfagen, ob 
das Getränk im Beihinad dem Weinbaugebiete, aud dem 
er ftammen fol, entjpriht? — Nun, meine Herren, idy bin 
jehr dankbar, daß id auf das Wort „Weinbaugebiet“ 
aufmerffan gemadjt werde. Zwei Weinberge, bie neben- 
einander liegen, zwei Weingärten nebeneinander geben 
oft Wein von ganz verſchiedenem Geihmad; um wie viel 
verſchiedener noch ift das in einem Weinbaugebiet! Und 
dann, meine Herren, der Verſchnitt ift geftattet! Wenn 
zwei oder brei Sorten miteinander verjchnitten worden 
find, weldes ift dann der einem Weinbaugebiet eigen: 


thümlihe Geihmad? Da thürmen fih die Schwierigkeiten (D) 


ganz gewaltig, und ich glaube nicht, daß fi irgend ein 
Richter bei jo fchwieriger Frage mit dem Geſchmack eines 
einzigen Sachverſtändigen zufrieden geben wird, Er wirb 
zwei Sachverſtändige hören müflen, und daß dieſe zwei 
Sadverftändigen in der Regel ganz verfhiedener Meinung 
über den Geſchmack des Weins find, darauf können Sie 


ſich verlaffen. 

(Sehr ridhtig! Tinte.) 
Und nun gar einen allgemeinen Geihmad für den Wein 
eined ganzen Weinbaugebieted bei erlaubtem Verſchnitt 
feftäulegen, das ift durchaus unausführbar. 

Ich bin aljo der Meinung, daß dem Richter der Nach— 
weis der Fälfhung durch den Hinweis auf die Beihaffenheit 
nicht erleichtert, fondern daß er ihm erſchwert, ja ſtellen— 
weife unmöglich gemacht wird, und deshalb glaube ich, 
baß wir entiprehend der Vorlage der Yegierung Diele 
Worte niht aufnehmen follen. 

(Bravo! links.) 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Deinhard. 

Dr, Deinhard, Abgeordneter: Meine Herren, e3 ift 
ganz fidher, daß wir, die Majorität der Kommiſſion, als 
wir dem vorliegenden Gejegentwurf jo, wie er fid) jetzt 
geftaltet hat, unfere Zuftimmung gegeben haben, viele 
liebe Hoffnungen aufgeben mußten. Viele von und ar: 
beiten ja fhon 20 und 30 Jahre daran, ein beijeres 
Geſetz zu Schaffen. Schließlih haben wir uns auf dieſen 
Entwurf geeinigt, um überhaupt einen Schritt vorwärts 
au fommen, und wir bitten, dad Geſetz jo zu laſſen. Es 
ft ja jelbitverftändlih, daß aud dieſes Geſetz nicht ein 
Geſetz für ewige Zeiten ift, fo wenig wie andere Geſetze. 
Alles bewegt fh, „mauvra pei, alles ift im Fluß, und fo 
wird fpäter auch wieder einmal ein andered Geſetz noth— 
wendig werden; aber es wird dann hoffentlich im der 
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(A) Richtung anderd, daß es firenger wirb als das jetige 


Geſetz. Denn, meine Herren, die Zukunft des Weines 
liegt wicht im Waffer. 
(Große Heiterkeit.) 

Nun eg die Ausführungen des Herm Staatd- 
fefretärd die Herren vom Fortſchritt dazu begeiftert, ein 
Anträgle einzubringen 

(Heiterkeit), 
um auch dieſes beicheibene Beleg noch etwas weniger 
„ſchädlich“ zu machen. Aber wir find in den Tagen, in 
denen wir in der Stommiffion faßen, fo vielfah ans 
gesrifien worden, daß auf und ber Angriff nicht viel 


indrud madt. 
(Heiterfeit.) 


Hier heißt es: fortiter agere aut pati — entweber müffen 
wir tapfer vorwärt® gehen, oder wir müſſen länger dulden, 
was wir neun Jahre getragen haben und nicht länger 
tragen wollen. 

Der Herr Staatöfelretär hat min vorher in feinen 
Aeußerungen gemeint, daß dad Wort „Zufammenfegung“ 
befagen folle, daß in Zukunft ausfchließlich auf die Be: 
fchaffenheit und niht auf die Zufanımenfegung vom 
Nichter Werth gelegt werden fol. Nein, es ſoll in 
Bezug auf die Zulammenfegung ber Chemiker ebenfo 
nachher gehört werden, wie er vorher gehört worden 
it. Wir wollen das alfo gar nicht herausnehmen; 
wir wollen nur die Möglichkeit, die Fälſchung eines 
Meines zu ermitteln, dem Richter dadurch erleichtern, daß 
auch bie Befchaffenheit für ihn ein Merkmal fein fol. 
Diefe Beichaffenheit fol nah dem Durchſchnitt des bes 
treffenden Weinbaugebiets beurtheilt werden. Der Herr 
Abgeordnete Schmidt (Elberfeld) hat ja ganz richtig ge— 
fagt, daß auf zwei nahe gelegenen Rebhügeln zwei 
ganz verſchiedene Weine mit verſchiedenem Geſchmack 
wachſen können. Das find aber Qualitätsweine, meine 


(B) verehrten Herren, welde diefem Gejeg nicht oder beinahe 


gar nicht unterliegen. Unter ben Durchſchnitisweinen 
eined MWeinbaugebiet3 find bie großen Maffen gemeint, 
wie fie etwa im Elfaß, in ber Pfalz, in Baben — ber 
Markgräfler — und an Theilen der Moſel gezogen 
werben. Diefe Weine haben allerbingd einen Durch— 
ichnittöcharafter, der fie als fenntlid, ans dem und dem 
MWeinbangebiet ftammend, für die Sadıverftändigen er: 
fcheinen läßt; und wenn je zwei Sadverftändige nicht 
derfelben Anficht find — bad fommt ja auch noch auf 
anderen Gebieten vor —, fo nimmt man eben einen 


Dritten. 
(Heiterleit.) 
Ind wenn man fagt, daß nicht überall Sachverſtändige 
zu finden ſeien, fo ift die Eiſenbahn auch längft erfunden, 
dann läßt man ſich cben einen fonımen. 
(Heiterteit.) 
Der Sachverſtändige foll alfo prüfen, ob gewiffe Imponde— 
rabilien im Mein find. Im Wein kaufen wir ja durchaus 
nicht nur Zuderwafler und Spiritu® — das fünmen wir 
ja jonft viel billiger haben — 
(Heiterkeit), 
fondern was den Charakter des Meind ausmacht, das 
find die Imponderabilien, die wir zwar nicht wägen 
fönnen, aber mit Vergnügen riechen, fchmeden und fonft 
bemerfen. Meine Herren, der Wein tft der Sorgenbredyer 
xar’ dfoyiv; das wird mein Herr Nachbar 
(Heiterkeit und Zurufe) 
— pardon, mein Herr Nachbar von geitern 
(große Heiterkeit) 
noch erfahren und mir dann beftätigen. 
Alſo, meine Herren — id will ja doch feine Rede 
* — id bitte Sie, dieſe Worte „feiner Beſchaffen— 
eit nach“ in dem Geſetz zu laffen. 
(Zebhafter Betfall.) 





Präfident: 
bie Distuffion iſt geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Baumann, Abgeordneter, Berichterftatter: Nachdem 
ber Herr Abgeordnete Blantenhorn und der Borrebner 

err Dr. Deinharb bereit3 im eingehender Weiſe den 

tandpunft der Kommiſſionsmitglieder vertreten haben, 
habe ich feinen Anlaß, ein meitered Wort zu verlieren; 
ih bitte nur, den Antrag des Herrn Abgeordneten Schmidt 
Elberfeld) a er eig und e3 bei dem Konmijfionds 
beſchluſſe zu belaflen. Bezüglih ded von dem Herrn 
Abgeordneten Preiß beridtigten Drudfchlerd möchte ich 
fonitatiren, daß auch id) vorhatte, bein Aufruf der Ziffer 4 
darauf aufmerffam zu machen, daß bier ein Verjehen, ein 
Drudfehler vorliegt. 

Präſident: Wir fommen zur Abftimmung. 

Ih konftatire zunächſt den gerügten Drudfehler und 
zwar dahin, daß, daß in ber Ziffer 4 des 82 hinter dem 
Worte „verbefiern“ nicht ein Semifolon, fonbern cin 
Komma ftehen fol, daß ferner hinter dem Worte „ver: 
mehren“ in demſelben Abſchnitt nicht ein Komma, fondern 
ein Semitolon ftehen fol. — Das Haus ift mit der Be- 
richtigung der Drudfehler einverftanden, was ich hiermit 
fonftatire. 

Der Herr Abgeordnete Schmidt (Elberfeld) hat be— 
antragt, in dem Abſatz 4 des 8 2 iiber die Worte „feiner 
Beihhaffenheit und“ getrennt abzuftimmen. Sch werde 
— und zwar in poſitiver Abſtimmung abſtimmen 
aſſen, ob dieſe Worte aufrecht erhalten bleiben ſollen, und 
dann über den Paragraphen, wie er ſich nach der voran— 
—— Abſtimmung geſtaltet haben wird. — Hiermit 
ſt das Haus einverſtanden. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche entgegen 
dem Antrage Schmidt (Eiberfeld) nad den Kommiſſions- 
beihlüffen in der Ziffer 4 des 82 die Worte „feiner 


Beichaffenheit und“ aufrecht erhalten wollen, fid) von (D) 


ihren Plätzen zu erheben. 
(Geichieht. 
Das ift die Mehrheit; die Worte find aufrecht erhalten. 

Ich darf wohl beim Mangel eines Widerſpruchs ohne 
befondere Abftimmung annehmen, dab $ 2 vom Haufe 
in ber Faffung der Kommiffionsbeihlüffe angenommen ift. 
— Ich fonftatire das. 

Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über $ 3. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ridert. 

Ridert, Abgeordneter: Meine Herren, es ift eine fehr 
üble Lage, in der wir uns befinden einem Geſetz gegen: 
über, welches mit Mühe fertig gemadt ift und nun im 
ein Haus gebracht ift, welches notoriſch beſchlußunfähig 
ift. Ich werde nicht drohen mit einer etwaigen Aus— 
zählung — bis auf einem beftimmten Punkt, meine Herren, 
und dad möchte ih Ihnen denn doc anheimgeben ſich 
zu merfen. 

Es ift in ber That fo, daß zur Zeit die verbünbeten 
Negierungen ein Schuß find gegen übertriebenen Geſetzes— 
eifer. Ich bin dem Herrn Staatöfefretär-Minifter ehr 
dankbar, daß er in Bezug auf $ 1 hier eine Erklärung 
abgegeben hat. An diefem Beiſpiel kann man fehen, wie 
heute die Gelee fabrizirt werden. Meine Herren, es 
bat thätfählidy gar feine andere Wirkung als eine Irre— 
führung ber Inſtiz, wenn bier ein Paragraph der Re: 
gierungövorlage geändert wird, und nun der Herr Ber: 
treter der Negierungen im Webereinftimmung mit ber 
Kommilfion fagen muß: ja, geändert habt ihr den Wort— 
laut, aber bedeuten thut der angenommene Paragraph 
doch nichts anderes, ald was die Regierung im ihrem 
gu gefagt hat. Nun frage id: warum ändern Sie den 

egierungsparagraphen? Diefer Eifer geht mir doch zu 
weit, und wir werden in Bezug anf verjchiebene andere 
Bunte diefelbe Beobachtung machen können. 


Das Wort wird nicht weiter verlangt; (C) 


‘A) 


(1) 


Reichſstag. — 89. Sitzung. 





Montag den 6. Mat 1901. 








Ich will über den Bericht eine eingehende Bemerkung 
nit machen; indeffen glaube ich doch, daß es wenige 
von den älteren Parlamentariern geben wird, bie einen 
berartigen Bericht kennen gelernt haben. Es ift mir, ob» 
wohl ih dod im Stande bin, parlamentarifche Berichte 
zu leſen, fehr ſchwer geworben, mich darin zu orientiren. 
Ich will über die Logit und die ganze Anordnung fein 
Wort verlieren. Ich möchte auch nur die Gelegenheit 
benugen, um den verbündeten Regierungen den Dank da— 
für zu erftatten, daß fie wenigftend bei $ 3 dem Eifer 
der SKommilfion einige Zügel angelegt haben. Meine 
Herren, würben Ihre Winfche, die Sie ja in der Kom: 
miffion mit 18 gegen 6 Stimmen in Bezug auf das 
Verbot des Berichuittes angenommen haben, Geſetz werben 
follen, dann würden wir allerdings die Auszählung des 
Haufe3 verlangen. Denn das Verbot der Schnittweine 
bewirkt nichts anderes als den Todesſtoß gegen einen 
Handelövertrag mit Stalien; das müflen Sie doch ans 
erfennen. Sie haben ja auch durch eine andere Refolution 
verlangt eine Erhöhung des Zolld, den bie verbündeten 
Regierungen im SHanbelövertrage mit Vorbehalt auf 
10 Mark herabgefegt haben. 

Meine Herren, ich will weiter über den Inhalt dieſes 
Paragraphen nichts jagen; Sie haben ja jet hier bie 
Majorität. Wir werben aud nicht auf Beihlußfähigteit 
des Haufed beftehen; wir werden und nur erlauben, 
bei einzelnen Paragraphen Abftimmungen vornehmen zu 
laffen. Sie werben dies Geſetz ind Trodene bringen; 
aber darauf verlaffen Sie fih: das Geſetz, wie es liegt, 
ift fein Vortheil. Das hat ja aud der Herr Vorrebner 
gelagt; ber figt mit feinen Wünjchen noch ganz voll an« 
gefüllt, die nicht zur Erfüllung gefommen find. IH kann 
niht nur wünſchen, dab er nody neun Jahre wartet, 
fondern daß er noch zwanzig Jahre wartet, und baß 
feine Wünſche dann aud noch nit in Erfüllung geben. 

(Bravo! lints.) 

Präfdent: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dasbadı. 

Dasbach, Abgeordneter: In der Kommiffion war man 
bereit, die Negierungsvorlage in Art. 1 Abſatz 2 (welche 
ald cine Verfälſchung oder Nachahmung nit anzufehen 
find) anzunehmen, war auch der Meinung, daß vielleicht 
gelagt werden Tünne: „in Rahmen diefes Geſetzes“. Ber: 
treter des Bundesraths erklärten aber, dieſe Worte feien 
völlig überflüffig, weil eine Irreführung über den Sinn 
des 5 1 durchaus ausgeichloffen fei. Gegen den Vorwurf 
beö Herrn Abgeordneten Nidert, eine Irreführung ſei 
beabfidhtigt oder habe wenigſtens veranlaßt werden follen, 
muß ich doch entjchieden Proteft erheben. Es ift doch 
Har: ber Richter wird das ganze Geſetz in die Hand 
nehmen, fih nicht bloß an 51 halten, fondern fragen, 
was in den folgenden Paragraphen ald Ausnahme geitattet 
fei; wenn in jpäteren Baragraphen are Beftimmungen 
ftehen des Inhalts: „das und das ift geitattet“, dann 
wird der Nichter fich jagen, daß dann eine Verurtheilung 
wegen folder erlaubten Manipulationen nicht eintreten 
fann, aud) wenn $ 1 fo lautet,wie die Kommiſſion ihn ſchließ⸗ 
lich feftgeftellt hat. Wenn aber Herr Abgeordneter Nidert 
irgendwelche Aenderung vorihlagen will, jo wird ihm 
von Seiten der Mitglieder der Kommiſſion vermuthlich 
nit widerſprochen werden, wenn er Wiederherftellung der 
Regierungövorlage vorſchlagen will. 

Präfident: Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. 

Das Shlußwort hat ber Herr Bericterftaiter. 

Baumann, Abgeorbneter, Berichterftatter: Zur Sache 
felbft habe ich weiter nichts zu bemerten. Nachdem aber 
der Herr Abgeordnete Nidert meinen ſchriftlichen Bericht 
bemängelt hat, wie das bereits geftern in den freifinnigen 
Zeitungen geſchehen ift, möchte ich nur bemerlen, daß id) 


den Bericht bei den fehr komplizirten — wie fie in (C) 
ber MWeinfommiffion berathen worben find, nad meinem 
beften Wiffen vollftändig objektiv nah meinen gemachten 
Aufzeihnungen und auf Grundlage des Protokolls wieber: 
gegeben habe, und dab am lekten freitag, als bie 
Kommiffion zur Prüfung des Berichts zufammen war, 
berjelbe Anerkennung gefunden hat. Es ift mir aud 
lieber, wenn mein Beriht von Selten der Puriſten 
Anerkennung findet, ald von gegneriſcher Seite. 
(Zebhbafte Bufimmung.) 

Präfident: Wir fommen zur Abftimmung. 

3 ift von feiner Seite angefodhten; wenn niemand 
widerſpricht, werbe ich annehmen, daß er vom Haufe an— 
genommen ift. — Dies ift der Fall. 

4, 5, — 6, — 7, — 8. — Ich erfläre bie 
aufgerufenen Paragraphen als vom Hauſe genehmigt. 

In $ 9 ift ein Druckfehler: in der dritten Zeile muß 
es ftatt „und“ heißen „oder“. Ich darf wohl, wenn fein 
Widerſpruch erfolgt, aunchmen, daß mit diefer Aenderung 
der 89 vom Haufe angenommen ift. — Dies ift der Fall. 

810. Auch bier ift ein Drudfehler: im dritten 
Abſatßz muß es auf ber brittleßten Zeile heißen: „big 
4 Uhr Morgens“, unter Einhaltung des Wortes „Uhr“, 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes: 
rath, Staatöfefretär des Innern, Staatöminifter Dr. Graf 
v. Bofabowäly: Wehner. 

Dr. Graf -v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatsminifter, 
Staatsfefretär des Junern, Bevollmächtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, genen dieſe Faſſung des Geſetzes, 
welche die Kontrole der Weinerzeugung und des Mein: 
verfehrd behandelt, find innerhalb der Weinhändler wie 
aud; innerhalb der Winzerfreife mande Befürchtungen 
ausgeſprochen worben. Ich erfläre dem gegenüber, daß 
es auch die Anſicht der verbündeten Regierungen ift, daß 
die Kontrole der MWeinerzeugung und des Weinhandel 


nicht zu einer fubalternen Chilane werben fol. Wenn (D) 


wir überhaupt — und bieje allgemeine Bemerkung möchte 
ih ausdrüdlid hieran anknüpfen —, wenn wir überhaupt 
in Bezug auf die Verfolgung von Weinverfälſchungen und 
aud in Bezug auf die Berfälihung von Lebensmitteln 
weiter kommen follen, fo ift es unbedingt mothwendig, 
daß überall in den Ginzelftaaten eine geordnete, felbit- 
ftändige, auf der vollen Höhe wiſſenſchaftlicher Erfenntniß 
ftehende Nahrungsmitteltontrole eingeführt wird. 

(Sehr richte‘) 
Solange dad nicht allerwärtö geichieht und nicht in aus: 
reihenden Grabe, bleiben wir zwar in der Lage, inner 
bald des Reiches Gefege zu machen, die fehr wohlthätig 
wirken follen, aber dieſen Effekt verlieren, weil es an ge— 
eigneten und ausreichenden Organen in den Einzelftaaten 
fehlt, um biefe Gejege auch ſachverſtändig auszuführen. 

(Sehr richtig!) 

Ih hoffe dringend, daß dieſe Vorfchrift des Geſetzes 
einen Anftoß geben wird, in allen Ginzelftaaten eine 
Nahrungsmittellontrole einzuführen 

(lebhaftes Bravo), 
bie perfönlih unabhängig dafteht und außerdem auf der 
vollen Höhe der modernen chemiſchen Wiſſeunſchaft. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Elberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ich bitte, den $ 10 abzulehnen. Es handelt ſich hier um 
bie Einführung einer Kontrole, deren Durdführung doch 
ſchließlich als eine Polizeiaufſicht aufzufafen it. Wenn 
ber Herr Staatäfefretär meint, es ſoll dieſe Hontrole nicht 
zu einer fubalternen Chilane herabfinten, fo befürchte ich, 
dab bie Wortfaffung, wie fie vorliegt, doch ſchließlich die 
Durdhführung niht anders ermöglidt. Es ift eine Art 
bon Aufficht, wie fie ſouſt bisher mur gegenüber beftraften 


(A) Verfonen üblich war. 
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Diefe Kontrole, wie fie im 8 10 
und den folgenden Paragraphen gegeben ift, kann burch 
ſachverſtändige Beamte, durch ausgebildete Chemiker nicht 
gemacht werden, ſofern man die Abſicht hat, alle Betriebe 
zu fontroliven; denn die Zahl dieſer Betriebe in ganz 
Deutſchland ift fo foloffal groß, daß es gar nicht möglich 
ift, fo viele Sachverſtändige zu finden, wie dafür noth— 
wendig fein würden. ine einheitliche Kontrole ift auch 
icon deshalb unmöglich, weil man einen Sachverftändigen 
für Moſel- oder Aheinwein im Weſten mit Leichtigkeit 
finden, an der Dftfee aber nur mit ber größten 
Posen Ni finden würde, wie umgelehrt am Nbein ein 
genauer Kenner bon Borbeaurweinen ſchwerlich jo Leicht 
zu finden wäre. Auch dies hindert die Durchführung; es 
iſt eben unmöglich, die Taufende und aber Taufende Betriebe 
ſachgemäß und eingehend zu fontroliren. 

(Sehr richtig! Links ) 

Nun ſagte der Herr Staatöfefretär mit Net, daß 
es nützlich und nothwendig fet, eine verbefferte Nahrungs: 
mittelfontrole im allgemeinen einzuführen. Die Nahrungs: 
mittelfontrole ift in den Ginzelftaaten außerorbentlich ver: 
ſchieden, in manchen ſehr fharf, im den andern faft gar nicht 
vorhanden. Das ift auch gar nicht zu ändern, es fei 
denn, daß durch Reichsgeſetz ganz genau borgeichrieben 
wird, durch wen und in welder Form bie Stontrole 
durchgeführt werden fol. Die Konmiffion ſchlägt deshalb 
in einer Nefolution vor, Reichsbeamte dafür anzuftellen. 
Ob dieſe Refolution vom Regierungstifche befämpft werben 
wird, weiß ich nicht, möchte es aber nach dem, was mir 
gehört haben, annehmen; denn bie Ausführung fol ja 
den Ginzelitaaten überlaffen bleiben, und dann bürfte 
bie Refolution Nr. 1 in der Faſſung der Kommiſſion für 
bie verbündeten Regierungen nicht annehmbar fein. Wird 
nun die Ausführung den einzelnen Staaten überlaffen, 
fo tröftet man ſich mit dem Sprihwort, daß nichts fo 


(B) heiß gegeflen wird, als es gefodht wurde. Man glaubt, 


daß bie Einzelregierungen Sorge tragen werben, daß ihre 
Bürger nicht zu fehr unter der Kontrole leiden, dab der 
Ruf guter Weinbaugebiete nicht fo Leicht geſchädigt werben 
würde durch die Auffindung von Kunftwein. So wird 
ſich eine verſchiedenartige Handhabung ergeben; mandmal 
wird die Kontrole ſachgemäß fein, manchmal chikanös, und 
theilweije wird fie gar nicht funktioniren, 

Nun jagt man, e3 follen ſachverſtändige, unabhängtge 
Beamte angeftellt werben. Aber ſchließlich ift die Aus: 
führung der Stontrole bei der Größe des Feldes, welches 
zu bearbeiten ift, doch nicht anders möglich, ald daß man 
die niederen pre bazu verwendet und biefen 
damit dad Recht giebt, einzubringen in die Seller, in die 
Geſchäftsräume aller Art, daß man ihnen Befugniffe giebt, 
die weiter gehen, ald man irgend jemals für möglich ges 
halten hat. Der Kontroleur darf in die intimiten Ge: 
ihäftögeheimnifie eindringen, ja er ift berechtigt, die Ge: 
heimbücher, felbft die Bilanzen einzufehen. Das fönnen 
Sie doch nicht beſchließen ohme Einſchränkung. Wenn in 
biefer Beziehung bei der erften Leſung vom Miniftertifch 
gelagt ift, daß die Kontrole nur ftattfinden folle in ben 
Fällen dringenden Verdachts — eine Anficht, die auch in der 
Kommiffion vertreten war, und ber man auch im Geſetz 
Ausdrud geben wollte —, jo meine ich, das müſſe die Sache 
noch verſchlimmern 

(ſehr richtigt); 


denn dann würde ber Mann, bei dem kontrolirt wird, 
ſofort gebrandmarkt ſein. In Fällen dringenden Verdachts 
haben ſich jest ſchon die Polizeiorgane, hat der Staats— 
anmwalt, haben die Richter fo weitgehende Rechte, daß es 
nicht nothwendig ift, noch eine neue Behörde einzufeßen. 

Nun Habe id) noch zu bemerken, daß die Kontrole 
nicht etwa, wie man e3 beabfichtigt hat, lediglich oder in 
der Hauptfahe die Weinhändler treffen wird; fie wird 
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ſich am ſchärfſten gegen die Winzer richten. 
händler, wo es täglich aus- und eingeht, ift fie ſchwierig, 
faum durchführbar; bei ben MWinzern ift fie viel leichter 
durchführbar, Wenn aus ben reifen der Antereffenten 
vielfadh Stimmen für die Einführung einer Kontrole laut 
wurden, fo liegt der Grund bei fehr vielen Leuten in der 
Furcht, daß fie, wer fie gegen die Kontrole iprechen, für 
Panſcher gehalten werden. Das find Leute, welche einen 
ehrlihen Handel treiben und niemald wegen Panſchens 
in Verdacht gefommen find, noch tHaträchlic ſolche 
Panſchereien getrieben haben. In der Begründung des 
Geſetzes ift übrigend auch zugegeben, daß eine ftändige, 
allgemeine Kontrole undurdführbar fei, daß fie auch viel 
zu koſtſpielig ſei. Wenn nun eine allgemeine Durch— 
führung nit möglid tft, dann wird es bei einer ver— 
einzelten Kontrole bleiben, und danı werben die bavon 
Betroffenen ſtets geihädigt werben. Daß bei einer aus: 
giebigen Stontrole die Neichdweinftener die unfehlbare 
Folge fein wird, will ich hier nur beiläufig erwähnen. 
Allgemein durchführbar ift die Kontrole nur bei jehr 
großen: Koftenaufwand, das giebt die Begründung ber 
Vorlage zu; aber felbft mit enormen Ausgaben wird bie 
Kontrole Stüdwert bleiben. Man fol aber doch feine 
Geſetze machen, feine Beſtimmungen in bie Gelege auf: 
nchmen, deren Durdführbarkeit mit Necht angezweifelt 
werben muß. 

Nun werden Sie mir zugeben müffen, baß die weit— 
gehende Art diefer Kontrole geradezu unerhört iſt in 
unjerer biäherigen Gefeggebung, und ich füge hinzu: für 
ben Betroffenen ift fie demüthigend und verlegend. Es iſt 
eine Herabfegung des Standes, wenn bei unbeicholtenen 
Leuten bie intimften Geihäftsverhältnifle täglich eingelehen 
und fontroltrt werben können. Bon ber außerorbentlichen 
Beläftigung will ih gar nicht Sprechen; aber Diele Kontrol— 
maßregeln find aud ganz unnöthig, weil das Nahrungs: 


mittelgefeß durchaus genügt, um Fälſchungen zu verhüten. (D) 


In einer der und zugegangenen Neußerungen ift mit Recht 

gelagt, daß es bis dahin unbekannt geblichen fei: 
welde zwingenden Gründe und Grfahrungen 
zum Schuße der Gefundheit oder wirtbichaftlicher 
Intereffen der Konſumenten e8 find, welche es 
nothwendig erſcheinen laſſen, alle Mitglieder ber 
beutfhen Meinproduftion und des beutichen 
Weinhandels, groß wie Hein, Tag und Nadıt 
unter polizeiliche Auffiht zu ftellen mit Hinzu— 
fügung eined Hausfuchungsrechtes, welches feiner- 
lei Beitehen von Verdachtsgründen borausfegt, 
welches alle jene Rechtswohlthaten außer Kraft 
ſetzt, melde ſonſt felbft irgend eines Bergehend 
oder Verbrechens bereit3 verdächtigen Perfonen 
bei Hausſuchungen gewährt werden müſſen. 

Das ift eine Stimme, welche die Sache richtig harakterifirt. 

Ich bitte Sie wiederholt, den $ 10 und bie folgenden 
bezüglihen Paragraphen abzulehnen. 

(Bravo! Links.) 

Präfident: Das Wort bat ber Herr Abgeordnete 
Dr. Jäger. 

Dr. Jäger, Abgeordneter: Meine Herren, ich muß 
Sie bitten, den $ 10 mit möglichft großer Mehrheit an: 
zunehmen. Der Herr Vorredner hat bie angebli fo 
demiüthigende Lage des Weinhandels hereingezogen. In 
biefer Lage ift aber jeder, ber fein Gewerbe betreibt; er 
muß es fi gefallen Iaffen, dab ber Gewerbe: ober 
Fabrikinſpektor in feinem Betrieb eine Inſpektion vor: 
nimmt und ihm vielleicht jogar chikaniren kaum, wenn er 
will. Jeder muß and unter Umständen, wenn er steuer: 
pflichtig ift, feine Geſchäftsbücher vorzeigen, wenn ber 
Staat glaubt, daß er betrogen wird. Der Herr Bor: 
tebner hat and das alte Geſpenſt herbeigeholt, daß der 
Kontrole die MWeinftener folgen möchte. Das hat aber, 


Beim Wein: (C) 
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(A) foviel ich weiß, in den mtereffentenkreifen ber Wein: 


bauern bisher nicht gezogen, und wird auch hoffentlid) 
fünftig feine beffere Zugkraft erhalten. Die Kontrole im 
$ 10 ift vichleicht der wichtigſte Punkt unter all den 
neuen vie be3 Geſetzes, und hier muß fich zeigen, 
ob man mit all den ſchönen Reden, baß man dem Wein: 
bau helfen und den Weinhandel gefunden Laffen will, Ernſt 
mahen will. Wenn man bie fontrole nicht einführt, ift 
alle Uebrige vergeblid. Sagen Sie dann nicht, Sie 
wollen ben Wein des Winzerd wieber verfäuflicd machen, 
ben ehrlichen Bürger einen reinen Wein —* n.j.w. Sie 
lönnen das beim beiten Willen unmöglich erreichen, wenn 
die Kontrole nicht durchgreifend iſt. Worin liegt denn 
die Gefahr? Wir verbieten hier den au gemwifler Stoffe, 
wir erlauben bloß den Zuſatz von Zuderwafler, um den 
Mein ohne bedeutende Vermehrung feined Quantums zu 
verbeffern und dem Geſchmack der Zeit anzupaflen. Wenn 
nun jemand die Chemifalien, die Mineralbeftandtheile, 
Aſchebeſtandtheile, Denanthärher u. ſ. w. zuſetzen barf, 
ift es ihm möglich, wie gegenwärtig, den Wein ins Un— 
ermießliche zu vermehren. Wenn wir den Zuſatz dieſer 
Dinge verbieten, ift die Vermehrung nur innerhalb jener 
Grenzen möglich, die zuläffig fein müffen, um ſaure 
Jahrgänge geniekbar zu mahen. Wenn Sie aber bie 
Möglichkeit geben, daß alle Beitandtheile, die id genannt 
babe, zugefegt werben können, dann —— Sie wieder 
eine ungemeſſene Vermehrung und damit den Zuſtand, 
den das gegenwärtige Weingefeg befeitigen will. Aber 
nur dann können Sie dieſe ungemefjene Bermehrung 
wirkſam verhindern, wenn Sie eine firenge Stontrole 
einführen. 

Nun bin ich dem Herrn Staatsfefretär Graf v. Poſa— 
dowsty dankbar dafiir, daß er vorhin fagte, die Kontrole 
über Weinhandel und Weinbau auf Grund dieſes Geſetzes 
dürfe nicht zur fubalternen Ghifane werden. Das war 


(B) von jeher meine Anficht; mit diefer Befürdtung hat man 


weite Streife des Weinhandel3 überhaupt mobil gemadt. 
Die Kontrole wurde in diefen Streifen abgelehnt, obwohl 
ber chrlihe Weinhandel ein Interefie an der Kontrole 
hat; denn wenn ein MWeinhändler chrlid bleiben will, 
aber neben ihm die Nachbarn aus einem Fuder hundert 
machen, fo kann er unmöglich beftehen und wird ge— 
zwungen, es gerade fo zu machen. Die einzige Möglich: 
feit der Nbhilfe ift nur durch eine Kontrole gegeben. 

Ich ftelle mir dieje jo vor, daß nicht die Gemeinde: 
behörben bis hinab zum Nachtwächter in die Geſchäfts— 
räume hineingehen dürfen, fondern dab die einzelnen 
Bundeöftaaten auf Grund eines allgemeinen Geſetzes, das 
wir bald machen müſſen, die Beauffidhtigung durch 
objektive und unparteitihe Beamte ausführen laffen, bei 
denen feine Gefahr beftcht, daß fie die Geſchäftsgeheimniſſe 
mißbrauden, daß fie die Moreflen der Hundidaft aus 
den Gefhäftsbüchern erfehen, einem Konkurrenten mit: 
theilen u. ſ. w. Diefe Gefahr muß verhütet werben durch 
gut vorgebildete und entiprechend bezahlte Beamte. So— 
dann müffen dieſe das Recht haben, bei Tage und bei 
Naht die Geihäftsräume zu beſuchen und aud die 
Geſchäftsbücher einzuſehen. 

Ich will nicht ſo weit gehen, daß ich dieſen Leuten das 
Recht gebe, in die Familien einzudringen, obwohl, meine 
Herren, auch dies zweifelhaft ſein könnte; denn die Ingre— 
dienzien, die man braucht, um den Wein zu verfälſchen, 
laſſen ſich in wenige Käſtchen und Büchschen zuſammen— 
bringen und können leicht in jedem Weißzeugſchranke ver— 
ftedt werden. Darauf möchte ich noch Werth legen, daß 
nad dem Wortlaut des $ 10 es dem betreffenden Beamten 
nicht erlaubt fcheint, in das Kontor zu gehen. Es ift 
hier ausgeführt: 

Dieje Beamten und Sachverſtändigen find befugt, 
außerhalb der Nadıtzeit und, falls Thatſachen 
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vorliegen, welche annehmen laſſen, daß zur Nacht: (C) 


zeit gearbeitet wird, aud) während diefer Zeit, in 
Räume, in denen Wein, weinhaltige oder wein— 


ähnlihe Getränke gewerbömäßig hergeſtellt, 
aufbewahrt, feilgehalten oder verpadt werben, 
einzutreten. 
Die Hontors find darunter nicht einbegriffen. 
(Widerfprud.) 


Ich könnte einige Herren Kollegen nennen, die mit meiner 
Meinung übereinftimmen, daß die Geſchäftsbücher dem 
Beamten, weil er nit in das Kontor darf, etwa im 
Padraum zur Einficht vorgelegt werben müffen. 

Ich muß Sie bitten, meine Herren, wenn wir mit 
dem Schutze des ehrlihen Winzerd und Weinhandels 
Ernit machen wollen, den 8 10 anzunehmen und ben 
Antrag des Herrn Kollegen Schmidt abzulehnen. 

vräſident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
ih habe mich vergeblich bemüht, aus dem Kommiſſions— 
bericht die Gründe zu erkennen, welche für die Reichs— 
regierung maßgebend gewefen find, Die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
in Saden diejed Paragraphen, über welchen wir jett eben 
verhandeln, und der folgenden auf die Kontrole bezüglichen 
gutzuheißen. Der Kommiſſionsbericht ift ja überhaupt 
jehr latonifh. Ich glaube nicht, die Erlaubniß des Herrn 
Präſidenten befonders einholen zu müffen, um bier ben 
ganzen Bericht, joweit er unter dem Rubrum des S 10 
verzeichnet ift, verlefen zu dürfen. Es heißt wörtlich: 

Zu $ 10 
des Geſetzes vom 20. April 1892 lag für bie 
erfte Leſung ein Antrag nit vor. Dagegen 
wurde in zweiter Leſung beantragt: 
& 10 des Geſetzes vom 20. April 1892 zweite 
Zeile ftatt „SS 3 bis 6* zu feßen: „SS 2 
bis 6c*, 
welde rebaftionelle 
Billigung fand. 
Nun wiſſen Sie die Gründe der Reichsregierung für ihre 
Zuftimmung zu den Beichlüffen der Kommiſſion! 
(Heiterfeit.) 
Der Bericht über die zweite Lefung in der Kommiſſion 
ift noch Iatonischer gehalten. In diefem Theile des Be— 
richts heißt e8: 
& 10 fand underänberte Annahme. 

Id) follte meinen, daß doc wohl in der Kommiffion 
eine greifbare Motivirung für die Stellungnahme der 
Reihäregierung in Sachen des 8 10 gegeben worden 
ift. Im diefer Bezichung hat ja der Kommiſſionsbericht 
ihon eine Ergänzung erfahren durch die Musführungen 
de3 Herrn Staatsjelretärd, die dody wohl in der Kom— 
miffion ähnlich abgegeben worben fein müſſen und in dieſem 
Falle auch in dem Kommiſſionsbericht hätten aufgenommen 
worden feinfollen. Wenn id) den Herrn Staatsſekretär vorhin 
recht verſtanden habe, jo hat er ſich dahin ausgeiproden, 
es jei mit Genugthuung zu begrüßen, wenn durch die 
Kontrolbeftimmungen dieſes Gefeged ein Drud ausgeübt 
wird auf die Ginzelregierungen, damit fie eine geordnete 
Nahrungsmittelüberwahung in den Ginzelftaaten herbei- 
führen. Meine Herren, im biefer Nichtung vorzugehen, 
eine geordnete Nahrungsmittelprüfung für das ganze 
Neichögebiet fiherzuftellen, würde burdaus meinem Ges 
ihmad entiprehen; aber ih muß dod fragen, ob denn 
das wohl alö die rechte Weiſe gelten darf, daß bier ſchon 
jegt als Vorausſetzung beftimmter gefegliher Maßnahme 
die GEriftenz eines bitreaufratiihen Apparates genommen 
wird, ber thatfählih in den meiften und darunter ben 
arößten Ginzelftaaten noch nichts ift als ein „ideales“ 


Valuum. 
(Sehr wahr! links.) 


Henderung allgemeine 


353 


(A) 


(B) 


2512 


Montag den 6. Mai 1901. 








Reichstag. — 89. Sibung. 








Schaffen Sie doch lieber zunächſt eine gute Nahrungs: 
mittelüberwacdhung! 

In diefer Beziehung verhält ſich dic Reichsverwaltung 
bier ganz anders, als fie ſich verhalten hat bei ber Be: 
rathung des Seuchengeſetzes. Damald wurden unſere 
Anträge in Bezug auf obligatoriſche Leichenſchau und der— 
gleichen mehr, jelbft in Bezug auf Sicherftellung geeigneter 
Krankenhäuſer für die Zwede der Seuchenbefämpfung ab» 
gelehnt mit dem Hinweiſe darauf, daß in ben Ginzel- 
ftaaten, insbeſondere in Preußen die Verhältniffe noch 
nicht danach angethan feien, um ſolche Vorſchriften von 
Reichs wegen zu geftatten. Hier, wo es fih um bie 
Sontrole ded Weines Handelt, werden generelle und 
drakoniſche Vorschriften erlaffen, ohne daß die entſprechen— 
den Borkebrungen in den Ginzelftaaten zur Nahrungd- 
mittelprüfung allgemein gefichert wären. Hier in biefem 
Geſetz wird ein allgemeines gefegliched Vorgehen von 
Neich3 wegen beliebt und den Einzelftaaten nur überlaffen, 
ſich den Ginzelvorjchriften anzubequemen. Wenn da— 
mals diefelben Bahnen beliebt worden wären — beim 
Seuchengeſetz —, dann hätten Sie zu nächſt die obligatorifche 
Reihenfhau einführen miüffen, und daS wäre wichtiger 
gewefen, vom Standpunkte des Gemeinwohld aus be: 
tradhtet, al3 daß Sie hier von Reichs wegen eine Stellerfontrole 
einführen, die vielleicht vortheilhaft jein mag für gewiffe 
enge Kreife von Weinproduzenten und Konſumenten, bie 
aber fiher nachtheilig wirft auf die Geſchäftsgebarung 
vieler großer und guter Handelöhäufer. Ich habe von 
Firmen, die mehr als 100 Jahre beftehen, die niemals zu 
der minbeften Beanftanbung oder auch nur Beargwöhnung 
Anlaß gegeben, die fchweriten Klagen darüber gehört, dab 
fie jegt „unter Polizeiaufficht geftellt*, einer Kontrole von 
Seiten folder Perſonen unterworfen werben follen, beren 
geiftige und fittliche Qualifikation doch zum mindeſten nicht 
immer außer Zweifel bleiben bürfte, 

Der Herr Staatöfetretär hat erklärt, daß in dieſer Be: 
ziehung allen „billigen Rüdfichten* Rechnung getragen werben 
jolle. Ya, meine Herren, — „die Botſchaft hör ich wohl“ — 
es mag möglich fein, in den Weinbanbdiftrikten felbft bie 
geeigneten „Aufſichtsherrn“ ausfindig zu machen; aber bie 
Meinbaudiftrikte find es doch nicht allein, welche einen 
hodentwidelten Weinhandel aufweifen. Auch im DOften, 
an ber Waſſerkante wie in Schlefien und Poſen 
find Meinhandlungen, bie ſich eined altge: 
fiherten und wohlverbienten Rufes erfreuen, und 
die follen mm auch der Sontrole, der Bolizeiaufficht 
unterftellt werden! Gerade dieſe alten und guten Wein: 
häufer, die durchaus reell und folid wirthichaften, ſträuben 
fid) Dagegen, tie Pantſcher und Gauner behandelt zu werden. 
Sie fürchten aber aud don der Kontrole geſchäftliche 
Schädigung, weil einerfeit3 eine Sicherung nicht vorge: 
fehen werben kann für die Geheimhaltung der Geichäfts- 
verbindungen, bem fie ihr Renommé verdanken. Nehmen 
Sie Plätze wie Lübeck, Danzig, Glogau, alle8 Städte 
mit großen Weinbandlungen, enptfächtich in Borbeaur: 
weinen, wer ſoll in biefen Orten bie Kontrole üben? 
Sie wird zurüdfallen auf die untergeordneten Polizei: 


organe 
(ſehr wahr! linls), 
und daß die nicht in allen Fällen zuverläſſig, nicht ganz 
waſſerdicht ſind, daß ſie nicht nur in ſich aufnehmen, 
ſondern auch aus ſich herausſickern laſſen 
(Heiterkeit) 

von bem, was ihnen an Gefchäftsgeheimniffen bei Aus— 
übung der Kontrole zugänglich geworben ift, kann doch 
nicht zweifelhaft fein. Die Inhaber folder alten Firmen, 
die Chefs von großen Häufern, die man in jedem anderen 
Lande, die man in aller Welt mit Hohadtung behandelt, 
fhon auf Grund ber wirthſchaftlichen Bedeutung ihrer 
Geſchäſtsbetriebe, fragen micht mit Unrecht: wie kommen 





wir denn dazu, hier unter ein Ausnahmegeſetz geftellt zu (O) 


werden, das und auf gleiche Stufe mit denen orbnet, die 
wegen ſchwerer Berfehlung gegen dad Strafgeſetzbuch 
aa abgeurtheilt worden waren — „unter Polizei: 
aufſicht“! 

Nun haben die Herren Gegner es ſo dargeſtellt, als 
wenn dieſe Kontrole, die hier ausgeübt werben ſoll, 
leichzuſtellen ſei der Inſpektion der Gewerbebetriebe. 

eine Herren, das iſt aber doch in feiner Weiſe ber 
Fall. Dort wird die Hontrole um beöwillen ausgeübt, 
weil es gilt, dad gewerblihe Perfonal zu überwaden, 
dafür zu forgen, daß biefes Perfonal nicht übermäßig 
angeftrengt, nicht geſundheitlich geihäbigt, nicht geſetz— 
widrig in Anfprudh genommen wird. Das find lauter 
Grimbe, bie hier nicht in Frage kommen, fondern 
hier wird ber ganze Geſchäftsbetrieb aufgebedt vor 
fremden Augen, bier wird, um e3 mit einem 
Worte zu fagen, der Chifane Thür und Thor geöffnet und 
zwar auf eine Vorausſetzung Hin, die doch thalſächlich 
noch gar nicht gegeben ilt, auf die Vorausichung bin, 
daß die Einzelftaaten ihre Maßnahmen fo treffen, wie 
der Herr Staatöfekretär im Neihsamt des Innern fie 
fit) gedacht Hat bei feinem löblichen Beftreben, bie 
Nahrungsmitteliberwahung einheitlih und allgemein 
durchzuführen. Meine Herren, wenn man auch diefe Ab- 
fiht de3 Herrn Staatsſekretärs billigt, fo fanın man doch 
den Weg beanftanden, den hier die Kommiffion gegangen ift. 
Ih kann Sie mit meinem verehrten Freund Schmidt nur 
bringend bitten, den S10 und die folgenden Beftimmungen 
abzulehnen. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 

Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Ya, meine za es 
mag ja recht bedauerlich ſein, daß ſich die Verhältniſſe 


im Weinhandel in einzelnen Geſchäften in Deutſchland (D) 


jo entwidelt haben, daß eine Kontrole nothwendig ift, 
um bie Sicherheit zu haben, unverfälfcdten Wein zu bes 
fommen. Das Bedürfniß nach einer Kontrole hat fi 
aber in der Prarid in Ermangelung einer befferen Ab— 
hilfe als nothwendig heraudgeftellt, und deswegen werden 
meine Freunde für die Beftimmung, wie fie in $ 10 vor- 
geichlagen ift, ftimmen. 

Was das Bedenken betrifft, das feitens ded Herrn 
Abgeordneten Dr. Jäger wegen der Kontrole der Bücher, 
der Frachtbriefe, der Nechnungen, Beltellungen hervor— 
gehoben worden tft, und zwar dahin, ob dieſe Kontrole 
nur in den Stellerräumen vorgenommen werden bürfe ober 
aud) in den Bürcaud, fo halte ich dieſes Bedenken für 
unbegründet. Die Feilhaltung der Waare, jedenfall3 ber 
Geſchäftsabſchluß pflegt nicht im Seller zu gefchehen. 
Daraus ** ſich, daß die Beſtimmung ſo zu verſtehen 
iſt, daß die Einſicht der Bücher in den Büreauräumen 
geſchehen kann. In $ 11 wird außerdem ohne Rückſicht 
auf die Kellerräume ganz allgemein beſtimmt, daß die 
Vorlegung der Bücher geſchehen muß. Ich weiß nicht, 
ob die Herren ber Kommiſſion ben 8 10 fo aufgefaßt 
haben, wie ih ihn auffaffe. Wenn das aber nicht der 
Fall fein follte, dann, glaube ich, haben fie ihre eigene 
Beltimmung nicht richtig aufgefaßt. Ih nehme an, daß 
der 8 11 nothwendig zu dieſer Auslegung bes S 10 
führt, und bin meinerjeit3 mit diefer Auslegung des S10 
einverftanben. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsſekretär des Innern, Staatämintiter 
Dr. Graf vd. Poſadowsky-Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadomwsty » Wehner, Staatsminifter, 
Staatsſekretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes» 
rath: Meine Herren, ich glaube, ich fann nad) dem Gange 
der Verhandlungen die Auffaſſung des Herrn Abgeordneten 
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(A) Dr. Spahn beftätigen, daß in $ 10 nicht nur bon ben 


Kellerräumen die Nede ift, fondern aud; von Räumen, wo 
ber Mein feilgeboten und wo er berpadt wird. Daraus 
folgt, dab es ſich nicht nur um die eigentlichen Seller: 
räume handelt, fondern überhaupt um Räume, die mit 
ber Meinerzeugung und bem Weinhandel zufanmenhängen. 
IH nehme alſo au, daß die Vorlegung der Paptere nicht 
nur im Seller, fondern aud in den Büreauräumen, in den 
Stontorräumen gefordert werben fann. 

Gegenüber dem Herrn Abgeordneten Dr. Müller 
(Sagan) möchte ich bemerken: Diele Beitimmung des $ 10 
ift nicht von ber Neichäregierung ausgegangen, fie ift von 
der Kommiſſion befchloflen, und es fann ſelbſtverſtändlich 
nicht Aufgabe der Reichsregierung fein, Hier durd einen 
Kommiſſionsbeſchluß einen Drud auf die verbündeten Re— 
gierumgen zu üben. Aber nachdem bie urjprüngliche Bor: 
lage der verbündeten Regierungen nicht angenommen, 
fondern bie Kontrole durd) beiondere Sachverſtändige vor— 
gejehen ift, kann ich mir dieſe Kontrole nicht anders denken, 
al3 daß, da fie durch niedere Polizeibeamte in allgemeinen 
uicht gewünfcht wird, beſondere Sadperftändige angeitellt 
werben, und das kann nur geichehen, indem überall eine 
geordnete Nahrungsmitteltontrole eingeführt wird. 

(Sehr richtig!) 

Die Nothwendigfeit diefer Nahrungsmittelfontrofe ift von 
ben verſchiedenſten Seiten hier im hohen Haufe wiederholt 
betont worden, Meine Herren, je mehr die Chemie fort: 
fchreitet in der Kunſt, Nahrungsmittel zu fälſchen, befto 
nothiwendiger iſt auch eine ſachverſtändige chemiſche Kon— 
trole, um dieſe Fälſchungen im analytiſchen Verfahren zu 
erfennen, mit anderen Worten, um das, was im ſyn— 
thetifchen Wege hergeftellt ift, analytiich Marzulegen. 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Blanfenhorn. 

Dr. Blantenhorn, Abgeordneter: Meine Herren, ber 


(B) Herr Abgeordnete Nidert hat vorhin erklärt, daß es ihm 


fehr ſchwer geworben fei, ſich im Bericht zurechtzufinden, 
und er hat eine gewiſſe Kritil an demfelben geübt. Ich 
glaube, daß es ihm nicht Leicht geworden, Alles fofort 
im Bericht aufzufinden, wie er gewünſcht; vielleicht hat 
er hierzu aud zu furze a gehabt. Bei feinen Bes 
merfungen hat er aber außer Betracht gelaffen, dab im 
Gefeßentiwurf Imftellungen ftattgefunden haben, daß 3. 8. 
ber $ 1 der Negierungöporlage, der ſich mit gefundheits: 
ihädlihen Stoffen bejchäftigt, im neuen Gefegentwurf 
als 8 7 zu finden ift, und er hat inöbefondere außer 
Acht gelajfen, daß aus der Novelle, die und zu dem 92er 
Geſetz vorgelegt wurde, die Kommiſſion einen ganz neuen 
Gefeßentwurf mit ganz neuen Paragraphen gemacht hat. 
Da ift es allerdingd für den Berichterſtatter bei ber an 
und für fi) ſchwierigen Materie nicht leicht, die Sache fo 
zufanmenzuftellen, daß fi jemand, ber der Stommijfion 
nicht angehörte und den Verhandlungen nicht gefolgt war, 
in knapp zwei Tagen hineinlefen kann. Wenn der Herr 
Berichterftatter für folde Herren einen Bericht hätte 
fchreiben follen, die ihn nur kurz burchlefen und dann 
gleich Alles verftehen wollen, jo wäre der Bericht 2: big 
300 Seiten lang geworben, und dann hätten bie Be— 
treffenden ihn wahricheinli gar nicht durchgelefen. Ich 
glaube, wir follten bem Herrn Berichterftatter außer: 
orbentlid) dankbar bafür fein, daß er dieſe fchwierige 
Materie jo gut bewältigt hat, daß er uns einen jo aus: 
führlihen, erihöpfenden und insbeſondere fleißigen Bericht 


geleitet hat. 
(Schr gut!) 


63 ift ihm Schon in der Kommilfion der Danf dafür aus— 
geiprohen worden, und ich möchte nad) dem focben Bor: 
ausgegangenen biefen Dank hier im Haufe nochmals 


wiederholen. 
(Bielfeitiged Bravo! Sehr gut!) 
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Nun feinen einzelne Herren ben Bericht überhaupt (C) 


nicht oder nicht vollitändig gelefen zu haben, und zu diejen 
Herren gehört der Herr Abgeordnete Dr. Müller (Sagan). 
Gr hat vorhin behauptet, die Kontrolbeftimmungen wären 
darin mit 2 Sätzen abgethan. Wahrſcheinlich hat er ſich 
mit ben Paragraphen nicht ganz zuccchtgefunden; denn hätte 
er fih die Sache genau angefehen, jo hätte er finden 
müffen, daß nicht nur 1 oder 2 Sätze im Kommiſſions— 
berichte über die Kontrole enthalten find, Sondern die 
Seiten 40 bis 48 oder, wenn man das Aushängen von 
Beltimmungen noch Hinzunimmt, die Seiten 38 bis 48, 
alfo 10 Seiten von der Kontrole handeln! Menu man 
aber den Bericht nicht gelefen hat, jo kann man ihn auch 
nicht beurtheilen. 
(Sehr gut!) 


Nun, meine Herren, nod einige kurze Bemerkungen 
über die Sontrolbeftimmungen felbft. Der Herr Ab: 
geordnete Schmidt (Elberfeld) Hat diefelbe demüthigend 
geheißen. In der lebten Stunde ift uns eine Petition 
von Weinhändlern und Weinhändlervereinen zugegangen, 
die noch ſchärfere Ausdrüde gebrauchen; fie nennen die 
Kontrolbeitimmungen entehrend und entwirdigend. Das 
geht entſchieden viel zu weit. Ich will ja zugeben, daß 
gegen bie Stontrolbeitinnmungen, wie fie in den Regierungs— 
entwurf aufgenommen waren, eine gewifle Verſtimmung 
ſich bemerfbar gemacht hatte. Wir haben ja auch bei der 
eriten Leſung Gelegenheit genommen, unfere Wünfche auf 
Abänderung geltend zu machen, und diefe Abänderungen 
find ja in der Kommiſſion weſentlich in der Weiſe erfolgt, 
baß hier den Kontrolmaßregeln diefe verlegende Schärfe 
genommen worden iſt. Schon in ber erften Zefung hat bie 
Ausſprache bes Herrn Staatöfekretärd Grafen v. Pofabomäty, 
daß die Kontrole nur im Verdachtsfalle ausgeübt werben 
folle, jehr beruhigend — Dieſe Beſtimmung auch 
ins Geſetz ſelbſt zu ſchreiben, empfiehlt ſich nicht, da dies 


hindernd auf deren richtige Ausübung einwirken würde. (D) 


Aber auch in der Kommiſſion iſt weſentlich an der 
Milderung der Kontrolbeſtimmungen gearbeitet worden. 
Ich mache Sie nur darauf aufmerkſam, daß wir die 
Polizeiorgane, die als Kontroleure ſehr angefeindet werden, 
vollſtändig aus dem Geſetz entfernt haben; dann, meine 
ee daß wir dem im vielen Petitionen enthaltenen 

unſche Rechnung getragen haben, feine Konkurrenten als 
Sachverſtändige zuzulaſſen. Es war der Antrag geftellt, 
in das Geſetz felbit die Beftimmung aufzunehmen, daß 
Sahverftändige nur aus den reifen der Techniker ger 
nommen werden follen, und zwar als ſolche Borftände 
von höheren Weinbaufchulen, Beamte von Verſuchsſtationen, 
Nahrungsmittelhemifer u. f. wm. Da von den Herren 
Regierungsvertretern Bedenken hiergegen erhoben wurden, 
haben wir darauf verzichtet und und damit begnügt, feſt— 
uftellen, wad Sie aud im Kommtifionsbericht fejtgelegt 
inden, daß die übereinftimmende Meinung dahin ging, 
nur ſolche Leute als Sadveritändige zuzulaflen. Was 
dann bie Einfihtnahme in die Bücher u. ſ. w. betrifft, 
fo waren wir ebenfalld der Meinung, daß biefe nicht ohne 
weitered vorgelegt werden follen, und hatten deshalb mein 
Freund Kollege Dr. Deinhard und ich vorgefchlagen, bie 
Beltimmung aufzunehmen, diefe Einfihtnahme jolle nur 
auf Anordnung höherer Beamten ftattfinden. Man wollte 
aber aud) das nicht im Gefege, war aber ebenfall3 über: 
einftimmend der Meinung, dab Die Vorlage der Bücher nur 
im Verdachtsfalle gefordert werben folle, wie es auch im 
Kommiljionsberiht ausgeſprochen ift. E3 ift deshalb an— 
zunehmen, daß die verbimbdeten Negierungen die Vollzugs— 
vorschriften dahin geben werden, daß Bücher u. ſ. w. nur 
dann vorgelegt werben Sollen, wenn ber fontrolirende 
Sadverftändige wichtige Verdachtsgründe hat. 

Dann halte id es für eine wefentliche Berbefferung, 
daß wir die Refolution angenommen haben, die eine etn= 


353 * 


(B) milderen Kommiſſionsbeſchlüſſe über 
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(A) heitlihe Negelung der Ueberwachung des Verkehr! mit 


Nahrungs: und Genußmitteln durch Beftellung befonderer 
Beamten verlangt. Meine Herren, es wurde vorhin mit 
großen Beifall aufgenommen, als der Herr Staatsſekretär 
Graf v. Poſadowsky auf diefe Frage einging und fich in 
entgegenfommender Weiſe ausfprad. Bid zur reichs— 
geſetzüchen einheitlichen Negelung — und wir haben nad) 
den Ausführungen des Heren Staatsfetretärd die Hoffnung, 
daß diefe wohl bald fommen wird — ift den Einzel— 
ftaaten die Aufftelung der zuftändigen Beamten und 
Sadjverftändigen anheimgegeben. Da mödte ich ben 
Wunſch ausipreden, daß die Kontrole überall in gleich— 
mäßiger Weife geführt werde. Das Nahrungsmittelgefeg 
war deshalb nicht ausreichend, weil die Geſetzesaus— 
legungen in ben verihiedenen Ländern ungleihmäßig 
waren, weil die Ausübung in den verſchiedenen Weinbau: 
gegenden verihieden war. Wenn die Landesregierungen 
nicht im Ginverftändniß mit eimander handeln, wenn nicht 
bon Reichs wegen ein Drud auf fie ausgeübt wird, könnte 
ein Gleiches Leicht wieder vorfommen. Ich halte in den 
Nichtweinbaugebieten die Kontrole nod für viel noth— 
wendiger als in den Meinbaugebieten felbit, wie 3. ®. 
in den großen Städten; doch will mid) darauf nicht näher 
einlaflen. 

Ich will noch feftitellen, daß durch die Kommiſſions— 
beihlüffe die Kontrolmaßregeln weſentlich gemildert find, 
was aud; anerfannt wird. Meine Herren, vor wenigen 
Tagen, am 22. April, bat bier cine Verſammlung der 
Vertreter der Handelöfammern und MWeinhändlervereine 
getagt. Im früheren Berfammlungen wurde ftet3 einheit- 
lih gegen die Kontrole Stellung genommen Wud in 
den Beichlüffen, die wir jeßt vor uns haben, heißt es 
einmäthig: Ablehmmg der Kontrole. Aber es ift ein 
offenes Geheimniß, daß einen Tag vorher auf einer Vor: 
beiprehung insbeſondere die füddeutſchen Vertreter diefe 
die Kontrole zur 
Annahme empfohlen haben, um möglicherweife noch einige 
feine Nenderungen hinzuzufügen, die damald in der 
Kommilfion von unſerer Seite vorgefchlagen wareı. 
Alſo, meine Herren, was ben Herren in Siddeutichland 
recht ift, follte dody den Herren in Norddeutſchland nicht 
unbillig fein. 

Meine Herren, dann möchte ich noch darauf hin- 
weilen, daß man gegen biefe Kontrolmaßregeln, deren 
Anlehnung das Gele für die verbimdeten Regierungen 
überhaupt unannehmbar madhen würde, immer die Weine 
ſteuer ins Feld geführt wird. Dadurch laſſen wir uns 
nicht beeinfluffen. Haben wir dod die Grflärung von 
Seiten des Herrn Staatsjefretärd Grafen v. Poſadowsky, 
daß er nicht daran denkt, eine Meinftener zu bringen. 
Und wenn bie vielleicht fpäter doc einmal geplant 
wirde, dann ift doch der Neichötag felbit noch da, und die 
Stimmung ded Haufes ift der Weinftener vollfländig ab: 
hold und wird auch im Zukunft gegen eine ſolche fein. 
Meine Herren, übrigens ift der Ihnen vorliegende Geſetz— 
entwurf mit den Kontrolvorichriften von der Kommiſſion 
in zweiter und dritter Leſung einftimmig angenommen 
worden, und ich fann Sie wohl namens der Kommiffion 
bitten, die Streichung der Kontrolvorſchriften in der jegigen 
Faffung, die von den Herren Abgeordneten Nidert und 
Dr. Müller (Sagan) beantragt ift, nicht vorzunehmen. 
Streichen wir die tontrolvorichriften, fo lehnen wir damit 
das ganze Geſetz ab, das gewiß feine fehr guten Seiten 
hat. Es wird zwar nicht allen Wünſchen entſprechen — 
das Beſſere ift bekanntlich der Feind des Guten —; dod) 
es ift der richtige Mittelweg. — Meine Herren, ich bitte 
Sie, ftimmen Sie fir die Kontrolmaßregeln. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Vräfident: Meine Herren, ehe ich das Wort weiter 
ertheile, teile ih dem Haufe mit, daß der Herr Ab— 








geordnete Nidert beantragt hat, im zweiten Abſatz des (O) 


8 10 über die Worte: „und falls Thatfahen vorliegen, 
welde annehmen Taffen, daß zur Nachtzeit gearbeitet 
wird, aud während dieſer Zeit“ eine getrennte Ab— 
ftimmung vorzunehmen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Schmitt 
(Mainz). 

Dr. Schmitt (Mainz), Abgeordneter: Meine Herren, 
ih bin Gegner der Stellerfontrole und werde gegen 8 10 
und bie folgenden Paragraphen, welche von der Seller: 
fontrole handeln, ftimmen. Bei dem Umſtande, daß über 
die Sellerfontrole fhon an und für fich To vieles ges 
ſprochen, aber noch viel mehr gefchrieben worden ift, daß 
man wahrhaftig Neues kaum noch borbringen fann, hätte 
id auf das Wort verzichtet, wenn nicht heute wieder in 
diefem Haufe bei der Begründung der Forderung ber 
Kellerfontrole diejenigen, die Gegner der Kellerkontrole 
find, in ganz ungualifizirbarer und unrichtiger Weife an— 
gegriffen worden wären. Es ift bier der Ausdrud ge: 
fallen: „Der ehrliche Weinhandel will die Kontrole, und 
hier muß e3 fi zeigen, ob man dem Winzer wirklid) 
helfen will oder nicht“. Wenn der ehrliche Meinhandel 
die Kontrole will, dann wird damit auf alle Weinhändler, 
die Gegner der Sontrole find, der Schein geworfen, 
als ob fie das Wort „ehrlich“ für fih nicht beanſpruchen 


fönnen 
(jehr richtigl), 

und don denjenigen, welche nicht fir die Kontrole find, 
wird man fagen, fie feien Gegner der Winzer und ihrer 
Beftrebungen. Das geht meiner Ueberzeugung mad 
abjolut nicht an. Wenn die Forberung, tote fie in den 
88 10 ff. enthalten if, fachlich begründet if, dann follte 
man fie auch jahlich begründen können, ohne daß man 
die Gegner der Forderung in derartiger Weiſe perfönlid) 
grundlos angreift. Als feinerzeit das Weinparlament 
zufammentrat, welches do aus Männern beftand, gegen 
deren geihäftlide Ehre man doch nicht das geringfte an— 
führen fann, hat es fi in feiner überwiegenden Majorität 
gegen die Stontrole ausgeſprochen. In der Provinz Rheins 
heilen hat fid) der Ausſchuß des landwirthſchaftlichen Vereins 
ber Provinz Rheinhefien, alfo die Vertreter des Winzer: 
ftandes, und außerdem bie Vertreter des Weinhandels 
diefer ganzen Provinz, alſo Weinhandel und Winzer zu: 
ſammen, einftimmig gegen die Kontrole ausgeſprochen. 
Wie will man nunmehr fagen, alle bie Leute, die ſich 
jebt gegen die Kontrole ausgefproden haben, verbienen 
nicht den Beinamen „ehrlich“ ober find Feinde bes 
Winzerftandes! Nein, meine Herren, das iſt ein ganz 
unmotivirter Angriff, den ich entſchieden zurückweiſen muß! 

Meine Herren, die Leute, die fich gegen diefe Kon— 
trole ausſprechen, ftehen auch nicht auf dem Standpunkt 
wir wollen überhaupt feine Kontrole, fondern fie jagen 
nur, wir wollen nicht unter diefes Ausnahmegeſetz geftellt 
werden. Sie find bollftändig einverftanden, wenn auf 
Grundlage der erften NRefolution, die von der Kommiſſion 
vorgeſchlagen ift, nach einheitlihen Grundſätzen für das 
ganze Reich Beftimmungen getroffen werben, nicht bloß 
für die Weinhändler und Produzenten, fondern auch für 
alle übrigen, bie ſich mit Nahrungs: und Genußmitteln 
beſchäftigen. Wenn in Deutſchland generell für alle gleich— 
mäßig eine Kontrole eingeführt wird, unterwerfen fie ſich 
genau derielben Kontrole und zwar gern, der aud) bie 
anderen unterworfen find. Aber wogegen die Wetnbauern 
und die MWeinhändler der Provinz Nheinheffen ſich ver: 
wahren, it, daß man fie unter ein Ausnahmegeſetz ftellen 
wird dur die Beitimmungen des 8 10ff., und deshalb 
ftimme ich dagegen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

Wurm, Abgeordneter: Meine Herren, meine Freunde 
und id haben in der Kommiſſion für den Kontrol— 


ee] 


D) 








(A) paragraphen geftimmt und werden aud) hier dafür ein- 


(B 


u 


treten. Wir halten es für nothiwendig, daß nicht nur, 
wie es die Negierungdvorlage verlangt, die Kontrole am 
Tage ftattfindet, fondern wir find der Meinung, daß, wenn 
die Kontrole überhaupt Sinn haben fol, bort, wo 
Thatfachen vorliegen, welde die Annahme rechtfertigen, 
daß Nachts in den Kellern oder fonft gearbeitet wird, ber 
Veamte auch das Recht hat, dort einzudringen. Wenn 
man gegeniiber der offenbaren Thatſache, dak Nachts in 
den Räumen, die zur MWeinbereitung dienen, gearbeitet 
wird, werden kann, den Beamten die Grlaubniß nicht 
geben will, dort einzubringen, banır wiirde man die Wein— 
füfer und die Weinarbeiter bei den MWeinpantfchern zur 
Nachtarbeit veruriheilen, damit fie in der Nacht vor: 
nehmen, was fie am Tage nicht vornehmen können. 
(Sehr richtig! links.) 

Nein, meine Herren, die Nadjtfontrofe ift eine 
Konsequenz des Gebankens, daß überhaupt eine Kontrole 
auögeübt werben fol. Es fragt ſich nur: ift die Kontrole 
nöthig oder iſt fie, wie behauptet wird, etwas Un— 
würdiges für diejenigen, bie unter der Kontrole ftehen ? 
Von der einen Seite wirb gejagt: diejenigen, bie ſich 
gegen bie Kontrole audfprehen, find entwürdigt; — und 
die anderen fagen: bie unter der Kontrole ftehen, find ent— 
würdigte. Von allen denjenigen, die gegen bie Kontrol— 
beitimmungen auftreten, wird behauptet, wir hätten es 
bier mit funfelnagelneuen Dingen, mit einem Ausnahme: 
geſetz zu thun, das ſonſt nicht beftände. Das ift abjolut 
unrichtig. Erſtens erlaubt das beitehende Nahrungsmittel— 
geſetz, das jest faſt 22 Jahre beiteht, den Polizeibeamten 
den Zutritt in alle VBerfaufsräume bon Nahrungs: und 
Genußmittel; e3 erlaubt, Proben zu nehmen und nad: 
aufcehen. Mas neu ift, iſt die Nachtkontrole; was 
neu iſt, iſt die Einfiht in die gefchäftlichen Auf: 
zeichnungen. Aber das ift auch nicht etwa hier eigens 
zu bem Bwede fonftruirt, um allein gegen bie 
Meinfabrifanten angewandt zu werden, fondern das 
haben wir im Margarinegefeg auch Thon; denn 
diefe Beftimmungen des MWeingefeges find dem Wortlaute 
nad denen dad Margarinegeſeßes nachgebildet, und wenn 
die Herren, die gegen biefe Beftimmungen find, die Güte 
hätten, den Bericht etwas forgfältiger nachzuleſen, jo 
würden fie finden, daß im Berichte auch gejagt ilt, was 
ber Herr Negierungävertreter bier gefagt hat, daß dieſe 
Beftimmungen den Beſtimmungen des Margarinegeſetzes 
nadhgebildet find. Sie find alfo weder neu noch zum 
erften Mal bier angewandt, ſondern find bei anberen 
Nahrungsmittelzweigen ſchon vorhanden, und meine 
Freunde und id wünfhen, daß fie bei allen Nahrungs» 
mittelaweigen zur Anwendung kämen. 

Meine Herren, wir halten es für nothweudig, baß 
eine ſolche Kontrole ausgeübt wird. In der heutigen 
fapitaliftiichen Geſellſchaftsordnung müffen Sie fid) aud) 
dieſes Korrelat ber Stontrole gefallen laſſen. Solange 
eine Wirthſchaftsordnung befteht, in ber jeder das Recht 
hat, feinen Profit zu machen, folange ihn das Geſetz nicht 
hindert, und er bei den Gefeßesübertretungen nicht erwiſcht 
wird, fo lange müſſen Sie fidy auch gefallen laſſen, daß 
eine Stontrole geübt wird. Wenn Ihnen das nicht 
paßt, dann rüden Sie zu und herüber, und verlangen 
Sie mit und, daß biefe Wirthihaftsordnung befeitigt 
werde, die allein die Urſache diefer unangenehmen Be: 
ftimmung tft. 

(Heiterfeit.) 


In diefer Wirthſchaftsordnung kommt man ohne Kontrol: 
maßregel nicht durch; das Liegt in ber Natur ber Ber: 
hältniffe. Nun kann man ja wünfchen, daß die Behörde, 
die die Nahrungsmittelkontrole ausführt, nicht der ſchnurr— 
bärtige Gendarm tft, der außer feinem Amtsbewußtſein 
mitunter weiter nichts an Kenntniſſen und Fähigkeiten bes 
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figt, fondern wir wollen, wie wir Died hier im Haufe, 
id weiß nicht, zum wievieliten Male fchon gefagt haben, 
eine Nahrungdmittelfontrole ſchaffen durch Beamte, bie 
eigens für diefen Zweig vorgebilbet find, die die erforber: 
lichen Kenntniſſe haben, und für bie allgemein die gleichen 
Vorſchriften im Reiche beftchen. Ach bin nun nicht fo 
optiniftiich, zu glauben, troß der Erklärungen des Herrit 
Grafen Poſadowsky, daß wir fo fchnell ein ſolches 
Nahrungdmittelfontrolgejeg befonmten, ſondern der Reichs— 
tag wird Ywangsmaßregeln anwenden müfen und zwar 
bei einem Geſetz, das der Regierung angenehm ift, das 
fie haben wil. Ich werbe beim Saccharingeſetz eimen 
Artifel 2 beantragen, daß mit Annahme des Sacdjaritts 
gefeges auch gleichzeitig befchloffen wird, bie Nahrungs: 
mittellontrole einzuführen, die wir fo alle wollen. Dann 
muß die Negierung mit dem Sacharingefeß auch dieſen 
Beſchluß des Reichstags annehmen. Einen anderen Meg 
giebt es nicht; denn feit Jahrzehnten hat der Neichätag 
ſchon eine NahrumgSmittellontrole verlangt, und troßden 
ift nichtö feitend der verbündeten Negierungen geichehen, 
trotzdem bleibt alles beim Alten; es iſt cben fein Geld für 
diefe Zwecke übrig. 

Ich will nur noch darauf hinweilen, daß Diejenigen, 
welche gegen ſolche Kontrolbeftimmungen ſich ereifern, 
fih doch daran erinnern mögen, daß aud die gefammte 
Induftrie — und ich glaube, daß auch einige Herren 
von ber freifinnigen Vereinigung dafiir geftimmt haben — 
unter Mufficht der Gewerbefontrolbeanten ftehen, und 
daß dieſe Beamten das Recht haben, zur Tageszeit und, 
wenn es nöthig iſt, aud zur Nachtzeit in die Fabrik— 
räume zu gehen. Diefe Gewerbeordnungsbeftimmungen, 
bie zum Schuhe ber Arbeiter erlaffen find, find nichts 
audered als die Beltimmungen, bie hier zum Schuge der 
Ktonfumenten geihaffen find. Es brauchen ſich Deswegen 
weder ber Winzerftand nod die Händler entehrt zu 


— 


fühlen, wenn dieſe Geſetzesbeſtimmungen eingeführt werden. (D) 


Wir halten dafür, daß dieſe Kontrole nothwendig. ift. 
Wem dad Meinparlament, die MWeinhändler und die 
Winzer fi dagegen erklärt haben, fo fann id) es nie: 
mandem übel wenn er mit der heutigen 
Polizei nichts zu thun haben will. Wenn die 
Herren ein ſo berechtigtes Mißtrauen gegen unſere heutige 
Polizei haben, fo ftimmen fie mit uns volllommen überein. 
Wir Haben oft genug Klage zu führen, wie einfeitig, 
willkürlich, unſachlich feitens der Volizeibeamten die Ge: 
jeße gehandhabt werden; aber daran ift nicht der Ge— 
danfe, dad Prinzip der Kontrole ſchuld, fondern bie 
mangelhafte Ausführung derjelben. Sorgen Sie 
alſo dafür, daß die richtigen Beamten an die richtige 
Stelle kommen! Der Gedanke ber Kontrole ift richtig 
und muß meines Erachtens aufrecht erhalten werben. 

Vizepräfident Dr. v, Frege-Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Der Herr Ab- 
geordnete Blankenhorn hat geglaubt gegen mid den Vor— 
wurf erheben zu können, dab ich hier über einen Bericht 
geſprochen hätte, den ich gar nicht geleien habe. Wenn 
dem fo wäre, fo würde ich mich eines bodenlofen Leicht: 
finns ſchuldig gemacht haben. Die Sadıe liegt aber that: 
jählid jo, daß diefer Bericht erft am Freitag Abend ver: 
theilt worden ift; am Sonnabend Morgen bin id) in der 
Kommilfion für das Sacharingefeg gewefen und am 
Sonnabend Nachmittag und geftern, am Sonntage, habe 
ich mich redlich bemüht, mir nicht nur über diefen Para— 
graphen, fondern über den ganzen Geſetzentwurf Klarheit 
zu verſchaffen. Nun bat der Herr Borfigende der Kom— 
miffion, über deren Bericht ich —— habe, vorhin 
hier ſelber zugegeben, daß der Bericht nicht in einer Weiſe 
verfaßt ſei, daß er von jemandem, der nicht in der Kom— 
miffion geſeſſen habe, klar verſtanden werben könne. — Das 


(B) zuführen. 
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(A) beitätigt mir ber Herr Kommiſſionsvorſitzende Blanfenhorn, 


indem er mit dem Kopf nidt. — Das fagt Herr Blanken— 
horn auf der einen Seite, auf der anderen Seite vermißt 
er fi einem Mitgliede diefes Haufes gegenüber, weldes 
nicht in der Kommilfion gefeffen hat, vermißt er fid mir 
gegenüber zu dem ſchweren Vorwurf, ich ſpräche über 
einen Bericht, den ich micht gelefen hätte, weil ich bei dem 
baftigen Zuridblättern während meiner Nede, in dem 
Augenblid, als id) eine Stelle des Berichts zitiven wollte, 
mid) in Bezug auf die Auswahl des Paragraphen infolge 
der trügerifchen Ueberſchrift geirrt habe. 

Was ift es aber denn eigentlih, das ich im Beridt 
vermißt habe? In dem Bericht fteht nichts, aud nicht 
in den Grörterungen über die Nefolution zu dem $ 5a, 
was die Stellungnahme der Reichsregierung zu dem vor— 
liegenden S 10 zu begründen geeignet wäre. Ich habe 
nun, nachdem ih von dem Bericht über bie zweite 
Lefung zurücgeblättert hatte, in dem Bericht über 
die erfte Behung verfehentlih nicht zurückgegriffen 
auf dad, was unter dem Nubrum der SS 5, 5a und fo 
weiter fowie unter dem Nubrum der Nefolution zu 5a 
aufgeführt ift, ſondern ich habe in der Eile, da id} eher 
zum Wort gefommen bin, als id erwartet hatte, irrthüm— 
lid) beim Umblättern dad verlefen, was unter dem Rubrum 
bes 8 10 verzeichnet fteht. Iſt denn dies Verſehen nun 
ein Verbrehen? Sachlich bleibt body meine Bemänglung 
gerechtfertigt! Das Grgebniß würde ganz daöfelbe fein, 
wenn ich die rechte Stelle verlefen hätte. Die Erklärung 
des Negierungdvertreters, die ich vermißt habe, fehlt als 
folde aud hier in dem Bericht über die erfte Leſung 
der SS 5, 5a u. f. w. In bdiefem Theil des Berichts 
über die Verhandlungen der Kommiſſion bezüglid der 
Ktontrolbeftimmungen finbet fid) nur furz bie Bemerkung: 
von einer Seite fei darauf hingewieſen, es fei wünſchens— 
werih, die Nahrungsmittelüberwahung firenger durch— 
Von einer Hlarftelung des Regierungsſtand— 
— in Bezug auf 8 10 iſt nirgends im Bericht etwas zu 

nben. 

Nun frage id, ob der kleine Fehlgriff im Blättern 
nad) einem Zitat, wie folder mir leider paffirt ift, einem 
Kollegen Anlaß geben kann, einen fo ſchweren Vorwurf 
zu erheben, wie das Herr Abgeordnete Blankenhorn mir 
gegenüber gethan hat? Ich war es übrigens nicht, 
fondern es war der Herr Stollege Nidert, der die Bericht: 
erftattung abfälligft beurtheilt hat. Ich habe nur bedauert, 
daß an bdiejer Stelle unter dem Nubrum bes 8 10 feine 
Auskunft zu finden fei über bie Haltung ber Regierungs- 
vertreter in der Kommiſſion — und dies Bedauern muß 
id) wiederholen. Schlechthin kann man ja doch nidt ein- 
mal von jedem Mitglied des Reichstags, weldes fih für 
einen einzelnen Paragraphen intereffirt, verlangen, daß 
es dem ganzen Bericht in extenso durchftudire. Ich habe 
mic aber thatfählid diefer Mühewaltung unterzogen. 
Mir ift aber nicht Har geworden, wie und was in ber 
Kommiffion verhandelt worben if. Ob das aber an 
mir, dem ftubirenden Subjekt, liegt oder an dem Bericht, 
dem ftudirten Objekt, bin ich zu höflich, zu enticheiden. 
Der Herr Vorſitzende der Kommiſſion hat felbit geſagt, 
der Bericht fei für jemand, der nicht in ber Kommiſſion 
geſeſſen habe, nicht verſtändlich. 


(Zuruf.) 
— Gut! Herr Blankenhorn ſchränkt fein Urtheil jegt dahin 
ein, daß der Bericht „nicht leicht verftändlih” ſei. Ich 
meine, hätten die Mitglieder dieſes hohen Haufes ſchon 
damals, als die heutige Tagesordnung feftgefegt wurde, 
ewußt, wie ſchwierig es für jie fein würde, in die Einzel: 
beiten des Berichts einzubringen, fo würden fie wohl nicht 
augelaffen haben, daß das — ſchon heute auf die 
Tagesordnung geſetzt werde, ſondern erſt nach ein paar 
Tagen, um ſich von Herrn Blankenhorn ein Privatiſſimum 


leſen zu laſſen über dad, was mit dem Bericht eigentlich (C) 


gejagt werben fol. 


(Bravo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Schrempf. 

Schrempf, Abgeordneter: Als Mitglieb der Kommiſ— 
fion kann ich meinerfeit3 nur beftätigen, daß der Herr 
Berichterftatter mit feinem Bericht alles geleiftet hat, was 
überhaupt billigerweife von ihm verlangt werben fonute 

(Heiterkeit links) 

— von einem Bericht verlangt werben konnte. Wenn ber 
Bericht Schwer zu verftehen ift für Solche, die ihm nur fo 
obenhin gelefen haben — wie das doch ber Fall zu fein 
fheint — fo liegt die Schwierigkeit an der Sade, und 
nit am mühenollen Werk des Berichterftatterd. Es 
handelt fi hier um jehr verwidelte fragen. Wer auf 
dem Gebiete des Weinhandeld und Weinbaues nicht 
orientirt ift, kann ſich in ber Kürze nicht fo leicht ein— 
arbeiten. Ich möchte alfo auch meinerfeit3 — und zwar 
namens ber Stommiffiondmitglieder auf der Rechten — 
die Behauptung zurücdweifen, als hätte der Herr Bericht: 
eritatter einen mangelhaften Bericht geliefert; er hat ihn 
fo gut gemacht, als der Bericht nad) Lage der Sache über: 
haupt gemacht werben fonnte, 

Zur Sache felbit möchte ich bezüglich der Kontroll: 
beftimmungen erklären: bie Kommiſſion hat in ben 
vorliegenden Paragraphen einen Mittelweg vorge: 
ihlagen. Im ihrem Schoße famen ganz verſchiedene 
Anfihten zum Ausdrud, darunter die ftrengften Forde— 
rungen, jo ftreng, dab namentlich wir Süddeutſche da— 
gegen entichieden auftraten. 

Der Negierungdentwurf hatte bei ben in frage 
fommenben Baragraphen die einleitenden Worte: bie 
Polizeibehörden find befugt ꝛc. Diefe Einleitung hat 
die Kommiſſion beſeitigt. Es kam beutlih zum Aus— 


druck: wir wollen feine Uniform und feinen Säbel (D) 


im Steller ſehen —, wie das auf Seite 42 des Berichts 
- lejen fteht. Wir Süddeutſche haben überhaupt für 
Milderung der Kontrolbeftimmungen nad) Kräften ge— 
wirft, weil wir bie Ueberzeugung haben: aud die beite 
Kontrole kann in Beziehung auf die Befeitigung ber zu 
befämpfenden Mißſtände nicht fo viel leiften wie ſcharfe 
Strafen und eine fcharfe Rechtſprechung. Dieſe 
Meinung fol aud hier offen gefagt fein. Aber ben 
Mittelweg, welhen und die Kommiſſion gewiejen, Können 
wir gewiß begehen. Es ift nicht — daß die 
Kommiſſion dieſe Kontrolbeſtimmungen ſchließlich ein— 
ſtimmig annahın. 

In der ee braußen ift es da und bort vor: 
efommen, dab die Kontrolbeſtimmungen dem Publikum 
n einer Weiſe geſchildert wurden, als ob bie beabfichtigte 
Kontrole ganz unerhört fcharf und cine Beleidigung des 
reellen Weinbaned und Weinhandeld wäre. Wer bie 
Vorlage und den Bericht gemau durdjlieft, wird dieſe 
Behauptung als MWebertreibung bezeichnen müſſen. 
Melde maßlos übertriebenen Verurtheilungen haben wir 
aud bei anderen Gefegentwürfen aus den Streifen ber 
Sntereffenten zu hören befommen! ch erinnere nur an 
den Gefeßentwurf über die Schaumweinſteuer. Mas dort 
in Uebertreibung geleiftet wurde, wird hier wiederholt, 
aber ohne jede Beredhtigung, wie dort aud. Wenn es 
3.82. ald gradezu „erorbitant ſtreng“ hingeſtellt worden 
ift, daß felbft zur Nactzeit bie Kontrole geübt werden 
fann, jo hat der Bericht das ausdrüdlic damit begründet, 
daß das ganze Gefeg jonft burd Nadhtarbeit umgangen 
werben könnte. Wir wären alö oberflächliche Geleigeber 
dageftanden und allgemein ausgeladt worden, wenn wir 
beitimmt hätten: von Abends 6 bis Morgens 6 Uhr ift 
das Weingefeß filtirt; wer das Geſetz zur Nachtzeit um: 
gehen will, der ift ftraflos! Dann erft hätte man mit 
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(A) Zug und Recht den Vorwurf erheben Lönnen, daß wir | wenn man e3 thäte, hieße ed, das ganze Gefek ablehnen. (0) 


(B 


—_ 


ein unpraftiihes und werthloſes Geſetz gemacht hätten. 
63 iſt nicht ausgeichloffen, daß auf bem bier in Frage 
fommenden Gebiet lichtihene Arbeiten auf die Nachtzeit 
verlegt werben, und es muß den Auffihtsbeamten bie 
Möglichkeit gegeben fein, dem Lichtfchenen Treiben aud) 
bei Naht nachzugehen. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dr. Blankenhorn 
hat mitgetheilt, daß fein einziges Mitglied der Kommiſſion 
von einer Weinſteuer etwad willen wollte. Ich kann 
das nur beftätigen. Wenn aljo draußen vielfah aus: 
geftreut worden ift, die Kontrolbeftimmungen feien nur 
die erfte Stufe zu einer Weinftener, fo weile id) dieſe Be— 
hauptung im Namen fämmtliher Kommiffionsmitglieder 
entſchieden zurüd. Nicht ein einziges Mitglied der 
Kommiſſion hat auch nur beiläufig erklärt, daß es für eine 
MWeinftener zu haben wäre, und ich glaube, die Vertreter 
ber verbündeten Regierungen haben von diefer Abneigung 
gegen eine Reichsweinſteuer einen lebhaften Gindrud 
befommen. Diefe Thatfahe follte ehrlicherweiſe den 
Minzern und auch den Konfumenten nicht —— 
oder gar ins Gegentheil verdreht werden. Daß die We 
ſteuer Sache der Landesregierungen iſt und bleiben 
muß, iſt meiner Anſicht nach ſchon darin begründet, daß 
die Weinbaugebiete nicht — —— über gan Deutſch⸗ 
land verbreitet find, und daß ſchon deshalb eine Wein— 
fteuer zur „Reichsſteuer“ fid) überhaupt nicht eignet. Won 
württembergiſcher Seite ift gegen eine Reichsweinſteuer bei 
jeder Gelegenheit Einiprud erhoben worden. 

Ich möchte das hohe Haus baher bitten, troß aller 
Heinen Mängel, welche den Ktontrolbeftimmungen noch an— 
haften mögen, bei den Kommiſſionsbeſchlüſſen zu verharren. 
Die Beftimmungen bes Entwurfs find nicht zu ftreng und 
nicht zu milde, fondern fie find eben redht, um zur Be- 
feitigung der herrihenden Mißftände in geeigneter Weiſe 


beizutragen. 
(Bravo! recht.) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Schmidt (Elberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeordneter: Meine Herren, 
ber Herr Vorredner hat unter anderem geſagt — id) 
konnte leider feine legten Ausführungen nidt hören —, 
daß der Bericht fchwierig für jemand zu verftehen jei, 
der nicht den Weinbau und Weinhandel und die darin 
borfommenden Ausdrüde kennt. Ich bin der Meinung, 
daß Gefege ihrem Wortlaut und ihrer Begründung nad) 
doch nicht für diejenigen gemacht werben, bie ben be- 
treffenden Erwerbszweig fennen, fondern für das Bublitum 
überhaupt und für den Nichter, auch im diefem ‘Falle fiir 
den Richter, der nie etwas vom Weinbau oder MWein- 
handel fernen gelernt hat. Man muß doc einem folchen 
Gelege eine Faſſung und Begründung geben, welche jeder 
verftehen kann. 

Ich kann beftätigen, was ber Herr Abgeordnete 
Schmitt (Mainz) ganz richtig gefagt hat, daß nämlich) 
ber rheinheſſiſche landwirthſchaftliche Verein, dem bie 
dortigen Winzer angehören und der 3700 Mitglieder 
hat, fi) gegen bie Stontrolbeftimmungen ausgeiproden 
hat; und das ift doch auch ficher zu beadten. Man hat 
in ber Kommilfton und aud heute hier einen Gegenjak 
zwifhen Winzern und Weinhändlern betont. Es find 
aber nicht nur die Weinhändler, die dieſe Kontrole nicht 
haben wollen, fondern auch ganz beionderd Winzerkreife, 
und thatſächlich ift in de Streifen, wo man fich für 
die Kontrole ausgeſprochen hat, — wie id vorhin ſchon 
erwähnte, — bie Furcht maßgebend, daß, wenn man fid 
nit dafür ausfpridt, man dann für einen Fälfcher ge: 
halten wird, daß man ein böfes Gewiſſen hat. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Blankenhorn 
gefagt, man möge die Kontrolmaßregeln nicht ftreichen; 


s 


Das ift unrichtig. Man Tann die Stontrolparagraphen 
ftreihen und das übrige Geſetz ammehmen, und ich bin 
überzeugt — es ift noch fein Wort in der Richtung bier 
geäußert worden —, daß die Regierungen e3 annehmen 
werden aud) ohne die Kontrolvorichriften. 
(Sehr richtig!) 

Ich glaube auch, daß der Herr Abgeordnete Dr. Blanfen- 
born fi) doch fehr bedenken wird, ob er das ganze Geſetz 
ablehnen fol, wenn die Sontrolparagraphen geſtrichen 
werben; ich glaube, er wird es trogdem annehmen. Alſo 
ftreihen Ste ruhig diefe Paragraphen, der Entwurf wird 
body Geſetz werben. 

Bizepräftdent Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Preiß. 

Preiß, Abgeorbneter: Meine Herren, daß wir Ab— 
geordureten aus Elſaß-Lothringen in dem Gejegentwurf, 
jo wie er jeßt in den Beichlüffen der Kommiſſion vorliegt, 
nicht volle Befriedigung gefunden haben für alle Wünſche 
und Anfprüche, die wir auf dem Gebiet der Weingeich- 
gebung geltend zu machen haben, das ergiebt fih aus 
den Ausführungen, bie wir zur erften Leſung bier im 
Haufe gemacht haben, wenn man fie vergleicht mit dem, 
was ſich thatfählih als Reſultat der Kommiffions: 
verhandlungen herausgeſtellt hat. 

Ich will aber im Detail darauf nicht zurüdkommen, 
da Anträge in dieſer Nichtung nicht geftellt worden find. 
Ih will nur noch einmal hervorheben, was ſchon bei der 
eriten Leſung bon mir betont worden ift, daß unſere 
Wünſche auf diefem Gebiet viel weiter gehen als daS, 
was als Grgebniß der Kommiffionsverhandlungen hier 
vor und erfcheint. Wir wollen die Aufhebung de3 Wein: 
geſetzes vom Jahre 1892, die Rückkehr bezüglid des 
Verkehrs mit Wein zu dem allgemeinen Nahrungsmittel 
gejeg vom Jahre 1879 und den Deklarationszwang für 


den gezuderten Wein. Wir haben Anträge in biefem (D) 


Sinne in der Kommiffion geftellt und mit aller Energie 
vertreten; — fie find abgelehnt worden. Wir haben darauf 
verzichtet, obwohl und die Sache ſehr am Herzen liegt, 
hier im Plenum nod neue ag nad) biefen beiden 
Richtungen zu ftellen, nur mit Rüdjiht darauf, dab wir 
uns in der Kommiſſion — MNegierung und Kommiſſion 
vereint — Schließlich auf einer gewiffen Mittellinie 
zufanımengefunden haben und zu ber leberzeugung ge— 
fommen find, daß für alle einander entgegenftehenden Ans 
fhauungen in der Kommiffion eine gewilfe Befriedigung 
hier Er fei. 

5 ift heute behauptet worden, daß die Stontrole 
nicht nur undurdführbar, fondern auch unnüg ſei. Ich 
fan diefer Anſchauung nicht zuftimmen. Die Kontrole 
wird, zufammen mit den Strafandrohungen des Geſetzes, 
jo wie dieſe jeßt erhöht vor uns liegen, wefentlich die 
eine Wirkung haben, daß fie ben Streifen, welche durch 
biefe Beftimmungen getroffen werden follen, eine heilfame 
Angſt einflößen wird. Diefe heilfame Angſt wird bie 
Betreffenden davon zurüdhalten, dad übermäßige Streden 
des Weins, das fie biöher betrieben haben, in Zukunft 
fortzufegen. Sie werden, foweit fie ſich das übermäßige 
Streden in der Zufunft noch weiter geftatten wollen, 
jeden Augenblid zu befürdten haben, daß dem ein Biel 
gejegt wird, und fie ſelbſt zu Schwerer ftrafrechtlicher Ber: 
antwortung gezogen werben. 

Es iſt auch nicht möthig, wie von verſchiedenen 
Herren geäußert worden iſt, daß dieſe Kontrole ber 
Kellerräume und der ſonſtigen Betriebsſtätten des Wein— 
händlers und der Winzer jeden Augenblick oder jeden 
Tag ftattfinde. So iſt die Sache nicht zu verſtehen; 
dann würde man ja ein ganzes Heer von Beamten haben 
müflen. Das ift aud durchaus nicht nöthig, damit bie 
Kontrole wirkffam ſei. Das Weſentliche wird eben fein, 
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(A) daß jeder Betreffende fih jagen muß und auch fagen 


wird: der Kontrolbeamte kann jeden Nugenblid bei bir 
erfcheinen, er hat das Recht, deine Verkaufs-, Betriebs-, 
Stellerräume aufzufuchen, auch deine Bücher einzufehen, 
er lann alfo jeden Augenblid fonftatiren, daß du in uns 
erlaubter Weije Wein gemadt halt. Sagt er fid) dad, — 
und er muß fi das fagen, wenn er ein vernünftiger 
Gefhäftsmann ift, — jo wird zweifellos der moralifche 
Drud, der durd) die Gefegesbeftimmungen ausgeübt wird, 
= Weinpantſcherei eine wejentlihe Einſchränkung auf: 
erlegen. 

Die Agitation gegen die Kontrolbeftimmungen hat in 
letzter Zeit weſentlich nachgelaſſen. Wir haben jetzt, feit- 
dem bie Kommiffionsbefchlüffe zweiter Leſung befannt ge: 
worden find, eigentlih von einer Agitation gegen bie 
Kontrole nichts mehr zu hören befommen. 

(Zuruf links.) 

Die Iebhaftefte Agitation ift gerichtet worden nicht gegen 
die HKommiffionsbeichlüffe, fondern gegen den Negierungs- 
entwurf, wie er und vorgelegen hat, und richtete ſich haupt: 
fählih auf den Punkt, ber ſich ergiebt au den 88 5b, 
de und 6 der Negierungsvorlage; fie richtete fid) im 
wejentlihen gegen die Unterfcheibung, welche dort gemacht 
worden ift zwiſchen den Weinbaugebieten beziw. zwiichen 
ben a einerfeits und den MWeinhändlern anderer: 
ſeits. Man betrachtete die Separatbeitimmungen, welde 
im Negierungsentwurf ſich vorfanden, über die erleichterte 
Stontrole in den MWinzerkreifen, in den Meinbaugebieten 
al3 eine Degünftigung dieſer lebteren gegenüber den Wein: 
händlern, und man erflärte diefe Beitimmung in dem 
Regierungdentwurf ald eine Demüthigung bezw. eine 
Zurüdjegung des MWeinhändlerftandes. 

Nun hat gerade die Kommiffion in diefer Beziehung 
den Negierungsentwurf im Sinne diefer Neflamationen der 
MWeinhändler verbeflert; fie hat diefe Separatbeftimmungen, 


(B) welche für die Weinbaugebiete im Intereſſe der Winzer 


getroffen werden follten, aus der Regierungdvorlage be: 
jeitigt und hat eine einheitliche, gleihförmige Kontrole 
eingeführt für die Winzer und Meinhändler. Seitdem 
biefer Punkt ald von der Kommiſſion afzeptirt in der 
Deffentlichkeit befannt geworden ift, ift von lebhaften 
Agitationen auch der Weinhändler gegenüber den Be— 
ichlüffen der Kommiſſion über die Kontrole wohl im Ernſte 
nichts mehr zu hören geweſen 

Auch ih möchte mich denjenigen Herren anſchließen, 
welche ſchon vor mir erflärt haben, daß, wenn fie den 
Kontrolbeſtimmungen zuſtimmen, fie damit nicht eine 
Grundlage ſchaffen wollen für eine zufünftige Reichs— 
weinftener. Ich bin ein Gegner der Neihäweinftener und 
will jedenfall® durch mein heutiges Botum niemand das 
Recht geben, zu behaupten, daß id etwa einer Reichs— 
weinfteuer zuftimmen könnte. 

(Bravo!) 

Bizepräfident Dr. v. Frege-Welbien: Das Wort hat 
der Herr Abgeorduete Dr. Deinhard. 

Dr. Deinhard, Abgeordneter: Meine Herren, bie 
Herren von der Linken variiren das Thema, dab die Ein: 
führung einer Sontrole überflüffig und entehrend ſei. 
Ueberflüffig ift fie nicht; im Gegentheil, wenn wir bie 
Stontrolmaßreln fallen laffen, ift das ganze Geſetz ein 
Schlag ind Waffer, nicht einmal ins Zuckerwaſſer 

(Heiterkeit), 
fie iſt einfach nothwendig, fonft hat das ganze Geſetz 
feinen Werth mehr. Sie ift nicht entehrend, denn fie 
wird überall bei den Winzern, bei den Weinhändlern in 
berjelben Weife durchgeführt werden; es fteht nirgends 
das Wort „Verdacht“ in dem Geſetz; wenn eine ganz all: 
gemeine Ueberwachung des Verkehrs eintritt, der jeder 
in gleicher Weife unterfteht, fo ift nicht dieſe Ueber— 


wachung an fich entehrend, fondern vielmehr der Umſtand, 
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daß eine ſolche Ueberwachung einzuführen nothwendig (C) 


geworden iſt. 
GSehr richtig!) 

Uebrigens haben wir in der Kommiſſion, wie Ihnen 
vorhin deren Herr Vorſitzender bereits ausgeführt hat, 
uns beſtrebt, das Odium dieſer Kontrole möglichſt abzu— 
ſchwächen, und das will ich jetzt hier noch einmal unter: 
ftreihen. Wir fuchten dad dadurch zu erreichen, daß wir 
erftend beantragten: die Einſichtnahme der Bücher folle 
nur auf Anorbnung höherer Beamter ftattfinden dürfen; 
weitend durch den Antrag, nad dem bie „Sachver— 
ändigen? feine Konkurrenten fein dürfen, fonbern daß fie 
aus dem Stande der Borftände und Lehrer von Wein: 
bauſchulen, der Nahrungdmittelcdemifer u. |. w. genommen 
werben, alfo technifch vorgebildet fein follen; und drittens 
daburd), daß wir die Kefolution 1 Ihnen vorgeſchlagen 
haben, wonah in Zukunft möglichſt gleihmäßig aus- 
gebildete Beamte im ganzen Reihe den ganzen Verkehr 
bon Nahrungs: und Genußmitteln überwachen follen — 
alfo nit mur den Verkehr von Wein. Damit ift 
weſentlich alles Odium bon der Sache weggenonmen. 

Meine Herren, mit einer Weinſteuer und „wau 
wau!“ machen zu wollen, das zieht niht! Darüber hat 
nod) vor wenigen Tagen ein Herr Staatöminifter in 
Württemberg fid) deutlich ausgefproden, abgefehen von 
den früheren beftimmten Aeußerungen ded Herrn Staats— 
ſekretärs des Innern und von denen vieler Minifter in 
Einzelftaaten, die alle erklärt haben, eine Weinfteuer 
fomme in abjehbarer Zeit niht. Wir würden uns auch 
fehr dafür bedanfen. 

Id) bitte Sie alfo, dieſe Kontrolbeftimmungen, bie ein 
integrirender Theil des 4 Dr annehmen zu wollen. 

eifall. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Welbien: Die Diskuffion 
ift geichloffen. Der Herr Beridterftatter verzichtet. Wir 
fommen zur Abftimmung. 

lage dem Haufe vor, nad dem Antrag des 
Herrn Abgeordneten Ridert zunächſt abzuftimmen über bie 
Morte im Abfab 2 des S10: „und, falls Thatſachen vor: 
liegen, welche annehmen laſſen, daß zur Nachtzeit ge— 
arbeitet wird, aud) während diefer Zeit“, und nad) dieſer 
Goventualabitimmung über den $ 10, wie er fi nad) 
diefer Abitimmung geitaltet hat. Mit dieſer Ab— 
ſtimmungsart iſt das Haus einverſtanden, ich kon— 
ſtatire das. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche die Worte 
„und, falls Thatſachen vorliegen, welche annehmen laſſen, 
dab zur Nachtzeit gearbeitet wird, auch während dieſer 
Zeit* annehmen wollen gemäß dem Borihlag der Kom— 
miffton, fih von ihren Plägen erheben zu wollen. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche den 
$ 10 nad ben Vorſchlägen der Kommiſſion annehmen 
wollen, fi von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit; $ 10 iſt angenommen. 

Wir gehen über zu 811. — Der Herr Beridt- 
erftatter verzichtet. 

Wenn feine befondere Abftimmung verlangt wird — 
e3 iſt nicht der Fall —, nehme ih an, dab 5 11 nad 
den Beichlüffen der Kommiſſion Annahme gefunden hat. 
— Ich fonftatire das. 

& 12. — Deögleichen. 

Wir gehen zu $ 13 über. Hierzu liegen Wort: 
meldungen nicht vor. Ich konſtatire nad der eriheilten 
Ermächtigung die unveränderte Annahme des 8 13, 

Ich rufe auf $ 14, — 815, — 8 16, — 8 17, — 
$ 18. — Id konftatire die underänderte Annahme biefer 
Paragraphen nad) den Beichlüffen der Kommiſſion. 


(D) 
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$ 19, — 5 20, — $ 21 — und $22. — Auch hier 
fonitatiere id) die unberanderte Annahme nah ben Bes 
ichlüffen der Kommilfion. 

Mir gehen über zu Einleitung und Ueberſchrift. — 
Auch diefe find angenommen nad). den Beſchlüſſen ber 
Kommilfion. 

Die Refolutionen beantrage ich heute vom ber 
Tagesordnung abzufegen. en 

(Zuftimmung.) 
Damit ift da? Haus cinverftanden. 5* 

Ich eröffne die Diskuſſion über die Petitionen. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Baumann, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, es find dem Reichstage in der MWeinfrage 167 
Petitionen zugegangen, und zwar für und gegen die Ber- 
befferung des Weingeſetzes. Unter 25 Petitionen, die von 
Handelöfammern und Weinhändlerverbänden eingegangen 
find, haben ſich 24 zumeift gegen das MWeingejeg, ins— 
befonders alle gegen die einzuführende Kontrole aus- 
geſprochen; nur eine einzige Handelöfammer — umd zu 


ihrem Ruhme fei ihr Name genannt: bie Handelskammer 
von Golmar i. €. 
(Heiterkeit) — 


bat fih im großen Ganzen auf den Standpunkt ber 
Kommiſſionsbeſchlüſſe geftellt, mit Ausnahme des Nothwein- 
verſchnittes, welchen fie nicht verboten wiffen will. 

Bon Petitionen aus Weinbauerkreiſen find 142 
eingegangen, darunter 121, die ſich für die Kontrole, und 
nur 21 Betitionen, die fi dagegen ausgefprochen haben. 
16 Betitionen haben fih gegen eine räumliche, 1 gegen 
die zeitliche, dagegen 125 für räumliche und zeitliche Be- 
grenzung des Zuderns ausgeſprochen. Wenn man bebdentt, 
welde große Agitation gegen das neue Weingefet betrieben 
worden ift, jo find die Petitionen aus Weinbauerntreijen 
ein erfreuliches Zeichen, daß unfer deutſcher MWeinbauern- 


(B) ftandb denn doch im großen und ganzen auf puriftifchem 


Standpunkt fteht und ein entiprehendes Weingeſetz erwartet 
hat. Wenn ihre und — das will ich perfönlich dazu be- 
merken — aud meine Wünſche und Hoffnungen mit dem 
nunmehr neuen Weingefeg nicht ganz erfüllt find, fo hoffen 
wir denn doch nad den Erklärungen des Herm Staats— 
fefretärs, daß, wenn auch jchrittweife vorgegangen wird, 
eine baldige Verbefferung in den zur Zeit unterlegenen 
Bunkten erreicht werden wird. 

Die Kommiſſion beantragt, die Petitionen burd die 
Beſchlüſſe des hohen Haufes für erledigt zu erflären. Ich 
empfehle Ihnen, dieſem Antrage zuzuftinmen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Disfuffion iſt geſchloſſen. Die Abitimmung über bie 
Betitionen wird bei der dritten Leſung ftattfinden. 

Hiermit ift unfere Tagedorbnung erledigt, und ich 
babe Ihnen Vorſchläge für die nächte Tagesordnung zu 
machen. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sigung zu 
halten morgen, Dienstag den 7. Mai, Nachmittags 1 Uhr, 
und ald Tagesordnung: 

1. Interpellation Herold (Nr. 301 der Drudiaden); 

2. Suterpellation Albrecht und Genoffen (Nr. 315 
der Drudiaden); 

3. Sinterpellation Freiherr v. Hobenberg (Nr. 319 
der Drudjadhen); 

4, mündlicher Beriht der Kommiſſion für die Ges 
ſchäftsordnung, betreffend das Schreiben des 
Stöniglihen Landgeriht3, Straflammer 1, zu 
Meferig (1.M. 15/01. 28), wegen der Vernehmung 
des Mitgliedes des Reichsſstags v. Gersdorff als 
Zeuge am 17. Mat cr. in Meſeritz in der Straf: 
ſache wider ben Redakteur Otto Bödler in Berlin 
wegen Beleidigung — Berichterftatter ift der 
Herr Abgeordnete Gamp; 


Reichstag. 10. Legiel»P. II. Seſſion. 1900/1901. 








5. Beriht der XU. Kommilfion über die berfelben (C) 


zur Borberathung überwiefenen Anträge, nämlid) 

a) de3 bon den Abgeordneten Albrecht und 
Genofien —— Geſetzentwurfs, be— 
treffend Abänderung des Geſetzes über die 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 (Nr. 74 
der Drudjachen), und 

b) des von dem Abgeordneten Trimborn eine 
gebraten Geſetzentwurfs, betreffend Ab— 
änderung des Geſetzes vom 29. Juli 1890 
über die Gewerbegerichte (Nr. 45 der Drud- 


fadhen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Bed 
(Heidelberg). 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich fein MWiderfpruch; die 
Tagesordnung fteht feit. 

Zur Gefhäftsordrung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Schmidt (Eiberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeordneter: Ih möchte ben 
Herrn Bräfidenten bitten, doch in Erwägung ıt ziehen, 
ob es nicht möglich wäre, au einem der nächſten Tage 
feinerfeit3 uns den Vorſchlag zu machen, daß auf die dann 
folgende Tagesordnung gelekt werde: der Bericht ber 
XIV. Kommiſſion über den Antrag Gröber und Genoffen 
bezüglih der Diäten und Fahrkarten. Ich glaube, daß 
alle Parteien der Meinung find, daß wir noch, bevor wir 
auscinandergehen, diefen Antrag erledigen möchten. 

(Sehr richtig!) 
Die Sache wird fehr wenig Zeit in Anfprud nehmen. 
(MWiderfprud rechts.) 
Ich wiirde deshalb den Herrn Präfidenten bitten, an 
einem der nächften Tage den genannten Kommiſſtonsbericht 
unter feine Vorſchläge für die nächſte Tagesordnung auf: 
zunehmen. 

Präfident: Zur Gefchäftsorduung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete dv. Kardorff. 

v. Kardoff, Abgeordneter: a, ich will dem Antrag 
des Herru Abgeordneten Schmidt (Elberfeld) nicht wider: 
ſprechen, will aber nur befennen, daß ich doch bei meinen 
politifhen Freunden Schwierigkeiten gefunden habe, Die 
Diskuffion jo furz zu geftalten, wie wir e3 in der Kom— 
million in Ausficht genommen haben. Es find da ber: 
ſchiedene Anfichten vertreten, und ich glaube nicht, daß 
die Herren fid) mit ganz kurzen Neben begnügen werben. 

Präfident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat ber 
Herr Abgeordnete Dr. Bachem. 

Dr. Bachem, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, 
ber Gegenftand der Fahrkarten nnd der Präfenzgelber ift 
fo wichtig, daß wir fogar dann den Bericht noch ver: 
handeln follten, wenn er aud etwas mehr Zeit in An- 


ſpruch nimmt. 
(Sehr richtig!) 

Immerhin, foweit ich bisher fehe, hat im weſentlichen 
nur die Neihspartei dad Bedürfniß gezeigt, ihrer Meinung 
einen ausgiebigen Ausdrud zu geben. Darüber erlaube 
id mir keinerlei Stritit. Ich glaube, es wird aber aud) 
reichlich Gelegenheit fein, das zu thun, und wenn nur 
dann die übrigen Parteien geneigt find, ſich kürzer zu 
faflen, was ihnen auf Grund ihrer politischen Vergangen— 
heit nicht allzu ſchwer fallen wird, jo wird doch Die Ver— 
handlung nicht einen fo breiten Naum einnehmen, daß im 
übrigen die Gefhäftsdispofition geftört wird. Ich möchte 
aljo die Anregung unferes Herrn Präfidenten aus der 
Kommiſſion befürworten, wenn irgend möglich, biefem 
Beriht noch ein Plätzchen in einer der nächſten Tages: 
ordnungen zu gönnen. 

Präfident: Zur Geihäftsorbnung hat dad Wort ber 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Ich möchte dann nur bitten, 
Herr Präfident, da dieſer Beridht vor dem Bericht über 

354 


(D) 
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(A) die Gewerbegerichte auf die Tagesordnung gefegt werde, 


damit er morgen auch zur Verhandlung kommt. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat dad Wort der 
Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeorbneter: Soweit ic den Herrn Kollegen 
Schmidt (Elberfeld) verftanden habe, hat er an ben Heren 
PBräfidenten nicht die Bitte gemchtet, dieſen Bericht ſchon 
morgen auf die Tagesordnung zu bringen, ſondern er hat 
mr dem Herrn Präfidenten die Bitte unterbreitet, dem 
Bericht diefer Tage auf eine Tagedordnung zu fegen. 
Diefem Wunſche, möchte ih mich anſchließen. Ich 
habe jelbftverftändlid weder Neigung noch Recht, die 
Nedeluft der Herren von der freifonfervativen Parlei zu 
beeinfluflen; aber ich glaube mit dem Herm Abgeordneten 
Dr. Baden, dab es jehr wünſcheuswerth ift, Daß dieſer 
Bericht der Kommiſſion, der, foweit mau beurtheifen fanır, 
die Meinung der überwiegenden Mehrheit des Hauſes zum 
Ausdrud bringt, nod dor Pfingſten im Plenum verhandelt 
wird, damit die Diätenfrage auch biefes Mal im Reiche: 
tage ihre geſetzgeberiſche Grledigung findet. IH mögpte 
alfo auch den Herr Bräfidenten bitten, wenn irgend 




















möglid, dem Wunfche d 
nachzukommen. 
t: tsordnung hat dad Wort ber 


p 

orbneter: Ich ziehe meinen Antrag 
t. 
ine Herren, die Tagesordnung für 
auftandet. 

egung des Herrn Abgeordneten Schmidt 
t, fo werde ich Sie am Ende einer ber 
en in die Lage verjegen, barüber zu 


itglieder des Reichſftags Dr. Marcour und 
P wünidhen aus ber II. reſp. XV. Kommiſſion 
Iheiden zu dürfen. — Ein Widerſpruch hiergegen er: 
hebt ſich nicht; ich veranfaffe deshalb die 1. und 2. Abs 
theilung, heute unmittelbar nad der Sigung die erforder: 
lien Griagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 3 Uhr 43 Minuten.) 


ft 


Drud und Verlag der Nordbeuff 1 Buchoruderei ind BeHlagsanftalt. 
Berlin SW, Wilbelmftraße 32. 
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Dr. Sohn. . . . . 2585 D 
Graf v. Roon . 2588 B 


Interpellation Albredit und Genoſſen, be: 

treffend Anwendung ber Vorjchriften für die 

Erridtung und ben Betrieb chemiſcher 

Fabriken auf bie Fabrifen in Griesheim 

(Rr. 315 ber Anlagen) 00... 2588D 
Dr. Graf v. Rofabomwsty: Wehner, 
Staatsminifter, Staatsfelretär des 

Innern . 2689 A, 2593 A, 2597 D 

Hoch, Interpellant f 2.2689 A 

Einger (zur Gefchäftsorbnung bezw. 

zur Sache) 2594 C, 2601 B, 2602 C, D 

Müller (Fulda) . . 2094 C 

Wurm. . . ...:.:Bl 

Dr. Jaeger, Königlich preußifcher Ss 


heimer Regierungsrath . . 2598 B 


v. Rarborff . 2599 B, 2602 B, D, 2603 A 
Dr. Yäger (Abgeordneter) . . 2599 C 
Reichstag. 10. Legisl-P. IT. Seffton. 1900/1901. 


Seite (C) 
SIpnterpellation Freiherr v. Hobenberg, be- 


treffend Befreiung ber in Sübafrifa in 
englifher Gefangenfhaft befindlichen 
deutſchen Miffionare (Nr. 319 der Ans 
lagen). ı 2 2 nn nn nenn 2603 A 
Dr. Graf v. Rofabomsky : Wehner, 
Staatsminifter, Staatsfelretär bes 
Innen: . » . 2603 A 
Freiherr v. Dobenbeng, Interpellant . 2603 B 
Dr. Freihert v. Richthofen, Staats: 
fefretär bes Auswärtigen Amts . 2605 B 
Baron v. Arnswalbt-Harbenboftel (zur 
Geichäftsorbnung) ; 
Dr. Badhem . - . 
Dr. Dertel . 2607 C 
Dr. Safe. . . . 2608 C 
Münblicher Bericht ber Sefchäftsorbnungstommifften 
über bie frage ber Vorlabung eines Neichs- 
tagsabgeorbneten behufs Vernehmung als Zeuge 
(Nr. 324 ber Anlagen) . 
amp, Berichterftatter, bey. * Se 
ihäftsorbnung. . 2609 A, 2611 A 
Dr. Spahn —F . 2610 B 
Dr. Bachem (zur Gefhäftsorbnung) . 2610 C 
Singer (desgl.) . - » : . 2610 D 
Mird von der Tagesorbnung abgeiegt . . 2611 A 
Feftitellung ber Tagesorbnung für bie nächſte Sigung: 2611 A 


. 2606 C 
. 2606 € 


. 2609 A 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch ben (D) 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Ein Schreiben des Herru Reihslanzler3 — 
Reichsſchatzamt — bitte ich zu verleſen. 

Schriftführer Abgeorbneter Braun: 


Reichsſchatzamt. 
Berlin, den 3. Mai 1901. 
Eurer Erzellenz beehre ih mich mitzutheilen, 
daß der Bunbesrath in jeiner Sikung vom 
15. April d. I. auf Grund ber Beitimmung 
im 8 13 Abſatz 1 der Reichsſchuldenordnung vom 
19. März 1900 (Reichs-Geſetzblatt Seite 129) zu 
Mitgliedern der Reichsſchulden-Kommiſſion für das 
Nehnungsjahr 1901 gewählt hat: 
1. den Herzoglich braunſchweigiſchen Sefandten, 
Wirklichen Geheimen Rath Freiherrn 
v. Gramm-Burgdorf, 
2. den Königlich ſächſiſchen Geheimen Rath 
Dr. Sicher, 
3. den Großderzoglich badiſchen Minifterial: 
direktor Scherer, 
4. den Königlich württembergiſchen Minifterial- 
rath dv. Schneider. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: 
v. Fiſcher. 


An 
ben Herrn Präfidenten des Reichstags. 

Präſident: Das bisherige — bed Reichslags 
Herr Möller (Duisburg), gewählt für den 6. Wahlkreis 
bes Regierungsbezirks Düffeldorf, hat infolge feiner Er: 
nennung zum Königlich preußifhen Staatöminifter und 
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(A) Minifter für Handel und Gewerbe das Reichstags— 


mandat niedergelegt. Das Erforberlihe wegen Herbei: 
führung der Erfagwahl habe ich ſogleich veranlaßt. 

An Stelle der aus ber III. reip. XV. Kommiſſion 
geichiebenen Herren Abgeordneten Dr. Marcour und Moritz 
find durd) die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt worden 
die Herren Abgeorbneten: 

Herrmann in die Pelitionskommiſſion; 
Müller (Fulda) in die XV. Kommiffion. 

Entſchuldigt find die Mitglieder des Reichstags 
Herren Bed (Heidelberg) und Münch-Ferber. 

Wir treten in die Tagedordnung ein. Erſter 
Gegenftand berfelben ift die 

Interpellation Herold (Nr. 301 ber Drudfahen) 
— (Bormufterungen der Pferde für militärische 
Zwecke in Saat: und Erntezeiten). 

Die Interpellation lautet: 

1. Iſt dem Herm Reichskanzler befannt, daß bie 
Bormufterungen der Pferde für militärifche Zwecke 
aud in diefem Fahre wieder in weiten Umfange 
während ber Saatzeit ftattgefunden haben? 

2. ft der Herr Reichslanzler bereit, in Rüdficht 
auf ben landwirthſchaftlichen Betrieb, dahin zu 
wirken, daß dieſem lebelftande für die Zukunft 
abgeholfen werde, und bie Bormufterungen auf 
andere als die Saat: und Erntezeiten auberaumt 
werben? 

Ich habe zunächſt die Frage an ben Herrn Vertreter 
der verbünbeten Regierungen zu richten, ob und wann 
derfelbe die Interpellation beantworten will. 

v. Goßler, Staatd: und Striegäminifter, General ber 
Infanterie, Berollmädtigter zum Bundesrath für das 
Königreich Preußen: Ich bin bereit, die Interpellation 
fofort zu beantworten. 

Präfident: Zur Begründung ber Interpellation er: 


(PB) theile ih das Wort namens ber Sinterpellanten bem 


Herrn Abgeordneten Herold. 

Herold, Abgeorbneter, Interpellant: Meine Herren, 
die Begründung ber Interpellation liegt in dem Wortlaut 
berjelben fchon enthalten. Es kann feinem Zweifel unter: 
Itegen, dab bie Landwirthſchaft durh die Militärlaften 
nad verſchiedenen Richtungen in ftärferem Mabe heran 
gezogen wird als bie übrige Bevölkerung. IH darf 
namentlich; hinweiſen auf die Einquartierung und bie Be: 
legung mit Pferden, inöbefondere deswegen, weil bie 
Verpflegungsfäge, welche dafür gewährt werden, nicht 
ausreichend find. Es ift diefer Gegenftand hier im Haufe 
auch ſchon mehrfad zur Sprache gefommen. ine weitere 
Belaftung, von ber faft ausſchließlich bie Landwirthſchaft 
betroffen wird, liegt darin, daß die Vormufterung ber 
Pferde angeordnet wird, früher alle 5 Jahre, jest nad 
ben neueren Anordnungen aljährlih, und hierfür wird 
feinerleit Entſchädigung gewährt. 

Aber alle diefe Laften nimmt die Landwirthſchaft aus 
Patriotismus, aus Intereffe für das Heer auf fi, wenn 
fie einfieht, daß eine Nothwendigkeit für die Schlagfertigkeit 
ber Armee dafür vorliegt. Sie empfindet fie aber als 
eine Beläftigung, wenn man über biefed Maß hinausgeht. 
Mit Recht ergreift die landwirthſchaftlichen Kreiſe Unwillen, 
wenn man Anordnungen trifft, wovon jeber Praktiker ſich 
fagen muß, die dadurch herbeigeführten Beläftigungen 
hätten auf ein weſentlich geringeres Maß herabgebrüdt 
werden können, 

Nun ift in dieſem Jahre wieder, wie es auch ſchon 
öfter geichehen ift, die Vormuſterung der Pferde in ber 
allerpreffanteften Beftellungszeit für bie Frühjahrsſaaten 
angeorbnet worden; während der Landwirth jede Stunde, 
jede Minute ängftlih wahrnimmt, um nur ja rechtzeitig 
mit ber Beftellung fertig zu werben, wo er in einer ge- 
wiſſen Aufregung fich befindet, um dieſes Ziel zu erreichen, 


wird von Seiten der Militärbehörbe angeordnet, ſämmt— 
lihe Pferde an einem beftimmten Tage vorzuführen. Ein 
halber, oft mehr als ein halber, ein ganzer Tag geht 
hierdurd für die ganze Arbeitäfraft in folder Jahreszeit 
verloren. Daß das außerordentlich bebrüden muß, kann 
feinem Zweifel unterliegen. Der Landwirth fühlt heraus, 
daß, wenn man nur einige Rückſicht nehmen wollte, wenn 
man nur einigermaßen bie praftiichen Verhältniffe, wie fie 
in der Landwirthſchaft liegen, erwägen und danach bie 
Einrichtungen treffen wollte, dann bie Vormufterung ent— 
weder früher oder fpäter vorgenommen werden könnte. 
Gerade dieſe abfolute Nichtbeachtung der wirthichaftlichen 
Verhältniffe, über welde die Militärbehörden, wenn fie 
ſelbſt nicht orientirt find, bei den Landräthen u. f. w. fehr 
leicht Erkundigungen einziehen könnten, ruft geradezu Er: 
bitterung hervor. Auch in diefem Frühjahr ift die Vor: 
mufterung in zahlreihen Fällen für die Saatzeit an— 
geordnet. Ih kann hinweiſen auf Weſtfalen, auf 
Mitteldeutichland, Schlefien u. ſ. w.; in dem verfchiedeniten 
en ift die VBormufterung in dieſe faliche Zeit 
verlegt. 

Es ift nun Schon mehrfah fowohl im preußiichen 
Abgeorbnetenhaufe als auch hier im Reichstage die Bitte 
an die Negierung gerichtet worden, in ber bezeichneten 
Weiſe Rüdfiht auf die landwirthſchaftlichen Werhältniffe 
zu nehmen. Cine wirffame Abhilfe ift aber, wie die 
Thatfachen zeigen, bi3 jegt nicht eingetreten, und daher 
haben wir es für angezeigt gehalten, eine kräftigere Form 
für die Behandlung diefer Frage zu wählen, die inter: 
pellation einzubringen, und ich doffe, dab bied dahin 
führen wird, daß nunmehr doch die Negierung Maß— 
regeln ergreift und Anordnungen trifft, daß dieſe Schädi- 
gung nicht wieder eintritt, und namentlich dafür ſorgt, 
daß die nachgeordneten Behörden biefe Verfügungen 
beachten, damit für die Landwirthſchaft bie Erleichterung 
herbeigeführt wird, welche wir alle wünfchen müflen. 

(Xebhaftes Bravo.) 

Bräfident: Das Wort zur Beantwortung der Inter: 
pellation hat der Herr Bevollmädtigte zum YBundesrath, 
Königlich preußiihe Staats: und Kriegsminiſter, General 
ber Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, Staats- und Kriegsminiſter, General der 
Infanterie, Bepollmächtigter zum Bundesrath für das 
Königreich Preußen: Ich faſſe den Sinn der Interpellation 
dahin auf, daß e3 erwünſcht ift, bier öffentlih und voll- 
fommen objektiv die ganzen Werhältniffe betreffend die 
VBormufterung nod einmal Mar zu legen. Die Inter— 
pellation an ſich würde ſich ja leicht beantworten laſſen. 

Die erite Frage, Die geftellt worden ift, läßt ſich 
dahin beantworten, dab weder dem Reichskanzler noch 
dem preußiſchen Kriegäminifterium in Betreff der Zeiten 
der Pferdevormufterungen irgend etwas befanut if. Die 
Brerdevormufterungen werden auf Grund der von ber 
Zandeöregierung gegebenen Vorſchriften abgehalten, und 
die Feſtſezung der einzelnen Mufterungen unterliegt ber 
Kompetenz der Provinzialbehörden. 

Die zweite Frage läßt fih dahin beantworten, daß 
unſeres Erachtens unzweifelhaft die Beläftigungen fiir bie 
Zukunft fich werben vermeiden laſſen. 

Ich möchte aber doch auf den Zufammenhang ber 
ganzen Angelegenheit hinweifen, ba die Sache das hohe 
Haus ſchon häufig befchäftigt hat. Es ift ja bekannt, 
daß die Pferbevormufterungen auf Grund ber Kriegs— 
leiftungsgefege ftattfinden. Bisher fanden die Mor: 
mufterungen derart ftatt, daß in beftimmten Perioden eine 
allgemeine Pferdvormuſterung innerhalb des ganzen Deut: 
ſchen Reichs ftattfand, und daß die Pferde gleichzeitig ge- 
muftert wurden. Daraus ergab fich, 4. die großen 
Pferdemaſſen zu beſtimmten Zeiten ohne Rückſicht auf die 
Beſchäftigung der Bevölkerung nad beftimmten Orten zu: 
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(A) fammengetrieben werben mußten, und baraus refultirte | werben; fie Haben aber auf ber anderen Seite zugegeben, (C) 


(B) 


eine erhebliche Beläftigung der pferdehaltenden Bevölkerung. 
Die Pferde wurden halbe und ganze Tage lang der Be- 
Ihäftigung entzogen, es entitanden Soften, und aud Un— 
glüdsfälle waren micht zu vermeiden. Dazu fam, daß 
dad Mefultat Ddiefer Pferbevormufterungen militäriſch 
eigentlich unbraudbar war; denn wenn man in fo kurzer 
Zeit diefe Pferdbemaffen muftern wollte, dann fam ein 
Refultat heraus, das nur eine für die Mobilmahung 
geradezu unzureichende Weberfiht ergab. Wir haben 
unfere3 Erachtens mit falihen Zahlen gerechnet, und aus 
diefem Grunde konnte die Einrichtung nicht aufrecht er- 
halten werden. 

Es find num feit 1898 mit Zuftiimmung des Reichs— 
tags Verſuche gemadjt worden, dieſe Bferbevormufterungen 
anders zu geftalten. Die Verſuche fanden 1898 und 1899 
ftatt, und im vorigen Jahre ift mit Zuftimmung des 
Reichstags die ganze Organifation geändert worden, und 
zwar dahin, daß Ständige Pferdevormufterungstommiffare 
ernannt wurden, und zwar in jedem in frage kommenden 
Landwehrbezirk ein Kommiſſar. Auf diefe Weife follte 
erreicht werben, daß die Kommiſſare, die im Bezirk 
herum reiften, in der Lage waren, ohne die Pferde in 

oben Maffen zu verfammteln, in den einzelnen Ort: 

haften, in den einzelnen Gchöften den Pferbebeftand zu 

fontroliren und zu muſtern. Das Hohe Haus ift mit 

biefer Organifalion durchaus einverftanden geweſen. Es 

ift die Hälfte der Konmiſſare im vorigen Jahre zum 

1. April 1900 bewilligt worden, in diefem Jahre zum 

1. April die andere Halfte. Wir hoffen, damit die Be— 

völferung von den Beläftigungen zu befreien. Die Bes 

flimmungen, die ja allgemein zugänglich find, bejagen 

folgendes, wenn ich einen Paſſus daraus verlefen darf: 

Die Kommiffare theilen ihre Bezirke im thunlichſt 

kleine Unterbezirke, damit in eriter Linie eine 

möglichft geringe Beläftigung der Pferde haltenden 

Bevölkerung verunfadht wird. Ein Zuſammen— 

ziehen der Pferde aus michreren Orten ift, wo 

nit ganz beſondere VBerhältniffe dies zweckmäßig 

eriheinen laffen, zu vermeiden. Bei Anſetzung 

der Mufterungsorte und »zeiten ift nach Möglich: 

feit Nüdiiht auf die örtlichen und jeweiligen 

wirtbichaftlihen Berhältniffe zu nehmen. ie 

Abgrenzung der Unterbezirke, die Feſtſetzung ber 

Mufterungsorte und »zeiten und bie Anorbnung 

für deren Belanntmahung find zwiſchen ben 

Kommiffaren und den Landräthen zu vereinbaren. 

Bei Meinungsverihiedenheiten entſcheiden die 
Generalfommandos und Oberpräfidenten. 

Meine Herren, daraus ergiebt fi, dak bie Militär: 
behörden keineswegs einfeitig diefe Mufterungen feſtſetzen, 
fondern fie find im Gegentheil abhängig von den Pro— 
vinzialbehörden und den Oberpräfidenten. Das find bie- 
jenigen Behörden, bei denen Beichwerden, zu denen Grund 
vorhanden fein follte, angebracht werben müffen. Daß 
zur Zeit nod) einzelne Unzuträglichkeiten vorhanden find, 
ift ganz zweifellos; denn die Kommiſſare jollen innerhalb 
eines Jahres die Pferde muſtern. Das Pferbevor- 
mufterungsjahr beginnt bei und mit bem 1. November 
und gebt bis zum 31. Oftober. Am 15. November 
müflen die Pferdenachweiſungen eingereicht werden, damit 
auf Grund derjelben der Mobilmahungsbedarf vertheilt 
wird. Wenn die Kommiffare zum 1. April erft ernannt 
werden, jo geht ein halbes Jahr verloren. Es ift alfo 
ſehr wahriheinlich, daß in der Uebergangszeit, namentlich 
in diefem Jahre, noch Pferdemufterungen angeorbnet fein 
fünnen, bie in die Saatzeit gefallen find. Wir haben 
das feitgeftellt durch Korreſpondenzen mit Iandwirthichaft- 
lichen Vereinen, und bieje find auch unferer Anficht geweſen, 
daß iu ber Uebergangszeit noch Beläjtigungen vortommen 


daß durch diefe Art der Organifation den Beichwerden 
der Landwirthſchaft durchaus Rechnung getragen wird. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Mort 
ber Herr Abgeorbnete Gröber. 

Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, id) beantrage 
Beiprehung ber nterpellation. 

Präfident; Meine Herren, der Herr Abgeorbnete 
Gröber beantragt die Beiprehung ber Snterpellation. 
Der Antrag bebarf ber Unterftügung von 50 Mitgliedern. 
Diejenigen Herren, welche den Antrag unterftügen wollen, 
bitte id), fi von den Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

In ber eröffneten Beſprechung hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Depken. 

Depfen, Abgeordneter: Meine Herren, meine politifchen 
Freunde begrüßen es mit Freuden, daß hier im Haufe 
eine ſolche Anregung erfolgt ift, welche den Zwed hat, 
ber Landwirthſchaft während ber Beftell- und Erntezeit 
möglichſten Schuß angedeihen zu laflen. Ich kann aber 
nit unterlaffen, darauf hinzumweifen, daß bie jetigen 
Beltimmungen gegenüber den früheren wefentlih dazu 
beitragen werben, gerechten Beſchwerden der Landwirth— 
ihaft Rechnung zu tragen. Nach der Pferbeaushebungs- 
orduung von 1886 jollte alle 10 Jahre nad) der ftatt- 
gehabten Biehzählung eine Mufterung der gefammten 
Pferde jtattfinden; fpäterhin hat diefe nur alle 5 Jahre 
ftattgefunden. Es iſt ſchon von dem Herrn Stollegen 
Herold erwähnt worden, daß nunmehr diefe Mufterung 
alljährlich ftattzufinden hat. Es ift aber in dieſer Be— 
ziehung eine weſentliche Aenderung gegen früher ein 
getreten, welde darin beiteht, daß in der That bie 
DOrtöpolizeibehörben angehalten find, in boppelten — 
plaren eine Liſte auszufertigen, in der nach den Vor— 


ſchriften der Aushebung die Pferde eines Kreiſes zur (D) 


Eintragung gelangt find. Bei Muſterungsgeſchäften find 
biefe beiden Xiften der betreffenden Vilitarbehörde ein— 
zureihen. Die Militärbehörde wird danı, nachdem das 
Muſterungsgeſchäft beendet ift, die Eintragung maden in 
die ihr übergebenen Muflerungsrollen, ob die Pferde 
braudbar find oder nit. Bei diefer Gelegenheit wird 
fih unbedingt herausftellen, daß in vielen Bezirken faunt 
10 Prozent, wenn nit noch weniger, der Pferde als 
friegäbrauhbar anerfannt werben. Im nächitfolgenden 
Jahre find die Ortspolizeibehörden angehalten, diejenigen 
Pferde wieder vorzuführen, welche als kriegsbrauchbar zu 
bezeichnen find. — Dies ift vorhin von dem Herrn Kriegs— 
minifter bergeflen worden zu erwähnen; ich habe es 
wenigitend nicht gehört. — Früher war e3 alio fo, daß 
fämmtlihe Pferde zur Vormufterung borzuführen wareı, 
auögenommen derjenigen, welde geieglih von der Vor— 
führung befreit find, alſo Fohlen unter 4 Jahren, blinde 
Pferde u. j. w. Es waren auögeichloffen Pferde unter 
153 Zentimeter Bandmaß; jet find von vorneherein 
ausgeſchloſſen die Bonied, welde unter 150 Zentimeter 
halten. Wenn man nun bedenkt, dab früher Die 
Pferbemufterungen alle 5 Jahre abgehalten wurden 
und jest aljährlid, daß dann aber mur Diejenigen 
Pferde zur Vorführung gelangen, welde thatjädhlid als 
friegätauglich befunden find, jo müflen wir das im Inter— 
eſſe der Zandbwirthichaft mit Freude begrüßen, und id) 
tann nicht unterlaſſen, dies hier zu erwähnen. Ebenſo 
müſſen wir es aber — und meine politiſchen Freunde 
ſtimmen mit mir darin volllommen überein — mit Freude 
begrüßen, daß auf dieſem Wege es einzig und allein 
möglich iſt, der Kriegsverwaltung ſtets die Mittel und 
Wege an die Hand zu geben, um zu wiſſen, wie viel 
friegöbraudhbare Pferde wir überhaupt im Lande haben, 
um gegebenenfalls raſch eine Mobilmahung eintreten zu 
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(a) laffen. Das letztere war biöher bei ben früheren | hervorgehoben, daß nicht mehr alle Pferde vorgeftellt zu (C) 


— zulegt Ö5jährigen Muſterungen abſolut une 
möglich. 

Wir begrüßen e8 daher mit Freude, daß bie Kriegs: 
verwaltung bemüht ift, dem berechtigten Intereſſen der 
Landwirthichaft einerſeits Rechnung zu tragen, anberer: 
feits aber aud dahin zu ftreben, daß Deutihlands Wehr: 
baftigfeit auf diefem Gebiete nad) feiner Richtung beein— 
trädhtigt werde. 

(Lebhafted Bravo bei den Nationalliberalen.) 

Präfident:e Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Levetzow. 

Dr. v. Levetzow, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
weiß aus eigener Erfahrung, wie unbequem dieſe Pferde— 
muſterungen find, und wie groß dad Onus iſt, welches 
dadurch beſonders der Landwirthſchaft auferlegt wird. Ich 
muß aber auf der anderen Seite anerkennen, daß die 


Unbequemlichkeiten durch die neuen Verordnungen weſent- 


lich gemildert ſind. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Mährend früher die Pferde an einem oder an wenigen 
Tagen aus dem ganzen reife zufammentommen mußten, 
bereift jetzt die Kommiſſion faft immer bie einzelnen Ort: 


ſchaften 
(ſehr richtig! rechts) 

und richtet ſich, wenn irgend möglich, ſo ein, daß die 
Muſterung zu einer für die Pferdebeſitzer leidlich bequemen 
Zeit abgehalten wird. In der Regel dauert die Muſterung 
nur kurze Zeit. Immerhin aber bleiben Unbequemlich— 
keiten; denn bie Kommiſſion kann nicht für jeden Ort 
immer eine bequeme Stunde wählen. Wenn fie um 
12 Uhr an ben Ort fommt, dann ift die Sadıe fehr einfach, 
daun find bie Pferbe zu Haufe; fommen die Herren aber 
um 10 Uhr oder 4 ihr, fo können die Pferbe micht zur 
Arbeit hinaus, und ed geht ein halber Tag verloren. 


(B) Diefe Unbequemlichkeit wird fid) faum abftellen Laffen. 


Nun möchte ich aber dod die Zivilbehörben gegen 
ben Vorwurf in Schuß nehmen, als ob fie allein ſchuld 
daran ſeien, wenn derartige Inbequemlichkeiten bei ber 
Pferdemufterung entftehen. Das ift nicht der Fall. Ich 
weiß aus eigener Erfahrung, daß für meine Heimat bie 
Pferdemufterungen jegt beginnen, und daß ber dazu kom— 
manbirte Offizier von jet bi3 zum November fommanbirt 
iſt. Alfo in diefer Zeit — das ift die Frühjahräbeftellzeit, 
die Erntezeit, die Herbſtbeſtellzeit — werden die Pferde: 
mufterungen abgehalten; die Regierungspräfidenten müffen 
fie in diefer Zeit abhalten, weil der Offizier fo komman— 
birt ift. Die Landräthe können gar nicht dafür, demn 
denen wird der Termin für ihren Kreis einfach beſtimmt; 
alfo Beihwerden beim Landrath würden nichts helfen. 

Nun kommt noch eins hinzu. Die Kommiffion reift 
von Ort zu Ort und kann nicht fo genau bie Stunde 
beftimmen, zu welcher fie an jedem Orte erfcheinen wird. 
Daraus folgt, daß die Pferde mitunter ftundenlang zu 
früh beftellt werben oder ftundenlang warten müffen, bis 
die Kommiſſion kommt 

(fehr richtig! rechts), 
und dann ift ber Arbeitötag oder ber halbe Arbeitstag 
verloren. Ich möchte bitten, daß möglihit dahin Bor: 
fehrungen getroffen werden — und die werden aud bon 
ber Striegäverwaltung ausgehen müſſen —, daß in ber 
Sommerzeit Pferdemufterungen nicht abgehalten werden 
(fehr richtig! rechts), “ 
daß fie vielmehr im Spätherbft und frühen Frühjahr ab- 
gehalten werben; und das, meine id, müßte ſich auch 
durchführen Taffen. i 

Ein Urtheil dariiber will ich mir nicht anmaßen, ob 
e3 nöthig iſt, dieſe Mufterungen alle Jahre vorzunehmen, 
ob man fie nit auf alle 2 oder 3 Fahre beſchränken 
kann. Als ein Vorzug der neuen Einrichtung tft ja ſchon 


werben brauchen. Früher dagegen mußten fie alle meilen: 
weit hergeichleppt werben, aud wenn fie 24 Jahre alt 
waren — das war ganz egal —, auch Ponies mußten 
gebracht werben. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Dad Hit jetzt nit mehr der Fall und ift ein Vortheil. 
Ich nehme mit Sicherheit an, daß bie Kriegsverwaltung 
alles thun wird, um bie Unbequemlichkeiten zu befeitigen, 
bie fehr ſchwer empfunden worden find und heute noch 
ſchwer empfunden werben. 
(Bravo! rechts.) 

räfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Herold. 

erold, Abgeorbneter: Meine Herren, ich möchte 
doch zunächſt betonen, daß ich die Vormufterungen als 
folde in feiner Weife bemängelt habe, fondern nur den 
Zeitpunkt, zu weldem fie angeorbnet werden. Daß in 
der Einrichtung, in Zukunft nicht mehr fämmtliche Pferde 
borzuführen, ‚Are nur die brauchbaren, eine Er— 
leihterung liegt, das ift felbftverftändlih; ein Er— 
ſchwerniß ift es aber — dad wird aud niemand leugnen 
können — wenn ftatt früher alle 5 bezw. 10 Jahre nun 
jedes Jahr die Vorführungen ftattfinden, wenn bie all: 
jährlihe Vormufterung auch nur eine beichränkte if. In 
diefem Jahre aber mußten noch ſämmitliche Pferde vor: 
geführt werben. 

Nun jagt der Herr Sriegäminifter in Bezug auf bie 
Snterpellation: das iſt und nicht befaunt. Ja, wenn 
aber die dafür verantwortlichen Herren die Vormufterung 
gar nit angeordnet hätten, wäre das dem Seriegäminifter 
auc nicht befannt geworden? Ich bin feft überzeugt, daß 
bad zu feiner Kenntniß gekommen, und fofort Remebur 
eingetreten wäre. In diefem Falle aber wird uns, troß- 
dem die Anfrage vorliegt, geantwortet: das ift und nicht 
befannt. Wenn man die ftrenge Auffiht für militärtfche 


Zwede ausführen kann, dann läßt fie fi auch ausführen (D) 


im Intereſſe der Landwirthſchaft. 
(Sehr richtig!) 

Der Herr Kriegsminiſter kann fi alſo aud durch 
die Brovinzialbehörden nicht deden. Derfelbe hat auf die 
beitehende Verfügung hingewieſen, wonad die betreffenden 
Offiziere fi) mit den Landräthen in Verbindung ſetzen 
müflen. Ich bin feit überzeugt, der Vorführung mitten 
in der Saatzeit hat fein Lanbrath feine Zultimmung 


gegeben 

(ſehr richtig)); 
fein Landrath wird fo bie landwirthſchaftlichen Verhältniffe 
in feinem Kreiſe vernadjläffigen. 

Der Herr Kriegsminiſter hat ferner angeführt, bie 
neue Ordnung wäre erft am 1. April in Kraft getreten. 
Ja, wenn das der Fall ift, dann hätte man um fo viel 
mehr Anlaß gehabt, eine gewiſſe Verzögerung eintreten 
h lafjen und erit nach Beendigung der Saatzeit die Vor: 
ührungen anzuordnen. Gerade in der Neuordnung lag 
ein Grund dafür, die Sahe nicht fo außerordentlich zu 
beichleunigen. Ich glaube, die Militärverwaltung kann 
ben Vorwurf mit bon ſich abwenden, daß fie hier eine 
Schädigung herbeigeführt hat, welche man gewiß hätte 
bermeiden fönnen. Für bie Zukunft hoffe ich allerdings, 
daß es befler wird. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Roefide (Kaiſerslautern). 

Dr. Roefide (Kaiſerslautern), Abgeordneter: Meine 
Herren, id muß die Klagen, die vorgebracht werden, unter: 
ftügen und muß fie noch an einem befonderen Beifpiel 
illuftriren. Es fteht in der Allerhöchſten Habinetsorbre 
vom 22. Juli 1886 im $ 3: 

Die Termine find mit der befonderen Rückſicht 
anzufegen, daß die Pferbebefiger durch ente 
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fprehende Wahl der Jahreszeit möglichſt wenig 
beeinträchtigt werben. 
Diefe Beftimmung fteht alfo geſetzlich feſt. Trotzdem wird 
überall gellagt, daß dieſe Beitimmung nit genügend 
berüdfihtigt wird. Es ift fogar fo weit gefommen, daß 
felbft die inzellandtage ſich damit beſchäftigen. Ich 
möchte 3. B. darauf hinweiſen, daß der Iippeihe Landtag 
fid) vor kurzem erft mit diefer Frage beichäftigt hat auf 
Grund eined Antrags, der dahin geht, daß die lippeſche 
Regierung vorftellig werben möge, daß die betreffenden 
Mufterungen vom 20, Mai bis Anfang Juni vorgenommen 
werben, ftatt, wie in Auöficht genommen war, vom 10. 
bis zum 15. September. Troßdem dies im lippefchen 
Landtag zum Beihluß erhoben ift, und, ich glaube, wohl 
auch von ber lippefchen Regierung Borftellungen gemadıt 
worden find, iſt doch biefer Termin nidt gewählt 
worden, ſondern meuerbingd durch bie betreffende Ber: 
waltungöftele ber Termin auf den 6. September an— 
gelegt mworben. Ich meine, das ift doch eine Rückſichts— 
lofigfeit, die mit dem Sinn unb Geift des Gejeges 
nicht übereinftimmt, ja nicht einmal mit feinen einfachen 
Worten im Ginklang fteht. Ich glaube, wir können 
verlangen, daß nad) der Richtung der Landwirthſchaft 
die Laften, die fie durch die ganze Beitimmung hat, 
wenigſtens etwas erleichtert werben. Ich halte ed nicht 
für richtig, daß die Militärverwaltung nad) wie vor bieje 
Slagen ſtets außer Acht läßt. 
Ih möchte hier noch auf ein anderes Beifpiel hin- 
weilen. Es fteht in berjelben Kabinetsordre: 
Die Orte find fo zu wählen, daß bie Pferde 
ihrem Befiger möglichſt nicht über einen halben 
Tag entzogen werden. 
Trotzdem wird mir darüber geflagt, daß es doch noch 
vielfah gerade im Dften des Neid vorlommt, daß bie 
Pferde einen ganzen Tag dem Befiger entzogen werben. 


(B) Dies trifft fowohl den großen wie dem feinen Befiger, 


und beide trifft es gleih Hart. Wenn es mun 
gar zufammentriftt, dab auch die Jahreszeit fo 
gewählt ift, daß dringende Arbeiten vorliegen, dann 
trifft es matürlihd den Betreffenden boppelt hart, 
und wir haben um fo mehr Urſache, zu wünſchen, 
daß in biejer Praxis eine Aenderung eintritt. Iſt es aber 
nicht möglich, daß die Ortſchaſten fo gelegt werben, daß 
eine derartige lange Entziehung der Pferde nicht ftatt- 
findet, dann, meine ich, wäre es nur geredht und billig, 
da man denjenigen, die auch dieſe Laſt noch befonders 
auf fi nehmen müflen, eine gelblihe Entſchädigung ge— 
währt. Denn die Zumuthung, daß der Befiter ohne 
Entihädigung fo und fo viel länger als Andere fein 
Pferdbematerial, was er zu feinem Wirthſchaftsbetriebe 
dringend nöthig hat, aus der Hand giebt und dem Staat 
zur Verfügung ftellt, das, glaube ich, iſt weder billig 
noch geredt. 

Ih kann mid alfo nr den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Herold anſchließen und bitten, daß bie 
Militärverwaltung dieſem Wunſche mehr und eifriger 


nachkommt. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bunbesrath, Königlich preußiſche Staats- und Kriegs— 
minifter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, General der Infanterie, Staats- und ſtriegs— 
minifter, Bevollmächtigter für das Stönigreid Preußen: 
Der Herr Imterpellant, Abgeordneter Herold, ift vom ber 
Anfiht ausgegangen, dab die Milttärverwaltung die Ber: 
antwortung nicht tragen wolle. Ich weiß nicht, wie er 
dazu fommt, meine Rede jo zu verftehen. Es iſt aber 

anz Mar, daß, wenn man eine große Organifation vor 
& bat, man diejenige Stelle bezeichnen muß, bie bie 
Sade ausführt. Daß das Kriegäminifterium nicht alle 





Pferdevormufterungen anberaumt, tit felbftverftändlich; 
denn eine derartige Organifation wäre abſolut unthunlich, 
wenn man eine große Aufgabe im Deutichen Reiche 
durchführen will; fondern es find natürlich diejenigen Be— 
hörden damit beauftragt, die es am beften verftehen umd 
fi an Ort und Stelle befinden, d. h. die Landräthe und 
die betreffenden Pferbevormufterungstommiffare, und als 
Inſtanz darüber bie fommandirenden Generale und die 
Oberpräfidenten. Ich weiß nicht, wie der Herr Abge— 
ordnete es fich denkt, daß das preußifche Kriegsminiſterium 
bie einzelnen Pferdevormufterungen anordnen fol, Und 
da bie Beftimmungen veröffentlicht find, ift jedermann in 
der Lage, fi) an der Stelle zu befhweren, die in Frage 
fommt. Ich kann nur rathen, da der Herr Abgeordnete 
beftimmte Fälle nicht genannt bat, und ich mid; nicht 
darauf habe vorbereiten können, was für Beſchwerden im 
Einzelfalle vorliegen, derartige Sachen bei den Behörden 
zur Sprade zu bringen, die damit beauftragt find, d. h. 
den Zandräthen und Oberpräfidenten, die dann in Ber: 
bindung mit den Militärbehörben diefen Beſchwerden Ab— 
hilfe ihaffen werben. Alſo ich glaube, daß der gemachte 
Vorwurf die Militärverwaltung nicht treffen kann. Ich 
habe erwähnt, daß die Beftimmungen ganz öffentlid) und 
jedem zugänglih find, und auf Grund diefer Beſtim— 
mungen fann jede Beſchwerde an ber Stelle vorgebradt 
werben, die zu entfcheiden berufen ift. 

Was den Vorrebner, den Herrn Abgeordneten Dr. 
Roefide, anlangt, jo möchte id ihn darauf aufmerkſam 
maden, daß er bon einem Pferdeaushebungsreglement 
ausgeht, das aufgehoben ift. Das Pferbeaushebungs- 
teglement bon 1886 exiſtirt nicht mehr; denn das Neglement, 
welches eriftirt, ift vom vorigen Jahre, und zwar auf 
Grund der Entſchlüſſe des Reichſstags meu entworfen und 
für alle Bundesſtaaten beſonders herausgegeben. Ich 
würde alſo bitten, daß dieſes Reglement zu Grunde gelegt 


wird, und würde gern bereit fein, wenn ſich Mängel (D) 


berauöftellen, baran mitzuwirken, diefe Mängel zu befeitigen. 
Jedenfalls kann ich auf ein aufgehobenes Weglement hier 
nicht näher eingehen. 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Hahn. 

Dr. Hahn, Abgeordneter: Ich weiß nicht, ob der 
Herr Kriegsminiſter den Herrn Abgeordneten Herold ganz 
richtig veritanden hat. Der Herr Kriegsminiſter meinte, 
ber Herr Abgeordnete Herold könne doch nicht verlangen, 
daß der Striegsminifter die einzelnen Pferdevormufterungen 
anorbne. Wie ich den Herrn Abgeordneten Herold ver: 
ftanden habe, hat er ein derartiges Verlangen nicht geftellt, 
fondern nur im allgemeinen eine andere Zeit fiir Die 
Vornahme der Vormuſterungen gewählt willen wollen, 
eine Zeit, die dem Landwirthen paßlicher liegt als bie 
bis jet gewählte. So habe id den Herrn Abgeordneten 
Herold verftanden, und id) glaube, der Herr Abgeordnete 
v. Levetzow hat den richtigen Weg gezeigt, wie bie 
Uebelftände zu  befeitigen wären, nämlich, daß man 
nicht Offiziere für eime längere Periode, die im Frühling 
beginnt und im SHerbft ihr Ende findet, fommandirt, 
fondern Offiziere für den Vorfrühling und Spätherbit 
fommanbdirt, jelbft wenn dieſe Kommandirung eine größere 
Zahl von Dffizieren nothwendig machen follte.“ Das 
würde, glaube ih, auch unſchwer zu erreichen fein, 
wen eine dahin gehende Direltive vom Herrn Kriegs— 
minifter auöginge. 

Im übrigen will ich gern anerkennen, daß der Herr 
Striegsminifter ſich ſehr entgegenfommend ausgeſprochen 
hat gegenüber den Wünſchen und Erwartungen, die aus 
landwirthſchaftlichen Kreiſen geltend gemacht worden ſind, 
wie er dies auch in anderen Fällen, ſo bei Gelegenheit 
der Remontedebatten gethan hat. Ich würde mich freuen, 
wenn auch die nachgeordneten Organe dasſelbe Wohl: 


— 
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(A) wollen in ihren Ginzelmaßnahmen bethätigen wollten, 


wie es der Herr Kriegsminiſter generell gethan hat. 

(Fine Aeußerung ded Herrn Abgeorbneten Depten 
veranlaßt mid, noch einige Worte zu fagen. Herr Ab: 
georbnieter Depfen hat darauf Hingewiefen, baß bie 
ge. darauf bedadjt fein möge, die Mehr: 
haftigfeit de Reichs in Bezug auf bie SFähigteit, Pferde 
zu geftellen, nicht un beeinträchtigen. Möge der Herr 
Abgeordnete mit feinen politifchen Freunden aus biefen 
allgemein gehaltenen Worten die richtige Konſequenz 
ziehen und mit und einen neuen Zolltarif dahin zu Stanbe 
bringen, daß die einheimiſche Pferdezucht durch aus: 
reichende Zölle geihügt wird, damit das Inland in der 
Lage bleibt, der Armee das nöthige Pferbematerial zu 
liefern. Wenn wir aber fehen, wie die Einfuhr von 
Pferden aus Delterreih, Rußland und beſonders aus 
Nordamerika zunimmt, wenn wir jehen, wie biefe Pferde— 
einfuhr unfere Nemonteaufzucdht in bebrohlicher Weife be: 
einträchtigt, wenn wir fehen, wie die Landwirthe, die ihre 
Remonten nicht haben verfaufen können, Die größte Mühe 
haben, die Thiere los zu werden, dann glaube ich aller: 
dings, dab der Herr Kriegsminiſter wohl die Berechtigung 
hätte, die Aufgaben feines Reſſorts weitergehend auf: 
azufaffen, daß er auch in Angelegenheiten der Zollpolitif 
mit Nüdfiht auf die nationale Vertheidigung feinen 
Einfluß dahin geltend madjt, daß entiprechend hohe Pferde: 
zölle eingeführt werden, und die augenblidlidhe Imparität 
befeitigt werde, die darin befteht, daß, während wir mur 
einen Stüdzoll von 20 Mark erheben, die Amerikaner 
und andere Staaten erhebliche Zollſätze ad valorem ein: 
geführt haben. 

Ich will diefe Gelegenheit benußen, um nod ein 
furzes Wort an die Mdreffe des Herrn Minifterd zu 
richten, wenn ich auch nicht weiß, ob ich eine Antwort 
erhalten werde. Bei Gelegenheit der Debatte über bie 


(B) Remonteanfäufe ift von mir eine Reihe von Fragen vor— 


gebracht worden in Bezug auf die Nemonteanfäufe, daß 
Strohmänner zugezogen werden, bie im Auftrage ber 
Händler deren Pferde vorftellen. 

(Slode des Bräfidenten.) 

Präfident:e Herr Abgeordneter, ich glaube, daß bie 
Remonteankäufe nicht Hierher gehören; wir ſprechen von 
ber Pferbegeltellung zur Saat: und Erntezeit. 

Dr. Hahn, Abgeordneter: Ih bin am Ende, wenn 
ih noch hinzugefügt habe, daß der Beweis nit von den 
Vanbwirthen erbradt werben kann, fondern daß bas 
Ktriegdminifterium durch Namenönennung der Berfäufer 
ums im liebenswürdiger Weiſe behilflih fein möge, bie 
Mogelanten feftzuftellen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußiſche Staats- und Friegd- 
miniſter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Goßler, General der Jufanterie, Staatd- und 
Kriegsminiſter, Bevollmädtigter zum Bundesrath für das 
Stönigreih Preußen: Ih möchte noch einzelne Mißver: 
ftändniffe auflflären. Es ift von zwei Stellen ber Wunſch 
ansgeiproden worden, die Offiziere möchten fo fommanbdirt 
werden, daß die Pferbevormufterungen ftattfinden können, 
ohne die Tanbwirthichaftlidhe Bevölkerung zu beläftigen. 
Die gejeggebenden Faktoren haben aber in dieſem Jahre 
beichlofien, dab die Kommandirungen überhaupt aufhören, 
und die Stellen etatömäßige werden, ſodaß thatſächlich 
jegt etatömäßige Offiziere in allen in Frage kommenden 
Landwehrbezirken angeftellt find und zu einer gelegenen 
Zeit innerhalb de3 Jahres die Pferde in den Gehöften 
an den einzelnen Orten muſtern können. Das it in 
Verbindung mit dem Neichdtag beichloffen worden, dafür 
ftchen die Anfäge im Etat, von „Lommandirten* Offizieren 
kann alfo iiberhaupt feine Nede mehr fein. Ich habe bereits 
erwähnt, daß nur in ber Uebergangszeit ed vorlommen 





fann, dab in dem erften Jahre alle Pferbe vorgemuſtert (0) 


werden, auch diejenigen Pferde, welche kriegsuntauglich 
find; fobald fie aber al3 joldhe erkannt find, werben fie 
im nächſten Jahre nit mehr vorgemuftert. Wie id 
fhon erwähnt babe, werben im nädften Jahre nur 
10 bis 15 Prozent der ganzen Pferdemaſſe vorgeführt 
und zwar im Laufe des ganzen Jahres. Alſo ich meine, 
dab diejenigen Organifationen, die von den gefeggebenden 
Faktoren beichloffen find, wohl zu der Hoffnung berechtigen, 
daß den zur Sprade gebradten Unzuträglichkeiten ſchon 
in ber nächſten Zeit ein Ende bereitet wird. 

Präſident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbniete Gröber. 

röber, Abgeordneter: Der Herr Sriegäminifter hat 
anerfannt, daß MWuzuträglichkeiten vorgefommen find, 
welche die Jnterpellation meiner politifchen Freunde völlig 
rechtfertigen; er hat aber gegen deren Begründung den 
ſeltſamen Einwand erhoben, er wiſſe nicht, auf welden 
Termin die betreffenden Bormufterungen anberaumt 
worben feien. Gr möge mir geftatten, darauf aufmerf: 
ſam zu machen, daß die Interpellation eigentlid gar nicht 
an feine Perfon gerichtet ift. 

(Schr richtig!) 
Wir fragen den Herrn Reichskanzler; denn ber ift 
der einzige Beamte, der und gegenüber über bie Durch— 
führung der Reichsgeſetze Rede und Antwort zu ftehen 
hat. ird an feiner Stelle ein Miniiter oder Staats» 
jefretär mit Beantwortung einer Interpellation beauftragt, 
fo werben wir wohl annehmen dürfen, daß dieſer in allem 
die Stelle des Herrn Reichskanzlers vertritt und und 
nicht mit dem Ginwand fommt, er perfönlid habe feine 
Kenutniß von den Anordnungen An wen follen wir 
und ben fonit wenden? Wo bleibt denn bie Verant— 
wortung für die Ausführung des Reichsgeſetzes, um bie 
es fi hier handelt? 
(Schr gut!) 
Daß der Herr Reichskanzler, und aud der Kriegsminiſter 
perjönlich ſolche Anordnungen nicht getroffen haben, haben 
wir Alle ungefähr ſchon vorher gewußt. Wir bezwedten 
mit unferer Interpellation auch nur, den Herm Reid» 
fanzler als die verantwortlihe Stelle auf diefe Art der 
Ausführung eines Reichsgeſetzes aufmerffam und dafür 
verantwortlich zu machen und ihn zu bveranlaffen, wenn 
irgend möglid), für Remedur zu ſorgen. Ob die Behörde, 
welde ben Termin für die Vormuſterungen der Pferde 
beftimmt, eine Provinziale oder eine Landedregierungds 
bebörbe ift, ob das Sriegäminifterium oder eine andere 
Militärbehörde oder irgend eine Zivilbehörbe zur Felt: 
fegung folder Bormufterungätermine zuftändig ift, ift ums 
völlig gleihgiltig; was wir erreichen wollen, ift die Ab— 
ftellung der gerügten Mibftände. 
(Sehr richtig!) 

Wenn ausdrüdliih im Ausführungsreglement zum 
Reichsgeſetz beftimmt wird, daß bei Anberaumung ber 
Bormufterungdtermine möglidit auf die Intereſſen ber 
Vferbebefiger Nüdjiht genommen werden müſſe, fo ver: 
ftehen wir es allerdings nicht, wie trogdem und troß der 
vielfachen früheren Berhandlungen über diefe Frage in 
diefem Jahre wieder die Termine für bie Pferdevor— 
mufterungen fo feftgefeßt worden find, als wenn es ſich 
hier um eine lediglich nad dem freien Ermeſſen der be— 
treffenden Behörde anzuordnende Maßregel handelte, bei 
welcher eine ſchuldige Rüdiichtnahme auf die Intereſſen 
ber Steuerzahler, jpeziell der ländlichen Mferdebefiger, 
nicht in Frage kommt. Man mag ja an manden Stellen 
der Meinung fein, daß das geringfügige Dinge find, die 
wir mit dieſer Interpellation berühren —, natürlich, vom 
Standpunkt etwa der großen Zivilverwaltung, der großen 
Militärverwaltung, da fommen die Pferdebefiger, und 
wenn es Tauſende find, gar nicht befonders in Betracht! 
Ob da jedes Jahr vder alle 5 Jahre gemuftert wird, ob 


(D) 
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(A) zur Saatzeit oder zur Erntezeit oder zu einer anderen 


Jahreszeit — wenn nur alle befehlämäßig, nad der 
allgemeinen jhablonenhaften Anordnung orbnungsmäßig 
neihicht, mag ed aud zum Nachtheile der Pferbebefiger, 
die man ſchoönen könnte, ausfallen! Menn nur die ans 
georbneten Termine eingehalten werben, wenn nur aften: 
mäßig alles in Ordnung ift — ob dann die Leute dar— 
unter leiden, das fcheinen manche Behörden draußen im 
Lande nicht fo ſchwer und ernft zu würdigen, wie das ber 
Herr Sriegäminifter heute ausgeſprochen hat, was id) 
meinerfeitö durchaus anerfenne. Der Herr Sriegäminifter 
will es felbftverftändlih nicht, daß durch ſolche An— 
ordnungen Die Intereſſen der Landwirthſchaft geſchädigt 
werben; von dieſem feinem Standpunft aus ſollte er 
aber, glaube ich, derartige Mittel- und Unterbehörben 
auch nicht durch eine folhe Einwendung wenigſtens that: 
fählih in Schug nehmen. 

Es kommt uns bei unferer Interpellation darauf an, 
dieſe Uebelſtände zu befeitigen. Bei welcher Behörde die 
Verantwortung für folche verfehrte Kerminsanberaumumgen 
liegt, haben wir hier nicht zu umnterfuchen; das ift eine 
interne Frage der betheiligten Behörden. Für das Ber: 
halten diefer Behörden, für die Durchführung der Reichs— 
geſetze haben wir ald den verantwortlihen Mann nur 
den Herrn Reichskanzler. An den allein haben wir 
die Frage gerichtet; und ich hoffe, daß wir im 
fünftigen Jahren Leinen Anlaß mehr haben 
werben, biefe Frage zu wiederholen. 

(Xebhafter Beifall.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Königlich preußifche Staats- und Kriegs: 
minifter, General der Infanterie v. Goßler. 

v. Soßler, General der Infanterie, Staatd- und 
Kriegsminiſter, Bevollmächtigter zum Bunbesrath für das 
KHönigreih Preußen: Der Herr Vorrebner wird mir zu— 


(B) geben, daß ich ftetS beftrebt bin, wirklichen Schäben ab— 


zubelfen, fo gut ich kann. Für mid) wäre bie Beant- 
mwortung der Interpellation weſentlich leichter geweien, 
wenn der Herr Interpellant die Güte gehabt hätte, die— 
jenigen Fälle zu bezeichnen, um die es ſich hanbelt. 
Menn eine Interpellation in ber Form geftellt wird, ohne 
einen Hinweis darauf, wo bie lnzuträglichkeiten vor: 
gelommen fein follen, ift es für mid nämlich außer: 
ordentlich fchtver, darauf zu antworten. Ich bin durchaus 
bereit, bei derartigen Fällen, die mir zur Kenntniß gefommen 
find, dahin zu vermitteln, daß Abhilfe ba in die Wege 
geleitet wird. Der Herr Abgeordnete Herold hat zwei 
Fälle aus dem Bereich des 6. und 7. Armeekorps mit- 
getheilt. Ich kann nur erklären, daß die Organifation 
erſt am 1. April d. J. in dieſen beiden Korpsbezirken 
eingeführt tft, daß alſo die Pferbevormufterung, wie ich 
fie erwähnt habe, nach der Neuorganifation in dieſem 
Jahre auf eine kurze Zeit beichräntt iſt, daß infolge deſſen 
wohl für bie Uebergangszeit einzelne Unbequemlichkeiten 
hervortreten können, daß aber für die Folgezeit dieſe 
unter allen Umftänden zu vermeiden fein werben. 

Menn der Herr Abgeorbnete Gröber darauf hin— 
gewiejen hat, daß der Herr Reichskanzler verantwortlich 
ift, fo ift das ja zuaugeben. Ich möchte aber nur darauf 
hinmweilen, daß das Kriegsleiſtungsgeſetz die Ausführungen, 
betreffend die Pferbevornufterungen, den einzelnen Bundes: 
ftaaten zuweilt, daß alfo das Kriegsleiſtungsgeſetz hin: 
fihtlih der Pierdevormufterungen die Landesregierungen 
berantwortlid macht, melde eventuell für Verftöße zu— 
ftändig fein würden. 

Henn der Herr Nbgeorbnete Sröber meine Aus— 
führungen fo gedeutet hat, daß dieſe Dinge für eine 
Zentralbehörbe zu geringfügig feien, fo fann ich einer 
derartigen Berweißführung doch unter feinen Umſtänden 
zuftimmen. Ich glaube doch, das ganze Verhalten der 


Kriegsverwaltung und ſämmtlicher Bentralftellen, 
damit zu thun haben, liefert den Beweis, weld warmes 
Intereſſe wir nad jeber Richtung für die Bevölkerung 
und fpeziell für bie Landiirthrhaftliche Bevölkerung 
haben; denn das erkenne ih von meinem Standpunkte 
durchaus an, daß von der landwirthſchaftlichen Be— 
völferung und deren Produkten bie Kriegstüchtigkeit ber 
Armee im wejentlihen abhängt. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) 

Alſo ich glaube, daß ich dieſen Vorwurf doch nicht ver— 
dient habe, jedenfalls, wenn er gegen meine Perſon ge— 
richtet werden ſollte, müßte ich ihn mit aller Beſtimmtheit 
zurückweiſen. 

Wenn Herr Gröber ferner zu hat, daß es uns 
penügen wiirde, alles aktenmäßig feftzuftellen, jo meine 

‚ daß doc die Kriegöverwaltung über diefen Vorwurf 
erhaben if. Ich lege auf aftenmäßige Feltltellungen 
feinen Werth, fondern für mic ift allein entſcheidend das, 
was geleiftet wird. Ich meine die Leiftungen der Kriegs— 
verwaltung und der Mitglieder des hoben Haufe, fpeziell 
berjenigen der Budgetkommiſſion, liefern uns den beiten 
Beweid, daß wir gemeinfam nicht bie Akten gefüllt haben, 
fondern in vielen Beziehungen Großes geihaffen haben. 

(Brabo!) 

Präfident: Dad Wort bat der Herr Abgeordnete 
Dr. Roefide (Kaiferdlautern). 

Dr. Roefide (Kaiſerslautern), Abgeordneter: Der 
Herr Kriegsminiſter hat vorhin erwähnt, daß die Aller: 
höchſte Verordnung von 1886 nicht mehr in Geltung 
wäre. Das mag fein. Ich habe mid; leider nicht informiren 
fönnen, wie weit die Beltimmungen von 1886 beftehen 
geblieben find, ba ich Die Verordnung vom vorigen Jahre, 
die ich jelbftverftänblich kenne, in der hiefigen Bibliothek 
nicht habe finden können. Immerhin babe ich nicht bloß 
angenommen, fondern es iſt mir aud beftätigt worben, 


dab die Verordnung vom vorigen Jahre burhaus nicht (D) 


bie materiellen Beftimmungen ber Verordnung vom Jahre 
1886 befeitigt habe, durd welche gejagt ift, es ſoll nicht 
die Schablone herrſchen, fondern man foll ſich ben fon: 
freten Verhältniffen anpaflen. Ich kann und muß baher 
annehmen, daß die Verorbnung vom vorigen Jahre die: 
felben Grundſätze aufftellt. Sollte diefe Annahme nicht 
aufreffen, fo müßten wir, meine ich, fo jchnell wie möglid) 
wünfchen, daß in die Verordnung vom vorigen Jahre 
jene materiellen und gerechten Grundſätze von 1886 auf: 
genommen werben. 

Ih möchte im übrigen hervorheben, daß ich mir er— 
laubt habe, beiondbere Fälle borzuführen. Es ilt ja 
ihwer, einen befonderen Fall aufzuführen, wenn bon 
allen Seiten her geklagt wird. Es kommen Klagen aus 
Oftpreußen, aus dem KHönigreih Sachſen, dab die Pferde: 
vormufterungen zu einer Zeit erfolgen, die nicht angängig 
ift; ih höre, daß die auch in Hamover der Fall ilt. 
Warum follen wir ba befondbere Fälle anführen, wenn 
draußen allgemein Grundſätze angewendet werden, bie 
wohl nicht mit den Anſchauungen des Herren Reichskanzlers 
bezw. des Herrn Kriegsminiſters, jebenfall3 aber nicht mit 
been des hohen Hauſes übereinftimmen? 

Ich mödte weiter darauf aufmerkſam machen, daß 
der Herr Reichskanzler ſowohl wie der Herr Kriegs— 
miniſter uns gewiß ſehr dankbar ſein können, wenn ſolche 
Klagen ihnen jetzt vorgeführt werden, wo die erſte Aus— 
führung der Verordnung in der Praxis vorgenommen 
wird. Später wäre die Beſeitigung der Mißſtände viel 
ſchwieriger; man würde dann einem Gewohnheitszuſtande 
gegenüberſtehen. Ich glaube alſo, wie geſagt, daß es nur 
dankbar empfunden werden faun, wenn ſchon jet darauf 
aufmerffam gemacht wird, daß hier Mikftände beitehen, 
und ich darf nad) den Erklärungen vom Miniftertifch an— 
nehmen, daß die Regierung bereit und gewillt ift, auf bie 


bie (0) 
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(A) Wünfche einzugehen, die wir bier ausgefproden haben 


und für beredtigt halten müffen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Herold. 

Herold, Abgeordneter: Meine Herren, nur nod ein 
Wort auf die Bemerkung des Herrn Kriegsminiſters, daß 
ic) doch die Fälle mittheilen möchte, in denen zu unge 
legener Zeit Vorführungen angeordnet worden find. ine 
größere Anzahl von Fällen ift mir befannt; fie beichränfen 
ſich natürlich bei einem Abgeordneten immer nur auf ein 
beſchränktes Gebiet, und damit wäre wenig gedient. Ich 
nlaube aber, daß durch die Ausführungen bier der Herr 
Striegäminifter zu der Ueberzeugung gelommen ift, daß in 
ben verjchiedenften Provinzen der preußiihen Monarchie 
für ungelegene Zeit Anordnungen getroffen find; und da, 
meine ich, ift e3 für dem Herrn Reichskanzler bezw. den 
Herrn Kriegsminiſter viel leichter, wenn er fich dafür 
intereffirt, jih das auögiebigfte Material zu beicaffen, 
al3 für mid als Abgeordneten. Nur annähernd die 
ſämmtlichen Fälle aus der Monarchie zu nennen, ift für 
einen Abgeordneten ja faft eine Unmöglichkeit, während es 
für den Herrn Kriegsminiſter mur einer einzigen Berfügung 
bedarf, und ſämmtliche Fälle ftehen ihm zur Dispofition. 

(Sehr richtig!) 
ee biefe Zumuthung hat geradezu eiwas Komiſches 
an ſich. 
(Heiterkeit und ſehr richtig! in der Mitte.) 

Im übrigen bin ih der Anficht und hoffe, daß die 
Interpellation den Zweck erreicht, dab man in Zukunft 
mit größerer Energie bei allen Organen barauf Bedacht 
nehmen wird, daß ſolche Mißftände, wie fie bislang be 
ftanden haben, nicht wieder vorlommen. 

(Bravo! in der Mitte.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Graf v. Roon, Abgeordneter: Meine Herren, dad 
festere hoffe auch ih, und damit es ſich erreichen läßt, 
möchte id; nur einige wenige Worte über die Bebürfniß- 
frage nod hinzufügen. Wir haben uns in der Budget: 
fommiffion — der Herr Kriegsminiſter hat darauf ſchon 
hingewiejen — entſchloſſen, die BezirkSoffiziere für dieſen 
Zweck ald dauernde Amftitution einzuführen, beſonders 
aus Mobilmahungsrüdiihten, weil es gar feinem Zweifel 
unterliegt, daß für ben Fal der Mobilmadhung eine 
außerordentlih günftige WBorbereitung in dieſen Bor: 
mufterungen liegt, namentlih wenn fie häufig gehalten 
werden. Wir haben und aber damals aud ſchon Mar 
gemacht, dab es eine ziemlich theure Juſtitution ift, eine 
jo große Zahl von Offizieren dafür dauernd anzuftellen; 
und weil man fich wohl fagt, weil biefe Offiziere Geld 
folten, müffen fie auch das ganze Jahr wo möglich be: 
Ichäftint werden. Wenn wir fie mur ein halbes Jahr 
lang beichäftigen, dann ift der Luxus ihrer Anftellung 
natiirlih größer. Das ift ganz zweifellos; trogdem muß 
ich doc jagen, der fehler, der im allgemeinen zu ben 
fehr berechtigten Stlagen Anlaß giebt, liegt im Neglement, 
in der Ausführung. Der Spielraum, ber den Behörden, 
weldje e3 aud fein mögen, — wie wir gehört haben, den 
Landesverwaltungöbehörden — in diejer Beziehung ein: 
geräumt worben ift, um biefe Pferbemufterungstermine 
anzufegen, ift meined Gradtens ein zu großer. Ich 
bin der Meinung, ed muß im Reglement ausdrüdlid) aus- 
geſprochen werden, daß nur in beitimmt feitzufegenden 
Monaten diefe Pferdemuſterungen ftattfinden dürfen. Wir 
müſſen alſo meines Gradtens darauf verzichten, bie 
Herren Pferdemuſterungskommiſſare das ganze Jahr hin— 
durch mit den Muſterungen zu befhäftigen; wir müſſen 
und damit abfinden. Dan kann dann nicht leugnen, daß 
bie Herren verhältnißmäßig viel foften; wir müflen uns 


(B) Graf v. Roon. 


mit diefem Schaden aber abzufinden wiffen, damit ber (C) 


Schaden, den das Land und die ländlihe Bevölkerung 
haben, wenn zu ungeeigneten Terminen gemuftert wird, 
und der denn noch viel größer ift, unter allen Um— 
ftänden fortfällt. 

Welche Monate follen die zur Pferdemuſterung 
geeigneten fein? Meiner Meinung nah fünnen es mur 
die Monate fein vom 1. November bis 1. April; denn 
in der übrigen Zeit haben die Landwirthe immer fo übers 
mäßig viel, fo eridöpfend viel mit ihren Pferden zu 
thun, daß fie diefelben an anderen Tagen nit wohl und 
nicht ohne Schaden entbehren fünnen. Es wird ja dann 
auch möthig fein, daß es jo eingerichtet wird, daß bie 
Herren Kommiſſare aud pünktlich zur Stelle find; denn 
im Winter bei 20 Grad Kälte auf den Herrn Rittmeifter 
zu warten, it auch nicht fchr angenehm für die ländliche 
Bevölkerung, und folde Fälle find auch vielfadh vorge» 
fommen. &3 kommen dabei infolge deffen auch Unglücksfälle 
vor. Alſo die Angelegenheit muß in einen ausgiebigeren 
und etwas mehr Schranken gebietenden Neglement geändert 
werden, und das kann man mit Necht von bem Herrn Reichs⸗ 
fanzler reipektive feinen Organen verlangen, daß das Re: 
glement im diefer Beziehung etwas Genaueres vorſchreibt, 
als eö jest der Fall ift; und dies ift e8 ja wohl, was 
die Anterpellation aud mit Recht beabiichtigt. Ich muß 
nun fagen: fo jehr ich ed zwedmäßig finde für den Fall 
der Mobilmahung, daß dieje Pferdeliſten ganz genau feſt— 
geftellt find, und die Kriegsverwaltung über den brauch— 
baren Pferdebeitand ganz genau unterrichtet ift, ſodaß fie 
nicht erft im Augenblid der Mobilmahung fonitatiren 
muß, da und ba find fo viele brauchbare Pferde, die man 
ausheben kann, jo glaube ich andrerjeits allerdings auch, 
daß, wenn die Belältigung eine zu große ift, wenn es 
alle Jahre geichieht, man ſich mit einer Mufterung alle 
2 Jahre begnügen könnte; und dann würden die jegt an— 


geftellten Pferdemufterungstommilfare für ihren Zweck (D) 


ausreichen, wenn fie auch nur während der 6 Winter: 
monate alljährlih muftern. Ih will mir in diefer Ber 
ziehung indeffen durchaus fein maßgebendes Urtheil bei- 
legen. Nur darauf muß meines Graditend beftanden 
werden, baß jebenfall3 genau beftimmte und begrenzte 
Monate im Pferdemuſterungsreglement feſtgeſetzt werben 
müflen, und daß jedenfall$ darauf gehalten werden muß, 
daß diefe Mufterungen pünktlich und möglichſt ohne lange 
Wartezeit für die Landwirthe erledigt werben. 
(Bravo! redt3.) 

Präſident: Die Beiprehung ift geichlofien, da fid 
niemand mehr zum Worte meldet, und hiermit der erite 
Gegenftand der Tagesorbnung erledigt. 

Wir kommen zum zweiten Gegenjtand ber Tages— 
ordnung: 

Interpellation Albrecht und Genofjen (Nr. 315 
der Druckſachen) — (Anwendung der Borfchriften 
für die Errichtung und den Betrieb chemiſcher 
Fabriken auf die Fabriken in Griesheim). 
- Die Interpellation lautet: 

Iſt dem Herm Reichskanzler befannt, daß die 
für die Errichtung und den Betrieb chemiſcher 
Fabriken geltenden Vorſchriften den Chemiſchen 
Fabriken in Griesheim gegenüber außer Acht ge— 
laſſen ſind, und was gedenkt ber Herr Reichs— 
kanzler zu thun, um derartige Ungeſetzlichkeiten 
für die Zukunft zu verhindern? 

Für dieſe Interpellation iſt von Seiten des Bundes— 
raths der Königlich preußiſche Geheime Regierungsrath 
Herr Jaeger als Kommiſſar ſeitens des Herrn Reichs— 
kanzlers bezeichnet worden. 

Ich habe zunächſt die Frage an den Herrn Vertreter 
der verbündeten Regierungen zu richten, ob und wann 
derſelbe die Interpellation beantworten will. 


Dr. Graf v. Pojadowslys Wehner, Staatsminiſter, 
Staatsſekretär des Innern, Bevollmädhtigter zum Bundes: 
rath: ch bin bereit, die Interpellation fofort zu be— 
antworten. 

Präfident: Zur Begründung der Jnterpellation er: 
theile ih das Wort namens der Herren Interpellanten 
bem [3 Abgeordneten Hoc). 


(A) 


od, Abgeordneter, Yuterpellant: Meine Herren, 
der Vorfall, auf den ſich unfere Interpellation bezieht, ift 

Ahnen allen wohl fhon aus den Zeitungen bekannt. Am 

25. vorigen Monat? wurde in der chemifchen Fabrik in 

Griesheim „Elektron“ durch ein Feuer, das in der Pilrin— 

fänreanlage ausbrad, eine furchtbare Grplofiou herbeis 

geführt, bei welcher 24 Perſonen ums Leben kamen, eine 
roße Zahl von Arbeitern und fonftigen Angeftellten der 

Fahrt Verletzungen erlitten, und ein erhebliher Schaden 

an Hab und Gut der Einwohner der umliegenden Orts 

ſchaften verurfaht wurde. So ſchwer diefer Unglücksfall 
it, To ſehr namentlich aud das Geſchick der getöteten und 
verwundeten Berfonen beflagt werden muß, fo würde 
doch der Unfall an ſich uns nicht zu ber außergewöhn— 
lihen Maßnahme einer Anterpellation veranlaßt Haben. 

Denn bei der heutigen Produktionsweiſe iſt es ja ein 

jedes Jahr wiederfehrendes Bild, daß Taufende und aber 

Zaufende von Arbeitern bei ihrer Berufsarbeit Leben und 

Gefundheit einbüßen müflen. 

Sehr . bei deu Sozialdemokraten.) 

Diefe Thatfahe haben wir jedes Jahr in dieſem Haufe 
bei der zweiten Berathung de3 Etats zur Sprade gebradt 
und werden das auch in Zukunft thun müſſen. 

Mas uns aber veranlaßt, mit der Beiprehung bed 
Griesheimer Unglücks nicht bis zum nächſten Frühjahr zu 
warten, das find die Thatlahen, die bei diefem Unfall an 
das Licht ber Deffentlichkeit gelangt find. Denn nad den 
Erfahrungen in Griesheim muß man zu der Vermuthung 

(B) kommen, daß die für die Genehmigung konzeifionspflichtiger 
Anlagen nad) ben Landesgeſetzen zuftändigen Behörden, 
daß die Gewerbeauffiht im Regierungsbezirk Wiesbaden, 
dab bie betheiligte Berufsgenofienfhaft und dab ſchließlich 
auch die Betriebleitung diejenigen Pflichten vollitändig 
außer Acht gelaffen haben, welche ihnen durd die Reichs— 
nefege zum Schutze der Arbeiter gegen die Gefahren für 
Leben und Gefundheit auferlegt worden find. Wenn ſich 
biefe Vermuthung beftätigt, dann wäre das furdtbare 
Unglüd, die Vernichtung fo vieler blühender Menſchenleben, 
die materielle Schädigung zahlreiher Familien, die furcht— 
bare Aufregung weiter Streife nit einem unglüdlichen 
Zufall zuzufchreiben, fondern fie mußten über furz oder 
lang eintreten, und es war nur einem ganz beionders 
glüdlichen Umſtande zu verbaufen, daß nicht noch ein 
viel ſchlimmeres Unglüd über die dortige Gegend herein: 
gebrodyen ift. Dann muß man ſich fragen, ob das, was 
in Grieöheim geichehen, nicht auch an anderen Orten 
möglich ift; ob nicht überall das Leben, die Gefundheit 
und das Gigenthum der Ginwohner von denselben Furcht: 
baren Gefahren bedroht find, wie es in Griesheim der 
Tall geweſen ift. 

Gerade den chemiſchen Fabriken gegenüber jchreiben 
die Reichsgeſetze eine ganz bejonders weitgehende Schutz— 
maßnahme vor. Nad) der Gewerbeordnung muß die 
GErrihtung von Anlagen für die hemifchen Fabriken aller 
Art don den nad) den Landesgeſetzen uftändigen Behörden 
genehmigt werden. Bevor die Behörden diefe Genehmi— 
gung ertheilen, haben fie — fo heißt es ausdrücklich im 
& 18 ber Gewerbeordnung — 

IR prüfen, ob bie geplante Anlage erhebliche Ge: 
ahren, Nachtheile oder Beläftigungen für das 
Publikum herbeiführen fanır. 

Daß der Betrieb der chemiſchen Fabrik „Eleltron“ in 

Griesheim, fpeziell die Pilrinfäureanlage ſehr erhebliche 
Reichstag. 10. Legisl-P. IL Seffton. 1900/1901. 
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Gefahren für dad Publikum beſitzt, das hat die Exploſion (C) 
am 25. April gezeigt; das ift aber auch der Behörde be— 
kannt geweien. In dem Bericht, weldhen die Gewerbe: 
injpeltion für die Negierungsbezirte Caffel und Wiesbaden 
im Jahre 1890 ceritattet hat, wird ausdrüdlich die Aulage 
zur Erzeugung ber Pilvinfäure erwähnt. Es wird erzählt, 
daß die dort gebrauchten Apparate auf das forgfältigfte 
konſtruirt jeien, und dann heißt es wörtlich weiter — id) 
darf wohl die paar Worte mit Erlaubniß bes Herrn 
Bräfidenten vorlefen —: 
Die unter Benutzung eine Thermometers mit 
Dampf ſchwach erwärmte Trodenanlage Liegt 
gänzlich ifolirt von anderen Gebäulichkeiten inner: 
halb eines Erdreichs und iſt mit mehreren nad) 
außen auffchlagenden Thüren verfehen, damit bei 
etwa eintretender Entzündung des Binitrophenols 
— alfo der Pikrinſäure —, 
weldyes unter großer Nauchentwidlung verbreuut, 
den Arbeitern das ſchnelle Verlaſſen der Anlage 
ermöglicht wird. Die Arbeiter dürfen letztere 
nicht mit gewöhnlihem Schuhwerk betreten, fondern 
miffen vorher Filzſchuhe anziehen, die in hin— 
reihender Zahl am Eingang bereit ftehen. 
Soldye Vorſichtsmaßregeln werden natürlich nur getroffen 
in einer überaus gefährlihen Anlage. Und wie ges 
fährlich diefe Anlage ift, möchte ich Ihnen illuftriren mit 
den Morten, bie ein Fachmann am 28. April, alſo uns 
mittelbar nad dem Unglück, in der Frankfurter Zeitung 
veröffentlicht hat. Da heißt es: 
Wird nämlich Bilrinfänre erhigt oder einer 
heftigen Gridütterung ausgefegt, fo verwandelt 
fid) das felte Salz monentan in Safe, die fon 
an fidh, aber namentlich bei der dabei entftehenden 
ſehr hohen Temperatur einen mindeftens fünf— 
hundertmal fo großen Naum einnehmen al3 das 
fefte Bulver, und dabei in geichloffenem Raum (D) 
einen Drud von etwa zweitaufend Atmoſphären 
ausüben. Die badurd erzeugten Luftwellen ver: 
breiten fid) bei größeren Mengen deö Bulvers 
gleih einem Sturmwind auf die nächſte Um— 


gebung. 
Diefe furdtbare a. war auch der Betrichsleitung bes 
kannt. Denn unmittelbar vor ber ſchlimmſten Exrplofion, 
bie überhaupt ftattgefunden hat, forderte der Betrichöleiter 
Brofeffor Lepſius die Arbeiter auf, fjofort das Feld zu 
räumen, weil die Pilrinfäure erplodiren würde. Und 
endlich ſteht es feſt, daß auch die Arbeiter genau wußten, 
wenigiten® diejenigen, die dort zu thun hatten, was anf 
dem Spiele ftand. Nad dem Bericht der Frankfurter 
Zeitung haben einzelne Arbeiter, die die Verhällniſſe 
fannien, im MWiderjpruch zu dem Neglentent, welches ihnen 
vorichrieb, dort zu bleiben und bei dem Fenerlöfcharbeiten 
Hilfe zu leiten, eiligft den Ort verlaſſen, weil fie fich 
fagten, jett erfolgt eine Exploſion. 

Troß dieſen Thatjahen ift geftern Abend bei 
Frankfurter Zeitungen eine amtliche Mittheilung des 
Srafurter Bolizeipräfidbiumd zugegangen, in welder 
es heißt: 

Alle biöherigen, während vieler Jahre —— 
Erfahrungen über das Verhalten der Pilrinfäure 
beim Abbrennen, fowie die zahlreichen mit dieſem 
Stoffe angeitellten wiſſenſchaftlichen und militär: 
technischen Verſuche haben dazu geführt, Die 
Gefahr einer Erplofion unter Verhältniffen, wie 
fie in Griesheim vorlagen, als außer dem Be: 
reiche der Möglichkeit anzunehmen. 
Diefe amtliche Erklärung fteht mit der von mir focben 
bewielenen Thatſache im Widerfpruh, daß die mit den 
Verhältuifien vertrauten Berjonen genau wußten, welche 
Gefahren vorlagen, und zwar gerade umter den befonderen 
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fann man die Sache fehr leicht auf ein anderes Blatt 
fchieben, indem man wer weiß was für „beiondere Ber: 
baltniffe* in Griesheim annimmt. Das Verhalten der 
Betriebsleiter und der Arbeiter, vor allem die traurige 
Thatſache, die ſich vollzogen hat, die furdtbare Erplofion, 
beweifen aber, daß man auf eine Erplofion hätte gefaßt 
fein müffen. Deshalb ift e3 überaus bebauerlih, daß 
— oben herab ſolche Vertuſchungsverſuche gemacht 
werden. 
Die Gefahr, welche von der Pikrinſäureanlage zu 
befürchten war, mußte um fo jchlimmer fein, da in dieſer 
Fabrik noch viele andere gefährliche Hilfsſtoffe vorhanden 
waren. So find bei jener Sataftrophe zirfa 100 eiferne 
Fäſſer mit Leuchtöl, Benzol u. ſ. w. in die Luft geflogen. 
Gerade zu unglaublich aber ift es, daß ſich unmittelbar 
neben der gefährlihen Pikrinſäureanlage ein riefiges 
Benzinlager befand. Und zwar war dies nicht etwa das 
Lager für den Tagesbebarf, nein, dem ganzen Vorrath an 
Benzin, den eine fo große Fabrik, wie es die Griesheimer tft, 
haben mußte, konnte man feinen paflenderen Pla an 
weifen als gerade dicht neben ber gefährlichiten Stelle 
der Bilrinfänreanlage. Hier lagen 24 Keſſel, von denen 
manche bis zu 150000 Liter Benzin enthielten. Bon 
der ungeheuren Maffe Benzin, bie dort lagerte, können 
Sie fi) ungefähr einen Begriff madhen auf Grund ber 
Thatſache, daß das Benzinlager für 1 Million verſichert 
war. Nun war freilich da3 Benzinlager mit bedeutenden 
Schutzvorrichtungen —— Was aber helfen alle dieſe 
Maßnahmen gegenüber einer ſolchen Gewalt, wie fie die 
GSrplofion der Pilrinfäure in der Griesheimer Fabrik ges 
habt hat? Das Dad des Lagerhauſes wurde weg: 
geriffen, an dem einen Behälter ſchlug ein Eiſenſtück den 
«Hals ab, ſodaß das in diefem Behälter befindlihe Benzin 

ablief. Glüdlicherweile trieb aber ein ſehr ftarfer Wind 
(B) die Flamme nad) der entgegengelegten Richtung, und nur 
diefem Umftande war es überhaupt zu verdanken, daß 
das Benzinlager gerettet werden konnte. Im anderen 
alle wäre troß der außerorbentlihen Anftrengung ber 
Feuerwehr das fchredliche Unglüd nicht zu vermeiden ge— 
weien, welches die Folge fein mußte, wenn das riefige 
Benzinlager in die Luft geflogen wäre. 

Bezeichnend ift e3, daß auch diefe Thatſache, die 
Gefahr, welche die Nähe des Benzinlagers zur Pikrinſäure— 
anlage hatte, vertufcht werden fol! Im ber ſchon er- 
wähnten amtlihen Mittheilung der Frankfurter Polizei: 
behörde wird nämlich aud) behauptet: 

Bezüglich des Benzinlagerd Tag zwar die Mög: 

lichkeit eines Brandes, aber feine Grplofionds 

gefahr vor. 
Ich will das nidt vom Standpunkt des Chemilers be: 
urtheilen; ich bin nicht Fachmann, und wenn die Debatte 
e3 erfordert, wird von fachmänniſcher Seite auf dieſen 
Punkt näher eingegangen werden. Ich möchte Ihnen bloß 
eine Thatſache anführen, welde am beiten und ficherften 
den Nachweis liefert, daß auch die Betriebsleitung der 
leberzeugung war, da3 Benzinlager muß, wenn nicht 
ganz außergewöhnliche Umſtände eintreten, in die Luft 
fliegen! Kurze Zeit nad der Erploftion gab die Betriebs: 
leitung den Befehl, e3 fol fofort der angrenzende Ort 
Griesheim geräumt werben, weil das Benzinlager in bie 
Luft fliegen wird. Nun kann man ja annehmen, daß 
diefe Anordnung in der augenblidlihen Aufregung ge: 
ichehen fei. Aber am anderen Tage Vormittags gegen 
11 Uhr, nachdem die Betriebsleitung gewiß Zeit gehabt 
hatte, ſich alle Möglichkeiten ruhig zu überlegen, kam 
wiederum der Befehl, Griesheim fofort zu räumen, das 
Benzinlager fei nicht mehr zu retten. 

Diefe Thatſachen beweiſen doch, daß eine fchwere 
Gefahr vorlag, und dab dadurd das Leben, die Geſund— 


Gewiß | heit und das Gigenthum der auf der Fabrik arbeitenden (O) 


und ber in ber Nähe der Fabrik wohnenden Leute auf 
das äußerſte gefährdet wurde. Außerdem befinden fi) 
noch andere Fabriken ganz in der Nähe und gerade an der 
Seite bed Fabrifgrunditüds, wo die Erplofion erfolgt tft. 
Mithin erftredte fid) die Gefahr auch auf die Arbeiter 
diefer Fabriken. An die andere Seite des Fabrikgrund— 
ſtücks Schließen ſich NArbeiterwohnhäufer und daran bie 
weiteren Häuſer der Gemeinde Griesheim, einer Gemeinde, 
welche 2000 Seelen umfaßt. Auch Hier richtete die Er- 
‚plofion argen Schaden an. Noch ſchlimmer erging es dem 
Orte Schwanheim jenfeit3 des Mains, gerade gegenüber 
derjenigen Stelle, an der ſich die Pilrinfäureanlage befand. 
Hier wurden die Häufer nicht nur infolge der gewaltigen 
Erſchütterungen geſchädigt, fonbern e3 flogen auch Brand- 
ftüde hinüber und verurſachten an mehreren Stellen Feuer. 
Endlich führt ganz nahe der Pikrinfäureanlage ein öffent: 
liher Weg vorüber, und daneben fließt der Main vorbei. 
Das an jenem Tage um 3 Uhr 10 Minuten vom Fahr: 
thor in Frankfurt a. M. abgegangene Schwanheimer 
Dampfihirf hatte glücdlicherweife fünf Minuten Ber: 
fpätung, ſonſt hätte es gerade in dem Augenblick der furdt- 
baren Grplofion die Stelle paffiven müſſen, und was ſich 
da ereignet hätte, fann fich jeder felbft denken. Bis zu 
welcher Entfernung von der Erplofionsftelle die IImgebung 
ber Fabrik gefährdet war, erfehen Sie daraus, bak ge: 
waltige glühende Eifenftüde 500 Meter weit gefchleudert 
wurden. 

Im weiteren lag gemäß $ 18 ber Gewerbeordnung 
ben nad den Landesgejegen zuftändigen Behörden bie 
Verpflichtung ob, der zu genehmigenden Anlage diejenigen 
Anordnungen borzufchreiben, weldhe zum Schuß der Nr 
beiter gegen Gefahr von Leben und Geſundheit noth— 
wendig find. Was ift in Diefer Beziehung in Griesheim 
geihehen? In den Zeitungen ift bie Fabrifleitung be— 


fonder3 deshalb gelobt worden, daß überall in ber Fabrik (D) 


Vorkehrungen gegen Feuersgefahr getroffen feien. Nicht 
weniger ald 22 Hydranten über der Erde und 23 Hy: 
dranten in der Erde ftänden zur Verfügung, und außer: 
dem wären eine Dampfiprige ımb genügend Schlauch— 
leitungen vorhanden. Das ift richtig. Als aber nad 
Ausbrud des Feuers es ih darum handelte, die Flammen 
ſchnell zu eritiden, verfagten die Hydranten, das Waſſer floß 
nur fpärlih, und naturgemäß mußten dadurch bie Löſch— 
arbeiten auf das äußerfte gehemmt werben. Noch viel 
ihlimmer rächte fih ein anderer Mangel. Das Feuer 
wurde gegen 3 Uhr bemerft. Während nun das Feuer um fich 
griff, begaum die Veſperpauſe. Anftatt die Arbeiter und 
andere Berfonen zu warnen und zum Berlaffen der Fabrik 
aufzufordern, ließ man die Leute in den Speijefaal gehen, 
welcher, nebenbei gejagt, in ber Nähe der Feuerſtätte lag; 
das weitere Perſonal, die Beamten, die Buchhalter umd 
Chemiker, ließ man bei ihrer Arbeit. Die Erplofion fand 
erit etwas nad) 1/4 ftatt. In dieſer halben Stunde hätte 
die Betrieböleitung unbedingt fih klar darüber werben 
müffen, ob das Feuer bald gelöſcht werden könnte oder 
eine Erplofion nicht ausgeſchloſſen fei. Im legteren Falle 
mußten jofort die Arbeiter aus dem gefährlichen Bereich) 
entfernt werben; höchſtens durften einige Beute, die ſich 
freiwillig dazu meldeten, zu dem maghalfigen Verſuch 
weiterer Löſcharbeit angeficht3 der drohenden Grplofion 
zuriidgelaffen werden. Die Arbeiter wurden jedoch exit 
gewarnt unmittelbar vor ber Erplofion, alfo nachdem 
es bereit3 zu fpät geworden war. So kopflos konnte bie 
Fabrikleitung nur deshalb handeln, weil abfolut feine 
Vorbereitungen für einen derartigen Fall getroffen waren. 

lleberhaupt ift es in der hemiichen Fabrik Griesheim 
mit der Fürforge für die Arbeiter fehr traurig beftellt. 
In der Fabrik werden 2000 Arbeiter beichäftigt. Und 
für dieſe vielen Arbeiter, die mit unendlich zahlreicher 
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(A) Gefahr für ihre Gefundheit zu fämpfen haben, hat die 


(B 


— 


Fabrik nur einen einzigen Arzt angeftellt und zwar jo, daß 
der Herr nicht etwa feine ganze Kraft den 2000 Arbeitern 
widmet; nein, er geht nod) einer fehr ausgebehnten Privat: 
praris nad. Daß bei einer folden Fürforge eine genaue 
Unterfuhung der fanitären Berhältniffe, eine gründliche 
Feſtſtellung der in der Fabrik der Geſundheit der Arbeiter 
drohenden Gefahren abſolut ansgeichloffen iſt, ficht auch 
jeder Laie beim erſten Blid. Es ift daher begreiflich, daR 
einige Theile der Fabrik bei den Arbeitern ſehr beritchtigt 
find; die Arbeiter nennen diefe Anlagen Schlachthäuſer 
(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
weil dort die Arbeiter ren hingeſchlachtet werben. 
Her von den Arbeitern in der Umgegend von Frankfurt 
irgend kann, hütet ſich vor dieſer gefährlichen Arbeit. 
Daher fommt es, daß die Fabrik permanent unter Arbeiter: 
mangel leidet, und daß die Arbeiter nicht nur mit Arbeiten 
überhäuft find, fondern gerade in den gefährlichen Betrieben 
oft zu Arbeiten herangezogen werden, für die fie nicht 
geeignet, nicht eingearbeitet find. Hierdurd werden bie 
Gefahren für die Arbeiter ganz bedeutend erschwert. 
Wie es in der Griesheimer Fabrik mit der Fürforge 
für die kranken Arbeiter ausficht, dad möchte ich mir ge- 
ftatten, durch eine Mittheilung Ihnen zu zeigen, welche 
ich in der „Fraukfurter Volksſtimme“ gefunden habe, und 
die meines Wiffens von feiner Seite beftritten worden ift. 
Da heißt es: Arbeiter, welche ſchwer erfranften, wurden 
oft genug bis zu ihrem Tode in dem Sclaflaale für die 
gefunden Arbeiter gelaffen, bis fie da ſtarben. Und 
dann wurden fie direft aus dem Sclaffaal nad dem 
Friedhof gebradit. Ein Fall ift ausdrücklich angeführt, 
der ſich vor ganz furzer Zeit ereignete: ein Arbeiter ift 
in dem Sclafiaal für die gefunden Arbeiter geftorben 
und dort liegen geblieben, bis er nach dem Friedhof ge: 
ihafft wurde, 
und zwar 

— heißt es in der „Bolfsftimme” — 
in einer MWeife und in einem Sarge, der die helle 
GEntrüftung der Ueberlebenden hervorrief. 

Ich frage daher: woran liegt e8, dab alle Schutz— 
maßnahmen, welde durch das Stonzeffionsverfahren er: 
reiht werben follen, in der Grieöheimer Fabrik vollftändig 
veriagten? Weshalb ift die Pifrinfänreanlage nicht bon 
den anderen Fabrifräumen, den Wohnungen und ben 
öffentlichen Wegen fo weit entfernt worden, wie es die 
GSrplofionsgefahr erforderte? Weshalb ift für das Benzin: 
lager nicht ein völlig gefiherter und auch fir die Um— 
gebung ungefährliher Platz vorgeichrieben worden? Wes— 
halb ift das Feuerlöſchweſen nicht in Ordnung gehalten 
und find die nöthigen Vorbereitungen für den Fall einer 
Erplofionsgefahr nicht getroffen worden? Meshalb ift die 
fanitäre Fürforge in einer fo argen Weiſe vernadläffigt 
worden? 

Das Grieöheimer Geihäft hat eine großartige Ent: 
widlung hinter fi, die Aktionäre haben riefige Brofite 
eingeftedt, die Fabrik ift immer weiter und weiter ver: 
größert worden und hat ihre jegige Ausdehnung daburd) 
eiwonnen, daß zwei Kleinere Fabrikanlagen von ihr ver: 
hludt worden find, — die Arbeiter aber wurden mit den 
allertraurigften Löhnen abgefveilt, und außerdem ſtellt ſich 
jegt eine jr ungebeuerlihe Gefährdung ihrer Gejundheit 
und ihres Lebens heraus! Haben die Behörben, frage id), 
fih um alle diefe Dinge nicht gefümmert? Oder hat bie 
Fabrifleitung unmwahre Angaben gemadt? Ic habe einen 

anz bejonderen Grund, gerade die legte Frage bon dieſer 
tele aud an bie Regierung zu richten. Denn in dem 
Beriht der Gewerbeinjpektion für den Regierungsbezirk 
Wiesbaden aus dem Jahre 1876 wird ausdrudlich Darüber 
geklagt, dab es den Gewerbeinfpeltoren nicht möglich fei, 
die Sonzeffionsurfunde von den Inhabern konzeſſions— 


pflichtiger Anlagen zu befommen, trotzdem, wie der Bericht (C) 


ganz richtig Hinzufügt, eine richtige Kontrole gar nicht 
möglich ift, wenn ber Gewerbeinfpektor nicht Kenntniß 
von dem Inhalt der Stonzeffionsurfunde hat. Dann heißt 
es in dieſem Bericht weiter: 
Bei Nevifion einer chemiſchen Fabrik fand fich, 
dab in berfelben ein Stoff von höchſt giftiger 
Wirkung angefertigt wurde, wovon in der Ge: 
nehmigungsurfunde nicht3 bemerkt war. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Bezog ſich dieſe Stelle — frage ich — auf die Gries— 
heimer Fabrik 
(ſehr gut), 


und hat letztere nad) dieſer Methode etwa bis auf den 
heutigen Tag dem Geſetz ein Schnippchen geſchlagen? 
Wie dem aber aud) fei, durch eine forgfältige Kontrole 
ſeitens ber Behörden hätten dieſe Mißftände unter allen 
— im Lauf der vielen Jahre aufgedeckt werden 
müſſen. 

Ganz beſonders muß man die Gewerbeaufſicht ver: 
antwortlic machen, die berufsmäßig verpflichtet ift, der— 
artige Betriebe zu befichtigen und die Schugeinrichtungen 
genau zu kontroliren. In den Berichten der Wiesbadener 
Sewerbeinfpeltion fucht man aber vergeblih nad) irgend 
einer Mittheilung über Mißftände in der Griesheimer 
Fabrik, wenn wir ben einen Bericht auänchmen, den ich 
vorhin Schon zitirt habe. In allen anderen Berichten, von 
Anfang bis auf den heutigen Tag, hat der Gewerbe 
inipeftor nur Worte des Lobes für die herrlichen Gin- 
richtungen in der dortigen Fabri. In biefer Be- 
ziehung iſt die Stelle außerordentlich bezeichnend, bie ich 
aus dem Gewerbeberiht dom Jahre 1890 vorgelefen 
habe. Datheilt der Gewerbeinipektor rühmend mit, welche 
Morkehrungen fir die Sicherheit der Mrbeiter in der 
Pifrinfänreanlage von der chemiſchen Fabrit Griesheim 
getroffen worden find. Aber die Frage, ob diefe Schutz— 
borrihtungen aud genügen, wird gar nicht aufgeworfen. 

Außerdem ift die betheiligte Berufsgenoſſenſchaft ver- 
pflichtet, den Betrieb zu fontroliren, bie nöthigen Unfall— 
verhütungsvorſchriften zu erlaffen und durch eine genaue, 
forgfältige Kontrole dafür zu forgen, daß bie bor- 
geichriebenen Schutzborkehrungen wirklich getroffen werben. 
Ich möchte mir num an die Regierung die Frage erlauben, 
ob feitgeftellt ift, in welchem Maß die Berufsgenoffen- 
ſchaft ihren Pflichten nachgelommen iſt; alfo nicht nur, 
ob Unfallberhütungsvorſchriften erlaffen wurden — es 
werden ja viele erlaſſen, die nur auf dem Papier ſtehen —; 
nein, es fragt ſich, ob die Unfallverhütungsvorſchriften 
wirklich praktiſch und geeignet waren, ſolche Unfälle zu 
verhüten, und ob vor allen Dingen ihre Durchführung 
kontrolirt worden iſt. Ich möchte die Regierung bitten, 
einmal feſtzuſtellen, wie oft überhaupt im Lauf der Jahre 
diefe Fabrik feitend der Berufsgenoflenfchaft fontrolirt 
worden ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Nah den Mittheilungen, die mir aus den betheiligten 
Streifen geworden find — und ich bin verfönlih an Ort 
und Stelle gewefen, um der Wahrheit möglichſt auf den 
Grund zu gehen —, muß die Stontrole überaus ſelten 
ftattgefunden haben. 

Schließlich ift felbitverftändlih aud die Betriebs— 
leitung für die ungenügenden Schugvorridhtungen haftbar 
zu machen, da nadı $ 120a der Gewerbeordnung die Be- 
triebSleitung die Arbeit fo einzurichten Hat, dab die 
Arbeiter gegen die Gefahren für Leben und Gefundheit 
N geihügt werden, wie es die Natur des Betriebes 
geltattet. 

Freilich ift dieſer Arbeiterihuß ausihliehlih von dem 
uten Willen der Beamten und der Iinternehmer ab— 
ängig. Die Ertheilung der Konzeffion für die Anlage 
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(Dod).) 

(A) hemifcher Fabrifen erfolgt ſeitens der Kreis- und Bezirks: 
ausſchüſſe, die bekanntlich durch Wahlen ſeitens der Ge: 
meindevertretungen gebildet werben. Daß bei diejen 
Wahlen Leine Arbeitervertreter in die Kreis- und Be— 
zirksausſchüſſe gewählt werden, fichert das beriichtigte 
preußiſche Dreiklaffenwahlinitem für die Gemeinden. Da: 
her iſt es unmöglich, daß die Sinterefien der Arbeiter 
in den reis: und Bezirksausſchüſſen gebührend vertreten 
find. Das Dreiflaffenwahligitem nad) der neuen Ge— 
meindeordnung, die wir fürzlich bekommen haben, giebt 
der BetriebSleitung einer ſolchen Fabrik vollftändig uns 
beſchränkte Herrihaft in der Gemeinde. In all den Ort 
ichaften, in denen große Fabrifetabliffements beftchen, 
namentlich auf dem Lande, beherricht die Fabrik die erite 
und zweite Wählertlaffe vollitändig, und fie hat dadurch 
die Mehrheit in der Gemeinbevertretung für fid. So 
ift es auch in Griesheim der Fall. Da ift die erfte und 
zweite Mählerllafle vollſtändig von der Fabrik abhängig. 
Was gejchieht, kann nur geſchehen mit Genehmigung des 
Fabritvorftandes. Wie es mit der preußifchen Gewerbe: 
aufſicht ausſieht, darüber brauche ich heute nicht aus— 
führlich zu ſprechen; das haben wir hier ſchon oft genug 
gethan. Ih will nur die eine Thatſache in Ihrem 
Gebächtnifſe auffrifhen, daß jener berüchtigte Erlaß des 
Miniſters v. Berlepfch, durch welchen die Gewerbeinfpeftoren 
geradezu zurüdgefchredt werden, mit den Arbeiter: 
vertretungen ſich einzulaflen, bis auf den heutigen Tag 
noch wicht amtlich aufgehoben iſt und feine bedauerlichen 
Wirkungen immer noch ausübt. 

auto, meine Herren, alle die Anordnungen zur Durch— 
führung der Beſtimmungen der Arbeiterſchutzgeſetze find 
den Unternehmern und den Behörden überlaffen, ohne daß 
es den Arbeitern möglich tft, daran mitzuarbeiten. Wir 
haben bei jeder Gelegenheit hier Anträge geftellt und das 
dringende Erſuchen an Sie gerichtet, in den Geſetzen bie 
Vorkehrungen zu treffen, dab bie Arbeiter an der Durch: 
führung des Arbeiterſchutzes mitarbeiten und ihren Ein: 
fluß geltend machen können — Sie haben alle dieſe 
Anträge zurüdgewielen! Ind, meine Herren, das Unglück 
von Griesheim ift mit aus dieſen Umſtänden hervorgegangen. 
Da haben Sie das Nefultat dieſer Art von Arbeiterihuß! 

Die Arbeiter find am erften in der Lage, fir eine 
gründliche Beobachtung des Arbeiterfchuges zu forgen, 
weil fie durch ihr eigenes Intereſſe für Leben und Ge: 
jundheit dazu gezwungen werden und aus ihrer eigenen 
Thätigleit am beften wiffen, wo die Gefahr liegt. Genau 
jo war es in Griesheim. Da haben die Arbeiter alle 
Gefahren, die man jeht beftreiten will, jahrelang zu bes 
obachten Gelegenheit achabt. An derfelben Stelle, an 
der die Grplofion ftattgefunden hat, find wiederholt 
Brände ausgebroden, wiederholt fleine Srpfofionen erfolgt, 
die aber durch die Arbeiter unſchädlich gemacht wurden. 
Ich habe hier einen Brief aus jenen Streifen, in dem aus: 
führlich geichildert wird, was ich Ihnen vorgetragen habe. 
Darin heißt es unter anderem: 

Grit vor kurzer Zeit flog von einer fogenannten 
Bombe ein ca. 20 Zentner ſchwerer Dedel im die 
Luft und bohrte ſich in der Nähe des Benzin- 
lager3 ein. 
Alſo auch die Gefahr, die dem Benzinlager drohte, zu 
ertennen, hatten die Arbeiter Gelegenheit genug; man 
hätte fie mur zur Mitarbeit heranzichen follen, dann hätte 
man die Gefahr befeitigen können. Dadurch, daß das 
nicht geichehen ift, bat man fi einer ſchweren Inter 
laffungsfünde ſchuldig gemacht. 

Es fit jegt eine Interfuchung eingeleitet. Ih fan 
natürlich Heute noch nicht wiffen, welches Nefultat die— 
jelbe haben wird, ob die betheiligten verantwortlichen 
Berfonen frei ausgehen werden, oder ob dieſer oder 
jener fich einer Strafe fchuldig gemacht hat. Aber das 
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iſt auch ganz nebenſächlich. Es Handelt ſich hier nicht «O) 


um Verfehlungen einer Perſon oder einer Inſtanz, 
ſondern es haben ſämmtliche Inſtanzen verſagt. Deshalb 
muß der Fehler an dem ganzen Syſtem liegen. Des— 
halb ift im Tester Linie die Negierung verantwortlich 
dafür, daß man der Gefahr des Betriebes nicht die 
nöthige Aufwmerkiamkeit geſchenkt hat. 

Im fo unangenehmer berührt es uns, daß die Be— 
börden nach dem Unglück eine überaus rückſichtsloſe Hal— 
tung dem Publikum gegenüber eingenommen haben. 63 
liegt doch in der Natur der Sache, daß bei einem jo ges 
waltigen Unglück die weiteſten Kreiſe uni waren und 
gern eine authentiiche Darktellung der in Betracht kom— 
menden Greignifie haben wollten. Aber keine einzige 
amtliche Mittheilung ift erfolgt big auf die vorhin er- 
mwähnte von geitern Abend, welde nur VBertufhungszweden 
dienen foll, und welde einen Tag vor der Snterpellation 
erichten, offenbar unter dem Drud ber angelündigten 
Interpellation. Man wollte die öffentlihe Meinung ein 
flein wenig präpariren für die heutige Verhandlung. Eine 
amtliche „Bekauntmachung“ ift freilich) bereit3 bor einigen 
Tagen erſchienen, aber von einem ganz befonderen Inhalt. 
Die Belanntmahung geht aus von dem Landesdireltor 
Sartorius in Micsbaden und hat den Inhalt, daß nad) 
8 55 des Neglement3 der naflauifchen Landesfocietät Die 
durch die Exploſion geihädigten Perfonen feinen Anſpruch 
auf Entihädigung haben, und zwar deöhalb, weil es fid) 
vorliegend um feine Leuchtgas- und Dampferplofion han- 
delt, vielmehr um eine folde von Exrplofivftoffen, Pikrin— 
fäure oder Waflerftoff. Das ift ein unerhörter Zuftand. 
Yuriftifch wird ja die Sade — das traue id) dem Herrn 
Landesdireftor wohl zu — ganz gemau ftimmen. Die 
Leute werden nah dem Statut ihatfählih feine Ent: 
ſchädigung befommen fünnen. Aber in dieſem Falle liegen 
doc) die Verhältniffe jo, daß Die gange Verantwortung, 
wenn feine anderen Schuldigen da find, dann die Ne: 
gierung trifft, und wenn don anderer Seite auf 
Grund der beftchenden Gejege eine Entſchädigung nicht 
zu erlangen ift, dann hat die Negierung die Pflicht, den 
Leuten die Entſchädigung zu leiſten. 

Wenn in diefem Falle der ganze amtlihe Apparat 
verfagte, wenn man alle Warnungen im Laufe des Jahres 
unbeachtet gelaffen hat, dann tft der Unfall geradezu frivol 
provozirt worben, und dann kann und jeder Tag ähnliche 
Unglüdsfäle bringen. Und das um fo mehr, wenn wir 
die Zuftände in anderen Fabriken in Betracht ziehen. In 
der großen badijchen Anilin- und Sodafabrit in Ludwigs— 
hafen beftanden ähuliche Zuftände, bis fie von unſerem 
jetzigen Kollegen Ehrhart in einer Broſchüre an die Deffent- 
lichfeit gebradjt wurden, und dadurch eine ganz bedeutende 
Verbefferung erzwungen worden ift. Aus einer anderen 
Fabrik, ganz nahe bei Griesheim, den berühmten Höchfter 
Farbwerfen von Meifter, Lucius und Co. in der 6000 
Arbeiter beichäftigt find, kommen ebenfalls Schwere Klagen. 
Auch dort ift das Benzinlager in nächſter Nähe der 
anderen Anlagen und der Arbeiterwohnungen, und thätig 
ift dort als Fabrifarzt der Königlich preußiſche Kreis— 
phyſikus und Sanitätärath Dr. — berdietranrigen 
Zuftände mit feinem amtlichen Charakter bedt; ebenſo 
beherrichen die Farbwerke in Höchſt die erfte und zweite 
Wählerklaſſe und damit die ganze Gemeindevertretung. 

Unter diefen Umſtänden haben wir alle Urſache, von 
der Negierung Have Auskunft zu verlangen, wie die Ber: 
bhältniffe in der Griesheimer Fabrit lagen. Deshalb 
richten wir an ben Herrn Reichskanzler die Anfrage: 

St dem Herrn gg wi befannt, daß die 
für die Grridtung und den Betrieb chemifcher 
Fabriken geltenden Vorſchriften den chemiſchen 
Fabriken in Griesheim gegenüber außer Acht 
gelaffen find, und was gedenkt der Herr Reichs— 
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fanzler zu thun, um derartige Ungeſetzlichkeiten 
für die Zukunft zu verhindern? 
(Lebhaftes Bravo bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort zur Meantwortung ber 
Anterpellation hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes: 
rath, Staatöfekretär de3 Innern, Staatöminifter Dr. Graf 
v. Poladowsly- Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadomwsly-Wehner, Staatsminiſter, 
Staatöfetretär ded Innern, Bevollmädhtigter zum Bundes: 
rath: Der Herr Vorrebner hat zwei Thatſachen feſtge— 
ftellt: erftens, daß eine IInterfuchung über den Grieöheimer 
Fall eingeleitet, zweitens, daß ein umfaflenber authen- 
tiſcher Bericht über den bedauernäwerthen Vorgang mod) 
nicht veröffentlicht if. Ich hätte gewünfcht, daß Die 
Herren von ber Sozialdemokratie, wenn fie eine Inter— 
pellation über diefen Vorfall einbringen wollten, damit 
noch einige Moden gewartet hätten; denn es ift far, dab, 
wenn ein Unglücksfall eingetreten ift, durch ben ſolche Ber: 
ftörungen an Ort und Stelle angerichtet, eine große Ans 
zahl von Zeugen, darunter der meines Wiſſens maß: 
gebenden Ghemifer, getödtet und zahlreiche andere Zeugen 
ichwer verlebt find, — es iſt Har, fage ih, daß unter 
foldyen Berhältniffen die Unterfuhung über die Einzel— 
heiten des ganzen Falles biöher nicht abgeichlofien werden 
fonnte. Die weitere Folge hiervon iſt, daß felbftverftänd- 
lich, che die Unterſuchung abgeſchloſſen wird, aud fein 
authentifcher Bericht über den Unglücksfall veröffentlicht 
werden kann; denn ein authentiſcher Bericht kann Sich mur 
auf die objektiven Thatfadhen ſtützen, die bei einer linter: 
ſuchung ermittelt find. 

Ich will mich deshalb bet diefer Lage der Sache, und 
da der preußifche Herr Handeläminifter durch den eben 
erfolgten Antritt feiner Gefhäfte verhindert ift, heute hier 
anmwelend zu fein, ftreng an das thema probandum ber 
Interpellatton halteır. 

In der Interpellation wird gefragt, ob bein Herrn 
Reichskanzler bekannt ift, daß geſetzliche Vorſchriften über 
Errichtung und Betrieb von chemiſchen Fabriken außer 
Acht aelaffen find; und daran wird die fernere Frage 
gefnüpft, die immer mur eine eventuelle fein kann: was 
gedenkt der Herr Neichökanzler demgegenüber zu thun? 

Ich muß mic gegenüber dieſer Interpellation auf 
ben $ 16 ber Gewerbeordnung beziehen. Diefer fchreibt 
vor, dab chemiſche Fabriken einer ftaatlichen Genehmigung 
bedürfen, und daß diefe Genehmigung von dem nad den 
Landesgeſetzen re Behörben zu ertheilen ift. Die 
zuftändigen Behörden für die Ertheilung der Genehmigung 
zu derartigen Anlagen des $ 16 find in Preußen ber 
Bezirksausſchuß, bezüglid der Kreis: oder Stabtausihuß. 
Man würde hiernah gegenüber dieſen reichsgeſetzlichen 
Beltimmungen nur dann behaupten können, daß ſolche 
außer Acht gelaffen ift, wenn die Fabrik zu Griesheim 
ohne Konzefſion betrieben worden wäre, obgleih fie 
fonzeffionspflichtig ift. Nur infoweit könnte eine Ver: 
letzung eined Reichsgeſetzes vorliegen. Sache der Landes: 
behörde dagegen tft es, im jedem einzelnen ‘Falle bei der 
Ktonzeffionirung von berartigen age und inöbefondere 
auch bei chemiſchen Anlagen im einzelnen zu prüfen, 
welche Vorfchriften für die Ertheilung der Genehmigung 
vorzufchreiben und demgemäß fowohl für die Anlage wie 
fir den Betrieb in Zukunft zu beachten find, 

Ich habe indeß aus der Snterpellation nicht heraus: 
hören können, daß der Herr Antragitelleer aud nur be: 
hauptet hätte, die Griesheimer Fabritwäre a Genehmigung 
errichtet oder betrieben worden. Ich nehme deshalb an, 
daß der Herr Vorrebner fo gut wie ich weiß, daß dieſe 
Fabrit in der That auf Grund einer ertheilten ftaatlichen 
Genehmigung errichtet und betrieben ift. Ich meine, ſchon 
aus diejer geieglihen Sachlage ergiebt fih, daß irgend 
welche Berantwortlichleit des Herrn Reichskanzlers tm 





vorliegenden Falle nicht vorhanden fein kann. 
wäre möglich, daß von der Tonzejfionirenden Behörde — 
und bier würde es fih meines Erachtens um cine rein 
preußifche Angelegenheit handeln — nicht diejenigen Be- 
dingungen für die Errichtung und den Betrieb dieſer 
Fabrik geftellt find, die fachlich nah der Kenniniß der 
technischen Verhältniſſe nothwendig geweſen wären. 

Nun liegt, meine Herren, — Sie verzeihen mir, wenn 
ich hier ein paar techniſche Details erwähne, — die Sache 
in dieſer Beziehung folgendermaßen. Pikrinſäure in 
feuchtem Zuftande iſt am und fir ſich fein erplodirender 
Stoff, oder wurde wenigſtens bisher nicht dafür gehalten. 
Pikrinſäure wird nicht nur zu den fogenannten Sicherheits: 
Sprengftoffen, fondern auch als Farbe und als Zwiſchen— 
probuft fir die Herftellung von Farben verwendet. Soweit 
bisher die techniſchen Grfahrungen gingen, durfte man 
aud mit Recht anuchmen, daß in den Vorſtadien der 
Herſtellung der Bilrinfäure eine Erplofionsgefahr nidıt 
läge, und daß eine folche insbefondere nicht vorläge, fo: 
lange die Pilrinfäure noch feucht ift, d. h. ſolange fie 
einen Sryitallifationsprogeß innerhalb großer fteinerner 
Tröge durchmacht. Bon diefem eriten Fabritationsprozeh 
ift zu unterfcheiden das Troduungsverfahren. Bei diefent 
liegt allerdings die Gefahr der Erplofion vor. 

(Sehr richtig! Iints.) 
Nun Hat, foweit big jetzt dad amtlihe Material reicht, 
die Erploſion im den Borftadien ftattgefunden, wo 
die Pikrinſäure noch feucht war, wo man alio nad den 
bisherigen Erfahrungen nicht annehmen konnte, daß cine 
Erplofionsmöglichkeit überhaupt vorliege. Nad) dem That: 
beitande, den man nad) dem Unglück gefunden hat, muß 
man nämlid annehmen, daß zwei große steinerne 
Kryſtalliſationströge, in denen ſich ungefähr je 500 Kilo— 
gramm Bilrinfäure befanden, erplodirt find. Mau kann 
da3 aus den großen Vertiefungen fchließen, bie fih an 


der Stelle befinden, wo die beiden Tröge geftanden haben. (1) 


Wenn alfo der Herr Vorrebner auf die Gefahren hin- 
gewichen hat, die mit der Fabrikation der Pifrinfäure 
verbunden find, jo hat er außer Acht gelaffen, dal; es 
ſich um zwei vollftändig veridhiedene Stadien der 
Fabrikation handelt, daß die Erplofion unzweifelhaft 
in dem Stadium erfolgt ift, two man bisher die Pitrinfänre 
nicht für explofionsfähig gehalten hat, und daß in dem von 
einem Erbwalle umgebenen Fabrittheile, wo die Trocknung 
ber Pikrinſäure erfolgte, wo die Erplofionsgefahr hat: 
ſächlich vorhanden tft, die Erplofion nicht ſtattgefunden hat. 

Ich glaube, der Herr Vorrebner irrt auch in dem 
Punkte, wenn er ſich bei diefer Gelegenheit auf eine Be: 
ftimmung ber Söniglihen Regierung in Wiebaden bezicht. 
Soweit id ihm im diefem Punkte habe folgen können, 
beziehen ſich dieſe Borfihriften nicht fo ſehr auf die 
Exploſionsgefahr, fondern auf die Gefahren, die mit der 
Naucentwidlung bei dem Zroduungsverfahren verbinden 
find. Diefe Vermuthung will ic aber weiterer Feftftellung 
anheimftellen. 

Liegen nun die Thatfachen fo, wie id; mir erlaubt 
babe bier techniſch darzuftellen, und wie es bon dem 
Kommiffar des Herın Handeldminifters, wenn eine Be— 
ſprechung der Interpellation beichloffen werben ſollte, 
weiter erörtert werden wird, fo Net eritens feft: es hat 
fih um eine fonzeffionspflichtige Anlage gehandelt, und 
die Konzeſſion iſt ertheilt worden; es fteht ferner feſt, 
daß man nad) ben bisherigen techniſchen Erfahrungen 
nicht annehmen fonnte, daß die Pikrinſäure in dem Stadium, 
in dem fie erplodirt ift, erploflonsfähig fei, und daß hier 
in ber That, vorbehaltlich aller näheren Feſtſtellungen, 
eine vielleicht vollfommen neue Erfahrung vorliegt. ZJum 
Beweid dafür, dab die Fabrifleitung fih bisher icibit, 
ſoweit meine Nachrichten reichen, in dem Glauben befunden 
hat, daß eine Erplofionsgefahr der Pitrinfänre im fenchten 
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(A) Stadium nicht vorhanden fei, mag die mir ebenfall3 mit 


getheilte Thatfache dienen, daß, als der Brand in dem 
betreffenden Raum ausbrad, der leitende Ghemifer es 
gar nicht für möglich hielt, daß die feuchte Pilrinfäure 
erplodiren fünne, daß er vielmehr der Anficht war, fie 
würde einfach abbrennen, und baß er biefem feinem 
Irrthum ſelbſt zum Opfer gefallen it. Wenn wir alſo 
jest die Erfahrung machen, daß unter gewiſſen unglüd: 
lichen Umftänden die Pilrinfäure aud) im feuchten Zultand 
erplofionsfähig werden und ſolch fürdterlihe Unglücksfälle 
wie in Griesheim herbeiführen könne, fo kann man doch 
daraus unmöglich folgern, dab die Behörden ihre Pflicht 
nicht gethan haben, daß hier gefeglihe Vorſchriften ver- 
nachläſſigt feien; fondern man faun daraus nur die Brlicht 
ableiten, zu prüfen, ob auf Grund dieſer neuen Erfah— 
rungen nicht für die Anlage von Bilrinfäurefabrifen 
weitere Bedingungen zu ftellen find als biöher. 

Daß auch der Herr Gewerbeinfpeltor feine Pflicht 
nicht verfäumt er mag aus der mir ebenfalls mündlich 
mitgetheilten Thatſache hervorgehen, daß die Fabrik nad) 
einem anderen Berfahren fabriziren wollte, daß die 
Konzeſſion hierzu noch nicht ertheilt war, und daß infolge: 
deilen der Gewerbeinfpeftor ſich noch wenige Wochen vor: 
her an Ort und Stelle begeben und die Fabrik repidirt 
hat. Dabei foll er ausdrüdlich fetgeftellt haben, daß 
das alte Fabrifationsverfahren durchaus entiprechend den 
Vorſchriften der Konzeſſionsurkunde ftaitgefunden hat. 

Ich glaube alfo, man muß die Frage der Suter: 
pellation verneinen, daß im vorliegenden Falle irgend 
eine Berlegung ber reichsgeſetzlichen Vorſchriften ftatt- 
gefunden hat. Und man muß auch ferner verneinen, daß 
nad der biöherigen techniſchen Kenntniß die weientlichen 
Fabrifationdbedingungen nicht geftellt oder erfüllt find, 
die geftellt oder erfüllt werden mußten. Daraus folgt 
ganz von felbit, meine Herren, daß für den Reichskanzler 


(B) aud) feine Veranlaffung vorliegt, die Schritte zu unter: 


nehmen, die bier die Interpellation vorausfegt. Der 
Herr Reichskanzler wird ſich aber jelbfiverftändlich mit 
den Negierungen derjenigen Staaten, wo Pikrinſäure— 
fabrifen vorhanden find, in Verbindung fegen, um Die 
Prüfung der Frage anzuregen, ob und welde allgemeiue 
Bedingungen für ſolche Fabriken feitens der Einzelitaaten zu 
ftellen ſeien. Die näheren Erwägungen in diefer Be— 
ziehung werden auf Grund der beitehenden Beitimmungen 
der Gewerbeordnung Sache der einzelftaatlichen Regierungen 
jein müffen. Ob es indeß möglich fein wird, im bor: 
liegenden Falle ſolche allgemeine Normativbeitinmungen 
zu erlaffen, die man vielleicht durch Uebereinſtimmung 
der Bundesregierungen für dad ganze Neichögebiet gelten 
lafien könnte, ift mir zur Zeit noch zweifelhaft. Ich 
fan nur erwähnen, daß man fich 1872 mit der Frage 
beichäftigt hat, ob nicht allgemeine Normativbeſtimmungen 
für die hemiichen Fabriken überhaupt zu erlaffen feien, 
und dab mit überzeugenden techniſchen Gründen nach— 
gewiejen ift, daß der Erlaß folder allgemeinen Normativ- 
beitimmungen für die hemifchen Fabriken unmöglich fei, 
weil es nad der örtlichen Lage ber Fabrifen und ben 
verichiedenen Fabrifationsmethoden unbedingt nothwendig 
wäre, die Bedingungen für jeden Fal einzeln zu 
ipezialifiren, und dab in dieſer Beziehung die konzeſſio— 
nirenden Behörden bis zu einem gewillen Grade voll: 
fommen freie Hand im Intereſſe der Sicherheit der An— 
lage, der Arbeiter und der Unternehmer behalten müßten. 

Meine Herren, fo bedauerlich hiernach auch der 
Fall iſt, fo kann ich mur erklären: aus demjenigen, 
was ſeitens des Herrn Interpellanten vorgebradt ift, 
folgen nicht die Vorausfegungen, auf welde die Inter: 
pellation begründet iſt. Sie können fi aber darauf 
verlafien, dab die Unterfuhung auf das fjorgfältigfte 
fortgeführt werben wird, und dab, wenn bieje Unter: 


fuchung, im konkreten Kal, techniſche Momente er: 
geben follte, die e3 ermöglichen, weitere Vorſichtsmaß— 
regeln gegen foldye Inglüdsfälle zu treffen, diefe Vorſichts— 
maßregeln in den Ginzelftaaten und befonder8 von 
ber preußifchen Regierung unzweifelhaft aud getroffen 
werden. 

(Bravo!) 

Bizepräfident Dr. v. FregesWelgien: Zur Geſchäfts— 
ordnung hat das Wort der Herr Abgeorbniete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Herr Präfident, ich beantrage 
die Befprehung der Snterpellation. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Diefer Antrag 
bedarf der lnterftügung von 50 Mitgliedern. Ich bitte 
diejenigen Herren, welde den Antrag auf Beipredhung ber 
Snterpellation unterftügen wollen, fih von ihren Plätzen 


zu erheben. 
Geſchieht.) 
Der Antrag iſt hinreichend unterſtützt. 

Wir treten in die Beiprehung der Interpellation ein. 

Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Müller (Fulda). 

Müller (Fulda), Abgeordneter: Der Herr Staats- 
fefretär hat foeben geſchloſſen mit der Bemerkung, daß es 
nicht Sache der verbündeten Regierungen, des Bundesraths 
und des Neichöfanzlerd an ſich fei, geeignete Maßnahmen, wie 
fie hier ſich erforderlich machen, zu treffen, weil das Sadıe 
ber einzelnen Landesregierungen, der Bolizeibehörden fei. 
Ich möchte aber dod ben Herrn Staatöjetretär darauf 
aufmerfiam machen, daß wir auch einen 8 120e ber 
Gewerbeordnung haben, der dem Bundesrath die Boll: 
macht giebt, allgemeine Beltimmungen für folde Fälle zu 
erlaffen, die für dad ganze Neid gelten. Ich glaube, 
wenn irgendwo fir den Schuß der Arbeiter, für Leben 
und Gejundheit der Arbeiter, ift hier der Fall gegeben, 
von dieſem $ 120e der Gewerbeorbnung Gebrauch zu 
maden; denn — wie liegt die Angelegenheit? Ich gebe 
gern zu, dab man jeither allgemein ber Meinung war, 
daß mit der Heritellung der Pilrinfäure feineswegs eine 
ſolche Gefahr verbunden fei, wie fich ſolche jetzt infolge 
des Unglückes in Griesheim heransgeftellt hat. Aber die 
Fabrikleitung der hemifchen Fabrik Griesheim: „Elektron“ 
it jet felbit der Anſicht, daß eine fo große Gefahr bei 
der Fabrikation befteht, daß fie in einem mir zugegangenen 
Brief Folgendes mittheilt, daS ich mir wohl mit ber 
gütigen Erlaubniß des Herrn Präfidenten erlauben darf 
zu verlefen. Die Fabrik fchreibt: 

Darüber kann fein Zweifel beftehen, dab nad) 
den jegigen Erfahrungen, welche die im höchſten 
Maße zu bedauerude Sataftrophe gezeitigt hat, 
dieje Fabrik weder hier nody überhaupt au einem 
bewohnten Ort wieder errichtet werben wird. 
Es heißt weiter: 

Es werden für die Zukunft vorausfichtlid in 
biefer Beziehung dieſelben Anforderungen geftellt 
werden müſſen, wie fie beifpieläweife für die 
Dynanıitfabrifen getroffen find. 

Meine Herren, wenn bie Leitung der chemiſchen 
Fabrit Griesheim: „Elektron“ ſelbſt der Anfiht iſt, daß 
die Yabrifation auf Grund der jet gemachten Gr: 
fahrung eine derartig gefährlihe ift, daß man diefelben 
Anſprüche ftellen müfle wie für die Dymamitfabrifen, 
dann, glaube ich, ift die Anwendung des $ 120e der 
Gewerbeordnung, der den Bundesrath bevollmädhtigt, 
Mapregeln für den Schuß und dad Leben der Arbeiter 
u treffen, dringend geboten. Es beftehen außer ber 
abrit Griesheim: „Elektvon* nod eine ganze Menge 
folder Fabrifen; foviel ich weiß, hier in Berlin, in 
Ludwigshafen, in Elberfeld: Barmen umd anderen Orten, 
und ich glaube, es ift jegt auch bezüglich diefer eine foldhe 
Dringlichkeit eingetreten, dab man ohne jeden Verzug 
von dem $ 120e Gebraud; machen müßte. 


(2) 


(D) 


(A) 


(B) 
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Meine Herren, es ift ganz richtig, feither war bie 
Anfiht in fahmännifchen Kreiſen verbreitet, die Her: 
ftellung der Pikrinſäure fei an fich feine derartig gefähr: 
liche, daß man fie unbedingt auf gleiche Stufe mit Pulber— 
und Dynamitfabrifation ftellen müßte, und dafür ift wohl 
der beite Beweis ber, daß die von Herrn Hoch fehr ſcharf 
angegriffenen Leiter der Fabrik Griedheim: „Elektron“ doch 
auch ihr Leben jeden Tag ganz in derjelben Weiſe aufs 
Spiel geſetzt haben, wie e3 bie Arbeiter —* Wenn ſie 
geglaubt hätten, daß die Fabrikation ſo gefährlich ſei, daß 
man jeden Augenblick eine Erplofion befürchten müßte, 
dann, glaube ich, würde ſich Feiner dazu hergegeben haben, 
Direktor einer folden Fabrik zu werden; denn dem faft 
fiheren Tode geht niemand gern entgegen, indem er eine 
derartige Stellung übernimmt. Alſo, ich glaube, ganz in 
derfelben Lage wie die Arbeiter find auch die Fabrifleiter 
und Ghemifer, bie Herren Dr. Lepſius und Herr Lang, die 
täglih ihr Leben riäfirt haben. Aber fie glaubten Alle, 
daß man auf Grund ber bisherigen —— es wohl 
mit einem giftigen Fabrikat, aber doch mit einer ziemlich 
gefahrloſen Fabrilation zu thun habe, wenigſtens nicht 
mit einer ſolchen, die jeden Augenblick zu einer Exploſion 
führen fanı. Ih muß offen geſtehen, ich kenne bie 
Fabrikation ſelbſt nicht, aber die Pikrinſäure als chemifche 
Verbindung fenne ich feit über 30 Jahren, und ich habe 
ihon oft mit brennender Zigarre neben einem Faß Pikrin— 
fäure geitanden, ohne zu glauben, daß eine Explofion er- 


folgen könne. 
(Hört! hört!) 

Alfo die Anfihten waren hierüber getheilt, und ich 
will darauf aufmerffam machen, daß noch in den legten 
Tagen im Frankfurter Phyſikaliſchen Verein Prof. Dr. 
Freund fi ganz in demfelben Sinne ausgeſprochen hat 
wie heute der Herr Staat3jetretär, daß man nämlich either 
von der außerordentlihen Gefährlichkeit diefer Fabrikation 
feine Ahnung gehabt hätte. Diefer Herr giebt die Schuld 
nicht etwa der am ſich erplofiven Eigenfhaft der Pikrin— 
fäure, fondern er fagt, es mühten dort ganz befondere 
Umftände mitgewirkt haben, und zwar wären bie Umſtände 
nach jeiner Anficht die, daß durch Kurzſchluß der elektrifchen 
Anlage Feuer entitanden ift, daS den Dachſtuhl ergriffen 
hat, und daß dad eiferne Gewölbe des Daches mit großer 
Behemenz und in halbglühendem Zuftande in die Pikrin— 
fäurefabrifationsbehälter hineingeftürzt ift, und daß einer: 
ſeits durch die hineinftirzenden Maflen der Abzug ber 
Dämpfe verhindert worden ift, und andererſeits durch den 
Stoß eine3 glühenden Körpers diefe Erploſion entftanden 
fein könnte. 

Aber, wie der Herr Staatäfefretär ſchon mit Necht 
geſagt hat, die ganze Sache ift noch unaufgeflärt, und ich 
glaube, e3 wäre verfrüht, wollte man der Leitung der 
chemiſchen Fabrit Grieöheim: „Elektron“ heute ſchon einen 
Vorwurf mahen. Warten wir ruhig die Unterſuchung erit 
ab; ich glaube, daß fie ſchon die nöthige Aufklärung Schaffen 
wird, und daß dann, wenn eine Geſetzwidrigkeit vorliegt, 
die Betreffenden zur Rechenſchaft gezogen werben. Die 
Fabrik behauptet aber in einem am mid gerichteten 
Schreiben — in ganz derfelben Weiſe, wie e3 der Herr 
Staatöfefretär bereits mitgetheilt hat —, daß fie eine 
ordnungsmäßige Konzeffion für die Einrichtung und für 
den Betrieb befitt, daß feither regelmäßige Unterfuchungen 
ſeitens deö Herrn Gewerbeinipeltors ftattfanden, und daß 
diefer nicht zu beanftanden gefunden hätte, daß alfo von 
ihrer Seite fein Verſchulden vorliegt, und ich glaube, daß 
man ben Leuten body feinen Vorwurf machen fol, folange 
die Unterfuchung noch nicht abgeſchloſſen tft und etwa das 
Gegentheil bewiejen hat. 

(Sehr richtig!) 

Ich habe genau dasielbe Intereſſe wie der Herr Ab— 

geordnete Hoc), für den Schuß und das Leben der Arbeiter 


einzutreten, und ich fchließe deshalb nochmals mit dem (CO) 


Apell an die verbindeten Negierungen, fie möchten doch 
angeſichts ber beftehenden Gefahren, angeſichts des Um— 
ſtandes, daß man bisher von der außerordentlichen Ge— 
fahr der Pikrinſäurefabrikation noch keine richtige Vor— 
ſtellung gehabt hat, daß jetzt neue Erfahrungen ergeben 
haben, welch eine eminente Gefahr, auch nach Anſicht der 
Direktoren der Fabrik Griesheim- Elektron“ beſteht, nicht 
länger zögern, auf Grund der durch das Geſetz und be— 
ſonders durch 8 120e ber Gewerbeordnung gegebenen 
Vollmacht underzüglich dahin zu wirken, daß in den an— 
deren Fabriken, die ganz in berfelben Lage find und 
jeden Augenblid dasſelbe Unglück erleben konnen, fofort 
die nöthigen Vorkehrungen getroffen werben, um das 
Leben und die Geſundheit der Arbeiter zu fchügen. 
(Bravo!) 

Vizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Wurm. 

Burm, Abgeorbneter: Meine Herren, wenn es that: 
fählih fo wäre, daß bei ber Erplofion in Griesheim 
zum erften Male bie traurige Erfahrung gemacht wurde, 
dat Pikrinſäure erplofiv iſt, dann wäre ber Weg gang: 
bar, ben und eben ber Herr Abgeorbnete Dr. Müller 
(Fulda) gezeigt hat. Thatfählich liegen aber die Ber: 
u anderd. Es ift eine Thatfache, bie im jedem 
ehrbuch der organifchen Chemie fteht, daß die Pikrinfäure, 
fobald fie erhigt wird, erplofiv ift. Wird 3.9. die Pikrin- 
jäure beim Trodnen, dad bei 40 bis 60 Grad Gelfius 
geichieht, überhitzt, fo wird fie erplofiv. 

Es ift ferner nicht das erfte Mal, daß eine Erplofion 
in einer Pilrinfäurefabrit vorgekommen iſt. Es iſt vor 
einigen Jahren in Elberfeld in der Pikrinſäurefabrik 
von Bauer ebenfall3 eine Erplofion von Pikrinſäure vor— 


gelfommen. 
(Hört! hört!) 


Die Stabt Elberfeld Hat fih darum bemüht, diefe ge- (D) 


fährlihe Fabrik aus der Stadt entfernen zu können, und 
da leider immer nod) in den $reifen, die iiber Stonzeffionen 
zu befinden haben, der Jrrthum aufrecht erhalten wird, 
daß Pikrinſäure nicht zu den erplofiven Stoffen gehöre, 
hat man dem Geſuch der Stadt nicht nadhgegeben. 

Daß aber innerhalb diefer Kreiſe felber bereit3 ein 
Zweifel über die Gefahrlofigkeit der Pilrinfäure vor— 
handen ift, zeigt eben jene Stelle, die mein Freund Hoc 
bier verlefen hat aus dem Jahresbericht der preußiſchen 
Sewerberäthe von 1890. Dort wirb nicht, wie der Herr 
Staatöfekretär zu hören glaubte, nur wegen der Raud)- 
entwidelung eine beitimmte VBorfchrift erlaffen, fondern es 
heißt zum Schluß in diefer Vorſchrift: 

Die Arbeiter dürfen bie Fabrikationsſtelle nicht 
mit gewöhnlidem Schuhwerk betreten, fondern 
müffen vorher Filzſchuhe anziehen, die in hin: 
reihender Zahl am Eingange bereit ſtehen. 

Mas bedeutet dieſe Borfchrift? Sie ift entnommen 
aus den Vorjchriften, die fir Fabriken erplofionsfähiger 
Körper beitehen. In dem vorzüglihen Kommentar zur 
Gewerbeordnung, der über die Handhabung der Gejund: 
heitögejege in Preußen von Dr. Springfeld und Re: 
gierungsrath Silber herausgegeben tit, befindet ſich eine 
Idealvorſchrift, welche die Grundlagen ber Borichriften 
fiir Erplofionsftoffe enthält. Dort findet fi auc die 
Beftimmung, daß das Betreten der Arbeitsräume mit 
eiſenbeſchlagenen Schuhen zu unterfagen ift, weil durch 
fie eine Reibung entftehen kann, die die Erplofivftoffe zur 
Erplofion bringt. Durch feine Anordnung hat der Gewerbe: 
infpeftor zu Wiesbaden vielleicht inftinktiv gezeigt, daß 
er der Meinung war, Pikrinſäure ift erplofionsfähig. 

Das ift eben der Vorwurf, den wir gegen diejenigen 
erheben, die die Konzeſſion ertheilt haben: man hat nicht 
die Thatfache genügend berüdfihtigt, daß Pikrinſäure in 


(3) Teicht ift das jener „giftige Körper“, 
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(A) einen Zuftand kommen kaun, der fie erplofiousfähig | längft fo geftaltet werden müſſen, dab man fie 
madıt unter die Sprengftofffabriten ftellt, daß man alfo die 


In dem Handbuch der chemiſchen Technologie von 


Dr. O. Dammer heißt es: 
Die Bilrinfäure bremmt angezündet, ohne zu 
erplodiren, fanı aber erplodiren, wenn 


ml (3. 8. beim Trocknen) überhigt 


Mit ähnlichen Worten ift das in allen Lehrbüchern aus: 
geſprochen. Damit ift genugſam darauf hingewieſen, daß 
die Gefahr vorhanden iſt, daß Umſtände eintreten können, 
durch welde die Pilrinſäure ungehener gefährlich wird; 
denn eine Ueberhitzung tritt ja, ganz abgejehen vom 
Fabritationsprozeß, bei dem ja diesmal bie Exploſion 
nicht erfolgte, dann ein, wenn irgend ein Brand in der 
Fabrik entſteht. Dabei erhibt ſich das Gebände, in dem 
die Pilrinfäure aufbewahrt und hergeftellt wird, und dann 
faun fowohl die feuchte Pikrinſäure fo austrodnen, daß 
fie überhigt wird, als auch die ſchon trodene ſehr leicht 
in einen überhißten Zuftand gerathen, ſodaß die Explo— 
fionsfähigkeit eintritt. 

Aber, meine Herren, unſere Juterpellation hat aud) 
bie Abficht, darauf hinzuwirken, daß jeitend der maß— 
gebenden Stellen unterfuht wird, ob denn wirklich mur 
Trinitrop henol, alias Bitrinfänre, bort hergeftellt wurde. 
In den hemifhen Zeitichriften wurde nämlich vor einigen 
Wochen darauf hingewiefen, daß gerade die Trabrif 
Griesheim ein Berfahren hat, um nicht Trinitrophenol, 
fondern Zrinitrobenzol rg das außerordent:- 
lid erplofionsfähig ift, bei dem gar fein Zweifel be: 
fteht, daß es in jedem Zuſtande explodiren kann. Ich 
bitte Sie, zum Beiſpiel die Technologie von Fiſcher nad: 
zuſehen, in der ausbrüdlid darauf hingetviel en ift, daß 
1895 in Griesheim Trinitrobenzol hergeitelt wurde. — 
Thatſache ift alſo, daß es dort fabrizirt wurde, und viel⸗ 
von bem im dem 
Fabrilinſpektorenberichten die Nede ift, ber, ohne daß 
man davon Anzeige macht, hergeitellt wurde. Wie geht 
es denn bei den Stonzefjionsertheilungen zu? Es heißt 
ba, daß eine Erweiterung ber Konzeſſion nur dann nad): 
gefucht werben muß, wenn weſentliche Veränderungen 
im Betriebe vorkommen. Nun wird vielleicht der maß— 

ebende Chemiker mit gutem Gewiſſen — und aud) die 
Fabriffeitung — fagen, das tft gar feine wejentliche Ber: 
änderung im Betriebe, wenn wir nur zu erperimentellen 
Zweden bier auch jo und jo viel Trinitrobenzol her— 
ftellen; wenn es auch gefährlich ift, wir werden uns dafür 
befondere Vorfihtömaßregeln Schaffen u. ſ. w. Ich wollte 
darauf hinweiſen, daß man nachforſchen möge, ob nicht 
etwa dieſes Trinitrobenzol bei der Erplofion mit in Mit: 
leidenfhaft gezogen wurde, falls nicht die Prifrinfänre 
zu der Exploſion Veranlafjung gegeben hat. Auch die 
„Shewiferzeitung“ in Köthen, dad fadhwilfenichaftliche 
Organ, dad ausreichende Autorität in allen Fachkreiſen 
befigt, Sagt in ihrer Nummer vom 1. Mai über das 
Griesheimer Unglüd: 
MWodurd die Grplofion entjtand, iſt bis heute 
nicht aufgeklärt. Aber auch, ohne die genauen 
Detail zu kennen, kann angenommen werden, 
dab gepreßte und zentrifugirte Bitrinfäure durd) 
Feuer audtrodnete und dann durch herabfallende 
Dalfen zur Erplofion gebradt wurde. 
Das ift auch die Anfang, die in dem Briefe, den die 
Yabrifleitung an ben Nbgeordneten Herrn Dr. Müller 
(Fulda) Schicte, zum Ausdrud fam. Da müffen wir ung 
doch alle fagen — aud) die Nichtchemiker werben das zu: 
geben müflen —: wenn feftfteht, daß Pikrinfäure in 
überbigtem Zuftand, in den fie bei jedem Brand- 
unglüd gerathen kann, erplofionsfähig tit, fo hätten 
dod) die Vorſchriften für derartige Fabriken ſchon 


Fabrik in der Weife anlegt, daß die nöthigen Vorſichts— 
maßregeln getroffen werden, wie in den Sprengftofffabrifen. 

Der Herr Staatöjekretär blieb und ferner die Ant- 
wort auf die Frage ſchuldig, die mein Kollege Hod au 
ihn richtete: wie ftcht es demm mit den Benzinlagern 
und bamit, daß jo ungeheure Mengen diejes außer: 
ordentlichen brennbaren Stoffs in folder Nähe der Fabrik 
lagerten, fodaß fie in Mitleidenichaft hätten gezogen werben 
fönnen, wenn nicht zufällig ein günftiger Wind das Feuer 
bon dort abgewendet hätter Benzin iſt doch auch nicht 
nur brennbar, fonderu wie jeder gasentwidelnde Körper 
erplofionsfähig, ſobald es fi in einem geſchloſſenen 
Gefäß befindet! Es ift alfo die Aufmerkſamkeit der Be— 
hörde, die die Unterſuchung machte, darauf zu richten: 
wie waren denn die Benzinlager beſchafſen? 
waren biejelben automatiſch regulirbar, fodaß, wein 
dort Feuer entitände, und das Benzin zu brennen anfing, 
die entitehenden Gaſe reiv. das Benzin ſofort von felbit 
Abzug gefunden hätten? Oder waren fie jo angelegt, daß 
fie durch die furdhtbare Hiße, die bei einem Brande eut— 
fteht, hätten in die Luft fliegen müfen? Wenn man 
jagt, es waren —— vorhanden, wie ich in 
Zeitungen las, um Dampf hinzuleiten, Vorrichtungen, die 
erft bon einer Perfon in Betrieb gejegt werden mußten 

ja, meine Herren, wer behält denn angeſichts 
einer ſolchen ſchrecklichen Gefahr die Beionnenheit, um 
das zu thun? Ich meine, dab die Vorrichtungen un— 
zureichend waren, und fie nicht genügende Sicherheit ge: 
währten! Aber auch bei den beitchenden Vorſichts— 
maßregeln ift es doch unverantwortlid, daß eine halbe 
Million Liter Benzin in der Nähe eines jo 
brennbaren Stoffes, wie Pilrinfäure ift, lagerte! 
Bedenfen Sie, welche ungeheuren Wirkung es gehabt 
hätte, wenn die Benzinlager erplodirt wären! Die Ort: 
ſchaft Shwanheim hätte geradezu vom Erdboden ver— 
ſchwinden können. Es ift für jeden Drogiften, der Benzin 
hält, vorgeichrieben, daß er nur ganz beftimmte Eleine 
Duantitäten unter gewiſſen Sicherheitömaßregeln lagern 
darf; jede hemifhe Wäſcherei muß ihr Benzin unter ganz 
beitimmten Borfchriften aufbewahren — und hier fcheinen 
nit die entſprechenden Sicherheitämaßregeln vorhanden 
gewejen zu fein, um fold ungeheure Mengen Benzin 
vor der Gefahr zu bewahren, ſich zu entzünden und in 
die Luft zu fliegen, bier, wo ganz in ber Nähe eine 
Fabrik iſt, die jo gefährliche Fabrifationsprodufte wie 
die Pilrinfäure herftellte! 

Es ift aud weiter zu fragen: wie kommt es, 
daß man erlaubt, daß eine ſolche Fabrik in der Nähe 
von Land: und Wafjerftraßen gelegen fein darf? 
Man wird vielleiht jagen, auch Sprengitofffabriten 
liegen au der Wafferitraße. Meine Herren, welde 
furdtbaren Gefahren für das Publikum daraus ent: 
ftehen können, beweiſt ber glüdlice Umftand, daß ber 
Dampfer fünf Minuten Verſpätung hatte, ſonſt wäre der: 
jelbe in die Luft geflogen. Braucht die ven die 
Waſſerſtraße — und ſie braucht jie gewiß —, dann hat 
fie dafür durch einen Kanal oder durch einen font dem 
Verkehr nicht freiftchenden Fluß Sorge zu tragen. Wenn 
aber an einer verkehrsreichen Waffer: oder Landſtraße eine 
ſolche Fabrif Liegt, fo, meine ich, find die Stonzefjiongvorichriften 
entweder unzureichend, oder der Kreis- oder der Bezirt3: 
ausihuß hat die Konzeſſion ertheilt, ohne daß er auf die 
Vorſchriften genügend Rüdſicht genommen hat. Unter 
den Vorſchriften, welche für die Spreugſtoff-Fabriken be— 
ſtehen, ſteht auch die Beſtimmung, daß die Fabriken nicht 
an der Landſtraße liegen dürfen! Alſo entweder iſt 
hier das außer Acht gelaſſen, daß man es mit einer 
Fabrit von Exrploſivſtoffen zu thun hat, oder man hat die 


(C) 


(D) 


(A) Vorſchriften nicht beachtet. 
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Ich will dann noch einmal 
darauf hinmweifen: es ift nicht die Pikrinſäure allein, 
bie in der Fabrik Griesheim hergeftellt wird, ſondern es 
werden auch andere zweifellos erplofipfähige 
Körper hergeftelt. Infolge deffen find auch für Die 
anze Fabrifanlage diejenigen Vorſchriften zu treffen, bie 
fir die Anlage von Sprengftofffabrifen zu treffen find; 
denn jonft wäre e3 finnlos, wenn man fagte: diefer Theil 
ift unter ber Anlage herzuftellen, aber die anderen nicht, 
— wenn bie anderen derart in ber Nähe liegen, daß bie 
Gefahr fih allgemein verbreiten kann. 
. Was nun die Frage anbetrifft, ob das Unglück hätte 
vermieden werben fünnen, wenn feitens der Fabrik der 
Frage der Sicherheit des Betriebes eine größere Auf: 
mertfamkeit geſchenkt worden wäre, fo ift das allerdings 
eine Frage, die man Heute nicht beantworten kann, und 
die wir der gerichtlihen Unterſuchung iüberlaffen. Der 
leitende Chemitker ift ja leider ein Opfer feines Berufs 
geworden, und wie weit bie anderen Chemiker und Fabrik: 
leiter in der Lage find, Auskunft zu geben, können wir 
nicht beurtheilen. Darin aber ftimme id) meinem Stollegen 
Hoch zu, daß nicht nur in allen derartigen Fabriken, 
fondern überhaupt im Gewerbebetriebe viel Unheil ver— 
micden werden fönnte, wenn man fi) nicht nur auf 
den Beamten verließe, der einmal in die Fabrik fommt 
und fie infpizirt, fondern wenn man fich endlich unſerem 
Vorſchlage anfhlöffe, die ſtändige Stontrole des Be: 
triebes dadurch zu ermöglichen, daß die Arbeiter mit 
gehört werden, bie im Betriebe beichäftigt find, 
und, da die Arbeiter innerhalb des Betriches durd Die 
Ausfhüfe nicht genügend zum Wort kommen können, 
weil fie fi) in einer wirthſchaftlichen Abhängigkeit 
befinden, daß man Vertreter aus der Arbeiterklaffe 
mit zur Gemwerbeinipektion heranzicht, die dann 
ihon dafür forgen werden, daß fie in ftändiger Ver: 


(B) bindung mit den Arbeitern der betreffenden Fabrifzweige 


bleiben, ohne daß die Arbeiter, die ihnen Mittheilungen 
machen, nachher gemaßregelt werben können. 

Wie der Brief mittheilt, den mein Freund Hoch ver: 
Iefen hat, find Schon öfter kleinere Erplofionen vor: 
gefommen. Würde der betreffende Gewerbeinſpektor 
Kenntniß davon gehabt haben, fo wiirde es feine Pflicht 
gewejen jein, einzufchreiten und nicht, wie es noch vor 
wenigen Tagen geihah, zu finden, dab alles gut fei. 
Ein jehr gutes Zeugniß ftellt das der Methode unferer 
Gewerbeanffiht nit aus. Ich erhebe feinen Vorwurf 
gegen den Beamten, ich babe feine Ahnung, ob er mehr 
oder weniger Zeit und Möglichkeit gehabt hat, zu prüfen 
und zu rebidiren, ſondern, wie gejagt, es ift die Methode, 
die es ihm zur Ummöglichkeit macht, ſich gemügend zu 
orientiren; denn beim Durdipazieren, beim Hindurchgehen 
und auch beim Zuſehen einer Fabrikation lernt man nicht 
genug und ficht man nicht all dad, worauf es ankommt, 
jondern nur, wenn mau ftäudig mit der Arbeit zu 
thun bat. 

Um nun die Frage der Entihädiqung zu berühren, 
fo ftügt fi ja die Brandkaffe mit ihren Mittheilungen 
auf etwas, was von ber Regierung beftritten wird. Die 
Brandkaffe Sagt: wir vergüten auch nichts, weil hier 
Erplofivitoffe hergeftellt wurden, und ihr durd die Erplofiv- 
gefahr geichädigt feid. Regierung und die Fabrikanten 
jagen: wir haben feine Erplofivitoffe hergeitellt; es ift 
ein Unglück, dad man nicht vorherjehen fonute, daß bier 
eine Erplofion ftattfand. Wenn das Lestere von Fachleite 
zugegeben wird, wenn die endgiltige Unterfuchung feſt— 
ftellen wird, daß thatjählich eine Erplofion vorlag, wie 
man fie nicht erwarten fonnte, wie fie nad) den bisherigen 
Erfahrungen nicht anzunehmen war, dann hatte ja bie 
Fabrik dadurd, dab man ihr bisher Dequemere Exiſtenz— 
bedingungen geftattete — denn die Vorfchriften über die 
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Anlage don Sprengftofffabriten find ja fomplizirter, bie (C) 


Anlage ift auch Eoftipieliger —, aud einen größeren 
materiellen Bortheil, und dann trifft die Fabrik nicht 
nur moraliich, ſondern auch juridiſch die Verpflichtung, 
ben Schaden zu decken, der durch die Exploſion ent: 
ftanben ift, nit bloß im Rahmen ber Unfallgefege für 
die Angehörigen der Fabrik, fondern aud für die Um— 
wohner der Gegend, denen durch die Erplofion ihr 
Eigenthum zerftört wurde. Selbitverftändlid iſt es, wenn 
dort nicht gemügend Hilfe gebracht wird, dann Aufgabe 
der Regierung, belfend einzufchreiten. 

Ganz eutichieden aber muß ich mich gegen dem amt— 
lichen Bolizeiberiht wenden, der im geftrigen Abendblatt 
ber „Frankfurter Zeitung* veröffentlicht wurde, ganz bes 
fouderd, naddem der Herr Staatöfekretär uns erflärte, 
daß die Interfuhung noch nicht abgeichloffen if. Ju 
dem Polizeibericht wurde es als ziemlich ficher hingeftellt, 
daß die Gefahr einer Erplofion unter Berhältniffen, wie 
fie in Grieöheim vorlägen, als außer. dem Bereich ber 
Möglichkeit anzunehmen war, und daß noch bejondere, 
noch nicht ermittelte IUmftände obgewaltet haben müſſen. 
Es wird ferner bezüglid des Benzinlagerd als eine That: 
ſache Hingeftellt, daß zwar die Möglichkeit eines Brandes, 
aber feine Grplofionsgefahr vorlag. Ueber Letzteres 
hat der Herr Staatsfefretär gar feine Austunft gegeben, 
und wir werden fie jebt wohl noch belommen. Ich 
glaube, daß die Erplofionsgefahr auch beim Benzinlager 
vorlag, md and bezüglich der Pilrinfäure faun man 
nicht mit folder Beſtimmtheit, wie es im Polizeibericht 
geichieht, behaupten, daß cine foldye Gefahr nicht voraus: 
zufchen war. Bisher ift vielmehr nah den technifchen 
Sutachten, die in der Literatur feſtgelegt find, bie 
Erplofionögefahr bei Pikrinſäure als vorhanden anzu: 
nehmen gewefen, und e3 ift ſehr bedanerlih, wenn man 
bisher die Pikrinſäurefabrilen nicht als erplofionsgefährliche 


Fabriken behandelt hat. Id) mache noch darauf aufmerkfam : (D) 


es handelt fi nicht nur um die Herstellung der Pikrin— 
fänre, fondern aud um die Lagerung, denn Pikrinſäure 
ift erplofionsgefährlih, fobald fie überhigt wird. Es 
ift daher aud) in all deu Färbereien, die mitunter mitten 
it den Städten fid) befinden — in Elberfeld 3. B. nicht 
bloß in der Fabrif, wo die Pikrinſäure hergeftellt wird, 
ſondern auch in den Färbereien —, die Pilrinfäure unter 
Beſtimmungen zu legen, die den Vorfchriften für die Her: 
ftellung von GSrplofionsftoffen entſprechen. Das geſchieht 
big jegt nicht und das bildet eine furdtbare Gefahr für 
die Arbeiter und die Immwohner. Möge das Griesheimer 
Unglüd als Warnung dienen, und die Regierung ganz 
energiſch dafür eintreten, daß die Vorfchriften über die 
Heritellung und Aufbewahrung von Bilrinfäure ber: 
ichärft werben. 

(2ebhaftes Bravo bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsfekretär 
des Innern, Staatäminifter Dr. Graf dv. Poſadowsky— 
Wehner. 

Dr. Graf v. Pofadowölys Wehner, Staatöminifter, 
Staat3jefretär des Innern, Bepollmächtigter zum Bundes: 
rath: Meine Herren, ich möchte bloß eine Thatſache richtig 
jtellen, die hier bon dem Herrn Vorredner angeführt 
worden ift, und deren Berichtigung ich für wichtig halte. 
Es ift nämlich auf den Brand Bezug genommen, ber im 
vorigen Jahr in der Bauerſchen Bilrinfäurefabrif in 
Elberfeld ftattgefunden hat, und daraus gefolgert, daß 
die Pikrinfäure, wie die Vergangenheit Ichre, erplofions- 
fähig fei. Die Urſache des Brandes der Bauerſchen 
Fabrik in Elberfeld war aber eine ganz andere. Der 
Brand ift ausgebrochen in einem Raum, der gar nicht 
mehr zur Fabrifation benußt wurde, fonbern der früher 
zur Fabrikation benugt war. Im diefem Raum waren 
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Weberbleibfel von Pilrinfäure zurüdgeblieben, und diefe 
Hefte von Pikrinſäure haben fi wahriheinlich mit falfigen 
Salzen des Erbbobend verbunden. Wenn fi kalkige 
Salze mit Pilrinfäure verbinden, dann entitchen Pilrate, 
das heißt pifrinfaure Salze, und diefe Pilrate find aller: 
dings fehr exploſionsfähig. Durd die Erplofion folder 
Pirate ift damals der Brand in der Bauerſchen Fabrik 
in Elberfeld entftanden, alſo aus einer ganz anderen 
Urſache, infolge Exrplofion eines ganz anderen chemiſchen 
Stoffes. So weit fann ich aber nicht gehen, ich glaube 
wenigitend, ed würde zu weit führen, wenn man unter 
die Beitimmungen für Sprengftofffabrifen alle Fabriken 
ftellen wollte, wo Stoffe lagern oder hergeftellt werben, 
die im Falle eines Brandes erplofiousfähig find; 
denn dann, meine Herren, müßten wir alle Spirituslager, 
Beiroleumlager und zahlloje andere Fabriken und Lager 
unter die firengen Beltimmungen der Sprengftofffabrifen 


bringen. 
.(Sehr richtig! rechts.) 

Am übrigen bemerfe id) von neuen, daß wahricheinlid) 
aud) die Vorfchriften, die vorhin vorgelefen find, und bie 
die Negierung in Wiesbaden erlaffen hat, ſich nicht auf 
den Naum beziehen, wo die feuchte Pitrinfäure ſich be— 
findet, fondern auf den Raum, wo die Pikrinfäure ge: 
trodıet wird, eventuell trodene Pikrinſäure ſich befindet. 
Trodene Pikrinſäure — das tft cine altbefannte That: 
ſache — ift ſehr erplofionsfähig infolge von Stoß oder 
Reibung, und da ift ed ganz korrekt, wenn man ben 
Arbeitern vorfhreibt, daß fie beiſpielsweiſe nur mit Filz— 
ſchuhen in ſolche Räume hineingehen ſollen. 

Ich will mit dem Abgeordneten Wurm nicht ſtreiten 
— er iſt Chemiter, ich bin es nicht —, ob es richtig ift, 
dab ſchon durch die Erhitzung allein Pikrinſäure exploſions— 
fähig werden kann. Mir ſcheint im vorliegenden Falle 
eigentlich die Vermuthung näher zu liegen, daß durch den 
Brand diejenige feuchte Pikrinſäure, die ſich in den beiden 
ſteinernen Trögen befand, eingetrocknet iſt, daß nachher 
auf dieſe eingetrocknete Pikrinſäure brennende Theile des 
Daches geſtürzt ſind, und daß dadurch ganz natürlicher 
Weiſe eine Exploſion erfolgen mußte. 

Vizepräſident Dr. v. FregesWeltien: Das Wort hat 
der Herr Kommiſſar des Bundesraths, Königlich) preußische 
Scheime Regierungsrath Jaeger. 

Jaeger, Königlich preußiſcher Geheimer Regierungs— 
rath, Kommiſſar des Bundesraths: Meine Herren, wenn 
ich auf die Rede des Herrn Abgeordneten Wurm ein— 
zugehen mir geftatte, jo möchte ich zunächſt hervorheben, 
daß in der Fabrik nad dem Benzolverfahren nicht ge: 
arbeitet worden tft. Ih kann zunächſt mittheilen, daß 
ih anı Tage nad) der Erplofion Morgens dort anweſend 
newelen bin und zwei Tage fpäter die Fabrik zum zweiten 
Male befucht habe und in Gemeinfchaft mit dem Gewerbe: 
inipeftor jowohl als mit der Fabrikleitung den Urſachen 
der Erploſion, foweit es überhaupt in der Möglichkeit 
lag, nachgeforſcht habe. 

Im zunähft auf das Benzolverfahren einzugehen, fo 
iſt ein folches, wie gejagt, in der Fabrik nicht ausgeübt 
worden. 63 iſt durch Laboratoriumsperfuche ein Wer: 
fahren ermittelt worden, um unabhängig vom Bhenol, 
deſſen Ausfuhr, wie befannt, jeit dem vorigen Fahre in 
Englaud nicht mehr geftattet wird, arbeiten zu Lünen; 
aber diefe Arbeiten find über die Laboratorinmsperfuche 
nicht Hinausgegangen. Die Fabrifleitung hat auf ganz 
ordnungsmäßigem Wege vor kurzem die Stonzeffion zu 
einen neuen Betriebe, der ſich auf das Benzol gründet, 
nachgeſucht und hat diefe Konzeſſion vor einigen Wochen 
ordnungsmäßig erhalten. Aus diefem Anlaß ift überhaupt 
die Frage der Konzeſſionspflicht der Pikrinſäurefabriken 
nochmals eingehend geprüft worden, und es ift von ber 
Behörde, insbefondere von den zufländigen Gewerbcauf- 





fihtsbeamten feftgeftellt worden, daß die Fabrik fid) in (C) 


durchaus fonzeffionsmäßigen Zullande befand, und daß 
der Betrieb der Pilrinfäurefabrit nad den Bedingungen 
ber Konzeſſion erfolgte. Ich möchte alfo bemerken, daß 
die Dianitrophenolvergiftungen, von denen der Herr Ab- 
geordnete Wurm ſprach, ſich bei den Verſuchen zugetragen 
haben, die die Fabrik im Borftadium, um zur Konzeſſion 
zu gelangen, ausführte, nicht im fabrifmäßigen, fondern 
im Laboratoriumsbetriebe. 

Was das Benzinlager angeht, von deſſen Gefahr die Rede 
ift, fo tft bei der Anlage des Benzinlagerö nad den Vor: 
fchriften verfahren worden, die fir die Anlegung bo - 
Lagern folder Leicht — Gegenſtände erlaffen 
worden ſind. Es iſt insbeſondere dafür geſorgt worden, 
daß ſich das Benzin in ſchweren eiſernen Keſſeln befindet, 
alſo nicht durch offene Flammen entzündet werden kann. 
Es iſt ferner dafür geſorgt worden, daß die Gaſe, die 
durch die Erhöhung der Tagestemperatur in den Benzin— 
keſſeln gebildet werden, nach außen abgeleitet werden 
können, ſodaß alſo auch dieſer Umſtand, den der Herr 
Abgeordnete Wurm anführte, beobachtet worden iſt. Es 
iſt ferner dem Umſtande Rechnung getragen worden, daß 
bei etwaiger Zerſtörung der Nohrleitungen das Benzin 
auöfließen kann; unterhalb der Benzinkeſſel befinden ſich 
tiefe, gemauerte Gruben, die im Stande find, den In— 
halt der Keſſel vollftändig aufzunehmen, und fo gelegen 
find, daß fie durch ein Feuer möglichft nicht erreicht 
werden können. Es ift endlich dafür Sorge getragen, 
daß durch die Einleitung von Dampf im GEntftehen be: 
griffenes Fener gedämpft werben kann, und endlich ift 
dad Gebäude an fih fenerfiher und maſſiv einge: 
richtet. Alſo bezüglich des Benzinlagers beitand nad 
dem Ermeſſen der Behörden und den bisherigen Er— 
fahrungen keine beſondere Gefahr. Es hat ſich in der 
That auch gezeigt, daß, trotzdem das Benzin ausgelaufen 


ift, durch Beſchädigung der Nohrleitung, die Nähe des (D) 


Braudlagers feine Einwirkung ausgeübt hat. Das Benzin: 
lager ift tharfählich erhalten geblieben, und wenn bie 
Bevölkerung von Griesheim eine große Gefahr in den 
Benzinlagern zu erbliden glaubte, fo ging das Bewußtjein 
von der Gefahr nicht von der Fabrifleitung aus, ſondern 
von ber nicht vollftändig ſachkundigen Bolizeibehörde. 
Die Fabrikleitung ihrerjeit3 hat ftändig darauf hinge— 
iwiefen, daß eine Gefahr für das Benzinlager nicht be— 
ftände, um fo weniger, ba die Windrichtung eine günftige 
war und das Benzinlager nicht berührte. 

Id) möchte alfo nochmals hervorheben, daß bezüglich 
des Benzinlagerd von Seiten der Fabrik alle bisher be— 
fannten Maknahmen beachtet worben find, und die That: 
fache beweift, dab diefe Maßnahmen auch ausgereicht 
haben, um das Benzinlager zu erhalten. 

Ich möchte aber noch auf die Erfahrungen hinweifen, 
die man bei dem Brand der PBetroleumtanfs in Harburg 
gemacht hat; auch da hat ſich gezeigt, daß derartige ge= 
ſchloſſene Keſſel, die mit leicht brennbaren Flüffigleiten 
gefüllt find, ftundenlang im Feuer ftehen können, ohne 
ſich zu entzünden. ch bin feiner Zeit bei dem Brande 
in Harburg anweſend gewefen und kann aus eigener 
Beobachtung beftätigen, daß einige Keſſel einige Stunden 
im Feuer geitanden haben, bis fie ſich endlich entzündeten. 
Alfo die Gefahr ift nicht fo ummittelbar dringend, wie 
von einigen Seiten befürchtet wird. 

Wenn darauf hingewieſen ift, daß in ber Bilrin: 
fäurefabrit fleine Vorkommniſſe, die fi dort ereignet 
hätten, bereit3 hätten warnen müſſen vor den Gefahren, 
die in der Heritellung des Pikrins Itegen, fo möchte id) 
bemerfen, dab nach Angaben, die mir perſönlich jeitens 
des früheren Direktor3 der Fabrik gemacht find, der un: 
nefähr 30 Jahre die Fabrif geleitet hat, — daß nad feinen 
Grinmerungen ein einziges Mal in der Bilrinjäure: 





(A) abtheilung eine Kleine Erplofion fid) ereignet Hat, die barauf 


zurüdzuführen war, daß das betreffende Gefäß an ber 
Wand entlang gezogen wurde, und fi Pilrinfäurefalze 
gebildet haben. Es handelte fih dabei um bie Exrplofion 
eines Heinen Keſſels mit Pilrinfäure. Dieſes Greigniß 
hat Anlaß gegeben, in dem PBilrinfäurebetriebe alle Gegen: 
ftände, die zur Bildung von Pikraten Anlaß geben, forg: 
fältig zu entfernen. Die Wände find getheert worden, 
der Fußboden iſt ebenſo behandelt, fämmtliche Blei: 
leitungen find aus dem Gebäude entfernt worden, ſodaß 
nah menihlihem Grmeffen alles gethan war, um ber 
Bildung von Pikraten, die eine befonbere Gefahr in den 
Pitrinfäurefabrifen find, vorzubeugen. 

enn dann gegen bie Fabrikleitung und gegen bie 
zuftändige Gewerbeinipektion Vorwürfe erhoben werden, 
dab man möglicherweife dem Unglück hätte vorbeugen 
fönnen durch eingehende Inſpektion ded Betriebes, fo 
fann ich hervorheben, daß, wie aus dem Gefagten hervor: 
geht, durdy die Regierung in Wiesbaden nicht bloß vor 
furzem, fondern in ber legten Zeit vor der Erplofion jede 
Woche einmal eine Befihtigung der Fabrik ftattgefunden 
hat, um wegen der Konzeſſion zu verhandeln, und jeden 
Tag die Fabrik eingehend befichtigt wurde. Ich kann 
ferner hervorheben, daß der betreffende Auffihtsbeamte 
ein außerordentlich tüchtiger Fachmann iſt auf dem Ge: 
biete der Sprengftofftehnif, er iſt früher felbft in der 
ftaatlihen Bulverfabrif in Hanau Betriebsleiter geweſen, 
und wenn ihm in ben Betrieben der Fabrik zu Griesheim 
irgend etwas bedenklich erjchienen wäre, fo würde er 
gewiß Anlaß genommen haben, diejenigen Maßnahmen 
zu treffen, die nad allgemeinem Grmeflen Unglücksfällen 
vorzubeugen geeignet waren. Es haben aber ſolche Ber: 
hältniffe nicht vorgelegen, und ſeitens der Fabrik war 
alles geichehen, was nad den bisherigen Erfahrungen 
und Stenntniffen irgendwie geſchehen konnte. 

IH will aber meinerfeit3 Hinzufügen, daß bie 
traurigen Erfahrungen und die bon neuem gewonnene 
Erkenntniß der Gefahr dahin führen wird, Vorjchriften 
für Bitrinfäurefabrifen in Erwägung zu nehmen. Es ift 
aus dem verlefenen Brief des Herrn Abgeordneten 
Müller (Fulda) Ihnen bekannt, dat die Fabrikleitung 
barauf verzichtet, die Fabrik an der alten Stelle wieder: 
verrichten. Seitens der preußiihen Negierung iſt in 
usfiht genommen worden, in allerfürzefter Zeit eine 
Kommilfion einzuberufen von Sachverſtändigen, um dies 
jenigen Maßnahmen zu berathen, die nothwendig und ges 
eignet find, künftig ſolchen Unglücksfällen vorzubeugen. 
Aber ınan darf nicht vergeffen, daß ſelbſt bei den ſchärfſten 
Maßnahmen gewilfe Gefahren mit jedem chemiſchen Be: 
triebe verbunden bleiben, wie auch gewiffe Gefahren in 
den Bergbau und der Schifffahrt vorhanden find, bie 
buch die fchärfften Maßnahmen nicht hintangehalten 
werben können. Was aber in der Nichtung geſchehen 
fan, fol jelbftverftändlih in Erwägung genommen 
werben, und ich Hoffe, daß die Bedenken, die man an 
dad Borhandenjein weiterer Bilrinfäurefabrifen knüpfen 
könnte, in der allerfürzeften Zeit gehoben fein dürften. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Dad Wort hat 
der Herr Abgeordnete v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Da id fein tedhniich 
durchgebildeter Chemiter bin, fan ich nur als Laie einige 
Worte jagen. Ich kann als Laie natürlich ſchwer be— 
urtheilen, wie weit es nöthig ift, eine Aenderung für 
die Sonzeffionirung von Sprengitofffabrifen oder von 
Fabrilen, wo Pilrinſäure hergeftellt wird, zu treffen, foldye 
Fabriken befonderen Vorſchriften zu unterwerfen, die iiber 
die biäherigen Vorfchriften der Gewerbeordnung hinaus— 
Ben: Aber ih möchte doch das eine hervorheben — 
ies ift ja ein Fall, wo eine Menge Menfchenleben zum 
Opfer fielen —: wenn aber die Bevölferung von Berlin 
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es mit anfieht, daß tägli hier durch die elektriichen (C) 


Bahnen jo viele Menjchenleben zu Grunde gehen, jo it 
mir ganz underftändlid, daß hier nicht läugſt die Herren 
von ber Sozialdemokratie diefe Frage in Angriff ge— 
nommen haben. 
(Lebhafte Zurufe Links.) 

— Ich habe bis jest noch nichts davon gehört, daß etwa 
Herr Singer in der Berliner Stadtverordnnetenderlammlung, 
joweit ich deren Verhandlungen gelefen habe, das vor— 
gebracht hätte. 

(Wiederholte ſtürmiſche Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
In den Großftädten London und Paris giebt es Feine 
eleftriichen Bahnen tımerhalb der Stadt. In New-York 
allerdings; aber die Amerikaner jind ja jo rückſichtslos 
gegen Menfchenlchen. Ic meine, die Konzeſſionirung der 
elektriſchen Bahnen im Berlin war ein großes Unrecht. 
Ich bin froh, daß ich nicht die Verantwortung als amt— 
lihe Perſon zu tragen habe dafür, daß man den eleltri— 
ſchen Betrieb in den verfehrsreihen Straßen Berlins zur 


gelaffen hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Man kann mit den Pferbebahnen ebenſo ſchnell fahren 
wie mit den elektriſchen. Es Handelt ſich Hier nur um 
eine Erſparniß. Wenn die Herren Sozialdemokraten das 
in die Hand nehmen wollten, jo wirbe ich ihnen meiner: 
ſeits ſehr dankbar fein. 
(Bravo! rechts. Unruhe bei den Soztaldemofraten.) 

Bizepräfident Dr. v. FregesWelsien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Jäger. 

Dr. Jäger, Abgeordneter: Den Standpunkt des Herrn 
v. Kardorff kann ich doch nicht theilen; fonft würde ber 
Pferbebetrieb bleiben bis in alle Gwigfeit, wenn auch die 
Technik etwas Beſſeres erfunden hat. 

Ueber das Unglück in Griesheim ift ja ſchwer ein 
Urtheil jett zu fällen. Die Unterfuchung ift noch nicht 
abgeſchloſſen. 
dargeſtellt, daß man faſt meinen könnte, die Pilrinſäure 
ſei böswillig in die Luft gegangen. Das iſt doch eine 
etwas zu roſige Auffaſſung. Ich Tale mir damals gleich: 
wie kann man in dem bevölkerten Griesheim und im dem 
ſtark bevölferten unteren Mainthal eine Fabrik —— Bet" 
die jo viel Pilrinfäure fabrizirt und folhe Maffen Benzin 
auffpeichert?! Das ging mir gegen mein Gefühl. Ich 
dachte: es lann unmöglid mit rechten Dingen zugehen, 
wenn man foldes geitattet. Ich gebe zu, daß man über 
die Gefährlichkeit der Pikrinſäure nicht allgemein richtig 
unterrichtet war. Leider müffen ja Unglücke paffiren; exit 
durch Erfahrung wird man Flug, und die Technik beruht 
immer auf dem Grperiment. Aber Pilrinfäure ift, wie 
auch der Herr Staatsſekretär fagte, in trodenem Zuftande 
jehr gefährlih. Die Fabrik füllte fie allerdings nicht in 
Sranaten, wie es anfangs in den Zeitungen hieß, aber 
fie gab die Pilrinfäure am Pulverfabriken ab; und dazu 
mußte das Fabrikat troden transportirt werden; aljo 
beitand dod) eine große Gefahr. i 

Noch größer war die Gefahr mit dem Benzin. Mir 
ift es unbegreiflich, auch nad all den VBorfihtsmaßregeln, 
von benen wir hören, daß fie getroffen waren, daß man 
foldhe Mengen lagern konnte. Man kann ja unmöglid) 
alle Mafregeln treffen, um jedes Inglüd zu verhindern; 
der Zufall: Blitz, Kurzſchluß wie hier kann ein Unglüd 
herbeiführen. Daher darf man ftet3 nur Heine Mengen 
aufjtapeln, um das Unglück in Schranfen zu halten; aber 
eine ſolche Menge Benzin wie hier, das geht doc gegen 
alle Kleiderordnung. Die Behörden haben eine große 
Verantwortung. Sie haben nah $ 18 der Gewerbe: 
ordnung das Recht, alle Beftimmungen zu treffen zur 
Abwendung von Gefahren und Beläftigungen, zum Schu 
des Leben und der Gefundheit der Arbeiter; es ift ihnen 
feine Grenze gezogen, als nur aus dem objeltiven Be— 
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(A) ftande der Sache heraus. Es fcheint aber, daß hier das 


Gefühl der Verantwortung mitunter vielleicht nicht in dem 
Maße entwickelt ift, wie ich e8 wünfchen würde. Ich habe 
das Gefühl, ald ob nicht immer mit gleihem Maße gemeifen 
wird. Der Eleine Mann, der Pulver verkaufen will, was 
hat der für Beläftigungen auszuhalten! Er darf nur 
wenig Pulver im Haufe haben, er muß feinen Worrath 
vor der Stadt aufheben, feuerfiher, blitficher. Da wird 
für alles gejorgt. In einem Kleinen Gewerbebetrieb kommt 
der Inspektor und mißt nad, ob dem Arbeiter vielleicht 
ein halber Subifneter Luftraum fehlt, und wenn ber 
fehlt, muß er herbeigeichhafft werden, und zwar mit Nedht. 
In Griesheim aber lagen Taufende von Zentuern Benzin, 
und es tit ein Glück, daß nicht alles in die Luft ges 
gangen ift. Ich habe das Gefühl, daß man hier bei der 
Großinduſtrie nicht immer dasjelbe Maß anwendet, das 
man dem Mittel: und Sleinbetriebe zu Theil werden läßt. 
Es muß hier aber ein allgemeines gleiches Maß für alle 
geben, ohne Rückſicht der Perſon, Stellung und Kurs der 
Aktie, 


Auffallend war mir die Behauptung des Herrn Ab— 
geordneten Hod, wonach der Fabrikinſpektor für Wies— 
baden erklärt hat, er habe die Konzeſſionsurkunde der 
Griesheimer Fabrik nicht erhalten können. Das ift fehr 
auffällig. Der Fabritinſpektor muß doch wilfen, welche 
Bedingungen der Fabrik auferlegt wurden, um feine ton: 
trole zu üben. Wenn der Fabrifinfpektor öffentlich erklärt, 
die Urkunde jei ihm nicht zugänglidy geweſen, fo jege ich 
voraus, daß er ſich bei der rechten Behörde darum bemüht 
hat, und ihm bie Abjchrift verweigert wurde. Ich hoffe, 
daß vielleicht auch darüber noch Auskunft gegeben wird. 

Meine Herren, ich will mid nicht weiter auf die Sadıe 
einlaflen; die Unterfuhung ift noch nicht abgeichloflen; das 
Kind ift in den Brunnen gefallen, und er wird nun zuges 
dedt werden. Aber eine Bitte möchte ic an den Bundes- 


(2) rath und an ben Reichstag richten: es ift dringend nöthig, 


daß bei dieſen Betrieben auch die Arbeiter zugezogen 
werden, zur Feſtſetzung der Bedingungen für die Gewerbe: 
aufjiht. Ich halte das für eine gerechte Forderung und 
nicht für eine Barteifrage; denn die Arbeiter, die in diejen 
Gefahren groß geworden find, wilfen häufig beffer als 
die Ghemifer und Techniker, wo die Gefahr liegt. Ich 
glaube, es wird eine geordnete Zuzichung von Arbeitern 
bei der Frage, wie foldhe Fabriken zu konzeffioniren find 
und wie die Aufficht zu üben ift, viele Klagen bejeitigen; 
e3 wird das verlöhnend wirken und im Intereſſe der 
Induſtrie und der ganzen Bevölkerung liegen. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Schrader. 

Schrader, Abgeordneter: Die Größe des Unglücks in 
Griesheim und die ungeheure, durch glüdlihe Zufällig: 
feiten vermiedene Gefahr werden ficher dazu führen, daß 
die Unterſuchung, die im Gange ift, nad allen Seiten Hin 
ernfthaft und unparteiiſch geführt wird. Heute find wir 
nit in der Lage, ein irgendwie abfchliegendes Urtheil 
über die Urſache dieſes großen Unglücks zu fällen; wir 
fönnen nur einige Punkte, die und heute angeführt find, 
beleuchten. Ach will nur folgendes hervorheben. 

Die Fabrik ift nicht, ſoviel ich gehört habe, unter die 
Beitimmungen folder Betriebe geitellt, die Erplofivftoffe 
erzeugen. Ich habe aus der Rede des Herrn Staatd- 
fefretärd aber entnommen, daß in dieſer Fabrik auch 
getrodnete Pikrinſäure hergeftellt wird, und daß dieſe 
erplofiv if. Habe id dies recht veritanden, jo wäre 
allerdings die Konzeſſion zu leicht gewejen; es hätten 
andere Beltimmungen angewendet werden müflen. ch 
fan das aber nur al3 eine Vermuthung hinſtellen; ich 
bin nicht weiter informirt als durch das, was id) hier 
gehört habe. 

Ein Zweites ſcheint mir auch ſehr bedenklich zu fein, 


nämlid die Zulaſſung 
mitten in ber Fabrik, wo durch allerlei Imftände Feuers— 
gefahr entitehen faun;z daß Benzin in jo großer Menge 
angejammelt trog aller angewandten VBorfihtsmaßregeln 
erplodiren kann, wird zugegeben werden müfen. Wenn 
längere Zeit ein Feuer wüthet, fo liegt nad allem, was 
wir gehört haben und auch bier gehört haben, die Mög: 
licjfeit vor, daß eine Erplofion entiteht;z und wenn eine 
ſolche in einem fo großen Lager ftattfindet, dann muß fie 
allerdings äußerft unheilbringend wirken. Man follte ſich 
hüten, innerhalb von Fabrifanlagen fo große Benzinlager 
zu geftatten; man follte überhaupt darauf fehen, feuer: 
— und exploſionsgefährliche Anlagen möglichſt zu 
entfernen. 

Ein Drittes wäre noch, ob die Gewerbeinſpektoren 
in folchen SFabrifen — ich ſpreche nicht von der Gries: 
heimer, in der ſehr gut die Aufficht geführt zu fein Scheint 
— ob nicht im folden Fabriken eine ganz andere Aufficht 
geführt werben müßte als in anderen Fabrifen. 

Ich komme damit gleid auf die Frage, was in 
Zukunft geihehen fol, die nach meiner Meinung die bei 
weitem wichtigite ift. Chemiſche Fabriken find ganz be— 
fonderd bedenkliche Anlagen in Bezug auf Gefährlichkeit, 
einmal deshalb, weil dort viele Vrozefle vorgenommen 
werben, von denen nicht recht abzufehen ift, ob fie nicht 
durch befondere Umſtäude große Gefahren herbeiführen 
können, und zweitens, weil auf dem Gebiet der Chemie, 
wie wir aud in diejem Falle wieder gefehen haben, ſich 
fortwährend neue Grfahrungen zeigen, Grfahrungen, bie 
denen, welche die Aufjicht führen, vielleicht noch gar nicht 
befaunt find. Man muß fi klar machen, daß nicht alle 
Dinge, die in der Wiſſenſchaft paffiren, ſogleich allgemein 
bekannt werden, auch nicht den Perfonen, die die Aufficht 
zu führen haben, nicht einmal den höheren Behörden, in 
deren Hand die Auffichtd- und Konzeffionsbeftimmungen 
liegen. 
ganz befonderer Sorgfalt die Konzeffionsbedingungen und 
die Beauffihtigung einrichten. Ich weiß nicht, ob bie 
Idee, die mir gerade jetzt durch den Kopf geht, richtig 
ift. Sollte es nicht nothwendig fein, daß eine techniſche 
Stelle befteht, welche fir das ganze Neid diefe Fragen 
ftudirt, die Frage der Gefährlichkeit gewiffer Brozefle und 
die Frage, was in folden Fällen geichehen fol?“ Ich 
kann mir ſehr gut denfen, daß der große preußiſche Staat 
einer ſolchen Neichöveranftaltung nicht bedarf; er ift in 
der Lage, für fid felbft Einrichtungen zu treffen. Wir 
haben aber mit vielen kleineren Baterländern zu thun, 
die dazu nicht in der Lage find, und dba wäre es in ber 
That Aufgabe des Reichs, irgendwie dafür zu forgen, daß 
die Erfahrungen auf dem Gebiet der hemifchen Fabrikation 
möglichſt ſchnell und gründlich zur Stenntniß aller Gewerbe— 
aufjichtöbehörden fommen. Zweitens, meine id, follte 
man darauf jehen, daß mindeftens die großen chemiſchen 
Fabriken einer bejonderen Beauffihtigung unterzogen 
werben von jachverftändiger Seite aus. Ich meine, nicht 
bloß von Seiten eines ſolchen Gewerbeinfpektors, der mit 
ben äußeren Einrichtungen Beſcheid weiß, Tondern von 
Seiten eines chemiſchen Sadpverftändigen, ber zu bes 
urtheilen vermag, ob die Prozeduren, bie dort vor— 
genommen werden, auch wirklich fonzedirt find, ob nicht 
auch ſolche Prozeduren vorgenommen werden, bie nad) 
ber Konzeſſion gar nicht vorgenommen werden bürften. 
Fine beiondere Gefahr Liegt Hier darin, daß 
die Herren Ghemifer weiter ftudiren und fid 
verleiten laſſen, ſolche Verſuche, die im Kleinen 
vielleicht ungefährlidy find, and im großen zu maden, 
und dann eine große rg verurfaden. 
Darum follte man baranf fehen, daß in ſolchen Bezirken, 
in welchen große chemiſche Fabriken find, Gewerbe— 
infpeftoren vorhanden find, die fachverftändig ihres Amtes 


eines jo großen Benzinlagers (C) 


Man müßte bei folhen Fabriken, glaube id), mit (D) 


[A 


(B) und längere Zeit anweſend fein. 
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walten und im der Lage find, bie hemifhen Prozefle ber 
Fabrifen beobadıten zu fönnen, woraus allerdings auch 
die KHonfequenzen zur ziehen find. 

Ich kann mir fehr wohl denken, dab man nur lang: 
ſam und bedenklich herantreten wird an tief einfchneidende 
Makregeln gegenüber großen Fabriken. Wenn, ich will 
einmal den Fall annehmen, es ſich darum handelt, 
eine große Fabrik zu verlegen, wenn bie Behörden 
dazu fommen, es für mothiwendig zu halten, dann 
wirde das allerdings eine außerordentlich ſchwere 
Laft für die Fabrik bedeuten, und id fann mir fehr 
wohl denken, daß cine vorfichtige Auffihtsbehörde 
auch dieſe Seite der Sache berüdfichtigt; aber eines 
muß man doch feithalten: vor allen Dingen muß geichügt 
werben das große Publikum, das in und außer der 
Fabrik geihädigt werden kann, und da muß ſchließlich 
diefed größere allgemeine Intereſſe vorgehen auch vor 
dem Intereſſe der Fabrit; die Fabrifen mögen fich 
bei Zeiten darauf einrichten, daß fie aud eine jolche 
Maßregel ertragen fünnen, — mit anderen Worten: mögen 
fie bei jo gefährlicher Fabrikation diejenigen Abfchreibungen 
pornehmen, um eventuell eine Verlegung der Fabrik oder 
große andere neue Einrichtungen vornehmen zu können. 
Aber das vorzufchreiben, jollte, meine ich, wenn es als 
nothwendig erfannt wird, feine Gewerbeauffihtsbehörbe, 
feine höhere Behörde ſich geniren. 

Endlich kann ich auch vollkommen anerkennen, was 
bier ausgeiprodhen ift von mehreren der Herren or: 
rebner, daß man aud Arbeiter an der Aufficht folder 
Fabriken gerade mehr betheiligen fol. Ich weiß nicht, 
in welcher Weiſe die Gewerbeinfpeftoren in ſolchen 
Fabriken ſich die nöthige Kenntniß verihaffen; aber id 
glaube, fie folten aud mit Hilfe der Arbeiter und An— 
geftellten zu erfahren ſuchen, im welder Weile Die 
Fabrikation gehandhabt wird; fie müßten auch häufiger 
Ih lann ja nicht be- 
haupten, daß es nicht gefchehen Sei in Griesheim, aber 
ih glaube, in ſehr vielen Fällen wird es nicht der Fall 
fein, ſchon aus dem einfahen Grunde, weil die Gewerbe: 
auffiht gar nicht die nöthigen jachverftändigen Sträfte 
zur Verfügung hat. 

(Sehr richtig!) 

Alfo die Verbeflerungen unferer Gewerbeaufficht, die Ver: 
mehrung der Inſpektoren, bie beffere Befähigung der 
Sinipektoren für die verſchiedenen ihrer —— unter⸗ 
ftellten Fabriken, das iſt die letzte und wichtigſte An— 
forderung, die wir zu ſtellen haben, zu deren Erfüllung 
mehr als alle anderen Fälle gerade dieſer Griesheimer 
Fall aufruft; und ich bin überzeugt, daß die Wirkung, 
welche dieſes ungeheure Unglück hervorgerufen hat, auch 
auf die verbündeten Regierungen einen ebenſo ſtarken Ein— 
drud machen wird wie heute auf uns, und ich kann nur 
fließen mit der Bitte an die hohen verbündeten Re— 
gierungen, mit aller Energie vorzugehen, um für die 
Zukunft wenigftend das Publikum und die Arbeiter 
möglichft ficherzuftellen gegen die Gefahren großer 
— Fabrilen. 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Staatöfetretär hat meinem Freunde Hod gegenüber be: 
mängelt, daß wir mit ber Interpellation nicht gewartet 
haben, bis die Unterſuchung abgejchloffen fei. Ich kann 
die Berechtigung dieſes Einwandes nicht zugeben, bin im 
Gegentheil der Meinung, dab es unfere Pflicht war, fo 
fchnell als möglich dieſes Unglück im Neidstag zum 
Gegenftandb der Grörterung zu machen; und die Thatjache, 
daß die Vertreter aller Parteien die Regierung auf: 
forderten, dafiir zu forgen, dab Vorfihtsmahregeln gegen 
die Wiederholung folder Ereigniſſe getroffen werden, be- 


weift, wie nothwendig unfere Interpellation war, und wie (C) 


recht wir hatten, dieſelbe Schon jeht einzubringen. Für 
und handelte es ſich bei ber Interpellation wefentlich 
darum, die Interfuchung der Negierungsorgane auf die 
richtige Seite zu Teufen, und wir haben die Snterpellation 
geitellt viel weniger, um bie etwa vorgefommenen Miß- 
griffe und Vergehen mit Strafen zu fühnen, als darum, 
daß ähnlichen Unglüdsfällen nad Möglichkeit vorgebeugt 
wird; und dieſer —* ber Interpellation kann nicht früh 
genug erfüllt werden. Deshalb, glaube ih, iſt der Ein— 
wand, den der Herr Staatsfefretär gemacht hat, durchaus 
unzutveffend und kann nicht bahin führen, uns zu über- 
zeugen, daß wir unrichtig gehandelt haben. 

Nun ift es Herrn v. Kardorff gelungen, das recht 
traurige Vorkommniß, über da3 wir heut verhandeln, 
etwas jcherzhaft ausklingen zu laffen. Herr dv. Kardorff 
hat in dem Beltreben, für alles, was vorkommt und aud) 
für dad, was nicht vorkommt, die Sozialdemokratie ver: 
antwortlih zu machen 

(Heiterfeit links), 
geglaubt, einen Angriff gegen und richten zu Können bahin, 
daß wir und zwar um das Griedheimer Unglück be: 
fümmerten, aber nicht darım, daß in Berlin von der 
elektriichen Straßenbahn alle Tage fo und fo viel Leute 
angefahren oder todt gefahren werden. Herr v. Karborff 
bat uns hierfür einer argen Nachläffigkeit geziehen, und 
ih muß dagegen Verwahrung einlegen, indem ich Herrn 
v. Kardorff ſage, dab er die Thatfahen auf dieſem 
Gebiet jehr wenig kennt und ein Urtheil darüber lieber 
nicht abgeben follte. MWenn er die Thatſachen fennen 
würde, fo müßte er wiflen, daß es gerade die fozial- 
bemofratifchen Stabtverordnneten find, die energiih und 
häufig Diefe WBortommmiffe in der Stabtverorbneten: 
verſammlung beiproden haben. 

(Sehr richtig! links.) 


Gerade bie ſozialdemokratiſchen Stabtverorbnieten bilden (D) 


bie treibende Kraft gegen die Große Berliner Straßenbahn 
in dem Rathhaus. 
(Sehr richtig! links.) 

Die bürgerlihen Parteien, auch die Freunde des Herrn 
vd. KHardorff, von denen, wenn aud nicht viele, aber einige 
in der Stadtverordnetenverſammlung fißen, und die dod) 
in ber Preſſe vertreten find, haben fich jahrzehute- und 
jahrzehntelang die Tyrannei und alle Rückſichtsloſig— 
feiten der Berliner Großen Straßenbahngejelichaft ges 


fallen Tafjen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Grit ald die Sozialdemokratie fih der Sache in ber 
Genteindeverwaltung bemächtigt hat, ift den anderen Par: 
teien auch cin Licht aufgegangen, wie ſchlimm es auf 
diefem Gebiet ausficht. Alſo diefer Angriff des Herrn 
v. Kardorff ift durchaus hinfällig. 

Aber wenn aud Herr v. Kardorff weder aus der 
Zeitung noch aus der Lektüre der Berichte der Gemeinde: 
verwaltung Kenntniß von den Dingen zu haben braucht, 
fo müßte er als gewiffenhafter Abgeordneter bernfsmäßig 
verpflichtet fein, wenigftens die Verhandlungen des Reichs⸗ 
tags zu fennen. Auch das ift bei Herrn dv. Kardorff auf 
biefem Gebiet nicht der Fall; denn auch bier in diefem 
Haufe und zwar erit bor einigen Monaten ift diefer 
Begenftand behandelt worden, und da war e3 wieder ein 
Nedner von der jozialdemofratiihen Seite, der aus Ver— 
anlaffung der Berathung des Etats des Eifenbahnamts 
die frage der Berliner Straßenbahn, die Gefährlichkeit 
diefed Betriebs, die Nüdfihtölofigkeiten der Gefellichaft 
nad allen Seiten hin zur Sprache bradite. Wenn der 
Herr dv. Kardorff die Güte haben will, ſich den Bericht 
ber 66. Sitzung vom 12. März d. I. anzufehen, dann 
wird er finden, daß dieſes Thema hier verhandelt worden 
ift, und er kann ums alfo nicht den Vorwurf machen, 


— 


2602 





Reichstag. — 90. Sigung. Dienstag den 7. Mai 1901. 











(A) daß wir und um die durch die Straßenbahn verurſachten 


Unglüdsfälle nicht kümmerten. 
(Sehr richtig! Linke.) 

Nun Hat aber, wie ich glaube, der geehrte Herr 
Kollege in feinen Schlußworten vielleiht das treibende 
Motiv feines Mergers über die Große Berliner Straßenbahn 
ausgefprodhen. Herr vd. Kardorff hat ſich als ein be- 
geifterter Verehrer der Pferdebahn erwieſen. Gr hat 
gemeint, er finde es überhaupt unrecht, daß man ben 
Pferdebetrieb in eleftriihen umgewandelt hat. Auch nad 
dieſer Richtung bin möchte ich eine Bitte an Herrn 
dv. Kardorff ausfprehen. Sch weiß, er tritt wenigſtens 
hier häufig als Vertheidiger des preußifchen Eifenbahn- 


miniſters auf. 

(Widerſpruch rechts.) 
— Ja pewib! — Gr findet, daß dieſe Verwaltung fehr 
nüglic tft und ſehr gut wirft, und vielleicht Hat er aud) 
— was ih nidt weiß — die Möglichkeit, perfünliche 
Beziehungen zum Herrn Minifter v. Thielen zu haben. 
Wenn er feinen Aerger barüber, daß bie eleftriihe Bahn 
hier eingeführt ift und gefördert wird, Luft machen will, 
dann wäre Herr v. Thielen die geeignetfte Perjon, an 
die er ſich wenden fönnte; denn Herr v. Thielen war es, 
der, ohne die Stadt zu fragen, über den Kopf der Stadt 
hinweg zum Grftaunen aller Menfchen, die bon dieſen 
Dingen irgend etwas verftehen 

(fehr richtig! lin), 
die ſtaatliche Konzeſſion diefer Straßenbahngefellihaft um 
30 Jahre verlängert hat 

(fehr wahr! links) 
und fie dadurch in die Lage gebradjt hat, in ihrem Wider: 
ftand gegen die Gemeindbebehörde ganz erheblich geftärft 


zu fein. 

(Sehr richtig! links.) 
Alſo aud in dem von Herrn dv. Kardorff angeführten 
Tall find es —— Kreiſe, welche dieſes Unheil zu 
verantworten haben. 

Wenn 1 v. Starborff fi darüber ärgert, daß 
man in Berlin ftatt ber Pferbebahnen einen eleltriſchen 
Betrieb einführt, fo muß ich fagen: von einem waſch— 
echten Agrarier, der es verfteht, aus allen Blüthen Honig 
zu faugen, m mich das nicht gewundert; denn das ift 
allerdings richtig: mit der Ummandlung von Pferdebetrieb 
in ben eleftriihen wird ber Verkauf von Pferden und 
Hafer eingeſchränkt. 

(Bravo! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Fräfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Singer hat es fir gut befunden zu jagen, 
ich hätte ber Debatte eine fcherzhafte Wendung gegeben. 
Ich glaube, das ift eine Auffaflung, die ich mir eigentlich 
verbitten muß. 

(Heiterfeit bei den Sozialdemokraten.) 
Henn es fih um Menfchenleben Handelt — und es 
handelt fi) bei diefer Diskuffton darum: wie können mir 
unfere Bevölkerung vor plößlidem Unglück bewahren, 
unfer gefammtes Volt, nit nur die arbeitenden Klaſſen, 
fondern alle Klaſſen der Bevölterung? —, fo, glaube id, 
hat er nicht das Necht, mir vorzuwerfen, daß ich nicht im 
Ernſt geſprochen hätte. 
(Sehr wahr! rechts.) 

Wenn er mir vorgehalten hat, dab ich die Verhand— 
[ungen der Perliner Stabtverorbnetenverfammlung nicht 
genau fennte, fo will id) ihm darin recht geben; ich habe fie 
nur in den Zeitungen verfolgt, und es ift mir allerdings auf: 
gefallen, daß in diefen Zeiten, wo fo viel Unglüd durch die 
eleftriichen Bahnen hervorgerufen wurde weder in der Stadt: 
verordnetenverſammlung noch in der fozialdemofratiichen 
Partei ein beſonderes Gewidt darauf gelegt wurde. 


Wenn er endlich gemeint hat, daß ich aus agrariſchem ‘C) 


Intereſſe die Pferbebahn gegenüber der elektriihen Bahn 
vorzöge — ad), Herr Siuger, ich bitte, ſolche Inſinuationen 
follten wir uns doch wirklich gegenfeltig nicht machen. 
Herr Singer ift ja darin groß; aber jeder, der mich kennt, 
wird laden, wenn er ſolche Sufinnationen hört. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, wenn Herr 
v. Kardorff fi darüber bellagt, daß ich gejagt habe, er 
hätte eine fcherzhafte Wendung in die Debatte gebradit, 
dann lag das eben an feinen Ausführungen. Wenn man 
von dem Gricöheimer Unglüd mit einem salto mortale 
auf die Berliner eleftrifchen Straßenbahnen fommt, dann 
fan fo etwas wirklich feinen anderen al3 einen fomifchen 
Eindrud machen. 

(Sehr richtig! links.) 
Diefen Eindrud habe ich feitgeftellt. Nichts weiter. 

Jetzt fagt Herr v. Kardorff, er hätte bei feinen Er— 
örterungen über bie eleftrifhe Straßenbahn nicht die 
ſozialdemokratiſchen Stabtverorbneten gemeint, ſondern er 
hätte gefunden, daß die ſozialdemokratiſche Preſſe ſich 
nicht genug um die Dinge gekümmert habe — 

Widerſpruch rechts). 
— Es iſt hier wenigſtens ſo verſtanden worden. Ich 
kann demgegenüber nur betonen, daß wiederum gerade 
die ſozialdemokratiſche Preſſe es geweſen iſt, die die Auf— 
merkſamkeit des Publikums auf die wiederholten Unfälle 
gerichtet und dazu beigetragen hat, die Bewegung für Ab- 
hilfe in Fluß zu bringen. 

Ich hoffe, daß Herr v. Kardorff endlich einficht, daß 
es wirklich nicht richtig ift, bei all und jedem Anlaß, ber 
mit der Sozialdemokratie gar nichts zu thun hat, bie 
foztaldemofratifhe Partei und deren angeblihe Hand— 
Iungen oder Unterlaffungen im den Kreis feiner —— 
tungen zu ziehen. 
thun wird, fällt auch für uns die Veranlaſſung fort, uns 
dagegen zu verwahren. Solange Herr v. Kardorff aber 
jede mögliche und unmögliche Gelegenheit bemugt, bie 
Sozialdemokratie fir alled verantwortli zu machen, fo 
lange muß er ſich gefallen laflen, daß wir feine Aus: 
führungen in dem Lichte der Thatfadhen und an ber 
Hand ber wirflihen Vorkommniſſe entipredhend beants 
worten. 

Präfident:e Dad Wort Hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ich habe nur noch eins 
nachzuholen, was ich dem Herrn Abgeordneten Singer 
gegenüber vergeſſen hatte zu erwidern. Er meinte, ich 
ſollte meine Beſchwerden über die elektriſchen Bahnen an 
der richtigen Stelle anbringen, bei dem Herrn Eiſenbahn— 
minifter, zu deffen Vertheidiger ich immer gehört hätte. 
Ich weiß wirklich nicht, wo ich zu ben Wertheibigern des 
Herrn v. Thielen gehört hätte; ich weiß nicht, ob er fie 
gefunden hat bei der Stanalvorlage — — 

(Heiterkeit. Glode des Bräfidenten.) 

Präfident: Here Abgeordneter, die Kanalvorlage 
wollen wir lieber aus unferer Diskuſſion herauslaffen. 

Stürmiſche Heiterfeit.) 

v. Kardorff, Abgeordneter: Wenn mir alfo ber Herr 
Abgeordnete Singer räth, ich folle mid) an den preußifchen 
Herrn — wenden, ſo glaube ich wider— 
ſprechen zu müſſen, da ich mit dem gegenwärtigen Herrn 
Eiſenbahnminiſter auf dem Kriegsfuß ſtehe. 

Präſident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Ich will dem Herrn Ab— 
geordneten vd. Stardorif nur jagen, wo und wann er Ger 
legenbeit genommen Hat, fih zum Mertheidiger des 
preußiichen Eiſenbahnminiſters aufzuwerfen: als Herr 
dv. Thielen feine terrorifirenden, arbeiterfeindlihen Maße 


Wenn Herr d. Kardorff dad nicht mehr (D) 
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(A) regeln gegen bie ftaatlihen Eifenbahnarbeiter gegen unfere 


Angriffe veriheidigte, da war es Herr v. Starborff, ber 
dem Herrn Minifter durchaus zuftimmte und fekundirte. 
(Heiterkeit.) 

BPräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordueter: 
merkung, Herr Bräfident! 

(Heiterfeit.) 

Menn der Herr Abgeordnete Singer meint, daß id) das 
durch einen Minifter vertheidigte, wenn er Maßregeln er: 
greift genen daS Ueberwuchern der Sozialdemofratie in 
ben Arbeiterkreifen der ftaatlichen Betriebe, dann wird er 
in mir allerdings einen Bertheidiger jedes Miniſters 
finden, der das thut, fowelt ih auch fonft in anderen 
Dingen von ben Anſichten des Herrn Minifterd ab» 
weichen mag. 

Bräfident: Die Beſprechung ift geichloffen; wir ver: 
laffen dieſen Gegenftand, und damit ift der zweite Punkt 
ber —— erledigt. 

Wir kommen zum dritten Punkt der Tagesordnung, zur 
Juterpellation Freiherr v. Hodenberg (Nr. 319 
der Druckſachen) — (Befreiung der in Südafrika 
in engliiher Gefangenſchaft befindlichen deutſchen 
Miffionare). 

Die Sinterpellation lautet: 

Welche Schritte hat der Herr Reichskanzler zur 
Befreiung der in Südafrika in engliiher Ge: 
fangenſchaft befindlihen deutſchen Miffionare 
unternommen, und welde Erfolge hat der Herr 
Reichslanzler in dieſer Richtung erzielt? 

Ich habe zunächſt die Frage au den Her Vertreter 
der verbündeten Negierungen zu richten, ob und wann 
derjelbe die Anterpellation beantworten will. 

Dr. Graf v. Pofadowsly- Wehner, Staatdminifter, 
Staatöjetretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes» 
rath: Die Interpellation wird fofort beantwortet werben. 

Präfident: Dann ertheile ich zur Begründung der 
Ofnterpellation dad Wort namens der Interpellanten dem 
Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Hodenberg. 

Freiherr v. KHodenberg, Abgeordneter, Interpellant: 
Meine Herren, jedem, der die Vorgänge in Südafrifa mit 
Aufmerkfamteit verfolgt hat, wird befonders ein Umſtand als 
bemerkenswerth erſchienen fein: das ift die biäherige ver— 
hältnißmäßige Ruhe der eingeborenen Bevölkerung. Die 
Gründe dafür werden verichieden angegeben. In erfter 
Linie, und zwar mit Necht, glaube ich, daß die Mad: 
entfaltung der beiden dort kämpfenden Parteien und die 
Technik der modernen Waffen derartig auf die Ein— 
geborenen eingewirkt hat, daß fie nicht wagen, fich zu 
erheben. 

Als weiterer Grund wird aber angegeben, und zwar 
nicht allein von den intereffirten Perfonen, ſondern auch 
von ganz objektiver Seite, dab es vor allen Dingen dem 
Einfluß der Miffionare zu danken gewelen ift, daß bie 


Nur eine ganz kurze Be: 


(B 


— 


Eingeborenen ſich fo lange ruhig verhalten haben, 
und zwar nicht nur innerhalb ihrer chriſtlichen 
Gemeinden, ſondern auch durch ihren guten Ein— 


fluß auf die heidniſchen Häuptlinge. Meine Herren, 
es ift ja befannt, dab das eingeborene Element dort jehr 
ftarl vertreten iſt. Allein in Zranspaal überfteigt bie 
Zahl ber Eingeborenen die weiße Bevölkerung faft um 
das Dreifade. Weiter wird es auch in weiten reifen 
befannt fein, daß die deutfchen Mifftonare, welche dort 
figen, in erfter Linie Hermannsburger Miffionare, aber 
aud Vertreter der Berliner Miffion, zum Theil fchon 
blühende Gemeinden hatten, ehe die jeßigen Staats: 
bildungen dort ſich entwidelt hatten. In Natal beitcht 
die Hermannsburger Miffion jchon feit dem Jahre 1854, 
und fie hat fi fehr bald auf den Dranjefreiftaat und 


nad) Transvaal herüber verbreitet und viele blühende Ge- (CO) 


meinden gebildet. 

In neuerer Zeit mehren fih nun die Zeichen, daß 
die Gingeborenen unruhig zu werden anfangen. Wir 
haben neulich unwiderfproden aus ben Zeitungen ent: 
nommen, daß in Natal eine Verſchwörung unter den Ein: 
geborenen entdedt fei. Wir haben aud aus den Berichten, 
die uns zugegangen find, erichen, daß bie Miffionare zu 
flagen anfangen über die Unbotmäßigkeit ber Eingeborenen 
und das Anwachlen der Verbrechen. Aus Britifch-Bet- 
ſchuana-Land find räuberifhe Kaffern eingefallen auf 
unfere Mifftonsftationen und haben verſchiedene Mifftonare 
verwundet u. ſ. w. 

Das ift zuzuschreiben der Aenderung in der Kriegs— 
führung der Engländer. Die Engländer haben ja be: 
anntlich jet dort die Methode adoptirt, daß fie große 
Zufluchts- oder Flüchtlingslager anlegen, in denen fie 
die angebli vor den Buren und deren Verfolgung und 
Plünderung flüchtende friedlihe Einwohnerfhaft Ton: 
zentriven. Die Gründe für dieſes Vorgehen der Eng: 
länder werben wahrſcheinlich in ihrer Kriegsführung Legen. 
Ich gehe nicht weiter darauf ein. Ach habe im Rahmen 
ber Interpellation nicht weiter zu prüfen, ob die Art und 
Weiſe, wie die friebliebende weiße Bevölkerung in diefe 
Lager abgeführt wird, vecht oder unrecht iſt, ob es 
prattifih iſt, politiſch Aug oder unklug, ob es mit dem 
Geboten des Chriftenthums, der Zivilifation, des Kriegs 
und des Völkerrechts übereinftimmt. 

Aber, meine Herren, wir haben uns wohl zu be: 
—— nit der Frage, wie das geſchieht; denn leider 
ommen bei diefen Abführungen auch eine große Zahl 
deutscher Miſſionare in Frage. Nad den übereinftimmen: 
den Berichten fpielt fi die Abführung der Familie in 
biefe Lager ziemlich gleihmäßig ab. Ich möchte noch ein: 
fügen, daß wir ja nur ganz wenige authentiiche Berichte 


aus Südafrifa haben; denn die Zenfur ift jo ftreng wie (D) 


wohl bei feinem Feldzuge vorher, und nur von Zeit zu 
Zeit, alle paar Wochen oder Monate gelingt e3 einmal, 
einen authentischen Bericht, einen Brief von den betheilig- 
ten Leuten durchzuſchmuggeln, der und cin Bild von ber 
wirklichen Lage dort bietet. Die Abführung in das Lager 
fpielt fich in der Weiſe ab, daß die Engländer in einen 
Drt oder eine Farm einziehen, und daß bie Einwohner 
den Befehl bekommen, binnen wenig Stunden ihre Häufer 
zu räumen und in das Lager abzuzichen. Faſt überein: 
ſtimmend berichten die Mijftonare und Die betheiligten 
Perſonen, daß das fo raſch geht, daß nebenbei die eng: 
liihen Soldaten die Ernte vernichten, das Vieh mitnehmen, 
die Häufer ausplündern und in Brand fteden, fodaß, wenn 
die betheiligten Perfonen im Lager anlangen, fie nichts 
weiter gerettet haben als da3 nadte Leben. Und es ilt 
bedauerlich, daß nicht bloß die englifchen gemeinen Soldaten 
fih daran bethelligen, fondern dab auch im einzelnen 
Fällen Offiziere, die man bisher für Gentlemen gehalten 
hat, fogar höhere Offiziere ſich an biefer Plünderung be> 
theiligt, und daß fie auch den dringenden Bitten ber 
Frauen und Kinder, ihnen doc etwas zu laſſen, feine 
Rechnung getragen haben. Es ift weiter fehr bedauerlidh, 
daß es fogar vorgefommen tft, daß nicht allein Die 
Miffionare —9 ſondern auch Miſſionarsfrauen von den 
engliſchen Soldaten angegriffen worden ſind. Ich möchte 
mit Erlaubniß des Herrn Präſidenten in der Beziehung 
einen ganz kurzen Satz vorleſen. Eine alte Miffionars: 
frau berichtet: 

Als ich einen Soldaten zum Fenſter hereinſteigen 
ſah, eilte ich e um das Fenſter zu ſchließen, 
und dieſer Geſelle wagte es, mich, die alte Frau, 
mit der Hand vor bie Bruſt zu ſtoßen. 

Lange habe ich unter den wilden Zulus ge: 
wohnt, und als Umbatini mit feiner Bande und 


(B) 
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bon der Station wegtrieb, bin ich ihnen uner: 
ſchrocken entgegengetreten; aber nie hat fid ein 
Kaffer an mir vergriffen, wie dieſer englifche 


Soldat. 
(Hört! hört!) 

63 find mehrere derartige Lager in den verichiebenften 
Gegenden der Republifen angelegt. Bon 10 Herrmanns: 
burger Miffionaren weiß man aus dem Bericht, der über 
das Auswärtige Amt an die Miffionsanftalt gelangt ift, 
daß fie in das Irene Nefugee Camp bei Pretoria ge: 
bradt find. Es ift ihnen aber gelungen, wieder freizu— 
fommen. Ste haben aud auf ihre Station wieder zurüd- 
fehren können. Das haben fie zu verdanfen — das muß 
ih offen und mit Dank anerkennen — bem fräftigen 
Einſchreiten unſeres diplomatiſchen Vertreters in Pretoria, 
des Konſuls Biermann. Es iſt mir auch weiter bekannt, 
daß von Seiten des auswärtigen Amts unfer Boticdafter 
in London angewiefen worden ilt, die Intereſſen dieſer 
Milfionare auf das ſchärfſte zu vertreten. Es ift aud) 
feitend des Lord Kitchener, ſoweit ich recht berichtet bin, 
ber Befehl ausgegeben worben, die Mifftonare unbehelligt 
und auf ihre Stationen zurüdfehren zu laffen. 

Man könnte nun ja fagen, daß meine Anterpellation 
unndthig wäre; aber es ift mir nicht Har, ob nicht in 
den auderen Kamps noch Milfionare fi in Kriegsge— 
fangenfchaft befinden, und gerade ein Bericht vom 24. März, 
der mir vorliegt, läßt darauf fließen. Es findet ſich 
darin folgende Stelle: 

(Ein bereit3 72 Jahre alter Miffionar mußte auch 
fein Haus verlaffen, die Staffern wurden ihm 
weggenommen, und er hat jelbit als Ochſen— 
treiber bei feinem Wagen die Arbeit machen 
müffen. 
Seder, der mit afrikanifhen Verhältniſſen Beſcheid 
weiß, faun ermeifen, was das für eine anftrengenbe 
Strapaze für den alten Herrn gewefen ift. — 63 heißt 


weiter: 
Auch die drei deutihen Paſtoren von ben Ge— 
meinden 3 und NM wurden gezwungen, ihre 
Häufer zu verlaffen und in das Kamp zu ziehen, 
nahdem man ihnen alle Lebendmittel abge: 
nommen hatte. 

Sch möchte daher an den Herrn Vertreter des Aus— 
wärtigen Amts die Bitte richten, ganz generell dafür zu 
forgen, daß alle Milfionare aus den Stampen entlafjen 
werben. 

Dann fommt nod ein anderer Punkt in Frage, 
nämlich die Entſchädigungsfrage. Es geht aus den Be— 
richten der Miſſionare hervor, daß die Requiſitionsbons, 
die die Engländer über die geraubten Gegenftände aus: 
geftellt haben, gar nicht dem Werthe entfpreden oder 
überhaupt nur ganz allgemeine Angaben enthalten. Nun 
will ih die Miffionare abjolut nicht mit derfelben Elle 
nemeffen haben wie Diejenigen Perſonen, die jet in 
London ihre Vermögensanſprüche geltend maden. Ich 
weiß auch recht gut, daß unter den vielen Beſchwerde— 
führern mande Perſonen fein mögen, bie ohne jegliche 
rechtliche Grundlage Anſprüche erheben. Aber die Miffion 
wird in ihren Forderungen eher zu beicheiden fein als 
zu viel fordern, und ich möchte ganz beſonders die Bitte 
an das Auswärtige Amt richten, wenn der Friede ge: 
ihloffen ift und fi der ganze materielle Schaden 
ermeffen läßt, fih auch der materiellen Forderungen der 
Miffionare anzunehmen. 

Nun gebe id) zu, daß fid) für das Auswärtige Amt 
in der Vertretung der Antereffen der Miffionare ver: 
ichiedene Schwierigkeiten ergeben. Dazu gehört unter 
anderem, daß manche der Miffionare ihre deutſche Staats— 
angehörigfeit aufgegeben haben. Aber ich made auf der 
einen Seite darauf aufmerkjan, daß fie dod) die Farm— 


verwalter einer in Deutichland Eonzeffionirten Geſellſchaft (©) 


find, und daß das Vermögen, das dort von den englifchen 
Soldaten geplündert und mitgenommen worden ift, einer 
biefigen deutſchen Gefellihaft gehört. Es würde fi alfo 
ihon daraus bie Verpflichtung für das Auswärtige Amt 
ergeben, für bie Mifftonare einzutreten. Auf ber anderen 
Seite aber weiß ih niht, ob man ed den Miffionaren 
überall zum Vorwurf machen kann, daß fie ihre Staatö- 
angehörigkeit aufgegeben haben, und ob nicht ein Tadel 
auf die auswärtige Vertretung des Deutſchen Reiches in 
früherer Zeit in biefem Mufgeben der deutſchen Staatd- 
angebörigfeit liegt. Ich made darauf aufmerffam, daß 
im Aufänge des Feldzuges der erite Vorgeſetzte ber 
Hermanndburger Miffion, Miffionsdireftor Harms in 
Natal, von den Engländern gefangen genonmmen wurde, 
und daß cd damals unſerer allerdings nicht jehr 
energifchen Vertretung am Kap nicht gelang, feine Be— 
freiung zu erwirfen; es ift das erft — durch das 
hochherzige perſönliche Einſchreiten eines Mitgliedes des 
hannoverſchen Königshauſes, welches ſich brieflich an die 
Königin Victoria gewandt hat. Darauf wurde Miſſions— 
direftor Harms vorläufig entlaffen, und jegt ift er volle 
ftändig entlaffen, weil die Denunziationen gegen ihn in 
fid) zerfallen find; es bat ihm abſolut nichts nachgewiesen 
werben können. 

Damit komme ich auf einen anderen Punkt, ber den 
Vertretern des Auswärtigen Amtes Schwierigkeiten madt. 
Bon den Engländern wird matürlid behauptet, daß die 
Miffionare nicht überall neutral geblieben feien. Aber 
Schon der Umſtand widerfpricht dem, daß dieſe zchn in 
Pretoria inhaftirten Mifftonare ohne weitere Unterfuchung 
fofort wieder freigelaffen wurden. Auf der anderen Seite, 
meine Herren, wehren fich die deutichen Mifflonare mit 
Hand und Fuß gegen dieſe Zumutdung. In dem Bes 
— die dem Miſſionshauſe vorliegen, heißt es immer 
wieder: 

Wir verftehen nicht, wie man Miffionare, bie 
ſämmtlich verfihern, fid) neutral gehalten zu 
haben, von ihren Stationen und Gemeinden ent: 
fernen fan. — Nochmals — nit das Geringfte 
fann gegen und vorgebradit werben, weil wir 
uns neutral gehalten und im feiner Weiſe kom— 
plottirt haben. Des können Sie verfihert fein, 
wir haben ein reined Gewiſſen. 

Meine Herren, id glaube, wir fönnen uns rubig 
diefen Berfiherungen anfchließen, und können gewiß fein, 
daß unſere deutihen Miffionare fih dort gänzlidy neutral 
gehalten haben. Natürlid, Denunziationen werden immer 
vorkommen, von heidnifchen Kaffern, von Leuten, die ben 
Miffionaren nicht wohl wollen. Ich made nur darauf 
aufmerffam, daß in Natal und Trandvaal die Rede geht, 
daß fiir einen Sirpence der heidniſche Kaffer jeden Meineid 
ſchwört, den man von ihm verlangt. 

Meine Herren, ich muB zugeben, daß, nachdem bie 
Miſſionare einmal gefangen genommen find, nachdem man 
ihnen ihr Vermögen genommen und fie ausgeplündert hat, 
die Bertretung des Auswärtigen Amtes mit aller Energie 
für fie eingetreten iſt. Aber in weiten Streifen des deutjchen 
Volles fragt man fid, wie angefihts unſeres ganzen 
neutralen Verhaltens in dieſem Kriege und des jo oft 
betonten guten Verhältniffes mit England die Engländer 
es überhaupt wagen konnten, harmloje deutſche Miffionare 
derart zu behandeln. 

(Schr richtig! recht.) 
Sie fehen darin eine Herabjegung des deutichen Volles 
und des deutichen Anjehens und meinen, daß es auch Die 
Aufgabe unferer Staatöregierung wäre, in diefer Beziehung 
Mandel zu ſchaffen und jedenfalls dafür zu forgen, daß 
etwas derartiges nicht wieder vorkommt. Es ift bod 
mehr oder weniger etwas ganz ähnliches als damals die 


(D) 
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hohem Maße zu bedauern, daß die Deutichen fo behandelt 
werden, nicht obgleich, fjondern weil fie Deutſche find; 
benn wir haben auch aus den Privatnadhrichten verſchiedene 
Anzeihen dafür, daß es den Engländern eine gewiſſe 
Genugthuung verſchafft hat, fo gegen bie beutichen 
Miffionare vorgehen zu können. Sie haben fie gerade, 
are ihre Gemeinbeglieber fie unter den Augen hatten, 
als Gefangene ſchlecht behandelt, um fie in den Augen 
der Staffern herabzufegen, und erft nachdem fie näher an 
Pretoria herangefommen find, ift ihnen dann eine befjere 
Behandlung zutheil geworden. 

Meine Herren, e3 iſt ja jchwer, dieſe Interpellation 
ganz ſachlich zu behandeln. ch hoffe, daß ed mir ge— 
lungen tft, dad Vertrauen der Herren nicht zu täufchen, 
bie die Güte gehabt haben, bieje Interpellation zu unter: 
ftügen. Ich möchte aber noch bejonderd auf eins hin- 
weifen. Aus allen Berichten der Miffionare geht hervor, 
daß fie den materiellen Berluft und die perjünliden Ber: 
unglimpfungen nicht fo hoch veranjchlagen, als daß ihre 
jahrelange Arbeit jebt zerftört ift. Sie fagen: wir haben 
doch den Eingeborenen dort gepredigt: liebet eure Feinde, 
gebt nit Raum dem Hab; wir haben Frieden geprebigt, 
und jet fommen die Soldaten eines driltlihen Volkes, 
und bor ben Augen unferer Gemeindemitglieder werben 
wir gefangen, geplündert, mißhandelt und weggeſchleppt; 
das wirkt derartig auf dad Gemüth der Eingeborenen ein, 
daß der Schaden, der daraus entiteht, in langen, langen 
Jahren nicht wieder aufzuheben ift. 

ch möchte dann zum Schluß nod auf eins hin— 
weifen und jagen: wenn man biefe Greigniffe recht würdigt 
und unfere ganze politiiche Lage unter dieſem Geſichts— 
punfte beleuchtet, dann überfommt mich ein gewilles 
Schamgefühl, daß Derartiges in Südafrika hat ftattfinden 
fünnen. Es ift ja jeit dem Auguft vorigen Jahres in 


(B) unferem Kirchengebet auf Allerhöchſte Verordnung ein 


Paſſus eingeichaltet mit Nüdfiht auf die chineſiſchen 
Wirren. Dort heißt es: 
Inſonderheit gebenfen wir vor Deinem Angefichte 
aller derer, bie in fernem Heidenlande in Trübſal 
und a gefommen find. Schirme die Boten des 
Evangeliums, die dort in ber Arbeit ftehen, ftärfe 
den Glauben aller derer, die um Deines Namens 
willen Verfolgung leiden, und jchaffe, daß auch 
Ai Heimſuchung nad Deinem Rath dazu diene, 
Dein Reich audzubreiten unter allen Völkern. 
Meine Herren, dieſes Gebet wird allfonntäglic für die 
Miffionare in China gebetet. Ich kann Sie verfidhern, 
daß in meiner Heimat Taufende es beten für die von 
den GEngländern, unferen Berbindeten, auögeplünderten 
Miffionare in Südafrika. Das tft ein Hohn meiner 
Heberzeugung nad) auf unfere politiichen Zuftände, wie er 
ſchärfer nicht gedacht werben kann. 
(Sehr ridtig!) 
Aber, meine Herren, dab bem jo iſt, dafür trägt doch bie 
deutſche Reichsregierung im gewifjer Weiſe die Verant— 
wortlichkeit, und es der Zweck meiner Interpellation 
geweſen, Sie darauf aufmerkfam zu machen. 


(Bravo! 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatöfelretär de3 Auswärtigen Amts 
Dr. Freiherr v. Richthofen. 

Dr. Freiherr v. Richthofen, Staatsielretär des 
Auswärtigen Amts, Benollmäcdtigter zum Bundesrath: 
Die Petitionstommiffion dieſes Hauſes hat erft vor 
wenigen Tagen zur lebhaften Genugthuung des Aus— 
twärtigen Amts einftimmig anerkannt, daß dasſelbe gegen: 
über den aus Transvaal ausgewiefenen Deutſchen feine 
Prliht voll erfüllt hat. Bei Berüdjichtigung des Das 
Miffionsweien nad) allen Richtungen hin fürbernden 
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Haus wohl von vornherein annehmen, dab dad Auswärtige 
Amt aud zum Schuß der in Südafrika weilenden deutfchen 
Miffionare mindeſtens in gleicher MWeife feine Schuldigkeit 
gethan hat. 

Gleih beim Beginn des Krieges find von unferen 
Konfularbehörden ſowohl im Kapland wie in Natal bei 
den zuftändigen engliihen Behörden Schritte gethan 
worden, um fiheren Schuß der füdafrifanifhen Miſſions— 
ftationen zu erwirfen, und die Sonfulate haben hierfür 
aud) bei den englifhen Behörden entgegentommtendfte Zus 
jagen erlangt. Deffen ungeachtet haben Zerſtörungen 
und Plünderungen von Miffionsftationen ftattgefunden 

(hört! hört!), 

und find außerdem bon einzelnen Miffionaren Beſchwerden 
über die ihnen gewordene Behandlung erhoben worben. 
Don englifher Seite wird geltend gemacht, daß in ver: 
fchiedenen Fällen die Miffionare ihre Sympathie fir bie 
Buren und ihre Muzufriedenheit mit den neuen Zuſtänden 
nicht genügend zu verbergen gewußt, und daß einzelne ben 
Buren dur Gewährung von Unterkunft und Verabreichung 
von Lebensmitteln thatträftige Unterſtützung geleiſtet 
haben. Inſoweit neutrales Eigenthum bei allen dieſen 
Vorgängen vernichtet worden iſt, und Schädigungen vor: 
liegen, find fowohl von unferen Sonfularbehörben als 
auch von der Kaiſerlichen Botfchaft in London nachdrück— 
liche Vorftellungen erhoben worden, und wir geben ums 
der Hoffnung bin, daß aud) hier durch Schadenserſatz 
Remedur eintreten werde. Es liegt eine gewiſſe Ausficht 
dafür vor, baß bie Kommiſſion, welche jest in London 
zur Prüfung der Reklamationen der Ausgewieſenen tagt, 
_ mit dev Regelung diefer Schäden betraut werben 
wird. 

Was nun die Vertretung der einzelnen Fälle anlangt, 
fo hat der Herr Borreduer, der Einbringer der Inter: 


pellation, ſchon die Schwierigkeiten hervorgehoben, denen (D) 


ba3 Auswärtige Amt begegnet, und die auf ben Gebieten 
ber Staatdangehörigfeit liegen. Ob er recht hat damit, 
dab der Verzicht der Miffionare auf die deutjche Reichs— 
angehörigfeit den früheren ftaatörechtlihen Verhältniſſen 
in Deutfchland zuzuschreiben ift, muB babingeftellt bleiben; 
die gegenwärtigen könnten wohl eine Gewähr für die Ber: 
theidigung ihrer Anfprüche geben, jedenfalls eine ftärfere, 
al fie in den früheren deutfchen Verhältniſſen lag. 

Bon den Miffionaren, haben, mie es ſcheint, eine 
große Anzahl, die deutſche Reichsangehörigfeit verloren, 
oder fie haben mebenher eine fremde Staatsangehörigkeit 
erworben. Es haben zum Beifpiel Miffionare die en —* 
Staatsangehörigkleit angenommen. a, in dieſen Fällen 
iſt ſelbſtverſtändlich eine Vertretung von unſerer Seite 
ganz ausgeſchloſſen geweſen, und wir haben in einem 
Falle, in dem ein Mifftonar der deutſchen Anftalten zu 
einem Jahr Gefängniß und 500 Pfund Geldbuße wegen 
Hochverraths verurtheilt worden ift, und genöthigt ge: 
jehen, jede Einwirkung zu unterlaffen, weil derfelbe eben 
im Befig der englifhen Staatdangehörigkeit war. 

Ein anderer Fall ift ber, daß die Miffionare die 
Staatsangehörigfeit einer der füdafrifanifhen Nepubliten 
angenommen haben. Auch in dieſen Fällen war e8 un— 
thunlih, dak wir eingreifen konnten, um zu verhindern, 
daß fie dad Geſchick ihrer neuen Landsleute theilten; und 
jo haben wir den unferes Wiſſens einzigen Miſſionar, der 
außerhalb Südafrikas, nad Geylon verbracht worden tft, 
einen Miffionar Kayſer, auch nicht in der Weiſe beſchützen 
können, wie e3 font wohl und wünſchenswerth geweſen 


wäre. 

Die dritte Sategorie ift diejenige der Miffionare, 

welche zwar die deutſche Reichsangehörigkeit beſeſſen, fie 

inzwiſchen aber nad) unferem Reichsrecht verloren haben. 

Aud da ift ein Cinfchreiten von umferer Seite nicht immer 
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(A) möglih und bie Zuläffigfeit eines folhen nicht außer 


Zweifel. Trotzdem ift es gelungen, auch in diefen Fällen 
dur) die Konſuln eine baldige Beendigung der Haft 
herbeizuführen. 

Was nun die dentſchen Neihsangehörigen jelbit an: 
betrifft, fo find zu unferer Kenntniß überhaupt nur zwei 
Fälle gelangt, in denen Miffionare von engliſchen Truppen: 
theilen verhaftet worden find. Bon dieſen in ber eine ber be— 
reits erwähnte Miffionsdireltor Harms, von dem engliiche 
Behörden behaupteten, daß er im Einverſtändniß mit den 
Buren geftanden habe. Es hat vielen und ftarfen Tele: 
grammwechſelns ſowohl mit London ald mit Südafrika 
bedurft, bis er endlih auf Betreiben der Botſchaft in 
London — eine andere Intervention, wie die von dem 
Herrn Vorredner bezeichnete ift dem Auswärtigen Amt in 
feiner Weije bekannt geworden —, alſo bid er auf Be- 
treiben der Londoner Botihaft nah ſechswöchiger Haft 
auf Ehrenwort freigegeben worden ift. 

Der zweite Fall betrifft einen Miffionar, welder be: 
fhuldigt war, zu Gunsten ber Buren agitirt zu haben, 
und welcher ſodann auf Betreiben des Konſuls in Prätoria 
nad 8 Tagen freigegeben worden ift. 

Die Zeitungen haben in ber legten Zeit auch noch 
von einem Milfionar Kahl geſprochen, welcher in ber 
gleihen Lage sei. Wir haben telegraphiich feſtgeſtellt, 
daß der Betreffende ſich auf freiem Fuße befindet; wir 
willen nicht beftimmt, ob er beutfcher Reichsangehöriger ift. 

Dies find die Fälle, welde und vorliegen. Gewiß 
find fie theilweiie fehr bedauerlicher Natur, und, foweit fie 
nicht im irgend welcher Weiſe noch gerechtfertigt werden 
fünnen, werben wir felbftverftändlid aud dafür forgen, 
daß der entftandene Schaden, foweit irgend möglich ift, 
reparirt wird. 

Es ift endlich noch eine andere Kategorie, bie ber 
Herr Vorredner ſchon erwähnt hat; das find Diejenigen, 


(D) die in die fogenannten Flüchtlingslager übergeführt worden 


find. Das ift nicht etwa eine Art von Gefangenfchaft 
gewejen, die auf befondere Maßnahmen gegen einzelne 
Miffionare beruhte, ori e3 find ganze Bevölkerungs⸗ 
flaffen von dieſem MWerfahren betroffen worben. ie 
englifchen Behörben führen dasfelbe auf militäriiche Gründe 
zurüd. Es iſt ja fehr ſchwer, gegen foldhe anzuftreiten; 
denn der Begriff „militäriiche Gründe” Tann in letzter 
Linie richtig wohl nur von dem Oberbefehlöhaber beurtheilt 
werden. Jedenfalls erfcheint es zweifellos, daß in vielen 
Fallen mit unberedhtigter Härte verfahren ift, und daß 
infolge deffen auch Schäden entitanden find, die hätten 
vermieden werden können, und wir find bereit und werben 
unfere Kraft dafür einjegen, daß auch in dieſen Fällen 
vergütet wird, was irgend vergütet werben fan. Im 
übrigen hat die englifche Regierung uns mitgetheilt, daß 
jegt nur noch einige wenige Deiffionare im Flüchtlingslager 
bei Prätoria fich befinden; fie ſeien völlig auf freiem Fuße, 
jedoch könne man fie zur Zeit in die noch nicht beruhigten 
Gegenden nicht zurückkehren laſſen. 

Das ift der gegenwärtige Staub der Sache, und ich 
glaube, dak uns hiernach die Anerkennung nicht verfagt 
werden wird, daß wir auch hier das Unſrige gethan 
haben. llmbequemlichkeiten und Härten find mit jedem 
Kriege verbunden, und fie müſſen von allen denjenigen 
re werben, bie fi im den Gegenden des Krieges 
efinden. Wir find aber allerdings der Anſicht, daß in 
verſchiedenen Fällen mit unnöthiger Härte verfahren, und 
vermeibbarer Schaden verurfaht worden it. Wie wir 
hoffen, daß für die aus Transpaal auögewiefenen Deutfchen 
eine genügende Entihädigung ſich wird erzielen Laflen, 
io geben wir und auch der Hoffnung hin, daß unfere 
Miffionen in Sübdafrifa in fürzefter ri ihr edles Wirken 
in vollem Umfange und ohne zu große Verlufte werden 
wieder aufnehmen können. 


EEE EEE TIERES —— — 








Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der (C) 


Herr Abgeordnete Baron dv. Arnswaldt-Hardenboſtel. 

Baron v. Arnswaldt-Hardenboftel, Abgeordneter: 
Ich beantrage die Beiprehung der Interpellation. 

Präfident: Der Herr Abgeorbuete Baron v. Arus— 
waldt:Harbenboftel beantragt die Beſprechung der Inter: 
pellation. Dazu ift eine Unterſtützung von 50 Mitgliedern 
nöthig. Ich bitte diejenigen Herren, welde den Antrag 
unterftüßen wollen, fi von ihren Plätzen zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Die Unterftügung genügt. 

In der eröffneten Beſprechung bat das Wort der Herr 
Abgeordnete Dr. Baden. 

Dr. Bahem, Abgeordneter: Nachdem der Herr 
Staatsſekretär de3 Auswärtigen Amts dargethan hat, daß 
das Nuswärtige Amt in allen Dingen, foweit e3 an ihm 
gelegen hat, * Schuldigkeit gethan hat, bin ich weit 
davon entfernt, die Amtsführung des Auswärtigen Amts 
in Diefer Sache meinerſeits einer Kritik zu unterwerfen. 
Ich kann nicht von mir behaupten, daß ich felbft in der 
Lage jet, mir ein felbftändiges Urtheil in ihr anzumaßen. 
Die Ausführungen des Herrn Staatöfefretärd fcheinen 
objektiv zu beweilen, daß in der That dad Auswärtige 
Amt gethan Hat, was es hat thun können. Aber aus 
ben ig er be3 Herrn Staatöfefretärd Hat fid) 
weiter ergeben, daß die Klagen, weldhe ben Herrn Juter— 
pellanten zu feiner Interpellation veranlaßt haben, vollauf 
vorhanden find. Der Herr Staatöjefretär hat zugegeben, 
daß Miffionsftationen der deutſchen proteftantiihen Mif- 
fionare in Südafrifa zerftört find, daß Mifftonare zu 
Unrecht verhaftet und fchlecht behandelt worben find, daß 
Miſſionare und ihre Familien auch in die Flüchtlingslager 
verbradjt und dort feitgehalten worden find. Er hat uns 
mitgetheilt, daß bisher eine Entihädigung für die ent— 
ftandenen Schäden noch nicht erlangt worden ift; er hat 


nur jagen können, dab das Auswärtige Amt fon be: (D) 


ftrebt gewefen jei und weiterhin beftrebt fein werde, eine 
gerechte Entihädigung und eine Auöbefferung der ge= 
machten Schäden zu bewirken. Darin liegt bie authentifche 
— des Herrn Staatöjelretärd, daß die Engländer 
es für zuläffig gehalten haben, im füdafrifanifchen Kriege 
fogar bie Miffionsftationen nicht zu ſchönen. Man hat 
ja diefe Dinge auch früher in den Zeitungen gelefen. Ich 
muß jagen: ich meinerſeits habe bisher dieſen Mit: 
theilungen mehr ober weniger ungläubig gegenüber: 
geitanden, weil ich ſolches Hr ganz unmöglich hielt; 
nachdem aber der Herr Staatsſekretär die Thatſachen zu— 
gegeben hat, kann man an der Sadje nicht mehr zweifeln. 

Demgegenüber ift es doch nicht unangemefjen, bier 
unfere Verwunderung darüber zu äußern, daß das dhrift- 
lihe England mit feiner Stellung, feinen Jutereffen und 
feiner Würde es vereinigen fonnte, gegenüber ben 
Miffionen und Miffionaren in folcher Weiſe aufzutreten. 

(Lebhafte Zuſtimmung.) 

Die Miffionare, die dort wirken, haben eö weder mit ben 
Engländern nod mit den Buren zu thun — bie Buren 
find GChriften und die Engländer auch —; fie haben es 
lediglich) mit der heidniſchen Kaffernbevdlferung zu thun: 
fie And ind Land gegangen, um bie Kaffern zur Höhe des 
Chriſtenthums und der Zivilifatton emporzuheben. Alſo 
für den gewöhnlichen Menfchenveritand ergab ſich nur bie 
Schlußfolgerung, dab diefe Miffionare und ihr Werk ſich 
völlig außer der Schußlinie befanden. 

Wie kamen denn nun die Engländer dazu, die Miſ— 
fionare als ein ihnen feindliches Element zu betrachten 
und dementſprechend zu behandeln? Ich muß fagen: ich 
veritehe das nicht; ih habe das am ———— ver⸗ 
ſtanden von einem Lande, welches ſelbſt für Miſſionen 
ſo viel gethan hat und noch thut wie England. Ein 
ſolches Land hätte um ſo mehr mit der — Rückſicht 
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(A) den Miffionen anderer Völker gegenübertreten follen, bie 


fih bort in Südafrika entwidelt haben. 

(Sehr richtig!) 
Ih kann über dieſe Dinge mit volliter Unbefangenheit 
ſprechen; ich made darauf aufmerkſam, dab alle die 
Klagen, welde der Herr uterpellant vorgetragen hat, 
ledigih aus den Streifen proteftantiiher Miffionare 
fommen, nicht aus denen EZatholifcher Miffionare. — Er 
winft mir zu, daß es fo iſt. Ich als Katholik bin alſo 
ganz gewiß nicht in dem Verdacht, daß ich bier eines 
Mangel3 an Objektivität mich fchuldig made. Auch 
jeder Katholik, der für Miffionen überhaupt ein Herz hat, 
muß feiner lauten Mifbilligung darüber Ausdruck geben, 
daf die proteftantifchen Engländer die proteſtantiſchen Mif: 
fionen in diefer Weiſe behandeln zu dürfen geglaubt haben. 

(Sehr richtig!) 

Das iſt ja ohne Zweifel ridjtig: wenn ein Konflift aus: 
bricht, wie er gegenwärtig in Südafrifa befteht — man 
mag ihn von irgendweldhem Standpunkt aus jo bebauer- 
lich finden und für fo bedauerlich erllären, wie man 
will —, fo müffen die Miffionare fih völlig neutral 
halten. Aber es find aud bisher feinerlei Thatſachen 
artitulirt, welche die Miffionare al3 der Parteinahme 
egen die Engländer ſchuldig hinftelen. In dem einen 
Fall, wo man den Direltor der Hermandburger Miffion, 
Harmd, verhaftet hat wegen angebliden Hochverraths, 
wegen Parteinahme fir die Buren, hat fi ohne allen 
Zweifel ergeben, daß dieſe Beſchuldigung völlig falſch 
war. Denn die Engländer jelbft haben ihn wieder frei- 
gegeben; fie würden gewiß troß der Intenvention unferes 
Auswärtigen Amts ihn nicht freigegeben haben, wenn er 
eben nicht völlig unſchuldig geweſen wäre. Ich meine 
fogar: wenn er aud nur ein bischen Schuld gehabt hätte, 
fo würben die Engländer ganz gewiß darauf gehalten 
haben, ihm dieſe Schuld nachzuweiſen, ſchon um ſich 


(B) gegenüber dem Auswärtigen Amt des Deutichen Reichs 


rechtfertigen zu fünnen. 
(Sehr richtig!) 

Menn das nicht geichehen ift, fo darf man ohne weiteres 
annehmen, daß ein Berfchulden auf Seiten dieſes Mifftons: 
direftord nad feiner Richtung Hin vorlag. Ebenſo ift 
von den anderen Miffionaren, die ſchlecht behandelt worden 
find, nicht dargethan, daß ihrerfeitS irgend welche Ber: 
fehlung vorliegt. 

Mas fol es denn da nun heißen, daß Miffions- 
ftationen zerftört worden find, daß das Gigenthum der 
Miffionare angegriffen worden ift? Daß das ZBerftören 
ber Milfionsftationen das Werk der Miffton auf lange 
Zeit vernichtet, Liegt auf der Hand. Daß eine derartige 
Behandlung der evangeliſchen Miffionare feitend einer 
Nation, melde ſelbſt ganz überiviegend fich zum 
PBroteftantismus bekennt, auf die Kaffern einen Gindrud 
macht, wie er ſchlechter gar nicht gedacht werben kann, 
einen Gindrud, der von vornherein nicht nur das Anfehen 
der Miffionen untergraben, fondern auc das Merk der 
Milftonen in weiten Maße unmöglich machen muß, das 
liegt anf ber Hand. Ich meine, gegenüber dieſen 
Miffionen hätten die Engländer mit ber äußerften Vorſicht 
und Burüdhaltung vorgehen follen. Es lag gar fein 
Grund vor, ohne handgreifliche Beweife fie fo zu be: 
handeln, wie fie behandelt worden find. Es ift ihnen 
aljo zweifellos ein ſchweres Unrecht geichehen, und jeder, 
der das Recht liebt, muß dem Herrn Interpellanten darin 
beiftimmen, wenn er das Auswärtige Amt bittet, wenigſtens 
dafür zu forgen, daß das Unrecht, foweit es geichehen tft, 
wieder gutgemadt würde, 

Ih ſchließe mih alfo dem Wunſche des Herrn 
Sinterpellanten durdaus an und habe ferner ben Wunſch, 
daß die Bemühungen unſeres Auswärtigen Amts, bon 
benen ich ohne weiteres annehme, daß fie alles erſchöpfen 





werben, was gethan werden Tann, einen vollen Erfolg (0) 


haben werden. Ach nehme auch au, daß die Engländer 
es nicht auf ihrer Ehre fiben laſſen werben, daß ihr 
Heer, vielleicht in der Unbeſonnenheit kriegeriſchen Weber: 
eiferd, Mifftonsftationen vernichtet, Miſſionare ſchlecht be— 
handelt hat, ohne daß das Unrecht wieder gutgemacht 
worben ift, ſondern daß bie englifhe Nation ala ſolche 
das Bedürfniß empfindet, Hier Remedur eintreten zu 
laffen, das Unrecht zu fühnen und für den Schaden volle 
Entſchädigung zu leiften. Ach nehme an, daß, wenn das 
Auswärtige Ant an die Ehrenhaftigkeit der englifchen 
Nation appellirt, dies Hinreichen wird, um einen vollen 
Erfolg zu erzielen, und ich wünſche, daß dieſer Erfolg 
recht bald erzielt werben möge. 
(Lebhafter Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Dr. Dertel. 


Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, es ift un— 
gemein jchwierig, wie der Herr Interpellant ſchon herbor- 
gehoben hat, ſich bei der Grörterung diefer Juterpellation 
in den Scraufen zu Halten, die fie fich felbit gezogen 
hat; denn dieſe nterpellation hat Dinge und Berhalt: 
niſſe berührt, die heute noch die Vollsſeele ebenfo tief be- 
wegen, wie fie fie feit mehr als Jahresfrift bewegt haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Troßdem werde ih mih nad Möglichleit innerhalb ber 
Schranken der Interpellation zu halten und meinen beiden 
Herren Vorrednern darin zu folgen beftreben. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Bachem hat die Zeitungs: 
berichte, die er früher gelefen hat, che er von dieſer 
Interpellation und ihrer Begründung erfuhr, für ganz 
unmöglich gehalten. Meine Herren, wir haben über bie 
Behandlung der Deutichen in Südafrila viele Dinge 
hören und erfahren müffen, die wir ſammt und jonders 
für unmöglich gehalten haben. 

(Sehr richtig!) 
Die ganze zivilifirte Welt hat fih an etwas gewöhnen 
müffen, das ihr bis dahin undenkbar erſchien. Das hier 
offen auszuſprechen, halte ich geradezu für die Pflicht des 
Deutſchen Reichstags. 
(Bravo!) 


Herr Dr. Bachem hat weiter gemeint, es ſei doch 
geradezu verwunderlich, wie das cengliihe Militär 
dazu gekommen ſei, die Miffionare gefangen zu nehmen, 
fie in ihrem Beſitz zu fchädigen. Meine Herren, das 
Gefühl der Verwunderung verftehe ich, und wir im 
—— werden uns innerhalb der Schranken der Ge— 
ihäftsordnung auch mit dem Ausdruck des Gefühls ber 
Berwunderung begnügen müflen; im Volle draußen bat 
man aber ein anderes Gefühl — cin Gefühl, das un— 
mittelbar das Gegentheil von Bewunderung bedeutet. 
Schärfer brauche ich mid) nicht auszufprechen. 

Herr Dr. Bachem hat es auch fahlih hier ganz 
unverſtändlich, ja, man könnte jagen, unverſtändig 
aehalten, daß derartig gegen die Mifftonen vorgegangen 
ift. Hier fommt aber nicht bloß der Werftand in Frage. 
Der abwägende Verltand jagt allerdings, daß die Eng— 
länder fih in ihr eigenes Fleiſch geichnitten haben durch 
diefes Vorgehen. Hier kommt aber auch wefentlich das 
Gefühl in Frage, und das beutfche Gefühl bäumt ſich 
auf und empört ſich gegen diefe durch nichts gerechtfertigte 
Behandlung. 

Herr Dr. Baden Hat danı der Hoffnung Ausdruck 
gegeben, daß, wenn bie engliiche Regierung im Punkte 
der Ehre gepadt würde, fie derartige Dinge nicht auf 
fich figen laſſen, ſondern nad) Möglichkeit und mit Schnellig- 
teit dafiir forgen werde, daß fie wieder gut gemacht 
würden, daß die Gerechtigkeit wieder zu ihrem echte 
fomme. 9a, meine Herren, jo optimiftiich denke ich nicht 

(Heiterkeit rechts), 
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(A) gerade weil id) der Eigenart der englifchen Regierung 


Verſtändniß entgegenbringe. Ich glaube, an diefem Punkt 
follte man die Herren niht paden. Es giebt andere 
Punkte, wo fie empfindlicher find 
(fehr richtig! und Heiterkeit), 

und fie ba zu faffen, würde ich meinerfeit$ dem Aus: 
wärtigen Amt mehr empfehlen als an dem Punkt, den 
Herr Dr. Bachem allzu optimiftifh als den beften 
empfohlen hat. 

Auch ih trage kein Bedenken, dem Auswärtigen 
Amte zu verfihern, daß ich überzeugt bin, es hat nad) 
Lage der Sadıe gethan, was es thun fonnte; mindeſtens 
bin ic) von dem Gegentheil nicht überzeugt und kann es 
nicht beweifen. Ich glaube dem Herrn Staatsſekretär, 
ber heute mit großer Wärme bie Intereffen der Milfionare 
verfochten hat, und vertraue ihn, der heute verfproden 
hat, dab er auch künftig diefe Intereſſen nad allen 
Richtungen Hin mit aller Entichiebenheit verfehten und 
fördern werbe. Nber Eins hat mid doch — id mill 
fagen — tief belümmert. Der Herr Staatsſekretär hat hier 
betont, gleich zu Anfang habe die deutſche Negierung ſich 
mit energiichen Borftellungen an die britifche Regierung 
gewendet. Diefem Theile feiner Rede folgte dann ein 
anderer, der begann mit dem Worte: deffenungeadtet. 

(Sehr richtig!) 
Diefes Wort „deffenungeachtet* ſprach Bände. 
(Sehr ridtig!) 
Hierin Tiegt für mid das Beſchämende, daß troß ber 
Vorfiellungen und „deſſenungeachtet“ fih dieſe Dinge 
weiter ereignen fonnten, und bis heute noch in ben 
wejentlichften Punkten feine Nemedur eingetreten ift. Das 
muß uns mit einer gewiflen Beſchämung, einer gewiſſen 
Mißſtimmung, einer gewiffen Bekümmerniß erfüllen, und 
ben Herrn Staatsſektetär wird e3 auch mit einer gewiffen 
Bekümmerniß erfüllen müflen. Auch er hat ———— 
mit der man vorge— 
gangen iſt. Er hat dieſe Härte alſo ſelbſt als ein Un— 
recht gelennzeichnet, hat ſie zwar mit dem Kriege 
entſchuldigt, aber ausdrücklich geſagt, daß ſie über— 
trieben worden ſei. Meine Herren, dieſe offene Kund— 
gebung verpflichtet mich dem Herrn Staatsſekretär des 
Auswärtigen gegenüber zur vollen Dankbarkeit. Ich bin 
erfreut, daß im Deutſchen Reichslage die Interpellation 
eine ſolche Antwort gefunden hat. Damit iſt das Vor— 
*— ſo ſtigmatiſirt vor dem Volk, wie es längſt hätte 
tigmatifirt werden müſſen: als volle Ungerechtigkeit, 
die durch die Härte des Krieges und der angeblichen Kriegs— 
nothwendigleit durchaus nicht begründet werden kann. 
(Xebhaftes Bravo.) 

Meine Herren, der Herr Interpellant ift fo ſachlich 
und objektiv wie möglich geblieben. Zulegt hat er aber 
doch ein etwas hartes, böles Wort gewählt; er bat ge: 
fagt, es ſei wie ein „Hohn“ auf die deutfche Größe, 
wenn man diefe Dinge betradite. So weit will ih nicht 
gehen; aber, wie gelagt, nachdem wir die großen Er— 
eigniffe bed Jahres 1870/71 mit erlebt haben, kommt e3 
einem füglich fo vor, als ob dad, was damals erfochten 
worden it, wieder zum Theil verloren gegangen fei 

(jehr richtig!), 
und das erzeugt ein Gefühl ber Beihämung, das wir 
nicht los werden. Dieſes Gefühl der Beſchämung ift 
meines Erachtens durch umfere Lage in nichts gerecht— 
fertigt. Wir könnten immer noch fo baftehen, wie damals, 
nah außen Hin. Wir brauchen auch heute niemandem 
nachzulaufen, wir brauchen uns nicht zu verzetteln und 
zu verlieren, wir brauchen nicht drüben im Dften Anderen 
die Staftanien aus dem Feuer zu holen und uns bafür 
an anderen Weltpunkten das Fell über die Ohren ziehen 
zu laſſen. Wenn dad Auswärtige Amt der britifchen 
Regierung diefe Stimmung als maßgebende Stimmung 


des deutſchen Volkes in geeigneter diplomatiſcher Weife (C) 


nahe bringen wollte, dann würde es meines Erachtens 
beffer und zweddienliher handeln, ald wenn e3 an den 
Ehrenpuntt appellirte, der vielleiht — ich weiß es nicht 


— doch veriagt. 
(Zebhaftes Bravo.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haffe. 

Dr. Haffe, Abgeorbneter: Meine Herren, ich ftimme 
den Herren Vorrednern infofern bei, ald ich amerfenne, 
daß das Auswärtige Amt im einzelnen beim Eintreten 
für die geihädigten Intereffen der deutſchen Miſſionare 
jeine Pflicht und Schuldigfeit gethan hat; aber ich meine 
boch, daß der Nadweis nicht geführt ift, daß die all: 
gemeine Politik unferer Regierung überhaupt eine der: 
artige Sadjlage hintangehalten hätte. Ih pflidhte dem 
bei, was der Herr Vorrebner eben geäußert hat, daß es 
jeden peinlich berühren muß, daß der Herr Staatöjekretär 
das Mort „obgleih“ in diefem Zufammenhang hier an— 
führen mußte; denn wenn unfere Stellung gegenüber 
England die richtige ift, fo mußte mindeſtens das erreicht 
werben, daß in all diefen Dingen unfer fogenanuter Ber: 
bünbeter allen ſolchen Kleinwünſchen, die wir haben, 
body in anderem Make Rechnung trägt, als dies 
geſchehen ift. 

Der Herr Staatöfelretär ded3 Auswärtigen hat in 
etwas die geihädigten Miffionare verantwortli machen 
wollen, indem er gefagt bat, fie hätten nicht genügend 
verftanden, ihre Sympathien mit den Buren zu ber: 
ihweigen. Nun, nad meinen Informationen ift gerabe 
das Gegentheil der Fall; es wird von verſchiedenen 
Deutihen, die in Südafrifa leben und die aus ihren 
Anſchauungen kein Hehl machen, einer ganzen Anzahl 
von Miffionaren — ich will dahingeftellt fein laſſen, ob 
es gerade die Geſchädigten find —- der Hauptvorwurf ge- 
mad)t, daß fie in ihrer Konnivenz gegenüber den Macht: (D) 
habern viel zu weit gehen. ebenfalls muß beftritten 
werben, daß die Miffionare für dad, was fie jeßt erleiden, 
verantwortlich zu machen find und dafür die moraliſche 
Schuld tragen. 

MWenn nun dann von dem Herrn Staatäfefretär ge— 
fagt worden ift, man brauche ſich ja nicht fo ſehr zu be- 
unruhigen, bie Leute würden ſchon fchließlih zu ihrer 
——— fommen, es ſei zu hoffen, daß bie jetzt in 
London tagende Kommiſſion fid) auch mit biefen Fragen 
beihäftigen werde, fo möchte id bie Gegenfrage ftellen: 
was geſchieht denn aber Er wer forgt 
denn inzwiichen für die Gefchäbigten? wer hat denn ge: 
forgt für die aus Südafrifa ausgewieſenen Deutſchen in 
den langen Monaten, in denen fie theils fich in Deutich- 
land aufhalten oder irgendwo in der Welt fih herum— 
treiben und nun darauf warten müffen, bi3 fie etwa 
wieder in ihre Heimat ———— werden? Hierfür 
forgt das Deutiche Reich in feiner Weife, und ih muß es 
geradezu ald einen Mangel unferer Inftitutionen 
bezeichnen, daß weder in unferem Etat nod) in irgend 
weld anderer Weiſe eine Fürforge getroffen ift dafür, 
daß in foldhen Fällen, entiprehend ber FFürforgepflicht 
ber Polizei und der Gemeinden in Nothitandsfällen, irgend 
jemand innerhalb unſeres Deutihen Neihs von Amts 
wegen fi ber Zeute annimmt, bis fie zu threm Schaden: 
erfab kommen. 

Aber, meine Herren, die Darlegungen der vers 
ſchiedenen Nebner haben doch auch gezeigt — und e3 hat der 
Herr Staatsſekretär des Auswärtigen den Beweis des 
Gegentheild nicht erbringen können —, daß die Krieg— 
führung der Engländer eine jo barbariſche it, daß 
fie unfere Entrüftung berausfordert. 

(Sehr richtig!) 
63 jcheint, daß in demjelben Maße, in dem bie englifche 








(A) eigentlihe militärifhe Kriegführung fih als nicht 


leiftungsfähig — 
gut!), 

die Engländer darauf verfallen, ſich des Hungers zu 
bedienen und all derjenigen Mittel einer angeblich längſt 
überwundenen Barbarei gegenüber Kindern, gegenüber 
Frauen, gegenüber den Miſſionaren 

(ſehr aut!), 
um zu ihrem Ziel zu gelangen. Wenn das eine moderne, 
eine chriſtliche, europäiſche Kriegführung iſt, Die Krieg— 
führung unſerer angeblichen Freunde, ſo muß gegen eine 
derartige Kriegführung in der That hier vom Stand— 
punkte der — Proteſt erhoben werden. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort wird wird nicht weiter ver— 
langt; die Beſprechung iſt geſchloſſen, und der dritte Gegen— 
ſtand der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zum vierten Gegenſtand der Tages— 
ordnung, zum 

mündlichen Bericht der Kommilfion für die 
Geihäftsorduung, betreffend das Schreiben des 
Königlichen Landgerichts, Straftammer 1, zu 
Meferig in der Straffade wider ben Nebakteur 
Dtto Bödler in Berlin wegen Beleidigung (1.M. 
15/01. 23), wegen ber Vernehmung des Mit- 
gliedes des Reichſstags v. Gersdorff als Zeuge 
am 17. Mai cr. in Meferig (Nr. 324 der Drud: 
faden). 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Gamp. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Berichterftatter. 

Gamp, Abgeordneter, Berichterftaiter: 
in der vom Herm Präfidenten —— Strafſache hat 
das Königliche Amtsgericht zu Meſeritz unter dem 
25. April cr. ein Erſuchen an das Präſidium bes Reichs— 


Meine Herren, 


(B) tags gerichtet, die Genehmigung des Reichstags zur Ber: 


nehmung bed Herrn Abgeordneten v. Gersdorff in dem 
erwähnten Termin in Meſeritz zu ertheilen. Das Land— 
gericht hat in diefem Erſuchen darauf aufmerkfan gemacht, 
daß das perfönlihe Erſcheinen des Zeugen durchaus 
erforberlich fei, weil vorausfihtlih andere Zeugen ihm 
gegenübergeftellt werben müßten, und daß andrerfeit3 eine 
genügende Aufklärung nur duch Vernehmung vor dem 
erfennenden Nichter möglich fei. 

Der Reichstag hat beſchloſſen, die Sache der Geſchäfts— 
ordnungskommiſſion zur Berichterftattung zu überweijen, 
und die Geihäftsorbnungsfommifften ftellt den Antrag, 
welder auf Nr. 324 fi in Ihren Händen befindet. 

Der Antrag des Landgerichts Meferig fügt ſich auf 
die —— ber Strafprozeßordnung in 8 49, worin 
es heiß 

Die Mitglieder des Bundesraths find während 
ihres Aufenthalts im Site des Bundesraths an 
diefem Site und die Mitglieder einer deutſchen 
gejebgebenden VBerfammlung während ber Sigungs- 
periode und ihres Aufenthaltö am Orte ber 
Berfammlung an biefem Orte zu vernehmen. 
Ausnahmen — heißt es weiter — hat bezüglich ber letzt— 
genannten Berfonen der Reichstag felbit zu beftimmen. 

Meine Herren, die und vorliegende Frage iſt zum 
erften Male, feitdem der Reichstag befteht, zur Ent— 
Scheidung des Reichstags gebracht und hat deshalb eine 
ſehr erhebliche prinzipielle Bedeutung, bie über die praf: 
tiiche Bedeutung weit hinausgeht, da in dem vorliegenden 
Falle der Herr Kollege v. Gersdorff privatim erflärt hat, 
er würde den Termin wahrnehmen und feiner Zeugenpflicht 
entjprehen. Da aber die Trage eben eine fehr erhebliche 
prinzipielle Bedeutung bat, halte ich mich doch fiir ver- 
pflichtet, mit einigen ausführlihen Worten biejelbe zu 
beleuchten. 


Reichstag. — 90. Situng. Dienstag ben 7. Mai 1901. nz 


— 


Die Beſtimmung im $ 49 der Strafprozeßordnung (C) 


entfpricht einen Antrage bed früheren Reichsſstagsabgeord— 
neten Miquel, der bon ihm bei ber Berathung der Straf: 
prozeßordnnung ge und wörtlid angenommen worben 
ift. Bei ber Begründung biefed Antrags war Herr 
Miguel nicht zugegen, und bie Begründung wurde im 
wejentlihen von dem Direltor im Neichöfanzleramt 
v. Amöberg gegeben. Diefer wies darauf hin, daß 
Kollifionen entitehen könnten zwiichen amtlichen und 
den fonftigen Pflichten, und daß dieſe Kollifionen eine 
Ausgleichung erheiſchten. Er fuhr dann wörtlid) folgender- 
maßen fort: 
Für dergleichen Fälle erfcheine e3 um fo mehr ge: 
boten, einen vermittelnden Ausweg zu fchaffen, 
als die bloße Ladung als Zeuge die Möglichkeit 
des Mißbrauchs biete. Je nachdem die Vor— 
ladung mehr oder weniger vom willkürlichen 
Belieben einer Partei abhänge, ſei neben der 
Möglichkeit der Chikane auch die Möglichkeit des 
Verſuchs gegeben, mittel folder Ladung Beamte 
zeitweiſe amtlichen Thätigfeit und Mitglieder 
einer gefeßgebenden Berfanmlung der Theilnahme 
an beftimmten Sigungen zu entziehen. 
Es heißt dann weiter, daß zwar mande Bedenken fich 
gegen diefen Antrag geltend machen ließen. Be uͤglich dieſer 
äußert ſich aber Direktor v. Amsberg wörtli 
Laſſen beſondere Umſtände es als geboten er⸗ 
ſcheinen, im einzelnen Falle von der Vorſchrift 
des 8 47a abzugehen, fo biete die Schluß— 
beſtimmung des Paragraphen hierfür den Weg. 
Alſo in ſolchen Fällen würde die Genehmigung des 
Reichstags ertheilt werben können. 

Bei der Berathung dieſes Antrages wurden von faſt 
allen Seiten bezüglich der Beſtimmung für die Reichstags— 
mitglieder Bedenken geäußert, und eine ungetheilte Zu: 
ftimmung zu biefem Privileg wurde 
niemandem ausgeſprochen. Der Abgeorbnete Neichens: 
perger äußerte N bahin, er habe zwar feine große 
Sympathie für den Paragraphen, derjelbe fei aber aus 
anderen Gründen akzeptabel. Gneiſt fagte ausdrücklich, 
die Erftredung der Borichrift auf Mitglieder der geſetz— 
gebenden Berfammlungen halte er zwar nicht für unbedingt 
nothwendig, er werbe fi aber deshalb nicht abhalten 
laffen, für den unveränderten Paragraphen zu ftimmen. 
Dr. Bähr bittet, über die einzelnen Kategorien befonders 
abſtimmen zu Laffen, da er hinfichtlic der Mitglieder ber 
geſetzgebenden Berfammlungen ein Bebürfnik nicht an 
erkenne, Ebenſo ſprach fih Beder aus, und der Ab— 
geordnete Lasker motivirte ausdrücklich feinen völlig ab» 
lehnenden Standpunkt biefer Beftimmung gegenüber, daß 
diefelbe dem Prinzip der mündlichen Verhandlung wider: 
ſpräche, und daß er daher entfchteden dagegen fein müſſe. 
Dem gegenüber konftatirte der Direktor v. Amberg, daß 
doch Fälle vorkommen könnten, in benen der Reichstag 
feine Genehmigung würbe verfagen müſſen; 

benn die Möglichkeit, daß der Präfident ober 
das Bere Biirean des Haufed abberufen werde, 
ſei nicht ausgeichloffen; aber aud einem einzigen 
Mitgliede könne ber Bräfident mit Nüdficht auf 
das Bevorſtehen einer wichtigen Abftimmung den 
Urlaub verweigern. 

Aus diefen Verhandlungen geht alfo hervor, daß der 
Geſetzgeber bet Erlaß diefer Beſtimmung der Anficht war, 
daß der Reichsſtag wohl unter Umſtänden in die Lage 
kommen könne, die Genehmigung zur Vernehmung als 
Zeuge außerhalb des Tagungsortes zu verfagen, weil 
entiveber chikanöſe Vorladung vorläge, oder wichtige Ab— 
ftimmungen zu erwarten feien, bat aber die Verſagung 
der Genehmigung al3 bie Ausnahme anzufehen fei. 

Bei dieſer Sachlage war die Geihäftsorbuung ein— 


eigentlih von (D) 


(A) ftimmig ber Anfiht, daß eine Verſagun 


2610 


Reichstag. — WM. Sigung. Dienstag den 7. Mai 1901. 








ber Genehmi- 
gung zur Zeugnißablegung im vorliegenden Falle nicht 
angezeigt fei, da in dem Antrag des Landgeridhtö die 
Nothwendigkeit des perlönlihen Erſcheinens ausreichend 
begründet worden, der Abgeordnete dv. Gersdorff aber aud) 
perfönlic mit feiner Vernehmung in Meferig einverſtanden 
fei, und endlich nad menfhlider Vorausſicht wichtige 
Abftimmungen an dem genannten Tage nicht zu erwarten 
jeien. Zweifelhaft war man in der Geſchäftsordnungs— 
fonmiffion lediglich darüber, ob man fid) darauf beſchränken 
folle, diefe Genehmigung zu ertheilen, ober ob man den 
Genehmigungsbeſchluß noch den im Antrage enthaltenen 
Zuſatz geben follte. Bon der großen Majorität der Kom— 
miſſion — der Beſchluß wurde mit allen gegen eine Stimme 
gefaßt — wurde dieſer Zufag für nothwendig gehalten, 
und zwar um einer wunrichtigen Auslegung des 
Beſchluſſes ſeitens des Landgeriht3 entgegenzutreten. 
Hätte ſich die Kommiſſion lediglich darauf beſchränkt, 
auszuſprechen, daß der Reichſtag ſeine Genehmigung 
zur Vernehmung des Abgeordneten v. Gersdorff als 
Zeuge ertheile, ſo hätte das Gericht daraus den 
Schluß ziehen können, daß nun der Abgeordnete auch 
unter allen Umſtänden verpflichtet ſei, den Termin wahr: 
zunehmen, während die Kommiſſion der Anſicht war, daß, 
wenn auch der Reichsſstag fein Intereſſe daran habe, die 
Genehmigung zur Bernehmung des Abgeordneten v. Gerd: 
dorff in Meferit zu verfagen, weil feine Gründe hierfür 
vorliegen, doch das einzelne Mitglied des Reichsſtags un— 
bedingt das Recht haben müſſe, an jeber Sigung des 
Reichstags theilzunehmen, da niemand beurtheilen könne, 
ob nicht eine —— ſtattfände, die nach der Anſicht 
des betreffenden Mitgliedes ſeine Anweſenheit erheiſche. 
Alſo aus dem Grunde, um dieſer mißverſtändlichen Auf— 
faſſung des Beſchluſſes des Reichstags entgegenzutreten, 
hielt die Geſchäftsordnungskommiſſion es für nöthig, den 


(B) Zuſatz zu machen „vorbehaltlich des Rechtes des Ab— 


geordneten, ſeinerſeits wegen Theilnahme an den Sitzungen 
des Reichstags fein Erſcheinen abzulehnen”. 

Die Kommiſſion hielt aber auch aus bem Grunde 
einen Beichluß, der fih auf die Ertheilung ber Ge: 
nehmigung beſchränkt, für bedenklich, weil niemand voraus: 
fehen kann, ob in der That im vorliegenden Falle bie 
Vorausfegung des 5 48, die ich eben vorgelefen habe, 
zutrifft; denn die VBorausfegung der Anwendung dieſes 
Paragraphen ift eben, daß ber Betreffende während 
der Sigungäperiode feinen Aufenthalt an dem Sig ber 
Berfammlung hat. Wenn aljo, was wir ja nicht wiflen, 
am 17. Mai feine Sigung fein und dbemgemäß der Ab— 
georbnete v. Gersdorff fi hier nicht aufhalten würde, fo 
würde überhaupt der Reichstag gar nicht in der Lage jein, 
feine Genehmigung verfagen zu fünnen; der Zeuge wiirde 
dann im Termin erfcheinen müffen und hätte nicht das 
Privilegium des S 49, Sondern unterläge ben allgemeinen 
Reftimmungen über die Zeugnißpflicht. Ob mun am 
17. Mai eine Sigung fein wird, ift offiziell nicht befannt. 
Der Reichsſtag hat darüber noch feinen Beſchluß gefaßt. 
Würde er bereits den Beihluß gefaßt haben, daß am 
17. Mai feine Sigung ſei, fo würde wahrſcheinlich die 
Geſchäftsordnungskommiſſion zu einem anderen Ergebniß 
gekommen fein. Mit Rüdfiht auf die Lage, in der wir 
uns offiziell befinden, fehe ich mich genöthigt, den Beſchluß 
der Geihäftsordnungstommifftion Ihrer Annahme zu 
empfehlen. 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, 
die legten Ausführungen des Herrn Referenten über die Er— 
wägungen in ber Kommiſſion zeigen, daß die Kommiſſion hier 
einen falſchen Schluß gezogen und einen Vorſchlag gemadt 
hat, der umrichtig ift. Der Reichstag kann die Genehmigung 








verfagen, oder er fann bie Genehmigung erteilen. Ertheilt (©) 


er bie Genehmigung, dann unterliegt jeder einzelne Reichs— 
tag3abgeorbnete dem Gericht gegenüber, wie jeder andere 
Bürger, dem Zeugnißzwang, er hat Folge zu Teiften, und 
deshalb follte der Reichſstag die Genehmigung niemals er: 
theilen, wenn er es irgendwie für bedenklich erachtet, daß 
jemand dadurch um fein Recht fommt, der Sigung hier 
beizuwohnen. Nun liegt der vorliegende Fall fo, daß 
eine Sigung am 17. Mai, an weldyem Tage die betreffende 
Gerichtäverhandlung ftattfindet, hier im Reichstag nicht 
ftattfinden wird, und da uns Die Auskunft gegeben tft, 
daß ber Herr Abgeordnete ſelbſt an dem Tage bereit ift, 
ald Zeuge vernommen zu werden, jo braucht er ja nur 
dem Borfitenden des Gerichts mitzutheilen, er werde an 
diefem Tage nicht in Berlin fein und zum Termin fommen; 
ed fann dann die Sitzung anberaumt werde, in der ber 
Abgeordnete Zeugnib ablegen fol. Meine Herren, halten 
Sie fih aud gegenwärtig: was foll der Landgerichts: 
direktor machen, wenn er diefen Befchluß befommt? Dann 
weiß er doch nicht, ob der Zeuge kommt, und kann feine 
Sigung anberaumen. Mit Küdfiht darauf, daß ſich bie 
Sache erledigt, ohne daß wir einen Beſchluß faflen, möchte 
ih dem hohen Haufe vorſchlagen, dieſen Gegenftand von 
der Tagesordnung abzufegen. 

Prafident: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Dr. Bachem. 

Dr. Baden, Abgeordneter: Ich möchte dein Antrag des 
geehrten Herrn Vorredners nicht widerfpredhen. Aber ic) muß 
doch eins noch bemerken. Wenn der Antrag heute von ber 
Tagesordnung abgejegt wird, fo fommt die Sache voraus: 
fihtlih überhaupt nicht mehr zur Enticheidung. 


Zuruf.) 
— Gewiß, e3 hat 30 Jahre fo gegangen. Nachdem aber 
ein Beſchluß der Geihäftordnungstommiffion vorliegt, 
und nachdem biefer Beſchluß fogar, wenn ich recht gehört 


habe, nad) dem Vortrage des Herrn Referenten einſtimmig (D) 


gefaßt ift, wäre ed doch erwünſcht, daß bie grage zum 
udtrag gebradht wird, weil id nämlich dieſen Beſchluß 
für unannehmbar halte. Ich Habe gewichtige Eins: 
—— gegen den Beſchluß der Gelhäftsornun 8: 
kommiſſion zu maden vom Standpunkt ber geſetzlichen 
Stellung der Abgeordneten aus. Wenn alfo die Sadıe 
von der Tagesordnung abgejeßt werben foll, jo möchte 
ich jedenfalls die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, 
ohne zu fonftatieren, daß im Neihstage aud eine andere 
Aufafung vorhanden ift als die Auffaffung der Geſchäfts— 
ordnungskommiſſion. Ich bin für meinen Theil aud der 
Anfiht, daß diefer einftimmig gefaßte Beſchluß der 
Stellung bed Neihstags nicht die gebührende Rechnung 
Rechnung trägt. — Im übrigen, wenn das Haus jett er: 
müdet ift und nicht weiter verhandeln will, habe ic) nichts 
dagegen einzuwenden, daß ber Gegenftand für heute ab» 
gejegt wird. Ich hätte dann nur den Wunſch, wenn ſich 
in der kurzen Zeit, die uns nod gegeben ift, ein Raum 
findet, daß dann die Sache dody wieder auf die Tages: 
ordnung fommt und dann aud vom Reichstage einläßlich 
verhandelt und entichieden würde. 

Präfident: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, id glaube, 
für die Geſchäftsordnumgskommiſſion ausfprehen zu 
fönnen, daß biefelbe fein Mißtrauensvotum gegen ſich in 
dem Umſtand finden würde, wenn bem Antrage bes Herrn 
Kollegen Spahn nachgekommen wird. 

Sur Geſchäftsordnung felbft bin ih der Meinung, 
daß, wenn Zeit geweſen wäre, dieſe fehr wichtige Frage 
dem Haufe durd einen jchriftlihen Bericht hätte unter: 
breitet werben follen. Da fi die Verhältniffe nun aber 
fo geftaltet haben, daß niemand geihädigt wird, wenn 
jegt in der Sache nichts beichloffen wird, jo ſcheint mir 





(A) die Aufre gen des status quo das Richtige zu ſein, 

- — ließe mich dem Antrage des Herrn Abgeordneten 

pahn an. 

Bräfident: Zur ————— hat das Wort als 
Abgeordneter der Herr Abgeordnete 

Gamp, Nbgeordneter: Wie die She jetzt liegt, 
würden wir immer nur dahin kommen fönnen, die Sa € 
an bie a es zurückzuverweiſen. 
Denn ich Jake nit, daß der Reichsſtag in biefem 
vu enblid zu einer anderen Entſcheidung wirb ent— 

ließen Bi, Wir mirden aber dann gar feine 
— haben, im dieſer Seſſion zu einem materiellen 
Beichluffe zu kommen, und da, wie gejagt, diefer Fall 
prakliſch wohl erledigt ft, und man wicht überfehen kann, 
ob ein neuer Fall in den mächften zwanzig oder dreißig 
Jahren vorkommen wird, möchte aud) id) die Entſcheidung 
biefer Frage der Zutunft überlaffen. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Spahn hat 
beantragt, den und befcäftigenden Gegenftand von der 
Tagesordnung abzufegen. Es hat niemand bagegen Ein: 
ſpruch erhoben. — Auch jegt erhebt niemand Einfprud). 
Ich erfläre es deshalb als Beſchluß des Haufes, daß 
dieſer Gegenſtand von ber Tagesordnung abgeſetzt wird. 

IH Ichlage dem Haufe nunmehr vor, ſich zu vertagen. 
* J niemand widerſpricht, iſt dies der Beſchluß des 

auſes. 

Ich ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung zu 
halten morgen, Mittwoch den 8. Mai, Mittags 1 Uhr, und 





1. dritte Berathung de3 Entwurf eined Geſetzes, 
betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnlichen Getränken (Nr. 129 der Drud: 
—— auf Grund der in zweiter DL un⸗ 
verändert angenommenen Beſchlüſſe ber XIII 
miffton (Nr. 303 der Drudfachen); 
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2. zweite Berathung bed bon ben Abgeordneten (B) 


Sröber, Lerno und Genoffen eingebrachten Geſetz— 
entwurfs, betreffend Abänderung bed Artiteld 32 
der Neihäverfaflung (Anweſenheitsgelder und 
freie Gifenbahnfahrt für Reichstagsmitglieder). 
— (Nr. 34 berichtigt der Druckſachen), auf Grund 
des ge Beriht3 der XIV. Konmifjion 
(Nr. 294 der Drudfahen) — Berichterftatter it 
der Herr rt Baflernann; 


3. zweite Berathun 
a) des von den Ab eordneten Albrecht und Genoſſen 
eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend Ab— 
änderung des Geſetzes über die Gewerbegerichte 


vom 29. Juli 1890 (Nr. 74 der Druckſachen), 


und 
b) des bon dem Abgeordneten Trimborn ein— 
brachten Gejeßentwurfs, betreffend Abänderung 
des Geſetzes dom 29. Juli 1890 über die Ge: 
werbegerichte (Nr. 45 der Drudjaden), 
auf Grund des Berichts der XI. Kommiſſion 
(Nr. 299 der Drudiagen) — Berichterftatter ift 
ber Herr Abgeordnete Bed (Heidelberg). 

Die Mitglieder des Reichstags Herren Eidhoff, 
Dr. Arendt, Wörle, Graf Magnis, dv. Winterfeldt-Menkin, 
Baumann, Hubrih, Rimpau, Schmidt (Wanzleben), 
v. Staudy, Freiherr v. Richthofen und Dr. Roeſicke 
(Kaiſerslautern) wünſchen aus der IT. bezw. III. IX., X. 
und XV. Kommiſſion fheiden zu dürfen. — Wider: 
raus dagegen erhebt A nicht; ich veranlaffe deshalb 

bie 3.,7.,1., 6, 2. und 4. Abtheilung, heute unmittelbar 
— Sitzung die erforderlichen Erſatzwahlen vor— 
zunehm 

Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 38 Minuten.) 


Drud und Verlag ber De orte tie RN und Verlagsanftalt. 
elm 
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Die Sigung wird um 1 Uhr 21 Minnten durch ben 
| Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung Liegt auf dem (D) 
Birean zur Einfiht offen. 

Seine Kaiferliche und Königliche den ber Kron⸗ 
prinz des Deutſchen Reichs und von Preußen Hat auf 
die Beglüdwünfhung des Reichstags zu Höchſtdeſſen 
Geburtstage in einer an mich gerichteten telegraphiſchen 
Depeſche feinen aufrichtigen und herzlichſten Dank für bie 
freundlichen Glückwünſche des Reichstags een, 

An Stelle der aus ber II. refp. TIL, IX., XIIL und 
XV. Kommiſſion geidiedenen Herren Ab eorbneten 
MWörle, Eickhoff, Dr. Arendt, Graf Magnis, v. Winterfeldt 
Mentin, Baumann, Lurz, Albreht, Hubrid, Rimpau, 
Schmidt (Wanzleben), v. Staudy, Freiherr v. Richthofen— 
Damsdorf und Dr. Roeſicke ———— — durch 


die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt worden die Herren 
Abgeordneten: 
Herold, Rickert, v. Kardorff in die Budget— 
kommiſſion; 


—— Ellwangen) in die Petitionskommiſſion; 
v. Maltzan Freiherr zu Wartenberg und Penzlin 
in die IX. Kommiſſion; 

Freiherr v. Thünefeld, Stögel, Schlegel in bie 
AUT. Kommiſſion; 

MWallenborn, Fis, Dr. Semler, Freiherr v. Wangen 
heim (Pyritz), Dietrich, d. Geröborf in bie 
XV, Kommiſſion. 

Es ſucht für längere Zeit um Urlaub mad) ber 
Herr Abgeordnete Schwarz (München), für 14 Tage wegen 
dringender Gejchäfte. — Dem — wird nicht 
widerſprochen; dasſelbe iſt bewilligt. 

Entihuldigt find bie Witnlieber des Reichstags 
Herren Dr. v. Frege-Weltzien und Lotze. 

Als er des Bundesrath3 find von dem 
Heren Reichskanzler für den legten Gegenstand der Tages: 
ordnung (Gewerbegerichte) angemeldet: 
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der Staiferlihe Gcheime Ober : Regierungsrath 
Herr Dr. Wilhelmi, 

ber Staiferlihe Geheime Ober = Negierungsrath 
Herr Dr. Hoffmann. 

Mir treten in die Tagesordnung cin. Erfter 

Gegenftand berfelben ift die _ 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnlichen @etränfen (Nr. 129 der 
Drudiahen), auf Grund ber in zweiter Be: 
rathung unverändert angenommenen Beichlüffe 
der XII. Kommiffion in Ar. 303 der Druckſachen. 
— Anträge Nr. 325, 326, 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Schmitt 
(Mainz) auf Nr. 323 bedarf noch der Iinterftügung. Ich 
ftelle die Interftügungsfrage und bitte diejenigen Herren, 
welde den Antrag unterſtühen wollen, fid von ihren 
Plätzen zu erheben. 

(Gejdhieht.) 


Die Unterftügung geniigt. 

‚Ferner bedarf der Unterftügung der Antrag Wallenborn 
auf Nr. 326 der Drudjahen. Ich ftelle die Unterſtützungs— 
frage und bitte diejenigen Herren, weldje den Antrag 
unterftügen wollen, fih bon ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Sch eröffne nunmehr die Generaldiskuſſion. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Schmitt 
(Mainz). 

Dr. Schmitt (Mainz), Abgeordneter: Meine Herren, 
bei der zweiten Berathung des Weingeſetzes habe ich mic 
gegen die in dem Geſetz enthaltene SKtellerfontrole aus: 
geiprohen und babe audh gegen die betreffenden 
Baragraphen geftimmt. Wenn ich jest bei der Geſammt— 
abftinmung über das Gefeh für das Geſetz ſtimmen 


(B) werde, fo will ich damit der Ueberzeugung Ausdruck 


geben, daß das Gele in der Form, wie c3 aus ber 
zweiten Leſung hervorgegangen ift, troß meiner Bedenken 
und troß mancher Wünſche, die nicht in Erfüllung ges 
gangen find, fo große Vorzüge enthält gegenüber dem 
jeitherigen YZuftand, daß demgegenüber fleinere Bedenken 
verſchwinden müſſen. Wir alle, die wir in ber Bor: 
bereitung dieſes Geſetzes mitgewirtt haben, haben als 
unser Biel ftet3 bezeichnet, daß wir cin Verbot der Hunt: 
weinfabrifation haben müſſen; und mag man nod) jo viele 
Minfhe in Bezug auf das Geſetz haben, die cine That: 
ſache muß man unbedingt zugeben, daß der Hauptwunſch 
der MWeintrinfer, Weinbauern und Weinhäudler in Er: 
füllung gegangen iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Nun haben am vorigen Montag verſchiedene Herren 
ihre MWünfche für dieſes Geſetz in den Sat gelleidet, daß 
fie diefe ganzen Borfchriften lediglich als eine Abſchlags— 
zahlung betradyten und hoffen, daß die verbitudeten Re— 
nierungen fich redjt bald überzeugen möchten, daß aud) die 
ftrengeren Maßregeln, die bie Herren Puriſten gefordert 
haben, im Antereffe des reellen Weinhandel und des 
Winzerftandes angängig feiern. Ich meinerſeits möchte 
meine Hoffnungen und Wünſche gerade in der entgegen- 
geſetzten Richtung ausfpredhen, nämlich dahin: ich hoffe 
und wiiniche, dab das Verbot der Kuuſtweinfabrikation, 
wie es im neuen Geſetz enthalten ift, jo günſtig wirken 
möge, daß wir im abſehbarer Zeit uns überhaupt nicht 
mehr mit ber Weinfrage zu beihäftigen haben 

(jehr richtig! in der Mitte); 
denn ih bin der Anficht, daß es endlich hoch an der 
Zeit tft, daß die Weinfrage zur Ruhe kommt. Es ift 
aanz zweifellos, daß bei dem Streit un die verichiedenen 
Beſtimmungen dieſes Gejeges die Weinbauern und Wein— 
händler zum Theil ſich mehr, als gut war, in die Haare 





gerathen find. Aber ebenſo zweifellos richtig iſt es, daß (C) 


die Händler und Weinbauern, wenn ſie ihre Intereſſen 
richtig verſtehen, zuſammengehören, und daß es dem 
Winzerſtande im allgemeinen nur dann gut gehen kann, 
wenn es dem Weinhandel gut geht! Und dieſer Wein: 
handel hat vor allem nöthig ruhige Entwidlung und 
nicht fortwährende Beunruhigung. ch kann nur wünſchen, 
dab die Agitation und ber häusliche Zwiſt, der ſich 
zwifhen den verſchiedenen Weinintereflenten in ber 
legten Zeit entwidelt hat, recht bald vergeffen werben 
möge. Welche Früchte der völlig mißverftandene Streit 
zwiihen den Weinintereffenten in unferem Vaterland 
gezeitigt hat, war id) in der Lage in der Ichten Zeit zu 
fonftatiren. In einem flandalöfen Artikel einer ſehr ans 
gefehenen englifchen Zeitichrift, „Daily Mail“, wird unter 
der alarınirenden Ueberſchrift: „Die Gefahren der Rhein: 
weine, großer Export von gefälichten Weinen nad 
England“, in geradezu ſchändlicher Weife der deutſche 
Weinhandel verleumdet und das engliihe Publikum davor 
gewarnt, ja nicht von deutſchen Weinhäudleru einzukaufen. 
Nun Hat ſchon der Herr Staatsſekretär Graf dv. Poſa— 
dowsty bei der erften Berathung dieſes Geſetzes darauf 
hingewiefen, daß die Mißftände, die fi in Der 
Weinbranhe in unferem Waterland gezeigt haben, 
im großen und ganzen ſich Iediglich bezichen auf die Ver: 
fälfhung Heinerer, hauptſächlich der allerkleinften foges 
nannten Sonfummeine, daß fich aber von ſelbſt die 
Meinpantfcherei und die Mißftände in der Meinbrande 
ausfchließen bei den befjeren und den beften Marken. Nun 
follte doch auch eine englifche Zeitichrift wenigftens fo viel 
Verſtändniß von der Weinfrage haben, daß fie weiß, daß 
fid) zum Export diefe allerkleinften Weine überhaupt nicht 
eigen, und daß nur die befferen und allerbeften Marken 
zum Export gelangen! Die Vorwürfe, die dem deutſchen 
Weinhandel gemacht worden find, können wir alfo aud) 


materiell als unbegründet mit aller Entſchiedenheit zurück- (D) 


weifen. 

Meine Herren, ich habe das Vertrauen zu dem 
deutſchen Winzer und MWeinhändlerftand, daß fie mit 
Hilfe des neuen Gefehes den Auf, den man unferem 
Baterlande nicht nehmen kann, daß wir den beften Weiß— 
wein der Welt befigen, nicht nur erhalten, fondern nod 
befeftigen werben, und daß fie derart nichtsnutzige, viel— 
leicht jogar perfide Angriffe auf den deutihen Weinhandel 
und Meinbau mit Leichtigkeit überwinden werden. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wallenborn. 

Wallenborn, Abgeordneter: Das Geſetz, wie es mus 
jetzt vorliegt, und wie es in der dritten Leſung der Kom— 
miſſion beſchloſſen worden iſt, befriedigt weite Kreiſe des 
rheiniſchen Weinbaugebietes, nicht bloß Winzer-, ſondern 
auch Handelskreiſe, nicht. Nach der erſten Leſung in der 
Kommiſſion fand in Remagen eine Verſammlung bon 
Intereſſenten ftatt, in welcher neben dem Präſidenten der 
rheiniſchen Landwirthſchaftskammer Verkreter ſämmtlicher 
großen landwirthſchaftlichen Verbände der Rheinprovinz, 
außerdem Vertreter von ungefähr fünfzig Winzergenofien- 
ſchaften aus allen Theilen der Provinz und Vertreter des 
rheinifhen Weinhandeld anmwelend waren. Dieſe Ber: 
fanmlung nahm folgende Nefolution an: 

Die auf Einladung des Bräfidenten des Rheiniſchen 
Banernvereind, Grafen dv. Spee, unter Anweſen— 
heit des Präfidenten ber Landwirthſchaftskammer 
fir die Nheinprovinz, Freiheren v. Schorlemer, 
am 9. April in Nemagen verfammelten Winzer 
und Meinbautreibenden dom Nhein, der Mofel, 
der Saar und ber Ahr aus den Organifationen 
des Mheinischen Bauernvereins, des Trierer 
Banernvereins, des Naiffeiſenperbandes, des 


(A) 


(3) 





(Wallenborn.) 
Mittelrheinifhen Winzervereindverbandes, bed 
Verbandes der Winzervereine an der Ahr und 
des Verbandes der rheinpreußifchen Tandwirth- 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften, fowie eine größere 
Anzahl don MWeinhändlern erklären ſich, unter 
Zurüdftellung weiterer Wünſche, mit den Be— 
ichlüffen der Weinkommiſſion des Reichstags ein— 
veritanden und geben der Hoffnung Ausdrud, 
daß der beutihe Neihstag und der deutſche 
Bundesrath diefelben unverändert annehmen und 
zum Gefeße erheben werden. 

Alfo, meine Herren, nur unter Zurüdftellung wei: 

terer Wünſche! Das möchte ich befonderä betonen. 

Aehnlich ſprach ſich einige Tage jpäter eine Ver: 
fammlung im rheinischen Nothweingebiet, zu Unkel, aus. 

Vergleihen wir nun die Beſchlüſſe der erſten Lefung 
der Kommilfion mit dem Gefege, wie e3 ſich heute zeigt, 
fo finden wir drei bedeutende Unterſchiede: erſtens vermifien 
wir die räumliche, zweitens die zeitliche Begrenzung bes 
Zuderzufages — über die ich aber nicht weiter ſprechen will, 
weil fhon darüber eingehend gefprochen ift — und brittens 
vermiflen wir ge zum Schutze bed beutichen 
Rothweinbaues. Ste wollen geftatten, baß ich bei dieſem 
Punkte einige Augenblide verweile. 

Es ift Thatſache, daß feit dem Aukrafttreten des 
italienifhen Handelövertrages und des Meiitbegünftigungs- 
vertrages mit Spanien der deutſche Rothweinbau, von 
dem ich einen Theil, nämlid den an ber Ahr, zu ver: 
treten bie Ehre habe, in eine ſehr bebrängte Lage gerieth. 
Infolge der großen Konkurrenz, welde dem deutſchen 
Nothwein gemacht wird durch den Verſchnitt des dunkel— 
farbigen italienischen und spanischen Rothweines mit 
Kunſtwein oder mit geringen deutſchem Weißwein, fernerhin 
auch mittel3 eines mehrmaligen Aufguffes von Zucker— 
waffer auf ganz oder theilweile entmoftete Trauben: 
produkte, die dann als beuticher oder franzöfiicher Roth— 
wein in den Handel gebracht werden, find Die echten deutichen 
Nothweine geradezu underfäuflich geblieben. Die rothen 
italtenifhen umd ſpaniſchen Verſchnittweine Tommen zu 
und zu einem ermäßigten Zolliaß von 10 Mark pro 
Doppelzentner, und die zum Preſſen beftimmten Trauben 
aus denſelben Ländern zu 4 Mark pro Doppelzeutuer. 
Nimmt man dazu, daß dieſe Länder eine viel leichtere 
Produktion, daß fie faft jedes Jahr fichere Ernten haben, 
daß dagegen unsere Rothweingebicte, befonders die rheini— 
ſchen, durchſchnittlich in 10 Jahren nur auf 2 Ernten rechnen 
fönnen, dabei viel höhere Tagelöhne zahlen müffen und 
weit weniger ergiebige Trauben bauen können, jo ift es 
erflärlih, daß mit geringwerthigen Weinen verichnittene 
Getränfe — fo will ih jagen, denn es ift ja nicht 
immer Wein — weit billiger abgegeben werden fünnen 
als unfere rheiniſchen Nothweine. Es find im Jahre 1900 
in Deutfchland eingeführt worden 47881 Doppelzentner 
Berichnittweine aus Italien, 34 782 Doppelzentner Ber: 
ſchnittwein aus Spanien md 74 800 Doppelzenter Trauben 
aus beiden genannten Ländern zum Auspreflen veip. zum 
weiteren Bermehren. Eo kommt e3 denn, daß nad) einer 
bon mir im vorigen Jahre veranlaßten Feititellung allein 
in den Kellern der Winzervereine an der Ahr 3 096 000 
Liter Ahr:Nothwein unverfauft lagerten. 

(Hört! hört!) 

In biefer verzweifelten Zage haben unfere Rothwein— 
winzer ihre Hoffnung auf die Neichäregierung und ben 
Reichstag geicht, und fie glaubten das mit um fo größerem 
Vertrauen thun zu können, weil fie wußten, daß nidht 
bloß ihre Vertreter im Reichſtag und im Landtag, fondern 
auch die Provinzialbehörden, die Landwirthſchaftskammern, 
der landwirthichaftlihe und die Bauernvereine fich feit 
Jahren für den Schuß des deutſchen Rothweins ausgeſprochen 
und im in dieſem Sinne bemüht hatten, Sie wußten 
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ja auch, daß im Deutſchen Reichsſstag ſchon mehrmals bei (C) 


Verhandlungen ihrer Petitionen von faſt allen Seiten des 
Hauſes ein warmes Wort für ſie eingelegt worden war, 
und ſie wurden in ihrer Hoffnung noch beſtärkt durch die 
Beſchlüſſe der Weingeſetzkommiſſion in erſter und zweiter 
Leſung. Als aber bei der dritten Leſung der Kommiſſion 
unter dem Drucke der Erklärung, die der Herr Staats— 
fefretär des Junern abgab, daß nämlich die Aufnahme 
der Beftimmungen über das Verbot bezw. bie Deklaration 
des Verſchnitts von Nothwein mit Weißwein das Geſetz 
für die verbündeten Regierungen unannehmbar machen 
würde, die Kommiſſion mit ganz ſchwacher Mehrheit, 
nämlih mit 9 gegen 8 reip. mit 10 gegen 7 Stimmen 
diefe Beftimmungen fallen ließ, da bemächtigte fid der 
betreffenden Kreiſe eine recht bittere und trübe Stimmung. 
— Ich will nod) hervorheben, daß in der erften und zweiten 
Lefung die betreffenden Beſchlüſſe mit großer Mehrheit, 
nämlich mit 16 vefp. 18 gegen 6 Stimmen gefaßt waren. — 
Die Reichöregierung alſo erklärte diefe Beftimmungen für 
unannehmbar, und zwar ſowohl das Verbot des Ber: 
ſchnitts nad) Ablauf der Handelöverträge ald aud bie 
Deklaration des Verſchnitts für die Dauer der Handels— 
verträge. Den deutſchen Rothweinwinzern drängte ſich 
hierbei das bittere Gefühl auf, daß fie der hohen Politik 
und den Intereſſen des Kapitals und des Hanbeld 
geopfert werden jollen. 

Das ift der Nusdrud der Stimmung, bie mir in 
diefen Tagen aus einer ganzen Neihe von Zufcriften 
bekanut wurde. Die Nothweinwinzer können es nicht be— 
greifen daß durch den Vertrag mit Jtalien und durch 
en Meiftbegünitigungsvertrag mit Spanien gewiffermaken 
die Betrügerei fanftionirt werben folle, indem ein Gemiſch 
von einem Drittel Nothwein und zwei Dritteln Weißwein 
oder auch von einem Drittel Rothwein und zwei Dritteln 
namenlofen Getränks als deutſcher oder franzöſiſcher Roth: 


wein verkauft werden könne. Ich muß aber auch noch darauf (D) 


binweijen, daß ed auffallend erſcheinen muß, daß das 
mächtige Deutiche Reich England gegenüber, als dieſes zur 
Kennzeihnung — und zwar zur nicht angenehmen Ktenn— 
zeichnung — der deutſchen Induſtrieerzeugniſſe das „made 
in Germany“ einführte, keine Repreſſionen, ſoweit bekannt 
geworden iſt, ergriffen hat, daß auch in letzter Zeit, als 
das Saccharin, dem ich nicht das Wort reden will — 
ich will es nur zur Kennzeichnung der Lage anführen —, 
alſo auch ein überwiegend deutſches Produkt, zur Einfuhr 
nad Defterreic verboten worden ift, daß wir aber nicht 
gehört haben, daß dagegen dentfcherfeit3 Nepreffionen er: 
griffen worden find. Und num, wo man befürdtet, daß 
Stalien und Spanien Repreſſibmaßregeln ergreifen könnten, 
wo es fih darum handelt, den Intergang von Taufenden 
deutfcher Rothweinwinzer zu verhüten, da opfert das 
mächtige Deutſche Reich die Exiſtenz diefer Taufende 
loyaler und fleißiger Unterthanen aus Furcht vor den 
Nepreffivmaßregeln diefer Länder. 

Meine Herren, die Stimmung, bie infolge dieſes 
Vorgehens entftanden ift, wird aud nicht gemildert durd) 
die Nefolutionen, die zu Gunften des Rothweins mit 
allen gegen 2 Stimmen bezw. mit allen bei 2 Stimmen 
Enthaltung von der Kommilfion angenommen worden find. 
Mir wiffen recht wohl aus langer Erfahrung, daß foldhe 
Nefolutionen einen gar geringen Werth befigen und cinen 
Erfolg ganz und gar nicht ficheritellen. 

dh möchte zum Schluß nochmals feititellen: der 
Schuß des deutſchen NRothweinbaues ift von ber Kom— 
miſſion des Neihstags mit überwiegender Mehrheit in 
ber erften und zweiten Leſung gefordert, in dritter Leſung 
mit Nüdjiht auf das Zuftandelommen des Geſetzes, aber 
aud) da nur mit fnapper Mehrheit, fallen gelaffen worden; 
die Refolutionen, welche cbendenfelben YZwed verfolgen, 
wurden nahezu mit Einftinnmigkeit angenommen. Seitens 
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(A) der Vertreter der betreffenden Kreiſe und feitens derer, 


die e3 mit den deutſchen Nothweinwinzern gut meinen, 
ift das Möglichfte geſchehen. Nunmehr ift die Neihe an 
ben verbündeten Negierungen, auf welche wir für bie 
Zukunft alle Verantwortung für die Lage des deutſchen 
Nothweinbaned abwälzen müffen. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Deinharb. 

Dr. Deinhard, Abgeordneter: Meine Herren! Es iſt 
fiher, dah jegt nad) E vielen Monaten einer lebhaften 
Agitation für und gegen das Weingeſetz in allen Streifen, 
bie mit Mein zu thun haben, das vorherricdhende Gefühl 
das ift, daß man jegt einmal endlich Ruhe kriegen will 

(ſehr richtig!), 
und daß man zunächſt eine Zeit lang mit dieſem neuen Ge— 
ſetz, wie es in zweiter Leſung gemacht worden iſt, arbeiten 
will, und daß man überall dem ie banfbar dafür 
fein wird, wenn endlich durch die Annahme des Geſetzes 
wieder feite und dauernde Verhältniſſe in der Wein— 
produktion und dem Weinhandel Plag greifen. Die 
Kommiffion Hat dem Nechmung getragen, indem fie das 
Zuſtandekommen des Gefeges dadurd) ermöglichte, daß fie 
die in der eriten Lefung bezüglich des Rothweins gefaßten 
Beihlüffe in zweiter Leſung wieder hat fallen Taffen, 
was ihr recht Schwer gefallen ift. Denn wenn irgend ein 
Theil des Weinbaued nicht gut davon gefommen ift, fo 
ift e8, wie ber Herr Vorredner, Abgeordneter Wallen: 
born, mit vollem Recht geſagt hat, der deutſche Roth— 
weinbau, Gr vertritt ja ein Nothweingebiet, und auch 
id habe in der Pfalz eine recht ausgedehnte und recht 
ausgiebige Nothweinprodufktion zu vertreten. Aber nad) 
den Ausführungen des Herrn Staatsſekretär des Innern 
wie der Herren des Nuswärtigen Amts fonnten wir, wie 
gelagt, an unſerem erſten Beihluffe nicht feithalten; fonft 
Wir haben uns auf bie 
Nefolutionen befhränft; aber folde Nefolutionen gelingen 
bie und da daneben, hie und da tft das ein Glück und 
hie und da nicht. 
(Heiterfeit.) 


Meine Herren, die Lage des Rothweinbaues ift that: 
fählih innerhalb der legten 9 Jahre fowohl an der Ahr 
wie bei und in der Pfalz — ich fünnte Ihnen das zahlen: 
mäßig nachweifen, wie e8 Herr Abgeordneter Fiß, glaube 
id, ſchon gethan hat, aber auf Zahlen ſpannen Sie ja 


nicht fo fehr — 
(Heiterkeit) 

eine keineswegs günftige, und es ift daher durchaus 
nothwendig, daß bei den zukünftigen Handelsverträgen 
wenigftens eine Erhöhung des Zolles auf die Einfuhr von 
Trauben eintritt, und daß der Verſchnitt von Rothwein 
mit Weißwein allerwenigfiend nicht mehr durch Boll 
erleichterungen begünitigt wird. Wei aller Frenndichaft, 
die wir für Italien hegen, müflen wir uns doc jagen, 
daß c3 recht hart ift, wenn diefe Freundſchaft von den 
Nothweinbauern bezahlt werben muß. Freilich war es 
ja auch nicht fo gemeint. 

Es ift dabei übrigens ind Auge zu fallen, dab das 
Geſetz, welches mir jetzt anzunehmen im Begriff find, 


einen großen Theil des fogenannten billigen Weines, ic) 
meine den Kunſtwein, verfchwinden laſſen wird, Da es 


nun nicht wahrſcheinlich ift, daß der MWeinverbraud in 
Deutſchland plötzlich ſtark zurüdgeht, fo ift anzunehmen, 
baf der Bedarf an fremden billigen Weinen, und damit 
deren Ginfuhr aus Italien, woher fie zum großen Theil 
fommen, fit heben wird. Ich möchte alio den Herren 
Staatsjefretär dringend bitten, daß er beim Abſchluß ber 
fünftigen Hanbelöverträge mit Italien danach ftrebt, daß 
der deutſche Nothweinbau durch entiprehenden Zollſchutz, 
den er jehr nöthig hat, wieder gehoben wird. Möchte 
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die Neihöregierung ben Worten, die ich eben fpredhe, ein 
offened Ohr und ein warmes Herz leihen! 


Beifall.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schüler. 

Schüler, Abgeordneter: Meine Herren, nad) wochen— 
langen Berathungen in der Kommilfion find wir heute 
fo weit gefommen, um das Weingefeg definitiv zu be- 
ſchließen. Geftatten Sie mir mur einige kurze Be- 
merkungen. Berfchiedene ſchon in erfter Leſung gefallene 
Neußerungen von Seiten ber Negierung haben uns Buriften 
ſehr deprimirt. Ich habe damals den Ausdrud gebraudt: 
„die Haltung der Regierung muthet mid an, wie ein 
Reif in der Frühlingsnacht“. Nach Abſchluß der Kom— 
miſſionsberathung mußte ich mir ſagen: aus dem Reif 
iſt ein Froſt geworden, der ſehr viele Hoffnungen der 
reellen Weinbauern vernichtet hat. 

Ich bedaure außerordentlich, daß der Antrag, den ich 
mit meinen Freunden Baumann und Lurz geftellt habe, 
Schuß des Naturweind an erfter Stelle zu fegen, 
nicht angenommen wurde. Es ift allerdings in $ 4 
Schuß des Naturweins gewiffermaßen indirekt zugefichert, 
jebody fo, daß derjenige, der reinen Naturwein faufen will 
— und man follte meinen, jeder Konſument wolle reinen 
Mein —, genöthigt ift, an den Lieferanten die Frage zu 
richten, ob das bezogene Getränk nur Wein oder ob es 


Naturwelt Sei. 
(Heiterkeit.) 


Ich bedaure außerordentlich, daß die Anträge nad) ben 
Beſchlüſſen erfter Lefung, welche „zeitlihe und räum- 
lihe Beſchränkung?“ bezwedten, gefallen find. Wir 
wollen mit der räumlichen Beſchränkung der ftarfen Ver— 
mehrung und dem uferlofen Waflerzufag im Intereſſe bes 
Produzenten wie des Konſumenten entgegentreten. Wir 
wollten mit ber zeitlihen Beſchränkung gewiffermaßen 
eine Schonzeit für den Wein herbeiführen. Es ift abfolut 


(C) 


unrichtig, wenn behauptet wird, ber Heine Winzer, der (D) 


vielleicht in guten Weinjahren größere Maſſen feiner 
Produktion hat, werde geſchädigt dadurd, dab der Wein 
in verhältnigmäßig kurzer Zeit — fagen wir einmal bis 
zum 1. Januar — geftredt werben muß, wenn der Winzer 
den Wein überhaupt zudern will. Das ift abjolut uns 
richtig. Der Heine Winzer ift mit in der Lage, bie 
nöthigen Manipulationen erſt fpäter, wenn bie natürliche 
Gährung vorüber ift und nur noch durch künſtliche 
Gährung etwas erreicht werden fanı, vorzunehmen. Das 
geſchieht nur in großen, unreellen Gefhäften, fogenannten 
Meinfabriten, wo all die nöthigen Apparate dazu vor— 
handen find; der Weinbauer hat damit nichts zu thun. 

Num ift aus jenen Streifen ein Schmerzensſchrei aus- 
geftoßen worden, durd die Kontrole würden Geſchäfts— 
geheimniffe em Ich war fehr überrafht; ich bin 
jelber Weinbauer und habe ſehr gute Freunde unter den 
MWeinhändlern, aber von Geſchäftsgeheimniſſen habe ich 
noch nichts gehört. Wo reeller Betrieb ift, bei Pro— 
duzenten und Händlern, find feine Geheimniffe. — Nun, bie 
Kontrole hat ſehr viel Aufregung aud außerhalb dieſes 
hohen Haufes hervorgerufen. Wir meinten, ohne 
Stontrole ſei das Geſetz eine Klinge ohne Heft. 
Nicht nur in Nürnberg, fondern auch anderswo hängt 
man feinen, ehe man ihn hat; was man nicht fontroliren 
fann, kann man, wenn einmal etwas Unrechtes vorkommt, 
ſelbſtverſtändlich nicht ſtrafen. 

(Sehr richtig!) 

Die Kontole iſt daher unbedingt nothwendig, fie ſollte 
feine Chilane ſein; wir waren einſtimmig in der Kommiſſion 
der Anſicht, fie folle nit von Bolizeiorganen ausgeübt 
werben, fondern durch vereidigte ſachverſtändige Beamte. 

Leider ift Verſchiedenes, was Mir bezüglid der 
Kontrole wünschten, nicht angenommen. Wir hoffen aber, 
im Laufe der Zeit werden da Verſchärfungen eintreten. 
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(A) Eine foloffale Agitation hat fi ja geltend gemacht aus 


gewiffen reifen von Weingroßhändlern. Ich möchte aud) 
da nicht generalificen. Weinbauern und Weinhändler 
follen aber Hand in Hand miteinander ihre Intereſſen 
vertreten. Dazu gehört aber auf beiden Seiten Die 
Neelität. Verſchiedene Vorlommniſſe Haben doch den 
Eindrud gemacht, daß eine gewiſſe Bevormundung feitens 
einzelner Großhändler gegenüber den Produzenten vor: 
handen war. Ich glaube, der deutihe Weinbauer weiß 
ganz gut, wo es ihm fehlt. Wir haben große Verſamm— 
ungen gehabt, wo Weinbauern und Meinhändler einmüthig 
vorgegangen find. Ich möchte alfo empfehlen, auch den 
Meinbauer zum Wort und zu feinem Recht kommen 
zu laſſen. 

Noch etwas ift mir im Geſetz bedenklich. Die Sadıe 
foll ja raſch ausgeführt werden, ſchon bis Oftober dieſes 
Jahres in Kraft treten. In dieſer Richtung ift Die Des 
ſtimmung vorgefehen, bis zur einheitlichen reichsgeſetzlichen 
Regelung follten die einzelnen Landesregierungen Sach— 
veritändige ernennen, um die Stontrolvorichriften in Vollzug 
zu feßen. Für Baden möchte ich die Garantie über: 
nehmen, daß dieſe Vorſchriften pünktlich und ftrenge ge— 
handhabt werden. Ob das in allen Bundesſtaaten in 
gleicher Weiſe der Fall ſein wird, bezweifle ich ſehr. 
Das iſt dann ſehr bedenklich und wird eine doppelte 
Schädigung der Produzenten und Händler in dem Lande 
herbeifuͤhren, wo die Kontrole ſcharf ausgeübt wird, gegen— 
über jenen Bundesſtaaten, wo die Kontrole larer voll— 
zogen wird. 

(Sehr ridtig!) 
Ich möchte bitten, möglichſt bald eine einheitliche reichs— 
gefeglihe Negelung der Kontrole eintreten zu laſſen. 

Nun haben faft alle Redner ihre Schmerzen bezüglich 
des Verſchnitis der Nothweine vorgebradt. Sie künnen 
daraus erjehen, weld außerordentlih brennende Frage 


(B) dies fir den Rothweinbauer ift. Ich kann mic dem Ge— 


fagten nur anſchließen. Ich vertrete einen Weinbaubezirk, 
in dem audgezeichnete Nothweine, 3. B. Affenthaler, 
Zeller other u. f. w., gedeihen. Der Bau bon Roth: 
wein rentirt aber leider nicht mehr, wie in früheren 
Jahren; denn der Verſchnitt, wie er heute betrieben wird, 
ift nicht mehr unlauterer Wettbewerb, fondern offen 
fundiger Betrug. Es werden fpanifche, italienische 
Nothweine mit geringen Weißweinen verfchnitten. Da 
ftehe ic) auf dem Standpunkte: wer verichneiden will und 
wer Verfchnittweine verlaufen will, mag das thun, aber 
er ſoll feine Waare beflariren. Nun werben aber bie 
Verſchnittweine unter Falfher Marke verkauft, und zwar 
oft unter der der beften Weinbezirke, und das ift ein ben 
Weinbau ungeheuer Ihädigender Betrug. 

Nun ift ja allerdings mit Recht betont worden: vor 
Abſchluß der neuen Handelöverträge läßt fi da im 
Geſetz Feine durchgreifende Abhilfe ſchaffen. Ic will Dies 
nicht beabreden. Ich habe aber aberdings die Hoffnung, 
daß durch Deklarationdzwang, wie er im unferer 
Nefolution in Vorſchlag gebradt if, bis 1903 dem 
bringendften Bedürfniß Rechnung getragen wird. Ich 
hoffe übrigens zuverſichtlich — und möchte das befonders 
fcharf betonen —, dab man bei Abichluß der nächſten 
Handelöverträge nit nur dieſen Beſchwerden Rechnung 
trägt, fondern aud ben nn Forderungen auf 
allen anderen Gebieten der Landwirthſchaft 

(lebhafte Zuftimmung), 
die man mamentlih im fchweren Zeiten nothwendig 
braucht und daher leiftungsfähig erhalten muß. 
(Bravo!) 

Meine Herren, ic fomme zum Schluß. Ich werde troß 
aller meiner ſchweren Bedenken für das Geſetz ſtimmen. 
(Bravo!) 

Es enthält manche Verbeflerungen, wie 3. B. das Kunſt— 





weinverbot u. ſ. w. 
ausdrücklichen Einſchränkung, daß ich dasſelbe nicht für 
ein abſchließendes halte, ſondern nur für den erſten Schritt 
zum Schutze der Ehrlichkeit, der Reellität in Deutſchland 
auf dem Gebiete des Weinbaues und Weinhandels. Mir 
ſchützen nicht nur den Produzenten, fondern aud den 
Konſumenten, der in allen Lagern vorhanden ift, und da, 
glaube id), jollen wir mit großer Majorität das wenige 
Gute, das uns da geboten wird, annehmen. 
(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Breiß. 

Preiß, Abgeordneter: Meine Herren, dem Beifpiele 
meiner Herren Borredner folgend, werde id; mid aud) 
auf eine möglichſt kurze Erklärung beſchränken. Es liegt 
mir lediglih daran, den Standpunft derjenigen Weinbau: 
gebiete hier darzulegen, bie wir zu vertreten haben. Es 
handelt ji, wie Sie wilfen, um Elſaß-Lothringen, un 
das größte Weinbaugebiet des Deutſchen Reichs. 

Zunächſt möchte ich betonen, daß id) gern die von 
Herrn Dr. Schmitt (Mainz) bei Beginn der heutigen 
Verhandlung ausgeſprochene Hoffnung theilen möchte, daß 
dad gegenwärtige Gefek wohl endlih der Agitation 
zwiſchen Weinbau und Weinhandel ein Ziel fegen möchte. 
Sch kann aber leider nicht die Heberzeugung gewinnen, 
dab mit dem Gefegentwurf, wie er uns heute vorliegt, 
eine ſolche Erwartung wirklih als begründet ericheinen 
fönnte. Denn der Gefetentwurf kommt ber großen 
Majorität der Meinbauer im Deutihen Reiche zweifellos 


‚nur in geringen Maße entgegen. 


Es liegt mir nun daran, unferen Standpunkt gegen: 
über dem Gefeßentwurfe, wie er aus der Kommijfion 
bezw. aus der zweiten Lefung herborgegangen tft, noch 
einmal ausdrüdlih zu wahren, 

Wir find Buriften; wir find ber Anſicht, daß als 
Wein lediglich Naturwein in Handel und Verkehr gebracht 


werden darf, und daß diefer Naturwein feinem anderen (D) 


Verfahren unterworfen werben darf alö beim ber aner: 
kannten Stellerbehandlung. Wein bezw. Naturwein foll 
fediglih das Produkt der alkoholiihen Gährung des 
Traubenfaftes fein ohne jeden Zuſatz. Wird dem Natur: 
wein ein Zuſatz beigefügt, fo muß biefer Zuſatz, wie es 
bei anderen Nahrungs: und Genußmitteln auch der Fall 
ift, deflarirt werden. Wir wollen alfo den Deklarations- 
zwang für alle Zufäge, die dem Mein gemacht werden, 
aud) für den Zuderwaflerzufag. Wir wollen das gemeine 
Recht für den Verkehr mit Wein, alfo die Rückkehr zum 
allgemeinen Nahrungsmittelgefeg vom Jahre 1879 und 
die Abihaffung jeder MWeinfpezialgefeßgebung. 

Soll aber mit Nüdfiht auf die entgegenftehenden 
Intereſſen großer Weinbaugebiete die Zuderung zugelaffen 
werben, dann darf das meines Erachtens nur innerhalb 
beftimmter Grenzen geſchehen. Diefe Grenzen find geſetz— 
lih feitzulegen, damit nicht die Zuderung, anftatt zur 
Verbeflerung des mangelhaften Naturproduft3 zu dienen, 
zur übermäßigen Stredung des Naturproduftö und fo, 
da ja bekanntlich Wafler nichts koſtet, zur fortgefegten 
Herabdrüdung der PBreife des Naturprodukts und damit 
zum Ruin des gefunden Weinbaues mißbraudt wird. 

(Sehr gut! rechts.) 
Eine Grenze muß unſeres Erachtens fein. Dieje 
Grenze darf auch nicht zu hoch bemeifen werden. Wen 
wir 3. B. fagen würden: es darf dem Naturprodukt 
50 Prozent Zuckerwaſſerzuſatz beigefügt werben, dann 
fönnte man doch wohl nicht mehr von einem Weingeſetz 
Ipreden, fondern man müßte jagen: wir biäfutiren hier 
über ein Waffergefeg. Wir würden damit wohl unferen 
beutfchen Weinbau und überhaupt bie deutſche Geſetz— 
gebung vor dem Auslande der Lächerlichkeit preisgeben. 

Ich behaupte alfo, eine Grenze muß fein, und fie 

ift von den Körperichaften, welche ald die größten Autori- 


Ich ftimme fir das Gefeg mit der (0) 


2618 








(A) täten des deutihen Neich3 auf dieſem Gebiete anzufehen 


find, vom MWeinparlament und vom dentſchen Landwirth- 
ihaftörath, auf 25 Prozent, alfo auf !/, des Quantums 
des zu verbeflernden Meines feftgefegt worden. Wir 
haben uns in ber Stommiffion dieſer Forderung anges 
ichloffen und werben diefe Forderung der räumlichen Be: 
grenzung aud hier in Zukunft fefthalten. 

Auch die zeitliche Begrenzung halten wir für dringend 
geboten. Die Kommiſſion hat fie feitgefegt auf den 
31. Dezember jedes Jahres. Diefe zeitlihe Begrenzung 
ift eine Konſequenz der räumlichen Begrenzung, damit 
nicht das ganze Jahr hindurch oder, bei Annahme der 
räumlichen Begrenzung von 25 Prozent, vielmald dieſe 
25 Prozent zugejegt werden können, immer unter ber 
Behauptung, dab der zweite oder dritte Käufer nicht 
gewußt habe, daß der vorangehende ſchon 25 Prozent zu— 
aefest hätte. Ach halte alio die zeitliche Begrenzung für 
eine nügliche und nothivendige Ergänzung der räumlichen 
bei der praktifchen Durchführung der legteren. 

Wir haben unfere weitergehenden Forderungen für 
diesmal zurüdgeftelt und dem Gefegentwurf fo, wie er 
uns heute vorliegt, zugeftimmt, weil wir anerkennen 
müffen, wie es ſchon von Seiten verſchiedener Herren 
Vorredner geſchehen ift, daß berfelbe, wie er bier bor 
und erfheint, weentlihe Neuerungen und Berbeflerungen 
gegenüber dem biöherigen Nechtözuitande enthalt, und 
leider die Regierung gerade diefe unfere Hauptforderungen 
für unannehmbar erklärt hat. 

Wir behalten und aber bor, zu geeigneter Zeit 
jpäterhin dafür zu forgen, daß die nöthigen Anregungen 
gegeben werden für eine gefunde Weiterbildung des durch 
den jegigen Geſetzentwurf neu gefhaffenen Rechtszuſtandes. 
Mit diefem Vorbehalte ftimmen wir dem gegenwärtigen 


Geſetze zu. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Praſident: 

Gahensly, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete MWintermeyer, welder als Bertreter des 
zweiten naffauifhen Wahlkreiſes aud den Rheingau ver: 
tritt, hat bei der zweiten Berathung des Entwurfs vor— 
geftern in dieſem hohen Haufe dargelegt, daß die Kommiſſion 
duch das Fallenlaffen der Beitimmung über räumliche 
und zeitliche Begrenzung auch den Winzern des Nheingaus 
einen großen Dienit eriwiefen babe. Diefe Behauptung 
fan nicht unwiderſprochen gelaffen werben, da die Mehr: 
zahl der Rheingauwinzer und »Weinproduzenten auf einem 
ganz anderen Standpunkte fteht. Der Heine Winzer, 
welder mit feinen Angehörigen das ererbte Stüd Wein: 
berg mit außerordentliher Mühe baut, er will dad nad) 
jahrelangem Schweiß gewonnene Produkt nicht verzudern; 
er will aber dem Händler, der ihm fein Produft abkauft, 
nicht verwehren, dasjelbe in fauren Jahrgängen durd) 
rationelle Verbeſſerung abſatzfähig zu machen; jedoch 
wünſcht er, daß der Zuckerzuſatz vor oder nach der erſten 
Gährung geſchieht, damit der Händler gezwungen iſt, 
thunlichſt dem Winzer ſein Produkt bereits im Derbi abzu⸗ 
faufen. — Zur weiteren Orientirung meiner Ausführungen 
erlaube id) mir anzuführen, daß bereit im Jahre 1891 
ber naſſauiſche rheinische und trierfhe Bauernverein eine 
Verſammlung in Koblenz abgehalten hat, in ber eine 
Kommiſſion niedergefeßt wurde, welde mit 9 gegen 
1 Stimme folgende Nefolution foßte: 

1. Es ift nur ein Zuſatz von reinem bergährbarem 
AZuder vor oder während der Hauptgährung iu 
der Zeit vom Beginn der Lefe bis zum nächlt- 
folgenden 1. Januar zu geftatten. 

2. Bon dem Zufaß irgend welder Zuderwaflerlöfung 
{ohie Deklaration) muß im Antereffe des Winzer: 
ftandes abgejehen werben. 

3. Jeglicher Zuſatz von Alkohol ift verboten. 


(B) Cahensly. 
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Am 4. Januar 1900 fand in Wiesbaden eine große Ver: «C) 


jammlung von Winzern und Weinproduzenten ftatt, welcher 
id) anwohnte, und welche von Vertretern der berühmteften 
MWeinorte des Rhein- und Maingaus befudt war — Id) 
nenne nur die Orte: Eihingen bei Rüdesheim, Geifenheim, 
Johannesburg, Mittelheim bei Winkel, Oeſtrich, Hallgarten, 
Hatteröheim, Erbad, Eltville, Nauenthal, Flörsheim und 
Hochheim. Die Verſammlung begrüßte den Entwurf all: 
gemein als einen weientlihen Fortfchritt zum Schuße des 
ganzen Winzerftandes des Nheingaus und erklärte fich 
damit einveritanden, daß die räumliche Vermehrung durch 
Zuderwafler bis zu 25 Prozent — aber mit Deklaration — 
zu geftaiten fei. Außerben aber eradhtete die Berfammlung 
die tellerfontrole für ganz unerläßlich, und follte diefelbe 
fortfallen, fo würde fie das ganze Gefet als werthlos für 
den Winzerftand betrachten. Selbftverftändlih will ich 
keinerlei Anträge ftellen; ich jelbit ftehe auf dem Boden 
bes Gefeßes, wie e3 aus der Kommiſſion herausgekommen 
ift, — id hatte nur die Abficht, hier den Standpuntt ber 
naffauifhen Winzer in ihrer Mehrzahl darzulegen. 

Präfident: Das Wort hat der HerrAbgeordnete Hilpert. 

Hilpert, Abgeordneter: Meine Herren, ald Bertreter 
eined Wahlkreiſes, in welchem auch ein Theil Winzer ſich 
befinden, möchte ich auch einige Worte zu dem vorliegenden 
Geſetzentwurf mir erlauben. Mit Befriedigung Ki es 
konſtatirt, daß die Kommiſſion bemüht war, allen Ernſtes 
ein brauchbares, wirlſames Geſetz in Bezug auf ben 
Wein zu ſchaffen, wenn aud im 82 ein Zuſatz von 
Wafler zur Weinverbefferung geftattet if. Es wird ſich 
jpäter herausftellen, ob nicht durdy diefen Zuſatz bon 
Zuder eine wejentlihe Weinvermehrung ftatifinden wird. 
Die ſpätere Gefeggebung wird ſich darauf beichränten, 
gegen diefen Zufaß, wenn er zum Scaben ber Konſu— 
menten auswaclen follte, Abhilfe zu Schaffen. Befonderes 
Gewidt lege ih auf 8 10. Ohne diefen Paragraphen 
würde das MWeingefeg abjolut keinen Werth haben. 
gegen die Weinkontrole proteftirt wird, fo mag ja fein, 
daß biefe manchen Weinfabriten nicht angenehm ift; aber 
wo es ehrlih zugeht, wo feine Verfälſchung ftattfindet, 
ift es aud nicht unzweckmäßig und unleidlich, die Kontrole 
auszuüben. Ich ſtimme mit Freuden dem Gejegentwurf 
zu, inden die Stunftweinfabrifation ferner unmöglich fein 
wird; wenn er auch nicht alles enthält, wad man in 
ländlichen Streifen, bei den Weinbauern wünſcht, ift er 
dod eine Abſchlagzahlung, die wir einftweilen hinnehmen. 
Bejonderd möchte id aud au die Königliche Staats— 
regierung den Wunſch richten, bei Abſchluß der nächſten 
Handelöverträge darauf bedacht zu fein, daß die Wein— 
einfuhr nicht fo wie im der lebten Zeit in ungiinftiger 
Weife ſich geftaltet, zum Schaden der weinbautreibenden 
Bevölkerung. 

Bräfident; Das Mort hat der Herr Abgeordnete 
MWintermeper. 

Wintermeper, Abgeordneter: Meine Herren, ic) würbe 
nicht bazu beigetragen haben, die Verhandlungen hier zu 
verlängern, wenn nicht nein verehrter Landsmaun Herr 
Gahensiy mic perfünlic angegriffen hätte. Er hat be— 
hauptet, daß das, was ich bisher in dem Plenum wie in 
der Kommiſſion vertreten habe, nämlich die Meinung, daß 
das Kunſtweinverbot vollftändig ausreihe, und daß bie 
Beihränfung der Verzuderung, die ja auch in der Kom— 
miſſion schließlich gefallen ik troß aller Neben, die die 
Herren heute dagegen halten, unzwedmäßig wäre auch 
für den Rheingauer Winzer — ber Herr Stollege Cahensly 
hat ausgeführt, daß der Nheingauer Winzer feine Weine 
unverzudert läßt, was ih aud in der erften Leſung 
bereit gejagt habe, daß er aber dem Weinhändler c3 
ermöglichen und freilaflen wolle, diefe Weine, wenn fie 
zu jauer find — und daß das vorkommt, wird aud) der 
Herr Stollege Cahensly nicht beftreiten —, zu verzuckern. 


Wenn (D) 
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(A) Nun, meine Herren, dann muß er ja für das Gefch 


flimmen; denn wenn er bann für die zeitliche Begrenzung 
geiproden hat, fo tft gerade in der Kommiſſion aus: 
geführt worden, daß dieſe deshalb eingeführt würde, 
damit der Winzer verzudern folle, und nicht der Mein: 
händler. Das wird dem Herrn Kollegen Cahensly doch 
auch bekannt fein, daß es nicht üblich iſt, daß der Minzer 
feine Weine ſchon vor dem 1. Januar verkauft. Alſo, 
wenn die zeitliche Begrenzung angenommen würde, fo 
würde gerade der Rheingauer Winzer gezwungen fein, 
feine Weine felbft zu verzudern, und das ift ein Zu— 
ftand, ben id, mit dem Herrn Kollegen, nicht für zweck— 
mäßia halte. 

Mas die räumliche Begrenzung anbetrifft, fo ift aud) 
ſchon genügend ausgeführt, daß es fih um Verminderung 
ber Säure handelt, die der Wein hat. Diefe verlangt 
aber ganz verſchiedene Mengen von Zuderwaflerzufaß, je nadız 
dem ber Wein mehr oder weniger fauer ift. Und daß 
auch ber Rheingauer Wein in manden Fahren fehr ſauer 
ift, wird der Herr Kollege nicht beftreiten wollen. Ich 
muß alfo den Vorwurf, den mir der Herr Kollege gemacht 
hat, dab ich hier die Sintereffen der Rheingauer Winzer 
nicht vertreten habe, ganz entichieden zuriidweiien. 

Nun, meine Herren, was uns fonft von den Herren 
gefagt worden ift, das find, möchte ich jagen, Rückzugs— 
gefechte; denn die Herren haben unterlaffen, Anträge zu 
ftellen. Sie wollen das Gele fo annehmen, wie es aus 
ber Kommiffion herausgegangen ift; fie wollen aber hier 
nod einmal ihren Standpunkt begründen. Auf Grund 
ihrer Neben müßten fie eigentlich zu dem Nefultat kommen, 
daß fie das Geſetz ablehnten. 

(Sehr qut!) 
Meine Herren, das wollen Sie nicht, und obwohl ich 
ja auch manche Bedenken gegen das Geſetz habe wegen 
der Stontrole — in diefer Vezichung ſtimme ich vollſtändig 


(B) dem Abgeordneten Schmitt (Mainz) zu —, fo will ich 


auch das Geſetz annehmen; denn es enthält eine ſehr 
wichtige Beſtimmung, und das ift das Verbot des Kunſt— 
wein. Die Angft, bie mar heute in weiten Kreiſen noch 
hat — das gebe ih zu —, daß eine unbeichränfte Wer: 
mehrung möglich fein würde, wird dadurd ausgeräumt, 
daß das Kunſtweinverbot erlaffen ift. Meine Herren, 
einen Wein, mag er noch fo ſauer fein, kann man nicht 
unbeichräntt vermehren, weil er zu dünn wird; fann man 
aber Nofinen, kann man Treftern dazu nehmen, fo wirb 
der nöthige Ertraftitoff in den Mein hineingebradht. Die 
Hauptvermehrung hört aber durd das KHunftweinverbot 
auf, und ich glaube, die Herren, die heute fo ſehr gegen 
das Gefeh ſprechen, halten es, da fie doc für dasielbe 
ſtimmen, wirklich nicht für fo Schlecht, al3 wie fie es heute 
in Ichter Stunde noch einmal hinftellen wollen. 
(Brabo!) 

Vräſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Jäger. 

Dr. Jäger, Nbgeordneter: Meine Herren, vor allem 
muß ich ein gewiffes Befremben darüber ausdrüden, daß 
die bayerische Staatäregterung an den Verhandlungen der 
Kommiſſion fich micht betheiligt hat. Es mir das mehr: 
fach zu Gehör geredet worden, und id muß konſtatiren, 
daß in den Verhandlungen der Weinkommiſſion allerdings 
Preußen, Baden und die Hanfeftädte vertreten waren 
— obwohl die Hanfeftädte Wein, wenn fie ibn überhaupt 
bauen, nur im Seller bauen und wachen Taffen 


(Heiterkeit) —, 
nicht aber Bayern. 

Ich will nicht den Vorwurf erheben, daß die bayerische 
Negierung die Intereffen des Weinhandel und der Wein: 
probuftion Bayerns nicht richtig gewahrt habe. Das ift 
ferne von mir. Wenn man aber die deutſchen Staaten 
betradhtet, fo muB man zugeben, daß gleich nad Preußen 


Bayern kommt in Bezug auf die Qualitätsweine und die- (C) 


jenigen Weine, die in den großen Handel gehen. Ad bin 
überzeugt, daß die bayerische Negierung im Bundesrath 
und bei Herftellung des Entwurfs die Intereſſen der Be: 
völferung, die fie zu wahren hat, gewahrt hat; aber noch 
ſchöner wäre es gewelen, wenn fie einen Kommiſſar in 
die Kommiſſion gejcdidt hätte, um auch dort nach außen 
dem Volke zu zeigen, daß fie dabei if, wo es gilt, 
bayeriiche Intereſſen zu vertreten. Ich hoffe und wäre, 
daß dieſes fünftig nicht mehr verſäumt werde. 

Nun, meine Herren, wen ih mich au dem Gejek 
feloft wende, fo hat mein verehrter Herr Vorredner von 
einem Rückzugsgefecht geſprochen; das Geſetz könnte nicht 
fo ſchlimm fein, ſonſt würden wir es nicht annehmen, 
und wir hätten auch keine Anträge zu ſeiner Verbeſſerung 
geſtellt. Der Herr hat gut reden; er weiß ſo gut wie 
wir, daß wir die Anträge, die wir in der Kommiſſion 
geſtellt haben, hier wieder hätten ſtellen können, daß ſie 
aber von den verbündeten Regierungen nicht angenommen 
worden wären, und wir damit das Geſetz zum Scheitern 
gebracht hätten, wodurch der alte Zuſtand geblieben wäre. 
Das eben wollen wir verhindern; wir wollen trotzdem den 
Fortſchritt, der in dieſem Geſetze liegt, und der nicht zu 
leugnen iſt, nicht unmöglich machen. 

Meine Herren, Dieter Fortſchritt ift an ſich zunächſt 
ja nur formell; materiell bleibt es, wie ich behaupte, 
einftweilen beim Alten. 

(Sehr gut!) 
Man kann ja darüber ftreiten, ob man die Begrenzung 
in der Vermehrung des Weines, um ihm mehr dem Ge: 
ſchmack des Publilums anzupaffen, unbedingt in das 
Geſetz hineinbringen mußte. Ach bedauere, daß dies nicht 
aeichehen ift, nad) Quantum und ad) Zeitz wenn aber ein 
Meinbezirt von der Bedeutung, wie die Mofel, entfchiebenen 
Werth daranf legt, daß die Begrenzung, zumal nad der 


Zeit, nicht in das Geſetz hineinlommt, dann müſſen wir (D) 


Anderen daS doch auch berüdfichtigen, und wir haben 
deöwegen, wenn auch mit Bedauern, dieſe zwei Punkte 
der Begrenzung nad) Raum und Zeit für die Zuderung 
fallen gelafien. 

Was aber den Haupteinwand betrifft, ben ich auch 
heute nod) aufrecht erhalten muß, den Mangel an einer 
andgiebigen und allgemeinen Kontrole: diefe ift 
ja den Einzelftaaten als cin Recht gegeben, nicht aber 
als cine Pflicht; es befteht feine einheitliche Beſtimmung. 
Die Einzelftaaten find nicht gezwungen zur Kontrole, fie 
fünnen cd machen, wie fie wollen. Hier liegt nun Die 
Gefahr, dat der alte Zuftand einfach weiter beſteht. Wie 
wollen Sie dem die unbegrenzte Vermehrung des 
Weines, wie wollen Sie feine Fabrifation aus Roſinen 
verhindern, weun nicht eine zwangsweiſe allgemeine 
Kontrole ftattfindet, wenn die Ginzelitaaten es darin 
halten können, wie fie wollen! Das Gefeh tft nach dem 
Buchftaben gut; aber es ift ein Körper ohne Leben, dem 
man aber Leben einhauchen kann, und das wird in Bälde 
geſchehen. Der Mangel einer ansdgiebigen Kontrole it 
geradejo, ald wenn wir bie GSonntagdruhe gemadıt 
hätten, ohne zu beftimmen, daß über ihre Ausführung 
gewaht werden muß. Wenn Sie e8 dem Ginzelnen 
überlaffen Hätten, dann würden Diejenigen, die den 
Arbeitern Sonntagsruhe geben wollen, gezwungen werben, 
fie nicht zu gewähren, durch cine Kleine Minderheit, die 
die Sonntagsruhe nicht halten will. Es müſſen aud) hier 
allgemeine obligatorische Beſtimmungen fein. Das neue 
Geſetz wird dazu führen, dat die Fabrikation des Weins 
bezw. des Kunſtweins ſich zurückzieht in die Großftädte 
und fid) dort im Dunkeln fortpflanzt. Wenn in Kleinen 
Winzerorten bisher Wein gemadt worden iſt ohne 
Hilfe von Traubenjaft, jo kann man das jet allerdings 
nicht mehr betreiben; die Nachbarn denunziren die Wein: 
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(A) fabrif, und die Behörde muß einfchreiten. In den Groß: 


ftädten aber, in Hamburg, Bremen, Berlin 2c., wird das 
Nachſchauen ehr Schwierig. 

Wie wollen Sie ferner die einzelnen Bundesftaaten 
veranlafien, gleihmäßig die VBeftimmungen zu überwachen 
in Bezug auf das Verbot, gewilfe Stoffe zuzuſetzen, be— 
fonder8 aber daß zur Entſäuerung des Weins bloß 
Suderwaffer verwendet werben barf? Hier find Die 
Einzelſtaaten in einer ganz verfdiebenen Lage. Bayern 
fünnte man ja dazu bringen; Landtag und Negierung 
würden bald einig werben, ftrenge Beltimmungen bier zu 
treffen. Baden, wie der Herr Kollege Schuler bereits 
gelagt hat, wäre auch dabei. Aud Württemberg wäre 
dafiir zu haben. Heſſen geht nicht mit. Bon Preußen 
find wir überzeugt, daß es ſich aud) fehr befinnen wird, 
ftrenge Kontrolbeſtimmungen für das ganze Land zu 
maden, und damit ift ben Faß der Boden ausgefchlagen. 
Denn wenn Bayern, Württemberg und Baden wirkſame 
Strafbeltimmumngen macen würden, bann würden fie dem 
eigenen Winzeritand und ihrem Weinhandel einen großen 
Schaden zufügen. Der Weinhandel wäre danı gezwungen, 
dorthin zu wandern, wo die Vermehrung unbegrenzt ftatt- 
finden darf, weil die Kontrole mangelhaft ober gar nicht 
ftattfindet. Der Weinhandel jener Staaten, die das Ge: 
feg mit Ernft und Strenge ausführen, würde ſchwer ge— 
fhädigt werden. Denn wenn ic aus einem Fuder zehn 
Fuder made, jo Tann id das Fuder billiger verfaufen 
als der andere, der nur drei daraus machen darf. Drückt 
man aber den Handel, fo fällt die Laſt aud auf den 
Winzer, Wenn der Handel nichts verdient, kann er dem 
Winzer den Moft nicht entfprehend bezahlen. Darum, 
meine Herren, ift es unbedingt nothwendig, daß dieſes 
Geſetz Leben befommt durch ein weiteres Geſetz, welches 
eine allgemeine Kontrole der Nahrungs: und Genußmittel 
einführt. Dann allein kann das erreicht werben, was 


(B) wir mit dem Geſetz gewollt haben. 


Meine Herren, ih muß noch einmal erklären, weil 
das Wort „Kontrole* jo vielfach benugt wird, um Winzer 
und Weinhandel zu jchreden: die Kontrole darf durchaus 
nit in dem Sinne ftattfinden, daß man die Gemeinde: 
behörben damit beauftragt, fondern es müſſen unbedingt 
vom Staate angeftellte Beamte höherer Qualität fein, 
Nahrungsmittelhemiler in unabhängiger Stellung und mit 
entiprehend guter Bezahlung, fodaß der Weinhändler 
fih Sagen kann: ic darf dem Marne das Vertrauen 
ſchenken, dab er meinen Keller betreten und bie Geſchäfts— 
bücher einjchen darf, daß er, was er hier gefehen hat, 
nicht mißbrauden, meine Kundſchaft nicht einem anderen 
jutragen wird u. f. w. Dadurch werden wir das Geſetz 
ausbauen und werben erreichen, daß der ehrlihe Winzer 
wieder feinen Wein gut verkaufen kann, daß der Konſument 
wieder weiß, wie Wein eigentlich fchmedt, wenn er aus 
ber Traube gekommen ift, daß e3 wieder heißen wirb: 
vinum veritas und in vino veritas, 

(Beifall in der Mitte.) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Lucke. 

Zude, Abgeordneter: Meine Herren, ich werde mid 
bemühen, nicht als einer zu erfcheinen, den der Herr Ab: 
geordnete Wintermeyer bezeichnet hat als einen, der am 
Nidzugsgefechte Theil nimmt, um fi auf diefe Weife noch 
einmal weiß zu waſchen. Selbſtverſtändlich bin auch ich 
nicht in der Lage, das Geſetz, wie es aus der Kommiſſion 
berausgefommen ift, ald etwas Bolltommenes zu be— 
zeichnen. ber, meine Herren, es giebt nichts Voll: 
fommenes unter der Sonne. Aber es ift zur Zeit dass 
jenige, da3 erreicht werden fünnte, von dem vielleicht aud) 
Adam Smith fagen würde, wie feinerzeit von dem Schuß: 
zollgejeg fir die Einfuhr von Getreide in England: man 
fan von dem Geſetze jagen, was man von den Gejeken 
Solons fagte; zur Zeit das befte, was verlangt werden 


fonnte bet den Vorurtheilen, Intereffengegenfägen u. ſ. w, (C) 


die fich dabei breit maden. 

Es ift fo viel geſprochen worden von der Inlereſſen— 
——— von Weinhandel und Winzerſtand. Gewiß, 
m Haubel er es unendlich viele Firmen, die reell find, 
die nichts thun, was fie nicht verantworten fünnen bor 
der Redlichkeit. Aber daß der Winzer und ber Händler 
in Intereſſengemeinſchaft leben, das beftreite ich rundiweg. 
Die Händler haben immer das Bebürfniß, die Winzer 
mehr oder weniger zu ihren Heloten herunter zu begras 
diren, ihnen ben Preis für das Produkt vorzufdreiben. 
Mir willen das von früheren Gelegenheiten, wie ſich bie 
Händlerkreife zufammenthun, um bie Breife feſtzuſetzen, 
und zu anderen höheren Preifen kaufen fie nachher nichts. 
Alfo diefe Gemeinfamkeit der Intereſſen hört fi in der 
Theorie ja ganz ſchön au, aber in ber Braris ift fie nicht 
vorhanden. Diefes Gefeß betrachte ih als einen Fort: 
ichritt, weil e3 die Winzer lehren wird, daß ihre Inter: 
effen und die Intereſſen des Handels nicht zuſammen— 
laufen. Die Winzer werden fehen, baß fid hier die 
Thatjahe in der Braris herausitellen wird, wie Die 
Händler diejenigen find, auf die das Auge des Geſetzes 
merklicher gerichtet werben muß al3 auf die Winzerfreife. 

Wenn wir durch das Gefeh, wie der Herr Staatöjefretär 
des Reichſsamts des Innern ausgeführt hat, auf den Weg zu 
einem Nahrungsmittelfontrolgefeg fommen, fo jage ih, es 
wird und ke die verbündeten Negierungen zu der Gin: 
fiht führen, daß fie gezwungenermaßen, um die wirffamere 
Durdführung dieſes Geſetzes ausgiebig zu geftalten, zur 
Vorlage eines Geſetzes, betreffend Nahrungsmittelfontrofe, 
bie Kontrole der Nahrungs: und Genußmittel kommen 
müffen, um dem Surrogatihwindel auf allen Gebieten ber 
Volksernährung entgegenzutreten. Bon diefem Standpunkt 
ift das MWeinverfehrögefeg daher zu begrüßen, und wir 
werden dieſes Gejeb annehmen. Deine Herren, aber was 


ich beſonders bebauere, ift, dab dad Wort „oder“ bei den (D) 


Strafbeftimmungen gegen die MWeinpanticher ftehen ge— 
blieben ift, daß fie „mit Gefängniß oder Geld” beftraft 
werden. Ich hätte viel lieber geliehen, es hieße „mit Ge— 
fängniß und Geld*. Ein alter Sprud) fagt: „Die Furcht 
muß den Wald hüten“. Sie werden die Banticherei mit 
feinem Geſetz aus der Welt fchaffen, wenn nicht bie 
Strafen fo ftrenge find, dab die betreffenden Pantſcher 
ji) jagen: der Verdienit, den du daraus ziehft, Lohnt nicht 
das Riſilo. Diele Beſtimmung ift die einzige, die ich be— 
dauere, fonft bin ich überzeugt, wie wir mit der Zeit da— 
hin durch dieſes Geſetz fommen werden, daß ſich in den 
Winzerkreifen die flare Erfenntniß immer mehr verbreitet; 
die Intereſſen der Winzer fallen nicht zus 
famnten mit denjenigen des Weinhandels. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Freiherr dv. Schele-Wunstorf. 

Freiherr v. Schele-Wunstorf, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich werde mid auf wenige Worte beſchränken; 
denn eine Warnung, das Geſetz anzunehmen, wird doch 
vergeblich fein: obwohl die meiften Herren Redner allerlei 
an dem Geſetz ausgeſetzt haben, haben fie doc zum Schluß 
veriproden, dafür zu ſtimmen. Ich will aber nicht 
unterlaffen, gegen das Geſetz wegen der Kontrolbeſtimmun-— 
gen Einſpruch zu erheben. Ich halte die Annahme des 
Geſetzes für einen ganz bedenklihen Schritt auf dem Wege 
der ftaat3jozialiftiihen Geſetzgebung, wie ich es ſchon bei 
der eriten Leſung ausgebrüdt habe, und id) halte e3 über: 
haupt fiir ein traurige Zeichen der Zeit, daß derartige 
Kontrolmaßregeln für nothwendig gehalten werden. Mit 
gleihem Recht oder Unrecht kann für jeden Erwerbszweig 
finftig ein berartiged Geſetz gemacht werben. Ich bin 
feit überzeugt, dab die ntereffenten, deren Anfichten ja 
jetzt ſehr geipalten find — wir haben fehr viel Petitionen 
dafür und dagegen, und auch hier im Haufe find Die An— 
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Meine Herren, wie wir hier die deutſchen Nothweinbauern (C) 


(A) fichten verſchieden —, bitter bereuen werben, daß das 


Geſetz zur Annahme fommt. Sch erinnere daran, baß ber 
Herr Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnsheim bereits 
bei der erften Leſung geſagt hat, daß die Winzer in Heflen, 
wo berartige Kontrolbeftimmungen beftanden haben, zum 
aroßen Theil aus Unmuth über die erhöhten Schwierig: 
feiten ihr Wingzergewerbe aufgegeben und ihren Boden 
ftatt deſſen anders verwerthet haben. Dagegen hätte ich 
gewünfht, daß für bie Weinfälicher viel ſchwerere Strafen 
vorgeſehen wären, und ich bin auch ganz dafür, daß bie 
heimifchen Winzer erhöhten Schuß erhalten, als es biäher 
der Fall ift. 

Meine Herren, unter diefen Umftänden können meine 
politifhen Freunde und ich nicht für das Geſetz ftimmen; 
denn unfere3 Grachtend werden dadurch nur die Geſchäfte 
ber Sozialdemokratie bejorgt. 

(Heiterfeit.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Gräfe. 

Gräfe, Abgeordneter: Meine Herren, ich meine, es 
neht und mit diefem Weingefeg genau fo, wie es und 
mit jedem anderen Gejeg ergeht: wir find nicht in ber 
Lage, etwas Vollfommened zu mahen. Wir machen aber 
ja auch nirgendd Gefege auf die Ewigkeit. Genau wie 
wir das erite Weingeſetz 9 Jahre in feiner Wirkung aus: 
probirt haben, wird ſich aucd von diefem Geſetz zeigen, 
ob es den berechtigten Anſprüchen der reellen Winzer: 
ſchaft und des reellen Weinhandeld genügt, oder wo wir 
in Zukunft von neuem mit der Gefeggebung auf diefem 
Gebiete einzufeßen haben. Meine Herren, id kann offen 
geſtehen, dab ich meinerjeit3 dieſem Gejeg, wie cd und 
heute vorliegt, und wie wir es beichließen werben, nicht 
fo peſſimiſtiſch gegemüberftehe, wie dies von verſchiedenen 
Seiten bier zum Ausdrud gekommen ift. Für mid iſt 
das Verbot des Aunftweins ein erfolgreicher, bebeutiamer 
Schritt auf dem Wege der Weingefeggebung, und ich bin 


(B) der Anſicht, daß durch die zeitlihe wie räumliche Be— 


ſchränkung des Verzudernd die Erwartungen nicht erfüllt 
worden wären, die man an diefe Beſtimmungen gefmüpft 
hatte. Ach bin vielmehr der Leberzeugung, daß das Ber: 
bot der Maifchezuderung bei Weißwein uns nach dieſer 
Richtung hin viel mehr Nutzen bringen wird; denn wenn 
die Maifchezuderung verboten wird, wodurdh haupt: 
fählih die ungemeflene Vermehrung des Weind mög: 
ih war, wird dadurch wirkfam eine Grenze ber Ber: 
wäfferung und Perlängerung des Weins gezogen. 
Es wird nicht mehr möglich fein, Traubenfaft fo zu 
verwäflern und zu vermehren, wie dies biöher viel: 
fach geihah, und daß eim ſolches Probuft noch ald Wein 
verkauft werden fan. Dieſes Produkt wird bie Grenz» 
zahlen nicht mehr innehalten; es wird auch nicht mehr 
als Mein in den Handel gebradt werden fünnen. Ich 
meine beöhalb, dab das Verbot ber Maifchezuderung eine 
viel pofitivere Grrungenihaft ift, ald wenn die räume 
liche und zeitlihe Beſchränkung Geſetzeskraft erhalten hätte. 
(Sehr wahr!) 
Wäre diejed Verbot der Maiſchezuckerung nicht gekommen, 
fo hätten wir eine große Hinterthür für die Fabrikation 
von Trefterweinen offen gelaſſen; und daß bies verhindert 
worden ift, möchte ich mit beionderer Freude begrüßen. 
Meine Herren, gleichzeitig möchte ich aber meinem 
Bebauern barüber Ausdruck geben, daß neben dieſen 
beiben Punkten noch ein dritter vorhanden war, dem bie 
berbündeten Megierungen nicht zuitimmen konnten: ich 
meine daS Verbot ded Berfchnittes von Rothwein mit 
Weißwein. Mit außerorbentlihem Bedauern, muß ich 
fagen, mußten es diejenigen Mitglieder der Kommiſſion, 
die auf dem Boden des Schußes der nationalen Produktion 
ftehen, auch bet dieſem Geſetze wahrnehmen, daß uns bie 
beitehenden Handelöverträge im Wege ftehen, erfolgreid) 
Gejege zu machen zum Schutze der nationalen Arbeit. 
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ben Intereſſen des Auslandes opfern müſſen, dank biefer 
ſchlechten Handelöverträge, mußten wir bereit unfere 
Schälwaldbauern opfern dem verfradten Argentinien zu 
Liebe und zu Liebe den wenigen Quebrachoholzgerbereien. 
— Id will hiermit der Hoffnung Ausdrud geben, daß es 
gelingen wird, beim Zoltarif Wandel zu ſchaffen und 
deutſche Arbeit zu ſchützen auf allen Gebieten. 

Meine Herren, jo oft iſt es und ſchon paffirt bei ben 
verichiedenften Gefetentwürfen, daß wir ftehen bleiben 
mußten, weil die gegenwärtigen Beftimmungen der Handels 
gefeggebung und entgegenftanden, ſodaß wir und vielleicht 
nicht wundern würden, wenn bei dem nächſten Gegenftand 
der Tagesordnung, dem Diätenantrag, ein Vertreter der 
verbündeten Regierungen uns erllären würde: wir fönnen 
Ihrem Antrage nicht zuftimmen, weil der Bewilligung 
der Diäten die Beftimmungen der Hanbelöverträge ent» 


gegenftehen. 
(Oh! Oh! links. — Heiterfeit.) 

Meine Herren, wenn man beziehentlid des beutichen 
Nothweind behauptet hat, er entſpräche nicht dem beutichen 
Geſchmacke, er wäre in Mittel- und Norbdeutichland nicht 
einführbar, weil ihn die Konfumenten nicht trinken wollten, 
fo behaupte ich demgegenüber, es liegt das lediglih an 
bem verborbenen norbdeutihen Geſchmack, der großgezogen 
worden ift durch die Weinpanticherei, durch bie Wein: 
fälfhungen, bie allerdingd nod bis in die lchte Zeit 
hinein bis in3 Ungemeſſene gegangen find. Ich habe aus 
eigener praftiiher Erfahrung die leberzeugung gewonnen, 
daß es leicht möglich ift, Leute mit jo berdorbenem 
Geſchmack an Naturwein zu gewöhnen, daß fie bann 
überhaupt feinen anderen als foldhen mehr trinten wollen. 
Wenn da mit Belehrung praftifh vorgegangen würde, 
fo, behaupte ich, würden unfere Rothweine guten und 
ausgiebigen Abfag im beutihen Vaterlande finden, und 


wir könnten dieſem nothleidenden Beftandtheil unferer Be: (D) 


völferung Hilfe und Rettung bringen. 

Meine Herren, unfer Deutiches Volk würde fih noch 
viel mehr an unferen beutihen Naturrothwein gewöhnen, 
wenn in weiteren Streifen befannt wiirde, was uns in ber 
Kommiffion bekannt geworben ift, in welch ſchmählicher 
Weile die importirten franzöfiihen und italienifhen Roth: 
weine in unferen Seehäfen behandelt werben, und mas 
wir nad) Deutſchland ald Borbeaurweine hereinbefommen. 

(Sehr wahr!) 

Meine Herren, wenn man num auch ſeitens bed reellen 
MWeinhändlerftandes ſich bis heute fo energiſch gegen bie 
Stontrolparagraphen wehrt und gewehrt hat, fo fann man 
das meiner Anficht nach ſehr leicht begreiflich finden. Es 
iſt eine eingreifende Neuerung in alle jene Betriebe. 
Ich meine aber, der reelle Weinhändler kann ſich damit 
tröften, daß der Winzer und Weinhändler gemeinfam 
fontrolirt werben, und ber verftändige Menſch und aud) 
der verftändige Weinhänbler muß ſich fagen, daß, wenn 
man bie Konſequenzen eine derartigen Geſetzes zichen 
will, entihieden auch Kontrolmaßregeln vorhanden ſein 
müffen, durch welche das Geſetz meiner Anſicht nad) 
erst durchgeführt und ausgeführt werden fann. Wenn 
man immer wieder jagt, es deckt fih das nicht mit 
den ähnlichen Beftimmungen der Gewerbeordnung, fo be- 
haupte ich doch, das Aufhängen gewiffer Beitimmungen 
der Gewerbeordnung in FFabrifräumen wie das Aus— 
hängen ber Bädereiverordnnung - in den Bädereien ift 
genau basfelbe. Meine Herren, ich glaube nicht daran, 
wenn auch Fälle vorfommen können, daß die Denunziation 
aroßgezogen werben wird. Der reelle Mann Hat bie 
Kontrole nicht zu fürchten; im Gegentheil, unfere reellen 
Weinhändler werden — fo hoffe ih — recht bald zu der 
Ueberzeugung fommen, daß die Stontrole, welche wir vor: 
gefehen haben, Lediglih zum Schuge des reellen Mein: 
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(A) händlerthums geſchaffen worden ift, und die Beichlüffe | Geſetzes zwei tückiſche Krankheiten verborgen Liegen, welche (C) 


der Kommiſſion bieten volle Gewähr gegen polizeiliche 
Chitanen. 

Meine Herren, wir ſtimmen dem Geſetze zu; wir be— 
grüßen es als einen großen, bebeutenden Fortſchritt auf 
dent eingefchlagenen Wege und Hoffen mit allen den— 
jenigen Herren Kollegen, welde an biefem Gefeg mit 
gearbeitet haben und heute für dasfelbe ftimmen werben, 
daß dieſes Geſetz unferem beutihen Wein zu feinem 
materiellen und ideellen Rechte wieder verhelfen wird, und 
daß unfere Nachkommen nod werben fingen können: 
„Zwiſchen Franfreih und dem Böhmerwald, da wachſen 
unfere Neben“, daß fie nicht fingen müffen: bort blühen 
unfere Weinfabrifen. 

(Heiterkeit und Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Noellinger. 

Roellinger, Abgeorbneter: Meine Herren, e8 werben 
in der heutigen Sitzung die Verhandlungen über die Ne- 
pifion des Weingeſetzes vom 20. April 1892 im Reichstag 
zum Abichluß gelangen. Gegen alle Erwartung, un: 
geachtet der Differenzen und Gegenfäße ift eine Verein: 
barung erzielt worben, und wir begrüßen es mit Freuden, 
daß ein leidiges unheilvolled Et nun zum Falle kommt. 
Gin berufener Vertreter bed Elſaß hat ſowohl bei ben 
Berathungen in der Hommiffion ald auch in ber erften, 
zweiten und dritten Leſung unfere Stellungnahme zum 
Geſetzentwurf ausführlid) vertreten und auch energifch ver: 
theidigt; mit ihm find wir ber Meinung, daß wir bem 
Geſetze zuftimmen müſſen, weil fomit der Weg angebahnt 
wird r einem größeren und befferen Erfolge. 

Ach möchte nur kurz erwähnen, wa3 dad Geſetz für 
und Erfrenliches und was es linerfreuliches bietet. 

Bor allem ift eine richtige Definition des Weins 
zu Stande gelommen; lange waren wir in ber Erwar— 


(B) tung dieſer Definition, und gewiß war es für die Ber 


treter des juriſtiſchen Standpunfte8 in ber Weinfrage 
feine geringe Arbeit, eine ſolche Definition herbeizuführen. 
Durch den vorliegenden Gefegentwurf, Toll er vom Bundes: 
rath, wie Dies zu erwarten ift, angenommen werben, wird 
die Hunftweinfabrifation einmal für immer befeitigt; und 
fomit ift eine unreblidhe, ungerehte und maßloje Kon: 
furrenz gegen die ehrliche Weinproduftion aus dem Wege 
geräumt. Ich meine aud, dab der Meinproduzent, ber 
fleine Winzer überhaupt und noch mehr der unbemittelte 
Mann es mit Freuden begrüßen werben, daß eine Aus— 
nahme im Gefeg vorgefehen ift in Bezug auf den Haus: 
bedarf, ob in Trefter- oder Rofinenwein. 
Was das Geſetz Unerfreuliches bietet, ift gewiß 
zuerit der Umſtand, daß die Zuderung geſetzlich erlaubt 
wird ohne jegliche räumliche und zeitliche Beſchränkung. 
Noch in den legten Tagen hat die Handelöfammer von 
Golmar und mit ihr eine größere Verfammlung in ber 
Nheinprovinz die VBeichlüffe der Kommiſſion infofern gut: 
geheißen, daß höchſtens ein Zufat von 25 Prozent Zuder: 
waflerlöfung vorgejehen war. In der jetigen Faſſung 
des Geſetzes, wie ed im Einverftändniß mit den Bundes: 
regierungen aus der Kommiffion hervorgegangen tft, ift 
bon einer Beichränfung des Zuderwafferzufages feine 
Nede mehr. Allerdings heißt es in dem Abſatz 4 bes 
$ 2, daß ber Zufa von Zuder auch in wäfleriger Löſung 
nur zu dem Zwecke erfolgen darf, den Wein nämlich zu 
verbeflern, ohne feine Menge erheblich zu vermehren. Eine 
derartige allgemeine Beftimmung wird aber im den meilten 
Fällen zur Feſtſtellung eines diesbezüglichen widergeſetz— 
lihen Verfahrens faum zu einem Refultat führen. Meine 
Herren, vorgeſtern bat unfer verehrter Kollege Herr 
Dr. Deinhard in biefem hohen Haufe das Wort aus: 
geſprochen: bie Zukunft bed Weins liegt nicht im Waſſer. 
Ich fürdhte aber dennoch fehr, daß eben im Schoße dieſes 


einen gar großen Schaden im Lande anrichten könnten, 
nämlich die Zuderkrantheit und die Wafferjudt. 
(Heiterfeit.) 

Ya, ih fürdte, daß die Ehrlichkeit ded3 Weinbaues in 
Eljaß-Lothringen durch dieſes Geſetz in Gefahr kommen 
möchte. Bis zur heutigen Stunde hat man in Elſaß— 
Lothringen feinen Begriff von einer derartigen gefeglich 
erlaubten Wäfferung des Weind, und ih muß hinzus 
fügen, daß ba eine Verwirrung der Begriffe, ich möchte 
fagen, eine Hera des Verdachts und bed Mißtrauens bet 
Inkrafttreten des Geſetzes ins Leben gerufen werden muß. 
Für den Meintonfumenten wird ed nur noch ein Mittel 
zur Beihaffung von reellem Wein geben. Er wird einfach 
nur bei dem Weingeſchäft einkaufen, in das Wirthslokal 
eintreten, wo eine Garantie geleiftet wird, 3. B. wie durch 
folgende Auffchrift: hier wirb Naturwein getrunfen oder 
verkauft, — und ber MWeinproduzent wird feinerfeit3 zur 
Bejeitigung eines jeglihen Verdachts ebenfalls über feine 
Thüre fchreiben müfjen: hier probuzirt und verfauft man 
nur Naturwein. Das iſt ber einzige Schuß, ber noch 
übrig bleibt. 

Ich hoffe, meine Herren, daß, wenn wir heute dent 
Geſetz zuftimmen, man ed nicht auffaffen werde als eine 
Gutheidung ded ganzen in ber Kommiſſion berathenen 
Gefegentwurfs. Es ift ein Schritt gethan zur Befeitigung 
der Sunftweinfabrifation, und wir find der Regierung 
dankbar, daß fie zum Schuße der ehrlichen Weinbau: 
probuftion etwas geihan hat. In dem Sinne werden 
wir mit dem ganzen Haufe für das Geſetz ftimmen. 


(Bravo!) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Gerftenberger. — Der Herr Abgeorbnete Gerftenberger 


icheint nicht im Haufe anweſend zu fein. 
Diskuſſion geſchloſſen. 
(Heiterfeit.) 


Mir treten in die Spezialdiskuffton ein. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Dr. Blanfenhorn. 

Dr. Blanfenhorn, Abgeordneter: Nahdem eine aus— 
giebige Generaldistuffion ftattgefunden hat und es barin 
möglid war, Erklärungen abzugeben und alle Wünjche 
zum Ausdrud zu bringen, möchte ich ben Herrn Präſi— 
beuten bitten, nunmehr über das ganze Geſetz em bloc 
abftimmen zu laſſen, und ftelle den entiprechenden Antrag. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Blantenhorn 
ftellt den Antrag, über das Geſetz, betreffend den Verkehr 
mit Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränfen, 
en bloe abzuftimmen. Gin folder Beihluß ift nur zus 
läffig, wenn niemand aus dem Haufe widerfpridht. Ach 
frage daher, ob jemand gegen diefen Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Blanfenhorn Widerſpruch erhebt. 
Dies ift nicht der Fall; wir können en bloe abftinmen. 

Ich bitte daher diejenigen Herren, welde ben Geſetz— 
entwurf, betreffend ben Berfehr mit Wein, — 
und weinähnlichen Getränken, nach den Beichlüff en zweiter 
Leſung in allen Paragraphen, aud in Ginleitung und 
Ueberichrift, in dritter Leſung en bloe annehmen wollen, 
fih von ihren Plägen zu erheben. 

(Gefchieht. 
Das ift die übergroße Mehrheit; das Gefek tft in britter 
Leſung en bloe angenommen. 

Wir fchreiten nunmehr zur Gefammtabitimmung 
über das Geſetz, und ich bitte diejenigen Herren, melde 
das Geſetz auch in ber eg annehmen 
wollen, fi) von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt dieſelbe Mehrpeit, das Geſetz ift aud in ber 
Gefammtabftimmung angenommen: 
Wir fommen nunmehr zu den Nefolutionen, unb 


Dann ift Die 


(D) 





(A) zwar zuerft zu der Refolution 1. Zu berfelben ift 

—— handſchriftlicher Antrag eingegangen: 
Dr. Roeſicke (Kaiſerslautern), Dr. Schmitt 
(Mainz), Dr. Deinhard beantragen, 

die Refolution 1 wie folgt zu faffen: 

ben Neichötage baldmöglidit den Entwurf 
eines Reichsgeſetzes vorzulegen, weldes bie 
Ueberwachung des Verkehrs mit Nahrungs: 
und Genußmitteln auf Grund der beftehenden 
Neihögefege nah einheitlihen Grundfägen 
und durch Beftellung befonderer Beanıten 
hierfür regelt. 

Dieſes Amendement bedarf no der Unterftügung. 

Sch bitte diejenigen Herren, welche dad Amendement 
unterjtügen wollen, ji von ihren Plätzen zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Die Unterftügung genügt. 

Ah nehme ar, dab dad Amendement Dr. Schmitt 
(Mainz) auf Nr. 325 der Drudjaden zu Gunften des 
eben don mir verlejenen Amendements zurüdgezogen 
worden ilt. 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Herr Ab: 
geordnete Dr. Schmitt (Mainz). 

Dr. Edymitt (Mainz): Ach ziehe den urfprünglichen 
Antrag zu Gunften des jegigen zurüd. 

Präfident: Das Amendement auf Nr. 325 der Drud- 
ſachen tft zurüdgezogen. Es bleibt alfo nur das Amende— 
ment, welches ich eben verlefen babe. 

Ich eröffne die Didkuffion über die Nefolution 1 und 
da3 eben von mir verlefene Amendement. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Delfor. 

Delfor, Abgeordneter: Ich ſtimme der eriten Reſo— 


Iution bei. 
(Zuruf.) 


— Damm verzichte ich jetzt. 

Präfident: Dad Wort hat zunächſt ber Herr Bericht: 
erftatter. 

Baumann, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, bei der Berathung der Kontrolvorſchriften zum 
MWeingeie bat ſich die Schwierigkeit gezeigt, daß eine 
wirffame Durdführung einer Kontrole nur möglich ift, 
wenn fie einheitlid im ganzen Neich geregelt wird. 
Die Kontrole den einzelnen Yandesregierungen für immer 
zu überlaffen nad) ihrem Gutdünken, würbe die Folge haben, 
zu einer firengen Handhabung in einem Lande, zu einer 
laren in einem anderen zu führen, und der Fälſchung und 
Vermehrung könnten Hinterthüren geöffnet werden. Die 
Kommiffion wünſchte einftimmig, daß eine einheitliche 
Nahrungdmittellontrofe von Reichs wegen eingeführt werde, 
um aud die wirkfjame Ausführung de3 neuen Weingeſetzes 
zu fihern. Bon Anftelung von Reichsbeamten hierfür 
fann feine Nede fein; diefe fol auch ferner den einzelnen 
Regierungen überlafien bleiben. Aber durch ein Reichs— 
geſetz follen die Grundjäge, wie die Kontrole im ganzen 
Reich durchzuführen it, einheitlich geregelt werben Kir 
alle Nahrungs: und Genußmittel, auch den Wein. In 
der Kommiſſion wurde feftgeftellt, daß mein Heimatland 
Bayern ein muftergiltiged Nahrungs: und Genußmittel: 
eſetz bat. Vielleicht mmt man dies für dad Deutjche 
Reich als Mufter an und ergänzt es mit den nöthigen 
Beftimmungen über den Verkehr mit Wein. Nachdem 
ber Herr Staatsſekretär Dr. Graf dv. Poſadowsky vorgeftern 
feine Bereitwilligteit für ein neues Nahrungs und Genuß: 
mittelgeieg in Ausficht geitellt hat, dürfen wir wohl einer 
bieöbezüglichen Borlage bald entgegenjehen. 

Die geänderte Nefolution Dr. Schmitt (Mainz)- 
Dr. Roeſicke und Dr. Deinhard halte ih nad) Rückſprache 
mit mehreren ommiffionsmitgliedern für cine un 
des Kommiſſionsantrags. Ah habe zwar zunädit als 
Berichterftatter die Nefolution der Kommiſſion zu ver— 
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treten, allein ih fann für meine Perſon erflären, daß 
id für den neuen Antrag Dr. Roefide ftimmen werde. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Delior. 

Delfor, Abgeordneter: Wie ſchon gejagt, werden 
wir für die Nefolution ſtimmen. Wir find keine grund— 
fählihen Freunde einer größeren Zentralijation; aber 
wenn dieſe dem Allgemeinwohl dient, können wir uns ihr 
fügen, und bier um fo lieber, ald die Einheitlichkeit ber 
—— — für die Kontrole der Nahrungsmittel 
bei der Weingefeggebung eingeführt wird. Sie ift beim 
Meingejeß geradezu nöthig. Unſere MWeinbauern haben 
die Vorlage nit als ein Wein-, fondern als ein Waſſer— 
verbeſſerungsgeſetz betrachtet. Wir fürdten auch nicht die 
Vermehrung der Beamten und der Koften. Wir meinen: 
bie Beamten brauchen nicht jo fehr vermehrt zu werden. 
Man kann ja ſchon vorhandene Beamte von fo vielen 
unnügen Screibereien befreien. Sodann ftimmen wir 
bafür deöhalb, weil, wenn Unzuträglichkeiten in Aus: 
übung ber Kontrole hervortreten, wir unfere Beſchwerden 
hier vortragen können. Solange die Kontrole Sadıe 
ber Landeögefeßgebung ift, fo müflen wir in Elſaß— 
Lothringen unfere Beſchwerde vor dem Landesausſchuß vor: 
bringen, zu dem wir, wie bier ſchon miehrfad betont 
worden tft, fein Vertrauen haben. Es ift 3 lieber, 
wenn z. B. Ghifanen in der Ausübung der Kontrole vor: 
fommen, daß wir fie hier im Reichstage vorbringen 
fönnen. Dedhalb werben wir für die Refolution ftinmen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Roeſicke (Staiferslautern). 

Dr. Roefide (Kaiſerslautern), Abgeordneter: Nachdem 
der Herr Referent bereit3 die vereinbarte Relolution 
empfohlen hat, lann ich mid darauf beichränfen, zu fon- 
ftatiren, daß dielelbe einer Vereinbarung von Mitgliedern 
verfchiedener Parteien entſpricht. Ich bitte daher, die— 
felbe anzunehmen. Auf der einen Seite bezwedt die 


(0) 


Refolution, dab die Nahrungämittellontrole, wie fie ein (D) 


heitlih gedacht ift, auf Grund der beftehenden Reichs— 
geſetze erfolgen fol, nad Maßgabe berielben; auf ber 
anderen Seite bezwedt fie, dak bie Kontrole eben nad) 
einheitlihen Grundfägen ausgeführt werben fol. Es 
entipricht Died einem wohl ziemlich einheitlihen Wunſche 
des Deutihen Reichstags; denn von allen Seiten hat 
man reichlich Klage zu führen über die Ausführung 
unferer Nahrungsmittelgefege. Wir hoffen, daß durch bie 
Einführung einheitliher Grundſätze eine  wejentliche 
Befferung eintreten wird. 

Vor den Koften, die eventuell durch eine fchärfere 
Durdführung der Gefege entitchen, dürfen wir nicht 
zurüdichreden. Es iſt das eine frage, die das allge: 
meine Wohl betrifft, und dafiir müffen Mittel vorhanden 
fein. Im übrigen ift es nit fo gedacht, daß Reichs: 
beamte angeftellt werben, fondern es follen, ähnlich twie 
bei den fozialen Gefegen für die Fabrikinſpektoren, fo 
auch hier für die Durchführung der Nahrungsmittelgejege 
einheitlihe Grundfäge für das Neid aufgeitellt werden, 
beren Ausführung den Ginzelitaaten überlaffen bleibt. 

(Bravo!) 

Vräfident: Das Wort hat der Herr Benollmächtigte 
zum Bundesrath, Staatsfekretär des Innern, Staatsminifter 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner. 

Dr. Graf v. Pojadowslye Wehner, Staatsminister, 
Saatsjefretär de3 Innern, Bevollmäcdtigter zum Bundes: 
rath: Deine Herren, ih kann felbitverjtändlich namens 
ber verbündeten Negierungen heute feine Erklärung zu 
diefer Nefolution abgeben; id) weiß nicht, wie jid) die 
hohen verbiündeten Regierungen zu der Frage ftellen 
werden. Aber ich glaube aus den Verhandlungen noch— 
mals feftitellen zu Eönen, daß es der Wunſch des Neiche: 
tags ift, daß für die zahlreichen Geſetze, die im Neich in 
Bezug auf die KHontrole von Nahrungs-, Genuß: und Ge: 
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(4) brauchsmitteln erlaſſen find, eine ſachverſtändige Kontrole 


in den Einzelſtaaten ſtattfindet, daß für dieſe Kontrole 
gleiche Grundſätze feſtgelegt werden, und daß eudlich, 
wenn die verbündeten Regierungen einer ſolchen Reſolution 
uſtimmen ſollten, bie für die Nahrungsmittellontrole ge— 
—— Organe ſelbſtverſtändlich Landesbeamte ſein 
müſſen. Denn die Kontrole von Nahrungs- und Genuß— 
mitteln iſt eine polizeiliche Thätigkeit, und man kann dieſe 
polizeiliche Thätigkeit nicht trennen von der geſammten 
übrigen polizeilichen Thätigkeit; die Ausübung der 
BVoltzei tft aber nad; wie vor Landesfahe und muß es 
bleiben. 

Ich habe es für werthvoll gehalten, die Auffaffung, 
die ic aus den Grörterungen des hohen Haufes geſchöpft 
babe, hier nohmald ausbrüdlich feitzulegen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

Burm, Abgeordneter: Meine Herren, wenn aud) bie 
Durdführung ber Sontrole Landesſache ift, fo ſchließt 
das doch nicht aus, daß durch das Reich einheitliche Be: 
ftimmungen erlaffen werben, und bie Beamten nad ein- 
heitliher Methode die Kontrole ausüben. Wir haben 
ihon öfter im Neihdtage von allen Seiten den Wunid) 
auögeiprohen, daß endlih etwas geichehe, und der 
Bundesrath hat troß alledem doch nichts gethan, ſodaß 
id allerdings befürchte, aud) diesmal wird die Nefolution 
nur eine werthvolle Bereiherung des Papierforb3 jein. 
Sollte ih mich im dieſer beifiniftifhen Auffaffung täuſchen, 
um fo beffer. Den Bundesrath aber rufe ich zu: „Der 
Worte find genug gemwedjelt, nun laßt uns endlich 
Thaten ſehen“! 

Präfident: Die Diskuſſion ift geihlofien. Der Herr 
Berichteritatter verzichtet auf dad Schlußwort. 

Wir fommen zur Abftimmung über die Refolution 1. 
Ich werde zuerft abitimmen Jaffen über diefe Reſolution 
nach der Faſſung ber Herren Abgeordneten Dr. Noefide 
(B) (Kaiferölautern), Dr. Schmitt eg | und Dr. Deinhard; 

jollte fie abgelehnt werden, über die Refolution 1 nad dem 
Wortlaut der Kommiffion. — Hiermit ift dad Haus ein: 
verftanden. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche nad dem hands 
fhhriftlihen Antrag der Herren Abgeordneten Dr. Noefide 
(Kaiferölautern), Dr. Schmitt (Mainz) und Dr. Deinhard 
folgende Refolution annehmen wollen ald Refolution 1: 

dem Reichsſtag baldmöglidft den Entwurf eines 
Neichögefebed vorzulegen, welches die Ueber— 
wachung deö Verkehrs mit Nahrungs und Genußs 
mitteln auf Grund der beftehenden Reichsgeſetze 
uach einheitlichen Grundfägen und durch Beftellung 
bejonderer Beamten hierfür regelt, 
fih von ihren Pläßen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; die Reſolution iſt ange— 
nommen. Damit iſt die Reſolution 1 nach dem Wortlaut 
der Kommiſſion hinfällig. 

Wir gehen über zur Reſolution 2. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Schmidt (Elberfeld). 

Schmidt (Elberfeld), Abgeordneter: Herr Präſident, 
ich beantrage, die folgenden Reſolutionen 2, 3 und 4 von 
den heutigen Tagesordnung abzuſetzen. 

Präſident: Meine Herren, der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Eiberfeld) beantragt, die Nejolutionen 2, 3 
und 4 von der heutigen Tagesordnung abaufegen. Ich 
frage, ob dagegen ein Widerjprudy aus dem Haufe erfolgt. 
— Das ift nit der Fall; der Beſchluß bes Hauſes geht 
dahin, daß dieſe Rejolutionen von der heutigen Tages: 
ordnung abgejegt find. 

Wir fommen nunmehr zu dem Antrag ber Some 
miffion über die Petitionen. Er gebt bahin: z 

bie bei bem Neichdtage eingegangenen Petitionen 





durd die Beſchlußfaſſung zu dem Gejegentiwurfe (C) 


für erledigt zu erklären. 

Ich bitte Diejenigen Herren, welche dem Beichluß der Kom— 
milfion beitreten wollen, fid) von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; der Antrag der Kommiſſion iſt 
angenommen. Hiermit iſt der erſte Gegenſtand ber 

Tagesordnung erledigt. 
Wir kommen zum zweiten Gegenſtand der Tages— 
ordnung, zur 
zweiten Berathung des von den Abgeordneten 
Gröber, Lerno und Genoſſen eingebrachten 
Geſetzentwurfs, betreffend Abänderung des Art. 32 
der Reichsverfaſſung (Präfenagelder und freie 
Gifenbahnfahrt)' — (Nr. 34 [berichtigt] der 
Drudiaden), auf Grund des mündlichen Bericht3 
der XIV. Kommiſſion (Nr. 294 ber Drud:- 
ſachen). 
Berichterſtatter iſt der Herr Abgeordnete Baſſer— 


mann. 
In der eröffneten Diskuſſion über den vorliegenden 
Geſetzentwurf hat das Wort der Herr Berichteritatter. 
Ballermann, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, ber Neihstag hat in der Sigung vom 20. Februar 
1901 den Anirag des Herren Abgeordueten Gröber und 
Genofien einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern über: 
wiefen. Die Stommiffion hat den Antrag in drei 
Situngen berathen, und ich habe Ahnen als Bericht: 
eritatter diofer Kommiſſion den Antrag zur Annahme zu 
enipfehlen, der auf Nr. 294 der Druckſachen enthalten ilt. 
Ich kann ausdrüdlich feftitellen, daß bei der Schluß: 
abitimmung in der Kommiffion die vorliegende Faſſuug 
mit 10 gegen 3 Stimmen zur Annahme gelangt iſt. 
Die Kommiffion hat zunächſt die Frage erwogen, ob 
ein Spezialgele über bie Einführung von Diäten bes 


ziehungsweife Anmefenheitögeldern und der freien Eilen- (D) 


bahnfahrt vorzuschlagen oder ob der Weg der Verfaſſungs— 
änderung zu wählen jei. Ohne eingehende Diskuffion hat 
man fih auf den legteren Boden geſtellt und fchlägt die 
Kommiſſton hiernach vor, den Artitel 32 der Reichs— 
verfaffung durch die Beſtimmung, wie fie Ihnen hier vor: 
liegt, zu erſetzen. 

Die Kommiſſion iſt zunächſt eingetreten in eine Er— 
örterung der freien Eiſenbahnfahrt und hat erwogen, ob 
und inwieweit bie Freifahrtlarten auszudehnen find. Dan 
hat fid, was die Giltigfeitödauer der Karten anlangt, 
dahin ſchlüſſig gemadt, an dem biöherigen Zuftande feit- 
zuhalten. Sie finden in dem Beſchluſſe der Kommiſſion 
die ausdrückliche eititellung, daß die Mitglieder bes 
Reichsſtags während der Legislaturperiode — und zivar, 
folange der Reichstag verfammelt ift — fowie 8 Tage 
vor Eröffnung und 8 Tage nah Schluß berfelben freie 
Fahrt erhalten ſollen. Das entipricht dem negenwärtigen 
Zuftand. Bon einer Seite wurde der Wunſch aus- 
geiprochen, es möge die freie Fahrt auf das ganze Jahr 
ausgedehnt werden, alfo gelten während der ganzen 
Dauer der LZegidlaturperiode und nicht aufhören mit dem 
Schluß der einzelnen Seffionen. Es wurde zur Ber 
gründung diefer Anihauung darauf hingewieien, daß es 
wünſchenswerth fei, in weitem Infange Informationen 
einziehen zu können; heute würden wichtige Beichlüffe 
im Reichstag vielfady gefaßt, ohne daß es den Mitgliedern 
möglih ſei, an Ort und Stelle die nothwendigen Er— 
fundungen fih zu verihaffen. Die zeitliche Begrenzung 
jei nicht wünſchenswerth; denn oft ſei im Laufe der übers 
lafteten Seſſionen nicht Zeit und Gelegenheit für dem 
einzelnen Abgeordneten, Reifen zu unternehmen, er fei 
feftgehalten durch die Arbeiten des Reichstags felbft, und 
es ei infolge deifen wünſchenswerth, gerade die freie Zeit, 


ber feine Reichstagsſttzungen jtattfinden, zu In— 


(A) formationsreifen benußen zu können. 
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Die Kommiſſion hat 
in ihrer großen Mehrheit diefer Auffaffung fi nicht anzu- 
ſchließen vermocht, ſondern wie bereitd erwähnt, ift fie dabei 
geblieben, den gegenwärtigen Zuftand aufrechtzuerhalten. 

Was dagegen die räumliche Begrenzung anlangt, 
jo ift die Kommiſſion zu einem Antrag gefommen, 
der nit dem heutigen Zuftand ſich nicht dedt. Die 
Mehrheit der Kommiſſion ftand auf dem Standpuntt, 
daß der frühere Zuftand wiederhergeitellt werden möge, 
d. dab die Einſchränkungen der freien Fahrt auf 
beftimmte Routen zwiſchen dem Wohnfig des Ab: 
— und Berlin fallen und dafür bie Fahrt auf 
ämmtlihen deutſchen Gifenbahnen einihließlih der 
Luruszüge frei gewährt werben ſolle. Hier wurde der 
bereitö von mir angegebene Gefihtöpunft von der Mehrheit 
der Kommiſſion ald richtig anertannt, daß nämlich bie 
Möglichkeit von Informationsreifen für die Abgeordneten 
gegeben werben müſſe, namentlih für bie Beurtheilung 
einer Reihe von Projekten, beifpielöweife bei Neubauten, 
großen Anforderungen, die oft an den Neichdtag beran- 
treten, ohne daß ber Abgeordnete Gelegenheit hat, fich bie 
nöthigen Erfundigungen an Ort und Stelle einzuziehen. 
Es wurde aud darauf hingewieſen, daß bei dem heutigen 
Zuftand eine fortgefegte Umänderung in ben Fahrkarten 
zur Nothwendigfeit wird, weil fih neue Routen ein- 
ſchieben, neue Züge, neue Verbindungen zwifchen Berlin 
und den einzelnen Wohnorten eingeführt werben, daß auch 
vielfach ein doppelter Wohnſitz Lonftruirt wird, was aud) 
eine wünſchenswerthe Erſcheinung nicht fe. Man war in 
der Mehrheit der Kommilfion der Anficht, daß es ſich hier 
in der That um eine kleinliche Maßregel handelt, die am 
beiten bejeitigt werben möchte, und daß ber frühere Zuftand 
wieberhergeitellt werben müſſe. Auch bier wurbe ſeitens 
einer Minorität oder wenigitend von einer Seite Wider: 
fprud) erhoben. Es wurde darauf hingewielen, daß gerade 
(B) die Einfhränfung der früher — freigegebenen 

Fahrt auf den deuiſchen Eiſenbahnen durch Mißbrauch veran— 
laßt worden ſei: überflüſſige Reiſen, Reiſen zu Agitationen 
ſeien gemacht worden, und infolge deſſen ſei bie Ein— 
ſchränkung mit Recht damals erfolgt. Es ſel höchſtens zu 
erwägen, ob man vielleicht den Mitgliedern der Budget— 
fommiffion freie Fahrt während ber Seſſion auf ſämmtlichen 
beutfchen GEifenbahnen gewähren könne, aber nicht allen 
Mitgliebern des Neihätagd. Bei der Abftimmung hat 
ſich ergeben, daß mit allen gegen eine Stimme die räum: 
lie Ausdehnung, die Wiederherftellung des früheren 
Zuſtandes in ber Kommiſſion befchloffen wurde. 

Die Kommiſſion ift ſodann zu der Erörterung ber 
Frage übergegangen, ob überhanpt eine Entihädigung für 
die Abgeordneten gewährt werben folle. Die Gründe für 
und wiber bdeden fi im mejentlihen mit den Aus— 
führungen, die von verfchiedenen Fraktionen in biefem 
hohen Haufe gemadht worden find. Bon Seiten einer 
Minorität wurde bie Gewährung irgend einer Entſchädi— 
gung, einerlei ob in Form einer Baufhalfumme, von 
Diäten oder Anmwefenheitögelbern, befämpft. Es wurde 
darauf hingewiefen, daß die Diätenlofigkeit als Storreftiv 
für die Gefahren des allgemeinen und gleihen Wahlrechts 
feinerzeit eingeführt worden fei; daran möge man feſt— 
halten. Es wurde die Befürdtung geäußert, daß burd) 
die —— von Diäten oder Anweſenheitsgeldern das 
Niveau des Reichstags herabgedrückt würde, daß eine 
Reihe von Leuten ſich zu den Kandidaturen herandrängen 
werde lediglich in Rückſicht auf die in Ausſicht geſtellte 
Vergütung. Von einer Seite wurde auch die Meinung 
ausgeſprochen, daß mit der Einführung von Diäten oder 
Anweſenheitsgeldern eine weitere Demokratiſirung bed 
Reichstags zu befürchten fei; e3 würden dadurch immer 
weniger Beute aus ben befigenden Klaſſen zu Mandaten 
gelangen. 


(Baffermann.) 


Er 
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Endlich wurbe gejagt, daß mit der Einführung von (0) 


Diäten oder Anmwejenheitögeldern man überhaupt die 
gan Trage der Berfaffungdänderung auf dem Gebiet des 

ahlrechts aufrolle, zur Diskuffion ftelle, und dann 
müßten allerdings aud Kompenfationen verlangt werben, 
verlangt werden auf dem Gebiete des Wahlrechts felber, 
auch auf bem Gebiete ber — *—*— beiſpielsweiſe 
der Herabſetzung der Beſchlußfähigkeitsziffer bei zweiten 
Leſungen u. ſ. w. Dieſe Geſichtspunkte ſind von der 
Minoxität hervorgehoben worden. Beſtimmte Vorſchläge, 
die ſich auf eine Aenderung des Wahlrechts beziehen ober 
auf eine Aenderung der Geſchäftsordnung, — das iſt hier 
ausdrücklich feſtzuſtellen — wurden übrigens von keiner 
Seite gemadt. Es find dieſe Geſichtspunkte nur im Laufe 
ber allgemeinen Erörterung zu Tage getreten. 

&3 wurde dann endlih gegen den Antrag hervor— 
ehoben, daß die vielfach mangelnde Beſchlußfähigkeit bes 
eihdtags nicht zurüdzuführen ſei auf ben Mangel einer 

Vergütung für die Abgeorbnieten, fonbern daß bieje Be- 
ſchlußunfähigkeit auf anderen Urſachen beruhe. Es wurde 
darauf hingewieſen, daß auch viele Einzellandtage, bie 
Diäten oder Anmwefenheitögelder gewähren, unter Beſchluß— 
unfähigkeit oder ſchlechten Beſuch leiden, beifpielämeife 
auch vielfach das preußifche Abgeordnetenhaus. Die langen 
Seiftonen feien daran fchuld, daß eine Beſchlußunfähigkeit 
bes Neichdtagd fo oft vorhanden ſeiz die Abgeordneten 
feien nicht in der Lage, fo lange ſich ihren Berufsgeſchäften 
zu entziehen; inbererziehung u. ſ. w. fpiele hier mit, und 
es fünne ſonach die Beihlußunfähigkeit nicht zurüdgeführt 
werben auf die Diätenlofigkeit. Der Mitteljtand, von dem 
fo vielfach die Rede fei, der Handwerker, ber Heine Land— 
wirth fei an und für fih überhaupt nicht in der Lage, ein 
Mandat ve auch dann nicht, wenn ihm eine 
Entſchädigung für den Aufenthalt in Berlin gewährt 
werde, ba fi ein Mandat mit feinen ganzen Berufs: und 
(Grwerböverhältniffen an ſich nicht vertrage. 

Meine Herren, bie große Mehrheit der Kommiſſion 
vermochte ſich dieſen Argumenten nicht anzujchließen, 
fondern blieb auf ihren Standpunkt ftehen, ber von den 
betreffenden Parteien bier aud bei der erften Lefung im 
Plenum geltend gemadt worben if. Es wurde in erfter 
Neihe hervorgehoben, daß bei dem heutigen Zuftand ber 
Diätenlofigleit und mangels jeber Vergütung eine ganze 
Menge von Leuten bei der Aufitellung ber Kandidaten 
ausſcheiden, weil fie nicht in der Lage jeien, ein Mandat 
ohne Vergütung für den Aufenthalt in Berlin anzunehmen. 
Das fei ein Zuftand, wie er nicht wünſchenswerth jei. 

Dann wurde von Seiten der Majorität vor allem 
ber Behauptung ———— daß zwiſchen der Be— 
ſchlußunfähigkleit des Reichſstags und der Diätenloſigkeit 
fein Zuſammenhang beftehe; im Gegentheil, man bat 
— hingewieſen, daß mit der Gewährung von An— 
weſenheitsgeldern es zweifellos zu beſſeren Zuftänden im 
Reichſtag komme, und ber traurige Anblid, ben das be— 
ihlußunfähige Haus zu oft biete, dann erjpart werde. 
Auch ſei feinedwegs zu befürchten, daß ein Sinken des 
Niveaus dadurch eintrete, daß man Diäten oder Anweſeu— 
heitögelber gewähre. Der Beweis fei durch bie Einzel: 
landtage geliefert; dort könne, obwohl Diäten oder andere 
Vergütungen gewährt werden, nicht feitgeftellt werben, 
daß ſich zahlreihe „Erwerbparlamentarier* — mie ber 
Ausdrud gebraucht wurde — eingebrängt hätten. 

Meine Herren, dad wären im Mefentlichen bie 
Gründe, bon denen die Majorität 5**— und die ſchließ⸗ 
lich dazu geführt haben, daß, wie bereits erwähnt, mit 
10 gegen 3 Stimmen ber Kommiſſionsbeſchluß zu 
Stande fam. 

Im weiteren Berlauf der Diskuſſion hat die Kom- 
miffion aud die Frage erörtert, in welder Form Ber: 
gütung, Entihäbigung zu gewähren ift, ob in ber Form 


— 
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(A) einer Baufhalfumme, ob in Form bon Diäten ober in 


ber Form, die der Herr Kollege Gröber in feinem Antrag 
gewählt hat, in der Form von Anmwejenheitägeldern. Es 
haben fich einzelne Abgeordnete für eine Pauſchalſumme mit 
der Begründung ausgeſprochen, daß damit vor allem jede 
Kontrole, die ja unter allen Umſtänden etwas Unwürdiges 
für den Abgeordneten habe, wegfallen könne, wenn ein 
fir ale Mal für dad Jahr eine beftimmte Pauſchſumme 
bezahlt würde, Es fei diefe Pauſchſumme auch beffer als 
die Einführung von Diäten, weil bei Einführung von 
Diäten nicht zu vermeiden fei, daß, obwohl die Diäten 
bezogen werben, ber betreffende Abgeordnete nicht zur 
Stelle ſei. Auch habe fid) das eingeführte Spftem einer 
Pauſchalſumme in den Ländern, die diefelbe haben, durch— 
aus bewährt. In einer Zuſammenſtellung, die der Home 
miſſion zugegangen ift, war feitgeftellt, daß beiſpielsweiſe 
in Belgien eine Vergütung von 200 Gulden monatlid 
gewährt wird. In Frankreich erhalten die Deputirten 
und Senatoren 9000 Francs pro Jahr, in den Nieder: 
landeı 2000 Gulden, in Schweden 1200 Neichöthaler, in 
Anerita 7500 Dollar. 

Bon anderer Seite wurde behauptet, daß, wenn man 
eine Pauſchalſumme nidt annehmen wolle, dann ſchließlich 
dod Diäten beffer feien als Anmwefenheitägelder, weil bei 
Gewährung von Diäten für die ganze Dauer der Seſſion 
auch Sontrolmaßregeln unterbleiben fönnten. Ich be= 
merfe hierzu, daß Anträge in der Kommilfion in den 
vorhin bezeichneten Nichtungen nicht geftellt wurden. Die 
Mehrheit der Kommiffion blieb auf dem Standpunft 
ftehen, ber im Suitiativantrag gewählt iſt, d. h. empfiehlt 
den hohen Haufe, Anwejenheitögelder zu beſchließen, und 
e3 war der durchſchlagende Grund für die Mehrheit ber 
Kommiffion der, daß durch die Einführung bon An: 
wejenheitögeldern eine gewiffe Gewähr dafür geicaffen 
werde, daß die Beichlußfähigkeit des Haufes in der Regel 


(B) vorhanden fei. 


Was den Abjay 2 des Aniragd Gröber anlangt, 
fo ift derjelbe ohne Diskuffion von der Kommiffion aus 
genommen worden und demnach unverändert geblieben. 

Die Kommiſſion ſchlägt Ahnen endlich vor, einen 
dritten Abſatz zu beichließen dahin: die näheren Be- 
ftimmungen erläßt der Präfident des Reichſtags. Es 
fanden eingehende Grörterungen ftatt über bie Noth— 
wenbigfeit und Art und Weiſe der Stontrole der Anweſen— 
heit in den Sigungen beziehungsweife in Berlin. In 
dem urſprünglichen Antrage war die Faſſung gewählt: 
für die Dauer ihrer Anwejenheit bei den Sigungen des 
Reichſstags. Die Kommiſſion beſchloß dafür zu fagen: 
für die Dauer ihrer Anwefenheit in Berlin. Zu diefem 
Beichluffe ift die Rommiſſion aus dem Grunde gelommen, 
weil man annahm, daß, wenn bie Anmwejenheit bei den 
Sitzungen gefordert wird, dann aud Tag für Tag eine 
Kontrole ftatıfinden müſſe, ob ber betreffende Abgeordnete 
bei der Sitzung zugegen war. Cine folde Stontrole 
wollte man vermeiden und gleichzeitig auch vermeiden, 
in eine weitgehende Kaſuiſtik ſich einzulaffen, beifpiels: 
weife, wie zu verfahren ift in Krankheitsfällen, an freien 
Tagen, an Sonntagen n. j. w. Das falle alles weg, 
wenn man fjchlehtweg die Anmejenheit in Berlin als 
maßgebend annchme. 

Man hat dann in der Kommiſſion die Ausführungs: 
beftimmungen dem Herrn Präfidenten des Neichstags 
überlaffen, darımter unter anderem auch bie frage, wie 
die Vororte von Berlin zu behandeln find, ob fie ber 
Stadt Berlin gleichzuitellen find oder nicht. Die ganze 
Kontrole foll in die Hand des Herrn Präſidenten gelegt 
werden. 

Endlich hat die Kommilfion noch einen weiteren 
Antrag angenommen, nämlich, daß der Anweſenheit in 
Berlin es gleichfteht, wenn der Abgeordnete durch 


Arbeiten für den Neichötag behindert ift, in Berlin an: 
wefend zu fein. Diefer Antrag entipricht der Billigfeit 
und empfehle ich denfelben ebenfalls Ihrer — 

Ich kann ſonach die Beſchlüſſe der Kommiſſion dem 
hohen Hauſe zur Annahme nur empfehlen, und ich möchte 
zum Schluß nur noch bemerken, daß eine Petition einge— 
laufen iſt, in der der Herr Eiſendreher Staude in Sprottau 
beantragt, ed möge das Wort „Anweſenheusgelder“ durch 
„Dagelder“ erfegt werden. 

(Heiterfeit.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Gröber. 

Gröber, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Initiativ— 
antrag, den meine politiihen Freunde und ich eingebracht 
haben, hat in der KHommiliionsberatihung zwar einige 
Aenderungen erfahren, dieſe Menderungen find aber nicht 
fo weientlider Natur, daß wir nicht dem Antrage der 
Kommiffion zuftimmen fönnten. Es haben ſich zwar in 
unferen Reihen verſchiedene juriftiihe Bedenken gegen 
einzelne Formulirungen ded Antrags der Kommiſſion bes 
merklich gemad)t, und ich will ja zugeben, daß an der 
einen oder anderen Stelle nod eine gemauere Faſſung 
gefunden werben fönnte, als die Kommiſſion im ihrer 
Berathung gefunden hat. Alle diefe Bedenken beziehen 
fih aber nur auf redaktionelle Fragen. Es ift zum Beis 
ipiel namentlid) der Zweifel aufgeworfen worden, ob es 
nicht richtiger wäre, eine Umſtellung vorzunehmen und die 
Beltimmung bezüglid der Freikarten hinter die Bes 
ſtimmung über die Anmwefenheitögelder zurüdzuftellen 

(Heiterfeit), 
damit nicht der Zweifel erwedt werde, ob Anweſenheits— 
gelder aud für die 8 Tage vor dem Beginn und nad) 
den Schluß der Situngen beaufprucht werden fönnten. 
Sie fehen, mit welcher Gewiffenhaftigteit und Gründlich— 
feit unfere Juriſten fih in die Einzelheiten des Kom: 
miffionsbefchluffes vertieft haben. Das alles find, wie 
gefagt, nur nebenſächliche und redaktionelle Bedenken und 
Wünſche. Ich Habe mamens meiner freunde die Er: 
Härung abzugeben, daß wir fir den Beichluß der Kom— 
milfion, fo wie er geitellt ift, ftimmen werden. Sollte es 
etwa der angebeuteten feinen Redaltionsverbeſſerungen 
noch bebürfen, um den Antrag dem hohen Bundesrath an: 
nehmbar zu maden, jo wird es an und gewiß nicht fehlen, 
dem ausnahmsweiſe heute unferen Berathungen folgenden 
Bundesrath auch noch dieſes Vergnügen zu bereiten. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, der Herr Berichterftatter hat den 
Unterfchied zwiſchen Diäten und Anmwelenheitägeldern fo 
flar dargelegt, dab ich feinen Anlaß habe, dieſen Unter— 
ſchied des jegigen Antrages gegenüber früheren Anträgen 
noch befonders zu begründen. Ich möchte mir nur ges 
ftatten, auf einen Punkt noch einzugehen, der mehr in der 
Diskuffion der Preſſe und außerhalb dieſes Haufes als 
innerhalb unferer Berathungen eine gewiffe Nolle geipielt 
hat und heute noch jpielt. Es wird nämlid die Be: 
hauptung aufgeftellt, daß der erſte Reichskanzler des 
Deutihen Reihe fih unbedingt gegen Gewährung von 
Entihädiqungen oder von Diäten, bon denen damals 
nur geſprochen wurde, ausgeſprochen habe, und diefe Be— 
hauptung hat ſich allmählich jo verdichtet, daß man kaum 
mehr einen Zweifel an ihrer Nichtigfeit ausſprechen hört 
in der Preſſe. Und dennoch ift dieſe Behauptung uns 
richtig. Es iſt falſch, daß der erite Reichsſskanzler 
Fürſt von Bismarck ſich unbedingt und unter 
allen Umſtänden gegen die Gewährung von 
Diäten ausgeſprochen hätte. Ich darf nad der 
Nichtung anführen, was bereit bei ber Berathung der 
Norddeutſchen Bundesverfaffung von dem damaligen 
Präſidenten der Bundes-Kommiſſarien, Minifterpräfidenten 
Grafen von Bismard am 30. März 1867 gejagt wurbe. 


(0) 


(D) 
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(Gröber.) 


(A) Der Herr Präſident geftattet mir vielleicht, biefe kurze Er: 


Härung vorlefen zu dürfen. Die Erklärung lautet wörtlid): 
Ich habe im Namen und im Auftrage der hohen 
verbiindeten Regierungen zu erklären, dab bie- 
felben glauben fih auf eine Bewilligung oder 
Zulaffung von Diäten unter feinen Umſtänden 
einlaffen zu können. 

Diefer Sat wird gewöhnlich zitirt ohme den folgenden: 
Die ei bitten vielmehr die hohe Ber: 
fanımlung, die Entſcheidung biefer Frage 
dem Wege der Geleggebung demnächſt zu 
überlafien, nahdem man im Stande ge— 
wejen fein wird, beruhigende Erfahrungen 
über die Wirkungen eined biöher nod 
wenig erprobten Wahlgeſetzes zu ſammeln. 

Es hat darauf der Vertreter von Sachſen geiprochen und 

hat den Wunfch ansgedrüdt, daß künftig feine fo langen 

Verhandlungen im Reichstag mehr ftattfinden mögen, wie 

bis dahin — im Jahre 1867, 

(Heiterfeit.) 

Dann hat der Herr Reichskanzler Graf v. Bismard noch— 

mals dad Wort ergriffen, feine Mebereinftimmung mit ber 

Erklärung des ſächſiſchen Vertreters auögefproden und 

gejagt, er habe nur jagen wollen: 
wenn ſich Mißſtände aus ber Diäten: 
Iofigleit ergeben haben würden, oder wenn 
fih aus dem Berlaufe der Handhabung bed 
Mahlgefeßes ergeben würde, daß es ohne Gefahr 
geichehen kann, fo ift e3 Später immer un: 
benommen, im Wege der Gefehgebung 
Diäten einzuführen. 

(Hört! hört!) 

Alfo, meine Herren, an diefe Stellen darf man ſich doch 

erinnern, wenn immer behauptet wird, der erſte Reichs— 

fanzler babe ſich fo ftreng gegen Diäten ausgeiproden. 
Es ift übrigens auch noch fpäter ein paar Mal die 
Sprade auf die Gewährung von Entfhädigungsgeldern ge: 
kommen. In der Verhandlung des Deutichen Reichstags 
vom 19. April 1871 ſtand ein Antrag zur Debatte, und da— 
mals hat der Neichöfanzler erflärt, er habe foeben feine 
früheren Neußerungen, die ihm vorgehalten worden wären, 
nachgeſchlagen: 
Ich habe aber aus meinen Ausführungen erſehen, 
daß ich mich weniger davor gefürchtet 
habe, daß die Zuſammenſetzung ber Ver— 
jammlung eine weniger zupderläffige für 
Staatözwede und für Innehaltung des— 
jenigen Maßes im Fortſchreiten, welches 
die Regierungen glauben feſthalten zu 
ſollen, fein würde, ſondern daß ich haupt— 
ſächlich die nügliche Wirkung auf kurze 
Barlamente darin zu erbliden geglaubt 


habe. 
Gr hat dann weiter behauptet: 
Es ift eine Grfahrungsthatfadhe, daß biätenlofe 
Situngen immer kürzer find als Sibungen, bei 
denen Diäten gegeben werden. 
(Heiterfeit.) 
Und endlich in den Verhandlungen bes NReichdtagd dom 
26. November 1884, in welder wieder die Diätenfrage 
ausführlich behandelt wurde, erklärte der Reichskanzler: 
Menn überhaupt Diäten bewilligt werden follten — 
und ich ftehe gar nidt der Frage fo ver: 
ihlojfen gegenüber, wie Sie glauben 


mögen — 
(hört! hört!), 
fo wiirde bie erfte Bedingung fein, daß derjenige, 
der in Berlin wohnt, feine Diäten bezieht und 
noch viel weniger freie Fahrkarten erhält. 
(Heiterfeit.) 


Der Reichskanzler hat ſich im derſelben Sitzung be- (0) 


ſonders gegen die Beruföparlamentarier ausgeſprochen 

und erklärt: 
63 hat fih bei dem Verfaſſungsgedanken, ber 
biefer Beftimmung zu Grunde lag, durchaus nicht 
um die Möglichkeit, hier eine beliebige Zeit für 
ein beftimmted Diätenquantum leben zu können 
oder nicht, gehandelt, fondbern e8 hat fih um 
das Beftreben gehandelt, dem gewerb- 
lihen Barlamentariämud eine Schranke 
zu bauen, berjenigen Beruföthätigfeit, die da— 
mals anfing fi auszubilden, daß nämlich Leute, 
die fonft ohne andere Beichäfti =; waren, als 
in der Breffe bie öffentliche nung zu bes 
arbeiten, ſich ausfchließlich dem Berufe des Ab- 
geordneten wibmeten. 

Ich kann nicht alles vorlefen, ich will nur die Haupt: 
punkte hervorheben. Er fuhr fort, über die Berufs: 
parlamentarier ſich zu äußern: 

Das ift alſo die eigentlihe Grundlage, und wir 
halten fie für feine nügliche, einmal, weil dieſe 
Herren ſchließlich auch mit dem beiten Willen 
ganz außer Stande find, die Landesintereffen zu 
vertreten; fie leben nicht in ihnen, fie haben fie 
nicht, fie theilen fie nicht, fie kennen fie nicht, fie 
vertreten Ichließlih ihre eigenen Intereſſen zum 
Zwede ihrer eigenen Herrſchaft, ihres eigenen 
Einfluffes. 

Dann aber ift die unendliche Dauer ber 
Seſſion mit bem —— 
in der engſten Verbindung ..... Das 
Land leidet darunter, da3 Land fährt am beiten 
dabei, wenn die Sigungen kurz find, und das 
Parlament aus fachkundigen Mitgliedern beiteht. 

Das eigentliche Clement des arbeit: 


.e en.“ 


famen und erwerbenden Volkes geht uns dabei (DI 


verloren. 
Mie viele Vertreter des NWrbeiterftandes, des Mittel: 
ftanbes, des kleinen Gewerbes, bes Heinen Kaufmanns— 
ftandes find heute im Reichstag? 

Alio, meine Herren, der Reichskanzler Fürſt v. Bismard 
hat immer wieder betont, die Abſicht, möglichht kurze Tagungen 
zu erreichen, fei für die Feſtſetzung der Diätenlofigfeit maß: 
gebend geweien. Nun habe ich mir eine kurze Meberficht iiber 
die Dauer der Seſſionen gemacht, und bie ergtebt allerdings, 
daß die Hoffnungen, welde man 1867 bezüglich der Dauer 
der Tagungen gehabt hat, fic leider gar nicht beftätigt haben, 
trog der Diätenlofigkeit. Ich will Ahnen im Kürze eine 
Heberjicht der Tage geben, während welder der Reichstag 
verfammelt war; Sie werden aus biefer Ueberſicht ent: 
nehmen, twiedie Dauer unferer Tagungen immer zugenomment 
hat. Dabei laffe ich die außerordentlihen Seflionen, bie 
nur ein paar Tage oder Wochen gedauert haben, abfidht- 
lich außer Rechnung; e3 ift ja ein paar Mal vorgefommen, 
daß man zu einer außerordentlihen Tagung 3. B. wegen 
eines Handelövertrags mitten im Sommer zufammengetreten 
it. Wenn Sie nur die ordentlichen Sefftonen in Rechnung 
nehmen und dabei ſolche Seffionen, in welchen die Bertagung 
von einem Dahre zum anderen ftattgefunden hat, als 
zwei Seffionen behandeln, jo ergiebt fid) folgende Ueberſicht. 
In den orbentlihen 13 Seſſionen von 1867 bis 1876 
hat die durdhfchnittlihe Dauer der Seffionen betragen 81 
Tage; Minimum 47, Marimum 111. m den ordentlichen 
10 Seffionen von 1877 bis 1884 betrug die Durchſchnitts— 
acht der Seffiondtage nicht mehr 81, fonbern 97; 
Minimum 41, Marimum 151. Im den 7 Seffionen von 
1984/85 bi8 1892 fteigt die Zahl der Seffionstage von 


97 auf 136 
(hört! bört!); 


Minimum 51, Marimum 220 Seifionstage. Und endlich, 
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zufammenwadjen, und daß deshalb auch die entfernteften (CO) 


(B) und noch in ben fiebziger 


(A) meine Herten, in ben u Jahren, von der Seffion 

1893/94 bis jegt in biefen 7 Seffionen, beträgt die Durd)- 
ſchnittsdauer der Seffion 194 Seſſionstage 

(hört! hört!); 
Minimum 155, Marimum 228. Alſo, meine Herren, 
eine Steigerung der Seffiondtage von 81 auf 97, 
bon 97 auf 136, von 136 auf 194! 

Meine Herren, find nun an biefer Steigerung der 
Seſſionstage die Beruföparlamentarier fhuld? Ich jage, 
zum allerkleinften Theil, wenn man ihmen überhaupt eine 
Schuld bezüglih dieſer Ausdehnung der Situngen bei: 
meſſen will. Die Schuld liegt einfach, meine Herren, in 
ber natürligden Entwidlung der Aufgaben ber 
Geſetzgebung des Deutfhen Reichs. 

(Sehr ridtig!) 

Vergleihen wir doch den Etat von 1871 und den jetigen 
Etat, nur was bie Geldfumme betrifft, die damals fo 
gering war, gegen bie jegige! Meine Herren, feitbem find 
ja eine ganze Reihe der größten, umfangreidhften und 
ichwierigften neuen Aufgaben an den Reichstag heran- 
getreten, woran man im Jahre 1867 noch gar nicht 
denfen konnte: die ganze ſoziale Geſetzgebung! Die ver: 
widelte, fomplizirte, fchwierige, zeitraubende Berathung 
über die Berfiherungsgeiege find alle in die fpäteren 
Jahre mit den vielen Sigungätagen gefallen; daran fonnte 
man 1867 nicht denfen. Man hatte 1867 auch noch feine 
Kolonialpolitit gehabt mit dem großen umfangreichen 
Etat, der uns immer mehr in Anfpruch nimmt, und fo giebt e3 
nod) eine ganze große Reihe von Aufgaben, die id), um Ihre 
Zeit nicht in Anſpruch zu nehmen, im einzelnen nicht auf: 
zählen will. Kann man e3 dem Reichsſtag zum Vorwurf 
machen, wenn er diefen Aufgaben gegenüber aud immer 
mehr Zeit brauht? Ich glaube, ed geht dem löblichen 
Bundesrath ganz ebenfo wie dem Reichstag; der wird 
auch nicht mehr in ber furzen Zeit fertig, die er 1867 
ahren zur Erledigung feiner 
Arbeiten gebraucht hat. 

Aber, meine Herren, wenn mun eine fo große Auf: 
gabe thatfählih an den Reichstag herangetreten ift und 
immer mehr zunimmt, fo ift die Frage, ob eine Ent: 
ſchädigung gewährt wird oder nicht, doch cine ganz andere 
als im Jahre 1867 

(ſehr richtig)), 
um fo mehr, meine Herren, weil die jegige Diätenlofigkeit 
zu einer ganz ungleihen Wirkung für die einzelnen 
Theile des Deutfhen Reichs führt. Ich behaupte, 
meine Herren, unter ber jetzigen Diätenlofigkeit Leiden 
namentlich die Abgeordneten der fübdeutihen Staaten 

ſſehr richtig!), 
berjenigen Länder, bie weit entfernt find vom Sitze ber 
Berfammlung. Den verehrten Herren Kollegen, die durch 
bie Eifenbahnverbindung im bie * geſetzt ſind, in ein 
paar Stunden, vielleicht längſtens in einem halben Tage 
nach Hauſe zu fahren, iſt es noch verhältnißmäßig leicht, 
ein Mandat zu übernehmen; fie haben immerhin noch 
Zeit, auch vom bier aus ihre Berufsgeihäfte wahr: 
zunehmen, fie können immer mal ein paar Tage ausſetzen, 
nah Haufe fahren und die dringendften Gejchäfte kurz 
erledigen. Aber wenn Nbgeorbuete, um nah Haufe zu 
fonmen, einen ganzen Tag gebrauden, dann find jie 
nicht fo leicht in der Lage, ein Mandat u übernehmen, 
wie es den Herren in Berlin möglich ift, und deshalb 
leidet unter der Diätenlofigfeit ganz beſonders aud), 
möchte ih fagen, die Angliederung der Süddeutſchen an 
die Reichseinheit. 

(Sehr richtig!) 


(3 ift auch der Neihögedanfe dabei zu betonen. Es ift 
doch ber allgemeine Wunſch, daß immer mehr bie Ber: 
treter der verſchiedenen Theile Deutſchlands zu einer 
inneren Einheit in dieſen Beratungen des Reichstags 


Gegenden möglichſt gleihmäßig hier dauernd vertreten find. 
Aber wir fehen ja, daß das jetzt leider durchaus nicht ber 
Tall ift, weil ed den entfernter wohnenden ungemein 
ſchwer fällt, hier an den Berathungen längere Zeit theil- 
zunehmen. 

Das, meine Herren, find nur ein paar Gefihtöpunfte, 
die id in der heutigen Berathung doch vortragen wollte, 
weil fie in den früheren Berathungen nicht jo nachdrücklich 
zur Geltung gefommen find, wie ed wohl ihrer Bedeutung 
entſpricht. Ich will auf weitere Einzelheiten micht ein— 
gehen; ich glaube, es iſt ſchon fo viel über Die ganze Frage 
geiprochen worden, daß wir nicht nöthig haben, noch auf 
weitere Mißſtände hinzuweifen. Es genügt der Nachweis, 
baß e3 nicht etwa an dem Beltreben einzelner Abgeordneter 
liegt, die Seffionen in die Länge zu ziehen, fondern daß 
die wachſenden Aufgaben des Reihstagd aud eine us 
gemein große Verlängerung der Situngen unvermeidlich 
mit fi führen, und daß damit die Laft für dem einzelnen 
Abgeordneten um jo mehr gewachſen ift, namentlich feit 
dem die Dauer der Legislaturperioben nad dem Beſchluß 
bed Reichſtags und des Bundesrathd und, man kann 
wohl jagen, nicht ohne den Wunſch der Regierungen von 
drei auf fünf Jahre verlängert worden ift. 

Das find alles Umſtände, bie doch bei ber Frage ber 
Entihädigung der Abgeordneten mit in Betracht kommen, 
und id möchte deshalb namens meiner Freunde den 
dringenden Wunfh ausſprechen, daß der Bunbdesrath im 
Intereſſe einer richtigen Geichäftsbehandlung aud feiner: 
ſeits dazu beitragen möge, eine Entihädigung für bie 
zur Mitarbeit entihloffenen und bereiten Abgeordueten 
einzuführen. So, wie es jett ift, hängt die Erledigung 
der Geſchäfte des Neichdtagd in der That von dem Bes 
lieben jedes einzelnen Abgeordneten, der die Geichäfte 
ftören will, ab; denn es darf nur einer auszählen laffen, 


dann klappt die ganze Machine zufammen und geht nicht (DI 


weiter. 
(Sehr wahr!) 
It das ein richtiger Zuftand, nicht nur für den Reichs— 
tag, ſondern aud für den Bundesrath? Deshalb ſage 
id dem Bundesrath, es handelt ſich hier nicht nur um 
eine Angelegenheit des Reichstags, fondern es gilt aud) 
fir den Bundesrath der Sat: „tua res agitur“. Es gilt, 
im gemeinfamen Intereſſe der geſetzgebenden Faktoren 
eine Einridtung zu treffen, bie eine gewiſſe Garantie 
bafür gewährt, daß eine beichlußfähige Anzahl vou 
Abgeordneten bier bei den Berathungen bauernd an: 
ne tft. 
(Lebhafted Bravo in der Mitte und Links.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. b. Levetzow. 

Dr. v. Levekow, Abgeordneter: Meine Herren, im 
Gegenfag zu dem Herrn Vorredner habe ich die Erklärung 
abzugeben, daß meine politifhen Freunde, ſoviel ſich hat 
fonftatiren laſſen, ſammt und ſonders gegen den Vorſchlag 
der KHommiffion in der vorliegenden — ſtimmen 
werden, allerdings aus verſchiedenen Gründen. 

Ich bin nicht der Meinung, daß die mangelhafte 
Frequenz im Reichstag, die feiner mehr als ich beklagt, 
auf der Diätenlofigkeit beruht. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Unter meinen Bekannten und Freunden wüßte ich keinen, 
der öfter hier erſcheinen würde deswegen, weil er für ſein 
Erſcheinen bezahlt würde 
(adj! in der Mitte und links), 

und ſämmtlichen Mitgliedern im Haufe traue ih das 
ebenio wenig zu. Ich bin im Gegentheil überzeugt, daß 
die Pflicht, die wir übernommen haben, hier anwejend zu 
fein, das Motiv fein wird, weldes ums herführt, und 
wenn dieje Pflicht nicht immer von allen treu erfüllt ift, 
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(A) fo ift das zu beflagen, es wird aber durch die Diäten in 


feiner Weije gebeflert werben. 

(Sehr gut! rechts!) 
Ich möchte im Gegentheil fait jagen, wenn Anwefenheits- 
nelder gezahlt werden, und id) bleibe weg, daun beruhige 
ich mein Gewiſſen damit, daß ich auf die Anweſenheits— 


gelber verzichte. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, es laffen fih gegen die Vorlage eine 
große Menge von fleinen, nebenfählichen Bedenken a: 
heben; ih will darauf nicht näher eingehen, nur ganz kurz 
fragen, wie man Manches ſich eigentlih gedacht hat. 
Sollen die Reichſstagsabgeordneten, die in Berlin wohnen, 
die hier ein befoldeted Staats-, Kommunal: oder Privat: 
amt befleiden, auch Diäten beziehen? Der Urlaub barf 
ihnen nicht verweigert werben, fie beziehen ihr Gehalt 
fort; es würden alfo die Diäten eine ganz unmotivirte 
Zulage zu ihrem Einkommen fein 

(ſehr richtig! rechts); 
neue Ausgaben — für fie in feiner Weiſe erwachſen. 

(Lebhafte Zurufe.) 
Die Frage, ob die Anmwefenheit in Berlin verlangt werden 
fol oder die Anweſenheit in ben Wororten ausreihe, ift 
nicht beantwortet; aud) wie weit der Vorortsbezirk gezogen 
werben ſoll, ift nicht entſchieden. Eine Menge von folden 
ragen, die die Kommiſſion nicht hat enticheiden können, 
überläßt die Vorlage dem Herrn Präfidenten. Ad be: 
baure den Herren Präſidenten deswegen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn id auch das größte Vertrauen zu unſerem gegen: 
wärtigen Präfibium Habe, jo weiß ich nicht, ob alle 
Präfidenten nah ihm in ber Sache ebenſo verfahren 
würden, wie es Ahnen allen wünſchenswerth. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Frage, wie die Präſenz feltgeftellt werben foll, bleibt 


(B) aud) umentfchieden und ift gar nicht jo einfach. In 


manchen deutſchen Bundesftaaten giebt es gegenmärtig 
Anmefenheitögelder; ih weiß es von Leuten, bie bie 
Perhältuiffe ſehr genau fennen, daß bort die Herren Ab: 
geordneten durch eine Thür hinein kommen, fid) notiren 
laffen und zur anderen Thür wieder herauögehen; 
— dann beziehen fie ihre Präfenzgelder. Für den 
Neihstag und für die Frequenz wäre damit gar nichts 
gewonnen. 
(Burufe.) 

Wie, meine Herren, foll e3 gehalten werden, wenn 
mehrtägige Pauſen zwifhen den Reichstagsſitzungen ent: 
ftehen? Wie foll dann die Präſenz feftgeftellt werden? 
Wie wollen Sie wiffen, ob jemand in diefen mehrtägigen 
Baufen bier in Berlin anmwejend oder nad) Haufe gereift 
it? Soll er etwa alle Tage in den Reichsſtag fommen 
und fi) melden, wenn er aud im Reichstage nichts zu 
fuchen hat? 

Das find vielleicht Heine Dinge, die aber doch in 
ihrer Gefammtheit diefen und jenen von und, ber in ber 
Sache vielleicht nicht ganz auf meinem Standpunft fteht, 
abhalten, für die Vorlage zu ftimmen. 

Nod ein nebenfächliches Moment! Die Herren Ab: 
geordneten von der ſozialdemokratiſchen Fraktion beziehen 
ja Diäten, und wenn künftig das Neich diefe Diäten über: 
nähe, fo wiirde das eine fiir die Sozialdemokratie recht 
erwinfchte Berftärkung ihres Agitationsfonds fein. 

(Ah, ah! Links.) 

Diefe gönne ich den Herren nicht, und id) glaube, viele von 
Ihnen, meine Herren, werben fie ihmen auch nicht gönnen. 
(Zurufe und Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Aber ber en 5 meines Widerſpruchs it 
prinzipieller Natur eine Herren, unſer beſtehendes 
Wahlgeſetz giebt dem Reichſtag gegenwärtig ſchon einen 
entſchieden demokratiſchen Charakter, und damit haben wir 
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uns abzufinden. 
Reichstag ift die Diätenlofigkeit. 

(Sehr richtig! rechts. Lachen und Widerfpruc links.) 
Wenn Sie nun aud) noch dieſes Einzige befeitigen, dann 
bringen Sie den Reichstag auf das niedrigſte Niveau. 
(Bravo! rechts. Lebhafter Widerfprud und Zurufe links 

und aus ber Mitte.) 
— Meine Herren, Sie nennen das das höchſte Niveau; 
id habe nichts dagegen, ih nenne es mm einmal das 
niebrigfte 
(wieberholter, lebhafter Widerſpruch Link), 

das niebrigfte Niveau einer rein bemofratifchen Volks— 
vertretung. 

(Sehr richtig! rechts. — Widerſpruch und Unruhe 


Wir wollen nicht bemofcatifiten, und deshalb werden wir 
dep gen bie Vorlage, wie fie ber Kommiſſionsbericht uns 


ringt, ftimmen. 
(Bravo! rechts.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus: 
führumgen ber geehrten Herren Vorredner begannen mit 
der er von Diäten für bie Tonferbative 
Partei. Ich habe den dringenden Wunſch, daß bie fon- 
fervative Partei ebenfolhe Abneigung in Kaffe 09 auf An⸗ 
nahme von Zufhüffen aus der Reichskaſſe bei anderen 
nelesgeberiihen Vorlagen beweift. an Beifpiel bei ber 
Liebesgabe für den Branntwein, bei der ER ber 
Kornzölle, bei der Vertheuerung des Fleifches 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
kurz, auf allen Gebieten, wo die Konſervativen gegenüber 
Zuihüffen aus ber Reichskaſſe fir beftimmte Gruppen 
der Bevölkerung, für die Großgrundbefiger, keineswegs 
jo unnahbar find. Der Herr Vorredner felbft Hat hr 


auf den letzten Einwand, auf dem ich noch zu ſprechen (D) 


fonıme, die Gründe, die er gegen den Kommiffionsantrag 
vorgebradht hat, al3 nebenſächliche und untergeordnete be— 
zeichnet, und ih muß ihm darin durchaus recht geben. 
Mer die Frage der Entihädigung bon Abgeordneten bon 
fo untergeordneten Gefihtspunften aus betrachtet wie ber 
Herr WVorredner, der kann möglicherweife in den Stand: 
punft fommen, den Herr v. Levetzow eingenommen Hat. 
Aber die uns beihäftigende Frage ift eben nicht vom fo 
untergeordneter Bedeutung. Es ift überhaupt — und 
dagegen möchte id namens meiner Freunde energiſch 
Verwahrung einlegen — es ift überhaupt feine Frage 
bes perfönlichen Intereſſes der jegigen Abgeorbneten. Es 
ift eine gänzlich unrichtige Infinuation, die man den Abs 
georbnieten madt, wenn man auszuführen verſucht, daß 
dad Berlangen nad) Diäten eine Folge perſönlicher 
Wünſche nach finanziellen Bortheilen ber betreffenden 
Abgeordneten ift. Nein, meine Herren, es handelt fid) 
um eine Frage der Würde des Parlamentarisınus 
(ſehr richtig!), 
es ift eine Frage der Würde de Reichstages und des 
Volkes, ob man den Abgeordneten für die Zeit und bie 
Ausgaben, bie fie der Gefammtheit opfern, Entfhädigungen 
bewilligt oder nicht. 
(Sehr richtig! Links.) 

Dann, meine Herren, hat der Herr Vorrebner fragen 
angeregt, von denen ich mur einige —— reifen will. 
Der Herr Abgeordnete v. Lebegow fragt, wie bie Kontrole 
ber Abgeordneten beihaffen fein fol, wie bie Vororte 
Berlind behandelt werben follen, und was mit ben Ab- 
geordneten, die in Berlin wohnen, geichehen joll. Sa, 
meine Herren, id meine, das find dod fo nebenſächliche 
und untergeordnete Dinge, dab es ſich kaum lohnt, die 
Zeit des Reichstags für ſolche Grörterungen in Anforud) 
zu nehmen. 

361 


Das einzige nicht Demokratiſche am (C) 


(A) 


{B) 


2630 








eichstag. — 9. Sitzung. Mittwoch den 8. Mai 1901. 








(Zinger.) 

Wenn übrigens der Herr Vorreduer, ich möchte fait 
jagen, feinen Abſcheu gegen die Möglichkeit ausgeiproden 
hat, daß bejoldete Staats: und Kommunalbeamte, wenn 
fie in Berlin wohnen, neben ihrem Gehalt nod Diäten 
befommen könnten, ja, meine Herren, was thum denn die 
fonfervativen Landräthe im Landtag? 

(Sehr wahr! Linfs.) j 
Nehmen die denn nit aud Diäten, aud wenn fie in 
und bei Berlin wohnen? Und was thun denn die viclen 
fonfervativen Herren im Landtage, die hier in Berlin und 
in der Umgegend in ber Staats: und Neihsverwaltung 
angeltellt find? Was thun denn die vortragenden Räthe 
in den Minifterien, die auf der fomfervativen Seite im 
Landtag figen? Lehnen denn biefe Herren ihre Gehälter 
oder die Diäten während der Landtagsſeſſion ab? O nein, 
dieſe Herren nehmen fehr gern neben dem Urlaub, den 
fie ald Abgeordnete verfaffungsmäßig zu beanſpruchen 
haben, und neben dem ihnen zuftchenden Gehältern ohne 
Sewiffensbiffe auch noch die Diäten, die ihnen ebenfalls 
nad) der Berfafjung zuftehen! 
(Schr gut! links.) 
Meine Herren, wenn man in dieſer Beziehung ein Scherben: 
gericht ctabliren wollte, dann hätten bie Herren Konſer— 
bativen vor ihrer Thür fo viel zu fehren, daß ihnen für 
anderes wirklich feine Zeit mehr übrig bliebe. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, den Grund feines eigentlichen Wider: 
ſpruchs gegen die Zahlung von Anweſenheitsgeldern hat 
Herr v. Lebetzow in feinen leiten Bemerkungen zum Aus— 
drud gebracht, und dieje Ausführungen verpflicten mid), 
einige Worte dazu zu jagen. 

Meine Herren, meine Partei hat, feitben über Anträge 
auf Diäten im Reichstag verhandelt wird, regelmäßig 
für die Bewilligung von Diäten geftimmt. Aber, meine 
Herren, wir er auch ftets betont, und ich wiederhole 
das heute, daß es und nie einfallen wird, die Gewährung 
bon Diäten an Neihstagsabgeordnete in Berbindung 
bringen zu laffen mit irgend einer Verfchlehterung oder 
Einſchränkung des Wahlrechts oder mit Herabjegung der 
Beichlußfähigkeitäziffer oder mit einer Abänderung ber 
Geſchäftsordnung überhaupt. 

(Bravo! links.) 
Das jind nad meiner Meinung Fragen, die nur ganz 
fünftlid und zwar einzig im Intereſſe politiicherealtionärer 
Parteien mit dem Beſchluß auf Gewährung von Diäten 
in Verbindung gebradt werben könnten. 
(Sehr richtig! links.) 

Herr v. Levetzow hat die kühne Behauptung auf— 
geſtellt?: durch Zahlung von Diäten fine das Niveau 
des Neihstags auf das feiner Meinung nad niedrige 
Niveau eined demokratiſchen Parlaments herab. Meine 
Herren, indem ber Herr Abgeorbuete v. Levetzow 
diefe Ausführungen gemadht hat, hat er uns far und 
deutlid) gezeigt, worin das eigentlihe Motiv feines 
MWiderftands gegen diefen Geſetzentwurf wurzelt. Meine 
Herren, id will mit dem Herrn Abgeordneten v. Le: 
vekow nicht darüber ftreiten, welches Niveau niedriger 
ift, dad Niveau, das die Sarrifatur einer Vollsver— 
tretung, wie 3. B. der preußiiche Landtag bietet, oder 
das Niveau eined durd allgemeine gleihe und direlte 
et gewählten Parlaments, wie es der Deutſche 


Neichstag 
(Große Unruhe. Glode des Präfidenten.) 
Vizepräfident Büfing: Ih muß den Herrn Nedner 
unterbredien. Gr hat davon geiprocden, daß der preußiſche 
Landtag eine Starrifatur ciner Volksvertretung jei. Ich 


rufe den Herrn Abgeordneten Singer dafür zur Ordnung! 


(Beifall. 
Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, es iſt ein 


ftarfes Stüd, daß in diefem Haufe die fonjervative Partei 


durch ihren Nedner ausſprechen laffen kann, das ein auf (C) 


demofratifher Bafis gewähltes Parlament das niedrigſte 
Nivean parlamentariicher Körperſchaft darſtelle. Ich bin 
der Meinung, daß die Angriffe gegen dad Wahlrecht, 
durch welches die deutſche Volksvertretung gewählt wird, 
und die Anfchauungen, welche Here v. Levetzow über 
demokratiſche Smftitutionen zum Ausdruck gebradjt bat, 
mit aller Energie und Schärfe zurückgewieſen werden 


müffen. 

(Schr ridtig! links.) 
Nach unferer Meinung nimmt diejenige Volksbertretung 
das höchſte Niveau cin, welde aus Männern beſtehl, die 
in direfter, geheiner, unbeeinflußter und gleider Wahl 
newählt find, und deren Mandat nidt nur von dem 
Vertrauen der privilegirten Klaſſen getragen wird. 

(Sehr richtig! inte.) 
Und meine Herren, ich kann mir fein niedrigeres Niveau 
für eine parlamentarifche Körperichaft denken, als went 
diefelbe aus indirekten Klaſſenwahlen oder aus der Macht: 
volllommenheit des Fürſten hervorgegangen ift. 

Damit, denke ich, kann ich die Ausführungen des 
Herrn v. Levetzow verlafien. 

Meine Freunde werben für den Kommiſſionsantrag 
ftimmen. Ich kann die gegen Zahlung von Diäten ge: 
madten Ginwendungen wicht fir gerechtfertigt erachten, 
und die Behandlung, welche der Reichstag in dieſer Frage 
ſeit Jahrzehnten vom Bundesrath erfährt, legt ung Die 
Pflicht auf, hieran nicht ohne cin Wort der Kritik vor- 
überzugehen. Es ift ja gegen früher cin Fortſchritt, daß 
wir die Bundesrathsbänfe heut mit einigen Herren be: 
jett fehen, während fonft die Herren ſich fliichteten, wenn 
derartige Anträge verhandelt wurden. 

(Sehr gut!) 

Vielleiht verdanken wir die Anweſenheit der Herren aud 
mm dem Zufall, daß der Kommiffionsantrag nicht an 
einem Schwerinstage verhandelt wird. 
auch fei, e3 ift guf, daß die Herren unfere Verhandlungen 
einmal hören. Hoffentlich wird dieſer Umſtand auf die 
Berathungen im Bımdesrath förderlich einwirken und der 
Sache einen bejferen Boden bei den Negierungen bereiten, 
als es bisher der Fall war. Der Bundesrath follte ſich 
doc) endlid von der Auffaffung durchdringen laſſen, daß 
fein Widerftand gegen Zahlung von Diäten geradezu uns 
begreiflich iſt. 

Wie liegen denn Die Verhältniſſe? Der eine geſetz— 
gebende Faltor, deſſen Mitglieder hohe Gehälter und hohe 
Diäten belommen, verweigert dem anderen geſetzgebenden 
Faktor, der verfaffungsmäßig die gleichen Rechte mit ihm 
hat, das, was er felbft für fih in Anſpruch nimmt. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Das iſt dodı eine Auffaſſung, die gar wicht Ki ver⸗ 
ſtehen iſt. Die Herren vom Bundesrath — darin gebe 
ich Herrn Gröber ganz recht — müſſen doch zu der 
Ueberzeugung gelangen, daß die Läuge der Reichstags— 
fefftonen zum großen Theil dadurch verſchuldet wird, 
daß die Gejeßfabrifation im Bundesrat) fo überaus 


fruchtbar ift. 
(Heiterfeit.) 


Die Herren vom Bundesrath find doch meiſt schuld 
daran, daß der Reichstag oft länger zufammengehalten 
wird. Und wen durch die langen Sefjionen des Reichs— 
tags auch eine Mehrarbeit fir den Bundesrath cutfteht, 
jo follte dies doch fein Grund fein, den Reichsſtag diätenlos 
arbeiten zu laflen, während bie Herren vom Bundesrath 
reihlih Diäten bezichen. Richtig mag ja fein, daß der 
Bundesrath auch durch die Aufforderung des Reichstags 
mandmal zu Berathungen veranlaßt wird. Wie fchiwierig 
und zeitranbend dieſe Thätigfeit fein muß, beweift der 
Umftand, daß der Bundbesrath Jahre braudt, um die 
einfachften Beſchlüſſe des Reichstags zu erledigen. Der 


Aber wie dem (DJ 
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(A) Bundesrath muß alfo wohl fehr viel Arbeit zu bewältigen 


haben, wenn er fo fchwer zur Erledigung von Beſchlüſſen 
des Reichstags gelangen kann. 
(Heiterteit.) 

Die Frage, wie die Negierung ſich zu dem Diäten: 
beſchluß ftellen wird, ift ja — und darauf möchte id) 
elwas eingehen — gerade in letzter Zeit Gegenftand leb— 
hafter Prekerörterungen geweſen. In der Preffe wird 
behauptet, daß bei den Negierungen ein ſehr erheblicher 
Miderftand gegen die Gewährung von Diäten vorhanden 
it, und daß auch andere reife ihrer Abneigung gegen 
Zahlung von Diäten deutlichen Ausdrud gegeben haben. 
Namentlih wird in einer Anzahl von Preßorganen bes 
hauptet, daß cin als fehr vedfelig bekannter Mund Ber: 
anlaſſung genommen bat, im recht braftifcher Weile fich 
über das Verlangen nad) Diäten auszufprehen. Da wir 
befanntli im Reichstag derartige Meden, die nicht durch 
den „Reichs-Anzeiger“ firtrt find, nicht beſprechen können, 
fo vermag ih and nicht diefe Aeußerung in den Ktreis 
meiner Betrachtung zu ziehen und kaun daher an derjelben 
feine Kritik üben. Aber ich müchte doc die heutige Be: 
rathung benußen, um dasjenige, was in der Vreſſe in 
diefer Beziehung veröffentlicht ift, einer Grörterung zu 
REKEN Ich muß jagen, daß ih es fehr ver: 
wunderlich finde, daß cö a ift, in der Preſſe 
Aeußerungen zu begegnen, die eine folde Geringihätung 
und eine ſolche Nichtachtung der gefebgebenden Verſammlung 
Deutſchlauds bekunden, daß wir nicht ernſt und ſcharf 
genng hiergegen Verwahrung einlegen können. 

(Sehr richtig! liuks.) 
Die Prehorgane, die fih in der legten Zeit mit dieſer 
Frage beichäftigten, haben fih zum Spradrohr von An: 
fihten gemacht und dieſe Anfichten als eigene über: 
nommen — namentlich die fonfervative Preſſe leuchtet 
hierin voran —, dab wir zu der Erklärung gezwungen 


{B) find, daß diefe Auffaſſungen der Ehre und der Würde des 


Dentihen Reichstags ind Geſicht ſchlagen. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, id habe ſchon im Anfange meiner 
Ausführungen gefagt: fir meine Fraktion ift die Diäten: 
bewilligung wicht eine Frage unſerer perfönlichen Inter— 
eſſen. Die fozialdemofratiihe Partei hat bewieſen und 
beweilt täglich, daß fie im Stande ift, das, was fie in 
ihrem Intereſſe für nothwendig erachtet, im Reichstage 
auch ohne Diäten zu leiſten. Wir brauchen die Reichs— 
diäten nicht, um auf unſeren Pläßen fein zu können, 
Mir ftehen alſo diefer Frage ſehr kühl und ohne jede 
Leidenihaft gegenüber. Was wir aber bei Behandlung 
diefer Frage verlangen müffen, nicht im unferem perſön— 
lichen Intereſſe, Sondern um der Achtung willen, welche 
man an allen Stellen, und aud an der höchſten Stelle 
im Reich, dem deutichen Volfe und der deutſchen Volks— 
vertretung jchuldet, das iſt Nefpelt vor dem Reichstag. 
Auf Grund der dem Parlament fchuldigen Hochachtung 
müffen wir und verwahren gegen berabjegende Aeuße— 
rungen, die, wie bie Preſſe berichtet, iiber den Deutſchen 
Neihstag aus Anlak der Diätenfrage gemacht fein Follen. 
Ich glaube, daß es nicht darauf anfonmt, ob irgend 
jemand in Deutichland der Meinung tft, dab er dem 
Reichſstag Keine Diäten geben wolle. Da3 wird von 
feiner einzelnen Perſon verlangt; es wird bon der Ge— 
fanmtheit des Reichs, von der Reichskaſſe verlangt. 
Die Diäten werden von denjenigen gezahlt, welde 
ald Steuerzahler die Ausgaben fir das Weich aufzu— 
bringen haben. 

(Sehr richtig! Links.) 

Ind fo gut aus dem Gelde der deutichen Steuerzahler 
die Privatichatullen der deutſchen Fürſten gefüllt werden 
(Unruhe rechts), 
fo gut, meine id, kann man and verlangen, daß bie 


Arbeit, die die deutfchen Abgeordneten für das Wolf (CO) 


leiften, entiprechend entſchädigt werbe. 
(Sehr richtig! Links.) 

Aus allen den Gründen, die in der Sadhe liegen 
und don uns wicderholt auseinandergefeßt find, aus den 
Gründen, die heute durch ben Herrn Berichterftatter und 
in der Diskfuffion wieder geltend gemacht worden find, und 
aus ben Gründen, die ich mir zuleßt zu berühren erlaubt 
habe, meine ich, daß es eine Ehrempflicht des Deutfchen 
Neihetags ift, durch möglichſt einmüthige Annahme des 
Kommtifionsantrags zu zeigen, daß er, um ein neuerdings 
befannt geworbened Wort zu gebrauchen, aus „Kerls“ 
belebt, die ſich nicht einfhüchtern laſſen. 

(Lebhaftes Bravo links.) 

Bizepräfident Büfing: Das Wort Hat der Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrath, Staatsfekretär des Innern, 
Staatöminifter Dr. Graf v. Poſadowsty-Wehner. 

Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, Staatsminifter, 
Staatsfekretär des Innern, Bepollmächtigter zum Bundes— 
ralh: Meine Herren, ich will nicht auf den Gegenftand 
fachlich eingehen, der heute auf der Tagesordnung fteht, 
ich habe dazu feine Veranlaffung 

(hört! hört! links); 
aber ich muß gegenüber den Ausführungen des Herrn 
Vorredners eine allgemeine Bemerkung machen. Ich meine, 
die Volksvertretung eines großen Volkes muß fich bei der 
Verhandlung ihrer Geſchäfte ftetS gegenwärtig halten, daß 
fie auf einer ſtaatsrechtlichen Grundlage beruft und nur 
aus ſtaatsrechtlichen Gefihtspunkten ihre Geſchäfte führen 
darf, und id wüuſchte, daß bei Behandlung aller öffent: 
lihen Fragen aud in der deutſchen Preffe ftet3 nur Die 
ſtaatsrechtlich maßgebenden Geſichtspunkte zur Geltung 
gebracht würden. Ich halte es deshalb für außerordent— 
lich bedauerlich, daß ſich in der Oeffentlichkeit immer mehr 
das Beſtreben kundgiebt, auf Grund unwürdiger Zwiſchen— 


trägerei ſelbſt die Träger der höchſten Gewalt in die (D) 


Debatte zu ziehen und auf folhe Mittheilungen Behaup— 
— zu begründen, die abſolut unwahr und erfunden 
in 


(Zurufe links); 
und ich nehme hiermit diefe Gelegenheit wahr, zu erklären, 
dab mamentlih die Gerüchte, die eben von dem Herrn 
—— angedeutet ſind, unwahr ſind und auf Erfindung 
eruhen. 
(Hört! hört! rechts. — Widerſpruch und Unruhe links.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Abs 
geordnete Graf v. Arnim. 

Graf v. Arnim, Abgeordueler: Meine Herren, der 
* Abgeordnete Singer hat bei ſeinem Vergleich zwiſchen 

eamten und Abgeordneten gefagt: jo gut wie die Beamten 
befoldet wirden, müßten aud wir Diäten erhalten. Ich 
glaube, der Unterſchied liegt auch für ben Ungebilbetften 
flar vor Augen, nämlich, daß die einen abhängige, in 
einem Sontraftsverhältniffe ftehende Männer find, die 
befoldet werden müſſen, während wir auf unfere Unab— 
hängigfeit ſtolz find und freiwillig in den Reichstag gehen. 

(Zuruf und Heiterkeit links.) 

Wenn ferner der Abgeordnete Singer zugeben muß, 
daß ein Ehrenamt den Betreffenden, der es bekleidet, auf 
ein höheres Niveau hebt als denjenigen, welcher für die be: 
treffende Thätigfeit befoldet wird, fo appellive ih an das 
öffentliche Urtheil und behaupte, dab Herr Abgeordneter 
v. Levetzow recht hat, wenn er jagt, der Reichstag ſteht 
auf einem höheren Niveau und in feiner Bedeutung über 
allen parlamentariichen Körperfchaften Deutfchlands, wenn 
er feine Diäten bekommt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

In einen Punkte gebe ich dem Herrn Abgeorbneten 
Singer recht: daß es fih in dieſer Frage nicht um 
persönliche Intereſſen handelt. Mag derjenige, der hier 
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(Graf v. Arnim.) 


(A) im Reichstag ift, wohlhabend fein ober nicht, er wird 


diefe Frage niemald von feinem fpeziellen Vermögens: 
ftandpunfte beurtheilen dürfen; das wird für ihm nicht 
maßgebend fein, fondern das allgemeine große Staat3- 
intereffe muß für ihn lg ee fein, ob er dieſe 
er prinzipiell für das Berfaffungäleben förder— 
lich halt. 

Zwei Gründe find es nun, die Sie veranlaßt haben, 
diefe Vorlage zu machen. Der eine befteht darin, daß 
Sie den Kreis derjenigen, weldhe Sie zu wählen in der 
Lage find, weientlih ausdehnen wollen, Es fteht aller 
dings bie Thatiache feit, daß hin und wieder ber betreffende 
Wahlkreis nicht im der Lage ift, denjenigen zu wählen, 
der ihm paflend erfcheint, da der Betreffende nicht wohl: 
babend genug ift; aber der Neverd der Medaille beiteht 
darin, daß Sie bei vielen nicht voll befähigten Perfonen 
durch Diäten oder Anweſenheitsgelder eine Jagd nad 
Mandaten hervorrufen würden 

(lebhafter Widerſpruch links; ſehr richtig! rechts), 
die, wie ich fürchte, bei manchem unabhängigen, ſelbſt— 
ſtändigen Mann Bedenken hervorrufen werben, in ben 
Wahllampf einzutreten. 

(Unruhe und Zurufe Links.) 
— Ich bitte, mir nachher zu antworten. — Glauben Sie 
nicht, daß eine Menge Heiner ntereffengruppen ihren 
Kandidaten ftellen werben, denen bie nöthige Bildung und 
das Verſtändniß für die Gefammtintereflen fehlt, im ber 
Hoffnung, dem Betreffenden hier eine foftenfreie Eriftenz zu 
ichaffen? 

(Ob! und Heiterkeit linls. Schr richtig! rechts.) 
Ih weiß fehr wohl, daß id nicht Ihren Beifall nad) 
links) finde; aber gerade dieſes beftärkt mid) in der Ueber— 
zeugung, daß biefe Trage für die Zukunft unferes Ver— 
faffjungslebens von der allerweittragenditen Bedeutung ift. 

(Sehr richtig! rechts.) 


(B) Wenn Ste über andbidatenmangel Hagen, fo frage id: 


haben wir nicht in einer ganzen Anzahl von Streifen jegt 
Ihon Stihwahlen? Und da wollen Sie nun noch den 
Kreis berjenigen, die wir wählen follen, erweitern, und 
damit aud die Stihwahlen ind Unzählige vermehren? 
Ich glaube, meine Herren, daß wir bier dem Beifpiel 
Englands folgen follten und nicht dem Beifpiel aller der 
übrigen Parlamente Europas; denn fein Land bat feine 
parlamentarifchen Inftitutionen fo gefund und im Interefle 
der Freiheit jo folgerichtig entwidelt wie England 
(jehr richtig! rechts), 
und in England denkt fein Menſch daran, die Frage ber 
Diäten überhaupt nur fir disfutabel zu halten 
(Widerſpruch links); 

bis zum radikalen Stuart Mil hinauf wird die Diäten— 
lofigfeit vertheidigt; ich könnte Ihnen Zitate verleſen, die 
beweiſen, daß man in England die halbgebildeten Leute 
für die gefährlichften im Parlament hält, weil das 
Theoretifer find, die nicht im praftiihen Leben ftehen. 
Was wirde die Folge der Annahme des Entwurfs fein? 
Nicht bloß Halbgebildete würden wir bier im großer 
Zahl einziehen ſehen, jondern aud) Berufsparlamentarier, 
die Fürſt Bismarck ald einen wejentlihen Schaden 
der Barlamente bezeichnete. Ind wenn der Herr Mb» 
neorbnete Gröber darauf Hingemwiefen hat, daß Fürſt 
Bismard fih doch nicht jo entſchieden ablehnend gegen 
die Frage der Diäten verhalten hat, fo gebe ich ja zu, 
dak er als Politifer die Entſcheidung auf die Zukunft 
verwiefen hat. Daß aber Fürſt Bismarck die vermehrte 
NAnwefenheit von Berufsparlamentariern verurtheilte, hat 
er direkt ausgeſprochen, — und id darf die Worte ver: 
lefen, wo er jagt: 

Leute, die in ihrem Leben der praftifchen Thätig- 

feit nahe ftehen, gehören ind Parlament. Aber 

Leute, die die Welt bloß von der Proſzeniums— 





loge aus oder von den Zeitungsredaktionen aus (C) 


die Bühne beobadten, ohne felbit dabei mit: 
zuarbeiten, find außer Stande, dic Landes— 
intereffen zu vertreten. Alſo dem gewerbsmäßigen 
Parlamentarismus follen Schranken gezogen 


werden. 
Slauben Sie denn, daß, wenn die Berufsparlamentarter 
in größerer Zahl bier in den Neichötag einziehen, die 
Seffionen nicht ind Unendliche in die Länge gezogen 
werden? Die Zahlen über die DBerlängerung ber 
Seffionen des Herrn Abgeordneten Gröber find ja fehr 
intereffant; mer beweifen fie nicht, daß die Anwefenheits: 
gelder das einzige Mittel find, um die Seffionen zu ver: 
fürzen. Im Gegentheil, ich behaupte, daß der diäten— 
enpfangende Bernföparlamentarier es am liebſten ſehen 
würde, wenn er vom 1. Januar bier ſitzen kann bis zum 
31. Dezember. 
(Oh! Link.) 


Anmwejenheitögelder find meiner Anſicht geradezu eine 
Prämie auf lange Seffionen, während wir ben Wunſch 
haben sollten, kurze Seffionen zu maden wie in den 
fiebziger Jahren! Woran liegt es denn, daß wir darüber 
Hagen, daß das Intereſſe der Nation an unferen parlas 
mentarifchen Verhandlungen erichredend abnimmt? Das 
liegt an ben endlos langen Debatten, an ben endlos langen 
Neden bejonderd ber Herren Sozialdemokraten, die ja 
immer zum Fenſter hinausreden, ftatt zu uns! 
(Unruhe und Zurufe Lint3.) 

Und nun ber zweite Grund. Das Allheilmittel 
gegen die Beſchlußunfähigkeit follen die Tage- 
gelber fein. Ich gebe zu, meine Herren, dab in dem 
parlamentarifen Apparat ſich ein Fehler herausgeftellt 
hat, der die gefunden Funktionen ftört; aber ich ftehe auf 
bem Standpunkt, dab das nit durch Diäten, fondern 
nur durch Menderung unferer Gefhäftsordbnung 
möglich ift. Mit diefer Menderung fangen wir doch an; 
wenn dann feine Belferung eintreten follte, dann mögen 
wir nöthigenfal3 Diäten, aber keinesfalls Anweſenheits— 
gelder in Erwägung ziehen. — Das halte ih übrigens 
abfolut für ausgefchloffen, daß einer von ben Herren 
ernftlih die Frage ind Auge faßt, ob wir in biefer 
Selfion — vorausgeſetzt, was ih nicht hoffe, daß ber 
Bundesrat) zuftimmt, — Anmwefenheitögelder erhalten 
follen. Ih muß fagen, ich würde Bedenken tragen, denn 
ih habe von meinen Wählern ein Ehrenamt übertragen 


befonmen 
(ah! Heiterkeit) 
und id) habe nicht dad Necht, der ih das Mandat als 
Ehrenamt erhalten habe, während dieſer Seffion mir Geld 
zu bewilligen. 
(Sehr richtig! rechts, Widerfprud).) 

Die Herren von der Kommiſſion haben es ſich leicht 
gemacht, indem fie die Ausführung der Vorlage dem Herrn 
Bräfidenten überlaffen haben. Unter anderem foll ber 
Herr Präſident feitftellen, ob der Abgeordnete bei feiner 
Abweſenheit von Berlin fi) mit Arbeiten für den Neichs- 
tag zu Haufe beichäftigt ; und follte er dort durch Arbeiten 
für ben Reichstag verhindert fein, fo jollen ihm dort auch 
Anwejenheitögelder gewährt werben, bie ich in dieſem 
Falle allerdings „Abweſenheitsgelder“ nennen 


müßte. 
(Heiterfeit.) 

Diefe Hontrole auszuführen, wird aber dem Herru Bräfi- 
denten nicht ganz leicht fein; vielleicht wird er durch eine 
Kommiſſion, die er jedesmal ernennt, und dur eine 
Reife, die diefe Kommilfion macht, feftzuftellen fuchen, ob 
der Abgeordriete, wenn auch abwejend, fleißig ift und 
ſich Iediglih mit den Geſchäften des. Neichstags be: 


ſchäftigt. 
(Sehr gut! rechts.) 


(D) 
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(A) Meine Herren, was nun bie Anwejenheitsfontrole | vifion ber Geſchäftsordnung — und muß Ihnen allerdings (©) 


anbelangt, fo bin ich der Anfidyt, daß fie entiweder un: 
wirkſam ift oder eine unwürdige Prozedur erfordert — 
unwirkſam, denn, wie Herr vd. Levetzow ausgeführt hat, 
der Abgeordnete kommt herein, gebt wieder hinaus und 
bleibt nicht die 4 oder 5 Stunden fißen, während deren 
die Herren Abgeorbneten von der fozialdemokratiichen 
Partei zum Beifpiel bei der erften Lefung zum FFenfter 
hinaus fpreden. Wenn Sie die Anweſenheit während 
der Sitzung wirkſam feftitellen wollen, dann kommen wir 
fchließlih auf die Kontroluhr des Nachtwächters 
(Heiterkeit), 

der alle Stunden den Zeiger umdreht, um nachzuweiſen, 
daß er anwefend ift! Wenn Sie die Kontrole nicht aus: 
üben, daß der Abgeordnete von 1 Uhr bis 6 Uhr that: 
ſächlich anweſend ift, fo ift fie meiner Anfiht nach ein 
Schlag ind Waffer und fein Heilmittel gegen die Be— 
ſchlußunfähigkeit. Die Beichlußunfähigfeit, meine Herren, 
fanı nur dadurch befeitigt werden, daß, ebenjo wie in 
England, das id Ihnen vorhin icon als Beifpiel an- 
geführt babe, bei gewiflen Leſungen wir die Beſchluß— 
ihigteitsgiffer herabjegen. England hat pr. pr. 600 Ab- 
geordnete, und 40 Abgeordnete gemügen bei gewiſſen 
Leſungen, die Verhandlungen zum Abſchluß zu bringen 
und Beſchlüſſe zu faſſen — und das in einem Lande, wo 
fi das Parlament vor Zufälligkeiten bei Abſtimmungen 
fehr wohl hüten müßte! —, während im Gegenfaß zu 
England unfere Abftimmungen bei weiten nicht immer 
die Bedeutung in ihrer ftaatörechtlihen Wirkung wie die 
in England haben, wo, wie gelagt, das Parlament 
Minifter Schaffen und Minifter ftürzen kann! Wenn dieſes 
Land die Beichlußfähigkeitszahl weſentlich herabgefeht hat, 
fo ift dieſes gefchehen, weil das Parlament zu der Ueber— 
zeugung gekommen ift, daß es für bie Aktionsfähig— 
feit des Parlaments ſchädlich ift, zu viele Herren 


(B) bei Debatten zufammenzuhalten, die nicht von einer 


hohen Bedeutung find. 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Gröber hat den 
Fürften Bismard ald Kronzeugen zitirt, und ich frage den 
Herrn Abgeorbnieten Gröber, ob er glaubt, daß, wenn heute 
ber Fürſt Bismarck unter und wäre, derfelbe ohne weiteres 
im Bundesrath für die Bewilligung der Anweſenheits— 

elder eintreten würde. Ich beftreite das. Ach bin der 
nfiht, daß unſere Verfaflung nicht ohne weiteres und 
nicht jo leichten Herzens erjchüttert werben darf, wie die 
Herren mit diefem Antrag es beabfidhtigen. Wir haben 
alle Urſache, meine Herren, dad Wahlrecht als ein Ganzes 
zu behandeln, da es ein Kompromiß ber — 
geſetzgebenden Faktoren darſtellt, und ih kann es nicht 
gutbeiben, wenn wir einen Stein aus den Wahlrechts— 
eftimmungen ohne Noth heraudreißen. 

Ich refumire mid: diefer Antrag ift ein Schlag ins 
Wafler; er iſt geeignet, bie Phyſiognomie des Reichs— 
tags weſentlich zu verändern, ohne ein Heil⸗ 
mittel gegen die Beſchlußunfähigkeit zu ſein. So 
berechtigt die Klagen über die Beſchlußunfähigkeit find, 
fo zweifellos iſt es, daß unſer Parlament höher als jedes 
andere in Europa fteht. Es werben bei uns bie Gefchäfte 
jehr ruhig, in ſachlichſter Diskuffion, ohne irgend welche 
hen De Vorkommmiſſe erledigt. Sehen Sie fi 
die anderen Parlamente Europas an! ch glaube, zu 
Thätlichkeiten ift e3, Gott jet Dank, hier noch nicht ge— 


gekommen 
(Heiterkeit), 

während in jedem anderen Parlament Ausfchreitungen 
vorgefommen find, deren wir uns fchämen würden. Alſo 
wir haben feinen Grund, unferen Neichötag fo gering zu 
achten, daß wir fagen müßten: mit dem Reichstag ift nicht 
mehr auszulommen, die Berfaffung muß geändert werden. 
Meine Herren, ich empfehle Ihnen das Mittel der Re: 


erflären, daß ein Theil meiner Freunde für dieſe Vorlage 
ftimmen werben. Ich für meinen Theil hoffe, daß ber 
Bundesrath, ebenfo wie er biöher — id) glaube, 12 oder 13 
Mal — dem Wunſche nad) Diäten ein non liquet ent: 
gegengeitellt hat, auch in dieſem Falle im Intereſſe des 
Reichsſtags und unſeres Berfaffungslebens dem Antrage 
feine Folge geben wird. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Büfing. 

Büfing, Abgeordneter: Meine Herren, ohne den Herren 
Vorrednern zu folgen und auf Einzelheiten dieſer fo oft 
bier behandelten Frage näher einzugehen, beſchränlke ich 
mich auf eine kurze Erklärung namens meiner politifchen 
Freunde Meine Freunde wünſchen dringend, daß die 
Frage der Entſchädigung der Neihstagämitglieder, jei es 
in der Form von Diäten, fei es in der Form von An— 
wefenheitögeldern, endlich gelöft und damit aus der Welt 
geichafft wird. Die Forderung einer Entfhädigung für 
die Reichstagsmitglieder iſt eine alte Liberale Forderung 

(ehr wahr! lints), 
und meine Fraktion tritt für diefe Forderung ein. 

Ich ergreife die Gelegenheit, um fofort zu erflären, 
daß meine politifchen Freunde es aber entſchieden ab- 
lehnen, die Gewährung von Diäten oder Antwefenheits- 
geldern von irgend einer Gegenleiftung, ſei e8 auf dem 
Gebiete des Wahlrechts, jei ed auf dem Gebiete der 
Geſchäftsordnung, abhängig zu wachen. 

(Xebhaftes Bravo links.) 

Ich kann auch nicht umhin, mein Bedauern auszu: 
fprechen über die Aeußerung des fo Hoc verehrten 
Abgeordneten dv. Levetzow, dak das Niveau des Reichstags 
herabgedrüdt werde durch bie Gewährung von Diäten. 
Damit hat Herr v. Levetzow das Urtheil gefprochen über 
alle deutſchen WVolkövertretungen 

(fehr wahr! ſehr richtig!), 
felbit Medlenburg nicht ausgenommen 
(große Heiterkeit); 

denn ſelbſt in Medlenburg bezieht ein Theil der Mit: 
glieder de3 Landtages, nämlich die Landſchaft, Diäten. 
Ich bedaure umendlid, daß Herr v. Levetzow dieſes Wort 
in dad Haus geworfen hat, und id muß auch meinerfeits 
Proteft dagegen erheben, daß das Niveau des Deutjchen 
Neihätags, welches ich nicht hoch genug anfchlagen kann, 
irgendwie im Zufammenhang fteht mit der Frage der 
Gewährung von Diäten. 

(Sehr richtig! Tinte.) 

Meine Herren, einzelne meiner politifchen Freunde 
haben einzelne Bedenken gegen die Ginzelheiten des 
Geſetzentwurfs, wie derfelbe aus der Kommiſſion heraus: 
gelangt ift; aber fie ſetzen dieſe Bedenken zurüd, um 
feinerlei Zweifel darüber aufkommen zu laffen, daß wir 
alle mit dem Grundgedanken dieſes Geſetzentwurfs cin: 
verſtanden find. 

Meine politifchen Freunde werben daher für den 
Gefepentwurf in ber Faſſung der Kommiffion ſtimmen. 

(Bravo! links.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
namend meiner politiichen Freunde kann ich erklären, 
dak wir in feinem Falle dafür zu haben find, 
die Gewährung der Diäten einzutaufhen gegen 
irgendwelche Abänderung der Geſchäftsordnung, 
gegen irgendbwelde Beidhränfung des Reichs— 
wahlreht8 oder gegen irgendweldes jonftige Zu: 
geftändniß irgendwelder Art an irgenbwelde 
außerhalb des Neihstags ſtehenden Waltoren 
der Reichsverwaltung. 

(Bravo! lints.) 


ZH 
(Dr. Müller [Sayan).) 








{A) Wir find der Meinung, daß die Fragen der Tage- oder 


Anmwefenheitägelder mit anderen Fragen, ſei es ber 
Reichsverfaſſung im allgemeinen, ſei es der Geidäfts- 
gebahrung des hohen Hanfes im befonderen, in feinerlei 
bebingende Beziehung gebracht werden darf. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
lleber Kompenjationen an dieſer Stelle bei 
dbiefem Anlaß zu diskutiren, ſcheint uns des 
Deutſchen Neihstags unwürdig zu fein. 

(Sehr wahr!) 

MWollten wir dies thun, fo jähe es fo aus, als wollten 
wir Vollsvertreter allgemeine Volksrechte gegen befondere 
Vorrechte der Abgeordneten austauſchen, als wollten wir 
das und anvertraute Gemeingut der Volksfreiheit vers 
ſchachern zu unjerem eigenen perfönlichen Sondernutz. 

(Schr wahr! links.) 
Ueber folden Verdacht muß unſeres Erachtens die Ber: 
tretung des deutſchen Volkes im jedem Kalle erhaben 


bleiben. 
(Bravo! linf3.) 
Wir find der Anſicht, daß die Gewährung einer Ber: 
gütung an die Abgeordneten überhaupt nicht zu 
erachten tft als eine Bergünftigung für die Gewähl— 
ten, ſondern als cine Erleichterung und Sicher— 
ftellung des Wahlergebuiifes für die Wählenden, 
denen einerfeitö ermöglicht werden muß, wie das ſchon 
von einem Borrebner zutreffend ausgeführt worden ift, 
aus cinem größeren reife von geeigneten Bewerbern 
Kandidaten auszuſuchen, wen es gilt zu wählen, und 
denen andererjeitö gewährleiftet werden muß, daß 
derjenige, dem fie ihr Vertrauen a nicht im dem 
Ktoftenpumtt ein Hinderniß finde, fein Neichstagsmandat 
gewiffenhaft und pflichtgetven auszuüben. 
(Sehr gut! links!) 
Das find die beiden wichtigen Geſichtspunkte und das 


(B) find die beiden einzigen Gefichtöpunkte, die fin mich und 


meine politiichen Freunde maßgebend find bei der Be— 
uriheilung der ganzen Frage der Tage: oder Anweſenheits— 


gelder. 
(Schr richtig! links.) 
Das allgemeine Wahlrecht ſteht für uns von dieſer Frage 
unabhängig und in jeder Hinſicht mantaſtbar da. Meines 
Erachtens erheiicht das allgemeine Wahlredt mir eine 
einzige Ergänzung: die allgemeine Schulpflicht! 
(Sehr gut! links.) 

Meine Herren, ich meine, der Herr Stollege Graf von 
Arnim hat das preußifche Abgeordnetenhaus weit Schlimmer 
verunglimpft, als das der Herr Stollege Singer hätte 
thum können, wenn diefer feinen Bergleich zwiſchen dem 
Niveau vom Landtag und Reichstag zu einem fir das 
preußifhe Abgeorbnetenhaus wenig ſchmeichelhaften End— 
ergebniß führte. Herr Stollege Graf von Arnim ſtellte es 
ja geradefo dar, als ob jeder Abgeordnete, der Tage: 
geld empfange, ein Abgeordneter niederer Ordnung ſei, 
als ob bei der Mahl zum preußiihen Abgeordnetenhaufe 
alles hinauslaufe auf cine Jagd nach einem Diätenz 


mandat. 

(Sehr gut! links.) 
Wenn das richtig wäre, dann müßte freilich anerkannt 
werden, daß bei dieſer „Jagd nad) dem Glück“ die Land» 
räthe in Preußen die ſchlaueſten Jäger find; denn bie 
verftehen es ja doch am beiten, die Mandate zum Land— 


tage zu ergattern. 
(Schr gut! links.) 

Sch wundere mid), daß von jener Seite drüben, von der 
rechten, die jo viele abhängige Beamte in das mit Tage: 
geldern auögeftattete preußiſche Abgeordnetenhaus ent 
jendet, die Diätenfrage in diefer Weile behandelt wird. 
Mir unfererfeitS würden uns gar nicht getrauen, auch 
nur ben Landbräthen oder anderen politischen Beamten, 
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die neben ihrem Gehalt im preußiſchen Abgeordnetenhans (C) 


Tagegeld bezichen, hier im Deutſchen Reichstage eine jo 
niedrige Gefinnung zu unteritellen. 
(Sehr gut! lints.) 

Meine Herren, des weiteren hat der Herr Stollege 
Graf v. Arnim der Befürchtung Ausdruck gegeben, duch 
die Gewährung von Anweſenheitsgeldern werde die at 
ſich ſchon allzu große Anzahl von Stidwahlen mod 
weiter vermehrt werben. Na, eine Herren, woher 
fonmmen denn die vielen Stihwahlen? Die Stidwahlen 
bei und zu Lande rühren doc einfach daher, daß bei der 
vorhandenen Parteidifferenzirumg nihtertreme Parteien 
in vielen Mahlkreifen erſt dann eine Mehrheit von 
Stimmen auf ihren Kandidaten vereinigen fünnen, wenn 
fie — und das pflegt meiſt cerft beim zweiten Wahl: 
qange zu gefchehen — von recht3 oder links nachbarliche 
Unterftügung erhalten. Das ift ſchon früher jo geweſen 
und wird auch fpäter jo bleiben. Die Gewährung von 
Diäten kann nichts daran ändern, daß die Auswahl des 
Heineren Uebels vielfady erft in der Stihwahl erfolgt. 
Durd; Gewährung von Tagegeldern wird dod nicht die 
Möglichkeit erweitert oder vergrößert, daß Kleinere Inter— 
effentengruppen ihre Kandidaten in das Parlament Hinein- 
bringen. Wenn diefe Möglichkeit aber unverändert bleibt, 
fo fehlt es doch auch in der That au jedem Anlaß zu 
der vom Herrn Grafen v. Arnim geäußerten Befürchtung, 
gewiſſe Intereiienkoterien würden bei Gewährung von 
Diäten im Stande fein, ihren Günftlingen Sinekuren 
im Deutſchen Neichstage zu verihaffen. Davon kaun ja 
doch nicht die Rede fein! 

(SR richtig! links.) 

Meine Herren, wie läßt ſich danı aber bie Aeußernung 
des Herrn Kollegen Grafen v. Arnim, daß im Falle der 
Gewährung von Anweſenheitsgeldern die Parlamentarier 
verſuchen würden, vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 


den Reichſstag in Athem zu halten, vereinigen mit der (IM 


Aeußerung des Herrn Stollegen Grafen dv. Levetzow 
(Heiterkeit) 
— Bardon! des Herrn Stollegen v. Levetzow: dab feiner 
feiner Freunde herkommen werde, weil er fir feine An— 
weſenheit in Berlin bezahlt werde? Mill etwa der Herr 
stollege Graf v. Arnim die Behauptung anfitellen, daß 
auf diefer, auf der linken Seite dieſes Hauſes weniger 
Adhtung vorhanden fei vor der Würde, weniger Gefühl 
für die Ehre de3 Volksvertreters, als auf jener, auf ber 
rechten Seite? Oder will er auch feine eigenen Fremde 
verdädtigen, fie würden die Verhandlungen verichleppen, 
nm länger Taageld zu fchluden? Ach follte meinen, es 
hieße die dentiche Volksvertretung im ihrer Geſammtheit 
allzu niebrig einfhägen, wenn man annehmen wollte, 
bat fir 20 Mark täglid die Stimme irgend eines Volks— 
en auch nur für einen einzigen Tag zu haben 
wäre. 
(Heiterkeit nnd Zuſtimmung.) 

Nein, 08 handelt ſich hier allein darum, einem weiteren 
Kreiſe don Bewerbern Die wirkliche Ausübung eines 
Mandats zugänglich zu machen. Diejenigen Barteien 
auf der Nechten, die ſich font im Lande zu Unrecht 
damit brüften, dab fie vor allen anderen es feien, welche 
die Intereſſen des Mittelftandes vertreten, ſollten 
unseres Erachtens ans logifcher Konſequenz diefer 
Fiktion ſchon die eriten fein, die Auweſenheitsgelder 
befürworten, um auch unbemittelten Landwirthen und 
Handwerkern, Kleinhändlern u. ſ. w. die Möglichkeit zu 
eröffnen, im der Bolisvertretung ihre Grfahrung und Aufs 
fafjung zur Geltung zu bringen, wie das ja and) die 
„Deutſche Tageszeitung“ des Herrn Kollegen Dr. Dertel 
wiederholt mit Nahdrud betont hat. — Mich wundert, 
daß der Herr Stollege Dr. Dertel ſchweigt. 

(Heiterkeit. Zuruf rechts.) 





(Dr. Müller (Saal) — 


(A) — Ich freue mid, daß der Herr Kollege Dr. Dertel nun 


erklärt, er habe ſich ſchon zum ort gemeldet. Ich habe 
aber annehmen müſſen, dag and) für ihn der Herr Stollege 
v. Levetzow Wortführer geweſen jel, da biefer verehrte 
Herr wörtlich gefagt hat, daß feine Freunde ſammt und 
fonders gegen die Anträge der Kommiſſion ſtimmen wilden. 
— Ich darf nach dem Zwiſcheuruf des Herrn Kollegen 
Dr. Oertel wohl annehmen, daß wenigſtens in der grund— 
ſätzlichen Frage der Auweſenheitsgelder der Herr Kollege 
Dr. Oertel den Standpunkt der „Deutſchen Tageszeitung“ 
nicht verlaffen wird. Ich hoffe, daß er dem Beiſplel des 
Harn Kollegen Dr, v. Lebetzow auch darin nicht folgen 
wird, daß er ſich etwa gleidy dieſem an allerlei Kleinig— 
feiten und Aeußerlichkeiten anklammere, um fchließlid; doch 
auf cin Nein hinauszufommen So hat es ja im feinen 
Ausführungen leider aud Herr Stollege Graf v. Arnim 
gehalten. Sie modjten jagen, was Sie wollten, Herr 
Graf, aus allem hörte man nur das Nein! 
(Heiterfeit.) 

Für Ihre ablehnende Haltung ſprach aber doch thatſächlich 
nur — md zwar auch nur in Ihrem Sinne — die Be: 
fürdtung, daß cine „Demokratiſirung“ des Reichstags 
infolge der Gewährung bon Diäten eintreten würde. Der 
Herr Stollege Singer, der in dieſer Beziehung doch fiherlid) 
Sadverltändiger ift, hat ſchon darauf hingewieien, wie 
wenig gerade die Sozialdemokratie unter der Diätenlofigs 
feit zu leiden gchabt hat. Es Lohnt ſich nicht, der Ber 
hauptung des Kollegen Grafen d. Arnim näher zu treten, 
da Sie durch die Zahl der in den Reichstag gewählten 
Sozialdemokraten ſchon widerlegt wurde, Wollen Sie 
benn ernftlih glauben machen, daß ber ſozialdemo— 
fratiichen Bewegung und daß auch der Demofratifirung 
unferes Stantslebens, die bürgerlicerfeits für erſprieß— 
licher erachtet wird als eine Nüdkchr zum Abſolutismus, 
ein ſtandhaftes Hinderniß entgegengefeht werden könne 


(8) durch Foridauer der Diätenlofigleit? Unterfchägen Sie 


dod die mmbemittelten Bevölkerungsſchichten nicht gar 
fo ſehr! Inter den Armen und Aermſten ift viel mehr 
Semeinfinm, viel mehr Opfermuih, viel mehr Hingebung 
für das Geſammtwohl zu finden, als in den Streifen der 
Neihen und Satteır. 

(Sehr richtig! links.) 
Wenn nur das mittlere Bürgertum in feiner Größe und 
Stärke, wenn mur der fogenannte Mittelftand für das 
allgemeine Wohlbefinden und namentlich auch für politiſche 
Ideale jo viele und fo große Opfer bräcdte, wie das bie 
befiglojen Arbeiter thun, die Sie Proletarier nennen, dann 
fähe es anders aus, nicht nur im Deutichen Neichstag, 
fondern auch im preußifchen Landtag 

(ehr wahr! Links), 
darauf können Sie fid) verlafien. 

Ich freue mich, daß heute — es ift ja ſchon von 
anderer Seite darauf hingewiefen worden —, die Herren 
vom Bundesrath bei der Grörterung über diefe Frage 
nicht wieder, wie leiver in früheren Fällen, durch Ab» 
wejenheit glänzten, daß außer dem Herrn Staatsjefretär 
Grafen v. Poſadowsty, der vielleicht auch zugleich in 
feiner Eigenſchaft als Vertreter des preußiſchen Staats: 
minifteriums da ift, auch noch die Gefandten von Bayern, 
Sachſen, Baden, Helfen und der freien Hanſeſtadt Lübeck 
hier heute unferer Situng beiwohnten. Ich hoffe, daß 
der Eindrud, den fie mitnehmen, fie veranlaffen wird, den 
Willen des deutichen Volkes, das wir hier vertreten, nun 
auch zur Geltung zu bringen an denjenigen Stellen, an 
welden immer nod Bedenken erhoben werden gegen bie 
jo dringende Negelung der Verhältniffe im Sinne des 
vorliegenden Nommilfionsantrags. 

‚Was nun diefen Antrag der Kommiſſton felber ans 
betrifft, fo befenne ich ganz offen, daß mir die Kommiſſion 
in ihren Beſchlüfſen wicht weit genug gegangen ift. Ich 
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hätte gewünfcht, daß weder cine räumliche noch eine (Ob 


zeitliche Begrenzung dev Berechtigung zur freien Eiſenbahn— 
fahrt im Neichsgebiete während der Yegislaturperiode vor: 
gejchen wäre. Ich habe einen diesbezüglichen Antrag in 
der Kommiſſion geftellt; derfelbe hat aber leider nicht die 
Zuſtimmung der Mehrheit gefunden. In dieſem Antrage 
bin ich von der Auffaſſung ausgegangen, dab «5 im 
Intereſſe der Reichsverwaltung und insbeſondere der 
Reichsfinauzen liege, den einzelnen Volksvertretern möglichſt 
ausgiebige Gelegenheit zu bieten, ſich mit den Verhältniſſen 
in dei verſchiedenen Landestheilen genau vertraut zu 
machen. Als der Herr Staatsminiſter v. Podbielski nod) 
als Staatöfefretär bier war, der uns mu fo jäh ent— 
riffen worden ift, haben wir es faft in jeder Sitzung 
der Budgettommiſſion erleben müſſen, daß er nus einge: 
laden Hat, ihm in Diefen oder jenen Landestheil zu 
folgen, um und durch eigenen Augenſchein davon zu 
überzeugen, wie dringend die Forderungen feien, Die bon 
der Reichs-Poſtverwaltung erhoben wurden. Es ift aber 
nicht nur für die Mitglieder der Budgetkommiffion, ſondern 
and Für die übrigen Abgeordneten des Reichsſstags von 
Wichtigkeit, wenigitens folde Verhältniſſe an Ort und 
Stelle prüfen zu können, bei denen es fid) um eine er— 
heblihe Juanſpruchnahme der Reichsfinanzen haubelt. 
Wir haben zu biefem Zwede auch jegt ſchon vielfach 
Neifen, aber freilich auf unfore eigenen Koften gemadt. 
Das kann man mus aber doch eigentlich nicht zumuthen. 
Schon von diefem Gefihtspunkte ans, und nicht — wie 
der Herr Stollege Graf v. Arnim es darzuftellen beliebt 
hat, um die ganze Sache ins Lächerliche zu ziehen —, 
um aud für die häusliche Berhätigung der Abgeordneten 
die Bewilligung von Diäten heranszufclagen, iſt von 
anderer Seite, nicht von der ımfrigen, in der Kommiſſion 
der meiner Anſicht nah ganz gute Borihlag gemacht 
worden, jolden Abgeordneten, die für den Reichstag, das 


folt heißen, im Auftrage oder dod im Intereſſe bes (D) 


Reichſstags arbeiten, aud) außerhalb des MWeichbildes von 
Berlin Anweſenheitsgelder zu bewilligen. Dabei ift nicht 
voranögejegt worden, daß jemand eine Brivatarbeit 
mache, fondern daß er fir eine Kommiſſion einen 
größeren Bericht zu erftatten oder für eine geſetz— 
geberifche Aktion cine größere Arbeit zu fertigen 
habe. Für diefe Fälle fol ihm der Umſtand, daß 
er im Jutereſſe des Neichätags außerhalb Berlins 
bleiben muß, wicht zum Schaden angerechnet werben. 
Meine Herren, das it meiner Meinung nad eine ganz 
gerechte Forderung, und ich glaube, ohne hier eine Indis— 
fretion zu begehen, fagen zu fünnen, daß wir dem Herru 
Kollegen Gröber fir feinen diesbezüglichen Antrag in ber 
Kommiſſion dankbar fein müſſen. 
(Bravo! liufs.) 

Meine Herren, was num Die Frage der Tagegelder 
oder Anweſenheitsgelder anbetrifit, fo muß ich belennen, 
daß ich urſprünglich erhebliche Bedenken gegen die Ge— 
währung von Anwelenheitsgeldern gehabt habe, weil id) 
der Meinung war, daß dieje Form einer Vergütung cine 
Ueberwachung der Abgeordneten in ſich fchließe, die ihrer 
Würde nicht entiprede. Nachdem aber durd die Bes 
ichlüffe der Kommiſſion die Möglichkeit der Gewährung 
von Pauſchaldiäten, die ih grumdfägli für das Aller 
richtigfte Halte, ausgeſchloſſen worden ift, lann ich mich 
um jo eher mit der Faſſung des Kommiſſionsantrags 
zufrieden geben, als die Geftaltung der einjchlägigen 
Beitimmungen nichts Schlimmes befürdten läßt, ſofern 
doch kaum jemals ein Präfident im Neichstag fich finden 
dürfte, der nicht die Regelung der Präfenzfrage fo vor: 
nähne, daß das Zartgefühl der Abgeorbueten por jeder 
Verlegung verſchont bliche. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Meine Herren, ich will nicht eingehen auf die Tonftigen 


— 
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Fragen, die noch hier aufgerollt worden ſind. Ich muß 
es mir verſagen, der Anregung nachzugehen, die einer 
meiner Wähler, wie der Referent Herr Kollege Baſſer— 
mann eingangs ſchon mittheilte, in Form einer Petition 
gegeben hat. Der brave Wähler aus Sprottau hat es 
gewiß ganz gut gemeint, als er vorgeichlagen hat, das 
Wort „Anweienheitögelder” durch das Wort „Da:Gelder* 
zu erfegen. Aber, meine Herren, ich glaube, auch nad): 
bem die Herren vom Bundesrath in jo erfreuliher Zahl 
heute hier erfchienen find, werden die „Da⸗Gelder“ einft 
weilen leider inner noch „Nicht-Da-Gelder“ bleiben. 
(Heiterfeit.) 
Denn, meine Herren, auch wenn die Worte wirklich nicht 
gefallen find, die in der Preſſe jo viel Auffehen gemacht 
haben, fo ſieht es doch nicht jo aus, als ob die Wünſche 
de3 Reichstags diesmal Folge haben follten. 
(Zuruf.) 

Auch über den anderen Vorſchlag kann man nicht 
ernftli reden, ber bahin geht, dab in jedem Mahlkreife 
anftatt cines Abgeordneten in Zukunft deren zwei ges 
wählt werben follen, um monatlich abwechjelnd ihr 
Mandat auszuüben. 

(Heiterfeit.) 


Meine Herren, das find Scerze, die von irgend einem 
Witzbold an dies hohe Haus gebracht worden find; ernſtlich 
können und wollen fie nicht genommen werben. 

Und doch ift die Frage, die wir hier heute zu Löfen 
haben — fo weit wenigfieus, ald es an und liegt —, außer: 
ordentlich ernft; denn fie bedeutet in Mahrheit nicht eine 
Verrenfung oder Beihränfung, fondern eine Erfüllung 
der Reichsverfaſſung. 

(Sehr richtig!) 
Erft durch Die Gewährung von Diäten wirb es der deutichen 
Wählerſchaft möglid), diejenigen Perſonen in den Neichstag 
zu entfenden, bie, von dem allgemeinen Vertrauen getragen, 


(B) auch im Stande find, dem Willen der Wählerſchaft geſetz— 


geberifch gebührenden Ausbrud zu geben. Bon diefem 
Standpunkt aus muß ih jagen, baß in meinen 
Augen eine auf Grund des allgemeinen, gleiden, 
geheimen und direkten Wahlrechts berufene 
Bolksvertretung, auch wenn fie Diäten bezieht, 
— und dann erſt recht — thurmhoch über einer 
Körperſchaft ſteht, die, wie das preußiſche Abge— 
ordnetenhaus, hervorgegangen iſt aus dem 
elendeſten aller Wahlſüſteme. 
(Lebhafter Beifall links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gäbel. 

Gäbel, Abgeorbneter: Meine Herren, id habe 
namens meiner Parteifreunde zu erklären, daß wir ben 
Antrag, der von Seiten des Herrn Abgeordneten Gröber 
geftellt, in der Faſſung, wie er aus der Kommiſſion 
hervorgegangen ift, annehmen werden. Die Forderung, 
den Reichtstagsabgeordneten Diäten zu gewähren, i 
ſchon ziemlid alt, und es wird nun bald bie höchfte Zeit, 
daß eine fo alte Forderung aud endlich einmal zum 
Geſetz wird. 

Wenn man die Ausführungen betrachtet, die nament— 
lih von den beiden Herren von der rechten Seite ge— 
madt wurden, fo muß id; offen befennen, fie haben 
mic nicht gerade angenehm berührt. Wenn man davon 
ausgeht, daß der Empfang von Anweſenheitsgeldern dazu 
führen könnte, daß die betreffenden Abgeordneten zu einer 
Thür hereinfämen und zur anderen Thür wieder hinaus: 
geben würden, fo meine id, das tft eine Unterſtellung, 
die ich perfönlich mir nicht erlaubt hätte hier auszuſprechen. 

Meine Herren, id) möchte ebenfalld den hohen Bundes- 
rath bitten, endlich mal von feiner ablehnenden Haltung 
abzugeben. Die Forderungen find wohlberedhtigte; alle 
Barteien in diefem hohen Haufe werben wohl aus ber 
Erfahrung fennen, wie ſchwer es zur Zeit der Wahl: 





bewegung ift, einen paffenden Kandidaten zu gewinnen, (C) 


der den Anforderungen entfpridht und den Wählern geuchm 
it. Meiſtentheils fcheitert dad immer an der Diäten: 
loſigleit. Es iſt bereit von verſchiedenen Nebnern, 
namentlich von dem Herrn Abgeordneten Gröber, hervor— 
ehoben, wie ſehr die Arbeitslaſt ſich vermehrt hat von 
Anbeginn des Deutſchen Neihstags bis zur Jeßtzeit. 
Wenn man 7 Monate und länger von ſeinen Geſchäften 
weggehen und wegbleiben muß, ſo iſt das gewiß ein 
ſchweres Opfer. 

Ich will kurz wiederholen und damit ſchließen: wir 
ſtimmen für den Antrag Gröber, wie er namens der 
Kommiſſion den hohen Haufe zur Beſchlußfaſſung vorliegt. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ridert. 

Ridert, Abgeordneter: Deine Herren, id werde mid) 
auf bie —— beſchränken, daß wir, wie ſeit Dezennien 
immer, für den Antrag der Kommiſſion ſtimmen werden. 
— Ich Halte die Sade für jo widtig, dab ich ben 
Antrag auf namentlihe Abſtimmung ftelle und ihn dem 
Herrn PBräfidenten zu überreihen mir erlauben werde. 

(Sehr gut! links.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hauß. 

Hau, Abgeordneter: Meine Herren, den Gründen, bie 
für den Kommiſſionsbeſchluß vorgebradt worden find, habe 
aud ich nur wenig beizufügen. 

63 ift von der rechten Seite dieſes Haufes behauptet 
worden, die Gewährung von Diäten wirde den Neidystag 
auf ein ſehr niedriges Niveau herunterdrüden. Meine Herren, 
ih muß bier doch hervorheben, daß dieſe Behauptung im 
frafien Widerſpruch fteht mit einer Ausfage, die voriges 
Jahr auf bderfelben Seite gemacht worden ift. Als wir 
damals den Antrag auf Nbänderung des Mahlgefekes 
zum Landesausſchuß eingebradt haben, ift gerade von den 
Konſervativen und Neichsparteilern behauptet worden, zu 


einem ſolchen Antrag läge abfolut fein Grund vor, denn (D) 


der Landesausfhuß von Clfah : Lothringen fei eine 
würdige und tiüchtige Bertretung des Volkes. Nun 
beziehen aber gerade die Mitglieder dieſes Landesaus— 
fhuffes, den Sie (xechts) als — bezeichnet haben, 
Anweſenheitsgelder. Was iſt alſo richtig“ Ih nehme 
zu Ihrer Entſchuldigung an: keines von beiden. Die 
Geſchichte dieſes Parlaments dürfte Ihnen aud den 
Beweis liefern, daß nicht in allen geſetzgebenden Körper— 
ſchaften, wo Diäten bezahlt werben; gerauft wird. Sch 
habe dem Landesausfhur von Eljaß-Lothringen ſchon 
viel ſchlechtes nachſagen müffen; aber daß fid feine Mit: 
glieder ſchon einmal gehauen hätten, kann ih von ihm 


doch nicht behaupten. 

Meine Herren, Sie werben begreifen, daß wir 
Elfäffer gerade an dieſen Kommifftonsbefchlüffen ſehr 
großes Intereffe haben. Wenn Sie ſich vergegenwärtigen, 
daß twir, um nach Berlin zu fommen, ftet3 17 Stunden 
in der Eifenbahn fahren müffen, werben Sie diefes Opfer 
wohl zu würdigen wiffen. Aber nicht unferthalben allein 
ftimmen wir für diefen Antrag, Sondern hauptfählich des: 
wegen, um ben eljäffiichen Abgeordneten, die auf ber 
rechten Seite diefes Haufes figen, Gelegenheit zu geben, 
mehr hierher zu kommen als bisher. 

(Sehr gut! links.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Dertel. 

Dr. Dertel, Abgeordneter: Meine Herren, es hätte ber 
freundlichen Herausfigelung ſeitens des Herrn Abgeordneten 
Dr. Müller (Sagan) nicht bedurft. 

Heiterkeit.) 
Ich pflege aus meinem Herzen in feinem Falle eine 
Mördergrube zu machen 

(Heiterkeit) 
und mache es auch in diefem Falle nich. 


Reichstag. — 91. Sitzung. Mittwod den 8. Mai 1901. 
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(Dr. Dertel,) 

Die Herren Abgeordneten Singer und Nidert haben 
meined Erachtens der Sade, die wir heute verhandeln, 
feinen fonderlid) guten Dienft gethan. Die Art, wie der 
Herr Abgeordnete Singer feine Stellungnahme begründete, 
hat manden der Herren auf diefer Seite vielleidht in 
dem Entjchluffe gefeftigt, nunmehr gegen den Antrag zu 


ftimmen 

(Lachen links), 
und der Abgeordnete Rickert hat mit feinem Antrage anf 
namentlihe Abftimmung ein etwas zweiichneibiges 
Schwert in die Hand genonmen. Wenn wir berühmten 
Muftern von ehedem folgen wollten, wäre es jetzt in 
unferer Hand, umfere ganze Arbeit pro nihilo fein zu 


laſſen. 
(Heiterfeit.) 

Ob wir dem böfen Beifpiele ald gute Knaben folgen, 
weiß ich nicht. 

(Miederholte Heiterkeit.) 
Aber id) wollte doch erwähnen, dab ber Antrag des Herrn 
Abgeordneten Nidert eigentlich meiner Ueberzengung nad) 
gegen den Diätenantrag 55 zu ſein ſcheint. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ih habe mic, lediglih zum Worte 
gemeldet, um den Standpunkt, den eine Minderheit meiner 
politifchen Freunde einnimmt, und der in einigen Bunkten 
von demjenigen abweicht, den der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Levetzow namens der Mehrheit der Fraktion vorhin 
gefeunzeichnet hat, darzulegen. Cine Minderheit meiner 
politiihen Freunde iſt grumdfäglih für Tagegelder 
oder Anmwefenheitögelder. Wir fönnen uns nicht 
überzeugen, daß immer fahlihe Gründe gegen bie 
Tagegelder ſprechen. 

(Hört! hört! links.) 

Es fünnen mindeftens burdhfchlagende imere Gründe fo 
lange meines Gradtend nicht angeführt werden, folange 
(B) andere deutſche Parlamente und fonftige parlaments: 

ähnliche Körperſchaften Tagegelber begehen, Ih kann 
einen logiſchen inneren Unterſchied nicht finden. Die 
Gründe, welhe von meinen politifhen Freunden, bie 
anderer Meinung find, gegen die Diäten geh 
werben, liegen meift auf taftifhem Gebiete, Die Be- 
rechtigung dieſer taftiihen Gründe muß bis zu einem 
gewiffen Grade zugegeben werden. Es fpredhen aber 
ebenjo bebeutjame taktiſche Gründe für bie Bewilligung 
ber Tagegelber. 

In einem Bunkte, meine Herren, müffen Gegner und 
Anhänger der Tagegelder einig fein, nämlid darin, daß 
das, was mit der Diätenlofigkeit erreiht werben follte, 
nad) feiner Richtung erreicht worben ift. 

(Sehr richtig!) 
Einmal find die Elemente, die man glaubte fernzuhalten, 
wie figura zeigt, nicht ferngehalten worden. 
(Heiterfeit.) 
Andererfeits find die Berathungen, wie man aeboff hatte, 
nicht verkürzt worden; dad hat Herr Kollege Gröber 
ſchlagend nachgewieſen. 

Sämmtliche Herren werden mir auch in dem anderen 
Punkte zuſtimmen müſſen, daß eine große Be— 
ſchränkung in der Auswahl der Kandidaten durch 
die Diätenlofigfeit thatfählih erfolg. Das wird fi 
nicht beftreiten laſſen, und ich behaupte, daß dieſe Be— 
ihränfung auf unferer Seite ebenfo empfunden wird 

(Zuruf redts), 
vielleiht manchmal noch ftärkter empfunden wird als auf 
der entgegengefegten Seite. Deswegen find mir, eine 
Minderheit meiner politifchen Freunde und id, grunds 
fäglih Anhänger der Tagegelder oder der Anweſen— 
heitägelber. 

Nun ift aber meine Auffaffung der Tagegelder etwas 
anderer Art als die der Herren Vorredner. Für mid) 

Reichötag. 10. LegisL-P. LI. Seffion. 1900/1901. 


find die Tage: oder Anweſenheitsgelder keine Beſoldung (C) 


für irgend welche parlamentariihe Arbeitleiftung. 
j (Schr richtig!) 
Sie find zweitens und können aud nicht fein ein voll: 
giltiger Erſatz für die unterbrochene oder unterlaflene 
Thätigfeit oder für ben entgangenen Gewinn. Sie können 
logiih nur fein ein Erfaß für die Mehrtoften des 
Berliner Aufenthalts. 
(Sehr ridtig! Links.) 
Wenn das aber der Fall if, meine Herren, fo komme ich 
zu zwei Sonfequenzen, die ſich von felbit ergeben: dann 
müflen wir diejenigen Abgeordneten, die in Berlin und 
in den Vororten wohnen, von dem Bezuge von Tage: 
geldern Eonfequenterweife ausſchließen. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
— a, meine Herren, das können wir nicht anders; geben 
Sie mir die Prämiffe zu, wie Sie durch Ihr Kopfniden 
freundlichit gethan haben, dann müſſen Sie aud) die Kon— 
jequenz ziehen. — Und wir kommen ferner dazu, daß wir 
bon dem Grundſatz der Baufhfummen und ber Diäten 
und Tagegelder abfehen und Anweſenheitsgelder feftfegen 
müffen. Wer nun aber auf diefem grumndfäglichen Stand: 
punft fteht, ber fan — und biefer Schluß ift meines 
Erachtens bindend — den Borfchlag der Kommiſſion 
niht annehmen. Denn zunächſt find die Berliner nicht 
ausgenommen. Man Sagt, c3 laffe fih das ſchwer 
machen. Nähmen wir nur die Berliner aus, dann würde 
ber Betreffende in einen Vorort ziehen. Es läßt fi 
aber reht wohl eine Grenze feititellen. Man kann 
natürlich nicht die Grenze der poftaliihen Vororte zichen, 
aud nicht die Ningbahn, man wird aber redjt wohl bie 
Grenze des Eifenbahn:Borortverfehrs nehmen 
lönnen, jenfeit3 deffen die innere Zufammengehörigteit 
und auch die äußere Zufammengehörigkeit mit Berlin auf: 
hört. Wäre eine ähnlihe Beſtimmung in biefem Ent: 


wurf vorgeſehen, fo würben, glaube ih, auch manche (D) 


meiner politifchen Freunde dafür ftimmen können. 

Nicht ausfchlaggebend, aber immerhin mit beſtimmend 
für unfere Ablehnung ift die große Unklarheit des letzten 
Sabes des erften Abfaged. Denn was Sie damit ge: 
meint haben, iſt mir trog ber lichtvollen Ausführungen 
bes Herrn Berichterftatter immer noch nicht ganz flar 
geworden. Das mag an mir liegen, daS gebe ich zur; 
aber dann iheile ih das Schidfal mit jehr vielen, hoch— 
angejehenen, in Bezug auf ihre Intelligenz anerkannten 
Mitglieder diefes hohen Haufed. Wenn man ſich für 
einen folden Antrag erwärmen und dafür ftimmen fol, 
dann muß man ihn zumächft verftehen, und das ift mir 
unmöglid bei dem dritten Sat des erften Abſatzes. 

Außerdem habe ich die lebhafteiten fahlichen Bedenken 
gegen ben legten Sat des gelammten Antrags. Ich 
ihäte den hochverehrten Präfidenten viel zu hoch, als 
dab ich ihm das onus biefer lg eig aufhalfen 
möchte. Aber jet dem, tie ihm wolle: die Präftdenten 
wechſeln alle fünf Jahre, vielleiht manchmal innerhalb 
diefer fünf Jahre aud, — jeder — hat das Recht, 
andere Beſtimmungen zu erlaſſen: in welches wahre 
Meer von wunderbaren Möglichkeiten ftenern wir durch 
biefe Beſtimmung hinein! Hier hätten Sie eine Be— 
ftimmung anfügen müflen, daß dad Weitere der geichäfts: 
orbnungsmäßigen Feſtſtellung überlaſſen bleibt. Ders 
artige Dinge müffen durch die Geſchäftsordnung erledigt 
werden, — das fünnen Sie nit dem Präfidenten des 
Reichstags überlaffen. 

Endlich ift es mir auch unmöglich, für den Cingang 
des Paragraphen zu ftimmen, der von den fFreifahrkarten 
handelt. Ach sehe abfolut feinen Logifchen, fachlichen 
Grund dafür, die Freifahrfarte auf dad Gebiet des ganzen 
Neiches auszudehnen. Ich hätte aber gewünſcht, daß 
man in einer anderen Beziehung weiter gegangen wäre. 
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Logiih und fahlih volllommen begründet ift ed, daß 
man dem Abgeordneten nicht nur nach feinem Wohnort, 
fondern, wenn ber Wohnort mit dem Wahlkreis nicht zu— 
ſammenfällt, auch nah biefem Wahlkreis eine Freikarte 
ausftelt, weil er das Bedürfniß empfinden muß, mit 
feinen Wählern in perfönlihe Berührung zu treten. 
Diefe Freifahrfarte fol man nicht begrenzen durch bie 
Seffion, fondern die foll man andauern laſſen durch die 
ganze Legislaturperiode. Denn der Abgeordnete 
wird fehr oft in die Lage lommen, wenn er feinen Beruf 
ernft nimmt, auch während der Vertagung einmal nad) 
Berlin fahren und hier im parlamentariihen Intereſſe 
arbeiten zu müflen. Das wäre eine Brüde, auf die id) 
gern getreten wäre. 

Nun werben Sie mir vielleicht entgegenhalten, ich 
hätte ja, da ih arundfäglih auf dem Standpunkt Des 
Antrages ftände, dafür ftimmen fönnen. Gewiß, das 
hätte ich thun können, wenn eine geſchäftsordnungsmäßige 
Möglichkeit vorläge, über Grundfäge abzuftimmen. Ich 
kann nicht fir Grundfäge ftimmen, ich kann nur für oder 
gegen das fimmen, wa3 thatſächlich hier vor— 

eihlagen ift. Und die ſachlichen Gründe, bie id 
nen —— habe, und deren Berechtigung Sie zum 
Theil wenigſtens anerkennen müſſen, ſind ſo durchſchlagend, 
daß ich fuͤr dieſe Faſſung des Antrages in alle Wege 
nicht ſtimmen kann. 

Nun könnten Sie mir weiter zum Vorwurf machen: 
dann hätte ich es mir angelegen fein laſſen müſſen, durch 
Abänderungsanträge die Sache beſſer zu geftalten. 
Das würde ich vielleicht gethan haben, wenn ih voraus: 
gefehen hätte, daß mein Interfangen von irgendwelchem 
Erfolg begleitet fein werde. Da ich aber die Erfolglofig: 
feit einſah, fo habe ich einfad) darauf verzid)tet, weil id), 
wie id) ſchon einmal hier fagte, nicht gern pour le roi de 


Prusse arbeite. 
(Große Heiterkeit.) 

Ich habe meinen Standpunkt hier befonderd deshalb 
dargelegt, weil id) doc vermuthe, ber Bundesrath wird 
troß ber Bitten und der an ihn gerichteten fehr ftarfen 
Aufforderungen nicht auf den Boden dieſes Antrags treten. 
Mas ich aber hoffe, ift das: er wirb fid) bad, was bie 
überwiegende Mehrheit des Reichstags beſchließen wird, 
dur den Kopf gehen Iaffen, er wird ſich nicht mehr auf 
den Standpunft der abjoluten und gleichgiltigen Ablehnung 
jtellen fönnen und bürfen. Wenn er nun mit mir ben 
von der Kommiſſion vorgefhlagenen Weg nicht für gang: 
bar hält, fo follen meine Ausführungen dazu dienen, ihm 
einen Weg zu weifen, auf bem er zu einem guten 
Nefultat gelangen dürfte. Wenn die verbündeten Regie 
rungen und über furz oder lang einen Gefegentwurf vor: 
legen wollten, ber das berüdfichtigt, was ih mir aus: 
zuführen geftattete, fo werden fie vermuthlich dafür auch 
eine fehr große Mehrheit hier haben, und diefer Mehrheit 
werben einige — ich glaube jogar, ziemlich viele — Mit: 
glieder der Rechten dann angehören. 

(Bravo! rechts. Zurufe links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lerno. 

Lerno, Abgeordneter: Meine Herren, der Wechſel auf 
die Zukunft, auf den ber Herr Vorrebner uns verwiefen 
hat, nämlih zu warten, bis die Regierung mit einer 
ſolchen Geſetzesvorlage hervortritt, ift ein fo Tangfichtiger, 
dak wir, glaube ich, ihn kaum erleben würden. 

(Sehr richtig!) 
Darum wollen wir lieber fortfahren in dem, was wir 
heute begonnen haben, und für die Diäten ftimmen. 

Wenn der Herr Graf dv. Arnim fagte, er falle das 
ihm don den Wählern übertragene Mandat al3 ein 
Ehrenamt auf, welches ihm nicht geftatte, Diäten anzu: 
nehmen, fo möchte ich mir demgegenüber nur die Be: 
merkung erlauben, daß dann aud) auf jener Seite (reits) 


fehr viele von feinen Freunden an der Ausübung dieſes (O 


Ehrenamt3 recht oft verhindert zu fein jcheinen. 

(Sehr gut!) 
Denn der Abſentismus, über den wir Hagen, bat wohl 
auf jener Seite fat noch mehr um fi gegriffen als auf 


der anderen. 
(Sehr richtig! — Oh) 

Herr v. Levetzow machte die Bemerkung, durch Ge— 
währung von Diäten würde der Reichſtag „auf das 
niedrigfte Niveau einer demokratiſchen Volksvertretung her: 
abfinfen*. Nun, das Inſtitut der Bolfövertretung ift 
überhaupt ein demofratiiches; Nriftofraten hätten e3 wahr: 
ſcheinlich nie eingeführt. 


(Sehr gut!) 
Im übrigen will ih auf diefe Bemerkung des Herrn 
v. Levekow, über welde fih ja ſchon mehrere Redner 
auögelaffen haben, nicht mehr eingehen und nur die eine 
Frage an den fehr geehrten Heren Kollegen richten, ob er 
nit diefer Gharakterifirung vielleiht auch die preußifchen 
Brovinziallandtage gemeint hat, deren Mitglieber aud 
Diäten beziehen, und deren einem, ſoviel ich weiß, er jelbft 
angehört. 

(Sehr gut!) 
Alfo mit diefem Argument fcheint mir der ſehr geehrte 
Herr ſich ins eigene Fleiſch geichnitten zu haben. 

Es ift nicht richtig, wenn man von der Einführung 
der Diäten Nachtheile erwartet. Im Gegentheil! Feder, 
der mitthut, muß bie Ueberzeugung gewonnen haben, daß 
gerade ber Mangel der Diäten ſchuld ift an dem ftändigen 
Abfentismus der Mitglieder, Schuld an der ganzen ges 
ihäftlihen Mifere, über die wir ftändig Hagen, ſchuld au 
der Thatſache, die nicht verichwiegen werben barf, daß, 
ich will nicht jagen, faſt alle, aber die meilten von 
den Gefegen, die hier gemacht werden, von einem beſchluß— 
unfähigen Haufe gemacht werben 

(fehr richtig!), 

ſchuld an der Thatfadhe, daß ftändig über dem Reichstag 
das Damoklesſchwert ſchwebt, ob es nicht dem einen ober 
anderen Mitgliede einfällt, die Beichlußfähigkeit des 
Haufes zu bezweifeln, woburd; die Erledigung der Ge— 
ihäfte wiederum um einen oder mehrere Tage hinaus- 
geihoben wird, ſchuld weiter daran, daß infolge deſſen 
die geringe Zahl der anweſenden an eig es über ſich 
ergehen laſſen muß, daß bei dem einen oder anderen 
Gegenſtand endblofe Neben gehalten werden, ba ein 
Schluß der Debatte gar nicht beantragt werben kann, weil 
eben die Auszählung des Haufes zu befürdten ift. 

Alle diefe Umſtände follten doch nach meinem Dafür: 
halten die maßgebenden Stellen dahin bringen, endlich 
einmal dieſem vielfachen Verlangen des Reichstags Ge: 
währung zu geben. 

Nun, meine Herren, habe ich mich hauptſächlich des— 
wegen zum Worte gemeldet, weil in biefe Frage ber Reichs: 
tagsdiäten bereits auch ein bayrifches Intermezzo hinein: 
gelfommen tft. Am vergangenen Breiten Nachmittag waren 
in den beiden Scaufenitern des Depefchenfaald bes 
„Berliner Lokalanzeigers“ Unter den Linden zwei Tele- 
gramme in den befannten großen fetten Buchitaben bes 
Suhalts, dab die bayerifhe Regierung fih im 
Bundesrath gegen die Gewährung von Diäten 
ausgeſprochen haben foll, unter dem Hinweis auf 
die Erfahrungen bei den bayerifhen Landtags— 
abgeorbneten, welde, um recht viel Tagegelder 
zu befommen, die Verhandlungen uunöthig hin 
auszögen. 

Meine Herren, dieſer Vorwurf der Sachverſchleppung 
um der Diäten willen iſt uns bayeriſchen Landtagsabge- 
ordneten ſchon mehrfah gemaht worden, im vorigen 
Jahre wieder in liberalen ſüddeutſchen Zeitungen. Aber 
diefer Vorwurf zeigt — ich will mid höflich und parla- 
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(2erno,) — 


(A) mentariſch ausdrücken — don außerordentlich geringer 


Sachkenntniß. 
(Sehr richtig!) 

Wenn man weiß, was der bayeriſche Landtag — ich nehme 
nur die letzte Seſſion an — geleiſtet hat, wird man ihm 
das Zeugniß geben, daß er nicht der Diäten wegen da iſt, 
ſondern um zu arbeiten, und ſeine Arbeiten dürfen ſich 
qualitativ und quantitativ ſehen laſſen. Der bayeriſche 
Landtag hat in der vorigen Seffion 167 Plenarfigungen 
gehalten, in 17 Ausſchüſſen waren 260 Ausfhukfigungen, 
darunter 141 Finanzausfhußfigungen. Es ift fein Wer: 
gnügen, wenn man ald Mitglied des Finanzausſchuſſes, 
nachdem das Plenum oft bis 2 Uhr Nachmittags gefeffen 
hat, nun noch jeden Tag von halb fünf Uhr Nachmittags 
bis Abends 8 Uhr im Finanzäusſchuß ſitzt. Bon einer 
Verſchleppung der Verhandlungen kann da gar feine Rede 
fein. Und was die qualitative Arbeit betrifft, fo will id) 
nur auf das hinmweifen, was der bayrifche Landtag in ber 
legten Seffion für Lanbwirthihaft und Handwerk gethan 
hat. Er hat ferner eine Steuerreform geichaffen, mit ber 
er ben andern beutfchen Staaten bahnbredhend vorangegangen 
ift. Dann ftelleich auch die Behauptung auf, daß in ben 
einzelnen Zandtagen ber einzelne Abgeorbnete auch das 
Net und die Pflicht hat, Kirchthurmintereſſen zu vertreten, 
und daß beshalb die Verhandlungen länger werben können, 
al3 manchen Zeitungsichreibern vielleicht lieb fein mag; 
denn der Bau einer Kofalbahn oder die Gewährung eines 
Zuſchuſſes zum Bau eines Lagerhaufes u. f. w. ift ber 
MWählerfhaft, die ihren Abgeordneten nad München ſchickt, 
oft von größerer Bedeutung als Fragen der hohen Bolitit. 

Alfo, meine Herren, darum kann man dem bayerischen 
Landtag den Vorwurf nicht machen, der am vergangenen 
Freitag — ich habe das bemerft — fehr vielfach ſpöttiſches 
Lächeln und bebenklihes Kopfichütteln unter den Leſern 
hervorgerufen bat, namentlih, wenn man bedenft, daß 


(B) noch am 18. Juni, alfo zehn Tage vor Schluß der 


Seifion, die bayerifche Regierung noch mit zwei Nachtrags- 
poftulaten mit Millionenforderungen kam. 
(Hört! hört! 

Meine Herren, daß die Verhandlungen ſich in ben 
einzelnen Zandtagen oft fo weit ausdehnen, dafür ift der 
Grund ebenfo wie beim Reichstag darin zu ſuchen, daß 
die Bevölkerung wählt, die Bebürfniffe wachſen, ja and) 
die Forderungen der Negierung und damit die Mufgaben 
der parlamentariichen Vertrelung wachſen. Nidt das 
Beftreben, Diäten zu bekommen, fondern die Natur ber 
Sache bringt es mit fi, daß die Verhandlungen länger 
werben. enn dagegen, wie ich feit glaube, durch Ge— 
währung von Diäten hier im Reichstag häufiger ein 
befchlußfähiges Haus vorhanden fein wird, daunn wird 
das Tempo der Berathung ein flotteres werben 

nnen. 

Mit Nücdficht auf die Depefche, die id) eben erwähnt 
habe, möchte ich die anmwefenden Vertreter der bayeriichen 


Regierung bitten 
(Zurnf — Heiterkeit), 

eine Erklärung darüber abzugeben, wie fie ſich zu ber 
Sadıe ftellen. Ich nehme zwar nicht an, dab diefe — ich 
will mich wiederum parlamentarifc ausdrüden — außer: 
ordentlich unhöflihe Motivirung der behaupteten Erklärung 
von ber bayeriihen Regierung heritammt; das traue id) 
ihr nicht zu. Aber über die andere Behauptung der De: 
peiche, daß die bayeriſche Regierung fi im Bundesrath 
gegen die Gewährung von Diäten auögefproden hat, 
möchte ich in der That einen der Herren bitten, fich zu 
äußern, weil biefe Frage von vitalftem Intereſſe für den 
Neihdtag und von größtem Intereſſe aud für ums 
bayeriſche Abgeordnete ift. 

Was den Diätenantrag betrifft, fo möchte ich mur 
noch eine furze ftatiftifche Konſtatirung mahen. Im 


Norddeutfchen Reichstag ift er dreimal eingebracht und (C) 


zwar zweimal abgelehnt, einmal durch Uebergang zur 
Tagesordnung erledigt worden. Im Deutſchen Reichstag 
ift er — ımgeredinet den jebt vorliegenden neueften Anz 
trag — feit April 1871 bis zum Jahr 1900 nicht weniger 
als vierzehnmal eingebradht worden. 
(Hört! hört! links.) 

Gr wurde zwölfmal angenommen, zweimal ift er un: 
erledigt geblieben, niemald wurde er abgelehnt. Alſo, 
meine Herren, zwölfmal angenommen! Ginmal war da— 
runter auch eine namentlihe Abftimmung am 26. März 1897, 
und da haben 179 mit Ja umd 49 mit Nein geftimmt. 
Ih glaube, die Thatſache allein, daß ein Antrag nun 
ſchon fein 30jähriges Jubiläum feierte — nämlid im 
April heutigen Jahres —, bürfte doch unferem Bundes— 
rath zu denken geben, und die Thatincdhe, daß biefer An- 
trag vom Haufe, wie gefagt, ſchon zwölfmal angenommen 
ift und, wie ich hoffe, heute zum breizchnten Mal ans 
genommen werben wird, dürfte doch auch nicht jo ganz 
zu ignoriren fein. 

Auf Einzelheiten will ich nicht eingehen, ſchon in 
Rückſicht auf die vorgerüdte Zeit. Nur das Eine möchte 
id) berühren. Die Gegner der Diäten ſprechen von der 
außerorbentlihen Schwierigkeit, die Präſenz feitzuftellen. 
In verſchiedenen deutſchen Landtagen haben wir aber 
Anweſenheitsgelder, 3. B. in Baden, und da macht die 
Ktonftatirung der Präfenz und bie Auszahlung ber Gelder 
nicht die allergeringiten Schwierigkeiten. 

Zum Schluß fomme ih nun noch auf eine Aeußerung 
des Herrn Abgeorbneten v. Levetzow zurüd. Gr bat 
geſagt, die Diäten wären eine undermuthete Zulage für 
die Beamten. Da, meine Herren, auch für bie Beamten, 
die von ihrem MWohnfib fort und hierher nad Berlin 
reifen, um fich bier oft Monate lang aufzuhalten, ift es 
eine recht fühlbare Ausgabe, die ihnen durch das Mandat 


erwächſt, und wofür der Fortbezug des Gehalts ficherlic (D) 


fein genügendes Nequivalent if. Und ſodann hat mid) 
diefe Bemerkung des Herrn v. Levetzow noch auf ei 
weiteres Argument gebradt, weldyes auch bereitö Herr 
Stollege Singer angeführt hat: bie Herren vom Bundes: 
rath beziehen ja aud Diäten 
(hört! hört! und Heiterkeit), 
und zivar nicht umerhebliche. Es ift mir ein Fall bekannt, 
daß ein inzwifchen längſt veritorbener bayerifcher Bundes: 
bevollmädhtigter einmal hier in Berlin fein Jubiläum 
feierte, an welchem er den taufendften Diätentag verlebte. 
(Heiterteit.) 

Die Summe, die er damit dem Lande gekoftet hat, 
Läbt ſich leicht berechnen, wenn man die Höhe der Diäten 
ennt 


(Zuruf), 
pro Tag 30 Mark, alfo 30 000 Var. 
(Heiterfeit.) 

Nun möchte ich die Herren vom Bundesrath in der 
That bitten, wenn fie nächſtens über dieſen unſeren 
heutigen Beichluß zu befinden haben — und fie allein 
find dafür maßgebend, e3 giebt in der Beziehung feinen 
anderen Faktor, der darüber zu enticheiden hat 

(jeher gut! Tinte) —, 
dann mögen fie fich doch aud) in die Lage der Abgeordneten 
hineindenten, die auf ihre eigenen Koſten hier leben müflen, 
und wie e8 ihnen wäre, wenn fie entweder auch verfaffungs: 
gemäß feine Diäten bezögen, oder wenn 3. B. gar ein 
Ginzellandtag berginge und ihnen die Diäten Streichen 
würde. Id möchte den Herren Bundesrathöbevoll: 
mächtigten zurufen: denken Sie, wenn Sie nächſtens an 
die Berathung über unferen heutigen Beihluß herantreten, 
an den Sprud: Was du nicht willft, daß man dir th, 
das füg’ aud) feinem Andern zu! 
(Lebhafted Bravo und große Heiterkeit.) 
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Präfident: Das Mort hat der Herr Bepollmädhtigte 
zum Bunbesrath, Königlich bayeriihe Staatörath, außer: 
ordentliche Geſandte und bevollmächtigte Minifter Graf 
v. Lerchenfeld⸗Köfering. 

Graf v. LerdenfeldsKöfering, Staatsrath, außer: 
ordentliher Gefandter und bevollmädtigter Minifter, 
Bevollmächtigter zum Bundesrath fir das Königreich 
Bayern: Meine Herren, die Anfrage, die der Herr Abge— 
orbniete Lerno an mich gerichtet hat, welche Stellung die 
bayerifhe Negierung zu dieſem Gefegentwurf eingenommen 
hat, und ob die Mittheilungen, bie in einem Telegramm 
— id glaube, des „Lofal:Anzeigers* — hierüber ge— 
ftanden haben, zutreffend find, beantworte ich mit der 
einfahen Erklärung, daß bie bayeriiche Regierung zu 
dent Gefegentwurf bisher überhaupt noch gar Feine 
Stellung im Bundesrath genommen hat. Hierzu beitand 
auch bisher feine Gelegenheit; denn der Geſetzentwurf 
liegt dem Bundesrath nod nit dor. Sie werden über 
ihn erft heute bejchließen, und dann erft wird es Sache 
der berbündeten Regierungen fein, ihrerieits Beſchluß 
zu faſſen. 

Ich möchte an diefe Erklärung aber noch die Bitte 
anknüpfen, doch künftig etwas vorfidtiger in der Be— 
urtheilung von Telegranmen zu fein, die in den Schau: 
fenftern des „Lokal-Anzeigers“ aushängen. 

(Sehr gut! Heiterkeit.) 
Der „Lokal-Anzeiger“ ift gewiß ein ſehr verbientes Blatt, 
ich leſe ihn manches mal felbft 
(Heiterkeit); 
aber, meine Herren, auch das Papier, auf den er gebrudt 
wird, ift, wie ja befanntlic jedes Papier, fehr geduldig. 
(Bravo!) 

Präfident:e Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 

Dr, Arendt. 


Dr. Arendt, Abgeordneter: Meine Herren, entgegen 


(1) der bisherigen Stellungnahme meiner Fraktion werde ich 


mit einem Theil meiner Freunde für den Diätenantrag 
eintreten. Ich kann mid im wefentlihen vielen Mus: 
führungen anſchließen, welche ber Herr Kollege Dr. Dertel 
gemacht hat. Ich fomme aber doc zu einer anderen 
Schlußfaſſung al3 er. Wenn der verehrte Herr Kollege 
Dr, Dertel meint, daß diefer Antrag immerhin dod) be— 
ftimmt fein foll, wenn man aud) feinen Einzelheiten nicht 
zuftimmt, den Bundesrath zum Nachdenken darüber zu 
veranlaffen, ob bier nicht die Gefehgebung einzugreifen 
bat, damit vom Bundesrath dann Beſtimmungen praktifcher 
Art getroffen werben, die der Herr Kollege Dr. Dertel 
wünſcht, fo, meine ih, muß man dod, um dieſes Nach— 
denken des Bundesraths in verftärktem Maße herbei: 
zuführen, zunächſt hier für biefen Antrag ſtimmen, wenn 
man fich auch mit den Ginzelheiten nicht identifizirt. Ich 
fan mic nad dieſer Nichtung hin den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Büfing anfchlichen, welcher gleich: 
falls davon fprad, daß ein Theil feiner Freunde zwar 
nicht mit diefem Antrag in allen Einzelheiten einverftanden 
ift, aber doch um das Prinzip zum Ausdruck zu bringen, 
fir den Antrag ftimmen wird. 

Was den Antrag ſelbſt anbetrifit, jo Zaun ih — 
und ich glaube, daß in Ddiefer Beziehung auch mein 
‚Freund Graf v. Arnim und der größte Theil meiner 
volitifhen Freunde mit mir übereinftimmen — für die 
Srweiterung der Freifarte im Sinne des Antrags eins 
treten, und in biejer Beziehung unterfcheide ich mich von 
dem Herrn Kollegen Dr. Dertel. Ich bin allerdings der 
Meinung, dab die Entziehung der Befugniß der Reichs: 
tagsabgeordneten in Bezug auf bie Reiſekarte nicht von 
großen Geſichtspunkten ausgegangen iſt; ich meine, daß 
man ben einzelnen Mißbraud nicht an die Spite ftellen 
joll, jondern den allfeitigen Gebrauch — und ich glaube, 
dab bie Gründe gute und durchſchlagende find, die dafür 


fprehen, dab man den Molfävertretern es ermöglichen (C) 


foll, alle Theile dc3 Landes kennen zu lernen. 

Was aber die Anweſenheitsgelder anbetrifft, fo habe 
ich nach dieſer Richtung hin allerdings ernftie Bedenken im 
einzelnen, und ich glaube, die Kommiſſion felbft tft ſich der 
Schwierigkeiten nach dieſer Richtung Hin ſehr flar ge: 
worden; denn fie hat es vermieden, das, was fie eigent: 
li hätte erreichen follen, einen in den Ginzelheiten aus: 
gearbeiteten Plan uns vorzulegen, und hat ftatt deſſen das 
onus dem Herrn Präfidenten auferlegt. Ich meine, dab 
wir damit eigentlih mehr eine Refolution beſchließen als 
einen Gefeßentwurf; denn ohne eine Durhführung im ein: 
zelney ſcheint es mir kaum möglich, ein derartiges Geſetz 
zu beichließen. ch ftehe ganz auf dem Standpunkt des 
Herrn Stollegen Dr. Oertel nah der Richtung, 
dab aud id alanbe, daß die Diäten Iediglih eine 
Entihädigung fir dasjenige fein follen, was der einzelne 
Abgeordnete aufiwendet, und daß mad) diefer Richtung hin 
e3 allerdings wünſchenswerth wäre, zwiichen den in Berlin 
wohnenden Abgeordneten und den von auswärts fommenden 
einen Unterichied zu machen. Ic glaube, das wird man 
weder mit Tagegeldern noch mit Anweſenheitsgeldern er: 
reichen können, fondern man wird nur dann vielleicht das 
zu erreichen vermögen, wenn man ein Pauſchquantum zu 
Grunde legt und dieſes unterfcheidet nad einer Entſchädi— 
gung für die Wohnung und nad) einer Entſchädigung für den 
Aufenthalt. Dann würde die Wohnungsentihädigung für 
die in Berlin wohnenden Abgeordneten wegfallen, und 
man wäre fehr wohl in der Lage, einen Unterſchied herbei: 
zuführen. Ic glaube, daß das Pauſchquantum, weldes ja, 
ſoviel ih weiß, in den meilten Ländern jetzt mehr und 
mehr zur Einführung gelangt ift, in der That die richtigfte 
und würdigſte Form der Entfhädigung für den Reichstags: 
abgeordbneten fein wiirde, und ich glaube, daß es dann 
auch möglich wäre, vielleiht eine Beſtimmung zu über: 


nehmen, wie fie in ber franzöſiſchen Deputirtenkammer (D) 


befteht, die ja aud ein Pauſchquantum Hat, two für jedes 
Fehlen bei einem Namensanfruf bezichentlich einer nament: 
lichen Abftimmung ein Abzug bon dem Pauſchquantum 


gemacht wird. 
(Schr richtig! rechts.) 

Meine Herren, nach diefer Richtung Hin könnte man 
vielleiht aud) grade im Anſchluß an ein Pauſchquantum 
erwägen, ob e3 nicht möglich wäre, ähnlid wie wir in 
ben Kommiſſionen Bräfenzliften führen, fo aud) im Plenum 
eine Präfenzlifte zu führen, diefe dem ftenograpbiichen 
Berichte einzufügen und auf diefe Weife die Wähler in 
die Lage zu verlegen, zu fontroliven, ob ihre Reichstags— 
abgeordneten ftändig auf dem Plate find oder nicht. 
Diefe Form der Kontrole fcheint mir eine des Reichs— 
tagd nicht unwürdige zu fein, während id allerdings 
große Bedenken nad) der Nichtung hin hege, wie eine 
ſolche Kontrole bei Anwefenheitögeldern ausfallen wird. 

(53 hat der Herr Abgeordnete Lerno auf die Statiftik 
hingewiejen, wie oft dieſe Anträge angenommen find, 
Ich muß jagen, das hat für mid feine große Beweis: 
fraft; denn wir bürfen nicht vergeflen, daß wir bier noch) 
auf dem Boden eines KHompromiffes zwiſchen den ver: 
bündeten Regierungen und dev —— bei Erlaß 
des Wahlgeſetzes ſtehen. Die verbündeten Regierungen 
haben ein gewiſſes Recht darauf, an der Diätenloſigkeit 
für den Reichstag feſtzuhalten, weil nad) der Eutſtehung 
des Wahlgefeges dies ein Zugeftändniß war, ohne welches 
die berbimdeten Negierungen das Wahlgefeg für nicht 
annehmbar erklärt haben. Deshalb bin ich der Meinung, 
dab wir bier, um zu einer lWebereinftimmung beider 
Faktoren der Gefeggebung zu kommen, dahin gelangen 
müßten, die verbiindeten Regierungen zu überzeugen, daß 
die Einführung der Diäten im Intereſſe des geſammten 
Mohles dei Reichs Liegt, daß nidt nur der Reichstag 








"A) al3 folder, daß in demjelben Maße die verbündeten Ne- 


gierungen daran intereffirt find, die Diäten zur Durch— 
—— zu bringen. 

Meine Herren, nach dieſer Richtung iſt ja in der 
Debatte ſchon das Weitere hervorgehoben. Es iſt nament— 
lich gejagt worden, daß der eigentliche Zwech, welcher mit 
der Diätenlofigleit verbunden ift, nicht erreicht worden 
ift. Es ift aber noch etwas anderes thatſächlich ein: 
getreten, was ich wenigftens in einer vorfichtigen Form 
noch hervorheben möchte, und was mir ſehr eg «a für 
die Einführung der Diäten zu ſprechen fcheint: der Um— 
ftand, daß, um die Diätenlofigleit auszugleichen, in mehr 
oder minder verftedter Form Parteidiäten zur Ausgabe 
gelangt find. Ich meine, es ift ein öffentliches Antereffe, 
daß die Warteidiäten unter allen Umſtänden ein Ende 
nchmen. Das wird aber nur erreicht werden, wenn Diäten 
öffentlich eingeführt find. Ich qlaube, meine Herren, es 
widerspricht der Würde des Neichstagd, daß einzelne 
Mitglieder von irgend einer Seite eine Entfhädigung für 
ihre Mühewaltung hier erhalten, es fei denn offiziell vom 
Reichsſtag. Ich glaube, dab es im Intereſſe des Reichs 
liegt, dieſem Zuſtand ein Ende zu machen. 

ar fommt der nicht minder wichtige Umftand, dab 
nerade Diejenigen Parteien, welche vielleicht durch die 
Diätenlofigkeit ferngehalten werben follten, davon wegen 
der Parteidiäten nicht getroffen werben, während Die 
Barteien, zu deren Gunften eigentlih die Diätenlofigfeit 
gedacht war, von ihr am fchwerften getroffen werben, 
weil cben die Auswahl der Kandidaten dadurd) erheblich 
eingeichränft wird, und in vielen Fällen entjcheibet über 
eine Wahl nicht ſowohl bie Partei als vielmehr bie 
Berfon des Kandidaten. Es würde vielleiht in vielen 
Fällen gelingen, den Wahlfit zu behaupten, wenn ber 
— Kandidat im Stande wäre, dad Mandat zu 
erfireben 

Und nun, meine Herren, mödte ih Sie noch auf 
einen anderen Uebelſtand aufmerkſam machen, der, glaube 
ich, in der Debatte noch nicht hervorgetreten iſt: die 
Diätenloſigkeit hat dazu geführt, eine Art Diätenſurrogat 
— ing die Doppelmandate zwiſchen Reichstag 
und Landtag, unter denen Landtag und Reichstag gleich— 


mäßig leiden. 

(Sehr richtig! Sehr wahr!) 
Meine Herren, wenn die Herren auf der Linken im 
allgemeinen auch gegen Surrogatverbote find, — id) 
glaube, gegen dieſes Surrogat, werden Sie mir zuftimmen, 
empfehle es fich einzufchreiten, und das wird in feiner 
Weiſe beffer geihehen als durd Einführung von Diäten. 

Meine Herren, id alaube, dab auf die Dauer der 
Zeit der Forderung auf Ginführung einer Entſchädigung 
für die Reichſstagsabgeordneten nicht wird widerftanden 
werben fönnen. Nach der Niditung aber möchte id; mid) 
fir meine Perfon dem Herrin Abgeordneten Büſing durch— 
aus anfchließen, dab aud ich der Meinung bin, daß 
gerade bei der Frage der Diäten es unmöglih tft, eine 
— des Wahlrechts auch nur zur Diskuſſion zu 
tellen. 

(Sehr gut! links.) 
Deine Herren, man mag über da3 Wahlrecht denken wie 
man will, — das muß man unbedingt zugeben: e3 wäre 
des Neihstags unwürdig, Diäten gegen eine Aenderung 
des Wahlrechts einzutaufchen. 

Aber anders ſtehe ich als der Herr Abgeordnete 
Büſing bezüglich der Geſchäftsordnung. Ich bin in der 
That nicht der Meinung, daß es der Würde des Reichs— 
tags zu nahe treten würde, wenn in dem Augenblick, 
two Diäten im Reichstage eingeführt werben, der Reichs— 
tag nun feine Gefhäftsordnung aud fo einrichtet, daß fie 
eine volle Gewähr dafür giebt, daß von den Diäten fein 
übermäßiger und fein unmäßiger Gebrauch gemadt wird. 
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Dier it in der That ein innerer Zuſammenhang vor: 
handen. 

Meine Herren, wenn ſeitens der Befürworter der 
Diäten jo oft erllärt wird, daß die Einführung der 
Diäten das ſicherſte Mittel if, der Beihlußunfähigkeit 
des Neihstagd ein Ende zu machen, jo möchte ich auch 
das abweijen. Ich Habe das Vertrauen zu allen Mit: 
gliedern des Neidystags, daß fie hierher fommen, wenn 
fie dazu im Stande find, getrieben durch ihr Pflicht— 
aefühl, und daß dieſes Pflichtgefühl wicht durd Zahlung 
einiger Mark geitärkt werden kann. 

Sch glaube alfo, auf die Präſenz wird Die Ein: 
führung der Diäten feine allzu große Wirkung ausüben. 
Aber, meine Herren, als langjähriges Mitglied des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes habe id) den Unterſchied 
in der Geihäftsführung des Abgeordnetenhaufes und des 
Reichstags praftifdy genügend kennen gelernt, und da muß 
id) Ib ic) ſehe die Urſache des Uebels der Beſchluß— 
unfäh feit des Neichötagsd in einzelnen ee s 
beftimunnngent Wenn wir eine Geſchäftsordnung ha 
würden, welche es ermöglichte, Die Geſchäfte im einer 
ftrammen Form zu führen, jo würde nach meiner Weber: 
zeugung die Beichlußfähigkeit eine erhöhte jein; wenn 
aber, wie jebt, die Anzweiflung der Beſchlußfähigkeit 
jedem einzelnen Mitgliede freilteht, fo ift die Folge 
davon, daß aus Furcht, daß die Beichlußunfähigkeit kon- 
jtatirt wird, den Redebedürfniß die weiteften Grenzen 
gejest werden, daß die Verhandlungen ſich dadurch außer⸗ 
ordentlich ausdehnen, eine Länge gewinnen, welche den 
einzelnen Herren es nicht möglich macht, allen dieſen 
Verhandlungen beizuwohnen, ſondern dahin führt, daß fie 
in die Provinzen zu ihrer Thätigfeit zurückkehren, um nur 
an größeren und wichtigeren Abſtimmungen teilzunehmen. 

Meine Herren, ich glaube nicht, daß diefe Beftimmung 
der Geihäftsorbuung den Schuß der Minorität barftelle; 
fie hat zu einem Terroriömus der Minorität geführt 

(ſehr wahr!), 

während die Beltimmung der Geſchäftsordnung des preus 
Bifchen Abgeorbnetenhaufes, welde eine Beihlußunfähig- 
feit nur dam zu fonftatiren möglid) macht, wenn eine 
Abſtimmung zweifelhaft bleibt, dahin führt, daß, um eine 
Berhlukuntähigteit zu Eonitatiren, eine namentlihe Ab- 
ſtimmung beantragt werden muß, wozu 50 Unterſchriften 
erforderlih find. Das giebt eine gewiffe Gewähr, daß 
in den Verhandlungen durch entiprehende Schlußanträge 
und dergleihen den Debatten ein Ziel geſetzt werben 
kann. Ich Halte das für einen außerordentlichen Fehler, 
daß bei der Uebernahme der Geihäftsordnung des preu— 
Biihen Abgeorbnetenhaufes auf den Reichstag diefe Be- 
ſtimmung nicht beibehalten würde; und wenn mit ber 
Einführung der Diäten zugleid die Krebsſchäden unferer 
Geſchäftsordnung befeitigt würden, jo hoffe id, daß wir 
dann ein beichlußfähigeres Haus haben. 

Meine Herren,. id refümire mid dahin. Mit einem 
Theile meiner politifchen Freunde ftehe ich auf dem Boden, 
daß wir die Einführung der Diäten für erforderlid und 
nüglich halten. Ich kann allerdings den Einzelheiten des 
von der Kommiſſion vorgeihlagenen Antrags nicht durd)- 
aus zuftinmmen. Um aber das Prinzip zur Geltung zu 
bringen und damit cine möglihit große Majorität den 
berbiindbeten Regierungen den Rund des Haufes nad 
biefer Richtung bin zeige, werde ich mit einem Theile 
meiner Freunde für den Antrag. Gröber ftimmen. 

Prafident: Die Diskuffion ift geichlofien. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Baflermann, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine 
Herren, ih kann mid nad dem Gange der Distuifion 
auf wenige Bemerkungen beichränfen. 

Herr v. Levetzow hat die Frage aufgeworfen, ob bie 
in Berlin wohnenden Abgeordneten auch Anweſenheits— 


(0) 


(D) 
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(A) gelber befommen follen. Ich kann als Berichterftatter 
der Kommiffion diefe Frage bejahen. Auf die Gründe 
will ich nicht weiter eingehen, nachdem fie im Laufe der Dis- 
fuffion aus dem Haufe ja deö näheren erörtert worben find. 

Dann bat Herr Graf Arnim bie ale feines 
Spottes — en über ben Antrag der Kommiſſion, 
wonad) bei Behinderung as Arbeiten außerhalb Berlins 
aud) eine Entihäbigung bezahlt werben fol. Er hat ge— 
fragt: wie joll denn die Kontrole ausgeübt werden? wird 
der Herr Präfident vielleiht eine Kommiſſion ernennen, 
die fid an Ort und Stelle davon überzeugt, ob in ber 
That der betreffende Abgeordnete mit Arbeit für den 
Reichstag befhäftigt ift? Num, ich follte meinen, fo viel 
Zutrauen zu ber Ehrlichkeit der Reichſtagsabgeordneten 
darf man dod wohl haben 

(jehr rihtig!), 
daß, wenn derartige Entihädigungen liquibirt werben, 
diefe Liquidation auch auf Wahrheit beruht, und daß man 
nicht annehmen fanı, wie das aus den Ausführungen 
be3 Herrn Grafen Arnim berausflang, dab Abgeordnete 
fid eines Betrugsverſuchs oder eines vollendeten Betrugs 
ſchuldig machen werben. 
(Sehr gut! links.) 

Es ift ſodann von dem Herrn Abgeordneten Dr. Dertel 
—— worden der Abſatz 3 bed Antrags der 
Kommiſſionsfaſſung. Er hat bier ausgeführt, dieſer 
Antrag ſei nicht genügend Kar. Ich muß dad ganz ent: 
fchieden beftreiten; ber Antrag ift vollftändig Mar und 
unzweibeutig. Es wird in dem Abſatz 3 weiter nichts 
gejagt, als daß die ganzen Ausführungsbeftimmungen 
bezüglid) der Kontrole dem Präfidenten überlaflen werden 
follen. Aehnliche Beftimmungen finden Sie in einer Reihe 
bon NReichögefegen, in denen dem Bundesrath die Befugnik 
ve wird, nähere Ausführungsbeftimmungen zu er: 
affen. a 

Sodann ift endlich gejagt worden, vor allem von 
dem Herrn Abgeorbnieten v. Levekow, die Kommilfion 
—* es ſich leicht gemacht, indem ſie keinerlei Be— 
immungen getroffen habe, wie die Anweſenheit feſt— 
zuſtellen ſei und wie die Kontrole geübt werben ſollie. 
Die Kommiffion war in der Mehrheit der Anfiht, daß 
derartige Beftimmungen überhaupt nicht in das Geſetz 
gehören, und ich kann feititellen, daß in ähnlicher Weile, 
wie wir es vorgeichlagen haben, die Frage auch in 
anderen Geſetzgebungen geordnet iſt, beifpielöweife in ber 
norwegiihen Gefeggebung, in ber in 8 65 bes Grund: 
geleged dom 4. November 1814 ſchlechtweg gejagt wird: 
Jeder Abgeorbuete hat Anſpruch auf Entihädigung aus 
der Staatölaffe und auf Tagegelder für die Zeit, wo er 
dort wohnt, — ohne daß irgend welde Kontrolmaßnahmen 
oder Stontrolvorjchriften in dem Geſetz felbft enthalten 
find; und ebenfo ift es in Oeſterreich geordnet durch das 
Gefeg vom 7. Juli 1861: aud hier wurden Tagegelder 
von 10 Gulden Wr Währung pro — die 
Zeit der Anweſenheit der Abgeordneten beim Reichsrath 
eingeführt, ohne daß im Geſetz ſelbſt irgend welche Ktontrol- 
maßnahmen oder Vorfchriften enthalten find. 

IH kann Ihnen alfo nur wiederholt die Annahme 
der Kommiſſionsbeſchlüſſe empfehlen. 

(Bravo!) 

Bräfident: Wir kommen F Abſtimmung. 

Der Herr Abgeordnete Rickert hat beantragt, daß 
dieſe Abſtimmung eine namentliche ſein ſoll. Dieſer 
Antrag bedarf der Unterſtützung von 50 Mitgliedern. 
Diejenigen Herren, welche den Antrag unterſtützen wollen, 
bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt; wir fommen alſo zur Ab— 
ſtimmung über den Inhalt des Gefeged. Diefelbe wird 
eine namentliche jein. 


(B) 
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Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Text des (C) 
Geſetzes zuftimmen wollen, beim Namensaufruf mit Ya, 
— diejenigen, weldhe den Gejeßentwurf ablehnen wollen, 
mit Nein zu antworten. 

Ic bitte die Herren Schriftführer, den Namensaufruf 
borzunehmen. Er beginnt mit dem Buchſtaben 9. 

(Der Namendaufruf wird vollzogen.) 

Das Nlphabet wird refapitulirt. 

(Geichieht.) 

Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: 
Agſter. Graf v. Arnim. 
Aichbichler. 

Albrecht. 

Antrid. 

Prinz v. Arenberg. 

Dr. Arendt. 

Baron v. Arnswaldt-Harden— 
boſtel. 

Auer. 

Augſt. 


Dr. Bachem. Graf dv. Bernstorff (Lauen—⸗ 


Graf v. Balleſtrem. burg). 

Bargmann. Fürſt v. Bismarck. 
Baſſermann. v. Blödau. 

Baudert. v. Bonin-Bahrenbufd). 
Baumann v. Brochauſen. 
Bebel. 

Bed Michach). 


Bed (Heidelberg). 
Bedh (Coburg). 
Bender. 
Bieſenbach. 

Dr. Blankenhorn. 
Blell. 

Blos. 


Börner. (D) 


Brocknann. 
Büfing. 
Bumiller. 
Cahensly. 
Calwer. 

Prinz zu Carolath⸗Schönaich. 
Caſſelmann. 
Dasbach. 

Dr. Deinhard. 
Delſor. 

Depken. 
Dreesbach. 
Ehrhart. 
Eidhoff. 

v. Elm. 

Granit. 

Euler. 

Faltin. 
Fiſchbeck. 
Fiſcher (Berlin). 
Ier (Sachſen). 


Flitz. 

Förſter (Reuß). 
Frank. 
Franken. 
Frohme. 
Gäbel. 

Graf v. Galen. 
Gaulke. 
Gerſtenberger. 
Geyer. 


Graf v. Carmer. 


v. Dallwitz. 
Dietrich. 


Fitzlaff. 
Förſter (Sachſen). 


Gamp. 
v. Seröborff. 


(A) 
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Mit Ja antworten: 


Mit Nein antworten: 


Slowasli. 

Dr. Gradnauer. 
Gräfe. 

Gröber. 

Haate. Dr. Hahn. 
Hartmann. Hauffe-Dahlen. 
Dr. Haffe. Henning. 
Hanf. Hilgenborff. 
Dr. era dv. Heereman. Himburg. 
Dem maier. 


3 Hermes. 

Herolb. 

Herrmann. 

Dr. Hersfeld. 

Dr. gie er (Württemberg). 

Hilde 

Hilpert. 

Dr. or 

Hoch. 

Freiherr v. Hodenberg. 

Hofmann (Dillenburg). 

Hofmann (Ellwangen). 

Prinz zu Hohenlohe: 
Schillingsfürſt. 

Holzapfel. 

* Goslar). 

83 Sachſen). 


Humann. 
Dr. Jäger. 


(B) ftaben. 


Sacobötötter. 
Jorns. 
v. Kröcher. 


Dr. v. Lebetzow. 
Dr. Langerhans. 
Ledebour. 
Lehemeir. 
Lerno. 

Letocha. 
Lichtenberger. 
Lucke. 

Lüders. 

Lurz. 

Marbe. Mentz. 
Mayer (Landshut). 

Meszger. 

Molkenbuhr. 

Mori 


tz. 
Dr. Müller (Meiningen). 
Dr. Müller (Sagan). 
Müller (Waldeck). 
Munckel. 


Dr. Opfergelt. 
Graf v. Oriola. 
Dr. Paaſche. 
r. Bachnide. 
Pauli (Ober-Barnim). 
Pfannluch. 
Dr. Pichler. 


v. Normann. 
Dr. Dertel. 


Graf zu Limburg: Stirum. 
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er Ja antworten: 


uentin. 


Dr. Rintelen. 
Noellinger. 
Noeren. 

Noefide (Deſſau). 
Roſenow. 


Sachſe. 

Dr, Satiler. 

v. Savigny. 

Freiherr dv. Schele: 
Scelenburg. 

Freiherr v. Scele- 
Wunstorf. 


S — 
Schmid (Immenſtadt). 
Schmidt (Elberfeld). 
Schmidt (Warburg). 
Schieber. 
Dr. Schmitt (Mainz). 
Schrader. 
Schüler. 

uler. 

ulze. 

wartz (Lübech). 

warze (Lippſtadt). 


Stadthagen. 

Stößel. 

v. Strombed. 

Stubbenborff. 

Dr. Südekum. 

Taldı. 

Thiele. 

Freiherr v. Thünefelb. 
Tönnies. 

Traeger. 

Trimborn. 

Tutzauer. 

Dr. Vogel. 

Wallenborn. 

Wattendorff. 

Dr. Weißenhagen. 

Wellſtein. 

Werner. 

Dr. Wiemer. 

Wintermeyer. 

Witt (Marienwerder). 

Mörle. 


Dr. 


Mit Nein antworten: 


Rettich. 

Freiherr v. Richthofen— 
Damsdorf. 

Graf v. Roon. 


Schrempf. 
Graf v. Schwerin⸗Löwitz. 
dv. Spiegel. 
v. Staudy. 


Dr. Udo Graf zu Stolberg: 


Wernigerode. 


v. Tiedemann. 
v. Treuenfels. 


Freiherr — Wangenheim 
Pyritz). 

v. Weitz el. 

v. Winterfelbt- Menkin. 


Zeidler. 


Der Abſtimmung enthält ſich: 
er‘ 


Krank find 


Broemel. 


(Montabaur). 


Graf zu Dohna- Schlobien. 
v. Hammerftein. Kloſe. Dr. Lehr. Leinenweber. 


Dr. Lingend. Dr. Müller (Schaumburg). 


Eckart. 


UÜhlemann. 


Freiherr 
Dr. Lieber 


(©) 


(D) 


(A) 


2644 


Reichstag. — 9. Sitzung. Mittwoch ben 8. Mai 1901. 








Beurlaubt find: 
Brandenburg. Dietz. Dr. Eiche. Faller. Frigen (Düffel: 


borf). Freiherr Heyl zu Herrnsheim. Graf v. Hompeſch. 


Horn (Meike). dv. Kaufmann (Helmftebt). Fürſt zu Inn— 
und Suyphaufen. Dr. Marcour. Bayer. vd. Janta— 


Polczynski. Nembold. v. Saliſch. Dr. Schaedler. Schmidt | 


(Frankfurt). Schwarz (Münden). Dr. Stephan. Strzoba. 


v. Waldow und Neibenftein. de Witt (Köln). 
Entihuldigt find: 
Dr. Endemann. Dr. vd. Frege-Welgien. Frefe. v. d. Gröben— 
Arenftein. Haußmann (Balingen). Haufmann (Böblingen). 
v. Harborff. 


vd. Maſſow. Müller (Fulda). Münch-Ferber. Plade. | 
Rimpau. Dr. Roeſicke (Saijerslautern). Schmidt 
(Wanzleben). Dr. v. Siemens. Dr. Stockmann. 
Stoeder. Szmula. 
Ohne —— fehlen: 
Ahlwardt. Aigner. Bachmeier. Bauermeiſter. Bayher. 
Graf v. Bernstorff (Uelzen). Bindewald. Bock. Dr. 


Böckel. dv. Bonin-Reumark. Breuer. Brückner. Gegielsti. 
v. Chriſten. dv. Ehrzanowsti. Cramer. dv. Czarlinski. 
Prinz Gzartorysli. v. Dewitz. Graf v. Dönhoff: 
Friedrichſtein. Dörkfen. Dr. v. Dziembowski-Pomian. 
Echinger. Fahle. Friedel. Frigen (Need). Fusangel. 
Ged. dv. Glebock. dv. Grand-Ry. Graßmann. Haas 
(Erbad). Haaſe (Königsberg). Haehnle. Dr. Hänel. 
Dr. Heim. Dr. Freiherr dv. Hertling. Hiſche. Dr. Hoeffel. 
Hoffmann (Hall). Hoffmeifter. — (Chemnitz). Fürſt 
zu Hohenlohe-Dehringen. 
Johannſen. Kahlcke. Graf v. Kanitz. Kauffmann (Liegnitz). 


Kloß. Köhler. Dr. dv. Komierowski. Kraemer. Dr. 
Kropatſcheck. Dr. Rrzyminski. Küchly. Graf Kwilecki. 
v. Lama. Dr. Freiherr v. Langen. Lanzinger. Dr. 


Lender. Lenzmann. Liebermann v. Sonnenberg. Linder. 
Graf Magnis. Freiherr v. Maltzan. Mauſer. Meier 
Jobſt. Meiſter. Merot. Müller (Rudolſtadt). Nauck. 
Neubauer. Nißler. Götz v. Olenhuſen. Pauli (Potsdam). 
Peus. Pierſon. Pingen. Praetorius. Graf v. Preyſing. 


vd. Puttkamer-Plauth. v. Queis. Fürft Nadziwill. 
Nanner. Riff. Ritter. Rother. Sabin. Schaettgen. 
Scherre. Schippel. Schlumberger. Baron de Schmid. 


Dr. Schoenlank. Sieg. v. Sperber. Steinhauer. Stolle. 

Timmerman. Ulrich. v. Vollmar. Dr. Vonderſcheer. 

Wamhoff. Freiherr v. Wangenheim-Wake. Werthmann. 

Weiterle Will. Winterer. Witzlsperger. v. Wolszlegier. 
Dr. am Zehnhoff. 


Präfident: Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
(Das Ergebniß wird ermittelt.) 
Die Herren Schriftführer wiſſen nicht, ob und wie 
der Herr Abgeordnete Hauffe-Dahlen geſtimmt hat. 
(Zuruf: Mit Nein!) 
Das Refultat der Abftimmung ift folgendes: es haben 
abgeltimmt 225 Mitglieder 


} (Bewegung), 


davon mit Ya 185, mit Nein 40. Der Tert des Geſetz— 


| entwurfs ift daher vom Haufe angenommen. 


Ih eröffne nunmehr die Diskuffion über Einleitung 


Sraf dv. Klincowſtroem. Knörcke. Lotze. und Meberfchrift. Wenn MWiderfpruch nicht erfolgt, werde 


ih annehmen, daß auch diefe vom Haufe angenommen 
find. — Da kein Widerſpruch erfolgt, ift dies der Fall. 
Hiermit ift der zweite Gegenftand unferer Tages— 


‚ ordnung erledigt. 
Id) glaube kaum, daß das Haus noch Willens fein 


| wird, im den britten Gegenftand der Tagesordnung eins 
zutreten. 
(Zuſtimmung.) 


| Ich jchlage daher dem Haufe vor, ſich jet zu vertagen. 


Holt. Jacobſen. Dr.v.Fazdzemäfi. | 


d werde, wenn niemand widerjpridt, annehmen, daß 
dies ber Beſchluß des Haufes ift. — Dies tft der Fall, 
da niemand widerſpricht. 
| Ich schlage Ihnen vor, die nächſte Sikung zu 
‘ halten morgen, Donnerdtag den 9. Mat, Nachmittags 1 Uhr, 
und ald Tagesordnung: 

1. nochmalige Abftimmung über die zur dritten Be— 
rathung de3 Entwurfs eines Geſetzes, betreffend 
ben Verkehr mit Wein, weinhaltigen und wein— 
ähnlichen Getränken, geftellte handſchriftlich vor— 
gelegene und angenonmene Refolution der Ab- 
geordneten Dr. Roefide (Kaiſerslautern), Dr. Schnitt 
(Mainz), Dr. Deinhard (Nr. 333 der Drudjaden); 

2. Reit der heutigen Tagesordnung. 

Gegen dieſen Vorfchlag erhebt ſich fein Widerfprud; bie 

Tagesordnung fteht Felt. 

Die Mitglieder des Reichstags Herren Richter, Dr. 

Jäger, Eidhoff, v. Kardorff wünſchen aus der II. bezw. 
XV. Kommiflion fcheiden zu dürfen. Beint 
Mangel eines Widerſpruchs veranlaffe id die 3., 4. und 
7. Abtheilung, heute unmittelbar nad der Sitzung bie 

 erforderlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Id) ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 52 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norddeutſchen Buchdruderci und Verlagkanſialt. 
Berlin SW. Wilbelmitraße 32. 


(B) 


(A) 


(B) 
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Berichtigung 
zum ftenograpbiiden Bericht der 90. Sikung. 


Scite 3% B, Zeile 15 von unten, iſt nach dem Worte „flog* 
einzuſchalten: „in den benachbarten Farbwerken ven Höchſt“. 





92. Sitzung 
anı Donnerdtag den 9. Mai 1901. 
— Seite 
Mittheilung, betreffend ben Tod des Abgeorbneten 
2 . 2645 D 


Smalakys . 

Schreiben des Reichedamlers, betreffend bie flatigefabte 
BVerfonalveränderung im Amt des Staatoſekretãrs 
bes Reichs⸗Poſtamts. ; 0. ..2615D 

Weitere geichäftliche Mittheilungen . . 2646 A, 2673 B 

Nochmalige Abſtimmung über eine Nefolution zum 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Verkehr 
mit Wein, weinhaltigen und weinähnlichen 
Getränken (Nr. 333 der Anlagen) . 2646 B 

Zweite Berathung 
a) des von ben Nbgeorbneten Albredyt und 

Genoffen eingebrachten Geſetzentwurfs, bes 

treffend Abänderung bes Geſetzes über bie 

Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890, 

des von dem Abgeordneten Trimborn ein— 

gebraten Geſetzentwurfs, betreffend Ab: 

änderung des Gefehes vom 29. Auli 1890 

über die Gewerbegeridjte 

(Nr. 74, 45, 299 der Anlagen). » 
I($$ 1, 1a), Errichtung ber Gewerbegerichte: 

Roeſicke (Deſſau) — (zur Geſchäfts— 
ordnung bezw. zur Eade). .. 
2646 U, 2649 D, 2654 D 


b) 


. 2646 B 


Bed — — .2646 C 
Hilbck. ... 2647 A 
Zubeil . A . 2647 D, 2653 B 
Trimborn . . 2648 C 
Bargmann . 2651 B 
Naab . . 2651 D 
Stögel . . 2653 A 
Ballermann . . 2654 A 
Sacobsfötter . . 2654 C 
v. Karborff . 2655 B 
Sadie. . » . 2655 DB 
Singer (zur Srogeftellung) . 2655 D 
8 2, XXV (& 790), XXVI (8 80), 
Begriffsbeftimmung der Arbeiter zc.; 
Beck (Heidelberg), Berichterftatter. . 2656 1 


Bubel. . .» .» . 2656 C 
Dr. Spahn (zur Gefcjäftsorbnung 
bezw. zur Sache) . 2658 A, B 
Trimbon . » - » 000. 2659 A 
Freiherr v. Richthoſen · Damoborf. . 2659 C 
Reichttag. 10. Legisl-P. II. Seffion. 1900/1901. 


IT ( eu (0) 
$ 3), Zuftändigfeit ber rg 
Stadthagen s . 2660 B 
Trimborn . . . 2663 D 
Bed (Heibelberg), Berichterftatter . . 2664 B 
III ($ 4) — (ohne Debatte) . 2664 C 
IV ($ 5), Sciebsverträge: 
Roeſicke (Defau) . : . 2664 C 
Beck (Heidelberg), Verichterftatter . . 2664 D 
V ($ 10), Vorausfeßungen für die Berufung 
in das Un: 
AZubeil . P . 2665 A 
Trimborn . i . 2666 A 
VI G 13), aktives Weite 
Tupouer . . - . 2666 C 
8 14, Wahlverfahren ac.: 
Mollenbuhr (zur Sadje bezw. zur 
Frageftellung) . 2667 B, 2670 A, 2671 A 
Treimborn . . 2668 B, 2470 C 
Sb... . 2669 B 
Bed (Heidelberg), "Berichterflatter . . 2670 D 
VII bis XI (ohne Debatte) . . . 2671 B 
XII ($ 49), Inhalt des Urtheils: 
Ded (Heidelberg), Berichterftatter. . 2671 B 
XII bis XV (ohne Debatte) . 2671 C 
Die weitere Berathung wird vertagt . 2671C 
Bemerkungen nad) der Tagesordnung: 
Dr. Fiiher, Königlich RER 
Scheimer Rath . . - . 2671 D 


Sachſe (zur Gefhäftsordnung) . + 2673 A 
Feftitellung der Tagesordnung für die nächjte Sigung: 2673 B 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten duch den 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Bürcan zur Ginfiht offen. 

Ich habe dem Haufe eine ſchmerzliche Mittheilung zu 
machen. Das Mitglied des Neihstags für den 1. Wahl: 
freis des Brei Negierumgsbezirks Königsberg, 
Smalakys, eſtern in ſeiner Heimat infolge eines 
Herzſchlages fe Derfelbe gehörte dem Reichs— 
tage ſeit Beginn diefer Legislaturperiode au. Ich bitte 
die Herren Kollegen, fid) zum Gedächtniß für den Ber: 
ftorbenen von ihren Plätzen zu erheben. 

(Der Reichstag en ſich.) 
Das Srforberfiie wegen Herbeiführung ber Erſatzwahl 
habe 5 fofort veranlaßt. 
Ein Schreiben des Herrn Reichskanzlers bitte 
ich zu verleſen. 
Schriftführer Abgeordneter Dr. Pachnicke: 
Berlin, den 8. Mai 1901, 

Dem Reichstag beehre ich mid) mitzutheilen, 
dab Seine Majeftät der Kaiſer Allergnädigft 
gernbt haben, durch Allerhöchſte Ordres vom 
4. und 7. d. M. an Stelle de3 aus dem Reichs— 
dienfte geichiedenen Staatsſekretärs des Reichs— 
Poſtamts v. Podbielski den bisherigen Direktor 
im Reichs-Poſtamt Kraetke zum Staatsſekretär 
des Reichs-Poſtamts unter Verleihung des 
Charalters als Wirklicher Geheimer Nath mit 
dem Prädikat Exzellenz zu ernennen und nad 
Mahgabe des Gefeges dom 17. März 1878 

363 


(D) 


(A) 


(b) 


2646 


— — — — 








(Reichsgeſetzblatt Seite 7) mit der Stellvertretung 
bes Reichskanzlers im Bereiche des Neihs-Poft: 
amts zu beauftragen. 
v. Billomw. 
An 


den Neichdtag. . 

Präfident: Als Borlage ift heute eingegangen ber 
Entwurf eines Gefeßes, betreffend die Handels: 
beziehungen zum britifhen Neid). 

Zu demjelben gehören umfangreiche Tabellen. Die Drud- 
legung babe ich verfügt. 

Es find beim Reichstag ferner eingegangen zwei 
Gremplare der Jahresberichte der Königlich ſächſiſchen 
Gewerbeinipektoren fir das Jahr 1900 nebſt Berichten 
der Königlich ſächſiſchen Berginſpeltoren. Ich habe die: 
ſelben der Reichstagsbibliothel überwieſen. 

An Stelle der aus der II. reſp. XV. Kommiſſion 
geſchiedenen Herren Abgeordneten Nichter, v. Kardorff, 
Dr. Jäger und Eickhoff find durd die vollzogenen Erſatz— 
wahlen gewählt worden die Herren Abgeordneten: 

Eickhoff, Dr. Arendt in die Budgetkommiſſion; 
Dr. Weißenhagen, Fiſchbeck in die XV. Stone 
miſſion. 

Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Freſe für 3 Tage, 

v. Blödau für 5 Tage, 
Franken, Sräfe, Dr. Schmitt al für 8 Tage. 

Es ſuchen für längere Zeit Urlaub nad Die 
Herren Abgeordneten Haußman (Balingen) und Hauß— 
mann (Böblingen), für 10 Tage wegen Theilnahme an den 
Arbeiten des wirttembergiichen Landtags. — Den Urlaubs— 
gefuchen wird nicht widerſprochen; diefelben find bewilligt. 

Zu dem verkündeten Refultat der geftrigen nament— 
lichen Abftimmung babe ich noch zu ergänzen, daß ber 
Herr Abgeordnete Dr. Sewmler fih der Stimme enthalten 
hat. Im übrigen ift das verkündete Nefultat richtig an— 
gegeben. 

Wir treten in bie Tagesordnung cin. Erſter 
Gegenſtand derjelben ift bie 

nochmalige Abſtimmung über die zur dritten Be— 
rathung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend 
den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und weine 
ähnlichen Getränfen, geftellte, haudſchriftlich vor— 
gelegene und angenommene Reſolution ber Ab— 
geordneten Dr. Nocfide(Staiferslautern), Dr. Schmitt 
(Mainz), Dr. Deinhard (Nr. 333 der Drudfaden). 

Die Reſolution lautet: 
dem Neichstag baldmöglichit den Entwurf eines 
Reichsgeſetzes vorzulegen, welches die lieber: 
wachung des Verkehrs mit Nahrungs: und Genuß: 
mitteln auf Grund der beitcehenden Reichsgeſetze 
nad) einheitlichen Grundſätzen und durch Be— 
ſtellung beſonderer Beamten hierfür regelt. 

Wir kommen zur nochmaligen Abſtimmung. Ich 
bilte die Herren, welche die Reſolution in der nochmaligen 
—— annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu 
erheben. 


(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Nejolution ift in der noch— 
malignen Abſtimmung angenommen. 
Wir fommen zum zweiten Gegenftand der Tages— 
ordnung; das ift: 
zweite Berathung 
a) des von den Abgeordneten Albrecht und Ge: 
noſſen eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend 
Mbänderung des Geſetzes über die Gewerbes 
aerichte vom 29. Juli 1890 (Mr. 74 ber 
Drudiadhen), und 
b) des von dem Abgeordneten Trimborn cin: 
gebrachten Geſetzentwurfs, betreffend Ab— 
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änderung des Geſetzes vom 29. Yuli 1890 (C) 


je die Gewerbegerichte (Nr. 45 der Drud: 
adıen), 
auf Grund des Berichts der XI. Stommiffion 
(Nr. 299 der Drudiachen). — Anträge Nr. 327, 
323, 329, 330, 331, 332. 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Bed 
(Heidelberg). 

Ehe ich die Diskuſſion über den S 1 eröffne, ertheile 
ih das Mort zur Geſchäftsorduumg dem Herrn Ab: 
geordneten Noefide (Deſſau). 

Nocfide (Deſſau), Abgeordneter: Ich wollte an den 
Herrn Präfidenten das Erſuchen richten, die Berathung 
des 8 1 mit der des & 1a zu verbinden. 

Bräfident: Der Herr Abgeordnete Nocjide (Deffau) 
beantragt, die Berathung des 5 1 mit der Berathung des 
$ 1a zu verbinden. — Hiergegen erhebt ſich fein Mider: 
ſpruch; ich nehme alfo au, daß es der Beſchluß des Haufes 
ift, die Berathung über diefe beiden Paragraphen zu ver— 
binden. — Dies ift der Fall. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuſſion über den Antrag 
Albrecht und Genoflen auf Nr. 329 der Drudiadhen ad 1 
und 2, wozu Kommiſſionsbeſchlüſſe wicht vorliegen, und 
über den Z 1a mit den dazu geſtellten Anträgen Hilbe 
nnd Genoſſen auf Nr. 331 der Drudiaden und Albrecht 
und Genoffen auf Nr. 329 der Drudfachen ad 3. 

Das Wort hat zunächſt der Herr PBerichterftatter. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, geftatten Sie mir zur Ginleitung mit 
Bezug auf die Ihnen vorliegenden Beichlüffe Ihrer Kom— 
miſſion und im Hinblid auf die heute eingegangenen Au— 
träge nur wenige Worte. Ihre Kommiſſion, der Sie die 
Vorberathung diefer Anträge übertragen hatten, lieh ſich 
vor allen Dingen von der Anficht Teiten, daß fie eine 
Vermehrung der Gewerbegerichte, eine weitere Verbreitung 


derfelben auf einen Wege und einer Weife erftreben wollte, (D) 


die and Ausficht auf ein Gelingen bot, und die ohne 
erichwerende Umſtändlichkeiten durchführbar erſchien. Die 
Kommiſſion ging daher von der Anſchaunng aus, daß Gewerbe: 
gerichte fih wur da am Platze befinden, wo ein Bedürfniß 
für biefelben in ſolchem Umfange befteht, dafı daraus auch 
Zumuthungen an die betreffenden Gemeinden geftellt werden 
können; ihre Mehrheit ging daher von der Anſchauung aus, 
dab die Errichtung der Gewerbegerichte hervorzugehen habe 
aus der Initiative der Gemeinden, daß fie errichtet werden 
müſſen auf Grundlage der Ortöftatuten, und daß nicht 
ohne weiteres das Vorliegen eines Bedürfniffes fir das 
Beltchen von Gewerbegerichten an allen Orten angenommen 
werden dürfte, fondern daß dazu befondere Borausjegungen 
vorliegen müſſen; und welches dieſe VBorausfegungen find, 
darüber find in der Kommiſſion ausführliche Beiprehungen 
gepflogen worden. Es find in diefer Nichtung insbeſondere 
die Anträge geftellt worden, die Sie heute in der Plenar- 
beratung zur zweiten Lefung wiederfinden. Die Kom— 
miſſion hat ſich nicht entichlichen können, biefen Anträgen 
u folgen. Sie hat darauf insbefondere entgegnen zu 
* geglaubt, daß ſie als ein Kriterium, wann ein Be— 
dürfniß vorliege, die Feſtſetzung der Einwohnerzahl auf 
20 000 beftehen laſſen wollte, wie es ſchon in der Kont: 
million in der 10. Legislaturperiode beſchloſſen worden 
war, und id alaube auch, Hier auf die beiden 
Berichte zur Begründung Bezug nehmen zu können. Aus: 
ichlaggebend war für die Kommiſſion die Rückſicht daranf, 
daß dieſe Beftimmungen durchführbar und annehmbar fir 
alle Faktoren, die in Betradht kommen, erfcheinen. Die 
Ktommiffion war daher der Anſchauung, daß auf diefem 
Wege aud) auf cine Zuſtimmung vieler Kreiſe gerechnet 
werden fönne, und die Kommiſſion bittet Sie daher, dieſem 
Antrage zuzuſtimmen. Ich glaube auch im Sinne der 
Mehrheit der Kommiſſion zu reden, wenn ich Sie bitte, 





(A) die geftellten Abänderungsanträge aus diefen Gründen 


ablehnen zu wollen. 
Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hilbck. 
Hilbck, Abgeordneter: Meine Herren, ſchon vor zivei 
Jahren habe ich an diefer Stelle ausgeſprochen, daß ich 
ein ſehr großer Freund der Sewerbegerichte bin, nament— 
lid) deshalb, weil die Rechtſprechung eine außerordentlich 
prompte ift, und weil fie meift aud) eine jehr ſachver— 


ftändige tft. 
(Sehr richtig! links) 

Uber ich nlaube, daß dieſe beiden großen Vorzüge in 
Wegfall kommen, wenn das Gewerbegericht nicht genügend 
in Anſpruch genommen ift, und die Vorausfegung für 
eine Fünftige wirlſame Thätigkeit der Gewerbegerichte it 
meiner Meinung nad unter allen Umſtänden, dab ſich 
genügend viele Fälle für das Gewerbegeridht vorfinden, 
damit recht häufig Sitzungen ftattfinden können, und bie 
Beifiger und der VBorjigende die nöthige Geſchäftsgewandt— 
heit und die nöthige Geſchäftskenntniß erhalten, um die 
Urtheile fo zu füllen, wie es zweckmäßig ericheint. 

Nun hat der S la, zu dem ich hier fprechen wollte, 
eine rein mechaniſche Grenze für die Einrichtung der Ges 
werbegerichte geſetzt: es ſoll beflimmt werben, daß in 
allen Gemeinden mit über 20000 Einwohnern ein Ges 
werbegericht eingerichtet werden muß. Die Gemeinden 
find aber ſehr verſchieden geftellt in Bezug auf das Be— 
bürfuiß. Ih kenne große Städte, 3. B. die rheinischen 
jogenannten Zurusftädte, wohin die reichen Leute ziehen, 
wenn fie ihre Renten verzehren wollen, und im denen gar 
feine Gewerbethätigkeit herricht, die unter dad Gewerbe: 

ericht fallen fünnte. Es giebt dort nur Dienftboten und 
andwerfer, aber keinerlei Fabriken und keinerlei Ge: 


werbethätigfeit, die unter das Gewerbegeriht fallen 
könnte. Ich kenne auh eine Anzahl von Städten 


im Oſten, wo lediglich Aderbau getrieben wird, wo 


(B) außerdem ftarfe Garnifonen liegen, fodaß die Einwohner: 


zahl über 20000 fteigt, während für die Einrichtung bes 
Gewerbegeriht3 nicht das geringite Bedürfniß befteht. 
Meine Herren, wo dieſes Bedürfniß nicht vorhanden ift, 
da, glaube ich, thun wir nicht wohl, Gewerbegerichte ein— 
zurichten; denn da würden die Wortheile, die wir ums 
Davon berfprechen, und die in der That anderswo aud) ein- 
getreten find, ſich in Nachtheile verkehren; die Recht— 
fpredung wird verlangfamt werden, weil man nicht nm 
eined einzelnen Falles willen eine Sigung des Gewerbe: 
gerichtS anberaumen wird; da werben vielleicht Wochen 
oder Monate vergehen, bis es einmal zu einer Sigung 
kommt, und bie Fülle, die zur Entſcheidung kommen 
follen, liegen meilt jo, daß der Arbeitnehmer, der aus 
dem Arbeitöverhältnig austritt, raſch in Beſitz feines 
Lohnes kommen will und muß. 

Dann, meine Herren, hat aber mein Antrag nod 
etwas anderes im Auge. Wir haben in Weftfalen eine 
große Zahl Ländlicher Gemeinden, die jest Schon 20 000 
Ginwohner haben oder doc fehr nahe an 20000 Eins 
wohner heranreichen, alfo in der nächlten Zeit 20 000 Ein: 
wohner haben werden, im denen lediglich Bergleute und 
die eingeborne aderbautreibende Bevölkerung wohnen, in 
denen abjolnt feine weitere Gewerbethätigkeit ftattfindet. 
Namentlich find dies Ortichaften im nördlichen Kohlen— 
bezirk, im Kreiſe Nedlinghaufen und den benachbarten 
reifen. 

Nun umterftchen die Bergleute heute ja fchon den 
Berggewerbegerichten bezüglich der Nechtipredhung, und 
diefe hat fidy meiner Meinung nad) fo vorziglid aus: 
gebildet, daß wir gar nidyt daran rütteln und nicht daran 
deuten follten, das Berggewerbegericht in feiner Thätigkeit 
zu unterbinden. Hierzu ift bon verfchiedenen Seiten, aud) 
in der Sommiffion, dev Verſuch gemacht worden, und 
vielleicht wird er hier wiederholt werden; aber id) glaube, 
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daß cd gar nicht möglich ift, Streitigkeiten beim Bergbau— 
betrieb anders zu entjcheiden als durch befondere Spezial: 
berggerihte; denn die Beifiger wie der Vorfigende müffen 
ſich ſehr Häufig au Ort und Stelle von der Natur der 
Arbeitöftätte überzeugen. In einer ganzen Menge von 
Fällen werden die Beifiger wie der Vorfigende in die 
Grube fahren müffen, um den Thatbeftand feitzuftellen; und 
dat das nicht von Laien, die von dem bergmänniſchen 
Beruf nichts verftchen, fondern nur von Bergleuten ge: 
ihehen kann, brauche ih wohl nicht auszuführen. Der 
Beruf des Bergmanns ift ein jo eigemartiger, daß es 
eines befonderen Gerichtshofs nad) diefer Richtung be: 
darf. Denn daß Laien über derartige Fälle nur fehr 
ſchwer und meift nur unrichtig urtheilen fönnen, liegt auf 
der Hand. Wo ſolche Berggerichte beftehen, wo über— 
wiegend bergbautreibende Bevölferung tft, macht jid ein 
Bedürfniß nad anderen Gewerbegerihten nicht geltend, 
obgleich die Orte über 20000 Einwohner zählen. Nun 
find dieſe Ortichaften außerdem meift fehr arın, es giebt 
bort wenig Befigeude, die Meiften find Arbeiter, und iu: 
folge defien find die Kommunalſteuern recht hoch, viel 
höher, als fie im Durchſchnitt der Monardie zu fein 
pflegen. Will man diefen Orten nun noch die Lalten 
eines Gewerbegericht3 aufbürden, die, wenn fie felbft nicht 
übermäßig body find, doc den Kommunalſäckel nod) be— 
deutend belaften werden, und zwar ohne daß irgend ein 
Grund dazu vorliegt, fo glaube id, daß dieſes nicht 
rihtig wäre. Ich bitte Sie demnach, meinem Antrag 
zuzuftinmen. 

Ich würde au ſich nichts dagegen haben, fofern dieſe 
Mabnahme getroffen werden foll, allenfalls die Ziffer von 
20 000 etwas herabzufegen für die Gemeinden, wo ein 
Bedürfniß wirklich vorliegt; das kann au manden Stellen 
der Fall fein. 

Der Schluß meines Antrags geht dahin, über bie 
Bedürfnißfrage folle die höhere Verwaltungsbehörde ent: 
ſcheiden. Es kommt alfo immer darauf an, daß ber 
Nachweis, ein Bedürfniß für cin Gewerbegeriht ceriftire 
nicht, von der Gemeinde zu führen if. Die Genteinde 
hat die Beweislaft zu fragen und zwar gegenüber der 
höheren Berwaltungsbehörde. Das ift wohl eine genügende 
Kautele dafür, daß nur dort die Einrichtung eines Ge— 
werbegericht3 unterbleibt, wo wirklich fein Bedürfniß vor: 
handen ift. 

(Bravo! links.) 
g N Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Zubeil. 

Zubeil, Abgeorbneter: Wie ſchon 1890 und in fpäteren 
Jahren, haben wir aud in diefem Frühjahr bei der erften 
Lefung unfered Antrages — 

(Slode des Präfidenten) 

Präfident: Wielleiht hat der Herr Abgeordnete bie 
Güte, etwas feitwärts, wenigftens auf den nächſten Play 
zu rüden! Dort höre ich ihn gar nicht. 

Zubeil, Abgeordneter: — den prinzipiellen Stand: 
punkt gewahrt und die obligatorifhe Einführung der Ge» 
werbegerichte verlangt. Sollen dieſe ihren eigentlichen 
Zwed erfüllen, fo darf nicht bloß ein Heiner Kreis von 
Arbeitern, fondern muß die Majorität die Bortheile 
daraus geniehen. Heute bei unferen fafultativen Ein— 
richtungen muß ein großer Theil der Arbeiterfchaft jein 
aus dem Arbeit3verhältniß entjpringendes Recht auf 
anderem, langwierigerem Wege ſuchen als durch dic Ge: 
werbegerichte. Erſt vor Furzem haben Arbeiter einer 
ziemlich großen Induſtrieſtadt wieder petitionirt bei der 
Semeindevertretung, dieſe Hat aud) die Petition be- 
fürwortet, — das iſt bezeichnend für eine Partei, die auch 
hier im Reichstag von der Anſicht ausgegangen ift, alle 
angeblichen Beftrebungen der Arbeiterſchaft, ſoweit dent: 
bar und möglih, zu fördern — gerade bon den am 
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(A) Ort befindlichen zur Zentrumspartei gehörenden Fabri- wohnerzahl von 20000? Es kann cine große Zahl Orte (C) 


fauten iſt die Einrichtung Hintertrieben worden, indem 
fie die Zentralbehörden aufforderten, die Genchmigung 
zu verfagen. Das war in Bodolt, welches den Herren 
wohl cbenfo befammt fein wird wie und. Das Inter: 
nehmerthun befämpft diefe Einriditung, trotzdem dieſelbe 
noch nicht den Anforderungen entipricht, weldhe wir und 
die Arbeiterihaft an fie ftellen. Es liegt ja eine Betition 
vor, die ganze Bände fpricht, wie cin Theil des Inter: 
nehmerthums, weldye im den lebten Jahren die Ein— 
bringung von Zuchthausvorlagen bewirkte und bie Re— 
gierung in eine ungeheuer abhängige Stellung bradte, 
gegen die Gewerbegerichte aufs äußerſte anfämpft. Ich 
erinnere Sie nur an die Petition des deutſchen Arbeit: 
geberbundes im Baugewerbe, welde fo viel Haß gegen die 
Arbeiterfhaft enthält, wie man faun für möglich halten 
follte. Da ift es doch an der Zeit, daß wir den Kreis 
der Sewerbegerichte erweitern und nicht in das Ermeſſen 
ber Gemeinden oder der Laudeszentralbehörden ftellen, 
fondern daß wir einfach die Gewerbegerichte obligatoriſch 
einführen. Auch haben ſich die Verhältniffe in Deutich- 
land bedeutend geändert. Wenn jest Herr Kollege Hilbck 
tagt, daß vielleicht in Städten, wie das der 8 la ber 
Kommilfton befagt, von 20000 Einwohnern, das Gewerbe: 
geriht ohne Antrag obligatoriih eingeführt werben fol, 


daß es in Deulichland Städte giebt, welde, trotz— 
ben fie über 20000 Einwohner - haben, feine 
Fabrifen, höchſtens Handwerksmeiſter haben, alſo 


ein Bedürfniß dafür nicht vorhanden iſt, ſo meine ich, 
daß, wenn Sie die Gewerbegerichte obligatoriſch einführen 
würden und unſeren Antrag, den wir zu 82 geſtellt haben, 
wonad) der Bereich der Gewerbegeridhte erweitert würde, 
annehmen wirden, wenn ferner die Majorität des Haufes 
nicht vor zwei Jahren, al3 die Zwangsinnungsfrage auf 
ber Tagesordnung ftand, einen großen Theil der Funk: 


(B) tionen der Gewerbegerihte den Innungsſchiedsgerichten 


übertragen hätte, — dann die Klagen des Herrn Stollegen 
Hilbe unter feinen Umftänden zutreffen würden. 

(Schr richtig! bei den Spzialdemofraten.) 
Dann würde für die Gewerbegeridte nod Arbeit genug 
vorhanden fein. Würden Sie ferner das Handelögewerbe 
und die gefammte Arbeiterihaft aus dem Verkehrsdienſt 
den Gewerbegerichten unterordnen, fo würden bie Ges 
werbegerichte fo viel Arbeit Haben, daß fich diefelben dann 
wohl nicht zu beklagen hätten. Deswegen müflen wir 
von unjerem Standpunkte aus dabei beharren, daß wir 
e3 für bie gefammte Arbeiterfchaft für jegensreich halten, 
wenn Sie die Gewerbegerihte obligatorisch einführen. 

Was den Antrag Hilbck betrifft, daß die berg: 
männifhe Bevölkerung aus den Gewerbegerichten heraus: 
genommen und den Sondergeridten im Zukunft unter: 
georbnet werben follen, fo hat die Erfahrung gelchrt, daß 
ein großer Theil der Vergarbeiter mit der heutigen Ein— 
richtung der Bergwerksſchiedsgerichte überhaupt nicht zu— 
frieden ift. Wir ftehen daher auf dem Standpunfte, daß 
diefe Sondergeridhte endlid; einmal aus der Welt ge- 
a und den Geiwerbegerichten untergeordnet werden 
müſſen. 

Das Allerſchlimmſte in dem Antrage Hilbck ift, daß 
die Bepürfnißfrage durch die Landeszentralbehörde ge— 
prüft refp. feitgeitellt werden fol. Dadurch wird im den 
weitaus meiften Fällen für die Vrbeiterfchaft nichts 
herausfommen; denn bie Landeözentralbehörde wird 
meiftens nur bie Wünſche des Unternehmerthums, des 
Bürgerthums berüdfichtigen und die berechtigten Wünſche 
der Arbeiterfihaft außer Acht laſſen. 

Aus allen diefen Gründen heraus bitte ih Sie, 
unferen Antrag zu $ 1 anzunehmen. 

Ferner kann uns im S la die Einwohnerzahl von 
20000 Einwohnern nidyt genügen. Was heit eine Ein- 


geben, wo die Einwohnerzahl unter 20000 beträgt, was 
auch Herr Hilbe zugegeben hat, aber die Arbeiterzahl an 
diefen Orten ift bedeutend größer ald in Gemeinden mit 
20000, fo daß dieſe in Zukunft alfo auf die Gnade und 
Ungnade der Kommunalbehörde reip. Zentralbehörde an- 
gewieſen find. Wie wird erlebt haben, kann ja bie 
Arbeiterſchaft fortwährend petitioniren, und es wird ihren 
beredhtigten Wünschen doch nicht nachgefommen. Deshalb 
haben wir und erlaubt, den neuen 8 1a zu beantragen, 
ftatt 20000 zu feßen 15000, und ferner den Zufag: „oder 
in deren Bezirk mindeftens 3000 gewerbliche Arbeiter 
vorhanden find.” Menn Sie dieſen unjeren Antrag an— 
nehmen, meine Herren, dann geben Sie wenigftens einem 
Theil der Arbeiterihaft an dieſen Orten Gelegenheit, 
weit cher zu einem Gewerbegericht zu fommen und fo 
ihre gewerblihen Streitigkeiten beſſer und in billigeren 
Prozeffen durchzuführen, als fie e8 biöher im Stande waren. 

Ich bitte Sie, unfere Anträge zu $ 1 und $ la ans 
zunehmen, dagegen den Antrag Hilbck einfach abzulehnen, 
da er nur eine Erſchwerung iſt fiir die zukünftige Ein— 
führung von Gewerbegerichten. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

BPräfident: Das Mort hat der Herr Nbgeordnete 
Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, ich will kurz 
zu den verſchiedenen Anträgen auf Abänderung der 
Kommiffionsbeihlüffe Stellung nehmen. Die Herren bon 
der fozialdemofratiihen Partei beantragen wiederum, die 
Gewerbegerichte überall in Stadt und Land obligatoriſch 
einzuführen. Der Antrag iſt mur dann verftändlich, wenn 
man fid) zugleich vergegenwärtigt, daß die Herren Sozial: 
demofraten die Kompetenz der Gewerbegeridhte auch auf 
die im Handel und Verkehr beichäftigten Perſonen fowie 
auf die land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter und das 
Gefinde ausdehnen wollen. 
Ausdehnung der Kompetenz vorgenommen wird, würden 
die Gewerbegerichte überall die genügende Beihäftigung 
haben. Dieſer Antrag auf obligatoriihe Einführung der 
Sewerbegerichte zieht alfo nothwendigerweife den weiteren 
Antrag auf erhebliche Erweiterung der Kompetenz nad) 
fih, und wer den einen Antrag annimmt, muß auch ben 
anderen annehmen. Meine Freunde aber wollen eben nicht 
eine derartig weiter ausgedehnte Kompetenz ber Gewerbe— 
gerichte herbeiführen; fie wollen fie ald das erhalten, 
was fie heute find, Sondergerihte fir das gewerbliche 
Nrbeitöverhältniß, Sondergerichte fir die Induſtrie und 
da3 Gewerbe; fie wollen fie nicht ausgedehnt wiſſen auf 
das Gefinde, auf die Land: und FForftwirthihaft und 
derartige Gebiete. Wenn wir aber die Gewerbegerichte 
in dieſer Beſchränkung als Sondergerichte erhalten, fünnen 
wir jie nicht überall obligatoriih einführen, ſondern mur 
da, wo Induſtrie und Gewerbe jo zahlreich vertreten find, 
daß cine genügende Belhäftigung ſolcher Gerichte vor: 
handen ift. 

(Sehr ridtig!) 

Nun fragt es fih: wie foll feftgeftellt werben, ob 
Induſtrie und Gewerbe in den betreffenden Gemeinden in 
dem Maße vertreten find, daß ein Gewerbegeriht ge: 
nügende Belchäftigung haben wird? Bisher haben die 
Gemeinden felbit darüber befunden oder die Landeszentral⸗ 
behörde. Es find nun unleidliche Kämpfe in zahlreichen 
Gemeinden darüber entitanden, ob ein Gewerbegericht 
eingeführt werden foll oder nicht, Kämpfe, die zu fehr 
unerfreulichen Erſcheinungen geführt haben. Zu bdiefem 
mödte ih aud die Meinungsverihicdenheiten in Bocholt 
rechnen, von denen der Herr Vorredner geſprochen hat. 
Diefe Streitigleiten find vielfach geeignet, das friedliche 
Verhältniß zwiſchen Arbeiter und Mibeitgeber zu ftören. 
Deshalb wollen wir für die Einführung der Gewerbes 


Nur wenn eine fehr große (D) 


(B) wir gern Har und bejtimmt regeln möchten. 








(A) gerichte eine feite Bafis und feite Norm haben. Diefe 


bietet der Kommiſſionsbeſchluß, wenn er vorichlägt: für 
Gemeinden, in denen 20000 Ginwohner nad ber letzten 
Volkszählung vorhanden find, follen Gewerbegerichte be— 
ftehen. Es empfichlt ſich diefer Vorſchlag, weil die Er— 
fahrung gelehrt hat, daß Gemeinden von folder Größe 
und Entwidlung in der Negel genügend Induſtrie und 
Gewerbe haben, um die nöthige Beihäftigung für ein 
Gewerbegeriht abzugeben. An der Kommiſſion ift über 
biefe Löſung fehr viel diskutirt worden; ſchließlich haben 
aber faft alle Parteien fih auf die Zahl von 20000 ge= 
einigt, fie ift dad Ergebniß langwieriger Kompromiß— 
verhandlungen geweſen, und dieſes Reſultat der Ber: 
ftändigung wollen meine Freunde unbedingt feithalten. 

Was nun die Abänderungsanträge angeht, fo wird 
ebentwaliter von den Herren der fozialdemokratiihen Partei 
beantragt, Statt der Zahl 20000 die Zahl 15000 ein: 
zufügen. Wir find der Meinung, daß das zu weit gebt; 
dem Städte mit 15100 Einwohnern find vielfach Land: 
ftädte, man kann bier nicht die Präſumtion aufftellen, 
daß dort Gewerbe und Induſtrie in genügendem Maße 
vertreten fein werden. Im übrigen aber, meine Herren: 
follte in einer Stadt von 15000 Einwohnern gleichwohl 
das Bedürfniß nad einem Gewerbegericht ſich heraus— 
ſtellen, ſo ſteht gar nichts im Wege, ein ſolches Gewerbe— 
gericht einzuführen durch Ortsſtatut oder Verfügung der 
Landeszentralbehörde; alſo kann hier dem etwaigen Be— 
dürfniß voll Rechnung getragen werden. Es liegt alſo 
feine Veranlaſſung vor, von der Zahl 20000 auf 15 000 
herunterzugeben. 

Meiter wird don fozialdemofratiiher Seite eventuell 
beantragt, man möge dort ein Gewwerbegericht einführen, 
wo mindeltend 3000 gewerbliche Arbeiter im Sinne des 
$ 2 des Geſetzes vorhanden find. Damit bringen wir 
wieder ein Moment der Unficherheit in die Materie, Die 
Es iſt nicht 
ganz leicht feſtzuſtellen, ob in einem heſtimmten Moment 
3000 gewerbliche Arbeiter in einer Gemeinde vorhanden 
find. Bel der fluftuirenden Arbeiterbebvölkerung iſt ber 
Wechſel der Verhältniffe ein außerordentlicd großer. Daun 
wollen Sie auch bebenfen, daß diejenigen gewerblichen 
Arbeiter ausſcheiden müſſen, die unter die Gerichtsbarkeit 
der Innungsgerichte fallen. Es giebt das unter Um— 
ftänden eine fomplizirte Fetftellung, und diefe wird wieder 
Gegenftand von Streitigfeiten oder gar Anlaß zu Agi- 
tationen fein; dann find alle diejenigen Unannehmlichkeiten 
wieder vorhanden, die wir abjtellen wollen. Mir find 
davon auögegangen, daß cine glatte, einfache, jederzeit 
fontolirbare Norm aufzuftellen ift, und dieſe ift gegeben 
mit der legten Vollszählung. 

Dringend möchte ich bitten, den Antrag Hilbck abzu— 
lehnen; dieſer macht alles wieder zu ſchanden, was bie 
Kommilfton gutgemacht hat. 

(Sehr richtig! link.) 
Die Hommiffion bat eben für die Prüfung des Bebürf- 
niffes das Befinden der Landeszentralbehörde und der 
Verwaltungsbehörden in einem gewiffen, und zwar weiten, 
— ausſchließen wollen, und nun wird im Antrag 
Hilde in der ade wiederum diefe Prüfung der Bes 
börden eingeführt. Sie follen zwar nicht prüfen, ob ein 
Gewerbegericht einzuführen ift, aber ſie follen prüfen, ob 
diefe Einführung zu unterbleiben hat. Aber das it, um 
einen vulgären Ausdrud zu gebraudhen, „Hofe wie Jade, 
— da hätte fid die Kommiſſion die ganze Arbeit fparen 


fönnen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Nun verweift der Herr Abgeordnete Hilbck auf die Berg: 
gewerbegerichte und fagt: die Gewerbegerihte dürfen 
wenigftend dort nicht obligatoriich gemacht werben, wo 
ſchon ein Berggewerbegericht bei überwiegender berg: 
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männiſcher Bevölkerung vorhanden iſt. Ich erwidere: (C) 


wenn für eine Gemeinde über 20 000 Einwohner, bie 
eine ganz überwiegende bergmännifche Bevölkerung bei 
geringer fonftiger Induſtrie aufweilt, ein Berggericht be- 
ftebt, fo kann füglicd) angenommen werben, daß damit das 
vom Geſetze gewollte Gewerbegericht gegeben ift. — Id 
bitte deshalb, auch den Antrag HilbE abzulchnen. 

An die Kritit der Anträge zu $ 1 darf ich vielleicht 
noch einige allgemeine Bemerkungen über die Stellung 
meiner Freunde zu dem Grgebniß der Kommiſſions— 
berathungen anfnüpfen. Borbehaltlih unferer Stellung: 
nahme zu den Anträgen, die noch kommen, kann ich er— 
flären: wir werden im großen und ganzen auf den Boden 
der Kommiſſionsvorlage treten, die das Ergebniß lang: 
wieriger und forgfältiger Verhandlungen ift. — 

Ich muß dieje Gelegenheit benußgen, um etwas wieber 
gutzumachen, was id früher vielleicht nicht ganz recht 
gemacht habe. Bei der erften Plenarberathung, meine 
Herren, babe ich mein Bedauern darüber ausgeiprocden, 
daß Die verbündeten Negierungen ber Materie jo wenig 
Intereſſe entgegengebradt hätten. Heute muß id) dankbar 
anerfenmen, dab bei den fchwierigen Kommiſſionsverhand— 
lungen die Vertreter der verbündeten Regierungen zwar 
niemal3 haben erfennen laffen, tie die verbündeten Regie— 
rungen zu der Vorlage ftehen, aber mit Rath und That, 
und zwar in werthbolliter Weife, unſere Arbeiten — ohne 
— welches Obligo für ihre Regierungen — unterſtützt 
aben. 

Die Vorlage hat das hohe Haus ſchon ſo oft be— 
ſchäftigt, daß ich hier wohl den Wunſch ausſprechen darf, 
daß ſie ſchließlich doch einmal zum Geſetz werden möge! 
Ich bin nicht orientirt über die Stellungnahme der ver— 
bündeten Regierungen zu der Vorlage; aber ich möchte 
die Hoffnung ausiprechen, daß die verbiindeten Negierungen 
fid) gegenüber der Borlage, wenn fie im Reichstage Ans 
nahme findet, freundlich ftellen möchten. 
fühn genug, mad) dieſer Richtung hin eine ganz be= 
ftimmte Hoffnung und eine fihere Erwartung auszu— 
fpredien; aber das darf ich jagen: daß die verbündeten 
Regierungen heute hier vertreten find, namentlich der 
Chef des betreffenden Nefforts, das möchte id) immerhin 
al ein gutes Omen betrachten. Hoffen wir alio, meine 
Herren, das Beite! 

(Bravo! in der Mitte.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Roeſicke (Deſſau). 

Roeſicke (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, auch 
ih muß geſtehen, daß mir die Beſchlüſſe der Kommiſſion 
in Bezug auf die obligatoriihe Einführung der Gewerbe- 
gerichte nicht weit genug gehen. Auch ich hätte gewünjcht, 
wie es don Geiten der Herren Albrecht und Genoffen be— 
antragt wird, daß eine allgemeine Einführung beſchloſſen 
würde. Grftend bin id der Meinung, daß bie Stoften 
gar nicht ind Gewicht fallen können; fie find in der That 
fehr unbedeutend. Zweitens bin ich der Meinung, daß 
faſt überall, ja, id) möchte jagen, thatfählid überall, ein 
Bedürfniß für folde Gerichte beftcht; nämlich überall da, 
wo Arbeitsverhältniſſe beftehen, und ich möchte die 
Gemeinde fehen, in welder Arbeitöverhältniffe micht 
eriftiren! 

Wenn nun der Herr Stollege Hilbck als Grund gegen 
die allgemeine Einführung der Gewerbegerichte befonders 
hervorgehoben hat, daß dieſe in vielen Gemeinden nicht 
genügend beichäftigt fein würden, fo würde ich in diejem 
Umftande feinen jo großen Schaden erfennen. Ich wundre 
mid aber auch, daß der Herr Stollege Hilbe eine fo große 
Sorge wegen der ungenügenden Beihäftigung folder 
Gerichte bekundet, da er feinerzeit, als es ſich um die 
Abänderung der Ilnfallverfiherungsgefege handelte, ein 
entjchiebener Gegner der Aufhebung der berufsgenoffen: 


Ich bin nicht (D) 


(A) ſchaftlichen Sciebögerichte war, 
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(Moe ſicke Deſſau .) 
trotzdem nachgewieſen 
wurde, daß dieſe Schiedsgerichte auch nicht viel zu thun 
hatten, oft nur 1 bis 4 Sitzungen im Jahre abhielten. 
Und id) meine, c5 ift doch immerhin noch mehr Sad): 
kenntniß und Geſetzeskenntniß nothwendig, um in einem 
Unfalfchiedsgericht zu amtiren, als wenn es ſich um ein 
Gewerbegericht handelt, weil man in erfterem Falle nicht 
nur ſämmtliche Unfallverfiherungsgejege kennen muß, 
fondern außerdem Beicheid wilfen muß über die Ent: 
ſcheidungen des Reichs-Verſicherungsamts. 

Im übrigen, meine Herren, iſt es ja ſehr bedauerlich, 
daß auch hier wieder nicht gleiches Recht für Alle ge— 
ſchaffen wird; denn zweifellos find diejenigen Arbeiter, 
für welche auch in Zukunft Gewerbegerichte nicht errichtet 
werden, ſchlechter geftellt al3 diejenigen Arbeiter, für 
welche Gewerbegerichte beitehen oder demnächſt eingeführt 


werben. 
ar richtig! links.) 

Will man nun aber nicht ſo weit gehen — und es ſcheint 
ja, daß die Majorität ſich auf dieſen Standpunkt nicht 
ftellen will —, jo muß id) doch jagen, daß die Zahl 20000 
ſehr body bemeffen iſt. Meine Herren, dab wir nicht 
daranf rechnen können, daß in Zufunft die Zanbeszentral- 
behörden bon den im $ 1 ihnen gegebenen Rechten einen 
weitgehenden Gebraud machen werden, das ergiebt ſich 
dod) daraus, daß fie bisher davon fo gut wie gar feinen 
Gebrauch gemadt Haben. Man Hat wenigftens nichts 
davon gehört, daß irgendwelde Gemeinden gezivungen 
worden wären, gegen ihren Willen derartige Gewerbe- 
gerichte einzurichten. Ich kann 3.8. aus meinem zweiten 
Heimatlande Anhalt Ihnen mittheilen, daß dort bie 
gewerbereihe Stadt Zerbit jahrelang ein ſolches Gewerbe: 
gericht hat entbehren müffen, trogdem die Arbeiter fi in 
großer Zahl dafür ausgeiproden und auch eine ganze 
Reihe von Arbeitgebern fih wenigſtens nicht dagegen er: 


(B) Härt Hatten; auch die Eingaben an die Landeszentral- 


behörde haben nichts genützt; erft, nachdem die Gemeinde 
felbft ihren MWiderfprud aufgegeben Hatte, ift ein ſolches 
Sewerbegeriht begründet worden. Dagegen ceriftirt mod) 
eine andere Stadt in Anhalt, nämlich Bernburg, wo eine 
nocd) viel größeres gewerbliches Leben herricht, wo bie 
Zahl der Einwohner jogar fhon 37000 überichritten hat, 
und wo es bis jebt den Arbeitern trotzdem noch nicht 
gelungen ift, ein Gewerbegericht zu erhalten. Auch hier 
hat die Landeszentralbehörde von ihrem Rechte im S 1 
nit Gebrauch gemacht. Ich könnte noch eine ganze 
Neihe folder Beijpiele anführen, ſodaß man rei 
fan, es wird durch die Yandeszentralbehörden an dem 
bisherigen Zuftande auch in Zukunft nichts weſentliches 
geändert werden. 

Das, was mun durch den Beſchluß der Kommiſſion 
geändert wird, ift in der That nicht viel; denn aus den 
Zufammenftellungen, wie fie in dem Berichte ber VII. Stonı- 
miſſion bon 1897/98, die ſich mit derſelben Materie be— 
faßte, und gegeben find, ergiebt fi, daß 1896 mur 
49 Gemeinden mit über 20 000 Einwohnern foldhe Gewerbe: 
gerichte entbehrten. Inzwiſchen find nun 21 neue Gewerbe: 
gerichte eingeführt, und man wird annehmen können, dab 
die große Mehrzahl diefer Gewerbegerichte auf Gemeinden 
entfällt, welıhe mehr als 20000 Einwohner haben, jo- 
dab die Zahl derjenigen Gemeinden, welde über 20 000 
Ginwohner haben uud noch heute ein Gewerbegericht 
entbehren, bedeutend zufammengefhmolzen fein wird. Es 
wird alio durch dieſen Antrag nicht fehr viel geändert 
werden. Allerdings Eines kommt hinzu: daß in Zukunft 
alle diejenigen Gemeinden, deren Bevölkerung wächſt und 
die Zahl 20000 Einwohner überichreitet, ohne weiteres 
gezivungen fein werden, ein Gewerbegericht zu errichten. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Trinmborn hat 
gemeint, da man auch ſchon zu weit gehen würde, wenn 


man die Zahl 15000 ftatt 20000 feßt. 
für einzelne Fälle zutreffend fein, inſofern al3 feine große 
Zahl von gewerbliden Arbeitern in einzelnen Gemeinden 
eriftirt, welche trogden 15 000 Einwohner haben; dagegen 
kann man aber andererfeit3 daranf hinweifen, daß eine 
qroße Zahl derartiger Gemeinden, im denen gewerbliches 
Leben in hohem Maße berricht, heute noch ber Gewerbes 
geridhte entbehrt. Ich braude 3. B. nur Genteinden zu 
nennen wie Ludentwalde, Köpenid, Fürftenwalde, Zabrze, 
Soeft, Eupen, Staßfurt und Saarbrüden. Das find 
alles Gemeinden, die zwifchen 15= und 20 000 Einwohner 
haben und die heute noch fein Gewerbegericht befigen. 
Es wäre alfo fehr erwünſcht gewejen, wenn bie Kom— 
miffion mit ihren Beſchlüſſen wenigitend nod weiter 
heruntergegangen wäre. 

Mas nun den Antrag Hilbd, der in zwei Theile 
zerfällt, und zu deſſen Befürwortung ber Herr Stollege 
Hilbck angeführt hat, daß man ja vielleicht die Zahl von 
20 000 herabjegen könnte unter der VBorausfegung, daß 
fein Antrag angenommen wird, fo möchte auch id) mid) 
dagegen ausfprehen. Denn auc ich bin der Meinung, 
daß damit diefelben Zweifel und Zuftände herbeigeführt 
würden, die bisher beitanden haben, daß alfo das Wenige, 
was durch das Geſetz gebeflert wird, die obligatorische 
Einführung wenigftens für einige Gemeinden, dann auch 
wieder aufgehoben würde. Id würde mir einen ſolchen 
Vorichlag, wie er im dem eriten Theile dieſes Antrags 
liegt, gefallen laffen, wenn man cben eine allgemeine 
awangsweife Einführung der Gewerbegerichte beichließen 
wollte. So aber, two e3 fih mur um Gemeinden handelt, 
die über 20 000 Einwohner zählen, iſt es in ber That 
nicht werth, daß man noch befondere Ausnahmen zuläßt. 

Was dann den anderen Theil des Antrags betrifft, 
ber darauf hinausläuft, daß e3 geftattet fein fol, aud) in 
Zukunft in denjenigen Gegenden, wo hauptſächlich Berg: 


leute wohnen oder arbeiten, ſolche Gewerbegerichte zu (D) 


begründen oder zu erhalten, welche lediglich bejchränft 
find auf die Streitigkeiten zwifchen den Bergwerksbeſitzern 
und ben bei ihnen beſchäftigten Bergleuten, fo, glaube id, 
ift der Antrag, wie er geftellt ift, überflüſſig. Denn nad) 
i 77 des beftehenden Gejehes kann ed gar feinen 
Zweifel unterliegen, daß ſolche Berggewerbegerihte auch 
ferner begründet werden können. Ich jage: Berg- 
gewerbegericht, weil der Herr Kollege Hilbd den Aus: 
drud gebraucht hat; in dem Geſetze ſelbſt kommt ja ein 
folder Ausdruck nicht vor, e3 beitcht nur die Beſtimmung 
des S 77, daß eben gewiſſe Gerichte gebildet werden 
fönnen, die ſich ſpeziell mit den Streitigkeiten in dieſem 
Gewerbe befaflen. Ich bin nun der Meinung, weil eine 
befondere Bezeihnung Diefer Gerichte im Geſetz nicht 
borgejehen ift, daß fie auch ebenfo gelten als jedes andere 
Gewerbegeriht. Somit würde die Beftimmung des $ 1a 
nicht zutreffen für diejenigen Gemeinden, in denen bereits 
ein Geridt auf Grund des S 77 gebildet if, und es 
würde ferner in denjenigen Gemeinden, in denen noch 
fein Gewerbegericht gebildet ift, die aber über 20 000 Ein— 
wohner zählen, immer noch möglich fein, auf Grund des 
$ 77 ein Gewerbegericht zu begründen, wie es der Herr 
Abgeordnete HilbE will. Aus diefen Gründen glaube 
ih, daß, wenn auch fein Antrag abgelehnt wird, doch 
ſchon durd) das Geſetz das erreicht ift, was er wünſcht. 

Meine Herren, ich habe e3 für nothiwendig gehalten, 
die prinzipielle Stellung, welde ih und eine Anzahl 
Freunde einnehmen, Hier darzulegen. Auf der anderen 
Seite möchte ih aber aud im Anschluß an das, was der 
Herr Hollege Trimborn ausgeführt hat, bemerken: ich habe 
mid; enthalten, einen Vermittelungsantrag zu ftellen, weil 
ih aus dem Kommijlionsbericht entnommen habe, dab 
die verbündeten Negierungen in Bezug auf die obligatorijche 
Einführung weiter, als hier vorgeſchlagen ift, jedenfalls 


Da3 mag ja (0) 


Reichstag. — 92. Sitzung. Donnerstag den 9. Mai 1901. 








CA) nicht gehen wollen, und c3 würde bamit mach meiner 


Meinung die jahrelange Arbeit, die hier geleiftet worden 
ift, au Gall kommen können. Und es ift in der That 
ein Schönes großes Stiid Arbeit, weldes die Kommiſſion 
und bier vorgelegt hat, für das wir ihr, insbefondere 
aber dem Herrn Kollegen Trimborn, der ja wohl als der: 
jenige gelten Tann, welder fein Beftes Hier eingeſetzt hat, 
zu Dank verpflichtet find. Es wiirde fon deshalb nicht 
fehr praftiich fein, im diehes Gefeh, wie es von ber Kom— 
miſſion beichloffen iſt, weitgehende Aenderungen ein— 
zufügen, weil es ja ein Entwurf ift, der aus der Snitiative 
des Reichsſstags hervorgeht, und der nur Ausfiht auf Er— 
folg bat, wenn eben die Regierung in die Lage verſetzt 
ift, ihm fo, wie er ift, ihre Zuſtimmung zu geben. Meine 
Herren, dann muß man aber auch anerkennen, daß, wenn 
auch nicht alle Wünſche erreicht find, doch die Vorichläge, 
wie fie hier gemacht find, einen großen Fortichritt auf 
diefem Gebiete bedeuten. 

IH glaube deshalb auch, daß diejenigen, welche 
weiter gehen wollen, für den all, dab ihre weiter: 
gehenden Anträge nicht ——— werben, doch ſchließ⸗ 
lid) ihre Zuftimmung bei Annahme des Geſetzes nicht 
verfagen werden. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß ich insbefondere in 
Nüdfiht auf die Neubildung der preußiſchen Regierung 
es nicht für Schr zweckmäßig halten würde, über ein ges 
wiffes Maß —— wenn wir auf dieſem Gebiete 
etwas praktiſches erreichen wollen. Sollten dagegen die 
verbündeten Negierungen diefen Vorſchlag nicht alzeptiren 
und uns eventuell fpäter ein abgeſchwächtes oder, jagen 
wir, ein verwäſſertes Geſetz vorlegen wollen, jo würden 
wir natürlich mit unferen Forderungen nicht zurüdhalten 
und ein ſolches Geſetz gründlich Torrigiren, inden wir 
über die jegigen Beſchlüſſe nocd weit hinausgingen. 

Präfident: Das Mort hat der Herr Abgeordnete 


(3) Bargmanı. 


Baramann, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
namens meiner politifchen Freunde zu erklären, daß wir 
den Kommiſſionbeſchluß zu $ 10 mit der Maßgabe zus 
ftimmen, daß die Zahl von 20 000 Einwohnern auf 15 000 
herabgeießt wird, wie es der Antrag Albredt und Ge— 
noffen unter Ziffer 3 Litera b bezwedt, daß wir int übrigen 
aber die Abäuderungsanträge ablehnen müſſen. Wir er: 
fennen vollftändig au, daß die Inftitution der Gewerbe: 
gerichte fidh in dem Jahrzehnt, während deſſen das Geſetz 
beficht, ſich vollftändig bewährt hat, und daß bie Gr- 
wartung der Lieferung einer prompteren Yuftiz, als die 
bürgerlichen Gerichte bei ihrer Ueberlaſtung leiſten können, 
in Erfüllung gegangen fund. Mir können auch mit dem 
Gedanfen ſympathiſiren, den hereits der Herr Abgeordnete 
Nochide zum Ausdrud gebradi hat, daß es wünſchens— 
werth wäre, fie überall einzuführen, nicht bloß in 
Gemeinden mit über 20000 reſp. 15000 Einwohnern. 
Es iſt nicht zu bezweifeln, dak, wie der Herr Ab— 
geordnete Nocfide ausgeführt hat, das Bedürfniß 
and in den Heinften Gemeinden zur Errichtung bon 
Gewerbegerichten vorhanden fein dinfte Es ift aber 
wohl in Zweifel zu ziehen, ob überall die fonftigen 
Vorausſetzungen, namentlich in Betreff der Beſetzung der 
Gerichte, ganz befonders in Betreff der Wahl einer ge— 
eigneten Berjönlichkeit zum Vorſitzenden gegeben find. 
Meine Freunde find aber der Anſicht, daß der Antrag 
Aldreht zu 8 1 zu weitgehend erſcheint, da ſich nicht 
überfehen läßt, wie fich die Verhältwiffe praktiich geftalten 
werden; fie halten es für richtiger, anſtatt einer radikalen 
Umgeftaltung des Syftems, von der fakultativen Errichtung 
zur obligatorifchen jchrittweife überzugehen und es bei 
dem Konmiſſionsbeſchluß zu 8 1a bewenben zu laflen, 
daß aljo in diefen Gemeinden mit einer beftimmten Ein— 
wohnerzahl die Gewerbegerichte obligatorisch eingerichtet 
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werden müßten. 
von 20000 Einwohnern zu hoch gegriffen ift, und da 
kann ich mich im wefentlichen dem aufchließen, was ber 
Herr Abgeordnete Nocjide ausgeführt hat, da cine ganze 
Reihe von Ortichaften zwifchen 15: bis 20 000 Einwohnern 
dad Bedürfniß zur Errichtung von Gewerbegerichten be- 
reits nachgewieſen haben. Es will mir aud nicht ein— 
leuchten, daß die Verhältniffe fo verichieben geartet feien, 
dak in Ortfchaften mit über 15000 Ginwohnern der— 
jenige Stoff zu — und Brozeflen nicht vor— 
handen fein witrde, der in den Orten mit über 20 000 Ein— 
wohnern nad dem Kommiſſionsbeſchluß al3 vorhanden 
borausgefegt wird. Wir find daher der Meinung, daf 
wir dieſe Herabfehung bon 20000 auf 15000 Ein— 
wohner genehmigen follten. 

Mas übrigens den Antrag anbetrifft in Vetreff der 
3000 gewerblichen Arbeiter, fo ift hierfür die Voraus: 
fegung, daß der $ 2 in der von den Herren Abgeorbneten 
Albrecht und Genoffen gewünſchten Weiſe die Kompetenz 
der Geiwerbegerichte erweitert. Diefe Frage wird bei 
dem S 2 erit entihieden werden. Zur Zeit ift nicht ab: 
zuſehen, wie ſich die Verhältniſſe da geftalten werben, 
und wie der Begriff der gewerblichen Arbeiter " befiniven 
ift, und ob es daher angezeigt it, auch in diefem Falle 
bie — Errichtung des Gewerbegerichts eintreten 
zu laſſen. 

Wir müſſen uns aber auch, wie bereits eine Reihe 
der Herren Vorredner anführte, gegen den Antrag bes 
Herren Abgeordneten HilbE erklären, welcher will, daß 
in Gemeinden, wo ein Bedürfniß nicht vorhanden ift, 
namentlich dort, wo Berggewerbegerichte beftehen, die Gr: 
richtung eines Gewerbegerichts unterbleiben fan, und 
welcher die Frage des Bebürfniffes durd die höhere Ber: 
waltungsbebörde enticheiden laffen will. Wir find ber 
Meinung, daß es nad den auf anderen Gebieten damit 


gemachten Grfahrungen nicht wohlgethan ift, hier bie (D) 


Bedürfnißfrage und das diskretionäre Ermeſſen der Ver: 
waltungsbehörde hineinzuziehen, daß, wie beveit3 aus: 
aeführt worden ift, durch dieſe Beſtimmung überhaupt 
das Geſetz illuforifch gemacht wird, und wir find daher 
mit den Herren Vorrednern der Meinung, daß diefer Anz 
trag abgelehnt werden folltee Wir erachten die Kom— 
miſſionsbeſchlüſſe überhaupt als eine Baſis zur Ber: 
ftändigung und find der Meinung, daß man dieſe 
afzeptiren md, wo nicht ein dringendes Bedürfniß zu einer 
Nenderung vorliegt, von einer foldhen abſehen follte. 
Meine Freunde glauben, daß in dem Geſetz, wie es 
ſich nad) den Kommiſſiousbeſchlüſſen geftaltet, cin erheb— 
licher Fortichritt in Betreff der Wirkſamkeit der Gewerbes 
gerichte enthalten if. Wir haben uns daher hier und zu 
den meiften Paragraphen des Gefeges der Stellung von 
Anträgen enthalten und werden, wo nicht bejondere 
Gründe dagegen fprecdhen, den Kommiſſionsbeſchlüſſen 


zuſtimmen. 
(Bravo! links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorduete Naab. 

Raab, Abgeordneter: Meine Herren, ich gebe zu, 
daß die Kommiſſionsbeſchlüſſe, fofern fie überhaupt Ge: 
jeßesfraft erlangen werden, cinen gewiffen Fortichritt auf 
jozialem Gebiete daritellen werden. Nicht aber kann id) 
nich ber Hoffnung des Herrn Abgeordneten Trimborn 
anfchließen, der da meinte, daß mit der Verabſchiedung 
diefer Frage eine gewiſſe Nuhe auf dem Gebiete der 
Gewerbegerichte eintreten würde. Ich kann mic fo lange 
diefer Hoffnung nicht hingeben, als auch mad dieſen 
Kommiffionsbefchlüffen fpäterhin noch eine weitgehende 
Nechtsungleichheit beftehen bleiben wird, die uns nicht zur 
Nuhe kommen laffen wird, ehe nicht volle Rechtsgleichheit 
eſchaffen ift. Dieſe Nechtäuugleichheit erblide id) in dem 
Imftande, daß and) in Zulunft, wenn die Kommiſſtons— 


Nun meinen wir aber, daß die Ziffer (0) 
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(Raab.) 


(A) beſchlüſſe eine feſte Geftalt angenommen haben follten, 


nur für einen Theil der Arbeiter eine gute Sicherung 
ihred Rechts gegeben fein wird, während eine große Au— 
zahl der Arbeiter bezüglid ihrer Rechtsfragen nicht in 
ausreichenden Maße gefichert ift. Ich verftehe nicht recht, 
warum man — umd namentlich, da wir hier vom Haufe 
aus die Auitiative ergreifen — nicht gleid) etwas weiter 
gehen will auf einem Gebiete, auf dem wir body nicht 
mehr ängſtlich experimentiren oder die eriten Verſuche 
unternehmen. 

Bereit3 im Jahre 1886 hat der Neichätag einer Re— 
folution zugeſtimmt, worin die obligatorifche Einführung 
der Gewerbegerichte gefordert wird, und ſchon bei der 
damaligen Berathung war 
Trimborn, der darauf hinwies, daß in dem franzöſiſch— 
rechtlichen Gebieten Deutſchlands ſchon feit 80 Jahren 
mit den Gewerbegerichten Erfahrungen geſammelt worden 
ſeien, und daß dieſe Erfahrungen bloß dazu anſpornen 
könnten, die Einrichtung zu verallgemeinern und obli— 
gatoriſch zu geſtalten. Nun, meine verehrten Herren, 
wenn fo langjährige und günſtige Erfahrungen vorliegen, 
daun verftehe ich micht recht, warum Wir nicht viel 
muthiger vorgehen wollen, ald uns vorgefchlagen wird. 
ir Haben in den Gewerberihten — und darin unters 
ſcheiden fie fih von manchen fonderbaren Einrichtungen 
unſerer Sozialreform — Snftitutionen, zu denen Die 
Arbeiter im großen und ganzen Vertrauen haben, und 
bie Kaiſerlichen Grlaffe aus dem Jahre 1890 regten ung 
gerade dazu an, ſolche Inftitutionen zu fördern, auf welche 
die Arbeiter mit DVertrauen bliden Lönnten. 

Der Kommiſſionsbeſchluß, wie Sie aus dem Vorher: 
gelagten entnehmen Lönnen, genügt uns deshalb nicht. Ich 
darf vielleicht auch noch auf eins hinweifen, was auf 
manche der Herren Eindrud machen dürfte, die fonft ber 
ſozialen Geſetzgebung ziemlic) fühl gegenüberſtehen. Durch 


(B) die Gewerbegerichte haben wir in den großen Städten 


thatſächlich beffere Redytögarantien für die Arbeiter als 
in den kleineren Städten und auf dem Lande. Diefer 
Umftaud kann aud mit im der Nichtung wirken, daß ber 
Zug in die Großftadt fid) mindeftens nicht vermindert, ja 
vielleicht fogar ſich noch verftärkt. Diefen Zug in bie 
Großſtadt aber wünſchen wir aus manderlei Gründen 
doch nicht zu befördern. 

Nun jagt man, es würde den vielen Getverbegerichten 
an der genügenden Beichäftigung fehlen. Schon der Herr 
Abgeordnete Trimborn hat darauf hingemwiefen, daß ja 
eigentlih dann die Erweiterung im $ 2 angenommen 
iverden müſſe, die den Geſchäftskreis der Gewerbegerichte 
ausdehnen wolle. Wir, meine Herren, würden ganz gerite 
mit diefer Ausdehnung der Thätigfeit der Gewerbegerichte 
einberſtanden ſein. 

Ich habe die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Trimborn aus dem Jahre 1886 geleſen. 


(Zuruf.) 

— Ich kann mid vielleiht in dem Jahr verfehen haben. 
Damal3 wurde vom den Gewerbegerihten in den ehemals 
frauzöfiichen Gebieten gefagt, daß fie elwa 90 Prozent 
aller Streitfälle durch Vergleich erlebigten, und nur 
10 Prozent derjelben an die höhere 363 durch Be— 
rufung gelangt ſeien. Es find das ganz ähnliche Er— 
fahrungen, wie wir fie ſeit nunmehr 10 Jahren überall ge— 
macht haben. Wenn wir aber folche guten Erfahrungen mit 
diefen Gerichten bereit3 gemacht haben, die im vielen 
Heinen Sachen entfchieben, dann fönnten wir bem Ge» 
danfen der anderswo jo genannten Bagatellgericte 
gerne näher fommen, deren Einführung ich durchaus nicht 
fir ein Unglück halten könnte. So, wie wir fie für die 
Arbeitsperhältniife eingeführt haben, um ein promptes, 
billiges und ſchnelles Verfahren zu haben, wäre es dod) 
auch erwünſcht für alle anderen Rechtsverhältuiſſe. 


es der Herr Abgeordnete 


Es iſt ja aber auch bekannt, daß bei Beſprechung des 
Antrages Baffermann der Abgeordnete Trimborn für feine 
Perſon ſich auf den Standpunkt geftellt hat, daß auch die 
Nechtöftreitigkeiten der Handlungsgehilfen den Gewerbe: 
gerichten mit überwiefen werden follten. Da jehen wir 
alſo ſchon ein Zugeftändniß an diefen Gedanken, den wir 
nur etwas zu berallgemeinern brauchen, um dann zu dem 
zu fommen, was der Antrag Albredt und Genofjen ent— 
hält. Die genügende Beihäftigung würde ſich dann ſchon 
für alle Gewerbegerihte aus dem Umfang der ganzen 
Rechtſprechungsthätigkeit ergeben. Damit würde fiher auch 
die Frage der Auffindung ber geeigneten Borjigenden 
einfach gelöft werden, weil fie gelöft werden müßte. 

Es iſt auch auf die hohen Koften hingewiefen, bie 
ein wenig beſchäftigtes Gewerbegericht verurſachen würde. 
Nun, meine Herren, von anderer Seite ift [don — ben 
ihließe id mid durchaus an — eingewendet worden, 
jelbft hohe Koſten, von denen, nebenbei gejagt, bier nicht 
einmal geſprochen werben kann, dürfen nicht in Frage 
fommıen, wenn es fih um die Sicherung einer guten 
Rechtſprechung handelt. Es ift das ein fo außerordentlich) 
wichtiges Gebiet, daß uns dafür feinerlei Koſten zu hoch 
erſcheinen follten. Meine Herren, an wem fparen wir 
denn, wenn wir auf diefem Gebiet die gar nicht einmal 
hohen Koſten enticheiden laſſen? Wir fparen an denjenigen 
Leuten, die bon ihrem geringen Recht gerade am aller: 
wenigiten etwas entbehren können, an den Armen und au 


den Arbeitern 
(ehr richtigd); 
da darf der Koſtenpunkt feine Nolle jpielen. 

Nun bietet auch der Antrag Albredt und Genofien 
noch den Ausweg, dab eine Reihe von Gemeinden ſich 
zuſammenſchließen können zu Sommumalverbänden, und 
dadurch wird ſchon ein erheblicher Theil der Koſten ver— 
theilt und damit für die Einzelnen ermäßigt. Ein Be— 
dürfniß für das Gewerbegericht beſteht zweifellos überall; 
ich wüßte mir wenigſtens nicht zu erklären, wie jemand 
das Vorhandenſein eines Bedürfniſſes überhaupt beſtreiten 
kann. Wo freilich ein Gewerbegericht nicht beſteht, da 
tönnen die Leute ſich auch nicht melden, un beim Ge— 
werbegericht ihr Recht zu ſuchen. Fragen Sie aber nach 
dem Bedürfniſſe einmal den Einzelnen, der darauf ver— 
zichten muß, ſchuell und billig fein Recht zu finden! Für 
dieſen Mann iſt das Bedürfniß ein ſehr dringendes, ſodaß 
eigentlich nach dem Bedürfniß der Allgemeinheit kaum 
gefragt werden ſollte. Das Recht auch des Einzelnen ſoll 
uns ſo werth und wichtig ſein, daß wir darauf Rückſicht 
nehmen und nicht erſt abwärten, bis 100, 200 oder 300 Fälle 
ungenügender Rechtſprechung nachgewieſen find, um ein Be— 
dürfniß zu fonftruiren und Abhilfe zu Schaffen. Beſſer ift es, 
wenn wir dem etiweder ſchon vorhandenen oder aber dem fid) 
entwidelnden Bedürfniß recht frühzeitig Rechnung tragen. 
Die Bebürfnißfrage aufzurollen, ift in dieſem Falle ebenfo 
unthunlid und dirfte ebenfo wenig zu praftiichen Ergeb— 
niflen führen wie damals, als man über das Bepirmnih 
ftritt, ob Gifenbahnen nöthig ſeien oder nidt. Damals 
hat man auch die eriten Eifenbahnen nicht für nöthig ges 
halten und gemeint, fie würden bie Koſten nicht auf: 
bringen; heute wiſſen wir aus der Entwidlung und aus 
ber taufendfältigen Benugung, daß auch jhon früher für 
fie ſehr wohl ein Bedürfniß vorhanden war, oder daß cin 
foldes nur zum Beten der Allgemeinheit gemwedt zu 
werden brauchte. Wenn wir bei dem Arbeiter dag Be- 
bürfniß weden, auf einfahem Wege und mit Mitteln, zu 
denen er Vertrauen hat, fein Recht zu ſuchen, fo iſt das 
doch auch etwas, was wir mit Freuden thun jollten. 
Fördern wir alſo das Bedürfniß zur Benutzung dieſer 
als gut und zweckmäßig auerkannten Gerichte! 

Ich bitte Sie alſo, meine Herren, dem Antrag 
Albrecht und Genoffen zuzuſtimmen, auch ben Epventual: 


(0) 


(D) 


(B) wird es ſchon nadfolgen. 
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(A) anträgen zu $ 1a, die doch wenigftens fo viel retten wollen, 


wie hente irgend möglich ericheint. Ich erfuche Sie auch, 
den Antrag Hilbck abzulchnen. Ich braude wohl Gründe 
gegen den Antrag nicht mehr vorzutragen, nachdem fid) 
alle Redner gegen den Antrag gewandt haben, und er audı 
ſchon unter die Näder des Zentrums gekommen ift, ſodaß 
er wohl feine erhebliche Ausficht mehr hat. Es foll mir 
lieb fein, wenn wir durch unfere Beichlüffe einen Schritt 
weiter ald die Kommiſſionsbeſchlüſſe gehen auf dem Wege, 
— vielen Arbeitern eine gute Rechtſprechung zu 
geben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stötzel. 

Stötzel, Abgeordneter: Meine Herren, ich kann dem 
Herrn Vorredner nicht zuſtimmen, ich bin vielmehr der 
Meinung, daß wir es bei der ſtommiſſionsfafſung laſſen 
ſollen, und ich komme dazu aus dem nämlichen Grunde, 
den der Herr Vorrebner angeführt hat für feine Be: 
hauptung. Er meint, wir follten die Wohlthat der Ge- 
werbegerichte baldmöglichft weiten Kreifen zu gute fommen 
laffen. Der Meinung bin id) aud). Aber wer den Gang 
unferer fozialen Gefeggebung verfolgte — und biefe Ge: 
werbegerichte gehören zur fozialen Geſetzgebung —, ber 
wird finden, daß wir auf allen Gebieten nur fchrittweis 
vorwärts gekommen find, und bie ieh hat gelehrt, 
daß dies ber befte Weg geweſen ift; fonit wären mir 
heute noch nicht fo weit, wie wir thatfählih fchon find. 
Ich ann mich daher für den Antrag Albredt und Ge: 
noffen nicht ausſprechen, weil ic) bie lleberzeugung habe, 
daß wir dann vorläufig nicht weiter fommen würden. 
Wenn wir aber einmal fo weit kommen, daß in allen 
Orten, die 20000 Einwohner zählen, Gewerbegerichte 
eingerichtet werben, fo wird das ſchon ein bedeutender 
Fortfritt fein. Das andere — das fage ich bem Herrn 
Vorredner — können wir nachher erwägen, und wenn es 
dann für zwedmäßig und nothwendig erachtet wird, dann 
Wenn wir und jeßt auf die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe beſchränken, erhält wenigftens ber 
Theil der Arbeiter, die die Gewerbegerichte am bringendften 
bedürfen, das, was fie wünfchen. Die Gewerbegerichte 
ai dieſe Weife einzuführen, halte ich für den richtigen 

eg. 


8 

Nun noch ein paar Worte zum Antrage Hilbd. Ich 
bitte, denfelben abzulehnen; denn es würde ganz verkehrt 
fein, dieſem Antrage zuftimmen. In Ortfcaften, die 
20 000 Seelen und barüber zählen, ift nad meiner Er: 
fahrung in den Inbuftriebezirken zweifellos ein Gewerbe: 
gericht nothwendig. ES fehlt ihm auch nicht an Arbeit, 
unb wenn e3 an Arbeit mangelt, jo ift das um fo befler; 
denn das ift ein Beweis dafür, daß dort erträglidhe Zu— 
ftände find. Für die Berggewerbegerichte kann ich mid 
nicht fonderlih erwärmen, und es ift auch ein großer 
Theil der Arbeiter anfangd durdaus dagegen pewefen, 
und zwar aus Gründen, bie ich jegt nicht mäher darlegen 
will, die aber wirklich gewichtiger Natur waren. Ich 
kann daher nur bitten, den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Hilde abzulehnen und es bei den Kommiſſtonsbeſchlüſſen 
zu belaffen. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Zubeil. 

Zubeil, Abgeorbneter: Nur mod wenige Worte. 
Meine Herren, id) habe nicht veritehen können, wie Herr 
Kollege Trimborn ausführen konnte, daß ber Antrag 1a, 
wie er von ber Kommiſſion geitellt ift, dazu beitragen 
kann, die Kämpfe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zu vermindern. Was erreicht diefer Antrag 1a? 3 
werben im höchſten Falle in Deutihland nad) dem jegigen 
Stande der Volfszählung 30 Gewerbegerihte mehr ein— 
gerichtet werben, wenn es noch fo viele fein werben. 

a aus ber Mitte.) 
— Nun, in ber Smwilchenzeit find ja fchon einige eine 
gerichtet; mad; meiner Schägung werden es 29, 30 oder 
Reichttag. 10. Legisl.-P. IL. Seffion. 1900/1901. 


31 in ganz Deuitſchland fein. 
Abgeordneter Trimborn, dab für die ganze übrige Zahl 
der Arbeiter dadurch die Kämpfe vermindert werden, die 
zwifhen Arbeitgebern und Arbeitnchmern ausgebrochen 
find und in Zufunft noch ausbrechen werben, da doch das 
Beftreben der Arbeitgeber allüberall darauf gerichtet ift, 
bie Einrihtung von Gewerbegerichten zu Hintertreiben? — 
Es mag auch einige einſichtsbolle Arbeitgeber geben, die 
aber meiner Ueberzeugung nad nur fehr felten fein werden, 
die fi) dem Beltreben der Arbeituchmer auf Einrichtung 
von Gewerbegerichten anſchließen. — Deshalb bin ich der 
Meinung, daß die Kämpfe nicht im geringften gemildert 
werben, jondern daß der Kampf mur nod verfchärft 
werben wird; deun das Beftreben eines großen Theiles 
unferer übermüthigen Sroßinduftriellen, wie ich ſchon aus: 
führte, das in ber Petition des Arbeitgeberbundes 
im Baugewerbe jo deutlih in die Grfdheinung tritt, 
geht offenbar dahin, daß die Herren unter allen 
Umftänden Herren im eigenen Haufe fein wollen und 
nicht an demfelben Tiſche mit den Arbeitnehmern bei der 
Rechtſprechung in gewerbliden Fragen figen wollen. Da 
wird der Herr Abgeorbniete Trimborn ſelbſt Age 
müffen, daß der Stamıpf an Schärfe in Zufunft nicht ab: 
nehmen kann. Gemildert fanı die Schärfe nur werben, 
wenn Gewerbegerichte überall obligatoriih eingerichtet 
find. Wenn nun weiter angeführt worben ift, daß bies bei 
den fleineren Gemeinden nicht mögli tft, fo geftattet 
das heutige Gefeß den einzelnen Gemeinden fon, ſich 
zu Kommunalverbänden zufammenzuthun, wo die Ge— 
meinden zu Hein find; und wenn bann weiter bie Zu— 
ftänbigfeit der —— erweitert wird, wenn alſo 
alle Kategorien von Arbeitern mit unter dieſes Geſetz ge— 
nommen werden, dann kann es kein Gewerbegericht 
geben, das nicht vollauf zu thun hat. Deshalb können 
wir uns mit dieſem u. nicht befreunben. 


Wir werden aud gewillt fein, von der Zahl 15000 (D) 


abzufchen und die Zahl von 20000 beftehen zu Laffen, 
wenn Sie zugleid unferem Antrage die Zuftimmung 
geben, daß alle die Orte, wo bie Zahl der Arbeiter 
3000 beträgt, die bort wohnen ober beihäftigt werden, 
dasjelbe Recht haben wie die Städte mit 000 Eins: 
wohnern. Es kann doch fehr leicht geichehen, daß eine 
Stadt mit 20000 Einwohnern lange nicht jo indbuftriell 
entwidelt ift wie eine andere Stabt, die weniger Ein: 
wohner, aber weit mehr Arbeiter hat. Deshalb wünschen 
wir, daß aud dort überall Gewerbegerichte errichtet 
werden müſſen. Da würden Sie meiner Ueberzeugung 
nad) dod etwas mehr den Arbeitern entgegentommen, als 
jest geichieht durch die Faſſung bes neuen $ la. 

ann das Bedenken, die Mrbeiterihaft fei zu 
fuftuirend. Im Bericht fteht ja, wenn nad) der nächften 
Volkszählung die Einwohnerzahl eines Ortes unter 
20000 fintt, fol das Gemwerbegeriht nicht aufgehoben 
werben. Sp muß es auch beim Sinken ber Arbeiterſchaft 
fein. Wenn die Arbeiterfhaft Auftuirt, jo ift das doch 
auf 5 Jahre feitgefegt und kann daran nichts geändert 
werden. Alfo auch bier find die Bedenken des Herrn 
Zrimborn gegen unferen Antrag ungerechtfertigt. Er 
möge doch bedenken das große Heer der Ziegelelarbeiter, 
die Sie durch das Obligatorium von 20000 abſolut 
nicht treffen; die laſſen Sie auch in Zukunft aus den 
Gewerbegerichten heraus. Dieſe Arbeiter müſſen auch 
ſpäterhin den langwierigen Weg der Amtsgerichte be— 
ſchreiten, zum großen Theil ihre berechtigten Klagen, 
Beſchwerden und Lohnforderungen fallen laſſen, weil ſie 
a ben Amtögerichten zu leitenden Vorſchüſſe nicht Leiten 
Önnen. 

Der Herr Kollege Rocfide gab der Hoffnung Raum, 
bie Negierung werde diefem Geje bald ihre Zultimmung 
ertheilen; er hat aus dem Konmiſſtonsbericht heraus: 

364 


Glaubt denn nun Herr (0) 
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(A) gelefen, die Negierungsvertreter hätten eine folde Er: 


flärung abgegeben. Ich Habe in der Kommiffion — und 
nicht eine Sigung habe ich verfehlt — eine joldye Er⸗ 
klärung nicht gehört; die Regierungsvertreter verhielten 
ſich dort ſehr reſervirt, konnten nur für ihre Perſon Er— 
Härungen abgeben, aber nicht ſagen, wie der Bundesrath 
ſich zum Geſetz ftellen werde. . 

ferner fagte Herr Noefide, die Kommiſſionsbeſchlüſſe 
bedeuteten immerhin einen großen Fortſchritt. Nach 
unferer Ueberzeugung ift dieſer Fortſchritt wiederum lid: 
wert; etwas Ganzes wird auch jetzt nicht geſchaffen, 
wiederum wird herumgeflicdt, ohne daß ein großer Nuten 
für die Arbeiterfhaft herausfommt. 

Der Herr ar Stögel führte aus, daß wir auf 
fozialpolitiihem Gebiet mur langſam, ſchrittweiſe vor— 
gingen. Ja, wir haben 10 refp. 11 Jahre ftillgeitanden; 
nah 11 Jahren endlich ſcheint fih das hohe Haus 
bemüßigt zu finden, einen halben Schritt vorwärts zu 
gehen. Das nennt man Sozialreform, Vorwärtsſchreiten 
auf fozialem Gebiet! 

Ih bitte Sie alfo, unfere Anträge annehmen zu 
wollen, die einen Fortichritt im der fozialen Geſetzgebung 
bedeuten. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Bräfident: Das Wort Hat der Herr Abgeordnete 
Baflermann. 

Baflermann, Abgeordneter: Ih ftimme mit dem Ab: 
geordneten Naab darin überein, daß es dringend 
wünſchenswerth ift, die Frage der faufmänniichen Sonder: 
gerichte baldigit zu regeln. Ich möchte aud der Hoff: 
nung Ausdrud geben, daß wir in der kommenden Seſſion 
mit einer Geſetzesvorlage beihäftigt werben, welde bie 
Regelung diefer Frage in die Wege leitet. 

Ich bin mit ſämmtlichen Herren Vorrednern einig in 
der Beurifeilung der Wirkſamkeit der Gewerbegeridte. 


(B) Diefelben haben fegensreid gewirkt und ſich das Ver: 


frauen der Arbeiter erworben; fie zeichnen ſich aus durch 
eine rafche Nechtfprehung, und namentlich erweift aud) 
die Statiftif, daß in einer ungewöhnlid großen Zahl von 
Fällen dad Gemwerbegeridt zu einer Sclidtung der 
Prozeßſachen durch Vergleich gekommen ift. 
(Sehr ridtig!) 

Aus diefen Gründen ftimmen wir auch der weiteren Aus: 
dehnung der Gewerbegerichte zu. 

Nun Schlägt die Kommiſſion in S la eine mechaniſche 
Grenze dor: „Für Gemeinden, weldie nad der jeweilig 
legten Boltszählung mehr ala 20 000 Einwohner haben, 
muß ein Gewerbegericht errichtet werben“. Es kann ja 
ohne weiteres zugegeben werden, daß jede mechanische 
Grenze eine ideale Löſung der Frage nicht darftellt; es 
fan zugegeben werden, daß in einzelnen Fällen cine 
Stadt, die nicht mehr als 20000 Einwohner hat, nad) 
ber ganzen Art und Weile der Zufammenfegung der Be: 
völferung fein hervorragendes oder gar fein Intereſſe au 
ber Errichtung eines Gewerbegerichtes hat, weil eine große 
Arbeiterichaft fih dort nicht befindet, und es fann eben 
fowohl der Fall feftgeftellt fein, daß Städte unter 20 000 
Einwohnern in ihrer Zufanmenjegung derartig gelagert 
find, daß das Bebürfniß für ein Gewerbegericht vorhanden 
it. Das find die Nachtheile der mechanischen Grenzen; 
aber immerhin wird man fagen können, daß das einzelie 
Fülle find, ſodaß bei der Hegelung, die die Kommiſſion 
beliebt, ein großer Schade nicht angerichtet wird. 

Ich für meine Berfon werde für die Beichlüffe der 
Kommiffton ſtimmen, und zwar besiegen, weil ich die 
Entſcheidung der hohen Verwaltungsbehörde nicht haben 
will, weil ich der Anficht bin, daß damit cin Element 
der Willkür in die Sache hineingetragen wird 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
weil die Gefahr vorliegt, daß die Berwaltungsbehörde 


die Einrichtung eines Gewerbegerichts viclleiht nicht (C) 


fompathifch beurtheilen wird und von voruherein geneigt 
fein kann, cher verneinend als bejahend die Bedürfnißfrage 
zu behandeln. Das find die Gründe, die mich ver: 
anlaffen, für die Beichlüffe, wie fie Die Kommiſſion vor: 
ſchlägt, einzutreten. Ich bin der Anfidht, daß im großeu 
und ganzen die Kommiſſion im ihren ſämmtlichen Be: 
ſchlüſſen das Nichtige getroffen hat; fie ftellen cine Art 
von Kompromiß dar. Es foll das Erreihbare feitgchalten 
werben, und daher meine ich, daß alle diejenigen, die die 
Ausdehnung der Gewerbegeridte wollen, am beiten thun 
—— ſich auf den Boden der Kommiſſtonsbeſchlüſſe zu 
tellen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Jacobskötter. 

Jacobskötter, Abgeordneter: Die Stellung meiner 
politiſchen Freunde habe ich bereils bei der erſten Leſung 
hier ausſprechen können, und wir ſtehen heute noch auf 
demfelben Standpunkt. Wir haben und an den Som: 
miffionsarbeiten betheiligt, und meine politifchen Freunde 
find gewillt, die Beichlüffe der Kommiſſion im großen und 
ganzen anzunehmen. 

Allerdings herrſcht in dem Reihen meiner politifchen 
Freunde ein Bedenken ſowohl gegen den Erſcheinungs— 
awang, wie er in $ 62 bei den Schiedsgerichten be- 
ziehungsweile Ginigungsäntern eingeführt werden foll, 
ald auch gegen ben 8 79a, welder die Einführung des 
Gewerbegeriht3 oder die Ausdehnung desfelben, wenn 
auch nur durch Ortäftatut im fakultativer Weiſe, auf das 
Gefinde beſtimmt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
63 werden infolge deffen hier eine große Anzahl meiner 
Freunde gegen dieſe beiden Beitimmungen der Kommiſſion 
ſtimmen. Im übrigen werben wir die Beichlüffe der Kom— 
million annehmen und geichlofjfen 
Albrecht und Genoſſen ftinmen, weil diefelben genau nur 
das wiederholen, was der Kommiſſion feinerzeit vorge: 
legen hat und dort nad eingehender Berathung abge: 
[ent worden it. Die Anträge Albrecht und Genoffen 
wollen weiter nichts, als die Gewerbegerichte ganz allge: 
mein obligatorifh eingeführt fehen und außerdem die— 
felben noch ausdehnen auf alle Klaſſen der Arbeiter 
jowohl in der Land- und Forſtwirthſchaft ald auf das 
Geſinde. Auch die Befirwortung diefer Anträge durch 
den Herrn Kollegen Naab hat und nicht anderen Sinnes 
machen können, wenn wir aud ganz gern zugeben, daß 
die Ausdehnung dev Gewerbegerichte auf die Angeſtellten 
im Handelögewerbe wünſchenswerth ift. 

Mas den Antrag Hilbck anbetrifft, jo Hat er in 
den Reihen meiner politiichen Freunde mande Sympathie; 
er ift indeffen fo unklar gehalten, daß wir dafür doch 
nit in corpore ftimmen werden. Wir ftehen auf dem 
Standpunkt, dab wir hier nur ſchrittweiſe vorgehen können, 
und daß wir damit mehr dem fozialen Frieden dienen, 
als es durd die Anträge geſchehen könnte, welche feiteng 
der Herren Albrecht und Genoffen vorgelegt find. Wir 
werben gegen dieſe Anträge ftimmen und den Beichlüffen 
der Kommiſſion in der von mir bezeichneten Weife unfere 
Zuftimmung geben. 

(Bravo! redht3.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Noefide (Deflan). 


Noeſicke (Deflan), Abgeordneter: Meine Herren, der 
Herr Abgeordnete Zubeil hat mic mißverftanden, wenn 
er angenommen hat, daß ich aus dem Kommiſſionsbericht 
herausgeleſen habe, die verbündeten Negierungen hätten 
zu den Beichlüffen der Kommiſſion ihre Zuſtimmung ge: 
geben. Nein, diefe Erklärung habe ich nicht herausgeleſen; 
vielmehr habe id) umgelehrt aus dem Bericht entnehmen 


gegen die Anträge (D) 


(A) 


_ 
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zu können geglaubt, daß, wenn wir an den Kommiſſions— 
beichlüffen etwas Mefentlihes andern, dann die verbiindeten 
Regierungen den Snitiativantrag des Haufes jedenfalls 
ablehnen würden. Alſo nur eine negative Stellung: 
nahme ber Vertreter der verbündeten Negierungen habe 
ic; zum Ausdruck gebradit. 

Ich will mir nun nod eine Bemerkung gegenüber dem 
Herrn Abgeordneten Zubeil gaeftatten, infofern er dieſe 
Beſchlüſſe der Kommiſſion als Flicwerk bezeichnete. Dem 
ſtimme ich zu; Flickwerk ift auch dieſes Geſetz, wie viele 
andere, die wir auf ſozialpolitiſchem Gebiet beichloffen 
haben. Aber man wird nicht erwarten können, daß in 
einen Barlanıent, wo mehrere Parteien vertreten find, 
wo verihiedene Anfichten beftehen, irgend ein Geſet zu 
Stande komme, welches mur nad) der Anficht einer Partei 
geſtaltet iſt. Man wird ſich immer damit zufrieden geben 
müffen, daß, wenn auc nicht alle Wünſche erfüllt find, 
es doch immer mod) beffer ift, etwas zu erreichen, als gar 
nichts. Nun glaube id doch auch, daß, wenn aud ein 
Zwang für die Gemeinden von weniger als 2U 000 Ein: 
wohnern nicht eingeführt wird, doch durch unfere Verhand— 
lungen und die fonftigen Beſtimmungen des Gejckes, 
durch die Gutwidlung, die unfer ganzes gewerbliches 
Leben in Deutfchland nimmt, diejenigen Gemeinden, welche 
heute nod auf fozialpolitiihem Gebiete rückſtändig find, 
nad und mad) einfehen werben, daß fie ſich ben Forde— 
rungen, bie man mit Recht an fie ftellen kann, auf die 
Dauer nicht entzichen können. Ich hoffe und wünſche, 
dab in die Vertretungen ber Gemeinden nad) und nad) 
immer mehr Arbeiter eintreten werben, damit biefe Ge: 
legenheit haben, die Gemeinden, welche gegenüber ſolchen 
beredhtigten Anforderungen fi noch abweijend verhalten, 
in das richtige Fahrwaſſer zu leiten, wie das in ver: 
fchiedenen Gemeinden durch die Mitwirkung ber Arbeiter 
bereit3 geichehen ift. Ich werde alfo auch, wie verichiedene 


(B) Mitglieder des Haufes ſchon erklärt haben, trotzdem meine 


Wünſche viel weiter gehen, ala die Kommiffionsbefchlüffe 
gegangen find, letzteren meine Zuftimmung geben. 

Fräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
dv. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
fchon bei der erften Leſung meinem und meiner politifchen 
Freunde Standpunkt auseinandergefegt. Ich Halte das 
ganze Geſetz für ein außerorbentlih überflüffiges, zu dem 
fein Bedürfniß vorliegt. Das wird den Neichätag nicht 
hindern, das Gejeß zu machen; denn wir find ja in ber 
Gewohnheit, überflüffige Gefege zu machen. 

(Zuruf links.) 
Außerdem habe ich aber allerbiugs bie eſng 
dieſes Geſetz nur ein weiteres Thor iſt, welches der So 
demokratie überall aufgemacht wird. 

(Geiterkeit Lints.) 
Infolgedeſſen werde ich — und, ich glaube, der größte 
Theil meiner politiſchen Freunde — jedenfalls gegen das 
ganze Geſetz ſtimmen, und ich kann nur dringend hoffen, 
daß, wenn das Gefeh von der Majorität des Reichstags 
angenommen wird, bie Negierung nicht den politifchen 
Fehler macht, diefem Geſetz irgendwie Folge zu geben. 

(Ob! Links.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sadıfe. 

Sachſe, Abgeordneter: Meine Herren, auch ich möchte 
Sie dringend bitten, den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Hilbck abzulehnen; denn wir haben gerade ſpeziell bei uns 
in Zwickan derartige Angelegenheiten durchkämpfen müſſen. 
Auch uns wurde die Erwerbung eines Gewerbeſchieds— 
gerichts immer mit der Begründung abgelehnt, weil die 
dort wohnenden Arbeiter meiſtentheils Bergarbeiter ſeien, 
und dieſe ſchon ein Berggericht hätten, in Sachſen Verg— 
ſchledsgericht genannt. Folglich wurde der Antrag ab— 
gewieſen; wir haben uns aber nicht abſchrecken laſſen, 


daß 
zial⸗ 








wir find wiederholt bis ans Miniſterium gegangen, und (C) 


ſchließlich iſt in Zwickau noch cin Berggewerbegericht er: 
richtet worden. Schon im erſten Jahre zeigte ſich bie 
Nothwendigkeit hiefür volllommen; denn im eriten Jahre 
find weit über 200 Sachen zur Verhandlung gekommen. 
Ich möchte alio auch Hier hervorheben, daß auch in vielen 
anderen Orten und Gemeinden dasſelbe Verhältniß vor: 
liegen wird. Es find zwar fehr viele Vergarbeiter au: 
wejend und wohnhaft, neben dieſen find aber auch viele 
Arbeiter anderer Gewerbe dort vorhanden. In benfelben 
Diftrikten find 3. B. die Hittenarbeiter ftark vertreten, ebenſo 
Tertilfabrifen u. |. w., dazır kommen noch die Handwerker, 
die fein fpezielles Schiedsgericht für fih haben. Aus all 
diefen Gründen möchte ich Sie bitten, diefem Antrag nicht 
zuzuſtimmen, die Bedürfnißfrage alfo nicht einzufügen. 
Es wäre uns freilich Lieber — und ich ſtimme darin dem 
Herrn Abgeordneten Roeſicke bei, dab cd das einzig 
Nichtige wäre —, wenn die Gewerbegerichte obligatorifch ein- 
geführt witrden. Da aber dies vorläufig nicht zu er 
reichen ift, bitte ich wenigftens unferem Antrag zuzuftimmen, 
daß bei 15000 Einwohnern ein ſolches Schiedsgericht 
errichtet werden muß, und nicht erft, wie der Herr Ab» 
geordnete Hilbd fordert, daß hier die Bebürfnißfrage 
zunächſt erörtert werden fol. Wir haben große Gemeinden 
in der Zwidauer Amtshauptmannichaft, in melden die 
Arbeiter gemeinfam fhon an bie Behörden gegangen find, 
um ein Sciedägeriht zu errichten; weil aber die Arbeit: 
geber ein Gewerbegericht nicht belieben, entjcheidet bie 
Amtshauptmannfchaft: dad Bedürfnig liegt nicht vor. 
Aus diefen Gründen möchte id Sie bitten, den Antrag 
Hilbck abzulehnen und unferem Antrag zuzuftimmeır. 
Präfident: Das Mort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuſſion ift gefchloflen. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet. Wir fommen zur Abftimmung. 
Ih ſchlage Ihnen dor, zunächſt abzuftinmen über 


den $ 1 des beſtehenden Gelege, zu dem die Herren (D) 


Abgeordneten Albreht und Genoffen auf Nr. 329 der 
Drudjahen zu 1 und 2 zwei Amendements geftellt haben 
und zwar zunächſt ein Amendemeunt, welches 

im Abf. 1 des beftchenden Geſetzes ftatt der 

Worte „Lünnen Gewerbegerichte errichtet werden“ 
fegen will: 

„Sind Gewerbegerichte zu errichten“. 
Hierüber werde ich zumädft abftimmen laffen und dann 
über den erſten Abſatz des S 1, wie er fih mad) der 
vorhergehenden Abſtimmung geftaltet haben wird. Die 
Abſätze 2, 3 und 4 find nicht angefochten. Die Ab— 
füte 5 und 6 beantragen bie Herren Abgeorbneten 
Albrecht und Genoffen auf Nr. 329 der Drudjahen zu 2 
zu ftreihen. Ich werde daher pofitiv über fie abftimmen 
laffen, um die Meinung des Haufes darüber zu erhalten. 
Nachdem dies geſchehen ift, werde id Ihnen Vorſchlag 
machen über den $ In. Wir wollen zunächſt abftinmen 
über den 8 1. 

Mit der von mir vorhin vorgefchlagenen Abſtimmungs— 
art ift dad Haus einverftanden. 

Zur Frageſtellung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Singer. 

Singer, Abgeordneter: Herr Präfident, ich möchte 
mir Schon jett erlauben zu bemerken, baß, für den Fall 
unfer Antrag anf Druckſache Nr. 329 unter 1 abgelehnt 
werben jollte, wir den Antrag unter 2, die Abſätze 5 und 6 
zu ſtreichen, zurüdzichen. 

Präſident: Alſo für den Fall der Ablehnung des 
Antragd ad 1 ift der Antrag ad 2 zurüdgezogen. 

Mir kommen zur Abftimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche nad) dem Antrag 
Albrecht und Genoſſen auf Nr. 329 der Drudiachen ad ı 
in dem Abfag 1 des $ 1 die Worte „können Gewerbe: 
gerichte errichtet werden“ erfegen wollen burd bie Worte 
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„find Gewerbegerichte zu errichten“, fi von den Plätzen 


zu erheben. 

(Geſchieht. 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt, in 
Folge deſſen der Antrag ad 2 zurückgezogen, und 81 bes 
beſtehenden Geſetzes unverändert geblieben. Eine beſondere 
Abftimmung iſt deshalb nicht nöthig. 

Wir gehen über zu S1a, Hierzu beantragen die Herren 
Abgeordneten Albrecht und Genoffen auf Nr. 329 ber Drud- 
fahen ad 3: erſtens, ftatt der Zahl „zwanzigtauſend“ zu 
feßen „fünfzehntaufend*, zweitens in Zeile 3 Hinter dem 
Worte —— einen beſouderen Satz einzuſchieben. 
Ueber dieſe beiden Amendements werde ich in dieſer 
Reihenfolge abſtimmen laſſen. Dann beantragen die 
Herren Abgeordneten Hilbck und Genoſſen auf Nr. 331 
ber Druckſachen einen Zuſatz zu dem S$ 1a, Ueber den— 
ſelben werde ih dann abſtimmen laſſen, endlich über ben 
$ 1a, wie er fi) nad) den vorhergegangenen Abſtimmungen 
geftaltet Haben wird. — Hiermit ift das Haus cin- 
verſtanden. 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche nach dem 
Antrage Albrecht und Genoſſen in dem 8 1a die Zahl 
„zwanzigtaufend* erfegen wollen durch die Zahl „fünfzehn— 
taufend“, fi von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 
Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche in der 
Zeile 3 des S 1 Hinter dem Worte „Einwohner“ nad) 
ben Antrag Albredt und Genoffen einfchalten wollen: 
oder in deren Bezirk mindeftend 3000 gewerbliche 
Arbeiter im Sinne des 82 des Geſetzes Wohnung 
oder Beihäftigung, 

fi) von den Pläßen zu erheben. 


(Geichieht.) 
Auch das ift die Minderheit; dieſes Amendement ift eben: 
falls abgelchnt. 

Wir fommen nunmehr zu dem Amendement des Herrn 
Abgeordneten Hilbck und Genoffen auf Nr. 331 der Drud- 
ſachen. Diefelben beantragen einen Zuſatz, deffen Berlefung 
mir erlaffeın wird. — Das iſt der Fall. 

Ich bitte diejenigen Herren, welde biefen Zuſatz an— 
nehmen wollen, fih von ihren Pläßen zu erheben. 

(Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; der Zuſatz iſt abgelehnt, und der 
$ 1a unverändert nad den Beichlüffen der Kommiſſion 
geblieben. Ich darf wohl ohne eine befondere Abſtimmung 
annehmen, daß er in biefer Form in zweiter Lefung au: 
genommen worden ift. — Es ift der Fall, da niemand 
widerfpridt. — Hierdurd find felbftverftändfih die An— 
träge Albreht Nr. 74 der Drudjadhen und Trimborn 
Nr. 45 der Druckſachen, den $ 1 beireffend, erledigt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über den S 2 
bes beftehenden Geſetzes. Zu demſelben liegt vor das 
Anendement der Herren Abgeordneten Albrecht und Ges 
noffen auf Nr. 329 der Drudjahen ad 5. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, wenn aus den Berathungen zu ben eben 
erledigten SS 1 und la und aus allen den Neben hervor: 
geflungen it, daß das Ergebniß ber Kommiſſionsbeſchlüſſe 
auf einer Berftändigung beruhe, fo ift das nod) in viel 
höherem Maße der Fall bei dem $ 2 und dem Antrag, 
den Ihre Kommiſſion Ahnen unterbreitet, und id; möchte 
bier ausdrücklich feititellen, daß die Mehrheit der Kom— 
miſſion fih immer von dem Gedanken hat leiten lafleı, 
das al3 Beſchluß Ihnen zu unterbreiten, was Ausficht 
bietet, dab es aud zu Stande fommen wird als Geſetz, 
und von diefem Standpunft aus möchte id) Sie bitten, 
es bei den Kommiſſionsbeſchlüſſen belaffen und den Ab» 
änderungsantrag ablehnen zu wollen. 





Vizepräfident Büfing: 
Abgeordnete Zubeil. 
Zubeil, Abgeordneter: Meine Herren, ein Theil der 
Mitglieder des Haufes hat ſchon bei S 1 mit Denn ge: 
nommen auf den $ 2, ben wir zu ben Ktommiſſions— 
beſchlüſſen beantragt haben. Wir beantragen nämlid) eine 
Erweiterung der Zuftändigfeit des Gewerbegerichts, wie 
wir e3 ſchon im Fahre 1890 und bei anderen Gelegen: 
heiten gethan haben. Wir beantragen: 
Als Arbeiter im Sinne Diefed Geſetzes gelten 
diejenigen Gefellen, Gehilfen, Yabrifarbeiter und 
Lehrlinge, auf welde Tit. 7 der Gewerbeordnung 
Anwendung findet, ferner alle im Bergbau, in 


der Lande, Forſtwirthſchaft, im Handel, im 
Vertehrödienft oder als Gefinde beichäftigten 
Berfonen. 


Nahdem $ 1 unfered Antrags, die Gewerbegeridte obli- 
atoriſch einzuführen, abgelehnt ift, wird höchſt wahr: 
cheinlich aud dieſer Antrag dasſelbe Schidjal erleiden; 
denn ein Theil der Borausfegungen dieſes Antrags iſt 
jelbftverftändlih mit dem Obligatorium verbunden. Aber 
auch bei ber fakultativen Einführung wird es von Bor- 
theil fein, wenn dieſe Kategorien von Arbeitern und 
Arbeiterinnen mit unter dieſes Geſetz fallen würden. 

Meine Herren, unfere techniſchen ar in den 
legten 11 Jahren haben mehr ald früher doch dazu ge: 
führt, daß immer mehr und mehr aud) in den Ländlichen 
Bezirken eine Vermiſchung eingetreten ift, ſodaß ſchwer zu 
fagen ift, wer in der Landwirthidhaft, wer im Gewerbe 
beihäftigt ift. Mir gehen von der Vorausſetzung aus — 
und ich habe das ſchon bei $ 1 hervorgehoben —, daß in 
erfter Linie die im Bergbau beichäftigten Arbeiter unter 
dieſes Geſetz geitellt werben. ir verlangen, daß die 
Bergwerksſchiedsgerichte aus der Welt geihafft werden, 
und mit dem Falle biefer —— die Berg⸗ 
arbeiter in Zukunft unter die Gewerbegerich 
Wir verlangen auch, daß ſämmtliche ländliche Arbeiter 
und Arbeiterinnen, auch die in der Forſtwirthſchaft be— 
ſchäftigten, mit unter dieſes Geſetz fallen. Die Herren 
aus der Kommiſſion werden mir zugeben, daß es uns 
nicht gelungen ift, einen großen Theil der Bärtnergehilfen 
mit unter dieſes Geſetz zu bringen, obwohl von faſt allen 
Seiten die Schwierigkeit anerkannt wurbe, einen Unter— 
fchied zu machen zwiſchen der lanbwirthichaftlicen 
Gärtnerei und ber Gärtnerei im Handelögewerbe. Da 
diefe Schwierigkeit dazu führt, aud in Zukunft die Un— 
nerechtigkeit beftchen zu laffen, den größten Theil ber 
Särtnergehilfen außerhalb dieſes Geſetzes ftchen zu 
laffen, iſt es, um dieje Ungerechtigkeit gut zu machen, 
dringend nothwendig, daß ſämmtliche Arbeiter in ber 
Lande und Forſtwirthſchaft unter dieſes Geſetz fallen; 
dann braucht man nicht dem Unterſchied zu firiren, ob ein 
Theil der Arbeiter und Arbeiterinnen der Forſt- und 
Landwirthſchaft unter dieſes Geſetz fallen oder nicht. 

erner beantragen wir, daß alle im Handelögewerbe be- 

ſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen endlich einmal au die 
Gewerbegerichte angegliedert werben. Es ift vorhin ſchon 
darauf hingewiefen worden von dem Herrn Abgeorbueten 
Raab, daß am 7. April 1897 und 25. Januar 1899 nahezu 
mit Einftimmigfeit eine Nefolution vom Deutichen Reichs— 
tage angenommen wurde, Die die Regierung erjucht, einen 
Sejegentwurf über die Erribtung kaufmänniſcher Schieds— 
gerichte vorzulegen, und am 18. Januar 1890 führte der 
Herr Abgeordnete Baſſermann im Haufe aus, mit Niüd- 
fiht darauf, dak man fonftatiren faun, daß die Handlungs: 
gehilfen ſich die fozialdemokratiihe Agitation bisher vom 
Halie gehalten haben, wäre es wohl doppelt angebradt, 
die Wuͤnſche möglichſt raſch zu erfüllen. 

Sa, meine Herren, wir find auch ber Meinung, daß 
es endlich einmal Zeit wäre, nachdem ſchon im Jahre 1886 


Dad Wort hat der Herr (CO) 


te fallen. (D) 


(B) Gewerbegehilfe ift oder Handlungsgehilfe. 
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(Bubeil.) 


(A) eine Refolution im gleihen Sinne angenommen wurde, 


daß für die Handlungsgehilfen Schiedsgerichte geſchaffen 
werden follen. Denn feit dem Jahre 1890, feit Beftehen 
dieſes Geſetzes find jetzt 11 Jahre ind Land gegangen, 
und bis zur Stunde ift für die Handlungsgehilfen Deutich- 
lands nod nichts geſchehen. 

Wenn Sie die Petitionen anfehen, die an das hohe 
Haus und an die Kommiffion gelangt find, jo werben 
Sie finden, daß weit über 400 Stäbte Deutidhlands 
petitionirt haben an den Deutſchen Reichstag, ihnen 
faufmännishe Sciebögerichte zu gewähren und fie anzu— 

liedbern an die Gewerbegeridhte. Der größte Theil der 
ndlungsgehilfen fieht auf dem Standpunft, dab bie 
Angliederung an die Gewerbegeridhte die befte Löfung der 
Trage fe. Wenn fie an die Amtsgerichte angegliedert 
werden, jo I fie für ihre foziale Lage, für die Klagen, 
die fie anzuftrengen haben gegen ihre Arbeitgeber, gegen 
ben Kaufmannsftand, gegen den Handelsſtand, nichts ge— 
wonnen, fie müffen wiederum Monate lang warten, ehe 
fie zu ihrem Recht gelangen können. Sie verlangen ferner, 
daß die Zuftändigfeit infofern erweitert wird, daß bie 
Gewerbegerichte nicht wie bisher nur bi 100 Mark end: 
giltig abzuurtheilen haben, fondern daß das Klagedelikt 
erweitert wird bis zu 300 Marf, weil es fi in ben 
meiften Fällen bei den Handlungögehilfen nicht wie bei 
ben Arbeitern um einen 8- oder 14 tägigen Lohn handelt, 
fondern mindeftend um ein Monatögehalt, in fehr vielen 
Fällen um ein Vierteljahrögehalt, das fie ſehr oft einzu= 
lagen haben. Wer heute ein aufmerkſames Auge auf 
unfere Gewerbegerichte hat, vor allen Dingen einmal unſer 
Berliner Gewerbegeriht in Augenfchein nimmt und Nach: 
frage hält, wird finden, daß ein großer Theil der Hand— 
Iumgögehilfen fid) au das hiefige Gewerbegericht wendet, 
weil heute die Stompetenzftreitigkeiten an ber Tagesordnung 
find. Heute weiß der Handlungsgehilfe nicht, ob er 
2 Er glaubt, 
Gewerbegehilfe zu fein, und wendet fi au das hiefige 
Gewerbegeriht.. Gr wird einfach abgewiefen; das Ge— 
werbegeriht hält ihn für einen Handlungsgehilfen und 
muß ihn auf den langwierigen Weg ber Amtögerichte 
verweilen. 

Es müßte doc; eigentlich im Intereſſe ber Mitglieder 
bes hohen Haufes liegen — Sie ftehen body auf dem Stand: 
punkt, jo weit wie möglich die Unzufriedenheit aus der 
Welt zu ſchaffen. Sie jagen dod immer, daß die Un— 
—— ung, der Sozialdemokratie, die Maſſen in die 

tme wirft. Hier hätten Sie ja ein Mittel, die Un— 
zufriedenheit eine fo großen Theild von Arbeitern, die 
im Handeldgewerbe beichäftigt find, ji bejeitigen. Wie 
viele Handlungsgehilfen find wohl in der Lage, ihre 
berechtigten —— en an die Arbeitgeber durdhzufegen? 
Sie haben einen Vorſchuß zu Leiften bei den Amtsgerichten, 
den fie meift nicht ftellen fönnen. Sie find dann ge: 
zwungen, einfach die Klage fallen zu Taffen, und Eönnen 
ihre gerechten Ansprüche nicht geltend machen. Machen 
fie fie geltend, danı werben fie der Noth in die Arme 
getrieben, . fie müffen 3 bis 4 Monate warten, ehe fie 
einen Rechtsſpruch erhalten. Ferner fchen wir aud, daß 
eö bei den Amtögerichten auch in der Zukunft nicht beſſer 
werden kann. Der Mangel an Nichter fteigert fi, man 
möchte faft jagen, von Tag zu Tag. Die neue Zivilprozeß: 
orbnung erſchwert ebenfallö in dieſer Beatehung die Recht⸗ 
ſprechung bis aufs äußerfte. Wie anders ift das bei ben 
Sewerbegerihten! Das läßt fid) durch folgende Zahlen be— 
weiſen. Die deutihen Gewerbegerichte haben 56,9 Prozent 
aller anhängigen Sadjen innerhalb einer Woche entichieden, 
die Amtsgerichte in Deutfchland Haben innerhalb dreier 
Monate nur 63,5 Prozent ber Fülle erledigt; Die 
deulſchen Gewerbegerichte haben 45 Prozent der gefanmten 
Klagen durch Vergleich erledigt, Die gefanmten Amts: 


gerihte aber nur 14 Prozent. 
wir 11 Jahre lang und beftrebt haben, Berbefferungen 
im Gewerbegerihtögeleg durchzuführen, enblid dahin ge- 
langt, daß bie Verbefferungdvorichläge vom hohen Haufe 
burdhberathen, angenommen und aud an den Bunbedrath 
elangen werben. In früheren Jahren find alle geitellten 
nträge vom hohen Haufe zwar bisfutirt und in ben 
Kommiſſionen berathen worden, aber fein einziger diefer 
Kommiſſionsbeſchlüſſe ift im Plenum zur Erlebigung ge- 
fommen, weil es immer an ber Zeit gefehlt hat. Sekt 
wäre eö nun wohl angebradjt, wenn man fi nicht ent: 
ſchließen will, aud die übrigen Kategorien der Arbeiter 
aufzunehmen, doch wenigitend mit den Handlungsgehilfen 
einen Anfang zu machen, deren foziale Lage wohl eine 
ute nicht zu nennen ift. Ebenſo verlangen wir, baß bie 
u Verkehrsdienſt ftehenden Arbeiter mit unter bad Ge: 
werbegericht fallen. Auch für diefe fieht e3 heute ſonder⸗ 
bar aus. Das fogenannte Fahrperſonal fällt nicht under 
bad Geſetz, dagegen fallen diejenigen Arbeiter, hie in den 
Werkſtätten derſelben Gefellihaft befhäftigt find, darunter. 
Ein Fahrer, der vorübergehend in einer Werkftatt be- 
fhäftigt ift, fteht umter dem Gewerbegerichtsgeſetz, da- 
egen fann derjenige Arbeiter, der nur am Fahrdienſt be- 
Mai t wird, die Wohlthaten des Gewerbegeridht3 niemals 
für fih in Anſpruch nehmen. Wir glauben, daß diefe Un— 
gerechtigkeit ſehr Leicht zu befeitigen fei durch er. Anträge. 

Ferner verlangen wir, daß das Gefinde mit unter 
bie Gewerbegerichte fällt. Die Kommiffion ift ja einen 
Schritt nad vorwärtd gegangen, der Antrag Trimborn, 
ber mit in den Kommifjionsbefhlüffen enthalten iſt, auf 
ben id) aber nicht weiter hier eingehen will, weil er 
au anderer Stelle zur wg ne en fol, hat ben 
Anfang gemacht, und auch die Mehrheit der Kommiſſion 
bat fih auf den Standpunkt geftellt, daß wenigſtens 
in den Städten, wo Gewerbegerichte beftehen, der Vor— 
fitende des Gewerbegeriht? die Machtbefugniß hat, 
mit den Herrſchaften oder dem Gefinde, dad fih an 
ihn wendet, in Berhandlun au treten und einen Schieds⸗ 
fprud zu füllen Wir find aber der Meinung, daß 
dad mehr als eine Halbheit bebeulet, und daß das 
ein Weg ift, dem felbit Borfigende ber Gewerbegerichte, 
wie 3.8. Sigl in Stuttgart, auf das äußerfte bekämpfen. 
Der Antrag der Kommiſſion genügt keineswegs, dab den 
Borfigenden ber Gewerbegerichte eine ſolche einfeitige Be— 
fugniß zugeſprochen wird, die weder den Herridaften noch 
den Dienftboten etwas nüßt. Heute wird ein großer Theil 
des Gefindes zu ganz anderen Arbeiten verwendet wie 
früher, nicht nur zu häuslichen Arbeiten, ſondern diejelben 
müſſen aud im gewerblihen Leben ihätig fein. Auch 
beim Gefinde jehen wir wie ſchwierig e3 heute ift, wenn 
entweder bie Herrichaft gegen das Gefinde klagt oder 
umgekehrt das Gefinde gegen bie Herrfchaft, wie heute 
dad Gefinde der polizeilihen Willkür unterworfen ift. 
Der größte Theil des Gefindes läßt lieber alles im Stich, 
che es fi an bie zuftändige Bolizeibehörde wendet. Um 
alle dieſe Ungerechtigkeiten aus der Welt zu ſchaffen und 
eine Gleichheit audy in dieſer Hinficht herbeizuführen, 
haben wir beantragt, aud) das Gefinde unter bie Ge- 
werbegerichte zu ftellen. 

Meine Herren, Sie werben einwenden, dann müßten 
aud) zugleid im Gewerbegericht Beifiger fein, welche in 
ber Lage find, im diefen Dingen Recht zu ſprechen, weil 
der größte Theil berfelben Dienftboten nicht beichäftigt 
und daher nicht weiß, wie bei ben Klagen ber Dienft- 
boten zu verfahren iſt. Wir Sozialdemokraten wollen ja 
bad Gewerbegeriht nah jeder Seite erweitert haben, 
wollen jowohl Dienftherrihaft wie Dienftboten, ſowohl 
Arbeitern wie Arbeiteriimen die Seguungen des Gewerbe— 
gerichts zufommen laffen, damit fie in allen Streitigkeiten, 
die fie zu führen haben, auch Beifiger haben, die in ihren 


Wir find num, nachdem (C) 


(A) 


(n) 


2058 








Angelegenheiten Recht ſprechen können. Wir find ja der 
Veberzeugung, daß dieſe unfere weitgehenden Anträge vor: 
läufig die Majorität des hohen Haufes nicht erhalten 
werben. Aber ſelbſt wenn Beifiger im Gewerbegericht 
nicht enihalten find, die aus den Herrichaften oder Se: 
finde hervorgegangen find, wird es immerhin einen großen 
Vortheil für diefe Leute bedeuten, wenn fie auch unter 
der jegigen Zufammenjegung dort ihre Hilfe fuchen Fönnen, 
ftatt bei der Polizei oder dem Amtögeriht. Wenn wir 
auf unfer Nachbarland Defterreich bliden, ſehen wir, tie 
dort feit dem 27. November 1896 die Gewerbegerichte 
eingerichtet wurden, wie man dort viel weiter gegangen 
it als bei uns nad) 11 Jahren, wie Defterreid die 
Handlungsgehilfen Sofort beim Inkrafttreten der Gewerbe- 
gerichte unter das -Gefeg genommen und fie angegliedert 
hat, und wie alle Anzeichen vorhanden find, daß dieſe 
Angliederung zum Heile für die geſammte öfterreichifche 
Ktaufmannfhaft, die Arbeitgeber fowohl wie die Arbeit- 
nehmer, ausgefallen ift, und daß beide Theile fih damit 
fehr befreundet haben. Warum jollte das, was in 
Oeſterreich möglich ift, bei uns in Deutfchland nicht eben- 
falls möglich fein? 

Ich bitte Sie alfo, aus allen diefen angeführten 
Gründen eine Erweiterung ber Befugniſſe des Gewerbe— 
gericht3 vorzunehmen, deren Perſonenkreis zu erweitern 
und diefen unferen Anträgen Ihre Zuftimmung zu geben. 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 

Dizepräfident Büſing: Zur Geſchäftsordnung Hat 
da3 Wort der Herr Abgeorbnete Dr. Spahır. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präjident, ich) möchte 
bitten, mit der Berathung des $ 2 die Berathung des 
$ 79a und des von der Stommiffion vorgeihlagenen 
Zuſatzes zu 8 80 Abſatz 2 zu verbinden. Es handelt 
ih im 82 um bie Frage, auf welde Berfonen das 
Geſetz Anwendung finden fol. Mit diefer Frage hängt 
auch die Frage zuſammen, ob und inwieweit bei Streitig- 
feiten zwifchen Dienftherren und Gefinde die Vorſitzenden 
der Schiedögerichte zur Vorentſcheidung für zuftändig er— 
flärt werden follen. Ich glaube aud, daß bei der Be: 
ſchlußfaſſung über dem einen und anderen der Paragraphen 
des Gefeged für manches Mitglied die frage von Be— 
deutung fein fann, ob ber 5 79a überhaupt Annahme 

bet. 
n Vizepräfident Büfing: Der Herr Abgeordnete Dr. Spahn 
ſchlägt vor, mit der Diskuffton über den $ 2 die Dis: 
fuffion über die SS 79a und 80 Abſatz 2 (Zufab) zu ber- 
binden. Wenn dem Antrage aus dem Haufe nicht wider: 
fprochen wird, nchme ich an, daß das Haus mit der 
Verbindung diefer Paragraphen einverftanden ift. — Ein 
Widerſpruch erfolgt nicht; das ift der Fall. 
Id gebe das Wort dem Herrn Berichterjtatter. 
(Derjelbe verzichtet.) 
Das Wort zur Sache hat der Herr Abgeordnete 
Spahn. 
Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, im Gegen: 
fat zu dem Herru Vorrebuer möchte ich bitten, bie Ge: 
findeftreitigfeiten im dieſes Geſetz nicht hineinzuzichen und 
meinem Antrage zuzuſtimmen, den S 79a und den Damit 
zuſammenhängenden Zufag im Abſatz 2 des 8 80 aus 
den Kommiſſionsbeſchlüſſen wieder heraus zu ftreichen. 
(3 macht einen etwas eigenthümlihen Cindrud, wenn 
man den Kommiſſionsbericht bis Seite 71 gelejen hat; 
da ftcht bei dem Beſchluß des 8 80 Folgendes: 
Diefer Antrag wird gegen 2 Stimmen ange— 
nommen, nachdem feitens eines Negierungsver- 
treter8 erflärt worden war, daß bie Tragweite 
diefer Beſtimmung nod nicht voll zu überichen 
fei, da es Hierzu ciner Prüfung der einzelnen 
Landesgeſetze bedürfe, welche in Anfchung der im 
$ 80 bezeichneten Gewerbegerichte ergangen feien, 


Dr, 
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Wenn man, wie ed mir paffirt ift, in dem Bericht weiter (C) 


ſucht, welche Mittheilungen über die Landeögefege dent: 
nächſt gemad)t worden find, fo vermißt man diefe Mit: 
theilung, und mir will fcheinen, auf dieſes Valuum hin, 
ohne Kenntniß der Landesgeſetze — ich halte nämlich das 
Bedenken, das geltend gemacht ift, für zutreffend — nun— 
mehr dieſe Beftimmung zu beichliehen, dad hat außer 
den Bedenken der Kommiſſare noch Bedenken nad zwei 
Seiten: einmal das Bedenken, daß das Geſinderecht über- 
haupt nicht reichsrechtlich geregelt ift, fondern der Landes— 
gejeggebung unterfteht — und damı das andere, daß wir 
Landesgeſetze haben, welche fir Gefindeftreitigkeiten Ein: 
ridytungen haben, welche beifer find als der hier vorge 
Ichlagene Vorfitende des Gewerbegerichts, daß wir alfo 
unter Umftänden einzelne Landesgefege reichsrechtlich ver— 
ſchlechtern. Ich meine, bevor die Frage aufgeklärt ift, 
jollte der Reichſstag Stellung zu der Frage nicht nehmen. 
Ich glaube aber, auch ohne daß irgendwelde Aufklärung 
ergebt, follten wir, jolange das Geſinderecht reichsrecht— 
liche Negelung nicht gefunden bat, auch das Geſinderecht 
ruhig da Laffen, wo es als ſolches ift, nämlich bei ber 
Landesgefeggebung, und follten uns auf die reichsgeſetz-— 
liche Regelung einer Vorentſcheidung nicht einlaffen. 
(Schr richtig! rechts.) 

Wenn num betont worden ift, daß es für bad Ge: 
finde ein Vorzug fei, wenn es feine Streitigkeiten ftatt 
bei der Polizei bei dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts 


-borbringen könne, fo kann ih das zugeftehen; aber dies 


Eingreifen der Polizei im Gefindeftreitigkeiten ift durch 
Partifulargelege geregelt, die nur in wenigen Einzel— 
ftaaten gelten, und die deshalb für unfere Beſchlußfaſſung 
nicht ausichlaggebend fein können. 

Meine Herren, es kommt noch ein andere® Moment 
für mid perfönlih in Betradt. Sie haben bie kauf: 
männiſchen Streitigkeiten erwähnt, und der Herr Kollege 
Zubeil war der Meinung, die Schied3geridhte für die kauf— 
männifhen Streitigkeiten nicht mit den Amtsgerichten zu 
verbinden. Ich habe dem dringenden Wunſch, daß das 
Reichſsamt des mern, wenn es an die Negelung ber 
kaufmänniſchen Sciedögerichte geht — und ich wünſche, 
daß die Megelung recht bald erfolgt — nicht vorgehen 
möchte ohne eingehende Verhandlungen mit dem Reichs— 
Juſtizamt. In diefer Frage ift die Juſtiz betheiligt. Es 
it ja ein Zug der modernen Zeit, Schiedsgerichte unter 
Nusihluß der Amtörichter zu Schaffen; ob aber dieſer 
Ausſchluß dem Ansehen der Amtsrichter und damit der 
Nechtöpflege giftig ift, das ift mir eine fehr zweifelhafte 
Frage. 

(Sehr richtig!) 
Die Trennung von Juſtiz und Verwaltung ift eine That- 
ſache, mit der wir uus abfinden müflen; aber es ift des— 
halb nicht nöthig, daß, nachdem wir den Nichter an fid) 
in feinem Kreiſe zuriidgefegt haben genen ben präs 
bonderirenden Berwaltungsbeamten, daß wir ihn von 
Reichs wegen noch einflußlofer in feinem Kreiſe machen, 
indem wir ihm immer mehr Befugniffe entziehen. Im 
Gegentheil, unfer Beftreben muß dahin gehen, dafür zu 
forgen, daß der Amtsrichter die gleihen Befngniffe in 
feinem Wirkungskreiſe und benfelben Einfluß hat wie ber 
Berwaltungsbeamte, indem wir ihm neue Aufgaben zit 
weilen, die ſeinen Wirkungsfreis erweitern, ftatt ihn herab: 
drüden; das ift eine fozial wichtige Aufgabe bes Reichs. 

Das tft rihlig: wenn wir an einen berartigen An— 
ſchluß der Sciedsgeridte an die Amtörichter herantreten 
wollen, jo fanı die Zivilprozeßordnung nicht zur Anwendung 
fommen, ſondern es müſſen fiir Diefe Schiedsgerichte, deren 
Norfigender der Amtsrichter fein foll, Sonderbeftimmungen 
erlaffen werben, zu denen die Softenfreiheit und die Be: 
ſchleunigung des Verfahrens gebört. 63 muß ein anderes 
Verfahren, als es in der Zivilprozeßordnung befteht, eins 


— 


D) 





(A) geführt werden. Alſo alles, was biöher gegen die Zus 


ſtändigleit des Amtsgerichts geltend gemacht worben ift, 
ſpricht nicht dagegen, den Anıtsrichter zum Borfigenden 
der Schiedsgerichte zu machen. 

Aber id will in die materielle Seite der Frage nicht 
weiter eingehen und mir meine Stellungnahme zu einer 
zufünftigen Vorlage vorbehalten. Ich habe namentlich 
gegen die Zuziehung von Laien zu Diefer Art Rechtſprechung 
nichts einzuwenden; ich halte es für berechtigt, daß unfere 
Gntwidlung dahin geht. Aber ich meine, wir follen in 
dieſem Augenblit und bei diefem Geſetz nicht in einer 
Nichtung weitergehen, die und einen Schritt ins Dunkle 
machen läßt, weil zur Benrtheilung dev Wirkungen des 
Geſetzes die Unterlagen unzureichend find, die für die Au— 
träge vorliegen. 

(Bravo!) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Hear 
Abgeordnete Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, meine 
Freunde werden gegen die Anträge Albrecht und Genoſſen 
zu $ 2 ftimmen. Ich brauche die Gründe nicht des näheren 
mehr auszuführen; fie find in den Plenarverhandlungen 
über dieſe Materie diesſeits ſchon wiederholt ausgeführt 
worden. Wir ftehen, wie ich ſchon bei $ 1 auszuführen 
die Ehre hatte, auf dem Standpunfte, daß dem Gewerbe: 
gericht der fondergerichtlihe Charakter gewahrt werden 
müſſe, und dieſer Charakter würde nicht gewahrt bleiben, 
wenn man ihre Zuftändigkeit auf Perſonen ausdehnen 
wollte, die nicht zu den induftriellen und gewerbetreibenden 
Kreiſen gehören. Es fommt auch in Betradit, dab in 
dem Momente, wo wir das Gewerbegericht als ſolches 
mit den Berhältniffen der Landwirthſchaft und des Ge— 
findes befofien, das Gewerbegeridt nicht mehr über das 
Gewerberedt und die Gewerbeordnung urtheilt, fondern 
daß es ſich auf das allgemeine juriftiiche Gebiet begeben, 


(13) auf das Gebiet des bürgerlichen Gejeßbuces, auf das 


Gebiet des Geſinderechts, alles Materien, in denen es 
eine befondere Stompetenz füglic nicht beauſpruchen fanı. 

Was die Organijation der kaufmänniſchen Schieds— 
gerichte angeht, jo ſoll dieſe Frage nad unſerer Auf— 
faſſung vollſtändig offen bleiben. Auch die Kommiſſion 
hat dieſe Frage offen gelaſſen. Insbeſondere wird durd 
die gegenwärtige Verhandlung und Abſtimmung in feiner 
Meile der Frage präjubizirt, ob die kaufmännischen 
Schiedsgerichte an die Amtsgerichte oder an die Gewerbe: 
gerichte angenlicdert werden follen. Im Gegenfag zu 
dem Herrn Vorredner möchte ich meine perjünliche 
Meinung dahin ausfprehen, daß ich die Migliederung au 
die Gewerbegerichte für das Nichtigere und Zweckmäßigere 
halte. Aber, wie gelagt, diefe Trage bleibt eine offene. — 
Worin wir aber Alle einig find, ift, daß endlich feitens 
der verbündeten Negierungen bezüglich der kaufmänniſchen 
Schiedsgerichte eine Vorlage uns unterbreitet werben möge. 

Was das Gefinde angeht, To habe ich jchon betont, 
daß die Interftellung des Gefindes unter dad Gewerbe: 
gericht als ſolches wicht angängig ift. Ich Für meine 
Berfon hatte geglaubt, dem großen Bedürfniſſe, welches 
für dad Gefinde nad) einer prompten und billigen Recht— 
ſprechung beiteht, dadurch einigermaßen entgegenzufonmen 
zu follen, daß ih vorſchlug, — den Gewerbegericht3: 
vorfigenden, nicht das Gewerbgericht jelber, als Per: 
mittelungsinftanz für Gejindeftreitigkeiten im Auſpruch zu 
nehmen. Wie das gemacht werben follte, nämlich durch 
ortsftatutariiche Negelung für die einzelne Gemeinde oder 
Theile derjelben, das eriehen Sie aus den SS 79 und 
— 80 der Vorlage, die auf meinen Vorſchlägen be— 
ruhen. 

Es hat nun inzwiſchen mein verehrter Freund 
Dr. Spahn ganz erhebliche juriſtiſche Bedenken gegen 
dieſe Regelung geltend gemacht, er hat die Marſchir— 


_Reihötag. — 92. Sibung. Donnerstag den 9. Mai 1901. 


2659 








fähigfeit des Geſetzes im dieſem Punkte im Frage ge— (CO) 


jtelt. Ih muß fagen: wenn von fo kompetenter Seite 
nad der Richtung fo erhebliche Bedenken erhoben werden, 
dann wird mir die Sade immerhin etwas zweifelhaft. 
Auf der anderen Seite möchte ih um alles in der Welt 
nicht, daß der Gejegentwurf, bei dem ich zu einem guten 
Theile — das darf ich jagen, da ein Antrag meinen 
Namen trägt — Paterftelle vertrete, und bei dem id) 
mid als Mitvater fühle 

ein 
nicht fpäter don juriftiiher Seite in Grund und Boden 
fritifint und als ganz unpraftifabele3 Machwerk bezeichnet 
werde, das eines juriftifhen Waters unwürdig fei. 

(Heiterfeit.) 
Weit id) mich dem nicht ausfegen will, und weil die 
Vorſicht der beffere Theil der Klugheit ift, deshalb will 
ich mid vor der Hand bejcheiden, und jo möge denn in 
Gottes Namen das Nefultat meiner ſchweren Bemühungen, 
die SS 79 und 80, vor der Hand dem Scidjal der Ab: 
lehnung verfallen. 

(Heiterfeit.) 


Ich kann nur den Wunſch ausfpredhen, daß im ben 
Kreiſen der verbündeten Regierungen und in ben Sreijen 
der Negierung der Ginzelftaaten doch die Frage ernit er: 
wogen werden möge, wie man dem Gefinde zu einer 
billigeren und prompteren Rechtſprechung verhelfen lönne. 
Es beitcht im dieſer Hinſicht wirklich ein dringendes Be— 
dürfnig, umd wenn die Verhandlungen dazu Anlaß gebeu 
follten, fo follte mid das ganz bejonderd freuen. Im 
übrigen mag, wie gejagt, mein Schmerzensfind dann jetzt 


hinfterben. 
(Heiterfeit.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. 

Freiherr v. Nidithofen-Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, nachdem der Herr Abgeordnete Trimborn, 
der ſich aud vor Ihnen ald Vater des $ 79a befannt 
hat, denselben Hat fallen laffen, jo werde ih mir ganz 
beitimmt feine Mühe geben, das Kind gewiffermaßen aus 
dem Brunnen, in welden es aller Vorausſicht nad fallen 
wird, zu retten. Ach Habe von Anfang an gegen bie 
Aufnahme diefer Beltimmung in diefen Gefegentwurf leb— 
haften Widerſpruch erhoben, halte aber bei diefer Sachlage 
nicht mehr für erforderlih, des längeren auszuführen, 
aus welchen Gründen ich dieſes gethan habe. ch würde 
fonft davon auszugehen haben, daß S 79a den Charakter 
eines Nothgeieges hat und mit dem ganzen gegenwärtigen 
Geſetz in feinem Zufammenhange ftcht. Das Geſetz 
handelt bloß von dem Arbeitern, für welche die Gewerbe: 
ordnuung gilt. Die Hineinbeziehung aller anderen Materien 
muß grumdfäglich abgelehnt werden. Bor allen Dingen 
darf dies nicht mit dem Gefinde geſchehen. Das Geſetz 
handelt von den Gewerbegerichten. Hier ift eine Konz 
firuftion, durch weldhe nicht das Gewerbegericht, ſondern 
der Vorfigende des Gewerbegeriht3 in Funktion treten 
foll. Diefe Neufhöpfung iſt eine ablolute Abnormität, 
welche zum ganzen Charakter unfered Geſetzes nicht paßt. 
Kurz und qut: wie in allen Stadien der Borberathung 
muß ich mich auch jegt gegen die Aufnahme der Beſtim— 
mungen in umfer Geſetz erflären. Zu einem ſolchen Noth: 
aejeß liegt gar feine Beranlaffung vor. Mögen auf dem 
(Gebiete des Gefinderehts und namentlich bei dem in den 
Geſindeordnungen angeordneten Verfahren einige lebel- 
ftände anzerkennen fein, fo fchreiend find die Mißftände 
nicht, daß es eines Nothgeſetzes bedürfte. 

Ta ih nad den Worten des Herrn Abgeordneten 
Trimborn zu der Ueberzeugung gefommen bin, daß die 
Majorität des Haufes Ddiefen 8 79a ablehnen wirb ent: 
halte ich mic ciner weiteren Ausführung und glaube es 
bei den gegebenen Ausführungen bewenden Laffen zu können. 


(D) 
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Vizepräfibent Büfing: Das Wort wird nicht weiter 
gewünſcht; die Diskuffion ift gefchloffen. Der Herr 
Neferent verzichtet auf das Schlußwort. Wir fommen 
zur Abftimmung über $ 2 und die damit verbundenen 
SS 79a und den Zufaß zu Abſatz 2 des 8 80. 

Zu 52 liegt der Antrag vor der Herren Abgeordneten 
Albrecht und Genofjen auf Nr. 329 der Drudiaden Nr. 5. 
Zu 5 79a und dem Zufag zu Abſatz 2 des S 80 beantragt 
der Herr Abgeorbniete Dr. Spahn auf Nr. 328 der Drud: 
jahen die Streichung. 

Ih werde zunächſt über $ 2 abftimmen Taflen in 
ber Weife, daß ih an das Haus die Frage ridjte, ob 
ber Antrag der Herren Abgeorbneten Albrecht und Genoſſen 
auf Nr. 329 der Drudjahen Nr. 5, den Abfag 1 de3 S2 
abzuändern, angenommen werben fol. Ge nad dem 
Ausfall der Abftimmung werde ich über den rungen 
felbft abftimmen laffen, und dann werde ich bei $ 79a 
und beim Zufat zu Abſatz 2 de3 8 80 die Frage auf 
Aufrehterhaltung der Kommiſſionsbeſchlüſſe ftellen. — 
Das Haus ift mit diefer Abſtimmung einverftanden; wir 
ftimmen fo ab. 

Ich bitte diejenigen Herren, welde nad dem Antra 
ber Herren Abgeordneten Albrecht und Genoffen auf 
Nr. 329 der Drudjahen Nr. 5 dem Abfat 1 de3 8 2 
des Geſetzes eine andere Faſſung geben wollen, ſich von 
ihren Platzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag Albrecht iſt abgelehnt. 

Ich darf num wohl ohne weitere Abftimmung fons 
ftatiren, daß 5 2 in der Faſſung des urfprünglichen Ge— 
ſetzes angenommen ift. 

Wir fommen nunmehr zur Abſtimmung über $ 79a, 
wie er von der Kommiffion vorgefdhlagen ift. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche S 79a in der Faſſung der Kom— 
miffion annehmen wollen, ſich bon ihren Plägen zu erheben. 


(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; 5 79a in der Kommiſſionsfaſſung 
ift geftrichen. 

Ich bitte nun diejenigen, welde den von der Som: 
miffton vorgefchlagenen Zuſatz zu Abſatz 2 des 8 80 an: 
nchmen wollen, fi zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Auch das iſt die Minderheit; der von der Kommiſſion 
vorgefhlagene Zuſatz zu Abſatz 2 des 8 80 ift abgelehnt. 

Wir gehen über zu $ 3. 

u bemfelben liegt vor der berichtigte Autrag Albrecht 
und Genoffen auf Nr. 330 der Drudfahen, welder vor: 
Ichlägt, den 8 3 des Kommiſſionsbeſchluſſes, des be— 
en Gejeged durch eine anderweitige Faffung zu er: 
egen. 

In ber eröffneten Diskuffion verzichtet der Herr 
Berichterftatter. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stabthagen. 

Stadthagen, Abgeorbneter: 53 des beftehenden Ge— 
ſetzes hat in ber Praxis leiber zu einer wi bon Zweifeln 
Anlaß gegeben, die meines Erachtens durch den Wortlaut 
des beitehenben Geſetzes nicht gerechtfertigt find. Aber in 
ber Yubifatur, insbefondere des Berliner Gewerbegerichts, 
welches fi überhaupt durd eine außerordentlid enge 
Auslegung, fowohl was formell die aus dem Gewerbe— 
gerichtögeleh fließende Kompetenz ald was die Ber: 
pflihtung aus dem Arbeitövertrag betrifft, auszeichnet, ift 
die Zuftändigkeit für eine Reihe von Fragen verneint 
worden, deren ſchnelle Erledigung unbedingt nöthig ift. 
Das bezieht ſich zum Beiſpiel auf die trage, ob ältere 
bon anderen Arbeitgebern ausgeſtellte Zeugniffe, welche 
bei Beginn des Arbeitöverhältniffes dem Arbeitgeber über: 
geben wurden, herausgegeben werben müfjen, und ob deren 
Herausgabe beim Gewerbegericht zu beantragen ift, ferner 
auf bie Frage, wie e3 mit der Herausgabe der Quittung 





farten ftcht, fowie auf eine Neihe anderer Fragen. Ins» (C) 


befondere dad Berliner Gewerbegericht verneint in fonftanter 
Prarid, dab der Anfpruch auf Herausgabe der einem 
Arbeitgeber beim Arbeitsantritt übergebenen Zeugniffe 
früherer Arbeitgeber vor das Gewerbegericht gehöre, 
ebenfo der Aufprudh auf Herausgabe der einem Arbeit- 
geber beim Arbeitsantritt übergebenen Gefindedienftbücher. 
Id hebe hervor: ſolche Zweifel find aud nah dem 
Kommilfionsantrag immerhin möglich; offenbar freilich 
follten die Gefindebienftbücher als ſolche Bücher mit: 
aufgenommen fein, auf deren Herausgabe vor dem 
Sewerbegeriht zu Hagen wäre. Andere Gewerbegerichte, 
die überwiegende Zahl, haben dieſe enge Interpretation 
nicht für richtig eradtet. Im vergangenen Jahre ift 
unter dem 830. Juni feitens des eriten Zwilſenats des 
Neichögeriht3 eine Entfheidung ergangen, abgedrudt im 
„Beiwerbegeriht*, Nr. 2 vom November 1900, Die 
meined Erachtens außerordentlich zutreffend das be— 
ſtehende Geſetz entgegen jener engen Auslegung inter: 
pretirt. Wird das beftehende Gele fo interpretirt, wie 
das Reichsgericht es thut, fo würde die entgegenftchenbe 
Anfiht des Berliner Gewerbegeriht3 und mander Land» 
gerichte völlig obfolet fein, und es würde ſich ferner er» 
geben, baß bie Art, wie die Kommiſſion bier zu forrigiren 
versucht, falſch, mindeftens überflüffig ift. 

Das beitehende Geſetz fagt ebenfo, wie bie Nr. 2 
jegt vorichlägt, daß die Gemwerbegerichte ohne Rüdficht auf 
ben Werth de3 Streitgegenftandes zuftändig find u. f. w. 
über die Leiftungen „aus dem NArbeit3verhältuiß“. 
Nach richtiger Judikatur wäre hieraus zu fließen: alle 
Ansprüche, die nicht entitanden wären, wenn nicht das 
Arbeitsverhältniß eingegangen wäre, gehören zur Zus 
ftändigfeit der Gewerbegerihte. Auf dieſen richtigen 
Standpunft ftellt fih auch das Reichsgericht. Leider 
ftellen fi die Gewerbe: und Landgerichte nicht durchweg 
auf diefen Standpunft. Man mu 
es fteht nicht im Geſetz „durch den Arbeitsvertrag“, 
fondern es fteht „aus dem ArbeitSperhältniß*. Legt 
man hierauf den Hauptafzent, interpretirt man, wie oben 
angedeutet, jo würden alle die recht unangenehmen Kon— 
fequenzen, die augenblidlid in der Praxis entftanden find, 
nicht entitanden fein, und ed würden aud die Korrekturen, 
die unter Nr. 3 und 4 ber Kommiſſionsbeſchlüſſe verfucht 
find, nicht möthig fein. Ich komme auf dieſe Hierauf 
a zurüd. Zunächſt zum Reichsgerichtserkenntniß! Da 

eißt es: 
Der 8 3 Ziffer 2 des —— — 
umfaßt alle Anſprüche, die ihren Rechtsgrund in 
dem das betreffende Arbeitöverhältniß regelnden 
Arbeitsvertrag oder in den den letzteren ergänzen— 
den geſetzlichen Beſtimmungen haben. Liegt dies 
vor, ſo iſt es gleichgiltig, ob das Verhältniß 
noch beſteht. Letzteres iſt durch die Faſſung — 
aus dem Arbeitsverhältniß — zum Ausdruck 
gebracht, durch den Hargeftellt werben ſoll, daß 
auch Anſprüche auf Entſchädigung einſchließlich 
derjenigen, die erſt mit der Entlaſſung beginnen, 
vor die Gewerbegerichte gehören. 
Es iſt alſo ausdrücklich hier feſtgeſtellt, daß auf die weite 
Faſſung der Nr. 2 Werth gelegt werden muß, dab darnach 
alle Anſprüche, die aus dem Arbeitsverhältniß hervor: 
gehen, vor die Gewerbegerichte gchören. Das wird noch 
durd) Hinweis auf ein früheres Reichsgerichts- und Reichs— 
oberhandelögerichtäurtheil und noch einige andere Urtheile 
in dem Neichögerichtöurtheil vom Juni 1900 dargelegt, 
fodaß ein Zweifel nicht beftehen kann, dab für Die 
lagen auf Herausgabe aus einem fogenannten Ber: 
wahrungsvertrag — biefer Anſpruch fand beim Reichs— 
gericht in lite —, für die lagen insbefondere auf Heraus: 
gabe von Legitimationspapieren und dergleichen, wenn man 


wohl unterfcheiden: (D) 


(A) die Anfiht des Reichsgerichts fir 


— 








(Stadthagen.) 





richtig hält, das 
Gewerbegericht zuſtändig ift. 

Nun hat die Kommiſſion wohlgethan, daß ſie gegen— 
über dieſem furchtbaren Nothſtand, der aus der Unſicher— 
beit der Rechtſprechung entſteht, Klarheit zu ſchaffen 
verſucht Hat. Es iſt nothwendig, Klarheit zu ſchaffen im 
Intereſſe der Schnelligkeit der Entſcheidung, wie auch im 
Intereſſe des Geldbeutels des Einzelnen. Ich gebe einem 
jeden, der um Rath an mic Herantritt, trogdem bas 
Berliner Gewerbegericht anderer Anfiht it als andere 
Gewerbegerichte, immer den Rath: traut nicht deu, wenn 
gejagt wird: wir find micht zuftändig, fondern laßt euch) 
abweifen, dann ift das Amtögericht zuftändig. Leider 
giebt es mande Arbeiter, die dod den Vorſitzenden 
trauen und fid an das Amtsgericht wenden, fobald im 
Gewerbegerichtsbüreau oder vom Vorſitzenden gefagt ift, 
dad Gewerbegericdht ſei nicht zuſtändig. Mir ift in ber 
legten Zeit ein Fall mitgetheilt, wo jemand wegen Bor: 
— der Quittungskarte vor dem Amtsgericht klagte, 
nachdem ihm vom Gewerbegericht geſagt war, es ſei nicht 
zuſtändig. Das Amtsgericht erkannte nach ſeinem Antrage 
und verurtheilte den Arbeitgeber zu einigen 20 Mark 
Schadenserſatz. Nun wandte ſich der Arbeitgeber an das 


Landgericht. Dieſes fagte zum Mrbeiter: dein An— 
fpruh iſt zweifellod beredtigt, aber es iſt ein 
Anſpruch, für den dad Gewerbegeriht zuſtändig iſt. 


Darauf erklärte der Arbeiter: ich bin dort geweien, ba 
bin id aber zurüdgewielen worden. Gr veriteht offenbar 
nicht den Unterfchied zwiichen Zurückweiſung und Zurück— 
nahme; aus den Akten ergab fi, daß er nicht zurück— 
gewieſen war, fondern er hatte den Antrag auf Zureben 
auf dem Gewerbegericdht leider zurüdgenommen. Das 
Landgeridt mußte ihn zurüdweifen, da von Amts wegen 
die Zuftänbigfeit zu prüfen war. Die Koſten betrugen 
in biefen Falle über 30 Mark, die der arme Wrbeiter 


(B) [eiften mußte, nur weil das Berliner Gericht oder deſſen 


Borfigender mit einer gewiſſen Hartnädigfeit anders ent: 
ſcheidet als die anderen Gewerbegerichte. Ganz ähnlich 
liegen eine Neihe anderer Fälle, 3. B. der folgende. Eine 
Stellnerin, die früher im Geftndedienft war, hatte ihr Ge: 
ſindebuch dem Arbeitgeber überlaflen. Bei der Entlafung 
wurde hineingefchrieben: faul, deswegen nicht zu ges 
brauden. Sie Hagte auf Aushändigung des Zeugniſſes 
und Befeitigung des Vermerkes. Das Gewerbegeridht 
fagte: ja, das richtige Zeugniß muß nad) der Beweis— 
aufnahme auögeftellt werben, ed muR in einem befonderen 
Zeugniß bei einigt werden, daß fie fleißig war. Aber 
wir find nicht zuftändig, das Buch Löfchen zu laſſen, das 
ist eine Sadıe, die dem Amtögericht zugehört, wir haben 
nur mit der Ausftellung von Zeugniffen zu thun. So 
giebt es eine ganze Reihe anderer Fälle, die nicht 
eriftirten, wenn das Gefeß ben Fafuiftifchen Weg der 
Aufzählung einiger Fälle, die ohne weiteres aus dem 
allgemeinen Grundjag folgen, nicht befchritten hätte. Ich 
erwähnte dad Dienſtbuch, weil es durch die neue Faſſung 
ber Komijfion meiner Anſicht nach nicht Zar getroffen 
wird. In ber Prarid müflen eine ganze Neihe ähnlicher 
Fälle ſchnell und zweifelsfrei entfchieden werben und können 
leider, wie die Sache liegt, fo nicht entichieden werben, 
wenn wir micht eine ausdrückliche Aenderung treffen, die 
jeden Zweifel auch für bie zweifelsfüchtigften befeitigt. 
Nun ſcheint mir aber der Kommiſſionsbeſchluß 
ſich auf einen irrigen Weg zu begeben. Man kann 
die Zweifel nur dadurch befeitigen, dab man nicht 
den Zafuiltifhen Weg betritt, fondern ein allgemeines 
Prinzip aufftellt, fo wie es das bürgerlihe Geſetzbuch 
im allgemeinen thut, und allenfalld wegen ber Fülle 
praltiiher Fragen, die von dem Gewerbegericht für 
Laien zu entfcheiden find, eine Reihe von Beifpielen 
mit aufführt, wie es aud das Handelsgeſetzbuch thut, im 
Reichstag. 10. LegislP. II. Seffion. 1900/1901. 
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den Fällen thut, wo es fih darum handelt, wichtige (CO) 


Gründe aufzuführen. Aber der Weg, den das Lanbredt 
eingeſchlagen hat, und den jegt die Nr. 3 und 4 der Stones 
miſſionsbeſchlüſſe einfhlagen, indem man zugleich mit dem 
allgemeinen Prinzip eine Reihe einzelner Vorſchriften 
gleihwerthig beifügt, ift ein Weg, der mit Nothwendigkeit 
zu neuen Irrthümern und Streitigkeiten Anlab geben muß. 
Die Kommiſſion bat ſich bemüht, in den Nummern 3 
ud 4 die häufigiten praktischen Fälle herauszugreifen. 
Sie = an die Fälle der Rückgabe von Zeugnifien, 
Legitimationspapieren, Urkunden. Da kommt man gleich 
zu ber Frage: iſt das Gefindebud ein Legitimations- 
papier? Man wird e contrario fagen: mein, bie Nr. 1 
redet ausdrüdlic vom Lohnbuch, hier ift von Legitimationss 
papieren und dann wieder von Büchern, lirkundeu u. f. w. 
die Nede. Mollte man Gefindebücher mittreffen, fo hätten 
fie aufgeführt werben müflen; denn Lohnbuch in Nr. 1 wäre 
ja überflülfig, wenn „Bücher“ unter Nr. 3 alle Bücher 
umfafien follen. So kann und jo wird man leider hier und 
da bebuziren. Meben den Gefindebüdhern giebt es 
übrigens auch Gejindelarten, wie wohl in Baden oder 
Bremen, dieſe würden ebenfall3 nicht dazu gehören. Das 
iſt fo ein Fall, an den ich im Augenblid denke, der aud) 
nicht durch dieſe kaſuiſtiſche Art getroffen wird, oder über 
ben mindeſtens abermals Zweifel entftehen werben. 

Ein anderer Fall, der ſich hier beim Gewerbegericht 
abgefpielt hat, ift der folgende: ein Kelluer redinet ab 
mit dem Gewerbetreibenden, er zahlt 6 Mark 33 Pfennig 
mehr, al3 er beim Einfaffiren befommen hatte. Darauf 
jagt der Wirth: was geht das mich au? warum haft bu 
nicht rechtzeitig einkaffirt? Die Gäfte find weggegangen, 
beftellt haben fie bei dir, an mich haben fie nicht gezahlt, 
fie follen anderen Kellnern gezahlt haben, wende dih an 
das Gericht! Der Kellner Hagt auf Zahlung der 6 Mark. 
Das Berliner Gewerbegeriht jagt: das ift fein Anſpruch 


aus dem Arbeitöverhältniß, es ift eine condietio indebiti, (D) 


eine Klage wegen ungeredjtfertigter Bereiherung. Auch 
das gehörte nicht zur Zuftändigleit des Gewerbegerichts. 
Diefe Anſicht ift allerdings meines Dafürhaltens irrig. 
Aber fie eriftirt do, und auch in Nr. 3 und 4 iſt biefer 
ipezielle Fall nicht getroffen. Und dod) ift auch das ein 
Tall, der nicht felten häufig vorlommt, indem der Arbeiter 
mehr giebt, als der Arbeitgeber zu verlangen hat, und 
dies Mehr zurüdfordert. Ich meine ferner ganz allgemein: 
geſetzgeberiſch und gejegeötehniih darf man nicht unter 
diefelben Nummern gleichwerthig ſetzen allgemeine Begriffe, 
wie bier „Leiftungen aus dem Arbeitsverhältniß“ und in 
einer Reihe damit unter Nr. 3 und 4 eine Reihe 
Tpezialifirter Bunte, die alle oder faft alle ſchon durch 
den allgemeinen Begriff mit umfaßt find. Das geht nicht; 
denn erftend wird dadurch ausgedrüdt, daß Diele 
ipezialifirten Dinge feine Leiftung aus dem Arbeits: 
verhältwiß find, und das find fie doch, zum wenigftens 
zum größten Theile. Die meiften Gewerbegerichte rechnen 
ja jchon heute mit diefen fpezialifirten Saden mit Recht 
als folden, die „aus dem Arbeitsverhältniß“ folgen, und 
wie ich Ihnen zeigte, fteht noch 1900 am 30. Juni das 
Reichsgericht genau auf derjelben Bafis. 

Alſo geſetzestechniſch iſt der von der Kommiſſion ge— 
machte Weg ungangbar. Wir haben verſucht, ebenſo wie 
in früheren Jahren, einen anderen Vorſchlag zu maden, 
ber dahin geht, daß wir zunächſt das Prinzip ausſprechen 
in der Weiſe, wie es das beftehende Geſetz bereits thut. 
Wir bitten Sie alfo, dementſprechend feitzujegen in Mr. 1 
des 8 3, daß zuftändig fein fol, daS Gewerbegeridht für 
die aus dem Arbeitsverhältnig folgenden Verpflichtungen 
und Entſchädigungsanſprüche wegen Nichterfüllung ber: 
felben oder nicht gehöriger Erfüllung, insbefondere der 
Anſprüche — — nun fommt eine ganze Reihe von 
einzelnen Anfprüdhen, die nit den Anfprud erheben, 

365 





Reichstag. — 92. Sitzung. Donnerdtag ben 9. Mat 1901. 








(A) vollzählig zu fein, die auch nicht auf eine Stufe geſetzt 


werben mit dem allgemeinen Prinzip, fondern die nur al3 
Beifpiele aufgeführt werden, wie im Handelsgeſetzbuch 
und aud in $ 133a bis c der Gewerbeordnung. Man 
kann darüber ftreiten, ob e3 richtig ift, die einzelnen Fälle 
in folder Fülle anzuführen, wie wir gethan haben, und 
die ja aud im Kommiffionsbericht unter Nr. 3 und 4 ges 
trennt wieber angeführt find. Vollzählig werben dieſe 
Beifpiele niemals fein können; ich glaube aber, daß es 
richtig ift, derartige einzelne Sachen bei ſolchen praftiichen 
Gejegen doch mit anzuführen, möchte Sie aber dringend 
bitten, nicht den Weg zu beichreiten, wie es bie Kom— 
miffion gethan hat, daß fie nun biefe bie 
eigentlich Folgen des allgemeinen Prinzips find, 
als befondere Nummern, alſo eigentlih als gegen: 
fäslihe, begriffli anders geartete Nummern unter 
Mr. 3 und 4 aufführt. Ueber die einzelnen Bunkte, 
ob da nod ein Punkt mehr zuzuſetzen iſt oder nicht, 
wirde ih nicht ftreiten; das iſt eine Sache, über 
die man fehr bald einig werden kann. Ich glaube, daß 
all die Dinge, die wir aufgeführt haben, wohl im weſent— 
lichen oder vollitändig fih mit den unter Nr. 3 und 4 
Aufgeführten deden, und daß der Unterſchied aber darin 
liegt, daß wir „inöbefondere* dazujegen, alfo nur Bei— 
ipiele anführen, während die Nr. 3 und 4 die Beifpiele 
als gleichwerthig mit dem allgemeinen Grundfag aufführt. 
Ich habe nichts dagegen, daß Arbeitözettel und Zahlungs— 
bücher noch befonderö hervorgehoben werben, wie es Nr. 1 
ber Kommiſſtonsbeſchlüſſe thut, ich Halte es aber nicht 
für notwendig, da von den Büchern im allgemeinen in 
Ar. 3 und in unferem Antrag die Rede iſt. Lohnbücher 
und Arbeitözettel gehören zu ben Büchern und Legiti— 
mationöpapieren zweifellos, bie beiſpielsweiſe angeführt 
find. Wenn man ben Ausdruck „Bücher“ nur als Beifpiel 
erwähnt, fo ift jebenfall3 darunter fallend ein Lohnbuch 


(B) und eine ähnliche Einrichtung und, falls wir neue Gefebe 


mahen, auch ähnliche inrichtungen wie Arbeitszettel, 
Lohnzahlungsbücher. Wir können nicht alle Einzelheiten 
treffen, die praktiſchen Verhältniſſe inhaltlich kafuiftiich auf— 
führen. Wenn man nod fo ausführlich ift, jo iſt das 
praftifhe Leben zu mannigfaltig, ald dab es nicht immer 
neue Berhältniffe ſchafft, deren Aufführung unterlaffen 
würde. Selbft die Gejeggebung ift fo mannigfaltig, daß 
man nicht dazu fommen wird, alle Berhältniffe, alle 
Einzelheiten bier in einer Nummer zu umfaffen. Daß 
die Arbeitszettel und Lohnzahlungsbücder, die lagen 
über Aushändigung und Inhalt derfelben ſchon heute zur 
Gewerbegerichtskompetenz gehören, obwohl fie im Geſetz 
nicht ausdrücklich ſtehen, wird allgemein angenommen. 
Alfo ob das darin fteht oder nicht, iſt ziemlich gleichgiltig. 

Ih möchte alfo bitten, ftatt der Nr. 3 bie Nummer zu 
fegen, die unfer Antrag unter 1 hat. Sie ift ja länger, 
aber hat den Bortheil, dab fie, foweit es bei den 


vielfeitigen Dingen möglih ift, meines Erachtens 
deutlicher ausipriht, was wir inhaltlid verlangen. 
Ich weiſe insbefondere auf die Gefahr Hin, daß 


wenn die detaillirten Nummern 3 und 4 im Geſetz ftehen 
werben, man nachher e contrario bei Streitigkeiten folgern 
wird. Die Herausgabe der Invaliditätsquittungskarten 
ift zum Beifpiel vergeffen, e3 ift zwar von der Eintragung 
in Nr. 4 die Rede, aber nit von der Heraudgabe — 
man wird möglicherweife, wie id ohne weiteres zugeben 
will, falſch deduziren: die Quittungsfarte fteht nicht be⸗ 
ſonders darin, es ſteht aber darin — „Zengniß“, 
da die „Quittungskarte“ nicht darin ſteht, gehört fie nicht 
in Nr. 3 und 4, und da in Nr. 4 gewifle Anſprüche 
genannt find, bie ji Nr. 3 gegemüberftellen, ſei das fein 
Anſpruch aus dem Arbeitvertrag. Das geht nicht; man 
fann nicht fagen: Anſprüche aus dem MArbeitöverhältniß all- 
gemein, und nun die einzelnen Anfpriche, die aus dem 





Arbeitöverhältniß folgen, befonders anführen. Aus der Ent: 
ſcheidung des Reichsgerichts dom 30. Juni dv. J. geht 
hervor, daß bezüglid der Anſprüche aus dem Arbeits— 
verhältniß die Faflung, wie fie bier die Kommiſſion 
ewählt hat, nicht zutrifft, weil Nr. 3 und 4 darnach 
chon aus Nr. 2 folgen, die die Anfprüche aus dem Arbeits- 
verhältniß allgemein umfaßt. 

Meine Herren, unfer Antrag enthält aber in Ab— 
weihung von der Kommiffton noch etwas anderes. Unter 
Nr.2 bitten wir Sie — fowohl dem Gefege gegenüber wie 
der Kommiffion gegenüber nen —, zuzuſetzen, daß bie 
Gewerbegerichte auch zuftändig fein follen für Streitigkeiten 

wegen vorſätzlicher Schadenszufügung in einer 
gegen die guten Sitten verftoßenden Weife, ins: 
ie durch Aneignung ber Arbeit3erzeugniffe 
oder durch PWerlegung der Betriebs: oder Ge— 
ſchäftsgeheimniſſe, ſowie wegen Ueberlaſſung, Be: 
nutzung oder — von Wohnungen, die vom 
Arbeitgeber dem Arbeiter entgeltlich ober unent— 
geltlid) überlaflen werden, und wegen Zahlung 
des Miethspreifes oder Herftellung bon Repara— 
turen fiir bieje —— 
Meine Herren, wir haben im dieſer Nr. 2 Zweierlei zu 
unterfcheiden: einmal die Ansprüche, die ja durd das 
bürgerliche Geſetzbuch zum großen Theil neu fiir Deutſch— 
land aus $ 826 hervorgehen, und dann Diejenigen Anz 
fprüche, die fih auf die Wohnungen beziehen. 

In Bezug auf die Wohnungsverhältniffie — um das 
gleich; vorwegzunehmen — befinden wir uns in lleber: 
einftimmung mit der Beftimmung, die das öſterreichiſche 
Geſetz feit Jahren hat, und es ift im diesjährigen wie im 
borjährigen Kommiffionsbericht hierauf verwieien, ſowie 
aud) darauf, daß mehrere Gewerbegerichtödeputationen, ins— 
befondere aud) die Berliner Deputation, um diefe Ausdehnung 
ber Hewerbegerichtsfompetenz bitten. Nach diefer Richtung 
hin läßt fih auch nicht leugnen, daß dba, wo mit dem 
Arbeitöverhältniß im Zufammenhang ftehend, Wohnung 
dem Arbeiter gegeben wird, ber Konner des Arbeitäver: 
hältniffes mit der Hingabe der Wohnung ein fo ftarfer 
tft, daß im allgemeinen, wenigiten® häufig, es fo liegen 
wird, dab mit Beendigung des Arbeitöverhältniffes aud) 
dad Miethöverhältniß beendigt ift, ſodaß die Frage, ob 
überhaupt eine Endigung ftattzufinden hat, ebenjo zu 
enticheiden ift fir das Miethöverhältniß tie für das 
Arbeitöverhältniß. Das ift in der Praxis aber gewiß 
außerordentlich unzuträglich, daß auf ber einen Seite vom 
Gewerbegericht entichteden wird: der Arbeiter tft mit Un— 
recht aus dem Arbeitäverhältniß entlaffen, kann daher 
Scabenerfaß verlangen — und auf der anderen Seite 
dem orbdentlihen Richter die Entſcheidung zuſtehen foll. 
Nein, er ift mit Recht entlaffen worden und hat aud; mit 
Nedht die Wohnung räumen müſſen. 

Fälle, wo eine Berquidung zwijchen dem Miethöper: 
hältniß und dem eigentlichen Arbeitöverhältuiß ftattfindet, 
giebt es Leider recht häufig. Eine gefeggeberiihe Map: 
nahme, um Dies zu verhindern, ift bis jetzt noch nicht 
getroffen, ift auch zur Zeit nicht ausführbar. Wenn es 
aber rechtlich fo ſteht, daß das Arbeitsverhältniß mit Dem 
Wohnungsverhältniß jo eng verquidt werden kann, jo muß 
eine Inſtanz dafür maßgebend fein, ob dies Verhältniß 
mit Recht gelöft wird, Wir können aber auch im 
Intereſſe des BGebäubeinhaberd, des Arbeitgebers darauf 
Werth legen, dab dad Gewerbegericht dieſe Inſtanz ift. 
Denn deffen Entjcheidung ift zweifellos die fchnellere, und 
ein verftändiger Amtsrichter wird bei Näumungsflagen, 
die auf einen Vertrag gegründet werben, der ſowohl Woh— 
nungsvertrag wie Arbeitsvertrag ift, im allgemeinen fagen: 
id; fee die Entſcheidung fo lange aus, bis das Gewerbe: 
gericht entichieden hat. Es liegt alſo dieſe neue Vorſchrift 
auch im Intereſſe des Arbeitgebers. 


(0) 


(m) 
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(A) 68 fommt hinzu, daß in Defterreich diefe Beftimmung, | auch der Arbeitgeber ihm gegenüber nad Treu und (O) 


ich glaube, jegt find e3 etwas über 5 Jahre, praftifch 
erprobt ift und weder feitens der Arbeitgeber nod) feitens 
ber Arbeiter gegen diefe Beſtimmung irgend etwas einzu: 
wenden war. In Oeſterreich ift die Verquickung zwiſchen 
Wohnungsverhältniß und Arbeitsverhältniß überdies wohl 
eine weit umfangreichere als hier. 

Nun jagt aber ferner der 82, es follen die Anſprüche 
aus dem S 826 des bürgerlichen Geſetzbuchs unter bie 
Gewerbegerichte fallen, nämlich die Anſprüche 

wegen vorſätzlicher Schadenszufügung in eier 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe, ins: 
——— durch Aneignung der Arbeitszenguiſſe 

oder durch Verletzung der Betriebs oder Ge: 

ſchäftsgeheimmiſſe. 
— Ich ſehe aber, es iſt ein Druckfehler, es muß heißen 
ſtatt „Arbeitszeugniſſe“ „Arbeitserzeugniſſe“. Auch hier 
iſt es ein gleichmäßiges Intereſſe des Arbeitgebers und 
Arbeitnehmers, dieſe Dinge durch mit den Fabrikations— 
äweigen beiwanderte Leute entichieben zu fehen. Nehmen 
Sie an: auf Grund des Geſetzes über den umlanteren 
Wettbewerb wird wegen Verlegung des Betriebs: oder 
Geichäftsgeheinniffes oder umgekehrt gegen den Arbeit: 
geber wegen unberechtigter Aneignung der Arbeitserzeug: 
niffe geklagt, fo hängt doc) die ganze Frage beim Schadens: 
erſatzanſpruch, ob hier ein Berftohen gegen die guten Sitten 
vorliegt, und ob es allgemein üblich ift, fo eng mit der 
Fabrikation und deſſen Gepflogenheiten zufammen, daß 
man wünſchen muß, es foll ein jachverftändiges Gericht 
entſcheiden. 

Weiter fallen unter Nr. 2 unſeres Antrags, um 
eine der für mich erheblichſten Kategorien herauszugreifen, 
die Schadenserfaganfprüde, die auf Grund der Judikatur 
des Reichsgerichts hoffentlid; in baldiger Zeit gegen die 
Arbeitgeber von denjenigen Arbeitern erhoben werben, 


(B) denen gegenüber das Syſtem der ſchwarzen Liſten at: 


gewendet iſt. Es ift einftimmig ausweislich der Be: 
rathungämaterialien in der bürgerlichen Geſetzbuchs— 
kommiſſion anerkannt worden, daß die Vereinbarung, die 
Nrbeitöfraft eined andern außer Kraft zu Teen, die Ver: 
einbarung gegen Stonventionalftrafe untereinander ben 
Betreffenden auszuſperren, das Verlangen, jemand follte 
einem beftimmten Gewerkverein ober einer politifchen 
Vereinigung angehören oder nicht, fo gegen die guten 
Sitten verftößt, daß fie unter die Entſchädigungspflicht 
des $ 826 fallt. Es würde eine folde Vereinbarung 
bie Arbeitöfraft des Ginzelnen beeinträchtigen, ihm die 
(Gelegenheit, Arbeit zu fuchen, nehmen. Das Syſtem der 
Ihwarzen Lite verftößt im der Negel, ich möchte jagen 
immer — ich wüßte feine Ausnahme, aber es kann ja 
fein, daß es eine giebt — fo gegen bie guten Sitten, 
daß der S 826 als Gutihädigungsparagraph auf bie 
Anwender dieſes Syſtems der ſchwarzen Lifte Anwendung 
findet. Auch hier haben wir es dem Neihsgerichte zu 
verdanken, daß e3 vor wenigen Monaten noch auf Grund 
der vor bem bürgerlichen Geſetzbuch geltenden gemein: 
rechtlichen Beltimmungen anerfanıt hat, daß, wenn ein 
foldes gegen die guten Sitten verftoßened Verhalten, 
welches gleichzeitig ſchadenserſatzpflichtig macht, vorliegt, 
nicht nur der Anreger Hierzu, fondern alle, die ſich ver- 
einbart haben, Haftpflihtig find. Wie dad Reichsgericht 
entſcheiden wird, wenn es ſich nicht genen Arbeiter, 
fondern Arbeitgeber handelt, dies fteht freilih dahin. So— 
viel mir befannt ift, find mehrere Prozeſſe im Gange, 
bie die Frage zur Entſcheldung bringen werden. Es 
liegt ja — der Hand, daß, wenn einmal aus dem 
Arbeitsvertrag ſelbſt der Arbeitgeber mit Recht vom 
Arbeiter eine Leiſtung nach dem Grundſatz von Treu 
und Glauben herleitet, der — Arbeiter ebenſo gut 
das Recht hat, vom feinem Arbeitgeber zu verlangen, daß 


Glauben zu verfahren hat. Dazu gehört aber unbedingt, 
daß ber Arbeitgeber micht für berechtigt erachtet werben 
faun, Deswegen, weil ihm beftinmmte Arbeit3bedingungen 
und Forderungen feines Arbeiter nicht gefallen haben, 
die Arbeitöfraft feines Arbeiter auf eine gewiſſe Zeit 
hinaus lahm zu legen, ihn in dem Sinne auszufperren, 
wie e3 in dem Syſtem der ſchwarzen Lifte liegt. Das 
Gut der Arbeitäkraft ift leider viel zu wenig geſchützt; es 
ift aber immerhin foweit geſchützt, als dieſe eben von 
mir berührten Beeinträchtigungen der Arbeitäfraft, durch 
das Syſtem der fchwarzen Lifte, die Verfuche, Arbeits- 
twillige zu hindern, in die Arbeit zu treten, bie wirth— 
ſchaftliche Uebermacht ihm gegenüber zu gebrauchen, ja in 
der bürgerlihen Geſeßbuchkommiſſion allfeitig als ein 
Verftoß gegen die guten Sitten anerfannt wurden, der, 
wenn er vorſätzlich ftattfindet, nach $ 826 des bürger: 
lichen Geſetzbuchs ſämmtliche Theilnehmer ſchadenserſatz— 
pflichtig macht. Das hängt jo eng mit dem Arbeits— 
verhältniß —— Auch die Frage, ob die Art und 
Weiſe der Ausübung, die Brutaliſirung eine ſolche iſt, 
die als vorſätzlich erachtet werden kann, iſt wiederum 
beſſer von Arbeitsgenoſſen und Arbeitgebergenoſſen zu 
beurtheilen als von rein gelehrten Richtern, ſodaß auch 
dieſer Anſpruch, nachdem er einmal durch das bürgerliche 
Geſetzbuch für ganz Deutſchland neu konſtituirt iſt, als 
ein ſolcher zu erachten ſein dürfte, der zur Kompetenz 
der Gewerbegerichte gehören muß. 

Was bie Nummern 3 und 4 anlangt, die ſich in 
unferen Baragraphen befinden, fo entipridt Nr. 3 dem 
beitehenden Gefeg und Nr. 4 dem Vorfchlage, den bie 
Kommiffion in Nr. 5 gemadt hat, mit dem wir durdaus 
einverftanden find. Danach wiirde entgegen dem beſtehenden 
Geſetze dad Gewerbegeriht fortan nicht mar zuftändig 
jein fir Streitigfeiten über die Berechnung und An— 


rehnung der von ben Arbeitern zu leiftenden Seranfen= (D) 


verficherungsbeiträge, fondern auch für folde Streitigkeiten, 
die ſich auf die Eintrittsgelder der Krankenkaſſen be— 
ziehen. 

Meine Herren, ich bitte Sie, aus ben vorgeführten 
Gründen die Kommiſſionsbeſchlüſſe nicht annehmen zu 
wollen, fondern zunächſt der Mr. 1 unſeres Antrags bei— 
zutreten, der im wejentlichen dasſelbe wiedergiebt, was 
die Kommiſſion in Nr. 3 ımd 4 vorſchlägt, nur zu weniger 
Mihverftändniffen in der Praxis führen wird. Außerdem 
bitte id) Sie aber, die Neuerung, die wir durch Nr. 2 
verfucht haben, einzuführen, hier in Kraft treten zu Taffen. 
Ich habe keinen Zweifel, dab, wenn der Reichstag dieſer 
Nr. 2 feine Zuftimmung gegeben haben follte, wohl auch 
die Negierung diefer Nr. 2 die Zuſtimmung geben wird. 
Entipricht Doch der eine Theil der Nr. 2 den IRRER er: 
probten Öfterreichifchen gefeglihen Beitimmungen, und will 
doch der erftere, fir mich weſentlichere Theil der Nr. 2 
eine nothwendige Stonfequenz der Einheit, die aud auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts durd) $ 826 de3 bürgerlichen 
Geſetzbuchs geichaffen ift. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, ich bitte 
Sie, den Antrag unter Nr. 330 abzulehnen. Der Antrag 
ichlägt eine Faſſung des $ 3 vor, bie einmal über bie 
Kommiſſionsbeſchlüſſe weit hinausgeht, und die zweiten 
nad der ſyſtematiſchen und der formellen Seite hin meines 
Erachtens durchaus unbefriedigend ift. Alles, was in ber 
Nr. 1 des Antrags Albrecht und Genofjen fteht, ift aud) 
bereitö in den Kommiſſionsbeſchlüſſen enthalten; nur führt 
die Nr. 1 alle möglichen Dinge ohne Syſtem, ohne 
leitendes Prinzip, in einem gewiffen Durdeinander auf, 
während der Kommiſſionsbeſchluß die betreffenden Materien 
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(M und das ift fein erwinfchter Zuftand. 


2664 


Reichstag. — 92. Sitzung. Dontterdtag den 9. Mai 1901. 











(A) foftematifch geordnet hat, und zwar, wie ih wohl aus- 


führen darf, nad folgenden Prinzipien: die Kommiſſion 
hat gejagt, prinzipiell gehört vor das Gewerbegericht alles 
das, was an Anfprüchen unmittelbar aus dem Arbeits: 
verhältniß hervorgeht, alfo die Streitigkeiten wegen des 
Lohnes auf der einen Seite, wegen der Arbeitsleiftung, ihres 
Beginns, ihrer Fortdauer, ihres Endes auf der anderen Seite. 
Im Gegenſatze hierzu hat die Kommiſſion unlerſchieden 
—“ Anſprüche, die ſich nicht unmittelbar, ſondern 
nur mittelbar aus dem Arbeitsverhältniß ergeben, z. B. 
die Anfprühe auf Herausgabe von Arbeitsbüchern und 
dergleihen. Bezüglich derjenigen Anfprüche, die ſich mur 
mittelbar aus dem Arbeitsverhältniß ergeben, ift die 
Kommiſſion von bem Prinzip ausgegangen, daß dieſelben 
mar inſoweit dem Gewerbegerichte unterliegen, als fie im 
Geſetze ausdrücklich ausgeführt find. Man hat damit 
gegenüber willfürlihen Interpretationen eine ganz be— 
jtimmte Grenze ziehen wollen, und das war nothwendig. 
Daß dies gefchehen, ift ein großer Borzug der Kommiſſions— 
beihlüffe vor der Faflung im Antrage Albredit und 
Genofien. 

Die Nr. 2 des Antrages auf Nr. 330 der Drud- 
fahen will eine Neihe weiterer Materien dem Gewerbe: 
gericht unterwerfen, insbefondere auch die Mieths— 
ftreitigfeiten. Bezüglich diefer Materien habe ih namens 
meiner Freunde bei der erften Plenarverhandlung ganz 
ausführlich dargelegt, weshalb wir nicht der Anficht find, 
daß Diefelben dem Gewerbegeriht zu unterftellen find. 
Ich will das nicht wiederholen; ich will nur auf den einen 
Bunkt hinmweifen, daß wir die Miethöftreitigfeiten deshalb 
nicht dem Gemwerbegeriht unterwerfen wollen, weil wir 
dann in demfelben Orte über eine die weiteften Schichten 
der Bevölkerung berührende Rechtsmaterie eine verfchiedene 
Rechtſprechung haben würden, die des Amtsgerichts auf 
der einen und des Gewerbegerichts auf der anderen Seite, 
Ich bitte daher, 
es bei den Kommiſſionsbeſchlüſſen zu belaffen. 

Vizepräfident Büſing: Die Disfuffton ift geſchloſſen. 

Das Schlußwort hat der Herr Referent. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: Ich 
fchließe mic dem Erſuchen, das foeben der Herr Kollege 
Trimborn an den Reichstag gerichtet hat, vollftändig an. 
Ich glaube, wir werden feine Veranlaffung haben, den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion nicht zu folgen und auf ben 
Antrag auf Nr. 330 einzugehen. ch glaube insbeſondere 
nod einen Punkt hervorheben zu follen, um vielleicht ein 
Mißverſtändniß zu befeitigen, zu dem die Worte des 
Herrn Abgeordneten Stadthagen vielleiht Anlaß geben 
könnten. Wenn er vermuthet, daß in Ziffer 3 die 
Gefindefarten und die Gefindebücher und, wenn ich mid) 
recht feiner MWorte erinnere, auch die Quittungäfarten 
nicht erwähnt find, und Wenn er vermuthet, da Diele 
dann auch nicht mit unter die Beftimmung fallen, und daß 
deshalb bei den Gewerbegerichten auf Rückgabe diefer 
Urkunden nicht er werden kann, fo, glaube ich, ift er 
im Irrthum. Ich Habe ſchon eben den Ausdrud ge: 
braucht, unter den die diesbezüglihen Papiere fallen. Es 
find dieſe Papiere zweifellos als Urkunden aufzufaflen, 
und id glaube, daß fie beöhalb auch der Zuftändigkeit 
der Gewerbegerichte unterliegen, wenn eim Arbeiter auf 
deren Nüdgabe klagt. Ic bitte daher auch meinerfeits 
im Namen der Stommiffion, diefen Antrag ablehnen zu 
wollen und den Vorſchlag der Kommiſſion anzunehmen. 

Bizepräfident Büfing: Wir fommen zur Abſtimmung 
über den Antrag Albrecht und Genoffen auf Nr. 330 der 
Drudiahen ( — 

Ich bitte diejenigen Herren, welche nach dem Antrag 
Albrecht und Genoſſen, auf Nr. 330 der Druckſachen (be: 
rihtigt), den S 3 der Kommiſſtonsbeſchlüſſe und des be: 
ftehenden Geſeßes durch eine erweiterte Faſſung — deren 


Verleſung mir erlaffen wird — erfeßen wollen, fi von 
den Plätzen zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag Albrecht und Ge— 
noſſen ift abgelehnt. 

Sch darf nun wohl, wenn fein Widerfpruch erfolgt, 
ohne befondere Abſtimmung annehmen, daß da3 Haus 
mit den Vorſchlägen der Kommiſſion zu $ 3 Ablak 1 
einverstanden ift. — Ein Widerfprud; erhebt ſich nicht; der 
Antrag der Konmiſſion ift vom Haufe angenommen. 

Wir gehen über zu II, die fih auf ben S 4 des 
beftchenden Geſetzes bezieht. Ein Antrag liegt nicht vor. 
Ich darf wohl ohne Abſtimmung annehmen, daß das 
Haus mit dem Borjchlag feiner Kommiſſion einverftanden 
ift. — Das ift der Fall. 

Wir gehen über zu IV, zu dem $ 5 bes beftehenden 
Geſetzes. Hierzu liegt vor der Antrag des Herrn Ab: 
geordneten Roeſicke (Deſſau) auf Nr. 332 der Druckſachen: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
im 8 5 Abſatz 2 der Kommiſſionsbeſchlüſſe, den 
Sefetentwunt wegen Abänderung des Geſetzes, 
die Gewerbegerichte betreffend — vorlegte Zeile, 
hinter den Worten „weder Arbeitgeber“ die Worte 
einzufügen: 

„oder Angeftellter eines betheiligten Arbeit: 

gebers“. 

Ih eröffne die Disluſſion über den S 5 und den 
dazu geitellten Antrag de3 Herrn Abgeordneten Noefide 
(Deffau) und ertheile dad Wort dem Herrn Bericht: 
eritatter. — Der Herr Berichterftatter verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Roefide (Deffau). 

Nocfide (Deffau), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
kann mich in Bezug auf diefen Antrag jehr kurz faffen. 

Das, was id) beantrage, ift eigentlih aud das, was 
die Kommiſſion gewollt hat; denn aus dem Beridht der 
Kommiſſion geht hervor, daß fie unter „Arbeitgeber* in 
diefem Fall nicht nur gemeint hat den eigentlichen Inter: 
nehmer jelbit, fondern aud diejenigen, bie den linter- 
nehmer vertreten. Nur weil einmal durch bie Beſchlüſſe 
ber Kommiffion hier befondere Beftimmungen über die 
Schiedsgerichte eingefügt werben follen, halte ich e3, um 
allen Zweifeln für die Zulunft vorzubengen, doch für 
zweckmäßig und wünſchenswerth, ausdrücklich nod in dem 
betreffenden Paragraphen zu fagen, daß als Borfigender 
aud ein Angeftellter eines betheiligten Arbeitgebers 
nicht fungiren darf. 

Ad darf hoffen, daß die Majorität fi diefem Bor: 
ſchlage anichließen und meinen Antrag annehmen wird. 

Vizepräſident Büfing: Das Wort wird nicht weiter 
verlangt; ich ſchließe die Diskuffion. 

Der Herr Berichterftalter hat das Schlußwort. 

Bed (Heidelberg), Abgeorbneter, Beridhterftatter: 
Meine Herren, ich darf mir wohl kurz zu bemerken ge— 
ftatten, daß an ſich der Beichluß der Kommiffion and) 
dem bier geftellten Antrage entipridt, und wir haben 
eigentlich diefe Zufügung nur mit Rückſicht auf den $ 12 
des beftehenden Geſetzes für überflüffig gehalten. 4 

Ib⸗ 


Vizepräfident Büſing: Wir Lommen 
ſtimmung. 

Ich werde dem Hauſe vorſchlagen, in folgender 
Weiſe abzuſtimmen: zunächſt, ob für den Fall der 
Annahme der Beſchlüſſe der Kommiſſion nach dem An— 
trag des Herrn Abgeordneten Roeſicke (Deſſau) auf 
Nr. 333 der Druckſachen in der vorletzten Zeile hinter 
den Morten „weder Arbeitgeber“ die Worte eingefügt 
werden follen: „oder Angeftellter eines betheiligten Arbeit- 
gebers“; dann, je nad dem Ausfall diefer Eventualab- 
ftimmung, über den Baragraphen feldftl. — Das Haus 
ift mit diefem Vorſchlage einverftanden; ich werde fo ab- 
ſtimmen laſſen. 


zur 


— 


(D) 
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(A) Ich bitte diejenigen Herren Abgeordneten, welche für | Theil aud Arbeiter beichäftigen, fo ift ed wünfdhenswerth, (C) 


den all der Annahme des $ 5 nad den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion gemäß dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Roeſicke (Deffau) auf der vorlegten Zeile hinter dem 
Worte „Arbeitgeber* die Worte einfügen wollen: „oder 
Angeftellter eines betheiligten Arbeitgebers”, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 


(Geichteht.) 
Dad ift die Mehrheit; der Antrag Noefide (Deſſau) ift 
angenommeit. 
Ich bitle nun diejenigen Herren, welde den Bor: 
ſchlag der Kommiſſion zu S 5, wie er fich jeßt durch die 
Annahme des Antrags Noefide (Deſſau) geftaltet hat, 
annehmen wollen, ſich von ihren Plägen zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; der Kommiſſionsvorſchlag zu 
$ 5 ift mit dem Zuſatz des Herrn Abgeordneten Noefide 
(Deffau) angenommen. 
Wir gehen über zum 8 10. Zu demfelben liegt vor 
der Antrag der Herren Abgeorbneten Albrecht und Genoffen 
auf Nr. 329 der Druckſachen sub 6: 
im S 10 des Geſetzes Abſatz 1 ftatt „dreißigite* 
zu jegen: „fünfundzwanzigfte“ und ftatt „zivei 
Jahren“ zu fegen: „einem Jahre“, 

und der Kommiſſionsvorſchlag. 

Außerdem ift ſoeben noch eingegangen ein hanbd- 
Ichriftlicher Antrag des Herrn ———— Zubeil: 

im $ 10 des Geſetzes hinter dem Worte „ſoll“ 
einzufchalten: „ohne Unterſchied des Geſchlechts“. 
Ich ftelle den Antrag mit zur Diskuffion. 

Id eröffne die Diskuffion über den $ 10 und bie 
dazu geftellten Anträge und ertheile das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Zubeil. 

Zubeil, Abgeordneter: Meine Herren, meine Fraktion 
und ich haben fi erlaubt, den handichriftlihen Antrag 


(B) zu stellen, die Worte einzufhalten: „ohne Unterſchied des 


Geſchlechts“. 

Nachdem in den letzten 10 Jahren die gewerbliche 
Frauenarbeit bedeutend an Umfang zugenommen hat, und 
heute die Frau in faſt alle Betriebe, gewerbliche wie auch 
andere Betriebe, in großem Umfange Eingang gefunden, 
fünnen wir es in Zukunft nicht mehr verantworten, bie 
Frau von einer Gefeggebung auszuschließen, bei der fie 
auf das äußerfte betheiligt if. Allein am Berliner 
Gewerbegericht find im vergangenen Dahre weit über 
2000 $Hlagen von Nrbeiterinnen angeftrengt worden, 
weldhe in erfter Linie Arbeiten betreffen, die nur von 
weiblichen Arbeitöträften hergeftellt werden. Ich erinnere 
Sie an die Wäſchebranche, die große Konfeltionsbrande 
und alles, was damit zufammenhängt, wo vornehmlich 
Frauen Beſchäftigung gefunden haben, und daß aus diejem 
Verhältniß heraus zahlreihe gemwerblide Streitigkeiten 
nicht nur beim Gewerbegeriht in Berlin, fondern aud) 
anderwärts anhängig gemacht werden. Es iſt nach unferer 
Meinung unverftändlih, daß in ſolchen Fällen Männer 
Recht ſprechen jollen, die nur felten in dieſe Materien 
eingeweiht find, und wir halten e3 fir unrecht, nicht zu 
gleiher Zeit den Frauen das paſſive Wahlrecht zu geben, 
damit fie ald Beiſitzer an den Gewerbegerichten fungiren 
fünnen. Andererſeits chen wir, dab zahlreihe Ge— 
ſchäfte und nicht die Heinften von Frauen felbftjtändig 
neführt werden. In kaufmänniſchen Geſchäften, in 
Fabriken, in großen Nähftuben, in allen Berufen jchen 
wir die Frau heute felbittändig vorgehen und im Ge: 
ſchäftsleben jelbftftändige Stellungen einnehmen; die einen 
find Wittwen, die fich ſelbſt ernähren müſſen, andere find 
unverheiratet geblieben. Es wird auch niemand im hohen 
Haufe behaupten wollen, daß dieſe Frauen weniger be: 
fähigt wären, derartige Geſchäfte zu führen. Da nun 
diefe Frauen fehr häufig aud Arbeiterinnen und zum 


wenn da Streitigkeiten ausbrechen, daß ihnen das Necht 
gewährt wird, bei der Nechtiprechung am Gewerbegericht 
betheiligt zu werden. 

Ferner find wir der Meinung, dab das 30. Lebens: 
jahr viel zu hoch ift, um als PBeifiger am Gewerbegericht 
fungiven zu dürfen. Wir haben eine Menge Berufe in 
Deutihland, wo die Arbeiter mit dem 30. Lebensjahr 
ſchon verbraucht find, alfo in diefen Berufen auch felten 
einmal in die Lage kommen, dieſes ihnen durch 
das Bertrauen ihrer Kollegen, ihrer Arbeiter übertragene 
Amt als Gewerberidter ausüben zu können. Ich will 
nur einen Beruf nennen. Bei den Barbieren und 
Friſeuren können Sie Arbeitnehmer, die 30 Jahre alt 
find, in ganz Deutfchland faft mit der Laterne fuchen; 
die meiften von ihnen find bis zum 30. Lebensjahr felbit: 
ftändig geworden, ſodaß diefer Beruf bei ber Recht— 
ſprechung auf andere Berufe zurüdgreifen muß, bie mit 
ihren Angelegenheiten nichts zu thun haben. Wir find 
der Meinung, wenn ein Arbeiter fhon vom 14. Jahre 
an in feinen Beruf feine Schuldigkeit gethan hat bis zum 
25. Lebensjahr, daß er daun alt genug geworben: tft, 
um über das Wohl und Wehe feiner Mitarbeiter ent: 
icheiden zu können. In vielen Fällen ift der Arbeiter doch 
Ihon mit 20 und 21 Jahren reif genug, um andere 
Pflichten zu erfüllen, 3. B. die Verpflichtung zum Heeres: 
bienft. Dort ift er nad Ihrer Anfiht alt genug; hier 
aber, wo es fi um fein eigenes Wohl und Wehe Banbelt, 
halten Sie ihn für zu jung, um Recht ſprechen zu können. 
Wir chen, wie auch im gewerblichen Leben von den 
Fabrikanten — ih bin feft überzeugt, daß es auch für 
mande Herren aus dem Haufe gilt, und wir haben 
noch Beiſpiele aus der legten Zeit — junge Männer 
als jfelbftftändige Arbeiter, als Monteure überall hin 
eſchick werben, die man aljo fir fähig hält, den 


abrifanten zu vertreten und bort alle die Arbeiten (D) 


auszuführen, die unter allen Umftänden nothwendig find 
im Intereſſe der Fabrikation. Da find die Arbeiter alle 
alt genug, bier im Gewerbegericht jind fie felbftverftänd- 
lich Ihrer Anſicht nach bis zum 25. Jahre zu jung. Alt 
genug find fie, um in ben Krankenkaſſen ihre Funktionen 
zu erfitllen, weit unter dem 25. Lebensjahre. Was aber 
auf der einen Seite dem Arbeiter recht ift, muß auf ber 
anderen Seite ihm billig fein. Ferner ift eine Be— 
ftimmung im Geſetz enthalten, wonad die Beifiger zwei 
Jahre an dem betreffenden Orte gewohnt haben follen. 
Wir meinen, daß e3 lange genug ift, wenn fie ein Fahr 
ihre Wohnung beziehungsweife ihre Beſchäftigung dort 
haben. Bei der heutigen Mohnungsnoth und bei dem 
jo oft wiederkehrenden ſchlechten Geihäftsgang ift es er: 
Härlih, daß ein Theil der Arbeiter arbeitslos ift und 
dadurd) gezwungen wird, aus Berlin nah den Bororten 
hinaus zu ziehen. Dadurd würde allo ein großer Theil 
ber Arbeiter von den MNechten, die ihnen bei dem Ge- 
werbegericht zuitehen follen, ausgeſchloſſen werden. 
Ferner möchte ih das hohe Haus bitten, durch eine 
Ausſprache des Plenums feitzuftellen, wie weit bie 
Armenunterftügung gehen foll. Die Praxis der Kommunen, 
die angenblicklich durch das Oberverwaltungsgericht, ſo— 
weit ich mich erinnere, beftätigt worden ift, geht dahin, 
daß heute auch derjenige Armenunterftügung empfängt, 
der fie zurüdzahlt.e Wenn heute jemand dürch widrige 
Verhältniffe gezwungen, ein Yamilienmitglied erkrankt, in 
Schwierigkeiten geräth und das erkrankte Familien— 
mitglied, Sind oder Frau ins Krankenhaus bringen muß, 
die Koften nicht mit einem Male au die Kommune 
zurüdzahlen fann, ſich aber verpflichtet, ratenweiſe 
monatlid) eine beftimmte Sunme zurüdzuzahlen, und 
eine derartige Verpflichtung eingegangen ift, eine Armens 
unterftügung nicht erhalten hat, fo fteht er höchitens in 
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(A) einem Schuldverhältniß zur Kommune, der gegenüber er 


ſich verpflichtet hat, die Schuld in beftimmten Raten 
zuriidzuzahlen. Die Praxis hat aber bewiefen, dab man 
die Arbeiter einfad, ehe fie nicht den legten Pfennig 
zuriidgezahlt haben, von dem Wahlrecht ausgeſchloſſen 
hat. Wir find der Meinung, daß da3 ein Unrecht ift, 
und daß der Reichstag endlicd feine Stimme erheben 
möchte, um dieſes Umrecht durch einen Beſchluß fo weit 
als möglich aufzuheben refp. wieder gutzumachen. 

Aus allen diefen Verhältniffen heraus bitten wir 
Sie, die dom und geftellten Anträge anzunehmen. Sie 
find eime wefentliche Verbeſſerung des Gewerbegerichts: 
geſetzes, und kein Theil, weder Arbeitgeber noch Arbeit: 
nehmer, hat durch diefe Anträge einen Schaden, jondern 
fie find nur dem Gerechtigkeitsgefühl entiprungen, dem 
Wunſche, den Arbeitern und Arbeiterinnen diejenigen Nechte 
einzuräumen, die ihnen ſchon längft zuſtehen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, ih bitte 
Sie, die Anträge abzulchnen, dagegen die Kommiſſions— 
beſchlüſſe anzunehmen. Bezüglich de3 Frauenwählrechts, 
und zwar des aktiven und paſſiven, ferner bezüglich der 
Alterögrenze beim aktiven wie paffiven Wahlrecht, haben 
wir uns bei der erften Leſung von allen Seiten de3 Hauſes 
fo ausführlid ausgeſprochen, daß man ſich füglich am 
zwedmäßigften auf die damaligen Verhandlungen bezieht. 

Präfident: Dad Wort wird nicht weiter gewünſcht; 
die Diskuſſion ift geſchloſſen. Der Herr Berichterftatter 
verzichtet. Wir fommen zur Abftimmung über $ 10. 

Zu demfelben liegen drei Amendements bor: feitens 
der Herren Abgeordneten Albrecht und Genoffen zunächſt 
auf Nr. 329 der Druckſachen ad 6: 

im 8 10 des Geſetzes Abfag 1 ftatt „dreißigite* 

zu ſetzen: „fünfundzwanzigſte“ und ftatt „zwei 

Jahren“ zu fegen: „einem SJahre*; 
dann ein Handjchriftlicher Antrag des Herrn Abgeordneten 
Zubeil, weldier in S 10 Abſatz 1 hinter dem Wort „joll* 
einschalten will: „ohne Unterfchied des Geſchlechts“. Ich) 
twerde diefe Amendements in der eben verlefenen Reihen— 
folge zur Abſtimmung bringen und dann den $ 10, wie 
er ſich nach den vorhergehenden Abſtimmungen geitaltet 
hat. — Hiermit ift das Haus einveiſtanden. 

Ich bitte aljo Diejenigen Herren, welde in 8 10 
Abſatz 1 flatt „dreißigfte Jahr“ ſetzen wollen „fünfund— 
zwanzigſte Jahr“, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amendement iſt abgelehnt. 

Ich bitle nunmehr diejenigen Herren, welche in dem— 
ſelben Paſſus ſtatt „zwei Jahren“ ſetzen wollen „einem 
Jahre“, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; auch dieſes Amendement iſt ab— 
gelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu dem handichriftlichen 
Amendement des Herrn Abgeordneten Zubeil, welder 
hinter dem Worte „ſoll“ in dem erften Abſatz des 8 10 
die Worte einfchieben will „ohne Unterſchied des Geſchlechts“. 
Diejenigen Herren, welche diefes Amendement annehmen 
wollen, bitte ich, fi von ihren Plägen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Auch das iſt die Minderheit; auch dieſes Amendement iſt 
abgelehnt. 

Die Vorſchläge zu S 10 find nach den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion unverändert. Wenn fein Widerſpruch erfolgt, 
werde id) annehmen, dab der Kommiſſionsvorſchlag vom 
Haufe angenommen fei. — Dies ift der Fall. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über VI S 13. 
Zu demſelben liegt vor das Amendement Albreht und 


Genoffen auf Nr. 329 ad 7 der Drudjadhen. — Der Herr 
Berichterftatter verzichtet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Tutzauer. 

Tutzauer, Abgeordneter: Meine Herren, jo oft wir 
über die Gewwerbegerichte berathen haben, ſowohl im Fahre 
1890, al3 die damalige Negierungsvorlage zur Berathung 
ftand, als aud im vorigen Jahre, ift immer der ſozial— 
demokratiſche Antrag wiedergefchrt, dab das altive Wahl- 
recht bei den Wahlen der Gewerbegerichtöbeifiger nidt an 
die Alterdgrenze von 25 Jahren geknüpft fein Toll, wie 
es das jetzige Geſetz vorfchreibt, fondern herabgejegt werde. 
Auch Heute beantragen wir, daß die Wahlberedtigung 
allen denen zu ertheilen fei, welche 21 Jahre alt, alfo 
die Großjährigfeit erreiht haben. Es ift das eine 
Forderung, die man al3 eine prinzipielle betrachtet, die 
wenigftend von ben gegneriichen Parteien als eine 
Prinzipienfrage bezeichnet wird. Ich Halte fie für eine 
ſolche nit. Wir haben ja, bevor die Gewerbegerichte in 
ihrer jesigen Geftalt eingeführt wurden, bereits Gewerbe: 
ſchiedsgerichte in Deutichland gehabt, bei melden bie 
Wähler nad) vollendetem 21. Jahre wahlberechtigt geweſen 
find. Mipftände irgend welcher Art haben fid) bei den 
damaligen Berhältniffen nicht herausgeftellt. Die früheren 
Gewerbeſchiedsgerichte, wo die Wähler ſchon mit erlangter 
Großjährigkeit wahlberedhtigt waren, haben nicht minder 
gut funktionirt ald die Gewerbegerichte, bei denen für 
die Wähler ein Alter von 25 Jahren erforderlich ift. 

Ferner verlangen wir Ertheilung des aktiven Wahl: 
rechts auch an die Arbeiterinnen wie an bie felbjtftändigen 
weiblichen Gewerbetreibenden. Alle Gründe, die mein 
Kollege Zubeil für Ertheilung des paffiven MWahlredhtö 
an die Frauen anführte, gelten in noch erhöhten Make 
für Ertheilung des aktiven Wahlreht3 an die Frauen. 
Auch Hier können wir mit Beifpielen aufwarten dafür, 
daß die Verleihung des Stimmrecht an die Frauen ſich 
bereitö vielfah bewährt hat, nit nur im NAuslande, 
fondern auch in Deutfchland. Inter den früheren deutichen 
Gewerbeiciedsgerihten waren mehrere, 3. B. in Frank— 
furt am Main, auch in Stuttgart, wenn ich nicht irre, wo 
ben Frauen das aktive Wahlrecht geftattet war. Selbſt 
nuſer einftiger Kollege, der veriloffene preußiiche Finanz— 
uinifter, Herr v. Miauel, früher Oberbürgermeifter von 
Franffint am Main, der als folder das Frankfurter 
Sciedögeridt genau kaunte, äußerte ſich 1890 durdaus 
günftig über bie Theilnahme der Frauen an den Wahlen 
ber Beijißer zu diefem Gewerbeſchiedsgericht. Was ftd) 
damal3 in Frankfurt, Stuttgart, vielleiht aud noch in 
anderen Orten Deutſchlands als durchaus praftiid) be— 
währte, dürfte ſich bei dem heutigen Gewerbegerichten nicht 
minder bewähren. 

Auch jest ſchon beftehen ja Gewerbegeridhte, zu denen 
rauen das Wahlrecht haben, leider freilich nicht mehr 
in Deutichland. In dem induftriell lange nicht jo ent- 
widelten Defterreid ift man weiter gegangen als bei uns 
und hat nicht nur dem 21jährigen Frauen und Männern, 
wie wir es verlangen, das aktive Wahlrecht gegeben, 
fondern ſchon allen 2Ojährigen, die in der Induſtrie gegen 
Lohn beihäftigt oder auch jelbftitändig find. 

Alle und darüber zugekommenen Berichte, in welchem 
Umfange die Frauen in Defterreih von diefem Wahlrecht 
Gebrauch machten, gehen dahin, ihre Theilnahme jet über: 
aus zahlreid gewefen, und man habe qui gethan, ihnen 
das Wahlrecht zu geben. Mir liegt ein Bericht vor über 
eine ſolche Wahlhandlung im Bezirk Neihenberg in 
Böhmen. Da wird angeführt, dab die Arbeiterinnen nad) 
vielen Wahllofalen itundenlange Wege zuridlegen mußten, 
bie aber mit Freuden gethan hätten; vor einzelnen 
Wahllofalen wären ojt Hunderte von Arbeiterinnen ver— 
jammelt gewefen, ehe es ihnen gelang, Zutritt zur Wahl- 
une zu erhalien. 
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Kürzlich iſt auch in Frankreich, wo Gewerbegerichte 
beſtehen, der Beſchluß gefaßt worden — ob auch vom 
Senat, iſt mir nicht bekannt geworben, aber von ber 
Deputirtenfammer —, daß ben Frauen nicht nur das aktive 
Wahlrecht zu geben fei, fondern aud das Necht, zu Bei: 
figerinnen dieſer Gerichte gewählt zu werben. 

Inferen das palfive Wahlreht der Frauen be: 
treffenden Antrag haben Sie ja nun foeben wieder ab» 
gelehnt; aber das follte Sie nicht hindern, ben frauen 
nun doch wenigſtens das aktive MWahlreht zu geben. 
Oder wollen Sie fi auf den kürzlich erft wieder in ber 
Petitionslommiſſion von einem Zentrumsmitglied ver: 
tretenen Standpunkt ftellen, daß die Frauen fih um 
Politit nicht fümmern follen, dab ſie nur in die Familie, 
in die Wirthſchaft gehören, dab man ihnen das Vereins— 
und Berfammlungsreht nicht glei den Männern zus 
erkennen könne, höchiten nur dann, wenn es ſich um 
ſolche Vereine handelt, welche die Berufdinterefien der 
— vertreten? Das wäre eine recht bedauerliche Er— 

einung. 
Meine Herren, id babe angeführt, dak dad Wahl: 
recht für die Frauen ſich in Deutichland bei den früheren 
Gewerbeſchiedsgerichten, daß es fih aufs neue auch in 
Defterreih bewährt hat, und daß die Frauen felbft nicht 
davor zurüdgeichredt find, ihren Stimmzettel in die Wahl- 
urne zu werfen. Ich meine, in Deutfchland, das dod io 
oft das Land der jozialen Reform genannt wird, wo wir 
fo große „Sozialreformer“ aud im Zentrum zu figen 
haben, follte man fid) nicht ſcheuen, endlich den Schritt 
zu thun, ben man als Erfter nicht hat maden wollen. 
Es iſt hohe Zeit, endlich den deutſchen Frauen biefelben 
Rechte zu gewähren, die man den Frauen in anderen 
Staaten längit gewährt hat. Segen Sie alfo die Alters: 
grenze für die Wähler herab und geben Sie den Frauen, 
denen Sie joeben die MWählbarfeit verweigert haben, 


(B) mindeftens dad Recht, ihre Stimme abzugeben, wenn e3 


ſich um die Wahlen der Beifiger zum Gewerbegericht handelt! 
(Beifall bei den Sozialdemokraten.) 
Bräfident: Die Diskuffton ift geihloffen; wir fommen 
zur Abftimmung über den 813. Bu bemfelben be— 
antragen die Herren Albrecht und Genoffen auf Nr. 329 
ber Drudjaden ad 7, dem 8 13 Abſatz 1 eine andere 
Faſſung zu geben. Ich werde zunächſt über dieſen Paſſus 
abftimmen laſſen, dann über den $ 13 der Kommiſſion 
felbft, wie er fih nach der vorhergehenden Abſtimmung 
geftaltet hat. — Hiermit ift das Haus einverftanden. 
Ich bitte aljo diejenigen Herren, welche dem Abſatz1 
in & 13 die Faſſung des Antrags Albrecht und Genoſſen 
auf Nr. 329 der Druckſachen ad 7, deren Berlefung mir 
erlaffen wird — dies ift der Fall —, geben wollen, ſich 


zu erheben. 
(Gefchieht.) 
Das ift die Minderheit, dad Amendement ift abgelehnt. 
Wenn niemand widerfpricht, werde ich annehmen, daß der 
$ 13 in ber Faſſung der Kommiſſionsbeſchlüſſe ange: 
nommen ift. — Dies ift der Fall, da niemand widerfpridt. 
Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über S 13a und 
eriheile dad Wort dem Herrn Abgeordneten Moltenbuhr. 
Molfenbuhr, Abgeordneter: Meine Herren, der 
$ 13a bat in feinem erften Abfat in der Kommiſſion 
einen Zuſatz befommen, der an einem fehr bedenklichen 
Mangel an Stlarheit leidet, Es heißt ba: 

Auch ift eine Negelung nad) den Grundſätzen ber 
Verhältnißwahl zuläffig; dabei kann die Stimmt: 
abgabe auf Vorſchlagsliſten beſchränkt werben, 
die bis zu einem im Statute feftgefegten Zeit: 
punkte vor der Wahl einzureichen find. 

Was heißt hier das Wort „Grunbfäße der Verhältniß— 
wahl?“ Ich weiß nidt, was darunter verftanden fein 
fol. Ich glaube, in der ganzen deutſchen Geſetzgebung 


kommt dad Wort hier zum erften Male vor, und da, (C) 


wo man es anwenden wollte, wäre mindeftens nöthig 
geweien, eine nähere Aufklärung darüber zu geben. Ich 
faſſe c8 fo auf, daß es auf dem zweiten Sat des be— 
treffenden Abſatzes Bezug hat, wo es heißt: 
Es kann inöbefondere feitgefegt werben, daß be— 
ſtimmte gemwerblide Gruppen je einen oder 
mehrere Beifiger zu wählen haben. 

Sollten fi alfo die Grundfäge ber Verhältnigwahl 
darauf beziehen, daß je nad der Stärfe irgend einer be- 
ftimmten Berufsgruppe in irgend einem Orte die Ber: 
hältnifje der Beiſitzer abgemeſſen werben könnten, daß an 
einem Orte, wo 3. B. 1000 Metallarbeiter und 500 Holz: 
arbeiter find, da auf einen Beifiter aus der Holzbrande 
zwei Beifiter aus der Metallbrandhe kommen, dann würde 
es Schr ſchwer fallen, diefe Verhältniſſe fir alle Gewerbe 
gereht und ganz genau abzumeflen. Oder foll dabei ein 
anderer Grundfa maßgebend fein, vielleicht religiöfe oder 
politifche, je nachdem bie Arbeiter an einem Ort — id) 
will einmal jagen — zur Hälfte fatholifch find, zu einem 
Viertel vielleicht proteftantiih, und das andere Viertel ſich 
aus Israeliten und Mitheiften zufammenfegt, jollen nun 
bie Beifiger zur Hälfte aus Fatholifhen und zur Hälfte 
aus den anderen Religionen entnommen werben? Ober 
folfen dabei politifche Gründe maßgebend fein, je nachdem 
die Arbeiter der einen oder anderen Partei angehören? 

Ich bin, wie gejagt, nicht ganz flar darüber, was 
unter biefen Grundfägen der Verhältnigwahl gedacht ift, 
und ih bin fchon auf dem Gedanken gefommen, daß 
diefer Zuſatz zu 8 13a weſentlich gemacht worden ift in 
Nüdfiht auf die Verhältniſſe einer einzelnen Stadt, 
nämlih aller Wahrſcheinlichteit nah mit Nüdjicht 
auf die Zuftände, wie fie ſich im der legten Zeit in Köln 
enttwidelt haben. Es iſt bekannt, daß man ſich bort 
feitenö der chriſtlichen Vereine alle erdenkliche Mühe ge: 


geben hat, lediglich die Beifiger zu dem Gewerbegeridjt (D) 


zu ftellen. Das it biöher nicht gelungen. Man hat 
anfänglich natürlich fein Glück in Köln verfucht, indem 
man num den Bezirk vergrößerte und glaubte, dadurch, 
dak man die Landorte mit hineinbrachte, habe man chriſt— 
liche Nrbeiter genug, um die Gewerfichaften aus den 
Gewerbegerichten zu verdrängen. Das hat ebenfalls fehl: 
eichlagen, und nun mimmt man die Reichsgeſetzgebung 
n Anſpruch und jagt: können wir fie nicht alle kriegen, 
dann wollen wir wenigitens einen großen Theil der Bei: 
figer für uns retten, und wir können das vielleicht in 
Köln einführen. Man iſt dann aber fo vorfidtig ge— 
weien, es nicht allgemein gelten zu laſſen. Das liche 
fi) ja rechtfertigen, wenn man fagt: es muß im allge: 
meinen nah einem beftimmten Syftem gewählt werden. 
Aber was man im Köln möchte, dad wirde man für 
Diffeldorf ungern fehen, weil die hriftlichen Vereine bort 
zufällig alle Beifiger geftelt haben; und da wäre es 
unbequem, ein ſolches Syitem zu haben. Man fchiebt 
es deshalb auf die ortäftatutariihen Beſtimmungen, um 
es in einer Körperſchaft beſchließen zu Laffen, in welcher 
die Mrbeiter nicht mitzureden haben. Dort, wo die 
Arbeiter mitzubeftimmen haben, wird die Sade natürlid) 
nicht einer ſolchen Körperſchaft überwieſen. Ich halte es 
nun aber doch für ſehr bedenklich, für eine fo rein lokale 
Angelegenheit die Reichsgeſetzgebung in Anfpruch zu nehmen. 
Ich begreife ja den Aerger, den die Herren in Köln ges 
habt haben, daß fie mit ihren Kandidaten durchgefallen 
find, vollftäandig; aber man foll doch ſchließlich nicht, wenn 
man fih zu Haufe einmal geärgert bat, kommen und 
fagen, num muß das Reichsgeſetz geändert werden, daß 
fie von einem foldhen Aerger nicht wieder geplagt werden. 

Wenn aber einmal diefe Verhältnißwahl zugelaflen 
werben foll bei irgend einer Wahl in Deutfchland, danı 
kann man nicht fo ohne weiteres Grundſätze der Berhältniß: 
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(A) wahl treffen. Welche Grundſätze follen gelten? Es wird | Die Darlegung des Herrn Kollegen Moltenbuhr ftcht aber (O 


(B) hineintommt. 


bod denjenigen Perfonen, die ſich mit ber frage ber 
Berhältnigwahl befaßt haben, befannt fein, daß darüber 
eine ganz umfangreiche Literatur eriltirt, daß tanfenderlet 
verſchiedene Syfteme vorgeſchlagen find. Soll 3. B. das 
Syſtem als Verhältnigwahl gelten, was Baer in der 
Schweiz vorgefhlagen worden ift, oder irgend ein anderes 
Syſtem, das Gott weiß, mwelder Spintifirer aufgeftellt 
hat? Welches Syſtem foll gelten? Man müßte mindeftend 
im Gefege andeuten, daß man ungefähr weiß, welches 
Syſtem maßgebend fein foll. Soll jede Gemeinde be— 
rechtigt fein, ji ein eigenes Syitem der Verhältnikwahl 
auszuflügeln und in einer Gemeinde dieſes, im einer 
andern jened Syſtem herrſchen zu laffen, und immer das 
Spitem gelten, womit am wenigiten Sozialiften herein: 
newählt werben? Das würde jedenfalld praftiih das 
Mafgebende fein. Aber ich denke, gerade nad) ben 
politiihen Grundjägen hier cinzutheilen, ift ein Ding ber 
Unmöglichkeit. Bei den politiihen Wahlen können nad) 
politifchen Grundſätzen Berhältnigwahlen eingeführt werben. 
Hier handelt es fih um rein unpolitiihe Saden; hier 
handelt es fih um eine Neihe von Leuten, die weder ber 
einen nod der anderen Partei angehören, weder dem 
Zentrum nod der Sozialdemokratie und vielleiht auch 
nicht den Konſervativen und Freifinnigen. Wenn nun mit 
einem Male beftimmte Verhältnigwahlen eingeführt werden 
follen nad politifhen Parteien, fo heißt es, die Wähler 
werben gezwungen, fi irgend einer Partei anzufchließen; 
das wird unter Umſtänden doch recht mißliche Verhältniſſe 
herbeiführen. Es wird namentlid die Unzufriedenheit der 
Arbeiter eine um fo größere fein, weil dad Statut, nad) 
dem bie Berhältnigwahl eingerichtet werden fol, ohne ihre 
Betheiligung abgefaßt wird. Bon den Gemeinde: 
vertretungen halten Sie ja bie Arbeiter in den Rhein— 
landen jo fern, daß gar feiner aus der Arbeiterflaffe 
Da haben Sie das Kommunalwahlredt 
ſchon jo eingerichtet, daß die Arbeiter dabei gar nicht in 
Frage fommen können. Nun ftellen Sie fid} vor, daß 
jest plötzlich durch ein ſolches Statut mit einem Male 
eine ganz andere Art von Wahlrecht geſchaffen wird, daß 
mit einem Male die Leute zu Beifigern ernannt werben, 
die nicht die Mehrheit der Stimmen gehabt haben. Damit 
untergraben Sie das Vertrauen zu der betreffenden Recht— 
fpredyung, und das ift doch das Bedenklichſte, was man 
ſich denken kann, und darum beantrage id), daß über biefen 
fettgedrudten Satz des Abſatz 1 gefondert abgeftimmt 
wird, und möchte gleichzeitig bitten, daß Sie denfelben 
ablehnen, um nicht aus politifchen Gründen vielleiht das 
zu untergraben, was gefeftigt werben joll, daS Vertrauen 
der Arbeiter zu ben Gewerbegerihten. Berftört man das 
Mahlreht, dann werden Sie es dahin bringen, daß 
ſchließlich Beifiger fungiren, die nicht das Vertrauen ber 
Arbeiter an einem Orte genießen. Dadurch untergraben 
Sie das Vertrauen zu den Gemwerbegerichten und bis: 
freditiren Sie die Nehtiprehung. Das Vertrauen zu ber: 
felben foll gefeftigt werben. 
(Bravo! links.) 

Präfident:e Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 

Trimborn. 


Zrimborn, Abgeordneter: Deine Herren, $ 13a führt 
eine Neuerung ein, die allerbings einiges Auffehen erregt 
hat: nämlich das fakultative Proportionalwählſyſtem. 
Der Herr Vorredner hat nun, wie id glaube, Stimmung 
gegen biefen Vorſchlag machen wollen, indem er biejen 
Paragraphen als eine lokale Merkwürdigkeit hinftellte, al3 
eine lex Coloniensis, als ein Geſetz, was nur für Köln 
gemadt jei. Ad, verehrter Herr Kollege Molkenbuhr, 
wir haben in Köln Merkwürdigkeiten genug, wir brauden 


das gar nicht! 
(Heiterfeit.) 


auch jchnurftrad3 in Widerfprud mit ber Entſtehungs— 
geihichte des Kommiffionsbeihluffes, die ich Ihnen jetzt 
mit einigen Worten kurz darlegen muß. 

Es ift vor Jahren in Frankfurt a. M. der Gedante 
aufgetaucht, die großen Minderheiten bei den Gewerbe: 
gerihtöwahlen dod) einigermaßen zu ihrem Recht kommen 
zu laffen und ihnen von der großen Zahl ber Gewerbe- 
gerichtäbeifiger einen entſprechenden Antheil zuzuweiſen. 
Man hat geglaubt, daß dadurh auch die Wahlfünpfe 
etwas gemildert würden, wenn eben der Minderheit aud) 
ein gewiffer Erfolg geſichert ſe. So it man in Frank— 
furt auf die Idee gekommen, bei Abfaffung eines neuen 
Ortöftatut3 das Proportionalwahlfyften dort vorzufchen. 
Die näheren Modalitäten will ih Ihnen nicht darlegen; 
das würde zu weit führen, ift auch nicht ganz leicht. 
Das Ortöftatut ift don dem Provinzialrath der Provinz 
Heffen nicht genehmigt worden, und zwar aus Dem 
Grunde nicht, weil dad Wroportionalwahliyftem, To 
wie es bort geregelt war, dem Prinzip der Un— 
mittelbarfeit der Wahlen wiberfprede. In unſerem 
heute geltenden Gewerbegeridhtägefeg ift das Prinzip der 
Unmittelbarfeit der Wahlen ausgeiproden, und mit dieſem 
Prinzip ftehen Wahlen nad; Liften unter Ausihluß folder 
Standibaten, die ſich nicht auf einer gewiſſen Lifte be: 
fanden, allerdings im Widerſpruch. Diefe Enticheidung 
ift in weiten Streifen, aud in ſozialdemokratiſchen Streifen, 
bedauert worden. Auf der anderen Seite hat man aber 
auch zugeben müflen, daß nad bem Wortlaut des be: 
ftehenden Geſetzes die Entiheidung des Propinzialraths 
unanfechtbar fei. Died hat zu dem Gedanken geführt, ob 
man da nicht eine Abhilfe ſchaffen könnte, und id bin es 
gewefen, ber zuerft in der Kommiffion darauf aufmerkſam 
gemadıt hat — aber, verehrter Herr Kollege Moltenbuhr, 
nicht etiwa nach der legten Kölner Gewerbegerihtswahl, die 


Ihnen, wie es fcheint, jo große Freude bereitet hat; nein, (D) 


fhon in der erften Kommiſſion, die diefe Materie 1899 
berathen hat, habe ich gleich darauf aufmerkſam gemadt. 
Damald war der Gedanfe noch neu, und die Kommiſſion 
hat fich nicht eingehender damit befaßt; ich erinnere mid) 
aber redit wohl, daß dieſer Gedanke beſonders von fozial- 
demofratiiher Seite iympathiih begrüßt wurde. Die Be- 
ichlüffe der Kommiſſion von 1899 find hier nicht zur Ver: 
handlung gekommen; es ift nur ein Bericht, den ich die 
Ehre hatte jchriftlich zu erftatten, dem Haufe mitgetheilt 
worden. Nun kamen in diefer Seffion die Anträge, mit 
denen wir uns Heute zu befichäftigen haben, und im der 
Kommiffton, die diefe Anträge berathen hat, habe ih deu 
alten Gedanken aufgegriffen und beantragt, die Verhält: 
nißwahl auf Grund Ortsftatuts für zuläffig zu erflären. 
Diefen Antrag habe ich ebenfall3 vor der Kölner Ge: 
werbegerichtswahl geftellt, und der erite entfcheidende Be: 
ihluß der Kommiſſion ift gleihfalld vor diefer Wahl er— 
gangen. Alſo fällt die ganze Schlußfolgerung des Herru 
Kollegen Moltenbuhr zufammen Herr Kollege Molfen- 
buhr, mit der lex Coloniensis ift es aljo nichts; das 
werden Sie jett Doch wohl einfehen! 
(Heiterfeit.) 

Nun fragt der Herr Kollege Molkenbuhr: was find 
die Grundſätze der Verhältnißwahl? Ja, die Grundfäße 
ber Berhältnißwahl find die des überall befannten Syftens 
der Proportionalwahl! 

(Heiterfeit.) ; 
Das Grumbprinzip ift, daß durch die Wahl aud die 
Minderheiten eine entiprechende Bertretung erlangen. Es 
ift nun unmöglich, bier in dem Geſetze die geſammte 
Technik des Verfahrens zu regeln. Das ift aud gar 
nicht nöthig, das kann im Ortöftatut geſchehen und bat 
allein dort zu geichehen. Sie felbit, die Sie dad Pro: 
portionalfyften gewünicht haben, haben aud feine Bor: 


{B) Seite hin erprobt werben. 
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(A) ſchläge gemacht, weil Sie felbft eingefehen haben, daß das 


nit in das Geſetz gehört. Durch Ortöftatut läßt fich 
dagegen eine derartige Regelung ſehr gut treffen. 

Nun fragt man, wonadh die Gruppen fih bilden 
werben. Ja, meine Herren, die Kandidatenliſten müffen 
innerhalb einer beftimmten Zeit vor der Wahl eingereicht 
werden, und der Wähler entſcheidet fich für die eine oder 
andere Lifte. Dabei hat er das Recht, in ber Lifte einen 
gewiflen Progentfag der Namen zu ftreihen und burd) 
andere zu erjegen. Schließlich werben bie Kandidaten 
auf bie verichiedenen Liften vertheilt. Nach welden 
Gefihtöpuntten die Kandidatenliften aufgeftellt werben, 
barüber können fid) die Wähler gerabe fo Tenlüffig werben 
wie heute: entweder nad) politifchen oder nad wirthſchaft— 
lihen Gefihtspunften. Wünfdenswerth, jehr wünſchens⸗ 
werth ift es, daß ſich die Wähler nur von wirthſchaftlichen 
Geſichtspunkten leiten laſſen. Wenn die einzelnen wirth— 
ſchaftlichen Gruppen auf dieſe Weiſe zu einer Vertretung 
go follten, jo fann id) da3 nur als ein erfreuliches 

gebniß betrachten. Uebrigens weiß der Herr Abgeordnete 
was „Berhältnigwahl“ ift; 


Molkenbuhr ganz gemau, 
Gr hat fid 


darüber braude ich ihn nicht zu belehren. 
unwiſſender geftellt, al3 er in Wirklichkeit ift. 
(Heiterfeit.) 

Wenn das Proportionalfyften dazu führt, die Minder: 
heiten zu einer gewiflen Vertretung zu bringen, wenn es 
dazu führt, die Wahllämpfe zu mildern, dann follten wir 
uns doch nicht abhalten Laffen, die Möglichkeit, nad) einem 
berartigem Syſtem zu wählen, zu fchaffen. 

Nun, meine Herren, wäre es ja möglich gewefen, zu 
fagen, überall follen die Proportionalwahlen eingeführt 
werden. Aber andererjeit3 muß man doc wieder zugeben, 
daß erſt nod Erfahrungen gefammelt werben müffen. 
Erfahrungen nad dieſer Richtung beftehen noch nicht. 
Es muß aud) die Technik nad) der einen oder anderen 
63 handelt fi um ben erften 
Schritt auf einem neuen bisher unbetretenen Gebiete; da 
ift es richtig, dab man erſt in einigen Orten bie Probe 
macht. Bewährt fid) das Syitem, fo fann man e3 weiter 
einführen. 

Eines möchte ic noch jagen: daß auf die obligato- 
rifhe Einführung der Verhältnißwahlen überall in allen 
DOrtöftatuten die verbündeten Regierungen eingehen würden, 
— daran iſt gar micht zu denken! Mit dem Antrage 
auf obligatorifhe Einführung der Verhältnißwahl fordern 
Sie aljo etwas Unmögliches. Beſchränken wir und aber 
auf die fakultative Einführung, fo beiteht Ausficht, dies 
zu erreihen. Deshalb beſcheide ih mich mit der falul⸗ 
tativen Einführung. 

Dagegen würde ich es fehr bedauern, wenn bei ber 
Einführung im tendenztöfer Weife vorgegangen würde; 
das würde den Intentionen derjenigen, die Anregung zur 
Einführung der Verhältnißwahl gegeben haben, durchaus 
widerſprechen; ich habe zu dem Gerechtigkeitsſinn unferer 
Ktommunalbehörden und unjerer höheren Berwaltungs: 
behörden das Vertrauen, daß fte ſich zu einer derartig 
—— Parteipolitik nicht hergeben werden. 

Meine Herren, ich bin daher der Meinung, daß wir 
hier dieſem Paragraphen ſehr wohl unſere Zuſtimmung 
geben können, da wir hier ein neues Gebiet mit der— 
jenigen Vorſicht betreten, mit der man in der Geſetz— 

ebung vorgehen muß. Ich bitte daher dem Antrag der 
ommiffion Ihre Zuftimmung zu geben. 
(Bravo!) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hod). 

Hoch, Abgeordneter: Meine Herren, der Unterſchied, 
den der Herr Abgeordnete Trimborn herausgefunden hat 
wifchen unferem Verlangen nad) obligatorijher Ein- 
Fiprung der Proportionalwahlen für die Gewerbegerichte 
vorliegenden Antrag der Kommiſſion auf 
10. LegislP. II. Scifion. 1900/1901. 


und bem 
Neiätag. 


fafultative Ginführung dieſer Wahlen, befteht nicht. (C) 


Was wir verlangen, daß bei alleu ring ern bie 
Proportionalwahlen eingeführt werben follen, tft nicht un: 
möglid. Der Herr Abgeorbnete Trimborn fagte, man 
a. nod feine Erfahrungen. Auch das ift nicht richtig. 

n ber Schweiz find die Proportionalwahlen bereits 
durdgeführt worden und haben ſich aufs befte bewährt. 
Dad, wa3 ber Herr Kollege Trimborn mit Recht hier 
al3 einen Vorzug ber Proportionalitätwahlen gerühmt 
hat, hat dort die Erfahrung beftätigt. 

Sehr gut tft ed, daß ber Herr Abgeordnete Trim— 
born an bie Vorgänge in Frankfurt a. M. erinnert, bie 
feinerzeit dort bie Frage ber Proportionalwahl bei den 
Gewerbegerihten in Fluß gebradt haben. Gerade ber 
Vergleih deifen, was hier geichieht, mit bem, was 
damals in Frankfurt vor fi gegangen, zeigt am aller: 
beiten den Unterſchied in der Stellung ber verfhiedenen 
Parteien zu den Proportionalwahlen. In Frankfurt ift 
der Vorfchlag von und gemadt. Ich kann es offen jagen: 
id war es damald, der die Sadje bort anregte. Aber 
wann und unter welden Umſtänden ift Died gefchehen? 
Nachdem wir bei der Gewerbegerichtäwahl nr Kan 
didaten nicht nur ald Vertreter der Arbeiter, fondern auch 
ald Vertreter der Unternehmer durchgebracht Hatten, das 
ganze Gewerbegeriht nur mit Sozialdemokraten beſetzt 
war, damals babe ih — ich rebigirte zu jener Zeit das 
dortige Parteiblatt — erflärt: das fei fein gefunder Zu: 
ftand, daß nur eine Partei im Gewerbegericht vertreten 
ift; wir müßten dafür forgen, dab dort auch die anderen 
Parteien, entfprehend ihrer Stärke, Vertreter haben; des— 
halb jei e3 jetzt die Pflicht der ſozialdemokratiſchen Ber: 
treter, die Ginführung der Proportionalwahl zu fordern, 
damit die unterlegenen Parteien im Verhältniß zu ihrer 
Stärke im Gewerbegeriht ihre Vertretung finden. Wir 
in Frankfurt haben das damals vorgeſchlagen, un ben 
Gegnern zu einer Vertretung zu verhelfen. 

Wie liegt aber jegt hier die Sade? Dadurch, daß 
Sie die Verhältnißwahl nur fakultativ einführen wollen, 
daß Sie ed den Gemelndevertretungen überlaffen, nad 
ihrem Belieben die Wahl zu geftalten, wird gerade das 
Gegentheil erreiht von dem, was in Frankfurt a. M. 
geſchehen follte. 

Sie wollen den Gegner möglichſt niederbrüden. 
Denn Sie werden doc nicht behaupten wollen, daß die 
Gemeindevertretungen im Antereffe der Sozialdemokraten 
dad Proportionalwahlſyſtem durchführen werden? Die 
Gemeindevertretungen find in den Händen der bürger- 
lihen Parteien. Und die werden nad) der Verhältniß— 
wahl nur dann greifen, wenn fie davon einen Theil für 
fi gegenüber den Sozialdemokraten erwarten. Nur dort, 
wo die bürgerlichen Warteien bei den Gewerbegerichts— 
wahlen in der Minderheit bleiben, wo fie bei dem jegigen 
Wahlſyſtem niht aufkommen können, werden fie zu der 
Proportionalwahl greifen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
In allen anderen Orten aber, wo fie bei den Gewerbe: 
gerihtswahlen die Mehrheit haben, werden fie nicht 
im entfernteften daran denken, den fozialdemofratifchen 
Arbeitern die Verhältnigwahl zu geben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn man die Vorgänge in Köln betradhtet — Sie 
aben das ja in den Zeitungen gelefen, und es werben 
hnen die einzelnen Vorgänge nod) befannt fein —, wenn 

man fi erinnert, mit welcher NüdfichtSlofigfeit und Ge— 
häffigfeit dort der Stampf gegen die Sozialdemokraten 
geführt worden ift, dann wird fein Menſch uns einreden 
fönnen, daß dieſelben Leute, die bisher jo gehäffig gegen 
und vorgegangen find, nachher zu uns jagen werden: 


wir wollen euch Thür und Thor öffnen. Die fakul— 
tativen Proportionalwahlen nad dem vorliegenden 
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(A) Kommiffionsantrag find einzig und allein ein Mittel, die 


Sozialdemofraten bei den Gewerbegerihtäwahlen zu 
unterbrüden. Sie wollen nur dann von diefem Wahlrecht 
Gebrauch madhen, wenn Sie Bortheil ge Dazu geben 
wir uns nicht her. Wir find für die obligatorifdhe 
Broportionalwahl, weil bie ger richtig und 
ereht ift, wenn fie überall durchgeführt wirb. 
—* wir wollen Ihnen die Proportionalwahl nicht geben 
als ein Mittel, den politiſchen Gegner zu unterdrücken. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Moltenbuhr. 

Molkeubuhr, Abgeordneter: Ich möchte wenige Worte 
dem Herm Abgeordneten Trimborn erwidern. Herr 
Trimborn jagt zwar: ich weiß jehr genau, was Berhält: 
nißwahl ift. Ja, gerade weil id) mid mit ber Frage 
bin und wieder ein wenig befaßt habe, bin ich zu ber 
Erlenntniß gelommen, daß e3 taufenderlei Syiteme giebt, 
die bei den VBerhältnißwahlen denkbar find. Hier in dem 
Paragraphen heißt ed: „nad den Grundſätzen der Ber: 
hältnißwahl“. Ja, nad welden Grundjäßen? Es wird 

ier jo gethan, al3 feien dieſe Grundſätze bereitö irgendwo 
in einem deutfchen Geſetz feitgelegt, und als wille man 
anz genau, was unter diefem Begriff verftanden werden 
—* Das iſt es aber gerade, was mid bedenklich macht, 
und weshalb ich dagegen bin. Man müßte zunächſt ein— 
mal die Grundſätze der Verhältnigwahl feſtſtellen, dann 
würden wir entfcheiden können, ob wir dafür find, und bes 
antragen, daß fie entweder allgemein durchgeführt würden 
oder daß überall, wo die Verhältnigwahl eingeführt wird, 
biefelben Grundfäge gelten ſollen. So aber laffen Sie 
dem DOrtöftatut freien Spielraum, und wir würden, anftatt 
eine Einheitlichkeit in Deutſchland durch ein Reichsgeſetz her: 
beizuführen, eine fo bunte Muſterkarte verfchiedener Wahl: 
ſyſteme haben, daß wir ſchließlich mit all den verfchtedenen 


(B) Wahliyftemen einmal eine Ausftellung veranftalten könnten, 


um zu bewetijen, was für bunte Wahliyfteme bei den 
Gewerbegerihtäwahlen in Deutſchland gelten. Diejes 
Durcheinander könnte höchſtens den theoretiihen Werth 
haben, baß, wenn irgendivo einmal ein neuer Staat entfteht 
und ein neues Mahlreht eingeführt werden fol, man 
fi) dann von Deutihland eine Kollektion verfchiedener 
Mufter von Wahliyftemen fenden laffen kann. 

Nun ift aber doch aud die Verhältnißwahl mit dem 
zweiten Satz in einem ganz eigenthümlihen Zwieſpalt. 
(63 heißt da: 

Es kann insbeſondere feitgefegt werben, daß be- 

ftimmte gewerblide Gruppen je einen ober 

mehrere Beifiger zu wählen haben. 
Nun ftellen Sie das fi einmal vor! In weldem Ber: 
hältniß hat denn die eine oder andere Richtung den Bei— 
figer zu wählen? 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Da kommen wir in einen ganz eigenartigen Stouflift 
hinein, daß es dem Statut vorbehalten bleibt, welche 
Gruppe jeweils den einen Beiliger zu wählen hat. Dann 
hört doch das proportionale Wahlrecht auf ein Wahlrecht 
zu fein, und eö wird we eine duch die Behörde 
herbeigeführte Ernennung der Beifiger. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Will man fid auf ein derartiges Erperiment einlafjen, 
fo müßte zunächſt ein vollitändiger Plan vorliegen, daß 
man weiß, was unter biefem dunklen Begriff veritanden 
werden fol. Es ift eigenthümlih, daß unſere Juriſten 
ſich ſehr oft gegen dieſe oder jene Faſſung, wen jie 
einmal von irgend einem Laien gemadıt wird, erklären 
indem fie einem jagen, daß ift ein jo dunkler Begriff, da 
weiß man nicht, was darunter verftanden werden joll. 

Was foll nun unter dem Begriff „Brundfäge der 
Verhältnißwahl“ verftanden werden? Da möchte ich dem 


Herrn Kollegen Trimborn empfehlen, daß er fid an bie 

Schweiz wendet: da wird ihm eine ganze Bibliothek von 

Schriften zur Verfügung geitellt werden. Ich darf dreift 

behaupten: das ift jo ein unbeſtimmter Begriff, wie er in 

ber ganzen deutſchen Geſetzgebung nicht zu finden ift. 
(Bravo! bei den Sozialdenofraten.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Zrimborn. 

Irimborn, Abgeordneter: Ein kurzes Wort der Er: 
wiberung auf die beiden geehrten Herren Vorredner. 

Der Herr Abgeorbniete Hod) Hat gejagt, Erfahrungen 
lägen ja bereit zur Genüge vor, und man fünnte deshalb 
ohne weitere zur obligatoriichen — übergehen. 
Bei den Gewerbegerichten, um bie es ſich hier ja allein 
handelt, liegen noch feine Erfghrungen vor; alfo erledigt 
fi diefer Einwand. 

Dann hat der Herr Abgeorbniete Hoch, wie aud der 
Herr Abgeordnete Molfenbuhr, wiederum gejagt, Dem 
Kommiſſionsbeſchluß läge eine beftimmte Tendenz zu 
runde, nämlich die, die ſozialdemokratiſche Partei überall 
zurüdzudrängen. Ih habe die Entftehungsgeihichte ja 
dargeftellt. Der Herr Abgeordnete Hoch hat N jelbit zu⸗ 
gegeben, daß man in Frankfurt das proportionelle Wahl: 
ſyſtem einführen wollte, dabei aber auf ein geſetzliches 
Hinderniß geftoßen ſei. Dieſes Hinderniß wollen wir 
bejeitigen. Das iſt die ganze Sadıe. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Wir wollen aljo gerade möglid machen, was damals in 
Frankfurt fih als unmöglich erwiejen hat. Voil& tout! 

Dann hat man gejagt: das Gewerbegericht müßte das 
Vertrauen der Mehrheit haben; wenn Die Befiger nicht 
aus der Mehrheit hervorgegangen find, fo haben fie auch 
das Vertrauen der Mehrheit nicht — das hat ber Herr 
Abgeordnete Tutzauer gejagt. Ich halte es für den idealen 
Zuftand, wenn das Gewerbegeriht nicht nur das Ber: 
trauen derMehrheit, fondern aud) das der Minderheit hat. 
Wenn nun die Minderheit bi3 zu einem gewiffen Grade 
ihre Vertreter hat, jo hat das Gemwerbegeriht bis zu 
einem gewifien Grade aud das Vertrauen der Minderheit. 

Nun jagten die Herren wiederum, die Grundjäge 
des neuen Wahlſyſtems ftänden im einzelnen nicht feit, 


und ih hätte die Verpflichtung, die Grundfäge näher 


darzulegen. Nein, meine Herren, id oder vielmehr Die 
Kommiſſion hat nah der Richtung genügende Vorforge 
getroffen, indem fie die Negelung der Wahl im einzelnen 
dem Ortöftatut überläßt, genau fo wie heute. Heute 
find auch nicht alle Einzelheiten der Wahl im Gejege 
geregelt, fondern es ift das Nähere bezüglih der Wahl 
dem Ortsſtatut überwiejen. Ich babe aljo einen Weg 
gewiejen, auf dem die Materie zur Regelung gelangt. 
Aber Sie, meine verehrten Herren (zu den Sozial: 
demofraten), die Sie das PBroportionalwahligften obli— 
gatoriih machen wollen, weijen feinen Weg, und doch 
miffen Sie die Greundjäge darlegen 
(fehr richtig! in der Mitte), 

Sie müflen, Herr Kollege Molkenbuhr, die ſchweizeriſchen 
Geſetze durchſtudireu und das Beite fir die Gewerbe: 
gerichtswahlen ausfuchen, aber nicht id, dec auf die von 
der Kommiſſion getroffene Vorſorge verweiſen kann. 

Ich bin der Meinung, meine Herren, daß Sie ruhig 
dem Vorſchlage der Kommiſſion zuſtimmen können. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Präfident: Die Diskuſſion it geſchloſſen. Dus 
Schlußwort hat der Herr Berihterjtatter. 
Bel (Heidelberg), Aogeorditeter, Bericterftatter: 


Meine Herren, gejtatten Sie mir nur gauz furz einige 
Worte. 

Daß die Kommiſſion darüber, was unter der Ver— 
hältnißwahl zu veritehen war, fid einig war, und daß 
auch diejenigen Mitglieder, die auf dem Standpuntt ge: 


{D) 


Reichstag. — 92. Sigung. Donnerstag ben 9. Mat 1901. 


61 











a ftanden find, daß die Verhältnigwahl überall durchzuführen 


fei, fid) über den Begriff und die Grundſätze klar waren, 
geht, glaube id), daraus hervor, daß gerabe von biefen 
— in der Kommiſſion ein Antrag geſtellt worden 
iſt, der lautet: 
Die Wahl findet nach den Grundſätzen der Ver— 
hältnißwahl ſtatt. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Alfo, meine Herren, id) glaube, was für die obligatorijche 
Einführung diefer Wahl zuläffig war, wird ja aud für 
die fakultative zuläffig fein. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen, in der Mitte und rechts. 
Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Mir kommen zur Abftimmung. 

Ein Antrag ift zum $ 13a nicht geftellt; ich werde 
daher über den $ 13a nad ben Beidlüffen der Som: 
miffton abſtimmen Taffen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab- 
georbnete Molkenbuhr. 

Molteubuhr, Abgeordneter: Herr Präfident, ich hatte 
beantragt, über den letzten Sat im Abjat 1 befonders 
abzuftinmen. 

Präfident: Wenn bie Herren nur die Güte hätten, ſolche 
Anträge mir früher ſchriftlich einzureihen! Ich bin nicht 
in pr Lage gewefen, Ihren läugeren Auseinanderjegungen 
zu folgen. 

Molkenbuhr: Abgerodneter: Es handelt ſich um den 
legten fettgedrudten Sat im erſten Abſatz bes $ 13, 
beginnend mit den Worten: „Auch ift eine Negelung*. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Moltenbuhr bean: 
tragt, über den letzten Sag des Abſatz 1 beſonders abzu— 
fimmen. Ich werde diefem Antrage nachkommen und 
eine befondere Abftimmung darüber veranlaffen; dann 
über den $ 13a, wie er fid) nad ber vorhergehenden Ab: 
ſtimmung geftaltet haben wird. 

Alſo diejenigen Herren, welche ben zweiten Abſatz 
des erſten Abjaged des $ 138, der mit den Morten 
beginnt: „Auch iſt eine Negelung* und mit den Worten 
„einzureichen find“ enbigt, nad den Beſchlüſſen der Kom— 
miffton annehmen wollen, bitte ih, fi von ihren Plätzen 


zu erheben. 

RE Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Satz iſt angenommen. 

13 iſt nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion un— 
verändert geblieben. Ich darf wohl annehmen, daß er 
vom Hauſe in dieſer Faſſung angenommen iſt. — Da 
niemand widerſpricht, iſt dies der Fall. 

ch rufe nunmehr auf Nr. VII der Anträge der 
Kommilfion. Zu derjelben find feine Anträge geftellt, 
auch feine Wortmelbung erfolgt. Wenn niemand wider: 
ſpricht, nehme ih an, daß dieſe Nummer nad) den Bes 
fchlüffen der Kommiffion angenommen ift. — 
Dasſelbe werde ich annehmen von VIII, — IX, — 
X, — und id konftatire, daß dieſe ſämmtlichen Beſchlüſſe 
ber Kommiffion in zweiter Lefung angenommen find. — 
63 widerſpricht niemand. 

Zu XI beantragt die Kommiffion, SS 41 und 42 zu 
freien. Gin Gegenantrag liegt nit vor. Auch hier 
werde id annehmen, daß biejelben geftrichen find, went 
niemand widerfpricht. — Dies ift ber Fall. 

IH eröffne nunmehr die Diskuffion über XII, $ 49, 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, der Grund, welder Ihre Kommiffion u 
dem hier von ihr gemadten Vorſchlag veranlaßt hat, ift 
in dem Berichte ausreihend wiedergegeben. Ich glaube 
mid hierauf beziehen zu bürfen. a3 mir aber Ber: 
anlafjung giebt, ein paar Worte zu jagen, das ift eine 
Bemerkung, daß die jegige Faſſung bed S 49 Abſatz 1 
Ziffer 4 in Berbindung mit der 


ufhebung bes 8 52 


Abfak 2 eine Lüde in diefem Geſetz offen laffe, infofern (C) 


un eine gefegliche Beftimmung, wonad ein Entſchädigungs— 
recht beftänbe, fehle, und nicht zum Ausdruck gebradt fei, 
daß das Gericht ohne ſolche Normen feinerfeitö nad feinen 
Ermeſſen die Entfhädigung auflegen fünne. 

Meine Herren, ich glaube, bat biefe Bemängelung fich 
dadurch befeitigen und erledigen läßt, daß in diefen Be— 
ziehungen die Grundſätze der Zivilprozeßorbnung aud für 
dad Verfahren vor dem Gewerbegeriht anwendbar und 
maßgebend find, und bort ift ja in $91 ganz ausdrüdlic 

ejagt, daß bie en: Bartei die Koſten zu er: 
Ratten habe, foweit dieſelben nad freiem Ermeſſen des 
Gerichts zum Zwed der Nechtöverfolgung oder der Reditö- 
vertheidigung nothwendig waren; und daß bie Koſten— 
erftattung aud die Entihädigung des Gegners für Zeit: 
verſäumniß umfaſſe. — glaube das konſtatiren zu 
müffen, um eventuellen jpäteren Mikverftändniffen vor: 
zubeugen. 

Bräfident: Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diökuffion ift geichloffen. XII nah den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion iſt nicht angefochten; wenn niemand 
widerfpricht, werbe ich annehmen, dab Nr. XII vom 
Haufe in zweiter — angenommen iſt. — Dies iſt 
der Fall, da niemand widerſpricht. 

Dasſelbe werde ich annehmen bei XIII, — XIV — 
und XV. — Da niemand widerfpridht, find biefe von mir 
aufgerufenen Nummern nad den Beſchlüſſen der Kom— 
mifflon in zweiter Leſung bewilligt. 

Meine Herren, da jegt vorausſichtlich eine größere 
Debatte folgen wird, ſchlage ich dem Haufe vor, fi zu 
bertagen. — Wenn niemand wiberipricht, ift dies ber 
Beichluß des Haufes. ; 

Ehe id den Vertagungsbeſchluß ausfprede, ertheile 
ih dad Wort dem Herm Bevollmächtigten zum Bundes: 
rath, Königlich ſächſiſchen Geheimen Rath Dr. Fiſcher. 


Dr. #Fifcher, Geheimer Nath, ftellvertretender Bevoll: (D) 


mächtigter zum Bundesrath für das Königreich Sachſen: 
Meine Herren, zu meinem eigenen lebhaften Bedauern 
bin ich bei der Befchäftslage des hohen Haufe genöthigt, 
Sie jegt noch um ein kurzes Gehör zu bitten, da id) 
biäher eine geeignete Gelegenheit zur Abgabe meiner 
Erklärungen nicht finden fonnte, und auch heute derjenige 
Herr Abgeordnete hier auweſend ift, auf deſſen Anweſenheit 
dabei ic) den größten Werth legen muß. Es handelt fid) 
um Angriffe gegen die ſächſiſche Bergverwaltung die der 
Herr Abgeordnete Sachſe in den Sigungen vom 14. und 
20. März erhoben hat. 

Der Herr Abgeordnete Sachſe hat in der Sitzung 
vom 14. März die Rechtſprechung des Reichs-Ver— 
fiherungdamts in Fällen zur Sprache gebradit, in denen 
fi) der Verletzte durch verbotäwidriged Verhalten außer: 
halb des Betriebes geſetzt hat. Von Seiten ded Herrn 
Abgeordneten Hilbck ift in derſelben Sigung bereits 
ganz mit Recht darauf hingewiejen worden, daß dieſe 
Nechtiprehung des Reichs-Verſicherungsamts allerdings 
thatſächlich erfolgt, daß aber dabei gewiſſe Kautelen 
angewenbet werden, die vor einer mißbräuchlichen An— 
wendung dieſes Grundfaged hüten. Um nun buch 
ein Beiſpiel zu illuftriren, wie die Arbeiter angeblid) 
durch biefe Nechtiprehung benachtheiligt werben können, 
hat Herr Abgeordneter Sachſe bingewiefen auf eine 
GErplofion, einen Unglüdsfall, der am 26. März 1900 
auf der „Fundgrube Herkules Friſch Glück“ Dei 
Schwarzburg fi ereignet hat. Bei dieſer Gelegenheit 
ift eine Doynamiterplofion entftanden, weil gefrorene 
Dynamitpatronen „unter Anleitung eines Beamten“ — 
jo jagt der Herr Abgeorbnete Sachſe — im Dfen 
aufgethaut worden ſeien. Herr Sachſe hat nun bei dieler 
Gelegenheit weiter feftgeftellt, die vier Schwerberlegten 
haben behauptet, daß dieſes ungeſetzliche, verbotswidrige 
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(Dr. Fiſcher.) 


(A) Verfahren auf Beranlaffung des Beamten geichehen fei, 


und die Arbeiter hätten niemald bon dem Vorhandenſein 
eine3 derartigen Berbot3 gehört oder gewußt. 

Ih habe nun die Alten eingefchen, die über bie 
Unterfuchung des Unfalles haben geführt werden müſſen. 
Und wa3 hat fi aus diefen Alten ergeben? Daß ſämmt— 
lihe bei dem Unfall abgehörte Berlegte bis auf einen 
erflärt haben, daß von einem Verſchulden des betreffenden 
Beamten an der Grplofion nicht die Rede fei. ES hat 
überhaupt niemand davon gefproden, daß das Aufthauen 
der gefrorenen Dynamıitpatrone auf Beranlaffung bes 
Beamten gefchehen fei. Nur einer bon den Berlegten hat 
geſagt, er glaube, der Beamte müfle dad Aufthauen ge: 
fehen haben, denn dieſer fei öfter durch die Stube ge 
gangen. Sämmtlide Berlegte, bi auf einen, haben 
weiter ausdrüdlih zugegeben, daß ihnen das erlaflene 
Verbot der Aufthauung von Dynamitpatronen auf dem 
Dfen befannt gewefen fei, und daß fie davon dienſtlich 
Kenntniß gehabt haben. Und das ift auch erflärlid. 
Ich bin überzeugt, daß jeder, ber die Bergverhältniffe 
fennt, mir zugeben muß, daß ber Bergmann ſich darüber 
nicht im umklaren befinden fan, daß eine folde Mani: 
pulation ſehr gefährlich) ift. 

Ferner hat der Herr Abgeordnete Sachſe gelagt, es 
fei ein Agent des Werkes nad) der Erplofion zu allen 
Arbeitern, Berlegten und Unverletzten, gefommen und habe 
fie durch allgeme er und Drohungen, die Wahrheit 
nicht zu jagen, bearbeitet. Der ftenographiiche Bericht 
fonftatirt hier: „Hört! hört! bei den Soztaldemofraten“, 
Bei der Ilnterfuhung hat ſich aber herausgeftellt, daß 
feiner ber Verlegen und Nichtverlegten davon auch nur 
ein Wort weiß. 

Endlich hat der Herr Abgeordnete Sachſe behauptet, 
fein Gewährsmann habe ihm erklärt, ein Bergbeamter — 
er hat auch den Namen genannt — der Bergmeilter 


(B) Tittel, habe ihn aufgefuht und gefragt, ob er zugebe, 


früher diefe Sprengpatrone aus dem Lager entnommen 
zu haben. Wenn der Betreffende das zugeltche, habe 
der Bergmeifter gefagt, werde er hart beftraft werben. 
Der Beamte hat nun aber pflihtmäßig verfiert, daß er 
weder diefe Meußerung nod irgend eine andere irgendwie 
verfänglide Bemerkung bei dieſer Gelegenheit gethan habe. 

Nun no eine Bemerkung! Der Herr Abgeordnete 
Sadje hat frei nach Schiller: „ein glaubendwerther Mann, 
Johannes Müller, bracht' es aus Schaffhaufen“, erklärt, 
er habe diefe feine Angaben von einem chriſtlich gefinnten 
Manne erhalten, er glaube wenigftens, daß es ein hrift- 
li gefinnter Mann fei, denn die erzgebirgischen Bergleute 
jeien alle oder meift hriftlich gefinnt. Ich freue mich, 
dieſes Lob für unfere braven erzgebirgiſchen Bergarbeiter 
afzeptiren 7 fünnen, und freue mich insbeſondere, daß 
ber Herr Abgeordnete Sachſe im Gegenfag zu feinen 
Herren Genoſſen doc Werth darauf zu legen ſcheint, daß 
ein Bergarbeiter eine chriftlihe Gefinnung hat. ch 
möchte aber doch darauf aufmerffam machen, daß, wenn 
es fih darum handelt, die Schuld von einem Unglücks— 
falle von fi auf andere abzulenfen, auch ein hriftlic 
gefinnter Mann in die Verfuhung kommen kann, etwas 
mehr zu behaupten, al3 fi nachher als wahr herausſtellt. 

Ferner bat der Herr Abgeordnete Sachſe in der 
Situng vom 20. März d. 3. einen Brief herborgeholt 
und erklärt, es fei ihm foeben geichrieben worden, daß iu 
ben Freiberger Bergwerfen ein Monatslohn von 50 Mart 
gezahlt werde. Er hat hinzugefegt: „BO Mark für einen 
männlichen Arbeiter, und das iſt ein Mufterbetrieb, das 
find die ftaatlihen Erzbergbetriebe in Freiberg"! Ich 
habe num amtlihe Erhebungen darüber anftellen zu follen 
geglaubt, wie die Löhne im Freiberger Revier ſich ge: 
ftalten, und ba hat fich herausgeftellt, dak die Durch— 
ſchnittslöhne, bie im dem Jahre 1890 bezahlt find, 40 








bis 50 Prozent höher find, al3 fie der Herr Abgeordnete ‘C) 


Sachſe auf Grund der brieflihen Mittheilung feines Ge: 
währömannes angegeben hat; fie haben 828 Mark, und 
für erwachfene Gefteinäarbeiter, Doppelhäuer 905 Mark 
jährlid betragen. Nun können Sie vielleicht fagen: das 
find immer noch Löhne, die ziemlich befheiden find, und 
ich will Ihnen nicht widerfprechen. Aber bitte, bedenken 
Sie, daß unfer Staat im Intereſſe der VBergarbeiter, um 
fie nicht brotlos werben zu laflen, die nothleidenden Berg— 
werte aufgefauft hat und jährlid etwa 2'/, Millionen 
Mark zufegt nur, um biefe Arbeiter weiter zu beſchäftigen. 
(Hört! hört! rechts. Zurufe bei den Sozialbemofraten.) 
— Nur um die Arbeiter zu befchäftigen; das iſt ber 
einzige Grund der Ilchernahme der nothleidenden Gruben 
in ftaatlihe Verwaltung gewefen. 

Ferner ift darauf hinzuweiſen, daß die Verhältniffe 
im Freiberger Erzbergbau andere find als beim Sohlen: 
bergban. Meine Herren, bei dem Freiberger Grzbergbau 
find die Schichten fo gelegt, daß der Bergarbeiter aud) 
noch über Tag etwas arbeiten und verdienen kann, fei es 
in der Landwirthfchaft, ald Portier oder in anderer Weife. 
Ich kann Ihnen aus meiner eigenen Thätigfeit ald Amts— 
hauptmann in Freiberg verfihern, daß ein Bergmann, der 
Tags über in dem Werk gearbeitet hatte, Abends in Geſell— 
fchaften ſervirte — fehr geſchickt und hübſch — und fid) 
damit einen angenehmen Nebenverdienft erwarb. 

Sebenfall3 glaube ich, durch dieſe amtlichen Felt: 
ftellungen dargethan zu haben, daß die Behauptungen des 
Herrn Abgeordneten Sachſe in mehreren wefentlichen 
Punkten unrichtig geweſen find. Zu dem erften Punkt 
möchte ich noch nachträglich auf eind aufmerffam machen. 
Abgeordneter Sachſe hat — id will nicht fagen: gefliſſentlich 
verſchwiegen, ſondern er bat wenigftend anzugeben 
unterlaffen, daß der betreffende Bergbeamte, der alio 
nachläſſig in feiner Auffichtsführung gewefen it — nur 


dad hat ihm zur Laft gelegt werben fünnen, etwas (D) 


weiteres abfolut niht —, ſofort nah Abſchluß der Er- 
örterungen entlaffen worben ift, und daß ihm aud bie 
Fähigkeit aberfannt worden ift, in Zukunft weiter Auf: 
jeherbienfte zu verrichten. Die Erörterungsaften find fo- 
fort der Staatdanwaltihaft mitgetheilt worben mit ber 
Anfrage, ob etwa ein ſtrafrechtliches Einſchreiten gegen 
diefen Beamten angezeigt fei, aber von der Staatsanwalt— 
fhaft find Diefelben zurüdgefommen mit dem Wermerf, 
daß dazu eine Beranlaflung nicht vorläge. 

Der Herr Abgeordnete Sachſe ift mit heißem Eifer 
bemüht, alles zu Sammeln, was er zu Angriffen gegen die 
fähfiihe Bergverwaltung bier im Haufe verwerthen kann. 
Das ift fein gutes Recht. Ach habe aber bereit vor Jahres» 
frift einmal Gelegenheit gehabt, ihm nachzuweiſen, daß 
er babei ein Opfer feiner Leichtgläubigkeit geworden fei. 
(3 handelte fi, wenn die Herren fidy erinnern, um einen 
Bergarbeiter, der, wie Herr Sachſe anführte, 30 Stunden 
unter Tage gearbeitet habe. Nachher bat ſich heraus: 
geitellt, daß der gute Mann gerade an diefem Tage nur 
wenige Stunden gearbeitet hatte; er hatte Iebiglich renom: 
mirt, er war bei feinem Betreffen auf Urlaub gewefen. 

(Heiterfeit.) 
Herrn Sadıfe geht es eben wie den Sammlern fehr häufig; 
fie werben in ber Sammelwuth Opfer ihrer Leicht 
gläubigfett und getäufcht. Es ift felbfiverftändlih nicht 
meined Amtes, dem Herrn Abgeordneten Sachſe gute 
Nathihläge für die Zukunft zu ertheilen. Wogegen id) 
mid verwahren möchte, ift nur, daß meine Regierung und 
bie fächfiiche Vergverwaltung unter dieſem Sammeleifer 
ungerechtfertigterweife leiden fol, und daß auf Grund 
einfeitiger Verbähtigungen Angriffe genen unfere Berg: 
verwaltung erhoben werben, bie ſich bei näherer Erörterung 
al3 durchaus unbegründet erweiſen. 

(Lebhaftes Bravo rechts und in der Mitte.) 
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(A) Präfident: Das Wort zur Geihäft3orbnung hat ber | nicht auf die Sache eingehen und behalte mir das für (B) 
Herr Abgeorbniete Sadıfe. eine fpätere Gelegenheit vor. 

Sachſe, Abgeordneter: Meine Herren, ich fann leider Präfident: Ih komme auf die Vertagung zurüd. 
bei der Geſchäftslage des — auf dieſe Angaben nicht Wenn niemand widerſpricht, iſt es der Beſchluß des 
näher eingehen. Der Brief war nicht direkt an mich ge- Hauſes, ſich zu vertagen. — Dies iſt der Fall. 
fhrieben, fondern er war mir durch einen Freund in Meine Herren, ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte 
Berlin augegangen Den Briefichreiber habe ih nicht Sigung zu halten morgen, Freitag den 10. Mai, Nach— 








gekannt, aber er hatte in feinem Briefe verſchiedene hrift: | mittags 1 Uhr, und ald Tagesordnung: 

liche Anspielungen gemacht, und beöhalb hatte ih ben 1. dritte Berathung des von den Abgeordneten 

Ausdrud gebraudt, es fcheine eim fehr hriftllider Mann Gröber, Lerno und Genoffen eingebradten Ge: 

zu fein. Es ift mir ja nicht möglid und kann auch nicht ſetzentwurfs, betreffend die Abänderung des 

meine Aufgabe fein, alle diefe Leute eiblih abzuhören; Artifel 32 der Berfaffung (PBräfenzgelder und 

ber Brieffhreiber gab aber Zeugen an, die dad Haupt: freie Eifenbahnfahrt), auf Grund der in aweiter 

ſächlichſte eidlich beftätigen wollen; ich muß mir aljo vor: Berathung unverändert angenommenen Beſchlüſſe 

behalten, auf die Sache noch einmal zurückzukommen. der XIV, KHommiffion in Nr. 294 der Drud: 
Was die Angelegenheit mit den Freiberger Löhnen ſachen; 

betrifft, ſo kann ich jederzeit, wenn ich die Garantie be— 2. den Reſt der heutigen Tagesordnung. 

komme, baß der betreffende Daun nicht gemaßregelt wird | Gegen dieſen Vorſchlag erhebt fich fein Widerſpruch; Die 

— bie wird der Herr Geheimrath aber nicht geben | Tagesordnung fteht feit. 

fönnen —, den Namen des Betreffenden nennen. Ich Die Mitglieder des Reichſstags Graf v. Klinckowſtroem, 

weiß aus eigener Erfahrung, daß der betreffende Mann Dasbach, Wallenborn, v. Gersdorff, Speck, Dr. Weißen: 

feinen hohen Lohn befommt; aber er ift auch nicht mehr | Hagen und v. Kardorff wünschen aus der IT. vefp. III, XII. 





ganz arbeitsfähig. und XV, Kommiſſion fheiden zu dürfen. — Ein 

(Rufe: Aha) Widerſpruch hiergegen erhebt ſich nicht; ich veranlafle des— 
— Die paar Pfennige Rente können dod nicht in Betradht | halb die 6., 2., 1. und 3. Abtheilung, heute unmittelbar 
fommen; deren Höhe können Sie noch erfahren. Herr | nad der Sikung die erforderlihen Griagwahlen vor: 
Dr. Dertel, ald Vertreter des Freiberger Streifed, wird | zunehmen. 


mir aber jedenfalls zugeben müffen, daß dort fehr traurige Ich ſchließe die Sitzung. 
Löhne vorkommen, während die Beamten immer noch 
hohe Gehälter haben wie früher. Ich will aber heute (Schluß der Sitzung 5 Uhr 40 Minuten.) 





Drud und Verlag der Nortieutf en Buchtruderei und Verlagsanftalt. 
Berlin SW., Wilbelmftraße 32. 
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8 62, Vertreter vor bem Gewerbegericht fee. 4. Vorlage, betreffend ben Beitritt des Reichs zu 
Einigungsamt: = ie con ang am 20. Fe. 
- . abgeichlofienen Uebereinkun um Schu 
L Zubeil (gur Geihäftsorbnung) . . 2676 B des gewerblichen Eigenthums, nebſt Schluß— 
XVI(8$ 62a, b, c), Anrufung des Gewerbe⸗ protofoll von demſelben Tage, einem Protofoll 
gerichts als Einigungsamt — Erfcheinungs: über die Austattung des internationalen Büreaus 
zwang: des Verbandes für den Schuß des gewerblichen 
Bed (Heidelberg), Berichterftatter . Gigenthums, fowie die Zuſatzalte d. d. Brüffel 


den 14. November 1900. 
2676 C, 2691 A Die Drudlegung der Borlagen habe ich verfügt. Die: 


Baffermann . » =... + + 2676C | jenigen ad 1 biß 3 find bereitd in Ihren Händen; bie 
Beh (Coburg) - - - . 2678 C — Vorlage wird dem Herren noch heute druck— 
ilbck (zur Sache bezw. perfönli ertig zugehen. 
— — en) 2691 B An Stelle der aus der IT. refp. IIL, XIII. und XV. 
Roefide (Deſſan)j. © 2 2 2 2. 2BIC Kommission geichiedenen Herren Abgeordneten Graf 
zer h v. Slindowftroem, Dasbach, Wallenborn, v. Starborff, 
Schlumbergr . - . 2683 C | Sped, Dr. Weißenhagen, d. Gerädorff find durch bie 
Freiherr v. Aifen Damon » 2684 A | vollaogenen Grfagwahlen gewählt worben die Herren 
Trimbon-. » -» » » . . 2685 B | Abgeordneten: 
Zubeil . 9687 A dv. Spiegel in die Budgetfommiffion; 
N ae IE SEE Be 9688 C Dr. am Zehnhoff in die Betitionstommiffion; 
Dr. Müller (Sagan) 2286 Sittart in die XIII. Kommillion; 
Dr. Stodmann . . 2 2... 2689 Holt, Broekmann, Morig, Bieſenbach und Luce 
Stile . . . . 2690 B in die XV. Kommiſſion. 
XVIL(863), — bes Gewerbe. Ich habe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
rs Kin Gerigungsend: eg —— ee (Walde) für 5 Tage; 
Bed (Heidelberg), — . 2691 D Fig, Schaetigen für 8 Tage. ) ge; 
Se...» . 2692 A Ent huldigt iſt das Mitglied des Reichstags 
Trimbon . . -» » 0. + 2693 D | Herr Himburg. 
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Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand derfelben ift die 

dritte Berathung des bon den Abgeordneten 
Gröber, Lerno und Genoffen eingebrachten 
Gefeßentwurfs, betreffend Abänderung des Art. 32 
der Reichsverfaſſung (Präſeuzgelder und freie 
Sifenbahnfahrt) auf Grund der in zweiter Be: 
rathung unverändert angenonmenen Beichlüffe 
der XIV. Kommiffion in Nr. 294 ber Drud: 
fachen. 

Ach eröffne die Generaldiskuſſion — und fchließe die: 
felbe, da fih niemand zum Worte gemeldet hat. 

Wir treten in die Spezialdiskuffion ein. Ach eröffne 
biefelbe über den Tert des vorgefchlagenen Gefegentwurfs. 
— Es meldet fih niemand zum Wort; ich fchlieke die 
Spezialbiskuffion. Mir fommen zur Abftimmung. 

Ich Bitte diejenigen Herren, welche ben Text des 
Geſetzentwurfs auch in dritter Leſung annehmen wollen, 
fi von ihren Pläten zu erbeben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Text des Geſetzes iſt ange— 
nommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über Einleitung und Ueber— 
ſchrift und werde, wenn niemand widerſpricht, annehmen, 
daß Einleitung und Ueberſchrift ebenfalls vom Hauſe in 
dritter Leſung angenommen ſind. — Da niemand wider— 
ſpricht, iſt dies der Fall. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über das 
ganze Geſetz. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſes Geſetz auch 
in der Geſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; das Geſetz iſt angenommen. 
Wir kommen nunmehr zum zweiten Gegenſtand der 


(B) Fagesorbnung: 


Fortfegung der zweiten Berathung: 
a) bed von ben Abgeorbneten Albredt und Ges 
noffen eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend 
Abänderung des Geſetzes über die Gewerbes 
gerichte vom 29. Yult 1890 (Nr. 74 der Drud: 
ſachen), und 
be3 von dem Abgeorbneten Trimborn einge: 
brachten Gefegentwurfs, betreffend Abänderung 
be3 Geſetzes vom 29. Auli 1890 über bie 
Gewerbegerichte (Nr. 45 der Druckſachen), 
auf Grund des Berichts der XI. Kommiſſion 
(Nr. 299 der Drudiahen). — Anträge Nr. 327, 
328 (berichtigt), 328, 329, 330 (berichtiat), 341. 
Die Berathung wird fortgefeßt mit $ 62, An: 
trag Albreht und Genoffen (Nr. 329 ad 8 ber 
Drudjahen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Bed 
(Heidelberg). 

Ic eröffne bie Diskuffion über $ 62 mit bem dazu 
aeftellten Antrag Albrecht und Genoflen auf Nr. 329 der 
Druckſachen ad 8. 

Zur Gefhäftsorbnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Zubeil. 

Zubeil, Abgeorbneter: Herr Präfident, ich ziche den 
Antrag anf Nr. 329 der Drudiahen ad 8 zurüd, ba er 
fih durd die vorhergehenden Abitimmungen erledigt bat. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Zubeil hat den 
Antrag zu 862 auf Nr. 329 der Drudiadhen ad 8 zurüd: 
gezogen. Wir branden und daher mit diefem Para— 
araphen überhaupt nicht zu beichäftigen, da er in Giltig- 
feit bleibt, wenn feine Mbänderung beantragt ift. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über die Nr. XVI 
der Beichlüffe der Kommiſſion, melde die SS 62a, 62b 
und 62e enthält. 


b) 





Dazu liegen vor die Anträge Fahle-Noefide (Deffau) (C) 
auf Nr. 328 (berichtigt) der Druckſachen und Beh (Coburg) 
auf Nr. 327. 

In der eröffneten Diskuffion hat dad Wort der Herr 
Berichteritatter. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, der Beſchluß Ihrer Kommiffion zu XV 
folgt im wejentlihen dem Antrage Trimborn auf Nr. 45 
ber Druckſachen, und er unterfcheidet fih nur in folgenden 
Beziehungen: der Kommilfionsbeihluß hat zunächſt bie 
einzelnen Fälle der Anrufung der Gewerbegerihte als 
Ginigungdämter der größeren Klarheit und leberſichtlich— 
feit wegen audeinandergezogen; ferner hat er zugelaflen, 
dab die Betheiligten ſich auch vor dem Gewerbegericht 
als Ginigungsamt durch Bevollmächtigte, Beauftragte, 
Stellvertreter vertreten laſſen können; drittens iſt der Er— 
ſcheinungszwang eingeſchräult worden auf die Fälle der 
88 62 und 62a, das heißt auf die Fälle, wo das Ge— 
werbegeridht von beiden Seiten oder von einer Seite als 
Ginigungsamt angerufen worben ift. 

Mas das Sachliche ded Antrags anlangt, die Recht: 
fertigung dafür, daß wir biefen Erſcheinungszwang auf: 
genommen haben, fo erfehen Sie die Gründe dafür aus 
dem Ahnen gedrudt vorliegenden Kommiſſionsbericht. 

Ich bitte namens der Mehrheit der Kommiffion, dem 
Ihnen hier unterbreiteten Vorſchlage zuftimmen zu wollen. 
(Bravo!) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Baſſermann. 

Baſſermann, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
die Annahme der von der Kommiſſion beſchloſſenen SS 624, 
b und e meinerfeit3 befürworten. Ich kann für meine 
Perſon erklären, daß ich diefe Beichlüffe, namentlich den 
Borihlag des Eriheinungszwanges im 8 62e, mit Genug: 
thuung begrüße. Die Kommiffionsfaffung entipricht einem 
Antrage, den id) mit meinen Freunden Freiherr v. Heyl, 
Dr. Haffe, Graf Oriola und Münch-Ferber im Februar 
1899 hier eingebradt habe. In Ziffer 3 diejes Antrags 
wurde Ihon damals vorgefchlagen, 

die ‚Funktionen diefer Abtheilung ber Gewerbe: 

gerichte als Einigungsamt im Falle von Streitig: 

feiten zwilchen Arbeitgebern und Arbeitern dahin 

zu erweitern, daß ein geleglih geficherter Ver: 

handlungszwang eingeführt wird. 
Diefer Berhandlungszwang, allerdings abgeihwädt in 
einen Grideinungszwang, hat nunmehr in S 62e ber 
Kommilfionsbeichlüffe Aufnahme gefunden. Abgeſehen 
von der geitern beichloffenen Beſtimmung, weldhe eine be— 
beutende Vermehrung der Gewerbegerichte bedingt, Halte 
ic) diefe Beltimmung in & 62e, die Einführung des Er— 
iheinungszwangs, für die weſentlichſte Verbeflerung des 
beftehenden Geſetzes. 

(Sehr richtig!) 


Ich follte auch glauben, daß die Haupteinwendungen, 
welche früher gegen biefen Grideinungszwang erhoben 
wurben, jegt ausgeräumt find, und zwar durd) die Aus— 
geftaltung des Einigungsamts, wie folde in 8 63 ber 
Kommiffionsbeihlüffe vorgeſchlagen iſt. 

(Sehr ridtig!) 
Man hat früher mit Recht fagen fünnen, das Gewerbe: 
gericht in feiner Beſetzung mit dem Borfigenden und ben 
gewöhnlihen nah einem Turnus berufenen Beifigern 
wird in vielen Fällen durchaus ungeeignet fein, ala 
Ginigungdamt zu fungiren, die Beifiter aus einer 
anderen Brande oder Beihäftigung werden vielfach nicht 
die genügende ſachverſtändige Keuntniß befigen für den 
Streik, den das Ginigungsamt beihäftigen joll, für bie 
Streitigfeiten, die vor das Einigungdamt gebracht werden 
follen. Da hat die Kommiſſion nun eine Menderung vor— 
geſchlagen: fie befeitigt für diefe Verhandlungen vor dem 


(B) denn bier dem Arbeitgeber auferlegt? 
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(Baflermann.) 


(A) Einigungdamt bie Beifiger, welche fonft für bie Ent: 


fheidung von Mechtöftreitigkeiten zugezogen werden 
müffen, und febt an deren Stelle das Inſtitut der Bevoll— 
mächtigten. Damit erfolgt eine maturgemäße Negelung 
ber Sadıe, Fabrifant und WFabrifarbeiter werden bei 
Streitigkeiten oder bei Streils die Männer ihres Ber: 
trauen aus der betreffenden Fabrikbranche heranzichen: 
der Handwerker den Handwerker, der Gefelle im Hand— 
werk feinen Mitgefellen aus der betreffenden Brande, und, 
foweit Haus» und Heimarbeit in Frage kommt, wird ſich 
die Sache ähnlih regeln; da werden Hausgewerbe— 
treibende und Heimarbeiter als Bevollmädhtigte in dem 
Einigungsamt zuſammen mit dem VBorfigenden fungiren. 
Das iſt eine durchaus richtige Negelung, die, wie gefagt, 
in ihrer jegigen Geftaltung die Hauptbedenfen, die früher 
gegen das Ginigungsamt vorgetragen werben konnten, 
ausräumen. 

Im übrigen muß ih jagen, daß id niemals ver: 
ftanden habe, wie man dieje Frage fo aufbaufchen kann, 
wie das thatſächlich von beiden Seiten geichehen iſt. Die 
Frage des Erſcheinungs- und Verhandlungszwanges ift 
ſowohl von denjenigen, bie die Einführung befämpit haben, 
ald von denjenigen, die fih für bie Einführung aus: 
geiproden haben, meiner Auffaffung nad) weitaus über: 
Ihäßt worden. So wie die Kommiffion hier ihren Bor: 
ihlag in $ 62c macht, iſt Died weiter nichts als ein 
Heiner Verſuch, für eine Anzahl don Streitigkeiten oder 
Sıreifd3 eine erweiterte Möglichkeit des Vergleichs zu 
bieten. Das ift die Quinteffenz dieſes ganzen Vorſchlags. 
Wie man daher über dieſes Geſetz jo viel Aufhebens 
madhen fann, wie es 3. B. feitens einiger indujftrieller 
Vertretungen geſchehen ift, wie man von einer Herab— 
würdigung des Arbeitgeberftandes ſprechen kann, der hier 
zum Erſcheinen unter Strafe angehalten werden fann, ift 
mir nie verſtändlich geweſen. Welche Verpflichtung wird 
Lediglich die zum 
Erfheinen! Der Dann wird zu Haufe die Borladung in 
Empfang nehmen, geht vor das Einigungsamt; will er 
nicht verhandeln, jo fanı er den betreffenden Vorfißenden 
einfach fagen: hier bin id), meiner Pfliht habe ich genügt, 
guten Morgen! — und wird fid) wieder entferen. Das 
ift die ganze Verpflichtung, die dem Arbeitgeber auferlegt 
wird. Es iſt ſonach ausdrüdlid für die richtige Be— 
urtheilung der Gejegesbeftimmungen in 8 626 feftzuftellen, 
daß es fih midt um den Verhandlungszwang handelt, 
fondern daß die Vorſchläge, Die wir gemadt haben, dahin 
abgeihwädt worden find, daß lediglid der Zwang des 
Erſcheinens feitgefeßt wird, und hierfür eine Strafe bis 
zu 100 Mark vorgeichen ift. 

Sodann iſt weiter jeltgeftellt, dak der Vorfigende nur 
bie Befugniß hat, dad Erſcheinen anzuordnen, nicht die 
Verpflichtung, im jedem einzelnen Falle das Erſcheinen 
anordnen zu müſſen, und endlich, daß der Erſcheinungs— 
zwang mur dann im Thätigfeit tritt, wenn von beiden 
Seiten oder von einem Theile die Ancnfung des Einigungds 
amt erfolgt it. Unter diefen Einschränkungen bewegen 
fi die Vorſchläge der Kommiſſion. 

Nun, was die Bedenken anlangt, die noch heute auf: 
recht erhalten worden find, jo ergeben fie fid) einmal aus 
einer Eingabe des deutſchen WUrbeitgeberbundes fir das 
Baugewerbe vom 6. Februar 1901, und de3 weiteren aus 
einer Berhandlung eines großen induftriellen Verbandes. 
In diefer Eingabe des deutfchen Arbeitgeberbundes und 
in der erwähnten Vereinsverfammlung waren die Gründe, 
die gegen die Ginführung des Erſcheinungszwanges vor: 
getragen find, im weſentlichen gleicher Natur, Man hat 
ſich dahin ausgeſprochen, wie es hier heißt: 

Mas den beantragten Ausbau der Gewerbegerichte 
als Einigungsamt anlangt, jo geht unfere ehr: 
erbictige Anſchauung dahin, dab der Ausgleich 


bon Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern 
Arbeitern am beften ohne Einmiſchung Dritter, 
insbejondere unbequemer Dritter, erfolgt. 
In den Verhandlungen des vorerwähnten Verbandes, die 
fih übrigend an Grörterungen in früheren Jahren an— 
ſchließen, ift ausgeführt worben, es handle fich bei ber- 
artigen Streitigkeiten um eine reine Privatſache, in bie 
einzugreifen dem Dritten nur dann geftattet werden darf, 
wenn ed bon ben Betheiligten ſelbſt gewünſcht wird. 
Meine Herren, ih halte das Fir eine bollitändig 
falſche, veraltete Anfhauung, die in ſolchen Meußerungen 


zu Tage tritt. 

(Sehr richtig!) 
Wenn es irgendwo einen Gefihtspunft bes öffentlichen 
Intereſſes giebt, fo iſt es gerade bei ben großen Arbeiter: 
ftreitigfeiten der Fall. 

(Sehr richtig!) 
Das Sind feine reinen Privatangelegenheiten ber be— 
theiligten Arbeitgeber und WUrbeitnehmer, fondern im 
eminenteften Sinne Dinge, die das öffentliche Intereſſe 
berühren, und an denen der Staat nicht achtlos vorüber: 


gehen kann. 
(Sehr richtig!) 

Wenn wir ind Auge faffen, welch unheilvolle Störungen 
des ganzen gewerblichen Leben? nit nur in den un: 
mittelbar betheiligten Streifen durd die großen Streit: 
bewegungen entitehen, fondern wie nod gauz andere 
Kreiſe der Bevölkerung, die Lieferanten und ſonſtige Ber: 
fonen, Handwerter, die mit diefen in Gejhäftsverbindung 
ftehen, in Mitleidvenfhaft gezogen werden, weld namen: 
lojes Elend durch lange dauernde Streiks hervorgerufen 
werden fann fir die Arbeiter und weld) enorme Schädigung 
für die Arbeitgeber, jo follte man meinen, es liegt 
eigentlich auf der flahen Hand, daß der Staat berechtigt 
ift, hier eine Vermittelungsinftanz zu jhaffen, um thun« 


lichft einmal ausgebrodene Streits bald durch gütliche (D) 


Verhandlungen beendigen zu fönnen, aber auch weiter 
vor allem den Ausbruch folder Bewegungen thunlichit zu 


verhindern. 
(Sehr ridtig!) 

Das iſt der Zwed biefer Cinigungsämter, und wenn ihr 
Zwed beffer erreicht werden foll als bidher dadurd, daß 
man bem Gewerberichter gewiſſe Befuguijfe in die Hand 
giebt, um wenigftend das Erſcheinen beider Parteien, 
wenn er bon beiden oder von der einen angerufen iſt, 
erzwingen zu können mit einer Straftbefugniß, die gewiß 
nur minimal ift, nämlich bis zu 100 Darf, fo follte ich 
dod meinen, diefe Regelung der Sache liegt durchaus vor 
allem im Intereſſe ded Staates jelber, im öffentlichen 


Intereſſe. 
Sehr richtig!) 

Wir wiſſen aus unſeren Erfahrungen, wie ſehr im Laufe 
ber Streifbewegungen die gegenfeitige Erbitterung fteigt, 
und wie viel fchwieriger es tft, einen Streik, wenn er erit 
einmal eine Zeit lang gedauert hat, durch gütliche Wer: 
mittlung zu beendigen, als wenn ein geſchickter Mann, 
ehe die Grbitterung hoch gekommen tft, eingreift und durch 
feine Autorität und fein Zureden verſucht, eine freundliche 
Verſtändigung zwiſchen beiden Parteien herbeizuführen; 
da hat er beſſere Ausfihten, als es in jpäteren Wochen 
und Monaten des Streits der Fall ift: je früher cin 
tüchtiger Gewerberiditer mit dem Leuten des Vertrauens 
beider Parteien eingreifen kann, deſto beſſer. Meine 
Herren, id) finde, daß dies fo flar und ridırig iſt, daß 
id) meinerfeit3 nur fehr warm für diefe Vorſchläge mid) 
ausſprechen kann. 

Wir können auch durch weitere Erfahrungen feſt— 
ſtellen, daß bei einer Reihe von Streikbewegungen, ſei es 
von der einen, ſei es von der auderen Seite, das Ein— 
greifen des Einigungsamtes zunächſt abgelehnt wird. 
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Da madt man doc, wenn eine Erihlaffung, eine gewilfe 
Kampfesmüdigkeit fich der ftreitenden Parteien bemächtigt, 
die Erfahrung, dab dann ſchließlich doch das anfangs 
zurüdgewiefene Ginigungsanıt eintritt, und es dann in 
einem viel zu fpäten Stadium gelingt, endlich den Streit 
beizulegen. Da foll der Entſcheidungszwang abhelfen, 
nicht der Verhandlungszwang, allerding3 in der Hoffnung, 
daß vernünftige Leute, wenn fie einmal vor dem Gewerbe— 
ridter und dem Bevollmächtigten erihienen find, fi dann 
auch bereit finden laffen werben, ein gute® Wort von 
dieſer Vermittelungsbehörde anzuhören, und fidh vielleicht 
troß der vorhandenen Erregung bereit finden laffen, auf 
den Boden der VBerftändigung zu treten. 

Meine Herren, id will Sie nicht ermüben mit Auf: 
zählungen ber jegensreichen Thätigfeit der Einigungsämter, 
vor allem deö Berliner Einigungsamts. Wir haben alle 
mit großer Genugthuung begrüßt, wie der lange an 
dauernde Streit der Maurer unb Steinarbeiter ſchließlich 
durch das geſchickte Eingreifen diefer Behörde aus ber 
Welt geihafft worden iſt. Es Liegt mir hier vor eine 
Bnfammenftellung der Thätigkeit des Berliner Einigung: 
anıt3 aus dem vergangenen Vierteljahr, alfo von Januar 
bi März 1901. Da ift aufgeführt: 

wie am 10, Januar eine Schlihtung der Lohn— 

bifferenzen zwiſchen ben vereinigten Berliner 

Mörtelwerken und ihren Mörtelarbeitern und 

Kutſchern vor dem Einigungsamt ftattgefunden hat. 
63 ift hier aufgeführt: 

wie am 15. Februar dad Einigungsamt für das 

Täfchnergewerbe in Wirkſamkeit getreten ift. 
Auch hier wurde eine Einigung erzielt, und ein drohender 
Streit vermieden: 

Am 22. Februar zur Berhinderung 
eined Ausftandes einer Mehrzahl von Militär: 
effeftenarbeitern ein Vergleich. 

Am 6. März verglichen fid) die Aktiengejelichaft 
„Phoebus* und ihre ftreifenden Gleftromonteure. 

Am 8. März fam ein Vergleih zu Stande 
zwifhen zwölf Marmorfabritanten und ben 
organifirten Marmorarbeitern und endlich weiter 
ein Vergleich am 13. März zwiſchen den Berliner 
Mörtelwerten und ihren Arbeitern. 

Das find Refultate eined Gerichts aus einem einzelnen 
Vierteljahr, die uns darauf hinmweifen, wie ſegensreich ein 
Einigungsamt wirken kann. — Nun fommt man vielleicht 
mit dem Cinwand, daß man fagt: wenn Heute ſchon bie 
Ginigungsämter im ber 5 ſind, dieſe ſegensreiche 
Thätigleit auszuüben, weshalb dann an dem Geſetz über— 
haupt etwas ändern? Gerade weil wir die ſegensreiche 
Wirlſamkeit anerkennen, den Erfolg ſehen bei einer Reihe 
von Vergleichsverſuchen, die Verhinderung drohender Streif- 
bewegungen, deswegen wollen wir die Befugniſſe des 
Einigungsamts ausdehnen und wollen dem Einigungsamt 
und dem Vorſitzenden die Möglichkeit geben, in allen 
Fällen vermittelnd einzugreifen, nachdem es einmal von 
einer Seite angerufen iſt, und es für richtig erachtet 
wird, wenigitens die Leute einmal vor ſich fehen zu 
fönnen und ihnen zu einem Wergleih und zur Ver— 


ftändigung —— Wie das beſchämend ſein 
ſoll für bie Arbeitgeber, iſt mir abſolut nicht 
verſtändlich. In unſerem Staatsleben giebt es auf allen 


Gebieten ſtaatlichen Zwang, der ſich richtet gegen die 
einzelne Perſönlichkeit; der det fih überall auf dem Ge— 
biete unferer Prozeßordnung. Bei der geringften bagatell- 
mäßigften Beleidigungsiache hat der Strafridhter das Recht, 
das perlönlihe Erfcheinen der betreffenden Perſonen zu 
erzwingen, er braucht fi nicht damit zu begnügen, daß 
eine Vertretung durch einen Anwalt oder Bevollmächtigten 
erfolgt, fondern wenn ber Richter will, daß der Ange: 
Hagte ſelbſt kommt, um mit ihm über einen Vergleich zu 


verhandeln, muß er fommen, und ber Privatfläger muß (O) 


ebenfall3 kommen, und es kann bie lumpigite, elenbefte 
Beleidigung fein, die es überhaupt giebt, Dinge die gar 
fein öffentlihed Sntereffe haben. Wenn das eingeführt 
ift bei folhen Bagatelljahen, fo, jollte ich meinen, muß 
der Erſcheinungszwang möglich fein, in ſolchen Fällen, 
wo, wie ich vorhin ausgeführt habe, da3 ftaatlidhe Inter: 
eſſe in allergrößtem Make mit betheiligt ift. 
(Sehr richtig!) 

Ich Halte die Beftimmung, wie die Kommiſſion fie vor: 
ſchlägt, für feinen großen, welterfhütternden Fortſchritt, 
ic halte fie aber immerhin für einen Fortſchritt über: 
haupt und glaube, daß dadurch die jegensreihe Wirkung 
der Einigungsämter erweitert wird, und aus biefen Gründen 
begrüße ich diefen Vorſchlag freudig und möchte Ihnen 
bringend die Annahme desjelben empfehlen. 

(Lebhafted Bravo.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Beckh (Goburg). 

Bedh (Coburg), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
kann mid) im allgemeinen ja dem NMeußerungen des ge: 
ehrten Herrn Vorredners anſchließen; auch ich betrachte 
dieſe Geſetzesvorlage und insbejondere die Beitimmungen 
in dem 8 62 und folgende für fehr eriprichlih und an 
thätig im öffentlichen Intereſſe. Es kann feinem Zweifel 
unterliegen, daß hier feine Privatangelegenheiten in Frage 
kommen, wie das die Geichichte der legten Jahre zur 
Genüge bewiefen hat, fondern daß es in der That öffent: 
liche Angelegenheiten find, die das Intereffe des ganzen 
Volkes berühren. Nichtödeftoweniger muß ic jagen, daß 
die Beitimmung im $ 62c, wonad der Vorfigende befugt 
ift, wenn das Einigungsamt aud gemäß $ 62a angerufen 
wird, Geldftrafen anzubrohen, immerhin eine etwas 
bedenkliche iſt. Meine Herren, die Beltimmung ſteht 
auch meines Erachtens nicht im Einklang mit dem 


$ 623; benn dort heißt ed, daß ber Borfigende, wenn (D) 


die Anrufung nur von einer Seite erfolgt, dem anderen 
Theil und deffen Stellvertretern davon Kenntniß geben 
und zugleih „nah Möglichkeit dahin wirken“ fol, daß 
auch diefer Theil zur Anrufung des Einigungdamts 
ſich bereit findet. Meine Herren, wenn im einer foldhen 
Weiſe gefagt wird, daß ber Vorfigende „nah Möglichkeit 
dahin wirken möge”, daß dieſe Vereiterflärung erfolgt, 
dann find damit doch eigentlih in biefem Baragraphen 
nicht Androhungen von Geldftrafen gemeint, jondern es 
ift dies gewilfermaßen eine Grportation, die bier Platz 
greifen fol, und es ift daher in der That auffallend, daß 
die beiden 8 62a und 62e neben einander in biejer 
Faſſung ftehen. Meines Erachtens hätte jedenfall bie 
Strafbeitinnmung mit dem $ 62a etwas mehr in Einklang 
gebradjt werben follen. 

Ich weiß nun aber angefihtd der Stimmung, bie 
im Haufe herrſcht, daß irgend eine Menderung in biejer 
Richtung wohl nicht angenommen werben wird, und ob» 
gleich ich in Diefer Beziehung mit mehreren meiner Freunde 
der Anfiht bin, daß die Hereinnahme des $ 62a in den 
; 620 beffer hätte unterbleiben fünnen, verzichte ich des— 
alb doch auf einen befonderen Antrag. Nur zur Bes 
gründung meiner Anfiht will ih nod anführen: wenn 
nad dem $ 62a der WVorfigende den anderen Theil, die 
Stellvertreter u. f. w., benachrichtigt hat, und die Bes 
treffenden ihre Erklärung fonftwie in einer anderen Wetje 
abgeben, daß fie zur Vernehmung aus ben und den 
Gründen nicht erfcheinen wollen — es faun ja fein, daß 
in dem betreffenden Falle der Arbeiter bezw. die Arbeiter 
oder die Arbeitgeber eben zur Zeit abfolut nicht in ber 
Lage find, fi auf Verhandlungen einzulaffen, — ich jage, 
wenn dad der all it, follte doch eigentlich eine Er— 
färung, welche im fchriftlicher Form abgegeben werden 
tönnte, in diefer Richtung aucd genügen; e8 wird dadurch 
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(A) erfpart ein Gang, eine Vernehmung, eine Verhandlung, 


in bie dod, wenn die Gegenpartei erfcheint, aud ein: 
getreten wird, und die manchmal gerade erft recht zu 
Inannehmlichkeiten führen kann. Das ift der Grund, 
weöwegen mir die Sache bedenklich erfcheint. Allein ich 
fehe, nah ber anderen Seite hin würde ed nad ben 
Darlegungen, bie gemacht worden find, doc auch einen 
Bortheil haben, und darum, fage ich, will id im dieſer 
Beziehung feinen Aenderungsantrag ftellen. 

Nun ift mir aber beim Durchlefen diefes Paragraphen 
doc) auffallend erſchienen, daß nicht beftimmt ausgeſprochen 
wird, von wem die Feſtſetzung der Strafe erfolgt. Ich 
habe das in meiner Fraktion angeregt, und e3 waren da 
fofort verfchiedene Anſchauungen darüber vorhanden: von 
der einen Seite wurde gemeint, dad habe der Vorfigende 
zu thun, von ber anberen Seite dagegen, bad habe das 
Einigungsamt zu beftimmen. Meine Herren, an fid 
wäre e3 ja, wie es fonft der Fall ift, in der That das 
Richtige, daß, wie das Gericht fonft überall eine ſolche 
Strafe auöfpricht, und nicht der Vorfitende, in allen ben 
Fällen, in melden eine folhe Ordnungsſtrafe eintreten 
joll, auch hier das Einigungsamt dies ausſpricht. 

Nun hat man mir entgegengehalten — und ba3 hat 
ja eine Berechtigung für fih —, der Vorſitzende berufe 
zunächſt allein „aur Einleitung der Verhandlung“ die be: 
treffenden — und da habe dad Einigungs— 
amt im eriter Linie noch nidt3 damit zu thun. Das 
ließe fi meines Erachtens leicht dadurch befeitigen, daß, 
da das Einigungsamt wohl nicht bloß für einen einzelnen 
Fall zufammentommen wird, es fi doch wohl einrichten 
laffen wird, daß, wenn das Einigungsamt zujammentritt, 
der Vorſitzende ihm mittheilt, daß troß Ladung der Be- 
treffende nicht erfchienen ift, und das Einigungsamt dann 
die Strafe beftimmt. Deswegen, meine Herren, habe id) 
denn den Antrag eingebracht, der Ihnen gedrudt vorliegt, 


(3) indem ich nicht dem Borfigenden die Strafbeftinmung 


überlafien wollte, fondern dem Einigungsamte, weldes 
inöbefondere doch in Erwägung treten kann über die 
Gründe, welche die betreffende Partei veranlaßt haben, nicht 
zu ericeinen. Es fünnen ja verſchledene Gründe, wo— 
dur) der Betrefiende verhindert wird, beim Vorfigenden 
fid) einzufinden, vorliegen. 

Nun kommt aber, meine Herren, worauf id auf: 
merffam gemadjt worden bin erit nad) Stellung meines 
Antrags, in Betradt, daß in dem $ 40 des beftchenden 
Geſetzes diefelbe Beſtimmung ſich ſchon befindet, daß ber 
Vorſitzende die Strafe androhen kann, und daß gegen die 
Feſtſetung der Strafe die Beſchwerde nad) den Be: 
ftimmungen des Zivilprozeſſes geftattet ift, und in ber 
Praxis foll — id) für meine Perſon kenne feinen Fall, 
aber nad dem, was mir gefagt ift — es in der That 
feither fo gehandhabt fein, daß ber Borfigende in einem 
ſolchen Falle die Beftrafung auch feitfegt. Nachdem das 
alſo bereits im dem Gefege fteht, fo erfläre ich hiermit, 
daß ich meinen Antrag zu $ 62e zurüdziehe und Sie 
bitte, den Paragraphen in der Faflung der Kommiſſion 
anzunehmen. 

Präfident: Der Herr Abgeordnete Beh (Coburg) 
hat feinen Antrag zu $ 62e auf Nr. 325 der Drudjaden 
zurüdgezogen. 

Ferner theile ih dem Haufe mit, daß der Herr Ab— 
— Freiherr v. Richthofen-Damsdorf beantragt hat, 
ei 8 62e über die Worte „Er kann hierbei“ bis zum 
Schiuffe des Paragraphen getrennt abitimmen zu laſſen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hilbd. 

Hilde, Abgeordneter: Meine Herren, ein größerer 
Theil meiner politifchen Freunde kann ſich nicht ent: 
ihließen, für ben zweiten Theil des 8 62e zu Stimmen. 
Ih ftelle daher den Antrag, über diefen zweiten Theil 
beö Baragraphen, von den Worten ab: „Er kann hierbei“ 


bis: 
getrennt abſtimmen zu laſſen. Meine Herren, der Antrag, 
dieſe Geldſtrafe eintreten zu laſſen und einen Erſcheinungs— 
—* herbeizuführen, gründet ſich nach meiner Meinung 
m Weſentlichen auf bie ſchlechten Reſultate, die bisher 
mit den Ginigungsämtern erzielt worden find. In ganz 
Deutihland, meine Herren, find von etwa 250 vor: 
handenen Gewerbegerichten bisher nur 78 Vereinbarungen 
in fieben Jahren zu Stande gefommen und 32 Scieb3- 
fprüche gefällt worden, von denen überhaupt nur 8 wirt: 
fam ‚geworden find. Bei 15 Sciedöfprühen haben bie 
Arbeitgeber abgelehnt, fih dem Schiedsſpruche zu fügen, 
und bei 13 die Arbeitnehmer, fo daß von ben wirklid 
zu Stande gelommenen Sciedsfprühen überhaupt mur 
ein Biertel praftiih geworben ift in den 7 Jahren, und 
außerdem find 44 erfolglofe Verſuche gemadt worden, 
wo ein Sciedöfpruh überhaupt nicht zu Stande ge: 
tommen ift. Da haben alſo augenfcheinlih die Arbeit: 
nehmer und Arbeitgeber fi in gleicher Anzahl gegenüber 
geftanden, und ber Vorfigende hat fi der Abſtimmung 
enthalten. 

‚ Meine Herren, auch die Berufungen an die Schieds— 
nerichte haben ſich im letzter Zeit durchaus nicht vermehrt. 
(3 waren im Jahre 1896 44, im Jahre 1897 27, 
im Jahre 1898 30 und 1899 50. Sie fehen daraus, 
daß trog der fehr geftiegenen Arbeiterzahl die Benutzung 
ber Gewerbegerihte ald Einigungsämter durchaus 
nicht zugenommen hat. Diefer Wahrnehmung konnte man 
fi natürlid) in der Kommiffion nicht verfchließen. Man 
bat fie al3 jehr bedauerlich bezeichnet, und auch ich ftehe 
nicht an, fie als fehr bedauerlich zu bezeichnen. Ich wiirde 
eö jehr viel Lieber gefehen haben, wenn die Gewerbe: 
gerihte häufiger als Einigungsämter in Anfpruch ges 
nommen würden. ber, meine Herren, bei einen fo 
außerordentlich ungünftigen Nefultat wird man doch wohl 
die Gründe unterfuchen müffen, weshalb bie Einigungs: 
ämter denn jo wenig in Anſpruch genommen find, und 
wenn ich auch unterlaffen muß, ganz ausführlich auf dieſe 
Gründe einzugehen bei ber jegigen Geſchäftslage des 
Hanfes, fo kann ich dod nicht umhin, einige Bemerkungen 
dazu zu maden. 

Meine Herren, zunädft Tiegen die Gründe im ber 
Perſon der Vorfigenden. ch will diefen Herren gewiß 
nicht zu nahe treten; aber wenn Sie bedenfen, daß bei 
ben meiften Schiedsgerichten jüngere Affefjoren ober 
Stadträthe zu Vorfigenden ernannt find, jo werden Sie 
mir zugeben müflen, daß dieſen vielfah die nöthige 
Kenntniß ‚und Prarid nicht innewohnt, um derartige 
Lohnftreitigkeiten oder andere noch ſchwierigere Differenzen 
richtig zu entfcheiden. Es hat ihnen alio das Vertrauen 
Er daß die Entscheidung, die fie treffen würden, 
tetö eine jahgemäße und richtige fei. Das ift allerdings 
bei einigen Schiedsgerichten anders und im fpeziellen bei 
dem Berliner. Es läßt fih durchaus nicht verkennen, 
daß bei der großen Kenntniß und der großen Bedeutung 
der Männer, die hier an der Spitze ftehen, man volles 
Vertrauen zu ihnen haben fanı. Das hat ſich darin be— 
wiejen, daß gerade deren Wirken ein fehr ſegensreiches 
gewejen ift. Der Herr Stollege Baflermann hat Ihnen 
eben ſchon eine längere Lifte vorgelefen der Entſcheidungen, 
bie gefällt jind, und der Streifs, die badurd verhindert 
oder beendet worden find. Aber, meine Herren, das be- 
weift nad) meiner Meinung gerade daS Gegentheil von 
dem, was Herr Baffermann beweifen wollte. Diefe Ent: 
iheidungen und jene VBerhütungen von Streits find ge: 
ſchehen unter der Herrſchaft des jegigen Geſetzes. Es war 
gar nicht möthig, daß ein Erſcheinungszwang, wie das 
jest Geforberte etwas euphemiftifch von den Herren ber 
Kommiffion genannt wird, ftattgefunden hat. Ohne den 
Erſcheinungszwang hat dad Berliner Gewerbegeridht fo 
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(Sitbet.) 


(A) ninflig gewirkt, lediglich weil man bon deffen Vorfigenden 


fi) verfchen konnte, daß er vermöge feiner großen Er— 
fahrung und Praxis und vermöge der ihm fonft inne: 
wohnenden Gigenihaften richtig enifcheiden würde. Wir 
haben den 8 10 des Gefeges dahin abgeändert, dab «3 
fir einen Vorfigenden des Gewerbegerichts nicht einmal 
mehr nöthig ift, daß er zwei Jahre an dem Orte wohn: 
haft ſei. Da kann man von einem folhen mit ben 
örtlichen Verhältniffen nicht befannten Mann unmöglich 
verlangen, daß er richtig und ſachgemäß enticheiden 
wird. Diefen Grund Schaffen Sie dadurd, daß Sie 
den Erſcheinungszwang einführen, durchaus nicht aus 
der Melt. 

Es fommen dann weiter eine Anzahl von Gründen 
hinzu, die nicht in der Perfon liegen, ſondern im ber 
Sadıe felbft. Meine Herren, die Differenzen aus Lohn: 
ftreitigfeiten, die zu Streits führen, hat ſich ganz beftimmt 
der Arbeitgeber vorher genau iütberlegt, ob er einen höheren 
Lohn bewilligen kann oder nicht, eb er ed zum Streit 
hat fommen laffen; denn er weiß gauz genau, daß bie 
Streits für ihn zum mindeften ebenſo verderblich find 
wie für die Arbeiter. Nach genauer und forgfamer 
Prüfung feiner Gefhäftsbücher jagt er fidh: weiter darf 
ich nicht gehen, ih habe mein Möglichſtes gethan, weiter 
kann ich nicht gehen, ohne meinen Betrieb zu gefährden. 
Diefen Arbeitgeber wollen Sic num vorladen; er foll Rebe 
und Antwort jtehen über feinen Betrieb, über ben Ertrag des— 
felben, denn wenn überhaupt die Sache wirkfan fein fol, muß 
der Erſcheinungszwang fo ausgelegt werden. Wenn ber Bor: 
geladene bloß kommt und fagt: guten Morgen, hier bin 
ich, adieu, dann wird ber Abficht des Geſetzes fiher nicht 
entſprochen. Es ift jelbftverftändlidh, daß verlangt wird, 
er folle fih aud äußern. Der Verhandlungszwang ift 
die nothwendige Folge des Erſcheinungzzwangs. Wenn 
jemand die Aeußerung verweigerte, dann möchte ich einmal 


(B) ſehen, was am nächſten Tage in dem ſozialdemokratiſchen 


Blatte ſtünde. Wenn heute Schon hier im Haufe Die 
Unternehmer Ichiglih als Ausbeuter Hingeftellt werben 
von Männern, die Jahre lang mit und zufamımen bier 
verhandelt und gearbeitet haben, wie es dann erft in ber 
Preffe und der Provinz ausſieht, das brauche ich nicht zu 
jagen. Dann werben aus den Ausbentern Blutfauger, und 
ob das DBelanntwerden einer eg wg irgend eines 
Internehmers, dem Ginigungsamte Nede und Antwort zu 
fteben, dazu beiträgt, den fozialen Frieden zu fördern, 
das muß ich jedem einzelnen von Ihnen zur Erwägung 
überlaffen. 

Bei diefen Lohnftreitigkeiten wird alio ſich ber 
Arbeitgeber vorher genau überlegt haben, ob er mehr 
zahlen kann oder nicht, und es wird immer fo liegen, 
daß der Arbeitgeber ſchon vorher mit feinen Arbeitern 
darüber verhandelt hat, wenn es nicht ein ganz tumultu: 
ariſcher Ausftand ift, bei dem das Einigungsamt auch 
nichts nützen kann, und wenn ber Arbeitgeber dann zu 
der Cinfiht und zu dem Entichluffe gekommen it, daß 
die Verhältniffe nicht zu ändern waren, fo wird aud cin 
einſichtsvoller Schiedsrichter es nicht dahin bringen, daß 
der Betreffende feinen Entihluß ändert. 

Aber viel gefährlider als die Lohnftreitigkeiten find 
die Madıtfragen. Schr viele Streits find ausgebrochen, weil 
es fi) darum handelte: wer hat die Macht, Arbeitgeber 
oder Arbeitnehmer? Da hat man den Arbeitgeber zwingen 
wollen, ihn aus feinem eigenen Haufe heraustreiben wollen. 
Soll der Arbeitgeber noch Herr in feinem Haufe fein 
oder nicht? 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
Ad, meine Herren, diefe Fälle kennen Ste fo genau wie 
ih! Oft hat es fih darum gehandelt, daß mibliebige 
Beamte entlafjen oder Arbeiter wieder angenommen werden 
follten, die der Arbeitgeber vermöge feines legalen Kündi— 


gungsrechts entlaffen hatte. 
könnten nach meiner Meinung die Arbeitgeber nichts beffere3 
thun, als auf ihren Necht zu beftehen und fi auf Ver: 
handlungen gar nicht einzulaffen. Diefe Fragen würden 
nad meiner Anſicht vor das Schiedägeriht nur im feltenen 
Fällen kommen. 

Ein dritter und wichtiger Grund, der bie Arbeitgeber 
abhalten kann, die Sciedsgerichte anzurufen, ift der, daB, 
wenn Bereinbarungen zu Stande gekommen jind, ber 
Arbeitgeber immer gehalten ift, die Vereinbarung zu halten, 
ber Arbeitnehmer aber nicht; denn die Arbeitnchnter ver: 
handeln nicht direkt, ſondern mur durch Delegirte, und dieſe 
haben nicht immer Die Belegfchaft, DieArbeiterfchaft hinter fich. 
Ich erinnere in dieſer Beziehung an den Fall, der im 
Jahre 1889 bei dem Bergarbeiterftreif in Weftfalen ein: 
—— iſt. Da war durch Vermittlung des Herrn 

ollegen Schmidt, der noch jetzt bei uns iſt, und des 
Herrn Dr. Hammacher eine Vereinbarung zwiſchen den 
Delegirten der Bergleute und der Arbeilgeber zuſtande 
gefommen; faum waren die Bertrauendmänner aber 
wieder zu Hanfe, fo hieß es: die Arbeitgeber haben ihre 
Vereinbarung nicht gehalten, wir ftreifen weiter, Bei 
einer anderen Gelegenheit in der Tertilbrande waren 
nad) zu Stande gekommener —— die Arbeitgeber 
ſehr erſtaunt, am anderen Tage lediglich die Leute vor— 
zufinden, die mit ihnen verhandelt hatten, das Komité, 
und das erklärte: wir find abgefegt; denn unfere Belcg- 
ſchaft hat dad, was wir miteinander vereinbart haben, 
nit angenommen und hat andere Delegirte gewählt. 
Sie fehen, meine Herren, daß auch dies ein Grund fein 
kann md fehr häufig iſt, weshalb in folden Fällen, wo 
der Arbeitgeber vermuthet, daß die Arbeiter doch die 
Vereinbarung nicht halten, er auch jelbft nicht gebunden 
fein will. Ja, meine Herren, wenn es lauter organifirte 
Arbeiter gäbe, wie bier in Berlin, fo würde diefer Fall 
nicht fo leicht eintreten; in der Kommiffion ift ſchon ge: 
fagt worden, dab 3. B. die Maurer fi jetzt 2 Jahre 
lang an die Abmahnungen gebunden hätten, und daß ein 
Bruch folder Vereinbarungen in dem Metallarbeiter- 
verband unter hohe Strafe geitellt if. Man verhandelt 
aber nicht immer mit organifirten Arbeitern, denn Gott 
ſei Danf giebt e3 nod) mehr nichtorganifirte wie organifirte 
Arbeiter, und ich Hoffe, daß dad auch in Zukunft fo 
bleiben wird. 

Nun Handelt es ſich bezüglich der öffentlichen, recht— 
lihen Seite, wie von dem Herrn Abgeordneten Baſſer⸗ 
mann und auch ſonſt betont iſt, niemals um die Streitig— 
keiten zwiſchen einem einzelnen Arbeitgeber mit ſeinem 
Arbeiter, ſondern um Streiks von größerer Ausdehnung, 
die fi vielleicht über cine halbe Provinz, über einen 
ganzen Negierungsbezirt, jedenfall3 aber über das Gebiet 
zahlreiher Gewerbegeridhte eritveden. Meine Herren, 
welches von den Gewerbrgeridhten fol denn da zuftändig 
fein und enticheiden? Und wenn in folden Fällen ein 
einzelner Arbeitgeber eine Einigung zu Stande gebradit 
hat, jo wird die Gemeinschaft jih doch nicht fügen, fo 
werden fowohl die Arbeitgeber wie die Arbeitnehmer ſich 
für folidarifh halten. Schon oft it es dagewefen, daß 
einzelne Fabriken ganz gern wieder ihre Thore geöfinet 
hätten, wenn bie Arbeiter nicht gelagt hätten: nein, che 
die Differenzen mit den anderen nicht erledigt find, 
fommten wir auch nicht wieder, — oder wenn die Arbeit: 
geber nicht hätten jagen müflen: che meine Kollegen nicht 
ihre Angelegenheiten geordnet haben, können wir nicht 
wieder anfangen. Alle ſolche Falle verbieten es, den 
Erſcheinungszwang überall eintreten zu laſſen. 

Was nic aber am meilten ftugig gemacht hat oder 
mid noch mehr babin bringt, vor dem Erfcheinungszwang 
zurüdzufcreden, ift die Beripektive, die in dem Kom: 
miffionsberiht uns für die Zukunft eröffnet ift. Meine 
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Bei ſolchen Machtfragen (C) 
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Herren, da fteht ungefähr: der Erſcheinungszwang ift bie 
erfte Etappe, dann fommt der Verhandlungszwang 
(ehr richtig! rechts), 

und dann wollen wir den Schiedsſprüchen eine gewiſſe 
Geltung geben und zunächſt verlangen, daß fie auf 6 
Monate für beide Theile bindend fein follen, oder ähnlich. 
Allerdings ift die Kommiſſion heute noch zu zaghaft, dies 
einzuführen; fie will erft die Erfahrungen abwarten, die 
in onderen Ländern gemacht werden. Ich gebe der 
Konmilfion darin volftandig Net: warten wir doc erit 
diefe Erfahrungen ab, fehen wir doch erft, wie der 
Millerandihe Geſetzentwurf in Frankreich wirkt, laffen wir 
e3 jo lange beim alten, bis man wirflid weiß, was 
anderwärt3 aus diefer Sache wird. Wenn man zu ders 
arlig weitgehenden Schritten fommen follte, daß man auf 
6 Monate hinaus dem Urtheile de3 Schiedsgerichts eine 
vollſtändig rechtskräftige Wirkung giebt, — ja, meine 
Herren, was heißt das anderes, ald daß Sie die Arbeit: 
geber während 6 Monate willtürlih ihres Vermögens 
oder eines Theiles ihres Vermögen! und Einkommens 
berauben, wenn Sie zu Gunften der Arbeiter einen Sprud) 
fällen, dem bie zeige widerſprechen? Wollen Sie 
denn fo weit gehen, meine Herren, daß ein Schiedögericht, 
und fei e3 von der beften Zufammenfegung, über bdiefe 
vermögensrechtlichen Fragen vollftändig aburtheilen fol? 

Was die Zufammenjegung der Cinigungsämter au: 
belangt, fo gebe ich gern zu, daß dasjenige, was bie 
Kommiffion vorgeſchlagen hat, gegen den jegigen Zuftand 
ein fehr großer Fortſchritt ift, und ich glaube, daß gerade 
wegen biejes großen Fortichrittö die Frequenz der Schieds— 
gerichte außerordentlich zunehmen wird, auch ohue Ver: 
handlungszwang, aud ohne Erſcheinungszwang. 

Deshalb, meine Herren, bitte id Sie, laſſen Sie ben 
Verhandlungszwang fallen, denn was bezwecken Sie? 
Etwas Odidfes hat es für die Arbeitgeber immer — ich 


(B) will nicht fagen: es hat etwas Entwürdigendes; für mid) 


wiirde es das nicht haben —, aber etwas Odiöſes Iient 
darin, wenn bie vorgelabenen Arbeitgeber kommen und 
nad beftem Wiffen und Gewiflen, nad forgfältigfter 
Prüfung aller Berhältnifie, auch der Berhältniffe der 
Arbeitnehmer, ſich dahin entiheiden müffen: wir können 
nicht nachgeben, dab fie dann jedesmal die öffentliche 
Meinung gegen fich haben, auch wenn das Recht auf ihrer 
Seite ift. Und wenn Sie nun eine zwangsweiſe Ber: 
handlung dadurch herbeiführen, was wird die folge 
fein? Die Angreifenden find doch immer die Arbeitnehmer. 
(Lebhaftes Hört! hört! und große Unruhe bei den Sozial: 
demokraten.) 
Sie verlangen doch immer beſſere Bedingungen. Es iſt 
noch nicht dageweſen — — — 
(Eebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

— Nun ja, id) werde das „immer“ einfchränfen und fagen: 
in den meiſten Fällen die Arbeitnehmer. 

(Zurufe und Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, was wird der Erfolg fein? Die 
Arbeitgeber werden, um beflere Bedingungen zu erlangen, 
ben Mund zuerft recht voll nehmen, recht viel verlangen, 
25 Prozent Lohnerhöhung fordern, indem fie fi fagen: 
einen Theil davon fonnteft du doch vielleicht bemilligt 
befommen. Tas Schiedsgeriht wird dann die Lage 
prüfen und entſcheiden: bei ber augenblidlichen Gefahr, 
die für das Gemeinwohl befteht, müſſen wir wenigſtens 
etwas bewilligen, um eimen Streit zu vermeiden; da ift 
ja ſehr leicht emtjchieben, denn es laſſen fih aus anderer 
Leute Leder gut Riemen jchneiden. Aber bie natürliche 
Folge ift, daß bie Forderungen der Arbeiter fih immer 
mehr erhöhen, wenn fie wiffen, baß fie unter allen Um— 
ftänden etwas bewilligt befommen, und der Streitigkeiten 
werden mehr als je zuvor. 

Meine Herren, ih bitte Sie nochmals, führen Sie 
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ben Zwang nicht ein. 
bin ein großer Freund des Geſetzes, aber für den Zwang 
kann ich nicht ſtimmen. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Noefide (Deſſau). 

Noecfide (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, das 
wird doch der Herr Kollege Hilde zugeben, daß, wen 
die Finigungsämter die Erwartungen erfüllen, die viele 
von Ihnen hegen, dann dieſes Inſtitut eines der ſegens— 
reichiten werden und fein würde, die wir überhaupt be- 
figen. Es ift ja nicht zu beftreiten — die Statiftif 
beweift es —, daß bis jest die Ginigungsämter nicht 
fehr viel benußt worden find. Das hat zum Theil daran 
gelegen, dab die gefeglihen Beſtimmungen nicht genügt 
haben, zum Theil, worin ich dem Herrn Abgeordneten 
Hilbck vollfommen zuftimme, daran, daß bie Gewerbe: 
gerichte noch nicht allgemein die Anerkennung gefunden 
haben, bie fie hoffentlich in Zukunft finden werden. Das 
erfennt man ja insbefondere auch daraus, daß Parteien, 
die fih in einem wirthſchaftlichen Kampf befinden, häufig 
jelbft dann, wenn fie fid) einigen wollen, bon der An— 
rufung des Einigungsamts abfehen und fih an irgend: 
welche andere unparteiiſche Perſonen, ſei es an foldhe, die 
ein Staatdamt, oder folde, die kommunale Nemter be: 
fleiden, wenden, weil fie meinen, daß biefen eine höhere 
Autorität im öffentlichen Leben zukommt. Es ift deshalb 
dankbar anzuerkennen, daß die Kommilfton uns Mor: 
ſchläge gemacht hat, um in diefer Beziehung eine Befferung 
herbeizuführen. 

Gegen die SS 62a und 62b ift auch vom dem Herrn 
Abgeorbnieten Hilbe, fo weit ich ihn verftanden habe, ein 
Widerſpruch nicht erhoben worben; er hat fi nur gegen 
den $ 62c gewendet, weil bier neue Mittel und Wege 
geboten werben, um eine Verhandlung auch dann zu 


Stande zu bringen, wenn nur eine der beiden Parteien (D) 


dad Ginigungdamt anruft. Es iſt in $ 62e zu dieſem 
Zweck zum erften Mal ein gewilfer Zwang vorgeichlagen, 
ein Zwang, den ich unbedingt für nothwendig halte, wenn 
wir überhaupt dahin kommen wollen, nicht nur die Ars 
beiter, fonbern aud die Arbeitgeber daran zu gewöhnen, 
daß e3 im beiderfeitigen Inlereſſe beffer ift, fich zu einigen, 
ald den Kampf fortzufegen, bis einer von beiden Theilen 
unterlegen ilt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, es giebt ja gerade unter den Arbeit: 
gebern noch ſehr viele rüdftändige Leute, die glauben, daß 
fie ihren SHoheitörechten etwas vergeben, wenn fie über: 
haupt mit den Arbeitern verhandeln, geihweige denn, daß 
jie fi) bereit erklären follten, vor einem Gericht die Ver— 
hältniffe Hlarzulegen, die fie zu gewilfen Maßnahmen 
innerhalb ihres „Reichs“ geführt haben. Und es ift be— 
merfenswerth, daß gerade bie Arbeiter, denen man ſonſt 
eine bejondere Streitluft zufchreibt, was heute auch der 
Herr Abgeordnete Hilbck wieder gethan hat, es geweien 
find, die im Gegenfat zu ben Arbeitgebern ſich bereit 
erflärt haben, die Schiedöfprüche der Gintgungsämter au: 
zuerkennen. 

Meine Herren, das Einzige, was ich an dem Vor— 
ſchlag der Kommiſſton auszufegen habe — und das ſteht 
ganz im Gegenſatz zu dem, was der Herr Kollege Hilbck 
ausgeführt hat — ift, daß mir der Kommiſſionsbeſchluß 
noch lange nicht weit genug geht 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten); 
ic finde den Zwang, der da ausgeſprochen wird, mod) 
biel zu ungenügend, und zwar beöhalb, weil eine Strafe 
bon 100 Mark für die meiften Iinternehmer fo gut wie 
gar feine Strafe ift 

(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
weil fie fich einfach darüber wegſetzen können, oder, wenn 


Ih habe ſchon geftern gejagt, ich (CO) 
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(Roefiste [Deflau],) 


(A) fie fi in Verbänden zufammenthun, um derartige Streitig: 


(B) 


feiten durchzuführen, eine ſolche Strafe natürlich noch viel 
weniger ind Gewicht fällt. 

Dagegen bin ich allerdings auch nicht der Meinung, 
daß man den Vorſchlag der Sozialdemokraten annehmen 
follte, die eine Strafe bis zu 1000 Marf einführen 
wollten, nicht etwa, weil id) diefe Strafe in allen Fällen 
für zu hoch halte, fondern weil mir ber Spielraum für 
den Richter zu groß ift, und weil burd Annahme eines 
folden Antrages eine gewiſſe Anzahl von Großunternehmern 
eine ganz befondere Ausnahmeftellung erhalten, indem fie 
bermöge ihrer größeren Einkünfte ſich aud über eine 
Strafe von 1000 Mark hinwegſetzen fönnen. Ich hätte 
bielmehr cine Löfung gewünfcht, die darauf hinausläuft, 
daß wir ben Zeugnißzwang, wie er in der Zivilprozeß— 
ordnung, $ 390 ff. borgefehen tft, aud hierfür einführen; 
dann würde man ficher fein, daß nicht nur bie feinen, 
fondern aud bie großen Unternehmer bei einer ſolchen 
Verhandlung erfcheinen. 

Wenn nun von dem Seren Kollegen Hilbck hervor: 
gehoben wird, daß das etwas fo ganz außergewöhnliches 
und neues ift, wa3 bier durch die Gefeßgebung einge: 
führt werben fol, indem man denjenigen, der nicht vor 
Gericht ericheinen will, mit Strafe belegt, fo hat ber 
Herr Kollege Baffermann ſchon darauf hingewiefen, daß 
die Zivilgerichte in dieſer Beziehung noch viel weiter 
geben, daß in jeder Beleidigungäflage jede einzelne Partei 
gezwungen werben fann, zu erficheinen, ohne daß fie 
irgend ein Mittel hat, fi dagegen zu wehren. ber es 
geht noch weiter: Herr Kollege Ballermann hat das zwar 
nicht erwähnt, es ift ja aber allen Mitgliedern bes Haufes 
befannt, daß in dieſem Geſetze, weldhe wir jegt abändern 
wollen, ihon eine Beitimmung, und zwar im & 40, ent 
halten iſt — ich bitte Heren Kollegen Hilbd, die Stelle 
nachzuleſen —, bie lautet: „derſelbe — nämlich der Bor: 
fitende — fann jeberzeit dad perfönlihe Erſcheinen 
ber Parteien anordnen und für den Fall des Nicht— 
erſcheinens eine Geldftrafe bi zu 100 Marf ans 
drohen“. Nun, meine Herren, wenn ber Vorfigende das 
Recht hat, fofern ein Arbeiter feinen Arbeitgeber um 
einen Wochen: oder Tagelohn verklagt, den beireffenden 
Arbeitgeber bei Vermeidung einer Strafe bis zu 100 Mart 
zu zwingen, an ben Verhandlungen theil zu nehmen, 
dann, follte ich meinen, jet e3 in ber That nichts Um— 
ftürzended, was wir hier einführen wollen, daß nun der 
Arbeitgeber auch veranlaßt werben kann, zu einer Ver: 
handlung zu erfcheinen, in der es fih um einen Streit 
handelt, bei weldhem nicht die Intereſſen eines Einzelnen, 
fonbern die Intereffen einer ganzen Reihe, manchmal 
Tauſender von Perfonen in Frage kommen. 

Der Herr Abgeorbnete Hilbd hat ſich auch in feinen 
Ausführungen in Widerſprüche verwidelt. Erft hat er 
erflärt, der Zwaug fei garnicht nöthig, weil Herr Kollege 
Baſſermann darauf bingewiefen hätte, dab unter dem 
jetzigen Zuftande bei einzelnen Gewerbegerichten fehr Schöne 
Nefultate zu verzeichnen find. Nachher hat er aber ge 
jagt: der Zwang iſt deshalb nicht empfehlenswerth, weil 
die Einigungsämter fo wie fo nicht benußt würden; das 
hätte dad bisherige Ergebniß gezeigt. Meine Herren, 
eins ſchließt Doch das andere aus, und deshalb meine ich, 
dab die Beweisführung des Herrn Abgeordneten Hilbck in 
biefer Beziehung nicht ftihhaltig war. 

Mit Recht hat Herr Kollege Hilb dagegen hervor: 
gehoben, dab die ragen, um die es ſich bei dieſen 
Streitigfeiten handelt, nicht immer Lohnfragen, fondern 
häufig auch Machtfragen find. Gewiß, aber gerade bei 
folden Streitigkeiten fcheint mir das Ginigungsamt am 
meilten am Plate zu fein, weil es darauf anfommt, daß 
man beiden Parteien in objektiver Weiſe die wirklichen 


Verhältniffe Hlarftellt, und es dann auch wahrſcheinlich 


babin fommen wird, daß fie die Sache mit einer anderen (C) 


Brille anfehen. Meine Herren, ih gehöre doch auch zu 
ben Arbeitgebern, id) habe jelbft Streit3 durchgemacht, 
und id; höre fehr oft von Streiks, die andere Unternehmer 
betreffen, weil man mic häufig um Wath fragt; da kann 
ih nur jagen, daß eine große Zahl von Streits ſich des— 
wu fo lange hinzicht, weil feine Partei nachgeben will. 

ede Partei glaubt, fie vergiebt fi etwas, wenn fie ber 
anderen auch nur einen Schritt entgegenfommt, und in 
folden Fällen ift gerade ein Einigungsamt die gefchaffene 
Stelle, die durch ihre Vermittelung es dahin bringen kann, 
daß feine Partei das Odium des Nachgebens auf ſich zu 
nehmen braucht. Alfo aud in biefer Beziehung wird man 
vortheilhaftere Erfolge erwarten fünnen, fobald erſt bad 
Einigungdamt in größerem Mabe als biöher in Anſpruch 
genoummen wird. 

Herr Stollege Hilbck hat dann noch ald Beweis geoen 
das Einigdamt und deſſen Wirkfamfeit, gegen die Noth— 
wendigkeit ber Einführung einer folden Strafe angeführt, 
baf die Arbeiter in ber Regel die Abkommen, die ges 
troffen worben find 


(Zuruf), 
oder vielfach die Abkommen, die getroffen worden find, 
nit halten. Er hat hingemwiefen auf einen Streit in 
der Textilindustrie und auf den rheiniſch-weſtfäliſchen 
Vergarbeiterftreit. Meine Herren, daß die Arbeiter die 
Abmahungen bei letzterem nicht gehalten Haben, ift noch 
uicht eriwiefen. Ich will über dieſe Frage mich heute 
nicht weiter auölaffen, weil es das Haus vielleicht er: 
müden würde. Aber ich möchte doch den Herrn Kollegen 
Hilbck darauf hinweiſen, daß jein re ni Herr 
v. Heyl bier in dieſem Haufe, ohne von irgend einer 
Seite Widerfpruh zu erfahren, ausbrüdlich feitgeftellt 
hat, daß bier in Berlin bei dem damaligen Konfektions— 
arbeiteritreif grade die Arbeitgeber es gewejen find, 


welche das Abkonımen, das getroffen war, nicht gehalten (D) 


haben; das ift jogar von dem Vertreter der verbündeten 
Negierungen damals beftätigt worden. Ich bebaure das 
ſehr, ic) bebaure, daß auch auf der anderen Seite der: 
leihen vorkommt; aber daraus wird man unmöglich den 
Schluß ziehen können, daß man nun die Cinigungsänter 
überhaupt befeitigen oder aud nur den Verſuch unter: 
laffen follte, fie in ihrer Thätigfeit weiter zu fördern. 

Meine Herren, ob mit diefen Beltimmungen der 
Erfolg erzielt werden wird, den die freunde ber 
Einigungsämter erhoffen, das ift ja zweifelhaft. Es ift 
ja möglid), daß trotz der Strafen, die angebroht werben, 
viele Arbeitgeber oder Arbeitnehmer nicht ericheinen; und 
e3 iſt ferner möglid, daß, wenn fie ericheinen, fie troß- 
dem nicht verhandeln, ſodaß der Erfolg da fein fo großer 
fein würde, wie man ihn wünſchen ſollte. Aber ein Ver: 
fud) follte doch gemadjt werden, der hoffentlich zu beſſeren 
Refultaten führen wird, als Herr Kollege Hilbck uns in 
Ausfiht geftellt Hat. 

Herr Kollege Hilbck hat dann zum Schluß noch ala 
ein bejonderes Gefpenft vorgeführt die Ausführungen, 
bie fid) in dem Bericht befinden über die Zukunftspläne 
ber Hommilfion. Meine Herren, ich glaube, wir follten 
und doch mit der Zukunft vorläufig nicht befaffen. Da: 
zu werden wir noch fpäter Zeit haben. Was mid) be: 
trifft, jo muß id allerdings jagen, daß aud ich diefe 
Beitimmungen lediglich ald eine Etappe betrachte, auf der 
wir boffentlih weitergehen werden. Ich für mein Theil 
fürchte mid bor einer foldjen Zukunft gar nicht, fondern 
ih bin im Gegentheil der Meinung: daß, wenn wir 
unfere fozialen Berhältniffe dauernd verbeifern wollen, 
auch die Arbeitgeber von den biöher von ihnen in Anz 
ſpruch genommenen Rechten etwas abgeben und fi darin 
fügen müſſen, daß durch folche Vereinbarungen vor ben 
Ginigungdämtern für eine gewifle Zeit die Ordnung ges 
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(A) jhaffen wird, bie fir beide Theile nugbringend und | ſondern das Gewerbegericht wird erft ein Einigungsamt, (0) 


wünſchenswerth ift. 

Nun habe ih zu ‘ 62e mit dem Herrn Kollegen 
Fahle einen Antrag geftellt, ber dahin geht, in biefem 
Paragraphen die Beftimmung einzufügen, dab bad Ge— 
werbegeriht auch berechtigt jei, Auskunftsperſonen 
vorzuladen und zu vernehmen. ch Halte das deshalb 
für nöthig, weil ed ja immerhin möglid) ift und aud) vor: 
fommen wird, daß troß der Androhung ber Strafe bie- 
jenige Partei, die das Gewerbegeriht nicht angerufen hat 
und borgeladen wird, nicht ericheint oder, wenn fie er= 
fcheint, fih auf Verhandlungen nicht einläßt. Es können 
alfo dann aud die Verhältniffe, wie fie liegen, nicht Har- 
geftellt werben. Darauf lege ich aber ein ganz beſonderes 
Gewicht, und dab der Geſetzgeber darauf auch Gewicht 
gelegt hat, das ergiebt fih ja aus dem 8 62 bed be- 
ftehenden Geſetzes, in weldem für den Fall, daß das 
Einigungdamt bon beiden Seiten angerufen wurde — 
und nur biefe Möglichkeit hat man früher im Auge ge 
habt — ihm ausdrüdlicd die Befugnik gegeben wird, zur 
Aufklärung ber Berhältniffe Austunftöperfonen vorzuladen 
und zu vernehmen. Ich winfchte alfo, daß dies Recht, 
welches dem Einigungsamt bezw. bem Borfigenden des 
Gewerbegeriht3 übertragen ift, auch gilt für bie Fälle, 
wo nur eine Partei dad Gericht angerufen hat. Das 
Gericht bezw. ber Vorfigende muß meines Erachtens aud) 
in Bezug auf die Zwangsmittel, um Ausfunftöperfonen 
zum Erſcheinen zu veranlafien, dieſelben Nechte haben wie 
gegenüber den Betheiligten. Ich habe beöhalb die Worte 
„und Auskunftsperſonen“ in $ 62c er beantragt, 
woraus fi) das llebrige von felbit ergiebt. 

Es liegt fiherlih im öffentlichen Intereſſe, Streitig: 
feiten wie Streits, Boykotts und dergleichen zu verringern 
und, wenn fie nicht vermieden werben fünnen, möglichit 
bald gütlih zu fchlichten. Dazu gehört aber vor allem 


(B) die objettive Klarftellung des Thatbeitandes; ber öffent: 


lihen Meinung muß ein Einblid in die wirkliden Ber: 
bältnifje gegeben werden, weil namentlih bei großen 
Streits die öffentlihe Meinung von wejentlihem Einfluß 
auf die Betheiligten immer fein wird. Auch nad) der 
Zivilprozeßordnung hat der Nichter nit nur das Recht, 
Zeugen zu vernehmen, fondern aud) Sadveritändige vor: 
zuladen und, fall fie nicht ericheinen, mit Strafe zu be: 
drohen. Warum fol er dasjelbe Neht nicht auch hier 
haben, wo es fih um öffentlid rechtliche Intereſſen 
handelt ? 

ferner bewog mid zu meinem Antrage auf Nr. 328 
Ziffer I der Gedanke: wenn Die Unternehmer, die ſich 
jonft weigern möchten, an der Verhandlung theilzunehmen, 
wiffen, daß da3 Gericht andere Berfonen vorladen und 
durch diefe eine Hlarlegung der Verhältniffe herbeiführen 
fann, jo werben fie fid) doch befinnen, ob fie nicht lieber 
felbft erfcheinen follen, um die Verhältniſſe fo darzuftellen, 
wie fie nad) ihrer Meinung find. 

Sollte aber die Mehrheit des Haufes Bedenken 
haben, diefen Weg zu gehen, follte man fich fcheuen, dem 
Gericht einen foldhen Zwang auch gegenüber ben Aus» 
funftsperfonen zu gewähren, fo bitte ich wenigitens um 
Annahme meined Gventualantrags auf Nr. 341 ber 
Druckſachen, der bie Beitimmung des 864 aud) auf 8 62a 
ausdehnen, alfo dem Borfigenden wenigftens das Recht 
—* will, Auskunftsperſonen ohne Strafandrohung vor— 
zuladen. 

Gegen die Ausführungen des Herrn Kollegen Beckh 
ſich zu wenden, iſt kaum nöthig, da er ſeinen Antrag 
zurückgezogen hat. Eine Erwägung hätte ſchon genügt, 
feinen Antrag als unannehmbar zu erweiſen: ein 
Einigungdamt, dem er die Entiheidung über die Strafe 
übertragen wollte, eriltirt nad) beim $ 62e noch gar nicht 

(ehr richtig!), 
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wenn bie Bedingungen des 8 63 erfüllt find. 

, (Sehr richtig!) 

Es ift alfo meines Erachtens nicht möglich, dem Einigungs⸗ 
amt dieſes Recht zu übertragen, ſondern mit vollem Bor: 
bedacht hat die Kommiffion in ben $S 62a, b und e immer 
nur vom „Borfigenden“ geſprochen. Ich bin aber aud 
weiter ber Meinung, dab dieſe Entſcheidung viel beſſer 
in ben Händen bed Borfigenden liegt, ſchon deswegen, 
damit fie dem Barteiftreit entrüdt if. Der Betroffene 
bat je immer noch dad Recht, eine Beſchwerde nad ben 
Beitimmungen der Zivilprozeßorbnung einzulegen; feine 
Rechte find alfo nad jeder Richtung Hin gewahrt. Es 
fommt hinzu, daß der Vorfigende gar nicht verpflichtet iſt, 
diefe Strafe zu biftiren, fonbern daß ihm gemäß 8 62c 
nur ein Recht in diefer Beziehung ertheilt wird. 

Ich möchte alfo bitten, daß Sie den & 62c mit ber 
bon mir vorgefchlagenen Ginfhaltung in Drang auf bie 
Austunftöperfonen, im übrigen aber nad) ben Stommiffions» 
borichlägen, eventualiter meinen Antrag auf Nr. 341 der 
Drudfaden, welder nur eine Ergänzung bed 8 64 be: 
zwedt, annehmen. 

(Bravo! Links.) 


Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Schlumberger. 

Schiumberger, Abgeorbneter: Meine Herren, troß 
mancher Bedenken gegen die vorliegende Gewerbegerichto— 
novelle, insbeſondere gegen bie Einführung des Zwanges, 
wie ihn $ 62 will, werde ih für die Kommiſſionsbe— 
fhlüffe ftimmen, und zwar, weil hier mehr noch als in 
ben übrigen Beitimmungen bie richtine Handhabung bes 
Geſetzes viel wichtiger ald deffen Wortlaut fich zeigen 
wird. Man mache den Berfuh! Aber Menſchenkenntniß 
und gejunder Menfhenveritand thun in ber Materie mehr 
noth al3 nod) jo Hug überlegte Geſetzesparagraphen. 

(Sehr richtig!) 

Die franzöfiiche Geſetzgebung ohne Zwangsbeſtimmung, 
bon der bier lobend geiprocdhen wurde, hat in der That 
jehr nüßlich gewirkt. Warum? Weil von 100 Streitig- 
feiten mehr als 90 präventiv geregelt wurben, db. h. auf 
gütlichem Wege aus der Welt geihafft wurden, ohne daß 
eigentliche Verhandlungen in Gegenwart der Parteien zu 
pflegen nöthig war, aljo ohne Zwangsbeſtimmung. 

Aus Iangjährigem Verkehr mit Taufenden von füb- 
beutihen Arbeitern kann ich erklären, daß anfänglich faft 
alle Streitigkeiten der aungenblidlihen Erregung der Be: 
theiligten zuaufchreiben find, und fobald die Gemüthsruhe 
wieder eingetreten ift, ſachlich der Zank Leicht beizulegen 
ft. Deshalb hüte man fih thunlihit vor Zwangs— 
vorſchriften. Vom höheren Standpunfte aus betrachtet, 
ungeachtet ber geieglihen Paragraphen, haben glücklicher— 
weife die Arbeiter praktiſch ja immer recht. 

(Heiterkeit linfts. Zuruf.) 
— Stein Aber! — Man kann nur wünſchen, baß es 
immer möglich fein wird, daß es fo bleibt. 
(Sehr gut! rechts.) 

Mögen die nächſten 20 Jahre diefelben Befferungen wie 
die legten 20 Jahre ihnen 2. — mit ober ohne 
Zwangsbeſtimmung. Je vernünftiger bie a a ſich 
zeigen, deſto großartiger wird für die Arbeiter der Fort— 
ſchritt fi entwideln — mit ober ohne Zwang. 

Auf die Gefahr hin, im hohen Haufe feinen Refonanz- 
boden anzutreffen, erlaube id) mir zum Schluß davor 
zu warnen, immer mehr Sonbergerichte einzuführen oder 
die Befugniffe der beitehenden Sondergerichte erweitern 
zu wollen. Das ift ein gefährliher Drang — id) füge 
hinzu: wo nicht beſonders dringende Bedürfniffe die Aus— 
nahme rechtfertigen. Es giebt im Leben ſchon genug 
Urfachen zu Slaffengegenjägen und $tlaffenfämpfen, ohne 
die Neigung dazu noch burd eine befondere Geſetzgebung 
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(A) zu begünftigen. Im heutigen Leben follte das veraltete 
übertriebene Standeöbewuhtfein einer weiteren Geſell— 
ſchaftsanſchauung a. machen; ſich gegenfeitig kennen 
und ſchätzen lernen wird ben verſchiedenen Bevölkerungs— 
fchichten beffer befommen als alle noch fo wohlgemeinten 
Sondergefege, und dazu kann bie perfönlihe Begegnung 
und dad Zuſammenwirken in den Gewerbegeridhten und 
anderöwo nur beitragen ohne gejeglihen Zwang. Alſo 
id) ftimme dem Paragraphen zu. 

(Brabo!) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Freiherr vd. Richthofen-Damsdorf. 

Freiherr v. NRihthofen » Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, wenn res integra wäre, würbe id) ganz 
entichieden mich dagegen ausſprechen, daß die Materie der 
Gewerbegerichte und der Einigungsämter in einem Gelege 
behandelt würde. Beide Materien haben nit das 
geringfte mit einander zu thun, ich meine begrifflic. 
Die Gewerbegeridhte find Sondergeridhte, die Einigungs— 
änıter, wenn ich den Ausdruck gebrauden fol, Vergleichs— 
behörden. Durch dad Bergeffen dieſes Unterſchiedes und 
Gegenfages find in der heutigen Debatte eine ganze Reihe 
Irrthümer vorgefommen. Als Analogon für das gericht: 
lihe Verfahren, welches für den Zwang des Erſcheinens 
u. ſ. w. angeführt ift, paflen wohl Sondergerichte, aber 
niht Einigungsämter. Wenn überhaupt bier von einer 
Analogie die Rede fein follte — ich ſcheue mich falt, das 
zu fagen, weil id da Kleines mit Großem vergleihe —, 
jo könnte es höchſtens der Schiedsmann fein, der bei 
ben Sinjurienftreitigfeiten vorfommt, und da ift aud von 
Erſcheinungs⸗ beziehentlid Verhandlungszwang nicht bie 
Rede. Da die Sade nur begrifflich Aehnlichkeit hat, nicht 
in ber Wirkung, fo will ich diefen Vergleich nur andeuten, 
nicht weiter durchführen. Wie gejagt, ich würde es gem 
gefehen haben, wenn wir in der Yage gewefen wären, 
hier überhaupt von den Einigungsämtern nicht zu handeln. 

Nun findet fih aber in dem Geſetz, zu welchem wir 
eine Novelle ausgearbeitet haben, die Materie bereitö be- 
handelt, und da glaube ich die Konfequenz ziehen zu müſſen, 
daß, wenn wir an das übrige Geſetz die beffernde Hand legen, 
wir auch am diefen eigentlich nicht hereingehörenden Theil 
des Geſetzes bie beflernde Hand legen. Es wird fi alfo 
fragen, ob bie Thätigfeit Ihrer Kommiſſion die einer 
beffernden ober verichledhternden Hand geweſen ift. Nach 
meiner Auffaffung ift beides ber Fall. Ich erfenne es 
ald eine Beflerung an, daß an Stelle ber regelmäßigen 
Sciedögeridtsbeifiger eine andere Form der Beifiger ein— 
geführt worden if. Es wirb dadurdh möglich fein, daß 
in fpeziellen Gebieten ſachverſtändige Leute im Einigungs— 
amte mitwirken. Mit anderen Worten, die Zufammen- 
fegung des Schiedsgerichts, wie fie in ber Novelle vor: 
geichlagen ift, erkenne ich al3 eine Berbefferung an. 

Dasſelbe kann id von derjenigen Satung, welde in 
$ 63 Sat 2 und 3 vorgeichlagen ift, nicht anerkennen. Ich 
habe deswegen beantragt, dieſe beiden Süße, in denen 
nad) meiner Auffaffung eine Verfchlechterung des beftehen- 
ben Rechtszuſtandes liegt, zu ftreihen und zu biefem 
Zwecke über fie getrennt abzuftimmen. Wenn fodann in 
dieſen Sägen nicht bloß der Erſcheinungszwang, fondern 
der Verbandlungszwang eingeführt wäre, fo würde id) 
das nicht mehr ald die Thätigleit einer beflernden oder 
verſchlechternden, ſondern für diejenige einer umgeſtaltenden 
Hand anjchen. Es würde dann aus dem Einigungsamt 
etwas ganz anderes werben, und wenn ich auch zugebe, 
daß die Materie der Cinigungsämter einer weiteren Aus: 
bildung bebürftig ift, kann ich nicht glauben, daß es an 
diefer Stelle mit dieſem Mittel gefchehen könnte 

(ſehr richtig! rechts); 
ich würde, immer vorausgeſetzt, daß der Verhandlungs— 
zwang hier eingeführt wäre, der Meinung ſein, daß dieſe 
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und den zukünftigen Verhandlungen, welde in umfaffender 
Weiſe mit diefer Materie fich beſchäftigen wollen, auch bier 
die Aenderung zu überlaffen fei. Ich würde mich eventuell 
genöthigt gefehen haben, gegen unfere ganze Vorlage zu 
ftimmen. Aber wie gelagt, da hier nicht ber Verhand- 
lungszwang, fondern der Erfcheinungszwang vorgeſchlagen 
ift, fo will ich zugeben, baß bier die Prüfung berechtigt ift, 
ob eine verbeflernde oder verſchlechternde Hand thätig war. 
Wenn wir in dieſe Prüfung eintreten, fo fällt doch 
zunächſt auf, daß fo zahllofe Verbände von Arbeitgebern 
— Herr Roefide wird fagen, e3 find lauter rückſtändige 
Arbeitgeber, ich kenne die Herren nicht alle, aber es 
muß deren fchredlidh viel geben 
(Zuruf lints) 
— die Mehrzahl? vielleiht die meiften? Alſo für 
rüdftändig gilt Ihrer Meinung nad) der Arbeitgeber ber 
Negel nah — daß, fage ich, eine folhe Unfumme von 
Proteſten gegen diefe Beftimmung in die Welt gegangen 
it. Ih kann natürlich nicht alle anführen. Damals, 
wie im Jahre 1898/99 der erite Bericht der VII. Fom— 
nilfion über diefelbe Materie erjchienen war, fing ih an, 
mir ein paar Notizen zu maden; die Sache wurbe mir 
nachher zu weitläufig — id habe fie nicht verfolgt —, 
ich möchte Ihnen aber einige Beifpiele mittheilen. Speziell 
habe ic) damals angefangen, die Stimmen von Handels— 
fammern zu Sammeln. Da waren alfo die Handelskammern 
von Halberitadt und Barmen gleichlautend. Mit Erlaubniß 
bes Herrn Präfidenten werde id) das verlefen. Sie haben 
fih dahin ausgeiproden: 
Da der Schiedsſpruch des Einigungsamts feine 
rechtsträftige Wirkung bat noch haben kann, jo 
entbehrt unſeres Erachtens die zwangsweiſe Vor— 
ladung der Parteien vor das Einigungsamt jeder 
inneren Berechtigung. Können die Parteien nicht 
gezwungen werden, ſich dem 
Einigungsamts, auch wenn es beiderſeilig ange: 
rufen iſt, zu fügen, ſo erſcheint es noch viel 
unzuläfſiger und zudem auch ganz zwecklos, einen 
ſolchen Zwang zu dem Erſcheinen vor dem 
Schiedsrichter ftatuiren zu wollen. Daburd 
würden bie fozialen Gegenfäte 
— ih will etwa3 langfamer reden — 
gewiß nicht gemildert, fondern nur noch ver— 
ſchärft werden. 
(Hört! hört! rechts.) 
In ähnlicher Weile hat die Handelskammer in Graubenz 
damal3 ſich ausgeſprochen: 
Sehr bedenklich ſei der Vorſchlag der damaligen 
Kommiſſion 
— der ähnlich dem heutigen iſt —, 
ſehr bedenklich, weil alsdann dem Arbeiter, der 
unter Verlegung des Kontrakts den Dienſt ver— 
laſſen und dadurch den Arbeitgeber geſchädigt 
habe, die Möglichkeit gegeben ſei, den Arbeit: 
geber, der aus praftifhen Gründen davon abjehen 
werde, gegen den fontraftbrüchigen Arbeiter Hagbar 
zu werben, nod) vor bad Einigungsamt zu fordern. 
Es ift damals eine Art von Bewegung durch die 
ganzen Handelskammern gegangen, in welcher, foweit ich ge— 
ſehen habe, allein die Handelskammer von Frankfurt a. O. 
ih ablehnend verhalten hat. Ich Habe mir hier eine 
unvollftändige Lifte ber Zuftimmenden notirt: Mühl: 
haujen i. Th, Dortmund, Arnäberg, Cottbus, Hanau, 
Darmftadt, Nürnberg, Offenbah, Lüneburg, Friedberg, 
Bonn, Chemnig, Eoblenz, Infterburg, Lauban, Lübed, Neut: 
lingen, Sonneberg, Weſel u. |. w. Gewiß eine große Reihe 
von Handeläfammern, welche ſich dagegen ausgeſprochen 
haben! Ich kann eine ſolche Sadıe, wo ſich die Handels: 
fammern in fol überwiegender Mehrheit dagegen aus— 
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(A) geſprochen haben, nicht fo Leicht nehmen, wie die Herren 


(B 


— 


e3 gethan haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Herren find doch auch urtheilsfähig, es find nicht bloß 
rüdjtändige Leute. 

Meines Erachtens ift auf ein ſolches Votum Werth 
zu legen; und daß anderweitige Arbeitgeberverbände 
aller Art mit größter Energie gegen diefen Erſcheinungs— 
zwang ſich gemwehrt haben, ift Ahnen befannt. Ad 
will bei diefer Materie ja feinen enticheidenden Werth 
auf dieſe Arbeitgeberverbände legen, erwähne aber, daß 

h 3. B. der Wrbeitgeberverband von Hamburg-Altona 
in feinem legten Jahresbericht in dieſem Sinne fehr aus- 
führlich ausgeſprochen hat. Ach künnte noch eine Reihe 
anderer Verbände anführen, auch foldye, die hier mancher 
nicht gern nennen hört. In dem Arbeitgeberkreifen befteht 
jebenfall3 der allergrößte Widertwille gegen die Einführung 
des Verhandlungszwangs wie des Ericheinungszwangs, 
wie Sie fie für den Fall, daß die Majorität fo ftimmt wie 
Ihre Kommiffion, gewillt find aus Arbeiterfreundlichkeit, 
fogenannter WArbeiterfreundlichfeit, den Arbeitgebern zu 
oftroyren. Dazu müßte meines Erachtens eine zwingende 
Beranlaffung vorliegen, und die zwingende Beranlaflung 
liegt meines Erachtens nicht vor. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, wenn Sie den Verhandlungszwang 
einführen wollten, fo würde id, wie gelagt, das ganze 
Geſetz ablehnen müſſen. Wenn die Leute hinfämen, fo 
müßten fie über ihre Geſchäſtsgeheimniſſe öffentlich Rede 
ftehen; fie müßten über Dinge jprechen, die fie nicht dem 
Stonfurrenten mittheilen wollen, fie müßten fi mit den 
Arbeitern herumzanten und über diejenigen Streitpunfte 
ſprechen, weldhe fie in der Regel vorher ſchon, zwar nicht 
mit allen, aber doch mit den maßgebenden Arbeitern durch— 
geiprohen haben; fie müßten das lediglich wiederholen, 
und fo weit find doch die meiften Arbeitgeber über das, 
was fie wollen, orientirt, daß fie danı weiteres nicht 
mehr fonzediren können. Denn die Arbeitgeber wären 
nad meiner Meinung recht ihöricht, wenn fie dad, was 
fie ihrer Ueberzeugung nad) fonzediren fünnen — und fie 
Zen ſich meiner Anjiht nad) die Sade reiflid über: 
egt —, nit aus freien Stüden fonzedirten, bevor es 
zur Verhandlung vor dem Einigungsamt kommt. Es 
fommt freilich vor, daß ſpäter ihnen eine Konzeſſion ab» 
gerungen wird; aber durch die Verhandlung wird ſchwerlich 
eine Ginigung erzielt werden, das iſt micht anzunehmen. 
Bei dem Verhandlungszwang werden fie gezwungen, ihre 
Sache preiszugeben, und der Arbeiter felbft erreicht da— 
durch nichts. 

Der Erfcheinungszwang ift nur entweder eine Etappe 
zum Verhandlungszwang und Berhandlungszwang 
will ich nicht — oder er ift, offen geftanden, eine Komödie 
— md eine folhe will ih auch nicht! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn der Mann mit der feften Abſicht hingeht, ſich nicht 
zu einigen, dann braucht er nur die Thitr aufzumachen und 
zu jagen: Adieu! Das hat feinen Sinn; der Erſcheinungs— 
zwang führt dann nur zu Aufregung, Beunruhigung und 


Verftimmung. 
(Schr richtig! rechts.) 
Alſo der Ericheinungszwang fann meines Erachtens nur 
von A bis 3 verworfen werden. Aus biefem Grunde 
bitte id) Sie, bei ber getrennten Abſtimmung die lekten 
Worte $ 626 abzulehnen. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 

Trimborn. 


Zrimborn, Abgeordneter: Meine Herren, id muß 
zunädhft mit großer Freude Fonjtatiren, dab diejenigen 
Herren, welde fi bisher gegen den Eridheinungszwang 
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ewendet haben, doch alle erflärt haben, daß fie ſchließlich (0) 


ür das ganze Geſetz ftimmen würden. 
(Hört! Hört! links.) 
Wenn die Herren ſchon fo weit find, dann werben fie viel- 
leicht auch nod) für den Eriheinungszwang zu gewinnen 
fein. Deshalb will id noch einmal einen kräftigen Ver— 
fuh dazu maden. 
(Heiterkeit.) 


Meine Herren, zunächſt war es mir fehr intereffant, 
zu hören, wie mein hochverehrter Herr Vorredner ſich 
fortwährend auf bie Auslaffung der Handelöfammern 


berief. 

(Sehr gut! — Heiterkeit.) 
63 war mir fehr intereffant, zu beobadten, einen wie 
tiefen Eindrud die Aeußerungen der Handelskammern in 
biefer Angelegenheit auf ihn machten. 


(Heiterfeit.) 
Herr Freiherr dv. Richthofen, wenn fpäter die Zölle 
fommen 

(Heiterkeit), 


dann werden Ihnen die Handelskammern, nachdem fie 
jest erfahren haben, ein wie williges Obr fie bei Ihnen 
finden, nod; mit einer viel größeren Anzahl von Ein— 
gaben kommen, und dann wird bie Lifte, die Sie dann 
bortragen fünnen, noch viel größer werden. Ob fie ben: 
felben Erfolg haben werden, will id vor der Hand dahin: 
geftellt fein laſſen. 
(Heiterfeit.) 


Aber, meine ſehr verehrten Herren, wenn Sie alle 
die Gingaben, die feitend der Arbeitgeberverbände in biefer 
Trage gemacht worden find, durchgehen, fo ftimmen fie 
alle in einem Punkte überein: fie beurtheilen dieſe Frage 
des Erſcheinungszwanges mehr oder weniger ausſchließlich 
bom rein wirthichaftligen Standpunkt, vom Standpunfte 
des eigenen wirthſchaftlichen Intereſſes und der eigenen 


wirthichaftlichen Freiheit; fie überfehen, daß dieſe Frage (1) 


bom Standpunkt des öffenllichen Rechts betrachtet werden 
muß; fie überjehen alle, daß der Streit nicht ſowohl cine 
Kohnitreitigkeit zwiſchen einem Mrbeitgeber und einem 
Arbeiter iſt, jondern daß der Streik, wenigſtens in feiner 
größeren Ausdehnung, eine öffentliche Kalamität ift, eine 
Kalamität, die im öffentlichen Intereffe baldmöglichit zu 


befeitigen ift. 
(Sehr richtig!) 

Millionen von Löhnen auf der einen Seite, Milliarden 
von Internehmerverdienit auf der anderen Seite gehen 
verloren! a, ganze große Abſatzgebiete können verloren 
gehen. Es ift in England thatſächlich vorgekommen, daß 
Ubjaggebiete im Auslande infolge von Streils verloren 
gegangen find! 

Meine Herren, wenn jo weite Streife der Bevölferung 
in Meitleidenichaft gezogen werden, wenn jo der Streik 
eine öffentlihe Stalamität ift, dann verlangt das öffent: 
liche Intereife, daß eine Inſtanz, ein neutraler Boden ges 
ihaffen wird, von dem aus eine Bejeitigung der Kala— 
mität wenigſtens verſucht werben Fann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Für jede fleine Lohnftreitigkeit haben wir drei Inſtanzen 
bis zum Reichsgericht hinauf, und für ſolche Streitigkeiten, 
wo dad Mohl und Weh vieler Familien in Frage kommt, 
da Sollen wir nicht eine wirkfame Bermittlungsinitanz 
fhaffen? Thun wir dies, dann dürfen wir hoffen, daß 
alle die ſchönen Folgen auch bei und eintreten, die ums 
der verehrte Herr Stollege Schlumberger geſchildert hat. 
Wir müfen dann aber diefe Inſtanz mit Liebe und Sorg— 
falt ausbauen! Schafft man aber für die ftreitenden 
Theile einen neutralen Boden, dann iſt ed doch das Erſte, 
daß man weiter dafür forgt, daß die beiden Parteien auch 
auf diefen neutralen Boden treten, daß fie wenigſtens 
einmal eriheinen und — daher der Grideinungszwang. 
368* 
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(TZrimborn.) 

Man hat die rechtlihe Grundlage für die Einführung 
des Griheinungszwangs bezweifelt; man hat gelagt, es 
fet innerlich, es fei fittlich nicht berechtigt, einen derartigen 
8* einzuführen; es hat das namentlich der Herr Kollege 

reiherr v. Richthofen betont. Aber, meine Herren, ich 
muß doch als Zeuge in jeder noch fo bebeutungslofen 
Beleidigungsſache erfcheinen, überhaupt in jeder gericht: 
lihen Privatftreitigkeit; weshalb? Im öffentlichen In— 
tereffe bin ic) dazu moraliſch verpflichtet! Ebenſo ift auch 
bier ber Arbeitgeber wie der Arbeiter als Betheiligter im 
Öffentlichen Intereſſe moraliſch verpflichtet, an der möglichft 
ſchnellen und georbneten Beleitigung einer öffentlichen 
Stalamität mitzuwirlen. Diefe moraliihe Verpflichtun 
wird? — genau wie bei der Zeugenpfliht — geſetzli 
fanttionirt durch den Erſcheinungszwang. Alſo an ber 
ethiſchen Berechtigung dieſes geſetzlichen Erſcheinungs- 
ne fann meines Gradtend gar nicht gezweitelt 
werben. 

Nun hat man weiter angeführt, es fei dies doch eine 
Maßregel, die ihre feindliche Spige gegen die Arbeit: 
geberfhaft richte und deshalb verbitternd wirfe. Meine 
Herren, vor ruhiger und objeltiver Erwägung kann biejer 
Einwand wirflih nit Stand halten. Der Herr Kollege 
Hilde hat gefagt, der Arbeitgeber, der e3 auf einen Streit 
antommen läßt, hat ſich die Sache gründlich überlegt, jo 
gründlich, daß er gar nit vor dem Sciebögeridht zu 
erfcheinen braucht. a, meine Herren, wenn der Mann 
fi dad gründlich überlegt hat, und wenn er ein fo gutes 
Gewilfen bat, dann tft e3 doc in feinem eigenen Intereffe, 
vor dem Einigungsamt zu erfcheinen und hier vor der 
Deffentlichkeit darzulegen: „Seht hier, das find meine 


Gründe“ ! 
(Sehr gut! Links.) 

Damit wird dem Arbeitgeber doch ein Dienft erwielen, das 
ift doch feine Feindſeligkeit gegen ihn, das kann ihn doch 
h Im Gegentheil, damit iſt in gewiſſem 
Umfange ein eg für den Arbeitgeber geboten. Ebenſo 
gut könnte man jagen, die Spige der Maßregel richte 
fi gegen die Arbeiter, nämlid dann, wenn fie thatfächlich 
im Unredt find. Denn der Erſcheinungszwang giebt dem 
Arbeitgeber, der ſich felber im Rechte glaubt, und der 
vielleicht im Rechte ift, Gelegenheit, vor der Oeffentlichkeit 
die Arbeiter ins Unrecht zu fegen und in ihrer Bofition 
zu ſchwächen. Nein, meine Herren, bier ift Licht und 
Schatten völlig gleihmäßig vertheilt, wie das auch bei 
einer derartigen Snftitution fein muß. Der Erſcheinungs⸗ 
zwang richtet ſich weder gegen die eine nod) gegen die 
andere Seite. Er ift zum Vortheil beider ftreitenden 
Barteien und geboten durch die Intereifen des allgemeinen, 
öffentlihen Wohls. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Freiherr v. Nicht: 
hofen gejagt, das werde doch nichts müßen, wenn eim 
Arbeitgeber, der fih doch nicht einigen will, vor bem 
— — gezwungen erſcheine. Der Herr Freiherr 
v. Richthofen mag ja eine große Praxis als Ber: 
waltungsbeamter haben, aber alö richterliher Beamter 
wird er feine folhe Praxis haben. Meine Herren, ich 
habe e3 hunderte Male erlebt, daß Leute vor Gericht in 
der größten Erbitterung erſchienen find — bei Privat: 
Hagen, nachdem die ſchwerſten Beleidigungen vorgefallen 
waren, ebenjo in Zivilprozeffen bei großen wirthichafte 
lichen Streitigkeiten, in denen die größten Intereſſen auf 
dem Spiele * —, und nachher, wenn einmal bie 
erfte Aufregung vorüber war, und jeder feinem Herzen 
Luft gemadıt Hatte, der eine dem anderen in die Mugen 
gefehen hatte, und ein vernünftiger Richter zwiichen beide 
Theile trat — da wurde die Stimmung beffer; die Ges 
müther beruhigten fi, und man konnte es erleben, daß fie nad) 
zwei Stunden ald gute Freunde wieder auscinandergingen. 

(Heiterfeit.) 


Ich will ja nicht jagen, daß diefe Fälle genau biefelben (C) 


find wie diejenigen, um die es fich bier handelt; Die 
Analogie beiteht darin, daß die wechlelfeitige Ausſprache 
ber Meinungen und die vernünftige Vermittelung durch 
eine fachkundige Autorität pſychologiſch micht verbitternd, 
fondern mildernd wirft. Deshalb kann in dem Er— 
iheinungszwang abfolut nicht ein Mittel erblidt werben, 
das zur Verſchärfung der fozialen Gegenfäge beitragen 
werbe. Wie das bie Handelskammern behaupten können, 
ift mir vollftändig unverſtändlich. 

Man hat darauf hingewielen, hinter dem Erſcheinungs⸗ 
zwang ftedten noch große weitere Pläne; man bat fi 
dafür auf den Kommiſſionsbericht berufen. Nun will ich 
Ahnen fagen, was in der Kommiſſion vorgefallen ift. 
Hier ift geſagt worben, die Frage der geleglihen Behand» 
lung der Streits ſchwebe augenblidlid in mehreren zivili— 
firten Staaten. Diefe Materie, wie der Streik öffentlich— 
rechtlich behandelt werben foll, ſei in einzelnen Staaten 
ſchon geregelt. Man habe fid in dieſen Staaten gejagt: 
es ſei eigentlich ein Zuftand, der dem Fauftrecht gleich- 
fomme, daß man dieſe großen Zohnftreitigkeiten wilb toben 
laffe ohne ftaatlidhe Intervention, während man ben 
tleinften Bivilftreit —— Arbeitgeber und Arbeiter mit 
den minutidfeften zwilprozeſſualiſchen Vorſchriften regelt. 

63 ift dann weiter in der Kommilfion dargelegt 
worden, wie in Neufeeland, tm einzelnen Staaten von 
Norbamerifa und nod in anderen Ländern, neuerdings in 
Frankreich, die Streifgefeßgebung verlaufen ift. Im Anz 
ihluß daran iſt dann die Meinung ausgefproden, daß 
aud wir demnächſt, wenn Erfahrungen biefer Zänber vor⸗ 
liegen, die Materie noch in der einen oder andern Richtung 
ergänzend behandeln müßten. Das ift alles! — Laſſen 
Sie fih fo ſchnell bange machen, Herr Kollege Hilbd? 
Das hätte ich nicht geglaubt. 

(Heiterkeit) 


Nun aber befinden fid) diejenigen, die diefe Darlegungen (D) 


in der Kommilfion gemadt haben und gemeint haben, 
daß auch wir vielleiht einmal zu einer berartigen 
Negelung, wie Neufeeland und andere Staaten, fommen 
würden, in auögezeichneter Gefellihaft. Ich babe hier 
eine Nummer der „Neuen Preußiſchen“ Kreuzzeitung dom 
0. November 1900. Der Artikel ift überjchrieben: „Sind 
Streit3 nothwendig?!* In diefem Artikel wird dann bie 
ganze bon mir angedeutete auswärtige Geſetzgebung ge— 
ſchildert. Da mird auseinandergefegt, wie ed ſchon 
Staaten giebt, in denen die Vorſchrift beiteht, daß die 
Einigung im Streik für beide Theile bindend ift, was ja 
eigentlich felbftverftändlih ift, dab aber, wenn feine 
Einigung zu Stande lommt, der dann erfolgende 
Schiedsiprud ebenfalls für beide Theile bindend iſt. 
Die beiderfeitige Innehaltung der Ginigung wie bes 
Schiedsſpruchs wird in folgender Weiſe fihergeftellt. Es 
wird gelagt, die Arbeitöbedingungen find zwiſchen den 
beiden jtreitenden Theilen fo und jo zu mormiren; bie 
Arbeitözeit jo und jo, der Lohn fo und jo, und dann 
heißt es zum Schluffe: fein Theil darf von diefen Ber 
dingungen abweidhen, wenn er nicht ſechs Monate oder 
ein Jahr oder wieviel vorher kündigt; follte er bieje 
Kündigungsvorſchrift durd einen Streif verlegen, dann 
trifft ihn entweder eine Gelditrafe oder Gefängniß. — 
Damit iſt für das Arbeitsverhältniß eine Kündigungsfrift 
gewonnen und unter allen Umſtänden fichergeftellt. 
Während der Hündigungsfrift können die beiden Theile 
fih eventuell auf anderer Grundlage einigen, ftatt zu 
ftreifen. In folden Fällen heißt Zeit gewinnen alles 
gewinnen. Das ift der Grundgedanke diefer Geſetzgebung, 
und in dem Artikel der „Kreuzzeitung“ wird biefer Grunde 
gedanfe durchaus gebilligt. 
(Hört! hört! Links.) 
Ja, es wird die Hoffnung ausgeiprochen, daß auch wir 


A) einmal zu einer folden Regelung kommen möchten! 
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Und 
nun, meine ich, verehrter Herr Kollege Hilbd, hat doch 
bie Perſpeltive in die Zukunft, auf die Sie warnend hin— 
wiefen, gewiß alle Schreden für Sie verloren. 

(Zurufe lint3.) 

Nun, meine Herren, noh ein Wort zum Schluß. 
Der Herr Abgeordnete Roefide hat beantragt, den Er: 
ſcheinungszwang auch auf die Ausfunftöperfonen auszu— 
behnen. Hierin möchte ih ihm nicht beitreten. Ich meine, 
wir thun Hug, dab wir ben Erſcheinungszwang nur gegen 
diejenigen richten, die direkt betheiligt find; aber eine 
Auskunftsperſon iſt gar micht betheiligt. Man muß in 
dem, was man bem hoben Haufe in diefer Materie zu: 
muthen ann, ein feines Gefühl haben. Bielleicht habe 
ic das richtige Gefühl, wenn ich) annehme, daß mir, ins 
dem wir den Erſcheinungszwang vorfhlagen, dem Reichs— 
tage gerade genug zugemuthet haben; aber das, meine 
Herren, müflen Sie auch annehmen! 

(Heiterkeit. Bravo!) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab 
georbnete Zubeil. 

Zubeil, Abgeorbneter: Meine Herren, e3 war ja 
ein tolle Bild, was ber Herr Abgeorbuete Hilbck über 
bie Arbeiter und ihre Organifation bier entrollt hat. Es 
erinnert reht au bie Zeit, als ber verftorbene Herr Ab— 

eorbniete Freiherr vd. Stumm nod unter und weilte und 
Bier des Öfteren im Haufe diefelbe Mufif zum Tanz gegen 
bie Sozialdemokratie aufipielte, nur geſchickter, als es der 
Herr Kollege Hilbck Heut fertig brachte. Es war ber 
richtige übermüthige Progenunternehmerftandpunft, der in 
biefer Rede zum Ausdrud kam; genau jo wie er im 
induftriellen Verbande, im Arbeitgeberverband des Bau— 
gewerkes und in ſehr vielen anderen Berbänden der Arbeitgeber 
beliebt wird, und den aud der Herr Abgeorbnete Hilbck 

— den Arbeiterorganiſationen eingenommen hat. 
(B) Huf der einen Seite der Herr und Gebieter, auf der 
anderen Seite der Untergebene, die jogenannte Arbeiter: 
fanaille, die in den Nrbeiterausftänden durch Hunger 
mürbe gemacht werben fol, ehe fi die Unternehmer 
herbeilaffen, zu einer Ginigung mit den Arbeitern zu ges 
langen. Der Herr Abgeordnete Hilbck hat ausgeführt, 
daß er hunderte von Fällen kenne, wo die organifirten, 
im Streit befindlichen Arbeiter den Arbeitgeber aus dem 
Haufe gejagt haben. Er iſt aber nicht in der Lage ge- 
weien, auch nur einen einzigen Fall hier anzuführen, 
und wenn ber Herr Abgeordnete HilbE die Geſetzgebung 
anfieht, die Machtmittel, die dem Arbeitgeber bei Aus: 
bruch eines Streit3 zur Verfügung ftehen, da kann feine 
Rede davon fein, daß die Arbeiterfchaft es jemals fertig 
gebradjt hat, den Arbeitgeber von Haus und Hof jagen 
zu können. 

Wenn fernerhin Herr Hilbd ausgeführt bat, daß in 
ben meiften Fällen die Arbeitnehmer ſich einem gefällten 
Schiedsſpruch nicht fügen, fo ift auch hier der Herr Abge- 
ordnete Hilbck den Beweis fchuldig geblieben. Warum 
fann ein fo großer Theil von Arbeiterausftänden heute 
nit zur Entſcheidung der Einigungsämter gebradt 
werden? Weil der größte Theil der Unternehmer fi 
weigert, nad) dem beitchenden Geſetz vor dem Einigungs- 
amt zu ericheinen. Infolgedeſſen find heute nur in ſehr 
wenigen Fällen die Arbeitgeber mit den Arbeitnehmern 
zu einer Ginigung dor dem Ginigungsamt gelangt reſp. 
zu einem gütlihen Vergleich gefommen. Es ift doch auch 
ein Widerſpruch, was der Herr Kollege Hilbck über das 
Baugewerbe anführte. Den Arbeitern des Baugewerbes 
in Berlin ſchloſſen fid) vor zwei Jahren auch die Zimmer: 
leute, fpäter die Metallarbeiter fowie verichiedene andere 
Berufe an, um bdurd Vereinbarungen im Einigungsamt 
mit ihren Arbeitgebern auf beftimmte Zeit im Berufe zur 
Nuhe zu kommen. Es gelang ben organifirten Maurern, 


einen Frieden mit ihren Arbeitgebern zu fchließen. 
Friede hat zwei Jahre angedauert. Während diefer Zeit 
ift es nicht zu einem einzigen Audftande in Berlin und 
feinen Bororten gefommen. lleberall, wo ein Zwang 
vorhanden war, daß die Arbeiter die Arbeit niederlegten, 
war bie Achtzehnerkommiſſion, zufammengefegt aus Arbeit: 
gebern und Arbeitnehmern, thätig, um aufs ſchnellſte eine 
Streitigfeit zum Abſchluß zu bringen, ſodaß 1 ober 
2 Tage nah dem Ausbrud der Streitigleit die Arbeit 
wieder aufgenommen werden fonnte. Nachdem jegt bie 
Einigung am 1. April d. J. abgelaufen if, waren es 
die organifirten Arbeiter von Berlin unb Umgegend, bie 
Mitglieder des Zentralverbandes ber deutihen Maurer 
und Berufögenoffen, die wiederum an die Arbeitgeber 
herantraten, ohne jede Abfiht, in der nächſten Zeit in 
irgend einen Lohnkampf einzutreten, fondern nur, um ben 
Willen zum Ausdrud zu bringen, aud in Zukunft wieder 
mit den Arbeitgebern in Frieden zu leben, und aud hier 
— das begrüßen wir — hat das Emigungsamt es fertig 
gebradit, daß auf eine beftimmte Zeit hinaus der Friebe 
innerhalb des Baugewerbes aller Borausficht nad nicht 
geftört werden wird. So kann ein Cinigungsamt fehr 
jegensreid wirken. 

Das waren die organifirten Arbeiter. Ein paar Sätze 
fpäter aber führt der Herr Kollege Hilbck aus: Gott fei 
Dank, daß wir nicht überall organijirte Arbeiter haben, 
daß noch eine fo große Mafle unorganifirter Arbeiter 
vorhanden ift. Er begrüßte bad aljo mit Freuden. 
Selbitverftändlih, Herr Kollege Hilbd, überall in ber 
Provinz draußen, wo das Beitreben befteht, jede 
Arbeiterorgantfation mit allen Machtwitteln zu vernichten, 
mit einer unorganifirten Maffe kann es jelbftverftändlich, 
wenn der Kampf ausgebrochen iſt, aud nicht zu einer 
Einigung vor dem Ginigungdamt fommen; dann treten 
aber alle die Momente in den Bordergrund, die Sie 


gegen die Einigungsämter anführen, und bie jede halb- (D) 


wegs angeftrebte Einigung zu nichte machen müffen. 
Wenn von Herrn Kollegen Hilbck ferner ausgeführt 
wurde, daß ber $ 62a in MWiderfprud ftehe mit dem 
$ 62c, fo iſt ja fhon von verſchiedenen Seiten aus: 
geführt worben, daß ber $ 62a etwas anderes ift als ber 
8 62c. Sn $ 628 foll, wenn eine Partei fih an das 
Gintgungsamt reip. an den Vorfigenden gewandt hat, ber 
Vorfigende verſuchen, aud die andere Partei zu bewegen, 
an den Verhandlungen theilzunehmen, und dann jagt 
8 62e: wenn eine derartige Vereinigung zwiſchen den 
beiden Parteien nicht erzielt ift, wenn fie Er die gütliche 
Aufforderung des Borfigenden nicht freiwillig erfcheinen, 
dann erit joll der Borfigende zum Grideinungszwang 
fchreiten. Wir ald Sozialdemokraten und auch als Ber: 
treter der Arbeiter ftimmen dieſem Beſchluß rüdhaltlos 
zu, damit wenigftend der Anfang gemacht wird, auch die 
Arbeitgeber zu zwingen, vor dem Vorſitzenden des 
Einigungsamts zu erjcheinen, damit die Verhandlungen 
eingeleitet werden fünnen. Wir wollten unferen urfprüng- 
lichen Antrag, in dem wir verlangten, daß eine Strafe 
von 1000 Mark gegen die Nenitenten feſtgeſetzt werben 
follte, den wir in der Kommiſſion aufs äußerfte ber: 
theidigt, im Plenum wieder ftellen; wir haben und aber 
überzeugt, dab es bei einem großen Theil der Arbeit: 
geber, vor allen Dingen Mitgliedern ber großen Ber: 
bände, gleichgiltig ift, ob die Strafe 1000 Markt oder ob 
fie 150 ober 100 Mark beträgt. Wir legen weit mehr 
Gewicht auf Die moraliſche Seite, und wir haben infolge 
beffen bier im Plenum den Antrag nicht wiederholt, weil 
wir glauben, daß in der großen Deffentlichkeit ſich jeder 
ind Unrecht feßt, der nicht vor dem Einigungsamt erfcheint. 
Ich glaube, weder Herr Hilbck noch irgend ein Mit- 
lied des hoben Haufe kann irgend eine Arbeiterorgani: 
Fation anführen, die, wenn dad Einigungsamt den Wunſch 


Der (C) 
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(A) ausgefprochen hat, um zu einer Einigung zu gelangen, 


vor dem gg zu erfcheinen, nicht unweigerlich 
dem Erſuchen des Vorfigenden nachgelommen ift. Anders 
fteht es mit den lnternehmerverbänden. Ih erinnere 
nur an den Ausftand der Hamburger Rheder von 1896. 
Da haben e3 die Arbeitnehmer zu Hunderten von Malen 
verjudht, vor dem Einigungsamt eine Einigung zu erzielen; 
aufs progenhaftefte haben die dortigen Unternehmer dieſe 
Einigung von der Hand gewiefen. Auch bei dem legten 
großen Ausftand der Werftarbeiter in Hamburg im Sommer 
1900 haben die Arbeitnehmer dad Einigungsamt ange: 
rufen; wiederum Zn“ die Arbeitgeber in proßiger, frivoler 
Weiſe die Vermittlung von ber Hand —* um zu 
zeigen, daß fie in Deutihland die Herren find, Derſelbe 
Standpuntt iſt heute wieder, und zwar in jo deutlicher 
Schärfe wie feit langem nicht, zu Tage getreten. 

Meine Herren, bei der Geſchäftslage will ich mich in 
meinen Ausführungen kurz fallen. Ich bitte bad hobe 
Haus, den Beichlüffen, wie fie bie Kommiffion formulirt 
hat, die Zuftimmung zu geben. Wir find der Meinung, 
damit wird ber Anfang gemadt, die großen Arbeiter: 
ausftände fchneller beizulegen als bisher. Nicht immer 
wird bei Ausftänden eine Erhöhung ber Löhne angeftrebt; 
es finden aud) Ausftände ftatt, um eine Verkürzung der 
Arbeitözeit herbeizuführen, oder weil fi die Arbeiter 
gegen die ſchlechte Behandlung der Fabrifanten oder ein: 
zelner ihrer Angeftellten aufs Aeußerfte wehren müffen. 
Oder es find Verftöhe gegen die guten Sitten, die zu 
Ausftänden führen. Da ift von einer Privatfadhe feine 
Nede; das geht bei großen Ausftänden Taufende und 
Abertaufende von Arbeitern an und zieht auch zahlreiche 
Familien im Mitleidenfhaft, denn der eine Beruf zieht 
oft aud andere Berufe in den Hanıpf hinein. 

Was die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Freiherrn v. Nichthofen angeht, ſo kann man fehen, wie ver: 


(8) ſchieden Die Anfichten fein önnen, je nachdem aufwelder Seite 


de3 Haufed man ſich befindet. Der Herr Kollege Freiherr 
v. Nichthofen führte aus, dab $ 63, der übrigend noch 
nicht zur Debatte ftand, eine ganz bedeutende Berbefferung 
darſtelle. Wir meinen gerade das Gegentheil, und einer 
meiner politifchen freunde wird das ſpäter ausführen, 
daß der Kommiſſionsbeſchluß eine Verſchlechterung gegen- 
über dem beftehenden Gefeg enthält. Gleihwohl werben 
wir, auch wenn unfer Antrag abgelehnt wird, doch für 
das ganze Gefeg ftimmen. 

Weiter hat der Herr Abgeorbnete dv. Nichthofen bie 
Maffe von Petitionen, die dem Neichätag zugegangen find, 
vorgeführt, welche fi gegen ben eheinnaszmang 
richten. Es ift Schon treffend von dem Herrn Stollegen 
Zrimborn auf diefen Umſtand Hingewielen worden. Was 
befagen denn immer die Petitionen? Cine weit größere 
Zahl von Beritionen ald im hohen Haufe ift ja bei der 
Kommilfion felbft eingegangen. Sie waren ja unfer 
verehrter Herr Worfigender in der Kommiſſion und 
willen ſomit, dab der größte Theil von den Handlungs: 
gehilfen herrühtt. Ih habe bie Orte zufammengeftellt: 
es find allein 408 Städte, die ih aufd eindringlichſte an 
die Hommiffion gewandt haben, bei der Abänderung dieſes 
Gejeges endlih auch fie zu berüdjichtigen, kaufmänniſche 
Schiedsgerichte einzurichten und an bie Gewerbegerichte 
anzugliedern. Nebenbei bemerkt find auch ein ganz Theil 
Handelötammerpetitionen dabei, die fih ebenfalls bafür 
ausſprechen, dab wohl IM: nad 11 Jahren, der Zeit— 
punkt endlich gelommen jei, dieſe Einrichtungen zu ſchaffen. 
Dieſe Betitionen ſcheinen Ihnen, Herr Stollege, nicht zu be= 
hagen und wohl deshalb außer Acht gelaffen zu fein. Der 
Herr Abgeordnete Trimborn führte aus, daß, wenn wir im 
Winter wieder zufammentreten, im November, Dezember 
oder nächſten Frühjahr, wir eine ungeheure Mafle von 
Petitionen vor und fehen würden, die alle gegen die Er: 
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höhung ber Getreidezölle ſprechen. 
etwas ganz anderes fein, da würden Sie einen ganz 
anderen Standpunkt einnehmen, da würden Sie auf bie 
Handelöfammerpetitionen und Berichte gar feinen Werth 
legen; die werden Ihnen fo nebenfählic fein, als eriftirten 
fie gar nicht. Aber hier, wo es ſich darum handelt, für die 
Arbeiterſchaft einen Meinen Vortheil zu erlangen, fpielen 
die Petitionen der Handelötammern eine große Rolle. 
Daraus faun man eben fehen: je nachdem einem das eine 
oder das andere gefällt, ſucht man das eine oder das 
andere zu vertreten und feine Meinung bineinzulegen. 

Ich bitte zum Schluß das hohe Haus, au den Be: 
ichlüffen der Kommiſſion feftzuhalten. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Wenn der Herr 
Vorredner am Scluffe feiner Ausführungen fih dahin 
ausgeſprochen hat, daß in diefem Falle, bei den Bor: 
fchriften der 83 62a, 62b und 62c, vorwiegend das 
Intereſſe der Arbeitnehmer in Frage komme, fo kann ich 
ihm darin nicht beiftimmen. Ich meine, die Arbeitgeber 
haben ein cbenjo lebhaftes Antereffe daran wie die Arbeit: 
nchmer, daß die Beftimmungen bezüglich des Einigungs— 
amted, welhe von der Kommilfion hier vorgeidlagen 
werben, Geſetzeskraft erlangen. 

(Sehr ridtig!) 
Ih für meine Perſon ftche auf dem Standpunkt, daß 
dad, was in ben &$ 62a bis c gefordert wird, fo be— 
ſcheiden und fo verftändig ift, daß man in dieſer Hinficht 
vom Standpunkte des praftiichen Bedürfniſſes aus den 
Beihlüffen der Kommiſſion nur zuftimmen kann. 
(Zultimmung links.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Hilbck vorhin behauptet 

hat, der IImftand, daß das Berliner Gewerbegericht 


ohne das Vorhandenfein eines Eriheinungszwangs jo (D) 


fegendreih ald Emigungsamt ſich habe beihätigen konnen, 
beweife, daß weitergehende gefegliche Maßnahmen von 
der Art, wie fie bier in den vorliegenden 1 Bug 
vorgeichlagen werden, unnöthig und entbehrlid ſelen, fo 
muß ich den verehrten Herrn Stollegen doch darauf bins 
weifen, daß gerade aus dem Kreiſe derjenigen PBerfonen, 
welche bei diefem Berliner Gewerbegericht im Einigungs— 
wert fich erfolgreich bethätigt haben, mir ſchon wieder: 
holt und nachdrücklich lebhaftem Bedauern über bie Un— 
zulänglichfeit der Machtbefugniſſe des Gewerbegerichts 
gegenüber ſchwebenden Spannungen und Stodungen im 
Arbeitsverhältniß Ausdrud gegeben worden ilt. 
(Hört! hört!) 
Giner der eifrigften und tüchtigften Arbeitgeberbeifiger des 
Berliner Gemwerbegerichts, die ich kenne, Herr Dr. Hugo 
Gerichel, hat mir des öfteren bitter geklagt, wie ſchwer 
es für bad Gewerbegeridt werde, als Einigungsamt ver: 
mittelnd auf die Gegenſätze zwiſchen Arbeitern und Inter: 
nehmern zu wirken, weil ihm nicht die Möglichkeit ein— 
geräumt ſei, fih in Lohnftreitigkeiten einzumiichen, ohne 
daß vorher eine Anrufung von Seiten beider Theile 
zu dieſem Zwede erfolgt ſei. Das Scwierigfte für eine 
vermittelnde Bethätigung über Gegenfäge im Arbeits— 
verhältniß fei, die ftreitenden Parteien zu bewegen, ſich 
vor ein gleiches Forum zu ftellen. 
(Sehr richtig!) 

Erſt angebahnt, fei eine Vermittlung auch Halb gelungen. 
Das behauptet ein erfahrener Gewerbegerichtöbeijiger. 
Wenn er Recht hat, was id nicht bezweifle, dann 
ſcheint es das Midtigfte und das MWichtigfte 
zu fein, daß bei Differenzen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern eine gelinde Nöthigung geſetzlich ausgeiibt 
wird auf beiden Seiten, zu einem neutralen Vermittler 
in Beziehung zu treten. Mehr wird ja bier nicht ver— 


Ja, Baıter, das würde (C) 


(A) langt! 
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Ce n’est que le premier pas qui coüite. Für 
Arbeitnehmer wie für Arbeitgeber iſt es bei Lohnftreitig- 
feiten wie überhaupt bei Spannungen und Störungen bes 
Arbeitöverhältniffed außerordentlich bedenklich, ih mil 
nicht jagen verfänglid, die erften Echritte zum Frieden 
zu thun, weil jede Seite fürdten muß, fi den Anſchein 
der Schwäche zu geben. 

(Sehr wahr!) 
Niemand möchte zuerft zeigen, daß er nad frieblidher 
ichiebliher Regelung der Differenzen verlange, und doch 
liegt es ja im beiberfeitigen, oft auch im öffentlichen 
Intereffe, daß eine Vermittlung baldmöglichſt ftattfinde. 

(Schr wahr! lints.) 
Da nun gerade diejenigen Perſonen, welche fi bie 
arößten Verdienſte erworben haben um die Beilegung des 
Berliner Bauarbeiterausſtandes, wie der ertreter 
meines Wahlkreiſes 
(Heiterkeit), 


Herr Abgeordneter Zubeil, foeben anerfannt bat, meines 
Wiffend übereinftimmend, zu ber Leberzeugung gefonmen 
find, daß es befonderd wünſchenswerth, ja geradezu noth- 
wendig fei, beiden jtreitenden Parteien, Arbeitern wie 
Unternehmern, gleihe und leichte Gelegenheit zu bieten, 
vor das Forum eines Dritten zu treten, ohne daß eine 
von beiden fid) etwas zu vergeben braude, halte ich 
den vorliegenden Erſcheinungszwang für praftiih werth— 
vol. Bon diefem Gefihtspuntt aus kann ich perſönlich 
nur empfehlen, daß die SS 62a, b und e fo angenommen 
werden, wie fie von ber Kommiſſion aus vorgefchlagen 
find. Uebrigens 
(Beifall 


) 

bin ich aud) nicht der Meinung des Herrn Kollegen Hilbck, daß 
es beſonders erfreulich fei für die Arbeitgeber — ich will 
ben lieben Herrgoit aus dem Spiele laſſen —, wenn fie 
mit nit organifirten Arbeitern zu thun haben. Ich hätte 
(B) gedacht, der Herr ef Hilbd, da er doch Bezug ge: 

nommen bat auf den Berliner Bauarbeiterausftand, der 
durh das Berliner Gewerbegeriht als Einigungsamt 
beigelegt worden ift, hätte wilfen müffen, daß bie Bei: 
legung dieſes Ausſtandes nur deshalb möglih geworden 
ift auf bie Dauer, weil ben Bertretern ber Organi— 
fationen —— ber lofalorganifirten wie ber zentral: 
organifirten Bauarbeiter, Sig und Stimme gewährt 
mworben ift in dem 18er Ausihuß, welder über Lohn— 
ftreitigfeiten und Arbeitsbedingungen endgiltig zu ent» 


ſcheiden hat. 
(Sehr richtig!) 

Dadurch, und nur daburd, daß bie Führer der „Organi: 
firten* in den Einigungsausſchuß feft eingegliedert worden 
find, haben jid ihre Organifationen jetoh für die Durch— 
führung der Abmadungen des Achtzehner-Ausſchuſſes ver: 
antwortlich gemacht. 

(Sehr richtig! links.) 
Jeder einzelne Führer der „Zentralen“ wie ber ‚„Lokalen“ 
haftet mit feiner eigenen Autorität gegenüber feinen Hinter: 
männern für bad, was nun bon dem Achtzehner-Ausfhuß 
beſchloſſen wird. 

(Sehr wahr! links.) 
Ach meine, wenn wir einen Erfheinungszwang vorſchreiben 
in dem Iofen Rahmen, wie e3 hier geichehen foll, dann 
wirken wir fegensreih auf bad gelammte gewerbliche 
Leben, und die Arbeitgeber werben gerade fo gut ihren 
Bortheil davon haben wie die Arbeitnehmer, wenn nicht 
heimlich zchrend das Feuer der Unzufriedenheit unauf: 
hörlich weiterglimmt, um bald auf diefer, bald auf jener 
Bauftelle, bald in diefem, bald in jenem Betrieb zu heller 
Flamme aufzulodern, fondern wenn durch Organifationen 
bie Gelegenheit geboten wird, zwijchen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern dem Wechſel der Zeiten folgende, aber 
dauernde Abmachungen zu treffen, wenn auf biefe 


Weile die Möglichkeit eröffnet wird, eine fchtebliche Aus: (C) 


gleihung verfhiebener Intereffen zu erzielen, ohne baß 
immer Togleic, zu den ſchärfften Waffen der Sperre und 
des Ausftandes gegriffen werben müßte. 

(Sehr gut! links.) 

Ih will nicht lange Worte nr mir lag nur 
daran, zum Ausbrud zu bringen, daß ich betreffs ber 
& 62a bis ec für meine Perfon auf dem Boben ber 
Kommiſſionsbeſchlüſſe ſtehe. Ih werde auch für ben 
Antrag Fahle-Roefide on 


(Beifall.) 

Vizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Stodinann. 

Dr. Stodmann, Abgeorbneter: Im Namen meiner 
politifchen SFreunde habe ich zu den grundfäglicden Aus: 
führungen der Herren Hilbd und v. Richthofen unfere 
Zuftimmung zu erflären. Wenn in weiten induftriellen 
Kreifen große Unzufriedenheit mit ben Vorſchlägen der 
Kommiffion bezüglich der Einfügung ber 88 62a, b und e 
und namentlich des letzten herrſcht, ſo finden wir das 
volltommen begreiflih. Auch wir haben bie jchwerften 
Bedenken gegen 8 62e und werben beöhalb gegen biefen 
Paragraphen ftimmen und, wie ich dem Herrn Stollegen 
Trimborn bemerken möchte, aud) gegen das ganze Geſetz, 
wenn es ben 8 62c enthält 

8 62e wird unter Umftänden allerdings fo gut wie 
bedeutungslos fein, nämlih in allen den Fällen, wo ein 
kluger Vorfigender des Einigungsamtes Bedenken tragen 
wird, von der ihm bier eingeräumten Zwangsbefugniß 
Gebraud; zu machen. Es wird aber doch auch wohl Bor- 
figende geben, die nicht der Anficht eines ſolchen flugen 
Vorfigenden find, fondern die den Zwang anwenden, und 
dann wird biefer Zwang unter Umftänden zur bloßen 
Schikane audarten, wenn ber Zwang wirklich nur bie 
Bedeutung haben follte, die Herr Kollege Baflermann ihm 
beigelegt hat. 
mann borhin ausgeführt worden, daß ber Erſcheinungs— 
zwang nichts weiter zu bedeuten hätte, als dab bie 
betreffenden Berfonen vor dem Einigungsamt zu ericheinen 
hätten, fie könnten guten Morgen! guten Tag! fagen und 
fih Sofort wieder entfernen. Ih muß annehmen, daß 
Herr Kollege Ballermann hiermit die Anfiht der Kom— 
miffion dargelegt hat, zumal feine Auffaffung aud von 
dem Herrn Kollegen v. Nichthofen beftätigt worden ift. 
Nun muß ich aber befennen, daß ich eine ſolche Aus: 
legung mit den Worten des Gefeges für ſchwer vereinbar 
halte. In dem Gefek ift geſagt: 

Der Borfigende iſt befugt, betheiligte Perſonen 
vorzuladen und zu vernehmen; er kann hierbei 
für den Fall des Nichterſcheinens eine Gelbftrafe 
bi3 zu 100 Mark androhen. 
Auf „vorladen“ und „vernehmen“ folgt unmittelbar bie 
Ginräumung ber Befugniß der Strafandrohung für ben 
Fall des Nihterfcheinend. Daß dad nicht nur auf das 
Vernehmen bezogen werden fann 

(Zurufe Lints), 
und daß auch der Herr Kollege Noefide das anders auf: 
faßt, geht unzmweifelhaft aus * Verbeſſerungsantrage 
hervor. Wenn er hinter „an den Streitigkeiten be— 
theiligten Perſonen“, einfügen will „und Auskunfts-— 
perſonen“, ſo gilt für die Auskunftsperſonen ganz das 
Gleiche wie für die am Streit Betheiligten. Sie werden 
nun aber doch unmöglich behaupten wollen, daß die 
Auskunftsperſonen auch bloß ſollen gezwungen werden 
können, zu erſcheinen, um möglicher Weiſe nur „guten 
Tag“ zu ſagen und nach Hauſe zu gehen. Wenn für ſie 
dasſelbe gelten ſoll wie für die anderen, dann kann es 
doch nur dahin verſtanden werden, daß ſie erſcheinen und 
fih vernehmen laſſen ſollen; ſonſt würde es feinen Sinn 
haben, ſolche Abänderung zu beantragen. 


Es ift von dem Herrn Kollegen Baffer- (D) 
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Nun wird durch einen folden Zwang in unjere 
Gefeggebung etwas ganz Neues eingeführt, was wir 
bisher noch nicht kannten. Der Herr Kollege v. Nicht: 
hofen fagte bereit3, ber Vergleich des Herrn Sollegen 
Baffermann mit der Zwangsbefugniß des Strafrichters 
egenüber dem Beleibiger treffe nit zu. Da handelt es 
4 — auch der Herr Kollege Trimborn bemerkte Aehnliches 
wie ber Kollege Baffermann — doch um die Zwangs— 
befugniß gegen eine Perſon, bie fih einer ftrafbaren 
Handlung ſchuldig gemacht Hat; die kann ber Richter 
zwingen, perfönlich zu erfcheinen und fich zu verantworten 
wegen ber von ihm begangenen ftrafbaren Handlung. 

(Zurufe links.) 
— Die Zwangsbefugniß gegenüber Zeugen fteht jedem 
Gericht zu, mag es dad allgemeine Gericht fein oder ein 
ſpezielles. Wir haben es hier aber nicht mit einem Gericht 
» thun, fondern mit einem Ginigungsamt, welches, wie 
er Herr Kollege v. Richthofen fagte, wenn es überhaupt 
vergliden werben kann, nur mit einem Schiedsmann zu 
vergleihen ift, aber nicht mit einem Gericht. 
(Sehr richtig! recht3.) 

Der Herr Stollege Roeſicke hat ſich auch völlig geirrt, 
wenn er behauptet, $ 40 enthalte bereit eine gleihe Be— 
ftimmung. Der $ 40 fpridht nit von Ginigungsämtern, 
fondern bon Gewerbegeridten, und räumt nur den Ge— 
werbegerihten die Befugniß ein, die Betreffenden zum 
Erſcheinen zu zwingen. 

Wenn Herr Kollege Baffermann bemerkte, wie großes 
Sntereffe wir an ber Förderung ber Arbeiten der 
Ginigungdämter hätten, fo erfennen wir mit dem Herrn 
Kollegen Trimborn vollftändig an, daß es fich nicht bloß 
um ein wirthſchaftliches, fondern aud um ein öffentliches 
Intereſſe handelt, wenn Arbeitseinftellungen mit ihren 
ihweren wirthſchaftlichen Folgen für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer nah Möglichkeit verhindert werben follen. 


(B) Wenn es einen gangbaren Weg gäbe, hier zu befjern, fo 


würben wir mit Freuden dabei mitwirken; aber wie auf 
ben Wege der Zwangsbefugniß des Ginigungsamts 
in Bezug auf das Erſcheinen der Betheiligten etwas er: 
reicht werden fol, ift uns völlig unverftändlid. Gerade 
das Gegentheil wird damit erreicht werden. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Glauben Sie denn, daß ein Betheiligter, der gezwungen, 
innerli erregt über den auögeübten Zwang, borm 
Einigungdamt erfcheint, noch bereit fein wird, die Hand 
zum Frieden zu bieten? Gr wirb in der Berftimmung 
erft recht nicht dazu bereit fein. 

Herr Kollege Trimborn führte an, e3 folle ihm Ge: 
legenheit gegeben werben, feine berechtigte Auffaffung, aus 
ber heraus er die Forderung ber Arbeiter abgelehnt hat, 
darzulegen — ja, hat er wirklich ein Intereſſe daran, 
feine Gründe darzulegen, dann wird er aud) ohne Zwang 
erfcheinen; aber in den überwiegenden Fällen, wo es fid) 
um Lohnftreitigkeiten handelt, wo er genau falkulirt hat, 
ob er einen höheren Lohn bewilligen kann, wird er bie 
Gründe meift nicht öffentlich darlegen können, weil es fid) 
um Geſchäftsgeheimniſſe handelt, und weil er den ganzen 
inneren Betrieb darlegen müßte, aus dem heraus er feine 
Rechnung aufgeftellt hat. Dazu wird er nicht bereit fein, und 
fo werden Sie mit dem Zwange bem Arbeitgeber gegenüber 
auch nicht weiter fommen, fo bedauerlid das * muß. 

Ich ſchließe hiermit meine Ausführungen und bitte 
Sie, ben 8 62c, ſowie bie beiden vorhergehenden Para: 
graphen abzulehnen. 

(Bravo! rechts.) 

BVizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Stolle. 

Stolle, Abgeordneter: Meine Herren, die Mus: 
führungen des Herrn Mbgeorbneten Hilbck veranlaflen 
mid zu einigen kurzen Bemerkungen. Herr Hifbd erblidt 
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in dem & 62e nichts anderes ald eine Stärkung bes (C) 


Arbeiterftandes, damit fie die Machtfragen mehr oder 
weniger in ben Borbergrund ftellen fünnten. Ih muß 
dem wiberfpreden und muß aus einzelnen Vorgängen, 
die fih im Laufe der legten zwei Jahre vor unferen Mugen 
abgeſpielt haben, darlegen, wie Sie auf jener Seite (rechts) 
mehr und mehr die Nachfrage in alle Streitgegenftänbe 
hineingetragen haben. Nicht die Arbeiter waren es, 
fondern die Arbeitgeber. 

Im Jahre 1898 entſtand ein Ktohlenarbeiterftreif in 
Zwidau. Die Arbeitgeber fuchten nur zu verhandeln mit 
den von ben Werfen gewählten Musfhüffen. Und was 
neihah? Die Arbeitgeber nutzten ihre Macht fo aus, daß 
fie die von ber Werfverfammlung gewählten Arbeitnehmer: 
beifiger maßregelten und ablegten. Hätte damald ſchon 
bie Beſtimmung beitanden, wie man fie heute in ben 
8 61 und 62 in das Geſetz Hineinzubringen fucht, fo 
wäre e3 nicht möglich gewejen, daß die Arbeitgeber fich 
ber Frage entziehen fonnten; fie mußten mit ben Ge— 
werbegerichtöbeifigern, die fremden Werfen angehörten, 
verhandeln und fonnten die Leute nicht maßregeln. Ih 
glaube fihherlih nicht, daß der große Kohlenarbeiterftreit 
in Sadjen ftattgefunden hätte, wenn wir eine berartige 
Beitimmung in ben Gewerbegefegen gehabt hätten, wie 
fie jegt im dem &S 61, 62 eingeführt werben foll. 
Die Kohlenarbeiter von Sachſen reip. von Zwidau riefen 
die Kreishauptmannſchaft Zwidau an; dieſe fagte auch 
zu, aber andererſeits lehnten bie Werkbeſiger bas 
GEinigungöverfahren vor der Sreishauptmannihaft ab. 
Diefe hatte kein gefeglihes Recht, die Leute zu zwingen, 
in eine Verhandlung einzutreten, und fo entftand ber große 
Streit. Ich glaube dod, daß diefer Vorgang gemügend 
fennzeichnet, daß es nit nur im Intereſſe des Arbeiter: 
ftandes, ſondern auch der Arbeitgeber ſelbſt Liegt, eine 
derartige Beftimmung in dad Geſetz —— 

Ich kann noch auf einen anderen Vorgang hin 
Im Jahre 1898 entitand ein Xertilarbeiterftreif in 
Glauchau, wo es fi nicht um Lohnzulagen, ſondern 
einfach um Berfürzung der Arbeitszeit handelte, bie noth- 
wendig war, weil Die Aerzte bei allen Krankenkaſſen 
fonftatirt hatten, daß die maffenhaften Krankheitsfälle 
eigentlich nur eine Folge der lleberarbeitung waren. Die 
Herren Appreturwerkitätteninhaber u. f. w. ftügten ſich aber 
auf die Saifonarbeit und gaben eine Verringerung ber 
Arbeitäzeit nicht zu. Die Arbeitnehmer fragten an, ob 
e3 nicht möglid wäre, mit ben Arbeitgebern gemein- 
ichaftlich über die Frage zu verhandeln. Die Fabrifanten 
ftellten fi aber auf den progigen Standpunkt der Scharf: 
mader und wiefen das Sciedögerichtöverfahren ftrifte 
ab. Der Gewerbegerichtövorfigende hatte feine Macht: 
mittel an der Hand, die Leute zur Verhandlung zu 
wingen, weil die Anrufung des Schiebögeriht3 nur ein— 
eig erfolgt war, nicht von beiden Seiten, und fo ent— 
ftand der Streif, der großen Schaden anrichtete. Auch 
biejer Borgang beweift, wie nothwendig eine folde Bes 
ftimmung im Geſetz ift. 

Menn nun Herr Stodinann darauf bingemwiefen bat, 
bad Gegentheil würde der Fall fein, nicht die Arbeitgeber 
würden profitiren, ſondern die Arbeitnehmer, fo babe ich 
burdy meine Darlegungen bewiejen, daß e3 nothwendig ift, 
daß zum großen Theil die et getroffen werben. 
Nehmen Sie an: bei einem Streif, der ſich oftmals über 
einen großen Bezirk ausdehnt, find unter den Arbeitgebern 
aud eine Anzahl vernünftiger, wohlmwollender Leute; aber 
bieje werben überftinmmt und find duch große Konventional⸗ 
firafen gehalten, die Leute nicht wieder in Arbeit zu 
nehmen; jo wird auch der Arbeitgeber, der Herz und Ge: 
fühl hat für feine Leute, gezwungen, gegen fie zu handeln. 
Id dächte, im Intereffe der Menfhlihkeit und Humanität 
ift es nothiwendig, diefen Paragraphen hineinzubringen, 


weifen. (D) 


(B) vorliegenden Antrag 
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ich 








(A) und ich bitte deshalb, dak Sie alle einmüthig im Intereffe 


de3 Friedens und der Eintracht ihm zuftimmen wollen. 

Bizcpräfident Büfing: Die Diskuffion ift geſchloſſen, 
ba fid) niemand weiter zum Wort gemeldet hat. 

Der Herr Referent hat das Schlußwort. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: Die 
Ausführungen, bie vorhin der Herr Abgeorbnete Dr. Stod: 
mann gemacht hat, geben mir Beranlaffung, noch einige 
Worte an Sie zu richten und in einer Beziehung eine 

ewiſſe Nichtigftellung herbeizuführen. Wenn ber Herr 
bgeorbnete gemeint dat, daß der zweite Sat des 5 62c 
„er kann hierbei den Fall des Nichterfcheinens androhen“ 
fi beziche auf den erften Sag und die dort gemeinten 
Fälle, daß ber Vorſitzende befugt fei, Perfonen vorzuladen 
und zu vernehmen, und alfo auch Bezug nehme auf biefe 
zweite Befugniß des Vernehmens, fo, glaube ih, täuſcht 
er fih. Der Bericht hat zu dieſem Irrthum feine Ver: 
anlaffung gegeben. Ich konnte diefe Annahme aud aus 
den Worten des Herrn Abgeordneten v. Richthofen nicht 
herauslefen, halte mich aber für verpflichtet, da3 aus— 
drüdfih für die Kommiſſion feitzuftellen. Es handelt ſich 
nicht um den Berhandlungszwang, fondern um ben Gr: 
fheinungszwang, und ich glaube, gerade der Antrag bes 
Herrn Kollegen Noefide (Deſſau), auf den fih Herr 
Dr. Stodmann berufen hat, zeigt Mar, daß es fich mur 
um den Erſcheinungszwang handeln ann. 
(Sehr — 
Auch die Bedenken, die gegen dieſen Antrag des Herrn 
Roeſicke (Deffau) geltend gemadjt find, zeigen, daß wir 
nur den Erſcheinungszwang wollen und jebe weitere 
Konfequenz ablehnen. 
(Sehr richtig) 

Da ih einmal beim Worte bin, fo geftatten Sie, 
dab aud ih im Namen der weitaus überwiegenden 
he li ber Hommiffion Sie dringend bitte, bem hier 

uzuftimmen. Was wir wollen, ift 
eine — eine Hebung der Thätigkeit der Gewerbe: 
gerichte ald Einigungsämter. Es foll fein Eingriff in die 
perfönlihe Freiheit der Entichließung fein; dieſe ift jedem 
vollftändig gewährt, und alle Bedenken, die geäußert find, 
follten doch, meine ih, weggeräumt fein und ſich beſchwich— 
tigen laffen nad den warmen Worten, die der Herr Ab: 
georbnete Trimborn vorhin an Sie gerichtet hat. Laſſen 
Sie auch mid, bitten, daß Sie dem Vorſchlage der Kom: 
miffion zuftimmen; ich bin ber feften TB daf 
Sie damit einen Erfolg erzielen, wie er im Sinne ber 
Februarerlaſſe Sciner Majeftät gelegen ift, und daß Sie 
mit ber Durdführung diefer Beftimmung beitragen, durch 
einen weiteren erſprießlichen Fortichritt die Herbeiführung 
be3 friedlichen Einvernehmens zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu erproben. 

(Bravo!) 

Vizepräfident Büfing: Zu einer perfönlichen Bemerkung 
hat das Wort ber Herr Abgeorbnete Hilbd. 

Hilde, Abgeordneter: Meine Herren, dem Herrn 
Abgeordneten Zubeil ift es wohl entgangen, daß id) die 
Nedewendbung, dab man bie Arbeitgeber hindern wolle, 
Herren in ihrem eigenen Haufe zu bleiben, doc mur 
bildlich gemeint —F kann. Von einer Vertreibung aus 
Haus und Hof iſt dabei —— nicht die Rede. 


(Zuruf links.) 
Dann hat der Herr Abgeordnete Zubeil mich mit Herrn 
v. Stumm verglichen, ich ſei in der Bekämpfung der 
Sozialdemokraten ungeſchickter als er. 
(Geiterkeit lints.) 
Ih muß das dem Herrn reg Zubeil leider zugeben 
(He terfeit), 
und zwar mit dem Ausdrude des Bebauerns, dab ich 
nicht gefchidter bin in der Beziehung; im übrigen glaube 
ih, daß der Herr Abgeordnete Zubeil, wenn er mid 
Neichetag. 10, Legisl-P. LI. Seſſion. 1900/1901. 


progig nannte, infofern recht hat, als ich proßig genug (C) 


bin, um mic über feinen Ton und feine Redeweiſe un— 
endlich erhaben zu fühlen. 
(Heiterkeit links.) 
Pizepräfident Büſing: Wir zur Ab» 
ſtimmung. 


Die S 62a und 62b find nicht beanſtandet worden; 
ih darf wohl, wenn fein Widerſpruch aus dem Haufe 
erfolgt, ohue Abftimmung annehmen, daß dieſe beiden 
Paragraphen vom Haufe genehmigt find. — Ein Wider: 
ſpruch erfolgt nicht; ich fonftatire die Annahme der SS 62a 
und 62b nad den Vorſchlägen der Kommiſſion. 

Zum $ 63e beantragt der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Richthofen = Damsdorf getrennte Abitimmung über ben 
erſten Say und dann über den Reit des Paragraphen. 
Ferner Liegt vor zum erften Sat des $ 62c der Antrag 
der Herren Abgeordneten Fahle und Noefide (Deffau) auf 
Nr. 328 (beridtigt) der Druckſachen: 

an Stelle der Worte „an den Streitigkeiten be: 

theiligte Berfonen* bie Worte zu fegen: „die Bes 

theiligten und Auskunftsperfonen*. 
Ich Ichlage dem Haufe vor, in folgender Weiſe abzu: 
ftimmen: zumächft über ben Antrag der Herren Fahle und 
Roeſicke (Deffau) auf Nr. 328 (berichtigt) der Druckſachen 
als Eventualantrag zu dem erften Sat des $ 62c. Je nach 
bem Ausfall diefer Eventualabftimmung werde id dann 
über ben erften Sat abitimmen laffen und ſodann werde ich 
über bie beiden folgenden Sätze des 62c getreimt ab» 
ftimmen laffen. — Das Haus ift hiermit einverftanden. 

Ic bitte alſo diejenigen Herren, welche für den Fall 
der Annahme des erften Satzes des 8 62c in dieſem 
eriten Sat nad) dem Antrag der Herren Abgeordneten Fahle 
und Rocfide auf Nr. 328 (berichtigt) der Drudfadhen an 
Stelle der Worte „au den Streitigkeiten betheiligte Per: 
fonen* die Worte ſetzen wollen „die Betheiligten und 
Auslunftsperſonen“ fih von ihren Plägen zu erheben. 


(Gefchieht.) 
Das ift die Minderheit; der Antrag ift —— 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche den erſten 
Sat des 8 620 nad) dem Vorſchlag der Kommiſſion an: 
nehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 


kommen 


eſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; der erſte Satz iſt angenommen. 
Ich bitte nun diejenigen Herren, welche die folgenden 
Sätze des S 620 von den Worten „Er kann hierbei” bis 
zum Schluß nad den Vorfchlägen der Kommiffion“ an: 
nehmen wollen, fid) von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; aud die folgenden Säge des 5 62c 
find nad) den Vorſchlägen der Kommilfion angenommen. 
Ich erfuche nun diejenigen Herren, welde den ganzen 
S 62e nad den Kommiſſionsbeſchlüſſen annehmen wollen, 
ih von ihren Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; $ 62e iſt nad) den Vorſchlägen 
ber Kommiſſion angenommen. 
Wir gehen über zu XVII. 8 63. 
Ad) eröffne die Diskuffion über den Vorfchlag der Kom— 
miffion und gebe das Wort dem Herrn Berichterftatter. 
Bet (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: Die 
neue Faſſung des $ 63, wie fie ihre Kommiſſion Ihnen 
vorfchlägt, enthält — das muß ja zugegeben werden — einen 
erheblichen Eingriff in bie biöherige Organifation unferer 


Gewerbegerichte. 
(Hört! hört! links.) 


Aber die Kommilfion hat ſich geglaubt diefen Eingriff ge: 

ftatten zu bürfen und die etwaigen Bedenken, die Dagegen 

geltend gemacht werben könnten, zurüdzuftellen gegenüber 

den großen Vorzügen, die diefe Zufammenfegung des Ge: 

werbegericht3 ergiebt, und ed war insbeſondere ausſchlag— 
369 


(D) 
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(A) gebend für die Zuftimmung zu biefer Beftimmung, die | haben, das bei Entiheidung oder bei Vermittlung von (C) 


(B) bejtehende 


Nüdfihtnahme auf die Faſſung und den Juhalt ber Vor— 
ichriften des $ 62c. Wenn, ſagte fih die Kommiſſion, 
wir dahin gelangen, den Erfheinungszwang durdazuführen, 
dann haben wir aud) die Verpflichtung, das Einigungs— 
amt fo zu geftalten und zufammenzufegen, daß es aud) 
thunlichft dem Vertrauen, das die 
Finigungsamt entgegenbringen müffen, entiprechen kann; 
und ob die jegige Zufammenfegung dieſes Vertrauen in 
durchaus genügendem Maße zu gewährleiften vermag, das 
war immerhin zweifelhaft geweſen. Wir haben aljo ge: 
glaubt, freie Bahn dafür jchaffen zu müſſen, daß die Be: 
jekung des Gewerbegerihts aud mit Perfonen erfolge, 
die einerſeits befähigt find und fachverftändig genug er: 
fcheinen, um der Schlidtung der Streitigkeiten ſich an— 
nehmen zu können, und die andererjeitö getragen werben 
po dem Vertrauen der betheiligten Perſonen. 

Mir waren aud) der Ueberzeugung, daß mit biefer 
neuen Zufanmenfegung feinem der ftreitenden Theile ein 
Unrecht angefügt wird, dab im Gegentheil die Berückſichti— 
gung ihrer Inlereſſen durd Diele neue Zufammenjegum 
in erhöhtem Maße zu erwarten fteht, und wir haben au 
in der Eliminirumg der Beifiger des Gewerbegerichts in: 
jofern feine Gefahr und feinen Schaden erbliden können, 
als es ja jedem Theil freifteht, zu feinen Vertrauens— 
männern die regelmäßigen Beiliger des Gewerbegegerichts 
zu ernennen. 

Ich möchte daher bitten, meine Herren, daß Sie bem 
Vorſchlag Ihrer Kommiffion Ihre Zuftimmung ertheilen 
mögen. 

Bizepräfident Büfing: Das Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Segib. 

Segig, Abgeordneter: Meine Herren, ich ftimme dem 
Herrn Neferenten bei, wenn er fagt, die Kommiſſions— 
vorlage in R 63 fei ein ganz erhebliher Gingriff in das 
echt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Nber ih muß widerfpreden, wenn in dieſem Eingriff eine 
Verbeflerung de3 beftehenden Rechtes erblidt wird. Die 
Kommiſſionsvorlage enthält eine vollftändige Umgeſtaltung 
der bisherigen Konftruftion des Einigungsamts. Während 
nad) dem beftehenden Neht das Einigungsamt fih aus 
dem Borfigenden und 4 Beifigern des Gewerbegeridts 
zufammenfegt, die zu gleichen Theilen aus Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern gewählt werben, joll das me 
Einigungdamt aus Vertrauendmännern, die allerb ng 
audı in gleiher Zahl von Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern zu ftellen Find, gebildet werden. 

Für dieſe Nenderungen find in der Kommiſſion 
weientlih andere Gründe geltend gemacht worden, als 
wie fie und der Herr Neferent vorgetragen hat. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Fiir die neue Faſſung ift in der Kommiſſion hauptſächlich 
geltend gemacht worden, dab VBertrauensmänner, bie 
von den Betheiligten ernammt werden, al3 bejonders ſach— 
verständig anerfannt würden und cine höhere Autorität 
im Ginigungsamt beanfpruchen können ald die ftändigen 
Beifiger de3 Gewerbegerihts. Diefen Erfolg muß ich 
auf Grund meiner Erfahrungen auf das allerentfchiedenfte 
beitreiten. Was die Nutorität betrifft, jo haben doch 
zweifellos die von der Gefammtheit der Arbeiter und 
Arbeitgeber in einem geordneten Wahlverfahren gewählten 
Beiſitzer des Gewerbegeriht3 einen größeren moraliichen 
Einfluß als die an dem Streif wenigſtens indirelt bes 
theiligten oder intereffirten Berufsangehörigen, die als 
Vertrauensmänner berufen werben follen. Die ftändigen 
Beifiger des Gewerbegerichts find fait ausnahmslos Leute, 
die Schon infolge ihrer Thätigkeit in ihrer Organifation, 
ſei es in den WVerbänden ber IInternehmer, fei e3 in den 
Gewerfichaften der Arbeiter, fid jenes Vertrauen erworben 


Betreffenden dem 


Ausſtänden abfolut erforderlid ift. 

Die Ständigen Beifiger deö Gewerbegeriht3 werben 
aber auch in der Regel über die Keuntniß der gefammten 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe verfügen, die augenblidliche 
Konjunktur des Gefchäftszweiges, bei dem Differenzen 
ausgebrochen find, beurtheilen können, fie werben über die 
Lage des Arbeitömarktes orientirt fein — alles Kenntniſſe, 
die bei Vermittelung von Lohndiffereuzen von außer: 
ordentlicher Bebeutung find. Die ftändigen Beifiter des 
Gewerbegerihts ftehen mit den — erg 
ben in Betracht fommenden Parteien in Verbindung, fie 
werden orientirt fein über die Leiftungsfähigkeit dieſer 
DOrganifationen und werden die VBerhältniffe der in Frage 
kommenden Berufe in den meiften Fällen fo gut beurtheilen 
können wie die im Beruf felbft Stehenden, wenn es ſich 
nicht um befonders fomplizirte Verhältniffe handelt. 

Dazu fommt aber außerdem noch, daß ber Befiger 
des Gewerbegerichts für derartige Berhandlungen eine 
ewiſſe Noutine beſitzt. Gr war möglicherwelſe jchon 
öfter beiheiligt bei Vermittelung von Differenzen zwiſchen 
Mitgliedern einer Gewerkſchaft und dem Arbeitgebern, bei 
welden Ausſtände oder Differenzen ausgebrochen find; er 
hat womöglich ald Mitglied des Einſgungsamts ſchon 
öfters derartige Verhandlungen gepflogen; furz und gut, 
er weiß, wie man im foldhen Faͤllen die Parteien zu be— 
handeln hat, und das ift auch wieder eine nothwendige 
Borausfegung für den rafhen und gebeihlihen Abſchluß 
ber Berhandlungen des Einigungsamts. 

Vor allen Dingen aber wird in Betracht zu ziehen 
fein, daß der Beifiger bed Gewerbegeridhtö an dem Aus» 
ftand nicht betheiligt iſt; er fteht den Parteien vollftändig 
objektiv gegenüber, er wird die Gründe für und gegen 
weit ruhiger und fühler abwägen, ald e3 von Vertrauens: 
männern zu erwarten ift. 

Nun wird ja allerdings in ber Kommiſſionsvorlage (D) 
verlangt, daß die Vertrauendmänner, die dad Ginigungs- 
amt bilden, nicht am Ausftand betheiligt fein dürfen. Nun 
weiß aber jedermann, der Kenntniß von dieſen Verhält— 
niffen hat, daß bei Ausbruch von Arbeitödifferenzen das 
Intereſſe fh nicht auf die am Ausftande Bethelligten 
allein befchräntt, fondern daß alle Berufsangehörige min: 
beitend am Orte in Mitleidvenfhaft gezogen werben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Es finden, bevor ein Ausftand zur Thatſache wird, in 
der Negel erregte Verſammlungen ftatt, es werben Forde— 
rungen formulirt, es werben Beichlüffe gefaßt, die ſich 
nicht mehr auf die Betheiligten allein, jondern auf alle 
Berufsangehörigen erftreden. So wird es fonımen, daß 
die Bertrauendmänner, die das Ginigungsamt bilden 
follen, in den meiften Fällen ſchon mit einem gebundenen 
Mandat erfcheinen, gebunden entweder durch die Beichlüffe 
ihrer Organifationen oder beeinflußt von Verſammlungen. 
Mindeftend werden fih die Vertrauensmänner vielfach 
moraliſch verpflichtet fühlen, an den Beichlüffen, die von 
den intereflirten Berufsangehörigen gefaßt find, feitzuhalten; 
der Erfolg des Ginigungsamts ift in folden Fallen von 
vornherein, wenn mit ausgeſchloſſen, jo doc, außer: 
ordentlid erfhwert. Ich bin der Meinung, wenn es ber 
Zwed des 5 63 fein foll, bei Streitigkeiten die Vermilt— 
lung des Gemwerbegerihts häufiger als biöher an- 
zurufen, wenn man beſſere Grfolge von biefer Gin 
ridtung erwartet, als fie bisher erzielt wurben, 
dab dann die Kommiſſionsvorlage abzulehnen ift. Die 
Auziehung von Vertrauendmännern wird ja häufig noth- 
wendig werden, wenn es jih um Differenzen eines Be— 
rufes in der Großinduftrie handelt, und die Beifiger des 
Gewerbegerichts alle oder zum größeren Theil aus An— 
gehörigen der Stleininduftrie beftehen; wenn es ſich um 
Streitigkeiten in Berufen handelt, zu deren Entſcheidung 
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Segitz. 
Speztalfenntniffe erforderlich ſind, und die nöthigen 
Kenntniſſe von den Beiſitzern des Gewerbegerichts nicht 
verlangt werden lönnen, wenn über den Abſchluß oder die 
Auslegung don Zarifverträgen zu verhandeln ift. In all 
biefen Fällen kann die Heranziehung don Vertrauens: 
männern außerorbdentlih zwedmäßig, ja nothiwendig fein. 

Für diefe Fälle hat aber $ 63 des beftehenden Ge: 
fees genügend Borforge getroffen; dazu bedarf es einer 
Menderung des Geſetzes nicht. Thatſächlich iſt in ber 
Kommiffion eine Faflung des $ 63 damit motivirt worden, 
dab die Einigungsämter der Gewerbegerichte bis jetzt ſehr 
jelten angerufen wurden; es ift in den Kommiſſions— 
verhandlungen auf die ſehr geringen Grfolge der 
EinigungSämter bei den beftehenden Gewerbegerichten 
bingewiejen worden. Ueber bie Urſache des Mißerfolges 
der Einigumgäämter bei den jetzt beftehenden Gewerbe: 
geridhten ift ja bei $ 62c fo ausführlich geſprochen worden, 
daß ich dazu nur einige Worte fagen möchte. Die Dinge 
liegen doch jegt fo. In den meiften Städten betradhtet 
man bie Gewerbegerichte ald ein nothwendiges lebel. 
Nur gezwungen entfchließt man ſich zur Errichtung von 
Gewerbegerichten. Es fehlt den meiften Gemeindebehörden 
das fozialpolitiihe Verftändnig für die Wichtigkeit der: 
artiger Einrichtungen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Man fchent vielfah die minimalen Koften, man möchte 
am liebften mit der ganzen Sache nichts zu thun haben. 
Das beweilt ja die Thatſache, daß, trogdem jetzt fchon 
alle Gemeinden da3 Recht haben, Gewerbegerichte ein: 
zurichten, von dieſer Befugniß bi jegt verhältnißmäßig 
wenig Gebraud gemacht wurde. Wenn fo wenig fozial: 
politiſches Verſtändniß für diefe ee bei den Ge— 
meindebehörden herricht, dann wird aud der Vorfigende 
des Gewerbegerichts feines Amtes nicht mit befonderer 
Freude, nicht mit befonderem Eifer walten. Dazu fommt 


(B) außerden, daß die Worfißenden der meilten Gewerbe: 


> ihre Funktion im Nebenamt ausüben, daß dieſe 
orſitzenden vielfach mit Arbeiten derart überbitrbet find, 
dab fie gar feine Neigung haben, ſich freiwillig ihren 
Dienft dadurch zu erfchweren, daß fie bei Ausftänden von 
jelbft daran gehen, die Vermittlung zu übernehmen. 

Weiter fommt in Betradht, daß der 8 62 bes be— 
ftiehenden Geſetzes die Befugniß des Vorſitzenden, bei 
Ausſtänden ſelbſtſtändig einzugreifen, außerordentlich eng 
begrenzt hat. In dieſer Richtung wird ja durch die 

3 62a, b und e des vorliegenden Entwurfs in ber Haupt: 
ache eine Berbefferung herbeigeführt werben, und ich bin 
überzeugt, daß dieſe Beltimmungen des Geſetzentwurfs 
vorzüglicd wirken werben. 

Der — aber, weshalb die Einigungsämter 
bis jetzt ſo wenig Erfolge erzielt haben, iſt darauf zurück— 
zuführen, daß, wie mit vollem Recht bei Berathung des 
$ 62e von umferen Nebnern hervorgehoben wurde, Die 
Unternehmer eine große Abneigung haben, Lohnftreitig: 
feiten dem Einigungdamt zu unterbreiten. Wie die Inter: 
nehmer in den meiften Fällen es ablehnen, mit ben 
Gewertichaften zu verhandeln, nicht jelten zu ihrem eigenen 
Schaden, weigern fie fi) aud, das Gewerbegericht als 
Einigungsamt anzurufen ober vor demfelben zu erfcheinen, 
wenn Arbeiter die Bermittlung nachſuchen. Die fofial- 
politiſche Einſichtsloſigkeit des Unternehmerthums acht ja 
fo weit, daß man im einzelnen Berbandöftatuten den Inter 
nehmerorganifationen direlt verboten hat, bei Lohnſtreitig— 
feiten das Einigungsamt eine Gewerbegerichts anzurufen 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) 
oder fid) dem Spruch eines Einigungsamts zu fügen. Ic 
fönnte die vielen Beifpiele, die für bie Abneigung der 
Unternehmer, Lohnftreitigkeiten, Arbeitödifferenzen dem 
Einigungsamt eines Gewerbegerichts zu unterftellen, heute 
vorgeführt worden find, noch verjchiedentlih ergänzen. 





Nur einen Fall will ich noch hervorheben. Seit Monaten C) 


haben wir einen großen Ausftand der Glasarbeiter bei 
Henn in Nienburg. MWiederholt haben die Arbeiter ver: 
fucht, dieſen Ausſtand durch PVerftändigung mit dem 
Unternehmer zu beendigen. Erſt in allerfüngiter Zeit 
haben ſich die Ausftändifhen au den Bürgermeifter des 
Ortes gewandt mit dem Erfuchen, eine Verftändigung zu 
verſuchen. Der Bürgermeifter hat dem Unternehmer von 
diefem Geſuche der Arbeiter Kenntniß gegeben. Der Inter: 
nehmer hat es rundweg abgelehnt, zu unterhandeln; er hat 
ſich Schließlich herbeigelaffen, den Bürgermetfter zu empfangen, 
um ihm zu fagen, daß er ſich auf feine Einigung einlafle. 
So liegen die Dinge vielfah. Und wenn von der rechten 
Seite des Haufe über die Erfolglofigleit der Einigungs— 
ämter der Gewerbegerichte geflagt wird, fo ift daranf 
hinzumeifen, daß es Iediglih auf die Abneigung der 
Unternehmer zurüdzuführen ift, die fi) dem Spruch ber 
Einigungsämter nicht fügen, fih überhaupt weigern, vor 
bem Ginigungsamt zu verhandeln. 

Es ilt weiter gelagt worden, dab es die Arbeiter 
jeien, die Schiedöfprüche der Einigungsämter, wenn ſolche 
zu Stande fommen, nicht hielten. Derartige Fälle find mir 
fehr wenig befannt, und ich befümmere mich um dieſe Dinge. 
Wohl aber weiß ich, daß Sehr häufig Unternehmer, wenn fie 
vor dem Ginigungsamt mit verhandelt haben, den Schieds— 
ſpruch mißachten, wenn er zu ihren Ungunften andgefallen 
it. Wenn das in der legten Zeit etwas beffer geworden 
ift, wenn insbeſondere dann, wie hervorgehoben wurde, 
da3 Berliner Einigungsamt größere Erfolge zu verzeichnen 
hat, fo ift das nicht dem Geſchick des Vorfigenden des 
Gewerbegeriht3 ober etwa der wachſenden fozial- 
politifhen Ginfiht der Unternehmer zu verdanken, 
fondern bem vor allen Dingen wachſenden Einfluß 
der Stärke ber gewertihaftlihen Arbeiterorganifation, 
und barauf wird es aud in Zukunft ankommen. nt: 


wideln ſich die Gewerkſchaften der Arbeiter weiter fo (D) 


günftig wie in den letzten Jahren, fo bin ich ber feiten 
lleberzeugung, daß fi ihr Einfluß derart fteigern wird, 
daß in Zukunft die Internehmer es weniger verihmähen, 
bei Ausftänden vor dem Ginigungsamt der Gewerbe: 
geridhte zu verhandeln; die Einigungsämter werden noch 
größeren Grfolg erzielen als in den legten Monaten. 
Freilich, ob die Internehmerorganifationen, nachdem ein 
Mitglied de3 Scharfmaherverbandes in das preußiſche 
Minifterium eingetreten ift, fich nicht neu geftärft fühlen 
und um fo ridlichtSlofer in den fozialen Kämpfen auf: 
treten, das ift eine Frage, die jegt noch nicht beantwortet 
werden kann. Aber das kann ich jetzt Schon fagen, daß 
die Arbeiter durch die Berufung eined Mannes in eine 
Stellung, wo er auf die Sozialpolitit Deutſchlands den 
größten Einfluß ausüben kan, fehr beunruhigt find, daß 
fie von dieſem Minifter am allerwenigften erwarten md 
demſelben mit größtem Mißtrauen entgegenkonmen. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Vizepräfident Büfing: Dad Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Meine Herren, was wir 
von dem künftigen Herrn Handeläminifter ſozialpolitiſch zu 
erwarten haben, ift ja eine Frage der Zukunft. ch kann 
allerdingd nicht leugnen, daß die Stellung, die das 
preußiihe Handelöminifterium zu der gegenwärtigen Bor: 
lage einnehmen wird, ein grelles Schlaglicht darauf 
werfen wird, was wir bon Dem neuen Heren Handels: 
ninifter zu erwarten haben. 

(Schr ridtig!) 
Ginftweilen wollen wir das Belle hoffen. 
(Heiterfeit.) 

Zur Sadje felbft möchte id) dem verehrten Herrn 
Borredner einiges erwibern. Wir haben uns im der 
Kommiffion davon überzeugt, dab die Einigungsänter, 
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(A) wenn fie in verſchiedenen Fällen mit Erfolg eingreifen 


follen, etwas beweglicher organifirt werden müſſen als 
heute. Heute ift, wie der Herr Vorrebner richtig dar: 
gelegt hat, die Sache fo, daß der Vorfigende und bie vier 
Beiſitzer als Einigungsamt fungiren. Es können zwar 
noch Vertrauensmaͤnner hinzutreten, jedenfalls aber nur 
in ſehr beſchränkter Zahl. Es kann nun vorkommen, daß 
in einem Streik, der in der Großinduſtrie ſich bewegt, ein 
Einigungsamt in Funktion berufen wird, was in feinen 
Beifigern lediglich dem Stleingewerbe angehört. Es kann 
nad) der heutigen Zufammenfegung andererjeits vorfommen, 
daß bei einem Streif, der das Fe erfaßt hat, 
ein Gewerbegericht fungirt, welches lediglich aus Arbeitern 
und Arbeitgebern der Großinduftrie zufammengefegt ift. 
Sie müffen zugeben, daß das fein erwünfchter Zuftand 
ift; namentlich jeßt, wo wir den Erſcheinungszwang eins 
führen, müffen wir doch größeren Werth darauf legen, 
dab diejenigen, die zum Erſcheinen gezwungen find, auch 
ein Kollegium vorfinden, was einigermaßen dem Charafter 
des zu verhandelnden Streitfalles entſpricht, daß alſo, 
wem ein Großinduftrieller zur SKonftitwirung eines 
Einigungsamts oder vor ein ſchon Fonftituirtes Einigungs— 
amt geladen wird, er dann aud in ber Lage ilt, bie 
Geſichtspunkte, die fi) aus den Verhältniffen ber Groß— 
induftrie ergeben, zur Geltung zu bringen. Das gilt nicht 
nur vom Arbeitgeber, fondern ebenjo vom induftriellen 
Arbeiter. Umgekehrt, wenn ein Handwerker vor das 
Einigungsamt geladen wird, fo ift es doch richtig, daß er 
ein Kollegium vorfindet, daß feinem Gewerbe einigermaßen 
nahe fteht. Um nun jedesmal das Ginigungdamt dem 
betreffenden Streik, um den e3 ſich handelt, entſprechend zu 
geitalten, iſt es das Einfachſte, entſprechende Vertrauens— 
männer hinzuzuziehen. Da mußte man aber für die Ver— 
trauensmänner erſt Platz ſchaffen, und das war nicht anders 
möglich als durch Beſeitigung der Beiſitzer. Wenn man die 


(B) Beiſitzer läßt und nimmt noch Vertrauensmänner im der 


erforderlichen Zahl Hinzu, fo befommt man ein Kollegium 
bon einer Größe, weldes nicht io aktionsfähig ilt. 

Meine Herren, ich halte es aber auch für richtig — 
und die KHommiffion war berjelben Auffaffung —, im 
Einigungdamt den Schwerpunkt auf den Vertrauensmann 
zu legen und nicht auf den Beifiger des Gewerbegerichts. 
Beim Ginigungsamt ift doch das Wichtigſte, dab das 
Einigungsamt dem Vertrauen de3 einen wie des anderen 
Theild begegnet. Wenn in dem Kommiſſionsbericht fteht, 
daß ein ſolches Ginigungsamt mehr Autorität haben 
werbe als die Beifiger, jo bat fi das nur auf ben 
einzelnen Streitfall bezogen. Im einzelnen Streitfall 
wird ein Ginigungsamt, das aus Vertraueusmännern 
beider Theile zuſammengeſetzt ift, allerdings mehr Autorität 
haben als ein Einigungsamt, das aus dem normalen 
Beiſitzern befteht, weil es cben die Vertraueusmänner 
beider Barteien find. 

Meine Herren, es ift dann darauf hingewieſen worden, 
daß mit dem Beifigerelement Leute aus den Einigungs— 
amt heraustreten, die jehr viel Moutine Hätten. Die 
Routine ift zunächſt hauptſächlich Sache des Vorſitzenden. 
Dann aber, meine Herren, ſteht es doch jeder Partei frei, 
wie der Herr Berichterſtatter bereits hervorgehoben hat, 
aus den ordentlichen Beiſitzern des Gewerbegerichts ihre 
Vertrauensmänner auszuwählen und hinzuſenden. 

Nun möchte ich noch auf einen wichtigen Umſtand 
aufmerlſam machen. Wir haben eine weitere Neuerung 
in der Kommiſſion befchlofien, die von dem Herrn Bor: 
redner nicht erwähnt worden tft, die aber von einer ge— 
wiffen Bedeutung if. Wir haben gefagt: wenn auf der 
einen Seite Vertrauensmänner des einen Theil figen, auf 
der anderen Seite die Vertrauensmänner des anderen 
Theils, fo werden fie alle bis zu einem gewiffen Grabe 
die beiderjeitigen Meinungen ihrer Auftraggeber vertreten. 


Nun ift es von großer Bedeutung, daß im Kollegium felbft (CO) 


ein neutrales Element vertreten ift, welches die beiderfeitigen, 
dur die Bertrauendmänner vertretenen Anſichten zu ber: 
einigen und zu vermitteln fucht, und wir haben es daher für 
richtig gehalten, diefes neutrale Element zu ftärfen. Der 
Vorfigende hat hauptfählicd mit der formalen Leitung zu 
thun, möglicherweife fteht er auch im gegebenen Falle 
dem betreffenden Gewerbe nicht nahe genug. Deshalb 
fol ihm die Befugniß gegeben werben, einen ober zwei 
Unbetheiligte heranzuziehen, aber nur mit berathender 
Stimme. Es ift da am hervorragende Männer gedacht, 
die fid) um Beilegung von Streils große Verdienſte er: 
worben haben, die Sympathien insbefondere auch ber 
Arbeiter haben — folde Männer giebt es ja Gott ſei 
Dant nod genug. Die follen bei foldhen Gelegen: 
heiten mit Rath und That zur Seite ftehen. Ich glaube, 
das ift eine ſehr werthvolle Veritärfung des Kollegiums. 
Damit fält aud die Befürdtung, daß nicht genügend 
routinierte Männer in foldhem Kollegium fein würden. 
Der Gewerbegerichtövorfigende hat es in ber Hand, ber: 
artige im folchen Fragen bewanderte Männer hinzuzu— 
ziehen. Ich glaube im Gegenfag zum Vorredner, daß 
die Beichlüffe eime weſentliche Verbeſſerung des heutigen 
Zuſtandes bedeuten. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Bizepräfident Büfing: Es Ins ſich niemand weiter 
zum Worte gemeldet; die Diskuſſion ift geſchloſſen. — 
Der Herr Neferent verzichtet auf da3 Schlußwort. Wir 
fommen zur Abftimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem $ 63 iu der 
von der Kommiſſion vorgeihlagenen Faſſung annehmen 
wollen, fid) von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Paragraph iſt angenommen. 

Wir kommen jetzt zum 5 64 des beſtehenden Geſetzes, 


ber im ber Ihnen vorliegenden Zuſammenſtellung nicht mit (D) 


abgedrudt iit. Auf diefen Baragraphen bezieht fid) der Antrag 
der Herren Abgeordneten Fahle und Roefide (Deffau) auf 
Nr. 341 der Druckſachen. Derjelbe ſchlägt vor: 
für den Fall der Ablehnung des —— — 
Nr. 328 der Druckſachen (berichtigt) — Ziffer 1, 
im 8 64 Abſatz 1 des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Gewerbegerichte, den zweiten Satz durch 
folgenden Wortlaut zu erſetzen: 
Das Einigungsamt oder im Falle des 8 62a 
der Vorſitzende des Gewwerbegericht3 ift befugt, 
zur Aufllärung der in Betracht kommenden 
Berhältniffe Auskunftsperſonen vorzuladen und 
zu vernehmen. 

Ich eröffne die Diskuffion über den S 64 und bei 
dazu geitellten Antrag und ertheile das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Roeſicke (Deffau). 

Roeſicke (Deſſau), Abgeordneter: Meine Herren, ich 
hatte zu $ 62e in Gemeinſchaft mit dem Herrn Kollegen 
Fahle den Vorichlag gemacht, dem Borfitenden des Ge— 
werbegeriht3 das Recht zu ertheilen, auch Auskunfts— 
perfonen vorzuladen und zu vernehmen. Aus der Ein: 
fügung einer folden Beitimmung in den & 620 würde 
ſich dann fonfequenterweife ergeben haben, daß die Nechte 
in Bezug auf die Beftrafung derjenigen, welde der Vor— 
ladung nicht Folge leiften, diejelben find, wie wir fie in 
$ 62e für die betheiligten Perſonen vorgejchen haben. 
Man bat dieſem Vorſchlag gegenüber Bedenken geltend 
gemacht, und ift er infolge deffen auch nicht zur Annahıne 
gelangt. Die Bedenten gingen aber lediglid dahin, daß 
man nicht auch auf Auskunftsperfonen die Straf: 
beftinnmungen anmwenben wollte, die dem Borfigenben den 
betheiligten Berfonen gegenüber zugeitanden worden find. 
&3 hat ſich aber feiner der Herren Redner dagegen aus— 
geiproden, dab auch im Fall des S 62a, alſo für ben 


Reichſstag. — 93. Sitzung. 


Freitag den 10. Mat 101. 2695 








(A) Fall, dab das Gewerbegeriht nur von einer Seite au: 


(B) 


gerufen wird, dem Vorſitzenden des betreffenden Gerichts 
a3 Necht zuftehen fol, Ausfunftsperfonen zu befragen. 
Meine Herren, ich halte e3 für durchaus wünſchenswerth, 
dab auc im diefem Falle — ebenſo, wie es geichehen 
fan, wenn beide Parteien dad Einigungsamt angerufen 
haben — ber betreffende Vorfißende zu einer ſolchen Ver: 
nehmung von Auskunftöperfonen berechtigt wird. Da 
eine Strafe auf das Nichterſcheinen nicht geſetzt ift, Scheint 
mir auch fein Bedenken dagegen mehr geltend gemacht 
werben zu können. Ich hoffe deshalb, daß Sie diefem 
— Ihre Zuftimmung geben werben. 

izepräfident Büfing: Das Wort wird nicht weiter 
gerviniät; die Diskuffion ift geſchloſſen. Wir lommen 
zur Abftimmung. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag der 
Herren Abgeordneten Fahle und Noefide (Deflau) auf 
Nr. 341 der Drudfaden, deſſen Berlefung mir erlaffen 
wird, annehmen wollen, fih vom ihren Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

Er wird in den Entwurf eingefügt werben als XVIIa 
mit der Einleitung: 

Im 8 64 erhält ber zweite Sak bed Abi. 1 
folgende Faſſung 2c. 

Wir gehen jet über zu Nr. XVIII, die ſich auf $ 67 
bed Geſetzes bezieht. — Dad Wort wird dazu wicht ge— 
wünſcht, Anträge liegen nicht vor; ich darf wohl ohne Ab» 
ſtimmun ihn a dab das Haus mit dem Antrage der 
Ktommiffion zu 5 67 einverftanden ift. — Ich konftatire das. 

Wir gehen jetzt über zu 869 des beftehenden Geſetzes, ber 
gleihfall3 in der Zufammenftellung nicht mit abgedrudt tft. 

Zu demfelben ift geftellt der Antrag der Herren 
Abgeordneten Fahle und Noefide (Deffau) auf Nr. 328 
ber Drudjadhen ad 2: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem 8 69 des Geſetzes folgenden Abjat 2 hin: 
auzufügen: 

Das Ergebniß der nad) den SS 620 und 64 
erfolgten Ermittlungen kann der Borfigende 
gleihfalld veröffentlichen. 

Id eröffne die Diskuffion über den S 69 und ertheile 
da3 Wort dem Herrn Abgeordneten Noefide (Deffan). 

Rocfide (Deflau), Abgeordneter: Meine Herren, in 
S 69 des beftehenden Geſetzes heißt es: 

Iſt weder eine Vereinbarung nod ein Schieds— 
ſpruch zu Stande gekommen, jo ift dies von dem 
Borfisenden des Einigungdamts öffentlich bekannt 
au maden. 
Nun ift im beitchenden Geſetz nur vorgefehen, daß eine 
Verhandlung ftattfindet, wenn beide Parteien das 
Einigungdamt angerufen haben. Nah den Beſchlüſſen, 
wie wir fie jegt entfprehend den Borfchlägen der Kom— 
miffion gefaßt haben, kann in Zukunft auch eine Ber: 
handlung ftattfinden, wenn nur eine Partei das Gewerbe: 
gericht angerufen hat. Es ift nun nach meiner Meinung 
wünſchenswerth, daß für den Fall, daß es bei folden 
Verhandlungen nad dem 8 62a bezw. 620 gleihfalld zu 
feiner Entiheidung oder Vereinbarung kommen follte, 
doc eine Belanntmachung ftattfindet iiber die thatfäd- 
lihen Feſtſtellungen, die ſeitens des Gewerbegerichts, 
beziw. des Borfigenden vorgenommen find, und ich wiirde 
deshalb empfehlen, den $ 69 den Satz hinzuzufügen: 
Das Ergebniß der nad den 8 62c und 64 er: 
folgten Ermittelungen kann der Vorfigende gleich— 
falls veröffentlichen. 
Das heißt: der Vorſitzende ift befugt, falls er Auskunfts: 
perjonen vernommen hat, die FFeftitellungen, die auf Grund 
der Bekundungen dieſer Auskunftsperſonen ftattgefunden 
haben, öffentlich befannt zu machen. 





Meine Herren, mid) bewegte dabei insbeſondere ber (C) 
Gebanfe, daß es — iſt, daß in ſolchen Fällen 
von derjenigen Stelle aus, welche berufen iſt, dieſe Feſt— 
ſtellungen zu machen und zu Protokoll zu nehmen, auch 
eine Bekanntmachung ſtattfindet, die ſich mit dem wirklichen 
Thatbeſtande deckt. Ich muß daran erinnern, daß nach 
Ar die Verhandlungen vor dem Gemwerbegeriht und 
omit aud vor bem Ginigungsamt öffentliche find, uud 
wir haben es wiederholt erlebt, daß, wenn eö zu einer 
Einigung nit gekommen iſt, und bad Gewerbegeridht 
demgemäß eine Bekanntmachung nicht erlaffen hat, trotzdem 
Berichte von Perſonen, die den Verhandlungen ald Zu: 
hörer beigewohnt haben, in die Deffentlichkeit gelommen 
find. Es ift naturgemäß, daß in foldhen Fällen bie 
Berichte, die in die Zeitungen kommen, nicht immer voll: 
fommen forreft find, und e3 würde ſich an um weiteren 
Streitigkeiten beziehungäweife einer weiteren Erregung 
vorzubeugen, empfehlen, dab alsdann von Seiten des 
zuftändigen Gerichts eine Veröffentlihung vorgenommen 
wird, die in der That dem entjpricht, was feitgeftellt ift. 
Id) würde Sie deshalb bitten, meine Herren, im Suter: 
effe der Sache diefem Vorſchlage Ihre Zuftimmung zu geben. 
Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Diskuffion ift geihloffen. Wir kommen zur Abitimmung. 
Die Herren Abgeorbneten Fahle und Roefide (Deſſau) 
beantragen auf Nr. 328 der Drudjahen (beridtigt): 
bem 5 69 des Geſetzes folgenden Abfag 2 hin— 


auzufügen: 
a3 — ber nad) ben 88 62c und 64 
erfolgten Grmittelungen kann der Borfikende 
gleihfalld veröffentlichen. 
Diejenigen Herren, welche diefen Zuſatz annehmen wollen, 
bitte id), fih von ihren 2 — di erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; das Amenbement iſt abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Bifier XIX ber Beichlüffe (D) 
der KHommiffion, gegen die feine Anfechtungen vorliegen. 
Wenn niemand widerſpricht, erfläre ih Ziffer XIX als 
vom Haufe angenommen. 

Ebenfo XX, — XXL, — XXU — und XXIII. — 
Ich erfläre diefe von mir aufgerufenen Ziffern als vom 
Hanje angenommen. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffion über XXIV reip. 
8 79. Zu demfelben liegt vor der Antrag Albredt und 
Senoffen auf Nr. 379 der Drudfaden. 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Dreesbach. 

Dreesbah, Abgeordneter: Meine Herren, trotzdem 
durch bie Geſetzesvorlage das Gewerbegericht einige Er— 
weiterungen erfahren hat, giebt3 doc noch eine ganze Neihe 
bon Arbeitern, die dem Gewerbegericht fernftehen und es 
nicht anrufen können. Inter diefen befinden fich namentlich 
die Arbeiter, welde bei Innungsmeiſtern arbeiten, die 
alfo den Innungsſchiedsgerichten unterftehen; für fie ift 
das Gewerbegericht —— Im $ 79 heißt es: 

Die Zuſtändigkeit der Immmgen zur Entfheidung 
bon Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und 
ihren Lehrlingen (Bewerbeorbnung $ 97 Nr. 4, 
$ 100e Nr. 1), fowie bie Buftändigfeit der 
Innuugsſchiedsgerichte (Gewerbeordnung 8 97a 
Nr. 6,8 1001 Abſatz 2) erleiden durch dieſes 
Geſetz keine Einſchränkung. 

Es iſt meinen Parteigenoſſen in der Kommiſſion und 
auch im Plenum leider nicht gelungen, die Innungs— 
ſchiedsgerichte überhaupt auszumerzen überall da, wo 
Gewerbegerichte beſtehen; allein wir meinen, daß, wenn von 
beiden Seiten, von den Innungsmeiſtern und den 
Summmgögefellen das Gewerbegericht angerufen werben 
follte, dieſes zuftändig fein muß. Das wird aber durch 
die Faffung der Kommiſſion unmöglich gemacht. Der 
Abſatz 2 des 8 79 Heißt: 


(A) 


(BR) 
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Durch die Zuftändigfeit einer Innung ober eines 
Jnnungsſchiedsgerichts wird bie Zuſtändigleit 
eines für den Bezirk der Innung beſtehenden oder 
fpäter errichteten Gewerbegerichts ausgeſchloſſen. 

83 ſoll nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion geſtrichen 

werben. Nah $ 3 war eine Friſt von 10 Tagen ge— 

geben, ‚während welder eine Appellation gegen einen 

Schiedsſpruch zuläffig war, und es bleibt nad) der Faltung 

des 8 91b der Gewerbeordiumg die Notbfrift von einem 

Monat beſtehen. Nun fehe ich wirklich nicht ein, warum 

wir nicht aulafien wollen, daß, wenn beibe Parteien, 

Innungsmeiſter und Innungsgeſellen, das Gewerbegericht 

anrufen, dieſes nicht zuftändig fein fol. Das Innungs— 

ichiedögeriht erleidet dadurch feine Ginbuße in feiner 

Zuftändigkeit, es wird aufrecht erhalten, wie es die 

Majorität der Kommilfion und dad Haus wünſcht. Ber 

denken Sie doch, daß, wenn ein Arbeiter von einem 

Innungsichiedögeriht einen Beſcheid erhält, der dem 

Arbeitgeber nicht gefällt, derjelbe innerhalb eines Monats 

noch dagegen Rekurs bei dem ordentlichen Gericht ein— 

legen kann, und damit geht dann die Verfchleppung, die 
wir durch dad Gewerbegericht unmöglich machen wollten, 
ihren gewohnten Gang. Warum Falle wir alio die 

Leute gegen ihren Willen und aud) gegen den der Arbeitgeber 

von den MWohlthaten der Gewerbegerichte ausſchließen? 

Ich made Darauf aufmerffam, daß Schon ein Präzedenz⸗ 
fall vorliegt. Jur $69a den Sie vorhin angenommen, heißt es: 

Das Gewerbegericht ald Einigungsamt ift nicht 
zuftändig, wenn bei ber Streitigfeit ausſchließlich 
Innungsmitglieder und beren Arbeiter betheiligt 
find, und für bie — zur Erfüllung der in 
8814 Nr. 2 der Gewerbeordnung bezeichneten 
Aufgabe ein befondered Cinigungsamt beſteht, 
deffen Zufanmenjegung und Thätigfeit durch das 
Statut entiprehend den Beftimmungen ber SS 62 
bis. 69 dieſes Geſetzes geregelt find. 

Und nun bitte ic Sie, eufaubaflen; e3 heißt weiter: 
Rufen beide Theile das Gemwerbegeriht als 
Einigungsamt an, fo tft dieſes auch bei folchen 
Streitigkeiten zuftändig. 

Alſo in 8 69a fielen Sie die Zuftändigfeit der Gewerbe: 

gerichte her, wenn fie von beiden Theilen angerufen 

werden in Ginigungsamt; warum wollen Sie nun in 579 

nicht aud Streitigkeiten der Innungsgeſellen mit Innungs— 

meiftern vor dem Gewerbegericht verhandeln laflen, wenn 
beide Theile damit einverftanden find? Wir wollen feinen 

Drud ausüben, weder auf Arbeitgeber nod auf Arbeiter; 

aber wir wollen, wenn beibe Theile darüber einig find, 

ihnen dad Recht gewahrt wiſſen, beim Gewerbegericht zu 
verhandeln. _ Deshalb beantragen wir Streihung des 

Abjat 2 des 8 79. 

Ich bitte Sie, diefen Antrag anzunehmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: Der Herr Vorredner fagte, 
beim Ginigungsamt fei beftimmt, wenn die beiden ftreitens 
den Theile den Wunfc haben, vor dem Einigungsamt 
zu verhandeln, könnten fie dahin gehen; wenn aber beide 
Theile den Wunſch haben, ftatt vor dem Innungsſchieds— 
gericht vor dem Gewerbegericht zu verhandeln, jo folle 
das ausgeichlofjen fein. Das ift allerdings ein Gegenſatz, 
der vorhanden und nicht zu leugnen ift; aber er. iit doch 
beredtigt. Beim Cinigungdamt wollen die Leute fid) einigen 

(Zurufe. lints) 

— Laffen Sie mid mur ausreden! — nit ftreiten. Das 

Einigungdamt ift fein Geridt. Da handelt es ſich nicht 

um die Kompetenzen der Gerihte. Die Kompetenzen 

der Gerichte find, ſoweit fie, was hier zutrifft, al3 „aus: 
fchließliche” zu gelten haben, öffentlihen Rechts, find der 


Privatdispofition arundfäglich entzogen; dagegen find bie 
Kompetenzen der Einigungsämter in diefem Sinne nicht 
Öffentlichen Rechts und Fünnen daher der Privatdispofition 
überlaffen werben. 
fireng an dem Grundfage feftgehalten, die Kompetenzen 
der Innungsſchiedsgerichte als zivilprozeffuale Gerichte 
durd) diefe Vorlage in feiner Weife berühren zu laſſen. 
Das ift geſchehen im Antereffe de3 Zuſtandekommens der 
Vorlage, und an der Linie wollen wir auch fefthalten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Nbgeorbnete 
Dreesbach. 

Dreesbach, Abgeordneter: Der Unterſchied, den Herr 
Trimborn bier konſtruiren will zwiſchen Einigungsamt 
und Gewerbegericht, iſt durchaus nicht jo maßgebend. 
Auch beim Gewerbegeriht handelt es fih um eine 
Einigung, um ein Recht; nad meiner Erfahrung werben 
vom Gewerbegerihht viel mehr Vergleiche ausgeſprochen 
als Endurtheile 

(ſehr richtig!) 


wo der eine ſiegt, der andere unterliegt. Das Gewerbe— 
gericht, auch in ſeiner Zuſammenſetzung als Gericht, iſt 
alſo in ſehr vielen Fällen auch Einigunggamt. Wir 
fünnen das — und ih glaube, auch die Herren ber 
anderen Seite dürften e3 begrüßen, wenn bad auch in 
den fo ift. Alfo, einen großen Unterſchied zwiſchen 
inigungdamt al3 folhem und Gewerbegericht als ſolchem 
fan ich micht finden. Ich bin Laie, fein Yurift; aber 
fo viel weiß ich, daß es den Parteien ſehr oft anheime 
geitellt ift, fih den Gerichtöftand zu ſuchen, wenn“ beide 
einig find. Hier in Berlin ift es bein Gewerbegericht, 
foviel mir befannt, fehr häufig vorgelommen, daß Dienft- 
boten ihren Streit mit Dienftherrfchaften, wenn beide 
Theile einig waren, vors Gewerbegericht braten, ohne 
daß dies bis jet nach dem Gele geradezu bie Bes 
teöhtigung hatte. Warum follen wir den Wunſch beider 
Theile nid 
nad) irgend einer Seite ausgeübt. Wenn beide Theile 
einfehen, es ift beffer, innerhalb 8 Tagen die Streitig- 
feit vorm Gewerbegeriht auszutragen, jo wollen wir 
dad dod nicht verhindern deshalb, weil zufälig am Ort 
ein Innungsſchiedsgericht beftebt. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Fiſchbeck. 

Fiſchbeck, Abgeordneter: Meine Herren, meine politi— 
ſchen Freunde haben, wenn es ſich um den prinzipiellen 
Gegenſatz von Innungsſchiedsgericht und Gewerbe— 
gericht handelte, immer auf dem Standpunkt geſtanden, 
daß es vollkommen falſch ift, neben dem Gewerbegericht 
noch befondere Innungsſchiedsgerichte beftehen zu laſſen. 
Wenn num aber hier mir gefordert wird, daß, wenn 
beide Barteien einig find, fie dor dem Gewerbe: 
gericht —— fönnen, fo können wir feinen prakliſchen 
Grund einjehen, weshalb die Herren aus den anderen 
Parteien einer ſolchen Beltimmung wiberftreben. 

Gegen die Innungsſchiedsgerichte ift befonders geltend 
zu machen die Langfamkeit ihrer Thätigkeit. Ach 
fann mir jehr wohl den Fall denken, daß beide Parteien, 
Meifter und Gefelle, ein Intereſſe haben, den Streit 
möglichft ſchnell, binnen 8 Tagen aus der Welt zu ſchaffen. 
Deshalb Halte ich es für durchaus richtig, daß man ihnen 
dazu die Möglichkeit giebt, indem man das Gewerbegericht 
an bie Stelle der Schiedögerichte treten läßt. 

— bin ich auch der Meinung, daß wir deswegen 
beſonders dieſe Beſtimmung hier ſtreichen ſollten, weil 
meines Erachtens über kurz oder lang wir in der Gewerbe— 
ordnung dahin kommen miüffen, daß wir die befonderen 
Innungsſchiedsgerichte befeitigen; denn ber Zuftand, wie 
er heute bei den Innungsſchiedsgerichten befteht, ift nicht 
länger haltbar, er ift gejeßwidrig. In den Statuten ber 
meilten Innungsſchiedsgerichte fteht, dab binnen acht 


Im übrigen hat die Kommiſſion 


— 


0) 


t erfüllen? Es wird fein Drud oder Zwang (D) 
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(A) Tagen nad) Erhebung der Klage der Stiagetermin an: 


(B) 


aufegen ift, es iſt aber nicht gejagt, dak binnen diefer acht 
Tage zu verhandeln if. Das widerfpridt dem Sinne 
des 5 91 der Gewerbeordnung, und die oberen Anftanzen, 
fpeziel das Berliner Landgericht, haben bisher entichieden, 
dab das Innungsſchiedsgericht auf Grund der Gewerbe: 
ordnung verpflichtet ift, nicht nur binnen acht Tagen den 
Termin anzufegen, fondern auch innerhalb der Zeit zu 
verhandeln. Der jetige Zuftand, wie er fait bei allen 
Innungsſchiedsgerichten befteht, ift daher geſetzwidrig. 
Id bin aber feſt überzeugt, daß, wenn die Sache in der 
Prarid dem Gefege gemäß überall durchgeführt wird, man 
bald dazu kommen wird, zu fagen: jo geht die Sadıe 
nicht mehr. Die Innungsſchiedsgerichte können dabei nicht 
aufreht erhalten werden. Und wenn wir da eite 
Aenderung treffen müffen, halte ich e3 für geboten, daß 
wir folche Beltimmungen diefem Gefege jegt fchon an— 
paffen und die Innungsſchiedsgerichte jetzt ſchon fiir den 
Fall wenigftend bei Seite ſchaffen, daß beide Parteien 
einig find, vor dem Gemwerbegericht zu verhandeln. 

Ich bitte Sie daher, fi auf dieſen Standpunkt zu 
ftellen und dem Antrage von der linfen Seite zuzuftimmen. 

Yräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Jacobskötter. 

Jacobskötter, Abgeordneter: Meine Herren, es war 
uns längſt bekannt, daß genau ſo, wie die Gewerbegerichte 
von der linken Seite hervorgehoben, die Innungsſchieds⸗ 
gerihte angefeindet werben, Sie aud Hier die Ge: 
legenheit benugen würden, die Innungsſchiedsgerichte zu 
ſchädigen, womöglich ganz zu vernichten. Dazu war bie 
Gelegenheit allerdings zu günftig. Aber wir glauben nicht, 
daß wir auf Ihren Antrag eingehen können, aus dem ein= 
fachen Grunde, weil bie ganzen Handwerke, die thatſächlich 
in Innungen vereinigt find und Jnnungsſchiedsgerichte 
haben, mit biejen —— zufrieden ſind. 

(Laden links.) 
Deswegen halten wir den bon Ihnen Hierzu geſtellten 
Antrag nicht für geeignet, den Frieden herbeizuführen, 
fondern im Gegentheil, er würde nur geeignet fein, bie 
— — die thatſächlich in Frieden und 
mit Segen wirken, zu zerftören. 

Ich kann daher das hohe Haus nur bitten, dem bon 
Ihrer Seite geftellten Antrag abzulehnen. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 

Roeſicke (Deflan). 


Roefide (Dejiau), Abgeordneter: Meine Herren, 
daß mit dem Antrage Albredt und Genoffen nit die 
Aufhebung der Innungsſchiedsgerichte bezwedt oder er— 
reicht wird, braucht man nicht erft far zu madien. Es 
handelt fich lediglich) um die wenigen Fälle, wo beide 
Parteien einig find, fi lieber an das GBewerbegericht 
als an das Innungsſchiedsgericht zu wenden. 

Nun jagt der Herr Borredner, man dürfe das aus 

dem Grunde nicht thun, weil die Handwertämeilter und 
die von ihnen beichäftigten Gefellen mit den Innungs— 
fchiedögerichten überaus zufrieden find. Menn das der 
Fall ift, dann würde man von der Beftimmung ja gar 
feinen Gebrauch maden. 
De} richtig! Tinte.) 
Dann könnten wir umlomehr den Antrag annehnten, denn 
es handelt fi) gerade hier nur um den Fall, daß auch der 
betreffende Handwerf3meilter es vorzicht, bei dem Gewerbe: 
gericht fein Recht zu ſuchen ftatt beim Innungsgericht. 

Nun muß id dem, was der Herr Abgeordnete Fiſch— 
bet gejagt hat, in jeder Beziehung beiftimmen, Es fommt 
doch vor allen Dingen bei dieſer ganzen Gejeggebung 
darauf an, dak wir den Arbeitern und auch den Arbeit: 
gebern bie Möglichkeit Schaffen, recht jchnell und gut ihr 
Recht zu finden. Dieſes ſchnelle Necht ift in fehr vielen 





Fallen durch die Innungsſchiedsgerichte 
worden, die die Sadjen verihleppten. Ich will den 
einzelnen Berfonen gar feinen Vorwurf machen; das mag 
in den Berhältniffen liegen. Aber die Thatſachen beweifen es, 
und insbejondere der all, den Herr Kollege Fiſchbeck ange: 
führt hat, follte uns um io mehr veraulaffen, hier Remedur 
eintreten zu laffen, nämlich, daß in der That eine Anzahl 
Inmungsiciedsgerichte die Beftimmung unferer Gewerbe: 
orduung vollkommen umrihtig anwenden, inden fie bie 
achttägige Frift, die vorgefchrieben tft, dahin auslegen, 
dak der betreffende Vorfigende lediglich verpflichtet ift, 
den Termin anzufeßen, daß aber die Verhandlung auf 
einen viel ſpäteren Zeitpunkt gelegt werden fanı. Das 
ift hauptiädhlich der Grund, weshalb fih in Berlin wieder: 
holt die Innungsmeiſter, troßdem fie Innungsſchieds— 
gerichte haben, an das Gewerbegericht gewendet haben. 
Ich hoffe, daß, wenn wir Diefe kleine Aenderung vor— 
nehmen, damit ein Drud auf die Innungsſchiedsgerichte 
ausgeübt wird, To daß fie ſich bemühen werben, ſpäter 
die Sachen ſchneller zu erledigen. Auch der Herr Kollege 
Jacobskötter muß doch damit einverftanden fein, daß die 
Innungsſchiedsgerichte die Sache ebenſo gut und ſchnell 
machen wie die Gewerbegerichte, und er würde dann die 
Erfahrung machen, daß überhaupt niemand mehr von dieſem 
ihm durch den Antrag Albrecht gewährten Recht Gebrauch 
macht, weil die Innungsſchiedsgerichte das erfüllen, was 
man von ihnen bisher vergebens erwartet hat. 

Präfident: Die Diskuffion ift geichloffen. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, id darf Sie bitten im Namen ber om: 
mifjion, den geitellten Antrag ablehnen zu wollen. Ich 
halte das —— des ganzen Geſetzes für eine 
fo zarte Sache, daß ih es — und damit ſtimmt bie 
Kommiſſion überein — nicht erſchweren möchte. Die An— 


nahme dieſes Antrages würde aber eine Erſchwerung des (D) 


Zuſtandekommens des Geſetzes bedeuten. 
Widerſpruch links.) 
Ich glaube, wenn beide Theile den ernſtlichen Willen 
haben, ſich der Zuſtändigkeit eines Gewerbegerichtes zu 
unterwerfen, ſo würde das unter Umſtänden gar keinen 
Schwierigkeiten unterliegen; denn wenn ſie ſich unterwerfen, 
liegt eben ein Schiedsvertrag vor, der nach den Grund— 
ſätzen der Zivilprozeßordnung zu beurtheilen fein wird, 
dem auch die. volle Wirkung nah den Grundfägen der 
Zivilprozeßordnung zukommen wird. 
Präfident: Wir fommen zur Abftimmung über XXIV. 
Die Kommilfion beantragt, im 8 79 den Abſatz 3 zu 
ftreihen. Die Herren Abgeordneten Albredt und Genoflen 
beantragen auf Nr. 330 der Drudjachen (berichtigt), den 
Abſatz 2 zu ftreihen. Ich werde zuerft abftimmen Laffen 
über den Antrag der Kommiffion, dann iiber den Antrag 
der Herren Abgeordneten Albrecht und Genoſſen, und zwar 
beides im pofitiven Sinne, ob die betreffenden Abfäge in 


- dem. beftehenden Geſetz aufrecht zu erhalten find. — Hiermit 


it dad Haus einverjtanden. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welche entgegen dem 
Antrag der Kommiſſion den Abfag 3 des $ 79 bes be: 
ftehenden Geſetzes aufrecht erhalten wollen, fih von ihren 
Plätzen zu erheben. 

(Befchieht.) 


Das ift die Minderheit; der Abfag ift geftrichen. 

Nunmehr bitte ich biejenigen Herren, welche entgegen 
beu Antrag der Herren Abgeordneten Albrecht und Ge— 
uoffen auf Nr. 330 der Drudjahen den Abſatz 2 des 5 79 
des beftehenden Geſetzes aufrecht erhalten wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. 

: (Gejchieht.) 

Das ift die Mehrheit; der Abjag 2 ift aufrecht erhalten, 
und nur ber Abſatz 3 geftrichen. 


hintertrieben (CO) 


— ———— — — — 
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Meine Herren, e3 ift mir ein handſchriftlicher Antrag 
jugegangen, welcher eigentlich überholt ift, feiten® ber 
Herren Abgeorbneten Trimborn, Baffermann und Freiherr 
v. Richthofen, welcher lautet: 

Der Neichdtag wolle beſchließen: 
die folgende Beitimmung als Ziffer XXIIa ein: 
äufügen: 
in 8 77 Abſ. 2 Biffer 6 * ftatt F 63 
Abf. 3* geſetzt: „S 63 Abi 
Ich werde jetzt diefen Antrag zur Diötuffion ftellen und 
über denfelben abſtimmen laflen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Trimborn. 

Trimborn, Abgeordneter: In dem Antrag wird nur 
eine redaktionelle Aenderung gewünſcht, die durch die heute 
zur Berathung ftehende Novelle nothwendig wird. Im 
$ 77 Abfab 2 Ziffer 6 ift zitiert $ 63 Ablag 3. Wenn 
wir dieſe Novelle annehmen, muß zitirt werben 8 63 Ab- 
fa 4. 68 handelt ſich nur um eime redaktionelle Aende— 
rung. Sch bitte um Annahme des Antrages. 

Bräfident:e Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diäkuffion ift geichloffen. Wenn niemand wiberfpricht, 
werde ich annehmen, daß der Antrag der Herreu Ab— 
georbneten Erimborn, Baflermann und Freiherr v. Richt: 
hofen, dahin lautend: 

hinter der Ziffer XXII eine neue Ziffer XXlIa 
— mit dem Wortlaut: 
77 Abſatz 2 Ziffer 6 wird ſtatt „S 63 
— — 9 geicht: „S 63 Abſatz 4*, 
vom Haufe angenommen ift. — Da niemand widerfpricht, 
ift dies der Fall. 

Wir kehren jegt zurüd zur — gie ber Anträge 
XXV und XXVI. Ueber diefelben ift bereit3 vom Hauſe 
beſchloſſen; diefelben find geſtrichen worden. 

ch rufe nunmehr auf Ziffer XXVII, einen neuen 

80a einzufügen, und erkläre, wenn fein Widerfpruch er⸗ 
(B) folgt, auch dieſe vom Haufe für angenommen. — Dies 
ft der Fall, da fein Widerſpruch eat 

Ich gehe nunmehr zurüd auf Seite 77 und bringe 
ben Eingan no von Artikel 1 zur Diskuffion. 

Ich eröffne diefelbe, — ſchließe fie, da fi niemand 
* Worte meldet, und werde, wenn niemand wider: 
pricht, annehmen, daß der ey zum Artikel 1 vom 
Haufe angenommen ift. — Dies ift der Fall, da niemand 
wibderfpridt. 

Ich rufe nunmehr auf Art. 2, — Art. 3, — Art. 4 
— und erfläre diefe Artikel, fowie Einleitung und leber: 
ichrift des Geſetzes als vom Haufe für angenommen, 
wenn niemand widerſpricht. — Dies iſt ber Fall, da 
niemand wiberfpricht. 

Ich eröffne nunmehr bie Diskuſſion über den Be- 
ihluß der Kommiffion über die Petitionen. — Es 
meldet fih niemand zum Wort; ich Ichließe die Diskuffion. 
Die Abftimmung über den veſchim der Kommiſſion wird 
bei der dritten Leſung ſtattfinden. 

rar ift umfere heutige Tagesordnung erledigt. 

ch ſchlage Ahnen vor, meine Herren, die nädite 

Sigung zu halten morgen, Sonnabend, den 11. Mai, 
Nachmittags 1 Uhr, und als Tagesordnung: 

1, Berathung des —— wegen Vertagung des 
Reichstags bis zum 26. November 1901 (Nr. 337 
der Druckſachen); 

2. erite und eventuell zweite Berathung bes Ent: 
wurfs eines Gejeges, betreffend die Feſtſtellung 
eined Nachtrags zum Neihshaushalt3-Etat für 
dad Rechnungsjahr 1901, nebft Anlagen (Nr. 335 
der Drudjaden); 

3. erfte und eventuell zweite —— bes Ent: 
wurfs eines Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes, 
betreffend das Fl —— der Kauffahrteiſchifſe 
(Nr. 336 der Drudiadhen); 


4. zweite Berathung der Rechnung ber Oberrehnungs- (C) 


fanımer fir 1898 be zien⸗ des Theils, welcher 
die Reichsverwaltung betrifft (Nr. 159 der Druck⸗ 
ſachen), auf Grund des mindlihen Bericht der 
Nehnungdtommiffion (Nr. 338 der Drudfahen) 
— Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Hug; 
5. Berathung des Beridtd der Reichsſchuldenkom⸗ 
mijfion vom 11. Mai 1900, 
I. über die Verwaltung des Schuldenweſens 
en Bundes und des Deutfchen 
eichs; 
II. über ihre Thätigfeit in Anſehen der ihr 
übertragenen Auffiht iiber die Verwaltung: 
a) des Reichs-⸗Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Errichtung des Reichd- 
tagögebäubed; 
II. über ben Reichstriegsſchatz und 
IV. über die An- und Ausfertigung, Einziehung 
und Vernichtung ber von der Reichsbank 
auszugebenden Banknoten 
(Nr. 12 der Druckſachen); 
6. Berathung des Berihtd der Reichsſchulden— 
fommiffion vom 13. März 1901, 
I. über die Verwaltung des Schuldenweiens 
des Norbdeutfchen Bundes und des Deutſchen 


Reichs: 
I, über ihre Thätigfeit in Anfehung ber ihr 
übertragenen Yurficht über bie Verwaltung: 
a) ded Reichs-⸗Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Errichtung des Reichs⸗ 
tagdgebäubes; 
III. über den Reichskriegsſchatz und 
IV. über die An- und Ausfertigung, Einziehung 
und Vernichtung der von der Reichsbank 
auszugebenden Banknoten 
(Nr. 231 der Drudfadhen), 
ad 5 und 6 auf Grund bed mündlichen Be- 
rihts der Nehnungslommiffion (Nr. 339 der 
Drudfahen) — Berichterftatter iſt der Herr 
Adgeorbnete Witt (Marienwerber); 

7. zweite Berathung ber —— Rechnungen 
über ben Neihsbaushalts tat für das Gtats- 
jahr 1896,97 nebft ben dazu gehörigen Spezial» 
rehnungen, einem Worberiht und ben Benter: 
fungendesRehnungshofes (Nr. 13der Drudfadhen), 
auf Grund bed Berichts der Rechnungskommiſſion 
(Nr. 344 der Drudfahen) — Berichterftatter ift 
ber Herr Abgeorbnete Hug; 

8. erfte und eventuell zweite Berathung des Ent: 
wurfs eines Gefeges, betreffend bie Handels— 
beziehungen zum britiichen Neiche (Nr. 334 der 
Drudfaden); 

9. erfte und eventuell zweite Berathung der Stalfer- 
lihen Verordnung, betreffend die Erhebung eines 
Zolled auf Blauholz und eines Zollzuſchlages 
auf Kaffee und Kakao aus der Republik Haiti, 
vom 17. April 1901 (Nr. 260 der Drudiaden). 

Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich kein Widerſpruch 
(Heiterkeit); 
bie Tagesorbnung fteht felt. 

Die Mitglieder des Reichsſtages Herren Nidert, 
Schulze-Steinen und Börner wünſchen aus ber II. teib. 
II. Fommiſſion ſcheiden zu dürfen. — Ein Miber- 
ſpruch hiergegen * ſich nicht; ih veranlaſſe deshalb 
die 3. und 5. Abtheilung, heute unmittelbar nach der 
Sitzung die erforderlichen Erſatzwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 54 Minuten.) 


Drud und Verlag ber Norbbeutfchen Dukkeuitın und Berlagsanftalt. 
Berlin SW., Wilhelmitraße 32, 
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am Sonnabend den 11. Mai 1901. 
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Reichstags bis zum 26. November 1901 
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Weitere Berathung der Berichte der Reihsfhulden- 
Kommiffion vom 11. Mai 1900 bezw. 13. Dlärz 
1901 (Pr. 12, 231, 339 ber Anlagen) 
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(B) 
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Dr. Haſſe, Berichterjtatter . . 2701 A,B 
Zweite Berathung der allgemeinen Rechnung über 
ben Reihshaushalt für das Etatsjahr 1896/97 


(Mr. 13, 343 der Unlagen) » » » x. . 2701 C 


Hug, Berichterftatrer . 2701 C 
Erſte und zweite Berathung des Entwurfs eines Ge- 
feßes, betreffend die Handelsbeziehungen zum 

britifhen Reiche (Nr. 334 der Anlagen) . 2102 A 

Dr. v. Zevegow . F . 2702 A 

Münch⸗ Ferber . 2702 B 

Dr. Badıem . . 2702 B 

Dr. Pachnicke . 2702 B' 

dv. Tiedemann . 2702 C 

Dr. Müller (Sagan) . 2702 C 


Erfte und zweite Berathung der Kaiſerlichen Ber: 
orbnung, betreffend die Erhebung eines Folls 
auf Blauholz und eines Zollzuſchlags auf 
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Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 
Reichſtag. 10. Legisl.P. II. Eeffion. 1900/1901. 


Bräfident: Die Sitzung ift eröffnet. 


( 
Das Prototoll der vorigen Sigung liegt auf dem 


Bireau zur Einfiht offen. 
Als Vorlage ift eingegangen: 
die auf der Haager Friedenskonferenz bom 
29. Zuli 1899 unterzeihneten Abkommen, 
1. betreffend die Erledigung internationaler Streit- 


fälle, 

2. betreffend die Gefege und Gebräude des 
Landkriegs, 

3. betreffend die Anwendung der Grundſätze der 
Genfer Konvention vom 22. Auguſt 1864 auf 
ben Seelrieg, 


Erklärungen, 

1. betreffend das Verbot des Werfens mit 
Sprengftoffen aus Luftſchiffen oder auf anderen 
ähnlichen neuen Wegen, 

2. betreffend das Verbot ber Verwendung von 
Geſchoſſen mit erftidenden oder giftigen 


ajen, 

3. betreffend das Verbot von Geſchoſſen, die ji 
leicht im menfchlidyen Körper ausdehnen oder 
plattbrüden. 

Die Drudlegung diefer jehr umfangreihen Vorlage habe 
id) verfügt. 
An Stelle der aus der IL. reſp. IH. Kommiſſion 


und 


. 2700 A | gefchiedenen Herren Abgeordneten Nidert, Börner und 


Schulze find durd die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt 
worden die Herren Abgeordneten: 
Dr. Müller (Sagan) und Dr. Paaſche in bie 
Budgetkommiſſion; 
Tönnies in die Petitionskommiſſion. 
Ich Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
ickert für 3 Tage, 
Holzapfel für 4 Tage, 
Dr. v. Frege-Weltzien für 6 Tage, 
Winterer für 8 Tage. 
63 ſucht für längere Zeit Urlaub nad der 
Herr Abgeordnete v. Staudy, für 14 Tage wegen eines 
ihweren Gichtanfalles. — Dem Urlaubsgeſuch wird nicht 


2700 D, 2701 A | widerſprochen; dasſelbe ift bewilligt. 


Entihuldigt find die Mitglieder de3 Reichstags 
Herren Nettih, Dr. Hahn und Bed (Heidelberg). 

Als Kommiffare des Bundesrath3 find vom 
Herru Reichskanzler angemeldet: 

für den Nachtrags-Etat 
der Kaijerlihe Geheime Ober:Regierungsrath 
Herr Gruner, 
ber Statjerlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
Herr Dr. Richter, 
der Saiferlihe Geheime Negierungsrath Herr 
Dombois; 
für den Geſetzentwurf, betreffend das Flaggen— 
recht der Stauffahrteifchiffe, 
der Kaiſerliche Geheime DOber-Regierungsrath 
Herr v. Jonquiered und 
ber Kaijerlihe Geheime Ober-Regierungsrath 
Herr Dr. Hoffmann. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Gegenftand derſelben ift die 
Berathung des Antrags wegen Bertagung des 
Reichstags bis zum 26. November 1901 (Nr. 337 
der Druckſachen). 

Die Berathung tft in berfümmliher Weiſe und in 
Hebereinftimmung mit den verbündeten Regierungen eine 
einmalige. 

Ih eröffue die Berathung. — Es meldet ih niemand 
um Wort; ich ſchließe dieſelbe. Wir fommen zur Ab— 
J——— 


Erſter 
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(A) Ich bitte diejenigen, welde dem Antrag auf Ber: der Drudjadhen), auf Grund des mündlichen Be- (C) 


(») fonftatire, 


tagung des Reichsſtages bis zum 26. November d. 3. 

ihre Zuftimmung ertheilen wollen, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; die Zuſtimmung iſt ertheilt. 

Wir kommen zum zweiten Gegenſtand des Tages— 

ordnung:; 
erſte und eventuell zweite Berathung des Euts 
wurfs eines Gefebes, betreffend die Feititellung 
eined Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat für 
das Redhnungsiahr 1901, nebft Anlagen (Nr. 335 
ber Drudiaden). 

Ich eröffne die erite Berathung. — Es meldet 
fih niemand zum Wort; ih ſchließe dieſelbe. ine 
Ktommiffionsüberweifung wird, wie ich Konftatire, nicht 
beabfi ichtigt. 

Wir treten in die zweite Berathung ein und bes 
— mit dem Nachtragsetat für das Reichsamt des 

nnern auf Seite 6 der Vorlage. Ich darf in der her: 
gebradten Weile die einzelnen Theile des Etatsentwurfs 
aufrufen und, wenn Wortmeldungen und Anträge nicht 
vorliegen, eine befondere Abftimmung nicht verlangt wird, 
die einzelnen Ctatöpofitionen durd den Aufruf für ange: 
nommen erklären. — Dies ift der Fall, da niemand 
widerſpricht. 

Ich rufe demnach auf auf Seite 6: fortdauernde 
— ——— Kap. 139, Aufſichtsamt für Privatverſiche. 
rung, Tit. — 2, — 3, 4 — 5 — 6,— 7, 

8 — und — da biefe bon mir afgerufenen 
Titel des ap. 13d vom Haufe im zweiter Leſung an— 
genommen find. 

Wir kommen nunmehr zu den einmaligen Aus— 
gaben auf Seite 3. Hier rufe id auf Kap. 9a, ordentlicher 
Etat, zur Verminderung ber Reihsfhuld; — ferner Ein: 
nahmen: Kap. 23 Tit. 1, — ap. 24 Tit. 3, — und 
dab auch dieſe in zweiter Lefung vom Haufe 
angenommen find. 

Wir kommen zum Nachtragsetatsgeſetz auf Seite 1. 
Hier rufe ih auf $ 1, — 2, — Cinleitung und lleber: 
ſchrift — und fouftatire, daß aud) biefe vom Haufe in 
zweiter Zefung angenommen find. 

Hiermit ift der zweite Gegenftand unferer Tages: 
ordnung erledigt, und wir fommen zum dritten Gegenftand 
der Tagesordnung: 

erite und eventuell zweite Berathung des Ent- 
wurfs eines Gejehes zur Abänderung des Ge: 
ießes, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrtei- 
ichiffe (Nr. 336 der Drudjaden). 

Ich eröffne die erfte Berathung — und fdliche 
biefelbe, da fi) niemand zum Wort meldet. Eine Kom— 
miffionsüberweilung findet nicht ftatt. Wir treten in Die 
zweite Berathung ein. 

Ich eröffne die Diskuſſion über $ 26, — ſchließe die— 
felbe, da fih niemand zum Wort meldet, und werde, 
wenn niemand widerſpricht annehmen, daß 8 26 in zweiter 
Leſung dom Haufe angenommen tft. — Dies ift der Fall, 
dba niemand widerſpricht. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 264, — ſchließe 
diefelbe, da ſich niemand zum Wort meldet, und nehme 
auch hier beim Mangel eines Widerſpruchs dasfelbe wie 
bei 5 26 an. 

Sch rufe auf Einleitung und Ueberſchrift — und 
fonftatire auc bier die Annahme feitend des Haufes in 
zweiter Leſung. 

Hiermit ift der dritte Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt, und wir kommen zum bierten Gegenſtand der 
Tagesordnung: 

zweite Berathung der Rechnung der Ober⸗Rech⸗ 
nungsfammer für 1898 bezüglih des Theils, 


welder die Neihöverwaltung betrifft (Nr. 159 


richts ber Nehnungstommilfion (Nr. 338 der 
Druckſachen). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Hug. 
Die Originalrehnungen mit den Belägen liegen 
auf dem Tiſch des Haufed zur Einfiht aus. 
Ich eröffne bie Diöskuffion. Das Wort hat der Herr 
Berichterftatter. 
ng, Abgeorbneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
wie Ihnen bekannt, fungirt die Ober-Rechnungskammer 
fraft des Geſetzes zugleih ald Nehnungshof des Deutichen 
Neiches. Leber die Einnahmen und Ausgaben diefer beiden 
Behörden wird gemeinfame Rechnung geführt, an 
welder fowohl die preußiihe Staatskaſſe alö die Reichs— 
faffe beiheiligt find. Diefe Rechnungen werden jeweilen 
von dem Ghef-Brälidenten der Ober-Rechnungskammer 
revidirt; fie unterliegen aber aud der Stontrole bes 
preußifchen Landtags, weil die preußiihe Staatskaſſe, und 
cbenfo der Kontrole des Reichstags, weil auch Die 
Reichskaſſe dabei betheiligt ift. Hier haben wir es mit 
der Rechnung des Etatsjahres 1898 zu thun. Sie iſt 
bereit geprüft worden von dem Ghef-Präfidenten der 
Ober-⸗Rechnungskammer. Sie hat auch jhon die Ge— 
uehmigung beider Häufer des preußiihen Landtags er— 
halten. Sie iſt mun dem Neidhstag — worden 
und wurde der Rechnungskommiſſion überwieſen. Die 
Kommiſſion hat die Rechnungen einer Prüfung unters 
zogen und feine Weranlaflung gehabt, irgend eine Be— 
merfung zu machen weder in formeller noch in materieller 
Beziehung. Die Nehnungen liegen auf dem Tiſch des 
Haufed aus, und id) wäre in ber Lage, Ihnen die Einzel: 
heiten vorzutragen, glaube aber darauf verzichten zu 
dürfen. Nur eine Zahl glaube ich hervorheben zu follen 
und zwar die Schlußzahl diefer Rechnung, wonad) bie 
Gefammtausgabe jowohl für die Ober-Rechnungskammer 
als für den Rechnungshof fih auf 
40 Pfennig beläuft. Davon entfallen auf die preußiiche 
Staatölaffe 1038318 Mark 37 Pfennig und auf bie 
Neihötafle &50086 Mark 3 Pfennig. Meine Herren, 
namens der Kommiſſion ftelle ih den Antrag, daß dem 
Rechnungsleger bezüglihd der Rediuungen ber Ober: 
rehnungsfanımer für dad Gtatsjahr 1898, foweit fie 
die Neihöverwaltung betreffen, Entlaſtung erteilt werde. 
— Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab— 
ſtimmung über den Antrag der Kommiſſion auf Nr. 338 
der Druckſachen. Er geht dahin: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
Der Rechnungsleger der Nedyuungen der Kaffe 
der Ober-Rechnungskammer für das Rechnungs: 
jahr 1898 wird bezüglid) desjenigen Theiles, 
welder die Neihäverwaltung betrifft, entlajtet. 
Wenn niemand dem Antrag der Kommiſſion wider: 
fpricht, werde id; annehmen, daß er vom Hauje ange: 
nommen tft. — Da niemand widerſpricht, ift dies der Fall. 
Hiermit ift der vierte Gregenftand der Tagesordnung 
erledigt. 
Mir kommen zum fünften Gegenftand: 
Berathung des Berihts der Reeichsſchulden— 
tommiffion vom 11. Mai 1900 (ir. 12 ber 
Drudjahen) — defr. Nr. 874 der vorigen 
Seſſion): 
1, über die Verwaltung des Schuldenweſens 
des Norddeutichen Bundes und des Deutichen 
Reichs, 
II. über ihre Thätigfeit in Anfehung der ihr 
übertragenen Aufficht über die Verwaltung: 
a) des Reichs-Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Erridtung bes Reichs— 
tagögebäudes, 
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II. 
IV. 


über den Reichs-Kriegsſchatz und 
über die An- und Ausfertigung, Einziehung 
und Bernichtung der von der Reichsbank 
auszugebenden Banknoten, 
auf Grund mündlichen Berichts der Rechnungs: 
fommiffion (Nr. 339 der Drudfaden). 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Witt (Marien: 
werber), in deſſen Bertretung der Herr Abgeorbnete 
Dr. Haffe. 
Die Originalrechnungen mit den Belägen liegen auf 
dem Tiſch des Hauſes aus. 
Die Berathung iſt mit Genehmigung der verbündeten 
Regierungen eine einmalige. 
Ad, eröffne die Diskuffion. Das Wort hat der Herr 
Meine 


Berichterftatter. 

Dr. Haſſe, Nbgeorbneter, Berichterftatter: 
Herren, ih kann Ihnen nur empfehlen, ben Ihnen ge: 
drudt vorliegenden Antrag auf Nr. 339 der Drudfadhen 
anzunehmen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; bie 
Diskuffion ift gefchloffen. Wir fommen zur Abftimmung. 

Die Verlefung des Antragd der Kommiſſion auf 
Nr. 339 der Drudjahen wird mir wohl erlaffen. — Daß ift 
der Fall. — Wenn niemand widerſpricht, werde id) an- 
nehmen, daß das Haus dem Antrag feiner Rechnungs: 
fommiffton auf Nr. 339 der Drudiadhen beitritt. — Da 
niemand widerſpricht, ift der Antrag angenommen, und 
biefer Gegenftand der Tagesordnung erledigt. 

Wir fommen zum fehlten Gegenftand der Tage: 
ordnung: 
Berathung des Berihts der Reichsſchulden⸗ 
fommijfion dom 13. März 1901 (Mr. 231 ber 
Drudjaden): 
I. über bie Verwaltung des Schuldenweſens 
des Norbdeutichen Bundes und des Deutichen 


eichs, 
II. über ihre Thätigkeit in Anſehung ber ihr 
übertragenen Aufſicht über die Verwaltung: 
a) des Reichs-Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Errichtung bes Reichs— 
tagögebäudes, 
über den Reichs-Kriegsſchatz und 
über die An- und Ausfertigung, Finziehung 
und Vernichtung der von der Reichsbank 
auszugebenden Banknoten, 
auf Grund mündlichen Bericht der Rechnungs— 
fommtffion (Nr. 839 der Drudjaden). 
In Stellvertretung des Herrn Berichieritatterd Abgeord— 
neten Witt (Marienmwerber) hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Haffe die Berichterftatiung übernommen. 

Die Originalrechnungen mit den Belägen liegen auf 
dem Tiſch des Haufed zur Einfiht auf. 

Die Berathung ift auch hier eine einmalige. 

Ich eröffne die Disfuffion. Das Wort hat der Herr 
Berichterftatter. 

Dr. Haſſe, Abgeorbneter, Berichteritaiter: Meine 
Herren, auch hier kann ich Bezug nehmen auf die in ber 
Nr. 339 der Druckſachen Ihnen vorliegenden Anträge und 
bitte Sie, diefelben anzunehmen. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die 
Disfuffton ift geichloffen. Wir fommen zur Abftimmung. 

Der Antrag der Kommiſſion ja auf Nr. 339 der 
Drudjahen vor. Die Berlefung wird mir aud bier 
erlaffen; — dies ift der Fall. Auch hier werde ih an— 
nehmen, wenn fein MWiderfpruch erfolgt, daß das Haus 
dem Antrag feiner Kommiſſion beitritt. — Dies ift der 
Fall, da niemand wiberfpridt, und hiermit der fechäte 
Gegenftand der Tagesordnung erledigt. 

Mir kommen zum fiebenten Gegenftand der Tages— 
ordnung: 


III, 
IV, 





zweite Berathung der allgemeinen Rechnung 
über den Neihshanshalt für das GEtatsjahr 
1896/97 nebft den dazu gehörigen Spezial: 
rechnungen, einemBorberichte und den Bemerkungen 
des Rechnungshofes (Nr. 13 der Drudfadhen), auf 
Grund des Berichts der Redhnungstommiffion 
in Nr. 343 der Drudjaden. 

Berichterftatter ift der Herr Abgeordniete Hug. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Berichterftatter. 

Hug, Abgeordneter, Berichteritatter: Meine Herren, 
geitatten Sie mir nur ganz wenige Bemerkungen. Die 
Finanzergebniſſe des Reichshaushalts eines jeden Rechnungs: 
jahres werben dem Reichstag in zwei Formen mitgetheilt 
und zwar erftend in ber Form der Ueberfiht und 
zweitens in der Form ber allgemeinen Rehnung Wir 
haben es bier zu thun mit der Rechnung für das Etats— 
jahr 1896,97. Die Ueberſicht für dieſes Rechnungsjahr 
ift Schon dem Neichdtag in der Seffion 1897/98 mitgetheilt 
worden. Auf Grund des der Ueberſicht beigefügten 
Materiald wurden die Gtatsüberfchreitungen und außer: 
etatömäßigen Ausgaben genehmigt. Die Rechnung für 
1896,97 ift in der Ichten Seffion dem Reichstag vor: 
gelegt worden; fie wurde ber Kommiſſion zur Prüfung 
übergeben und zwar ſammt den Abhörbemerfungen des 
Rechnungshofs. 

Was nun dieſe Bemerkungen anlangt, fo will ich in 
die Details derfelben nicht eingehen; aber ich glaube doc 
hervorheben zu bürfen, daß fich im allgemeinen biefelben 
auf brei Kategorien zurüdführen laflen. 

Die erite Kategorie bezieht fih auf die Fonds— 
berwechfelungen, bie zweite auf die Etatsüber— 
fchreitungen, und bie dritte auf die außeretats- 
mäßigen Ausgaben. 

Die Fondsverwechſelungen erftreden ſich auf folde 
Ausgaben, die zwar etatsrechlich begründet, aber unter dem 
unrichtigen Titel berausgabt worden find. Der Rechnungs⸗ 
hof beanftandet regelmäßig bie Fondsverwechſelungen und 
ordnet den Ausgleih an. Beim Bollzug des Ausgleichs 
fommt e3 nun darauf an, ob berjenige Fonds, der Erſatz 
zu leiften hat, ein abſchließender Fonds ift oder cin 
übertragbarer. Wenn es ein abichließender Fonds iſt, 
fann er im folgenden Jahre nicht Erfat leiften für bie 
im Vorjahr aus einem anderen Fonds ungebührlid be— 
zahlte Ausgabe, weil er im folgenden Jahr nur für Be: 
dürfniffe eben dieſes Jahres, nicht aber für ſolche des 
Vorjahres datirt iſt, ſondern in einem ſolchen alle wird 
der Erſatz regelmäßig aus den Heberichüflen des betreffenden 
Jahres gefchöpft, die fiir 1896/97 ſich auf etwa 28 Millionen 
Mark bemeifen haben. 

Die Etat3überfchreitungen find, foweit fie fon- 
ftatirt waren, fchon bei Berathung der Ueberſicht für 
1896/97 genehmigt worden; allein von dem wachſamen 
Auge des Nehnungshofes find doch nod einige Etats— 
überfchreitungen aufgefunden worden, bie den Gegenitand 
von Abhörbemerkungen der zweiten Stategorie bilden. 

Zur dritten Kategorie gehören, wie ih ſchon ange: 
beutet habe, die Bemerkungen über die außeretats- 
mäßigen Ausgaben. Auch diefe Ausgaben find im 
großen und ganzen ſchon genehmigt; allein bei ber 
Prüfung der Rechnung hat ſich herausgeftellt, daß noch 
einzelne außeretatömäßige Ausgaben vorhanden find, die 
einer Genehmigung bedürfen. 

Das find im allgemeinen die drei Kategorien von 
Bemerkungen, um bie es fi handelt. Im übrigen glaube 
ic Bezug nehmen zu dürfen auf meinen Bericht und auf 
ben Schlußantrag desfelben, den id Ihrer Genehmigung 
empfehle. 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuſſion ift gefchlofien. 
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Wir kommen zur Abftimmung über die Anträge der 
Kommiffion: 
Der Reichstag wolle 

I. die in der Bemerkung des Rechnungshof zur 
allgemeinen Rechnung des Reichshaushalts-Etats 
für 1896/97 Ziffer 40 erwähnte Etatsüberſchreitung 
und die in den Bemerkungen zur gleichen Rechnung 
Ziffer 2, 21, 22, 61 und 66 bezeichneten außer: 
etatömäßigen Ausgaben genehmigen und 
bem Herrn Reichskanzler für die vorgelegte all 
— Rechnung für 1896/97 Entlaſtung er: 
theilen. 
Wenn niemand aus dem Haufe dem Antrag ber om: 
miſſion widerfpricht, werde ih annehmen, daß berfelbe 
bon Haufe angenommen ift. — Da niemand widerfpricht, 
ift dies der Fall. 

Hiermit ift der fiebente Gegenftanb der Tagesordnung 
erledigt. 

Wir kommen zum adten Gegenftand der Tages: 
ordnung: 

erfte und ebentuell zweite Berathung des Ent- 
wurfs eines Gefehes, betreffend die Handels 
beziehungen zum britifhen Meiche (Nr. 334 ber 
Drudjadhen). 

Ich eröffne die erfte Berathung. Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. v. Levetzow. 

Dr. v. Levetzow, Abgeordneter: Meine Herren, id) 
babe namens meiner politifhen Freunde zu erflären, daß 
wir der Vorlage, fo mie fie liegt, zuftimmen werben. Wir 
hatten zwar bie Bedenken, die wir in Bezug auf bie 
Handelöbeziehungen zum britiichen Reiche bei früheren 
Gelegenheiten öfter geäußert haben, auch heute noch aufrecht 
und finden fie beftärft in den legten Mafregeln auf dem 
Zollgebiete, die England getroffen hat. Wir wollen aber 
diefe Bedenken im gegenwärtigen Augenblid nicht geltend 


II. 


— und werden daher ohne weiteres für die Vorlage 
timmen. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Münch-Ferber. 

Mündsferber, Abgeordneter: Meine Herren, auch ich 
habe namens meiner Fraktion eine furze Erklärung ab: 
zugeben, dahingehend, daß meine politiſchen Freunde mit 
mir der Meinung find, daß unfere Handelöbeziehungen 
mit Großbritannien feine befondere Förderung erfahren, 
wenn diefelben alle Jahre von neuen Gegenftand einer 
Diskuffion find. Mit Nüdficht hierauf, und da am 31. Des 
zenber 1903 alle übrigen Handelöverträge ablaufen, haben 
wir beichlofien, dem Antrag der Regierung, das Provi— 
forium bis zum 31. Dezember 1903 zu verlängern, zuzu— 
ftinmen. 

Bräfident: Das Wort hat 
Dr. Baden. 


der Herr Abgeordnete 


Dr. Bachem, Abgeordneter: Ich möchte mid ben 
Ausführungen des geehrten Herrn Vorredners anschließen. 
Mir Haben ja nun breimal das Handelsproviſorium mit 
England auf je ein Jahr verlängert; es hat ſich aber 
feinerlei Grund gezeigt, der es nothiwendig oder wünfchens: 
werth madt, an biefer Praris feftzuhalten. ch halte es 
daher mit dem geehrten Herrn Vorredner fiir richtiger, 
nunmehr das Hanbelöprovifortum zu verlängern bis zu 
dem großen Abjchnitte in unferer Handelsgeſchichte, der 
gemacht werden wird durd das Aufhören der Handels: 
verträge. 

Ich bitte demnach ebenfalld, dem Entwurf, wie er 
und vorliegt, zuzuftimmen. 

Bräfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Pachnicke. 

Dr. Pachnicke, Abgeordneter: Meine Herren, wir 
würden heute diefe Angelegenheit gar nicht zu behandeln 
haben, wenn wir im Juni vorigen Jahres den Antrag 


bes Herrn Kollegen Paaſche angenommen hätten, welder (C) 


ſchon damald eine Verlängerung bis zum Jahre 1903, 
alfo bis zum handelspolitiſchen Kometenjahre voridilug. 
Die kürzere Befriſtung, welder bamald der Vorzug ge= 
geben wurde, hat uns dem Ziele nicht näher gebrad)t. 
Die Aufrechterhaltung des Proviſoriums und der Abſchluß 
eines neuen definitiven Vertrages Liegt aber im Interefle 
aller Betheiligten. Mair braucht nur die deutſche Ausfuhr, 
die im legten Jahre bereits 840 Millionen Mark erreicht 
hat, in Betracht zu ziehen und ſich andererfeitö die eng— 
liihe Einfuhrziffer anzufehen, bie bereitö auf 712 Millionen 
Mark geftiegen ift, um fofort zu erkennen, wie widtig 
für England und für Deutſchland eine Verftändigung ift. 
Der beite Vertrag wird der fein, ber bei den bertrag- 
ſchließenden Theilen gleihmäßig Nuten bringt. Es ſcheint 
ja heute erfreuliherweiie die Stimmung vorzuherrſchen, 
die fih in die Morte faffen läßt: friedlihe Geſinnung 
und kaltes Blut. Uns beherricht fie jedenfalls, und unfere 
Freunde treten deshalb dem Vertragsentwurf, jo wie er 
vorliegt, ohne weitere Bedenken bei. 

Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
v. Tiedemann. 

v. Tiedemaun, Abgeordneter: Ich ſchließe mich den 
Ausführungen des Herrn v. Lebetzow am und erkläre 
namens meiner politiſchen Freunde, daß auch wir für die 
Vorlage im Augenblicke ſtimmen werben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Müller (Sagan). 

Dr. Müller (Sagan), Abgeordneter: Meine Herren, 
in Bezug auf unfer Handelöverhältniß ftehe ich natürlich 
im wejentlihen auf demjelben Standpunkte wie der Herr 
Kollege Dr. Pachnicke. Ich würde aber, ſelbſt wenn ich 
auf dem anderen Standpunkt ſtände, ſchon deshalb ber 
Vorlage zuftimmen, weil id der Meinung bin, daß es 
in feinem Falle für die Stellung des Reiches zum Aus— 


lande von Wortheil fein kann, wenn unfere Regierung an CD) 


bie englifche immer aufs neue wieder herantreten muß, 
um für die Zurze Friſt eines Jahres das Propiforium 
verlängern zu laſſen. Schon von diefem Gefihtäpunfte 
aus halte ich es für angebracht, wenn diefe Vorlage gleich 
der vorigen es vorfieht, eine Verlängerung des Propi- 
joriums auf 2 Jahre eintreten zu laffen, d. 5. bis zu 
demjenigen Zeitpunfte, an weldhem überhaupt eine Re— 
gelung der Handelöbeziehungen des Neiches zu dem Aus— 
lande erfolgen muß, weil alsdann unſere jegt geltenden 
—— mit Rußland, Oeſterreich u. ſ. w. ab— 
aufen. 
(Zuftimmung links.) 
Präſident: Es liegt mir ein Antrag auf Schluß der 
Debatte vor 
(Heiterfeit) 
bon den Herren Nbgeordneten Dr. dv. Levetzow, Graf 
v. Hompeſch und Genoſſen. Der Antrag bedarf der Unter— 
ftügung. Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag 
unterftügen wollen, fi) von den Pläßen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; ber Schluß der Debatte iſt be— 
ichlofjen, und bie erfte Berathung ir (ine Kom— 
miffionsberathung ift nicht gewünſcht. Wir treten in bie 
zweite Berathung ein. 

Ich eröffne die Diskuffion über den Tert bes vor: 
liegenden Geſetzentwurfs und mit Ihrer Genehmigung zu— 
gleich über die Einleitung und Ueberſchrift — und fchließe 
diejelbe, da fi niemand zum Worte meldet. Wir 
fommen zur Abitimmung. 

IH bitte diejenigen Herren, welde den Text bes 
Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Handelöbeziehungen 
zum britiihen Neiche, nebit Ginleitung und Ueberichrift 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 

(Gefchieht.) 
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hiermit der adte Gegenftand unferer Tagesordnung 


erledigt. 


(A) Das ift bie Mehrheit; das Gefek ift angenommen, und | 


Mir fommen zum letzten Gegenftand der Tages: | 


ordnung, zur 
erften und eventuell zweiten Berathung der 
Kaiferlihen Verordnung, betreffend die Erhebung 
eines Zolles anf Blauholz und eines Zollzuſchlags 
auf Kaffee uud Kakao aud der Republik 


Haiti, vom 17. April 1901 (Nr. 260 der Drud: | 


ſachen). 

Ich eröffne die erſte Berathung — unb ſchließe 
dieſelbe, da ſich niemand zum Worte meldet. Da keine 
Kommiſſionsverweiſung beantragt wird, treten wir in bie 
zweite Berathung ein. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 1 — und jhließe 
biefelbe, da fi niemand zum Worte meldet. Ich werde, 
wenn feine befondere Abftimmung verlangt wird, annehmen, 
baß dad Haus den & 1 angenommen hat. — Dies iſt der 
Tall, da niemand widerjpridt. 


Dadfelbe werde ich porausfegen von &2, — 83, — | 


Einleitung und Ueberſchrift, wenn niemand twiderfpridt. — 
Da niemand widerjpridt, find auch diefe vom Haufe in 
zweiter Leſung angenommen. 

Hiermit ift unfere Tagesordnung erledigt. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nädfte Sigung zu 
halten Montag den 13. Mai, Nachmittags 1 Uhr, und 
ald Tagesordnung: 

1. erfte und eventuell zweite Berathung 

1, der von mehreren Staaten zu Paris am 





20. März 1883 geichloffenen Uebereinkunft zum | 
Schutze des gewerbliden Eigenthums mebft | 


Schlußprotofoll von bemfelben Tage, 

2. des dazu vereinbarten Protokolls über bie 
Ausftattung des internationalen Büreaus des 
Verbandes für den Schutz des gewerblichen 
Eigenthums d. d. Mabrid, den 15. April 1891, 

3. der Zufagafte d. d. Brüffel, den 14. De: 
zentber 1900, betreffend bie Abänderung der 


Nebereinfunft von 20. März 1883 und des (B) 


dazu gehörigen Schlußprototolls 
(Nr. 342 der Druchkſachen); 

2. dritte Berathung des Entwurfs eined Gefeges, 
betreffend die Feltftellung eines Nachtrags zum 
Reichshaushalts-Etat für dad Rechnungsjahr 1901, 
nebit Anlagen (Nr. 335 der Drudfaden), auf 
Grund der im zweiter Berathung unverändert 
angenommenen Vorlage; 

3. dritte Berathung des Entwurf eines Geſetzes 
ur Abänderung des Geſetzes, betreffend das 

laggenrecht der Stauffahrteifchiffe auf Grund der 
in zweiter Berathung umverändert angenommenen 
Vorlage (Nr. 336 der Druckſachen); 
4. zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des Branntweinftener: 
geſetzes dom * — (Nr. 247 der Drud: 
fahen), auf Grund mündlichen Berichts ber 
XV, Kommiſſion (Nr. 358 der Druckſachen) — 
Berichterftatter ift der Herr Abgeordnete Gamp 
— Antrag auf Nr. 359 der Drudiaden; 
5. dritte Berathung 
a) de3 von den Abgeordneten Albreht und Ge— 
noffen eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend 
Abänderung des Geſetzes über die Gewerbe: 
nerihte vom 29. Yuli 1890 (Mr. 74 der 
Druckſachen), und 

b) des von bem Abgeorbneten Trimborn einge: 
bradten Gefegentwurfs, betreffend Abänderung 
des Geſetzes vom 29. Juli 1890 über bie 
Gewerbegerihte (Nr. 45 der Druckſachen), 

auf Grund ber in zweiter Berathung gefaßten 

Beihlüffe des Neihätagd auf Nr. 362 der 


Druckſachen. 
erhebt ſich kein Widerſpruch; bie 


Gegen dieſen Vorſchla 
Tagesordnung ſteht feſt. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 1 Uhr 51 Minuten.) 








Drud und Verlag ber Nordbeuti - Buchbruderei und Verlagsanftalt. 
eo W  Millbemhnape ao. — 
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(A) 


95. Sigung 


am Montag den 13. Mai 1901. 
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Erfte und zweite Berathung der von mehreren Staaten 
zu Paris am 20. März 1883 gefchloffenen 
Uebereinkunft zum Schutze des gewerblichen 
Eigenthums nebit Schlußprotololl von bemfelben 
Tage, Protokoll d. d. Mabrid den 15. April 1891 
über bie Ausftattung des internationalen Büreaus 
bes Verbandes für den Schuß des gewerblichen 
Eigenihums und Zuſatzakte d. d. Brüffel den 
14. Dezember 1900, betreffend die Abänderung 
ber Uebereinkunft vom 20. März 1883 (Nr. 342 
ber Anlagen) . . 

Dritte Berathung bes Entwurfs eines. Geſehes, * 
treffend bie Seſtſtellung eines Uachtrags zum 
Reichshaushalts⸗Etat für das Rechnungsjahr 
1901, nebft Anlagen (Nr. 335 der Anlagen) . 

(B) Dritte Berathung bes Entwurfs eines Geſetzes zur 
Abänderung bes Geſetzes, betreffend das Flaggen 
recht der Kauffahrteifchiffe (Nr. 336 der An- 
lagen) . 

Zweite Berathung des Entwurfs eines Geſetes, — 
treffend die Abänderung des Branntwein- 
feuergefehes vom 24. Yuni 1887 bezw. 
16. Juni 1895 (Nr. 247, 358 ber Anlagen) . 

Art, I Ziffer 1, Rontingentirung der neuen 
Brennereien: 
Gamp, Berichterftatter: 
2706 D, 2707 A, 
Nichter (zur Gefchhäftsorbnung bezw. 
zur Sale) - » . . 2706 D, 
Fiſchbeck — 
Freiherr v. Wangenheim ea) 
Dr. Badınide } 
Rum. . » 
Dr. Raalde . 
Dr. v. Komierowski 
Holk 
Zude —T 
Art. I, Ziffer 2, Brennfteuerjäge: 
amp, Berichterjtatter . 
Fiſchbeck 
Freiherr v. Wongenfeim or) 
Wurm. . . ; 
v. Rarborff . 
Dr. Badınide . a 
Reichttag. 10, Legisl-P. LU. Seffion. 1900/1901. 
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. 2113 D 
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. 2722 A 
. 2723 C 
. 2726 A 
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Nrt. II, weitere Brennfteuer: es 
Gamp, Beridhterftatter . » » -» . 2728C 
Betitionen: 
Gamp, Berichterftatter . » . » . 2728 D 
Dritte Berathung 

a) des von ben Abgeorbneten Albrecht und 
Genoſſen eingebrachten Gefepentwurfs, be— 
treffenb Abänderung bes Gefeges über bie 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890, 

b) bes von bem Abgeordneten Trimborn ein: 
gebrachten Gefepentwurfs, betreffend Ab— 
änderung bes Gefeges vom 29. Juli 1890 
über die Gewerbegerichte 

(Nr. 74, 45, 362 der Anlagen). » .» . . 2729 A 

Segelmair > 2 2 2 20202» 229 A 
Teimborn -. » » » . .2729D, 2730 C 
Bed (Heidelberg) - - -» » . 2730 A,B 
Betitionen. . . . . . 2731 A 
eftftellung der Tagesordnung für bie nähe Sitzung: 
Singer. . » - , . .2731C 
Baffermann . . . 2731 C, D, 2732 A 
Srcöber - » » . . .2731D, 2732 A 
v. Hardaff -» » 2 2 20202 ..2732 B 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch den 
Präfidenten Grafen v. Balleftrem eröffnet. 

Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Büreau zur Einfiht offen. 

Ich babe Urlaub ertheilt den Herren Abgeordneten: 
Gräfe, Maufer, Graf dv. Garmer, dv. Kaufmann 


(Helmftebt) für 2 Tage, 


Riff für 3 Tage, 
v. Chriften für 6 Tage. 

Entihulbigt find die Mitglieder des Reichstags 
erren Jorns, Lerno, Schmidt (Wanzleben), Baner, 
äbel, Stötel, Liebermann dv. Eonnenberg. 

Die Mitglieder des Reichstags Herren Fiſchbed, Freiherr 

v. Wangenheim⸗Pyritz, Dietrich und Lude wünſchen wegen 


anberweiti 
miffion 


j 


er dringender Gefhäfte aus der XV. Kom— 
Heiden zu bürfen. — Beim Mangel eines 


Widerſpruchs veranlaffe ich die 5. und 6. Abtheilung, 
heute unmittelbar nad der Plenarſitzung bie erforderlichen 
Erſatzwahlen — 


Als Komm 


ſſare des Bundesraths ſind von dem 


Herrn Reichskanzler für den erſten Gegenſtand der Tages— 
ordnung angemeldet: 
die Herren Geheimen Ober-Regierungsräthe Hauß 


und Dr. Dun 


Wir treten in bie Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand derſelben ift bie 
erfte und eventnell zweite Berathung 
a) der von mehreren Staaten zu Paris am 


b 


e 


— 


20. März 1883 geſchloſſenen Uebereinkunft 
zum Schutze des gewerblichen Eigenthums 
nebſt Schlußprotokoll von demſelben Tage, 
des dazu vereinbarten Protokolls über die 
Ausftattung des internationalen Büreaus des 
Verbandes für den Schub des gewerblidhen 
Eigenthums d. d. Madrid, den 15. April 1891, 
der Zufagafte d. d. Brüffel, den 14. Dezember 
1900, betreffend die Abänderung ber Ueber— 
einfunft vom 20. März 1883 und des dazu 
gehörigen Schlußprotokolls 


(Nr. 342 der Druckſachen). 
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Ich eröffne die erfte Berathung — und ſchließe fie, 
da niemand fich zum Worte meldet. Die Verweiſung an 
eine Kommiſſion ift nicht beantragt; wir werben daher in 
die zweite Berathung eintreten, und ich bitte, meine 
Herren, um die Grmädtigung, bie einzelnen Theile der 
Vorlage aufrufen zu dürfen und beim Mangel einer Wort: 
meldung und eined Antrags, und wenn eine Abftimmung 
nicht verlangt wird, die Annahme der aufgerufenen Theile 
durch dem Aufruf zu erflären. — Die Ermädtigung iſt 
mir ertheilt. 

Ich rufe auf die zu Paris am 20. März 1883 ge: 
ichloffene Webereinkunft zum Schuhe des gewerbliden 
Eigenthums, At.1, — 2, — 3, — 4, — 5, —6, — 
TE Bot BES u - 
15, — 16, — 1, — 18, — 19, — Ginleitung und 
Ueberſchrift, — und erfläre die von mir aufgerufenen 
Theile der Borlage ald vom Haufe in zweiter Berathung 
genehmigt. 

Wir fommen zum Schlußprotofoll d. d. Paris, ben 
20. März 1883. Ih rufe auf die Ziffern 1, — 2, — 
3, — 4, — 5, — 6, — 7, — Ginleitung und licher: 
ſchrift, — und erfläre auch diefe Theile der Vorlage, die 
von mir aufgerufen find, als vom Haufe im zweiter Leſung 
genehmigt. 

Wir kommen zum Protokoll d. d. Madrid, den 15. April 
1891. Hier rufe ich auf Art. 1, — Art. 2, — Ginleitung 
und Heberfchrift — und erkläre auch dieſe vom Haufe fiir 
angenommen. 

Nunmehr kommen wir zum Zuſatzakte (Seite 19). 
Ach rufe auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Einleitung 
und Ueberſchrift — und erkläre aud) diefe als in zweiter 
Lefung vom Haufe angenommen. 

Hiermit ift ber erfte Gegenftand der Tagesordnung 


mas 
ir kommen zum zweiten Gegenjtand der Tages— 


(B) ordnung: 


dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feititellung eines Nachtrags zum 
Reihshanshalts » Etat für das Rechnungsjahr 
1901, nebft Anlagen, auf Grund ber in zweiter 
Berathung unverändert angenommenen Vorlage 
(Nr. 335 der Drudiaden). 

Ich eröffne die Generaldiskuſſion — und ſchließe die- 
ſelbe, da ſich niemand zum Worte meldet. 

Wir treten in die Spezialdiskuſſion ein und zwar 
über den Gtat für das Reichsamt des Innern auf 
Seite 6. 

Meine Herren, ich bitte um die Ermächtigung, die 
einzelnen Theile aufrufen zu dürfen und, wenn Wort: 
meldungen und Anträge nicht vorliegen, auch Abſtimmun— 
gen nicht verlangt werden, Die einzelnen Gtatspofitionen 
al3 vom Haufe angenommen erflären zu dürfen. — Die 
Grmädtigung ift mir ertheilt. 

Ich rufe auf (Seite 6): fortdanernde Ausgaben, 
Kap. 134 u. 1, — 2, — 3, — 4 — 5, —6, — 7, 
— 8, — und erfläre Diefe von mir aufgerufenen Zitel 
des Kap. 13d in dritter Leſung für bewilligt. 

Wir fommen zu den einmaligen Ausgaben (Seite 3). 
Hier rufe ich auf Kap. 9a, ordentlicher Stat, — und erkläre 
and) diefes als vom Haufe in dritter Leſung bewilligt. 

Mir fommen nunmehr zu den Ginnahmen. Hier 
rufe ih auf Kap. 23 Tit. 1, — Kap. 24 Til. 3. - 
Auch diefe erfläre ih als vom Haufe in dritter Leſung 
genehmigt. 

Mir fommen nunmehr zum Nachtragsetatsgeſetz, 
Seite 1. Hier rufe ih auf $1, - 82, — Einleitung 
und Ueberſchrift — und erkläre die von mir aufgerufenen 
Theile des Geſetzes ald vom Haufe in dritter Leſung 
genehmigt. 

Wir fommen nunmehr zur Gefammtabftimmung. Ich 
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bitte diejenigen Herren, welche den Nachtrag zum Reichs- (C) 


haushalt3:&tat fir das Rechnungsjahr 1901 in der Ge: 
ſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 


zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Nachtrags-Etat iſt in der Ge— 
ſammtabſtimmung angenommen, und damit diefer Gegen: 
ftand der Tagesordnung erledigt. 

Mir fommen zum dritten Gegenftand der Tages: 
ordnung: 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes 
zur Abänderung des Geſetzes, beireffend das 
Flaggenrecht der Kauffahrteiihiffe, auf Grund 
der in zweiter Berathung unverändert anges 
nommenen Vorlage (Nr. 336 der Drudjadhen). 

Ich eröffne die Generaldiätuffion — und jchliehe 
diejelbe, da fi) niemand zum Wort melbet. 

Ih eröffne die ————— Meine Herren, 
ich darf auch hier, wie bei der zweiten Berathung, die 
einzelnen Theile aufrufen und, wenn Wortmeldungen oder 
Anträge nicht vorliegen, auch Abſtimmungen nicht verlangt 
werben, die aufgerufenen Theile fiir genehmigt erklären. 
— Ein Widerfprud erhebt fi nit; diefe Ermädtigung 
iſt mir ertheilt. 

Ich rufe anf 8 26, — S 26a — Ginleitung und 
Ueberſchrift — und erkläre die von mir aufgerufeiten 
Theile ald vom Haufe in dritter Leſung genehmigt. 

Mir kommen zur Gefammtabftimmung. Diejenigen 
Herren, welde den Entwurf eines Geſetzes zur Abänderung 
des Geſetzes, betreffend das Flaggenrecht der Stauffahrtei: 
idiffe, in der Gefammtabftimmung annehmen wollen, bitte 
id), fid) von ihren Pläten zu erheben. 

EA (Beichieht.) 
Das iſt die Mehrheit; daS Gejeg ift angenommen, und 
hiermit der dritte Gegenftanb ber Tagesordnung erledigt. 


Wir fommen nunmehr zum vierten Gegenftand der (D) 


Tagesordnung: 
zweite Berathung des Entwurfs eines Gefebes, 
betreffend die Abänderung des Branntwein- 


24. Sun 1887 
itenergefebes vom * — GMr. 247 der Druck⸗ 
ſachen), auf Grund mündlichen Berichts der 


XV, Kommiſſion (Nr. 358 der Druckſachen). 
Anträge Nr. 359, 363. 
Berichterftatter ift ber Herr Abgeordnete Gamp. 

Ich eröffne die Diskuffion über den Art. I mit dem 
Antrag Fiſchbeck auf Nr. 363 der Drudjadhen und dem 
Antrag Bieſenbach auf Nr. 359 der Druckſachen. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Gamp, Abgeordneter, Berichterftatter: Ich möchte den 
Herrn Präfidenten bitten, die Beichlußfaffung über den 
Art. I. auszufegeu, da der Inhalt desfelben lediglich 
eine Konſequenz der Beichlüffe zu ben fpäteren Artikeln 
it. In dem Artikel ift mur die Bezugnahme auf den 
5 43c enthalten. 

Im übrigen möchte ich den Herrn Präfidenten bitten, 
die Diskuffion Über den ganzen Art. I zu gleicher Zeit 


zu eröffnen. 
(Widerſpruch links.) 

Präſident: Ich habe ſchon die Diskuſſion über den 
ganzen Art. I eröffnet. 

Gamp, Abgeordneter, Berihhteritatter: Ich bitte um 
Verzeihung, ic habe das überhört. 

Präfident: Zur Geihäftdordnung hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Ich glaube verftanden zu 
haben, daß der Herr Bericdhteritatter wünſcht, die Dis: 
fuffion über die 50 000 Liter und über die Erhöhung um 
50 Prozent zu verbinden. . 

(Wird beitätigt.) 


(A) 


(B) 
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Ich möchte davon abrathen; das Thema ift ohnedies fo 
ſchwierig wegen der vielen Zahlen, dab, wenn man zwei 
Fragen, die innerlich gar nicht miteinander zuſammen— 
hängen, noch verbindet, die Diskuſſion erſt vecht ſchwierig 
wird. 

Bräfident: Wenn ich den Herrn Abgeordneten Nichter 
richtig verftanden habe, jo wünſcht er iiber bie Ziffer 1 
ud 2 bes Aıt. I getrennte Diskuffion. 

(Zuftimmung.) 
Ich alaube, dagegen wird auch der Herr Berichterftatter 


nichts haben. 
(Wird beftätigt.) 
Ich eröffne alſo nunmehr die Diskufiton iiber Ziffer 1 
des Art. I, 
Dad Mort hat der Herr Berichterftatter. 
Gamp, Abgeordueter, Berichterstatter: Meine Herren, 
der von den verbündeten Negierungen am 16, April dieſes 
Jahres vorgelegte Gefegentiwurf, betreffend Die Abänderung 
des Branntweinitenergejeges, tft in der Sitzung vom 
23. April dieſes Jahres einer Kommiſſion don 21 Mit: 
gliedern überwiefen worden. Diefe Kommiſſion hat zwei 
Sitzungen abgehalten. Im der eriten Sigung kam eine 
Reihe von Detailfragen zur Grörterung, aber nicht zur 
Beichlußfaffung. In diefer Sigung wurden zunächſt Anz 
träge geitellt, die dahin gingen, bezüglich der Genoflen- 
ſchaftsbrennereien in das Geſetz ſelbſt eine genaue Begriffs: 
beftimmung aufzunehmen. — Die verbiindeten Regierungen 
hatte fich befanntlih in der Borlage die Ermächtigung 
erbeten, durch den Bundesrath ſolche Beſtimmungen für 
die Genoflenihaftsbrennereien erlaffen zu dürfen. Die 
Ertheilung einer ſolchen Ermächtigung fließ aber bei 
verfcjiedenen Seiten in der Kommiſſion auf Widerſpruch, 
und es lag ber Antrag vor: 
Genoſſenſchaftsbrennereien, bie nad) dem 16. April 
1901 betriebsfähig geworben find, gelten nur dann 
als landwirtbichaftlide Brennereien, wenn bie 
für die Brennerei erforderlichen Rohſtoffe au 
Getreide uud Startoffeln in der Hauptſache von den 
einzelnen Theilnehmern felbit gewonnen und nad 
Verhältniß ihrer Betheiligung am Unternehmen 
geliefert werben, unb wenn außerdem die ſämmt— 
lihen Brennereirüdftände von den Theilnchmern 
in dem gleichen Berhältniß verfüttert werden. 

Diefem Antrag wurde von feiner Seite ein prinzipielles 

Bedenken entgegengeſetzt. 

(Unruhe. Nufe redts: Ruhe! — Glode des Präfidenten.) 

Präfident: Meine Herren, die Aufforderung zur 
Nuhe geht von hier aus. Ich bitte daher, ſich dergleichen 
zu enthalten. 

(Sehr richtig! links.) 

Gamp, Abgeordneter: Es war nur ein Abänderungs: 
antrag geftellt, die Befriftung ftatt mit dem 16. April 
1901 mit dem 1. Oftober 1901 eintreten zu laffen. Die 
Vertreter ber verbünbeten Regierungen erklärten, daß, 
wenn fie jich in dem Gefegentwurf die Ermädtigung für 
den Bundesrat erbeten hätten, für die Genoffenfhafts: 
brennereien bejondere Beſtimmungen zu erlaffen, fie im 
weientlihen ähnliche Beltimmungen, wie fie in dieſem 
Antrag enthalten wären, im Auge gehabt hätten, und 
daß fie alſo auch ähnliche Beftimmungen erlaflen würden, 
wenn ihnen eine ſolche Grmädtigung ertheilt werben 
würde. Ich fonftatire allo, daß in diefer Beziehung von 
feiner Seite ein Widerſpruch in der Kommiſſion geltend 
gemacht ift. 

Id komme nunmehr zu dem Antrage, der Ahnen 
vorliegt, bezüglich der Nenkontingentirung ber Brennereien: 
die Grenze, die die verbünbeten Negierungen in ihrem 
Geſetzentwurf vorgeihlagen Haben, nämlih das Höchſt— 
fontingent auf 50000 Xiter mit der Maßgabe in das 
Nothaeleg aufzunehmen, daß für diejenigen Brennereien, 





welche bis zum 1. Oktober 1901 betricbsfähig hergerichtet (C) 


find, Diefe Menge bis auf 80000 Liter fol bemeffen 
werden können, fofern die Verträge über den Bau des 
Brennereigebäubdes, fowie die dazu erforderlichen Maſchinen 
und Brenngeräthe bis zum 16. April 1901 rechtsverbind— 
lich abgeihhloffen find. Die Kommiſſion war der Anficht, 
daß fid) eine derartige Beſtimmung in dem Nothgeieh 
nicht nur empfehle, ſondern dringend geboten jei. Id) 
bemerfe, daß dieſe Beitimmung Lediglich fir die nächſte 
Stontingentirungsperiode wirkſam jein fol. Fir bie 
Zukunft foll der Entſcheidung des Reichsſtags und der 
verbündeten Negierungen darüber, wie der Hödhftbetrag 
der zu dem niedrigeren Abgabejas herauftellenden Alkohol: 
menge feitzufegen sei, nicht borgegriffen werben. Die 
Kommiſſion befinwortet diefe Schußbeftinmungen für bie 
nächſten Jahre, um der Neugründung großer Brennereien 
namentlich im DOften entgegenzutveten. 

Es wurde in der Kommiſſion zwar auch das Be: 
beufen geäußert, daß durch dieſe Beftimmung die Klein— 
betriebe getroffen werben konnten. Die große Majorität 
der Kommiſſion war aber der Auficht, daß dies abiolut 
irrthümlich ſei. Aus den Nachweiſungen der verbünbeten 
ng geht hervor, daß die Kleinbrennereien, Die 
bon 10 bis zu 50 Hektoliter Alkohol heritellen, in der 
legten Betriebsperiode von 1893/94 bis einſchließlich 
1896/97 eine verhältnißmäßig fehr erhebliche Vermehrung, 
nämlich um 73, erfahren haben, daß aber überhaupt nur 
zirfa 90 Brennereien über 5000 Liter Kontingent erhalten 
haben, und daß es ſich hierbei um Breumereten handelt, 
die vorzugsweiſe im Often liegen, und die man al3 land» 
wirtbichaftlihe Großbrennereien bezeichnen fan. Die 
Kommiffion war in ihrer überwiegenden Mehrzahl der 
Anficht, daß die Antereffen der kleinen Brenner, die fie 
bei ihren Vorſchlägen vorzugsweife im Auge hatte, durch 
dieſe Herabfegung des Kontingents in feiner Weiſe be— 


rührt würden, daß die Heinen Grundbefiger im Often wie () 


Weiten nie in die Lage kämen, 50 000 Liter Kontingent 
zu erhalten, daß es fid) alſo hier Lediglich darımı handelt, 
für die großen Bremnereien, die im Dften begründet 
werben könnten, eine Beihränfung einzuführen. Mit 
Rückſicht hierauf war die große Mehrheit der Kommſſion 
der Anficht, daß dieſe Beftimmung unerläßlich ſei, und 
ih erlaube mir, hiermit diefen Antrag Ihrer Annahme 
zu empfehlen. 

Ich möchte dabei bemerken, daß inzwifchen ein Ab» 
änderungsantrag von den Herren Abgeordneten Biefenbad) 
und Genoſſen eingegangen ift. Derjelbe hat aber lediglich 
eine redaktionelle Bedeutung. Es fteht feit, daß bie: 
jenigen Brennereien, welche ſich bereit3 im Betrieb be— 
finden und welde auf Grund der Beltimmmmgen des 
Branntweinſteuergeſetzes, alſo wegen Zulauf von Areal 
und aus anderen Gründen cine Neulontingentirung bean: 
ipruchen können, paritätiich behandelt werden müſſen mit 
denjenigen Brennereien, weldje neu errichtet werben. 1m 
biefe paritätiiche Behandlung zu fihern, ſchlägt der Antrag 
Biefenbady vor, fiir diejenigen Brennereien, die biäher 
ſchon im Betrieb geweſen find, ebenfall3 die Beſtimmung 
aufzunehmen, daß der Grund ihrer Neufontingentirung 
bereit3 dor dem 16. April 1901, dem Tage der Vorlage 
des Geſetzes, vorhanden geweien fein muß. In Konſequenz 
dieſes Antrags ſoll dann hinter den Worten „Jedoch kann 
für“ das Wort „neue“ eingeſchoben werden. 

Dieſe Anträge haben zwar der Kommiſſion nicht 
vorgelegen, fie find aber lebiglih rebaktioneller Natur. 
Ich glaube, meine Rechte als Berichterftatter nicht zu 
überfchreiten, wenn ich jage, daß, wenn diefe Anträge der 
Kommiſſion vorgelegen hätten, biefelben zweifellos mit 
der gleihen Majorität wie die von der Kommiſſion ge 
ftellten Anträge angenommen worden wären. Das geht 
aud) daraus Deren, daß fi) die Namen aller Mitglieder 
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(A) der Kommiffion unter biefen Antrag befinden, die bie 


Anträge, wie fie in der Zufammenftellung auf Nr. 358 
enthalten find, angenommen haben. Ich möchte alſo 
bitten, dem Antrage Biefenbad) und Genoffen zulammen 
mit der von der Kommiſſion vorgeichlagenen Beftimmung 
bezüglid) der Herabiegung des Kontingents auf 500 Hekto— 
liter zuitinnmen zu wollen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 

Fiſchbeck. 


Fiſchbech, Abgeordneter: Die Anträge, die ih auf 
Nr. 363 der Drudfahen zu ftellen mir erlaubt habe, 
entfpreden enau denjenigen Abmahungen, 
welde von Führern aller Parteien am vorigen 
Donnerstag bier im Neihstage getroffen find. 
Meine Herren, als am Donnerstag die Allerhöchſte Er: 
mächtigung dazu einging, daß der Reichstag ſich eventuell 
vertagte, und es danach unmöglid wurde, daß letzterer 
den ganzen vorliegenden Berathungsftoff aufarbeitete, 
da lag es nahe, daß fich bie Führer der Parteien barüber 
vereinbarten, wa3 denn nun nod im Laufe dieſer vorigen 
Tage, die und übrig bleiben, zur Verabſchiedung ge: 
langen follte, und es war ganz jelbitverftändlid, daß 
aud die Branntweinnovelle im den Kreis dieſer Be: 
fpredjungen gezogen wurde. Ginmal war es Thatjadhe, 
dab dieſe Novelle auch in der SKommiffion zu einer 
fveziellen ſachlichen Grörterung überhaupt mod nicht ge— 
langt war. Dan hatte fih am Donnerstag nur in einer 
generellen Diskuffion, die noch nicht einmal zum Abſchluß 
gelommen war, über die Sahe unterhalten, und die Sad): 
verftändigen bon draußen waren nod) jehr wenig gehört 
worden über alle bie neuen Geſetzesvorſchläge. Auf ber 
anderen Seite lag die Sache aber fo, daß das beftehende 
Geje am 30. September diejed Jahres abläuft, und wir 
alſo gendthigt waren, von biefem Gefichtäpunfte aus 


(B) irgend etwas zu jchaffen. 


Meine Herren, da ift nun in den Beſprechungen des 
Seniorentonventö mit überwältigender Mehrheit Schließlich 
eine Ginigung dahin zu Stande gefommen, daß man auf 
alle die übrigen Beitimmungen des Geſetzes nicht weiter 
eingehen und einfah das beftehende Gefeg um 1 Jahr 
verlängern wollte. Wir find überhaupt Gegner ber Brenn- 
fteuer, wie fie ja in dem Gejeg enthalten tft; aber wir 
waren, wie bie Verhältniffe lagen, Ioyal genug, bei diefen 
Beiprehungen von unferem prinzipiellen Standpunkt 
für den Augenblid abzufehen und darin zu willigen, 
dab das beftchende Geſetz um ein Jahr verlängert würde. 
Meine Herren, wenn ſolche Beſprechungen im Senioren: 
fonvent überhaupt einen Sinn und eine Wirkung haben 
fönnen, dann ift die Borausfesung dafür dad Vertrauen 
auf Seiten aller Barteien, daß folde Be: 
fprehungen nun aud innegehalten werben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Was geihah nun aber in diefem Falle? In der Brannt— 
weinftenerfommiffion fagte man und am Freitag Morgen, 
als wir im Vertrauen auf die geihloffenen Vereinbarungen 
zu den Berathungen famen: „Was gebt uns der 
Seniorenkonvent an?* 

(Hört! hört! links.) 
„Sie beziehen ſich auf einen Antrag de3 Seniorenkonvents. 
Der Seniorenfonvent ift aber nicht Mitglied diefer Kom— 
milfion, infolge deſſen können wir jeine Anträge nicht 


erörtern”, 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, wenn das bie Auffaffung der Herren 
von der redten Seite ift, fo verftchen wir überhaupt 
nicht, wozu ein Seniorenfonvent da ift, und wozu Sie 
Ihre Führer in den Seniorenfonvent fendben. 

(Sehr gut! links.) 
Wir find auf diefe Art getäufcht worden. Das ift abe 


auch harakteriftiich, wie weit es eigentlich im Neihätag (C) 


gefommen ift, daß die Nüdjiht auf bie Sonder: 
intereifen alles fo weit ug dab man ruhigen 
Muth3 die eigenen Führer dem Rufe ausfeht, daß das 
Vertrauen, was andere Parteien auf ihre Zufagen und 
Abmahungen haben, ein irriges ift. 
(Sehr gut! links.) 

Man hat in diefen Tagen in der Preffe und gegenüber 
gejagt, ja die Linke wolle auszählen laffen und wieber 
einmal alle geihäftsordnungsmäßigen Mittel anwenden, 
und behauptet, auf diefe Art würde das Anfehen bes 
Neihstagd untergraben. Wenn man es aber fertig be- 
fommt, bier auf der einen Seite folde Abmadhungen zu 
treffen, denen die linke Seite des Haufes glaubte, und 
dann in den nächſten paar Stunden in einem geheimen 
Konventikel fih zufammenzufegen, bort andere Beſchlüſſe 
zu faffen und bamit am andern Morgen bie Kommiſſion 
und den Neihätag zu überrumpeln, fo follte man fi 
einmal ernftlich überlegen, wer denn derjenige in Wahrheit 
ift, der dad Anfehen des Reichstags und feiner Aktion 


untergräbt 
(fehr gut! links); 
wir find es jedenfalls nicht! 

Troß allebem aber, was uns bei biefer Borlage von 
jener Seite geboten wird, halten wir auf unferer Seite 
feft an den Abmadhungen, bie getroffen find, und dieſem 
loyalen Verhalten entipriht es, daß wir lediglich das 
beantragt haben, was ber Seniorentonvent vereinbart hat 

Ih Habe diefe allgemeinen Vorausbetrachtungen 
gerade bei der Ziffer 1 des Art. I vorausgeichidt, weil 
feiner der Beichlüffe der Kommiffion fo fehr in Widerſpruch 
fteht mit den Abmadhungen bed Seniorenkonvents wie 
erabe derjenige, der hier aufgenommen ift. Der Senioren- 
onvent wollte ein Nothgeſetz verabjchieden, das fid) 
allein auf die Brennfteuer bezog, und die Beſchlüſſe 


der Kommiſſion unter Nr. 2 ſchließen ſich wenigſtens an (D) 


die Brennfteuer an; fie find auf ein Fahr normirt, und 
man fann dabei vielleiht von einem Nothgeſetz ſprechen, 
wenn die Erhöhung um 50 Prozent aud) den Abmachungen 
zumwiderläuft. Hier ift aber entgegen der bort getroffenen 
Abmachung, ein Nothgeieg zu beichließen, ein Antrag auf: 
genommen, ber bauernd in dem Gejeg Aufnahme finden fol. 
(Widerfprud rechts.) 
Wo fteht denn das? 
(Zuruf redt3.) 

— Jedenfalls geht es doch über das Nothgeſetz hinaus; denn 
bie nächſte Kontingentirungsperiode, für die ſolche Be— 
ſtimmung in Betracht kommt, beginnt erſt im Jahre 1903. 

Mir find aber auch aus fahlihen Gründen Gegner 
biefer Vorſchrift, die uns in Ziffer 1 vorgelegt ift. Ich 
habe ſchon bei der eriten Berathung ausgeführt, wie wir 
ſchon im Jahre 1895 unferen Standbpuntt dahin ein- 
—— haben, daß wir es für grundfalſch halten in 
er Weife, wie es hier in der Branntweinftenergefeggebung 
getrieben wird, bie Großbetriebe einzufhnüren, immer 
noch neue Beftimmungen zu erlaffen, durch welde man 
fih möglichft die Konkurrenz vom Halle ſchafft. Auch 
bei biefem Befchluffe bewegen fi) bie Herren in dem 
eirculus vitiosus, ber ſchon feit Jahrzehnten in unferer 
he ale fein Weſen treibt. Einmal fagt man, 
die Heberproduftion müffe befeitigt, und die Preife dadurch 
wieder in lohnender Weife geregelt werden, auf der andern 
Seite weiß man nicht genug zu rühmen, wie vortheilhaft 
es wäre, wenn bie Brennereien nod mehr ausgedehnt 
würden. Uns ift in der Kommiffion von auf biefem 
Gebiete fpeziell Sadjverftändigen ausgeführt worden im 
Anſchluß an Liebig und feine Lehren, wie außerorbentlic) 
nüglih e3 wäre, wenn bie Startoffeln nicht zum Eſſen, 
fondern zu Brennzweden bemugt werben, wie auf dieſe 
Weiſe die dem Boden entzogenen Stoffe wieder zugeführt 
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(A) werden könnten u. ſ. w. Fa, wenn man dem Folge giebt ſchränkung der Läftigen Stonkurrenz erreicht werden könute. (C) 


= 


und entfprehend neue Brennereien anlegt, jo wird doch 
thatfählihb der Ueberprodultion nicht entgegengetreten, 
fondern die von den Ngrariern als fo wünfchenswerth 
bezeichnete Verwendung der Kartoffeln zu Brennzweden 
wirt doch auf eine Vermehrung der Produktion. 
Um nun in der Produltion der Gutsbrennereien nicht geftört 
zu werden und um nicht Konkurrenz zu befommen, macht 
man fih daran, daß man bie Größeren einfhräntt. Die 
naturnothivendige Folge ift, daß durd die Befeitigung 
ber Konkurrenz die Produktion ber Stleineren, ber ofts 
elbifhen Gutöbrennereien fi ausbehnt, daß wieder ein 
Mehr vorhanden ift, und dab dann wieder das alte Lieb 
ertönt: jeßt ift die Probuftion fo gewachſen, daß wieder 
bie Breife nicht mehr lohnend find; dann geht es bei ber 
nächſten Gelegenheit fo weiter, und es wirb gefagt: bie 
Einſchränkungen, die bisher für die Großen da waren, 
find noch nicht erheblich genug; wir müſſen fie noch mehr 
beſchränken. So find wir früher auf 8000 Xiter ge: 
fommen, jet follen wir auf 50000 Liter kommen, md 
es ift nicht zweifelhaft, daß man nad) ein paar Jahren 
fagen wird: das geht auch noch nicht; man muß verfuchen, 
auf dem anderen Ende wieder Einfhränfungen zu maden. 
Daß man hinſichtlich der Hektoliterzahl noch weiter zurüd: 
gehen wird, ift vielleicht nicht gerade in Ausficht ftehend; 
denn es tft und ja in der Kommiſſion auseinandbergefekt, 
daß die Brennereien im Dften durdhichnittlic 500 Hekto— 
liter brennen. Alſo da wird man vielleicht Halt machen 
und auf andere Arten Einſchränkungen verſuchen. 

Nun, meine Herren, habe ich deö weiteren ſchon im 
Plenum bei der erften Berathung auseinandergeſetzt, 
wie e3 ganz falſch ift, immer davon iR fpreden, daß in 
der Hauptfahe die Landwirtbihaft bei dem Bau von 
Kartoffeln auf die Brennereien angewiefen wäre. Wir 
haben ja ſchon im Jahre 1895 das Lieb gehört, ber 
Sartoffelbau dehne ſich nicht Im dem Maße aus, wie es 
wünſchenswerth wäre, und deshalb müffe das neue Brenn: 
fteuergefeg erlaffen werben. Nun, meine Herren, von 
einer derartigen Klage kann jegt nicht mehr die Nebe 
fein, nachdem in ber Nr. 2 der Anlagen des tommiffiond- 
berichts und berichtet ift, daß bon dem Durdfchnitt der 
Jahre 1887/94 bis 1900 eine Steigerung der Produktion 
an Kartoffeln um 11'/, Millionen Tonnen fid gezeigt 
hat. Auf der anderen Seite geht aus derſelben Statiftif 
hervor, daß vom bdiejer Steigerung um 11'/, Millionen 
nur 700 000 Tonnen in der Brennerei Verwendung ge: 
funden haben, und daß es demnach ganz falſch ift, wenn 
behauptet wird, dab in der Hauptſache die Brennereien 
bie Mehrproduftion — Die vermehrte Be— 
völkerung hat dieſe Steigerung hervorgerufen, und die 
nad) anderer Richtung gemachten Ausführungen find 
keineswegs richtig. 

Nun bat man auch in ber Kommiſſion das Lied 
wiederholt, daß dieſes ganze Gejek und fpeziell auch 
biefer — gemacht werden ſollte, um einer Regel— 
loſigkeit in der Produktion entgegenzutreten. Auf 
der anderen Seite muß man ſelber zugeben, daß die 
Negellofigkeit, über die man ſich heute beflagt, gerade 
hervorgerufen iſt durch die Beitimmungen, die biefelben 
Herren in den früheren Branntweinfteuergefegen erlaffen 
haben. Aus einer folden Beftimmung ift immer die 
nächſte erfolgt: wenn die Sache ein paar Jahre beitand, 
jah man, daß die Sache nicht ging, weitere Einſchränkungen 
erlaffen werben mußten, und daß man wieder von Regel- 
lofigteit fpredden mußte. Daß das fo weiter geht, ſelbſt wenn 
dies Gejeß angenommen wird, ift mir unzweifelhaft. Sie 
follten nur gehört haben, was für weitere Vorſchläge in 
der ſtommiſſion ſchon jest angedeutet find. jeder der 
Herren hatte jhon ein m. Bouquet von Vorſchlägen, 
wie über dieſes Geſetz hinaus in anderer Weife eine Ein: 


an ging jo weit, alles Ernfte3 zu erörtern, daß eigent- 
lich im jeder Brennerei nur biejenigen Startoffeln ver: 
arbeitet werben dürften, bie der Breuner felbft produzirt 
hat, daß überhaupt verboten werben müßte, Kartoffeln, 
die man bon einem anderen gekauft hat, in der Brennerei 
zu verarbeiten. 

(Heiterkeit und Hört! hört! Links.) 

Sie jehen, welche Berivektiven bevorftehen, wenn dies 
Gefeg angenommen wird; man wirb weiter unb weiter 
gehen. Aber, meine Herren, dieſe Geſetzgebung entipringt 
den Fehlern der vorhergehenden, und wenn man auf 
biefem Gebiet überhaupt zu einer der Produktion und 
ihren Intereſſen entſprechenden Ruhe fommen will, ift e3 
nothwendig, folden Beihränfungen Einhalt zu thun umd 
zut * einzig geſunden Syſtem einer Fabrikatſteuer über— 
zugehen. 

Für die Art, wie man hier argumentirt, war übrigens 
auch noch charakteriſtiſch, was und vorher von dem Herrn 
Berichterftatter Gamp auseinandergefegt ift, indem er 
pair: ja, das Geſetz muß gms! werden, um bem Ruin 

er landwirthſchaftlichen Brennereien entgegenzutreten. 
Wenn dad der Fall ift, daß dieſe Brennereien vor dem 
Ruin ftehen, dann verftehe ich abfolut nicht, wie man bie 
Gefahr befürdten kann, dab nun Laudwirthe in größerer 
Zahl ſich entjchließen, wieder größere Brennereien zu 
bauen und —F Betrieb noch auszudehnen. Es müßten 
das doch außerordentlich thörichte Leute ſein; denn wenn 
man thatſächlich allgemein ber feſten Ueberzeugung iſt: 
das Gewerbe ſteht vor dem Ruin, — dann iſt doch kaum zu 
verſtehen, wie man in erheblichem Maße Arbeit und 
Kapitalien in neue Brennereien hineinſtecken kann, und 
ich leugne, daß die — — dazu berufen iſt, dieſe 
thörichten Leute zu bewahren, daß fie neue Brennereien 
anlegen. Thatſächlich liegt die Sache aber gar nicht fo, 


daß man einen Ruin vor Augen fieht, vielmehr kommt (D) 


eö nur darauf hinaus, fi vor einer neuen Konkurrenz 
zu bewahren. 

Wir find der Meberzeugung, man muß auf dieſem 
Gebiet Einhalt thun dem, wie ſich dieſe Geſetzgebung 
entwidelt hat, und müſſen dahin kommen, daß man aud) 
bier ber Gewerbefreiheit freien Raum läßt. Dann wird 
jih von felbit auf diefem Gebiet eine Geſundung der 
Zuftände ergebeı. 

(Bravo! links.) 


Bräfident: Das Wort bat ber Herr Abgeordnete 
Freiherr dv. Wangenheim (Pyrig). 

Freiherr v. Wangenheim (Pyritz), Abgeordneter: 
Meine Herren, bei dieſer ganzen eg handelt 
es fih um zwei Maßregeln, weldye beftimmt find, einmal, 
bie Produktion zu regeln, und fodann, den möglichit billigen 
Abſatz von Spiritus zu techniſchen Zweden zu ermögliden. 
Die erfte Maßregel ift diejenige, weldde uns in Art. I 
des Geſetzes jeht beichäftigt: die Einfchränfung des 
Kontingents. Ich bin fehr erftaunt geweſen über die 
Polemit, die eben von dem Herrn Abgeorbneten Fiſchbeck 
gegen unfere Kommiſſionsvorſchläge geführt worden ift; 
denn fie entipricht gar nicht dem, was uns fonft immer 
von jener Seite vorgeworfen wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sonft wird uns regelmäßig gelagt: ihr wollt ja nur 
bie großen Brennereien, die jeßt ſchon ein Kontingent 
haben, begünftigen, und ihr Harpare von Brennern auf 
jener Seite (redht3) feid nur darauf aus, zu verhindern, 
daß die Leute, welde aud ein großes SKontingent haben 
möchten, ein ſolches bekommen fönnen. Meine Herren, 
die Maßregel, die hier vorgefhlagen wird, ift eine abfolute 
Nothwendigkeit, wenn man gerecht verfahren will. Die: 
jenigen Brennereien, welche bisher nach der Vorfchrift des 
Geſetzes mit einem Maximum von 80000 Litern fontin= 


(B) wegten fi in zwei Richtungen. 
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(Zreißerr v. . Wangenheim (Porig]. ) 


(A) gentirt werben fonnten, haben fid) bereit$ bei der legten 


Neufontingentirung eine Herabiegung dieſes Kontingents 
nach Maßgabe der allgemeinen Herabjegung gefallen Laffen 
müſſen. Diele Brennereien werben alfo bei der nun Des 
vorstehenden Neukontingentirung nicht mit dem Sontingents- 
fuß von 80000 Litern herangezogen, den fie urſprünglich 
hatten, fondern mit einem SKontingentsfuß, der um 7 bis 
8 Prozent niedriger iſt. Wollten Ste nun die neuhinzu— 
tretenden Brennereien und Diejenigen, bie ihren Betrieb 
vergrößern, jeßt wieder mit 80000 Litern voll einstellen, 
fo wirden Sie diefe Brennereien gegenüber ben alten 
Brennereien, welche in gleicher wirthſchaftlicher Lage waren, 
in ganz ımderantwortlicher Weiſe bevorzugen. 
(Schr richtig! rechts.) 

Eine folche Bevorzugumg zu verhindern, das ift die ganze 
Aufgabe der Kommiſſionsvorſchläge. Es wird ſich nicht 
darum handeln, daß diefelben irgendwie geichädigt werben, 
jondern e3 ilt ausdrücklich vorgeſehen, mit Rückſicht darauf, 
daß jebt bereit3 eine Menge Brennereien im Entſtehen 
find, daß dieſe Bremmereien, welche ſchon bis zu einen 
beftinnmten Zeitpunkt im Laufe des Jahres die Verträge 
iiber den Bau oder die Erweiterung abgeidloffen haben, 
noch nach den alten Kontingentsfuß berüdjichtigt werden 
können. Alſo, wie gejagt, es handelt fich nicht um cine 
Benadtheiligung der neuen Brennereien, ſondern nur um 
die Verhütung einer Benachtheiligung der alten Brennereien. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Bieſenbach — 
das hat ſchon der Herr Abgeordnete Gamp, als Bericht: 
erftatter hervorgehoben — bedeutet eigentlih nur eine 
beffere Nedaltion der Kommiſſionsauträge. Die Formulirung 
wurde fehr eilig hergeftellt, und dabei waren einige 
formelle Punkte überjehen worden, die richtiggeftellt 
werden follen. Gine weitere Bedeutung hat der Antrag 
überhaupt nicht. 

Die Einwürfe des Herru Abgeordneten Fiſchbeck be: 
Auerft gingen fie dahiu, 
daß es underantwortlich wäre, daß die Hommilfion oder 
die geheimen Konventikel, welche getagt hätten, die Ab— 
macungen des Seniorenkonvents über den Haufen werfen 
wollten; e3 läge darin eine Ueberrumpelung des Hauſes 
und der Parteien. Nein, meine Herren, die Sadıe liegt 
ganz anders. Es ift richtig, der Seniorenfonvent hat fich 
nenlih dahin entſchieden, ein Nothgefeg zu beantragen, 
welches einfach auf eine Verlängerung des jegigen Geſetzes 
hinansging. Aber wir wollen doch hier feine Redens— 
arten machen. Es ift doch klar, daß ein großer Theil 
der Herren im Scniorentonvent fid In dem Moment über 
die Tragweite dieſes Beſchluſſes gar nicht far war, und 
das ift durchaus jelbftverftäundlih; Sie können don feinen 
Abgeordneten verlangen, und wenn er auch im Sentoren- 
fonvent fibt, dab ihm in jedem Moment alle die vielen 
Gefege, die im dem legten Jahrzehnten gemacht worden 
find, gegenwärtig find; und wenn die Herren von der Linken 
den Antrag damals durcgefest haben, jo fönnte man 
vielleicht mit mehr Recht davon ſprechen, daß mit diefem 
Antrag, der allerdings in Ihre Rechnung paht, eine Weber: 
rumpelung des Seniorenfonvents ftattgefunden hätte. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Fiſchbeck davon ge— 
ſprochen, daß es ſchon fo weit mit der Vertretung von 
Sonderintereflen gekommen wäre, daß man fo etwas dem 
Seniorenfonvent aud) zumuthen könne. Deine Herren, 
ich habe neulich Schon angeführt: es Handelt ſich bei dem 
ganzen Geſetz außerordentlih wenig um die Vertretung 
von Sonderintereſſen; es handelt jih um Maßregeln, 
welde dazu beitimmt find, die Tandwirthichaftliche Küultur 
in einem großen Theile unfered Vaterlandes unter den 
heutigen Berhältniffen überhaupt noch zu ermöglichen 

(fehr richtig! rechts), 
und es handelt fid um Maßregelu, welche dazır beſtimmt 
find, unferer Mafchineninduitrie ein ganz außerordentlich 





weites nenes Feld fir den Abfat ihrer Produkte zu ver- (C) 


ſchaffen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Menn wir nicht dahin gelangen, daß cine Produktions: 
einſchränkung ftattfindet, dann find wir uns darüber voll: 
ftändig flar, daß e3 zu einem Rieſenkampfe im Spiritus: 
gewerbe kommt 

(ſehr richtig! rechts), 
in welchem zuerſt die Landwirthe ruinirt werben, hinter: 
her die Mafchinenfabriten aber ebenfalls ruinirt werben 


müſſen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Fiſchbeck ſieht die Sache voll— 
ſtändig falſch au. Wir wollen allerdings eine Produktions⸗ 
beſchränkung, aber nur inſofern, als wir die Produftion, 
deren Erweiterung wir anf die Dauer im Intereſſe ber 
Landwirtbichaft und dev Induſtrie und des konſumirenden 
Publikums wünſchen müſſen, auch auf die Dauer ermöglichen 
wollen. Aber wir wollen fie fo regeln, daß biefe Er- 
tweiterung in vernünftigen Grenzen ftattfindet, daß fie 
nicht ſprungweiſe ftattfindet, und nicht alles ruinirt wird, 
was damit verknüpft ift. 

Es iſt mie höchſt intereffant, daß der Herr Ab- 
geordnete Fiſchbeck Hier zum erften Male dagegen pole= 
miſirt hat, daß man bie Keinen Befiger bevorzugen wolle. 
Das ift mir ganz neu bon diefer Seite. Sonft heißt es 
immer: die Großen wollen alles haben, — und jest find 
Sie außer ſich darüber, dab hier eine Bevorzugung der 
vielen Heinen Brennereien Ttattfinde. Das war mir in 
ber That ſehr intereffant, und wir wollen hoffen, daß Sie 
fünftig auf auderen Gebieten ebenfo arbeiten. 

(Heiterkeit und ſehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Fiſchbeck hat dann noch aus: 
geführt, im Dften breune man im großen und ganzen nur 
50000 Heftoliter. Ich glaube, die Meußerung des Herrn 


Abgeordneten Fiſchbeck kann ſich mur darauf beziehen, daß (D) 


id) neulich in der Stommmiffion eine Nachweiſung über die 
Durchſchnittszahlen iu der Produktion vorgelegt habe, 
wobei allerdings ber Dften To herausfommt. Aber ber 
Herr Abgeordnete Fiſchbeck Hat dabei vergeffen, daß in 
diefen Zahlen cine Unmaſſe von Heinen Brennereien drin— 
ſtecken, welche natürlih den Durchſchnitt außerordentlich 
drüden. Daß aber im übrigen die durchſchnittliche 
Prennerei auf den ärmeren Böden des Oſtens fih um 
1000 bis 1400 Heftoliter Produktion ungefähr bewegt, 
das iſt jedem befaunt, der überhaupt mit Brenneret: 
verhältniffen einigermaßen befannt ift. 

Wenn nun immer gefagt wird: ja, meine Herren, 
das iſt gefünftelte Gefeßgebung, vor 5 „Jahren famen Sie 
mit jenem Borichlage, heute fommen Ste mit diefem, und 
nad) 5 Jahren fommen Sie wieder mit einem anderen! 
Gewiß, aber wir halten das unter den vorliegenden Ver— 
hältniffen für vernünftig und natürlihd. Wir bewegen 
uns bier auf einem Gebiet, auf dem bisher feine Er— 
fahrungen gefammelt find. Wir find durd) die Einführung 
ber Brennftener in eine vollſtändig neue Phaſe der 
Spiritusverwerthung eingetreten, und alle Diejenigen, 
welche mit Brennereifachen vertraut find, werden mir zu: 
geben, dab der Weg, welder mit der Einführung ber 
Brennftener betreten worden ift, ein außerordentlich glüd- 
licher im Intereſſe des Gewerbes, der Landwirthſchaft 
und des konſumirenden Publikums war. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Als zum criten Mal die Breunftener eingeführt wınde, 
hatten wir an bematnrirtem Spiritus einen wirklih nur 
ganz minimalen Bedarf, und ed war ja mit der Haupt: 
zweck ber Brennſteuer, neben der Verbilligung des 
denaturirten Spiritus, eine Einſchränkung der Produktion 
herbeizuführen. Sie fehen diefe Gntwidlung ja daraus 
ſchon, daß in den erften Jahren unter dem Beitehen der 
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(A) Brennftener der Fonds, welcher augeſammelt wurde, gar 


nicht aufgebracht wurde, und daß wir baburd in die 
Lage gefommen find, jest eine höhere Vergütung geben 
au können, als es fonft möglich geweſen wäre. Es hat 
fi) der Verbraud; an denaturirtem Spiritus ganz allmäh— 
lich gefteigert, und gerade, weil wir jett erft De Rnmena 
geſammelt haben, Hat die Negierung meiner Meinung 
nad) in dem vorgelegten Entwurf einen ganz richtigen 
Weg eingefhlagen. Wenn wir zur Denaturirungspflidht 
gekommen wären, würden wir in abiehbarer Zeil der: 
artige Geſetze allerdings nicht mehr zu berathen brauchen. 

Wenn alio von jener Seite hauptfählih Gewicht 
daranf gelegt wird, daß wir hier die Anträge der Kom— 
milfion nicht annehmen follten, weil der Seniorenfonvent 
geiprodhen habe in der Sache, dann möchte ich die Herren 
darauf aufmerffam machen, daß fie ſich fehr oft über 
Abmahungen des Scniorenfonvents hinweggeſetzt haben, 
und bei alfer Achtung vor dem Seniorenfonvent, e3 kommt 
für die Sache nidyt darauf an, daß wir die Abmachungen 
de3 Scniorenfondent3 unter allen Umſtänden aufrecht 
erhalten, jondern daß cin Geſetz geihaffen wird, welches 
den Bedürfniffen ded Landes und eines großen Theiles 
der Bevölkerung entipridt. Infolgedeſſen kann id Sie 
nur dringend bitten, ben Antrag Fiſchbeck abzulchnen 
und den Antrag der Kommilfion anzunehmen. 

(Beifall rechts.) 

Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 

Dr. Pachnicke. 


Dr. Bahnide, Abgeordneter: Meine Herren, went 
Herr dv. Wangenheim die Behauptung aufitellt, daß ſich 
die Linke über die Beichlüffe des Seniorenkonvents, joweit 
man da von Beichlüffen ſprechen kann, hinweggeſetzt habe, 
fo hätte er die Pflicht gehabt, für dieſe Behauptungen 
auch einen Beweis anzuführen. Das hat er nicht cinmal 
verſucht, und deshalb werden wir diefer Behauptung den 


(B) Werth beimeffen, der ihr zukommt, und auch draußen im 


Lande wird man fie gebührend zu bewerthen wiſſen. Gr 
jagte ferner — diejelbe Redewendung habeı wir bereits 
in der Kommiſſion gehört — diejenigen Vertreter der 
Fraktionen, welde im Seniorenfondent beiſammen waren, 
jeien fi über die Tragweite des Abkommens nicht Kar 
geweſen. Da, muß ih jagen, unterfhägt er die Herren, 
die dabei betheiligt waren; er unterſchätzt aud diejenigen 
Herren, die feiner eigenen Richtung naheſtehen. Man 
wußte, nachdem bereit® wochenlang die Disfuffion über 
biefen Punkt geführt war, worum e3 ſich handelt. Man 
wußte, dab gewiſſe Wünſche fih heute nicht erfüllen 
laffen, und nahm mit vollen Bewußtſein davon Abitand, 
weiter zu gehen. Wenn er aber hinzugefügt hat, daß 
möglicherweife fogar bon einer Ueberrumpelung durch die 
Linke die Rede fein könne, fo möchte ich doch auf bie 
Thatſache Hinweiien, daß der Vorfchlag von einer Stelle 
ausgegangen ift, die über den Verdacht cines Ueber— 
rumpelungsverſuchs weit erhaben fein follte, ſelbſt in den 
Augen des Herrn v. Wangenheint. 
(Sehr richtig! links.) 

Er gab fernerhin zu, daß es ſich um eine gefünftelte 
Gefeggebung handle, dab man im Dunkeln tappe. Sa, 
meine Herren, warum find Sie denn auf diefen Weg ges 
treten? Warum haben Sie den Sprung ins Dumnfle 
gethan? Die Brennfteuer weift nad den Grfahrungen, 
welche man mit derjelben in den Jahren ihres Beftehens 
gemacht hat, nicht die Borzüge auf, die ihr in den Motiven 
des Gejeßentwurfs nachgefagt, und nicht Diejenigen, Die 
ihr von Herrn v. Wangenheim nachgerühmt werden. Es 
ift eine Webertreibung, zu behaupten, die Ausfuhr fei 
dadurch weſentlich Legünftigt worden. Allerdings, bie 
beiden letten Jahre, über melde Ausweiſe vorliegen, 
zeigen eine erhöhte Ausfuhrziffer; aber die beiden Vor: 
jahre haben fehr ntedrige Ausfuhrziffern, und fo wird 
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man, weil fowohl das Eine als das Andere unter Die 
Herrſchaft der Brennſteuer fiel, nicht die Brennftener als 
das Entſcheidende betrachten fönmen. Es waren vielmehr 
die allgemeine Geichäftslage, der fteigende Bedarf ber 
Induſtrie und die auswärtigen VBerhältniffe, inSbefondere 
diejenigen in Japan, welde darauf einwirkten. 

Meine Herren, was bie gewerblihen Genoſſenſchaften 
anlangt, fo ſchlägt ja aud die Kommiffion vor, den 
Abſatz 1 abzulehnen, und das wenigftend hat ſie mit 
gutem Grunde gethan. Es war davon bie Rede, wie die 
Heinen Landiwirthe in diefer Hinfiht zu behandeln ſeien. 
‘a, gerade diefer Vorfchlag, den der Negierungdentwurf 
enthält, wäre eine Schädigung Heiner Landwirthe geweſen. 
Denn folde follten, wie ausdrüdlic in den Motiven des 
Geſetzentwurfs zu leſen fteht, wenn ihr Grundbeſitz im 
Verhältniß zur Brennerei zu Mein ift, ausgeſchloſſen 
werden von den Vortheilen, die die Brennerei und die mit 
ihr verknüpften fteuerlihen Einrichtungen geben. Es war 
nicht Sorge für die Kleinen, die Sie hierbei trieb; es 
waren ganz andere Motive. Bon Seiten ber Negierung 
ift uns gejagt worden, fie meffe diefem ganzen Vorſchlag 
nur eine verhältnigmäßig geringe Bedeutung bei; ja, es 
wurde behauptet, fie hätte ſchon heute die Befugniß, bie 
nunmehr nur etwas genauer umgrenzt werben jolle, und 
fie wolle lediglih warnen vor einer übertriebenen Grüne 
dung neuer Heiner Brenuereien. Ja, dad mag bie Abficht 
irgend eines einzelnen Negierungsvertreterd fein; ſteht 
aber die Beftimmung erft im Geſetz, To hindert niemand 
die Verwaltung, fie nad Belieben und in dem Sinne 
anzuwenden, fir die beftchenden Brennereien möglichit 
bie Konkurrenz einzufchränten, ihnen die Vortheile, die fie 
haben, zu belaffen, die anderen dagegen daran zu ber: 
hindern, der gleichen Vortheile theilhaftig zu werden. Das 
ift ja die ganze Tenbeuz dieſer Gejeggebung. 

Darum ift es auch falſch, zu jagen: es ift für die 
Landwirthſchaft beſtimmt, — fondern es iſt richtig, zu 
jagen: lediglich den jetzigen Befigern von Brennereien foll 
geholfen werden, anderen dagegen, bie noch nicht im glück— 
lihen Beſitz find, ſoll verwehrt werden, basfelbe zu 
lufriren, was jenen zugeftanden ift. 

(Sehr richtig! Links.) 

Die Herabſetzung des KHontingent® wird nad dem 
Kommiffionsantrage und in dem ahnen nicht zugemuthet, 
den die Vorlage gezogen hatte; es ift eine Abſchwächung, 
dad mag zugeitanden werden. Aber felbft diefer ab— 
geſchwächte Vorſchlag iſt und unannehmbar, eben weil hier 
wiederum künſtlich die Konkurrenz zurüdgehalten werden 
ſoll. Man hat verfuht — id; will der Sitte des Haufes 
folgen und, da es fih um Kommiffionsberathungen ges 
handelt hat, den Namen des Antragfiellerd nicht nennen —, 
noch nachträglich das Abkommen des Seniorenfonvents 
weiterhin zu durchbrechen und die geſammten Beſtimmungen 
des Abſatzes 2 im Artikel I in die Kommiſſionsbeſchluüſſe 


hineinzubringen 
(hört! Hört! linls), 
und zwar mit der fehr bezeichnenden Begründung, es müſſe 
durchaus verhindert werden, dab eine Ueberſchwemmung 
mit Kleinen Brennereien ftattfinde, daß eine Unzahl Heiner 
Brennereien aus dem Boden wachſe. 
(Hört! hört! links. Widerſpruch rechts.) 

— Ich zitire wörtlich und thue es deshalb, weil in dem 
Bericht des Neferenten, der fi ja naturgemäß nicht auf 
jede Einzelheit bezichen konnte, gerade dieſer Zwiſchenfall 
nicht ganz deutlich hervorgetreten ift. Aber das ift eben 
das Gharalteriftiiche: bier ift es zugeltanden; — und 
ſchließlich: ohne das Zugeſtändniß hatte man es auch 
gewußt. Die ganze Tendenz geht ja dahin. 

Wir find nicht in der Lage, dem Artikel I Abſatz 1 
und 2 der Kommiſſionsbeſchlüſſe beizutreten; wir find es 
nicht, weil wir Rückſicht auf die fleineren Landwirthe 


(C) 


D) 
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(A) nehmen und eine gefunde Entwidlung im ganzen Brennerei: 


gewerbe herbeiführen wollen. 
(Bravo! links.) 
Präfident: Das Wort hat der Here Abgeordnete 
v. Starborff. 
(Baufe.) 
Der > Abgeordnete ſcheint nicht da zu fein. 
as Wort hat der Herr Abgeordnete Wurm. 

. Burm, Abgeorbneter: Meine Herren, Herr dv. Wangen: 
heim hat es fo darzuftellen gefucht, als ob die, welche 
gegen ben Kommiſſionsvorſchlag ftimmen, dafür eintreten, 
dab die Großproduftion innerhalb der Brennereien bes 
günftigt werbe, während er fi als Bertreter der fleinen 
Brennereien hier aufgefpielt hat. So liegt es jedoch 
abjolut nit. Diele Beftimmung ift nur dazu geichaffen, 
dab Ihnen die läftige Konkurrenz vom Halje gehalten 
wird. Die Brenner, die an der Krippe figen, die das 
Kontingent haben, wollen e3 nicht theilen mit denen, Die 
auf Grund berfelben Berechtigung mun neu entftehen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Da Sie nım wiffen, daß, wenn Sie etwa gar auch die 
fleinen und mittleren Brennereien verhindern wollten, vom 
Kontingent zu befommen, Sie innerhalb des Zentrums 
gar feine Gefolgidaft finden würden, fo hängen Sie ber 
Sade dad Mäntelden um, dab Sie gegen die Groß: 
probuzenten eintreten. Dabei macht Herr d. Wangenheim 
ein Rechenexempel, wie e3 wohl bei ben Kornzöllen üblich) 
jein mag, aber in dem Ginmaleins der Schule nicht ge- 
lehrt wird. Er fagt: wenn diefe Einſchränkung nad) dem 
Vorſchlage der Kommiſſion nicht einträte, dann würden 
die nen entſtehenden Brennereien begünſtigt fein gegen: 
über den bisherigen, den alten; denn dieſe alten mühten 
fi eine Einfhränfung von 7 bis 8 Prozent des Kon— 
tingent3 gefallen laffen. Nun tollen wir einmal nad) 
Adam Niefe rechnen. 80 000 Liter, vermindert um 8 Bro: 
(B) ins madt 73 600 Liter; fo viel alfo bürften bie neuen 

rennereien befommen, wenn fie mit ben alten gleich 
geitellt würden. Statt deſſen jollen fie aber nur 50 000 
Liter befommen, db. h. faft 38 Prozent weniger; alfo 30 
rechnet fi der Herr Freiherr v. Wangenheim auf Koften 
der neuen Brennereien zu gute. So gut reinen können wir 
auf ber Linken nit. Das ift eine agrariſche Rechnung. 

hr lint3.) 

Der Riefenlampf, von dem Herr v. ag ie 
innerhalb der Spiritusprobuftion ſprach, ift allerdings 
vorhanden; aber er befteht eben darin, daß bie vor— 
andenen Brennereien nicht dulden wollen, baß neue 

rennereien auflommen. Auf der einen Seite haben Sie 
allerdings mit der Kartoffelnoth zu fämpfen, die barin 
beiteht, daß die Kartoffelproduktion zu groß ee ift, 
zu reihlihe Erträge gegeben hat, ſodaß Sie heute eine 
leberproduftion von Kartoffeln haben, und infolge befien 
ein Sinten des Preiſes ber Kartoffeln eingetreten ift. 
Auf der anderen Seite ift infolge der Begünftigung, 
die feit Jahrzehnten das Spiritusgefeg giebt, infolge ber 
Liebeögaben von 42 Millionen, die Sie Jahr für Jahr 
jest durch die Kontingente beziehen, infolge der Liebed- 

aben von 4 Millionen Mark, die Sie aus der Brent: 
euer beziehen, das Brennereigewerbe fo begünftigt worden, 
daß es ein glänzendes Geſchäft geworben ift, und Sie 
num fürdten, daß, weil eö ein fo gutes Geſchäft tft, zu 
viel Leute mehr hinzukommen, bie auch ein Geichäft 
machen wollen, alfo ein lWeberangebot von Spiritus bie 
Folge wäre, und Ihnen das gute Geihäft fo aus ber 
em geht. Sie wollen hier zwei Fliegen mit einer 
Klappe ſchlagen und wiflen nicht, wie Sie das anftellen 
ſollen: auf der einen Seite wollen Sie den Kartoffel: 
fonfum für Spirituszwede vergrößern, und auf der anberen 
Seite wollen Sie e3 verhindern, daß zu viel Spiritus auf 
ben Markt fommt. 


Nun ift Ihnen, zum Glüd, kann man fagen, burd) (C) 


die Geſchäftslage des Haufes jener ſchlaue Plan, der von 
der Spirituözentrale außgehedt wurbe, und ben und ber 
Herr Staatöjekretär des Reichsſchatzamts als Geſetz— 
entwurf vorlegte, der Plan der zwangsweiſen Dena— 
turtrung desjenigen Spiritus, der über eine gewiffe Menge 
gebrannt ift, vereitelt, und Sie fünnen in dieſes Noth- 
geſetz dieſen Plan nicht mehr aufnehmen. Die ganze 
Tendenz deffen, wad Sie wollen, geht immer wieber 
darauf hinaus, Tünftlih das Angebot zu verringern auf 
Koften derer, die fommen wollen; bie neuen follen unter- 
drüdt werden, während bie alten das Necht haben follen, 
fi) auszudehnen. Der Herr Kollege Fiſchbeck hat ganz 
richtig bemerkt, daß Sie die Grenze von 50 000 bort ge- 
zogen haben, wo durchſchnittlich Dftelbien feinen Hödhjft- 
betrieb hat; was darüber hinaus ift — und das betrifft 
die Brennereien in Sübbeutihland —, foll unterbrüdt 
werden, damit Sie ungehindert möglichft viel Brennereien 
in Ihrem Bezirk entftehen laſſen können. 

Nun ift es doch Sache der Vertreter ber fübdeutichen 
Negierungen im Bundesrath, gegen biefe für die Spiritus— 
brennereien Oftelbiend zugeſchnittene Geſetzgebung Proteſt 
zu erheben. Es ift ſonderbar, daß Süddeutſchland ſich 
dieſe Art, wie hier vorgegangen wird, — vielen Jahren 
——— läßt. Es ſcheint wirklich, daß man ſich dort 

exeits alles gefallen läßt. Aber wenn wir hier heute 
egen dieſen Antrag ber Kommiſſion Proteft erheben, daß 
Bier eine Einſchränlung bes re geſchieht, fo 
hun wir das nicht, weil wir etwa die Großprobuftion 
auf Koften ber fleinen begünftigen wollen, fondern weil 
wir der Anficht find, daß alles zu verhindern ifl, was 
bie Produktion einfhräntt; denn nur dadurch, daß 
bie Produktion fih ausdehnen kann, ift es möglich, 
ben Ring zu durchbrechen, den Sie bereit fo gut wie 
geihloffen haben, wenn aud ein Theil der Produzenten 
nicht zu dieſem gehört. 
(Sehr richtig! Links.) 

Es ift jehr zutreffend, wie aud Herr Kollege Pachnicke 
hervorhob, daß gerade von Geiten ber Intereſſenten— 
vertreter großer Altiengefellihaften der Gebante aus: 
geiproden wurde, daß man die kleinen Brennereien 
und bie mittleren nicht fo emporwudern laffen 
jolle; das wäre ein Unglück für bie Spirituß- 
inbuftrie. Das ift aud fo ein Zeichen für bie ganze 
Art, mit ber man die Spiritusprobuftion hindern wollte, 
daß man bie drüdendften Beftimmungen über die Ber: 
wendung ber Sclempe in das Geſetz hineinzubringen 
verfuchte, gleih als ob nicht die Schlempe lieh 
immer wieder in ben landwirthſchaftlichen Betrieb zurüd: 
fehrt, und der Dünger, der infolge ber Schlempefütterung 
eiwonnen wird, immer wieder der Landwirthſchaft zu 
ute kommt. Man wollte ein Privileg ſchaffen für 
beftimmte Beſitzgrößen, bie im der Lage find, eine 
eigene Brennerei zu errichten und ben Ertrag auf 
eigenem Grundftüd zu verwerthen. Schon das beftehenbe 
Geſetz giebt die Möglichkeit, dieſen privilegirten Schug 
gewilfer Befiggrößen durchzuführen, und es tft nun aud) 
wieder ganz angenehm, daß burd die Geſchäftslage des 
auſes es verhindert wurbe, fo wie die Vorlage unb bie 
ommiffion es beabfichtigten, dieſen Schuß der Herren 
Privilegirten, die auch fonft noch bürgerlich privilegirt 
nd, noch meiter auszubehnen. Aber, meine Herren, 
wenn Sie etwa glauben, damit und und bie Wähler 
draußen abzuſchrecken von unjerer Stellung, daß Sie jagen, 
indem wir genen biefen Kommiſſionsvorſchlag Front 
machten, a tigten wir bie Großen unb wollten bie 
Kleinen jchädigen, fo ift das nad) Lage ber ganzen Sache 
durchaus unrichtig. Wir ftimmen nur dafür, daß bie be— 
ftehenden Großen nicht noch weiter begünstigt werben, und 
ber Ring, der zum Schaden ber Geſammtheit operirt, 
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wicht noch weiter gefräftigt wird. Deshalb erklären wir 
uns gegen den Vorſchlag der Kommiſſion. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Paaſche. 

Dr. Paaſche, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeordnete Wurm hat Schließlich feine Abftimmung 
damit zu motiviren gefucht, daß er ſagte, er ſtimme nicht 
fiir die privilegirten Großen, jondern bloß gegen bie Er— 
haltung des Privileg. De facto aber fommt feine Ab- 
lehnung des Kommiſſionsvorſchlags doch darauf hinaus, 
daß er den Großen ein Opfer eripart, das fie zu Gunften 
der Kleinen und des ganzen Gewerbes bringen follten. 
Denn dad leugnet doch niemand, daß infolge des Bes 
ichluffes der Kommilfion die größeren und die großen 
Brenner, die gewerblichen noch mehr als die fandwirth: 
ichaftlichen, Opfer bringen müffen zu Gunften ber Kleinen, 
denen befanntlid bis zu 300 Heltoliter Produktion über: 
haupt eine Brennjtener nicht zugemuthet wird, und die, wenn 
fie 600 Heftoliter produziren — das find doch ſchon ganz 
anftändige Brennereien —, heute 50 Pfennig in maxiıno, 
im Durchſchnitt 25 Pfennig pro Heftoliter bezahlen, nad) 
dem nenem Vorfchlage aber 12'/, Pfennig mehr bezahlen 
mäüffen. 

(Zuruf.) 
— In der Verhandlung ift man auch darauf zu ſprechen ge: 
fommen, und id) barf es alfo hier erwähnen. 

lleber die Brennftener will id jedoch bei biejem 
Paragraphen nicht weiter ſprechen, da die Diskuſſion 
darüber getrennt ift, und wir nachher noch darauf zu 
ſprechen kommen werden. 

Was nun die Vorſchläge in Bezug auf die Kontin— 
gentirung anlangt, fo ſteht ein großer Theil meiner 
politifchen Freunde auf dem Standpunkt, den vorhin der 
Herr Abgeordnete vd. MWangenheim vertreten hat, daß es 


(B) ſich hier gar nicht darum handelt, die neuen zu fchädigen, 


fondern nur darum, die alten vor Schaden zu bewahren. 
(Sehr richtig! rechts. Heiterkeit lin. Zurnf.) 
— Ja, Herr Abgeordneter Singer, das ift ganz etivas 
anderes. Berüdfihtigen Sie doch gefälligft Folgendes. 
Diejenigen, die vor 5 Jahren nen fontingentirt find, 
haben damals 800 Heftoliter als Marimum erhalten. 
Sie haben fid) aber eine Reduktion von, wenn ich nicht 
irre, 111/,°%/, gefallen laſſen müffen und müßten auf 
Grund des rebuzirten Kontingent jeßt in Die neue 
Ktontingentirung eintreten und fich wiederum eine Kürzung 
gefallen Laffen. Wer alio zufällig ihon vor 5 Jahren 
eine Brennerei gebaut hat und damals ein Kontingent 
befommten hat, fteht jehr viel ſchlechter als die neuen, Die 
nachträglid in den Konkurrenzkampf eintreten wollen. 
Wenn man das zu verhindern ſucht und demen, bie jett 
eintreten, die gleichen Lebensbedingungen ichafft, die bie 
alten bereit3 haben, dann werde ich wohl berechtigt ge: 
weien fein, dad, was Ihre Heiterkeit erwedt hat, aus: 
zufprehen: dann werben die alten dagegen geſchützt, daß 
fie nicht auf Koſten der neuen geihädigt werden, — und ich 
meine, der Beſtehende hat ſchließlich mehr recht, als der, 
ber erjt, durch irgend welde Berhältniffe gedrängt, bie 
Arbeit beginnen will. 
(Sehr richtig! rechts. — Heiterkeit links.) 
Wie Sie das beftreiten wollen, verftehe ich nicht; das ift 
geradeſo, ald wenn man fagen will: für Die gegenwärtige 
Generation arbeiten wir noch nicht, jondern wir thun 
alles für die zufünftige und jchädigen womöglich die 
heutige Generation. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Daß twir für das beftehende Gewerbe zuerit eintveten, 
das ift der Grundgedanke der ganzen bisherigen Gefeßgebung 
auf diefem Gebiete; daß Sie diefe Geſetzgebung nicht ges 
wollt haben, willen wir ja, und daß Sie die Oppofition 
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nicht fallen laffen werben, bin ich überzeugt. 
wir bisher die Gejeßgebung nad diefer Richtung Hin ge: 
leitet haben und haben jett ein Nothaefeg, fo iſt es voll: 
ftändig gerechtfertigt, wenn man dann das Beftehende 
für ein Jahr weiter zu erhalten ſucht. 

Meine politifhen Freunde waren ja zum großen 
Theil bereit, die Vorlage der verbündeten Regierungen 
anzunehmen; da es bei ber Geſchäftslage des Hauſes 
nicht möglich ift, fo verfuchen wir das, was wir biäher 
nehabt haben, zum Mugen für die Brennereien, für die 
Zandestultur im Diten, Weften und Süden möglichit 
zu erhalten. Und wenn dann gefagt wird: ja, das find 
Widerſprüche, auf der einen Seite redet ihr immer davon, 
die Intereſſen der landwirthichaftlihen Brennereien aus— 
zubehnen, und auf der anderen Seite wollt ihr Beftim: 
mungen treffen gegen eine weitere Ausdehnung der Bros 
duktion, — fo, meine ich, ift der Widerſpruch in diefem Vor: 
achen gar nicht fo vorhanden, wie Sie fagen, ſondern 
wir erflären mu: wenn wir heute infolge der hoben 
Steuer eine Beichräntung des Trinkbranntweinkonſums 
haben, und durch bie ganze Lage des Brennereigewerbes 
die Nothwendigfeit vorliegt, das Kontingent und das 
Quantum des Trinkbrauntweins einigermaßen in Ber: 
hältniß zu einander zu bringen, fo wollen wir von biefem 
Kontingent die Thellung fo vornehmen, daß wir nicht 
unndöthigerweife neue Brennereien entitehen laffen zum 
Schaden derer, die bisher ihre Wirthihaft darauf einge- 
richtet haben und zum Theil allein durch dieſes Kontingent 
leiftungsfähig geweſen find. 

Dak die Ausdehnung des Kartoffelbaus zu Brenn: 
zweden erwünſcht wäre, wird doch niemand leugnen 
fönnen. Auch der Herr Abgeordnete Wurm ift früher 
mit Nedt für die Ausdehnung des Sartoffelbaus zu 
Brennzweden eingetreten, um dem Betroleum auf dem 
Gebiet der Beleuchtung und zu Heiz: und motorifchen 
Zwecken entgegenzutreten. 

Es ift aber etwas ganz anderes, ob man das Kon— 
tingent zur Erhaltung der bejtehenden Betriebe in Ein: 
Hang bringt mit dem Trinkbranntweinverbrauch und 
gereht vertheilt und Dafür jorgt, dab Die weiteren 
Spiritusmengen unter Bedingungen an den Markt ge: 
bracht werden, bie es ermöglichen, ihn in erfolgreiche 
Stonfurrenz mit dem Petroleum treten zu laffen. Im 
letzteres handelt es ſich doc hauptſächlich. 

Ueber die Brennſteuer ſoll aber erſt nachher geſprochen 
werden; deswegen will ich darauf jetzt noch nicht eingehen. 
Ich glaube, die Beſchlüſſe, wie ſie hier vorliegen, auch 
mit dem Antrag Bieſenbach, ſind durchaus im Sinne der 
Geſetzesvorlagen und durchaus im Sinne der bisherigen 
geſetzlichen Beſtimmungen. Will man ein Nothgeſetz, das 
die beſtehende geſetzliche Lage aufrecht erhält, jo find die 
Anträge die ganz nothwendige Konſequenz des bisherigen 
Vorgehens. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. v. Komierowski. 

Dr. v. Komierowski, Abgeordneter: Meine Herren, 
der Herr Stollege Wurm hat e8 bedauert, daß überhaupt 
ein Nothgefes zu Stande gefommen ift. Ich bedaure es 
auch; nur der Grund unſeres Bedauerns ift ein anderer. 
Er bedauert überhaupt, daß etwas für die Negulirung 
des Brauntweinſteuergewerbes geichehen ift; ich bedaure, 
daß ein fo knappes Geſetz erlaffen if. Es find auch 
verſchiedene andere Punkte, die wir wohl gemeinſchaftlich 
haben in dem Gefühle des Bebauernd, aber nicht in bem 
runde desſelben. Gr bedauert, daß Art. 1 für bie 
gewerblichen Prennereien doch micht ausreichend gefaßt 
iſt; ich bedaure, daß überhaupt diefer Abjat geblteben 
iſt, — ich hätte überhaupt gewünscht, daß bie gewerblichen 
Brennereien aus dem Branntweinſteuergeſetz ganz ges 
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(A) ftrihen wären, von unferem Standpunkte aus, die wir 


die öftlichen Provinzen zu vertreten haben. Wir haben 
nänılich feine gewerblichen Brennereien, und die Konſequenz, 
die der Abgeordnete Wurm zieht aus den Nefultaten einer 
gewerblichen Brennerei für bie landwirthſchaftlichen Be: 
triebe, ift vollftändig unfadhgemäß. Die Abfälle der ge: 
werblihen Brennereien fommen in unferen Provinzen gar 
nicht zur Geltung, und es ift bei uns außerhalb des 
Bereichs der Möglichkeit, diefelben finanziell richtig zu 
verwerthen. Andererjeit3 hat fi) aber der Abgeordnete 
Wurm dabei nicht beruhigen können, daß wir, bie wir 
bier alö eine freie Vereinigung für das landwirthſchaft- 
liche Nebengewerbe für die Brennereien eingetreten find, 
einerfeit8 die Produktion einſchränken wollen, anderer: 
ſeits biefelbe erweitern. Ganz natürlich! gerade dieſe 
gewerblihen größeren Brennereien wollen wir be: 
ichränfen, um den mittleren und Eleineren lanbwirth: 
ichaftlihen Betrieben im Olten, bie nur als jolde 
eriftenzfähig find, den Betrieb zu ermöglichen. 

Nun Hat man mit Bedauern gefproden, daß ber 
Denaturirungdzwang bier im Gejege überhaupt zur Ans 
wendung fommen fol. Ja, meine Herren, dieſes Be: 
dauern kann ich nicht begreifen; denn durch den 
Denaturirungdzwang tft ber gewerblide Spiritus 
überhaupt nur billig herzuſtellen. Alſo wer auf 
die Billigfeit deö gewerblihen Spiritus bedacht tft, ber 
muß den Denaturirungszwang gutheißen! 

Nun glaubte der Herr Borrebuer, an die alte Devife 
anknüpfen zu müſſen: duobus certantibus tertius gaudet 
— wenn zwei ſich ftreiten, hat ber Dritte feine Freude. 
Er glaubte, zwijchen die ſüddeutſchen und die norddeutſchen 
Brenner „propter invidiam® bie Streitart werfen zu 
müfen. Nun, meine Herren, id mißgönne gar nicht den 
Herren aus Süddeutſchland die Vortheile, die fie durch 
die Steuergefeßgebung haben; ih gönne fie ihnen aus 
Aber dad weiß ich fehr wohl, daß fie 
anerkennen, daß fie die Wortheile befiten, und daß mir 
bedeutende Nachtheile haben. Sehen Sie fih bod bie 
Zufammenftellung der Kontingente an, wie wir fie in 
Süddeutſchland und wie wir fie in Norddeutſchland haben! 
Die Herren im Süden brennen gar nidht oder nur Bruch— 
theile über das Kontingent, während wir bad Zweifache 
oder das Dreifahe des Kontingents überfchreiten müſſen, 
um überhaupt dem landwirthſchftlichen Betriebe gerecht 
zu werden, und babei müſſen wir und noch Beſchränkungen 
auferlegen. 

Meine Herren, es ift immer vom Liebeögaben ge: 
iprochen worden. Die Liebedgabe ift die Beichränkung in 
unferer Produktion, — jo lautet der wirkliche Werth der 
Liebesgabe! Wir haben eine Einſchränkung bes Brennerei- 
betriebes bei Einführung der Kontingents auferlegen 
müſſen, und biefe Beſchränkung ift ausgeglichen worden 
durd) die Ktontingentöziffer, die und das damalige Geſetz 
nunmehr zugetheilt hat. Aber trog diefer Maßnahmen 
haben wir uns alle aus finanziellen Rüdfihten in dem 
Umfange des Brennereigewerbes nod mehr einſchränken 
müfen. Es ift bereit in ber Kommiſſion — id) glaube, 
von Herrn v. Wangenheim — auf die finanzielle Seite 
bingewiefen worden; ich fönnte ebenfalls beftätigen, Daß 
wir in einzelnen Brennereien, die wir früher 2000 bis 
2500 Liter gebrannt haben, heute auf die Hälfte zurück— 
gegangen find. 

. (Sehr richtig!) 

Wenn ich nun auf die Frage des Zwiftes zurücklomme, 
der zwilhen Süd- und Norddeutſchland bezüglich des 
Brennereigewerbe3 obwalten könnte, fo, meine ich, ift 
gerade heute der Appell am Plate, daß wir, die wir das 
Brennereigewerbe als das hauptfählichite landwirthſchaft— 
lie Gewerbe betradhten, ganz glei, ob wir Süddeutſch— 
land oder den Norden und DOften Deutfchlands vertreten, 


und von ben Gefahren vollftänbig überzeugen, die und 
bedrohen, wenn wir nicht einig find; denn dann würde 
jedenfallö der „tertius gaudens* feine Freude daran haben, 
daß nichts zu Stande fommt, und dann wird auch Süd— 
beutfchland ſchlecht dabei fahren! Es ift ein Jahr viel- 
leicht eine zu fnappe Frift, um nad jeder Richtung uns 
verftändigen zu können; aber ich möchte an die Herren 
aus Süddeutſchland gerade diefe Mahnung richten, 
weil ich Gegenden vertrete, welche auf die Brennerei ihren 
hauptſächlichſten landwirtbichaftlihen Erwerb gründen, 
und weil wir glauben, daß mit Süddeutſchland ſich ein 
Ausgleih aud wird finden laſſen Ich bedaure infos 
fern, daß in diefem Nothgefeg der Denaturirungdzwang 
auögefallen if. Ich habe bereitö bei der erften Leſung 
darauf hingewiefen, daß wir uns ohne Denaturirungs: 
zwang gar nicht vorftellen fünnen, wie der gewerbliche 
Spiritus billig hergeftellt werben fan; und wenn er nicht 
billig hergeftellt werden kann, fann er aud nicht bie Heiz: 
fraft erfegen, die nicht nur für den landwirthfchaftlichen 
Betrieb, aber aud für den fleinen Mann auf bem Lande 
durchaus erforderlidy ift. 

Ih will mic auf dieſe wenigen Worte befchränfen, 
ba Sich die Debatte ja nur um den Art. I bewegt. Ich 
wollte nur noch Hinzufügen, daß ber Herr Stollege 
Paaſche vollftändig die falihen Ausführungen, die der 
Herr Kollege Wurm bezüglid ber Ziffern bes Herrn 
dv. Wangenheim gemacht hat, berichtigt hat. Der Gefammt> 
durchſchnitt des Kontingents in Deutichland, abgerechnet 
die Brennereibetriebe unter 10000 Liter, beträgt 494 Liter. 
Wenn wir aljo eine Kontingentäziffer von 500 Litern 
fixirt haben, fo entipridt das dem Durchſchnitt des 
Kontingents in ganz Deutichland. 

(Sehr richtig! redts.) 

Andererfeit3 möchte ich dem Herrn Kollegen Wurm 
entgegenhalten, daß bezüglich feiner Berehnung der 
Prozente es doc ganz unbeſtimmt ift, wie viele Betriebe 
entitehen, und welche Kontingente diefen Betrieben in 
Ausfiht geftellt werden müflen, jodak alfo die prozentuale 
Berechnung gegenüber den alten Betrieben ganz unmöglich 
ift, wenn man diefe beftimmte Ziffer nicht zur Hand hat. 

Durd den Abänderungdantrag des Herrn Biefenbad 
und Genoflen, den wir Polen unterftügen, ift ja gerade 
all den Brennereien, die im diefen Jahre entftehen, ein 
fo bedeutendes Entgegenfommen geihaffen und ein fo 
bedeutender Ausgleich gegenüber den früheren Bes 
ftimmungen des Geſetzentwurfs getroffen (denn die neuen 
in dieſem Fahre errichteten Brennereien erhalten biefelben 
Ktontingente wie bie alten), daß ih faum glaube, daß 
man irgend etwas mehr wünfcden kann. 

Auf Grund aller diefer Erwägungen glauben wir uns 
ber Zuftimmung zu dieſem Nothgejege nicht entziehen zu 
fünnen, obgleih wir bedauern, dab ein Nothgeſetz 
erfolgen mußte, und daß nicht bie urfprünglide 
Gefetesvorlage in vollem Umfange zur Wer: 
abſchiedung kommt. 

(Bravo!) 

Präfident: Das Wort hat der HerrAbgeorbnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Meine Herren, mein Name 
ift in der Deffentlichfeit in Verbindung mit ben Ber- 
handlungen des Seniorenfonvent3 derart genannt worden, 
daß ich mich für verpflichtet halte, hier dazu Einiges zu 
benterfen. 

Meine Herren, wie war e3 im Seniorenfonvent? Es 
wurde aufgefordert, eine Einigung zu treffen über die 
nod) zu erledigenden Geſetze, derart, daß jede durd ihre 
Vertreter anweſende Partei fid verpflichtete, bei den Ver: 
handlungen über diefe Geſetze von der Geſchäftsordnung 
durch Auszählung feinen Gebraud zu maden. Nun 
wurde gefragt und wurden die Gejeße durchgenommen. 
Da ilt von feiner Seite bemerkt worden, dab man mehr 
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(Ricdhter.) 


(A) verlange als die einfache einjährige Verlängerung dieſes 


Geſetzes. Ich meinerjeit3 bemerkte danıı, daß ich aller: 
dings, wenn man weiter ginge und materielle Intereſſen 
treffen wolle, auf den Vorbehalt nicht eingehen könnte. Cs 
wurde nicht weiter darauf Bezug genommen. Bon einem 
Mehrheitsbeihluß ift überhaupt niemald im Senioren: 
fonvent bie Nede, aber ich bin überzeugt, und bie Herren 
werben eö mir beftätigen, man ging allfeitig auseinander 
in der Auffaffung, dab in den nod übrigen Tagen nicht? 
weiter zum Abſchluß kommen würde, ald die einfache 
Prolongation um ein Yahr. Nur von einer Seite wurde 
ein Vorbehalt gemacht, aber nicht in Bezug auf dieſes 
Geſetz, Tondern in Bezug auf die dritte Berathung der 
Gewerbegerihtönovelle. 

Wenn nun Herr v. Wangenheim gefagt hat, die Herren 
im Seniorentonvent haben die Tragweite einer einfachen 
Verlängerung nicht erkannt, unterſchätzt, jo erwidere ich 
ihm, es haben jehr große Brenner vor dem Herrn aud) 
im Seniorenfonvent geſeſſen 

(fehr aut! links), 
audı ſolche, die nicht weit von ihm ihren Pla haben. 
Dann aber wäre es dod das Mindefte geweien, wenn 
man meinte, ber Seniorenfonvent hätte die Tragweite 
unterfhätt, dab man die Anregung gegeben hätte, den 
Seniorenkonvent nochmals zu hören. 

(Sehr wahr! links.) 

63 haben ſich die Herren in einer Fachkommiſſion mit ber 
GEinfeitigkeit, die allen Fachkommiſſionen eigen ift, zumal 
wenn fie von Spezialintereffenten dieſes Fachs ftark 
bejegt find, fofort zwei Stunden nachher vereinigt, um ent- 
gegen den Beichlüffen in der Form eines Kommiſſions— 
antrags weitergehende Anträge zu ftellen. 

Dann, meine Herren, ganz abgejehen von Sentoren- 
fonvent: wo ift es vorgelommen, daß eine Kommilfion, die 
mit einer gründlichen Borprüfung beauftragt wird, in 
(B) einer fo ſchwierigen Materie fih in 24 Stunden fchlüffig 

t 


mad 
(hört! hört! Links), 

in 24 Stunden einichließlich der Zeit, wo vielleicht bie 
Herren in der Nacht darüber nachgedacht haben im ftillen 
Kämmerlein? Ich meine, von ber erften Anregung in ber 
Kommiffion bis zur Cinbringung bes Kommiſſions— 
antragd. Nun bedenken Sie, feit Monaten hat dieſes 
Gefeg im Bundesrath geitedt: der Bundesrath hat ſich 
nicht ſchlüſſig machen können! Das zeigt doch, wie 
ihwierig die Sache ift. Dann kommt es Mitte April 
enblid an und, es kommt bie erfte Berathung, in der 
Kommiffton ift die Stimmung derart, daß man zunächſt 
biefes Gefeg zurüdftellt. Und nun wird in 24 Stunden 
biejer Vorſchlag hier gemadt. 

Nun verfuht der Herr Abgeordnete Gamp durch 
einen Zwifchenruf zu beitreiten, daß dieſe Beftimmung, 
die bier in Frage ſteht, einen dauernden Charakter hat. 
Man kann fi ja im erften Augenblid durd den Hinweis 
verblüffen laffen, daß es hier heißt: für Brennereien, 
welde bi zum 1. Oltober 1902 betrieböfähig werden, 
.n die Beihränfung. Aber wie hängt das zufammen? 

n bem betreffenden Geſetz tft die Beſtimmung getroffen, 
daß neue Brennereien erit an dem Kontingent betheiligt 
werben, wenn fie im legten Jahre ber abgelaufenen 
Sontingentöperiode ſchon im Betriebe gewefen find. Nun 
läuft die Kontingentsperiode 1903 ab; das letzte Jahr 
ber vorhergehenden Beriode ift alio das Jahr vom 
1. DOftober 1902 bi zum 1. Oftober 1905. Hier wird 
verboten, daß fie mit 80000 fontingentsfähigen Litern 
bis zum 1. Dftober 1902 betriebsfähig gemacht werben; 
aljo können fie dann auch nicht in dem Jahre 1902/03 
betriebsfähig fein. Diefe ganze Beftimmung hat alfo die 
Bedeutung, daß für die ganze folgende Kontingentirungs- 
periode, alſo bis 1908, thatſächlich die Beftimmung ber 


Beihränkung des Kontingent3 auf 50000 Liter in Kraft (C) 


tritt. Ste machen aljo feine Verlängerung auf ein Jahr, 
fondern machen thatfählid ein Geſetz, das für jieben 
Jahre feine Wirfung hat, bis zu ber zweitfolgenden 
Kontingentirung im Jahre 1908. Deshalb kann bier gar 
nicht die Nede davon fein, wenn man die folgende Nummer 
betreffend die Brennitener als ein Nothſtandsauskunfts— 
mittel bezeichnen will, dies auch Hierauf hierfür anzu— 
nehmen. 

Darin hat der Herr Kollege Wurm ganz recht, went 
er mit großer Schärfe hervorgehoben hat, man folle ſich 
doch darüber nicht täuſchen: es handelt fich hier ga nicht 
um eine Begünftigung von fleinen und mittleren Betrieben 
gegen den Großbetrieb, fondern es handelt ſich über: 
haupt um eine Erfhwerung ber Konkurrenz neu 
entftchendet Brennereien gegen bie beftehenben 


Brennereien. 

(Sehr richtig! links.) 
65 handelt ſich darum, jet einen weiteren Schritt zu 
thun, um den beftehenden Brenmereien eine Art von 
Realberedtigung für ein beftimmtes Stontingent zu 


geben. 
(Sehr richtig! Links.) 
Der Herr Abgeordnete Paaſche Hat fich bereit in biefen 
Gedanken einer Nealberedtigung auf ein beftimmtes Kon— 
tingent derart eingelebt, daß er fagt: die Alten dürfen 
bob nicht geihädigt werben, die Alten haben fid) das 
gefallen laſſen müffen. Haben diefe Alten denn nad) 
unferer biöherigen Befeggebung jemals ein Recht gehabt 
auf eine beftimmte SKontingentöziffer? Durchaus nicht. 
Das geſammte Kontingent wird feftgefegt nad) Maßgabe 
ber zumehmenden Benölferung für eine neue Periode; und 
wenn die Brennereien fid) mehr erweitert haben, als dem 
Verhältniß der Bevölkerung entipricht, jo müſſen fich 
natürlih alle Brennereien bei der Neupertheilung eine 
Verringerung ihres Kontingent gefallen Laffen. 
(Sehr richtig! links.) 

Das ift es, was man zu verhindern ſucht. Man will 
für die beftehenden Brennereien die Summe, die einmal 
zugeltanden ift, felthalten, trogdem im ganzen bie Ber: 
niehrung ber Produktion das nicht mehr zuläßt. 

Man will die Gründung neuer Brennereien nad 
Möglichkeit erfchweren. Da if es bejonderd der Herr 
Adgeordnnete Ganıp, der ſehr ſcharfſinnige Vorſchläge in ber 
Richtung gemadt hat. Ich müßte mich fehr täufchen, wenn 
nicht im Jahre 1895 die Beltimmung, dab nur die neuen 
Brennereien an dem Kontingent betheiligt find, die ſchon 
im legten Jahre der abgelaufenen Kontingentsperiode im 
Betrieb war, von ihm herrührte. Det foll nun mit einen 
Male der weitere Schritt gemadjt werden, indem bie 
neuen Brennereien nur mit höchſtens 50 000 Litern be: 
theiligt wären. Merken Sie wohl auf! Nicht gegen ben 
Großbetrieb überhaupt mit 50000 Litern, fondern nur 
gegenüber ben neuen Brennereien über 50 000 Liter fehrt 
fih die Sade, hauptjädhlich deshalb, weil es einer großen 
Brennerei nod am eheften möglich ift, die Beſchränkungen, 
bie ſchon das geltende Geſetz ber Konkurrenz entgegen: 
ftellt für neue Betriebe, durch bie größeren Wortheile, die 
der Großbetrieb mit fi bringt, zu überwinden. Nun 
wird es fo bargeftellt, ald ob die neuen Brennereien 
np bieje Beftimmung im Vortheil fein würden gegen: 
über ben alten. Es ift uns vorgerechnet worden, daß es 
fo fommen würde, daß eine alte Brennerei, bie jekt 
80000 Liter bat, bei der neuen Stontingentirung auf 
73000 ermäßigt werden müßte. Wenn die neuen 
Brennereien aber fein größeres Areal haben als die alten 
Brennereien, jo müßten fie es ſich aud gefallen laſſen, 
mit einem Kontingent von 73000 vorlieb zu nehmen. 

(Zuruf redht3.) 
— Gewiß, meine Herren; bier aber joll verhindert werden, 
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(A) daß die neuen Brennereien, auch wenn fie ein verhältniß: 


(B 


Du 


mäßig noch größeres Areal haben, dod nicht das dem 
Areal entiprehende Kontingent befommen, fondern eine 
Marimalgrenze mit 50000 Litern. Die ganze Rechnung 
geht immer darauf hinaus, nicht die Spiritusinduftrie im 
allgemeinen, aud) nidjt die Landwirthſchaft zu heben, fondern 
einer ganz beftimmten Klaſſe von Brennereien 
eine im Werthe fteigende Nealberehtigung zu geben. Da: 
gegen empdren wir uns fo jehr, wie wir es irgend ber: 
mögen. Es ift Diefelbe Sache wie bei den Apotheken. 
Da hat es auch angefangen mit perfönlichen Berechtigungen; 
thatſächlich es aber verkäufliche Realberechtigungen 
geworden, die wir, wenn es überhaupt dazu kommt, mit 
ſchwerem Geld werden wieder ablöſen müſſen. Das wird 
auch die Folge davon fein, wenn dieſes Kontingent den 
Charakter einer Nealberehtigung annimmt. Die Folge 
davon ift, dab bei dem Verkauf des Gutes der Werth 
eines Kontingents mit in Anſchlag gebracht wird, der 
Käufer dann auch dieſes Plus verzinfen muß, und 
ichließlih fi) der Nachbeſitzer mit der Brennerei abfolut 
nicht befier fteht, weil er um fo viel höhere Zinfen 


zu zahlen hat. 
(Sehr — 5* links.) 

Meine Herren, das iſt die Politik, die vorgiebt, im 
Intereſſe der Landwirthſchaft und der Branntweininduſtrie 
Geſetze zu machen. Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Wangen: 
heim hat wieder auf das Intereſſe der Landwirthſchaft 
ſich berufen. Damals vor dem Geſetz von 1887 hat man 
hervorgehoben: wir müſſen für den Startoffelanbau auf 
den leichten Böden forgen. Da ift nun die Statiftif, die 
wir jegt befommen haben, über ben Startoffelanbau in der 
Zeit nad) dem neuen Branntweinitenergefeg uns ſehr 
intereffant gewefen. Die Kartoffelproduktion hat in einer 
Weiſe zugenommen, wie ih es überhaupt noch wicht 
gewußt habe. Das Areal des bebauten Bodens ift um 
10 Brozent gewachſen und die probuzirten Mengen um 
50 Prozent jeit dem Jahre 1887. Ya, jagt man, bei 
diefer lleberproduftion muß nun nod mehr geichehen. 
Der Antheil der Spiritusproduftion an der Verwerthung 
der Startoffel ift ein viel geringerer, als man bisher ums 
vorgeftellt hat. Der Antheil iſt gegenwärtig mur 
6,76 Prozent der geſammten SKartoffelmenge; alfo, was 
Sie aud anftellen mögen, um 1 bis 11/, Prozent dieſen 
Autheil zu fteigern, für die Verwerthung der Kartoffel im 
allgemeinen ift dies von erheblid geringerer Bedeutung. 
Mir hat Herr v. Wangenheim einmal bei einer anderen 
Gelegenheit entgegengehalten, da im Verhältniß zu diefer 
Steigerung der Ernten and Kartoffeln der Antheil der 
Brennereien au der Verwerthung der Kartoffeln nicht ges 
ftiegen, fondern zurüdgegangen ſei. Meine Herren, bie 
Statiftit, die wir jett befommmen, beweift das Gegentheil! 
In den eriten Jahren der Statiftif wurden verwandt zur 
Brennerei don dem geernteten Kartoffeln 6,27 Prozent, 
in der folgenden Periode 6,34 Prozent und in den lebten 
beiden Fahren 6,76 Prozent. Alſo es ift auch hier eine 
fteigende prozentuale Berwendung der Startoffeln zur 
Spiritusproduftion, auch troß der abjoluten Vermehrung 
der Kartoffelproduftion, nod vorhanden, alfo innerhalb 
der gefteigerten Produftion nod eine prozentuale Ber: 
mehrung der Verwendung zur Spiritusproduftion. Und 
daß die Stlagen über die Noth durchaus micht im der 
Meile berechtigt find, das zeigt eben, wie herborgehoben, 
der Umſtand, dab Sie ja jet nad allen Richtungen 
Geſetze machen wollen, die neue Brenmereien verhindern 
und zuridichreden. Her v. Wangenheim jagt: wir 
machen dieſe Geſetze, um der Maichineninduftrie zu helfen. 
Meine Herren, wie jehr die Maſchineninduſtrie darauf 
rechnet, daß neue Brennereien rentabel find, das erichen 
Sie aus den Ausführungen, wonad die Maichinenfabriten 
felbit dazu amveizen, Genoſſenſchaftsbrennereien zu 


gründen. 
feine fprumgweife Vermehrung 
(ſehr richtig! recht3) 
der Produktion, der Brennereien. Meine Herren, genau 
fo haben die alten Zunftmeilter geſprochen im Mittelalter. 
(Zebhafte Zuftimmung links.) 
Wenn neue Handwerfämeifter an einen Ort kommen, To 
waren bie alten auch gar nicht gegen die Erweiterung der 
Konkurrenz — aber: vernünftig! 
(Heiterkeit! und fehr richtig! links) 
— d. h. ſoweit es in ihrem Intereſſe lag. Das ift aljo 
bier genau im moderner Form die Wiederkehr diefer alten 
Zunftbeftrebungen, die Konkurrenz der alten Brenner gegen 
die neuen, die bier zum Ausdrud kommt. 

Meine Herren, alles das hilft Ihnen nichts. De 
mehr Sie durch ſolche Geſetze auf der einen Seite die 
Konkurrenz beichränfen, auf der anderen Seite bie Ueber— 
produktion anreizen durch neue Prämien, deſto tiefer 
gerathen Sie auf biefem abihüffigen Wege weiter und 
werden fchliehlid ganz unhaltbare Zuſtände erzeugen. 

Dann noch eins! Sprungweile Vermehrung ber 
Produktion will Herr dv. Wangenheim nit! Meine 
Herren, haben Sie fhon unterſucht, wie die Ring— 
beftrebungen auf die Steigerung der Produftion gewirkt 
haben? Nach meinem Dafürhalten ift der Ning ſchuld, 
daß in dem Fahre, unmittelbar bevor er fein Geſchäft 
begann, die Produktion jo außerordentlih geitiegen ift, 
weil die Erwartung der Preiöfteigerung durch den Ning 
anreizte, große Mengen herzuftellen, bevor noch der Ring 
eingetreten war. Das ift genau dieſelbe Grfahrung, die 
man beim Zuderring gemaht hat. Bor dem Inkraft— 
treten des Zurderringes haben die Zuderraffinerien jo viel 
Zuder wie möglich produzirt in der Grwartung ber 
Preisfteigerung, die zunächſt dann ihnen zu gute 
fommen wilrde, 


Meine Herren, erft wenn alle diefe künſtlichen Mittel (D) 


in der Gejeggebung und des Ninges hinweggetilgt find, 
bie ganze Produktion auf eine natürliche Grundlage geftellt, 
eine einfache Verbrauchsabgabe eingeführt ift, erft dann 
werden wir zu gefunden Zuftänden fommen, und bann 
wird aud die Landwirthidhaft am meiſten davon Vortheil 
haben; denn die Vortheile der Landwirthichaft können ihr 
ja gar nicht entzogen werden. Jeder Spiritus wird erzeugt 
von einem Produkt der Landwirthſchaft; die Rüchkſtände, 
die im der oder jener Form produzirt werden, kommen 
doc auch wieder der Landwirthſchaft zu qute. 
(Bravo! lin.) 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Holtz. 

Holß, Abgeordneter: Meine Herren der Herr Abge— 
ordnete Nichter hat es fo dargeftellt, al3 ob gewiffermaßen 
eine Mißachtung des Beſchluſſes des Seniorenfonvents 
darin zu finden jet, daß die Kommiſſion ihren Antrag 
auf ein Nothgeſetz hier geftellt habe. Der Herr Abgeord: 
nete Nichter meint, wenn die Sache dringend gewejen 
wäre, hätte fie noch einmal vor den Seniorenfonvent ges 
bracht werden müffen. Ya, Herr Abgeordneter Richter, 
es war das fchließlid nicht die Sache der Kommiſſion, 
und die Zeit war auch nicht mehr vorhanden. 

(Obo! Links.) 
Es war hier doch wirklich, wenn je, die allerbringenbite 
Eile nothtvendig. 

Meine Herren, ich felbit bedaure ganz außerordent- 
lid, daß ein Nothgeſetz gemacht werden muß, daß mir 
nicht zu dauernden und ftabilen Berhältniffen gelangen, 
daß wir nicht die Vorlage, wie fie und unterbreitet 
ift, mit der Denaturirungspflicht, die fehr viel beffer ift 
al3 die Grhöhung der Brennſteuer, ordentlich durch— 
geprüft haben und der Induftrie ein dauerndes Geſetz 
mit geſunder Grundlage geben, auf welder jie ſich für 
dauernde Berhältnifie einrichten könnte. Das wäre für 


Herr v. Wangenheim fagt: ja, wir wollen nur (C) 


(A) alle Theile ſehr viel richtiger. 


(8) weitem nicht Hin, 


Reichstag. — 95. Sigung. 


Wir befanden uns aber 
hier eben in einer Nothlage. 


(Laden links.) 
Es war nothwendig, daß vor der Wertagung etwas ge: 
ihaffen wurde, um einer großen Kalamität in ber In— 
duftrie vorzubeugen. Meine Herren, Sie tennen die Ber: 
hältniffe denn doch nicht richtig oder beurtheilen fie von 
einfeitigem Standpunkt aus; idy nehme natürlich an, nicht 
aus Uebelwollen. 

Meine Herren, die Brenner haben durchaus nicht den 
Wunſch, die Auduftrie einzuſchränken oder eine Domäne 
für diejenigen daraus zu machen, die jetzt daran betheiligt 
find. Gerade der Zwed und der Anlah zu der Ver: 
einiqung ber Brenner, welche hier der Herr Abgeordnete 
Richter immer „Ring“ nennt 

(ah! links), 

ift da3 Streben getwelen, weiten reifen der Landwirth— 
ſchaft ſchließlich die Möglichkeit der Branntweinproduktion 
zu eröffnen. Es war nicht mehr möglich, die weit über 
den Konfum ſteigende Ueberprodultion abzuſetzen; es war 
eine große Quote von Spiritus vorhanden, deren Abſatz 
nicht möglich war, und es iſt ſpeziell in den Grundlagen 
der Vereinigung darauf hingewieſen worden, daß es 
deren Aufgabe ſei, den gewerblichen Abſatz in die Wege 
zu leiten, zu vergrößern, eben zu dem YJwed, die Pro— 
** für weitere Kreiſe der Landwirthſchaft möglich zu 
machen. 

Wenn wir jetzt beantragen, das Höchſtkontingent für 
Neuanlagen von 800 auf 500 Hektoliter herabzuſetzen, fo 
liegt das einfach in den WVerhältniffen. Die Geſammt— 
auote des Kontingents wird nad dem khatſächlichen 
Konſum der Bevölkerung feſtgeſetzt. Der thatlädliche 
Konfum nimmt aber lange nicht in dem Verhältniß zu, 
wie die Bevölkerung fteigt, fondern er geht relativ zurück. 
Die Quote, welde zur Vertheilung fommt, reicht alſo bei 
um den vielen neu entitehenben 
Brennereien eventuell bis 800 Heftoliter Kontingent zu 
geben; e3 würde mithin den alten Brennereien genommen 
werben müflen. Daß das verhindert werben joll, monirt 
der Herr Abgeordnete Richter; die alten Brennereien, bie 
in der eriten Zeit fontingentirt find, ftehen in ihrer Kon— 
tingentirung aber jehr viel fchledhter ald die neueren 
Brennereien. Wie aus den Motiven hervorgeht, haben 
die neueren Brennereien etwa 70 Liter Kontingent auf 
100 Liter Gejammtproduftion erhalten. Die eriten Ver: 
theilungen, wenigſtens in meiner Heimat, haben aber, fo: 
weit mir bewußt, jo ftattgefunden, daß auf 100 Liter 
Gefammtproduftion nod nicht 50 Liter, etwa 47 Liter 
Kontingent famen, und hiervon find fchon wieder 
9 Prozent gekürzt; kurz, jo haben die alten Brennereien 
heute nur zirfa 40 Prozent ihrer Gefammtprobuftion 
als Kontingent, und fie überbrennen das Kontingent 
um dad mehrfahe. Sie find alfo in ihrer Kontingents— 
verleihung ſchlechter geftellt ald die neuen Brennereien, 
die ſich jebt gründen werden auch bei 500 Hektoliter 
Höchſtkontingent. 

Wenn ſich nun die Herren auf jener Seite (links) 
heute dahin ausſprechen, Sie wollten Großbetriebe er— 
möglichen, ja, da ſtehen ſie eben auf einem anderen 
Standpunft wie wir. Meine Herren, ber Grundſatz unſerer 
Branntweinftenergefeßgebung war immer, die Brennerei 
möglihft zu einem Gemeingut der Landwirthichaft zu 
machen. Es foll thunlichit vielen Landwirthen ermöglicht 
werden, eine Brennerei auf ihren Gütern zu haben, bezw. 
ben fleinen Leuten die Möglichkeit verſchafft werden, ſich 
genoflenichaftlih zufammenzufchließen, ftarten Kartoffel— 
bau zu treiben und Branntwein zu produziren. 

Meine Herren, im Getreidebau ift eine Rentabilität 
feit längerer Zeit nicht mehr zu finden. Es ift Daher 
naturgemäß das Beftreben der deutihen Yandwirthichaft, 
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den Hadfruchtbaun mehr in den Worbergrumd treten zu (C) 


lafien, die Rübe auf Zuder, die Kartoffel in der Spiritus- 
brennerei zu verwerthen, und — auch die Vereinigung 
der Brenner hat das Ziel, dieſem Streben Vorſchub zu 
leiſten. Unſer ganzes Streben geht dahin, es zu ermög— 
lichen, daß mehr Spiritus abgeſetzt, alſo auch produzirt 
werden kann. Und wenn Sie es fo darſtellen, als habe 
die Vereinigung der Brennereien einen einſeitigen, einen 
monopoliſtiſchen Zweck, jo iſt vielmehr gerade das Gegen— 
theil der Fall. Die Vereinigung hat einen allgemeinen 
Zweck, den Zweck, die Produktion von Spiritus weiteren 
landwirthſchaftlichen Kreiſen zu ermöglichen. 

Meine Herren, von Jahr zu Jahr ſteigt die Pro— 
duktion weiter über den Konſum. Schon im Jahre 1900 
find mehr als eine Million Hektoliter über den Konſum 
produzirt und zu gewerblichen Zweden vertverthet worden. 
Wir werden im Jahre 1901 zirka 150 Millionen Liter 
in dad Gewerbe hineinlanziren müſſen, was nur durch 
ben zielbewußt geleiteten Zuſammenſchluß der Brenner, 
nicht ohne deren perſönliche Opfer, unterftügt durch die Sub: 
bention aus den angelammelten Fonds der Brennftener 
erzielt werden kann. Die Vereinigung bringt perfönliche 
DOpfer zu Gunften des Ganzen, ift alfo meit entfernt, 
lebiglih egoiftiihe oder gar monopoliftiiche Zwecke zu 
verfolgen. 

eine Herren, ih will mid auf das beichränfen, 
wes ich ausgeführt habe, und bitte Sie, die Kommiſſions— 
beichlüffe zu Art. I anzunehmen. 
(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lucke. 

Lude, Abgeordneter: Meine Herren, wenn wir jemals 
dazu kommen follten, was das Ideal des Herrn Abge— 
ordnieten Richter ift, nämlich zur Einführung ber Fabrikat— 
fteuer, fo wäre das nicht nur ein Kampf Aller gegen Alle, 
fondern es würde geradezu den Nuin bed Ehe 
leihten Bodens des Oſtens bedeuten. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich weiß mid aus den 60er Jahren fehr wohl zu ent: 
finnen, wie dort Sadverftändigenfommiffionen befragt 
wurden über die Einführung der Fabrikatſteuer auch in 
Dftpreußen. Damald waren die Freunde des Herrn Ab— 
geordneten Richter dafür, bis zwei Fragen geftellt waren: 
die eine, ob die Staatäregierung geneigt jet, den ge- 
fammten Sandboden aufzuforften — bad wurde mit nein 
beantwortet — oder aber, ob fie geneigt fei, zu verbieten, 
daß Spiritus aus anderen Stoffen ald aus ganz be- 
ftinmten mehligen Stoffen hergeitellt werde. Das ging 
auch nicht; denn das wäre ein Cingriff in die Gewerbe- 
freiheit gewefen. Glüdlicherweife haben wir heute die 
Beltimmung im Gefet, daß Spiritus nur aus beftimmten 
mehligen Stoffen hergeftellt werden darf, und darum bin 
ih auch geneigt, mid mit dem Herrn Abgeordneten 
Nichter zu unterhalten, ob fir die Maiſchraumſteuer 
früher oder fpäter eine Verbrauchsabgabe geickt werden 
fönne, um das Geſetz organisch befier zu gliedern — aber 
aud nur aus diefem Grunde. 

Was die Ermäßigung des Kontingents betrifft, fo 
ſprechen die Herren bon ber Linken er zum erſten 
Male für den Großgrundbefis, anftatt den Kleingrund— 
befig zu vertreten. Mer ift es denn, der den Ruin des 
gelfammten Gewerbes in die Wege geleitet? Etwa die 
feinen Brennereien mit ihrem bischen Kontingent? Nein, 
das find die Großgrumbbefiger im Often, die heute, weil 
fie im Getreidebau rentenlo8 und mit Schaden arbeiten, 
num zum legten Anfer greifen, den Kartoffelbau pouffiren 
und vergrößern und nun Branntwein in Maffe fo lange 
brennen, als überhaupt nod ein Abſatz da iſt. Schließ— 
lih fommen wir noch fo weit, daß wir den Spiritus in 
die Dftjee giehen und die Lente überhaupt nichts mehr 
dafür befommen, wenn wir nicht dafür forgen, daß Pro- 
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zu einander ftehen. Dad Spiritusgewerbe ift aber ein 
Gewerbe, weldes eine bedeutende Steuermenge für das 
Reich aufbringt, und nidt allein der Steuerfisfus, das 
gefammte deutſche Volt hat ein Intereſſe, dab das 
Brennereigewerbe in einem Zuftand erhalten wird, daß es 
die großen Laſten tragen fann. 

Meine Herren, die tontingentirung ift nicht etwa ge: 
ichehen, wie Herr Nidhter meinte, um ein Nealrecht zu 
fonftruiren, nein, das Stontingent hängt an der Perfon, an 
den Betrieböeinrichtungen, an den Apparaten u. f. w., 
nicht an den Grund und Boden. Wenn ich heute meine 
Brennerei abmelde, ift morgen das Kontingent weg. Alſo 
es ift durchaus unridtig, zu behaupten, daß ein Nealredht 
fonftruirt wird. Die Heinen Brennereien wünſchen doch 
gerade, daß das Kontingent eingeſchränkt werde, damit nicht 
jeder, der vielleiht Nüben bauen kann, nunmehr, weil bie 
Preiſe einigermaßen find, eine Brennerei gründen kann 
aus kapitaliſtiſchen Nüdjichten, wie es 3. B. bei ge: 
wiffen Genoffenihaftsbrennereigrindungen borfommt, daß 
Kapitaliiten in Wirklichkeit eine gemwerblide Brennerei 
gründen und dies verbeden, indem fie, dem Geſetz äußerlich 
Genüge thuend, eine landwirthſchaftliche gründen, welche 
eigentlich feine ift. 

Id; habe die feſte Heberzeugung, daß Sie nur dann 
das Brennereigewerbe halten fünnen, wenn Sie bafür 
forgen, daß die Großen die Kleinen nicht frefien. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Wurm don den Süb- 
deutfchen gefprochen, die immer vom Oſten unterbrüdt 
werden follen. Nun haben aber die Südbdeutfchen ein 
Reſervatrecht gehabt, fie find mit 3"/, Liter pro Kopf ber 
Bevölkerung in das Kontingent bineingegangen. Die 
Brennereien waren im Süden auch nidt annähernd fo 
entwidelt wie heute. Bayern hatte nod beim Beginn der 
Stontingentöperiode aus 12 Millionen Liter jährlich produ— 
zirt, heute probuzirt es 26 Millionen und davon nur etwa 
2 Millionen über das Kontingent; alfo Bayern hat Jahre 
lang gebraudit, bis es das Kontingent probuzirte. Ebenfo 
ift e3 mit Baden. In Württemberg wird jogar von der 
Staatöregierung — man möge mir das nicht übel nehmen 
vom Bundesrathätifh — angereizt, daß die Landwirthe 
Brennereien bauen, damit das Kontingent unter die Leute 
gebracht werde. Die Süddeutſchen find aljo feine Preis: 
verberber und Weberproduzenten, deshalb find wir auch 
nicht mit Bayern und Baden uneinig. Dieſe gehen 
überall mit den Intereffen der Norddeutichen zufammen. 
Mir haben allerdings in Süddeutſchland einige große 
gewerbliche Brennereien, die mit großem Stontingent bedacht 
find. Aber auch dieje haben fich bis jegt nicht an der Ueber— 
produktion betheiligt, ſondern die Noth des Oftenshatdie Leute 
verleitet, über dad Maß hinaus zu brennen, was fie 
verantworten fünnen, und deshalb müſſen wir für Ein— 
ichränfung forgen, damit dad Gewerbe nicht in eine zu 
jhwierige Lage komme. Können Sie es verantworten 
dadurch, daß Sie den Sonzelfionsantrag ablehnen, daß 
wir im nächſten Jahr ftait für 40 Mark für 32 Mark 
verkaufen müffen! Wenn der Preis im Often fid) drüdt, 
dann brüdt er fi auch im Süden, und wir haben im 
Süden viel höhere Produktionsfolten und Löhne zu be— 
zahlen. Und da wollen Sie aus Ihrem alten Haß gegen 
die Großgrundbefiger im Diten dazu helfen, daß die kleinen 
Brenner im Süden auch leiden! Wenn die Herren fi 
mehr mit der Materie befaffen würden, wenn Sie weniger 
auf dem Hab gegen die Landwirthſchaft reiten würden, 
fondern tief hineindringen wollten in die vollswirthſchaft— 
lihen Nothwendigfeiten, jo würden Sie zu anderen 
Nefultaten fommen und nicht bei jeder Gelegenheit auf 
den Zandwirthen herumtanzen und jagen: das find begehr— 
lihe Agrarier — und was weiß id. Hier iſt von feiner 
Begehrlichkeit die Nede, fondern nur von dem Bedürfniß, 


Gerechtigkeit zu üben und gleihmäßig das Licht überall (O) 


zu vertheilen. 
(Ob! links.) 

Deshalb bitte ih Sie, ben Kommiſſionsvorſchlag 
annehmen zu wollen. 

(Zebhaftes Bravo rechts.) 

Präfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
bie Diskuffion ift geichlofien. 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterftatter. 

Gamp, Abgeordneter, Berichteritatter: Ach will mid 
darauf beſchränken, einige Behauptungen der Herren Ab— 
geordneten Fiſchbeck und Richter richtigzuitellen. 

Auf die vom Herrn Abgeordneten Richter berührte 
Apotheferfrage kann ich hier nicht eingehen, ba bieje in 
der Kommiffion nicht verhandelt worden iſt. 

Dagegen muß ich die Behauptung ded Herrn Ab- 
geordneten Fiſchbeck, die Beſtimmung bezüglich der Kon— 
tingentseinihränfung für neue Brennereien habe einen 
bauernden Gharafter, beitreiten. Rechtlich befchränft 
fich diefe Beſtimmung auf das nächſte Jahr; thatfächlich 
erftredt ſich dieſelbe allerdingd auf die nächſte Kontin- 
gentirungsperiode. 

(Zuruf links.) 


— Gewiß! Der Herr Abgeordnete Richter hat dann die 
Sade richtig erfannt; aber er hätte fid) mehr gegen feinen 
Kollegen Fiihbel wenden jollen, der eine dauernde 
Wirkung diejer Beitimmung behauptete, während fie nur 
für die nächſten 5 Jahre dauert. 

Meiter hat der Herr Abgeordnete Fiſchbeck behauptet, 
das Bebürfniß, über 500 Heftoliter zu bremmen, ſei in 
ben öftlihen Provinzen nicht vorhanden. Die Herren 
— jo führte er ungefähr aus — hätten fehr ſchön für 
ben Oſten geforgt, weil über 500 Heftoliter zu brennen 
im Dften mur wenige Brennereien ein Bedürfniß hätten; 
infolge deffen wäre das eine Laft, die vorzugsweiſe auf 
dem Weſten ruhe. Diefe Behauptung ift abfolut uns 
zutreffend. Ih babe hier eine Zufammenftellung, die 
ums im Jahre 1845 bei ber Berathung der damaligen 
Novelle zugegangen ift, in welder die Brennereien nad) 
einzelnen Provinzen — — 

(Slode des Präfidenten.) 

Präfident: Meine Herren, ich bitte um Ruhe für ben 
Herrn Berichterftatter. 

Gamp, Abgeorbneter, Berichterftatter: — mit ihren 
Kontingentöbeträgen aufgeführt find. Aus dieſer Nad- 
weifung ergiebt ji, daß von 362 Brennereien, die mit 
einem Stontingent von 500 bis 600 Hektoliter bedacht 
find, 349 in den öftlichen, dagegen nur 23 in den weit: 
lihen Provinzen liegen; von 298 Brennereien mit 600 
bis 700 Hektoliter liegen 281 in den öftlihen und nur 
17 in den weltlichen Provinzen; von 203 Brennereien 
mit 700 bis 800 Hektoliter Kontingent liegen 195 in den 
öftlihen, 8 in dem weftlihen Provinzen. Im ganzen be- 
finden fih von allen Brennereien, welde ein Kontingent 
von 500 bis 1200 Heftoliter haben, nur 78 in den weft: 
lihen Provinzen gegen 1132 in den öftlihen. Daraus 
geht hervor, daß die ganze Kontingentseinihränfung, wie 
fie bier beabfichtigt ift, überwiegend auf die öftlichen 
Provinzen fällt. 

Wenn ſchließlich der Herr Abgeordnete Richter meinte, 
die Beſtimmung des Branntweinſteuergeſetzes don 1895, 
welde cine einjährige Starenzzeit einführte, ſei auf den 
Abgeordneten Gamp zurüdzuführen, fo irrt er fi; es 
war die Vorlage der verbündeten Negierungen, welche 
diefe Starenzzeit aus techniſchen Gründen fir nothwendig 
eradhtete. Ich halte mich für verpflichtet, den Abgeord— 
neten Gamp, der damals in der Sadje auch Bericht: 
eritatter war, in dieſer Beziehung in Schuß zu nehmen. 

Ih bitte Sie, die Hommiffionsbeihlüffe annehmen 
zu wollen. 


— 
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Reichstag. — 9. Sitzung. 








Bräfident:e Wir fommen zur Abſtimmung. 

Ich ſchlage Ihnen vor, folgendermaßen abzuftimmen: 
zunächſt in Eventualabitimmung über dad Amtendement 
Bieſenbach und Genoffen fir den Fall der Annahme bes 
Abſatzes 1 Art. I, dann über dad Amendement Fiſchbeck, und 
zwar zumächit über die Aufrechterhaltung des 5 2 in Art. 1, 
entgegen dem Amendement, drittend über den Abjat 1 
des Art. I, wie er fih nad der Abftimmung über das 
Amendement Biefenbah und Genoflen geftaltet hat; damit 
würde ic auch dem Amendement Fiſchbeck gerecht werden. 
Sind die Herren damit einverftanden? Dies ift 
der Fall. 

Ich bitte alfo diejenigen Herren, welde nad dem 
Antrage Biefenbad) und Genoffen in Art. I zu 182 
Abfag 3 Hinter den Morten „Iebod kann hier“ das 
Wort „nene* einfchalten wollen, fih von ihren Plätzen 


zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; das Amendement iſt angenommen. 

Dann bitte ich diejenigen, welche für den Fall der 
Annahme des Abſatzes 1 ihm nach dem Amendement 
Bieſenbach und Genoſſen ad b auf Nr. 359 der Druck⸗ 
ſachen einen neuen Saß hinzufügen wollen, beifen Ber: 
lefung mir erlaflen wird — dies ift der Fall —, fid von 
ihren Plätzen zu erheben. 

——— 
Das iſt die Mehrheit; das Amendement iſt angenommen. 

Nunmehr bitte ich diejenigen, welche entgegen dem 
Amendement Fiſchbeck auf Nr. 363 der Druckſachen im 
Art. I des Kommiſſionsentwurfs den 8 2 beibehalten 
wollen, fid) von ihren Plätzen zu erheben. 

(Gefchieht.) " 
Auch das ift Die Mehrheit; 8 2 ift angenommen. 

Nunmehr kommen wir zur Abjtimmung über Abſatz 1 
Art. 18 2, wie er fih nah der Annahme des Amende— 
ment3 Biefenbah und Genoſſen geltaltet hat. Die Ber: 
lefung wirb mir erlaflen? — Dies ift der Fall. Ich bitte 
biejenigen, welde entgegen dem Amendement Fiſchbeck 
dieſen Abjab in ber bon mir eben erwähnten Form an: 
nehmen wollen, fi) von ihren Pläßen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Abſatz iſt angenommen. 

Wir gehen nunmehr über zu Nr. 2 des Art. 1. 
Hierzu liegt auch dad Amendement Fiſchbeck auf Nr. 363 
ber Druckſachen ad 2 vor. 

In der eröffneten Diskuffion hat das Wort der Herr 
Berichterftatter. 

Gamp, Abgeordneter, Beridterftatter: Meine Herren, 
nad den Beitimmungen des gegenwärtigen Brennftener: 
geſetzes foll die Brennftener nur bis 30. September 1901 
erhoben werben. Es würde alfo, wenn ein Gefeg nicht 
zu Stande fommt, die Brennftener mit ihren Wirkungen 
von biefem Zeitpunkt ab befeitigt werben. 

In der KHommiffion waren nun zwei Anfichten, Die 
fi) gegenüberftanden: die eine, vertreten durch ben Herrn 
Abgeordneten Fiſchbeck und feine Senoffen, die auch in 
dem uns vorliegenden Antrag Fiſchbeck Ausdruck gefunden 
hat, ging dahin, einfach bie gegenwärtigen Brennftener: 
fäge über den 1. Oltober hinaus auf ein Jahr ir ver⸗ 
längern, während die andere Anſicht dem Kommiſſions— 
antrage entſpricht. Nach der Anſicht der großen 
Majorität der Kommifſion iſt es nicht möglich, mit einer 
einfachen Verlängernng der Brennſteuer auszukommen, 
da bie Breunſteuer ſchon in dem letzten Jahre ſich als 
abſolut ungenügend ergeben hat, um das Ziel zu er— 
reihen, was im den letzten Jahren mit der Brennſteuer 
erreicht worden ift. Dieje Brennſteuer wurde 1895 ein- 
geführt. Zunächſt befand fi die Reichsverwaltung in 
der Lage, verhältnißmäßig erheblihe Beträge der Brenn— 
fteuer zurüdzulegen, weil erft fpäter eine Erweiterung ber 
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— ng a age eintrat. 
weifung, bie dem Reichstage in dem Gefegentwurf vor— 
gelegt iſt, klar hervor, im welcher Weiſe die Brennftener 
Verwendung gefunden hat, und ich bitte Sie, ſich Seite 
12 und 13 der Vorlage gefälligft anjehen zu wollen. 
Daraus geht hervor daß in dem jahre 1894/95 bon der 
Brennftener verwandt worden find 432789 Mark, im 
Sahre 1895/96 2 141 896 Mark und fchließlih im Jahre 
1899,1900 4 756 763 Mark. Diefe Steigerung ift Darauf 
zurüdzuführen, daß die Vergütung fir die Denaturirung 
mit dem allgemeinen Denaturirungdmittel entſprechend 
den erhöhten Einnahmen aus der Brennftener in bie 
Höhe neießt wurde von 1,50 Mark im Jahre 1896 auf 
2,50 Mark im Jahre 1897/98, 3,50 im Jahre 1898 und 
4,50 vom 1. November 1899 ab. 

Sn der Kommiſſion wurde und mun bon dem Ver— 
treter ber verbündeten Negierungen eine eingehende Be- 
rechnung barüber vorgelegt, was nöthig ſei, um bie bis- 
herigen VBergütungsfäge aufredht erhalten zu können, da 
die Kommiſſion der Anfiht war, dab es die Aufgabe 
dieſes Nothgeſetzes fei, den status quo bis zum nächſten 
Jahre zu erhalten. Sie glaubte der einfachen Ber: 
längerung deshalb nicht zuftimmen zu Dürfen, weil damit 
ein erheblicher Rückſchlag auf die Preife des Branntweins 
unvermeiblich verbunden fein würde. Sie jchredte hiervor 
um fo mehr zurüd, als in weiten Streifen des deutſchen 
Vaterlandes in diefem Jahre eine totale Mikernte droht, 
wie fie vielleicht in vielen Dezennien, wenigftend in ben 
öftlichen Provinzen nicht geweſen iſt. Es ift im vielen 
Provinzen nicht mur dad MWintergetreide vollſtändig aus— 
gewintert, Sondern auch der Klee, ſodaß namentlih ein 
empfindlicher Futtermangel mit Sicherheit zu erwarten ift. 
Das erwedt eine ernfte Sorge für Diele Bezirke. Die 
Kommiſſion war ferner der Anficht, dab ein erheblicher 
Rückſchlag in den Spirituspreifen einen wefentlihen Eins 


fluß auf die Preiſe der Kartoffeln im allgemeinen haben (D) 


würde, ba ir dem öftlichen Provinzen der Kartoffelpreis 
in der Negel beftimmt wird durch die Preiſe, welche für 
die Kartoffeln von der Brennerei bezahlt werden, und es 
ſich infolge deffen nicht bloß um eine Frage handle, bei 
der nur bie eine Brennerei befigenden Grundbefiger be: 
theiligt find, fondern die ganzen öftlihen Provinzen, ſo— 
weit fie Startoffeln probuziren. Denn alle dieſe Streije 
find an der Erhaltung ber höheren Breife für den Spiritus 
unmittelbar und bireft betheiligt, da fi eine erheb- 
liche Entwerthung ihrer Sartoffelproduftion aus einem 
Rüdgang der Spirituspreife mit Nothwendigleit ergeben 
würde. 

Der Herr Vertreter der verfündeten Negierungen 
ftügte fich bei feinem Nachweis, daß eine 5Oprozentige 
Grhöhung der PBrennfteuer nöthig fei, auf folgende 
Zahlen. Es find in dem erften ſechs Monaten bes 
laufenden Jahres im Ganzen 2 800 000 Mark an Vergütung 
für den Erport, die Effigfabrifation und die Denaturirung 
verwandt worden. Das wiirde für dieſes Jahr bereits 
eine Ausgabe von über 5 Millionen Mark ergeben. Da 
in biefem Jahre aber nur zur Verfügung ftehen: erftens 
3842000 Mark, welche vorausfihtlih die Brennfteuer 
bringen wird, und zweitens der Ueberſchuß aus ben früheren 
Jahren im Beirage von etwa 914000 Mart, aljo mır ein 
Betrag von weniger als 5 Millionen im ganzen, während 
thatſächlich ſchon in Ddiefem Jahr erheblih mehr als 
5 Millionen gebraucht werden, wenn die Vergütung für 
denaturirten Branntwein, Eifigfabrifation und Export nad) 
den biöherigen Säten foll bewilligt werden können, — fo 
befteht ſchon für dieſes Jahr der Fehlbetrag von etwa 
200 000 Markt. Dieſes würde zur Folge haben, daß eine 
Neduktion des Entihädigungsjages ſchon in biefem Jahre 
eintreten müßte. Im dem näditen Jahre wiürbe bie 
Sache fih noch ſchlimmer ftellen, da dann die in biefem 


63 gebt aud der Nach- (C) 
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(A) Fahre noch vorhandene Neferve von 914000 Mark fehlt, 


zweitend aber eine weitere Steigerung der Verwendung 
des denaturirten Branntweind mit Sicherheit zu erwarten 
if. Es ift nad zuverläffigen Schätungen zu erwarten, 
daß ber Verbrauch an denaturirtem Branntwein fih um 
120 000 Heftoliter im nächſten Jahre fteigern wird; das 
würde eine Mehrausgabe von 540 000 Mark ausmachen. 
Da wir im VBorjahre einen Verluſt von 200 000 Mark haben, 
fo würde das eine Mehrausgabe von 740000 Dark bedingen, 
und da im nächlten Jahre etwas über 5000 000 Marf 
gebraucht werben, wenn die früheren Sätze gewahrt werben, 
jo folgt daraus, daß ziemlich genau 6 Millionen Mark 
nothwendig find, um die Säge, die biöher bewilligt find für 
benaturirten Branntwein, Export: und Giiigfabrifation, 
auc noch im nächſten Jahre weiter gewähren zu können. 
Die Branntweinftener bringt gegenwärtig etwa 4 Millionen. 
(63 würden alfo bei einer Erhöhung um 50 Prozent 
etiva 6 Millionen aufkommen, welche nothig find, um bie 
bisherigen Sätze weiter aufrecht erhalten zu können. 

Es wurden in der Kommiſſion noch andere Vorſchläge 
in Bezug auf die Brenniteuer gemadjt; man überzeugte ſich 
aber alljeitig, daß es nicht möglich jei, bei der gegen: 
wärtigen Geſchäftslage andere Wege einzufchlagen als 
den, welchen bie Kommiſſion empfiehlt, nämlich einfach 
einen ausreihenden Zufhlag zu der Brennftener zu er: 
heben. Died wurde für um jo unbedenklicher gehalten, 
alö bei der Brennſteuer, wie fie fonftruirt ift im Geſetz 
vom Jahre 1895, im allgemeinen ein billiger Ausgleich) 
der gegenfeitigen Antereffen ftattgefunden bat, und wenn 
eine Mehrbelaftung der Großbetriebe eintritt, diefe Groß: 
betriebe eine angemeffene Entſchädigung durch ihre fehr 
hohen Sontingente erhalten haben. Diefe Erwägungen 
beftimmten die Kommiſſion, in ihrer großen Mehrzahl dem 
Antrag auzuftimmen, den Sie jetzt in der Zuſammen— 
ftellung finden, und ich bitte Sie namens der Kommiſſion, 


(B) dieſem Vorſchlag Ihre Zuftimmung zu gebe. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Fiſchbeck. 
Fiſchbeck, Abgeordneter: Meine Herren, wie id) vor—⸗ 
bin ſchon ausgeführt habe, habe ich mic; in meinem zweiten 
Antrag einfach auf den Boden derjenigen Beſchlüſſe geftellt, 
die hinfichtlich der Verlängerung des beftehenden Zujtands 
bei der Brennfteuer im Seniorenkonvent vereinbart waren. 
Ich bemerfe gegenüber Zweifeln, die an mich herangetreten 
find, daß nichts anderes gewollt ift, ald daß das Be- 
ftehende um ein Jahr verlängert wird. Wir wirden ja, 
wenn wir die Nr. 2 jo annehmen würden, wie id) vor: 
geichlagen habe, eventuell immer nod die Möglichkeit 
haben, in der dritten Lefung eine andere Fallung zu 
fuchen, um jeden Zweifel auszuſchließen. Ih habe vorhin 
ihon gelagt: wir find prinzipiell Gegner ber Brenn: 
fteuer; wir wollen und aber auf biefen Standpunkt ver- 
einigen, können aber unter feinen Umſtänden darin 
willigen, daß bie beftehende Brennfteuer, wie eö bier 
vrrgeichlagen wird, um ben ungehbeuren Sag von 
50 Prozent erhöht wird. Wir haben ſchon im der 
beitehenden Brennftener eine Ungerechtigkeit, fage ich, und 
bie ergiebt fid, wenn man in Rechnung zieht, wer denn 
num eigentlih diefe Brennftener aufzubringen hat, und 
wen fie auf ber anderen Seite zu qute kommt. Aus: 
drüdlih ift ja in ber Kommiſſion von Seiten ber 
Herren Negierungävertreter mir auf die Zahlen, die id) 
in diefer Beziehung gebracht habe, erwibert worden, daß 
ſachlich gegen ihre Nichtigkeit nichts einzumenden ſei, 
foweit Diejelben auf die Belaftung bed einzelnen Hekto— 
liter8 mit der Steuer fich bezichen. Es ergiebt die Ned: 
mung, welche fi aus den Anlagen zur Regterungsvorlage 
ſelbſt ergiebt, dak die landwirthichaftlichen Startoffel: 
brennereien bei der beftehenden Brennftener pro Heftoliter 
nur mit 80,3 Pfennigen belaftet find, während die ge: 


werblichen Brennereien mit 2,99 Mark, alfo rund 3 Mark, 
und bie gewerblichen Melafjebrennereien mit 4,25 Marf 
belastet find. Vorhin ift und don anderer Seite vorge— 
worfen worben, wir wollten den Großbetrieb bier be- 
günftigen, wir gingen barauf aus, ihm Wortheile zuzu— 
wenden, und beöwegen ftimmten wir num gegen dieſes 
Geſetz. Sa, wenn derartige unterfchtebliche Beftimmungen 
bier Schon vorhanden find für die verfchiedenen Kategorien, 
jo kann man body nicht jagen, daß, wenn man einer 
weiteren Steigerung eines ſolchen ungeheuerlich differen— 
zirten Satzes zuwider ift, daß man bann ben Großbetrieb 
damit begimitigt. Mir denfen gar nidt baran, dieſem 
nad) irgend einer Seite hin Sondervortheile zuzuwenden; wir 
wollen nur nicht, daß auf dem ungerechten Wege weiter: 
gewandelt wird, daß man immer nur beftimmten Kate— 
gorien giebt, was anderen Kategorien abgenommen tft. 

Auf der anderen Seite enthält Diefe Regelung ber 
Brennitener die lingerechtigkeit, daß in der Hauptiache 
ganz andere Kreiſe die Prämie befommen als diejenigen, 
welche die Hauptlaften dazu aufgebradt Haben, daß bie 
Betriebe der Sartoffelbrennereien von dieſen Prämien: 
fonds viel mehr erhalten, als ihrem Brennfteuerbeitrag 
entfpricht, weil ja für fie die Steuerläge viel niedriger 
find, während die Prämien genau fo hoch find als für 
Spiritus aus anderen Brennereien, die viel mehr Brenn: 
fteuer zu zahlen haben. 

Meine Herren, wir müffen uns aber auch gegen eine 
ſolche plöglihe Steuererhöhung wehren, weil eine ein: 
ehende Prüfung der Sache durch Sachverſtändige, abge— 
— von den Intereſſenten in der Kommiſſton, nicht 
ftattgefunden hat. Wir fehen ja, nachdem die Kommiſſions— 
befchlüffe gefaßt und ind Land hineingegangen find, 
fommen die Intereffenten von allen Seiten, und von 
biefer und von jener Richtung hören wir, wie geradezu 
gewiffe Brennereifategorien ruinirt werben, wenn fo 


formal und ſchematiſch wie bier vorgeihlagen tft, eine (D) 


einfahe Erhöhung um 50 Prozent eintritt. Da kommen 
3- B. die nicht fontingentirten Hefebrenner und feßen uns 
auseinander, wie fie das fogenannte alte Verfahren bei 
ihrem Betriebe anwenden müßten, weil fie nicht kontin— 
gentirt find, wie bei diefem PVerfahren auf 30 Liter 
Altohol 10 Kilogramm Hefe fommen, während bei ben 
im Jahre 1887 bethetligten fontingentirten Brennern das 
Verhältnſß von Alkohol zu Hefe 10:10 ift, und dieſe 
danach bei dem gleichen Kontingentsaltohol dreimal fo 
viel Hefe produzirten. Sie feßen und auseinander, wie 
fie heute Schon kaum beftehen können, wie aber bei dieſer 
Begünftigung der fontingentirten Hefebrenner im Falle 
eines ſolchen Zuſchlags fie geradezu ruinirt würben. 

Mir haben dasfelbe bei den aewerbliden Melaffe- 
bremmereien, die heute Schon einen Zufhlag von 4 Mark 
25 Pfennig pro Hektoliter haben. Diefe gewerblichen 
Melaffebrennereien find in ihrer Produktion durch bie 
Geſetzgebung Schon erheblich eingeichränft, und fie würben 
grabezu vor der Frage stehen, ob fie ihre Griftenz fort: 
ſetzen können, wenn wir hier eine Erhöhung von 4 Mark 
25 Pfennig auf 6 Mark 40 Pfennig feftfegen. Dabei 
tommt beſonders in Betracht, daß dieſe gewerblichen 
Melaſſebrennereien heute noch dadurch geſchädigt ſind, 
daß ſie nicht beliebig über das Kontingent hinaus brennen 
können, wie das andere Brennereien können, ſondern fie 
haben die ſogenannten Sechs-Fünftel-Zuſchläge: wenn 
fie in einem Betriebsjahr eine Alkoholmenge herſtellen, 
die das Kontingent um mehr als ein Fünftel überfteigt, 
fo müffen fie noch eine Ertraftener von 15 Mark pro 
Heltoliter zahlen; fie find alfo gar nicht in ber Lage, 
das ganze Jahr hindurch zu brennen, wie andere. Das— 
jenige, was ihnen bie Geſetzgebung heute Schon auferlegt, 
gewährt ihnen nur die Möglichkeit, im Jahr 4 Monate 
lang zu bremen; alfo aud) da wieder eine große Unge— 
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(Filchben.) 


(A) rechtigfeit, wenn man dieſe Brennereien mit in dieſen 


$treis hineinzieht, für welche die Erhöhung um 50 Prozent 
eintreten ſoll. 

Noch eine Reihe anderer Schädigungen des wirth— 
ichaftlichen Lebens kommen in Betracht, die erjt im legten 
Moment fich herausftellen. Es ift charafteriftiih, daß 
ein nationalliberaler Landtagskollege — Herr Dr. Böttinger 
— genöthigt ift, fih in einem Telegramm an und, an 
bie Parteien ber Linken, zu wenden 

(hört! hört!), 

um und zu bitten, daß wir mit der größten Entſchieden— 
heit dafür eintreten möchten, daß dies nicht Gefek wird. 
Er weift darauf Hin, wie die hemifche Induſtrie dadurch 
außerordentlich geſchädigt ift, daß die Rüdvergütung mur 
eintritt, wenn mit Pyridin dematurirter Branntwein in 
Frage kommt, und dab die hemifche Induſtrie nad An: 
nahme dieſes Geſetzes mit erhöhten Spirituöpreifen zu 
rechnen hat. Er bittet uns in dem Telegramm am Schluß: 

Ich erfuhe Sie und Ihre Fraltionsfreunde 

gegen jede weitere Ausdehnung des Nothgeſetzes 

als eine Verlängerung der jebigen Brennſteuer 

um ein Jahr energifchft einzutreten, inöbefondere 

[ee weitere Steuererhöhung im Nothgeſetz abzu— 

ehnen. 

(Hört! hört! Links.) 
Sie fehen, wie man in diefen Kreiſen der Induſtrie über 
die Sadje denkt, wo man folde Gelege am eigenen Leibe 
ſpürt, und Sie jehen, wie überhaupt durd) derartige lleber: 
rumpelungen in ber Geſetzgebung berechtigte Intereſſen 
geihädigt werden können. 
(Sehr richtig! links.) 

Nun Hat mid aud noch eins gewundert, dab fpeziell 
die nationalliberale Bartei es ift, die in der Kommiſſion 
fo eifrig darangegangen ift, dieſe Dinge durchzudrücken. 
Wenn man die Rede des Herrn Abgeordneten Sieg lieft, 


(B) die er als Fraftionsrebner bei der erften Leſung gehalten 


hat, fo kaun es eine treffendere Kennzeichnung defien, was 
Sie hier befchließen wollen, gar nicht geben. Der Herr 
Abgeordnete Sped hatte fchon bei der eriten Berathung 
nelagt, daß er eventuell vorſchlagen würde, die Brent: 
ftener biß auf 10 Mark zu erhöhen, und die Kommiſſion 
ift ja auch bis 9 Mark gegangen. Was fagt Hear Sieg 
zu einem berartigen Vorſchlage?: 
Dann ſchlägt man in ber That die Großen alle 
todt, wenn die Brennſteuer von 6 auf 10 Marf 
erhöht werben foll. 
(Heiterfeit links.) 
Da hören Sie e3 jelber von einem Sachverſtändigen, als 
welder Herr Sieg fih ja vorftellte, von einem landwirth— 
Ihaftlihen Brenner, ber Vortheil von der Sache hat: er 
war ehrlich genug, zuzugeben, daß das, was jetzt Geſetz 
werben fol, ein Todtſchlagen der Großen bedeutet. Herr 
Sieg fährt aber weiter fort: 
‘ Sp weit fünnen wir nicht gehen, daß wir über 
ein gewiſſes Maß das Brennen verhindern wollen. 
Tas will feiner von und. Ich glaube nicht, daß 
viele Landwirthe — höchſtens ſehr engherzige 
— ohne weiteres ben zuftimmen würden. 
Deine Herren, da haben die Herren Agrarier aus dem 
Munde eines ihrer Standed: und Gefinnungsgenoffen bie 
treffende Gharafteriftif deffen, was es ift, wenn man 
einem berariigen Antrage zuftimmt: Herr Sieg felbit hat 
es als eine Engherzigfeit bezeichnet, wenn man etwas 
berartiged annehmen wollte. 

Ich wies ſchon darauf Hin, daß in der Hauptſache 
die landwirthſchaftliche Startoffelbrennerei wieder an 
dem Fonds intereffirt ift, der fi) ergiebt, wenn man bie 
Braufteuer erhöht und die Prämien bei der Ausfuhr und 
ber Denaturirung giebt. 

Man fagt, das Geſetz foll im ntereffe der Land— 
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wirthſchaft gemacht werden. ben befomme ih von 
einer landiirthichaftlichen Brennerei meines Wahltreifes, 
allerdings eines Getreidebreuners, einen Brief, in dem es 
ganz mit Mecht heißt: 

Die beabfihtigte Erhöhung der Brennfteuer muß 

den Startoffelbrennern aufgebürdet werben, weil 

fie die lleberprobuftion hervorgerufen haben. 
Meine Herren, wenn man immer hört, dab folde 
leberproduftion ‚vorhanden iſt, und man in den Mach: 
weilungen, die und zugegangen find, lieſt, daß bie 
Kartoffelbrenner 3 027 000 Heltoliter produzirt haben, bie 
Getreidebrenner, ohne Hopfenerzeugung, 178000, die 
Hefebrennereien 412000, die Melafjebrennereien 983 000, 
dann weiß man allerdings, wer die lleberproduftion 
hervorgerufen hat; und wenn man nun duch derartige 
Mittel, wie die Erhöhung der Brennftener, einen Damm 
ihaffen will gegen weitere lWeberproduftion der Brenu— 
—— ſo iſt es meines Erachtens ganz gerechtfertigt, daß 
iejenigen Leute, welche die Ueberproduktion verſchulden, 
auch die erhöhte Brennſteuer tragen, und daß man ſie 
nicht den andern aufbürdet, die ſchon über und über durch 
dieſe Geſetzgebung belaftet find. Wir würden es alſo 
verſtehen können, wenn die Herren das machen würden 
— im Prinzip iſt der Weg ja ſo oder ſo falſch —, wenn 
man wenigſtens ben landwirthſchaftlichen Brennereien die 
Steuer auflegte, die die Kartoffel brennen. Wie die 
Sache aber vorgeſchlagen iſt, iſt fie Wieder eine neue 
Liebesgabe an bie Kartoffelbrenner zu denen, die ſchon 
beitehen. 

Ich habe ſchon in der Kommiffion auseinandergefeßt, 
welcher Arten die Liebesgaben find. Ginmal bedeutet das 
Kontingent an fid eine Liebesgabe, zweitens aber 
bildet der Umftand, daß 1887 die gefammte Erbortmenge 
den Kartoffelbrennern mit einem Betrage von 8 Millionen 
stontingent zugefchrieben ift, für fie eine befondere Liebes: 
gabe. Cine weitere Liebesgabe befteht darin, daß man 
nominell die Maiichraumftener mit 16 Mark pro Helto: 
liter in Anrehnung bringt, während fie thatfädhlid nur 
10, 11 oder 11',, Mark beträgt, und die Rückbergütung 
mit 16 Marf berechnet wird, und indem feruer der Zus 
fhlag fir die gewerblichen Brennercien auf 20 Mark 
normirt iſt; das iſt eine weitere Liebeögabe von 
141/, Millionen Mark. Dazu fommt die beftchende 
Brennftener in ihrer jegigen Geftalt, ebenſalls eine Liebes: 
gabe. Und dazu verlangt man nun nod eine Steuer: 
erhöhung, die zum großen Theile die gewerblichen 
Brennereien aufbringen follen, um aus ihren Mitteln un— 
verhältnigmäßig den Startoffelbrennern Prämien zu ge: 
währen. 

Am legten Ende läuft aber die ganze Sadje darauf 
hinaus, die Konſumenten auszubeuten, insbejondere, indem 
man dem Spiritusring die Möglichkeit giebt, in derielben 
Richtung, wie er ed bisher ſchon gethan hat, weiter Preis: 
treibereien vorzunehmen. 

(Sehr wahr! links.) 
Man will dem Ning die Mittel geben, daß cr auf der 
einen Seite gewiffe Prämien bei der Denaturirung ge: 
währen, auf der andern Seite aber den Preis für 
Trinfbranntwein ganz außerordentlich in die Höhe 
hrauben fann. 4,50 Mark Prämie giebt man jegt ſchon 
bei der Denaturirung, und man wird vielleiht dahin 
fommen, daß man aus dem Mehrauffommen bi zu 
6 Mark Prämien geben kann. Nun rühmt man fid) 
immter, was man im Intereſſe ber Induſtrie Großes ge: 
than hat, indem man auf dem Wege der Ningbildung 
und der Prämiengewährung den bematurirten Spiritus 
billig gemacht habe. De facto ift bad eigentlid gar nicht 
ber Sa. Ich kann wicht einfehen, wie darin eine Un— 
eigennüßigkeit zu erbliden fein fol, wenn man erft den 
Preis um 10 Mark in die Höhe treibt und dann mit 
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zreis des denaturirten Spiritus 
entſprechend billiger bemißt. Es iſt das ein ſehr rentables 
Geſchäft. Wir glauben lt, daß die Geſetzgebung dazu 
da iſt, ſolche Ninge, ſolche Syndikate zu halten, ihnen bie 
Mittel zu geben, daß fie die Ausbeutung und Aus— 
wuherung des Marktes vornehmen können, und deöwegen 
ftimmen wir gegen biefe Vorlage. . 

(Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Wangenheim (Pyritz). 

Freiherr d. Wangenheim (Pyrig), Abgeordneter: Meine 
Herren, die Kommiſſion, wenigftens die Majorität der 
Kommilfion — will ich vorfihtig jagen — iſt ſich deſſen 
vollftändig bewußt, daß der Antrag, welchen wir Ihnen 
hier vorlegen, feine großen Mängel und Scattenjeiten 
hat. Aber wir waren eben durd die Geſchäftslage des 
Hauſes verhindert, weiteres auszuarbeiten. Wenn der 
Her ey a Richter fih darüber aufgehalten hat, 
dab in der Kommiſſion diefe Vorſchläge in 24 Stunden 
fertig gemacht wären, wo doch eine fo Schwierige Materie 
vorläge, fo fann id) "dem Heren Abgeordneten Richter zu 
feinem Troft nur fagen, daß eben in ber Kommiſſion 
eine ganze Reihe von fachverftändigen Leuten ſaßen, 
welche, dieſes allerdings ſchwierige Thema jo gründlich 
bearbeitet hatten, daß fie wohl in ber Lage waren, ber: 
artige Vorſchläge zu machen trog der Schwierigkeiten, die 
borlagen. Meine Herren, wenn wir etwas Vernünftiges, 
Dauerndes hätten jchaffen wollen, dann hätten wir nichts 
Befjeres thun können, al3 die Regierungsporlage annehmen. 
Die Negierungsvorlage war darauf zugejchnitten, in 
organifcher Weife die bisherige Geſetzgebung fortzubilden 
und für eine fehr fehr lange Dauer bafitr zu forgen, daß das 
(Gewerbe nicht wieder vom neuem beunruhigt würde. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Der große Gedanke, welcher im der Negierungsvorlage 
das ift ein Gebanfe, ben 
man erft jet geſetzgeberiſch verwerthen fonnte, weil bie 
nanze Entwidlung die Verwertung des denaturirten 
Spiritud erweitert hat — ift der, bon der Fabrikation an 
den Spiritus in zwei Klaſſen zu fcheiben, in zwei ganz 
getrennte Produkte, ein Produkt: Trinfbranntwein, menſch— 
liches Nahrungsmittel, — das andere: denaturirter Brannt: 
wein zu tehniihen Zwecken. Gerade — ich will das 
bier zur Beruhigung derjenigen feinen Brenner Hinzu: 
fügen, welde vor dem Denaturirungszwang Angft hatten 
— gerade die Heinen Brennereien und die Qualitäts: 
brennereien, welde von dem Denaturirungszwang nicht 
betroffen würden, hätten von bemjelben den allergrößten 
Vortheil gehabt dadurch, daß der Trinkbranntwein in ber 
Preisbildung gar nicht beeinflußt würbe durch die Pro- 
duftion an denaturirtem, fondern der benaturirte das mit 
fi jelber abzumadhen hätte. Auch die Bedenken, die aus 
Süddeutihland gegen die Negierungsvorlage geltend gemacht 
wurden, waren nicht berechtigt. Wenn man eine Rechnung 
aufmacht, wie bei der heutigen Produktion ſich der Pro— 
zentſatz ſtellen würde, welcher nach Verfügung des Bundes— 
raths hätte denaturirt werden müſſen, ſo ergiebt ſich, 
daß, während im ganzen Reich ein Prozentfag von 18,8 
hätte benaturirt werden müſſen, in Preußen biefer 
Brozentfag auf 20,1 geftiegen wäre, und Bayern nur mit 
15,6, Württemberg nur mit 7, Baden nur mit 15,5 Prozent 
herangezogen wäre. 

Nun tft e3 ja ganz zwedlos, heute noch über bie 
Negierungsvorlage bier zu ftreiten. Wir find in bie 
Nothlage verjegt, etwas ſchaffen zu müſſen, und dba blich 
nichts weiter übrig, ald den Weg einzufchlagen, ben bie 
stommiffion vorgeichlagen hat. Wir haben uns danach 
gerichtet, daß es —* iſt, eine Erhöhung der Brenn— 
ſteuer zu ſchaffen, wie der Herr Berichterſtalter das aus— 
geführt hat, welche es ermöglicht, für das nächſte Jahr 





wenigftens die Brennftenerbergütung in derſelben Weiſe (C) 


fort zu gewähren, wie e3 jetzt geſchieht, und damit eine 
Schädigung der Verwendung ded Spirttus zu techniſchen 
Zweden zu verhüten. Wir find uns durchaus klar bar: 
über, daß die ganz großen Brenmereien, wie alſo bie 
großen Hefebrennereien u. f. w., die großen gewerblichen 
Prennereien und aud die großen und mittleren landwirth— 
ſchaftlichen Brennereien von diefer Maßregel außerordent: 
lid hart getroffen werben. Aber es hilft nichts, das eine 
Jahr muß die Sade ertragen werben; und wenn ber 
Herr Abgeordnete Fiihbek geglaubt hat dem Herrn Ab- 
geordneten Sieg nachweiſen zu fünnen, daß er fi nicht 
in Webereinftimmung mit unferen Beichlüffen befunden 
habe, indem er gejagt habe, man würde durch eine fehr 
erhöhte Brennftener die großen Brennereien erſchlagen, 
dann kann ich ihm nur antworten: damals war von einer 
Einrichtung auf ein Jahr nicht die Rede, fondern von 
einer Einrihtung auf die Dauer 
(ſehr richtig!), 

und das ift der große Unterſchied. Der Herr Abgeordnete 
Sieg wiirde ebenſo wie wir — ich hoffe, er ift anwefend 
— für die Einrichtung auf ein Jahr ftimmen, während 
mit der Einrichtung für immer ein ZTodtichlagen ber 
großen Brennereien verbunden wäre; barüber kann fein 
Zweifel fein. 

Wenn der Herr Abgeordnete Fiihbed ausgeführt hat, 
daß die großen gewerblichen Brennereien überhaupt fo ſehr 
fchwer befteuert würden, fo ift auch das in vieler Bezie— 
hung ganz richtig; aber Ste fehen, wie dieſes Gebiet noch 
in der Entwidiung ift, wie bei der Technik der Hefe: 
brennereten fi unter der Geltung des lebten Geſetzes 
ein fo großer Umſchwung vollzogen Hat, daß daraus 
die Schwierigkeiten entftanden find, die jegt vorliegen. 
63 wurde ein neues Verfahren eingeführt, weldes man 
bisher noch nicht gefannt ‚hat. 


Ih kann ebenfo wie der Herr Abgeordnete Gamp (D) 


nur dringend bitten, dab die Herren die Morichläge der 
Kommiffion annehmen. Meine Herren, je mehr man jekt 
auf das Land, mamentlih nad DOften binausfommt, um 
fo mehr muß man fid) überzeugen, daß wir vor einem 
Nothjahre ftehen, wie es Tange Zeit, glaube id, Deutſch— 
land nicht gehabt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Die Felder, ſelbſt auf den beſſeren Böden, fehen derartig 
traurig aus, dab das Getreide, wenigftens dad Winter: 
getreide, mit einer großen Mißernte zu rechnen bat, und 
wenn nicht auf dem ärmeren Boden eine Einnahme aus 
der Startoffel eintritt, jo werden wir zu Zuſtänden 
fommen, die jeder Befchreibung fpotten. Ich mache darauf 
aufmerfian, daß gerade in diefem Fahre die Kartoffel— 
produktion eine noch größere fein wird, weil viele Land— 
wirte, da, wo fie jeßt erit umpflügen können, weil fie bis 
jest abgewartet haben, ob noch etwas zu retten ift, ges 
zwungen find, Kartoffeln zu bauen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Richter mir vorgeworfen 
hat, daß ich nicht richtige Zahlen über den Kartoffelbau 
angeführt hätte, jo kann ich ihm nur dasfelbe fagen, was 
Herr Lucke ausgeführt hat: leider Gottes ift eine große 
Zahl von Landiwirthen gezwungen, fi der theuren Had: 
frucchtfultur zuzuwenden, weil es mit dem deutſchen Ge— 
treidebau fo ſchlecht ſteht. Helfen Sie uns, den deutſchen 
Getreideban wieder rentabel machen, jo werden Sie fehen, 
daß der Hackfruchtbau in vernünftige Grenzen eingeſchränkt 
werden wird und nicht auf Böden übertragen wird, wo 
er eigentlich) nicht hingehört. 

(Schr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich will nicht fpeziell auf die Angriffe 
eingehen, die gegen den Spiritusring gerichtet worden 
find; aber Einiges muß ich darauf erwidern. Ich ver: 
ftehe nicht, wa3 grade die Herren von ber Linken immer 


(A) gegen den Spirituöring haben. 
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Der Herr Abgeordnete 
Fiſchbeck hat aber wieder von WPreistreibereien bes 
Spirituöringes gefproden. Meine Herren, als damals 
ber Spiritusring angeführt wurbe, da pfiffen Sie aus einer 
anderen Luke. Da wurden die Brenner, die nicht im 
Ninge waren, aufgehegt und ihnen gejagt: feht, die Börfe 
macht höhere Preife, bleibt ihr draußen, fo habt ihr 
Vortheil. Meine Herren, was hat der Ring für Preis— 
treibereien gemadjt? Der Ring hat dafür geforgt, daß der 
denaturirte Spiritus viel billiger geworden ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Ring hat die Schnapspreife im Verbrauch nicht ge— 
fteigert, aber er hat bie Preife für ben Trinkſpiritus 
gelteigert und hat dem Zwiſchenhandel etwas von dem 
Profit abgenommen, den ev bisher hatte, und verwendet 
diefen zur Herabjegung des Preiſes für bematurirten 
Spiritus. Alſo Sie, meine Herren von der Linken, follten 
eigentlih die erften fein, welche ben Ning anerkennen; 
denn er hat im Intereffe des Publikums gearbeitet. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Fiſchbeck außerdem 
bie Melaffebrennereien und die chemiſche Induſtrie zitirt 
und fogar erwähnt, daß ein nationalliberaler Abgeordneter 
fih an die freifinnige Partei gewendet und nr gebeten 
habe, dem Geſetze die Zuftimmung nicht zu geben. 
Meine Herren, die chemiſche Induſtrie erfährt zumächſt 
durch den Geſetzesvorſchlag, wie er jebt von der Kom— 
miffion Ihnen vorgelegt ift, feine Veränderung in ihrer 
Situation. Geſchädigt oder beläftigt werben nur bie 
Brenner. Die hemiihe Induſtrie befommt ihren Spiritus 
nad wie dor, und im übrigen befindet ſich die hemijche 
Induſtrie in einer jo glänzenden Situation, dad Quantum, 
das fie an denaturirtem Spiritus verbraucht, ift ein im 
Verhältniß jo minimaled, daß es auf die Dividenden ber 
hemifchen Fabriken einen faum fichtbaren Einfluß üben 
wird, wenn fie wirklich nicht die billigfte Sorte von 


(B) denaturirtem Spiritus verarbeiten, und jedenfalls hat die 


Geſetzesvorlage zunächſt nicht den Zwed, derjenigen In— 
duftrie, der e3 fo brillant geht, irgend einen bejonderen 
Vortheil zu verihaffen, fondern für diejenigen zu forgen, 
die fih in übler Situation befinden. Die Melaffe: 
brennereien — dad fann ih Herrn Fiſchbeck jagen — 
fönnen fich nicht mehr beklagen. Es ift heute überhaupt 
ein Unſinn, Melaffe zu brennen; fie können Melaffe zu 
Futterzwecken fo theuer verfaufen, daß fie gar nicht in 
die Berfuhung kommen, Melaffe zu brennen. Mögen 
die Herren etwad anderes brennen, dann werben fie 
landwirthſchaftlich und volkswirthſchaftlich mit Nuten 
arbeiten. Wenn bie Herren alfo fo furdtbare Angſt vor dem 
Ning haben, jo u Sie doch dafür, daß in das Geſetz, 
wie ed von der Regierung geplant ift, die Beftimmung 
hineinfommt, daß der Denaturirungszwang aufgehoben 
wird; dann können Sie den Ring unſchädlich machen. 
Der Herr Abgeorbniete Richter hat heute natürlich 
wieder, ebenfo wie der Herr Abgeordnete Fiſchbeck, gegen 
Liebesgaben und Kontingente gewettert. Ich kann mm 
fagen, baß die Bedeutung des Stontingent3 fir die 
Brennereien im Oſten außerordentlid durd) die Thatiachen 
abgefhwächt if. Sie finden heute ſchon viele größere 
Landwirthe, die poor zweifelhaft find, ob fie nicht am 
flügften thäten, die Gefhichte aufzuheben. Aber Wider: 
ftand werden Sie bei den Heinen Breunereien finden, und 
das ift ein Vorzug der Sontingentirung, daß bie Kleinen 
Brennereien durch die Kontingentirung Schuß gegen bie 
viel billigere Konkurrenz der großen Brennereien haben, 
bie es ihnen heute allein noch möglich macht, zu eriftiren, 
und gerade im Intereſſe der Kleinen Brennereien müſſen 
wir bie Stontingentirung aufrecht erhalten, die ſich, wie 
gelagt, für die großen von Fahr zu Jahr im Werthe 
berringert. 
eine Herren, ih kann Sie nur dringend bitten, bie 


Montag den 13. Mai 1901. 


2123 








Anträge der Kommiffion, wie fie find, anzunehmen und (O) 


mit ung dafür zu forgen, daß bis zum nächſten Jahre 

über die Bedeutung der Beftimmungen, wie fie die Ne- 

gierungsvorlage bradıte, die öffentliche Meinung aufgeklärt 

werde, damit wir hoffentlich im nächſten Jahre ein braud)- 

bareres Geſetz ſchaffen, als es dies Nothgefek ift. 
(Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. v. Freges-Weltien: Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Wurm. 

Wurm, Abgeorbneter: Meine Herren, Herr Freiherr 
v. Wangenheim ſchloß damit, dab er ja mit gutem Muthe 
alles der Zukunft überlaffen könne, weil die Negierung 
fi bereit erklärt hat, uns im November ſchon wieder ein 
neues Branntweinftenergefeß vorzulegen, obwohl wir vor 
vier .r- noch in der Kommijfion ſeitens des Herrn 
Staatsſekretärs des Reichsſchatzamts zu hören bekamen, 
daß im nächſten Winter ſowohl das Reichsſchatzamt als 
auch der Reichſtag jo mit Arbeiten überhäuft fein 
würden — und er nannte unter dieſen Arbeiten neben 
dem Zolltarif auch neue Steuergeſetze — 

(hört! hört! links), 
daß nicht daran zu benfen fei, ein neues Branntwein— 
fteuergejeg zu ſchaffen. Es zeigt fi alſo wieder, wie 
mächtig ber Einfluß der Herren Agrarier ift. 
Lachen rechts.) 

Sie werden die Geſetzgebungsmaſchine wieder flott arbeiten 
lafien. Dad fann und aber micht hindern, auch diefes 
Nothgeſetz, das ja nur auf ein Jahr wieder neue Laften 
der Bevölkerung und einzelnen Kategorien ber Brennereien 
zuführen foll, zu befämpfen. 

Meine Herren, ald vorhin Herr Kollege Fiſchbeck 
meinte, die Brenniteuer fei eine neue Liebeögabe, rief 
Herr Abgeordneter Holt dazwiſchen: das bezahlen wir 
ja ſelber! Nein, meine Herren, wenn die Brenniteuer 
wirtlid) von den Brennern bezahlt würde, dann ginge fie 


und ja weiter nichts an; aber fie wird nicht von den (D) 


Brennern bezahlt, fie wird vom Publikum bezahlt, 
und deswegen befämpfen wir auch eine Erhöhung der 
Brennſteuer, weil die 50 Prozent Zufchlag wieder vom 
Publikum bezahlt werden müffen. 
(Zuruf rechts.) 
— Gie werden das hoffentlich nicht beftreiten; denn Sie 
mühten ſich ſonſt in Widerſpruch jegen mit der Regierung, 
die Ihnen zu Liebe diefen Gefeßesentwurf ausgearbeitet 
hat. In der Begründung des Gefegentwurfs heißt es 
Seite 3, daß bie Brennftener weſentlich dazu beigetragen 
hat, „die Lage des Brennereigeiwwerbe3 zu verbeſſern“. 
Wenn Sie bie Ziffern vergleihen über die Preiſe des 
Spiritu3 vor und nad Beſtehen der Brennfteuer, ſowohl 
des Trinkſpiritus als des benaturirten Spiritus, To zeigt 
fi, daß beide Preiſe feit Beftehen der Brenn: 
fteuer geitiegen find. Es ift ja da3 berühmte 
Märchen, mit dem man die Brennfteuer und den Spiritus: 
ring zu entfchuldigen oder zu beichönigen verfudt, daß 
man Sagt, die Brennftener und der Spiritusring, die 
Zentrale, hätten dafür geforgt, daß wir billigeren dena— 
turirten Spiritus befommen 
(fehr richtig! rechts), 

und das jet ein großer Nußen für dad Voll. Nun, meine 
Herren, wenn es einen giebt, ber eifrig dafür eingetreten 
ift, daß wir billigen denaturirten Spiritus belommen, weil 
er nüßlich ift, fo bin ich es; aber daß die Zentrale und bie 
Brennfteuer das zu Wege gebracht hätten, kann ich ziffern: 
mäßig widerlegen. 

Meine Herren, Sie fußen darauf, daß ber Brenn— 
ſpiritus billiger geworden ift im Vergleich zum Trink— 


fpirituspreife. 
(Mideriprud rechts.) 
Abſolut genommen, ift er aber nicht billiger geworden. Ich 
habe hier eine Aufftellung über die Spirituspreife feit 1888. 
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Im Jahre 1888 war der Preis bes hundertprogentigen 
denaturirten Spiritus 24 Mark pro Heftoliter; er ftieg 
dann in den nächften Jahren auf 25'/, Mark und 28,9 Mark. 
Im Jahre 1891 war ein Ausnahmepreis von 41,4 Mart, 
der nicht in Rechnung zu ftellen iſt, weil er durch Börjen- 
manöver hervorgerufen wurde, ebenfo wie ber Preis im 
Jahre 1898, der ja aud) erorbitant od war. Im Jahre 
1892 haben wir 28,6 Mart, 1893 24,7 Mark und 1394 
21,5 Mark; das giebt einen Durchſchnittspreis für die 
Jahre 1888 bis 1894 vor Beftehen der Brennfteuer 
von 25,5 Mart, wenn wir eben das erorbitant hohe Jahr 
mit 41,4 Mark außer Nehnung laffen. Nach Beltehen der 
Brennftener, von 1895 ab, waren bie Breife 24,7, 23,50, 
27,70, 27,90, 27,60 und 27,60; das giebt einen Durch— 
jchnittöpreis von 26,5 Markt (mit Weglaffung des Preiſes 
von 34,2 Mark im Jahre 1898). Vor Beſtehen ber 
Brennfteuer hatten wir alſo im Durchſchnitt 25,5, feit Be: 
ftehen derfelben 26,5 Mark pro Hektoliter; das tft aljo ein 
Preisauffhlag von einer Mark nad den Notizen, die mir 
von fahveritändiger Seite zur Verfügung geftellt wurden, 
und die ich für glaubhaft halten Tann. 

Der Spiritusprei® von 27,60 Mark, wie er im 
Großhandel motirt — daß nachher ben Abnehmern ge— 
wifie Vergütungen zu Theil werden laffen, ift mir ja be- 
fannt — ift verhältnißmäßig nicht fo hoch wie der 
Preis vom 1888, weil damals ber Trintjpirituspreis 
niedriger war; aber feit Beſtehen des Ringes haben Sie 
den Zrinkfpirituspreis bedeutend in die Höhe 
getrieben. Es war dor Beſtehen bes Ringes 
3. 8. 1899 der Preis des Trinkfpiritus 42,4 Marl, er 
ift 1900 auf 48,8 Mark geftiegen und jest wieder im 
Mai auf 44,4 Mark gefallen (Berliner Notirung); ber 
Preis für denaturirten Spiritus ift in derfelben Zeit auf 
ziemlich gleicher Höhe geblieben. Im Verhältniß aber 
zu der Zeit vor Beſtehen der Bremnftener und vor Be: 


(8) ftehen der Zentrale ift er geftiegen. 


Nun iſt ja richtig — und das habe ich auch im der 
Kommiſſion zugegeben —, die Zentrale hat dadurch müp- 
Lich gewirkt, daß fie dem Zwifhenhandel die Möglichkeit 
genommen hat, den Brei für denaturirten Spiritus will: 
fürlich zu fteigern; fie hat ihren Abnehmern beftimmte 
Preife vorgefchrieben, und alle ſolche Manipulationen, 
die darauf ausgehen, unnöthige Preiserhöhungen im 
Zwifchenhandel zu befeitigen, finden bei meinen Freunden 
und mir, die wir für die genoffenfhaftlihe Regelung 
des Konſums eintreten, immer lebhafte Unterftügung. 
Sonft aber find Sie es gerade, meine Herren, 
die und alle möglichen Schwierigkeiten in den 
Weg legen, wenn wir Stonfumvereine ſchaffen wollen, 
Genoflenihaften, die dasjelbe erreihen wollen und er- 
reihen wie hier die Zentrale, ohne daß dabei die Gefahr 
bejteht wie bei der Zentrale, daß diefe nicht ihre Macht 
ausnußt, um nachher einen Ring zu ſchmieden, ber, 
wenn alle Konkurrenten befeitigt find, willkürlich die 
Preiſe in die Höhe treibt. Meine Herren, darüber ift in 
Fachkreiſen gar fein Zweifel: wenn erft bie Zentrale mit 
Hilfe gerade dieſer Brennfteuererhöhung das Heft in die 
Hände befommen hat, wenn es ihr erft gelingt, alle noch 
außerhalb des Ninges ftehenden Brenner und Spiritus: 
händler hineinzugwingen, daß fie dann die Preife ganz 
ander8 normiren wird als heute, daß fie die Preife in 
die Höhe treiben wird. Ste haben ja jelber zugegeben — 
es geht dies aud aus der Rebe, die Herr Profeflor 
Delbrüd hier im Reichstagshauſe hielt, und die wir als 
Broihüre bekommen haben, hervor —, Sie möchten gern 
den Preis des Trinkipiritus erhöhen, weil Sie das Nütz— 
[iche, das Sie durch die VBerbilligung des Brennfpiritus 
ichaffen, nicht auf eigene Koſten durch Verminderung Ihres 
Brofit3 ſchaffen wollen, fondern auf often des Trint- 
branntweind. Diefe ganz arme Bevölferung, die ben 


Trintbranntwein konſumirt, 
tributpflichtig it mit 42 Millionen Markt jährliher 
Liebeögabe, — diefe felbe arme und ärmfte Bevölkerung 
foll nun dieſe Koften aufbringen, damit der benaturirte 
Spiritus verfäuflicher wird, und bamit der benaturirte 
Spiritud mehr Abſatz im Lande findet. Ja, meine 
Herren, das ift eben ein ganz verfehrter Meg! Es 
it zwar Halle, daß eine Verbilligung bed bdenaturirten 
Spiritus den Arbeiterfhichten und den weniger bemittelten 
Schichten, die den benaturirten Spiritus gebrauden, an— 
genehm ift. Aber noch ärmer find diejenigen, die den 
Trinkbranntwein verbrauden, und die follen es 
dann bezahlen, daß der denaturirte Spiritus verbilligt 
wird, Meine Herren, aus Ihrer Tale haben Sie es 
nicht gegeben, dazu find die Mgrarier auch nicht in ber 
Melt, um dem Volke aus ihrem Bentel etwas zu geben; 
umgefehrt, nach Ihrer Anſchauung ift das Volt dazu da, um 
ben Agrariern die Tafchen zu füllen. Aus allen Ihren Neben 
heute fang nur die Angſt, es könnte irgend ein land» 
wirthichaftliches Produkt verbilligt werden — und dann, 
danı wäre Holland in Noth! Auch die Kartoffeln wollen 
Sie nicht verbilligt haben. Sie fagen: wir haben Böden 
zum Sartoffelbau in Angriff genommen, bie wir fonft 
nicht in Angriff genommen haben würben, weil das Ge: 
treide zu billig geworben ift. Statt daß nun das Volt 
einen Nugen davon hat, daß ber Hartoffelbau ſich aus— 
dehnt, ftatt deſſen ag a Sie die üblide und noch 
eine über das üblihe Maß hinausgehende Berzinfung 
dieſes Bodens, indem Sie die Kartoffeln vertheuern. 
Das halten Sie für Ahr Net, während Sie mit dem: 
felben Arhemzuge — um auf bem — Gebiete zu 
bleiben — die Melaſſebrennereien, die ihr Kapital in 
Ihre Produktion geſteckt haben, außer Stand ſetzen, ben 
Nutzen aus ihrem Kapital zu ziehen, den Sie für be— 
rechtigt halten, aus ihrem Ackerkapital zu ziehen. Sie 
ſehen alſo, wie Sie mit zweierlei Maß meſſen, je nachdem 
c3 ſich um agrariſche Intereſſen handelt oder nicht. Wir 
ftehen auf dem Standpunkt, daß ber Stonfument auch 
eine Berechtigung hat, und daß die Spirituägeiehgebung 
nicht einerjeit3 die Wreife des Spiritus erhöhen darf 
und andererſeits aud noch nad Ihrer ausdrüdlichen 
Erklärung dazu beitragen fol, die Sartoffelpreife zu er- 
höhen. Dann ift fie nach beiden Richtungen bin ſchädlich 
für die Gefammtheit des Volkes, ſodaß Site alſo fowohl 
ein Nahrıumgsmittel, die Kartoffel, als auch ein Genuß- 
mittel, den Branntwein, zu dem leider heute noch ein 
großer Theil der Bevölkerung, twir müffen fagen, ver: 
urtheilt ift durch feine traurige Lebenslage, auch noch 
verthenern. 

Nein, meine Herren, die Erhöhung der Breunſteuer 
ift weiter nichts als eine Kräftigung des Ringes; denn 
der Ning wird nicht aus der Art fchlagen, er wird es 
machen wie alle Ringe: er wird, wenn er feine Sons 
furrenten befeitigt hat, die Preiſe anziehen und ſich zum 
Alleinherriher aufwerfen. Das haben alle Ringe gethan, 
die bisher eriftirt haben, das tft die Aufgabe der Ninge. 
Zum Spaß madhen Sie nicht Ninge, zum Vergnügen 
zahlen Sie nit 2 Millionen Berwaltungsfpefen für 
Ihren Ring; die Spefen und Gehälter bezahlen Sie, damit 
fie Ihnen Zinfen und Meberzinfen bringen durch Erhöhung 
der Preiſe. Die Brennftener ift eben die Mutter des 
Ninges; durch die Brennſteuer ift die Ningbildung erit 
möglich geworben, und durch diefe Ringbildung ſuchen Sie 
num wieder, nachdem auf der einen Seite durch gute 
Preife die Produktion gefteigert worben ift, auf der 
auderen Seite bie por zu hemmen, und fuchen Die 
Laften, die Ihnen jonft zufallen wirrden, durch dieſe Ber: 
minderung der Produktion der großen Bevölkerungsmaſſe 
zuzumwälzen, indem Sie die Brennftener erhöhen. Denn 
die 50 Prozent Erhöhung der Brennftener drüdt fih von 


die ohnehin Ihnen ſchon (C) 


(D) 
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(Burm.) 


(A) bem Tage an, wo fie angenommen wird, in dem Trink— 


branntweinpreife aus, und dad Volt wird e3 fein, welches 
die Zeche für Sie zu bezahlen hat. Obwohl die Herren 
Sroßgrundbefiger immer behaupten, daß fie die Intereſſen 
der kleinen Leute auf dem Lande vertreten, ift doch die 
Folge diefer Art Geſetzgebung aud) die, daß der Bauer, 
daß ber fleine Gntöbefiger, der nicht in der Lage ift, 
eine eigene Brennerei zu haben, mit unter der Erhöhung 
der Branntweinpreife zu leiden hat. 

(Sehr richtig! beiden u eg Widerſpruch rechts.) 
Der Bauer und der Heine Gutsbeſitzer iſt es, der für 
feine Leute Branntwein fauft, und wenn der Trinf: 
brauntwein durch diefe Gejeggebung vertheuert wird, fo 
find ed eben die Bauern, die fir Sie mitbezahlen müſſen, 
wie ja heute ſchon die Bauern es find, die Ihnen Die 
Branntweinliebesgabe mitbezahlen müſſen. 

(Widerſpruch rechts. Schr richtig! Links ) 

Meine Herren, das haben die Bauern auch ſchon begriffen, 
und wenn jet immer mehr bäuerlihe Stimmzettel zu 
unferer Freude fir und abgegeben werben, jo willen wir 
wohl, daß die ganze Branntweinftenergefeggebung mit 
dazu beiträgt. Dem Bauer ift ein Licht darüber aufge 
nangen, wie Sie mit feinen Intereffen verfahren. Der 
Bauer zahlt die Licbeögabe mit, er bat an der Brenn- 
fteuer mitzuzahlen und muß aud unter der Erhöhung der 
Brenufteuer leiden. Deshalb proteftiren wir im Namen 
der Bauern und im Namen aller Stonfumenten gegen eine 
Erhöhung der Brennftener, die wieder auf die Schultern 
der breiten Maſſen abgeladen wird, während fie nur 
cinigen Wenigen zu gute kommt, mämlid denjenigen 
Agrariern, die im Befige von Brennereien find. Die 
verhältnigmäßig Kleine Zahl von Brennereien, die heute 
befteht, ift gar nit von fo ungeheurem Werth für die 
Landwirthſchaft, wie Sie vorgeben. Gie verwechſeln die 
Landwirthſchaft mit den Jutereſſen einzelner Zandwirthe. 
Im Snterejje der Landwirthihaft läge e3, mic 
ihon in der KHommiffion von mir ausgeführt wurde, 
daß ungezählte fleine Brennereien entltänden, 
damit die große Maſſe der Landmwirthe einen 


Nutzen von der Spirituöbrennerei hätte Im 
Intereſſe der KLandwirthihaft liegt es, daß den 
fleinen Befigern, die nicht in der Lage 
find, eigene Brennereien zu baue, geftattet wird, 


auf breitefter Grundlage ihre Produkte genoffenichaftlid) 
zu verwerten durch Anlage bon genoffenihaftlichen 
Brennereien und die Schlempe von gewerblihen Breune— 
reien zu faufen. Statt deſſen haben Sie den Verſuch 


gemacht, die genoflenfchaftlihen Brennereien a 


ftatt deffen unterftügen Sie jedes Beftreben, die gewerb: 
lien Brennereien als etwas zu betrachten, was ver: 
nichtet werden muß! Und doch fommen die Nüdftände 
der gewerblichen Brennereien, die Schlempe, der Land: 
wirthichaft zu gute, und zwar befonderd den Bauern 
und dem Leinen Mann. Diefe können ſich von den 
gewerblihen Brennereien die Schlempe kaufen. ber 
dieje Konkurrenz wollen Sie nit, und deshalb find Sie 
überall gegen gewerblihe Brennereien. Es ift hier ſchon 
erwähnt worden, daß das beitehende Branntweinftener: 
gejeg darin eine Lücke hat, daß es den alten Hefebrenne— 
reien, die vor 1837 beftanden, ein riefiges Stontingent 
zuwarf, während es ben Hefebrennereien, die nad dem 
Lüftungsverfahren arbeiten, ein Verfahren, weldes 
vor 1887 noch nicht bekannt war, foweit jie gewerbliche 
Brennereien find, fein Kontingent zuweiſt. Es liegt im 
Intereffe der Fortentwidlung der Technik, dab nicht die— 
jenigen Brennereien, die früher ſchon beftanden, wo man 
das Qufthefeverfahren noch nicht fannte, den ganzen Bor: 
theil genießen und num mit einem Kontingent wirthicdhaften, 
wie 3. B. Sinner in Baden mit 350000 Markt und 
Mansbed mit zirka 200 000 Mark jährlichen Kontigent, 


während ben anderen Qufthefefabriten fein Kontingent (©: 


gegeben if. Es wird das Kontingent verringert werben 
müffen fir diefe nad altem Geſetz beftehenden Breunereien, 
damit fie nicht in der Lage find, nad) wie vor die Preiſe 
für Hefe zu fchleudern und die andern ohne Kontingent 
niederzufonfurriren. 

Worauf ich hier befonderd aufmerffam machen will: 
jene Hefefabrifen, die mit Hilfe der Gefeggebung derart 
begünftigt werben, daß fie aus der Taſche der Brannt— 
weintrinter eine Liebesgabe erhalten, bemühen fi, einen 
Hefering zu bilden, der wiederum bie Breife für 
die Hefe in die Höhe fchrauben wird, fobald es ge— 
lungen ift, diejenigen Konkurrenten zu befeitigen, die jett 
nod außerhalb des Ringes ftehen, und das find Die 
gewerblichen Zufthefefabrifen. Es iſt ſtets dasſelbe Wer- 
fahren: wenn der Staat durch —— oder Steuern 
wie bei den Brennereien einzelne Betriebe begünſtigt, ſo 
bilden ſich Ringe, welche die Alleinherrfchaft monopolartig 
ausüben und die Konſumenten ſchröpfen, foviel fie nur 
fünnen. Ind weil dies durch Erhöhung der Brennftener 
noch mehr erreicht wird als bisher, ftimmen wir gegen 
Erhöhung der Brennftener und verlangen, daß fi die 
Negierung nit von den Mgrariern ind Sclepptau nehmen 
lajje, wie es ja den Anſchein hat, da und angekündigt 
wird, daß im Herbſt ſchon wieder ein Branntmweinfteuer: 
gejeg kommt, welches, wie ich annehme, auch wohl jenen 
Denaturirungsfuiff enthalten wird, der in ber jegigen 
Regierungsvorlage enthalten ift. 

Daß freilid der meue preußifhe Herr Land— 
wirthbihaftsminifter von dem eifrigften Beftreben erfüllt 
ift, die Intereſſen der Spiritusinduftrie zu wahren, hat 
er und durch jein Erſcheinen in der Kommiffion gezeigt, 
wo er auch den herrlichen Sat aufftellte, daß ſchon des— 
halb die gewerblichen Bremnereien befämpft werben müßten, 
weil fie eben dem Boden nit den Ertrag wiedergeben, 
der ihm entzogen werde. 
haltig wäre, daß nur dasjenige landwirthichaftlihe Ge- 
werbe eriftenzberechtigt ift, tweldes dem Boden den Betrag 
an nineraliihen Nahrungsftoffen, die ihm durch die Ernte 
entzogen werden, wiedergiebt, dann dürfte ja fein Zentner 
Getreide von einem Gute weggeführt werben, dann bürfte 
man gar nichts verlaufen laſſen! Der Bauer dürfte dann 
nur ein Gut befigen, wie es in ber Idealvorſtellung 
manden Bhilanthropen borjchwebt, jo Kein, da er jelber 
auf den Ader hinanstragen kann, was er von ihm hinein: 
getragen hat, ungefähr, wie es Goethe in feinem „Fauſt“ 
Idildert, daß man leben muß, wenn man 80 Jahre alt 
werben will. Aber die moderne Entwidlung geht anders; 
die hat 8 Pferde vorgefpannt und fagt: wir fünnen nicht 
jo ängktlid an der Scholle fleben, daß wir der Scholle 
zuführen müffen, was wir bon ihr weggetragen haben. 
ir leben doch — das müßte der neue Herr Land— 
wirtbfhaftsminifter als früherer Staatsſekretür des Reichs— 
Poſtamts doch am beiten wiffen — im Zeitalter des 
Verkehrs 

(ſehr gut!), 


) 
auch des Verkehrs der Dungftoffe, die dem Acker zu— 
geführt werden müſſen. Was dem einen Acker genommen, 
das wird dem anderen Acker zugeführt, und aus dem Er— 
trag der Ernte gewinnt er das Geld, mit dem er Dung— 
mittel kauft, die er feinem Acker zuführt! a, follte 
die Anfhauung, die Herr v. Podbielski in der Kommiſſion 
zum Beſten gab, für den meuen Entwurf des Braunt— 
weinftenergejeges maßgebend werben, dann werden wir 
eine intereffante Gefeggebung befommen, die nur noch anf 
DOftelbien und anliegende Ortſchaften zugeſchnitten ift, und 
dann kann ſich das deutſche Volk gratuliren zu dem 
neuen Geift, der wieder einmal in die Landwirthichait 
eingezogen fit. 
(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 


Sa, wenn dieſe Theorie ſtich- (D) 
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Bizepräfident Dr. v. Frege⸗Weltzien: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ih möchte dem Herrn 
Vorredner zunächft prinzipiell entgegenhalten: unfer ganzes 
jegiged Branntweinftenerfyftem, wie wir es geſetzlich feſt— 
gelegt haben, ift zu Stande gelommen durd eine jehr große 
Mehrheit hier aus folgenden Erwägungen. Dad Neid 
brauchte feinerzeit 100 Millionen für Heereövermehrung, 
Flotte u. ſ. w., der Branntwein wurde als dasjenige 
Steuerobjeft angefehen, welded immer noch am hand— 
lichften war und eventuell die Steuer tragen könnte. Man 
überlegte ih das und fagte: der Branntwein kann die 
Steuer zig er — id) werde darauf noch zurüdfommen. 
Aber man fagte fich gleichzeitig: wenn wir dies landwirth— 
ichaftlihe Gewerbe mit einer jo hohen Mehrbefteuerung 
belaften müffen, fegen wir ba nicht das ganze Gewerbe 
in eine fehr gefährdete Poſition? So find wir zu Dem 
damaligen Beichluß gekommen, ben landwirthſchaftlichen 
Brennereien im Often, die wir als ein wichtiges lanb- 
wirthihaftlihes Gewerbe anfahen — und nod heute an— 
fehen, troß der Debuftionen, die und foeben Herr Wurm 
gemacht hat —, durch dies Geſetz einen Schub zu ber: 
leihen. Diefer Schug wurbe naher Liebedgabe genannt. 
Ya, was nennt man jet nicht alled Liebeögabe?! Herr 
Wurm hat, wenn ih ihm richtig verftanben habe, eben 
debuzirt, Diele heute ——— Staffelung der Brenn- 
ftener wäre auch eine Liebeögabe für diejenigen 
Brennereien, welche die minder hohe Steuer bezahlen. 
Fa, mit demfelben Nechte könnte man behaupten, daß bie 
Ginfommenftener eine Liebesgabe für diejenigen Klaſſen 
der Bevölkerung fei, welche die minder hohen Steuern 


bezahlen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das ift eine Deduftion, mit der man und doch nidt 
fommen follte. 

Ich habe gejagt, der Branntwein kann eine höhere 
Steuer tragen, und zwar — ich glaube, wenn ich die 
Ziffern nenne, werden mir die Herren das zugeben — 
geht der Gewinnit ungefähr zu 160 Millionen an die 
Beſitzer der Brennereien, zu 150 Millionen an den Staat 
al3 Steuer, und 400 Millionen werben nad) den ftatifti- 
ſchen Aufftelungen, die fehr forgfältig gemacht find, von 
dem Branntweinhandel abforbirt. 

(Hört! hört! rechts.) 
Sp viel beträgt der Aufihlag durch den Zwiſchenhandel 
und den Schänfer. Darnad) werden Sie mir doch zu— 
geben, daß der Branntwein in der That eine Steuer nod) 
veitragen kann. 

Meine Herren, id habe Ihnen die Gründe angeführt, 
die damals dazu geführt haben, das gegenwärtige Brannt- 
weiniteuergefeg zu genehmigen. Der Reichstag genehmigte 
es mit großer Majorität in der beitimmten Abficht, die 
Kleinen landwirthichaftlichen Brennereien des DOftens, die 
auf dem ärmften Boden des Oſtens liegen, nicht ernftlich 
zu gefährden. Das hat das Geſetz auch erreiht. Es hat 
es erreicht, ohne den Preis des Trinfbranntweins in be- 
denklicher Weiſe zu erhöhen; denn das werden Sie doch 
zugeben müffen, daß der Preis des Trinkbranntweins bei 
uns eine bedenkliche Höhe noch nicht erreicht hat, nament- 
lid wenn man die Zufäße und Verbünnungen feitens ber 
Schänker berüdfihtigt. Vom hygieniſchen Standpunkt aus, 
vom Standpunkt der Temperenzler aus ift der Preis noch 
ein viel zu niedriger; es wäre doch wünſchenswerth, im 
Intereffe unferer gefammten Bevölkerung den Branntwein 
mehr und mehr durch andere Nahrungs: und Genußmittel 
zu erfegen. 

Nun hat fih mit der Zeit ergeben, daß der Schutz 
der landwirthichaftlihen Brennereien, den unſer letztes 
Brennſteuergeſetz erzielen follte, nicht ganz erreicht werben 
fonnte, und da find weitere Geleßgebungen gekommen. 


Es wurde bie Brennfteuer gebildet, um es zu ermöglichen, “C) 


für die Denaturirung des Spiritus eine Prämie zu zahlen. 
Der Herr Abgeordnete Wurm — daß muß ich anerkennen 
— hat darin vollftändig der Wahrheit die Ehre gegeben, 
ald er das Berbienft der Spiritusgentrale anerfannt hal, 
welche3 fie fiir bie rg | des benaturirten Spiritus 
in Deutſchland gehabt hat. Das ift ein wichtiger volks— 
wirtbichaftliher Geſichtspunkt; denn der bdematurirte 
Spiritud wird, wenn es gelingen follte, ihn im Preife 
noch etwas herabzubrüden, eine Sicherung gegen bie 
Preiserhöhung der Sohlen und des Betroleums bringen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Er giebt fowohl gegen den Kohlenring im Inlande als 
gegen den Petroleumring im Auslande einen Schuß, wenn 
er in Zukunft billiger bergeftellt und abgegeben werben 
fann. Wenn der Preis nit jo gefunfen ift, wie Herr 
Wurm ausgeführt hat, wie wir ed für wünſchenswerth 
eradhten — mir würben es für wünſchenswerth halten, 
wenn er noch billiger abgegeben werden fünnte —, fo 
liegt es eben daran, weil benaturirter Spiritus im 
fteigendben Maße zu Motoren verwendet wird. Unſere 
Landwirthe in Bommern und Medlenburg haben fid) aus: 
gerechnet, daß bei dem heutigen Preife des benaturirten 
Spiritus es wirthichaftlier ift, ihn an Stelle der Kohlen 
bei Lokomobilen u. j. w. zu verwenden. Ich glaube, das 
ift ein gemeinfames volkswirthſchaftliches Intereffe, daß 
wir die Fabrikation des dematurirten Spiritus möglichſt 
zu befördern ſuchen auf jebe irgend zuläffige Weije, ein: 
mal, um den Kohlenpreis in Schranfen zu halten, und 
dann, um eine wirffame Stonkurrenz zu haben gegen aus: 
ländiſche Produkte wie das Petroleum. 

Nun hat der Herr Abgeorbnnete Wurm, während er auf 
der einen Seite das anerkannte, gejagt: augenblicklich kann 
die Spirituögenofjenfhaft ſich noch nit als Monopol 
geriren, e8 find noch 25 Prozent draußen; wenn fie aber 
erft einmal die Macht haben würden, ſich fo zu geriren, 
dann würden fie die Zügel anziehen und ſtramm arbeiten; 
das haben bis jet noch alle Monopole gethan. Na, 
verehrter Herr Kollege Wurm, wenn Sie irgend ein 
Mittel finden wollen, um alle diejenigen Brennereien, bie 
jegt nody außerhalb der Spiritusverwerthungsgenoffenihaft 
ftehen, in diefelbe hineinzuzwingen, dann müflen Sie den 
Meg gehen, den fie jetzt empfehlen. 

(Sehr richtig!) 
Dann fommt ein Krach in den Spiritus hinein, der aud) 
bie Brennereien, die draußen ftehen, zwingt, fid der 
Spirituöperwerthungsgenoflenihaft anzufchließen. 

(Sehr richtig!) 
Das iſt die fehr natürliche Folge, und ich erkenne voll: 
ftändig an, daß ber Vorſchlag, der jett hier gemacht wird, 
nad vielen Nidhtungen Hin ein recht mangelhafter ift, 
daß Härten dabei vorkommen, und biefe einmal abgeftellt 
werben müffen. Aber wir machen ja das Gefek nur auf 
ein Jahr, und wenn Herr Wurm fagt: aber in biefem 
einen Jahr find die Härten fo ungeheuer groß — und er 
nannte einige Ziffern für die ganz großen Brennereien in 
Baden u. f. w. —, ja, meine Herren, biefe gehen in 
einem Jahr nicht zu Bruce, aud wenn fie einmal etwas 
mehr bezahlen. 

Der Melaffebrennerei fid anzunehmen, wäre aner: 
fennenöwerth, wenn die Möglichkeit beftände, Melaſſe 
brennen zu können. Das können Sie aber heute nicht, 
weil Dielaffe viel höher verwertet werben kann zu bielen 
anderen Zweden, zur Herftellung von Futtermitteln u. f. w. 
Mit den Melaffebrennereien fann man nichts mehr 
anfangen. 

ie weit ſonſt noch Aenderungen in der Gliederung 
der Steuer vorgenommen werden follen, und ob bie 
Möglichkeit vorhanden fein wird — was von vielen 
Seiten bezweifelt wird — bie Fabrifation des gewerb- 


— 
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(A) lihen Spiritus irgendwie unter Zwang zu ftellen für die 


Brennereien, — fo fönnen wir ja alled das im nächften 
Jahre überlegen und werben e3 nad) allen Richtungen Hin 
thun, nicht bloß nad) agrariihen, fondern auch nad all: 
gemeinen volkswirthſchaftlichen Rückſichten. Ich glaube, 
jegt fönnen wir nicht3 anderes thun, ald was bie Kom— 
miffion vorſchlägt, weil es ſich gezeigt hat, daß das bis: 
herige Nefultat, welches die Brennſteuer ergeben hat, nicht 
dazu ausreiht, um die Herſtellung des benaturirten 
Spiritus zu ermöglichen zu dem Preife, den zu erreichen 
es wünſchenswerth ilt. 

Ich bitte Sie dringend, nehmen Sie den Paragraphen 
in der Hommiffionsfaffung an und lehnen Sie alle ent: 
gegenftehenden Anträge ab! 

(Bravo! rechts). 

Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Pachnicke. 

. Bachnide, Abgeordneter: Meine Herren, auf 
geſchichtliche Betrachtungen über die Branntweinfteuers 
geſetzgebung möchte ich mic nicht einlaflen und ben 
Spuren des Herrn Abgeordneten v. Kardorff nicht folgen. 
Auh mir halten den Branntwein für ein geeignetes 
Stenerobjeft; was wir nicht wollen, ift lediglich, daß 
außer dem Fiskus auch noch die Intereſſenten ein Neben: 
geihäft auf Koſten der Verbrauder machen. 

Selbit die Freunde der Brennftenererhebung werben 
da3 eine zugeben: die Wirkungen der neuen Steuer find 
nicht gehörig unterfuht. War ſchon die Brennfteuer von 
1895 ein Experiment, fo ift diejenige von 1901 ein noch 
gewagtered Frperiment. Die Kommiſſion hat nicht Zeit 
gefunden, ſich zu überzeugen, wie die Erhöhung alle 
einzelnen Kategorien von Brennereien trifft; fie bat ins— 
befondere nicht in Betracht ziehen können, wie dabei bie 
Hefe: und Melaffebrennereien fahren. 

Fu Bezug auf den Erfolg oder Mißerfolg ber be: 


(B) ftehenden Brennfteuer gehen die Meinungen ebenfalls ſehr 


ftarf auseinander. Ich erlaubte mir vorhin ſchon darauf 
zu verweilen, daß, wenn bie Steigerung der Ausfuhr von 
Spiritus in 2 Jahren auf das Kreditkonto der Brenn: 
ftener von 1895 gelegt werden follte, dies fehlerhaft 
wäre. Wir haben unter der gleichen Brennfteuer aud) 
jehr niedrige Ausfuhrziffern zu verzeichnen. Aber aud 
die Erhöhung des Verbrauchs von techniſchem Spiritus 
ift nicht allein der Brennſteuer zuzuſchreiben. Sie werben 
mir dies dann zugeben, wenn Sie fid) vergegenmwärtigen, 
wie bie Preisgeftaltung in den Jahren, um welche es ſich 
handelt, war, und dem gegenüber die Verwendung von 
techniſchem Spiritus fi geftaltet hat. In den lebten 
Jahren vor der Brennfteuer hat, wie aud die amtlichen 
Ziffern darthun, fogar eine etwas ftärfere Steigerung des 
Verbrauch von techniſchem Spiritus, nämlich um 257 000 
Hektoliter, ftattgefunden, während in den Jahren nachher 
eine Erhöhung nur um 235000 Heftoliter zu verzeichnen 
ift. Hier wirken in der That ganz andere Momente cin, 
insbefondere die Nachfrage in der Induſtrie. Die einfache 
Thatſache, daß die Automobilinduftrie ſich fo gehoben hat, 
die Beleuchtungsinduftrie ſich auf eine andere Grundlage 
zu ftellen beginnt, find viel enticheidender für den Der: 
brauch von techniſchem Spiritus als irgend eine fteuer: 
politiihe Maßregel. 

Aber es ift im Laufe der Diskuffion den Herren 
bereitö etwas anderes entgegengehalten worden, auf das 
weder don Seiten der Rechten, die eine Erhöhung 
befürwortet, noch von Seiten der Regierung eingegangen 
wurbe. Herr Fiihbed hat mit vollem Recht auf die ln: 
billigteit bingewiefen, die in dem ganzen Syſtem ber 
Brennitener liegt. Die Kartoffelbrennerei zahlt an Stener 
etwa 2,4 Millionen Markt und empfängt an Vergütungen 
über 4 Millionen 

(hört! hört! link), 





fodaß fie ganz unverhältnißmäßig gegenüber anderen (O) 


Kategorien begünftigt wird. Die Nechnung ift aud 
bereitö in der Kommiſſion aufgemacht worden, und id) 
kann mittheilen, daß von Seiten der Negierungävertreter 
ihre fachliche Richtigkeit im allgemeinen zugegeben werden 
mußte, und man nur den einen Einwand dagegen geltend 
zu machen fuchte, daß dies mit dem Großbetrieb zuſammen— 
hänge. Gewiß, mit dem Großbetrieb häugt es zufammen; 
aber, Gruppe gegen Gruppe geredjnet, fällt eben der einen 
mehr Bortheil, der anderen mehr Laft zu. 

Schon aus biefen Gründen erfheint die Branntwein: 
ftener ziemlich anfehtbar. Wenn Sie fih des weiteren 
auf die Dielaffebrennereien auch nur einen Augenblid ein— 


lafien wollen — 
nruhe rechts.) 

— Die Herren thun ſo, als könne man Melaſſe heute über— 
haupt kaum noch zu Brennzwecken verwenden, und gehen 
darüber mit Achſelzucken hinweg. Ja freilich, es war 
eine Unvorſichtigkeit der Melaſſebrenner, daß ſie bei der 
Wahl ihrer Eltern nicht anders verfuhren, nicht als An: 
wärter auf ein Gut und eine Gutöbrennerei zur Welt 
famen, dann würden fie ein größeres Entgegenkommen 
feitend der Rechten gefunden haben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Damals, ald das Gefet von 1895 gemacht wurde, waren 
die Melaffepreife fehr niedrig, etwa 1 Mark, jest find fie 
ſtark geftiegen, auf 3 Marl; aber noch heute ift es nicht 
ausgefchloffen, daß bei dem gehörigen Kontingent auch 
noch die Melaffebrennereien bis zu einem gewiflen Grabe 
rentabel bleiben. Aber das ift jedenfalld, wie immer Sie 
darüber denken mögen, ein fehr ſchlechter Troft für dieſe 
Herren, wenn ihnen gefagt wird: ihr könnt eben nicht 
bremen, aljo laßt e3 bleiben. Wenn das Gutöbrenner 
wären, danı würde man alle Hebel in Bewegung fesen, 
um etwas fir die Leute zu thun. Es find aber nur 
Melaffebrenner — quantit& nögligeable! 

(Sehr gut! links.) 

Der innere Zufammenhang zwiſchen Brennftener und 
Spiritusring iſt fhon hervorgehoben worden. Das ilt 
ja dad Merkwiürdige, meine Herren: in der ganzen Por: 
lage ber Regierung wird ber Spiritusring mit feinem 
Mort genannt, und doch iſt fie durch ihn angeregt und 
fir ihn allein beftimmt. Ju der Kommiffion verfuchte 
man e3 fo darzuftellen, als habe die Vorlage mit dem 
Spiritugring eigentlich gar nichts zu thun. Nun, wir 
fennen den Blan im feiner Entſtehung, mir kennen bie 
Perſönlichkeiten, die ihm erfonnen, der Regierung nahe: 
gelegt haben, und die ihn heute noch verfolgen: das find 
die Männer der „Zentrale für ESpirituöperwerthung“. 

" Meine Herren, ihre Abſicht dabei ift vollftändig 

ar 
(Unruhe rechls) 

— Sie fommen da nicht herum —: man wirb, wenn ber 
Ning mächtig genug ilt, um den Markt entweder ganz ober 
faft ganz zu beherrſchen, die Preiſe derart bemeiien, daß 
der Ning dabei verbient; denn er iſt eine Erwerbs— 
geſellſchaft. 

Man fragte in der Kommiſſion: warum denn dann 
nicht gleich da Staatd3monopol? Diefe Frage liegt aller: 
dings nahe, und die Antwort, die auf dieſe Frage — 
der Herr Fragefteller erinnert fih offenbar der Epilode 
ſehr genau — ertheilt wurbe, war ſehr intereflant. Der 
Herr Regierungsvertreter erfärte, er fei ja für feine 
Perſon gar nicht abgeneigt; nur laſſe leider der Reichstag 
fih darauf nicht ein. 

Gigenthümlih! Auf der einen Seite wird aus ber 
Mitte des hohen Haufes ein Antrag eingebracht, um eine 
Staatdauffiht für ſolche Syndifate und Startelle zu be: 
gründen, deren Gefhäftögebahrung nachgewieſenermaßen 
einen monopoliftiihen Charakter angenommen hat. Die 


(D) 


(B) Differenzirung in der Steuer aufrecht zu erhalten. 
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(A) Herren Nationalliberalen werden diefen Antrag kennen. 


Gleichwohl ift wenigftens ein Theil von ihnen — glüd: 
licherweife nicht Die ganze Fraktion — am Werke, durch 
Staatömittel den Spirituäring zu flügen, die Staats- 
gewalt geradezu in den Dienft dieſes Ringes zu ftellen, 
der fi von anderen Kartellen prinzipiell in nichts unter— 
—— ſondern auf genau dem gleichen Boden ſteht wie 
ieſe. 

Ein Antrag, der bisher noch nicht erwähnt worden 
iſt, der aber eine Erwähnung verdient, giebt mir noch 
Gelegenheit, eine kurze Ausführung zu machen. Das iſt 
der Antrag des Herrn Kollegen Paaſche. Dieſer Antrag 
muß wirklich dem Dunkel, in welchem er ſich bisher be— 
funden hat, entriſſen werden. Er enthält einen geſunden 
Kern, und ich bedaure nur, daß er in ſeinem Werthe 
durch den Antragſteller inſofern etwas abgeſchwächt worden 
iſt, als dieſer ihn nur für einen Gventualantrag erklärte. 
Meine Herren, ob Eventual- oder Prinzipalantrag, 
der Gedanke, welcher hier zu Grunde liegt, iſt 
ein durchaus berechtigter. Er würde jene Kon— 
tingentsprämien, die man Liebesgabe zu nennen 
ſich gewöhnt hat, allmählich verkürzen, von 20 auf 10 
und zulegt auf 5 Mark, wobei Iediglid den Kleinen 
Brenmereien unter 150 Litern Jahrederzeugung die volle 
Steuerbifferenz verbliebe. Weber Friften und Säbe mag 
man berichieden denken; aber bie Tendenz tft fo gefund, 
daß, wenn wir einmal uns wieder über diefe Dinge 
unterhalten follten, unter allen Umſtänden auf dieſen 
Antrag ded Herrn Kollegen Paaſche zurüdgegriffen werben 
muß. Wir werben bazu um fo mehr Beranlaffung finden, 
als aud von der Rechten in ber crften Leſung jeitend 
bes Herrn Stollegen Gamp und vorhin noch feitens des 
Herrn Abgeordneten v. Wangenheim ſehr ernfthafte Zweifel 
daran geäußert worben find, ob ed noch zwedmäßig 
des Ditend, Die 
Mir 
unjererfeit3 wünſchen die völlige Aufhebung der Liebes— 
gabe, aber wir kämen mit diefen Antrage der Erfüllung 
unferer Wünfche um einen großen Schritt näher; es wäre 
in ber That ſchon ein erhebliher Gewinn, wenn eine 
ftufenweife Ermäßigung jenes Steuergefhents erreicht 
würde, welches in der Differenz von 50 und 70 Mark liegt. 

(Unrube rechts.) 

Meine Herren, ich babe keine Neigung, dieſe Frage 
jebt weiter zu vertiefen, das Haus ſcheint nicht mehr 
disfutiren, fonbern defretiren zu wollen; deshalb beichränte 
ich mich auf eine Schlußbemerkung. Wenn Sie bie Bor: 
ſchläge der Kommiffion annehmen, jo ift das von unferem 
Standpunkt allerdingd bedauerlich; aber einen Wortheil 
iche id darin, und der ift, daß wir bamit dem fehr viel 
ſchlimmeren Regierungsentwurf befeitigt haben. 

(Zuruf links.) 
— Ob er wieberfommt, das ift die Frage. Ih wünſchte, 
die verbündeten Regierungen entnähmen aus der Auf: 
nahme, die ihr Vorſchlag insbelondere bei derjenigen 
Partei fand, ohne welche eine Mehrheit nicht zu Stande 
fommt, eine Warnung und kämen damit nicht noch einmal. 
Fin großer Gedanke liegt in ber Denaturirungspflicht 
wirllich nit; der Verbrauch an techniſchem Spiritus 
itieg au ohne Staatszwang. Es bedarf der vorge: 
Ichlagenen Mittel nit, um dieſe Entwidlung fortzu: 
führen. Werden alfo die Kommiffionsbeihlüffe ange: 
nommen, jo erwarten wir von ber Negierung, daß fie 
ben Reichstag mit der Denaturirungspflicht nicht zum 
zweiten Mal befaßt. 

(Bravo! links.) 

Präſident: Die Diskuffion iſt geſchloſſen, da ſich 
niemand mehr zum Wort gemeldet hat. Der Herr Be— 
richterſtatter verzichtet auf das Schlußwort. Wir kommen 
zur Abſtimmung. 


erſcheint, ſelbſt vom Standpunfte 


Ich werde zunächſt abſtimmen laſſen über den Antrag (CO) 


Fiſchbeck auf Nr. 363 der Drudiahen ad 2, welder an 

Stelle des Abſatzes 2 eine neue Faſſung fegen will. Wird 

biefer Antrag angenommen, fo würde bie Faſſung ber 

Kommiffion befeitigt fein; wird er abgelehnt, fo werde 

ic über die Faflung dev Kommiffion abjtinnmen laſſen. — 

Hiermit ift das Haus einverftanden; wir ftimmen fo ab. 

Ich bitte aljo diejenigen Herren, welde im Mrt. I 

Nr. 2 sub a folgendes beitimmen wollen nad dem Anz 
trage Fiſchbeck auf Nr. 363 der Drudjaden ad 2: 

An Stelle des Abſatz 2 des 8 50 I ift folgende 

Beftimmung aufzunehmen: 
Die im $ 43a feftgefeßten Brenniteuerfäge 
werden bis zum 30. September 1902 forter: 


hoben, 
fi von ihren Pläpen zu erheben. 


Geſchieht.) 
—* ift die Minderheit; das Amendement Fiſchbeck ift ab— 
gelehnt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche den 
Art. I Nr. 2 nah ber Faſſung ber Kommiſſion an— 
nehmen wollen, fih von ben Pläben zu erheben. 

(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Faſſung der Kommiſſion iſt 
angenommen. 

Den Art. II beantragt die Kommiſſion abzulehnen. 
In der eröffneten Diskuffion über Art. IL der Vorlage 
der verbündeten Negierungen bat das Wort der Herr 
Berichterſtatter. 

Gamp, Abgeordneter, Berichterſtatter: Meine Herren, 
eine Berathung dieſes Artikels hat in der Kommiſſion 
nicht ſtattfinden können 

(hört! hört! Heiterkeit) 
mit Nüdfiht auf die Geſchäftslage des Hauſes. Dagegen 
als es fih um die Berathung des Nothgeſetzes handelte, 


ift von feiner Seite die Aufnahme diejer Beſtimmung (D) 


empfohlen worden, und ich empfehle deshalb aud dem 
hohen Haufe, den Art. IT abzulehnen. 

Präfident: Dad Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim— 
mung. Ich bitte diejenigen Herren, welche entgegen dem 
Beihluffe der Kommiſſion den Art. II nad) der Faſſung 
der urjprünglicen NRegierungsvorlage annehmen wolle, 
fih von ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; Art. II ift abgelehnt. 

Ach eröffne nunmehr die Diskuſſion über Art. LIT, 
— ſchließe diefelbe, da fid niemand zum Worte meldet, 
und werde, wenn fein Widerſpruch erfolgt, annehmen, 
daß Artifel III mit derfelben Majorität wie Art. I ange: 
nommen it. — Dies iſt der Fall, da niemand widerſpricht. 

Dasfelbe werde ih von Ginleitung und Ueberſchrift 
borausfegen, wenn niemand widerfpridt. — Da niemand 
twiberfpricht, find auch diefe angenommen. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über die Peti— 
tionen. Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Gamp, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine Herren, 
zu dem Gefegentwurf iſt eine größere Anzahl von 
Betitionen eingegangen. Diefe Petitionen richteten fi) 
aber nicht gegen die Beſtimmungen des Nothgeſetzes, 
fondern gegen die Beftimmungen, wie fie von deu ber: 
bündeten Regierungen in dem Hauptgeſetz vorgeichlagen 
worden waren. 

Die Kommiſſion beantragt, diefe Petitionen durd die 
gefaßten Beſchlüſſe für erledigt zu erklären. 

Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichloffen. Die Abftimmung über die 
Petitionen findet bei der dritten Leſung ftatt. 

Hiermit ift der vierte Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt. 











(A) Wir fommen zum fünften Gegenftande: habe die Erfahrung in der Redtiprehung der Gewerbe: (C) 


(B) 


dritte Berathung 
a) des von den Abgeorbneten Albrecht unb Ge: 
noflen eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend 
Abänderung des Gejetes über die Gewerbes 
gerichte vom 29. Juli 1890 (Nr. 74 der Drud: 
ſachen), und 
des bon dem Abgeordneten Trimborn einge: 
brachten Gefegentwurfs, betreffend Abänderung 
des Geſetzes vom 29. Juli 1890 über bie 
Gewerbegerichte (Nr. 45 der Drudfadhen), 
auf Grund der Zujammenftellung der in zweiter 
Berathung gefaßten Beihlüffe des Reichstags in 
Nr. 362 der Drudfadhen. 

Ih eröffne die Generalbistuffion. Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Hegelmaier. 

Hegelmaier, Abgeordneter: Meine Herren, jede Rede 
beginnt: „mit Rückſicht auf die Geſchäſtslage des Haufes*, 
und fo werde ih mih auch mit Nüdfiht auf die Ges 
Tchäftölage des Haufes über den vorliegenden Geſetz— 
entwurf, ber aus einem SImitiativantrage hervorgegangen 
ift, ſehr kurz faflen. 

Es tft ja allerdings allgemein anerfannt, daß e3 außer: 
orbentlidy jchwierig ift, über Smitiativanträge, befonders 
wenn es fih um eine größere Gefegesvorlage handelt, 
bier zu diöputiren und darüber Beſchlüſſe zu faflen, wenn 
ein Entwurf der Regierung nicht vorlicgt, und es deshalb 
von Seiten bed Hauſes nicht möglich ift, zu den Intentionen 
der Regierung Stellung zu nehmen. Aber naddem der 
vorliegende Entwurf einmal in 2 Lefungen durchberathen 
ift und jeßt zur dritten Leſung ftebt, will ich mich namens 
meiner politiihen Freunde auf die ganz furze Erklärung 
beichränfen, daß wir gegen den ganzen Entwurf ftimmen 
werben, und zwar aus folgenden Gründen. 

In erſter Linie fönnen wir und damit nicht einver- 
ftanden erflären, daß die Gewerbegerichte in allen Städten, 
weldje mehr ald 20 000 Einwohner zählen, für obligatoriſch 
erklärt werben fjollen. Die Gründe, die uns bier leiten, 
find in den beiden eriten Berathungen mehr al3 zur Ge— 
nüge hervorgehoben worden, und ich glaube, den früheren 
Gründen, die von Seiten der fonfervativen Fraktionen 
geltend gemadjt wurden, nichts Weiteres beifügen zu follen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Was den zweiten Punkt anbelangt, der und veranlaft 
ober gewiffermaßen zwingt, gegen bie Vorlage zu ftimmen, 
fo ift e& der Umftand, dab der Begriff des Arbeitgebers 
in ber Vorlage entſchieden zu weit gefaßt iſt. Es wurde 
hierüber ja befanntlih in der Kommiffion und auch im 
Plenum mehrfah diskutirt. Ich kann aus meinen prak— 
tifhen Erfahrungen heraus — denn ich bin felbft Vor— 
ftand eines Gewerbegerihts — wohl jagen, daß biefe 
Faſſung entichieden zu weit geht und unter Umſtänden bie 
Gefahr in ſich ſchließt, daß die Beſetzung der Gewerbe: 
gerihte auch auf Seiten der Arbeitgeber in einer Weiſe 
eintreten könnte, welche meines Erachtens mit der Aufgabe 
und der Funktion der Gewerbegerichte nicht mehr harmo- 
niren würde, die im Gegentheil zu einer Gefahr für das 
ganze Inſtitut führen müßte. Won der Iinfen Seite, ins— 

efondere von Seiten der Herren Sozialdemofraten, wird 
ja, wenn es ſich um die deutſche Juſtiz handelt, immer 
davon geiproden, man ftehe unter einer Stlaffenjuftiz. 
Aber ich fünnte mir feine ſchlimmere Stlaflenjuftiz denken, 
ald wenn die Gewerbegeridhte feitend der Arbeitgeber mit 
Beifigern bejegt werden, welde auf dem fozialbemofra= 


b) 


tifhen Barteiftandpuntte ftehen. 


(Zuruf lints.) 
— a, meine Herren, ich ipreche hier auch aus praftifcher 
Erfahrung. Ich ſelbſt bin Anhänger der Gewerbegerichte 
und bin fir Errichtung eines Gewerbegerichts in ber 
Stabt, ber id) vorftehe entichieden eingetreten; aber id 
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gerichte gemacht, und zwar gerade in erfter Linie von 
Seiten der Beifiger der Arbeitnehmer, daß die Erfahrung 
vorliegt, daß dieſelben, ich will nicht fagen, abſichtlich, 
aber doch umabfihtlih vielfah die Streiffragen in 
einem Lichte betrachteten, da3 ſich mitunter mit den Chats 
fahen und ber wirklichen Gercdtigfeit nicht vereinbaren 
ließ. Nun möchte ich allerdings hervorheben, daß ich für 
bie Gewerbegeridhte eingenommen bin, nicht etwa wegen 
ihrer Beſetzung durch die Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, 
fondern deshalb, weil die Kürze des Verfahrens ganz 
vorzüglich if. Alfo nur die Befürdtung, daß die Pe: 
fegung der Gemerbegerichte eine fo einfeitige werben 
fönnte, und daß darunter das Vertrauen, das fie nicht 
nur bei den Arbeitgebern, fonbern auch bei den Arbeit- 
nehmern befiten müßten, leiden fönnte, tft der Grund, 
ber und veranlaßt, gegen dad Gefet zu ftimmen. 

Der dritte Grund enblid, ber und veranlaßt, gegen 
die Gemwerbegeridte zu ftimmen, ift die Beftimmung 
bezüglich des rl m bag vor dem Cinigungs: 
amt. Ich ftehe num perfönlid auf dem Stanbpunft, daß 
ih an und für fich dieſer Beſtimmung praftifch feine 
große Bedeutung beilege; praftiih mag fie im Geſetze 
ftehen oder nit. In der Praxis wird ein vernünftiger 
Borfigender eines Gewerbegerihtd3 oder Einigungdamts 
dieſe Beltimmung immer fo auslegen und ſolchen Bebraud) 
bon ihr maden, daß biejelbe den Verhältniſſen entfpricht. 
Nein, ber Grund, weshalb ich mid für die Beſtimmung 
nicht erklären fann, tft ein prinzipieller Grund, furz 
geſagt, dab ich jest nicht für zuläflig halte, daß von 
Seiten der Gefekgebung in einer Ölen Meile in Brivat- 
verhältniffe eingegriffen wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Dies ſind die Gründe, weshalb wir gegen das 
Geſetz ſtimmen werden. 

(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
die Generaldiäkuffion ift gefchloffen, und mir treten in 
bie Spezialdistuffion ein. Meine Herren, ich bitte auch 
bier um die Grmädtigung, die einzelnen Theile bes 
Gefegentwurfs aufrufen zu dürfen und beim Mangel einer 
MWortmeldung und eines Antrags, aud) wenn Ab— 
ftimmungen nicht verlangt werben, die Annahme der auf: 
gerufenen Theile zu erflären. — Es widerſpricht niemand, 
die Ermädtigung ift mir ertheilt. 

Ich eröffne die Diskuffion über I reip. den $ la, 
Das Mort Hat der Herr Abgeordnete Trimborn. 

Zrimborn, Abgeordneter: Meine Herren, zu $ la 
find mir zwei Wünſche geäußert worden, bie mich ber- 
anlafjen, die Bebeutung des Paragraphen für einen ganz 
bejtimmten Fall bier ausdrücklich klar- und feftäuftellen. 
Es giebt Städte über 20000 Einwohner, die in ihren 
Mauern fein Gewerbegeriht haben, die aber doch zu irgend 
einem Gewerbegeriht der Nahbarihaft gehören. Mir 
ſchwebt da ein Beilpiel aus meiner Heimat vor. Dort 
haben wir die Stadt Kalf, die über 23000 Einwohner 
hat; fie Hat felbft fein Gewerbegericht, gehört aber zu 
dem benachbarten Gewerbegeriht der größeren Stadt 
Mülheim a. Rh., die 40000 Einwohner hat. Nun ift 
die Frage aufgetwworfen worden, ob infolge dieſes Geſetzes 
in einer Stadt wie Kalk, die zu einem anderen Gewerbe: 
gericht gehört, ein neues Gewerbegericht errichtet werben 
muß. Diefe Frage beantwortet fih dahin, daß ein Ge: 
werbegericht in einer ſolchen Stadt nit befonderd von 
neuem errichtet zu werben braudt. Es heißt in dem 
$ 1 ausdrüdlih: „Für Gemeinden“ über 20000 Gin: 
wohner, es heißt nit: „In Gemeinden über 20000 Ein: 
wohner muß ein Gewerbegeriht errichtet werden”, Es 
genügt alfo, wenn für die Stabt Mülheim mit über 
20000 Einwohner ein Gewerbegericht befteht; es ift micht 
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(A) erforderlich, daß dieſes Gewerbegeriht auch in der Stabt 


jelbft gelegen ift. Aehnlich, meine Herren, liegt e3 mit 
der Stabt Hörde und mit verfchiedenen anderen Städten. 

Dies zur Klar: und Feitftellung. 

Bräfident: Dad Wort Re nicht weiter verlangt; 
die Diskuſſion ift geichlofien. AA ift nicht ange- 
fodten. Wenn niemand widerſpricht, erfläre ih ihn als 
in dritter Lefung angenommen. — Dies ift der Fall, ba 
niemand widerſpricht. 

Ach eröffne nunmehr die Diskuffion über IT refp. $ 3. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bed (Heidelberg). 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter: Meine Herren, der 

8 31 de3 beftehenden Geſetzes fpridt von der Bewirkung 
der Zuftelung durch den Gerichtsſchreiber und beſtimmi 
in Abſatz 4, daß, wenn bie Zuftellung burd die Poſt 
erfolgt, eine a ber llebergabe an die Poft nicht 
erforderlich iſt ft da verwiejen auf Beltimmungen 
der Zivilprozeßordnung, bie fi feither vollitändig ge- 
ändert haben. Ihre Kommiſſion, der Sie die Vorbereitung 
der Anträge überwielen hatten, ift auf diefe Nicht-lleber- 
einftimmung der beiberfeitigen Geſetze aufmerffam ge— 
worden, meine Herren, und wer den Bericht verfolgt hat, 
der wird auf Seite 33 lefen, daß dieſe veridiedenartige 
Regelung, wie fie tm beftehenden Geſetz iiber das Gewerbe- 
gericht und in der Zivilprozeßordnung getroffen worden 
ift, der Kommiſſion Veranlaffung gegeben hat, einen An- 
trag auf Strich des $ 31 Abſatz 4 anzunehmen. 

Die Gründe, die dafiir dort angeführt find, find ind: 
befondere, daß die Beftimmung nicht nur überflüffig ge: 
worden ift, ſondern unter Umſtänden aud verwirrend 
wirfen könne. 

Nun, meine Herren, beruht e3 auf einem Ueberſehen 
der Kommiſſton, daß biefer Beihluß in die Zuſammen— 
ftellung der Beihlüffe Ihrer Kommiſſion nicht aufgenommen 
mworben ift. Wer diefes Ueberſehen verfchuldet hat, meine 
Ih kann in 
diefen Falle vielleicht auch mea culpa fagen. Ich meine, 
es wäre doch ſchade, wenn dieſer Beihluß Ihrer Kom— 
miffton in dem Berichte verloren ginge. Ich habe mir 
daher erlaubt, Ihnen diefen Antrag in dritter Leſung zu 
unterbreiten und möchte um defien Annahme bitten. 

Präfident: Der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Bed (Heidelberg) ift aber erit geitellt zu Nr. IXa. 

(Heiterfeit.) 

Die Distuffion ift geichloffen, da fih niemand zum 
Wort gemeldet hat. Il reipeftive 33 ift nicht angefochten; 
id) erftäre diefelbe als in dritter Leſung genehmigt. 

Ich rufe — auf die Beſchlüſſe zweiter Berathung 
au Il, — IV, — VI —A—B 
und erfläre Die — mir aufgerufenen Nummern in britter 
Leſung für bewilligt. 

Ich eröffne nunmehr die Diskuffton über IXa — nad) 
dem Amendement der Herren Abgeordneten Bed (Heibel- 
berg) und Genoſſen auf Nr. 365 der Druckſachen. 

Ich glaube, der Herr Abgeordnete Bed hat feine 
Nede, die er dazu halten wollte, bereitö gehalten. 

(Heiterfeit.) 

Bed (Heidelberg), Abgeordneter: Ich könnte jegt mur 
wiederholen, was ich vorhin fagte. Ich bitte um An— 
nahme meines Antrags. 

Präfident: Danı kann ich die Diskuſſion ſchließen, 
da fi niemand zum Wort gemeldet hat, und wir fommen 
zur Abſtimmung. 

Der Herr Abgeordnete beantragt: 

folgende Beftimmung ald Nr. IXa einzufchieben: 
Der $ 31 Abſatz 4 wird geftrichen. 
Diejenigen Herren, welche diefen Antrag annehmen wollen, 
bitte ich, fi von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 


Ih rufe nunmehr auf die Beſchlüſſe zweiter Be- (C) 


rathung zu X, — XI (bie 8$ 41 und 42 werben ge- 
ftrihen). — Bewilligt. 

Ich rufe ebenjo auf XI, — XII, — XIV, — 
XV — umb erfläre diefe fämmtlihen von mir aufgerufenen 
Nummern der Beihlüffe zweiter Lefung vom Reichstag 
aud in dritter Lefung für genehmigt. 

Ih eröffne nunmehr die Diäkuffion über XVI. — 
Hierzu liegt vor das Amendement der Herren Abgeordneten 
Trimborn und Genoffen | Nr. 364 der Drudiaden. 
Hier ift ein Drudfehler zu berichtigen. Es muß in der 
dritten Zeile von unten heißen ftatt „allgemeinen“ — all» 
gemeine. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Trimborn. 

Irimborn, Abgeordneter: Meine Herren, es möchte 
doch zwedmäßig fein, bei der Regelung des Erfheinungs- 
zwanges zugleic auch darüber Beſtimmung zu treffen, ob 
bein Erſcheinungszwang eine Vertretung zuläffig it und 
inwieweit. Die bezüglihe Negelung finden Sie in bem 
Antrag Nr. 364, der von Mitgliedern ſämmtlicher Parteien 
diefed hoben Haufes unterfchrieben iſt, und ber daher 
feinem Bedenken begegnen wird. 

Präfident:e Das Wort wird nidt weiter verlangt; 
bie Diskuffion iſt geſchloſſen, und wir fommen zur Abs 
ftimmung. 

In der Nr. XVI find die 8 62a und 62b nicht 
angefochten. Zu $ 62c beantragen bie Herren Abgeord— 
neten Trimboru und Genoflen: 

al3 Abſatz 2 folgende Beitimmung zugufügen: 
Eine Vertretung betheiligter Perſonen durch 
beren allgemeine Stellvertreter ($ 45 der Ge— 
werbeorbnung), Prokuriſten oder "Betriebsleiter 
ist zuläjfig. 
Ich ſehe, daß der Antrag zunächſt noch der Unterſtützung bebarf. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche ben Antrag unter: 
ftügen wollen, fid) zu erheben. 
Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Ich bitte munmehr diejenigen Herren, welche ben 

Antrag annehmen wollen, ftehen zu bleiben ober fi zu 


erheben. 

Geſchieht.) 
Der Antrag Trimborn iſt angenommen, mit ihm der 8 62c; 
— ebenfo die $S 62a und 62b. 

Ich rufe auf die Beſchlüſſe zu XVIL — XVla, — 
XVIU, — XIX, — XX, — XI, — XXIU, — XXlIIa, 
— Hier hätten wir eine nochmalige Abſtimmung vorzu⸗ 
nehmen über XXIIa, nad dem in zweiter Berathung hand— 
fchriftlih vorliegenden Antrage der Herren Abgeordneten 
Trimborn, Baflermann, Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, 
Dr. Blantenhorn. 

Ich bitte die Herren, welche den handſchriftlichen An- 
trag in der nochmaligen Abſtimmung annehmen wollen, 
fih von den Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. — 

Sch rufe auf XXIIa, — XXIII, — XXIV. 

XXV iſt abgelehnt; XXVI iſt ebenfalls abgelehnt. 

Ich rufe auf XXVII. 

Hierauf rufe ich auf die Einleitung zu dieſem Artikel 
— und erkläre die ſämmtlichen von mir aufgerufenen 
Artikel mit der Einleitung vom Hauſe in dritter Leſung 
nad den Beſchlüſſen zweiter Berathung für angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf Art. 2, — Art. 3, — Art. 4, 
— @inleitung und Ueberſchrift — und erkläre bie von 
mir aufgerufenen Artikel mit Ginleitung und Ueberſchrift 
als vom Haufe in dritter Leſung für angenommen. 

Meine Herren, zur Gefammtabitimmung können wir 
nur fchreiten, wenn niemand aus dem Haufe wiberfpridt, 
da wir zwei Veränderungen angenommen haben, Ich 


4 


(B) 


— Reichſstag. — 95. Sitzung. 


Montag den 13. Mai 1901. 2731 











frage, ob jemand im Haufe ber Gefammtabftimmung 
widerſpricht. — Das ift nicht der Fall; wir können baher 
zur Gefammtabitimmung fchreiten. 

Ic bitte diejenigen Herren, welche den Geſetzentwurf 
in der Gefammtabftimmmng annehmen wollen, jih von 
den Plätzen zu erheben. 


(Geichieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Gefegentwurf ift angenommen. 

Wir fommen nunmehr zur Abftimmung über die den 
Gejegentwurf betreffenden Petitionen. Die Kommiffion 
beantragt, dieſelben durch die Beſchlußfaſſung über den 
Gefegentwurf für erledigt zu erllären. Ich bitte diejenigen 
Herren, welde bdiefen Antrag annehmen wollen, fi von 
ben Plätzen zu erheben. 

(Geichieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag ift angenommen, und 
Hiermit unfere Tagesordnung erledigt. 

Meine Herren, ih ſchlage Ahnen vor, die nächſte 
Sigung zu halten morgen, Diendtag den 14. Mai, 
Bormittagd 11 Uhr, und ald Tagesordnung: 

1. Betitionen, welde von der Kommiffion für bie 

_ Betitionen, als nicht geeignet zur Erörterung im 
Plenum eradıtet, zur Einfiht im Büreau nieder: 
gelegt find (Nr. 208 der Drudjacen); 

2. dritte Berathung ber Rechnung ber Kaſſe der Ober: 
Rechnungskammer für 1898 bezüglich des Theils, 
welcher bie Reichsverwaltung betrifft (Nr. 159/338 
ber Drudiaden); 

3. dritte Berathung der allgemeinen Rechnung über 
ben Reihöhaushalt für das Etatsjahr 1896/97 
nebft den dazu gehörtgen Spezialrechnungen, einem 
Vorberichte und den Bemerkungen des Rechnungs— 
hofes (Nr. 13 der Drudfahen), auf Grund der 
in zweiter Berathung unverändert angenommenen 
Anträge ber Rehnungstommilfion (Nr. 343 ber 
Drudjaden); 

4. dritte Berathung 
a) der von mehreren Staaten zu Paris am 

20. März 1883 geichloffenen Uebereinkunft 
zum Schutze des gemwerbliden Eigenthums 
nebſt Schlußprotokoll von demſelben Tage, 
des dazu vereinbarten Protokolls über die 
Ausſtattung des internationalen Büreaus des 
Verbandes für den Schutz des gewerblichen 
Eigenthums d. d. Madrid, den 15, April 1891, 
ber Zujaßalte d. d. Brüffel, den 14. Dezember 
1900, betreffend die Abänderung der Ueber— 
einfunft vom 20. März 1883 und des bazu 
gehörigen Schlußprotokolls, 
(Nr. 342 der Drudiachen); 

5. dritte Berathung eines Geſetzes, betreffend die 
Handelöbeztehungen zum britifchen Reiche (Nr. 334 
ber Drudjaden); 

6. dritte Berathung der Saiferlihen Verordnung, 
betreffend die Erhebung eines Zolles auf Blau: 
holz und eines Zollzufhlagd auf Kaffee und 
Kakao aus der Nepublif Haiti, vom 17. April 
1901 (Nr. 260 der Drudfadhen); 

7. dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des Branntweinftener: 
gejeßes vom 24. Juni 1887 bezw. 16. Juni 1895 
(Nr. 247 der Drudjahen), auf Grund ber Be- 
ſchlüſſe zweiter Berathung; 

8. zweiter Bericht der Wahlprüfungsfommiffion über 
die Wahl des Abgeordneten Bol im 5. Wahl: 
freife des Regierungsbezirls Trier (Nr. 340 ber 
Drudjaden) — Antrag: Giltigkeit — Bericht: 
erftatter ift ber Herr Abgeordnete Wellftein. 

Zur Geihäftsordbnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Singer. 


b) 


e) 








Singer, Abgeordneter: Herr Präfibent, 
meiner Freunde widerſpreche ich zunädft gemäß 8 21 
der Geſchäftsordnung, daß die dritte Lefung des Brannt- 
— ———— morgen auf die Tagesordnung geſetzt 
wird. 

Präfident: Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete 
Singer wiberfpriht mit feinen Freunden ber Tages 
ordnung in einem Punkt auf Grund einer Beftimmung 
ber Gelhäftsorbmung. Infolge deffen made ih Ihnen 
ben Vorſchlag, die nächſte Sigung zu halten übermorgen, 
Mittwoch den 15. Mai, Bormittagd 9 Uhr, mit derfelben 
Tagesordnung, die ich verfündet habe. 

Das Wort zur Gefhäftsordnung hat der Herr Ab- 
geordnete Ballermann. 

Baflermann, Abgeordneter: Herr Präſident, ich möchte 
meinerfeit3 beantragen, den Bericht der Wahlprüfungsd- 
fommilfion über die Wahl des Herrn Abgeordneten Bolk 
nicht auf die Tagesordnung feßen zu wollen. Der Bericht 
ift erft Sonnabend in unfere Hände gelangt, er ift jehr 
umfangreid, und es entipriht der Gepflogenheit des 
Haufes, derartige ausführliche Berichte zunächſt für einen 
angemeflenen Zeitraum den Mitgliedern zum Studium zu 
überlaflen. Aus dieſen Gefihtpunften möchte ich bitten, 
diefe Wahlprüfung nit für den nächſten Mittwoch auf 
die Tagesordnung ſetzen zu wollen. 

Bräfident: Meine Herren, ich bin fehr gern bereit, 
dem Wunſch des Herrn Abgeordneten Baflermann nach— 
zukommen. Ich hielt es aber für meine Pflicht, noch vor 
unferem Auseinandergehen dem Haufe Gelegenheit zu 
geben, ſich über diefe Wahl ichlüffig zu mahen. Wenn 
dagegen das vom Haufe nicht beliebt wird, dann kann id) 
mid) damit einverftanden erllären. Ich habe meine Pflicht 
dann gethan. 

Zur Gefhäftsorbnung hat das Wort der Herr Ab: 
georbnete Gröber. 


Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, ich würde ber (D) 


Ginwendung, weldhe ber Herr Kollege Baflermann er- 
hoben hat, feinen Widerfpruch entgegenfegen, wenn biefe 
Mahl auf morgen anberaumt würde. Da wir aber einen 
vollen Tag freihaben fir das Studium biefer Vorlage, 
und im übrigen die Berathungsgegenftände, welche am 
Mittwoch behandelt werden, eine befondere Vorbereitung 
faum mehr erfordern, jo möchte ich den Herrn Präſidenten 
bitten, e3 bei feinem urfprüngliden Vorſchlag zu belaffen 
und aud) diefe Sache auf Mittwoch anzuberaunen. Es 
ift doch allgemeine Anfiht, dab Wahlſachen, und zwar 
folhe Wahlſachen, bei welchen es fi um die Haflation 
eine Mandats handelt, jo bald als möglich behandelt 
werben follen, damit berartige Fälle ſich nicht von Seffton 
zu Seffion hinziehen. Ich glaube, diefer letztere Geſichts— 
punkt follte das Haus bejtimmen, dem urſprünglichen 
Vorihlag des Präſidenten zuzuftimmen und die Waähl— 
prüfung auf Mittwoch anzuberaumen. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat dad Wort der 
Herr Abgeordnete Baffermann. 

Ballermann, Abgeordneter: Ich möchte bei meinem 
Antrage, diefen Gegenftand von der Tagesordnung ab» 
fegen zu wollen, beharren. Neben den vorhin erwähnten 
Gründen weije ich noch darauf Hin, daß bei dem Bericht 
der Wahlprüfungstommiffion der Gegenproteft, der ein— 
gereicht ift, überhaupt feine Behandlung gefunden hat. 
63 muß und Gelegenheit gegeben werden, den Gegen: 
proteft, der ſehr ausführlich ift und der darlegt, in welder 
Weiſe die Agitation vom gegneriiher Seite eingegriffen 
hat, gleihfalld bier zur Disfuffion zu ftellen. Ich will 
bemerten, daß die Diskuffion eine fehr ausführliche, 
mehrere Stunden in Anſpruch nehmende fein wird, und 
daß wir namentliche Abſtimmung beantragen werden. Ich 
jollte glauben, daß in Nüdjiht darauf, dab früher 
mindeitens eine Woche Zeit bei umfangreihen Berichten 
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(A) der Wahlprüfungstommilfton zum Studium belaſſen | 
worden ift, es der Gewohnheit des Hauſes entipridt, 
aud nunmehr meinem Antrage ftattzugeben und dieſen 
Gegenftand von der Tagesordnung abzufegen. | 

Präfident; Zur Geihäftsordnung hat das Wort ber | 
Herr Abgeordnete Gröber. 

Gröber, Abgeorbneter: Meine Herren, über biefe 
Mahl ift bereits früher ein Bericht erjtattet worden, fo: 
daß das hohe Haus ſchon längſt die Möglichkeit hatte, 
falld beſonderes neued Material don anderer Seite vor: 
gebracht werben wollte, dieſes Material —— 
Wenn aber bie Herren ein neues Material außer dem, 
was in ben Akten ſchon enthalten ift, nicht beibringen 
wollen, io wird ber Mittwoch ausgiebig Gelegenheit 
bieten, das gefammte biöher vorgelegte Material jo aus: 
führlih wie möglich zu bebattiren. ch mwieberhole des— 
halb namens meiner Freunde bie Bitte, diefe Wahl noch 
vor der Bertagung zu erledigen. 

Präfident: Che ih bad Wort zur Geihäftsordnung 
weiter ertheile, möcdte ih Ihnen einen Vorſchlag machen, 
der auf allen Seiten Anerkennung finden wird. Ich 
würde Ihnen dann vorfchlagen, morgen eine Situng zu 
halten, um diefe Wahl zu bebattiren, und dann über- 
morgen auch dasjenige zu nehmen, was heute geſchäfts— 
ordnungsmäßig beftritten worden ift. 

Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Ich verzichte. 

Präfident: Zur Geihäftsordnung hat dad Wort ber 
Herr Abgeorbnete Baſſermann. 

Baflermann, Abgeordneter: Ich bin damit einder- 
ftanden, daß die fänmtlihen Gegenftände mit Ausnahme 
der Branntweinftener und der Wahlprüfung auf bie 
—— fommen, dagegen nicht damit einverſtanden, 
daß morgen der Bericht der MWahlprüfungstommiffion auf 
die Tagesordnung gelegt werde. 

(Heiterkeit links.) 
Ih möchte bitten, diefen Vorſchlag abzulehnen und es 
bei der Abſetzung dieſes Gegenitandes für Dienstag und 
Mittwoch zu belafien. 





die ich verlejen habe, 








Präfident: 
—* 1 Uhr, 


Ich fhlage Ihnen alſo vor, die nädjfte 


und als Tagesordnung: alle Gegenftände 
mit Ausnahme der dritten Be— 
rathung des Entwurfs eined Gefeged, betreffend die Ab— 
änderung bed Branntweinſteuergeſetzes. 

Zur Gefhäftsorbnung hat dad Wort ber Herr 
Abgeorbnete v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Ich möchte nur die 
Herren bitten, es beim erſten Vorſchlage des Herrn 
Präſidenten zu belaſſen, bei ber Tagedorbnung, bie er 
für 2 u hat. 

Präfident: Ich werde alfo abftimmen Iaffen darüber, 
ob morgen Situng fein foll mit der von mir borhin ver— 
lefenen Tagesordnung, alfo mit Ausnahme ber britten 
Lefung bes Branntweinftenergejeßes. 

Ich bitte diejenigen, welde diefem meinem Vorſchlage 
zuftimmen wollen, fid zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. 

Ich mache Ihnen dann meinen früheren weiteren Vor— 
ſchlag, am Mittwoch die Sitzung zu halten Vormittags 
9 Uhr mit der Tagesordnung, die ich verleſen habe, in— 
Hufive des Branntmweinftenergefeged. Ich werde nur dar— 
über abftimmen lafien, ob auch die Wahl des Abgeorb- 
neten Bolg auf biefe Tagedordnung genommen werben 
fol, und zwar als legter Gegenftand. 

Diejenigen, welche das wünfchen, bitte ich, fi zu er— 


heben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; dieſer Gegenſtand kommt ni ht 
auf die Tagesordnung. 

Dann findet fein. Widerſpruch mehr gegen bie Tages— 
orbnung ftatt; fie fteht feſt. 

Die 3. Abtheilung berufe ic) fofort nach dem Schluffe 
biefer Sigung zur Wahl eine Mitgliedes der Aus— 
Ihmüdungstonmiffion an Stelle des Abgeordneten Möller 
(Duisburg). 

Ih ſchließe die Sigung. 

(Schluß der Sigung 5 Uhr 15 Minuten.) 
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am Mittwoch ben 15. Mai 1901. 


Geſchäftliche Mittheilungen e 

Bemerfungen zur Geſchäftsordnung, Betreffenb bie 
Unterftügung eines ——— 

Richter .. 
Dr. Bachem . . 

Petitionen, welche zur Erörterung im Plenum nicht 
als gerignet erachtet werben (Mr. 203 ber 
Anlagen) . . — 

Dritte Berathung ber Kednung der Bat der Ober« 
rehnungskammer für 1898 (Nr. 159, 338 ber 
Anlagen) — . 2734 A 

Tritte Berathung ber algsmeinen Nednung über 
den Neihshaushalt für das Etatsjahr 1896/97 
(Nr. 13, 343 der Anlagen) . 2734 B 

Dritte Verathung der von mehreren Siauen zu 
Paris am 20. März 1883 geſchloſſenen Ueber— 
einkunft zum Schutze des gewerblichen Eigen 
thums nebit Schlufiprotofoll vom demſelben 
Tage, Protofoll d.d. Madrid den 15. April 1891 
über bie Nusltattung des internationalen Büreaus 
bes Verbandes für den Schub bes gewerblichen 
Eigenthums und Zuſatzakte d. d. Brüffel den 
14. Dezember 1900, betreffend die Abänderung 
ber Uebereinfunft vom 20. März 1883 (Nr. 342 
ber Anlagen) . . 2734 UÜ 

Dritte Berathung des Entwurfs. eines "Sefepes, — 
treffend die Handelsbeziehungen zum — 

Reiche (Ar. 334 der Anlagen) F . 2735 A 

Dritte Beratung der Kaiſerlichen Verordnung, ber 
treffend die Erhebung eines Zolls auf Blauhols 
und eines Zollzuiclags auf Kaffee und Kakao 
aus ber Nepublif Haiti (Mir. 260 der Anlagen): 

Dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, bes 
treffend die Abänderung des Branntwein 
Reuergefehes vom 24. Juni 1887 bezw. 
16. Juni 1895 (Nr. 247, 366 der Anlagen) . 2735 B 

Gefchäftsordnungsdebatte, betreffend Unter— 
ftügung eines Antrags auf namentliche 
Abftimmung: 
Dr. Badem . . » 
2735 C, 2736 K 9737 B, 2738 D 


Seite 
. 2733 D 


. 2733 D 
. 2734 A 


. 2734 A 


2735 B 


Singer . 
2135 6, 9736 % 2737 A, 2738 A 
Gröber . 27355 D 
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Richter . 2735 D, 2736 C, 2738 C 
Gamp . . 2737 D 
Stadthagen . 2739 A 
Präfident . . 2741 B 
Generalbisfuffion: 
Lude . 2... 2U41D 
v. Karborff . 2742 B, 2743 B 
Tun: ee ED 
Richter . 2743 C 
Holt . 2743 D 


Art. I Ziffer 1, Rontingentirung bee neuen 
Brennereien (ohne Debatte) 
Namentlihe Abjtimmung 

Art. I Ziffer 2, Brennfteuerfäge: 

Fiſchbeck (zur Sache bezw. zur Geſchäfts⸗ 


. 2744 A 
. 2744 B 


orbnung . 2746 A, 2753 B 
Rum. . . 2746 C 
Stadthagen . - 0. 2761 A 
Richter (zur Gefchäftsorbnung bey. 
Frageftellung) .2753 A, C, 2754 A 
Dr. Baden (desgf.) . .2753 B, D 
Einger (desgl.) . .2753 O, D, 2754 A 
Namentlihe Abftimmung. . » . . 2754 B 
Diefelbe ergiebt bie ——— 
des Reichstags 6 A 
Vertagung bes Neichstags: 
Graf v. Bülow, — . 2756 B 
Pröfibent . : . 2756 B 


Die Siyung wird um 9 uhr 22 Minuten durch den 
Präſidenten Grafen v. Balleſtrem eröffnet. 

Präſident: Die Sitzung iſt eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung liegt auf dem 
Büreau zur Einſicht offen. 

An Stelle der aus der XV. Kommiffion — 
Herren Abgeordneten Fiſchbeck, Freiherr v. Wangenheim 
(Vyritz), Dietrich und Lucke ſind durch die vollzogenen 
—— gewählt worden die Herren Abgeordneten 

Eickhoff, v. Staudy, Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, 
Dr. Roeſicke (Kaiſerslautern). 

Entſchuldigt ſind die Mitglieder des Reichstags 
Herren Schüler, Dr. Blanknehren, Baſſermann, Langer, 
Lichtenberger, Freſe, Dr. Lehr, Schippel, Beck (Heidelber — 
Boltz, Gäbel, v. Kaufmann (Helmſtedt), Dr. 
(Meiningen), Rother, Rimpau, Timmerman, v. a. 
Haas (Erbach) und Friedel. 

Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich dem 
Haufe Mittheilung zu machen, daß ein Abänderungsantrag 
zur dritten Berathung des Entwurfs eined Gefetes, be: 
treffend die Abänderung des Branntweinfteuergefeges vom 
* Sun a eingegangen ift feitens der Herren Abgeorb- 
neten Fiſchbeck, Nichter und einer Anzahl anderer Herren. 
Es ift derjelbe Antrag, weldher ſchon in zweiter Lefung 
geftellt worden ift. Diefer Antrag bedarf der Unterftügung. 
Ich bitte diejenigen Herren, welde ihn unterftügen wollen, 
fich zu erheben. 


: Geſchieht.) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 


aaa Nichter. 

Richter, * eoroneter: Ich hatte den Antrag des 
Herrn Kollegen Fiſchbeck an das Büreau befördert ohne 
die a ee weil dad bisher nicht üblich 
war. Hier find aber die Originalunterfchriften. 
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Präfident: Bei der dritten Leſung ift es nothwendig, 
entiweber bie Originalunterfchriften zu geben oder im 
Haufe zu fein. 

Zur Geihäftsordnung hat dad Wort der Herr Ab- 
georbnete Dr. Bachem. 

Dr. Bachem, Abgeordneter: Herr Präſident, ich bitte 
Sie, dem Haufe die ſämmtlichen Originalunterfhriften des 
Antrags, die der Herr Kollege Richter Toeben überreicht 
hat, mitzutheilen, damit fie * den ſtenographiſchen Bericht 


fommen. 
(Zurufe lin.) 

Präfident: E3 follen die Namensunterfähriften ſämmt— 
lich gedrudt unter den Antrag kommen und werden ben 
Akten des Haufed einverleibt werben. 

Die Unterftügung genügt. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. (riter 
Gegenftand derfelben ift: 

Petitionen, welche von ber Kommilfion für Die 
Petitionen als nicht geeignet zur Erörterung im 
Plenum erachtet, zur Einfiht im Büreau nieder: 
gelegt find (Nr. 203 der Druckſachen). 

Ich eröffne die Diskuffion über den Antrag ber Some 
miſſion. — Ih fchließe diefelbe, da fi) niemand zum 
Worte meldet. Ich darf mit Ihrer Zuſtimmung annehmen, 
daß das Haus dem Antrag der Kommiſſion beitritt. — 
Ich konftatire Died. Die Petenten werden geſchäftsordnungs— 
mäßig beichieben werben. 

Wir kommen zum zweiten Gegenftand der Tages— 
ordnung, zur 

dritten Berathung der ſtechnung der Stafle 
der Ober⸗Rechnungskammer für 1898 bezüglich 
des Theil, welcher die Reihdverwaltung betrifft 
(Nr. 159 der Drudfaden), auf Grund des in 
zweiter Berathung des Reihötagd unverändert 
angenommenen Antra ans ber Rehnungstommiffion 
in Nr. 338 ber Drudiaden. 

Die Originalrehnungen liegen mit ben Belägen auf 
dem Tifh des Haufes aus. 

di eröffne die Generaldisfuffion — und ſchließe 
biefelbe, da fi niemand zum Worte meldet. Ich eröffne 
die Spezialdiöfuffion — und ſchließe fie, da fi niemand 
zum Worte melbet. 

Der Antrag der Kommiſſion lautet: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

Der Rechnungsleger der Rechnungen ber Staffe 

ber Ober-Rechnungskammer für dad Rechnungs: 

jahr 1898 wird bezüglih desjenigen Theiles, 

welcher die Neihöverwaltung betrifft, entlajtet. 
Wenn niemand wiberjpridt, werbe id) annchmen, daß ber 
Antrag der Kommiffion in dritter Lefung angenommen ift. 
— Da niemand widerfpricht, ift dies ber Fall 

Mir fommen nunmehr zur Gefammtabftimmung. 
Ih bitte diejenigen Herren, welde bie Vorlage in ber 
Gelammtabftimmung annehmen wollen, fi bon ihren 
Plägen zu erheben. 64) 

ie 


Geſchi 
Das iſt die Mehrheit; die Vorlage iſt auch in der Ge— 
ſammtabſtimmung angenommen. 
Wir kommen zum dritten Gegenſtand der Tages— 
ordnung, zur 
dritten Berathung der allgemeinen Rechnung 
über den RMeichshaushalt für das Etatsjahr 
1896/97 nebſt den bazu gehörigen Spezial- 
rehnungen, einem Borberihte und ben Be— 
merkungen des Nechnungshofed (Nr. 13 der 
Drudiachen), auf Grund der in zweiter Berathung 
unverändert angenommen Anträge ber Rechnungs— 
kommiſſion in Nr. 343 der Drückſachen. 
Ich eröffue die Generaldistuffioen — und ſchließe 
biefelbe, da fid) niemand zum Wort melbet. 


Wir treten in bie Spezialbisfuffion ein. — Auch ’C) 


biefe wird geſchloſſen, da fi niemand zum Wort meldet. 
Wir fommen zur Abitimmung. 
Die Kommiffion beantragt: 
Der Reichstag wolle 
I. die in der Bemerkung des Rechnungshofs zur 
allgemeinen Rechnung des Reichshaushalts⸗Etats 
für 1896,97 Ziffer 40 erwähnte Etatsüberfchreitung 
und bie in den Bemerkungen zur gleichen Rech— 
nung Ziffer 2, 21, 22, 61 und 66 bezeichneten 
aufßeretatömäßigen "Ausgaben genehmigen und 
II. dem Herrn Reichskanzler für die vorgelegte all« 
— Rechnung fir 1896/97 Entlaſtung er: 
theilen 
Menn niemand aus dem Haufe widerſpricht, werbe id 
annehmen, das dasſelbe den Antrag feiner Kommiffion 
in dritter Lefung angenommen hat. — Da niemand 
wibderipricht, ift dies der Fall 
Wir kommen nunmehr zur Gefammtabftimmung. Ich 
bitte —— Herren, welche die Vorlage in der Ge— 
ſammtabſtimmung annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 


zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Vorlage iſt vom Hauſe auch 
in der Gefammtabftimmuug angenommen. 

Wir kommen zum vierten Gegenftand ber Tages: 
ordnung, zur 

dritten Berathung 
a) der bon mehreren Staaten zu Paris am 
20. März 1883 geichloflenen Webereinfunft 
zum Schube des gewerbliden Eigenthums 
nebft Schlußprotofoll von demfelben Tage, 
des dazu vereinbarten Protofoll3 über bie 
Ausftattung ded internationalen Büreaus des 
Verbandes für den Schub des gewerblichen 
Eigenthums d. d. Madrid, den 15. April 1891, 
e) der Zuſatzakte d. d. Brüffel, den 14. De: 
zember 1900, betreffend die Abänderung der 
Nebereinkunft vom 20. März 1883 und des 
dazu gehörigen Schlußprotokolls 
(Nr. 342 der Drudiadhen), auf Grund ber in 
Be Berathung unverändert angenommenen 
orlage. 

Ih eröffne die Generaldiskuſſion. — Id ſchließe 
biefelbe, da fi niemand zum Worte meldet. 

Wir treten in die Speztaldisfuffion ein. 

Meine Herren, ih bitte um bie Ermächtigung, die 
einzelnen Theile der Vorlage aufzurufen und, wenn Wort» 
meldungen und Anträge nicht vorliegen und Abftimmungen 
nicht verlangt werben, bie aufgerufenen Theile für ans 
genommen zu erklären. — Die Ermädtigung ift mir 
ertheilt. 

Ich rufe auf: Uebereinkunft zum Schutze bed ge- 
werbliden Eigentyums vom 20. März 1833, Art. 1, — 
or 8 
— 11, — 12, — 13, — 14, — 15, — 16 — 17, 
18, — 19, — Einleitung und Ueberfchrift. — Ich eriläre 
die fännmtlichen bon mir aufgerufenen Theile der Vorlage 
in der dritten Leſung vom Haufe für genehmigt. 

Wir fommen zum Sclußprototoll, Seite 11. Ich 
rufe auf Punlt 1, 

7, — Einleitung und Heberfärift. — Ich erfläre alle die 
von mir aufgerufenen Theile der Vorlage vom Haufe in 
dritter Leſung für genehmigt. 

Wir kommen zum Protofoll vom 15. April 1891, 
Seite 16. Hier rufe ih auf Art 1, — 2, — Ginleitung 
und Ueberſchrift. — Ich erkläre auch dieft bon mir auf⸗ 
—— Theile der Vorlage als vom Hauſe in dritter 

eſung genehmigt. 

Wir fommen zur Zuſatzakte vom 14. Dezember 1900, 


b) 


Reichstag. — WB. Sitzung. Mittwod den 15. Mai 1901. 2735 











(4) Seite 19. Hier rufe ih auf At. 1, — 2, —3, — betreffend die Abänderung des Brauntwein- (C) 


Einleitung und Ueberſchrift. — Ich erkläre auch diefe von 
mir aufgerufenen Theile der Vorlage ald vom Haufe in 
dritter Befung genehmigt. 

Wir fonımen nunmehr zur Gefammtabftimmung über 
bie ganze Vorlage. Ich bitte diejenigen Herren, welche 
bie ganze Vorlage in der Gefammtabftimmung annehmen 
wollen, fi von ben Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Vorlage iſt auch in der Ge— 
ſammtabſtimmung angenommen. 

Nunmehr kommen wir zum fünften Gegenſtand ber 
Tagesordnung: 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend Die Handelöbezichungen zum britifchen 
Reiche, auf Grund der in zweiter Berathung 
unverändert angenommenen Vorlage in Nr. 334 
ber Druckſachen. 

Ih eröffne die Generaldisfuffion — und ſchließe 
biefelbe, da fidy niemand zum Worte meldet. 

Wir fommen zur Spezialdisfuffion. Ich eröffne dies 
felbe über den Text des Geſetzes. — Aud bier meldet 
fi) niemand zum Wort; die Diskuſſion ift geſchloſſen. 

Ich rufe auf Einleitung und Ueberſchrift — und er= 
tläre auch diefe für vom Haufe bewilligt. 

Mir fommen jet zur Abitimmung. 

Ih bite diejenigen Herren, welde dem Entwurf 
eined Geſetzes, betreffend die Handelöbeziehungen zum 
britifchen Reiche, in dritter Zefung annehmen wollen, fich 
von ihren Plätzen zu erheben. 

(Beidhieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Gefegentwurf ift angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Gefammtabftimmung. 
Ih bitte Diejenigen Herren, welche den eben angenommenen 
Gefegentwurf aud in der Gejammtabitimmung annehmen 


(B) wollen, fi von ihren Plätzen zu erheben. 


(Geicieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Gefegentwurf ift auch in ber 
GSelammtabftimmung angenommen. 
Wir fommen zum fechlten Gegenftand ber Tages» 
ordnung: 

dritte Berathung der Kaiferlihen Berorbnung, 
betreffend die Erhebung eines Zolles auf Blauholz 
und eines Zollzuichlagd auf Kaffee und Kafao 
aus ber Republit Haiti, vom 17. April 1901, 
auf Grund der in zweiter Berathung unverändert 
Pr Vorlage in Nr. 260 der Drud: 
adıen. 

Ih eröffne die Generaldisfuffion — und ſchließe 
biefelbe, da fich niemand zum Worte melbet. 

Wir treten in die Spezialdistuffion ein. 

Ich eröffne diejelbe über S 1, — ſchließe fie, da ſich 
niemand zum Worte meldet, und werbe, wenn niemand 
widerjpridt, annehmen, dab ber $ 1 vom Haufe an 
—— iſt. — Dies iſt der Fall, da niemand wider: 


richt. 

Dasſelbe werde ih auch von 52, — 8 3, — Eins 
leitung und Ueberſchrift annehmen. — Auch hier wider: 
ſpricht niemand, und auch dieſe Theile der Vorlage ſind 
in dritter Leſung angenommen. 

Wir fommen zur Gefammtabftimmung. 

Ich bitte Diejenigen Herren, welde die Vorlage in 
der Gejammtabftimmung annehmen wollen, fih von den 
Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Vorlage iſt in der Geſammt— 
abftimmung angenommen. 

Wir fommen zum legten Gegenitand der Tages— 
ordnung: 

dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 


ftenergefeges bom ——— (Nr.24TderDrud: 
fahen), auf Grund der Beſchlüſſe zweiter Be: 
rathung in Nr. 366 der Drudjahen, — mit dem 
rt Fiihbed-Nichter Nr. 368 der Drudjaden. 

Che ich die Diskuffion eröffne, theile ich dem Haufe 
mit, daß eine namentlihe Abftimmung beantragt ift 
über Artikel I Nr. 1 8 2 Abi. 3 der in zweiter Befung 
angenommenen Borlage: 

Hinter e ald neuer Abjak u. f. w. 
Der Antrag auf namentlihe Abſtimmung ift genügend 
unterftügt. 

Zur Geihäftsordnung hat das Wort ber Herr Ab— 
geordnete Dr. Baden. 

Dr. Bachem, Abgeordneter: Herr Bräfident, biöher 
ift es nicht üblich geweien, daß en Abgeordneten, 
welde einen Antrag auf namentlihe Abitinunung geftellt 
haben, in irgend einer Weile dem Haufe zur Kenntniß 
gebradyt wurden; fie fommen nicht in dad Stenogramm; 
ihr Antrag wird aud nicht gedrudt. Es wirb aber 
aweifellos für dad Haus in hohem Maße intereffant fein, 
in diefem Falle zu wiffen, wer Diejenigen find, welche 
biefen Antrag auf namentlihe Abftimmung geitellt haben. 

Aus diefem Grunde bitte ih den Herrn Bräfidenten, 
die Namen derjenigen dem Haufe mitzutheilen, welche 
biefen Antrag auf namentlihe Abftimmung geitellt Haben. 

(Sehr gut! Bravo! rechts und in der Mitte.) 

Prafident: Zur Geihäftsorbnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Ich kann den Antrag bes 
Herrn Stollegen Dr. Bachem nur dringend unterftügen. 

(Heiterteit.) 
Auch ich lege großen Werth darauf, daß im Lande bie 
Namen der Abgeordneten bekannt werden, die durch 


Stellung dieſes Antrags noch das legte Mittel verſucht (D) 


haben, den Beſchluß des Seniorenfonvent3 auszuführen 
und ben agrariichen Ueberfall mit dieſem unbeilvollen 
Geſetz zu verhindern. 

(Unruhe rechts.) 

Präfident: Das Letzte war nicht ganz zur Geſchäfts— 
ordnung. 

(Heiterfeit.) 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort ber Herr Ab— 
geordnete Gröber. 

Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, daß die Namen 
der Antragjteller dem hohen Haufe befannt gegeben werben, 
wird fhon nah der Beitimmung de $ 57 unſerer Ge: 
ihäftsordnung nothwendig fein; denn nad diefer Bes 
ftimmung kann ein Antrag auf namentlihe Abſtimmung 
erft geitellt werben bei Schluß der Berathung vor der 
Aufforderung zur Abſtimmung. Diefer erſt bei Schluß 
der Berathung zu ftellende Antrag muß unterftügt werben 
von wenigitend 50 Mitgliedern. Die unterftügenden Mit— 
glieder müffen alſo in dem Augenblid, in weldem der 
Antrag geftellt wird, anmefend fein 

(ſehr richtig! rechts; Widerſpruch links), 
und aus dieſem Grunde wird es für das Haus noth— 
wendig fein, zu erfahren, ob wirklich auch die Antragſteller 
im hohen Haufe anweſend find. 

(Sehr gut! rechts und in der Mitte.) 

Präfident: Zur Geihäftsorbnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Ridter. 

Richter, Abgeorbneter: Ih babe gegen ben Antrag 
des Herrn Kollegen Bachem nichts einzuwenden, jhon um 
zu fonftatiren, wer ein Intereſſe daran hat, den Bruch 
ber Beichlüffe des Seniorenfonvents 

(ah! ah! rechts) 
ernfthaft zu nehmen. 
(Sehr richtig! Link.) 


(A) 
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Im übrigen, meine Herren, beunruhigen Sie fi 
nicht! Wenn die Herren, bie die Branntweinpreife treiben 
wollen, felbft in beichlußfähiger Anzahl anweſend find, 
warum ärgern Sie fih denn fo? 

(Zurufe rechts.) 
Aber das verlangen wir, daß fie wenigitens felbft hierher 
fommen. 
(Sehr richtig! links. Lebhafte Zurufe und Unruhe rechts.) 

Bräfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus: 
führungen des Herrn Kollegen Gröber mwiberfprechen ber 
langjährigen Praris des Haufes. 

(Zebhafter Widerfprud rechts und im der Mitte.) 

— Meine Herren, fie widerſprechen der langjährigen Praris 
des Haufes! ES find zu Dutzenden Malen Anträge auf 
namentlide Abjtimmung während der Debatte geftellt und 
dem Herrn Bräfidenten übergeben worden, und zwar tft 
das geihehen von allen Parteien, und nicht zum wenigiten 
von der Zentrumspartei. 
(Widerfprud in der Mitte.) 

— Bitte fehr! 

Im übrigen ergiebt ſich die Nichtigfeit des Vorgehens 
unfererfeit3 aus der Beltimmung der Geſchäftsordnung, 
wonach ausdrüdlid nur diejenigen Anträge durch Zurüf 
unterftügt werben müffen — und damit aljo ausgeſprochen 
ift, daß die Antragfteller im Haufe anwesend fein müſſen —, 
bie den Schluß der Debatte oder die Vertagung beantragen. 
Das Haus hat durd wiederholte Diskuſſionen feitgeftellt, 
daß alle Anträge auf namentlihe Abftimmung, die auf 
die Materie des Geſetzes Bezug haben, in der bisher ges 
übten Weife geftellt werben können. Solche Anträge 
fönnen vor der Abftimmung eingebracht und vorher unter: 
ftügt fein. Diefelben müſſen nicht durch Zuruf unterſtützt 


« werben. 


(B) 


(Schr richtig! links.) 

Präfident: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Dr. Baden. 

Dr. Bachem, Abgeordueter: Meine Herren, ih be: 
ftreite auf daS allerentichiebenfte, daß eine rechtskräftige 
Praris in der Weife vorliegt, wie der Herr Kollege Singer 
joeben behauptet hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es ift leider nicht zu beftreiten, Daß in früherer Zeit 
biefe Praxis zuweilen geübt worden tft. Aber rechtmaͤßig 
ift dieſe Praxis nie geweien. Sie ift aud bei jeder 
Gelegenheit, wo fie offenkundig wurde, beftritten worden. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 
Namentlich bin ich es gewefen, der zu den verſchiedenſten 
Malen die Nechtökräftigkeit und Zuläſſigkeit diefer Praris 
beftritten hat, und ich beftreite die Rechtmäßigkeit einer 
folden Praxis in diefem Haufe jet wieder, und zwar auf 
das allerentidiebenfte. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 
Es ift ein Hohn auf die Geihäftsordnung 

(lebhafte Zuftimmung rechts und in der Mitte), 
wenn man behauptet, daß Abgeordnete hier Anträge 
= a hl ftellen können, melde nicht 

a find, 

(Lebhafte Zuftimmung rechts und in der Mitte. 
Zuruf rechts.) 

Man kann höchſtens ſagen, daß das Haus bisher ſich 

noch nicht entſchloſſen hat, die Praxis, auf die der Herr 

Kollege Singer Bezug nahm, durch einen Beſchluß förmlich 

abzulehnen, definitiv abzufchneiden. 

Sodann Habe ih nod etwas zu erwidern auf die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Nichte. Der Herr 
Kollege Nichter hat gejagt: „Sie brauden ſich nicht zu 
beunruhigen! Wir wollen nur, daß diejenigen, weldye das 
Geſetz wollen, da ſind.“ Meine Herren, aud das ift 





eine parlamentarifh abjolut unzuläffige Auffaffung und (C) 


Auölegung. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 
Menn die Oppofition gegen dieſes Gejeg verlangt, dab 
bie Freunde dieſes Gefeges ſämmtlich zugegen fein follen, 
jo muß aud) die Oppofition da jein, und zwar eben fo 
vollzählig 

(fehr richtig! rechts und in der Mitte); 
denn es iſt ganz unmöglich, daß im Haufe ftets cine be= 
ihlußfähige Anzahl vorhanden ift, wenn die Oppojition 
zwar Anträge auf namentliche Abitimmung ftellt, wenn 
aber dann diejenigen Mitglieder der Oppojition, welche 
diefe Anträge Stellen, bei der Abitimmung nit im Haufe 
anweſend find. 

(Sehr richtig! fchr qui! rechts und in der Mitte.) 
Das wideripridt durchaus dem Geifte der Verfaffung und 
dem Geifte unſerer Geihäftsordnung. 

(Sehr ridtig! rechts.) 

Inzwiſchen, meine Herren, habe ich einftweilen, weil 
die Frage der Rechtmäßigleit und Zuläffigfeit der erwähnten 
Praxis in dieſem Augenblick nicht zur Entſcheidung gebracht 
werden kann, nichts beantragt, als daß die Namen der— 
jenigen, welche dieje nameniliche Abſtimmung beantragt 
haben, dem Haufe Lundgegeben werden, damit man fontro= 
liren kann, ob auch in dieſem Falle wieder die Praxis, 
welche id; joeben auf das entſchiedenſte mir zu rügen 
erlaubte, praftifizirt werden joll. 

(Sehr richtig! redts.) 
Melde Entfhlüffe ſich daraus ergeben, wird vielleicht 
Sadıe einer fpäteren Zukunft fein 
(jehr gut! rechts); 
dad wird jid dann finden. Fur heute wird es aber 
überaus werthvoll fein, feitzuftellen, ob wieder Mitglieder 
des Haufes Anträge auf namentliche Abftimmung ftellen, 
welche nicht anweſend find. 
(Lebhafter Beifall! rechts und in der Mitte.) 

Präſident: Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordiiete Richter. 

MRichter, Abgeorbnneter: Meine Herren, ed würde ein 
Hohn auf die Geſetzgebung fein 

(jehr richtig! Linfs), 
wenn ein fo wichtiges Gejeg mit einem Reichsſtag zu 
Staude füme, deſſen Beſchlußfähigkeit nicht feitfteht 
(Widerſpruch rechts); 
und id; meine, meine Herren, Sie jelbft hätten ein Intereſſe 
daran, zu verhindern, daß im diejer wichtigen Frage ein 
Beihluß gefaßt wird, der nicht den verfaffungsmäßigen 
Anforderungen entiprict. 

Meine Herren, Sie werfen vor, dab Einige von der 
Oppofition fehlen. Ic behaupte — und es wird dies, 
wenn es zur namentlihen Mbjtimmung kommt, aus ber 
Lifte hervorgehen —, daß mindeftens hundert Freunde 
der erhöhten Spirituspreife heute nicht anweſend find. 
Daher Ihre Schmerzen! 

j (Heiterfeit.) 
Tore eigenen Leute Fönnen Sie nicht einmal hierher 


zwingen. 
(Lebhafter Widerſpruch rechts.) 
— Ja, meine Herren, ſonſt wären Sie doch beſchluß— 


fähig. — 

(Stürmiſche Zurufe rechts.) 
— Unter allen Umſtänden! Und weil Ihnen dieſe fehlen 
oder wieder abgereiſt ſind, darum ärgern Sie ſich darüber, 
daß auf der linken Seite auch Leute fehlen, die an dem 
Geſetz nicht das Intereſſe haben, die es für gemein 
ihädlid halten. Das iſt die Sadıe. 

Im übrigen, die ganze Deduktion des Herrn Abges 
ordneten Bachem wideripricht der Geſchäftsordnung, wider 
ſpricht dem Wortlaut — — — 

Stürmiſche Zurufe rechts und in der Mitte.) 
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(A) — Der Chor macht die Sache doch vo nicht! Neiu, 





mentum e eontrario, welches bie Herren Abgeordneten (C) 


meine Herren, es tft diefe Frage ſchon wiederholt aufge: 
worfen worden; fie hat Beranlafjung gegeben zu Bes 
rathungen der Geſchäftsordnungskommiſſion 
(ehr richtig! Links), 

und es ijt darauf eine Menderung der Geihäftsordnung 
durch einen Zuſatz beidloffen worden. Da heißt es aus: 
drüdlid: 

Bei folden Anträgen auf Bertagung oder ben 

Schluß der Debatte darf die Unterſtützung nur 

durch Aufftehen geichehen. 

(Hört! hört! Links.) 

Diefe Beſchränkung beweift deutlich, daß in allen übrigen 
Fällen, wo es fih nidt um die Vertagung oder bei 
Schluß der Debatte handelt, die Iinterftügung durch 
Unterſchriften geſchehen kann, wie es bisher der Fall iſt. 
Es wäre auch gar nicht möglich, im letzten Augenblick 
in dieſer Weiſe vorzugehen. Ich ſtütze mich auf die vor— 
handene Praxis. Beſchließen Sie etwas anderes, ſo 
wäre nicht bloß vollzogen ein Bruch der Beſchlüſſe des 
Seniorenkonvents, ſondern auch ein ſchnöder Bruch der 
Geſchäftsordnung. 
(Sehr richtig! links. — Laden in der Mitte uud rechts.) 

Bräfident: Wenn der Herr Abgeordnete Richter dieſen 
Ausdrud auf einen gefaßten Beſchluß angewendet hätte, 
jo würde ich ihn nicht zugelaffen haben. 

ih Richter, Abgeordneter: Das habe id) auch noch nicht 
gethan! 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ich wollte aud) 
nod einmal darauf hinweiſen, daß Die Angriffe, die Sie 
gegen den Antrag auf namentlie Abſtimmung richten, 
durchaus geihäftsorduungswidrig find. 

(ideriprud in der Mitte und red)ts.) 


(B) Ich made Sie darauf aufmerkjam, dab dieje Frage — 


darin hat Herr Stollege Bachem recht — Gegenftand einer 
Disfuffion im Haufe war. Damals ift zur Grörterung 
und zur Erledigung dieſer Frage die Sache an die Ge: 
ſchäftsordnungskommiſſion uberwiejen worden. Die Ges 
ſchäſtsordnungskommiſſion hat ausdrüdlid den von dem 
Kollegen Nichter angeführten Sat beidloffen, und das 
Haus hat diejen Beſchluß der Geihäftsorduungstommilfton 
genehmigt. Es steht daher unumftößlich feit, daß nur 
Anträge, die auf Schluß oder Vertagung der Debatte 
gehen, durch Zuruf unterftügt werben müſſen, während 
alle anderen Anträge in der bisherigen Weile als zuläfjig 
erklärt worden find. Das, was Sie heute beabfichtigen, 
ift ein Stück Gewaltspolitif, und, id meine, dagegen 
fönnen wir und nicht ſcharf genug verwahren. 

Meine Herren, wenn jie in der Lage wären, nachzu— 
weiſen, daß, als unfer Antrag geitellt wurde, auch nur 
einer ber betreffenden Unterzeichner nidyt anwejend war, 
dann würden Sie vielleicht die Möglichleit haben, ſich 
über die Nichtigkeit dieſes Antrags zu beſchweren. Aber 
bie von uns geftellten Anträge find vorher reiflid) erwogen 
und dor der Ginbringung ſorgſam vorbereitet worden, 
und zwar von allen denen, die fie unterzeichnet haben. 

Meine Herren, um nod) darauf zu kommen, wer 
Sie ſich jeßt wundern, dab wir es Ihnen überlaffen, für 
ein derartiges Geſetz, das Sie für verderblid halten, die 
nothwendige Zahl für die Beſchlußfähigleit des Haufes 
zu jtellen, jo befinden wir uns damit in voller Ueberein— 
ftimmung mit denjenigen Vollskreiſen, die unfere Meinung 
über dieſes Geſetz theilen. 

Bräfident: Das iſt nicht mehr zur Geſchäftsordnung. 

Das Wort zur Geihäftsorduung hat der Herr Ab— 
geordnete Dr. Baden. 

Dr. Bachem, Abgeordneter: Meine Herren, ich beftreite 
auf das allerentichiedenfte, die Berechtigung des argu- 


Richter und Singer angewandt haben. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitie.) 
63 ift richtig, daß damals das Haus für beſtimmte Falle 
von Anträgen die Anwefenheit der Antragiteller vor: 
geichrieben hat. Aber wenn es für andere Fälle die An— 
tweienheit damals nicht ausdrücklich vorgefchrieben hat, jo 
darf man daraus feinedwegs jchließen, es habe damit 
billigen wollen, daß Abwefenden Bier eine Einwirkung anf 
unfere Geichäfte geſtattet fein folle. 

(Sehr richtig! rechtd und in der Mitte.) 
Ad; verweife darauf, daß in der Verhandlung, auf bie 
der Herr Kollege Singer Bezug nahm, id) auf das aller: 
entſchiedenſte dieſes argumentum e contrario beftritten 
habe, und daß mir bamal3 das ganze Haus feinen Beifall 
geipendet hat. 

Der Herr Kollege Singer jagt: es fteht unumſtößlich 
fett, daß auch Leute, weldye nicht in diefem Saale an: 
wejend find, Anträge auf namentlicde Abſtimmung unter: 
ftügen können. Der Herr Abgeordnete Singer jagt aljo: 
es steht unumftößlich feft, daß Leute, welche draußen zu 
Haufe hinter dem Dfen figen, die Geſchäfte derjenigen, 
welche in diefem Saale anweſend find und für das Wohl 
bed Volkes arbeiten wollen, ftören und beeinträchtigen 
fönnen. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 
Der Inhalt diefer Behauptung ift ein derart horrender 
(ehr richtig! rechts und in der Mitte), 
daß ich glaube, nichts weiter zu feiner Kennzeichnung 
jagen zu müſſen. 

Der Herr Kollege Richter jagt ferner, es würde ein 
Bruch mit der Geſchäftsordnung fein, wenn meinem An— 
trage ftattgegeben wird, der Präſident möge die Namen 
der Unterzeichner des Antrages auf mamentlihe Ab— 
ftimmung dem ganzen Haufe mittheilen. 

(Widerſpruch Links.) 

Der Herr Kollege Singer redet fogar von Gewaltpolitif. 
Sa, was wollen Sie denn? Es iſt nichts beantragt, als 
daß der Herr Präfident uns und dem ganzen Lande bie 
Namen derjenigen mittheilt, welche dieſen Antrag unter 
zeichnet haben, damit die üffentlihe Meinung in ganz 
Deutſchland fontroliren kann, ob diejenigen, welche dieſen 
Antrag zu unterzeichnen für angängig gehalten haben, im 
Haufe anweſend find oder nicht. 

(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 
Melde Sclüffe daraus zu ziehen find, wird fich fpäter 
finden. Zunächſt wünjhen wir bad Verdikt der ganzen 
Deffentlicyleit darüber zu hören, ob es zuläffig ift, dab 
Leute, welche diefe müfte Leere auf der ganzen Linken 
herbeigeführt haben 

(ſehr richtig! rechts und in der Mitte), 
berechtigt find, die Geſchäfte derjenigen zu ftören, die jehr 
zahlreich und fogar in befchlußfähiger Anzahl bei uns 
und auf der rechten Seite des Hauſes gegenwärtig find. 
Das ift zunächſt das Einzige, was nothwendig ift; das 
Meitere findet fi jpäter. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat dad Wort 
der Herr Abgeordnete Gamp. 

Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, die Geſchäfts— 
ordnungsfommiffion, der anzugehören ich auch die Ehre 
habe, hat ja den Vorzug, den Herrn Abgeordneten Singer 
zu ihren WVorfigenden zu haben. Aber deshalb glaube 
ich do, daß er für Die Auslegung ber Beſchlüfſſe der 
Geſchäfisordnungskommiſſion feine größere Autorität für 
fih in Anfpruch nehmen faun als andere Mitglieder der 
Geſchäftsordnungskommiſſion. Ich halte mic für ver— 
pflichtet, feiner Auffaffung aufs allerentichiedenite zu 
wideriprechen. In der Geſchäftsordnungskommiſſion wurde 
biefe ganze Frage eingehend erörtert, und es ergab ſich 
ein GihDerftänduip aller Barteien darüber, daß bei Au: 


(B) fonftatire, daß die von dem 
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(A) trägen auf Schluß und Vertagung bie Antragiteller ans 

wejend fein müßten, und demgemäß über biete Anträge 
nur durd Aufftehen und Sitenbleiben abgeſtimmt werben 
dürfe. AS dagegen bie Frage zur Erörterung geitellt 
wurde, ob auch bei Anträgen auf namentliche Abſtimmung 
u. f. w. bie Unterſchriften derjenigen, die nit im Haufe 
anweſend find, gerechnet werden mußten, ergaben fid jo 
erheblihe Meinungsverjdiedenheiten in ber Kommiſſion 
jelbit, daß diefelbe über diefe Frage gar feinen Beſchluß 


gefaßt hat. 
(Hört! hört! rechts.) 

Wäre die Kommiſſion der Anſicht des Herrn Abgeordneten 
Singer gewejen, fo hätte in ihr der Antrag geftellt werben 
müffen, daß für dieſe Abftimmungen die Anmefenheit 
nit nöthig zu fein braude und es hätte ein joldher 
Antrag angenonmen werden müflen. Gin berartiger 
Beihluß iſt von ber Geſchäftsordnungskommiſſion nicht 
aefaßt worden; fie hat fid) vielmehr mit Rückſſicht auf bie 
Zweifelhaftigteit ber Auslegung der Geſchäftsordnung 
einer Beihlußfaffung enthalten und hat fih auf ben 
Standbpunft geftellt, abwarten zu wollen, ob in Zukunft 
vielleicht ein Bebürfniß zur Aenderung der Geſchäfts— 
ordnung herbortreten würde. 

Ich muß alfo der Auffafjung bes Heren Abgeordneten 
Singer, daß feine Anſicht ſich zweifellos mit der Anficht 
der Geihäftdorbnungstommilfion und des Plenums dede, 
aufs allerentichiedenfte widerſprechen. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Zur Geihäftäordnung hat dad Wort 
ber Herr Abgeordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ich beanſpruche 
für mid gar nicht die Autorität, namens der Geſchäfts— 
ordnungskommiſſion zu fprehen; ich kann mid aber auf 
die Autorität der Majorität der Geſchäftsordnungskom— 
million und des Haufes felbit berufen, indem id) nochmals 
Herrn Kollegen Bachem 
heute angeregte Frage Gegenſtand der Verhandlungen 
vor einigen Jahren war und damals in einem feiner 
Auffaffung entgegengefegten Sinne vom Haufe entichieden 
worden ift. Darüber fommen Sie nicht hinweg. 

(Widerſpruch rechts.) 
— Bitte leſen Sie doch den ſtenographiſchen Bericht nach, 
und Sie werben ſehen, daß ich recht habe. 

Menn der Herr Abgeordnete Bachem nichts anderes 
gewollt hat, als die Namen der Antragfteller auf nament- 
liche Abſtimmung im Lande befannt zu machen, jo haben 
wir Ddiefen Antrag ſchon am Anfang dieſer Geſchäfts— 
ordnungsdebatte auf das mwärmfte unterftügt. Wir find 
darin ganz feiner Meinung und and) wir wiünfchen, 
—* die Namen dieſer Abgeordneten möglichſt bekaunnt 
werden. 

Herr Kollege Richter hat ducchaus recht: es handelt 
fi bei dem Vorgehen der Majorität darum, eine Verab— 
redung der Bertrauendmänner des gefammten Hanjes 
einſchließlich der Honfervativen und der Zentrumspartei 
umzuftoßen. Wir legen großen Werth darauf, daß dieſes 
Verfahren im Lande befannt wird, und haben gar nichts 
dagegen, daß unfere Namen veröffentlicht werden. Der 
Herr Abgeordnete Bahem hätte alfo gar nicht die lange 
Gefhäftsorduungsdebatte in Szene ſetzen brauden, um 
feiner Meinung bezüglich dieſes Antragd zum Siege zu 
verhelfen. Wielleiht hat der Herr Kollege die Meinung 
gehabt, daß der ſchließliche Verlauf der heutigen Ber: 
handlungen für feine Anficht günftiger fein würde, wenn 
erft noch eine einftündige Geihäftsorbnungddebatte ge: 
führt wird. Wir mußten jeiner Anregung folgen und 
auf die Diskuffion eingehen. 

(Bravo! links.) 

Bräfident: Zur Geihäftsorbnung hat dad Wort 

der Herr Abgeordnete Richter. 


Richter, Abgeorbneter: 

eigentlih gar nicht, weshalb Sie fid) jo aufregen. 

(Heiterfeit.) 
Sie fprehen von Leuten, die draußen wären, und bie bier 
ftöoren wollten. Um die Beſchlußfähigkeit feitzuftellen, 
brauchen wir den Antrag gar nit. Ich zweifle nur ein- 
fach vor ber Abſtimmung die Beſchlußfähigkeit des Haufes 
an, dann wird ber Herr Präfident vielleidt den Namend- 
aufruf verfügen, und dann ift die Sache dieſelbe. 

(Sehr richtig! Links.) 

Alſo, daß wir einen Antrag auf namentlihe Abftimmung 
förmlich eingebradt haben, ift eine Freundlichkeit 
gegen Sie geweien. 

(Heiterfeit.) 
Wir wollten Sie rehtzeitig darauf aufmerkſam 
maden, was fommt, damit Sie alle Ihre Mannen 
heranbringen können. 

(Sehr gut!) 
Das ſcheint Ihnen nicht gelungen zu fein, und barum 
brauden Ste doch aber Ihren Berdruß nit gegen 
uns zu ridten. 

Sie berufen ſich auf die öffentliche Meinung. Deren 
Urtheil ſehen wir mit aller Seelenruhe entgegen. Die 
öffentlihe Meinung wird aud aus dem Namendaufruf 
oder der namentlichen Abitimmung die Kenntniß ent- 
nehmen derjenigen, bie — Freunde des Geſetzes 
find, aber es nicht der Mühe werth gehalten haben, 
wegen dieſes Geſetzes nad Berlin zu fommen. 

(Sehr gut! links.) 

Mir haben und von vorneherein mit der Verleſung 
der Namen, die an fi gar feine Bedeutung hat, ein= 
veritanden erklärt. Was wir aber nicht wollen, ift, daß 
bier kurzer Hand ein Präzedenzfall geſchaffen wird, welcher 
der Gefchäftsordnung direkt widerſpricht. Denn eben weil 
nur die Präſenz gefordert wird für Anträge auf nament: 


liche Abftimmung bei VBertagung und bei Schluß, fo folgt (D) 


daraus, daß für alle anderen Fragen die Präfenz nicht 
erforderlich ift zur Unterftügung. Der Herr Abgeorbnete 
Badem iſt auch gar niht im Stande geweſen, irgend 
einen Präzedenzfall zu nennen, daß fo verfahren worden 
ift, und ebenſo würde dad — und das intereffirt und an 
der ganzen Frage einzig und allein — eine Erſchwerung 
der Geſchäftsführung jein, die unter gewiffen Umſtänden 
aud) Ihnen zum Schaden gereihen ann. 
(Beifall links.) 

Präfident: Zur Geihäftsorduung hat dad Wort 
der Herr Abgeordnete Dr. Badıent. 

Dr. Baden, Abgeordneter: Meine Herren, ich weiß 
gar nicht, von weldem Präzedenzfall der Herr Kollege 
Nichter ſpricht. Das einzige Novum ift, daß ih dem 
Herrn Präfidenien gebeten habe, die Namen ber Inter: 
zeichner Ddiefed Antrages auf namentlihe Abſtimmung 
dem Haufe fundzugeben. Nachdem id das gethan habe, 
hat Herr Kollege Richter e3 für richtig gehalten, die 
Frage anzuregen, ob foldye Leute, die nicht im Haufe an 
weiend find, einen ſolchen Antrag unterfchreiben bürfen 
oder nit. Ich meinerfeit$ habe davon gar nicht ges 
ſprochen, jondern einftweilen nur die Thatſache feitgeftellt 
fehen wollen. 

Der Herr Abgeordnete Singer hat gejagt: wir mußten 
dem Herrn Abgeordneten Bachem in der Geſchäftsordnungs⸗ 
bebatte folgen. Das ift ganz falid. Ih habe dem 
Hern Kollegen Richter folgen müflen. Herr Richter 
hat dieſe Frage aufd Tapet gebradjt, indem er bie Bes 
hauptung aufftellte: es ift rechtens in diefem Haufe, daß 
Nichtanwelende einen Antrag auf namentlihe Abftimmung 
ftelen dürfen, durch welchen fie die anderen zwingen, an— 
weiend zu fein, und durch ben fie die Geſchäfte dieſes 
Haufes ftören wollen. 

(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ih weiß (O) 
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Ich bin in ber Lage, nochmals in ber allerentichie 
benften Weife die Rechtsauffaffung der Herren Stollegen 
Singer und Richter über bie ——— der Geſchäfts⸗ 
ordnung in dieſem Falle zu beſtreiten. Ich meine, der 
Herr Kollege Gamp und ich haben dieſe Rechtsauffaſſung 
mit juriſtiſchen Gründen ſchon ſo entſchieden zurückgewieſen, 
daß ich mich jetzt darauf beſchränken kann, nochmals dieſe 
Verwahrung einzulegen, ohne die juriftiihen Gründe 
dafür nochmals vorzutragen. 

(Bravo! in der Mitte und rechts.) . 

Bräfident: Zur Geihäftdordnung hat dad Wort 
ber Herr Abgeordnete Stadthagen. 

(Große Unruhe. Zurufe. — Glode des Präfidenten.) 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, in ber 
Geſchäftsordnung fteht, dak man das Wort nur ergreifen 
fann, wenn man ed befommen hat; mir fcheint, Ihnen 
iſt e8 noch nicht ertheilt. 

Ih würde nicht das Wort zur Geihäftsordbnung er: 
griffen haben, wenn nicht die Ausführungen der Herren 
Kollegen Gröber und Bahem ben vorgefommenen That: 
fahen entgegenftänden, und zwar ausweislich ber ſteno— 
raphiſchen Berichte, und wenn nicht ferner aus ben 

enographiichen Berichten hervorginge, daß die konſer— 
vativen Herren es waren, welche bei einer anderen Ge: 
legenheit es als zweifellos — was auch durchaus richtig 
ift — hinftellten, daß die Unterſtützung eined Antrags auf 
namentlihe Abftimmung der —8 der Antragſteller 


nicht bedarf. 
(Andauernde Unruhe.) 
— Wenn es Ihnen unangenehm iſt, dem zuzuhören, fo 
bitte ich Sie, mich nicht zu unterbrechen, ſondern vielleicht 
abweſend zu werden. 
(GGlocke des Präſidenten.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe, meine Herren! Ich 
fann den Herrn Redner bier nicht verftehen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Es ift doch unmöglich, 
gerade ben Herren von rechts eine Ausführung, bie fie 
früher, entgegengelegt der von heute, gemacht haben, in 
Erinnerung zu bringen, wenn fie nicht zuhören. Danı 
hören Sie doc lieber draußen zu, bann können Sie es 
fpäter leſen! 

Alfo: am 24. Yuni 1896 ift ausweislich ber ftenographis 
ſchen Berichte über die Seſſion 1895/97 die Trage, weldhe und 
heute intereffirt, zur Erörterung gelommen. Damals war 
es allerdings der Herr Abgeorbniete Gröber, der biefelbe 
irrige Auffaffung wie heute vertrat. Nah ihm kam ber 
Abgeordnete Liebermann v. Sonnenberg, der fih dagegen 
wandte und erklärte, es fei fein Zweifel, daß die Art und 
Weife, wie die Anträge eingebradt feien, zuläffig jet. 

(Unruhe. Glode des Präfidenten.) 
Darauf ſprach der Abgeordnete Freiherr v. Manteuffel 
über bie Geſchäftsordnung 
(Unruhe) 
— meine Herren, bamal3 waren alle Barteien einig, daß 
man dad Wort nur ergreifen darf, wenn man e8 erhalten 
bat; wie mir fcheint, ift das heute bei Ahnen anders —, 
über bie Frage, die und heute intereffirt. Er führte, 
ihnurftrad3 in Wiberfpruh mit der Auffaſſung, die 
wir vorhin von fonfervativer Seite gehört haben, 
Folgenbed aus: 
Es heißt in & 57: 
Auf namentlihe Abftimmung kann beim Schluß 
ber Berathung vor der Aufforderung zur Ab: 
flimmung angetragen werben; ber Antrag 
muß bon mindeftens 50 Mitgliedern unter: 
ftüßt werben. 
Nun liegen hier alfo ſchriftliche Unterſtützungen vor. 
(Unruhe. Glode bed Präfidenten.) 

Präfident:e Ich bitte wiederholt um Ruhe, meine 

Herren! Ich kann den Herrn Nebner nicht veritehen. 





Stadthagen, Abgeordneter: 
Um den einzelnen Fall handelt es ſich bei meinen 
Ausführungen nicht; es handelt fih um das 
Prinzip. Nun ift e8 doch ganz unmöglich, 
— fo fagte der Konjervative Freiherr v. Manteuffel, aller: 
bing3 bei einer anderen Gelegenheit, es handelte fid) da- 
mals um bie Che bed bürgerlien Geſetzbuchs, be— 
ziehentlih um bie in Graf Roon und Genoffen — 
zu fontroliren, ob jeder, der wirflid den Antrag 
thatfählih unterfchrieben hat, in dem Moment, 
wo er zur Abftimmung kommen fol, im Haufe 
ift; er fann doch buch irgend eine Beſchäftigung 
abgehalten fein. Es läßt ſich abfolut nicht kon— 
troliren, ob der Mann noch im Haufe ift. 
So ſagte Ihr fonfervativer Führer damald! Und er 
fuhr fort: 
Deshalb iſt nach meiner Anſicht ber Vorſchlag, 
ben Herr dv. Kardorff gemacht hat, ber einzig 
richtige, daß jeder, der unterfchrieben hat, auch 
als anmwefend zu betradhten ift. 
(Lebhafte Rufe: hört! hört! von ben Sozialdemokraten.) 
Herr v. Kardorff hatte biefe Anficht nad Seite 2887 ber 
ftenographiihen Berichte kurz zuvor vorgetragen. Herr 
v. Manteuffel fährt dann fort: 
Alfo eine Beſchlußunfähigmachung durch Ver— 
ſchwinden aus dem Hauſe und das Konſtatiren— 
laſſen, ob Beihlußunfähigteit vorhanden, dadurch, 
dak man einen Antrag auf namentlide Ab- 
ſtimmung ftellt, würbe durch ben Modus, den 
Herr vd. Sarborff vorgeihlagen hat, ausge: 
ſchloſſen fein. 
Er fommt eben darauf — das find bie beiben —5 
eweſen —, daß es in dieſen beiden Fällen nicht zulä ng 
fi. Da jagt Herr Freiherr v. Manteuffel im Anſchlu 
an die Ausführungen des Herrn v. Karborff, der durchaus 
zutreffend und fo logiih, wie etwas nur fein Tann 
(Heiterkeit links) — 
meinte, daß es unmöglich ſei, zu verlangen, daß derjenige, 
der einen materiellen Antrag geſtellt hat, auch in dem 
Augenblick, wo er zur Sprache kommt, anweſend ſein müſſe. 
Freilich wollte Herr v. Kardorff, was wiederum nach der 
Verfaffung nicht möglich iſt, ferner die Unterzeichner auch 
als im Saale anweſend erachtet wiſſen. 

Nach Herrn v. Manteuffel ließ ſich Herr v. Bennigſen 
von der nationalliberalen Partei über dieſe Frage aus. 
Auch er ſagt: 

Ich will nicht beſtreiten, daß verſchiedentlich von 
dieſer oder jener Partei oder von einflußreichen 
Parteiführern ſo verfahren worden iſt, wie Herr 
v. Liebermann und Herr Freiherr v. Hodenberg 
heute für zuläſſig erklärt haben. Ich mache aber 
darauf aufmerkſam, daß in feinem dieſer Fälle 
die Zuläſſigkeit des Verfahrens nad) der Geſchäfts— 
ordnung angezweifelt worden ift. In allen dieſen 
Fällen tft nad meiner Weberzeugung ein Ber: 
fahren ftillichweigend paffirt, welches mit ber 
Geihäftsorbnung nicht volftändig im Ueber— 
einftimmung zu bringen ift. 
Herr v. Bennigfen fonftatirte alfo entgegengeießt ber Be— 
hauptung des Herrn Stollegen Bachem, dab nicht ftets 
von bem langjährigen Präfidenten bed Reichstags fo ver— 
fahren worben ift, daß in feinem Falle die Zuläffigkeit 
des Unterſtützens durch fchriftliche Unterſchrift ohne per— 
ſönliche Anweſenheit je auch nur angezweifelt worden 
war. Gr regte dann bei Gelegenheit dieſer Debatte aller: 
dings ſelbſt Zweifel gegenüber dem Wortlaut an. Eolden 
Zweifeln gegenüber wurde am 24. Juni 1896 die Sache 
der Geſchaͤftsordnungskommiſſion übermiefen. 

Bevor ich auf das Ergebniß der Berathungen biefer 

Kommiffton komme, wollte id) noch eind erwähnen. In 


(0) 


(D} 


(A) 


(B) 


Reichstag. — 96. Sitzung. Mittwoch den 15. Mai 1901. 











derfelben Sigung vom 24. Juni nahm aud einer Ihrer 
geiftvollften Köpfe, der in wirthſchaftlicher Beziehung 
zweifellos für Sie eine Autorität darftellt, der Herr Graf 
v. Mirbach, dad Wort. Der Herr Graf v. Mirbad) wird 
feiner ganzen Auffaffung nad die Gefhäftäordnung immer 
doch jo interpretiren, daß fie der Minderheit möglichſt 
wenig Nedhte einräumt. Gr fagte aber: 
Meine Herren, aucd wenn die Frage erft in ber 
Geſchäftsordnung entſchieden werden fol, worüber 
ſich das Haus noch nicht ſchlüſſig gemacht hat, 
möchte ich Ihnen nur zwei Geſichtspunkte zur 
Erwägung unterſtellen. 
— Auch ich möchte das durch Zitirung der Aeußerungen 
des Herrn Grafen v. Mirbach. Er führte aus: 
Im 57 ſteht nichts von „mündlich“ ober 
„Ichriftlich“, es heißt da nur: es bedarf ein 
Antrag auf namentlihe Abftimmung der Inter: 
ftügung von 50 Mitgliedern. Die Konſequenzen, 
die der Herr Präſident 
— alfo der Herr Präfident Graf dv. Balleftrem 


; (Zuruf) 
— Berzeihung, ber Herr Präfident v. Buol — 
gezogen hat, kann id) darnach nicht zichen; denn 
es ſteht, wie gefagt, nichts von mündlih oder 
Ichriftlich in dem Paragraphen. 
Zweitens: 
— num kommt der Herr Abgeordnete Graf v. Mirbad) 
auf die prakliſchen Bedenken, die gegen das Anfinnen 
ſprechen, stets körperlich anweſend zu fein, wenn man 
einen materiellen Antrag unterzeichnet hat; es heißt da 
wörtlich: 
wie kommen gewöhnlich die Unterſchriften bei 
Anträgen auf namentliche Abſtimmung zu Stande? 
Eine Fraftion, die den Wunfch hat, eine nament— 
liche Abftimmung zu beantragen, vollzicht doch 
gewöhnlih die Unterſchriften in den Fraftions- 
figungen; und ba ift e8 doch gar nichts Inge: 
wöhnliches, daß nichrere Mitglieder gleich mad) 
der Fraftionsfigung das Reichstagsgebäude ver: 
laffen, alfo gar nidt ins Plenum eintreten. 
Das fommt jehr häufig vor. 
Das jagt Herr Graf dv. Mirbah! Weiter: 
Werden deren Unterfchriften deshalb angefochten? 
Keineswegs u. ſ. w. u. |. w. 

Meine Herren, ich glaube Ahnen hiermit nachgewieſen 
zu haben, dab damals, ald es fih um das bürgerliche 
Geſetzbuch handelte, auch die Herren von der redıten 
Seite — daß wir die richtige Anficht damals vertraten, 
verfteht ſich von felbft 

(Heiterkeit) —, 
daß aud) die Herren von der rechten Seite es als zweifellos 
eradıtet haben, daß die Geſchäftsordnung nicht jo inter: 
pretirt werben darf, wie bie Stollegen Gröber und Baden 
es wünſchen. 

Nun winde dieſe Frage der Geſchäftsordnungs— 
kommiſſion überwieſen, und aus der Geſchäftsordnungs— 
tommiſſion wurde am 3. April 1897 in dem ſtenographiſchen 
Beriht Seite 5500 bis 5509 berichtet. Es fann nicht 
meine Aufgabe fein, hier eingehend auf die Verhandlung 
zurückzukommen. Nur will ich hervorheben, daß, wie es 
vorhin mein Freund Singer dargeftellt hat, ſich daraus 
ergiebt, dab die Geſchäftsordnungskommiſſion im ihrer 
Mehrheit meinte, es müſſe zwifchen Anträgen, die eine 
materielle Entſcheidung herbeiführen wollen, und zwiichen 
ſolchen geſchieden werden, die auf Vertagung oder Schluß 
einer Diskuffion gerichtet feien. Es ſei lediglich 
in dieſen beiden Fällen der Vertagung und des Schluſſes 
der Verhandlung die perſönliche Anweſenheit des Antrag: 
fteller8 zu fordern. Um für die Zukunft Klarheit zu 
ihaffen, beantragten Sie dann dem jegt in der Geſchäfts— 


ordnung ftehenden Zuſatz, nad dem bei Anträgen auf (Q 


namentliche Abftimmung über Vertagung oder Schluß ber 
Debatte die Unterſtützung von 50 im Saale Anwejenden 
erforberlich ift. Die Folge diefes vom Reichstag dann anges 
nommenen Befchluffes ift, daß zweifellos bei anderen, bei 
materiellen Fragen die perfönliche Anwefenheit nicht ers 
forderlich iſt. Das wurde allerdings in der bamaligen 
Debatte von einigen Mitgliedern des Hauſes und der 
Minderheit der Kommiſſion zu beftreiten geſucht. Allein 
mit Unrecht. Selbit der Abgeorbnete Oſann, ber nur 
50 Anweſende auch für materielle Anträge zulaffen wollte, 
anerfannte dies. Er fagte: 
Der Antrag, wie er bon der Geſchäftsordnungs— 
kommiſſion und vorgelegt wird, enthält die ganz 
ausdrückliche PBeitimmung, daß bei gewijien 
Anträgen die Unterftügung nur durch Aufitehen 
erfolgen fan. Jeder 
— führt der Abgeordnete Oſann fort — 
muß daraus entnehmen, daß in allen übrigen 
Fällen, die nicht durch die Worte „Vertagung“ 
und „Schluß der Debatte” gededt werden, auch 
eine andere Art von Antragftellung möglich ift. 
Der Abgeordnete Ofann führte dann aus, daß er mit 
biefer ſtillſchwelgenden Regelung der heute wieder uns 
intereffirenden Frage nicht einverltanden fei, weil er 
biefe Frage im entgegengefegten Sinne entihieden zu 
fehen wünſchte. Er beantragte deshalb, die Sache ber 
Geſchäftsordnungskommiſſion zuridzugeben, damit dieſe 
im Sinme der heutigen Ausführungen des Herrn Abge— 
ordneten Bachem entfcheide. Diejer Antrag wurde ab— 


gelehnt. 
(Hört! hört!) 

Damit und durd Annahme des Antrags ber Geſchäfts— 
ordnungskommiſſion it im Sinne der Mehrheit der Ge— 
ſchäftsordnungskommiſſion entichieden. Sind denn nun 
überhaupt nod Zweifel in der Geſchäftsordnung möglich? 
Ich glaube nicht. Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte 
fowie die Prarid des Haufes gegenüber dem 8 50 laſſen 
ſolche nicht mehr zu. Ich gehe weiter und behaupte, daß, 
wenn die Geihäftsordnung etwa durch cine neue Vor: 
ichrift verlangen würde die perfönliche Anweſenheit, eine 
derartige Beſtimmung verfaffungswidrig wäre. Nad der 
Verfaffung haben wir dad Recht und die Pflicht, unſere 
Anfiht jo zu äußern, wie wir wollen. Mo verlangt 
3. B. bei den Initiativanträgen jemand, dab bei deren 
Berathung etwa die Imterzeichner bier anweſend fein 
müſſen? Wo fteht es in der Berfaifung, daß der Ab— 
geordnete gehindert werden darf, feine Anfiht in der 
Weiſe zu äußern? daß fein Gedanfenausdrud in ber 
Art ftattfinden muß, daß fein Körper auch immer dabei 
zu fein hat, wenn andere hören, daß er einen Antrag 
geftellt hat?. Das ſieht nicht in der Verfaflung, im ber 
Artitel 28 ausdrücklich zur Giltigkeit einer Beſchluß— 
faffung die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen 
Anzahl der Mitglieder fordert. Dieſer Artifel 28 ver: 
leiht einen Schuß dagegen, dab die Minderheit durch 
intereffirte Leute, die wicht felbit die Mehrheit der Ver: 
fammlung darftellen, vergewaltigt wird. Es muß darnach 
jederzeit der Minderheit freiſtehen, die Beſchlußfähigkeit 
für jolche Beichlüffe zu vereiteln, und es muß ein Leichtes 
Mittel gegeben fein, feitzuitellen, ob dieſe geſetzlich, ver: 
fafjungsmäaßig erforderlihe Zahl vorhanden ift. Die ges 
wünſchte Einschränkung der Rechte der Minderheit folgt 
auch nicht aus der Geihäftsorbnung, wie ich mir fon 
darzulegen geitaltete. Daß Sie felbit früher diefe Anficht 
gehabt haben, gebt nicht nur aus dieſer Berhandlung 
vom 24. Juni 1896 und vom 3. April 1897 hervor, in 
der der Neichätag ansbrüdlicd den Antrag Oſann ablehnte, 
weil man der gewünschten Beihränfung nicht zuſtimmte. 
Insbeſondere geht dies auch aus der ftet3 befolgten Praris 


D) 
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(A) herbor. Ich darf weiter gehen und behaupten, ich kann über: 


haupt in feiner einzigen Gefhäftordnung irgend eines 
Parlaments bie Beftimmung finden, daß zur Unterſtützung 
materieller Anträge, foweit eine beftimmte Anzahl linter: 
ichriften nöthig ift, die perſönliche Anweſenheit der be- 
treffenden Abgeordneten erforberlih fe. Das findet fi 
in feiner einzigen Geihäftsorbnung. Ih Habe mid 
früher um dieſe Sache befümmert — augenblidlic habe 
ih ja durchaus nicht alle Gefhäftsorbnuungen im Kopf —, 
id habe meiner Erinnerung nad) feine einzige gefunden, 
wo eine ſolche Beitimmung vorhanden wäre. Und das 
hat feine guten Gründe, die aud ber Herr Abgeorbnete 
Graf v. Mirbach ſchon ind Feld geführt hat. E3 kommt 
doch nicht darauf an, ob eine beftimmte Perſon an: 
weſend ift, fonbern ob von den 397 Abgeorbneten 50 der 
Anfiht find: Hier ift mamentlihe Abſtimmung noth- 
wendig. Es kommt nicht darauf an, ob dieſe Anſicht 
bethätigt wird durch perſönliches Erſcheinen, ſondern nur 
darauf, daß ſie bethätigt wird. Seit wann, möchte ich 
dem Herrn Abgeordneten Bachem entgegenhalten, iſt in 
irgend einem Geſetze eine Beſtimmung fo aufzufaſſen, daß 
man etwas hineinlegt, was weder dem Wortlaute mad 
darin fteht, noch der Geſchichte entipricht, noch mit der 
Verfaffung vereinbar tft? 

Ih habe die kurzen Ausführungen nur gemadjt, um 
Ihnen zu zeigen, daß, je nahbem e3 gerade „trefft”, wie 
man plattdeutic zu jagen pflegt, eine Anzahl der Herren 
Stollegen andere Anfichten ausgefprochen haben. Und ich 
möchte die Herren bon der rechten Seite dringend bitten, 
die damalige Rede ihres bebeutendften Führers, des Herrn 
Grafen v. Mirbach, einmal durchzuleſen und zu verfuchen, 
dasjenige, was bort * iſt, nicht nur voll zu ver— 
ſtehen, ſondern auch ſi eder anzueignen. 

(Heiterfeit.) 
Meine Herren, e3 ift der Antrag nicht geftellt worden, 


(B) daß nunmehr fo verfahren werben foll, wie es ber Herr 


Abgeordnete Bachem wünſchte. Ich muß aber jagen, follte 
ein folder Antrag geftellt werben, dann wiirde ich wenigſtens 
gezwungen jein, in etwas — Weiſe 
(Heit — 
auf die Sache ſelbſt einzugehen. Man mag materiell dem 
Geſetz gegenüberſtehen, wie man will; es müſſen aber alle 
verlangen, daß die Rechte der Ninderheit bis aufs äußerſte 
gewahrt werden. + Damald waren die Herren von rechts 
bie Gegner dieſes Bahemjhen Gedankens. Sie bildeten 
dbamald die Minderheit und legten deshalb den richtigen 
Standpuntt dar. Heute fcheinen wir in ber Minderheit 
zu fein; ih weiß es ja nicht, die Abſtimmung hat nod) 
nicht ftatigefunden. Zu verlangen, daß diejenigen, die 
unterſchrieben haben, auch perſönlich anweſend fein follen, 
ſcheint mir doch klar und zweifellos gegen die Geſchäfts— 
ordnung zu verſtoßen. Einen Antrag, der nach der Rich— 
tung geſtellt werden ſollte, würde ich ganz entſchieden für 
einen geſchäftsordnungswidrigen halten, den wir in einer 
vielleicht recht kurzen Geſchaͤftsordnungsdebatte dann be— 
fümpfen müßten. 
(Heiterkeit. Bravo! Links.) 

Bräfident: Meine Herren, da fich niemand mehr zur 
Geihäftsordnung zum Worte gemeldet hat, erlauben Sie 
mir auch, als Ihr Präfident zu diefer Frage das Wort zu er— 
greifen. Ich werbe vom Standpunkt des Bräfidenten aus, der 
der Hüter und Handhaber der Geſchäftsordnung ift, ſprechen. 

Ich Eonftatire zunächſt, dak die Geſchäftsordnung 
feine pofitive Beſtimmung enthält, die die Pperfönliche 
Anmwejenheit der Unterzeichner eines Antrags, im vor— 
liegenden Falle auf namentliche Abſtimmung, verlangt. 
Nur bei einer mamentlihen Abftimmung über die 
Vertagung oder den Schluß der Debatte verlangt fie 
in ber Beitimmung bed S 58 Satz 2, daß die Ünter— 
ftügung eines folden Antrag nur duch Aufftehen 
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zu erfolgen Habe. Ich Habe mich mur zu äußern, 
nicht, ob das angemeffen oder unangemeffen ift, ſondern 
über das, was in der Geſchäftsordnung fteht, und es käme 
nur darauf an, feftzuftellen, wie bie Praxis des Haufes 
bisher war. Diefe Praris des Haufes war immer fo, 
daß in einem Falle wie dem vorliegenden feine Kontrole 
ausgeübt wurde, ob bie Unterzeichner eines Antrags auf 
namentlihe Abſtimmung im Reichsſtag anweſend waren 
oder nicht; ich weiß auch nicht, wie man biefe Kontrole 
nad der Geihäftsorbnung hätte ausüben können ober 
müffen. Der vorliegende Antrag auf namentliche Ab— 
ftimmung ift fo eingereicht, wie folche Anträge immer ein: 
gereicht worden find, und zwar eingereicht vor dem Moment, 
wo bie Zuläffigkeit ausgeichloffen gewefen wäre. Das ift 
aber aud eine alte Praxis des Haufes, daß bavon dem 
Haufe Kenntniß gegeben wird; es iſt gewiffermaßen eine 
Avertirung, daß der Antrag auf namentlihe Abftimmung 
fommt; und wenn dann bie Debatte geſchloſſen tft, und ber 
Präfident jagt: wir fommen zur Mbftimmung, — dann 
ſetzt er Hinzu: bie on, wird auf Antrag 
ber und ber Herren eine namentlihe fein, — und damit 
erfüllt er die Vorichrift der Geſchäftsordnung. Nach 
meiner Anficht it gegen ben Antrag auf mamentliche 
Adftimmung, der heute hier vorliegt, geſchäftsordnungs— 
mäßig nicht einzuwenden. Nun hat der Herr Ahgeord— 
nete Dr. Bachem gewünfcht, daß die Namen der Herren 
Unterzeichner hier öffentlich bekannt gegeben werden. Das 
ift bis jest faum da gemwefen! 
(Miderfprud; aus ber Mitte), 
aber ih erhebe dagegen keinerlei Widerfprud und bitte 
ben Herrn Schriftführer, die Namen zu verlefen. 
Schriftführer Abgeordneter v,. Rormann: 
Singer, Antrid, Dieg, Calwer, Blos, Schmidt 
(Frankfurt), Meilter, Zubeil, Bod, Molkenbuhr, 
Förfter (Neuß), Mebger, Geyer, Sachſe, Thiele, 
Baudert, Klees, Reißhaus, Bed, Segitz, Hoch, 
Albrecht, v. Elm, Cramer, Dr. Herzfeld, Drees: 
bad, Kloß, Peus, Ehrhart, Tugauer, Wurm, 
Schwars (Lübel), Haafe (Hönigäberg), Dr. Grab: 
nauer, Fiſcher (Sachſen), Eidhoff, Dr. Wiener, 
Dr. Langerhand, Bargmann, Fiſchbeck, Dr. Müller 
(Meiningen), Richter, Bräfide, Frohme, Haben, 
Horn (Sadfen), Dr. Müller (Sagan), Jacobſen, 
Gaflelmanı, Agfter, Bedb (Coburg), Bebel. 
Präfident: Meine Herren, nunmehr können wir in 
unfrer Tagesorbnung fortfahren. Ich habe bereit3 ver- 
findet, * der letzte Punkt der Tagesordnung die dritte 
Berathung des Entwurfs eines Geſetzes iſt, betreffend 


die Abänderung des Branntweinſtenergeſetzes vom 
* Ft * (Nr. 247 der Druckſachen), auf Grund ber 


Beate zweiter Berathung in Nr. 366 der Drudjaden. 
Ich eröffne die Generaldiskuſſion. Das Wort hat 
der Herr Abgeorbnete Lude. 

Lude, Abgeordneter: Meine Herren, die Linke hat 
neulich durch Herrn Richter und Herrn Fiſchbeck vorichlagen 
laffen, das hohe Haus möge das zuläffige Kontingent 
nidt auf 500 Heftoliter herunterfegen, fondern mit 300 
Hektolitern fefthalten, und hat zum erften Male — möchte 
id jagen — feit die Linke befteht, für die Oftelbier, für 
die Großgrundbefiger, für die Großbrenner Stellung ß 
nommen, damit fie nur ja, wenn fie neue Brennerelen 
bauen, ein möglichſt großes Kontingent erhalten und fo 
in die Lage bericht werden, bie gefanımte Fabrikation zu 
ſchädigen, obgleidy die Herren 6* wohl wiſſen müſſen, 
daß nicht die große landwirthſchaftliche Brennerei, die 
Großinduftrie die Erniedrigung der Kontingente wünſcht, 
fondern bie gefammte Kleinbrennerei. Die Hleinbrennerei, 
die auf mittlere Preife angewiefen ift, wenn fie nicht zu 


Grunde gehen und ihren Betrieb einftellen fol, gerade 
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(A) biefe ift es, bie wünfdt, daß die Großbrenner möglichit 


(B 


— 


eingeſchränkt werben, damit nicht von jener Seite bei Neu: 
einrichtung von Brennereien erhöhte Neberproduftion kommt, 
und damit dem geſammten Brennereigewerbe, und zumal 
dem Kleingewerbe, ein unerjeglicher Schaden entfteht. 

Meine Herren, ih möchte Ihnen eine Rechnung aufs 
ftellen, wa8 fommen wird, wenn wir die Brennſteuer ab— 
ihaffen. Mir befommen einen Preisabſchlag von 10 Mark 
auf 100 Liter Alkohol: das find 4O Millionen Mark, die 
dem Brennereigewerbe durch die Liebenswürbigfeit der 
Linken an Schaben verurfaht werden. Das können Die 
Herren, die ja mit bem Gewerbe nichts zu thun haben, 
ganz ruhig ertragen! Mindeftens die Hälfte diefer Summe 
trifft aber die Kleinbrenner. Das jchadet aber nichts, 
wenn bie Herren nur ihren Willen bekommen, nämlich 
be ben DOftelbiern, wie fie meinen, eins ausgewifcht 
wird! 

Meine Herren, die Brennfteuer als folde, was be— 
zwedt fie? Sie bezwedt, den Heinen Leuten, die ben 
Spiritus zu Brennzweden und Kochzwecken, zur Belcud): 
tung brauchen, fie bezwedt ferner, der Induftrie, die heute 
durch den Motorenbau u. f. w. den Spiritusfonfum in 
die Wege leitet, Gelegenheit zu geben, den Spiritus 
möglichit billig und im Konkurrenz mit dem Petroleum 
einfaufen zu können. Nun wollen die Herren die Brenn: 
fteuer befettigen, weil fie jagen, das, was die Brennfteuer 
ihrem Gewerbe müßt, wird doch den Leuten durch bie 
Preisfteigerung weggenommen. 

Der Preis, meine Herren, ber heute vorhanden ift, 
ift ein durchaus berechtigter und ein das Brennereigewerbe 
ſchützender, nicht aber ein folcher, der das Brennereigewerbe 
Iufrativ und hohe Dividenden bringend madt. Die Ins 
duftrien, foweit fie in Altiengeſellſchaften umgewandelt 
find und uns in ihren Erträgen vorliegen: fehen Ste fid) 
einmal, meine Herren, die Dividenden an, die ba gegeben 
werden, 12, 14, 16, 18, 24 Prozent! Dagegen haben bie 
Herren gar nichts einzuwenden, wenn bie Induſtrie gut 
rentirt. Da ſchadet es ja nichts, daß das geſammte 
Volk dieſe Dividenden in den Preiſen bezahlen muß; 
aber wenn für die Landwirthichaft eine Kalamität be: 
jeitigt werden foll, dann nehmen die Herren alle ver: 
faffungsmäßigen Nechte in Anfprudy und juchen die Ab: 
geordneten, die für den Schutz der Landbwirthichaft find, 
zu vergewaltigen. Da ſchadet es nichts, meine Herren! 

Ih bin der Meinung, daß wir alles daran zu fegen 
haben, die Brennfteuer fo zur Annahme zu bringen, wie 
fie die Kommiſſion Ihnen vorgefchlagen hat; denn das 
allein ift im Stande, das Gewerbe vor dem fchweren 
Schaden zu bewahren, dem es entgegeugeht, wenn dieſe 
Brennftener nicht fommt. Deshalb bitte ich Sie dringend, 
die Kommiffionsanträge anzunehmen und dem Antrag des 
Herrn Abgeordneten Fiſchbeck abzulehnen. 

(Bravo! rechts.) 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, id) will 
mr eine furze Grflärung abgeben. Sollte der Kom— 
miffionsantrag abgelehnt werben, follte der Beihluß nicht 
zu Stande fommen, das Kontingent für die menu zu er: 
richtenden Brennereien von 80 000 auf 50 000 Liter herab» 
zufegen, fo wirden wir dad ganze Geſetz fallen laffen. 
Dann ſehen wir feinen Zweck mehr in dem Geſetze ein, 
und es würde dann dasjenige eintreten, was der Herr 
Abgeordnete Wurm vielleicht nicht glaubt, aber was vor: 
auszufehen ift, nämlid daß diejenigen Brentereien, welche 
bis jegt außerhalb der Spiritusverwerthungsgenoſſenſchaft 
geitanden haben, vor die ernfte Frage geftellt werben, ob fie 
das weiter thun wollen; ich glaube, fie werden ſämmtlich 
beitreten. Die Spiritusperwerthungsgenoffenihaft wird 
dann allerdings das Monopol, das heute ein ſehr unvoll: 


kommenes ift, vollkommen ausgeftalten, und dann braudt (C) 


die Spiritusgenoffenihaft überhaupt feine Gejege mehr; 
fie kann felbft den Preis für ben Trink: und ben 
denaturirten Spiritus machen, wie fie will. Das ift eine 
Ausfiht, die ich für richtig halte, und deshalb liegt mir 
an dem Zuftandefommen des Geſetzes an ſich nicht 
fehr viel. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Wurm. 

Wurm, Abgeordneter: Meine Herren, nad) den Aus: 
führungen, die foeben Herr dv. Kardorff gemacht hat, mühte 
er jest fih mit und verbünden und bafür forgen, 
dab das Gefeg nicht zu Stande fommt; denn dann 
wird fein ſehnlichſter Wunſch erfüllt: die Zentrale befommt 
ein Monopol. Sie, meine Herren, bebauern ja, daß heute 
noch ein Theil der Produktion fih nicht dem’ Ring an: 
geihloffen hat. Meiner Meinung nad foll das Geſetz 
dazu dienen, befonders in feiner urjprünglihen Faſſung 
als Regierungsentwurf, den Ring zufanmenzufhmieden. 

(Sehr wahr! linls.) 

Der Herr Abgeordnete v. Kardorff meint aber,” daß, 
wenn fein Gefeß beiteht, der Ring noch cher zu Stande 
fonımt. Das fürdten wir nicht, ſondern wir find ber 
Meinung, dab, wenn biefe Brennftener überhaupt nicht 
mehr erhöht wird, dann die freie Konkurrenz wieder walten 
kann, und jede Preistreiberei des Spiritusringes ein 
Ende nimmt. 

Ste, meine Herren, bon der Rechten haben bisher be- 
ftritten, daß der Spiritusring und die Brennſteuer eine 
Preiötreiberei hervorgerufen haben. Nach den vorzüglichen 
Ausführungen, die ſoeben der Abgeordnete Lucke gemacht 
hat, ift jet von Ihrer Seite zugeltanden worden, daß 
die Brennftener eine Breiserhöhnng herbeigeführt 
bat. Meine Herren, ich alzeptire diefes Zugeftändniß; es 
entipriht den Beobahtungen, die auch wir gemacht 
haben. Wenn der Mbgeorbnete Lude aber meint, 
daß wir von der Linken uns fo ſehr freuen, wenn bie 
Attiengefellihaften hohe Dividenden zahlen, daß mir 
aber der Landwirtbichaft gegenüber hartherzig find 
und ihr nicht den geringften Verdienſt laſſen wollen, fo 
befindet er fi in einem großen Irrthum. Wenn wir 
Gelegenheit haben werden — ber Zolltarif wird fie ung 
bieten bei den Schußzöllen —, gegen die —— Aus⸗ 
beutung, die mit Hilfe der Zolltarife von einzelnen In— 
buftrien an der einheimischen Bevdlferung geübt wird, 
einzufchreiten, dann werben wir genau jo wieder am 
Plate ſein wie heute, wo wir gegen bie Preiötreiberei, 
die ſeitens des Spiritusringes ausgeübt wird, eintreten. 
Sie find nicht zufrieden mit den 42 Millionen Marf, 
die fie durch die Stontingentirung befommen; Sie find 
nicht zufrieden mit den 4 Mark, die Sie an jedem 
Hektoliter Maiſchraum verbienen dadurch, daß Sie 
16 Mark Maiihraumftener angerechnet erhalten und nur 
12 Mark bezahlen — Sie wollen mit der Brennſteuer 
noch neue 50 Prozent Zuſhlaß zu ben beſtehenden 4= bis 
5 Millionen, das heißt noch einmal 21/, Millionen Mark 
Liebeögabe feitend der Trinkbranntweinftonfumenten 
haben. Und wenn es Ihnen möglich wäre, eine andere 
Kontingentirung oder noch irgend eine —— zu er⸗ 
finden, dann würden Sie es für Ihr gutes Recht halten 
und nicht von Vergewaltigung ſprechen, wenn Sie, die 
Sie die Minderheit des Volkes repräfentiren, Geſetze 
—— die nur den Privatintereſſen der Agrarier 

ienen. 

Wie ungerecht, wie einfeitig gerade bie Herren 
Agrarier die Jutereſſen ihres fpeziellen Adergrunditüdes 
immer im Auge haben, das beweilt vor allem auch ihr 
Vorgehen gegen die Melaffebrennereien. Die Melaſſe 
ift ein landwirthſchaftliches Produkt, genau fo wie die 
Startoffel. Trogdem erllären Sie einfadh, daß Sie bie 
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(A) Melaffebrennereien nicht mehr für berechtigt halten, weil 


es Ihnen fo paßt, weil Ste für Ihren Kartoffelipiritus 
nicht die Konkurrenz des Melaflejpiritus haben wollen. 

Bei der zweiten Lefung haben Herr dv. Wangenheim und 
v. Kardorff gefagt, daß die Melaffebrennerei unrentabel und 
irrationell und deswegen nicht eriftenzberedhtigt fei. Sa, 
meine Herren, durch wen ift fie bennunventabelund irrationell 
geworden? Durch die Gefekgebung, die Ste zu Gunften 
der Sartoffelbrennereien — haben. Die Kartoffel— 
brenner haben ſtatt 16 Mark Maiſchraumſteuer in Wirk— 
lichkteit nur 12 Mark zu zahlen, ſodaß fie 4 Mark zu 
ihren Gunften behalten, was bei den Melaffebrenner 
niht möglich ift. Außerdem haben die leßteren auch noch 
eine andere Brennſteuerſtala als die Melaffebrenner. Eine 
Melaffebrennerei don 300000 Liter zahlt 4 Mark pro 
Heftoliter, während eine landwirthichaftlihe Brennerei der 
rg Größe nur 2,48 Mark zahlt. In dem Augen: 
lid, wo Sie die Brennftener um 50 Prozent erhöhen, 
verſchieben Sie das Verhältniß noch mehr zu Ungunſten 
ber Melaffebrennerei und machen badurd eine doch eben: 
falls auf landwirthfchaftlicher Produktion beruhende Art 
ber Brennerei unmöglid — und dann erflären Sie: es 
ſei nicht rationell, fo zu arbeiten! 

Meine Herren, wir werben ja fehen, wie die Macht: 
verhältnifie bier im Haufe Liegen. Aber von einer 
Vergewaltigung unfererfeit3 fann nicht die Rede 
fein, nadhdem Sie die Beihlüffe des Senioren— 
fonvents einfah nicht beadtet haben, wo bod 
Herr dv. Kardorff jelber im Seniorenfonvent fit und 
felber den Beſchluß mitgefaßt hat, nur das beftehende 
Geſetz auf 1 Jahr zu verlängern. Dabei tritt er jett 
für eine Ginfhränfung bes Sontingent3 und eine Er— 
höhung der Brennftener ein. Entweder bat Herr 
v. Hardorff nur mit feiner Berfon in jener Senioren: 
fonventsfigung geftimmt und ſich geiftig nicht vergegen- 
’ wärtigt, um was e3 fich handelte, oder er hat, wie ich 
annehme, mit bewußter Abficht dem Seniorenkonvent bei 
dieſem Veichluß leicht zugeftimmt, damit überhaupt etwas 
zu Stande fommt, und ſich gejagt: dad Andere wird ſich 
ſchon finden, bier im Haufe find wir ja in der Mehrheit, 
wir haben ja die Getolgihaft des Zentrums, das ſich 
dazu hergiebt, für die Herren DOftelbter die Kaſtanien aus 
dem ‘Feuer zu holen. Man wird fid dad aber draußen 
ihon merken, daß fi) das Zentrum dazu hergiebt, um 
für dieſe Intereſſen einzutreten. Meine Herren, wir 
werben alles verfuchen, um dieſe ſchädliche Geſetzgebung 


zu verhindern. 
(Beifall links.) 

Präfident:e Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
vb. Kardorff. 

v. Kardorff, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Wurm hat gemeint, die Spiritusverwerthungs— 
genoſſenſchaft habe ſich einer großen Preistreiberei ſchuldig 
gemacht. Das entſpricht nicht den Thatſachen und der 
Preislage, in der fie den Trinkbranntwein ſtets gehalten 
hat. Ich habe ſchon das letzte Mal darauf hingewieſen, 
wie viele Hunderte von Millionen beim Verſchank des 
Branntweind im Zwiſchenhandel und Kleinhandel fiten 
bleiben, und e3 ift demgegenüber geradezu abſurd, davon 
fprehen zu wollen, daß eine Preistreiberei durch bie 
Spiritusperwerthungsgenoffenfhaft ftattgefunden Habe. 

Im übrigen hat der Herr Abgeordnete Nichter es fo 
bargeitellt, als ob dies ein fo ungeheuer wichtiges Geſetz 
wäre. Ah mein, Herr Abgeordneter Nichter, es iſt cin 
Gejeh für ein Jahr, was im nächſten Jahre meiner feiten 
Heberzeugung nad wieder abgeändert werden muß. — Auf 
ein Jahr, meine Herren, wenn er das für jo wichtig hält 
— id nidt. Ich habe mich nur Freunden gegenüber, 
bie biefen Weg für gangbar halten, wie er von der ſtom— 
miffton vorgeichlagen it, ausgeſprochen: mir periönlich 





ift es dann lieber, wenn das ganze Geſetz fält; denn 
dann wird das herbortreien, was ich ſchon gefagt habe; 
dann werden alle Brennereien gezwungen fein durch ben 
fi vollziehenden Preisſturz, der Spirttuöperwerthungs- 
genoffenihaft ſich anzufcließen, und dann brauden wir 
überhaupt fein Gefeg mehr. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordnieter: Auf ein Jahr, fagt der 
Herr Vorrebner, fei das Geſetz nur beftimmt. Es ift 
nun in ber zweiten Leſung allfeitig feftgeftellt worden, 
dab diefe Beitimmung der 50000 Liter auf 7 Jahre 
praftiiche Bedeutung bat, dab fie bis zum Jahre 1908 
thatfählih alle neuen Brennereien verhindere, über 
50 000 Liter Kontingent zu befommen. 

Was nun die andere Beitimmung anlangt, die Er: 
höhung der Brennftener um 50 Prozent, jo follte ſich doch 
niemand barüber täuſchen, dab in wirthidhaftlichen Dingen 
ein Geſetz, wenn es aud formell nur für ein Jahr gilt, 
doch thatſächliche Konſequenzen zieht, die über das Jahr 
hinaus reihen und die dann fpäter Anreiz zu neuen Be— 
ſtimmungen im derjelben Richtung geben. 

63 wird nun um fo mehr gebrannt werben burd) Er: 
höhung ber Deklarirungsprämie von 4,50 auf 6 Marf, 
und man wird überd Jahr wiederum vor einem Be: 
ftande ftehen, auf Grund deffen man dann auf eine 
weitere neue Erhöhung der Prämie oder fonft eine Er— 
leihterung des Spiritusgewerbes anftrebt. Was den 
Spiritußring anbetrifit, fo hat der als Ning den großen 
Fehler, daß er die Preife feitiegt, ohne die Produktion 
einfhränfen zu wollen, und ein folder | muß zu 
Grunde gehen; denn in dem Maße, wie er die Preife 
feiner Natur nad) heraufichraubt, reizt er die Produktion 
jeiner Brenner an und führt ſomit fchließlich den Krach 
herbei. So hat ber Ring ſchon gewirkt, bevor er that: 
ſächlich ins Leben getreten ift; denn in Spekulation auf 


C) 


die Ningpreife ift in dem vorigen Jahre bie Produktion (D) 


ihon eine außerordentlich große geweſen, während des 
Ningjahres hat ſich auch eine erhebliche Produktion ein- 
geitellt, und nun haben Sie den großen Beftand, und der 
joll fortgebradht werden durch eine Erhöhung der Dena- 
turirungsprämie. Dies wird dam bewirken, daß feine 
Einſchränkung der Produktion folgt, fondern noch eine 
weitere Ausdehnung derſelben, und es werden deshalb 
übers Jahr größere Nachtheile entſtehen, als es heute 
ſchon der Fall iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Holtz. 

Holt, Abgeordneter: Wenn ed möglich wird, größere 
Quantitäten im Gewerbe unterzubringen, jo werben wir 
uns freuen, daß die Landwirthſchaft ihren Hadfruchtbau 
ausdehnen kann auf der Baſis erhöhter Startoffels 
produftion. Das Brennereigewerbe hat thatſächlich bei 
uns in Deutichland ein gefundes Fundament. 

Mährend die Zuderfabrifation darauf angewiefen tft, 
den Ueberfluß über den Konſum in das Ausland abzu— 
führen, ift die Branntweininduftrie in der Lage, ihren 
Spiritus im Inlande unterzubringen, und zwar in aus: 
gebehnteiten Mengen in Konkurrenz mit Petroleum und 
anderen im weſentlichen vom Auslande eingeführten Artikeln, 
fir welche das inländiihe Geld nad dem Auslande geht. 
Mir find dadurh in der Lage, dad Geld im Inlande zu 
laſſen und gleichzeitig durdh den Anbau der Hadfrüchte 
die Landeskültur zu heben und ber Arbeiterbevölferung 
viel lohmenderen Erwerb zu ſchaffen. Meine Herren, es 
wird fich jeder Volklswirth grundjäglid auf den Stand» 
punkt Stellen müſſen, daß eine Erweiterung des Hadfrucht: 
baues, des SHartoffelbaues und damit der Spiritus: 
fabrifatton durchaus wünſchenswerth ift, wenn es gelingt, 
den Spiritus über Konſum im Gewerbe unterzubringen, 
und das, meine Herren, ift ja möglid). 

(Bravo! rechts. Rufe: Schlußl) 
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— Ich werbe fofort jchließen, meine Herren. — Ich möchte 
nur noch einem widerſprechen. Ich weiß nicht, weshalb die 
Herren bie Brennfteuer Liebesgabe nennen. Meine Herren, 
Sie können vielleicht jagen: eine Verfiherungsprämie. Es 
wird mehr eine Berfiherungsprämie jein, welde vom 
Gewerbe jelbit aufgebracht wird, eine Liebesgabe iſt es 
nicht, es iſt lediglich eine Steuer, die das Gewerbe auf— 
bringt, um ihren eigenen Betrieb zu —— 
(Zurufe und Unruhe rechts.) 
— Es iſt der une), daß ich nicht bie Debatte verlängere, 
und deshalb ſchließe ich. 
(Zebhafter Beifall recht.) 

Bräfident: Die Generaldiskuſſion ift geichlofien. 

Wir treten in die Spezialbiäkuffion ein. Ich eröffne 
diefelbe über Artikel I Nr. 1 nad den Beſchlüſſen zweiter 
Berathung. Hierzu ift dad Amendement geftellt von den 
Herren Übgeorbneten Fiſchbeck und Nichter auf Nr. 368 
der Drudjaden ad 1. 

Dad Wort wirb nicht verlangt; die Diskuffion ift 
geihloffen. Wir fommen zur Abftimmung. 

Die Herren Abgeordneten Fiſchbeck und Richter be- 


antragen: 
in Artikel I Zeile 1 der Beihlüffe zweiter Be- 
rathung die Ziffer „2* und ferner den unter 1 
beichloffenen neuen Abſatz zu freien. 
Ich werde die Frage pofitiv ftellen, ob dieſe Theile des 
Geſetzes, welche die Herren Antragfteller geitrihen haben 
wollen, aufrecht erhalten werben follen nad den Be— 
ſchlüſſen zweiter Leſung. Die Abftimmung wird eine 
namentliche fein. 

Ih Bitte ag Herren, welde bie lag 
zweiter Lefung aufreht erhalten wollen, mit Ja, — 
jenigen, die bie Streihungen nad bem Antrage ifcibed- 
Richter vornehmen wollen, mit Nein zu antworten. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, den Namensaufruf 
Derjelbe beginnt mit dem Buchſtaben J. 

(Der Namendaufruf wirb vollzogen.) 

Das Alphabet wird refapitulirt. 


Geſchieht.) 
Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: 
—— 


Auer. 

Ai 

P F v. Arenberg. 

Dr. Arendt. 

Graf v. Arnim 

Baron v. Arnswaldt- Harden⸗ 
boſtel. 

Dr. Bachem. 

Graf dv. Balleſtrem. 

Bauermeifter. 

Baumann. 

Bender. 

Graf vd. Berndtorff (Lauen- 
burg). 

Graf dv. Bernstorff (Ilelzen). 

Bieſenbach. 

Fürſt v. Bismarck. 

v. Blödau. 

Börner. 

v. Bonin⸗Bahrenbuſch. 

v. Bonin⸗Neumark. 

Braun. 

Breuer. 

v. Brochauſen. 

Broekmann. 

Brüdner. 

Gahenäly. 

Cegielski. 

v. Chriſten. 

vd. Chrzanowsli. 


Bebel. 
Büfing. 


Reichstag. — 96. Sigung. Mittwoch den 15. Mat 1901. _ 


— —— 





Mit Ja antworten: 
Prinz Czartoryski. 
v. Dallwis. 
Dasbach. 
Dr. Deinhard. 
v. Dewißtz. 


Fe zu Dohna-Schlobien. 
Edinger. 
ſche. 
Euler. 


Flat 
’ talafi 

örfter (Sadjfen). 
Frank. 


Dr, v. Frege⸗-Weltzien. 
Fritzen (Düſſeldorf). 
Fritzen (Rees). 
Fusangel. 

— v. Galen. 


amp. 
v. Gersdorff. 
Glowatzki. 
Gräfe. 
v. Grand-Ry. 
Gröber. 
Haale. 
Dr. Hahn. 
Hartmann. 
Hauffe-Dahlen. 


Dr. Freiherr v. Heereman. 


Hegelmaier. 
Henning. 
Herold. 
Herrmann. 
Hilgendorff. 
Hilpert. 
Himburg. 


Ir. Hitze. 

Freiherr v. Hobenberg. 

Hofmann (Dillenburg). 

"kg (Ellwangen). 
Prinz N: Hohenlobe: 
PR ingsfürſt. 


ie dv. Hompeſch. 
Horn (Neiße). 


Jacobskötter. 

Dr. Jäger. 

Dr. v. Jazdzewski. 
Graf v. Kanitz. 

v. Kardorff. 
Ktirſch. 

Kloſe. 

Dr. v. Komierowsli. 
Krebs. 

dv. Kröcher. 

Dr. Kropatſcheck. 
Dr. Krzyminski. 
Lanzinger. 

Lerno. 

Letocha. 

Dr. v. Levetzow. 


Mit Nein antworten: 


Depfen. 


Dr. Endeman. 


Fiihbed. 


Gaulke. 
Graßmann. 


Dr. Haſſe. 
Dr. Hermes. 


Hilbd. 
Horn (Go8lar). 


Jorns. 


Kahlcke. 
Kraemer. 


(0) 
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Mit Ja antworten: 
Graf zu Limburg: Stirum. 
Linder. 

Lotze. 

Lucke. 

Lurz. 

Graf Magnis. 

Marbe. 

Dr. Marcour. 

v. Maflow. 

Mayer (Landöhnt). 

Miller (Fulda). 

Münch-Ferber. 

Naud. 

v. Normanın. 

Dr. Oertel. 

Dr. Opfergelt. 

Graf v. Oriola. 

Dr. Paaſche. 

Bauli (Potsdam). 

Dr. Pichler. 

Bingen. 

Plade. 

v. Janta⸗Polczynsti. 
aetorius. 

raf v. Preyſing. 

v. Queis. 


Dr. Pachnichke. 


Raab. Richter. 
ürſt Radziwill. 
anner. 

Rembold. 


Rettich. 

Freiherr v. Nichthofen- 
Damsdorf. 

Dr. Rintelen. 


(B) Roeren. 


Dr. Roeſicke (Kaiſerslautern). 
Graf v. Roon. 
v. Saliſch. Dr. Sattler. 
v. Savigny. Schrader. 
Freiherr v. Schele: Schulze. 
Schelenburg. Singer. 
Freiherr v. Schele— 
Wunstorf. 


Scherre. 

Schmid (Immenſtadt). 

Schmidt (Wanzleben). 

Schmidt (Warburg). 

Schrempf. 

Schuler. 

Schwarze (Lippitadt). 

Graf v. Schwerin⸗Löwitz. 

Dr. Semler. 

Sittart. 

v. Sperber. 

dv. Spiegel. 

Dr. Stodmann. 

Stoeder. 

Dr. Udo Graf zu Stolberg: 
Wernigerode. 

v. Strombed. 

Stubbenborff. 

Szmula. 


Taſch. 

Freiherr v. Thünefeld. 
v. Tiedemann. — 
Trimborn. 

Bogel. 

v. Waldow und Reitzenſtein. Wurm. 
Wallenborn. 


Tönnies. 
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Mit Nein antworten: 


Dr. Müller (Sagan). 


Noefide (Deſſau). 





Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: 
Wamhoff. 

Freiherr v. Wangenheim 
Byritz). 
Freiherr v. Wangenheim: 

Wale. 
Wattendorff. 
Dr. Weißenhagen. 
v. Weigel. 
Werner. 
Werthmann. 


v. Winterfeldt-Menlin. 
Witt (Marienwerder). 
Witzlsperger. 

Mörle 


v. Wolözlegier. 
Dr. am Zehnhoff. 
eig 
Beibler. 

Der Abſtimmung enthalten fid;: 

Freiherr v. Maltzan. v. Treuenfels. 

Krank find: 

Broemel. Freiherr v. Hammterftein. Freiherr Heyl zu 
Herrnöheim. vd. Kaufmann (Helmftebt). Graf v. Klinckow— 
firoem. Dr. Lehr. KLeinenweber. Dr. Lieber (Monta: 
baut). Dr. Lingend. Dr. Müller (Schaumburg). Rother. 

Dr. Scoenlanf. Schippel. v. Stauby. 

Beurlaubt find: 
Bed (Heidelberg). Dr. Blankenhorn. Brandenburg. 
Franken. Freie. Haußmann en). Haußmann 
(Böhlingen). Langer. Dr. Müller (Meiningen). Payer. 
Quentin. Niff. Dr. Schaedler. Scaettgen. Schmidt 
(Frankfurt). Dr. Schmitt (Mainz), Schwarz (Münden). 
Dr. Stephan. Strjoda. Winterer. de Witt (Köln). 
Entſchuldigt find: 
Baflermann. Bedh (Coburg). Boltz. Bumiller. Prinz 
zu Schönaich-Carolath. Eickhoff. Friedel. Gäbel. 
v. d. Gröben-Arenftein. Haas (Erbach). Knörcke. v. Lama. 
Dr. Langerhand. Lichtenberger. Mundel. Pauli (Ober: 
Barnim). Rider. Rimpau. Schüler. Dr. Spahn. 
Timmerman. 
Ohne Entihuldigung fehlen: 

Agfter. Ahlwardt. Albrecht. Antrid. Augſt. Bach— 
meier. Bargmann. Baudert. Bayer. Bed (Aichach). 
Bindewald. Blell. Blos. Bock. Dr. Böckel. Bräſicke. 
Calwer. Graf v. Carmer. Caſſelmann. Gramer. vd. Czar— 
linsti. Delſor. Dietz. Graf v. Dönhoff-Friedrichſtein. 
Dreesbach. Dr. v. Dziembowsti-Pomian. Eckart. Chr: 
hart. v. Elm. Ernſt. Fahle. Faller. Fiſcher (Berlin). 
Fiſcher (Sachſen). Förſter (Reuß). Frohme. Geck. 
Gerſtenberger. Geyer. v. Glebockit. Dr. Grabnauer. 
Haaſe (Königsberg). Haehnle. Dr. Hänel. Hauß. 
Dr. Heim. Heine. Dr. Freiherr v. Hertling. Dr. Herz: 
feld. Dr. Hieber (Württemberg). God. Dr. Hoeffel. 
Hoffmann (Hall). Hoffmeilter. Hofmann (Chemnig). Fürft 
u Hohenlohe-Dehringen. Holzapfel. Horn (Sadjen). 
Jacobſen. Johannſen. Staden. Kauffmann (Liegnik). 
Kettner. Klees. Kloß. Fürft zu Inn- und Knyphäuſen. 
Köhler. Kohl. Kopſch. Küchly. Kunert. Graf Kwilecki. 
Dr. Freiherr v. Zangen. Ledebour. Lehemeir. Dr. 
Lender. Lenzmann. Liebermann v. Sonnenberg. Lüders. 
Maufer. Meier Jobft. Meifter. Meng. Merot. Mebger. 
Molkenbuhr. Morig. Müller (Rudolſtadt). Müller 
(Walded). Neubauer. Nißler. Götz v. Dlenhufen. Peus. 
Pfannkuch. Pierſon. Preiß. v. Puttkamer-Plauth. 
Reißhaus. Ritter. Roellinger. Roſenow. Sabin. Sachſe. 
Schlegel. Schlumberger. Baron de Schmid. Schmidt 
(Elberfeld). Schmieder. Schwartz (Lübeck). Segitz. 
Seifert. Sieg. Dr. v. Siemens. Speck. Stabthagen. 
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Steinhauer. Stößel. 
Traeger. Tutzauer. Uhlemanu. Ulrich. 
Dr. Vonderſcheer. Wellſtein. Wetterlé. Dr. Wiemer. 
Wintermeyer. Zubeil. Dr. Zwick. 
Bräfident: Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
(Das Ergebniß wird ermittelt.) 

Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: geſtimmt 

haben 205 Abgeordnete 
(Bravo! rechts), 

und zwar mit Ja 178, mit Nein 25, der Abftimmung 
enthalten haben fi 2. Die Beichlüffe zweiter Leſung 
find daher aufredterhalten in Art. I Wr. 1. 

Ich eröffne nunmehr die Disfuffion über die Nr. 2 
des Art. I der Beſchlüſſe zweiter Berathung in Nr. 366 
der Drudiahen. Yu derfelben Tiegt vor ein Amenbement 
Fiſchbeck-Richter auf Nr. 368 der Druckſachen ad 2. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fiſchbed. 

Fiſchbeck, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Antrag, 
den ich geitellt habe, bezwedt, nohmal® das zur Ab- 
ftimmung zu bringen, was ber Seniorenfonvent in Bezug 
auf die Brennftener vereinbart hat. Trogdem Sie ſo— 
eben über diefe Abmachungen hinaus Beichlüffe über das 
Kontingent gejnbt haben, werden wir zufrieden fein, wenn 
Sie num im Bezug auf bie 50 Prozent es bei den ge- 
ichlofienen Vereinbarungen belafien. ine folde Gr: 
höhung ift ungerecht gegenüber ben Konſumenten; aber 
thatſächlich wird dieſelbe auch eine Neihe von gewerblichen 
Brennereibetrieben, die heute noch beftehen können, tobt: 
ichlagen. Die Gründe dafiir, die ich früher ſchon an— 
gegeben, will ich nicht wiederholen. 

(Slode des Präfibenten.) 

Präfident: Meine Herren, ich bitte um Nuhe! Die 
Stenographen können nit einmal den Redner verftehen. 

Fiſchbeck, Abgeordneter: Ich habe noch eine befondere 
Bitte im Bezug auf die Abftimmung. Herr Präfident, 
ich habe mir eben auseinanderzufegen erlaubt, aus welchen 
Gründen wir prinzipiell darauf beharren müffen, daß eine 
Erhöhung über die jetzige Brennſteuer hinaus nicht ein— 
trete. Aus der beſonderen Rückſichtnahme, die ich vor— 
geſtern ſchon auseinanderſetzte in Bezug auf gewiſſe 
Brennereifategorien, die nach unſerer Anſicht thatſächlich 
nicht mehr beſtehen können, wenn eine Erhöhung der 
Brennſteuer bis auf 9 Mark ftattfindet, möchte ich mir 
aber auch die Bitte an den Herrn Präfidenten erlauben, 
eine geionderte Abftimmung herbeizuführen, wenn mein 
prinzipieller Antrag abgelehnt werben jollte, darüber, ob 
in den Beſchlüſſen zweiter Lefung über die Worte „und b* 
in ber erften Zeile des Kommiſſtonsantrags unter a auf: 
redjt erhalten werben ſollen. Es ift von der Kommiſſion 
beantragt worben, die Brennftenerfäge allgemein ſowohl 
für die landwirthichaftlihen Kartoffelbrennereien wie auch 
für die Hefe: und Melaffebrennereien zu erhöhen um 
50 Prozent. Wirfind der Meinung, daß es nur eine Forderung 
der Gerechtigkeit ift, daß diejenigen landwirthſchaftlichen 
Ktartoffelbrennereien, die, wie ich vorgeitern nachgewieſen, 
die Schuld tragen an ber fogenannten lWeberprobuttion, 
das Mehr von 50 Prozent tragen. Die Herren, bie für 
den Erport und bie eng fi Prämien gewähren 
wollen, mögen dieſe aus ihrem Gigenen aufbringen, ins 
dem fie das entiprehende Mehr zu tragen haben. Es 
wäre aber ungerecht, daß Die een bie heute 
ihon kaum eriftiren fönnen, die Melaflebrennereien, die 
ihon mit einem Sat von 4,25 Mark Brennftener be: 
laftet find gegemüber den 80 Pfennig für bie landwirth— 
ſchaftlichen Startoffelbrennereien, noch mehr herangezogen 
werden und biefen Fonds aufbringen follen, mur um die 
Liebesgaben an die Startoffelbrenner zu vermehren. 

Ich möchte deshalb die Bitte an ben Herrn 
Präfidenten ausfpredhen, daß, wenn mein prinzipieller 
Antrag nidt angenommen wird, bann eine gefonberte 


Stolle. Dr. Südekum. 


Thiele. 


v. Bollmar. 
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Abſtimmung ſtattfindet über die Steuererhöhung für die 
Betriebe sub b, um auf dieſe Art zu erreichen, daß Die 
Erhöhung von 50 Prozent für die fhon fo fchwer be— 
drängten Brennereien nicht eintritt. 

Präfident: Wenn ih dem Herrn Vorrebner richtig 
verftanden habe, fo wünſcht er für den Fall der Ab— 
Ichnung feines PBrinzipialantrags, daß in dem Beſchluß 
zweiter Berathung zu Art. I Nr. 2 über die Morte 
„und b“ befonders abgeftimmt wird. 

(Zuftimmumg.) 

Das Wort hat der Herr Abgeorbniete Wurm. 

Burm, Abgeordneter: Meine Herren, wir erachten es 
fir nöthig, nod einmal zu wiederholen, aus melden 
Gründen wir eine 50 prozentige Erhöhung der Brennfteuer 
für abjolut Shädlih halten fowohl für das Allgemeinwohl 
als aucd für beftimmte Kategorien der Brennereien und 
damit für die Landwirthſchaft felbft. Der Herr Stollege 
Fiſchbeck bat bereit3 darauf Hingewiefen, daß es bie 
Melaffebrennereien in erfter Linie find, bie burd Er: 
höhung der Brennfteuer fonkurrenzunfähig gemacht werben, 
die geradezu zum Gtillftand des Betriebes gezwungen 
werben. Da diefe Anfhauung von einigen Herren Land» 
wirthen bezweifelt wird, werbe ich mir erlauben, Ihnen 
eine Spezialredinung, die mir bon einer größeren Melaſſe— 
brennerei zugegangen ift, borzulegen, aus ber jifern- 
mäßig hervorgeht, daß die Melaffebrennereten bei ber 
Grhöhung der Brennitener durchaus ihren Betrieb 
fchließen müſſen. 

Eine Melafjebrennerei, die eine Produktion von 3000 
un Spiritus hat, hatte im vergangenen Jahr einen 
Erlös: 
für Spiritus. ........ . à 25,80 = 77400 Mark, 
für 1500 Zenter Schlempekohle A 4 Mark— 6000 Mark, 
für fonftige Rüdftände .......... 600 Marf. 
Dabei hatte fie ein Kontingent von 60000 Mark für 
3000 Stontingentiheine à 20 Mark, ſodaß fie im ganzen 
eine Einnaßme von 144000 Mark hatte. Bedenken 
Sie wohl, bei einem Kontingent von 60000 Mark, was 
doch einen ganz hübſchen Zuſchuß barftellt! Der Melaſſe⸗ 
preis iſt jeßt bedeutend höher als früher. Vor ungefähr 
6 bis7 Jahren war er ein jehr niedriger, weil damals 
Frankreich ein Einfuhrverbot von Melaffe erlaffen hatte, 
ſodaß der Markt damit überſchwemmt wurde. Seitden 
hat man gelernt — und es ift erfreulich, daß es fo ge- 
fommen ift — bie Melaffe zu Vichfutter zu verwenden, da— 
durd) erhält jie eine nützliche Verwerthung. Es bleibt 
aber nod) eine Menge übrig, die nicht zu Viehfutter ver— 
wendet werben faun; immerhin ift ber Preis der Melaſſe 
durch dieſe Verwendung bedeutend geitiegen. Während 
vor 6 bis 8 Jahren der Zentner noch 80 Pfennig koftete, 
foftet er jett 3,50 Mark. Die 22000 Zentner, welde 
bon jener Brenneret verbraucht wurden, haben hiernach 
77000 Mark gefoftet. Dazu kommen bie Unkoſten für 
Malz, Hefe, Schwefelfäure mit zirka 3300 Mart, für Sohlen, 
mit 8250 Mark, Arbeitslöhne von 8000 Markt, Gehälter, 
Fabrik: und Handeldunkoften zirka 7500 Mark, Brennfteuer, 
die von der Melaffebrennerei bei erhöhter Stala mit 
3 Marf 68 Pfennig pro Hektoliter zu tragen iſt, 
11050 Marf, Staats- und Gemeindeftener 1000 Mart, 
Amortifation des Betriebölapitald, das nicht weniger als 
200 000 Mark betrug und mit 7'/,°/, amortifirt werben 
mußte, 15 000 Marf, bazu die Berzinfung mit 2500 Mark, 
ſodaß im Ganzen eine Ausgabe von 133 600 Marf 
vorhanden war; b. h. es blieben bei einem fold großen 
Betriebe, der 22000 Zentner Melaffe verarbeitet und 
3000 Heltoliter Spiritus produzirt, alſo eine Liebedgabe 
von jährlih 60000 Mark befommt, an Reingewinn 
10400 Mark von einer Kapitaldanlage von 200- bis 
250000 Mark, fodaß, wenn jet die Brennſteuer um 
50 °%/, erhöht wird, die Brennftener, bie bisher ſchon 
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Wurm.) 


(A 11050 Mark betrug, dann zirka 17000 Mark betragen 


wird, d. h. eine Erhöhung der Unkoſten von 6000 Mark 
eintritt. Es bleiben dann nicht mehr 10 400 Mark Rein: 
gewinn, es bleiben mur noch 4000 Mark zirka Rein— 
gewinn von einer Stapitaldanlage von 209000 Maıf 
bei einer Liebesgabe von 60000 Marf. Sie jehen 
daraus, daß bad geradezu Heißt, die Melajjebrenne: 
reien ruiniren, fie zum Stillitand verurtheilen ; 
denn ein Betrieb, der ſchließlich nur noch 4000 Mart 
abwirft, ift jo gut wie tot; bei der geringften Schwanfung 
de3 Spirituöpreifes arbeitet er mit Defizit, lohnt es ſich 
für ihn nicht mehr, Melaffe zu verarbeiten. Was das 
aber bedeutet auch für den Staat, für die Finanzen, 
fünnen Sie daraus entnehmen, daß wir in Deutichland 
gegenwärtig eine Verarbeitung von 12 Millionen Hefto: 
liter Melaffeipiritus haben, die jetzt 600 000 Mark Brenn 
ftener aufbringen. Wenn nun die Melaffebrennereien ge: 
zwungen werden, ihren Betrieb einzuftellen, fo ift das ein 
Ausfall an Brennfteuer von 600 000 Darf, der keineswegs 
etwa durch die Ausbreitung der Startoffelbrennereien gebedt 
würde; denn biefe zahlen ja eine niedrigere Brooke: 
haben ja einen niedrigeren Sag, und um fo viel, alö ber 
Sat der Melaffebrennerei gegenüber dem Brennfteuerfag 
der Kartoffelbrennereien erhöht ift, um fo viel wird bie 
Ausdehnung der Sartoffelbrennereien nicht zunehmen. 
infolge deffen wird ein Ausfall an Brennfteuer vor: 
handen fein, und Sie werben ein Defizit haben in ber 
Brennftener, durch das Sie damı verhindert find, 
für Denaturirung jene Prämie zu zahlen, mit ber Sie 
ben den Abjag von dematurirtem Spiritus ermöglicht 
aben. 

Ih Tage: allein mit diefem Kunftmittel haben Sie 
biefen Abfag ermöglicht, und dabei haben Sie nicht mal 
recht viel erreicht; demm aus ben ziffermäßigen Darlegungen, 
weldhe von der Regierung in der Vorlage über ben Umſatz 


G) von dematurirtem Spiritus gegeben wurden, geht hervor, 


daß feineswegs feit Beftehen der Brennfteuer refp. noch 
mehr feit Beftehen der Zentrale ber Abſatz von denatu— 
rirtem Spiritus prozentgemäß fo zugenommen hätte, wie 
früher, wo feine Brennſteuer und feine Zentrale beitanden, 
er zugenommen hat. Ich will nur zwei Jahre vergleichen. 
63 ftellt fi im Jahre 1888/89 der ftenerfreie Verbraud) 
auf 431 294 Hektoliter, im folgenden Jahre betrug er 
531 350, d. h. es trat eine Steigerung um 100000 Hefto- 
liter ein von einem Jahr zum andern. Cine ähnlich 
große Steigerung finden wir erft 1897/98 wieder, two ber 
Berbraud von 889 433 auf 989 966 Heftoliter ftieg, alio 
auch um etwa 100000 Heftoliter. Aber was zeigt fi 
da? Mährenb 1883/89 zu 89/90 der Umſatz an dena— 
turirtem Spiritus ftieg, während ber Preis ſich erhöhte, ift er 
im Jahre 1898/99 nur geitiegen, weil der Preis für Spiritus 
ganz bedeutend ſank. 1888 hat der Preis bed Spiritus 
betragen 32,8, 1889 34,5, 1898 fiel er bon 47,7 auf 
42,4 im Jahre 1899. Alſo nur burd ein Sinfen bes 
Spirituspreifes hat man jegt eine Steigerung bed Kon— 
ſums befommen, und dabei noch unter den ginftigen Ver: 
hältniffen, dab gerade die Kohlentheurung eintrat. 
Glauben Ste da3 ja nicht, daß beinormalen Kohlen— 
preifen der Umſatz von denaturirtem Spiritus 
fi regelmäßig fo weiter fteigern wird, wie es 
jegt der Fall ift. Gin ganzer Theil der Bevölkerung und 
gerade der arbeitenden Bevölkerung hat nur deswegen den 
denaturirten Spiritus verwendet, weil die Kohlentheurung 
fie zwang, die Herdfenerung fo viel als möglich einzu— 
ſchränken. Es hat aber wicht den Anfchein, als ob wir 
ben nächſten und übernächſten Winter wieder eine ſolche 
SKohlentheurung belommen werben. Dann wird aud ber 
Anreiz zu erhöhtem Gebraud von denaturirtem Spiritus 
fehlen, und es wirb nichts geben, um jene Ueberfüllung 


des Marktes einzubämmen, die durch die guten Preiſe 


mobilen laffen fi 








erzielt worden ift, welde fie gerade mit Hilfe dev Brenn: (© 


ftener, gerade mit Hilfe der Zentrale erzielt haben. 

Es it vorhin ſchon von dem Herrn Abgeordneten 
Nichter zutreffend ausgeführt worden, daß ein Spiritus: 
ring, ber gleichzeitig die Preiſe erhöht, ſich felbft das 
Grab gräbt, da er immer die Produktion zur Vermehrung 
aureizt; das bringt vermehrtes Angebot und demgemäß 
ein Sinten ber Preife. Deswegen haben Sie ja auch jene 
verzwidte Erfindung gemadt, daß der Berbraucd des 
benaturirten Spiritu8 dom Trinkbranntweintonfum ges 
trennt werben fol, und ein befonderer Markt für den letzteren 
geihaffen, damit zunächſt der denaturirte Spiritus künſtlich 
im Breife finfe. Die Folge davon würde fein, daß man 
eine Anzahl Heiner Produzenten, die bad nicht aus: 
halten können, in die Zentrale Hineinzwingt. Inzwiſchen 
fommt der Zolltarif, und, meine Herren, es ift dod ein 
offenes Geheimniß, daß diejenigen, die die Intereſſen der 
Spiritusinduftrie vertreten, welche die möglichſt große 
Produktion von Spiritus mit thunlichſt hohen Preiſen 
wollen, gleichzeitig darauf hHinarbeiten, daß wir eine 
Erhöhung des Petroleumzolls befommen! 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 
Solange niht die Erhöhung des Petroleumzolls ein— 
getreten tft, werden Sie es ja mit allen ihren Mitteln 
nicht ermöglichen, daß ber benaturirte Spiritus ein ernft= 
hafter Konkurrent des Petroleums wird. Es wäre ja 
aus manden Gründen zu wünſchen, daß ber Spiritus an 
Stelle des Petroleum treten müßte; aber niemals barf 
dies auf Koſten der Kaffe des armen Volkes geſchehen, 
— fein Beleuchtungsmaterial zu theuer bezahlen 
müßte. 

Betrachten wir doch: was ift denn möglich geworden 
in ber langen Reihe von Jahren, wo mit vielem Gifer 
und, wie ich zugebe, mit großem Geſchick feitens der Ver: 
waltung der Zentrale gefucht wurde, neue Abſatzgebiete 


für den benaturirten Spiritus zu Schaffen? Ich felber (D) 


habe ſchon vor 6 Jahren in der Branntweinfommiffion 
angeregt, daß eine Prämie für eine Lampe ausgeſetzt 
werde, die ben Spiritus fiir häusliche Zwede verwendbar 
made. Was ift denn aber troß all der Prämien geichehen? 
Die Lampen, bie wir haben, find fiir häusliche Zwecke 
doch immer noch nicht braudbar, mindeftens nicht für 
den Maſſenkonſum, weil fie zu theuer find, weil bie 
große Maſſe der Bevölterung die fo theuer fonftruirten 
Lanıpen, die noch dazu fehr penibel find, nicht kaufen 
fan. Gine Lampe, die mit Glühftrumpf arbeitet, taugt, 
wie ich bereitö vor 7 Jahren hier auögeführt habe, für 
deu Heinen Haushalt nicht — beim Herumtragen zum 
Beifpiel, wo fie nicht immer fo forgfam behandelt wird, 
als fie erfordert; dan geht der theure Glühftrumpf ent- 
zwei, und dadurch fteigern fi die Koſten der Benutzung 
fehr bedeutend. 
Eine gute Neuerung ift die Helfftihe Lampe, die in 
Ställen 2c. gebraudt, in großen Räumen aufgehängt 
werden kann. Diefe Lampe tft billig, iſt praktiſch, kann 
vielleicht noch verbeffert werben. Aber der Konſum an 
denaturirtem Spiritus, der durch dieſe Lampen hervor: 
gerufen wird, kann nicht genügen, um die Fluthen von 
denaturirtem Spiritus aufzunehmen, die jegt bei ber 
günftigen Geſchäftslage der Brennerei erzeugt werben. 
Schen wir weiter, was fonft noch mit dem benafus 
rirten Spiritus gemadt wird. Man hat verfucht, ihn zu 
verwenden zum Betrieb der Lofomobilen. Das ift fehr 
ſchön, wenn die Brenner ihre Dreſchmaſchinen mit Spiritus: 
lofomobilen betreiben könnten; fie haben aud) fonft dabei 
Bortheile, 3. B. eriparen fie die Zufuhr von Kohle und 
brauchen fchr wenig Waſſer. Aber trogbem ift die 
Spirituälofomobile nicht überall und auch nicht in ein 
paar Jahren einzuführen; denn bie vorhandenen Loko— 
nit überall und auch nicht in Eurzer 


— 
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(A) Zeit durch Spirituslofomobilen erfegen oder in ſolche um: 


wandeln; man muß infolge defien mod lange warten, 
bis der Abfas au Spiritus für Lofomobilen bedeutend 
wird. Ich würde es fehr gern fehen, wenn feiten® ber 
Zentrale dad Augenmerk auf die Anwendung des Spiritus 
ftatt Petroleum bei Motoren gerichtet würde. Dies 
wirde auch im Intereſſe der Arbeiterfchaft liegen und 
von uns fehr unterftügt werden; deun es ift eine bekannte 
Thatjadhe, dak die Petroleummotoren, die mit geſetzlicher 
Erlaubniß innerhalb der Arbeitsräume aufgeftellt werben 
dürfen, durch ihren Geruch außerordentlich beläftigend auf 
die Arbeiter wirken. 

. (Hört! hört! rechts.) 
Mer jemals längere Zeit in Räumen geftanden bat, in 
denen ein Petrolenmmotor aufgeftellt war, der weiß, wie 
ſehr beläftigend er wirft. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nah den Mittheilungen, die und über die Spiritus 
motoren gemacht worden find — ich habe nod feinen in 
Arbeit gefehen —, follen diefe faft geruchlos arbeiten. 
Wenn das der Fall if, wenn thatſächlich dieſer läſtige 
Dunft aus den Werkftätten entfernt werben kann, dann 
würden wir e3 gewiß mit Freuden begrüßen, wenn an 
Stelle der Betroleummotoren in ben Werkftätten Spiritus: 
motoren eingeführt würden. Aber auch ganz unabhängig 
davon, ob das möglich ift oder nicht, jedenfall werde 
ich mir im nächſten Winter bei Beiprehung der Gewerbe: 
auffihtsberichte erlauben, an bie Regierung bie Frage zu 
richten, wie es denn mit den Vorfchriften deö 8 120a der 
Gewerbeordnung vereinbart werden fanı, daß dieſe 
Petroleummotoren heute ohne Dunftabzug in den Wert: 
ftätten aufgeftellt werben bürfen; denn dab ba nicht für 
genügenden Luftabzug geforgt ift, kann doch jeder Ge— 
werbeauffihtöbeamte feftftellen. 

‚ Meine Herren, die Verwendung des benaturirten 
Spiritus für techniſche Zwede ift aljo noch ein Problem 
der Zukunft. Für die erweiterte Verwendung zu Motoren: 
zweden ift jo ziemlich die Grenze deſſen erreicht und auch 
für Brennzwede, was gefchaffen werden kann. Weit 
nügliher wäre ed, wenn man fid) dazu entichlöffe, der 
Eſſiginduſtrie mehr zu helfen, als es biß jegt geſchehen 
ift. Sie hat es unbedingt nothwendig, daß fie den 
Spiritus, den fie verwendet, mit der vollen Prämie ver: 
gütet befommt ohne eine Kürzung gegenüber dem Spiritus, 
ber zu anderen Sweden verwendet wird. Bei dem Projekt 
der Regierung für den Denaturinmgszwang war nur 
Bezug genommen auf den Spiritus, der voll denaturirt 
wird, und das ift ber, der mit Pyridin verjegt wird und 
nur für Brennzwede oder Motoren braudbar ift. Ic 
made die Regierung darauf aufmerkſam, daß fie bie 
Eſſiginduſtrie, Die ohnehin ſchwer zu kämpfen hat, ſchädigt, 
wenn jie nicht auch die Verwendung des Spiritus für die 
Eifigfabrifation mit bineinzieht in den Kreis des Spiritus, 
der alö vollbenaturirter Spiritus gewiffe Begünftigungen 
genießen fol. 

Die Effiginbuftrie hat ſchwer zu kämpfen, weil der 
eſſigſaure Kalk, und zwar ber holzeſſigſaure Kalk zu billigen 
Preiien in großen Mengen vom Auslande zu und auf 
den Markt kommt, und die Gffigfäure, die daraus her- 
gehalt wird, in fteigendem Maße dem Eſſig Stonkurrenz 
macht. 

. Nun hat man, wie id) aus ben Privatmittheilungen 
erfuhr, die Abficht, bei Gelegenheit des Zolltarif3 den 
holzeffigfauren Salt mit einem höheren Zoll zu belegen. 
Aber, meine Herren, dann würde man die hemilche In— 
duftrie ſchädigen, die die Eifigfäure zu techniſchen Zwecken 
braudt. Oder aber man ſucht ſich den Ausweg, daß 
mau duch Polizeiverorbuungen den Verkauf von fon: 
zentrirter Eſſigſäure eindämmt, weil baburd Gefahren für 
Geſundheit und Leben des Publikums entftehen follen. 
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Nun, meine Herren, wenn Sie ben Verkauf ber fonzen: M 


trirten Eifigfäure einfchränfen wollten, dann müßten Sic 
doch erit recht auch den Verlauf von Salz, Schwefel: 
und Salpeterfäure einfchränten. Gegenwärtig wird aber 
Salz: und Scwefelfäure zu häuslichen Zwecken, zum 
Scheuern der Geſchirre unbehindert gebraudt, obwohl 
Salzfäure und Schwefelfäure weit gefährlicher find, weit 
fchlimmere Berbrennungen hervorrufen und weit ſchäd— 
lichere Zerftörungen im Innern des Körpers als konzen— 
trirte Eifigläure. Wenn man fein Augenmerk darauf richten 
will, ob etwa ein Gegenftand, wenn er ungeſchickt benutzt 
wird, Gefahr anrichtet, dann müßte der Verkauf von 
benaturirtem Spiritus unter Bedingungen geftellt werben, 
bie furchtbar erfchwerend mirlen. rn ehe man von 
Seiten ber Herren Agrarier dieſes lebhafte Intereffe für 
den Berfauf von denaturirtem Spiritus hatte, hat man 
auch weit fchwerere Beftimmungen über den Verkauf von 
denaturirtem Spiritus gehabt ald heute. Es ift Ihre 
Macht geweien, die es ermöglichte, daß man ben dena— 
turirten Spiritus jegt bedeutend bequemer lagern kann 
al3 früher, und wenn die Herren den Berfauf der Effig: 
fäure unter fo rigorofe Bedingungen ftellen wollten, dann 
würben Sie eine Ungerechtigkeit begehen, bie Sie nicht 
verantworten fönnen; dann wirben Sie bezüglih der 
Schwefelfäure und der Salzfäure ebenfall3 verbieten müffeı, 
daß diefe bei jedem Kaufmann geführt werben dürfen. 
Sie würden aber damit doch nicht das erreichen, was 
Ste wollen. Denn fchließlih kann man die Effigfäure 
ald zwanzigprogentige Elfigfäure in den Handel bringen. 
Die zwanzigprozentige Eſſigſäure ift haltbarer als ber 
befte Eifig; denn ber Rärffte Eſſig kann doch mur mit 
zwölf: und dreizehnprozentiger Eifigläure hergeftellt werben, 
wobei man immer noch der Gefahr preidgegeben ift, daß 
er durch Gährungspilze, ſei es durch Mycoderma aceti, 
Bacterium aceti oder Mycoderma cerevisiae zerſetzt wird, 
und daß infolge deifen der Eſſig ichleht und fade wird. 
Meine Herren, wenn Sie meinen, daß Sie die Spiritus: 
induftrie begünftigen follten, jo müſſen Sie alles thun, 
um die Eifiginduftrie zu fördern. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, Sie haben, wie e3 fcheint, jekt auf 
einmal feine Luft, ſich mit diefer Materie zu befaſſen, ob» 
wohl fie fo ungeheuer wichtig ift, daß wir, dba und an— 
gekündigt wird, daß wir im November aufs neue eine 
Spirituöftenervorlage befommen, bie Vorlage bon vorn— 
herein jo geftaltet wiffen wollen, wie fie geftaltet werden 
muß, wenn fie nicht eine ungeheure Schädigung einer 
Induſtrie bringen joll, die wir bodh erhalten haben möchtet. 

Die Verwendung bed Spiritus ohme Preiserhöhung 
wird von uns jederzeit Interftügung finden. Die Aus: 
dehnung des Brennereigewerbes, ohne daß bie große Maſſe 
des Publikums dafür Prämien und Liebesgaben zu zahlen 
hat, halten wir für ſehr nüglich und im Intereffe der Gefammt: 
heit liegend. Wir find nur dann dagegen, wenn auf 
Stoften der großen Maſſe der Bevölkerung, und zivar ber 
ärmften Bevölkerung, eine Induſtrie künſtlich erhalten 
werden foll, und zwar berart, dab wieder beitimmte 
Stategorten der Bevölkerung, die Herren Großgrimbbefiger, 
davon ben größten Nugen ſich in die Tafche fteden. Wenn 
Sie ed nicht mit Ihren Wünſchen in Einklang finden, 
daß ich jetzt ſo ausführlich auf dieſen Punkt eingehe, ſo 
müſſen Sie ſich bei der Regierung darüber beſchweren. 
Was iſt das überhaupt für eine Art von Geſetz— 
anf wenn die Regierung uns eine fo wichtige 

taterie wie die Spiritußgefeggebung wenige 
Wochen vor Schluß bes Reihstags vorlegt 
(ehr richtig! Fink), 
die dann Hals über Kopf hier verarbeitet werden foll!? 
Schon aus diefem Grunde proteftiren wir aud) durch 
unfere Reden gegen die Art und Weile, wie bieje 


— 


Di; 





2749 








Reichstag. — 9. Sitzung. Mittmod ben 15. Mai 1901. 














um) 


* A) Sache im Neihötag verhandelt wird. Wir müffen an: 


nehmen, daß hier ein Spitem dahinter ftedt, wenn man 
einen Gefegentwurf, der in jo großen Streifen der Be— 
völferung auf Widerſpruch ftöht, dem Reichstag jett erit 
giebt, fodah er Hals über Kopf und ſchließlich durch eine 
Machtfrage entfchieden werden muß. Ich bin ſicher, daß 
heute der Wortier des Haufes in größter Verlegenheit war, 
ob er gewifle Herren hereinlaffen ſoll oder nicht, weil er 
fie noch nie gejehen hat. 

(Heiterfeit.) 
Ih wenigftend habe viele fremde Herren im Haufe ges 
iehen, deren Bekanntſchaft mir beim beften Willen bisher 
nicht möglich geweſen iſt. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, e3 handelt ſich bier nicht allein um bie 
Einſchränkung des Kontingents, nicht allein darum, ob die 
Prennftener um 50 Prozent erhöht werden foll oder nicht. 
Nein, ſowie der Branntweingeiegentwurf dem Reichstag 
‚borgelegt ift, fobald überhaupt ein Abſchnitt der Brannt: 
weingeleßgebung abgelaufen ift, fodaß ein neues Brannt- 
weingefeg gemacht werden muß, jo iſt es Pflicht derer, 
bie mit der ganzen Gefeßgebung nicht einverftanden find, 
dafür zu forgen, dab das ganze Geſetz befeitigt oder 
geändert werden kann. Deshalb Habe ich gleich in ber 
Kommiſſion vorgeihlagen, daß wir uns bon vornherein 
mit der Frage der Beſteuerungsart im allgemeinen be: 
fhäftigen; denn biefes ganze Geſetz ift jo verklaufulirt, 
daß fi die Wenigiten noch darin audfennen. Ich nlaube, 
ed wird hier im Haufe faum ein halbes Dutzend fein, bie 
fih in allen den Beſtimmungen zurechtfinden. 

(Sehr wahr! links.) 

Wir müffen verlangen, dab dieſes Geſetz befeitigt, und 
an Stelle deſſen eine Fabrikatſteuer eingeführt wird, 
die weit beffer durchzuführen ift und „die gleichzeitig der 
Technik feine Schranken ſetzt. Nichts kann doch der In— 


W) duſtrie erwünſchter fein, als wenn ihr bie Technik in 


pollitem Make zu Hilfe fommen kann. Wenn wir aber 
ein Geſetz haben, wie das beftehenbe, das auf ber einen 
Seite Vorſchriften über die Ausnügung des Maiſchbottich 
und auf der andern Seite über die Ausbeute macht, dann 
ift die Technik nach vielen Richtungen hin gehemmt. Sie 
Hagen über bie Konkurrenz des Auslandes auch in Bezug 
auf die Spirituöbrennereien, auh in Bezug auf bie 
Konkurrenz Rußlands. Meine Herren, Rußlands Spiritus: 
brennereien — und das weiß ich aus befter Erfahrung, weil 
ich ſelbſt drüben in diefer Branche thätig geweſen bin —, 
haben deöwegen jo große Erfolge, weil fie eine vernünftige 
Geſetzgebung haben in Bezug auf die technischen Verhält— 
niſſe. Wenn dort aud) die Steuer eine höhere ift — das 
Monopol ift erft in den legten Jahren gekommen —, 
die Hauptentwidelung liegt in den Jahren 1880 bis 
1888. Und zwar ift es die Fabrifatfteuer geweſen, 
die es ber Technit ermöglidt hat, alle Vortheile 
ber Produktion auszunugen. Daß fi dad zum Staats: 
monopol ausgewadjien hat, liegt in der ruffiichen Tendenz, 
bie bei uns leider ſchon fo viel Boden gefaßt hat, daß 
man aud) von unſerer Seite nicht ganz mit Unrecht bie 
Befürdtung hegt, dab dad Privatmonopol bed 
Spiritusrings nur ein Vorläufer für das Staats: 
monopol fein wird, mit bem Sie verfuchen werben, nicht 
nur den fo oft von der rechten Seite beklagten Gewinn 
des Zwiſchenhandels, fondern aud den des Gaſtwirths 
in Ihre Taſche zu bringen. Denn fchließlih haben bie 
Herren von der Rechten bod wohl diefelben Ideale mie 
die Herren in Rußland, und ein Theil unferer Regierung 
auch, daß man nämlich alles benugen fann, um ſich ges 
horſame Unterthanen zu erziehen, bie jo nad) der Pfeife 
tanzen müſſen, wie don oben gepfiffen wird. Und das 
hat man allerdings in Rußland mit der Spiritusgefet: 
gebung vorzüglich erreiht. Man hat die Erlaubniß zum 
Reichttag. 10, Legisl-P. II. Seſſion. 1900/11. 


Spirituöperfauf nicht bloß, wie bei und, von einer Kon- (C) 


zeifton abhängig gemadt, die ja auch recht viel benutzt 
wird, um einzelne Gaitwirthe zu chikaniren — und 
wenn Sie dad etwa beftreiten follten, fo würde mein 
Freund Stadthagen gewiß bereit jein, Ahnen ausführlich 
darzulegen, wie ſehr bie Konzeſſionirung des Branntivein- 
ihants dazu beiträgt, um eine Monopolwirthihaft für 
einzelne Gaftwirthe herbeizuführen. Aber, meine Herren, 
in Rußland hat man maus ben Spiritußverlauf be: 
ftiimmten begünftigten Perſonen in die Hand gegeben. 
Man wird vielleiht auch hier einft darin dad Eldorado 
ber Militäranwärter fehen, daß man ihnen einen Brannt« 
weinverfauf überweift, wie man heute gewiffen Offizieren 
und anderen Beamten, bie außer Dieniten find, Lotterie 
folleften überweiſt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, alle dieſe Momente beſtimmen uns, 
mit aller Straft, die und zur Verfügung fleht, Front zu 
madhen dagegen, dab Sie Hals über Kopf ein foldyes 
Geſetz beichließen können, wie Sie ed gerne mödten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Mir haben die Abfiht, die Beichlußfaffung über bas 
Belek binauszuziehen, wir haben bie Abſicht, bie 
Möglichkeit zu einer eingehenderen, zu einer größeren 
Berathung zu verfchaffen; denn wir wollen und eben 
niht bloß an bie paar Paragraphen Halten, bie 
Sie ſchließlich als Nothgeſetz vorlegen. Unſere Ber- 
treter im Seniorenkonvent haben Ihnen geſagt: wenn 
Sie ſich an die Abmachungen halten, würden wir 
einem Nothgeſetz keine Schwierigkeiten entgegenſetzen. 
Aber das wäre eben nur auf ein Jahr geweſen, das 
hätte an den beſtehenden Verhältniſſen nichts Bedeutendes 
geändert. Wenn Sie aber jetzt entgegen den Abmachungen 
des Seniorenkonvents das Kontingent einſchränken, Die 
Brennſteuer erhöhen und dadurch die ganze Situation 
verfchieben, dann, meine Herren, behalten wir uns das 
Recht vor, Anträge zu ftellen, durch welche die Spiritus: 
geſetzgebung derart umgeftaltet wird, wie wir e3 für nöthig 
und nützlich halten. Meine Herren, mag dies auch Einzelnen 
bon Ihnen nicht angenehm fein — bisher hat fih ja 
gezeigt, daß der Branntwein refp. bie Liebesgabe, bie ja 
auch in der 5Oprozentigen Erhöhung ber Brennſteuer 
liegt, fo viel Anziehungätraft auf Sie befist, daß Sie 
zahlreich hier erfchienen find, — fie werden auch bie Geduld 
haben müffen, noch etwas länger bier zu bleiben, benn 
wir werben und in unferen Ausführungen durchaus nicht 
hemmen lafien. Es ift ja unfere Aufgabe, dafür zu forgen, 
daß mur ſolche Geſetze zu Stande kommen, bie mir 
verantworten fünnen, und jede Geſetzgebung zu ver: 
— die wir nicht verantworten zu können für richtig 
alten. 

Meine Herren, die Melaſſebrennerei iſt es nicht allein, 
wie ich Ihnen zeigte, die geſchädigt wird durch dieſe Art 
Erhöhung der Brennſteuer, wir haben auch mit den Hefe— 
brennereien zu rechnen, von denen ein Theil ſich geradezu 
gegenüber dem Nuin befindet, wenn die Brennſteuer erhöht 
wird. Wir haben bereit3 in ber zweiten Leſung barauf 
bingewiefen — und ber Antrag Fiſchbeck geht ja darauf 
aus, dieſe Beftimmung zu ändern —, daß bie Hefe: 
brennereien, die nach dem neuen Qufthefeverfahren arbeiten 
und nicht fontingentirt find, weil fie nicht aus Brennereien 
entitanben, bie bereitö bor 1887 vorhanden waren, — 
daß dieſe Lufthefebrennereien zu leiden haben unter der 
foloffalen Schleuderkonkurrenz, die von den begünftigten 
Zufthefebrennereien ausgeübt wirb. Die Lufthefebrennereien, 
die nicht begünftigt find, find z. B. eine Hefebrenneret in 
Baden, bie ein Kontingent von 360 000 Marf hat; es ift 
ferner die Hefenfabrit Wandsbek, von der wir fogar einen 
Auffichtörath in der Mitte des Haufes haben, bie ein Kon— 
tingent von zirfa 200 000 Mark hat; e3 find Brennereien 
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(A) anderer Nrt, bie zufammen mehr ald 1 Million Kon: 


(B 
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tingent beziehen. Diefe Lufthefebrennereien find entftanden 
aus Getreidemaifchhrennereien, und da das beftehenbe 
Gefeg von 1887 zu einer Zeit gemacht wurde, wo man 
die Lufthefebrennerei nicht fannte, fo hat man in diefem 
Gefeg nur eine Kontingentskürzung für Diejenigen 
Brennereien ausgeſprochen, welche fih in Hefebrennereien 
ummwanbelten. 

Die darin ausgeſprochene Stontingentöfürzung entfpricht 
auch den Veränderungen in der Probuftion, die bei ber 
Ummwandlumg in Hefebrennereien eintraten und eintreten 
mußten. Bei ber Lufthefefabrilation aber wirb verhältniß- 
mäßig viel mehr Hefe erzeugt; in Folge deſſen haben jene 
Prennereien, die von der alten Zeit her fontingentirt find, 
bie Möglichkeit, ihren Kontingentzufhuß zu verwenden, um 
Preisfchleuderet herbeizuführen, und andererſeits find bie 
nenzeitlich entſtandenen Qufthefebrennereien gewerblicher Art 
durch das beftehende Geſetz bereit3 in einer prefären Lage. 
Mird nun noch die Brennftener erhöht, fo wird für biefe 
Zufthefebrennereien ber BRREIE RANG noch ſchwerer. 

(Sehr richtig! linke.) 
Außerdem werben aber auch die alten Hefebrennereien mit 
einer Abgabe belaftet, die ihnen bie Exiſtenz fehr erichwert. 

Meine Herren, wir haben aber auch bie Geſammt— 
intereffen unſeres Handel ind Auge zu faffen. Die 
Hefeinduftrie ift nicht bloß für Deutfchland da, fie 
follte au auf dem Weltmarfte eine große Rolle 
fpielen, und fie fönnte es. Wir könnten unfere Produktion 
an Hefe bedeutend vermehren und in England ein vor— 
zügliches Abſatzgebiet haben, weil England fait gar keine 
Preßhefe probuzirt 

(fehr richtig! links), 


wenn nicht durch die agrariihe Geſetzgebung bie 
deutihe Hefefabrifation gefhädigt worden wäre. 
Bedenken Sie, meine Herren, die deutſche Hefe wird aus 
Getreide hergeftellt, daS ſchon durch ben beftehenden 
Getreidezol! derart vertheuert ift, daß wir mit unferem 
Erport von Hefe Dänemark gegenüber nicht konkurrenz— 
fähig find, ba dieſes feine Getreidezölle hat unb uns beö- 
wegen allmählich den englifchen Markt fo ziemlih ab- 
genommen bat. Unſere deutſchen Hefefabritanten müſſen, 
wenn fie nad) England verfaufen wollen, mit Breifen 
fonfurriren, bei denen der Getreidezoll feine Rolle fptelt, 
während bet und durch ben Getreibezoll die Hefebrennereien 
aeihäbigt worden find, ſodaß fie mehr und mehr ben 
engliihen Markt verlieren oder ihn nur mit Schaden auf: 
recht erhalten können, aber doch fchliehlich werden aufgeben 
müffen. Sind das gefunde Zuftände 
(fehr aut! links), 
wenn eine fo mitsliche Induſtrie wie bie Hefeinduftrie, 
die durch die Entwidlung ber Technik fih fo vervoll— 
fommmet bat, baß fie vorzügliches Viehfutter liefert, ein 
beſſeres Wichfutter, ald das Ihrer Kartoffelmatid: 
brennereten, fünftlich ruiniert wird? 
(Hört! hört! links. Zurufe.) 

— a, meine Herren, Sie wollen dieſen Ausführungen nicht 
aubören, und doch bim ich überzeugt, Sie werden ſich 
fpäter der Mühe unterziehen müflen, diefe Ausführungen 
wenigftens zu Iefen, vorausgefeßt, dab Sie fih mit der 
Trage ernftlich befchäftigen wollen. 

Meine Herren, wenn wir unfere Hefebrennereien — 
und gerade die Herren Nationalliberalen, die fonft immer 
für bie Intereſſen der Induſtrie eintreten, follten fich das 
doch merken — auf diefe Weiſe fchäbigen, fo ſchädigen 
wir damit die Landwirthſchaft nah vielen Richtungen. 
Ich alaube ja, es wird noch ein Vertreter einer anderen 
Partei zum Wort fommen, die auch ein JIntereſſe daran 
hat, biefe Geſetzgebung zu befämpfen, und beöwegen will 
ih mich augenblidlih kurz fallen. Ih bin aud der 
Neberzeugung, dab bie Herren bon ber rechten Seite 
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Gelegenheit nehmen müffen, den Behauptungen gen (C) 


zutreten, die ich aufgeitellt habe, wenn fie nicht einfach 
den Beweid bafür liefern wollen, daß Madt vor 
Recht geht. 

(Sehr richtig! links.) 

Was ich ausgeführt habe, beweiſt, daß die rechtlichen 
Verhältniſſe auf unſerer Seite ſind; Sie aber haben die 
Macht, indem Sie vorläufig noch ein halbes Dutzend 
Leute mehr hatten, ald zur Beihlußfähigfeit des Haufes 
nehören. Aber es fcheint doch, als ob der Lodruf, den 
die Liebesgabenempfänger ausgeſtoßen haben, nicht nad) 
allen Richtungen hin Wiederhall fand, und vor allen 
Dingen glaube ich, daß bie Herren bom Zentrum es 
fchließlich fatt befommen werben, fi) zum Borfpann für 
die oftelbifchen Intereſſen machen zu lafjen. 

(Sehr richtig! links.) 
Denn wenn e3 eine Partei hier im Haufe giebt, bei ber 
die Intereſſen der Wähler gerade in der Spiritusinduftrie 
entgegengefeßt find den ntereffen, die in biefem Geſetz— 
entwurf vertreten werden, fo ift es die Zentrumspartei. 
Ich Tann mir nur vorftellen, daß Sie irgend welche poli- 
tifhen Begendienfte von der Rechten erwarten, daß Sie 
fich jeßt fo bereit zeigen, da3 Haus zu füllen und und 
mit den frembeften Kollegen zu erfreuen, deren Bekannt— 
(haft wir num endlich maden können. Aber ich glaube 
nicht, daß Sie auf die Dauer damit Glück haben werben, 
eine ſolche Gejehgeberei rg Es entipridt das 
nicht der von der rechten Seite immer ſo in Schutz ge— 
nommenen Würde des Reichstags, wenn er ſich von einer 
Intereſſentengruppe — ſelbſtverſtändlich immer objektiv 
gemeint zwingen läßt, hier Geſetze durchzu— 
peitfhen, deren eingehendſte Berathung dringend 
nötbig wäre. Ich hoffe, daß die Herren des Zentrums 
oder mindeftend ein Theil von ihnen es ſich überlegen 
werben, ob fie denn nicht gegenüber der Oppofition, die wir 
doch nicht bloß machen, weil es und etwa Spaß bereitet, 
fondern bie wir maden, weil wir dieſen Geſetz⸗ 
entwurf zu Falle bringen wollen, ein 
Unrecht begehen, wenn Sie und niederſtimmen. 
Ah kann nicht annehmen, daß die Herren vom Zentrum 
glauben, was ihnen von der rechten Seite gejagt wird, 
daß es fich bier um ein Geſetz handelt, dad nur auf ein 
Sahr hinaus wirkſam fein fol. Es ift Ihnen bereit3 
wiederholt auögeführt worden, daß die Einſchränkung des 
Kontingent? weiter wirken wird auf wer weiß wie 
lange Zeit hinaus, weil, wenn wir im MWinter ein neues 
Branntweingejeg befommen, ficherlich die Herren bon ber 
Rechten nichts an der Beltimmung werden ändern wollen, 
daß das Fontingent nur nad) dem Betrage bemeflen 
wird, der in dem der Kontingentirung vorhergehenden 
Jahre gebrannt wurde. Indem Ste durch diefes, fheinbar auf 
1 Jahr beſtimmte Geſetz künftlih das Kontingent neu er— 
richteter Brennereien einſchränken, erreihen Sie, daß aud) 
fünftig im neuen Gefege das Kontingent eingefchränkt 
bleibt, fodah Sie alſo das Geſetz niht auf 1 Jahr, 
fondern auf unabfehbare Zeit machen 
(ſehr richtig! Link), 

durd welches gewiſſen Intereffentengruppen ber Landwirth— 
ſchaft die Eriftenzfähigkeit eingedämmt wird zu Gunften 
derjenigen Herren, die das Privilegium von früherher 
haben. Neben dem Ritterhelm war ja der Deftillirhelm 
ihon feit Jahrzehnten im Wappen der Herren von Dft- 
elbien zu finden. Wir aber wollen, daß für Die gelammte 
Landwirthſchaft dieſes Gewerbe eröffnet werde, nit bloß 
für einzelne Grunbbefiger im Dften. 

Aus allen diefen Gründen proteftiren wir gegen 
dieſes Geſetz und werben und nad wie vor bemühen, 
ed mit allen Mitteln, die und zur Verfügung ftehen, zu 
Fall zu ir 

(Bravo! bei den Sozialdemofraten.) 


(D) 
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(A) Vizepräfident Dr. v. Freger-Welsien: Das Wort hat | richt hätte vielleicht Klarheit gefhaffen. Die Herren von den (C) 


(B) 


der Herr Abgeordnete Stadthagen. 

Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
nicht die Abficht, auf die technifche materielle Seite des 
Geſetzes näher einzugehen. Ich hoffe aber, bei Ahnen 
Gehör zu finden, wenn ich Sie bitte, die geſetzestechniſche 
Seite des Geſetzes näher in Betracht zu ziehen, damit 
nicht ein Geſetz entiteht, bei dem nicht nur ein Juriſt, 
fondern überhaupt fein Menſch mehr weiß, was das 
Geſetz befagen fol. Ich halte die Falfung diefes Geſetzes 
— vorausgeſetzt, daß ich mit dem Anhalt des Geſetzes 
einverſtanden wäre, was ich abſolut nicht bin — für 
außerordentlich bedenklich; ich bin der Anſicht, daß, wenn 
dieſe Faſſung Geſetz werben follte, eine ſolche Fülle von 
Prozeſſen entftehen wirde, daß ih Sie nur bitten kann, 
meinen Ausführungen etwas Beachtung zu ſchenken und, 
wenn Sie mit denfelben einverstanden fein follten, gegen 
ben 8 2d fchon aus geſetzestechniſchen Griinden zu ftimmen. 

Mein Freund Wurm hat bereitö darauf hingewiefen, 
daß er glaube, daß felbit in dieſem hoben Haufe, 
natürlich die Abweſenden eingeſchloſſen, kaum 6 Herren 
fein werben, die das Branntweinfteuergefeg nad allen 
Richtungen Hin verftehen. Sie wiffen, daß ungeheure 
Strafen auf die Hebertretung des Branntweinftenergefeges 
gelegt find. Nun kommt bier eine Beitimmung hinein, 
die inöbefondere nad) der neuen, neulichen Definition 
deflen, was Wein fein fol — Brauntwein ift ja nur eine 
Abart davon — außerordentlich bedenklich ift, weil fie 
das fait bentbar Unklarſte darftellt. 

Was foll 3.8. heißen: die Steuerfäße werden fort: 
erhoben? Gine Steuer kann erhoben werden, ein Sat 
kann nicht erhoben werben, noch weniger fann ein Satz 
— aud beim Branntwein — forterhoben werden. Was 
foll daS eigentlich heißen? Der Sab kann überhaupt 
nicht erhoben werben; es ift ja grammatifaliich, logiſch 
geradezu unfinnig, zu lagen: ein Saß wirb erhoben. Es 
ſcheint, als ob gefagt werben fol, daß für die Brennerei 
ſteuer diefelben Säte gelten follen wie biöher. Es fteht 
aber in 5 2, es folle der „Sat“ erhoben werden. Es iſt 
aber unmöglich, einen Sat zu erheben. Sie können es 
einem Juriften nicht übelnehmen, daß er dem bedrängten 
Theil der Induſtrie gegenüber möglichit einengend etwas 
auslegt und infolge deifen vielleicht jagt: der Sa wird 
forterhoben, fteht im Geſetz. Das ift unmöglid. Daß 
bie Steuer erhoben werden ſoll, fteht im Gefeß nicht, alfo 
haben wir überhaupt feine Brennereifteuer mehr. Das 
ift eine Debuftion, die einer ſolchen nuflaren Beitimmung 
— vom Gejeggeber kann man verlangen, daß er Mar 
fpriht — gegenüber wohl am Plage ft. 

63 kommt etwas Zweites hinzu. Ich will mal an: 
annehmen, mit der Forterhebung des Sages ſei gemeint, 
bie Steuer, nicht der Sag der Branntweinfteuer, fol 
forterhoben werden. Wenn man das annimmt, wenn die 
Steuer alfo diejelbe bleiben foll wie bisher — wie kann 
man dann in einem Athemzuge zufegen: unter Er- 
höhung von 50 Prozent! Das ift dod ganz unmöglich. 
Sie werden fi dazu verftehen müſſen, bier zwei Säße 
zu bilden, um das auszudrüden, was Sie waährſcheinlich 
wollen. Id) weiß freilich nicht genau, was Sie wirtlid) 
wollen, weil id) von feinem einzigen ber Mitglieder der 
Mehrheitöparteien gehört habe, was fie darunter verftehen. 
Wenn der Richter, losgelöſt von allen ben Intereſſen, 
welde die Spritbarone gern vertreten wiſſen möchten, 
urtheilt, jo wird er jagen: der Gefeggeber hat hier aller 
dings wohl etwas ausdrüden wollen, aber es nicht aus- 
gebrüdt, alfo gilt bie Nummer a überhaupt nicht. Es 
ift ein Widerſpruch im fich ſelbſt, Diejelbe Steuer fort: 
zuerheben und gleichzeitig fie dod nur erhöht forterheben 
wiffen zu wollen. Es fehlt ja ein fchriftlicher Bericht der 
—— was ich ganz beſonders bedaure. Der Be— 


Mehrheitspartelen hatten geſtern einen vollen Tag Zeit, um 
und gedrudt vorzulegen, was fie wollen, was fie meinen. 
Bis jegt weiß bad niemand. Da können Sie es mir 
nicht übelnehmen, wenn id; Ihr Augenmerk auf die ge: 
ſetzestechniſch zu beanftandenden Dinge richte und Sie 
bitte, einen Weg der Gefeßgebung nicht zu beichreiten, 
ber für die die Gefege anwendenden Juriſten und für die 
Imtereffenkreife nicht angenehm fein fann. Ich weiß ja 
nicht, was bie Herren, welche heute hergefommen find, 
um für bie Nr. 2 zu ftimmen, zum Ausdruck gebradjt 
haben wollten. 

Ferner findet fih eine ſprachliche Unſchönheit in der 
Art, wie bier von ber Erhöhung gefproden ift. Sie 
fagen: „bid zum 30. September 1902 unter Erhöhung 
um 50 Prozent“. Sie werden mir zugeben: bis jegt war 
es nicht gebräuchlich, Prozente auf Kalenderjahre und auf 
Monate anzuwenden. Im Art. 3 fteht: 1. Oftober 1901. 
63 wird von der jahrelangen Verlängerung gejproden. 
Da kann der Richter und follte es gegenüber folder 
nondalanten Ausdruckſsweiſe im Geſetz annehmen, mit der 
Erhöhung um 50 Prozent fei gemeint: Erhöhung von 
50 Prozent des Jahres, alfo Verlängerung auf 6 Monate. 
Dann freilich ift Art. 3 im Widerſpruch mit Art. 2. 
Daraus wäre weiter zu folgern: daß beide Beftimmungen 
fi aufheben. Im gewöhnlichen Sprahgebraud, in ber 
ichnellen Nede wird man ſolche lare Ausdrudäweije, wie 
fie hier geübt ift, nicht übelnehmen; aber der Gejeßgeber 
fol doch Mar fein. Sie beffagen fid ja fo oft über Un— 
klarheit in Geſetzen 

(Zuruf rechts); 


— gewiß, im Abgeordnetenhaus und hier. Diejenigen 
von Ihnen, die da wünſchen, daß eine klare, allen ver— 
ſtändliche Sprache eingeführt wird, können nicht in einem 
fo kurzen Sat fo viel des Widerſpruchs und der Unklar— 
heiten wünſchen. 

Meiter: es follen nah Nr. 2 Brennftenerfäge er: 
hoben werden. Wovon? Es tft died die Novelle zum 
Branntweinftenergeiet, alfo bezieht ſich bie Brennfteuer 
auf Branuntwein. Aber ift ed denn klar, was unter 
Branntwein veritanden werden kann? In dem alten 
Branntweinftenergeieg findet ſich eine hinlänglicde Er: 
Härung deſſen nit. Das würde, wie ich mit Necht an: 
nehmen fünnte, gleihgiltig fein, wenn nicht jegt im neuen 
Geſetz viel mehr Zweifel ald früher entitehen könnten, 
weil die Geſetzesſprache inzwiichen fich geändert hat. Es 
find ſchon früher Zweifel darüber entftanden, was Brannt— 
wein fein kann; es find eine Neihe Produkte zum Brannt- 
wein von Behörden gerechnet worden, vom anderen 
wiederum nicht. Aber die Beihwichtigung, die Sie mir 
entgegenhalten könnten: eine Art Praris hat fih doch 
herauägebilbet, fällt weg, nachdem Sie ein Geich ge: 
ſchaffen haben, in dem Har und neu ausgedrüdt ift, was 
eigentlih Wein fein fol. Bis dahin war gefeßgeberiich 
noch nicht —— was Wein ſein ſoll. Wein iſt nach 
dem Geſetze, das neulich hier angenommen iſt, fortan: 
das durch alfoholifhe Gährung aus dem Saft der Wein: 
traube hergeftellte Getränt. Alſo ift Branntwein fortan 
dasjenige, was durch Brennen eines durch alloholiſche 
Gährung aus dem Saft der Weintraube hergeitellten Ge: 


tränfes entiteht. 
(Heiterfeit.) 


Wenn man in einem Gefege jo neue Begriffe einführt, 
wie Sie eö gethan haben, verlangt man aud, daß bei 
einem andern Geſetze dies berüdjichtigt und für die Zukunft 
Stlarheit darüber gefchaffen werden foll über bie fchon 
früher umjftrittene Frage, was Branntwein ift. Ich fage: 
über bie „umftrittene” Frage. Daß die Frage denjenigen 
flar zu fein fcheint, die ihrerfeit3 um Begriffödefinitionen 
fi nicht viel den Kopf zerbrechen, aber bei dem Studium 
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(Stadthagen.) 


(A) der ergangenen Enticheidungen mandmal bie Ueberzeugung 


(B 


— 


befommen wirben: „Berflogen ift der Spiritus, das 
Phlegma ift geblieben“, das glaube ich wohl. Aber in 
der Praxis und Theorie kann fein Zweifel darüber fein, 
daß mit dem Begriff in ben verſchiedenen Entwidlungen 
der Technik ganz verjchiedenartiges veritanden worden ilt, 
und dab bei der Rechtſprechung überdies fortan auch 
darauf Rüdjiht zu nehmen fein wird, dab inzwiichen 
für den Wein eine ganz befondere Definition geſetzgeberiſch 
gemacht ift. Ich brauche nicht bis auf Plinius zurüdgehen, 
der unter Branntwein ben Palmenwein veritanden haben, von 
ihm als einen Mein berichtet haben foll, der angebrannt, 
angezündet werben fann und beöhalb Branntiwein ſei. 
Wir wiffen, daß im allgemeinen diejenigen Dinge, bie 
F Branntwein nennen, dieſe Eigenthümlichkeit nicht 
en. 

Id) habe mich, da ich mit der Technik bei weitem 
nicht fo informirt bin wie mein Freund Wurm, bemüht, 
mich über dem jegigen Stand ber Frage zu unterrichten ; 
da bin ich zu meinem Erſtaunen zu der Erfenntniß ge 
fommen, daß es augenblidlid ungefähr zehn verſchieden— 
artige Definitionen von Branntwein sieht, die wieber 
in ſich Haffifizirt find. Einige diefer verfchledenen Gattungen 
und Untergattungen des Branntweins find in der deutſchen 
Nealenchklopädie bei dem Wort „Branntwein“ bargelegt. 
Id glaube wohl, ich kann ruhig behaupten, daß heute viele 
von denjenigen, die der Nr. 2 zuftimmen wollen, nicht im 
Stande find, eine Definition deifen zu geben, was Brannt- 
wein im allgemeinen ift und, worauf es in ber Praxis 
anfommt, was Branntwein im Sinne dieſes Geſetzes fein 
fol. Wir finden nit einmal far, ob dasjenige als 
Branntwein gelten fol, was nad) ber Technik wohl dazu 
gehörte, jene durch Ausſcheidung aus gegohrenen Flüffig- 
feiten gewonnenen Produkte, ob beiſpielsweiſe der jogenannte 
Honigwein, der ſogenannte Meth, der jogenannte Apfel 
wein darunter fällt. 

Schon jekt finden fih im der Recdtiprehung zwei 
verichiedene Arten bei der Frage: „was ift Branntwein?“ 
Die eine, da, wo es fi um Konzeffionirung von Brannt- 
weinausfhant im Sinne ber Gewerbeordnung handelte, 
die andere, wo ed fih um eventuelle Beitrafung im 
Sinne des Branntweingefeged handelt. Beide Hecht: 
ſprechungen find nicht Lonzinn; auch viele Zweifel beftehen 
über den Begriff „Branntwein“ fhon heute. Da dieſe 
Zweifel vorhanden find, ift doch der Gefehgeber ver: 
pflichtet, wenn er nod eine Erhöhung der Steuer ein— 
führt, llarzumachen, was er eigentlih unter Branntwein 
veritanden wiſſen will. 


(Zuruf.) 
Ich meine, es ift das entichteden nöthig, beſonders des— 
halb, weil Sie neulich den nach meiner Anſicht richtigen 
Weg beim Weingeſetz eingeſchlagen haben, wo Sie ſagen, 
der Geſetzgeber hat unter Wein das und das zu verſtehen. 
Eine ähnliche Begriffsbeſtimmung für Branntwein fehlt 
bier. Wollen Sie es auf ben Prozentfag des Alkohols, 
des Meingeiftes, ober worauf wollen Sie es anfommen 
laffen? Soll jemand, der anderer Anficht ift, in letter 
Inſtanz verurteilt werden bürfen, weil er vielleicht logiſch, 
aber nicht im Sinne der Gefeßedanwendung richtiger, aber 
anders, als der gelehrte Richter es thut, den Begriff 
„Branntwein“ aufgefaßt hat. Es ift bier in der ganzen 
Diskuffion weſentlich hingewieſen worden auf den Brannt« 
wein, der mit Zuhilfenahme von Kartoffeln gewonnen 
wird. Indeſſen das ift, wie Ihnen allen ja befannt, 
durchaus nicht dDiezeinzige Art von Branntwein. Ich will 
ja nicht alle einzelnen Fälle aufführen; das würde nicht 
zu ſchwer, aber zu langwierig fein. Es giebt in der That 
noch eine ganze Zahl anderer Arten, von denen allge: 
mein feftiteht, daß fie Branntwein find; dann fommen 
aber wieder andere Arten Getränte, wo es zweifelhaft iſt. 


Ich will cine Aıt von Getränk hervorheben, mit der bie 
meiften Abwefenden oder auch Anweſenden fich viel: 
lfeiht vertraut gemacht haben, und möchte da bie 
trage ftellen, ob dieſe Art von Getränt Brannt— 
wein in dem Sinne dieſes Gefeges ift und aud 
Branntwein unter der Borausfegung ift, daß das 
betreffende Betränf ftreng ben Beftimmungen bes Nahrungs: 
mittelgefeges entipriht. Das ift der Kognak. ES ift eine 
befondere Art von Traubenwein und kann, ja follte jo 
bergeftellt werden, daß er nur Wein im Sinne des Wein— 
gejeges ift. Gebrannt wird er auch nit. Iſt nun Kognak 
Branntwein oder nicht? In der Rechtſprechung des Ober: 
verwaltungsgerichts wird Kognak ald Branntwein betrachtet 
im Sinne des $ 33 der Gewerbeordnung, wo bon ber 
Bolllonzeffion und von dem Stleinhandel die Rede iſt. 
Ebenſo ift wohl, ſoviel mir befannt, auch die Entſcheidung 
bed Reichsgerichts da, wo es fih um Branntwein im 
Sinne des Branntweinfteuergefeged handelt. Nachdem 
num aber einmal die vorhin angeführte Definition des 
Meines neu gegeben worden ift, ift der Hognat — wohl: 
veritanden der ohne Betrug und unter ftrenger Beachtung 
des Nahrungsmittelgeſetzes hergeftellt it — lediglid) Wein; 
er würde daher wohl nicht als Branntwein zu bezeichnen 
fein. Soweit wollen Sie dod alle nicht geben, daß Sie 
annehnen, Branntwein iſt der große, allgemeine Begriff, 
von welchem der Wein eine Spezialität, eine Untergattung 
it. Ich gebe aber zu, daß folde Anfchauung vielleicht 
mandem genehm fein mag. Ich gehöre zu dieſen nicht; 
id glaube, mid; mit den Intentionen des Gefeges in Ein— 
klang zu befinden, wenn ich Wein als jolhen nicht zum 
Branntwein gerechnet willen will; aber das Geſetz läßt 
felbft hier Zweifeln Raum. 


(Zuruf.) 
Diefe rein formelle Betradtung ließ ſich noch außer: 
ordentlich ausdehnen. Ach will nur noch auf jene ſpiritus— 
artige Flüfjigkeit Hinweifen, die aus Gummi bereitet wird. 
Wollen Sie die aud unter den Begriff „Branntwein“ fub- 
fumiren oder nicht? Doch id will auf dieſe Seite der 
Sade nicht weiter eingehen. — Auf einen Punkt nur, den 
mein Freund Wurm bereitö hervorgehoben hat, möchte id) 
nod mit einem Sat eingehen. Er ſprach mit Recht da— 
von, daß auch dieſes Geſetz bemugt werben würde zur 
politiihen Drangfalirung mißliebiger Gaftwirthe: Daß 
das richtig ift, ergiebt fi aus der Bemerfung, die ber 
Herr Staatöjefretar Thielmann in eriter Berathung ge— 
macht hat. Da wird gefagt: 
Gr wird beim SHerabgehen der Spirituöpreife 
niht fallen. Der Bortheil wird nur ben 
Zwiſchenhändlern — und in dieſem Falle rechne 
id) auch die Deftillateure zu den Zwiſchenhändlern 
— und ben Gaftwirthen zufallen. 
(Sehr richtig! rechts); 
Tür dieſe aber zu forgen, jo ehrbar ihr Gewerbe 
in jeder Beziehung auch ift, liegt den verbündeten 
Regierungen nicht ob. 
Hier ift alfo ausdrüdlich gefagt, daß die Negierung bereits 
bei ber Ausarbeitung das Geſetz ohne Rückſicht auf die 
wohlberechtigten Intereſſen der Gaſtwirthe gemadt hat, 
und wir haben das volle Recht, anzunehmen, daß nachher 
nun, je nachdem der Betreffende politiih genehm oder 
nicht genchm ift, ihm aus diefem Geſetz in Verbindung 
mit dem $ 33 der Gewerbeordnung ein Strid gedreht wird. 
Meine Herren, es ließen fih ja nod eine ganz 
anßerordentlihe Fülle von techniſchen, juriftiichen und 
anderen, das Erwerbsleben und die politiiche Seite etwas 
berührenden Fragen bei diefem Artifel bier anſchließen 
und erörtern. Ich hoffe aber, da ich bis jetzt von feiner 
Seite andere Ausführungen gehört habe als bie, 
dab materiell der Art. 2 verfehlt ift und formell ſich 
durchaus nicht eignet ald Gejegesproduft, und ba endlich 


(D) 
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(A) ja doch feftfteht, dak e3 ein Unikum der Geſetzgebungsart 


(B 


= 


ift, daß ein Gefeß mit einem Mal, fo wie hier begehrt, 
mit dem Koffer in der Hand gemacht werden foll, ein 
Geſetz, von dem, wie Sie ſelbſt zugeftehen müffen, immer 
nur ein feiner Theil recht Mohlhabender Nutzen ziehen 
fönnen, — aus allen diefen Gründen glaube ich, daß Sie 
vielleicht doch im der legten Stunde Ihre Anſicht ändern 
und Nr. 2 ablehnen und damit der VBertagung des Reichs— 
tags einen würdigen Abſchluß geben werben. 
(Bravo! links.) 

Nizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Es ift ein 
Antrag eingegangen von dem Herrn Abgeordneten Richter 
auf namentlihe Abſtimmung über die Beichlüffe der 
zweiten Lefung. Der Antrag iſt unterftügt von 52 Mit: 
gliedern. 

Die Diskuffion ift geichloflen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Mort der Herr Ab» 
geordnete Richter. 

MRichter, Abgeordneter: In zweiter Leſung ift doch 
zuerſt abgeſtimmt worden über den Antrag Fiſchbeck; der 
iſt ja auch jetzt wieder geſtellt für einfache Verlängerung 
um 1 Jahr und trägt 30 Unterſchriften. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Zunächſt habe ich 
doch nur den Antrag Richter auf namentliche Abjtimmung 
mitgetheilt. Jetzt werde ih erit vorſchlagen, wie wir 
überhaupt abitimmen. 

Mir fommen aljo zunächſt zur Abſtimmung über den 
Antrag auf Nr. 368 der Drudjahen unter Nr. 2: 

in Artikel 1 Nr. 2 sub a Folgendes zu beftimmen: 
An Stelle des Abſatz 2 ded 8 501 ift 
folgende Beſtimmung aufzunehmen: 

Die im 843 u feſtgeſetzten Brennſteuerſätze 
werben bi zum 30. September 1902 fort: 
erhoben. 

Dann würde abauftimmen fein über die Bejchlüffe der 
zweiten Zefung, und biefe Abitimmung foll nad dem An— 
trag Richter eine namentliche fein. 

Zur Geſchäftsordnung hat das MWort ber Herr Ab: 
geordnete Fiſchbeck. 

Fiſchbeck, Abgeordneter: Herr Präſident, ich hatte mir 
vorhin die Bitte auszuſprechen erlaubt, daß, wenn mein 
Antrag abgelehnt wird, und es dahin kommt, daß über 
ben KHommiffionsantrag oder die Beichlüffe zweiter Leſung 
abgeitimmt wird, dann über die Worte „und b“ im der 
eriten Zeile befonders abgeftimmt wird, und der Herr 
Präfident, der vorhin fungirte, hatte mir ausdrücklich er: 
flärt, daß dem Folge gegeben würde. Ich bitte, daß 
diefe Abftimmung auch nod vorgenommen wird. 

Vizepräfident Dr. v. FregesWelbien: Wenn die Herren 
die Güte hätten, abzuwarten, id) würde dieſe getrennte 
Nbftimmung über die Worte „und b“ zu den Beichlüffen 
zweiter Lefung dem Haufe mitgetheilt haben. Zunächſt 
handelt es fi aber um die Neihenfolge der Abänderungs— 
anträge, und wenn wir dann zur Abftimmung über bie 
Beſchlüſſe zweiter Berathung unter 2 fommen werben, 
werden wir nad) dem Vorſchlag des Herrn Abgeordneten 
Fiſchbeck eine getrennte Abitimmung vornehmen. — Damit 
it dad Haus einverftanden. 

(Zuruf links. Unruhe.) 

Zur Frageſtellung hat das Wort der Herr Abgeord— 
nete Dr. Bachem. 

Dr. Bachem, Abgeordneter: Herr Präſident, ich 
glaube konſtatiren zu können, daß der weitaus größte Theil 
de3 Haufes nicht veritauden hat, wie Sie die Abitimmung 
haben vornehmen laſſen. Ach Bitte aljo, che wir ab— 
Fre nohmald dem Haufe die Frageltellung vorzu— 
ühren. 

PVizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Meine Herren, 
id habe überhaupt noch gar feine Abftimmung vornehmen 
lafjen; ich habe nur die Reihenfolge mitgetheilt, nad) dem 


Wunſche des Herrn Abgeorbneten Fiſchbeck, zunächft über (C) 


deifen Amendement 
nehmen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort ber Herr Ab: 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: Der Herr Präfident bat, 
nachdem er die Reihenfolge feitgeftellt hatte, ausdrücklich 
gelagt: diejenigen, welde entgegen dem Antrag Fiſchbeck 
auf Streihung, die Worte beibehalten wollen, bitte ich 


aufzuftehen. 
(Widerſpruch.) 

Vizepräſident Dr. v. Frege-Weltzien: Ich habe nur 
mittheilen wollen, wie ich die Reihenfolge der Abſtimmungen 
vornehmen will. Das iſt doch ganz klar. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 
geordnete Singer. 

Singer. Abgeordneter: Meine Herren, ich muß auch 
konſtatiren, daß wir ben Herrn Präſidenten dahin ver: 
ſtanden haben, daß er mit der Entwicklung, in welcher 
Weiſe er abſtimmen laſſen wollte, fertig war, und daß er 
demnächſt die Aufforderung an das Haus gerichtet hat — 
wobei er erklärte, er würde, wie immer, die Frage poſitiv 
ſtellen —: daß diejenigen, die entgegen dem Antrag Fiſch— 
bed die Worte „und b* aufredht erhalten wollen, ſich er: 
heben mögen. Nach biefer Aufforderung ift die große 
Majorität figen geblieben, ſodaß nad) allgemeinem biöher 
üblihem Gebraud ber Antrag Fiſchbeck als angenommen 
zu gelten hätte. Indeß, wenn ber Herr Präſident der 
Meinung ift, daß er feine Frage nur fo aufzufaffen 
wünſcht, daß es fi noch einmal um eine Vorfrage ge: 
handelt hat, jo haben wir feinen Grund, diefer Auffaffung 
zu widerſprechen. Ich nehme jedod Veranlafjung, zu 
fonftativen, daß wir uns über bie Thatfadhe der bereits 
erfolgten Abftimmung nicht im Irrthum befunden haben. 

Vizepräfident Dr, v. Frege-Weltzien: Ich fonitatire 


eine getrennte Abftimmung vorzu— 


wiederholt, daß ich zunächſt nur feftgeftellt habe, wie bie (D) 


Reihenfolge der Abſtimmungen fein joll. 

Das Wort zur Geihäftsordnung hat der Herr Ab: 
geordnete Dr. Bachem. 

Dr. Baden, Abgeordneter: Ich kann Fonftatiren, 
daß darin unzweifelhaft der Herr Präſident recht hat, 
daß eine Abftimmung thatfählih nicht ftattgefunden hat; 
denn e3 hat feiner fich erhoben, und es hat ſich feiner 
geſetzt; es hat überhaupt niemand verftanden, und ich 
glaube, der Herr Präfident ift auch im echt, wenn er 
jagt, er habe auch nicht dazu aufgefordert, daß abgeftimmt 
werden jol. Es unterliegt feinem Zweifel, daß die Ab- 
ftimmung formell noch ausftcht und noch vorgenommen 
werden muß. 

Vizepräfident Dr. v. Freges-Weltien: ch bitte die 
Herren, Pla zu nehmen. Wünſchen die Herren nod 
einmal die Berlefung des Antrags Fiſchbeck? 

(Zuftimmung.) 
(Derjelbe wird verlefen.) 
ei Zur Frageitellung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
nger. 

Singer, Abgeordneter: Herr Präjident, das ift nicht 
ber Antvag, um den es fi im vorliegenden Falle handelt; 
der mündlich geftellte Antrag, von dem Kollege Fiſchbeck 
ſpricht, Tautet: fir den Fall der Ablehnung des unter 
368 geftellten Antrags Fiſchbeck wolle der Herr Präſident 
bie Güte haben, bei Beihlußfaffung über die Beſchlüſſe 
zweiter Leſung über die Worte „und b* eine bejondere 
Abftimmung vorzunehmen. 

(Sehr ridtig!) 
63 Liegen alſo zwei vollftändig von einander getrennt zu 
behandelnde Anträge vor. 
‚ Bizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Ich bitte alfo 
diejenigen Herren, welhe im Falle der Ablehnung des 
Amendements Fiſchbeck, Nr. 368 ad2 der Drudjahen, die 


(Aa) Worte „und b* ber Beſchlüſſe zweiter Berathung aufrecht 
erhalten wollen, fid) von den Plätzen zu erheben. 
(Geichieht.) 

Das tft die Mehrheit. 

Zur Geihäftsordnung hat dad Wort ber Herr Ab— 
geordnete Singer. 

Singer, Abgeordneter: Herr Präfibent, über den Antrag 
368 Nr. 2 muß vorher entichieden fein, ehe über die Be— 
ſchlüſſe zweiter Leſung abgeftimmt werben kann. Dieje 
Entiheidung fteht noch aus. Der Herr Präfident hat 
foeben nur darüber abftimmen laffen, ob für den Fall der 
Annahme der Kommiſſionsvorlage die Worte „und b* 
aufrecht erhalten werden follen. Nun muß aber nody über 
368 Nr. 2 abgeftimmt werden, weil biefer Antrag den 
Fortfall der Erhöhung der Brennftener überhaupt verlangt. 

Vizepräfident Dr. v. Frege-Weltzien: Diefe ift aber 


nicht namentlich. 
(Zuftimmung.) 


Zur Geihäftsordnung hat das Wort ber Herr Ab— 
geordnete Richter. 

Richter, Abgeorbnieter: Meine Herren, es muß doch 
genau fo gemacht werben, wie es unter der Leitung bes 
Herrn Grafen Balleftrem in der zweiten Lefung gemacht 
worden ift. Es muß zumächit abgeftimmt werden, wer 
ben Antrag Fiſchbeck annehmen will, Verlängerung auf 
1 Jahr, und wenn ber abgelehnt ift, dann kommen bie 
Beichlüffe zweiter Lefung zur Abftimmung, und biefe ift 
eine namentliche. 

Vizepräftdent Dr, v. Frege-Weltzien: Wüuſchen bie 
Herren nochmals die Verlefung des Antrags des Herrn 
Abgeordneten Fiſchbeck? — Das ift nicht der Fall. 

Meine Herren, id) möchte bitten, Play zu nehmen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welde ben Antrag 
Fiihbed, Nr. 368 ad 2 der Drudjachen, deffen Berlefung 
mir erlaffen wird — annehmen wollen, ſich von ihren 

(B) Blägen zu erheben. 
(GGeſchieht.) - 


Das ift die Minderheit. 

Nun kommen wir zur Abſtimmung über die uns 
verändert gebliebenen Beſchlüſſe zweiter Leſung zu 
Artikel I Nr. 2, die eine namentlihe if. Meine 
Herren, ih ſchlage Ahnen vor, fo abzuftimmen, dab 
diejenigen, welche für die Beichlüffe zweiter Lefung find, 
beim Aufruf ihres Namens mit Ja, — diejenigen, welche 
dagegen find, mit Nein antworten. Der Namensaufruf 
beginnt mit dem Buchſtaben K. 

(Der Namensaufruf wird vollzogen.) 

Das Alphabet wird refapitulirt. 

Mit Ya antworten: Mit Nein antworten: 

Aichbichler. 

Aigner. 

Prinz v. Arenberg. 

Dr. Arendt. 

Graf v. Arnim. 

Baron v. Arnswaldt:Harden: 
Boſtel. 

Dr. Baden. 

Graf v. Balleftrem. 

Bauermeifter. 

Baumann. 

Bender. 

Graf v. Bernötorff (Kauen-— 


burg). 
Graf dv. Bernstorff (Uelzen). 
Bieſenbach. 
Fürſt v. Bismarck. 
v. Blödau. 
Dr. Böckel. 


Börner. 
v. Bonin⸗-Bahrenbuſch. 


Büſing 


Reichstag. — 9. Sitzung. Mittwoch den 15. Mai 1901. 


Mit Ja antworten: 
v. Bonin:Neumarf. 
Braun. 
Breuer. 
v. Brodhaufen. 
Broefmann. 
Briüdner. 
Cahensly. 
Cegielsti. 
v. Chriſten. 
v. Chrzanowski. 
Prinz Czartoryski. 
v. Dallwitz. 
Dasbach. 
Dr. Deinharb. 
dv. Dewig. 
Dietrich. 
Dörkſen. 
Graf zu Dohna⸗Schlodien. 
Echinger. 
Dr. Eſche. 
Euler. 

Itin. 

irzlaff. 


itz. 
* (Sadjen). 
rank. 
Dr. v. Frege-Weltzien. 
Ska (Düffeldorf). 
ı 


Mit Nein antworten: C 


Depten. 


Dr, Endemann. 


rigen (Reed). 
usangel. 
Graf v. Galen. 
Gamp. 
v. Geräborff. 


Graßmann. 


(D) 
Gräfe. 

v. Grand⸗Ry. 

Gröber. 

Haafe. 

Dr. Hahn. 

Hartmann. 

a 

Dr. Freiherr v. Heereman. 
Hegelmaier. 

Henning. 

Herold. 


Dr. Haffe. 
Dr. Hermes. 
Hilde. 


ß 
Freiherr v. Hodenberg. 
Hofmann (Dillenburg). 
Hofmann (Ellwangen). 
Prinz zu Hohenlohe: 
——— 


oltz. 
vb. . 
gan le 


umann. 
Jacobskötter. 

Dr. Jäger. 

Dr. v. Jazdzewski. 
Graf v. Kanitz. 

v. Kardorff. 


A) Mit Ja antworten: 
Kirſch. 


Mit Nein antworten: 


— —ñ—i — — ——— — — — — — 
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Mit Ja antworten: Mit Nein antworten: (C) 
Stubbenborff. 
Szmula. 


Kloſe. 

Dr. v. Komierowski. 
Krebs. 

vd. Kröcher. 

Dr. Kropatſcheck. 
Dr. Krzyminski. 
Lanzinger. 

Lern. 

Letocha. 

Dr. v. Levetzow. 
— zu Limburg⸗Stirum. 
Linder. 

Lotze. 

ee 


FR Magnis. 

Na v. Maltan. 

— e. 

Dr. Marcour. 

-d. Maflow. 
Mayer (Landshut). 
Müller (Fulda). 
Mind: Ferber. 
Naud. 
v. Normann. 
Dr. Oertel. 
Dr. Opfergelt. 
(nel v. Oriola. 


r. Pagſche. 
aut (Botödan). 
Dr. Bidler. 


Dr. Pachnicke. 


Pingen. 


Placke. 

(B) v. — 
Praetorius. 
nu. R SRROENE, 


—* Richter. 
Fa Radziwill. Noefide (Deſſau). 
Ranner. 


Rembold. 
Rettich. 
Bergen v. Richthofen⸗Dams⸗ 


orf. 
Dr. Rintelen. 
Noeren 
Dr. Doefide ———— 


Graf v. 
Satia. Dr. Sattler. 
chrader. 


S 
Becher 5 Schele⸗Schelen⸗ Singer. 
Sreihert v. Schele-Wunstorf. 


erre. 
Schmid (Immenftadt). 
Schmidt (Wanzleben). 
Schmidt (Warburg). 
— 


Schule 
Schwarze (Zippftadt). 
Graf v. Schwerin:Zöwig. 
Dr. Semler. 
Sittart. 
v. Sperber. 
b. — 
Dr. Stockm 
Dr. Udo zu Stolberg⸗ 
Wernigerode 


Taſch. Tönnies. 
Freiherr dv. Thünefeld. 

v. Tiedemann. 

Trimborn. 


—* 
v. Waldow und Reitzenſtein. 
Wallenborn. 


Wamhoff. 

Freiherr v. Wangenheim 
(Brit). 

Freiherr dv. Wangenheim⸗ 
Mate. 


— 
re 
Weitzel. 
Ba 
Werthmann. 
Bill. 


dv. Winterfeldt:Mentin. 
Mitt (Marienwerber). 
Miglöperger. 
Wörle. 
v. Wolszlegier. 
Dr. am Zehnhoff. 
Zehnter. 
Zeidler. 

Der Abſtimmung enthalten ſich: 

v. Strombeck. dv. Treuenfels. 
Krank find: 
Broemel. Freiherr v. Hammerftein. Freiherr Heyl zu 
Herrnöheim. v. Kaufmann (Helmftedt). Graf v. Klinckow— 
ftroem. Dr. Lehr. Leinenweber. Dr. Lieber (Monta— 
baur). Dr. Lingens. Dr. Müller —— Rother. (D) 
Dr. Scoenlant. Schippe Stauby. 


—— ſind: 
Blankenhorn. Brandenburg. 
Haußmann 


Beck (Heidelberg). 
Franken. Freſe. — (Balingen). 
(Böblingen). Langer. Dr. Müller (Meiningen). Paper. 
Quentin. Riff. Dr. Schaedler. Scaettgen. Schmidt 
(Franffurt). Dr. Schmitt (Mainz), Schwarz (Münden). 
Dr. Stephan. Strjoda. Winterer, de Witt (Köln). 
Entihulbigt find: 
Baflermann. Bedh (Coburg). Bolg. Bumiller. Prinz 
zu Schönaich-Carolath. Gidhoff. Friedel. Gäbel. 
vd. d. GröbenArenftein. Haas (Erbach). Stnörde. v. Lana. 
Dr. Langerhand. Lichtenberger. Mundel. Pauli (Oder: 
Barnim). Nidert. — — Dr. Spahn. 


Ohne ip fehlen: 
Agfter. Ahlwardt. Albredt. Antrid. Auer. Augit. 
Bachmeier. Bargmanı. Baubdert. Bayer. Bebel. Bed 
(Aichach). Bindewald. Blell. Blos. Bod. Bräfide. Calwer. 
Graf dvd. Garmer. Caſſelmann. Gramer. vd. Gzarlinäti. 
eig Diet. Graf dv. Dönhoff-Friedrichſtein. Drees- 
bad. Dr. — aa ri Pomian. Gdart. Ehrhart. 
v. Elm. Table. Faller. Fiſchbeck. Fiſcher 
(Berlin). ld (Sachſen). Förfter (Neuß). Frohme. 
Gaulle. Ged. Geyer. vd. Glebocli. Dr. Gradnauer. 
Haafe (Königsberg). Haehnle. Dr. Hänel. Hauß. 
Dr. Heim. Heine. Dr. Freiherr v. Hertling. Dr. Herz: 
feld. Dr. Hicber (Württemberg). Hoch. Dr. Hoeffel. 
Hoffmann (Hal). Hoffmeifter. Hofmann (Chemnitz). 
Fürst zu Hohenlohe-Dehringen. Holzapfel. Horn (Goslar). 
Horn (Sachſen). Jacobſen. Johannſen. Kaden. Kauff— 
mann —— Kettner. Klees. Kloß. Fürſt zu Jun— 
und Knyphauſen. Köhler. Kohl. Kopſch. Küchly. Kunert. 
Graf Kwilecki. Dr. Freiherr v. Langen. Ledebour. Lehe— 
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| 
(A) meir. Dr. Lender. Lenzmann. Liebermann v. Sonnenberg. | 


Sraf v. Bülow, Reichslanzler: Ich habe dem Reichs- (B) 


Lüderd. Maufer. Meier Jobft. Meifter. Meng. Merot. | tage eine Kaiſerliche Verordnung mitzutheilen. 


Mesger. Moltenbuhr, Mori. Müller (Nudolftadt). Dr. 
Müller (Sagan). Miller (Walde). Neubauer. Nißler. 
Götz v. Olenhuſen. Peus. Pfannkuch. Pierſon. Preiß. 
v. Puttkamer-Plauth. Reißhaus. Ritter. Roellinger. 
Roſenow. Sabin. Sadie. Schlegel. Schlumberger. Baron 
de Schmid. Schmidt (Elberfeld), Schmieder. Schulze. 
Schwartz (Lübeck). Segitz. Seifert. Sieg. Dr. d. Siemens. 
Sped. Stadthagen. Steinhauer. Stoeder. Stößel. Stolle. 
Dr. Südekum. Thiele. Traeger. Tutzauer. lhlemann. 
Ulrich. v. Vollmar. Dr. Bondericheer. Wellftein. Werterle. 
Dr. Wiemer. Wintermeyer. Wurm. Zubeil. Dr. Zwid. 

Präfident: Die Abitimmung ift geichloffen. 

(Das Ergebniß wird ermittelt.) 

Das Nefultat der Abftimmung ift folgendes: es 
haben abgeſtimmt 198, davon mit Na 179, mit Nein 
17, der Abſtimmung enthalten haben ſich 2. 

Der Reihätag ift daher beihlußunfähig, und wir 
müffen unfere Arbeiten hier abbreden. 

(Abgeordneter Dr. Bahen: Ich bitte ums Wort zur 
Geſchäftsordnung!) 
— Ich kann auch das Wort zur Geſchäftsordnung nicht 
mehr ertheilen, da der Reichstag geſchäftsunfähig iſt — 
beim Mangel eines Mitgliedes. 
(Bewegung.) 

Es würde mir jetzt obliegen, Tag und Tagesord— 
nung für die nädfte Sigung anzufegen. Da id aber 
eine begründete Bermuthung habe, daß wir vor einer 
längeren Unterbrechung unferer Sigungen ftehen, fo bes 
halte id mir vor, diefes Net fpäter auszuüben und 
Tag und Tagesorbnungsgegenftände der nächſten Sigung 
Ihnen rechtzeitig brieflich zukommen zu laſſen. 

Das Wort hat der Herr Reichskanzler. 


(Der Reichstag erhebt fid).) 
Diefelbe lautet: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher 
Staifer, König von Preußen 2c. 2c., 
verorduen auf Grund ber Artilel 12 und 26 ber 
Berfaffung mit Zuftimmung des Reichstags, im 
Namen des Reichs was folgt: 


Der Reichsſstag wird bis zum 26. November 
dieſes Jahres vertagt. 


Der Reichskanzler wird mit der Ausführung 
biefer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich umter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und ——— Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Straß 3 i. E. am 12. Mai 1001. 
ge3.: Wilhelm I. It. 
gegengeg.: v. Bülow. 
Ih Habe die Ehre, dieſe Urkunde dem Herrn 
Präfidenten des Neihstags im Urfchrift zu überreichen. 
Präfident:e Wir, meine Herren, beendigen unjere 
Arbeiten bei dieſem Seffionsabichnitt mit dem Nuf ber 
Treue, Liebe und Ergebenheit gegen das erhabene Reichs: 
oberhaupt, indem wir rufen: 
Seine Majeftät der Deutſche Kaiſer Wilhelm IL, 
König von Preußen, Er lebe hoch! — nochmals 
hoch! — umd zum dritten Male hoch! 
(Der Neihstag ftimmt in den dreimaligen Hochruf des 
Präſidenten begeiftert ein.) 
Ich Schließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 56 Minuten.) 





Drud und Verlag —* Norbdeuti ben Buchdruckerei und Verlagsanftalt. 











